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Vorkemerkaiig« 


Ober  die  innere  Oeschielite  des  Herzogtums  Prenf^o  sind 

im  letzten  Jahrzehnt  bereits  zwei  eiugehende  Darsteliuiigen 
veröffiMiT licht  wurdeu:  Kurt  Breysig  hat  in  der  Kinleitung 
i:uiii  X  \  .  Bande  der  „I 'rkunden  und  Aktenstücke  zur  Geschichte 
des  Kuriürsten  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg",  Berlin 
l^lM.  die  Ent^ickluDg  des  preufsischen  Ständetums  von  seinen 
Anfängen  bis  1(>40  in  chronologischer  Anordnung  behandelt, 
und  im  neunzehnten  Bande  dieser  Forschungen  (1901)  hat 
Robert  Bergmann  die  „Greschichte  der  ostpreufstsehen  Stände 
und  Steuern  von  ir>88 — 1704"  systematisch  bearbeitet.  Für 
die  Zeit  des  (JruiMii  Kurfürsten  selbst  liegen  die  in  deu 
B&uden  XV  und  XVI  der  erwähnten  Urkunden  und  Akten- 
stücke gedruckten  Materialien  über  die  ständischen  Verhand- 
lungen in  Ost])reufsen  vor;  auf  ihnen  beruht  in  der  Haupt- 
Sache  nachstehende,  die  Lttcke  zwischen  jenen  beiden  Dar- 
stellungen anslüllende  Abhandlung.  Wenn  sie  also  auch  kaum 
eine  Erweitemng  des  bereits  veröffentlichten  historischen 
Tatsach rnstoffes  bildet,  so  dürfte  eine  solche  zusaiiiuiciifassende 
Betrai  btung  dieses  für  Monarchie  und  Ständetum  in  jenem 
TerritoiiuHi  entscheidendsten  Zeitabschnittes  doch  wohl  als 
berechtigt,  ja  notwendig  anerkannt  werden.    Es  ist  in  ihr 
versucht  worden,  einnuil  die  in  vieler  Hinsicht  eigenartig  ge- 
stalteten Verfassungs-  und  Stftndeverhältnisse  Preufsens,  Ober 
die  schon  viele,  aber  mannigfach  zerstreute  Einzelnachrichten 
vorhanden  sind,  einer  begrifflieh  geordneten  Darstellung  zu 
unterziehen ;  zum  anderen  aber  eine  Schilderung  der  Kämpfe 
zu  ^eben.  in  welchen  siich  der  Übergang  aus  dem  mittel- 
alterlichen Ständestaat  zu  dem  absolutistibcheu  Miltär-  und 
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Beamtenstaat  vollzog  auf  einem  Boden,  wo  diese  Gegensätze 
in  besonderft  scli&rfer  und  charakteriBtischer  Weiae  aufeinander- 
stiefsen. 

Die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  hat  mir  Herr  Professor 
Breysig  gegeben,  dem  ich  dafür  meinen  w&rmsten  Dank  aus- 
spreche, ebenso  bin  ich  Herrn  Professor  Schmoller  zu  grol^ni 
Danke  verpllichtet  für  die  freundlich  gewährte  Auluaiiiue  der 
Untersuchung  in  seine  „loi'scliungen''. 

Berlin  im  März  1905. 

Uugo  üachel. 
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Zu  einer  Zeit,  da  in  den  deutschen  Gebieten  westlich  der 
Elbe  der  Feudalismus  die  ursprünglichen  staatlichen  und  ge- 
sellfiehaitlielieii  Zustande  zersetzt  hatte,  begann  in  dem  Neu- 
land an  der  Weichsel  der  deutsehe  Orden  ein  neues  Staats- 
wesen zu  gründen.  W&hrend  im  alten  Deutschland  die 
Territorialgewalten  sieh  allmählich  durch  ein  Zusammen- 
wachsen mannigfacher  Rechte  ausbildeten,  hatte  hier  die 
Landesherrschaft  von  vornherein  neben  den  Rechten,  wie  sie 
«1  nn  ils  die  fürstliche  Gewalt  ausmachten,  das  unumschränkte 
^  ertu'jiingsrccht  über  (Vund  und  Boden  des  eroberten  Landes, 
behouilers  nachdem  infolge  des  grolsen  Anfstandes  von  1261 
der  grolste  Teil  der  ein«jf^l»r)reiip?i  Bevölkerung  der  llöripfkeit 
verfallen  war.  Auf  diesem  (ieiuete  siedelte  der  Orden  deutsche 
Kiu^üglinge  an  und  gab  iiineu  Teile  seiner  Domäne  gegen 
feste  Verschreibungen.  die.  in  Einzelheiten  abweichend,  die 
kulmisclie  Handfeste  von  1233  und  lii^l  zur  Grundlage  hatten. 
Der  Orden  hatte  sich  also  nicht,  wie  antlere  Territorial herren, 
mit  vielgestaltigen  alteren  Volks-,  Besitz-  und  Lehnrechten 
anseinandenEusetzen,  sondern  stand  mit  seinen  freien  Unter* 
tanen  in  einem  klaren  Vertragsverhaltnis :  für  die  Vergebung 
freien  eigentümlichen  Besitzes  waren  diese  zu  hestimmteu, 
▼ersebieden  abgestuften  Leistungen  an  Kriegsdienst  und  Ab- 
gaben verpflichtet. 

Die  Privilegien  und  Freiheiten  der  Einsassen  waren  die 
Schranke  für  die  absolute  Herrschaft  des  Ordens,  politische 
Rechte  jener  engten  ihn  dagegen  ursprünglich  nicht  ein.  Wenn 
auch  bcbüu  seit  dem  1:^».  J;ilir)nindcrt  eine  Mitwirkung  der 
Untertanen  hei  üttentliehen  btaalsliaudlungen  vorkam,  so  ge- 
schah es  nur  nach  Wahl  und  Entsclilufs  der  Landesherrschaft, 
es  bestand  dafttr  noch  keine  Regel  und  für  die  Herrschenden 
noch  keine  Pflicht*.    Die^e  gönnten  im  übrigen  den  Ein- 

'  Vgl.  dazu  Toppen,  iStändeaktcn  i.  Bd.  und  Lohmeyer,  Ge- 
sdiichte  von  Ost-  und  Westpreal8e&  (IBöOj  I  S.  168  f. 
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gesesi^enen  eine  ziemliche  Bewegungsfreiheit:  die  gröfseren 
Stfldte  traten  zu  Tagfahrten  zusammen,  waren  Mitglieder  der 

Hansa  und  unterliielteii  scl1)stündige  Beziehungen  mit  dera 
Auslande;  die  freis  ii  ländlichen  Grundbesitzer,  die  Rittcrscliaft 
und  die  uichtadligen  Kölmer  und  Freien  —  Banern  hielsen 
nur  die  preulVisclien  Hörigen  —  hielten  in  ilireu  Bezirken 
Tagungen  im  Anscliiufs  an  Genciits-  und  Heeiesversammluiigen 
ab.  Das  wesentliche  ist  jedoch ,  dafs  den  Ordensuntertanen 
in  Verfassung  und  Verwaltung  des  Landes,  abgesehen  von 
der  Lokaiverwaltuug,  nicht  Recht  noch  Einspruch  zustand, 
dafs  mit  steigendem  wirtschaftlichen  Wohlstand,  mit  wachsen- 
dem Selbstbewufsteein  diese  politische  Rechtlosigkeit  gegen- 
ttber  dem  mit  der  Zeit  härter  und  willkOrlicher  ausartenden, 
die  Privilegien  immer  häufiger  mifsachtenden  Regiment  einer 
landfremden  Mönchsaristokratie  immer  ftthlbftrer  wurde.  Aber 
erst  als  der  Orden  nach  der  Niederlage  von  Tannenberg  sich 
in  seiner  finanziellen  Bedrängnis  genötigt  sah,  seine  Unter- 
tanen um  Geldhilfe  anzugehen,  sie  zu  diesem  Zwecke  zu  all- 
gemeinen TagfahrTen  zu  berufen,  erbuipten  diese  das  Recht 
der  ISteuerbewilligun^:  inul  der  Mitwirkung  an  allen  Landes- 
angelegenbeiten ,  seitili m  erst  sind  die  privilegierten  Gesell- 
schaftsklassen zu  Stäiuien  im  politischen  Sinne  geworden. 
Verhängnisvoll  war  es  für  die  Geschicke  des  Landes,  dals  die 
btilnde  mit  ihrer  lauge  zurückgehaltenen  Kraft  in  starker 
Stellung  und  mit  hoben  Ansprüchen  einer  in  schnellem 
Niedergang  befindlichen  Landesherrschaft,  deren  Schwache 
in  den  Kriegen  mit  Polen  offenbar  geworden  war,  gegen- 
Übertraten.  Kaum  dafs  sie  die  ersten  politischen  Rechte  er* 
langte  so  schlössen  sie  sich  schon  zu  einer  Körperschaft 
zusammen  —  dem  Bunde  von  Land  und  Städten  von  1441  — , 
die  als  selbständige  Macht  mit  dem  Anspruch,  das  Wohl  des 
Landes  zu  vertreten,  sich  dem  Orden  entgegenstellte.  So  war 
das  Vertragsverhältnis  aus  dem  privatrechtlichen  auf  das 
politische  Gebiet  binübergespielt  worden,  und  als  der  Orden 
seine  Versprechungen  nicht  hielt,  kündigte  die  andere  Vrr- 
tragspartei,  die  h^tände  das  Verhältni"-.  sagte  Gehorsam  und 
Pflicht  auf^  und  wiililte  sich  in  dem  Konig  von  Polen  einen 
anderen  Oberherrn,  der  günstigere  Bedingungen  gab^. 

Nach  einem  fuichtbai'  verwüstenden,  fast  dreizebnjalirigen 
Kriege  zwischen  dem  Orden,  Polen  und  den  bald  auch  in 
sich  gespaltenen  pieuisiscben  Ständen  zerrifs  der  Frieden 
von  Thorn  14üü  das  Ordensland  in  zwei  auf  Jahrhunderte 


1  Yornehmlicb  auf  der  Tagfakrt  zu  Elbiiig,  12.  Kot.  14^2.  (Stände- 
akteu  I  S.  574  f.J 

•  4.  Februar  1454.  rStändeaktcn  IV  S.  300  fi:) 

'  ReunioDBurkunde  KöDig  Kasimirs  tois  6*  H&rz  1454.  (Ebenda 
S.  608.) 
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getxennte  Teile.  Das  westliche,  nunmehr  polnische  Preufsen 
begann  einen  neuen  Abschnitt  seiner  Entwicklung:  mit  weit- 
gehenden Rechten  ausgestattet,  richtete  es  sein  Streben  nur 
noch  dabin,  die  ihm  von  Polen  j^ewflhrleistete  Sonderstellung 
möglichst  zu  erhalten.  lu  dc^'ni  östlichen,  hier  nur  no/'h  w  l^e- 
trxchx  kommenden  Teil,  der  unter  polnischer  Oberhoheit  dem 
Urdfü  \i'rl)lieh.  war  dagegen  nocli  alles  ungeklilrt,  waren  überall 
die  Keime  kuultiger  grofser  Kuntiikte  verborgen.  Die  Stände 
hatten  hier  durch  den  das  Land  erschöpfenden  Krieg  nicht 
mehr  erreicht,  als  sie  vorher  besessen  hatten,  ja  sie  hatten 
sich  eine  Beschrilukung  ihrer  allzu  üppig  gediehenen  Freiheit 
gefallen  lassen  müssen.  Der  Orden  trachtete  nach  Wieder- 
herstellung seiner  Macht,  und  der  dritte  der  nun  die  Geschicke 
des  Landes  bestimmenden  Faktoren  und  einzige  triumphierende 
Teil,  Polen,  strebte  nach  dem  völligen  Besitze  des  wertvollen 
Küstenlandes.  Von  den  aus  jener  Lage  heraus  sich  ergebenden 
Reibungen  und  Kämpfen  kommen  für  uns  nur  die  Ergebnisse 
in  Betracht,  und  diese  waren  kurz  zusammengefafst  folgende: 
Wahrend  mit  der  Annahme  der  Reformation  und  der 
Umwandlung  des  Ordenslandes  in  ein  erbliches  Herzogtum 
iir>25)  ein  bedeutungsvoller  JScIiritt  in  der  Entwicklung  des 
Lan(io^  nach  vorwärts  geschalt,  fiel  es  im  übrigen  einer  fort- 
schreitenden politischen  Autiur^ung  anheim.  Ben  Standeu 
gelang  es,  ihren  Machtbereich  auf  Kosten  der  Laudesherrschait 
gewalti*r  m  erweitern  umi  durch  die  nanientlich  1540  bis 
ldI7  ausgebaute  Landesverfassung  im  sichern.  Auf  allen 
Gebieten  staatlichen  Lebens  erlangten  sie  das  Mitbestimmungs- 
recht, ohne  ihren  Rat  und  ZusUmmunji;  konnte  nichts,  was 
das  Land  betraf,  vollzogen  werden,  die  gesamte  Landesver- 
waltung kam  in  ihre  H&nde.  Bei  ihren  erfolgreichen  Vor- 
stöfsen  gegen  die  Landeshoheit  wurden  sie  aufs  wirksamste 
von  Polen  unterstützt,  das  den  Schutz  der  ständischen  Privi- 
legien flbemommen  hatte  und  dadurch  Gelegenheit  erhielt, 
siä  immer  mehr  in  die  preufsischen  Angelegenheiten  hinein- 
zumischen und  sein  1525  in  eine  Oherlehnsherrschaft  ver- 
wandeltes Verhältnis  zum  Herzogtum  derart  auszugestalten, 
dais  iler  Herzog  zeitweise  fast  wie  ein  königlicher  Statthalter 
erschien.  Dals  die  oberste  preulsisclie  Appellationsgerichts- 
harkeit  beim  [loinischen  Hofjrcricht  war,  dafs  das  Her/.o;>tum 
zur  Gestellung  von  Milfstruppen,  zur  Zahlun^^  von  Jahr- 
geldern, zur  Anteiliialinie  an  den  KüutributionswiUigungeu  des 
polnischen  Reichstages  verptiichtet  war,  wog  gering  gegen  die 
Rechte,  die  dem  König  in  hezug  auf  innerpreufsische  An- 
gelegenheiten zustanden.  Denn  da  er  nicht  nur  Schutzherr 
der  sUndtschen  Verfassung,  sondern  auch  oberster  Schieds- 
richter fflr  alle  öffentlichen  und  privaten  Beschwerden  war, 
da  er  das  Recht  hatte,  preufsische  Untertanen  durch  Erteilung 
Ton  Geleitsbriefen  zeitweise  der  landesherrlichen  Gewalt  zu 
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entzielipn  ^  so  besals  dieser  auswärtige  Herrscher  die  in  lufznis, 
sich  bei  allen  möglichen  Anlässen  iu  die  Angelegenheiten 
des  Landes  zu  mengen  und  den  Landesherrn  dutdi  seine 
Kommissare  beiseite  zu  schieben.  Diesem  selbst,  dem  ursprüng- 
lich alleinigen  Inhaber  der  Staatsgewalt,  waren  durch  das 
Zusammenwirken  der  Stände  mit  der  Krone  Polen  seine  Be- 
fugnisse derart  beschnitten,  dafe  der  kflmmerliche  Rest,  der 
ihm  als  dominium  utile  von  seiner  Gewalt  verblieben  war, 
eben  noch  genfigte,  um  die  Fiktion  eines  monarchisehen 
Staatswesens  aufrecht  zu  erhalten. 

So  war  aus  dem  einst  so  straff  zentralisierten  Ordens- 
staat  eine  St&nderepublik  mit  monarchischer  Spitze  geworden, 
ein  künstliches  Gefüge  ohne  die  wahren  Grundlagen  des 
Staates:  Einlifit  imd  Macht.  Statt  der  inneren  Konsolifintion 
war  eine  dreitache  Spaltung  der  Staatsgewalt  eingetrt'leii, 
die  drei  Teilhaber  standen  sich  innerlich  feindselig,  sich  gegen- 
seitig hemmend,  ohne  jede  organische  Verbindung  gegenüber. 
Nach  aufsen  war  völlige  Ohnmacht  das  Kennzeichen  des  kleinen 
Staates;  fast  ganz  von  polnischem  Gebiete  umklammert  schien 
er  nur  zum  Beutestück  für  den  Sieger  im  Kample  um  die 
Ostseeherrschaft  bestimmt  zu  sein. 


^  Die  gerichtliche  Appellation  ist  durch  verschiedene  Vcrtra^n^  vom 
Krakauer  Frieden  1525  bis  zum  1^L'1.  Di])lom  vom  5.  Atij^iist  1611  (l'riv. 
fol.  133  afl*.)  festgesetzt;  die  politische  Appellation  hauptsächlich  durch 
kgl.  ReBponeum  vom  4.  März  1617  (Priv.  toi.  149  b  f.);  das  Geleitsrechi 
durch  ResponBum  ?.  11.  Mirz  1605  (Priv.  fol.  140  b  f.) 
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Monarchie  und  Ständetum  in  ihrer  gegen- 
seitigen Stellung. 


Srster  AlMsehnitt:  Die  Gmndlagen  ständischer 

Macht  iu  Wirtschaft  imd  Verwaltung« 

Der  freie  Grundbesitz  und  die  damit  verbundene  lokale 
VenraltuDg  und  Gerichtsbarkeit  der  ländlichen  Besitzer  und 
der  städtischen  Körperschaften  bildeten  die  Grundlage  für  die 
iwlitische  Stellung  der  Stände.  Das  Bestreben,  diese  Grund- 
lagen zu  erweitern ,  fttlirto  nach  zwei  Seiten  zu  Reibungen : 
eiuinal  zu  einem  Kampfe  der  beiden  stündischen  Gruppen 
gt  j:en  einaTider .  »lann  zu  Vorstörseu  beider  nach  oben  gegen 
die  landesherrliche  Gewalt.  Jener  Gegensatz  war  ein  an- 
dauei  iuler.  war  im  Wesen  der  Stände  begründet,  in  der  schroffen, 
mittelalterln'hen  Trennunt;  zwischen  Stadt  und  Land,  oder 
nelniehr  zwischen  dem  uligüichischen  Patriziat  in  den  Städten 
und  deiii  Junkertum  auf  dem  Lande;  beider  Interessen  liefen 
«nausgesetzt  gegen  einander,  und  da  bei  der  Schwäche  der  Mo* 
narchie  keine  höhere  Einheit  sie  zusammenfarste,  so  lag  hierin 
ein  Keim  unaufhörlicher  Streitigkeiten.  Auf  diesem  Unter- 
gründe erst  und  daher  weit  mehr  an  die  Oberfläche  tretend 
spielten  sich  die  Kftmpfe  der  Stände  gegen  die  Monarchie 
ab;  nur  das  eine  gemeinsame  Ziel:  Schwächung  der  Staats- 
gewalt, konnte  die  beiden  feindlichen  BrQder  zeitweise  zu 
vereintem  Vorgehen  veranlassen ,  öfters  in  verhängnisvollem 
Bunde  mit  Polen.  Das  Bild  wechselt  hautig:  bald  tritt  dieses, 
i>ald  jenes  Hrstrehen  mehr  in  den  Vordergrund,  bald  liegen 
die  Stär'li-  mit  der  Monarchie  im  Kampfe,  bald  ist  diese  mit 
einem  ^taniit'  ^^egen  den  andern  im  Bunde  —  aber  stets 
lassen  sich  jene  beiden  Strömungen  in  diesem  Wechselspiel 
unausgeglichener  Gegensätze  unterscheiden. 

Neben  der  Krone  Polen,  die  allein  schon  durch  gelegent- 
liches Eingreifen  in  diese  Kämpfe  die  gröfsten  Erfolge  in 
i'reufsen  errang,  trug  nur  der  preufsische  Adel  in  diesen  Ver* 
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vricklungen  Vorteile,  allerdings  auch  sehr  bedeutende,  davon. 
Es  wirkten  dabei  folgende  Ursachen  zusammen.  Nach  der 

Abtrennung  Westpreufsens  war  Königsberg  die  einzige  gröfsere 
Stadt  im  Ordenslande,  alle  anderen  waren  ganz  bedeutungs^ 
lose  Landstädte,  der  Bttrgerstand  also  in  sehr  viel  schwächerer 
Stellung.  Die  zahlreichen  Kriege  im  15.  Jahrhundert  und 
bis  zur  Säkularisation  srliüdigten  zudem  Handel  und  Wohl- 
stand der  Städte,  hemmten  ihren  Fortschritt  oder  veraulafsteu 
pxr  einen  'Rückt^ang.  Umgekehrt  hatte  gerade  durch  sie 
der  Adel  erheblich  an  Macht  gewonnen.  Wahrend  viele 
altpreufsische  Familien  iu  diesen  stürmischen  Zeiten  ver- 
schwanden, strömte  mit  den  5>öldnerschaien  eine  grofse  Masse 
deutschen  Adels  in  das  Land ,  der  für  seine  Kriegsdienste 
von  dem  geldarmen  Orden  vielfach  durch  Grundbesitz ,  zum 
Teil  von  sehr  stattlichem  Umfang,  entschädigt,  sich  dauernd 
hier  niederlieüli.  Der  starke  Zuflufs  dieser  kriegerischen,  selbst- 
bewufsten,  kulturell  meist  höherstehenden  Standesgenossen 
brachte  frisches  Blut  in  den  ostpreufslschen  Adel,  hob  ihn 
an  Kraft  und  Stolz*,  daneben  haben  gewifs  die  ungeheuren 
politischen  und  wirtschaftlichen  Vorrechte,  die  sich  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  der  benachbarte  pol- 
nische Adel  errangt,  auch  auf  den  prenfsischen  anfeuernd 
gewirkt.  In  gesellschaftlicher  und  wirtschaftlicher  Hinsicht 
erfuhr  er  namentlich  im  IT).  Jahrhumiert  einen  bedeutenden 
Aufschwung.  Durch  die  Säkularisation  von  l.')25  fiel  die  bisher 
üti(  1  LTeordnete  Srinrht  der  Ordensritter  we<z.  der  Landadel  trat 
nun  in  luiniittelbarere  Beziehung;  zu  dem  Fürsten  und  gelangte 
unbestritten  an  die  erste  Stelle.  Wahrend  die  nichtadligen 
freien  Gruudsassen  den  ritterlichen  ursjjrüu^lich  inbezug  auf 
Besitzrechte,  Lehn-  und  Kriegsdienste  gleichstanden  —  die 
Gröfee  des  Besitzes  war  für  die  soziale  Stellung  bislang  mafs- 
gebender  als  die  Geburt  — ,  begann  sich  nun,  ohne  Zweifel  unter 
dem  Einflufs  der  aus  dem  deutschen  Beiche  herübergebrachten 
Anschauungen,  ehi  abgeschlossener  Adelstand  herauszuheben, 


'  G.  A.  V.  M  i'i  1  vo  rstedt  hat  in  seinem  Diplomatariiim  Ileburgcnse, 
1879,  II.  Teil,  S.  £!46  tt.,  sowie  in  -einen  Srliriften  ühor  die  (ieseiiiehto 
der  Obtprculiiisc.hen  Familien  v.  daudecker  (Ibll)  und  v.  Ohtiiu  (lb86) 
diesen  verhlltnissen  einziehende  Abhandlungen  gewidmet.  Er  hat  nach* 
gewiesen,  dafs  noch  eine  stattliche  Anzahl  eingeborener  preufsischer 
Adel^fninilien  sich  erhnlten  hat  und  noch  heute  besteht,  s«  die  Kainein, 
l*erbandt,  Lesgewang,  Braxein,  Lelindorf,  l-'inck,  bpaivvein,  Ohtau, 
Packmolir,  Pröck,  Wittmannsdorfff  Pröniock,  8chlubhat  u.  t.  a.,  aber 
auch  zugegeben,  dafs  die  starken  Einwanderungen  deutsrhcn  Adels 
zwischen  1450  und  1550  ein  wesentlirlies  Übergewirht  des  letzteren 
schufen.  Gerade  die  spiiter  am  bedeutendsten  hervortretenden  GeM  hlcchter 
sind  in  dieser  Zeit  eingewandert  und  haben  teilweise  reichen  Besita  er- 
worben, so  die  Dohna,  Schlichen,  Tettau,  Wallenrodt,  Polens,  Schönaich, 
Kreutzen,  Köder  u.  n.    VsrI.  auch  Standeakten  V  S.  42>*. 

*  Besonders  durch  die  Konstitutionen  von  H93  und  1496.  Garo, 
GeBchichte  Polens  V  S.  eS2£ 
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was  einen  formellen  Ausdnick  fand  in  der  Schaffung  eines 
besonderen  adligen  Lehn«  und  Erbrechts,  durch  das  auch  das 
Heimfallrecht  der  Krone  an  adligen  Lehngtttern  fast  aufge- 
hoben wurde 

Die  BegünstigUDg  durch  die  Herrscher,  die  wie  die  meisten 
Fürsten  jener  Zeit  sich  selbst  noch  als  EdeJleute  fühlten  und 
lieber  mit  dem  Adel  als  mit  den  Städten  ihre  Politik  machten, 
verschaffte  jenem  in  <l<"r  Landesgesetzgcbiing  und  der  Be- 
steuerung erhebliche  wirtschaftliche  Vorteile  nif  Kosten  der 
J^t.^dte.  Ganz  besonders  aber  verstärkte  er  seine  wirtscliaft- 
iiche  ?tellun^  durch  flie  Umbildung  dei  Grundherrschuft  zum 
landwirtschaflliclien  ( irofsbetrieb  mit  bäuerlicher  Zwangsarbeit, 
tier  Gutsherrschaft,  im  Hi.  Jahrhundert.  Das  bäuerliche  ünter- 
Uiiicikeits-  und  Btsitzverhältnis  ward  in  jener  Zeit,  wesentlich 
von  Polen  her  beeintiufst,  allmählich  bis  zu  seiner  äufsersten 
Fonn,  der  sklavischen  Leibeigenschaft,  verschlechtert'. 

Den  wichtigsten  £rfo]g  aber  auf  politischem  Gebiet  errang 
der  Adel  dadurch,  daüb  er  in  den  Zeiten  der  schwachen  Mo- 
narchie unter  Herzog  Albrecht  und  seinem  Nachfolger  die 
obere  und  mittlere  Landesverwaltung  und  Justiz  in  seine 
Hände  brachte,  indem  er  sich  den  alleinigen  Zutritt  zu  den 
Stellen  der  Regimentsräte,  der  Landräte  und  der  Amtshaupt- 
leute zu  sichern  wufstc.  dann  die  meisten  Stellen  beim  Ilof- 
gericht .  den  Vorziip'  in  der  Besetzniii;  nllci  übrigen  Ämter, 
in  der  \"crpachtuiig  von  Doniriiien  und  heim  Erwerb  or- 
ledigtfi  Lehngütor.  Ks  kam  die  i)rivatrechtliche  Anscliauung 
auf,  dai's  alle  Ämter  des  Landes,  grofse  und  kleine,  dem  ein- 
gesessenen Adel  zustanden  als  beneficia.  als  Belohnung  ftlr 
dessen  angeblich  dem  Vaterlande  geleistete  Dienste,  da  Ts  ihre 
Besetzung  keineswegs  ein  jus  icgale  des  Laudesherru  sei^. 


*  Prirtleg  des  Hochmeisters  Trucbaeft  Toti  Wetzbausen  von  1487 

und  Neues  Gnadenprivileg  vom  31.  Okt.  1540.  (Priv.  fol.  28b  ff.»  44b  ff.) 
M\  V.  HifiMnt'ik,  Zur  Geschichte  des  GrundfiLrcntnmg  in  Ost-  und 
We&tpreuf^e».    Beil.  1^91.   llai  S.  115 ff.»  IIb  1^—32. 

Es  gebing  sogar  dem  Adel,  einen  Teil  der  bürgerlichen  Besitzer, 
die  kleineren  preufsischen  Ficicn,  ganz  auf  die  Stufe  der  Bauern  herab« 
mdrücken.  -  (!^  ri'i  i  »ck,  IIb  S.  40ff. :  Arthur  Kern,  Beitrage  zur 
A^mrgeschit  htc  Ostpn  uCsens,  Brand.-Preufs.  Forschungen  XV  S.  156  f.) 

*  Die  Landesordnungen  von  1494,  1526  29,  1540  und  1577  Bind  die 
Denkmale  der  Siege  des  Adels  über  die  Städte  und  die  Bauern.  —  Vgl. 
BrejM  u.  Einleitung  zu  U.  A.  XV  S.  214  f. 

So  peinlich  autoi  der  Adel  auf  die  Innehaltung  der  Laiidesviitas- 
sDBgen  hielte  wo  sein  Vorteil  in  Frage  kam,  die  Ausführung  der  Be- 
ilimmung  im  Testamente  Herzog  Albrechts  von  1567,  die  den  Bauern 
dif»  pris.iiili.  he  Ficilicit  /usicheito  fl*riv,  fol.  81  a),  wufste  er  unwohl  auf 
rfioen  wie  auf  den  herzoglichen  Gütern  zu  hintertreiben.  —  (W.  von 
Brünn  eck,  Die  Leibeigenschaft  in  Ostprenlsen  [Zeitschr.  f.  Rechtsgescli. 
Genn.  Ahu  VIII,  1887.    8.  45ff.l;  Kern,  S.  151—163.) 

"  I^rsdnilcrs  Ix'zeichnend  für  das  wohldurchdachto  Bpstrobrn  dos 
AJejv,  sit  ii  (Jen  Kinflufs  im  Lande  fUr  alle  Zeiten  zu  sichern,  i$ind  die 
VerUndiuugeii  auf  den  Landtagen  Ton  1604  bis  1607  unter  der  Regent- 
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Ein  streng  gehfitetes  Indigenatsrecht  und  der  Aussclilurs  Nicht- 
lutherisclier  von  allen  Ämtern,  das  Vorschlagsrecht  der  Re- 
gimentsr&te  und  ein  sorgfältig  ausgeklügeltes  Beförderungs- 
wesen in  den  obersten  Beliordenstellen  sorgten  dafür,  dafs 
ein  nicht  seinem  Kreise  Angehöri^rer  dem  Adel  den  Genufs 
der  Ämter  mit  1<eiiieni  Recht  streitig  machen  konnte*.  Da 
mit  den  Stellen  der  Kei^imentsräte  und  der  Hanptleute  auch 
die  Verwaltung:  der  Domänen,  die  etwa  ein  Drittel  des  Grund 
und  Bodens  umfafsteu  ^  und  noch  den  einzigen  festen  Stützpunkt 
der  Monarchie  bildeten,  allein  in  die  Hände  des  eingesessenen 
Adels  gelegt  war  und  von  ihm  lediglich  als  Ausbeutuugsohjekt 
angesehen  wurde,  so  konnte  er  sich  tatsächlich  als  den  wahren 
Herrn  des  Landes  betrachten.  Er  hatte  mit  staunenswerter 
politischer  Einsicht  nicht  wie  der  deutsche  Adel  des  Mittel- 
alters die  Losldsung  des  Einzelnen  von  der  Staatsgewalt, 
sondern  in  geschlossenem  Vorgehen  die  Beherrschung  des 
ganzen  Staatswesens  erstreht.  Er  erreichte  dieses  Ziel  wesent- 
lich dadurch,  dafs  er  mit  feinem  realpolitisehen  Verständnis 
sich  zunächst  in  Wirtschaft  und  Verwaltung  den  entscheidenden 
Einflufs  eroherte.  Aber  wenn  er  in  der  Staatskhigheit  seines 
Vorgehens  dem  enjrlischen  Ad(d  nahe  zu  kommen  scheint,  so 
stellt  er  hinter  diesem  dadurch  weit  zurück,  dafs  er  sich  in 
seinem  Verhalten  ausschlielslich  vom  Klasseninteresse  leiten 
liei's,  dai's  il)m  das  rechte  Mafs,  der  weite  Blick  fehlte,  um 
die  erlangte  Macht  auch  höheren  Zwecken  dienstbar  zu  raachen, 
dais  er  sie  lediglich  als  Mittel  zur  Förderung  von  Einzel- 
interessen  benutzte. 

Ihm  gegenüber  konnten  nur  die  drei  Städte  Königsberg 
eine  einigermafsen  ebenbürtige  Stellung  behaupten  und  dank 
dem  Übergewicht  ihres  Handels  und  Kapitals  als  unabhängige 
Macht  im  Lande  auftreten.  In  ihrem  Verhältnis  zum  Staat 
nahmen  sie  einen  grundsätzlich  anderen  Standpunkt  ein  als 
der  Adel:  dieser  war  infolge  seiner  engen  Verbindung  mit 
der  Verwaltung  des  Staates  auch  auf  diesen  angewiesen, 
brauchte  ihn  als  Versorgungsanstalt,  während  die  Städte 


Schaft  des  KuritLrsten  Joachim  Friedrich.  Den  radikaleren  Elementen 
des  Adels  schwebte  g&nz  deutlich  dns  Ziel  einer  icint  u  Adelsherrscbaft 
unter  BcsifMtifrnn'r  dt  i  Monarchie  uiul  Vo  cinifrnng  mit  dem  „freien'*  Polen 
vor.   (Toppen,  l'ro^i.  Elhing  Ib^l  und  lbd2.) 

*  Verfassuntfsniarsig  fest(»elegt  sind  diese  den  Interessen  des  pieufsi- 
schen  Adels  Ii  neiideu  Destiuiniun<;en  vornehmlich  in  der  Ke^ments- 
notcl  und  dem  kleinen  (ln.i(h'ii|irivile}?  von  1542,  dem  !  Multagsie/efs  von 
1566,  den  Dekreten  von  ItJuy,  dem  Kespousum  Hegis  von  1()17.  (l*rivi- 
legia  j)p.)  Vgl.  auch  Bre y  s  i g ,  Einleitung  jsu  Ü.-A.  XV ;  J  a  c.  Ly  d i  c  i u s , 
Notitiae  Ducatus  Prassiae  Delineatio  generalis  et  specialis,  Wittenberg 
1677,  S.  197  fl. 

•  Vgl.  Anlage  I  a  u.  b.  Wenn  U.-A.  XVI  N.  49  (Denkschritt  der 
Stände  v.  27.  M&rs  1662)  und  Bergmann  8. 130  zwei  Drittel  des  Bodens  aU 
landesherrliche  Domäne  angeben»  so  ist  das  ein  Inrtam. 
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Königsberg  in  ihm  nur  eme  Last,  p'm  Hemiiiiiis  für  ihre  wirt- 
liAftliche  Soiulerpolitik  sahen,  cienu  für  ihre  liecimlinsse 
luul  iliien  Schutz  sorgten  sie  selbst  durch  eigene  Steuern, 
eigene  Sta<itbefestigUDg  und  eigenes  Militär.  D.ilier  trachteten 
sie  uach  Loslösung ,  nach  einer  den  deutscheu  Reichsstädten 
ftbolichen  Stellung,  daher  widerstrebten  sie  am  hartnäckigsten, 
ftjs  es  sich  um  die  Durchsetzung  dra  monarchischen  Hegimento 
handelt,  ebenso  wie  die  drei  großen  Städte  Westprenfbens 
den  polnischen  Unionsversuchen  den  schärfsten  Widerstand 
entgegensetzten 

Das  gewaltige,  von  der  Monarchie  vielfach  begünstigte 
Vordringen  des  Adels  war  nur  eine  Veranlassung  mehr  für 
die  Städte,  sich  hinter  ihren  Wust  mittelalterlicher  Formen 
iiüd  Privilegien  zu  verschanzen,  eine  nach  aufsen  streng 
ahtieschloRsene .  trotzig-selbständige  Haltung  zu  })e()bachten. 
Im  Inneren  bestand  ähnlich  wie  auf  dem  T.ande  eine  scharfe 
Scheidung  zwischen  herrschenden  und  niederen  Klassen:  die 
Züulte  der  Kaufleute  und  Mälzenbräuer  bildeten  im  Be- 
sitze des  (irofsbürgerrechts  ein  streng  abgeschlossenes  Patri- 
ziat, das  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit,  sowie  die  gewinn- 
bringendsten Erwerbszweige,  Grofshandel  und  Brauwerk,  iu 
erblichem  Familienbesitz  hatte;  neben  ihnen  suchten  die  Ge^ 
werke  in  einem  starren  Zunftzwang  althergebrachtes  Recht 
und  Unrecht  zu  wahren  ^  Nach  aufsen  noch  ganz  die  strenge 
mittelalterliche  Abschliefsung  der  Stadt  als  eines  selbständigen 
Wirtschaftsgebiets  mit  peinlicher  Behauptung  ihrer  Monoj)ole, 
des  Stapel-  und  Niederlagerechts,  des  Fremden-  und  Bann- 
meilenrechts. Um  deren  Aufrechterhaltung  drehten  sich  die 
Kämpfe  Königsbergs  und  in  sehr  viel  kleinerem  Mafsstabe 
auch  die  der  Landstädte;  sie  richteten  sich  vornehmlich  gegen 
den  Vork;Hif.  das  Hausieren  und  das  Handwerk  auf  dem 
L;Midc,  gegen  Brauwerk  und  Bierhandel  der  landesherrlichen 
1)1111  inen.  des  Adels  und  der  Laudsassen,  gegen  das  freier 
auihiiiiit  üde  städtische  Leben  auf  den  ftirstlichen  Schlofs- 
freiheiten.  Ihre  Politik  giptVlte  schon  lange  nur  nocli  in  dem 
Bestreben,  das  längst  Erworbene  festzuhalten,  nicht  gestört 
zu  werden,  alle  Neuerungen  als  verderblich  abzuweisen ;  der 
Adel  gelangte  erst  im  17.  Jahrhundert  auf  diesen  Staudpunkt 
des  Gesättigtseins,  in  dem  es  kein  Vordringen  mehr  gab, 
sondern  nur  noch  Wahrung  des  Besitzes. 

Die  Macht  der  Stände  war  in  Preufsen  wesentlich  im 
Kampfe y  ja  im  offenen  Aufruhr  gegen  die  Landesherrschaft 
emporgediehen,  sie  war  mit  einer  Verstümmelung  des  Landes 

'  S«- hm  oller,  Das  Städtwcspji  unter  Friedrich  Wilhelm  L  Zeit- 
schrift tur  preufe.  Ge.^^chichte  VIII  (1871).    S.  .W5  f. 

•  H.  Meier,  Beiträge  mr  Handels-  und  politischen  Geschichte 
Kdaigfibern.  Xeoe  Preufe.  Prov.-fil&tter,  III.  Folge,  Bd.  IX  (1864). 
S.2lBff. 
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und  fast  völliger  AusliefeniDg  dieses  deutschen  Kolonisations* 
gebietes  an  die  slavische  Nachbarmacht  erkauft  worden. 
Koch  weniger  wie  anderwärts  stellte  hier  der  Ständestaat 
€in  ersprielsliches  organisches  Gebilde  dar.  Die  ^fnrbt  des 
Fürsten  war  zu  sehr  einüPsclirjlnkt ,  die  des  Adels  zu  üppig 
und  zügellos  enlporges(•hl^^^eü ,  die  Stildte  allzu  sohr  iu  ver- 
drossenem Stilllehen  eingekapselt.  Hatte  das  Staiiiietum  in 
anderen  Territorien  für  deren  Konsolidation,  Verwaltung  und 
Fiiiaüzwirtschaft  bis  ins  10.  Jahrhundert  vielfach  Gutes  gewirkt, 
so  traten  in  Preufsen  die  wohltätigen  Folgen  der  ständischen 
YorheiTschaft  kaam  bervor;  man  könnte  den  preufeisehen 
Standen  höchstens  das  als  ein  allerdings  unbewußt  erworbenes 
Verdienst  zuschreiben,  dafs  sie  im  15.  und  10.  Jahrhundert 
die  kriegslustige,  abenteuernde  auswärtige  Politik  des  Ordens 
eingedämmt  und  dadurch  —  ohne  dieses  Ziel  im  Auge  gehabt 
zu  haben  —  vielleicht  den  ganzlichen  Verlust  des  Landes  an 
Polen  verhindert  haben. 

Zweiter  Abschnitt:  Politinelie  Anschanungeu 
der  Stände  nnd  des  KnrfUrsten. 

1.  Beiderseitige  Aaffaasaiigen  Tom  Wesen  und  Zweck 

des  Staates. 

Die  Auffassung  von  einem  tibergeordneten  abstrakten 
Staat,  von  einer  Staatsgewalt  war  den  Ständen  fremd ;  für  sie 
handelte  es  sich  nur  um  das  Verhältnis  zwischen  dem  Fürsten 
als  staatlicher  Obrigkeit  und  Obereigentamer  und  den  Standen 
als  lokalen  Obrigkeiten  und  Untereigentttmem ,  beide  auf 
patrimonialen  Rechten  beruhend.  Ihre  Theorien  stimmten 
völlig  mit  ihrem  geschichtlichen  Verhalten  überein,  beide 
haben  sich  wechselseitig  beeintlurst  und  bestätigt,  so  dafs  ihnen 
ihre  Auffassung  in  der  Tat  als  eine  durchaus  hannoiiische, 
unbestreitbare  erschien.  Nach  ihrer  historischen  Herleitung 
hatte  das  ex  jure  belli  entstandene  absolute  Regiment  des 
Ordens  seine  Berechtigung  verwirkt,  als  dieser  willkürlich 
vorging  und  die  mit  seinen  Untertanen  geschlossenen 
Yertrii^^e  verletzte.  Mit  Recht  hatten  diese  ihm  daher  den 
Gehorsam  autgekündigt,  seine  Herrschaft  ab«?etan  und  sich 
au  die  Krone  Polen  gegeben.  DievSe  liabe  sie  mit  ihren  Privi- 
legien aiifi:enommen  und  noch  ueue  dazu  verliehen,  sich  hin- 
gegen uiciits  „von  des  Ordens  Gewalt  und  Recht  vorbehalten**, 
sondern  sich  mit  dem  begnügt,  was  durch  freiwillige  Über- 
einkunft ihr  zugestanden  worden  K  Dieser  Vertrag  mit  KOnig 


1  Erklärung  der  gesamteii  Stande,  31.  Jan.  166a  *(U.-A.  XYI 
S.  829  f.,  381  f.) 
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Kasimir  von  1454,  die  Friedensverträge  von  Thora  146(3  und 
Knkau  1525,  so^ie  die  anderen  zwischen  der  Krone  Polen, 
dem  Herzog  und  den  Ständen  geschlossenen  Verträge  sind  die 
Grundlagen  der  Landesverfassung 

Diese  historische  Ableitung  entsprach  ganz  den  natur- 
rechilitheu  Theorien,  deren  Eiutluis-  in  der  Krlvianuig  der 
StAnde  erlvennbar  ist,  dafs  die  Verfassungsgesetze  ,  \  mensch- 
licher Societut ,  wie  sie  zu  Anfangs  bei  Zusammeuthuung  zur 
Regierung  nach  den  Umbstäuden  der  Zeit  und  Gelegenheit 
jedes  Landes  l»elieht,  in  Schrift  gefasset,  oder  durch  Gewohn- 
heiten bestätiget,  pro  basi  et  fundamento  reipublicae  ptiegeu 
gehalten  zu  werden" 

Auf  dieser  vertragsmftfbig  vereinbarten  Verfassung  be- 
ruhen sowohl  «alle  Realität  landesfarstlicher  Hoheit**^,  als 
aiKh  die  Privilegien,  die  den  Ständen  gegeben  und  zur  „Be- 
lohnung ihrer  würdigen  Treu  und  Standnaftigkeit  (!)*  *  so  oft 
bestätigt  und  vermehrt  worden  sind,  dafs  sie  wieder  „pacta 
reriproca  geworden,  worauf  das  Band  der  Herrschaft  und 
rnterthanen  beruhet"  ^  Was  von  den  Privile^^^ien  nicht  aus- 
drücklich mit  Lat  und  Bewilligung  der  Stände  aufgehoben 
ist,  (las  bestehet  zu  Recht,  einseitig  können  sie  nicht  um- 
ge>toiVen  werden  Landeshei  rschaft  inu]  Stände  stehen  also 
auf  g;inz  L'b'iclier  Kecbf-firundl;ige  uebenein:nub'r,  ihre  Be- 
ziehungen bestehen  in  wechselseitiger  persuulicber  Beein- 
flussung: Die  landesherrliche  Gnade  wird  durch  Treue  und 
Gehorsam  der  Untertanen  vergolten^. 

Auch  der  von  den  Lehren  des  absolutistischen  Natur- 
reehts  erfüllte  Knrfürst  wufste  noch  nichts  von  einem  ab- 
strakten Staat,  auch  nach  seiner  Ansicht  bilden  FQrst  und 
Land  den  Staat,  nur  ihr  gegenseitiges  Verhältnis  fafst  er 
anders,  nämlich  in  patriarchalischem  Sinne  auf.  Er  ist  der 
Landes vater,  sein  hohes  Amt  ist  ihm  von  Gott  verlieben  und 
beruht  nicht  auf  einem  Vertrag  mit  seinen  Untertanen*. 
Mcht  eine  vertragsmäfsige  Verptiichtung,  sondern  die  per- 
sönliche Verantwortlichkeit  „für  Gott  und  der  posteritet"  ^ 
halt  ihn  dazu  an,  seine  landesherrlichen  Pflichten  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  zu  erfüllen.  Er  will  seine  getreuen 
Untertanen  „als  ein  treuer  Landedfürst  und  Vater"  ^  regiereu, 

»  t.eeiiiigte«  Bedenken,  pr.  27.  Marz  1662.  iL  .-A.  XVI  8.  23  u.  25.) 

*  Die  Lehren  von  Hugo  Grotius  waren  den  Ständen  bekannt,  ein 
Bedenken  der  Ritter^ihaft  vom  8.  Juni  1661  (U.-A.  XV  S.  445  Amn.  1) 
fthri  »'in  Zitat  an?  .,ne  jure  belli  et  pacis"  an. 

»  Erklärung  der  Stände,  3.  Dez.  1661.   (U.-A.  XV  S.  670.) 

*  üeeinigtes  Bedenken,  27.  März  1662.   (U.-A.  XVI  S.  41  f.,  47.) 

^  (travamina  der  Stände,  26.  Juni  1640;  Erklärung  der  Stände  vom 
a  Pt'z.  WG].    (r.-A.  XV  S.  240  und  670.) 

*  Kurt  Erklärung  v.  19.  Mai  1671.   (U.-A.  XVI  S.  699.) 

'  Der  Kurfürst  an  Schwerin,  8./18-  Febr.  1671.  (U.-A.  XII  S.Mlf.) 

*  LudtagsauMcbreiben  v.  6.  Mai  1661.  (U.-A  XV  S.  481.) 
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hat  für  alle  „ein  gnädiges  YatU  rherz"  ^  Wie  Gott  ilm  „über 
alle  erlioben".  so  findet  er  „nichts  anständiger",  als  mit 
Hintansetzung  des  eigenen  Vorteils  für  die  Wohlfahrt  von 
Land  und  Leuten  zu  sorgen,  seine  eigene  Glückseligkeit  vor- 
nehmlich im  (jrlück  und  in  der  Sicherheit  der  Untertanen  zu 
suchen 

Dieser  seiner  Auffassung  entsprechend,  nahm  der  Kur- 
fürst eine  der  stftndiscben  gänzlich  entgegengesetzte  Stellung 
zu  den  Landesprivilegien  ein.  Er  will  sie  durchaus  nicht 
vemaehlässigen  oder  unterdrücken  und  versichert  häufig,  dafs 
er  sie  erhalten  will,  da  »Frivilegia,  wann  sie  nicht  mifs» 
brauchet  oder  übel  ausgeleget  werden,  ein  Ornament  eines 
Landes  und  Erhaltung  guter  Ordnung  sein''  ^.  Aber  vor  allem 
mufs  er  sein  Amt  wahrnehmen*,  denn  die  eigene,  von  Gott 
gegebene  Einsieht  von  dem,  was  seineu  Ländern  not  tut,  steht 
iil)er  deren  Privilegien;  diese  sind  also  für  ihn  nicht,  wie  für 
die  Stande,  (H'undgesetz  alles  Handelns.  Wenn  Inidt^  iü 
Konflikt  miteinander  gerät,  so  hält  er  «lafür.  .dals  kein  Privi- 
legium oder  Assekuration  vorlianden,  dadurch  er  verbunden 
wäre,  Dero  Kst^t  und  die  Wohlfahrt  des  Landes  zu  aban- 
donireu  und  mufs  billig  in  solchen  Is'othfiilleu  salus  proviuciae 
das  fürnembste  Gesetz  sein''^.  So  vieler  Rechtsbrüche  der 
Kurfürst  auch  in  seinem  Kampfe  gegen  das  Ständetum  be- 
schuldigt werden  kann,  er  hat  sie  aus  innerster  Überzeugung 
nur  als  die  pflichtmäfsige  Ausnutzung  der  ihm  von  Gott  ver- 
liclieuen  Gewalt  betrachtet,  ihm  waren  sie  gerechter  Kampf 
im  Dienste  der  ihn  beseelenden  Staatsraison. 

Wie  die  Auffassungen  vom  Wesen  des  Staates,  so  gehen 
auch  die  über  Zweck  und  Ausdehnung  staatlicher  TiUigkeit 
weit  auseinander.  Der  Kurfürst  sucht  mittelbar  die  Wolilfahrt 
des  Ganzen  zu  erreichen  durch  llel)ung  der  Micht  des 
Staates,  s(Mner  äur>er<'n  Sicherheit  un(i  inneren  Festigkeit. 
Den  Ständen  ai)er  war  der  Staat  nur  ein  Mittel  zur  Förde- 
rung und  Sicherung  ihres  wirtschaftlichen  und  suzialen  de- 
deihens,  zur  Erreichung  unmittelbarer  Wohlfahrt,  der  grulst- 
möglichen  Glückseligkeit  seiner  Glieder.  So  viel  sie  auch 
von  der  Wohlfahrt  des  Vaterlandes  zu  reden  wissen,  sie 
hatten  dabei  doch  nur  die  der  besitzenden  und  privi- 
legierten Klassen  im  Auge  und  legten  diese  nach  den  ver* 
schiedenen,  ja  einander  entgegenlaufenden  Interessen  ganz 
verschieden  aus;  der  KurfOrst  dagegen  erstrebte  das  Wohl 
aller  seiner  Länder  und  Untertanen.  Nach  ständischer  An- 


'  r>cr  KntfÜrst  an  die  Regierung,  14./ai.  JuU  1679.   (U.-A.  XYI 

*  Lundtag.spropofeition,  7.  Mai  U)69.   (Ehenda  S.  549.) 

*  Landta(7i>ab8Ghied,  28.  Okt.  16Ö7.  (U.-A.  XV  S.  443.) 

*  Dri  Kui  tiiM  an  S,  hwerin,  10.'20.  Aug.  1670.  (Ü.-A.  XVI  S,  625.) 
»  liii>Unz  vom  1.  Juli  löia.  (Ü.-A.  XVI  b.  7ö2.) 
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sieht  ist  der  Staat  eine  FürsorgeaDstalt,  Ziele  und  Ausdehnung 
seiTier  Tatiglieit  hiihen  sich  nach  den  jeTveiligeu  Bedtirfnissen 
und  Aus])rücheu  der  lusas  eii  zu  richten;  dem  Kurfürsten  er- 
sfbeint  die  «iurrh  den  Hf^rsrher  verkörperte  Staats^'ewalt  als 
die  ul>eigeurdnete  Zwaugi>gewait,  die  alle  auf  die  nach  seinem 
Krme-seii  zur  allgemeinen  Wohlfahrt  hinführende  Bahn 
zwingen  und  die  dazu  erforderlichen  Mittel  pfiichtmäfsig 
fnrdeiu  kann.  Das  war  nur  zu  erreichen,  wenn  der  einzelne 
zum  Btsteu  des  Ganzen  Opfer  brachte;  die  Stände  aber 
konnten  nicht  einsehen,  was  ihnen  der  Staat  nützte,  wenn  er 
ihnen  nmht  Ruhe  und  Bewegungsfreiheit  mit  möglichst  ge- 
ringen StAningen  gewährleistete.  Also  Machtpolitik  auf  der 
einen^  nnmittelhare  WohlfahrtspoHtik  auf  der  anderen  Seite. 
War  doch  auch  das  Machtstreben  des  preufsischen  Adels 
nur  im  Dienste  seiner  wirtschaftlichen  Wohlfahrt  unternommen, 
allerdings  mit  einer  politischen  Meisterschaft,  einem  Opfer- 
mut und  ünterordnungsvermögen  des  Einzelnen  unter  das 
Gesamt interesse,  wie  sie  das  Hingen  um  idealere  Güter  nicht 
immer  gezeitigt  hat 

2.  ^Daalismus  und  AbsolutisniuH. 

Der  ständischen  Auffassung  entsprach  in  der  Praxis  nur 
eine  dualistische  Staatsform:  wie  die  Stände  privatrechtlich 
mit  ihrem  Grundbesitz  und  ihren  lokalen  Verwaltungsrechten 
dem  auf  seiTi-^  Doniiluen  und  Regalien  gestützten  Landeslierru 
gegenüherstaiuien ,  so  sind  sit^  auch  politisch  die  Vertreter 
der  „Landschaft"  gegenüber  dem  fürstlichen  „Staat".  Fürst 
und  Land  sind  einander  nebeugeordnet,  dieses  durch  die  Ver- 
fassunsien  gebchillzt,  .jener  im  Besitze  der  landesherrlichen 
Hoheit,  mit  der  Maisgabe  allerdings,  dafs  in  dubio  diese  den 
aliein  unverr  tick  baren  Verfassungen  sich  unterzuordnen  hat 
Die  Stftnde  sind  die  Hfiter  der  Verfassung,  „zu  geringen 
Wächtern  über  die  Landeslreiheit  gesetzet^  \  sie  können  von 
dieser  ohne  Verletzung  ihres  Gewissens  den  Nachkommen 
nichts  vergeben,  denn  das  Land  hat  die  Verfassungen  »ihnen 
mit  tbenren  Eiden  und  Pflichten  zu  conserviren  und  zu  ver- 
bessern, nicht  aber  zu  vermindern  und  aufzuheben  anver- 
trauet" ^.  Die  Beamten  des  Landes  sind  sowohl  auf  die  Ver- 
fassung wie  auf  die  landesfürstliche  Hoheit  vereidigt;  so 
zieht  sich  durch  dvn  ganzen  Staatsorganismus  dieser  Dualismus, 
einen  beständigen  Ivontiikt  der  Pflichten  in  sich  ber^jend.  hin- 
durch^.  Dal's  mit  dem  Dualismus  als  em  schwerwiegender 


»  Geeinigtes  Bedenken,  16.  Npv.  1661.  (U.-A.  XV  S.  631.)  Auch: 
Geeinigte  weitere  Erklärung  der  Stftnde  Tom  14.  Des.  1661.  (Ebenda 

S.  700) 

•  Erklärrinü  dov  u'^  satuti  ii  Staude,  iJl.  Jan.  1603.  (Ü.-A.  XVI  S.  354.; 

•  In  den  V  ui^clilagen  der  Stände  für  das  Oberappellationsgcricht 
(Bedenken  ?om  &  Mai  1666^  U.-A.  XY  S.  370)  war  zu  der  Forderung, 
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Nachteil  die  stete  Mftgliclikeit  innerer  Reibungen  verburiflen 
war,  niucliten  aucli  die  Stände  fühlen,  sie  begegneten  dem 
aber  nnt  der  völlig  gekiln8teUeu  Annahme,  dafs  das  Interesse 
der  beiden  nebengeordneten  Gewalten  ein  einheitliches  sei 
und  „so  genau  miteinander  verbunden,  dafs  eines  ohne  das 
audcie  zu  keinem  Bestände  gebracht  werden  kamr  ^  Und 
wie  oft  dem  auch  die  Praxis  widersprochen  hatte,  theoretisch 
erklären  sie  es  für  unmögHch,  dafs  „das  Interesse  der  Herr- 
schaft von  dem  Interesse  des  Landes  separiret  und  dafe  als- 
dano  die  Staude  aus  natürlicher  Liebe  mehr  auf  die  Wohl- 
fahrt des  Vaterlandes  als  auf  die  Hoheit  der  Herrsch  alt  sehen*. 
Beides  erscheint  ihnen  so  innig  verbunden,  wie  die  Teile  des 
menschlichen  Organismus.  Die  Stände  seien  das  corpus 
mysticum,  dessen  Haupt  der  Kurfürst  und  das  Herz  publica 
patriae  sahis  sei;  die  Devotion  der  Untertanen  bedeute  für 
den  Staat  dasselbe  wie  füi"  den  Körper  die  innere  Wärme. 
Doch  mulsten  sie  später  mit  Bedauern  zu^restelieu,  „dafs  nicht 
auf  einerlei  Art  vou  £.  Ch.  D.  und  den  btändeu  salus  publica 
kousitleriiel  wird"*. 

Ja  auch  im  Sinne  des  Kurfürsten  sei  die  dualistische 
Staatsfüim  die  einzig  richtige,  denn  Gott  habe  ihm  so  viel 
Land  uud  Leute  gegeben,  dafs  es  unmöglich  sei,  an  allen 
Orten  die  Regierung  allein  zu  führeu.  Er  müsse  in  wichtigen 
Sachen  anderer  Leute  Rat  gebrauchen,  dazu  seien  aber  vor 
anderen  die  Stände  geeignet,  die  des  Landes  Zustand  am 
besten  kennen  und  geschworen  hal>en,  dem  Kurfürsten  „treu 
und  hold  zu  sein**.  Auch  sie  berufen  sich  wie  der  Kuriftlrst 
fUr  ihr  Recht  auf  göttliche  Autorität,  denn  sie  sind,  wie  sie 
sagen,  zur  Mitwirkung  in  den  Landesaugelegenheiten  „von  dem 
höchsten  Gott  dazu  p^eordnet  und  ihr  £inrathen  kann  nicht 
anders  als  gesegnet  sein'- 

Kiiie  wv'W  realere  Kinheit,  ;ils  sie  ein  vorgeblich  zu 
gruude  liegeudes  gemeiuäames  Iulere^äe  bildete,  bcsais  dieses 


(la^  die  Richter  „auf  alle  unseivs  Vatrrlandes  publica  et  piivata  .inra. 

})iicta,  privikciu,  consuetudiueb'*  vcreiiligt  werdeu  hüllen,  erst  uachtrac- 
ich  EID  Rande  hinzugesetzt  und  vorant^estellt  worden:  „auf  J.  Kf.  D. 
Hoheit  und  Regalien,  wie  auch".    Das  ist  bezeichnend. 

»  Redenken  aller  St.iiule,  11.  Okt.  16:»7.  (U.-A.  XV  S  899.) 
^  Vereinigtes  Redenken,  5.  Sept.  1674.  (U.-A.  XVI  S.  809.)  Die 
Landr&te  an  den  Kurfürsten,  April  1672.  (Ebenda  S.  741.)  Ei|;enartig, 
wie  mit  ganz  ahnlichen  Worten  der  aufgeklarte  Ab.sulutismus  J^eme  doch 
ganz  entgegenficset/te  Staat^^finffassung  kund«fibt,  wenn  Friedri(  1j  der 
GroCse  sagt:  „Des  Laudeb  lnteres^iie  ibt  des  Küttigs",  und:  „le  souverain 
reprösente  l*Ktat;  lui  et  ses  peuples  ne  forment  qu^un  cori)s,  (jui  ne  peut 
etre  heureux  qu'autant  que  la  concorde  les  unit.  Le  prince  est  a  la 
boci^te  qM'il  «Touverne  «e  ([iie  la  tct«'  est  an  r(»rp*;." 

Anmerkungen  zu  der  lubtr.  für  das  Gen.-birektorium.  (Zeitschr. 
f  Preufs.  Gesch.  XVIl  S.  S95.)  ~  Essai  sur  les  formes  de  gouvernement. 
(Oeuvres  IX  8.  200  f.) 

»  Geeinigtes  Bedenken,  27.  März  1662.  (U.-A.  XVI     23  f.) 
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sinflBpiltige  Staatswesen  jedoch  in  der  FeiBon  des  Oberlehns- 
Wmk,  des  Küttigs  yon  Polen.  Die  Stftnde  leiten  dies  Yer- 
bültnis  zu  Polen  historisch  in  folgender  Weise  ab:  So  lange 
der  Orden  das  Land  Preufsen  der  Krone  Polen  streitig  ge- 
macht habe,  habe  es  nur  Krieg  und  Unheil  gegeben,  bis  es 
dnrch  freiwillige  Unterwerfung  1454  „der  Krone  wieder  ver- 
einiget** worden  und  bis  im  Frieden  von  Kinkan  1525  zu- 
gestanden worden  sei.  ^es  wilre  das  Land  rreul'sen,  dessen 
(rrund  und  Boden  unstrittig  in  den  (irenzen.  Kreis  und  He- 
'^rief  der  Krone  Polen  eutiialten  und  besi  lilussen,  und  dies 
Ware  das  einzige  Mittel,  den  Ursprung  all«  s  Uebels  und  alle 
Kriege  aufzuheben,  dafs  Preufsen  einen  Ei  blierrn  hätte,  welcher 
ans  hocherheblichen  Ursachen  J.  K.  M.  und  die  Krone  Polen 
vor  einem  Oberherren  erkennet"  Was  das  Ergebnis  einer 
eigWDttbnliehen  geschiehtlichen  üntwicklung  gewesen,  das 
stälte  also  naehtiftglich  die  ständiBChe  Theorie  geradezu  als 
das  natnmotwendige  hin,  wahrend  doch  eigentlich  nur  das 
weetliche  Preufsen  dss  damals  von  den  Standen  erstrebte 
Ziel,  völlige  Loslösung  von  der  Ordensherrschaft,  erreicht 
hatte.  Allerdings  hat  sich  nachher  auch  die  Doppelherrschaft 
für  die  Stände  herrlich  bewahrt. 

Nicht  genug  wissen  sie  den  Wert  dieser  Verbindung,  „die 
uralte,  hochnothige,  mit  so  grolsem  Bedacht  und  Vorsichtig- 
keit anffgericbtf'te  Veroinirrung"  zu  preisen*.  Dieselbe  reine 
Zw^'ckniiirsigkeiistlieorie,  (iie  ihre  gati/e  Staatsauffassung  be- 
herrschte, Uel's  ihnen,  unter  Hintansetzung  jeglicher  nationaler 
Ideale,  auch  diese  äuisere  Stellung  Preufsons  als  du  natür- 
liche und  beste  erscheinen.  Denn  zunaclist  gewährleistete 
ihnen  die  polnische  Oberlehnsherrlichkeit  den  Ausgleich 
etwaiger  Reibungen  zwischen  den  Inhabern  der  Staatsgewalt. 
Wenn  der  Laodesherr  sich  Einbräche  gegen  ihre  Freiheiten 
erlaubte,  so  konnten  sie  sich  an  die  «freie  und  freiheitliebende* 
Krone  Polen  wenden  und  umgekehrt  gegen  diese  erforder-* 
liehenfalls  das  üaus  Brandenburg  ausspielen;  so  fühlten  sie 
sich  denn  in  der  Kolle  des  tertius  gaudens  gar  wohl  und 
rahmten  die  Freiheit,  die  sie  stets  unter  der  Krone  Polen 
genossen  haben,  wobei  „alles  in  gewtlnschter  ballance,  Gleich- 
heit, l-'riede  und  Einigkeit  erhalten  worden"  ^  Ohne  die 
Sicherheit,  die  Polen  ilmoii  für  ihre  Verfsi^^siing  bot,  meinten 
sie  al^r  „unib  all  ihre  Libertilt  und  Privilegia"*  zukommen-. 

Neben  dieser  inneren  Sicherung  bot  ihnen  die  Verbindung 
eine  starke  üul'sere  Anlehnung,  da  sich  da^  Land  des  Schutzes 
der  Krone  »festiglich  getrösten"  konnte.  Denn  die  Lage  des 


'  Geeinitrtcs  Bedenken,  15.  Juni  166L   (TI-A.  XV  S.  486-489.) 

>  Schwerin  an  den  Kurfürst,  17.  Jnni,  22.  Juli,  17.  Aug.  1661.  (U.-A. 
XV  540,  biÄ).)    Beiioukua  aller  ÖUnde,  7.  Okt.  1657.  (Ebenda 

8.  mt)  y^,  mich  ebenda  S.  896,  447. 
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Landes  gebiete  eine  Union  mit  Polen,  diese  kdnne  auch  durch 
Bündnisse  nicht  ersetzt  werden.  Ohne  sie  aber  rnnfste  das 
Land,  „welches  doch  aus  unzahlig  viel  Ursachen  auf  keinen 
Kriegsestat  fumliret  worden  könne,  viel  Kriegsvolk  halten"  und 
würde  chircli  dioses  ebenso  wie  durch  den  Krieg  selbst  zu- 
grunde gerichtet  werden  K  >(>iiv('rniiit;it  sei  zwar  für 
grofse  Staaten  ein  ornainentum,  „al)er  geruij^e  Fürstenthiimer, 
deren  Vermugen  gar  erschöpfet,  stehen  in  grol'sei-  Gefahr,  wo 
sie  nicht  unter  dem  Schutz  eines  mächtigen  Benachbarten  ge- 
wahret werden"*.  Ein  herrliches  Land  von  jemandem  zu 
Lehen  zu  luiben  und  ihn  als  Oberherrn  anzuerkennen,  sei 
auch  in  der  ganzen  Christenheit  unter  den  höchsten  Herrschern 
^ohne  Abbrach  ihrer  Hoheit  gsm  gemein***. 

AttB  diesen  Grttnden  ist  die  ^mediata  subjectio  der  einige 
Grund  des  Landes  Wollfahrt^,  und  dieses  hat  sich  „bei  solchem 
dominio  immediato"  der  Krone  „in  beständiger  Ruhe  und 
Sicherheit  sehr  glücklich  und  wohl  befunden Ja  es  ist 
alles  so  vortrefflich  hier,  dafs  „auch  an  fernen  Orten  ein  jeder 
sich  gesehnet,  in  so  freiem  Lande,  unter  so  höchstlöblicher 
Herrschaft  sich  zu  sassen  und  sein  Leben  hinzubringen"*, 
und  (lals  Prenfseu  bei  dem  verwirrten  Zustande  des  Reiches 
^eine  sehr  Itecjuanie  und  anmutige  retarde"  darstellte®.  Wie 
sie  also  mit  der  Ivroue  Polen  „ein  corpus  individuum"  bilden, 
so  wollen  sie  bis  ans  Ende  der  Welt  bei  ihr  verbleiben^.  Eine 
Trennung  von  ihr  werde  Prenfsen  wieder  in  die  alten  Wirren 
stürzen,  nur  Krieg  und  Unruhe  herlu  ituhren ;  eine  solche  sei 
auch  „zu  Sr.  Ch.  D.  und  Dero  Kurf,  hohen  Posterität  Un- 
sicherheit^ und  werde  ihn  und  seine  Lande  nur  in  schädliche 
Verwicklungen  bringen  ^ 

Das  ganze  stftndische  Staatsideal  hatte  im  Grofsen  Kur* 
fQrsten  einen  ausgesprochenen  Gegner.  Zwar  war  er  es  nicht  in- 
folge einer  moderneren,  seinerzeit  ül>erlegenen  Geistesrichtung, 
denn  er  wurzelte  noch  wesentlich  im  Vorstellungskreise  und  ^ 
der  Auffassung  eines  Territorialfürsten  des  1(5.  Jahrhunderts, 
wie  sein  politisches  Testament  von  1(307  erkennen  liUsf*.  Aber  I 
woTin  er  in  seinem  administrativen  Wirken  '.mrh  nicht  von 
emem  grofsen  vorgezeichneten  Plane  ausging,  eines  stand  ihm 


»  Gpoiniptf  Bedenken,  lö,  Juni  und  12.  JuU  1661.  (Ü.-A.  XY 
S.  489,  m,  4tf4,  528.) 

*  Oeelnigtes  Bedenken  ?.  19.  JuU  1061.  (P:benda  S.  534.) 
Geeinigtcs  Bedenken  ▼.  15.  Juni  1661.  (Ebenda  S.  491  f.) 

*  Dasscllif.    S.  494,  488. 

•  Erklärung  der  i>tände,  3.  Dez.  1661.  (Ebenda  670.) 

•  Der  s&mtlichen  Stände  endliche  Erklärung,  5.  Juli  1672.  (U.-A. 

XVI  S.  753.) 

'  Geeinigtcs  PMMlonkcn.  16.  Nov.  1661.    (ü.  A.  XV  S. 

*  Geeinigtcs  lieüeakeB,  15.  Juni  1661.   (Ebenda  b.  4^0,  486,  48V.) 

•  L.  T.  Ranke,  Zwdif  Bacher  Prenft.  Gesch.  Sftmti.  Werke  25/26. 
S.  499  ff. 
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vor  Augen  und  wurde  von  ihm,  einmal  erkannt, 
Bit  «nbeirrter  Folgerichtigkeit  und  den  richtigen  Mitteln 
daithgeffthrt :  das  war  der  politisch-militärisehe  Machtzweck* 
I»er  aber  wies  ihn  an,  die  Krftfte  seiner  Territorien  znm 

Wohle  des  Staats^^anzen  zu  gebrauchen,  alles,  was  dem  im 
Wege  stand,  möglichst  zu  beseitigen,  und  so  arbeitete  er, 
aafh  ohne  dafs  ihm  das  Ziel  eines  Einheitsstaates  klar  vor- 
schwebte, dennoch  stets  in  der  Richtung  auf  dasselbe  hin.  Um 
Preur^en  diesem  Zwecke  dienstbar  zu  niaclieii.  iHdurftp  es  zu- 
nächst der  Lot^lösuner  von  den  Lehnslianden,  mit  (lenen  es  an 
i'uieu  gefesselt  war.  also  der  Souveränitilt  nach  aulsen.  Dann 
erst  war  ituch  die  zweite  Aufgal>e  zu  erfüllen,  die  Beseitigung 
der  allzu  ausgedehnten  Mitherrschaft  der  Stände,  die  Durch- 
setzung deü  fürstlichen  Absolutismus  oder  der  iuuereu 
Sonver&nität,  wie  man  es  auch  nicht  ganz  zutreffend  bezeich- 
nete. Die  st&ndische  Auffassung,  dafs  FQrst  und  Stftnde  zwei 
einander  nebengeordnete  Machtfaktoren  seien,  ist  for  ihn 
ein  Unding.  Er  will  Herr,  sie  sollen  seine  Untertanen  sein, 
dann  will  er  zeigen,  dafs  er  sie  wie  ein  Vater  seine  Kinder 
lieben  wilP.  „Dafs  wir  aber  Unsern  Unterthanen  gestatten  und 
zugeben  sollten,  dafs  Sie  in  der  Regierung  mit  Uns  als  ihrem 
Landesberm.  nicht  allein  a  pari  concurriren ,  sondern  auch 
woll  dazu  in  den  f?r(H"spstpn  und  höchsten  juribus  Majestatis 
mehr  maebt  haben  sollen,  als  Wir,  dai/u  .  ,  .  werden  Wir 
Hns,  wie  gerne  Wir  auch  wollen .  niuimermehr  verslfheu 
kuünen*.*  Kr  ist  daher  hOclilichst  befremdet,  dals  die 
StÄnde  ihn  nicht  als  ihren  Erbherrn,  sondern  als  Fremden 
kousideriereu  und  erst  mit  ihm  kapitulieren  wollten,  als  ob 
sie  ihn  erst  als  ihren  Herrn  annehmen  wollten^. 

Auch  hiusiehtlich  des  aufseren  Verhältnisses  Preufsens 
standen  sich  die  Anschauungen,  beiderseits  berechtigt,  schroff 
gegenaber.  Den  Insassen  des  kleinen,  von  Polen  fast  ganz 
nniAchlosaenen  Landes  roufste  eine  enge  Anlehnung  an  den 
inidktigeTen  Nachbar  als  das  gebotene,  eine  von  ihm  losgelöste 
oder  gar  gegen  ihn  gerichtete  Politik  als  Selbstvernichtung 
erscheinen.  Der  Kurfürst  dagegen  stellte  zwar  als  Herr  ver- 
»chiedeoer.  durch  zufälliee  Vererbung  in  seiner  Hand  ver- 
einigter Territorien  eine  rechtin  h  verschiedene  Persönlichkeit 
dar,  je  als  11t  rzog  von  f*reufsen  oder  von  Kleve,  Markgraf 
von  Braiiiie[il>urg  usw.  In  der  auswärtigen  Politik  aber  mutste 
er  als  einheitlicher  Vertreter  einer  brandenburgischen  Gesamt- 
monarchie  auftreten,  konnte  nicht  für  Kleve  eine  andere 
Politik  treiben  wie  lur  Preufsen.  Er  war  also  durch  die 
Katur  der  Dinge  zur  Zusanuuenfassuug  der  verschiedenen 


»  Der  Kurfürst  an  Schwerin,      Nov.  1662.    (U.-A.  IX.  S.  841.) 

•  Ebenso,  Uli.  Vehr.  1662.   (Orlieli  lU  S.  129 E) 

•  Etenwr  1.  Fehn  im.  (U^A.  IX  8.  847.) 

2* 
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Gelfiete  genötigt.  Den  i)leuitii!^(  hon  Ständen  galten  die  anderen 
kurfüstlichen  Lande  als  Ausland ,  auch  das  Gefühl  der  ge- 
meiDsamen  Zugehörigkeit  zum  deutschen  Volke  war  ihnen 
nicht  bewufst;  im  Gegenteil,  die  Polen  nannten  sie  oft  genug 
ihre  Brüder;  die  Brandenburger  dagegen  waren  ihnen  als 
Iftstige  Ausländer  verhaf^t,  und  der  Statthalter  berichtete  ein- 
mal: ,»auf  das  deutsche  Wesen  sie  dieses  Ortes  gar  weinigk 
reflektiren"  ^. 

Dritter  Abschnitt:  Der  Kampf  zwischen 
Honarehie  und  Stitndetnm. 

1«  Langsamel»  Tordringen  der  Monarchie  1655« 

Unter  den  Verhaltni^^sen ,  wie  i?ie  sich  in  rreui'sen  ent- 
wickelt hatten,  war  ein  friedliches  Zusammenleben  der  beiden 
Teilhaber  an  der  Staatsgewalt  unmöglich.  Die  Monarchie 
wurde,  wollte  sie  kein  Scheindasein  führen,  von  sicli  au^  zum 
Widei-stand  gegen  den  von  den  Ständen  erreichten  und  ängst- 
lich festgehaltenen  Znstand  getrieben,  ja  ihr  blofses  Dasein 
war  nur  mittelst  einer  kttnstlichen  Theorie  vereinbar  mit  einer 
so  weit  ausgebildeten  st&ndischen  Verfassung.  Sie  war,  ohne 
daflB  der  feste  Wille  zur  Selbstdurchsetzung  vorhanden  an 
sein  brauchte,  in  die  Rolle  des  Angreifers  gedrängt,  schon 
weil  sie  sich  auf  Schritt  und  Tritt  durch  die  Privilegien  und 
den  Widerstand  der  Stände  gehemmt  sah.  Sie  vertrat,  ohne 
dal's  die  klare  Einsicht  von  den  liöheren  Zielen  des  Staates 
zugrunde  zu  liefen  brauchte,  die  Sache  eines  mit  den  Be- 
dürfnissen des  Staates  zusannneugehenden  Fortschritts  pr^or- 
iiber  dem  starreu,  nicht  mit  Zeit  nnd  Umständen  reclintiiulen 
Festhalten  der  Stände  am  Alten,  mochten  auch  diese  das  ge- 
schriebene Recht  auf  ihrer  Seite  haben.  So  wnr  durch  die 
Natur  der  Dinge  ein  unausgesetzter,  w«'iin  auch  meist  unter 
friedlichen  B'ormeu  verdeckter  Kampfzustand  zwischen  den 
beiden  Gewalten  gegeben.  Da  die  Gegensatze  zwischen  den 
beiderseitigen  Anschanungen  und  Ansprachen  unvereinbar 
waren,  da  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Klarheit  er- 
mangelten und  vielfach  zweifelhaft  liefsen,  ob  etwas  Sadie 
des  Monarchen  oder  der  Stände,  öffentliches  oder  privates 
Recht  war't  so  konnte  in  dem  ganzen  Kampfe  wie  in  den 
einzelnen  Fragen  fast  nur  nach  den  jeweiligen  Machtverh&lt* 
nissen  entschieden  werden. 


»  Croy  an  den  KuriUrstea,  31.  Mai  1672.  (Ü.-A.  XVI  S.  746  Anm.  1.) 
'  Denn  vieles  war  noch  einem  iiinstrittenen  Herkommen  Übertassen, 
obwohl  die  StäntU'  in  ihrer  geeinigten  Erklärung  vom  14.  0ex.  ICSI 

meinten:  Die  I'rivilepria  tnul  Jura  ms  Landes  sind  so  hell  nnd  klar, 
dafc  sie  in  keinen  Zweifel  gezogen  werden  können.  (U.-A.  XV  S.  700.) 
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Diese  waren  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  17.  Jahr- 
haaderts  allerdings  sehr  ungleich  Terteilt.  Die  Stände  waren 
in  ihrer  starken  Stellung  durch  die  noch  bis  in  das  Jahr 
IrilT  ausijebaute  Verfassung  und  durch  den  Rückhalt,  den  sie 
an  Polen  hatten,  nacli  allen  Seiten  gesichert  —  die  Monarchie, 
überall  beschränkt,  ohne  Mittel,  hatte  bei  einem  jeden  Vor- 
dringen aus  «ler  ihr  angewiesenen  Stellung  einen  Kampf  nach 
zwei  Fronten  zu  besorgen.  Zum  offenen  Kampfe  war  sie  da- 
her viel  zu  schwach,  ein  solches  Unterfangen  konnte  wieder 
die  Lage  von  15üt3  herbeiführen,  eine  ständische  Kevolutiou 
mit  polnischer  Beihilfe,  deren  Wiederholung  das  Land  gewifs 
ganz  in  die  Hinde  Polens  gespielt  hätte;  nur  eine  vorsichtig 
beredmende ,  auf  Trennung  der  Gegner  bedachte  Schaukel- 
politik war  Yorlftufig  hier  am  Platze,  bis  eine  günstigere  Lage 
der  Dinge  ein  entschiedeneres  Vorgshen  gestattete. 

Kurfürst  Georg  Wilhelm  hatte  bis  1640  durch  eine  solche 
TOfsichtige,  mit  kleinen  Mitteln  arbeitende  Politik  einiges  er- 
reicht: die  rückläufige  Bewegung,  in  der  sich  nach  dem  Auf- 
schwung unter  Markgraf  Georg  Friedrich  die  Monarchie  in 
der  Zeit  der  Regentschaft  der  Kurfürsten  Joachim  Friedrich 
und  J<diann  Sigismund  1604— HJIH  wieder  befand,  hatte  er 
aufjjehalteu  und  ihre  Stellung  in  einiger  Hinsicht  sogar  ge- 
bessert.   VAti  gutes  Einvernehmen  mit  Polen,  Begünstigung 
des  Adels  und  Niederhalten  der  Städte  —  das  waren  die 
Angelpunkte  seiner  Politik.    Eine  Entscheidung  war  damit 
nocD  lange  nicht  gegeben,  im  Gegenteil  festigte  das  Bündnis 
der  Regierunff  mit  dem  Adel  diesen  m&chtig^n  und  gel&hr- 
liehsten  Stand,  machte  das  Bfirgertum  mißtrauisch  gegen  die 
Monarchie^.   Etwas  Entscheidendes  konnte  auch  der  junge 
Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  noch  nicht  unternehmen,  er 
konnte  vielmehr  zunächst  nichts  besseres  tun  als  die  Politik 
seines  Vaters  fortsetzen.   In  diesem  Sinne  war  auch  der  Rat 
gehalten,  den  ihm  in  einer  auf  Veranlassung  der  Kurfürstin- 
Mutter  im  Anfang:  Dezember  1()4()  überreichten  Denkschrift  der 
(lener.iliiiajor  Georg  Ernst  v.  Wedel  erteilte:  „Tni  Eingang  der 
Refrieruiiir  zu  lavieren  und  der  Zeit  in  etwas  zu  indul^ieren  und 
nachzugeben,  gut  und  milde  gegen  die  Landstände  zu  sein, 
um  Ahhelfung  dei- gravamina  gute  Vertröstung  gel)cn  Und 
der  Kurfürst  selbst  wies  in  jenen  Jahren  die  Oberräte  an: 
.,niit  höchstem  Fleils  aber  darauf  zu  sehen,  dals  die  Stände 
io  gutem  Vertrauen  und  alles  in  friedlichem  Wohlstande  er- 
halten werde*.* 

Gleich  der  Beginn  der  Regierung  gah  dem  jungen  Herrscher 

»  Breysig,  Einleitung  zu  V.-A.  XV  S.  21ö  ff. 
'  Meinard  US,  Prot.  u.  Hei.  I  S.  3öt. 

*  latlniktioa  lar  die  Olrarrftte,  18.  Ftbr.  1648«  bei  der  Abreise  des 
Kuftrstta  nach  der  Mark.  (Prot.  o.  Rel.  I  8.  590.) 
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Gelegenheit,  auf  dem  von  seinem  Vater  übernommeiicu  Land- 
tage von  1040/41  seine  Kraft  mit  der  der  Stände  zu  messen, 
ali^r  diese  Machtprobe  konnte  ilnn  nur  die  Schwierigkeit 
seiner  Stellung  recht  deutlich  machen.  Nach  langwierigen 
Veriiiindlungen  über  die  zahlloj^en  Beschwerden  der  Stände 
erreichte  der  Kurfürst  trotz  weitgehenden  Kutgegenkommen» 
nur  vom  Adel  die  Bewilligung  eines  Teils  seiner  Forderungen, 
die  ßtftdte.  Königsberg  schlugen  rundweg  alles  ab^  Dagegen 
mufste  er  sieh  den.  St&nden  gegenüber  durch  eine  vollkommene 
Kon^rmation  ihrer  Privilegien  die  Hände  binden'. 

Seine  Politik  der  folgenden  Jahre  war  nun  darauf  ge- 
richtet, die  Finanzmittel  Preufsens  fttr  seine  Zwecke,  nament- 
lich zur  Hebung  seines  ausgesogenen  Stammlandes  und  zur 
NeubilduTit?  eines  Heeres  flüssi^^  zu  mar  hen.  ohne  durch  Land- 
tage zu  weiterer  Nachgiebigkeit  den  Ständen  gej^entiber  ge- 
zwiinpreu  zu  sein.  Kr  erreichte  durch  Verbesserun ^^en  in  der 
Kammerverwaltung,  durch  Beschränkung  der  übergruisen  Be- 
fugnisse der  Oberräte  eine  freiere  Verfügung  über  die  Domänen- 
einkiiiifte,  dagegen  nur  geringe  aufserordeut liehe  Geldbewilli- 
gungea^.  Die  starke  und  trotzige  Stellung,  welche  die 
Stände  gegenüber  dem  Landesherrn  einnahmen,  trat  auf  der 
Konvokation  von  1648/49  hervor,  auf  der  sie  in  sebroffer  Weise 
die  Mittel  zu  einer  Werbung  verweigerten^.  Namentlich 
Königsberc  gegenüber  war  der  Kurfttrst  völlig  machtlos.  So 
sah  er  sich  genötigt,  vom  König  eine  Weisung  an  die  Städte 
auszuwirken,  um  zu  verhüten,  dafs  die  reformierte  Leichen- 
feier für  seinen  Vater  in  der  Schlofskirche  gestört  werde ^» 
Ein  anderes  Mal  mufste  er  sich  über  den  Ungehorsam  der 
Königsberger  beim  König  beschweren,  da  er  mit  seinen  An- 
ordnungen bei  ihnen  nicht  durchdringen  konnte®.  Immerhin 
brachte  es  der  Kurfürst  durch  kluges  und  festes  Auftreten 
im  Einvernehmen  mit  der  Landschaft  in  wenigen  Jahren  schon 
weiter  als  einer  seiner  Vorfahren,  wie  Konrad  v.  Burgsdorf 
nach  seinen  in  Preufseu  gewonnenen  Eindrücken  berichten 
konnte  ^ 

Um  den  Ständen  ihren  Rückhalt  an  Polen  zu  entziehen, 
war  auch  dieser  Macht  gegenüber  der  Kurfürst  stets  bem&ht. 


*  Die  Laiidtaf^svcrhandlungeii  1640'41  ä.  U.-A.  XV  S.  286—334. 

•  Nach  seinem  Versprechen  vom  29.  Aug.  1641  (O.  A.  XVI  8.  299) 
liatte  der  Kurfürst  1642  eine  solche  geben  tnüMcn.  Erklärung  der 
.Stande,  3.  Dez.  in6l.   (Ebenda  S.  671.) 

•Vgl.  Julius  Triebel,  Die  Finaiizvorwaltung  des  lleizogtums 
Preufeen  1640—1646  (1897). 

*  V.-.\.  XV  S.  340-346. 
»  Droyst'ii  8.  I  8.  176. 

•  Instruktion  für  Uur^sdorf  bei  einer  Sendung  an  Jen  Kuuig, 
IH.  Mai  1645.   {\'.-\,  I  S.  164.) 

^  liericht  Burgedorfs  im  Geheimen  Rat»  6J16.  Juli  1644.  (Prot  u. 
Rel.  II  S.  537.) 
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bei  entschiedenem  Auftreten,  besonders  in  allen  seine  Hoheit 
berührenden  Angelegenheiten,  doch  ein  leidliches  Verhältnis 
zu  unterhalten.  Auch  in  dieser  Hinsicht  wird  hezeugt, 
«h\l's  seine  Stellung  eine  bessere  gewesen  sei  als  hei  einem 
seiner  Vnrfnhreii Leicht  war  es  nicht,  zwischen  den 
vielen  Krii  pcii  gewandt  durchzusteuem ,  und  die  polnische 
( )htTherrlichkeit  machte  sich  stets  lähmend  und  drohend  in 
allen  wichtigeren  A  u  gelegen  hei  ten  des  Herzop:tums  geltend. 
Mit  Kecht  beklagte  es  der  kurliastliche  (Tevsaudte  Hoverbeck 
AUS  Anlafs  der  ewigen  Wirren  in  jenem  Reiche ,  dafs  die 
Wobifakrt  toq  Land  und  Leuten  des  Knrfftrsten  so  genau  mit 
dieeem  8taate  Terbunden  sei,  dafs  sie  dessen  Unordnungen 
mit  entgelten  müCsten'.  Es  kam  dem  Eurfftrsten  hauptsäch- 
lich darauf  an,  2U  verhttten,  daft  Polen  sieh  bei  jedem  An- 
lafe  in  die  inneren  Angelegenheiten  Preufsens  einmische,  wie 
es  seit  1500  Brauch  geworden  war.  Bei  Antritt  seiner  Re> 
gieruDg  hatte  der  Kurfürst  es  allerdings  nicht  zu  verhindern 
vermocht,  dafs  polnische  Kommissare  heim  preufsischen  Land- 
tag t  inp  piTi gehende  Kontrolle  über  die  Laudesangelegenhc  iteu 
ausui  r.  11  un(i  soi?,ir  beanspruchten,  dafs  die  Stilnde  sich  mit 
ihren  Beschwerden  zuerst  an  sie,  dann  an  den  Kurfürsten 
richteten^.  Auch  in  der  Folgezeit  erhob  sich  bei  jedem 
energischeren  Schritt ,  den  der  Kurfürst  zur  Regelung  der 
zerfall icuen  preufsischen  Verhilltuisse  untenuihin,  drohend  das 
Seh  reck  gespenst  einer  polnischen  Kommission  zur  Unterr 
anchang  der  Landesbeschwerden  ^,  welche  die  in  Jahrzehnten 
langsam  verbesserte  Stellung  des  Fttrsten  wieder  mit  einem 
Schlage  hätte  auf  das  frfiherere  Mafe  zurOckfQhren  können. 

Derselbe  König  von  Polen,  der  im  eigenen  Reiche  so  ohn- 
nichtig  war,  suchte  in  Preafsen  seine  Befugnisse  immer  m^ 
auszudehnen,  namentlich  immer  noth  mehr  Geld  aus  seinem 
Lefansstaat  (herauszuziehen.  Wie  demütigend  mufste  es  für 
einen  Fürsten  wie  Friedrich  Wilhelm  sein,  dafs  es  immer 
nur  durch  listiges  Drehen  und  Wenden,  flurch  Haschen  nach 
Gunst  und  Stimmung  und  durch  Bestechungen  gelang,  leindr 

■ 


*  Hoverbeck  an  den  Knrf&reten.  Königsberg,  4.  Juni  1648.  (U.*A. 

I  S  248 ) 

'  »  Ebenso  29.  Mai  1654.   (U.  A.  I  S.  mft.) 
■  Vgl.  U.-A.  I  8.  51  ir.,  57,  (w;  U.  A.  XV  S.  22Ö 11.  Mauifestatio 
der  KdniglieheB  Gesandten,  8.  Juni  1641.  (Ü.>A.  XV  S.  285.) 

*  In  Preuf-^en  befürchtete  man  1644  o'mc  solcho  Kommission.  (Prot. 
nw\  Re!  II  S.  H2d,  537.  5:38.)  Nach  d»M-  cigcnnKu  htifr^n  Aufhebung  der 
Piliauer  Seezulagc  durch  den  Kurfürsten  1646  drohte  König  Wladislaus  IV. 
mehriirh  ernstlich  mit  einer  CJntersnchungskonimisflion.  (U.A.  I  S.  188  f., 
201,  204,  207.)  Selbst  die  Obrrrftf!'  (höhten,  wenn  clor  Kurfürst  ihnen 
Ihre  Stellung  immer  mehr  bo«a  lim  id« ,  niüfsten  sie  es  nach  der  Kegiments- 
aotel  am  polnischen  Hofe  uiihuitgiu  machen,  worauf  eine  Kommission 
küiie,  was  doch  lu  rerfaüten  sei.  Berieht  Burgsdoift  im  Oeh  Rat, 
«^1«.  JqU  1644.  (Prot.  Q.  BeL  I  S.  587.) 
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selige  Schritte  von  polnischer  Seite  abzu\s'en(ien.  Das  Ver- 
hältnis zu  Polen  ^vurde  um  so  drückender,  da  die  Dinge  im 
Reiche  den  umgekehrten  Weg  gingen.  Während  hier  die 
grörseren  Fürsten  schon  lange  die  Rechte  de  non  appellando 
und  de  non  evocando  hatten,  suchte  Polen  die  Appellation 
und  das  königliche  Geleitsrecht  immer  weiter  aoszndehiieii. 
Während  die  deutschen  Forsten  1648  die  Souverftnitftt  auch 
formell  erhielten,  bedurfte  PreuüiBen  far  seine  auswärtige 
Politik,  far  die  Aufstellung  yon  Truppen  der  polnischen  Ghe- 
nehmhaltung,  unterlagen  seine  Festungen  dem  polnischen  In- 
spektionsrecht. 

Der  heikelste  Punkt  aber  war  das  Verhältnis  der  preu- 
fsischen  Stände  zu  Polen.  Gerade  hierbei  tritt  der  ständische 
Dualismus  besonders  scharf  hervor,  denn  die  Stände  ver- 
kehrten unmittelbar  schriftlich  oder  durch  Abgesandte  mit 
dem  Warschauer  Hofe  wie  eine  selbständige  Macht.  Zur  Ver- 
mählung des  Königs  Wladislaus  erschien  neben  dem  kurftlrst- 
licheu  ein  besonderer  preulsischer  Gesandter  ^ ;  zur  Königs- 
krönung lt)49  kam  eine  ständische  Abordnung,  um  die  ' 
Bestätigung  der  Fuudameutalgesetze  zu  erwirken^.  Ja  der 
preußische  Adel  wünschte  einen  beständigen  Residenten  am 
königlichen  Hofe  zu  halten*.  In  diesen  Beziehungen  lag  eine 
stete  Quelle  zu  Besorgnissen.  Wenn  die  Königsberger  ihre 
Beschwerden  nach  Warschau  brachten  wenn  sie  die  polnischen 
Stände  gegen  die  Mafsnahmen  des  Kurfürsten  aufwiegelten ^ 
so  ist  es  nicht  zu  verwundern,  dafs  der  Kurfüi^t  auch  harm- 
losere Beziehungen  mit  dem  Auslande  mit  äufserstem  Argwohn 
verfolgte  und  danach  trachtete,  den  Ständen  jede  selbständige 
Verbindung  nach  aufsen  zu  untersagen.  So  verwies  er  es 
den  Städten  Königsberg,  dafs  sie  ein  Schrei])eu  der  litaui- 
schen Stände  wegen  des  Thorner  theologischen  Kolloquiums 
ohne  vorherige  Mitteilung  an  die  Oberräte  beantwortet  hatten 
Selbst  als  die  preulsl'schen  Städte  sich  an  einem  ganz  un- 
schuldigen gemeinnützigen  W^erke,  der  Festsetzung  einer 
Landzolltaxe  ^  zusammen  mit  polnischen  Ständen  beteiligen 
sollten/erhob  der  kurfürstliche  Gesandte  Einspruch  dagegen, 
dafs  es  ohneTorbewufst  des  Landesherm  geschehe.  Man  be- 
trachtete es  schon  als  einen  Erfolg,  dafö  die  preuf^schen 


1  Die  Stände  an  den  König,  18.  und  19.  April  1646.  (Ü.-A.  XV 

S.  038  Anni.  2.) 

*  Bedenken  vom  Juli  164ä.  (Ebenda  S.  340  Amn.  2;  vgl.  aach 
8.  981  Anm.  1.) 

^  Additionalia  gravamina  der  Ritterschaft,  14.  Märt  1641.  (Ebenda 

S.  284.) 

*  DroYsen  3,  1  b.  175.  Instruktion  fUr  Hoverbeck,  3.  Jan.  1645. 
(Ü.-A.  I  S.  154.) 

Berichte  novot  bec  ks  von  1648.   (U.-A.  I  S.  125  ff..  128  f.) 
«  Kf'skript  an  die  Stiidtc  Königsberg,  80..JaIi  1644.  (Orlich  III  S.31.) 
^  lluvcrbeck  an  den  Kurfürsten,  7.  Juni  1643.  (U.-A.  I  S.  131.) 
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^ihlte  für  ihren  Handel  vom  König  nicht,  wie  die  west- 
preufsischen    lYivi]piria".  sondern  „Conti rmationes'*  erhielten*. 

In  liier  Ix^  nL^trii  Laut'  konnte  der  Kurfürst  eben  nur 
mit  kleinen  Nfiitt  hi  wirkun,  so  hart  es  auch  seinem  nach 
Gröllserem  strebeudeii  Geiste  ani^ommen  mochte.  Die  unter 
diesen  Verhältnissen  inuezulialtende  Richtungsliiiie  deutet  ein 
Ratschlag  Burgsdorfs  an:  Der  Kurfürst  möge  danach  trachten, 
daCl  er  willige  Untertanen  behalte,  die  nicht  Beschwerde 
nhrtan,  und  sieh  etwas  in  die  Zeit  2a  schicken,  denn  er  habe 
jetit  nicht  die  Mittel,  etwas  ansznffthren.  Wenn  sich  die 
Zeiten  Anderten,  nnd  der  Kurfflrst  Mittel  an  die  Hand  be- 
käme, ktane  er  hernach  alles  mit  mehr  Nachdruck  tnn*. 

2.  Ber  nordUiehe  Srieg  nnd  der  grofte  Terf assongakamipf . 

Nachdem  du  StAnde,  durch  die  nahe  drohende  Kriegsgefahr 
Dewu^^en,  aut  der  Konvokation  von  1(355  Mittel  zum  Unter- 
halt eines  Heeiv-  bewilligt,  brach  über  das  zeitweise  zum 
Schauplatz  des  Krieges  gemachte  Land  eine  schreckliche  Zeit 
herein.   Es  wurde  nicht  nur  von  Freund  und  Feind  furchtbar 
mitgenommen,  sondern  auch  durch  das  selbstherrliche  Schalten 
des  auf  eine  verhältnismäfsig  starke  Kriegsmacht  gestützten 
Knifnrsten  nm  Verfassung  und  Recht  gebracht;  auch  durch 
xwei  in  diesen  Jahren  abgehaltene  Landtage  konnte  kaum  der 
Schein  eines  verfassungsmäfsigen  Kegiraentti  aufrecht  erhalten 
werden.    Das  Organ  des  MiUtftrabsolutismus ,  das  Kriegs- 
kommissariat, schob  die  ordnungsmäfsige  Verwaltung  beiseite 
und  mfQgte  nach  Gutdünken  Uber  die  Mittel  des  Landes, 
trieb  mit  schonungsloser  Härte  ungewilligte  Steuerleistungen 
<?iu.    Die  Klagen,  Ritten  und  Ergehenheitsbeteuerungen  der 
Stande  zeigten  nur  ihre  völlige  Ohnmacht. 

Immerbin  blieb  dieser  Bruch  der  Verfassung  auf  die 
Kriegszeit  beschränkt;  von  der  {zröfsten  Tragweite  jedoch  war 
es,  dafs  es  dem  Kurfürsten  gelang,  durch  die  Vertrüge  von 
Vs'ehlau  und  Brumberg  lt)ö7  das  drückende  Lehnsverhältnis 
zu  rolen  zu  lösen  und  sich  zum  souveränen  Herzog  in 
Preufsc'u  zu  machen.  Die  Einrichtung  eines  Oberapjicllations- 
gerichts  an  Stelle  der  nun  in  Wegfall  gekommenen  könig- 
hehen  Juridiken  und  die  Einsetzung  eines  kut^fUrstlichen 
^tatthalteiB*  noch  in  demselben  Jahre  deuteten  auch  ftufserlich 
^ea  Übeigang  2U  einem  souveränen  Staate  an.  Die  Stftnde 
ittdoeh  erkannten  die  geschehene  Veränderung  nicht  an,  denn 


»  Hoverbeck  an  du'  Oherrutp.  18.  Juni  1647.   fT^- A   1  S.  210.) 
'  ReiatioD  Burgsdorts.   Ivouigäberg,  22.  Febr.  IU44.  (Prot.  u.  liel. 
0  8.  S2S.) 

*  In  der  i'erson  des  FftfSteB  BogniUtY  Radsiwill,  dem  1670  Hersog 
^^fmUf  r.  Oroj  folgte. 


Digitized  by  Google 


26 


XXIV  1. 


sie  waren  zu  den  Vertrugen  mcht  hinzugezogen,  niebt  um  ihre 
Einwilligung  befragt  worden.  Es  gehörte  aber  zu  den  vor- 
nehmsten Grundgesetzen  ihrer  Verfassung,  dafsohne  Vorbewafst 
und  Einwilligung  der  Stftnde  nichts  in  Sachen  des  Landes 
gesclilossen  werden  könnet  Wenn  auch  der  König  selbst 
die  Übergabe  des  Herzogtums  mit  dem  Rechte  der  obei'sten 
Landeshoheit  an  den  Kurfürsten  feierlich  bestätigte  und  dies 
dem  ganzen  Lande  bekannt  gegeben  wurde  ^,  so  blieb  das  alles 
für  die  Stände  rechtlich  im  verbindlich  ^.  Um  eine  Lösun;^ 
dieses  Zwiespalts  zu  erreiclien ,  ^^ali  Otto  von  Scliwerin  deei 
Kurfürsten  den  Rat,  die  Stände  möglichst  schnell  zu  berufen 
und  mit  ihnen  die  Verfassungsänderung  zu  beraten,  da  in- 
mitten des  Krieges  und  bei  dem  allgemeinen  Wunsche 
nach  Beendi[iinig  desselben  die  Stände  sich  fUg^ani  zeigen 
würden  *.  Die  Gelegenheit  war  günstig,  sofort  klare  Verhält- 
nisse zu  Schafifen,  denn  in  dem  noch  in  Preufsen  stehenden 
Heere  hatte  der  Kurfürst  das  wirksamste  Mittel,  die  Stünde 
nötigenfalls  zur  Anerkennung  der  Souveränität  und  der  durch 
sie  notwendig  werdenden  Veränderungen  zu  zwingen.  Aber 
ihm  schien  die  auswärtige  Lage  zu  gefährlich,  er  fürchtete, 
die  Preufsen  könnten  zum  Aufruhr  übergehen  und  Häfen  und 
Land  dem  Feinde  überliefern^.  Doch  kann  man  sich  dem 
Eindruck  nicht  verschliersen,  dafs  der  Kurfürst  es  hier  an  Ent- 
schlossenhoit  hat  manfreln  lassen  und,  indem  er  das  wichtige 
Werk  nur  halb  vollendete,  einen  verhängnisvollen  politischen 
Fehler  beganin  n  hat.  Denn  so  weit  mufste  er  die  ])reuisischen 
Stände  nun  kennen,  dafs  er  nicht  annehmen  durfte,  sie  würden 


1  Im  Gceinieten  Bedenken  vom  27.  M&n  leSS  f&hren  die  Stände 
die  zahl  reichen  Belegstellen  aus  den  Landesverfassungen  dafEtr  an. 

<Ü.-A.  XVI  S.  22  f.) 

*  Kgl.  Diplom  vom  80.  Aug.  16oÖ.  Durch  gedrucktes  kurt.  Patent 
vom  12.  Okt.  1658  bekannt  gemacht  und  von  den  Kanzeln  pobliziert 
(Baczko  V  8  231  f.) 

8  Wenn  Droysen  (Proiif^^.  Pol.  3,  II  S.  388 ff.)  und  ihm  folgeml 
Theod.  Wiehert  (AltpreuCs.  Monatsschr.  XII  8.  161  f.)  den  i>t&aden 
die  Berechtigung  zu  ihrem  nachtr&glichen  Einspruch  bestreiten  mit  der 
Begründung,  die  Rechtskontinuität  sei  schon  durch  den  auf  den  Rat 
einzelner  Stände  vom  Kurfüii^ten  mit  Hein  Scliw cdonköniff  im  .Januar 
1666  geschlossenen  Konigsbergcr  Vertiag  zerrissen  worden,  so  übersehen 
sie,  dal^  die  St§nde  von  ihren  voh] gegründeten  Rechten  tatsftchlich  doch 
nichts  wegpepeben  hatten,  dafs  diese  also  noch  in  voller  Wirksamkeit 
bestanden.  Xiiuel,  Der  Sc|jn]>|>enmei«tter  Roth  (Brand. -p^M^^^.  For- 
schungen XIV  8.  408  f.),  weist  ausführlich  und  mit  Recht  eine  derartige 
Rettung  des  Kurfürsten  zurttck.  Tatsächlich  war  dieser  selbst  sich  des 
un rechtmäßigen  seiner  Handlungsweise  bewufet,  nur  in  der  Furcht,  da& 
die  Stande  seine  Kreise  stören  würden,  nlsn  nur  ans  Orundf  ii  dor  Staats- 
raison  hielt  er  sie  von  den  Verhandlungen,  auch  von  denen  zu  Oliva, 
fem.  (Vgl.  die  Instr.  f.  d.  Gesandten,  Ripen,  IS.  Jan.  1659.  U.-A.  YIII 
S.  687.) 

^  Schwerin  an  ilvn  Kurfi'irsten,  KtniijzsIxMix,  14.  März  1658,  Ferd. 
Hirsch,  Otto  v.  .Schwerin.   (Hist.  Zeitschr.  11  8.  237.) 

»  Der  Kurfürst  an  Sehverin,  21./28.  Febr.  1662.  (U.-A.  IX  S.  837.) 


Digitized  by  Google 


ILXIY  1.  27 

sich  dem  einnml  Geschehenen  ohne  weiteres  fügen.  Und  wenn 
em  so  varsichLi|i;er  Staatsmann  wie  Otto  v.  Schwerin  es  auch 
i\y\ieT  noch  als  einen  Fehler  bezeichnet  hat ,  dals  der  Kur- 
fürst in  dieser  Zeit  .lieber  dissimuliren  als  force  gebrauchen" 
wollte*,  so  scheint  es  um  so  mehr,  als  habe  der  Kurfürst 
hier  die  günstige  Gelegenheit,  das  schnell  zu  vollenden,  was 
dodi  geschehen  muftte,  venAiunt*. 

Das  schuf  für  mehrere  Jahre  eine  politisehe  Lage  ven 
eigentOmlicher,  fast  zum  Verhängnis  werdender  Unklarheit 
Der  Kurfürst  sah  das  Verhftltnis  zu  Polen  als  gelöst,  die 
SUade  es  als  noch  bestehend  an,  und  Polen  selbst  benutzte 
das,  um  durch  eine  zweideutige  Haltunp;  im  trfiben  zu  fischen. 
Zudem  waren  die  Stünde,  welche  die  Drangsale  des  Krieges 
als  etwas  unabänderliches  getragen,  aufs  höchste  erbittert, 
dafs  dif  Miliiiirlasteii  und  ungewilligten  Steuern  auch  dann 
nicht  aiiti  ortrn.  als  sie  selbst  mit  dem  Krip*ro  nichts  mehr 
zu  tun  liatten,  und  gar  nachdem  der  Friede  geschlossen  war. 
Ihre  Haltung,  auf  dem  Landtage  vom  Oktober  1057  noch 
ganz   unterwürfig   und   gebrochen,   änderte  sich,   als  der 
Kurfürst  gleich  danach  abgereist  und  eino  inimittelbare  Ge- 
fahr fUr  das  Land  nicht  mehr  vorhanden  wai ,  vollständig.  Sie 
klagten  laut  über  die  unerträgliche  Tyrannei,  unter  der  sie 
lebten,  sie  wiegelten  die  Polen  zur  Wiedergewinnung  des  ver* 
k»enen  Besitzes  auf  und  lie&en  Drohungen  mit  offenem  Auf* 
rnhr  laut  werden*.  Sie  wollten  „mit  Gewalt  die  Souveränität 
antasten**,  sie  boten  hohe  Summen,  wenn  die  Verträge  rttck- 
giagig  gemacht  würden  und  dafür,  dafs  die  Auslieferung  von 
Elbing  an  den  Kurfürsten  vereitelt  warde^   Kein  Wunder, 
dafs  auch  den  Polen  der  Kamm  wieder  schwoll.   Ja  selbst 
mit  Schweden  kamen  verräteri^H^e  Verbindungen  vor.  nament- 
lich von  Königsberg  ausgehend^.    Da  die  stände  den  ver- 


^  Schwerin  au  den  Kuitui-stCD,  24.  Februar  und  14.  März  1662. 
(Orlirh  I  8  813  oiid  U.-A.  XV  S.  770.) 

*  In  Prcufsen  hatte  man  schon  früher  heim  Kurfürsten  absolu- 
tistische M'-i*  hten  vermutet,  flrnn  schon  1652  liefen  (Tcrttchtc  nm,  er 
'wolle  ein»'  -VuUerung  der  Regierung  und  des  Staates  vornehmen.  i^lJ.-A. 
VI  S.  688.) —  Der  Gedatike,  dafo  die  Unabbängi^keit  Prenftens  der 
Preis  des  Kampfes  sein  snllo,  war  in  rlin  ^Jc  hon  bei  den  Vorbereitungen 
xuni  Kriepe  laut  geworden»  und  zwar  anscheinend  nicht  vom  Knrfiirsten, 
sondern  vom  Grafen  Waldeck  ausgehend.  So  vermutet  Lrümannsdörtier 
hl  leioer  Biographie  des  Grafen  G.  F.  t.  Waldeck  (Berlin  1869).  S.  S07. 
Vgl.  Waldeckfl  öutacbten  Tom  Mirz  1655  (U.-A.  VII  S.  S51)  u.  Drojsen 

Ii  j^.  162. 

■  Berichte  Hoverbecks  aus  i  ulcii  an  den  Kurfürsten,  18w'28.  Jan. 
nnd  19L  Joli  1661.  (U.-A.  IX  S.  188  und  234.)  Radrimll  an  Schwerin, 
aO.  Okt.  I66Ö  ^ebenda  S.  T:;!»f.)  u.  4.  Anp.  WGO.    COrlich  I  S. 

4  R.ifiziwill  an  Schwerin,  Herbst  1660.  (Uriich  i  8.  2H(U.)  Der- 
»elbe  an  den  Kummeten,  j5J25.  Sept  1660.  (Ü.-A.  IX  Ö.  110.)  Droysen 
9^  II  8.  S98L  Die  pf«u6i8chen  Gesandten  an  den  KnrfUrsten,  18.  Juli 
mi   (l'.-A.  IX  S.  284 ) 

*  iUdxiirili  sprach  in  seinen  Schreiben  an  i>chweriu  1658/59  (Oriich 
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Änderten  Zustand  nicht  anerkannt  hatttMi,  so  brachten  öie  noch 
wie  früher  offen  ilire  Beschwerden  in  Warschau  vor,  was  der 
Kurfürst  wiederum  als  Rehellion  ansaht 

So  hatten  sich  die  Dinge  auts  aiifserste  zugespitzt,  als 
endlich  im  Mai  16(51  ein  Landtag  zur  Erledigung  der  wich- 
tigen schwebenden  Fragen  eröffnet  wurde.  Nicht  nur  die  Er- 
bitterung war  bis  zu  einem  bedenklichen  Grade  gestiegen, 
auch  die  Menge  der  zu  verhandelnden  Gegenstände  hatte  sich 
vermehrt  und  machte  die  Beratungen  überaus  verwickelt 
lieben  einer  gröfseren  Steuerbewilligung  für  die  verhafsteB 
kurfürstlichen  Soldtrappen  und  der  Abstellung  der  zahlreichen 
Landesbeschwerden  war  —  das  war  das  wichtigste  und  hier 
vorläufig  allein  in  Betraclit  kommende  —  über  die  SouverfiuitM 
und  die  dadurch  notwendig  werdende  Neuordnung  der  preu- 
Csischen  Verfassunfr  zu  vf^iiandeln. 

Zunächst  handelte  es  sich  darum,  die  Stände  tlberhaupt 
erst  zur  Anerkennung  der  SouverÄnität  zu  bringen,  denn  »>hne 
diese  meinten  sie.  wäre  ein  praejudicium  geschahen,  dafs  das 
directum  (iumiiiiuüi  des  Landen  nach  Beliehen  vergeben  werden 
könne;  das  aber  würde  aus  ihnen  gleichsam  Leil)eigeue  maclien 
Es  war  ungeheuer  schwierig,  sie  zur  Aufgabe  des  ihnen  so 
günstig,  ja  unentbehrlich  erscheinenden  Verhältnisses  mit  Polen 
zu  bewegen.  Sie  liefsen  „die  Souveränität  in  ihrem  Gemttth 
noch  keinen  Raum  finden**,  sondern  wollten  „sich  in  solche 
Freiheit  versetzt  wissen,  dergleichen  bei  keiner  Kation  in  der 
Christenheit  zu  finden*"".  Das  Haupthindernis  für  die  Ver- 
handlungen  bildete  das  durch  den  Krieg  und  die  Bedrückungen 
der  vergangenen  Jahre  erzeugte  „erschreckliche  Mifstrauen"  der 
Stände,  denn  — -  so  kla^rten  drs  Ktirfiiisten  preufsische  Rat- 
geber—  anstatt  zu  Anfang  <lei  Souvn-diitiU  etwas  Moderation 
zu  gebrauchen,  wäre  es  ärger  im  Lande  zugegangen,  als  wenn 
der  Feind  darin  gewesen  und  das  hätte  man  allezeit  zu  des 
Kurfürsten  höchstem  Nachteil  auf  die  Souveränität  geleget*. 
So  fürchteten  denn  die  Preufsen.  der  Kurfürst  wolle  sie  mit 
seiner  Souveränität  um  ihre  Privilegien  und  T  ivihciten  bringen 
und  das  Land  „so  zurichten,  dafs  nicht  Hund  oder  Katze 
darin  bleiben  könnte*  ^  Erschreckende  GerOchte  liefen  um 


I  S.  282 — 284)  ernstliche  Befürchtungen  aus,  dafs  das  Land  verloren 
gehen  kimne.  Vgl.  auch  sein  Srhreioen  v.  20.  Aug.  1661.  (Gr lieh  I 
S.  297.)  Hovorbcrk  an  den  Kusfürston.  17.  Aug.  1661.  (U.-A.  IX  S.  ;J09 ) 

'  Berichte  Hoverbecks  an  den  Kurtiirstcn,  21.Mjirz,  6.  u.  29.  April. 
Juni  1661.   (U.-A.  IX  S.  229,  233,  237,  260  Aiiiu.  2.) 

«  Ge.  iiii.rtcs  li.Mleiikcn  vom  15.  Juni  1661.   (U.-A.  XV  S.  491.) 

•  Schwerin  an  den  KurfVir^tfji,  4  Antr.  1661.   (Ebenda  S.  547.) 

♦  Obermarschall  W.  v,  Krcytzeii  au  d<'ii  Kurfürsten,  80.  Anji.  1661. 
<U.-A.  XV  8.  572  f.)  Schwerin  an  den  Kurfürsten  über  eine  l  ntern-dunii 
mit  dem  Kanzler  v.  Kospoth,  17.  Juni  1661.   (Ebenda  8.  498  t.) 

Schwerin  an  den  Kurfarsten,  1.  und  12.  Juli  16S1.  (Ebenda 
&  510,  520.) 
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TQfQ  der  Willkttrberrschaft  des  Kurfürsten  in  der  Mark 
Bnuidenbur^.  wo  »nicht  iimbra  libertatis"  mehr  sei'. 

Die  Stande  wollten  weni^^stens,  nachdem  die  Verträge 
dine  sie  abgeschlossen  waren,  nachträglich  auf  dem  polnischen 
Reichstage  durch  eiri*^  Abordnung  ihr  Interesse  festsetzen 
lassen,  denn  sonst  ^vjifii  sie  in  der  (refahr,  „dafs  mau  sie 
alb'nial  wie  Aepfel  und  Birnen  wegscheuken  möchte*";  nur 
mit  Mühe  gelang  es,  diese  unter  den  augenblicklichen  Ver- 
iiuitnissen  aulserst  gefährliche  ütündische  Gesandtschaft  nach 
Warschau  hintanzuhalteo. 

Endlieb  gaben  durch  geeinigtes  Bedenken  vom  16.  No- 
vember 1661 '  die  Stände,  mit  Ausnahme  der  Zftnfte  und  fast 
aller  Gewerke  von  Königsberg,  ihre  Zustimmung  zu  den 
Wehlauer  Vertrigen  und  erkannten  den  Kurfürsten  pro  supremo 
et  direeto  domino  an,  aber  mit  Aufrechterhaltung  ihres  Wider- 
spruchs gegen  die  Art  des  Abschlusses  der  Vertrage.  Sie 
knOpften  daran  die  Bedingungen,  dafs  alle  ihre  Beschwerden 
abue-^tellt  und  ihnen  eine  feierliche  Assekuratioii  ihrer  Rechte 
er'ri'r  w^rde,  sowie  dafs  sie  vor  abzuleistender  Huldigung 
dun  II  königliche  Kommissare  ihres  Kuies  gegen  Polen  ent- 
bunden würden. 

Nachdem  dies  erreicht  war,  handelte  es  sieh  um  die  noch 
schwierigere  Aufgabe,  Uber  die  Auslegung  und  Ausdehnung  des 
Souveranitatsbegriffes  sich  m  einigen-    Die  Stitinle  erklärten 
durchaus  folgerichtig,  dafs  in  den  genannten  Verträgen  dem 
Kurfftrsten  nur  diejenigen  Bechte  von  Polen  ttbertragen 
mnien  seien,  die  dieses  vorher  selbst  in  Preui^n  innegehabt, 
denn  es  konnte  ja  nicht  mehr  wegschenken,  als  es  selbst  be- 
saft;  der  KurfOrst  habe  eben  nur  mit  dem  Ilerzogsrecht,  dem 
dominium  utile,  das  Majestfttsrecht,  das  dominium  directum  et 
«mpreroum,  vereinigt.    Ini  Innern  müsse  daher  alles  beim 
^en  bleiben,  soweit  nicht  durch  den  Wegfall  der  Appellation 
Dach  Polen  Änderungen  notwendig  seien*.    Sie  verlangten, 
dafs   alles   „nach  denen  wohlhergebrachten   alten  Landes- 
verfassungen und  Gerechtigkeiten"  geregelt  werde :  der  Kur- 
fürst al>fr  kündigte  ihnen  an.  dals  er  ,.niit  ihnen  alles  nach 
denoii  itiii  ti«  r  Krone  Polen  aufgerichteten  pactis  nach  gegen- 
wärtigim  Zustande    einrichten  wolle*.   Die  Stände  wollten 


>  Berichte  Schwerini  \om  12.  Juli,  22.  Sept.,  27.  Okt.  1G61.  (U.-A. 
XV  8.  520,  581,  599.) 

«  (it'ciiiidtos  Bedenken  v.  15.  Jnni  16^1.  rU.-A.XVI  S.484.)  Schwerin 
lA  den  Kurtursten,  24.  Äug.  (Kbeudtt  564.) 

»  L.-.i.  XV  S.  630  flF, 

<  Vgl  die  Berichte  Schwerins  I  .  A.  XV  S.  515,  545,  553,  561,  569; 

in  rfpfniptr  B('(lon^^f'^  vom  14.  Dez.  1661  felienda  S.  701  f.);  und  auch 
srbu  (ln^  Erinnern  der  Landräte  vom  30.  Juni  1656.    (Baczko  V 

•  tieeiBifftes  Bedenken,  15.  Jnni  1661.  (U.  A.  XV  S.  486w) 

*  LandUgBftiiSBclixeibeii,  Ik  Mai  1661.  (£benda  S.  481.) 
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also  die  alte  Verfassung  als  (irundlage  gewahrt  wissen,  der 
Kurfürst  hiugcgeu  wollte  auf  grund  der  durch  die  neuen  Ver- 
träge geschatt'eueu  Lage  einen  zu  vereinbarenden  neuen  Zu- 
ßtaud  der  Dinge  aufbauen  und  namentlich,  gestützt  auf  einen 
Passas  des  Wehlauer  Vertrags,  alle  mit  jenen  irgendwie 
nicht  übereinstimmenden  früheren  PriWlep^en  beiseite  schieben  ^ 
Ja  er  gedachte,  nicht  einmal  in  eine  —  allerdings  yon 
vornherein  aussichtslose  —  Beratung  mit  den  Ständen  aber 
«len  neuen  modus  vivendi  einzutreten,  sondern  glaubte  mit 
Oktroyirung  einer  den  neuen  Verhältnissen  angepafsten  Ver- 
fassung durchdringen  zu  können^.  Er  hatte  indessen  damit 
seine  Macht  überschätzt.  Die  Stände  ohne  Ausnahme  waren 
aufs  ilufserste  bestürzt  und  entrüstet  sowohl  über  die  Art, 
wie  ihnen  eine  einseitig  ausgearbeitete  Verfassung  ohne  vor- 
herige Durchbrratung  nur  zur  Annahme  zugeschirkt  wurde*, 
als  auch  über  deren  Inhalt,  denn  ihre  Durchführung  hätte 
unter  äufserlicher  Beibehaltung  der  Formen  eine  erhebliche 
"Wendung  in  monarchischem  Sinne  bedeutet.  Sie  wollten  sich 
auf  nichts  eiulasseu,  und  als  sie  sich  endlich  zu  Verhandlungen 
über  das  Instrument  bewegen  liefsen,  mufste  man  doch  bald 
erkennen,  daHs  es  aussichtslos  war,  dafs  man  in  Jahren  damit 
nicht  durchkämet  Es  zeigte  sich  hierbei  deutlich,  dafs  eine 
Einigung  zwischen  monarchischer  und  ständischer  Auffassung 
auf  gutlichem  W^e  unmöglich  war,  denn  der  KurfUrst  glaubte, 
in  diesem  Instrument  den  ständischen  Ansprüchen  bis  zor 
äufsersten  Grenze  entgegengekommen  zu  sein,  die  Stände  hin- 
gegen meinten,  damit  sei  alle  ihre  Freiheit  dahin.  Nur  die 
Macht  konntf^  iiber  die  Alifjn'nzung  der  l)eiderseitigen  Befug- 
nisse entscheiden  Ks  war  ein  Fehler  des  Kurfürsten  und 
seiner  Berliner  Räte,  dafs  sie  Wesen  und  Kraft  der  preufsischen 
Stände  verkannten,  dafs  sie  auf  dem  Wege  formalen  Uechte£> 
gegen  sie  vorgehen  wollten,  auf  dem  ihnen  nicht  beizukommen 
war,  denn  das  war  mehr  auf  ständischer  wie  auf  monarchischer 


*  Es  ist  dies  die  sogenannte  Derogationsklau  sei  (clausula  derogatoria) 
im  Artikel  9  der  Pakten:  „.  .  .  in  avitis  receI^tl^tlue  statutis,  juribus  et 
libertatibus  huic  conventioni  non  derogantibus  conservabunt' 
(Altpr.  Moiuitssdir.  XII  S.  152.  Vgl.  auch  Mörner,  Staats\ ertrage 
S.  222.)  Der  ivuriürst  glaubte,  dafs  dadurch  gerade  die  den  Ständeo 
wichtigsten  Privilegieii:  Regimentsnotel,  Testament  Herzog  Albrecht«, 
Teile  der  Dekrete  von  1609  u.  a.  betroffen  ^  üKkn.  Auch  an  die  Responsa 
und  Rpzosjse  von  1616  und  1617  wollte  er  iiit  ht  mehr  uclmiuleu  sein,  da 
sie  durch  Responsum  Kegium  von  16;^;^  suspendiert  seien,  (icgenüber 
dem  wohlgegrUndeten  W^erspFuch  der  Stände  drang  er  jedoch  mit 
diesen  nicht  ganz  stichhaltigen  Aufstellungen  nicht  durch.  Vgl.  Geeinigtes 
Bedenken  vom  27.  März  1662.  (U.-A.  XVJ      25,  41  f.,  46  f.) 

*  Die  Verfassunesurkunde  des  UerzogtuuiB  Preufeen  vom  Jahre  16bl. 
(Zeitschr.  f.  prenft.  Gesch.  u.  Landeskunde  XI  S.  38£)  Sie  ist  datiert 
vom  14.^.  Nov.,  den  Stünden  übergeben  2.  Dez.  1661.  (U.-A.  XV  S.  676.) 

*  Schwerin  an  den  Ktirfarstrn,  ••>.  Dez.  ir.Gl.  (Ü.-A.  XV  b.  679 f.) 

*  Ebenso,  31.  Marz  1662.  (Ü.-A.  XVI  S.  U.) 
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Seile.  Durch  den  vergebliehen  Vorstofs  hatte  man  viel  Zeit 
verloren,  grofses  Mifstrauen  gesät,  das  gaoze  Werk  sehr  er- 
schwert und  die  Lage  eine  Zeitlang  sogar  recht  gefährlich 
gestaltete 

So  ]^'Am  es  nicht  zu  einer  reinlichen  Abgrenz\iiig  der 
niODarchischeii  und  ständischeu  Rechte,  wie  der  Kurfürst  es 
ftür  sifh  und  ^^eiue  Nachfolger  erstrebt  hatte;  in  muhM  liiren 
Einzeh ei  hiiiullungen  erlangte  er  schliefslich  einige  Zugestaud- 
nisse,  wie  die  stillschweigende  Duldung  des  unverfassungs- 
mäfsigen  Statthalterposteus  und  —  worau  ihm  besonders  viel 
lag  —  eine  begrenzte  Anerkennung  der  Gleichberechtigung 
and  der  Ainten&higkeit  der  Reformierten.   Wenn  er  aber 
ndnte,  die  Stände  w&ren  besser  gefahren  mit  dem  von  ihnen 
abgelehnten  Verfassnngsinstrument  als  mit  dem  endlichen 
Landtagsabecbied*,  so  trifft  das  doch  nur  auf  die  Zugest&nd- 
nlase  gegenüber  der  reformierten  Religion  zu.  Aber  wenn  auch 
der  Kurfürst  mit  diesen  wenigen,  heifs  errungenen  Erfolgen 
schon  recht  zufrieden  war®,  sie  wollten  doch  an  sich  wenig 
bedeuten;  das  Entscheidende  hingegen  war    dafs  der  faule 
W&fftnst iiistand,  mit  dem  der  Landtag  eudigte,  das  erste 
Zurückweichen  der  Stitmie  aus  ihrer  wie  ein  Kleinod  ge- 
hüteten Verfassung  bedeutete,  das  erste  Abl)r()(  kt'lu  von  dem 
lk>llwerk  ihrer  Trivilegien.    Und  wenn  auch  fast  alles  un- 
geklärt ])lieb.  die  Machtverhältnisse  zwischen  Monarchie  und 
St&ndetuiu  hatten  sich  doch  so  verschobeu,  dafs  jene  die  un- 
klaren Verhältnisse  in  der  Folgezeit  in  ihrem  Sinne  aus- 
nutsen  konnte,  wie  es  froher  Mters  die  Stände  getan,  dafs 
die  Monarchie  Ober  die  geschaffenen  Grundlagen  hioaus  weiter- 
schreiten konnte. 

Eine  xwelte  wichtige  Verfassnngsfrage,  welche  durch  die 
Anerkennung  der  Souveränität  einer  Ldsung  bedürftig  wurde, 
drehte  sich  darum,  was  den  Ständen  als  Ersatz  für  die 
Sichening  ihrer  Privilegien  gegeben  werden  solle,  nachdem 
dei  Schutz  Polens  fortgefallen  war.  Denn  das  hatte  sie 
haupt^iirblirli  wid<M-  die  SouverftnitJU  in  Aufregung  versetzt, 
dafb  sie  iiii  inien,  ohne  die  Garantie  einer  auswärtigen  Macht 
gebe  es  keine  Sicherheit  für  ihre  Privilegien,  kämen  sie  „unih 
all  ihre  Libertät  und  Privilegia"  *.  Aber  die  ständischen 
Uli  sehe,  die  darauf  ausgingen,  den  Schutz  Polens  für  ihre 

»  Berichtf  Schwerins  an  den  Kurfürsten,  8.  u.  12.  Dez.  ISdl  (U.-A. 
XV  8.  690  f.,  69of.X  24  Febr.         (Orlicli  1  S. 

>  Der4Curfürht  au  Schwerin,  15.  Mai  1668.   (U.-A.  IX  S.  856.) 

*  EbeoBO»  28*  Sept.  1663.  (U.  A.  IX  8.  868.)  Kr  bestritt  entrüstet, 
«Ufe  er  den  preabiBcheB  8(&iideii  mehr  sagestanden  habe  aU  den 
kkfmhen. 

*  berichte  Schwerini»  an  deu  Kurfürsten  ?.  17.  Juni,  1.,  8.  und 
tiJBÜ  J66I.  (U.-A.  XV  S.  498,  511,  514,  519.)  Ebenso  Hoverbecks 

e.  Jid  leßL  £&  8.  aOO  Anm.  8.) 


Digitized  by  Google 


32 


XXIV  1 


Verfassuug  wenigstens  teilweise  zu  erhalten  —  dais  der  Köuig 
die  Btlrgsrlmft  für  sie  ii]>enu  lime,  dafs  er  Scliiedsrichter  hei 
StreitigktniLii  zwischen  tleni  Kuifui.stcu  und  den  Stämleu  seiü 
solle  —  waren  nicht  aufrecht  zu  erlialten,  ebeusoweiiig  das 
Verlangeo,  dais  dem  König  bei  Unmündigkeit  eines  Herzogs 
die  Vormundschalt  zustehe,  dais  die  Stände  in  eiueiu  Kriege 
zwischen  Brandenburg  und  Polen  Neutralität  beobachten 
dürften.  Nur  eine  staatsrechtliehe  BeEiehung,  die  aber  nie  in 
Wirksamkeit  treten  sollte,  blieb  erhalten:  die  Eventualnach- 
folge  des  Königs  hei  Aussterben  des  brandenbnrgischen  Hauses. 
Der  König  gab  den  Ständen  einen  Revers,  dafs  er  fQr  diesen 
Fall  die  Verfassung  halten  wolle,  die  St&nde  leisteten  ihm  die 
£ventualhuldigung. 

Der  Kurfürst  aber  mufste  ihnen  zugestehen,  dafs,  so  oft 
bei  Thronwechsel  die  Brombergischen  Vertrage  zwischen 
Polen  und  Brandenburg  neu  beschworen  würden,  auch  einige 
von  den  „preufsischen  Unterthauen  und  Eius;^ssen"  zu  der 
dazu  nötigen  Kommission  mit  verordnet  wenien  sollten ^ 
Verj?el)ens  bestanden  die  Stände  darauf,  dais  ausdrucklich 
Abgeordnete  der  Stände  dazu  verwendet  würden*,  der  Kur- 
fürst liefs  es  bei  obiger  zu  nichts  veiptlichtender  Fassung 
bewenden,  was  allerdings  einige  Jahre  später  erneuten  Zwist 
veranlafste  *. 

Da  die  Stände  den  Gedanken  an  einen  auswärtigen 
€raranten  ihrer  Verfassung  endgültig  aufgeben  mufsten,  so 
maditen  sie  wenigstens  eine  feierliche  und  kräftige  „Asse- 
kuration"  der  Privilegien  zur  Bedingung  ihrer  Anerkennung 
der  Souveränität  und  ihrer  Steuerbewilligung,  Zugleich  mit 
der  Anerkennung  sandten  sie  dem  Kurfiirsten  den  Entwurf 
einer  Assekuration*  zu,  die  alles  bisher  Bestehende  bestätigt 
hätte  und  daher  dem  Kurfürsten  unvollzielibir  erschien ;  denn 
eine  ausnahmslose  BestätiLnmii  der  Privilegien  galt  ihm  und 
seinen  Ratgebern  als  unvereinbar  mit  der  Souveränität  ^.  Die 
von  ihm  den  Ständen  zugesandten  Entwürfe®  wurden  wiederum 
von  diesen  in  vielen  Punkten  beanstandet,  aber  scldiefslich 
erzielte  der  Kurfürst  nach  langen  Verhandlungen  einen  be- 
deutenden Erfolg,  denn  die  endgültige  Assekuration  vom 
12.  März  16(j3^  war  weit  weniger  im  ständischen  Sinne  ge- 
halten als  der  erste  kurfttrstliche  Entwurf,  und  doch  fügten 


1  Landtagsabschied  v.  1.  Mai  1663.  (Bacsko  V  S.  425.) 
»  Vgl.  U.-A.  XVI  S.  482,  434,  436. 

*  Vgl.  unten  8.  40.  • 

*  Projekt  einer  Assekuration  vom  16.  Nov.  1661.  (U.-A.  XV  S.  634 ff.) 
^  Denkschrift  von  Dobersinsky  an  d«n  KurfOrBten,  30.  Aug.  1661. 

(Ebenda  S.  571.) 

*  Den  Standen  Übergeben  11.  Okt,  2.  Dez.  1601,  15.  Jan.  166^ 
(U.-A.  XVI  S.  238  flf.,  e-'tf  ,  324 ff.) 

^  Baczko  V  S.  m^. 
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skih  die  St&nde  nach  vielen  Einwendungen  sen&end,  wenn 
aucb  einige  Punkte  von  der  Ritterschaft  und  den  kleinen 
Si&dten  nicbt  sogleich  zugestanden,  sondern  auf  Heimbericht 
XU  ihren  Wählern  genommen  wurden  ^ 

£8  gelang  dem  Kurfürsten  sogar,  die  oben  erwähnte,  die 
Privilegienbestätigung  einschränkende,  ja  fast  aufhebende 
Derogationsklausel  trotz  des  lebhaftesten  Wi(lers])ruchs in 
die  Assekuratioii  t'iiizufügen ,  wodurch  bestimmt  wunle .  dafs 
(Up  Privilegien  nur  soweit  Kraft  haben  sollten,  als  sie  den 
Wfhlauischen  l'akten  und  den  dadurch  erlangten  Rechten 
nicht  derogierten^.  Damit  war  also  tlie  den  ständischen  An- 
schauungen durchaus  zuwiderlaufende  Bestimmung,  dafs  die 
Souveränität,  die  laudesfürstliche  Hoheit  höher  stehe  als  die 
PriTüegien,  verfassungsmäfsig  festgesetzt. 

Standen  dagegen  glückte  es  nicht«  zwei  Fordeningen 
durchzusetzen,  die  einen  weiteren  Ersatz  für  den  polnischen 
Schutz  gewahren  sollten :  1.  der  jeweilige  Landesherr  masse 
nach  dem  Regierungsantritt  vor  dem  Huldigungseid  der  Unter- 
tanen die  jura  und  ])rivilegia  des  Landes  beschwören ;  2.  wenn 
der  Landesherr  seine  Zusagen  nicht  halte,  die  Stände  in  ihren 
Bitten  nicht  erhöre,  Verfassung  und  Recht  nicht  achte,  so 
solle  die  Landschaft  ihrer  Eide  und  Pflichtei)  so  lange  gänz- 
lich entbunden  sein,  bis  sie  in  ihren  Freiheiten  und  Verfassungen 
ganz  wiederhergestellt  sei*.  Wenn  der  Kurfürst  beide  For- 
derunijen  als  „unerhörte  ungewöhnliche  Dinge"  hezeiclinete, 
wozu  er  sich  nimmer  verstehen  wolle  ^,  so  irrte  er  sich,  denn 
sie  waren  in  der  allgemeinen  Ständegeschichte.  wie  in  der 
preufsischen  Geschichte  nichts  Neues.  Schon  1450  hatten 
die  Stände  den  Hochmeister  Ludwig  von  Erlichshausen  ge- 
nötigt^ Tor  der  Huldigung  die  Privilegien  zu  Tersichem  und 
die  Beschwerden  ahzustellen,  ja  einen  von  ihnen  vorgeschrie- 
benen Huldigungseid  sich  gefallen  zu  lassen*.  Den  west- 
fHreufeisehen  Standen  hatte  K5nig  Sigismund  L 1537  zugestanden, 
dafs  sie  erst  zu  schwören  brauchten,  wenn  er  ihre  Rechte 
hergestellt  und  bestätigt  habe^.  Die  Stande  konnten  sich 
darauf  berufen ,  dafs  der  König  als  supremus  dominus  den 
¥M  vordem  geleistet,  wie  es  die  Könige  von  Polen  seit  Stephan 
Bathori  und  ilberlhuipt  alle  europäischen  Herrscher,  die  keinen 
Oberherm  hätten,  zu  tun  püegten.   Die  Widerstandsklausel 


*  Gceiniffte  Erklärung  vom  t>.  Mnr/  1663.  (U.-A.  XVI  S.  854.)  Die 
BeBMrkiiQff  Droytens  in  8.  191),  mit  der  Assekaration  yon  1SS8 
Utten  die  Stände  mehr  newonnon.  ah  sie  je  zuvor  gehabt,  ist  unlialtluir. 

«  In  (|pn  Boficnken  vom  27.  Marz,  12.  Dez.  1662,  ül.  Jau.  und 
6.  Marz  im.   ll  .-A.  XVI  S.  42,  804,  84b  t.,  854.) 

*Bäctko  V  S.  496. 

<  .Asseinratioiisi.roii'kt  vom  16.  Xov.  1661.   (Ü.-A.  XV  S.  638£.) 
»  Kurf.  Df'klaration,  15.  Doz.  \m2.    (U.-A.  XVI  S.  811  f,J 


F.  V  S.  238. 
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(Pactum  legis  commissoriae)  aber  —  so  fahrten  sie  an  — 
hatten  schon  Wladislaus  Jagello,  Hochmeister  Panl  von  Bas- 
dorf, beide  1430  und  Grofsfürst  Sigismun  1  August  von  Litauen 
bestätigt,  ferner  die  Könige  Philipp  II.  in  den  Niederlanden, 
Sigismund  in  Schweden,  Christian  XL  in  Dänemark,  Andreas 
in  Ungarn,  sowie  alle  polnischen  Könige  seit  Stephan  Bathori  \ 
Ähnlich  war  schon  am  Sclilufs  der  Friodeiisurkunde  von  1422 
zwischen  dorn  Orden  und  Polen  gesagt,  da  Ts  die  Üntertanrn 
dessen,  der  den  Frieden  bräche,  ilini  weder  Gehorsam  noch 
Beistand  leisten  sollten;  worauf  gesttltzt  die  Stände  14H5  die 
vom  Hocliineister  iiusgeschriebene  Kriegsrtistung  verweigerten  -. 
l  ihl  mit  der  Absage  der  Stände  an  den  Orden  von  1454  war 
ja  ein  praktisches  Musterbeispiel  gegeben  für  den  in  den 
Augen  der  Stände  berechtigten  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit 
Indessen  war  unter  den  nun  vorliegenden  Verhältnisse 
gar  nicht  an  einen  Rückfall  in  diese  Gebrftuche  ausgesprochenster 
ständischer  Libertät  zu  denken.  Auch  das  Zugeständnis  der  Land- 
rate  und  der  Städte^,  dafe  sie  dem  Kurfürsten  selbst  den  Eid 
erlassen  wollten,  nicht  aber  seinen  Nachfolgern,  nützte  nichts. 
In  der  endgültigen  Assekuration  wurde  nur  liestimmt,  dafs 
der  neue  Herrscher,  wenn  (nicht  bevor!)  ihm  der  Erbeid  ab- 
gelegt werde,  die  Beschwerden  abstellen  und  die  Freiheiten 
und  Verfassungen  der  Stände  in  der  allerbesten  Form,  wie 
diese  AsseknvMtion  sei,  bestätigen  (nicht  beschwören!)  solle. 
Der  Widerstaudsklausel  wurde  überhaupt  keine  Erwähnuug 
getan. 

Der  Kurfürst  trug  in  den  Verhandlungen  über  die  Privi- 
legienversicheruug  einen  vollen  Erfolg  davon :  mit  einei  lur 
die  ständischen  Ansprüche  ganz  unzulänglichen  Bindun^^  er- 
reichte er  im  wesentlichen  die  Durchsetzung  seiner  Forderungen. 
Aber  wenn  er  auch  damit  in  den  theoretischen  Bestimmungen 
dem  monarchischen  Standpunkt  einen  breiteren  Raum  ver- 
schafft hatte,  die  Praxis  sollte  noch  darOber  hinausgehen  und 
noch  wichtigere  Erfolge  bringen,  die  Praxis  sorgte  in  der 
Folgezeit  auch  dafür,  dafs  theoretische  Streitigkeiten  über 
die  Abgrenzung  monarchischer  und  ständischer  Rechte  übe^ 
haupt  nicht  mehr  auftauchten. 

Der  Landtag  von  1(561 — l()ü3  war  ein  Zusammenstofs 


*  Geeißigte  Erinnerangeii,  12.  Dez.  1662.  CU.-A.  XVI  S.803f.)  Ge- 

einigte  Erklärung,  31.  Jan.  1663.  (Ebenda  S.  ff.)  Biese  beiden 
Punkte  ^luraniPntnin  tmd  rficnim  lepris  ronim.)  iiobst  der  Clausula  dero- 
gatoria  und  den  Zugeständnissen  an  die  Ketoimiert4;n  nahmen  die  blande 
auflser  den  Landrftten  ad  refereDdum.  Geeinigte  Erklftrung,  6.  M&rz  166& 
(Ebenda  S.  H54.) 

2  Ständeakten  I  S.  613,  715»  727  f.  AltpreuÜB.  Monateschrift,  N*  F.  V 

S.  228,  232. 

*  Geeinigte  Erklärung,  Sl.  Jan.  und  Geeinigtes  Bedenken,  8.  Juli 
(U.  A.  XVI  S.  346  f.  und  486  Anm.  1.) 
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xwiadien  dem  zentralistischen  AbsolutiBmus  und  der  partiku- 
laristisdien  ständischen  Libert&t,  der  geradezu  artweisend  ist  fftr 
solche  R&mpfe  durch  das  scharfe  Hervortreten  der  Gegensätze 
und  seine  plastische  Zusammendrängung  in  Raum  und  Zeit  so- 
wohl wie  durch  die  Bewegtheit  seines  Verlaufes  \  denn  in  seinen 
Höhepunkten  und  in  der  Gestalt  des  Königsberger  Volks- 
führers, des  Schöppenmeisters  Hieronymus  Roth-,  erscheint 
er  von  diamati'iriier  Leidenschaftlichkeit.  Die  Köni;[jsberger 
Bür^erse halt  war  Vrrtietenn  des  alten  ständischen  Fi*eiheits- 
tiotzes.  sie  liatte  erkannt,  dafs  es  hier  hiefs:  Principiis  obsta! 
J<ie  verharrte  allein  im  Widerstaude  gegen  die  Souveränität, 
als  die  anderen,  aucli  die  Rf\te  und  Gerichte  der  Hauptstadt, 
schon  nachgegeben  hatten,  uutl  im  Sommer  1002  schien  es, 
als  wenn  sie  zu  otlener  Empörung  schreiten  wollte.  Da  liefsen 
die  Königsberger  verlauten,  sie  wollten  sich  lieber  dem  Teufel 
ergcAien,  als  unter  solchem  Joch  und  Beschwer  länger  leben ; 
die  von  ihnen  noch  immer  nicht  abgebrochenen  Verbindungen 
mit  Polen  wurden  gefahrdrohend  fOr  die  kurfflrstliche  Herr- 
schaft, ja  auch  den  Bischof  von  Ermland  und  Schweden  baten 
sie  um  Hilfe*.  Sie  waren  drauf  und  dran,  einen  Bund  zu 
schliefsen,  um  den  Zusammenhang  mit  Polen  aufrecht  zu  er- 
halten, und  schienen  die  unseligen  Zeiten  de?  i)reiirsi sehen 
Bundes  von  1441  wieder  heraufbeschwören  zu  wollen*;  ein 
blutiger  Zusammeustofs  mit  den  kurfürstlichen  Truppen  schien 
unvernioidlich. 

Viel  schwächlicher  in  jeder  Hinsicht  war  die  Haltung  des 
zuerst  so  hochgemuten  Adels.  Er  liei's  sich  nach  anfänglichem 
Widerstreben  verhältnisniäfsig  leicht  fui  die  Anerkennung  der 
Souveränität  uml  der  kurfürstlichen  Türderungen  gewinnen, 
ja  bemQbte  sich  in  entschiedener  Weise,  auch  die  Städte 
hiotlbennzlehen  die  ihrerseits  ihm,  vom  ständischen  Stand- 
punkt aus  mit  vollem  Recht,  seine  Schwäche  und  Abtrttnnig- 
keit  vorwarfen«  Ob  aber  die  auffallende  Loyalität  des  Adels 
ehrlich  gemeint  war,  ist  fraglich.  Jedenfalls  argwöhnte  der 
Statthalter  Radziwill,  er  habe  alles  nur  zum  Sehein  zu- 
jrestanden  in  der  Hoffnung,  dafs  Königsberg  mit  seinem  Wider- 
stande doch  Erfolg  haben  werde,  ja  er  bestärke  die  Städte 
in  ihrer  Widersetzlichkeit*'.  Auch  die  Aussage  des  verhafteten 

^  l>vn  äu&eren  Verlauf  des  Landtags  schildert  Droväen  (Preuis. 
ToUtik  a.  U  S.  391—457). 

*  Vf }.  Kugel,  Der  SchOppenmeiBter  Roth  (Brand.-Pren(b.  For* 
tehon^en  XIV). 

^  ßf'richtc  lioverbecks  aus  Warschau  Tom  7.  und  28.  Juli  und 
t,  Aug.  1Ö62.   (U.-A.  IX  S.  364,  373,  378.) 

•  Ü.-A.  XVI  S.  m   Bftczko  V  S,  488  f. 

*  Radziwill  an  Srhwerio,  31.  Juli  1662.  (Oi  lieh  I  S.828.)  RadziwiU 
SB  den  Kurfarbten,  1.  Aun.  (U.-A.  XVI  8.  2u3  t ) 

•  Virl  die  Berichte  ^Schwerins  vom  14.,  28.  Marz,  12.  ,Iuui  1662. 
iL.  A.  XV  S.  772,  XVI  8.  57  ft,  löl.) 

8* 
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Kotli  bestätigt  diesen  Verdacht :  die  Bürgerschaft  sei  von  den 
Ständen  selbst  veranlafst  worden,  über  den  Kopf  des  Kur- 
fürsten hinweg  ein  Schreiben  des  Könijrs  von  Polen  zu  be 
antwortend  Eigentümlich  ist  es  auch,  dafs  bei  doTi  spflirreu 
Verhaudluiigen,  die  der  Kurfürst  persönlich  leitete,  cier  Adel 
Schwierigkeiten  über  Schwierigkeiten  machte,  während  nuü 
die  Königsberger  Bürgerschaft,  die  sich  nach  der  Gefangen- 
nahme Roths  gefügt  hatte,  sich  dem  Kurfürsten  am  will- 
fährigsten zeigtet  Nach  allem  hat  es  den  Anschein,  als  habe 
der  Adel  sich  anfangs  übertölpeln  lassen  und  erst  später  eis- 
geseheu,  dafs  er  mit  seinem  Nachgeben  die  Grundlage  des 
alten  Rechtes  schon  aufgegeben  habe.  Sein  Verhalten  zeugt 
von  politischer  Unklugheit  und  WankelmOtigkeit,  während 
die  Königsberger  Bflrgerschaft  wahrend  des  ganzen  Kammes 
weit  mehr  Charakterfestigkeit  und  fiinsicht  an  den  Tag 
legte.  Diesem  Zwiespalt  der  Stünde  aber  und  der  Schwäche 
Polens  dankte  es  der  Kurfürst,  dafs  er  in  dem  grofsen  Ver- 
fassungskampfe  ohne  Blutvergiefben  zu  seinem  Ziele  ge- 
langte. 

Di<'ses  Ziel  war.  aulserlich  hetrnrbtet,  die  Huldigung  der 
Stiiudo,  die  sie  liim  als  snuveratiem  Herzo'j  zu  lei'^ten  hatten 
und  die  er  mit  äufsei  .Nti  i-  l  Ugeduld  zu  bescliieunigeu  bemüht 
war,  um  endlich  hier  klare  Verhältnisse  zu  schaflPen,  was 
namentlich  in  Rücksicht  auf  das  Ausland  unbedingt  notwendig 
wai  .  Die  Stände  selbst  waren  von  der  Erledigung  ihrer 
Angelegenheit,  sowohl  hinsichtlich  der  Versicherung  ihrer 
Privilegien  wie  der  Abstellung  ihrer  Beschwerden,  so  wenig 
befriedigt,  dafs  sie  nur  mit  Sorgen  die  Huldigung  leisteten ^ 
Unter  dem  Adel,  in  den  Städten  und  hei  der  Geistlichkeit  war 
die  Stimmung  eine  recht  unsichere^;  man  zettelte  noch  immer 
Umtriebe  in  Warschau  an*,  und  der  Kurfürst  mufste  noch 
kurz  vor  der  Huldigung  gestehen,  die  Stände  hätten  „noch 
grofse  reflection  auf  Pollen"  \  So  lagen  bei  Abschlufs  dieses 
Dramas  weitere  Verwicklungen  in  der  Luft. 


1  Protokoll  des  Yerhdfes  mit  Roth,  a  Kot.  1002.   (U.-A.  XVI 

S.  262.) 

'  I><  t  Kurfürst  an  Schwerin,  30.  Nov.  und  26.  Dez.  1662.  (Ü.-A.  IX 

S.  843,  ä45.J 

*  Vgl.  den  Bericht  Hoverbecks  vom  4./14.  'Aug.  1662.   (Ü.-A.  IX 

H  S81  f ) 

krklüninfj  dt-r  Lamliiite,  15.  Okt.  Kir.M.    (II.-A.  W  I  S.  455.) 
^  bcbnltwechsel  zwischeu  dem  Kurlursten,  Uuveibeck  und  JeoAt 
Okt  leed.  (Ü.-A.  IX  S.  457  f.) 

*  Hoverbeck  an  den  Knri&rsten,  Warsch&n,  28.  Sept.  1663.  (Ebenda 
444.) 

^  Der  Kurfürbt  an  Schwerin,  14.  Sept.  1663.  (Ebenda  b.  äü2.) 
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IHe  leisten  Kftmpfe  und  der  Sieg  der  Monarehle. 

166S-1688. 

Man  darf  den  uninittelharen  Krfol^r  den  die  Monarchie 
in  dem  grofsen  Verfassnn^skainpfe  en  ungeu,  nicht  überscliatzeii. 
Er  l>estand  nur  darin,  dals  den  ""^t-t Tiden  der  Schutz  einer  niis- 
wÄrtigen  01>eriiistanz  genommen  und  fiir  die  Sicherung  ihier 
Vetia<>ung  kein  Ersatz  gegeben  war,  als  eine  wenig  klare 
kurfur&tlicho  Assekuiation  und  etwa  noch  das  Interesse,  das 
die  Krone  Polen  infolge  ihres  Eventualerhrechts  an  Preiifsen 
hatte  und  das  wohl  zu  diplomatischem  Einschreiten  berechtigen 
konnte.  Im  übrigen  kam  es  erst  darauf  an,  ob  durch  Weiter- 
arbeiten auf  der  geschaffenen  Grundlage  ein  endgaltiger  Er- 
folg erzielt  werden  konnte,  denn  vorlänfig  lagen  die  Dinee 
aodi  80,  dafs  eine  ständisch-polnisclie  Reaktion  ebensowohl 
eintreten  konnte,  wie  der  Sieg  der  Monarchie.  Im  Innern 
bestanden  die  ständischen  Rechte  wie  vorher  weiter;  die 
Äufsere  Lage  Preufsens  aber  war  eher  unsicherer  geworden, 
da  man  noch  lange  mit  den  Wiedereroberungsgeltlsten  der 
Pnlen  zu  rechnen  hatte.  Die  Stande  gaben  mit  dem  vorläufigen 
Nachgelien  ihre  Sache  noch  lange  nicht  verloren;  auf  flem 
Landtage  war  es  hei  ihnen  ein  gemachter  Schlufs,  im  sie 
nicht  gleich  alles  erreicfien  könnten,  es  auf  eine  andere  Zeit 
zu  ersparen,  und  sie  aulserten:  sie  wtlrden  die  Schultern 
ziehen,  auf  alles  eingehen  und  auf  gelegene  Zeit  warten  ^ 
Eine  für  den  Kurfürsten  ungünstige  politische  Lage  konnte 
die  beiden  vorläufig  Besiegten,  Polen  und  die  Stände,  zu  ver- 
eintem Lossehlagen  verlocken,  und  dann  handelte  es  sich  für 
sie  nicht  nur  um  Wiederherstellung  des  Zustandes  vor  1($57, 
sondern  um  die  v511ige  Einverleibung  Preufsens  in  den  pol- 
nischen Reichs  verband. 

Es  hiefs  also  für  den  Kurfürsten  mit  äufserster  Vorsicht, 
mit  steter  Abwägung  der  beiderseitigen  Kräfte  vorgehen  bei 
dem,  was  die  weitere  Aufgabe  der  Monarchie  war:  der  Durch- 
setzung der  „Souverf\nit;\t"  im  Innern,  d.  h.  der  inneren  Knu- 
soiidation  durrh  ein  absolutes  Militilr-  und  Beamtenregiment. 
Ks  bezeichnet  »lie  stiiatsmanTiisclie  Klugheit,  mit  der  dies  ge- 
schah, dal's  die  grcusen  Vorstöfse  der  Monarchie  stets  nach 
einem  Friedensschlüsse  ausgeführt  wurden,  also  in  einer  Zeit, 
da  eine  lu  au^wilrtigen  Dingen  eingetretene  Ruhe  die  innere 
Kraft  verstärkt  hatte.  Wie  nach  dem  Frieden  von  Oliva  die 
Grundlage  geschaffen  war,  so  erfolgte  nach  dem  Frieden  vou 
Vossem  die  erste  erfolgreiche  Machtprobe  des  Militärahsoluti»- 
mns,  nach  dem  Frieden  von  St.  Germain  die  entscheidenden 
Schliige  gegen  das  Ständetum.  Im  einzelnen  wird  das  bei 


'  Der  KnMnt  an  Schwerin»  6.  und  30.  Not.  1662.  (U.-A.  DC 
&^S4&) 
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der  DjirstelhiTig  der  Kämpfe  um  das  SteuerbewiUiguiigtjiecht 
ausgeführt  Nvcrdt  n  .  hier  handelt  es  sich  nur  darum,  cu]pv. 
Blick  zu  werfen  auf  die  allgemeine  Lage  und  die  üaltuug  der 
Stände  in  jener  Zeit. 

Wie  der  Kiu  fürst  selbst  seine  Stellung  zu  den  Ständen 
aii.^ah,  zeigt  seine  Mahnung  an  seinen  Nachfolger  im  poli- 
tischen Testament  von  1607:  „Caressiret  die  Preufseu,  aber 
habt  stetz  ein  wachendes  Auge  auff  Sie  .  .  .  Ich  habe  Sie 
Zeitt  meiner  Regierung  lernen  kennen ,  Gott  gebe  das  Ihr 
nicht  noch  etwas  mehres  lernen  moget  .  .  .  Seidt  yerstendig 
undt  Weise,  und  nehmet  Euch  woH  in  aeht^*  Das  hier  aus- 
gesprochene Mifstrauen  ^var  berechtigt,  denn  noch  1678  ge- 
stand der  preufsische  Adel  seine  Sehnsucht  nach  der  polnischen 
Herrschaft  unumwunden:  „Sollten  sie  nicht  mit  höchstem 
Herzenswunsch  nach  jener  ihnen  annoch  unvergessener  Glt\rk- 
seligkeit,  Freiheit  und  fnVdsamer  Ruhe  herzlich  verlangen 
und  sich  schmerzlich  damach  sehneu So  lange  noch  die 
lehteu,  welche  die  jirdniscjioii  Zeiten  gewohnt  ^oieu,  sei  noch 
immer  Widerspenstigkeit  zu  erwarten,  meinte  auch  Schwerin, 
der  die  Preufsen  gut  kannte^.  Der  Adel  suchte  die  Nach- 
giebigkeit .  die  er  16r>l/62  gegentUier  dem  ersten  Schritt  der 
Monarchie  gezeigt  hatte,  auf  deren  weiterem  Wege  durch  den 
hartnäckigsten  Widerstand  wieder  gut  zu  machen,  als  er  ge- 
wahr wurde,  dafs  stehendes  Heer  und  fortgesetzte  Steuer- 
forderungen die  in  Kauf  zu  nehmenden  Begleiterscheinungen 
waren.  £in  Königsberger  Vertreter  aber  konnte,  wohl  nicht 
ohne  Anspielung  auf  des  Adels  damalige  unkluge  Haltung, 
mit  Kecht  sagen :  „Das  hat  man  bei  Anfang  der  Souveränität 
vermutet,  dafs  selbige  ohne  Miliz  nicht  bestehen  könne  V  So 
hatte  in  diesen  Jahren  der  Kurftlrst  in  der  Ritterschaft  seinen 
erbittertsten  und  von  ihm  gehafstc^sten  Gegner. 

Auch  nach  erlangter  Souveränität  hatte  sich,  wi«^  gesagt, 
im  Innern  nichts  verändert,  das  vertragsmäfsige  \  eriiältnis 
zwischen  Landesh^rrn  und  Ständen  hestand  in  den  Augen  dieser 
und  auch  tatsächlich  nocli  weiter.  Das  beleuchtet  ein  Vor- 
gang v(ini  Jahie  KiilO:  Die  Landräte  schlugen  zur  Entscheidung 
in  den  1  ragen,  ob  Königsherg  an  der  allgemeinen  Landes- 
defeusion  und  Landeskontribution  sich  beteiligen  mtisse  oder 
Sondersteuem  erheben  dürfe,  einen  Vermittelungsversuch  des 
Kurfftrsten  vor,  da  diese  Fragen  allermeist  die  Stande  an- 
gingen. Der  Kurfürst  machte  auch  einen  ganz  erfolglosen 
Vorschlag  zur  Vereinbarung*;  er  hatte  also  nodi  nicht  die 

>  Ranke,  Zwdlf  Bücher  Preuls.  Geschichte.  BämU.  Werke  25/26. 
S.  514. 

«  Der  Ritterschaft  Gutachten,  7.  Sept.  1678.    fU.-A.  XVI  S.  850.) 
^  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  6./16.  Aug.  1670.   (Ebenda  S.  624.) 

♦  Trotokoll  der  Oberratstube,  27.  Nov.  1670.  (Ebenda  S.  645  Anm.  1.) 

*  Bedenken  der  Landräte,  Ö.  .1  uli  16H9.  (Ebenda  S.  573.)  KurfOrstl. 
Projekt  einer  Vereinbarung,  17.  Sept.  1670.  (Ebenda  S.  629  f.) 
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Macht,  in  einer  so  wesentlich  die  Leistungen  des  gan/eii 
Landes  berührenden  Angelegenheit  als  Souverän  mit  durch- 
p^ifeiider  Exekutive  aufzutreten,  sondern  erscheiut  als  der 
gleichgestellte  Vermittler,  dessen  Vorschläge  angenommen  oder 
abgelehnt  werden  konnten.  —  Die  Erbitterung  der  Stände 
wnxde  nun  dadurch  erregt,  dafs  trotz  dieser  Bachlage  der 
Kurfürst  nnr  forderte  und  nichts  gab.  Es  kam  darfiber  schon 
aof  dem  Landtage  ^an  1669  zu  einem  scharfen  Zusammen- 
stofs.  Im  n&chsten  Jahre  aber  verdichtete  sich  die  herrschende 
Mißstimmung  zu  einem  drohenden  Gewitter,  das  fast  un- 
abwendbar sich  entladen  zu  wollen  schien.    Alles,  was  der 
Monarrhie  in  Preufsen  (iefalir  ]>ringen  koniite.  war  im  Bunde. 
Mit  Warscliau,  wo  schon  immerzu  Unzufriedene  —  nament- 
lich tler  Sülm  des  verurteilten  Roth  —  gegen  den  Kurfürsten 
schürten  \  waren  die  Beziehungen  seit  Mai  lü70  schlechter 
gewurden    Zwischen  dem  preufsischen  Landtage  von  1H70/71 
und  dem  gleichzeitig  tagenden  polnischen   Reichstage  be- 
standen geheime  Verbindungen  ^.  lu  Poleu  prahlte  man  schon 
Biit  einer  Aufteilung  des  Herzogtums®;  in  Preufsen  trat  es 
offenbar  hervor,  dafs  die  Ritterschaft  „auf  auswärtige  appuy 
Stsat  machte*',  die  Scharfe  ihres  Widerstandes  auf  dem  Land- 
ttge  richtete  sich  jeweils  danach,  ob  die  Nachrichten  aus  Polen 
ermutigend  für  sie  waren  oder  nicht  ^.  Im  Lande  war  die 
Mektion  gar  schlecht  und  „böse  humores"  zu  finden^.  Das 
gefUirlichste  aber  war,  dafs  die  Königsberger  Bürgerschaft  in 
einem  förmlichen  Bündnis  stand  mit  der  Ritterschaft;  das 
tr^tpraal  seit  Jahrzehnten,  dafs  dieses  fnr  die  Monarchie  so 
bedrulilirhr  Zusammengehen  der  beiden  unruhigsten  Eleineute 
iiii  Tande  wieder  standfand.     T'nter  diesen  Uni^^tändeii  i^e- 
^ittiii  das  aus  Privatrache  gegen  den  KurlUrsten  untcrntninneue 
wü-t»'  Hetzen  des  Obersten  Christian  Luflwig  v.  Kalckstcdn, 
der  schon  1()<)1  in  Warschau  jregen  den  Kurfürsten  gewühlt 
hatte*,  eine  grötsere  Bedeutung,  als  ihm  an  sich  zukam,  denn, 
obwohl  auf  eigene  Faust  betriebeu,  konnte  es  bei  der  herrschen- 
den Stimmung  zum  zündenden  Funken  werden  ^.  Mit  seiner  Ge- 


'  Berichte  des  Kesidcnten  von  Brandt,  IGCO.  (U.  A.  XII  S.  422-425.) 
«  Bericht  des  Obersten      Schöning,  10.  Okt.  1670.   (t.-A.  XVI 
8.  634.) 

*  Berichte  Ottavs,  Hoverbecks  and  Brandts  aus  Warsehau,  A  u^^.  1670. 
(C.-A.  \I1  S.  469-472.) 

*  r'rnvs  Tagebuch,  27.  Nov.  VMO.  A.  .1.  v.  Krcvt/cn  an  Schwerin, 
28.  Nov.  lt)70.  (C.-A.  XVI  S.  645,  64J^.J  Vgl  auch  ebenda  S.  640,  641 
(Berichte  Croys     8.  o.  2!>,  Not.)i 

•  Crn\ii  Tagebuch.  15.  Febr.  1671.   (ü.-A.  XVI  S.  088.) 

•  S  ),r  i!  r  ri  fl..\('ibeck8  vom  31.  Mai  und  6.  .Tuni  1661.  (Ü.-A.  IX 
j>.  255  und  Zijijt.)   JJroysen,  Preufe.  Pol.  'S,  II  5S.  Mi. 

^  Dalk  IL  nicht  im  unmittelbaren  Einvernehmen  mit  den  preußischen 
Ständen  bandelte,  wenn  auch  dieHen  sein  Treiben  offenbar  nicht  un- 
«illknmmr^n  war,  weist  Paczkowski  iruli  in  seinem  Aufs;it/i':  Der 
Orolae  kurlürst  und  Chr.  L.  v.  Kalckbtem.    Brand.-Pr.  i'orschuugen  Ii 
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fangennahme  aber  war  seine  Rolle  ausgespielt,  die  Stande 
leugDeten  jede  Mitschuld  an  seiuein  Vorgehen  ab*.  Auch  der 
Plan  der  Stände,  gelegentlich  eines  Thronwechsels  in  Polen 
eine  königliche  Assekuration  ihrer  Privilegien  auf  dem  pol- 
nischen Keichstage  durcli  Abgesandte  zu  holen  und  dabei 
auch  über  den  jetzigen  Zustand  Preufsens  zu  verhandeln,  lie* 
unruhigte  unter  ,den  obwaltenden  Verhältnissen  den  Kurfürsten 
und  seine  Rftte  aufs  höchste,  wurde  aber  von  ihnen  nach- 
drücklich hintertrieben  ^ 

Der  Landtag  von  1670/71  erscheint  in  seinem  Verlaufe 
als  ein  erbitterter,  zähe  durchgefochtener  Gegen stofs  des 
Ständetums  gegen  die  vordringende  Monarchie,  bei  dem  es 
allerdings  über  die  sehr  scharfen  AuseinandeisetzmiireTi  bei 
den  LandtagsveHiniidlini f?on  nicht  hinauskMü) ^.  Aber  wie  dein 
Adel  der  Gedanke  nicht  lern  lag,  seine  Freiheit  mit  den 
Waffen  sich  wieder  zu  erkämpfen,  so  beahsiclitigte  aucli  lier 
Kurfürst  zeitweise,  selbst  mit  Trui)pen  nach  Preufsen  zu 
kommen  und  mit  Gewalt  seinen  Willen  durchzusetzen*.  Die 
Rücksicht  auf  die  Möglichkeit,  dafs  dann  Polen  eingreifen 
werde,  liefs  ihn  jedoch  immer  wieder  von  diesem  äufsersten 
Schritte  abstehen,  wie  umgekehrt  der  Adel  durch  die  bei 
allem  Sftbelrasseln  unentschlossene  Haltung  Polens  vom  Los* 
schlagen  abgehalten  wurde.  Das  einzige  Opfer  des  grofsen 
Kampfes  blieb  Kalckstein,  mit  dessen  Hinrichtung  der  sonst 
bei  aller  Leidenschaft  immer  irieder  gemäPsigte  Kurfürst  nait 
voller  Absicht  ein  scharfes  und  wirksames  Exempel  statuierte. 

Die  feindselige  Spannung  zwischen  den  Gegnern  war 
keineswegs  gelöst;  auch  im  Winter  1071^72  hört  man  wieder 


(1889)  S.  457,  480,  48»,  512  f.   Uber  die  Umtriebe  Kalcksteins  im/70 

vgl.  die  Berichto  U.  A.  XII  S.  4:^8—446,  479-  486. 

»  Protokoll  der  Oberratstube,  23.  Okt  1670.  (U.-A.  XM  S.  6:^1. 
und  638  Auin.  1.)  Schreiben  der  Landrate  und  Gutachten  der  Ritter- 
schaft, Nov.  1670.  (Ebenda  S.  6460 

*  V<'r1iaudlungen  darüber,  An;ztist  bis  Oktober  1670.  fü.-A.  XVI 
S.  619.  620,  621,  628,  6:n.  6H2,  iy-U,  635,  638  f.,  639,  (AO.  \'^\.  mich 
Orlich  1  S.  342.)  Der  Kurfürst  hatte  sich  gemäfs  dem  Absikied  von 
1663  (vfil.  oben  S.  32)  schon  am  1.  Juli  1669  bereit  erklärt,  , einige 
Prciir-cii"  zum  I5es(  liworcn  der  Pakten  hinzu/iizichm  (U.-A.  XVI  S-  567), 
d<»(  h  waren  die  JStiimlc  trsi  putschlosspii .  neben  den  kinfiirstlirhen  Ab- 
^efandten  eine  eigene  Deputaiion  lini/.Ufei  lüi  ken.  Der  ivui  tin\st  gedachte 
dies  unter  allen  Umstanden^  nötigenfalls  mit  Gewalt  zu  verhindern,  doch 
konnten  <irli  die  Stände  selbst  nicht  einigen  und  die  Sa(  Ite  unterblieb.  Seit- 
dem ist  von  einer  Knu'uening  derpolni8ch-j>ri'ulVis(  lien  Vertrage  keine  Hede 
mehr  und  somit  aui  h  die  letzte  staatsrechtliche  Verbindung  der  ^Stande 
mit  Polen  durchbrochen. 

^  Der  Statthalter  Croy  mafs  das  Hauptverdienst  an  dem  wider  Er- 
warten ruhigen  Ausgang  des  L.nidtages  dem  Umstände  bei,  dafs  es  ge- 
lungen war,  Kittet  schalt  und  liurgerschaft  wieder  zu  spalten.  (Croy  au 
den  Kurfürsten,  25.  Sept.  1671.    U.-A.  XVI  8.  714  Anm.  2) 

*  8(hwcrin  an  Croy,  No?.  1670,  MArz  und  Juni  1671.  (Orlich  1 
S.  345,  351,  352.) 


Digitized  by  Google 


XXIY  1, 


41 


voi:  ,  i  <  VI iVi sehen  Umtrieben  in  Warschau  ^  Aber  es  war  ent- 
scheidend, daf«  der  Kurfürst  nach  dem  Flieden  von  Vossem 
ira  Herbst  wiiklieh  /u  einem  Brucli  der  Verfassung  — 

ilem  Ausschreiben  ungewilligter  Kontributionen  —  vortreben 
konntf,  ühue  dals  es  zu  t^inem  emsthaften  Widerstände  kitin. 
Zwar  wurde  die  Stimmung  der  Stände  wieder  sehr  bitter, 
der  AM  rottete  sich  im  Anfang  des  Jahres  1674  in  Königs- 
berg zusammen  und  erklärte  drohend:  Wenn  der  KurfQrst 
«zn  keiner  Erbarmung  gelenket  werden^  kdnne,  müsse  man 
denen,  .so  das  Recht  der  Oberherrschaft  an  J.  Gh.  D.  mit 
gewissen  Konditionen  ttbergeben,  welche  auch  an  dem  Wohl- 
stande dieses  Landes  propter  casum  devolutionis  merklichen 
interessiren,  zur  künftigen  Hilfe,  Rettung  und  Einsehen  es 
anheimb  ir*"'Stellet  sein  lassen"       Auch  in  Vohm  berrschte 
grofse  Unzufriedenheit  mit  den  Mafsnahmen  des  Kurfürsten  in 
Preufsen,  und  die  Gefahr  einer  polnischen  Einmischung  lag 
wieder  nabe'.    Horb  den  Polen  fehlte  es  zwar  nicht  an  dem 
AVilU'n,  aber  an  der  Kraft,  sieb  das  Herzogtum  wieder  zu 
troberii,  und  auf  der  anderen  Seite  zeigte  wieder  ein  ener- 
gischer Schlag;  des  Kurfürsten  —  die  Demütigung  Königs- 
bergs durch  eine  militdriscbe  Exekution*  —  den  Ständen,  dafs 
sie  es  hier  mit  einem  anderen  Gegner  zu  tun  haben  würden, 
als  mit  Herzog  Albrecht  bei  dem  unblntigen  Putsch  von  1566. 
So  traten  sie  dem  immer  schroffer  vorgehenden  Fürsten  nur 
mit  passivem  Widerstande  und  mit  Worten,  wenn  auch  voll 
von  Leidenschaft  und  EmpOmng,  entgegen. 

£b  war  nunmehr  entschieden,  dafs  der  Kurfürst  die  Macht 
hatte,  unumschränkt  aufzutreten,  dafs  es  in  seinem  Belieben 
stand,  die  ständischen  Rechte  zu  halten  oder  zu  mifsachten. 
Damit  war  den  Ständen  nur  noch  ein  politiscbes  Scheindasein 
vergönnt.  Ks  war  die  Zeit  herangebrocben,  die  sie  —  wie  sie 
später  klagten  ''  —  am  81.  Januar  l^'l-'i  vorausgesagt  hätten, 
„da  die  contributioues  einreilsen,  die  Freiheiten  fallen,  der 
Stkniie  gravamina  unerürtert  bleil)en  und  die  kurfürstlichen 
assecurationes  contrario  facto  inutil  gemachet  werden  würden". 
Noch  \\ar  allerdings  der  Gedanken  an  eine  Beseitigung  dieses 
immer  absolutistischer  werdenden  Regiments  nicht  erloschen  ®, 
und  das  Verhalten  der  St&nde  vor  und  während  des  Schweden- 


'  Berichte  von  ScuUetos  n.  Hoverbeck,  2Jl%  Dez.  1671,  IS.  Jan.  1672. 

(r.-A.  XII  S.  519,  520.)  Auch  am  kurfürstlichen  Hofe  neigte  man  1672 
wiedf>r  zur  Anwendung  von  Gewalt,  (iichweriii  an  Croy,  21.  Okt.  1672. 
ürlich  I  5.  aö6.) 

*  Erklärung  der  Ritterschaft,  März  1674.  (Ü.-A.  XYI  S.  760.) 

*  V^rl.  dazu  Ü.-A.  XVI  S.  790,  702,  799,  805,  806. 

*  Im  Mai  1674.   (Ebenda  S.  801  tT  i 

*  Vereinigtes  Bedenken,  23.  Juui  losl.  (Ebenda  957.) 

*  Der  Knrförst  schrieb  24.  Min  1676  wegen  eines  erneuten  GerQchts 
Ton  Terrfttcriscben  Umtrieben  der  prenftiachen  Stände  in  Polen  an  die 
Begiening.  (Ebenda  S.  818.) 
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einfalles  von  1674/79  läfst  erkennen,  dafs  viele  wenigstens 
einem  Wechsel  der  HerrBchaft  nicht  abgeneigt  waren  ^  Böser 
Wille  und  Verrat  zeigten  sich  allenthalben-,  namentlich  die 
Städte  Königsberg  hielten  eB  geradezu  mit  den  Schweden, 
80  daf8  die  kurfarstlichen  Soldaten  den  BQrgem  naehfaer 
öiTentlieh  „Rebellen,  treulose  schwedische  Hunde**  und  dgl. 
mehr  zuriefen'.  Das  ständische  Selbstlob,  dafs  der  Feinde 
Meinung,  sie  würden  vom  ganzen  Lande  als  Erretter  ihrer 
Freiheit  aufgenommen  werden,  durch  die  standhaft  unverrückte 
Treue  der  Stände  zu  Schanden  geworden  sei,  war  nach  dem 
Geschehenen  nur  eine  verspätete,  nicht  sehr  glttcküche  Ehren- 
rettung*. 

Der  kiir7P  Winterfeldzug,  die  schnelle  Vertreibung  der 
Schweden  und  die  Knergie,  mit  der  der  Kurfürst  danach  auf- 
trat, erstickten  nun  aber  endgültig  jeden  Gedanken  an  Wiikr- 
stand;  man  kann  sagen,  dafs  er  sich  damals  das  Land  mit 
den  Wafl'en  völlig  erobert  hat.  Zum  letzten  Male  hatte  auch 
Toleu  eine  drohende  und  feindselige  llaitung  tingenommen; 
da  es  aber  selbst  bei  dieser  günstigen  Gelegenheit  nicht  zu- 
schlug, so  mufste  sich  der  preufisische  Adel  nachgerade  klar 
werden,  dafs  er  von  dieser  Seite  keine  TInterstfitzung  zu  er- 
warten habe.  Jedenfalls  hörten  nun  die  Stände  auf,  sich  nach 
Hilfe  vonaufsen  umzusehen  und  mit  einer  solchen  zu  drohen; 
sie  hatten  sich  in  ihr  Schicksal  ergeben,  dafs  sie  ihre  Sache 
mit  dem  Kurfürsten  allein  ausfechten  mafsteo.  Diese  aber  war 
end^iültig  verloren:  nach  dem  Frieden  von  1679  begann  der 
Kurfürst  mit  mehreren  entscheidenden  ^fjifsnahmfn  den 
ständischen  Organismus  beiseite  zu  drinipt n  und  ihn  dinch 
den  absolutistischen  MilitJ^r-  und  Beanileustaat  mehr  und 
mehr  zu  ersetzen.  Der  blande  ohnmächtiges  Widerstreheu 
gegen  diese  gewaltsame  Neuordnung  der  Dinge  äufserte  sich 
nur  noch  in  jrleichförmig  wiederkehrenden,  ungehörten  Klagen. 
Sie  hatten  liicht  mehr  die  Kraft  zu  kamplen,  sie  konnten  nur 
noch  ihr  Sckicksal  bejammern. 


'  Wie  unsicher  und  zerfahren  1676  die  Zustände  im  Lande  waren, 
wie  grofe  die  Abneigung  ßegen  die  kurfürstliche  Begieraog,  seigen  die 
Berichte  aus  Preufsen  in  U.-A.  XVIII  S.  -52  ff. 

^  Vpl.  besonders  Fcrd.  Hirsch,  Dpr  ^Vinterfeld•/u•r  in  TVon^^on 
(1897J,  S.  ol  Äiim.  2,  62,  64,  7^;  die  Berichte  Uroys  und  Gurtzkes  von 
Dez.  und  Jan.  1678'79  U.-A.  XVIII  S.  65f.>  76,  80 f.,  82 f.;  sowie  die 
Schrpibpii  (»rlirh  II  282,  286,  III  297  f.  f'ber  verräterisches  Treiben 
vgl.  auch  U.-A.  XVI  S.  sno  Anm.  1,  86:^  870  Anm.  1. 

'  Oriich  I  S.  390.  Königsberg  neigte  überhaupt  vuu  jeher  zu 
Schweden,  die  Herrschaft  dieses  an  der  Ostsee  so  mächtigen,  lutherischen 
Staates  mochte  ihm  für  seinen  Handel  fördeilich  erscheinen.  Dem 
preiiT^^isdii  11  Adel  dagegen  eröchieu  stets  die  feudale  Anarchie  in  Polen 
sehr  verlüt  kend. 

*  Vereinigtes  Bedenken,  14.  Juli  1679.  (U.-A.  XYI  S.  888.) 
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Viertor  Abselmitt :  Der  Kurfürst  und  die  Stände 

in  ihrem  änfseren  Verlialteu. 

1.  me  Stftnde. 

Ks  erscheiDt  mir  angebracht,  nehm  den  sachlichen  An- 
H^hauuii'^t'u  und  den  aus  ihrem  Widerstreit  sich  ergebenden 
Keibuiigeu  aucli  die  G(^«innung  beider  Teile  uud  die  Kintiüsso 
mehr  persönlicher  N;Uur  einer  kurzen  Betrachtung  zu  unter- 
ziehen, da  eine  solche  das  Bild  wesentlich  vervollständigt 
und  manche  aul fallige  Erscheinung  in  den  Geschehnissen  ver- 
sländlicher machen  kann. 

Der  gewaltige  grundsätzliche  Unterschied  zwischen  den 
ABsebauungen  des  Kuiffirsten  und  denen  der  Stände  sehlofs  ein 
gegenseitiges  Verständnis  von  vornherein  aus.   Die  Stände 
konnten  sich  das  Vorgehen  des  Kurfürsten  nur  erklären  als 
eine  von  Hafs  und  Verachtung  gegen  sie  ausgebende,  auf 
Unterdrückung  ihrer      lifo  bedachte,  das  Land  verderbende 
Tyrannei      Denn  ihr  wohl  bewährter  politischer  Standpunkt 
erschien  ihnen  so  ganz  als  der  einzig  richtige,  als  der  allein 
zum  Heile  führende,  dafs  nach  ihrer  Ansicht  nur  UnverstaTid 
Oiior  böser  Wille  von  dems^elben  abweichen  konnte.   S-ah  docli 
noch  mehr  wii-  biinciert  Jiibre  später  der  wackere  urfMiiVix'he 
Geschichtsschreiber  Ludwig  v.  Raczko  nicht  den  grolsen  in 
der  Natur  der  Dinge  liegenden  (legensatz   zwischen  den 
beiden,  je  eine  andere  Welt  vertretenden  Parteien,  sondern 
konnte  hieb  nur  aus  kleinlichen  persönlichen  Beweggründen 
die  Handlungen  erklären :  nach  ihm  opferte  der  sonst  so  grofse 
Forst  seine  Untertanen  einem  unersättlichen  und  unverstän- 
digen Ehrgeiz  und  Stolz,  sein  entschiedeneres  Vorgehen  seit 
1663  rührte  daher,  dafs  er  seitdem  ein  anderer  geworden, 
sich  in  seinem  Gemüte  verhärtete,  und  dafe  seine  zweite 
Gemahlin  nicht  den  mildernden  Einfiufs  der  ersten  auf  ihn 
ausübte'«    Gründe  dieser  Art  mögen  auch  den  preufsischen 
Zeitgenossen  des  Kurfürsten  zur  Erklärung  seines  Verhaltens 
gedient  haben.   In  allpn  Kilmpfen  des  stniuliseben  Partikula- 
risrous  gegen  monarchische  Unionsbestrebungen  gingen  die 
Stände  von  der  Voraussetznnt;  aus,  dafs  der  Herrscher  im 
Grunde  el>euso  wie  sie  das  \\o]\\  des  Landes  suche,  dafs  er 
nur  ül»el  beraten  und  aut  falschen  Wegen  sei,  und  dals  sie 
selbst  durch  Bekiliapfung  der  ihn  beherrschenden  bösen  Ein- 
flüsse, wenn  auch  mit  den  Waffen  in  der  liand,  sein  wahres 
Interesse  vertraten.    In  diesem  Sinne  konnten  die  Nieder- 
Uknder  wider  Philipp  IL,  der  französische  Adel  wider  das 

«  Schwerin  an  d.  n  Kurfttrsten,  6716.  Aug.  1670.  (U.-A.  XVI  S.  62S.) 
^  BMCzko  VI  S.  65  and  m  vielen  anderen  Orten. 
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KönititiiiiK  die  Schotteü  gegcu  Karl  1.  mit  der  Losung  :  Für 
deu  ivüuigl  kauipfcü,  in  diesem  Sinne  war  der  ständische  Auf- 
ruhr von  1506  nur  eine  Zurückfülirung  des  durch  höse  Räte 
irregeleiteten  Herzogs  Albrecht  auf  den  rechten  Weg  durch 
seine  getreuen  Stiliide.  Auf  diese  Weise  stellten  sie  einen 
künstlichen  Dualismus  in  der  Persönlichkeit  des  Herrschers 
her,  trennten  die  Person  seihst  von  ihren  Handlungen.  Die 
Person  des  Forsten  wurde  immer  ausgenommen,  sie  stand  Oher 
dem  Kampf  und  den  Parteien,  wurde  stets  mit  Achtung  be- 
handelt,  aber  sie  wurde  dadurch  zu  einer  wesenlosen  Stroh- 

Suppe  ohne  Einsicht  und  Willen  gemacht.  Seinen  Handlungen 
agegen  kam  nichts  Übergeordnetes  zu,  mit  ihnen  war  er 
den  Ständen  selbst  verantwortlich,  sie  konnten  von  diesen 
verworfen  und  ;nifs  schärfste  hekaniiift  werden.  Es  war  eine 
ideelle  Simltung,  die  in  der  rauhen  Wirklichkeit  noch  weniger 
Geltung  behalten  konnte  als  etwa  die  staatsrechtliche  Spaltung, 
die  aus  einem  tlber  mehrere  nur  durch  Personalunion  ver- 
bundene Territorien  herrschenden  Fürsten  verschiedene  Per- 
sonen macht. 

Auch  die  preui'sischeu  Stände  in  unserem  so  bewegten 
Zeitabschnitt  bemühten  sich  nach  Kräften,  diesen  Zwiespalt 
zwischen  Theorie  und  Praxis  aufrecht  zu  erhalten,  es  führte 
auch  hier  zu  eigentttmlichen  Erscheinungen.  Schwerin  schreibt 
einmal  darüber  erstaunt:  ^wann  sie  von  £.  Gh.  D.  hohen  Person 
sprechen,  gebrauchen  sie  allemal  der  allerschönsten  Worte, 
die  eine  unterthänigste  devotion  zu  exprimiren  eidacht  werden 
mögt  II,  allein  dahingegen  werden  alle  E.  Ch.  D.  actiones  und 
Vorhaben  dermafsen  durchgezogen,  dafs  ichs  mit  der  wört- 
lichen Contestation  nicht  zusammeTibriiiircn  kann*."  Sie  selbst 
saiini  noch  in  späterer  Zeit:  Mit  Anführung  ilir^M-  Drangsale 
wollen  sie  dem  Kurfürsten  keinen  Verdruls  machen,  weniger 
die  SchuUi  auf  seine  Person  lej^en.  ..die  aufrichtige  Ti»  ue 
Dero  Landstände  hat  dieselbe  allezeit  davon  ausgeuommen, 
thuts  auch  anjetzo  aufs  allerfeierlichste" Die  Stände  ver- 
sichern wieder  und  wieder  ihre  Untertänigkeit  und  Treue*, 
ihre  Opferwilligkeit  für  das  Haus  Brandenburg*,  sie  be- 
obachten auch  in  Zeiten  schärfsten  Gegensatzes  stets  deu 
Respekt  im  Sprechen  und  Schreiben  gegen  den  Kurfürsten*. 
Wenn  gegen  die  Verfassung  gehandelt  wird,  so  schieben  sie 
nicht  dem  Kurfürsten  die  Schuld  zu,  sondern  einem  Irrtum, 


»  Schwerin  an  den  Kurfürsten.  21  Kehr.  16G2.  (U.  .V.  XV  S.  748.) 
■  Vereinigtes  Bedenken,  20.  Mai  16S0.  (U.-A.  XVI  S.  921  f.) 

*  An  vielen  Stellen  und  zu  allen  Zeiten,  so  U.-.V.  XV  S.  240.  257, 
378  f.,  895,  405,  410,  454  f.,  485;  XVI  15,  22,  55,  345,  725,  764, 
823,  942. 

*  \gl  z.  B.  Ü.-A.  XVI  S.  92.   (SchweriD  an  den  Kurfürsten, 

14.  April  1662.) 

*  So  16Ö1/62.  (ü.'A.  XV  S.  672,  680,  686,  748.) 
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m  der  Überzeugung,  dafs  der  Kurfürst,  wenn  er  nur  besser 
Ton  der  Sache  unterrichtet    sei,   anders  handeln  würde, 
»quoniam  princeps  non  praei>umitur  vellc  nisi  quae  justa 
sunt***.  Dafs  ihre  Beschwerden  nicht  erhört  werden,  k Annen 
sie  nur  daraus  erklären,  dafs  dieselben  dem  Kurfürsten,  ^nicht 
zm  Geuüge  auch  (h  ni  Krheisch  nach  fürgetragen  sein  müssen"  ^. 
Es  sind  die  liatgel)er  des  Kurfürsten,  „ihre  Widerwärtigen** 
am  Hide  und  die  ausfülireuden  Organe  des  Monarchen,  die 
sie  iuiuier  wieder  für  alles  verantwortlich  machen®;  auch 
wohl  als  Strafe  Gottes  legen  sie  die  fürstliche  Ungnade  aus  *. 
So  erklärten  auch  die  Landr&te^  nachdem  sie  eindringlieh  das 
Verderbliche  des  nngewilligteii  Hubenschosses  dargelegt,  zum 
Sehluib:  Wenn  aber  der  Kurfürst  dabei  beharre,  mUfsten  sie 
es  geschehen  lassen,  «dem  Gh.  fiespekt  geduldig  und  aller- 
demütigst sich  unterwerfen  und  gedenken,  dafs  der  Höchste 
es  also  geheifsen'' ^.    „Klagen,  Bitten  und  Flehen  sind  die 
einigen  Schutzwehren  treuer  und  beständig  gehorsamer  Unter- 
thanen",  heilst  es  ein  anderes  Mal®. 

Aber  wie  die  standische  Psychologie  in  der  P'  rsöiilich- 
keit  'h'<  Herr'^cliers  unvereinbare  üegensätj^e  als  beieinander 
woliiiriid  aunalim.  so  finden  wir  bei  ihnen  unmittelbar  neben 
jenen  frommen,  oft  schwülstigen  ?]rgebeuheitsversicherungen 
den  Aufruhr  in  Worten  und  Taten.  Fortgesetzt  mifsliebipfe 
Handlungen  des  Herrschers  können  immerhin  bewirken,  luis 
„ihre  erprobte  Liebe,  wo  nicht  g.ir  mit  untergehen,  dennoch 
sehr  geschwächet  werden  würde  ^,  dafs  ihre  Devotion 
schwinde^,  ja  dafs  zu  besorgen  stehe,  „dafs  auf  den  Fall 
ausbleibender  £rhörung  sich  allerhand  Inkonvenientien  künftig 
ertugen  möchten*  ^  Mit  den  Treuversicherungen  stehen  die 
vielen  Versuche,  dem  Kurfürsten  Feinde  und  im  Auslande 
Schwierigkeiten  zu  machen,  die  massenhaften  Umtriebe  des 
preufsiscben  Adels  in  Polen,  auch  als  keine  rechtliche  Ver- 
bindung mehr  mit  diesem  bestand,  seine  und  der  Königberger 
Verrätereien  in  seltsamem  Einklang.  T'nd  wenn  man  1(502  in 
Königsberg?,  um  die  Ankunft  des  Kurfürsten  zu  verhindern, 
das  Gerücht  vom  Ausbruch  einer  Pest  verbreitete  und  drei 
leere  Särge  aus  einem  Hause  im  Kneiphoie  trug^^,  als  er 


«  Droysen,  Prenfs.  Politik  3,  TT  S,  423 (Deduktion  vom  27.  .lau.  1662.) 

•  Vcitinigtes  iledeukeu,       Juui  H>HL   (U.-A.  XVI  S.  950.) 

•  Vpl  U.-A.  XV  S.  877,  898,  471  f.,  529,  748;  XVI  S.  129,  267,  592, 
662,  HTO.  705,  713,  8ir,,  921  f. 

•  Erklärung  der  btamle.  31.  .Tan.  16fÄ   iV.-\.  XVI  S.  326  f.) 

•  Suppliitatum  der  LauUrate,  19.  Jan.  (V)  lti74.   (Ebenda  S.  795.) 

•  Bewahrimir  der  Oberst&nde,  20.  Okt.  1687.  (Ebenda  S.  1019 
Audi.  I.) 

'  KrKI  ir?5iv/  f!»  r  Hitt^-i-^rlinft,      April  l<w2.    (Ebenda  S.  736.) 

•  i^audiatu  an  den  Kuiluibteu,  April  1612.  (Ebenda  S.  741.) 

•  ErklAmog  der  Ritterschaft,  17.  Febr.  1674.  (Ebenda  S.  795.) 
^  Badsiwilf  an  Sdurerin,  20.  Aug.  1662L  (Orlicb  I  S.  880.) 
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aber  wirklich  kam,  seineu  Kiuzug  prunkvoll  feierte,  so  zeigt 
sich  hier  derselbe  Widerspruch.  Biedermäiiins(  lie  Treuherzig- 
keit und  iutrigauteutuin  wohuen  oft  dicht  ^beieinander,  wie 
überhaupt  die  unverbundeuen  Gegensätze  zum  Wesen  des 
Ständetums  gehören. 

2.  Der  KurfOrsI* 

Auf  der  anderen  Seite  stand  der  Kurfürst  den  St&nden 
•ebenso  innerlich  fremd  gegenüber,  er  sah  in  ihrem  Verhalten 
nur  widerwärtigen  Eigensinn,  ein  jeder  Einsicht  bares  oder 
gar  wider  besseres  Wissen  geübtes  Festhalten  am  Alten  und 
Verrotteten.  Die  ersten  Regierung^ahre,  die  er  in  Preufsen 
zugebracht,  hatten  ihm  ärgerliche  und  fruchtlose  Verhand- 
lungen in  Fülle  beschert  und  mOgen  wohl  dauernd  einen 
Stachel  in  ihm  zurückgelassen  haben.  In  der  Folgezeit  kam 
er  noch  fünfmal  nach  Preufsen,  nicht  öfter,  als  es  durcliaus 
nötig  war.  Seine  Abneigung  gegen  die  Preufsen  wurde  dabei 
nur  vennehrt,  nanu  ntlicTi  als  er  zum  Abfechlufs  der  Verhand- 
1uiil:(  u  auf  dem  langen  Landtage  und  zur  Huldigung  von 
Oktober  1002  bis  Oktober  1003  im  Lande  weilte.  Er  klagte 
bitter  Ober  sie  in  jener  Zeit:  Es  seien  böse  Leute,  mit  Güte 
und  billigen  Mitteln  sei  nichts  bei  ihnen  auszurichten,  gegen 
sie  seien  sogar  die  Kle viseben  fromm:  es  schiene,  als  wollten 
eie  gar  nicht  mit  ihm  in  gutem  Vernehmen  sein  K  Es  ver- 
langte ihn  Ton  Herzen  nach  seiner  lieben  Mark,  er  glaubte 
nicht  eher  gesund  zu  werden,  als  bis  er  aus  diesem  Lande 
heraus  sei^  >Iichts  wolle  bei  ihnen  verfangen,  obwohl  er 
in  allem  „den  gelindesten  Weg''  gehe;  er  fürchtete,  dai's  hier 
nur  Gewalt  helfen  werde.  „Ich  tbu  allhie  nichts  als  mich 
innerlich  zu  eiffern  undt  vtetl  hartte  Pillen  in  mir  zu  sciüicken'', 
schreibt  er  erbittert*. 

Die  unfreundliche  Gesinnung  des  Kurfürsten  wurde  noch 
geschürt  durch  einigi*  eintlulsreiche  Geheime  Kiite,  nament- 
lich Jena  und  Somnitz,  die  stets  zu  scharfem  Vorgehen  reizten*. 
Besonders  in  der  Kunlliktszeit  von  1070/71  war  die  Erbitterung 
in  Berlin  .,üi)er  das  comportement  der  bossen  leutte"  grofs*; 
«ine  Partei  hatte  bei  Hofe  die  Oberhand,  die  den  rechten 
Augenblick  zu  gewaltsamem  Einschreiten  für  gekommen  hielt 
und  diejenigen  als  Verräter  ansah,  die  dem  Kurfürsten  zur 
Milde  rieten*.  Neben  der  kriegerischen  Hofpartei  stachelten 

1        (He  Briefe  an  Schwerin,  Jan.  bis  Juli  1668.  (Ü.-A.  IX 

S.         b47,  ,S.-.2.i 

•  Ebeubo      Ö47,  a54,  855,  Ö60. 

*  Ebenso  8.  886  f.,  848,  852. 

*  (nitachten  von  Jena  und  Somnitz  Mai  1671.  (U.-A.  XVI  S.  696.) 
iSchwerin  au  Crov,  Ii*.  Juni  1671.    (Oi  lich  I  S.  351.) 

»  Der  Kuiliiist  an  Schwerin,  SJiH.  Vehr.  1671.  (Ü.-A.  XII  S.  941  t.j 

•  Schwerin  an  Croy,  12.  Apni  1671.  (Orlich  I  S.  852.)  Gott  ver- 
xeibe  es  denen,  die  am  Hofe  die  Dinge  flbertreiben  und  dem  Knrfbnt 
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auch  die  in  Preufsen  kommaudierenden  hohen  Offiziere  gegen 
die  St&nde  auf,  denn  auch  sie  wünschten  nichts  sehnlicher 
als  einmal  mit  gewappneter  Faust  in  die  von  ihnen  verachtete 

StADdewirtschaft  hineinzuschlagen 

So  kam  ('S  nicinchmal  zu  scharfen  >Itirsnahmen  des  Kur- 
fürsten. SU  flafs  der  Statthalter  Croy  eiuina)  klatzte.  die  un- 
«^Dadi^eii  rescripta  des  Kurfürsteu  verdürheii  meinen  Kredit*. 
Zweimal  erfahren  wir  auch  von  der  Absicht  des  Kurfürsten, 
die  nach  seiner  Meinung  üegen  die  Stände  zu  wcnijr  energische 
prtruisische  Regierung  iiurch  eine  Militärdiktaiur,  wenigstens 
auf  Zeit,  zu  ersetzen*.    Aber  das  ist  ein  wahrhaft  grofser 
Zog  des  Kurfürsten,  dafs  er  immer  wieder  seine  leidenschaft- 
liehe Natur  bezwang  und  auf  die  in  seiner  Lage  gebotene  mittlere 
Linie,  die  Bahn  besonnener  Festigkeit,  zurückkam.  Wie  sehr 
er  im  Grunde  friedlichem  Vorgehen  zuneigte,  das  zeigt  seine 
in  schwerer  Koniiiktszeit  an  Schwerin  erlassene  Weisung,  die 
Stftnde  auch  ftkrder  „glimpflich  zu  tractiren  und  alle  gradus 
der  güte  für  die  Hand  zu  nehmen,  doch  gleichwohl  Unsere 
Jura  in  ncht  zu  nehmen"*.  Gerade  Schwerin  war  der  Wider- 
part jener  Ilitzkoy^fe,  er  riet  80  lange  ^vie  möglich  zu  fried- 
lichen Mitteln,  denn  zwischen  Herrschaft  und  Lntertaueu  sei 
Vertrauen  nötig,  und  wo   man   ihre  Affektion   ohne  Ver- 
kloineriing  der  Hoheit  erhalten  könne,  solle  man  nicht  Zwangs- 
mittel au  wenden*.  Unaufhörlich  riet  er,  Geduld  zu  gebrauchen, 
die  Stände  nicht  abzustofsen,  boudera  ihneu  auch  manchmal 


damit  greifen  Undienst  tun,  schrieb  Schwerin  6./16.  Aug.  1670  an  den 
Kaifürsten.  (U.  A.  XYI  S.  628.)  Der  KurfÜi^t  selbst  erkrankte  vor 
Arper  über  die  Vorgänge  in  Preufsen  an  der  Gicht.  (Schwerin  an  Croy, 
Uli.  Dez.  I»i70.  (")r!i(  h  I  8.  347.)  Über  preufsenfeindli«  he  Einnü^se 
von  Jena  und  Dobersinsky  vgL  auch  Hist.  Zeitschr.  71,  S.  24b  t.  (Ferd. 
Hirsch,  Otto  T,  Schwerin). 

*  Vgl.  die  Berichte  Si  hönings,  10.  Okt  1670,  und  Gdrtzkes  vom  Mai 
1»j74  (U.-A.  XVI  m  Anm.  1  f.),  rrr>v??  vom  27.  Febr.  1674  (ebenda 
b.  i96i;  Croya  Tagebuch,  27.  Nov.  l(>7ü  (ebenda  b.  6451 

Die  Sande  beklagten  sich  auch  mehrfach,  dafe  die  Berliner  Räte 
die  preutsischen  Sachen  in  so  übelem  Sinne  vortrügen:  die  Uitterschaft 
schlug  daher  sputor  vor,  der  Kurfürst  möi^e  «inen  einheimischen  Pn-ursen 
in  den  Geheimen  iiat  ziehen,  .damit  die  preufsischen  Aöaren  besser  be- 
obachtet und  S.  Ch.  D.  trenhcher  rorgetra^en  werden  könnten^.  Vgl. 
die  Bedenken  der  Ritterschaft  vom  11.  Febr.  und  8.  Aug.  1671  (U.-A. 
XVI  S.  t>1)  Anm.  2  n.  705).  ihr  Ii!<rniktinn>(-nf ^vurf  für  die  Deputierten 
nach  Berlin,  Knde  April  16öl  (ebeuda  ä.  95ä  Auni.  IX  Croyb  Tagebuch, 
a  Juni  1672  (ebenda  S.  749  Anm.  2\ 

*  Croy  an  den  Kurfürsten,  6.  Aug.  1675.  (Kbeuda  S.  818.)  Schwerin 
an  Croy,  25.  Nov./. 5.  Dez.  1675.   (f)rlich  II  S.  887.) 

*  Croys  Tagebuch,  5.  Febr.  1671.  (U.-A.  XVI  S.  6ti7  Anm.  1.)  Der 
Karfbrst  an  die  Regierung,  15./25.  Juni  1676.  (Ü.-A.  XVI  S.  823. 
Baczko  V  8.  517  f.) 

*  Der  Karflkni  an  Schwerin,  28.  M&rz/7.  April  1662.  (Orlich  III 

'^'  Schwerin  an  Croy,  18L  NoY.  1670^  Ihnlich  auch  H&rs  und  Sept. 
«7i.  (üflicli  I  S.  3441.,  850t,  863.) 
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etwas  nachzugehen .  um  ihre  Affektion  zu  erhalten  und  zu 
belel)en,  sie  zu  hesst-rem  Vertrauen  zu  brinj^en'.  Su  uit  der 
Kurftlrst  den  Standen  Zulriedeuheit  und  Vertrauen  gezei^zt.  st.-i 
er  stets  zu  seinem  Intent  gelangt  * :  man  müsse  nel)en  der  notigeu 
Festi^^keit  auch  ah  und  zu  kleine  Belobigungen  und  Gnaden- 
erweisungen anwenden.  Gerade  das  scheint  der  aufrechten 
und  wenig  schmiegsamen  Katur  des  Kurftirsten  schwer  ge- 
fallen zu  sein,  gnädige  Worte  zu  spenden,  wenn  er  anders 
dachte;  der  Landmanichall  v.  Brumsee  rief  einmal  erhittert 
aus:  sie  bfttten  vom  KurfOrsten  noch  nie  ein  Zeichen  eines 
gnädigen  Herrn  und  Landesvaters  gebabt*.  Erst  in  den 
späteren  Jahren,  als  der  Trotz  der  Stände  mehr  gebrochen 
war,  hatten  sie  zuweilen  Gelegenheit,  sich  über  eine  hers- 
lichere  Art  des  Kurfürsten  erfreut  und  dankbar  zu  zeigen*. 

ÜV)erhaupt  hat  sich  der  Kurfürst  durch  seine  etwas 
schwerfällige  Gewissenhaftigkeit,  mit  der  er  allzu  ixerade  auf 
das  Ziel  losging,  manchmal  erheblich  geschadet,  besonders  in 
dem  VerfassuuLi^kanipfe  von  ititil — als  er  zu  hartnäckig 
darauf  bestand,  lür  sich  und  seine  >iaclikonimen  ein  festes 
KeclitsverhiUtnis  mit  den  Ständen  herzustellen.  Es  sei  des 
Küiüirsten  gröfster  Schaden,  mahnte  Schwerin,  dafs  er  den 
Leuten,  die  so  grofse  Freiheit  gewohnt  seien,  alles  vorher  und 
auf  einmal  sage,  wie  er  es  mit  ihnen  machen  wolle;  wenn  er 
immer  streng  nach  dem  Buchstaben  in  seinen  Reskripten  vor- 
gehe, werde  er  schwerlich  zu  seiner  Absicht  gelangen  Man 
solle  nicht  auf  zu  ferne  Zeiten  vorbauen  und  die  Untertanen 
reizen,  sich  nicht  das  Werk  erschweren  und  alles  klar  heraus* 
sagen,  was  ihm  die  Zeit  doch  in  die  H&nde  spielen  müsse', 
nicht  auf  Dingen  bestehen,  die  für  ihn  von  geringer  Bedeutung 
seien,  dif^  Stände  aber  sehr  verletzten^.  Um  sie  leichter  zu 
regieren,  müsse  man  liberal  in  Bestätigung  der  Privilegien 
sein,  wenn  man  es  auch  nicht  innehalte"^.  Aber  der  Kurfürst 
konnte  sich  auch  später  nur  hehr  schwer  entsrliliefst'n ,  in 
kleineren  Dingen  manchmal  naclizu^zelien.  um  grölsere  durch- 
zusetzen. Ebenso  ist  er  dem  vortreti liehen  liatschlag  Schwerins, 


»  Vjfl.  Schwerins  Berichte  1661  62  U.-A.  XV  S.  552,  .')56,  565,  672. 
695 f.,  706;  XVI  S.  Ö9,  64,  120 f.,  Ulf.,  172;  sowie  1670  Ü.-A.  XVi 
S.  623  ff. 

*  Schwerin  an  den  Knrfbrsten,  6/16.  Anp  1670.  (Ü.-A.  XVI  S.  62S.) 

"  Croys  Bericht  vom  22.  Aj.iil  1672.   (Ebenda  S.  740  Anm.) 

*  die  ^'oeiniKMen  Bedenken  vom  6.  Juli  16d0  und  vom  14.  Aug. 
lüöo.   (Ebenda  8,  933,  994.) 

»  Schwerin  an  den  Kurfftrsten,  24.  Febr.  1662.  (Orlich  1  S.  8ia) 
Khenso  14.  März  1662  und  18.  Juni  1602,  hier  sind  die  Worte 
des  K:in/Ii  rs  v.  Ko^potli  wiederpepelien.  (U,-A.  X  V  8.  770  f.,  XVI  S.  152.) 
Doberi^insliys  Deukschriit  vom  8.  Febr.  lGü2.   (Ü.-A.  XV  S.  737.) 

^  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  24.  und  HO.  Not,  12.  Dez.  1661, 
81.  Mär/  1662.   (l'.-A.  XV  S.  653  f.,  (168,  695  f..  XVI  S.  04  i 

»  bchwerin  an  Croy,  18.  hov,  1670.   (Orlich  1     844 f.) 
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gegen  die  gesamten  Ständf»  stets  Erlimpfliche  Worte  zu  ge- 
brauolien.  seihst  wenn  sie  auf  unbilligem  Wege  seien,  desto 
mehr  Erust  uiui  Sciiarfe  aber  anzuwenden,  wenn  ein  einzelner 
Stand  sich  otwa^  herausnehme  \  nur  unvollkommen  nach- 
gefolut.  Kr  hat  sich  1662,  wider  die  wiederholten  dringenden 
Mahnungen  seiner  liatjjeber  in  Preufsen,  erst  spät  entschlossen, 
gegen  die  halsstarrigen  Kouigsberger  streng  aulzutreten  %  und 
schwankte  auch  1674  zwisehen  Strenge  und  Nachgiebigkeit 
gegenüber  den  StAdten  80  lange  hin  und  her,  dafö  endlich 
acine  dortigen  Befehlshaber  halb  auf  eigene  Faust  zu  der  an- 
sedrobten  Exekution  sehritten*. 

Man  mufs  eben  berücksichtigen,  dafb  die  innere  Politik, 
die  vor  allem  in  Preufsen  einer  stetigen  und  festen  Befaand* 
luig  bedurft  hätte,  unter  den  sich  stets  vordrängenden,  un- 
ruhigen und  wechselvollen  äufseren  Verhältnissen  zu  leiden 
h.itte.  dafs  dadurch  auch  ihr  Gang  sprun^rli^ft  wurde  und 
oft  üurch  iibermäfsige  Härte,  dann  wieder  durch  mangelnde 
Beharrlichkeit  b^^einträchtigt  wurde.    Die  vcrschiedenarti^^e 
Gestaltung:  d»  i  t  in/olnen  Territorien  erschwerte  die  Politik  er- 
heblich, (las  r.camteuniaterial  war  noch  nicht  genttp:end  durch- 
gebildet, uiii  eine  gute  Durchlührung  der  Mal'snahmen  zu 
gewährleisten.    Der  KuiiUrst  war  wegen  anderweitiger  Be- 
BinderuDg  und  zum  Teil  auch  aus  Unlust  an  den  preul'sischen 
Dingen  in  Zeiten  der  sebwierigsten  Verhandlungen,  in  denen 
4Üe  Autorität  seiner  Persönlichkeit  iriel  vermocht  hätte,  nicht 
im  Lande  anwesend;  er  entschlofs  sich  auch  1662  sehr  spät 
erst  zu  der  Reise  nach  Preufsen,  obwohl  seine  dortigen  Ver- 
treter schon  seit  mehr  wie  einem  Jahre  seine  Gegenwart  als 
dringend  notwendig  bezeichneten  und  später  geradezu  in 
Tenwciflung  gerieten  über  sein  Nichtkommen*.  Mindestens 
VAr  viele  kostbare  Zeit  dadurch  verloren  gegan*ren. 

Die  fast  beständige  Abwesenheit  des  Landesheirn  war 
luitürlirh  ein  nicht  gerinirer  Nncbteil  für  die  Reli.iutiluiiii  der 
ver^Mckeiten  jireufsischen  Angelegenheiten.  Der  Postverkehr 
erforderte  unendlich  viel  Zeit^;  wenn  der  Kurfürst,  der  zu- 

'  Schwerin  |an  den  Karfönten,  14  MSrz  1662.  (Ü.-A.  XV  S.  771.) 

'  Vgl.  die  Rätst hläge  Schwerins  vom  24.  Febr.  (Orlich  I  S.  318) 
und  2.  Mai  (C-A.  XVI  S.  117)  und  RadsiwiUs  vom  1.  Sept.  1662  (U.<A. 
XYI  S.  22o  f.). 

*  Vgl.  CT.*A.  XVI  8.  704  Anm.  und  801  Anm.  1. 

*  Ihre  Bitten  vgl.  Ü.-A.  XV  S.  545,  548,  552 f.,  588;  sie  wurden 
dringender  seit  Frühjahr  16«2.  (Ü.-A.  XV  S.  695,  706.  752;  XVI  S.  64, 
^  m,  129,  130,  138,  139,  142.)  Im  Juli  und  August  gaben  Schwerin  und 
Badihritl  alles  verloren,  wenn  der  Knrf&rst  nicht  bald  käme,  ja  Radzi- 
»in  i>chrieb  II.  August,  in  diesem  Falle  werde  er  um  seinen  Abschied 
liitten,  um  nicht  den  tiram  ins  Grab  zu  nehmen,  dafs  Pronfsen  unter 
•einer  Verwaltung  zugrunde  gegangen  sei,  denn  wenn  der  Kurfürst  nicht 

komme,  werde  sich  alles  anfU^sen.  (Orlich  1  S.  328^880.) 
^  8— 10  Tage  brauchte  ein  Brief  von  Königsberg  nach  Berlin  bexw. 
logfkeiirt. 
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weilen  übertrieben  gewissenhaft  und  angstlich  war,  noch  Rück- 
fragen stellte  oder  seine  Entscheidungen  hinausschob,  so 
braclite  die  entstandene  Verzögerung  seine  Di^er  öfters  in 
peinliche  Verlegenheit.  Dann  war  die  Technik  der  Befehls- 
erteilung noch  wenig  entwickelt.  Einerseits  wurden  die 
Vertreter  des  Kurfürsten  in  den  Einzelheiten,  die  sie  oft 
besser  selbst  beurteilen  konnten,  zu  scharf  an  bestimmte  Be- 
fehle vom  Hofe  gebunden,  anderseits  waren  Weisungen  wieder 
zu  allgemein  gehalten  und  erforderten  Gegenfragen  —  kurz, 
der  schriftliclie  Verkehr  war  viel  zu  schleppend  und  unzuläng- 
lich für  schwierifTc  A'(M'hfUHllnn«ze!i  \u\(\  gefährliche  Zeitläufte. 
Schon  durch  dio^c  rmi^rK^  umstaiiiUn  Ii»»  Art  d^r  l^^L'ierun^  in 
Preulsen  wurde  eine  bewegliche  Tolitik,  ein  Kiuiiciiten  na<"h 
den  jeweiligen  Umständen,  ein  schnell  wechselndes  Spiel  von 
Vordringen  und  Nachgeben,  wie  ult  geiioten  war.  aufser- 
ordentlich  erschwert.  Die  Ratgeber  in  Preufsen  erkuunten 
oft  sehr  richtig,  wo  Festigkeit  und  wo  Nachgeben  am  Platze 
war,  durften  aber  nur  nach  den  Weisungen  handeln,  die  der 
Kurfürst  mit  seinen  Geheimen  Rftten  beschlossen  hatte ;  bitter 
bemerkte  Schwerin  einmal,  durch  das  einseitige  und  schroffe 
Vorgehen  werde  das  ganze  Vertrauen  verscherzt,  wenn  der 
Kurfürst  hier  wäre  winde  er  wohl  anders  handelnd 

Litt  die  Politik  dadurch  an  zu  grofser  Starrheit,  so  er- 
scheint sie  anderseits  oft  schwankend  und  unentschlossen. 
Denn  der  Knrf1\rst  hemülite  sich  in  dem  ausgesprochenen 
Berhtsbewul'stsein,  das  ihn  beseelte,  so  lan<xe  wie  möglich  an 
den  Buchstaben  des  Rechts  sich  zu  halten,  iiiid  glaubte  sich  erst, 
wenn  er  k»  inen  andern  Ausweg  zu  erkeuueu  veriiinrhtc,  be- 
reciitigt,  auch  andere  Mittel  zu  ergreifen.  Das  maclite  ihn 
zuweilen  zaudernd  und  unsicher,  zudem  war  es  ilini  oft  schwer, 
zwischen  den  Ratschlägen  verschiedener  Richtungen  und 
anderen  Einflüssen  den  rechten  Weg  zu  finden.  Sein  Schwanken 
in  solchen  Fällen  aber  setzte  seine  ausfahrenden  Organe 
manchmal  in  arge  Verwirrung,  wie  denn  General  Dönhoff  ein- 
mal klagte:  „Es  ginge  am  Hofe  sehr  verftnderlich  zu,  bald 
wQrde  etwas  gut  geheifsen,  bald  auch  wieder  improbiret*.* 

Trotz  mancher  Fehler,  Versäumnisse  und  mehrfacher  Ab- 
irrungen bewegte  sich  jedoch  die  Politik  des  Grofsen  Kur- 
fürsten ,  im  grofsen  betrachtet ,  in  einer  einheitlichen  Bahn, 
IfMikte  immer  wieder  zum  alten  Ziele  und  hat  so  auch  zum 
rechten  Erfolge  gefuhrt. 


«  Schwerin  an  den  KurfUrsten,  6.  Juni  m2.  (Ü.-A  XVI  S.  141  f.) 
•  Protokoll  des  OberratSi  4.  Juli  1680.  (Ebenda  S.  982  Anm.  2.) 
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Zweiter  Teil. 

Die  wichtigsten  Organe  des  Standetunis: 
Regierung  und  Landtag. 

Erster  Abschnitt  :  *  Die  B^emng. 

1.  Ihr  wesentUcii  ständiseher  Cluirakter. 

a)  Entwicklung  fttrstlich-st&ndischer  Bäte. 

Im  Landtage  besafs  die  „Landschaft"  ihre  verfassungs- 
iuälsige  Vertretuug  gegenüber  tleiu  i'urbtcu,  uud  alle  wich- 
tigeren Landesangelegenheiten  wurden  durch  die  Verband- 
iangen  der  beiden  einander  nebengeordneten  Inhaber  der 
Staatsgewalt,  Fürst  und  Stande,  erledigt  Aber  auch  in  den 
laufeDden  Geschäften  der  Verwaltung  hatten  sich  die  letzteren 
eine  sehr  erhebliehe  Anteilnahme  zu  sichern  gewufst  ver- 
mittelst einer  gemeinsamen  obersten  Landesbehöi^e,  der  fürst- 
lich-stAndischen  Oberrate. 

Überall,  wo  die  Stande  an  Macht  emporkamen,  traten 
sie  sehr  bald  mit  dem  ATisprucli  auf  "B«^teiligunp:  an  drm 
Regiment  des  Landesheim  hervor  uud  mit  der  Forderung, 
dal's  Vertreter  von  ihneu  zu  dessen  persönlich  ein  Rate  hinzu- 
gezogen würden.  In  den  grofsen  süddeutschen  Territorien 
waren  solche  stÄudische  „geschworene  Käte"  schon  seit  dvm 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  eine  stehende  Fiinrichtuni?  ^  in 
dem  dem  Ordeuslande  benachbarten  Pünimern  war  seit  Aulaiig 
des  15.  Jahrhunderts  ein  ständischer  Ausschufs  als  Rat  des 
Landesherm  tätig.  In  Preufsen  mufste  der  Hochmeister  schon 
1412,  also  fast  gleichzeitig  mit  dem  Beginn  eines  eigentlich 
ständischen  Lebens,  die  Einrichtung  eines  aus  Ordensrittern, 
Prälaten  und  Vertretern  von  Land  und  St&dten  bestehenden 
Landesrats  bewilligen;  indessen  gelang  es  dem  hier  noch 
stark  überwiegenden  Einäufs  der  Landesherrschaft,  diesen 


'  Vgl.  Lnsi  hin  v.  Ebengreuth,  Die  Anfänge  der  Landstände. 
HiJtor.  Zeitschr.  7ö  (1897),  UifL 
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Rat  Tun  ihrem  Zwecke  dienstbar  zu  machen,  so  dafs  er  den 
Ständeu  nichts  nützte  iiiul  iinbetrauert  bald  einging  V  Di»^ 
Stände  schlugen  14  )"  «  nie  xseueinricbtnng  des  grolseu  liates 
vor,  doch  wich  der  Huchmeister  aus'^  und  kam  erst  anf  der  , 
Tagfahrt  zu  Elbing  vom  I  J.  November  1432  ihren  Wünschen 
wenigstens  einigermalsen  entgegen,  um  ihren  wachsenden  Un- 
wiilen  zu  beschwiehtigen.  Er  berief  vier  „von  den  Landen'' 
—  denn  die  auch  zur  Teilnahme  aufgeforderten  SUdte  lehnten 
ab,  jedenfalls  weil  ihnen  diese  Einrichtung  unzulänglich 
erschien  —  als  geschworene  Bäte,  die  in  allen  Landes- 
angelegeuheiten  zu  seinem  aus  Prälaten,  Gebietigern  und 
angesehenen  Ordensrittern  bestehenden  geheimen  Rate  hinzo- 
gezogen  werden  sollten*.  So  bildeten  diese  vom  Landes herm 
ernannten  und  besoldeten  Landesräte  oder  „Rüte  von  Haus  ; 
aus"  eine  Erweiterung  des  engeren,  l)estiiudigen  Onlensrat^. 
sie  waren  Vertraueuspersonen  des  Landeslierrn  und  des  Landen 
zugleich.  Ihre  Zahl  vergröTserte  sich  mit  der  Zeit,  und  auch 
Städtevertreter  wurden  nachmals  lnnzug(^zogen*.  Immerhin 
war  der  Anteil  der  Stände  an  der  Landesregierung  ein  recht 
bescheidener;  das  änderte  sich  indessen  völlig,  als  mit  der  ; 
Säkularisation  v.  1525  das  Ordensregiment  durch  ein  fürstlich-  i 
ständisches  Behördenwesen  ersetzt  wurde.  An  die  Stelle  der 
Komture,  Ydgte  und  Pfleger  traten  nun  in  der  Bezirks* 
Verwaltung  die  Amtshauptleute,  an  die  der  Gehietiger  im 
engeren  Rat  und  in  der  obersten  Landes  Verwaltung  die  fttrst- 
lichen  Hausbeamten:  der  Hofmeister,  Burggraf,  Kanzler  und 
Marschall,  nebst  einigen  Hof-  und  Gerichtsraten.  £nt- 


'  Vgl.  Toppen,  Ständfakteu  I  S.  208  ff.,  530  ft.;  Toi)i>eii,  Der 
deutsche  Ritterorden  uiul  div  Stände  Preufcens.  Histor.  Zcitsi  hr.  46 
(1881)  S.  445  ff. 

*  Jii  iUtornn  \\'(Mken  tmd  auch  in  neueren  EinzelabLaiidlunpffn 
findet  sich  die  irrtümliche  Ansicht,  als  sei  der  1430  erbetene  als  stau- 
discher Kegiernncrsausschiifs  gedachte  grofse  Liindesrut  wirkli»  h  t  rrii  litet 
worden*  auch  \  '»tit,  Geschichte  Preufsens  VII  S.  559  f.,  bn  iditct  davon, 
äufsert  nber  (iami  (S.  ofvO  Anm.  1)  selbst  Zweifel,  ob  die  Einrirlitnn«;  io 
Kraft  getreten  sei.  Tatsächlich  gesluiid  erst  der  König  von  Polen  1454 
den  preufsischen  Ständen  die  Krrichtuiiii  eines  Bolchen  grofsen  Rates  zu, 
der  rar  das  polnische  Preufsen  auch  nach  dem  Thorner  Frieden  bestehen 
blieb,  wilhrend  Ustpreufsen  sieb  iindi  mit  dem  14:V2  eiii^'esntztrn  stän 
dischen  Beirat  zum  geheimen  Kut  des  Hochmeisters  begnügen  muffte. 
Vgl.  Hartknoch  S.  629. 

*  T6ppen,  Ständenkten  I  S.  571  f.  Die  ?ier  ersten  geschworentfo 
Räte  wnroii:  Botho  v.  Kiileiiburg,  Job.  v.  Baysen,  Hans  t.  Logendorff, 
^iclas  (ierlach  v.  äparweiu. 

*  So  Tersammelten  sich  1501  sieben  vom  Lande  „und  die  von  den 
drei  Städten  Königsbergs  zu  einer  Landratssitzung,  1503  wurden  durch 
Amssc  hreiben  zwölf  vom  Lande  d.  h.  vom  Herren- und  Adeistande  berufen* 
(T  0  p p  e  n ,  Standeakten  V  b.  457  Ii.  und  480.) 

»  Über  die  Umwandlung  der  Behördenorganisation  des  Ordens  in 
eine  landesfürstliche  und  die  Entstehung  des  Kollegiums  der  Regimcnts- 
räte  sind  Einzelheiten  anscheinend  nicht  überliolort:  die  preul^ischen 
Cicüchichtscbreiber  gehen  nur  Üuchtig  darüber  hinweg. 
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ficViddend  für  die  Ausgestaltung  der  Stellung  jener  vier 
DtmiDeliT  höchsten  Beamten,  der  ,R«gimeDts-  oder  ()])err&te'' 
aber  wurde  das  mächtige  Emporsteigen  des  Adels  unter  Herzog 
Alhrecht  V    Indem  er  diese  obersten  Landesamter  iinuz  allein 
liir         den  eingesessenen  Adel,  in  Anspruch  nahm,  sorgte 
»r  dafür,  dals  ihre  Becieutung  weit  iXhev  das  Maf's  hoher 
für>tlicher  Heamleu  gehoben  und  aus  ihnen  ein  stäuciisdier 
A u  f s i c  h  t s  r a  t  neben  der  Pereon  des  Ftlrsten  gemacht  wurde, 
mit  so  weitgehenden  Machtbefugnissen,  dafs  sie  eine  würdige 
Krönung  dieses  mächtigen  und  kunstvollen  standischen  Staats- 
btii«  Mldeten.  Sie  waren  auf  den  Landeaherni  und  die 
Veifusung  vereidigt  Ihnen  war  die  Beobaehtung  der  Privi- 
legien anveitrant,  ja  sie  waren  berechtigt,  den  Fürsten  zu 
deren  InnehaltUBg  zu  ermahnen.  Aufser  ihnen  sollte  niemand 
dem  Landesherrn  Ober  Landesangelegenheiten  vortragen  dürfen. 
Damit  nicht  einer  von  ihnen  eine  zn  mächtige,  günstlings- 
artige Stellung  erlange,  sollten  sie  kollegialisch  beraten  und 
he-rldiefsen .   und  Ixeiner   ohne  Wissen   der  andern  etwas 
verordnen   oder  an  den  Fürsten   bringen.    Alle  Befehle  in 
prt^iil'sisi'hen  UniL^rn  ])e(lurft<'n  Uwrv  Zustimmung.  Die  ganze 
irineie  I,;uidesver  waltung  war  ihnen  unterstellt:  nur  die  inner- 
kiiciiiiiiieu  Angelegenheiten   hatten  das  samländische  und 
poraesanische  Konsistorium  (seit  1587)  unter  sich,  die  oberste 
Rechtspflege  war  dem  1578  von  der  Oberratstube  abgespaltenen 
Hofgericht  übertragend    Bei  Abwesenheit  des  Herrschers 
außer  Landes  und  bei  Thronvakanz  aber  waren  die  Regiments- 
riUe  als  Statthalter  bezw.  Regenten  im  Besitze  aller  Regiernngs- 
befngnisse  und  konnten  dann  auch  selbständig  Landtage  und 
sonstige  Zusammenkünfte  verschreiben. 

Sehr  sinnreich  hat  der  preufsische  Adel  diese  oberste 
und  wichtigste  Landesbehftrde  mit  dem  ganzen  Verwaltungfr- 
organismus in  en liste  Verbindung  gebracht  und  aus  dem 
]^»!!?M"fl(M]wpst»Tt  rwivn  l<unstvollen ,  in  sich  geschlossenen,  nur 
item  em«iesesseneu  A(iel  zugänglichen  Aufbau  gemacht.  Die 
lieginieuL^riUe  hatten  das  Vorschlagsrecht  für  alle  Ämter  im 
Lande,  namentlich  für  die  besonders  wichtigen  Ilauptmanns- 
stellen.  Sie  selbst  er;jänzten  sich  durch  Kooptation  -  die 
endgüliige  Krnennung  stand  natürlich  dem  Laudesherrn  /u  — 
aas  den  Oberhauptleuten,  den  Verwaltern  der  vier  Königsberg 
zunichst  gelegenen  Ämter  Brandenburg,  Schaaken,  Fisch- 


'  Ihe  Kegimeiit£»uotel  vom  lö.  Nov.  1542(i'riv.  fol.ö3aä.),  das  kleine 
Onadeopiivileg  von  1542  (Priv.  fol.  $0«  f.X  der  Rezefe  Tom  25.  Okt.  1566 
(Priv.  fol.  69a  f.),  das  Testament  Herzog  Aihrechts  vom  17.  Febr.  1567 
(Prir.  foi  71b  ff.)  und  schließslich  die  h  'krote  vom  13.  Juli  1609  (Priv. 
I0.V-I05)  entbaltca  die  im  tolgeudeu  kurz  erwähnteu  Bestimmuogen. 
'  Die  auswärtigen  Angelegenheiten  waren  dem  Zasammenwirken 
401  Pttniea  und  des  Laadtags  rorbehalten,  nieht  den  Oberrftten  über- 
Imeii. 
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hausen  und  Tapiau*,  die  wiederum  nur  aus  audereu  Hauptp 
mannsstelleu  hervorgelien  konuten. 

Auch  der  oberste  Hat  des  Landes  nahm  nun  eine  andere 
Gestalt  an.  In  allen  wichtigen  Hiindeln  sollten  die  vier  Ober- 
hauptleute und  drei  Fersuuen  aus  den  Räten  der  Städte 
Königsberg  von  den  Regimentsräten  hinzugezogen  werden; 
für  dieseo  Rat  der  elf  Personen  wurde  auch  der  Name  „  Kleines 
Konsilium**  gebräueblieli Zu  diesem  erweiterten  Staatsrat 
konnten  je  nach  firfordemis  auch  andere  Landiftte  und  die 
täglichen  Hof-  und  Gerichtsrftte  berufen  werden*  Das  Kollegium 
der  Landräte  bestand  daneben  noch  fort  und  zählte  auch  die 
Eegimentsräte  und  die  Hofgerichtsräte  zu  seinen  Mitgliedern, 
doch  verwandelte  es  sich  mit  der  Zeit  aus  einem  fürstlichen 
Rnt<*  in  einen  Landstand ^;  als  r  intlnfsTf  ichstes  GVm\ 
standischen  Verfassungskörpers  entfalteten  sie  nun  ihre  Hau|)t- 
tMti^rkeit,  während  die  Regimentsräte  die  Spitze  des  Ver- 
waltungäorganismus  bildeten  ^ 

» 

b)  Der  Kurfürst  und  die  Oberräte. 

Wie  die  preufsische  Behördeuorganisation  unter  dem  üliei- 
mächtigen  Einflufs  des  Adels  sich  einmal  entwickelt  hatte, 
waren  die  Überräte  dem  Fürsten  mehr  als  Wächter  der  Ver- 
fassung, als  Bevollmächtigte  der  Stände,  ja  als  Werkzeuge 
der  materiellen  adligen  Anspräche,  denn  als  Berater  und 
Diener  zur  Seite  gesetzt.  Mit  ständischem  Geiste  erfollt,  auf 
die  ständische  Verfassung  verpflichtet  und  durch  sie  nach 
allen  Seiten  gedeckt,  bildeten  sie  mit  ihren  unerhörten  Macht- 
befugnissen die  nächste  und  vornehmlichste  Klippe  für  jede 
Ausdehnung  der  fürstlichen  Gewalt.  Vollends  unerträglich 
waren  die  nnhescliränkten  Horrscliorbefu^nif?se ,  die  ihnen  im 
Falle  der  Abwesenheit  des  Laiidesherrn  zustandf^i .  als  mit 
den  braii(loiil)ur?:?isrhen  Kurfürsten  (li<*  Gebieter  HKlnt-rer 
Territorien  die  Herrschaft  erhielten.  Diese  hatten  unter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  entweder  ständig  ihren  Sitz  iu 
dem  entlegenen  Preufsen  nehmen  oder  dieses  Land  ganz  der 
Verwaltung  der  Oberräte  als  Statthalter  überlassen  müssen. 


^  Nur  veuu  zum  Ivaiizleramt  kduer  der  vier  Oberliauptieute  tUchtie 
befunden  wurde,  konnte  statt  dessen  auch  ein  anderer  Prenfte  von  Adel 
ernannt  werden.   (Dekr.  v.  1609.    Priv.  fol.  103a,  AI.  ..Vrimo  quidem".) 

*  Statthalter  und  ni»rTrü(('  .in  den  Kurfürsten.  '21  Ati-j.  1662.  fU.-A. 
XVI  S.  204.)  Die  Hinzuziehung  der  drei  Bürgermeister  vou  Kouigsbeiig 
neben  den  Bischöfen  und  Gebie tigern  zum  obersten  Rat  und  zu  Statt- 
haltern kam  schon  unter  dem  Hochmeister  Albrecht  Tor.  (Hartknoeh 
S.  649  f.) 

Die  Mitglieder  des  kleinen  Konsiliums  waren  als  Räte  vereidigt, 
sie  stimmten  per  m^jora.  (Hegimentsnotel.  Priv.  fol.  58b  f.) 
«  V^I.  unten  S.  68  f. 

*  Die  pesamten  Obliegenheiten  der  Oherräte  sind  aufgezählt  im 
Verfassungsentwurf  von  1661.   (Zeitschr.  f.  Treufs.  Gesch.  XI  S.  47—56.) 
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Der  Giofse  Kurfürst  ging  daher  gerade  in  diesem  Pankte, 
eher  und  schärfer  wie  gegenüber  den  Stftnden,  von  Yornherein 
WBt  klarer  Einsicht  und  festem  Willen  vor. 

In  er<t*»r  T,iine  kam  es  darauf  an,  ihre  in  Zeiten  iiröfster 
moijarchi^rhtM-  Schwäche  und  ständischer  Anarchie  begründete 
und  über  Gebühr  aiisijeweitete  Maciitstellung  wieder  auf  ein 
ertrügliches  Mafs  zurückzuführen.    Dazu  war  es  notwendig, 
dais  sie  von  dem  engen  Verhältnis  zur  Verfassung  losgelöst 
und  zu  fürstlichen  Beamten  gemacht  wurden,  dafs  nicht  die 
Verfassung,  sondern  der  dem  Fürsten  geleistete  Eid,  der 
Gehorsam  gegenüber  seinen  Anweisungen  und  Befehlen  ihre 
Richtsebniir  imrde.  So  fafste  der  Kurfürst  es  auf  und  betonte 
inuner  wieder  aufs  entschiedenste,  daf^  sie  seine  Rftte  und 
Diener  seien ,  die  einzig  und  allein  von  ihm  abhingen  und 
sonst  sieh  nichts  anzumafsen  hätten.  Sie  sollten  sich  erinnern, 
dafs  sie  „uns  mit  schweren  Eiden  und  Pflichten  verwandt,  und 
'?f<r<  das  8tück.  mit  welchem  sie  zu  denen  Unterthanen  gehören, 
mit  der  Ptticht,  wormit  sie  Uns  verwandt,  nicht  von  gleichem 
Gewicht  sei  und  in  paralel  stehe'*     Von  Anfang  an  benutzte 
er  die  Oherräte  nur  nls  srinr  ansftthrencien  Organe  \uv\  band 
sie  an  bestinnnte  und  naclidruckliche  Verordnungen.    Als  er 
Preufsen  verliefs,  hinterliefs  er  ihnen  eine  eingehende 
Instruktion^  für  ihre  ganze  Tätigkeit,  verpflichtete  sie,  alle 
wichtigen  Sachen  ihm  zur  Entscheidung  zuzuschicken,  uud 
Üherliefs  ihnen  nur  das  Belanglose  zur  selbständigen  Erledigung 
—  also  ganz  gegen  die  Verfassungshestimmungen.   Ais  er 
aber  bei  Neuregelung  der  Verfassung  es  klipp  und  klar  aus- 
fpracfa,  dafb  den  Oberraten  nur  das  zustehe,  was  ihnen  kraft 
ihrer  Instndction ,  Bestallung,  Eid  und  Pflichten  als  treuen 
und  gehorsamen  Räten  und  Dienern  gebühre*,  da  wandten 
die  Stände  mit  Recht  ein,  dafs  er  ihre  Verrichtungen  nicht 
J^nf  die  Landesverfassunp:en  fundiere,  sondern  nur  auf  ihre 
B*'^tal1nngen  „und  privat  instnirtionps'*^.    Indessen  vorfuhr 
der  Kurfürst  ungeachtet  des  auch  ieruerliin  von  den  Stand on 
liäutig  erhobenen  Widei.-pruchs  in  (b-r  Praxis  nach  seinen 
Grundsätzen.    Er  erwiderte  den  Ständen,  als  sie  ihn  wieder 
daran  erinnerten,  dafs  die  Oberräte  „nicht  hlol'se  ne^oiuiium 
gestores  et  ofticiales  monieutanei,  sondern  ordinarii  reginiinis 
conciUarii"  seien,  mit  unzweideutiger  OiTenheit:  „Die  Oberräte 

»  n.r  Ktirfiirst  »o  Croy,  21ML  Juli  1682.   (U.-A.  XVI  S.  976.) 
'  IiiätriiktioD  Itur  die  preufs.  Überräte,  16.  Febr.  1648.   (Prot.  u. 
Bei  l  S.  589  -604.) 

*  Der  Knrfüret  an  Scliw.  riii  12J22.  Dez.  im.  (Orlich  III  S.  109.) 
Kurfürstl.  Deklaration  vom  15.  iu-y.  1662.  (U.-A.XVi  &  310.)  Landtags- 
abichied  vom  1.  Mai  1663.  (Ebenda  S.  420.) 

*  (ieeinigte  Bedenken  t.  12.  Jnli  1061  n.  87.  M&rz  1662.  (U.-A.  XY 
S.  524,  XVI  39).  Bittsrhrift  der  Stände,  19.  Dez.  1662.  (U.-.\.  XVI 
a.mt)  Bedenken  der  Landrate,  13.  Jani  1663.  (Ebenda  ä.  432.) 
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wären  und  blieben  Jjrac  iiiui  Diener,  wt-lrlie  einzig  und  allein 
von  ihreu  Herreu  depfudireten  und  keine  Macht  oder  Gpvvalt 
hätten  ohne  des  Herrn  Wille  und  (ienehmbaltung,  ihrer 
Instruktion  und  Amt  zuwider  etwas  in  des  Herren  Sachen  zu 
handeln  und  zu  schliei'sen  Die  Oberräte  selbst  fügten  sich 
wohl  oder  übel  diesem  starken  Herrschenrillen ;  als  sie  sp&ter 
einmal  nur  den  sehr  bescheidenen  Einwand  erhoben:  Sie  seien 
mit  teuern  Eiden  dem  Kurfarsten  und  der  Landesverfassung 
verpflichtet,  mülsten  daher  von  unverfassungsmftfsigem  Vor- 
gehen abraten,  jedoch  gehorchen,  wenn  der  Kuiifttrst  auf  seinem 
Befehl  bestehe  —  da  wies  sie  der  Kurfürst  rauh  ab:  Ihm 
wäre  es  lieber  gewesen,  wenn  statt  ihrer  erneuten  Vorstellung 
sein  Befehl  ausgeführt  T^ordcn  wäre:  es  wundere  ihn  sehr, 
dafs  ihm  allezeit  von  seiueu  eigenen  Bedienten  widersprochen 
werde ^.  Die  Oberrftte  erkannten  nmi  und  sprachen  es  auch 
au>  .  dals  sie  allen ,  auch  den  Verlassungeu  /Aiwiderlaufendeii 
Befehlen  des  Kurfürsten,  den  sie  gar  „des  Landes  ah^üluteü 
Herrn  und  Vater"  nannten,  unbedin^^ten  Gehorsam  leisten 
imiibten  ^.  Damit  bekannten  sie  sich  seihst  als  rein  monarchische 
Beamte« 

Der  Kurfttrst  hatte  schon  1660,  vornehmlich  durch  die  Er- 
nennung des  früheren  Generalkriegskommissars  Johann  Emst 
v.  Wallenrodt  zum  Landhofmeister,  erreicht,  dafs  ihm  die 
Oberräte  als  Oberherrn  einen  den  neuen  Verhältnissen  ange- 
messenen Eid  leisteten  \  Auch  ihr  Titel  sollte  in  dieser  Zeit 
geändert  werden.  Die  bei  den  Ständen  übliche  Bezeichnung 
„Regimentsräte"  war  dem  Kurfürsten  schon  immer  anstöfsig 
und  zu  anspruchsvoll  ersrhienen,  er  hatte  sie  stets  „OherrSte" 
genannt.  Kr  wollt43  jenen  Titel  sogar  verbieten ,  doch  riet 
Schwerin  davon  ab;  auch  über  die  im  Verfassun^^süistrument 
jiebrauchteu  Bezeichnungen  „Statthalteude  Käte "  und  ^liegie- 
ruugsräte"  beschwerten  sich  die  Stände,  so  dafs  es  der  Kur- 
fürst auf  Schwerins  Aiaatfii  weiii^^teus  bei  den  „Oberräten'" 
bewenden  liefs*. 

Neben  seinen  Mafsregeln  allgemeiner  Natur  ging  der 
Kurfürst  sehr  tatkräftig  in  der  Beschränkung  der  oberrätltchen 
Befugnisse  in  der  materiellen  Verwaltung  vor,  namentlich 
auf  dem  Gebiete  des  Kammerwesens.  Herzog  Albrecht  hatte 
den  Regimentsräten  die  ganze  Haus^  und  Kammerverwaltung 


'  CfelniRtos  BrMlf'nkf-n,  1.  Dez.  IfiTO.  (I  .A.  XVI  t>.  668  u,  672. 
Kurf.  Abulitio  gravamiuum  v.  30.  Jan.  1671.    (Kbeiida  S.  683.) 

'■^  Die  Oberräte  an  den  Kurf,  14.  Juli;  der  Kurf,  an  die  Regierungt 
14^4  .Tnli  1679.   (Ebeiuli.  S.  v-fq  f.  „  mo7.) 

^  Die  Hc'jirrtinfr  .-in  (itiicral  I  >i»nliot}"  4.  .Iiili  16S0.  il^hoiidn  S.  032 
Alim.  3.)  Vpl.  auili  die  ^ihreiheii  der  lieg,  aa  den  Kuil.,  7.  Nov.  16Ty 
und  21.  Kehr.  1681.   (Khenda  S.  910  Anm  1,  S.  950  Anm.) 

*  Radziwill  nn  Sdiwerin,  4.  Auer.  IflGO.  (Orlich  I  S.  286.)  Der  Kur- 
fürst an  den  Statthalter,  Kleve  1.  .Marz  UUU.    (V.-A.  XV  8.  476.) 

*  Schweriu  an  deu  Kurfürsieü,  2^.  April  1602.  (Ü.-Ä.  XYl  S.  112.) 
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ftbert^ilgell^  und  das  batte  in  den  folgendea  Jahrzehnten 
zu  einer  tollen  Schleuderwirtschaft  in  Domänen-  nnd  Lehn- 
sacheü  zu  Gunsten  dos  Ariels  geführt.  Dem  Kurfürsten  und 
aeinen  absolutistisch  gesiuuteu  Räten  erschien  die  „angemaiste 
Autorität"  der  Uberräte  iu  Kammersachen.  also  über  fürstliches 
Privateigentum,  als  besonders  unerträglich,  sie  sahen  hierin, 
nifht  mit  Unrecht,  eine  Quelle  alles  Übels  in  Preufsen,  denn 
die  Verringerung  der  Einkünfte  hatte  die  Abhängigkeit  des 
Herrschers  von  staudischen  Willigungen  zur  Folge  ^.  Der 
Knrfllrst  aaehte  nicht  nur  alsbald  durch  Ämtervisitationen 
Ordaong  zu  schafien,  sondern  bemQlite  sich  &neh»  von  den 
Domänen  und  Regalien  soviel  wie  mdglicfa  der  Verwaltang 
der  Oberrftte  zu  entziehen  und  in  seüie  unmittelbare  Ver- 
fagnsg  unter  rein  fürstliehe  Behörden:  SchatuU-,  Forst-,  Zoll-, 
Bernstein  Verwaltung  zu  bringen.  Er  ging  darin  so  energisch 
vor,  dafs  nicht  nur  die  Oberrftte  sich  bitter  beschwerten, 
sondern  selbst  seiTie  geheimen  Räte  ilin  bewogen,  jene 
etvas  mehr  bei  ihren  Befugnissen  zu  lassen^.  Anrh  rlen 
Kamniermeister  machte  er  ihnen  gegenüber  selbständiger  uuü 
behielt  sich  alle  Änderungen  in  der  Domänenverw^fltiing, 
sowie  alle  Entscheidungen  betnffeud  Lehn-  und  kulmische 
Güter  und  Gnadensachen  allein  vor*.  Im  übrigen  gelang 
es  jedoch  erst  1710 — 13,  die  ostpreufsische  Kammer  aus  ihrer 
Abhängigkeit  von  den  Oberräten  zu  lösen  und  sie  ganz  unter 
die  Zentralverwaltung  zu  stellen  ^ 

c)  Die  St&nde  und  die  Oberrftte. 

Die  Oberrftte  befanden  sieh  in  einer  Obeln  Zwitterstellung 
zwischen  zwei  kftmpf enden  Gewalten;  dem  Kurfürsten  waren 
sie  zu  sUndiseh  gesinnt,  den  Stftnden  schienen  sie  zu  wenig 
ihre  Interessen  zu  verfechten.  Denn  wie  der  Kurfürst  ihre 
Dienste  uneiD geschränkt  für  sich  beanspruchte,  so  verlangten 
die  Stände,  dafs  sie  als  die  „patres  patriae"  für  Erhaltung 
der  Privilegien  sorgten,  an  denen  sie  soviel  Interesse  hätten 


*  RegiBMiitsiiotel  von  154S.  (Prir.  fol.  54b,  AI.  »Die  Haushaltung*.) 

«  Dobersinskvs  Denkschrift,  8.  Febr.  1662.  (U.  A.  XV  S.  732,  737.) 
Der  Kurfürst  au  S.hwerin,  7.  u.  20.  April  1662.  fOrlirh  III  S,  152,  155.) 

*  Relation  Burgsdorts,  22.  Febr.  1644.  Geheime  itat8i>itzung  vom 
IU16l  Jnli  1644  mit  den  Berichten  Bumdorfs.  (Prot.  u.  Bei.  II  S.  824, 
537,  .588  Anm.,  540  Anm.,  541  Anm.,  542.)  Vgl.  auch  Triebel.  Finanz« 
T<»rwaltunp.  Da  die  kurfürstliche  PrivatkasoP.  (Mo  Schatulle,  eine  letiig- 
lich  knnuärkische  Einrichtung  war,  so  war  die  Einbeziehung  preufsischer 
6e(3Uie  in  rie  TeifasBangswidrig.  (Vgl.  Acta  Borussica,  Die  Behörden- 
Organisation  u.  die  allgemeuie  StaatBrerwaltong  PreoTaens  im  18.  Jahrh., 
B<L  I  Einl.  S.  88.) 

*  Instruktion  v.  16.  Febr.  1643.  (Prot.  u.  KeL  I  S.  601.)  Erumeruugeu 
der  Stinde,  la  Jnli  und  12.  Des.  1662,  Landtagaabschied,  1.  Mai  lw3. 
lU^A.  XVI  S.  185,  302,  420  f.) 

*  Acu  Borussica,  a.  a.  0.  S.  92  f. 
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„als  die  Säulen  an  eiuem  Gebäude"  ^  Der  Kurfürst  tjidelt*^  sie, 
dafs  sie  zu  viel  lUicksicht  auf  di(  stände  nähmen,  diese  zu 
wenig  in  den  Schranken  der  Achlunp:  und  des  Gelior^nnis 
hielten,  ja  sie  aufreizten  und  die  meisten  Schwit riglieiten 
machten*.     Die  Stände  da?e^?en  schrieen  öffentlich  Rache 
über  diejenigen,  die  den  Zuhtaiul  des  Landes  dein  Kiu  fürsteu 
verschwiegen  und  gaben  ihnen  die  Schuld  an  den  sie  drtlckendeD 
LiBtea*.  Sie  mufften  sich  gar  einmal  von  einem  adligen 
Al>geordneten  sagen  lassen :  wenn  die  hiesige  Regierang  nichts 
remedieren  und  ihnen  helfen  könnte,  würden  sie  sich  eine 
andere  suchen  müssen^.   Solche  Vorwilrfe  mufbten  sie  um 
so  bitterer  treffen,  als  sie  doch  im  Herzen  meist  ganz  ständisch  < 
gesinnt  waren  und  unter  dem  Drucke  des  Kurfürsten  nicht 
anders  handeln  konnten.  Daher  nahmen  sie  vielfach,  namentlich  ■ 
in  erregten  Zeiten,  ihre  Zutiiirht  zu  listigem  Dopj>elspiel.  • 
Ihre  Haltung  auf  dem  grol'sen  Landtage  von  lötH — (>:i  wirlt 
darauf  ein  Streiflicht.    Der  Landhofmeister  v.  "Wallenrodt  ; 
und  der  Oherl)nrggraf  v.  Kainein  werden  als  kurfürstlich 
gesinnt  bezeichnet,  doch  hatten  sie  dafür  keinen  Kredit,  bei 
den  Ständen  etwas  durchzusetzen,  ja  der  erstere  war  wegen  ! 
seiner  monarchischen  Haltung  verhafst.    Sehl  klug  wufste  ■ 
sich  der  Obermarschall  Wolf  y.  Kreytzen  zu  halten,  er  verdarb 
es  mit  keinem,  denn  er  hatte  grofsen  Kredit  „und  ob  er  zwar 
sehr  anf  die  Privilegia  siebet,  «o  ist  er  doch  gewifa  E.  Gh.  D. 
sehr  affectioniret  und  läfst  sich  auch  endlich  durch  RaisoDS 
gewinnen" auch  der  Kurftirst  urteilte  später  von  ihm,  er 
halte  sich  sehr  wohl.   Der  Kanzler  v.  Kospoth  dagegen  war 
erkannt:  er  habe  es  „daumdicke  hinter  die  obren",  er  stelle 
sich  vor  dem  Kurfürsten  „wie  ein  Kngel"  und  rate  dabei  den 
Ständen,  wie  sie  es  machen  sollten''. 

Die  Haltung  der  Oberräte  in  jenen  Zeiten  des  Kampfes 
und  der  erstarkenden  Monarchie  war  eine  durchweg  schwäch- 
liche, ihre  Holle  eine  wesentlich  leidende;  Entschuhiigungeu 
ihres  Veihalteus  nach  dieser  und  jener  Seite  und  Klagen 


»  Bedenken  aller  Stände,  7.  Oktober  1657.  (l'.-A.  XV  S.  897.1 
Die  Stände  an  die  Herren  Regimentsräte,  prs.  9.  März  1647.  (Ebeiuia 
8.  389.)  Erklärung  der  gesamten  Stände,  dl.  Jan.  1668.  (U.-A.  XVI 
S.  327.) 

«  Der  Kurfürst  an  die  Oherräte,  26.  Jan.  1661.  (U.-A.  XV  S.  473f.) 
Der  Kurftirst  an  Crov,  31.  Juli  1B.S2.  (U.A.  XVI  S.  976.)  Der  Kurfürst 
an  Sciiwerin,  28.  Mär^/7.  April  und  30.  Not.  1662.  (Orlich  UI  S.  152 
und  U.-A.  IX  8.  84:3.) 

•  Schwerin  an  eleu  Kurfürsten,  1.  Juli  1661.  Der  Kauzler  Kospoth 
an  Schwerin,  10.  Juli  1661.  (U.-A.  XV  S.  512.  515.)  Die  Oberr&te  an 
den  Kurfürsfcn,  7.  An?.  1082.    (U.-A.  XVI  S.  978  ) 

*  Protokoll  des  Oberrais,  6.  Juli  1679.   (U.A.  XVI  S.  88^) 

«  Schwerin  an  den  Kurfttrsten«  27.  OIct.  1661.  (U.-A.  XV  S.  604.) 
Vgl.  auch  Radziwill  an  Schwerin,  4.  Aup.  1060.  (Orlich  I  S.  286.) 

«  Der  Kiirfürüt  an  Schwerin,  26.  Dez.  1662,  19.  Jan.  1663.  (U.-A. 
IX  S.  84Ö,  847.) 
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waren  häufig  bei  ihnen.  Sie  mufsten  sich  mit  einer  Mittel- 
stellung bepittpen  und  sa^'ten  es  oinmal  offen  heraus,  als  die 
Stände  sie  aufforderten  ,  die  Rechte  des  Vaterlandrs  zu  ver- 
teidigen: sie  seien  iiich  kurfürstliche  }VAtv  uud  mülsten 
bitten,  >;ie  als  Vermittler  zu  betrachten*.  Solche  Mittler  waren 
allerdings  damals  aulserordentlich  sepjeiisreich,  ja  notwendig. 
Indem  sie  vor  dem  Kui  iürsten  die  Sache  der  Stande  vertraten, 
vor  diesen  die  Sache  des  Knvtursten,  gelang  es  ihnen  einer- 
seits, manche  Vorstöfse  der  öfters  zu  uugebtQm  vordringendeu 
MoBarehie  auiziifaiigen ,  abzuschwächen  oder  abzulenken', 
andmeils  die  Stftnde  von  manchem  unfiberlegten  Schritte 
snrflcksahalten. 

Klarer  tritt  die  Stellung  der  Oberräte  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  adlige  Grofsgrundhesitzer  hervor,  da  ergreifen  sie 
entschiedener  Partei.  Sie  sind  unbedingt  im  Sinne  des  Adele 
gegen  die  Barone'  und  anderseits  gegen  die  StÄdte  ein- 
'j'^^Tionimen  *,  sie  werden  inijrewöhnlich  ener^risch,  als  auch  der 
adlige  Besitz  schärfer  zu  den  Militärlasten  herangezogen 
wurde*.  Auch  den  streng  lutherischen  Standpunkt  kehrten 
sie,  wie  es  guten  l^reufsen  zukam,  wohl  etwas  schärfer  hervor'. 

&  Bein  monarehische  Elemente  in  der  JEtegiemng. 

a)  Verwendung  nichtpreufsischer  Räte. 

Die  jahrhundertelange  Herrschaft  der  landfremden  Ordens- 
ritter hatte  in  Preufseu  eine  Reaktiou  erzeuj^t  ,  die  darauf 
ausging,  Nichtpreufeen  von  allen  öffentlichen  Ämtern  aus- 
zuschliefeen.  Die  Erfahrungen,  die  man  dann  mit  den  frän- 
kischen Räten  und  der  Gflnstlingswirtschaft  Herzog  Albrechts 
gemacht,  hatten  den  Hafs  und  das  Mifstrauen  gegen  „fremde 
Räte*  aufe  höchste  gesteigert  und  zu  der  Bestimmung  geführt, 
dafs  anfser  den  Oberräten  niemand  dem  Fürsten  über  Landes- 
sachen vortragen  dtlrfe^.  Aber  es  war  naturgemäfs,  dafs 
trotzdem  der  frAnkiFche  Markgraf  Georg  Friedrich  und  danach 
die  brandenlungischen  Kuiiiirsten  auch  als  Regenten  und 
Herzoge  von  lYeufsen  ihre  «  iiiliiMiiiisciien  erprobtrn  Kate  den 
ständisch  gesiuuleu  preuCsischeii  Beamten  vorzdgen  uud  immer 
wieder  diese  durch  jene  zu  verdrängen  trachteten,  wodurch 
eiue  (^uellr  ewiger  Beschwerden,  ein  steter  Kontlikt  ständischen 
Tenitorialgeisles  mit  fürstlich-absolutistischen  Bestrebungen 


«  Vgl.  Batzko  V  S,  322. 

*  Vgl.  Ü.-A.  XV  8.  eSl,  «76,  724,  749,  892. 

*  Schrift  der  Herren.  29.  Ang.  inR9.   i'Khpiida  S.  «02  Attm.  1.) 

*  Vgl.  r.-A.  XV  S.  '.m  Anm.  1,  XVI  S.  C,9ß. 

*  Crov  an  den  Kurfürsten,  19.  März  1678.  (Ebenda  S.  840  Anm.  2.) 

*  Berichte  der  Regienmf      20.  Marz  1671  und  5.  April  1672. 

(Ebenda  8.  r,96,  l^A  Anm.) 

^  Kezeb  von  156it).  (Priv.  foL  65a.) 
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erzeugt  wurde.  "Die  Klagen  der  Staude  über  die  Verwendung 
„ausländischer'*  Räte  zu  innerpreufsischen  Angelegenheiten 
und  zu  auswärtigeu,  das  Herzogtum  betreffenden  V»n-haiid- 
luDgen  ^  traten  auf  dem  Landtage  l<)4u  wieder  laut  hervor; 
ja  sie  verlangten,  dafs  alle  ohne  Zutun  der  Regimentsräte 
durch  ausländische  Kate  ausgefertigten  Trivilegieii,  Reskripte 
u.  dgl.  ungültig  sein  sollten ^  Der  Kurfürst  mufste  aofili 
versprechen,  in  preufsischen  Dingen  alles  mit  den  OberrUeo 
2U  raten  und  zu  schliefsen*;  niditadestoweniger  mrden  im 
nordischen  Kriege  alle  auswärtigen  Verhandlungen,  alle  eon- 
sultationes  in  preufsischen  Sachen  mit  fremden  Bftten  ge^bhrt^ 
Auf  die  Beschwerden  der  Stände  darüber  äufserte  si^  der 
Kurfürst  empört,  dafs  man  ihm  das  Recht  bestreiten  wolle,  wenn 
er  in  Preufsen  -weile,  seine  gewohnten  geheimen  Räte  heran- 
zuziehen, denen  doch  die  golieinisten  Staatssachen  ainortraut 
seien'*.  Die  Oberräte  erklärten  zwar  beschwiclitmend ,  es 
sei  nicht  so  gemeint,  dais  der  Kurfürst  im  Lande  und  in 
preulsischen  .^Sachen  neben  ihnen  nicht  auch  mit  seinen  Räten 
deliberieren  könne®:  die  Stände  aber  bestanden  fest  auf 
dem  Buchstaben  des  Rechts,  dafs  iu  preufsischen  Sachen  nur 
die  preufsischen  Oberräte  gebraucht  würden  ^  In  jenen  ganz 
monarchischen,  ständefeindliehen  Beamten  sahen  die  St&nde 
die  Vertreter  einer  Fremdherrschaft,  einer  ihrer  territorialen 
Sonderstellung  entgegenwirkenden  zentralistischen  Kichtong, 
ihnen  gaben  sie  die  Schuld  an  der  Loslösung  von  Polen.  Wie 
sehr  sie  in  ihnen  die  Verkörperung  eines  ganzen  Systems 
erblickten,  zeigt  der  Umstand,  dafs  der  von  Roth  wider  die 
Souveränität  gei)lante  Bund  als  ein  „VerbOndnifs  wider  die 
ausländische  Räthe"  gedacht  war*'. 

Trotz  allen  Widerstandes  aber  brachte  1002  der  Kurturj^t 
wieder  seiue  geheimen  Räte  mit  ins  Land,  die  ganz  an  des 
Herrschers  Stelle  auftraten,  mit  den  Oberräten  zusammen  kon- 
ferierten, ja  ohne  deren  Beisein  unmittelbar  mit  den  Ständen 
amtlich  verkehrten'^.    Aul  die  ständischen  Beschwerden  hin 


*  Auch  dazu  sollten  nur  Eingeborene  verwendet  werden.  Königl. 
Responsiiiii  v  i:  ICAC).  (Priv.  fol.  145a,  AI.  ,,In  rxprdiciitlis  Icgationibub".! 

*  Gruvuniiiia  (k-r  gpsaintrn  Stände,  26.  .Inni  1640.  (  C.-A.  XV  S.  L'43.j 

*  Resolutiun  des  Kuiturhteu,  29.  Aup.  1641.    (Ebenda  S.  2Ü3.) 

*  liedenkon  aller  Stände,  11.  Okt.  1657  und  12.  Juli  1661.  (Ebenda 
S.  400  o.  d24.)  Bedenken  der  Kitterachaft,  8.  Juni  1661.  (Jäbenda  S.  m 
Anm.  1.) 

*  Der  Kurfürst  an  Schwerin,  27.  Juli  1661.  (Gr lieh  III  S.  84.)  Kur- 
fürstliche Resolution,  11./21.  April  1662.   (U.-A.  XVI  S.  104.) 

«  Schwei  in  an  den  Kurfürsten,  8.  Sept.  1661.   d'.-A.  XV  S.  575.1 

'  Vgl.  die  Bedenken  vom  27.  Marz  und  13.  Juli  1662,  23.  März  und 
17.  April  1663.   (U.-A.  XVI  S.  43,  181.  374,  381.) 

^  Vgl.  U.A.  XVI  S.  173  Anm.  4  nnd  Aussage  Roths  imVerhiVr  vom 
4.  Nov.  1662.   (Ebenda  S.  27M  ) 

»  Vgl.  i:.-A.  XVI  S.  313  Ann».  1,  397.  Erinnerung  der  Geh.  Kau* 
an  die  Landräte,  24.  B'ebr.  1663.  (Ebenda  S.  850  Anm.  2).  Deputation 
der  Oberslände  im  Geh.  Rat,  Ende  April  1663.  (Ebenda  S.  890) 
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gab  der  Kurffti*st  nur  das  ganz  unzureichende  VersprecheD, 
die  (Hierrate  in  deu  Angelegenheiten,  die  „den  preufsischen. 
statuiH  rnnceniiren stets  hinzuzuziehen  ^  Statt  des  ihnen 
zustehenden  alleinigen  Rechts,  seine  Ratgeber  zu  sein,  gestand 
er  ihnen  also  nur  eine  Duldung  im  Rate  zu;  mit  Recht 
bein-  iki.'U  die  Landiiitf  darauf,  das  jiraesuppouire  ja  „eine 
Kouiiiiuiiikation ,  Wo  nicht  gemeine  Pracferenz  der  frembden 
RJkte*'^.  Auch  als  sich  bei  der  Anwesenheit  des  Kurfürsten 
in  PrenraeD  im  Anfang  des  Jahres  1679  das  Vorwiegen  der 
geheimen  R&te  wiederholte,  ernenerten  sich  die  Klagen,  dafs 
die  Regtmentsräte ,  die  in  preufsischen  Dingen  anfser  Kon- 
kurrenz sein  sollten,  Ton  ihrem  Bespekt,  Jurisdiktion  und 
Macht  gans  abgekommen,  und  ihre  Verrichtung  fremden  Räten 
ftbertragen  sei^. 

Demselben  (irundsatz,  die  Oberräte  durch  rein  fürstliche 
Verti  auenspersüuen ,  die  nur  das  Interesse  des  Monarchen 
untl  de?»  ( resamtstaatos  vertraten,  in  wichtigen  Angelegenheiten 
zu  verdran;:en,  (  iit-prach  es.  wenn  der  Kurfürst  zu  bedeiiruii^s- 
vi^lleii  Landtagshandlungeu,  zu  denen  er  selbst  nicht  komnieu 
konnte,  hochgestellte  und  vertraute  Ratgeber  als  seine  Bevoll- 
mächtigten sandte,  damit  sie  an  seiner  Statt  in  Gemeinschaft 
mit  den  Oberräteu  die  Verhandlungen  mit  den  Ständi  ii  lührteu. 
So  vertraten  auf  der  Konvokauon  von  1655  Graf  Georg 
Friedrich  ?.  Waldeck  und  Johann  v.  Hoverbeck  die  Sache  des 
Kurfürsten',  auf  dem  Landtage  1661 — 62  war  Otto  v.  Schwerin 
samt  dem  Statthalter  Fürst  Radziwill  und  den  Oberräten  zu 
kurfürstlichen  Bevollmächtigten  bestimmt*.   Das  wesentliche 
ist.  dafs  diese  Vertreter  mit  besonderen  Vollmachten  und 
Instruktionen  versehen  waren*  und  ihre  Berichte,  auch  über 
das  Verhalten  der  Oberräte,  unmittelbar  an  den  Kurfürsten 
sandten;  man  kann  bierin  schon  eine  Art  Kabiuettsregieruug 
mit  unverantwortlichen  Ratgebern  ^elien. 

Triumphierend  berichteten  W  ahlt^ck  und  ilovcrlteck  :  Sie 
seien  bei  deu  Verhandlungen  mit  den  Ständen  durchaus  au 


*  Landtagsabhcliied,  1.  Mai  1663.   v^».-A.  XVI  S.  420.) 

*  Bedenken  dar  Landräte,  la  Juni  1668.  (Ebenda  S.  4^32.) 

GeiDcin-c  hnftlichc  Sitzung  des  ru  h.  Rats  und  des  01)t'n  ;its  am 
15.  nnd  21.  Kehr.  ir,79.  {V.A.  XVI  S.  h(lG  ff.,  869fr.)  T>(>r  I.iiiMliatc  He- 
denkeii,  7.  Juni  1679.  (Ebenda  8.  8b2.}  l'iotokoU  des  Oberrats,  6.  Juli 
16».  (Ebenda  S.  888.) 

*  v.-A.  XV  s.  :^r.2f. 

*  Scikreibeu  dei>  KurfUrsteu  an  die  blande,  4J14.  April  1661.  (Kbenda 
:^.  4^0.) 

*  Dmft  die  Oberrtte  nur  pro  forma  auch  sn  kurfürstlichen  Bevoll- 

naohtiirfPTi  prnnnnt  warPii,  geht  schon  daraus  hervor,  dats  Schwerin  zwei 
Instruktionen  erhielt,  t-ine  ottijtielle,  die  für  die  Oberräte  mitbestimmt  war» 
und  eine  geheime,  die  nur  für  ihn  und  den  Statthalter  galt-,  der  Kur- 
fÄrst  wies' ihn  noch  eigens  an,  nicht  alles  den  Oberräten  vorzuzeigen. — 
r»  i  Kurfürst  an  Schwerin,  13.  März  1662.  (0 r lieh  III  S.  148.)  Sihweriu 
u  den  Knifften ,  19.  Juli  and  17.  Aug.  1661.  (U.A.  XV  S.  ^7,  561.J 
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des  Kurfürsten  Stelle  aufgetreten,  damit  sei  die  Meinung,  als 
könne  der  Kurfürst  während  seiner  Abwesenheit  nur  «lurch 
die  Oberräte  landesherrliche  FuiikUoneu  ausüben,  entkräftet 
worden*.  Waren  doch  die  Stande  zur  Entgegennahme  einer 
Propositiou  in  der  Wohnung  Waldecks  erschienen,  wo  nach 
des  Kauzlers  einleitenden  Worten  Hoverbeck,  nicht  wie  sonst 
der  Kanzler,  die  Proposition  verlas'.  Freilich  hfttten  auch 
etliche  der  Yoniehmsten  gesagt,  dies  sei  das  erste,  aber  auch  das 
letzte  Mal  ^  Schwerin  trat  mit  viel  gröfserer  ZarttckhaltUDg 
und  Feinheit  auf  und  wahrte  streng  die  Form,  dafe  er  nur  zu  den 
Landtagshandlungen  he  voll  mäch  tigt  sei  und  nichts  mit  der 
Regierung  und  mit  ausführenden  Mafs regeln  zu  tun  habe'. 
Aber  auch  so  beklagten  sich  die  Stände,  dafs  fremde,  vor- 
nelniio  !{;Ue,  die  das  Land  und  seine  Not  iiicfit  kennten,  neben 
den  Uberräten  bevolliiiftcliticrt  seien  und  an  den  \  ei  liaiidhmgeu 
in  der  Oborratstube  teiinahmen*.  Trotz  allem  spielte  Schwerin 
durch  seme  Persönlichkeit  die  Hanptrulle  in  jenen  Ver- 
handlungen, selbst  der  Statthalter  trat  gegen  ihn  zurück. 

b)  Der  Statthalter. 

Eine  dauernde  Neuerung  zur  Stflrkung  der  fürstlichen 
Macht  sciiuf  der  Kurfürf^t  sogleich,  nachdem  er  die  Souveränität 
in  Preufsen  erlangt,  dadurch,  dafs  er  einen  Statthalter  hier 
einsetzte,  der  an  seiner  Stelle  mit  den  Oberrnten  zusammen 
die  Regierung  führen  sollte.  Derselbe  war  nur  ihm,  nicht 
der  Verfassung  verpflichtet;  aufserdem  wählte  der  Kurftirst 
für  diesen  Posten  Leute  von  fürstlicher  Geburt,  denn  solche 
liefsen  sich  die  preufsischen  Adligen  immerhin  eher  gefallen,  als 
Fremde  ihres  Standes'.  Die  Stände  widersprachen  sofort  der 
Neuerung,  nahmen  sie  aber  unter  der  Bedingung  hin,  dafs 
der  Statthalter  nur  ftir  die  Dauer  des  Krieges  und  nur  als 
Oberbefehlshaber  der  in  Preufsen  stehenden  Truppen  in  Ver- 
tretung des  abwesenden  Kurfürsten  sein  Amt  ausüben  solle  ^ 

'  Waideck  und  Uoverbeck  an  den  Kurliirsteu,  öjlb.  Mai  1655.  (Ü.-A. 
XV  S.  858.) 

*  Ebenso  27.  April/7.  Mai  1655.    (Ebenda  S  H55.) 

'  Berichte  Schwerins  an  den  Kurfürsten,  1.  Jali,  9,  Aug.  1661t 
7.  März  1662.   (U.-A.  XV  S.  508,  554  f.,  762.) 

Bedenken  der  St&dte,  IB.  Juni  1661«  (Ebenda  &  486  iUim.) 
Schwerin  an  den  EurfOrsten,  9.  Aug.  und  8.  Sept.  1661.  (Ebenda  3.  554 
und  575.) 

*  Zwei  Statthalter  hatte  Preutseii  wahrend  der  Kegierung  des 
Greisen  Kurfürsten:  zuerst  Bognslav  Fürst  RadziwiU,  ernannt  am  15.  Okt 
1657,  LM'storben  den  31.  Dez.  1669;  danach  Boguslav  Herzog  v.  Croy,  er- 
nannt den  ^0.  März  1670,  bekleidete  sein  Amt  gleichfalls  bis  zu  seinem 
Tode,  den  7.  Febr.  1684.  Der  am  27.  April  1687  mit  einem  sehr  ansehii- 
lichen  Einkommen  lum  Statthalter  ernannte  Generalissünus  Friedr.  Gfif 
V.  Sdiornberg,  gefallen  11.  Juli  1690i  bekleidete  den  Posten  nur  ebteo* 
halber.   (Vgl.  Orlich  I  S.  2»W ) 

*  Die  Stände  an  den  Kuituisteu,  14.  Ukt.  1657.  (U.-A.  XV  S.  4iäü.) 
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!iie  ain  r  L^ewabr  wiinieD,  dais  damit  eme  dauernd»'  Kegeiit- 
^4:h&ti  beabsichtigt  sei,  erwachte  ihr  Widerspruch  so  heftig, 
(^afs  sie  auf  keinem  Punkte,  seihst  nicht  in  Religionssachen, 
«o  hart  \)estaiideu      Denn  da  luich  der  Verfassung  allein  den 
Oberräten  die  Statthalterschaft  in  Abwesenheit  des  Landes- 
herrn  zustand*,  so  wollten  die  Stände  keinesfalls  dulden,  dafs 
andere  deh  in  die  Landesregierung  mischten  und  in  der 
Obemtstobe  mit  den  R&ten  sctialteten*.  Daneben  ftnfserten 
sie  die  Befürchtung,  es  kOnne  auch  dahin  kommen,  dafs  nicht 
nur  hohe  fürstliche,  sondern  auch  wohl  geringere  Personen 
dm  Oberr&ten  vorgesetzt  und  diesen  dadurch  ihre  Autorität 
verringert  werden  würde*.    Den  Oberräten  war  natürlich 
diese  Einrichtung  gleichfalls  äufserst  mifsliebig.  sio  üuichten 
meist  viele  Schwieri^rkeiten,  liefsen  sich  aber  dann  von 
Scli^erin  zum  Naeh^jjphen  bewetren 

Der  Kurfürst  war  fest  entschlossen,  seinen  Willen  durch- 
zusetzen, er  wollte  sich  „nimmer  und  in  alle  Ewigkeit"  der 
Macht  begeben,  in  denjenigren  seiner  Territorien,  wo  er  nicht 
anwesend  sein  sollte,  einen  Statthalter  zu  setzen  doch  mulste 
mMML,  um  die  St&nde  nicht  noch  mehr  zu  reizen,  ein  verstecktes 
Spiel  treiben.  Man  schützte  daher  vor,  die  Ernennung  sei 
we^en  der  gefährlichen  Zeiten  erfolgt  und  nicht  als  dauernde 
KiDricbtung  geplant;  nur,  wenn  der  Kurfürst  es  für  nötig 
finde,  wolle  er  einen  Statthalter  bestellen,  dieser  solle  auch 
nicht  wider  die  Privilegien  handeln  noch  die  Oberräte  in 
ihren  Befugnissen  beeinträchtigen*^.  Dabei  war  schon  bestimmt, 
dafs  Radziwil!. Zeit  seines  Lebens  St:itthalter  bleiben  solle'': 
auch  war  er  durchaus  nicht  nur  für  militärische  Zwecke 
be>tellt,  soniloni  trat  in  allen  Regierungshandlungen  als  Präses 
des  Kollegiums  der  Oberräte  auf*. 


»  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  80.  Aug.,  8.  Sept.  1661.  fÜ.-A.  XV 
S.  570,  575  f.)  Ebenso  1.  Juni  1662.  T  -A.  XVI  S.  145.)  Geeinipte  Bo- 
deoken  v.  19.  Juü  1661  und  27.  Marz  1662.    (U.-A.  XV  S.  535,  \V1 

'  Regimentimotfcl  von  1542.   Priv.  fol.  531»  und  55b. 

*  S.  hwprin  an  d<  n  Kurfürsten,  6.  <  »kr  If.Bl.  (V.-X.  XV  S.  585.) 

*  i»ie  blande  au  deu  Kurfürsten,  14.  Okt.  1657.  (Ebenda  S.  417.) 
ErkUrang  aller  Stande,  15.  MSrs  166S.  tU.'A.  XYI  S.  360.) 

"  Berichte  Schwerins  an  den  Kuifürsten,  81.  Marz,  1.  Tiini,  4.  Juli 
1662  (U.  A.  XVI  S.  62»  145,  168),  Badsiwüis  13.  Juni  1662.  (Ebenda 
S.  152,  Anm.  1.) 

*  Der  Karfllrat  an  Schwerin,  21.  Sept.  1661.  (Orlich  III  8.  89.) 

Schirerin  an  den  Kurfürsten,  1.  Juni  1662.   (U.-A.  XVI  S.  145.) 

^  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  5.  Dez.  1661.  (U.-A.  XV  S.  675.) 
Korf.  Erklärungen  v.  11721.  Aprü  und  11./21.  Aug.  1662.  (U.-A.  XVI 
S.  m  24S.) 

«  <Jchwerin  an  den  Kurfürsten,  24.  Marz  1662.   (U.  A.  XVI  S.  10.) 
•Vgl.  d'r  K'tirt*'ir?«t  an  Kadziwill,  2><.  Okt./7.  Nov.  1660.  fU.-A. 
AV  S  ilL)   l>it?  Oberräte  an  den  Kurfürsten,  1.  Marz  1661.  (Ebenda 
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Jcdeufalls  beliauptete  der  Kurfürst  lt)(j3  auch  hierin 
Feld .  der  Statthalter  blieb  im  Amt  und  seine  orgauisrhe 
Verbindung  mit  der  bisherigen  Oberhehörde  wurde  seitdem  l 
auch  äufserlich  dadurch  gekeuuzeiclmet,  daih  liir  Statthalter 
und  Oberräte  zusammen  die  Bezeichnung  „Regierung*"  im 
Amtsstil  üblich  wurde*.   Als  aach  nach  Radziwills  Tode  in 
der  Person  des  Herzogs  v.  Croy  ein  neuer  Statthalter  ernannt 
wurde,  erhob  dagegen  nur  die  Ritterschaft  Widerspruch: 
man  möge  ihn  durch  einen  Landeseingeborenen  ersetzen*; 
aber  weder  die  Landräte  noch  die  Städte  schlössen  sich  ihrem 
Vorgehen  an,  die  letzteren  wohl  deshalb  nicht,  weil  ein  adligssr 
Eingesessener  in  so  nläf'btijcjer  Stellung  ihnen  noch  unan- 
genehmer sein  mul'ste  als  ein  Fremder.    Vielleicht  s^ihon  j^ie 
tiberluiupt  die  Beschritnkung  der  adligen  Alleinherrschatt  m 
der  Verwaltung  durch  den  Statthalter  nicht  ungern.  Die 
OberriUe  vollends  scheinen  sich  bald  an  diesen  Oberkollegen 
gewohnt  zu  iiaben.    Allerdings  hatten  sie  an  ihm  einen  Auf- 
passer, der  durch  Privatberichte  mit  dem  Kurfürsten  lu  un mittel- 
barer Verbindung  stand  und  auch  die  hinter  der  Öffentlichkeit 
sieh  abspielenden  Vorgänge  und  das  Gebaren  der  StAnde  i 
sowohl  wie  der  Oberrftte  getreulich  an  den  Hof  vermeldete*.  I 
Anderseits  waren  sie  bei  ihrer  gegenüber  dem  Vordringen  der  | 
Monarchie  immer  schwächer  und  unsicherer  werdenden  Stellung 
wohl  froh,  in  ihm  einen  Halt  zu  haben,  der  ihnen  wenigstens 
nach  oben  hin  die  Verantwortlichkeit  erleichterte^. 

j 

Zweiter  Abschnitt:  Znsammensetzniig  und 
Gliederung  des  Landtages. 

1.  Die  Land^üt^ndsehaft. 

In  der  ersten  Zeit,  da  sich  von  allgemeinen  Tagungen 
in  Preufsen  reden  läist,  hatten  diese  noch  den  Charakter  von 


'  Zuerst  im  Landtaiis-Alisrliicd  vom  I.Mai  iV-A  XVi  42U.[ 

Die  Stände  beklacteii  sich  duiaiit,  daH«;  bei  dieser  lie/.eichuuug  der  2saüie 
der  Oberratc  auv^'chissen  sei.  —  liedenken  der  Landräte  v.  18.  Juni  Qnd 
Geeinigtc  s  IN  *],  nken  v.      .Tuli  WOS.   (U.-A.  XVI  S.  432,  437.) 

*  Bedenken  der  Hitterschaft,  6.  Sept.  1670.  (T^-  A.  XVI  S.  G26. 
Croys  Tagebuch,  17.  Okt.  1670.  (Ebenda  S.  626  Anm.  Ij.  Ein  Uugenanuttir 
an  Croy,  8.  Okt.  1670.  (Ebenda  S.  689  Anm.  1  f.) 

*  Die  Oberrätt'  baten  ihn  manchmal  im  Interesse  der  Stände,  ge- 
wisse Vorgänge  nicht  zu  berichten.  Vgl.  Crovs  Tagebuch,  14.  April 
1672.  (Ü.-A.  XVI  S.  740  Anm.)  rrotokoll  des  'Obenats,  24.  Okt.  1679. 
(Ebenda  S.  906  t'.) 

*  Allerdings  auch  inclit  imiTier.  T%  knni  auch  vor,  dafs  der  Statt- 
halter»  wenn  er  anderer  Ansicht  wie  die  Oberraie  war,  den  Bericht  der 
Regiernng  an  den  Kurfürsten  wohl  mit  unterschrieb,  aber  seinen  ab- 
\vpi(  luMidcii  Standpunkt  in  einem  Sonderbericbt  -.u)  den  Kurfürsten  dar- 
legte. —  Croy  an  den  Kurfürsten,  12.  Aug.  1672.  (U.-A.  XVI  S.  759 
Anm.  2.) 
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NotabeliiTersaiiimltingeD,  d.  b.  die  Landeshemehaft  berief  naeb 
eigener  Wahl  angeaebeiie  Vertreter  von  Land  und  Städten 
zur  Beratschlagung  über  wichtige  Angt  legenheiten.  Erst  im 
(i ritten  oder  vierten  Jahrzehnt  des  15.  Jahrhunderts  erlangten 
die  freien  Stände  des  Landes  das  Recht  der  Mitregierung 
im  Lindtage  und  marliten  es  der  Landesherrschaft  zur  Pflicht, 
ohne  ihre  Zustimmung  nichts  von  Bedeutung  zu  schlielsen 
uml  zu  tun.  Oer  Ansprucii  auf  Mitwirkung  in  allen  Lancies- 
S!i;:ele!zen)iPiten  aus  eigenem  Recht  oder  auf  Landstandschaft 
kam  denjenigen  Einsassen  zu,  die  auf  freien  Grundbesitz 
gestützt  in  einem  freien  Vertragsverhältuis  zur  Landesherrschaft 
standen.  Das  waren  ursprünglich  die  laudbesitzeiuien  geist- 
lichen Korporationen,  vertreten  durch  die  Prälaten,  die  freien 
lindlicben  Grundbesitzer,  adlige  und  nicbtadlige,  und  die 
ätidtiscben  KOrpeisebaften.  Dagegen  entbehrten  der  Land- 
slandsebaft  alle  diejenigen,  welche  der  Landesherrschaft  oder 
jenen  freien  Ständen  unmittelbar  untergeordnet  waren,  also 
die  Immediatuntertanen  und  die  Beamten  der  Landesherrschaft, 
sowie  die  Hintersassen  von  Geistlickeit ,  Adel  nnd  Städten, 
die  nur  in  einem  mittelbaren  Verhältnis  zur  Herrschaft 
standen  und  ihr  gegenüber  durch  ihre  Patrone  vertreten 
vtirden.  Im  Laufp  der  Zeit  aber  verringerte  sich  der  Kreis 
der  vollberechtigten  dlieder  des  Landes. 

Die  Pnllaten,  deren  Zahl  seit  der  Loütrenuuii^  des  west- 
lichen Preufsen  vom  Ordenslaiide  auf  zwei  —  die  Bischöfe 
von  Samland  und  Pomesanien  —  herabgesunken  war,  bildeten 
ton  jeher  den  ersten  Stand  im  Lande;  seitdem  aber  ALiikgraf 
G€org  Friedrich  1587  die  Bischofswürde  hatte  eingehen  lassen 
ttsd  sie  durch  zwei  Konsistorien  ersetzt  hatte,  war  die  Geistlich- 
keit des  Landes  ebne  Vertretung  auf  dem  Landtage  und  mufste 
ihre  Rechte  durch  die  andern  Stande  wahrnehmen  lassen^. 
Dies  geschah  bei  dem  lutherischen  Eifer  der  Stände  durch 
«Ii*'  in  allen  ihren  Bedenken  vorgebrachten  weitschweifigen 
kirchlichen  Beschwerden  in  mehr  wie  ausreichender  Weise ;  da 
aufserdem  noch  die  Geistlichkeit  sehr  häufig  den  auf  den  Land- 
tasen  versannnelten  Ständen  umfangreirlie.  meist  selir  scharfe 
und  aufreizende  Klageschriften  zusancite-,  so  suchte  man  ihr 
vuii  miiuarchischer  Seite  aus  das  Recht,  sellist  Beschwerden 
vorzubringen,  tiberhaupt  zu  hestr^iteii.  So  ersuchte  Schwerin 
U>öl  die  Oberräte,  den  Pastoren  von  i\öuigsberg  eine  einge- 
reichte Schrift  zurückzugel)en  nebst  einem  guten  Verweis, 
dafs  sie  sieh,  als  wenn  sie  Stände  wären,  in  politica  einschöben, 
huDSfeen  ihnen  ja  die  Beobachtung  der  Privilegion  nicht 


^  Vgl.  Klageschrift  der  pastores  und  diaconi  KöoigBbergB  1669. 

lU.-A.  XVI  S.  558  Anm.  L) 

,     *  Sotebe  Kiageschriften  vgL  U.-A.  XV  8.  420-428$  XYI  S.  491, 
718,810. 
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anl)efohlen^  Und  der  Kurfürst  verwies  es  ein  anderes  mal 
den  Ständen,  dafs  sie  Beilagen  beigebracht,  „welche  von  solcbeo 
Leuten  herrühren,  so  sir!i  in  politicas  und  Landsachen  nicht 
zu  mischen  haben  und  welclie  bei  ihrer  Kanzel  l)leiben  sollen"; 
sie  sollten  den  dreistädtischen  Pfarrern  ihre  Schrift  wieder 
zurückgeben  und  ihnen  ihren  Unfug  verweisen*.  Dafs  dem 
Kurfürsten  das  Hetzen  und  Schiiren  der  lutherischen  Geistlich-  . 
keit ,  das  die  Verhandlungen  mit  den  Standen  nur  uoch 
Schwieriger  machte,  äufserst  zuwider  war,  ist  erklärlich,  jedoch 
konnte  er  ihr  nicht  verbieten,  was  nach  den  Vei fasbungeu 
jedem  Privatmann  zustand.  Mit  Recht  erwiderten  ihm  daher  : 
die  St&nde:  es  sei  ihr  verfassungsmärsiges  Recht  und  iliie 
Pflicht,  solche  Beschwerden  vorzutragen ,  und  die  Geistlicheo 
täten  mit  ihren  Klagen  nur  ihre  Schuldigkeit  ^  Das  Verbot 
von  oben  hatte  auch  keinen  Erfolg,  denn  die  Geistlichen 
befolgten  auch  später  noch  den  von  ihnen,  wie  sie  erklärten, 
bei  allen  Landtagen  seit  Ende  des  vorigen  saeculi  geabteo 
Brauch,  mit  Klagschriften  einzukommen,  darinnen  das  not- 
dürftige Anliegen  der  Kirche  beigebracht  werde"*. 

Auch  die  Universität  Königsberg  hatte  auf  den  Land- 
tagen keine  Vertretung,  wiihroTid  in  anderen  protestantischen 
Gel)ieten,  wie  Sachsen  und  ll('.>>en.  die  Univer8itätr»n  zu  deu 
Laudstäutlen  gehörten*.  Dafür  weigerte  sich  die  Konigsberger  i 
Akademie  aber  auch,  zu  einer  Landessteuer  beizutragen,  da  | 
sie  nicht  lüitgewillif^t  habe,  „in  Anerkennung,  dafs  sonst  über  ! 
die  academicos  woU  ein  mehrers  möchte  geschlossen  und  i 
ezequiret  werden,  ja  sie  auch  viel  geringer  als  Handwerker 
und  Bauren,  welche  uf  denen  Landtageszusammenkünften  ihre 
patronos  haben,  gehalten  werden  ddrften"  \  Aber  ebensowenig 
wie  der  Geistlichkeit  wollte  der  Kurfürst  es  der  Universitftt 
gestatten,  sich  in  Landessachen  zu  mischen,  da  sonst  noch 
ein  Stand  mehr  sein  würde'. 

Auch  innerhalb  des  Standes  der  ländliclien  Grundbesitzer 
trat  im  Laufe  der  Zeit  eine  wichtige  Verändenmp:  rin.  indem 
es  dem  Adel  bei  seiiieni  'jowaltiupn  Vordringen  ini  h'>.  Jalir- 
hundert  gelang,  die  uichtadligeu  Besitzer,  die  Kölmer,  i^reieoS 


1  Schwerin  an  den  Kurfbrsten,  1.  und  12.  Jnli  166L  (U.-A, 

509  und  518.1 

■  Kuif.  Abolitio  ßravaminura,  30.  Jan.  1671.  (ü.-A.  XVI  S.  682.) 

*  Bedenken  der  Herren  n.  der  Ritterschaft  von  Febr.  1671.  (EbeMt 

S.  689.)   VcrrinigtP'^  Bedenken,  2:^.  Sept.  1G71.    (Ebenda  S.  7 Kl) 

*  Schrift  der  Pastöre  uud  Diakone  zu  Königsberg  1666.  (Ebeod* 
S.  491.) 

*  V.  Below,  Territorium  und  Stadt  (1900X  S.  190. 

^  fl(snch  an  die  Stände  durch  Tioctoroni  ot  Senatum  Acadeoit' 
Regiomontanae,  ir;r>«    fU.-A.  XVI  S.  41j6  Anm.  1.) 

'  Der  Kurfur.^i  an  Schwerin,  2G.  Juli  1661.   (U.-A.  IX  S.  830.) 

^  Knimer  bielsen  die  nach  kölmischem  Recht  angesiedelten  freien 
deutschen  Bauern,  als  Freie  wurden  dagegen  die  mit  preulbisehem  oder 
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Sdraheo  und  Krflger,  auch  wenn  sie  im  Besitze  adliger 
Gtter  waren,  des  passiven  Wahlrechts  zu  berauben,  den  adligen 
StsoU  also  neben  dem  freien  Besitz  zu  einem  Erfordernis 
((er  Laodtagsfiihi^'keit  zu  machen.  Wenn  auch  die  freien 
Bauern  infolge  ihres  gerinp^pren  Besitzes  und  Ansehens  wohl 
von  jeher  nur  eine  bescheidene  Rolle  in  dem  ständischen 
Orgauisiuus  gespielt  haben,  so  waren  sie  doch  ursprünglich 
berechtigt  zur  Teilnahme  an  den  Landtagen  und  huden  sich 
auf  solchen  im  15.  Jahrhundert  und  noch  im  Jahre  1034*. 
Aher  &chou  aul  dvm  Landtage  von  1073  erklärte  es  der  Herzog 
Lils  jiegen  das  Herkommen,  dafs  Schulzen  und  Krüger  zu  den 
Laudugskosten  beisteuerten-;  diese  nahmen  demnach  schon 
seit  einiger  Zeit  an  den  Tagungen  nicht  mehr  teil.  Jedoch 
wtt&te  der  Adel  in  seinem  geradezu  mustergültigen  Klassen- 
flgoismus  es  auch  wieder  zu  verhindern ,  dafs  die  Freien  auf 
jede  Anteilnahme  yerzichteten,  da  ihm  dann  ihr  Beitrag  zu 
den  Landtagskosten  entgangen  wilre.  Die  nichtadligen  länd- 
lichen Besitzer  behielten  daher  einige  stilndische  Rechte  von 
geringer  Realität :  Bei  jeder  Bestätigung  der  Freiheiten  wurde 
ihrer  besonders  gedacht,  sie  bildeten  mit  dem  Adel  ihres  Amtes 
eine  Kör]>erschaft.  unhtnen  ^nach  uralter  Gewohnheit"  an  den 
Zusatiiineaküuften  in  den  Ämtern  teil  und  wählten  die  adligen 
l>e]mtierten  mit*.  Daftlr  mulsten  sie  auch  gleich  dem  Adel 
zur  Landtagszehrung  beitragen ;  da  sie  jedoch  an  der  Abfassung 
<ier  Instruktion  des  Abgeordneten  sich  nicht  beteiligen,  sondern 
üur  ihre  persönlichen  Beschwerden  mit  übergeben  durften*, 
so  waren  sie  tatsächlich  von  allen  allgemeinen  Landesangelegen- 
heiten  ausgeschlossen  und  hesafsen  wie  die  Geistlichen  nur 
em  Klagerecht. 

Ihre  Interessen  wurden  indessen  durch  die  Abgeordneten 
der  Ritterschaft  mit  verireten  und  ihre  Beschwerden  gehörten 
daher  auch  zu  dem  stets  wiederkehrenden  Inhalt  der  stän- 
dischen Bedenken:  die  Bitten  um  Schutz  der  kölmischen 
Itochte,  die  Klagen  über  ungebührliche  Lasten  und  Schar- 


m&gäeburtiiscluMn  Lcbnrccht  begabten  Bauern  pretif^ischor  oder  dontscber 
Uerkuntt  bezeichnet.  Im  Laute  der  Zeit  aber  gingen  die  freigehllebenen 
BtQem  ganz  in  den  K&lmem  auf.  Ygl.  BrOnneck,  Grundeigentam; 
Lohmeyer«  S.  156  fT.;  Toppen,  Die  Zins  Verfassung  Preufeens  unter 
itt  Hemrhaft  des  dentsrbcn  Ordens  (Berlin  I8681. 

•  S  T  Oppen,  Siiandeaktenl  S.725i  Töppeu,  iiistorisches  Taschen- 
Vodi.  K.  F.  i  S.  Sie. 

•  Toppen,  Historische«  Taachenbuch.   N.  F.  10,  S.  467. 

"  Über  dir»  stamlif-rhen  Rechte  der  Kölraer  und  Freien  vgl.  be- 
^ndcrs:  Vereinigtes  Bedenken  v.  27.  März  1662.  (Ü.-Ä.  XYl  b.  39 f.; 
lowie  ebendt  8.  47»,  527,  961,  962.)  In  einer  Schrift  von  1670,  „Rattones 
Äpd  fundamenta*'  der  kölmischen  Rechte,  bezeichnen  die  Oberräte  dwon 
ngenartige  Stellung  etwas  dunkcK  indem  sie  angeben,  sie  seien  .,/.w:ir 
kein  Stand  des  Landes,  sie  gehören  ab^r  zu  den  Ständen'.  (Hbenda 
6.  m  Ann.  2.) 

•  TgL  Bergmaant  S.  47. 
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Werksdienste.  Denn  abgesehen  davon ,  dafs  ihre  Interessen 
vielfach  mit  denen  des  Adels  zusamnientielen,  hielten  die 
Stände  auf  Wahrung  der  kölmischeu  Rechte  nuch  ans  der 
Besorgnis:  Wenn  diese  Leute  von  der  Landschaft  aus^'e- 
schlossen  werden  sollten ,  so  wäre  es  jenen  nicht  nur  höchst 
präjudizierlich,  sondern  die  Stände  würden  auch  in  Sorge  sein 
müssen,  dafs  dasselbe  künftig  au  einem  oder  auderen  von 
ihren  Mitgliedern  geschehen  darfte^.  Aber  einmal  hatten 
die  Freien  gegen  Übergriffe  des  Adels  selbst  gar  keinen  Scb1ltK^ 
dann  besafsen  aucb  ihre,  der  Abwesenden,  Bächwerden  weniger 
Nachdruck  und  wurden  bei  der  Fülle  dringenderer  Wünsche 
fast  gar  nicht  beachtet*.  Daher  mögen  sie  wohl  eingesehen 
haben ,  dafs  sie  von  ihren  ständischen  Rechten  wenig  Genufo 
hatten.  Zwar  war  dem  Adel  ihre  Zurückdrängung  in  diese 
bescheidene  Stellung  zu  gut  gelungen,  als  dafs,  in  unserem 
Zeitabschnitt  wenigstens,  vm  Anspruch  (lf»r  freien  Bauern  auf 
höhere  Berechtigung  auftauchte  oder  beim  Adel  die  Besorgnis, 
dafs  jene  sieh  ihnen  etwa  gleichzustellen  wagen  könnteo. 
Aber  der  Wunsch,  sich  selbst  Abhilfe  der  Beschwerdeu  auf 
den  Landtagen  zu  holen .  brach  doch  zuweilen  hervor.  So 
reichte  zu  Beginn  des  Landt^iges  von  1()69  nach  geschehener 
Proposition  ein  gewisser  Johann  Pancritius  im  Namen  der 
Kölmer  des  Amtes  Ragnit  ein  supplicatum  ein;  es  wurde, 
.,weiln  es  ein  Neues*,  ihnen  hart  verwiesen,  die  Supplik  aber 
dem  Protokoll  beigefügt  1  Den  Landmarsehall  v.  Brumsee 
beschuldigte  der  Statthalter  einmaP,  er  habe  »die  KüUmer 
per  deputatum  auf  dem  reassumirten  Landtag  zu  erscheinoi 
invitiret,  da  doch  die  Leute  keine  Stimme  auf  den  Landtagen 
haben''.  Das  Gefühl,  doch  nicht  genügend  vertreten  zu  werdeai, 
mag  auch  die  deutschen  Freien  des  Amtes  Insterburg  ver- 
anlalst  halien.  sich  von  der  Ritterschaft  „zuwider  alter  Obser- 
vanz" sondern  und  keine  Ijnidtagszehrung  nifhr  erstatten  zu 
wcillen.  welclip  grnlse  Neuerung  die  Kittersclialt  „mit  Krn^l 
und  Ambiszwang"  zu  verhindern  bat*.   Denn  so  wenig  Ein- 


'  Cieeinigtes  Bedenken  vom  27.  März  1662.  (Ü.-A.  XVI  S.  40.1 
-  Dor  Adel  versurhte  vielfach  auch  freie  Bauern  zu  „loccn^,  worauf 
eine  ErkiaiunR  der  Städte  vom  Juli  1668  hiudeutet:  „Ware  indessen 
zu  wünschen,  dafk  die  vom  Adel  in  Erkaufiug  und  an  Bich  Brineung 
köimischer  (iiiier  sich  etwas  mäfsigen  möchten."  (U.-A.  XVI  S.  5:^4.) 
In  solchen  Fallen  ergriffen  iiberhaupt  die  Städte  für  die  Kölnn  r  Parti : 
gegen  deren  eigene  Vertreter,  den  Adel,  wofür  bei  Toppen  in  den  Akten 
der  Landtage  um  1600  mehrfach  Beispiele  zu  finden  sind. 

*  So  gab  die  Resolution  des  Kurfarsten  todi  19.  Nnv.  1640  auf  die 
zahlreichen  (rrnvamina  der  Freien  einen  teils  ablehnenden,  teils  aus- 
weichenden Bescheid.   (U.-A.  XV  S.  277.) 

*  Protokoll  der  Oberratstuhe,  7.  Mai  1669.  (Ü.-A.  XVI S.  55$  Anm.  1.) 
»  Am  11.  Febr.  1671.   (Ebenda  S.  678  Anm.  2  f.) 

*  Additionalia  der  von  der  Kitterschaft  and  Adei,  26.  Juni  1640. 
(l.-A.  XV  ö.  2öa.) 
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flurs  die  Ritterschaft  ihren  bürgerlichen  Besitzgenossen  zuge- 
stehen wollte,  so  viel  lag  ihr  an  deren  Reitrag  zu  den 
ständischeu  Lasten;  bei  dessen  Wegfall  wäre  es  nianrlieii 
Ämtern,  wo  "kaum  zwei  oder  drei  Adlige,  dagegen  viele  Kolrner 
und  Freie  saü>eu,  kaum  möglich  gewesen,  Deputierte  zu 
schicken 

80  kam  also  die  volle  Landtagsfilhigkeit  nur  dem  Adel 
uuJ  den  Städte ü  im.  Ihrer  scharfen  geselUchaftlicheu  und 
wirtschaftlichen  Spaltung  entsprechend  traten  sie  auch  politisch 
in  sUndem&ftiger  Absonderung  auf,  in  Kurien  getrennt,  deren 
der  Adel  zwei,  die  Städte  eine  innehatte.  Die  beiden  Stände 
▼ertrfttea  zwar  im  Prinzip  nicht  nur  ihre  Klassen,  sondern 
das  ganze  Land  auf  den  Tagungen  gegenüber  der  Landes- 
herrschaft,  sie  brachten  auch  die  Anliegen  der  nicht  vertretenen 
Unterkaoen  vor,  und  ihre  Steuerbe willigung  war  fOr  das  ganze 
Land  verbindlich.  In  Wirklichkeit  aber  waren  beide  viel  zu 
sehr  von  einseitigen  Klasseninteressen  durchdrungen,  als  dals 
sie  in  objektiver  Weise  für  das  Wohl  des  Landes  hätten  ein- 
treten können,  im  Grunde  verfochten  sie  vielmehr  auf  den 
Landtagen  nur  ihr  eigenes  Bestes  gegen  den  FUrsteu  und 
den  Zehenstand. 

2«  £rste  Kurie:  Herrenstaud  und  Landräte. 

a)  Entwicklung  des  Kollegiums. 

In  den  kriegerisch  bewegten  Zeiten  seit  der  Mitte  des 
L'..  .lahrliunderts  waren  nt-ben  vielen  andern  deutschen  Adels- 
fanülieu  auch  einige  Abkömmlinge  ursprünglich  unmittelbarer 
bynastengeschlechter  in  das  Ordensland  gekommen  und  liatten 
sich  hier  niedergelassen.    Es  waren  Glieder  der  Familien 
Euk'iiiKüg,  Dohna,  Kittlitz,  Ileydeck,  Truchseis  von  Waldburg 
and  Schenk  v.  Tautenburg Sie  beanspruchten  als  freie  und 
edle  Herren  (nobiles)  kraft  eines  höheren  Geburtsrechts  einen 
Vorrang  vor  dem  Übrigen  Landesadel  und  nahmen  auch  nebst 
den  Piillaten  eine  Sonderstellung  vor  den  beiden  Landständen, 
der  „Landschaft^  und  den  Städten,  ja  vor  den  fürstlichen 
Regiments  ,  Hof-  und  Landräten  ein*.    Trotzdem  aber  und 
obwohl  sie  zu  Ende  des  15.  Jahrhunderts  einen  bedeutenden 
Einrtufs  besafsen^,  kam  es  nicht  zur  Bildung  eines  eigentlichen 
erst»  !!  T.andstaniies  aus  Prälaten   und  Herren ,  wenn  auch 
«lie<«'  Kiitwicklung  eine  durchaus  iiütürliche  uud  den  Vor- 
giQgen  in  anderen  Territorien  entsprechende  gewesen  wäre. 


>  Die  Oherriife  an  flrn  Kurfürsten,  22.  Aug.  1681.  (U.-A.  XVI  b.  962.) 

*  Vgl.  Grai  Dohua,  Die  Douins  und  die  Dohnas  (Berlin  1887),  S.  61  f. 

*  Nach  der  Rangordnung  der  ünterschriften  unter  der  Regiments' 
Mtei.  (Priv.  fol.  Ma.) 

*  AXtpxeub,  Monatsschrift.  N.  F.  Y  S.  463. 
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V^n'i  Hemmnis  giiig  aus  von  dem  im  16.  Jahrhundert  immer 
mächtiger  emporstrebenden  Landadel,  der,  kaum  vuii  Her 
über  ihm  stehenden  Schicht  der  Ordensritterschaft  befreit, 
mit  seltener  Umsicht  uud  Energie  sich  allenthalben  an  die 
erste  Stelle  zu  schieben  und  jede  andere  ihm  hinderliche 
Bildung  zu  beseitigen  verstand.  Zu  derselben  Zeit,  da  er 
sich  durch  Regimentsnotel  und  kleines  Gnadenprivileg  die 
obersten  Verwaltungsstellen  eroberte^,  gelang  es  ihm,  seine 
Spitzen,  die  Regiments-  und  die  Landr&te,  in  die  ohei*ste 
Stelle  auch  im  Verfassungsgebäude  vorzuschieben.  Um  das 
Jahr  1540  wurden  n&mlich  die  fürstliclien  Rilte  mit  den 
Herren  und  Prälaten  —  letztere  verschwanden  1587  —  zu  einem 
Kollegium  unter  dem  Namen  „die  vom  Herrenstand  und  Lr^rd- 
rate"  vereinigt*.  Noch  hatten  die  Ireiherren  den  \  oiiaiiL 
in  diesem  Kollegium,  aber  sie  empfanden  die  ganz  uiioriraniscbe 
Beimischung  jener  ständisch-landesherrlichen  Beamteuklasse 
zu  ihrem  auf  das  altere  und  edlere  Vorrecht  der  Geburt  sich 
stützenden  Stande  als  eine  Herahwtiriliguug  und  beinüliten 
sich,  ihre  Sonderstellung  zu  wahren^.  Den  Erfolg  in  diesen 
inneren  Streitigkeiten  trug  jedoch  der  Adel  davon  mit  dem 
entgegengesetzten  und  mit  zfther  Folgerichtigkeit  durchge- 
führten Bestreben,  dem  Herrenstande  auch  jeden  Sehein  eines 
Vorzuges  zu  nehmen  uud  ihn  dem  gesamten  Landadßl  völlig 
gleich  zu  machen  *.  Die  Entscheidung  fiel  auf  dem  Landtage 
von  1005 — ld06,  sie  brachte  zugleich  eine  Umgestaltung  des 
ganzen  Kollegiums  und  gab  ihm  diejenige  Stellung  und  £än- 
richtung.  die  es  bis  zu  seinem  Ende  beibehielt*^. 

Im  10.  Jahrhundert  erscheint  der  Charakter  diose?  ri^jpri- 
tümlichen  Organs,  das  nicht  eiiior  notwendigen  Entwicklung:, 
sondern  einem  durch  das  Machtstreben  des  Adels  willkürlich 
hervorgerufenen,  rein  äufserlichen  Anlafs  seine  Entstehung 
verdankte®,  noch  ungeklärt  und  schwankend.  Es  nahm  sowohl 


1  Vgl.  oben  S.  52  f. 

*  Seit  1540  werden  „Herrschaft"  und  „L&ndräte''  in  den  Akten 
nebeneinander  genannt.  Töppen,  Hist.  Tascbenb.  N.  F.  8,  S.  818. 

*  Besonders  in  den  (50 er  Jahren  des  lÄ.  Jahrh.  —  Vorstellung  d»'r 
Landrätp  und  Ritterschaft  wider   die  Herren  lfi69.   fU-A.  XVI  S.  601.) 

*  Dafä  der  Adel  dabei  auch  nicht  das  ihm  so  wichtige  Gebiet  der 
Verwaltung  vergats,  zeigt  sein  Verlangen  auf  dem  Landtage  1574:  Aus 
dem  Ilerrenstande  solle  nicht  mehr  wie  je  einer  xu  der  Begierung  und 
/II  (Ion  Tf'niptamtern  auf  dem  Lande  genommen  werden.  —  Histor. 
Taschenbuch.    N.  F.  10,  S.  517. 

*  Vgl.  die  Darstellung  'ro}>penB  Ober  diesen  Landtag  im  Programm 
des  Gymnasiums  zu  Elbing  1891. 

•*  Wenn  Ureysi}:  fEinleitun?  zu  V.-A.  XV  S.  »'0)  die  Ansicht  aug- 
spricht, daf»  Herzog  Aibrecht  die  Trennung  des  Adels  in  zwei  Kurien 
xnstande  gebracht  habe  in  dem  Bestreben,  sich  in  den  Landr&ten  eine 
ihm  ergebene  Landtagsfaktion  zu  schaffen,  was  immerhin  eine,  weno 
auch  die  cinzip^e  staatsmiinnische  Leistung  seiner  inneren  Tolitik  ge- 
wesen w  are,  so  scheint  mir,  .dafs  auch  dieses  kleine  Verdienst  dem  Her- 
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die    Stellanjr  eines   Ratskollegiums,    das   die  Regierungs- 
interesseii  .lul  deui  Landtage  zu  vertreten  hatte,  wie  die  einer 
LüiidUgskurie ,  des  ersten  Standes  ein  \    Man  stritt  noch 
darüber,  ob  die  Regiments-  und  die  Hof-  und  Gerichtsräte 
ihm  «Bgehören  könnten,  da  sie  doch  mit  dem  Herzog  „ein 
corpus  trttgen*'.    Die  Landesherrschaft  und  die  Regierung 
vftDflchten  dem  Kollegium  anseheinend  einen  Ratscfaarakter 
za  erhalten,  der  Adel,  es  ganz  zu  den  Landständen  hinttberzu- 
neben.    Auch  das  wurde  1005  in  seinem  Sinne  entschieden, 
es  wurde  nun  klar  und  deutlich  der  erste  Stand  aus  dem 
Kollegium*.  Ihm  gehörten  fortan  nur  die  Landräte  an,  deren 
bisher  wechselnde  Znhl  ein  für  allonuil  auf  zwölf  festgesetzt 
wurde  und  deren  Amt  aus  einer  hlols  zeitweiligen  Beauftragung 
ein  festes  und  lebenslängliches  wurde.    Die  Herreu  aber  als 
s^>l(  he  verloren  das  Anrecht  auf  die  Zugehüngkeit  zum  ersten 
Stande,  nur  die  Beamteneigeuseliaft  der  Landräte  gab  den 
Zuiiitt,  so  dafs  Herren  ihm  nur  angehörten,  sofern  sie  zu 
Landriitou  ernannt  waren;  demnach  blieben  lüUü  von  sechs 
Herren  nur  zwei  Mitglieder  des  Kollegs^.  Auch  den  Bürger- 
stand schlofs  man  nun  ans  und  setzte  es  ungeachtet  des  Wider- 
spfuchs  der  Städte  durch,  dafs  die  Zugehörigkeit  zum  Herren- 
oder Adelstande  Vorhedingung  fttr  die  Fähigkeit  zum  Landrat 
sei'.   So  war  dieser  Stand  von  nun  an  mit  zwei  Kurien  auf 
dem  Landtage  yertreten. 

Es  ist  fowundemswert,  wie  der  Adel  diesen  Vorteil  nicht 
nur  zu  erringen .  sondern  mit  welcher  Klugheit  er  ihn  auch 
zu  befestigen  verstand.  Er  tat  es,  indem  er  dieses  Kollegium, 
das  die  »M'^te  Stelle  im  Verfassungsleben  einnahm,  auch  mit 
der  olH  i.^tt  u  Verwaltung  eng  verkntlpfte.  Denn  das  ist  der 
Sinn  der  gleichzeitig  getroffenen  Malsnahme,  dals  die  vier 
Oberhauptleute  stets  zum  Landrat  als  dessen  oberste  Mit- 
glieder gehören  sollten.  Diese  vier  aber  iialiiiien  den  ersten 
Hang  nach  den  Oberräten  ein,  aus  ihnen  wurden  die  Ober- 
ntstellen  besetzt,  sie  waren  als  Glteder  des  kleinen  Konsiliums 


ZOE  abgesprockeD  werden  mala.   Aneh  hier  war  er  ofienbar  der  vom 

A(h;l  g.Mhobene;  das  ganze  Vordrangen  des  Adels  an  die  erste  Stelle 
im  Staate  ist  ein  so  einheitliches,  zielbowiifstes  und  von  der  Laudes- 
lierrschaft  unabhängiges,  dafs  der  Herzog  gewils  hier  nicht  mehr  wie 
fiindiaiigerdieiifite  getan  hat. 

>  Vgl.  Histnr.  Taschenbiuli.    X.  F.  8,  S.  :^16  u.  320. 

'  Programm  Hohenstein  S.  6  (Landtag  von  1567).  —  Hist 

iiH-lieob.  iN.  F.  8,  S.  319. 

•  Vorstellung  der  Landräte  von  1669.  (U.-.\.  XVI  S.  600  f.) 

*Hartknoch,  S.  ti.'^  t  ;  Üreysig,  Einleitung  zu  T\-A.  XV  S.  74  f. 

'Programm  KIHing  i^^Ji,  S.  28 ff.  Die  Städte  l)rachten  dabei 
VCr:  noch  1574,  als  mau  neue  Landrate  auf  W  Jaluu  heschlosseu  habe, 
tdeo  Itit!  drei  von  KOnigsber«;,  zwei  von  den  kleinen  SUdCen  namhaft  ge- 
■idllvorden.  —  Pro^^ramm  Holu  n^tein  1865  (Landtag  von  15'^2).  S.  33. 
Vgl.  auch  Lydit  in«,  S.  85  und  l)eductio  praccminentiae  der  Land- 
rlte  asf.  vom  2,  Alax  lüt>3.  (L.-A.  XVI  S.  429  Aum.  2.) 
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in  Staatsangelegenheiten  vor  andern  heranzuziehen  K  Dureh 
ihre  Mitgliedschaft  wurde  zugleich  der  ganze  Stand  der  Land- 
räte gehoben,  da  man  zwischen  ihnen  und  den  übrigen  Land- 
räten keine  grofse  Kluft  lassen  konnte  noch  wollte^. 

Nur  eins  gelang  dem  Adel  nicht:  das  Vorschlagsrecht 
für  die  Stellen  der  LandrAte  schlup:  Kurfürst  Joachim  Friedrich 
der  Landschaft  ab  und  behielt  cieni  Fürsten  die  uneingescbr  iiikte 
Ernennung  auf  Präsentation  der  Hetrierung  vor  ^;  andf  riilal]^ 
wjU'PTi  nicht  nur  die  Landräte,  sondern  auch  die  aus  ihnen 
hervurgttheuden  Oberrüte  biol.se  Mandatare  der  Stände,  die 
Regierung  ein  ExekutioDsausschuits  des  Landtages  geworden  *. 

b)  Kämpfe  der  Landrate  um  ihre  Stellung. 

Die  Barone  gaben  nicht  ohne  Kampf  ihre  Stellung  auf. 
aber  sie  standen  allein;  der  mit  solcher  Staatsklugheit  und 
Geschlossenheit  emporstrebende  Adel  war  mächtiger  als  diese  | 
wenigen  Familien  und  drängte  in  dem  sich  noch  lange  1 
dahinziehenden  Streit  die  Herren  nur  noch  weiter  zurttck.  | 
Es  geschah  dureh  Festlegung  einer  Rangordnung  fQr  das  | 
Kollegium,  wonach  den  vier  OberhaupUeuten  die  Obrigen  dem  | 
Kolleg  angehörenden  Hauptleute  folgen  sollten,  dann  erst  die  1 
in  ihm  sitzenden  Barone  und  die  übrigen  Landräte  ^.  Damit 
war  aufs  deutlichste  ausgesprochen,  dafs  nur  der  Beamtenrang 
unter  dem  Adel  eine  Vorzugsstellung  gewähre,  ein  Vorrecht 
der  Geburt  nicht  anerkannt  werde.  Ja  das  Streben  des  Adels 
ging  dahin,  die  Freiherren  künftig,  um   If^n  Streitiprkpiten 
t  in  Ende  zu  machen,  vom  Landrat  ganz  auszuschlicisen ,  sie 
also  noch  unter  den  übrigen  Adel  herabzudrücken*.  Wenn 
aucli  das  nicht  gelang,  so  erreichten  die  Herren  mit  ihren 
gegenteiligen  Versuchen  gleichfalls  nichts;  ihre  Beschwerden 
beim  Landesherrn  blieben  erfolglos,  denn  diesem  konnte  der 
Sieg  der  von  seiner  Ernennung  abhängigen  LandiUte  über 
das  rein  ständische  Element  der  Freiherren  nur  willkommen 
sein.  Es  half  ihnen  auch  nichts,  dafs  sie  sieh  als  M&rtyrer 


'  Regimentonotel.  Pm'.foL  53  b,  54  b.  Kleines  Gnadenprivileg.  Pht. 
•    loi.  50  b. 

2  Deductio  der  Lamlrate.  2.  Mai  1663.  (U.-A.  XVI  S.  429  Anm.  2.) 
Droysig,  Einleitung  zu  U.-A.  XV  S.  74f. 

'*  Wie  diese  ganze  Kntwickluiig  vom  T^ürfrcrstandt»  beurteilt  wurde, 
jidit  Ulis  dem  Gutachten  eines  Preufsen  (von  1690 y)  hervor,  der  meiöU 
der  Hauptzweck  einer  Reform  müsse  sein,  die  iUiergrofse  Macht  des 
Adels  zu  beschranken  und  den  Bürperstand  \vit'tler  in  den  Stand  zu 
setzen,  den  er  l»i>  IfJOÖ  inneijehabt.  l'i  tm  seitdem  die  Ritterschaft  allein 
sich  das  LandratskoHeg  vurbehalten  habe,  habe  alles  Gute  im  Lande 
aufgehört  und  der  Landesherr  sich  jederzeit  mit  den  Landräten  um  seine 
Autorität  ^herumb  beifsen  miissen'*.  Seitdem  sei  die  ganze  VerwaltoiV 
eine  einzige  Kliquenwirtschaft.    (I  .  A.  \VJ  S.  lO'yS.) 

^  Acta  et  Decreta  von  1609.  Priv.  lol.  105  a,  AI.  „Quaestionem 
autem". 

*  G*  A.  T.  Mülverstedt,  Diplomatarinm  Ilebargeose  II  S.  871. 
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fürdi'^  va.  iin  der  Mouarchie  hinstellten,  indem  sie  behaupteten, 
ihre  Verfoiguiiir  habo  ])egonneu,  als  sie  für  das  Sukzessions- 
w^Tk  Brandenburgs  den  ftbrigen  so  tapfer  opponierten  ^ 
Spater  ver^uchten  sie  praktisch  ihre  Ansprüche,  wenigstens 
die  auf  den  Vortritt  vor  den  Hauptleiiten ,  durchzusetzen, 
denn  die  Mangorduuug  von  1609  wollten  sie  durchaus  nicht 
taerkennea,  obwohl  der  Kurfürst  1(563  gegen  sie  entschied  ^. 
Da  er  aber  anderseits  im  Verfassnngsinstrument  von  1661 
erklftrt  hatte,  die  Landr&te  sollten,  wie  es  allezeit  gewesen 
.benebenst  dem  herrenstande**  den  ersten  Stand  im  Lande 
bilden,  ferner,  die  Oberr&te  und  die  vier  Hauptämter  sollten 
in  der  Ordnung  nach  den  officiis  gehen,  in  den  übrigen 
Bedienungen  abJer  der  Herrenstand  vor  dem  Adel  den  Vorgang 
babrn .  so  stützten  sich  die  Barone  darauf  und  führten  den 
streit  uitch  lange  weiter.  Sie  obstruierten  und  hielten  sich 
tien  Sitzungen  fern ,  um  nicht  in  der  Praxis  nachgeben  zu 
müssen;  die  Landräte  erbaten  uthI  erreichten  daher  endlich 
M)m  Kurfürsten  und  der  Kegieruug,  dal's  die  beiden  dem 
Kollegium  angehörigen  Freilierren  vor  die  Wahl  gestellt 
wurden,  au  den  Sitzungen  teilzunehmen  oder  ihre  Stellen 
Diederzulegeu Mehrere  Eiugaben  der  Herren  dagegen  mit 
sehr  weitgehenden  Wünschen  erhielten  Oberhaupt  keinen 
Bswheid^  Wie  die  Dinge  nun  einmal  lagen,  war  die  noch 
iminer  llbliehe  Bezeichnung  „Herrenstand  und  Landräte*  seit 
1605  fQr  den  ersten  Stand  unzutreffend  geworden^  und  es  war 
nur  folgerichtig,  wenn  die  Ritterschaft  bat,  um  alle  Mifs- 
deutungen  auszuschliefsen ,  die  Bezeichnung  „ Herrenstand 
Oberhaupt  aufzuheben,  für  den  ersten  Stand  den  Namen  der 
.Landräte",  für  den  zweiten  den  der  „Herren,  Ritter  und  Adel"* 
au  gestatten''.  DotMi  biiob  jiMie  althergebrachte  Bezeichnung 
bis  in  das  folgende  .laln  lminici-t  liinein  bestehen. 

Nachdem  sich  der  Adel  m  so  i ucksicbtsloser  Weise  eines 
höher  berechtigten  Freiherrnstandes  erwehrt  hatte,  erweckten 
iü  unserer  Zeit  die  bei  einigen  Familien  stattgehabten  Er- 
höhungen in  den  Grafenstand  von  neuem  seine  Besorgnis, 
ab  werde  hiermit  wieder  eine  geburtsständische  Sonderung 


'  Zwri  h.ingaben  de>  H»'rren>taiules  an  iKmi  KiirtürstPn  v.  Dez.  1641 
(l'.-A  XV  b.  307  f.).  Sie  er\Yahueu  darin,  dafs  sii'  iinch  schon  1609,  lL»12 
1687  und  1628  geklagt  hätten. 

'  Zwei  Protokolle  über  Vorrangstreitigkeiten  im  Landrat  von  1663 
uid  1666.   (ü.-\.  XVI  S.  481  f.  und  472  f.) 

'  Schriftwechsel  vom  Sept./Okt.  1679.   (Ebenda  JS.  902.) 

«  1669  und  1670,  U.-A.  XVI  S.  602  Anm.  1.  Noch  16u9  und  1612 
batten  die  Barone  die  Präzedenz  über  die  4  Hauptämter  begehrt,  und 
dtis  sie  ffprimi  nrdinis  primi"  seien.  Die  Kitterschaft  aber  wollte  ihnen 
M89  nicht  einmal  vor  allen  nicht  mit  Hauptmannschaften  bedachteu 
bandräten,  Kondern  nar  vor  den  mit  ihnen  gleicli/eitig  installierten  Land- 
liies  den  Vorzug  gönnen.    (Vorstellung  von  1G69.    Ebenda  8.  600,  601.) 

*  Vomelhi^  der  Kitterschaft  von  166^.  (U.-A.  XVI  S.  601  f.) 
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erstrt»bt.  Im  Oktober  1663  bescliwerten  sich  die  Landiäte: 
da  die  Grafen  vod  Dohna  und  Sdilieben  den  HukUgungseid 
nicht  persönlich  geleistet,  sondern  dureh  Uaterschrift  ablegen 
wollten,  80  sei  zu  merken,  „dafs  die  Grafen  durch  diese 
Neuerung  eine  sonderliche  Praeeminenz  intendiret  und  mit 
der  Zeit  uf  die  Gedanken  geraten  möchten  und  durften,  einen 
neuen  Stand  und  zwar  den  ersten  Stand  zu  ambiren".  Bezeidh- 
nenderweise  protestierte  gegen  diese  Beschwerde  als  eioziger 
Landrat  der  Hauptmann  yon  Brandenburg,  Jonas  Kasimir  v. 
Ellleuburg:,  der  selbst  dem  Herrenstande  angehörte  ^  Sj);iter 
setzten  sie  es  durch,  dafs  die  Grafen  Truchsefs  v.  Wetzliausen 
und  V.  Sr])lieben  einen  Üevers  ausstellten,  dafs  sie  durch 
ihren  Titel  nicht  den  Ausprucli  eines  neuen  Standes .  des 
Vorzugs  vor  den  Diguitariis  des  Landes  oder  sonstiger  unge- 
wöhnlicher Prärogative  erheben  wollten  ;  dasselbe  wurde  ihnen 
wegen  der  Kinder  des  Keichsgraten  Ahasverus  von  Lebndorf 
zugebilligt  ^ 

Wenn  auch  der  Adel  sieb  einer  höheren  Geburt&aristokratie 
glocklich  zu  erwehren  wufste,  so  war  er  gegen  das  Empor* 
wuchern  einer  Amts-  und  Besitzaristokratie  ziemlich  machtlos. 
Das  preufsiscbe  Behörden-  und  Beförderungswesen  war  von 
ihm  selbst  so  fein  ausgeklügelt  worden,  dafs  allerdings  durch 
möglichstes  Selbstfunktionieren  das  monarchische  Eingreifen 
auf  ein  Mindestmafs  beschränkt,  dafs  aber  auf  der  anderen 
Seite  die  Gefahr  des  Äniternrpotismus  gegeben  war.    In  der 
Zeit  des  TntinTegnnms  nach  Herzog  Albrechts  Tode  wnr  es 
zu  einer  schamlosen  Familienwirtschaft  (h^-  Kreytzen  umi  ihres 
Anhanges  in  den  obersten  Verwaltungsstellen  gokommeu*. 
Da  es  aber  nicht  in  der  Ai)5i('ht  des  iierrschenden  Standes 
lag.  die  einflufsreicben  Ämter  in  den  Alleinbesitz  weniger 
Familien  kommen  zu  lassen,  so  erwirkte  er  eiia  gesetzliche 
Bestimmung,  dafs  Vater  und  Sohn,  Oheim  und  Neffe  oder 
zwei  Brftder  nicht  zu  gleicher  Zeit  den  Vorsitz  von  Gerichten 
und  Behörden  fohren  sollten  ^    Trotzdem  bekleideten  1(540 
zwei  Brüder  Ostau  das  Kanzler-  und  das  Hofrichteramt  gleich- 
zeitig ^  Koch  mehr  aber  wie  diese  waren  es  die  Wallenrods 
Kreytzen  und  Tettau,  die  stets  in  den  obersten  Ämtern  safsen 
und  dadurch  neben  den  durcli  reichen  und  geschlossenen 
Landbesitz  ausgezeichneten  Scblieben  den  gröfsten  EinHufs  im 
Lande  hatten.  Der  Argwohn  ward  schon  ausgesprochen,  dafs 
jene  drei  Familien,  die  mit  ihrem  Anhang  fast  allein  die 


»  I  .  A.  XVI  s.  tr,i. 

'  Bergmann,  b.  24.  (Ubigu  Vorgänge  lallen  jedoch  noch  in  un- 
seren Zeitabschnitt.) 

"  Tö)>|)cn,  Der  lanfre  Königsberger  Landtag  (Ilist.  Taschenlmdl 
N.  ¥.  10).   Vgl,  ancli  T?i  (  vsicr,  Eiiih  ititiig  zu  U.-A.  XV  S.  47  ff. 

♦  Acta  el  Devreta  von  löuy.  (I'riv.  lol.  106  b,  AI,  „Ad  praeaidenüara".) 

*  Gravamina  der  gesamte  St&nde,  26.  Juni  1640.1(Ü.  A.  XV  S.  242.) 


Digitizca  Ly  Gu^.' . 


XXIV  1 


76 


Obenatstn!  e  besetzten,  flit^  daneben  den  gröfsten  Landbesitz, 
den  jzroisten  b.iren  Reichtum,  die  wpitlihififrste  Anverwandt- 
srhaft  im  Lande  iiatteii,  in  un^jlückliclien  Zeitläufteu  eiTiiiial 
gefthrlicii  fiii  den  Herrseber  werden  konnten  \  Der  Ab:>ulu- 
tismns  mit  seinem  Militär-  und  Beamteuregiinent  macbte 
jedoch  sehr  wirk^iun  der  weiteren  Ausbildung  einer  einge- 
sessenen Amtsaristokratie  ein  Ende. 

Keben  dem  innerhalb  des  ersten  Standes  sich  abspielenden 
RaDgstreite  ging  ein  zweiter  mit  einer  anderen  Behörde,  den 
Bof-  nnd  Gerichtsrftten.  Da  diese  im  16.  Jahrhandert  nocib 
Mitglieder  der  Regierung  waren,  nnd  damals  im  Landratfr- 
kolleg  ibreu  Platz  nach  den  Herren  und  Tor  den  Landräten 
hatten',  so  machten  sie  den  Landräten,  die  nach  Verdrängung 
des  Herrenstandes  die  erste  Stelle  nach  den  Regimentsräten 
hfnns])rnchton.  diese  streitijr.  Der  Kampf  um  den  Vorrang 
zwischen  den  beiden  Kollegien  zieht  sich  ergebnislos  durch 
unseren  ganzen  Zeitabschnitt  hindurch;  er  s])itzte  sich  später 
zu  einem  Streit  zwischen  dem  Hofrichter,  dem  Präses  des 
Hefuprichti.  und  den  vier  IlnuptÄmtem.  also  den  rangersten 
LiLii  Ii aten.  um  den  Vortritt  zu".  Auch  die  Räte  des  1057 
eingerichteten  Oherappellationsgericlites  machten  bald  den 
Landrftten  den  Rang  streitig^;  endlich  verlangten  auch  die 
korfttrstliehen  Christen  den  Vorrang  vor  den  aufserhalb  der 
Tier  Hau])tämter  bestellten  Landräten'^.  Bei  allen  diesen  An- 
griffen gegen  ihren  Anspruch,  nach  den  Oberräten  die  erste 
Stelle  zu  haben,  wurden  die  LandrAte  doch  so  bescheiden,  dafs 
sie  W]9  den  Vortritt  vor  den  Hofhedienten,  Hofrichtem  und 
Generalmajors  blofs  für  die  vier  Oberhauptleute  erbaten,  die 
übrigen  Landräte  wollten  sieh  mit  dem  Vortritt  vor  den 
Obristen  bf»t!nOgen 

Solche  ^trfMti'Aeiten  wären  von  geringem  allp:E  ineinem 
Interesse,  wenn  diese  auf  kleinem  Räume  sich  abspielenden 
Dinge  nicht  einen  Blick  in  eine  bedeutungsvolle  Entwicklung 

'  Gutachten  eines  Prenfsen,  verniutlicli  von  1690.  (U.-A.  XVI  S.  1057.) 
Aach  sonst  sind  doch  schon  rucht  starke  Ansät/e  zu  einer  erblichen 
liesitianstokratie  darin  zu  erkennen,  da(k  ganee  Hanptmaimsehaffceii  im 

erblichen  Lplmshcsitz  einiger  Familien  waren.  Dir  Ämter  fJerdauen 
Und  Nnidenl'iu  u'  n<  h(irten  den  v.  Schlieben,  Bent.sch-Kvlau  dm  v.  Kreytzen, 
Güseiiburg  den  Finck  v.  Finckeustein,  Neuhof  den  Freiherren  v.  Ileydeck 
UM  Sctadnberg  den  Polenz.  (Töppen,  Historiaeh-komparative  Geo* 
graphie  von  Prenfsen.  1858,  S.  262 ff.;  Goldbeck,  Vollständige  Topo- 
gra|)bie  des  Konicreuhs  Preufsen.    1784.    I.  Bd.) 

*  Das  bestktiütf  der  Herzog  1546  nach  einigem  .Streit,  llist.  Tascheub. 
N  F  8.  S  819 

>  Vgl.  r.-A.  XV     m,  XVI 459,  829  ADm.  1,  830  Anm.  Orlich 

111  S.  271.  212  f. 

*  1661  —  1663  wurde  darüber  gestritten.  (U.-A.  XV  S.  637,  XVI 
S.  409, 429  Anm.  2,  487  u.  442.) 

"RadyiwiII  m  tUn  KurfQr.-tcn,  11.  Febr.  1666.  (F.-A.  XVI  0.474.) 

*  Deductio  praecedentiae  I6t)^.  (U.-A.  XVI  b.  t)02  Anw.) 
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vprstnttoteii :  wie  die  Vorherrschaft  des  gebnrtsstÄudi sehen 
Herrenstaudes  verdrängt  wird  durch  ei  neu  halb  fürstlichen, 
halb  stfindisplien.  nicht  erblichen  iHamtenstand,  die  Laudnite, 
und  wie  (iieser  alliiiiililich  beiseite  geschoben  wird  (iiir'  h  il;e 
vordringende,  rein  nionarchische  Beamten-  und  Militar- 
hierarchie.  Seinen  Abschlufs  findet  dieser  Entwickiuugsgang 
allerdings  erst  in  der  Zeit  König  Friedrieh  Wilheln^  I.«  unter 
dem  die  preuOsischen  Landräte  Tersehwinden,  nachdem  ihr 
Name  schon  vorher  in  Brandenburg  auf  eine  ganz  anders  ge- 
artete, noch  heute  fortlebende  Behörde  fibertragen  war. 

c)  Die  Stellung  der  Landr&te  im  Staat  und  Ver- 

fassungsleben. 

Die  Landräte  wurden  auf  Vorschlag  der  Regierung  vom 
Kurfftrsten  ernannt,  wurden  auf  diesen  und  auf  die  Verfassungen 
vereidigt^  und  erhielten  Besoldung  aus  den  fürstlichen 
Kammereinkünften'.  Vorsitzender  des  Kollegiums  war  der 
Hauptmann  von  Brandenburg,  der  den  Titel Landesdirektor' 
oder  auch  „ Landesratsdirektor "  führte.  Ihm  folgten  im  Ran^e 
und  in  seiner  Vertretung  die  übrigen  Oberhauptleute  in 
folgender  Reihenfolge:  Landvogt  von  Schaaken,  Vogt  von 
Fischhaiisen,  Hauptmann  von  Tapiau**.  Dem  Landesdirektor 
la^'  auch  die  feierliche  Einführung  oder  Installation  neuer 
Landhite  ob*.  Er  war  zuf^leich.  wenn  die  Stancie  vereinigt 
auftraten,  ihr  "Wortführer  gegenül)er  ^ler  Ketrierunfr. 

Was  das  innere  Verhältnis  des  Laudratbkul  legi  ums  zum 
ganzen  Staatsorganismus  anbetriift,  so  nahm  es  seiner  eigen- 
artigen Ausbildung  entsprechend  eine  merkwürdige  Zwitter- 
stellung ein.  Es  war  in  erster  Linie  ein  Werk  des  Adels, 
der  damit  die  oberste  Stelle  im  standischen  Verfassungsleben 
in  seine  Hände  gebracht,  wie  er  schon  vorher  die  höhere  Ver- 
waltung ganz  für  sich  genommen  hatte.  Hier  lag  aber  auch 
der  seltene  Fall  vor,  dafs  der  Fürst  mit  dem  Adel  ein  gemein- 
sames Interesse  an  einem  Werke  hatte,  denn  jenem  konnte  es 
auch  nur  als  ein  Vorteil  erscheinen,  dafs  die  ihm  geschworenen, 
von  ihm  besoldeten  Räte  einen  so  eintlufsreicben  Platz  auf 


»  Der  Eid  steht  bei  Zwantzigk  Kap.  V  Titel  7. 

*  Sie  erhielten  200  Mk.  =  44  Taler  40  Gr.  jilhrlichen  Gehalts  nebst 
zwei  gemeinen  Hofklcidnngen  oder  60  Mk.  ^  13  Taler  30  Gr.;  während 
Her  Dauer  oines  liandtairos  dazu  H  Mk.  tägliches  Zehrgeld  u.  1  "2  S«  Lt-ffel 
llaier.  (H  0  s  ä u  s ,  Der  Oberburggrat  A.  v.  LehndorflF,  S.  99.  —  v.  T  e  1 1 a u, 
Urkundl.  Geschichte  der  Tettauschen  Familie,  8.  261,  344.)  Ihre  Gebäh^ 
nisse  erhielten  die,  welche  Hauntlcute  waren,  aus  ihren  iLmtern  gegen 
Untersclirift  der  Oberrätc,  die  üorigen  auf  .Assignationen  aus  dem  AmtP 
Schaaken;  1679  wurden  alle  wegen  der  Auszahlung  au  die  Keutkaianier 
▼erwiesen.  (Der  Landr&te  petitom  in  puncto  salariL  U.-A.  XYI  S.  902.) 

*  Acta  et  Decreta  Ton  1609.  (Priv.  fol.  105  a»  AI.  „Quaestioneai 
autem*.) 

*  Über  solche  Installationen  vgl.  l  .-A.  XYI  S.  431,  472,  Öb6,  991. 
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d«i  Landtagen  erbielteD,  dafs  dadurch  eine  Kurie  geschalTeD 
wurde,  die  nicht  von  anderen  Auftraggebern  abhängig  und 
daher  am  ersten  einer  Bearbeitung  seitens  der  Rtgieriing 
zngänglifli  war.  Beide  Teile,  Fiir^t  und  Stände,  erwarteten 
Tiiif!  vor»  flie^eiii  ersten  Stamle,  dafs  er  zunächst  für  ihre 
luiereNbeii  tMiitrete,  beide  liatten  ein  Recht  dazu,  deini  er 
war  ihnen  beiden  verptiichtet,  „zugleich  auf  des  Landes  VV  oll- 
fülirt  und  Freiheiten,  dann  S.  Ch.  D.  Hoheit  geschworen"*. 
Da  aber  beider  Interessen  sich  nur  allzu  oft  im  Widerstreit 
l)efanden,  so  entstand  für  die  Landräte  ein  Kontiikt  der  Ptiichten, 
der  nur  zu  Ktoen  war  entweder  dadurch  ,  dafs  sie  sich  ganz 
auf  eine  Seite  sehlugen  oder  dafe  sie  zwischen  beiden  in  ver* 
mittelndem  Sinne  t&tig  waren. 

Wie  in  der  Landratakurie  die  Gegensätze  in  den  Kämpfen 
zwischen  Monarehie  und  Ständetum  am  unmittelbarsten  zu- 
sammentrafen, so  spiegelten  sich  hier  auch  die  beiderseitigen 
Machtverhältnisse  am  deutlichsten  ab.  In  Zeiten  starker  Adels- 
vorherrschaft ,  unter  Johann  Sigismund,  sehen  wir  sie  als 
Vüikämpfer  des  Adels  an  der  Spitze  der  ständischen  Opposition; 
umgekehrt  wurde  dieses  Kollpfrium  auch  am  ersten  von  dem 
vordringenden  Absolutismus  erlaist,  hier  zuerst  der  standische 
Geist  von  den»  ^^treben  nach  Ämtern  und  Lohn  in  fürstlichem 
Dienste  verdränjxt.  eine  Erscheinung,  die  ganz  kral's  unter 
der  Regierung  i  riedrichs  IIL  hervortrat^,  aber  auch  in  unserer 
Periode  in  einzelnen  ehrgeizigen  rersünlichkeiten,  wie  Joliauu 
Kasimir  von  Eulenburg  und  Georg  Abel  von  Tettau  sich  offenbart. 

Im  Übrigen  waren  sie  in  unserer  Zeit,  schon  durch  die 
Politik  Georg  Wilhelms^  auf  eine  mittlere  Bahn  zwischen  den 
Widen  streitenden  Parteien  gelenkt.   Allerdings  nach  Her- 
kunft und  Gesinnung  waren  sie  Vertreter  ständischer  Interessen 
und  wurzelten  ganz  und  gar  in  ständischen  Anschauungen, 
ihnen  vor  anderen  war  „cura  patriae"  und  „salus  publica" 
anvertraut**.    Die  Erhaltung  des  ständischen  Verfassnnj;s- 
Züstandes  war  nach  ihrer  Überzeugung  erste  Notwendigkeit. 
Sie  bielt»m  :nic1i  aufserhalb  der  Landtage  dem  Kurfürsten  die 
ßescinv»  I  (JtHi  und  Wünsche  des  Landes  vor*;  auf  den  Land- 
tagen   waren  sie   häutig  die   Wortführer  des  Standet  ums 
ift  der  Abwehr  des  allzu  hitzig  voi dringenden  Absolutismus 
Und  traten  mit  der  auf  ein  ausgeprägtes  Rechtsbewufstsein 


'  Proposition  vom  2.  März  1072.  (Ü.-A.  XVI  S.  730,) 

■  Bergmann,  s.  2b— 'M. 

•  KönigsbeiK  an  den  Kuifursteü,  16.  Nov.  1662.  (Ü.-A.  XVI  S.  285.) 
Der  Kuuder  in  Croj  (Croys  Tagebneh,  19.  M&rz  1671).  Ebenda  8,  644 
Asm  1. 

*  >chrrilien  der  Landrate  an  den  Kurfürsten,  5.  Juni  1651,  1.  M&rz 
14,  Okt.  1656,  27.  Febr.  1657,  Februar  1659;  des  Statthalters  nnd 

der  Okenlte  an  den  Korfftnten,  25.  Mirz  1659  (U.-A.  XV  8/  846  f., 
aC7£,flS7,  4S0£t  4&tQ  usw. 
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gegründoten  Sachlichkeit  \um\  Hestimmtheit,  die  ihre  Schriften 
iiipi'^t  auszeichnen,  für  Wahrung  stänf^i^cher  Rechte  ein\ 
feie  seihst  äufserten,  duis  sie  sicli  "Itu;3  ^lotse  Mülie  ^^pLZt  lteu 
hätten,  der  Landschaft  ihre  Rechte  zu  sichern  - ;  ja  sie  iieiiiuhten 
sich  wohl  zeitweise,  wie  die  kurfürstlichen  Vertreter  mit 
Erstaunen  bemerkteu,  die  Rechte  der  Stände  und  der  01)er- 
räte  auszudebneu,  dem  sujiremo  dominio  aber  nicht  den 
geringsten  Zuwachs  zu  gönnen^.  Ganz  besonders  emptindlich 
waren  Bie  aber,  ähnlich  den  Oberr&ten,  wenn  ihr,  der  adligen 
GrofBgrundbesitzer,  materielles  Interesse  betroffen  wurde. 
Daher  erwachte  ihr  Widerstand  mit  ungewöhnlicher  Schaifs, 
als  seit  den  70er  Jahren  die  Steuerpolitik  des  Kurfürsten 
einen  gewaltsamen  Charakter  annahm,  als  die  bisherige  Bevor- 
zugung des  Adels  hinsichtlich  der  Militärlasten  und  damit 
die  althergebrachten  T'nterschiede  der  Stande  aufgelioben  und 
nicht  nur  der  Ständestaat,  sondern  auch  die  wirtschaftliche 
und  gesellschaftliche  Stellung  des  Adels  gefährdet  wurde ^ 
Im  all  gemeinen  al)er  bewegten  die  Landräte  sich  auf  einer 
mittleren  Linie  im  Sinne  des  Ausgleichs  und  der  Vennittlnn?. 
Und  auf  dif  seni  Gebiete  haben  sie  eine  bewundernswerte 
politische  Klarheit,  ruhiges  Urteil,  eine  tlber  den  Dingen 
schwebende  Einsicht  gezeigt.  Wie  aus  einer  anderen  Welt 
klingen  in  jenen  Zeiten  erbitterten  Rechtens,  kleinlichen 
Beharrens  und  gehässigen  Mi(ktrauens  die  Aussprüche  ruhiger 
und  besonnener  Staatsweisheit  aus  dem  Munde  der  Landr&te* 
Wie  hoch  ragt  es  über  das  politische  Denken  ihrer  Zeit  empor, 
wenn  sie  nach  dem  grofsen  Landtage  erklären:  die  Stände 
haben  zwar  nicht  alles  vom  Kurfürsten  zugestanden  erhalte, 
aber  der  ruhige  Vollzug  des  Umschwungs  ist  ihnen  Haupt- 
sache''. So  sehr  sie  auf  Erhaltung  des  ständischen  Staats- 
yve<vm  bed;u*ht  waren,  sie  salini  doch  stets  —  und  das  uiiter- 
sclicidet  sie  von  den  anderen  Stünden  —  auch  .,auf  das  hoch- 
ludige  Hand  zwischen  Herrschaft  und  Untertanen" Mit  voller 
Klarheit  bezeichneten  sie  die  l)eiden  Hichtpuukte  ihrer  Politik 
durch  den  Ausspruch  :  „Wie  die  vom  Ilerrenstande  je  und  alle- 
wege ihre  Gedanken  und  consUia  sowoU  auf  Beibehaltung  dieses 
Herzogtumbs  Freiheiten,  Gerechtigkeiten  als  auch  zugleich 
«uf  dessen  friedlichen  Zustand  gerichtet,  zur  Grundfeste  aber 


1  So  ihr  Eintreten  fctr  die  st&ndiöche  Steuerverwaltung.  (U.-A.  XVI 

8.  439,  Ö56.) 

*  Anhang  zum  vereinigten  Bedenken  vom  9.  Ang.  1670.  (Ebendt 

S.  619.) 

»  Kadziwill  an  den  Knrfür^tpn,  28.  Mai  16<;2.    (Kboiida  S.  133.) 

*  Vgl.  besonders  die  hupi)nkate  der  Landratc  an  den  Kurtursteo 
vom  28.  Nov.  1678  und  19.  Jao.  (?)  1674»  sowie  ihr  Bedenken  vom  7.  Juni 
1679.   (Ü.-A.  XVI  S.  788  f.,  793  ff.,  881  ff.) 

Vorsrhlag  der  Landräte  v.  3.  .lull  1663.    fKhentla  S.  439.) 
'  Eriutierungeu  der  gesamten  iSt^nde,  30.  Juli  lUO^.  (Küeuda  ödO.j 
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dessen  allen  das  gutte  VerBtftndnttf^  zwischen  der  Herrschaft 
UBd  Dero  Sunden  zu  legen  bemtthet  gewesen  .  . 

Durch  diese  einsichtsvolle,  geuiäfsigte  und  ausgleichende 
Haitung  haben  die  Landräte  viel  Gutes  gewirkt.  Namentlich 
in  der  schweren  Zeit  des  Konflikts  von  KJOl  — f>;i  leisteten  sie, 
nachdem  sie  nicht  leichten  Herzens  die  Souveränität  des 
Kurfiir'^rP!!  anerkannt,  der  Sncfie  des  Mon:iTThen  und  des 
Lauiies  durch  ihre  ernstlichen  l>tMntthnngen  um  eine  Kiuigung 
der  Gegensätze  die  wesentiich>tfn  Dienste  und  hal)en  nach 
Kräften  dazu  beigetraj?on.  dais  der  Kampf  noch  im  allgemeinen 
auf  friedlichem  Wege  au.sgefochten  wurde*.  Und  als  der  Sieg 
der  Monarchie  nicht  mehr  zweifelhaft  war,  da  haben  sie,  wie 
tie  mit  Resignatton  versicherten ,  wenigstens  „alle  und  Jede 
navermeidli^e  Ufflagen,  so  viel  immer  müglich  gewesen, 
gemftrsiget  nnd  ihre  deliberationes  den  Zeiten  gesucht  su 
hequamen*'.  Die  immer  weitergehenden  Steuerforderungen 
des  Kurfürsten  beunruhigten  sie  ebenso  wie  die  anderen 
Stände,  aber  im  Unterschiede  von  diesen  gaben  sie,  auch 
wenn  sie  sachlich  auf  einem  anderen  Standpunkte  sich  befanden, 
immer  wenigstens  in  etwas  nach,  entweder  um  die  Ver- 
handlungen '^if'h  nicht  ganz  zersclilagen  zu  lassen  oder  in 
der  Einsicht,  dais  der  Fürst  (  hen  nicht  anders  handeln  konnte*. 
Ihre  persönliche  Unabhängigkeit  gestijttete  ihnen  allerdings 
ein  weiteres  Entgegenkommen  gegen  die  Regierung  als  den 
anderen,  von  Instruktionen  ahhiingigen  Ahgeordiiiten. 

So  waren  die  Landräte  beiden  Parteien  unentbehrlich, 
am  ikren  Zusammenwirken  nicht  an  der  Schärfe  der  Gegen- 
sätze scheitern  zu  lassen.  Sie  dienten  beiden  als  Zwischen- 
träger in  den  Verhandlungen:  bald  beraten  sie  im  Namen 
der  Regierung  mit  den  Ständen,  überreden  und  beschwichtigen 
sie*,  bald  übermitteln  sie  deren  Beratungen  nnd  Beschlüsse 
an  die  Regierung*. 


1  Gutachten  der  Lanärftte,  15.  Jan.  1671.  (U.-A.  XVI  8.  679  f.) 

•  Vgl.  dafür  die  Berichte  Schwerins  an  den  Kurfürsten  vom  17.  Juni 
nna  9.  Auff.  1C61.  7.  Mürz  1662  (U.-A.  XV  S.  497,  551,  762),  des  Statt- 
halters und  der  Uberrate  v,  8.  Aug.  1662  (U  -A.  XVI  S.  209—211).  S.  auch 
•brada  S.  55  f.,  58,  218,  219,  346,  45&  Die  Landräte  waren  tob  An- 
fang; an  ^sehr  raisonnabel",  bis  auf  einen,  Christoph  v.  Ködern;  dieser 
blieH  noch  eine  Zeitlaug  bei  seinem  harten  Sinn,  ?nb  aber  vor,  es  ge- 
scbehe  alles  zu  des  KtufUrsten  Bestem  (Schwerin  au  den  Kurfürsten, 
&  Joli  nnd  29.  Okt  1661.  U.-A.  XV  8.  514,  592.) 

»  Vorschlag  der  Landräte,  April  1681.  (Ü.-A.  XVI  S.  954.) 

*  Ihü  Beispiele  für  dieses  Verbal t»^Ti  sind  sehr  zahlreich,  ich  ver- 
weise nur  auf  Ü.-A.  XVI  S.  478,  49ö,  üi4f.,  579  f.,  689,  706,  731,  742, 
T9I,  715. 

»  VgL  U.-A.  XVI  S.  189,  214,  2ICf.,  591,  633,  639,  645,  708,  730. 
^'bpf  Sonderrerhandlungen  der  Uegierung  mit  den  Landräten,  um  durch 
üiefcc  «uf  die  Stände  einzuwirken,  s.  U.-A.  XV  S.  475,  580;  XVI  S.  174, 
»n,  WO,  731,  741,  744,  TO. 

I  VfL         XVI  S.  U,  55  t,  86,  854,  694. 
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So  venlienstlicli  aber  diese  Tätigkeit  der  Laiidrate  für 
(las  Ganze  war.  es  wurde  ihuen  von  beiden  Parteien  schlecht 
gedankt,  deren  jede  sie  ganz  auf  iliror  Seite  zu  sehen  wünschte. 
Dem  Kurfiirsten  wurden  sie  unbequem,  wenn  sie  Bescliwenlen 
des  Landes  an  ihn  brachten;  er  verbat  es  sich,  dai's  seiue 
eigenen  Diener  sich  unterstehen,  „Unseren  »Ständen  hierunter 
consilia  zu  suggeriren,  undt  zu  klagen  ihnen  aulais  zu  geben" 
Auf  die  Klagen  der  Landräte  l\ber  die  undankbare  RoUe,  die 
sie  mit  ihrer  Vermittlungspolitik  abemommen  hattOD,  rieten 
ihnen  die  Vertreter  des  Kurfürsten,  sich  ganz  auf  dessen  Seite 
zu  schlagen,  der  werde  sie  wohl  yertreten  und  bei  Ansehen 
halten,  jetzt  aber  wären  sie  weder  wann  noch  kalt-.  Sie 
mufsten  sich  von  der  Regierung  wohl  sagen  lassen,  fttr  eine 
unzureichende  Willigung  trflgen  sie  die  Verantwortung,  weil 
sie  den  Ständen  nicht  genügend  vorangegangen  seien". 

Viel  hilufiger  aber  traf  sie  der  LInwillen  der  beiden 
anderen  Stände  wegen  ihrer  nach  deren  Meinung  zu  entgegen- 
kommenden Haltung  gegenüber  der  Mnnarchie.  Schon  iB 
den  Drangsalen  des  nordischen  Krieges  warfen  ihnen  die 
Stände  vor.  da  Ts  sie  die  Schuld  an  gewissen  Militärlasten  nicht 
auf  den  Kurfürsten  legten,  „sondern  auf  diejenigen,  darunter 
auch  Wühl  solche,  welche  uti"  des  Landes  privilegia  geschworen 
und  sonsten  grofse  Patrioten  sein  wollen"  \  In  dem  Ver- 
fassungskampfe 1661—63  gar  verscherzten  sie  sich  alles  Ver- 
trauen bei  den  Mitst&nden,  verloren  allen  Hespekt  und  Kredit 
und  mufsten  von  ihnen  viele  verdriefslidie  Reden  alle  Tage 
hören  ^  General  v.  Kalckstein  behauptete  geradezu,  einige  Land- 
räte  seien  von  fttrstlicber  Seite  bestodien  und  schwatzten  aus 
der  Schule,  man  mttsse  einen  Pragenschen  Prozefs  mit  ihnen 
spielen  und  sie  zum  Fenster  hinauswerfen**.  Das  mindeste 
war  noch,  dafs  ihre  adligen  Standesgenosson  hei  ihnen  Gleich- 
gültigkeit gegen  dio  harte  Behandlung  des  Landes  arg- 
wöhnten: die  in  vornehmen  Ämtern  und  I)ignitäten  sitzenden 
empfäii  kn  die  Landesnot  nicht  gleich  dem  privato^. 

So  niulsten  die  Landräte  manchmal  ein  doppeltes  Spiel 
treihen :  um  der  anderen  Stände  willen,  die  ohne  dergleichen 


1  Der  Karfürst  an  die  Oberräte,  27.  März,  6.  April  1652.  (Orlieb 
iU  S.  46.) 

*  Schwerin  an  den  Karf&rsten,  22.  Jali  1661.  (U.-Ä.  XY  S.  589.) 

*  Protokoll  Tcttaus  v.  4.  Aug.  1666.  (Ü.-A.  XVI  S.  513  f.) 

*  Bericht  J.  C  v.  Enlenburgs  an  den  Kurfürsten,  2H.  Mai  Iß^fi. 
(U.'A.  XV  S.  öll.)  Eulenburg  war  der  eifrigste  Parteigänger  des  Kur- 
fttrsten  unter  den  Landr&ten.  Er  hatte  sidi  bei  der  Beratung  über  ein 
Bedenken  sogar  zu  Beleidigungen  der  Stände  und  zu  der  Drohung,  sie 
St  irn  nicht  mehr  in  dem  Stande  wie  vordem,  hinrei&en  lassen;  dl? 
buiuüi!  beschwerten  sich  darüber  (Ü.-A.  XV  S.  376). 

»  Berichte  Schwerins  Juni/Juli  1661.  (Ü.-A.  XV  S.  505,  508f.,  589.) 
»5  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  12.  Juli  1661.   (U.-A.  XV  S.  517.) 
'  Bedenken  der  Kitterschaft,  26.  Juni  1666.  (Ü.-A.  XYI  S.  500.) 
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KwKiiriuiieu  sich    uimmer  mit  ihnen   vergleichen  würden, 
mubten  sie  der  Regierung  widersprechen  uiul  harte  Worte 
gebrauclieu,  liefbeu  es  diese  aber  wissen,  dals  es  nur  Spiegel- 
fechti'ai  sei'.     Und  einige  dem  Kurfürsten  verdrielsliche 
fiedensarteo  des  Laudcsiiirektürs  Kanitz  eut^chukligten  die 
Qfcenite:  Kanitz  sei  ein  treuer  Untertan  und  habe  schon 
hohe  Willigungen  durchgesetzt,  mfisse  aber  auch^  um  das  Vor- 
treuea  der  StiUide  sich  zu  erhalten,  ihre  Kot  nachdrueklich 
betonen*. 

S.  Zweite  Kiiiie:  Bltteraeltaft  und  Adel. 

a)  Allgemeine  Charakteristik. 

Ein  ganz  anderer  Geist  als  bei  den  Landräten  war  in 
dem  zweiten  Stande,  der  eigentlichen  Vertretung  des  länd- 
lichen Gnindbesitzes ,  vorherrschend  .  obwohl  beide  Knrien 
aus  derselben  gesellschaftlichen  bchicht.  dem  Adel,  hervor- 
ginge«.    I>ort   eine  geringe  Anzahl  ausgewählter,  wohler- 
fahrener, politisch  gereifter  Männer,  die  nur  ihr  Eid  und  ihr 
bcwisisen  für  ihr  Handeln  verantwortlich  machte  —  hier  der 
Ausschufs  des  trotzigen  Landadels,  einseitig  beherrscht  von 
sULndischen  uu<i  kialseigennützigen  agrarwirtschaftlichen  An- 
schaunngen,  durch  Instruktionen  abhängig  von  ihren  Auftrag- 
gebern und  daher  schroff  und  bis  zum  letzten  auf  ihrer 
Meinung  bestehend.  Bei  den  Landräten  wurde  die  Persön- 
lichkeit gleichsam  von  der  Körperschaft  verschlungen,  der 
Geist  politischer  Erbvreisheit  und  ruhiger  Sachlichkeit  schwebte 
über  dem  Kollegium  und  drückte  ihm  durch  Jahrzehnte  einen 
ichniafeigen  Stempel  auf.    Es  ist  eigenartig,  wie  Otto 
^Vilhelm  v.  Perhandt.  der  den  hohen  Mut  geliabt,  der  Ritter- 
H'liaft  allein  und  energisch  in  kurfürstlichem  8inne  Opposition 
'\i  TimrlK'u,  von  der  Bildtlache  verschwand,  nacluirin  er  zur 
i>eiui(uujig  in  jenen  Rat  der  Landesweisen  aufgenommen  war. 

Tianz  anders  spiegelte  sich  einerseits  in  der  Kurie  der 
Uiiterscliaft  bei  ihrem  engen  Zusammenhang  mit  dem  Lande 
die  jeweilige  Stinmiuug  und  Erregung  der  Zeit  wider,  und 
traten  auf  der  anderen  Seite  energische  Persönlichkeiten 
ius  ihr  hervor.  Sind  doch  solche  wesentlich  von  einseitig 
nateriellen  Interessen  geleitete  Vereinigungen  von  jeher  der 
fruchtbare  Nährboden  eines  breitspurig  auftretenden  Dema- 
gogentums  und  des  aberviegenden  Einflusses  radikaler  Ele- 
ment« gewesen.  Das  machte  die  Verhandlungen  mit  der 
{»reofsischen  Bittersdiaft  so  schwierig  und  unberechenbar, 

>  Berifftte  Schwerins  27.  Okt.  1S61  und  a  Mftrz  1662.  (Ü.-A.  XY 
8.  e02.  757.) 

'  Hie  Obeirite  ah  den  Kurföntcn,  8.  Aag.  im.  (U.-A.  XVX  S.  95ö 

Aiuu.  iL) 
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dafs  einer  der  GroTseu  nieiir  bei  ihr  liiinlt  i  n,  als  viele  belörderü 
konnten  ^  In  den  beiden  grofsen  Küiitiikteii  der  Monarchie 
mit  den  Ständen,  auf  den  Landtagen  von  16G1  und  von 
1670 — 71 ,  trieb  tlie  leidenschaftliche  Erregung  des  Kampfes 
solche  Führer  auf  den  Plan,  die  der  Erbitterung  Worte  ver- 
lieheB,  den  Widerstand  scharten  und  zum  ftufsersten  luo- 
trieben.  Aber  diese  Kalckstein,  Packmohr,  Buddenbrook,  Zeige, 
fiber  welche  Schwerin  1661  am  meisten  klagte',  waren  doch 
nur  Schreier  und  Maulhelden;  ein  kräftiger  Schlag  —  das 
Verfahren  gegen  General  von  Kalckstein  —  und  ihr  Wider- 
stand, und  damit  der  ihres  ganzen  Anhangs,  war  gel&hmt 
Sehr  richtig  liatte  der  Kanzler  Kospoth  schon  vorausgesagt: 
Wenn  der  Kurfürst  nur  gegen  Kalckstein  und  den  Sc  blieben 
von  Birkenfeld  rechtschatlen  Ernst  gebrauche,  würden  alle 
andern  sich  daran  spiegeln^  Gerade  ein  solcher  charakter- 
loser, gänzlich  unpolitisclier  und  unklarer  Bramarbas  wie 
General  Kalckstein  übte,  nur  weil  er  der  rücksichtslose  Wort- 
führer der  Opposition  w  «r,  damals  einen  überragenden  Kiiitiufs 
in  der  Kitterschaft  au^  und  erschien  den  meisten  so  uuent- 
behrlich,  dafs  sie  ihm  seine  gröbliche  Beleidigung  ihrer  Körper- 
schaft, wegen  der  ein  Verfahren  gegen  ihn  erdffnet  wurde, 
vergeben  und  vergessen  wollten,  wenn  sie  ihn  nur  wieder 
auf  dem  Landtage  hätten^.  Der  preufsische  Adel  scheint 
damals,  zum  Glück  für  den  Kurfürsten,  an  einem  auffilUigen 
Mangel  an  politischen  Köpfen  gelitten  zu  haben. 

Anders  verhielt  es  sich  in  der  Konfliktszeit  der  70er 
Jahre.  Die  Brumsee  und  Schlieben,  die  nun  die  Führung 
hatten,  waren  weniger  ruhmredig  und  rauflustig,  aber  weit 
politischer,  zäher,  verliisseiier,  tatkraftiger  und  darum  'jefähr- 
licher  als  ihre  Vorgänger.  So  ])lumi)  Kalckstein  sich  ^cII  st  piue 
Falle  grub,  die  ihm  den  politischen  Tod  brachte,  >^'t  vtii^iciitig 
wufsten  die  Brüder  Hruuisee  jede  Rlofsstelhing  zu  vtimeiden 
und  die  Denunziationen  ihrer  sie  schiirf  beobachtenden  (ieguer 
erfolglos  zu  machen  '^,    ilu  Kinduis  machte  auch  den  Wider- 

*  Croy  an  den  KurHirsten,  Aug.  1675  ft'.-A.  XVI  8.  813.)  Die 
Klage  über  unliebsame  Parteiführer  war  hier  nicht  neu.  Auch  Mark- 
graf Georg  Friedrich  beklagte  sich  Ende  des  16.  Jahrh.,  da&  auf  den 
Landtagen  einige  wenige  sich  unterstünden,  die  Sache  ihreB  GefaJleiis  n 
dirigieren  (Altiu.  Mnnnts^cbr.  V  S.  459). 

Berichte  Schwerins,  20.  Ukt.  und  14.  Xov.  1661.    (Ü.-A.  XV 
S.  592,  628.) 

*  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  14.  Nov.  1661.   (Ebenda  S.  629.) 

*  Ebnnso  27.  Okt.  und  14.  Xov.  1661.  (El.f^nda  S.  601,  r/>9.)  Es  ist 
bezeichnend^  wie  schnell  die  Kitterschaft  Kalckstein  sein  unerhörtes  Be- 
nehmen verzieh  und  welchen  Staub  es  anderseits  aufwirbelte,  ah  der 
knrf&rstliche  Oberst  v.  Schöning  dem  Landmarsrhall  v.  Hrumsee  eine 
weit  geringere  private  Beleidigung  zufti'jte.   (Vgl.  U.-A.  XVI  non   Air>  i 

*  Versuche  einen  Ilochvej:rat»prozelä  geKen  Haus  Erhard  v.  Brumbee 
1671  anzustrengen  s.  Ü.-A.  XVI S.  678<-680.— i>enunziationen  des  Generals 
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stand  der  Ritterschaft  sehr  viel  entflehlossener  und  nach- 
luütiger,  als  er  lt>61  gewesen  war,  abgesehen  davon,  dafs 
diese  selbst  durch  die  Erfahrungen  des  dazwischouliegenden 
Jahrzehnts  auch  au  politischer  Einsicht  und  Tatkraft  gewonnen 
haben  mag. 

Zwei  l'Tnstiuide  waren  es  besonders,  die  das  Verhalh^n 
der  Ritterschaft  ausschlaggebend  beeintluisten :  zuniU  litei,  (iuis 
in  der  Zeit  ihres  siegreichen  Vordringens  und  ilirer  nach  allen 
SeitiMi  ungewöhnlich  starken  Stellung  iu  iiir  ein  geradezu 
brutaler  wirtschaftlicher  Kigennutz  und  sozialer  Machttrieb 
grofsgezogen  worden  war,  und  dann  dads  die  Verhältnisse  des 
benachbarten  Polens  immer  wieder  belebend  auf  diese  Triebe 
einwirkten.   Je  höher  der  Adel  gestiegen  war,  um  so  härter 
wnnle  er  durch  das  Vordringen  der  Monarchie  betroffen; 
seine  Erbitterung  über  die  materiell  schwer  drückenden  und 
in  sozialer  Beziehung  gleichmachenden  Anforderungen  des 
forstlichen  Beamten-,  Militär-  und  Steuerregiments  mufste 
sieb  ^eit  mehr  in  dem  Kollegium  der  Ritterschaft  als  in  dem 
der  ;;»'niäl'sigtereii  und  objektiveren  T.f^Tulnltc  cutladen.  Nur 
mit  äiir-^^^rsteiii  Widerstivhen.  mit  Zähneknirschen  wichen  sie 
vor  der  neuen  Zeit  zurück ,  denn  es  wollte  von  iimeii  „der 
wenigste  Teil  begreifen ,  dafs  ohne  etwas  Wehetuu  man  die 
gemeinen  Beschwerden  nicht  tragen  oder  selbigen  helfen 
kann"  ^   Allerdings,  wie  der  stark  entwickelte  Eigennutz  die 
ktittigste  Triebfeder  ihrer  Handlungen  war^  so  mochte  er 
auch  manchmal  ihre  Bestrebungen  in  anderer  Richtung  beein- 
Üusaen.  Radziwill  vermutete  1660,  dafs  hinter  der  Störrigkeit 
des  Adels  das  Privatinteresse  einiger  Deputierten  stecke,  die 
vom  Kurforsten  „gerne  etwas  ausbitten  wollten".  Allerdings 
kmmie  er  keinen  Bestimmten  verdäciitigen,  da  der  Adel  nach 
aufsen  ganz  einig  war,  doc  h  sclieint  er  nicht  unrecht  gehabt 
m  haben,  deon  er  konnte  bald  mit  Erfolg  Bestechungen 
anwenden 

Narhdom  die  Ritterschaft  liitH  zur  Anerkennung:  der 
SouveninitiU  sich  hatte  Ix'we^reu  lassen,  wurde  sie  allmählich 
gewahr,  dais  sie  damit  den  Weg  zum  Untergang  ilirer  Libertät 
selbst  gebahnt  hatte.  Sie  sehnten  sich  nun  von  Herzen  „nach 
jener  ihnen  annoch  unver^icsseuer  Glückselif;keit.  Freiheit  und 
friedsamer  Uuhe",  die  sie  unter  polnischer  Herrschaft  genossen, 


T.  Goruke,  Mai  1674  und  üericht  üroys  vom  25.  Mai  1674.  (Ebenda 
8,  808  805.) 

Iber  die  Tätigkeit  der  bcidea  v.  Bruinsee  und  des  Majors  Graf 
jchliehcn  a!>  Führer  der  Opposition  1670—1672  vgl.  Ü.-A.  XVI  S.  621, 
641,  64  j,  ü7o,        749,  751  u.  a.  a.  0. 

'  Croya  Tagebuch,  10.  Febr.  1671.  (Ebenda  S.  687.) 

^  Berichte  Kudziwills  an  don  Kurfürsten,  26.  Febr.  und  23.  Juli 
1606.  (Ebenda  S.  478  Anm.  1,  509  Anm.  1.) 

6» 
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zurück*.  In  lockender  Nähe  stand  ihnen  das  Beispiel  des 
zügellosen  puinischeTi  Adels  vor  Augen  und  gab  iliiein  schmerz- 
lichen Verlangen  iinnier  neue  Nahrung.  Manche  Adlige  waren 
in  beiden  Ländern  begütert  ,  laanche  standen  in  polnischen 
Diensteu  oder  hatten  dort  verwandtschaftliche  Beziehungen, 
die  Landesgrenze  hinderte  nicht  vielfachen  Verkehr  —  genug, 
auch  naeh  der  LoalöBung  von  PoleD  gab  es  hier  noch  reich- 
liehe AnknapfiingspuDkte.  Von  hier  aus  erhofften  noch  viele 
eine  Wiederherstellung  der  alten  Freiheit,  yon  diesem  in  steter 
Gärung  befindlichen  Lande  her  wurde  die  Aufruhrstimmong 
auch  in  der  preufsischen  Rittei  schaft  belebt,  die  Abgeordneten 
der  an  Polen  angrenzenden  Ämter  waren  stets  die  Vertreter 
der  schärferen  Tonart^. 

Iinnif  rbin  marbten  sich  auch  andere  Strömungen  in  der 
Ritters  (halt  geltend.  Dai's  eine  gemälsigtere  Minderheit  den 
feindselig!  ri  11  Elementen  innerhalb  des  Kollegiums  zuweilen 
Widerstand  leistete,  ist  doch  hie  und  da  ersichtlich®,  wenn 
auch  im  schriftlichen  Bedenken  nur  die  schroffe  Haltung  der 
Mehrheit  zu  Tage  tritt.  Kinzelne  zog  wohl  auch  die  Sache 
der  siegenden  Monarchie  an  sich,  namentlich  ehrgeizige 
Naturen,  die  im  Dienste  des  Fürsten  ihren  Weg  zu  machen 
hofften.  Ein  solcher  scheint  auch  der  oben  erwähnte  Perbandt 
gewesen  zu  sein,  der  mit  grofser  Entschiedenheit  auf  dem 
Landtage  von  1671  ffir  die  Forderungen  der  Regierung  eintrat ; 
er  hat  in  der  Tat  nachmals  eine  glänzende  Laufbahn  im 
Dienste  seines  Vaterlandes  gemacht  ^ 

b)  Landtagsfähigkeit,  Abgeordneten  wähl, 

LandmarschalK 

Während  man  in  den  deutschen  Territorien  im  16.  Jahr- 
hundert ziemlich  allgemein  den  Kreis  der  dem  Stande  der 
Ritterschaft  zugehörigen  Personen  durch  Matrikeln  (Ritter- 
zettel, Landtafeln)  ein  ffir  allemal  festzusetzen  begann war 
das  in  Preufsen,  dessen  ständische  Verfassung  sich  ja  auf  ganz 
anderen  Grundlagen  entwickelt  hatte,  nicht  geschehen.  Iiier 
safs  noch  ein  zahlreicher,  freier  Bauernstand,  der  an  Hechten 
und  Pflichten  dem  Adel  ursprttnglicli  nahezu  gleichgestellt 
war  und  der  sich  vor  alh^in  durch  fHc  ;ir1elnde  Eigenschaft 
des  Reitenlieu.stes .  den  er  noch  immer  gleich  detii  Adel  zu 
leisten  hatte,  in  seiner  Stellung  erhielt,   lind  obwohl  ihm 


^  Der  Rittemhaft  Gntachten,  7.  Sept.  1678.  (U.-A.  XYI  S.  860.) 

8  Vgl.  oben  S.  36  f. 

"  Croys  TacTPbuch,  3.  Juni  1672.  (ü.-A.  XVI  S.  749.)  Croy  an  den 
Kurlürsteu,  14.  Juli  1673.   (Ebenda  S.  7b2.) 

*  Er  wurde  noch  in  demselben  Jahre  Ltndnit,  1691  Oberrat  und 

starb  1706  als  Landhofineister,  also  höchster  Beamter  des  Herzofftums« 
und  Ritter  des  Schwar/en  Adlerordcn^.   rErleatertes  ^reu&eo  I  S.  91.) 
^  V.  Below,  Territorium  und  Stadt,  200. 
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doieh  den  Einflufs  des  Adels  manche  Reehte  beflchmtten,  ihm 
Damentlich  das  der  Wählbarkeit  entzogen  war,  so  wurde 
doch  die  Grenze  zwischen  den  beiden  Ständen  hier  nie  eine 
so  scharfe  wie  anderswo.  Versuche,  die  Zugehörigkeit  zum 
preufsischen  Adelstaude  und  damit  die  Landtagsfilhigkeit  nach 
deutschem  Muster  dauernd  festzustellen,  wurden  nun  aller- 
dings gemacht,  gelangten  aber  nicht  zur  Austulirung.  Wieder- 
holt kam  die  Ritterschaft  mit  dem  Gesuch  um  Errichtung 
einer  „Ritterbank"  ein;  der  Kurfürst  willigte  anfangs  ein, 
vertröstete  später  und  tat  schlieisUch  ganz  fremd,  obwohl 
ihn  Einrichtung  und  Zweck  gewifs  bekannt  war^  Auf  jeden 
Fall  war  eine  scb&Tlere,  stftndische  AbschlieOBung  des  Adels 
^Qichans  nicht  im  Sinne  des  Absolutismus,  die  unruhigen 
Zeiten  waren  fQr  solche  veralteten  Pläne- nicht  geeignet,  and 
der  Adel  klagte  vergehlich,  es  fänden  sich  im  Lande  „so  gar 
fiel  Leute,  die  sich  des  adlichen  Tituls  und  Standes  anmafsen" 

Weniger  streng  hielt  es  die  Ritterschaft  mit  der  Bedingung 
dfs  Indigenats  für  ihre  Abgeordneten,  obwohl  sie  hinsichtlich 
der  Anitpr}>t^setzungen  nicht  genug  an  ihre  Innehaltung  zu 
♦-rmnerü  wulste.  Aber  so  handelte  ja  der  Adel  in  der  Blüte- 
zeit des  Ständetums  allerwege:  so  streng  er  auf  Beohaclitung 
auch  der  ^»^ringfügigsten  Vorschnlteü  durch  andere  hielt,  so 
leicht  entbaud  er  sich  davon .  wenn  es  ihm  ])afste.  Obwohl 
die  Vertreter  der  Ritterschaft  frtlher  selbst  gewünscht,  „dafs 
keine  Ausländer  .  .  .  sich  in  die  Zusamuieukünfte  der  Kdelen 
mengen"',  so  meinten  sie,  als  Schwerin  die  Zulassung  des  übel- 
gfiannten  Oberstleutnants  v.  Buddenbrock  als  eines  Fremden 
beanstandete,  recht  weitherzig:  wer  possessioniert  wäre,  ktone 
wohl  zum  Landtag  kommend  Schwerin  bat  wenigstens,  ihn 
nachweisen  zu  lassen,  dafs  er,  der  doch  alle  Arkana  des 
Landes  mit  erfahren  und  traktieren  solle,  dem  Kurfarsten 
geschworen  habe,  woran  er  sehr  zweifelte;  indessen  scheint 
auch  daraufhin  nichts  erfolgt  zu  sein.  Auch  der  Kurfürst 
warf  später  der  Kitterschaft,  als  sie  ihm  Schwierigkeiten 
weepn  der  liidiL^enatsverleiliunpr  machte,  vor  \  dais  sie  öfters 
fremde  :idniinieret  und  ])ro  indiuenis  habe  passieren  lassen, 
die  es  nicht  gewesen  seien ,  er  könne  das  fortan  nicht  mehr 
geschehen  lassen.  Die  Lamlnlte  waren  dagegen  der  Ansicht, 
wenn  die  Rittersciiaft  eiuLii  ireuulen  Kavalier,  der  seit  Jahren 


'  Erklärung  aller  StUiule  v.  22.  Dez.  1645  (TI.-A.  XV  S.  337),  Be- 
nchte  beiiwerins  v.  HO.  Nov.  IHHl  und  11.  April  1662  (U,-A.  XV  S.  669, 
XVI  8.  88),  Memorial  der  iiittürschatt  v.  13.  Juli  1668.  (l.-A.  XVI 
S.  531.)  Ex  Protocollo  der  Oberratsstube  v.  29.  Dez.  1645,  (U.  A.  XV 
8.  »7.)  Resolution  dos  Kurfürsteii.  1.  Juli  1669.    (U.-A.  XVI  S.  Ö69.) 

*  Bedenken  der  IfiTtcrsrh  iff ,  6  Sept.  1670.  (U.-A.  XVI  S.  627.) 
'  Krklärujiff  der  Maiitie  vv>ia  22.  Dez.  1645.   (U.-A.  XV  S.  BSß.) 

*  Schwerin  ao  den  Kurfürsten,  20.  Okt.  1661.  (U.-A.  XV  S.  591  f.) 

*  BflMloHon  des  KarfUrten,  1.  JuU  1669.  (U.-A.  XVI  8. 
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ins  Land  geheiratet  habe  und  ohne  Widerspruch  adlige  Güter 
besitze,  zum  Deputierten  inacbe.  so  fflUe  das  nicht  sehr  ins 
Gewicht,  weil  sie  ihm  dadurch  mir  die  oiiera,  nicht  die  beneficia 
indiponatus  tHiertrap:e^  Die  Kitterschaft  gar  versuchte  in 
ihr*  r  Antwort  uocli  eine  GenuMiis(  liaft  mit  dem  polnischen 
Adel  aufrechtzuerlialten :  sie  .sahen  nicht  ein,  warum  sie  nicht 
kuriändische  Adlige  —  um  solche  handelte  es  sich  —  zuhissen 
sollten,  die  schon  vor  der  Loslösung  von  Polen  im  Laude 
sefshaft  gewesen,  also  mit  ihnen  zasammen  noch  Glieder  der 
Krone  Polen  gewesen  seien  Später  aber  begann  die  Ritter* 
Schaft  strenger  vorzugehen  nnd,  wie  sie  sagten,  mit  dem  Schutze 
ihrer  Mitglieder  Emst  zu  machen;  sie  sahen  sich  nun  selbst 
genötigt,  den  Kurfürsten  „anzufallen*,  dafs  er  den  Ämtern 
befehle,  sie  möchten  künftig  behutsamer  in  ihren  Abfertigungen 
sein  und  das  Kollegium  mit  „unanständigen**  Personen  nicht 
inkommodieren,  da  aus  verschiedenen  Ämtern  sich  Abgeordnete 
einfanden,  die  entweder  nicht  Finzöglinge  oder  deren  adlige 
Abkunft  dem  Kollepinm  nnhekannt  war*.  Sie  scliiittcMi  auch 
selbst  gegen  einen  Freiherrn  von  Cultis  (Schonherg)  und 
einen  Köhne  Jasky  v.  Jaskendorf  (Preiifs.  Mark)  ein  und  ver- 
pflichteten sie,  sich  künftig  in  ihren  Konvokatiunen  nicht 
mehr  linden  zu  lassen,  bis  jener  das  ludigenat  erworben,  dieser 
seinen  Adel  nachgewiesen  habe*. 

Im  allgemeinen  erschien  auf  den  Landtagen  der  deutschen 
Territorien  jedes  Mitglied  der  Ritterschaft .  in  Person,  nicht 
als  Vertreter  eines  Bezirks;  eine  Ausnahme  machte  unter  den 
grötlseren  Territorien  neben  Sachsen  nur  Preufsen,  wo  aus 
jedem  der  40  Ämter  nur  einer  oder  zwei  vom  Adel  als  Sprecher 
der  übrigen  gesandt  wurden,  so  dafs  die  vollen  Landtage  hier 
etwa  den  De])utationstagen  in  Brandenburg  entsprachen.  Bis 
in  das  Ifl,  Jahrhundert  hinein  waren  auf  den  allgemeinen 
Landtagen  anfser  den  r.rbietijjern,  KonitnreTi.  Bischöfen  und 
Bevolhiiächtigten  der  Städte  iil)erhan])t  nur  die  vornehmsten 
Laudesntter,  anscheinend  nach  Wahl  der  Herrschaft,  ver- 
treten**. Unter  Herzog  Alhrecht  wuKie  es  dann  Sitte,  dafs 
aus  jedem  Amt  gewöhnlich  zwei  adlige  Abgeordnete  erschienen*, 

»  Dnplik  lies  Ilorrenstandes,  8.  Juli  Um.   (U.-A.  XVI  S.  574.) 

*  Der  Kitierschatt  Bedenken,  11.  Juli  1669.  (Ebenda  S.  575.) 

*  Der  BitterBchaft  Bedenken,  Juli  1978.   (Ebenda  S.  847)  Die 

Regierung  st  liricli      auch  22.  Juli  in  die  Ämter  aus.  (Ebenda  S.  849  Anm.) 

*  J'rojclit  der  H ittf»r«rhaft,  Jnli  1678.  fEhpiula  S.  847  Anm.  1).  Die 
beiden  genannten  erschienen  auch  aui°  den  spateren  Landtagen  nicht  mehr. 
(Vgl.  Ü.-A  XVI  S.  1050.) 

^  Altpreufs.  Monatssrln  ift  V  S.  426. 

«  Ebenda  S.  459  und  Histor.  Tasrhenbnrh  N.  F.  10,  S.  466.  Offen- 
bar hat  hier  eine  Einwirkung  von  Polen  staltgefunden,  wo  gleichlalls 
nach  dem  Tertretungsprinzip  von  den  einseinen  Provmsialkonyenten 
(Kommunitäten)  je  2  Nuntien  zur  Landbotenkammer  entsandt  wurden. 
Auch  die  2  Adelskurien :  Landräte  und  Ritterschaft,  haben  in  den  beiden 
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später  beschränkte  man  sich  meist  auf  einen,  ja  der  Erspar- 
nis halber  schickten  oft  mehrere  Amter  zusammen  nur  eiuen. 

Das  ist  auch  in  dem  hier  vorliegenden  Zeitraum  das  gewöhn- 
liche :  nur  selten  findet  sich,  dafs  eiu  einzelnes  Amt  mehrere 

deputiert 

Die  Wahl  dor  Abgeordin  teii  ei  foigte  auf  tlen  von  der  Re- 
gierung vor  jeder  Tagung  anberaumten  Amts  Versammlungen, 
auf  denen  die  im  Amte  begüterten  Adligeu,  Kölmer  und 
Freien  als  Wahlberechtigte  zugelassen  waren.  Doch  dienten 
die  letzteren  dabei  wohl  nur  als  Umstand,  sie  hatten  auf  die 
Wahl  selbst  kaum  einen  Einflufs  und  wirkten  bei  der  Haupt- 
sache, der  Abfassung  der  Instrukticu,  nicht  mit,  die  daher  nur 
▼OD  den  adligen  Wählern  unterschrieben  wurde.  Im  Amte 
Brandenburg  waren  auch  die  Städte  Königsberg  wegen  ihrer 
dort  liegenden  Güter  wahlberechtigt,  doch  anseheinend  auch 
nur  in  beschränkter  Weise,  denn  16(31  beklagte  es  die  Ritter- 
schaft .  dafs  durch  den  fiinfluTs  des  Generals  Kalckstein  die 
8tÄdte  Königsberg  mehr  als  gebräuchlich  zu  den  dortigen 
Amt>versamniluiijzen  zugezogen  seien,  y\  dafs  sie  auch  wider 
alles  Herkommen  die  Vollmacht  mit  unterschrieben  hätten. 
Aber  auch  noch  spjtter  suchten  sie  auf  die  Instruktion  dieses 
Amtes  in  ihrem,  dem  Kurfürsten  feindlichen  Sinne  ein- 
zuwirken 

Es  handelte  sich  bei  dem  Akte  selbst  um  eine  wirkliche 
Wahl  „per  viritim  collecta  suftVagia"  ^.  Wenn  Töppeu  angibt, 
es  sei  (im  16.  Jahrhundert)  Sitte  gewesen,  dafs  die  Edelleute 
eines  Amtes  im  Besuche  der  Landtage  wechselten,  damit  alle 
an  die  Reihe  kftmen^  so  kann  dies  dock  nur  an  einzelnen 
Stellen  geschehen  sein;  in  Ämtern  wie  Barten,  wo  59  Adlige 
ansässig  waren ^  oder  Rastenburg,  Pr.-Eylau,  Bartenstein  und 
Balga,  wo  noch  mehr  Adel  sais".  war  das  nicht  möglich.  Auch 
widerspricht  dem  —  für  unsere  Zeit  wenigstens  —  die  Tat- 
sache, dafs  viele  Abgeordnete  mehrfach  wieder  gewählt  wurden  ^ 


polnischen  Adclskammern:  Somit  und  Landbotenkanimer,  anscheinend 
ihr  Vorbild.   (Vgl.  Car..,  (ieschichtc  Polens,  V  S.  657  tf.) 

*  Auf  21  Kouvokationen  von  1673 — I6ö7,  deren  Abgeordnete  in  der 
Öbenicht  V.-A.  XVI  S.  1034—1047  namentlich  angefahrt  werden,  war 
kein  einzelnes  Amt  durch  nu'hr  als  oinrn  Abgeordneten  vertreten.  Doch 
hatte  Oletzko  1640  zwei,  Brandenburg  1661  mehrere,  Kastenburg  1688 
zwei  Abgeordnete. 

*  Berichte  Schwerins     d4.  Jnni  und  6.  Okt  1661.  (Ü.-A.  XV  S.  505 

^  Die  Uberrate  an  den  üauptmaua  von  Kasteuburg,  3Q.  Aug.  1688. 
(U.-A.  XVI  S.  1047.1 

*  Hiscor.  Tatchcnb.  N.  F.  10,  S.  Hl 7. 

*  Gravaniina  vom  26.  Juni  1640.    (I'.-A.  XV  S.  248.) 

*  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  4.  April  1662.   (V.-\.  XVI  S.  690 

'  So  bat  JoHch.  Albr.  v.  Brumsee  das  Amt  Brauücnbur.c  'M  Jahre 
hindarch  fast  inuner  vertreten,  Seb.  v.  Braxein  die  vereinigten  Ämter 
Hollaad -Moroagen- Liehstadt  sechsehnmal  nachehiander  (1677—1687), 
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Die  Ritterschaft  hatte  schon  lange  nach  einer  einheitlichen 
und  gewichtigen  Vertretung  für  ihre  Kurie  getrachtet,  mög- 
lichst durch  einen  rechtskundigen  Syndikus  als  Sachwalter, 
aher  die  Regierung  hatte  sich  immer  ihren  Wtlnschen  wider- 
setzt, jedenfalls  in  der  Befürchtung,  dafs  dadurch  die  Ver- 
handlungen nur  schwieriger  und  langwieriger  werden  würden*. 
Schliefslich  aber  setzte  die  Ritterschaft  wenigstens  durch,  dafs 
sie  für  die  Dauer  eines  Landtages  einen  Vorsitzenden  aus 
ihrer  Mitte,  den  Laudmarschall,  wählen  durfte,  der  die  Ver- 
handlungen der  Kurie  leitete  und  sie  nach  aufsen  als  Sprecher 
vertrat Der  Marsehall  sollte  abwechselnd  einem  der  drei 
Kreise  Samland,  Natangen  und  Oberland  entnommen  werden. 
Indessen  scheint  bei  den  beiden  ersten  Kreisen  die  Neigung 
bestanden  zu  haben,  das  ärmere  und  zu  den  gemeinsamen 
Lasten  weniger  beitragende  Oberland  zu  übervorteilen',  und 
so  setzten  jene  auf  dem  Landtage  von  1670  auf  sehr  anfecht- 
bare Weise  gegen  den  Einspruch  der  oberlündisclien  Abgeord- 
neten durch,  dafs  der  in  Natangen  ans«^ssige  Johann  Erhard 
V.  Brunisee,  der  Führer  der  adligen  Opposition,  anstatt  eines 
oherländischen  Deputierten  gewählt  wurde.  Erst  das  eifrige 
Bemühen  der  Regierung,  die  Sache  zur  landesherrlichen  Ent- 
scheidung zu  bringen,  bewog  die  Ritterschaft,  sich  nach  hef- 
tigem Streite  unter  sich  zu  einigen*. 

Der  herkömmliche  Vertreter  des  Landmarschalls  war  der 
Deputierte  des  vornehmsten  Amtes,  Brandenburg,  der  über- 
haupt das  Direktorium  hatte,  wenn  man,  wie  es  auf  kleineren 
Konvokationen  Öfters  geschah,  keinen  Marschall  w&hlte*.  Es 
war  ein  Keues,  vielleiimt  ein  Angriff  gegen  die  Vorzugsstellung 
des  einen  Amtes  Brandenburg,  dafs  man  1661  und  auch  auf 
mehreren  späteren  Tagungen  dem  Landmarschall  zwei  ge- 
wählte Adjunkten  und  Vertreter  beigab.  Die  Abgeordneten 
von  Brandenburg  erhoben  Einspruch  dnge^en*;  ins^^  glaubte 
auch  der  neue  Kurfürst  eine  befremdliche  Neuerung  in  dieser 


Andreas  t.  Auer  das  Amt  Ftschhaasen  1678—1687  neonsehnmal  a.  8.  f. 
(U.-A.  XVI  S.  1024  Anm.  1,  und  besonders  die  Übersicht  S.  1049  ff.) 

^  So  auf  <leii  Landtagen  von  1582  und  1590.  Programm  Hohen- 
stein 1^65,  S.  53;  1067,  S.  4.  Vgl.  auch  Breys  ig,  Einleitung  zu  U.-A. 
XV  S.  118. 

*  Acta  et  Decreta  1609.  Priv.  fol.  105a,  AI.  .Quaestionem  autem*'. 
'  Dafür  eibt  auch  Bergmann  8. 96  in  der  öberkastenherrenirahl 

von  1692  ein  Beispiel. 

*  Der  Streit  um  die  Wahl  des  LandmarschaUs,  31.  Juli  bis  14.  Aug. 

1670.  (U.-A.  XVI  S.  6i:i— 618.) 

»  Die  Kefjierung  an  den  Kurfursteu,  23.  Febr.  1672.  (l.-A.  XVI 
S.  725.)  Auch  Nov.  1678  and  März  1680  wurde  kein  Marschall  gew&hlt. 
(Ebenda  S.  1089,  1041.) 

®  Proteste  des  Generals  v.  Kalckstein  und  des  Obristen  t.  Dobeneck. 
(U.-A.  XV  b.  591  u.  600.) 
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Mftfsrege]  zu  sehen,  doch  yerBicherte  ihm  die  Regierung,  dafs 
es  altes  Herkommen  sei  K 

4«  Dritte  Kurie :  Die  Städte« 

War  es  dem  preufsischen  Adel  gelungen,  durch  eine 
künstliche  und  gewaltsame  Entwicklung  der  Dinge  zwei  Kurien 
des  Landtages  in  seine  Hand  zu  bekommen,  so  waren  umge- 
kehrt im  dritten  Stande  zwt-i  trotz  (1^9.  gleichen  Naiiiens 
recht  verscliiedenarti'j:^^  Klcmente  unter  »  ineu  Hut  gei)racht: 
die  drei  Stildte  König^be^g  (Altstadt,  Kneiphof  und  Löbeniclit) 
und  die  übrigen,  die  sog.  kleinen  Städte.  Denn  Königsberg 
bedeutete  durch  seine  Volkszahl .  seinen  Handel  und  seine 
Kapitalieu  eine  Macht  im  Staate  und  trat  dem  Landesherru 
sowohl  als  dem  Adel  wie  ein  selbständiger  Stand  gegenüber. 
Die  kleinen  Landstftdtehen  dagegen  waren  im  einzelnen 
bedentongslos  imd  im  ganzen  fehlte  ihnen  die  Geschlossenheit, 
die  den  Adel  stark  machte. 

a)  Die  d  r  e'i  Städte  Königsberg. 

Das  Verfassuugsleben  Königsbergs  weist  eine  überraschende 
Ähnlichkeit  mit  den  gesaratständisclien  Verhältnissen  auf. 
Zunächst  eine  ganz  parallele  Gliederung  der  mafsgebenden 
Faktoren  r  die  Kollegien  der  drei  Räte  und  der  drei  Gerichte 
entsprachen  der  Regierung  und  dem  Landratskolleg«  die 
Bl^erscbaft  war  in  die  oligarchischen  Zünfte  und  in  die 
Gewerke  gepalten,  ganz  wie  Adel  und  Städte  auf  dem  Land- 
tsge*  In  derselben  schematischen  und  umständlichen  Weise, 
wie  es  hier  geschah,  gingen  auch  in  den  Städten  die  Ver- 
handlungen vor  sich.  Nachdem  der  Rat  Regierung)  die 
Gegenstände  der  Verhandlung  der  Bürgerschaft  (=  Ständen) 
vorgelegt,  berieten  zunächst  Gerichte,  Zünfte  und  Gewerke 
gesondert,  dann  überbrachten  die  Älterleute  der  Zünfte  und 
die  Gemeinältesten  der  Gewerke  (=  Deputierten)  die  Beschlüsse 
nach  dem  Rathause,  wohin  auch  die  Räte  und  (ierichte 
beschieden  waren.  Hier  einigten  sich  die  Abgesauiiten  unter 
dem  Vorsitze  des  Schöppenmeisters  d.  h.  des  Vorsitzenden  des 
städtischen  Gerichts  über  einen  Schlufs,  der  dem  Kate  vor- 
gebracht wurde,  und  zwar  durch  den  Schöppenmeister  als  „der 
Bfirgerschaft  Mund"  (=s  Laudratsdirektor).  Der  Rat  machte 
sich  nun  Uber  eine  Verabseheidung  sehlflssig,  die  dann  der 
Bürgermeister  bekannt  gab.  Bei  Verhandlungen  der  drei 
Städte  zusammen  war  das  altstädtische  Rathaus  der  Schau- 
platz, Schöpi)enmeister  und  Bürgermeister  der  Altstadt  die 
Sprecher  für  die  gesamte  Bürgerschaft  und  die  drei  Räte*. 

"  1  fiitnr^t  i  [.edrich  III.  an  die  Regierung  lb./28.  Okt.  1688.  Die 
Regierung  an  den  Kurfttrsten,  15.  Nov.  1688.   (U.-A.  XVI  S.  1051  f.) 

'  £rlealerte8  Preufsen  I  S.  2(K)— 2^:  Summarische  Beschreibung  der 
Sudi  Königibörg,  ^bt  S.  821  f.  eine  Beschreibung  dieses  OeschAftsganges. 
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So  war  auch  hier  alles  in  feste  Formen  gegossen;  als  im 
Frühjahr  1002  die  iUirperschaft  wegen  der  zwangsweisen 
Einführung  der  Akzise  in  die  höchste  Erregung  geriet  und 
mit  Durchbrechung  des  ordentlichen  Geschäftsganges  über 
tausend  Mann  stark  tumultuiereDd  auf  dem  BathauBe  erschien, 
um  die  Rate  zu  geharnischtem  Widerspruch  aufzustacheln, 
da  wurde  ihnen  das  als  Aufruhr  angesehen,  und  Schwerin 
drohte,  dafs  sie  sich  dadurch  „ihrer  zugelassenen,  aber 
circumscribirten  Zusammenkunft  verlustig  gemach(  t"  K 

Während  die  Abgesandten  des  Adels  und  der  kleinen 
Stiidte  mit  Instruktion  und  Vollmacht  von  ihren  Heimgelassenen 
für  die  Dauer  des  Landtages  versehen  wurden,  hielten  <iie 
Städte  Königsberg  schon  unter  Herzog  Albrecht  an  ihrem 
vorgeblitlien  Ihrhte  fest,  keiner  Bevollm.'\rhtig«ng  für  den 
Landtag  zu  liedüifen,  da  dieser  ja  in  Köuigslieig  tage,  die 
Gemeinen  also  stets  zur  Hand  seien  und  alles  auf  den  Kat- 
häusern diskutiert  werden  könne.  Das  wurde  ihnen  von  der 
Regierung  und  dem  Adel  heftig  bestritten,  schon  aus  dem 
Grunde,  weil  eine  Geheimhaltung  der  Verhandlungen  dann 
unmöglich  war^  und  Köni^herg  mufste  auch  einige  Male 
nachgeben'.  Von  Georg  Wilhelm  aber  erwirkten  sie  wieder 
eine  „Berahmung*',  wonach  ihre  Deputierten  für  jedes  Votum^ 
das  sie  abgaben,  erst  den  einhelligen  Konsens  der  Bürger- 
schaft holen  mufsten ,  d.  b.  jeder  auf  dem  Landtage  zu  ver- 
handelnde Gegenstand  wurde  auch  auf  die  oben  beschriebene 
Weise  zwischen  Rat  und  Bürgerschaft  durchberaten  ^  Da  durch 
diese  Hinterztige  die  Landtage  unnötig  in  die  Länge  gezogen 
wurden,  so  ersuchte  Georg  Wilhelm  die  StÄdte  wieder,  darauf 
zu  halten,  dafs  ihre  Deputierten  mit  vollständiger  Instruktion 
er^rheinen  und  „ohne  einigen  und  fernem  Report"  raten  und 
beschlieiseii  sollten.  Er  liefs  ihneu  dazu  „ein  besonder  Losa- 
ment"  im  Schlosse  einräumen*. 

Das  war  natürlich  vergebens,  denn  die  Königsberger 
liefsen  sich  ihr  altes  Vorrecht,  durch  das  die  Bürgerschaft 
unmittelbaren  Anteil  am  Landtage  besafs,  nicht  so  leicht 
nehmen.  Und  da  stets  ihr  einhelliger  Konsens  erforderlich, 
ein  Mehrheitsbeschluß  in  Königsberg  also  unmöglich  war, 
so  bezeichnete  Schwerin  es  mit  Recht  als  die  reine  polnische 
Manier,  denn  „wann  nur  die  allergeringste  Zunft  contradiciret, 
so  bleibt  das  ganze  Werk  stecken"^.  Wenn  also  eine  Zunft 
oder  ein  Gewerke  eine  „diskrepante''  Meinung  hatte,  so  brauchten 


»  Schwerin  an  den  Kurfin  st.  n ,  25.  Mai  1662.   (V.-A.  XVI  S.  138.) 
«  Hist.  Taschenb.  ü,  t.  b,  b.  :il8»  iÖOf.;  Programm  Hohenstein 
1^<55  S.  8;  1866  S.  4. 

"  Berichte  Schwerins  v.  1.  Juli  und  17.  Nov.  166L   (U.-A.  XX 

S.  510,  641.) 

*  rroixisitioM  V.  4.  Juni  1640.   (Klu  iula  S.  2M9.) 

*  bthweim  an  den  Kurfürsten  lU.  Mai/  lüü2.   (Ebenda  S.  768.) 
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sie  sich  iii  lit  der  übrigen  Bürgerschaft  zu  fügen,  sondern 
konnten  ihr  Votum  besonders  auf  den  Landtag  bringen,  ein 
Verfahro!^     das  jedem  beliebigen  Teile  der  Königsberger 

Bürgerscliaft  die  Rechte  eines  besonderen  Standes  zulegen 
konnte.  So  erkannten  lOOl  die  KAte  und  Gerichte  der  flrei 
Städte,  sowie  die  Gewerke  der  Schneider  wm]  Biemer  von 
Lobten icht  die  Souveränität  des  Kurfürsten  an,  iiiv  i^aiize  übrige 
Bürgerschaft  widersprach  ihr*.  Voller  Entrüstung  machte 
Schwerin  den  anderen  Stilnden  klar,  wie  solches  Beginnen 
wider  alles  Recht  und  Herkonantn  laufe,  eher  könne  ein 
Amt  mit  einem  absonderlichen  Votum  beim  Schlüsse  sich 
aDgeben  als  einige  Zünfte,  die  allein  auf  die  Rathäuser  gehörten 
und  auf  dem  Landtage  nicht  gekannt  würden*.  Auch  die 
Oberstande  widersprachen  solcher  Separation  aufs  feierlichste, 
da  den  gesamten  von  Städten  nicht  mehr  als  ein  Votum 
gebühre^.  Indessen  dauerte  der  unleidliche  Zustand  der  Un- 
einigkeit zwischen  Rat  und  Bürgerschaft,  wobei  die  letztere 
als  ein  besonderer  Stand  auftrat,  noch  länger  an,  ohne  dafs 
«lie  T.andesherrsHiaft  die  Macht  besafs.  etwas  dagegen  zu  tun; 
nur  die  Anerkennung  eines  solcheTi  V  erfahrens  konnte  sie 
verweigern  und  S()n(b'rverhandlunu('M  mit  der  Burgersrhaft 
ablehnen.  Schwerin  schlug  dem  Kurfürsten  vor,  jetzt  noch 
dazu  zu  sclnveigeu,  künftig  aber  dergleiclien  unerhörte  Wider- 
spenstigkeit mit  Limitierung  ihrer  gar  zu  grofsen  Freiheit 
auf  Landtagen,  dazu  sie  nicht  belügt,  sondern  die  von  Zeit 
ZU  Zeit  eingeschlichen,  und  anderen  iDingen  mehr  zu  strafen*. 

Jtdoch  kam  es  auch  später  noch  mehrfach  zu  einer 
unmittelbare  n  Beteiligung  von  Tiilen  der  Bürgerschalt  au 
den  Landtagshandlungen^.  Die  Stellung  der  städtischen  Räte 
war  bei  der  gro(^n  Ausdehnung  der  Rechte  der  Bürgerschaft 
mn  so  schwieriger,  als  sie  ähnlich  den  Oberräten  nach  zwei 
Seiten  yerpflichtet  waren:  sie  mufsten  der  Städte  Bestes 
suchen,  hatten  aber  auch  dem  KurfOrsten  ,»einen  Herreneid 


'  Bedenken  der  Stiulte,  7.  Nov.  1661.   (U.-A.  XV  S.  621  f.) 

■  Schwerin  an  licn  Kiirfiustcn,  10.  Nov.  1661.   (Ebenda  S.  625.) 

•  Geeinigtes  lieduiikcn,  16.  Nov.  1661.   (Ebenda  S.  633.) 

<  ISchwerin  an  den  Kurfürsten,  21.  März  166*2.   (ü.-A.  XVI  S.  6  f.) 

*  Beispiele  <lafiu '  Protestation  der  Zünfte  der  Mal/enbriiiirr  gegen 
die  drei  Rate  wi  jjt'ii  der  Knnstimfionsgolder  vor  den  Standen,  Juli  1666. 
(l' -A.  XVI  S.  ÄOotl.)  l)ie  Zünfte  reit  lieii  Juli  1668  ihre  gravamina  jje- 
«Mideit  d«in  Landtage  ein.  (Ebenda  S.  586 f.)  Die  Zünfte  wenden  sich 
an  die  Hittorschaft,  frepen  ilire  Räte  wcpon  der  KirtluMivisitntion  pro- 
testierend, .Ulli  166s.  (t:benda  S.  b'^.)  Besondere  Antwort  der  Zünfte 
auf  das  BedenJfen  der  Ritterschaft,  Okt.  1670.  (Ebenda  S.  637.)  Dis- 
krepante  Bedenken  der  Städte,  28.  Febr.  1671  (ebenda  S.  691)  und 
>.  ()kt.  (?)  1677.  (Ebenda  J^.  H:?7  )  Die  Kanfleute  hi-^^n  ulme  Vorwi>>jen 
dpr  Rafp  dnrrh  die  Oberstände  eine  Beschwerde  über  eine  Akziseerhöhung 
<itr  btudte  anbringen,  Juni  1679.   (Ebenda  S.  886.) 
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geBcbworen' ^.  Waren  sie  also  doppelt  gebunden«  so  wurde 
die  BOrgersehaft  hingegen  ausschliefslich  von  selbstischen 
BAcksichten  geleitet,  liefs  sich  am  ersten  von  den  das  Äufserste 
erstrebenden  Elementen  fortreifseo.  Wüstes  Deinagogentum 
spielte  hier  eine  noch  gröfsere  Rolle  wie  bei  dem  Adel.  Auch 
die  Ritterschaft  sei  hart,  sagte  Schwerin-,  a!)er  allezeit  habe 
er  noch  mehr  Devotiou  nnd  Gelnnsim  hei  ihr  verspürt,  wie 
bei  den  Städten.  Der  gewaltige  Kintlurs  von  Hieronymus 
Rüth  1<)()1 — 02  ist  bekannt;  überhaupt  schoben  die  Räle  die 
Schuld  au  der  Widerspenstigkeit  Königsbergs  in  dieser  Zeit 
nur  einigen  Demagogen  zu :  ]m  den  meisten  und  vornehmsten 
Bürgern  sei  die  (jesiniuiug  gut,  alles  gehe  von  einigen  rasenden 
und  unsinnigen  Menschen  aus^.  Die  Räte  spielten  bei  solchen 
Zuständen  eine  unglückliche  Rolle.  Ihre  Furcht  vor  der 
erregten  Bftrgerscbaft  war  so  groA,  dafs  sie  nicht  wagten, 
eine  Beschwerde  aber  deren  Widersetzlichkeit  auf  der  Ober* 
ratstttbe  zu  Protokoll  zu  gebend  Sie  konnten  es  nicht  unter- 
nehmen, selbständige  Politik  zu  treiben,  die  hinter  ihnen 
brodelnde,  radikal  gesinnte  Masse  der  Bürgerscliaft  trieb  sie 
immerzu  schärferer  Opposition  vorwärts,  als  <ie  es  wünschten". 
Ganz  machtlos  aber  waren  die  Ritte,  als  die  Bürgerschaft 
1670  —  71  mit  der  Ritterschaft  über  ihre  Köpfe  liinweg  gemein- 
same bache  machte.  8ie  klagten,  es  käme  daher,  dal's  man 
sie  bei  den  vorigen  Landtajjen  hei  ihren  Gemeinden  alles 
Kredits,  alles  Respekts  und  Vertrauens  heranbt  habe,  so  dafs 
sie  nichts  mehr  über  die  Gewerke  vermochten  Schon  1069 
hatten  die  städtisciim  Deputierten  bitten  müssen,  die  Stadt- 
obrigkeiten gegen  die  ungehorsamen  Bürger  zu  unterstützen'. 
£b  waren  namentlich  Streitigkeiten  Uber  die  städtische  Finanz- 
wirtschaft, die  in  den  60er  Jahren  im  Innern  der  Städte  die 
Parteien  zerrissen  hatten  ^  Wie  das  Land  unter  der  Herr^ 
Schaft  des  niedergehenden  Ständetums,  so  boten  auch  die 
Städte  Kdnipberg  das  Bild  eines  durch  schrankenlose  Aus- 


1  Statthalter  ond  Oberräte  an  den  Kurfftsten,  4.  Aug.  1662.  (U.^A. 

XVI  S.  205.) 

■  Schwerin  an  den  Kurfürsten,  27.  Nov.  1662.   (U.  A.  XVI  S.  298.) 

•  Berichte  an  den  Kurfürsten,  8.  Febr.  1661  und  Jö.  Mar/  lü62. 
<U.-A.  XV  S.  474,  XVI  8.  58.)  Protokoll  des  Oberlat^,  9.  Juli  1662  und 
Kurf.  I'roposition  an  Königsberg.  (F  A.  XVI  S.  170  f.  n.  '2s:\.)  -  Auch 
24.  Mai  1607  berichtete  ivadziwill  wader  von  den  Treibereien  einiger  un- 
ruhiger Köpfe  wider  die  Räte.  (Ebenda  S.  525.) 

•  Statthalter  und  Oberrftte  an  den  Kurfürsten,  1.  Aug.  1662.  (Ü.-A. 
XVI  S.  201.) 

Vgl.  2.  B.  Kx  ProtocoUo  der  drei  Kät«  der  Städte  Küuigi>berff, 
16.  und  17.  Okt.  1663.   (Ebenda  8.  455  ff.) 

•  Croya  Tagebuch.  29  Au-.  1670.  (U.-.V.  XVI  8.  637  Anm.  1.)  — 
Croy  an  Schwerin,  Ok'.  !r>70    (Orlirh  I  S.  VX) 

'  Der  Städte  Enuiit  i  uiig,  4.  Juni  1661).   (I  -.\.  XVI  S.  563.) 
'  Über  die  inneren  Zwistigkeilea  in  den  Jahren  lti67 — 69  vgl.  L'.-A. 
XYI  S.  525  f.,  576. 
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dehnuDg  der  Libertät,  MaDgel  jeder  wahren  Autorität,  Zer- 
splitteruBg,  EigeDiiutz  nnd  alt  eingefressene  Mifsbräuche  yer- 
fillenden  Körpen. 

b)  Die  kleinen  Städte. 

Preufsen  macht  auch  in  Hinsicht  auf  die  politische  Ent- 
wickluiif]:  seiner  Städte  eine  Ausnahme,  denn  wiUirenrt  in  xUAen 
Territd  iPn  der  Kreis  der  laiidtaj^sfähigen  StiUHe  sich  mit  der 
Zeit  vert'iigerte  \  und  schliefslich  nur  die  so^^  Hau}>tstädte  ver- 
treteu  waren,  fand  das  Umgekehrte  im  Ordenslande  statt. 
Hier  hatten  ursprünglich  nur  die  sechs  „grofsen  Städte"  Kulm^ 
Thdrn.  Danzig,  Elbing,  Königsberg  und  Jiraunsberg  auf  den 
Tagfahrten  Sitz  und  IStimme;  seit  1411  erschienen  auch  die 
kleinen  Städte,  vorläufig  nur  ausnahmsweise.  Erst  bei  der 
Stiftung  des  Bundes  von  1441  setzten  die  grofsen  Städte  es 
durch,  dafs  die  kleinen  fast  zu  jedem  allgemeinen  Ständetage 
einberufen  wurden  ^  Während  es  aber  in  Westpreufsen  dem 
Adel  schon  im  16.  Jahrhundert  gelang,  die  kleinen  Städte 
allmählich,  seit  1662  völlig,  von  den  Landtagen  zu  verdrängen, 
so  dafs  diese  ganz  in  Abhän^ngkeit  von  den  adligen  Haupt* 
leuten  und  in  gröfsten  Verfall  gerieten*,  durften  sich  die 
ostpreufsisclien  kleinen  Städte  bis  zuletzt  der  selbständigen 
Vertretuim  auf  den  Landtagen  erfrtMien.  Hier  verllinderte 
es  eben  dci  Kamj)f  gegen  die  Monarchie,  dafs  man  ein  (ilied 
des  ständischen  Kölkers  abbröckeln  liefs,  daher  zeigt  sich 
hier  die  im  Hinblick  auf  Westpreulsen  auffällige  Erscheinung, 
dafs  im  Herzogtum  die  kleinen  Städte,  als  sie  den  Besuch 
der  für  sie  gänzlich  nutzlos  gewordenen  Tagungen  freiwillig 
einznstellen  begannen,  von  den  übrigen  Ständen  sogar  an  die 
Befolgung  ihrer  ständischen  Obliegenheiten  gemahnt  und  durch 
Strafen  zum  Besuch  der  Landtage  angehalten  wurden. 

Wenn  die  grofiaen  Städte  die  Landstandschaft  auch  fttr 
ihre  kleineren  uenossinnen  erwirkt  hatten,  so  war  es  nur 
l^eschehen,  um  sich  nötigenfalls  ihrer  Unterstützung  bedienen 
zu  können,  nicht  aber  unter  dem  Antriebeines  höheren  Gemein- 
getühls.  Daher  kam  es  auch  nicht  zu  einem  völli^zen  Zusanirnen- 
schlufs  beider  Teile  innerhalb  der  Stüdtekiirie ,  denn  Königs- 
herg  fiel  nicht  ein,  seine  ])esondere  Stellung  anfzugeben. 
Die  übrigen  ^tadtisrhen  Deputierten  unterstanden  einem  Di- 
rektor —  dem  jeweiligen  Abgeordneten  von  Bartenstein*  — . 
die  Königsberger  hielten  sich  aufserbaib;  jene  hatten  Voll- 


*  V.  Below,  Territorium  und  Stadt  215. 

*  Topp  es,  Ständeakten  I  S.  180,  725 f.  ^  Aber  noch  unter  der 
fi^gimentsDotel  TOtt  1542  (Priv.  fol.  SRa)  haben  mir  die  bideiitcndsten 
^^hihp  K'f^ni^rsherg,  Bartenstein,  Rastenburg  und  Kiesenlinrcr  ^von  wegen 
ihütü  und  alieu  Städten  des  Ilertzogtliuinbs  Preufstu"  untcrsclirieben. 

*  AlCpraiiA.  Monatsschnft  V  S.  420.  422. 

*  yfi.J}.'A.  XV  8.  288»  XYl  S.  958  Anm.  2. 
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macht  imd  Instruktion  von  ihren  Räten  und  Gemeinden,  die 
König^l)erge^  verhandelten  unmittelbar  mit  der  Bürgerschaft. 
Audi  hei  der  Einladung  zu  den  Tagungen  wurden  Unter- 
schiede heul)jichtet :  den  Städieu  Könif^sl)erg  ging  die  Beuacli- 
richtiguuf^  durch  direkte  Ausschreiben  zu,  den  Landstädten 
mittelbar  durch  die  Amtshauptleute.  Ein  städtisches  Anliegen, 
dafs  aach  sie  besonders  geladen  werden  möchten,  war  1542 
ohne  weiteres  abgewiesen  worden,  der  Adel  wollte  ihnen  keine 
größere  Selbständigkeit  zugestehend  Aber  selbst  die  Benach* 
richtigung  durch  die  Ämter  unterblieb  in  späterer  Zeit 
manchmal  ^. 

Die  Machtstellung  der  beiden  Teile,  aus  denen  die  Städte- 
kurie bestand,  war  zu  verschieden,  als  dafs  sie  eine  Einheit 
hätten  bilden  k(Uinen.  Königsberg  trieb  die  Politik,  die  es 
für  seine  Interessen  für  gut  hielt,  ohne  Rücksicht  auf  die 
kleineu  Städte,  dit'Sen  blieb  nur  die  Wahl,  ob  j>ie  sich  mit  ihrem 
Votum  der  mächtigeren  Schwester  auhchliefsen  wollten  oder 
nicht.  Ihr  freies  Stimmrecht  wurde  dadurch  ganz  bedeutungslos, 
denn  losgelöst  von  Kiniigsberg  galten  sie  nichts  und  wurdfu 
weder  von  der  Regierung  noch  von  den  tlbrigen  Ständen  als 
ein  Faktor  angesehen.  Daher  schwebten  sie  gerade  bei  grofsen 
Entscheidungen,  bei  Kämpfen  zwischen  dem  Adel  und  Königs- 
berg, meist  unglückselig  in  der  Luft,  wie  es  besonders  1661—63 
bei  dem  Kampfe  um  die  Souveränität  und  die  Akzise  hervor- 
trat Sie  schwankten  hilflos  zwischen  den  Parteien  hin  und 
her  und  klagten,  dafs  sie  sich  nicht  zu  raten  wOfsten;  an  der 
einen  Seite  sähen  sie  des  Kurfürsten  Ungnade  vor  Augen, 
an  der  anderen  würden  sie  von  den  Städten  Königsberg  mit  gar 
starken  persnasionibus  zurückgehalten^.  Denn  um  sich  ganz 
dem  entschiedenen  Widi-rstande  König^beiL'^  an/iischliersen, 
waren  sie  zu  ängstlich  und  maclitlos,  tioch  nieinleu  sie  auch 
wieder  nicht  von  den  drei  Stildten  al)grlieii  zu  können, 
da  sie  bei  der  Regierung  auf  ihre  lieschwerdeu  keinen  Trost 
erhielten*.  Während  sie  sich  also  immer  wieder  Königsberg 
zuneigten*,  wurde  ihnen  von  der  anderen  Seite,  vom  Statt- 
halter, mit  brutaler  Deutlichkeit  ihre  ganze  Ohnmacht  klar 
gemacht:  sie  machten  sich  e^lären,  wie  sie  wollten,  bei  der 
Akzise  werde  es  doch  verbleiben ;  wenn  sie  sich  fügten,  könnten 
sie  wenigstens  des  Dankes  mitgentefben^  Auch  ihr  Versuch, 
zwischen  den  beiden  grofsen  Parteien  eine  mittlere  Stellung  ein- 
zunehmen, mifslang.  es  ward  Ürnen  vielmehr  als  ungeliührlich 
verwiesen,  was  sich  doch  Königsberger  ZUnfte  erlauben  durften, 


'  Brevsig,  Einleitung  m  Ü.-A.  XV  S.  28. 

*  Bedenken  der  Städte,  8.  Okt.  1G82.  (U.-Ä.  XVI  S.  981  Anm.  3.) 

*  Schverin  an  den  Kurfürsten,  25.  April  1662.  (Ebenda  S.  HO.) 

*  Ebenso  12.  Juli  lf>f;i.    fT\-A.  XV  S.  619.) 

*  V-l.  U.-A.  XVI  S.  60.  ;W()f. 

*  bchwerin  an  den  Kurt.,  25.  Mai  16G2.  (U.-A*  XVI  S.  139.) 
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dar>  sie  n ilmlich  ein  absonderliches  Bedenken  abgefafst,  dadurch 
pine  neue  Separation  gemacht  und  „in  siieciem  eines  neuen 
Standes  affectiret"  hätten  ^  Tm  geeinigten  Bedenken  und  im 
Landtaiisabschied  wurde  ihw  Meinung  gar  nicht  erwähnt,  ihr 
nacht rrmürber  "Widnsjiruch  nicht  beachtet,  und  so  konnten 
-it  liiu  ntn  Ii  bitten,  daia  ihre  Überötimmung  zu  keiner  Sequel 
gezogen  werde*. 

Auch  später  ging  man  mit  ihnen  nicht  rticksiclitsvoUer 
unu  Auf  dem  Landtage  ron  1666  erfahren  sie  erst  nach- 
träglich :,aber  yerhoffen**,  dafo  Königsberg  sich  eigenmächtig 
ohne  sie  mit  den  beiden  ersten  Ständen  über  die  Willigung 
geeinigt;  sie  konnten  sich  nur  noch  eilig  anschliefsen ,  nm 
wenigstens  den  Schein  der  Freiwilligkeit  zu  wahren^.  Noch 
schlimmer  war  es,  dafs  man  ^j^ater  mehrfach  das  Ver- 
fahren von  1663  gegen  sie  wiederholte,  dafs  man  sie  zwang, 
sich  von  Königsberg,  wenn  dieses  sich  separierte,  zu  trennen 
und  mit  den  Oberständen  zusammenzugehen,  obwohl  sie  doch 
mit  jenem  eine  Kurie  bibb^ten.  Sie  seien  stets  in  contri])iiendis 
niodis  beim  Lande  gebliehen  und  niüfsten  auch  jetzt  bleiben, 
bemerkte  ihnen  der  Landesdirektor  kurzweg.  Es  half  ihnen 
nichts,  dafs  sie  klagten:  Sie  sollten  also  auch  ihrer  letzten 
Freiheit  quitt  gehen  und  atl  nutum  der  Oberstände  handeln 
mtlssen;  das  Recht,  mit  Königsberg  couiunctim  aufzutreten, 
bes&fsen  sie  doch  ohne  Zweifel^. 

Es  war  kein  Wunder,  dafs  unter  diesen  Umständen  die 
kleinen  St&dte  die  Freude  an  den  fttr  sie  fruchtlosen  Tagungen, 
die  ihnen  nur  unndtige  Unkosten  auferlegten ,  verloren  und 
deren  Besuch  später  &8t  ganz  einstellten^.  Sie  teilten  das 
Schicksal  aller  Schwachen  im  Kampfe  der  M&chtigen,  sie 
wurden  von  den  Wogen  des  Kampfes  verschlungen,  schon  ehe 
eine  Kntsclieidung  gefallen  war.  Mit  ihrer  Vergewaltigung 
auf  dem  Landtage  l<)<il-^6r?  schieden  sie  schon  als  selbständige 
Glieder  aus  dem  ständischen  Köriier  aus,  führten  nur  noch 
ein  politisches  Scheinleben,  ähnlich  wie  es  den  Kölinern  und 
Freien  von  Adels  Gnaden  seit  langem  gestattet  war.  Diesen 
beiden  kleinen  Ständen  fehlte  die  g(  schlossene  Organisation, 
sie  waren  Zweiggebilde,  die  von  den  herrschenden  Ständen 

*  Protokollarische  Erklärungen  der  Obeibianiie,  Ende  April  16t>3, 
(Ü.-A.  XVI  S.  897.) 

*  Bedenken  der  Städte,  20.  Juni  1663.   (Ebenda  S.  m  V. 

^  Notwendige  Erinnerung  der  kleinen  Städte,  2^  Juli  1666.  (U.-A« 
XVI  S.  508.) 

*  Erklimng  der  Städte,  11.  Sept.  1671.  (Ebenda  8.711.)  Vgl.  auch: 

Reso/ution  der  Stüdu»,  16.  Marz  1678;  Protokoll  des  Ohcirnts.  i:^  Okt. 

167»;  Erklärung  der  btadte,  29.  Nnv  1680.   (Ebenda  s  s4i,  9ü5,  945.) 

'  Die  47  preulsischen  Kleiustadte  waren  stets  duich  sehr  viel 
weniger  Abgeordnet«  vertreten,  da  sich  die  kleinsten  immer  su  mehreren 
zusammentaten,  um  f  inen  Abgeordneten  zu  schicken,  und  da  eine  Anzahl 
•ttodig  <a  fehlen  pHegte. 
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nach  Willkür  und  Gelegenheit  bald  beschützt  biild  uiUt  i  druckt 
wurden.  So  fielen  sie  als  eiste  Beutestücke  der  siegenden 
Monarchie  in  die  Hftnde,  die  ihnen  die  Lasten  des  Militärab- 
solntismuB  schon  aufbürdete,  als  sie  es  den  herrschenden 
Ständen  gegenüber  noch  lange  nicht  durchsetzen  konnte.  Das 
Verhalten  gegenüber  diesen  Schwachen  aber  beleuchtet  ganz 
besonders  scharf  die  innere  Unwahrhaft  igkeit  des  Ständetums, 
seine  Unfähigkeit,  das  Gesamt  wohl  des  Landes  zu  vertreten, 
wie  es  immer  vorgab,  während  es  doch  in  Wirklichkeit  nur 
den  Interessen  der  herrschenden  Klassen  diente. 


5.  Oberstftnde  und  Stftite. 

Bei  der  Feindseligkeit,  mit  der  sich  Land  und  Stadt  im 
Ständestaat  gegenüberstanden,  bei  dem  Übergewicht,  das  sich 
der  Adel  auf  den  preufsischen  Landtagen  erworben  hatte  und 
auch  auszunutzen  bemüht  war,  ist  es  erklärlich,  dafs  im  gegen- 
seitigen Verkehr  der  Stände  sich  Mifsgunst  und  MiTstrauen 
immer  hervordrängten.  Namentlich  die  Städte,  durch 
frühere  Erfahrungen  argwöhnisch  gemacht,  lebten  stets  in 
der  Furcht,  der  Adel  wolle  sie  mit  seinen  zwei  Kurien  um 
ihr  freies  Stimmrecht  brinpren,  sie  majorisiercn  und  sich  eine 
0])erlierrs('haft  über  sie  aumafsen.  Dns  kleinste  Abwcicben 
vom  IlerktniiuH  II  rief  ihr  Mifstraueii  wacli ;  selbst  der  Gesaint- 
naiiie  „Oheistaudc'*,  mit  dem  sicli  die  beiden  adlijzeii  Kurien 
zu  bezeichnen  ptiegten,  erweckte,  nachdem  er  schon  lange 
Zeit  gebräuchlich  gewesen,  ihren  Argwohn.  In  dem  grol'sen 
Vnlassuu^skaiii|tfe  begann  es  auf  einmal  denen  von  Städten 
„nicht  geringes,  sondern  hohes  Nachdenken*^  zu  machen, 
dafs  die  beiden  anderen  Stände  sich  „Oberstftnde''  nennten, 
was  sie  im  vongen  Landtag  ihnen  nicht  zugestanden,  sondern 
in  gewissem  Respekt  dem  Titel  nach  hätten  geschehen  lassen, 
wenn  nur  nicht,  wie  es  scheine,  einige  praerogativa  juris  hier* 
durch  aufgebürdet  würden  ^  Sie  gönnten  den  Oberständen 
praerogativam  ordinis,  aber  in  jure  seien  sie  ihnen  gleich^. 
Sie  konnten  auch  später  den  Argwohn  nicht  los  werden,  dafs 
die  Ohevstände  zugleich  mit  diesem  Titel  eine  Oberherrschaft 
tiber  sie  erstrebten  und  das  l^ccht,  ihnen  Vorscliriftfn  zu 
niaclien*.  Auch  als  der  Kurfürst  sich  dahin  ausgesprochen 
hatte,  dafs  den  Oberstünden  ihr  Titel  billig  bleiben  solle*, 
blieb  der  Stachel  \m  den  Städtern  sitzen,  wie  noch  «  in  ver- 
mutlich 1690  verfafstes  Gutachten  eines  ungenannten  Preufsen 

I  Erklärung  der  Städte,  25.  März  1662.  (L  .-A.  XVI  S.  15.) 

*  Die  Oberräte  ao  den  KnrfQrsten,  28.  Mftrz  1662.  (Ebendft  S.  55.) 
'  Die  SOkdte  Königsberg  wider  die  Oberstände,  80.  Juli  16r)3.  (Ebenda 

8.  453.)   Erinnerung  der  StadtP.  5.  Juni  1660.    (Ebenda  S.  49.".) 

*  Kurfürstl.  Frojeiit  einer  Vereinbarung  zwischen  der  Landächali 
und  Königsberg,  17.  Sept  1670.  (Ebenda  S.  629.) 
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TOii  ausgesprochen  bürgerlicher  GeBinnong  zeigt,  der  hier  yon 

den  .IUI rech tiDäfsig  genannten und  den  „übelgenannten''  Ober- 
stftnden  spricht  ^  Zuweilen  umgingen  daher  die  Städte  jene 
Bezeichnung  und  ersetzten  sie  durch  das  weniger  ver&ngUche 

Wort  , Vonlerstaude" In  helle  Entrüstung  gerieten  sie  aber, 
als  die  andern  Stände  in  einem  Bedenken  sich  ^Landschaft" 
nanntt^ii:  das  wollten  sie  ilinen  keinenfalls  zugestehen  und 
■iroiitfü,  ihn'  Schriften  nicht  mehr  anzunehmen,  wenn  sie  nicht 
davon  aht>tau<len®.  Sie  wufsten  anscheinend  nicht  mehr,  dafs 
die  Bezeichnung  „Land"  oder  „Landscliaft"  in  früii*  r«  n  Zeiten 
allgemeiu  üblich  gewesen  war  iur  die  Vertreter  des  platten 
Landes,  also  die  Ritterschaft. 

Bei  dieser  Empfindlichkeit  der  St&dte  im  Titelwesen  trafen 
die  vom  Adel  allerdings  eine  wunde  Stelle,  als  sie  später 
zur  Zeit  der  Separation  die  St&dte  im  Zorn  als  den  „ge- 
ringsten Stand  und  den  ^letzten  Stand^  bezeichneten^;  diese 
antworteten  ihnen  auch  tiefgekränkt:  Die  Zeiten  seien  so 
schlecht,  dafs  nrin  nicht  durch  anzOgUche  Redensarten  die 
Gemtiter  verbittern  solle*. 

Der  Kurfürst  verhielt  sich  gegent^ber  der  /wischen  den 
loiiien  H.niptstünden  schwebenden  Feindselitrkeit  und  Eifer- 
sucht durchweg  neutral .  vorsichtig  abwartend.  Angesichts 
der  gar  nicht  eu  verkennenden  Tatsache,  dafs  der  Adel  mit 
seiner  ungeheueren  Machtstellung  in  Verwaltung  und  Ver- 
fassung der  grofse  Gegner  der  Monarchie  war,  könnte  es  be- 
fremdlich erscheinen,  dal's  der  Kurfürst  sich  nicht  mehr  auf 
die  Städte  gestützt  hat,  ein  Btlndnis,  das  anscheinend  fOr 
beide  Teile  von  grOfötem  Vorteil  war^  Aher  einmal  gehörte 
es,  wie  mir  seheint,  zu  den  festen,  wenigstens  von  Anfang  an 
durchgeftthrten  Rep^erungsgrundsätzen  des  Grofsen  Kurf Orsten, 
dafs  die  Monarchie  Uber  den  Parteien  stehen  müsse;  eine 
andere  Politik  wäre  ihm  wohl  bei  seinen  patriarchalischen 
Anschauungen  ehenso  unnatürlich  erschienen,  als  wenn  ein 
Vater  ein  Kind  gegen  das  andere  unterstützte.  Dann  aber  — 
und  das  ist  wohl  der  ausschlaj^^pebende  GniDd  in  dieser  Frage  — 
waren  die  btüdte,  von  denen  ja  nur  Königsberg  in  Betracht 


»  i;.-A.  XVI  S.  1054  uud  1060. 

«  StndtT>chr  Bedenken  vom  Juni  1666,  17.  Febr.  1671,  7.  Juli  1672. 
(Ebenda  b.  45*4,  biMj»,  754.)  Auch  schon  in  einer  Erklärung  des  Kurfürsten 
T.  1«.  Juni  leSS.  (Ebenda  S.  449.) 

«  Der  Städt«  Erklärung  v.  24.  Nov.  1672.   (Ebenda  S.  763.) 

*  Bedenken  der  Ritterf^c  halt ,  4.  Juni  1682  und  der  Landräte, 
U.  Sept.  1685.  (U.-A.  XVI  S.  Ö71,  998.) 

*  Der  Stftdte  Bedenken,  9.  Juni  1682.  (Ebenda  S.  971.) 

'  .\u(h  Spahn  in  seinem  ^Begleitwort"  zu  U.-A.  XVI  tritt  dieser 
traüc  naiier:  er  sieht  in  dein  nicht  ert  rade  .stiidtetVeundliehen  \'t*rhalten 
dess  Kurlurstt  n  einen  alten  liohenzollernieiiier,  tur  den  er  einige  Ent- 
scIiiiIdigQngsgründe  findet,  doch  scheint  er  mir  damit  den  Kern  der  Sache 

Vim«kiuigM  XXiy  1  (lU).  —  Äaohal.  7 
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kam,  überhaupt  nicht  bündnisföhig;  sie  besafsen  mit  ihrer 
selbständigen  Wirtschafts-  und  Verwaltungsorganisation  wohl 
eine  staike  passive  Widerstandskraft,  als  Bundesgenossen  zu 
einer  aktiven  Politik  aber  waren  sie  kaum  zu  gebrauchen.  Auf 
dem  Landtage  war  ein  ßeschiuis  nur  mit  llilfe  der  Städte 
gegen  die  beiden  .i.lligen  Kurien  nicht  durchzusetzen,  noch 
weniger  im  Lande,  wo  die  Verwaltung  in  Händen  des  Adels 
war,  auszuführen.  Überdies  erschwerte  auch  die  politische  Zer- 
riBsenheit  innerhalb  der  Städte  ein  Zusammengehen  mit 
ihnen;  umgekehrt  wären  bei  einem  solchen  die  starken  im 
preufeischen  Adel  steckenden  Widerstandskräfte  noch  in  ganz 
anderer  Weise  gegen  die  Monarchie  rege  geworden,  als  es 
in  Wirklichkeit  geschah.  Die  zuwartende  Haltung  des  Fürsten, 
verbunden  mit  dem  Grundsatz,  die  Stände  in  ihrer  durch  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  begründeten  Spaltung  zu  er- 
halten, erscheint  mir  den  obwaltenden  Verhältnissen  am  besten 
entsprochen  zu  haben,  bis  die  iMouarchie  die  Macht  besafs, 
Partei  zu  ergreifen  und  den  Gegner  niederzuschbvjen.  Und 
da  ist  der  Kurfürst  (seit  1(380)  unter  offeuer  Begünstigung 
der  Städte  gegen  den  Adel  vorgegangen. 
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Dritter  Teil. 

Das  Verfahren  bei  den  Landtagen* 

£rster  Abi^hnitt:  Hecht  nnd  Braucli  bei  den 

Landta^n. 

1.  Elnbeniftiiigs»  und  Selbstreraaniniliuisgreclit« 

Das  "Recht  und  tlie  Formen  bei  den  Landtagen  beruhten  auf 
einem  allniahiich  aus  dem  Hingen  der  Stände  mit  der  Landes- 
herraebaft  erwachsenen,  anfänglich  lockeren  Herkommen ;  doch 
flUinen  die  für  jene  siegreichen  Kämpfe  der  Jahre  1566  bis 
1618  zu  einer  festeren  Abgrenzung  der  beiderseitigen  Be- 
fugnisse und  somit  auch  zu  einer  Kodifikation  des  Landtags- 
rechts.  Ist  dadurch  auch  vieles  klaror  gestellt  worden  wie  in 
anderen  Territorien,  so  wies  doch  auch  ditse  Gesetzgebung, 
^ei  der  immer  nur  das  augenblicklich  der  Regelung  Bedürftige 
nonniert  wurde,  zahlreiche  Lücken  nuf,  an  deren  Stelle  nur 
ein  oft  durchaus  nicht  altes,  oft  willkürlich  angenouiiiKMies, 
»lalier  viel  umstrittenes  H^'rkornnien  bestand,  das  beide  Teile 
in  ihrem  Sinne  und  zu  ilireni  Vorteil,  je  nachdem  sie  die 
Macht  dazu  hatten,  auszulegen  i)tlegten. 

Unklarheit  herrschte  schon  über  die  Grundfrage,  ob  die 
St&nde  eigenmächtig  zu  Tagungen  zusammenkommen  konnten 
oder  ob  dies  nur  nach  Berufung  durch  die  Landesherrschaft 
geschehen  durfte.  Der  Orden  hatte  ursprünglich  seinen  Unter- 
tanen ein  unbesebränktes  Recht  zugelassen,  ihre  Angelegen- 
heiten in  freien  Versammlungen  ohne  landesherrliche  Berufung 
zu  verhandi  ln;  Tagfahrten  der  Städte,  wie  auch  Versamm- 
lungen der  Landsassen  der  einzelnen  Gebiete  waren  daher 
im  Mittelalter  häufig  ^  Da  es  aber  hierbei  zu  gefährlichen 
FiTiijungen  kam,  so  verbot  schon  140S  der  Hochmeister  diese 
ZuiäamiaeDkQuf te  ^,  jedoch  vergebens ;  im  Gegenteil  führte  die 


'Toppen,  Stäadeakten  I  S.  722 £F.  und  liistor.  Zeitschr.  46 
(1881)  S.  M 

■  Altpraiift.  Mosatsschr.  Y  S.  228.  Vgl.  aucb  St&ndeakten  II  S.  287, 
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immer  außgedehutere  Übung  dieses  Gebrauches  zu  dem  grofsen 
Bunde  von  Land  und  Städten  im  Jahre  1441.  Eine  der  Be- 
schwerden der  Verbündeten  war,  dafs  die  Gebietiger  ihre  soit 
Menschengedenken  tibliclien  Zusammenkünfte  widerrechtlich 
zu  hindern  und  ronspirntiones  zu  nennen  sich  unterständen  ^ 
Nachdem  durch  diesen  Bund  der  völlige  Bruch  zwischen 
Herrschaft  und  Land  \ind  die  grolse  Niederhige  des  Ordens 
herbeigeführt  war,  wurde  nach  dem  Thorner  Frieden  den  ost- 
preufsischen  Ständen  vorsichtigerweise  die  Macht  genommen, 
sich  ohne  Bewilligung  des  Hochmeisters  zu  vereinigen  und 
von  dem  gemeinen  Besten  absonderliche  Ratschläge  zu  halten, 
sowie  eigene  Kollekten  und  Kontributionen  anzustellen Als 
sp&ter  indessen  die  Stände  wieder  ein  Übergewicht  Ober  die 
Herrschaft  erhielten,  gelang  ihnen  auch  eine,  wenn  auch  nicht 
ausdrücklich  ausgesprochene  ^Wiederherstellung  ihrer  frühereu 
Berechtigung.  Denn  wenn  es  im  Rezefs  von  15(^(5  heifst^,  die 
Landschaft  habe,  im  Falle  der  Fürst  wider  die  Privilegien 
handle  und  auf  Ansuchen  nicht  davon  abzubringen  sei,  das 
Recht,  sich  an  die  Krone  Polen  zu  wenden,  so  ist  hier  eine 
vorherige  eigenmächtige  Beratsclilagung  der  Stände  still- 
schweigend voranspesetzt.  Das  wurde  noch  bestätigt  durch 
einen  si)iUeren  königlichen  Entscheid*:  Essel  klar,  dafs  eine 
Zusammenkunft  nach  den  Gesetzen  nicht  verboten  sei,  da 
nicht  nur  mehreren,  sondern  sogar  einem  allein  erlaubt  sei 
zu  klagen  und  Abhilfe  der  Beschwerden  zu  suchen.  Unter 
Berufung  auf  jene  Bestimmung  von  1566  beklagten  sich 
1661  die  Stände,  dafs  ihnen  verboten  worden  sei,  zusammen- 
zukommen, um  ihre  Not  zu  klagen,  und  dafs  ihr  Beginnen  fOr 
Aufruhr  erklärt  worden  sei*.  Die  Landräte  forderten  1662 
nochmals  fOr  sich  und  die  ganze  Landschaft  die  Freiheit, 
wann  es  ihnen  beliebe,  zusammenzukommend 

Aber  ein  solches  Selbstversammlungsrecht  der  Stände 
konnte,  namentlich  in  Zeiten  politischer  Erregung  ausgeübt, 
nur  zu  leicht  wieder  die  Gefahr  eines  preufsischen  Bundes 

heraufbeschwören;  wie  sehr  noch  der  Geist  jener  alten  un- 
heilvollen Zeiten  fortlebte,  das  beweist  das  Geständnis  Roths, 
er  halte  das  von  ihm  geplante  Verbtindnis  wider  die  aus- 
ländischen liäte  ftlr  berechtigt,  da  es  zur  Bewal  iung  von 
Freiheit  und  Recht  bebiiuimt  gewesen  sei  ^.  Daher  konnte  die 


»  Altprcufe.  Moiiats.clirift  V  8»  2S4. 
«  Hartknoch  S.  649. 

*  Priv.  iol.  62a,  AI.  „Das  auch". 

*  KOnif Helles  Responsum  y.  5.  Hftrz  1617.    Priv.  fol.  150  b,  AI. 

»Convocationera". 

'  Bedenken  von  Id.  Juni  und  12.  Juli  1661.  (U.-A.  XY  S.  492 f. 

und  625.) 

*  Radsiwill  an  den  Earfüreten,  28.  Mai  1662.  (U.-A.  XVI  S.  133.) 
^  yerh<}r  Roths  Tom  4.  Not.  1662.  (Ebenda  S.  278.) 
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Landesberrschaft  den  Ständen  jenes  immerhin  zweifelhafte 
Recht  nicht  unhestritten  zirjo})en  und  versuch tp  immer  wieder 
gegen  solche  Ül)erspannung  ihrer  Macht  einzuschreiten.  Mark- 
graf Georg  Friedrich  verhot  bereits  die  „Conventiculn"  in  den 
Ämtern  \  und  Friedrirh  Wilhelm  war  von  Anfang  an  der 
Meinuntz.  die  Konvok;itioii  der  Stande  geh<H-e  zu  den  Regalien, 
daher  sei  ohne  Vorhewurst  und  Nottlurft  keine  Zusammen- 
kunft  in  St^idt  und  Land  zuzulassen-.  Nach  Aufhebung  der 
polnischen  ()l>erhoheit  wai  vv  auch  formell  nicht  mehr  an  die 
obige,  nur  für  die  Appellation  nach  Polen  gültige  Bestimmung 
gebunden,  und  konnte  daher  nun  ausdrocklich  den  Standen 
erklären,  dafs  ohne  expressen  kurfürstlichen  Befehl  kein  Land- 
tag ausgeschrieben,  weniger  einige  Zusammenkünfte  weder 
auf  dem  Lande  noch  in  den  Stadien  verstattet  winden  sollten*. 

Das  ausschliefsliehe  Einberufungs  recht  des  Fttrsten  für 
Gesamttagungen  wurde  von  den  Ständen  von  nun  an  aller- 
dings nicht  mehr  angefochten,  doch  hielten  sie  noch  immer 
an  der  MeinuTiir  fest,  dafs  für  die  einzelnen  Stände  Zusammen- 
künfte stattliaft  seien,  denn  nach  R*^sj)onsum  von  lf)17*  sei 
es  den  Landräten  und  Adligen,  einem  oder  melireren.  oder 
auch  eiiuMü  städtischen  Magistrat  erlaubt,  Beschwerden  an 
die  Kegiiiieiit Milte  zu  bringen  und  ihre  Abliilfe  zu  fordern*. 

Dafs  ilen  Landräten  ein  freies  Versaiumhinj^srecht  zustand, 
war  iiii  Wesen  dieser  Körperschaft  begi  uiidet  und  ihnen  vor- 
her auch  nicht  bestritten  worden.  Es  war  daher  ganz  un- 
reehtmäfsig,  obwohl  durch  die  kriUsehe  Lage  jener  Zeit  und 
die  herrschende  Gereiztheit  zu  erklaren,  wenn  der  Kurfttrst 
1660  befahl,  den  Landrftten  ihre  eigenmächtigen  ungebühr- 
lichen Versammlungen  streng  zu  untersagen^.  Mit  Recht 
wiesen  die  Landräte  darauf  hin,  dafs  sie  seit  1GU5  im  unbe- 
strittenen Besitze  des  Rechtes  der  Zusammenkünfte  gewesen 

>  Laadtagsabschied  von  1582.  (Programm  Hohetutein  1865  8*  520 
'  Instinktion  ftir  die  Oberrate,  16.  Febr.  1643.  (Prot.  a.  ReL  I 

S.  597.) 

*  Verfassungsentwarf  von  1661  (Zeitachr.  f.  preuts.  Gesch.  XI  S.  51.) 
Eine  Ansnahme  «^a^de  atlerdioffs  spftter  erbeten:  dab  bei  feindlichem 
Angriff,  wenn  die  Einberufung  den  allgemeinen  Aafgebot$  nötig  werde, 
^ancb  unerwartet  S.  Vh.  D.  soiulcrlii-heii  Hefehle?,  in  Ihrer  Abwesenheit, 
die  gesambten  Staude  betaget  werden  mochten",  (üutachten  des  kleinen 
Konsiliums,  6.  Febr.  1675.  U.-A.  XVI  S.  812.) 

*  Priv.  fol.  149b,  AI.  ^Modum  autem". 

Bedenken  vom  27.  März  und  13.  Juli  1662.  (U.-A.  XYl  H,  36 
und  1820 

*  KnrfikrstL  Reskript  an  den  Statthalter  and  die  Oberrftte,  6.  Juli 

1660.  (Baczko  V  S.  479.)  In  einer  anderen  kriti>rhpn  Zeit,  1G15,  hatte 
man  ein  Fr-Uf  hen  der  Landrate,  „zu  Tniktiruiifr  t'ilichor  l.aiulsaclit'n" 
zusammenkummen  zu  dürfen,  zwar  nicht  abzubchlagea  gewagt,  da  es 
verfiMsangsgemift  sei,  aber  Knrfftrst  und  Oberräte  hatten  merken  lassen« 
daft  es  ih'iien  unangenehm  sei,  und  elie  Sache  in  die  Länge  gezogen. 
(Breys ig,  £ioleitung  an  U.-A.  XV  S.  137.) 
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und  schon  durch  ihren  Anitseid  dazu  berechtigt  seien ,  der 
sie  verpflichte,  ühvv  die  liechte  des  Fürsten  und  des  Landes 
zu  wachen*.  Auch  die  gesamten  Stände  beklagten  sich,  dafs 
den  Laudiäten  ihr  amtliches  Erinnern  untersajs^t  und  pro 
conventiculü  gehalten  worden  sei,  und  baten,  ihnen  das  Hecht 
zu  lassen,  sine  ulla  convocatione  zusammenzutretend  Der 
Kurfttrst,  der  wohl  einsah,  dafs  er  sich  in  seiner  durch  die 
bcdenhiiche  Lage  erklärlichen  Besorgnis  hahe  zu  weit  treiben 
lassen,  entschied  nun:  es  solle  dabei  bleiben,  dafs  die  Land* 
rate  vermöge  der  Ordnung,  wenn  etwas  auÜterhalb  der  Land- 
tage zu  bedenken  sei,  sich  zusammentun  und  die  Sache  er- 
ledigen sollten*. 

Konnte  man  den  Landräten  als  den  geschworenen  Ver- 
trauensmännern des  Fürsten  und  des  Landes  nicht  mit  Fug 
das  Recht  verweigern,  gemeinsame  Beratunpen  anzustellen, 
so  schien  es  doch  allzu  gefährlich,  der  Jiitterschaft  das  gleiche 
Recht,  das  sie  auf  Grund  obigen  Responsuras  auch  für  sich  in 
Anspruch  nahm,  zuzugestehen,  besonders  da  der  Kurfürst 
jenes  Responsum  nicht  mehr  anerkimnte^.  Die  Vergangenheit 
Preufsens  uud  die  Zustände  iu  dem  lieiiachbarteu  roleu  waren 
doch  zu  eindringliche  Lehren,  als  dafs  man  von  monarchischer 
Seite  aus  das  Gebaren  des  politisch  so  unzuverlftssigen 
preufsichen  Adels,  namentlich  in  bewegten  Zeiten,  nicht  mit 
grofsem  Mifstrauen  verfolgt  hätte.  Schon  als  im  Januar  1^2 
nur  einige  adlige  Eingesessene  des  Amtes  Brandenburg  ein 
Supplikatum  für  den  in  Haft  befindlichen  General  v.  Kalckstein 
einbrachten,  beweg  Schwerin  die  Oberräte  zu  untersuchen, 
qua  occasione  sie  zusammengekommen,  und  darüber  zu  eifern, 
dafs  sie  conventus  absque  auctoritnte  publica  gehalten ^  Schon 
im  Februar  lüOl  hatte  sich  der  Adel,  über  200  Mann 
stark,  auf  dem  nltstädti?clien  Kathause  vereinigt,  doch  traf 
die  Befnrclituiig  der  Regierung,  dals  sie  sich  mit  den  auf- 
sässigen Königsbergern  zusammentun  würden,  nicht  zu,  so 
dafs  der  Kurlürst  über  diesen  Fall  hinwegsah®.  Später  aber 
sah  er  sich  doch  wieder  zu  dem  Befehl  genötigt,  den  un- 
erlaubten Versammlungen  des  Adels  nachzuforschen  und 
keinerlei  Supplikation  yon  ihnen  anzunehmen^. 

'  Baczko  V  S.  318  f.  T'brigens  richteten  die  Landi  Fito  sich  am  h 
nicht  nach  dem  km lürstlichen  Verlwt,  soiulein  reichten  im  Februar  Itiöl 
wieder  ein  Supplikat  ein.  (Der  Kurfürst  au  Statthalter  und  Oherräte 
15./25.  März  1661.   U.-A.  XV  S.  477.) 

2  Bedenken  drr  Stftndo,  12.  Juli  1601.    (TJ.-A.  XV  S.  -V2r,,  520.) 
l>er  Kurturst  an  sdiwerin,  27,  Juli/6.  Aug.  16bl.  (Ürlich  lU  79.) 

*  S.  oben  S.  3Ü  Anm  1. 

»  Schwerin  an  den  Kurf.,  81.  Jan.  1662.  (Ü.-A.  XV  S.  723.)  S.  auch 

Baczk  o  V  ^.  323  f. 

*^  licru  hfe  der  Oliernite  (nnd  des  Statthaltern)  an  den  Kurf'.  4.  und 
lä.  1-ehi.  I)i61.   (Baczko  V  S.  814,  315.) 

^  Der  Kurfiirst  an  den  Statthalter  und  die  Oberrate,  SS.  AngJi.  Sept. 
1662.  (U.-A.  XVI  S.  225  Anm.  2.) 
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Weit  bedrohlicher  liefs  es  sich  an,  als  im  Beginn  des 
Jahres  1674  die  Rittersciiaft  nn  100  Mann  stark  in  Königs- 
berg zusammentrat  und  Suppiiiceu  über  (iie  ungewilligt  er- 
hobenen MilitArlasten  überreichte.  Der  Statthalter  befürchtete 
eine  Revolution,  doch  war  es  entscheidend,  dafs  die  Bürger- 
schaft trotz  ihrer  verdächtigen  Haltung  ein  Zusammengelieu 
nit  dem  Adel  ablehntet  Dieser  verwahrte  sich  dagegen, 
dafs  sein  Beginnen  ein  unerlaubtes  Konventikel  genannt  werde, 
und  berief  sich  auf  das  oben  erwähnte  Responsum*;  auch  die 
flbrigen  StftDile  sprachen  dem  Adel  das  Recnt  zu,  zum  Klagen 
zusammenzukommen^.  Ein  Schreiben  der  Regierung  an  die 
Ämter*:  der  Kurfürst  werde  eine  neue  Zusammenkunft  des 
Adels  sehr  unlieb  empfinden,  die  Hauptleute  sollten  die  Teil- 
nahme an  ihr  mit  allem  Ernst  untriFagen,  zeigt  ebenso  wie 
der  Umstand,  dafs  die  Adligen  nur  durch  Verheifsung  eines 
Konvents  auseiiiii u(b'i  ^el  i  acht  werden  konnten wie  schwach 
noch  dem  gegenulier  die  Kegierung  war.  Der  liefehl  an  die 
Ämter,  sich  .aller  Konventikuleu"  zu  enthalten,  wurde  vor- 
sieht igerweise  bald  wieder  erneuert®. 

Noch  weniger  vermochte  natürlich  die  Regierung,  Zu- 
sammenrottungen und  Einungen  der  Köuigsberger  Bürger- 
schaft innerhalb  der  drei  8tftdte  zu  verhindern,  war  doch 
sogar  das  Verbot  des  Rates  gegen  eine  Zusammenkunft  der 
Rneiphöfer  1662  machtlos  ^  Eher  liefs  sich  eine  Vereinigung 
der  Städter  mit  den  anderen  Ständen  hintertreiben,  wie  denn 
die  Regierung  vor  der  Huldigung  1(563  den  querulierenden 
Städten  mit  £rfolg  verbot,  sich  mit  den  anderen  Standen  zu 
besprechen». 

t.  Formen  der  Taguigen,  Ort  und  Zeit* 

Die  regelniiusige  und  verfassungsmälsige  Form  stiiudischer 
Tagungen  war  der  Landtag,  auf  dem  sowohl  die  Anliegen 
des  Fürsten  wie  die  der  Stünde  zur  Verhandlung  kamen. 
Daneben  gab  es  noch  eine,  anscheinend  nur  auf  Herkommen 
beruhende  Einrichtung,  die  sogenannten  Konvokationen ,  für 
solche  FÜle,  da  eine  eilige  BesehluMassung  Uber  eine  Re« 


>  Berichte  Croys  vom  12.,  19.,  23.  und  26.  Jan.  1674.  (Ü.-A.  XVI 
8.  79Sf.) 

*  Erklärungen  der  Ritterschaft  v.  17.  Febr.  and  vom  Harz  1674. 
(Ebenda  S.  795  und  797  L) 

*  Vereinigtes  Bedenken  ▼.  11.  April  1674.  (Ebenda  S.  800.) 

'  \om  10.  Febr.  1674.   (Ebenda  S.  795  Anm.  1.) 

*  Crov  an  don  Kurf.,  20.  Febr.  1674.   (Ebeuda  Anm.  2.) 

«  Die 'Kegierung  an  alle  Ämter,  6.  Juni  1674.  (U.-A.  XVI  S.  806 
Anm.  1.) 

^  8tattb.  11.  Obcrriite  «n  den  Kurf.,  25.  Juli  und  4,  Aug,  1662. 

(Ebenda  S.  196  u.  206.) 

*  £z  protocoilo  der  drei  Rate,  17.  Okt.  1663.  (Ebeuda  S.  456.) 
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gierungsforderung  nötig  war.  Die  stiindischeu  Vertreter  kaiiieii 
hierzu  in  geringerer  Zahl  —  aus  jedem  Amte  nicht  mehr 
als  einer ^  —  und  es  durfte,  was  besonders  wichtig  war,  nur 
über  die  Vorlage  der  Regierung  beraten,  keine  aufserhalb 
derselben  stehende  Angelegenheit,  also  namentlich  keine  Be- 
schwerde vorgebracht  werden*.  Im  abrigeu  war  der  Geschäfts- 
gang derselbe  wie  auf  den  Landtagen,  nur  dal^  durch  diese 
Beschränkung  der  Beratungsgegenstände  yiel  Zeit  erspart 
wurde*. 

In  vielen  Territorien  war  es  den  Landesherren  gelungen, 
an  die  Stelle  voller  Landtage  mehr  oder  weniger  die  Ver- 
handlungen mit  Mofsen  Stündischen  Ausschüssen  zu  setzen*; 
in  Treufsen  scheiterten  solche  Versuche  im  16.  Jahrhundt^rt 
an  dem  Mifstrauen  »l^r  Stände,  die  Landesherrscliaft  möchte 
sie  dabei  ül)ervorteilrri",  und  auch  dem  diiiisen  Kurfürsten 
gelang  es  nicht,  seine  Bemuliungen  durchzusetzen,  mit  dem 
kleinen  Konsilium  als  einem  zur  Besch lufsfassun^i  über  Landes- 
angelegenheiten bevollmächtigten  Ausschusse  der  Stände  zu 
verhandeln*.  Im  übrigen  stellten  die  Konvokationen  in  der 
sp&teren  Kegierungszeit  des  Kurforsten  bei  der  geringen  Zahl 
der  Teilnehmer  auch  nicht  mehr  dar  als  die  AusschOsse  in 
anderen  Ländern.  Anders  verhielt  es  sich  mit  ständischen 
Kommissionen,  die  für  bestimmte  Zwecke,  zu  Verhandlungen 
über  gewisse  Gegenstände  während  oder  nach  einer  Tagung, 
meist  im  Verein  mit  Vertretern  des  Fürsten  gebildet  wurden. 
Da  sie  keine  Vollmacht  zur  Beschlufsfassung  hatten,  so  stand 
ihrer  Verwendunfi  kein  Bedenken  im  Wege;  doch  scheint 
ihre  'J'lltijrkeit  zum  Teil  dadurch  vereitelt  worden  zu  sein, 
dal's  sich  Kurfürst  und  Stände  nicht  darühei  einigen  kunuten, 
wer  die  Taj?ej?elder  für  sie  aufzubringen  liahe®. 

Was  den  Tagungsort  anbctritft,  so  eignete  sich  Königs- 
berg al?.  Hauptstadt  des  Landes  und  Sitz  der  obersten  Be- 
hörden, sowie  als  die  einzige  gröfsere  Stadt  im  Lande  — 
was  fOr  die  Unterbringung  einer  gröfseren  Zahl  von  Menschen 
erheblich  mitsprach  —  entschieden  am  besten  dazu.  Die 
Städte  Königsberg  beanspruchten  geradezu  ein  Recht  darauf 


'  Vgl.  U.-A.  XV  S.  339  Aum.  1. 

s  Die  Oberr&te  an  den  Kurf.,  24.  Au^.  1655.  (Ü.-A.  XV  S.  9S2.)  Die 

AussrhroilM  !i  '.Mm  7  lau.  IHf^C,  2r>  .Juni  1067.  JW.  Mörz  1R72.  rU.-A.  XVI 
S.  473,  527,  720.)  rrotokolk*  des  überr&ts  v.  24.  Juli  16^0  und  16.  Mai 
lÜ7ti.   (Ebenda  S.  5:^  u.  819.) 

*  Vgl.  unten,  II.  Buch,  I.  Teil,  2.  Absch.,  1. 

*  V.  Below,  TonitoriuiB  und  Stadt  S.  226. 

^  Vjrl.  dfii  Lar.dtag  von  1.539  (Histor.  Taschcnbucb  N.  F.  ^,  S.  320 
und  im  tt.j  lind  vun  1.57374  (Histor.  Taschenbmh  X.  F.  10,  S.  469  ff.). 

*  So  die  Kommis<;ioi)en,  die  1668  zur  Revision  des  Landrechts 
(r.-A.  XVI  S.  .360  t".,  3JS9X  ^^nr  Abhörung  der  Komniissirmsr*'!  binineen 
(ebenda  s.  S'u,  374,  381,  424)  und  zur  Kirchenvisitation  (ebenda  S.  ^i.) 
beschlossen  wurden. 
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und  baten,  als  1516  in  Ileiligenheil  getagt  wurde.  Königsberg 
als  Malstatt  zu  bestimmen,  da  es  altes  Herkonimea  sei,  dafs 
sie  ilire  Vollmacbten  nicht  anders  wohin  lünaiisschickten  ^. 
Aber  gerade  dieses  angemaiste  Vorreclit  und  der  dadurch 
bewirkte  übennafsige  Eintiufs  der  Königsberger  Bürgerschaft 
uuf  dem  Landtage  war  es,  was  die  andern  Stf^nde  nicht  zu- 
gestehen wollten  und  stets  zu  hintertreiben  suchten.  So  bat 
die  Landschaft  1542  den  Herzog,  die  Landtage  künftig  nach 
anderen  Städten  za  berufen,  da  die  hauptstädtische  Be- 
völkerung in  ihrer  tumultuarischen  Weise  den  Landtag  mit 
Beschwerden  in  grofsen  Haufen  überlief.  Wenn  dem  auch 
nicht  grundsätzlich  Folge  gegeben  wurde,  so  erreichte  es 
doch  der  Adel  nach  seinem  grofsen  Siege  von  15G()  öfters, 
dafs  trotz  des  Widerspruches  der  Königsberger  die  Landtage 
in  kleinen  Städten,  wie  Heiligenbeil,  Rastenbnrg,  Bartenstein 
und  Saaifeld  abgehalten  wurden,  und  da  Ts  jene  dann  ihre 
Abgeordneten  mit  Vollmacht  und  Instruktion  hiuaussenden 
mufsten*.  Immerhin  mochte  man  einsehen,  dafs  die  Vorteile 
der  Tagungen  in  der  Hauptstadt  die  Nacliteile  (überwogen*; 
ledenfalls  fanden  sie  in  dem  hier  behandelten  Zeitabschnitt 
«lurchgäugig  in  Königsberg  statt,  nur  lüül  G2  tagte  man  der 
Pest  wegen  eine  Zeitlang  in  Bartenstein. 

Auch  die  Zeit  der  Einberufung  eines  Landtages  war 
natürlich  ganz  dem  Ermessen  des  Landesherrn  überlassen. 
Da  aber  den  ländlichen  Abgeordneten  die  Abhaltung  der 
Tagungen  w&hrend  der  Erntezeit  sehr  störend  war,  so  bat  der 
Adel  auf  dem  am  24.  Juli  1670  eröffneten  Landtage,  sie  nie- 
mals zu  solcher  ungelegenen  Zeit  aufser  dem  höchsten  Not- 
falle  zu  berufen*.  Doch  nahm  die  Regierung  auf  solche  Be- 
schwernisse wenig  Kücksicht,  denn  auch  spilter  waren  Kon- 
vokatiouen  in  den  Sonnnernionatpu  häufig,  und  ein  Gesuch 
der  Oberstände  und  kleinen  Städte*^,  die  VViederer()ft"nuug 
einer  Tagung  vom  Id.  Juli  auf  den  1.  Oktolier  zu  verschieben, 
da  Ernte  und  W  intersaat  bevorständen,  fand  keine  Erhör ung. 


*  Tr.pj)f.  n,  Standeakten  V  S.  796.    Vgl.  auch  oben  S.  90. 

'  Histi»r.  Taschenbuch  N.  F.  8,  S.  360.  Auch  auf  den  I.nndtagen 
1606  06  und  1607  wurde  diese  Forderung  vom  Adel  wiederholt.  (Programm 
Elbiog  1891  8.  89,  1892  S.  6a)  Über  den  listigen  Andrang  der  Bürger^ 
sdiaft  zu  den  Landtagen  berichtete  auch  Schwerin  17.  Aug.  1661 ,  die 
^»täodc  kämen  täglich  sehr  stark,  besonders  die  Königsberger  bei  80  und 
mehr  Personen  zum  SchloCs.  (U.-A.  XV  S.  559.) 

*  8.  fUstor.  Taschenbuch  N.  F.  10«  8.  447;  Programm  Hohenstein 
1955  S.  a  1866  S.  4. 

*  So  wunderten  sich  1590  dio  Stände,  dalä  man  sie  nach  Heiligeu- 
beiJ  berufen,  da  do«  h  kein  Ort  geeigneter  sei  als  Königsberg  (Programm 
Hobenstein  1867  S.  7). 

*  Bedenken  der  Ritter  }  aft  6.  Sept.  1670.  (Ü.«A.  XVI  S*  627.) 
<  Tom  2^.  Juni  1671.  (Ebenda  S.  704.) 
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3.  Die  Laudtagszehnmg. 

Die  Kosten  für  Reise  und  Unterhalt  der  Landtags- 
abgeordneten hatten  in  Freufseu  ihre  Absender  zu  tragen, 

also  die  Adligen  und  Freien  in  den  Ämtern  und  die  Städte 
die  Landritte  erhielten  ihre  Zehnin wie  ihre  Besoldung  vom 
Landesherrn.  In  frtl herer  Zeit  'scheint  den  Deputierten  der 
tatsachliche  Verbrauch  w«n]ireii(I  der  Zeit  des  Landtages  samt 
der  „Auslosung''  aus  den  HiMlfmeu  gezahlt  worden  zu  sein, 
denn  auf  dem  laugen  Köuigsberger  Landtage  von  157^^  ver- 
fügte der  Herzog:  nur  den  Unterhalt  für  Ta^^  und  Nacht 
sollten  die  Absender  zu  tragen  schuldig  sein,  das  übrige 
mürsten  die  Deputierten  selbst  bestreiten;  für  Schlemmen, 
Prassen,  zerpcblagene  Öfen  und  Fenster  brauchten  die  Hinter- 
lassenen  nicht  aufzukommen'.  In  unserer  Zeit  ist  für  die 
Landtagszehrung  urochenweise  ein  fester  Satz  bestimmt*. 
Bei  lang  andauernden  oder  oft  wiederkehrenden  Tagungen 
wurde  ihre  Zahlung  zu  einer  recht  empfindlichen  Last  für 
die  Bevöllverung,  so  dafs  ihre  Beibringung  oft  nicht  geringe 
Schwierigkeiten  machte.  Noch  1040  waren  in  allen  Änitero 
viele  Zehrungsreste  von  lf)82  her  rik'kstandig*.  Auf  dem 
langen  Landtage  KKH  f.:^  iniifste  mehrfach  an  den  Nat^hstand 
gemahnt  und  Amt-*  x»  Ix u tum  und  i)0(^na  du|»1i  angedroht 
werden  auch  Wik)  wurde  Zahlung  der  hintersreüigen  Zehrung; 
„bei  Vermeidung  der  Ambtsexekutiou"  befohleo*.  Aber  ob- 
wohl die  OhersttVnde  eine  „Konstitution  in  puncto  der  Landtags- 
Zehrung" '  ahfaisteu  und  dem  Kurlursten  zur  BestiUigung 
vorlegten,  in  der  bei  Strafe  von  zwei  Dukaten  jedem  Adligen 
befohlen  wurde,  zu  den  Amtsversammlungen  zu  erscheinen 
und  die  Zehrung  dabei  mitzubringen,  dauerte  der  Übelstand 


'  Die  auf  den  Landtagen  nicht  vertretenen  knrfürstlichen  Immadiat» 

Untertanen  waren  natürlich  auch  von  diesen  Beiträgen  frei.  (Croy  aa 
den  Kurf.,  27.  Febr.  IHTl.  i;  -A.  XVI  S.  690.)  Ks  war  dminnrh  un- 
berechtigt, wenn  Meniel  bich  beklagte,  daD»  die  Handwerker  auf  der 
Freiheit  nichts  zur  Landtagszehrung  geben  wollten.  (Outachten  der  Städte, 
4.  Juni  1669.   Ebenda  S  öoi.) 

«  ITistor.  Taschoiibuch  N.  F.  ir»,  S.  467. 

"  T^bcr  ihre  Hohe  habe  ich  nur  vciiit;e  XntizPn  [ff^fnnden.  Der 
Angerburgiächc  Deputierte  v.  Marquardt  erhielt  16ö2  auf  drei  Wochen 
von  jeder  Hufe  IVt  Grosihen  (Hosäus,  I>er  Oberburggraf  A.  v.  Lehn- 
dürft  S.  173).  Hans  v.  Atierswald  wurden  Jan.  1649  vom  Ainlo  Marien* 
werder-HiesenburL'  ^)  tl.  ]>nln.  für  die  Woche  zugesichert;  das  wäre  ein 
sehr  geringer  Sat>j  {.Job.  Voigt,  Heiträge  zur  (jcschichte  der  Familie 
V.  Auerswald  S.  94).  Die  städtischen  Deputierten  verbrauchten  Tom 
14  S.  ])t  bis  25.  Dez.  1661  5455  fl.  10  Gr.  (Horn  S.  130»  nach  einer 
Archivnotiz). 

*  Additionalia  der  RitterMhuft,  26.  Juni  164a  (L.-A.  XV  S.  253.) 
^  So  U.-A.  XVI  S.  188,  350,  447. 

*  Verfügung  der  Regierung  an  die  Hanptleute,  17.  M&ra  1666.  (U.-A. 

XVI  S.  4»2.) 

7  'vom  8.  Sept.  1674.   (Ebenda  S,  811.) 
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fort  uüd  wirkte  zuweilen  geradezu  auflösend  auf  die  ständischen 
Tapiiigen  ein.  Kiiinial  mufste  die  Ritterscliaft  wegen  Mangels 
Ml  Geldiiiittelu  vom  Landtage  abreisen  dann  wieder  konnten 
die  meisten  Ämter  ihre  Deputierten  der  kuinnierli^  lien  Zeiten 
wegen  überhaupt  nicht  schicken*.  Noch  mehr  ha  die  Teil- 
üahiiie  der  kleinen  Städte  an  den  Tagungen  unter  dc^ni  iVIangel 
M  Zehrungsniitteln.  Bei  vielen  Landtagshandluii^iü  waren 
sie  in  sehr  geringer  Zahl  oder  auch  gar  nicht  vertreten,  und 
in  April  1672  klagten  sie,  dafö  sie  vegen  ihrer  Armut  ihre 
Depatic  rtcD  mit  notdfirftiger  Zehrung  nicht  zu  schicken  ver- 
II  ru  hten.  Selbst  das  reiche  Königsberg  schlofs  sich  ihrer 
Kiage  an:  die  Zünfte  seien  nicht  imstande,  die  notwendigen 
Spesen  fortmehr  abzutragen*. 

Ein  Ausweg  aus  diesen  die  Existenz  der  Landtage  be* 
drohenden  Mifsständen  war  dadurch  geschaffen,  dafs  unver- 
mögende Ämter  und  Städte,  statt  selbst  ein<'n  Abgeordnete» 
zu  senden .  andere  Deputierte  mit  der  Vertretung  betrauen 
konnten,  wodurc^li  vielleicht  auch  manchmal  dem  Mangel  an 
geeijmeten  revsotilichkeiteu  abgeliolleu  wurde.  Schon  auf 
dem  Landtage  von  J573  bezeichneten  es  die  Stande  als  alten 
Brauch,  dafs  aus  den  vornehmsten  Ämtern  zwei,  aus  den 
»nderen  \s ohlvermögenden  mindestens  ein  Abgeordneter  er- 
schiene, die  unvermögenden  wenigstens  zu  den  Zehrungskosten 
beisteuerten ^  In  der  Regel  Hefa  sieh  ein  Amt,  das  keinen 
Einheimischen  schicken  konnte«  durch  den  Abgeordneten  eines 
benachbarten  Amtes  vertreten;  auf  jeden  Fall  sollte  der  Stell- 
tertreter  wenigstens  demselben  Kreise  fSamland,  Katangen 
und  Oberland)  angehören.  Darauf  hielt  die  Regierung,  offenbar 
um  zu  verhindern,  dafs  die  Mandate  sich  in  den  Händen 
einzelner  Führer  von  der  adligen  Opposition  häuften Als 
daher  »  innial  dns  ())>erländische  Amt  ()rtels])urg.  da  der  De- 
putierte des  benacliliMrteu  Neidenburg  nicht  genehm  war,  d  in 
nicht  im  Oberlande  eingesessenen  ^'ertreter  des  natangisclieii 
Amtes  Balga ,  dem  dov  Regierung  verhafsten  Hans  Erhard 

Brumsee,  die  Vollmacht  übertrug,  erklärte  jene  et.  lui 
Dichtig  und  befahl  eine  Neuwahl  vorzunthmeu.  Allerdings 
Weigerte  sich  dessen  di  r  Adel  von  Orteisburg,  indem  er  ver« 
sefaiedene  Beispiele  anfahrte  dafOr,  dafs  er  schon  natangische 
Deputierte  mit  seiner  Vertretung  beauftragt  habe*.  Dem- 
nach scheint  ein  durchgängiger  Brauch  hierbei  nicht  gegolten 
SU  haben.  Natt^rlieh  konnte  nur  einem  andern  Abgeordneten 


>  Protokoll  der  Oberratstube,  12.  Aag.  1676.  (U.-A.  XYI  S.  826.) 

'  Bedenken  der  Ritterschaft,  17.  Juni  1679.  (Ebenda  S.  884.) 

*  Resolution  der  Städte,  o.  D.   (Ebenda  S.  737.) 

*  Histor.  Tasthejibucli.   N.  F.  10,  6.  466 1. 

*  Pie  Regierung  an  den  Hauptmann  von  Holland «  21.  April  1678. 

(ü.-A.  XVI  S.  772.) 

*  Cro^  Tagebuch,  4.  und  12.  Aug.  167Ü.  (Ebenda  i).  614  und  617.) 
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ein  Mandat  vertretungsweise  übergeben  werden  ,  nicht  einer 
beliebigen  Person.  Als  daher  im  Juli  Tinstenburg,  wohl 
um  Reisekosten  zu  sparen,  den  Orgauisicu  Tüesius  aus  dem 
Kuciphofe  mit  der  Vertretung  betraute,  wurde  dieser  zurück- 
gewiesen 

Von  der  Befugnis  der  Stellvertretung  wurde  zuweilen 
ein  übermärsiger  Gebrauch  gemacht.  So  verliefsen  lOGl  die 
meisten  Abgeordneten  der  kleinen  Städte  aus  Mangel  an 
Zehrangsmitteln  den  Landtag  und  liefsen  nur  drei  mit  ihren 
Yolimachten  zurOek'.  Auf  den  Landtagen  von  1673—1687 
kam  es  vereinzelt  vor,  dafs  ein  Abgeordneter  8,  7  und  6 
Amter  vertrat;  4  und  3  Amtsaufträge  in  einer  Hand  sind 
schon  sehr  h&ufig*.  Da  bei  den  Abstimmungen  nicht  die  Zahl 
der  anwesenden  Personen,  sondern  die  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Körp:^rschaften  den  Ausschlag  gab,  so  konnte  eine 
solche  Häufung  von  Mandaten  auf  wenige  Abgeordnete  zu 
einer  Vers<')iiebnnt:  der  Stinimenverhältnisse  führen.  Der 
AliLZtMjrdnele  l'erbandt  entschuldigte  einnnd  einen  ungünstigen 
Beschlufs  dem  darüber  erstaunten  Statthalter  gegenüber  damit : 
die  mit  guten  Instruktionen  seien  zwar  an  der  Personen  Zahl 
die  meisten,  aber  nach  der  Zahl  der  Ämter  hätten  die  Widrigen 
doch  die  maiora,  denn  wegen  der  polnischen  Amter  habe  ein 
Deputierter  oft  aus  3,  4  und  mehr  Jlmtern  Vollmacht  ^.  Schon 
firtther  hatte  die  Begierung  es  als  Übelstand  empfunden,  „dafs 
ein  Deputierter  so  vieler  Ämter  Stimmen,  andern  in  plurali- 
täte  zu  praeripiren,  auf  sieh  nehme".  Zu  Vermeidung  von 
dergleichen  Kumulierung  könne  es  künftig  in  den  Ausschreiben 
verboten  werdend  Auch  Perbandt  schlug  vor,  es  „per  8tatutui|i 
aufs  künftige  zu  präkaviren"  *.  Dafs  aber  etwa  ergangene 
Verbote  nichts  geholfen  haben.  Iicwcisen  die  Mandathftufungeu 
in  den  letzten  15  Jahren  unseres  Zeitabschnitts^. 

4.  Besucli  der  Tagimgeii« 

Aber  obwohl  die  Stellvertretung  in  weitgehender  Weise 
zugelassen  wurde,  enthielten  sich  doch  bei  allen  Tagungen 
eine  Anzahl  von  Gliedern  des  Landes  der  Ausübung  ihrer 
Landstandschaft.  Dafs  die  Deputierten  hier  nicht,  wie  viel- 
fach anderswo,  vom  Landesherm  ihren  Unterhalt  erhielten, 
war  der  hauptsächlichste  Grund  für  den  verhältnismäfsig 
schwachen  Besuch  der  Landtage  in  PreuÜien,  dann  aber  kam 
die  politische  Gleichgültigkeit  vieler  hinzu«  namentlich  als  in 


»  r.-A.  XVI  S.  859  Anm.  2. 

•  Schwerin  an  den  Kurf.,  12.  Juli  1661.  (Ü.-A.  XV  S.  518.) 
«  U.-A.  XVI  S.  1074. 

*  Croys  Tagebuch,  23.  Jan.  1671.    (l  .-A.  XVI  S.  681.) 

Die  Oberräte  an  dea  Kurf.,  26.  Juli  1655.   (Geh.  Staatsarchiv 
R.  6  PP.) 
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den  sp&teren  Regieruogsjahren  des  Grofsen  Kurfürsten  die  Be- 
ratungen nur  noch  den  landesherrlichen  Forderungen  dienten. 
Die  Teilnahme  an  den  Taguntrru  erschien  da  vielen  mehr 
als  lästi  jo  und  kostspielige  Päicbt  wie  als  vornehmstes  Becht 
eines  LandstaMdes. 

Einen  Eindruck  von  der  Zahl  der  Besucher  ciiK  s  uiseren 
Landtages  geben  die  von  den ,  allerdinjzs  vor  unserer  Zeit 
liegenden  Tagungen  von  lou9.  h)\2  und  101(3  Überlieferten 
Ziffern;  mau  kauu  unbedenklich  ähnliche  Verhältnisse  auf 
unseren  Zeitabschnitt  anwenden. 

Tertreten  sein:  ^«  Tertreten«: 

1009  1612  1616 

I. andrste  ....  12 

Amter  32* 

Städte  (einschlielsl. 
Königsberg)  .  .  50 


12  10  11 

31  (22  Abg.)    31  (23  Abg.)    31  Abg. 

87  35  31  (29  Abg.) 


S«.  94       80  76  78 

Die  ziemlich  gleicbni^fsigen  iJesucliszahlen  deuten  darauf 
hin,  dals  in  dieser  Hinsicht  geringer  Wechsel  obwaltete.  Sehr 
viel  geringere  Zahlen  werden  von  einigen  kleineren  Kon- 
▼okationen  unserer  Zeit  überliefert.  Es  waren  zugegen  bei 
den  Fropositionen  von: 

29.  Mai  1671:    27.  Juli  i67i:    2.  März  1672»: 

Von  Landräten  ...  4  6  7 

Von  der  Ritterschaft  .9  10  an  20 

Von  Städten  ....         8  5  oder  6       sebr  viele 

Genaue  Nachrichten  sind  über  die  Vertretung  der  Ritter- 
sdialt  auf  den  Konvi N  ationen  von  1(>73— 1687  vorhanden^; 
danach  sehwankt  die  Zahl  der  vertretenen  Ämter  zwischen 
35  und  12  (Juni  bezw.  November  1078),  die  der  Abgeordneten 


'  Es  gab  iui  gaiueii  40  bezw.,  da  Liebemtihl  auf  vielen  Verzeich- 
nissen  nicht  als  Amt  aufgef&hrt  ist,  89  Ämter  (darunter  6  adlige  Erb- 
nmterl,  (lorb  tratfn  die  sorrcnannten  „Coryungirten  Änitor",  Itolliniil- 
Mürungen-  Liebstadt,  Kiesenburg -Marienwerder,  Osterüde-  Hohenstein, 
Seidenburg-Soldau,  Pr.  Eylau-Bartenstein,  Neubausen-Labiau,  Norden- 
bnrg^rdauen,  immer  als  Einheiten  auf,  wenn  sie  auch  zuweilen  zwei 
giemeinsame  Abgeordnete  entsandten.  (Vgl.  die  Übersichten  U.-A.  XYI 
S.  1034fr.    Hartknoch  S.  661  f.) 

«  Rezesse  vom  13.  Juli  1609  und  21.  Mai  1612  (Priv.  fol.  108b  f.  u. 
196 f.\  sowie  Horn  S.  126. 

'  Ueri*  lue  Crovs  vom  29.  Mai  und  28.  Juli  1671  j  Croys  Tagebuch 
vom  2.  Marz  1672.   (ü.-A.  XVI  S.  697,  706,  730.) 

*  U.  A.  XVI  S.  1047.  Einige  Ämter  beteiligten  sich  fast  gar  nicht 
aa  den  Tagungen ;  Memel  ist  in  dieser  Zeit  keinmal,  Neuhof  nur  einmal, 
DcHtsch-KvIaii  zweimal,  Tilsit  dreimal  vertreten  u.  s.  f.  (S.  1048).  Die 
Stande  bescli werten  sich  einmal,  dafe  die  Ämter  Memel  und  Tilsit  nie 
Abgeordnete  schickten.  (Ebenda  8.  852.  Verein.  Bedenken  28.  Sept 
Im.)  Von  40  Amtiini  sind  anf  21  Tagongen  jener  Zeit  nur  11  steta 
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zwischen  23  und  8  (März  1674  und  November  1678).  15  bis 
17  adlige  Abgeordnete  ist  das  hitiifigste.  Nimmt  man  von 
Städten  20,  von  Landräten  8  als  Durchschnittszahl  an,  so 
kann  man  wohl  die  normale  Zahl  der  Besucher  einer  Kon- 
vokation  der  spiltpron  Zeit  auf  40  bis  50  veranschlage?!,  wie 
für  die  grofsen  Landtage  früherer  Jahre  70  bis  80  Vertreter 
das  übliche  geweseu  sein  mögen. 

Namentlich  beim  Beginn  einer  Tagung  war  die  Zahl  der 
anwesenden  Altgeordneten  oft  sehr  dürftig,  da  viele  erst  nach 
und  nach  mit  Verzögerung  eintrafen.  Daher  kouDte  auch 
nicht  immer  der  vorher  angesetzte  Tag  der  Eröffnung  inne- 
gehalten werden.  Bei  der  am  19.  Febraar  1672  eröffneten 
Konvokation  waren  am  22.  erst  6  oder  7  adlige  Deputierte 
anwesend';  allerdings  war  das  Ausschreiben  sehr  spät,  erst 
am  30.  Januar,  ergangen.  Auch  der  Landtag,  der  am  16.  Juni 
1672  versammelt  sein  sollte,  kam,  wie  Croy  am  21.  Juni 
meldete,  wegen  der  noch  zu  geringen  Zahl  der  Deputierten 
nicht  von  der  Stelle Ebenso  minderte  sich  gegen  Sclilufs 
der  Tagungen  in  der  Regel  die  Zahl  der  Teilnehmer,  da  viele, 
oft  die  Mehrzahl,  vor  der  Entlassung  schon  auseinander 
reisten. 

Die  mangelhafte  Pflicliterfülluug  von  einzelnen  ihrer 
Glieder  mufste  natürlich  den  Ständen  unlieb  sein,  denn  die 
Schwäche  an  Zaiil  brachte  auch  leicht  eine  Schwilctie  im  Auf- 
treten mit  sich.  Der  Regierung  hingegen  war  es  an  sich 
wohl  angenehm,  wenn  sie  es  mit  wenigen  zu  tun  hatte,  nur 
durfte  es  nicht  so  weit  gehen,  dafe  der  Landtag  dadurch 
beschlufsunfllhig  wurde.  Eine  feste  Bestimmung,  wann  Be- 
.schlursfleihigkeit  vorhanden  war,  hat  es  nicht  gegeben;  auch 
hierfür  war  höchstens  ein  unsicheres  Herkommen  mafsgebend, 
wobei  das  eine  Mal  in  Zweifel  gezogen  werden  konnte,  was 
ein  anderes  Mal  (leltung  hatte.  So  wendete  einmal  die  Ritter- 
schaft ein,  einige  Ämter  (es  waren  nur  12)  seien  nicht  ver- 
treten, und  erkannte  den  Vorhalt  der  npirierung,  um  deren 
Ausbleibens  willen  könnten  die  Beratuni^en  um  des  Vater- 
landes Wühl  niclit  unterbleiben,  niclit  als  stichhaltig  au, 
sondern  widersprach  allen  LandtagsluuKÜangen^.  Und  wie 
oft  wurden  andererseits  Beschlüsse  gefafst  bei  noch  gLimgerer 
Beteiligung!   Einmal  wollte  gar  die  Regierung,  als  nur  noch 


»  Croys  Tapobiich.    Ü,-A.  XVI  S,  724. 

•  Ebenda  6.  750. 

*  Croya  Tagebuch,  29.  Mai,  4.  und  0.  Juni  1671.  (Ebenda  S.  697 

und  703.)  Auch  als  1679  eine  Konvokation,  auf  der  viele  Ämter  felilteii, 
dein  Knryirinzen  ein  Donativ  gewilligt  hatte,  Im  *-ieh  die  KitteiM  liatt  in 
ihrem  Bedenken  vom  17.  Juni  1679  aus,  dafs  künftig  hehutsiamer  nut 
Willigungen  verfahren  und  ad  referendum  genommen  werde,  damit  den 
Ämtern  zur  schimpflichen  Annullierung  dea  eigenmächtigen  laudi  ihrer 
Deputierten  nicht  Gelegenheit  gegeben  werde.  (U.>A.  XVI  8.  884.) 
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xwei  Al^eordnete  der  Ritterachaft  anweeend  waren,  von  diesen 
eine  Besoltttion  haben,  denn  weil  die  anderen  obno  Dimission 
weggereist  seien,  k6nne  ihre  Abwesenheit  das  Werk  nicht 
hindern;  mit  dieser  Meinung  drang  sie  allerdings  nicht  durchs 
Jtdenfalls  lag  es  im  Interesse  der  Reirierung,  zu  ver- 
büteTi .  flttPs  durch  UnzustiliHligkeitserkläruugen  oder  durch 
naclinMulirlie  Protestatiou  der  Abwesenden  Landtagsschlüss-e 
vereiiel»  wunieii.  Daher  waren  schon  in  früherer  Zeit  beide 
Teile,  Regierung  und  Stände,  übereingekommen,  das  Erseheinen 
auf  den  Landtagen  und  das  Ausliarren  auf  denselben  zur 
Pflicht  zu  machen.  So  versuchte  man  auf  dem  langen  Land- 
tage von  1573  durchzusetzen,  dafs  sich  niemand  ohne  des 
Herzogs  Vorwissen  und  Urlaiib  entfernen  dürfe  *.  Doch  kam 
es  nicht  tu  einer  gesetzlichen  Regelung  dieser  Frage,  denn 
soTiel  auch  in  der  Verfassung  an  Rechten  festgesetzt  war, 
so  sehr  liefs  man  es  an  Pflichtbestimmungen  fehlen;  es  blieb 
also  nur  allgemeiner  Brauch,  dafs  „niemand  von  denen  De- 
patirten  vor  völlig  erhaltener  Dimission**  abi  eisen  solle 
Daher  hielt  es  bei  dem  grofsen  Landtage  1(3(51/03  schwer, 
dip  AhiTPordneten  in  verhandliiiii,^«ta]nL^er  Zalil  zusammen- 
^iiluilten;  wiederholt  mufsten  sie  durch  erneute  Aussehreiben 
ih  ! t  t  ijerufen  werden.  So  war  es  nötig,  nachdem  die  Ab- 
iitordueten  des  Weihnachtsfestes  wegen  bis  zum  12.  Januar 
iüü2  entlassen  waren,  am  2(i.  Janunr  neue  Befehle  zu  erlassen, 
schleunigst  herzukoiuinen ,  da  aut>er  einigen  Laudraten  nur 
einer  von  tier  Kitterschaft  erschienen  war^  Zu  der  Wieder- 
aufnahme der  Verhandlungen  am  14.  September  1662  fanden 
sich  wiederum  nur  zwei  Landrftte  und  einer  von  der  Ritter- 
schaft ein,  so  dalls  die  Erdffnung  bis  6.  Oktober  hinaus- 
geschoben und  wieder  neue  Ausschreiben  erlassen  werden 
mufsten^  Da  die  einfache  Zitation  nichts  fruchtete,  so 
wurden  für  ihre  Nichtbefolgung  Strafen  ^  ja  der  Verlust  des 
Votums  und  die  Ausschliefsung  des  Säumigen  vom  Landtage, 
an^redroht  **.  Spater  erliefs  die  Regierung  gegen  diese  Unsitte 
eine  dauernde,  wenn  auch  wenig  wirksame  und  praktisch  an- 
scheinend niclit  augewendete  Verfügung,  die  jpden,  der  zu 
einer  Konvokation  gefordert  werde,  aber  ausbleibe,  mit 
Dukaten  Stiafe  und  Verlust  seines  Teiluahmerechts  au 
künftigen  Landtagen  bedrohte'. 


>  Protokoll  der  Oberratstnhc,  28.  Jan.  1679.  (Ü.-A.  XVI  S.  862.) 
»  Uistor.  Taschenbuch.  N.  F.  10,  S.  469. 

*  Beriebt  fQr  die  Lsndrftte  1669.  (U.-A.  XVI  S.  452  Anm.  2.) 

*  Schwerin  an  den  Kiurf.,  20.  Jan.  1662.  (Ü.-A.  XV  S.  714.) 

»  Baczko  V  S.  U2. 

'  Ausschreiben  rom  31.  Jan.  und  27.  April  1662.   (Baczku  V 
324,  329.)  Schwerin  an  den  Kurf.,  d.  M&rz  1662.  (U.-A.  XV  S.  756.) 

Die  Stände  an  den  Kurf.,  19.  Dez.  Ifi62.  (C.-A.  XVI  S.  318.) 
^  Vermgaag  vom  15.  Sept.  1674.  (U.-A.  XVI  S.  811.) 
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YoD  den  Landräten  wurde,  da  sie  Besoldung  und  Zehrung 
TOD  der  Kammer  erhielten,  regelmäfsiger  Besuch  des  Land- 
tags ex  ofßcio  verlangt.  Da  sie  versuchten,  nur  abwechselnd 
in  geringer  Zahl  demselhen  l)eizuw()bneTi ,  verwies  iliiieTi  das 
die  Ilegierung  entschieden:  sie  liätten  alle  nach  ihrer  bclmidig- 
keit  des  Landtages  wahrzunt  hnieu ,  damit  nicht  immer  neue 
Instruktionen  gegeben  werden  müfsten;  andernfalls  sollteu 
die  Abwesenden  keine  Zehrung  erhalten,  ja  noch  die  auf  die 
andern  gellenden  Kosten  erstatten  wegen  des  Aufentlmlts,  den 
ihre  Abwesenheit  vcrur.^ache 

Im  allgemeinen  waren  es  aber  die  Kitterschaft  und 
die  kleinen  Stftdte,  die  durch  nachlftssigen  Landtagsbesuch 
Störungen  verursachten  ^  Obwohl  gerade  jene  am  ersten 
geneigt  war,  wegen  der  Beschlufsföhigkeit  Schwierigkeiten 
zu  machen,  so  wagte  dodi  die  Regierung  nicht  recht,  sie 
zum  regelmäfsigen  Besuch  der  Sitzungen  zu  zwingen.  Sie 
half  sich  in  spaterer  Zeit  einige  Male  damit,  dafs  sie,  wenn 
die  Zahl  der  Ritterschaft  zu  gering  war,  einige  Abgeordnete 
aus  den  nächst •jeleL't'uen  Ämtern  eiligst  herbeirief,  um  einen 
Beschlufs  zu^taude  zu  bringen AIhm-  auch  gegen  dieses  Ver- 
fahren ei  iii'i)  (ier  Adel  Kinsj)rucb :  ^le  liätten  wohl  Ursache, 
solcher  Willigung  schlechterdings  zu  kontradizieren*. 

Weniger  Umstände  machten  die  IStÜnde  selbst  im  gleichen 
Falle  mit  den  kleinen  Städten;  gegen  diese  wurden  Straft  u 
nicht  nur  angedroht,  sondern  auch  verhängt.  Am  14.  Sep- 
tember 1674  ward  ihnen  auf  Wunsch  der  Stände  geschrieben, 
dafs  sie  bei  Verlust  von  Sitz  und  Stimme  und  5  Dukaten 
Strafe  sich  durch  einen  eigenen  Deputierten  oder  den  einer 
Nachbarstadt  regelmäfsig  auf  den  Landtagen  vertreten  lassen 
mtlfsten.  Da  später  wieder  14  von  47  fehlten,  so  wurde  ihnen 
auf  Beschlufs  der  Anwesenden  von  kleinen  Städten  die  Geld- 
strafe auferlegt  und  sie  zwar  nicht  ausgeschlossen,  aber  für 
immer  den  anderen  nachgesetzt Doch  nuifsten  nach  einiger 
Zeit  wieder  die  Anwesenden  von  ihnen  klagen'*:  da  ein  Teil 
von  ihnen  nicht  vertreten  sei,  noch  die  „Sportuljzelder" 
entrichtet  habe,  so  fehlten  den  Anwesenden  die  Mittel,  die 
Laudtagsakteu  auszulosen  und  andere  Ausgaben  zu  bestreuen  ^. 


1  Die  Regierung  au  die  Laudräte,  28.  SepU  1679.  (U.-A.  XVI 
S.  902  Anm.  1.) 

•  Zur  Beschbifsunfilhigkeit  der  kleinen  Städte  vgl.  z.  B.  die  Be- 
denken vom  10.  Aug.  1661  (U.-A.  XV  S.  557)  und  4.  Aug.  1668.  (U.*A. 
XVI  6.  541.) 

»  Protokolle  des  Oberrats  vom  23.  Jan.  1679  und  20.  Juli  1680. 
(Ü.-A.  XVI  S.  862  und  987.) 

*  Der  Ritterschaft  Brdt  nken  vom  12.  Nov.  1680.    (Ebenda  S.  di'l) 

*  Kurtürstliclie  Verordnung,  24.  Mar^  1078.  (Ebenda  S.  842  Aum.  2.J 

•  Supplikation  vom  16.  .Tuni  1682.   (Ebenda  S.  971.) 

'  Die  einzelneu  Kurien  hatten  nämlich  Kassen  zur  Bestreitung  all- 
gemeiner Unkosten.  So  besclüos&en  die  OberstiUide»  die  Kosten  eines 
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Sie  baten  daher,  die  S&umigeB  zu  Abtragung  ihrer  Beste  und 

Strafe  bei  Androhung  militärischer  Exekution  anzuhalten. 
Auch  hielten  sie  selbst  streng  auf  Ausführung  der  Stnif- 
raafsregeln  iitkI  beschwerten  sich  einmal,  der  Vertreter  von 
•^ensburg  malse  sich  einen  unrechten  Platz  ini.  denn  ihm  ge- 
bühre erst  die  35.  Stelle,  weil  seine  Stadt  seit  13  Jahren 
sich  nicht  habe  vertreten  lassen*.  Im  tibrigen  wurde  es  auch 
nach  der  Strafverfügung  nicht  besser  mit  ihrem  Landt;igs- 
besuch.  Schon  am  14.  Oktober  1678  mulste  die  Kcgierung 
riele  der  kleinen  Städte  wegen  Nichterscheinens  wieder  zur 
Reebenschaft  ziehen*.  Bald  danach  sandten  sie  mehrmals, 
weil  es  ihnen  wegen  der  drückenden  Militärlasten  nicht  mög- 
lich sei,  überhaupt  keine  Vertreter'  oder  nur  einen,  der  sie 
natürlich  aneh  nicht  beschlufsfähig  machte'*. 

So  bröckelte  dieses  ohnehin  bedeutungslose  Glied  all- 
BiähHch  auch  äufserlich  vom  ständischen  Körper  ab  trotz  An- 
wendung scharfer  Disziplinarmittel.  Immerhin  hMte  es  die 
Gerechtigkeit  erfordert,  dnfs  auch  die  Ritterschaft  gegen  ihre 
Mitijlif'der  mit  gleicher  Streiifie  vorgegangen  wih-c ,  denn  in 
"leuiM  Iben  Jahre,  da  man  gegen  14  fehlende  Stildte  Strafen 
verbangte ,  waren  auf  einer  Konvokation  27  von  39  Ämtern 
nicht  vertreten*. 

5.  Die  Bindung  durch  Insiamktionen. 

a)  Instruktion  und  Vollmacht. 

Der  Landtag  war  für  das  St&ndetnm  nur  das  Sprach- 
organ zum  Zwecke  der  Verhandlungen  mit  der  Regierung, 
der  politische  Schwerpunkt  lag  in  den  Ständen  selbst,  den 
Wählern  und  Auftraggebern  der  zum  Landtage  Ermächtigten. 

Nur  die  mit  der  Landesherrscbaft  notwendigen  Beratungen 
waren  also  zentralisiert,  die  Entscheidung!  in  allen  Fragen 
war  dezeutralisert,  in  die  Ämter  und  Städte  verlegt*.  Nur 
was  durch  die  Landtagsaussch reiben  den  Eingesessenen  mit- 
geteilt, von  ihnen  in  den  Städten  und  <len  Ämterversammlinigeu 
wraten  und  den  Abgeordneten  in  den  Instruktionen  mitge- 
geben war,  konnte  von  diesen  auf  den  Landtagen  geschlossen 
werden;  erst  wenn  die  Abgeordneten  über  die  Verhandlungen 

Prozesses  fegoB      Dreier  vor  dem  Hofgericht  1668  aiiB  ihrem  Ärer  za 

«•trichtPTi.    fü.-A.  XVI  S.  570.) 

>  Mi-morial  der  kleinen  iiiikdtet  11*  Juü  im  (U.-A.  XVI  S.  1008 
Anmerk.) 

s  Baczko  V  S.  469. 

•  Vgl.  d'v  vfTf'inigten  Bedenken  vom  3.  Jan.  und  9.  Aug.  1679 
(Ü.-A  XVI  .S.        ä99).  Auch  April  16öl  nicht  vertreten  (ebenda  953). 

♦  Okt.  1681.   (Ebenda  8.  963  f) 

*  Okt.  1678.  (Ebenda  S.  1047.) 

*  Rexeft  von  1506.   Priv.  fol.  61b     AI  ,Wo  Bich  auch". 
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und  Beschltisso  vor  ihren  Ileimgelasseiieu  Bericlit  erstattet 
und  (las  auf  dem  Landtag  Beschlossene  von  diesen  gebilligt 
war,  wurde  es  rechtskräftig  niul  verbindlich  für  alle.  Die 
Regierung  nnifste  in  den  AiihMlireibeo  jeden  der  zur  Ver- 
handlung kommenden  Punkte  dem  Lande  mitteilen,  für  jedeu 
einzelnen  wurde  den  Abgeordneten  in  den  Instruktionen 
die  \Villeusnicinuug  ihrer  Wähler  niitgegebeu,  auf  weiteres 
brauchten  und  durften  sie  sich  nicht  einlassen.  Die  Voll- 
macht, die  außerdem  noch  der  AbgeordDete  zu  seiner  Be- 
glaubigung erhielt,  sprach  sich  auch  darüber  aus,  wie  weit 
er  an  seine  Instruktion  gebunden  sei  und  ob  er  unter  Um- 
stftnden  über  sie  hinausgehen  könne. 

Das  regelrechte  und  der  ständischen  Verfassung  ange- 
messene war  es,  wenn  allein  die  Instruktion  die  Grundlage 
für  das  Handeln  des  Landboten  war,  wenn  er  also  nur  der 
Überbringer  der  Meinung  seiner  Hinterbliebenen  war.  die  er 
nur  „vorzutragen  und  über  dieselbe  sich  keinrsM f>i:es  in  etwas 
mehres  auszulassen"  habe^  (Üng  er  Wher  seini'  iustruktion 
hinaus,  so  war  seine  Handlung  nnkräftig  und  verband  seine 
Hinterbliebenen  zu  nichts^.  Aber  eine  solche  unl)edingte 
Biiiiiung  au  deren  Beschlufs  machte  im  Giuu<le  jede  Ver- 
handlung zu  einem  Scheiuwerk,  liefs  eine  Einigung  der 
verschiedenen  Instruktionen  zu  einem  Landesbeschlufs  über- 
haupt nicht  zu,  Tersuchte  vielmehr  die  Meinung  des  einzelnen 
Amtes  usw.  dem  ganzen  Lande  aufzudrängen  und  bedeutete 
daher,  folgerichtig  durchgeführt,  die  Auflösung  des  ständischen 
Körpers  in  souveräne  Gebiets-  und  Stadtkörperchen.  Auch 
hier  ist  also  wieder  der  innere  Gegensatz,  der  sich  überall  in 
den  ständischen  Einrichtungen  zeigt:  das  wahrhaft  Standische 
ist  zugleich  der  Feind  des  Ständetums,  wenigstens  in  seine 
letzten  Ziele  verfolgt. 

Daher  wurde  von  dieser  starren  Art  der  Bindung  in  der 


*  So  in  der  Vollmacht  von  NeidenburR-Soldaii  für  H.  E.  v.  Briim- 
see,  14.  Juli  1B70.  (U.-A.  XVI  S.  605.)  Auch  Liebstadt  l^uifl  1«6H  pnneii 
Vertreter  bo,  dals  er  nichts  über  die  Instruktion  eingehon  aurlte,  wenn 
aber  die  andern  darüber  hinaus  willigten  t  habe  er  nicht  nachzugeben, 
sondern  sich  „davon  zu  jibsentin  ii".  (l'benda  S.  529.)  .Tan.  1666  waren 
von  17  einppsfindten  Heriditon  nur  in  einigen  die  Williguncrpii  iiiia!)- 
änderlich  (ebenda  8.  473  Anm.  2);  Mürz  1673  gab  es  viele  s^charl  l»indende 
Vollmachten  (S.  772  Ann.  1),  Juli  1674  waren  nur  die  von  3  Ämtern 
(S.  807),  Mai  1676  4  von  12  Ämterwilligungen  bindend  (S.  819  Anm.  2). 

-  Bedenken  aller  Stände,  7.  Okt.  1657  (U.-A.  XV  S  ::97\  goeiniirtp 
Erklärung,  6.  Marz  1063  (ü  -A.  XVI  S.  3£4).  —  Waldeck  und  llovcrbcck 
berichten  24.  April/4.  Mai  1655:  Einigen  Abgeordneten  sei  es  sub  Titio 
nullilatis  verlioten,  ihre  ohnehin  beschränkte  In-fmktion  zu  überschreiten. 
Die  Ahtreordueten  erzählten  auch  als  warnendes  Hci^^piel:  Als  der 
JohanjiiHi)urgbjche  Deputierte  jüngst  nur  5  polnische  broschea  über 
seine  Instruktion  zum  Fatenpfennig  gewilligt,  hätten  die  Heimgelassenen 
das  sein  übel  aufgenommen  und  ihn  bedrohti  da&  er  es  Ton  dem  Seinigen 
zahlen  müsse.  (U.-A.  XV  &  853.) 
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Praxis  doch  vielfach  abgewichen.  Am  häufigsten  wurde  dann 
dem  Al)ge(irdneten ,  der  im  übrigen  sich  möglichst  an  seine 
Iri-trukliun  zu  halten  luitte,  insofern  Spielraum  gelassen,  als 
er  sich  nach  anderen,  meist  den  benaclibarten  Ämtern  richten 
solle  oder  nach  der  Mehrheit  oder  nach  der  Gesamtnieinung 
.iiif  dem  Landtage*.  Dies  bedeutete  im  Grunde  freie  Voll- 
macht, nach  Ermessen  zu  haudelu,  demi  eine  Mehrheit  oder 
eine  Gesamtmeinung  mufste  sich  bei  den  Verhandlungen  doch 
erst  bilden;  diese  Volimaehten  gestatteten  es  eben  den  Ab- 
geordneten,  an  deren  Bildung  mitzuwirken,  was  jene  Ter- 
sagten.  Sie  besagten  also  schliefslicli  dasselbe,  wie  die  ganz 
freien  Vollmachten,  die  im  Vertrauen  auf  die  Einsicht  und 
die  Vaterlandsliebe  des  Abgeordneten  diesem  freie  Hand 
lieCten.  Solche  Vollmachten,  die  in  ihrer  weitherzigen  Fassung 
schon  nicht  mehr  au  ständische  Anschauungen  erinnern,  sind 
allerdings  noch  selten^;  im  allgemeinen  wurden  die  Abge- 
sandten der  Ritterschaft  —  nuf  die  der  kleinen  Städte  kam 
es  be'  deren  puliti^rher  Bed»'Uluu^^slosigkeit  ja  fast  sjar  nicht 
an  —  mehr  oder  weniger  auf  Innehaltung  der  Meinungen 
ihrer  Wiililer  verpflichtet*. 

liadurch  gerieten  jene  oft  in  schwierige  Lagen:  einerseits 
konnten  sie  sich  in  den  Verhandlungen  nicht  jeder  auf  seinen 
Standpunkt  versteifen,  muisten  sich  auch  nach  den  anderen 
Ständen  richten,  anderseits  machten  ihre  adligen  Hinter- 
bliebenen es  ihnen  zum  Vorwurf,  dafs  sie  mit  ihrer  Nach- 


•  So  einige  polnische  Ämter  Mai  1676  und  Jidi  1676.  (ü.-A.  XVI 
S.  819  Ann).  2  u.  824  Anm.  1.) 

-  So  zahlreiche  Berichte  Jan.  166G  S.  47  *  Aimi.  2),  »  inifjp  vom  Mai 
und  Tom  Juli  1676  (S.  819  Anm.  2,  824  Anm,  ij:  Der  einhelligen  Meinung 
sieh  unterwerfen  oaer  „plnralitat!  Totornm  sich  akkomodlren'^. 

'  Im  Mai  1655  trug  mau  fast  überall  bei  der  Neoeinholung  von 
Tnstnilitionrn  den  Dfpiitierten  auf,  für  die  Landesverteidigung  zu  be- 
willigen» „was  sie  vor  (iott,  Sr.  Ch.  D.  und  Dero  Posterität  zu  verant- 
worten sich  getrauten*'.  (Hoverbeck  an  den  Kurf.,  30.  Mai  1655.  B.  Erd- 
manns  diirffer,  (haf  Cr.  F.  v.  Waldeck  S.  317.)  —  Die  Instruktionen 
TOn  Barten  und  Rastenburf,',  Sopt.  IGßl,  stellen  der  „dextfritiif*  des 
Deputierten  es  anheini«  wenn  Uber  die  Proposition  auf  dem  Landtage 
noch  etwaa  vorfallen  sollte  (Staatsarchiv  R6  Q(^).  ^  Die  Köllroer  und 
Freien  der  Pfaml.imter  Georgenburp  uihl  Salau,  die  /um  Insterburgischen 
Hauptamt  gehortrii,  gaben  .Tan.  Uififj  ihrem  Vertreter  ganz  freie  Voll- 
macht (L'.-A.  XVI  S.  473  Anm.  2).  —  Lotzen  gab  Mai  und  Juli  1076  dem 
Deputierten  „libera*",  Holland  gestattete  ihm  sich  denen  anzuachlie&en, 
.derer  Meinung  er  unserm  Vaterland  am  ersprie&lichsten  za  sein  er* 
achten  werde".    rF'.lyen-ln  ^.  ^^19  .Anm.  2.  824  Anm.  1.) 

Wenn  1538  der  Adui  keine  Vollmachten  von  den  öcinen  mitbrachte, 
weil  sie  nicht  zweifelten,  dals  der  Herzog  nur  des  gemeinen  Landes  Wohl- 
üdirt  betrachten  werde,  sn  irHhrn  t  das  allerdings  noch  zur  »guten  alten 
Zeit*.  (Hist.  Taschrnb.  s,  8.  330.) 

*  Eine  ganz  besondere  Art  der  Bindung  war  1661  den  Deputierten 
des  Amtes  Brandenburg  auferlegt,  nämlich  nichts  ohne  den  General 
^-  Kalckstein  zu  tun,  eine  Neuerung,  „welches  sonsten  hie  nie  gehöret", 
wie  Schwerin,  2i.  Juni  berichtet  (U.-A.  XV  8.  505). 
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giebigkeit  ihnen  die  harten  Lasten  iiiifbttrdeteii.  Das  war, 
nach  der  Darbtelluiig  der  Oberräte  \  der  wesentlichste  Grund, 
warum  sie  manchmal  eine  so  schroffe,  feindselige  Sprache 
gebrauchten;  sie  dachten  damit  ilire  Sache  bei  den  Heim- 
gelassenen einigerraafsen  gut  zu  machen,  wenn  sie  dartun 
konnten,  „dals  sie  wegen  ihrer  Privilegien  die  Notdurft  für- 
gestellt haben*.  Dcdh  ihre  Furcht  vor  der  Verantwortung 
zu  Hause  war  bo  grofs,  dalb  sie  einmal  sich  gegen  eine  £atr 
lassung  in  die  Ämter  aussprachen,  weil  sie  ihren  Heim- 
gelassenen doch  nichts  Erfreuliches  berichten  könnten.  Einige, 
^auf  welche  die  meiste  suspitiones  fielen",  wollten  lieber  über- 
haupt nicht  in  die  Ämter  reisen,  damit  sie  nicht  noch  mehr 
Ungnade  auf  sich  lüden'*.  Die  Verwirrung  wurde  noch  da- 
durrh  vermehrt,  dafs  im  letzten  Grunde  jeder  Anitsinsasse 
verlangen  konnte,  sein*  Stimme  auf  dem  Landtage  vertreten 
zu  scheu.  Daher  protestierten  1()71  einige  Adlige  der  Ämter 
Barten  und  Nordenl^iirg  schriftlich  beim  Landtage,  dals  sie  von 
Major  Schliebeu,  ihrem  Deputierten,  nicht  in  den  Konventen 
gehört,  noch  ihr  von  ihm  dissentirendes  votum  gebührend 
atteudiit  werden  wolle,  und  dals  sie  daher  auch  zu  keinen 
Landtagsspesen  gehalten  sein  wollten^.  Und  als  1(562  die 
Oherstande  die  Akzise  gewilligt  hatten,  liefen  aus  mehreren 
Ämtern  formelle  Erklftrungen  von  Edelleuten  ein,  dafs  sie 
dieselbe  nicht  zahlen  würden^. 

Daher  kam  es,  dafs  die  Instruktionen  oft  so  eng  begrenzt, 
so  „ungewifs",  „diskrepant"  und  „widereinanderlaufend"  waren*, 
dafs  sich  mit  ihnen  in  den  Verhandlungen  nichts  anfangen 
liefs,  und  dafs  anderseits  die  adligen  Abgeordneten,  selbst  bei 
sonst  gutem  Willen,  zu  ängstlich  waren,  „liuiites  mandati  zu 
überschreiten",  und  weniger  um  den  srhlediten  i'ortgang  der 
Verhandlung!  !i  iesergt  waren  als  um  die  bösen  Folgen,  die 
ein  nachgiebiges  Verhalten  für  ^i»'  iiei  ihren  Auftiaggel>ern 
nach  sich  zoi:.  Somit  kam  es  häuhger  vor,  dafs  die  Ritter- 
schaft aus  Maugel  an  Instruktion*  oder  „der  vielen  differenten 


1  Die  Ob(  i  iäte  an  den  Kurf.,  24.  Juli  1682.  (U.-A.  XVI  S.  97&) 
^  Crovs  Ta<jel.ürh.  6.  Dez.  1070.         \.  XVI  S.  676  Adih.) 

»  Eltens. 1  19.  Jan.  1<;71.    (Ebenda  081.) 

♦  Droysen,  Preufs.  PoHtik  a,  11  S.  441.  Vgl.  auch  Schwerins  Be- 
richt V.  26.  Juni  1662.  (U.  A.  XVI  S.  164.) 

•  Bericht  der  Regierung,  25.  Jnli  1610;  Protokoll  v.  2.  Mftn  1671S. 
(Ü.-A.  XVI  S.  604,  780.) 

*  So  weigerten  sich  im  vereinigten  Pm  denken  vom  7.  Okt.  1G57 
lUtt<»rs{haft  und  kleine  Städte  zu  willigen,  da  im  Ausschreiben  vc>n  der 
Forderung  nichts  erwähnt,  sie  daher  nicht  instruiert  seien.  (U  -A.  XV 
S.  897  )  Vgl.  aneli  das  Bedenken  v.  29.  Juni  1640  auf  die  kgl.  Pro- 
position fel.enda  S.  275),  Erklärung  aller  St-hule,  9.  Mai  1672  (lT.-.\.  XVI 
N.  742),  Protest  beider  DlM  r^tande,  Juli  1672  (S.  757),  die  Pednikt-n  der 
Kitterschaft  vom  IG.  Juui  und  28.  Sept.  1677  (S.  830  Auni.  1  u.  8;)6.) 
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Instruktionen  halber" '  nichts  willigte,  alsdafs  sie  Beschlossen 
beitrat  über  ihre  Instruktion  hinaus. 

b)  ZurUckzug  in  die  Ämter  und  Beschlasse 

auf  Heimbericht 

In  solchen  F&llen  blieb  in  der  Regel  nichts  anderes  übrig, 
wollte  man  nicht  ohne  Ergebnis  auseinandergehen,  als  den 
Landtag  auf  eine  Weile  zn  vertagen,  die  Abgeordneten  in  die 
Heimat  zu  entlassen  und  neue  Amtsversammlungen  zu  be* 
rufen,  damit  die  Instruktionen  erweitert  werden  konnten  — 
also  ein  Mittel .  das  einen  unverhAltnisniäfsigen  Aufwand  an 
Zeit,  an  Kosten  und  an  menschlicher  Tätigkeit  erforderte. 
Dabei  war  der  KtfolL»-  dieser  Mafsreg^el  oft  zweifelhaft,  ja  der 
^Zurückzug  in  die  Amter"  kouiiie  in  Zeiten  der  Erbitterung 
von  Übeln  Folgen  sein^.  Im  allgemeinen  waren  daher  der 
Kurfürst  und  die  Kejiif'nmg  Gegner  dieses  Auskunftsmittels 
des  ^Hinterbichbringeiis"  und  suchten  es  nach  Möglichkeit 
zu  vermeiden.  Eine  Ausnahme  war  es,  wenn  die  Regierung 
während  eines  Landtages  eine  ganz  neue  Forderung  vorbrachte, 
die  eine  Emenemng  der  Verhandlungen  auf  ver&nderter  Grund- 
hige  bedingte  und  daher  einen  Hinterzug  in  die  Ämter  gleich 
nach  geschehener  Proposition  notwendig  machte^. 

Sonst  aber  ga1)  iie  Regierung  nur  widerwillig  eine  solche 
Vertagung  zu^.  Wiederholt  wurde  das  Mittel  vorgeschlagen  \ 


•  Erklärung  der  lütterschaft,  14.  Juni  (ü.-A.  XVI  .S.  4^3o 
Alun.  2.) 

■  So  sprach  sich  \ov.  1670  der  KanzltT  wegen  der  hcrrschoiulcn 
Kvbirt  ruii?  JiPfron  «Mnt'ii  Ziiriickzup  ans;  .luni  1671  fürchtet«'  diu  Hc^ncrnn'^', 
liiller^^  haft  wi^rdc  dabei  nur  dun  h  Glossieren  einer  kurfürstlichen 
Entücheidunff  die  Ihrigen  aufregen.  (Croys  Tagebuch,  12.  Nov.  1670  und 
•22.  .Ttiiii  ir-1.  r.-A.  XVI  S.  643,  704.)  Aus  ähnlichen  flrlintk'n  wird 
»<>hl  au(  h  die  Milte  der  Kittorschaft  um  Entlassung  und  Anit>versaiiim- 
luügen  behutH  Relation  und  behherer  lu.struktiuu  1602  abgesschlagen  und 
ihr  späterer  Wunsch,  während  der  Dimissionszeit  Ämterzusammenkünfte 
abhalten  zu  dürfen,  ihnen  ausgeredet  W(*r*li  n  sein.  (Berichte  Schwerins 
Tom  23,  Mai  und  der  Regierung  v.  21.  Juli  1Ü62.  U.-A.  XVI  S.  135,  WS.) 

•  Instant  vom  2.  März  16<2.  (U.-A.  XVI  S.  7a0  f.)  Ahnlich  bei  der 
Proposition  Tom  23.  Aug,  1678.  (Ebenda  S>  849  Anm.  1,  Bacsko  V 
8.  469.) 

•  So  Mai  1665  (\  .-A.  XV  S,  353,  355,  357,  .m),  8ept.  1670  (U.-A. 
XVI  S.  630  f.),  .luni  1666  (ebenda  S.  497  Anm  1),  Juni  1671  (Crovs  Tage- 
buch, 22.  u.  23.  Juni.  Ebenda  S.  704),  Junl'Juli  1682  (ebenda  S.  97S). 
Jan.  1679  ^rhlägt  die  Regierung  einen  Zurück/.u;]^  ab  (Protokoll  v.  7.  .Im. 
1679.  Khenda  8.  859  f.).  Dagegen  befürwortet  die  Regierung  einen 
Hinterzug,  um  ungewilligtes  Steueraussrhreiben  zu  vermeiden:  Nov./Dez. 
1670  (Bericht  der  Regierung  v.  14.  Nov.,  Crovs  Tagebuch  v,  5.,  6.  und 
10.  Der.  ebenda  ^  «-Pj.  6751,  Febr.  1672  (ebenda  S.  721  Anm.  1  f.),  Juli 
1679  (Oberraie  an  den  Kurf.,  14.  Juli  1679.   Ebenda  S.  892a 

So  15.  Mai  1655  durch  den  Landvogt  (U.-A.  XV  S.  357),  8,  Nov. 
I'?70  durch  Major  Schlieben  fü.-A  XM  S.  642),  durch  Schreiben  des 
KuftrtCeo  r.  4J14,  Juli  1670  (ebenda  S.  605  Anm.  1). 
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in  die  Ämter  am  neue  Instruktionen  zu  schreiben,  doch  wurde 
es  nie  zur  Anwendung  gcl»i  acht,  rief  sogar  1()55  den  heftigsten 
Widerspruch  der  Rittersclmft  liervor.  Auch  der  Ausweg,  dals 
oliiio  allgemeine  Vertagung  nur  die  Adligen,  die  schlechte 
Instruktionen  liatten,  entlassen  werden  sollten,  wurde  niclit 
eingeschlagen,  so  naheliegend  er  war,  und  oljwohl  auch  die 
Oberräte  diesen  vom  Statthalter  ausgelieudeu  Vorschlag  „nicht 
böse,  auch  den  vorigen  Exenipeln  nicht  so  eben  ungleich" 
fanden'.  Das  waren  alles  Neuerungen,  daher  verdtlchtig, 
wenn  sie  auch  zweckmäfsig  waren,  man  witterte  stets  ein 
„Prftjttdiz^  hinter  ihnen.  Dagegen  gelang  es  doch  einmal 
mit  Genehmigung  der  Abgeordneten  ein  anderes  Verfahren 
einzuschlagen,  indem  während  einer  Konvokation  die  Amts- 
ein gesessenen  zusammenberufen  wurden,  um  ein  jnhrliches 
Kopfgeld  zu  bewilligen,  wozu  ihren  Vertretern  der  Auftrag 
fehlte'. 

Der  grofse  Zeitverlust  der  Vertagung  wurde  vermieden, 
wenn  die  Abgeordneten,  wie  es  aucli  h.lufig  geschah,  in  einem 
zvf^ifelhaften  Falle  für  ihre  Person  zustimmten,  aber  noch 
nicht  für  ihre  Hinterbliebenen;  sie  nahmen  die  Sache  dann 
„auf  Heimbericht"  oder  „ad  referendum"  zu  den  Ihrigen,  die 
sie  dann  anf  den  nach  Schluls  der  Landtage  üblichen  lielaiions- 
tagen  zu  einer  Zustimmung  zu  veranlassen  suchten'*.  Die 
Willigüug  war  also  eine  unsichere,  da  auf  das  Belieben  der 
Heimgelassenen  dann  alles  ankam,  und  diese  ihre  Zustimmung 
auch  versagen  konnten,  wie  es  z.  B.  im  Januar  1642  in  einer 
Reihe  von  Ämtern  mit  einer  Forderung  für  die  Universit&t 
geschah^.  Um  die  Möglichkeit  zu  vermeiden,  dafs  die  meist 
in  langwi<  ricron  Verhandlungen  der  Ritterschaft  abgerungene 
bedingte  Willigung  durch  die  Ablehnung  der  Einsassen  nach- 
träglich zunichte  werden  könne,  behandelte  die  Regierung 
später  eine  solehe  manchmal  als  uneingeschränkte  Willigunp 
und  sclirieh  sio  ,  ohne  die  „Ratihkation  der  Hinterbliebenen'" 
abzuwarten,  einfach  aus^.  Aul  den  Widerspruch  zweier  Ämter 


»  Crovs  Tagebuch  v.  2.  bept.  1670  und  v.  22.  Juni  1671.  (Ü.-A.  XVI 
S.  627  Auiti.  1,  704.) 

«  Auachreiben  vom  12.  Sept.  1671.  (U.-A.  XVI  S.  710  Anm.  1.) 

^  Zum  ersten  Mah^  findet  es  sich  auf  dem  Ständetafje  m  Elbing  am 
25.  Jan.  1432,  dafe  die  Stände  eine  Forderung  des  Iln(  hmeisters  ad 
referendum  zu  den  Ihrigen  nahmen  (Ständeakten  1  S.  551).  Vgl.  Bedenken 
der  Oherständc  v.  7.  Sept.  1641;  geeinigtes  Bedenken  v.  12.  Sr))t.  16')% 
(U  A.  \V  &  m,  365);  vereinigtes  Bedenken  t.28.  Sept.  1671  (U.-A.  XYl 
b.  712 fA 

♦  Ü.-A.  XV  S.  882  Anm.  1.  Auch  banden  sich  die  Ämter«  als  die 
Gravamina  nicht  wirklich  beseitigt  und  das  (leid  nicht  ad  destinatos 
usus  verwandt  wurde,  nicht  mehr  an  die  Willigung  der  5  fl.  von  1641 
und  horten  mit  deren  Abtraguug  auf.  (Triebel  S.  96  0*.) 

«  So  1668  (Bedenken  der  Bitterscbaft  t.  3.  Aug.  1668  und  11.  Jnli 
1669  mit  dci  Beschwerde  iiber  dieses  Verhalten.  Ü.-A.  XVI  S.  541  Amn. 
und  575);  1669  (Protokoll  der  Oberratstube,  22.  Aug.,  die  Kegienmg 
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erklärte  sie  einmal  ihr  VerliaKen  damit:  die  Einsassen  seien 
übel  informiert,  das  Hauptgeld  sei  einhellig  gewilligt  und  nur 
ad  referendum  genommen,  um  „bei  der  Relation  den  Ilinter- 
la^heiien  die  Willigung  fürzubringen  und  .  .  .  zum  Ktiekt  zu 
befordern".  Es  war  das  nur  eine  Verlegen heitsausrede  für 
die  unrechtmäfsige  Handlungsweise  der  Regierung,  denn  wenn 
dem  wirklieh  so  gewesen  wäre,  so  hätte  zwischen  einer  un- 
bedingten Willigung  und  einer  Willigung  auf  Heimbericht 
Überhaupt  kein  Unterschied  bestanden^. 

c)  Versuche,  den  Instruktionszwang  zu 

beseitigen. 

Streng  durchgeführt  bedeutete  der  Instruktionszwang  den 
Tod  der  LandtagSTOrhandlungen ;  wollte  der  Fürst  und  die 
Regierung  sich   nicht  zu   BittgAngem  bei  den  Ämtern 

und  Städten  machen .  so  mufsten  sie  trachten ,  diese  sehr 
scliarfe  Watfe  in  der  Iland  der  Stände  al)zustum])fen.  Diese 
hinwieder  hätten  ihr  ganzes  Selhstiiestimmungsrecht  geopfert, 
wenn  sie  ihre  Vertreter  den  l'mtriebeu,  Be»Mntln^sin)trHn  und 
lie>techuugen  einer  Landtagshandluncr  rttckhnltld^  i>reisgegel>en 
hätten  in  einer  Zeit,  da  das  polili.sche  (lewi^^seu  noch  lange 
nicht  genügend  gr>chärft  war,  um  ein  un])edingtes  Vertrauen 
in  das  Verhalten  der  Landhoten  rechtfertigen  zu  können. 
Schon  die  Ordensherrschaft  versuchte  daher  vergebens  die 
Verbindung  zwischen  Machtgebem  und  Bevollmacbtigten  zu 
lockern  und  den  Grundsatz  durchzusetzen,  dafe  die  einmal 
gewählten  Deputierten  »ohne  Hintergangs*  berechtigt  seien, 
nir  das  Land  verbindliche  ßeschlüsse  zu  vereinbarend  Auch 
in  unserer  Zeit  fehlte  es  nicht  an  Anläufen,  die  Instruktions* 
bindung  in  ihren  Grundlagen  anzugreifen.  Sehr  einsichtsvoll 
redeten  mehrfach  die  Oberräte  den  Ständen  zu:  die  In- 
struktionen könnten  nur  verpflichten,  das  zu  beraten  und 
beschliefsen ,  was  zu  des  Landes  Sicherheit  dienlich  und 
den  Landesverfassungen  nicht  entgegen  sei;  wenn  aber  ein 

an  die  Ämter  Lyck  uud  Ulutzko,  30.  Okt.  1669.  Ebenda  S.  üUG,  597). 
.\nch  die  im  Protest  beider  Oberstände  vom  Jali  1672  ausgesprochene  be- 
diiiJito  Willigunfc  dos  Adels  wurdo  iiitlit  beachtet  (ebemla  S.  7o7  tVi;  1G79 
(Bericht  der  Hfiiicrung,  11.  Aug.;  beschwerdo  «ler  Rittcrst  halt  daiülier, 
Sei)t  1679.  Ebenda  S.  899  Anm.  2,  901  Ama.  2>  Eine  Willigung 
der  kleinen  Städte  ad  referendum  wurde  grandsfttzlich  als  unbedingte 
WUligun^  angenommen. 

'  Y.mc  ähnliche  Auttasbung  war  schon  1668  zu  Tage  getreten.  Den 
grgeu  öchlufs  des  Landtages  1662  68  oft  wiederholten  Bitten  der  Staude, 
TOD  dem  Bisherigen  ihren  Hinterbliebenen  Relation  tun  und  i'iber  die 
itreitigeri  Piinkti«  Instruktion  »-iidiolen  zu  diu  fori  (vgl.  U.-A.  XVI  S. 
327.  :^»:17,  ;i4!»f.,  356,  858,  876,  ;380),  g;ib  der  Kurfürst  erst  nach  dem 
Laudtagftab.schied  vom  1.  Mai  1603  Folprc  und  tat  danach,  als  sei  dieser 
Abschied  ein  endgflltiger  und  bedüite  keiner  VerroUstAjidigung  durch 
aacbtrÄgliche  Genehmhaltnng  der  Heimgelasscnen. 
*  Altpreufs.  MonatschrUt  V  S.  427  und  457. 
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jeder  auf  seiner  Meinung  und  Instruktion  hestehen  bleiben 
wollte .  würde  mau  wohl  zu  keinem  Schlurs  gelangeo  und 
dem  Vaterland  zumal  in  Notfällen  übel  genug  gerateu  sein 
Die  Stände  möchten  „nicht  so  viel  auf  ihre  instructiones,  die 
liiclu  alle  gleicli  sein  können,  soudern  auf  die  wahrhafte 
Sicherheit  und  Wollfahrt  des  Vaterlandes  vorsichtig  hinaus- 
sehen** ». 

Aber  in  der  Regel  vermochten  solehe  an  sieh  verständige 
Ermahnungen  nicht  viel  an  den  nun  einmal  bestehenden  Ver- 
hältnissen zu  ändern.  Die  kurfürstlichen  Kommissare  hatten 
1655  mit  ihrer  Vorstellung,  dafs  die  Stände  sich  in  der 
augenblicklichen  gefährlichen  Lage  an  ihre  Instruktionen  nicht 
so  genau  zu  halten  brauchten,  keinen  Erfolg,  der  Hinterzug 
konnte  nicht  vermieden  werden^.  Im  folgenden  Jahre  aller- 
dings willigte  die  durch  den  Krieg  nachgiebic:  «remacbte 
Kitterschaft  „ohne  vollkomuKMio  Instruktion"  eiu  Krluhliehes, 
t'i  klärte  aber,  es  vor  ihren  Hinterhlit  benen  nur  verantworten  zu 
können,  wenn  alle  ihre  vorgetrageueu  Bitten  erhört  wurileu*. 
Auch  die  sonst  b^o  sehr  auf  die  Verfassung  bedachten  Landräte 
redeten  der  liitterschaft  zu,  als  sie  1(503  wegen  einer  Steuer 
zur  Abtragung  der  Landesschulden  „der  vielen  differenten  In- 
struktionen halber  auf  nichts  Eigentliches  sich  auslassen'' 
wollte*:  „wenn  nur  hierin  einiger  Ämter  Instruktionen  zuwider 
sein,  so  wird  darumb  die  clausula  generalis  (d.  h.  freie  Voll- 
macht) denen  Instruktionen  einverleibet.  Weil  man  in 
Aemptern  nicht  alles  so  genau  wissen  kann,  was  bei  dem 
Landtage  vorgehet,  ...  da  mag  es  wohl  heifsen,  vota  pon- 
deranda  sunt,  non  numeranda  ...  in  solchen  Dingen,  die 
nicht  contra  privilegia  laufen''.''  Sie  gewannen  auch  die  An- 
wesenden vom  Adel  für  eine  Williguug*;  die  übrigen  aber 
waren  solchen  Gründen  nicht  zugänglich  und  widersprnchen 
dem  nachher  so  iiai  tniu  kig,  dal's  der  Streit  über  diese  zweilel- 
hafte  Williguug  sich  noch  viele  Jahre  hinzog. 

Die  Ritterschaft  war  sich  wohl  bewuTb-t,  dafs  sie  in  der 
Mandatbinduug  eiu  Schutzmittel  gegen  das  Dräugeu  der  Re- 
gierung besafs;  als  sie  steh  einmal  hatte  Oberreden  lassen, 
aber  die  Instruktionen  hinaus  eine  Akzise  zu  willigen,  ver- 
suchte die  Begierung  sie  immer  weiter  zu  treiben  und  redete 
ihnen  zu :  nun  „h&tten  sie  auch  an  sich  selbst  die  Vollmacht 


'  Ex  Protocollo  der  Oberratstube,  24.  Juli  1668.  (Ü.-A.  XVI  S.  586.) 
^  Instanz  der  llccieruug,  1.  Juli  1673.   (Ebenda  S.  782.) 

•  Waldeck  und  Hoverbeck  an  den  Kurfürsten,  1./11.  Mai  1655. 
(Ü.-A.  XV  S.  856.) 

•  iJedenknn  rlor  Stände.  6.  Mai  1656.   (Ebenda  S.  375  ) 

Der  ßiitcrschaft  Erklärung,  14.  Juni  1663.  iL.-A.  \\i  S.  433 
Anm.  2.) 

•  Vorscblag  der  Landräte,  8.  Juli  1088.  (Ebenda  S.  4H9.) 

^  Der  Überstände  freiwilliger  HubenscholS,  20.  Juli  1663.  (Ebenda 
Ö.  452  Auni.  1.) 
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vor  sicli.  dals  sie  der  Sachen  Notwendigkeit  nach  sich  auch 
ferner  erklaren  könnten"  *.  Um  solchen  Versuchungen  zu 
entgehen,  erklärte  daher  die  Ritterschaft  auf  eine  spätere  In- 
stanz: sie  könnten  „ex  defectu  mandati  weiter,  als  sie  gegangen, 
sieh  Bicht  auslassen,  auch  dasjenige,  womit  sie  im  vereinigten 
Bedenken  den  andern  beiden  Standen  sich  konfenniret,  gegen 
ilure  Prinzipalen  nnd  MitbrQder  zn  verantworten  sich  nicht 
getrauen**  ^ 

Viel  zahlreicher  als  solche  Versuche,  die  Grundsätze  der 
Abgeordneten  aber  ihre  Verantwortungspflicht  zu  erschattem, 
waren  die  Beratthungen,  auf  die  Abfassung  der  Instruktionen 
selbst  einzuwirken.  Das  geschah  zunächst  in  der  ganz  natür- 
lichen und  rechtmäfsigen  Weise,  dais  durch  die  Landtags- 
aussfhreiben  aufgefordert  wurde,  die  Deputierten  mit  guter 
und  vollkomuK^npr  Instruktion  zu  versehen  und  mit  freier 
Vollnia^'ht.  was  notig  sei,  zu  schiiefsen,  damit  jeder  unnötige 
Hinterzog  \ ^  t  iiiit  tlen  werde*.  In  späteren  Jahren  erhielten 
diese  Auffoi  ih  i  uugen  manchiiia]  einen  absolutistischen  Bei- 
geschmack, SU  wenn  es  in  einem  Ausschreiben  *  heifst,  die  Ein- 
sassen sollten  „(hacli  gewisse  Deputierte  dasjenige  raten,  ein- 
willigen und  schlülsen  helfen,  was  Unsere  Intention  ist''.  Das 
Ausschreiben  vom  15.  Mai  1673  verstärkte  sogar  die  Forderung 
besserer  Instruktion  und  freier  Vollmacht  durch  die  Drohung 
mit  einer  allgemeinen  Zwan^ssteuer^  Ganz  unverfassungs- 
niAfsig  war  auch  das  Ausschreiben  vom  20.  Juni  1685,  das 
keine  Angaben  über  die  Höhe  der  Forderungen  enthielt,  son- 
dern Abfertigung  der  Deputierten  cum  libera,  die  Proposition 
blindlings  anzunehmen,  begehrte*. 

Damit  solche  Aufforderungen  nicht  nur  als  blofse  Worte 
auf  dem  Papier  standen,  bemühte  sich  die  Regierung,  sie 
durch  mündliche  Einwirkung  angesehener  Persönlichkeiten 
wirksamer  zu  machen.  Dazu  waren  in  erster  Linie  die  Amts- 
hauptleute geeignet,  die  als  Leiter  der  Amtsvorsannnlungen 
anf  diesen  ein  liesfuiflon^s  Mpwicht  besalseu;  daher  wurde  ihnen 
in  den  Aussclirril  < n  niiers  tu  tVdilen,  auf  fügsame  Instruk- 
tionen zu  wirken  und  die  Eiusasseu  iu  günstigem  biuue  zu 


«  Protokoll  TetUus,  4,  Aug.  1666.   (U.-A.  XVI  S.  514.) 

■  Vereinigtes  Bedenken.  9.  Aug.  1(570.    fKl.pnda  S.  899.) 

'  Yd.  AasschreibeD  vom  April  lt>40  (Staatsarchiv  R.  6  00),  Febr. 
16SS  (U.  A.  XV  S.  m\  2B,  Juni  1667  (U.-A.  XVI  S.  527),  14.  Mai  1668 
lEhenda  8.  528),  3.  April  1669  (S.  548),  20.  Okt.  1672  (S.  761),  16.  Juni 
1674  fS.  8071,  20.  .riili  1678  (S.  Si48  Anni.  n  1.  Okt  1680  (S.  940  Anm. 
4er  Kurtur.-^i  au  <lie  i»uinde,  25.  Dez  1640  (U.-A.  XV  S.  284). 

*  Vom  25.  .Juni  1670.  (Ü.-A.  XVI  8.  608.) 
»  U.-A.  XVI  S.  779  Anm  2. 

*  Am  2.  Jnli  ward  indessen  ein  nciM  «;  \ ussrhroibeii  nach- 
gesandt, das  die  Forderung  des  KurfiU'&ten  euihult.  (Kbeudu  b.  991 
im  1.) 
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hearheiten  ^  Zuweilen  ergingen  aul'ser  dm  offiziellen  Aus- 
schreiben noch  besondere  derartige  Weisungen  an  sie^.  Auch 
amlere  Personen  wurden  für  die  Zwecke  der  Regierung  in 
Bewegung  gesetzt.  In  erster  Linie  bemühten  sieb  die  Ver- 
treter des  Kurfürsten  selbst,  wo  sie  konnten,  lu  den  Ämtern 
gute  Instruktionen  zu  erreichen,  so  namentlich  Schwerin 
1661'.  Auch  die  Obenftte,  die  in  den  Ämtern,  wo  sie  be- 
gütert waren,  wie  andere  Adlige  wählten ^  wandten  dabei 
natarlich  ihren  Einflufs  auf;  der  Oberburggraf  Kainein  z.  B. 
erreichte  es  einmal  in  seinem  Amte  Balga,  dafs  dessen  Ein- 
sassen trotz  des  entgegengesetzten  Einfiusses  einiger  harter 
Köpfe  ihrem  Deputierten  eine  Instruktion  mit  weitgehender 
Willigung  und  überdies  freie  Vollmacht  mitgaben**.  Daneben 
gewann  man  noch  andere,  der  Stäche  des  Kurfürsten  rroneigte 
Adlig'"  dazu,  einen  heilsamen  jlmlluls  auf  die  histniltimipu 
auszuüben,  wie  im  Januar  Faliian  v.  Didina  mit  seinem 
Vetter  sie  auf  der  Amtsversammlung  von  Holland-Mohrungen 
im  Sinne  der  Regierung  hatte  „richten  helfen" ^  Georg  Emst 
V.  Königseck  bearbeitete  im  Auftrage  Schwerins  im  Se|>- 
tember  1661  den  Adel  in  den  Ämtern  Barten  und  Kastenhurg, 
hat  dabei  „einem  und  dem  andern  seine  böse  gefafste  üpinion 
benehmen  helfen**,  und  nach  seinem  Geständnis :  „ein  halber 
Bausch  kann  viel  bei  der  Sache  thun**,  audi  den  Becher  als 
Bundesgenossen  seiner  Überredungskunst  nicht  verschmäht'. 
Es  wurden  auch  durch  besondere  Schreiben  Adlige  auf- 
gefordert, den  Hauptleuten  bei  den  Amtstagen  Beistand  za 
leisten  ^. 

Im  allgemeinen  kann  man  wohl  annehmen,  dals  die  auf 
den  Wahlversammlungen  gefafsten  Besclilüsse  und  Instiiik- 

tionon  schroffer  und  al)1(dinender  gewesen  sind,  als  die  IlaltunfZ 
der  Ali^eordneteii  niuihiiangig  von  iliiH'Ti  gewesen  wäre:  doch 
kam  aucli  das  (irgenteil  vor,  dafs  Abgtoidnete  auf  den  Land- 
tagen nocli  harter  auftraten,  als  es  ihnen  ihre  Instruktion 
vorschrieb.  Das  war  besonders  auf  dem  stürmisclien  Landtage 
von  1670/71  der  Fall,  auf  dem  die  ritterschaftliche  Opposition 

'  Vgl.  Ausschrriben  von  April  1640  (R.  6  00),  von  Dez.  16il/Jaii. 
1642  (l'.-A.  XV  S  332  Anm.  U  25.  .Timi  1070  (F  -A.  XVI  S.  n03X  20.  JttU 
I67b  (eboii.l;i  S.        Aiim.l,  18.  Dez.  l(i7Ü  (Ba(  /.kr.  V  s.  39?m. 

•  Vgl.  ik'.skni)i  der  Oberrilte,  28.  Dez.  164Ü  (Ü.-A.  XV  S.  28^3  Aum.  2); 
Schwerin  an  den  Kurf.,  9.  Aug.  1661  (ebenda  S.  .551);  die  Regierung  an 
G.  A.  V.  Tottnn.  2^.  Mai  1608  (ü.-A.  XVI  S.  .V_'9.) 

•  Hciichte  bchweiiüs  v.  17.,  25.  und  30.  Aug.  1661.  (Ü.-A.  XV  S.  560, 
504,  568.) 

•  Croys  Tagebuch,  24.  Dez.  1670.  (U.-A.  XVI  S.  677.) 
'  Kainein  nn  Sclnvrrin,  2.  Jan.  IflTl     iKbciula  S.  Fu^.' 

^  l  abiaii  Graf  Dokuu  an  düo  Kurl.,  D,  lieicbeitswalde,  30.  Jan. 
1655.   (R.  6  PP.) 

'  Königseck  an  Schwerin,  8.  Sept  1661.  (U.-Ä.  XV  S.  577  Anm.  1.) 
"  Aussclireiben  an  diejenigen  vom  Adel  usw.  Ton  21.  Bez.  1671. 
B  aczko  V  S.  409.) 
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am  schärfsten  in  die  Erscheinung  trat.  Viele  adlige  Ab- 
crenrdnetr  waren  auf  die  Akzise  instT  iiiert .  lehnten  sie  aber 
ab.  uuch  der  Brandenburgische  Abgeordnete  llittmeister  v. 
Brumsee.  Croy  bat  den  Hauptmann  von  Brandenburg,  es 
'lieseiii  zu  n erbieten  und  ihn  zu  verwarnen^;  er  bedachte  nicht, 
(ki's  die  Instruktion  nur  die  Grenze  zog.  wie  weit  der  Depu- 
tierte in  der  Bereitwilligkeit  geben  konnte,  in  der  entgegen- 
gesetzteu  Kichtung  aber  nichts  vorschrieb.  Auch  noch  im 
Sommer  mufste  Croy  klagen,  dafs  die  meisten  wider  ihre  In- 
stroktionen  — <  davon  man  gute  Nachricht  h&tte  —  so  hart 
iiiren*.  Bei  einer  anderen  Gelegenheit,  als  die  Oberr&te 
offen  aussprachen:  man  erwarte  eine  gröfsere  Willigung,  zu- 
mal bekannt  sei,  dafs  die  Instruktionen  auf  mehr  gehen, 
leugneten  die  Stände,  dafs  sie  zu  einer  höheren  Bewilligung 
Ton  ihren  Hintersassen  erm&chtigt  seien  ^* 

6.  Das  Abstimmnugsrerfahren. 

a)  Der  Kurien  untereinander. 

Es  war  der  dem  Geiste  dea  standischen  Staatswesens 
einzig  and  allein  entsprechende  Standpunkt,  dafs  für  gtiltige 
LandtagsbeschlOsse  Einstimmigkeit  der  Kurien  erforderlich 
war,  denn  wie  hätte  sonst  die  Gleichheit  der  privilegierten 
Stände  aufrecht  erhalten  werden  können?  Vor  allem  in 
Preufsen,  wo  der  Adel  zwei  Stimmen  besafs.  hätte  ein  Mehr- 
heitsverfahren zur  Alleinherrschaft  des  Adels  und  zur  Unter- 
werfung und  Ausbeutung  der  StAdte  wfiibrt.  Das  war  aber 
{jerade  das  Ziel  des  Adels,  mit  dessen  Krreicliung  sein  Sieg 
erst  voUkftninien  gewesen  wäre:  daher  versueliten  die  Ix^iden 
nberstände  uumer  wi(  der  der  Ansicht  zum  Siege  zu  verhelfen, 
tlai.N  das  Votum  zweier  Stände  den  dritten  zum  Nachgeben 
verptlichte  oder,  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprecliend, 
dafs  die  Städte  sich  den  beiden  Oberständtn  fügen  müfsten 
und  keine  abweichende  Meinung  behaupten  dürften.  Um  in 
dem  auf  fast  allen  Landtagen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts 
darüber  entbrennenden  Streit*  ihren  Zweck  zu  erreichen,  waren 
die  Adelskurien  sogar  bereit,  der  Begierung  ein  erhebliches 
Zugeständnis  zu  machen  und  ihr  das  Entscheidungsrecht  in 
zweifelhaften  Fällen  einzuräumen,  denn  sie  waren  sicher,  dafa 


*  FhV  Regierung  an  den  Kurf.,  23.  Jan.  1671;  Oroys  Tagebach^ 
"2jf.  Jan.  1671.  (L'.-A.  XVI  6öi,) 

*  Croya  Tagebuch,  8.  Aug.  1671.  (Ebenda  S.  707  Arno.  1.) 

'  Ex  rrofocollo  <b  >  Oberrats,  29.  Dez.  1645;  Erklärung  der  StAnde, 
t  Jan.  im.  (U.-A.  \v  s.  'XM.) 

*  Vgl.  Topp  f  II  ubci  die  Landtage  von  1594  bib  lt>07  iu  den  Tro- 
gnmmen  r.  Hohenstein  1867,  von  Elbing  1891  und  1892.  fiericht« 
Schwerins  4.  Aug-  1661,  und  der  Oberrate,  20.  Febr.  1662.  (U.-A.  XY 
B.  644  746.) 
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jene  dauu  stets  narli  dem  Votum  der  Mehrheit  entscheideu 
werde.  Des  Adels  Werk  war  es,  dafs  1()'><>  für  eiaeu,  und 
zwar  den  hftufigsteu  Fall  der  Nichtübereiiistitniimug  —  näm- 
lich hinsichtlich  der  Steucrarten  —  dem  Landesherrn  das 
Recht  der  „KomplauaLion"  verfassungsmäfsig  zugesprochen 
wurde 

Bei  seinem  steten  Bemfl]ieii,  das  MehriieitsveHahieD  zur 
Durchführung  zu  bringen,  war  immerhiD  der  Adel  so  billig, 
dafs  er  fttr  seinen  Teil  auch  nach  diesem  Gnindsatae  handelte, 
und  dafs  die  Ritterschaft,  venu  sie  einmal  mit  ihrem  Be- 
schlüsse allein  stand,, sich  der  Mehrheit  fügte.  So  sagte  der 
Landesdirektor  bei  Übergabe  des  vereinigten  Bedenkens  am 
2L  August  1676:  Obwohl  die  Ritterschaft  abweichend  schliefse, 
bedürfe  es  keiner  Komplanation.  weil  die  majora  der  Stände 
vorhanden  und  billig  die  von  der  Ritterschaft  ihnen  und  den 
von  Städten  folgen  mtifsten.  Am  nilchsten  Tage  gab  auch 
die  Ritterschalt  wirklich  nach^.  Auch  im  April  1(381  fügte 
sie  sich  der  Akzise,  obwohl  sie  ausdrücklich  gegen  sie  in- 
struiert war,  da  sie  „per  pluralitatem  voturum"  beschlossen 
wurde*. 

Die  Regierung  trat  in  dieser  Ansicht  ganz  den  Ober- 
stSaden  bei,  denn  sie  war  viel  mehr  Herrin  der  Lage,  wenn  sie 
mit  Hilfe  einer  Mehrheit  ihre  Forderungen  durchsetzen  konnte« 
Iiis  wenn  jeder  Beschlufs  an  dem  Widerspruch  eines  Standes 
scheitern  konnte  ^  Daher  vertraten  Schwerin  und  die  Oberr&te 
1<}62  die  Meinung,  dafs  alles,  was  der  Kurfürst  nebst  den  beiden 
Oberstftnden  gut  finde,  die  Städte  mit  belieben  und  also  alles 
per  majora  geschlossen  werden  müfste*.  Schwerin  scheint 
allerdings  nicht  überzeugt  gewesen  /u  srin  von  der  Billig- 
keit des  Verfahrens,  denn  er  sagte:  „wir  sustiniren  hier**  den 
Grundsatz ;  doch  meinte  er.  man  müsse  trotz  des  Widerspruchs 
der  Stndte  „ein  solch  nützlich  Werk  vor  K.  Ch.  D.  zu  be- 
haupten nicht  unterlassen."  Sprach  aus  ihm  also  nur  die 
Staatsraison .  so  empfand  der  Kurfürst  offenbar  aus  Über- 
zeuguug  das  ständische  Verfahren  als  widersinnig,  wenn  er 
schrieb,  es  sei  „weder  Recht  noch  bräuchlich,  dafs  die  einzige 
Stadt  Königsberg  sich  denmi  majoribus  widersetzen  . . .  solP  *, 

Die  Städte  führten  einen  Kampf  um  ihre  Existenz  als 
Landstand,  wenn  sie  sich  gegen  solche  Versuche  des  Karsten 
und  des  Adels  mit  allen  Kräften  sträubten.  Immer  wieder 

1  Acta  et  Decreta  von  1609.  Priv.fol«  105 a  »ContributioneB  publicae**« 
«  Ü.-A.  XVI  S.  825  Anm.  4. 

*  Bedenken  der  Ritterschaft,  o.  D.  (Ebenda  S.  963  Anm.  2.) 

*  Schon  Herzog  Albrecht  versuchte,  gestfitst  auf  die  beiden  ersten 
Stände,  die  Städte  dem  Mehrheitsbeschluls  ztt  unterwerfen.  (Uifitor. 
Taschenbuch.   N.  F.  8,  S.  321,  378  ff.) 

*  Schwerin  an  den  Knif.,  11.  April  1662.  (Ü.*A.  XVI  8.  87.) 

^  Der  Kurfürst  an  Schwerin  und  die  Oberräte,  17./27.  Febr.  1668» 
(Ü.-A.  XV  8.  7Ö0.) 
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versicherten  sie.  diifs  sie  den  anderen  Ständen  gleichberechtigt 
seieü  \  dafs  sie  ein  fvni's  Votum  für  sich  hätten-  und  nicht 
überstimmt  werden  kuuuten,  immer  wieder  verwahrten  sie 
sich  dagegen,  dal's  die  Oberstände  ihre  freie  Standschaft  be- 
einträchtigen, sich  eine  Oberherrschaft  anmafsen  und  sie  zu 
ihren  Beschlüssen  zwingen  wollten  ®.   In  der  Praxis  verhielt 
68  Bieil  allerdings  weniger  flchlimm,  denn  in  einem  Staatswesen, 
wo  es  kaum  gelang,  das  wirklich  und  einhellig  Beschloesene 
zur  Ausführung  zu  bringen,  war  es  schwer  möglich,  wider 
den  Willen  eines  ganzen  Standes  etwas  durchzusetzen.  Das 
wurde  erst  mit  der  Überwindung  des  Ständestaats  erreicht. 
Eine  nur  durch  die  Kriegszeit  erklärte  Ausnahme  ist  es, 
wenn  der  Kurfürst  1657  das  Supplement  zur  Akzise,  das  nur 
die  Oberstände,  nicht  die  Städte  bewilligt,  erheben  konnte*. 
Mpi^tons   lag  für  die  vielen  Klagoii  der  Städte  nicht  die 
t:^ miliare  Veranlafisniifr  vor,  sie  wurdeji  oft  nur  in  der  Absicht 
erhi>l>tMi .   vorzubeugen ,   dal's  eine  Vergewaltigung  eintrete. 
Zuweilen  hatte  es  sogar  eher  d<'n  Anschein ,  als  majorisiere 
diese  stets  argwöhnische,  hartnäckige  Miuderheit  die  anderen 
Stände:  nicht  mit  Unrecht  stellte  Schwerin  den  Städten  auf 
ihre  in  dem  Streit  um  die  Akzise  I()t)2/(>3  fortwährend  er- 
hobene Klagen,  die  Oherst&nde  mafsten  sieh  eine  Betmftfsig- 
keit  aber  sie  an,  vor,  dafs  die  Oberstande  doch  nur  durch 
Überredung,  nicht  mit  Gewalt  sie  zum  Anschlnfs  zu  bewegen 
suchten,  daf^  aber  umgekehrt  sie,  die  Städte,  sich  einer  un- 
ziemlichen Gewalt  aber  jene  unterfingen,  indem  sie  dieselben 
mit  allen  Mitteln  zu  hindern  suchten,  ohne  sie  etwas  zu 
willigen*. 

h)  Innerhalb  der  Kurien. 

Umgekehrt  verhielt  es  sich  mit  der  Abstimmung  inner- 
halb der  Kurien :  hier  gab  die  Mehrheit  der  Stimmen  den 
Auv^rbln^:.  um  den  Beschlufs  eines  einzelnen  Staiiffps  zu- 
sammeuzubnngea^.    Allerdings  ging  es  auch  hierbei  nicht 

»  Der  Studie  Erklärung,  24.  Nov.  1672.   (U.-A.  XVI  S.  763.) 

*  Erklärungen  und  Hedenken  der  Städte  v.  10.  März  1662  (B«cika 
V  S.  H2f>.,  Juli  16r>S,  22.  Nov.  1680  (U.-A.  XVT  S.  r,:>.2.  944). 

^  Krkhlninpfii  der  Städte  vom  25.  März  1662  (U.-A.  XVI  S.  15flf.), 
Marz  lt;66  ^ebenda  S.  479i,  5.  Juni  1666  (S.  495),  Juli  1672  (S.  756), 
27.  März  1677  (S.  b28\  28.  Juli  1682  (S.  974);  Uesolution  von  Königsberg, 
Juli  1663  (S.  29.  März  1678  (S.  843).    V-l.  ;iu(  Ii  Berichte  an 

Jen  Kurt.  v.  28.  mrz  lö62  (S.  55,  bll  Schhft  der  Überstunde,  5.  April 
1662  (S.  72). 

♦  Die  Oberrite  an  den  Kurf.,  16.  Nov.  1657.  (Ü.-A  X\  s  449  Aaai.) 

»  Schwerin  an  den  Kurf.,  28.  M;ir/  16^2.    (F.-A.  XVI  S.  '>7  f.) 
lI(»verlM'(  k  erklärte  darüber  dem  poiüiscLeu  Hofbcbatzmeibier :  in 
Freute«  würden  ^ vermöge  der  Landssatzunjr  die  Sachen  in  allen  collegiis, 
Biekt  wie  allhier  in  Polen  per  unanmieni  omnium  ordinum  conseusuin, 
sondern  narb   den    nifisfen   Stimmen   abgehandelt  und  ffeschlossen". 
,   (UoTerbeck  ab  den  Kuii^  Warschau,  31.  Jau.  1667.  U.-A.  XVI  S.  522.) 
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<jhne  lleiburigeii  und  Zuwiflprliaudlungen  al),  nainpmlirh  da 
die  Verfassung  nichts  daruiier  bestininite.  Für  das  Kollegium 
der  Landräte  war  hier  allerdings  die  Reihenfolge  der  Stimmen- 
abgabe festgesetzt  ^  aber  nicht  die  Art  der  Kntscheiduug; 
doch  galt  hier  sicherlich  das  Verfahren  per  niajora,  wie  es 
für  das  kleine  Konsilium  vorgesclnieben  war  -.  Bei  der  Hitler- 
Schaft  wurde  bestimmt  nach  der  Mehrheit,  und  zwar  nach 
der  der  vertretenen  Ämter,  nicht  der  anwesenden  Personen, 
geschlossen'«  Die  starke  Geschlossenheit,  die  den  preufsischen 
Adel  auszeichnete,  mag  hier  wohl  in  der  Regel  die  Pureh- 
ffihrang  dieses  Grundsatzes  gegenüber  der  Minderheit  erfflög- 
liclit  liaben,  so  dafs  anscheinend  das  Verhalten  des  Otto 
Wilhelm  v.  Perbandt,  der  allein  in  der  Opposition,  unter 
Hinterlassung  einer  Protestschrift,  den  Landtag  verliefs,  zu 
den  Ausnahmen  gehörte*.  Nur  bei  der  Wahl  des  Laud- 
marschalls  scheint  Übereinstimmung  der  drei  Kreise  erforder- 
lich gewesen  zu  sein:  denn  als  die  beiden  anderen  Kreise  mit 
Lbeigeiiung  des  Oi)erlaudes  waliltcu.  protestierte  in  dessen 
Kamen  der  Abgeordnete  v.  Diebes  dagegen  und  drohle.  nicht 
mehr  bei  der  Ritterschaft  zn  erscheinen  und  alle  Besciilüsse 
dieses  Landtages  nicht  genehm  zu  halten^.  Sein  Vorgehen 
war  offenbar  berechtigt,  denn  bei  den  eingehenden  Ver- 
handlungen Ober  diesen  Fall  findet  sich  keine  Andeutung, 
dafs  es  unyerfassungsmäfeig  gewesen  sei. 

In  der  Kurie  der  Städte  hatte  das  ungeheure  Übergewicht 
Königsbergs  Uber  die  kleinen  Städte  eigentümliche  Ver- 
h&ltnisso  geschaffen.  Die  kleinen  Städte  stimmten  unter  sich 
ab  und  gaben  ihr  Votum  den  Städten  Königsberg  zu  Protokoll; 
ein  zwiespältiger  Beschlufs  von  ihnen  liegt  nicht  vor.  sie 
scheinen  also  immer  eine  nach  der  Mehrheit  festgestellte 
einhellige  Sentenz  abgegeben  zu  haben.  Der  einen  Stimme 
der  gesamten  übrigen  Städte  stellte  nun  Ivouigsberg  —  und 
das  bezeichnet  so  recht  die  Vergewaltigung  der  Laiulbtädtchen 
durch  die  Hauptstadt  —  die  Stimmen  seiner  einzelnen  Körper- 
schaften als  gleichwertig  gegenüber.  Denn  weil  die  Freiheit 
der  KOuigsberger  Bürger  einen  Majoritätszwang  nicht  vertrug, 
so  vereinigten  sie,  wenn  sie  nicht  unter  sich  übereinkommen 
konnten,  ihre  Einzelvota  getrennt  mit  dem  einen  der  kleinen 


'  Priv.  fol.  105  a,  AI.  „Quaestionem  autemS 

2  Priv.  fol.  54a.  Im  I.andiatskoHcnr  schrint  auch  schriftliche 
Stimmabgabe  stattliatt  tipwcsf-n  zu  sein,  wenigstens  übersandte  einmal 
der  Vogt  von  1- i!;rhliau»uü  sein  einwilligendes  Votum  an  den  Laades- 
direkter  schriftlich  (Schwerin  an  den  Kurf.,  17.  Jan,  1662.  Ü.-A,  XV 
S.  709)  In  den  beiden  anderen  Kollegien  galt  nur  das  Votum  der  per- 
sönlich  Anwesenden. 

•  Vgl.  CroYs  Taerebucb,  2'>\.  .lun.  1671  und  Croys  Bericht  vom 
14.  JuU  1678.   (U.-A.  \Vi  S.  681  und  782.) 

*  Croy  an  (Un  Kmfürsten,  Kl  Vvhv.  1671.   (El.rnda  686.) 
^.  Croys  Tagebuch,  31.  Juü  1G70.  (Ebenda  6iat.) 
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Sfildte.  So  standen  sich  bei  einer  Williguiig  geg^^itt^l^er: 
kleine  SUidte ,  Gericht  der  Altstadt.  Zünfte  der  Kaulieute 
und  Mälzeubräuer  von  Altstadt  und  Kneiphof  —  Kitte  der 
drei  Städte,  Gericht  Knoiphof,  die  ganze  Stadt  Löbenu-ht,  die 
G«werke  von  Altstadt  und  Kneipliof  aulser  sämtlichen  Bäckern 
Die  Ent5c,hei(iui!^  fiel  nachher  derart,  dais  die  kleinen  Städte 
iti  ihrem,  mit  den  Oberständen  gemeinsamen  Votum  blieben, 
Königsberg  endlich  doch  per  majora  im  Sinne  der  Ratspartei 
wOligte*.  Dafs  eine  einzige  Königsberger  Zunft  mehr  Gewidit 
batte,  wie  die  mehr  als  40  Landat&dte  zusammen,  das  zeigte  sieh 
auf  dem  Landtage  von  1666  aufe  deutlichste.  Im  städtischen 
Bedenken  standen  auf  der  einen  Seite:  kleine  Städte,  Räte 
und  Gerichte  der  drei  Städte,  Zünfte  der  Kaufleute  von  Alt- 
stadt und  LObenicht  und  einige  Ge werke  von  Altstadt  und 
Kneiphof  —  auf  der  anderen  Seite  die  drei  Zünfte  der  Mälzen- 
bräuer,  die  Kallfleute  im  Kneiphof  und  die  übrigen  Gewerke. 
Als  nac)i  l  i  lu  it  im  Sinne  der  ersten  Partei  entschieden 
Würde,  p\ (  tr^turien  die  M&lzenbräuer  vor  den  Sflmtlichen 
Ständen .  dai.s  ihr  freie>^  votum  zuwider  den  decretis  nicht 
heachiet ,  nicht  einmal  in  das  Bedenken  eingerückt,  sondern 
überstimmt  worden  sei.  Da  nun  ein  Teil  der  Gej^enpartei  zu 
ihuQu  übertrat,  erhielten  sie  die  Majorität,  so  dais  iiiin  nach 
ihrem  Votum  gewilligt  wurde;  die  kleinen  Städte  aber  er- 
fiihien  erst  Yon  der  vollendeten  Tatsache  und  konnten  sieh 
nur  noch  nachträglich  unter  Beschwerde  ansehliefben 

Demnach  scheint  für  die  Abstimmungen  der.  Städtekurie 
ame  feste  Regel  infolge  der  Macht  und  des  eigenwilligen  Ge- 
barens von  Köni^^sherg  nicht  aufgekommen  zu  sein,  sondern 
♦iie  Parteiverhältnisse  dieser  Stadt  und  überhaupt  deren  Ver- 
halten den  Ausschlag  gegeben  zu  haben;  wie  denn  Königs- 
borp  auch.  wfMit)  e>  ihm  beliebte,  sich  ganz  von  der  Kurie 
tivnnte  und  einen  Sonderstand  bildete.  Diese  Stadt,  die  so 
.U  L'wuhnisch  Vcrstofs  wider  die  Verfassung  rügte.  ])tiegte, 
^v(>  es  ihr  Vorteil  gebot,  noch  leichtfertiger  das  standische 
Herkommen  zu  durchbreclieu,  wie  der  doch  gewii's  nicht  zag- 
bfte  AdeL  Immer  wieder  trat  es  zutnge.  dafs  das  durch 
zahlreiche  und  künstliche  Normen  geregelte  Zusiimnicnleben 
der  Stände  doch  im  Grunde  auf  Machtfragen  beruhte. 


I.  Beehtliehe  Stellung  der  Abgeordneten. 

Wenn  auch  bei  den  getrennten  und  geheimen  Beratungen 
und  dem  schriftlichen  Verkehr  auf  den  ständischen  Landtagen 

'  Dar  mdte  Resolution,  5.  Okt.  1679,   (l  .-A.  XVI  S.  903.) 
*  Prot,  des  Oberrats,  13.  Okt.  Itii9,  allgeraeines  Bedenken,  27.  Okt. 
m.  (Ebenda  S.  905»  m) 

^  Streit  der  Maisenbr&tter  gegen  die  Rate,  Juli  1606.  (Ebenda 
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die  Redefrc  iheit  nicht  die  Bedeutung  hatte  wie  lür  die  ölTeiit- 
licheii  und  mündliclien  Vorhandhmgeu  moderner  Parlamente, 
so  erkannten  doch  sclion  früh  die  Stände  die  Notwendigkeit 
des  persönlichen  Schutzes  gegen  Umtriebe  und  AncrpbfMeien, 
wie  gegen  Willkuiakte  der  Landebherrschaft.  Gkicli  in  deu 
ersten  Zeiten  eigentlich  ständischen  Lel)eus ,  1411  und  1414, 
tauchte  das  Verlangen  nach  Unanfechtbarkeit  der  Landes- 
deputierten  auf  für  das,  was  sie  über  Landessachen  offen 
sprechen  würden^.  Und  1434  gestand  der  Orden  selbst  die 
Unverletzlichkeit  der  ständischen  Sprecher  wegen  ihrer  Rat> 
schl&ge  za*.  In  die  Verfassung  des  Herzofftums  wurde  aller- 
dings erst  spät  eine  in  dieser  Richtung  gehende  Bestimmung, 
und  auch  diese  sehr  eingeschränkt,  aufgenommen:  niemand, 
der  dazu  gehdre,  solle  von  den  öffentlichen  Tagungen  zurück- 
gehalten, noch  die  freie  Meinungsäufserung  unterdrückt 
werden,  jedocli  unbeschadet  der  Würde  des  Herzogs  und 
des  Köni'is  und  der  Rechte  des  Lniulps^.  Diese  hetzte  Kin- 
schriinkunj4  war  in  ihrer  Unbestimmtheit  so  ausdehiniiigsfahig, 
dal's  durch  sie  die  verlier  zugestandene  Redefreiheit  jederzeit 
wieder  aufgehoben  werden  konnte.  Daher  trug  der  Kurfürst 
gar  kein  Bedenken,  wenn  nach  seiner  Ansicht  eine  ständische 
Schrift  einen  zu  scharfen  Ton  gegenüber  der  landesherrlichen 
Hoheit  anschlug,  nach  dem  Verfasser  forschen  zu  lassen  und 
ihn  mit  Strafe  zu  bedrohen.  Und  die  Stände  selbst  beklagten 
solches  Vorgehen  zwar,  konnten  es  aber  nicht  als  ungesetz- 
mäfsig  bezeichnend  So  war  es  denn  keine  überflüssige  Vor- 
sicht, wenn  die  Landräte  erst  dann  die  Veiiassung  zum  Gegen- 
stande ihrer  Beratungen  zu  machen  versprachen,  nachdem  sie 
die  Versicherung  erhalten,  dafs  sie  wegen  ihrer  Einwendungen 
keine  kurforstliche  rnn:naflc  zu  befürchten  biltteii'^. 

Noch  weniger  scheute  man  ^i  h.  \ve«;en  solcher  Diuji^e, 
die  niclit  unmittell»nr  zu  den  Beratungen  gehörten,  gej^eu 
Abgeordnete  vor/imehen.  Radziwill  fragte  in  dem  kritischen 
Sommer  1(502  beim  ivurfürsten  an*^,  ob  er,  um  den  Trotz  der 
Königsbertrcr  zu  brechen,  einige  ihrer  Deputierten  verhaften 
lassen  kdiuie.  Die  Abgeordneten  vom  Kneiphof  fühlten  sich 
auch  iii  lier  Tat  nicht  mehr  sieht  i  ,  sondern  weigerten  sich 


>  Altpreuü».  Monatsschrift  V  S.  226. 

*  Ebenda  S.  282. 

*  Acta  et  Decreta  von  1S09.  Priv.  fol.  106a,  AI.  „A  Conventibns 

publicis". 

*  Vereinigtes  Bedenken,  5.  Sept.  1674.  (U.-A.  XVI  S.  809.)  Der 
Knrftirst  an  die  Hegiening,  12./22.  Aug.  1679.  Allgemeines  Bedenken, 
27.  Okt.  1679.  a'.-A.  XVI  S.  900,  907.)  —  Das  Gutachten  der  Ritter- 
schaft vom  7.  Sept.  1078  wagten  die  Geheimen  Räte  überhaui)t  niclit 
dem  Kurlürsten  vorzulegen,  waren  aber  darüber  einig,  dals  nach  dem 
Verfasser  zu  forschen  sei.  (Ebenda  S.  851  Anm.  1.) 

Die  Oberräte  an  den  Kurf.,  27.  .Tan.  16C.2.  (Bacako  V  S.  82S.) 
Kadziwill  an  den  Kurt.,  26.  Juni  1662.  (ü.-A.  XYI  S.  165.) 
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etwa.^  später  nus  Fuiclit  vor  Arretierung,  ohne  besonderen 
Pais  dei>  Statthalters  zum  Landtage  zu  kommen*.  Als  die 
Ritterschaft  im  April  KM 4  die  Dimission  der  Regierung  nicht 
aüuohjueu  und  vor  dem  rechtmäfsigeu  LandUigsschluls  nicht 
useinandergehen  wollte,  wurde  auch  sie  mit  Arrest  bedroht  ^ 

Ebensowenig  wie  der  Schutz  der  Person  der  Abgeordneten 
war  der  ihres  Mandats  lecfatlich  klar  festgestellt.  Denn  nach 
dem  oben  angeführten  Privileg  konnte  zwar  niemand  von  den 
Tagungen  femgehalten  werden,  wohl  aber  konnte  ihm  das 
Mandat  entzogen  werden,  wenn  er  sich  selbst  den  Beratungen 
fernhielt.  Daher  war  die  Androhung  straf  weiser  Entziehung 
fie«;  Mandats  wegen  Versäumnis  des  Landtages  nicht  ^er- 
fassungswidrifz.  Anders  verhielt  es  sich  aber,  als  der  Kur- 
fürst in!  Oktober  liitil  von  Königsberg  vedan^jjte,  es  solle  dem 
S(ho}»}»t.iiinpistor  Roth,  der  Abgesandter  für  Kneiphof  war, 
mn  Mandat  entziehen,  da  er  beleidigende  und  verräterische 
Redensiuteu  gegen  den  Laiulesherrn  gebraucht  hatte ^.  Mit 
Recht  wendeten  die  Städte  Königsberg  unter  Beruluiig  auf 
das  obige  Privileg  ein,  mau  könne,  wenn  er  sich  eines  Ver- 
gehens schuldig  gemacht,  nur  gerichtlich  gegen  ihn  verfahren; 
ji  sie  drohten  mit  Abberufung  ihrer  fibrigen  Deputierten  und 
Weigerung  an  den  Verhandlungen  teilzunehmen,  wenn  Roth 
nicht  zugelassen  werde.  Endlich  aber  gaben  sie  der  dringenden 
Forderung  des  Kurfttrsten  und  dem  Rate  der  übrigen  Stände 
nach,  riefen  Roth  ab  und  gaben  seine  Vollmacht  einem  andern  ^ 
Als  etwas  später  gegen  General  Kalcksteio  wegen  Beleidigung 
fler  Ritterschaft  ein  Verfahren  eröffnet  wurde,  entzog  man  ihm 
nicht  gerade/n  sein  Mandat,  sondern  veranlafste  ihn  mir  z\i 
der  Verpflirlituiiij .  nicht  mehr  zum  Landtage  zu  koiniiien 
So  war  der  Kurturst  auch  des  zweiten  gefährlichen  (iegners 
auf  diesem  Landtage  entledigt  worden,  dieses  aber  oline  den 
Schein  einer  Rechtsverletzung,  durch  freiwilligen  Rücktritt. 

Was  die  Frtlfung  der  Frage,  ob  ein  Abgeordneter  sein 
Mandat  überhaupt  zu  Recht  besals,  anlangt,  so  war  eine 
solche  bei  den  Landraten,  die  durch  ihre  Beamtenbestellung 
beglaubigt  waren,  nicht  notwendig.  Die  Begutachtung  der 
Vollmachten  der  ftbrigen  Abgeordneten  stand  von  altersher 


'  B,'ri<  ht  der  Ohcmlte,  18.  Okt.  1662.   (Bacako  V  S.  342.) 
«  r.-A.  XVI  S.  800,   Das  vereinigte  Bedenken  vom  Ö.  Sept  1674 
beschwerte  sk  h  dartiber.   (Ebeuda  S.  809,) 

•  Ein  littikript  vom  28.  Okt.  1661  gibt  auch  Roths  .mnthwinig  ge- 
Backte  Scholden^  als  Grund  an  fihr  seine  Unfähigkeit,  das  Mandat  zu 
beklpi(}en.  (ü.-A.  XV  S.  598  Anm.  1 .)  Mriü  priff  eben  ?.n  allen  Mitteln, 
tun  die  £atfeniang  des  unbequemen  jVlauues  vom  Landtage  zu  er- 
wieken.  ^ 

•  Die  Verhandlungen  ülxT  die  Rofhsclie  Antiolos^i'nhoit  im  OkL  und 
ÜOT.  1661      T'.-A.  XV  S.  5Ü0,  r,9!<,  t)05,  G(iü~60Ö,  tilu— «13. 

•  Sciiwerin  an  <Kmi  Kurt.,  7.  April  1662.   (U.-A.  XVI  S.  82.) 
ForMhaagen  XÄlV  I  (IH)-  —  B»oh«U  9 
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der  Regierung  zu,  der  sie  bei  der  Beantwortung  der  Propositiou 
übergeben  wurden ;  in  der  Regel  verzichtete  sie  indessen  auf 
ihre  Vorlegung  K  In  uiiötrer  Zeit  jedoch  scheinen  die  Kurien 
selbst  das  Eecht  ausgeübt  zu  haben,  über  die  Zulassung  ihrer 
Mitglieder  zu  entscheiden.  Als  einmal  die  Regierung  die 
Vollmacht  eioes  Abgeordneten,  der  auf  unrechtmäfsige  Weise 
gewählt  war,  beanstandete,  batdieEitterschaft,  ihrem  Kollegium 
die  Kognition  zu  lassen,  wie  es  schon  1663  geschehen  sei. 
Der  Kanzler  dagegen  behauptete,  die  Frage  masse  der  Ent- 
scheidung des  Kurfürsten  anheimgestellt  werden  Offenbar 
hatte  die  Regierung  das  Recht  der  Mandatprüfung  durch 
langjährigen  Nichtgebrauch  aus  der  Hand  gegeben  und  nahm 
jetzt  nur  deshalb  Veraulassuiig ,  in  einer  Sache  vorzugehen, 
um  die  sie  sich  sonst  nicht  jj;eki'imiiiert  hatte,  weil  es  sich 
um  den  gefährlichsten  Gegner  auf  dein  Landtage,  Hans  Erhard 
V.  Brumsee,  in  diesem  Falle  handelte. 

Zweiter  Aböclmitt.   Verlauf  der  Laudtags- 

liandluug. 

!•  Die  Einberufung« 

Von  einer  bevorstehenden  Tagung  wurden  die  Stände 
durch  Ausschreiben  der  Regierung  benachrichtigt;  solche 
wurden  erlassen  an  alle  Amter,  an  die  drei  Städte  Königs* 
bcrg  und  an  die  Landräte^  Im  ihnen  wurde  Zeit  und  Ort 
für  die  Tagung  und  für  die  vorzunehmenden  Wahlen  angegeben, 
nieist  auch  Bestimmnnpen  tlher  die  voraussichtliche  Dauer 
der  Beratungen,  sowie  besondere  Anweisungen  für  die  Haupt- 
leute. Den  TTauptinhalt  aber  ]»i!'letp  die  Mitteilung  der  zur 
Verhandlung  l\(nnnn'ii(leii  ( legell^til^llle  ,  damit  bchon  auf  den 
Aiiit&verbammlungen  darüber  beralschlagt  und  die  Bevoll- 
mäclitigten  „mit  desto  richtiger  Antwort  und  resoluiion"  zum 
Landtag  gesciiickt  werden  konnten.  Über  die  im  Ausschreiben 
angegebenen  Punkte  hinaus  brauchten  sich  die  Abgeordneten 
in  nichts  einzulassen,  weun  nicht  während  des  Landtages 
etwas  Neues  und  Wichtiges  vorfiel  ^.  Die  Stände  hielten  streng 


'  Vgl.  Altpreufs.  Monatsschrift  V  S.  457.  l  ber  das  Vertahren  auf 
dem  Landtage  1549  s.  Uist.  Taschenbucii.  N.  F.  8,  8.  4041.;  auf  dem 
Landtage  16ö2  Programm  Hohenstein  1865  S.  58. 

2  Cfoys  Tagebuch,  11.  Aug.  1G70.  (V.-A.  XVI  S.  616  f.)  IM  den 
kleinen  statten  entschied  der  Diiektor  des  Kollegiums  mit  GeueUmigiing 
der  Ubenate.    (L.-A.  XVI      yöö  Anm.  2) 

•  Ein  Exemplar  des  Ansschreibens  von  April  1640  sollte  auch 
Herrn  D.  Böhme  zugehen  wegen  der  Landtagspredigt.  (StaatsarchiT 
K.  6  00.) 

*  Kezöfß  vüu  1566.    Priv.  fol.  62  b  f. 
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aui  Iniu'haltung  dieses  Brauchest  der  Kurfürst  aber  dachte 
kiehier  dariu  und  meinte  vor  dem  Laudtage  von  1601 :  Da 
die  Stände  selbst  so  inständig  diesen  Landtag  gesucht ,  so 
sei  es  wolil  nicht  nötig  gewesen,  die  Propositionspunkte  iia  Aus- 
aelireibeü  aufzufüliTeii'.  Jedoch  versicherte  er  im  Verfassungs- 
eitworf  von  1601  von  sich  aas,  dafe  es  mit  dem  Ausschreiben 
wie  bisher  gehalten  werden  solle*;  lag  es  doch  im  Interesse 
eines  glatten  Verlaufs  der  Verhandlungen  und  somit  im 
Interesse  der  Regierung  selbst. 

Den  Inhalt  des  Ausschreibens  bestimmte  der  Kurfürst 
auf  Grund  der  Vorschläge  der  Oberräte  oder  er  überliefs 
auch  diesen  ?anz  die  Abfassung*.  In  den  späteren  Jahren 
aber  ging  der  Haupteintlufs  auf  die  Ausfertigung  der  Ein- 
lHTufaiig>sc]ireiben  au  Kripir-kaniuicr  über,  den^n  Ktats- 
l>erechnungen  nialsgeheud  wutih  n  lür  die  deu  Stiiudea  vor- 
zulegenden Forderungen.  Eiu  m  Berlin  abgefafstes  Reskript 
mit  genau  bestimmtem  St^uervorschlag  bildete  nun  in  der 
Regel  die  Grundlage  für  die  Ausschreibeii ,  die  meist  in 
gebieterischer  Form  die  Dauer  der  Tagung  vorschrieben, 
völlige  Instruktion  und  freie  Vollmacht  fbr  die  Abgeordneten 
forderten  und  mit  scharfen  Mafsregeln  bei  unzureichender 
Willigung  drohten.  Aus  den  zur  Benachrichtigung  der  St&nde 
dienenden  Mitteilungen  waren  mehr  und  mehr  einseitige 
Befehle  geworden. 

8.  Die  Amtstage. 

\:ich  Knipfanir  fies  Ausschreibens  erliel'sen  die  Amts- 
hfiupiieute  Einberuluugsselireihen.  welche  den  Inhalt  des  Aus- 
sschreihens  wiedergaben,  au  die  vom  Herrenstaud  und  Adel, 
die  Städte,  die  Köllmer,  Freien,  Schulzen  und  Krüger  ihres 
Amtsbezirks,  um  an  einem  fest  bestimmten,  in  der  Mitte  des 
Amts  gelegenen  Orte  die  Wahl  von  Abgeorduetcu  vorzunehmen. 
Diese  Amtstage  bildeten,  ähnlich  wie  die  in  den  Städten 
stattfindenden  Verhandlungen  aber  ständische  Angelegenheiten, 
Landtage  im  kleinen.  Zuerst  verlas  der  Hauptmann  als 
Vertreter  der  Regierung*  vor  den  versammelten  Einsassen 
den  Inhalt  des  Aussehreibens  als  Proposition«  dann  fanden 


»  V'/l.  (;eeinigtc's  Bed.  nl  ,  n,  4.  De/..  1G48.   (r.-A.  XV  S.  24^1) 

*  Der  Kurfürst  an  dea  btatthalter  und  die  Oberräte,  6.  April  1661, 
(Ü.-A.  XV  S.  479.) 

*  Zeitschrift  1  preafs.  Geflch.  XI  S.  52. 

*  Virl-  tlt^n  Si  hririwt'i  lisel  zwi^rheu  dem  Kurfürsten  und  den  Ober- 
rtten  vor  dea  Landtagen  von  1656  und  1661.  (U.-A.  XV  S.  349  Anm.  % 
8.  iT9t) 

*  Siit  der  Vertretung  der  Hauptleute  der  gerade  unbesetzten  Ämter 

Holland  und  Rasteiiburß;  für  den  Amtstag  beaiiftrau't»'  die  Ri'jfierung 
m  27  Febr.  l'kSO  die  (kurfürstlich  gesinnten)  Landräte  Perbaudt  und 
tulcüburg.   (Ü.-A.  XVI  ö.  «17.) 

9* 
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die  BeratuügeD  über  die  Person  des  zu  Wählenden  statt, 
über  den  auf  die  Anträge  der  Ilegierung  zu  gebenden  Bescheid 
und  über  die  dem  Abgeordneten  etwa  noch  mitzugebenden 
Beschwerden,  und  schliefslich  wurde  das  Ergebnis  der  Ver- 
liandlungen  in  der  für  den  Deputierten  bestimmte  Instruktion 
Bchriftlich  niedergelegt.  Zugleich  erhielt  dieser  die  von  den 
Eingesessenen  für  die  voraussichtliche  Dauer  der  Tagung 
mitgebrachte  Landtagszehrung.  Auf  den  Amtstagen  erschienen 
auch  die  von  den  kleinen  Städten  gewählten  Deputierten  mit 
der  Instruktion,  die  sie  von  der  Stadt  erhalten  hatten. 

In  der  Regel  wurde  für  das  ganze  Land  ein  Tag  als 
"VVahltntx  bestimmt;  doch  bat  einmal  die  Kitterschaft,  die  Wahl- 
versaiiinihmgen  nicht  alle  auf  einen  Tag,  sondern  nach  dem 
Befinden  der  Hauptleute  anzusetzen,  weil  viele  Adlige  in  ver- 
schiedenen Ämtern  ansässig  seien  und  nicht  allenthalben  an 
einem  Tage  zugegen  sein  könnten  Auch  beklagte  sie  es, 
dafs  die  Amtsversauiniluiigt^n  so  kurz  vor  der  Erftflnung  des 
Landtages  angestellt  würden,  nachdem  sie  schon  früher 
gebeten,  dafs  sie  14  Tage  vorher  stattfinden  möchten Diese 
Bitte,  wie  auch  die  bestimmt  aufgestellte  Forderung,  dafs 
zwischen  dem  Ausschreiben  und  der  Eröffnung  des  Landtages 
sechs  Wochen  liegen  sollten",  waren  durchaus  berechtigt, 
wenn  man  bedenkt,  dafs  es  bei  den  schlechten  Verkehra- 
verhältnissen  der  Zeit  und  des  Landes  langsam  zuging  mit 
der  Benachrichtigung  der  Ämter,  der  Amtsinsassen,  dem  Zu- 
sammenkommen derselben ,  den  Vorbereitungen  und  "Reisen 
der  Deputierten.  Doch  wurde  die  gewüiisrjitr  Zwischenzeit 
nur  selten  innegehalten,  so  dafs  die  Kitter^^dialt  sich  spiUer 
beklagte:  der  letzte  Landtag  sei  so  spät  angekündigt  worden, 
dafs  die  Eingese^>eneii  weder  die  Landtagszelirung  hiUten 
zusammenbringen,  noch  die  Abgeordneten  ihren  Haushalt  be- 
stellen und  das  Nötige  sich  anschaflFen  können*.  Diese  Be- 
schwerde bezog  sich  auf  den  Landtag  von  KJOO,  bei  dem  das 
Ausschreiben  24  Tage  vor  der  Eröffnung  ergangeu  war*;  aber 


»  Bedenken  der  Rittersf  haft,  6.  Sppt.  1670.  (U.-A.  XVI  S.  627.)  — 
Auch  i'abian  Dohna  hätte  16*56  gewünscht,  dafs  nicht  alle  Zusammeu- 
kOofte  auf  einen  Tag  angesetzt  w&ren,  damit  er  in  allen  Amtern*  wo  er 
begütert,  hätte  wirken  können  (R.  6  PP).  —  Wenn  der  Landhofmeister 
Wallen rodt  1670  in  Balga  persönlich  wählte,  nach  Preufs.  Mark,  wo  er 
gleichlallb  begütert  war,  sein  Votum  nur  schriftlich  sandte,  so  ist  das 
wobl  ein  seiner  hohen  Stellung  gemachtes  Zugeständnis,  (trovb  Tage- 
buch, 24.  Dez.  1670.    Ü.-A.  XVI  S.  677.) 

«  Geeinigtes  Bedenken  vom  12.  Juli  1661.   (U.-A.  XV  S.  526.1 

•  Ebenso  vom  4.  Dez.  164Ö.  (Ebenda  S.  343)  Zwischen  Aus- 
Bchreihen  und  Eröffiiung  hatten  nur  20  Tage  gelegen.  (Ebenda  S.  942 
Anm.  1.) 

•  Memorial  vom  13.  Juli  1668.   (V.-A.  XVI  S.  531.) 

•  Ausschreiben  20.  April,  Proposition  14.  Mai;  1666.  (Ebenda  S.  483 
und  484  Anm.  1.) 
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iiucfa  später  ^  setzte  die  Regierung  die  Zeiten  vielfach  ähnlich 
oder  noch  knapper  an.   Dann  war  es  für  viele  Abgeordnete 

besonders  die  der  entfernteren  Ämter  iinTnöf?lich ,  rechtzeitig 
einzutretten ;  aber  die  dringlichen  Forderungen  des  Ftlrsten 
Helsen  in  diesen  Jahren  alle  anderen  Rücksichten  versrli winden. 
ImmeriuD  waren  die  Klagen  über  die  Überstürzung  bei  Be- 
lufuiig  der  Landtage  selten;  während  die  Stände  1<)48  auch  nicht 
dii  durch  drohende  Ereignisse  gebotene  Dringlichkeit  für  das  Ab- 
weichen von  der  Regel  gelten  lielsen^,  waren  sie  in  den  späteren 
Jahren  auch  in  dieser  Hinsicht  viel  geduldiger  geworden. 


3.  Eröftmng  der  Tagong. 

Vor  der  Eröffiiung  wurden  die  eingetroffenen  Abgeord- 
neten mit  einer  „Land tagspredigt*  erbaut.  Die  versammelten 
Stände  wurden  dann  in  der  Oberratstube  durch  den  Kanzler 
im  Beisein  der  Oberräte  und  unter  Umständen  auch  des  Kur- 
fürsten mit  einer  Kede  begrüfst ,  in  welcher  regelmäfsig  die 
Notwendigkeit  der  FinhfM-ufung  mit  dem  Drnnixe  der  Zeiten 
begründet  und  den  Stiiinleii  für  ihr  KrscheiTitMi  mMÜiukt  wurde. 
Dann  verlas  der  K:iiizh  i  die  kuriürstliche  Troposition ^,  die 
▼on  den  Stauden  stt  li^  nd  angehört  wurde.  Der  Landesdirektor 
antwortete  im  Kamen  der  Stände,  in  der  Regel  wohl  nur 
,i;aüz  formell,  doch  kam  es  auch  vor,  daCs  er  über  eine  besonders 
harte  Proposition  „der  Stände  grofse  Konsternation"  „gar 
beweglich"  bezeugte^.  Die  Proposition  wurde  darauf  den 
Landrftten  schriftlich  übergeben  zur  Beratung;  wollten  auch 
die  anderen  St&nde  eine  Abschrift  haben,  so  mufsten  sie 
besonders  darum  bittend  Die  herkömmliche  Achtung  vor 
einer  landesherrlieben  Kundgebung  erforderte  es,  dafs  eine 
solche  Proposition  von  den  Standen  nach  Gebühr  entgegen- 


'  Beispiele  (ihersturzter  KinlMU'ntimir  in  ^jüitcicr  Zeit: 
1672:   Ausschreiben  liO.  .lau.,  Amtbiug  12.  i  ebr.,  Kröftnung  19.  Febr. 

(U.-A.  XVI  S.  720). 
1S7S:  .  Ifi*  Mai,       .  ?        Eröffnung  2.  Juni 

fü.-A  \VI  S.  779,  780). 
1680:  •  1  L'l>i.,     _       11.  März,  Erotiiiaug  18.  März 

(U  -A.  XVI  S.  917). 
16S1:  n  n       H-  Juli,  Eröffnung  22.  .Juli, 

(U -A.  XVI  S.  958.) 

1682:  ,  H.April      „       22.  "23.  April,  Krutiuunp:  24.  April 

(U-A.  XVI  S.  967). 

Itt4:  «  6.  JuU,       „      20.  Juli,  Eröffnung  25.  Juli 

(U.-A.  XVI  S.  986). 

*  Replik  der  Oberstinde  11.  Dez.  1648.    Erklär ung  der  Stände 
19.  Febr.  1M9.  (Ü.-A.  XV  S.  S44f.) 

'  Im  in.  jabrh.  meist  das  «Antragea'  genannt  (b.  Töppens  Auf- 
titze,  lli.^tür.  Taschenbuch). 

*  Cravb  iagebiKb,  2.  März  1672.   (Ü.-A.  XVI  S.  780  Anm.  1.) 

»  Zwantxig k ,  Incrementa  pp.  tit.  VII.  kim.  V  (Geh.  Staatflarchiv); 
HtrtkDOcb  8.  664.  —  Histor.  Xasdienb.  N.  F.  8,  8.  820. 
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genommen  undlu^nntwortot  ^vur(le;  damit  hatte  die  Regierung 
ein  Mittel,  durch  immer  erneute  Propositionen  oder  lii^tnnzen 
den  Landtag  mürbe  zn  marlien.  Als  einmal  die  Mände  eioe 
solche  Instanz  nicht  annehmen  Nvolitcn,  weil  sie  ihre  Ent- 
lassung erwartet  hatten,  bestand  die  Regierung  darauf,  dafs 
wenigstens  die  Landräte  ihrer  Pflicht  geniäfs  darüber  berieten 
und  eineu  Vorschlag  machten.  Den  Plan  des  Landesdirektors, 
die  Ritterschaft  2ttr  AoDahme  dadurch  za  nötigen ,  dafs  man 
das  Protokoll  dem  Landmarschall  einfach  ins  Haus  sende,  der 
es  mit  Respekt  anzunehmen  schuldig  sei,  hielt  der  Kanzler 
indessen  fOr  „nicht  ex  decoro  und  wider  die  Observanz''  \ 

4*  Die  interkurialen  YerliAndliuigeii. 

Nach  geschehener  Proposition  gingen  die  St&nde  zur 
Einzelverhandlung  in  ihre  Beratungsrftunie  auseinander,  die  für 
die  beiden  ersten  Stände  im  Schlosse  selbst  lagen  (Landrats-  und 
Landbotenstube),  während  die  Städte  auf  dem  altstadtischen 
Rathause  tagten.  Die  Regierung  hatte  nun  offiziell  nichts 
mehr  mit  ihnen  zu  tun,  bis  sie  sich  wieder  mit  ihrem  Gesamt- 
hedenken  angaben;  jeder  Stand  beriet  fth-  sich  unter  strenger 
(ieheimhaltung ,  um  sich  voi-  Beeintlussung  von  weiten  f!er 
Herrschaft  und  der  Nebenstilnde  zu  schützt  n ,  ganz  dem 
Ständitcheu  Geiste  der  Sonderung  und  Abschlielsung  ent- 
sprechend. Bei  den  Verhandlungen  der  einzelnen  Kurien 
bestimmte  der  Direktor  einer  jeden  über  das  Vorbringen  der 
Meinungen  und  ihre  Reihenfolge;  die  Meinungsäufserung  sollt« 
im  übrigen  frei  sein,  niemand  übergangen  noch  unterbrochen 
werden,  wer  aber  nichts  Neues  zu  dem  vorher  Gesagten  hinzu- 
zufügen  habe,  der  solle  —  so  riet  sehr  verständig  die  Ver> 
fassung  —  lieber  nur  die  Sentenz  der  anderen  unterschreiben 

Zuerst  berieten  die  Landräte,  setzten  ihr  Bedenken  auf 
und  reichten  es  mit  der  Proposition  weiter  an  die  Ritter- 
schaft zu  Händen  des  Landmarschalls.  War  diese  mit  ihrem 
Bedenken  fertig,  so  übergab  sie  beide  Bedenken  der  Ober- 
stände den  Städten.  Bei  diesen  mufstcn  zunächst  die  kleinen 
Städte  siel)  schlüssig  machen  und  ihre  Meinung  den  Konigs- 
berger  Deputierten  mündlich  zu  Protokoll  geben;  als  sie  ein- 
mal aus  Rücksicht  auf  den  Sekretär,  wie  sie  vorgaben,  ihre 
IS'otdurft  schriftlich  einbrachten,  erhob  Königsberg  Wider- 
spruch, verniutlicli  weil  es  nicht  den  Anschein  gewinnen  sollte, 
als  könnten  die  kUinen  Städte  wie  ein  seihständiger  Stand 
verfahrend  Jedenfalls  hatte  sich  Königsberg  das  Sclllui^wort 

'  Croys  Tagebuch,  2.  März  1672.   (U.-A.  XVI  S.  781.) 

^  Decreta  \  on  V)09.    Priv.  toi.  10' a,  AI.  „De  non  cxtrahcndi?;". 

^  15.  Juli  1669  (U.-A.  XVI  S.  575  Aniii.  1).  Auch  Nov.  1672  ver- 
fafsten  die  kleinen  Städte  ein  besonderes  Bedenken  (ebenda  S.  76^i). 
Siehe  dagegen  .Loco  protocoUi  derer  von  kleinen  StAdten'  (ebenda 
b.  727,  761). 
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in  der  Reihe  der  ständischen  Gutachten  vorbehalten  und  nahm 
sich  ilazu  nipist  viel  Zeit.  Die  tibri^^en  Bedenken  wurden  für  die 
«tadtisohen  Kollegia  abgescliricl^iii  ^  dann  in  der  schon  be- 
schriebenen umständlichen  Weise  zwischen  den  Räten  und  der 
Bürgerschaft  darüber  verhandelt  und  endlicli  das  städtische  Be- 
denken ahgefafst  und  im  altstiidtischen  Ratliause  dem  ganzen 
Stande  von  Städten  li.  h.  den  Vertretern  der  kleinen  Städte  und 
der  Räte,  Gerichte,  Zünfte  und  Gewerke  von  Königsberg  zur 
Begutachtung  vorgelesen.  Darauf  gingen  die  drei  Bedenken 
an  die  Rittersehaft  und  von  diesen  an  die  Landrate  zurttck 

An  dieser  Reihenfolge  der  Einzelhedenken  wurde  so  streng 
festgehalten,  dafs  die  Städte,  die  überhaupt  die  schärfsten 
Hnter  aller  weitschweifigen  Formalitäten  waren,  nicht  zu 
einem  Bedenken  schreiten  wollten«  wenn  die  Ritterschaft 
mangels  hinreichender  Instruktion  sich  gar  nicht  oder  nicht 
mit  Bestimmtheit  äufserte.  Als  diese  einnjal  in  ilnem  Be- 
denken mw  dem  T\ii!'fi)r<tpn  unter  die  Arme  zu  greifen  ver- 
sprach, nuti^'teii  hta  ltc  mu  dazu,  sich  in  einem  zweiten 
Bedenken  bi'stimmter  auszusprechen,  mit  der  Angabe,  dafs, 
bevor  die  Ritterschaft  „sich  eines  gewissen  niodi  contribuendi 
erkläref*,  die  Städte  sich  nach  Landtagsgebrauc  Ii  aiU  nichts 
Gewisses  herauslassen  könnten,  ^doch  ohne  Präjudiz  der 
freien  Stimme  dieses  Standes",  wie  sie  vorsichtig  hinzufügten^. 

Nachdem  die  Sonderbedenken  fertiggestellt  und  zu  den 
Landr&ten  zurückgelangt  waren»  traten  die  Stande  zu  mtlnd- 
lichen  Verhandlungen  auf  der  Landratsstube  zusammen,  um 
aus  den  getrennten  Bedenken  das  vereinigte  Bedenken  zu- 
sammenzustellen \  Hierbei  konnte  nun  das  persönliche  Moment 
mehr  einsetzen  und  besonders  die  Überredungskunst  der  Land- 
rate sich,  öfters  mit  Erfolg,  entfalten:  mehrfach  kam  es  aber 
aui'li  vor,  dafs  eine  Eini^iung  zwischen  don  Ständen  nicht 
erzielt  wiH-'le  und  das  vereinij^te  l'edenken  keinen  Fortschritt 
in  den  \  erhandlungen  darstellte,  sondern  die  ständischen 
Sonderbedenken  in  ungelöstem  Widerspruch  neb(nei minder 
wiedergab.  Die  mündlichen  Verhandlungen  zogen  sich  oft 
ziemlich  in  die  Länge,  wie  1(370:  nachdem  schon  die  Sonder- 
bedenken sehr  langsam  —  5.  August,  0.  September  und 
11.  Oktober  —  angefertigt  waren,  schritten  Ende  Oktober 


>  Croy  an  d«n  Knrfihnten,  16.  Sept.  1670.  (T7.-A.  XTI  S.  625  Anm.  2.) 

*  Vgl.  Waldecks  und  IToverlipcks  Bericht  vom  l./ll.  Mai  1655 
a .  A.  X^'  S.  356)»  sowie  ebeada.  ä.  278  Aom.  1  uud  U.-A.  XYl  494 
Anm.  3. 

'  Erkl&rnjig  der  Ritterschaft;  unvorgrcif liehe  Meinnne  der  Ritter- 
schaft; Erklärung  der  Städte,  alle  von  Juli  1608.  fT' - A.  XVI  S  r,:^0,  532.) 
Vgl.  auch  die  Bedenken  vom  7.  Okt.  1657  und  x»m  31.  .lan.  Wul  (V.-A. 
XV  S  397,  XVI  b.  387);  rrotokoll  rettiiiis  v.  lü.  Aug.  1669,  Croys  Tage- 
Irnch,  6.  De«.  167a    (t'.-A.  XVI  S.  595,  675.) 

*  VgL  J.  C.  xtt  Bnleoborg  an  den  Kurf.,  28.  Mai  1656.  (U.-A.  XV 
S.  377.) 
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die  Stände  zur  lieratung,  und  erst  am  21.  KovPTnl>er  konnte 
Croy  dem  KinfnrstPTi  melden,  dafs  das  vereinigte  Bedenken 
bei  den  Landräteu  verlesen  worden  sei;  mm  müsse  es  noch 
bei  der  Ritterschaft  und  den  Stildten  verlesen  werden,  „mich 
ihrer  alten  langsamen  Art,  worwieder  wenn  man  etwas  sagen 
wollte,  leicht  ein  neu  gravamen  danius  möchte  gemachet 
werden"*.  Am  1.  Dezember  endlich  konnte  das  vereinigte 
Bedenken  vor  die  Regierung  gebracht  werdend  Eb  war  aller- 
dings elnEehr  umfangFeiches  Aktenstück»  war  doch  schon 
das  Bedenken  der  Ritterschaft  an  die  100  Blätter  stark  ge- 
wesen'. Auch  zur  Abfassung  des  vereinigten  Bedenkens 
vom  14.  Juli  1679  waren  drei  Wochen  nötig;  der  Landes- 
direktor sagte  schon  vorher  den  Oberr&ten,  es  könne  in  vier 
Stunden  nicht  durchgelesen  werden*. 

Im  1(3.  Jahrhundert  war  der  interkuriale  Verkehr  etwas 
anders  ijebandhabt  worden,  da  das  Landr;itskolleg  in  jener 
Zeit  noch  n)ehr  den  Charakter  eines  fürstlichen  Eates  als  den 
einer  Landtagskurie  trug.  Die  Landräte  erhielten  las  An- 
tragen von  der  Regierung  gleichsam  als  eine  Instruktion, 
nach  der  sie  mit  den  Ständen  zu  handeln  hatten ,  sie  waren 
geradezu  Vertreter  der  Regicruugsinteressen  und  Zwischen- 
händler mit  den  Ständen Danach  einigten  sich  der  zweite 
und  dritte  Stand  über  ein  Bedenken,  übergaben  dieses  den 
Landräten  und  stellten  mit  ihnen  ein  geeinigtes  Bedenken 
zusammen  ^  Die  Ritterschaft  strebte  nun  immer  danach, 
die  Landräte  in  eine  engere  Verbindung  mit  ihrem  Stande 
zu  bringen,  und  setzte  es  auch  mehrmals  durch,  dafs  sie  mit 
jenen  zusammen  ein  Bedenken  verfafste,  unter  dem  Vorgeben, 
sie  könne  zu  dem  Stande  treti^n,  zu  welchem  sie  wollet  Die 
Städte  aber  sahen  in  einer  solchen  Vereinigen  der  beiden 
ersten  Stände  die  iriölste  Gefahr  lür  ihre  Stunmfreiheit  und 
setzten  ihr  imniei  l:  irtnih  kigen  Widerstand  entgegen ^  Erst 
im  17.  Jahrhundert  scheint  man  sich  endlich  t^ber  das  in 
unserer  Zeit  übliche  Verfahren  geeinigt  zu  haben,  dafs  jeder 
Stand  ein  getrenntes  Bedenken  verfafste  und  in  gemeinsamer 
Beratung  von  allen  drei  Ständen  das  geeinigte  Bedenken 
aufgesetzt  wurde.  Aber  noch  immer  wachten  die  Städte  mit 
gröMem  Mifstrauen  über  die  Innehaltuug  des  richtigen 


>  Croy  an  den  Kurf.,  21.  Not.  1670*  (U.-A.  XVI  S.  687  Anm.  2.) 

-  Kl.t-nda  S.  050. 

(  rcvs  Ta.^r,.huch,  15   S(  pt.  1670.   (Ebenda  S.        Anm.  1.) 
*  U.-Ä.  XVi  «.  892  Anm.  1  (Prut.  des  Obenats  v.  10.  Juli  1679). 
ß  Vgl.  HiBtor.  Taschenbuch.   N.  F.  8,  S.  320  f. 
^        Tinter  anderen  den  Landtag  Des.  1604.  (Programm  Elbing 
1891  S.  8,  10  ) 

So  aut  den  l-audtagen  1578  und  1579.    (Programm  Hohenstein 
1865  S.  17.) 

»  Vgl.  den  Landtag  m  Heiligenbeil  1568.  (Progr.  Uohenstein  1855 
S.  19  ff.) 
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brauclies,  in  steter  Furcht  vor  den  Majorisierungsgelüsten  der 
Oberiitände.  Als  diese  einmal  ihre  Bedenken  ihnen  nicht 
getrennt,  sondern  in  einem  .  F^cdenken  der  beiden  Oherstände" 
vemnigi  zugehen  liefsen,  piutestierten  dalier  die  Städte,  um 
.P(dchen  hesorglichen  Unfall"  vorzubeugen,  feierlichst  gegen 
liie^en  Verstofs  wider  die  Observanz*.  Auch  als  nach  Ein- 
reicbung  ihres  Bedenkens  vom  22.  Februar  1(366  nicht  zum 
geeinigten  Bedenken  geschritten,  sondern  von  den  beiden 
anderD  Stftnden  ein  zweiter  SchriftweebBel  eröffnet  wurde, 
beklagten  sie  sich,  gaben  aber  doch  auch  noch  ihr  Sonder- 
bedenken  ab*. 

Wenn  in  unserer  Zeit  auch  die  Landräte  im  interkurialen 
Veritehr  nicht  anders  verfuhren  wie  die  anderen  Stände,  so 
genoia  ihr  Bedenken  doch  immer  noch  ein  solches  Ansehen, 
dafs  es  in  der  Regel  die  Grundlage  für  das  vereinigte  Be- 
denken bildete.  Wenn  in  diesem  die  anderen  Stände  in  einem 
Punkte  von  dem  Gutachten  der  Landräte  abwichen,  wurde 
das  pewülinlirh  nn^^dröcklich  erwiOmt.  Da  den  Landräten  über- 
haupt die  liedaktion  der  stilnriisclien  Schriften  oblagt,  so 
uaiten  durch  sie  die  Oberstände  üb«  rhaupt  auf  die  Abfassung 
des  vereinii^ten  Bedenkens  Eiutluls  und  nutzten  denselben 
zuweilen  zu  ihren  Gunsten  aus.  So  wurde  einmal  die  Haupt- 
beschwerde der  Königsberger  —  wegen  einer  Steuernach- 
sahlung,  die  ihnen  der  Adel  von  Herzen  gönnte  —  „vergessen** 
und  mehrfach  Beschwerden  der  kleinen  Städte,  namentlich 
solche,  die  den  Oberstftnden  unangenehm  waren,  nicht  aus 
dem  Sonderbedenken  in  das  vereinigte  tibernonimen ;  in  zwei 
Füllen  reichten  indessen  die  Städte  jene  Beschwerden  nach- 
träglich in  einem  besonderen  Memorial  ein*.  Anderseits 
rückten  die  Oberstände  auch  wohl  etwas  in  das  vereinigte 
Bedenken  ein.  was  nicht  in  Ipii  Souderbedenkeu  gestanden 
hatte  und  durch  die  Stünde  gegangen  war*"*. 

Dals  neben  den  vereinigten  Bedenken  auch  das  Bedenken 
eines  einzelnen  Standes  der  Regierung  eingereicht  wurde,  war 
wider  Lauiitagsgebrauch;  es  war  ein  feindseliger  Akt  der 
Oberstände,  wenn  sie,  offenbar  uui  die  Stildte  bloiszustellen, 
dem  vereinigten  Bedenken  vom  27.  März  1662  noch  das 
Bttdtische  Bedenken  beifügten^.  Nicht  ungebräuchlich  war 


1  Bedenken  der  Städte,  U.  Auf.  1668.  (Ü.-A.  XVI  S.  S98f.) 

»  Erklärung  der  Städte  (Anfang  Mi\rz)  16fi6.    fKbenda  S.  479.) 
'  /■  B.  eine  schiitiUcbe  Erklärung  Nov.  1670.   (Ebenda  S.  638 
Aqoi.  iA 

*  MenMrial  tob  Königeberg  sum  schliefslichen  Bedenken  v.  3.  Des. 

im  (U.-A.  XVI  S.  946  Aiim  1.)  RedenktMi  dor  Städte  vom  7.  Okt. 
i('^7.  'Kbendn  S.  lOis )  Memorial  annexo  petito  des  Standes  von  Städten, 
23.  Okt,  1667.   (Kbouda      1020  Anui.  1.) 

*  Bedenken  der  Städte,  8.  Mai  1682.  (Ebenda  3.  969  Anm.  1.) 

'  Die  Ohcrräte  an  den  Kurf,  aber  die  städtische  Besdiwerde  darflber, 
2S.  Män  166^  (Jgbanda  S.  5^) 
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eb  aber,  dafs  die  einzelnen  Stände  ihre  Partikularbeschwertlen 
dem  vereinigten  Bedenken  getrennt  aubinizen*.  Als  ieflorli 
die  Kittf'rscbaft  bei  der  tlbergabe  eines  vereinigten  Betb  iikens 
ohne  \ Orwissen  der  anderen  Stände  eine  ihre  abweichende 
Willigung  begründende  Schrift  mit  überreichte,  beanstandete 
es  der  Landesdirektor  als  etwas  ungewöhnliches  und  bat,  die 
Schrift  den  Ständen  zu  ihrer  Beantwortung  zurückzugeben 
Ein  Stand  durfte  eben  nicht  ohne  Mitwissen  der  abrigen 
unmittelbar  mit  der  Regierung  sehriftlich  verkehren;  nur  bei 
einem  offenen  Bruch  zwischen  den  Ständen,  einer  ^^Separation*', 
kam  es  zu  solchem  unverfassungsmärsigen  Vorgehen. 

Eine  ganz  eigenmächtige  Handlungsweise  des  Adels  war 
es  auch ,  wenn  er  einmal ,  als  die  ständischen  Beschwerden 
coniunctim  dem  Kurfürsten  übergeben  werden  sollten,  die 
städtische  Beschwerdeschrift  zurückhielt,  dagegen  die  seinige 
besonders  überreichte  und  daneben  ein  Memorial  der  Königs- 
berger Zünfte  durrhgeben  liefs;  die  Städte  l»aten  darauf,  dals 
nur  der  gesamten  Stände  HeHliwerden,  nicht  einzelne  Schriften 
angenommen  würden,  widrigenfalls  sie  dagegen  als  nichtig 
protestieren  müfsten^. 

5.  Verhandlungen  zwischen  Regierung  und  Ständen. 

Das  vereinigte  Bedenken  wurde  der  Regierung  von  den 
versammelten  Ständen  in  der  Oberratstube  überreicht;  dainit 
erst  begann  wieder  der  offizielle  Verkehr  zwischen  Regierung 
und  Ständen.  Wenn  einmal  die  Regierung  auf  <Tnui(i  privater 
Kenntnis  der  stÄndischen  Sonderwilligungen ,  uline  das  ver- 
einigte Bedenken  abzuwarten,  schon  mit  einer  Komplanation 
dazwiscbenfuhr ,  su  beschweilen  mcIi  die  Städte  mit  Recht 
über  ein  so  unziemliches  Verfahren  *,  Auch  eine  Besprechung 
beider  Parteien  vor  Einreichnng  des  Bedenkens  galt  eigentlich 
als  unzulässig,  geschah  aber  öfters,  um  sich  inbetreff  der  Be- 
schwerden entgegenzukommen  und  einen  Teil  durch  mündliche 
Verhandlungen  schon  vorweg  zu  beseitigen';  die  Oberräte  be- 
zeichneten solche  Unterhandlungen  wenigstens  mit  den  Land- 
räten  als  nicht  ungewöhnlich  ^ 


»  Srhworin  an  den  Kurf.,  15.  Juli  1661.  (l'.-A.  XV  S.  532.)  ^M.Miiorial 
derer  giuvamimiui"  der  liittei>cliatt  beim  Bedenken  v.  27.  Mai  166C. 
(Ü.-A.  XVI  S.  490  Aiim.  1.)  Der  Städte  Erinnening  beim  städt.  Bedenken 
V.  5.  Juni  1666.  fKbpnda  S.  494  Auni.  8.)  Mein<tri;U  K*>iiigsbGrgs  vom 
2.  M^i  167H.    (KlH  uda  S.  778  Anm.  2.\  Vsjl.  auch  el.enda  S  742  Amn.  1. 

*  Froioküll  der  Obcrratf>tube,  21.  Aug.  1676.  (l'.beuda  J5.  ö2ö  Aum.  4.) 
'  Protestation  der  St&dte  Königsberg  u.  der  kleinen  Städte,  24.  Juli 

1668.   (Ebenda  S.  5:^6  f.) 

*  Die  Regierung  au  den  Kurfursteat  lö.  April  1672.  (U.-A.  XVI 
S.  T3d  Anni.  1.) 

^  Protokoll  der  Oberratstube,  8.  Nov.;  Croys  T*geboch,  18,  Nav. 
1670.   (Ebenda  S.  042  Anm.  2  und  r.43.) 

«  Groys  Tagebuch,  IL  bept.  1670.  (Ebenda 
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/Ai^eilen  wurde  das  Bedenken,  wenn  es  sich  nicht  in  den 
Grenz^^u  (\eY  Achtung  vor  der  kurfürstlirhen  Hoheit  liielt, 

Ständen  wieder  /urtlck^rejjehen.  So  fieschah  es  mit  der 
Noiduift  der  pesanitfu  Staude  xom  17.  August  1(3(39,  die  der 
damals  in  rrculVe«  anwesende  Kui  luist  „l)ei  Verlust  der  Un- 
gnade" zurückzureichen  befahl,  sowolil  ihrer  scharfen  Fassnnj? 
we;:eu.  al>  weil  sie  erst  nach  dein  Landtagsahschied  eingegtltcü 
war'.  JJie  Staude  verwahiteii  sich  euti^^cliiedeu  dagegen,  weil 
€S  ihr  angestammtes  Recht  der  freien  deliberationes  auf  Land- 
tagen Terletze Doch  liefs  der  Kurfürst  auf  den  Rat  seiner 
Geheimen  Rate  auch  der  gesamten  Stande  Bedenken  vom 
14.  Juli  1679  unbeantwortet  der  Regierung  zurnckschicken  mit 
der  Weisung,  es  mit  einer  scharfen  Verwarnung  den  Ständen 
aurückzugeben,  weil  es  mit  so  „unartigen  Formalien  makuliref^ 
sei,  dafs  es  mit  seiner  Autorität  nicht  verträglich  sei^.  Man 
war  naturgeniäfs  am  Hofe  viel  empfindlicher  gegenüber  den 
Auslassungen  der  Stände  wie  in  der  Könitjsberger  Oherrat- 
stube;  der  Kurfürst  sprach  öfters  den  (Jl)err;iti'ri  sein  pjstauneu 
aus.  dafs  sie  gewisse  ständisclie  Scluiften  angenommen  hätten, 
und  als  sie  einmal  der  Stände  Verhalten  zu  entschuldigen 
wagten,  wurde  er  fjeradezu  ausfallend  gegen  sie*. 

Das  zurückgt  wiesene  Bedenken  von  1()79  konnte  nicht 
ohne  Schwierigkeiten  wieder  in  die  Hände  seiner  Verfasser 
befiyrdert  werden.  Man  ▼ersuchte  es  heimli^  durch  einen 
Kanaleibeamten  dem  Aufwarter  der  Landratstube  abgeben  zu 
lassen,  aber  yergebens;  auch  der  Landesdirektor  wollte  ea 
sieht  anders  als  im  Beisein  der  Stande  annehmen.  Es  wurde 
dann,  als  die  Stände  beisammen  waren,  durch  einen  Kanzlei- 
verwandten  hinaufgeschickt,  aber  auch  jetzt  wollte  es  der 
Direktor  nicht  seihst  in  Empfang  nehmen,  sondern  nötigte 
den  Boten  in  die  Stube  zu  kofnmen  und  das  Bedenken  auf 
den  Tisch  zu  legf  n'\  So  brauchte  sich  niemand  dem  Vor- 
wurf auszusetzen,  das  Bedenken  zurückgenommen  und  damit 
das  ständische  (Gewissen  be>chwert  zu  haben.  Die  Klage  der 
Stände  über  Kückweisuug  dieses  Bedenkens  klang  übrigens 
den  veränderten  Zeiten  entsprechend  weit  wehmütiger  und 
uuterwOrtiger  als  die  Beschwerde  von  1070®. 

Auch  Eiuzelbedenken  wurden  manchmal  zurückgewiesen, 
so  eine  gemeinsame  Schrift  der  Ritterschaft  und  der  Städte 


'  Prr  tok-,)]!  Tettaiis,  19.  Aug.  1669.  fü.-A.  XVX  S.  694 f.)  Gutachtea 
der  Regierung,  2.  Dez.  167Ü.  (Ebenda  i?.  674.) 

*  Bedenken     1.  Dex.  1670.  (Ebenda  S.  651.) 

'  Kurf.  Beskrijit»  12./22.  Aug.  1679.  (Ebenda  S.  895  Anm.  2  und 

*  Vgl.  den  hchriftweihsei  Juli  und  Aug.  1682.  (Kbenda  S.  975  ö.> 

*  Protokolle  des  Oberrate  v.  9.  14.  and  17.  Okt.  1679.  (U.-A.  XYI 

S.  9Ö4,  905,  906.) 

Der'  Stande  allgemeines  Bedenken,  27.  Okt.  1679.  (Ebenda  ä.  907.) 
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vom  27.  Juli  1673'.  Den  Konigsbergern  wurden  anf  dem 
Landtage  ()3  mehrfach  Bittschriften  und  Vors  teil  ungeu 
wegen  ihrer  uuehrerhietigen  Fassung  zuriickgegeben 

Da  es  niemals  vorkam,  (ial>>  das  eingereichte  Bedenken 
sogleich  mit  den  1  orderungcn  der  Regierung  in  Eiuklaug 
stand,  so  begann  diese  nun  mit  den  Ständen  weiterzuverhandeln, 
der  Handel  wurde  niin  „so  lange  hin-  und  hergetrieboi ,  bis 
man  letztlich  zu  endlichem  Beschlufs  gekommen**  *.  Das  Ganze 
hatte  oft  völlig  das  Gepräge  eines  Markthandels:  die  Regierung 
begann  mit  möglichst  hohen  Forderungen  die  Stände  (aufser 
den  Landräten)  mit  möglichst  niedrigen  Bietungen,  tin  1  je 
nach  der  Gewandtheit  der  beiden  Parteien  fiel  die  endliche 
Einigung  aus.  War  also  die  Regierung  mit  dem  geeinigten 
Bedenken  noch  nicht  zufrieden,  so  machte  sie  den  Stünden 
einen  neuen  Antiag,  eine  ^Instanz",  die  in  der  Wcixd  p:]cirh 
der  Proposition  als  schriftliches  Protokoll  den  Ständen  ül irr- 
geben oder  zuweilen,  namentlich  bei  öfteren  Wiederhol  ungeu, 
der  Kürze  halber  uur  mündlich  gemacht  wurde.  Es  begann 
nun  wieder  dasselbe  langwierige  Verfahren  wie  vorher,  mit 
bonderbedenken  und  deren  Zusammenfassung  zu  einem  ver- 
einigten Bedenken ;  eine  Abkürzung,  etwa  durch  Überschlagung 
der  einzelnen  und  sofortiger  Abfassung  eines  vereinigten  Be- 
denkens, wurde  von  den  Hfitem  des  Landtagsbrauchs,  den 
Städten,  als  ungehörig  bezeichnete 

Die  Instanzen  wurden  seit  16(36  eine  fast  regelmäfsige 
Erscheinung  der  Landtage,  ein  Zeichen  des  Machtzuwachses 
der  Monarchie,  denn  diese  allein  hatte  einen  Nutzen  von 
ihnen,  die  Stände  wurden  durch  eine,  oft  auch  mehrere  In- 
stanzen fnst  ret^elmäfsig  zu  höhereu  Willigungen  gedrilngt  und 
verlort  11  ilat) l  i  nur  an  Zeit  und  Zehrungskosten.  Srlir  wirksam 
waren  die  Instanzen  besonders  dann,  "wenn  die  Stande  auf 
Entlassung  drängten,  die  Regierung  diese  ai)er  von  einer 
Hoher  willigung  abhängig  m<achte*.  Ohne  Entlassung  aber 
konnten  sie  nicht  förmlich  auseinandergehen  ,  sonst  brachen 
sie  selbst  das  so  ängstlich  gehütete  Land  tagsrecht,  denn  wie 

»  U.  A.  XVI  S.  788  f.  Anm.  1. 

«  Die  nhorräte  an  don  Kurf.,  1.  März  1661.  (Ü.-A.  XV  S.  475  f.). 
Kliensn  15.  Febr.  1662.  (Baczko  V  S.  824.)  Eine  Schrift  schickten 
ihnen  sowolil  diü  Überrate  mit  bcharfem  Verwei.s  zurück  als  aucli  die 
Oberstände  (Schwerin  an  den  Kurf.,  6.  und  12.  Jnni  1662.  U.-A.  XVl 
S.  144  und  151). 

«  Toppen,  Hist.  Taschenbuch.    N.  F.  8,  S.  3H2f. 

*  Vgl.  die  Propositiüueu  vom  11.  April  und  2.  Juni  1673.  (U.-A.  XVl 
S  770,  772  *  779  780) 

Derer  von  Städten  endliche  £rklArang,  4,  Aog.  1668.  (Ebenda 
8.  541  Anm.) 

«  Berichte  und  Protokolle  der  Regierune,  Jan.  1679.  (U.-A.  XVI 
S.  859  Anm.  1  f.)  Protokoll  des  Oberrats,  16.  Febr.;  Bericht  der  Regierung» 
18.  Juli  1679.  (Ebenda  8.  S6B  Anm.  2,  S.  897.)  Der  St&ode  Entschliebung, 
22.  Nov.  1679.  (Ebenda  9X1.) 
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die  Eiiibf lufun«'  kouute  auch  die  „Dimission"  nur  auf  kur- 
fürstlichen Bt  fehl  erfolgen  Der  Wandel  der  Zeiten  drückte 
sich  eben  auch  in  dem  äufsereu  Verfahren  auf  den  Laadtagen 
aus:  früher  liatten  die  Stände  den  Landesherrn  mit  endlosen 
Verbandliingeii  Über  ihre  Beschwerden  und  Wikosehe  hin- 
gezogen, denn,  wie  sie  selbst  stagten,  „die  ordinaria  et  com* 
mnniB  praxis  aller  bisherigen  Landtage  ist  gewesen,  daf«  die 
Stände  solange  mit  ilner  Herrschaft  negotiiret,  auch  wohl 
bisweilen  ultra  quadrupHcam  libelliret  haben,  bis  sie  der 
Sachen  endlich  eins  worden  und  so  einen  Schlufs,  den  sie 
haben  annehmen  können,  erlanpret"^.  In  der  zweiten  Hälfte 
der  Regierung  des  Grofsen  Kurfürsten  aber  wurden  immer 
luehr  der  Fürst  und  seine  Orgaue  diejenigen,  welche  solange 
mit  den  Ständen  handelten  und  sie  bis  zur  Qua<lru|>lik  zwackten, 
bis  sie  eine  Willigung  erlaugten,  die  sie  anneiuueu  kuTintea*. 

Im  Vorstehenden  ist  aus  der  Kette  der  Verhandlungen 
auf  einem  Landtage  nur  ein  einzelnes  Glied  herausgegriffen 
ühd  geschildert  worden,  das  mannigfaltige  Bild  darzustellen, 
welches  das  Wirrsal  der  Verhandlungen  eines  der  gröiberen 
Landtage  bietet,  liegt  nicht  im  Rahmen  der  hier  gesteckten 
Aufgabe.  Wenn  mehrere  Beratungsgegenstände  vorgenommen 
waren,  nebeneinander  herliefen,  sich  vielfach  beeinfluf^ten 
und  durchkreuzten,  so  wurden  die  Verhandlungen  aufser- 
ordentlich  verwii  kelt  und  langwierig.  Das  war  vor  allem  auf 
den  drei  grofsen  Landtagen  unseres  Zeitabschnitts  der  Fall: 
dem  vom  4.  Juni  1640  bis  12.  Dezember  1H41  währenden 
ersten  Landtage,  dem  grofsten  und  wichtigsten  vom  '{o,  Mai 
ltk>l  bis  Ende  Juli  l(iü3  und  dem  zweiten  Konüiktslandtage 


^  Die  Kegierung  weigerte  sich  mehrfach,  ohne  besonderen  Befehl 
des  Kurtürsten  die  Stande  zu  entlassen.  Protokoll  der  Oberratstuhe, 
13.  Jan.  1679;  die  Kegierung  au  den  Kurtürsten,  18.  Juli  1679.  (U.-A.  XVI 

*  Bedenken  der  Stände,  I.  Dez.  1670.  (Ebenda  S.  651.)  —  In  der 
Zahl  der  fi!*er  eine  Materie  zwischen  Reprierunfr  und  Ständen  gewechselten 
iichrinen  (^Duplik,  iniilik  usw.)  kam  es  auf  dem  Landtage  von  1602  sogar 
Int  lOT  Sextnplik.  (Programm  Hohenstein  1867  S.  28.) 

•  Ein  Beispiel  für  solche  durch  Instanzen  immer  neu  aufgenommene 
Tr  rbnndlungen  bietet  der  Verlauf  der  Konvokatiou  Yom  April  bis  Jnli 
i67a  ILVA,  XVI  ü.  772-784): 

Proposition ...  II.  April.    Sonderbedenken  14,  19.,  25.  April. 

VcKMuigtes  Bedenken  5.  Mai. 

Nene  Proposition  2.  Juni  (6.  Mai  bis  1.  Juni:  Vertagung  zur  Ein- 
holung besserer  Instruktionen).  Sonderbedenken 
6.,  12.,  19.  Juni.  Vereinigtes  Bedenken  28.  Juni. 

Tnfftinf  ....   ]•  Juli.    Sonderlx  denken  10.,  13.,  10.  (?)  Juli. 

Vereinigtes  Bedenken  21.  (?)  Juli. 

Mündliche  Instanz   21.  Juli.  Sonderbedenken  22.  (?),  28.,  24.  ^r^  Juli. 

YereinigteB  Bedenken  25.  Juli. 

llftiidliclie Instanz   25.  .Tuli. 

Die  Landi  Mt»'  antworten  no*  h  27.  Juli,  die  anderen  Stande  lassen 
sich  aul  nichtj»  meUr  ein,  die  Tuguug  loat  sich  ohne  Ergebnis  aui^ 
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Tom  24.  Juli  1670  bis  24.  September  1671.  Nameiitiicli  der 
mitüere  ist  infolge  der  Zahl  und  Wichtigkeit  der  auf  ihm 
durchberatenen  Gegenstände  —  Anerkennung  der  SouTerAnit&t, 
Neuordnung  der  Landesverfassung,  Abstellung  der  zahlreichen 
Landesbeschwerden ,  Versicherung  der  st&ndischen  Privilegien 
und  endlich  Williguug  einer  gröfsereu  Summe  für  das  Heer 
—  in  seinem  Verlaufe  uur  äufserst  schwer  zu  abersehen. 

öfters  erlitt  auch  der  Gang  der  Landtagshandluugen 
Unterbrecliungeu ,  sei  es  aus  iUifsorcn  Aiiliissen  (Festtage, 
Erutearbeiten )  oder  aus  sachlichen  Gründen,  um  einen  Weiter- 
gang  der  Verhandlungen  durch  Erweiterung  unzureiriieniier 
Instruktionen  zu  ermöglicheu.  Die  grorsen  Feiertage  erweckten, 
wenn  sie  in  die  Zeit  eines  Landtages  fielen,  die  .Sehnsucht 
der  Landboten  nacli  der  Heimat  manchnial  so  sehr,  dafs  sie 
„ohne  Termission  und  Suspension"  des  Landtages  auseinander- 
gingen ^  Meistens  aber  erhielten  sie  bei  diesen  Gelegenheiten 
auf  ihr,  oft  sehr  dringendes,  Ansuchen  regelrechte  Ferien* 
Auch  die  Erntezeit  machte  die  Deputierten  ungeduldig^ 
konnte  ihrem  Gesuch  um  Dimission  nicht  willfahrt  werden,  so 
niufste  man  wohl  zulassen,  dafs  sie  abwechselnd  auf  10  bis 
I  J  T.ige  nach  Hause  reisen  oder  alle  sich  bis  zu  einein  be* 
stiniuiteu  Tage  unter  der  Hand  entfernen  konnten^.  Über- 
haupt ging  man  bei  derartig»  n  lUifseren  Veranlassungen  mit 
Entlassung  und  Wiedervei-sainmluug  formlos  vor  und  pHej^te 
den  Landtag  ..sine  ulla  dimissione  aut  dissoluiione"  zu  ver- 
tagen und  ohne  neue  Ans>chreil»en  zu  „re.tssumiren"  *. 

Anders  verhielt  es  sich,  wenn  aus  .sachlirlH'ü  Gründen 
eine  Vertagung  erfolgte:  dann  mufste  der  lierk  iiiiuhclu'  (iang 
der  Ausschreiben  und  der,' Aniterversauiiiiiuiigt  n  iniicgchalteu 
werden,  damit  die  Abgeordneten  über  die  bisherigen  Ver- 
handlungen Bericht  erstatten  und  Erweiterung  ihrer  In- 
struktionen fnr  den  weiteren  Verlauf  einholen  konnten.  Als 


*  So  Ostern  1662.  Trotz  ihres  Ver^iprechens,  am  17.  April  wieder 
da  zu  sein,  waren  erst  am  8.  Mai  alle  Abgeordneten  wieder  vereinigt. 
(Berichte  Schwerins  von  April'Mai  1662.    U.-A.  XVI  S.  66  f.,  77,  87,  9«, 

Aiifh  7.n  Pfingsten  1672  wurde  tlit^  Dimission  Tiicht  so  sehr  be- 
willig als  conuivendo  zugelassen.  (^Croy.s  Tagebuch,  'i.  Juni  1672.  Ebenda 

«'Bitten  um  Entlassung  vgl.  l'.-A.  XV  S.  :^5,  704;  XVI  S.  736, 
996,  —  Die  Augustzeit  erfordore  j  -den  nach  Hause,  und  viele  von  der 
Ritterschaft  hätten  sich  bereits  vor  vielen  Tagen  wegbegebeu^  sagte  der 
Statthalter  4.  Aug.  1660  tu  den  Ständen  *  um  sie  auch  zur  Eile  ansu- 
spomen.   (Protokoll  Tettaus.    U.-A.  XVI  S.  511.) 

«  Protokolle  des  Oberrats,  id.  Juü  1679  uad  22.  Juli  im.  (Ebenda 
i».  890  1.  uad  1007.) 

*  8o  bei  der  Vertagung  und  Verlegunir  des  Landtages  nach  Branden- 
burg, bald  darauf  nach  Bartenstein,  wepreii  der  Pt  -r  in  Kuiii^sb.rg. 
Protokoll  des  Olu  riats,  5.  AiifT.,  Bericht  an  den  Kurl.,  21.  Spjit.  1«'.61. 
(ü.-A.  .\V  h.  ÖäU,  ü79.)  i>.  auch  Bericht  der  Oberrate,  16.  Dez.  1661. 
(Ebenda  S.  701) 
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daher  nach  der  schliefslichen  Krkläruug  vum  21.  März  IrJ?! 
die  Stände  entlasseu,  aber  zur  Fortsetzung  der  Handlung  auf 
dm  26.  Mai  wiederbestellt  waren,  imd  man  nach  dem  Baffir- 
balten  dea  Kanzlers  neue  Ausschreiben  und  neue  Amtstage 
als  unnötig  unterlassen  hatte,  widersprachen  Ritterschaft  und 
Stidte  den  so  formlos  wieder  aufgenommenen  Beratungen  und 
Selsten  es  auch  durch,  dafs  die  Stände  wieder  entlassen  und 
von  neuem  ordnungsrnftüBig  einberufen  wurden^. 


6.  Ber  Landtagsabscbied. 

\\em\  Landcs]io?rs('haft  und  Stände  in  ihren  Verhaiul- 
lunjieii  I  inilicli  ein^-  geworden  waren,  so  wurde  deren  Kt- 
gehni>  m  dem  LandtagMil)schied  zusamraengefafst ,  der  \()m 
Kurfiii-sten  den  Standen  erteilt,  ihnen  in  einer  Schluisver- 
^aiün^lLilig  voi gelegen  mal  iliuen  dann  „üriguialiter  extradiret" 
wurde  2.  Rechtmärsig  sollte  er  ein  zweiseitiger  Vertrag  sein, 
ein  Entacheid  aller  swischen  Fürst  und  Landschaft  yor- 
gefallenen  Streitigkeiten*,  eine  Erledigung  der  von  beiden 
Seiten  vorgebrachten  Forderungen  und  Wünsche  K  In  Wirklich« 
keit  war  aber  auch  Beine  Fassung  durch  die  jeweiligen  Macht- 
vertiiltnisse  der  sich  gegenüberstehenden  Parteien  bestimmt: 
entweder  trat  in  ihm  mehr  die  Erledigung  der  ständischen 
Wünsche  und  Beschwerden*^  oder  der  Bescheid  auf  die  kur- 
fürstlichen Fordeningen  in  den  Vordergrund.  Je  mehr  die 
M;^ff:r  tler  Monarchie  vordrang,  um  so  mehr  und  otfeuer 
>pi;[','ii  ^i''h  iwich  in  den  Abschieden  die  Auffassung  des 
i-ürsLeu  au^,  tlais  der  Zweck  des  Landtage^  eitiilit  sei,  wenn 
die  Stünde  genügend  gewilligt  hätten  und  dafs  danach  auch 
der  ^(•hlui■^  gemacht  werde.  So  versuchte  schon  1<)<)8  der 
Kurfürst,  nachdem  die  Steuerfrage  erledigt  war,  mit  einem 
einseitig  erlassenen  Bescheid  auf  die  ständischen  Anliegen, 
den  Landtag  zu  schliefsen,  doch  drang  er  damit  noch  nicht 
durch,  sondern  mufste  sich  nachtiliglich  noch  auf  zweimonatige 
Verhandlungen  über  die  stftndiBcben  Besehwerden  einlassen. 
Noch  schroffer  ging  er  auf  dem  Landtage  von  1(369  vor:  er 
brach  die  Verhandlungen  mit  einem  sehr  ungnädigen  Abschied 


'  Croys  Tagebuch,  SS.,  S9.  Uaa,  6.,  9.,  18.,  23.  Jnni  167i.  (U.-A.  XVI 

8.  »7,  m  f.) 

*  Bedeukeii  der  Sudte,  14.  Aug.  (Ebenda  S.  594.) 

*  Bedenken  der  Landräte,  13.  Juni  1663.   (Ebenda  S.  432.) 

*  Der  vertragsmä&ige  Charakter  der  Abschiede  tritt  recht  hervor, 
^rnn  i\n-  ( »lu'r>t;indi' ,  als  K'  TtiL'sborg  sich  auf  seine  orlniigten  Ver- 
tbKheiduiigen  wegen  deb  Landbieies  berief,  ihm  hierin  keine  Verabschei- 
doDg  zugestehen  wollten,  weil  dM,  wa«  auf  einseitiges  Anhalten  eines 
TeUt  aasgekommen ,  dem  Gegenteil  nimmer  präjudizieren  könne.  Sie 
»erwahrten  sich  daher,  wie  stets,  aufs  feierhchste  dagegen.  (Erklärung 
»Her  Stände,  lö.  März  1663.    U.-A.  XVI  S.  374.) 

*  Wie  in  dem  Abschied  vom  12.  Des.  1641.  (U.-A.  XV  S.  8S6  ff.) 
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einseitig  ab,  verlangte  uur  uoch  die  WilliguDg  der  Stände 
und  nahm  keine  weiteren  Schriften  von  ihnen  an.  Im  Oktober 
1673  wurden  sogar  die  Stande  nach  unzureicheuder  WUliguDg 
kurzerhand  entlassen  und  erst  nachtr&glich  vom  KurfQrsten 
ein  Abschied  ins  Land  geschickt,  der  keine  Antwort  auf  ihre 
Beschwerden  enthielt,  hingegen  eigenm&chtig  einige  ungewilligt 
erhobene  Steuern  als  gewilligt  bezeichuete^  Einen  solchen 
Abschied  auszugeben,  scheuten  sich  doch  die  Oberräte,  denn 
er  stand  in  iinmittelbarem  Widerspruch  zu  den  Landtags- 
akteTi .  nnd  Bo  hielten  sie  dafür,  dais  gar  kein  Abschied 
immerhin  uoch  besser  sei^  Im  nächsten  Jahre  ^^edaclffe  die 
Regierung  wieder  olnip  einen  Abschied  auszuiujmiiiLU  und 
sah  nach  dem  vereinigten  Bedenken  vom  11.  April  lti74  den 
Landtag  ohne  weiten  s  lür  beendet  an*.  Nun  gingen  aber 
die  Stände  zur  Tat  über,  weigerten  sich  den  Landtag  als 
gesclilüssen  anzuerkennen,  kehrten  nach  den  Ostertageu  von 
selbst  zurück  und  blieben  trotz  eines  drohenden  kurfürstlichen 
Reskripts^  zusammen.  Nachdem  sie  gegen  Pfingsten  wieder 
auseinandergegangen,  hielt  es  die  Regierung  doch  für  gut, 
den  Abschied  behufs  Veröffentlichung  auf  dem  nächsten  Amta- 
tage  nachträglich  in  die  Amter  zu  senden,  damit  die  Kon- 
vokation  formell  als  geschlossen  und  ihre  Beschlüsse  als  wirksam 
gelten  konnten'. 

Es  gibt  kaum  etwas,  das  mehr  die  schnell  sinkende  Macht 
der  Stiin'fp  klarlegt,  als  wenn  mit  ihren  wichtigsten  Hechten 
fortsein «  itend  derart  verfahren  werden  konnte.  Von  Tagungen 
im  ständischen  Sinne  läfst  sich  kaum  mein;  reden,  wenn  sie, 
wie  es  danach  noch  öfters  vorkam,  nach  Ülierreichuug  ihres 
vereinigten  Bedenkens  formlos  entlassen  und  ein  einseitig  und 
obenhin  ausgefertigter  Abschied  ihntn  nachgesandt  wurde**. 
Das  war  nicht  mehr  als  die  Wahrung  einer  äufseren  Form, 


»  Crny  an  den  Kurf,  24.  Okt.  1673.  (L.-A.  XVI  S.  786.)  Der  I.and- 
tagsabschied  ist  datiert  UöUn  24.  Nov./ 4.  Dez.  1673.  (Ebenda  S.  71*0.) 
Die  Ritterschaft  klagte  in  einer  Supplik  Toni  1<^  Jan.  1674^  der  leiste 
Konvokationstag  habe  ihnen  und  ihrem  Vaterlande  „seinen  gänzlichen 
Untergang  bereiten  wnllrn",  da  kein  Abschied  ati-frecrolien,  sondern  an- 
gewilligte  Ausschreiben  ergangen  seien.   (Ebenda  b.  793  Anm.  1.) 

*  Die  Hegiemng  an  den  Kurfttrsten,  26.  Des.  1678.  (Ebenda  S.  790 
Anm.  3.)  —  Auf  diesen  Abschied  spielten  wohl  die  Stände  an,  wenn  sie 
im  vereinigten  Bedenken  v.  9.  Sept.  1C74  v^-ifTtcn:  der  Landtag  möge  nach 
ihrer  Wiiligung,  nicht  nach  des  iviaiur.>.teu  hurderung  geschlossen 
werden.  (Ebenda  8.  809.) 

»  Ü.-A.  XVI  S.  800. 

*  Vom  1<).  'J6.  Ai.ril  1674.    fFbenda  Anm.  1.) 

*  Die  Kegierung  an  alle  Amterj  6.  Juni  1674.  (Ebenda  S.  806  Anm  1.) 

*  Die  Regierung  versprach  am  24.  Ang.  1676  den  Standen  bei  der 

Entlassung  den  Abschied  für  den  Relationstag  (U.-A.  XVI  S.  826); 
14.  Okt.  1677  vertröstete  sie  die  Stände  bei  der  Dimission,  dafs  inner- 
halb drei  Wochen  ein  schriftlicher  Landtagsschluls  erfolgen  BoUe. 
(Ebenda  S.  837.) 
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und  auch  i\\e<e  unterliefs  man  schliefslich :  denn  obwohl  die 
(»In^rräi^.-  »lea  Kuilursten  1684  baten,  ihiieu,  da  die  StJlnde 
diiiiittieit  seien,  einen  Bescheid  auf  das  Bedenken  zu  senden, 
um  ihn  uls  Kouvokationsschlurs  in  die  Ämter  schicken  zu 
künnen  ^  so  ei  tahieu  wir  doch  später,  dal's  keine  schriftliche 
Verabscheidung  erfolgt  ist^.  Eine  solche  war  eben  in  dieser 
Zeit  oberflUBsig  geworden,  denn  auf  dimn  KonTokationen 
hatten  die  St&nde  nur  noch  ihre  Zustimmung  zu  den  M ilitar- 
fordemngen  zu  geben,  weitere  Verhandlungen  fanden  gar 
iiicfat  mehr  statt. 

Da  der  Land  tagsabschied  den  rechtsgültigen  Abscblufs 
der  Landtagshandlungen  bedeutete,  so  führten  immerhin  solche 
Abweichungen  von  der  gebräuchlichen  Form  mehrfach  zu 
Tnklarkeiten  und  Mii'shelligkeiten.  I^esonders  bezeiclinend 
Lst  die  Geschichte  des  lt)(i;i  bewilligten  Donativs,  einer  zu 
Geschenken  für  die  Kurfürstin  und  emme  Würdenträger  be- 
stimmten freiwilligen  Steuer'*.  Die  Ritterschaft  behauptete, 
nicht  an  die  Williguug  gebunden  zu  sein,  da  sie  nach  Laudtags- 
üchiui's  von  wenigen  Nachgebliebenen  in  die  Landtagsakte 
hal)e  eingerückt  werden  wollen*;  ein  „Bericht  für  die  Land- 
rate" von  1(jG9  dagegen  erklärte,  die  •  Dimission  sei  noch 
nicht  erteilt  gewesen,  die  schon  abgereisten  Adligen  also  zu 
Unrecht  abwesend  gewesen*.  Tatsächlich  war  der  Abschied 
sdion  am  1.  Mai  ergangen,  dann  waren  noch  Verhandlungen 
bis  in  den  Juli  geführt  worden  und  Ende  Juli  die  Abgeordneten 
olme  Sang  und  Klang  auseinandergegangen.  Da  somit  die 
Ritterschaft  formell  im  Recht  war  und  darauf  bestand,  so 
jsog  sich  diese  Angelegenheit  noch  durch  viele  Tagungen 
unerquicklich  dahin,  und  noch  lt»82  tauchte  die  Ritte  um 
Kassierung  dieses  unter  so  zweifelhaften  Umständen  gewilligten 
Donativs  auf^.  Auch  sonst  noch  wurden  dunh  das  formlose 
Abbrechen  der  Verhandlungen  Meinungsverschiedenheiten  ver- 
anlalst.  So  hielten  im  Frühjahr  1671  die  Stände  den  Landtag 
für  geschlossen  und  weigerten  sich  die  Wiederaufnahme  der 
Verhamiluugen  als  Fortsetzung  anzuerkennen';  uaigekehrt 
sah  im  Frühjahr  1674^  die  Regierung  den  Landtag  für  beendet 
an,  die  Stände  dagegen  lehnten  es  ab  auseinanderzugehen. 
Als  nach  dem  yereinlgten  Bedenken  vom  6.  Juli  1680  die 


'  Die  Oberrät€  an  .Icn  Kurf.,  12.  Okt.  1084.    (U.-A.  XVI  S.  990.) 
Derer  von  St;i«lton  Erklärung,  3.  Aug.  1685.    (Kbenda  S.  99;i.) 

*  Der  Oberstunde  ireiwilliger  Hubenschors,  2ü.  Juli  1603,  (Kbenda 
S.  458  Aam.  1.) 

*  Gutachten  der  Ritterschaft,  Mai  1669.  (Ebenda  S.  554.) 
»  Ebenda  S.  452  Anm.  2. 

'  Der  Stünde  schliersliches  Bedeukeu,  Mai  1682.  (Kbenda 
SL  9S8.) 

*  \VJ  r    \.  XTl  S.  696,  697,  708 f. 
'  Vgl  ebenda  S.  8(i0. 
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meisten  Deputierten  in  der  Meinung,  der  Landtaj^  sei  ge- 
schlossen, abgereist  waren,  versuchte  die  Begierung  noch  auf 
Verlangen  des  Kurfürsten  eine  jMehrwilligung  durchzusetzen 
und  berief  zur  Ergänzung  der  all/u  geringen  Ahgouiilneten- 
zahl  die  Vertreter  der  Königsberg  benachbarten  Ämter  zurück  ^ 
Sie  erreiehte  damit  auch  eine  neue  Wiliigung';  die  Ritter- 
sdialt  widersprach  zwar  nachträglich  dieser  „Verkleinerung 
der  Privilegien",  aber  nur  schwächlich  und  ohne  den  letzten 
Beschlufs  anzufechtend 

Nach  dem  offiziellen  Schlufs  des  Landtages  brauchte  weder 
der  Kurfürst  noch  Schriften  der  Stände  anzunehmen  *  noch  auch 
die  Stände  sich  auf  weitere  Vorschläge  der  Regierung  ein- 
zulassen. Weun  demungeachtet  die  Regierung  mohrfach  noch 
nach  Landtags^rlilufs  im  eigenen  Interesse  Verhandinn tien 
mit  den  Städteu  Kön!??iherj?  fortsetzte^,  so  empfan<leii  dit  se 
das  als  „ihre  Unpliü 'K-iü;^keit",  dafs  sie  nicht  das  gleiciie 
Recht  wie  die  anderen  .stände  geniefsen  sollten,  da  es  wider 
die  Landesverfassung  laufe,  dafs  nach  dem  geeinigten  Bedenken 
ein  Teil  der  Stände  noch  seinen  Schlufs  ändern  und  weiter 
landtagen  solle*.  Und  weun  sie  sich  auch  dazu  verstanden, 
etwas  zu  ihrer  vorherigen  WiUigung  zuzulegen,  so  taten  sie 
es  nur  „absque  praeiudicio  der  anderen  Stände  und  der 
sonsien  gewöhnlichen  Landtagshandlungen**  ^ ;  1642  allerdings 
waren  alle  nachträglichen  Verhandlungen  mit  ihnen  fruchtlos 
geblieben. 

• 

7.  Aelationstage. 

Der  alte  Brauch,  dafs  die  Abgeordneten  nach  geschlossenem 
Landtage  in  ihren  Bezirken  über  die  Verhandlungen  und  Be* 
Schlüsse  Bericht  erstatteten  und  ihren  Hinterbliebenen  Rechen- 
schaft ablegten  über  ihr  Verhalten,  war  in  der  Zeit  höchster 
Blüte  des  Ständetums  1609  wieder  eingeführt  und  verfassungs- 
mäfsig  festgelegt  worden*.  Man  gedachte  ihn  nun  auch 
Streng  innezuhalten  und  bedrohte  sogar  Hauptleute,  die  Zeit 


»  U.-A.  XVI  S.  987  Anm  2. 

-  Verciiiiutps  Bedenken,  27.  Juli  1080.    fKbrnda  S.  WSl.) 

«  Der  Kittcrschali  Bedeukeu,  12.  Nov.  iOöO.   (Ebenda  S.  94;iJ 

*  Vgl.  Schwerin  an  den  Kurf.,  28.  Sept.  1661.  (Ü.-A.  XV  S.  582.)  — 
Wenn  der  Kurfarst  nach  dem  Abschied  vom  1.  Mai  1668  eine  Ausnahme 
machte  und  sich  auf  weiteren  Schriftwechsel  einliefe,  geschah  es,  weil 
er  die  Huldigung  der  Stände  erreichen  und  diese  daher  günstig  stimmen 
maCste.  Vgl.  auch  seine  Antwort  auf  die  Siipjdikation  der  OberatAnde 
T.  9.  .lull  166a.   (Ü.-A.  XVI  S.  441.1 

So  1042  iihcr  die  kuri.  1- ordern nfrcii  (W-A.  XV  S.  832  flf.X  1669 
über  den  rtundzoli  (ü.-A.  XVI  S.  591),  lö<l  über  die  Manufakturgelder 
(ebenda  S.  717),  1678  über  eine  höhere  Wiüigung  (ebenda  S.842  Anm.  2). 

«  Schriftliche  Resolution  der  drei  Städte  Königsberg,  29.  Mans  167^, 
(Ebenda  8.  842  f.) 

'  Acta  et  Decreta  de  1609.   Priv.  toi.  106  a,  AI.  ;,Dc  relationibus". 
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und  Ort  dafHr  anzusetzen,  und  Deputierte,  die  Bericht  zu 
erslatten  versauniten,  mit  Geldstrafen.  In  unserer  Zeit  war 
es  nicht  mehr  den  Hauptleuten  überlassen,  sondern  die  Re- 
gienin;^  Ix'fahl  nach  Sclilufs  der  Tagung?  durch  Ausschreiben 
an  die  Hauptleute  einen  bestimmten  Tag  zur  Versaiiiiiihing 
der  Amtsinsissen,  Publikation  (ies  Abschiedes  und  Entgegen- 
nalime  des  lierirht^  iler  Abgeordneten  \  Die  lielation  war 
iiel  eu  der  Instruktion  das  wicbtigste  Mittel,  die  ständische 
Verfassung  auf  breiter  Grundlage  zu  crbalten.  so  dafs  alle 
Mitglieder  der  privilegierten  Stände  Anteil  hatten  an  der 
gesetzgebenden  Gewalt.  Denn  erst  nach  abgestatteter  Relation 
und  Genehmbaltung  der  Einsassen  wurden  die  Landtags- 
besehlQsse  fOr  diese  verbindlich ;  daher  bat  einmal  die  Ritter- 
schaft, dafs  die  Publikation  des  Abschieds  von  den  Kanzeln 
nicht  vor  der  Belation  erfolgen  solle 2. 

Wenn  der  Kurfürst,  nachdem  1(381  die  Separation  der 
Stände  durchgeführt  war,  die  Relationstage  eingehen  liefs,  so 
geschah  es,  weil  er  sie  bei  der  nunmehrigen  Art  der  Landtags- 
handlungen fiir  überflüssig  hielt  und  da  ohnehin  ,jTiit  Zu- 
sammenkommung des  Adel^  in  denen  Aembteru  viel  Unkosten 
verursachet"  wurden-'^.  Oticnbar  hat  er  nicbf  in  ihnen  ein 
stilndisches  Machtmittel  zu  treffen  gedacht,  sonst  liaite  er  sie 
M-li'tn  früher  beseitigen  müssen.  Wie  schwer  aber  den  Stäudeu 
darf  allmähliche  Abbröckeln  ihier  alten  Gebräuche  fiel,  geht 
aus  ihren  seit  1(kS2  sich  stets  wiederholenden  Bitten  hervor, 
ihnen  die  Relation  in  den  Ämtern  wieder  zu  gestatten*.  Als 
Zeichen  der  Anerkennung  fOr  eine  günstige  Willigung  ge- 
währte ihnen  der  Kurfürst  im  November  1()85  ihre  Bitte'*; 
und  als  er  für  den  29.  Dezember  1687  wieder  einen  Tag  zur 
Berichterstattung  über  die  vorhergegangenen  Konvokationeu 
gestattete",  verursachte  das  „bei  dem  Lande  eine  ungemeine 
Freude"  ^.  Doch  die  verbisseneren  Elemente  wollten  von 
solchen  Gnadenerweisungen,  wo  man  Recht  zu  fordern  hatte, 
nichts  wissen;  der  brandenburgische  Deputierte  Joachim 
Albrecht  von  Brumsee,  der  alte  Feind  der  Monarchie,  erschien 


*  Zugleich  wurden  die  Landtagsschlflsse  in  die  Ämter  geschickt, 

anscheinend  manchrnal  etwas  zurocbtirostutzt,  denn  1640  baten  die  Stiindo, 
sie  möchten  rolllconinieii  und  uiikorrigiertf  wie  sie  vereinbart  waren,  er- 
lassen werden.   (Ü.-A.  XV  S.  251.) 

*  Memorial  der  Ritterschaft,  13.  Juli  1668.  (Ü.-A.  XVI  S.  531.) 

'  Der  KurfUrst  an  die  Regierung,  28.  Okt/7.  No?.  1683.  (Ebenda 
6.  ^) 

*  Vgl.  dio  Bedenken  t',-A.  XVI  S.  ÜGD,  "JTI,  980,  9^4,  987,  ÜÜi, 
lOOfl^  1016,  1022. 

Der  Knrf&rst  an  die  Oberrate,  6./16.  Nov.  1685.  (Ebenda  S,  1000 
Aojh.  2.) 

*  Ausschreiben  in  alle  Ämter,  o.  D.   (Kbenda  S.  102ii  Aum.  1.) 

T  Memorial  des  Joh.  Friedr.  t.  Lattwitz,  Jan.  1688.  (Ebenda  S.  1024 

Abid.  1.) 

10* 


Digiiizca  by  Liu^.'  . 


U8 


XXIY  1. 


üicht  zu  diesem  letzten  Kelationstage ,  sondeiD  sandte  dem 
Hauptmann  nur  einen  schriftlichen  Bericht  zu,  was  der  Amts- 
adel  als  eine  Kräiikuug  aa^ah  und  mit  einer  Beschwerde  au 
den  Kurfürsten  beantwortete*. 

Dritter  Absclmitt:  Yorstdfse  der  Monaxchie 
gegen  die  LandtagsTerfaBsiiiig. 

In  dem  Verhalten  der  Landeshonschaft  gegenüber  dein 
Landtage  lassen  sich  io  dem  vorliegenden,  für  das  Schicksal 
dieses  ständischen  Orp^ans  enrM' heidenden  Zeitabschnitt  zwei 
Strömungen  unterscheidtn.  Kine  war  mehr  au  der  Obertiiichc 
wirksam,  mit  dem  ßestreben,  diese  so  ganz  im  ständischen 
Sinne  ausgestaltete  Einricbtung  zu  einem  fttr  die  Zwecke  der 
Monarchie  gefügigeren,  schmiegsameren  Organ  zu  machen, 
die  starren  Formen  zu  lockern  und  zu  durchbrechen.  Doch 
wurden  mit  .diosen,  oft  Tersteckt^  oft  auch  gewaltsam  und 
widerrechtlich  unternommenen  Versuchen,  die  aber  doch  nur 
auf  Umbildungen ,  Reformen  einzelner  Gebrauche  ausgingen, 
auch  nur  vereinzelt  Erfolge  erzielt,  die  zudem  ohne  tief- 
greifende Wirkung'  blieben.  Die  andere,  weit  mächtigere 
und  wirksamere  btrömuug  unterwühlte  den  ganzen  ständischen 
Bau  in  seinem  Untergründe,  richtete  sich  nicht  direkt  gegen 
seine  otien  liegenden  Teile,  die  LandtagBveria.^sung ,  sondern 
unterhöhlte  sie.  so  dafs  am  Ende  dieser  Zeit  das  ständische 
Gebiiude  äulserlich  noch  wenig  verändert  dastand,  aber  nur 
noch  als  iScheiuwerk,  im  Inneren  gebrochen,  in  Wirklichkeit 
durch  neue  Bildungen  ersetzt.  Das  Militär-  und  Steuer- 
regiment der  Monarchie  hat  diese  Revolution  vollbracht,  von 
innen  heraus  den  St&ndestaat  zerstört.  Jene  schwächlicheren, 
wenig  erfolgreichen  Versuche,  von  aufsen  her  den  starren 
Bau  anzugreifen,  gingen  im  allgemeinen  in  drei  Richtungen 
vor:  1.  das  schleppende  Verfahren  zu  beseitigen,  mehr  Ein- 
tiufs  auf  die  Verhandlungen  zu  gewinnen ;  2.  die  Bindung  der 
Instruktionen  zu  lockern  2  ;  3.  die  Mitglieder  des  Landtages 
fttr  die  Sache  der  Monarchie  zu  gewinnen.  Es  war  natürlich 
niemals  daran  zu  denken,  durch  Vereinbarun^r  nn't  den  Ständen 
eine  verfassungsmafsige  Änderung  der  LaiidtMgsgebräuche 
durchzuführen,  denn  allzu  sehr  entsprachen  (iiese  den  Inter- 
essen der  Stande,  waren  ihnen  als  ein  wichtiger  Teil  des 
Bollwerks  gegen  die  ftlrstliche  Gewalt  zu  sehr  ans  Herz  ge- 
wachsen. Sicht  gruudfcuiziich,  nur  int  Einzelfalle  war  gegen 
sie  anzukommen ;  das  nur  wurde  erreicht,  dafs  die  mehr  und 
mehr  erstarkende  Monarchie  auch  immer  häufiger  und  dreister 
sie  angreifen  konnte. 


'  S.  oben  S.  147  Anm.  7. 
^  S.  oben  ö.  Ilöti. 
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1.  Be^i€kleuuiglmg  des  Gauge»  der  Yerhandliuigeii* 

a)  Durch  mfindliches  Verfahren. 

Ehemals  hatten  die  Stände  mit  der  Oidensherrschaft 
aaf  dcD  Tagfahrten  mündlich  verhandelt,  das  schriftliche  Ver- 
fahren war  erst  eingeschlagen  worden,  als  die  Konflikte  sich 
zuspitzten,  als  kfihne  Sprecher  Gefahr  für  Leib  und  Leben 
liefen  ^  Das  nunmehr  übliche  Verfahren  bot  den  Ständen 
den  Vorteil,  dafs  sie  einmal  ohne  Störung  durch  äufsere 
Einflüsse  in  TUihe  jeder  für  sich  beraten  konnten  und  dann, 
dafs  in  den  schriftlichen  Bedenken  jeder  Stand  geschlossen 
seine  Meinung  abgab,  dafs  die  einzelne  Persönlichkeit  ganz 
hinter   dem   Gesamt  stände  verscliwand.     Indessen  war  der 
>iachteil,  .der    durch    die  uu^Tlioiirr   Zfitvergeudung  der 
schriftlich  geführten  Verhandlungen  entstand,  doch  so  schwer- 
wie^'enii.  «lafs  auch  s})äter,  so  im  Jahre  1H12,  der  Vorschlag: 
gemacht  wurde,  alle  Beratungen  auf  den  Landtagen  mündlich 
abzumachen;  da  aber  die  meisten  für  Beibelialtuug  der  Ids- 
herigen  Gewohnheit  waren,  so  blieb  es  bei  dieser^.  Doch 
war  der  schleppende  Gang  des  Schriftwechsels  über  alle,  auch 
die  geringfügigsten  Dinge,  derart  störend  und  unerträglich 
fUr  ein  Yorw&rCastrebendes  Staatswesen,  da(^  die  Versuche, 
«s  zu  beseitigen,  immer  wiederkehrten. 

So  bewog  der  Kurfürst  auf  dem  Landtage  1041  die 
Stftnde.  nachdem  man  schon  Monate  lang  über  die  Gravamina 
verhandelt  und  auf  beiden  Seiten  zu  Tripliken  gelangt  war. 
die  noch  übrigen  Gravamina  ausnahmsweise  durch  Deputierte 
mit   den  Oh  Träten  durehzuberaU^n.    An  ihre  Einwilligung 
knüpften  allerdings  die  Stände  die  Bedinguii^rii .  d  H'^  k^dn 
F'r.i/edenzfall  dadurcli  treschaffen .  dafs,  wenn  dw  niini(lliche 
Kouteruuz  erfolglos  t)leibe,  wieder  der  übliche  Weg  des  schrift- 
lichen Verkehrs  lieschritten  wrrde.  und  endlich,  dals  sie  sich 
Tor  den  Oberräten  in  keinen  Disput  üher  Gesetze  und  Ver- 
fassungen, die  certi  juris  seien,  einzulassen  brauchten,  sondern 
wenn  ihrer  Meinung  widersprochen  werde,  es  zu  reiferer  Be- 
ratung an  ihre  KoUegia  zu  bringen  befugt  sein  sollten*.  Man 
sachte  also  immer  wieder  die  Rfiekendeckung  durch  die 
Gesamtheit;  denn  darin  lag  der  Grund  der  Abneigung  der 
Stände  gegen  Ausschufsberatungen  und  mündliches  Verfahren: 
die  Kurien  konnten  ihre  geschlossene  Zurückhaltung  zu  wenig 
wahren,  wenn  sie  einzelnen,  den  Wechselfällen  mündlicher 
Verhandlungen  und  den  Künsten  der  Überredung  preisge- 
gebenen Abgeordneten  die  Vollmacht  anvertrauten^. 

■  Toppen,  Standeakten  I  J5.  725. 
»  Hartknoch  S.  664. 

«  iVotokoll  des  Oberrats,  5.  Juni  1641.   (U.-A.  XV  S.  285  f  l 

*  VgL  die  Verhandlungen  der  kurl'arstlichen  Geheimen  Häte  mit 
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Sie  giiigeu  daher  auch  später  nur  sehr  uugerii  aii  iiiünd- 
litlie  Beratuiijjen  heran,  lehoten  sie  iiielirfacli  rundweg  ab* 
oder  lielseu  sich  nur  in  so  zaghafter  und  heschrftnkter  Weise 
darauf  ein ,  dafs  sie  „auch  von  der  aller  gerin  ersten  Sache 
extractum  protocolli"  begehrten^.  Kamentlich  waren  es  wieder 
die  drei  Städte  Königsberg,  die  1662  daran  festhielten,  dafs 
alles  schriftlieh  durch  die  drei  StftDde  gehen  müsse,  wflhrend 
die  überstände  auf  den  Vorschlag  freier  mandlicher  Aus- 
einandersetzung mit  den  Vertretern  des  Kurfürsten  zwar 
äufserten ,  es  sei  ein  Neues  und  laufe  wider  die  Observanz 
der  Landtags handlungen,  aber  doch  schliefslich  einwilligten*. 
Die  Deputierten  von  Königsberg  aber  wollten  nicht  weiter 
gehen,  als  dafs  sie  die  Vorschläge  der  "Regierung  persönlich 
anhören,  dann  aber  an  ihre  Hinterbliebenen  bringen  wollten : 
das  wurde,  da  <  >  iil  orhaupt  keine  Verbesserung  bedeutete, 
abgelehnt,  worauf  die  Städte  den  nun  in  Angriff  genunimenen 
mündlichen  Beratungen  mit  den  ü)>erständen  allein  lieftig 
widersprachen*.  Zuweilen  fanden  auch  auf  späteren  Land- 
tagen  mündliche  Verkainlluiigen  statt*,  und  die  Reprierunji: 
erreichte  vor  allem  durch  mündliche  Instanzen  manche  Erfolge. 
So  gelang  es  ihr  1666  in  zweitägigen  mfindlichen  Konferenzen 
eine  Einigung  der  Stände  über  die  Willigung  herbeizufohren, 
was  vorher  in  drei  Monaten  schriftlicher  Verhandlungen  nicht 
zu  erreichen  war*;  die  Furcht  der  Stände  vorder  Überredungs- 
kraft  mündlicher  Rede  war  also  nicht  unbegründet.  Am 
18.  April  1672  kamien  nach  Abfassung  der  Sonderbedenken. 


Abgesandten  der  Landräte  über  die  Assekurfttion,  20.  u*  23.  Febr.  1062. 
(Prot.  V.  28.  Kehr.    l'.-A.  XVJ  S.  850.) 

*  Bericht  Schwerins,  5.  Dez  16ül  (L  .-.V.  XV  8.  679),  Lrovs,  lo.  Febr. 
1671  (U.-A.  XVI  S.  685). 

^  Bni(lit(  S(ln\nin>.  24.  Nov.,  8.  De«.  1661,  20.  Jan.  1662.  (Ü.-A. 
XV  S.  6.54  i.,  6b4,  686  t.,  714.) 

*  Berichte  Schwerins  v.  16.,  28.  und  25.  Mai  1662.  (U.-A.  XVI 
S.  126  f.,  1^5,  137  t.)  Erklärungen  der  Städte  und  der  überstände  Tom 
25.  März  und  n.  Ai)iil  1662.   (U.  A.  XVI  S.  15,  72  ) 

*  Ein  Anfang  war  mit  den  nitindlichcn  VerhaudluügLn  aut  diesem 
Landtage  schon  gemacht  worden  durch  die  Konferenz  vom  21.  .luni  1661. 
in  dor  die  korförstlichen  Bevollmächtigten  in  längeren  Ausfithrungen 
die  stiiiidisfhen  Bedenken  gejicn  die  Souveränität  wiilerlogten:  die  Stäiidr 
waren  sehr  bedenklich ,  ob  sie  sich  auf  dieses  abweichende  Verlahren 
einlassen  könnten,  liefscn  es  sich  aber  wider  Erwarten  der  Oberräte  ge- 
fallen, nur  liefsen  sie  sich  einen  Protokollaiiszng  von  den  Darlegungen 
geben  (Prot,  der  Oberratstube.  21.  Juni,  Bericlit  St  liwerins  an  den  Ktirf., 
24.  Juni  1661.  U.-A.  XV  S.  500  IT.,  50;^).  -  Auch  im  Jan.  1663  fand  eine, 
allerdings  ergebnii^lose  Konferenz  mit  sämtlichen  Ständen  über  die  Asse- 
kuiation  statt.  (Die  gesamten  Stftnde  an  die  Oberrftte,  31.  Jan.  1668. 
ü.-.\.  XVI  327.) 

^  Krkiaiung  der  Hitterscbaft,  Febr.  1666;  ('roys  Tagebuch,  13.  Nov. 
1670;  Königsbergs  endliche  Erklärung,  20.  März  1671.  (ü.-A.  XVI  S.  478, 
648,  695.) 

^  Protokoll  TeUaus  aber  die  Verhandlungen  v.  4.  u.  5w  Aug.  1666. 

(Ebenda  S.  513  £) 
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also  Ti*M'h  vor  Kiureicliiinir  des  vereinigten  Bedenkens  die 
«ämtlicben  Stiuule  wider  alliMi  Landtagabraiicli  auf  die  Obcrrat- 
--tulHj  zu  einer  BesjHtchuiig ,  docli  wurde  keine  Peinigung 
t'izielt'.  Im  Juli  lo73  brachte  die  Regierung  dnn  h  niünd- 
iiclie  Instanzen  es  zwar  nicht  zu  befriedigenden  \Villi^ninj]ren, 
aber  zu  einer  solchen  Beschleunigung  der  Verhandlungen, 
dafs  die  Laudräte  sich  ausbedangen,  diese  Ubereilte  Art  zu 
konBoltieren  möge  zu  keinem  Nachteil  der  Landesfreiheit  in 
Sequel  gezogen  werden,  vielmehr  den  anderen  Ständen  Zeit  zum 
Entschlnfs  gelassen  werden'.  Auf  der  zu  Ende  des  Jahres 
1678  abgehaltenen  Konvokation  rechtfertigte  die  nahende 
Gefahr  ein  mehrfaches  mündliches  Verhandeln^,  wenn  auch  die 
Ritterschaft  den  Vorbehalt  i^achte,  ^dafs  diese  geschwinde 
und  ungewöhnliche  Art  zu  landtagen  in  keine  Sequel  gezogen 
wenle"  *.  Doch  behielt  die  Regierun«?  „diese  ungewöhnliche 
Art  zu  kndtagen ,  da  keine  schriftliche  Instanz  extradiret. 
die  Stande  unter  sich  auch  zu  keiner  Schriftwechsel ung 
konniu-ir  auch  üi  i1<m-  Folge/eii  l>ei,  ja  den  Ständen  wurde 
nun  zuweilen  schon  lu  <ier  Troposition  nahegelegt,  ohne  den 
geringsten  Zeitverlust  und  ohne  weitere  Schriftwechselung 
ihre  deliberationes  zusammenzutragen*'.  Die  Laiidiäte  Helsen 
sich  auf  Ansinnen  der  Regierung  einmal  auch  darauf  ein, 
ihr  Bedenken  mOndlich  an  die  sämtlichen  Stände  zu  hringen, 
doch  for^rtra  die  beiden  anderen  Stände  es  schriftlich 

Aber  solange  es  nicht  möglich  war,  mandliche  Beratungen 
grundsätzlich  einzuführen.  Konnte  ihre  gelegentliche  An- 
wendung auch  nur  hier  und  da  einen  schnelleren  Fortgang 
verschaffen,  namentlich  da  nur  bei  einer  gewissen  Einigkeit 
der  Parteien  dieser  Weg  betreten  werden  konnte.  Bei  tief- 
gehenden Meinuii^'sverschiedenheiten  und  bei  sehr  wichtigen 
Allgelegenheiten  hatte  diese  Beschleunigung  doch  nicht  Platz, 
die  Verhandtuii'jrii  kniiiiffn  sich  dann  immer  wieder  in  un- 
?eniessene  Liuij,'en  ziehen.  ..Der  KnrfHrst  lernte  personlich 
1041  und  1GÜ2<^3  bis  zum  Überüniis  die  trostlose  Ode  der 
sich  endlos  dahinschleppenden  Verluiiidlun«ien  kennen,  wenn 
er  auch  im  letzteren  l  alle  gehofft  hatte,  hei  seiner  Gegenwart 
würden  „Zeit  und  Unkosten  besser  menagiret"  werden®.  Ihn 

»  (  rovs  Tageimch.  13.  April  1672.   (ü.-A.  XVI  S.  7;^8  Anm.  1.) 
«  Krklarnrig  der  Landiiitp,  27.  Juli  167?l   fKbenda  S.  78:1) 
■  Protokoll  der  Landrate  v.  18.  Nov.,  der  Uberratstube  t.  20.  Dez. 
ICTS.  (Ebenda  H.  855  f.,  858.) 

*  Acta  vom  2.5.  Xov.  1678.  (I':i)enda  S.  857.) 

^'  Srhlit  f^Jiche  Erklärung  vom  18.  Juli  1679.  Die  Stfuule  batfii  sich 
lüer,  wie  in  der  F^ntschlieDiunK  vom  22.  Nov.  1679  aus,  daß»  es  ihnen  zu 
keinem  Pritjndiz  gereiche.  (U.-A.  XYI  S.  896,  912.) 

*  Protokolle  der  Oberratstube  T.  18.  Mai  1680,  17.  Juni  u.  21.  Sept. 
1«82.   fKl.ciuIa  S.  021.  972,  9^0.) 

^  HeHoitittoii  der  Landrute,  21.  April  1681.  (Ebenda  b.  953.) 

*  Kurfürstl.  Proposition,  18.  Not.  1662.  (Ebenda  8.  296.)  —  Die 
Xligen  4er  B^ernngevertreter  ttber  die  Laogsamlceit  der  Stftnde  sind 
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dmnprten  die  Staatsaufgaben ,  vor  allem  das  Heer  mufste 
unterhalten  werden,  es  konnte  nicht  warten,  bis  es  den 
Ständen  einfiel,  ihrem  Schriftwechsel  ein  Ziel  zu  setzen.  Aber 
wenn  diese  auch  selbst  in  der  Verfassung  ausbedungen  hatten, 
dafs  die  Landtage  nicht  über  Gebuhr  verlängert  werden 
sollten  ^  so  sahen  sie  darin  nur  eine  gegen  die  öfter  «geübte 
Praxis  der  Regierung,  sie  durch  lange  Verhandlungen  mtirbe 
zu  machen,  gerichtete  Waffe;  daOs  diese  Bestimmung  auch 
auf  sie  Bezug  haben  köniiey  scheint  ihnen  gar  nicht  eingefallen 
zu  sein ,  denn  es  war  ja  ihr  ^fttmehmbstes  und  gröfstes  Pri- 
vilegium, daflB  sie  frei  deliberationes  auf  Landtagen  fahren 
mögen''^  Ja,  sie  nutzten  durch  Mifsbraucb  dieser  Freiheit 
geradezu  die  Notlage  des  Kurfürsten  in  Zeiten  des  Konflikts 
aus,  indem  sie  den  Landtag  absichtlich  in  die  Länge  zogen, 
um  den  Kurfürsten  dadurch  zu  zwincren ,  die  Miliz  wegen 
Geldmangels  zu  entlassen^.  In  ähnlicher  Absicht  suchtni  die 
StruUe  Königsl)erg  Itiiiii  den  LaudtagsschliiPs  zu  ver/o^ern. 
indem  sie  immer  wieder  einen  Vercleich  in  Aussiclit  stellten, 
um  ihn  im  letzten  Augenblick  doch  wieder  für  unmöglich  zu 
erklären*.  Überhaupt  bildtie  das  umständliche  Gebaren 
in  den  drei  Städten  ein  wesentliches  und  oft  beklagtes 
Hemmnis  in  dem  Verlauf  der  Tagungen ;  da  die  Oberräte  mit 
ihrem  Drängen  bei  ihnen  nie  etwas  erreichten,  so  waren  sie 
förmlich  erfreut,  als  endlich  auch  das  vornehmste  Mitglied 
der  Stände,  der  Landesdirektor,  sieh  des  langsamen  Verfahrens 
Königsbergs  in  den  Landtagsbandlungen  beschwerte*. 

b)  Durch  Befristung  der  Dauer  der  Tagungen. 

Es  war  verdriefslich  und  oft  nnerträp:lich  für  den  Kur- 
luisteu  und  seine  Vertreter,  auf  den  Laudtagea  so  von  der 
Willkür  und  manchmal  auch  der  Böswilligkeit  der  Stände 
abhängig  zu  sein,  aber  bei  aller  Ungeduld  über  die  oft  „kost- 
bare,  weitläufige  und  ▼erdrierslicbe  Handlung''*  liefs  sich 


sehr  häutig,  so  von  Schwertn  (Ü.-A.  XV  S.  785,  XVI  S.  71X  von  Dober- 
nnsky  (U.-A.  XV  S.  731).  t  her  ein  kurf.  Heskript,  das  zur  BescbleuniguDjZ 
antrieb,  vgl.  U.-A.  XV  S.  Hb  Anm.  8,  766.  S.  auch  Croys  Tagebach, 
6.  April  1672.   (U  -A.  XVI  S.  735  Anm.  1.) 

*  Acta  et  Decreta  de  1609.  Priv.  fol.  105a,  AI.  ,De  non  extraliendis''. 

*  Bedenken  der  sämtlichen  Stände,  1.  Dez.  1670.  (U.  A.  XVI  S.  651.) 
^  So  argwöhnte  Schwerin  in  seinen  Berichten  von  17.  Jan.,  3.  >!nr:' 

16.  Mai  1662.  (U.-A.  XV  8.  710,  756,  XVI  S.  128.)  Schöning  benchtci 
10.  Okt.  1670  bestimmt  von  solchen  Absichten,  Crov  vermutet  sie  nur  in 
seinem  s.  Incil.en  v.  8.  Nov.  1670  (U.-A.  XVI  S.  634,  637  Anm.  2).  Die 
Stände  selh-^t  lu  /cMchneten  os  nh  eine  A  iist  hwäi  /tincr  durch  Mi&gftnstigC. 
(Croys  Bericht  von  18.  Nov.  1670.   Ebenda  S.  641  Anm.  1.) 

*  Vgl.  U.-A.  XVI  8.  4,  5  f.,  14,  48,  57,  58,  227,  320. 
Protokoll  des  Oberrats  v.  IB.  Okt.  1Ü79.   (Ebenda  S.  906.) 

*  Wie  der  Kurfärst  sich  5./15.  Juli  1672  xu  der  Begierung  &u6erte. 
(Ebenda  S.  755.) 
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doch  scbwer  etwas  dagegen  erreichen.    Die  Stände  hatten 
lfr^'21  sel\)st  in  Vorschlag  £?phracht,  die  einzelne  Tnixfahrt  möge 
niclit  Ulnc^er  nl*^  drei  Wochen  währen*.    Wenn  aber  im  Aus- 
schreiben vom  April  1040  ausdrQcklich  zweimal  unter  Hin- 
weis aut  jenen  \  ür>chlap^  betont  wurde,  der  Landta*?  solle 
nicht  länger  als  drei  Wochen  wilhrpii-,  und  die  Stände  brachten 
von  vornherein  einen  solchen  Hauten  von  Beschwerden  herbei, 
wie  es  im  Bedenken  vom  2t>.  Juni  1040  geschah  2,  so  gclii 
dmos  der  Wert  einer  soleben  Fristbestimmung  hervor,  an 
dereB  Innehaltung  die  Stände  Oberhaupt  nicht  gedacht  haben 
ktanen.  Später  schlugen  sie  auch  eine  etwas  reichlicher  be- 
messene Dauer  Tor,  indem  sie  1661  meinten,  man  solle  die 
Landtage  auf  sechs  oder  auch  nach  Beschaffenheit  der  Sachen 
weniger  Wochen  festsetzen^,  bald  danach  wünschten  sie  sogar 
sechs  Wochen,  „auch  nach  Erforderung  der  Sachen  Wichtig- 
keit länger"**.  Der  Knrfiirst  hielt  sich  in  den  nächsten  Jahren, 
wenn  in  den  Ausschrt  ibciK  wie  fiMiclu  zur  BestininiunGr  der  Höhe 
tlfT  711  den  W;Uilversammiuugcu  mitzubrinjiPTulen  Zehrungs- 
uel<Un  (iif  uimetähre  Dauer  der  Tagunjs^  angegeben  wurde,  an- 
nähernd an  diese  \Vnn.sche  der  Stände,  indem  er  bestimmte, 
die  Abgeordneten  sollten  sich  mit  Zehrung  auf  sechs ^  oder 
auch  auf  vier  Wochen  versehen  '.  Solche  Angaben  hatten  noch 
nicht  die  Bedeutung  einer  Vorschrift,  wurden  auch  nicht  als 
solche  genemmen;  die  Tagungen  von  1669  und  1672  beispiels- 
weise dauerten  je  etwa  fünfzehn  anstatt  sechs  bezw.  vier 
Wochen.   Erst  um  dieselbe  Zeit,  da  der  Kurffirst  in  seiner 
gansen  preufsischen  Politik  eine  Wendung  zum  SdirofTeren 
machte  und  rücksichtslos  über  Rechte  und  Privilegien  hinweg- 
zuschreiten begann,  seit  1672/73,  tritt  auch  sein  Bestreben 
hervor,  durch  die  Zeitbestimmungen  in  den  Ausschreiben 
einen  Druck  auf  die  Dauer  der  Tagungen  auszuüben.  Die 
Zeiten  wurden  in  befehlendem  Tone  festgesetzt,  /ntrleich  ihre 
Dauer  erheblich  einue-t  hränkt.   Schon  in  In  I'i  oposition  \om 
1 1.  N«>vember  D)72  heir>T  es:  die  iiegierung  ist  einer  Autwort 
innerhalb  14  Tagen  unfeiili>ar  gewärtig \  Und  am  25.  November 


>  Breysig,  Eioleitong  so  U.-A.  XV  S.  179. 

*  Geh.  Staatsarchiv  R.  6  00. 

*  I' -A.  XV  S.  23d  ff. 

*  JJedenicen  vom  12.  .luli  1Ö61.   ^ü.-A.  XV  S.  526.) 

*  Assekurationsprojekt  vom  18.  Not.  1681.  (Ebenda  S.  638.) 

*  Ausschreiben  vom  U.  Mai  1668,  8*  Apiil  1669,  Proposition  Toni 
2».  Mai  1671.   (U.-A.  XVI  S.  52H,  548,  697.) 

'  Ausschreiben  v.  25.  .iiini  166*,  5.  Mar/.  1672.  (Ebeuda  S.  .527,  131  f.) 

'  Ebenda  S.  762.  —  Eine  Attfloabmo  war  es«  wenn  die  Konvokation 
vom  Febr.  1672  :ujf  8  Tafre  festgesetzt  v. urde  und  das  geeiniprte  T^edeiikeii 
auch  „über  V»  rrnutor?'^  <(iion  1.  Marz  eiagertucht  wiirdf*,  denn  es  lian- 
delte  sieb  hier  nur  um  fine  Erf^jänzungswilligung,  iur  die  einige  .\njter 
wlhti  eine  knne  Konvokation  gt  wiuischt  hatten.  (Die  Regierung  an  den 
Kurf.,  19.  Jan.  Ebenda  S.  719  Anm.  2.  Propoaition  vom  19.  Febr.,  S.  728, 
sowie  8.  728  Anm.  2.) 
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konnte  sie  dem  Kuiiüi-steu  berichten:  die  StÄnde  haben  „ihre 
deliberatinnes  so  beschleuniget ,  dafs  sie  morgen ,  als  wenn 
die  augesetzte  14  Tage  sich  endigen,  auch  sich  gänzlich 
einigen  und  Schlüssen  werden  Äholicbe  Weisungen  wurden 
daher  auch  1073  erlassen:  der  Kurfürst  erwarte  unfehlbar 
innerhalb  14  Tagen  der  Landschaft  Entachliefsung,  oder: 
innerhalb  14  Tagen  haben  sich  die  Stände  zu  äufsem,  oder: 
die  beantragten  Geldmittel  sind  innerhalb  10  Tagen  zu  er- 
finden'. Die  Stände  fügten  sich  diesen  und  späteren  der- 
artigen diktatorischen  Anordnungen^  ohne  Einwendungen 
immerhin  soweit,  dafs,  wenn  auch  kein  genaues  Innehalten 
der  Fristen,  so  doch  eine  erhe))liehe  Bescblpimiicung  der  Ver- 
handlungen erreicht  wurde,  .la.  sie  entschuUi igten  sich  ein- 
mal, als  die  Beratungen  vier  Wochen  gedauert,  beim  Kur- 
fürsten, dafs  die  Laudtagsbaudlungen  sich  „tlber  die  von  ihm 
determinirte  Zeit  in  etwas  verzogen"  hätten*.  Hinter  den 
Forderungen  des  Kurfürsten  stand  eben  jetzt  eine  Macht,  die 
Nachdruck  verschaffte,  und  wie  das  die  Langsamkeit  der 
Stftnde  beeinflussen  konnte,  das  hatte  sich  schon  1657  gezeigt, 
als  der  damals  auf  ein  starkes  Heer  gestützte  Kurfürst  wünschte, 
die  Stftnde  möchten  ihre  Konsultationen  ohne  Hinterzug  und 
Zeitverlust  anstellen*^.  Das  vereinigte  Bedenken  kam  damals 
schon  12  Tage  nach  der  Proposition  ein,  und  der  Landtag 
konnte  bereits  nach  vier  Wochen  geschlossen  werden,  für 
einen  vollen  Landtag  eine  sonst  unerhört  kurze  Dauer. 

Bei  seinen  Bestrelniniren.  dieTap:unir«d;uier  einzusclirHnken. 
kam  OS  dem  Kurfürsten  niclit  nur  driraut  an.  Zeit  zu  ers))aren, 
sondei  ii  ihm  lag  auch  daran,  die  grolsen  Z  e  h  r  u  n  g  s  k  o  s  t  e  n 
herabzumindern  und  das  Land  dadurch  für  staatliche  Zwecke 
leistungsfähiger  zu  erhalten.  Zuerst  griff  er  nur  sehr  vor- 
sichtig in  diese  rein  ständische  Angelegenheit  ein.  So  wenn 
er  die  Regierung  anwies,  sie  solle  in  einem  Ausschreiben  die 
Stände  erinnern,  dafs  sie  nur  wenig  Abgeordnete  zu  einer 
Konyokation  schicken  «und  dadurch  das  Werk  desto  mehr 
beschleunigen  als  auch  viele  Unkosten  besparen  mögen*  ^. 


1  r.-  \.  xvi  s.  704  Anm.  1.  DaB  vereinigte  Bedenken  wurde  21  Tage 
nacb  der  rrojiositioii  eingereicht. 

•  Die  Propositionen  vom  11.  April,  2.  Juni  und  iJO.  Sept.  1673. 
(Ebenda  s.  772,  780,  785.)  Die  geeinigten  Bedenken  folgten  nach  24  beaw. 
26  bezw.  18  Tapon. 

^  .So  die  Propoöition  vom  16.  Mai  1676  und  29.  Okt.  1680.  (Ebenda 
S,  819,  940.)  In  der  l'roposition  vom  18.  Miirz  1680  wurde  sogar  gedroht^ 
der  KurfOrat  wolle  diese  Konvokatiou  in  14  Tagen  geendet  wissen,  weil 
sonst  unvermeidlich  die  Hufenkontrilmtion  niisirt'sclirjpbpn  werde  VLBW. 
(Ebenda  8.  917.)  Die  Kouvokatiou  konnte  auch  schon  nach  vier  Wochen 
geschlossen  werden* 

'  Die  Begierung  an  den  Kurf.,  29.  Not.  1680.  (U.-Ä«  XVI  S.  945 
Anm.  1] 

»  Propositiou  vom  2b.  Sept.  10.57.   (ü.-A.  W  391.) 

*  Der  Kurfürst  an  die  Kegierung,  6.  Dez.  1665.  (U.-A.  XVI  S.  472.) 
Vgl.  auch  die  Kurf.  Verfügung  vom  7./17.  Mai  1686.  (Ebenda  8. 1002  Anm.) 
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(Mer  wenn  er  etwas  spilter  hefalil ,  die  noch  rückständigen 
Liiultagsküsti'u ,  welche  die  Untertauen  in  verschiedeneu 
Aiiitern  sehr  drückten,  sollten  auf  eine  Zeitlang  suspendiert 
werden  * ;  und  wenn  er  sich  erkundigte ,  was  auf  dem  lang- 
wierigen Landtage  von  1(370/71  au  Zehrungsgeldern  darauf 
gegaugen  sei'.  Eine  spätere  Verordnuug^  spricht  dagegen 
scfioD  TOD  entschiedenen  Mafsnahmen  in  dieser  Richtung: 
da  bei  den  ZnsammenkOnften  der  Stände  ein  Grofses  darauf 
gehe,  und  die  Landrftte  schon  auf  80  Tage  Kostgelder  und 
Pferdefutter  erforderten,  so  befahl  er  nochmals  genaue  Be- 
folgung seines  Befehls,  der  die  Konvokationen  auf  eine  gewisse 
Zeit  restringiert  und  festgesetzt  habe,  „whs  denen  Standen  in 
solcher  Zeit  gereichet  werden  solle".  Diesem  Befelil  folgte 
bald  die  Tat.  denn  im  Dezember  l'iso  mulVte  eine  Kon- 
vokation  geschlossen  werden,  da  der  Kammermeister  Kupner 
anzeigte,  „dafs  die  Landtagszehrung  nicht  auf  längere  Zeit, 
als  angesetzet,  würde  gereichet  werden  können Demnach 
hatte  tiie  Kammerverwaltung  die  Verfügung  über  die  Landtags- 
diäten schon  gauz  in  ihre  Hände  gebracht,  waren  diese  vorher 
einen  ganz  privaten  Ghamkter  tragenden  Leistungen  nun  ver- 
sUatlicht  worden.  Ein  weiterer  Schritt  In  dieser  Richtung 
war  es,  wenn  der  Kurfürst  im  nächsten  Jahre  die  ZehrungSp- 
beitrÄge  der  Kölmer  und  Freien  in  eine  Getreideabgabe  für 
Militärzwecke  verwandelte  und  dadurch  einen  bedeutenden 
Teil  der  für  die  unnfitzen  Tagungen  verschleuderten  Mittel 
den  Staatszwecken  nutzhar  machte  ^ 


2.  Die  Regierung  verletzt  die  Heimlichkeit  der  Ver- 
handlungen. 

Wie  der  schriftliche  Verkehr,  so  war  auch  die  (Geheim- 
haltung aller  ständischen  Beratungen  ein  vorfassungsmafsig 
festgelegtes  Mittel die  UnabhiUigigkeit  der  Stände  nach 
aufsen  zu  schützen.  Aber  auch  dies  wufste  die  Regierung 
zu  umgehen  und  sich  dadurch  einen  Vorteil  zu  verschallen, 

«  Der  Kurfürst  an  ("roy,  10.  20.  Febr.  1671.  (Kl)eudH  S.  687.) 

•  Der  Kiirlürst  au  die  Regierung,  21.  hepul.  Okt.  1671.  (Ebenda 
S.  716  Adid.  1.) 

»  Vom  18./2J^.  .Fiili  1080.    (Ebenda  S.  938.) 

•  Die  Kegierung  an  den  Kurt.,  17.  Dez.  1680.   (Ebenda  S.  949.) 

•  Kurf.  Reskript  vom  23.  8eiJt.;3.  Okt.  1681.  (U.-A.  XVI  S.  966 
An.  1.)  Schon  1674  hatte  der  Kurfarst  eine  Sperre  der  Zehrung  gegen 
di«*  .\bgeordneten,  die  sich  oline  richtigen  Kandtagssc  hlnfs  auseinander- 
lUfffben  weiirerten,  zu  verhangen  versuclit,  indem  er  befahl,  in  allen 
Ämtern  die  Nachsendung  der  Zehrnng  zu  inhibieren.  (Der  Kurf,  an  die 
Re^mnff  l6J2ß.  April  1674.   Ebenda  S.  800.) 

•  Die  Acta  et  Decreta  de  1609  bestimmten,  dafs  niemand  über  die 
Verhandinngen  auf  ständischen  Zusammenkuuiten  nachher  ausgefragt 
werden  dürfe.  (Priv.  fol.  106  a,  XI  „\  Conventibns  publicis".) 
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dals  sie  sich  über  die  btimiunng  der  Parteien  und  die  Aus- 
sichten der  Lage  UDter  der  Hand  auf  dem  Laufeuden  iuelt. 

Zunächst  war  es  ihr  wichtig,  schon  bei  Beginn  der 
Tagungen  daraber  unterrichtet  zu  sein,  was  sie  dadurch  er- 
reichte, dafs  sie  sich  fast  immer  Ober  den  Verlauf  der  Amtsver- 
sauHiilungen  und  den  Inhalt  der  Instruktiouen  Is'achrichteii 
verschafftet  Hauptsächlich  liefs  sie  sieh  durch  die  Amts- 
haaptleute  darüber  in  Kenntnis  setzen,  ja  sie  machte  diesen 
mehrfach  die  Einsendung  von  Berichten  zur  Pflicht*.  Vielfach 
erhielt  sie  ganze  Instruktionen  abschriftlich  zugesandt,  teils 
durch  Hauptleute,  teils  durch  andere  ihr  günstig  gesinnte 
Adli^e^  Da  die  Hauptleute  also  nicht  nur  hJlufig  im  Auftrage 
und  im  Sinne  der  Regierung  die  Amtsversammlungen  beein- 
Hufsten,  sondern  auch  Berichte  über  sie  nach  oben  erstatteten, 
80  scheint  sich  mehrfach  das  Mil'strniirn  de?  Vmtsadels  gegen 
sie  geregt  und  man  sie  teilweise  von  den  Beratungen  selbst 
ausgeschlossen  zu  haben*.  Schliefslich  fingen  dann  die  Haupt- 
ämter an  keine  Berichte  mehr  zu  senden,  welchem  jBei&piel 
die  andern  Hauptleute  allmälilich  folgten ^ 

Noch  wichtiger  war  es,  dals  die  Regierung  auch  über 
den  Schriftverkehr  zwischen  den  Kurien  auf  dem  Landtage 
selbst  und  was  hei  den  Ständen  hinter  den  Kulissen  vorging, 
sich  unterrichtete;  und  da  sie  in  der  Tat  das  recht  gut  ver- 
stand, so  verschafiFte  sie  sich  dadurch  einen  weit  ftber  das 


*  Dafs  die  Kegierung  den  Inhalt  der  Instruktionen  kannte,  ist  er- 
sichtlich an  folgenüen  Stellen:  Protokoll  des  Überrats,  29.  Dez.  1645 
(r.-A.  XV  S.  Bpi  iclit  Hoverbecks,  25.  Mai  1655  (ebenda  S.  Hr,f)  f.|, 
der  Regierung,  16.  Febr.  1672  (U.-A.  XVI  S.  721  Anm.  l\  Croys,  1.  Okt. 
1675  (ebenda  8.  817  Anin.  1),  sowie  mehrfach  aut  dem  Landtage  1670  71 
(ebenda  S.  604,  678,  704,  706,  707); 

-  So  in  den  Ausschreiben  vom  11.  Mai  1663  (TJ.-A.  XVT  S.  430  f.), 
vom  7.  Jan.  1666  (ebenda  S.  473),  dem  Reskript  vom  18.  .hili  1671  (ebenda 
S.  705).  Dem  Vogt  von  Fischhausen,  G.  A.  v.  Tettau,  wurde  28.  Mai 
1668  bezüglich  der  Instruktion  seines  .\mtes  befohlen:  „^^  ^vou  Da  hob 
in  geheim  voraus  zu  berichten  hast."  Eingesandte  .Amtsberiehtf  vom 
Mai  1670  (s.  U.-A.  XVI  S.  819  Anm.  2),  vom  Juli  1676  (ebenda  S.  824 
Anm.  1). 

•  So  wurden  1661  die  Instruktionen  von  Sehe^ten  Ubersaudt,  die 
von  Porten  und  l^astenburg  durch  G-  E.  v.  Königseck,  die  von  Holland- 
Mohrungen  durch  Fabian  v.  Dohna,  die  von  Brandenburg  durch  Oberst- 
leutnant Kainein.  (Berichte  Schwerins,  S  eptJOkt.  1661.  U.-A.  XV  S.  577, 
o78,  582.  586.)  Auch  Febr.  1666  finden  sich  zwei  Instruktionen  bei  den 
Akten  (U.-A.  XVI  S.  473),  ferner  je  eine  Juni  1668,  Jan.  1671,  Mai  and 
Juli  1676  (ebenda  S.  529,  678,  819,  824). 

♦  So  erzahlt  Croy«  Tagebuch,  2.  Jan.  1671,  nach  Bericht  des  Kanzlen^ 
hätten  die  Insterburgiscbcn  „den  Hauptmann  prar  abgeleget  und  nicht 
{idniittiren  wollen".  (Kltendn  S.  678  Anm.  1.)  Im  Mai  1676  wufsten  die 
Hauptieute  von  Labiau,  Uletzko  und  Fitichhausen  Uber  die  Instruktionen 
nur  zu  berichten  viel  sie  vermerken  konnten".  (Ebenda  S«  819  Anm.  2.) 
Aach  Bergmann  8.  46  führt  dafttr  aus  dem  folgenden  Zeitabschnitt 
einige  Falle  an. 

•  Croy  an  den  Kurf..  3.  Jnli  1682.  (El)enda  S.  97B  Anm.  i.) 
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Terfassungsmftfsig  ihr  zustehende  bescheidene  Mafs  hinaus- 
gehenden  Kinflufs  auf  den  Gang  der  Vfrliandlunp^ou.  Schwerin 
erfuhr  nlles,  was  1()61'62  bei  der  liitterseliaft  vorging  trotz 
des  Bcheltens  der  Abgeordneten  auf  diejenigen,  „die  Alles 
wieder  ausbrachten"  ^   Er  hatte  auch  jemanden,  von  dem 
er  der  Städte  secreta  öfter  erfuhr,  bat  aber  um  strenge  Ge- 
heimhaltung und  wollte  auch  dem  Kurfürsten  den  Namen  des 
Betreffenden  erst  künftig  melden,  da  dieser  ihn  „erschrecklich 
gebeten  ihn  nicht  zu  melden,  damit  er  nicht  in  Gefahr  seines 
Lebens  k&me**.   Ebenso  stand  Oberst  von  SehOning  mit 
einigen  von  der  Königsberger  Bürgerschaft  in  Verbindung, 
die  ihn  von  allem  heimlich  unterrichteten,  was  er  dann  wieder 
nach  Hofe  berichtete^.  Auch  sonst  waren  vertrauliche  Mit- 
teilungen an  die  Vertreter  der  Regierung  aus  der  Mitte  der 
Stände  nicht  selten^  besonders  die  Landräte  spielten  auch 
hierbei  die  Mittler,  indem  sie  häufig  Nachrichten  tlber  die 
VerhMndlungen  der  Stande  an  die  Regierung  iiolangen  Helsen*. 
[Jaher  war  dirse  nicht  nur  oft  über  die  Sonderhedenken  der 
Stiinde  unterrichtet^,  sondern  sogar  vielfach  im  Besitze  von 
Abs^chriften  derselben      Die  Regierung  scheute  sich  in  der 
späteren  Zeit  nicht  einmal,  auf  solche  ihr  unter  der  Hand 
zugekommene  Kenntnis  hin  offene  Ausführungsmalsregeln  zu 
treffen,  wie  ihr  Bericht  vom  9.  April  1680  beweist:  die  Stände 
haben  sich,  wie  sie  vernimmt,  auf  die  Akzise  vereinigt,  sie 
hat  diese  schon  zur  Vermeidung  von  Zeitverlust  auf  den 
U  Mai  in  die  Ämter  ausgeschrieben*;  dabei  erhielt  sie  erst 
durch  das  vereinigte  Bedenken  vom  16.  April  offiziell  Kenntnis 
von  der  Willigung.  Es  kam  auch  vor,  dafs  die  Stände  selbst 
von  dem  Brauche  der  Geheimhaltung  bis  zum  vereinigten 

'  Schwerin  an  den  Kurf.,  27.  Okt.  1661.  (U.-A.  XV  S.  602.) 
«  Khrn^o  26.  und  80.  Juni  1662    fU.-A.  XVI  S.  163,  166 f.) 

•  Schöning  an  den  Kurf.,  10.  Okt.  1670;  Urovä  Tagebuch,  27.  Nov. 
lem  26.  Jan.  1671.  (Ebenda  S.  684,  645,  681.) 

•  Bericht  von  Waldeck  und  Hoverheck,  1./11.  Mai  1655  (U.  A.  XV 

5.  S.'ß),  von  Srhwprin,  8.  Dez.  1661  (thrMida  S.  688  f):  in  heidcn  Fällen 
hatten  die  kurfürstlichen  Kommissare  durch  adlige  Abgeordnete  von 
^tiadlschen  Verhftndlnngen  Kenntnis  erhalten.  Ein  t  ngenannter  an  Croy, 
H.  Okt  1670  (U.  A.  XTI  S.  6S9  Anm.  1)  macht  Mitteilungen  über  die 
o^tidti6<'iu-n  Beratungen. 

•  Berichte  Schwerins.  24.  Juni.  1.  Juli  1661.  (Ü.-A.  XV  S.  506,  508.) 
Croys  Tagebuch,  21.  Aug.  1670.  (Ü.-A.  XVI  S.  60a)  Beriebt  der  Re- 
lierung,  18.  Mai  1672.  (Ebenda  S.  (744.)  Der  Landesdirektor  und  der 
Landvogt  teilten  im  .Tnli  1679  die  ständisclifMi  Winigunfren  vor  dem  ver- 
einigten Bedenken  der  Kegierung  mit.   Protokolle  des  Uberrats,  1.  und 

6.  Juli  1679.   (Ü.-A.  XVI     88T  Anm.  2.) 

•  Vgl.  die  Berichte  der  Regierung  und  des  Statthalters  v.  23.  Febr., 
M.^i,  25.  \ov.  1672  frbond.i  S  724  Anm.  1,  746  Anm.  1,  764  Anm.  1); 

l'roiokoil  des  Oberrat.*«,  25.  Okt.  lo;y  (ebenda  S.  Ö07). 

»  Vgl.  darüber  Ü.-A.  XV  8.  727,  751,  768;  XVI  S.  622,  625,  681, 
öW,  851. 

•  Ü.-A.  XVI  S.  820  Anm.  1. 
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Bedenken  abwichen ,  indem  sie  ihre  Willigungen  schon  vor 
dessen  pjnreichunf^  der  Regiernnf^  mitteilten.  Zwar  priiigen 
U)70,  als  die  Regierung  wegen  der  Verzögerung  des  Bedenkens 
mit  der  Notwendigkeit  ungewilligten  Ausschreibens  drolite, 
nur  die  Lnndräte  auf  eine  vorzeitige  Äufserung  ein,  die  anderen 
Stünde  lehnten  eine  solche  ab^  Später  aber,  1679,  liefsen 
sich  alle  Stände  auf  Mitteilungen  über  die  Wilhgung  vor  dem 
vereinigten  Bedenken  ein*. 

Persöiiiiclie  und  sacMiche  JBeemflussaug  der  Stande. 

Gerade  weil  das  Gefüge  der  Verfassung  so  starr  war, 
mit  der  die  Unabhängigkeit  ständischer  Willensäursening 
gegen  alle  ftufseren  P  intlüsse  geschützt  werden  sollte,  waren 
die  Versuche  um  so  hautiger,  die  Landboten  auf  Nebenwegen 

an  ihren  menschlichen  Seiten  zu  fassen.  Solange  die  Kraft  zu 
offenem  Kampfe  noch  fehlte,  mufsten  die  Mittel  der  List  an 
Wert  gewinnen.  Schon  G.  E.  von  Wedel  riet  dem  Kur- 
fürsten beim  Regierungsantritt  als  wesentln  hsten  Teil  seiner 
preufsischen  Politik  die  geschickte  Henul/.ung  der  mensch- 
lichen Schwächen  an:  Widereetzliche  schieeken,  andere  durch 
Versprechungen  oder  Drohungen  gewinnen  und  Spall uiigtii 
verursachen^.  Ganz  fthnlich  legte  Waldeck  1655  Wert  auf 
die  persdnliche  Bearbeitung  des  Einzelnen:  man  solle  Amter 
versprechen  und  andere  Verheifsungen  machen,  auch  welche 
traktieren  und  heim  Glase  Wein  gewinnen,  andere  wieder 
»mit  Manier  schrecken***.  Der  Kurfftrst  richtete  öfter  vor 
und  während  der  Tagungen  neben  den  amtlichen  Propositioaeu 
persönliche  Schreiben  an  die  Stände,  um  ihnen  in  dieser  mehr 
schmeichelhaften  und  gewinnenden  Weise  Feine  Wünsche  selbst 
ans  Herz  zu  legen  Nocii  häutiger  und  weniger  unverfänsilifli 
sind  ansfxirnende  und  Ijelebendp  Schreiben  an  einzelne  St  ind-' 
und  rersoiieii.  besonders  an  (iie  Landräte  und  an  angesi  lieue 
und  wolilgesinntc  Adlige,  um  sie  zu  voranlassen,  einen  günstigen 
Kintluls  auf  die  andern  auszuüben**.  Auch  die  Vertreter  des 
Kurfürsten,  Statthalter,  Überräte  und  lievollniiu  iitigte,  be- 
mühten sich  ausgiebig,  durch  Ermahnungen,  Versprechungen 
und  Warnungen  zu  wirken^.  In  Zeiten  hesonders  schwieriger 
Verhandlungen  luden  Schwerin  und  Croy  fast  täglich  Mit- 


»  Dir  «efiiening  an  den  Kurf.,  14.  Nov.  1670.   (T'.-A.  XVI  S.  646.) 

-  Protokolle  do^:  Oborrats,  1.  Febr.  und  21.  Nov.  1679.  (Ebenda 
8.  864  Anm.  1,  911  Aiim.  8.) 

»  Denkschrift  vom  Dez.  1640.  (Prot  u.  Rel.  I  S.  86  f.) 

*  flntachtcTi  vom  Miii/  1655.   (U.-A.  VII  S.  :M9.) 

»  So  ma,  1674,  1677  (U.-A.  XVi  S.  5ü2 1„  797, 835),  1678/79  (ü  r  1  i  c  h  III 
S.  289—293,  302  f.). 

«  Vpl.  L -A.  XV  S.  351  f„  477  f.,  604,  732;  XVI  S.  508;  Bacxko  V 
S.  898,  409,  412. 

'  Z.  Ü.  1661  (IVA.  XV  S.  475,  497,  516,  520»  568,  614). 
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fflieiler  der  Staude  zu  ihren  Mahlzeiten,  um  sie  bcini  Weine 
jiünstiti  zu  stimmen.  Ersterer  hatte  fast  alle  Mahlzeiten 
-iel>en  (uier  acht  zu  Gaste,  die  sich  dann  sehr  devot  gegen 
den  Kurfürsten  bezeugten;  zu  seinem  Bedauern  gelaug  es  ihm 
allerdings  nicht,  die  städtischen  Deputierten  an  seine  Tafel 
ni  bringen,  sie  wagten  es  wohl  nicht,  um  nicht  bei  ihren 
3fitbürgem  in  den  Ruf  von  Fttrstenknechten  zu  kommen^. 
Zu  fthnlicfaen  löblichen  Taten  spornte  der  KurfOrst  auch  die 
Oberr&te  an,  so  wenn  er  sie  ermahnte,  vor  und  w&hrend  des 
Landtages  bei  ihren  Verwandten  ihr  bestes  für  eine  gute 
Willigung  zu  tun  oder  bis  zum  Landtage  die  Gemüter  mög- 
lichst zu  präparieren^.  Croy  suchte  auch  manchmal  durch 
Schreckmittel  zu  wirken,  beispielsweise  wenn  er  im  Gespräch 
mit  (lern  widerspenstiü'en  Landmarscli-^11  Brnmsee  wie  hei- 
länt^L'  von  der  baldigen  Ankunft  des  Kurfürsten  sprach^  oder 
wenn  «  r  den  Oberräteu  den  Uuniut  des  He^rsche^^  ül>er  den 
Verlaut  des  Landtages  vorstellte,  und  dafs  dieser  selbst  oder 
noch  wahrscheinlicher  Fürst  Anhalt  mit  Truppen  herkommen 
werde  ^.  Ein  dem  naiv-gläubigen  Charakter  der  Zeit  ent- 
sprechendes Mittel^,  die  Stande  auf  bessere  Gedanken  zu 
briogen,  ergriff  Croy  während  des  Landtages  von  1670»  indem 
er  dem  Prediger  Zeidler  an  die  Hand  geben  liefs,  eine  Predigt 
zu  halten  „aus  dem  Evangelio:  Date  Caesari  quae  sunt 
Caesaris,  von  der  Schuldigkeit  der  Unterthanen  gegen  ihre 
Obrigkeit,  welche  sehr  woU  auf  unsere  Landtagshandelungen 
und  schwere  Diffikultäten  passete" ;  doch  mufste  er  nachträglieh 
bedauern,  dafs  hei  der  sehr  schönen  Predij^t  .,keiner  von 
Ständen  als  blos  der  Landrat  8chlieben  mit  in  dnr  Kirche  war*". 

Wirksamer  als  alle  diese  Mittelchen  möfren  wohl  Be- 
-Teclnmcren  gewesen  sein,  deren  Anwendung  mau  bei  wichtigen 
\  erb :ituil nagen  auch  nicht  scheute.  Vor  der  Er<>tlnung  des 
Laii(iiages  von  UiGl  befahl  der  Kurfürst,  zur  Verteilung 
von  Präsenten  an  besonders  in  Ansehen  stehende  Personen 
4000  Taler  aufzunehmen^.  Während  des  Landtages  von  166(3 
wies  er  den  Statthalter  an,  einen  oder  andern  von  der  Bitter- 
sehaft,  die  sich  so  widerwärtig  erweise,  durch  Geld  oder  Pro- 
messen  und  Versicherungen  zu  gewinnen;  anderseits  solle  er 
ihm  aber  auch  die  Namen  der  besonders  widerwärtigen  Adligen 
angeben  und  solche  wohl  ad  notam  nehmen.  Auch  stellte  er 
ihm  anheim,  die  Städte  durch  Versprechung  einiger  Gnade 


'  Vgl.  die  Berichte  Schwerins  vom  17.  Juni  und  1.  Juli  1681.  (U.-A. 

XV  S.  497,  509,  510.^ 

-  Der  Kurfürst  an  die  Obeiräte,  24.  April/4,  lß68.  (U.-A.  XVI 
S.  528  f.)  Derselbe  an  die  Regierung,  7./17.  März  lüTU.  (Ebenda  iS.  üÜ3.) 

*  Crora  Tajrebach,  2.  Nov.  1670.  (Ebenda  S.  646.) 

*  Ebemlort  5.  Febr.  in71  (S.  687). 

FAn'iulort  oryS^h^t  0.  Xov.  1670.   (Eluiula  S.  r,42.) 

*  iier  Kurlilrst  an  iiaditiwiii,  15./2i>.  Aug.  1G60.  (Ü.-A.  XV  S.  470.) 
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und  Zubilligung  einer  Soudersteuer  zum  Aii>chluf8  an  die 
Willigiiiig  der  Landräte  zu  bewegen,  um  dadurch  die  Rittor- 
schaft  zu  separieren*,  liadziwiil  versuchte  es  auch  mit  Haml- 
salben  und  berichtete  darüber:  die  dem  von  Brumsee  gegebenen 
1000  fl.  liätten  „sein  hitziges  Komportement''  merklich  ge- 
mildert'. Auch  Croy  schlug  1670  vor:  den  Hauptschreiem 
möge  man  Chargen  oder  Begnadigungen  geben,  wobei  5  oder 
0000  fl.  viel  tun  könnten,  oder  sie  durch  Verwendung  aufser- 
halb  des  Landes  muiultot  machen*.  Aber  wie  das  mit  solchen 
Bereclniungen  auf  die  unedleren  menschlichen  Triebe  öfters 
jieht:  Enttäuschungen  und  bittere  Erfahrungen  waren  viel- 
fach die  Folgen.  8o  klagte  der  Kurfürst  in  einem  liiiefe  au 
die  Stände:  er  hahi^  ..denjenigen,  welche  sich  liicrhei  am 
widerwärtiprsten  bezeiget,  jedesmal  die  höchste  und  meiste 
Gnade  erwiesen**  *.  Und  über  den  Urheber  des  Planes  einer 
ständischen  Abordnung  nach  Warschau  1(570  schrieb  er  an 
Schwerin:  er  werde  erkennen,  „dafs  Wir  an  diesem  undank- 
baren Menschen  einen  basiliscum  an  Unserm  Busen  geheget"  ^ 
Ein  eigenartiges  Glied  in  der  Beihe  aller  dieser  Beein- 
ilussungsversuche  bildet  der  Plan  des  Kurfürsten,  durch  seine 
Beamtenschaft  einen  moralischen  Druck  auf  die  Stftnde  aus- 
zuttben,  indem  er  den  Oberräten  das  Ansinnen  stellte»  wenn 
jene  bei  ihrem  Widerstand  beharrten,  so  sollten  sie  sich  mit 
den  Mitgliedern  des  Hofgerichts,  den  andern  Beamten  „und 
Vernünftigen  aus  der  Landschaft"  zusammentun  und  sich 
feierlich  gegen  alle  Ungelegcnheifon,  die  daraus  entständen, 
verwahren.  Doch  täuschte  er  sich  noch  über  die  Gesinnung 
und  Festijjkeit  seines  preufsischen  Heaniteiilun-pors,  denn  die 
zu  der  Verwahrung  Aufgeforderten  verweigerten  die  Teil- 
nahme 

Neben  diesen  Versuchen ,  einzelne  Persönlichkeiten  zu 
gewinnen,  liefen  vielfache  Bestrebungen  der  Regieiuiig  einher, 
auf  die  Stände  insgesamt  einzuwirken,  den  interkurialen 
Schriftwechsel  durch  mOndliche  Konferenzen  mit  einzelnen 
Ständen  in  ihrem  Sinne  zu  beeinflussen.  Die  Stftnde  verhielten 
sich  diesem,  dem  Landtagsbrauch  zuwiderlaufenden  Verfahren 
gegenüber  bald  nachgebend  bald  ablehnend.  Auf  der  Kon- 
vokation  von  1055  hielten  die  kurfürstlichen  Vertreter  zahl- 
reiche Privatkonferenzeu  ab,  um  eine  Einigung  herbeizu- 


'  Der  Kurturst  an  Kadziwill,  Iii.  2ii.  Juni  und  16./20.  luiu  iöG6. 
(Ü.-A.  \V1  S.  498,  auch  Anm.  1.) 

-  Radziwill  an  den  KTntnr>tpn.  28.  Juli  V'M.  (Kl.enda  S.  509  Asm.  1.) 
3  Memorial  Crovs  vom  Sept.  1670.   (Ebenda  S.  631.) 

*  D.  Cleve,  4.  Juli  lü06.   (Ebenda  S.  .m) 

*  8./18.  Sept  1670  (ebenda  s.  631  Anm.  1).   Es  WÄr  anscheinend 

Migor  Sclilieben  p;emeim,  der  ln-i  der  kurf.  Garde  «fcstanden  hatte. 

**  Der  Kurfitrst  iiii  die  KcgieruiiL'.  18..'23.  Marz;  die  Kegieruug  an 
den  Kurfürsten,  17.  April  1674.   (ü.-A.  \VI  S.  797  Anm.  1.) 
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fahrend  Auf  dem  grofsea Laodtage  1661— <j:^  dagegen  legten  * 
die  St&nde  der  geschärften  Lage  entsprechend  eine  strengere 
AnHaaeiuig  an  den  Tag,  selbst  die  Landräte  schützten  einmal 
▼or,  es  gebühre  ihnen  nicht,  ;\  part  über  das  Verfassungs- 
instrument zu  traktieren,  sie  wollten  eine  Schrift  darüber" 
eingeben-,    l'nd  als  (iie  Regierung  im  Februar  166H  mit 
Hilfe   .^unterscliiedeuer  mündlicher  Konferenzien  und  viel- 
faltige bewegliche  reraonstrationes"  einen  zweiten  günstiger 
lautenden  Schriftwechsel  der  Oberstftiide  veranlafst.  bekla??ten 
sich  die  Städte,  „dafs  durch  dergleidien  aparte  vorgenomiiiene 
Konferenzen  sie  woll  gar  umb  Landtagsgebrauch  und  ihr 
freies  YOtnm  gebracht  werden  dllr^n*  und  dankten  anderseits, 
dafs  sie  wenigstens  „mit  dergleichen  mnndlichen  Konferenzen 
and  ferneren  Instantien  christlich  verschonet*  worden  seien*. 
Auf  dem  Landtage  von  1670/71  dagegen  fanden  viele  solcher 
Besprechungen  statt,  so  besonders  mit  den  Landr&ten  im 
September,  mit  den  Abgeordneten  der  Ritterschaft,  von  Alt- 
stadt und  Kneiphof  im  November  1^70*.  Auch  am  20.  August 
1(371  nach  A])fassung  der  Sonderbedenken  und  vor  Einreichung 
de<  v(^rpi]ii_^ten  Bedenkens  verhandelte  die  Regierung  mit  dem 
Adel  itiid  den  Stiidteu,  wobei  ihr  die  Landrilte  init  „heweg- 
li<-he!i   Vdi  sTpUungen''  zu  Hilfe  kamen  und  bewirkten,  dais 
zAiin  IJelienideü  der  Städte  die  Ritterschaft  „in  so  geschwinder 
Eil  von  ihrem  Bedenken  abtrat"^.    Ja,  die  Stände  durch- 
brachen selbst  den  Landtagsbrauch,  indem  sie  sich  öfters  aus 
eigenem  Antrieb  durch  Vertretungen  zu  mündlichen  Be- 
gpreebungen  auf  der  Oberratstube  angaben ^ 

In  den  darauffolgenden  Jahren  hat  sich  mit  wachsendem 
Einflurs  des  Kurfürsten  und  seiner  Organe  auch  diese  neben 
den  offiziellen  Handlungen  hergehende  Beeinflussung  der 
St&nde  durch  die  Regierung  gesteigert  und  an  Bedeutung 
gewonnen;  die  Oberräte  iUifserten  selbst  einmal  darüber: 
„Alle  Klage  und  Besrlnver  gehet  über  uns  im  ganzen  Lande, 
dafs  wir  die  Stände  durch  unaufhörliche  persuasioues  zu 


1  Waldeck  und  HoTerbeck  an  den  Knrf.,  Mai  1655.  (U.-A. 
XV  8.  356.) 

•  Schwerin  an  den  Kurl.,  ö.  Dez.  1661.  (Ebenda  b.  677.)  Liier  die 
mit  den  gesamten  Standen  gepflogenen  mQndliclien  Verhandlungen  vgl. 
0ben  S.  149  ff. ;  hier  bandelt  es  sich  um  die  unmittelbare  Bearbeitung 
einielner  St. in  de. 

•  Erkianingen  der  Ritterschaft  und  der  Städte,  Fehr.Marz  1666. 
(Ü.-A.  XVI  8.  478  f.) 

<  Crojs  Tagebuch,  29.  Aug.,  Sept.  und  Nov.  1670.  (U.-A.  XVI  S.  628, 
637  Anm.  1,  641  f  ) 

«  U.-A.  XVI  S.  TOS  Anm.  1. 

f  Yfi^  ober  solche  Deputationen  der  Landräte  U.-A.  XV  S.  ö08, 
XVf  8.  121  f.,  209;  der  Ritterschaft  Ü.-A.  XV  S.  648,  XVI  S.  608,  613; 
ir  sSkdte  U.  A.  XVI  S.  132.  758 

FtesehunCM»  ^J^^'  ^  ^1"^  -  Kachel.  " 
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solchen  unerträglichen  Williguugeu  gebracht  haben"  ^  Es 
kam  nicht  selten  vor,  dafs  diese  unlegalen  Besprechungen 
von  grOfserer  Bedeutung  für  den  Gang  der  Landtags^schäfte 

waren  als  die  offiziellen  Verhandlungen^  ja  dafs  in  jenen  die 
Entscheidungen  fielen.  So  verschoben  sich  aucli  auf  diesem 
Gebiete  die  Verhältnisse  in  der  "Weise,  dafs  die  Machtsphäre 
der  Monarchie  sich  iiiinier  mehr  vergröfserte,  die  der  Stände 
entsprecheude  Einbul'se  erlitt. 


'  Die  Oberrute  au  den  Kurf.,  7.  Aug.  1682.  (U.-A.  S.  978.)    bo  be- 
riclitete  die  Regierung  4.  März  1678  an  den  Kmf&rsten:  „Wir  haben  wider 

LnTultngsgewohnbeit  zweimal  die  Lamiriitc  vor  uns  kommen  lassen  und 
iliueii  alle  ersiunliche  Instanz  gemacht,  ohne  was  jiiivatim  geschehen.'* 
(U.-A.  XYI  S.  840  Anm.  1.)  —  Kach  ihrem  Bericht  vom  8.  Aug.  1G79  ist 
auf  „vielfältige  PersuEBion"  eine  gOnstigere  Williguug  erreicht  worden. 
(Ebenda  S.  899  Anm.  2.)  —  Am  24.  Okt.  1679  verhandelte  die  Regierung 
mit  sämtlichen  und  mit  einzelnen  Ständen  um  Zurücknahme  einer  Be- 
schwerde über  ungewiUigte  Militärauflagen.  (Brot,  deb  Oberrats.  Ebenda 
Sm  906>) 
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Einleitung:  Ursprung  und  Entwicklung  der 

ständischen  Rechte. 


T"^rsprünglicli  erfüllte  der  deutsclio  Orden  die  ötfentlichpn 
Landesaufgaben  allein  mit  seinen  eigenen,  verhältnismälsig 
reithlichen  Mitteln  aus  Domänen  und  Regalien,  sowie  aus 
vertragsmiirsig  festgelegten  Leistungen  der  Untertanen  an 
Zinsen  und  Diensten.  Zu  den  letzteren  waren  gegen  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  nur  zwei  kleinere  Abgaben  zu  militärischen 
Zwecken,  das  Wartgeld  und  das  Schalwenkorn ,  mit  Ein- 
willigung von  Land  und  Stftdten  hinzugekommen  K  Als  jedoch 
durch  die  unglacklichen  Kriege  mit  Polen  im  15.  Jahrhundert 
der  Orden  immer  mehr  au  Mitteln  verlor  und  infolge  der 
schweren  Geldopfer  für  Entlohnung  von  Soldtruppen  und 
Zahlung  hoher  Kriegskosten  in  unaufhörliche  Bedrängnis  geriet, 
da  sah  er  sich  seit  1411  wieder  und  wieder  genötijit,  die 
I  ntertanen  um  aufserordentliebe  Unterstützungen  anzugehen^. 
Vi)n  einem  Hechte  der  Lnndesherrschaft  solrhe  Beihilfen  von 
den  Kiusassen  3^u  fordern,  war  dabei  keine  Itede .  es  waren 
vielmehr  ganz  freiwillige  Gaben,  die  über  das  Mais  der  recht- 
lich festgelegten  Leistungen  l  iuaus  in  Ansehung  der  Not  der 
Herrschaft  für  einen  jeweilb  ausdrücklich  bestininiten  Zweck 
bewilligt  wurden  oder  auch  abgeschlagen  werden  konnten*. 
Je  weniger  also  die  Herrschaft  im  stände  war,  aus  eigenen 
Mitteln  den  Staatsaufgaben  gerecht  zu  werden,  um  so  mehr 
war  sie  von  dem  guten  Willen  der  Untertanen  abhängig, 
muTste  sie  sich  auch  deren  Einspruch  gefallen  lassen. 


*  Wartgcid  zur  Besablang  von  Kundschaftern  (Wunen),  Hohulwen- 

kr-m  oder  Srhalauerkom  zur  üntprhaltung  dtr  sclialauisclicn  fJrcnz- 
bargeo.  Vgl.  im  übrigen  aufser  T Oppens  Ständeakten  Bd.  i  den  Auf- 
s>Ätz  von  E.  Sattler,  Der  8taat  des  deutschen  Ordens  in  rrenfsen  zur 
Zeit  seiner  BlOte.    Iiistor.  Zeitschrift  Bd.  49  (1888)  s.  i'.Si)  tl. 

^  Zuorst  auf  der  Tagfahrt  zu  Osterode,  22.  Febr.  1411.  (Stände- 
akten  I  S.  ];J0.) 

'  ;So  m  hlügen  die  Stände  1486  dem  Orden  zweimal  eine  für  Kriegs- 
nUuigeD  BD  Poieli  geforderte  Bienteuer  ab.  (Stftndeakten  n  8.  7,  vi) 
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Vor  allem  forderten  diese  für  die  Bereitwilligkeit,  mit 
der  sie  der  Landesherrschtilt  luitreich  beisprangen,  sehr  er- 
hebliche Gegengaben.  Sie  brachten  ihre  Wünsche  und  Be- 
sehwerdeD  vor,  verlangten  ErfUllung  oder  AbsteUung  und 
gewohnten  sich,  davon  erst  ihre  Hilfsbereitschaft  abhängig 
zu  machen.  Femer  lag  ihnen  nun  aufserordentlich  viel  daran, 
durch  ein  Mitbestimmungsrecht  in  auswärtigen  Angelegenheiten 
eine  zu  häutige  Inanspruchnahme  ihrer  Mittel  zu  verhindern. 
Allerdings  waren  auch  schon  früher  Glieder  von  Land  und 
Städten  vom  Orden  zu  Huldigungsakten,  zur  Behandlung 
von  Angelegenheiten  der  auswärtigen  Politik  und  der  Gesetz- 
gebung Tiernntrezogen  worden^;  seit  1391  läist  sich  auch  das 
Anbringeu  vüu  Beschwerden  bestimmt  nachweisen*.  Aber  d«as 
waren  nur  gelegentliche  Berufungen  oline  festes  Herkommen, 
erst  seitdem  der  Orden  die  Beihilfe  der  Landschaft  mit  Bitten 
und  Zugestaiidiiissen  erkaufen  muiste,  bildete  sich  ein  förm- 
liches Mitregierungsrecht  der  Stände  aus.  Nachdem  der  Hoch- 
meister Paul  von  Rusdorf  durch  eigenmächtige  Verhandlungen 
aber  Krieg  und  Frieden  den  Unwillen  des  Landes  erregt', 
wurde  er  auf  der  Tagfahrt  zu  Elbing  am  12.  November  1432 
zu  dem  Versprechen  genötigt,  alle  wichtigen  Landessachen, 
wie  Kriege,  BQndnisse,  Geschosse  oder  was  des  Landes  Ge- 
rechtigkeiten angehe,  nur  mit  Wissen  und  Willen  der  gemeinen 
Lande  und  Stitdte  zu  hcschliefsen :  auch  mufste  er  für  jeden 
Untertan  das  Recht  der  l'escliwerdefiilirung  über  Verkürzung 
oder  uuriclitiy:e  Aus]e<:;ung  der  Trivile^MeTi  oder  sonstige  Tiber- 
griffe der  OI)rigkeit  vor  gemeinen  Lundesversammhingen  zu- 
gestehen*. Das  so  erlangte  Mitre-i(  i  ungsrecht  niaehten  die 
Stände  bald  auch  praktisch  geltend,  indeni  sie  den  Orden  14;^.'» 
zu  einem  Friedensschlufs  mit  Polen  zNvaii;4en  ';  und  später 
hielten  sie  ihn  noch  öfters  von  einer  kriegslustigen  Politik 
zurOck,  deren  Kosten  doch  nur  das  Land  zu  tragen  hatte. 

So  hatte  sich  aus  der  SteuerverwilUgung  der  Stände  ihr 
Recht  der  Mitwirkung  an  allen  Landesangelegenheiten  und 
das  Beschwerderecht  herausgebildet,  und  alle  diese  Rechte 
waren  im  Laufe  der  Entwicklung  mit  den  schon  bestehenden 
Privilegien  zu  einem  Ganzen  zusammengewachsen,  das  in  den 
Zeiten  der  sinkenden  Landesherrschaft  ausgebaut  und  ver- 
mehrt, aufgezeichnet  und  bestätigt  und  so  zu  einem  förmlichen 
ständischen  V(M'fassunp:srecht  f^eworden  war.  Denn  «joprputtber 
den  Machtgelüsten  der  Herrschaft  war  es  notweudi^^  geworden, 
die  historisch  erworbenen  Rechte  durch  genau«*  schriftliche 
Festlegung  gegen  alle  Anfechtungen  zu  sichern.    So  hatten 


1  Ständeakten  I  S.  12  ff. 

Klionda  8.  2.'. 
»  Khpnda  S.  528,  571  f. 

*  Ebenda  S.  572  f.  und  S.  285. 

*  Frieden  von  Brxesa,  31.  Dez.  14S5.  Ebenda  S.  715. 
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die  SUnde  sich  das  freie  Steuerverwilligungsrecht  seit  dem 
Zeysehrief  vom  23.  April  1528*  durch  viele  Assekurationen 
bestäti<zen  und  in  den  Dekreten  von  IfJOO  förmlich  zusichern 
lasse?i.  ifnien  keine  öffentlichen  KontributioiK  n  auterlegt 
wenieu  >uUeu ,  als  welche  sie  freiwillig  und  einhellig  zuge- 
stauilen  hätten^.  El)eudort  hatten  sie  sich  das  gleichfalls 
immer  in  i)raktischer  Geltung  behndliche  Recht  bestätigen 
lassen,  dafs  bei  allen  das  Herzogtum  Preufsen  betretferiden 
Angelegeuheiten  der  Stände  Rat  und  Kiiiwilligiiüg  (consensus 
et  volantas)  erforderlich  sei'.  Auch  das  Recht  der  Stände 
und  jedes  einzelnen  ihrer  Mitglieder,  Besdiwerden  des  Landes 
vorznbrin^n  and  ihre  Abstellung  zu  fordern,  war  mehrfach 
ausdrQeklieh  festgestellt  worden ,  zuletzt  im  königlichen  Re- 
si^onsum  yon  1617^.  Hier  war  bestimmt,  dafs  jeder  Landrat, 
Edelmann  oder  städtische  Magistrat  Beschwerden  vorbringen, 
ihre  Abhilfe  verlangen  und  wenn  es  nach  dreimaliger  Mahnung 
nicht  gesch  ifi  dm  König  von  Polen  um  Hilfe  angehen  konnte. 
Und  nicht  nur  da^  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  des  Landes 
Not  zu  klagen,  legten  sie!?  die  Stau^le  zu,  da  sie  Hüter  der 
A'tM'fnssung  seien  und  gegen  liir  Gewissen  handelten,  wenn  sie 
die  Klagen  des  Landes  verschwiegen  ^ 


>  PriT.  fol.  89b  f. 

-  Priv.  fol.  105  a,  AI.  „Contributionea  publicae*'. 

»  Priv.  fol.  106  b,  AI.  -In  rausis-. 

^  Priv.  fol.  149b  f.,  AI,  „Moduni  autem". 

•  V  gl.  die  Bedenken  U.-A.  XVI  S.  689  Annk  %  907,  937,  957,  1014. 
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Das  Beschwerderecht 


Erster  Abschnitt:  Seine  Ansdelmmig  und  sein. 
Zasammenhang  mit  der  Steuerbewilligong. 

isieht  umsonst  hatten  die  Stände  gexatle  dieses  Recht 
unter  den  besonderen  Schutz  der  Krone  Polen  gestellt,  denn 
mit  ihm  staBden  und  fielen  alle  ihre  Freiheiten  und  Privilegien. 
Ohne  diese  Befugnis  wftren  sie  der  Willkdr  einer  absoluten 
Landesherrschaft  preisgegeben  gewesen,  in  ihrem  vollen  Be- 
sitze aber  hatten  sie  ein  Beaufsichtigungs-  und  Mitiegierungs- 
recht  gegenüber  der  Monarchie,  das  sich  auf  alle  Gebiete 
staatlichen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens  erstreckte. 
Wenn   vollends  ihren    auf  allen   Landtagen  vorgebrachten 
Forderungen  und  lieschwerden  immer  nücliiro^^eben  worden 
wäre,  so  liiitte  das  die  Abdankung  jeglicher  Staatsgewalt  zu- 
gunsten stftndisclier  Anarchie  bedeutet.   Denn  ihre  Wünsche, 
die  dem  starreu,  jedem  Tortsebritt  aldiolden  Geist  des  Stande- 
staais  entsprechend  durch  allen  Wandel  der  Zeiten  hindurch 
eine  grofse  Gleichniäfsigkeit  bewahrten  und  im  17.  Jaln  humlert 
fast  dieselben  waren  wie  im  15.,  erstrebten  naturgemäfs  allent- 
halben die  Durchsetzung  des  stftndischen  Staatsideals;  selbst- 
verständlich wurden  daneben  auch  die  Abstellung  wirklich 
vorhandener  Mängel  und  die  Durchführung  notwendiger  und 
lieilsamer  Beformen  zur  Sprache  gebracht.  Was  die  wesent* 
lichsten  Gegenstände  der  Beschwerdefüfarung  anbetrifft,  so 
waren  die  einen  sehr  breiten  Raum  einnehmenden  kirchlichen 
(iravamina  gerichtet  auf  die  Bewahrung  des  engherzigsten, 
unduldsamsten  Luthertums  und  die  Abwehr  jeder  Neuerung. 
jed^T  freieren  Richtung.    Die  Jiistizbescbw*  rden  enthielten 
viele  l)erechtigte  Kla^M  n  über  Mängel  in  der  RechtspHege, 
dann  auch  solche  ülx  i  ein  \ Ordringen  einer  einseitig  landes- 
lierrlicheu  und  willkürlichen  Jurisdiktion.    Neben  dem  Be- 
streben nach  Aufrechterhaltung  der  allgemeinen  ständischen 
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Verfas&ungsrechte  war  besonders  wichtig  die  Wahraog  der 
äusge<\ebnten  st&ndischen  Gerechtsame  im  Behörden wesen  und 
der  Laudesverwaltung:  der  allmächtigen  Stellung  der  Ober- 
nie,  der  strengsten  Innehalt ung  des  Indigenatsrechts  mit 
Ausschlufs  aller  Fremden.  Xifhtadligen,  Nichtlutheniuer  und 
Femhaltung  rein  monart hischer  Behörden  und  Beamten,  des 
UDgeFtrn  ten  Walteiis  und  Mifswaltens  der  Amtshauptlt  iitc  in 
der  Bezirksverwaltung.    Auch  das  landesherrliche  Donjäiien- 
wesen  sollte  möglichst  unbeschränkt  der  adligen  Ausl)eutung 
preisgegeben  bleiben,  daher  ward  hier  vor  allem  ül)er  die 
lästigen  Visitationen  und  über  Verkürzung  der  adligen  Jagd- 
und  Holzgerechtigkeiten  geklagt.  In  der  Landesverteidigung 
ging  alles  aaf  Erhaltung  der  verrotteten  Landmiliz,  aufrichtige 
Zahlung  der  GebOhmisse,  aber  Einschrftnkung  von  Aufgeboten 
und  Musterungen  aus.    Auf  dem  Gebiete  der  Landesgesetz- 
gebung  waren  über  Landes-,  Tax-  und  Gesindeordnungen  die 
Stande  selbst  immer  in  heftigstem  Streit,  was  ebenso  wie 
ihre  fortwährenden  wirtschaftlichen  Kämpfe  eine  allerseits 
befriedigende  Erledigung  der  Gravamina  durch  den  Lindes- 
herrn selbst  bei  bestem  Willen  zur  T 'THnn'„dichkcit  machte. 
Dazu  kamen  schliefslich  die  Klagen  nher  Z(»lle,  Münzwesen^ 
Handel  und  Verkehrsverhältnisse,  sowie  Beschwerden  einzelner 
zurückgesetzter  Stände,  besonders  der  Kölmer  und  der  kleinen 
Städte. 

Es  war  ein  ebenso  vielseitiges  wie  ausgedehntes  Programm 
von  Wünschen,  das  die  Stftnde  auf  allen  grOfseren  Landtagen 
snaammenbraehten  und  das  sie  den  landesherrlichen  For- 
deruDgen  gegenfiberstellten.  Wie  dem  Fürsten  die  Erfüllung 

dieser,  so  erschien  ihnen  die  Erledigung  der  Landesangelegen- 
heiten und  Beschwerden  als  der  wichtigste  Zweck  der  Tagungen, 
Sie  meinteo,  den  Landtag  hätten  »die  Vorfahren  alle  Wege 
pro  rcraedio  omnium  gravaminum  gehalten***,  und  klagten 
später,  ihren  Vorfahren  seien  die  convor.itiones  .,zu  Erleuch- 
tening  ihrer  Beschwerden",  ihnen  aber  zur  Vermehrung  der- 
selben angesetzt  worden*.    Die  Landtage  aher  würden  dem 
Lande  nichts  nützen,  wenn  ihre  remonstrationes  nicht  beachtet 
w unten ^.    Die  Stände  besafsen  indessen  ein  sehr  wirksames. 
Machtmittel,  ihren  Wünschen  Geh(>r  zu  verschaffen ,  lu  dem 
freien  Steuerwilligungsrecht ;   erst  der  Vereinigung  beider 
verdankten  sie  ihre  überlegene  Stellung  auf  den  Landtagen. 
Denn  die  Stenerbewilligung  war  dem  Fürsten  Selbstzweck^ 
den  Ständen  nur  Mittel  zu  dem  Zweck,  die  Beseitigung  ihrer 
Beschwerden  zu  erzwingen.  Bas  Geldbedürfnis  des  Fürsten 


I  H(iverJ»o(  k  an  den  Kurf.,  3.  Mai  1661.  (U.-A.  XV  4bl.) 
'  Bedtükvu  iler  Landrftte,  ca.  1.  Sept.  1678.  (U.-A.  XVI  S.  849.) 
•  Bedenken  dei  Landräte,  5.  Aug.  und  allgemeines  Bedenken  Tom 
l  Dei.  im.  (Kbenda  S.  610,  651  f.j 
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war  also  geradezu  eine  Vorbedingung  fttr  das  ungesehwächte 
Bestehen  des  ständischen  Wesens,  denn  nur  eine  Herrschaft, 
die  immer  wieder  mit  Bitten  am  Beihilfe  sich  an  die  Unter- 
tanen wenden  mufste,  konnte  von  diesen  auch  zu  Begünsti- 
gungen, Bestätigungen  und  Zugeständnissen  und  allerdings 
auch  zur  Beseitigung  wirklicher  Mifsstände  bewogen  werden. 
Es  ist  liezeichnend ,  dafs  einer  der  Yornehnien  des  Landen 
einst  zum  Kurfürsten  sagte,  wenn  man  ihm  seine  reichen  Er- 
träge ,'üis  dem  Lande  zukommen  lasse,  so  werde  er  nach  ihnen 
nichts  mehr  fragen,  darum  müsse  man  es  uie  dazu  kommen 
lassen'. 

Da  die  Stände  in  ihrer  Williguug  eine  Belohnung  sahen 
für  das  Entgegenkommen  des  Landesherrn  gegenüber  ihren 
Wünschen  und  Beschwerden,  so  suchten  sie  auf  den  Land- 
tagen diese  Immer  vor  den  forstlichen  Forderungen  zur  Ver- 
haodlung  und  Erledigung  zu  bringen,  w&hrend  die  Herrschaft 
stets  verlangte,  dafs  zuerst  ihre  Proposition  beantwortet  werde. 
Der  Ausgang  des  sich  darüber  auf  den  Landtagen  erhebenden 
Streites  ist  ein  Gradmesser  für  das  Machtverhältnis  beider 
Teile.  In  der  Zeit  der  Blüte  des  Ständetums  im  16.  und 
17.  Jahrhundort  gelang  es  in  der  Regel  den  Ständen,  ihren 
Standpunkt  durchzusetzen-,  wodinrh  dw  Verhandlung  über 
ihre  Gravamina  zum  Mitteii>unkt  und  Hauptinhalt  der  Tagungen 
gemacht  wurde,  dem  nur  als  Anhnncr  eine  Antwort  auf  die 
Forderungen  des  Fürsten  folgte  i  und  doch  waren  diese  die 
eigentliche  Veranlassung  für  die  Einberufung  des  Landtags. 
Auch  im  Juni  liUO  verlangten  die  iStiinde  erst  AbschafTung 
der  übergebenen  Gravamina,  dann  erst  wollten  sie  auf  die 
capita  propositionis  antworten ;  Kurfürst  Georg  Wilhelm  löste 
daher  den  Landtag  auf,  ftufserst  ungehalten  Uber  solche  „un- 
billige dieses  Herzogthumbs  Landtages^ewohnheiten  zuwider- 
laufende Anmuthung",  da  die  Landschaft  es  wider  die  aller 
Orten  üblichen  Gebriluche  „von  hinten  angefangen**  und  den 
Kurfürsten  zur  Abschaffung  der  gravamina  „gleichsam  udthigen 
wollen"^.  Sein  Nachfolger  kam  etwns  mehr  entgegen  und 
liefs  sich  auf  dem  reassumierten  Landtage  auf  eine  Veriiand- 
lung  und  Entscheidung  der  (Gravamina  der  (U»erstj\nde  ein. 
nachdem  die.se  eine  vorläutige  Erklärung  auf  die  Propusition 
abgegeben;  den  hartnäckigeren  Städten  gegenüber  ai>er  bliel» 
er  fest  und  versprach  ihnen  die  EntS(heidung  auf  ilire  Be- 
sehwerden erst  auszugeben,  wenn  sie  gleich  den  übertat äuden 
gewilligt  hätten  *.  Auch  1661  verlangten  die  Stände,  dafs  man 
die  Gravamina  abtue,  die  Akzise  kassiere  und  die  Völker  ent- 


»  Drovsen,  Proufs.  Politik  'X  II  S.  396. 

2  V^rl.  Iiistor.  Trisrhenhuch.       F.  8,  S.  324  und  408:  10,  Jj,  467. 
»  Lan«itagsal)!5.  hicd,  27.  Juni  1640.   (U.-A.  XV  S.  273  f.) 
*  Kurf.  ResolutioQ,  29.  Ang.  und  Land  tags  abschied,  12.  Dez.  1641. 
(Ebenda  S.  290  und  827.) 
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lasse,  vorher  könnten  sie  nicht  zum  vereinigten  Bedenken 
schreiten*.  Auf  dem  Landtage  von  1669,  der  ihnen  eigeu> 
rar  Abstellung  ihrer  Beschwerden  YeriiDstaltet  zu  sein  schien, 
gab  der  Kurfdrst  aaeh  soweit  Dach,  dafs  er  vor  ausgesprochener 
Willigong  einen  Beseheid  auf  ihre  Beschwerden  gab,  obwohl 
er  gehom,  .es  würden  die  Stände  mit  den  gravaminibus  ein- 
gehalten haben,  weiln  des  Landes  Sicherheit  vielmehr  erfordert, 
dafa  man  vor  allem  auf  die  Landtagsproposition  recht  und 
zulänglich  sich  erkläre" 

Als  anfsprordentliches  Entgegenkommen  hezeiclinetpn  os 
daher  die  überstände,  dafs  sie  1662  schon  vor  Ahschartuug 
ihrer  Gravamiua  und  Assekuration  ihrer  Privile^nen  die  Akzise 
l>ewilli}^'t  und  entrichtet  hiUteu^;  allerdings  war  das  Land 
wenitr  einvorstaniieii  mit  der  Nachgiebigkeit  der  Abgeordneten 
und  wollte  auch  uarh  der  Willi^rung  die  Einrichtung  so  lauge 
zurückhalten,  bis  sie  in  ihren  desideriis  erhört  werden  würden*. 
Oft  aber  versprachen  die  Stände  nur  zu  willigen,  wenn  der 
Kurftlrst  vorher  ihre  Beschwerden  abgeschafft  habe,  oder 
sie  willigten  zwar,  knüpften  aber  daran  die  Bedingung,  dafs 
ihre  Beschwerden  erhört  wQrden.  Eine  solche  Willignng  galt 
also  nur  als  vorläufige  und  wurde  nur  mit  dem  ausdrück- 
liehen  Vorbehalt  gemacht,  im  Nichterledi gungsfalle  zu  nichts 
verbunden  zu  sein*,  selbst  wenn  die  wirkliche  Entrichtung  der 
gewilligten  Steuern  schon  begonnen  hatte.    Daher  weigerten 
^ich  die  Stände  1670  nicht  nur.  den  Nachstand  dei-  Willigung 
von  1641  nachzuzahlen,  sondern  forderten  auch  das  schon 
Eingezahlte  „als  ein  indebitum"  wieder  zurück,  da  die  daran 
geknüpften  Hedingungen  nicht  erfüllt  seien®.    Und  nocli  im 
letzten  Jahrzehnt  rafften  sich  die  Oherstände  zu  dem  zwar  sehr 
energischen ,  aber  unter  den  obwaltenden  \'erhältnissen  ohn- 
mächtigen Protest  auf:  Bei  Nichterfüllung  der  Bedingungen, 
mit  denen  sie  die  Willigungen  umschränkt,  „sollen  dieselben 
Ton  sich  selbst  hiemit  gänzlich  hinfallen,  auch  alles  Gewilligte 
Tor  uttgewilliget  und  alles  Exequirte  vor  ein  de  facto  Ab- 
genommenes gehalten  werden"  ^.    Das  waren  tönende,  aber 
verspätete  Beteurungen,  nachdem  man  vorher  zurflckgewichen 
war;  weit  folgerichtiger  und  klarer  handelten  auch  hieriu 
die  Städte,  indem  sie  nicht  einfachen  Rc'^obitionen  trauten, 
sich  nicht  auf  Halbheiten  einliefsen,  sondern  wirkliche  Ab- 


'  Schwerin  au  den  Kurf.,  10.  Nov.  1661.   (U -A.  XV  S.  626  f.) 

*  Reioialioo  des  Kurfarsten,  1.  JuU  1669.  (U.-A.  XVI  8.  567.) 

^  Mändliche  Erklärung  der  Oberslände,  Ende  April  1663.  (Ebenda 

*  Bericht  des  Statthalters  au  den  Kurf.,  2b.  Juli  1602.  (hltenda 
8.  196.) 

•*.So  in  den  Bedenken  v.  17.  D.v,.  ir>40  iT'.  A.  XV  S.  281  f.X  vom 
27.  Ajjril  1662  nnr!  1"-  Mär/  1608  (V.-A.  XVI  S.  116,  m) 

*  Vereiniifte.H  Jiedeiiken  vom  1.  Dt/.  1670.   (U.-A.  XVI  S.  656.) 
'  yercinigtes  Bedenken,  30.  Jnli  1682.  (Ebenda  8.  975.) 
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Stellung  ihrer  Hauptbesch  werden  verlangten,  bevor  sie  Geld 
bewilligten*.  Sie  ftofserten  dardber  zur  Rittersehaft :  noch 
nie  sei  von  ihnen  dem  Kurffirsten  eher  etwas  gewilligt  worden, 
bis  ihre  Gravnmina  abgesehafft  waren,  denn  durch  eine  vor- 
herige Einwilligung  brächten  sie  sich  selbst  um  ihre  Freiheit*. 
Allerdings  konnten  sie  diesen  Grundsatz  auf  die  Dauer  nicht 
aufrechterhalten,  und  schon  1072  taten  sie  eine  Willigung  mit 
der  auf  recht  schwachen  Füfsen  stehoiiden  Bef^rüiuhinp:,  dafs 
sie  dadurch  „eine  gnädigste  und  erfreulichste  Verahscheidim^" 
ihrer  noch  vom  vorii/eii  Landtage  her  unerledigten  Gravamina 
auszuwirken  vermeinten'. 

Auf  den  Landta^^^en  spielte  sich  also  ein  roL^elrechtes 
Handelsgeschäft  zwischen  den  beiden  Parteien  ah,  wuhei  die 
StÄnde,  wie  sie  sagten,  mit  der  einen  Haiui  ihre  Beschwerden, 
mit  der  andern  ihre  Willigung  anboten.  Und  für  dieses  Ver- 
fahren wufsten  sie  sogar  ein  allerhl^chstes  Beispiel  anzu- 
fOhren :  ^  Auch  der  höchste  Gott,  wenn  Er  mit  Menschen  aber 
Seinen  Dienst  handelt,  hält  Er's  nicht  fttr  eine  Widersetzlich- 
keit oder  Seiner  Gottheit  übelanständiges  Zumuten,  wenn  die 
Menschen  ihren  Segen,  ihr  Brot,  ihren  Frieden  und  ihren 
Schutz  dabei  mit  bedingen*."  Der  Landesherr  aber  hätte  sich, 
wenn  er  solcher  Auffassung  nachgab,  ganz  in  die  Hände  der 
St'uide  gegeben,  hfttte  sein  und  seiner  Lande  (ies<hick  von 
ihrem  Urteil  über  sein  Wohlvcrhalten  abhängig  gemacht  und, 
da  die  Gravamina  immer  «mti  Zurückweichen  des  Monan  In  ii 
zugunsten  der  Stände  forderten,  (iurch  Preisgabe  von  Hoheitb- 
rechten die  Mittel  für  die  Staatsauf  gaben  erkaufen  müssen. 
Mit  Entschiedenheit  wies  es  daher  der  l\ui fürst  zui  uck.  ilafs 
die  Stände  mit  nicht  zur  Proposition  gehörenden  Beschwerden 
kämen,  um  damit  ihre  Willigung  zu  konditicyniereu,  und  da(^ 
sie  ihn  die  Gelder  »mit  ZurOcklafs  oder  Schmftlerung  einiger 
ihrer  hohen  Befugnisse  zu  erkaufen*^  nötigen  wollten^.  Auch 
ein  eifriger  Anhänger  der  kurfürstlichen  Sache,  Otto  Wilhelm 
V.  Perbandt.  fand  es  weder  in  den  Landesgesetzen  noch  Ge- 
bhluchen  fundiert,  dafs  man  die  Laudesobrigkeit  zur  Abolition 
der  (iravamina  durch  Weigerung  der  begehrten  Suhsidia 
zwingen  könne,  vielmehi"  stimmte  vr  dafür,  dafs  man  den 
Kurfürsten  mit  vorgitngliclier  \\illiguiii:  dazu  disponiere''. 
Das  war  einf»  fidlere,  aber  vom  strmdisciien  Stand]>uukt  aus 
schwäch licln-  Auffassung;  tatsächlich  hatten  die  Stände  es  in 
der  Hand,  (hirch  Verweigerung  oder  Hinauszögerung  ciiur 
Willigung  den  Fürsten  mürbe  zu  nuichen  und  zu  Erfüllung 


«  So  1641/42,        U.-A.  XV  8.  295,  m 

Schwfiin  an  tl»Mi  Kurf.,  7.  April  1()62.  (I'.-A.  XVI  S.  77.) 
»  Bedenk.  !,  dw  Stallte,  28.  Febr.  1672.    fKluMHla  S.  727.) 

*  EuUliclies  IkMlenken,  17.  Marz  1671.   (Ebenda  b.  695.) 

»  KurmrsUiche  Erklärung,  9./19.  Mai  1671.  (Ebenda  S.  698.) 

•  Croy  an  den  Kurf.,  18.  Febr.  1671.  (Ebenda  S.  686.) 
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ihrer  Wünsche  zu  zwingen,  und  in  Zeiten  des  Konflikts,  wie 
lti62  and  1670,  wendeten  sie  dieses  scharfe  Machtmittel  aach 
an«  tun,  wenn  möglich,  dadurch  die  Auflösung  oder  Entlassung 
der  Truppen  durchzusetzend 

Zweiter  Aliselmitt:  Trennung  van  Stener- 
willigimg  und  Beschwerdeführiing. 

1.  Steuerbewilliguug  durcii  Amtstage,  Au^hcliftsse  uuü 

KoiiTokationeu» 

Von  jeher  war  deshalb  die  Landesherrschaft  bestrebt,  den 
engen  Zusammenhang  des  Steuerbewilligungs-  und  des  Be- 
schwerdereclits  zu  unterbrechen  und  Willigungen  zu  erlangen, 
ohne  Zugestand iiis?e  machen  zu  müssen.  Schon  der  Orden 
versuchte  es  damit,  dafs  er  seine  Anliegen  niclit  den  gesamten 
stünden  v()rl)rachte  soiHleni  dafs  er  Sonderversanunlungen 
einzelner  Staude  oder  Gebiete  berief  oder  nicht  vollstrindip^e 
Tagfahrten  abhielt  oder  nur  zuverlässige  Anhänger  einl»enel. 
Alles  daü  aber  vermehrte  nur  die  Klagen  Über  seine  Willkür 
und  bewirkte  gerade  einen  eugercu  Zusummenschlufs  der 
Stände,  die  sich  nun  einigten,  keine  Abgaben  anders  als  mit 
Zustimmung  des  ganzen  Landes  zu  bewilligen'.  Aber  immer 
wieder  wurde  die  Regierung  dazu  gedr&ngt,  von  Landtagen, 
auf  denen  die  Stände  ihre  volle  Macht  entfalten  konnten, 
möglichst  abzustehen  und  auf  andere  Weise  Geldbeihilfen  zu 
erlangen.  Daher  hören  wir  auch  im  16,  Jahrhundert  wieder 
von  Versuchen,  auf  Ämterversammlungen  etwas  durchzu- 
setzen®, und  der  Kogierungskunst  des  energischen  Markgrafen 
Georg  Friedrich  gelang  es,  unter  möglichster  Vermeidung  von 
Landtagen  und  von  Zugeständnissen  doch  verhältnismäfsig 
viel  zu  erreichend  Dafiu  sf^tzten  nach  ihm  die  Stande  die 
verfasüuugsmäfsige  Zusicherung  von  Polen  durch,  dafs  nur 
Steuern,  die  „unaninii  consensu"  von  ihnen  aus  freien  Stücken 
gewilligt  seien,  erhoben  werden  dürften*. 

8o  war  die  Schranke  für  den  Landesherrn  noch  enger  ge- 
zogen, und  er  mit  seinen  Forderungen  rechtmädsig  allein  auf  die 


'  Vgl.  oben  S.  152,  sowie  die  liericbte  Radziwills  vom  7.  und 

8.  Xnii.  1662  (IJ.-A.  XVI  S.  2031*.  und  214  Aiim.  Ii:  im  letzteren  meldet 
er  <'in»'  Äusserung  Koths:  wenn  man  die  Akzise  lü»  ht  bewillige,  könne 
der  Kuriürst  nicht  kommen,  da  er  sonst  hier  nichts  /u  leben  hal>e. 

*  In  den  Jahren  1429—1408.  S.  Stftndeakten  I  S.  529,  531,  545--547, 
57Jt  727. 

»  Histor.  Taschenbuch.  N   b\  8,  8.  318;  N.  F.  10,  8.  550.562,  564. 

*  Vffl  besonders  Programm  Hohenstein  1867  S.  16. 

*  Acta  et  Decrata  de  1600.  Priv.  fol  105  a,  AI.  „Gontributiones 
poblieae*. 
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vollen  Landtage  angewiesen.  Aber  auf  seinem  ersten  Laadtage 
1640/41  machte  Kurforst  Friedrich  Wilhelm  gleich  die  bittere 
Erfahrung,  wie  viel  kostbare  Zeit  durch  die  VerhaudluDgen 
über  die  Landesbeschwerdeii  vtrloien  ging,  wie  wenig  bei 
der  schroffen  Gegensätzlichkeit  der  Parteien  dabei  erreicht 
wurde  und  wie  sehr  vor  allem  die  Sache  des  Landesherrn 
Schaden  erlitt.  Daher  versuchte  auch  er,  aulserhalb  der 
ordentlichen  Landta^^e  etwas  zu  erreichen  und  schlug  zu 
diesem  Zwecke  verschiedene  Wege  ein. 

Einigemale  wandte  er  sich  ohne  Berufun«,'  der  Stände 
unmittelbar  an  die  einzelnen  Glieder  des  Laiales,  die  Ämter 
und  Städte,  um  von  ihnen  Sonderwilligungen  zu  erlangen,  die 
aber,  um  der  obigen  Bestimmung  nicht  zu  widersprechen,  den 
Charakter  ganz  freiwilliger  Gaben  ohne  jede  Verpflichtung 
haben  mufsten.  Zu  diesem  Zweck  sandte  er  im  Winter 
1643/44  den  gewandten  Obersten  Konrad  von  Burgsdorf  nach 
Preufsen  und  gab  ihm  Schreiben  mit  an  alle  Landnöte  und 
Hauptleute«  die  Ritterschaft  jedes  Amtes  und  alle  Städte  und 
endlich  ganz  geheim  an  die  „wohl  Aflfrctionirte'*  im  Lande. 
Burpf^dorf  sollte  dabei  vorstellen,  dafs  der  orbetcTH^  Hiifen- 
schol's  —  wenigstens  1  ti.  von  der  Hube  und  ein  Zuschul)  an 
Getreide  —  nur  eine  freiwillige  Steuer  und  den  Privilegien 
nicht  nachteilig  sein,  auch  nicht  in  consequentiam  gezogen 
werden  solle,  wofür  der  Kuriiirst  einen  Revers  ausstellen 
wolle.  Obwohl  die  Stände  dem  kuriürstlichen  Abgesandten 
mit  ihren  Beschwerden  so  zusetzten,  dafs  er  „nicht  eine 
gesunde  Stunde"*  dort  hatte,  so  wu(^te  er  do^  unter  Ver- 
meidung aller  Zusagen  und  ohne  den  begehrten  Landtag  xu 
versprechen  recht  ansehnliche  Beisteuern  zu  erreichen^.  Auch 
1651  und  1652  gelang  es  dem  Kurfürsten,  freiwillige  Beihilfen 
von  den  Ämtern  unmittelbar  zu  erhalten,  obgleich  die  Ober- 
rftte  gemeint  hatten,  „dafs  durch  solche  particulier  Gonvent, 
auf  welchen  Ew.  Ch.  D.  nicht  wenig  Kosten  aufgehen,  das 
Geringste  nicht  verrichtet  werde,  sondern  nur  zur  Ver- 
kleinerurp:  Kw.  Ch.  D.  hoben  Autorität  gereiche".  Auch  liei 
einer  frtilii  l  en  auf  diese  Weise  gestellten  Forderung  sei  nichts 
zusammengekommen  K 


*  Vgl.  Instrnktidii  BurgBdorfs,  22.  De/.  1()4.'3  und  seine  Berichte 
vou  1644.  (Prot.  u.  IUI.  11  S.  28a  fl.  und  4BÜ  fi.,  auch  ü.-A.  XV  S.  335 
Anm.  2.)  Schon  im  vorhergehenden  Jahre  scheint  ein  Versuch  gemacht 
worden  zu  sein,  die  Ämter  -mi  *  incr  flrpnnzung  der_  unzTiroirhonden 
Landtagswilliping  zu  bewegen.  Kin  Bericht  der  Ämter  (Kterode- 
Hohenstein-Ciilgenburg  vom  13.  Nov.  1642  (Ii.  G  <)ü)  läfet  sich  uul  nic  hts 
ein,  verweist  darauf,  dafs  nur  ein  allgemeiner  Landtag  willigen  kennet 
bringt  aber  eine  Beseh werde  des  .\dcU  vor. 

U.-A.  XV  S.  847  Anm.  1,  348  Anm.  1.  Ks  wurden  1651—53  Bei- 
hilten gefordert:  zur  Befreiung  der  bedrängten  Evangeliseheu  in  Jülich 
und  fierg,  ein  Guldenschob  ZOD)  fiirstlichen  Kstat  von  den  besetften 
Banemhui'en,  ein  ebensolcher  su  den  iabeckschen  FriedenstraktAten  von 
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Viel  ist  bei  diesen  kleinen  Zusammenkünften  gewifs 
nicht  erzielt  worden,  nnd  der  Kurffirst  hat  anscheinend  diese 
Vergliche  später  nicht  wiederholt.  Dagegen  griff  die  Regierung 
einigemale  in  der  Verlegenheit  zu  ihnen.  Als  eine  16(33  von  den 
Oberstftnden  zu  Zwecken  der  Landschaft  gemachte  Willigung 
nachher  vom  gröfsten  Teil  des  Adels  angefochten  wurde,  ver- 
sarhte  die  Regierung,  sie  durch  Amtsversaniiiiliiniipn  vom 

Februar  1(365  durchzusetzen.  Aber  es  wurde  nichts  er- 
leiclit:  zwei  Ämter  leliTiteu  ab,  zehn  berichteten  nicht,  acht 
Auitstage  waren  heschliilsunfähig ,  die  übrigen  williorten  ver- 
K'hiedeu  ^  Im  St  pttiuber  1071  berief  die  Regieruug,  utieubar 
mit  Einwilligung  der  gerade  zu  einer  Konvokation  ver- 
sammelten Abgeordneten,  Amtstage,  um  von  ihueu  als  Er- 
gäu2uugswi]liguug  einen  Kopfschols  zu  erlangend  Obwohl 
die  Forderang  ahgelehnt  wurde,  versuchte  es  die  Begierung 
nach  wenigen  Monaten,  um  ungewilligtes  Ausschreihen  einer 
Kontribution  zu  hintertreiben,  mit  einer  neuen  Berufung  der 
Amter  zu  demselben  Zwe<^.  Ein  Teil  der  Ämter  willigte 
auch,  allerdings  meist  unter  einschränkenden  Bedingungen, 
neun  willigten  nichts,  zehn  sandten  keine  Berichte  und  vier 
erbaten  eine  Konvokation,  „weiln  es  wider  das  Herkommen 
und  Freiheiten  des  Landes,  mittelst  solchen  separaten  Willi- 
gungeu  etwas  zusammenzutrageu"  ^.  Angesichts  eines  so  kläg- 
lichen Ergebnisses  mufste  sich  der  Kurfürst  nun  doch  ent- 
bchiielseu,  seine  Forderuug  vor  eine  Konvokation  zu  bringen. 

Noch  weniger  erfolgreich  waren  die  Versuche  des  Kur- 
fürsten, Williguugon  durch  Berufung  ständischer  Ausschüsse 
lu  erreichen.  Auch  solche  hatten  schon  in  den  frühesten 
Zeiten  ständischen  Lebens  unter  der  Ordensherrsdiaft  ein- 
gesetzt, indem  der  Hochmeister  die  1412  und  1432  einge- 
richteten Laodesr&te  zu  diesem  Zweck  zu  verwenden  trachtete ; 
aber  den  ersteren  liefsen  die  Stände  bald  eingehen,  als  sie 
in  ihm  ein  Werkzeug  der  Herrschaft  erkannten,  dem  zweiten 
aber  weigerten  sie  sich  von  vornherein  irgend  eine  Vollmacht 
zur  Beschlufsfassung  zu  erteilen"*.  Auch  spätere  Versuche 
mit  Ausschufsverhandlungen  begegneten  immer  dem  Mifstrauen 
und  Widerstand  der  Stünde.  Der  KurfUrst  machte  1657,  also 
in  eiuer  Zeit  monarchischer  Machtstellung,  deu  sehr  weit- 


den  t'reieu,  Krugem,  bchulzen  und  Bauern,  eine  freiwillige  AUi>iätcii/.- 
*Un.9r  snr  BefSraenmg  der  Hereinreise  des  Kurfürsten  nach  Preufeen 
(K.  7,  n.  40a) 

'  Ausschreiben  vom  7,  Febr.  1665  und  Auszug  aus  deu  Berichten. 
(C.-A.  XVI  S.  466f.) 

'  Ansschfeiben  an  die  Ämter  vom  12.  Sept.  1671.  (Ebenda  S.  710 
Anoi.  1  f.) 

'  ('vor  an  den  KnH  .  22.  Dez.  1671  (ebenda  S.  717  Anm.  1).  Ex- 
trakt aus  lieii  Aratsrelatioueu  und  Bericht  der  Regierung  v.  19.  Jan.  1672 
(ebenda  S.  719  f.) 

*  Vgl  Toppen,  Sttadeakten  I  S.  208  ff.,  572. 
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gehenden  Vorschlag,  jeder  Stand  mOge  einen  Deputierte  be- 
voUmftehtigeD,  die  zusammen  berechtigt  sein  sollten,  falls  die 
allgemein  bewilligten  Mittel  fflr  das  Heer  nicht  ausreichen 
sollten,  ohne  Konvokatiou  der  Stände  und  ohne  Hiuterzug 
hinlängliche  Mittel  zu  beschliefsen.   Die  Oberstände  lehnten 
das  natürlich  ab  ^  ein  solcher  Vorschlag  tauchte  auch  sp&ter 
nicht  mehr  auf.    Nachhaltiger  waren  dap^egen  die  Versuche 
des  Kurfürsten ,  die  beiden  Ratskollegien  des  Landes,  die 
Lnndräte  und  das  kleine  Konsilium j  jene  Erweiterung  des 
Uberratskollegiums    durch   die    vier    Oberliauptleute  und 
drei  Königsberger  Räte,  zu  vollmiWhtigen  ständischen  Aus- 
schüssen zu  iiun  hen.    Wenn  er         diestMi  Staatsrat  eijjens 
nach  der  Mark  zu  sich  forderte,  so  ist  kaum  anzuiiehiijeiu 
dafs  üs,  wie  angegeben  wird,  „zur  Berathung"  -  geschehen  ist, 
denn  auf  den  Rat  der  preufeischen  Stände  hat  der  Kurfürst 
nie  Wert  gelegt,  sondern  er  gedachte  von  ihm  eine  Willigung 
zu  erzielen.   Aber  wie  er  damals  die  Berufung  einer  Kon- 
vokation  doch  nicht  vermeiden  konnte,  so  ging  es  auch  sp&ter 
immer  wieder:  das  kleine  Konsilium  erklärte  sich  jedesmal 
für  unzuständig,  eine  Abgabe  ohne  die  übrigen  Stände  2tt 
bewilligen,  denn  es  sei  nur  ermächtigt,  in  wichtigen  und 
dringenden  Fällen  pIti  Outachten  zu  erteilen,  nicht  aber  irgend- 
welche Ausführungsuiafsregeln  zu  beschliefsen^.    Auch  die 
Anerkennung  der  Souverfiuität  und  die  Huldigung  versuchte 
der  Kurfürst  1(358  zunächst  von  den  zu  diesem  Zwecke  ein- 
berufenen Landräten  durchzusetzen,  doch  erkliliteii  die«e 
ebenso  wie  die  Bürgermeister  und  Räte  von  Königsberg,  an 
die  sich  der  Kurfürst  noch  besonders  wendete,  die  Berufung 
eines  allgemehien  Landtages  für  unbedingt  erforderlich  dazu^. 
Selbst  ein  späteres  Ersuchen  des  Kurfttrsten  von  viel  geringerer 
Bedeutung  —  Bevollmächtigte  zur  Erledigung  der  kurmrst- 
lichen  Kammerforderung  zu  ernennen  —  lehnte  das  Konsilium 
ab,  da  es  auch  dazu  nicht  befugt  sei  ^.  Ganz  vergeblich  waren 
natürlich  die  Bemühungen  des  Kurfürsten,  das  kleine  Kon* 
siliuni  zur  Sanktionierung  seines  eigenmächtigen  Vorgehens 
zu  benutzen,  wenn  er  ungewilligte  Ausschreiben  zu  erlassen 


»  Bedenken  der  Oberstände,  ea.  13.  Okt.  1657.  (r.-A.  XV  8.  411,  413.) 

^  Propo<=ition  vom  14.  April  IßoH.    (T'.-A.  XV  S.  350.) 
^  Jiürg(?rnieistei*  und  Kalo  der  drei  Städte  Königsberg  an  den  Kurf.. 
22.  Aug.  16i57  (ebenda  S.  388)^  Die  Erklftntngeii  des  kleinen  Konsiliums 

vom  4.  Sept.  1664  (IJ.-A.  XVI  S.  4^  Anm.  8,  Baczko  V  S.  365  f.),  Okt. 
Ifw-'  fl-  A.  XVI  S.  760  1.),  Vvhr.  1673  (ebenda  S.  771  Anm.  1),  Febr.  1675 
(ebenda  S.  Ö12),  Nov.  1675  (ebenda  S.  817),  Jan.  1677  (ebenda  S.  826 
Anm.  11 

*  Erklärung  der  anwesenden  Landräte,  26.  Juni  1658  (Baczko  V 
S.  t332,  303):  ebenso  dor  Bürgermeister  und  K&te  der  Städte  Köuigsberff« 
8.  Aug.  1658  (ebenda  8.  2:j:i| 

*^Die  Regierang  an  den  Knrf^  27.  Nov.  1671,  (Ü.-A.  XVI  8.  714 
Anm.  2  f.) 
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und  daYOD^  da  e'm  Landtag  zu  langwierig  und  kostspielig  sei, 

dem  engeren  Ausschufs  Vorstellung  zu  machen  befahl;  dieser 
lehnte  die  Teilnahme  an  solchen  Versuchen,  der  Mafsregel 
notdürftig  einen  verfassongsmäisigeu  Anstrich  zu  geben,  nach- 
drücklich ab  ^ 

jy'w  Hoffmin^en,  die  der  Kurfürst  aul  dieses  ständische 
Organ  gesetzt  hatte,  waren  vergeblicli.  Kr  hatte  von  An  taug 
an  diesen  Staatsrat  in  seiner  Stellung  zu  wahren  und  zu 
heben  gesucht,  indem  er  auf  Iliuzuzieliuag  desselben  zu  allen 
wichtigen  Geschäften  Wert  legte*,  er  bemühte  sich  getiissent- 
licb,  diesem  Rat,  zu  dem  auch  oft  die  ttbrigen  Landr&te  hinzu- 
gesogen  wurden,  den  Charakter  eines  ständischen  Ausschusses 
beizulegen,  und  nannte  ihn  öfters  den  „kleinen  Aussdiufs*^ 
oder  den  ^engeren  Ausschufs  der  St&nde**^.  Da  dieser  aber 
auf  seine  Pläne  so  gar  nicht  einging,  so  konnte  der  Kurfürst 
nicht  einsehen,  was  ihm  das  kleine  Konsilium  nützen  sollte, 
wenn  es  in  geringen  Sachen  nichts  schliefsen  könne  Er 
war  der  Ansicht,  die  Landräte  hätten  das  Recht,  in  schleunigen 
Sachen  Rat  zu  ^<'h äffen .  es  mü*^se  ihnen  dargetan  werden, 
dals  er  (iie  \  erscliiei)ung  eilender  Sachen  auf  Landtags- 
deliberationes  nicht  dulden  werde*.  Er  suchte  auch  dadurch 
die  Oberhauptleute  zu  beeinflussen,  dafs  er  in  einer  Rang- 
streitigkeit ihnen  vorstellte,  wenn  sie  haben  wollten,  dafs  ihr 
Uaug  gewahrt  und  noch  erhöht  werde,  sollten  sie  auch  ihre 
Pflicht  beobachten,  in  eiligen  Sachen  mit  den  Oberräten 
schliefsen  und  nicht  alles  von  sich  an  die  Stände  abweisen^. 


»  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  19./29.  Jul  lf>72  (F.-A.  XVI  S.  721X 
Kurf,  l'pskript,  3ilS.  Jan.,  Antwort  des  kleinen  Konüiliums,  &  Febr.  1678 
,ebenda  S.  771> 

*  Vgl.  Instmktion  für  die  Oberrftte  vom  16.  Febr.  1643  (Prot,  und 

Uel.  I  S.  595).  Verfassungsentwurf  von  1661  (Zeitschr.  f.  preufe.  Gesch. 
.VI  S.  r>pr  Kurfürst  war  hierin  ausnahmsweiso  e'mon  J^innes  mit  den 
ständen,  nur  da^k  er  dabei  seine  besonderen  und  gerade  antistandischen 
Absichten  hatte. 

*  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  5./15.  Aug.  1664  (U.-A  XVI  S.  462), 
lö.'25.  Sept.  1672  (ebenda  S.  760);  die  Oberräte  an  den  Kurf.,  2.  SepL 
1664  (ebenda  ^.  463  Anm.  2). 

*  Der  Kurf&rst  an  die  Reffierung,  19.  Jan.  1672.  (Ebenda  S.  721.) 
Der  Kurfürst  hoffte  offenbar  hier  eine  ähnhchc  Bildung  schaffen  zu 


Hier  hat  er,  wie  es  ihnltch  schon  in  dem  benachbarten  Ravensberg  be- 
stand, einen  ständischen  Ausschufs  aus  drei  adligen  „Landräten**  er- 

richtet,  dcv  iuIm  ii  ^♦•)^♦'^  Tati^^kcit  in  der  l.andtagsleitung  und  Steuer- 
knntrolie  auch  in  jiiinder  wichtigen  Sachen  im  Namen  der  Stände 
wUie&en  konnte.  (Homagialrezeb  v.  22.  Febr.  1650.  K.  Spannagcl, 
Minden  und  Ravensberg  unter  brand.  Herrschaft  [1894]  S.  87.) 

*  Der  KurlÜrat  an  die  Regierang,  SO.  OktJd.  Nov.  1665.  (U.-A. 
XVI  .s.  471.) 

•  Ebenso  17./27,  Okt.  1682.  (Ebenda  S.  760  Anm.  1.) 

'  Ebenso  29.  Jani/9.  Juli  16T7.  (Orlich  lU  S.  272f.  U.-A.  XYl 
S.a29  AiUD.  1.) 


I'mehttagen  XXIV  1  (llD-  -  Baohal. 


12 


Digitized  by  Google 


178 


XXIV  1, 


Aber  er  erreichte  nichts.  Die  Stf\nde  stiiiidon  doch  der  Mo- 
narchie gegenüber  zu  geschlossen  da,  als  dal's  dieser  die  Ab- 
spaltuDg  eines  Aussrhusses  gelingen  konnte:  die  Furcht  vor 
den  übrigen  Ständen  liielt  das  kleine  Konsilium  immer  ab. 
auch  nur  eineu  Schritt  nachzugehen,  denn  wenn  sie  das  täten, 
so  sei  ihr  Einflufs  auf  den  Landtagen  künftig  ganz  hin'. 

Das  am  häufigsten  und  erfolgreichsten  angewendete  Aus- 
kunftsmittel  des  Kuiiuisteu  al>€r  bestand  darin,  dafs  er  anstatt 
ordentlicher  Landtage  solche  mit  beschr&nlcten  Befugnissen,  die 
sogenannten  Kon^okationen,  berief,  auf  denen  nur  Ober  die 
Proposttion  der  Regierung  verhandelt  werden  durftet  Die 
Einrichtung  beruhte  allem  Anschein  nach  nur  auf  Herkommen 
—  wenigstens  findet  sich  nicht  die  geringste  Andeutung 
einer  verfassungsmäl^igen  Begründung  —  und  war  daher 
schwankenden  Auslegungen  unterworfen.  Die  Stände  be- 
achteten oft  den  Brauch  nicht  und  hrachten  auch  auf  solchen 
Konvokationen  Gravamina  vor;  aber  während  diese  auf  Land- 
tagen in  grofser  Menge  zusammengetragen  und  als  Haupt- 
gegenstand  verhandelt  wurden,  konnten  sie  auf  jenen  kleineren 
Tagungen  doch  nur  in  geringerer  Zahl  und  melir  nebenbei, 
öfters  aufserhalb  der  Bedenken  in  besonderen  Eingaben®,  vor- 
gelegt werden.  Ferner  hatte  auch  dann  noch  die  Regierung 
den  Vorteil,  dafs  sie  sich  immer  durch  das  Herkommeu  decken 
konnte,  wenn  sie,  was  in  der  Kegel  geschah,  auf  die  Be- 
schwerden bei  dieser  Gelegenheit  nicht  einging.  Sie  verwies 
es  den  Ständen  auch  wohl,  dafs  sie  „mehr  Nebensadien  bei- 
gebracht als  in  propositione  ausgeschrieben",  als  eine  Neuerung, 
so  wider  dergleichen  Konvokationsgewohnheit  liefe*.  Und  als 
die  Stände  1608  nicht  nur  einige  Gravamina  in  das  vereinigte 
Bedenken  brachten,  sondern  Adel  und  Städte  auch  noch  um- 
fangreiche Besch  Werdeschriften  eingaben,  lehiif*^  die  Hegierung 
deren  Annahme  ohne  kurftlrstliche  Oenehniigung  ab,  da  im 
Ausschreib  Ml  ij^cmeldet  worden  .sei,  dal's  nur  von  der  Heere^- 
verptieguug  gehandelt  werden  solle Der  Kurfürst  aber  ver- 
bot der  Regierung  z.  B.  1(377  die  Annahme  neuer  Beschwerden 
und  versprach,  die  alten  in  einem  ruhigeren  Zeitpunkt  ah- 
zutun 

Er  begründete  diesen  Ersatz  der  Landtage  durch  Kon- 
vokationstage  vornehmlich  damit,  dafs  für  die  Verhandlung 
und  Entscheidung  über  die  Gravamina  seine  Gegenwart  er- 

*  liedeukeu  des  kleiueu  Konsiliums,  8.  Dez.  Iü65.  (U.-A.  XVI  S.  471 
ADm.  2.) 

2  Xfil  oben  S.  103  f. 

a  Vgl.  oben  S.  187  f.,  sowie  T  A.  XV  S.  839  f. 

*  Protokoll  des  Oberrats,  22.  1  ehi.  Iü49.  (Ebeuda  S.  846  Auui.  1.) 
^  Vereiniprtt's  Bedenken  21.  Juli,  Prot,  der  Oberratstabe  24.  JiiH 

1668.    (U.-A.  \VI  S.  585,  580.) 

^  Kurf.  Kuskript,  prs.  1.  .Sept.  1677.  (ßaczlio  V  S.  463.) 
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forderlich  sei ,  in  seiner  Abwesenheit  also  kein  „General- 
Landtag''  stattfinden  könne ^.  Die  Stände  wurden  daher  sehr 

hÄufig  auf  ihr  Drängen  nach  Abstelhing  der  Beschwenlen 
damit  vertröstet,  der  Kurfürst  werde  bald  kommen  und  ciuen 
Landta'j   abhalten.    T)a  aber   nach  der  Regimentsnotel  die 
Obernite  in  AI) Wesenheit  des  Kurlursteu  berechtigt  waren, 
Landtage  abzuhalten  und  die  Beschwerden  nach  Einholung 
seines  Gutachtens  abzutun,  so  ijaben  die  Stände  nicht  immer 
ohne  weiteres  nach,  suudtiii   veilauj^teu  Erledigung  ihrer 
Wünsche.   Dem  Kuriftirsten  gelang  es  in  der  Regel  auszu- 
weichen, manehmal  mafete  er  aber  doch  nachgeben  und  »ich 
von  Berlin  aus  auf  einige  Gravamina  erki&ren,  um  die  Stände 
einigermafeen  bei  gutem  Willen  zu  erhalten*.   So  baten  sie 
ItHk),  weil  wegen  seiner  Abwesenheit  nicht  mit  Nachdruck 
gehandelt  werden  könne,  wenigstens  die  drückendsten  Be- 
sehwerden durch  die  Regierung  abtun  zu  lassen;  der  Kurfürst 
vertröstete  sie  damit  auf  seine  Herkunft,  schickte  aber,  um 
nicht  ganz  abzulehnen,  auf  einige  nnflere  Anliegen  Bescheid  ^ 
Mehrfach  wurde  aurh  vom  Kurfürsteu  und  der  Hegiening 
Ersatz  für  die  AiiweMiilicit  des  Herrschei-s  die  Absendung 
einer  staudischeu  Deputation  nach  Berlin  vurgeschlageu*; 
Schwerin  hielt  es  1602  für  das  einzige  Mittel,  bei  Abwesenheit 
des  Kurlürsten  vorwärts  zu  kommen'^.    Doch  kam  es  nie  zu 
seiner  Anwendung,  denn  die  Deputation  von  1081  überbrachte 
nur  die  Bitten  der  Stftnde,  während  der  Kurfürst  und  seine  Räte 
eiDen  zu  Verhandlungen  und  BeschiQssen  bevollmächtigten 
Ansschufs  im  Auge  hatten. 

2.  Umgehung  des  Beschwerderechts  durch  den  Kui  i  ürsten 
und  seine  Neuregelung  1640— 

Nach  dem  Landtage  von  1«)H)  41  wufste  es  der  Kurfürst 
zu  erreichen,  dafs  er  15  Jahre  lang  keinen  ordentlichen  Land- 
tag berief,  sich  durch  einige  Amtstage  und  Konvokationen 
notdürftige  Williguugen  verschartte  und  dadurch  für  die  ersten 
schwierigen  Zeiten  einem  Kontiikt  mit  den  Standen  aus  dem 
Wege  ging.  Wenn  er  dann,  l«>ö()  und  1<)Ö7,  zwei  Landtage 
hiutereiuander  abhielt,  so  kounte  er  sich  in  jeuer  Zeit,  da  er 


I  Kart  Keskript,  5.  Mai  1666  (BaczkoVS.  372);  Protokoll  der 
Oberratstub«,  12.  Jan.  1646  (U.-A.  XV  S.  838  Anm.  2);  der  Kurfürst  an 

die  Kegifrnng.  24.  Augy8.  Sept.  1C87  (U.-A.  XVI  s.  1017). 

bo  iui  Mai  1671  (U.-A.  XVI  S.  7u2;  und  -Marz  1680  (Orlicli  III 

«  Geciuigtes  Bedenkou,  80.  Juli  1666  (U.-A.  XVI  S.  510,  Baczko  V 
S,  46a>    Landtagsabschied,  d.  Klevf>.  1.  Sppt.  \m'>  (.  bonda  S.  520  f.). 

*  So  1637  (U.-A.  XV  S.  4S8);  1661  (L.-A.  XV  ^.  561  f.,  6031.,  608  f., 
640.  644,  680,  690  f.,  696,  706);  1671  (Ü.-A.  XVI  S.  696,  704  Anm.);  1674 
(ebenda  S.  ^^00,  806);  Okt.  1679  (ebenda  8.  '.»04,  905). 

*  Schwerin  an  den  Kurf.,  4.  April  1662  (U.-A.  XVi  S.  70). 

12* 
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mit  dem  Heere  im  T.ande  stand  und  die  Stände  ganz  machtlos 
waren,  dieses  Entgegenkommen  gestallt  ii .  um  so  mefir  als 
iilieiu  schon  die  kriegerische  Lage  eine  Verhaudlung  über 
Beschwerden  aiisschlofs.  Erst  der  zur  Regelung  der  neuen 
Verhältnisse  so  notwendige  und  heifs  begehrte  Landtag  vou 
1661  — G3  kam  nach  Jojähriger  Pause  wieder  einer  Beratung 
ständischer  AugclegeDheiten  zugute. 

£&  war  ein  kfibnes  und  gefUhrliche»  Wagnis  des  Kur- 
fürsten, die  Geduld  der  Stande  ao  lange  auf  die  Probe  zu 
stellen,  denn  auch  ihnen  hatte  der  Landtag  von  1640/41  keine 
Befriedigung  gewährt  und  eine  Menge  von  Wünschen  un- 
erledigt gelassen,  zu  denen  mit  der  Zeit  neue  hinzukamen. 
Vor  allem  stand  ihnen  aber  als  mächtiges  Schutzmittel  die 
Berufung  an  die  Krone  Polen  zur  Seite,  lauerte  hinter  ihrem 
Drängen  nach  P'.inberufung  eines  Landtages  und  Abstellung 
ihrer  Be8cll^^  oi der}  die  Gefahr  einer  polnischen  Einmischung, 
und  wie  verhängiiisvoU  eine  solche  werden  konnte,  das  zeigte 
die  Geschichte  dieses  Landes  mehrfach.  Die  Stände  liefsen 
auch  keinen  Zweifel  über  ihre  Absichteu,  wenn  sie  bei  einer 
ihrer  Forderungeu  drohten:  „damit  in  Entstehung  dessen  wir 
wider  unsern  Willen  nicht  genothdräuget  würden,  solche 
Mittel  2U  ergreifen,  die  unsere  Verfassungen  auf  solchen  FaU 
von  uns  erfordern  ^.^  Fehlte  es  doch  nicht  an  Hetzereien 
der  Königsberger,  wie  auch  einzelner  Adliger  in  Warschau, 
um  mit  Hilfe  Polens  die  Wünsche  durehzuaetzen ,  deren  Er- 
füllung sie  vom  Kurfürsten  nicht  erlangen  konnten.  Ein 
Grund  zum  Einschreiten  war  also  für  den  König  stets  vor- 
handen, und  der  Kurfürst  war  nicht  im  Rechte,  wenn  er 
klagte,  eine  p(din'sche  Untersuchungskommission  laufe  seinen 
Rechten  schnurgleich  zuwider^. 

Die  mifsliche  Lage  Polens  in  jeii<  ii  .Jaliren  war  der  wesent- 
licliste  Grund,  weshalb  es  damals  iiiclit  zu  ernstlichen  Kon- 
tlikien  kam.  Der  ganze,  <iuich  die  \  ergewaltigung  der  Grund- 
rechte des  Landes  während  der  Kriegsjahre  nocli  ungeheuer 
gesteigerte  Groll  über  die  Nichtbeachtung  der  Laudisbe- 
schwerden  in  den  zwei  vorangegangenen  Jahrzehnten  entlud 
sich  nun  auf  dem  1661  erdflnet^  grofsen  Landtage.  Die 
bittere  Stimmung  der  Stände  wurde  gesteigert  durch  die  Be- 
sorgnis, wie  sie  jetzt,  nachdem  die  Appellation  nach  Polen 
nicht  mehr  angängig  war,  zu  ihrem  Rechte  gelangen  könnten, 
das  schon  vordem  so  wenig  geachtet  worden  war.  Sie  konnten 
sich  nur  sehr  schwer  an  den  Gedanken  gewöhnen,  keine  aus- 
wärtige Oberinstanz  mehr  zur  Entscheidung  von  Mifshellig- 


1  Eriimennigssclirift  der  Stftode,  JnU  1648.  (U.-A.  XV  S.  841  Anm.) 

2  Der  Kurfürst  an  die  Ol  erräte,  27.  Hai  1646  (U.-A.  1  S.  1921 
Derselbe  an  Hoverbeck,  10.  Dei.  1640  (ebenda  8.  47  fX    S.  auch 

i)ben  S.  23, 
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keit^n  zwischen  dem  Landesherrn  und  sich  zu  haben  und 
meinten  allen  Ernstes*,  auch  jetzt  noch  könne  der  KOnig 
Schiedsrichter  zwischen  beiden  Teilen  sein.  Dieser  PlaQ 
wurde  ihnen  nllerdings  bald  aus^reredet,  doch  miirste  man  mm 
auf  rnidpfp  Mittel  und  Wege  bedacht  sein,  wie  der  Schutz 
ihrer  iicehte  gewährleistet  werden  könne.  Man  einigte  sich 
uacb  langen  Verhandlunsreu  schliefslich  aul  zwei  Auswege: 
rtie  Zusicherung  von  pliichtmafsig  in  bestimmten  Zeiträumen 
zu  berufenden  Lamltagen,  um  eine  Vemarhlilssigung  der 
släudischeu  Beschwerdcu  zu  verhüten,  und  eines  Pairsgerichts 
als  Oberinstanz  bei  Streitigkeiten  zwischen  Fürst  und  Land- 
schaft. 

Ziiceiten  des  medlati  domioii,  meinten  die  Stände,  be- 
durften sie  keiner  festen  Zeiten  ffXt  die  Landtage,  da  noch 
jeder  Pri\  atmann  bei  den  Oberräten  oder  gar  beim  König 
einen  Landtag  auswirken  konnte^,  nun  aber  verlangten  sie 
dringend  die  verfassungsmäfsige  Bestimmung,  dafs  alle  zwei 
oder  wenig^tPIls  alle  drei  Jahr(»  ein  P:in(ltag  abgehalten 
werde*.  Der  Kurfürst  liel's  sich  nur  sehr  ungern  auf  bindende 
Zus-iizen  ein  und  suchte  durch  das  Versprechen,  dafs  jeder 
>eine  Bescliwerden  auch  aufserhalh  Landtages,  und  wenn 
er  selbst  aul'ser  Landes  sei,  an  die  Regierung  bringen  dürfe, 
auszuweichen .  dadurch  zugleich  die  Beschwerden  möglichst 
der  Behandluiig  .uif  Landtagen  zu  entziehen  und  vor  sein 
landesherrliches  Forum  zu  bringen^;  die  Stände  indessen 
dankten  ihm  zwar  f&r  seine  Fürsorge,  Hefsen  sich  aber  in 
ihrem  Verlangen  nach  „stata  tempora"  nicht  beirren  ^  Der 
KnrfQrst  jedoch  gestand  darüber  hinaus  nur  zu,  dafs  das 
kleine  Konsilium  alle  sechs  Jahre  zusammenkommen  und  über 
die  Lage  an  ihn  berichten  solle,  worauf  er,  wenn  er  nicht 
verhindert  sei,  einen  Landtag  ausschreiben  werde  ^.  Über  diese 

»  Bi'deuken  v.  7.  Okt.  1657  u.  12.  Juli  1661  (L  .-A.  XVI  S.  396  f., 
628t:  Itf  richte  Schwerins  an  den  Kurf.,  24.  Juni  und  1.  Jnli  1661  (ebenda 
S.  504,  506,  509). 

«  Erklärung  der  gesamten  Stände,  31.  .lan.  166:{(r.-A.  XVI  S.  340  f.). 

•  Vgl.  i:.-A.  XV  S.  509,  526.  535,  6:^;  XVI  S.  182,  :i03,  341,  m 
Bim  dahin  waren  Landtage  s(  hon  seit  dorn  14.  Jahrhundert  (Stunde- 
nktfti  ]  S  12  f.)  nur  nblifratorisch  Ix-i  Hefjieninffswpclisel  y.nr  Ahieistiini; 
der  Huldigiiii'_'.  wa«  der  Kurtürst  auch  in  der  Assekuration  v.  12.  Marz 
166;^  bestjkti<4t)  (Baczko  V  S.  496]L  Im  flhri«,^«  n  hatten  es  die  St&nde 
sogar  im  Rezef»  von  1566  verschmäht,  einen  Termin  ta  setzen,  ja  sie 

langen  <'\ch  aus,  dafs  alle  nnnöti>jen  Landtage  vermieden  wordi-n 
sollten,  wat»  der  Herzog  gern  gewährte  (l'riv.  fol.  61b,  AI.  „Wo  sich 
auch^).  Dagegen  ftnfterten  auf  dem  Landtag  1606/06  die  Obent&nde  den 
Wunsch,  alle  zwei  .lahre  zu  tagen  (Programm  Klbing  1891  S.  29). 

*  Assekiuatinn-ontwurt  v.  15.  .Inn.  lßf>:l  (I  .  A.  XVI  S.  326  Anm.) 
nnd  endgültige  As.sekuration  v.  12.  März  1663  (Baczko  V  S.  495). 

*  F'rklarung  der  gesamten  Stände,  Si.  Jan.  1663  (U.-A.  XVt  S.  840). 

•  Kurf",  Erklärungen  vom  15.  I)ez.  1062  und  l^y.  Jan.  ir,r>;^  (ebenda 
S.  311,  326  Anm.),  Assekuration  v.  12.  März  1668  (Baczko  V  b.  495  t.) 
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uiiiitwibse  und  nichtssageude  Veriieilhuug  bescbwerteu  sich 
mm  die  Stande^  und  baten,  dafs  die  Landtage,  wenn  nicht 
alle  drei,  so  doch  alle  sechs  Jahre  bestimmt  einberufen  werden 
sollten  ^  Obwoiil  dt  r  Kui  liirst  noch  bis  zum  Schlüsse  der 
VerhaDdlungen  auswich  ^  so  liefs  er  sich  doch  nachträglich 
bei  der  Huldigung  die  Zusage  ablocken,  alle  drei  Jabre  einen 
Landtag  zu  verordnen,  worauf  sich  nun  die  Landschaft  so 
fest  verlieft,  „dafe  sie  davon  als  einer  neuen  Grundfeste  ihrer 
Freiheiten,  abzusteh»  n  iiiiiniier  bewilligen  würden,  zumaln  ea 
das  einzige  Mittel,  £.  Ch.  D.  die  gemeine  Beschwerden  vor- 
zustellen und  deren  Remedirung  bei  Deroselben  zu  erbitten"*. 
Da  die  Stände  als  ent^clieidende  Instanz  für  den  FalK 
dafs  sie  in  ihren  rprlitni!\fsigen  Beschwerden  keine  irehörige 
und  hillige  Erhöruug  beim  Kurfürsten  finden  soiiteu,  einen 
Garanten  und  Richter  aufser  Landes  nicht  mehr  anrufen 
konnten,  so  mufsten  sie  mit  einem  aulserordentlichen  ein- 
heimischen ühergericht  verlieb  nehmen,  obwohl  ihnen  dieser 
"Weg  begreiflicherweise  im  Vergleich  zu  dem  iiuhtren  Ver- 
fahren „keine  Vergnügung"  gewährte*.  Ein  solches  „Judicium 
Parium  Curiae*  sollte  zusammengesetzt  werden  aus  Id  ehr- 
liehen,  geschickten,  untadelhaften  Mftnnem,  Ton  denen  je  (> 
von  beiden  Parteien  und  der  letzte  von  beiden  vereinigt  er- 
wählt werden  solle;  diese  sollten  im  vorliegenden  Falle  aller 
ihrer  Eide  und  Pflichten  öffentlich  entlassen  und  nur  auf  Gott 
und  die  Gerechtigkeit  der  Sache  vereidigt  werden.  In  mehr- 
fachen Verhandlungen  hatte  der  Kurfürst  durchgesetzt,  dafs 
die  "Rirfiter  Preiifsrn  oder  AuslHnder  sein  und  dal's  sie  die 
Tagegelder  aus  gemeinen  Landes  Mitteln  erhalten  sollten®. 

3,  Aundsimg  des  Besehwerderechts  1672-— 

Dieser  Schiedsgerichtshof  kam  nie  zur  Anwendung  und 
geriet  anscheinend  in  Vergessenheit,  war  auch  seiner  Zusammen- 
setzung nach  kein  Mittel,  von  dem  die  Stände  etwas  erhoffen 


1  Bittschrift  der  Stftnde  v.  19.  Dez.  1062  und  Erklftrung  der  Stande 

V.  31.  Jan.  vm  (U.-A.  XVI  S.  818,  :341). 

2  GociniLnes  Be«l<  nkon.  3.  Juli  1663,  Beilajje  A.  (U.-A.  XVI  8.407.) 
'  Antwort  des  ivuiliusten,  9.  Juli  1663.   (Ebenda  S.  441  1.) 

*  Badxiwill  an  den  Kurfürsten,  12.  M&rz  1666.  (Ebenda  S.  481  Anm.) 
Hov<  i]m  ]  au  Schwerin,  $.  Juni  1661.  (U.>A.  IX  S.  260  Anm.  2: 

Orlich  1  s.  2ÜU  i.) 

•  Liindtagsabbchied  1.  Mai  l(i(>3  (L.-A.  XVi  S.  423 f.).  Auch  für 
Lebnsstreitifrkeiten  zwischen  dem  Herrn  und  einem  VasAlleti  wurde  ein 
S(  liiod^trorii  lit .  an?  iirPiir>is(  lion  Adliizon  bestehend,  vorsprochen,  da.'^ 
aber  {^leitlitalls  iii»'  in  Tätigkeit  getreten  ist.  Nieht  durchgesetzt  hatten 
die  Stande  die  Erweiterung  des  Paiishofes  in  der  Weise,  dafs  pares  «  uriai 
auch  nisammentreten  sollteut  wenn  ein  Hauptmann  seiner  .\nit8 Verwaltung 
wegen  zur  VeraiUwortTinir  pr^ofirn  werden  solle  (T'.- A  \V1  S.  184),  und 
«lafs  sie,  auf^er  in  den  genannten  J  allt  n,  stets  14  Tage  vor  einem  Land- 
tage sich  versammeln  sollten  (U.-A.  XV  8.  63ö> 
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konnten.  Die  „stata  terapora"  der  Landtage  dagegen  hielt 
der  Kuriur^t  zuuäclist  inue  und  berief  und  1()09  all- 

gemeine Landtage  und,  da  der  letztere  fast  ohne  Ergebnis 
▼erlief,  1670  schon  wieder  einen.   Wenn  er,  was  wahrschein- 
lich ist,  gehofft  hatte,  unter  den  veräiiderteD  MachtTerhältnisaBii 
Bit  den  prenfeiscben  StAnden  auf  den  Landtagen  besser  fertig 
xn  werden,  so  hatte  er  ihre  Widerstandskmt  unterschätzt 
und  mufste  nacli  diesen  drei  Landtagen  einsehen,  dafs  eine 
Einigung  auf  dem  Wege  der  Verhandlungen  zwischen  ihm 
und  jenen  nie  erreicht  werde,  die  Gegens&tze  wurden  nur 
noch  mehr  aufgerührt  und  durch  alle  jene  mühseligen  und 
erbitternden  Debatten  verschwindend  wenig  zutage  gefördert; 
weder  der  Kurfürst  erlangte  hinreichende  Willigungen,  noch 
die  Stande  auch  nur  annähernd  befriedigeiide  Entscheidungen 
auf  ihre  Beschwerden.  Dabei  dauerte  der  Landtag  von  1Ü70/71 
volle  vierzehn  Monate.   Kach  diesen»  erfolgte  allerdings  eine 
Wendung,  iiulem  der  Kuilui^i  \on  min  au  koiiieu  urdentlichen 
Landtag  mehr  einberief,  obwohl  die  Stände  seit  l(i73  fast 
am&briich  mit  der  Bitte  um  einen  vollen  Landtag  zur  Ab- 
stellung ihrer  Beschwerden  und  Beratung  aber  des  Landes 
Wohl  kamen',  und  obwohl  die  Regierung  sich  suweilen  ibrem 
Ersuchen  anschlofs*. 

Die  Konvokationen ,  die  statt  dessen  jährlich  mindestens 
einmal  berufen  wurden,  legten  nur  zu  deutlich  an  den  Tag, 
dafs  sie  nicht  dem  Interesse  der  Stände,  sondern  nur  den 
Zwecken  der  Monarcbir  dienten.  Sie  waren  jenen  daher  nur 
lästig  und  verharrt,  \v  ii<  n  nach  ihrer  Meinung,  weil  zn  häufig, 
nur  dem  T-ande  scliädlich  und  die  Ursache  zu  vielen  Klagen^. 

Unter  diesen  Umständen  war  das  ihnen  noch  nach  wie 
vor  zustehende  Beschwerderecht  in  der  Tat  unwirksam  ge- 
worden, da  ihnen  die  (jelegenheit .  es  anzuwenden,  entzogen 
wurde.  An  Versuchen  der  Stände,  das  zu  verhindern,  hat 
es  allerdings  nicht  gefehlt:  nicht  nur  machten  sie  die  denk- 
barsten Schwierigkelten  bei  den  Willigungen,  sondern  ein 
Teil  Ton  ihnen  trachtete  auch,  mit  Hilfe  Polens  und  nötigen- 
falls mit  Gewalt  zu  ihrem  Rechte  zu  kommen.  Nachdem  diese 
Bemühungen,  nicht  zum  geringsten  Teil  infolge  der  festen  und 
entschiedenen  Haltung  des  Kurfürsten,  erfolglos  geblieben 
waren,  besafsen  die  Stände  keine  Handhabe  mehr,  Tagungen 
nach  ihrem  Sinne  durchzusetzen,  und  die  Mittel,  welche  sie 


>  Vgl.  U.  A.  XVI  S.  7S0  f.,  782  Anm.  1,  814  f.,  817,  821,  825,  830, 

034,  852,  865,  m,  912,  925,  96:i. 

^  Crnv  an  den  Kurf,,  Jan.  1674.  (Ebenda  8.  793  Anm.  1.)  Die 
Regierung  au  den  Kurt.,  1.  Okt.  1675.   (Ebenda      817  Anm.  1.) 

•  I)er  Rittersobaft  Gutachten  vom  16.  Juni  1677  und  vom  7.  Sept. 
1678  »'lirnda  S.  8U0  Anm.  1,  850),  der  Oborstäiulp  vcroiniL^tos  Bodonken, 
30  Jidi  1680  (ebenda  S.  974>  Vereinigtes  Bedenken,  11.  April  1674 
(ebenda  S.  öOO^ 
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nun  eigiilVeu,  um  sich  Gehör  zu  verschaifcn,  zeigen,  dais  ihr 
Verhältnis  zur  Monarchie  sich  gänzlich  gewandelt  hatte. 
Denn  wenn  sie  in  Supplikationen  ihre  Beschwerden  anbrachten, 
so  war  das  nicht  mehr  ein  Verhandeln  Ton  LandessacheD 
zwischen  zwei  mit  gleichem  Rechte  ausgestatteten  Parteien, 
sondern  ein  Appell  von  Untertanen  an  die  Gnade  des  Landes- 
herrn, die  dieser  nach  Belieben  gewähren  oder  versagen  konnte. 

Am  schärfsten  wird  die  veränderte  Lage  bezeichnet  durch 
das  Verhalten  der  Stände  nach  dem  Kriege  mit  Schweden 
von  1670.  Als  der  Kurfürst  s«MiifTi  Willen  kundgab,  ihnen 
eine  Resolution  auf  ilire  Gravamii)a  zu  erteilen  und  diese  in 
einer  geziemenden  Schrift  einzureichen  befahl,  nahmen  die 
Landräte  das  als  „ein  Zeichen  S.  Ch.  D.  sonderbaren  Gnade"* 
entgegen*,  und  die  Ankündigung  schon  erfreute  die  Stände 
„herzinniglich"*.  Sie  setzten  nun  auch  die  dringendsten  Be- 
schwerden auf  und  änderten  auf  Vorstellung  der  Oberräte 
in  ihrer  Schrift  sogar  einige  Dinge,  die  „wohl  leicht  den  Hof 
eboqniren  könnten''^  Und  obwohl  sie  in  der  ihnen  erteilten 
Resolution  aufser  des  Kurfarsten  ländesväterlicher  Sorgfalt 
für  sie  ,,an  erwünschtem  Effekt  ein  gar  weniges"  fanden, 
fühlten  sie  sich  dennoch  durch  des  Kurjfflrsten  guten  Willen 
auf^(irichtet*.  So  bescheiden  waren  sie  nun  geworden;  ja  sie 
demütigten  sich  so  weit,  dafs  sie  einflufsreiche  Personen  bei 
Hofe,  wie  Derfflin^rer  und  (ien  Landgrafen  Friedrich  von 
Homburg,  also  ..Ausländer",  um  Fürsprache  beim  Kurfürsten 
baten  Nicht  weiiij^er  wird  die  völlige  Aufliefnini:  eines 
„Rechtes"  der  Besch werdeführung  dadurch  gekennzeichnet, 
dafs  die  St?inde  als  letztes  ersinnliches  Mittel,  um  „die  Ab- 
schaffunjii  ihrer  Beschwerde  und  die  Befreiung  ihres  Gewissen^ 
zu  erlangen'*,  Deputierte  nach  Berlin  sandten,  die  dem  lim- 
fOrsteu  wenigstens  die  wichtigsten  Beschwerden  vortragen  und 
einen  möglichst  gOnstigen  Bescheid  erwirken  sollten*»  Es 
war  also  nur  eine  eindringlichere  Form  der  Supplikation,  zu 
der  sich  die  Stände  hiermit  entschlossen;  die  St&dte  Königs- 
berg wahrten  auch  hierbei  allein  noch  die  stftndisdien  Grund- 
sätze, wenn  auch  nur  der  Form  nach,  indem  sie  ihrem  Be- 
denken beifügten,  dafs  eigentlich  keine  Beratschlagung  de 
sahite  patriae  aufserhalb  des  Landes  vorgenommen  werden 
solle ^   Als  selbst  die  Deputation  nicht  erhört  wurde,  blieb 


*  Der  Kurfürst  an  die  Uberräte,  11./21.  Okt.;  Trotoicoli  des  Uber- 
rats, dO.  Okt.  1679  (U.'A.  XVI  S.  908  Anm.  1). 

Vereinigtes  Bedenken,  13.  Nov.  1679.   (Ebenda  S.  911.) 
»  Protokoll  drr  Ohorratstiibe  14.  Nov.  1679.  (Eboncia  S.  911  Anm.  2.) 

♦  Vereinigte.s  Bedenken,  20.  Mai  1680.   (Ebenda  Ö.  922.) 

•  Die  Stände  an  D^riTlinger,  3.  Okt.  1679.  (Orlich  I  891  und 
U.-A.  XVI  S.  90:3  Anm.  1.)  Schreiben  an  den  Landgrafen,  Sept.  1661. 
(Orlich  1  S.  nTi  f.) 

«  Instruktion  lur  die  Deputierten,  U.  Mai  1681.  (Ü.-A.  XVI  S.  9^  U 
Bedenken  der  SUdte  Königsberg,  April  1681.  (Ebenda  S.  956  Anm.2.) 
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den  Stenden  nichts  übrij^r  als  aucli  weiterhin  „den  Kurfürsten 
nm  Guatle  zu  bitten",  wie  der  Landesdirektor  Kanitz  namens 
der  Stände  ausführte \  Ihr  Hecht  verlangten  sie  mclit  iiiehr, 
doch  wurden  in  den  letzten  Jahren,  je  weniger  ihre  steigende 
Olmmacbt  dem  Naehdruck  verleiben  konnte,  ihre  Bitten  nm 
einen  Landtag  immer  dringender.  Mehrfach  forderten  sie 
einen  allgemeinen  Landtag  noch  in  demselben  Jahre'  oder 
innerhalb  dreier  Monate^  oder  gar  Umwandlung  einer  echon 
im  Gange  befindliehen  Konvokation  in  einen  vollen  Landtag 
Aber  so  wenig  beachtete  man  ihr  Verlangen,  dafs  man  gar 
nicht  darauf  einging,  während  vordem  die  Regierung  immer 
norh  zuweilen  Hoffnung  auf  Erfüllung  dieses  Wunsches  ge- 
macht hatte  ^ 

Dritter  Abschnitt:  Materielle  Behandlmig  der 
Beschwerden  dnreh  den  Kurfürsten. 

Der  Kurfürst  hat  dadurch,  dafs  er  den  Ständen  möglichst 
wenig  Gelegenheit  gewährte,  von  ihrem  Beschwerderecht  Ge- 
brauch zu  macheu,  einen  erheblicheu  Teil  seiner  Erfolge  in 
der  preufsischen  Politik  erreicht.  Es  war  auch  das  einzige 
wirksame  Mittel,  was  ihm  gegenüber  diesem  ständischen  Rechte 
zur  Verfügung  stand,  denn  sowie  er  sirh  auf  Verhandlungen 
über  Besfli werden  eiulieis,  zeigte  es  sii  Ii .  dal's  man  hei  so 
unvereiül.>arcn  Gegensätzen  nicht  zum  Ziele  kommen  konnte. 
Was  der  Kurfürst  schon  für  ein  ttbermäfsiges  Entgegenkommen 
hielt,  erschien  den  Ständen  als  gänzlich  unzureichend'',  hätte 
er  aber  ihrem  Begehren  nachgegeben,  so  hätte  er  selbst  das 
Ideal  eines  Ständestaats  errichten  helfen.  Halbe  Zugeständ-* 
nisee  halfen  nichts,  denn  die  Stftnde  waren  unersättlich ;  wenn 
Ton  hundert  Gravamina,  meinte  1662  der  Landhofmeister, 
neunundneunzig  abgetan  wären,  das  hundertste  nicht,  so 
würden  die  Stände  doch  nichts  tun'.  Wenn  das  auch  über- 
trieben war,  so  lag  es  doch  ganz  in  dem  Belieben  der  Stände, 
ob  sie  sich  für  befriedigt  erklären  wollten  oder  nicht.  Ver- 
wahrten sich  doch  die  Oberstände,  als  sie  1641  des  Kurfürsten 


'  Protokoll  des  Überrats,  22.  Juli  IGSl.  fT'.-A.  XVI  s  958  Anm.  4.) 
^  Bedeuken  von  23.  Aug.  1684,  14.  Aug.  it>»6,  i^.  Juii  Iöö6.  (Ebenda 
ii.  988,  996,  1004.) 

«  Schlielslicbe>  Bedenken  vom  22.  Aug.  1687.   (Ebenda  S.  1016.) 

*  Der  KitMrschAft  Bedeoken  Tom  27.  Juni  1686.  (Ebenda  S.  1003 
Amnerk.) 

»  Vgl.  Protokolle  des  Oberrats  vom  30.  Sept.  1678  u.  22.  Juli  1681. 
(Ebenda  8.  as3  f.,  958.) 

*  Der  Kurfürst  an  Schwerin,  den  Statthalter  und  die  Oberr&te  im 
iUiJ662.   (Orlich  III  S.  161,  162  ff.) 

'  Der  Kurturst  an  Schwerin,  80.  Not.  1602:  (IT.-A.  IX  S.  848.) 
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verhJ\ltnisniäfsig  recht  weitgeliende  und  in  mouatelangen  Ver- 
handlungen abgerungene  liesulution  auf  iliie  Gravamina  mit 
Dank  annahmen,  gegen  jede  Schmälerung  ihrer  Rechte,  die 
daraus  etwa  deduziert  werden  kOnne,  d.  h.  sie  erklärten  sie 
als  unverbindlich  fflr  sich^. 

So  wenig  daher  auf  diesem  Wege  zu  erreichen  war,  und 
80  sehr  der  Kurfürst  auch  solche  Entscheidungen  hinausschob, 
so  konnte  er  das  Eingehen  auf  die  Landesbeschwerden  doch 
nicht  ganz  vermeiden.  Er  bemühte  sich  aber  dann,  den  sehr 
reiclilialtigen  Stoff  dadurch  zu  vermindern,  dafs  er  ganze 
Gruppen  von  Gravamina  von  der  Behandlung  auf  dem 
ta;.e  auszuschlieisen  suchte,  denn  das  Zusammenschleppeu 
uiimU/ti  Dinge  halte  den  Landtag  auf  und  störe  das  Ver- 
trauen zwischen  der  Herrschaft  und  dem  Laude Er  sei 
stets  des  Willens,  denjenigen  Beschwerden,  „die  die  Stände 
mit  Recht  und  Billigkeit  gravamina  nennen  können",  abzu- 
helfen, doch  soilten  sie  nicht  solche  Dinge  vorstellen,  „welche 
oitweder  aus  Eines  oder  des  Andern  PrivatalfeGten  herrühren 
oder  auch  von  der  unwidertreiblichen  Vorsehung  des  Aller- 
höchsten entstanden  sein''*.  Was  indessen  das  letztere  betraf, 
so  mufste  doch  die  Auslegung,  inwieweit  eine  unvermeidliche 
Notwendigkeit  die  Veranlassung  war  für  Beschwerden,  stets 
eine  verschiedene  bei  beiden  Teilen  sein,  man  konnte  sie  also 
nicht  ohne  weiteres  nach  einseitigem  Dafürhalten  ausscheiden. 
Die  erstere  Gruppe,  die  sogenannten  Partikular-  oder 
Spezialgra  vamina,  auch  ^petita"  genannt  zum  Untorsrhied 
von  den  „gravamina  publica ^,  sollte  deshalh  auf  den  LaiiiitiiLr»^n 
keinen  Platz  haben,  weil  damit  „ein  jedweder  bei  Uns  immediate 
oder  bei  Euch  (der  Regierung)  per  modum  querelae  vel  suppli- 
cationis,  nicht  aber  in  der  gesambten  Stände  Namen  (sich)  an- 
geben mufs"  Die  Partikularbeschwerdeu  sollten  also  allein 
landesherrlicher  EntscheiduDg  anheimgestellt  und  der  Be- 
handlung auf  dem  Landtsge  entzogen  werden,  was  angesichts 
der  Menge  nichtiger  Dinge,  die  von  den  Standen  hier  vielfach 
vorgebracht  wurden,  an  sich  ein  nicht  unberechtigtes  Ver- 
langen war.  Nur  ging  der  Kurfürst  in  der  Ausdehnung  dieses 
Begriffes  zu  weit:  neben  reinen  Privatangelegenheiten*  und 
solchen,  die  der  richterlichen  Entscheidung  unterlagen wollte 
er  auch  alle  gemischten  Sachen,  die  teils  seine  Domanial-, 


1  Bedenken  der  Ober&ttnde,  7.  Sept.  1641.  (U.-A.  XV  S.  d05.) 
-  Kurf.  Abolitio  gravaminum,  30.  Jan.  1671.   ID.-A.  XVI  8.  681) 
»  Kurf.  Resolution,  11  '21.  April  1662.   (Ebenda  S.  101.) 

*  Vcl.  dazu  die  kurt.  Kesolution,  29.  Aug.  1641  (ü.-A.  XV  8,  S04) 
und  den  LandtAgsabscbied  v.  13.  Dez.  1641  (ebenda  8.  327). 

'  Der  KorfQrst  an  die  Regierung,  24.  Aug./3.  Sept  1687.  (U.-A.  XVl 
S.  1017.) 

•  Vgl.  U.-A.  XV  S5.  304.  346;  XM  S.  606  f.,  1017. 
»  Vgl.  Ü.-A.  XV  S,  277,  846;  XVl  S.  60S,  684. 
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Regal-  und  Hoheitsreclite,  teils  ständische  Interessen  betrafen, 
als  ii-"k;ni<rl\o  \ind  nicht  zu  den  gravamiiiii  publica  gehörige 
Angelegenheiten  vom  Landtage  verweisen.  Dazu  rt  ehnete  er 
7.  B.  die  Klagen  wegeu  der  Bauernziusen ,  wegen  Belastung 
adliger  Güter,  Kruggerechtigkeiten,  Pfand-  und  Kaufkontrakte. 
\vei:en  der  Teiliuihiiie  von  Beamten  und  sonstigen  Privilegierten 
au  städtischen  Lasten,  wegen  der  Erteilung  von  Gewerks- 
rollen  und  Freibriefen.  Vor  allem  unterstände  auch  das  Zoll- 
«eeen  ihm  allein  tmd  gehöre  ebenso  wie  Handelssachen  nicht 
▼or  Landtage,  denn  ^bei  Unterhaltung  und  Beförderung 
der  Kommerzien*^  Tersiere  sein  Interesse  «mehr  und  höher 
als  jemands  in  particolari".  Auch  die  das  ganze  Land  er- 
re^nden  theologischen  Streitigkeiten  wollte  er  als  Privat- 
händel  der  Geistlichen,  die  Klagen  über  Rechtsverzögerung, 
RechtsverweigfTung  und  unbillige  Jurisdiktionsvermischung 
als  nur  die  Gerichte  angehende  Angelegenhriteii  niisscheiden 
Damit  trennte  aber  der  Kurfürst  in  dersellH  ii  schcmatischen 
und  in  di»'ser  Scharfe  undurchführbaren  Weise  den  Staat  des 
Fürsten  \m  der  Landschaft,  wie  es  die  Stände  taten,  nur 
dafs  er  im  (iegensatz  zu  diesen  alle  zweifelhaften  Sachen  für 
sich  aikiü  Iii  Anspruch  nahm;  weiterhin  wäre  auch,  wenn  die 
Stände  eine  solche  Scheidung  anerkannt  hätten,  der  Landtag 
at»  einer  Vertretung  des  ganzen  Landes,  was  er  doch  zu 
sein  beanspruchte ,  auch  äufserlich  zu  einer  blofsen  Klassen- 
?ertretung  des  Adels  und  der  Städte  geworden.  Mit  Recht 
konnten  ihm  die  Stände  schon  das  eine  entgegenhalten:  was- 
sie  an  PriTatbeschwerden  angefahrt,  hätten  sie  „propter  con- 
sequentiam  evitandam  notwendig  vorbringen  müssen''  ^.  Auch 
meinten  sie.  verletzt  über  die  Ablehnung  eines  Teils  ihrer 
vorifpblich  wohIül)erlegten  Beschwerden,  sie  hätten  nichts  (^hne 
Not  und  ohne  Absicht  '.uii  des  Kurfürsten  und  des  Landes 
Bestes  angeführt".  Immerhin  vermochte  der  i\uitürst  in  der 
zweiten  llillfte  semt  r  Regierung  diesen  Grundsatz  tatsächlich 
durchzuführen,  wonach  eine  ganze  Reihe  ständischer  Anliegen 
der  Behandlung  auf  den  Landtagen  entzogen  und  einseitiger 
Entscheidung»  sei  es  durch  das  Hofgericht  oder  durch  den 
Kurffiisten  selbst,  anheimgegeben  wurde.   Daneben  nahm 


»  Vgl.  Kurf.  Resolution  v.  1.  Juli  1669  (U.-A.  XVI  S.  569  f.),  Land- 
tagsabschied V,  8.  Aug.  1669  (ebenda  S.  587)^  Schreiben  des  Kurfürsten, 
13.23.  .Mai  1670  (el.ciida  S.  C04),  Abolitio  ffravinninum.  Jan.  lOTl 
febpnda  S.  6ö2  ff.),  Gutachten  Jenas,  Mai  1671  (ebüuda  S.  696),  Kurl.  Er- 
klärung, 13.  23.  Mai  1672  (ebenda  S.  747  f.),  Begleitschreiben  an  die  Rc- 
gicrang,  24.  Xot./4.  Dez.  1673  (ebenda  8.  791  f.). 

^  Beilage  zum  vprcinigten  Bedenken,  t^l.  Miii  1080  (ebeiula.S.  924). 

'  Erinnerungen  der  btande,  13.  Juii  16t>2  (ebenda  S.  177;.  —  Cbrigenb 
hiktie  der  Adel  selbst  schon  früher  bei  seinen  grETamiiia  swischen  pahlica 
imd  privata  ^arttcalaria)  unterschieden,  um  die  St&dte  von  der  Be- 
ratung aber  diese  ausschliebeii  xa  kttmien.  (Ygi.  Landtag  1607»  Programm 
£lbiog  im  ä.  54 
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man  etwas  ai^ter  noch  eine  andere  zweckm&fsige  und  den 
gegenseitigen  Verkehr  erleichternde  Scheidung  der  Gravamina 
vor,  indem  man  ans  deren  Falle  die  geringeren  und  leichter 
zu  entscheidenden  einfach  der  Regierung  zu  selbständiger 
Erledigung  zuwies  und  nur  die  wesentlichsten  dem  Kurfarsten 
Qhersandte^ 

Die  übrigbleibenden  Beschwerdon .  deren  Beantwortung 
der  Kurfürst  auf  die  Dauer  nicht  ganz  umgehnn  knunte, 
pflegte  er  in  einer  für  die  StHiule  durchaus  iir^heinedijzendeii 
Weise  zu  entscheiden,  entwtdti-  cranz  ableliueml  oder  aus- 
weichend und  hinhaltend,  oft  mit  der  Erwiderung,  ihm  sei 
uii  hts  ilavon  bewufst*.  Er  ging  eigentlich  nur  dann  emstlich 
daran.  Beschwerden  abzustellen,  wenn  ihre  Beseitigung  auch 
in  seinem  Interesse  lag.  Im  übrigen  verfolgte  er,  nachdem 
er  auf  dem  ersten  Landtage  mit  wirklichem  Eifer  bemüht 

Sewesen,  ihnen  abzuhelfen,  aber  gerade  dabei  eingesehen  hatte, 
afe  er  mit  aller  Mtthe  doch  nichts  erreichte,  später  mit  der 
Besch  Werdebeseitigung  dieselbe  Absicht,  wie  die  Stände  mit 
der  Geldbewilligung:  er  benutzte  sie  nur  als  Mittel  zur  Er- 
langung eigenen  Vorteils.  In  dem  Bestreben  aber,  den  St&nden 
dabei  nur  gerade  so  viel  zu  geben,  wie  unbedingt  nötig  war. 
um  sie  nicht  ganz  aufsässig  zu  machon,  war  er  allzu  iingst- 
lich  und  vorsichtig;  öfters  hätte  er  die  Lage  wosf  utlich  ver- 
bessern können,  wenn  er  den  Ständen  mehr  Kutg«  genkonnnon 
gezeigt  hätte  in  Dingen,  die  seiner  Hoheit  kaum  Abbruch 
taten ,  jenen  aber  am  Herzen  lagen.  Die  häutigen  dahio- 
zielendeu  Ratschläge  Schwerins  hat  er  doch  nicht  ganz  zu 
befolgen  verstanden,  in  seinen  Resolutionen  ist  mehr  der 
Geist  Jenas  und  anderer  zu  sptkren. 

Koch  kränkender  for  die  Stände  und  ihre  Rechte  war  es 
aber,  dafs  der  Kurfttrst  niemals,  abgesehen  vom  ersten  Land- 
tage, ober  ihre  Beschwerden  ordnungsmäfsig  bis  zu  gegen- 
seitiger I  juigung  mit  ihnen  verhandelte  und  erst  als  Ergebnis 
und  Übereinkommen  der  gemeinsamen  Beratungen  seine  Reso- 
lution ausgab,  sondern  dafs  er  einseitig  zu  entscheiden 
pflegte.  Schon  IHfi:?  schlofs  er,  als  er  seine  Absichten  im 
wes(Mitlichen  erreicht  hatte ,  die  sehr  langwierigen ,  nber  für 
die  Stände  bei  weitem  uiclit  gekhirton  Verhandluu^tMi  eigen- 
mächtig mit  einem  Abschied  und  einigen  Resolutionen,  welche 
die  zahlreichen  Gravamina  nur  unvollständig  und  unbefriedigend 
beantworteten^.  Die  Stände  aber  erkannten  diesen  einseitigen 
Abschied  nicht  als  gültig  an,  sondern  reichten,  als  sie  im  Juni 
zur  Berichterstattung  wieder  zusammentraten,  ihre  gar  nicht 


«  V-l.  r.-\.  \M      702.  m,  1017,  1020  Anm.  1. 
«  Vgl.  z.  h.  ilie  kutt.  Hesolution,  17J27.  M&rz  1660  (UrlicU  III 
8.  $09-814);  Protokoll  des  OberratB,  89.  Des.  1645  CU.-A.  XV  S.  387.) 
•  Alle  rom  1.  Mai  1663.  (U.-A.  XVI  S.  400—425.) 
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tu\vv  nur  (iunkel  beantworteten  Beschwerden  wiedenini  ein  mit 
dem  Bemerken,  sie  wollten,  „wenn  sip  eine  genügende  Ant- 
\*ort  auf  die  noch  übrigen  zusamuieugistt  Ilten  Beschwerden 
lileichsaui  als  einen  appendiceni  zum  Abschied  erhalten,  alle 
bisherigen  Handlungen  für  geschlossen  halten''  K  Wenn  auch 
der  Kurfürst  bei  seiner  Ansicht,  dafs  der  Landtag  geschlossen 
sei,  und  dais  die  ständischen  Bedenken  nicht  als  solche,  son- 
den  als  Supplikationen  anzitBeheii  seien,  beharrte',  so  mufste 
er  sieh  doch  dazo  verstehen,  auch  diese  Beschwerden  noch 
annihöien,  2a  beantworten  und  dem  allgemeinen  Abschied 
noch  einige  Ergänzungen  und  Sonderabschiede  folgen  zu  lassen*, 
denn  er  brauchte  den  guten  Willen  der  Stände  für  die  noch 
abculeistende  Huldigung.  Danach  gingen  diese  £nde  Juli 
ohne  weiteren  offiziellen  Abschied  auseinander;  es  war  da- 
durch zweifelhaft  geworden,  ob  diese  Auflösung  des  Landtags 
oder  der  kuriürstliche  Abschied  vom  1.  Mai  als  eigentlicher 
Landtngsschlufs  anznsehen  sei.  Die  Städte  Königsberg  be- 
ruhigten sich  auch  nocli  nicht,  sondern  verlangten  noch  vor 
der  Huldigung  Abschaffung  ihrer  noch  hinterstelligen  Be- 
schwerden, mufsten  sich  aber  zu  ihrem  Miisverguiigen  mit 
dem  Versprechen  eines  kurfürstlichen  Reverses  bescheiden, 
dafe  sie  nach  der  Huldigung  mit  ihren  Gravamina  gehört 
werden  «und  Erläuterung  derselben  gewärtig  sein  sollten*' ^ 
Weit  schroffer  und  einseitiger  ging  der  Kurfttrst  1669 
▼or*.  Nachdem  längere  Zeit  über  die  Beschwerden  Terhandelt 
wer  ^  n  war«  ohne  dads  Bitterschaft  und  Städte  sich  zu  einer 
Wil  iuimg  entschlossen,  endigte  der  Kurfürst  unwillig  die 
trucbtloben  Beratungen  durch  einen  Abschied  ®,  der  nur  einige 
die  Stände  in  keiner  Weise  befriedigende  Entscheidungen  auf 
Beschwerden  pntliiclt.  und  den  sie  als  das  ungnädigste  Ab- 
fertigen ]»ez(  icliiieU'ii ,  (las  sie  je  vom  Kurfürsten  erhalten^. 
Der  Kurfürst  lieis  iliaea  dabei,  um  dieses  Mal  alle  nachträg- 
lichen Handlungen  von  vornherein  altzuschneiden,  bemerken, 
dais  sie  sich  keines  ferneren  Abschieds  zu  versehen  und  noch 
weniger  weitere  Schriften  zu  überreichen  hätten,  sondern  ihre 


'  Geeinigtes  Bedenken  vom  3.  .luli  1663.   fU.-A.  XVI  S.  430) 

*  Antwort  des  Kurfürsten  aut  die  Supplikation  der  Obcistaruie, 
9.  Juli  1663  (ebenda  S.  441);  Promemoria  aer  Oberratstube,  14.  Juli 
166;^  (ebenda  S.  447  f). 

^  Kntsi  hoi(hingen  und  Abschiede  vom  0.  bis  ca.  25.  Jttli  166S 
iebenda      440-452;  liaczko  V  S.  503  f.). 

*  Ex  Protocollo  der  Rftte  von  Königsberg,  17.  Okt  1663  (U.-A.  XVI 
&  456).  Der  Kurfürst  erteilte  ihnen  auch  noch  am  27.  Okt  eine  he- 
«oncl«  rp  Iiesolution  f^  Venda  S.  459  f.) 

^  i>er  vorhergehcuUe  Landtagsabschied  vom  1.  «Sept.  1666  hatte  einige 
dravamina  beantwortet,  für  andere  nur  eine  Entscheidung  versprochen, 
(^enda  S.  520  f.) 

*  Landtagsabscbied  vom  7.  Aujr.  ItjßO.    (Ebenda  S.  584  fl*.) 

^  Bedenken  der  beiden  Uberstande,  10.  Aug.  1669.  (Ebenda  S.  5d2.) 
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Willigung  tun  und  dann  dimittiert  werden  sollten  ^  Dfi  er 
auch  wirklich  ihre  nachlifi i'icn  Anliegen  ungnädig  zurück- 
wies, so  erklärten  die  8Läude  diesen  Landtag  als  ohne  recht- 
niäfsigen  Schlufs  autgehoben ,  was  bisher  noch  nie  in  diesem 
Lande  geschehen  sei;  ein  solcher  actus  sei  ebenso  ungewöhn- 
lich als  dem  ganzen  Lande  prjljndiziciiich Der  Kurfürst 
aber  hatte  mit  seinem  scharfen  Auftreten  uichts  gewouueu: 
mit  Mühe  und  nur  durch  das  Zureden  der  Landräte  wurde 
eine  kleine  Willigung  erreicht*,  dagegen  war  aber  eine  tiefe 
Erbitterung  bei  den  Stftnden  erregt  worden,  die  anf  dem 
grofsen  Landtage  von  1670/71  zum  Ausbrueh  kam  and  bei- 
nahe von  verh&ngnisTollen  Folgen  gworden  wäre. 

Auch  auf  diesem  Landtage  gedachte  der  Kurfürst  mit 
einer  obenhin  und  gröfstenteils  ablehnend  abgefafsten  „Abolitio 
gravaminum"*  die  Willigung  zu  erkauf;  n,  aber  die  Stände 
wollten  sie  nicht  als  zu  recht  bestehend  anerkennen^:  sie 
seien  durch  dieselbe  mehr  erschreckt  als  ^^etröstet  worden,  fs 
sei  überhaupt  keine  abolitio.  da  sie  nur  die  eine  und  audere 
Bescliwerde  abstelle,  sie  muisteu  daher  diese  Art  der  Ab- 
weisung ilirer  Beschwerden  beklagen.  Doch  liefs  ihnen  der 
Kurfürst  durcli  deu  Slaitbalter  andeuten,  weil  er  sich  auf  die 
Gravamina  dergestalt  erklärt,  wie  es  Billigkeit  und  Not  er- 
heisebet,  so  hätten  sie  keine  anderen  Resolutionen  zu  ge- 
wartigen, als  sie  bereits  empfangen  ^  Auch  Jena  meinte  bald 
darauf,  er  sehe  nicht,  wie  der  Kurfürst  bei  den  Beschwerden 
weitergehen  könne,  ohne  seine  Landeslioheit  zu  sehr  zu 
binden  ^  Die  St&ude  dagegen  verlangten,  der  Kurfürst  möge 
die  urgentissima gravamina  innerhalb  sechs,  die  übrigen  inner- 
halb zwölf  Monaten  erhören  —  Königsberg  bat  um  nocTi  grofsere 
Eile  —  und  die  Verabscheidun^^  den  Ständen  in  öffentlicher  Ver- 
sanimlung  „insinuiren".  Bei  Erhörung  wollten  sie  noch  mehr 
willigen,  nicht  zureichende  Verabscheidungeu  hingegen  als 
keine  VeraljseheiduiiL'eii  ansehen".  Hierauf  gab  der  Kurfürst 
nochmals  eine  Krkhirung  mit  Beantwortung  der  Beschwerden 
aus,  in  der  er  sicli  beklagte,  dafs  man  ihm  Fristen  setze,  in  denen 
er  ^dic  also  genannten  gravamina  und  zwar  anders  uicht  als  secuu- 
dum  petita  erledigen^  mfisse,  also  ganz  nach  ihrem  Willen  *.  So- 


1  ProtuküU  G.  A.  v.  Tt'ttauü,  8.  Aug.  1069.    (L.-A.  \V1  S. 

^  Bedenkeu  der  Landräte  5.  Aug.»  der  gesamten  St&nde  r.  1.  Des. 
1670  febnidii  S.  610,  651.) 

»  Protokolle  vom  19.  und  22.  Aug.  \m.    (Kbcinhi  8.  Ö9ö  f.) 

*  Ausgegeben  am  uU.  Jan.  1671.   (lObcuJa  S.  tk>2  ti.). 

^  Gutuchten  des  Herrenstandes  ca.  1.  Febr  ,  Bedenken  der  gegmmlen 
Stände,  24.  Vvhv.  1671  frl.i'iula  S.  689,  ruu  Ii  Anm.  1). 

«  Der  üurlur&t  au  Croy,  2./12.  Marz  1671..  i  (Ü.-A.  XVI  S.  Ö96 
Anm.  1.) 

7  Gutachten  Jenas  ca.  1.  Mai  1671.   (Plbonda  S.  696.) 
"  Endliches  bedenken  17.  März  1671.   (Ebenda  S.  695.) 
»  Kuif.  Erklärung,  9^19.  Mai  1671.  (Ebeuda  6.  697  ff.) 
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bald  aber  die  Stände  endlich  zu  einer  genügenden  Willigung  ge- 
bracht waren,  boenilete  der  Kurfürst  scbnoll  die  Verhandlungen ; 
obwohl  sie  im  vereinigten  Bedenken^  neben  der  Willi^ung 
nochmals  ihre  gravamina  aufgeführt  und  deren  Verabscheidung 
.s^'cuihium  teiiorem  leguin  fundamentalium"  verlangten,  ward 
ilmeii  im  Laad  tagsabschied  nur  in  Aussicht  gestellt :  nachdem 
der  Kurfürst  auf  ihre  vornehmsten  desideria  in  Gnaden 
resulviru  werde  er  sich  wegen  der  übrigen  Punkte  noch  ent- 
scUiefsen*.  Das  geschah  jedoch  nicht,  weshalb  die  Regierung 
nach  einigen  Monaten  besorgt  äuAerte:  sie  könne  nicht  zn 
schroff  aiütreten,  sonst  dürften  die  Stftnde  einwenden,  dafs 
vom  leisten  Landtag  noeh  kein  Absehied  erfolgt  sei*.  Anf 
das  Dr&ngen  der  Regierung,  die  darauf  hinwies,  dafs  die 
Gravamina  nicht  das  geringste  seiner  Hoheit  Nachteilige  ent- 
hielten  antwortete  der  Kurfürst  ausweichend  und  hinhaltend  ®, 
gab  endlich  nur  eine  meist  mit  Versprechungen  ausgefüllte 
,Erklaruug  über  18  Punkte"''  und  beantwortete  im  endlichen 
Abschied  noch  ganze  fünf  Punkte,  auch  diese  nur  flüchtig 
uud  ausweichend      Auf  der  nj\chsten  Konvidvation  ging  er 
überhaupt  nicht  mehr  auf  diese  Materie  ein ,  so  dal's  die 
l.andrate  klagten:  „die  Freiheiten  sind  dahin,  dann  es  will 
iiui  die  gravamina  keine  tiiiigliche  Abolition  erfolgen^."  Nur 
in  einem  Begleitschreibeu  au  die  P^egierung,  das  mit  dem 
Abschied  übeisandt  wurde,  antwortete  der  Kurfürst  auf  einige 
Beschwerden,  aber  so  g&nzlich  abweisend,  dafs  dieser  Bescheid 
nur  der  beredte  Ausdruck  fftr  die  Tatsache  war,  dafs  es  nun- 
mehr mit  dem  ständischen  Beschwerderecht  aus  war'. 

Denn  der  heftige  Kampf,  der  namentlich  auf  den  Land- 
tagen von  1009  und  1(370  71  um  Willigung  und  Beschwerde 
geführt  worden  war,  hatte  mit  dem  vollen  Siege  des  Kur- 
fürsten geendet.  Die  Stände  hatten  si  -li,  so  entschieden  sie 
auch  l>ei  P)eginn  der  Tagungen  auirraten,  schliefslich  doch 
immer  Willigungeu  abringen  lassen,  ehe  die  Gegenleistung 
des  Lande*herrü  ihnen  sicher  war;  der  Kurfürst  aber  hatte 
seine  Zwecke,  wenn  auch  in  einer  für  ihn  noch  lange  niiht 
ausreichenden  Weise,  erreiclit.  olme  dals  er  in  seinen  vor- 
sichtig herausgegebenen  Resolutionen  auch  nur  das  geringste 


»  Vom  23.  Sept.  1671.   (U  -A.  XVI  S.  713.) 

s  Ausgegeben  24.  Sept.  1671.   (Ebenda  8.  7U;.) 

»  Die  Regierung  an  den  Kurf.,  2.  Febr.  1672.  (Ebenda  Ö.  720  Anm.) 

*  Die  Regieroog  an  den  Kurf.,  29.  April  1672.  (Ebenda  S.  741 
Anm.  1.) 

>  Der  Kurfürst  an  die  Regierung»  16726.  März  und  3m.  Mai  1672. 
iKbenda  b.  732,  741  Anm.  1.) 

•  Vom  lam  Mai  1672.  (Ebenda  S.  747  f.) 
'  9.  Juli  1672.   (Ebenda  S.  755  f.) 

*  SuppJikfltum  der  Landräte,  2^.  Nov.  1673.   (Ebenda  S.  789.) 

•  ihiU  Cölln  24t.  NovJ4.  Dez.  167Ü.   ^Ebenda  S.  791  f. 
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von  dem  schon  Erworbenen  preisgab*.  Seit  1(573  aber  war 
sein  Übergewicht  über  die  Stilude  so  weit  gediehen,  dafs  er 
dieses  Mittels  eines  wenigstens  scheinbaren  Entgegenkommens 
nicht  mehr  bedurfte.  Er  antwortete  seitdem  überhanpt  nicht 
mehr  auf  Besehwerden,  und  wenn  er  noch  einmal  eine, 
tlbrigens  ganz  nichtssagende,  Resolution  erteilte,  so  geschah 
es  aus  eigenem  Antrieb  als  (jiiade  des  Stärkeren,  der  sich 
dadurch  nichts  vergibt  ^.  Im  tlbrigen  stellten  die  Stände  ver- 
gebens in  ihren  vereinigten  Bedenken  immer  wieder  ihre  Be- 
schwerden Tor,  machten  deren  Abstellung  ganz  umsonst  zur 
Bedingung  bei  ihren  Billigungen  ^  die  ihnen  mit  Hand  und 
Siegel  zugesicherte  Abolitio  gravaminum  erfolgte  nicht,  und 
es  rissen,  wie  sie  klagten,  inzwischen  so  viele  und  erhebliche 
neue  Mifsstände  ein,  ^dafs  sie  das  gemeine  Wesen  und  ganz 
zu  Grund  und  Boden  stofsen  können*"^. 


1  Gegen  die  zuweilen  übertriebuu  äugstlich  auf  Waliruog  Uer 
monarchischen  Rechte  bedachte  preufsische  Politik  des  Kurfürsten  hebt 
sich  besonders  scharf  das  weitherzige  Kntgegenkomnicn  ab,  das  er  gegen- 
über den  Ständen  unbedt-ntender  Territorien  :m  den  Taj^  le^'te.  Den 
Ständen  des  Fürstentums  Alinden  z.  B.  gestand  er  in  den  Keze&sen  Ton 
1650  und  1667  Selbstversammlungsrecht,  volles  Steuerbewilligungsreeht 
und  Selbstverwaltung  des  Stenerwesens»  sowie  ein  weitgehendes  Indigenats- 
recht zu.  Ks  izt'üü^'to  ihm,  wenn  sie  zahlten,  nH  Mifsbiaiuh  der  ihnen 
zngestandeneu  Macht  war  bei  ihrer  liedeutungslosigkeit  ja  ausgeschlossen. 
(Vgl.  Span  na  gel  ft.  a.  0.  S.  80  f.,  86  f.) 

«  Vgl.  oben  S.  184. 

«  Scliliefsliches  Bedenken  der  sämtlichen  Stände,  22.  Aug.  1687. 

(ü.-A.  XVI  S.  1014.) 
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Zweiter  Teil 
Das  Steuerbewilligungsrecht 


Erster  Absclmitt:  Der  Gegensatz  zwischen  dem 
Kiurflirsten  und  den  Ständen  in  Stenerfragen, 

!•  Beiderseitige  AnseiumimgeiL  Ton  den  Stenem» 

Die  privatrecMliche  luul  dualistisclie  Auffassung  der 
Stände  vom  SUiat  war  historisch  und  formal  durchaus  be- 
grüudet:  auf  der  einen  Seite  der  Staat  des  Fttrsten,  der  aus 
den  Einkünften  der  Domänen  und  Regalien  die  ilim  zufollenden 
(Mfientlicben  Aufgaben  zu  erfftllm  hat,  auf  der  anderen  die 
Landschaft,  deren  Rechte  und  Pflichten  festgesetzt  sind,  und 
die  darüber  hinaus  zu  nichts  verbunden  ist.  Der  Standpunkt 
der  Territohalfürsten  der  ständischen  Zeit  beruhte  auf  ganz 
entsprechenden  privatrechtlichen  Auffassungen  und  in  der 
Thporie  wenigstens  stak  der  grofse  Kurfürst  gleichfalls  noch  in 
ihnen.  Auch  ihm  erschien  es  alsdasregelraäfsigeund  wünschens- 
werte, dafs  der  Fürst  aus  seinen  Mitteln  die  Kosten  für  die 
Staatsiiufgahen  und  den  Hof  bestritt  und  Steuern  von  den 
Untertanen  nur  als  aufserordentliche  Beihilfen  forderte.  In 
seinem  politischen  Testament  rät  er  seinem  Nachfulyt  r  spar- 
aame  Hofhaltung,  ordentliche  Kechuungführung ,  guten  Zu- 
stand des  Kammerstaates  als  die  Grundlagen  der  Wohlfahrt 
dee  Staates  an.  Dann  hahe  er  Mittel  genug  und  brauche 
nicht  die  Stftnde  um  Geld  zu  ersuchen  und  nicht  viele  und 
kostbare  Landtage  zu  halten,  denn  je  mehr  Landtage  er  halte, 
desto  mehr  Autorit&t  werde  ihm  benommen  werden.  Stehendes 
Heer  und  Stenern  erwähnt  er  gar  nicht  in  diesem  Aufsatze 

In  der  Praxis  aber  wurde  der  Kurfürst  durch  die  Not- 
wendigkeit uinl  Einsicht  zu  anderem  Handeln  getrieben ,  als 
er  es  in  der  Theorie  aussprach,  und  so  sehr  letztere  der  der 


*  U  r.  Kajike,  Zwölf  Bücher  preu£».  Gesch.  Säuitl.  Werke  26/26. 
S.  512. 
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Stande  sich  näherte,  so  scharf  ist  beider  Gegensatz  auf  piak- 
tischem  Gebiet.  Denn  die  stÄndischen  AnscliaiiungeD  waren 
allzu  starr,  um  dem  Wandel  der  Zeiten  Rechnung  zu  tragen. 
Im  L.iuie  der  Jahrhunderte,  besonders  seit  den  grolseu  Kriegen 
des  15.  Jahrhunderts,  irar  der  Domäuenbesitz  der  Landes- 
herrscbaft  erheblich  zusammengeschrumpft,  ein  greller  Teil 
in  die  Hände  des  Adels  übergegangen  und  durch  unaufhör- 
liche Veräufseruttgen  und  Verplandungen  verschleudert,  da- 
nebcMi  waren  auch  die  Leistungen  des  Adels  und  der  Städte 
an  Zinsen  und  Diensten  gegen  frtiher  heruntergegangen, 
namentlich  in  den  Zeiten  ständischer  Allmacht  zwischen  1540 
und  l<i*20.  Dazu  kam.  dal's  die  ganze  Kammer-  und  Anits- 
verwaltuug  in  die  Hände  des  Adf^ls  geraten  war  und  von  ihm 
in  eigennützigster  Weise  ausgebeutet  wurde,  so  dal's  bei 
dieser  liederlicben  und  kostpieligeu  Verwaltung  nur  ein  un- 
verhältnismäisig  geringer  Teil  der  Kinkiinftr  (»t^Vntliclieu 
Zwecken  zugute  kommen  konnte,  l  ud  um  so  ui  üi;;t  r  war  au 
ein  Auskommen  aus  privatwirtschultlichen  Mitteln  zu  denken,  da 
in  jenen  unruhigen  Zeiten  immer  wieder  kriegerische  Gefahren 
und  Verwicklungen  sich  erhoben  und  vor  allem,  nachdem 
durch  den  Anfall  an  das  Kurhaus  Brandenburg  das  Herzogtum 
Preufsen  weit  mehr  in  das  Gretriebe  der  europäischen  Politik 
hineingezogen  wurde. 

Dem  allem  aber  trugen  die  preufsischen  Stände  keine 
Hechnung,  und  darin  beruht  der  groise  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  dem  Kurftlrsten  hinsichtlich  der  Auffassung  von 
den  Steuern.  Nicht  der  Zwang  einer  höheren  Notwendigkeit, 
sondern  das  personliche  Verhältnis  zum  Fürsten  war  nach 
wie  vor  für  ihre  Steuerleistungen  das  marsgebende.  denn  diese 
galten  als  ein  Beweis  der  Devotion  und  Erkenn llichkeit  des 
Landes  für  gutes  Jieginient  und  Fürsorge  des  Herrschers,  als 
eine  Betätigung  der  Treuversicheruugeu  der  Stände.  Die  Gabe 
richtete  sich  nach  der  Zufriedenheit  der  Untertanen  mit  dem 
Forsten,  wenn  dieser  sich  ungnädig  erwies,  so  wurde  ihnen 
„dadurch  alle  Kraft  und  Vermögen,  S.  Ch.  D.  zur  Hand  zu 
gehen,  benommen" ^  Sie  verschlossen  sich  zwar  nicht  ganz 
der  Einsicht,  dal's  bei  den  verringerten  Kammereinkünften 
„ohne  Zuschub  E.  Gh.  D.  die  ßegieningslast  zu  schwer  fallen 
dürfte**,  aber  ihre  Beihilfen  waren  für  die  pcrsönliclien  Be- 
dürfnisse des  Kurfürsten  oder  die  Wohlfahrt  des  Herzogtums, 
namentlich  für  Aufbesserung  der  Kammerverwaltung  bestimmt, 
niemals  für  aufsiMhalb  liegende  Zwecke.  Daher  verlangten 
sie,  der  Kurfürst  solle  sich  in  seinen  Forderungen  nicht  iiacb 
den  Bedürfnissen  der  auswärtigen  Politik,  sondern  nach  den 
Mitteln  des  Landes  richten  und  eine  friedliche  Neutralit^ts- 


1  Bedenk«u  von  1.  Dez.  1670  und  von  Febr.  1671.  (U.-A.  XVI 
S.  652  f.  u.  689.) 
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uud  Bünflnispolitik  troÜMMi.  deim  das  Land  sei  zu  anderem 
nicht  bclähigt  Der  Kurlürst  aber  hatte  frühzeiti«?  erkannt, 
dafs  stete  Kriegsbereitschaft  für  ihn  eine  Lebeusbediiiguug 
war.  wollte  er  nicht  mit  seinen  weit  auseinanderliegenden, 
von  ui.u  litigen  Nachbarn  bedrohten  Gebieten  ein  Spielball  im 
'  Hm  und  Her  der  europäischen  Händel  sein,  und  dafs  die 
Ustertatieii  die  dazu  nötigen  Mittel,  soweit  er  sie  niebt  selbst 
aufbringen  Iconnte,  zur  VerfOgung  stellen  mafsten,  da  es  doch 
in  ihrer  eigenen  Wohlfahrt  und  Sicherheit  geschehe.  So 
traten  sich  hier  territorialer  Partikularismus  und  europftische 
Machtpolitik  unvermittelt  gegenüber. 

t*  8elintniiittel  des  st&ndisehen  Willlgungsreehtes. 

Bei  dieser  La  1^»^  der  Dinge  liatte  i Vir  die  Landesherrschaft 
von  jeher  die  Versuchung  nahe  geiei>en,  für  ihre  Bedürfiiiss»- 
die  Mittel  der  Untertanen  nach  ihi*em  eigenen .  nicht  nach 
jener  Ermessen  heranzuziehen.  F4S  war  daher  für  die  Stände 
von  äufserster  Wiciitigkeit.  die  Freiheit  zu  willigen,  wann 
nnd  wie  sie  wollten,  gegen  alle  Übergriffe  sicher  zu  stellen, 
und  zu  diesem  Zwecke  standen  ihnen  mehrere  Mittel  zu 
Gebote.  Einmal  pflegten  sie,  um  zu  verhtkten,  dafs  eine  ein- 
malige  freie  Willigung  zum  Verwand  werde  fflr  kanftige 
weitergehende  Anforderungen  des  Fürsten,  bei  jeder  Willigung 
sich  auszubedingen ,  dafs  diese  ihren  Privilegien  nicht  prft- 
judiziere,  dafs  aufser  den  gewilligten  keine  weiteren  Steuern 
erhoben  und  dafs  die  dabei  von  ihnen  festgesetzten  l^edin^runf^en 
inne^'ehalteii  würden.    Durch  eine  solche  Assekuration 
le^  Fürsten  (auch  Revers  genannt)  erst  hielten  sie  ihre  Rechte, 
ienen  sie  durch  das  in  der  \Villi;^ung  kundgegebene  frei- 
willige  Entgegenkommen  vergeben  hatten,  für  wiederher- 
gestellt.   Der  Kurfürst  band  sich  begreiflicherweise  durch 
solche  Versicherungen,  die  seine  Abhängigkeit  vom  guten 
Willen  der  Stande  deutlich  bezeugten ,  nur  sehr  ungern  die 
Hinde.    Das  Reversal,  das  er  nach  der  Willigung  von 
1641  den  St&nden  versprechen  mufste',  scheint  in  Wirklich- 
keit ateht  ausgestellt  worden  zu  sein,  wenigstens  war  in  der 
prenfsischen  Kanzlei  nichts  davon  bekannt^;  audi  das  1(>5(> 
versprochene  ist  nicht  ausgefertigt  worden      Dagegen  hat 
er  sich  1(555  einer  solchen  Bindung  nicht  entziehen  können  ^, 
Bei  der  Akzisewilliguog  von  1(>Ü2  zögerte  er  lange,  einen 


*  V?I.  III  nie  TU  lieh  Bedenken  der  geiamten  St&nde  Tom  80.  Juli 

im.   (C  A.  \V1  S.  08I.) 

»  Laudtagsabscbied  v.  12.  Dez.  1641.   (U.-A.  XV  8.  328.) 
»  Schwerül  an  den  Kurf.,  7.  April  1662.   (l  .-A.  XVI  S.  77.) 

*  Landtagsal.srhir.1  v.  4.  Juli  lGr>G.    (U.-A.  XV  S.  384.) 

*  (jtH  iiuVfcs  I$edenkeu  '6.  Aug.,  Trotokoll  des  Obenrats,  1.  Sept.  1655. 
(l'.-A.  XV  b.  363  l.j 
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Revers  auFziistellen ,  da  aher  die  Stünde,  mifstrauiscli  durch 
die  Eriahruiigen  der  vergaugeuen  Jalire,  nicht  eher  mit  der 
Einrichtung  der  Akzise  beginnen  wollten,  als  bis  er  ihnen 
erteilt  sei,  so  sandte  er  ihnen  endlich  einen  solchen  zu'. 
Auch  1671  bedangen  sich  die  Stände  aus,  dais  die  Akzise 
nicht  ohne  Torhergeheode  Assekuration  ihren  Lauf  nehmen 
solle,  doch  gaben  die  Obei-stftnde  schon  bald  nach  und  willigten 
ein,  dafs  ohne  vorherigen  Abschied,  Assekuration  und  Relation 
die  Akzise,  ausgeschrieben  werde  ^  Im  übrigen  enthielten  die 
Landtagsabschiede  vielfach  solche  Reversierungen. 

Denselben  Zweck,  die  Freiheit  ihres  Willigungsrechtes  im 
einzelnen  Falle  sicherzustellen  und  ad  oculos  zu  demonstrieren, 
verfolgten  die  Stiuide  mit  der  Mafsnahme  der  „Inter- 
ruption" der  indirekten  Steuer  (Akzise),  indem  sie  diese 
niclit  fortdauernd  verlängerten,  sondern  nach  zVblauf  der 
Williguugszeit  eine,  wenn  auch  kurze  Unterbrechung  eintreten 
liel'seu.  Denn  weil  die  Akzise  am  meisten  dazu  neigte,  zur  fort- 
laufenden Einiichtung  zu  werden,  und  dadurch  das  stilndische 
Wiiiigungsrecht  unnütz  zu  machen,  so  erklärten  die  Stande 
trotz  tUler  Übelstände,  Unkosten  und  Unsicherheiten  in  Handel 
und  Verkehr,  die  eine  solche  Unterbrechung  mit  sieh  brachte, 
die  Interruption  sei  „ihrer  wohlhergebrachten  Freiheit  zu 
kontribuiren  hoch  nötig,  £.  Gh.  D.  aber  gar  nicht  schAdlieh''^ 
Auch  machten  die  Stände  geradezu  ein  Kündiguugsrecht 
gegenüber  ungewilligt  forterhobenen  Stenern  geltend.  Wie 
schon  1441  der  preufsische  Bund  dem  Hochmeister  Wartgeld 
und  Schalwenkorn  gekündigt*,  so  saptrn  liwil  die  Stände 
Akzise  und  AnlH«ze  auf  mit  den  ausdrücklichen  W' orten, 
gleichwie  sie  die.^t  llit  n  auf  gewisse  Zeit  und  zu  «gewissen 
Ausgaben  gewilligt,  so  wollten  sie  dieselben  rx  nunc  auf- 
gekündigt haben  und  nicht  weiter  entrichten.  Nur  mit  Mühe 
hielten  die  Überräte  sie  davon  ab,  indem  sie  ihnen  die  Un- 
richtigkeit ihrer  Auffassung  darlegten*. 


'  Berichte  Schwerins  und  der  Oberräte  von  7.  ii.  14,  April  1662. 
(U.-A.  XVI  S.  7C  f.,  85,  90  1.)  Den  Revers  selbst  und  seine  Ausgabe  an 
die  Stände  vgl.  ebenda  S.  94  f.  u.  98  f. 

*  Memorial  Tom  9.  und  10.,  Bericht  der  Hegierung  vom  11.  Sept. 
1671.   (U.-A.  XVI  S.  710.) 

*  KriDnerungen  der  gesamten  StändeJ^O  .luli  16C9  (cbcn.lu  S.580.)  — 
So  forderten  die  Stände  1661  eine  Unterbrecliung  von  vier  W  uchen  (vgl. 
Schwerins  Berichte  von  Aug.  und  Se|it.  1661,  U.-A.  XV  S.  560,  569,  576, 
:)80.  und  bouiult'is  von  10.  Nov.  1661.  ebenda  S.  625  f.,  627);  1666  ver- 
laugteu  die  Laodrate  drei,  die  iiitterschalt  mindestens  zwölf  Moimte 
Unterbrechung',  schliefslich  gelang  es  der  Regierung,  sich  auf  zwei 
Monate  mit  ihnen  zu  einigen.  (Die  Bedenken  von  Juni  1666,  Ü.'A.  XVI 
8.  499  und  500.  der  Abschied  von  1.  Sept.  1666,  ehenda  8.  519.) 

*  Standeakteu  11  S.  551. 

*  Berichte  Schwerins  und  der  Obei  rate  an  den  Kurfurt^tcn  v.  15.  Juli 
1661.  (U.-A.  XV  8.  532  f.) 
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Daneben  hatten  die  Stände  einen  allgemeinen  Schutz« 
ihres  WiUigungsrechts  in  den  Bestimmungen  ihrer  Verfassung, 
und  als  (\\*^^v  durch  die  Rechtsverletzungen  des  nordischen 
Krieges  durciihrochen  worden  waren,  mufste  der  Kurfürst 
ihnen  wieder  die  feierliche  Versicherung  gehen,  d;ds  er  keine 
Knntnl»utiou  oder  Anlage  aufschlagen  wolle  ohne  der  Stände 
vorherigen  Rat  und  Willigung*. 

Aber  wenn  auch  diese  Mafsregeln  einen  Schutz  vor  will- 
kürlicher Ausbeutung  zu  gewährleisten  schieucu,  so  besafs 
das  Willigungsreeht  nur  dann  den  nötigen  Rückhalt,  wenn 
ftiwli  alle  Notililley  die  es  ttber  den  Haufen  werfen  konnten, 
naeh  Möglichkeit  vermieden  wurden.  Daher  hatten  die  Stände 
von  Anfang  an,  seit  dem  Aufkommen  allgemeiner  Geld- 
bewilligungen auf  Landtagen,  danach  gestrebt,  das  Recht 
der  Mitwirkung  bei  allen  das  Land  betreffenden  Angelegen- 
heiten .  insbesondere  das  Mitbestimmungsrecht  über  Krieg. 
Frieden  und  Bündnisse  zu  erlangen^.  Das  war  ihnen  auch 
unter  dem  Orden  in  volk^ni  Mafse  gelungen  ;  nach  dem  Frieden 
von  Thorn  war  das  Beaufsi(  htij[;ungsrecht  Ober  die  auswärtigen 
Angelegenheiten  des  Herzogtums  hauptsächlich  an  die  Krone 
Polen  tibergpf^angen,  und  der  Druck  dieser  Macht  verhinderte 
zur  Zufriedenheit  der  Stände,  dafs  durch  den  Ehrgeiz  der 
Herrscher  gröfsere  Ausgaben  für  die  äufsere  Politik  erwuchsen. 
Nachdem  aber  der  nordische  Krieg  auch  in  dieser  Hinsicht 
alle  hergebrachten  Rechte  durchbrochen,  und  die  Garantie 
Polens  weggefallen  war,  suchten  sich  die  Stände  beim  Kur- 
lArsten  erneute  Si(  herheit  zu  verschaffen.  Zunächst  handelte 
t^s  sich  um  die  Wiederherstellung  d(  s  alten  Rechts^  dafs  bei 
allen  das  Herzogtum  betreffenden  Handlungen  der  Stände 
Rat  und  „Einwilligung"  erfordert  werde ^,  ein  Recht,  von  dem 
die  Stande  walirend  der  vorhergegangenen  Jahre.  ,,kanni  den 
Schatten  davon  zu  geniersen  übrig"  gehabt*.  T^ri  iMiriiirst 
gestand  ihnen  auch  zn .  dafs  die  pfescheheuen  Ueclitslirüche 
ihnen  uicht  zum  Präjmiiz  gereiclien  sollten,  verpflichtete  sich 
aber  für  die  Zukunft  nur.  zu  allen  wichtigen  preufsischen 
ilandlungen  der  Stände  „Rath,  gutachten  und  belieben  '  ein- 
zufordern^.   Vergebens  war  der  Stände  wiederholtes  Er- 


«  A«»ekuratiou  vom  12.  Marz  1663  (Barzko  V  S.  493).  Dafs  der 
Karftirst  den  alten  Privilegien  der  Stände  wenig  Wert  beimafsT  ffoht  ans 

»«einem  Iteskript  an  die  Rfjfierunq:  vom  IM.  Jan.  1671  (l'.  A.  XVl  S.  512) 
h*>n  i)r,  in  dem  er  äiifsert :  Kin  ziiin  Nachteil  eines  Dritten  auf  einseitiges 
Aobaiten  erteiltes  Privileg  kuaue  den  Dritten  nicht  binden,  daher  aemi 
die  „erschlirhenen  Briefe  de  coUectis  illaüdatis  usw."  f&r  den  Landes- 
berrn,  der  durahw  niclit  gehört  sei,  nicht  gftltig. 
«  Vgl.  obt  11  J>.  IGG  f. 

*  Ständischer  Entwurf  einer  Assckurutiun,  1(5.  Nov.  IGGl.  (l'.-A. 
XV  S.  685.) 

*  Die  Stände  an  ilon  Kurfarsten,  5.  Okt.  IGöT.    (Kliembi  S.  n02.) 

*  Kart  Aavekaration  v.  12.  März  1663.  (liaczko  V  S.  4UU.) 
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inneru,  d  ifs  nicht  nur  ihr  Rat,  sondern  auch  ihre  Zustimmung 
Vorbedingung  sein  müsse,  der  Kurluisi  drückte  sich,  ohne 
sachlich  darauf  einzugehen,  immer  um  deo  entscheide udeu 
Punkt  herum,  indem  er  ein  Versteekspiel  mit  Wortklaubereien 
trieb  K  Ferner  verlangten  die  Stande,  da&  der  KurfOrBt  ohne 
ihre  Bewilligung  wegen  Preufsena  weder  einen  Krieg  ftlhren 
noch  ein  Bündnis  aufrichten  solle  ^,  denn  wenn  er  allein  Uber 
Krieg  zu  bestimmen  habe,  so  könne  die  Landschaft  nimmermehr 
ohne  Furcht  vor  immerwährender  Kontribution  siin^.  Auch 
hier  wich  der  Kurfürst  einer  unzweideutigen  Erklärung  be- 
harrlich aus;  er  verptlichtete  sich  zuerst  nur.  keinen  Olfensiv- 
kriej?  zu  füliren  ohne  Befragen  der  Stiuule^.  worauf  die 
Stände  lehlu\ft  widersprachen :  Otiensivkrie^e  seien  ül»frhaupt 
für  das  Land  eine  Tinmöglichkeit,  gerade  für  Defensivkriege 
käme  ihre  Einwilligung  in  Betracht  wegen  des  Landesauf- 
gebots, und  übrigens  bestehe  der  Unterschied  zwischen  otiensiv 
und  defensiv  nur  in  Worten^.  Nun  gab  der  Kurfürst  eine 
Versicherung  mit  andere  lautender  Einschränkung:  Er  wolle 
um  Preufsens  willen  keinen  Krieg  anfangen  ohne  der  Stände 
Rat  und  Einwilligung,  aufser  in  casibus  necessitatis,  da  das 
unmöglich  sei*.  Der  Stände  Bitte  um  nähere  Erklärung  des 
casus  necessitatis ^  gab  er  nicht  nach,  erklärte  nur  einmal,  er 
verstehe  darunter  vornehmlich  vim  majorem  ^  was  die  Klausel 
auch  nicht  deutlicher  machte.  Die  Versicherungen  des  Kur- 
fürsten ül)er  die  Mitwirkung  der  Stande  an  auswärtigen  An- 
gelegenheiten blieben  also  Ijlnfser  Srhein,  und  in  der  Wirk- 
lichkeit erhielten  sie  erst  recht  keine  Geltung.  Mit  dem 
iumlischen  Krieg  haben  demnach  die  Stände  jenen  wichtigen 
Rückhalt  für  ihr  freies  Willigungsrecht  verloren,  bald  sollte 
auch  dessen  andere  Stütze,  die  Reversalverbicherungen,  end- 
gültig fallen. 


1  Eriuueruugeii  der  Stunde  v.  18.  Juli  und  12.  Dez.  1062  uud  Er- 
klärung der  gesamten  Stftnde  v.  81.  Jan.  1668.   (U.-A.  XYl  S.  180  f.. 

800  t.,  327  f.) 

-  Bedenken  ih-r  Stäiidc  v.  6.  Mai  1656  und  17.  Juli  1661  (V.-A.  XV 
S.  374,  535);  Assekurütioiisentwurf  v.  16.  Nov.  1661  (ebenda  S.  (>37):  Kr- 
innerungen  der  Stftnde  ?.  18.  Jnli  1662  (U.  A.  XYl  S.  181) 

3  Krklftrung  der  gesamten  Stftnde,  81.  Jan.  1668.  (U.-A.  XVI 
»S  338  f.) 

Kurf.  Assekuration  v.  23.  Nov.  1662.  (Ebenda  S.  290.  Blieb  nur 
Eilt  V.  in  ;.) 

Krklämnfr  iles  Kurrtir.sten  v.  28.  Febr.  166:1  (T.-A.  XVI  8.  852) 
und  Assekuration  v.  12.  März  1663  (Baczko  V  S.  493). 

•  Geeinigte  Erklftnmg  v.  6.  Mftrz  u.  ge(?inigtes  Bedenken  t.  3.  Juli 
1663.  (U.-A.  XVI  s.  m  u.  487.) 

^  Antwort  des  Kurfürsten  v.  9.  Juli  1668.  (Ebenda  S.  441.) 
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8b  Angrlfliniiittol  des  Kmfttnten  gegen  das  stilndlsche 

WUligangsredit. 

Ks  NViir  einer  der  Grundsätze  des  Kurfürsten,  die  Rechte 
cJer  M.tiide,  soweit  sie  von  ihm  selbst  bestätigt  und  versichert 
waren,  zu  halten,  solange  es  möglich  war,  doch  war  er  nach 
seiner  Auffassung  von  der  landesherrlichen  Stellung  ermächtigt, 
ja  TerpHiehtet,  sie  als  ungültig  zu  betrachten,  sobald  nach 
seiner,  ihm  von  Gott  gegebenen  Erkenntnis  das  Gesamtwohl 
und  die  „kein  Oesetz  huhciulc  Not"  es  erforderte'.  Er  selbst 
erklärte  den  Notfall,  «I  i  alle  Schranken  brach,  folgender- 
mafsen :  „Wann  aber  die  Lnterthanen  auf  die  Nichtwilligung 
oder  auf  eine  nicht  ziireirliende  und  disproportionirte,  auch 
darbenebst  nn  gewisse  Kiuschränkun^'  gebundene  Wiliigung, 
alles  "Rem(»iistrireiis  ohiigenrbtet.  verharreten,  der  Zustand  des 
Landes  und  des  Staatf"^  !lor:jest;)lt  besclinften,  dals  ohne  Hint- 
an>iotzung  der  allgememen  Landeswohlfahrt  die  Miliz  nicht  ab- 
imuuveuy  vielmehr  wegen  des  Friedens  Ungewilsheit,  wegeu  des 
Feindes  Bediauung  und  wirklicher  Zurüstung  beizubehalten: 
So  ist  dieses  so  ein  unstreitiger  casus  necessitatis; ... 
und  ist  dann  solches  alles,  was  bei  und  aus  solcher  Nezessit&t 
geseliiehet  und  geschehen  mufe,  denen  privileglis  und  Gerechtig- 
keiten des  Landes  oder  denen  von  dem  Herren  darQber  ge- 
gebenen Versicherungen  nicht  entgegen  und  zuwider,  vielmehr 
denenselbigen  und  allen  Rechten  geraäfs^''  Somit  war  also 
auch  das  Bewilligungsrecht  der  Stünde  dadurch  einereschränkt, 
dafs  rs  für  den  Notfall  keine  Gültigkeit  hatte«,  und  seit  1060 
gab  dei-  Kurfürst  dem  otfenen  Ausdruck,  indem  er  den  Asse- 
kuratioTi*^?!  ifumer  die  Einschränkung  hinzufügte  j^ausgenommen 
den  unversehernMi  Fall  einiger  Notsachen"*. 

Die  Stf^nde  erkannt''n  aber  nur  zu  gut,  dal's  unter  diesem 
Vorwande  ihr  freies  Willigungsrecht  jederzeit  nach  dem  Be- 
lieben des  Kurfürsten  aul'ser  Kr.tft  gesetzt  und  in  eine  ein- 
seitig und  willkürlich  auferlegte  Stcuerptiicht  verwandelt 
werden  konnte.  Es  lag  in  der  Natur  dieses  Hechtes,  dafö  die 

>  Der  Kurfürst  an  die  überrÄte,  bJlb,  Februar  1687  (U.-A.  XVI 
S.  1010  Anrn.  1.) 

*  Der  KarAret  an  die  Regierung,  12J22,  Aug.  1679.  (Ebenda  S.  901.) 

"  Ebenso  11./21.  Nov.  1670  (ebenda  S.  646  Anm.  2)  Schon  1648 
bieiten  die  Oherräte  den  Ständen  ent^'eijpn,  daf«;  ihre  Heverse  den  casus 
aeccRsitatis  nicht  einschlössen.  (Die  Oberrate  an  die  Stände,  11.  Dez. 
1648.   ir.-A.  XY  S.  844.) 

*  Vgl.  die  Abschiede  v.  I.  Sept.  1666,  20.  Juli  1668,  7.a7.  Sept. 
1671  (T.-.V.  XVI  S.  -y^l  '">4!,  l\6l  die  Asst  kuiationen  v.  i:l'23.  Mai  1672, 
12.22.  Okt.  1677  (ebenda  s.  748  f.,  838  Anm ).  Im  Ahsi  hied  v.  1.  Mai 
16a^  hätte  er  den  Ständen  noch  uneingeschränkt  versichert,  daf^  die 
Billigung  ihren  Privilegien  nicht  prii.judizierlich  sein,  und  innerhall) 
'irtfrr  Jmre  keine  andere  Kontribution  von  ihnen  gefordert  werden  solle. 
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ErkcDiitnis ,  wann  es  notwendig  sei ,  dem  Landesberm  l>ei- 
zußpringeu.  den  Ständen  als  den  freiwillig  Gebenden  zukam, 
„denn  wenn  die  Noth  zuvor  von  den  Ständen  nicht  erkannt 
werden  sollte,  ob  sie  erheblich  sei  oder  nicht  oder  ob  die  Ge- 
fahr nicht  auf  eine  andere  Art  abzuwenden,  so  wftrde  £.  £. 
Landschaft  die  rechtmftfslge  Freiheit  im  Gontribuiren,  welche 
eben  auf  die  Koth  gerichtet,  zur  UngebOhr  benommen  werden, 
wider  die  klaren  Landesverfassungen'  Ihre  ganze  Freiheit 
beruhe  neben  der  lutherischen  Religion  darauf,  dafs  ,|ihr  Ver- 
mögen weder  zu  Krieges-  noch  zu  Friedenszeiten  ohne  ihren 
freien  Willen  iinfl  olnie  solche  Nezessität,  welche  die  Stünde 
dafür  halten  und  annebnieu  .  in  keine  Kontribution  gesrtzet 
werden  kann"'.  Dngegeu  ver?>icherten  sie,  „dals,  wenn  evi-  . 
dentia  casus  necessitatis  mit  Dero  Ständen  vorgäugig  —  wie 
solches  Dero  wohlbergebrachte  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten  ! 
erbeischen  —  überleget  und  ihnen  der  Schein  einer  l)lürsen 
Apparenz  wird  benommen  werden,  sie  allemal  E.  Gh.  D.  unter 
die  Arme  greifen  werden**.  Der  KurlQrst  aber  verwahrte 
sich  dagegen,  dafs  sich  die  Stande  damit  „das  arbitrium  tarn 
securitatis  publicae  quam  periculorum  atque  adeo  armorum 
ipsorum*^  zuschreiben  wollten,  dafb  demnach  die  hohe  T.andes- 
obrigkeit  „ihr  von  Gott  aufgetragenes  Ampt  und  Sorgfalt  für 
die  gemeine  Ruhe  nach  dem  Willen  der  Unterthanen  fuhren 
oder  niederlegen  müsse*"  *,  Allerdings  sei  es.  so  liefs  er  ein 
anderes  Mal  vernehmen",  „wider  alle  Vernunft,  dal's  das 
Haupt  seine  eigene  Glieder  ohne  Not  beschweren  solle;  die 
Not  aber,  so  das  Haupt  erlvciiuet.  ist  nicht  allemal  so  hand- 
greiflicb,  dafs  sie  von  allen  Gliedern  so  eben  eikaiint  werde. 
Es  muclite  ibm  wohl  auch  schwer  fallen,  in  dem  vielfach  vun 
einigen  Radikalen  beherrschten  Landtage  eine  vollgültige  Ver- 
tretung des  Landes  und  eine  mit  ibm  konkurrierende  £ni- 
scheidungsinstanz  zu  sehen,  jedenfalls  wollte  er  die  Sicher- 
heit und  Wohlfahrt  des  Landes  „wegen  der  Opiniatret&t 
einiger  Leute"  nicht  in  Gefahr  setzen*. 

So  trafen  in  der  wichtigsten  Verfassungsfrage  ständische 
und  absolutistische  Anschauung  in  der  Weise  aufeinander,  dafe 
in  dem  Zwiespalt,  wem  die  Festsetzung  des  casus  necessitatis  zu- 
stehe, die  ganzen  profsen  Verfassungskämpfe  gleichsam  in  eine 
spitze  Formel  gebracht  waren.  Daneben  erscheint  in  der  Frage. 


>  Geeinifftes  Bedenken  v.  27.  Mftrz  ISSS.  (U.-A.  XVI  S.  45  f.) 

-  Endlidies  Bedenken  v.  17.  März  1671  (ebenda  S.  695).  Ähnli(  Ii  in 
den  vorriniirtrn  Bedenken  r.  2d.  8ept.  1671  und  d.  Mai  lS7a  (Ebenda 
S.  712  und  774.) 

*  Vereinigtes  Bedenken  v.  2.  Dez.  1672.  (Ebenda  S.  770.) 

*  Kurf.  Erklärung  v.  9.  Mai  1671.    (Eheii.la  S.  698.) 

^  Kurf,  l'roposition,  9.  März  1674.   (FJ)cntla  S.  796  Anm.  1.) 

*  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  8./18.  Jan.  1672.  (U.-A.  XVI 
S.  719  Anm,  2.) 
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in  welcher  Ausdelunuigder  Notfall  anzunehmen  sei,  das  Problem : 
Ge^auiU^t.ial  udtr  blofse  Personalunion  V  zusaniniengefafst. 
Hatten  die  Stände,  wenn  auch  unter  vielen  Klagen,  Beschwerden 
und  Yerwahnrngen  die  AufhebUDg  ihrer  TVilligungsfreibeit  im 
nordischen  Kriege  als  nicht  zu  umgehenden  Übelstand  nach- 
trlglicb  anerkannt,  so  mren  sie  doch  keineswegs  gemeint, 
auch  fOr  Friedenszeiten,  für  die  Schlagfertigkeit  des  Staates 
oder  die  Verteidigung  der  anderen  knnttrstlichen  Territorien 
eine  Notwendigkeit  zu  Steuerleistungen  einzusehen.  Sie  ver- 
langten, es  möge  ihnen  nichts  angemutet  werden  ^aufserhalb 
dem  manifesto  easu  belli"  '  und  „aufser  dem  evidenten  Not- 
fall, da  das  Land  feindlieh  ftberfallen  würde"  ^;  auch  die 
OberrÄte  vermeldeten;  der  casus  necessitatis  sei  niemals 
anders  erklärt  worden,  „als  wenn  dieses  Land  seihest  an- 
geluchten  werden  möchte"'.  Wenn  aber  das  Land  mit  dem 
lieben  Frieden  an  sich  selbst  beseligt,  der  casus  necessitatis 
gaiiz  ausgeschlossen  sei,  so  urteilten  die  Oberstände,  könne 
«8  mit  keinem  Foge  zu  irgendwelchen  Kontributionen  an- 
gehalten werden^. 

Dem  Kurfürsten  aber  war  die  rechtlich  wohlgegrttndete 
Sonderstellung  Preufsens  von  jeher  ein  Dorn  im  Auge.  Als 
der  nordische  Krieg  drohte,  hatte  er  seinen  Geheimen  Räten 
die  Frage  vorgelegt:  „Wie  es  füglich  anzugreifen,  dafs  alle 
Sr.  Ch.  I>.  Lande  also  mö^iPii  vereiniget  werden ,  damit  auf 
allem  Nothfall  den  bedräng t<'ii  die  andere  ii  einmüthifrlich 
assistireii  th^ton V**  Graf  Waldpck  und  Thomas  v.  d.  Knese- 
beck rieten  darauf,  man  jfiüssc  -ehen.  dafs  PreuiViMi  wieder 
ans  Keich  käme*,  weil  dunu  auch  für  diei<es  Land  der  i:^  180 
des  kurz  vorher  erlassenen  jüngsten  Reichsal)scbiedes  in 
Kraft  trat,  iler  den  Untertanen  der  Territorien  die  Aufbringung 
der  Mittel  für  Heer  und  Festungen  zur  Pflicht  machte.  Da 
dM8  nicht  eintrat,  mutete  der  Kurfürst  auf  andere  Weise  ver- 
anehen,  PreuTlBen  nach  Möglichkeit  zu  den  allgemeinen  Lasten 
heranzuziehen.  Es  konnte  nur  auf  Umwegen  geschehen,  in- 
dem auch  in  Friedenszeiten  bei  den  Steuerforderungen  äufsere 
Gefahren  als  Beweggrund  angeführt  wurden.  Da  aber  die 
Stände  durch  die  Verfassung  davor  geschützt  waren,  „zu  aus- 
wärtigen Kriegen,  so  etwa  Deutschland  betreffen",  beizusteuern, 
da  das  Land  auf  sich  selbst  nur  und  die  ( Gefahr  in  dor  NiUio 
zu  sehen  hätte  \  so  erhoben  sie  lauten  Widerspruch  gegen 


»  Bedenken  der  Liiudiutf,  Mui  lG6y.  (U.  A.  XVI  S.  55»5.) 
«  Erklärung  aller  Stände,  9.  Mai  1672.  (Ebenda  S.  742.) 
"  Dir  Hejzirnmj^  an  den  Kurf.,  7.  Juni  1B72.  (Ebenda  S.  750  Anni.) 

*  Der  (  )Im  r^tände  vereinigtes  Bedenken,  28.  Aug.  1684.  (Ebenda  Ü,9Ö7.) 
"  (  i»lln,  26.  Febr./8.  März  1655.   (U.-A.  VII  S.  .H45.) 

•  Ebenda  S.  S51,  35S 

'  Erklärungen  und  Bedenken  des  kleinen  Konsiliums;  v.  27.  Okt. 
1665(J^.'  \.  X  \  I  S  470),  der  Landräte  vom  3.  und  der  Kitterschait  vom 
6.  April  1Ö72  (ehenda  S.  784,  785). 
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solches  Vüiöchützeu  von  NotlilUeu.  Die  Bedrohuu^u  Kleves 
affiziere  „dieses  Landes  Grenzen  ganz  nicht",  es  sei  zu  be- 
jammern, dafs  deswegen  und  wegeu  der  Türkengefahr  „ohne 
Not  und  S.  Ch.  D.  merklichen  Nutzen  dieses  arme  Land  sa 
unverschuldeter  Weise  hingerichtet  wird" ;  sie  brauchten  sieb 
nicht  an  allen  in  Europa  vorgehenden  Kriegen  mit  zu  inter- 
essieren und  Haut  und  Haar  dafür  zu  lassen  K  Ja  die  Ritter- 
schaft fragte:  „Sollen  sie  sich  bis  aufs  Blut  aussaugen  lassen, 
da  sie  das  Römisrlip  Reich  doch  im  geringsten  niclit  an- 
gehet?"^ Auf  die  Türken  oder  Frankreichs  Armatur  hätten 
sie  nicht  zu  rücksichtigen ;  wenn  aber  bei  jeder  Unruhe  im 
Reiche  und  jedem  Watienriiliren  der  Türken  der  casus 
necessitatis  vorliege,  so  würden  sie  nie  Ruhe  erhalten.  Im 
will  liihen  Notfalle  hätten  sie  sich  nie  im  geringsten  ihrer 
niichteii  zu  entbrecheu  gesucht;  wenn  aber  der  Kuriurst 
ihnen  ihre  Opferwilligkeit  in  der  Not  präjudizierlich  mache, 
so  sei  die  Kur  schlimmer  als  die  Krankheit'.  Das  Land  sei 
^aus  Ursach  der  allzugrofsen  Ausdehnung  des  supremi  dominii 
und  kontinuirlicher  VorschQtzung  der  geißlhrlichen  Konjunk- 
turen" ruiniert^,  die  Ausdehnung  des  casus  necessitatis  auf 
auswärtige  Kriege  habe  es  arm  gemacht Und  wenn  die 
im  Geldpunktc  stets  am  härtesten  auftretende  Ritterschaft 
H)72  meinte,  ihnen  seien  durch  IS  Jahre  „ohne  Nof*  Kon- 
tribution' n  nufgehürdet  worden,  so  zählten  nicht  einmal  den 
nordischen  Krieg  zu  den  Xoltällen'*. 

Oliwolil  ^(lie  vernünitigsten^'  unter  den  Ständen  einsahen, 
«lal's  man  angesichts  der  eigenartigen  Stellung  des  Kurfürsten 
den  Unterschied  nicht  so  scharf  ziehen  dürfe,  sondern  ihm 
auch  aufser  Landes  beibpringen  müsse',  so  verlangten  doch 
die  Laudrftte  zu  derselben  Zeit,  da  dies  berichtet  wurde,  eine 
unlimitierte  Erklärung  vom  Kurfürsten,  dafs  durch  keinen 
vorgeschützten  casus  necessitatis  fortan  eine  Kontribution 
von  den  Ständen  erzwungen  werde,  es  sei  denn  im  Falle  eines 
wirklichen  Landeskrieges,  und  bestimmten  ihre  Willigung  nicht 
für  die  Verteidigung  seiner  Länder,  sondern  zu  seiner  freien 

1  Hf>d<Mikf>ii  der  Landräte  und  der  jEUtterschaft,  Mürz  1674.  (ü.-A. 
XVI  S.  7i^7,  798.) 

*  Der  Ritterschaft  Gutachten,  9.  Juli  1678.  (Ebenda  S.  850.) 

"  Geeinigte  Bedenken  v.  16.  April  n.  6.  Juli  1680.  (Ebenda  15.  91^ 

u.  mj 

*  Kiklaiung  der  Kitterschatt,  Mar/  1G74.    (Kheiula  S.  T9U.) 

"  (iutachten  der  Landräte,  Jan.  1679.   (Khenda  S.  862  Anm.  1.) 

«  Erkläninp  der  Ritterschaft,  25.  Juni  IG72.  (Ebenda  S.  750.)  Audi 
die  gesamten  Stünde  hatten  «sii-h  schon  beschwert,  dafs  in  diesem  Kriege, 
in  dem  dei  Kurturst  doch  zum  Schutze  I'ruufsens  die  Kräfte  ulier  seiner 
Lande  so  p^ewaltig  herangesogen  hattet  viel  von  den  Mitteln  de>  Landes 
^7M  aiisländigchen  Kosten^  verwendet  worden  sei.  (Bedenken  v.  26.Kov. 
166L    IJ.-A.  XV  m) 

^  Bericht  Ciov&  v.  3L  Mai,  der  Regierung  v.  7.  Juni  1672.  (U.-A. 
XVI  S.  746  Anm.  1,  750  Anm.) 
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I>i?position*.  Endlich  kam  der  Kurfürst  107(3  den  sUiudischen 
FtjKieiuügen,  eine  Erläuterung  des  Notfalles  zu  geben,  nach 
und  liei's  versichern,  er  nehme  ihn  nur  dann  an,  „wann  Unsere 
preufs.  Lande  mit  feindlichem  Kriegesheer  überzogen  werden 
wllteo  oder,  dafe  solches  geschehen  wollte,  gewisse  Nachricht 
forhandeii* Das  weitgehende  Entgegenkommen,  das  der 
Kurfürst  mit  dieser  Erklärung  kundgab,  könnte  in  Erstaunen 
^txen,  wenn  nicht  die  fortgesetzte  Gefahr,  die  damals  von 
Schweden  her  drohte,  ihm  einen  auch  in  den  Augen  der 
Stände  hinreichenden  Vorwand  für  Forderungen  und  Rüstungen 
gegeben  und  das  Zugeständnis  leicht  gemacht  hiltte.  Als 
aber  nach  dem  Kriege  tbV  Strimie  ihm  vorliielton .  wenn  er 
jetzt  noch  immer  dmn  Liiinlf  den  Frieden  niil'sgönne,  S0> 
widers]>reche  das  dieser  Auslegung  deb  casus  uecessitatis^,  er- 
widerte der  Kui fürst  nicht  gerade  glücklich:  da  nach  dem 
Frieden  von  Nimwegen  die  Dinge  gefährlicher  wurden  als  bei 
offenem  Kriege  und  die  Furcht  eines  Türkenkrieges  dazukaiü, 
rda  entstund  der  casus  necessitatis  die  Miliz  beizubehalten" 

Indem  der  KurfOrst  die  Klausel  Ober  den  casus  neeesm- 
tatift  in  die  Assekurationen  aufnahm,  hob  er  deren  Zweck 
ToUstAndig  auf,  denn  jene  öffnete  ihm  eine  Hintertür,  die  ge- 
machten Versicherungen  zu  umgehen  und  „contrario  facto 
inutil*  zu  machend  Und  nicht  nur  das.  eine  solche  Asse- 
knration  wurde  geradezu  ein  Werkzeug  ffir  den  Kurfürsten, 
seinen  Uechtsbruch  zu  legitimieren,  war  also  „in  der  That 
^in  remedium,  so  schädlicher  ist  als  die  Kranldieit  seihst". 
>  urteilten  die  Laiidräte  und  tuhren  fort:  „Ja  wenn  eine 
"1  iie  Assekuration  von  den  Stämien  sollte  aDgenoninieu 
werden,  so  werden  sie  dadurcb  Selbsten  ein  gewisses  Mittel, 
ihre  Freiheiten  und  (ierpclitigkeiten  zu  eludiren  und  annulliren, 
ekiituhren." *  Eiuntal,  1(172,  wandten  sich  denn  auch  die 
St&nde  ernstlich  gegen  dieses  Verfahren  des  Kurfürsten.  Sie 
verlangten  eine  hinreichende  Assekuration  „in  solchen  termi- 
natis,  wie  816  S.  Ch,  D.  die  Stände  fürstellen  werden**  ^  und 
iwar  vor  ihrer  Willigung  auszustellen,  damit  sie  dadurch  auf 
den  Kurfürsten  wirken  könnten.  Auf  das  wiederholte  Di^ngen 
I    der  Regierung  erwiderte  der  Kurfürst  zwar^,  er  trage  Be- 


>  In  der  simtllchen  Stande  Erklärung  v.  31.  Mai  1672.  (U.*A.  XVI 

S.  W7  Aniu  ) 

*  l>er  Kurfürst  au  die  Regierung,  26.  äept./3.  Okt.  1676.  (Ebenda 
S.  SflS  Amn.) 

»  Allgemeines  Bedenken  v.  27.  Okt.  1679.   (Ebenda  S.  908.) 

*  Kurf.  Resolution,  Sl.  Mai/10.  Juni  1680.   (Ebenda  S.  928.) 

*  Supplik  der  Landräte  v.  28.  Nov.  1673  (Ebenda  S.  789.) 

*  Stiniilikatura  der  Landrftte,  vermntHcli  t.  19.  Jan.  1674.  (Ebenda 
S.  TW  f ) 

'  Erklärung  der  Hitterschatt,  12.         H572.    (U.-.-\.  XVI  S.  744.) 
"  r>.  r  Kurfürst  an  die  Regierung,  8./ 13.  Mai  1672.    (U.-A.  XVI 
Si.  741  Aum.  1.) 
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denken,  eine  solche  Neuei  uiig  eiiizufühivn  und  die  Assekura- 
tion  vor  der  Einwilligung  zu  erteikii.  gab  aber  endlich  naeli. 
In  einem  Entwurf  hatte  die  Kejjierung  nur  einen  feindlichen 
Angriff  auf  das  Land  als  Nottali  ausgenoniuieii  ^  der  Kur- 
fürst dagegen  drückte  sich  in  der  von  ihm  erteilten  Asse- 
kuration '  ebenso  unbestimmt  wie  sonst  aus :  „den  unversehenen 
Fall  einiger  Nezessit&t  ausgenommen^.  Die  Stftnde  nahmen 
sie  daher  nieht  an,  sondern  gingen  auseinander,  so  dafe  eine 
neue  Konvokation  nOtig  wurde.  Der  Kurf&rst  aber  wicli  nun 
erst  recht  nicht  zurück,  und  als  später  die  Lnndräte  um  eine 
kräftige  Assekuration  baten,  dafs  über  ihre  Willigung  ihnen 
nichts,  unter  wolcbeiu  Sclioin  und  Namen  es  sei .  angemutet 
werde,  antwortete  er:  „der  casus  sumniae  necessitatis  !>lpibe 
jedesmal  wie  nnjetzo  exzipiret"  ^.  Wenn  er  aber  in  t  iiiei- 
Assekuration  den  Notfall  nicht  ausdrücklich  Russchlois.  so 
fafste  er  sie  wenigstens  st)  ail^tniein  ab,  dals  sie  zu  uicht8 
verpflichtete.  So  versicherte  er  im  Alischied  vom  24.  November 
1073  uur*,  dafs  die  Williguug  den  Privilegien  und  Gerechtig- 
keiten zu  keinem  Nachteil  oder  schädlichen  Konsequenz  ge- 
reichen solle,  lieCs  dagegen  das  Wichtigste  weg,  dafs  er  niäit 
mehr  als  gewilligt  erheben  werde.  In  der  von  der  Ritter* 
schalt  als  widersinnig  bezeichneten  Assekuration  v.  2./12.  Mftrz 
1(^74*  gestand  er  nur  zu,  das,  was  jetzt  „aus  erheischender 
Not"  geschehe  —  nämlich  die  Erhebung  ungewilligter  Kon- 
tributionen — ,  solle  keineswegs  zur  Schwächung  der  Privilegien 
gereichen,  die  Mittel  müfsten  aber  derart  sein,  dafs  „die 
soldatesque  ihre  Snbsistenz  finden  miige''. 

Die  Kntscheidiiu^^  war  in  dip^^^r  Zeit  schon  getallen.  fler 
Kurfürst  zur  Tat  geschritteu,  indem  w  unter  Vorschütznii^  des 
Notfalls  die  au  der  Willigung  fehleudeu  Mittel  ungewilligt  er- 
hoben hatte.  Obwohl  rsich  damit  gezeigt  hatte,  dafs  der  Kurfürst 
die  Macht  hatte,  seinen  Willen  trotz  aller  schriftlichen  Zu- 
sicherungen durchzusetzen,  und  dafs  keine  Assekuration  deu 
Ständen  den  Verlust  ihrer  Freiheiten  ersetzen  k6nne*,  ver- 
langten sie  bis  zuletzt  noch  bei  ihren  Willi gungea'  eolcbe 
nun  tatsächlich  unnütz  gewordenen  Assekurationen.  aber  ge- 


'  V„n  15.  April  1672.   (U.-A.  XVI  S.  740  Anm.  1.) 
"  \  Oll  13m  Mai  1672.   (Kbcndu  b.  74tf  l.J 

*  Bedenken  der  Landrftte,  18.  Ang.  1674w  (Ebenda  S.  807.)  Der 
Kurfürst  an  die  Kegierunfi,  19.'29.  Sept.  1674.   (Ebenda  S.  810  Anm.  3.) 

*  F.l>*'in]a  8.  790.  Oroy  hatte  schon  am  19.  Mai  1673  geschrieben, 
die  aUgeiiieine  Fassung  der  Assekuration  hindere  (neben  anderen  Uui- 
ständein  eine  Willigung.  (Ebenda  8.  749  Audi.  80 

*  Erklärung  der  IhttersrhaflU  März  1674.  (Ebenda  S.  798.)  —  Die 
ABsekuration  ebenda  Anm.  1. 

*  Vereinigtes  Bedenken  v.  11.  April  1674.   (l.-A.  XVI  ^.  800.) 

V  So  noch  im  Bchlieralicben  Bedenken  vom  20,  Okt.  1687.  (Ebenda 
S.  1029.) 
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w»rs  m  In  zur  Beruhigung  der  Heiiugelasseneu  und  zur  Recht- 
fertigung vor  deo  ^lachkommeD  als  in  dem  Glauben  an  ihre 
Wirksamkeit. 


Zweiter  Absehnitt:  Die  Stände  und  die  Steaern» 

L  YerJudten  der  Stände  hinsiehtlieh  der  SteuerarteD. 

a)  Streit  über  die  Aufl)riugun^  der  Steuern  und 
t  ü  i  s  1 1  i  c  h  e  s  K  0  in  p  1  a  II  a  t  i  0  u  ö  r  e  c  h  t. 

Solange  die  privatrechtliche  Auffassung  von  der  Natur 

der  Steuern  in  Geltung  war,  dafs  sie  nämlich  für  einen  be- 
stimmten Zweck  erbetene  und  freiwillig:  «jewährte  Gesclunlce 
lier  Laudschatt  au  die  Ilerrschatt  seien,  konnte  von  der  Ein- 
bürgerung einigermalseu  dauernder  Ansichten  tlhcr  den  Wert 
einzelner  Steuerarteu  und  von  der  Durchführung  einer  als 
zweckmäfsig  erprobten  Praxis  in  der  Aufl)riugung  der  Steuern 
keine  Rede  sein.  Ein  etwaiges  Bestreben,  EiuhLitlichkeit 
und  Gerechtigkeit  in  das  Steuerverfahren  zu  bringen,  hiitte 
wie  ein  Attentat  auf  das  freie  Willigungsrecht,  wie  ein  Ver- 
sncb  dauernder  Einführung  von  Steuern  ausgesehen.  Ohne- 
dies hatte  die  schroffe  wirtschaftliche  Spaltung  zwischen 
Stadt  und  Land,  die  tief  eingewurzelte  Klassenselbstsucht  ein 
gatwilliges  Übereinkommen  ausgeschlossen,  eine  andere 
Regelung  aber  war  bei  dem  Fehlen  einer  starken  Staats- 
gewalt unmöglicli.  lu  jedem  einzelnen  Fall  einer  Willigung 
erhob  <ich  daher  immer  erneut  zwisch«  n  den  Ständen  über 
dit*  Art  der  Aufbringunpr  der  gewilligten  (lelrbn*  ein  Streit, 
hv\  welchem  jeder  von  beulen  bestrebt  war,  möglichst  glimpf- 
lich wegzukommen,  mö^rlichst  viel  auf  den  andern  abzuwälzen. 
Die  Streitigkeiten  daiaber  zogen  sich  durch  alle  ständischen 
Taguugen  vom  15.  bis  in  das  18.  .lahrliuiidert  hiiniiucli  und 
bildeten  einen  wesentlichen,  oftmals  ausschlaggebenden  Teil 
der  Landtagshandlungen  ;  die  Entscheidung  war  hierbei,  wie 
ftberall  bei  den  in  sich  widerspruchsvollen  st&ndisehen  Yer- 
hältnissen,  eine  Machtfrage.  Und  so  hatte  der  preufsische 
Adel  seine  auf  allen  Gebieten  errungene  mächtige  Stellung 
klug  dazu  benutzt,  sich  auch  in  den  Steuerangelegenheiten, 
meist  unterstützt  von  der  Landesherrschaft,  das  Übergewicht 
ZQ  verschaffen. 

Wie  in  Prenfsen  im  Unterschied  von  anderen  Territorien 
ein  rechtlicher  Vorzug  des  adligen  Grundbesitzes  vor  dem 
übrigen  fr(  i  ii  nn  sieb  nicht  bestand,  so  war  auch  eine  Frei- 
heit des  A4»  Js  von  den  aulserordenllichen  lA'istuugen,  den 
Steuern,  hier  niemals  üblich  gewesen.  Und  selbst  als  der 
preufsische  Adel  eine  Machtstellung  erlangt  hatte,  wie  kaum 
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ein  anderer,  machte  er  keinen  Vei  ^tich,  grundsätzliche  Steuer- 
freiheit durchzusetzen :  er  ging  viel  feiner  vor,  indem  er.  an- 
statt mit  der  PHicht  des  Steuerus  auch  das  Recht  des  Be- 
willi^eijs  aufzugeben,  die  Steuern  so  bewilligte,  dafs  iliin 
voruehmlich  der  Dank,  den  Städten  die  Last  zutiel.  \Veuu 
irgend  möglich  suchte  er  indirekte  Steuern  durchzusetzen, 
•die  fast  allein  die  Städte  zu  tragen  hatten,  und  bei  denen 
er  völlig  leer  ausging.  Aber  auch  bei  direkten  Schössen 
wuCite  er,  da  Veranlagung,  Erhebung  und  Verwaltung  ganz 
in  adligen  HAnden  war,  durch  Hinterziehung  und  Unterschleif 
in  gro&em  Mafastabe  seinen  Vorteil  zu  wahren  und  die  Last 
Auf  die  schwachen  Schultern  abzuschieben.  So  genofs  der 
preufsische  Adel  eine  fast  v()llige  Steuerfreiheit  und  wufste 
dabei  durch  Willigungen  auf  anderer  Kosten  sich  den  Lohn 
in  Gestalt  wichtig:er  Zugestandnisse  zu  verschaffen ,  vielfach 
noch  zum  Kachteil  der  weit  höher  belasteten  Stählte.  Mit 
Recht  konnten  diese  behaupten,  dafs  sie  stets  mehr  gesteuert 
hätten  als  die  anderen  Stände  und  in  allen  modis  contribuendi 
von  diesen  pi'ägraviert  worden  seien.  wiUu-end  doch  die  Ober- 
stände, wo  nicht  propler  piiierogatioiieju  oidinis  et  dignitatum 
höher,  so  doch  wenigstens  gleich  belastet  werden  müfsteu*. 

Eine  sehr  störende  Schranke  war  indessen  der  adligen 
Steuerpolitik  gezogen  durch  das  freie  Stimmrecht  auf  den 
Landtagen.  Zwar  fielen  die  Verhandlungen  hier  durch  das 
Übergewicht  der  Oberstftnde,  namentlich  durch  den  Einflufs 
<ler  Landräte  und  vielfach  noch  durch  die  Begünstigung  der 
Regierung  doch  in  der  Regel  zum  Vorteil  des  Adels  aus.  aber, 
wenn  einmal  die  Städte  hartnäckig  waren  und  nicht  nach- 
gaben, so  konnte  er  sie  nicht  mit  Gewalt  überstimmen.  Daher 
war  er  stets  bemüht,  dem  Fürsten  das  E'ntsciieidungsrech  t 
bei  ZwiesiJältigkeit  der  Stände  zu  verschalen,  so  sehr  er  sonst 
der  Macht  der  Monarchie  Ahl)ruch  zu  tun  genei^^t  war,  und 
obwohl  dieser  damit  ein  bedeukliclier  Eingriflf  in  die  Willigungs- 
freilieit  der  Stände  zugestanden  wurde.  Nichtsdestoweniger 
setzte  es  der  Adel  durcli ,  dafs  verla.ssuugsmäl'sig  bestimmt 
wurde*,  was  vordem  auch  schon  als  Brauch  geObt  worden 
war':  wenn  die  Stände  Ober  dm  Modus  der  Steuern  sich 
nicht  einigten,  so  solle  der  Fflrst  oder  in  seiner  Abwesenheit 
<iie  Oberräte,  unter  Mitteilung  an  ihn.  Aber  die  Frage  ent- 
scheiden können  und  es  von  dieser  Entscheidung  keine  Be- 
rufung geben.  Allerdings  stand  es  mit  der  Ausführbarkeit 
dieses  Rechts  weniger  gut  wie  mit  seiner  Zulässigkeit,  denn 

»  Brdf  nkcii  dor  Städte.  Nov.  1640.  (l  .-A.  XV  S.  278.)  Resolution 
4er  Studie,  lö.  Marz  1678.  (U  -A.  XVI  S.  Ö4L)  Die  Städte  Königsberg 
an  die  Reg.,  11.  Ju.  1080.  Ebenda  S.  918  Aura.  2.) 

'  Acta  et  Decreta  de  1609.  (Priv.  fol.  10$ a,  AI.  .Contribiitioiies 

publica!'".) 

•  Vgl.  Breys  ig,  Einleitung  zu  U.-A.  XV  S.  30. 
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es  fehlte  an  der  Zwangsgewalt,  die  einen  andauernd  dissen- 
Ti' reiKk'U  Siaiid  zum  Nachgeben  venuilasson  konnte.  Daher 
wurde  (las  Komi>lanntionsrecht  zwar  vielfach  für  den  äulsersten 
Fall  in  Aussiclit  genommen,  auch  als  Drohniittel  Im  luitzt, 
aber  nur  selten  zur  Auwendung  gebracht.  Wenn  1<'')7  die 
Uberatämle  und  Städte  wegen  einer  Uneinigkeit  hinsichtlich 
einer  (ietreideautlage  gemeinsam  an  die  Konijjlanation  des 
Kurfürsten  appellierten,  so  mulisteu  sie  sich  natüi  lit  h  seinem 
tu  ireien  Stücken  angerufenen  Schiedsspruch  fügend  Als 
aber  1662  der  KurfOrst  kraft  landesbenrlicber  MachtvoU- 
kommenbeit  gegen  den  Willen  der  Stftdte  die  Akzise  durcb 
Koniplanation  einführen  wollte,  gelang  es  ihm  nicht,  den 
Widerstand  von  Königsberg  zu  überwinden^. 

Nach  dieser  Zeit  gewann  das  Komplanationsrecbt  nur 
uoch  einmal  eine  gewisse  Bedeutung  in  den  Jahren,  da  der 
Kurfftrst  mit  gewaltsamen  Mitteln  die  Steuern  zu  erzwingen 
'irtihte  und  die  liegierung  eifrigst  bemüht  war,  auf  jede  mög- 
liche \Veise  solch  unverfassungsmälsiges  Vorgehen  zu  ver- 
liiiidern.  Mit  Hilfe  einer,  seihst  nicht  rechtmäisig  augewen- 
Men.  Koniplanation  eine  Williguug  zu  erzielen,  schien  ihr 
immer  nuch  besser  als  das  Ausschreiben  ungewilligter  Schösse®. 
So  war  es  nicht  der  Verfassung  entsprechend,  wenn  durch  die 
•Kompknation  wegen  des  bewilligten  Kopfgeldes**  vom  14.  April 
1(372^  eine  Differenz  der  Stände  hinsichtlich  des  Termins  der 
Erbebung  ausgeglichen  wurde.  Mit  Recht  widersprach  die 
Ritterschaft  derselben,  da  sie  in  diesem  casu  keine  Statt  haben 
kdnne^  da  al)er  die  beiden  anderen  Stände  sich  zufrieden 
ßaben,  so  blieb  es  dabei  ^  Gegen  die  Koniplanation  vom  9,  Juli 
lö72'  aber  verwahrten  sich  alle  Stände  und  wiesen  nach,  dafs 
mf"  Komplanation  nur  stattliaft  ^o] .  wenn  die  Stände  über 
'he  Kontribution  selbst  einig,  und  nur  über  die  Vertcdlung  der 
lasten  Ditffren/en  ^eien,  nicht  a)>er,  wenn  über  Willigung. 
Aüuerung  oder  Erhöhung  der  ivontrihution  seilest  gestritten 
verde  ^    Dafs  die  Stände  sich  dennoch  ohne  sonderbare 


*  Memorial  der  Stindc»  Okt.  iüü<.  U  .  A.  .\V  ^5.  418.)  Der 
Abschied  ^  Okt.  1657  entschied  im  Sinne  der  ObersUnde.  (Ebenda 
S.445,) 

«  S.  »inton  S.  230. 

*  Schreiben  der  Regierung  uu  den  KiuiVirhten  vom  7.  Juni  1672 
it  .  A.  XVI  S.  750  Anm.)»  vom  14,  Juli  und  11.  Aug.  1679  (ebenda  S.  892, 

m  Anm.  2.) 

*  Ebenda  S.  7M><  t. 

»  Croy  an  deu  Kurt.,  22.  April  1672.  (Ebenda  S.  739  Anm.  1.) 

*  Erkiftrting  aller  St&nde  t.  9.  Uai  1672.  (Ebenda  S.  743u) 

*  Ebenda  S.  755. 

"  Proteste  der  Städte  und  der  beiden  Oberätandef  Juli  1672.  (Ebenda 
S.  756  ff.)  Die  Oberstände  selbst  hatten  schon  früher  in  einer  Sache,  die 
^  kvrflirstlichen  KoinplanationBrecht  noch  Tiel  weniger  unterstand, 

'Hese^  tnccrKfcu ,  nainlicb  nls  pjp^cnühor  ihrem  Plane  eines  allgemeinen 
AiUbots  die btüdte  sich  weigerten,  an  der  Landesverteidigung  teilzunehmen; 
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Koiitradiktion,  dazu  sie  doch  Aolafs  genug  zu  haben  verineint, 
fügten,  sei,  so  schreil)t  der  Statthalter  „hillicli  vor  eiu  ad- 
vantage  vor  E.  Ch.  D.  zu  halten;  bei  deren  Vorfahren  Zeiten 
kaum  ein  einziges  Exempel  einer  j?ethanen  Komplanatiou  zu 
finden".  Die  Stände  sahen  eben  stlhst  ein.  dafs  es  besser  sei, 
einen  kleinen  Schritt  zurückzuweichen,  als  Schlimmeres  herauf- 
zabesehwören;  der  Kurfürst  war  aber  —  das  bezelebnet  den 
Machtzuwachs  in  den  vergangenen  zehn  Jahren  —  mit  diesem 
von  seinem  Statthalter  gepriesenen  Erfolge  noeh  so  wenig  zu- 
frieden, dafs  er  bei  der  Bestätigung  der  Komplanation  aus- 
drücklich erklärte,  sich  durch  sie  nicht  für  gebunden  zu  halten, 
wenn  die  Willigung  nicht  ausreichet 

b)  Die  gebräuchlichen  Steuerarten. 

Die  Verfassung  verpflichtete  die  St&nde,  den  Modus  der 
votierten  Steuern  so  zu  wählen ,  dafs  er  Stadt  und  Land 
gleichmän^ig  treffe^;  das  war  aber  bei  der  Uneinigkeit  der 
Meinungen  unter  ihnen  und  der  ünvollkommenheit  der  Steuer- 
arten kaum  zu  erreichen.  Ftlr  den  Kurfüi*sten  konnte  die 
Frat^^N  auf  welche  Art  die  Steuern  anf/nbrinjien  seien,  nur 
von  untergeordneter  Bedeutung  sein,  solaii^re  er  nocb  hart  zu 
kämpfen  hatte,  um  ülierfiaupt  Geldbewilligun«^en  durclizusetzen. 
Die  Hauptsache  für  ihn  war,  möglichst  viel  zu  erreichen, 
dazu  war  ihm  jede  Steuer  recht,  nur  nebenher  konnte  er  den 
Wunsch  äufsern ,  dafs  keiner  vor  dem  andern  dadurch  be- 
schwert werden  solle*.  Soziale  Rücksichten  mufften  noch 
ganz  hinter  den  politischen  Machtfragen  zurückstehen.  Ohoe- 
hin  waren  die  Stände  weder  für  Neuerungen  und  Verbesserungen 
noch  für  eine  weitergehende  Differenzierung  der  Steuern, 
sondern  kamen  trotz  der  offen  erkannten  Schwerfälligkeit, 
Ungerechtigkeit  und  Mangelhaftigkeit  der  althergebrachten 
Modi  auf  diese  doch  immer  wieder  zurück.  Die  Landräte 
meinten  p:ar:  „Die  Freiheit  zu  kontribuiren  bestehet  nicht  in 
Abwrrhselung  der  Kontributionsarten;  es  ist  vielmehr  ein 
Zcii  lien  eines  verderbten  Estats,  wo  dercrleichen  Arten  viel 
;^L'|)Junden  werden. ^  Und  die  J^^tiidte  äulsei  ten  um  dieseUie 
Zeit  bitter  resigniert:  Mit  allen  Arten  habe  es  eine  gleiche 
Wirkung,  dafs  sie  „unter  dem  sül'seu  Kamen  der  freiwilligen 

<lif'sp  aber  erholx  n  aiisdmrklicli  Einspruch  gepen  die  Anwendung  der 
kurlurstlichen  Komplanation  iu  diesem  Fall.  (l>eukscliriit  der  Stande 
vom  27.  Mür«  1662.  U.-A.  XVI  S.  51.) 

'  Croy  an  den  Kurf..  12.  Aug.  1672.   (U.-A.  XVI  S.  759  Anm.  2.) 

*  Katiticrttio  eomplanatii.iiis.  '2(5.  .luli'5.  Aug.  1672.  fEhi  nda  S.  759 ) 

*  Decreta  von  1609.  l'riv.  toi.  Iu5  a,  AL  „Contributioneß  pubiicae". 

*  Der  Knrf&m  an  die  Regierung,  29.  April  16'^  (U.-A. 
\VI  S  788  Anm.  1 )  Ähnlich  m  der  Assekurattoti  v.%712.  Hta  1674. 
(Ebenda  i>.  79H  Anm.  1.) 

^  Gutachieu  der  Landrate,  23.  Juni  1666.  (Ebenda  S.  499.) 
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HiUe*  so  gar  von  allen  Mitteln  kämeu;  daher  sei  es  uDnötig 
zu  streiten,  welches  der  billigste  Weg  der  Schatzunpf  sei'. 
Bei  solchen  Ansichteu  waren  Fortschritte  auf  diesem  wichtigen 
Gebiete  nicht  zu  erwarten,  und  die  Frage  der  Aufbringung 
der  Stouera  irurde  nach  wie  vor  vom  Adel  wie  von  den 
SttdteD  lediglich  nach  Bftcksichten  des  eigenen  Vorteils  be- 
handelt 

Im  allgemeinen  handelte  es  sich,  ohne  dafs  die  Stände 
selbst  diese  Unterscheidung  machten,  bei  ihren  Streitigkeiten 
um  die  beiden  grofsen  Gruppen  der  direkten  und  der  in- 
direkten Steuern.  Die  direkten  trafen  entweder  die  einzelnen 
Personpn  als  K  o  p  f  s  r  h  o  f  s  (Hauptgeld)  oder  das  Vermögen,  und 
zwar  d«'!i  licüPiiden  Besitz  als  Huben-  und  Grün  den  sc  ho  Ts 
•  mI.  r  Kontrii)ution  schlechtweg  oder  auch  den  fafsbarsten  Teil 
.1  -  l>eweglichen  Besitzes,  das  Vieh,  als  Horn-  uudKl  aucn- 
M- lio  Ts  i^Viehgeld).  Man  hatte  auch  schon,  so  auf  den  Land- 
tagen von  lösi).  1602  und  1<)27,  Vermögensteuern  von  den 
baren  und  ausgeliehenen  Kapitalien  bewilligt;  da  aber  im 
wesentlichen  nur  die  Stftdte  von  dieser  Steuer  betroffen  wurden, 
so  widerstrebten  sie  ihr  aufs  ftufeerste.  Als  daher  1641  die 
Oberstftnde  wieder  den  sechsten  Pfennig  von  Hypotheken  und 
Geachäftszinsen,  die  sogenannten  Interessengelder,  auf 
zwei  Jahre  bewilligten,  liefsen  sich  die  Städte  nicht  darauf 
ein.  und  die  Steuer  kam  nicht  zustande^;  ebenso  blieb  ein 
späterer  derartiger  Vorschlag  der  Ritterschaft  ohne  Erfolgt. 
Die  indirekten  Steuern  wurden  entweder  auf  die  im  Lande 
verzehrten  Verhrauchsnüttel  gelegt  —  Akzise  —  oder  auf 
einen  wichtigen  Teil  dersell)en  vornehmlich  das  Bier  oder 
Malz  —  Trank  Steuer,  Biersteuer,  Zapfenzins  —  oder  auch 
auf  die  aus-  und  ciiiiJt  fulirten  Waren  (Anlage).  Die  Akzise 
konnte  durch  Ki^^aü/uiigssteuern  noch  mannigfach  vervoll- 
ständigt uud  abgestuft  werdeu,  vor  allem  durch  Auflagen  auf 
Kram-  und  auf  Luxuswaren,  durch  Erhöhungen  auf  einzelne 
Verzehimittel,  wie  Brot  und  Bier,  und  durch  ergänzende  direkte 
Stenern.  So  erhob  man  Gewerbesteuern  vom  Verdienst 
der  herumziehenden  Krämer  und  Gaukler  oder  von  dem  der 
Handwerker  (Manufakturgelder);  letztere  wurden  in  unserer 
Periode  einmal  angewendet,  aber  nachdem  sie  «viel  periuria 
und  Herzensangst"  verursacht  und  wenig  eingebracht,  auf 
Bitten  dei  St&nde  nach  einigen  Monaten  als  «impraktikaber 
abgeschafft 

Ine  llrteile  der  »Stände  über  die  einzelnen  St»'uerarten 
>ind  vielfach  einander  widersprechend,  da  ihr  subjektives 

>  Rrkiftmng  der  Städte,  20.  Juli  1666.  (d.-A.  XYI  8.  506  Anm.  1.) 
Bedenken  der  überstände,  7.  Sept.  1641.  (U.-A.  XY  S.  806.)  Vgl. 
Mch  U.-A.  XVI  S.  589  Anm. 

«  Bedenken  der  Ritterschaft,  Okt.  1678.  (U.-A.  XVI  i>.  7b5  Aum.  2.) 
*  Oku  1671  bis  Mai  1672  erhoben.  (Ebenda  &  714—747.) 
FwMkoBgtii  XjaV  1  aU)-  —  Bft«h«l.  14 
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EmpfindeD  allzusehr  dabei  mitredete ;  dieselbe  Steuer,  die  sie 
vorher  gelobt  haben,  schmähen  sie  oft,  nachdem  sie  ihren 
Druck  empfunden.  Daneben  änderte  sich  die  Haltiuig  der 
Stände  in  der  Frage  der  Modi  mit  dem  entsrhiedeueu  Vor- 
drinffiMi  der  Monarchie,  da  nun  mehrfach  andere  Gesichts- 
punkte m  dt  n  Vordergrund  traten  und  das  Urteil  heeinflufsten. 
Es  kann  daher  hier  nur  versucht  werden,  im  allgemeinen  die 
Anschauungen  der  Stände  über  die  An  der  Aufbringung  der 
Steuern  und  damit  ihr  Verhalten  in  dieser  fQr  das  Be- 
wilUgungsverfahreu  grundlegenden  Frage  zu  beleuchten. 

Die  Städte  waren  durchgängig  für  den  Huben- 
schofs,  den  „die  Stände  je  und  allewege  pro  aequa- 
bili  et  pariter  afflcitate  (sie!)  gehalten*^  hätten  \  aus  dem 
Grunde,  weil  vermittelst  der  Grundsteuer  ihr  doch  haupt- 
sächlich in  beweglichen  Gütern  bestehendes  Vermögen  weit 
weniger  erfafst  wurde  als  das  des  Landmanns,  dessen  bnupt- 
sächiiehor  Besitz  in  liegenden  Gütern  bestand.  Der  ländlichen 
Bevölkerung  war  er  dagegen  i^ufserst  verhafst.  um  so  mehr 
da  er  von  namenloser  Ungerechtigkeit  war.  die  grofsen  Unter- 
schiede in  der  Ertragfähigkeit  des  Bixlt  us  ganz  aufser  acht 
liefs  oder  ihnen  mir  in  ganz  grober  Weise  Rechnung  trug. 
Dazu  kamen  Umstände,  die  das  Mifstrauen  aller  Stände  gegen 
diesen  Schofs  erregten:  er  bot  eine  zu  sichere  Unterlage  fftr 
ein  durchgehendes  Steuersystem  und  konnte  zu  leicht  zu  einer 
dauernden  Einrichtung  werden,  auch  war  er  am  meisten  in 
der  Hand  der  Obrigkeit  und  gewährte  eine  leichte  Exekution« 
Dieselben  Gründe  bewogen  den  Kurfürsten,  gerade  diesen 
Modus  am  meisten  zu  wOnschen,  er  erkannte  in  den  späteren 
Jahren  in  ihm  mit  sicherem  Blick  die  Grundlage  des  absolu- 
tistischen Steuersystems. 

Der  Adel  bevorzugte  die  indirekten  Steuern,  namentlicli 
die  Anlage  und  die  T  r  a  n  k  s  t  e  ii  e  r ,  die  fast  nur  die  Städte 
belasteten;  diese  wiesen  sie  dabei  ni  der  Hegel  mit  Entrüstung 
zurück,  trotz  der  ganz  unzutreffenden  Behauptung  der  über- 
stände, die  Anlage  drücke  nicht  den  Kaufmann,  sondeni  nur 
den  letzten  Konsumenten,  also  vornehmlich  den  Landmann  ^ 
Zudem  wurde  dieser  Handelszoll  leicht  aber  die  gebührliche 
Dauer  erhoben,  wie  ihn  denn  die  Städte  von  1627  ab  drei 
Jahre  wider  ihren  Willen*  und,  nachdem  sie  ihn  1657  auf 
ein  Jahr  gewilligt,  wiederum  drei  weitere  Jahre  hatten  zwangs- 
weise aber  sich  gehen  lassen  mttssen^.   Seitdem  wurde  die 


^  Die  Städte  an  den  Kiirturston,  2:i  Nov.  1640.  (H.-A.  XV  S.  280.) 

'-•  Die  Städte  im  N'  ^  l')iO(U.-.\.  W  8.  278  t  ,  e^rn.  der  Oht-rstande 
Uedenken,  17.  Dez.  164Ü  (ebenda  S.  282).  Wahleck  und  M<»verbe»  k  »n 
den  Kurf.,  11.  Mai  1655  (ebenda  S.  356).  Bedenken  aller  Stände,  IL  Oki. 
1667  (elMMida  S.  40Gi. 

3  Bedenken  dei  Städte,  Not.  1G40.   (£beadft  S.  279.) 

*  Bis  Aug.  1661.  (Ebenda  S.  550.) 
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Anlage  nicht  mehr  angewendet,  obwohl  die  Oberstände  sie 
spilter  noch  einmal  in  Vorschlag  brachten  ^  Bei  den  Verzehr- 
«teuerii  erhob  sich  von  jeher,  wenn  erst  der  Widerstand  der 
>t:i(lte  i^e^zen  sie  überwunden  war,  ein  neuer  Streit  über  den 
Aij>j>ruch  iles  Adels,  dafs  sein  personliclier  Hausbedarf  steuer- 
Irei  sein  solle,  denn  wenigstens  diesen  Vorzug  wollte  der 
sonst  mitsteuerude  preufsische  Adel  sich  nicht  entgehen  lassen. 
Dem  widersetzten  sich  die  Städte  immer  wieder  aufs  heftigste^, 
famndera  da  der  Adel  mit  der  Befreiimg  von  seines  Hauses 
und  Tisches  Notdurft  ungescheut  den  ganzen  Krugverlag  ans- 
nehmen  konnte,  so  dafs  eine  Tranfsteuer  fast  allein  den 
Städten  zur  Last  fiel Als  einmal  die  Oberstände  von  dieser 
Bedingung  Abstand  nahmen,  da  stimmten  auch  die  Städte  der 
Tranksteuer  zu*.    Auch  bei  der  Akzise  von  1(355  setzte  es 
die  Ritterschaft    -  die  Landräte  bestanden  nicht  darauf  — 
durcli.  dafs  das,  was  auf  den  adli-jeii  Tischen  verzehrt  wurde, 
nicht  verziest  werden  solle*.    Später  mulste  der  Adel  diesen 
Vorzug  aufgehen,  ersetzte  ihn  aber  durch  Unterschleif;  als 
daher  im  Januar  l^iOU  der  Kurfürst  befahl,  die  Adligen  sollten, 
um  das  Einkommen  der  Akzise  genauer  bestimmen  zu  können, 
ihre  Konsumtion  angeben,  erklärten  sie  sich  in  harten  Aus- 
drücken gegen  diese  unbequeme  und  dabei  ihre  Würde  ver- 
letzende Kontrolle  ihrer  Lebensweise*.    Zehn  Jahre  später 
sehlugen  sie  selbst  als  Ersatz  der  Akzise  vor,  dafs  der  un- 
gefähre Betrag  dessen,  was  der  Adel  und  andere  Amts- 
einsassen vierteljährlich  oder  monatlich  verakzisen  würden, 
Daeh  Abschätzung  durch  die  Hauptleute  und  zwei  adlige  Amts- 
einsassen — in  den  St&dten  durch  die  Magistrate  —  von  ihnen  als 
feste  Steuerquote  dem  Amt  eingeliefert  werde. 

Dadurch  habe  auch  der  Kurfürst  den  Vorteil ,  dafs  er 
f^f^inen  „Staat  auf  was  Gewisses  machen"  könne.  Dieser  im 
nächsten  ,Iahre  wiederholte  Antragt,  die  Akzise  durch  ein 
zu  vereinbarendes  Quantum  an  Geld  abzulösen .  wie  es  der 
Kurfürst  seit  D>R1  für  die  Städte  tatsächlich  einführte,  lief  in 
der  obigen  Form  fast  auf  eine  Kinkonimensteuer  mit  obrigkeit- 
licher Veranlagung  hinaus;  seine  Ausführung  wäre  aber  iu  an- 


^  hw  Beüenkeu  von  l.andrateu  uud  KitturscUaitt  23.  und  28.  März 
1680  if.-A.  XVI  S.  918  Anin.  1). 

*  Schon  im  16.  Jahrh.,  als  die  Biersteuer  die  wiclitigste  Holle 
>l>ielt<\  war  darüber  ein  t'\vit:(  r  Streit,  Vixl.  II istor.  Taschenbuch.  N.  F. 
H.  .S.  MiK  32?^:  Programm  iluhenstein  186ö  S.  5S. 

^  liedtnken  der  Städte  v.  Nov.  1640  und  13.  Okt.  1657.  (U.-A.  XV 
S.  278  ff-,  414  ) 

*  lU'tlenken  v.  23.  und  2r>  Juni  1676.   (l'.-A.  \VI  S.  822.) 

*  Waldeck  und  lloverbeck  au  den  Kurtürsten,  4./14.  Mai  165o. 
<r.-A.  XV  S.  356).   Aksiseordnnng  von  1655.   (Ebenda  8.  859  Anm.  1.) 

«  Ba.  /  ko  V  S.  369  f. 

*  Hfiii-i.K.  Ti  dvv  l?itti'rs ehalt  V.  3.  Aug.  1676  tind  8.  Sept  1677. 
(Kbend«      62a     «34  Aam.  1.) 
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bctraclit  der  Korruption  auf  dem  Lande  nur  fOr  den  Adel  von 
Vorteil  gewesen. 

Gegen  die  eigennützige  Selbstbevoitciluug  des  Adels  bei 
der  Tranksteuer  giug  der  Kurfürst  vor  und  bezeichnete  es 
als  „unbillig,  dafs  der  arme  Maim,  Tagelöhner  und  Dieust- 
knecbt,  der  das  geschänkte  Bier  trinken  mufs,  die  Trank- 
Steuer  allein  tragen,  hingegen  die  Vermögenden,  so  selbst 
brauen,  hievon  befreiet  sein  und  sieh  dergestalt  dem  publice 
entziehen  sollten***.  Von  geringerer  Bedeutung  war  bei  der 
Tranksteuer  ein  anderer  Streitpunkt,  dafs  n&mlich  die  Ober- 
stftnde  eine  niedrigere  Belastung  des  geringeren  Landbieres 
(Weifsbier  oder  Zweiscbeifelbier)  durchsetzen  wollten,  während 
Königsberg  einheitliche  Vernnlagung  wünschte*. 

Die  Urteile  über  die  Akzise  lauten  sehr  widersprechend. 
Die  OberstSinde  bezeichneten  sie  öfters  als  das  beste  und  be- 
quemste Mittel,  sie  sei  ein  durcligelioTui  pi ()|)(»rtionierlicher 
Modus  im  Gegensatz  zu  den  Konti  ibutiouen  und  viel  er- 
träglicher als  diese.  Dann  wieder  heilst  es,  sie  sei  das  ver- 
halsteste,  beschwerlichste  und  verdriefslichste  Mittel  und  gäbe 
zu  grofsen  Unterschleifen  Anlafs,  sie  sei  ein  höchstscbäd- 
lieber,  kostspieliger  und  das  ganze  Land  ganz  unterbringender 
Modus  und  drücke  den  armen  Mann  vor  andern.  Die  Stftdte 
waren  im  allgemeinen  gegen  die  Akzise:  sie  drücke  sie  allein, 
namentlich  die  Brauer  und  Hftndler,  und  werde  nicht,  wie,die 
Oberstande  und  die  Regierung  meinten,  auf  den  letzten  Kon- 
sumenten abgewälzt.  ISie  sei  auf  lauter  solche  Dinge  ge- 
richtet, dadurch  der  Adel  geschont,  der  Mittelstand  aber  be- 
scbwf^rt  werde,  daher  sei  sie  nattirlirh  dem  Adel  genehm.  Der 
ungelieuere  Abscheu,  den  sie  aber  nach  dem  nordischen  Kriege 
gegen  die  Akzise  kundgaben,  giug  darauf  zui  ück,  dafs  sie  ge- 
sehen hatten,  wie  schwer  es  halte,  von  dieser  Steuer  los- 
zukomnicii  ^ ;  schon  der  Name  der  Akzise  war  so  gebilssig, 
dais  die  Überräte  den  Köuigsbcrgern  vorschlugen,  man  könne 
sie  ja  auch  als  Anlage  oder  verdoppeltes  Hilfsgeld  bezeichnen  ^. 
Am  verbafstesten  war  den  Städten  die  Ausdehnung  der  Akzise 
auf  Kaufmannswaren»  denn  sie  beschrAnke  in  unerhörter  Weise 
Einkauf  und  Handelsmann,  zerstöre  ihren  Handel  und  wende 
ihn  Danzig  zu^  Auch  die  Vorseblftge  zu  einer  Luxussteuer 


»  Instanz  v.  1.  Juli  1678.  (U.-A.  XVI  b.  7öl  i\) 

'  Erkiamngen  der  Oberstinde  und  der  Städte,  23.  und  25.  Juni 
ir>76  (ebenda  S.  822).  Schlfefeliche  Bedenken  v.  82.MftR  1678  n.  18.  Okt 
1681  (ebenda  S.  841,  9H4). 

'  Berichte  bchwerius  v.  11.  u.  25.  April  und  5.  Mai  1662  (ebenda 
S.  87,  109,  119). 

♦  Protokoll  der  Käte  von  Künipberß,  5.  Sept.  1662  (ebenda  S.  281  f.). 
Vel.  Schreiben  der  Städte  Königsberg  an  den  Kurf.,  20.  Nov.  Ifif;^ 
(ebenda  6.  Ö44),  sowie  U.  A.  XV  S.  369,  648i  XVI  S.  535,  540,  541,  546, 
568»  746^  758»  756  f. 
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nugen  iusschlierslich  von  den  Oberst&nden,  nie  von  den 
Soäleu  aus*. 

Der  Kurfürst  sprach  sich  mehrfach  aus,  die  Akzise  sei 
das  ertrf\irlichste  und  allerhillijjste  Mittel.  In  der  Tat  hatte 
sie  zwei  ^egeu  die  übrigen  Auflagen  sehr  ins  Gewicht  falieiule 
Vorzüge:  sie  traf,  richtig  verwaltet,  alle  Bewohner  und  sie 
btste  anl  weniger  merkliche  Art  die  an  Steaem  nicht  Ge« 
w&hnten,  war  also  zur  allmählichen  behutsamen  Durchsetzung 
dauernder  Abgaben  am  geeignetsten.  Dagegen  erforderte  sie 
einen  ausgedehnten,  verwickelten  und  kostspieligen  Ver- 
waltungsapparat, bedurfte  daher  ganz  besonders  der  Mithilfe 
der  Stände  und  war  schwerer  als  andere  Steuern  in  eine  rein 
landesherrliche  Einrichtung  überzuführen.  Ihre  Erträge  waren 
unsicher,  die  Beaufsichtigung  schwierig,  Unterschleife  kaum 
zu  veriiieideii.  Sie  belastete  unverhältDismäfsig  mehr  die 
Schwarlien,  namentlich  da  die  Ahwülzung  auf  deren  Schultern 
leicbi  inuglich  war.  Der  Hufensehuls  war  demgegenüber  eiu- 
facber  in  Einhebung  und  Verwaltung,  gewährte  gewisse  Er- 
träge, traf  den  wirklichen  Besitz;  allerdings  war  seine  ge- 
rechte Veranlagung  ungeheuer  schwierig,  und  das  Gehässige 
nnd  Harte,  das  dem  direkten  Schosse  anhaftete ^  wurde  da- 
durch noch  weit  empfindlicher  gemacht. 

Das  galt  noch  mehr  von  den  Kopfschössen,  dem  un- 
vemOnftigsten  und  ungerechtesten  Modus,  der  ganz  besonders 
schwer  die  wirtschaftlich  Schwachen  traf,  aber  immer  wieder 
von  den  Ständen  mit  Vorliebe  gew&hlt  wurde,  weil  er  schnell, 
bequem  und  mit  geringen  Kosten  zu  erheben  und  so,  bei  den 
Mnngeln  der  andern  Steuerarten,  ein  allen  leicht  zur  Hand 
stehendes  Aushilfsniittel  war.  Die  Stände  sprachen  sich  aller- 
dinL's  auch  mehrfach  ahfüllig  über  ihn  aus:  er  sei  verhafst 
und  ungleich,  ein  heidnischer  Modus,  und  treffe  das  Gesinde 
besonders  hart.  Die  Ritterschaft  schlug  sogar  einmal  in  einer 
bemerkenswerten  Anwandluag  von  sozialem  Empfinden  vor: 
weuu  der  Kopfschois  gewählt  würde,  wäre  es  am  billigsten, 
dafö  die  Armut  geschont  werde,  die  Bemittelten  aber  mit 
einer  Zusatzsteuer  von  der  Zahl  ihrer  Vorwerke  oder  den 
auf  Interessen  aus|;eliehenen  Kapitalien  zu  Hilfe  kiimen'.  Dem 
Kurfllrslen  war  dieser  Schofs  ganz  und  gar  verhafst,  da  er 
ein  unbilliger  Modus  sei,  weder  ihm  noch  dem  Lande  zuträg- 
lich, und  weil  ^die  meiste  und  unproportionirte  Last  das 
Armut  vornehmlich  treffe"'*.  Doch  wurde  immer  wieder  auf 
diesen  Schofs  zurück gegriffen;  besonders  als  Abwecbsehnig 
zwischen  den  HufenscUössen  erschien  er  zweckmäfsig,  und  vor 


«  Vgl.  U.-Ä.  XVI  S.  589  f.,  7S4,  742,  785,  826,  834,  837,  «18. 
*  Der  Ritterschaft  B<Hionken.  Okt.  1673.   (Ebenda  S.  785  »Anm.  2.) 
«  Kurfürstliche  Reskripte  v.  U.  24.  .Juli  1679,  11J21.  Juli  u.  25.  Nov.) 
5.  Dez.  1660.   (Ebenda  S.  ö98,  930,  94ö.) 
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alleiii  war  er  nicht  zu  ent])ehren  mI^  Ki  u;ni/.\iii«'ssteuer  zur 
Heranziehung  derjenigen,  die  hei  liulen-  odei  Hornscliössen 
nicht  hetrorten  wurden,  der  Arrendatoren  und  Pfaudinhaber, 
Handwerker,  Lobgaiiger,  Gärtner,  Inst-  und  Mietsleute,  Jägerei- 
und  Schatulibedienten.  Auch  die  St&dte  zaLlteo  Kopfschösse, 
wenn  auf  dem  Lande  das  Viehgeld  bewilligt  wurde ;  doch  bat 
Königsberg  einmal,  dafä  es  in  keine  Sequel  gezogen  werde^ 
als  wäre  es  dazu  verpflichtet  ^ 

Der  Horn-  und  Klauenschofs  traf  ähnlieh  wie  der  Hufen- 
schofs  am  h&rtesten  die  kleinen  Landleute,  so  dafs  bei  seiner 
Einführung  «im  ganzen  Lande  insgemein  grofs  Lamentiren 
dariiber"  war*;  aucli  waren  bei  seiner  Erhebung  viele  Unter- 
schleife nicht  zu  vermeiden. 

2.  Stlndisehe  Steaerrerwaltiing. 

a)  Veranlagung  der  Steuern. 

Die  obere  Austeilung  der  auf  direktem  Wege  aufzu- 
bringenden Steuerlasten  erfolgte,  wie  ersichtlich,  nur  in  sehr 
unvollkommener  Weise;  man  kam  in  der  Regel  nicht  Ober 
Grundsteuern  und  Personalsteuern  hinaus,  brachte  es  fast  gar 
nicht  zu  einer  Erfassung  dt  s  1  u  weglichen  Vermögens  und  des 
Einkommens.  War  schon  dadurch  eine  ungeheure  Bevorzugung^ 
der  besitzenden  Klassen  gegeboTi  so  wurde  das  Mifsverhaltnis 
noch  schreiender  durch  die  Art  der  Veranlagung  der  direkten 
Schösse. 

Der  Kopfschüfs^  war  in  so  roher  Wei^^e  abgestuft,  dafs 
der  kleinste  Kriinier,  weil  er  Kaufmann  hiels.  <  ix  iisoviel  zahlen 
mufste.  wie  der  erste  Handelsmann  Königsbergs.  Die  aus- 
ländischen Kaufleute  liefs  man  das  zwei-  oder  dreifache  wie 
die  einheimischen  zahlen  aus  Hafs  gegen  den  Fremden  Ii  andel : 
eine  Ermäfsigung  bezw.  Befreiung  für  die  englischen  und 
niederländischen  Kaufleute  mnfste  der  Kurffist  erst  befehlen, 
um  nicht  deren  Staaten  herauszufordernd  Adlige  Frauen 
und  Kinder  zahlten  nichts,  eine  Magd  dagegen  1  Mark.  Zwischen 
den  deutschen  und  den  ärmeren  polnischen  und  oberländischen 
Bauern,  sowii  zwischen  deren  Gesinde  wurde  zwar  ein  Unter- 
schied gemacht,  doch  wurde  lOöü  das  Gesinde,  1077  Bauern 
und  Gesinde  ausdrücklich  einheitlich  herangezogen  *,  in  letzterem 
Jahre  mufsteii  sogar  die  Knechte  auf  dem  Lande,  weil  sie 

«  Vt  leinitrtes  iiedenken,  2«.  Sopt.  1678.    U.-A.  XVi  S.  ; 

*  Berichte  Croys  v.  17.  April  und  12.  Juni  1671.    (Kbcuda  6. 
Anm.,  704  Anm.) 

^  Hanpt^eldtaxe  vgl.  Anlage  I  c. 

*  Zwpi  kurf.  Kf  skripto  v.  Okt.  1666.   (U.-A.  XVI  S.  482  Anm.  1.) 

»  Konvokationsabschied  v.  12.  Marz  1666.  (U.-A.  XVi  b.  481.)  Ver- 
einigtes Bedenken  v.  10.  April  1677.  (Ebenda  S.  828  f.) 
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einen  so  hohen  Lohn  forderten,  Verwalter,  Küchen  schrei  her 
und  amlere  Dieoer  1  Ktlr.  erletreu  ^  So  sahen  eben  sti\u- 
•lische  Steuerrefoniii ii  aus:  um  die  Erträge  zu  steigern,  be- 
lastete uum  die  uuteristen  Schichten  noch  mehr,  denn  bei  sich 
selbst  tingeu  die  Privilegierten  gar  zu  ungern  an.  Und  wenn 
bei  dem  Kopfschofs  von  1677  der  Fortschritt  gemacht  worden 
ist,  dafb  die  Landbesitzer  nach  der  Gröfse  des  Grundbesitzes, 
noch  immer  in  sehr  grober  Weise,  abgestuft  wurden,  derart, 
(iafg  bei  je  50  Hufen  mehr  auch  der  Schofs  um  12  Mark 
stieg,  so  findet  sich  hier  anderseits  die  schreiende  Ungerechtig- 
keit, dafs  die  ganze  grofse  Klasse  der  kleinen  htlrgerlichen 
Besitzer  ohne  Unterschied  zu  einem  vierfachen  Ilauptschofs, 
alsr»  p])i-nso  hoch  wie  ein  Adliger  mit  100  üubeu  Landbesitz, 
verauliiut  wurde-. 

Koch  scbiimmer  stand  es  mit  dem  H  u  f  e  ti  s  c  b  o  I  s.  Zu- 
nächst wurde  der  Gniu(i  und  Boden  oline  Rücksicht  auf  Güte 
und  Frtra;^  im  gleicben  Verhältnis  lierangezogen ;  in  ganz  not- 
durifi^er  Weise  trug  man  den  grofseu  Unterschieden  Rech- 
nung, indem  man  in  der  Regel  den  oberländischen  und 
polnisehen,  zuweilen  auch  einigen  litauischen  Ämtern,  die 
meist  minderwertigen  Boden  hatten,  einen  Ausschlag  von 
der  H&lfte  oder  einem  Drittel  des  Steuersatzes  gewahrtet 
Allerdings  wurde  diese  Vergllnstigung  bei  der  Erhebung  oft 
nicht  beaclitet^  ;  auch  sprachen  sich  in  den  späteren  Jahren, 
als  die  Lasten  härter  wurden,  die  übrigen  Kreise  und  die 
Regierung  mehrfach  gegen  sie  aus^.  In  der  Erkenntnis,  dnfs 
eine  für  einen  grofseu  zusammenhängenden  Landstrich  ein- 
heitlich gewährte  KrmiHsii^uiig  wieder  neue  nnfrerorbtigkeiten 
schuf,  versuchte  man  mehrfach,  die  ])esseren  (iegeuden  dieses 
Kreises  von  der  Vergünstigung  auszunehmen ,  was  aber  ohne 
anderweitige  durchgehende  Katastrieruug  nur  neues  Unrecht 
an  die  Stelle  von  altem  setzte*^. 

Die  klägliche  Katastereinteilung  kam  den  Grol'sgrund- 
besitzem  allein  zu  statten,  die  dabei  Hufen  in  gröfstem  Mafs^ 
Stabe  unterschlugen,  wie  denn  stets  die  Reichsten  im  Lande 


•  Bedenken  des  Tf  f  rrenstandes,  15.  März  1677.  (U.-A.  XVI  S.  827.)  Weit 
volLkomuiener  war  die  luarkisi  he  Koptsteuer  von  1677,  die  schon  250  Ab- 
stufungen aufwien.  (Brey  sig ,  Der  brandenbiirgiscke  Staatsliun^hult  493.) 

*  Auch  beim  Hauptschors  wurde  dem  Oberland  we^en  seiner  Armut 
oft  eine  Ennärsigiinp:  zugestanch'n  und  behn  Hornschola  ein  geringerer  An- 
•chlag  gewahrt.    (Kbenda  S.  693.) 

^  Vgl.  ebenda  S.  563,  575,  847,  884,  902,  954,  989. 

•  Protokoll  der  Oberratstil l)c,  24.  Aug.  1676  (ebenda  .S.  826):  die 
Ucgienine  an  den  Kurf.,  18.  Juli  1681  felimda  S.  9.*)^*  Anni.  2);  Schliefs- 
liches  Ht'drnken,  18.  Okt.  1681  (ebenda  8.  964JI;  der  Überstände  vereinigtes 
Bedenken,  2Ü.  Aug.  1684  (ebenda  S.  987). 

*  Bedenken  der  Ritterbcbaft,  1.  Juni  1676  (U.-A.  XVI  S.  820);  Scliliefs- 
lieheji  Bedenken,  22.  MUrz  1678  («'lunda  S.  841);  Allgeinfin.s  Bedenken 
28.  Aii^.  li\f<\  (ebenda  S.  960f.);  der  Kurprinz  au  die  Oberrate,  28.  Okt./ 
7.  .Nov.  1681  (ebenda  S.  9S6  f,)» 
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sieb  auf  tausend  Wegen  zu  eximieren  wulsten ^  Die  liieisten 
Abgänge  und  Befreiungen  der  Huben  wurden  nach  Ausweis 
der  KoDtributioDSregister  nicht  van  den  Armen  und  Not- 
dürftigen, sondern  von  den  Reichsten  und  Vornehmsten  im 
Lande  angegeben*.  Die  Oberrftte  staken  dabei  mit  den 
übrigen  grofsen  Besitzern  unter  einer  Decke  und  begönstif^teii 
sie,  so  dUtrs  der  Kurfürst  sie  einmal  tadeln  mufste,  dafs  sie 
einigen  vornehmen  Eingesessenen:  Eulenburg,  Kanitz,  Hohen- 
(lorff,  Rauschke,  LlUtwitz  u.  a.  Befreiungen  erteilt*.  Der 
übrige  Adel,  dem  es  nicht  so  gut  glückte,  empf.ind  die 
vorzugung  jener  unun*:»  iit  hin  und  klagte,  dafs  einige  ilirer 
Mitbrüder  so  wenig  demeingefühl  besäfsen,  dal's  hie  ihre 
Schultern  den  gemeinsamen  Landesbeschwerden  entzögen  *. 
Auch  der  von  rechtswegen  selbstverständliche  Ausschlag  der 
wüsten  d.  h.  unbebauten  liuien  bot  nur  den  gröfseren  Be- 
sitzern eine  weitere  Handhabe  zu  Steuerhinterziehungen,  daher 
befahl  der  Kurfürst  1674,  dafs  alle  Hufen  ohne  Unterschied 
und  ohne  alle  Exemtion  zu  besteuern  seien  K  Zu  solchen  un- 
billigen Marsregeln  mufste  man  greifen,  um  anderes  Unrecht 
zu  bekämpfen;  der  Befehl  scheint  aber  vorläufig  ohne  Fol  gm 
geblieben  zu  sein,  denn  bei  seiner  Anwesenheit  in  Preufsen 
1079  mufste  der  Kurfürst  ihn  nochmals  einschärfen  und  hielt 
ihn  nun  gegen  die  Einwendungen  der  Regierung,  dafs  er  un- 
durchführbar und  schädlich  sei,  aufrecht  Überhaupt  stiefs 
er  l)ei  allen  seinen  Versuchen ,  die  niafslosen  Ungerechtig- 
keiten des  Hufenschosses  in  etwas  zu  beseitigen,  auf  den 
Widerstand  der  Obernite,  die  sich  hierbei  ganz  von  ihren 
ständisch-agrarischen  Interessen  leiten  liefsen  und  jeder  noch 
so  verständigen  Neuerung  widerstrebten.  Als  daher  der 
Kurfürst  1604  den  Vorschlag  machte,  ob  bei  der  Ungleichheit 
der  Hufen  der  bäuerliche  Besitz  nicht  besser  durch  eine  An- 
lage auf  das  Vieh  oder  die  Aussaat  oder  beides  zusammen 
zu  treffen  sei,  hielt  die  Regierung  in  Übereinstimmung  mit 
dem  kleinen  Konsilium  beides  für  ungünstig  und  schwer 
durchführbar'.  Später  scheint  der  Vorschlag  wiederholt 
worden  zu  sein,  denn  die  Landräte  meinten  1071,  ein  Scheffel- 
oder Horngeld  schädige  den  Ackerbau  und  die  Viehzucht  zu 


»  liadziwiii  an  JSchwerin,  25.  Jan.  1660.  (Orlich  1  S.  285.) 

«  Der  Koii&rst  an  die  Regierung.  2712.  Mu  1679.  (U.-A.  XVI  S.  880.) 

»  Ebenso,  «m  Febr.  1674.   (Ebenda  S.  796.) 

*  Erklänmg  der  Ritter^icbaft,  Mär/.  1674  (ebenda  8.  798),  schliefe- 
liches  Bedenken,  22.  Aug.  1687.  (Ebenda  S.  1015.) 

*  Der  Kurftkrst  an  ale  Regierung,  26.  Jan75.  Febr.  und  28.  FebrJ 
6.  Mäix  inTl.    f Ebenda  S.  796.) 

*  Ebenso,  2  12.  Mai  1679.  (Ebenda  S.  879.) 

'  Der  Kurtürst  an  die  Kegierun«,  5./15.  Aug.  1664.  (Ü.-A.  XVI 
S.  462 1)  Die  Regierung  an  den  Karf.,  Aug.  u.  9.  Sept  1864.  (Ebenda 
S.  463  Anm.  1  and  464.) 
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sehvK  Dabei  liatten  sie  selbst  schon  eine  Auflage  auf 
das  Vieh  vorgesclilageu "  und  wurde  schon  zwei  Monate  nach 
ihrem  obigeu  Gutachten  eiu  Homächois  von  den  Ständen  be- 
schlossen ^. 

Es  war  gewifs  ein  Fortschritt,  wenn  man  durcli  eine 
Verteilung  der  Last  auf  mehrere  Gegenstände  die  grofseu 
Hirten  and  Ungleicbheiten  des  HufenBchoflses  zu  mildem  suchte, 
die  eiste  Vorbedingung  for  eine  Bessergestaltun^  der  wichtigen 
Gnuidsteaer  war  jedoch  eine  ganz  neue  Eatastnening.  Dieser 
Aufgabe  wandte  der  Kurffirst  gleicb  nach  dem  grofsen  Land- 
tage seine  Aufmerksamkeit  zu,  da  er  sab,  dafs  in  den  Becb- 
nimgen  ,nicbt  einmal  eine  gewisse  Disposition  wegen  der 
Hubenzahl  zu  befinden,  sondern  nur  nach  Gutdünken  darin 
Hpfahren  wird"^  Doch  konnte  er  erst  später  an  eine  Durch- 
führuim  dieses  schwierigen  Werkes  flehen. 

Wenn  das  Land  einen  Hutenschois  entriclitete,  so  zahlten 
die  Städte  von  dem  Wert  ihrer  liegenden  Gründe,  und  zwar 
von  je  100  ^lai  k  desselben  den  gleichen  Satz,  und  die  Ein- 
wohner, die  keine  liegenden  Gründe  besafsen,  zahlten  von  je 
100  Mark  ihres  Vermögens  nach  eben  diesem  Steucrfuis.  Auch 
dieser  Hand erten  seh  ofs  war  höcbst  ungerecht,  da  er  einmal 
den  Besitz  an  Bargeld  und  Waren,  worin  der  Bürger  Vermögen 
oft  zum  gröfseren  Teil  bestand,  nicht  oder  nur  unzureichend 
erfafste  und  da  ferner  die  ,von  vielen  undenklichen  Jahren 
hero"  bestehende  Taxe  die  seitherige  Steigerung  der  W'erte 
nicht  berücksichtigte'^.  Dadurch  war  namentlich  Königsberg 
flem  Lande  gegenüber  viel  zu  vorteilhaft  veranschlagt,  ver- 
sicherte allerdint^s  zur  Abwehr  dpr  Angriffe  der  Obt  rstände. 
'iie  städtischen  Grüniie  srien  sogar  zu  hoch  taxiert*^.  Abrr 
'iie  Klagen  der  Städte  über  ungerechte  Belastung  erhoben 
sich  erst  ernstlich,  als  sie  auf  Vorstellung  des  Adels 
luid  auf  Grund  einer  von  ihm  eingereichten  Hubentaxe 
seit  lt)70  etwas  mehr  heran u  'zoj^^jq  wurden  ^  Auch  Königs- 
berg; beschwerte  sich  erneut,  als  statt  seiner  bisher 
Üblichen  Taxierung  —  die  städtischen  Gründe  waren  danach 
gleich  9000  Huben  gerechnet  —  durch  die  es  schon  sehr  ge* 


•  üutaciiten  der  Landräte,  16.  Jau.  1671.  (Ü.-A.  XVI  S.  680.) 

'  Memorial  fUr  die  Deputierten  der  Ritterschaft,  April  1663  (U.-A. 
XVI  S.  398).  Bedenken  der  Landrlte  April  und  IS,  Jtiiii  1668 
lebenda  S.  419  Anm.  1,  4H3.) 

*  Bedenken  v.  17.  Marz  1671  (ebenda  S.  693.) 

*  „Dedaktlon*  des  Kurfftrsten  von  AnfSmg  1664.  (Ebenda  S.  462 
Amn.  1.) 

'  UoTerbeck  an  den  Knifllrsteii,  Warschau  26.  Nov.  1640.  (U.-A. 
I  S.  44.) 

•  IKe  Stidte  an  den  Kurftlnten,  23.  Nov.  1640.  (Ü.-A.  XV  S.  280  f.) 
Die  Oberstände  an  die  Städte,  5.  Ai)ril  1662.   fF  -A.  XVT  S.  73.) 

'  D.T  Stfidf*'  Erklärung,  17.  Febr.  1H71.  (Kl.onda  S.  6V»U.;  Salvations- 
sthait  der  kleiaeu  Städte,  16.  Sept.  1671.   (Ebenda  S.  711  t.  Auin.  2.) 
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drückt  werde,  die  neue  von  den  Oherständen  vorpresrliln^ene 
Einschätzung  auf  KJooo  Hul)eu  <lurciigelührt  werden  sollte  ^ 
Sie  führteu  alle  mö^^licheu  Gründe  an:  eine  Hube  bringe 
jährlich  45,  ein  Haus  kaum  20— <io  Mark  Nutzen  und  doch 
solle  es  gleich  8—8,  ja  manche  gleich  ;iü,  40,  50  Hufen  steuern. 
Mau  müsse  die  Hufe  nicht  einem  Hundert,  sondern  einem 
Tausend  gleich  setzen,  und  auch  das  sei  noch  ungerecht; 
ferner  mOsse  ihre  Häusertaxe  in  Einklang  gesetzt  werden  mit 
denen  der  nutzbaren  Hufen  usw.*.  Sie  berOcksicbtigten  aber 
nicht,  dafs  der  städtische  Besitz  mit  Recht  liölier  zu  ver- 
anschlagen sei,  um  (wenigstens  einigermafsen  auch  das  beweg* 
liehe  Vermögen  zu  treffen.  Doch  setzte  der  Kurfürst  gegen 
eine  anderweitige  Entschädigung  die  Hunderteutaxc  von 
Königsberg  später  wieder  auf  den  früliereu  Satz  henib'*.  un- 
geachtet des  Widersprurhes  der  Oberstände  und  der  Oijerräte*. 
Er  versprach  auch  andereu  Städten  einen  Nachlals  und  im 
ganzen  eine  gerechtere  Veranlagung  und  Einteilung  der 
Häuser  in  drei  bis  vier  Klassen  nach  dem  Nutzen ,  den  sie 
brachten'^,  doch  erfährt  mau  nicht,  dafs  dies  ausgeführt 
worden  ist. 

b)  Erhebung  der  Steuern. 

Als  notwendige  Ergänzung  ihres  Willlgungsrechtes  hatten 
die  Stande  auch  die  ausführenden  und  verwaltenden  Mafs- 
regeln  im  Steuerwesen  in  ihrer  Hand,  denn  was  half  alle 

Freiheit  bei  der  Willigung,  wenn  die  Eintreibung  des  Ge- 
willigten landesherrlicher  Willkür  überlassen  w  urde !  Ohnehin 
konnte  man  bei  den  noch  wenig  entwickelten  Behörden-  und 
Verkehrs  Verhältnissen  der  Mitwirkung  der  patrimonialen  Ver- 
waltungskörper nicht  entraten.  Damit  war  aber  auch  das 
ganze  Elend  der  unteren  Steuerverwaltung  gegeben:  Un- 
ordnung, Lässigkeit,  Uuterschleif  iin  i  Durchstecherei  an  rincn 
Enden.  Dazu  kam  das  Sträuben  der  lievölkerung  gegen  all  - 
Steuerforderungen,  so  dnfs  bei  der  verbafsten  Hufenkouin- 
bution  niemand  ohne  wiik liehe  und  genügende  iwekution  das 
geringste  geben  wollte^.  Dabei  war  die  Steuereinforderuug 
durch  die  Organe  der  Amtsverwal tuug,  die  Amtsexekution, 

<  Die  Regierung  an  den  Kurt.,  29.  Mai  1674.  (U.-A.  XVi  S.  SOd 

Aum.  1.) 

>  Der  Stftcite  Gutachten«  Mflrz  1678  (ebenda  S.  840X  Memorial  der 

SUdte,  23.  F.  l.i  .  1679  (ebenda  8.  875). 

^  Kurf.  Reskript  an  Konifisberg,  2.  Jan.  1680  (Ebenda  S-^lÜ.)  AU- 
gemeines  Bedenken,  25.  Aug.  1681.   (Ebenda  8.  96L) 

*  Schrift  der  Oberstände  v.  26.  Aug.  1681  (ebenda  S.  961  Anm.  1); 
Schliersliches  Hedenkon,  13.  Miii  1G82  (ebenda  8.  96^  Die  Oberrftte  an 
den  Kurf.,  23.  Dez.  1681  (ohcnda  8.  965  Anm.  1). 

■  Der  Städte  Bedenken,  Isov.  168U.  (Ebenda  S.  94^.) 

•  Croy  an  den  KnrfArsten,  8.  April  1672.  (U.-A.  XVI  S.  786  Anm.  1.) 
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<>A\r  veoig  wirl^vani';  nichtsdestoweniger  lehnteu  die  Stiiinle- 
die  auf  Eiiilühniug  eines  hesseieii  Exekntinn^modiis  lim- 
zie!einleii  Vorsclilnge  des  Kurfürsten  und  des  Königs  auf  dem 
Lauiitage  ir>4u  41  ab,  denn  ihnen  war  diese  gelinde  Art  gerade 
bequem  -.  Sn  war  es  uicbt  zu  vermeiden,  dais  wenigstens  im 
Notlalle  /Iii  Steuereintreibuug  durch  militärische  Kommandos 
Keschritten  wurde,  ein  Verfahren,  das  die  Ritterschaft  im 
Deiember  1648  als  neuerdings  aufgekommen  bezeichnete*. 
Die  milit&rische  Exekution  war  allerdings  ein  Mittel,  das  die^ 
BeTdlkemng  namenlos  drückte  und  die  Steuerkräfte  vergeudete^ 
Iber  man  konnte  es  trotz  himmelschreiender  Mftngel  nicht 
entbehren.  „So  sehr  ich  die  Art  der  Beitreibung  verabscheue," 
schrieb  Uadsiwill  25.  Januar  1()C0  an  Schwerin^,  „so  sehe  ich 
doch,  dafs  man  ohne  dieselbe  keine  Klobe  Holz  erhält,  und 
irli  werde  mich  immer  der  Worte  S.  K.  D.  erinnern:  dafs- 
mm  ohne  Beitreibung  nicht  zu  semem  Zwcrk  gelangen  kann." 
Die  ^^tande  klagten  anfs  l)itterste  über  (iies  Verfahren:  diese 
grausame  Plage  ruiniere  das  Land,  sei  mit  den  gröfsten  Ex- 
zessen, Unordnungen  und  (lewalttiitigkeiten  verknüpft  —  was 
bei  dem  Zustande  der  damaligen  Soldateska  wohl  zu  glauben 
ist  —  und  koste  manchen  armen  Manu  mehr  als  die  Kon- 
tribution seilet,  denn  der  Soldat  raube  aUes  und  sei  noch 
schlimmer  als  die  Kontribution.  Die  Soldaten  wurden  den 
Bauern  bis  zu  sechs  und  mehr  Wochen  ins  Haus  gelegt,  wo- 
bei aufser  der  Verpflegung  vom  Unteroffizier  0,  vom  Ge- 
ineiDen  6  Groschen  Exequier^  I  I  täglich  bar  erhoben  wurde*; 
den  Leuten  wurden  sogar  die  Ziegel  oder  das  Stroh  von  den 
Dn.^hern  gepfändet**.  Der  Kurfürst  versprach  zwar  einmal, 
IUI  Abschiede  von  H).')?,  für  gewöhnlich  nur  die  Amtsexekution 
und  nur  im  Notfalle  die  militärische  anwenden  zu  lassen  % 
üer  Nutfall  blieb  aber  noch  immer  sehr  hiuiti«!  ^^an  griff 
auch  zu  anderen  liarteu  Mitteln,  um  die  Beitreibung  der  Ab- 
gaben zu  sichern.  So  sollten  nach  dem  Landrecht  die  in 
ihrer  i  inlieferung  säumigen  Obrigkeiten  Geldbufsen  leisten 
Aber  wie  die  wirklich  durchgreifenden  Malsrcgeln  im  Stände- 
Staat  nur  auf  dem  Papier  standen,  so  war  auch  diese  schwer 


*  Iber  die  Ausführung  der  Amtsexekution  vgl.  das  geeiuigte  Be- 
denkpn  tato  14.  Juni  1662.  (I  .  A.  XVI  S.  188  Anm.  1.) 

-  \  irl.  I  .  A.  XV  S.  237,  289,  275,  280  und  282,  288  und  28»,  302, 
331.  Aiu  h  endliche  Erkläning  aüer  ät&ode  19.  Febr.  1649^ 
(EUenda  S.  -'Af'».) 

*  Geeinigtes  Bedenken     4.  Dez.  1648.  (Ebenda  S.  944.) 

*  Orlich  I  S.  285. 

^  Bpscliwerde  der  Insterburgischen  Kölmer  usw.,  Mai  1666^  (U.-A. 
XVI  8.  443.) 

*  Die  Oberrite  an  Schwerin,  7.  Sept  1660.  (Baczko  V  3.  479  f.) 

Bedenken  der  Ritterschaft,  25.  Aug.  1674w  (U.-A.  XVI  S.  808.) 

^  L  A.  XV  S.  444. 

*  Gutachten  der  Landraie,  23.  Juni  1666.  (U.-A.  XVI  S.  499.) 


Digitized  by  Google 


220 


XXIV  1. 


durchzuführen:  die  Hiuii)tleute  beklagten  sich,  als  ihnen  eine 
solche  Strafe  angedroht  wurde  S  und  die  Städte,  als  mau  ihre 
Bürgermeister  für  das  Einkommen  ihrer  Schösse  haftbar 
machte*.  Ferner  bedrohte  man  die  silumigen  Zahler  und 
äolche,  die  unrichtige  Angaben  machten  und  Uuterschleife 
verübten,  mit  der  Entrichtung  des  Doppelten  und  Yierfadien 
und  bestimmte  für  die  Angeber  Belohnangen  aus  einem  Teil 
der  Strafgelder.  Aber  aach  solche  zweischneidigen  Malhnahmen 
konnten  die  Hinterziehungen,  Unterschielfe  und  Meineide  nicht 
ausrotten. 

Man  konnte  allen  tiefeingewurzelten  Schaden  so  lange 
nicht  beikommon,  als  die  Steuereinnahme  ganz  in  den  Händen 
der  Stände  lat^.  Die  Schösse  wurden  in  den  Ämtern  durch 
die  Aintss  lireiber  miti  i  Aufsicht  der  Ilauptleute,  in  den 
Stäiiten  durch  städtische  Schofseinnehnier  unter  Aufsicht 
der  Magistrate  eingehobeu.  In  der  Regel  wurde  in  den 
Ämtern  ein  anitseino^esessener  Adliger,  der  dafür  Tagegelder 
erhielt,  zur  Beaufsichtigung  der  Einnahme  und  Prüfung  der 
Schofsregister  mitbestellt;  seit  1078  wurde  meist  der  Land- 
tagsdeputierte  dazu  genommen.  Die  Stände  selbst  beschwerten 
sich  mehrfach  Ober  die  willkürliche  Erhebung,  die  unordent* 
liehe  Verrechnung  und  Aufbewahrung  der  Steuern,  ihre  Ver- 
mischung mit  den  Amtsgefällen  durch  die  Amtsschreiber,  und 
dafs  dabei  allewege  der  Adel  vor  den  kurfürstlichen  Bauern 
beschwert  werde  Q)\  Und  wie  wenig  auch  den  adligen  Bei- 
geordneten zu  trauen  war,  erhellt  daraus,  dafs  bei  einem 
Hauptgeld  die  Landrätc  vorschlugen,  „zu  gewisserer  Einhebung 
desselben"  möge  eine  Kommission  in  die  Ämter  precrhickt 
werden^.  Aiu'li  in  den  kleinen  S(;ult*'n  kamen  i)ei  Kiniuifnnc 
der  Schu^^e  Unterschieile  vor  inid  wm  de  der  Ertrag  hier  und 
«da  vom  Magistrat  zurückbehalten^.  In  Königsberg  al>er 
brachten  die  Hauptgelder  so  wenig  ein,  dafs  der  Kurfürst 
1672  einschritt  und  befahl,  dafs  der  von  ihm  schon  1609  da- 
zu berufene  Altstädtische  Bürger  Heinrich  Schulz  zur  Ein- 
nähme  des  Kopfgeldes  mitbestellt  werde,  und  dafs  der  Statt- 
halter genaue  Rechnungen  über  die  Eauptgelder  yon  1666  bis 
1672  einfordere*.  Doch  konnte  hier  wie  bei  der  adligen  Ver- 


>  Protokoll  der  Überratstube,  27.  Okt.  1679.  (U.-A.  XVI  b.  907 
Anm.  1.) 

3  (Tiita(  hten  der  Städte  v.  4.  Juni  1660  n.  8.  Aug.  1681.  (Ebenda 

•S.  663,  9G0  Anrii.) 

»  Bedenken  v.  26.  Nov.  lüül,  ö.  Juli  1672,  30.  Scpt  1675.  (Ü.-A.  XV 
S.  659,  XVI  S.  758,  816) 

*  Der  gesamten  Stände  Bedenken,  14.  Juli  1679.  (U.-A.  XVI  S.  S94  , 

*  Der  sämtliclieii  Stände  endliche  Erklärung,  5.  Juli  1672.  (Ebenda 
S.  753.) 

*  Befehle  des  Kurfürsten  t.  Juli,  Aug.  und  Not.  1672.  (U.-A.  XVI 
S.  759  Anm.  2,  761  Anm.  1.) 
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naltni^t]:  nur  eine  durchgreifende  Änderung  von  Grund  aus 

Ijjrfoi^  haben. 

Noch  weit  scblimiiior  giug  es  bei  der  Verwaltung  der  in- 
direkten Steuer,  der  Akzise,  zu,  denn  die  sehr  verzettelte 
Art  der  Kinnahme,  die  Menge  des  notwendigen  Personals,  die 
Schwierigkeit  der  Beaufsichtigung  liel's  die  gröl'sten  Unter- 
schleiie  zu.    l  ia  die  Einnahme  waren  in  den  Ämteni  und 
Städten  adlige  und  bargerliche  Akziseeinuehmer  bestellt,  auf 
den  Märkten,  Straften  und  Strömen  sollten  Akzisekneehte  die 
Aufsicht  fahren.  Die  Erhebung  erfolgte  teils  beim  Produ- 
lenten,  so  bei  den  Handwerkern,  teils  bei  deo  Konsumenten, 
insbesondere  wurde  das  Korn  in  der  Mühle  verakzist.  Von 
jedem  Scheffel  Getreide,  Malz  oder  Branntweinschrot,  der  in 
die  Mühle  gebracht  wurde,  ward  die  Steuer  erhoben.  Nur 
'jegen  Übergabe  des  Steuerzeichens  durfte  der  Müller  mahlen 
und  na<  h  (]ov  Zahl  dieser  Zettel  wurde  die  Steuer  an  die  Be- 
hörden al»geführt.  Zur  Verhütung  der  MifsbrlUiche  vereidigte 
man  die  Akziseeinnehuier  und  Zetteiausteiler.  alle  Müller  und 
ihre  Gesellen,  man  stellte  „Instigatoren"  als  Aufsichtsurgane 
an*,  ab»  r  niuu  konnte  mit  allem  dem  wenig  durchgreifen.  Die 
Adligeu  in  den  Ämtern  entzogen  sich,  wo  sie  konnten,  der  Steuer 
und  mifsbranchten  ihre  Jurisdiktion,  um  die  Untersuchung  ihrer 
Mttblen  zu  verhindern',  so  dafs  der  Kurfürst  klagte:  Es  sei 
fast  landkOodig,  wie  es  mit  der  Akzise  sonderlich  auf  dem 
Lande  dahergehe,  dafs  fast  ein  jeder  gebe,  was  ihm  beliebe 
Die  von  Adel  machten  auch  gar  kt  in  Hehl  daraus,  dafs  sie  nach 
Möglichkeit  im  trüben  fischen  wollten.    Sie  klagten  über  die 
Eingrifte  der  ihnen  lästigen  Aufsichtsbeamten  und  baten  um 
^Mon   Abschaffung,  äufserten  auch  ganz  unbefangen  den 
Wunscli,  mit  der  Untersuchung  der  Akzise  möge  man  nicht 
60  genau   wie  bisher  verfahren  lassen*.     Die  Instigatoren 
wollten  sie  be&eitigt  haben,  nur  die  verharrten  Städte  Königs- 
iierg  sollten  einen  behalten^;  den  adligeu  Mühlen  sollte  kein 
Akziseeinnehraer  uud  Zettelausteiler  vorgesetzt,  sondern  jedem 
Grundlierrn  freigestellt  werden,  für  seine  Mühlen  solche  zu 
verordnend   Die  kölmlBchen  Krüger  sollten  für  die  Akzise 
vereidigt,  die  adligen  dagegen  durch  ihre  Herren  überwacht 


'  Die  Regierung  an  die  Amtshauptleute,  7.  Aug.  1666.  (U.-A.  XVI 
S.  516  Anm.  1.)  Der  gesamten  Sttade  Bedenken,  16.  April  1680.  (Ebenda 

S.  918  f  t 

'  ^olduI^t  der  Oberkasteahcrren,  17.  Juli  1668.  (Ebeuda  8.  44y 
Anni.  2.)  Memorial  f&r  die  adligen  Deputierten,  April  1668.  (Ebenda 
s.  399.)  Erinnerungen  der  Oberräte.  24.  Juli  1668.  ^Ebenda  S.  536  Anm.  1.) 
Bedenken  der  Ritterschaft  v.  .Inli  1668  u.  Mai,  1669.  (Ebenda  S.  532,  562.) 

*  I>er  Kurfürst  an  die  Regierung,  7./17.  Sept.  1677.  (Ebenda  S.  835.) 

*  Bedenken  der  Rittenchaüt,  2S.  Ang.  1674.  (Ebenda  S.  806.) 
Virl.  U-A.  XV  S.  419,  448. 

*  Bedenken  der  Rittersehnft,  15.  Juli  1666.  (Ebenda  S.  606.)  Die 
i>t&dte  bescbwerten  sich  81.  Juli  dagegen.  (Ebenda  S.  512.) 
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werdend  Ais  dem  Anöucheii  der  Staude-'  iiachgegebeu  uud 
zeitweise  die  Aufsicht  Über  die  Akzise  in  den  Amteru  den 
Uauptleuteu  übertragen  wurde,  da  mangelte  es  so  ganz  an 
aller  Ausführung,  dafs  man  wieder  zur  AnstelluDg  besonderer 
Instigatoren  übergehen  mufste^.  Der  Adel  und  die  Städte 
^abeu  sich  in  Defraudationen  kaum  etwas  nach,  indessen 
warfen  sie  sich  gegenseitig  ond  den  Akzisebeamten  ihre 
Sünden  vor  und  schoben  die  Schuld  an  den  geringen  Ein- 
nahmen mit  Vorliebe  von  sich  ab  und  den  Exemtionen  der 
landesherrlichen  Beamten,  Waldbedienten,  Neusassen  u.  a«  zu. 
In  Königsberg  waren  Beaufsichtigung  und  Reformversuche 
ebenso  schwierig  wie  auf  dem  Laude  ebenso  ungern  wie  der 
Adel  liefs  die  Stadt  sich  in  die  Schäden  ihrer  Verwaltung 
hineinsehen  und  ertrug  es  nur  mit  Widerwillen,  dafs  DUVi 
eine  Kommi  si  ti  ihre  Akzise  untersuchte".  Obwohl  der  Kur- 
fürst sich  spater  eine  Aufsicht  über  die  Könifrsherger  Akzise 
durch  einen  Gegeuschreiber  zusicherte*',  konnte  er  es  nicht 
erreichen,  dafs  seine  Befehle  betreffs  besserer  Kontrolle  aus- 
geftthrt  uud  die  grofseu  Unterschleife  vermiedeu  wurden'. 

c)  Die  obere  Steuerverwaltung. 

Solange  Steuern  nur  aulserordentliche,  unregeimäfsig  im 
Falle  eines  Bedürfnisses  gewählte  Malsregeln  zur  [Deckunix 
finanzieller  Nöte  waren,  konnte  auch  von  einer  durchgehenden, 
fest  geregelten  Verwaltung  nicht  die  Rede  sein.  Bei  jeder 
Steuerbewilligung  wurden  auch  die  für  Einnahme,  Verrech- 
nung und  Auszahlung  der  Gelder  notwendigen  Anordnungen 
getroffen,  so  dafo  der  Apparat  stets  wechselte,  ein  technisch 
geschultes  Beamtenpersonal  nicht  heranwuchs.  Die  ganze  Ver- 
waltung war  in  umständlicher  und  kostspieliger  Weise  ein- 
gerichtet, und  zwar  war  die  Besetzung  der  Ämter  und  deren 
Besoldung  eine  um  so  reichlichere,  je  gröfser  die  Macht  der 
Stände  war,  während  kräftige  Herrscher,  wie  Georg  Friedrich 
und  Friedrich  Wilhelm,  einr  Vereinfacluing  herbeizuführen  mit 
Erfolg  bestrebt  waren  ^.  indessen  machten  namentlich  die  iu- 


'  Bedenken  der  Kittertichait,  ö.  8ept  1677.  (U.-A.  XVI  S.  894 
Amn.  1.) 

*  Vereinigtes  Bedenkeut  28.  Sept  1671.  (Ebenda  S.  714.) 

^  Croy  an  den  Kurfürsten,  27.  Mai  1672  (ebenda  S.  745  Amn.);  der 
Kurfürst  an  die  Regierung,  5.15.  .luH  1672  (S.  755  Anm.) 

*  Vgl.  Bericht  der  liegierung  au  den  Kurt.,  U.  Okt.  iU07.  (U.-A. 
XVI  8.  528  Anm.) 

rrotoknü  der  Ohcrratstube,  24.  Jan.  und  Bericht  Schweriiu  an 
den  Kurf..  27.  Jan.  1662  fU.-A.  XV  S.  718  f.,  720). 

*  Vgl.  U.-A.  XVI  t5.  528  Anm^  533  f,  712  Anm.,  714»  719  Anm. 

'  Der  Knrförst  an  Croy,  26.  Okt../ 5.  Nor.  nnd  2^12.  Not.  1672. 
(Ebenda  8.  761  Anm.  1.) 

^  Isaacsobn,  Geschichte  des  preuCstscheu  Beamtentams,  II.  Bd. 
S.  15  f. 
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«lirekten  Steuern.  Akziso  und  Trauksteuer,  aucli  noch  in 
nnserrr  Zeit  oineii  rrcht  verwickelten  und  schwerfälligen  Ver- 
waltuugsiuechanisnius  notwendig. 

Dereelbe  gliederte  sich  in  drei  Instauzeu :  die  Kreiskasteu, 
<leu  Laü'lkasten  und  als  oberstes  aufsichtsfOhrondi^s  Oriran 
den  Landtag.  Die  in  den  Amtern  und  Städten  emgeiHUiinu  nen 
Gelder  Bamt  den  Einnahmeregiütern  gingen  zunächst  periodisch 
an  die  Kassen  der  drei  Kreise  Samland,  Natangen  und  Ober- 
land, die  im  alt  städtischen  Rathause  zu  Küuigbberg,  in  Barten- 
stein und  Osterode  untergebrachten  Kreiwasten.  Von  hier 
ans  flössen  sie  in  die  G^eralkam,  den  Landkasten  zu 
Kiteigsberg,  Kusammen,  der  die  Ertrft^e  vierteljährlich  an  die 
kurfürstliche  Rentkammer  gegen  Quittung  ablieferte;  unter 
UmstAnden  erfolgte  auch  die  Auszahlung  an  die  Kammer  un- 
mittelbar aus  den  Kreiskasten  unter  Aufsicht  der  Landkasten- 
verwaltung ^  Je  ein  Kreiskastenschreiber  besorgte  die 
laufenden  Rechnungsgeschiifte ,  der  saniländisehe  —  in  der 
Kegel  der  altstädtische  Stadtschreiber  —  war  zugleicli  Ofior- 
kastenschreiber.  Neben  und  über  ihnen  nber  waren  mit  der 
.\ufsi('bt  über  die  Rechnungslulirung  eine  Anzahl  Abgeord- 
neter aus  der  Mitte  der  Stände  als  Kastenherren  bt  traut,  die 
bei  geringer  Tätigkeit  eine  jedesmal  festgesetzte,  reclit  gute 
Besoldung  genossen*.  Bei  der  Akziseeinrichtung  von  1002, 
1003  und  1066  allerdings  begnügte  man  sich,  anstatt  wie 
vorher  Kreiskastenherren  zu  ernennen,  damit,  die  Aufsicht 
ttber  die  beiden  nicht  in  Königsberg  befindlichen  Kreiskasten 
von  der  Oberverwaltung  ans  zu  fahren  ^,  Der  Adel  verstand  es 


1  Sn  m\.   Bedenken  y.  7.  Sept.,  Abschied  t.  12.  Bez.  1641.  (U.-A. 

XV  8.  306,  322.) 

*  Bei  (1er  ersten  Akzise  lt>55  hatte  man  folgenden  Vciwaltungh- 
apparat  eingerichtet:  7  Oberkastenherren,  nämlich  2  von  Landräten, 
2  vom  Adel,  die  3  Bürgermeister  von  Königsberg;  9  Kreiskastenherren. 
!i;iiuli<  h  in  jc(l('ni  Kreis«'  je  1  von  Landiätt'ii,  lUttcrsrhaft  nnd  kl«"iiipn 
Madteu.  --  Die  adligen  Kastenherren  erhielten  bei  jeder  vierteljährlich 
erfolgenden  Aufwartung  täglich  8  Mk.  ttnd  IVt  ScheflTel  Hafer,  die  bttrgcr- 
lichen  Mk. 

Akzi<t'eiiinohiner :  Kür  Jodes  Amt  1  odor  2  vnni  Adel,  mit  Mk. 
täglichen  (iehalts  bei  der  monatlichen  Autwartung.  Für  Königsberg  7, 
d^ii  2  Akgiseschreiber.  SOO  fl.  jährliches  Gehalt.  Fftr  die  kleinen 
Stidte  je  1.  J&hrliclR's  Gehalt  100  fl.  Dazu  Zcttelausteiler  auf  dem 
Lande  mit  etwa  30  fl.  (monntlichen?)  (u-halts.   fll.  7.  40«"  ) 

*  1^63  bestirnnife  man  je  2  von  Laiidnitcii  und  Hitterschalt,  dazu 
für  die  kieineu  Stadt«  den  Burgeniieister  von  llolluad  /u  Kastenherren; 
4er  letztere  Qberoahin  die  Führung  nicht  nur  der  oberländinchen  Kreis- 
rechnuog,  sondern  auch  der  Ilauptrochnnnq:  und  rrhielt  daher  ebensoviel 
wie  seine  adligen  Knilogen,  nainliih  150  Ü.  monatlich.  Die  Kasten- 
sfhreibcr  bekamen  100  ti.  monatlich. 

1606  wurden  je  8  von  Landrftten  und  Rittorsrhaft,  die  3  Bürger- 
laeister  von  Kdnigsberg  nnd  der  Bürgermeister  von  Bartenstein  zu  Ober- 
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iwirh  hierbei  vortrertlicli,  sich  die  wühll)P7alilten  \md  ei?iHors- 
reicheii  Ämter  vorziihelinltcn  und  die  kh  inen  Städte,  die  doch 
auch  ihre  Gelder  m  die  Ki  eiskasten  lieierteii.  von  der  Ver- 
waltung auszuschliefsen ,  ungeachtet  ihrer  Khigea  uml  For- 
derungen*. Sogar  die  selbständige  Kinnahme  wurde  ihnen 
einmal  entzogen,  indem  sie  ein  Hauptgeld  in  die  Ämter  er- 
legen mufsten^.  Die  Stftdte  beklagten  sich  lOOG,  dafB  der 
Adel  sechs  Stellen  fttr  sich  genommeD  habe,  und  argwöhnten, 
dafs  die  adligen  Kastenherren»  obwohl  sie  abwechseln  sollten, 
doch  bald  dauernd  ihre  Gagen  beziehen  würden*;  ihre  Ver- 
mutung war  nicht  ganz  ungerechtfertigt,  denn  1677  mnfste 
wieder  bestimmt  werden,  dafs  nur  denjenigen  Kastenherren, 
die  ihre  sessiones  abwarten,  das  ordinarium  gereicht  werden 
solle  ^. 

Dabei  war  die  Tätigkeit  der  Oberkastenherren  sehr  gering, 
wie  der  Statthnlter  ](}(\7  berichtet;  abwechselnd  je  drei  kamen 
einmal  im  Monat  aul  dem  altstädtischen  Rathause  zusammen, 
um  das,  was  aus  den  Kreisen  eingebracht  wurde,  an  die  Kriegs- 
kasse  abgeben  zu  lassen,  wollten  sich  aber  trotz  täglicher 
Ermalinuiig  des  Statthalters  nicht  zu  einer  Nachforschung 
nach  den  Gründen  der  Abnahme  der  Einkünfte  verstehen*. 
Es  lag  an  der  Halbheit  st&ndischer  Verwaltungseinrichtungen, 
dafs  die  Tätigkeit  dieser  obersten  Steuerbeamten  nur  gering 
und  wenig  fruchtbringend  sein  konnte,  denn  ihnen  fehlte  jede 
Exekutivgewalt.  Ihre  ,|UnabläBsigen'*  Klagen  um  Durchführung 
Ihrer  Vorschläge  und  Verordnungen  blieben  vergeblich*;  als 
sie  einmal  selbst  eingriffen  und  den  Adel  zur  Revision  der 
Akziscunterschleife  einberiefen,  statt  durch  die  Hauptleute 
Ausschi  eiben  ergehen  zu  lassen,  beklagte  sich  die  Eitterschaft 
darüber  ^ 


kastenherren  bestellt,  der  letztere  jedoch  .ohne  Sequel  und  praejudic 

der  Stände"  iinil  nur  zur  Teilnalinu'  an  den  vicrteljährlK  Irii  Ilaupt- 
sitzungen.  Cebalt  wie  I05d.  Dazu  1  Königskerger  und  H  Kreiskasten' 
hchreiber.   (U.  7,  40 g.) 

'  Vgl  U.-A.  XVI  S.  396,  485  f.,  495,  508,  512,  694.  712. 
2  Ik'dfiiken  der  Stiidte,  5.  Juni  1066.  (Ebenda  S.  -195) 
"  EbeUhO  31.  Juli  1660.  (Ebenda  S.  512."!  Anrli  der  Kurlurst  I.md 
das  Deputat  der  Kastenherren  zu  hoch.  (Au  ivadziwili,  26.  Nov.  1660. 
Ebenda  S.  518  Anm.)  Die  Stände  dagegen  waren,  wenn  sie  Vorschlage 
zur  Vei  lulUgnng  der  Akzise  machten,  iinnicr  geneigt  den  Snld  der  unteren 
Bedienten,  fast  nie  aber  die  reichlichen  Einkünfte  der  adligen  iierreu 
zu  verkürzen.  (Vgl.  Memorial  v.  Sept.  1671,  vereinigte  Bedenken  v. 
24.  Sept.  1677,  28.  Sept.  1678,  16.  April  1680.  U.-A.  XVI  8.  710,  888  £, 
85d,  919.) 

*  Vereinigtes  Bedenken,  24.  Juni  1677.   (Ebenda  S.  6ii3  f.) 

*  Berichte  Kadziwills  an  den  Kurf.  v.  1.  März,  28.  Juni  u.  10.  Okt. 
1667.   (Ebenda  S.  524,  527  Anm.  1  f.) 

«  NotdaritderOherkaBtenherren,  17.JuU  1663.  (U.-A.  XVI  S.  449  f. 
Anm.  2.) 

^  Memorial  der  Ritterschaft,  13.  Juli  1068.  (Ebenda  S.  581.) 
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Die  oberste  und  entscheidende  Instanz  in  allen  Steuer- 
angelepcnheiten  war  der  Landtag  selbst,  der  ja  auch  durch 
die  von  ihiu  l>estellteu  und  ihm  verantwortliciien  Kasteuherreu 
die  Zentral  Verwaltung  ausübte.  Ihm  fiel  dann  schliefslich  die 
oberste  Kontrolle  über  Eingang  und  Verwendung  und  die  end- 
gültige Auseinandersetzung  mit  der  Kiui)fangeriu,  der  landes- 
herrlichen Verwaltung,  zu.  was  auch  durch  je<lesmal  ernannte 
ständische  Deputierte  unter  Vorsitz  des  Oberburggraleu  ge- 
schah. Allerdings  war  beim  Kegierungsantritt  des  Kurfürsten 
lamge  keine  Revision  abgehalten  worden,  so  dafs  in  der  Zen- 
tralyerwaltung  eine  ftbele  Verwirrung  eingetreten  war,  und 
atrf  Anregung  des  Eurfttrsten  selbst,  weil  diese  Irrungen 
„wenig  Frommen  verursachet",  eine  Kommission  zur  Ab- 
h^^ruDg  der  (icneralkastenrechnung  von  1632  und  zur  Be- 
seitigung der  Konfusion  zwischen  Kammer  und  Kasten  ein- 
gesetzt wurdet  Diese  trat  auch  1(342 '4:*  in  Tiltigkeit,  doch 
scheint  d'u'  Vermischung  zwischen  dvn  (gefallen  der  Kammer 
und  denen  des  Kastms  eine  sehr  grolse  gewesen  zu  sein,  denn 
hviiW  Interessenteu  konnten  sich  nicht  einigen,  die  Stinnlr 
nioihien  nicht  die  hohen  Forderungen  des  Kurfürsten  au- 
erkenneu.  noch  dieser  auf  die  Vorschlüge  jener  und  der  Re- 
gierung t  ingehen  Auch  dauerte  in  der  Folgezeit  die  Ver- 
mischung ständischer  und  fürstlicher  Einnahmen  fort,  da  ein 
groflser  Teil  der  Kontributionen  schon  in  den  Ämtern  verrechnet 
und  von  da  aus  gleich  in  die  Kammer  gezogen  wurde,  so 
dafs  dem  Kurfftrsten  auch  andere ,  nicht  für  ihn  gewilligte 
Gelder  zuüossen Denn  die  landesherrliehe  Finanzverwaltung 
ging  in  ihren  beständigen  Geldnöten  immer  darauf  aus,  die 
SteuerbetrAge  unmittelbar  an  den  Fiinnahmeorten  in  die  Hand 
zu  bekommen  und  sie  gleich  von  dort  aus  zu  ihren  Zweeken 
zu  verwenden,  ein  weder  rechtmäfsiges  iiofli  wirtscliaftliches 
Verfahren,  durch  «las  aber  weniffstens  der  umständliche  und 
kostsjiielige  ständi-flie  Steuerbetneb  umgangen  wunb*. 

Die  Landkastt'iiieclin untren  über  die  Erträge  der  einzelnen 
Steuern  wurden  allerdings  .spiiterhin  öfters  durch  ständische 
Abgeordnete  im  Veieiu  mit  dem  kurfürstlichen  Kanuner- 
meister abgehört,  doch  unterblieb  eine  Generalabrechnung  gänz- 
lich. Die  »tftdte  baten  1670  und  1672  mehrfach,  die  General- 
kastenrechnung  von  1643  an  abnehmen  zu  lassen,  der  KurfOrst 
war  auch  einverstanden  und  verordnete  schon  Kommissarien 

» 

1  Proposition  t.  4.  Juni  1640  (U.-A.  XV  S.  288  f.X  Landtagsftbschied 

T.  12.  Dez.  1641  (ebenda  S.  331). 

«  Instruktion  für  Burgsdorf,  22.  Dez.  1643.  (Prot,  u.  Rel.  11  287.) 
•  Erklärung  der  St&nde,  22.  Dez.  1645  (Ü.-A.  XV  S.  88S);  die  Stände 

•n  dh'  ne^mentsrÄti'.  7.  Marz  1647  (ebenda  S.  340);  Bedenken  der  Ritter- 
-cbatt,  17.  Juli  1&55  (ebenda  S.  963  Anm.  1){  endliche  Erklärung,  3.  Juli 

1672  fT'..,\.  XVI  S.  753). 
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dazu*,  doch  ist  von  einer  Ausführung  nichts  zu  hören;  die 
Zurückhaltung  der  Oberßtände  scheint  darauf  hinzudeuten, 
als  hätten  sie  Veranlassung  gehabt,  das  Werk  nicht  zo  wünschen. 

Da  die  Stäiirif*  öfters  nnch  zu  Zwecken  der  Landsrhnft  Gelrler 
erhoben  mul  ansamiuclteu  mul  diese  infolge  der  Vei  iiii->rliuug 
von  Kasten  und  Kammer  gieichfalls  angegriffen  wurden .  so 
baten  sie  mehrfach,  dafs  ihnen  die  Errichtung  eines  aerarium 
publicum  für  reine  Landessachen  neben  deui  in  zu  grofse  Un- 
ordnung geratenen  Landkasten,  der  dann  die  landesherrlichen 
Steuern  allein  enthalten  boUte,  gestattet  werde-.  Der  König 
von  Polen  hatte  es  ihnen  schon  1617  zugestanden  ^  der  Kur- 
fürst willigto  1641  ebenfalls  ein^  aber  auch  dieser  Plan  blieb 
stecken.  Die  Landräte  machten  1663  wieder  einen  Versnchy 
einen  eigenen  Landkasten  „zur  Auszahlung  der  Landschulden 
und  Beobachtung  der  Landes  Notwendigkeiten"  zu  Wege  zu 
bringen  und  willigten  einen  zweijährigen  Hufenschofs  dafür. 
Die  Städte  lehnten  von  vornherein  jede  Zahlung  zu  diesem 
Zwecke  ab,  die  Ritterschaft  stimmte  im  allirpifieinen  zu,  ver- 
weigerte aber  später,  als  es  ans  Zahlen  ging,  die  nötige 
Willigung*. 

•  Die  ganze  ständische  Steuerverwaltung  war  in  dem  6mue 
eingerichtet,  die  vom  Lande  gewilligten  (Felder  möglichst 
lange  in  der  Hand  zu  halten  und  sie  erst  generaliter  an  den 
Kurfürsten  selbst  oder  seine  oberste  Finauzbehörde  auszuzahlen. 
Aber  selbst  dann  bestand  noch  immer  ganz  besonders  unter 
den  brandeoburgiscben  Kurfürsten  die  Ge&hr,  dafs  die  aus- 
gelieferten Summen  verschleudert  oder  nicht  zu  den  Tor- 
gesehenen  Zwecken  und  zum  Nutzen  des  Landes  verwendet 
würden.  Tatsächlich  wendete  ja  der  Kurfürst  die  von  den 
preufsischen  Stenden  erlangten  Gelder  fast  ausschliefslich  zu 
Zwecken  an,  die  diesen  nicht  genehm  waren,  und  sie  klagt-en 
daher  vielfach,  dafs  die  Kontributionen  nicht  „ad  destinatos 
usus"  angewendet,  vor  allem,  dais  mit  denselben  nicht  die 
zerrüttete  Amtsverwaltung  aufgehessert  und  die  verpfändeten 
Ämter  eingelöst  würden*;  war  dieses  doch  das  einzige  Mittel, 


*  Vgl.  die  Bedenken  v.  Okt  und  Dez.  1670  (Ü.-A.  XVI  8.  636,  656  f.) 
und  vom  Frühjahr  1672  (ebenda  S.  737  f.,  744);  Gatachten  der  Regierunfr, 
2.  Dez.  1670  (ebenda  S.  674)}  Kurfürsü.  Erklärung,  23.  Mai  1672  («ben£i 
S.  748). 

'  Gravamina  der  gesamten  Stände,  26.  Jnni  1640  (Ü.-A.  XV  S.  ^2); 
Schreiben  der  Stände  au  die  Oberräte,  19.  Febr.  1649  (ebenda  S.  345f.); 
Schwerin  an  den  Kurfiirsten,  1.  Juli  1661  (ebenda  S.  509);  Geeinigtes 
Bedenken  v.  19.  Juli  1661  (ebenda  S.  m) 

•  Brevsig,  Einleitung  zu  Ü.-A.  XV  S.  156. 

*  Abschied  v.  12.  Dez.  1641  (U.-A.  XV  S.  302). 

»  Verl.  (Ho  MiiiKlischen  Krkhirungen  v.  Juli  1663  (U.-A.  XVI  S.  4^^  f.j. 

•  Vgl.  die  ötaude  an  die  Oberräte,  7.  März  1647  (U.-A.  XV  S.  340); 
Schwerin  an  den  Kurfürsten,  1.  Juli  1661  (ebenda  S.  512);  Bedenken  der 
Landräte,  Mai  1669  (U.-A.  XVI  S.  556);  Vereinigtes  Bedenken,  90.  Sept. 
1675  (ebenda  fi>.  Ö16). 
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sie  vor  aUsu  häufigen  und  hohen  Forderungen  zu  schützen« 
Sie  verlaiigteB  bei  ihrer  Willigang  von  1662  die  bestimmte 

Versicherung,  dafs  das  Gewilligte  nur  ad  destinatos  usus  ver- 
wendet werde,  nml  wiederholten  diese  nusdrückliche  Forderung, 
als  der  Kurfürst  im  Ak/iserevers  nur  versprach,  er  wolle  „die 
verwilligte  Summe  auch  uir^^^eiuls  anders  wohin  als  zu  unsem 
und  des  Landes  Angelegenheiten  anwenden"  ^  Aber  die 
Stande  erkannten  bald,  dafs  auch  solche  Keverse  ihnen  keine 
(irwälir  boten  für  die  ausbeduugene  Verwendung  der  Steuern, 
uud  äul'serten  daher  noch  weitergehende  Wunbche.  So  stellten 
die  Landräte,  als  sie  eine  Akzise  zur  Einlösung  der  Domänen 
willigten,  die  Bedingung,  nicht  nur  die  Administration  solle 
in  der  Stftnde  Händen  gelassen  werden,  sondern  auch  die 
Einlitoung  der  verpftndeten  Stocke  solle  durch  ständische 
Deputierte  geschehen  und  sie  von  ihnen  an  die  kurfarstliche 
Kammer  übergeben  werdend  Aber  wenn  sie  vorher  schon 
keinen  Einflufs  auf  die  Verwendung  ihrer  Gelder  hatten  ge- 
winnen können,  so  war  es  jetzt  erst  recht  zu  spät,  und  sie 
mufsten  unwillig  zusehen,  dal's  alle  Willigungen  offen  für  das 
Heer  verbraucht  wurden,  für  das  sie  am  allerweuigsteu  be* 
stimmt  waren. 

5.  Absondemiigsbeatrebangen  der  Städte. 

Allenthalben  trat  es  zutage,  dafs  der  ständische  Körper 
ein  nnnatfirllches  Gebilde  war,  in  dem  zwei  Teile  ganz  ftufserlich 
miteinander  verbunden  waren,  die  nichts  unter  sich  gemein 
hatten,  jafeindselig  und  abgeschlossen  einander  gegenttberstanden 
und  nur  durch  den  Gegensatz  zu  dem  gemeinsamen  Feinde,  der 
Monarchie,  notdürftig  zusammengehalten  wurden.  Es  war  vor 
allem  die  hervorragende  Stellung  des  mächtigsten  Gemein* 
Wesens,  der  Städte  KÖnigsl)erg,  die  das  äufserliche  und  lockere 
Hand  immer  wieder  zu  sprengen  rlrehte.  denn  möglichste  Un- 
abhängigkeit war  das  Ziel  ihres  btrebens.  Das  führte  vor 
allem  (lann  zu  l^eibuugen.  wenn  es  sich  um  ö:eni<M*nsame 
Leistungen  des  ganzen  Landes  handelte,  immer  unter  den- 
selben Erscheinungen:  Königsberg  nach  Loslösung  und 
Selbständigkeit  strebend,  der  Adel  bemüht,  dieses  leistungs- 
fähige Glied  im  Verbände  zu  halten,  wobei  er  trefflich  seinen 
Eigennutz  hinter  dem  stets  vorgesdifttzten  Wohl  des  Landes 

»  GceiniffUäs  Bedenken,  27.  März  1602  (U.-A.  XVI  S.  45);  Revers  v. 
April  1662  (ebenda  S.  95  Aam.);  Schwerin  an  den  Karf.,  29.  April  1662 
(ebenda  8.  99).  ba  Akziseentwnrf  vom  7.  Febr.  1(>62  hatten  die  Stände 

.r>.T,.-  verlanpf,  die  Kastenherren  sollten  keine  Z:ililnns:"?finwoi5'nnjr'Mi  an- 
aeiimeii  als  solche,  die  aui  Einlösung  der  Domänen  lauteten.  (Horn 

8.  m.) 

•  Bedenken  der  Landräte,  Mai  1669.  (Ü.-A.  XVI  8.556.)  Vereinigtes 
Bedenkent  L  Dez.  1670.  (£beuda  8.  65».) 
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verbergen  konnte.  Es  handelte  sich  dabei  um  zwei  wichtige 
Fragen:  ob  Königsberg  an  der  allgemeinen  Landesverteidigung 
und  ob  es  an  allgemeinen  Landcssteuem  teilnehmen  müsse. 

Die  drei  Städte  l'ildeteu  einen  Staat  im  Staate  und 
strebten  nach  einer  Stellung,  wie  sie  die  deutschen  Ueichs- 
städte  und  Danzig  hatten,  nach  der  einer  Städterepublik  iu 
ganz  loser  Abhängigkeit  von  einem  Oberherrn.  Sie  deckten 
ihre  ötientliclieu  Bedürfnisse  von  jeher  durch  Sonderst-euern, 
die  sie  vor  allem  in  der  Form  zahlreicher  Ungelder  im 
Handelsbetriebe!  zuweilen  auch  als  direkte  Schösse  von  den 
Bttrgern  erhoben.  Das  war  ihnen  schon  früher  als  präjudl- 
zierlich  fflr  die  landesherrliche  Hoheit  verboten  worden  \  ohne 
dafs  dem  je  Folge  geleistet  worden  wäre;  wie  wenig  an  eine 
Durchftihrung  dieses  Vt  rbotes  zu  denken  war,  geht  daraus 
hervor,  dafs  der  Kurfürst  einige  Jahre  später  von  den  Städten 
nur  eine  genaue  Rechnunglegung  forderte,  ob  ihre  für  die 
Bürgerschaft  und  den  Handel  mit  Litauen  drückenden  Ab- 
gaben auch  wirklich  zu  öllentlichen  Zwecken  verwendet  würden^. 
Die  Städte,  auch  die  kleinen,  erhoben  ferner  den  Ans]»ruch, 
im  Kriegsfalle  für  ihre  Verteil] igimg  selbst  zu  sorgeu  und 
nicht  zur  allgemeinen  Landcbdeiension  verpflichtet  zu  sein, 
denn  sie  hatten  keine  Lehn-,  sondern  Stadtgtiter*;  übrigens 
hatte  auch  die  Erfahrung  sie  schon  genugsam  belehrt,  dafs 
sie  weder  von  kurfürstlichen  Truppen  noch  von  ständischen 
Aofgeboten  einen  Schutz  zu  erwarten  hatten,  und  Königsberg 
hatte  sich  daher  selbst  mit  grofsen  Kosten  durch  Anlage  einer 
Umwallung  und  durch  stehende  Soldtruppen  wehrhaft  ge- 
macht. Die  Oherstände  wollten  diese  Absonderung  den  Städten 
natürlich  nicht  zugestehen,  und  der  Kurfürst  erklärte  gleich- 
falls, ihre  Besetzung  müsse  in  der  allgemeinen  Verfassung 
und  seiner  Anordnung  verbleiben  ;  er  führte  das,  als  er  die 
Macht  dazu  hatte,  aurh  praktisch  durch,  indem  er  im  nor- 
dlRclieu  kriege  die  Köuigsberger  Soldaten  in  das  Feldheer 
bleckte. 

Immerhin  tauchte  die  Frage  der  gemeinsamen  Landes- 
verteidigung nur  al)  und  zu  auf,  während  die  städtischen  Ge- 
lüste, auch  in  Steuerangelegeuheiten  für  sich  zu  gehen,  fort- 
dauernd die  Geschlossenheit  des  Ständetums  gefährdeten.  Dafs 
die  Städte  nach  Selbständigkeit  strebten,  kann  weniger  wunder 
nehmen,  als  dafs  es  noch  so  oft  gelang,  die  Gemeinsamkeit 


*  liespousum  des  Königs  vom  10.  März.  it>J7.  (Baczko  V  S.  283  t) 
'  Der  Kurfbrst  an  die  Städte  Königsberg,  25.  Okt  16^  (Ü.-A.  XV 

S.  83:3  f.) 

"  Vgl.  die  Bedeiikoii  v.  4.  Dez.  164.S  (t'lieiuia  8.  344),  12.  Sent.  1655 
(ebenda  b.  Üt>i>),  27.  Marz,  ö.  April  und  16.  Juli  16<i2  (L'.-A.  XYl  51, 
74 1.,  187),  15.  März  1663  (ebenda  S.  861),  Juli  1668  (ebenda  8.  540), 
22.  Nov.  1678  febenda  S.  85-')). 

*  Landtagsabschied  vom  4.  Juli  1656.  (U.-A.  XY  S.  3841) 
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mit  dem  Adel  aufrecht  zu  erhalten;  denn  einesteils  hatten 
die  Oberstäüde  mit  ihren  zwei  Kurien,  dem  Eintluls  der  Ober- 
rate und  TiRndräte  und  dem  landesherrlichen  Kumphuiat ions- 
recht als  Reserve  bei  weitem  das  Übergewicht  bei  der  Steuer- 
beirilliguDg  und  natzten  es  nacli  Kräften  aus,  dann  hatten 
sie  auch  die  Steuenrerwaltung  durch  die  Kreis-  und  Land- 
kasten fast  ganz  in  ihren  Händen*  Zwar  wagten  dem  gegen- 
über die  StAdte  nieht  auf  grundsätzliche  Trennung  bei  Auf- 
biingang  und  Verwaltung  der  Abgaben  zu  dringen,  wie  es 
der  natftrliehe  und  der  wirklichen  Lage  entsprechende  Weg 
gewesen  w&re,  denn  es  lag  ihnen  doch  wiederum  zu  viel  daran, 
den  Zusammenhalt  der  Stände  zu  wahren;  aber  wenn  der 
Adi  1  «eine  A'ormacht  zu  sehr  ausnutzte  oder  ihnen  auszunutzen 
schien,  so  drohten  sie  mit  der  „Separation"  und  führten  sie 
auch  oft  <4enug  durch.  Eine  solche  bedeutete  für  den  je- 
weiligen Landtag  eine  Spaltung  der  Stände  in  zwei  Teile,  die 
getrennt  willigten,  getrennt  ihre  Bedenken  der  Regieiiing  ein- 
reichten und  getrennt  die  Steuern  au  sie  abführten.  Zum 
ersten  Male  kam  es  zu  einer  solchen  bis  dahin  unerhörten 
Neuerung  auf  dem  Landtage  zu  Heiligenbeil  1516,  da  die 
Städte,  einscblief^lich  der  kleinen  Stftdte,  nicht  die  vom  Adel 
beliebte  Bierziese,  sondern  Hubenschofs  und  Getreidesteuer 
willigen  wollten  ^  P>s  war  der  ewige  Streit  um  direkte  und 
indirekte  Steuern,  der  immer  wieder  Stadt  und  Land  spaltete 
und  in  der  Regel  den  Grund  zur  Separation  bildete. 

Schon  auf  dem  Landtage  von  1>)4()  41  lohnten  die  Städte 
♦^in  Zusammengehen  mit  dpn  Ohcrstäuden  und  eine  Willigung 
für  den  Kurftlrsten  ab  unter  dvm  Ym  iivhcn ,  dafs  die  von 
jenen  vorgeschlagenen  Stouprn  uii^ereclit  seien,  und  dafs  der 
Kurfürst  zuerst  ihren  Beschwerden  Abhilfe  schaffen  müsse: 
dieser  war  dem  gegenüber  noch  machtlos  und  erreichte  auch 
durch  die  nach  dem  Laiuitago  bis  in  den  Oktober  1042  ge- 
führten Sonder  Verhandlungen  mit  Königsberg  nichts.  Auf  der 
KonTokation  van  1655  liefsen  sich  die  Stftdte  allerdings  zu 
einer  Teilnahme  an  der  Landesakzise  bewegen,  aber  mit  dem 
Vorbehalt,  daik  sie  von  dem  bei  ihnen  aufkommenden  Ertrage 
ihre  geworbenen  Soldaten  und  ihre  Munition  bezahlen,  den 
Rest  bona  fide  quartaliter  in  den  Landkasten  abführen  wollten, 
aber  nur  als  freiwilliges  Subsidium,  da  sie  sich  „in  die 
Defension  des  Landes  niemals,  auch  noch  jetzt  nicht  ein- 
wickeln wollen" 

Auf  den  Landtagen  von  HiGl — 63.  der  alle  Widersy>rüche 
und  GegensiUze  im  ständisciieu  Staatswesen  an  die  Obertiäcbe 
brachte,  kam  es  auch  in  dieser  Frage  zu  einem  heftigen  Zu- 
»ammenstofse.  Da  die  von  den  Städten  während  des  Krieges 


•  1  Oppen,  Staudeakten  V  b.  796  f.' 

*  Geeinigtes  Bedenken,  8.  Aag.  1655.  (U.-A,  XV  S.  868.) 
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mitgewilligte  Akzise  vom  Kurfürsten  eigenmächtig  erhöht  und 
Jahre  hindurch  ungewilligt  verlängert  worden  war,  so  hatten 
die  Königsherger  einen  solchen  Widerwillen  gegen  sie  gefafst, 
dars  sie  unter  keinen  Umstanden  nochmals  an  einer  all- 
gemeinen Landesakzise  teilnehmen  wollten.  Da  alle  Be- 
mühungen der  Oherstände  und  der  kurforstücken  BevoUmaeh- 
tigten,  sie  zum  Anschlufs  an  die  von  jenen  gewilligte  Akzise 
zu  hewegen,  erfolglos  l)liel)en,  so  befahl  der  Kurfürst  durch 
Komplanaüon  die  Einrichtung  der  von  den  Oherständen  be- 
schlossenen dreijährigen  Akzise  ^  Obwohl  dieses  Verfahren 
durchaus  iiesetzlich  war,  entstand  in  Könicr?berg  eine  un- 
geheuere Erregung  ob  dor  vf^rmeiiitlichen  Vergewaltiguncr^,  ja 

die  Bürgerschaft  wandte  sicli  mit  einer  Beschwerdeschritt  an 
den  König  von  Polen®  und  verwalirte  sich  gegen  die  „violenta 
et  iuiqua  coiiii)l;tiiatiu  in  puncto  contributiunis",  auch  erschwerte 
sie  nach  KiaitLu  die  Durchführung  der  ihnen  aufgedrängten 
Akzise  *.  Und  so  grofs  war  doch  das  Gewicht  der  einen  Stadt 
K6nig8b6rg,  da&  sie  gegen  das  Tereinigte  Vorgehen  des  Landes- 
herm  und  des  Adels  den  Sieg  davontrug,  denn  der  Kurfftrst 
verzicktete  naehker  auf  die  Komplanation  und  gestattete 
Königsberg  die  Aufbringung  seines  Quantums  durch  eine 
städtische  Akzise,  die  sog.  Konsumtionsgelder^.  Allerdinga 
scheint  Königsberg  neben  seinem  sehr  hartnäckigen  Wider* 
stand  auch  noch  ein  anderes  wirksames  Mittel  angewendet  zu 
haben,  denn  später  kam  heraus,  dafs  rs  zur  Erreichung 
seines  Zweckes  f^ine  ansehnliche  Sunmie  Geldes  hat  sprintren 
lassend  Die  Ubtrstände  klagten  nun  beweglich,  daf?  dit» 
Trennung  in  der  Akzise  Verwaltung  nur  Entfremdung  zwischt-u 
den  Ständen,  Unrichtigkeit  und  Konfusion  verursache,  ihnen 
und  der  kurfürstlichen  Hoheit  Abl)ruch  tue,  vor  allem  durch 
die  Nichtbeachtung  des  Komplanationsrechts  seitens  der  Städte; 
sie  hofFten  noch  bis  zuletzt  auf  dessen  Durchsetzung,  und  ver- 
wahrten sieh,  als  es  vergeblich  war,  wenigstens  dagegen,  daft 
diesem  Reckte  durch  die  gestattete  Separation  ein  Abbmek 
geschehe^.  Auch  der  Kurffirst  verziditete  nur  ungern  auf 
die  Anwendung  dieses  Hoheitsrecktes,  aber  er  konnte  nicht 
einmal  das  von  den  Städten  erlangen,  dafs  sie  sich  ihm  pro 


>  Berichte  Sch^^erins  an  den  Kurf.  y.  Ifö.  April  und  2.  Mai  1662 
(U.-A.  XVI  S.  114  u.  117)  und  .Complanatio  wegen  des  Suhaidii*  pubL 
Ö.  Mai  1662  (ebenda  S.  120  ff.). 

*  Berichte  RadciwiUs  vom  S8.  u.  Schwerins  25.  Mai  166SI  (Ebenda 
S.  183,  137  f.) 

«  Vnm  17.  Juni  1662.   (Ebenda  S.  1^5  ff.) 

*  Schwerin  an  den  Kurf.,  6.  Juni  1662.  {Ebenda  S.  144.) 

*  I>er  Kurf,  an  den  Statthalter  und  die  Oberrftte,  UJ2i.  Aug.  1662 
(ebenda  S.  222  f.,  290  Anm.  1.) 

*  Protokoll  Tettans,  21.  Juli  1H66.   fEbenda  ^  '»07.) 

'  Geeinigte  Bedenken  v.  17.  April  und  3.  Juii  1663.  (U.»A.  XYl 
S.  888,  488.) 
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forma  auf  nur  acht  Tage  fügten  und  die  Akzise  zahlten  ^,  und 
behielt  nch  nur  im  Awchied  ansdrflcklich  vor,  dafs  er  deB 
ihm  in  solchen  Fullen  zustehenden  juris  complanandi  absolute 
hätte  gebrauchen  ktonen.  Die  kleinen  Stftate,  die  ebenfalls 
eine  getrennte  Verwaltung  zu  erreichen  versuchten,  wurden 
ohne  weitere  Umstände  von  den  Oberständen  zum  Anschlufs 
an  den  Landkasten  genötigt^. 

Die  Ol)erständr  niit  den  kleinen  Städten  und  die  Städte 
König^berf?  vrrptiichu  ten  sieh  nun,  je  eine  bestimmte  Summe 
—  8«MMH>o  l)ezw.  18<HMH)  fl.  —  durch  dasselbe  Mittel,  eine 
Auflage  auf  Brot  und  Bier,  selbständig  aufzubringen  uud  ge- 
ireuüt  an  den  Kurfürsten  auszuzahlen;  es  wurde  ausdrücklich 
ausgemacht,  dafs  durch  die  K^^iiigsberger  Konsumtionsgelder 
nur  die  in  Königsberg  Wohnenden  und  hier  etwas  Konsu- 
mierenden beschwert  werden  sollten,  keineswegs  die  auf  das 
Land  gehenden  Waren.  Aber  die  BefQrchtung  der  Oberstände, 
daft  Königsberg  seine  Auflagen  auch  auf  andere  consumptibilia 
ausdehnen  werde,  bewahrheitete  sich,  denn  dieses  erhöhte  und 
erweiterte  gleich  nach  dem  Landtage  seine  Taxen  betrftglich  , 
und  belegte  namentlich  das  Landbier  mit  einem  viel  höheren 
Satz*.  Es  kam  nun  zu  einer  Art  Zollkrieg  zwischen  beiden 
Teilen,  indem  die  Oberstänrio  niimitohr  die  Abgaben  für  Stadt- 
bier nur!  fiir  Weizen  erhöhten  und  Künigsl)erg  dadurcli  zum 
Narhjjrbeu  und  zur  Erniiifbigung  seiner  Sätze  nötigton  >.  Es 
hauiielte  sich  hierbei  um  die  immerfort  schwdteude  btn  itfrage 
der  stiidtischen  Sondersteuern,  da  Königsberg  seit  li>r>()  zu- 
gleich üut  der  Akzise  einen  für  die  eigenen  Bedlirfnisse  be- 
stimmtou  Aufschlag,  die  Hilfsgelder,  zu  erheben  ptlegte,  die 
Landschaft  aber  nicht  mit  Unrecht  behauptete,  diese  städtischen 
Auflagen  druckten  auch  sie.  Die  BOrgerschaft,  zeitweise  die 
Zflnfte  allein,  wollten  sich  ebenfalls  diese  Hilfsgelder  nicht 
gefallen  lassen,  und  der  Streit  um  sie  flackerte  immer  wieder 
auf*.  Ein  weiterer  Streitpunkt  war  es,  ob  die  kurfürstlichen 
Sehlofsfreiheiten,  die  geradezu  ein  besonderes  städtisches  Ge- 
ncin wesen  neben  Königsberg  bildeten,  und  die  bei  der  Stadt 
gelegenen  Muhleu  in  den  Steuerbereich  des  Landes  oder  den  der 


'  Kurf.  Reskript,  15JÄ5.  Aug.  1662  (BacsskoVS.  485.) 
ä  ErkläninK   ifpr  f>herstänae,   30.  April.   Bedenken   der  Städte, 


kleinen  Stikdte  war  schon  bei  der  Kdnig8herger  Separation  ron  1S«9  an- 
gewendet worden  rXöppen,  Histor.  Taschenb.  N.  F.  8,  S.  361  f.,  869  f.). 

•  Feierh'iho  rrote^^tatinn  der  Oberstände  usw.,  20.  Juli  1663.  (Ü.-A. 
XVI  S.  4ol  f.)  Die  btadte  Königsberg  wider  die  Oberstände,  30.  Juli 
1663.   (Ebenda  S.  453.) 

*  I'rotokoll  TettÄUs,  Februar  1666.  (Ebenda  S.  475  f.) 

'''  ['iior  dir  Strr-itipkeitcn  zwisehon  den  Gemeindon  nnd  RjUon.  so- 
wie zwmhen  btiidten  und  Überstanden  um  die  Hillsgelder  vgl.  ü.-A. 


YV  5.  713  .YVI  S.  63  f.,  75  f.,  388,  392,  526  Anm..l,  M8»  589,  680,  686 
'jm.  1,  87U^  Amn- 


Ä>.  Juni  1663  (L.-A.  XVi  S.  396  f.,  43ö> 
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Städte  zu  ziehen  seien.  Der  Kuiiurst  eutschied  für  die  Ober- 
stäüde,  doch  ging  es  auch  hierbei  nicht  ohne  grofse  Streitig- 
keiten, VerwirroDg  und  Unterschleife  ab^.  Auch  Bpäterinn 
traten  noch  mebnach  Spaltungen  bei  den  Steuerwill igungen 
zwischen  den  StAnden  ein*. 

Die  Städte  fuhren  unbedingt  besser  dabei,  wenn  sie  ihre 
Steuerentrichtung  unabhängig  von  der  Landschaft  durchführen 
konnten,  was  bei  der  scharfen  wirtschaftlichen  Scheidung 
beider  Teile  auch  das  natürlichere  war.  Sie  meinten  daher, 
der  Landkasteii  als  allpremeine  Sammel-  imd  Auszahliini^s- 
stelle  für  alle  Steuern  sei  durchaus  nicht  notwendig,  er  habe 
nur  als  Kasse  für  die  Bedürfuisbe  der  Landschaft  eiueu 
Zweck  *. 

Dafs  die  Städte  mit  ihren  Bestrebungeu,  in  SUiucrfragen 
getrennt  vom  Lande  zu  handeln,  auch  einen  fortgeschritteneren 
und  entwicklungsfähigen  finanztechnischen  Grundsatz  vertraten, 
geht  besonders  aus  ihrem  Bedenken  vom  11.  September  1671 
hervor*.  Sie  wollten  von  den  durch  die  Oberstande  gewilligten 
100000  Rtlr.  ein  gewisses  Kontingent  —  Königsberg  Vio^  die 
kleinen  St&dte  Vft  —  auf  sich  nehmen  und  durch  einen  Modus 
aufbringen,  „der  keinen  Menschen  auflser  sie  drOcken  möchte**. 
Nämlich  wie  Königsberg  schon  unter  seinen  Einwohnern  eine 
nach  Stand  und  Vermögen  abgestufte  Verteilung  der  Lasten 
gemacht,  so  wollten  auch  die  kleinen  Städte  die  auf  sie  ent- 
fallende Steuei(iunte  zunächst  auf  die  einzelnen  Städte  und 
dann  jede  Stadt  iiiren  Anteil  auf  die  Einwohner  nach  Mafs- 
giil>e  ihrer  Kalirung  und  Hantierung  umlegen.  Jede  von  ihnen 
sollte  mit  Einschlufs  ihrer  Freiheiten,  Vorstädte  und  zu- 
gehöri«jfpn  Diu-fer  einen  Steuerhezirk  für  sich  bilden,  der  alle 
städtische  Nahrung  Betreibenden  in  sich  begreifen,  sein  Quantum 
selbstHndig  aufbringen  und  sonst  mit  keinen  Auflagen  be- 
schwert werden  solle.  Dieser  sehr  sachgemftflae  Vorsehlag  be- 
wegte sich  also  schon  ganz  in  der  Richtung,  die  sp&ter  die 
Steuerpolitik  des  preußischen  Absolutismus  einschlug,  und 
hat  möglicherweise  die  märkische  Akzise  von  1607  zum  Vor- 
bilde gehabt;  dafs  er  nicht  angenommen  wurde,  lag  daran, 
dafs  der  Kurfürst  durch  Komplanation  eine  höhere  Wiltigung 
zu  erreichen  hoffte. 


1  Erklärung  von  Köni^Rherff,  25.  AprU  1663  (U.-A.  XVI  S.  886); 

vgl.  aiK-li  pliemia  S.  ^8,  8Ö2,  395,  438  und  444  f.  samt  Anmerkungen, 
454,  493  f.  Auch  im  Sept.  1671  verlangten  dk-  Städte  Trennung  der 
Freiheiten  und  Vorstädte  von  der  Landakzisc  (ebenda  ö.  709,  711)  und 
versuchten  sie  1678  durchsusetzen  (ebenda  S.  843  Anm.  2). 

2  So  im  Juli  1672  (ebenda  8.758—758),  Mftrz  1678 (ebenda  8. 840-84S). 
Juli  1680  (ebenda  S.  9Sr,). 

*  Erklärung  der  Städte  vom  15.  Juli  1663}  Erinnerung  der  btadte, 
5.  Juni  1666.  (U.-A.  XVI  S.  439  Anm.  2,  485.) 

*  Ebenda  S.  711. 
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T)euu  .--eiue  bleuerpolitik  in  Pieursen  verfolgte  vorläufig 
Bur  das  eine  Ziel,  mögliclist  viel  Geld  zu  erhnicren.  die  Wahl 
der  Mittel  trat  dagegen  ganz  zurück.  Daher  naliui  er  auch 
m  der  Frage  der  Reparation  der  Städte  noch  nicht  die  feste 
Stellung  ein  wie  später,  soudern  wechselte  seinen  iStandpunkt, 
je  naehdem  es  sein  Vorteil  zu  verlaogen  sebien.  So  suchte 
er  1662  die  Separation  von  Königsberg  zu  yerhindem,  weil 
ihm  durch  diese  das  Zustandekommen  der  ganzen  Willigung 
gefthrdet  erschien.  Danach  erkannte  er  aber  doch  in  ihr  ein 
brauchbares  Mittel,  ihn  unabhängiger  von  der  ständischen 
Steuerverwaltung  zu  machen,  beMelt  sich  daher  auch  1666 
das  Kontingent  Königsbergs  zu  seiner  unmittelbaren  Verfügung 
vor  und  liefs  sich  nur  durch  längeres  Drangen  der  Regierung 
dazu  bewegen,  wenigstens  die  Hälfte  der  Königsberger  Kon- 
Fumtionsgelder  dem  Landkasten  zuzuweisend  Doch  beseitigte 
er  anderseits  in  den  folgenden  Jahren  eine  Trennung  der 
Stände  manchmal  durch  Komplanation,  wenn  er  dadurch  mehr 
zu  erreichen  glaubte*,  wie  er  überluiupt  in  der  Zeit,  da  er 
noch  nicht  entschiedener  durchgreifen  konnte,  sein  Verhalten 
je  nach  den  Umständen  einrichtete. 

4.  Der  wirtschaftliche  Zustand  und  die  Steuerleistungeu 

Preuisens. 

Den  kurfürstlichen  Forderungen  stelltm  die  standischen 
Bedenken  immer  wieder  die  Armut  und  das  völlige  Un- 
vermr>gen  des  Landes,  auch  nur  geringe  Leistungen  auf  sich 
zu  nehmen,  entgegen.  Wenn  auch  ihre  Klagen  vielfach  nher- 
irieben  sind  \m(\  weniger  die  Rücksicht  auf  die  Leiden  des 
Landes  als  persönlichen  Eigennutz  zum  Untergrund  haben, 
so  ist  es  doch  notwendig  für  die  Beurteil ung  der  Kämpfe 
jener  Zeit,  auf  die  Frage  ihrer  Berechtigung  in  Kürze  ein- 
zugehen. 

Der  wirtschaftliche  und  kulturelle  Zustand  Ostpreufsens 
stand  noch  beträglich  hinter  dem  Durchschnitt  des  damaligen 
Deutschlands  zurttck dazu  war  der  ohnehin  geringe  Wohlstand 
des  Landes  den.  mannigfachsten  Störungen  ausgesetzt  Der 
schlimmste  Landverderl)er,  der  Krieg,  hat  das  Herzogtum  in 
diesem  Jahrhundert  dreimal  heimgesucht:  während  der 
schwedisch-polnischen  Kämpfe  1620—29,  während  des  nordi- 
schen Krieges  1655—57  und  durch  den  schwedisdien  £infaU 


*  Der  Kurfürst  an  Radziwill,  8./18.  An^r- ;  die  RogierunK  an  den 
Kurf.  16.  Sppt.;  d^r  Kurf,  an  die  Kpfjierimg,  26.  Nov.  1666.  (Ü.-A.  XVI 
S.  517  Aoin.  'S.)   Aus.schreibeu  v.  25.  Juni  1667.   (Ebenda  S.  527.) 

"  Kurf.  Reskript  v.  11.  Sept.  1671  (ebenda  S.  709  Anm.  1);  Kurf. 
Verabv,  hei.luiii?,  0.  Juli  1672  (.'l.onda  S.  755). 

*  Vgl.  bchmoller,  Die  Verwaltung  Üstpreu&eos  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.   Hist.  Zeitachr.  30,  S.  40  flf- 
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im  Winter  1678/70.  Das  war  uiclit  so  häufig,  wie  in  vielen 
reichsdeutsclieii  Teriitorieu,  und  es  lagen  zwischen  jeneu 
Katastrophen  lange  friedliche  Zwischenzeiten.  Aber  die  Kriege 
jener  Zeit  wirkten  so  yerheerend,  eine  Aufbesserung  war  bei 
den  damaligen  wirtsehaftlichen  Zustanden  so  schwer  möglieli, 
dafs  Jahrzehnte  vergeben  konnten,  bis  eine  von  der  Kriegs- 
furie heimgesuciite  Gegend  ^vitnler  in  den  frtlheren  Stand 
kam.  Vor  allem  der  iionliscbe  Krieg,  w&hrenddessen  zeitweise 
drei  Heere  das  Land  plünderten,  und  besonders  der  Tataren- 
einfall  von  1(551)  nahmen  Preufsen  in  einer  entsetzlichen  Weise 
mit.  Das  inifilürklirhe  Land  war  in  diesen  Jahren  mit  allen 
erdenkliclieu  iia^^en  überscIUUtet:  Brand.  Mord,  Raul»,  Pest, 
Hunger,  Milswac'hs  und  A'iehsici  hi  ii  rirlitcteii  lurcht])are  Ver- 
heerungen an.  dazu  kamen  die  schwereu  Kontributionen.  Durch- 
märsche, und  EiiKiuartieruußen  der  Truppen.  Es  suUeu  kaum 
20000  Hufen  (von  im  gaazen  lUuuU)  bebaut  worden  sein, 
viele  vom  Adel  Haus  und  Hof  verlassen  haben  und  manche,  um 
ihren  Hunger  zu  stillen,  unnatttrliehe  Speise  gegessen,  ja  BelbBt 
ihre  eigenen  Kinder  gesehlachtet  habend 

Auch  im  Frieden  kam  das  Land  nicht  ganz  zur  Ruhe, 
denn  nach  dem  nordischen  Kriege  hielt  der  Kurfürst  immer 
eine  zeitweis^e  verhältnismllfsig  starke  Truppenmaeht  im  Lande. 
Die  Umbildung  der  Söldnerborden  aus  der  Zeit  des  Dreifsig- 
jährigen  Krieges  in  geregelte  stehende  Trupjienkörper  mit 
geordneter  Verptiegung  und  festerer  Mannszucht  vollzog  sich 
erst  alliiiäblirli ,  vorliUifif^  war  für  die  mit  kurft\rstlichen 
Truppeu  belegten  Uegendeu  auch  im  Frieden  (inuernd  ein 
halber  Kriegszustand  gescbaften.  Märsche,  Einquartierung. 
Beitreibungen  und  \  erptieguug  der  Soldaten  waren  noch  mit 
unerhörten  Gewalttätigkeiten,  Mi  fsh  and  hingen  und  Kr- 
pressungen  verbunden,  so  dafs  die  Klagen  über  die  Aus- 
schreitungen der  Soldateska,  ihre  schledite  Disziplin,  ihr 
rohes  und  feindseliges  Auftreten  gegenüber  den  Landes- 
bewohnem,  ftber  Diebstähle  und  Unsicherheit  der  Strafm, 
namentlich  von  selten  der  kleinen  Städte  nicht  nachllellBen. 
Der  zunehmende  Druck  der  Militär*  und  Steuerlasten  scheint 
in  den  70  er  Jahren  in  Verbindung  mit  öfteren  wirtschaft- 
lichen Schädigungen,  wie  Mifswachs,  Viebsterben  und  Hagel- 
scblnir-,  tatsächlicli  eine  wenn  auch  nicht  andauernde  Ver- 
armung des  Lnndes  zur  Folge  gebnbt  vn  haben.  Denn  in 
dieser  Zeit  erhoben  sich  die  bittersten  Klagen :  Eltern  wollten 


»  Die  Landräte  an  den  Kurfüif^ten,  27.  Febr.  1657  und  26.  Febr. 

1659  (U.-A.  XV  S.  387,  452);  die  Oberrute  uu  den  Kuiiursteo,  24.  Des. 

1660  (ebenda  S.  472). 

»  Klagen  über  Mifswachs  16(U  und  1662  (T'  -A.  XV  S.  575,  743X 

1671  (]5:iC7ko  V  S.  411),  16>^  (t'.-A.  XVI  S.  1001);  über  Viehsterben 

1672  (ebenda  S.  724),  1674  iBaczko  V  S.  441);  über  ilageUphlag  1677 
((J.-A.  XVI  S.  880X  1688  (ebenda  S.  983). 
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ibfe  Kinder  Tertaasen,  aussetsen  oder  gar  ermorden,  andere 
gnSkm  in  der  Verzweiflung  zum  Selbstmord,  viele,  beBonders 
Adlige,  wanderten  wegen  der  erli5hten  Lasten  ans,  in  den 
Stadien  standen  viele  Häuser  leer.  Manche  von  Haus  und 
Hof  aus  Not  entwichene  oder  vertriebene  Menechen  fanden 
durch  Hunger  und  Krankheit  auf  offener  Strafse  den  Tod. 
Das  Bettlerunwesen  soll  107G  in  noch  nie  erlebtem  Grade 
Oberhand  genommen  linben.  Der  Laiidniann  genofs  statt 
Brot  oft  >preu  und  Treln  r.  das  Gesinde  euüioh  vielfach,  be- 
sonders infolge  der  huitigen  Kopfschösse*. 

Diese  haupt^iu  tilich  von  den  Stündeu  herrührenden  und 
iiaiier  oft  tlbertru  In  nen  Klagen  werden  doch  im  allgemeinen 
bestätigt  durch  üikU  ir  l  iiiwandfreie  Nachrichten  über  die  tat- 
sächlich in  jeneu  Jahreu  im  Laude  herrschende  groise  Not. 
Schwerin  berichtete  1662  von  schrecklicher  Armut  und  Elend 
im  Lande,  von  dem  völligen  Damiederliegen  der  Kommerzi^ 
in  Kdnigsberg;  Radziwill  klagte  1667  fiber  den  grofton  Mangel 
und  bedürftigen  Zustand  im  Lande ;  1672  stellte  die  Regiernng 
die  Landesnot  als  unbeschreiblich  dar'.  Croy  schrieb  1673, 
die  Armut  des  Landes  sei  infolge  dreijährigen  Mifswachses  in 
der  Tat  sehr  grofs  und  werde  es  täglich  mehr;  er  schickte 
Anfang  1<>74  nach  Berlin  eine  Probe  von  dem  meist  ans  S]>reii 
and  geriebener  Borke  bestehenden  Brot,  mit  dem  die  Bauern 
ihren  Hunger  stillten'*.  Vv  bestätigte  1^80,  dafs  er  den  eleinli  ii 
Zustand  des  Laudes,  wie  er  in  vielen  Sujiplikatiouen  und 
Amtsberichten  geschildert  sei.  bei  einer  Reise  durch  einen 
Teil  der  oberlilndischen  und  natangischen  Ämter  in  der  Tat 
so  befunden  habe"*.  Auch  Aliasverus  von  Lehudorf  bezeugte 
im  Frühjahr  1678,  als  er  aus  dem  Kriege  in  seine  Heimat 
znrftckkehrte,  die  grofee  Not  des  Landes;  der  gemeine  Mann 
stille  ans  Mangel  an  Brot  i^rait  Spreu,  verfaulten  Trebem  und 
andern  abscheulichen  und  unmenschlichen  Dingen  seinen 
kümmerlichen  Hnnger".  Er  schrieb  an  den  Knrfttrsten,  wenn 
dieser  nichtl  immer  mit  fremden  Augen  sähe,  würde  er  auch 
mit  dieser  Provinz  Mitleid  und  Nachsieht  haben  ^. 

»  Vgl.  Erklirung  der  Hitterschaft,  23.  Juni  1672  (U.-A.  XVI  S.  751); 
Supplik  der  Landräte  v.  28.  Nov.  1673  (ebenda  S.  788);  Bericht  der 
Kegiening,  26.  Dez.  1673,  11.  .\pril  1676  (ebenda  S.  790  Anm.  3,  Baczko 
V  S.  4:%,  451  f.):  Beriebt  Hovcrbecks,  6.  Vehr.  1674  (F.-A.  XVT  S.  792 
Anm.  1);  Memorial  v.  18.  April  1677  (U.-A.  XVI  S.  829  Anm.  1);  die 
Bedenken  t.  11.  April  1674  nnd  17.  Juni  1676  (Baczko  V  S.  441,  452  f.); 
V.  Mai  und  Juni  1676  (Orlicb  I  S.  867-870,  U.-A.  XVI  S.  821),  vom 
16.  Juli  1678  (Orlirh  I  8.  881  L)\  BedenlMik  der  Bittendiaft  17.  Juni 
167»  (U.  A.  XVI  Ö.  885). 

•  Bericbte  Schwerins  10.  Febr.  im  (U.  A.  XV  S.  74SX  KadsiwilU 
T.  15.  Febr.  1667  (I  .  A.  XVI  8.  528)»  der  Regienmg  t.  2.  and  19.  Febr. 
1672  fobenda  S.  720.  724). 

*  Orlii  b  1  iä.  360  f.  und  863. 

'  Die  Regienmg  «n  den  Kurf.,  95.  Ofct  168a  (U.-A,  XVI  8.  941 


'  HosioSf  J>Bt  Oberbarggraf  A.  v.  LeJmdorf  8.  151. 
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Vor  alloni  machte  der  p^rofse  Mangel  an  barem  Golde  die 
direkten  Scliösse  zu  einer  furchtbaren  Plage.  Burgsdoif  be- 
richtete 1Ü44,  i'reufsen  sei  ein  arm  Land  an  Gelde,  es  werde 
alles  verfressen  und  versoffen,  besonders  auf  dem  Lande  seien 
die  Leute  sehr  arm  K  Die  Klagen  über  den  Mangel  an  Geld 
und  Edelmetall  waren  demgemftrs  ziemlich  saUreieh;  die 
Landbeydlkerung  mufste  entweder  bei  schlechten  Ernten 
hungern  oder  nach  guten  das  Getreide  zu  wohlfeil  verkaufen  ^. 
Öfters  wurde  daher  gebeten,  bei  den  Schössen  statt  des 
Geldes  auch  Getreide  oder  Vieh  anzunehmen*;  dem  wurde 
wohl  niich  Rechnung  getragen*,  obwohl  sich  anderwärts  die 
Khige  hiulet,  dals  bei  den  Exekutionen  Vieh  statt  Geld  nicht 
genommen  werde 

Es  traten  noch  mehrere  Gründe  hinzu ,  welclie  die  all- 
mählich zur  Regel  werdenden  schweren  Lasten  noch  (i  rückender 
machten.  Kaum  irgendwo  erfreuten  sich  die  herrschenden 
Klassen  einer  solchen  Ungebuudenheit  wie  hier,  wo  sie  bis- 
her nur  Hechte  dem  Staate  gegenüber  geltend  gemacht  hatten ; 
daüs  für  die  Wohlfahrt  des  Ganzen  wirtschaftliehe  Opfer  ge- 
bracht werden  müfsten,  wollte  ihnen,  deren  Lebensideal  im 
materiellen  Wohl  des  Einzelneu  gipfelte ,  nicht  in  den  Sinn. 
Das  Steuerzahlen  für  Zwecke,  deren  Nutzen  nicht  unmittel- 
bar empfunden  wnrde,  ja  bei  denen  man,  wie  bei  der  Unter- 
haltung des  Militärs,  nur  Nachteile  sah,  mufste  ihnen  als 
unsinnige  Ver'^rhleuderung  des  Geldes  erscheinen.  Wenn  es 
aber  nicht  zu  umgehen  war,  so  Helsen  sie  nach  ^tnjjliehkeit 
die  anderen  Klassen  zahlen,  sie  selbst  waron  voll  rücksichts- 
losen Eigennutzes,  und  gerade  die  reichsten  waren  die  här- 
testen. Die  unteren  Schicliten  waren  an  sozialen  und  ^^i^t- 
schaftlichen  Druck  zwar  von  jeher  gewöhnt,  sie  wurden  aber 
iiuch  von  der  neuen  M]lit;ii-  und  Steuer  Wirtschaft  mit  un- 
mittelbarer Härte,  ja  infolge  der  Abwälzung  der  herrschenden 
Stftnde  in  verstärktem  Mafse  getrofifen.  So  empfand  alles  hier 
in  Prenfsen  die  Lasten  besonders  schwer:  die  oberen  Klassen 
wegen  ihrer  vorherigen  Ungebundenheit,  die  niederen  wegen 
der  den  Druck  verschärfenden  schroffen  Klassen gliederung. 

Dazu  kam  es,  dafs  in  jener  Zeit  des  Übergangs  die 
Steuerlast  nicht  eine  gleichmäfsig  dauernde  war,  so  da(^  man 
sich  an  sie  hätte  gewölmen,  auf  die  Zahlun^^rmine  sich 


'  Prot  a.  Rel.  U  S.  491,  492. 

»  Vgl.  die  Bedenken  u.  dgl.  U.-A.  XV  S.  354  Anm.  1,  V.-A.  XVI 
S.  498,  717  Anm.  1,  785,  740;  552,  57:1  57'J.  <s(>4. 

«  Bedenken  der  liitterschaft,  Juli  16(5b  (ebenda  i>.  582);  der  Land- 
rftte,  14.  April  u.  27.  Jnli  167S  (ebenda  8.  772  Anm.  %  783):  Tereinlgtea 

Bedenken,  3.  .lan.  1(179  (ebenda  S.  a58). 

*  Protokoll  der  Oberratstube,  24.  Juli  iÖ66.  (Klicmla  S.  oHfi.) 

■  Beschwerde  der  Insterburger  Kölmer  usw.,  Mai  iüt>6.  (Kbenda 
S»  498») 
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hätte  vorbereiten  können,  sondern  dafs  die  Leistungen  ab- 
hängig waren  von  Ursachen,  die  aufserhalb  wirtschaftlicher 

Verhältnisse  lagren:  von  der  auswärtigen  Lage  und  von  dem 
>!ars  des  Nachbebens  der  Stände  auf  den  Landt;iLr<»ii.  Daher 
wurden  sie  ganz  unregehnäfsig  erfordert,  manclinial  mehrere 
Jahre  hiit  lurrh  wenig  oder  Qnr  nicht,  dann  wieder  in  einem 
Jahre  öfters,  sie  wurden  ferner  unmittelbar  nach  der  Williguug 
ohne  weitere  Rücksichten  eingehohen,  zuweilen  mehrere  Scliösse 
fast  gleichzeitig.  Endlich  wurde  auch  in  den  Steuerarten 
weniger  in  einer  den  wirtschaftlichen  Bedilrfuissen  entsprechen- 
dem Weise  abgewechselt,  sondern  auch  je  nach  Ausschlag  der 
LandtagshandliuigeD«  nach  dem  Übergewicht  dieses  oder  jenes 
Standes,  nach  den  Zugeständnissen,  die  sich  die  Begiemng 
erhftmpfte;  von  einem  allmählichen  Einbürgern  eines  als 
zweckmäfsig  erprobten  Steuermodus  konnte  dabei  gar  keine 
Rede  sein. 

So  kam  es,  dafs  in  Preufsen  der  Widerstand  gegen  die 
Militär! asten  schärfer,  die  Kla^reu  mch  lauter  und  anhaltender 
waren  als  in  dm  anderen  kurfürstlichen  Territorien,  obwohl 
Preufsen  am  wenigsten  von  allen  belastet  war^  Mit  Hecht 
kielt  der  Kurüust  den  Ständen  1G81  vor:  Es  sei  ihnen 
zur  (lenüge  bekannt,  dafs  die  anderen  Länder  zur  ünter- 
lialtuug  dt's  Kriegsetats  ein  weit  niehreres,  nach  Proportion, 
willig  beigetragen-.  Uml  Schwerin  bemerkte  1676:  „Es  ist 
gleichwohl  wahr,  dafe  kein  Land  so  wenig  bei  der  Sache  tut 
als  das  Herzogtum  Preufsen,  was  das  kleine  Pommern  leistet, 
wird  ihnen  hinreichend  bekannt  sein* Die  Monarchie  konnte 
eben  noch  nicht  die  Gebiete  nach  ihrer  Steuerkraft  zu  den 
QMuntlasten  heranziehen,  sondern  nahm  überall  soviel  als  sie 


>  ^'ach  Breysig,  Der  branden burgisclie  Staatshaushalt  iu  der 
xweiten  Hilfite  des  17.  Jahrhunderts  {Schmollers  Jahrbuch  ftkr  Geaets- 
pbung  usw.  XV.  Jahrg.  1882)  S.  452  nl,  brachten  an  Stenern  anf  (jährlich 
m  Talern): 

1661—68  1674  1679  1680—88 

liraiideubuig;  240—260000  288000  549000  :i41— 452000 
Kleve-Mark:  100—108000  150  OOu  ca.  200000  150-200000 
Pren&en:  93388       [140000»J    [880000>>]  800-886000 

Und  noch  1697/98  war  das  Verhältnis  zwischen  beiden  Territorien  so, 
dais  PreuHäen 

88,4  "^  ü  der  üesanitbevölkerung  16,4  */o  der  Lasten  trug, 
die  Mark  hingegen  bei 

24,30/0  der  Gesamtbevölkerung  82,0  ^  0  dor  T. asten  trug. 
Allerding:«;  ist  hierbei  zu  berücksichtigen,  dafs  Brandenburg  kulturell 
und  wirt!>chattlic]i  doch  schon  wesentlich  huher  stand  als  das  noch  sehr 
rückständige  Ostpreufsen. 

».  J.  Okt.  1'73  bU  1.  Okt.  lf;74. 
K  I.  Okt.  lt}78  bis  1.  Okt.  my. 

'  Der  Kurfürst  an  die  Deputierten  der  Stande^  10J20.  Juni  168L 

lOrli.  L  III  S.  323.)  ^  ^ 

»  i>chwerin  an  Croy,  29.  Juni  1676.  (Orlich  I  S.  872.) 
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«rlangen  konnte,  so  dafs  die  opferwilligsten  ProTinzen  auch 

am  meisten  belastet  wurden. 

Immerhin  war  der  Druck  auch  für  Preufsen  noch  recht 
hart.  Bei  durrhschnitili(  h  vjn  000  Tlr.  Steuern  in  den  letzten 
Jahren  kamen  auf  dt  ii  Kopf  der  noch  nicht  4iK)U0t)  Seelen 
zählenden  Btvulkerung  *  über  */6  Tlr.  =  3j>  Mk.  ofier  nach 
heutigem  Gelde  9 — 9V2Mk. dazu  noch  Eiii(]uaiti(jruug  und 
Servis.  Die  Belastung  für  Zwecke  der  Landesverteidiguug 
betrug  1897  auf  den  Kopf  der  deutschen  Bevölkerung  10,59  Mk., 
war  also  nicht  Tiel  höher  wie  die  auf  dem  damals  sehr  viel 
Ärmeren  Volke  ruhende,  wobei  noch  schwer  ins  Gewicht  fiUlt, 
dafs  heute  der  grtyföere  wirtschaftlich  schwächere  Teil  des 
Volkes  frei  ausgeht,  während  damals  gerade  dieser  den  stärksten 
Druck  zu  ertragen  hatte. 

Dritter  Abschnitt:  Der  Kampf  nm  das 

Willigimgi^reclit  bis  zur  Dui  chsetzimg  des 

Uufenschosses. 

1«  Einhr&che  in  die  ständischen  Kechte  infolge  des 

nordischen  Krieges. 

Seinen  grofeen  Plan,  die  Sicherheit  seiner  Staaten  auf  die 
Unterhaltung  geübter  stehender  Soldtnippen  zu  setzen,  konnte 

der  Grofse  Kurfürst  in  der  ersten  Zeit  seiner  Regierung  nur 
mit  den  allerbeschränk  testen  Mitteln  durchführen.  Denn  durch 
die  noch  in  voller  Blüte  stehende  Macht  seiner  Stände  war 
er  nach  allen  Seiten  so  eingeengt,  dafs  er,  rl'M-  mit  seinem 
Wollen  sich  schon  in  einer  zukünftiircu  Entwicklungsperiode 
befand,  in  seinem  Handeln  sich  im  allgeinrinen  in  den  Grenzen 
eines  Kammergutsfürsten  des  in.  Jahrhunderts  halten  mufste. 
Bei  deui  durch  den  furchtbaren  deutschen  Krieg  völlig  zer- 
rütteten Zustand  seiner  übrigen  Gebiete  sah  er  sich  in  jeuer 
Zeit  vor  allem  auf  die  MitteT  seines  Herzogtums  Preufsen  an- 
gewiesen, wurde  aber  gerade  hier  durch  das  mächtigste 
Ständetum  an  einer  Ausnutzung  derselben  verhindert  und 
muffte  sich  im  wesentlichen  auf  die  prlyatwirtschaftlichen 
Einkünfte  aus  Domänen  und  Begalien  stotzen,  deren  Ertrilge 
nach  Möglichkeit  zu  steigern  suchen.  Daneben  sah  er  sid, 
wie  schon  erwähnt,  nur  auf  geringe  Landtagswilligungen, 
einige  freiwillige  Unterstatzungen  der  Stände  und  mehrfache, 


•  Sc  hm  oll  er,  Grundrirs  der  Volkswirtschattslehre  1.  Bd.  S.  170. 

*  Wenn  man  nach  dem  Vorgange  von  Frhr.  v.  Schroetter  (Heeres* 
V  rfn  in)^r  s  59)  die  Kaufkraft  des  Geldes  am  1670  als  etwa  iv%  mal 
so  biark  als  heute  annimmt. 
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Bür  dem  Namen  oacb  freiwillige  Abgaben  seiner  Immediat* 
Untertanen  angewiesen. 

In  diese  dumpfe  Zeit  territorialen  Stilllcbrns  fuhr  der 
uordisclip  Krieg  wie  ein  Gewitter  herein  und  seh  reckte  die 
Laiuiständt'  derart  auf,  dafs  sie  mit  unerhört  hohin  Abgaben 
dem  Fürsten  l)eisprangen.  Er  veranlafste  auch  die  preufsi- 
>chen  Stünde  zu  verhältnismäfsig  s(  hnellen  und  weitgehenden 
VVilligungen .  aber  mit  dem  allem  waren  die  ttbergrofsen  An- 
spannungen des  kleineu  brandenburgischen  Staatswesens  nicht 
zu  bestreiten.  Da  Zeit  und  Gelegenheit  das  Abwarten  langer 
stliidiecher  Verhandinngen  nicht  duldeten,  so  mnüMe  der 
Karfnrst,  um  seine  Truppen  unterhalten  zu  können,  in  dem 
von  ihm  besetzten  und  zu  Opfern  znn&chst  verpflichteten 
Prenlben  über  die  gewilligten  Steuern  hinaus  einseitig  nocli 
andere  Auflagen  erheben.  £r  sah  sich  genötigt,  schon  gleich 
nachdem  ihm  am  3.  August  1655  eine  einjährige  Akzise  be- 
willigt war.  da  von  ihr  in  zwei  bis  drei  Monaten  erst  etwas 
Erhebliches  zu  erhoffen  sei,  noch  ein  Kopfgeld  ausschreiben 
zu  lassen,  das  er  allerdings  nachträglich  von  den  Stenden 
williiren  diese  verwahrten  sich  hierbei  feierlich  gegen 

jedes  PiajUiiiz,  das  ifiiien  daraus  erwaclisen  könnet  Auch 
später  suchte  der  Kurlilrst  seinem  durch  die  Not  gebotenen 
Vorgehen  einen  halbwegs  verfassuugsmärsigen  Anstrich  zu 
geben :  er  liefs  zwar  vom  März  1656  an  ungewilligte  Hufen- 
kontributionen  und  Getreideliefemngen  durdi  das  Land  aus- 
sdireiben,  wodurch  in  drei  Monaten  500000  Tlr.  erhoben  sein 
solk1l^  aber  er  berief  auch  gleichzeitig  einen  Landtag  und 
Hefa  sich  von  diesem  neben  den  bereits  erhobenen  noch  die 
5chon  ausgeschriebenen  Auflagen  fnr  einen  vierten  Monat 
bewilligen**.    Danach  aber  wurde,  wohl  infolge  der  sich 
günstiger  gestaltenden  iinfspren  Lrtcre.  olmo  iille  Rücksicht  vor- 
gegangen, denn  die  Erhebungen  ungewilUgter  Aufbigen  an 
Geld  und  Getreide  diirrh  allerschärfste  militärische  Exekution 
wurden  so  eifrig  fortgesetzt,  dafs  im  Oktober  le>57  die  er- 
dreiste Summe  auf  „mehr  als  vierzigmal  hunderttausend  Rtlr." 
an^ieizeben  wurde*;  sie  nahmen  auch  ungeachtet  der  auf  dem 
Landtage  von  lü57  erhobenen  bittern  ständischen  Klagen  und 
einer  kurfftrstlicben  Assekuration^  ihren  Fortgang.  Die  Stände 
aber  waren  durch  alles  Unglück  so  nachgiebig  geworden,  dafs 


1  Protokoll  des  Oberrats  t.  L  Sept,  geeinigtos  Bedenken  t.  12.  Sepl. 

1056  (U.-A.  XV  S.  S&i). 

*  Die  ätände  an  den  Kurfarsten,  22.  Mai  iUöG  (IVA.  XV  S.  376). 

*  Ebenso  21.  Juni  1656  (8.  378  £}. 

«  Boden ken  aller  Stande,  11.  Okt.  1657  (ebenda  S.  408;  vfl.  anch 
S.  401.  407). 

^  Vom  2ik  Okt.  16">"  (ebenda  S.  440  iX  Der  Kurfürst  hütete  sieh 
iUerdmgs,  in  ihr  Versprechungen  für  die  Znkonft  zu  machen,  sondern 
Yenieberte  nur,  daft  die  geschienen  Einbräche  nicht  zam  Prljndiz  ge- 
reidies  soUteo. 
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sie  trotz  jeuer  Reclitsbrüche  auf  diesem  Landtage  eine  sehr 
hohe  AViliiguug  taten.  A})er  sie  wurde  dem  Kuiiiirsten  nur 
zur  Haiuihabe  für  weitere  unverfassungsmäfsige  Handlungen^: 
im  Laudtagsabschied  liefs  er  bei  der  auf  je  eiu  Jahr  ge- 
willigten Anlage  und  Akzise  die  zeitliche  Beschränkung  fort, 
fügte  aber  ein  —  nachträglich  von  den  Oberstiinden  ge- 
willigtes  —  Supplement  zur  Akzise,  sowie  einen  überhaupt  nicht 
gewilligten  Magazinschofs  hinzu  K  Alle  diese  Auflagen  wurden 
nun  auch  jahrelang  weitererhoben,  die  ständischen  Beschwerden 
dagegen  nicht  erhört  2.  Als  auch  die  01)erräte  die  Klagen  des 
Landes  dem  Kurfürsten  sehr  eindringlich  vorstellten,  verwies 
er  es  iluion  Rcliarf ;  nicht  um  den  Stilnden  ihre  Privilegien  zu 
nehmen,  sondern  vfeW  es  die  Zeitlünfte  nicht  zuliefsfMi,  habe 
er  die  Einwilligung  jener  zu  den  Kontributioueu  niclit  ein- 
holen können^.  Aber  das  nützte  den  Ständen  ebensowenig, 
wie  die  Versicherung  des  Ivuriiusteu,  die  ungewilligten  Aub- 
schreihen  sollten  nicht  ihren  Freiheiten  und  Gewohnheiten 
zum  l'iajudiz  gereichen  und  nicht  „in  einige  widerliche  Kon- 
sequenz gezogen  werden"  \  Denn  in  Wirklichkeit  waren  die 
stftndischen  Gerechtsame  mit  Füfsen  getreten,  waren  nach 
Angabe,  der  Stande  1655—61  an  Geld  und  Getreide  dem  Lande 
6087236  Rtlr.  abgezwungen^  und  das  mit  solcher  Härte 
durchgeführt  worden,  dafs  unter  der  Last  der  Rontribution 
„viele  Untersunken"  sind®. 

Wenn  der  Kurfürst  auch,  nachdem  der  Krieg  sich  von 
Prenfsen  entfernt,  ja  noch  nacli  dem  Friedenssehl ufs  die 
Kontributionen  und  dit^  nnderen  Auflagen  ungcwilligt  weiter- 
erhob, so  war  er  off* ni  ai  fler  Meinung,  dal's  die  Kriegsjahre 
mit  ihren  anhaltf  iideii  ^IiUtilrlasten  die  preufsischeu  Stände 
an  das  Steuerzahlen  gewöhut,  dafs  sie  vielleiclit  die  ganze 
politische  Lage  von  der  ^Notwendigkeit  eines  stehenden  Heeres 
überzeugt  hätte.  Aber  so  schnell  war  der  ständische  Geist 
in  diesem  Lande  nicht  gebrochen;  nachdem  die  unmittelbare 
Kriegsgefahr  voraber  war,  erhoben  sich  die  vorher  so  unter- 
würfig und  nachgiebig  gewordenen  St&nde  wieder.  Es  ist 
schon  erwähnt,  welche  Erbitterung  in  diesen  Jahren  ab- 
solutistischen Schaltens  sich  hier  ansammelte,  welche  auf- 
rührerischen Regungen  dadurch  aufkamen  und  wie  leicht  ein 
schwedischer  oder  polnischer  Vorstofs  das  Land  dem  Kurfürsten 


«  Abschied  vom  23.  Okt.  1657  (U.-A.  XV  S.  444t.)j  die  btaude  an 
den  Kurf.,  28.  Okt.  1657  (ebenda  ^.  447  ff.);  die  Oberrite  an  den  Kurf., 
16.  Nov.  1657  (Vl.emla  8.  449  Anm.  11 

-  Die  Landrate  au  den  Kurt.,  Febr.  1059.   (Ebenda  8.  451  ff.) 

»  Die  Obcrrftte  an  den  Kurt'.,  24.  Dez.  ir.60.  (Ebenda  S.  471  f.)  Der 
Kurf&rst  an  die  OberrÄte,  26.  Jan.'.5.  Febr.  1661.   (Ebenda  S.  453.) 

*  Der  K'infiirst  an  die  Landräte,  21.  März  1659.  (Ebenda  S.  45S.) 
■  Bedenken  vom  1.  Dez.  1670.   (U.-A.  XVI  S.  C.56.) 

•  Denkschrift  Dobersinskys,  8.  Febr.  1662,  (L.-A.  XV  S.  733.; 
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ans  der  Ilaiul  hätte  spielen  köuueu  ^  Dafs  der  Kurfürst  und 
seiiie  Ratgeber  die  Ziiliigkeit  der  preiifsischen  Staiide  unter- 
^'liätzten,  gebt  aus  einem  1660  an  den  Statthalter  gerichteten 
Schreiben  hervor*,  in  dem  der  Kurfürst  bei  Weitererhebung 
d<»r  Akzise  nur  mit  dem  Widerstande  Königsbergs  und  von 
ehtfelnm  im  Lande  teclmete  und  daffir  Gegenmafsrc^Lln  an 
die  Hand  gab,  auch  zweifelte  er  nicht,  dafs  die  Stände  sich 
meinem  Begehren  fttgen  wttrden,  wenn  ein  Rechter  Ernst  bei 
dieser  Sache  gebraucht  werde.  Aber  deren  Widerstand  gegen 
die  ne  schwer  drückenden  unverfassttngsmäfsig  erhobenen 
Stenern  wurde  dadurch  aufs  äufserste  geschürt,  dafs  es  sich 
hierbei,  wie  sie  wohl  einsalieii,  um  eine  Daseinsfrage  für  sie 
hamlelte,  denn  wenn  auch  ini  Frieden  stehende  Truppen  gehnlten 
und  ilie  Mittel  yn  ihrer  Verpfieji^ung  vom  Lando  erzwungen 
wurden,  so  war  es  mit  dessen  Freiheiten  und  Rrclilen  dahin  ^. 

Sie  forderten  daher  immer  dringender  Aulhebuiig  der 
Steuern  und  Entlassuui;  der  Truppen,  und  der  Kurfürst 
Aitiiute  sich  ihnen  nicht  g.mz  entgegenstellen,  da  er  auf  dem 
im  Mai  1661  eröffneten  Landtage  noch  wichtigeres  durcli- 
zusetzen  hatte,  Bilmlich  die  Anerkennung  der  Sonverftnitftt 
und  die  Verfassungsregelung.  So  mufste  er  in  der  Steuer- 
frage,  wenn  auch  zögernd,  zurückweichen.  Als  er  zunächst 
am  1.  Juni  1661  dem  Lande  die  monatlichen  Kontributionen 
abnahm  und  sie  allein  auf  die  Immediatnntertanen  und  kleinen 
StAdte  legte,  waren  die  Stünde  nur  halb  befriedigt,  denn  sie 
fürchteten,  dafs  die  Kontributionen  bald  wiederkehren  würden, 
da  man  ja  die  Völker  nicht  abgedankt  habe Sie  beschwerten 
"ich  dabei  aufs  schärfste,  dafs  die  anderen  Auflagen  noch  an- 
hielten ,  und  so  mufste  der  Kurfürst  sich  im  August  ent- 
schliei'sen,  auch  die  Anlage  und  das  Supplement  zur  Akzise 
auizuhe}>en  ;  die  Erhebung  der  Akssise  selbst  gestanden  ihm 
auf  sein  Ersuchen  die  Stände  noch  i>is  zum  16.  September 
lu^'.  Als  er  sie  aber  über  diesen  Zeitpunkt  weiter  erheben 
liefs,  da  erreichte  die  Erbitterung  einen  bedrohlichen  Grad, 
und  in  Königsberg  war  geradezu  ein  Aufstand  zu  befürchten 
Ober^ies  brachte  die  Akrise  wenig  Nutzen,  denn  ihre  richtige 
Einhebung  war  ohne  den  guten  Willen  der  Einsassen  schwer 
durchzuführen;  die  wenigsten  Mühlen  im  Lande  waren  Zwangs- 


»  6.  oben  8.  27  f. 

«  Vom  28.  OktJ7.  ^'ov.  1660.   (U.-A  XY      471  y 

*  Berichte  Scliweriim  vom  22.  Sept.  ISei  und  7.  MJkn  1962,  (Ebenda 

s.  fieo,  76a) 

*  Ebenso  Yom  'M,  Juni,  1.  Juli  imd     Des.  1661.  (Ebenda  öOä, 

Ml  1,  m,) 

*  Protokoll  der  Obenratstube  v.     geefnigtee  Bedenken  ▼.  10.  Aug. 

MM.  (Ü.-A.  XV  8.  560,  558.) 

*  S'  fiwprin  an  den  Kurlursten,  .).  Nov.  U'Ail.   (Kheuda  S.  611.J  Vgl. 
Awh  ebfuda  5.  576,  620,  025  1.,  627,         t>54,  672,  704  f. 

f«r*«liuag«o  XXrV  1  (111).  -  »•ch«l.  16 
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rntthlen  und  die  BenutzuDg  der  adligen,  der  ])oluischeu  und 
ermlftndischen  Mühlen,  sowie  der  Quirdeln  oder  Ilauduitihlen, 
war  schwer  zu  verwehren  ^  Man  zahlte  also  jetzt  fast  i^berall, 
namentlich  beim  Adel,  einfach  keine  Akzise  mehr,  so  daib  sie 
nur  wenig  einbrachte,  die  Hauptlast  der  Truppen  Verpflegung 
auf  die  kurfürstlichen  Domänen  fiel  und  die  Soldateska  der- 
artigen Mangel  litt,  daib  ihre  Auflösung  zu  befürchten  stand*. 
Daher  rieten  auch  seine  Ratgeber  in  Preufsen  dem  Kurfürsten 
zur  Aufhebung  der  nur  schädlich  wirkenden  Akzise.  Er  aber 
zi^gerte  und  wollte  sie  nicht  abschafifen,  ehe  er  wufste,  wovon 
er  sonst  seine  Soldaten  unterhalten  solle ;  er  verlangte  daher 
als  Ghegenbedingung,  die  Stinide  sollten  sirh  verpflichten,  sie 
in  vier  Wochen  wieder  einzuführen,  inifl  inzwischen  andere 
Mittel  für  die  Truppen  beschaffen'*.  Iiio  OhersUtade  hätten 
sich  auch  dazu  bereit  finden  lassen,  aber  die  Städte  blieben 
hart,  und  so  verlangten  die  Stände  unbedingte  Abschaffung 
der  Akzise  und  Entlassung  der  Völker*.  Scliliel'slich  einigte 
man  sich  dahin,  dais  die  Stände  sich  wenigstens  bereit  er- 
klärten, sobald  die  Akzise  abgetan  sei,  sofort  über  eine 
Willigung  zu  beraten,  worauf  der  Kurfürst  die  Aufhebung 
verfOgte*.  Es  dauerte  nun  allerdings  viele  Monate,  bis  eine 
neue  Willigung  dem  Kurfürsten  aus  seinen  Verlegenheiten  half. 

Er  hatte  eben  in  der  Steuerfrage  auf  diesem  Landtage 
gftnzUch  nachgeben  und  wieder  wie  vordem  dem  freien  Er- 
messen der  Stände  die  Beschaffung  der  von  ihm  gewünschten 
Mittel  überlassen  müssen.  Der  nordische  Krieg  blieb  nur 
eine  Episode  in  der  preufsischen  Steiirrpolitik ,  die  Verhält- 
nisse waren  noch  nicht  weit  genug  gediehen,  um  eine  Fort- 
setzunp  des  im  Kriege  aufgekommenen  alisoiutistischen  Ver~ 
falireiis  unter  Nichtachtung  der  ständischen  Rechte,  wie  es 
dei  Kurfürst  versucht  hatte,  durchzuführen.  Aber  wenn  er 
nun  auch  wider  seinen  Willen  genötigt  war .  sich  bis  auf 
weiteres  hinsichtlich  seiner  Geldforderungen  wieder  mit  den 
Ständen  in  gütlicher  Weise  auseinanderzusetzen,  so  waren 
doch  die  Grundlagen  geschafien ,  auf  denen  fuüiaend  er  auch 
den  Kampf  gegen  die  ständischen  Rechte  nicht  zu  scheuen 


*  Sekwerin  an  den  Kurfürsten,  7.  März  1662  (Ü.-A.  XV  760); 
Croy  an  den  Kurf.,  a  Aug.  1670  (Ü.-A.  XVI  S.  618  Anm.  U 

«  Vgl.  die  Berichte  Schwerins  und  Had/.iwiUs  U.-A.  XV  S.  547  f., 
576,  588,  643,  654,  668  f.,  760  und  Sckreiben  lUdziwiUs  An  Schwerin, 
27.  Sept.  1661  (Orlioh  I  S.  ;^1). 

*  Der  KurfÜnt  an  Schwerin,  21.  Sept.  und        Not.  1661  (Ort ich 

III  S.  90,  98).  Sd.wrriii  an  <lcn  Kurf.,  24.  Nov.  1661  (U.-A.  XV  S.  652). 

*  Uuterthänigstos  Suchen  der  Landschaft,  26.  Nov.  1661  (ebenda 
S.  665).  Vgl.  anch  die  Berichte  Schwerins  v.  24.  Nov.  und  12.  De«.  1661 
(ebenda  S.  H52  ff.,- 608  ff.). 

^  Die  Oberrate  an  den  Kurf.,  15.  Dez.  1661  febenda  S.  704  f.).  Kurf. 
Reskripte  v.  12./22.  De/..  1661  und  ZJ12.  Jan.  1662  (Orlich  iU,  S.  113, 
U.-A.  XV  S.  712  Anm.  3). 
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brauclite :  die  Souveränität  und  das  stehende  Heer.  Denn 
darin  hatte  er  den  stets  erneuten  Forderungen  der  Stände 
nicht  nachgegeben,  dafs  er  die  in  Preulsen  stehenden  Truppen 
entlassen  hätte;  es  blieb  von  nun  an  stets  eine  bald  mehr 
bald  weniger  starke  Besatzung  im  Lande,  die  immerhin  als 
eine  Macht  hinter  den  Forderungen  des  Fürsten  stand,  eine 
stete  peinliche  Erinnerung  für  die  Stände,  dafs  hier  einmal 
ihr  freier  Wille  seine  Grenzen  finden  könne. 

2*  Die  Stände  und  das  stehende  Ueer. 

Die  ständische  Verfassmig  kannte  keine  andere  Form  der 
Landesverteidigung  als  die  aus  dienstpflichtigen  Landes- 
einsassen «zebildete  „Ordinarmiliz"  K  Adlige  und  Freie  hatten, 

je  narli  >Lirsgabe  ihrer  Verschreibungen,  von  den  ihnen  von 
der  Herrschaft  verliehenen  Gütern  Dienste  zu  Rofs  in  schwerer 
oder  leichter  Ausrüstung  zu  stellen .  die  landesherrlichen 
Doniaut  u  lieferten  Fufsmannschaften,  Wibranzen  oder  Arats- 
bauern  genannt,  dazu  kamen  die  hauptsächlich  von  den  freien 
Bauern  zu  beschatlenden  Rtistwagen  und  Zugpferde  ^  Die 
ursprünglich  aucb  den  Städten  obliegende  Gestellung  von  Fufs- 
mannschaften war  in  unserer  Zeit  schon  lange  in  Fortfall 
gekommen.  An  der  Spitze  des  ganzen  „Defensionswerks''  sollte 
ein  Landobrist  stehen,  der  ebenso  wie  alle  Offiziere  aus  dem 
eingesessenen  Adel  sein  mnfste.  Die  Stftnde  hatten  zu  be- 
stimmen, wann  die  Landmiliz  aufzubieten,  ebmiso  wann 
Musterungen  abzuhalten  seien.  So  war  dem  Fürsten  sowohl 
der  Befehl  über  die  Miliz,  wie  die  Aufsicht  über  ihre  Kriegs- 
tüchtigkeit und  die  Verfügung  Ober  ihre  Verwendung  aus  der 
Hand  genommen.  Aufserdem  durfte  diese  nur  zur  Verteidigung 
des  Vaterlandes  gebraucht,  nicht  tlber  die  Grenzen  geführt 
werden.  Im  iiulsersten  Notfall  war  auch  mit  Bewilligung 
der  Stände  ein  allgemeines  Aufgebot  allei  waH'enfähigen 
Männer  angiingig.  Die  ganze  mittelalterliche  Kinrichtung  der 
Landmiliz  war  schon  lange  überlebt  und  für  ernstere  Kriegs- 
zwecke untauglich;  regelmäfsige  Übung,  kriegsbrauchbare 
Bewaffnung  fehlten  ganz,  Einberufung  und  Vereinigung  waren 
umstftndlich  und  langsam,  Mannszucht  gar  nieht  vorhanden, 
so  dafs  bei  l&ngeren  Aufbietungen  alles  auseinanderlief,  die 
Verwendungsfähigkeit  war  viel  zu  beschränkt.  So  sehr  es 
aber  an  guter  Erfüllung  der  Pflichten  fehlte,  so  eifrig  wurden 
immer  die  zustehenden  GebOhmisse  gefordert:  die  Wartgelder 


«  Im  Januar  1660  standen  8000  Mann  in  Preufsm  fDroysen  3,  II 
5!.  515);  1661  aufser  den  «75  Mann  Garnisontnippen  4000  Mann  Feldtruppeo 
<Hirscht  I-He  Armee  des  Gr.  Kurf.  usw.  16o0 — 66.  Ilisu  Zeitschr.  53» 
S.  282f.);  20.  Jvli  168S  waren  o»  noch  3000 Mann  (Droysena,  II  S.519)» 
also  immer  noch  etwa  1  ^'o  der  Bevölkernnj?. 

'  Über  die  Stärke  der  preulsischen  Landmiliz  vgl.  unten  Anlage  la. 

16» 
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für  die  Oitizieie  und  Unteroffiziere  uud  die  Nachtgelder  für 
die  zu  Musterungen  oder  Dienstleistungen  Einberufenen 

Bei  der  geringen  Tauglichkeit  des  Landaiifgeliots  liatte 
die  Lundeslierrschal't  schon  seit  den  Ordenszeiten  in  Kriegs- 
fällen stets  zur  Anwerbung  von  Söldnern  schreiten  müssen. 
Doch  Terzichtete  sie  nie  auf  die  pfliehtmäfeigen  Dienste  der 
Untertanen,  sondern  machte  im  Gegenteil  oftmals  —  aller- 
dings stets  fruchtlose  —  Anläufe,  die  Miliz  zu  reformieren 
und  in  besseren  Stand  zu  setzen,  um  sie  mit  Nutzen  neben 
kri^geübteren  Truppen  und  zur  engeren  Landesverteidigung 
verwenden  zu  können.  Auch  der  Grofse  Kurfürst  zog  sie  in 
drohenden  Zeiten  zur  Bewachung  der  Grenzen  und  des  See- 
strandes und  zur  Besetzuirir  der  an  den  Grenzen  verteilten 
festen  Häuser  heran  und  machte  vor  allem  in  den  Feldziiuen 
1050—57  und  107S  79  ;nis*iiebigeu  Gebrauch  von  der  iniiciit- 
mftfsigen  Gestellung  \o\i  Lehudiensten,  Wibranzen,  Zugpferdeu 
und  Trol'b wagen.  Ja  er  ging  iiorh  tlher  das  Mais  des  Ge- 
statteten hinaus,  indem  er  die  Landdieuste  auch  aufserhalb 
der  Grenzen  verwendete  und  die  brauchbaren  Mannschaften 
in  die  Feldarmee  steckte.  Doch  war  das  nur  ein  Hilfsmittel 
in  äußerster  Not,  auf  das  kein  ständiger  Verlalls  war,  als 
wirklich  gutes  Werkzeug  fQr  den  Krieg  galt  ihm  nur  ein  auch 
im  Frieden  geübtes  und  bereitstehendes  Heer*. 

Aber  stehendes  Heer  und  ständische  Libertät  waren  un- 
vereinbar, denn  eine  dauernd  zu  unterhaltende  Truppenmacht 
bedingte  dauernde  Steuei  bt  iträge,  hob  also  an  sich  schon  ein 
freies  Willigungsrecht  des  Landes  auf.  Daher  war  schon 
früher  das  StrelM  n  der  Stände  darauf  gerichtet,  die  Existenz 
eines  stelicrwlcn  Heeres  verfassungsmftfsig  zu  unterbinden. 
Naclidt  III  ^t'liuii  10(>9  bestimmt  war,  dafs  der  Kurfürst  nur 
unter  Zubdumiung  des  Königs  von  Polen  Truppen  im  Herzog- 
tum werben  und  vou  auisen  hereinführen  dürfe*,  liefsen  sich 
die  Stände  von  Georg  Wilhelm  noch  versprechen,  dafs  auch 
ihre  Einwilligung  dazu  eingeholt  werden  solle ^,  und  Friedrich 
Wilhelm  mufste  das  1044  bestätigen*,  nachdem  er  im  vorher- 


^  Die  jahrli*  Ii  ohne  wirkliche  DicnRtleistung  gezahlten  Wartgelder 
betrugen  1647:  10iK)0  T!r.  (Jany,  Lehndienst  undLandfnlge  unter  dem 
Gr.  Kurfürsten.   Brund.-preuls.  Forschungen  Bd.  VIII  S.  4thi). 

*  Was  Un»  bei  den  Defensionewerk  aberflUssig  oder  listig  erschien, 

hf'-eitigte  Jt'i  Knrfiirsf.  So  liefe  er  seit  1655  die  Steile  des  Landobristen 
unboset/.t,  datui-  hntti'  der  Statthalter  oder  der  (ionvcnifnr  von  Memel 
den  miliiai  iödien  üiieibelehl  in  l'reufsen.  Denn,  8t  hrieb  er  13.  Juli  1661 
an  Schwerin,  wenn  er  den  Ständen  die  geforderte  Bestallang  eines  Land* 
obersten  nachtrolion  wolle,  würde  er  sich  in  militaribus  die  HiiiKK'  gänz- 
lich binden  'ind  ihm  wohl  {^ar  dap  IMrektnriuni  darüber  disputiert  wt^rden 
(Orlich  Iii  .S.  72).  Auch  die  Bestallung  von  OUissieren  auf  Wartgeld 
unterblieb  später  (H  irsch,  Der  Winterfeldzug  1678/79  in  Preo&en,  8.6). 

*  Decreta  de  1(509.    Priv.  fol.  102b,  AI.  „Siinilitcr  mililem". 

*  Assekurrttion  v.  15.  Okt.  Iti:«  (V.-A.  XV  Kinl.  >.  195). 

»  Geeiuigtes  Bedenken  v.  4.  Dez.  1648  (U.  A.  XV  S.  343).  Die  A>.-e- 
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gelu'iulen  .l:ibre  ohue  weitere  Ermächtigung  durch  den 
iiouverneur  vnii  Pillau  hatte  wei  l)en  lassen  \  Da  der  nor- 
disc'he  Krieg  jedoch  auch  diese  den  Ständen  so  wichtige  Ver- 
sicherung durchbrochen  hatte,  so  suchten  sie  sich  auf  dem 
grofsen  Landtage  für  die  Folgezeit  erneut  zu  sclmtzeu  und 
baten  den  Kurfürsten  zu  versprechen*,  dafs  er  kein  Kriegs- 
volk im  Laude  werben  oder  halt^  Boeh  fremdes  ins  Land 
einfahren  noeb  die  Stände  mit  Werbung,  Einquartierung,  Ver* 
pAegung  und  Durchzogen  irgendwelcher  kurfürstlicher  oder 
polnischer  KriegsrOlker  beschweren  wolle.  Der  Kurffirst  ging 
auf  dieses  Versprechen  in  seinen  Assekurationen  überhaupt  nicht 
ein.  und  da  selbst  die  Stände  nur  schwach  darauf  bestanden, 
so  hielt  er  sich  in  dieser  Richtung  fortan  noch  weniger  für 
j^ebunden.  als  er  es  etwa  vorher  angenomraen  hatte.  Ohnehin 
hatt^^  er  ja  durch  die  Beihehaltuug  der  Truppen  nach  dem 
Frieden  von  Oliva  seinen  Standpunkt  schon  praktisch  durch- 
jzesetzt. 

Er  vertrat  nun  auch  offen  die  Meinung,  dafs  die  Lage 
des  Staates  den  Unterhalt  von  Truppen  erfordere,  dafs  es 
daher  Schuldigkeit  und  Friieht  der  Untertanen  sei,  ihm  zur 
Defension  und  Sicherheit  des  Landes  mit  subsidiis  unter  die 
Arme  zu  greifiw,  und  dal!)3  darin  ein  casus  neeessitatis  liege. 
Es  stehe  also  nicht  im  Belieben  der  Stande,  zu  willigen  oder 
nicht,  sondern  ihr  Willigungsrecht  bestehe  nur  in  der  freien 
Wahl  der  Steuerart  ^.  Er  sprach  es  allerdings  nicht  geradezu 
aas,  dafs  er  stftndig  Truppen  zu  halten  gedenke,  sondern  wies 
nur  immer  von  Fall  zu  Fall  auf  die  gefährlichen  Zeitläufte 
hin  und  die  Notwendigkeit,  deshalb  noch  länger  in  der  Armatur 
zu  bleiben:  doch  vorlanirto  er,  dafs  die  Stände,  wenn  er  die 
N'otweniligkeit  überlegt  und  ihnen  vorgestellt,  ihn  nach  ihrer 
Schuldiiikeit  unterstützten.  Eine  Bedrohung  >eiiit  r  Striaton 
war  aber  nach  deren  Lage  und  nach  den  damaligen  politischen 
Verhältnissen  andauernd  gegeben  und  somit  ein  Grund  für 
Beibehaltung  der  Truppen  iniuier  vorhamleu.  Und  wt  im  die 
Stände  meinten,  dafs  „dieses  arme  kleine  Land  iu  so  mäch- 

k;irnfinn  von  1633  v,!\t  nur  von  den  Oberratm  niiterzeichnet,  von  (ieorg 
Wilhelm  konnten  die  Stände  nicht  die  Unterteitigung  erlangen  (s.  Grava- 
luina  V.  2t>.  .luni  IMO.  U.-A.  XV  S.  249).  Noch  in  einer  uistroktioii  v. 
7  ,Iaii.  1^^^  ^vi^d  die  endlidie  Auslösung  dtr  Reversales  von  163li  ge- 
fordert (J.  Voigt,  Beitril'jf  /nrfiesib.  dri  T  imilie  v.  AnerswnM  S.  94), 
die  Assekuration  scheint  also  von  kurtürstlicüer  Seite  überhaupt  nicht 
als  rei  litskräftig  AuerkanDt  worden  za  sein. 
'  Orlich  II  S.  360  f. 

*  Ständisches  Projekt  einer  Assekuration,  16.  Nov.  1661.  (U.-A.  XV 
S.  6Wf.j 

'  Vffi.  Schreiben  des  KorfUrsten  an  die  Regiernnfr,  4./14.  Juli  1666 

(r...\.  A  V  J  &  602)^  seine  Erklärung  v.  9./19.  Mai  1671  (ebenda  S.  698  f.)» 
.'Schreiben  an  Croy,  2S.  Ang  l'  Sept.  1672  (ebrndu  S.  760  Anm.);  die 
hopositionen  r.  13.  Mai  1680  und  13.  .luni  1086  lebenda  S.  921,  1002). 
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tij^er  Kachbarscbaft  und  bei  so  be»cliarieiier  Sitiiatioii  auf 
keinen  uiilitärisciieu,  sondern  andern,  der  Gattung  pmvinciae 
gleicii,  auf  einen  friedlichen  Estat,  der  durch  Bündnils  fest- 
gesetzet  werden  mufs,  könne  gestellet  werden"',  so  hielt  dem 
der  Kurftlrst  mit  liecht  entgegen,  ilals  gerade  Preulsen  mfolge 
seiner  Lage  nicht  durch  blofse  Spekulationen  und  schriftliche 
paeta  und  foedera  erlialten  weiden  ktane;  attch  wenn  man 
diese  für  nötig  erachte,  so  könnten  sie  doch  ohne  Miliz  keine 
Wirklichkeit  haben,  keinen  Nutzen  und  Sicherheit  geben 

Demgegenüber  hielten  die  Stände  daran  fest,  dafs  nach 
den  Verfassungen  und  Verschreibungen  die  Ordinarmiliz  zur 
Verteidigung  des  Landes  bestimmt  und  dazu  im  Staude  zu 
halten  sei,  dafs  sie  aber  darüber  hinaus  zu  nichts  verpflichtet 
seien.  Denn  im  übrigen  habe  die  Herrschaft  die  Verteidigung 
des  Landes  aus  ihren  Domäneneinküniteu  zu  lübren:  was  sie 
bisher  für  Heereszwecke  beigesteuert,  sei  allein  als  freiwilliges 
subsidium,  als  Zeichen  ihrer  Devotion  unliescbadet  ihren  Rechten 
verwilligt®.  Kurfürst  Georg  Wilhelm  habe  auf  dem  Landtage 
zu  Marienwerder  1<>2(>  gegen  eine  gewisse  Summe,  die  die 
Landschaft  in  die  ßcutkammer  entrichtete,  die  Unkosten  der 
Defension  allein  auf  sich  genommen  ^  Der  gegenwärtige  Kur- 
fürst aber  habe  mit  der  Landschaft  zu  Saalfeld  gewisse  Ver- 
träge aufgerichtet  und  sich  verpflichtet,  den  extraordinarium 
militem  aus  seinen  Domänen  zu  unterhalten*.  Daher  wollten 
sie  selbst  im  Krit  ge.  also  dem  offenbarsten  Notfall,  nicht  zur 
Unterhaltung  einer  Truppenmacht  verpflichtet  sein,  sondern 
nur  eine  Beisteuer  geben,  nach  deren  Höhe  Truppen  hinzu- 
geworbon  werden  konnten.  So  erklärten  sie  im  nordischen 
Kriege  ausdrücklich,  dafs  sie  nicht  eine  bestimmte  Anzahl  ge- 
worbener Völker,  sondern  den  Ertrag  der  Akzise,  soweit  er 
reichen  mag,  willigten'*.  Die  Miliz  solle  nach  den  Mitteln 
des  Landes,  nicht  aber  die  Mittel  nach  der  Milice  gerechnet 
werden,  und  die  Armee  nach  der  Einnahme  der  Akzise,  nicht 
nach  den  feindlichen  Kräften  reguliert  werden^. 


1  Krinnerangen  der  gesamten  StftDde,  SO.  Juli  1609.   (U.-A.  XVI 

S.  581.) 

*  Laudtagsabschied,  7.  Aug.  1669.   (Ebenda  S.  590.) 

^  Vgl.  die  vereinigten  Betlcnken  v.  8.  Aug.  1655  und  11.  Okt.  1657 
(U.  A.  XV  S.  368,  401,  405);  der  Landr&te  Bedenken,  17.  Nov.  1678 
(Ü.-A.  XVI  S.  854). 

*  Denkschrift  der  Stände,  27.  März  1662.   (Ebenda  S  50.) 

*  Geeinigtes  Bedenken,  3.  Aiiiz  1G61  (U.-A.  XV  S.  542).  Im  Land- 
tagsab?5( liied,  d.  Saalfeld  '3H  okt  Iii  »7.  ist  davon  nicht'«  -/n  finden,  es 
handelte  sich  wohl  um  ein  muuUlicUeä,  den  ständischen  Deputierten  ge- 
machtes Versprechen  det»  Kurfürsten. 

*  Geeinigte  Bedenken  v.  8.  Aug.  1655  und  6w  Mai  1656  (II.-A.  XV 
S.  a63  lind  r^7^) 

'  Bedenke»  dei  Uberstande,  Ukt.  1657  (ebenda  ö.  411,  412^  Kad«i- 
will  an  Schwerin,  19.  Juli  1659  (Orlich  I  S.  283  f.). 
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Noch  viel  weniger  koimteu  sich  die  Stände  zum  Unter- 
halt von  Truppen  im  Frieden  lediglich  nach  dem  Ermessen 
des  Kurfürsten  verpflichten.  Selbst  wenn  sie  sich  zu  einer 
Willigung  hatten  bewegen  lassen,  deren  Zweck  gans  offen  zu- 
tage lag,  so  pflegten  sie  wenigstens  dem  Grundsätze  nach 
ihrien  Standpunkt  dadurch  zu  wahren,  dafii  sie  ausdracklich 
dabei  erklärten,  sie  willigten  nicht  zum  Unterhalt  des  Heeres, 
xa  dem  sie  keineswegs  verpflichtet  seien  und  sich  auch  nie 
verpflichtet  hätten  *.  Als  Zweck  der  Willigungen  gaben  sie 
häutig  die  Einlösung  der  verpfändeten  Domänen  an,  wodurch 
der  Kurfürst  in  den  Stand  gesetzt  werden  solle .  dio  Staats- 
Miifiinbo!!  ohne  Inanspruchnahme  der  iStäudc  /u  ertülleii.  Oder 
sie  wiiligteu,  naiMi'iitlu-h  in  s]y;Herer  Zeit,  als  sich  der  wahre 
Zweck  der  von  ihnen  währten  Mittel  immer  weniger  be- 
mänteln liels,  ganz  unbestimmt  „zur  freien  Disposition"  des 
Kurfürsten,  wobei  sie  allerdings  öfters  die  freie  Disposition 
durch  Klauseln,  wie  „keineswegs  zum  Unterhalt  hiesiger  Miliz** 
und  dpi.  beschränkten^. 

Die  karfarstlichen  Propositionen  dagegen  machten  im 
allgemeinen  kein  Hehl  daraus,  dafs  die  geiorderten  Mittel  für 
die  Truppen  bestimmt  seien;  ein  anderer  Zweck  wurde  fast 
nie  angegeben,  so  dafs  die  Stände  sich  einmal  beklagten,  dafs 
alle  Forderungen  „für  die  sie  gar  nichts  angehende  Miliz" 
gemacht  werden^.  Die  Oberräte  schlugen  einmal  vor,  man 
möge  in  der  Proposition  dem  Umstände  Rechnung  tragen,  dals 
die  Landschaft  sich  zur  Veriftlp^ning  der  Miliz  nicht  ver- 
stehe; doch  antwortete  der  Kuriürät,  es  sei  ihm  gleichgültig, 


«  Vgl.  L*.-A.  XV  S.  055,  XVI  S.  321,  556,  595,  711',  726,  780,  78Ö, 
820,  922;  955,  973. 

«  In  a->n  H»'denken  v.  11.  März  1666  (U.-A.  XVI  S.  4791,  Aug.  1669 
(ebenda  5^5  Aniii.  2h  '22.  Mai  1676  (ebenda  8.  820),  20.  Mai  16Ö0 
(ebenda  8.  922),  30.  Juli  1682  (eleuda  S.  974). 

*  Schliefsliches  Bedenken,  2.  Des.  1680  (ebenda  S.  945).  Kinmal 
bemuhti  sich  der  Kurfürst,  auch  für  ein  zweites  kostspieliges  Erforder- 
nis beiner  enropaisrhen  Politik,  für  uuswiirtige  (Jesandtsrbaften ,  die 
rnterstützung  der  StJUide  zu  gewitmeu  (Laudtugsaubsclireibeu  v.  o.  April, 
Proposition  v.  7.  Mai  1609.  U.-A.  XVI  8.  548,  551  f.).  In  allen  Ländeni 
xvpn!»  hirrzii  der  Landesherrs«  haft  von  don  Stünden  nnter  die  Arme 
gegnflen  (der  Kurf,  nn  die  Stande,  1.  Juli  W\9.  ebenda  S.  .'^67).  Er 
wollte  uamcntlicli  von  den  Städten  Altstadt  und  Kueiphof  einen  Beitrag 
aus  ihrem  Pfundzoli,  den  sie  von  altenher  su  solchen  Gelegenheiten  zu 
leisten  schuldig  seien.  Doch  war  dieser  Versuch  der  kurfürstlichen  Räte, 
ans  alt^'n  Bestimmungen  Nutzen  zu  schlagen,  wenig  j^eöchickt,  denn  die 
Städte  koDDteo  ihnen  nachweisen ,  dufs  die  einst  i'ibliche  Abgabe  vom 
Pfiiiidxoll  eine  Wehrsteuer  der  Hansa  gewesen  war,  mit  welcher  der 
Liindesherr  gar  nichts  zu  tun  hatte  (Gnt.ichten  der  St;idte.  4.  Juni  1669, 
ebenda  S.  562).  Auch  die  übrigen  Stände  lehnten  jeden  Beitrag  zu  den 
(ie&*ndtschaft»kosten  ab  unter  Berufung  auf  .das  Testament  Herzog 
Albreebts  (PHt.  fol.  79  aX  in  dem  bestimmt  war,  da&  der  Hersog  die 
Zehriing  /iQr  (le-^rind tschaften  stets  aus  seiner  Rentk  inmior  geben  werde 
(Hedpnkon  der  Landrate  v.  Mai,  Geeinigtes  Bedenken  v.  Juni  1669. 
Ebenda  6.  556  f.,  564). 
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ob  die  Stände  zu  seiner  freien  Disposition  oder  zu  diesen  und 
jenen  Notwendigkeiten  Mittel  bewilligten,  aber  er  sehe  nicht 
ein,  warum  er  es  nicht  in  die  Proi)ositiou  bringen  solle 
Für  die  ängstliche  ^  erklausulierun;j:  der  ständischen  Rechte 
hatte  er  kein  Verständnis;  diese  aber  sincr  so  weit,  dafs  in 
einem  Bedeuktu'^  von  der  liezahlung  dei  Miliz  aus  der  ge- 
willigten  Akzise  gesprochen,  aber  gleich  hinzugefügt  wurde, 
eine  Anerkennung  der  Miliz  solle  in  der  Zustimmung  2u  der 
Willigung  nicht  liegen. 

In  dem  stehenden  Heere  sahen  die  Stftnde  mit  Recht  den 
Grund  alles  Üheis,  das  sie  traf:  des  Verlustes  ihrer  Frei- 
heiten und  ihres  Wohlstandes.  Der  allgemeine  Hafs  gegen 
das  Heer  war  daher  so  grofs,  dafs,  wie  Croy  schrieb*,  man 
nicht  einen  im  Lande  finden  konnte,  „der  nicht  allen  seinen 
Verstand  anlege,  der  IMilitie  Untergan^r  gerne  zu  sehen,  wie 
solches  die  Werke  mehr  denn  überflüssig  darthnn".  Dieser 
Hafs  wurde  incht  einmal  durch  die  Erkenntnis  gemihiert.  dafs 
die  kurfürstliclicii  Trnppen  dem  Laude  etwas  nützten,  deuu  in 
den  lieiden  schwedisch-polnischen  Kriegen  der  20er  und  der 
5n(M  .lahre  hatten  sie  das  Herzogtum  nicht  vor  feindlichem 
Eiiilall  schützen  können,  sondern  nur  zu  seiner  iWand- 
schatzung  beigetragen.  Voll  bitterer  Verachtung  äufserte 
sich  daher  namentlich  der  auf  die  eigene  kriegerische  Tüchtig- 
keit pochende  Adel  Ober  die  geworbenen  VMker,  die  nichts 
leisteten  und  nur  beschwerlich  fielen^;  ja  noch  1678  sehalt 
er:  So  einfältig  ist  das  Land  nicht,  dafs  es  nicht  sieht,  in  wie 
elender  Qualität  seine  sogenannten  Beschützer  bei  ihrer  An- 
kunft begriffen,  und  wie  wenig  sie  mit  ihrer  disordre  zur  Ver- 
teidigung des  Landes  geeignet  sind*^.  Erst  nachdem  gerade 
dieser  Feldzug  an  dem  IcMirlichen  Versagen  des  Landesauf- 
gebots und  dem  schnellen  Erfolg  des  kurfürstlichen  Heeres 
den  Wert  kriegsgetibter  Trappen  gezeigt  hatte,  verstummten 
wenigstens  die  wegwerfenden  Urteile.  Der  Hafs  gegen  sie 
als  das  voruehnisLe  Werkzeug  des  Absolutismus  blieb  jedoch 
und  äufserte  sieh  noch  in  den  letzten  Jahren  des  Kurfürsten 
in  feindlichen  Zusamuieustöl'sen  zwischen  Soldaten  und 
Bürgern 


'  Die  Kegietiuig  an  Ueii  Kuii.,  22.  Ai)ril  lt>70,  (kr  Karturst  an  die 
Regierung,  1^/28.  Mai  1670.   (U.-A.  XVI  S.  608  Anm.  1.) 

-  Per  Rittpri^rliaft  f {utaditcn.  i:^.  Juni  Un.    (Ehfnda  S.  780.) 
Croy  an  dfii  Kurf..  15.  Mai  1674.    (U.-A.  XVI  S.  S04.) 

*  8o  in  ihren  Bedenken  vom  26.  Juni  1666  und  Nov.  1672  (eheuda 
S.  501,  763)l 

^  Gutachten  dn  lürrr  r  .  !,aft,  7.  Sept  1678  (HirBcb,  Winterfeldsuf 
8.  44  Anm.  4.    U.-A.  XVI  s.  ^r^)), 

•  Vgl.  U-A.  XVI  S.  1021. 
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S»  IHe  Übei^iangsseit  ron  1663— 

a)  Streben  des  Kurfttrsteu  nach  festen  Steuern. 

Die  grofse  Frage  war,  wie  sich  die  grundsätzliche  Ab- 
lehnung einer  Unterlialtungsptlicht  von  Truppen  durch  die 
preufsischen  Stände  mit  dem  Umstände  vereinigen  liels,  dafs 
seit  dem  nordischen  Kriege  die  Unterhaltung  des  Heeres  zum 
Angelpunkt  der  ganzen  inneren  Politik  des  Kurfürsten  ge- 
worden war.  zu  einer  Aufgabe,  die  alle  Kräfte  seiner  Länder 
iH'anspruchte  und  alles  andere  zurückdrängte.  Es  kam  da]>ei 
auf  zweierlei  au:  1.  die  Aufbringung  der  für  die  Besoldung 
von  Truppen  und  Stäben,  für  Bekleidun«^,  Bewaffnung.  Heer- 
gt'rät  und  Befestigungeu  nötigen  Barmittel;  2.  die  Unter- 
bringung und  Natural  Verpflegung  von  Mann  und  Pferd.  FiUr 
beide  Zwecke  waren  sichere  und  dauernde,  nach  dem  Heeres- 
bestande  und  nach  Zeit  und  Umständen,  nicht  nach  dem  Be- 
lieben der  Geber  sich  richtende  Leistungen  die  Vorbedingung; 
das  aber  schlofs  eine  Willigungafreiheit ,  wie  die  Stände  sie 
beanspruchten,  aus,  machte  eine,  wenn  auch  durch  die  Form 
gemäfsigte  Zwangsj »flieht  der  Untertanen  zur  Beschaffung  der 
für  n('^t\'j  befundenen  Mittel  unump^änglich.  Es  handelte  sich 
also  für  den  Kurfürsten  darum,  die  einzelnen  Landschaften 
unter  mu^ilichster  äulserürhcr  Schununp:  ständischer  R^M'hte 
zu  langfristigen  Willi^'ungen  gewisser  monatlicher  Steuer- 
quantii  zu  vermögen,  und  er  setzte  auch  im  Anfang  der 
6'»  er  Jahre  in  Brandenburg.  Pommern.  Halberstadt,  Minden 
und  Ravensberg  stehende  Kontributionen  durch 

In  Preufsen  mufste  er  auf  dem  Landtage  von  16(31 — 03, 
dem  ersten,  auf  dem  eine  Forderung  fUr  den  Unterhalt  eines 
Heeres  im  Frieden  gestellt  wurde,  noch  vorsichtig  verfahren. 
Er  ersuchte  daher  die  St&nde  nur  ganz  allgemein,  fflr  die 
bisherige  Landesdefension,  die  man  noch  einige  Zeit,  jedoch 
nieht  länger  als  es  die  Not  erfordern  werd*  aufrechterhalten 
müsse,  die  nötigen  Mittel  »in  der  Art  und  Weise,  als  es  ihnen 
am  erträgliclisten  sein  mag"  aufzubringen*.  Der  Vorschlag, 
eine  lK;*stiinmte  Summe  für  einige  Jahre  zu  willipfen.  ging  hier 
merk würdigerwrisr  wm  den  Ständen  selbst  .lus"^,  die  offenbar 
linrh  der  unorden! iiclien  und  gewaltsamen  Krliebung  der 
leT/Tcn  Jahre  mit  einem  festen  vSatze  am  besten  zu  faliren 
meinten.  Sagte  doch  im  Juni  Kiiü  ein  angesehener  Katsherr 
der  All«udt,  Hans  Meyer,  zu  Schwerin  * :  Wir  wollens  machen 

*  F.  Hirsch,  Die  Armee  des  Gr.  Kurfbrsten  1660^1666.  Histor. 
ZeitBchr.  53  (1885)  S.  2^55  ff. 

-  LandtagsAusschreibeu  und  rropositioiit  Mai  1661.  (C.-A.  XV 
S,  4S2,  483.)  _ 

*  Berichte  Schwerins  t.  17.  «Tan.  8.  und  20.  Febr.  1662.  (Ebenda 
8  76^  f  72.5,  746.) 

*  Schwerin  an  dea  Kurfürsten,  24.  Juni  1601.  (Ebenda  S.  507.) 
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wie  die  im  Lande  Kleve  und  eine  gewisse  Summe  wiHi^eii, 
wenn  die  auf  ist,  so  sprechen  uns  S.  Ch.  D.  wieder  au.  Der 
Kurfürst  bestand  noch  keineswegs  auf  unbedingter  Festsetzung  \ 
docli  kam  es  schlielslich  zu  einer  fe.sl  begrenzten  Willigung: 
die  Oberstände  wollten  180000  Rtlr.  durch  eine  dreijährige 
Akzise  aufbringen,  wenn  die  Summe  aber  in  den  drei  Jahren 
nicht  zusammengebracht  werde,  solle  ein  Landtag  ttber  die 
Abzahlung  des  Restes  beschliefsen.  Die  kleinen  Stiidte  traten 
der  drejjfiJhrigen  Akzise  bei,  wollten  aber  nicht  an  das  Quantum 
gebunden  sein.  Königsberg  verpflichtete  sich  lOOO^XJ  Rtlr. 
durcli  Konsumtionsgeider  aufzubringen,  aber  ohne  Zeit- 
bestimmung^. 

Nacli  Ablauf  dpr  drei  Jahre  fehlten  am  Quantum  der 
Oberstände  und  kleineu  Städte  noch  oOiioo,  an  dem  \m 
Königsberg  noch  30000  Rtlr. ^ :  die  Landräte  erklärten  gleich, 
die  Reste  mülsten  sie,  so  schwer  es  falle,  abtragen,  doch 
wollten  sie  sich  bei  der  neuen  Willigung  nicht  nochmals  zu 
einem  gewissen  Quantum  verbindlich  machen*.  Die  Stände 
verharrten  fortan  bei  ihrem  Widerwillen  gegen  feste  Ab- 
machungen, der  Kurfürst  aber  trat  im  Gegenteil  immer  ent- 
schiedener mit  seinen  Forderungen  hervor,  dafs  er  bei  den 
Willigungen  auf  ein  gewisses  sidi  daraus  ergebendes  Quantum 
^ Staat  machen**  müsse,  und  dafs  sie  fQr  eine  Reihe  von 
Jahren  einzurichten  seien.  Er  sprach  es  schon  1666  aus,  er 
müsse  in  Zukunft  notwendig  vom  Lande  200000,  von  Königs- 
berg lOtXHif)  tl.  jahrlich  haben,  die  geforderte  Akzise  müsse 
anf  oder  1  Jahre  gelegt  werden,  wo  es  nicht  ein  Scbein- 
uud  Schattenwerk  sein  solle*.  In  diu  folgenden  .lahreu  ver- 
langte er  gar  Willigungen  auf  5  oder  6  Jahre  oder  solange 
die  Notwendigkeit,  in  gegenwärtiger  Kriegsverfassung  stehen 
zu  bleiben,  voranlassen  werde®:  aber  die  Stände  wollten  sich 
auch  in  der  Zeit  nicht  binden,  jedenfalls  nicht  länger  als  auf 
zwei  Jahre  ^.  Der  Kurfürst  begann  übrigens  in  den  70er  Jahren 
den  Hauptwert  auf  feste  monatliche  Zahlungen  zu  legen  und 


i  Vgl.  A^^soknration  vom  4.  Mai  1662  (U.-A.  XVT  S.  120  Anm  2). 

•  Abschied  v.  1.  Mai  1668  (ebenda  S.  419);  geeinigtes  Bedeiikea  v. 
3.  Juli  (ebenda  S.  488);  Bedenken  der  Städte  t.  20.  Juni  1663  (ebenda 
S.  434  f.,  436). 

•  Proposition  vom  14.  Mai  1666  (ebenda  S.  488). 

•  Bedenken  der  Landräte.  19.  Mai  1666  (ebenda  S.  487). 

•  Kurl  Beskript  &  Mai  1666  (Baczko  Y  S.  372);  Proposition  v. 
14.  Mai  1666  (U.-A.  XVI  S.  484X  Protokoll  Tettaus  4.  Aug.  1666  (ebenda 
S.  514). 

•  rroposition  v.  20.  Juni  166^s,  7.  Mai  1669,  24.  .Juli  1670  (ebenda 
S.  529,  551,  604). 

Bei  den  Ak/isewilligiinpen  von  1666  u.  166^"  L;intrfri>tige  Steuern 
waren  in  Preufsen  allerdings  nichts  ncnes,  denn  1525  war  eine  Zeise  auf 
5  Jahns  1528  für  Herzog  Albreiht>  ganze  l^ebens/eit  gewilligt  worden, 
aber  die  Verhältnisse  waren  damals  Tie!  weniger  gespannt. 


Digitized  by  Google 


251 


sich  dafür  auch  seinerseits  mit  beschränkteren  Zeiträumen, 
mebt  zwei  Jahren,  zu  begnügen. 

iSch»)n  l(>»)7  niarhte  er  die  Militarverpflegung  offen  zum 
Maisstabe  der  Steuerverhandlungen,  denn  er  bestimmtp  im 
Ausschreiben  ^ :  auf  der  Konvokation  sei  zu  überlegen,  wie 
auf  drei  Jahre  eine  Summe,  die  aufser  den  Königsberger 
Kuu^umtionsmitteln  nicht  geringer  als  1()0(X)  Rtlr.  monatlich 
sein  müsse,  ,in  guter  Gewilsheif  abgetragen  werden  könne; 
was  zu  dieser  Summe  an  der  Akzise  fehle,  möge  durch  einen 
Scbofe  ersetzt  werden.  Im  nächsten  Jahre  bat  er  nochmals, 
da  an  der  Akzise  monatlich  &8t  5000  Rtlr.  fflr  den  Unter* 
halt  der  Trappen  ermangelten,  neben  ihr  noch  ein  jährliches 
Hauptgeld  zu  willigen*;  und  1669  wollte  er  die  Akzise  soweit 
erhöht  haben,  dafs  sie  wenigstens  12000  HUr.  monatlich  er- 
gebe und  daher  zum  Unterlialt  der  Miliz  ausreichet  Da 
aber  gerade  auf  diesem  L;iTi(U;T<>:e  die  Stände  auf  sein  An- 
liegen in  keiner  Weise  ^'iiigingen,  so  drohte  der  Kurfürst  auf 
«iem  folgen  (Im,  pr  wenie  für  das  lu  forderliche  eine  monat- 
liche Kontrii>utiuLi  ausbchreiben  lassen,  derart,  dafs  er  wenig- 
stens auf  15UUÜ  Rtlr.  monatlich  Staat  machen  ki)iiMo*.  Die 
Forderungen  fester  Quanta,  oft  durch  die  iMdlumg  uu- 
gewilligten  Ausschreibeus  unterstützt,  kehrten  nun  immer  in 
wechselnder  Hdhe  wieder,  besonders  hoch  —  bis  zu  50000  Th*. 
monatlich  ~  im  Jahre  1678,  als  der  Angriff  der  Schweden 
drohte*.  Doch  änfserte  der  Kurfürst  in  jener  Zeit  mildernd, 
es  gelte  ihm  gleichviel,  ob  die  Willigung  auf  ein  gewisses 
Monatliches  gesetzt  oder  anders  eingerichtet  werde,  wenn  nur 
der  nötige  Unterhalt  fOr  die  Miliz  daraus  erfolgen  werde*. 

Die  Stände  aber  wollten  sich  durchaus  nicht  zu  einer  be- 


«  Vom  25.  Juni  1667  (U.-A.  \VI  S.  527). 

*  PropositioB  v.  SD.  .Tani  1668  (ebenda  S.  529). 
■  Proposition  v.  7.  Mai  1^09  (ebenda  S.  551). 

*  Der  Kurfürst  f>n  Croy,  10./2Ü.  Frbr.  1H71  fcbonda  S.  686  t  v 

*  Die  vom  Kurtürsten  für  den  Monat  geforderten  Quant&  betrugen 
(in  Rör.): 

ie66  :  8333  1672:  20000  (+40000  Rtlr.  Werbeg.)  1676  Juli:  20000 
1667:10000    1673  Juli:   20000  1677  Juni:  20000 

1669:  12' 00     m:)  Sept.:  :12000  1684  Juli:  •J7000 

1670  71:  louuo    1674  Sept.:  loOOO  1686  Aug.:  30000 

T>ie  Anford<*ningen  stiecreii  also  im  allgemeinen;  man  kann  sagen, 
da/s  in  den  60er  Jahien  lOOOO,  in  den  70er  20000,  in  den  80er  Jahren 
80000  Rtlr.  der  Durchschnitt  des  monatlich  Geforderten  war.  Mit  Bezug 
auf  diese  Tatsache  sibrieb  Schwerin  23.  Jan.  1674  an  Croy:  „Hätten  die 
Preiifs^^T)  bei  Zeiten  eine  jrpwissc  Stimme  bewilligt,  so  bätto  mnn  sich 
daran  halten  müssen;  so  geht  es  »ber,  wenn  man  die  libertet  gar  zu 
hodi  spannen  will.  Sie  mfissen  sich  in  die  Zeit  schickent  ein  Ge- 
wisses willigen  und  selbst  di>  Mitf»  !  wählen."    (Orlich  I  S.  Sort. 

*  Der  Kurfürst  an  die  K«gierung,  1./11.  Mai  1678  (U.-A.  XVI  iS.  839 
Auro.  l). 
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stimmten  Summe  aulieischig  maclit'ii  ^  obwohl  \mn  voraus- 
sehen koüüte,  dafs  das  schliefslich  doch  nicht  zu  vei uk  i  l*  iifl*' 
Nachgeben  ihnen  je  später  desto  teurer  zu  steheu  kouimeu 
werde.  Schweriu  scliriel)  darüber  am  2U.  Okt.  1070  an  Croy: 
„.  .  .  wenn  sie  klug  sind  und  ilires  Vaterlandes  Wohl  suchen, 
werdeil  sie  ohne  ferneres  Sollicitireu  sich  ohne  Weiteres  be- 
quemen. Die  Stände  in  Cleve,  welche  ihre  Freiheit  wohl  so 
hoch  halten  als  einige  im  ganzen  römischen  Beieh,  haben 
hierher  geschickt,  weil  die  Einwilligung  anf  Weihnachten  auf- 
hörte, und  sie  wohl  ermessen  könnten,  dafs  der  Kurfürst  auch 
die  folgenden  Jahre  dieselbe  nöthig  hätte,  so  bäten  sie,  S.  K.  D. 
wollten  sich  herauslassen,  wie  viel  sie  etwa  bedürfen  .  .  .  Ich 
besorge  aber  sehr,  die  preufsischen  Stände  werden,  ihrer  alten 
Oewohnheit  nacii,  die  beste  Gelegenheit  versäumen  und  keinem 
guten  l^ithe  fnlf^en."  In  der  Tat  machten  die  Beispiele 
anderer  keinen  Kindruck  auf  sie,  sondern  Croy  mufste  zurück- 
berichten, alles,  was  man  ihnen  aus  Berlin  und  von  den 
klevischeu  Stünden  erzähle,  hielten  sie  für  „Landtags- 
zeitungen" '\  Ja,  sie  hatten  eben  diesen  Landtag  zu  einer 
Machtprobe  zwischen  ihrem  freien  Willigungsrecht  und  dem 
Anspruch  des  Kurfürsten  benutzt  und  dabei  gesiegt.  Der 
Kuitttist  liefe  ihnen  durch  die  Regierung  vorschlagen,  die  mit 
1.  September  1670  ablaufende  Akzise  so  lange  stehen  zu 
lassen,  bis  man  sich  gewisser  Mittel  vereinigt  nahe Aber 
vergebens  stellten  die  0])enät('  vor,  was  die  Unterbrechung 
der  Akziseeinnahme  für  die  Teile  der  Bevölkerung  bedeute, 
auf  denen  die  ganze  Unterhaltung  der  Truppen  laste,  was  die 
Neueinrichtung:  unnötijr  koste  —  Ritterschaft  und  Städte 
lehnten  das  Ausui-hen  in  schrotlster  Weise  ab  mit  der  Be- 
gründung: ^ wann  solcher  Gestalt  zur  Unterhaltung  der  niilice 
die  Akzise  auch  nur  auf  2  oder  i  Ta^M?  facto  ipso  sollte 
prolongiret  werden,  sie  tacite  in  Unterhaltung  derselben  und 
zwar  zu  ewigen  Zeiten  konsontiren  dörften*."  Der  Kurfürst 
geriet  begreiflicherweise  in  hüchsteu  Zorn  über  die  Stlnde, 
die  ihn  in  so  ausgesprochener  Weise  seine  Abhängigkeit  von 
ihrem  guten  Willen  merken  liefsen  und  aus  blofsem  Eigen- 
sinn, wie  er  annahm,  seinen  ganzen  Etat  über  den  Haufen 
warfen.  Selbst  der  versöhnliche  Schwerin  war  aufgebracht 
Uber  diesen  Übermut  und  schrieb^:  „Es  ist  ja  ganz  eine 


*  Vgl.  vereinigtes  Bedenken  v.  23.  Sept.  1671  (U.  A.  XVI  S.  712); 
Croy  an  den  Kurf.«  31.  Mai  1672  (ebenda  8.  746  Anm.  I). 

Orlieh  I  8.  343f.  Vgl.  aucb  Schwerins  Schreiben  t.  20.  Joni 
1674  (ebenda  S.  876). 

8  E.\  ProtocoUo  der  Oberratstubc,  7.  Aug.  1670  (U.-A.  XVI  S.  612). 
«  Bedenken  der  Stftdte,  20.  Aug.  1670  (ebenda  S.  622).   Vprl.  auch 
oben  S.  196  über  „Interruption"  der  -\kzise. 

Schwerin  an  den  Kanzler  r.  Tettau,  8./18.  Aug.  1670  (ebenda 
S.  624  Anm  ). 
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iiicbtice  Kxzo]»tioii.  dafs  sie  pro  conservanda  libertate  ein 
lüiLij^titium  haben  müssen".  In  Berlin  war  man  voller  Em- 
loruu^  und  dachte  stark  an  (iewaltmafsregeln  gegen  die 
Widerspenstigen',  doch  liels  sicli  der  Kurfürst  schlieislich  von 
der  Regierung  überzeugen,  dafs  die  poliiii^che  Lage  dafür  zu 
j^efahrdrohend  sei,  dafs  die  gewaltsame  Forterhebung  der 
Akzise  wenig  frachten,  aber  die  Stftnde  ganz  von  dieser 
Steuerart  absehrecken  werde,  und  so  gab  er  nach  und  willigte 
in  die  Aufhebung  der  Akzise*. 

Diesmal  hatten  die  Stände  allerdings  ihren  Standpunkt 
durehgesetzt,  aber  der  Karapf  zog  sich  noch  weiter  hin  und 
kam  U>73  wieder  zu  offenem  Ausbruch.   Während  der  Kur- 
fürst es  nun  auf  jeden  Fall  dahin  gerichtet  wissen  wollte, 
dafs  die  Stünde  V*Ane  Steuer  in  genere,  sondern  eine  gewisse 
Siininie.  wnrauf  er  Staat  zu  nij^chen  finbe,  einwilli'^tf^n wnron 
jene  ""fi  t'  -t  wie  je  entschlossen,  nie  cuw  In  st inmite  >üninie 
zu  ht'ss  ülige'n  *,  und  die  Landräte  erlilarleu:  die  Forderung 
einer  monatlichen  Zusammenlage  von  20 ()<)<)  Rtlr.  laufe  „nicht 
allein  wider  ihre  Freiheit  und  Verfassung,  sondern  auch 
»vider  ihr  Vermögen  und  Möglichkeit  selbst"      Nachdem  der 
Kurfürst  aber  die  Stftnde  mehrfach  vor  die  Wahl  gestellt: 
festes  Quantum  oder  ungewilligtes  Ausschreiben  einer  Hufen« 
kontribution ,  machte  er  £mst  und  liefs  das,  was  bei  der 
endlichen  Willigung  der  Stande  an  der  erforderlichen  Summe 
fehlte,  durch  einen  ungewilligt  ausgeschriebenen  Hufenschofs 
heitreiben*.   Da  es  dem  Kurfürsten  wirklich  gelang,  das  ge- 
fordert« Quantum,  das  nicht  gutwillig  gegeben  wurde,  mit 
Gewalt  -^i«  ]!  zu  verschaffen,  ohne  dafs  die  Stände  über  heftige 
Proteste  hinauskamen,  so  war  die  ganz^^  Fracke  entschieden. 
In  der  Folgezeit  setzte  der  Kurfürst  seinu  bestimmten  For- 
lierungen  durch,  wenn  nicht  anders  möglich,  auf  gewaltsame 
Weise,  und  den  Ständen  blieb  nichts  übrig,  als  sich  immer 
wieder  gegen  jede  solche  Beschränkung  ihres  Williguiigs- 
rechtes  zu  verwahren.  Der  Kurfürst  erklärte  wiederholt  seine 
feste  Willensmeinung :  er  wolle  mit  nichts  Ungewissem  mehr 
XU  tun  haben,  sondern  auf  der  Einwilligung  einer  gewissen 
und  beständigen  Summe  fest  bestehen,  da  er  nun  genügend 
gewitzigt  sei,  um  zu  wissen,  „was  für  Inkonyenientien  und 


1  U.  A.  XVI  S.  622  und  Srbreiben  Schwerins  an  den  Kurf.  t. 
■4.18.  All^^.  1^70.     KhPTKla  S.  <;24f.) 

*  Vgl.  die  8cbieiben  Croys  v.  8.  und  26.,  der  Kegierung  v.  19., 
Srliwerios  v.  6J16.  Aug.  1670  an  den  Korfftrsten  (Ü.-A.  XVI  8. 61S  Anm.  1, 
S22,  S28a 

'  Der  £iiif&r8t  «n  die  Regtemng,  18^  April  1678.  {\J.-A.  XYI 

ij.  77a) 

*  Die  Kegierung ''an  den  Karflknten,  SO.  Juni  1678.  (Ebenda  8.781 


Bedenken  des  llerrenstandes,  10.  Juli  1678.  (Ebenda  8.  782  Anm.  1.) 
«  Vg^  unten      262  ff. 
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Scliade  aus  dergleichen  General willigiing  Uns  entstanden*. 
Aufserdera  hätten  die  Stände,  wenn  sie  zur  Aufbringung  einer 
gewissen  Summe  verpflichtet  seien,  auch  Ursache,  auf  Ver- 
hütung der  Unterschleife  besser  zu  achten,  woran  sie  bei  in- 
definirten  laudis  kein  Interesse  hätten*.  Andernfalls  aber 
wollte  er  das,  was  bei  ihrer  Willigung  am  erforderlichen 
Quantum  fehlte,  entweder  von  den  Stftnden  auf  eine  andere 
Weise  aufgebracht  wissen  oder  sich  seihst  durch  eigenmächtiges 
Ausschreiben  verschaffen  oder  sich  gar  nicht  an  ihre  WiUignuig 
halten,  sondern  alles  durch  Hufenkontribution  erheben. 

Die  St&nde  dagegen  erklärten  zu  des  Kurfürsten  Ent- 
rüstung: da  er  bei  seiner  Kntfermmg  ihren  elenden  und  er- 
schöpften ZustnTid  mit  frp?ndeii  Augen  ansehe  und  ihren 
Jammer  m\1  entliehenen  Ohren  höre,  so  rnüfsten  sie  ihn  bitten, 
die  Eriiiessuijg  ihrer  Kräfte  und  ihres  Vermögens  ihnen  selbst 
allerguädigst  anzuvertrauen-.  Sie  beklagten  sich  auch  weiter- 
hin über  die  Beschränkung  ihrer  Freiheit  diidarch.  daf>  iliuea 
ein  gewisses  QuaiiUun  zudiktiert  werde.  Über  ihre  Willigung 
könne  nicht  hinausgegangen  und  etwaige  Reste  nicht  von 
ihnen  gefordert  werden,  da  sie  nie  „zu  einigem  quanto  sich 
anheischig  gemachet,  auch  de  jure  dansu  nicht  verbunden 
sein*  Und  um  ja  Uber  ihre  Auffossung  keinen  Zweifel  auf- 
kommen zu  lassen,  betonten  sie  gerade  in  den  letzten  Jahren, 
als  über  die  wirkliche  Lage  gar  kein  Zweifel  mehr  war,  mehr- 
fach in  ihren  Willigungen,  dafs  diese  „ohne  Annehmung  einigem 
quanti"  geschehen*.  Wie  könne  man  tlberhaupt  auf  Leute 
einen  gewissen  Staat  machen,  (h>  selbst  auf  den  Bissen  Brot 
ihres  Mundes  kaum  Staat  machen  könnten^. 

Doch  hat  die  Regierung  anderseits  auch  schon  den 
grundsätzlichen  Widerstand  der  Stände  gegen  die  Zahlung 
eines  festen  Quaatums  zu  erschüttern  gewufst,  eine  VerstÄn- 
diguug  scheiterte  damals  nur  an  anderen  sachlichen  Bedenken, 
weil  nämlich  der  Kurfürst  wegen  der  Ämterhuben  und  der 
unmittelbaren  Untertanen  nichts  Gewisses  angeschlagen  wissen 
und  die  Exekution  nicht  in  der  Stftnde  Hftnde  lassen  wollte*. 
Mit  Recht  argwöhnten  die  Stftnde,  dafö  ihnen  dann  allein  die 


»  Der  Kurfiiist  nii  die  Regierung,  15/25.  Mai  1674  n.  7./17.  SepU 
1677  u.  U./24.  Juli  1679  (Ü.-A.  W'T  S.  806  Aum.  1,  83b,  SdHX  Protokoll 
des  Oberrats,  18.  März  1680  (ela-uda  S.  917). 

*  Der  gesamten  Stftnde  Bedenken,  17.  Joni  1976  (Orlich  I  S.  370, 
Ü.-A.  XVI  S.  821). 

'  Bedenken  der  Landiate,  28.  Sept  1677  (T'.-A.  XVT  S.  836  Anm.  1). 
Teremigtes  i3edenken  v.  16.  Anril  u.  20.  Mai  mO  (ebenda     918  u.  922j. 

*  So  in  den  vereinigten  i^denken  t.  24.  JuU  1688  (ebenda  &*  984), 
14.  Aug.  uih!  20.  Sei)t.  1685  (ebendA  S.  994,  999^  29.  Aug.  und  20.  Okt. 
1687  (ebenda  8.  1015  f.,  1021). 

»  Der  Ritterschaft  RusoluUon,  4.  Juni  1682  (Ü.-A.  XVI  S.  971). 

*  Die  Eegiening  an  den  Kurf.,  28.  Sept.  1677  (ebenda  S.  885  Anm.  2\ 
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gan/o  Last  aulgebürdet  werden  könne,  wejiii  der  Kurfürst  die 
Domaueu  nicht  gleich  deui  ganzen  Lande  veranschlagen  wollte. 

h)  Kontributionen  der  kleinen  Städte,  Kölmer, 

Freien  und  Bauer  n. 

So  lange  der  Kurfürst  sich  mit  dem  begnügen  mufste, 
was  er  durch  die  Landtagsverhandlungen  von  den  Ständen 
•  rlangen  konnte,  uud  sohiiiüre  deren  Williguugen  hiutei  semeu 
Furderuugen  erheblich  zui  ückbliebeii,  suchte  er  das  Fehlende 
dadurch  beizutreiben,  dafs  er  die  schwächeren  Klassen,  die 
kleinen  Städte,  die  nichtadligeu  Grundbesitzer  und  seine 
UDmittelbaien  Untertanen  besonders  heranzog.  Es  ist  eine 
der  trübsten  Begleiterscheintingeii  des  Vordringens  der 
Monarchie,  daTs  sie,  solange  sie  die  Stftnde  selbst  noch  nicht 
franz  ihrem  Willen  zu  beugen  vermochte,  Ober  die  wehrlosen 
und  von  den  Privilegierten  preisgegebenen  untergeordneten 
Teile  des  ständischen  Baues  und  die  ganz  aufserhalb  desselben 
Stehenden  heriiel  und  sie  ausbeutete.  Dafs  aber  dieses  Ab- 
wnlzen  von  Laste»  auf  die  Schultern  der  Schwächeren  im 
Lande  immer  wieiltM-  geschehen  konnte,  dafs  die  Stande  die 
(•tfene  Vergewaltigung  der  docli  zu  ihnen  ^lehörenden ,  wenn 
,'U(  Ii  eiütiui'slosen  Glieder  ohne  wt  seutiiclie  Kinwendungen 
duldeten,  das  zeigt  deutlich,  wie  die  vorgebliche  Vertretung 
des  Landes  durch  jene  rein  im  Klassenegoisums  aufging. 

Das  Auskunftsmittel  war  nicht  neu.  Schon  1640/41  er- 
tönten die  Klagen  der  kleinen  Städte,  der  Kölmer,  Freien, 
Schnlzen  und  Krüger,  dafs  ihnen  wider  ihre  Privilegien  und 
Handfesten  wie  auch  den  unmittelbaren  Untertanen  ungewilligte 
Kontributionen  und  zwar  bis  zu  25  Mk.  von  der  Hufe  ab* 
gezwungen  seiend  Die  unmittelbaren  Bauern  mufsten  auch 
it>48  durch  Zuscfaub  und  Kollekten  den  Unterhalt  der  ge- 
worbenen Truppen  bestreiten,  für  welche  die  Stände  jede 
Beihilfe  verweigerten*,  und  ir>r>0  51  mufsten  sie,  wie  auch  die 
Kölmer  wieder  „freiwillip^e"  Zuschüsse  aufbringen^.  Die 
Fchiininiste  Zeit  aber  beg  inn  für  alle  diesp  Tiiinder  oder  gar 
iiicht  privilptrierten  Schichten,  als  der  Kurfürst  vom  1.  Juni 
l«i<)l  an  die  bisher  vom  ganzen  Lande  getragenen  monatlichen 
Koun  ibütionen  für  die  nunmehr  staudig  unterhalleueu  Truppen 
deu  Ständen  ahuahm  uud  allein  auf  die  kleineu  Städte  und 


»  VgL  die  GravanüiiÄ  von  1640/41  (ü.-A.  XV  S.  251  f.,  266  f.,  270, 
0.  dSe  RepKk  der  Siftdte  ▼.  4.  April  1641  (Triebe!  S.  87).  Auch  1643 
venachte  der  Kurlilr>^t  die  Freien,  Schulzen  und  Krüger  zu  einer  Geld- 
TTid  rjetreidckontrihution  heranzuziehen,  da  diese  sich  aber  unter  Be- 
rufung aui  den  jüngsten  Landtagsabschied  dessen  weigerten,  so  trug  er 
den  Oberriten  auf,  sie  zu  einer  freiwilligen  Beisteuer  zu  bewegen  (Prot. 
0.  Ilel.  I  S.  700). 

•  PropositioD  ^    14.  Nov.  1648  (Ü.-A.  XV  S.  S41). 

*  Vgl.  oben  b.  174.| 
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seine  Bauern  legte'.  Diese  mufsten  nun  den  giöfsteii  Teil 
des  Unterhalts  der  Miliz  bestreiten  und  4  Mark  von  der 
Hube  kontribuieren,  denn  im  übrigen  standen  nur  die  Kammer- 
einkUDfte  und  die  geringen  Erträge  der  Akzise,  so  lange 
diese  wftbrte,  zur  VerfQgung.  Die  kleinen  Stftdte  wurden 
1662,  wohl  mit  der  WiedereinfOhrung  des  Akzise,  wieder  von 
den  Kontributionen  befreit  und  hatten  von  nun  an  nur  noch 
die  Kinquartierung  zu  traijjen*.  Die  Stände  verloren  nicht 
viele  Worte  über  solche  Ungerechtigkeit;  nur  einmal  be- 
schwerte sich  Köni^rsberg.  dafs  ^wider  gethane  Versprechung* 
eine  ungewilligte  Kontribution  auf  die  kleinen  Städte  und  die 
Bauern,  darunter  nwch  di<'  der  drei  Städte  —  das  ist  natür- 
lich die  Ursache  dieser  Beschwerde  —  ausgeschrieben  sei*. 
Die  Küliner  und  Freien  scheinen  erst  1(563  zu  den  Monats- 
kontriliutionen  herangezogen  worden  zu  sein,  obwohl  ihnen  in 
einem  gnädigen  Abschied  vom  IH.  Juli  dieses  Jahres*  der 
Schutz  ihrer  Rechte  und  Verschreibungen  zugesagt  war.  Sie 
Wurden  „dabin  bonis  modis  persuadiret"  und  die  meisten  fügten 
sieb,  docb  kamen  viele  Klagen  und  Bescbwerden  vor,  so  dafo 
die  Regierung  in  steter  Sorge  war,  sie  würden  die  Zablong 
verweigern.  Daher  riet  der  Stattbalter,  keine  Exemtionen 
auf  Grund  von  Beschwerden  zu  gestatten .  weil  sonst  alle 
gleiches  Recbt  geniefsen  wollten  und  sich  auf  Prozesse  legen 
würden  *. 

Es  scheint  sich  also  vorläufig  um  wenigstens  der  Form 
nach  freiwillige  Abgaben  der  Kölmer  und  Freien  gehandelt  zu 
haben,  erst  später,  als  durch  fortwährende  Erneuerung  der 
Auflagen  jeder  Schein  der  Freiwilligkeit  verschwumlen  war. 
suchte  der  Kurfürst  und  die  Regierung  diesem  Vorgelieu 
eine  rechtliche  Grundlage  zu  geben.  Sie  stidltcn  es  so  hin, 
als  ob  der  Kurfüist  die  zinspflichtigen  GüttT  auch  zu  aufser- 
ordentlichen  Leistungen  heranziehen  könne  und  begründeten 
das  offenbar  damit,  dal's  diese  Steuern  als  nachträgliche  Ver- 
gütung für  früher  rückständig  gebliebene  Zinszahlungen  zu 
betraditen  seien.  Denn  die  Regierung  bescbied  einmal  Kölmer, 
die  über  Hufen-  und  Magazinschofs  klagten,  dabin,  „dafs  die- 
jenigen allein,  so  mit  Kontribution-  oder  Zinssebulden  onsem 
Aembtern  verhaftet  seind,  auf  Abscblag  solcber  Schulden 


'  Schwerin  au  den  Kurf.,  24.  Juni  1661  (U.-A.  XV  S.  503)}  Bedenken 

der  Städte,  7.  Nov.  1661  (ebenda  S.  6241. 

•  Loro  Portocolli  derer  von  kleinen  Städten,  Juni  1672  (U.-A.  XVI 
S.  751  Anm.  1). 

*  RadxiwiU  u.  die  Oberräte  »n  den  Korf.  2L  Sept.  1601  (U.-A.  XV 

8.  579). 

<  U.-A.  XVI  S.  450  f. 

»  Bericht  Radziwills  v.  14.  Dez.  1663  (ebenda  S.  451  Amn,  1>  der 
Oberrftte  v.  2.  Des.  1064  (ebenda  S.  464). 
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solches  erlegen  sollen  ^"    Es  mag  sein,  dafs  in  den  früheren 
.lahrzehuten  adliger  Mifswirtschaft,  als  die  Domänen  veiheleu, 
auch  viele  Zahlungen  unterlassen  und  bei  den  neueren  Yisi- 
tttionen  aufgedeckt  worden  sind,  so  dafs  man  nun  von  den 
Kachkommen  das  unter  den  Vorfohreu  Versäumte  heraus* 
holte.  Der  Kurfürst  meinte  auch,  er  wisse  sich  keiner  Privi- 
legien zu  erinnern,  wodurch  die  Kölmer  von  dergleichen  Be- 
schwerden befreit  wären    ja  er  beanspruchte  ein  förmliches 
Recht  zu  seinem  zweifellos  unverfassungsmäfsigen  Vorgehen, 
wenn  er  nufserte,  wejjen  der  Kontribution  der  Kölmer  könne 
er  sich  spiner  Rechte  nicht  bej^eben*.    Das  Unglück  dieser 
Difbtadlmen  Besitzer  w;ir  eben  die  unklare  Stellung,  die  sie 
int  standii^cheu  Körin  r  inin  hatten,  und  dafs  ihre  Kechte  sich 
zum  Teil  nur  auf  Herkommen  gründeten;  der  Adel,  dem  die 
Waliiung  ihrer  Kechte  anvertraut  war,  nahm  sich  ihrer  ge- 
flissentlich nur  iu  sehr  schwächlicher  Weise  an,  denn  er  war 
sich  bewufst,  dafe  er  durch  die  Preisgabe  der  Kölmer  sich 
selbst  vor  Lasten  schützte. 

Neben  den  nnahftnderlichen  Willigungen  der  Stftnde  bildeten 
diese  außerordentlichen  Kontributionen  das  bewegliche  Element, 
sie  wurden  nach  dem  vorliegenden  Bedarf  eingerichtet,  bald 
erhöht,  bald  erniedriget;  wir  hören  von  5,  8,  10,  12,  15  und 
2i>  Groschen  monatlichen  Hufenschosses*.  Auch  der  Kurfürst 
wünschte,  dafs  die  ständischen  Willigungen  derart  bemessen 
\vnrd(  Ti,  dals  pv  diese  ungerechte  Last  der  aniien  Bevölkerung 
abnehmen  könne ^,  aber  er  mulste  im  Gegenteil  1008  die 

^  Die  Regierung  au  die  Ämter  Lyek  iiml  v>lt  uko,  30.  0kl.  ItHid 
(Ü.-A.  XVI  S.  597). 

'  Der  Kurf,  an  die  Regierung,  80.  Sept/10.  Okt  1669  (ebenda  S.  598 
Anm,  l). 

»  Verfügung  des  Kurf.,  29.  Sept./ 9.  Okt.  1670  (U.-A.  XVI  S.  ^m). 
Die  knrf.  Imnediatiiutertanen  gehörten  uidit  /u  den  Ständen,  ihre  I!e- 
=Tf'iicrnn*r  daher  unbestreitbar  in  der  Hand  des  KtirtTirstPn.  (\\d. 
kurt.  Kesolution  v.  Juli  16C8,  ebenda  S.  452;  der  Kurf,  an  die  Kegierunc» 
2.il2.  Mai  1679,  ebenda  S.  879.)  Die  Kölmer  aber  wurden  durch  die 
rechtliche  Fiktion  tle^^  Kurfürsten  ganz  unbilligerweise  auf  den  Stand- 
pnnkt  dfr  unfreien  Bauern  liorahKedriirkt.  s  hon  im  Verfasfuncrsinstru- 
m«nt  von  IGöl  hatte  der  Kurfürst  die  Kulmer  und  Freien  nicht  den 
Sünden,  sondern  geradezu  den  Bauern  beigerechnet,  wie  die  St&nde  im 
Bedenken  v.  27.  Mftrs  16^2  klagten  (ebenda  S.  39  f.).  Doch  geschah  ihnen 
16*>3  (M-nugtunng,  indem  sie  einen  besonderen  Abschied  (v.  16.  Juli  1663, 
ebenda  S.  450  f.}  erhielten  und  neben  den  drei  Landständen  znr  Uul- 
dtigiing  geladen  wurden  (die  Oberrftte  an  den  Vogt  Ton  Fischhansen, 

4.  Aug.  1668,  ebenda  S.  454).  .\ber  in  einmi  lleeknpt  von  {»räch 
df^r  Kurfürst  wieder  von  der  Snblevation  der  Freien  „and  anderer  Aubts- 
L'nterthaiien".  (R.  7,  n.  40g.) 

*  Vgl.  ebenda  S.  464,  498,  518,  59a 

*  Vgl.  die  Landtagsabschiede  v.  1.  Sej.t.  1666  (Bacako  V  8.  505), 
7.  Aus,  mr,9  (C.-A.  XVI  S.  586),  die  kurf.  Verfügungen  v.  24.  Okt./ 

5.  Nov.  1670  (ebenda  S.  637  Anm.  2)  u.  13./28.  Jan.  1671  (ebenda  S.  664). 
Nor  1671  konnte  er  die  Kontributionen  der  Kölmer  und  Fieien  fflr  eini^ 

F^bvBfM  IXTV  l  <ni)*  —  Rachel.  17 
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aufserordentlicheu  Schätzungen  auf  diejenigen  ausdeluien,  die 
durch  besonderes  Privileg  mit  lebenslänglich  abgabenfreien 
Hufen  beliehen  waren,  und  den  Kölmerii  und  Kauern  nel>en 
ihren  Geldkontributionen  noch  eine  ständige  Extraordioar- 
kontribution  an  Getreide  für  die  Magazine  auferlegen^.  Die 
LaBt,  zu  der  auch  noch  Einquartierung  und  Verpflegung  der 
Soldaten  hinzukam,  war  um  so  drückender,  als  seit  1669  auch 
die  Zinsen  aller  zinapflichtigen  Hufen  erhöht  wurden Un- 
geachtet Bolcher  unerträglichen  Beschwerung  wurde  den 
Kölinem  und  Freier,  bei  den  vom  ganzen  Lande  zu  leistenden 
Abgaben  ausdrücklicli  keine  Erleichterung  gewährt^. 

Die  Stände  legten  sich  zwar  seit  1660  für  die  geplagte 
bäuerliche  Bevölkerung  etwas  mehr  ins  Mittel  und  batrii  um 
ihre  Befreiung'*,  aber  ihr  Interesse  wunie  erst  lebhafter,  als 
der  Kurfürst  auch  in  den  Besitz  des  Adels  hinulxrzugreifen 
begann.  Bei  seiner  Abreise  aus  Preufsen  im  August  l<W]i» 
hinterliefs  er  die  Verordnung,  dafs  auch  alle  in  adligeiü  Be- 
sitz behudlichen  Hufen  kölmischen  Rechts  dem  Kontributions- 
zwang unterworfen  sein  sollten  ^  offenbar  auf  Grund  der  oben 
erwähnten,  in  jener  Zeit  auftauchenden  Rechtaanscbauung, 
dafs  die  Verpflichtung  zu  kölmischem  Zins  auch  jene  aulser- 
ordentlichen  Auflagen  rechtfertige.  Nun,  da  es  auch  ihren 
Besitz  anging,  legten  die  Oberräte  in  einer  ausführlichen 
Deduktion  dem  Kurfürsten  die  Rechte  der  Kölmer  dar®;  aber 
vergebens,  denn  im  Anfang  des  Jahres  1670  wurde  ^ine 
Untersuchung  aller  Hufen  in  den  Ämtern  angeordnet,  um  die 
Zahl  der  kontribuabeln  Huleii  festzustellen  und  nebst  dem 
Zins  und  den  Kammerintraden  auch  das  Kontnbutionswerk 
beständig  einzurichten,  das  auch  auf  alle  adligen,  zu  jähr- 
lichem Zins  vei-ptlichteten  Güter  erstreckt  werden  sollte. 
Der  Adel  wollte  sich  jedoch  keineswegs  dem  unterwerfen  und 
es  lieber  auf  Exekution  ankommen  lassen  als  freiwillig 
zahlen;  doch  scheint  es,  obwohl  die  Untersuchung  der  Hufen 


Monate  aufheben.  ~  Kurf.  Assekuration  v.  18.  März,  kurf.  Erklilrang 
V.  9./19.  Mai,  kurf.  Reskript  v.  27.  Nov./7.  Dez,  1671  (Ü,-A.  XVI  b.  6»2 
Anm.  1,  702,  717  Anm.  1). 

'  Reskript  an  alle  Ämter,  16.  Nov.  1668  (ebenda  S.  5431  Anm. 

*  Xacli  (fem  Hedenken  der  Ritterschaft  v.  6.  Sept.  1670  wurde  ron 
den  K(dniem  Stations^etreide,  20  Gr.  Subsistenzgelder  und  16  Mk.  jährl. 
Post-  and  Freigeld,  dies  wohl  als  Ablösunff  för  Postfuhren  und  Schar- 
werksdienst, eingetrieben  (ebenda  S.  626).  Inre  Kontributionen  brachten 
monatlich  1500  Htlr.  (Memorial,  S.  pf.  1670,  ebenda  S.  (VA]). 

*  Kmf.  Reskripte  v.  29.  iSe^tM  Okt.  1670  (ebenda  5.  633  Anm.  2X 
17./27.  Okt.  1670  (ebenda  S.  6S7  Anm.  2),  3^  Jan.  1078  (ebenda  8.  771). 

*  So  in  Bedenken  v.  1666  (ebenda  S.  487  f.,  486»  510),  1672  (ebenda 
726,  728,  736.  711).  1673  u.  s.  f. 

»  Bericht  C^eoig  Abel  v.  Tettaus  v.  16.  April  1670  (Ü.-A.  XYl 
8.  598  ff.). 

*  Am  6.  Dez.  1669  dem  Kurfürsten  fibersandt  (ebenda  8. 586  Anm.  2). 
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aaeh  im  n&cbsteii  Jahre  noeh  fortgesetzt  wurde  ^,  nicht  zu 
einer  Sonderbesteuerung  adliger  Hufen  gekommen  zu  sein. 
IHe  Terfrahte  Androhung  der  Mafsregel  hatte  nur  den  Erfolg, 
dafs  die  Erbitterung  der  Ritterschalt  auf  dem  Landtage 
107071  noch  verschärft  wurde.  Auch  sonst  hatte  der  Kur- 
fürst die  Kontributionsschraube  noch  mehr  angezogen:  nur 
wüste  Hufen  sollten  ausgesetzt.  Viehtriften  und  Übermafs- 
bufen  daupf^oTi  erniäfsigt  herangezogen,  auch  TJTneniiöfjonde 
nirht  trunz  betreit.  «o?i(iern  zu  einem  Beitrag  angehalten 
werden-.  Die  Oi)errale  erreichten  nur,  dafs  die  Kontribution, 
da  ohne  Kxekution  doch  nichts  einl^ame,  vierteljährlich  ein- 
genounnen  werde,  damit  der  Bauersmann  nicht  jeden  Monat 
exequiert  zu  werden  brauche  ^. 

Eine  Folge  der  übermäfsigen  Belastung  des  Bauern- 
standes war  es,  dafs  die  kurfürstlichen  Hintersassen  in  Menge 
entliefen,  dafs  Radziwill  am  15.  Februar  1667  berichten  muftte, 
es  kamen  Isst  wöchentlich  aus  den  Ämtern  Nachweise  von 
Terarmten  und  verlaufenen  Untertanen  ein;  dabei  hätten  sie 
doch  nur  (!)  neben  der  Akzise  die  15  Grosehen  monatlich  von 
der  Hufe,  sowie  Einquartierung  und  Servis  zu  leisten*.  Ferner 
stiefs  unter  den  obwaltenden  Vcrhilltnisscn  eine  Besiedelung 
wüstliegender  Hufen  zu  kölmischen  KechtfMi  gegen  Er- 
legiiTiLT  voT\  Krbzins  auf  Hindernisse,  da  die  Furcht  vor  den 
aiifi^ei  «»rdciitluhen  Auflagen  nur  wenige  Leute  auf  das  An- 
gebot, obwohl  es  von  allen  Kanzeln  verlesen  wurde,  ein- 
gehen liefs*. 

In  der  zweiten  Hälfte  der  60er  Jahre  wurde  ein  weiterer, 
vom  Kurfürsten  ausgehender  Plan,  die  Einnahmen  zu  erhöhen, 
vielfach  erörtert,  nftmlich  der,  von  den  Milizpflichtigen  ein 
jftbrliches  Enteelt  gegen  Ablösung  ihrer  Dienste  zu  erlangen. 
I>a  ee  Badziwfll  aä  einen  dahingehenden  Vorschlag  des  Kur- 
fürsten als  schwer  ausführbar  bezeichnete,  so  forderte  dieser 
ihn  auf,  die  Dienstpflichtigen,  wenn  sie  sich  nicht  dazu  ver- 
stehen wollten ,  mit  Beschwernissen ,  wie  Festungsbauarheit, 
Besetzung  der  Grenzhäuser  und  dgl.  zu  plagen,  um  ihnen 
dadurch  ihre  Dienste  zu  verleiden  und  sie  zur  Im  legung 
des  Geldes  zu  bewegen  ^.  Ähnlich  sprach  er  sich  um  dieselbe 


»  (luta.hton  der  Ritterschaft,  8.  Aug.  1671.   fU.-A.  XVI  S.  707.) 

*  Kurl,  iieiehle  v.  ükt,  und  Dez.  1669  ^ebenda  S.  59Ö  Anm.  1, 
See  Anm.  ly 

*  Die  ObeiTlte  an  den  Ktuibreten,  31.  Jan.  1670.  (Ebenda  S.  599 
Anm.  1.) 

*  Ü.-A.  XVI  8.  Ö23. 

*  Die  Regierung  an  den  KnrfUrsten,  14.  Jnni  1667.  (Ebenda  S.  528 
Anm.  1.) 

*  Der  Kurfürst  an  di»»  Fofrierung,  6./16.  Okt.  t()*)ö  (ebenda  S.  469 
Anm.  2)f  die  Jiegierung  an  den  Kurf.,  30  Okt.  1665(ebeuda  6.  470  Aiuu.  1), 
der  Korf.  an  Radziwill,  30.  Olct./9.  Nov.  1665  und  27.  Msi/&  Juni  1667 
(ebenda  S.  471  Anm.  1,  685  Anni.> 

17* 
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Zeit  iu  seinem  politischen  Testament  aus:  die  preufsische 
Landmiliz  taugt  zu  keinem  Kri^^e,  darum  mufs  man  danach 
trachten,  dafs  die  Freien  und  Wibransen  ein  j&briiches  Geld 
statt  ihrer  Dienste  geben,  und  irenn  sie  sich  dessen  weigern, 

ihnen  soviel  Arbeit  auferlegen,  dafs  sie  endlich  selbst  darum 
anhaltend  Vornehmlich  dachte  also  der  Kurfürst  dabei  an 
die  leichten  Rofsdienste  der  Froien  und  die  Fufsdienste  der 
Amtshauern,  die  ganz  hesonders  minderwertig  waren*;  doch 
versuchte  er  auch  den  Adel  zur  Ahlösung  seinei-  T.eliiidienste 
gegen  Übernahme  von  Einquartierung  und  Verptlegung  der 
Soldaten  zu  hewegen .  stiels  indessen  hierbei  auf  grofses 
^Yiderstreben,  selbst  vonseiten  eiues  ^a)  wenig  sUludisch  ge- 
sinnten Mannes,  wie  es  der  Landliofnieister  v.  Wallenrodt 
war,  denn  sie  argwöhnten,  dafs  sie  sich  diiniit  nur  eine  neue 
Last  aufbilrdeten,  ohne  die  alte  los  zu  werden.  Radziwill  be- 
mühte sich  mehrfach,  in  Einzeherbandlungen  etwas  zu  er- 
reichen, doch  scheiterte  auch  das  am  MiMrauen  der  einzelnen^ 
so  dafe  er  meinte,  höchstens  auf  allgemeinen  Landtagen  sei 
etwas  zu  machen^.  Der  Kurfürst  scheint  dann  bei  seiner 
Anwesenheit  in  Preufsen  persönlich  einiges  durchgesetzt  zu 
haben,  wenigstens  wurde  nunmehr  von  den  Wibranzenhufen 
im  Memelsclien  gegen  Erlassung  der  Dienste  ein  gewisser 
jahrlicher  Zins  gefordert*.  Im  allgemeinen  blieb  aber  die 
Miliz  Verfassung  noch  bestehen,  nnd  erst  der  Fnkel  des  Grol'sen 
Kurfürsten  vollendete  auch  hierin  da^  von  diesem  Begonnene. 

c)  Naturalleistungen  fOr  das  Heer. 

In  der  Kegel  erhielt  seit  1Ö55  der  Soldat  neben  dem 
Traktanieut  an  Geld,  wofür  er  sich  heköstigen  mufste,  Futter 
fttr  die  Pferde  und  Servis  d.  h.  Quartier,  Stallung,  Holz,  Licht, 
Stieustroh,  Salz,  Pfeffer  und  Essig  in  natura.  Allerdings 
konnte  das  Servis  auch  in  Geld  gegeben  werden;  es  ruhte  im 
allgemeinen  als  dingliche  Last  auf  dem  Hause  des  Untertans, 
der  dafOr  keine  Entsd^igung  zu  fordern  hattet  Die  mit 
Truppen  belegten  Bezirke  hatten  daher  eine  gewaltige  Mebr- 
last  zu  tragen,  die  dadurch  noch  besonders  drückend  wurde, 
dafs  die  Leistung  hierbei  unmittelbar  an  den  eigentlichen 
EmpfUnger  ging  und  dadurch  einen  persönlichen  und  Willkür- 


*  Ranke  a.  a.  0.  S.  513. 

*  In  einem  Gutachten  unbekannter  Herkunft  v.  21.  April  .1967 
wurde  glei<-hfall8  vorgeschlagen,  statt  der  Wibranien,  die  sehr  schlecht 
und  „ein  rechter  Ruin  der  kurf.  T'nterthanen"  seien,  von  der  Hnüa  jähr- 
lich 30  oder  4^  Gr.  itu  erheben.   (Uirsch,  Winterfeldzug  S.  5.) 

«  Der  Knrf.  an  Radriwill,  7./17.  Juli  1666  (U.-A.  XVI  S.  508);  Radzi- 
will :m  <l."n  Kmf.,  23.  Juli  1H06,  1.  April,  17.  Mai  und  16.  Juni  1667 
(ebenda  S.  .'■)()9  Aiun.  1,  524  Amn.  1,  525  Annu,  526  Ann».  2). 

*  Der  KurlUrst  an  Kadziwiü.  10,/20.  Dez.  im  (ebenda  S,  599  Anm.  U 

*  Frhr.  t.  Schroetter,  Die  Entwiddnng  dea  Begriffes  ^benris*' 
im  preobiacben  Heere.  Ilrand.'preQfe.  Forschungen  XIII  S.  6  ff. 
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licheu  Charakter  hatte.  Sie  war  zugleie)i  mit  unzithligen 
Gewalttätigkeiten,  Erpressungen  und  Mifshandlungeu  der  Be- 
völkerung durch  Offiziere  und  Soldaten  verbunden ' :  die  ge- 
plapTten  Kinwohner  ^nfi<^n  in  den  landeslipniichen  Soldaten 
uur  Hf  driicker  unfl  l)liit<tiup:er.  und  es  kam  vor.  dalV  Stiidte 
vor  lifn  i^KiartifM'  Im  ^elii  riiilpii  Truppen  die  Tore  \ ors*  hlo.sheu ^. 
Nur  eine  peiulieli  genam-  Kegelung  der  Geliuliniisse  und 
Leistungen,  eine  streng  durchgeführte  Beaufsiclitigung  und 
Mannszucht  kouuten  eine  solche  Bürde  erträglich  machen, 
aber  das  alles  befand  sich  erst  in  der  Entwicklung,  und  in 
<ler  unerqaiekliehen  Übergangszeit  vereinigten  sich  vorlftufig 
mit  der  hergebrachten  Zuchtlosigkeit  die  UnzntiHglichkeiten 
einer  anter  fortwährenden  Störungen,  tastenden  Versuchen 
und  stetig  wechselnden  Verordnungen  sich  allmählich  dnrch- 
setzenden  Stenerorganisation. 

Gerade  die  wichtigste  der  in  Betracht  kommenden  Katural- 
leistungen, die  E  in  qua  rtie  rung,  schloß»  ihrer  Natur  nai  Ii  das 
ständische  Willigungsrecht  fast  ans,  war  auch  von  vornherein 

immer  ohne  vorherige  Einwilligung  der  Stände  auferlegt 
wdrden  und  hatte  daher  einen  besonders  anstöfsigen  absolu- 
lii^tistheu  Clinrnkter.  Daher  wollten  die  Stünde  nach  den  Er- 
fahrnnsen  «i»  >  nordischen  Krieges  den  Schutz  vor  Einciuar- 
lieruug  uud  Verpflegung  der  Miliz  eigens  zugesichert  haben'. 
Wenn  der  Kurfürst  ein  solches  Zugeständnis  aucli  nicht  in 
die  Assekuration  auinahm.  so  gab  er  doch  die  niiiudliche  Er- 
klärung ab:  da  er  laut  jeuer  keine  ungewilligte  Kontribution 
fordern  wolle,  so  verstehe  er  darunter,  dafs  er  auch  keine 
Einquartierung  oder  Verpflegung  den  St&nden  „ohne  ihre 
Wiiligung"  auflegen  wolle  ^.  Es  ist  nicht  recht  zu  ersehen, 
wie  er  ein  solches  Versprechen  geben  konnte,  das  er  weder 
halten  konnte  noch  wollte;  als  die  Stände  ihn  bald  darauf 
an  die  Durchführung  erinnerten  und  die  kleinen  Städte. 
Pfandinbaber.  Freien  und  Kölnier  von  aller  Einquartierung 
und  dergleichen  befreit  wissen  wollten'^,  geschah  natürlich 
nichts. 

Denn  auch  diese  ungewilligte  Belastung  traf  fast  allein 
die  untergeordneteren  Stände,  und  zwar  war  seit  l(><v^  die 
Sache  so  geregelt,  dafs  die  kleinen  Stiwlte  vornehnilicb  Ein- 
quartierung und  Servis  zu  tragen  hatten,  die  ireieu  und  die 

'  Klagen  i  l  <  r  solche  Übergriffe  s.  vor  allem  in  den  Bedenken 
Ü.-A.  XV  S.        :m,  :M5,  JITH.  XVI  S.  872,  1021. 

'  So  bericlitet  iiadziwill  12.  März  I0d9  au  Schwerin  von  Kuiügb- 
beig  und  Bartenstein  (Orlich  I  S.  282). 

*  Geeinigtc  Krinneningen,  12.  Dez.  1662  (U.-A.  XVI  S.  302). 

*  Protokoll  aber  eine  Erkl&rung  des  Kurfürsten,  2ti.  Febr.  1663 
(ebenda  S.  352). 

*  Geeinigtes  Bedenken  t.  17.  April  1668  (ebenda  S.  883}. 
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kinfürstlichen  Bauern  dagegen  die  Kontributionen'.  Den 
Adel  und  die  Städte  Königsberg,  sowie  deren  rntertanen 
wa^'te  mau  noch  nicht  damit  zu  drücken,  nur  in  Kriegszeiten 
war  es  nicht  zu  verhüten,  daib  auch  sie  pOhne  Unterschied 
und  Ansehen  der  Stände  und  Personen"  mit  Quartier  helegt 
wurden*.  Auf  eine  1607  deshalb  vorgebrachte  Beschwerde 
des  Adels  versicherte  der  Kurfürst :  dafs  während  des  Krieges 
anch  adlige  Wahnhftuser  belegt  worden,  sei  wider  seinen 
Befehl  und  zu  seinem  MiMallen  geschehen  und  solle  nicht 
fürder  gestattet  werden  ^.  Die  Klagen  der  im  Obrigen  hauptr 
sächlich  und  meist  allein  vom  ganzen  Lande  von  dieser  Last 
betroffenen  kleinen  Städte  über  die  ihren  kölmischen  Privi- 
legien, den  kurfürstlichen  Assekurationen  *  und  königlichen 
KoT\firmationen  zuwiderlaufenden  Bedrückungen  durch  coactivis 
hospitationibus  et  exactiouibus  und  ihre  Bitten  um  Befreiung 
davon  ziehen  sich  nun  durch  alle  Landtimshaiullungen 
unserer  Zeit  hindurch.  Die  T^andstiidtcheu  eiguetm  sich  eben 
am  besten  für  die  Kiii(in;irtiei  uug ,  einmal  weil  die  Mann- 
schaften hier  besser  unlti zubringen,  zu  verpHegen  und  zu- 
sammenzuhalten waren  wie  auf  dem  Lande,  dann  aber  auch, 
weil  von  den  Ständen  niemand  ein  besonderes  Interesse  daran 
hatte,  sie  in  Schutz  zu  nehmen.  Ja,  die  Oberstände  machten 
im  Kriege  Mehrmals  den  Vorschlag,  die  Soldaten  allein  in 
die  Städte  zu  legen  und  die  Verpflegung  aus  den  ihnen  assig- 
nierten  Ämtern  zu  besorgen.  Da  die  Soldaten  doch  alles 
wieder  in  den  Städten  verzehrten,  so  hätten  diese  keinen 
Schaden  dabei,  besonders  wenn  jene  richtig  gelöhnt  würden*. 
Auch  die  Oberräte  waren  bei  ihrer  steten  Parteinahme  für 
adlige  Interessen  dafür,  dafs  die  Städte  diese  Belastunsi.  da 
sie  einmal  niclit  zu  vermeiden  war,  trügen,  und  auch  sie 
meinten,  die  kleinen  Städte  würden  von  den  Garnisonen  noch 
Vorteil  haben,  sobald  strengere  Mannszucht  durchgeführt 
werdet  Die  kleinen  Stftdte  abei  baten  mindestens  um 
Gleichheit  der  Beschwerden,  da  sonst  ihre  Bewohner  sich  auf 


>  1661—63  waren  nach  den  zahlreichen  vorgebrachten  Klagen  auch 
die  kurfürstlichen  Domänen,  vor  ailein  die  verpfändeten  Dörfer  (vgL 
U.-A.  XV  S.  558,  638,  658;  XVI  S.  8,  862,  876,  888),  souie  die  Kdlmer 
und  Freien  (vgl.  U.-A.  XV  S.  633;  XVI  b.  362,  376,  3ö3j  mit  der  Ein- 
«laartierung  beschwert. 

-  Vgl.  Additionalia  der  Ritterschaft,  26.  Juni  1640(Ü.-A.  XV  S.  253). 
B(  dt  nknn  der  Stände  v.  6.  Mai  1656  (ebenda  8.  374)  n.  v.  IL  Okt.  1657 
(ebenda  b.  401,  408). 

•  Laodta^abschied,  28.  Okt.  1657.  (Ebenda  S.  445  f.) 

*  Am  16.  0]<t.  1668,  also  vor  der  iHuldigung,  hatte  nach  der  Er- 
klärung der  Städte  vom  80.  Juni  1^"66  der  Kurfürst  ihnen  eine  Asse- 


aufhören  solle  (Ü.-A.  XVI  S.  502). 

Sduiften  der  Stände  v.  Okt.  1657  (r.-A.  XV  S.  408,  419 f.,  448 f.). 
^  Die  Kegierung  an  den  Kurf.,  23.  Juli  1680  (U.-A.  XVI  S.  937 
Anm.  1). 


kuration  erteilt^  dak  die  Ein 


(bei  genügender  Willigung?) 
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das  Land  verzieiieu  würden;  in  Hollaud  seien  in  zwei  >fonateQ 
schon  22  Häuser  ledig  «geworden  K  T^iigeachtet  der  Wawi)  ah 
und  zu  gegebeneil  VersiclieruDgeii .  es  werde  Erleicliteruug 
geschaffen  werden*,  wurde  es  mit  der  Zeit  immer  schlimmer, 
>o  dafs  an  manchem  Ort  statt  25  später  iMüün  lagen  und 
iii  manchem  Hause  4  Mann,  und  Biugei,  die  oft  nur  eine 
Stube  besafsen,  an  3  Mann  als  Einquartierung  hatten^.  Be- 
sonders hart  war  Memel  betroffen,  da  es  seit  1626  fortwährend 
die  Festungsgamison  hatte,  wodureh  es  viele  Tonnen  Goldes 
dem  Lande  zwangsweise  vorgeschossen  haben  will,  denn  es 
mfisse  drei  Kompagnien,  Ober  500  Mann  ohne  Weiber  und 
Kinder,  unterhalten,  und  mancher  Bürger  habe  drei,  anch 
vier  Soldaten  im  Quartier*. 

Die  kleinen  Städte  hatten  um  so  mehr  Grund,  über  die 
^nT]l)eschreibliche  Last  der  Mark  und  Hein  durchdringenden 
I  .iiMjiiartierung"  zu  jammern,  als  mit  ilir  noch  mancherlei 
andere  ^^  iderwärtigkeiten  verlninden  waren.  So  Helsen  sicii 
die  Trui»peuteile  (ien  Servis  für  ihre  abkommandierten  Mann- 
schaften, die  ihn  nicht  an  ihrem  Standort  in  natura  empfangen 
konnten,  in  Geld  von  den  Gemeinden  auszahlen,  ein  Verfahren, 
das  dem  Betrug  Tür  und  Tor  <yffnete  und  das  den  davon  Be- 
troffenen ganx  besonders  ungerecht  erschien'.  Die  kleinen 
St&dte  klagten,  allein  der  Servis  in  natura  käme  ihnen  so 
sauer  zu  stehen  wie  Vi  Rtlr.  monatlich;  die  Geldzahlungen 
für  den  Servis  aber  kämen  einer  ungewilligten  Kontribution 
gleich,  die  monatlich  die  Höhe  eines  halben  bis  zu  einem 
ganzen  Kopfschofs  erreiche*.  Der  Kurfürst  verstand  sich 
zeitweise  auch  dazu,  di(^  Serviszahlungen  an  Abwesende  und 
Auskommandierte  zu  erlassen,  so  dai's  nur  Naturalservis  nach 
einem  schon  ermäisigten  Satze  an  die  in  den  Quartieren  An- 
wesenden gegeben  zu  werden  brauchte".  Auch  sonst  blieb 
hei  der  T^nfertigkeit  der  ganzen  Organisation  und  dem  Hin 
und  Her  widersprechender  Verordnungen  immer  nocii  das 


>  Schwerin  an  den  Kurtürsten,  ISL  Juli  1661.  (U.-A.  XV  S.  519.) 
Vgl.  Aach  die  ErMaroiig  derer  von  Städten  v.  SO.  Jnli  1666.  (U.-A.  XVI 
S.  506  Anni.  1.) 

«  Vgl.  U.-A.  W  S.  846,  XVI  S.  447  Anm.  1,  755. 

•  Protokoll  der  kleinen  Städte,  Juni  1672  (U.-A.  XVi  S.  751  Anm.  1). 
Oer  Städte  Bedenken,  Nov.  1680  (ebenda  S.  94S). 

*  Gravamina  von  1640/41  (U.  A.  XV  S.  260,  323  f.);  Bedenken  v. 
1.  Mai  u.  12.  Sept.  1655  (ebenda  S.  .351,  365),  v.  4.  Juni  1669  (Ü.-A.  XVi 
b.  568)  und  V.  April  1672  (ebenda  S.  737). 

*  Dftt  geeinigte  Bedenken  v.  4.  Dez.  1648  erwfthnt  sum  ersten  Male 
das  Geld  servis  als  «einen  in  diesem  Lande  unbekannten  Modus"  (U.-A. 
XV  S.  S4^i) 

•  Bedenken  der  Städte  v.  Sept  1677  und  Sept.  1678  (ebenda  S.  836 
Anm.  1  ond  8S2  Anm.  2);  ScUieftliclies  Bedenken  v.  20.  Okt.  1687  (ebenda 

8.  1020). 

'  So  1666  und  1671.  Vgl.  Ü.-A.  XVI  S.  520,  587,  506,  6^2  Anm.  1, 
7Ü7  Anm.  ^  778. 
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meiste  der  Willkür  der  im  Lande  verstreuten  Truppenkörper 
überlassen.  Da  war  es  oft  gar  nicht  zu  verhindern,  da  Ts  die 
Truppen  sich  die  sehon  in  natura  geuossenen  Servitien  auch 
noch  in  Geld  auBzahlen  liefsen,  dafs  der  Soldat,  der  for  Bein 
bar  empfangenes  Traktameut  sich  beköstigen  sollte,  mit  den 
Servitien  zugleich  die  Speisung  in  natura  vom  Quartierwirt 
erzwang,  da%  die  Offiziere  sich  mehr  Völker  bezahlen  lief^en^ 
als  eigentlich  gehalten  wurden  u.  dgl.  mehrK 

Neben  dem  Servis  wurde  das  Hart-  und  Rauchfutter  für 
dio  Pferde  von  den  Quartiere  ti  geliefert  ;  Ilauchfutter  und 
horvis  zusammen  soll  nnrli  riuer  Angabe  von  1<>78  monatlich 
für  jedes  Haus  in  den  kleinen  Stildten  4r»— Ji?  ^2  Gr.  botrageu 
haben ^.  Auch  hierbei  wuideu  die  Leistunggeber  übervorieilt, 
sowohl  durch  Anwendung  grölserer  Scheffelmafse  beim  Em- 
pfang als  durch  viel  zu  hohe  Ueldentschädigungsforderungeu 
für  Abwesende  und  Kommandierte®. 

Es  war  natürlich,  dal^  die  von  der  höchst  ungerechten 
und  empfindlichen  Last  der  Einquartierung  samt  ihren  Zu- 
gaben so  schwer  Betroffenen  wenigstens  Entschädigung  oder 
anderweitigen  Nachlafs  forderten.  Aber  vergebens  verlangten 
die  kleinen  Städte  noch  nach  Jahrzehnten  Vergütung  für  die 
im  Kriege  der  20er  Jahre  erlittenen  Schädigungen^;  für  die 
im  nordischen  Kriege  aufgewendeten  VerpHegungsunkosten 
wurde  ihnen  allerdings  Abzug  von  ihrem  Steuprhf^tia'je  ver- 
sprochen, aber  bei  der  Geldbedürftigkeit  des  KurfiJi>irn  iiu  ht 
wirklich  gewährt Als  sie  dann  bei  der  Ak/.isewiliigung  von 
1(302  Ersatz  der  für  die  Ti  uppen  ausgelegten  Zehrungsgelder 
aus  den  Gefällen  der  Akzise  erbaten,  wurde  es  ihnen  anfangs 
lüutlweg  abgeschlagen,  schliefslich  aber  ihnen  der  dritte  Teil 
ihrer  Akzise  als  Unkostendeckung  überwiesen®.  Aber  obwohl 
das  nach  ihrer  Aussage  bei  weitem  nicht  ausreichte,  auch  in 


«  Vjt!.  Bedenken  der  Städte,  7.  Nov.  mi  (U.-A.  XV  S.  624),  vei^ 
einigte»  Bedenken  v.  U.  Aug.  16ö5  (Ü.-A.  XVI  S.  995). 

*  Gutachten  der  Städte,  M&ra  1678  (U.-A.  XVI  S.  840). 

'  Vereinigtes  Bedenken  28.  Febr.,  Bedenken  der  Landräte  und  der 
Kitterschaft  v.  7.  und  17.  .Tuni  1679  (ebenda  S.  si2.  8ö2,  883). 

*  So  1<>40/41  (Ü.-A.  XV  S.  260,  322 f.),  int  Ücdenken  v.  27.  April 
1662  (Ü.-A,  XVI  S.  im 

^  Vgl.  die  gcoini^'tcn  bedenken  v.  n.  Aug.  1655  (U.-A  XV  S.  863). 
11.  Okt.  1657  (ebeiula  S.  408,  409),  3.  Aug.  und  26.  Nov.  1661  (ebenda 
S.  542,  659)  und  v.  27,  Audi  1602  (U.-A.  XVI  S.  116),  sowie  die  Erklärung 
der  Stiidte  v.  :iO.  Juni  1666  (ebenda  S.  502). 

*  Kurf.  Reskript  vom  4./14.  Juni  ir.R2  fU.-A.  XVI  S.  149  Anm.  2i. 
Erkliininp:  all.  r  Staude,  15.  März  1663  (ebenda  S.  862),  Bedenken  drr 
Stadtü,  2ü.  .Juni  1663  (ebenda  S.  435).  —  Den  kurfurbtli(  hon  Untertanen 
hatten  die  Oberräte  schon  früher,  damit  sie  unter  der  Last  des  Qnaniers 
und  der  Speisung  nirht  [ranz  verzweifelten,  eine  künftige  Kompensation 
aus  den  laudierten  Mitteln  versprochen;  doch  war  ix  i  dem  Mangel  an 
Geld  gar  nicht  daran  zu  denken.  (Die  Oberräte  an  den  Kurf.,  21.  Marz 
1662,  ebenda  S.  8.) 
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vielen  Sladieu  nicht  einmal  gezahlt  wurde.  &o  wurde  nicht 
nur  sehr  bald  dieser  dritte  Tart  giiuzlieh  aufgehohen,  sondern, 
als  die  Städte  1(366  wenigstens  Nachlafs  ihrer  Akzisereste 
haben  wollten,  ihnen  auch  das  abgeschlagen*.  Und  so  oft 
ne  sp&terhin  mit  EDtscbftdigungsausprttehen  hervortraten  oder 
wenigsteDS  um  Wiederergtattung  der  Barauslagen  fttr  Serritien 
baten,  es  blieb  ungefaM*;  damit  aber  war  den  Serrisleistungen 
der  Charakter  von  ungewilligten,  aber  ptlichtmäfitig  geforderten 
öfientlichen  Auflagen  offen  migeBprochen. 

Nach  dem  Winterfeldzuge  von  1678  79  allerdings  wurden 
WrMiche  gemaclit.  far  Kriegsbeschwerden  Entschädigungen 
einzufahren.  Oji  Kurfürst  gab  damals  auf  Drängen  der 
Stande    zu,    diü^  l'jnquartieningsknstPTi .  die  Natural- 

vorschüöse  und  Fuhrauslageu  von  den  gewilligten  Steuern  ab- 
gezogen würden®.  Nachher  drangen  selbst  die  Geheimeu  Räte, 
sonderlich  der  Kanzler  Jena,  darauf,  dafs  am  h  wirklich  den 
von  den  Kriegssehiiden  Betrotfeneu  Erleichterung  gewährt  und, 
was  auf  den  M&rschen  vom  Militftr  verzehrt  worden  sei,  nach 
UDtarsaehting  durch  ständische  Ämterkommissionen  von  der 
Kontribution  gekürzt  werde  ^,  doch  scheint  es  zur  Ausführung 
auch  dieser  Pinne  nicht  gekommen  zu  sein. 

4.  Aufhebung  des  freien  Willigungsrechtes* 

a)  Gewaltsame  Durchsetzung  durchgehenden 

Hufenschosses. 

Die  Lagt;  n\  den  Jahren  nach  dem  giolseu  LAudtage  bis 
in  den  Anfang  der  70er  Jahre  war  also  folgende.  Der  Kur- 
fürst war  unverkennbar  von  dem  Bestreben  geleitet,  mit  den 
preuftischen  Standen  sich  möglichst  in  Güte  über  Forderungen 
und  Leistungen  auseinanderzusetzen;  er  vermutete  wohl,  dafs 
sie  mit  der  Zeit  immer  bereitwilliger  werden  und  sich  auch 
noch  gleich  den  Ständen  seiner  anderen  Territorien  zu  regel- 
mäfsigen  ausreichenden  Abgaben  verstehen  würden.  Solange 
dies  noch  nicht  erreicht  war»  behalf  er  sich  mit  einer  Mehr- 


*  Geeinigtes  Bedenkeu  v.  ^.  Juli  166«},  Kurf.  EntscUeiduag,  28.  Juli 
'    166S,  Vereinigtes  Bedenken  v.  11.  Juni  1666.  (Ü.-A.  XVI  S.  488,  450 

Avm..  496  f.) 

*  Allift'meinc  Entschädijyinicj'^ansprüch«'  vpl.  ebenda  S.  502,  568,  576, 
72ö,  809,  ö^U,  8.38,  944;  Ersat/.ionieruiigeu  lür  iSen  is  vgl.  ebenda  8.  508, 
714,  754>  840,  961,  1016,  1028;  ErsUttonff  tob  Servis  nnd  ^Ungemachs* 
irelder"  vgl.  ebenda  S.  969,  983  Anm.  Selbst  die  Ritterschaft  verwendete 
Mrh  in  ihren  Hodenkon  v.  15.  .fnli  1666  und  19.  Sept.  1075  für  eine  Knt- 
schiidigirtig.    (Ebenda  8.  505  und  815.) 

*  Vertinigtes  Bedenken,  dat.  4.  Febr.  1679.  (U.-A.  XVI  S.  865.) 
EKtrakt  IIIS  dem  kmf.  Hrskript,  dnt.  2i.  .Inn./S.  Kebr.  1679.  (Eheuda.) 

*  Protokolle  des  Oberrats  v.  21.  Kebr.  und  8.  Mihz  1679.  (Ebenda 
S.  869  t,  870  Aum.  1.)  Vereinigtes  Bedenken,  i)iaeb.  23.  Febr.  1679.. 
{Ebenda  &  871  f.) 
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helastuDg  der  periiigert^ii  Kla^^en,  ein  Übergriff,  der  von  den 
herrschenden  St  iiideii  aus  Eigennutz  ohne  erheblichen  Wider- 
spruch liingenumiiicu  wurde.  Aber  diese  ungerechte  Mais- 
regel konnte  nur  als  rrovisoriuin  dienen,  denn  auf  die  Dauer 
hätte  sie  den  Bürger-  und  Bauernstand  wirtschaftlich  zu- 
grunde gerichtet,  sie  wurde  nur  in  der  Erwartung  vorgenommen, 
dafs  die  Stände  bald  zur  Einsieht  kommen  und  sieh  den  all- 
gemeinen Lasten  willig  unterziehen  würden.  Aber  das  Gegen- 
teil trat  ein:  auf  dem  Landtage  von  lß69,  während  der 
Kurfürst  selbst  in  Preufsen  anwesend  war,  verweigerten  der 
zweite  und  dritte  Stand  jede  Willigung,  v^langten  dagegen 
dringend  Abstellung  der  Lnndesbesch werden,  ausgehend  von 
der  ganz  ihrer  A'ertragstlieorie  entsprechenden  Ansicht,  dafs 
sie  nun  mehrmals  dem  KnrfOrsten  zu  Willen  gewesen  seien, 
dafs  jetzt  aber  an  ihm  die  Keihe  sei,  ihre  Wünsche  zu  er- 
füllen. Beide  Teile  gingen  im  Zorn  auseinander;  als  aber 
auf  dem  Landtaere  des  nächsten  Jahres  die  Stande  sich 
weigerten,  in  dtn  lüi  die  Erhaltung  der  Truppen  notwendigen 
Fortgang  der  Akzise  zu  willigen,  da  drohte  der  Kurfürst,  sie 
auch  ohne  Willigung  über  die  festgesetzte  Zeit  weiter  zu  er- 
heben, ja  sogar  eine  ungewilligte  Hufensteuer  auf  so  lange 
•  Zeit  auszuschreiben,  bis  sich  die  Stände  auf  eine  genügende 
Willigung  einigten^.  Und  wenn  er  sich  auch  durch  die  Vor- 
stellungen seiner  Katgeber  noch  hinhalten  liefs,  vor  allem  da 
man  in  einem  solchen  Falle  das  Einschreiten  Polens  befürchtete, 
so  wiederholte  er  doch  seitdem  fortwährend  seine  Befehle, 
wegen  des  Zögernt>  und  des  übelu  Willens  der  Stände  den 
Hufenschofs  auszuschreiben.  Kr  liefs  nur  noch  die  Wahl 
zwischen  einer  nach  seinem  Dafürhalten  ausreichcinicii  Wil- 
ligung und  dem  Ausschreiben  einer  ungewilligten  Kiuiüihutiou, 
wenigstens  in  der  Höhe,  um  den  Mangel  an  dt-m  nötigen 
Quantum  zu  decken^.  Oder  er  naliin  auch  Willigungen  nur 
mit  der  Bedingung  an,  dafs  sie  zureichend  seien,  da  er  andern- 
falls an  sie  nicht  gebunden  sein  wolle*. 

Wenn  die  Stände  derart  in  ihren  Entschliefsungen  durch 
Drohungen  beeinflufst  wurden,  so  konnte  von  einem  freien 
WUligungsrechte  kaum  noch  die  Bede  sein.  Diese  Kund- 
gebungen des  Kurfarsten  erregten  daher  bf^ses  Blut  bei  ihnen, 


>  Reskript  vom  l.Tl.  Aiip.  1670  {V.-A.  XVI  S.  618  Anni.  1). 

^  Uefelde  des  Kurfürsten  an  die  Kegierunsr  v.  29.  Sepf/9.  Okt.  nn(i 
V.  11./21.  Nov.  1670  (ebenda  S.  63:^  646),  v.  10./20.  Febr.,  13./28.  ilarz 
und  7./17.  Aug.  1671  (ebenda  S.  686  f ,  695,  708)^  v.  19729.  Jan.  1672 
(ebenda  S.  720  f.);  an  Croy  v.  28.  Mnrz'5.  April  inul  5.15.  Ai>ril  1672 
(ebenda  .S.  788,  789  Aum.  1);  Schriftwechsel  zwischen  Kurl',  u.  Kegiening 
.luni/JiiH  1672  (ebenda  S.  749—752,  759  Anni.  2). 

"  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  19./29.  Jan.  1672  (ebenda  S.  721): 
Katifif  atio  «  ornjilanationis,  26.  Juli'5.  Aug.  1672  (ebenda  S.  759).  An.  h 
später:  Kurf.  Keskript.  16./2G.  Aug.  1685  (ebenda  997);  Protokoll  der 
Oberratstube,  16.  Sept.  1687  (ebenda  S.  1017). 
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so  dafs  sie  drohend  entgegneten,  „lieber  \\]h's,  was  sie  in  fler 
Welt  haben,  als  üiro  Freiheit  und  Gern  litigkeit  hintauzu- 
setzeik"  Ja.  die  Kitterschaft  erklarte,  wenn  der  Kurfürst 
XU  uiigewilUgteu  Steuern  greife,  üo  wollten  sie  „vor  Gott  und 
der  Welt  entschuldiget  sein,  wenn  hieraus  Uiigelegenheiten 
entstehen".  Und  wenn  der  Kurfürut  noch  einmal  unter 
Drohungen  seine  Forderungen  erhebe,  so  werde  wohl  auf  der- 
gleichen Ausschreiben  niemand  zusammeDkonuaen,  beraten 
und  willigen;  wenn  er  aber  daon  ohne  Konsens  der  Stände 
Steuern  eintreibe,  so  sei  die  bisherige  Willigung  Dichtig,  daa 
Land  werde  wfist  werden  und  mancher  Untertan  die  pacta 
fnr  gebrochen  halten  und  Haus  und  Hof  verlassen  d  Aber  der 
Widerstand  der  Stände  war  gelähmt,  nachdem  die  Entscheidung 
auf  dem  Landtage  von  1»)70/71  gegen  sie  frefallen  war,  und 
es  klingt  schon  recht  schwächlich,  wenn  der  piTist  so  horh- 
falirende  Adel  erklärte:  Wenn  sie  aber  zu  uninuglichen 
Diiif^^'ii  >t)l!teu  angetriehen  werden  durch  solche  Mittel,  wie 
sie  aus  den  vielfältij^en  Bedrohungen  mit  eni])hn(nicher 
Kränkung  ihrer  Freiheiten  verstehen  können  ,  w  urde  besorg- 
lich auch  ihre  er|uobte  Liebe  wo  nicht  gar  mit  untergehen, 
dennoch  sehr  geschwftehet  werden'/  Und  noch  mehr:  die 
Drohangen  des  Kurfürsten  wirkten  in  der  Tat  öfters  auf  die 
Beschleunigung  der  Verbandlungen  und  auf  die  Höhe  der 
Willigungen  ein  *,  Begründeten  doch  die  Landräte  selbst  ihr 
Nachgeben  damit :  sie  müfsten,  wenn  sie  nicht  alles  genehmigten^ 
V>efUrchten,  dafs  das  Gewilligte  angenommen,  der  Rest  aber 
durch  anderweitige  Auflagen  erhoben  werde;  sie  wollten  nun 
auch  ihr  Let/tos  preben,  wenn  der  Kurfürst  sie  mir  versichere, 
dals  er  über  ihre  I^ewilligung  hinaus  gemäls  dem  Versprechen 
von  1(>(53  nichts  neiimen  werde 

Ts  war  vor  allem  die  Regierung,  die,  um  <)ffene  Gewalt 
zu  riluten,  in  diesen  Jahren  vor  der  Entscheidung  eine  un- 
gewöhnlich rührige  Tätigkeit  entfaltete  und  die  Stände  aufs 
eifrigste  zu  schuelleren  und  höheren  Williguugen  antrieb. 
Der  Statthalter  zwar  drängte  mehrfach  im  Sinne  des  Kur- 
fikrsten  und  im  Gegensatz  zu  den  Oberräten  zu  energischem 
Vorgehen  und  endlichem  Ausschreiben  des  Hufenschosses*, 
aber  er  wirkte  anderwärts  auch  hinhaltend  auf  den  Kurfürsten 
ein,  wenn  er  die  Möglichkeit  friedlichen  Auskommens  sah^ 


»  Herioht  der  Regierung.  28.  Nov.  1670  (Ü.-A.  XVI  S.  G41  Anni.  1  . 

«  Erklärungen  der  Ritterschaft  v.  IL  Febr.  1671  u.  23.  .limi  1672 
(ebenda  S.  096  Adid.  9,  751). 

•«  Kiklärung  der  Ritterschaft,  8.  April  1672  (U.-A.  XVI  S.  7:10). 

*  Vgl.  Crovs  Bericht,  7.  Nov.  1670  (r!»cnda  S.  641  Anni.  1).  Vgl. 
autii  Augu&t  1671  (ebenda  S.  708  Aum.  1). 

s  Die  Landräte  an  den  Knrf.,  April  1672  (ebenda  S.  740). 

«  So  XoT.  1670  (ebenda  648—647)  und  Juni  1672  (ebenda  8.  74» 

Aom  2) 

'  Vgl.  ebenda  S.  690  fl'.,  7:38,  7:39,  759  f.,  772. 
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Denn  auch  ihm  war  zuweilen  nicht  wohl  bei  dem  Gedanken 
an  die  möglichen  SehATierigkeitcn,  und  er  scliriob  einmal 
dem  KurfürstPü  fliesei-  nM)oe  lieTüborlcfniiiiieMi,  „zumaleu  da 
bei  Kiüfülirunge  der  Hubeiikontrihutioii  ein  meiner  Nachdruck 
und  E.  D.  selhsteigene  (ieirenwart  woll  höchstnötig  sein 
würde.  Zumalen  darhei  alleriiaml  liikonvenientien  zu  besorgen, 
insonderheit  wenn  die  Polen  nicht  anderswozu  sollten  diver- 
tiret  werden".  Die  Oberräte  aber  mui'sten  sich  sagen,  dais 
sie  bei  einem  offenen  Bruche  zwischen  dem  Kurfürsten  und 
den  St&nden  zwiseben  zwei  Feuer  kämen,  zudem  wurden  sie 
als  Grofsgrundbesitzer  von  einer  Durehfahning  der  angedrohten 
Hufenkontribution  stark  mitbetroffen.  Sie  bezeichneten  deren 
eigenmächtiges  Aussehreiben  als  einen  unerhörten  Schritt,  sie 
wollten  sich  solebes  gefährlichen  consilii  nimmermehr  teil* 
haftig  raachen,  denn  für  die  Untaten  einiger  dürfe  man  nicht 
alle  strafen  ^.  Eine  ungewilligte  Akzise  oder  Akziseerhöhung 
hielten  sii*  für  w(^niger  gewaltsam*'* ;  auch  schlugen  sie  einmal 
vor,  die  Kontribution  nur  auf  die  Ämter  auszuschreiben,  die 
nichts  willigten,  gleichsam  als  eine  Vergeltungsmafsregel.  Der 
Kurfürst  aber  erwiderte,  das  gäbe  zu  viel  Konfusion;  seinem 
Streben  nach  durchgehenden,  einheitlichen  Steuern  konnte 
eben  mit  solchen  Gelegenheitsabgabeu  nicht  gedient  sein\ 
Er  war  mehrmals  Obel  zufrieden  mit  der  Regierung,  dafs  sie 
seine  Befehle  zum  Ausschreiben  auf  die  Hufen  immer  hinaus- 
schob, und  drohte  einmal,  diejenigen  zur  Verantwortung  zu 
ziehen,  die  an  der  Verzögerung  des  Fehlenden  durch  unter- 
lassene Befolgung  seiner  Befehle  Schuld  hätten  ^  Immerhin 
gelang  es  den  eifrigen  Bemühungen  der  Regierung,  ihn.  der 
selbst  so  lan<?e  wie  möglich  den  Weg  des  Rechtes  geben 
wollte,  noch  einige  Jahre  hinzuhalten. 

Das  Jahr  1(573  brachte  endlich  di<^  Entscheidung:  die 
Vernichtung  der  ständischen  Willigungsfreiheit.  Das  be- 
deutungsvolle Reskript  des  Kurfürsten  an  die  Rcjjierung,  d. 
Sparenberg  3./ 13.  Januar  1*)73®,  s])rach  es  unumwunden  ans: 
Mit  den  vielen  weitlauhgen  und  kostspieligen  Landtagen 
kommt  man  nicht  zum  Ziele,  daher  ist  ein  durchgehender 
Schofli  an  Geld  und  Getreide  (dessen  Höhe  dabei  genau  be- 
stimmt wird)  ohne  alle  Exemtion  auszuschreiben.  Der  Kur- 
fürst bedauert,  daHs  er  nicht  vorher  der  Stände  Einwilligung 


'  2X  Jtmi  1671  (U.-A.  XVI  S.  705  Anm.). 

*  Die  Uberrate  an  Croy,  13.  Nov.  1670  (cbeuda  S.  (>47  Aiim.). 

»  Croys  Tagebuch,  13.  Not.  1670  (ebenda  S.  643);  Berichte  der  Re- 
gierung an  den  Kurf.,  7.  Juni  und  26.  Juli  1672  (ebenda  8.  750  Anm« 
and  7ös  Amu.  1). 

*  Die  Hegiening  au  den  Kurl.,  ÜU.  Jau.,  der  Kurf,  au  die  Hegieruug, 
9719.  Febr.  1671  (ehendft  S.  681). 

•  Schwerin  an  Croy,  17.  .Marz  1671  (Orlich  I  S.  951)l  KnrfarstL 
ReBkript  v.  SAH.  Juli  1672  (ebenda  355). 

•  U.-A.  XVI  S.  770 1. 
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tou  ^nbolen  kann,  ist  jedoch  bereit,  ihnen  einen  Revers  de 
ooQ  i^Taeindicando  auszustellen;  aueh  wurde,  um  möglichst 
den  Schein  des  Yerfassungsmärsigen  zu  wahren,  der  kurfürst- 
liche Entscheid  dem  kleineu  Konsilium  zur  Begutachtung 
mitgeteilt,  das  allerdings  dem  ganzen  Verfahren  dringend 
widersprach  \    Dem  Statthalter  ging  ein  gleichzeitiger  kur- 
fürstlicher Reffbl  zii^,  sofort  die  Ausschreiben  zu  erlassen 
derart,  dals  iiioDatlich  20 UDO  Ktlr.  einkämen,  und  zwar  unter 
seiii«^r  alleinipen  Unterschrift.  weTiii  die  Oberräte  nicht  mit- 
untei:ichreU>en  woilteu;  wer  die  Sache  hindern  oder  erschweren 
sollte,  <len  werde  der  Kurfürst  als  ungehorsam  ansehen  und 
zur  btrafe  ziehen. 

Die  Regierung  tat  wieder  alles  Mögliche,  um  das  Aus- 
sehreiben zu  Terhindem,  erwirkte  aueh  die  Erlaubnis,  es 
noelunidB  mit  einer  Konvokation  zu  versuchen,  maishte  den 
Stftnden  dreimal  eine  Proposition  und  bearheitete  sie  mit 
grOfstem  Eifer,  um  sie  zu  hohen  Willigungen  zu  bewegen,  ja 
sie  schlug  dem  Kurfürsten  vor,  den  Sold  der  Truppen  auf  die 
Hälfte  herabzusetzen".   Dieser  aber  liei's  sich  auf  keinen 
Vergleich  mehr  ein,  sondern  verlangte  unerbittlich  Bewilligung 
df»s  monatlichen  Quantums  von  20000  Rtlr.  auf  mehrere 
.la^^re   ndor  AuRscIireiben  der  Kontribution*.    Da  auch  die 
Stainlt,"   Uber   eine  gewisse  unzureichende  Willigmig  nicht 
liinausgehen  wollten,  so  mufste  endlich  im  Oktober  der  von 
Croy  und  den  vier  Oberrftten  unterzeichnete  Befehl  erlassen 
werden,  dals,  „weil  die  Stände  ihre  selbsteigene  Wollfahrt 
nicht  begreifen  wollen",  eine  Kontribution  von  Huben  und 
Hunderten  yon  1  fl.  als  Ergänzung  des  gewilligten  Quantums 
beizubringen  sei.    Sobald  die  Stande  sich  Ober  einen  zu- 
reichenden Modus  einigen  würden,  solle  diese  ungewilligte  Er* 
hebung  aufhören'.    Auch  hierbei  versuchte  der  Kurfürst, 
seinem  Vorgehen  einen  verfassungsmäfsigen  Anstrich  zu  geben, 
indem  er  im  Abschied  vom  24.  Nov.M.  Dez.  1673  neben  den 
tatsächlichen  Willigun^en  auch  den  llufenschofs  und  die 
gleichzeitig  durchgehend  auferlrptr-  Kinquartierunjx  als  von 
den  Ständen  gewilligt  ausgab*^;  für  die  Kechtmärsigkeit  des 


*  ADtwort  des  kleinen  Konsiliums,  a  Febr.  1678  (U.-A.  XYI  S.  171 

«  Ebenda  S.  770  Anm.  2. 

*  Die  Begierong  an  den  Kur£,  21.  Juli  1673  (U.-A.  XVI  S.  792 
Ann.  1 ). 

*  Kurf.  Reskripte  v.  28.  April/Ö.  Mai  (ebenda  778  Anm.j,  2./12.  Mai 
(S,  779  Anxn.  2i  29.  Juii/8.  Aug.  (S.  784  \nm.  1);  Protokoll  des  Oberrats 
f.  t  Jnni  1678  (ebenda  S.  780  Anm.  1%  Instanz  v.  1.  Juli  1678  (ebenda 

'       i/eskript  »n  KftnipslxM  g,  23.  Okt.  1673  (ebenda  S.  787  f.). 

*  Ebenda  S.  790.  Schon  uuter  dem  19./29.  Nov.  hatte  er  eiue  Asse- 
Ii  uratiou  gegeben,  daft  das  alles  den  ständischen  Rechten  nicht  sehsden 
idle  (ebenda  a  790  Anm.  2). 
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Hufeuöchosses  glaubte  er  —  eiue  völlig  haltlose  Aunalime  — 
darin  einen  Yorwand  zu  haben,  dafs  die  Landrftte  ihn  in 
ihrem  Bedenken  in  YoTsehlag  gebracht  hatten  ^.  Die  Regierung 
20g  es  aber  doch  vor,  diesen  Abschied  nicht  zu  veröffentlichen, 
da  er  in  zu  offenem  Widerspruch  mit  den  Landtagsakten 
Stande 

Der  Kurfürst  hatte  es  ausdrücklich  abgelelmt,  wiederum 
die  Kölraer  und  Bauern  allein  für  die  mnngelhafte  Willfährig- 
keit der  Stände  heranzuzielien,  und  hatte  fest  auf  durchgehender 
(Gleichheit  der  Kautributiou  bestanden^.  Nachdem  er  so  nut 
den  halben  und  ungerechten  Mafsregehi  der  vorhergehenden 
Jahre  gebrochen,  ging  er  des  weitem  daran,  durch  eiue  sorg- 
fältige und  scharfe  Exekution  auch  wirklich  durchgehends 
und  unnachsichtllch  die  Kräfte  des  Landes  zu  erfassen.  Die 
Erhebung  des  Schosses  wurde  dem  Militär  übertragen  und 
der  Kurfürst  befahl  im  Anfang  des*  Jahres  1674  selbst,  mög- 
lichst streng  bei  der  Eintreibung  zu  verfahren;  die  Besitzer, 
die  darum  ihre  Hufen  im  Stiche  liefsen,  sollten  das  Eigentums- 
recht an  ihnen  verlierend  Vor  allem  wendete  er  sich  gegen 
die  Quelle  aller  Hinterziehungen,  die  Exemtionen,  die  er 
gänzlich  verbot,  auch  wegen  Mifswachs,  Hagel,  Feuerschaden 
und  wüster  Hufen  sollte  kein  Naehlafs  stattfinden*.  Als  die 
Regierung  ])at;  dafs  den  von  Kontribution  eigentlich  eximierten 
Besitzern  von  sogenannten  Beraimiungshuben  wenigstens  die 
Kontribution  vom  Zins  abgezugt^ii  werde,  antwortete  der 
Kurfürst,  das  könne  nicht  geschehen,  denn  die  jetzige  un- 
vermeidliche Auflage  sei  „ein  durchgehendes  Werk"*.  Erst 
auf  vielfaches  Bitten  der  Regierung  befahl  er  später  dem 
Kammermeister,  die  Kontribution  nach  der  Lage  der  Hufen* 
Inhaber  zu  erhebend  Die  in  so  harter  Weise  vorgenommene 
Erhebung  des  Hufenschosses  wurde  auch  ttber  Erwarten  lange 
ausgedelmt,  nftmlich  bis  in  den  Juli  1674',  obwohl  er  Ursprünge 


*  Supplikatum  der  Landrate  an  deu  Kurl.,  28.  Nov.  1673  (U.-A.  XVI 
S.  788). 

^  Die  Re-rieriin^  an  den  Kurf.,  26.  Dez.  1673  (el>onda  S.  790  Anin.  3). 
Ahniich  schob  der  Kurtürst  in  seine  Assekuratiun  v.  24.  Febr./Ö.  Marz 
1679  eine  ungewilligt  erhobene  Futterlieferung  gleichsam  als  gewilligt 
«in,  wogegen  sich  die  St&nde  eilrig  verwahrten.  (Vgl.  ebenda  S.  8f2 
Aam.  1,  8s'2,  884.  894.) 

>  Der  Kurfürst  an  die  Kegierung,  2il2.  Mai  1673  (ebenda  b.  77^ 
Anm.  2). 

*  Orlich  I  S.  .m 

6  Kurf.  Reskript  v.  23.  Febr.  1G74  (Raczko  V  8.  439  f.). 

^  Die  Regierung  an  den  Kurf.,  1.  Dez. ;  der  Kurt,  an  die  Regierung, 
m9.  De«.  IÖTS  (ü.-A.  XVI  8.  789). 

^  Befehl  v.  17.  Juli  1674  (ebenda  8.  790  Anm.  1). 
Der  KiitfVir-^r  au  die  Rfizierung,  18./28.  Juni  1674  (ebenda  S.  807 
Anm.).    Di  r  uugewiUigte  Schofs  hat  in  den  neun  Monaten  bi^  1.  Juli 
1674  abgesehen  von  den  Ezelmtionsunkosten'  dem  Lande  300000  Tlr. 
gekostet  (Bericht  der  Oberrftte,  7.  Juli  167i.  Bnczko  V  S.  447). 
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« 

\A  BÜKT  für  Oktober  bis  Dezember  1673  ausgeschrieben  war; 
«  war  nur  eine  geringe  Erleichteining,  wenn  er  auf  Bitten 
der  Regierung  zeitweise  durch  den  dem  Adel  weniger  Ter- 
iiaMen  Kopfschofs  ersetzt  wurde  ^ 

Diese  Kraftprobe  monarchischer  Macht  hatte  zunächst 
äufserlicb  (V\e  Wirkung,  dafs  dadurch  eine  recht  bedenkliche 
Lage  geschatten  wurde.    Die  Oberräte  und  L;nidrfite  khigteu 
nber  die  Armut  des  T.niides,  das  einer  solchen  Belastung  nicht 
gewachsen  sei  und  zugrunde  gerichtet  werde,  und  die  erstereu 
weigerten  sich  sogar  im  Frtihjahr  1()74,  die  Kontributions- 
ausschreihen  fernerhin  zu  unterzeichnen  und  sandten  nun  jedes 
einzelne  dem  Kurfürsten  zur  Unterschrift  zu Aus  Polen  kamen 
Äufserungen  des  Unwillens  Aber  des  Kurfarsten  Mafsnahmen; 
die  Lage  dort  war  drobeod,  denn  man  mufste  befttrcbten,  dads 
die  Klagen  der  Preufsen  dort  GehOr  fänden,  und  noch  im 
Jani  1674  widerriet  Croy  mit  Rücksicht  darauf  dringend  die 
angekündigte  Abberufung  der  Truppen  aus  Preufsen^.  Die 
Ritterschaft  versammelte  siclT  im  Januar  und  Februar  1674 
unberufen  in  Königsberg  und  reichte  Suppliken  au  den  Kur- 
fürsten ein;  der  Statthalter  fürchtete  schon  bei  ihrer  drohen- 
den Haltung  eine  Revfdution  und  forderte  einen  l.;indtag  als 
Abieiter  für  die  erregte  Stimmung*.    Auf  der  tatsachlich  im 
Mftrz  und  im  April  lf)74  abgehaltenen,  üi)ripens  ergebnislos 
verlaufenen  Konvokation  schlugen  die  stjUidischea  Bedenken 
einen  sehr  gereizten  Ton  au.    Wieder  wie  1061/62  leisteten 
die  Städte  Königsberg  den  geschlossensten  und  grundsätz- 
lichsten Widerstand  und  lehnten  es  beharrlich  ab,  sich  der 
Kontribution  und  Einquartierung  zu  fügen,  für  den  Fall  aber, 
daife  die  ihnen  angedrohte  militärische  Exekution  vollzogen 
werde,  stellten  sie  einen  Aufstand  des  armen  Mannes  in 
Aussicht.  Doch  wurde  Schlimmeres  verhütet,  da  die  Städte 
ein  Zusammengehen  mit  der  in  ihren  Manem  anwesenden 
Ritterschaft,  deren  Zahl  auf  100  gewachsen  war,  ablehnten. 

Es  war  von  entscheidender  Bedeutung  für  den  Ausgang 
des  ganzfii  Kr^npfes.  dafs  nuin  nach  längeren  ver'jebliclien 
Verhandlungen  endlich  (Gewalt  gehrauchte  gegen  die  störrische 
Stadt,  die  trotz  allem  Kntgegenkoninien  des  Kurfürsten  nur 
mit  einem  einfachen  Koptschofs  ihren  Auteil  abtragen  wollte. 
Der  Kuifiirst  liatte  in  der  allerdings  sehr  heikelu  Angelegen- 
heit lange  hin  und  her  geschwankt  und  dadurch  den  Statt- 


»  JaaVFebr.  1674  (Ü.-A.  XVI  S.  795  Anm.  2). 
«  Dif  Oborrätc  an  den  Kurf.,  8.  Mai  1674  (Baczko  VS,  443>.  Vgl. 
lach  Ü.-A.  XVI  ti.  ÖOO  Anm.  1. 

•  Horerbeck  an  den  Kurf.,  16.  Jan.  und  6.  Febr.  1674  (U.  A.  XVI 
S.  792).  Die  Regierung  an  den  Kurf.,  20.  März  1671  frlieiula  S.  799 
anm.  ]l  Croy  an  den  Kurt.,  25.  Mai,  5.  Juni  1674  (ebenda  b.  öOb  Anm.  1). 

*  Ü.-A.  kyi  S.  793  Anm.  1. 
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halter  in  arge  Verlegenheit  gebracht^;  des  letzteren  Vor- 
schlag, die  Stadt  durcJi  Sperrung  der  Zufuhr  zur  Nachgiebig- 
keit zu  zwingen,  lehnte  er  ab,  weil  seine  Durchführung  dem 
Lande  mehr  als  der  Stadt  schaden  werde,  und  erlaubte  nur, 
dafs  die  städtischen  Landgüter  und  das  städtische  Geld  beim 
Zoll  mit  Beschlag  belegt  werde.  Aber  während  er  noch  zur 
Nachgiebigkeit  neigte,  liefs  Croy  durch  den  General  Görtzke 
mit  einer  ansehnlichen  Trnppenmacht  01700  Mann)  dif  schon 
mehrfach  befohlene  und  wieder  verworfene  Exekution  aus- 
führen. In  der  Irülie  des  0.  Mai  wurde  die  Stadt  üher- 
raschend  von  dem  Militär  besetzt  und  ilue  Tore  auBgeiiobeu, 
die  geplante  Entwaffnung  der  Btirgor  aber  auf  vieles  Bitten 
nicht  ausgeführt.  Es  war  auch  nicht  notwendig,  denn  die 
Stadt  war  durch  den  Handstreich  wie  gelähmt,  sie  uutei  w.iif 
sich  aufs  demtltigste  und  schien  ob  der  erlittenen  Schmach, 
nach  den  ¥^orten  der  Oberr&te,  gleichsam  in  Trftnen  zu 
schwimmen Sie  mufste  Garnison  aufiiehmen  —  dies  wider 
den  Rat  der  Oberräte  wegen  ^den  Kommerzien*  — ,  12000  RÜr. 
nachzahlen  und  monatlich  2000  Rtlr.  zur  Landeskontribution 
leisten;  aufserdem  soll  sie  die  Exekution  selbst  20000  KUr. 
gekostet  haben  ^. 

Das  ganze  Vorgehen  der  Monarchie  in  diesen  Moiuiten 
vom  Oktober  1673  Itis  Mai  1074  bedeutete  nrn^hst  der  Durch- 
setzung der  Souveiaiiitiit  die  gewichtigste  Entsclieidung  in 
dem  grolseu  Veifassungskampfe.  Zum  ersten  Male  war  ohne 
den  Drang  einer  äufseren  Not,  im  Frieden,  nur  zur  Er- 
zwingung der  Mittel  für  das  Heer  das  ständische  Willigungs- 
recht  mit  Fülsen  getreten,  war  gegen  ein  so  belbstündiges 
und  freiheitstrotziges  Glied  des  Landes,  wie  es  die  St&aie 
Königsberg  waren,  gewaltsam  verfahren  worden.  Dafs  es  ge- 
lungen war,  zeigte  dem  Kurfürsten,  was  er  nun  wagen  konnte, 
eröffnete  den  Ständen,  wie  es  mit  ihren  Freiheiten  in  Wirk- 
lichkeit bestellt  war.  Sie  ahnten  jetzt,  „dafs  die  Zeit  ganz- 
licher Befreiung  von  Kontributionen  niemaln  erfolgen  werde", 
dafs  der  KurfOrst  „ein  unbeschränktes  ins  collectandi  fahren 
wolle" 

Der  Kuriurst  schritt  auf  der  mit  P-rfolg  betjetenen  Balm 
weiter.  Kaum  dals  die  Erhebung  der  ersten  ungewilligteii 
Kontribution  eingestellt  war,  so  drohte  er  schon  mit  einem 


*  über  die  Verhandlungen  in  der  Angeletrenboit  mit  Königsberg 
Jan.  bis  Mai  lOTi  v«ri.  T".-A.  XV  S.  798  1".  Anni..  796  Ahm..,  790  Amn.  1. 
ÖOI  AniD.  1.  Vgl.  auch  schon  Bericht  (Jroys  v.  21,  ^iov.  1673  (ebenda 
S.  788  Anm.  1). 

-  IJfii.  lit  der  Regierung  v.  IL  Mai  l»i74  (U.-A.  XVI  S.  801  ff.). 
^  Vgl.  den  Schriftwtn  hsel  zwischen  dem  Kurfürsten  und  der  Re- 

Sierung,  jlai  u.  Juni  1674  (ebenda  S.  b05  Aum.  1);  der  Städte  BedeokeUi 
1.  Aae.  1674  (ebenda  S.  809). 

^  vereinigtes  Bedenken  v.  5.  Sept.  1674  (ebenda  S.  809). 
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üeueu  derartigen  Ausschreiben  ^    Die  Williguug  der  Stände 
wurde  nim  fast  zu  eioer  Formsache,  denn  durch  die  Drohung, 
KaAtributionen  aaszuschreiben,  zwang  sie  der  Earfttrst  immer 
wieder  in  der  von  ihm  verlangten  Höhe  Gelder  zu  liefern,  and 
die  Stftnde  wufsten  ja  nun,  dafs  diese  Drohung  keine  leere  sei. 
h  der  KurfOrst  befahl  schon ,  wenn  die  Entschliefsung  der 
Stande  ihm  zu  lange  w&hrte,  das  Ausschreiben^,  und  einmal 
wurde   sop:ar  das  vereinigte  Bedenken   nicht  abgewartet, 
sondern  st  huii  vorher  ein  ungewilligter  Schofs  aiisgeschrieheii  ^. 
Im  übrigen  brauchte  man  nur  selten  /w  dieser  anfsersten 
.Maisrejzel  zu  greifen-*  und  nie  in  einem  soichen  Umfange,  wie 
l'M.>74;  in  der  Kegel  gehiug  es,  durch  die  Bemühungen  der 
noch  immer  mit  Eiffr  in  dieser  Richtung  wirkenden  Regierung, 
die   Stände .    so   heftig  sie  auch  widerstrebten .  zu  einer 
wenigstens  annähernd  ausreichenden  Williguug  zu  veranlassen 
nnd  dadurch  ungewilligte  Steuern  zu  verhüten.    Aber  die 
Stande  mufsten,  auch  wenn  sie  vor  diesem  Schlimmsten  meist 
bewahrt  blieben,  doch  stets  erneut  einsehen,  dafs  sie  unter 
einem   unentrinnbaren  Zwange  handelten  und  zu  immer 
höheren  Leistungen  getrieben       len    dafs  dagegen  die  Be- 
dingungen, au  welche  sie  ihre  Willigungen  knüpften,  un- 
beachtet blieben,  und  dafs  ihre  häutigen  Drohungen:  bei  der 
Erhebung  ungewilligter  Schösse  und  Einquartierung  sollen 
die  WilligunL'eu  dabinfallen.  leerer  jSchall  waren.  Sie  mufsten 
bekennen,  KonvokMtioiuMi  -eien  ganz  unnötig,  wenn  ihnen  nicht 
die  Freiheit,  die  Williguug  nach  des  Landes  Dürftigkeit  ein- 
zurichten, gelassen  werde,  sondern  der  Kurfürst  seinen  Bedarf 
nach  bereits  formiertem  Kriegsetat  aufstelle.  Ihnen  seien  nur 
zwei  Wege,  deren  ein  jeder  doch  zum  gänzlichen  Verderben 
fhhre,  übrig  gelassen:  freie  oder  gezwungene  Willigungen 
einzugehen,  niät  mehr  die  Wahl,  überhaupt  zu  willigen  oder 
nicht.  Wenn  auf  den  Fall  der  Nichtwtlligung  mit  der  Exe- 
kution gedroht  werde,  so  sei  es  „mit  Händen  zu  greifen,  dafs 
man  des  Landes  Freiheit  das  Garaus  spielen  will*^ 


*  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  20^30.  Aug.  1674  (Ü.-A.  XVI 
S.  808  Anm.  1). 

«  Kurf.  Reskript  an  Dönhoff,  4./14.  Juli  1680  (ebenda  S.  1007  Anm.  1), 
Befehle  an  die  Oberrftto  v.  24.  An?;. '8.  SepU  2./12.  Okt.  und  No?. 
16tr7  (ebenda  S.  1016,  1018  Anm.  1,  1023). 

*  Gedni^es  Bedenken  v.  6.  Jnli  1680  (ebenda  S.  984). 

*  rngewiUigte  Schö.=:s<'  wurden  noch  mehrfach  ausges(  bl  ieben,  aber 
onr  1681  wirklich  erhoben.  Vgl.  unten  S.  302.  Auch  für  Febr.  1687 
wurde  als  Ergänzung  der  nicht  ganz  ausreichenden  Willigung  ein  Huben- 
sekob  von  15  Gr.  auf  die  Adligen  ansznschreiben  befohlen,  der  Befehl 
aber  in  Rücksicht  auf  die  traurij;e  IjUfxo  rreur>('ns  zurückgezogen  (vgl. 
den  Schriftwechsel  im  Winter  1686  87.     U.-A.  \VI  S.  1010). 

»  Vereinigte  lieüeuken  v.  16.  April  1680  und  20.  Aug.  1681  (Ü.-A. 
XTI  S.  918  o.  9e0)i  der  Laaditte  Bedenken,  Nov.  1680  (ebenda  S.  941). 
r^n^nngw  XXtV  1  (111).  ~  B*«h*l.  18 
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Die  Stniide  erkannten  nun,  dafs  sie  sich  selbst  in  diese 
hilflose  La!:^e  frobracht,  dafs  das  nur  das  folgerichtige  Er- 
gebnis ihres  Zurückweiclif  iis  seit  dem  grofsen  T.andtnfze  war, 
und  dal's  sie  einen  ungtheuren  Fehler  gemacht,  als  sie  l(><>i 
die  Frage  des  casus  necessitatis  und  der  Steuererhebung  „in 
litispendentia"  gelassen*.  Sie  fttrchteteu,  sich  gegen  ihre 
NacliküiiiHieu  dadurch  versündigt  zu  haben,  und  meinten,  Gott 
habe  das  Land  augenscheinlich  mit  so  grofsem  Fluche  belegt, 
weil  die  Stande,  nur  um  des  Kurfarsten  Huld  und  Gnade  2U 
gewinnen,  alles  andere  vergessen,  ihre  Verfassungen  gemindert 
und  durch  vieliältige  Willigungen  das  Land  geschädigt  hätten*. 
Nicht  durch  die  Schuld  der  Feinde,  sondern  durch  seine 
Treue  gegen  den  Herrscher  sei  das  vorher  so  blühende  Preufton 
jetzt  verdorben^;  mit  all  ihrer  Treue,  Devotion,  Gehorsam 
und  freiwilligen  Bedrückungen  erreichten  sie  aber  nicht  ein- 
mal, dafs  sie  in  ihren  Beschwerden  erhört  wünlen  *.  In  ifnon 
Schritten  tindeu  sich  neben  äiifserlicli  sehr  entschiedenem,  aber 
ohnmächtifreni  ■Widerstrel)en  Versicherungen  demütiger  Er- 
gebenheit und  Ausbrüche  einer  übertriebenen,  otters  geradezu 
komisch  wirkenden  Verzweiflung.  Das  geht  jedenfalls  aus 
ihnen  hervor,  dafs  die  Stünde  mit  Schrecken  ihre  Niederlage 
und  Ohnmacht  erkannten,  dafs  sie  aber  in  ihrer  Auffassung 
und  Gesinnung  der  Ober  sie  hereinbrechenden  neuen  Zeit  kein 
Zugeständnis  machten,  sondern  nach  wie  vor  an  ihren  alther» 
gebrachten,  engen  Anschauungen  festhielten  und  daher  mit 
völliger  Verständnislosigkeit  für  allgemeine  Zusammenhänge 
das  durchaus  folgerichtige,  im  Dienste  der  Staatsraison  gegen 
Bie  gerichtete  Handeln  des  Kurfürsten  als  persönliche  Ungnade, 
Übelwollen  und  Tyrannei  ansahen. 

b)  Durchgehende  Einquartierung. 

Gleichzeitig  mit  der  Einforderung  des  allgemeinen  Hufen- 
schosses wurde  auch  die  Last  der  Emquartierung,  die  bisher 
von  den  kleinen  Städten  und  daneben  von  den  kurfarstlichen 
Domänen  getragen  war,  auf  das  ganze  Land  gelegt,  was  da- 
durch notwendig  geworden  war,  dafs  nach  dem  Frieden  von 
Vos^piii  Preufson  wieder  ein  gröfseres  Truppenkontingent  zu 
untf  rlinlrcTi  linttr'^.  Anrh  difser  Mafsregel  widerstrebten  die 
Oberi  itc.  ilu'  i;i  dadurch  rnitbetroffen  wurden.  nm\  sif^  mulsten 
vom  Kurluröteu  wiederholt  den  Vorwurf  höreu,  daiä  sie  an- 


'  Veieinigtes  Bedenken,  11.  April  1674  (IJ.-A.  XVI  S.  800). 

»  Gppiniptps  Bedenken,  14.  Juli  1679  (ebenda  S.  894  f.). 

'  Bedenken  der  Kitterscbaft,  12.  Nov.  1680  (ebenda  S.  942). 

*  GeeiniKte  Bedenken  5.  Mai  1673  und  11.  April  1674  (ebenda 
S.  774  und  800),  Hedenken  der  Landräte,  21.  Sept.  1679  (ebenda  S.  901  f.L 
Kurf.  Reskript  v.  29.  .TtiH'8.  Au?.  1«73  (ebenda  S.  784  Ann.  1>. 
Reskript  v.  23.  OkU  1673  (ebenda  S.  787  Anuu  2). 
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flUit  die  LaBt  gleichmäfsig  zu  verteilen,  die  Einquartierung 
ivr  auf  aeine  Baaem  gelegt  hfttten^  Die  Stftdte  Königsberg 
lagerten  sieh  sdilankweg,  Truppen  aufzunehmen,  und  wurden 
erst  durch  die  Exekution  vom  Mai  1674  dazu  gezwungen. 
Den  Adel  traf  diese  Beschwerde  nur  indirekt,  denn  nur  seine 
Untertanen  wurden  belegt,  die  adligen  Wohnhäuser  blieben 
frei*.    Trotzdem  erhoben  sowohl  Ritterschaft  wie  Landräte 
leidenschaftlichen  Widerspruch  gegen  diese  verhafsteste  aller 
Beschwerden,  und  es  fielen   harte  Redensarten,  wobei  auf 
l*olen,  das  von  keiner  Einquartierung  wisse,  weidlich  hin- 
gewiesen wurde ^.    Nichts  verpflichte  sie,  dieselbe  zu  über- 
nehmen, die  Assekiiration  von  1<)(>3  habe  ihnen  Schutz  davor 
versprochen;  wenn  die  KiiKiuartierung  aber  bleibe,  so  mtirsten 
sie  alle  verhungern*.    Die  Befreiung  von  ihr  machten  sie 
mehrfach  zur  Bedingung  ihrer  Willigung  ^  ja  die  ritterseliaft* 
lidien  Abgeordneten  waren  im  April  1681  von  ihren  Hinter- 
bliebenen instruiert,  sich  vor  Abolierung  der  Einquartierung 
in  keine  Willigung  einzulassen*. 

Verfassun^nn&fsig  waren  die  Landrftte  vollkommen  im 
Kecht,  wenn  sie  verlangten,  der  Kurfürst  solle  die  bleibende 
Einquartierung  auf  seine  unmittelbaren  Untertanen  legen  ^; 
dieser  aber  trat  nun  unverhüllt  mit  seiner  entgegengesetzten 
Meinung  hervor:  die  Truppen  müssen  gehalten  und  unter- 
gebracht werden,  die  Gerechtigkeit  erfordert  es ,  dafs  dies 
als  eine  durchgehende  Beschwerde  des  Landes  von  allen 
Ständen  gleichmäfsig  getragen  werde,  daher  hat  auch  der 
Adel  kein  Recht  auf  Befreiung  davon  ^,   So  wurde  diese  per- 


'  Kurf.  Reskripte  v.  15./25.  Aug.,  29.  Sept.'O.  Okt.  1673  u.  14./24.  Juli 
1679  (U.-A.  XVI  IS.  785  Annu,  786  Anm.  a,  897  Anm.  IX  Vgl.  auch 
ebenda  S.  890  ff. 

•  Dm  schftrfte  der  Kurf&rst  dareh  Reskript  v.  U./24.  Hin  1679 

den  Generalen  Görtzke  und  Schöning  noch  ausdrücklich  ein  (ebenda 
S.  876),  es  wurde  durch  Ausschreiln'M  vom  13.  (V)  .luli  \iu9  wiederholt 
(ebenda  S.  899  Anm.  1).  Adlige  Landstädte  waren  bch«»u  vordem  mit 
Einquartierung  und  Servis  beschwert  worden.  Vgl.  Bedenken  der  Ritter- 
schaft V.  15.  Juli  1666,  6.  Sept.  1670,  der  SUnde  t.  1.  Dez.  1670  (ebenda 
b.  505,  627,  673  Anm.  1). 

«  Croy  an  den  Kurfürsten,  12.  März  1678  (Ü.-A.  XVI  S.  840  Anm.  2). 

•  Supplik  der  Ritterschaft.  16.  .hm.  1674  (ebenda  S.  7y3  Anm.  1). 
Bedenken  des  Herrenstandes,  15.  März  1677  (ebenda  S.  826).  Geeinigtes 
Bedenken  v.  6.  Juli  1680  (ebenda  S.  93;?  (.). 

•  Vgl.  ebenda  S.  840,  844,  857,  894,  980,  984.  Vom  Sommer  1678 
bis  cam  Sommer  1679  wurde  dem  Adel  auch  Befreiung  gewährt.  (Aus* 
schreiben  v.  20.  Juli  1678,  ebenda  S.  848  .\nni.  1.)  Um  so  hpftifjt'r  er- 
hoben Sit  Ii  seit  .Juli  1679  wieder  seine  Beschwerden.  Vgl.  ebenda  b.  Ö91, 
693,  e<96,  907,  9<J8,  911.  912,  918,  941,  942,  956,  958. 

'  Bedenken  der  Ritterschaft,  o.  I).  (ebenda  8.  953  Anm.  2)l 

'  Bedenken  der  Landräte.  7.  Juni  1679  (ebenda  S.  883). 

'  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  iSJ2S.  Auril  1678  (ebenda  S.  844 

Anm,),  22.  April  2.  Mai  1680  (ebenda  S.  920).  M./24.  April  1681  (ebenda 

S.  SM  Anm.). 

18* 
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sönlichste  und  am  meist  (n  verabsclieute  Last,  die  bis  dahiu, 
wenn  auch  unwillig,  geduldet  worden  war,  weil  sie  wenigstens  die 
mafsgebenden  Stände  nicht  bedrückte,  auf  eine  Stufe  mit  den 
anderen  Steuerforderungen  erhoben  und  erschien  jetzt  gar 
neben  diesen  in  den  ^positionen^  Für  beide  Teile  lag 
nun  der  Gedanke  nahe,  sie  in  eine  Geldabgabe  zu  verwandeln*, 
was  dem  ganzen  Qnartierverfahren  viel  von  seiner  R^l- 
losigkeit  und  Willkür  genommen  h&tte,  aber  aneh  von  selten 
der  Stände  das  offene  Zugeständnis  gewesen  wäre,  dafs  sie 
eine  Verpflichtung  zum  Unterhalt  der  Truppen  anerkannten 
und  auf  ein  freies  Willigungsrecht  verzichteten.  Zuerst  wurde 
mit  Königsberg  eine  Ablösuntr  in  Geld  dnrch<xesetzt.  Als  die 
drei  Städte  im  Juli  1(579  von  ihrer  1 'imiuartierunp  befreit, 
diese  aber  auf  die  tlbrigen  Stande  le^t  wurde,  bescliwerte 
sich  die  Kitterschaft  darüber,  worauf  Königsberg  mit  Hinweis 
auf  die  neidische  Gesinnung  des  Adels  erwiderte,  es  habe 
sich  losgekauft^.  Das  scheint  aber  nicht  der  Fall  gewesen 
zu  sein,  denn  die  von  jeher  wenig  städtefreundlichen  Oberräte 
wurden  jetzt  erst  auf  die  Möglichkeit  aufmerksam,  von  den 
drei  Städten  eine  Geldabgabe  zu  fordern,  und  veranlafsten  den 
Kurfarsten,  eine  Entschädigung  von  jenen  zu  verlangen,  um 
die  Gleichheit  der  Stände  herzustellend  Trotz  wiederholter 
Klagen  wurde  nun  Königsberg  unter  Androhung  der  Exekution 
zur  Zahlung  von  5000  Rtlr.  gezwungen  ;  als  es  diese  nur  als 
freies  Subsidium,  nicht  aber  zum  Loskauf  von  der  Einquar- 
tierung, zu  der  es  überhaupt  nicht  verpflichtet  sei,  anfbrinjjeii 
wollte,  lehnte  der  Kurfi^rst  anrh  in  der  Theorie  eine  An- 
erkennung der  Einquarlieruugsireiheit  von  Königsberg  aul's 
schroffste  ab*. 

Tm  nächsten  .jülire  entschlossen  sich  auch  die  Ol.t  r^trunh* 
d.i/u,  sich  von  der  ihnen  doch  allzu  widervviutigeu  Ein- 
quartierung lieber  loszukaufen,  und  boten  als  einmalige  Ab- 
schlagszahlung, die  Ritterschaft  60000,  die  Landräte  100000 
Rtlr.*.  DerKürfärst  entschied  nun  dabin,  da(l}  der  Adel  und 
Königsberg  bei  Willigung  eines  monatlichen  Steuerquantums 
von  26800  Rtlr.  von  der  Einquartierung  befreit  sein  sollten; 
diese  solle  samt  der  Leistung  von  Servis  und  Rauchfütter 


^  So  in  den  Propositionen  v.  28.  Okt  1679,  17.  April  1681,  17.  Juni 
1682  (U.-A.  XVI  S.  908,  952,  972). 

'  Der  Statthalter  deutete  schon  in  seinem  Bericht  v.  12.  M&rz  1678 
auf  die  Möjjrlichkeit  einer  Geldablösung  hin  (ebenda  S.  840  Abul  2^ 

^  Bedi  nkrn  der  Kitterschaft  v.  80.  Sept.  1679  (.  bcnda  S.  902  Ann.); 
der  Städte  lUsohition  v.  5.  Okt.  1679  (ebenda  S.  90.3  Anin.  1). 

*  Die  Regierung  au  den  Kurf.»  23.  Kov.  1679  (ebenda  b.  912  Anm.  2). 
Reskript  an  König^^berg,  2.  Jan.  1680  (ebenda  S.  918). 

•vgl.  den  Sdiriftwechsel  Jan.  bis  Hin  1680  (ebenda  S.  918 
Anm.  2). 

*  Instruktionsentwiirio  für  die  Deputation  nach  Berlin,  April  1681 
(U.  A.  XVI  S.  955  Anm.  1). 
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aul  die  kleinen  Städte,  Kölmer  (einschlierslicli  der  in  jidlif^eni 
Besitze  betindlichen  kölmischen  Hufen)  uml  Bauern  gelegt 
ireiden^.  Das  bedeutete  also  geradezu  eine  Bestechung  der 
faemchenden  Klassen,  um  eine  möglichst  hohe  Willigung  zu 
erreieben,  und  eine  ungerechte  Mehrbelastung  der  niederen 
Schichten;  die  Oberstände  besagen  auch  so  viel  Billigkeits- 
geftkhK  daf^  sie  sich  gegen  die  tatsächlich  in  dieser  Art  ver- 
teilte Einquartierung  verwahrten  und  die  Städte  und  Kölmer 
gleichfalls  zu  befreien  baten,  denn  so  sei  es  keine  Erleich- 
tening  des  Landes 

i'berdies  drohte  der  Kurf&rst  bei  einer  ungenügenden 
Willigling,  die  Befreiung  wieder  aufzuheben^  und  führte  vom 
1.  Juni  1682  ab  wirklich  die  durcbL'phende  Einqiiartiorinig 
wieder  ein.  da  die  I^isf  den  kurfürstlichen  Untertanen  zu 
schwer  falle,  doch  sollten  die  adligen  Häuser,  wie  früher,  frei 
bleiben^.  Königsberg  erklärte  sich  gleich  wieder  bereit,  sich 
ukit  S(M)  Htlr.  iiioiiatlich  von  der  Einquartierung  loszukaufen 
was  auch  aiigiMioiiimen  zu  sein  scheint,  denn  von  den  drei 
Städten  liegen  seitdem  keine  Klagen  mehr  über  die  Ein- 
quartierung vor.  Die  Oberstände  aber  wurden  über  die  er- 
neut aufgelegte  Beschwerung  nur  um  so  mehr  erbittert  und 
verwahrten  sich  aufs  erregteste  dagegen  denn  sie  seien  ver- 
fassungsmärsig  unbeschränkt  von  jeder  Einquartierung  frei 
und  würden  dieselbe  nie  freiwillig  tragen.  Der  Kurfürst 
aber  wollte  ihnen  nur  dann  nachgeben,  wenn  sie  ein  ent- 
sprechendes Quantum  an  Gold  dafür  willigten^,  was  auch 
geschehen  zu  sein  scheint  Die  nichtkölmischen  Güter 
des  Adels  wurden  wieder  befreit  und  seine  Klagen  verstummten 
nun:  die  Proposition  vom  25.  Juli  1(>84  stellte  ihm  frei,  ob 
er  die  Einquartierung  oder  eine  monatliche  Summe  von 
5ö8<»  Ktlr.  dafür  willigen  wolle. 

Wiihreud  regelmäfsig  der  Soldat  seine  VerpHegung  in 
den  Quartieren  von  seinem  Traktament  zu  bezahlen  hatte, 
trat  bei  der  Hartnäckigkeit  der  Stände  in  Geldbewilligungen 
s[)äter  mehrfach  die  Neigung  hervor,  mit  der  durchgehenden 
Einquartierung  die  völlige  Verpflegung  des  Soldaten  zu  ver- 
binden, diesen  also  ganz  auf  Naturalbezüge  zu  setzen,  um  die 


^  Der  Kurfürst  an  die  Deputierten,  10./20.  Juni  1681  (Orlicli  III 
b.  a23  f.),  gleichzeitig  an  die  R<'?M  rung  (U.-A.  XVI  957  Anm.  8),  Tro- 
positton  ¥.  22.  Juli  1681  (ebenda  b.  958). 

*  Bedenken  der  Bittenchaft     1.  Aug.  1S81  (ebenda  S.  960  Anm.). 

Schliefsliches  Bedenken  v.  18.  Okt.  1681  (ebenda  S.  964). 

>  Protokoll  der  Oberratstube,  25.  Sppt.  1681  (ebenda  S.  %S}. 

*  Ebenso  26.  Mai  1682  (ebenda  b.  970). 

*  Der  Stftdee  Erklftrong  v.  28.  Juli  1682  (ebenda  S.  974  Anm.  1). 

'  Bedenken  und  Schritten  der  Oberstftnde  v.  Mai  bU  Juli  1682 
(ebenda  S.  ;>70  .Vnnj.  3,  972  Anm.  1,  974). 

T  Protokoll  des  Oberrats,  21.  Sept.  1682  (ü.-A.  XVI  S.  979J,  Asse- 
kiiration  v.  15.  OkU  1682  (ebenda  S.  m  f.). 


Digitized  by  Google 


278 


XXIY  1 


erhobenen  Barinittel  iür  an<lerp  Zwecke  verwenden  zu  können. 
Die  Proposition  vom  80.  September  1()73  stellte  den  Ständen 
frei,  ob  sie  32000  Rtlr.  im  ganzen  oder  20  000  Rtlr.  an  Geld 
und  „durchgehende  Speisung"  willigen  wollten  ^  Es  wurde 
auch  wirklich  den  Quartiergebern  die  Speisung  der  Soldaten 
auferlegt*,  aber  doch  noch  vom  Kurfürsten  befohlen,  dafs  alles, 
was  der  Soldat  in  natura  empfangen ,  naeh  Inhiilt  der  Ver- 
ptiegungsordonnanz  den  Quartieren  gutgetan  und  von  den 
Resten  der  Kontribution  abgerechnet  werden  soHe*.  Später 
aber  bürdete  man  den  Quartieren  diese  Mehrlast  auch  ohne 
nachherige  Vergütung  auf.  Die  Regierung  schlug  am 
8.  Februar  1679,  um  einen  durchgängigen  Hufenschofs  zu 
vermeiden,  dem  Kurfürsten  vor,  man  könne,  was  hei  der  bis- 
herigen Williguiig  am  Quantum  mangele,  durch  notdürftige 
Speisung  der  Soldateska  ersetzen  lassen*.  Inzwischen  hatten 
aber  die  Truppen  schon  selbst  angefangen,  in  dfn  Quartiert  ii 
unter  dem  Titel  der  Servicen  die  gänzliche  Sjjeisung.  >uwie 
ein  Stoff  Bier  für  jede  Mahlzeit  oder  das  Geld  dafür  eium- 
fordern^,  was  doch  jedenfalls  von  oben  her  angeordnet  war. 
Im  Herbst  dieses  Jahres  befahl  der  Kurfürst  wiederum",  mit 
der  Begründung,  dal^  der  Soldat  sieh  vielfach  neben  dem 
Geldtraktament  die  Speisung  in  den  Quartieren  genommen 
und  dadurch  das  Land  mit  einer  doppelten  Last  beschwert 
hätte,  es  solle  von  nun  an  jeder  Speisung  und  Gräsung  in 
natura,  die  übrigen  Servicen  in  Geld  —  der  Reiter  monaUich 
1  Rtlr.,  der  Dragoner  18,  der  Musketier  12  Groschen  —  aus 
den  Quartieren  erhalten.  Die  Regierung  wendete  ein.  das 
käme  einem  uiigewilligten  Hufenschofs  gleich,  und  bat  wenig- 
stens die  Barzaliliinüen  auf  die  öffentliche  Willigung  an- 
zuweisen^, denn  die  gerade  zu  einer  Kouvokation  versammelten 
Stände  waren  iu  di^  gröfste  Aufregung  geraten,  baten  um 
Entlassung,  da  sie  doch  vergelilidi  laTidtagten,  und  wollten 
au  ihre  bisherige  Willigung  niciil  yebumien  sein^.  Der  Kur- 

'  U.  A.  XYI  S.  785.   Ähnlich  die  Propositton      20.  Mai  1682 

(ebenda  S.  970). 

*-  Di«'  IJcLMcninp  bat  26.  Dez.  1»)7^^  den  Kurfürsten  zu  liffrlilon,  daTn 
die  Miliz  rieht  iniinrr  Fleisch  und  JJiiT  irzwingc,  :>oiidern  hich  mit  der 
HauMiiiinnskojit  begnüge  (ebenda  S.  790  Anm.  3). 

8  Kurt.  Assrkuratiou  v.  2./12.  März  1674  (dienda  S.  798  Anm.  1). 
Auch  am  24.  Juni  1660  hatte  der  Kurfürst  den  Oberräten  aufgetragen, 
dafs  für  die  Spei.^^ung  eines  Reiters  6,  eines  Fulssoldaten  4V2  fl.  von  den 
baren  Abgaben  erlassen  werden  8olIt(Mi  (Haczko  V  $.  813)l  Vgl.  auch 
V.  Schroetter,  II(  (TCsverfaBSUng  S.  62  ff. 

*  U.  A.  XVI  JS.  ö65  Anm.  2. 

»  Vereinigtes  Bedenken  v.  23.  Febr.  1679  (ebenda  S.  872). 

*  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  15.  Sept.  1679  (ebenda  S.  904 
Anm.  1.). 

^  Die  Regierung  au  den  Kurl.,  26.  äept.  und  10.  Okt.  1679  (ebenda 
S.  904  Anm.  1,  905  Anm.  1). 

^  Protokolle  des  Oberrats  v.  9.,  10.,  23.  und  25.  Okt  1679  (ebenda 
S.  904  i.,  906,  907). 


Digitized  by  Google 


luv  1 


279 


iüT^l  \>estaiid  jedoch  auf  dem  durch  General  Görtzke  bereits 
a\iis^e\Vi\\rten  Befehl,  dafs  der  Sold  für  September  aus  den 
QuatWeren  gezahlt  werde  \  und  liefs  auch  den  Ständen  eine 
Fortsetzung  dieses  Verfahrens  vorschlagen,  dafs  nämlich  neben 
einer  geringeren  Geldwilligung  Speisung  und  Futter  in  den 
(Quartieren  gereicht  werden  möchte^.    Doch  zogen  es  die 
Stände   vor,  eine  für   die   nächsten   Monate  ausreichende 
TVilligung   zu   tun   uiui  dadurch   die   unmittelbare  Unter- 
haltung der  Truppen  den  Quartiergebern  abzunehmen.  Im 
nftclisteii  Jahre  aber  lieft  ihnen  der  Kurfürst  ankündigen, 
wenn  sie  nicht  schnell  und  hinlänglich  wiUigten,  so  mOflBte 
entweder  ein  Hnfenschofs  ausgeschrieben  oder  wieder  ver- 
ordnet werden,  dafs  die  Regimenter  in  iluren.  Quartieren 
Traktament. erhielten Eine  ähnliche  Mafsregel  ist  wirklich 
getroffen  worden,  denn  kurz  danach  teilte  die  Regierung  mit, 
dafs  eine  monatliche  Kontribution  von  10  Gr.  von  jeglicher 
Hufe  der  Miliz  an  Speisung  und  Servis  gegeben  werde*.  Die 
unmittelbare  Entlohnung  der  Truj)i)en  vom  Lande  wurde  so- 
gar im  Sommer  \()79  dahin  ausfiedehnt,  dafs  den  damals  aus 
Preiifsen  abziehenden  Kriegsvölkern  die  Marschverpflegung 
für  einen  Monat  in  Gehl  mitgegeben  werden  mufste,  und  zwar 
1  Tlr.  45  Gr.  für  den  Reiter,  1  Tlr.  30  Gr.  für  den  Dragoner 
und  Infanteristen  ^ 

Vom  verwaltungstechnischen  Standpunkte  aus  betrachtet 
bedeutete  diese  mehrfach  angewandte  Art,  die  Truppen  un- 
mittelbar vom  Lande  zu  unterhalten,  den  Rackfall  in  das 
alte  Raubsy^»m  des  dreißigjährigen  Krieges.  Die  Quartier- 
verpflegung  stellte  in  der  Tat  einen  direkten  Schofs.  und 
«war  in  der  ungerechtesten  Form  und  mit  willkürlichster  Ver- 
anlagung dar,  eine  Verpflegungsart,  durch  die  das  Land  in 
kurzer  Zeit  ausgesogen  werden,  die  Truppen  verwildern  mufsten. 
Die  Stünde  jammerten,  dafs  schon  gleich  „solche  disordre  ent- 
standen, dafs  einige  mit  Schlägedräuen  des  Morp:ens  am 
Sonntage  Frühstück  und  Bier  fordern  dörfen"  Dem  Kur- 
fürsten widerstrebte  dieses  Mittel  an  sich  auch  ganz  und  gar, 
trachtete  er  doch  immer  danach,  auf  der  Grundlage  einer 
wohlgeregelten  Verwaltung  und  Verpflegung  sich  ein  tüchtiges 
Heer  zu  bilden,  und  gerade  die  Quartierverptiegung  durch  das 


'  Der  Knrftnt  an  die  Regiening,  IBM,  Okt.  1679  (U.-A.  XYI 
S.  905  Anm.  1). 

*  Protokoll  der  Oberratstube,  28.  Okt.  1U79  (tbeiula  S.  908). 

*  Der  Knrf&rst  an  die  Regierung,  20.  Febril.  Mftrz  1680  (ebenda 
S.  917  Anm.  1)l  ProtokoU  der  Oberratstabe,  18.  Mira  1680  (ebenda 
S.  917). 

*  Die  liugieruug  au  den  Kurf.,  14.  Mai  1680  (ebenda  S.  921  .\uiu.). 

*  Beriebt  der  Regiemng  an  den  Kurf.,  9.  .luni  1079  (Baczko  VI 
8.  101    Hedenkon  der  gesamten  Stände,  14.  Juli  1679  (U.  A.  XVI  8.898). 

*  ProtokoU  des  Oberrats  v.  9.  Okt.  1679  (ebenda  8.  904). 
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Barbezahl  uDgssystem  zu  ersetzenj^  Aber  die  |)olitisclie  Not- 
wendigkeit zwang  ihn,  wie  auch  sonst  so  oft,  von  wohl- 
erwogenen Grundsätzen  abzuweichen  und  das  schlechte  Er* 
reichbare  dem  guten  Unerreichbaren  vorzuziehen;  da  die 
Stände  nicht  ausreichend  willigten,  mufste  er  anderweitig  die 
TnippenverpfleguDg  beschaffen  und  hielt  offenbar  die  Sold- 
zahlung aus  den  Quartieren  äulserlich  für  weniger  gewalt- 
sam als  einen  unj^willigten  Hufenschofs,  den  auch  er  nach 
Möglichkeit  vermied.  Das  ganze  Finanz veifahren  des  Kur- 
fürsten in  jenen  Jahren  bietet  infolge  des  Zwanj^es,  sich  nach 
beschränkten  Möglichkeiten  einrichten  zu  müssen,  ein  Bild 
der  Regellosigkeit,  ist  ein  "Wirrwarr  der  verschiedensten 
Mal'snahnien.  Und  wenn  er  selbst  sich  bemühte,  Ordnung  zu 
schaffen,  so  stand  dem  die  Abneigung  der  Stände  gegen  alles 
Neue  im  Wege.  So  machte  der  Kui  tül  ^t  den  sehr  verständigen, 
von  seinem  Enkel  später  zur  Ausführung  gebrachten  Vor- 
schlag, die  Infanterie,  um  sie  in  besserer  Ordnung  zu  halten, 
ganz  vom  Lande  in  die  Städte  zu  legen,  die  Reiterei,  die 
wegen  der  Gräsung  auf  dem  Lande  bleiben  mutete,  enger  zu- 
sammenzulegen,  wobei  die  nicht  belegten  Bezirke  Geld  für 
Speisung  und  Servis  aufbringen  sollten.  Aber  sowohl  diesen 
wie  den  weiteren  Vorschlag,  dafs  die  Truppen  enger  zu- 
sammengelegt werden  nnfl  monatlich  mit  dem  Quartierhezirk 
wechseln  sollten,  lehnten  die  Stände  ab,  weil  die  Kin(]unr- 
tierung  üher}i;Hi]>t  verfassungswidrig  sei".  Jede  Änderung, 
die  eine  Sanktiouiei  iing  des  wider  ihren  Willen  gewordeneu 
Zustandes  bedeuten  konnte,  verwarfen  sie,  auch  wenn  dadurch 
eine  Verbesserung  und  Vereinfarliung  erzielt  winde,  und  so 
mufste  man,  da  sich  nicht  alles  auf  einmal  duichsetzen  liefs. 
mit  dem  unerfreulichen  Durcheinander  von  Altem  und  Neuem, 
von  Zufälligem  und  Sinnvollem  verlieb  nehmen. 

c)  Sonstige  gegen  das  freie  Willigungsrecht 
gerichtete  Mafsnahmen. 

In  den  grol'sen  Kampf  um  die  Verstaatlichung  der  Steuern 
wurde  auch  eine  besondere  Art  von  "Willigungen  hintiu- 
gezogen,  die  unzweifelhall  einen  privaten  Charakter  trugen, 
nämlich  die  bei  gewissen  Anlässen  üblichen  Geschenke  der 
Landschaft  an  fürstliche  oder  andere  hohe  Personen.  Es 
hatte  dabei  schon  früher  nicht  an  Reibungen  gefehlt  Den 
bei  der  Taufe  eines  fürstlichen  Kindes  üblichen  »Paten- 
Pfennig**  zwar  scheinen  die  Stände  immer  ohne  Weiterungen 


*  Vgl.  V.  Schroetter  a.  a.  0.  S.  40  f. 

-  DtT  Kurfürst  an  die  ReRieruii<r,  2.12.  Mai  1080  u.  27.  .Iuiii7.  Juli 
1680  XVI  S.  920  Anm.  2  und  936).   Die  Kcfri.  ninfr  an  il.  ii  Kurt,, 

21.  Mai  (ebenda  8.  922  Anm.  1),  9.  Juli  (ebenda  8.  9;H  Anni.  1)  und 
23.  Juli  1680  (ebenda  8.  987  Anm.  IX 
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duiftbracht  zu  haben;  selbst  in  einer  Zeit,  in  der  sie  sieh  im 
ftbngen  sehr  schwierig  zeigten,  wie  willigten  sie  ihn 

anstandslos  ^    Anders  verhielt  es  sich  mit  der  bei  Gelegen- 
heit der  Verheiratung  eines  fürstlichen  Fräuleins  gebräuch- 
lichen Morgencabe  des  Landes, der  „Frftuleinsteuer".  Hier 
hatte  schon   Herzog  Albrecht  den  offenbar  dem  npiuf^inen 
Lebusgebrauch    der    „Not-    und    KbreufäUe"  eutnonimeuen 
Grundsatz  zur  Geltung?  zu  bringen  versucht,  dafs  die  Land- 
schaft zu  ilirer  Darbriuguug  verpflichtet  sei,  während  solche 
Fälle  im  Ordensstaate  ja  keinen  Platz  gehabt  und  daher  nicht 
in  die  Verfassungen  uud  Verschreibungen  aulgenommen  waren. 
In  seinem  Testament  hatte  auch  Albrecht  den  Beitrag  zur 
Aussteuer  ganz  dem  freien  Willen  der  Stände  anheimstellen 
mossen  ^  doch  erhob  sich  sp&ter  immer  wieder  derselbe  Streit, 
wobei  die  Stande  allerdings  stets  die  Frftnieinsteuer  willigten, 
aber  nur  mit  der  ausdrficklichen  Versicherung,  dafs  sie  nicht 
ans  Schuldigkeit,  sondern  freiwillig  aus  untertäniger  Treue 
gäben*.    Auch  in  unserer  Zeit  erklärten  die  Stände,  sie 
könnten  sich  „nimmer  entsinnen,  dafs  weder  sie  noch  ihre 
Vorfahren  jemals  sich  darzu  verbündlich  gemacht,  viel  wpiiiü^er 
dieselbe         Schuldigkeit  entrichtet  hätten"*.    Die  Städte 
Jk'hlugen  sü^^ar  einmal  vor,  man  solle  die  für  die  Landgrähn 
von  Hessen,  die  Scliwester  des  Kurfürsten,  geforderte  Ehe- 
steiier  rundweg  abschlagen  „und  dieses  Land  von  einem  postu- 
iato.  tiazu  man  de  iure  nicht  verbunden,  befreien"^;  sie 
stimmten  nur  unter  der  Bedingung,  dafs  einige  der  Land- 
grätin  scheinbar  einmi  Anspruch  gebende  Ausdrücke  geändert 
würden,  dem  vorgeschlagenen  ständischen  Antwortschreiben 
zu.    Am  Schlufs  unseres  Zeitabschnitts  aber  wurde  auch 
di^  Gabe  ganz  wie  eine  zu  Staatszwecken  verlangte  Steuer 
behandelt   Bei  der  für  Prinzessin  Maria  Amalie  gewilligten 
Ehesteuer  wurde  von  Berlin  aus  durch  kategorisclien  Befehl 
eine  frühere  als  die  von  den  Ständen  l)eliebte  Zeit  zur  Er- 
hebung bestimmt  und  durch  Komplanation  ein  durchgehender 
Modus  festige  setzt''. 

Währ«  11(1  xdrhe  Abgaben  von  den  Ständen  als  (ieschenke 
zu  behtiiuiiiteu  Zwecken  angesehen  wurden,  w^aren  sie  für  die 
stets  geldbedürftigeu  Monarchen  eine  wilikummeue  Zuhufse  wie 


•  U.-A.  XVI  S.  557  Anm.  1. 

•  Priv.  fol.  76a,  AI.  „Dieveil  dann". 

>  Vl!  di(  Laiultaf^e  von  \bU  und  1604  (Progr.  Hohenstein  1867 
S.  11,  J'rogr.  Elläng  ibdl  S.  8  f.). 

•  .SchliefsUrhes  Hedenken,  22.  Aug.  1687  (U.-A.  XVI  S.  1016).  Vgl. 
such  das  geeinigt«  Bedenken  v.  27.  .Mai/  l()t;2  (clicnda  S.  46)  und  das 
Gutachten  der  Kittf  r>chaft,  1.  Mai  1669  (ebenda  S.  ^Vl). 

•  X>er  Städte  Erinueruog.  11.  iSept.  1670  (ebenda  S.  605  Anm.  1). 

•  Schliefsliches  Bedenken,  20.  Okt.  1687  (U.-A.  XVI  S.  1022);  der 
Knrprinz  an  die  Oberräte,  Uli,  Nov.  1687  (ebenda  1028) u.  4./14.  Febr. 
1688  (ebenda  S.  1026  Anm.  1). 
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andere  Steuern  uud  Bossen  wie  diese  in  die  allgemeine  Kasse*. 
Besonders  bezeichneiul  ist  es,  dais  König  VVladislaus  von 
i'ülen,  als  ihm  die  Stände  ein  Hochzeitsgeschenk  von  100000  ti. 
vidmeteD,  Bich  gewaltig  entiHstete,  daCs  sie  ihm  fOr  diese 
Summe  Geschmeide  kaufen  wollten,  uud  drohte,  sie  sollten 
ihm  damit  nicht  kommen,  er  wolle  bares  Geld  haben.  Ferner 
wurden  die  Stände  wegen  Abtragung  dieser  „freiwilligen" 
Gabe  mit  der  Exekution  bedroht Auch  die  Eintreibung 
eines  166B  fUr  die  Kurfürstin,  Fürst  Anhalt,  Radziwill  und 
Schwerin  gewilligten  Donativs,  dessen  Gültigkeit,  weil  es 
nicht  rinhf']lig  gewilligt  war,  von  den  RtRnden  bestritten 
wurde,  iiabiii  nachher  die  Regierung  in  die  Hanf]  und  erhob 
die  Rückstände  mehrfach  durch  Exekution^;  aoeU  iüÖU  be- 
fahl der  Kurfürst,  die  Reste  beizutreiben*. 

Noch  weiter  ging  der  Kurfürst,  wenn  er  der  Landschaft 
überhaupt  die  Freiheit,  solche  Privatscheukungen  von  sich 
aus  zu  willigen,  verwehrte.  Vielleicht  griff  er  hierbei  auf 
alte  Bestimmungen  zurück,  denn  nachdem  die  Stande  im 
15.  Jahrhundert  auch  dadurch  sehr  zur  Macht  gekommen 
waren,  dafs  sie  ohne  Genehmigung  der  Landesherrschaft  Kon- 
tributionen setzten  und  einforderten,  war  ihnen  dies,  in  Ost- 
preufscn  wenigstens,  im  Thorner  Frieden  verboten  worden*^. 
Als  die  Stände  nun  Donative  für  den  Kurprinzen  und 
Dertflinger  gewilligt  hatten,  untersagte  ihnen  der  Kurfürst, 
ohne  seine  Erlaubnis  Steuern  auszuschreiben,  denn  es  sei  be- 
frenidlicli,  dafs  der  Landesherr  ohne  der  Untertanen  Willen 
nichts  ausschreilieii  dürfe,  diese  aber  ohne  Konsens  des  Laudes- 
herrn nach  eigeueni  Belieben  aus  des  Landes  Mitteln  Ver- 
ehrungen tun  und  einen  Horuschoi's  auf  das  Land  legen 
könnten.  Das  Anschlagen  der  Kontribution  sei  und  bleibe 
ein  unstreitiger  und  liquidus  Charakter  der  landesfürstUchen 
Obrigkeit  ^  Also  ganz  im  Gegensatz  zu  der  dualistischen 
Auffassung  der  Stände  nahm  er  das  souveräne  Yerfügungs- 
recht  über  das  Land  und  dessen  Mittel  für  sich  in  Anspruch. 
Die  Regierung  wendete  ein«  dafs  früher,  und  noch  1663,  solche 
Donative  unbeanstandet  allein  von  der  Landschaft  beschlossen 


>  So  wnrde  ein  Teil  dee  1656  f&r  die  Karftlrstin  gewiUigten  Bonstivs 

schon  in  den  Ämtern  zu  anderen  Zwecken  verwendet  und  in  der  KaauDier 
verrechnet  (vfrl.  r.-A.  XVI  S.  188  Anm.  1,  4b><  Anm.  2). 

*  Berichte  von  Adersbach  v.  25.  Mai,  von  Kospoth  und  Hoverbeck 
V.  17.  Juni  1646  aus  Warschau  an  den  Knrf&rsten  (U.-A.  1  S.  191,  200). 

^  Erklärung  der  Eittt  i  bchaft  v.  8.  April,  aller  Stände  v.  9.  Mai 
1672  fU.-A.  XVI  736,  744);  der  Ritterschaft  Gutachten  v.  22.  Marz  1677 
(ebenda  b.  Ö28). 

«  Der  Kurfür&t  an  die  Re^ening,  20.  FebrJL  Mira  1680  (ebenda 

S.  916  Anm.  2). 

*  Hartknocli  S.         und  64'J. 

*  Der  Kuiluist  au  die  liegicning,  28.  Nov.  8.  Dez.  1679,  4^14.  Jan. 
1680,  26.  Jan./5.  Febr.  1680  (U.-A.  XVI  S.  915  f.). 
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Würden  seien':  die  Stande  aber  gaben  nach  und  lioltoii  nach- 
träglich die  kui  fürstliche  Erlaubnis  zur  Erhebung  (ies  für 
das  Donativ  bestimmten  Schosses  ein,  wie  sie  es  auch  1080 
bei  einem  für  eijzene  Zwecke  bestiiniiiten  Kopfschois  wieder- 
holten*. Der  Kuiluist  erteilte  sie  ihueu,  verlügte  aber  auch 
gleieh  ttber  die  ihn  eigentlich  nichts  angehende  Willigung,  in- 
dem er  bestimmte,  aus  dem  dafQr  ausgeschriebeDen  Horn- 
schors  sei  aueh^das  Donativ  fQr  den  Forsten  von  Anhalt  zu 
bezahlen,  der  Überschofs  «sn  Kontentiening  der  Restanten 
der  Miliz"  anzuwenden 

Im  schroffsten  Widerspruch  zu  allen  ständiach-partikula- 
ristischen  Anschauungen  und  Gewohnheiten  aber  stand  das 
in  den  s|täteren  Jahren  vom  Kurfürsten  mehrfach  geübte  Ver- 
fahren, gewisse  Steuern  flinrli  da'^  «janze  Staatsgebiet  hindurch 
mittelst  einseitigen  llt'trlil^  einzululiren .  womit  er  den  vor- 
nehmlichsteu  Widersprucli  bei  (leii  noch  immer  mächtigsten 
unter  allen  Ständen,  den  preulsischen,  hervorrief.  Im  Anfang 
des  Jalires  1677  wurde  den  Beamten  aller  kurfürstlichen 
Territorien,  vom  Kialursten  selbst  angefangen,  ein  dreifacher 
Kopfschol's  auferlegt^,  doch  muTste  der  Kurfürst  es  geschehen 
lassen,  dafe  dieser  in  Prenften  zunächst  von  einem  Landtage 
genehmigt  wurde  und  dadurch  erst  far  das  Land  Ofiltigkeit 
erhielt ^  Der  Kurfürst  konnte  nur  die  Erwartung  aus- 
sprechen, dafs  noch  vor  Beendigung  der  Konvokation  mit 
Entrichtung  der  Steuer  begonnen  würde.  Als  aber  durch 
kurfürstlichen  Befehl  vom  31.  März  1079  wieder  ein  ebenso 
hoher  freiwilliger,  d.  h.  ungewilligter  Kopfschofs.  der  auch 
wiedi^r  voui  Kurfürsten  und  seinem  Hansr  angefangen  durch 
alle  Lande  bezahlt  werden  sollte,  in  gebieterischer  Weise  ge- 
fordert wurde,  da  machte  man  in  rreufsen  doch  gröfsere 
Schwierigkeiten.  Denn  der  vorige  Kojdschors  war  gegen  die 
Versicherung  gegeben  worden,  dafs  er  nur  semel  pro  semper 
zu  erlegen  sei  und  iu  keine  Sequel  gezogen  werden  solle. 
Die  Oberräte  machten ,  schon  allein  weil  es  auch  an  ihren 
eigenen  Geldbeutel  ging,  allerlei  Weiterungen,  die  Landr&te 
und  das  Hofgericht  lehnten  die  Steuer  als  nicht  gewilligt  ab^ 
die  gesamten  Stände  erhoben  Einspruch.  Der  Kurfürst  aber 
drohte,  den  „freiwilligen"  Schofs  durch  militärische  Exekution 
einzntreiben^  ihn  von  den  Besoldungen  in  den  Ämtern  ab- 


*  Die  Regierung  au  den  l\uil.,  29.  Da/..  1679  und  28.  .Jan.  1680 
(C.-A.  XVI  S.  915  f.). 

*  Schlif^rsliches  I5(MhMik«Mi,  19.  Juli  16Sß  (ol.t'iula  S.  1004). 

*  D-  r  Kurfürst  an  «lif  Hcgierujjg,  13J23.  Febr.  u.  20.  Febril.  Märx 
1680  (tbeiida      91ü  Aiim.  2). 

*  Der  Korfbrst  an  die  Regierung,  19.  Febrü.  M&rz  1677  (ebenda 
S,  826  Anm.  U 

*  Bedenken  des  llerrenstandes,  15.  März  1677  (ebenda  8.027);  ver- 
«inigUii»  Bedenken,  10.  April  1677  (ebenda  S.  828). 
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ziehen  zu  lassen,  obwohl  die  meisten  Beamten  ihh  Ii  vip]  von 
ihren  Gehälteni  zu  fordern  hatten ;  nachdem  sie  vielfach 
hart  gemahnt  und  der  Statthalter  mit  der  Zahlung  voian- 
geganf^en  war,  schrieb  endlich  die  Regierung  den  Kopf- 
schoi's  au.s 

Später  führte  der  Kurfürst  auch  die  Stempel  papiersteuer 
durch  Edikt  vom  15.  Juli  1082  in  Preufseu  ein,  nachdem  sie 
in  seinen  andern  Ländern  schon  ein  ziemliches  eingetragen*. 
Die  St&nde  aher  begegneten  ihr  mit  aufserstem  Mifstrauen  so- 
wohl wegen  der  einseitigen  Einführung  als  auch  weil  diese 
neue  „höchst  präjudizirliche  Kontributionsart"  ihrer  ße- 
schaffeoheit  nach  eine  lange,  von  ihrem  Willigungsrechte  un- 
abhängige Dauer  voraussetzte;  sie  baten  daher  um  ihre 
Aiiflipbiiivj  unter  dem  Vorlieben,  dafs  sie  Beschwerung  der 
Benachbarten,  Verschleppung  der  Kechtsgänge,  Unterdrückung 
der  Armut  (!)  zur  Folfje  habe*.  Aber  obwohl  der  Kur- 
fürst einmal  versprach,  bei  genügender  Willigung  „des  ge- 
stemiielten  Papiers  halber"  keine  Instantien  zu  machen,  so 
blieb  diese  indirekte  Auflage  doch  bestehen*.  Auch  die  durch 
Edikte  vom  1.  und  2.  Januar  168ü  auf  die  Gehälter  neu- 
ernannter  Beamten,  auf  Diplome,  Titel-  und  Privilegien- 
Erteilungen  gelegte  Chargen-  oder  Marinesteuer  stiefs  auf 
den  Widerspruch  der  Stände,  da  diese  gleichfalls  fttr  alle 
Territorien  geltende  Neuerung  nicht  vorher  mit  den  Standen 
Qberlegt,  daher  den  Privilegien  des  Landes  zuwider  sei  und 
wohlverdienten,  aber  unvermögenden  Leuten  den  Weg  zu  den 
Landesdignitftten  versperre^. 

Vierter  Absehnitt:  Verdrängung  der  stftn- 
dischen  dui*cli  absolutistische  Formen« 

1.  Zerspaltuug  des  Htäudisehen  Körpern  (Separation). 

Wenn  auch  dei"  Grofse  Kurfürst  l»)7o71  das  freie 
WillifTungsrecht  der  St  mde  gebrochen  und  diese  somit  tat- 
sächlich besiegt  und  niedergeworfen  hatte,  so  gebot  ihm  doch 
die  Staatsklugbeit,  den  Vorteil  nicht  bis  aufs  äufserste  zu 


*  Schriftwechsel  zwischen  Kurlürsl  und  Regierung,  Juni  bis  Aug, 
1679  (U.-A.  XVI  S.  885  Anm.  1  u.  2,  b99  Anra.  'S).  Protokoll  des  Uher- 
rats,  2i.  Juni  1679  (ebenda  S.  885).  Geeinigte  Bedenken  t.  14.  Juli  und 

Aug.  1679  feluMida  S.  89:3,  899). 

«  Bac/ko  VI  h.  87  f.  Protoküllf  der  Uberratsitube  v.  21.  Sept. 
1682  und  31.  Mai  1683  (U.-A.  XVI  S.  979,  982). 

*  Schliefelicbes  Bedenken  v.  15.  Okt.  1682  (ebenda  S.  980)l 

*  Assokuration  v.  15.  Okt.  1682  (ebeiulii  S.  9821 

^  Baczko  VI  S.  49  f.  Schliefolichc  Bedenken  v.  19.  Juli  16ö6  u, 
22.  Aug.  1687  (U.-A.  XVI  S.  1004  f.,  1014). 
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verfo)'J*"ii,  sondern  möglichst  im  Frieden  mit  jenen  und  durch 
Verhandlungen  weiterzuwirken.  Die  Dinge  ginL'eii  daher  in 
den  nächsten  Jahren  trotz  jenes  entscheide iidiii  Sclilages 
aul'serlich  henialie  ihren  alten  G;ing.  Krst  nach  den  grofsen 
kriegerischen  Plrfolgen  gegen  die  Schweden,  vor  allem  nach 
ut'üi  Winterfeldzuge  von  1078  79  in  Preuisen  und  nachdem 
durch  den  Frieden  von  St.  Gennain  nach  aufsen  Ruhe  ge* 
Wonnen  war,  konnte  der  Kurfürst  an  eine  Ansnntzung  der 
bieherigen  Erfolge  und  an  einen  Ausbau  der  gewonnenen 
Maehtstellung  gehen.  Ohnehin  machten  die  sich  fortgesetzt 
steigernden  Steuerlasten  eine  Umwandlung  des  hisherigen 
Steuerwesens,  das  sich  irrational  als  Ergebnis  ])olitischer 
Machtkämpfe  entwickelt  hatte,  zu  einem  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  und  Kraftfu  des  Landes  angepafsten  System 
dringend  notwendig.  Eine  irrsimde  Entwicklung  konnte  sich 
nur  hewegen  verwaltungsto(  huiM  li  in  weiterer  Differenzierung 
der  erhöhten  Abcfiihen  einerseits,  einer  Vereinfachung  und  Ver- 
hesserung  der  Veiw.iltung  anderseits,  politisch  in  möglichster 
Ausschaltung  ständischer  Klassenherrschaft  und  Korruption 
aus  dem  gesamten  Finanzbetriehe.  Es  begann  nun  nicht  etwa 
eine  grofs  angelegte  Reform  mit  klar  vorgesteckten  Zielen, 
flondein  das  zfthe  und  ohne  Wanken  verfolgte  Streben,  die 
Krftfte  des  Landes  nach  Möglichkeit  den  groflien  Staatszwecken 
dienstbar  zu  machen,  führte  von  seihst  durch  die  Logik  der 
Tatsachen  in  der  Richtung  auf  das  zu  Erreichend*  weiten 
Indem  man  einfach  von  innen  heraus  daranging,  die  Hindernisse 
zu.  beseitigen,  auf  welche  man  immer  wieder  stiefs,  gelangte 
man  zu  dem  gleichen  Ergebnis,  das  eine  von  mifsen  an  die 
Verhältnisse  herangehende  vernünftige  Deduktion  heraus- 
gebracht hntte.    Die  Aufgaben  waren: 

1.  Stadt  und  Land,  die  auf  so  verschiedenen  wirtschaft- 
lichen Bedingungen  fuisten,  zu  den  Abgaben  getrennt 
heranzuziehen ; 

2.  eine  verbesserte  Verauhigung  und  gerechtere  Ver- 
teilung der  Lasten  durchzuführen,  um  die  Kräfte  zweck- 
mftfsiger  auszunutzen; 

3.  die  Verwaltung  aus  den  Händen  der  Stände  in  die 
eines  monarchischen  Beamtentums  zu  bringen. 

In  allen  diesen  Richtungen  waren  schon  vorher  Anläufe 
gemacht  worden,  aber  erst  die  Jahre  1G79 — 1681,  die  Höhe- 
punkte der  preufsischen  Steuerpolitik,  bedeuten  den  Beginn 
einer  Herstellung  klarer  Verhältnisse.  Vor  allem  war  der 
Kurftlr«!  nachdem  er  sich  den  mafsgebenden  EinHufs  auf  die 
Bestini  niung  der  Hölie  der  Steuerleistun  gen  erl^ämpft,  in  der 
I.age.  auch  auf  die  Art  ihrer  Aufbringung  einzuwirken.  Vor- 
dem hatte  er  genug  damit  zu  tun,  sich  möglichst  hohe 
VVilligungen  zu  verschaffen,  und  mufste  es  ganz  den  Ständen 
überlassen,  wie  sie  das  Gewilligte  beibrachten.   Aber  er  sah 
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wohl  ein,  dafs  bei  höheren  Anforderungen  die  lediplirh  \on\ 
Klassenegoisiims  bestiiTimte  Art,  wie  die  Stände  die  Steuern 
umzulegen  ptiegteu,  eiueiseits  Unzulängliches  lieferte  und 
anderseits  das  Land  maislos  drückte  und  in  seiner  Steuer- 
kraft erschöpfte.  Daher  stellte  er  schon  in  der  Prop^sition 
vom  2.  März  l(i72',  die  eine  sehr  hohe  Forderung  vorbrachte, 
die  Stände  vor  die  Wahl,  ob  sie  einen  Kopfeehofs,  Kontribution 
und  Magazinschofii  oder  eine  doppelte  Erhöbung  der  Akzise 
beaebliefsen  wollten.  Auch  in  einigen  Proportionen  der 
folgenden  Jahre*  sehlug  er  die  Mittel  der  Aufbringung  schon 
vor,  allerdings  mit  dem  Hinzufügen,  dafö  er  nicht  gerade  auf 
solcher  Art  der  Auflage  bestehen  wolle.  Weit  bestimmter 
aber  als  mit  diesen  bescheidenen  Hinweisen  erklärte  er  1080': 
er  wolle  hinfOr  nnt  nichts  Ungewissem  mehr  zu  tun  haben, 
halte  die  nRn])t-  und  Hornschösse  wegen  der  vielen  Unter- 
schleife uiclit  für  gut  und  erwarte  dalipr  die  erforderliche 
Summe  durch  Laudieruug  der  Akzise  und  eines  Hubeuschosses. 
Die  Stände  erwiderten  bestürzt,  die  Willigung  werde  „so 
embsig  erfordert,  dafs  bei  dem  diktirten  quanto  E.  K.  Land- 
schaft auch  sofort  der  modus  präskribiret"  werde,  willigten 
aber  doch  die  Akzise ^  Später  erklärte  der  Kurfarst  sogar, 
er  stelle  den  modus  frei,  wenn  aber  nicht  ein  solcher  ge- 
funden werde,  der  den  kurforstlichen  Ämtern  zuträglich  sei« 
werde  er  ihn  selbst  anbefehlen.  Zwar  versicherte  er,  die 
Privilegien  und  Freiheiten  sollten  dadurch  nicht  berührt 
werden,  in  Wirklichkeit  aber  hob  er  damit  das  einzige 
Recht  auf.  das  den  Ständen  bei  der  Steuerwilligung  noch  ge- 
blieben wn 

Der  entscheidende  Schritt  in  drr  Richtung  auf  eine  Losimg 
der  so  wichtigen  Frage,  auf  welche  Weise  das  Land  am 
besten  die  steigenden  Militärlasten  trage,  geschah  dadurch, 
dafs  der  Kurfürst  in  den  Zwiespalt  eiagritf,  der  infolge  der 
Bestrebungen  der  Städt'%  vor  allem  Königsbergs,  sich  von  dem 
ständischen  Steuersystem  abzusondern  und  eine  autonome 
Steuenrerwaltung  zu  erlangen,  immer  wieder  im  ständischen 
Verfassungsleben  auftauchte.  Während  der  KurfOrst  frQher 
bei  dem  Streite  ziemlich  machtlos  beiseite  gestanden,  ihn  dann 
mehrfach  durch  Komplanation  beizulegen  versucht  hatte',  er- 
kannte er  mit  der  Zeit,  dafs  er  besser  fahren  werde,  wenn 
er  sich  die  Separationsgelüste  der  Städte  zunutze  mache. 
Als  daher  1678  die  Regierung  beantragte,  die  dissentierenden 


»  Ü.-A.  XVI  S.  729  f. 

«  Protokolle  der  Oberratstube  v.  11.  Nov.  1672  (ebenda  S.  7Ö2), 
11.  Aiirii  1673  (ebenda  S.  772X  25.  Febr.  167Ö  (Uriich  I  S.  379). 
'  Protokoll  der  Oberratstube,  IS.  M&rz  1680  (U.-A.  XVI  S.  917). 

*  Der  gesamten  Stande  I^edenken,  16.  April  1680  (ebenda  S.  918), 
»  Protokoll  der  Oberratstube,  26.  Mai  16ö2  (ebenda  S.  970). 

•  Vgl.  oben  «.  233. 
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StäAle  durch  Kouiplanation  zum  Beitritt  zu  der  Williguug  der 
Oberstäude  zu  nötigen,  lehnte  er  es  ab,  denn  Köoigsberg 
habe  sich  schon  zu  einer  ansehnlichen  Beisteuer  erboten,  und 
da  es  auch  früher  schon  separatiiii  gewilligt,  so  könne 

man  sein  bciioüderes  Anerbieten  sehr  wohl  annehmen  Gleich- 
leitig  riehtete  er  ein  gnädiges  Schreiben  an  Königsberg. 
Dieses  willigte  auch  wirtrlich  trotz  feierlicher  Verwahrung  der 
anderen  Stftnde  getrennt'  nnd  wurde  dann  durch  nachtrage 
liehe  Sonderverhandlungen  der  Regierung  unter  Androhung 
der  Komplanation  zu  höheren  Anerbiet un gen  gebracht*.  Das 
«Divide  et  impera!**  bewährte  sich  hier  bereits,  denn  bei 
einer  einhelligen  Willigung  hätte  sich  Königsberg  nicht  so 
wf^it gehend  bearbeiten  Insten.   Im  folgenden  Jahre  gelang  es 
(it'iii  Onh^^ren  <lor  Kegienni^,  Königsberg  noch  nach  dem  ver- 
eiiii^teu  Beileiiki  I)  zum  endlichen  Anschlufs  an  die  andpren 
Staude  zu  Ijewegen,  doch  zerstörte  der  Entscheid  des  Kur- 
fürsten diese  Abmachung  wieder  und  liefs  Königsberg  bei  der 
ihm  geiit'limen  besonderen  Akzise  ^  Auch  im  Juli  setzte 
Königsberg  unter  unwilliger  Zustimmung  der  anderen  Stände 
wieder  eine  in  sein  Belieben  gestellte  Sondersteuer  durch*. 
Im  November  dieses  Jahres  aber  erklärten  die  Städte*:  sie 
seien  wohl  geneigt»  dem  Wunsche  des  Kurfttrsten  nachzugeben 
und  das  begehrte  monatliche  Quantum  nach  Proposition  ihrer 
Hunderte  unter  Separation  von  den  anderen  Ständen  und 
ohne  deren  Einmischung  durch  einen  gewissen  modus  auf- 
zubringen, besonders  da  der  Adel  ihnen  nachteilige  Steuern 
beschlielsen  wolle;  doch  wollten  sie  noch  dieses  Mal  in  der 
Tat  beweisen,  -wie  standh  aft  sie  noch  zur  Zeit  ein  corpus  zu 
machen  vor  nötig  erachten'',  und  sich  den  Überständen  an- 
passen. 

Diese  Äufserung  der  Stftdte,  die  aufs  trefflichste  die 
Haltung  der  Parteien  beleuchtet,  scheint  unmittelbar  den  sehr 
bald  danach  kundgebenen  Entschlufs  des  Kurfürsten  beein- 
flufst  SU  haben,  der  dahin  ging,  den  ohnehin  durch  ihre 
Verwaltungsorganisation  dazu  be^higten  Städten  die  Auf* 
bringung  ihres  Steuerquantums  zu  überlassen  und  auf  dem 
Lande  ein  durchgehendes  und  geregeltes  Steuersystem  auf  der 


'  Berichte  von  Croy  und  von  der  Regierung,  12.  u.  15.  März  1678 
(U.  A.  XVI  S.  840  Ama.  ^  8).  Der  Kurf,  an  die  Begierung,  15725.  Mftrz 
1678  (ebenda  Anm.  3). 

•  Scbliefsliches  Bedenken  der  gehamtun  Stände,  22.  März  1678 
(ebenda  S.  ^<41  f.). 

*  Die  Handlung  mit  Königsberg,  29.  und  31.  März  167^  (ebenda 
^.  842  i.).   Die  Kegieruog  an  den  KurfUrsteu,  15.  April  167Ö  (ebenda 

«  Ebenso  23.  Nov.  1679  (ebenda  S.  912  Anm.  2).  Vgl«  die  Einnahme- 
berechnuni^  1679^^0  (ebenda  S.  9H9  Anm.). 

*  Geeiuigtes  Bedenken  v.  6.  Juli  1680  (ebenda  S.  935). 

•  Der  Städte  Bedenken,  Mitte  Nov.  1680  (ebenda  S.  MS  f.X 


Digitized  by  Google 


288 


XXIV  1. 


Gniiidla^p  <Mnes  verbesseiten  Hufe  lisch  osses  durchzusetzen. 
Vor  ailejii  ^^ollte  er  dabei  mit  dem  bisher  am  meisten  au- 
gewendetPii  Modus  der  allgemeinen  Landesakzise  brechen,  die 
auf  dem  Laiuio  unverhältnismälsig  wenig  einbrachte  und  den 
Adel  fast  ganz  freiliefs,  die  SteuerkrMte  also  in  sehr  un- 
gleicher und  unzureicbender  Weise  ausnutzte.  Durch  die 
Reskripte  vom  25.  November/5.  Dezember  1680  ^  stellte  der  Kur- 
fürst Stadt  und  Land  frei,  das  auf  sie  entfallende  monatliche 
Quantum  durch  einen  ihrem  Belieben  überlassenen  Modus 
nach  dem  Verhältnis  ihrer  Huben  und  Hunderte  aufzubringen. 
Für  die  Oberstände  deutete  er  nur  an,  wohin  sein  Wunsch 
ginj^.  indem  er  bestiiinute,  dafs  auf  seine  IriimediatuiilertniiPT\ 
Kol  Hier  uTid  Bauern,  kein  Kopf-  oder  Viehschnfs.  sondern  nur 
noch  der  Ilnbenschofs  {insirosehrieheii  werden  solle.  Den 
Städten  gegeiiüher  erklärte  er  sich,  da  er  ihres  Kinverstilnd- 
nisses  gewil's  war,  deutlicher:  er  wolle  ihnen  von  dem  n)onat- 
licheu  Quantum  zuschreiben,  was  ihnen  nach  der  Zahl  ihrer 
Hunderte  zukomme,  ihnen  den  modus  contribuendi  freistellen 
und  die  Einnahme  überlassen,  die  Auszahlung  der  Gelder  solle 
auf  Anweisunj;  der  kurfürstlichen  Schofseinnehmer  erfolm. 
Er  versprach  ihnen  auch  wohlwollend,  durch  Kommissare  ihre 
Hundertentaxe  untersuchen  und  Gerechtigkeit  herstellen  zu 
lassen,  da  ihr  Anschlag  zu  hoch  und  ungleich  sei.  Auch  lie 
Schlofsfreiheiten  wurden  nun  endgültig  der  st&dtischen  Be- 
steuerung zugewiesen,  da  es  zur  Vermeidung  von  allerhand 
Untersebleifen  notwendifi  sei ;  der  Einspruch  jener,  da  fs  sie  stets 
zum  Lande  gerechnet  wordrTi  seien,  wurde  abgelehnt,  ihnen 
aber  für  etwaige  Nachteile  KutscbAdicnnitr  zugestanden^. 

Eine  Erweiterung  und  Ergäu/un^  iaiid  diese  Aumdiiung 
durch  die  Verfügung  vom  15. /25.  ,hili  itiHl,  weiche  die  Kölmer. 
Freien  und  Anitsbaueru  gänzlich  und  endgültig  dem  Be- 
stimmungsbereich der  Stände  entzog  und  zu  des  Kurfürsten 
alleiniger  Verfügung  stelltet  Sie  wurden  nun  zu  unmittel- 
baren Leistungen  für  das  Militfir  herangezogen  in  der  Weise, 


^  Reskript  nn  die  KegieriiDg  s.  U.-A.  XVI  S.  94H  f..  an  di«»  Ober- 
stiiiide  und  an  die  Städte  Orlichlll  S.  318  f.,  319  t.,  uberreicht»,  bezw. 
7.  Jan.  1680  (Ü.-A.  XYI  S.  S48  Anm.  3  Vgl.  auch  Befehl  des  Kar£  an 
Crov,  19. 29.  Dez.  1679,  ebenda  S.  949  Anm.  1).  Proposition  t.  17.  April 
1681  (ebenda  8.  952). 

*  Der  Städte  IJedenkeu,  Okt.  lt>81;  der  Kurprinz  an  die  Oberrate, 
28.  OktJ2.  Nov.  1681  (ebenda  S.  964  Anm.).  Schon  1678,  als  der  Kur^ 
ftirst  die  Separation  von  Könif??;l»f  rnf  nfffii  zu  1)eKüns;tigen  begann,  waren 
dr»s!^pn  Akzise  die  Freiheiten  zugest  lilagen  worden,  wiVhrond  trulu  r  die 
Städte  sich  immer  vergebens  darum  bemüht  hatten.  {Die  liegieruug  an 
den  Kurf.,  15.  April  1678.   Ebonda  S.  844  Anm.) 

^  Durch  Hcskript  v.  .^.1.  .7uli  1081  bekannt  gegeben  (U.-A.  XVI  S.  0:)f> 
Anm.  1\  voi  bereitet  durch  die  Hescheitb'  des  Kurfürsten  un  die  nach 
Berlin  gebaudten  Deputierten  v.  10.'20.  Juni  und  2ü.  Juni/4.  Juli  16^1 
(Orlich  III  S.  823f.,  325). 
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dafs  sie  Quartier  und  Natnralservis  für  die  herittenen  Truppen 
und  den  Geklservis  flu  die  in  den  klemeu  Städten  unter- 
gebrachte Infanterie  zu  liefern  hatten.  Ihre  Geldsteueru 
rep^^lte  der  Kurfürst  nacli  Art  der  modi  generale-,  die  ihm 
die  nieale  Besteuerung  vorschwebten:  neben  einem  muuatlichen 
Hu/enschols  von  10  Gr.  —  für  polnische  und  oberländische 
Uufeu  G  Gr.  2  ß  —  wurde  eine  sog.  Kopfakzise,  5  poln.  Gr. 
Tierteljfthrlieh  für  jede  Person  über  18  Jahre,  eine  Biersteuer 
von  30  bsw.  20  Gr.  von  der  Tonne,  dazu  im  September  ein 
einfacher  KopfiBchofs  für  Handwerker,  Tagelöhner  und  Gesinde, 
im  Janaar  ein  einfacher  Homschofs  aufgelegt.  Zwar  wurden  in 
der  Besteuerungsart  später  noch  Änderungen  getroffen,  die  Ab- 
spaltung der  Kölmer  vom  ständischen  Kdrper  aber  blieb  be- 
stehen, so  dafs  sie  von  nun  an  politisch  mit  den  Amtsbauern 
auf  einer  Stnt>  standen.  Das  wurde  bald  dadurch  vollendet, 
dai's  ihre  Beratung  zu  den  Amts  Versammlungen  verboten  und 
ihi-  Beitrag  zur  Landtagszelirung  in  eine  regeimärsige  Ge- 
treideabgabe für  das  Heer  verwandelt  wurde  ^. 

Die  liage  war  abo  jetzt  so :  lier  Kurfürst  forderte  bei  jeder 
KonvokatioD  ein  bestimmtes  monatliches  Quantum  für  das  Heer 
(in  jener  Zeit  25—30000  Tlr.),  von  welchem  die  Städte  das  auf 
fallende  Kontingent  durch  einen  selbstgewahlten  Modus,  fast 
dnrebgehend  die  Akzise,  aufzubringen  versprachen,  w&hrend 
für  das  Kontingent  der  Külmer  und  Bauern  der  Kurffirst  die 
Art  der  Entrichtung  bestimmte.  Die  Stftdte  verzichteten 
damit  stillschweigend  auf  ihr  Stenerlx  willigungsrecht  für  die 
materiellen  Vorteile,  die  sie  auf  diese  Weise  genossen;  auf 
den  Landtagen  hatte  der  Kurfürst  nur  noch  mit  den  beiden 
adligen  Ständen,  die  nun  allein  das  Ständetuni  vertraten,  zu 
verhandeln  über  die  Art.  wie  sie  der  an  sio  trestellten  i\on- 
tiDgentslnnif^rung  des  Kuriürsteu  gerecht  werden  wollten.  Ja 
auch  des  Adels  Reihen  wurden  gelichtet,  denn  da  Hufeu- 
schofs  und  Einquartierung  dingliche  Lasten  waren,  so  wurden 
auch  die  seit  Il)12  vom  Adel  erworbenen  kölmibchen  Güter, 
teilweise  auch  schon  vor  1612  besessene  Hufen  ^,  in  die 
Separation  hineinge^sogen  und  denen  der  Kölmer  gleichgestellt. 
Vor  allem  aber  war  es  nun  mit  der  Ausnutzung  des  Über- 
gewichts der  Oberstftnde  auf  den  Landtagen  und  der  Ab- 
wälzung der  Steuerlast  auf  andere  vorbei,  daher  erhoben  die 
OberstlUide  und  die  mit  ihnen  gesinnungsverwandten  Ober- 
räte den  stärksten  Widerspruch  gegen  die  Mafsregeln  des 
Kurfürsten.  Die  Separation  der  Städte  mache  die  gröfsten 
Schwierigkeiten,  sie  laufe  den  Verfassungen  „e  diametro  zu- 


1  Reiirript  t.  23.  Sept/Sw  Okt  1681  (Orllch  I  8.397).  SchUefeliche 
Bedenken  v.  la  Okt.  1681  und  13.  Mai  1682  (U.-A.  XVI  8.  965,  969). 

-  I5er  Oherstände  vereinijrtes  Bedenken,  24  .luli  Hm  (U.-A.  XYI 
S.  i^^:^).   Srhh>fsh'che«  Bedenken  v.  19.  Juii  lUöb  (ebenda  S.  1005). 

Forwjhungen  XXl\  l  [HD-  —  Kachel.  19 
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wider"  und  verbittere  die  Gemüter,  sie  präjudi ziere  auch  fleiu 
Kechte  des  Kurfürsten,  da  sip  def^sen  jus  complanandi  auf- 
hebe^. Insonderheit  aber  bekiaü:teii  sie  sich  nicht  mit  Unrecht 
darüber,  dafs  die  Städte  Königsberg,  die  früher  immer  die 
Landakzise  abgelehnt,  nun  ihren  Anteil  durch  die  Akzise  statt 
aus  ihren  Hunderten  aufbrächten.  Demi  die  Königsberger 
Akzise  war  nicht  nur  eine  Verzehrsteuer,  vor  allem  auf  Mehl 
und  Bier,  sondern  auch  eine  Torsteuer  auf  die  ein-  und  aus- 
gehenden  Waren,  so  dafe  das  Land  an  dem  Ktoigsberger 
Steueranteil  mittrug.  Auch  darüber  beschwerte  sich  der  Adel 
mit  Recht,  dafs  die  Städte  bei  der  Reparil tioii  ihrer  Steuer- 
beträge begünstigt  seien;  ihre  gröfsere  Wohlhabenheit,  die 
gröfsere  Menge  beweglicher  Güter  hätte  in  der  Tat  einen 
höheren  Steueranschlag  bedingt-.  Die  Oberstünde  machten 
(lalior  immer  wieder  die  Anfhehuiig  der  Separation  zur  Be- 
dingung ihrer  Willigungeii  iiii  i  ])ateu  um  Kompkuation^  oder 
gar  um  gerichtliche  Entscheidung*. 

Dafs  die  Städte  durch  die  ihnen  in  hohem  Mafse  günstige 
Politik  des  Kurfürsten  tatsächliche  Vorteile  genossen ,  geht 
daraus  hervur,  dafs  sie,  die  sonst  stets  über  lienachteiliguiig 
durch  die  Oberstände  geklagt  hatten,  nun  sehr  zufrieden  und 
ruhig  waren.  Ja,  während  sie  sonst  den  kleinsten  VerBtofs 
gegen  die  ständischen  Bräuche  zu  rügen  pHegten,  nahmen  sie 
nun  gröbliche  Einbrüche  des  Kurfürsten  ohne  erhebliche  Ein- 
wendungen hin.  Denn  dieser  erhob  von  Königsberg  mehrfach 
besondere  Schätzungen  als  Entgelt  für  die  Militärlasten  und 
hielt  sich  dadurch  für  den  allerdings  zu  geringen  Steueranteil 
dieser  Stadt  schadlos.  Wie  er  von  Königsberg  eine  Ent- 
schädigung für  die  Befit  iuiig  von  der  Einquartirriing  er- 
zwangt, so  forderte  er  von  samtlichen  Stäfltrn  eme  Kompen- 
sation für  ein  Stationsgetr»  uie,  das  von  den  Oberständen,  nicht 
aber  von  den  Städten  gewilligt  war;  nun  mulsten  sie  nach- 
träglich nach  dem  Verhältnis  ihrer  Hunderte  dafür  schössen  ^ 


^  Die  Uberräte  an  den  Kurf.,  15.  und  22.  Auk.  1681  (U.-A.  XVI 
S.  960  Anm.,  962).  Schlielsliche  Bedenken  v.  18.  Mai  und  15.  Juni  1682 
(ebenda  S.  968,  ii71  f.). 

*  L  l»er  die  zahllosen  Klagen  der  Oberständt*  ülier  .,l'r  i'jr:n  ntion' 
vgl.  ebenda  b.  963,  9Ö5,  971,  974,  980,  982,  98^,  9ö4,  987,  99b,  1004,  1008, 
1015,  1018. 

»  Die  Oberräte  an  den  Kurf.,  29.  Aug.  1681  (ebenda  S.  961  Anm. 
bedenken  v.  14.  Aug  16S5  und  20.  Okt.  1687  (ebenda  S.  994,  1022).  Die 
Uberräte  baten  22.  Juli  1686  und  1.  Mai  1687  um  Einführung  durch- 
gehender Aksifie  (ebenda  S.  1007  Anm.  1,  1012  Anm.  1). 

*  Schrift  der  Oberstände  v.  26.  Aug.  1681  (iboiula  S.  961  Anm.  I); 
Bedenken  v.  30.  JuU  1682  (ebenda  8. 975),  19.  JuU  1686  (S.  1004),  20.  Okt. 
1687  (S.  1018). 

*  Vgl.  oben  S.  276. 

®  Der  Kurfürst  verlangte  häufig  neben  den  Geldkontributionen  ron 

den  Hulion  auch  Getreideliefeningen  für  die  Magazine»  Magazinschof« 
oder  ätatiousjgetreide  genannt,  besonders  seit  1672  kehrte  die  Forderaug 
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Alkrdmgs  protestierteu  sie  zunächst  gegeu  diese  UDgewilligte 
Forderung!,  dann  aber  scheint  der  Kurfürst  hei  Einführung 
der  Separation  mit  Königslierg  eine  Abmachung  getrofieu  zu 
haben,  denn  anders  läfst  es  sich  nicht  erklären,  dafs  die  drei 
Städte  auch  weiterhiu  Entschädigungsgelder  für  Quartierung 
und  Verpflegung  der  Truppen  zahlten*. 

Wenn  auch  die  Willigung  der  Stftdte  zur  leeren  Form- 
sache geworden  war,  so  gaben  sie  diese  wie  auch  die  regel- 
mftfeige  Anbringung  ihrer  Beschwerden  nicht  preis,  wollten 
daher  auch  eine  Separation  formell  nicht  anerkennen,  be- 
klagten sich  vielmehr,  dafs  die  Oberstände  ihnen  nicht  mehr  ihre 
Bedenken  zuschickten  und  sie  dadurch  vom  Landtag  ans- 
schliefsen  wollten  Denn  die  beiden  ersten  Stände  reichten 
nun.  den  Tatsachen  ^anz  entsprechend .  da  flie  Städte  mit 
ibrpn  LandtagsverhaTiflhnif^en  nichts  mehr  zu  tun  hatten,  ihre 
Outachten  als  „ Ver*  luii^lcs  Bedenken  der  Oherstände"  ein*. 
Die  Städte  wahrten  sich  gegen  den  Vorwurf  der  Separation 
und  Prägravation ,  den  ilinen  die  Oberstände  unaufhörlich 
machten;  im  Gegenteil  hielten  die  kleinen  Städte  auch  ihrer- 
seits nicht  unzutreffend  den  Oberständen  vor,  dafs  sie  mit  der 
Separation  den  Anfang  gemacht,  indem  sie  Einquartierung  und 
Servis  von  sich  abgewälzt  und  geduldet  h&tten,  dars  ein  Teil 
der  Stande  sie  allein  traget 


oft  wiodiT.  Die  Stande  lehnten  sie  jedoch  durchgänjjiff  ali,  nur  im  Januar 
1G7U  verätauilei)  sich  die  Überstände  in  der  Kriegsuot  zu  einer  solchen  \\  itli- 
jjung  (ir.-A.  XVI  S.  862  Anm.  1,  863  Anm.  1).  Von  den  Städten  wurde  si  hoii 
im  h»omnier  eine  Geldzahlung  dafür  verlangt  (der  Städte  Bedenken,  Juni 
IGTl»  '  fuMida  S.  887)  und  17.  Dez.  1679  nngewilligt  in  die  Ämter  aus- 
geschn*^l»en  (die  Hegicrung  au  den  Kurfürsten,  19.  Jan.  lÖöO,  ebenda 
8.  914;  der  St&dte  Bedenken,  Nor.  1680,  ebenda^S.  943;  Memorial  von 
Königsbergt  Dez.  1680,  ebenda  S.  946  Anm.  1).  Übrigens  waren  in  den 
Kne?':j»hrrn  165G  und  1657,  sowie  1679  auch  Magazinscbösse  nngewilligt 
eingetrieben  wurden. 

>  Königsberg  hatte  1680  bis  Oktober  emschlietsHcb  13886  Rtlr. 
liO  Gr.  Verpflcgungsgelder  gezahlt,  von  da  an  monatlich  sogar  4200  fl. 
(Der  Städte  Bedenken,  Xov.  1H80,  ebenda  S.  948.)  Vom  .Juni  1681  bis 
Mai  1682  will  es  über  das  zugeordnete  (Quantum  7800  Ü.  für  Freiheit  von 
Elnonartiemng,  15150  fl.  wegen  Stationsgetreides  von  1680  erle<,a  haben. 
(Scbliefeliches  Bedenken,  1.3.  Mai  1682,  ebenda  S.  969.)  Im  schliefslichen 
Bedenken  v.  22.  Aug.  1687  bedang  sich  Königsberg  aus,  dafs  die  gestellte 
Forderung  vun  Servicen,  Hart-  und  Rauchfutter  über  sein  Quantum  hin- 
aus nicht  darchgefthrt  werde  (ebenda  8.  1016). 

«  Vgl.  die  Beschwerden  der  Städte  v.  28.  Juli  u.  6.  Au<^.  16^2 
(ebenda  S.  974  Anm.  1,  Baczko  VI  S.  273),  v.  18.  Sept.  1685  u.  1J4  Seuu 
16i<ö  (Ü.-A.  XVI  S.  W  f.  u.  S.  1009  Anm.  2), 

•  Wenigstens  1682—1686  (U.-A.  XVI  S.  974,  988,  987  ff.,  998,  1007, 
1008X  ani  14.  Aug.  168.")  jedoih  mit  den  kleinen  Städten  zusammen 
(ebenda  S.  9*^4  f)  ).  Sp.iter  einigten  sich  die  Stände,  ohvtohl  die  Separation 
lortdlauerte ,  wieder  auf  gemeinsame  Einreichung  der  vereinigten  Be- 
denken, so  19.  Juli  1686  (ebenda  S.  1002  ü'.),  22.  Aug.  und  20.  Okt.  1687 
(8.  1014  ff.,  1018  ff.),  8.  Fel.r.  1688  fS.  1Ö24  ff.). 

*  BcUa^e  der  kleinen  Städte  zum  Bedenken  v.  7.  Okt.  1687  (ebenda 
S.  1018  Anm,  1). 

19* 
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Weuu  bei  der  Separation  der  btädte  wenigstens  noch  die 
äul'seren  Formen  gewahrt  wurden  und  kein  Zwang  an- 
ge^veudet  wurden  war,  so  gab  es  für  die  auf  einseitigen  landes- 
herrlichen Befehl  erfolgte  Abspaltung  der  Kölmer  keine  Ent- 
schuldigung, und  die  OberstÄnde  wendeten  sich  daher  mit  noch 
gröfserer  Schärfe  gegen  diese.  Sie  sei  ohne  allen  Landtags- 
sehlufs  eingeführt,  der  Observanz  und  den  Berechtigungen  zu- 
wider, erzeuge  nur  Unrichtigkeit,  Verwirrung  und  Unter- 
schleife;  sie  verlangten  wieder  die  Zulassung  jener  zu  ihren 
laiKÜs  und  verwahrten  sich  aufs  feierlichste,  dafs  alle  diese 
Unbill,  wodurch  ihr  Untergang  herbeigeftlhrt  werde,  ihnen 
wider  ihren  Willen  und  ihre  Rechte  auferlegt  werde*.  Als 
früher  die  Kölmer  dnrrh  widerrechtliche  Sondersteuern  ge- 
yhtiX  nnd  aufserdem  zu  den  Abgal)en  der  Oberstände  an- 
gehalten worden  waren,  da  halten  diese  sich  nicht  sonderlirh 
für  jener  T^echte  gerührt,  nun  aber,  dfi  deren  Beiträge  ihnen 
entgingen,  wurden  sie  so  scharf  und  biuer  in  ihren  Schriften, 
dafs  der  Kurfürst  deren  Annahme  den  Oberräten  verweisen 
mufste-.  Die  Oberstände  erboten  sich  sogar,  die  Kopiakzise 
der  Kölmer  auf  ein  halbes  Jahr  statt  der  Akzise  auf  sich  zu 
nehmen,  wenn  nur  die  schfldliche  Trennung  der  Stände  da- 
durch abgewendet  werde*.  Auch  die  Kölmer  und  Freien 
selbst  klagten  ttber  die  Entziehung  ihrer  st&ndischen  Rechte 
und  ihre  Uberbardung  mit  Lasten*.  Ihre  durch  die  Oberräte 
vorgebrachte  Befttrchtung,  dafo  sie  sic  h  nun  nicht  mehr  be- 
schweren dürften  und  ganz  von  ihren  Rechten  kämen,  wies 
der  Kurftlrst  indessen  zurück :  wegen  rechtmäfsiger  Beschwer- 
den sei  ihnen  niibdiommen,  sich  an  ihn  inunediate  m]pr  durch 
die  Oberräte  zu  wenden*.  Ein  schwaclu  i  Trost,  der  sie  für 
den  Verlust  der  Rechte  auf  Gnade  und  Belieben  des  Landes- 
herrn, anwies. 

Überhaupt  hatte  der  Kurfürst  für  alle  diese  Klagen  ein 
taubes  Ohr.    Obwohl  er  bald  schon  nicht  mehr  freistellte, 


*  Vgl.  hesouUers  das  allgemeine  Bedeukeu  v.  2b.  Aug.  Itidl  (U*-A. 
XVI  S.  961),  die  BewAhrangsschriften  v.  1.  und  17.  Juni  1682  (ebenda 
S.  971,  972  Anin.  1),  sowie  ebenda  8.  974»  984,  988,  995,  999^  1004,  1006, 
1009,  1016,  1022.  102.5. 

*  Kurt.  Kehkript  v.  Juü  1682  (ebenda  S.  972  Anm.  1),  der 
KurfEIrst  an  Croy,  21.  Juli  1682  (ebenda  8.  975  ff.X  die  Obenrftte  an  den 
Kurf.,  7.  AuR.  1682  (ebenda  S.  977  f.).  Der  KnrfbrBt  an  die  Begietnng, 
'M,  Aug.  3.  8>pt.  1687  (ebenda  .s.  1016  f.). 

»Die  Oberrute  an  den  Kurf.,  29.  Aug.  1681  (ebenda  S.  961  Anm- 3). 
Sie  willigten  im  schlieMiehen  Bedenken  vom  18.  Okt  1681  auch  wirk- 
lich Kopfakzise  und  Tranksteuer  (ebenda  S.  964  f.X  ohne  jedoch  etwai 
zu  errei<'hon. 

*  Ebenda  iS.  983  Anm.  und  Ü>>G  Anm.  2. 

^  Die  Regierung  an  den  Kurf.,  29.  April  1686;  der  Kurfürst  an  die 

Hegioruiifr,  2.  12.  .Tnni  16S6  (ebenda  S.  1001).  Anrh  in  ihrem  IJoricbt  v. 
22.  Aug.  1081  waren  die  Uberräte  sehr  w&rm  für  die  Kechte  der  Kölmer 
eingetreten  (ebenda  S.  962). 
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SODd^TD  zur  Bedingung  machte,  dafs  jeder  Stand  das  Seine 
hesonders  aufbringe,  su  wollte  er  das  doch  nicht  Separation 
^<>-7fM('huet  wissen,  denn  es  werde  dadurch  gerade  eine  durch- 
-rlicnde  (Gleichheit  erstrebt,  dais  jedem  sein  eigentliches 
yuauiiun   nach  Proportion  der  Huben  und   Hunderte  zu- 
geschrieben werde,  „weil  keine  andere  füglichere  proportion 
n  finden".   Gerade  weil  vordem  ein  Stand  vor  dem  andern 
prägraviert  gewesen,  sei  diese  Art,    worin  eben  die  rechte 
Oleichheit  bestehet*,  eingeführt  worden  ^   Aber  ihm  war  es 
nicht  nur  um  Gleichheit  und  Gerechtigkeit  zu  tun,  nicht  nur 
nm  die  yerwaltungstechnischen  Vorzage  des  neuen  Systems, 
sondern  er  hatte  in  diesem  auch  ein  wesentliches  Mittel  er- 
kannt, sieh  politisch  zum  Herrn  der  Lage  zu  machen.  Er 
hatte  dadurch  die  Städte  Königsberg,  die  frtther  oft  die 
irröfsten  Schwierigkeiten  gemacht,  aus  den  Steuerverhand- 
liingen  ausgeschaltet  und  die  Oherstilnde  isoliert;  wenn  diese 
nun  mit  nllen  Kräften  nach  einer  Kinigi>ng  durch  eine  (hirch- 
geiiende  Akzise  strehten,  so  war  er  mit  Erfolg  bemüht,  eine 
solche  zu  verhindt-ni.    Er  erklärte  sich  im  Grundsatz  damit 
einverstanden,  dafs  jeder  Stand  die  Akzise  mit  getrennter 
Verwaltung  beibehalte;  da  aber  dadurch  nur  die  Aufhebung 
der  Separation  gesucht  werde,  was  ganz  gegen  seinen  Befehl 
nnd  Meinung  sei,  so  schlug  er  den  Oberständen  die  nach- 
gesuchte Akzise  ab  unter  dem  Vorgeben,  sie  bringe  bei  ihnen 
nicht  genügend  ein,  stellte  ihnen  aber  sonst  frei  (!),  auf 
welche  Art  sie  ihr  Quantum  aufl»ringen  wollten*.   Ein  an- 
deres Mal  erklärte  sich  der  KurfUrst  wieder  einverstanden, 
wenn  der  Adel  sein  Quantum  durch  die  Akzise  aufbringe, 
machte  dieses  scheinbare  EntgeirnilNommen  aber  unwirksam 
durch  don  Zusatz,  dafs  er  die  Köimcr  und  Amtsuntertanen 
an   (irr  Akzise  lücht  teilnehmen  lassen .  m\rh  nirlit  dulden 
ki'mue,  dafs  die  kleinen  Städte  ohne  K()nigsl>erg  sich  an  ihr 
lif  r 'iligten.  Die  kleinen  Städte,  welche  von  den  Oberständen 
liaiiials  endlich  zum  Anschluis  an  ihre  ^Vllligung  einer  durch- 
gehenden Akzise  gebracht  waren,  tielen  nun  zu  des  Kurfürsten 
Befriedigung  wieder  ab;  ohnehin  waren  sie  vom  Kriegs- 
kommissariat   amtt  Bedrohungen   der  Vermehrung  ihrer 
Hunderten,  von  den  Oberst&nden  abzutreten,  auf  währendem 
Landtage  angehalten  worden"*. 


'  Protokoll  der  Olx  iratstube,  25.  Sept.  1681  (U.-A.  XVI  S.  963); 
der  KurlQrst  an  die  überrate,  15i25.  Mai  1682  (Orlichlll  S.  327).  Vgl. 
«neb  das  schliefeliche  Bedenken  v.  19.  Juli  1686  (U.  A.  XYI  S.  lOM) 
DBd  das  Protokoll  des  Oberrats  v.  19.  Juli  1687  (ebenda  S.  1013). 

»  fVotokolIe  der  OlH^rratstube  v.  11.  Juli  und  21.  Sept.  1682  («»bcnda 
S.  973,  978  f.);  der  Kurtürst  an  die  Kegierung,  4./14.  Sept.  1682  (ebenda 
S.  978  Anm.  U  Vgl.  anch  das  Protokoll  des  Oberrats  21.  Ang.  1686 
{ebon<Ia  S.  1008). 

«  Protokoll  der  Oberratstube,  17.  Juli  16«5fli.-A.  XVI  S.Ö92).  Der  Ober- 
sUode  u.  der  sämtlichen  kleineu  Städte  vereinigtes  Bedenken,  iL  Aug.  1685 
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Der  Kurfürst  wünschte  für  das  Laud  eine  direkte  Be- 
steuenmg,  vor  allem  deu  Hufenschofs,  und  wohl  oder  übel 
mulsteu  immer  wieder  die  Oberstände  nachgeben,  denn  wenn 
ihnen  die  Akzise  verwehrt  war,  so  konnten  sie  die  geforderten 
hohen  Abgaben  gar  nicht  anders  aufbringen,  als  dureh  ver* 
einigte  Anwendung  aller  drei  SchOsse:  der  Hufen-,  Kopf- 
und  Viehsteuer,  wobei  die  erstere  naturgemäfs  die  Grundlage 
bildete.  Sie  konnten  mit  vollem  Recht  über  Unbilligkeit  und 
Benachteiligung  klagen,  denn  nicht  nur  war  ihr  Kontingent 
unverhftltnismafsip:  hoch  bemessen,  sondern  die  ausschliefsliche 
VerweTifhinti  direktpr  Steuern  machte  mich  die  Last  noch 
fühlbarer.  Aber  vergebens  kl;i^?ten  sie,  dafs  ihnen  bei  ihren 
schweren  Lasten  auch  der  iiiodu-  dri  Akzise,  der  doch  de» 
Städten  freigehisseii  sei.  diflikultiert  wi-rden  solle*;  es  half 
ihnen  nicht  einmal,  duis  sie  sich,  was  ihnni  fjewifs  nicht  leicht 
fiel,  zur  Aufl^ringung  eines  festen  Jahiesquautuins  verbindlich 
machten,  wenn  nur  die  Landesakzise  gestattet  und  die  Se- 
paration aufgehoben  werdet  Sie  wurden  durch  Androhung 
ungewilligten  Ausachreibens  gezwungen,  ganz  nach  dem 
Winke  des  Kurfarsten  zu  willigen  und  ihre  Beschlüsse  um- 
zustofsen,  wenn  er  es  wünschte,  so  da(^  sie  nur  scheinbar 
vor  den  Stl\dten  den  Vorzug  hatten,  sich  auf  den  Landtagen 
aber  ihre  Willigungen  entscheiden  zu  können.  Aus  ihren 
Klapren  in  «lieser  Zeit  spricht  eine  verzweifelte  Hat-  und 
Hilflosigkeit,  hie  und  da  brach  wohl  auch  ein  dumpfei-  Trotz 
hervor,  wie  dpiiri  die  Ritterschaft  einnial  beim  gezwungenen 
Nachgeben  riuiM'rte:  freilich  erseheine  es  natürlicher,  es  aufs 
äulserste  aukummen  zu  lassend  Ihr  Hais  richtete  sich  mit 
aller  Schärfe  gegen  Königsberg,  die  alte  Widersacherin,  der 
sie  alle  Schuld  au  der  für  sie  unseligen  Separation  beiuiafsen. 

V^ie  immer,  so  spielten  auch  in  diesem  Schlufsakt  des 
ständischen  Kampfes  die  kleinen  St&dte  eine  schwankende 
Rolle.  Zuerst  machten  sie  die  Separation  KOnigsber|^  mit 
und  willigten  ihr  Quantum  durch  Akzise,  dann  vereinigten 
sie  sich  wieder  mit  den  überstanden  ^,  um  gleich  darauf  aber- 
mals von  ihnen  abzugehen;  seit  1.  August  1686  willigten 


(U.-A.  XVI  S.  994  ff );  Memorial  der  kleinen  Stüdte,  17.  Aug.  1085  (ebenda 
8.  996  Anm.  l\  Kurf.  Reskript  y.  16./26.  Ang.  1681k  6.  Sept  als  Instanz 

ausgepelirn  (pbcnda  S.  006). 

1  Anhang  zum  vereinigten  Bedenken,  31.  Juli  lü^  (ebenda  S.  9Ö4 
Anm.  1> 

•  Sie  boten  1684  wenigstens  100000  Rtlr.  (der  Oberstiknde  vereinigtes 
Bedenken  v.  23.  Aug.  und  Anhang  dazu  v.  9.  Sept.  16^<4.  Ebenda  8.987, 
990),  1086  sogar  15000  Ktlr.  monatlich,  ja  wollten  dies  Quantum  noch 
vergrdfeern.  (Schliefelicfaes  Bedenken  v.  19.  Juli  1686,  ebenda  S.  lOOSL 
Berichte  der  Oberräte  v,  22.  und  25.  Juli,  Schreiben  des  KurfUrsten 
V.  28.  Juli/2.  Aug.  1686,  ebenda  S.  1007  Anm.  1  u.  2.) 

•  Bedenken  der  Ritterbt  iiait,  31.  Aug.  1686  (ebenda  S.  1008  Aiim.  1). 
«  So  Aug.  1685  (ebenda  S.  994  ff.)  und  Aug.  1687  (ebenda  S.  1016). 
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%\e  Bxiiensclilteae  statt  der  Akzise.  Ihrem  Schwanken  und 
ihien  gegenüber  den  flie(^den  stfidtisehen  Besitzverbftltnissen 
nos  nnangebraebten  Hufenstenem  machte  der  Knrfflrst  ein 
£nde^  indem  er  —  knrz  vor  seinem  Tode  —  die  in  den 
märkischen  Städten  bew&hrten  modi  generales  durch  einen 
Akt  einseitiger  Gesetzgebung  auch  auf  die  j)reufsischen  kleinen 
St&dte  übertrugt  Er  erkannte  an,  dafs  diese  dureb  die 
Kontribution  nach  dem  alten  Anschlaj?e  j?e(lrückt  seien,  da 
dieselbe  nicht  der  verschiedenartigen  Beschaffenheit  von  Handel 
und  Gewerbe  Kechnung  trage.  Nachdem  daher  ihre  Hunderte 
untersucht  und  ein  besserer  Modus  hergestellt  sei,  sollten  sie 
ihr  monatliches  Quantum  durch  die  Akzise  abtragen  und 
darül)er  hinaus  mit  keinen  Auflagen  vom  Einkounnen  l)e- 
schwert  werden.  Zunächst  solle  die  Einnahme  durch  städtische 
Beamte  geschehen,  aber  monatlich  der  Kriegskammer,  damit 
diese  Ober  das  Geld  yerfagen  könne ,  Meldung  und  Register 
eingesandt,  und  jährlicb  vor  kurfürstlichen  Kommissarien 
Redinung  abgelegt  werden.  Diese  .Akzise  war  ein  Gemiscb 
fon  allerlei  Steuern  und  bedeutete  finanztechnisch  eben  da- 
durch einen  erheblichen  Fortschritt,  dafs  sie,  auf  möglichst 
viele  Gefrenst&nde  verteilt,  nicht  an  einer  Stelle  so  hart  traf. 
Sie  bestand  aus  einer  Verzehrsteuer  auf  Getränke,  Getreide, 
Schlachtvieh  und  alle  Efswaren ,  aus  Abgaben  von  fremden 
und  einheimischen  Waren  und  Manufakturen,  aus  einer  V.r- 
tragsteuer  von  den  liegenden  Gründen,  einer  \'ie]isteuer,  einer 
Kopfsteuer  bezw.  Gewerbesteuer  von  Handwerkern,  Instleuten, 
Tagelöhnern,  von  Quacksalbern,  (ilückstöpfern  und  Juden.  So 
zweckmäfsig  diese  neue  Akzise  auch  war,  sie  begegnete  so- 
gleich dem  Widerspruch  der  Oherräte  wie  der  Stände*  und 
bildete  unter  der  folgenden  Regierung  zun&cbst  noch  einen 
Gegenstand  mehrjährigen  Kampfes. 

Die  Separation  der  Stftdte  und  Kölmer  vom  ständischen 
Kftrper  erschotterte  das  Verfassungsleben  in  seinen  Grund- 
festen, seitdem  ging  es  reifsend  hergab  mit  den  Landtagen. 
Die  aufsere  Form  erhielt  sich,  aber  sie  war  hohl  und  wesen- 
los geworden.  Seit  1683  wurde  jährlich  eine  Konvokation  ab- 
gehalten, auf  der  den  Ständen  das  von  ihnen  aufzubringende 
Steuerquantum  bekannt  gegeben  wurde,  damit  sie  sich  in 
möglichster  Ktlrze  erklärten,  wie  sie  es  abzutragen  gedächten. 
Auch  diese  Art,  den  jährlichen  Bedarf  sicherzustellen,  er- 
schien bald  als  ein  Luxus,  die  Kriegskanniier  konnte  das 
schneller  und  billiger  machen.  Daher  schrieb  der  Kurfürst 
am  23.  Juli  1680  den  Oberräten'':  Er  wolle  keine  neuen  Kon- 


>  Kurf.  Akziseordnnng  der  klebien  Stftdte.  B.  Potsdam,  20.  Febr. 

1088  (V.-A.  XVI  S.  1027  fr). 

^  Aut  dem  nächsten  Landtage,  Okt.  1688  (Baczko  VI  S.  77>  Vgl. 
Bergmann  S.  150  ff. 

•  Baesko  VI  S.  276. 
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vokatiuueii.  wodurch  dem  Lande  Dur  Unkosten  veiui.-acht 
und  neue  Gravamina  vorgebracht  würden.  Die  Stände  sollten 
ihre  Willigung  auf  zwei  Jabre  richten;  das  bisher  VerwilUgte 
wolle  er  „auf  abscblag  aDnebmeB'*,  das  an  dem  GeforderteD 
Mangelnde  aber  immer  aussehreiben  lassen.  So  weit  war  man 
allerdings  noch  nicht,  aber  ein  Jahr  wollten  sich  die  Stände 
nicht  binden,  aber  es  war  vorauszusehen,  dafs  die  Anteil- 
nahme der  Sti\nde  am  politischen  Leben  bei  ruhigem  Weiter- 
schreiten auf  dem  eingeschlagenen  Wege  von  selbst  aufhörea 
werde. 

SiKilin  in  seinem  Bo^rloitwort  zum  sechzehnten  Bande  der 
Urkunden  und  Aktenstücke  ^  hält  die  Zerreiisung  der  Stände 
durch  den  Kurfürsten  für  eine  ühertlüssige.  ja  unangebrachte 
Mafsregel.  Aber  der  Kurfürst  nutzte  docli  nur  den  tiefen 
inneren  (iegensatz  zwischen  tStadt  und  Land  aus,  er  iiat  ihn 
nicht  geschaffen;  die  Zusammenfassung  der  ständischen  Steuer- 
verwaltung im  Landkasten  war  in  Wirklichkeit  eine  künst- 
liche, die  Trennung  der  beiden  auf  so  verschiedener  wirt- 
schaftlicher Grundlage  beruhenden  Teile  das  natürliche,  und 
vor  allem  war  eine  wirkliche  Erfassung  der  Steuerkräfte  des 
Adels,  eine  Reform  des  ganzen  verrotteten  und  auf  Un- 
gerechtigkeit aufgebauten  Steuerwesens  nur  möglich,  wenn 
jeder  Teil  gezwungen  ward,  seinen  Anteil  für  sich  allein  auf- 
zubringen. Der  GroTse  Kurfürst  liat  mit  der  Separation  von 
1080/81  das  für  die  Zeit  des  aufgeklärten  Absolutismus  in 
Preul'sen  typische  Besteuerungswesen  angebahnt:  llufenschofs 
auf  dem  Lande,  Akzise  in  den  Städten.  Sein  kleiner  Nach- 
folger allerdings  verliefs  in  völliger  Verkennung  der  vorliegen- 
den Aufgabe  den  vorgezeichueten  Weg,  gestattete  den  Ständen, 
die  auf  dem  besten  Wege  waren,  sich  an  das  pflichtmäfsige 
Kontribuieren  zu  gewöhnen,  den  Rückfall  zu  der  alten  privst- 
reditlichen  freien  Willigung  und  gab  ihnen  die  «GeneralaksiBS* 
frei.  Wie  richtig  im  grofsen  das  Vorgehen  des  Eurlftrsteii 
Friedrich  Wilhelm  gewesen  ist,  das  wird  gl&nzend  dadurch 
bewiesen,  dafs  selbst  die  schwankende  und  uneinsichti^'c 
Haltung  seines  Nachfolgers  nicht  mehr  viel  am  Laufe  der 
Dinge  verderben  konnte,  sondern  dafs  der  ständische  Ver- 
fassungsbau  trotzdem  bald  kläglich  in  sich  zusammenbrach, 
und  weiterliiii  dadurch,  dafs  König  Friedrich  Wilhelm  1. 
ganz  im  Sinne  seines  Grofsvaters  das  Weik  wieder  aufnahm 
und  durch  Einführung  des  Generalhuf euschosses  zu  Ende 
führte. 


»  Ü.-A.  XVI  S.  1084. 


Digitized  by  Google 


\X1V  h 


297 


2.  Yerändernngen  im  Behördeuweseu. 

a)  Verhalteo  der  Regierung. 

Für  die  knrfttrstliche  Politik  waren  die  den  Ständen  ver- 
pfliefateten  and  mehr  oder  weniger  ständiach  gesinnten  Ober- 
rile  schon  immer  mehr  ein  Hemmnis  als  eine  Hilfe  gewesen; 
ftir  das  seit  den  70er  Jahren  einsetzende  gewaltsame  Vor- 
gehen waren  sie  Tollends  nicht  zu  gebraueben.  Sie,  die  m 
ihrer  Zwitterstellung  stets  auf  friedliches  Zusammenleben  von 
Fürst  und  Landschaft  bedacht  sein  mufsten,  die  die  Politik 
des  Fürsten  für  unheilvoll  und  verderblich  hielten,  sollten  nun 
doch  (leren  Werl^zcnfre  sein,  dem  veriiuMiitlichon  Wohle  des 
Landes  zuwiderhandeln!  Es  entbehrt  mciit  der  Tragik,  wie 
sie  den  Konflikt  der  Pflichten  dadurch  zu  lesen  suchten,  dafs 
sie  sich  mit  wirklitiiem  Ernst  und  Eifer  bemühten,  die  immer 
prülser  werdende  Klult  zu  verdecken,  und  wie  sie  zuletzt 
doch  uur  das  Schicksal  des  Ständestaates  teilten,  dessen 
höchste  Diener  sie  waren:  ?on  der  Monarchie  und  ihren 
Organen  Terdrftngt  an  werden. 

IHe  Oherräte  konnten  bei  ihren  Vermittlangen  natürlich 
nur  mit  kleinen  Mitteln  wirken,  froh,  wenn  es  ihnen  gelang, 
Zeit  zu  gewinnen,  das  vornehmlich  drohende  Unheil,  das 
eigenmächtige  Aasschreiben  von  Steuern,  noch  aufzuschieben. 
Sie  versuchten  es  nicht  nur  mit  Verhandlungen  hin  und  her, 
mit  (]^v  Bearbeitung  der  Stnnde  durch  Instanzen,  der  Her- 
steil  mm  von  Beschlüssen  durch  Komplanation ,  sondern  be- 
dingen auch  öfters  mit  Bewufstsein  kleine  Rechtsverletzungen, 
um  gröfsere  zu  vi  rmeiden.  Der  wirksamste  Ausweg  der 
Regierung,  gewaltsame  Mittel  zu  verhiudern,  bestand  darin, 
durch  Vorwegnähme  von  W'illiguugen  die  für  die  Miliz  er- 
forderlichen üelder  für  einige  Monate  flüssig  zu  machen.  Sie 
bewog  öfters  die  Stände,  schon  wahrend  der  Landtags- 
yerbandlungen  nnd  vor  der  endgültigen  Beschlafsfassung  sich 
auf  eine  Interimswilligung  auszalassen,  damit  keine  Ebbe 
entstand,  oder  ihre  Genehmigung  zu  erteilen,  dafs  schon  vor 
dem  Abschied  die  Steueraasschreiben  erlassen  wurden.  So 
wurde  1(>62  ein  Interim  bewilligt»  damit  die  Miliz  schon  aus 
der  Akzise  unterhalten  werden  konnte,  oder,  wie  die  Stände 
es  begründeten,  damit  man  dem  Kurfürsten  ermögliche,  „die 
abolitionem  ^iravaminuni  dadurch  zu  facilitiren"  ^  Auf  dem 
Landtage  lt)7'»  lehnten  die  Stände  iiartnäckig  eine  Interims- 
willigung ah,  so  {\n\<  drr  Kurfürst  und  Groy  im  (iegensatzzu 
den  Uberräten  zu  ungewiiligtem  Ausschreiben  drängten;  erst 
im  September  1G71  Helsen  sich  jene  zu  einer  interimistischen 


'  Der  Statthalter  und  die  Oberrate  an  den  KurtQrsten,  1.  Aug.  1662 
(U.-A.  XV  1  ö.  '^02). 
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WilliguDg  herbei  ^  Im  letzten  Jahrzehnt  aber  gehing  es  der 
Regierung  häufig,  die  Stände  dazu  zu  vermögen,  indem  sie 
andernfalls  gewaltsame  Mafsregeln  in  Aussicht  stellte*. 

UDgesetzlich  aber  war  es,  wenn  die  Regiening  die  Aus- 
schreiben  schon  in  das  Land  schickte,  beTor  die  Stande  durch 
den  Abschied  versichert  waren,  dafs  ihnen  der  Schlufs  wirk- 
lich genüge.  So  sandte  sie  schon  am  7.  August  1606,  ob- 
wohl der  kurfürstliche  Abschied  erst  vom  1.  September  datiert 
ist,  gegen  den  Willen  der  Stände  die  Befehle  zur  Einrichtung 
der  Akzise  an  die  Ämter ^.  Im  April  1(380  schrieb  sie  die 
Akzise  schon  in  die  Ämter  aus,  als  sie  erst  unter  der  Hand 
vernommen,  dal's  die  Stände  sich  auf  sie  vereinigt  hätten, 
und  am  1.  Juli  desselben  Jalires  schrieb  sie  den  offiziell  erst 
im  vereinigten  Bedenken  vom  <>.  Juli  gewilligten  HufenscbolV 
aus*.  Ein  schnrferes  und  häuhger  angewendetes  Mittel  war 
die  Antizipation  der  Steuern,  d.  h.  ihre  Erhebung  schon  vor 
dem  dazu  angesetzten  Termin.  Einige  Male  liefsen  sich  die 
Stände  eine  solche  abhandeln 1672  jedoch  konnte  sie  die 
Regierung  nur  durch  eine  in  diesem  Falle  unzulässig  Kom- 
planation  durchsetzen  und  erst  nachträglich  die  Einwilligung 
der  Stände  erlangen*,  und  anderwärts  liefs  sie  gar,  um  die 
Uufenkontribution  abzuwenden.  Schösse  militärisch  anti- 
zipieren'. Auch  der  Kurfttrst  zog  es  einige  Male  vor,  eine 
Antizipation  anstatt  eines  ungewilligten  Ausschreibens  zu  be- 
fehlen**. Da  dieses  Mittel  aber  doch  nur  eine  versteckte 
Mehrforderung  darstellte,  denn  je  mehr  man  antizipiorte,  \m\ 
so  früher  wurde  wieder  eine  neue  Williguug  nutig, 
standen  ihm  die  Stände  sehr  mifstrauisch  gegenüber  und 
lehnten  es  in  späterer  Zeit  oft  von  vornherein  ab,  ja  erklärten 
bestimmt,  einer  Antizipation  der  Teimine  keine  Folge  leisten 
zu  wollen*. 


'  Vgl.  r.-A.  XVI  S.  621  Anm.  I,  648,  r.46.  674.  075.  710  Anm.  1. 
So  167«  (ebenda  S.  848  f.),  1679  (8.  iK)6),  16«U  (S.  Ö45  Aura.  U 
1681  (S.  953  Anm.  1),  1684  (S.  986  Anm.  2),  1685  (S.  992  Anm.  2),  1686 

(8.  1007),  1687  (  S.  1015  f.). 

'  Ebpnda  S.  516  Anra.  1. 

*  Berichte  der  Kegierung  v.  9.  April  und  12.  Juli  1680  (ebenda 
S.  920  Anm.  1,  9881 

»  So  Dez.  1672  (ebenda  S.  770  Anm.  1),  Jani  1S77  (ebenda  S.  830 
Anm.  I),  Nov.  1679  (el.cmla  S.  909-918). 

*  Vgl.  ebenda  b.  T66  1.  und  Erklärung  aller  Stände  v.  9.  Mai  1672 
(ebenda  S.  748). 

^  So  Herbst  1673  (ebenda  S.  784  Anm.  1,  785  Anm.  2),  Sept.  1680 
(S.  937  Anm.  4,  948).  März  1681  fS.  950  Anm.).  Vgl.  auch  die  nachtrair- 
liche  ungewiliigte  Antizipation  des  Hauptgeldes  v.  Aug.  1669  (ebenoa 
S.  596  f.). 

»  S.  Febr.  und  Aug.  1680  (ebenda  S.  917  Anm.  1,  987  Anm.  4)»  Kot. 

1687  (ebenda  S.  1028 >. 

•  •  So  1673  (ebenda  S.  766),  1678  (S.  842.  851,  853),  1679  (S.  872,  896), 
1680  (S.  919),  1682  (S.  974,  980),  1685  (S.  994). 
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So  wiifsten  die  Obenäte,  wie  sie  schon  l()7n — 73  den 
uügewiliigten  Hufenscliofs  liintangehalten  hatten,  auch  später 
vielfach,  sei  es  auf  güiliclieni  Wege  oder  durch  nicht  ganz 
rechtmäfsige  Mittel,  noch  GeldwilliguugL'u  zu  verschaffen,  wenn 
der  Kurfürst  das  Ausschreiben  schon  ausdrücklich  befohlen 
hatte.  An  beweglichen  Vorstellungen  nach  beiden  Seiten  hin» 
an  den  Enrfflraten  wie  an  die  Stände,  liefsen  eie  es  nicht  fehlen» 
ja  sie  schrieben  einmal  auch  an  Jena,  er  möge  den  Kurfürsten 
veTanlassen,  keine  Kontribution  auszuschreiben  ^  Sie  rahmten 
sii^li  sogar  in  einem  Berieht,  dafs  sie  durch  Zureden,  Drohen 
und  dgl.  höhere  Summen  erzielt  hatten .  ul?  wenn  sie  nach 
dem  Befehl  des  Kurfürsten  die  ungewilligten  Al)gahen  aus- 
geschrieben hätten®.  Ilire  rührige  VermittliiTij^spolitik  wurde 
indessen  den  Oberrilten  von  kpiner  Seite  gedankt,  nicht  ein- 
mal von  den  Ständen,  in  deren  Interesse  sie  das  alles  taten. 
Diese  warfen  ihnen  im  Gegenteil  vor,  dai's  sie  durch  ihr  un- 
autliorliclies  Zureden  Schuld  trügen  an  der  ungeheueren 
Steue^la^t  des  Landes,  und  machten  ihnen  ihre  mühsame 
Arbeit  noch  schwerer^. 

Innerhalb  der  Begierung  kam  es  infolge  des  beharrlichen 
Widerstrebens  der  Oberrftte  auch  mehrmals  zu  Zerwürfnissen^ 
QDd  der  Statthalter  drohte  ihnen  wohl  gar  die  Aussehreiben 
unter  seiner  alleinigen  Unterschrift  ergehen  zu  lassen,  wenn 
sie  sich  weigerten ^  Der  Kurfürst  aber  machte  ihnen  oft  recht 
harte  Vorwttrie  wegen  ihres  Zögems  und  Ungehorsams  und 
verbat  es  sich  spater  sogar,  dafs  sie  ihm  so  oft  das  Klend  des 
Landes  vortrügen,  denn  er  müsse  seinen  Etat  konservieren^. 
Ihm  wurden  diese  immer  abmahnenden  und  hiiihaltenden 
Rate  je  läuger  je  unbequemer,  er  brauclite,  nachdem  er  ein- 
mal begonnen  hatte,  mit  Kraft  gegen  die  Stände  aufzutreten, 
energische  Helfer  und  Vollstrecker  seiner  Befehle  und  über- 
trug daher  die  Ausführungsmai'sregeln  immer  mehr  den 
AliÜtärbehörden. 

b)  Das  Kriegskummissari at  als  ausführende  Be- 
hörde in  Steuersachen. 

"Wä Irrend  des  nordischen  Krieges  waren  bereits  in  der 
iuuYlitülirunL^  der  damals  notwendigen  scharfen  Mafsregeln 
die  Obeirate  dm  Ii  die  Verwaltungsbehörde  des  kurfürstlichen 
Heeres,  das  Kriegskoinmissariat,  beiseite  geschoben  worden, 
^iit  seinem  Namen  verbanden  sich  nun  für  die  Stäude  alle 

»  5.  JuU  16bO  (Baczko  VI  S.  25). 
«  24.  Nov.  1679  (ebenda  S.  17). 

»  Die  Oberräte  an  den  Kurf,  7.  Aug.  1682  (U.-A.  XVI  S,  978% 

♦  l'rrtr  koll  des  Oberrats,  13.  JuU  1679  (ebenda  S.  891). 

^  Der  Kurfürst  an  die  Hegieruug,  18.  April  168t>  (Baczko  VI 
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Schrecken  und  Plagen  einer  schrankenlosen  Gewaltherrschaft, 
einer  unerbittlichen,  willkürlichen  Steuereiutreihune.  Das 
Kommissariat  war  ihnen  „die  eclatanteste  Marqiie  der 
Souveränität",  von  seiner  hohen  Macht  und  Autorität,  der 
Menge  seiner  Bedienten  fürchteten  sie,  dal's  es  ihnen  „eine 
ewige  Dienstbar keit  und  unaussprechlichen  Dominat  auf  den 
Hals  xiehen  wird**  K  Sie  klagten,  dafe  das  Kommissariat,  was 
der  Oberr&te  Amt  iifttte  sein  sollen,  zu  des  Kurfftrsten  und  des 
Landes  grofsem  Nachteil  an  sich  gessogen  hfttte;  die  von  ihm 
dem  Lande  assignierten  monatlichen  Kontingente  hätten  alles 
Vermögen  aus  dem  Lande  gezogen'.  Die  dringend  erbetene 
Abschaffung  oder  wenigstens  Verminderung  dieser  Behörde 
gestand  der  Kurfürst  nach  dem  Frieden  den  Ständen  zu,  in- 
dem er  das  ganze  Kommissariat  aufhob  bis  auf  eine  Person, 
„so  das  Werk  liiiifüro  inspiciret"  und  einen  Schreiber^. 

Aber  als  ^egen  Knde  der  (iOer  Jahre  die  Truppenzahl  in 
Preufsen  wieder  vermehrt  wurde,  da  begann  auch  das 
Kommissariat  seine  Tätigkeit  wieder,  machte  sich  der  Ein- 
tiufs  der  militärischen  Befehlshal>er,  wie  Görtzke  und  Schöning, 
geltend.  Da  die  Militärbehörden  im  Herzogtum  nicht  der 
Regierung,  sondern  nur  dem  Kurfürsten  unterstanden  und 
unmittelbar  mit  ihm  verkehrten,  so  bildete  das  Milit&r^ 
kommando  eine  Art  selbständiger  Nebenregierung  im  Lande, 
•deren  Katschläge  in  Steuerangelegenheiten  unter  Umständen 
die  der  ordnungsmäfsigen  Behörden  beiseite  schoben.  Diese 
hohen  Offiziere  waren  die  schroffsten  Vertreter  des  Absolutis- 
mus, bittere  Gegner  der  Stände,  stets  Fürsjirecher  der 
schärfsten  Tonart;  die  Art,  in  der  ein  verhäHnismälsig  gering- 
fügiger Zusammenstofs  des  Obersten  S(  honiug  mit  dem  Land- 
marschall Brumsee  aufgebauscht  wuriie,  zeigt,  mit  welcher 
Feindseligkeit  man  sich  gegenüberstand  ^   Als  der  Kurfürst 


1  Dobersinsky  an  den  KuffÜrsten,  8.  Febr.  1062  (U.-A.  XY  S.  738). 

«  Bedenken  der  Stände  v.  11.  Okt.  1657  u.  v.  12.  Juli  1661  (el^enda 
S.  408  u.  524).  Allerdings  ist  wenigstens  ein  Teil  der  ungewilligten 
Kontributionsausscbreiben  mit  Unterschrift  der  Oberräte  ergangen,  welche 
ungeseteliche  Handlungsweise  diesen  von  den  Stfoden  in  aemeelben  Be- 
denken (S.  524  f.)  vorgeworfen  wird. 

«  Der  Knrfnrst  an  Radsriwill,  22.  Aug.  1661  (U.-A.  XV  S.  m2). 
Der  Kammenne ister  Kühner  blieb  mit  der  Wahrnehmung  der  tiuanz- 
technischen  Angelegenheiten  beim  Kommissariat  betrant,  1674  wurde 
sein  Sohn  -/.nm  Kriegskommissar  ernannt.  1681—1685  war  der  Obrist 
von  Harfus  mit  „Respicirung  des  preufsisrlien  Koninii^5!5ariats"  ]»e- 
iiuttragi,  danach  war  Herr  v.  Viereck  „Übrisier  Komüiibs»ariua''.  (Vgl. 
Breys  ig,  Die  Organisation  der  brandenburgisrhen  Kommissariate  Ton 
1660- IH97.  Bran.l<Mil).-preurs.  Forsrhnnfron  V  (1892)  S.  WA.  Frrner 
Isaacsohn  a.  a.  ().  II  S.  183.)  I>i<'  (it^sdiäftf  der  1656  57  io  Preufsen 
eingesetzten  Kreiskunnaissare  (je  2  tur  jeden  Kreis)  sind  dauacii  den  Amt>- 
hauptlenten  übertragen  worden^  in  deren  Händen  sie  bis  snr  Einführung 
der  Steuerkonimissare  1716  blieben.   (Vgl.  Schroettrr  a.  n.  O.  S.  8^3.) 

*  Vhcr  di-n  .Schöningsrhon  Hnndrl.  der  sieh  v.  Juli  1670  bis  finde 
des  Jahres  hiiuog,  vgl.  U.-A.  XVI  S.  (K)6— 609,  615,  6ö4. 
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sich  1<173  entsclilofs,  gegen  die  Stände  Gewalt  zu  gebrauchen, 
da  war  wieder  die  Zeit  jrpkoiiiiiieii  für  das  Walten  der  Militär- 
behörden: die  schnitt'  Emtreihung  der  ungewilligten  Kon- 
tributionen, deren  immer  wieder  verlänfierte  Weitererhebung 
waren  ihr  Werk  \  bei  der  Exekution  gegen  Königsberg  war 
Görtzke  die  treibende  Kraft,  der  ausführende  und  znni 
äufsersten  drängende  Teil*.  Das  Übergewicht  der  Militär- 
verwal tuug  setzte  sich  jedoch  vornehmlich  während  und  unter 
dem  Eioflmls  der  kunten  kriegeriseben  Ereignisse,  die  Preufsen 
im  Winter  1678/79  betrafen,  durcb ;  wie  der  nordiscbe  Krieg 
den  ersten  Anstors,  so  bedeutete  dieser  Feldzug  den  Beginn 
der  Festsetzung  eines  antokratisch-militaristiscben  Regiments 
in  Preufsen. 

Infolge  des  Zögerns  und  Hinhaltens  der  Regierung  be- 
gann damals  der  Kurfürst,  wenn  er  etwas  schnell  und  enerpisch 
durrlmi^setzt  haben  wollte,  ilio  Ausführnnjr  dem  Militär- 
kommando zu  ül)ertragen.  Schon  im  September  1079  befahl 
er  Gört'/ke  die  Verpflegung  und  das  Traktament  ftir  die 
Truppen  aus  den  Quartieren  eintreiben  zu  lasseu,  der  lie- 
^erung  machte  er  nur  Mitteilung  von  dem  Geschehenen. 
Wühl  nur  um  ihr  Ansehen  als  einzige  Oberbehörde  zu  waiaen, 
hat  danach  die  Kegierung  auch  ungewilligte  Ausschreiben  er- 
laesen,  was  ibr  natfirlieb  von  den  Ständen  zum  Vorwurf  ge- 
macht wurde Bald  aber  sandte  der  Kurfürst  GOrtzke  wieder 
den  Befebl\  er  solle »  wenn  die  St&nde  nichts  willigten,  die 
A88igiiation  auf  einen  ungewilligt  zu  erhebenden  Hufensebofs 
in  der  Kriegskammer  anfertigen  und  den  Regimentern  aus- 
geben lassen^.  Der  Kurfürst  erklärte  hierzu,  er  halte  es 
selbst  ftlr  des  Landes  Wohlfahrt  flh*  viel  nützlicher,  wenn 
solche  Ausschreiben  von  fler  Regierung  geschähen,  aber  wenn 
sie  seine  A'erordnungen  nicht  ausführe  und  ihn  nur  hinhalte^ 
müsse  er  es  durch  Görtzke  tun  lassen  d  Der  Statthalter  trieb 
nun  auch  die  zötrerndeu  Oberräte  an,  selbst  die  Ausschreiben 
zu  erlassen,  damit  das  Werk  nicht  der  iMiliz  in  die  Hände 
gespielt  wurde,  denn  die  Duldung  eines  solchen  Rechts- 
verlustes  könne  er  vor  seinen  Kachfolgern  nicht  verantworten*. 
Es  gelang  den  Oberraten  diesmal  neeh,  bei  den  Standen  auf 
gtttliche  weise  etwas  durchzusetzen,  aber  bald  ertönte  doch 
wieder  die  Klage,  dafs  das  Kommissariat  sich  unterfange,  die 


»  Vgl.  U.-A.  XVI      806  Anm.  1. 

«  Vffl.  ebenda  S.  801  Anm.  1,  803  Anm.  1,  805  Anm.  1. 

•  I'rotokolle  der  Oberratstube  v.  9.,  2.?.  und  25.  Okt.  1679  (ebenda 
S.  903  f.,  906,  907)»  B«riclit  der  Regiening  v.  10.  Okt  1679  (ebenda  S.  905 
Anm«  !)• 

*  Protokoll  des  Oberrats  v.  4.  Kov.  1679  (ebenda  S.  909). 

Der  KoiHant  an  die  Begiemng,  3J13,  Nov.  1679  (ebenda  S.  911 
Anm.  S). 

^  Protokolle  des  Oberrats,  6.  uud  7.  Nov.  1679  (ebenda  S.  910). 
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Assignationen  den  Städten  selbständig  ohne  Unterschrift  dei- 
RegieruDg  zuzuschickend  Und  als  die  Oberräte  si(*h  bei  ileii 
beiden  Konvokationen  dieses  Jahres  weigerten,  uugewilligte 
Ausschreiben  zu  erlassen,  und  mit  unzureichenden  Willigungen 
vorlieb  nehmen  wollten,  befalil  der  Kurfürst  über  ihre  Köpfe 
hinweg  dem  (ieneral  DonlKjff,  einen  Hufensehofs  auszuschreiben, 
was  dieser  auch  trotz  lebhafter  Gegenbemühungen  der  Ober- 
räte tat^.  Allerdings  blieben  die  unter  seiner  alleinigen 
Unterschrift  ergangenen  AusBchreiben  ohne  Erfolg,  denn  die 
Amtshanptleute  weigerten  sich  mit  Recht,  ihnen  Folge  zn 
leisten,  da  nur  vom  Kurfttrsten  oder  von  der  Regierung 
unterschriebene  Befehle  für  sie  Geltung  hätten,  die  Kriegs- 
kammer  aber  keine  vorgesetzte  Behörde  fUr  sie  sei.  Ver- 
gebens verwies  es  der  Kurfürst  den  Hauptleuten  aufs  strengste, 
dafs  sie  den  Verfügungen  der  Kriegskammer  nicht  nachlebten, 
und  drohte  dafür  mit  AmtsentsetziiiiL'^ ;  als  Dönhoft'  wieder 
Aussein  eiben  erliefs,  sandten  die  Amter  sie  ohne  weiteres  au 
die  Oberratstube  zurück*. 

Der  Regierung  war  diese  Nichtachtung  ihrer  Behörden- 
stellung so  unangenehm,  dafs  sie  im  Februar  1<>81,  so  schwer 
es  ihr  ankam  und  obwohl  sie  meinte,  dais  Gott  au  dem 
Ausschreiben  Mifsfallen  tragen  werde,  nach  längerem  Sträuben 
einen  Hubenschofs  befahl,  nur  damit  ihn  nicht  wieder  D5n- 
hoif  ausschrieb*.  Koch  in  demselben  Jahre  setzten  es  die 
Generale  Dönhoff  und  Barfus  durch,  dafe  die  Oberräte  wieder 
einen  Hufenschofs  von  1  fl.  ausschrieben*,  und  Barfus  nötigt« 
sie  bald  darauf,  einen  ungewilligten  Haupt-  und  Homschofs 
erheben  zu  taen'.  Auch  im  September  1684  mufsten  die 
Oberstände  bitten,  dafs  nicht  „Dero  Gcneralitilt  ungewilligte 
contriliutioTios  auszuschreiben  weiter  anbefohlen"  werde Die 
Xriegskammer  bildete  geradezu  das  Schreckgespenst  für  die 


^  Beilftge  zum  Tereinigten  Bedenken  v.  24.  Mai  1680  (U.-A.  XVI 

S.  924). 

-  Der  Kurfürst  an  die  Regier!in<r,  10./20.  Mai  lö80  («'heiHla  s.  y22 
Anm.  1).  Schriftstücke  betreffend  das  Ausschreiben  des  Kummiasariats 
V.  3.  Juli  1680  (ebenda  S.  931  H).  Geeinigtes  Bedenken  v.  6.  Juli  1580 
(eluuda  S.  984).  Die  Regierung  an  den  Kurf.,  10.  Des.  1680  (ebenda 
S.  947  f.). 

•  Die  Regierung  an  den  Kurf.,  12.  Jnli  IGbO  (obon.la  S.  933);  der 
Kurfürst  an  die  Regierung,  9./19.  Aug.  1680  (ebenda  S.  983  Anm.  1). 

•  Ebenda  S.  948  Anm.  2.  I  Urigens  suspendierte  der  Kurfürst  diin  h 
Reskript  v.  2./12.  Juli  I60O  (Orlich  III  i>.  316fi.;  das  erste  Ausschreiben, 
nachdem  die  Stände  höher  gewilligt. 

•  Vgl.  den  Schriftwechsel  v.  Jan.  bis  Män  1681  (Ü.-A,  XVI  S.  949 
Anm.  1).  Auch  diese  Ausschreiben  konnten  nacktrAglich  Boapendiert 
werden. 

•  Die  Oberräte  an  den  Kurf.,  24.  Juni  1681  (ebenda  S.  957  Anm.  1), 
'  Ebenso,  14.  Okt  1681  (ebenda  S.  1)64  Anm.). 

^  Anhanir  zum  Tereinigten  Bedenken  der  Oberstilnde,  9.  SepU  1684 
(ebenda  S.  öyuj.  , 
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Oherräte  und  die  Stäude;  der  Kurfürst  drohte  ihnen  einmal: 
die  Regierung  solle  die  Beratungen  lieschliMiuigeu  und  zum 
guten  Knde  bringen.  wKh  igenfalls  er  genötigt  sei,  den  General- 
leutnant Duniiuti  anzuweisen,  das  Nötige  auszuschreiben*. 

Es  war  also  dahin  gekuimnen,  dafs  in  Kontributions- 
saclien  die  Militärbehörde  schon  der  eigentliche  Spiritus  rector 
war,  der  Regierung  Überliefe  man  die  formelle  Ausführung, 
scheute  aber  keineswegs  davor  zurüek,  auch  diese  dem 
Kommissariat  zu  übertragen ,  weun  die  Oberräte  Schwierig- 
keiten machten.  Während  diese  nach  der  Verfassung  alle 
Landesangelegenheiten  unter  sich  haben  sollten,  setzte  sich 
das  Kriegskoinmissariat  und  die  von  ihm  abhängigen  Organe 
immer  mehr  als  selbständige,  unmittelbar  unter  der  Zentral- 
leitnng  in  Berlin  stehende  Behörde  fest.  Auch  drr  Statt- 
halter, der  doch  1657  zum  grol'sen  Unwillen  der  Stande  als 
fremdes  Glied  in  das  Regierungskollegium  eingescliol)en  war, 
gent^izte  nicht  mehr  den  Ansprüclien  des  vordringenden  Ab- 
soUiiisnuis,  war  dafür  zu  eng  mit  dem  alten  Behördenorganismus 
verlmiuien  und  mufste  sieh  durch  das  militärisch-absolu- 
tistische Element  in  Schatten  stellen  lassen.  Croy  trat  in 
den  80er  Jahren  kaum  noch  hervor,  sein  Posten  blieb  nach 
seinem  1684  erfolgten  Ableben  unbesetzt,  dagegen  wurde  in 
demselben  Jahre  das  preufsische  Oberkommissariat  in  eine 
festgeordnete  koUegialische  Behörde,  die  Kriegskammer,  um- 
gewandelt'. Schon  vorher  war  das  vom  Kurfürsten  unter- 
stfitzte Unabhängigkeitsstreben  dieser  Behörde  von  der  Landes- 
regierung offen  zum  Ausdruck  gelangt.  So  weigerte  sich 
1070  der  Kriegskomrnissar  Daniel  Kalau,  die  ihm  von  der 
Regierung  autgetragene  Quartierverteilung  auszuarbeiten, 
„mit  dem  Fürwand,  dafs  er  dessen  keinen  Befehl  von  draufsen 
hätte" Auf  die  Beschwerde  der  Regierung  gestand  der 
Kurfürst  zwar  zu*,  dafs  die  Bedienten  der  Kriegskammer  den 
Oberräten  zu  gehorchen  hätten,  gab  aber  in  der  Sache  Kalau 
recht,  wie  er  auch  innerlich  ganz  auf  seiner  Seite  stand. 
Koch  bezeichnende  ist  folgender  Vorfall^.  Als  die  Oberräte 
Kalau  einen  Befehl  wegen  einer  Auszahlung  sandten,  liefs 
der  Oberkommissar,  Christ  v.  Barfus,  zurücksagen,  weder 
der  Statthalter  noch  die  Oberräte  könnten  Kalau  in  der- 
gleichen Sachen  etwas  befehlen,  da  dieser  nicht  von  ihnen  . 
dependiere,  sondern,  wie  er  selbst,  nur  vom  Kurfürsten. 
Er  vertrat  diese  Meinung  mit  aller  Entschiedenheit  auch 
persönlich  vor  den  Ol>erräten,  die  ihn  darauf  hinwiesen, 
daüi  keiner  im  Lande  sich  entbrechen  könne,  von  der  preu- 


>  Kurf.  Reikript,  16./26.  Aug.  166d  (U.-A.  XVI  ö.  y97> 
<  Jt»ac80hii  u  S.  m 

«  Die  Regierung  an  den  Kurf.,  7.  Juli  1679  (U.-A.  XVI  S.  889  f.). 

*  Kurf,  ifcskript  v.  14.24.  .Iiili  1R79  (ebenda  S.  sy?  Anm.  1). 
»  Protokoll  des  Oberrats,  22.  Juli  liitiQ  (ebenda  S.  935  Aiirn.  l). 
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fsiscben  Regierung  Befehle  aiizuiielimen.  Sie  scheinen  sich 
jedoch  in  dieser  Sache  schon  irar  niebt  mehr  m\  den  Kurfürsten, 
von  dem  sie  doch  keine  Unterstützung  erhöhen  konnten,  ge- 
wendet zu  hal)en,  wohl  aber  erfolgte  später  eine  Beschwerde 
ttber  sie  seihst  von  der  Gegenseite.  Der  Befehlshaber  der 
Truppen  in  Preufsen,  Generalleutnant  Gral  Donhotl",  beklagte 
sich  beim  Kurftlrsten,  dafs  die  Regierung  ihm  in  Militär- 
sachen Reskripte  zusende,  obwohl  er  schon  mehrfaeh  um 
Abstellung  dessen  ersucht  habe.  Von  Potsdam  erging  nun  der 
ausdrückliche  Befehl  an  die  Regierung,  solche  Eingriffe  in 
das  «Departement"  des  Generals  zu  unterlassen  und  bei  ihren 
Obliegenheiten  zu  bleiben  ^ ;  die  Regierung  erhielt  also  offiziell 
ihre  Stellung  als  Zivildepartement  neben,  nicht  über  dem 
Militärdepartement  zugewiesen.  Zwar  klagten  die  Oberräte, 
dafs  fast  jeder,  der  ^Mt^enhändige  Reskripte  vom  Kurfilrsten 
erhalte,  sicli  zum  Sciiaden  des  Oenieininteresses  ilneii  \vv- 
ordnungen  entziehe,  und  baten,  das  Ilofgericht  zwisclien  ihnen 
und  dem  Grafen  entsclieiden  zu  lassen^;  aber,  wenn  sie  auch 
ihr  gutes  Recht  verfochten ,  die  Macht  der  Umstände  hatte 
schon  gegen  sie  entschieden,  und  die  Zukunft  gehörte  den 
mouarchisch-zeutralistischen  Orgauen. 

3.  Eingreifen  der  Monarchie  in  die  Steuerverwaltung. 

a)  Erhebung  und  Verwaltung  der  Steuern. 

Die  ständische  Stcuerverwaltung,  für  die  Stände  selbst 
die  unerläfsliche  Ergänzung  ihres  Willigungs rechts,  war  für 
den  Landesherrn,  der  sich  mit  seinen  Bedfirhiissen  ganz  nach 
den  Auszahlungen  dieses  schwerfälligen,  kostspieligen  und 
veralteten  Yerwaltungsorganismus  einrichten  uiufste,  eine 
schwere  Fessel,  weshalb  er  auch  immer  versuchte,  eine  un- 
mittelbarere Verfügung  über  die  Steuereiträge  zu  erlangen. 
Im  nordischen  Kriege  hatte  der  Kurfürst  die  lü55  von  den 
Ständen  eingerichtete  Akziseverwaltnng  znnilchst  ihres  Amtes 
walten  lassen,  dann  aber  in  Ansehung  ihres  scliwerfalligen 
und  unzuverlässigen  (leharens  seine  augenblickliche  grofse 
Macht  da/u  benutzt,  die  von  der  Landschaft  benannten,  von 
ihm  bestätigten  und  vereidigten  Ober-  und  Kreiskastenherren 
zur  Seite  zu  schieben  und  dem  Komuiissariat  die  Verwaltung 
zu  übertragen,  Die  Stände  wollten  es  nicht  begreifen,  dafs 
er  „ganz  Frembden  mit  ungleich  höherem  Gehalt"  die  Ad- 
ministration gab,  „unter  denen  Etliche,  so  nicht  das  Geringste 
im  Herzogthum  besitzen"'.    Denn  das  war  unumstöfsliche 


1  Der  Kurprinz  an  die  Regierang,  2./12.  Jan.  1687  (U.-A.  XVI 

S.  1010  f.). 

*  Die  Hegierung  an  den  Kurf.,  3.  Vehr.  1087  (ebenda  S.  10110. 
"  Die  Stände  an  den  Kurfürsten,  1.  Mai  u.  21.  Juni  1656  (ü.-A.  XV 
S.  376  und  378).  Bedenken  aller  Stfinde,  IL  Okt.  1657  (ebenda  S.  904). 
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ständische  Theorie:  wer  nicht  im  Lande  possessioniert  ist, 
kann  auch  nicht  dessen  Interesse  wahrnehmen;  wogegen  der 
Kurfürst  stets  von  dem  Grundsatze  ausging,  dafs  gerade  die 
nicht  durch  Geburt  oder  Besitz  dem  Lande  Verbundenen  das 
wahre  Staatswohl  am  besten  fördern  könnten.   Die  Stände 
baten  also  dringend,  dafs  die  Kommissariatsverwaltung  mit 
ihrem  zahlreichen  und  kostspieligen  Personal  abgeschafft, 
Bepartition  der  Steuern  und  Bezahlung  der  Miliz  den  ver- 
ordneten Kastenherren,  Regelung  von  Marsch  und  Ein- 
quartierung der  Truppen  den  Hauptleuten  übertragen  werde  K 
Eine  Fortdauer  der  landesherrlichen  Steuerverwaltung 
nacli  dem  Frieden  konnte  daher  der  Kurfürst,  wie  er  wohl 
gehortt  hatte,  nicht  durchsetzen.  Die  Stande  machten  es  aus- 
drücklirh  hus.         die  neu  zu  willigende  Akzise  anders  an- 
geordnet und  bedient  werden  müsse,  damit,  wie  sie  sagten, 
der  Kurfürst  und  nicht  andere  den  Vorteil  davon  hätten-.  Der 
Küiiurst  dagegen  gedachte  noch  immer,  sich  die  Verwaltung 
vorbeliulten  zu  können,  und  wollte  nur  gestatten,  dafs  die 
Stände  jemanden  dabei  hätten,  während  diese  durch  ihre 
Deputierten  die  alleinige  Direktion  ansahen  und  nur  einem 
kurfürstlichen  Bevollmächtigten  das  Geld  ausantworten  und 
auf  Verlangen  Rechnung  ablegen  wollten*.    Seihst  als  der 
Kurfürst  soweit  nachgab,  dafs  er  nach  dem  Rate  Schwerins 
bei  der  Akzisedirektion  nur  einen  dabei  zu  haben  wünschte, 
der  gleich  den  Ständen  einen  Schlüssel  zur  Kasse  hätte*,  ge- 
standen ihm  die  Stände  diese  Mitverwaltung  nicht  zu,  sondern 
setzten  es  durch,  dafs  die  Akzise  ganz  in  ihren  Händen  blieb. 
D<^r  Kurfürst  mufste  in  dem  ihnen  am  2U.  A])ril  pw;2  5  lUier- 
gebeiien  Revers  versprechen,   „dafs  unter  unserer  als  des 
Landesiürsten  Direktion  die  Administration  der  Accise  einig 
unti  allein  hei  unseren  getreuen  Ständen,  diese  8  Jahre  über 
verbleibe",  wobei  die  Oberstände  in  ihrem  nun  einmal  nicht 
unberechtigten  Mifstrauen  sich  noch  ausbedangen,  dafs  unter 
dem  Worte  „Direktion**  ihnen  in  der  Administration  kein 
Eingriff  geschehe  ^  Da  aber  die  ständischen  Steuerbehörden 
wenig  Erfolg  hatten  mit  der  wirklichen  Durchführung  der 
Akzise,  so  liefs  der  Kurfürst  den  Kastenherren  mitteilen,  wenn 
sie  deren  Einführung  nicht  bewerkstelligen  konnten,  so  sei 


I  Bnlenkrn  und  Schriften  der  SUnde  t.  Okt.  1657  (U.-A.  XV  S.  392, 
407,  41^,  44Ö). 

'  Schwerin  an  den  Kurf.,  4.  Aug.  1661  (ebenda  S.  544).  Anch  im 
Bedenken  aller  Stände  v.  27.  April  1662  (U.-A.  XVI  S.  115  f.). 

«  Der  Kurfürst  an  Schwerin,  14.  Sept.  1061  (Orlii  h  III  S.  88). 
Berichte  Schwerins  v.  30.  Aug.  uud  28.  Sept.  1661  und  17.  Jau.  1662 
(U.-A.  XV  8-  569  f.,  583.  710). 

*  Der  Km  f    n  Sdiwerin,  nj2l.  J«d.  1662  (Orlich  III  S.  121). 

*  U.-A.  \  Vi  S.  95  Aum. 

*  Schwt  1  jii  au  den  Kurfürsten,  20.  April  1662  (ebenda  S.  99). 
i^ornchungen  XXIV  1  (III).  —  Baeli«1.  20 
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er  genötigt,  wegen  der  Nichteinhaltung  des  ständischen  Ver- 
sprechens solche  Leute  zu  bestellen,  welche  die  Akzise  wohl 
beibringen  würden  ^  Auch  weiterhin  erwies  sich  die  stän- 
dische Verwaltung  so  tlbel,  dafs  der  Statthalter  16ti7  schrieb : 
So  lange  sie  in  der  Stände  und  ihrer  Deputierten  Händen  sei, 
würde  we^en  der  merkliehen  Unterachleife  kein  höherer  Er- 
trag als  bisher  zu  erhoffen  sein.  Man  müsse  auf  dem  nächsten 
Landtage  dahin  trachten,  dafo  die  Administration  der  Akzise 
den  Ständen  ganz  genommen  werde  und  wieder  in  des  Kur- 
fürsten freie  Disposition  käme.  Denn  wenn  auch  die  vordem 
vom  Kurfürsten  eingesetzte  Verwaltung  viel  gekostet,  so  habe 
sie  :uic]i  ein  aDsehnlicbes  Quantum  und  hei  den  Städten 
KönigslKjrg  fast  mehr  in  einer  Woche  eingebracht,  als  Tum  aus 
dem  gnnzen  Lande  gefallen*.  Aber  nur  bei  dem  KoiiiLis- 
berger  Akzisedirektorium  gelang  es  dein  Kurfürsten  zum  Miis- 
vergnüpfen  der  Stände  eine  ])escbei(leue  Kontrolle  zu  erlan*:en. 
die  Administration  der  Landesakzise  dagegen  verblieb  ganz 
den  Ständen^. 

Immerbin  wurde  die  ständische  Steuerverwaltung  von 
ihm  und  seinen  Organen  auf  nicht  ordnungsmäfsigem  Wege 
dadurch  vielfach  durchbrochen,  dafs  Zahlungsanweisungen  un- 
mittelbar an  die  Ämter  geschickt  und  dadurch  viele  Steuer- 
betrage dem  regelmäfsigen  Kassenveikehr  entzogen  wurden* 
Ja  im  März  des  Jahres  1Ö78  wurde  der  bewilligte  Hufen- 
schofs  nicht  an  den  Landkasten  eingeliefert,  sondern  vom 
Kurfürsten  befohlen,  dafs  er  auf  Assignationoii  des  Statt- 
halters gleich  lUirch  die  Akziseeiimehmcr  in  den  Ämtern  sn 
die  Truppenteile  gegen  Quittung  der  Offiziere  auszuzaliteii, 
die  Einnahmeregister  aber  an  die  Kriegskai inner  einzuschicken 
seien*.  Eine  völHjre  Aufhebung  der  stindischen  Steuer- 
vei  waltuug  aber  wai  wählend  der  zehnmonaligen  ungewiligteu 
Kontribution  von  1(573/74  eingetreten:  General  Görtzke  und 
die  Kriegskammer  brachten  die  R^lierung  der  Kcmtribution, 
ihre  Bepartition  und  die  Assignation  in  die  Ämter  allein  in 
ihre  Hftnde,  die  Amtsschreiber  wurden  für  das  Einkommen 
der  Schösse  haftbar  gemacht,  übel  behandelt,  mit  Exekution 


'  Der  Kurfürst  an  den  Statthalter  u.  die  Oberräte,  28.  Juli/7.  Aug. 
1662  (U.-A  XVI  S.  208). 

2  Radziwiü  an  den  Kurf.,  16.  Juni  1667  (eb.'uda  S.  526  Aum.  2). 

'  Nur  sollten  sie  dem  Ivurfürsten  jedesmal  lieclinuiig  ablegen  und 
ohne  seine  Erlaubnis  nichts  Ton  den  Gefällen  ansgebeiL  —  Der  Kur- 
fftrst  au  die  Stände,  1.  Juli  1669  (>l.(MHla  S.  566). 

■*  Klagen  darüber  in  den  Bedenken  v.  30.  Juli  1G69  und  <ept 
1675  (ebenda  S.  Ö80,  816j  und  dem  Berichte  Croya  v.  28.  Okt.  1672 
(ebenda  S.  761). 

»  Schlicfeliches  Bedenken  v.  22.  März  1678  (ebenda  S.  841  f.);  Aus- 
schreiben an  dir  A inf^hauptletite  v.  19.'29.  März  1678  (ebenda  S.  842 
Anm.  1>  Bedenken  der  Hitterschaft  und  der  btädte  v.  Sept.  1678  (ebenda 
8.  851  und  851  Anm.  2). 
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belegt  lunl  einige  sogar  verhaftet,  niirh  mit  einigeu  Haupt- 
leuteii  ungebührlich  verfahren.  Die  Stande  forderten  daher 
voll  MiLstraueu  gegen  die  militilrische  Steuerverwaltung 
Uiitei-suchung  der  Kouliilmtioneii  und  der  Kriegskauiiner- 
rechuuiig  durch  stilndisch-kurfarstliche  Kuuiuüssionen,  da  sie 
der  Meinuüg  waren,  das  Land  hahe  mehr  aufbringen  müssen, 
Als  gefordert  worden  sei*. 

Jedoch  erfolgte  erst  nach  erlangtem  Frieden,  in  den 
Jahren  1680/81  vor  allem,  eine  durchgreifendere  Regelung  der 
Steuerverwaltungslrage,  natOrlich  den  nunmehrigen  Macht- 
Terhältnissen  entsprechend  im  Sinne  einer  Verdr&ngung  der 
ständischen  durch  monarchische  Organe.  Allerdings  hatte  der 
Kurfürst  schon  1G78  befohlen,  dafs  in  den  Ämtern  besondere 
Schofseinnehmer  bestellt  würden  zur  Einhebung  der  Militilr- 
steuern,  da  die  Amtssfhrei})er  diese  mit  den  Kanimergefällen 
vermischten  und  dadurch  Verwirrung  und  linterschleife  ver- 
ursachten^, aber  diese  Neuordnung  der  unteren  Verwaltung 
ibt  infolge  des  Krieges  stecken  geblieben  und  wurde  erst  1680 
vom  Kurfürsten  ernstlich  in  Angrift*  genommen.  Kr  liefs 
diesmal  nicht  durch  die  in  solchen  Dingen  stets  widerstrebende 
Regierung,  sondern  durch  Oberst  Barfus  und  Kammermeister 
Kttpner  Leute  fOr  diese  Posten  vorschlagen,  „weil  die  Ein- 
nahme der  Kontribution  ohnedem  ein  Milit&rwerk  ist** Die 
Regierung  liefs  er  nur  eine  Instruktion  fUr  sie  aufsetzen  und 
der  Kriegskammer  zustellen.  Ohne  dafs,  wie  die  Regierung 
es  voraassetzte,  der  St&nde  Meinung  Uber  eine  so  wichtige 
Neuerung  auf  (leni  Landtage  erfragt,  und  ohne  dafs  die  Re- 
gierung weiter  benachrichtigt  wurde,  stellte  die  Kriegskammer 
Einnehmer  an  und  nahm  sie  für  den  Kurfürsten  in  Eid  und 
Pflicht :  bis  Dezember  waren  solche  schon  in  zwanzig  Ämtern 
eiüge-*  tzt*. 

Die  Regierung  und  die  Stände  erkannten  sogleich  die 
(Tefahr.  die  durch  diese  Einrichtung  den  (iewohuheiten  des 
Landes  drohte.  Die  erstere  widerriet  von  vornherein  den 
Plan  und  stellte  vor,  dafe  damit  nur  mehr  Weitläufigkeit  ver- 
ursacht werde,  viel  besser  sei  es,  die  Amtsschreiber  zu 
besserer  Gesch&ftsfUhrung  anzuhalten^.    Dies  versuchte  sie 


1  Bedenken  der  Landrftte  nnd  der  RitterBchaft,  18.  und.  2S.  Aug. 

1674  (U.-A.  XVI  S.  807  f.)  und  22.  Mai  1676  (ebenda  S.  808,  820).  Schon 
der  i»n  ^^ommcr  sewilllit^te  Kopfschofs  war  miUtärisch  oin^ftrieben  und 
omiutteUmr  der  Milix  uberwiesen  worden.  —  iiedenlcen  der  Kitterscliaft, 
Okt.  1678  (ebenda  S.  785  Anm.  2). 

^  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  24.  JanJS.  Febr.  1678  (ebenda 
S.  S36  f.). 

•  JEbenso  lö.  28.  April  und  27.  Juni/7.  Juli  i6öü  (ebenda  S.  920,  936). 

*  Die  Resierung  an  den  Kurf.,  SO.  Aug.  und  6.  Dez.  1680  (ebenda 
S.  938  Aniii..  ^46).  Schofreinnehmerinstrukuon  v.  28.  AugiS.  Sept.  1680 
{ebenda  S.  940  Anni.  1). 

8  Die  liegierung  au  den  Kurf.,  21.  Juni  1680  (ebenda  S.  928  f.). 

20* 
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auch  alsbald,  indem  sie  den  Hauptleuten  be&hl,  die  Amts- 
sehreiber  bei  der  Einnahme  der  Stenern  knnftig  aufs  strengste 
zu  Oberwaehen,  damit  keine  Unordnungen  vorkämen,  eine  An* 
Ordnung,  von  der  sie  sich  doch  selbä  nicht  den  geringsten 

Erfolg  versprechen  konnte  ^  Gegen  die  neuen  Einnehmer 
brRclite  '^ie  allerlei  vor:  die  nipisteü  hatten  nur  unzulängliche 
Bürgschaften,  sie  seien  groisenteils  unbeweibt  und  unernrobt. 
sie  beanspruchten  ein  zu  hohes  Holzdeputat  und  Wohnung 
auf  dem  Amtshause-.  Während  die  Regierung  kleinlich  und 
ängstlich  wie  immer  widersprach,  forderten  die  Stände  dringend 
Unterlassung  dieser  präjudizierlichen,  höchst  schädlichen  und 
kostspieligen  Neuerung,  Abschaffung  der  Einnehmer  oder 
wenigstens  Einschränkung  ihrer  ungewöhnlichen  Autorität 
und  Einnahme  nach  alter  Art  durch  die  Amtssehreiber  in 
Gegenwart  adliger  Deputierter.  Denn  diese  Einrichtung  deute 
darauf  hin,  dafs  das  Land  nie  mehr  der  Kontributionen  ent- 
ledigt werden  solle;  den  Eianehmern  werde  sogar  das  Recht 
erteilt,  die  Schösse  unter  eigener  Unterschrift  auszuschreiben, 
was  wider  die  Verfassung  sei,  denn  nach  ihr  sei  der  Adlige 
nur  einem  Adligen  zum  Gehorsam  verpflichtet,  ja  sie  voll- 
streckten an  Stelle  der  Hauptleute  Steiierexekutionen  gegen 
Adlige".  Der  Kurfürst  suchte,  wie  immer,  dw  Ma^htfrage 
noch  mit  Reclitsmunden  zu  Hilfe  zu  kommen,  was  allenlings 
nicht  recht  gliukio;  er  meinte,  den  Ständen  könne  die  Art 
der  Steuereinhehuiig  gleichgültig  sein,  auch  kOnne  er  als 
Landesherr,  wie  er  die  Koutributionseinuahme  den  Amts- 
schreibem  nur  neben  ihrem  eigentliehen  Dienst  bei  der  Haus- 
haltung aufgetragen  habe,  das  auch  jedesmal  andern,  aufser- 
dem  habe  es  schon  in  früheren  Zeiten  Schofteinnehmer 
gegeben  *.  Und  als  die  OberstAnde  gelegentlidi  ihren  Stand- 
punkt durchzusetzen  versuchten  und  in  einem  von  ihnen  ver* 
fafsten  Steuerentwurf  die  Erhebung  wieder  dem  Amtsschreiber 
unter  Aufsicht  der  Hauptleute  und  adliger  Landtagsdeputierter 
übertrugen,  drückte  der  Kurfürst  darüber  sein  lebhaftes  Mifs- 
fallen  ans  und  befahl  ihnen  ciitwtMlrr  eigene  recej)tores  zu 
bestellen  oder  sich  der  Schoiseiunehmer  gegen  billige  Ent- 


*  Die  Regierung  an  die  Hauptleute,  9.  Dez.  1680  (U.-A.  XYI  S.  946 
Anm.  3). 

«  Berichte  der  Regierung  v.  13.  Dez.  1680  u.  11.  Febr.  1681  (ebenda 
S.  946  Anm.  3,  951). 

'  Bodenkeii  der  Liinibiite  u.  der  Ritterschaft  v.  Nov.  1680  (ebeiula 
S.  941.  942),  drr  ^rpsamt.  n  Stiiiulr  v.  2.  u.  5.  Dez.  1680  (fbeiulu  945,  946 
Audi.  2).  Instiuktiuii  der  nach  Berlin  Deputierten  v.  9.  Mai  Uibl  (ebenda 
S.  956).  Der  Oberetände  vereinigte  Bedenken  v.  24.  Juli  1683,  23.  Ang. 
1684  u.  14.  Aug.  1685  (ebenda  S.  984,  987,  995^  VgL  auch  eben& 
S.  954,  961,  968,  984,  994,  999,  1009,  1022,  102.5. 

*  Der  Kurfürst  an  die  Kegicruug,  27.  Juni 7.  Juli  und  10.  20.  Dez. 
1680  (ebenda  S.  936,  947  Anm.). 

»  Vom  18.  Olct.  1681  (ebenda  8.  966  Anm.  1)l 
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Schädigung  zu  bedienen,  denn  die  Amtsschreiber  seien  nicht 
ihre  Diener  ^  Tat  unehlich  blieb  es  denn  auch  bei  Verwendung 
der  Schol'seinnehiiier ^. 

Auch  in  (ier  niittlereu  Steuerverwaltun^,  bei  den  Kreis- 
kasten,  schuf  der  Kurfürst  uiii  dieselbe  Zeit  Wandel,  iiirleni 
er  statt  der  bisherigen  drei  Kasteuschreiher  neue  ernaiiiite 
und  ihneu  eine  in  Berlin  ahgefafste  neue  Instiuktuiu  gab, 
alles  über  den  Kopf  der  Regierung  hinweg.  Diese,  wie  auch 
die  Oberkastenherren  erhoben  daher  Widerspruch :  die  neuen 
Instruktionen  stimmten  nicht  mit  der  Akziseordnung  und  der 
bisherigen  Verfassung  des  Landkastens  Uberein,  die  Einricbtung 
richte  also  nur  grofse  Verwirrung  an  und  verursache  mehr 
Kosten.  Natürlich  blieb  ihr  Einspruch  ergebnislos^. 

Gegen  die  oberste  ständische  Steuerverwaltungstelle,  den 
Landkasten,  wagte  der  Kurfürst  noch  nicht  so  entschieden 
vorziij^ehen,  doch  erreichte  er  auf  Umwegen  durrh  eine  Reihe 
von  Mafsnahnien,  dafs  auch  die  Zentral  Verwaltung  allmählich 
!?aTiz  an  <lie  Kriegskammer  überging  und  der  Landkasten 
gleichsam  aufs  trockene  gesetzt  wurde.  Zunächst  hefahl  er 
im  Mai  l'iHO,  dafs  neben  den  reinen  Militär-  (Kontrihutions-, 
Kin(|uartierungs- ,  Marsch-  usw.)Angelegeuheiten  aucli  die 
Landkastensacheu  von  dem  Kriegssekretär  beim  Kommissariat, 
statt  wie  bisher  von  dem  Obersekretär  in  der  Oberratstube 
2U  bearbeiten  seien.  Kat&rlieh  widerspraehen  die  Oberrate 
der  Abspaltung  einer  so  wichtigen  Landessache,  weil  sie  nur 
Verwirrung  erzeuge,  aber  vergebens*.  Demgeraäfs  übertrug 
der  Kurfarst  auch  die  Oberaufsicht  Ober  die  Landkasten- 
verwaltung  den  militärischen  Organen  und  beauftragte  bald 
danach  den  Generalleutnant  Lehndorf,  den  Obristen  Barfus 
nnd  die  beiden  Kaninierraeister,  die  Landkastenrechnung  ab- 
zunehmen. Kiiiuahiae  und  Ausgabe  zu  prüfen,  zu  (juittieren 
uv/\  ihm  Rerirht  ahzustatten\  Die  Stände  aber  beklagten 
M'  lu  dafs  nicht  wie  hisher  der  Oberhurggraf  bei  der  Ah- 
tjorung  der  Kastenrechnunfr  den  Vur^^itz  führe,  sondern  zu 
dieser  Angelegenheit  vom  Kurfürsten  einseitig  KDinuiissare 
ernannt  worden  seien,  darunter  ein  Fremder  (Barfus)*^.  Ferner 


*  Der  Kurprinz  an  die  Überräte,  28.  OkW7.  Kov.  1681  (U.-A.  XVI 
S.  966). 

*  Atuschreiben  an  die  Hftaptleute,  IS.  Dez.  1681  (ebenda  S.  967 
Anin.  1). 

•Die  l{ogi('riiii^'  au  den  Kiu-f.,  11.  Febr.  1681  (ebenda  S.  950 1.); 
der  Kurfürst  aa  die  Regierung,  12./22.  Miirz  (?)  1681  (ebenda  S.  951 


*  Die  RefftVning  an  den  Kurf..  4.  liini  1680  (ebenda  S.  925  ff.). 
^  Der  Kurfürst  au  die  Genannten,  12./22.  Aug.  1680  (ebenda  940 


*•  Di6  zor  Abhörung  der  Kastenreclinung  TOn  den  Ständen  Demi' 


tierten  an  den  Kurf.,  2.'?.  Sept.  1^80  (ebenda  S.  940X  Schlie&liches  Be- 
denkeii,     Dez.  1680  (ebenda  8.  945). 
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wurden  die  neuen  ScholseiuDehmer  in  ihrem  Eide  nicht  ver- 
piiulitet,  das  eingenommene  Geld  „an  den  Landkasten",  son- 
dern nur  „an  fzehörigen  Ort"  zu  liefern,  was  im  ganzen  Zu- 
sammenhang nur  eine  Umschreihung  der  Kriegskammer  war; 
die  zur  Abhörung  der  KastenrechDung  Deputierten  und  die 
Oberrate  bemfingelten  jedoch  diese  verdächtige  Fassung  ver- 
gebens, obwohl  auch  Croy  ihnen  beipflichtetet 

Vernichtend  aber  ftlr  das  Bestehen  des  Landkastens  war 
ein  Befehl  des  Kurfürsten,  der  sich  dahin  aussprach:  durch 
die  Einlieferung  der  Gelder  aus  den  Ämtern  in  den  Land- 
"kästen  entstehe  nur  Verzögerung,  wodurch  die  Trup])eo 
ruiniert  würden,  und  Inkonvenientien,  da  das  Geld  durch  sa 
viele  Haude  gehe:  wpnn  es  also  damit  nicht  schnell  gemij? 
gehe,  um  die  rechtzeitige  TruppenverpHegung  zu  gmvnhr- 
leisten,  so  sollten  die  Assignationen  aus  der  Kriegskaiuint  r 
unmittelbar  in  die  Ämter  gehen Das  aber  macht<^  bei  dem  stets 
vorhandenen  Geldbedürfnis  die  unmittelbare  Auszahlung  der 
Steuern  an  die  Truppenbehörden  zur  Kegel;  und  tatsächlich 
geschah  es  auch  so,  so  da(b  schon  Anfang  1682  kein  Bargeld 
im  Landkasten  war,  um  die  zu  ihm  Verordneten  zu  entlohnen*. 
Es  war  wohl  nur  noch  der  äufseren  Form  halber,  wenn  bei 
Einführung  der  Sonderbesteuerung  der  Kölmer  und  Amts- 
bauem  befohlen  wurde,  die  Erträge  sollten  an  den  Landkasten 
gehen,  die  Einnahmeregister  an  das  Kriegskommissariat,  da- 
mit dieses  die  Assignationen  dannch  einrichten  könne*.  Denn 
als  die  Oherstftnde  bald  danach  bestiinniten,  ihre  Steuer- 
einkünfte sollten  an  den  Landkasten  gelien  und  von  diesem 
monatlich  die  Assimilationen  in  die  Ämter  gescluckt  werden, 
wurde  ihnen  in  scliarfem  Ton  bedeutet,  die  Verrechnung  der 
für  die  Miliz  bestimmten  Gelder  und  die  Ausgabe  der  Assig- 
nationen au  die  Einnehmer  in  den  Ämtern  habe  nur  l>eiui 
Kriegskommissariat  zu  geschehen  ^  Die  Städte  Königsberg 
aber,  die  ja  immer  vom  Laodkasten  wegstrebten,  taten  auch 
jetzt  nichts,  ihn  in  Aufnahme  zu  bringen,  sondern  trugen 
zum  Kummer  der  Oberstände,  obwohl  sie  sich  mit  diesen  ver- 
einigen  zu  wollen  vorgaben,  dennoch  ihr  Quantum  an  die 
Kriegskammer  statt  in  das  publicum  aerarium  ab^. 

Der  fernere  Befehl  dafs  die  Zehrgelder  für  die  Kasten- 
herren,  die  adligen  Beisitzer  in  den  Ämtern  u.  a.  dgl.  Aus* 


>  Protokoll  des  Oberrats,  2a  Sept.  1680  (U.-A.  XVI  8.080  Anm.  I). 
-  Der  Kuifürst  an  die  Regierung,  12J22.  M&rs  (?)  1681  (ebenda 

S.  ddl  Anm.  1). 

•  Die  zum  Landkasten  Depiilierten  und  die  Oberkastenherren  an 
den  Kurf.,  15.  Jan.  1682  (ebenda  S.  967  Anm.  1). 

*  Reskript  v.  31.  .Juli  1681  (ebenda  S.  959  Anm.  1). 

Vereinigte^  Bedenken  der  Oberstände  u.  kleinen  St&dte,  14.  Aug. 
1685  (ebenda  S.  y94> 

«  Der  Kurprinz  an  die  Oberrftte,  28.  Okt/7.  Nov.  1661  (ebenda  S.  966). 
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gaben  nicht  von  den  Stcuerbeträgen  entrichtet  werden  sollten, 
sondern  dafs  für  solciie  Fülle  von  den  StJ^nden  eine  besondere 
Zusammenlage  bestimmt  werden  müsse,  bedeutele  piaktisch  eine 
Beseitigung  dieser  ständischen  Organe,  denn  ihre  Besoldung  aus 
SmuderauflageD  der  LaDdschafI  war  erfahrungsgem&fb  und  erst 
recht  bei  der  nmimehrigen  Fülle  der  öffentlichen  Steuerlasten 
aiugeschlossen.  Die  Oberstände  aber  beklagten  es  wehmütig, 
wie  nun  auch  der  von  altersher  bei  ihnen  üblich  gewesene  Land- 
kasten ihnen  ans  den  Händen  und  alles  an  die  Kriegskannuer 
gebracht,  den  Oberkastenherren  ihr  vom  Lande  geordneter 
Gehalt  entzogen  und  sie  dadurch  beiseitt^  geschoben  seien, 
und  wie  „d^m  Lande  aber  die  Augen  zugedecket  worden, 
damit  es  uiclit  wissen  könne,  wieviel  es  an  Kontribution  ab- 
getragen** ^ 

Der  Landkasten  führte  noch  ein  l>escheidenes  Dasein  als 
Verwaltungsstelle  einer  ständischen  Eigenwirtschaft,  seitdem 
durch  den  „neunten  Pfennig"  der  Akzise  der  Oberstände  vom 
Juni  1662  bis  Juni  1663  der  Grundstock  zu  einer  geringen 
Kapitalanlage  gelegt  war'.    Wie  kümmerlich  aber  diese 
ständische  Eigenwirtschaft  war,  wird  dadurch  bezeichnet,  dafs 
eine  geringe  Schuld  an  den  Landrat  v.  Fröbner,  die  1626  auf- 
genommen war,  erst  1701  abgezahlt  worden  ist.    Aber  noch 
1686  bewilligten  die  Stände  einen  Kopfschofs  für  die  Zwecke 
ihrer  privaten  Vermögensverwaltung,  nftmlich  zur  Bezahlung 
der  Schulden   der  Landschaft  an    die  Heydeckschen  nnd 
Frnbnerschen  Erben,  den  Rest  für  die  Krbauung  eines  Zucht- 
hauses^.    Allerdings  hatten  sie  dns  Unglück,  dafs  dieser 
Schols  nie  in  den  Landkasten  gchui^'te.  sondern  vrni  der  alles 
verschlingenden  Kriegskanmner  vorweg  genommen  wurdf.  und 
die  Stande  mufsten  noch  liuh  sein,  dafs  sie  dadurch  vor  einer 
ungewilligieu  Kontribution  bewahrt  wurden.    Aber  auch  aU 
öffeutliche  Steuerverwaltungstelle  feierte  der  Landkasten  1690 
wieder  seine  Auferstehung,  als  die  für  die  mnere  Folgerichti|;- 
keit  der  Entwicklung  unter  dem  Grofsen  Kurfürsten  völlig 
Yerstftndnislose  Regierung  seines  Nachfolgers  so  manches  Ver- 
altete, durch  den  Lauf  der  Dinge  Überholte  zu  einer  kurzen 
Scheinblüte  wieder  aufleben  liefst   Der  unbehagliche  Ein- 
druck, den  die  rückläufige  Bewegung  bei  einer  in  hoffnungs- 
vollem Fort  gange  befindlichen  Entwicklung  macht,  wird  ge- 
steigert durch  die  übele  Erscheinung,  dal's  nun  in  der  Kriegs- 
kannuer m\i\  im  Landkasten  zwei  Organe  der  Steuerverwaltung 
Del>eueioander  bestanden,  die  sich  gegenseitig  für  überflüssig 

I  Der  überstände  vereiiiigteb  iicdeuken,  23.  Aug.  1684  (U.-A.  XVI 
S.  987). 

^  Der  Ertrag  des  nennten  Pfennigs  betrug  15056  Mk.  18  ß  (ebenda 

S.  46')), 

3  S(  Iilieraliches  Bedenken  v.  19.  Juli  1686  (ebenda  S.  1004). 
*  Bergmann  S.  Wff. 
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hielten,  sicli  bitter  bekämpften  und  einander  hinderten.  Schon 
1G9Ü  mufste  Friedrich  III.  sein  Bedaueiu  ausspreclien,  dafs 
er  den  Landkasten  erneuert S  aber  ihn  wieder  zu  beseitigen, 
war  nicht  so  leicht  Zwar  verlor  er  mit  dem  ErUtecben  des 
stAndischen  Ijebens  nach  1706  seine  Bedeutung  wieder,  aber 
förmlich  aufgehoben  und  mit  der  Kriegskammer  vereinigt 
wurde  er  erst  bei  der  Einführung  des  Generalhufenschossee 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.^ 

Das  mit  der  steigenden  Macht  der  monarchischen  Organe 
vielfältig  eiTitretPTitle  inid  den  rpgehnäfsigen  SteuerliPtrieb 
durchquerende  V erfahren,  die  Krträge  der  Abgaben  gi^ich  nn 
der  Quelle,  in  den  Ämtern  und  Stildten  durch  Assignatiüiieu 
an  die  letzten  Empfänger,  die  Truppenteile,  zu  überweisen, 
war  ganz  ilhulirh  wie  die  zu  derselben  Zeit  öfters  an  die  Stelle 
des  Barbezahl Liiigs^ysiciiis  tretende  QuartierverpHegung  in 
huanztechuischer  liiusicht  entschieden  ein  Rückschritt  gegen 
die  zwar  sehr  verbesserungsbedürftige,  aber  doch  wenigstens 
einen  regelm&fsigen  Geschäftsgang  innehaltende  stftndisehe 
Verwaltung.  Aber  wo  es  sich  darum  handelte,  offen  oder 
versteckt,  aber  um  jeden  Preis  neue  Formen  an  die  Stelle 
der  alten  zu  setzen,  da  mufsten  die  Fragen  der  Zweckm&fsig- 
keit  vor  denen  der  Macht  vorläufig  noch  zurficktreten,  da 
war  ein  unerfreulicher  Übergangszustand  nicht  zu  vermeiden. 
Weitausholendeu  Reformen  stand  der  Geldmangel  im  Wege, 
man  bedurfte  vor  Mlleii]  der  schnellen  Beschattung  von  Mitteln, 
und  dazu  w%nren  jene  unordentlichen,  :ni  die  Zeit  des  dreifsig- 
jährigeu  Krieges  erinnernden  Mafsualiiiien  /uiuichst  allerdings 
die  geeignetsten.  Die  Hauptübel  der  ständischen  Steuer- 
einnahnie  und  -Verwaltung,  die  langsame  AusführuuK  nud  die 
mangelhafte  Exekution,  wurden  nun  vermieden,  aber  die  mili- 
tärischen Organe  fielen  bei  ihrer  frischen  Wirksamkeit  in  die 
umgekehrten  Fehler:  Überstürzung  und  allzu  rücksiehtaloaes 
Durchgreifen.  Es  wurde  heftig  geklagt,  dafs  die  Assignationen 
fast  eher  als  die  Befehle  zur  Steuerzahlung  in  die  Ämter  ge- 
langten, so  dafs  eine  allzu  schleunige  Exekution  erfolge  und 
viele  Eingesessene  zur  Abtragung  ihrer  Kontribution  nicht 
einen  Tag  Zeit  hätten®.  Es  wurden  ungewilHgte  Abgaben 
erhoben  auf  eine  Quittung  hin,  die  der  exequierende  Soldat 
gleich  mitbrachte,  und  mit  der  Exekution  oft  verfahren,  ehe 
der  Einnehmer  Erinnerung  getane    ^ehr  bitter  wurde  es 


'  15  er  12  mann  S.  102. 

'  8 eil ui oller,  Die  Verwaltung  OstprenikeDS  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.    Histor.  Ztschr.  Bd.  30,  S.  55. 

'  Hedenken  der  Ritterschaft,  Anfang  Juli  1678  (U.-A.  XVI  S.  846  f.). 
Vgl.  auch  das  Bedenken  der  Ritterschaft  t,  90.  Sept.  1679  (ebenda  S.901 
Aum.  2). 

♦  Schliefsliclie  Bedenken  v.  22.  Aug.  und  20.  Okt.  Iü87  (ebenda 
S.  1015»  1019> 
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auch  empfuii(lei).  dafs  da.  wo  iutolge  von  Exemtioiiea  und 
gänzlicher  ÜDvermögenheit  Einzelner  am  Steuerquantuni  oder 
au  Quartierleistungeu  etwas  ausiitl.  dies  willkürlich  aui  audeie, 
besonders  auf  wüste  Hufen,  übertragen  wurde*. 

b)  Veranlagung  und  Kontrolle  der  Steuern. 

Die  unruhigen  Zeiten,  die  Häutung  der  Geschäfte  und 
der  stets  drängende  Geldmangel  hielten  aneh  die  schon  stets 
als  notwendig  erkannte  Reform  der  mafslos  schlechten  und 
ungerechten  Bodenkatastrierung  und  die  Herstellung  eines 
als  Grundlage  für  die  direkte  Besteuerung  geeigneten  Hufen- 
katasters  zurttck.    Seit  den  70er  Jahren  aber  begann  die 
Kriegskammer  mit  einer  neuen  Veranlagung  zur  Hufen- 
kontribution Ernst  zu  machen.   Der  Kurfürst  befahl  1671, 
dafs  zu  diesem  Zwecke  alle  Hau] diente  die  Hufenregister  mit 
besonderer  Angabe  aller  nicht  mit  adligen  Freiheiten  ver- 
sehenen Hufen  bei  gewisser  Strafe  in  die  Kriegskammer  ein- 
senden sollten-,  und  die  Kontributiou  von  1(>73  wurde  schon 
nach  dem  HnheTi anschlage  des  Kommissariats  ausgeschrieben, 
der  zum  Leidwesen  der  Ritterseliaft  den  Ämterregistern  ganz 
entgegenlief*.    Eine  neue  Berichtigung  der  Kontril)utiüus- 
register  und  der  der  Steuerveranlagung  zugrundeliegenden 
Amtsrechnuugeu  liefs  der  Kurfürst  bei  Gelegenheit  seiner  An- 
wesenheit im  Lande  im  Anfang  des  Jahres  1C79  Yornehmen^. 
Die  Oberst&nde  erhohen  sofort  anhaltende  Klagen  Ober  diese 
Anschlage  mit  ihren  .neu  ersonnenen  Hufen*  und  verlangten 
nach  den  alten  Schofsregistern  * ;  der  Kurfürst  aber  hatte 
schon  die  Regierung  dahin  beschieden ,  wer  nicht  zufrieden 
sei,  könne  eine  Vermessung  seiner  GOter  beantragen,  wobei 
der  Kurfürst  „noch  ein  ziemliclies  zu  prosperiren"  hoffte. 
Xivh  hatte  er  Vorkehrung  getroffen .  dafs  jedem  Amt  noch 
als  bpielrauni  für  die  Befreiung  voti  Armen  ein  Teil  dor 
Hufen  nachgelassen  wurde,  erfuhr  indessen  schon  bald,  dafs  das 
doch  nicht  der  Armut  zu  gute  kam^ 


^  So  geschah  es  schon  im  nordischen  Kriege  (vgl.  die  vereinigten 
Bedenken  v.  fi.  Mai  1656  und  26.  Nov.  1661.  Ü.-A.  XV  S.  372,  658,  659). 
Im  Aorii  1679  führte  der  Kiirt'ürvt  diese  Mafsregel  wieder  rin  (TT.-A.  XVI 
S.  87o  Audi.  1)  und  scbartte  üuk  ii  lieskript  v.  8.  April  16^  uochmaig 
ein,  da&  Ibr  die  Tenrmten  Adligen  die  wohlhabenden  ihres  Standes  die 
Abgaben  entrichten  sollten  (Baczko  VT  S.  40).  Di(  Stünde  beschwerten 
sich  vergebens  über  solche  Ungerecliticrkeit.  (Bedenken  t.  18.  Okt.  1681 
tt.       Aug.  1684.   U.-A.  XVI  8.  9Ü5,  Üö7,  m,) 

*  Der  Kurfftrst  an  die  Regierung,  27.  N0T./7.  Des.  1671  (ebenda 
8.  717  Anm.  1). 

'  Die  Regierung  an  den  Kurfürsten,  17.  Okt.  167M  (ebenda  S.  7s6 
AoiD.  2),  Supplik  der  Ritterschalt,  16.  Jan.  1674  (.ebenda  S.  793  Anm.  1). 
YgL  auch  S.  784  Anm.  1. 

*  Der  Kurfürst  an  die  l^eoriening,  2. 12.  Miii  1679  (ebenda  S.  880). 

*  Vgl.  die  Bedenken  1679—1685,  ebenda  8.  888,  894,  935,  955,  974, 
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Die  genannten,  der  Verbesserung  des  Hufenansclilaps 
dieneudeu  Maisiiahiiieii  beiuhten  nur  auf  einer  gründlicheu 
Durchsicht  der  darüber  vorhandenen  schriftlichen  Beläge  und 
scheinen  bei  dem  bisherigen  Mangel  jeglicher  Kontrolle  im 
ständischen  Verwaltungssystem  immerhin  eine  grofse  Zahl  von 
Mifsstftnden  beseitigt  zu  haben.  Eine  durchgreifende  Reform 
war  aber  doch  nur  möglich  auf  Grund  einer  Untersuchung 
der  Boden-  und  Besitzverhältnisse,  und  zu  einer  solchen 
schritt  der  Kurfürst  in  dem  letzten  Friedensjahrzehnt,  als 
überall  mit  Eiitscbiedenheit  an  die  Durchführung  de?  npueii 
Regiments  gegangen  wurde.  Das  Reskript  vom  23.  Sp]itei!ilte!  ' 
3.  Oktober  1681*  wiederholte  den  Rchon  mehrmals  ge^ehriipii 
Betelil  zur  Einsetzun';  einer  Kommission  für  die  UnterKuchuug 
der  städtischen  HunderteuUixe,  ordnete  nun  aber  zugleich  an, 
dais  diese  Kommission  auch  die  Huben  auf  dem  Lande  unter- 
suchen solle;  in  jedem  Amt  sollten  dazu  gewisse  Leute  tlepu- 
tiert  werden,  die  besonders  die  Ungleichheit  der  Huben  nach 
der  Bonit&t  des  Ackers  zu  prüfen  hatten,  sowie,  was  dem 
Adel  vor  allem  Iftstig  war,  die  Besitzrechte  am  Boden,  ob  die 
Hufen  adlige  oder  kölmische  waren.  Die  Oberst&nde  baten 
alsbald,  die  Untersuchung,  die  grofse  Beschwerde  und  viele 
Neuerungen  nach  sich  ziehen  dürfte,  nachzulassen  und  nur 
bei  denjenigen,  welche  sie  nachsuchten,  durchzuführen Nach- 
dem aber  diese  sog.  „grofse  Kommission"  dennoch  in  Tätig- 
keit getreten  war,  focliten  sie  deren  Rechtmälsigkeit  an,  denn 
die  Stj^iide  seien  nirbt  über  ihre  Instruktion  geliört  worden 
uiui  es  seien  Nichta<ilige  dabei®;  sie  baten  sie  ab/.UÄieiltni,  da 
durch  sie  dem  Laude  das  äufserste  Unglück  drohe,  andern- 
falls könnten  sie  sich  deren  Entscheidungen  nicht  unter- 
werfend Sie  beklagten  feiner,  dafs  die  Kommission  von  den 
Städten  Königsberg  hinters  Licht  geführt  werde  und  diese 
bei  Untersuchung  ihrer  Hunderte  begünstige'^;  die  kleinen 
Städte  dagegen  beschwerten  sich  ttber  Erhöhung  ihrer  Kon- 
tingente, Ungleichbeit  und  Ubermftfsige  Belastung  einiger  von 
ihnen*.  Daneben  wurde  ttber  das  eigenmächtige  Vorgehen 


»  Orlich  I  S.397,  BaczkoVlS.  32.  Bericht  der  Uberräte,  23.  Dez. 
1681  (U.-A.  XVI  S.  965  Anm.  1). 

«  Schliefslidies  Bedenken  v.  18.  Okt.  1681  (ebenda  S.  965). 

*  Die  (>!>erräte  hatten  auf^er  /w«'i  LaiulriitPn  u.  einem  Hotgerichts- 
rat den  Kummermeister  Kupner  und  üeu  luauilatarius  fisci  Letzke  Tor- 
geschlaf^en  (ebend»  S.  96$  Anm.  1). 

*  Vereinigte  Bodenken  v.  »14.  Auff.  u.  20.  S»'])t.  1685  (ebenda  S.  99S, 
999  f-X  Beschwerde-  und  Bewahrunirssrnriften  der  Oherstiinde  t.  21.  Sept. 
1685  und  20.  Okt.  1687  (ebenda  i>.  1000  Anm.  1,  1019  Aum.  1> 

B  Bedenken  v.  28.  Ang.  1684,  2a  Sept.  1685  und  82.  Auff.  1687 
(ebenda  8.  m,  999,  1015). 

«  Bedenken  v.  24.  Aul'.  1684,  19.  Juli  1680  und  22.  Anp.  1687 
(ebenda  Ji.  989,  1004,  1016);  die  Oberräte  an  den  Kurt.,  1.  Febr.  16eö 
(ebenda  S.  991). 
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ile^  Koiniuissariats  Klage  geführt:  einmal  hat  es  nach  der 
Demission  der  Stände  ohne  (leren  Vorwissen  und  nach  eigenem 
Bi'lieben  einige  Ämter  niedriger  veranschlagt,  anderen  auf  die 
Huben  etwas  zugeschlagen;  ein  anderes  Mal  bat  ein  Kom- 
missarius  in  lusterburg  selbst  die  liepartition  vorgenommen*. 

Später  sefalug  der  Kurfürst  nochmals  vor,  eine  bessere 
nBd  richtigere  Klassifikation  der  Hufen  anzufertigen  mu(^ 
aber  den  Befehl  wiederholen,  ehe  die  Oberräte  darauf  antr 
werteten,  wobei  sie  sich  natürlich  gegen  die  Untersuchung 
erklärten^.  Als  ihnen  dennoch  von  Berlin  befohlen  wurde, 
Kommissarien  dazu  zw  ernennen,  trugen  sie  es  den  Ständen 
%or,  die  nun  unter  Anführung  nichtiger  Gründe  baten*,  mit 
diesem  .neuen  ungewöhnlichen  .  .  .  Werk  nicht  in  sie  zu 
dringen*',  nanif utlich  da  ihnen  die  Klassifikation  „das  be- 
harrliche Anhalten  der  Koutribution  anzudraucii  *  schien. 

Ks  aah  kaum  eine  nützlichere  und  verdienstlichere  Auf- 
gabe für  tlie  Monarchie,  als  in  diesen  Pfuhl  ständischer  Kor- 
rii|>Ti<>n  mit  eisernem  Besen  hineinzufahren,  und  überdies  war 
kaum  t'ine  Miiisregel  m»  hi  geeignet,  die  Steuereiuuahmen  zu 
steigen!.  Wuchsen  doch,  als  Friedrich  Wilhehn  I,  mit  dem 
GenerRlhufenschofs  hier  durchdrang,  dem  Kataster  84  681  ver- 
sehwiegene  Hufen  zu,  während  bisher  nur  65  884  kontribuiert 
hatten,  also  eine  Vermehrung  um  mehr  als  die  Hälfte.  Viele 
adlige  Hufen,  die  bisher  ^  s  Tlr.  gegeben,  zahlten  nun  5  bis 
a  Tlr.;  die  Scblodischen  Güter  des  Grafen  Christoph  Dohna 
mufsteu  statt  etwas  über  2000  nun  0250  fl.  schössen*.  Der 
Widerstand  der  Strnide  aber  zeigte  auch,  in  welches  Wespen- 
nest man  In'erbei  griff  und  mit  welchen  Schwierigkeiten  das 
Werk  verlmnden  war;  es  ist  daher  erklärlich,  dais  man  mit 
diesem  er>ten  Anlauf  noch  nicht  durchkam,  dafs  unter  der 
<ctilafTen  Regierung  Friedrichs  III.  die  grol'se  Kommission  und 
die  Katasterregt luDg  vulli^  ins  Stocken  geriet®,  und  dais  erst 
l-riedrich  Wilhelm  1.  auch  dieses  Werk  seines  Ahneu  voll- 
enden konnte. 

In  engem  Zusammenhang  mit  den  Bemühungen,  die 
direkten  Steuern  auf  eine  bessere  Grundlage  zu  stellen, 
standen  auch  die  Versuche  des  Kurfürsten,  ihre  Vereinnahmung 
einer  gründlicheren  Aufisicht  zu  unterziehen.  Bisher  war  das 


1  Bedenken  v.  23.  Aug.  1684  (Ü.-A.  XVI  S.  987)  und  v.  22.  Aug. 
1687  (ebenda  S.  1015). 

*  Der  Kurfürst  an  die  liegierung,  30.  Mai  9.  Juni  16b7  (ebenda 
S.  1012  Anm.  l\ 

«  Der  Kurprinz  an  die  Oborräte,  1./11.  Nov.  1687  (ebenda  S.  1028);, 
die  ()berrat'>       d<Mi  Kurl.,  27.  Nov.  1687  (ebenda  S.  1023  Anm.  1). 

*  Der  Kuninu/  an  die  Oberräte,  28.  NovJ5.  Vaz,  1687  (ebenda)^ 
Frotofcoll  de»  Oberrats  v.  8.  Jan.  1688  (ebenda  S.  1024).  Schlieftliche» 
Bedenken  v.  3.  Febr.  1688  (ebenda  S.  10261 

^  8 c h nio  1 1  (' r  a.  a.  0.  Bist.  Ztsclir.  d0|  S.  56. 

*  Bergmann  S.  134. 
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in  den  Ämtern  durch  die  Hauptleute  und  adlieren  Deputierten 
besorgt  worden,  die  natürlich  mit  ihren  Standesgenossen  unter 
einer  Decke  steckten;  weitere  Untersuchungen  aher  waren 
in  der  ständischen  Verwaltung  nicht  tthlich.  Der  Kurfürst 
befahl  mehrfach  der  llegieruug,  durch  besonders  ernannte 
Koraniissare  die  Kontributionsrechnungen  in  den  Ämtern  unter- 
flachen  zu  lassen*,  aber  er  scheint  gegenQber  der  adligen 
Cliquenwirtschaft  nicht  durchgedrungen  zu  sein.  Daher  be* 
Auitragte  er,  nachdem  er  steh  bei  seiner  Anwesenheit  in 
Preufsen  einen  Einblick  in  das  dortige  Steuerwesen  ver- 
schafft, das  Kriegskommissariat  mit  der  Durchführung  dieser 
Mafsnahmen,  gab  nun  aber  scharfe  Befehle,  um  die  regel- 
mäfsige  Einsendung  der  Kontribntionsregister  zu  erzwingen*. 
Die  noch  ausstehende  Rechnungslegung  der  Ämter  iUhm*  die 
Kniitrihutionen  seit  1050  solle  sofort  in  Angriff  genommen  und 
ktniftipf  alle  Reclmungen  vierteljährlich  geprüft  werden.  Die 
Beamten  sollten  stets  sogleich  nach  jeder  Willigung  die  Re- 
gister einschicken  und  die  Rechnungen  bis  zum  angesetzten 
Tage  ablegen,  anderntalls  sollten  sie  kassiert  werden;  auch 
wurde  der  Kriegskammer  aufgetragen,  sie  unter  Umständen 
mit  militärischer  Gewalt  zur  POnktlichkeit  zu  zwingen*. 

Weiterhin  wurde  von  Berlin  aus  befohlen,  die  Unter- 
suchung der  Kopf-  und  Viehschösse,  bei  denen  bisher  immer 
grofse  Unterschleife  vor  sich  gegangen  seien,  in  jedem  Amt 
«durch  Offiziere  vornehmen  zu  lassen.  Die  Regierung  jedoch 
umging  diesen  Befehl  und  übertrug  den  Amtshauptleuten  die 
Untersuchunj?,  womit  sich  der  Kurfürst  zunärlist.  wenn  auch 
unwillig,  zufrieden  giib'*.  Da  aber  diese  FnltM siirbiincr  ni^-hts 
frurlitete.  so  l>estand  er  nun  auf  seinem  fnihtMiMi  HefehP. 
boiclip  Untersuchungen  durch  Offiziere  sciieinen  noch  mehr- 
fach vorgekommen  zu  sein,  denn  die  Oberstände  klagten  ein- 
mal, dafs  bei  Untersuchung  des  Hagelschadens  in  vielen 
Ämtern  der  Hauptleute  wohlgegründeter  Bericht  in  Zweifel 
gezogen,  dagegen  militärischen  Personen  mehr  zugetraut 
worden  sei*.  W&hrend  des  Krieges  von  1678/79  wurde  auch 


1  Vgl.  Schreiben  des  Kurffürsten  an  die  Kegierung,  28.  Juli  1075 
(Ü.-A.  XVI      812  f.). 

*  Befehle  des  Kurftrsten  an  die  Regierung,  22.  Hftn/l.  April  1679 

(ebenda  S.  876  Aiim.  IX  10./20.  April  1679  (ebenda  S.  877  Anm.),  26.  Jan/ 

5.  Febr.  1680  (pl.eiula  S.  927  Anm.  1). 

^  Auch  vorher  waren  schon  die  Liunahmeregister  einzelner  Schösse 
an  die  Kriegskammer  eingefordert  worden,  so  bei  den  Hufenschössen 
V.  Okt.  1673  febeiula  S.  7S7)  und  M:n-/  1678  (ebenda  S.  842  Anm.  1). 

*  Der  Kurprinz  au  die  Hcecicriiiii;,  9.-19.  Fpbr.  lÖtiO,  der  ivarfurst 
an  die  llegierung,  20.  Febr./l.  M:irz  und  5.  lö.  Marz  1680  (ebenda  S.  927 
Anm.  1). 

^  Der  Kurfürst  an  die  Kegiernng,  29.  Jali/8.  Aug.  1680  (ebenda 

S.  937  Anm.  4). 

^  Der  Oberstände  vereinigtes  Bedeukea,  24.  Juli  16ö3  (ebenda  S.  983). 
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die  Einquartierung  „ohne  Vorbewufst  und  Zuziebuug"  der 
Regierung  und  der  Stände  allein  von  den  Militärorganen  ge- 
regelt ;  die  Stftade  Üagten  naebher  Ober  ibre  ungleiche  Ver- 
teiluDg  und  die  ungerechte  Befreiung  einzelner  und  baten, 
dafe  zu  der  Bepartiemng  in  jedem  Amte  zwei  Adlige  hinzu- 
gezogen wQiden^  Es  scheint  auch  wirklieh  dabei  an  Un* 
Ordnungen  und  Willkt^rlichkeiten  nicht  gefehlt  zu  haben, 
denn  der  Kurfürst  gab  den  ständischen  Klagen  in  ungewöhn- 
licher Weise  nach  und  schürfte  den  Generalen  ein,  dafs  auf 
die  Beobachtung  der  dnrchjK^hendeii  Crlpichheit  nach  der  nun- 
mehrigen Reparririon  gehalten  werde.  Die  Billettierun^  solle 
auf  dem  Lande  allein  dem  Adel  und  dessen  Beamten,  m  den 
ötädten  den  Magistraten  überlassen  bleiben  und  die  Miliz  sich 
keine  eigenmächtige  Einquartierung  anmafsen^.  Doch  er- 
tönten auch  danach  noch  die  Klagen  der  Stände,  dafs  ohne 
die  Regimentsräte  und  nicht  nach  den  alten  Schofsregistem 
bei  der  Einquartierung  vorgegangen,  die  Belegung  nur  nach 
dem  Erachten  der  Offiziere  vorgenommen  werde,  und  daüls 
Königsberg,  die  kurfdrstlicben  Bauern  u.  a.  befreit  seiend 
Die  Repartition  der  durchgehenden  Einquartierung  im  Sommer 
1679  war  in  der  Tat  nach  einem  vom  Kriegskommissariat 
auagearbeiteten  und  von  Berlin  aus  oktroyierten  Plan  vor- 
genommen worden,  da  die  Regierung,  wie  so  oft,  die  ihr  auf- 
jretragene.  aber  unliebsame  VerttMlini*^  versclileppt  hatte, 
ihr  wurde,  da  sie  nun  sehr  über  Ungleichheit  klagte,  nur 
noch  t^'estattet.  Änderungsvorschläge  einzureichen*. 

Ijer  Kurfürst  liefs  auch  1079  eine  Akziseordnuug  nicht 
von  den  Ständen,  sondern  von  seinen  Räten  aufsetzen,  doch 
baten  jene,  sie  zu  annullieren,  da  sie  „von  Frembden  aufser 
Landes  geschmiedet"  sei  und  dem  Lande  grofsen  Nachteil 
bringe  Im  flbrigen  war  eine  Kontrolle  über  die  Akzise  auf 
dem  Lande  gar  nicht  durchzufahren,  weshalb  der  Kurfürst 
ja  auch  diese  Besteuerungsart  für  das  platte  Land  durch  die 
Separation  in  den  80er  Jahren  aufhob.  Hinsich 1 1 1  r  1 1  der  Königs- 
berger Akzise  hatte  er  schon  mehrfach  mit  den  drei  Städten 
besondere  Abmachungen  getroffen  und  sich  eine  Kontrolle  vor- 
behalten; 1685  aber  liefs  er  sogar  die  neuen  Könii^sbergev 
Konaumtionsgelder  nach  einem  von  den  Oberräten  angeiertigten 


»  Vereinigtes  liedenkon  v.  11.  u.  23.  Febr.  1679  (ebemla  t>.  Ö60,  b71  f.). 
Protokoll  des  Überrats,  9.  ^*ov.  1679  (U.-A.  XVI  8.  910). 

*  Der  Knrfikrst  an  Görtske  n.  Schdning,  14./24.  M&ns  1679  («benda 
8.  875  f.). 

*  Bedenken  «lor  Landräte,  der  Ritterschaft  n.  der  gesamten  Stände  v. 
Juni  und  Juli  1679  (ebenda  S.  882  f.,  883,  898  f.):  Allgemeines  Bedenken 
T.  27.  Okt  1679  (ebenda  S.  907). 

*  Der  Kurfürst  an  die  Kegierung,  20.  30.  Juni,  27.  Juni/7.  Juli  und 
li.f24.  Juli  1679  (ebenda  S.  889,  m  1.,  897  Anm.  1).  Die  Regierung  an 
den  Kur£,  7.  Juli  1679  (ebenda  S.  889  f.). 

*  Bedenken  der  Bittembaft,  17.  Juni  1679  (ebenda  S.884f.> 
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Plan  einrichten  und  befahl  dicst  u,  ihm  jährlirh  eine  richtige 
Konsignation  darüber  emziibeudeu^  Die  Akzibeurdauiisr  der 
kleinen  Städte  vom  2U.  Februar  1(388  bedeutete  schf)n  dt  ii 
Übergang  zur  monarchischeD  Steuerverwaituiig;  sie  war  iq 
Berlin  abgefafst  und  gewährte  dem  Kommissariat  eine  ziem- 
lich weitgeheade  Oberaufsieht. 

Im  ganzen  bieten  die  Anl&ufe  des  Kurfürsten,  kontrol* 
lierend  und  regulierend  auch  in  die  Einzelheiten  des  Steuer- 
betriebes einzugreifen,  noch  ein  wenig  einlieitliches  Bild;  er 
ging  zuweilen  da  eigenmächtig  vor,  wo  die  Regierung  und 
die  ständischen  Organe  ganz  versagten,  aber  im  allgemeinen 
fehlte  es  noch  viol  /u  sehr  an  dem  nötigen  Beamtenpersoiial. 
als  dafs  man  die  Mitwirkun^^  fler  Stände  schon  hätte  beiseite- 
schieben können.  Auch  auf  diesem  Ge)>iote  vollendete  ei*st 
König  Friedrich  Wilhelm  I.,  was  in  unserer  Zeit  noch  in  der 
Form  regelloser  Versuche  auftritt.  Dafs  ])ei  den  letzteren 
viel  Unordnung,  WillkUr  und  Mifsbrauch  mit  unterlief,  «lal's 
manches  eher  wie  eine  Verschlimmerung  des  Schlechten  als 
wie  eine  Reform  aussah,  ist  gewifs,  und  es  erklärt  sich  daher 
sehr  wohl,  dafis  selbst  beKonnenen  und  mafsvollen  Mitgliedern 
der  Stftnde  die  altgewohnten  Mifsbräuche  lieber  waren  als  die 
waste  Unordnung  und  Bedrückung,  die  durch  das  Durchein- 
andergreifen alter  und  neuer  Behörden  entstand.  Das  Kriegs- 
kommissariat war  der  Unruhestifter  und  Störenfried,  der  naeh 
Ansicht  der  Stände  sich  als  lästiger  und  zweckloser  Fremd* 
ling  in  ihre  äufserlich  wohlgeordnete  Verwaltungswirtschaft 
hineingesetzt  hatte.  Srhou  1673  verlangten  sie  Kr^setzung 
dieser  Behörde,  „welche  auf  dieses  Landes  Konservation  nicht 
geschworen,  noch  dessen  Fundanientalgesetzen  kündig  durch 
ständische  Organe.  Die  Ritterschaft  forderte  iu  grobem  Tone, 
dafs  die  Oberkastenherren  die  ikzahluug  der  Miliz  behalteu 
und  zugleich  die  Befugnisse  des  Kommis>aiiutö  ubernehmen 
sollten,  damit  das,  was  Land  und  Städten  „de  facto,  unter 
was  Schein  es  wolle,  abgepresset  wird,  den  Soldaten  wieder 
abgezogen  werden  kann'*.  Weit  gemAfsigter  äußerten  sich 
die  Landrftte:  Das  Land  könne  erhalten  werden,  wenn  ein 
Generalkriegsrecht  eingeführt  und  ein  Berufungsgericht  unter 
einem  einheimischen  Adligen  errichtet  werde,  wenn  dieser 
zugleich  über  die  Billigkeit  der  Märsche  und  die  Ein- 
quartierung wache,  wenn  die  im  Vergleich  zur  Zahl  der 
Truppen  uumäi'sig  hohen  Ausgaben  gemindert  und  zu  ihrer 

'  Der  Kurtürst  an  die  Oberr&te,  lOm  Febr.  1685  (Orlich  m 

S.  337  f.). 

«  Dies  aus  dem  Bedenken  der  OberstAnde  v.  24.  Juli  1688  (l'.-A.  XVI 
S.  983). 

*  Gutachten  der  Kitterschafl ,  12.  Juni  1673  (ebenda  S.  780).  Im 
vereinigten  Bedeukca  v.  26*  Juni  ibt  diese  Forderung  weggelassen  (ebenda 
8.  781  Anm.  U 
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berechnung  ebenfalls  ein  Adliger  Ijinzugezogen  werde'.  Es 
herrschte  eben  bei  den  Ständen  das  Milstrauen,  dafs  diese 
fremdeB  Offiziere  und  Beamten  ohne  ständische  Aufsicht  die 
Gelder  des  Landes  gewissenlos  verschleuderten,  und  sie  klagten 
dmher  immer  aber  die  Kostspieligkeit  der  BehOfde ;  die  Ober- 
ste pflichteten  dem  eifrig  bei  und  meinten,  mit  geringeren 
Rosten  und  besserer  Ordnung  könnten  die  Militftrsacben  bei 
der  Rentkammer  verrichtet  werdend  Wie  wenig  Verlafs  im 
übrigen,  wenn  es  darauf  ankam,  auf  die  Mitwirkung  der 
Stände  war,  das  zeigte  sich  auch,  als  im  Januar  lö70  die 
Oberräte  den  Ständen  vorschlugen,  sie  möchten  ftir  jeden  Kreis 
KnVcrslcoüunissare  aus  ihrer  Mitte  veronliiPü .  die  zur  Ab- 
weuiung  aller  disordre  die  Truppen  begleiten  sollten;  da 
wollte  sich  niemand  bei  so  erschöpftem  Zustande  des  Landes 
dazu  entschliefsen®. 

4»  &k>ziaie  Wirkungen  der  kurfOrstlicken  Steuerpolitik. 

Die  Art,  wie  der  Grorse  Kurfürst  seit  dem  Anfang  der 
70  er  Jahre  die  Staatsraison  gegenüber  den  preufsisehen 
Stlnden  durchsetzte,  war  fflr  diese  nicht  nur  in  materieller 

Hinsieht  in  übelster  Weise  fühlbar,  sondern  sie  griff  auch 
aufs  tiefste  in  die  politischen  und  gesellschaftlichen  Verhält- 
nisse ihres  Territoriums  ein.  Denn  der  Ständestaat  war  auf 
patrimonialer  Grundlage  aufgebaut,  beruhte  auf  der  Ungleich- 
heit der  gesellschaftlichen  Schichten,  auf  der  Vorherrschaft 
der  besit /'enden  und  privilegierten  Klassen.  Das  Vorgehen 
des  Kurfürsten  änderte  nun  zwar  nichts  an  dem  Verhältnis 
der  Stände  untereinander,  es  zwang  aber  allen  ohne  Unter- 
schied Pflichten  auf  gegenüber  dem  durch  den  Willen  des 
.Monarchen  sich  kundgebenden  Staate  und  brachte  dadurch 
eine  Gleichheit  in  der  Behandlung  hervor,  die  im  Hinblick 
auf  den  bestehenden  und  hergebrachten  Zustand  der  Dinge 
etwas  schlechthin  Revolutionäres  hatte.  Schon  im  nordischen 
Kriege  erfüllte  es  die  Stände  mit  Bitterkeit,  daTs  die  Edel- 
leute  und  die  Städte  mit  den  bäuerlichen  Untertanen  bei  Ver- 
teilung der  Kontributionen  und  Einquartierungen  und  bei 
Heimsuchung  mit  Exekutionen  gleichgestellt  wurden^«  Wenn 


1  bclireiben  der  Landräte  an  den  Kurf.,  Juli  1673  (U.-A.  XVI  S.  783 

AOIDL  U 

•  Bedenkon  der  Ritterschaft  v.  19.  iiud  Veri'ijiiütrs  Tlcdenktin  v, 
30.  Sept.  1675  (ebenda  S.  815,  816);  Beilage  zum  vereinigten  bedenken 
T.  24.  Mai  1680  (ebenda  S.  923).  Gutachten  der  Regierung,  28.  Juni  1680 
(ebenda  S.  930  f.). 

'  Protokoll  V.  5.  Jan.  und  Bericht  der  Oberr&te  v.  9.  Jan.  1679 
(ebenda  S.  8ö9  Anna.  2). 

*  Bedenken  der  Stande  t.  S.  Mai  1656  (U.-A.  XV  S.  $74^  auch  376 
Anin.  l). 
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dies  immerhin  durcii  den  Dianir  der  Zeiteu  zu  entschuldigen 
war,  so  wurde  es  als  uneriioit  oiii])tuuden ,  dafs  1(>73  ohne 
aulsere  Not  das  gleiche  Vevlahieii  wiederholt  wurde.  Dai's 
die  adligen  Güter  denen  der  unmittelbaren  Untertanen  des 
Kurfürsten  «aequipariret"  worden  und  Emquartienug  und 
Kontribution  ertragen  muteten,  das  bezeichneten  die  Landrftte 
als  «das  allerempfindliehste  und  allerunertrftglichste,  was  den 
Ständen  beigefftbret  werden  kann**  ^  Denn  die  Immediat- 
hauern  präsentierten  keinen  Stand  im  Staate,  hätten  keine 
Freiheiten  und  Gerechtigkeiten,  würden  ohne  gewisse  Gesetze 
regiert,  die  Stände  aber  hätten  ihre  Grundgesetze,  Freiheiten, 
Gerechtigkeiten  und  Gewohnheiten.  Wenn  aber  der  Kurfür^^t 
allen  Untertanen  ohne  Untersrhied  auf  einerlei  Art  einerlei 
Last  auflege,  so  werde  „Adel  und  Uuadel  parifiziret,  und  da- 
durch ein  getaliriicher  Anfang,  die  Stände  untereinantier  zu 
mischen  und  allen  Unterscheid  aufzuheben,  gemachet".  Danu 
könne  auch  niemand  in  Wahrheit  mehr  sagen,  dal's  er  über 
etwas  Eigenes  verfügen  könne,  die  Stände  würden  also  weit 
mehr  als  die  Immediatuntertanen  durch  das  Verfahren  des 
KurfOrsten  „geschwächet  und  hingerichtet".  Selbst  die  doch 
wahrlich  nicht  angesehenen  kleinen  Städte  klagten,  als  ihnen 
die  Einquartierung  der  sonst  auf  dem  Lande  liegenden  Reiterei 
zugemutet  wurde,  damit  widerfahre  ihnen  »die  gröfste  Un- 
gelegenheit,  die  ein  ehrlicher  Bürger  sonst  empfinden  kann, 
sich  zum  Bauer  zu  macheu"®. 

So  prscliion  die  durchgeliende  Auflage  der  Lasten  den 
eigentlichen  Staiidin  als  eine  Schmach,  eine  Herabdrückung 
auf  die  Stufe  der  politisch  rechtlosen  nierlereii  Klassen:  ihrer 
Erbitterung  über  die  gleichmachende  Wirkuug  des  Vordringens 
der  Mnnaichie  entprach  aber  nicht  etwa  eine  Hebung,  Auf- 
besserung und  grölsere  Befriedigung  der  unteren  Schichten. 
Im  Gegenteil,  deren  Lasten  waren  zuerst  und  in  gröfstem 
Mafse  gesteigert  worden  und  noch  zuletzt  zahlten  die  Kölmer 
mehr  Ton  der  Hufe  wie  der  Adel,  die  Bauern  aber  fast  das 
Doppelte  wie  dieser*.  Dabei  sprang  die  Monarchie  auch  mit 


1  Suppliken  der  Landr&te  v.  28.  Nov.  1673  UDd  19.  JaiL  (?)  1674 
(U.-A.  XVI  S.  788  f,  794  f.). 

•  Der  Städte  Erklärung,  24.  Nov.  1672  (ebend«  S.  768). 

*  Nach  dem  Anschlag  der  Kriegskammer  für  168S/84  hatten  monat- 
lirh  von  der  Hufe  zu  zalilcii  ^oiii^^chl.  Einquartierung),  der  Adel  29,  die 
Kolmer  die  Bauern  67  (ir.,  die  Städte  aber  nur  24  Gr.  (ebenda  S.  982 
Anm.  1).  Ein  auf  dem  Geh.  StaatsarchiT  (Ii.  7,  40  b)  befindlicher  Auf- 
zug der  Kriegskammer  gibt  den  T'ntcrschicd  zwischen  den  Zahlungen 
des  Adels  uiui  der  Kölmer  seit  1663  an.   Es  zahlten  die  Kölmer: 

Dez.  l<;f.8— Okt.  1664  mon.  10  Gr.  v.  der  Hube  -=   1  Rtlr.  20  Gr. 

Dez.  1664-Mai  1665  „    20  „    „     ,      „     —   1    „     30  „ 

Jan.-Aug.  1^  12  » 

Sept-De«.  1666  „    10  „   ,    ,     „     « -    „    40  , 
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U  li  Gerechtsamen  der  freien  bäuerlichen  Besitzer  in  der 
schonungslosesten  Weise  um  und  stellte  sie  in  ihrem  Verhältnis 
zum  Staate  den  hörigen  Bauern  völlig  gleich.  Diese  letzteren 
aber  lebten  dumpf  wie  bisher  dahin,  empiaiuleii  nur  einen 
noch  stärkeren  Druck  durch  Steuern,  Militär  und  Exekution, 
bis  zu  ihnen  drangen  auch  nicht  die  Wirkungen  von  Yer« 
waltungs-  und  Steuerreformen  dureh,  denn  die  über  ihnen 
Ingemde  Decke  matrimonialer  Gewalt  hielt  noch  lange  fremde 
Einllftflee  ab.  Die  Monarchie  nahm  nur,  sie  gah  nichts;  sie 
hatte  noch  so  viel  mit  der  Beseitigung  der  ttbergrofsen  Hinder- 
nisse zu  tun,  dafs  sie  noch  nicht  im  Sinne  ausgleichender 
Gerechtigkoit  auf  sozialem  Gebiete  tätig  sein  konnte.  Ihre 
Erfolge  waren  vorerst  nur  in  der  Steigerung  der  äufseren 
Machtstell  Uli 'j:  siclitbär.  im  Inneren  war  noch  alles  unfertig, 
verworren  und  unbefiu  di^enci.  Selbst  da,  wo  auch  etwas  wie 
soziale  Fürsorge  zu  erkennen  ist,  wie  in  den  Versuchen,  die 
steigenden  Lasten  durch  gerechtere  Veranlagung  und  bessere 
Spezifizierung  der  Steuern  erträglicher  zu  machen,  war  der 
Beweggrund  doch  lediglich  der  fiskalische  Gesichtspunkt,  das 
Land  nicht  gans  zu  Terderben  und  es  steuerffthig  zu  erhalten. 
Im  ganzen  bot  das  Walten  der  Monarchie  In  jener  Über* 
gangszeit  fQr  dei^enigen,  der  noch  nicht  hier  die  Keime 
kOnmger  grofser  Entwicklung  zu  (Tkennen  vermochte,  ein 
durchaus  unerfreuliches  Bild,  voll  von  Wirrnis  und  Bedrückung, 
und  ohne  dafs  die  von  ihm  Betroffenen  durch  eine  Einsicht 
in  Notwendigkeit  und  Zweck  des  Verfahrens  getröstet  wurden. 

Die  Stände  selbst  forderten,  als  die  an  sie  gestellten 
Anforderungen  sich  steigerten,  in  einer  Hinsicht  eine  gröfsere 


Jan.  16S7— März  1611  mon.  5  Gr.     der  Hube  =| 
data  Sept.— Dez.  1669  »   10   „   Hanptgeld     =>  4  Rtlr.  15  Gr. 

Jan.— Aug.  1670  n    10   „    v.  der  Hube  =) 

Nov.  u.  Dez.  1672  »  5  „  „  „  „  =  —  .,  10  ., 
Jan^ept  1678  »   15  »    »  »     »         i         4:,  ,. 

Im  ganzen  tob  der  Hube:  9  Rtlr.  20  Gr. 

In  nicht  ganz  10  Jahren  sahlten  also  die  Kölmer  9  Rtlr.  20  (ir. 
mehr  wl»-  der  Adel.  Dann  entriclitrtpn  beide  mehrere  Jahn  hindurdi 
ffleicLen  Schofs.  Nach  der  Separation  in  den  öOer  Jahren  wurden  indessen 
die  Kulnier  wieder  scharter  Lüraiigezogen.   Von  je  einer  Ilnbe  zahheii: 

)  Kölmer:    die  Kidnier  also  mehr: 

Itlr.  82  Gr.    +   1  Uth.  47  Gr. 
n    2S   „     +-    „    86   „  6D. 

-   21  "    +  ?    -   ?S  » 

.    45   „     +  1    „  10 

„    72  «     +  2    »    J  ' 

1691—1708  waren  die  Kontributionen  gleich,  nur  zahlten  Kölmer  und 
Baoem  10  Gr.  Serriggelder  von  der  Hube  mehr. 

F«tMhvag»n  XXiy  1  (lU).  —  Ba«httl.  21 
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Gleichheit,  indem  sie  ülDer  die  Steuerfreiheit  oder  Bevorzugung 
eini^rer  Gruppen  von  Landeseinsassen  klagten,  die  ihrem  Ver- 
tugungsbereich  entzogen  waren  und  unmittelbar  dem  Kur- 
fürsten unterstanden,  und  indem  sie  deren  Einbeziehung  in 
die  allgemeinen  Willigungen  verlangten.  Die  grofte  Maese 
der  kuTfQr8tlicb6&  Immediatbauern  zwar  trug  die  Landes- 
stenem  mit  and  wurde  noch  vielfach  zu  Sonderleistungen 
herangezogen;  niehtsdeBtoweniger  beschwerte  sich  später  der 
Adel,  als  jenen  gedrückten  Bauern  vielleicht  einige  Erleichte- 
rung gewährt  wurde,  aber  deren  Bevorzugung ^  Sonst  aber 
handelte  es  sich  um  die  kurfürstlichen  Beamten ,  für  welche 
die  Stände  Aufhebung  der  Abgabenfn  iheit^  ja  Kachz.ihlnug 
der  vorher  nicht  geleisteten  Schösse  [orderten'',  sowie  um  d\p 
der  kurfrirstlichen  Forstverwaltung  unterstehenden  Bedieiit*  u 
und  Kolonisten,  die  Wildnisbeieiter ,  Jäger  und  Waldwarten 
und  die  m  den  kurfürstliclien  Wildnissen  augesiedelten  Neu- 
sassen, SclialuUbauern  und  Bieiier  *.  Einmal  verlangten  die 
Landräte  sogar  Mitbesteueruug  der  Soldateska  beim  Kopf- 
schofel.  Der  Kurfarst  hob  auch  zuweilen  die  Ezimierung  der 
sonst  Befreiten  auf,  aber  doch  nur  ffir  einzelne  Fälle.  So 


1  So  besonders  bei  der  Kontribution  von  1673/74,  vgl.  Erklärung 
der  Ritterschaft  t.  Mftrs  1874  (U.-A.  XYI  S.  789);  die  Be^nken  Aug. 

und  Sept.  1674  (ebenda  S.  808,  810).  Auch  später  war  der  Kurfürst 
auf  Entlastnnfj  seiner  Donianialinsassen  bfularlit.  Er  befahl  15. '25.  Juli 
1678  der  Regierung,  zu  verhüteu.  dafs  die  kuriurätlicben  Domäuen  und 
Vorwerke  m  einer  Willigung  (Haupt-  und  Homschols)  herangezogen 
wiirden  (T\-A.  XVI  S.  849  Anm.).  Die  Stande  beschwerten  sich,  dafe  die 
km  fürstlichen  Bauern,  natiientlich  in  den  litauischen  und  polnischen 
Ämtern,  weniger  und  kaum  den  vierten  Teil  ihrer  llutcn  versteuerten 
(Vereinigte  Bedenken  v.  24.  Sept  1677  U  22,  M&rz  1678.  Ebenda  S.  834, 
842),  dafs  sie  bei  der  Einquartierung  bevorzugt  würden  (Bedenken  der 
Rittersc  haft  v.  17.  Juni  und  30.  Sept.,  Allgemeines  Bedenken  v.  27.  Okt. 
1679.  Ebenda  S.  883,  902  Anm.,  907).  Auch  die  kleineu  Stddte  klagten 
in  einem  Bedenken  v.  Sept.  1678,  dals  sie  schlimmer  als  die  kurfürst- 
lichen Untertanen  behandelt  würden  (ebenda  S.  851  Anm.  2),  und  Marien- 
werdcr  beschwerte  sich,  dafs  die  Bewohner  der  dortigen  Schlüfs«treili»it 
durch  die  Beamten  bei  ihrer  Einquartierungsfreiheit  ge^^chutzt  würden, 
ungeachtet  des  kurfürstlichen  Befehls  wegen  völliger  Gleichheit  (der 
Sttdte  Bedenken,  Juni  1679.   Ebenda  S.  887). 

s  Vgl.  die  Bedenken  ebenda  S.  557, 636,  765,  776, 783,  797,  616,  ^20, 
842  846  941  943  954. 

3  Vgl.  die  Bedenken  v.  22.  Mai  1676  (ebenda  S.  820X  17.  Juni  1676 
(Baczko  V  8.  453),  10.  Aprü  1677  (U.-A.  XVI  S.  829),  23.  Febr.  1679 
(ebenda  S.  872). 

*  Bedenken  der  Landrtte  r,  19.  Hai  und  vereinigtes  Bedenken  r. 
11.  Juni  1666  (ebenda  S.  487.  496);  Erklärung  der  Ritterschaft  v.  Marz 
1674  (ebenda  S.  799)  und  vereinigtes  I^fdf  nken  v.  16.  Juli  167^^  (ebenda 
S.  848).  —  Wegen  der  Kontributionsfreiheit  der  in  den  kurfürstlichen 
Waldtingen  unter  gewissen  Bedingungen  angesiedelten  Bienenzüchter 
schwebte  schon  166<)  ein  Streit  zwischen  Radziwill,  der  sie  auch  heran- 
ziehen wollte,  und  dem  Oberforstnifisti  r:  der  Kurfürst  bf'fnh!  damals, 
dafs  jene  bei  ihren  Freiheiten  geschützt  wurden  (ebenda  S.  4<>7). 

»  Erklärung  der  Landrftte  t.  27.  Jnli  1673  (ebenda  S.  783). 
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befahl  er  1673,  bei  dem  gewilligteo  Koi>iöchofs  sollten  die 
Huf  bedientSD  diesmal  mitsteueiii,  und  l(i74,  alle  Hufen  seien 
indistincte  anzuschlagen,  nur  die  Pfarr-,  UniversitÄts-,  Hospital- 
und  dgl.  Hufen  auszusetzend  Aber  1618  bestimmte  der  Kur- 
fOrst,  dafs  die  Diensthuben  der  Wildnisbereiter  und  -Warten, 
die  als  Besoldung  dienten,  von  Kontribution  frei  sein,  auch 
alle  Stranduntertanen  und  -Bedienten  (die  der  Bemsteinkammer 
unterstaDden)  damit  nicbt  beschwert,  die  Neusäß-  und  ScbatuU- 
hubcn  wenigstens  nicht  über  die  Gebühr  graviert  werden 
sollten-.  Im  folgenden  Jahre  jedoch  liefs  er  sich  zu  einer 
den  Ständen  günstigeren  Regelung  dieses  Teils  des  Steuer- 
Wesens  herl>ei.  Yoti  den  Kontrihiitionen  sollten  künftig  nur 
Irei  sein  die  kurfürstlichen  Voi  wrike,  die  Huben  der  Pfarrer*, 
Hospitäler,  der  Universität  und  der  Jilgerbedienten.  Dagegen 
sollten  einbezogen  werden  die  bisher  freien  Huben  der  Strand- 
bereiter, Kail) liierknechte,  der  zum  Bernsteinschüpteu  ge- 
hörigen Untertanen,  der  Postreiter,  Landschöffen  und 
Landkämmerer ,  und  falls  deren  ganze  Besoldung  darin 
bestehe,  sollte  es  ihnen  ersetzt  werden^.  Auch  verfügte 
er,  dab,  wenn  fortan  ein  Kopfechofs  gewilligt  werde,  kebier 
seiner  Bedienten  davon  befreit  sein  solltet  Doch  scheint 
die  Regelung  der  Frage  weder  die  Stftnde  befriedigt  zu 
haben,  noch  wirksam  gewesen  zu  sein,  denn  jene  beschwerten 
sich  in  den  nächsten  Jahren  noch  immer  über  die  Kontri- 
butionsfrei h  dt  der  Neusassen  und  Forstbedienten,  der  Schatull- 
df»rfer,  ja  guiizpr  Schatull-  und  Kanimerämter ^.  Unter  der 
S('hw:ichen  Kegieiuni?  Friedrichs  HI.  hielten  dir  Oherstilnde 
die  Zeit  für  gekonuneD,  in  dieser  für  die  Landeslx  steuerung 
so  wiclitigeu  Angelegenheit  entschieden  vorzugehen,  und  be- 
gannen einen  ernstlichen  Kampf  gegen  die  Steuerfreiheit  der 
Sehatullsassen,  Jagd-  und  Forstbedienteu,  der  mit  dem  Siege 
des  Adels  und  der  Einbeziehung  jener  in  die  Kopfakzise 
endigte'. 

Ein  weiteres  bedeutsames  Kennzeichen  dieser  vorerst 


'  Der  Kurfürst  an  die  Regienug,  25.  Mai/4.  Juni  1(^73  (U.-A.  XVI 
&  T70  Anin.  2)  nnd  26.  .lan.'S.  Febr.  1674  (ebenda  8.  1%  Anm.). 

^  Der  Kurfürst  an  die  Kegierung,  23.  April/«^.  Mai  luid  4./X4.  Mai 
1678  (ebenda  S.  844  Anm.jL 

•  An  der  Abgabenfreiheit  der  Geistlichen  und  Schuldieuer  hielten 
auch  die  Stände  stets  fest;  als  Kuriosum  sei  erwalint,  dafs  in  ihrer 
Krklärang  v.  IS.  Marz  1671  die  Städte  auch  die  ächQtzenkönige  eximiert 
haben  wollten  (ebenda  S.  694  Anm.). 

«  Befehle  des  Kn,f.  t.  S2.  Mira/1.  April  und  20m.  April  1679 
(ebenda  S.  876  Anm.  1). 

»  Der  Kurfürst  an  die  Regierung,  14./24.  März  1679  (.ebenda  S.  875  f.). 

*  Der  gesamten  St&nde  Bedenken  16.  April  1680  (ebenda  S.  919), 
der  Landräte  Bedenken  v.  Nov.  1680  (ebenda  S.  941),  der  Ritterschaft 
Bedenken  ^  April  1681  (ebenda  954  Anm.  l),  Instrakdonsentwurf  v. 
ApriJ  168 1  (ebenda  S.  955  Anm.  1). 

^  Das  geschah  1097.  Vgl.  Bergmann  S.  159—170. 

21* 
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mehr  zerstöreDden  als  auHiauendeD  Ubergangszeit  ist  das 
UDgeheure  Überwuchern  des  Militarismus,  der  alle  Staats- 
tätigkeit in  Anspruch  nahm,  alle  Mittel  TersdilaDg.  Die 
Aufgaben  Btaatlicher  Wohlfahrtspflege  litten  not,  soweit  sie 
nicht,  wie  der  Bau  und  die  Besserung  von  Wasserstmfsen, 
Mittel  waren ,  die  Einkaufte  zu  heben.  Die  Stände  klagten 
1673,  die  Friedenszeiten,  die  sie  genössen,  seien  verworren 
und  verderblich,  der  Handel  liege  darnieder,  Lebensmittel  und 
Geld  mangelten,  das  Geld  gehe  für  den  Kurfürsten  und  durch 
den  Soldaten  aus  dorn  Lande.  „Noch  diese  Stunde  lieget  das 
Land  sowohl  in  seinem  Kirchen-  als  Polizeiwesen  unter  der- 
selben Unordnung  und  Unruhe,  in  der  es  lö63  gewesen,  und 
was  das  ärgeste,  so  ist  noch  leider  zu  besseren  Zeiten  wenig 
Apparenz  und  Hoffnung  zu  verspürend"  Auch  1678  iimfsten 
die  Landräte  bekennen:  „Der  ganze  Estat  dieses  Landes  so- 
wohl in  Religion-  als  Prophan- Sachen  stehet  annoch  in  grofser 
Zerrüttung'/  Auf  dem  Landtage  von  1661 — 63  tauchte 
einige  Wohlfahrtspl&ne  auf:  Verbesserung  und  Erweiterung 
des  grofton  Hospitals  in  Königsberg,  Bau  eines  Arbeitshauses 
(damals  „Zuchtbaus"  genannt),  Auslösung  der  von  den  Tataren 
in  die  Gefangenschaft  Geschleppten.  Aber  nachdem  das  eine 
Zeitlang  hin*  und  hergehandelt  ^  blieb  es  bei  wohlwollenden 
Erwl\gungen,  ja  der  Bau  des  Zuchthauses  wurde  wegen 
Mangel  nii  Mitteln  aufs  unhestinnntf^  vertagt^.  In  den  80 er 
Jahren  nahujeu  endlich  die  Stände  diesen  Gedanken  wieder 
auf  und  beschlossen,  dafs  ein  einfacher  Kopfschofs  erhoben 
und  was  davon  nach  Bezahlung  einiger  Laudesschulden  übrig 
blieb,  zum  Bau  eines  Zuchthauses  verwendet  werden  solle*. 
Der  Kurfürst  erklärte  sein  volles  Einverständnis  damit  und 
versprach,  nebst  einigen  Materialien  auch  etwas  an  Geld  dazu 
zu  geben  Es  kam  aber  ganz  anders,  dorn  auf  den  Rat  der 
Obärräte,  die  wie  Ertrinkende  nach  allem  griffen,  wodurch 
sie  ungewilligte  Ausschreiben  vermeiden  konnten,  wurde  dieses 
Kopfgeld  von  der  Kriegskammer  eingezogen  und  „in  andern 
Nutzen  verwendet"*.  Der  Plan  scheint  dann  noch  einmal 
vorgeschlagen  worden  zu  sein,  wenigstens  äufserten  sich  noch 
in  demselben  Jahre  die  Städte  darüber,  allerdings  in  wenig 
hoffnunggebender  Weise:  die  Städte  Königsberg  wollten  zum 


'  (ieeiniiito  Kedenken  v.  5.  Mai  1^78  (U.-A.  XVI  S.  774 f.). 

«  Der  Lumlrute  Bedenken,  (etwa)  1.  Sept.  1678  (ebenda  S.  849)i 
Erklftnug  aUer  Stände  v.  15.  Mirs  1068  (ebenda  S.  8501  Earf. 
Resolution  v.  1.  Mai         (ebenda  S.  404  f.).  Im  ftbriMn  vgl.  U.-A.  XV 
S.  523,  524,  XVI  S.  108,  180,  245,  367,  :^3. 

*  Schliefsliches  Bedenken  v.  19.  Juli  1686  ({j.-A,  XVI  S.  1004). 
Kurf.  Reskript  an  die  Oberrftte,  81.  AngJlO.  Sept.  ies&  (ebenda 

S.  997  Anm.  2). 

•  Die  Oberräte  an  d(>ii  Kurt.,  20  Sept.  1686,  23.  .lan.,  24.  Febr. 
1687  (ebenda  S.  1009  Anm.  1,  1010  Aiim.  1).  Schliefclicheb  Bedenken  v. 
22.  Aug.  1687  (ebenda  8.  1015). 
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Bau  nichts  beitragen,  weil  sie  nachher  doch  die  Unterhai tuiigs- 
kosten  zu  tragen  hatten,  die  kleinen  Städte  wollten  „zu- 
iorderst  dessen  Einrichtung  vernehmen" 

Noch  fihh  r  als  diese  Unterlassungssünden  war  eine 
andt^re  Rptrleiterscheinung  der  tibermäfsigen  Ausdehnung  des 
MilitanMiui^?:  die  schlechte  und  unregelmärsige  Bezahlung 
der  Beamten.  Es  herrschte  noch  die  alte  territorialwirtschaft- 
liebe  Unsitte,  dafs  die  einzelnen  Beamtenkollegien  auf  be- 
stimmte EinnahmesteUen  direkt  angewiesen  waren  und  nicht 
aus  einer  Generalkasse  ihre  Gehälter  erhielten,  was  an  sich 
schon  eine  Quelle  heilloser  Unordnung  war.  So  war  das  Hof- 
gericht auf  die  Ämter  Balga  und  L6tzen  angewiesen,  die  Uni- 
versitut  auf  das  Amt  Fischhausen,  die  Landräte  erhielten  ihre 
Bezüge  aus  den  von  ihnen  verwalteten  Ämtern  oder  ans  dem 
Amte  Schaaken^. 

Da  die  Amtseinkünfte  vielfach  durch  Assignationen  für 
Äiilitärzwecke  mit  Beschlag  belegt  wurden,  so  hatten  die  Be- 
aniten  das  Nachsehen^.  Schon  1(300  klagten  die  01>erräte, 
die  Domänen  seien  so  erschö])ft.  dafs  der  Hofstaat  nicht  mehr 
erhalten  werden  könne,  sondern  Uberratstube,  die  drei  hohen 
Gerichte,  Kirchen  und  Universität  aus  Mangel  au  Besoldung 
gesperrt  werden  mttfsten*;  Schwerin  fand  einen  Haufen 
Schulden  an  Besoldungen  vor*.  Selbst  der  fürstliche  Statt- 
halter klagte  1662,  da  er  seit  anderthalb  Jahren  nichts  vom 
Kurfürsten  bezogen  habe,  kOnne  er  nicht  l&nger  mehr  he* 
stehen;  er  bat  Schwerin,  sich  fOr  eine  Abschlagszahlung  zu 
yerwenden.  Er  schäme  sich,  davon  zu  sprechen,  aber  Not 
kenne  kein  Gebot,  und  er  habe  nichts  mehr  zu  versetzend 
Auch  die  Dienstwohnungen  der  Beamten  waren  damals  ver- 
pfändet und  veralieniert^  Später  wird  wieder  berichtet,  die 
Kamraermeister  wollten  zu  anderen  als  militärischen  Zwecken 
kein  Geld  gebei).  selbst  für  Gesniidt Schäften  nicht;  die  Glocken- 
lAuter.  Schützen  nnd  Wächter  wollten  ihren  Dienst  nicht 
mehr  tun^ 


>  Memoriftl  der  Städte     28.  Okt.  1087  (U.-A.  XVI  8.  1090  Anm.  1). 

*  Als  der  Kurfiir>t  mit  der  veralteten  Art  der  unmittclbaFen  Über- 
wfM'siinpPTi  zn  brechon  bcfiann.  nnd  die  Landrätc  aus  der  Rentkammer  ihre 
Besoldung  haben  sollten,  beklagten  sie  sich  über  den  neuen  Brauch. 
Petitnm  der  Landrite,  20.  Okt  1870  (Ü.-A.  XVI  S.  902  Anm.  1). 

'  Verdlligtes  Bedenken  v.  21.  Juli  16G8  (ebenda  8.  535).  Berichte 
der  Hesrieninj?  an  den  Kurf..  28.  Juni  1679  (ebenda  S.  885  Anm.  2)  und 
1.  Mai  1687  (ebenda      1012  Anm.  1). 

«  Die  Oberrtte  an  den  Kurf.,  24.  Des.  1660  (U.-A.  XV  S.  472). 

^  Schwerin  an  den  Kurf.,  24.  Juni  1661  fdn  n da  S.  504). 

«  !'nt!/iwill  an  Schwerin,  16.  und  25.  Juli  1662  (Orlich  I  S.  :W 

'  Bedenken  v.  12.  Juli  1661  (U.-A.  XV  b.  527)  und  la.  .Juli  1662 

(U.-A.  XVI  s.  im 

*  Croy  an  Schwerin,  iL  Dez.  1672  (Orlich  I  S.  861> 
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Die  Stände  verwendeten  sich  besonders  lijt39  und  1670 
fOr  die  Befriedigung  der  Beamten,  die  seit  Jahren  keine  Be- 
soldung erhalten  hätten  ^  Das  Hofgericbt  wandte  sich  in 
jenen  Jahren  an  den  Landtag  mit  Klagen,  dafs  die  Richter 
seit  Jahren  ihr  Gehalt  nicht  bekommen  h&tten  und  ihr  Amt 
nicht  mehr  so  weiter  versehen  könnten;  hatten  doch  die 
einzelnen  bis  über  16  ODO  Mk.  an  rflekstftndiger  Besoldung  zn 
fordern Sehliefslieh  stellten  sie,  als  alles  nichts  half,  dcD 
Dienst  ein  und  zogen  es  vor,  zu  Hause  nach  dem  Ihrigen  zu 
sehen,  so  dafs  die  Prozesse  einfach  liegen  blieben^.  Auch 
mit  den  häufig  vorgebrachten  Gehaltsbeschwerden  der  Uni- 
versität wurde  es  nicht  besser,  denn  noch  .1080  wiirdt^  ge- 
klagt, dafs  das  Amt  Fischhausen  wegen  Überhaufun.!^  mit 
anderen  Ausfjahen  und  Assignationen  die  Akademie  nicht 
versorgen  koniK  Der  Kurfürst  schob  die  Schuld  an  dem 
dauenideu  Uu vermögen  der  Kammerverwaltuug,  die  Beanifei» 
zu  besolden,  auf  die  schlechte  Wirtschaft  der  Oberräte  und 
Hauptleute,  über  das  Hauptübel,  die  Vorwegnähme  der  Ein- 
kOnfte  fttr  Militärzwecke,  ging  er  hinweg^.  Eine  schreiende 
Ungerechtigkeit  war  es  unter  diesen  Umständen,  daCs  es  den 
Beamten  nicht  einmal  gestattet  wurde,  einen  ihnen  auferlegten 
KopfBchaf^  von  ihren  Besoldungsresten  abziehen  zu  lassen^ 
sondern  dafs  sie  diesen  noch  bar  erlegen  mufsten**. 

Bei  einer  so  unsicheren  materiellen  Stellung  konnte  man 
von  der  Beschaffenheit  des  Beamtenniaterials  nicht  viel  ver- 
langen und  noch  weniger  an  eine  Besserung  desselben  denken. 
Die  Beamten  wie  aiicb  die  ficademici  und  Geistliehen  suchten 
Nebenerwerb  in  Haudel ,  ]>raiiwerk,  Bier-  und  Branntwein- 
schank  und  sonstiger  bürgeiiu  her  und  Laudmannsnahrung ' : 
Übergriffe  und  T  ■nterschleiie  waren  häufig,  und  an  der  Durch- 
fülirung  der  von  oben  gegebenen  Verorduuugen  und  Befehle 
mangelte  es  in  den  unteren  Stellen  noch  selir^.  Einmal  wird 
auch  Ober  das  Aufkommen  von  Ämterkauf  Klage  geführt; 


>  Vpb  (b>  Hodenken  T.-A.  XVI  S.  5G0,  667,  893,  911,  925. 

^  Gehaltäklagen  des  ilotgerichts»  Juli  1669  (ebenda  S.  ö71  L)  und 
Okt  1670  (ebenda  S.  611  Aiim.).  Vgl.  die  Antwort  der  Regiennig  v» 
2.  Dez.  1670  (ebenda  S.  6741 

»  Protokoll  lies  Olipinits  v.  13.  April  1679  (f1.pn<U  S.  870  Anm.  1> 

•  Beilage  zum  vereinigten  Bedenken  v.  24.  Mai  ItiäO  (ebenda  6.  923). 

•  Kurf.  Resolution  t.  1.  Juli  1669  (ebenda  S.  568>  Der  Kniftrst  «n 
die  RefderuQg,  14724.  Jnli  1679  (ebenda  S.  885  Amn.  2). 

•  S.  rbendort. 

^  Vgl.  aufeer  vielen  anderen  Steilen  das  vereinigte  Bedenken  Tom 
2.  Dee.  1672  (ebenda  S.  765)  und  das  Bedenken  der  Stftdte  ▼.  Sept  1678 

(ebenda  S.  852 1. 

"  Vgl.  die  Kla«ren  der  Freien  usw.  1640  (U.-A.  XV  S.  268),  die 
Beschwerde  der  Insterburgibchen  Kölmer  v.  Mai  1666  (ü.-A.  XVI  S.  493). 
Berichte  Radziwills  v.  25.  Febr.  1667  (ebenda  S.  524)  o.  Croys  v.  27.  Mai 
1672  (ebenda  S.  745  Anm.). 
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der  Kurfürst  aber  f^rklftrte  entschieden,  dais  er  das  nicht  ge- 
statten wolle  ^ ,  und  hat  auch  bei  aller  Geldnot  zu  diesem 
verderblichen  Mittel  nicht  gegrilTeu. 


Als  der  Kurfürst  1680  den  Ständen  einmal  versicherte: 
Was  in  der  Kriegsiiot  geschehe,  könne  keine  wohlhergebrachten 
Privilegien  l)rechen,  und  seine  Intention,  diepc  zu  schützen, 
sei  unvermindert  —  hielten  dem  die  Stände  entgegen,  „dafs 
der  T?nhm  ihrer  Privilegien,  su  jiua  substantia  noch  vorhanden 
sein  mochten,  ohne  dem  würklichen  Genuis  ihnen  weniger  als 
wenig  geholten  und  genützet"'.  Sie  hatten  damit  richtig 
das  Grundsätzliche  und  Wesentliche  des  Kampfes  bezeichnet, 
den  der  Kurfürst  seit  1663  gegen  sie  führte,  das  was  oft 
hinter  den  Teilerscheinnngen  versehwindet,  oft  geflissentlich 
nicht  genannt  wurde:  die  Aushdhiung  der  stftndischen  Ver- 
fassung unter  Bestehenlassen  der  änfteren  Form.  Was  ntttzte 
aber  der  Bestand  der  Verfassung,  wenn  sie  nicht  die  Norm 
des  politischen  Handelns  war,  wenn  sie  nur  Geltung  hatte, 
falls  sie  nicht  im  Wege  stand,  wenn  sie  im  übrigen  einer  ihr 
feindlichen  Rtnutsraison  weichen  mufste;  was  die  Fortdauer 
der  territorialen  Rechte,  wenn  sie  hinter  den  lliicksichten  auf 
das  Interesse  des  Ges;nntstaates  zurücktreten  iiiur>ton!  Dahin 
aber  war  es  am  Knde  unseres  Zeitabschnittes  gekommen:  die 
Gmndsätze  des  militaristischen  Ah>ulutismus  waren  he- 
il er  rschend  geworden,  die  Orgaue,  sie  durchzuführen,  empor- 
gekommeu.  Indem  daneben  noch  die  alten  Verfassungen  und 
Formen  zu  Recht  bestanden,  gab  es  äufserlich  einen  Dualis- 
mus in  der  ausgesprochensten  Form,  innerlich  aber  war  er 
schon  durch  den  Absolutismus  Qberwunden.  Die  Monarchie 
hatte  1688  das  Hauptwerk  schon  verrichtet,  es  handelte  sich 
nur  darum,  durch  Weiterführung  im  gleichen  Sinne  es  zu 
vollenden,  eine  dankbare  Aufgabe  für  des  Grofsen  Kurfürsten 
Nachfolger.  Aber  dieser  erkannte  nicht  das  Wesen  der  Dinge, 
wich  ohn^^  Not  in  den  wichtigsten  Punkten  schwach  zurtlck 
und  liefs  eine  ständische  Reaktion  wieder  aufkommen.  Spin 
Verdienst  war  es  nicht,  wenn  das  Werk  dennoch  volbMidct 
wurde,  es  lag  daran,  dafs  die  Verfassung  schon  zu  weit  zer- 
rüttet, die  Stände  schon  zu  sehr  politisch  gesciiwächt  waren, 
und  dals  vor  allem  die  monarchischen  Organe.  Heer  und  Be- 
amtentum, im  alten  Geiste  weiterwirkteu  uud  die  bisherigen 


»  Bedenken  der  l^ittprschaft  v.  11.  Juli  1669  (Ü.-A.  XVI  S.  Ö75). 
Landtagi^nhfschied  v.  i5.  Aug.  1669  (ebenda  8.  o86). 

*  Kurl.  Kesolution  v.  31  Mai/19.  Juni  1680  (ebenda  S.  928).  Gc- 
einigtes  Bedenken  v.  0.  Juli  1680  (ebenda  S.  084), 
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Grundsätze  aufrecht  erhielten,  lebten  die  grofsen  Gesichts- 
punkte aus  der  Zeit  des  Groisen  Kurfürsten,  wenn  man  sie 
an  der  mafsgebenden  Stelle  auch  zeitweifie  kurzsiehtig  auter 
acht  lief^,  in  dessen  Schöpfungen  fort,  nnd  konnten  von 
Friedrich  Wilhelm  1.  beim  Ansbau  des  prenfsischen  Militär- 
und  Beamtenstaats  wieder  voll  und  ganz  zur  Geltung  gebracht 
werden. 
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Anlage  i. 

Tabellen  nir  SteaerTeranlafuiis  in  Preoßsen. 


«)  Temldwlt  4«r  Hifm  mmi  ier  tob  üuimi  n  lefotAiidM  KriefirsdleBste. 

ec zahlen  nach  einem  Berieht  vom  18^28.  Dez.  1667,  Aujgaben  der  Kriegsdienste  aus 
i  MuatoruDgsberichten  Tom  Des.  1689  und  Mfirs  1640.  Geh.  Staatnroh.  B  7,  n.  40  aX 


r — 

Haben  von 

Krie^ 
dienste 

^  Amter 

n  1 
1 

•. 

Ü  e 

< 

'3 

u 

Cm 

be 

■s 

M 

2  5 

• 

m 

CO 

.  L  *^ 

,  a 
-*  es 

k 

ja 

585Vi 

136 

143 

70 

639 

419'^/» 

2015V2 

100 

230 

n52Vt 

850Vti  40V« 

100 

994'/8 

Str&od- 
raltor 

2647 

161V« 

175 

»•  um .... 

318*/t 

88*/« 

244 

679 

86 

120 

.... 

261 

16*/«  16 

44 

478*/« 

811V« 

8 

91 

ITOVt 

187V«|  17 

45 

287 

607 

86 

SO 

lMn«90».  .  .  . 

1588 

203*8 

69 

996 

2911*/« 

119 

116 

196 

812 

254V« 

664V« 

19 

47 

C  StlMl.   .   .  . 

10 

87»/« 

890 

487*/« 

824>/s 

1475V4 

208 

- 

531 
10  777 

531 
13  284«/4 

20V« 

1494 

•il  .  .  . 

616Vfl 

4870V« 

5158V> 

7 

600 

k  

2488V« 

8241V« 

2 

850 

«t«*) .... 

125*/t 

287*/« 

80*/« 

8259'/« 

8708V« 

K  LoelutUtaaSB) 

l^  UbUtt    ,   .  . 

196V« 

56 

IV« 

20*/« 

3V« 
58 

51 

171  Va 

56 

499Va 

54 

54 

Sauüaud: 

|6417 

4768Vt 

1    26  773V« 

37  953V« 

511 

3273 

Aüm.        a_  Kammoramt,  E  =  Erbamt 

'  SiotohlielshQh  der  iCammerämter  GrQiüioi,  K&ym&n  und  Kaporu. 
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Ämter 

Huben  ron 

Kri 

diei 

1  ?l 

's! 
< 

u 

9 

B 
o 
M 

£ 

0 

a> 

N 

's 

i 

1 

60 

t 

M 

1 

a  ^ 

1^ 

ä 
r. 

BftlgaaWB)  .  .  .  . 

Fteaik.  Eylan  aM6)  . 
Burtenatein  .... 
BMt«nburg  .... 

E.  nerdauon    .  , 
E.  Nordenburg  . 
E.  Neuhof    .   .  . 

SehMtona««»)  .  .  . 

X.  JUrbau  .  .  . 
Johamilalrarg  (IWi)  . 
BlieiB(ia08)  .  .  .  . 
LDtiAB  nflflsi ... 

OlaUko  (1086)   .  .  . 
Angwharg  (160(9  .  • 
Barten  (1604) .... 

2175 
ailOVa 

2  492«'s 

1  203 

2  666 
2  250 

154 
255 
263 
750V4 

216Vt 

346Vs 

88 

895Vs 
1 15.5V« 
1872V8 

3 
2 

176Vi 

880 

13V« 

74V2 
710 
68 

37 
17«/« 
91V8 
10 

182V« 

lö21Va 
564V8 
611>/t 

2284Vt 

1142 
694V8 

948 

3522/8 

222 

68 

107^/4 
19V« 
7V« 
88 

85 
118 

49 

176V« 

135 

336V8 

252 

34 

16 

80»/4 
IV« 

2 

17 
24 

7 

22V8 

17 

138 
8 

1003«/8 
1486 
345 

1761/6 
690'/« 

1 3542/8 

962 

871% 

817 

466 
1468Vt 
lOUV» 
?  HOO 

1  ^971 '8 

278 

3  594«/« 

5  0022  n 

2  950 

1  396V« 

3  629 

2  250 

255 
3139 
2555>/« 
2906 

817 
8808 
8 169V« 
2  036"^ 
5  707 
8863V3 
2414Vt 

100 
126 

J  96V 

109 

64 
62 
65 

186 

*VJ  1' 

74''! 

59 

^7'  1 

35 

Wh 

•21  174 

12  30f; 

'1."  lf>l'/s 

Jlollainl             .    .  . 

LiohstiKlt  (1(>H4)  .   .  . 
Morungen  (1066)    .  ■ 
Riewnbtinsf    ,   ,   .  . 
Freufsisch  Mark'  (1062) 
£.  Sobonberg  *.  . 

Marienwerder  (1606)  ■ 
Neidenbnrg  .... 

ooiaMi  ....*. 

Oaterode  

K.  I)eiitsch-Kyl»u 
K.  liilgenborg.  . 

2  330V« 

841 

357 

1307 
2  149 
1660 

437"2 

908 

7il'i1  'q 

i'tO  i9 

1297 
970 
2529 

904 

57«/« 

51«/8 

100 

61 

12V8 

836'/« 

449' /t 
666V8 

606V« 
899V« 

771 

6I8V2 

685V« 
389 

338 

3  349-/« 

1  :m^'i 

1  210V's 

2  041'/» 

3  547' 2 
1600 

1  375"»'* 

2  701'/« 

1  oifyj  .  1 

1  969'/« 
970 

2  529 

1837 

52' i 

a5 
2:3 

33 
103 
4 

12 
100 

6.5 
25 

lOö 

69 
60   1  27 

164V« 

12? 
227 

\ 

83V« 

29'/« 
65 

24V4 

7V4 

36 

13( 
87Vs 

-  1 

1074 

130 

i592'3 
49 

17 

595 

Oberland: 

16  485 Vi 

8746             1  6260 

96442»/« 

655>^ 

440Si6V« 

20815  (48195 

|ll8087Vf 

22551/J 

Die  Kirchen-,  Vorwerks-  und  Biensthulen ,  die  steuerfrei  sind,  sind  hi< 
nicht  gerechnet. 


Anm.:  E.  >»  Eammeramt,  E.  Erbamt. 

1  EinaeUielslich  der  Kammerftmter  Liebmübl  und  DoUstidt. 
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aai 


b)  Mimderteiitaxe  der  preafelachen  Städte. 

1.  Königsberg  nach  der  alten  Taxe  von  1585  (R7,  40a): 
Altstadt       6  984'"^'9o  |  wobei Ratsgrü n  ie,  Windmühlen,  Sta  ltwildnisse, 
Kneiphof     4  >  Wiesen  und  neuangelegte  Vorstädte  nicht  ge- 
Ldbenicht    2  051*/»o  )  rechnet. 

Freüieitai  2178^/«»/  löSaOVt. 

Der  Landtagsabschied  v.  23.  Okt.  167.'?  setzte  Könl Lüsberg  nebst 
Vorstädten  auf  IS 573  Hunderte,  von  denen  9048  zur  ^ufen- 

koutribution  herangezogen  werden  sollten.   (Rl^  40  a). 

2.  Kleine  Stidte.  (Yeneiolmie  vom  Januar  1694.  B7,  40a.> 


Nach  der 

Späteror  An- 

Hnhljair 

X<Mo  a«r 
Elaquartltt* 

266 

196 

200 

Tapiau  

147 

189 

150 

Wehlau  

797 

400 

400 

97 

97 

100 

d87 

678 

800 

65 

ü5 

200 

Tilsit  

695 

695 

800 

Hemel  

1090 

}  Knnipai^nie 

8784 

i  2770 

1 

■ 

220 

220 

300 

Zinten  

208 

150 

150 

Friedland  

1006 

700 

600 

267 

200 

100 

148Vt 

148Vt 

120 

T         J  t 

164Vfl 

150 

200 

£87 

697 

600 

778 

540 

500 

Bartenstein   . 

719 

746 

600 

BartPTi   ,  

164 

78 

100 

I^reu^furt 

258 

100 

100 

280 

200 

230 

Nordenburg  

166 

100 

165 

165 

65 

100 

lyck  

71 

72 

150 

Johannisbnrg .  «..««... 

170 

100 

lOO 

Seoabiirg.  .  •  .  •  •  

254 

100 

100 

188 

60 

100 

Oletzko  

115 

100 

100 

l^nmaa  •  .  •  

167 

100 

100 

5990 

4621Va 
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riach  ner 
•Iten  TMEe 

SpAterer  An- 

Nach  der 
Einquartie- 
rung 

600 

600 

600 

208 

208 

208 

214 

204 

150 

267 

257 

250 

Saalfeld  

852 

852 

800 

761/t 

76 

90 

378 

378 

409 

137 

187 

100 

164 

164 

150 

657 

m 

583 

141 

145 

100 

258 

285 

300 

,S16 

816 

316 

347 

2«4 

250 

133 

i;58 

V^> 

Rosenberp:  

130 

13U 

130 

246 

246 

264 

120 

281 

280 

86Vt 

86 

86 

865 

100 

100 

5  146 

4  9(>5 

Summa: 

14870 

12356Vt 

Die  Angaben  Uber  die  Zahl  der  Hufen  und  Hunderte  Bind  Miiser- 
ordentUoh  sohwankend.  Im  folgenden  seien  einige  zusammengestellt. 


1 

Nach  obigen 
Verzeichnissen 

2        1        S        i        i  l 

mv.\t     1    irtT:?«    1  1682' 

Zwanteigk 

Tit.  vm. 

Kap,  12 

Adel  

KOlmer  u.  IVeie 
Kurf.  Bauon  .  . 

44026Va 

20815 

48195 

39824 
17187 
58518 

44511 
20108 
48987 

44  035 
22204 
45788 

113916 
1  28513 

Sa.: 

StädteKönigsberg 
Freiheiten.  .  .  . 

Kleine  Städte 

113  037 Vi 
13641*/» 
2 178*/t 

109  974 
1  28884 

113556 
29687 

111977 
9000 
1500 

i:'-  471 

Im  ganzen: 

148728      1  188808  |  143008  |  185948  |  142429 

>  Beilage  in  den  Luidtogi^«rli«adlttiigMi     1088  (Horn  S.  9B0t,;  wUi  abornll 

sehr  unKuvorlAssiLr). 

^  Anschlau  Uor  Krietrskamnier  Aua.  1673  (V .  A.  XVT  s   7^  Anm.  1). 
*  Krieg:«kän)mer-liochnung  v.  16.  <aUi  ItSSi.  (Ebenda  b.  975  Aiun.) 
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Die  Verzeichnisse  1  und  3  stimmen  im  wesentlichen  überein; 
mit  ihnen  stimmt  auch  zusammen,  wenn  ein  bei  Orliob  I  8.  257 

mitprcteiltes  Verzeichnis  ebenso  wie  ein  Bodenken  der  Landrätc 
V.  3.  Okt.  Wl^  rn.-A.  XVT  S.  78.5)  die  Gesamtzahl  der  Hufen  auf  14^^549 
«iigibt,  wenn  em  Bericht  der  Oberräte  v.  1648  (Dro  yeen  III,  2  S.  515 f.) 
den  DomanialbeeitB  auf  48  354  Hofen  angibt,  von  denen  damals  18611 
verpfändet  oder  verarrendiert  waren,  imti  wenn  ein  Bericht  der  Oberräte 
TOm  25.  Aug.  167;3  die  Kühner-  und  Bauernhufen  auf  69045  beziffert. 

164d  gab  ee  48337^,«  Bauenihuben,  von  denen  13749  verpfändet 
oder  verairendiert,  771S  wQet  und  nnverm^^gend  waren.  (B7,  ii.40g.) 

e)  llaaptgeldtaTe  Ton  1B27,  IBoo  and  Wm.   (B  7,  n.  40a  und  g.) 
aI^''^  ^''''^^^  Personen         I  ^y.^^^.^^^  ebensoviel  wie  ihre 
Borger.   .   .  \  \  \  \  .  \  \  \  S  ^  l  Hausherren. 

£dlmer  ohne  Dienst  4  „ 

„       ohne  Scharwerkshuben, 

mit  BoüB-Dienst  3  „    ebenso  kölmische  Krüger. 

Preufsischer  Soharwerkafreier  mit 

Dienst  2  „        «     Zinsbauer,  Ereiachulz. 

Scharwerkäbauer  1  „ 

Burggrafen,  Kämmerer,  Amtsedireiber,  Wüdnisbereiter, 

.Jäger  3  Uk. 

Kurf.  Kornschreiber,   Hofleute,  Handwerker,  Warten, 

Jägerknechte   1  „ 

Kaufleut«  5  . 

Fr*  irule  Lieger,  Schotten  mit  Wagen  nnd  Pferd  ....    5  fl.  ung. 

Paudelkräuier  1„  „ 

Landfahrer,  Quackaalber  ^A.» 

Kilinifiller,  Teerbrenner,  Ochsentreiber  4  Mk. 

Fischrr  mit  eigenem  Oam,  Qlaahftttner,  Hammerschmied, 

Pa])iormacher  8  ^ 

Deren  Gesellen,  Kaufgesell,  Barbiergebell,  Maizmülier    .     2  „ 

Handwerker,  der  nicht  Bürger  ist;  Köhler,  Zinehammer- 

schraied,  Schäfer   1  ^ 

Deuti>rher  Banemknecht,  adliger  Bediensteter  1  „ 

Kaufgärtner,  Handwerksge.selfe,  Schäferknecht  » 

Deutscher  Mittelknecht,  poln.Bauonknecht,  deui^  lu  M  agd    V«  „ 

Pohl!  sc  her  Mittelkneoht,  Handlanger,  Träger,  Taglöhner, 

polnische  Magd  5  Gr. 

Prediger,  Schuldiener,  Bäte,  Sekretäre,  Kanzlei-  und  Kam- 
merbediente (n.  deren  Kinder)  nichts 

d)  Horn-  und  Klanenschof». 

1)  Vom  17.  JIJLrz  1671  (U.-A.  XVI  S.  68»).      2^  Vom  4.  Febr.  Ui79  (U.-A.  XVI  S.864f.). 

Von  der  Knh  im  Hochlande  6  Gr.  Von  der  Knh  im  Hochlande  9  Gr. 

Von  d.  Kuh  in  d.  Kiedertmg  9  „  Von  d.  Kuh  in  d.  Niederung  15  „ 

Vom  Mastochaen  .   .    .    .  10  „  Vom  Mastochsen  .   .    .   -15  „ 

Vom  übrigen  Bindvieh .  .  5  „  Ochse  u.  Stärke  über  3  Jahre  6  „ 

Von  Pf  erden   5  „  Pferd  Uber  3  Jahre  .  .  .  9  „ 

Von     Schafen,     Ziegen,  Schaf,  Ziege,  Schwein  tiber 

Schweinen    .....  1  „  1  Jahr  *  •  IVt» 

•)  Tkmnkst«««rtaxe  nach  dem  Anschlagzettel  v.  1586: 

5  Gr.  Yon  der  Tonne  Bier  oder  5  Schilling  vom  Scheffel  Hals.  (B  7, 40  a.) 

Afiin. :  Im  allgemeinen  standen  damals  die  in  PreuCsen  ablieben  Münzen  in 
folMndem  VerbAltnis  xn  einander :  1  Beichstaler  =  3  poln.  (Hildexi  =»  Mark 

6  OhrU  M  90  Grosoben  (=  24  Silbergrosoben).   1  Mark  =>  2u  Groschen  =  60  Schilling 
»UOPfMuüge.  (Horn,  Vom  preufaischen  Oelde.  Altpreufo.  Monatschr.  V  [1868J  S.  52  ff.) 
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f)  Akzisetaxeii 


L  0«tr*id«  und  Handmflhlea. 

Korn  rein   <l«r  Scheffel 

Korn  gemengt   „  ^ 

Weisen   «  • 

Mslr.  von  (^r»io  oder  Weizen  ,  « 

Malz  von  Hafer  oder  Grioken  ...t.  ^  « 

«Schrot  f<".rüt7.-  oder  Maut-)   „ 

Au-^w  lirtiges  Mehl  •  ••••  die  Juime 

Ukndinühlen   quartaliter 

"Oniideln  (aufser  8dü«imahien)   „ 

WBMlÜMurto  LitMMr  nad  Polen  für  dM  auf  Quirdeln  Genahleiie  .  der  Sobeffel 

Btmwhbwrto  LtUttwr  oikd  PoIab  fBr  da«  wf  HudmOhfaii  O^niiMli»  «  « 


II.  Verzehrsmittel. 

Kurffirstliches  Amtsbier  (da  Malz  nioht  V«r«]udMt  irt)   die  Tonne 

Auslftndisches  Bier   f,  n 

Königs  her  g:er  Sohwarzbier   «  a 

KOnigsberL'or  Weirs-  oder  SchifTHbier  ,  „ 

Litauisch  oder  rolni^ch  Weifsbier   «  • 

Wein  und  Weinessig  •  -wom  Ovlden 

Destillierter  Branntwein   yom  Stoff 

Sehlechter  Branntwein   «  , 

Litauischer  Met   die  Tonne 

Einheimischor  Met   „  » 

Honig  ,   „ 

Biadfleiseli   Tom  Gulden 

Fleisch,  Talg,  Lichte,  die  von  Fremden  ausgeführt  .......  ,  „ 

Fische  frei,  nur  die  oiinehin  verbotUM  Kante!  10  M. 

OewOrz-  und  Apothekerwaren  (aoIiMr  BeMpteS)  *  »  « 

Confekturen  und  Oaadls»d«o   p  « 


XU.  Kaufmannswaren. 

Qoldene.  silberne,  seidene  Kleiderwaren  vom  Qulden 

II«lba«id«iM,  woIIm»,  hiMM  Kl«idMnriMfi  

Laken,  die  Ober  10  fl.  steigen   Tom  Qnldaii 

Analindisobe  Leinwand  nnd  KamoMrtnolk,  leintna  Spitzen  ....     ^  « 

Tnk*k   

Ein  JSpit'l  Karton  ,  

Attiserdem  geben  l'/t  Gr.  vum  ^'nlden  ..*....«..,..,... 

IV.  Oewerbes teuer. 

Schotten  (Hausierer)  mit  der  l'uudel   quartaliter 

«                n             •       1  Pferd    , 

n              n            I«         Pferden  .    .    .'   , 

<8oloh»,  di*  mit  Gold  oder  kostbaren  Seidenwaren  handeln,  mUab 
diese  an  den  Landkaaten  TwlierMi.) 

Qlflckatdpfor   Tom  Onlden 

QvMkMUber,  Komödianten.  Gaukler  u.  dgl   vom  Tag« 

Sohtfar  mit  eigenen  Schafen   vom  Schue 


Ordnung 

vom 
2.  Aue. 
1655 


S  Gr. 

1  * 

la  . 

8  , 

5  . 

1  . 

V/t  , 

.'W  « 

10  , 

1 

2  , 


24  Gr. 
ÖO  , 

80  , 

20  . 

40  • 
3 

m  , 

90  , 
IVt  Gr. 


IVi  , 

frai 

IVt  Gr. 


45  (ir. 
90  , 
180  , 


IVt  Or. 
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eL  Staatsarchiv  Kep.  7,  n.  40  g.) 


r 


Supplement 
V.  5  JNOT.  1656 


r:;  r- 


Akziae- 
taxe 

vom 
1.  Juni 
1662 


Akzise-  Ordnung 
vom  91  JuU  im 


Akzise-Ord- 
nung vom 
20.  Aug.  1666 


3  Or. 


12  Gr. 
8 


s  r;  r . 
2  Or. 


180  ßr. 
\\>vn-io  Sehweinefleuoh, 

Talg.  Leder 
WTild}  rot  vernohietlen 

1—180  Gr. 
luttor  Tom  Aeht«!  10  Gr. 


iiK-   un<l  trocken« 
s-  i^-.  Kft>>ol  <ir.T.  Chlld. 
inu    die  Tcoa*  80, 

Sehoelc  %  Or. 

r  ■!  ToiiTio  15  Or. 
uuüburg.  Ugl.  3uGr. 


1*^  Or. 


5  Or. 
SOr 

leUUe.  «iMrne  Kram- 

r&ien,GUMl.  Pti  1  v  e  r ,  Tran 
Teer,  FMi,  l'eUwerk 


}- 


he  abrigen  Süm  SMh  der  Ord- 
rnisg  T.  8.  A«f .  1MB. 


)  »*  { 

12 

8 


■  • 

-  { 


Mir.  (ellee  Korn,  auch 
geeehrotemes) 

12  Or. 

8  , 
1  - 

8  <}r.  (aiu'h  Konigs- 
berger  Brot  u.Koggen- 
ihl) 


18  Or. 
12  , 


[        8  Gr. 
18  , 
8  . 

1  n 

S  <  Jr.  ( %'üin  Sclii'f- 
fel  4  Gr.,  Weizen- 
mehl 12  Or.) 

In  (If'M  lifauischon  Amtprn.  wo  Quirdt'In  jo- 
brancht  w^rdon,  zahlt  jt'-lo  urboitsain*j  P«  rs'>n 
hallij:ilirli<  fi  1.»  <tr. ,  ilazu  alle  die,  welclie  Bröl 
▼erkaafen,  2  Mk.  «juartalityr.  oder  allo  (Juirdelii 
werden  beim  .Schul/.t>ii  /.usammenKetan  und  das 
Gemahlene  mit  a  Gr.  rerakzieat.  Auf  (^uirdeln 
mAhlenes  Malz  kostet  8  Or.  gegen  Eid. 
Hbrigen  sind  ÜMidmllhlen  Terboten. 


40  Gr. 
8 
4 


V  lu  Fafe  20  Or. 
KAnipsberger  Bior 

•2.y)  <ir.  vom  Fafs 
10  Gr.  V.  d.  Tonn« 
10  Gr. 


180  Or. 
Wie  1665 

Wie  16» 

IV«  Gr. 
IV*  . 


80  Gr.  die 
Tonne 


5  Or. 

;i  Or. 
Wie  1655 


Wio  luv. 
IV«  Gr. 


▼om  l"'afM  yo  Gr. 


20  Gr. 

8 

4 

2 
180 
90 


1» 

n 


4  Or. 
8  • 


IV«  Gr. 


18.> 

yi 


1' 


die  tlbur  (>  Ü.  stei 
gen  1'  .'  Gr 
V  *  Or. 
Schlechter  Tab. 
]'    Or.  V.  Oulden 
(tuter  Tab.  (Jr. 
v.  ni  I'fund 
6  'ir. 
K  iirfe,  Juwelen, 
kostbare  Pelze 
IV«  Or.  Oulden 

45  Or. 
Schütten  mitPfer- 
den,  vom  Pferd 
90  Or.  Sonst  wie 

lt;rö. 

7Vi  Gr. 
45  , 
1  » 


II  - 

|}- 
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Anlagre  III. 

Steuerleistiuifeii  seit  dem  Beginne  fortiimfender  Zahinngen 

m2  bis  1688. 


12.  J«aieSbi«8aJ«Bi6S: 

1.  Julies  bis  äO.  Juni  64 
1.  „  64  ,  80.  „  65 
1.  ,  05  „  30.  ,  6Ö 
Juli  66  u.  Nachstände 


1668  bU  1666. 


1.8«pt.  66  bis  SlJ^ug.67 
1  J9«pt*^  ^  Sl.Aiig J8. 

1.8«pt.68  bi«Sl.A«g.  69 
1.8ept.  70bisao.S«j>t»31. 


l.Oki.71bia80.8«i>t.72 


l.Olct.72bto80.8«pi.7l. 


1.  UliLt.  73  bis3Ü.  iSvpt.34. 


1.  Okt.74bia80.8*pU5. 
l.O]ct,%bI«80.8«pt.16. 


1.  Oki.71  bli30.8»pt.18. 


Akzis«  der  ObersUnde :  120450VtM.  «aKvrt,  U0B6>/4M.  (9tor 

Pfennig)  an  die  Landschaft. 
Akzise  254  IdO     M.  —  85696>/s  M.  «n  Ausgaben. 

lä»)9Ä{Vt  ,  -  S3960V«  ,  „  ,  /  MaH>.:dc.pp. 
266 M8  —   41b'12      «    «         ^   {  Kopfsohurs 


188947'/»    ,     —   22253  V« 


X.Oki.Wbis80.Stpt.1». 


Akzise  966        M.     —  188451  •^4  ««  83a 8^0  V«  M.  (wovon 
M.  AB  Kmf.  «HÜUt). 

Akzise8296GÜ  M.  —  86888  Ji.  l^^/ä/uÄ^Hs».  «17683»,«  K. 
AkdMU4«l6M.  -  a^aOBVs M. /     •«  Kurf. 


AksiMwieTor 

ivor 


1 Nov. 68:  doppelt©  Kopfsch, wie  lUjti. 
9<]6196i/»li.  Jan.  n.  Mai  7o:  je  um  Kopfsch, 
96150  ber\v.  HtiOtilV«  M. 


April  U.Juni  71  Horngeld  der 

Oberst,  u.  kl.  SUdto. 
OsUm  71  bis  Ost.  72  viertel- 
Jilurl.  1  KopfMk.  KOnigsb. 


2ö;io3T  ^*M. 


Tl  erhöht 


Heit  1.  Aug.  \ 


dazu 


Manufakturgeld.  J 


bis  1.  Ulis  n. 
AksiMtf28M>/ilf. 


Akzise  410116  M. 


Mai  «Dd  Sept.  72  >  1  Kopf. 
mmU.     seholb  T«B  81774  ^  - 
181S0  X. 


KopfiMbOsse  Januar,  Juli, 
Okt.  78  von  88280  Va,  74401 
bezw.  106604  M. 


V.} 


8a.7818B0BI. 


Kopfschössp  Marz  un<l  luni  74  v.  l»>44nT^  4 
bezw.  3Tl»0<i>i  M.;  Sa  <.12:>-20  M.,  .l;*/u 
der  ungew iiiigt«  lIuleDMchofs  v.  l.Ulct. 
78  bis  1.  Aug.  74  von  1  H.  rnonatl.  v. 
62600  Hufen,  in  .Sa.  also.  125^000  M. 

Aksiaa  I481M  X.  Okt.74XopliMsh.78477i/sll.  8«.42187P/tM. 


Ak/.,  dazu  Juli  bis 
Sept.  76  eine  Trank" 
«teuer  V.  15  bzw.  10 
Or.  a.  d.Tonne  Bier. 
8a.   808860  Vis  II. 

Akalaa  888081^411. 


KopfaabOMe  Nov.  75  68.'i6rn'«  M 

Febr.  76  694il8«  loM 

Juli  76  72905»/«  M 

Sept.  76  726U>/a  M. 

Febr.  u.  8opt  77  je  1  dopp  Kopf- 
schofs  V.  bzw.  1323iiOM. 

JulL  Aug.  77  ein  dreif.  Kopfsoh. 
204  :S87  >/•  M.  Okt.  76  n.  «ai  77 

äela  HnfsBsebolb  4  1  M .  a 
242*A  bzw.  84H9P  4  M.. 


I 


•Sa. 
688fl«H/s 


«a. 
M. 


dam  Hirz  77  eine  Kopfsteuer  von  dea 


Akzise  mit  einer 
Auflage  auf  Luxu»- 
waren  und  einer 
dreimonatl.Trank- 
•iMiar  448088>A  X. 


Nov.  77:  ©inf. Kopfsch. m. Rest.  774»i 
Febr.78:  Hufennch.  A  1  tl.  .  .  .  98405 
April78:    >i"i'}'  K»t>f.-«clk.  md 

1  HufonBoh  SSiiW 

Mai  78:  dopp.  Kopfsch  185141 

Juni  78:  HufeBaBb.  4 1  fl.  .«.lOOm 
Xin  78:  «rhObtwHoffBaebolk  .  I248S8 


M. 
M. 

M. 
X. 


114021  >/tM. 
168800  X. 
188881  X. 


35291«.  M. 
1594»  '"  >  .  .M. 


Aksiaa  808487 '/«X.  Dm.  78:  dopp.KoplMb  .... 

Aug.  70:  dreif.      «  .... 

Aug.  79:  dopp.      .  .... 

Dazu  ein  drtM'faeh.  Kopfsch. 
▼OB  den  lieamien  im  Aug. 
Febr. 79:  Hufensch,  m  ;1  M.  .  . 
Mui  7<>:  Hufensch,  a  2  M.  .  . 
Nov.,  Dez.  7s,  April,  Saft. 78  je 

eiB  UornsohoCl  lOH  3d4  >  1  M . 

89703',  »  M. 
187662V«  N. 
88713V«  X. 

Sa.  1.  Okt.  77  bis  JU.. Sept.  79:  3025 18i^^iX. 
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1.  Okt.  Wbia  80.  Apr.  80 


l.]Ui80bis81.Aug.81 


1  MpiJBl  bi«30.8«i»i.82 


].Okt.88biaSl.JuU88. 
t.An9.88bU81.JuU84. 

1.  Aug. 94  bis  31.Julii»5. 
].Aug.85bi«81.Jnli8S. 
l.Ai»g.8SbfaSl.JaU87. 


1.  AuK.87bl«Sl.  Okt.  86. 


KOnigHbermr  Ak- 
zise 70804  Vi  H. 
(•=c».170«iäBtlr.) 


AIIk    Landes  -  Ak- 
zise. Krtra^ruad 
880Ü0  Btlr.  (M»i 
80:  Ö5d2<;>  BUr., 
Jiini80:fiB84»/*n) 


Die  flbrijMn  Stflnde: 
D<mp. Kopfüchora  Okt.  79: 

1117ü4«/tM.  =  28909Va  Tlr. 
Dopp.  Kopff^chofsFebr.HO:  .»800  Btlr. 
Dopp.  HornHchofB  Dez.  70: 

184542V«  M.  —  32  Jm:,  Ktlr. 
Dopp.  Uornsch.  April  80:  &!400  Btlr. 
Dazu  Jan.  nu  •{»  miwttlig.  HornMhofb 
fOr  DouAtive. 

M»i  u.D«i.  8nj»dopp.  Kopfflch. 

(Mai  'ioW  Ktlr.) 
Jwiiii. S«pt  80j««int  Kopfsch. 

(Juni  h5.;4^iiiUr.) 
Febr.,  AprU.  IUI  81  je  einf.  Horngeld 

(ä  ca.  UHAM  Btlr.) 
Juli  u.  Sept.80k  1  fl.  von  der  Hufe 

(Juli  16000  BUr.) 
Dts«  J«I]/Aiig.81 1  fl.ttngBwill.  y.d.  Huf». 


Oberatlnde; 

1.  Aug.  Hl  hi'i  rtn.  April  Kopfsch.  von 
<5r.  «lUJirtalittT  statt  tl«>r  .\k7.iae, 
I  r  L  :ik<*t»?uer  Von  öO  lie/.w.  <  Jr. ;  )  Iv)  Iii 
1>I8  8ept.  SJ :  Akzi-*«?;  Mm  dopp. 
Kopfsch.;  Sept.  Sl .  .Tuli  8.!  ilopi>ftlt«  Horn- 
schOsse:  Sept.  81  lu  Gr..  Okt.  81  ttin 
April  82  4  20  Or.,  Aug.  88  80  Or.  tob 
der  Hufe. 

Febr.  K\  dopp  K«>pf8ch.,  Juni  dopp.  Horn- 
achofs;  Okt.  82  15  Gr.;  Hov.  S2  bis  Juli 
88  4  80  Or.  UufeuMliofli. 


Jan..  .In Ii  84  einf.  Kopfsch.; 
Okt.  m,  April  84  einf.  Horn- 
.ichOsse;  Aug.  83  bis  Jan.  84 
4  10  Gr.;  Febr.  bis  Juni  84  | 
*250r.l2l>. ;  JuH84 140r.l2D. 


Sa. 
ll>«*4ftiVa 
Btlr. 


Sa. 


Augr.  S4  «l'iiip.,  84,  Juni  85  | 

t'inf.  Kopfsch.:  S»«pt  >4  tl<tpp., 
MArz  85  oinf .  Uornsch  .j  1  .Ok  i  .84 1 


eh.:  ?^»'i't  >^  «l'i'P-,  l  aoiÄi«;* 
.Hornsbh.;l.Okt.84/ 

bi«8I.  Juli  85  A 18  Or.  Hufcnaeh.! 

Okt.  85.  Marz  H6  dopp.  Kopflmdl.:  Des.  85, 
Mai  dopp.  Hornach.:  Ajip  1><  Hr., 
Sept..  Not.,  Jan.,  Febr.,  April,  Juni, 
Juli  4  80  Or.  Hufoneohor«. 

Sept.  8ii.  Fel»r  ST  <lo|ii..,  April  ^7  i-inf 
Kopfsch.  (dieser  !.  Laii<l8uhaft!>/.wecke : 
Nov.  86,  Mai  87  dopp.  Huruschors; 
Aug.  8(3  l.'>  Gr.,  Sept..  Okt.,  Dez.,  JftU., 
Marz,  Juni  JuU  4  20  Or.,  April  10  Or. 
Hufensebon. 

Sopl.  S7,  April,  Aug.  88  dopp.,  N'.'V  87 
i'inf.  Koplseh.;  Febr..  M»i  S»*  ii'>i>|i  . 
Sopt.,  OKt.  8^  oinl'  lIornM'li  :  Aut;., 
Okt.,  De?  »7.  .lan  ,  März,  Juni.  JuU, 
Sept.,  <»kt  •>>  ;i  M  <ir.  Hufen.sch.; 
Nov.  81  15  Gr.,  April  88  10  Gr.  -^-b  Gr. 
FMtaiMiMtMier. 


Die  S  (  .'k1  t  f>  brin- 
gen ,  Wo  nichfH 
tiosondiTi's  Vfi"- 
merkt,  alljikiirl. 
ihr  Kontingent 
durohAlueIae«af. 


Klein«'    .^t  lili*»  .i 
15  Gr.  V.  d.  Hufe. 


Klein«  .Stitdte  Aug. 
87  bis  Febr.  88 
2U  Gr.  monati.  v. 
der  Hufe;  MUr/.88 
wird  die  neue 
Akxiae  bei  ihnen 
•ingefahrt. 


V  i' h  Kioilil,  Der  l>run<lünli.  proufs.  Staat sluiusIiuK  in  den  beiden  kt/tt-ri 
.'alirlmnUerten  iIH^^^t  HeilaL'o  VI,  tluA.tea  au»  Pruitfäun  zui  (ionuralkrieg^kasHO  an 
Kontributfonon : 

1.  Oku  ItiS::  bis  ai.  Dez.  I«i8;^ 

1«ÄI: 
lt>85: 
1886: 
lt;H7: 

im: 


.309.V29  Ktlr.  .■•  Gr. 
;i;*i9<  «8    ,     12  ., 

335802     n  n 

aooooo   ,    —  , 

sii.vrz    .     2  - 


-  D. 

•> 

10  , 


Anm.  S(  it  uiflo  wird  iint*r  dem  BSinflulk  der  Kriegskanuner  nnch  Boichat4l«m 
itatt  nach  Mark  gerechnet. 
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^The  whole  iuduötrial  movement  might  b'^  rr-Hr(bM]  tVom 
tbe  fiiiaucial  or  monetär^  poiüt  oi'  view.  '  (^Hobsou  „Evolutioa 
of  modern  capitalism,"  S.  7.) 

Die  Tendenz  zur  Konzentration  als  Merkmal  der  modernen 
industriellen  Entwicklung  ist  eine  von  keiner  Seite  mehr  be- 
itrittene  Tatsache,  nur  aber  das  schliefsliche  Ergebnis  und 
die  Grenzen  dieses  Prozesses  ist  man  nicht  einig.  In  allen 
Lündern  mit  kapitalistischer  Wirtschaftsweise,  in  Deutsch- 
land insbesondere  seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahr- 
hunderts, geht  in  Handel  und  Gewerbe,  hier  stärker,  dort 
schwächer,  bald  langsamer,  bald  rascher  ein  fortwährendes 
Verdrängen  der  kleinen  Unternehmung  durch  die  gröfsere 
vor  sich.  Der  grofse  Betrieb  vervollkommnet  sich,  der  kleine 
verschwindet.  Die  Aktiengesellschaft  tritt  an  die  Stelle  der 
privaten  Unternelimungsform.  Mehrere  ünternehraungen 
glt'iclier  oder  verschiedener  Art  und  Grttff^o  werden  mit- 
einander verbunden;  es  entstehen  die  gemischten  Betriebe  in 
der  Eiseniuduftrie,  die  Fusion 'n  in  allen  Gewerben. 

Diese  Vor^aiige  sind  niannigtaltig  in  der  Form,  eines 
aber  haben  sie  gemein:  Folge  und  Voraussetzimg  ist  die 
^dung  grofser  Kapitalmassen.  Auf  der  einen  Seite  wächst 
der  Kapitalbedarf  mit  der  Herausbilduug  der  höheren 
Betriebsformen  der  Industrie,  auf  der  anderen  Seite  stellen 
(He  Erträgnisse  der  gewerblichen  Unternehmungen  grofse 
Kapitalien  zur  Verfügung,  die  ihrerseits  Verwendung  und 
Verwertung  suchen.  Das  Bild  der  Gütererzeugung  wird  mit 
wachsendem  Kapitalreichtum  und  höherer  Form  der  Pro- 
duktion allmMldieli  vedindert.  Es  stehen  sich  nicht  mehr 
von  Privaten  o"»  ^  itete  Einzelunternehmunp:en  gegenüber,  deren 
volle  Selbstiin  I i^^icfit  mir  in  der  Konkurrenz  auf  dem  Markte 
oiüe  Grenze  findet,  sondern  Kapitalmasaen,  die  in  der  Industrie 
tätig  sind  und,  mehr  oder  wen'jrer  fühlbar,  geleitet  werden 
voü  den  Grofsmächten  auf  dem  Kapitalmarkt.  ..Corresponding 
to  the  changes  in  produetive  metliods  undur  nieehanieal 
niachinery"  —  sagt  Hobson  (Evolution  of  modern  capitalism, 
7)  —  ,we  should  find  the  rapid  growth  of  a  complex 
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monetary  System  reflecting  in  its  international  and  national 
character,  in  its  elaborate  structure  of  credit,  the  leading 
characteristic  which  we  find  in  modern  productive  and 
distributive  indiutry/ 

In  dem  Ifafse  als  die  in  der  Industrie  und  im  Handel 
angelegten  Kapitalien,  im  einzelnen  und  als  Ganzes,  gröfser 
werden,  ein  von  der  Person  ihres  Eigentümers  unabhängiges 
eigenes  Leben  zu  führen  beginnen,  —  in  demselben  Malse 
wird  die  Stellung  der  reinen  Geldmächte,  der  berufenen 
Vermittlungsinstitute  für  Kapital  und  Kredit,  der  Banken, 
verändert.  Die  Banken  werden  gezwungen  sein ,  engere  Be- 
ziehungen zur  Industrie  zu  stichen,  ihren  bisheriiren  eine 
andere  Gestalt  zu  geben,  die  Industrie  sieht  sich  bei  ihrem 
wachsenden  Kapitalbedarf  stärker  auf  die  Banken  an- 
gewiesen und  bietet  ihnen  den  geeigneten  Boden  zur  Er- 
weiterung ihrer  Macht.  Mit  der  neuen  Form  der  ge- 
werblichen Produktion,  deren  wesentliches  Merkmal  die 
Anhäufung  groÜser  Kapitalien  zu  einheitlicher  Verwendung 
ist,  tritt  die  Kapitalinvestierung  und  damit  die  Banktätie- 
keit  in  ein  anderes  Stadium.  Man  braucht  für  Deutsdi- 
land  nur  zu  beachten,  wie  sich  die  Grofseisenindustrie ,  die 
wegen  ihres  bedeutenden  Kapitalbedarfs  gut  als  Beispiel 
dienen  kann,  in  den  40er  und  50er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts und  wie  sie  sich  im  letzten  Jahrzehnt  entwickelt 
hat  Wie  langsam  und  tastend  ist  die  Kruppsche  GuXs- 
Htahlfabrik  in  Essen,  das  Eisenwerk  der  Firina  Jacoby 
Haniel  <^  Huyssnn  —  die  heutige  Gutehotinungshütte  in 
( JljcrlKLUsen ,  eine  der  vollkommensten  deutschen  Industrie- 
uiiternehmungen  —  entstanden,  wie  mühsam  haben  sie  ricIi 
bchritt  für  Schritt  unter  Verwendung  ihrer  Betriebsübei- 
schüsse  vergröTsert!  Damit  vergleiche  man  die  Entstehung 
der  lothringisch-luxemburgischen  Eisenindustrie  in  den  letzten 
zehn  Jahren.  Während  im  Anfang  der  80  er  Jahre  von 
einer  Eisenindustrie  dort  noch  kaum  gesprochen  werden 
konnte  und  18D0  die  amtliche  Montanstatisttk  erst  eine 
Hochofenproduktion  in  Lothringen  und  Luxemburg  von 
kaum  1,2  Wll  t  (1 199 137  t  ^  und  eine  Flufseisenproduktion 
von  etwa  2300()O  t  (229785)  aufwies,  hatte  sich  bis  zum 
Jahre  19o2  die  Roheisenerzeugung  in  Lothringen  von  (340224  t 
auf  1630220  t,  in  Luxemburg  von  558913  t  auf  1080.306  t 
gehoben,  die  Flufseisenproduktion  —  die  für  die  Ausdehnung 
der  Werke  noch  charakteristischer  ist  —  in  Lothringen  von 
116367  t  auf  sr>f>198  t,  in  Luxemburg:  von  113418  t  auf 
314930  t  j^^ehnbeii.  Tn  flcm  neuen  Stahlwerksvcrband  stehen 
die  Rombacher  Hüttenwerke  als  gröfster  Produzent  ded  schweren 


'  VVe^eu  nicht  {i;enüi;endr  r  Spezialisierung  der  l'roduktionagebiete 
in  der  Montane;tati8tik  iät  die  Zaül  sogar  noch  etwas  zu  hoch. 
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Maturiala  (Gruppe  A:  Halbzeug,  Träger  und  Schieneu)  mit 
;;:>() 7f>0  t  an  erster  Stelle,  —  ein  Werk,  das  lÖÖ8  ge- 
gründet, bis  1890  mit  2,(j  Mill.  Mk.  Kapital  arbeitete,  1902 
dagegen  über  eiu  K.apiUi  (Aktienkapital,  Anleihen  und  Re- 
aeryen)  von  rund  40  Mill.  Mk.  verfügte  und  19(a/1902 
772225  t  Erz,  326039  t  Boheiaen,  293671  t  Stahlwerka-  und 
257304  t  Walzwerksprodukte  hergeetellt  hat  Daneben  so 
kapitalkräftige  und  technisch  so  vo  Ilkom]  mene  Werke  wie  das 
Ditferdinger  Werk,  wie  Aumets-Friede  usw.  Diese  Werke 
haben  sich  nicht  langsam,  ihre  jährlichen  BetriebsüberschUsse 
zu  üeuanlagen  verwendend,  sondern  sprunghaft  mit  häufigen 
grofsen  Investierungen  fremden  Kapitals  erweitert;  in  den 
letzten  acht  Jahren  sirnl  auf  die  Eisenwerke  dieses  Bezirks 
ca.  150  Mill.  Mk.  verwendet  worden  K  ^Sie  haben  das  aber 
nicht  getan  und  konnten  das  nicht  tun  ohne  die  Hilfe  der 
grofsen  Kapitalinächte.  Fast  nirgends  ist  der  Einflufs  der 
Banken  so  deiuli'  Ii  zu  konstatieren  wie  hier. 

Ks  wird  hierauf  noch  nälu^r  zurückzukommen  sein.  Was 
das  Üeinpiel  zeigen  sollte,  war  die  veränderte  Ivolle,  welche 
die  Kapitalinvestierung  und  damit  deren  Werkzeuge  und  Ver- 
mittler, die  Banken,  heute  gegen  frtther  spielen.  Wenn  man 
eine  Wandlung  in  der  Richtung  feststellen  kann,  dafs  gegen- 
über der  Kapitalbildungsfunktion  der  Industrie  in  frttheren 
Perioden  des  modernen  gewerblichen  Produktionssystems  das 
Moment  der  Kapitalinvestierung  mehr  in  den  Vordergrund 
tritt,  dann  ist  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  dafs  sich  die 
Leitung  der  industriellen  Produktion  verschiebt:  die  Selb- 
ständigkeit des  Industriellen  kann  bescliriuikt  werden  durch 
die  Vertreter  und  Leiter  des  Verwendung  suchenden  Geld- 
kapitals, durch  die  Banken. 

Zur  Klärung  dieser  veränderten  Situation  will  die  folgende 
Abhandlung  dadurch  beitrap^en,  dafs  sie  die  Beziehungen  der 
deutschen  Orofsbanken  zur  Industrie  in  ihrer  jüngsten  Ge- 
staltung (seit  etwa  1895)  näher  zu  beleuchten  sucht.  Km 
solcher  Versuch  hat  mit  awei  Schwierigkeiten  zu  kämpfen, 
die  eine  doppelte  Einschränkung  des  Themas  nötig  machen. 
Die  eine  Schwierigkeit  liegt  im  Sto£^  die  andere  im  Quellen- 
material.  Im  Stoff,  weil  die  Beziehungen  der  Bankwelt  zur 
Industrie  sich  abspielen  zwischen  einer  grofsen  Zahl  von 
Banken  auf  der  einen  und  einer  grofsen  Zahl  von  ver- 
^cbiedenen  Gewerhaaweigen  auf  der  anderen  Seite.  Wie  die 
Existenzbedingungen  und  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Arten  von 
Bankinstituten,  der  Notenbanken  uTid  d*'r  Kreditbanken,  der 
Berlin-  1  (iroföbanken  und  der  Frovmzinstitute,  der  Emissions- 
banken und  der  reinen  Kreditanstalten  sehr  verschieden  sind. 
-^0  noch  mehr  die  technischen  und  wirtschaftlichen  Lebens- 


*  „Frankfurter  Aktionär",  22.  November  1^4, 
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bedingungeu  der  einzelnen  Industrien.  Wenn  durL'h  diese 
beiderseitige  Ungleicharti^kcnt  in  den  Beziehungen  der  Banken 
zur  Industrie  auch  vielleicht  nur  graduelle,  nicht  grundsätz- 
liche Verschiedenheiten  heryorgerufen  werden  ^  so  setzt  doch 
unter  aUen  Umständen  die  Betrachtung  aller  Bankarten  und 
aller  Qewerbszweige  Vorarbeiten  voraus,  die  noch  nicht  vor- 
liegen. In  dieser  Abhandlung  wird  deshalb  eine  doppelte 
Einscliränkung  gemacht:  auf  der  Baukseite  werden  —  bis 
auf  kleine  Abschweifungen  —  nur  die  Grofsbanken,  auf  der 
Industrieseite  wesentlich  nur  die  Montan-  und  die  Eisen* 
Industrie  in  den  Bereich  der  Untersuchung  gezogen.  Das 
Herausfcreifen  der  Grofsbanken  —  gemeint  sind  die  Diskonto- 
^escllseliaft.  die  Deutsohe,  Dresdner  und  Darmstädter  Bank  ^ 
der  A.  öeliaatihauseusehe  Bankverein  und  die  Berh'ner  Handols- 
gesellsehatt  —  rechtfertigt  sich  dadurch,  dafö  sie  die  gröfsteii 
deutschen  I'ankinstitute  sind  und  deshalb  für  das  moderne 
deutsche  ijankwcsen  als  typisch  ^^elten  können,  weiter  da- 
durch, dal«  sie  die  Beziehungen  zur  Industrie  oflizieli  aui  ihr 
Banner  geschrieben  und  tatsächlich  in  starkem  Mafse  an- 
geknüpft haben^  schliefslich  dadurch,  dafii  sie  durch  die  gegen- 
seitige Konkurrenz  auf  gleichen  Gebieten  und  in  gleichen  Ge- 
Schäften  Gelegenheit  hatten  und  gezwungen  waren,  ihre  ver- 
schiedenen Systeme  und  Geschäftsgrundsfttze  im  allgemeinen 
und  gegenüber  der  Industrie  im  besonderen  zu  erproben. 
Diese  Gründe  nehmen  an  Gewicht  in  dem  Mafse  zik  als  die 
Konzentration  im  Bankwesen,  die  Aufsaugung  der  kleinen 
Privatbankiers  durch  die  Aktienbanken  ;2;röfscren  Umfang 
anninnnt,  die  ^littelbanken  - —  man  kann  hierunter  die  gröfsereu 
Aktieiüjanken .  wie  die  Nationalbank  und  B'^rÜner  P»ank  in 
Berlin,  die  Mitteldeutsclie  Kreditbank,  die  ivoiuraerz-  und 
Diskontobauk ,  die  Deutsche  Nationalbank  in  Bremen,  die 
Magdeburger  Privatbank,  die  Rheinische  Kreditbank  in  Mann- 
heim, die  Pfalzische  Bank  und  andere  büddcutsche  Banken  usw. 
zählen  —  gegenüber  den  Grofsbanken  immer  mehr  an  Be- 
deutung verlieren.  Der  erste  Abschnitt  wird  versuchen,  die 
ausschliefsliche  Berflcksichtigung  dieser  Banken  auch  sachlich 
aus  der  Natur  des  modernen  industriellen  Bankgeschäfts  zu 
erklären. 

Willkürlicher  ist  das  Herausgreifen  der  Montan-  und 
Eisenindustrie  auf  der  anderen  Seite.    £s  gibt  zweifellos 

andere  Industrien,  in  erster  Linie  die  chemische,  die  Zement- 
industrie, das  Brauerei L'e werbe,  die  für  die  vorliegende  Frage 
reiches  Material  bieten  würden.  D:i  :\\)<'r  die  technische  und 
wirtKcliMltliehe  Verschiedenheit  der  einzelnen  Gewerbe  die 
gleichzeitige  Untersuchung  der  Verhältnisse  mehrerer  Industrien 

'  So  wird  im  folgenden  immer  die  Bank  fttr  Handel  und  Indastrie 

bezeichnet 
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erschwert  iiiul  das  vorläufige  lleraiisgreiten  einer  besondtTü 
geeigneten  rechtfertigt,  werden  hier  vorwiegend  die  l^aiik- 
beziehungen  derjenigen  Unternelimunfren  berficksichtigt,  die 
in  den  Produklionsprozefs  der  Eisen iiulustrie  gehören.  Zu 
diesen  Ivu  nn  man  folgende  Gruppen  rechnen:  1.  Kohlen-  und 
Erzbergwerke,  2.  die  sog.  schwere  Eiseniodustrie,  die  Fertig- 
fabrikate wie  Trttger  und  Baueisen,  Schienmi  aew.  und  au 
Zwisdienprodakte  Bleche,  Halbzeug,  Draht,  HandelseiBen  usw. 
herstellt.  Als  deren  Abnehmer  und  teilweise  auch  Lieferanten 
reihen  sich  dann  weitere  vier  Gruppen  an:  3.  dii'  Kleineisen- 
industrie, die  übrigen  Metallgewerbe  einschliefslich  Eisenbahn- 
wagenbau; 4.  die  Transportuntemehmungen  auf  dem  Gebiet 
der  Schiä^hrt,  des  Voll-,  Klein-  und  Strafsenbahnwesens ; 
T).  die  Maschinen-  nnd  (>.  die  Elektrizitätsindustrie  einschliefs- 
lich der  Kabelunternehmungen. 

Das  Herausgreifen  einer  solchen  Gruppe  von  Industrien, 
die  alöi  Abnehmer  oder  Materialiieferanten  einen  grofsen  Pro- 
duktionsprozefs  bilden,  emptieldt  sich  aus  folgenden  Gründen: 
Erstens  ist  hier  die  Vorbedingung  der  unmittelbaren  gewerb- 
üchen  Konzentration  in  ihren  verschiedenen  Formen  mit 
ihren  Folgen  und  Voraussetzungen  auf  dem  Gebiet  der 
Kapitalinvestiemng  gegeben.  Die  schwere  Eisenindustrie  kann 
sich  —  und  sie  tut  es  immer  häutiger  —  Kohlen-  und  Erz- 
bergwerke und  gewisse  Zweige  der  Eisenverarbeitung,  hier 
Teile  der  Kleineisenindustrie,  dort  den  Eisenbahnwagenbau 
oder  die  Maschinenfabrikation  angliedern.  So  ist  die  Zahl 
der  Hüttensechen ^  —  d.  i.  der  Kohlengruben,  die  im  Besitz 
von  Hüttenwerken  sind  —  von  1895— H>02  von  7  auf  18,  ihre 
Produktion  von  4  auf  11  Mill.  Tonnen  gewachsen,  so  dafs  ihr 
Anteil  an  der  gesamten  Uuhrkohlenprodiiktion  1*.">-J  \9^  v  be- 
trug. Preufsisclie  Staatsbahnwagf'u  werden  von  der  Königs-  und 
LaurahUtte  geliefert,  auch  der  Bocliumer  Verein  treibt  diesen 
Geschäftszweig,  die  Gutehoffnungshüttc  ist  eine  iiervorragende 
Brtickenbauerin  und  eine  der  ersten  Mascluuentabriken.  Oder 
es  werden  wenigstens  einige  Stufen  des  eisenindustriellen 
Pkx>duktionB-  und  Absatzprozesses  miteinander  verbunden:  so 
gehören  die  drei  bekannten  Rhedensechenfirmen  des  Nieder- 
rheins, Haniel,  Stinnes  und  Kannengiefser,  zu  den  ersten 
Rheinschifiahrtsnntemehmungen ;  so  hat  sich  jüngst  die  be- 
kannte Lokomotivfabrik  von  Henschel  in  Kassel  durch  An- 
kauf der  Henrichshütte  bei  Steele  die  Roheisenproduktion  an- 
gegliedert. —  Industrien  mit  anderen  technischen  Grundlagen, 
3er  Maschinenbau  und  die  leichteren  Metallgewerbe  weisen 
andere  Wandlungen  in  der  Betriebsforra  auf:  hier  di»'  Kom- 
hination  vieler  Fabrikationsg(^gcnstände ,  dort  die  iSpeziali- 
sierung  auf  die  Massenfabrikation  eines  einzigen.  Die  groDsen 


^  „Stahl  aod  Eisea%  1.  Jali  im. 
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Spezialfabrikeii  hir  Fahrräder,  Gas-  oder  SpiritUbUi  toi  en  sind 
das  Ergebnis  der  einen,  so  vielseitige  Unternehmuiigen  wie 
z.  B.  die  Berh'n- Anhaltische  Maschinenbau-Aktiengesellschaft^ 
das  der  anderen  Entwicklungstendenz.  Die  unmittelbare  in- 
dustrielle Konsentration  zeigt  sich  in  diee^  Spesialisierang 
und  Kombimenmg  nur  In  anderer  Gestalt  als  bei  der  Betriebs- 
kombination der  Grofseisenindustrie. 

Aber  auch  da»  wo  die  taohniscben  Vorbedingungen  für  ein« 
unmittelbare  Zusammenfassung  von  Betriebszweigen  nicht  vor* 
banden  sind,  bestehen  doch  iwischen  den  einseinen  Teilen 
eines  solchen  Produktionsprozesses  Beziehungen,  die  eng  genug 
sinf],  um  zwar  nicht  technische,  aber  geschäftliche  Verbindung 
unter  ihnen  vorauszusetzen  oder  wünschenswert  zu  machen. 
So  sind  Elektrizität»-  und  Maschinenindustrie  stark  voti 
einander  abhängig,  die  ElektrizitÄtsindustrie  liat  ein  groises 
Interesse  an  den  Kabelunternehnuingen,  noch  mehr  an  Strafsen- 
und  Kleinbahnen,  deren  elektrische  Ausrfistung  sie  besorgt; 
von  den  Transportgeselkchjilten  sind  wieder  die  Wagen-  und 
Schiffbautirmen,  die  Hüttenwerke,  die  —  wie  etwa  der  Phönix 
in  Laar  oder  der  HOrder  Verein  —  in  Strafsenbahnscbienen 
ein  Hauptgeschäft  machen^  mehr  oder  weniger  abhängig.  Zu 
technischer  Zusammenfassung  und  unmittd  barer  Angliederung 
kann  in  diesen  Gewerben  die  grofsindustrielle  Entwicklung 
nicht  ftlhren,  um  so  mehr  wirkt  aber  die  gewaltige  Ver- 
cröfserung  der  einzelnen  Unternehmungen  mit  ihrem  wachsen- 
den Kapitalbedarf  darauf  hin,  den  Mächten  des  Kapital- 
marktes mit  dem  einheitlichen  finanziellen  Interesse  an  -jenen 
verwandten  Industrien  auch  die  neue  Funktion  geschäftlicher 
Annalionins:  zuzuweisen.  ^Not  merely  does  this  capitalist 
System  brin^'"  a  num])er  of  trades  and  prueesises  under  the 
control  of  a  single  capital,  as  a  singlc  complex  of  business, 
but  it  establishes  close  identity  of  trade-liie  and  interests 
among  businesb,  trades  and  markets  which  remain  distinct  so 
far  as  ownership  and  management  are  concerned/  (Hobson, 
a.  a.  O*  S.  102.) 

Und  noch  ein  Drittes  läfst  die  yersehiedenen  Zweige  der 
Eisenindustrie  Air  die  Torliegende  Untersuchung  besonders 
geeignet  erscheinen:  ihr  grofser  Kapitalbedarf.  In  diesen 
„schweren"  Industrien  sind  die  als  Betriebsmittel  tätigen 
Kapitalmassen  so  grofs,  daüs  sie  den  Kapitalmarkt  ganz  Ite- 
sonders  stark  beeinflussen  rottssen;  sie  veranlassen  deshalb 
auch  am  ersten  die  Banken,  enge,  dauernde  und  nach  festen 
Grundsätzen  geregelte  Beziehungen  mit  ihnen  anzuknüpfen. 

'  Diese  Fabrik  baut  selbst  GasmotoieQ ,  TraDsmissionen,  Gas- 
anstalten und  Apparate  für  solche,  Webstühle  für  MetallMze.  Fahr- 
stühle uud  Aufzü^re,  Eisenkonetruktionen  u.  a.  und  erwarb  1904  die 
Hpurather  Maschinenfabrik,  eine  dor  gröfsteu  und  virlseitigtten  Firmtn 
auf  dem  Gebiet  des  Krahnbaus  und  der  Hüttenwerksanlagen. 


Digitized  by  Google 


XXIV  2. 


7 


Wieviel  KapiUil  iUierhaupt  in  diesen  Industrien  in  Deutsoh- 
laud  angelegt  ist,  lafst  bieii  ohne  Zuliiiteuahme  uiizuverläsiiiger 
Schätzungen,  namentlich  wegen  der  immerhin  noch  in  ziemlich 
grofaer  Zahl  vorhandenen  Privatbetriebe ,  nicht  feststellen. 
Dagegen  kann  man  sich  aof  anderem  Wege  eine  nngefithre 
Vorstellong  von  der  Bedeutung  dieser  Inaustrien  für  den 
Kapitalmarkt  machen ,  freilich  auf  Grund  von  Angaben,  die 
sowohl  absolut  wie  relativ  ein  durchaus  nicht  suverlässiges  Bild 
geben.  Gründungs-  und  Emissionsstatistik,  erst  recht  letztere, 
sind  für  den  vorliegenden  Zweck  nur  gana  beschränkt  brauch- 
bar. Von  Privatfirmen  j^anz  abgesehen .  erscheinen  die 
kleineren  Untrrnehraungin ^  also  ein  ^rnfser  Teil  fler  Werke 
gerade  leichterer  Industrien,  in  dieser  8tatibtik  nur  üehr  un- 
vollständig. Obwohl  auch  die  Kapitalinv(  stiirung  in  den 
schweren  Industrien  durch  die  Vergröfserung  aus  laufenden 
Mitteln  weit  beträchtlicher  ist,  als  aus  der  Emissionsstatistik 
hervorgeht ,  kann  also  ein  für  die  leichten  Industrien  zu  un- 
günstiges Bild  entstehen.  Wogten  man  freilich  wieder  sagen 
könnte  y  da(s  die  Gründungen  in  den  leichten  Industrien  aus 
nahelieigenden  Gründen  hlufiger  seien.  Gans  und  gar  nichts 
sagen  die  Zahlen  vor  allem  für  die  später  au  erörternde  Kern* 
frage,  auf  welche  Weise  und  ob  überhaupt  wesentlich  durch 
Emissionen  der  Industrie  mit  Hilfe  der  Banken  Kapital  zu- 
geführt wird.  Alles  in  allem  ist  das  Ergebnis  der  folgenden 
Tabellen  mit  Vorsicht  aufzunehmen. 

Zunächst:  Welchen  Platz  nimmt  die  Industrie  über- 
haupt unter  den  deutschen  Emissionen  ein?  Nach  den  Auf- 
zeichnungen des  „Deutschen  Ökonomist"  ^  wurden  in  den  vier 
Jahren  1900 — 1903  in  Deutschland  emittiert: 


Nominmlbetfag 

Kmwoit 

in  Millionea  Mark 

Deutsche  Papiere  überhaupt  

Darunter   EiseDbabo-    und  lAdustrie- 
obligationeD ,  EissnlMÜin*,  Baak-  und 

AasUuidiflche  Fapiere  

5603,90 

1839,18 

1234,01 

5839,75 

2213,49 
1180,47 

Cisinrntromme 

6037,91 

7020,22 

Danach  machen  diejenigen  deutschen  Papiere ,  die  man 
ab    Industriewerte    bezeichnen   kann,    von   den  gesamten 

Emissionen  dem  Nominalbetrag  nach  20,9  °/o,  dem  Kurswert 
nach  30^/0  aus;    von   den   emittierten   deutschen  Werten 


'  Das  Kobmateriftl  der.  tollenden  Tabellen  ist  den  regelmäfMgen 
Au:: weiten  de«  ^Deutuebeu  Ökonomist"  entnommen. 
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;32,8^ü  vom  Nominal-  uud  37,9  °/o  vom  Kurswert.  Kein 
quantitativ  betrachtet,  erscheint  danach  der  Anteil  der  In- 
dustrie an  dem  jährlichen  Kapitalbedarf  der  gesamten  Volks- 
wirtschaft verhältnismäfsig  gering.  Aber  schon  der  Unter- 
schied des  Nominalbetrags  vom  Kurswert  bei  den  Ter- 
schiedenen  Arten  emittierter  Werte  zeigt,  dafs  «malitativ, 
d.  h.  flUr  günstige  Eapitaianlage,  die  Bedeutung  der  InduBtrie 

fröfser  Ist,  als  es  äufserlich  scheint  Während  bei  der  Summe 
er  deutschen  Papiere,  die  nicht  Industriewerte  darstellen, 
der  Kurswert  (3(526,26  Hill.  Mk.)  niedriger  ist  als  der  Nominal- 
betrag (37(>4,72  Mili.  Mk.)  und  ebenso  die  ausländischen  Papiere 
einen  ungünstigen  Durchschnittskurs  haben,  steht  bei  den 
deutschon  Industritnvprten  der  Kurswert  um  ^»tvva  *  höher 
als  der  Nennbetrag.  Für  die  Beurteilung  industrieller  gegen- 
über an  If^rweitiger  Kapitalinvestierung  sind  solche  Zahlen 
unbrauchbar. 

Welche  Bedeutung  haben  nun  zweitens  die  Gruppen  des 
eiöeuindubtriellen  Produktionsprozesses  innerhalb  der  Industrie 
überhaupt?  Dafür  bietet  die  Statistik  des  „Deutschen 
Ökonomist''  über  die  Glründungeu  von  Aktiengeaellschaften 
einiges  Material  ^  freilich  durchaus  kein  absolut  brauchbares, 
weil  das  Verhältnis  der  neugegrUndeten  und  der  in  Aktien- 
geselbchaften  verwandelten  Unternehmungen  in  den  einzelnen 
Industrien  kein  gleiches  und  überhaupt  nicht  festgestellt  ist 
Aus  der  Übersicht  über  die  GrUndungStätigkeit  während  der 
letzten  vier  Jahre  1900  T903  kann  man  sowohl  die  Durch- 
schnittsgröfse  einer  durch  Neugründung  oder  Umwandlung 
entstandenen  Gesellschaft  in  jedem  Gewerbe  wie  den  pro- 
zcntualt'n  Anteil  jeder  Industrie  an  den  Gesamtgründungen 
berechnen.  Da  die  nicht  industriellen  Gruppen  —  „Land- 
wirtschaft, Viehzucht",  ein  Teil  der  „Banken",  die  „Ver- 
sicherungsgesellschaften", ein  Teil  der  „Diversen**  —  nur  mit 
ganz  geringen  Summen  vertreten  sind,  verlohnt  es  nicht,  sie 
auszuscheiden.  Es  wurden  in  den  vier  Jahren  1900 — 1903 
zusammen  Gesellschaften  errichtet: 

(Siehe  die  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 

Wenn  auch  der  eisenindustrielle  Produktionsprozefs  hier 
etwas  abweichend  von  der  obigen  Einteilung  gruppiert  ist, 
so  läfst  sich  doch  zweierlei  feststellen:  Erstens  die  metall- 
erzeugenden und  -verbrauchenden  Unternehmungen  sind,  was 
ja  nach  ihrer  technischen  Natur  verständlich  ist,  im  einzelnen 
meist  wesentlich  kapitalkräftiger  als  andere  Industrieunter- 
nehrnunjiren,  und  zweitens  beanspruchen  diese  Industrien  einen 
grölseren  Anteil  des  jährlich  zu  Neu£^"rfindungen  verwandten 
Ka])itals  als  die  anderen  Industrien  zusammen,  nämlich  57,4  ^'o 
gegen  -^8,8"  o;  die  Gruppe  ,.Metallverai  lieitun^^  und  Maschinen- 
bau" allein  gebrauchte  in  einer  Zeit,  die  für  Produktions- 
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mittel  erzeugende  Industrien  zum  gruibten  Teil  ungünstig  war, 
fabt  so  viel  Kapital  für  Neugründungen  wie  die  nicht  metaU- 
indostriellen  Gewerbe  saBammen. 

Man  kann  die  Ansprüche  bestimmter  Gewerbe  an  den 
Kapitalmarkt  und  ihren  möglichen  Einflufs  auf  dessen  Mittel- 
punkt, die  Banken,  in  ihrer  Bedeutung  schlieblich  auch  noch 
dadurch  annähernd  ermessen,  data  man  den  Anteil  der  eisen- 
verarbeitenden Industrien  an  den  zum  Handel  an  dem  wich- 
tigsten deutschen  Tummelplatz  freier  Kapitalien,  an  der  Berliner 
Börse,  neuzugelassenen  Wertpapieren  berechnet.  Dies  geschieht 
zwpckmäfsig  unter  Weglassung  der  besonders  znh Ircith  ver- 
tretenen Fonds,  ebenso  —  weil  nicht  zu  der  hier  allein  inter- 
essierenden deutschen  Industrie  gehörij^  —  der  ausländischen 
Eisenbahnen,  sowie  der  Hypothekenbanken  und  Baugesell- 
schaften. Aus  dem  Gebiet  der  eigen tliclien  Industrie  ein- 
schliefslich  der  Kreditbanken  wurden  im  Jahre  1903  zum 
Handel  an  der  Berliner  Börse  neu  zugelassen*: 


Im  Nennbetrag 

TOD 

Maik  ^ 

•/o 

aller  neu  war 

gelassenen 
indostriepapiere 

Berg-  u.  Hüttenwerke  (u.  Maschinenbauj 

läsen-  u.  Kleinbahoen,  Sehiffiibaii  .  .  . 
Elektiisitftteiiidiutrie  

79  218S00 
60  421000 
15494  000 
19000000 

29,1 
23,2 

5.r. 
7.0 

Srnmna 

174188800 

633 

Banken  ..   

56  047  000 
417i:{  600 

20,9 
15,3 

G^ftmtouoime 

1    271  894  400 

100 

Dab  Ergebnis  rechtfertigt  gleichfalls  die  vorwiegende 
Berücksichtigung  der  Industrien  des  eiseniudustriellen  Pro- 
duktionsprozesses. 

Die  AusfÜfaruDg  auch  einer  in  dieser  Weise  ein- 
geschränkten  Untersuchung  des  heutigen  Verhältnisses  der 
Grofsbanken  zur  Industrie  hat  aber  mit  einem  bedenklichen 
Hindernis  zu  kämpfen»  nämlich  mit  dem  Zustand  des  Quellen- 
materials. Das  Material  mufs  die  Vorgänge  in  der  Bankwelt 
und  in  der  Industrie  wenigstens  für  die  leteten  Jahre,  dann 
aber  auch  den  heutigen  Stand  der  Dinge  auf  beiden  Seiten 
erkennen  lassen.  Sind  für  ersterc  die  Gesihüftsberichte  der 
in  Betracht  kommenden  Banken  und  die  Orsrhüftsbe richte 
der  wichtigeren  Industrieunternehmungeny  ferner  der  Haudels- 


'  Berechnet  nach  den  Aufzeichnungen  im  Bericht  der  Ältesten  der 
Kaufinaotischaft  von  Beriiii  fiQr  1903,  1.  Bd. 
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teil  der  bekaniitereo  Zeitungen  —  so  gut  wie  gar  nicht 
die  Haadelskammerbprichte  —  die  gegebene  Grundlage,  so 
für  die  Festste! lunii  dos  lieutigen  Zustandes  Statuten,  Börsen- 
bUcher  und  die  Zaiilalelleti Verzeichnisse  der  Banken,  die  auch 
im  Inseratenteil  der  Zeitungen  von  Zeit  zu  Zeit  veröffentlicht 
werden.  ZosammeiifaMeiide  Darstellimgen  gibt  es  nicht,  ob- 
wohl natttrlicb  in  manchen  Monographien  Uber  verwandte 
Gegenetitnde  manches  Interessante  zu  finden  ist:  sei  es  in 
selbständigen  Werken  —  wie  etwa  der  Schrift  von  Hecht 
über  die  Mannheimer  Banken,  der  Schriften  von  Model, 
Loeb,  Jöi^gens,  namentlich  auch  Adolf  Weber,  —  sei  es  in 
Zeitschriften  —  wie  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs 
fiir  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  (UW14) 
dr-r  Aufsatz  von  Herz  über  die  „Banken  der  Pfalz". 
l)ies('r  ^Mangel  an  Literatur  hat  seinen  guten  Grund:  die 
Entfaltung  des  Verhältnisses  der  Banken  zur  Industrie  ist 
gerade  jetzt  in  einem  Stadium,  das  dessen  endgültige  Be- 
urteilung heute  unmöglich  macht.  Die  theoretische  Ver- 
anlassung wissensciiattlicber  Untersuchung,  ein  abgeschlossenes 
Beobacbtangsfeld ,  fehlt  ebensosehr  wie  die  pri^tische:  der 
Wunsch  nach  getetslicher  Regelung,  der  höchstens  noch 
als  Überbleibsel  der  aUmähltch  veistnmmenden  Angriffe  gegen 
die  Geschäfitspnnsipien  der  dentschen  «Effektenbanken*  be- 
steht und  sich  im  ffaozen  auf  gewisse  besondere  Punkte  (Auf- 
sichtsratswesen  u.  dergl.)  beschränkt. 

Für  vorliegende  Arbeit  sind  hauptsächlich  die  Geschäfts- 
berichte der  in  Betracht  kommenden  Banken,  in  erster  Linie 
der   sechs  Berliner  Grofsbanken    und   der   mit   ihnen  ver- 
bundenen Institute  benutzt  worden.   Wenn  auch  diese  Berichte 
nicht  nur  tiir  fast  alle  Gesellschaften,   sondern  oft  auch  bei 
der  einzelnen  ftir  verschiedene  Jahre  von  mehr  oder  weniger 
abweichenden  Grundsätzen  aus  abgefafst  sind,  so  dafs  weder 
die  Bilanzposten,  noch  die  einzelnen  Geschäfte,  Emissionen, 
ünterbeteiligungen  usw.  immer  verglichen  werden  können, 
SO  erhält  man  doch  aus  ihnen  über  viele  Transaktionen  ein 
deutliches  Bild,  deutlich  genug  wenigstens  filr  wissenschaft- 
liehe Zwecke.   So  enthalten  z.  B.  die  Qeschäfitsberichte  der 
Deutschen  Bank  und  der  ihr  befreundeten  Institute,  wie  be- 
sonders der  Bergisch-Märkischen  Bank,  oder  die  der  Darm- 
städter Bank,    flberhaupt  der   gesamten   Berliner  Grofs- 
banken   ein    reiches   und    im  wesentlichen  zuTerlitssifi;es 
Material.    Bei  den  häutigen  Angriffen  gegen  diese  Berichte 
wird  vergessen,  dafs  die  Bankberichte  keine  wis8enschaft1iclif*n 
Abhandlungen   sind  und  auch   durchaus  nicht  die  Aufgabe 
haben,  Stoff  ftir  solf^he  zu  liefern;  sie  sollen  dem  Aktionär 
und  der  Öffentlic  Jikeit  ein  wahres  Bild  von  Stand  und  Tätig- 
keit der  Bank  im  letzten  Jahre  geben,  aber  ohne  der  Gesell- 
schaft durch  völliges  Aufdecken  der  Karten  das  begonnene 
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Spiel,  das  doch  kein  unehrliches  zu  sein  braucht,  ohne 
dringenden  Grund  zu  verderben.  —  Immerhin  ist  es  nötig, 
auch  hinter  die  Kulissen  zu  «elieuj  gerade  bei  einer  Materie 
wie  den  Beziehungen  zur  Industrie,  die  noch  so  yielfach  im 
g;eheimeii  angeknüpft  und  oft  auch  dauernd  gehalten  werden. 
Neben  persönlichen  Erkundigungen  hat  man  sich  hierfür  vor 
allem  an  die  Presse  xu  halten.  Es  wurden  namentlich  die 
Frankfurter  und  Kölnische  Zeitung,  das  Berliner  Tageblatt, 
der  Berliner  Börsen  Courier,  die  Rheinisch- WestMische  Zeitung 
und  die  Kölnische  Volkszeitung,  ferner  der  Deutsche 
Ökonomist,  der  Frankfurter  und  Berliner  „Aktionär** ^  das 
„Bankarchiv^",  hie  und  da  einige  andere  benutzt.  Für 
die  Vorgänge  innerhalb  der  Industrie  ist  man,  obwohl  die 
Prospekte  hier  oft  recht  ausgiebig  sind,  noch  stHrk'^r  auf 
Zeitungen  angewiesen ,  da  die  Jahresberichte  indusu  ielier 
Gesellschaften  sich  naturgemäfs  ganz  auf  die  Verhältnisse 
ihres  speziellen  Geschäftsbetriebes  beschränken:  es  sind  des- 
halb die  l'aclihiaiter  der  Eisenindustrie  —  „iStahl  und  Eisen", 
„Zentralblatt  der  Walzwerke"  usw.,  —  von  Tageszeitungen 
neben  der  offisiösen  „Rheinisch- WestMischen  Zeitung**  be- 
sonders die  yielfach  sehr  gut  unterrichtete  „Kölnische  volks- 
sseitung**  herangezogen  worden. 

Als  weitere  Quelle  dienten  dann  die  Börsenhandbücher, 
an  erster  Stelle  ..Salings  Börsenhandbuch",  das  „Handbuch 
der  Aktiengesellschaften"  und  das  „Adrefsbuch  der  Direktoren 
und  Aufeich tsräte" ;  gerade  das  letztere  mit  seinen  nüchternen 
Aufzählungen  ist»  wie  noch  gezeigt  werden  wird»  von 
gröfstem  Wert. 

Wie  man  auch  die  Brauchbarkeit  dieser  C^uellen  Uber- 
haupt und  im  einzelnen  einschätzen  mag,  jedenfalls  liegt  es 
in  der  Natur  des  Materials,  dafs  Vollständigkeit  in  der  vor- 
liegenden Arbeit  auch  nicht  annähernd  erreicht  werden 
konnte.  Es  kann  sich  nur  darum  iiandeln,  an  der  Hand  der 
Darstellung  einiger  wichtiger  Beziehungen  zwischen  unseren 
Qroisbanken  und  unserer  Industrie  zu  untersuchen,  inwieweit 
mit  dem  Fortschritt  kapitalistischer  Produktion  unser  Bankwesen 
allmählich  einen  neuen  Charakter  bekommt  und  damit  auch 
der  industriellen  Entwicklung  eine  neue  Bahn  weist. 

Diese  Aufgabe  deckt  sich  nicht  mit  dem  Problem,  das 
die  neuere  deutsche  B.u  lditeratur  sich  gestellt  hat:  mit  der 
Frage,  ob  Depositenbanken  oder  Kreditbanken  deutschen 
Musters  —  „Spekulationsbanken"  —  das  Ideal  der  Geld-, 
Kredit-  und  Kapitalvermittlung  eines  Landes  sind.  Dafs  engere 
Beziehungen  zwischen  den  Geldmächten  und  der  Industrie 
bei  wachsender  Kapitalbildung  und  zunehmendem  Kapital- 
bedarf derselben  in  der  Natur  der  Entwicklung  liegen  .  wird 
auch  von  den  Gegnern  der  deutschen  Kih  Jitbankeu  nicht 
bestritten;  nur  halten  sie  eine  Arbeitsteilung  zwischen  Grün- 
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(lungsbauken  und  Depositenbanken  für  geeigneter,  den  Geld- 
bedarf der  Volkswirtschaft  zu  befriedigen.  Wie  man  sicli  in 
dieäer  Frage  auch  stellen  mag,  jedenfalls  ist  in  den  deutbcheu 
Grofsbanken  Yorent  das  Prinzip  der  „reinen  Depositen- 
banken verworfen,  und  wenn  neue  Tendenzen  im  Entstehen 
b^riffen  sind,  dann  vollziehen  sie  sich  im  Rahmen  des  vor^ 
handenen  Kreditbanksjstems ,  das  sich  im  allgemeinen  un- 
xweifelhaft  bewährt  hat. 

Das  Thema  umfafst  auch  nicht  die  Frage  nacli  I  r  ali- 
gemeinen Einwirkung  des  industriellen  Lebens  auf  das  Bank- 
wesen. Das  Verhältnis  von  Bankwelt  und  Industrie  ist  zu 
verschiedenen  Zeiten  auch  '  iiv  s  kapitalistischen  Wirts^chafts- 
sy6t«rms  oiti  anderes,  und  zwar  in  einem  doppelten  Sinn: 
Einmal  idL  abhängig  von  dem  Aufschwung  und  Nieder- 
«ran^.  von  Ebbe  und  Flut  im  Wirtschaftsleben,  von  der  Kon- 
junktur, es  ist  verschieden  nach  Zeiten  der  Hausse,  der 
UaisöC  und  der  Depression ;  diese  N'ariatiunen  gehören  in  die 
Lehre  von  den  Wirtschaftskriicu.  Banken  und  Industrie 
stehen  sich  aber  auch  verschieden  gegenüber,  je  nach  der 
gesamten  Struktur  der  Volkswirtschaft ,  ob  sie  sich  in  einem 
kapitalreichen  oder  kapitalarmen  Land,  in  einem  froheren 
oder  spateren  Stadium  kapitalistischer  grofsindustrieller  Ent* 
Wicklung  befinden.  Nimmt  man  noch  die  allgemeinen 
historischen  Ursachen  besonderer  Ausgestaltung  hinzu,  so 
kann  man  die  abweichenden  Banksysteme  in  verschiedenen 
Ländern  und  innerhalb  eines  und  desselben  Landes  zum 
grofsen  Teil  daraus  begreifen;  diese  Zusammonh.'inj^e  ftir  Oster- 
reich und  Frankreich,  England  othI  die  Vereinigten  8taat(^n, 
die  in  dieser  Tlinsicht  verscliieilen«^'  Typen  darstellen,  auf- 
zuklären, ibt  öelbstverstiindlich  Aufgabe  besonderer  Unter- 
suchung. Man  braucht  nur  die  Zeiten  der  überwiegenden 
Bedeutung  der  Notenbanken ,  die  Zeit  der  Credit^  mobiliers, 
als  die  unsere  heutigen  Grofsbanken  zum  Teil  gegründet 
wurden,  Und  die  gegenwärtige  Herrschaft  der  Grofsbanken 
in  Deutschland,  die  wieder  so  verschieden  ist  von  der  mafs- 
gebenden  Stellung  weniger  Milliardäre  im  Geschäftsleben  der 
Vereinigten  Staaten,  zu  vergleichen,  und  man  wird  sofort 
gewisse  j)rinzipielle  Unterschiede  bemerken.  Auch  wenn  man 
blofs  die  Gestaltung  des  Bankwesens  in  Deutschland  in  den 
letzten  30  Jahren  überblickt,  fallen  Erscheinungen  auf,  die 
auf  eine  vor  sich  gehende  Veränderung  in  den  Grundlagen 
schliefsen  lassen,  wie  das  verschiedene  Verhalten  der  l^anken 
zur  Industrie  in  der  Krise  tler  7<>er  und  der  letzten  Jaiire, 
die  systematische  Emission  fremder  Anlt  ihen  namentlich  in 
den  ö()er  Jahren,  die  bisher  unbekannte  Art  der  Bank- 
konzentratiun  seit  Mitte  der  {Hiev  Jahre,  die  sieh  in  erstaun- 
lichem Tempo  vun  Jahr  zu  Jahr  auf  breiterer  Basis  voll- 
zieht, UbW. 
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So  viel  ist  sicher,  dafs  man,  je  stärker  sich  das  grosamte 
Wirtscbattisleben  in  grofsindustrieller  Richtung  entwickelt, 
uui  so  weniger  das  Bankwesen  aus  seinen  eigenen  Begriflfen 
und  Grundsätaen  verstehen  kann,  wie  dies  bei  den  Noten- 
banken tmlweise  möglich  sein  mag.  Die  leiste  Frage  bei  den 
Besiehungen  der  Banken  zur  Industrie  ist  immer,  wie  dieses 
Verhilltnis  auf  die  industriellen  Entwicklungstendensen  ein- 
wirkt, ob  es  sie  fördert  oder  hemmt,  ihnen  eine  neue  Rich- 
tung gibt  oder  sich  mehr  leidend  als  treibend  su  ihnen  verhält, 
ob  es  sie  auf  die  Spitae  und  zur  Katastrophe  treibt  oder 
die  Keime  einer  anders  gearteten  Entwicklung  aum  Durch- 
bruch bringt. 

Wenn  man  die  Verhältnisse  einer  Industrio  beschreiben 
will,  mufö  man  zuerst  erklären,  wieso  die  Teclinik  dieses 
Gewerbszweiges  eine  ganz  bestimmte  Furm  der  ünterueiimung 
hervorgebracht  hat,  so  dafs  nur  diese  Unternehmungen  die 
Elemente  im  Entwicklungsgang  der  gesamten  Industrie  bilden 
können.  Wenn  es  sich  z.  B.  um  die  Eisenindustrie  handelte, 
müiste  man  «eigen,  wie  die  neuen  Prozesse  der  Stahl- 
enseugung,  der  Bedarf  nach  dem  grofsen,  schweren  Eisenmatertal 
den  kombinierten  Betrieb  notwendig  an  die  Stelle  der  sog. 
„reinen"  Werke  setat.  Ebenso  mufs  hier  auerst  nachgewiesen 
werden,  wie  die  Technik  des  industriellen  Bankgeschäftes  die 
Orofsbanken  als  Kreditinstitute  der  Industrie  so  in  den  Vorder- 
grund gerückt  hat,  dafs  ihr  Verhältnis  zur  Industrie  das  Ver- 
hältnis der  Bankwelt  zur  Industrie  überhaupt  bedeutet  Dann 
ist  die  Expansion  dioj^er  (rrofsbank^n  zu  beschreiben,  wie  sie 
sich  als  instruiiient  di^s  Eiiidriii^^ens  in  die  Industrie  vollzogen 
hat.  Wie  die  Beziehungen  zur  Industrie  sich  dann  konkret 
gestaltet  haben,  ist  in  einem  dritten  und  vierten  Abschnitt 
zu  behandeln. 
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Erster  Abscliuitt. 

Das  industrielle  Bankgeschäft. 


„Die  Bedeutung  des  Bankwesens"  —  sagt  Schäffle'  — 
fliegt  ganz   besonders   dariu,    dafs  es  das  Volkökapitai  in 
Minem  gesellschaftlichen  Verweudungsprozers  als  Gelakapital 
Munmelty  «uffafst  und  wieder  zerstreut  .  .  .   Nachdem  das 
Kapital  der  einen  Unternebmanff  seinen  bildenden  Zweck  erftdlt 
aoa  an  der  tfttigen  Wirtschaft  teilgenommen,  fliefst  es  als 
fiberschüssiger  Teil  in  der  reinen  Wertfonn,  d.  b.  als  Gteld, 
der  Bank  au,  von  dieser  wird  es  als  Wer&apital  neuen 
Unternehmungen  fibergeben  ^   in  denen  es  als  willkürliche 
Kaufbefkhignng  nonmehr  die  vorhandenen  Produktivmittel  in 
;ranz    andere  Produktionsrichtungen    fLberträgt  und  sie  in 
B(?nifir?infr  mit  neuen  KrJiften  bringt."    An  derselben  Stelle 
iribt  8cli;if!  le  auch  in  grol'sen  Zügen  die  Mittel  an,  mit  denen 
'ie  Banken  ihre  so  gekennzeichnete  Aufgabe  erfüllen:  „Das 
Biuikeeschäft  gleicht  einem  f^rofscn  Saug-  und  Bewasserungs- 
appHiat:  es  zieht  durch  Trassieren,   Kontokorrentdebet,  De- 
positenannahine,  Aktien-   und   Obligationen-,  Notenaus^yabe, 
£ffektenverkauf  das  überÜüüüige  W'ertkapital  aus  den  Poren 
der  Volkswirtschaft   an    und   ergiefst   es  durch  Wechsel* 
diskontieren,  durch  das  Haben  des  Kontokorrents,  durch 
Lombard*  und  Hypothekendarlehen,  durch  Ankauf  von  Wert- 
panieren aller  Art  in  die  des  Wertkapitals  bedürftigen  Unter- 
nehmungen,*   Der  Rahmen,  in  dem  sich  die  Beziehungen 
zwischen  den  Banken  un<l  der  Industrie  abspielen,  ist  damit 
gegeben.    Die  einzelnen  Geld-  und  Kreditbedürfnisse  der  In- 
<iu8trie  sind  aber  ebenso  verschieden  wie  die  Befähigung  der 
verschiedenen  Arten  von  Kreditinstituten,  sie  zu  befriedigen. 
Öb  die  Banken  überli.iupt  und  welche  Formen  im  besondern 
Notenbanken  oder  Kredit-  und  Emissionsbanken  modernen 
JStils,  Privatbankiers  oder  Aktienbanken ,  grofse  oder  kleine, 
genossenschaftlicho  oder  privatwirtschaftliche  Kreditinstitute  — 

'  A.  E,  F.  Schüffle:  Das  gesollsehattÜche  System  der  meuschlicheu 
Wlrtichaft.    2.  Auiiage  (Tübiiigen  K^67> 
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berufen  sind^  in  enge  Beziehung  zur  Industrie  zu  treten, 
hängt  ganz  davon  ab,  wann,  wie  oft,  in  welcher  Form,  su 
welchem  Zweck  die  gewerblichen  Unternehmungen  Geld  imd 
Kredit  nötig  haben.  Rein  technische  Verhältnisse  des  Kredit- 
geschflftes  wirken  deshalb  schon  daraaf  hin,  dtSs  ganz  be- 
stimmte Banktypen  allein  oder  wenigstens  in  erster  Linie  mit 
der  zum  modernen  Grofsbetrieb  fibeig^angenen  Industrie  in 
engere  Berührung  kommen  und,  wenn  planvolles  Eingreifen 
der  Geld-  und  Kreditmächte  in  den  gewerblichen  Produktions- 
prozefs  überhaupt  m^iglich,  die  leitende  Rolle  übernehmen. 

Drei  Fragen  stehen  im  Vordergrund:  1.  Wozu  braucht 
die  Industrie  Kredit?  2.  in  welchen  Formen  kann  .sie  sich 
solchen  verschaffen?  und  :i  von  wem  bekommt  sie  ihn  am 
besten?  Diese  Fragen  geschäftlicher  Technik  sind  im  ein- 
zelnen nicht  für  alle  Industriezweige,  auch  nicht  für  alle 
Gegenden  dieselben^  wieviel  Geld  oder  Kredit  ein  Unter- 
nehmen für  Barzahlungen y  für  Gehälter,  Löhne,  Dividenden, 
Zinsen  braucht,  welcher  Formen  es  sich  ftlr  Zahlungen  aller 
Art  bedienen  mafs,  ob  es  sich  durch  Barsahlung,  Scheck, 
Wechsel  seiner  Verpflichtungen  entledigt,  wie  es  sich  zur  An- 
lage und  zum  Betrieb  die  Mittel  yerschafft,  ob  es  lieber  mit 
kleinen  oder  grofsen,  lieber  mit  Noten-  oder  mit  Kreditbanken 
zu  tun  hat,  —  das  ist  für  eine  groise  Maschinenfabrik  grund- 
sätzlich anders  geregelt  als  für  ein  Kisenbahnuntemehmen, 
tur  ein  grofsstlidtisch-lokal  zentralisiertes  Industriegebiet  anders 
als  für  die  zerstreuten  Unternehmungen,  etwa  des  deutsehen 
Ostens.  Die  Gewerbszweige  und  Industn«  liezirke  miifsteu  zur 
Erkenntnis  dieser  kaufmänniscli-t<  c]uii.s(  li( n  (Truudsatze  wie  der 
Prinzipien  der  industriellen  Organisatien  gesondert  behandelt 
werden.  Solche  Untersuchungen  fehlen  in  der  kaufmännischen 
Literatur  gänzlich,  in  der  nationalökonomischen  liegen  nur 
ganz  vereinzelte  vor,  zwar  am  besten  wohl  ftlr  die  Pfiüs, 
mit  starker  Hervorhebung  der  Bankseite  auch  ftlr  Mann- 
heim, Sachsen,  Elsafs-LothriDgen,  Rheinland- Westfalen  ^. 
Immerhin  lassen  sich  einige  allgemeine  Gewohnheiten  und 
Grundsätze  im  rmlu  triellen  Kreditverkehr  feststellen. 

Der  Geldbedarf  gewerblicher  Unternehmungen  hat  zwei 
Richtungen :  die  Au^chterhaltung  des  laufenden  Betriebes 
und  die  Schaffung  neuer  Fabrikationsanlagen.   Der  Betrieb 


I  Rudolf  Banek:  Geschiebte  der  sSchdeehen  Banken  mit  Berfick- 

sichtigui^  der  Wirt8chaft8verUUtDis8C  (Berliner  I  iisRertation  189f>). 
Dr.  Felix  Tie  cht:  Die  Mannlieimer  Hanken  1^70^1000  iT.iMpzi'K'  1902'. 
I>r.  Emil  Herz:  Die  Banken  der  Pfalz  und  ihre  Beziehuni^en  zur 
PfSlser  Industrie  (Annaien  des  Deatscben  Beiebs  1904,  Heft  1  u.  2). 
Karl  von  Lumm:  Die  Entwicklung  des  l^ankwesens  in  EIsufs-Lothringen 
«leit  der    \nnpxinn   f. Jena  Adolf  Wcb^T     Dir   rheinißch wi^t- 

fälischen  i'rovuubanken  und  die  Kriäis  ^bcbritten  des  Verein«  für  ^oiufti- 
politik,  Bd.  110). 
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selbst  erioriiert  in  drei  Gruppen  von  Fällen  das  Vorhanden- 
sein verfügbarer  Mittel :  Einmal  ftir  die  grofsen  Barzahlungen, 
die  in  regelmäisig  wiederkehrenden  Zeitabschnitten  geleistet 
werden  mtUsen:  für  Arbeitslöhne,  Arbeiterrersicberung  and 
Gtohfllter.  Dann  fbr  die  Dividendensahlang  und  die  Obligations- 
sinsen,  wofUr  einmal  im  Jahr  eine  grof«e  Sutame,  allerdings 
nicht  notwendig  in  bar,  Yorrätig  gehalten  werden  mnfo. 
Drittens  schliefslich  fllr  die  eigentliche  Fabrikation;  es  müssen 
Rohmaterialien  gekauft,  Frachten,  Versicherungsprämien  be- 
zahlt und  von  Zeit  zu  Zeit  neue  Betriebsmittel  —  je  nach 
der  Natur  des  Industriezweiges  Maschinen,  rollendes  Eisen- 
bahnmaterial,  Kesselanlagen  u.  dergl.  —  aus  laufenden  Mitteln 
angescha^  werben.  Neben  diesem  regelmäfsigen  Geldbedarf 
steht  die  Notwendigkeit  einmaliger  Ausgaben,  sei  es,  um  den 
kränzen  ßetrieb  grüudlicli  umzugestalten,  indem  man  die 
Masciiiiien-  und  anderen  Anlagen  umfassend  erneuert,  sei  es, 
um  das  Werk  zu  vergröfsern  und  mit  neuen  Herstellungs- 
zweigen auszustatten  \  in  diesen  L  allen  müssen  dem  Unter- 
nehmen neue  Mittel  in  Form  von  Kapitalerhöhung  oder 
Obligatioiienausgabe  anr  Verfügung  gestellt  werden.  Die 
Geldbeschaffang  ist  naturgemäfs  in  beiden  Fällen  prinzipiell 
verschieden ;  im  ersten  Fall  ist  das  reine  sog.  regulfire  Kredit- 
geschäft  ausreichend  I  im  zweiten  mufs  mit  einer  Emission  an 
den  Markt  getreten  werden.  Dementsprechend  bewegen  sich 
auch  die  Beziehungen  einer  industnellen  Unternehmung  zu 
Bankinstituten  teils  auf  dem  Boden  des  regulären  Kredit-,  teik 
auf  dem  des  Emissionsgeschäftes. 

Welehe  rcirulärcMi  Kreditgeschäfte  sind  das?  Sio  erhalten 
ihre?!  ('haraktri-  von  ihrem  Urspritn^r,  in  nai  lidcut  sif*  der 
Zahiungavermittlun^  «»der  dem  eigentliciien  desciiattsbetrieb 
dienen.  „Der  Zalilungskredit"  —  sagt  Phili})povicii  ^  —  „ergibt 
aich  mit  Notwendigkeit  aus  der  Tk'teiligung  des  Produzenten 
am  kaufmännischen  Verkehr,   aus   dem  Einkauf  der  Vor- 

Srodukte,  Verkauf  des  eigenen  Produktes,  er  entsteht  fUr 
en  GUnbtger  aus  der  kaofmftnnischen  Verwertung  seines 
Produktes.*  Er  wird  dann  in  Anspruch  genommen ,  wenn 
eine  der  oben  genannten  Zahlungen  zu  leisten  ist.  Form  und 
Umfang  sind  verschieden.  Für  die  regelmäfsigen  Barzahlungen, 
Lohne  und  Oehälter  hebt  man  von  seinem  Girokonto 
sinen  Betrag  ab  oder  nimmt  den  Kontokorrentkredit,  den 
eine  Bank  eingeräumt  hat,  durch  bare  Darlehen  in  Anspruch ; 
j^chliefslich  verwendet  man  die  von  den  Abnehmern  des 
UntpfTinlmiens  eingegangenen  Bctriigi?  dazu:  die  Bank  dis- 
kontiert dann  die  in  der  Kegel  an  Zahlungsstatt  gegebenen 
Wechsel. 

'  hiebe  Piiilippovich,  VolkawirtschaftspoMk,  Bd.  I,  ä.  275 ff. 
ForHehungtin  XXIV  2  {UZ).  ^  J«iü*U.  2 
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Der  grofse  einmalige  Geldbedarf  bei  Auszahlung  der 
Dividende  und  der  Zinsen  auf  die  Obligationen  wird  gleich- 
£b1\s  vielfach  durch  Inanspruchnahme  des  Kontokorrent- 
kredtts  einer  ßank  gedeckt,  wenn  nicht  gerade  im  laufenden 
Betrieb  angelegte  Überschüsse  aus  den  einzelnen  Monaten 
zum  Termin  der  Dividendenzahlung  flüssig  gemacht  werden 
können,  oder  die  zur  Bezahlung  abgelieferter  Waren  ein- 
gegangenen Wechsel  im  Besitz  behalten  worden  sind;  da 
aber  letztere  meist  zweckmJlfsiger  diskontiert  werden  und  die 
zu  bestimmtem  Termin  realisierbare  Anlage  »l^^r  Gewinne  im 
eigenen  Betrieli  rlodi  nur  unter  ^lestimmteii  Umstanden 
möglich  ist,  buielt  gerade  hier  dei  Kontokorrentkredit  eine 
groise  KoUe.  Ein  viertes  Mittel,  sich  Heid  zur  Dividenden- 
zahlung zu  beschallen,  nämlich  der  Ankauf  von  Effekten  zur 
Anlage  der  Betricbsgewinue ,  ist  desKäTb  besonders  zu  be- 
iicliten,  weil  er  in  den  Beziehungen  der  Bankwelt  zur  In- 
dustrie mne  charakteristische  Rolle  spielen  kann.  Will  eine 
Eapitalmacht  —  es  mufs  nicht  notwendig  ein  BanÜiaus  sein  — 
aus  irgend  welchen  Gründen  gewisse  Papiere  unterbringen, 
so  kann  sie  die  von  ihr  abhängigen  oder  wenigstens  beratenen 
Industrieunternehmungen  leicht  ouuu  benutzen,  —  ohne  deren 
Interessen  dadurch  irgendwie  su  schfidigen.  W^ie  kühnen 
Zwecken  solche  Manipulationen  dienen  können ,  hat  Anfang 
1004  eine  Episode  aus  dem  Konzen trationsprozefs  im  Kuhr- 
kohlenbergbau  gezeigt:  als  es  sieh  —  aus  Ovinnlen.  die 
noch  an  anderer  Stell»»  iiaelizuweiseu  sind  darum  handelte, 
der  Roiilen-  und  Eisentiruia  Thvssen  eine  auöschlairirf'heiide 
Mehrheit  in  der  Generah  ensaramlung  der  Gelsenkirchener 
Bergwerksgesell  Schaft  zu  verschaffen,  begannen  die  diesem 
Hause  uaheütcheuden  Industriegesellschaften ,  der  Schalker 
Gruben-  und  Hüttenverein  und  der  Mulheimer  Berg\i'erk8- 
verein,  ihre  verfügbaren  Mittel  in  Gelsenkirchener  Aktien 
anzulegen,  mit  dem  gewiLnschten  Erfolg  der  Wahl  August 
Thyssens  in  den  Aufsichtsrat 

Die  gröfseren  Zahlungen  schliefslich ,  die  fUr  Roh- 
materialien  oder  neue  Betriebsmittel  zu  leisten  sind,  erfolgen 
teils  durch  Übertragung  auf  dem  Girokonto  bei  der  Reichs- 
bank oder  einer  anderen  Bank,  teils  durch  Scheckverkehr; 
Herz*  hält  gerade  den  Scheck  zur  Bezahlung  von  Roh- 
materialien für  besonders  geeignet,  weil  diese  in  vielen 
kleinen  Betnlgen  bezogen  werden  und  den  Vork.lufern  und 
Händlern  von  Rohmaterial  an  einem  abgekürzten  Zahlungs- 
verfahren viel  gelegen  ist.  Trotzdem  i.st  der  Wech&el  —  als 
Devise  das  geg^^bene  Instrument  des  internationalen  i^ahlungs- 
verkelir.s  -  viclfath  aucli  im  Jiilatid  ein  noch  beliebteres 
Zahlungsmittel,  namentlich  bei  der  Bezahlung  von  Maschinen 


1  S.  Anm.  1,  S.  16. 
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und  anderen  hochwertigen  Betriebsmitteln.  Hier  iai  aber 
»chon  die  Elreditfunktion  des  Wechaeli»,  nicht  mehr  seine 
Zahluügafunktion  die  Hauplaache. 

Während  demnach  bei  Zahlongsvermittlung  und  Zahlua^^- 
kredit'y  der  im  Auseinanderfallen  von  Lieferung  und  Be- 
zahlung begründet  i^t,  Kontokorrent-  und  Girokonto,  Wechsel 
and  Scheck  je  nach  Lage  des  Falles  die  Bindeglieder  zwischen 
dem  Kreditinstitut  und  der  Industrie  bilden,  treten  beim  Kredit 
für  Autrechterhaltung  des  Betriebes  im  ganzen  und  für  neue 
Anla>ren  zwei  Banktätiprkeiten  in  den  Vordergrund:  der  Konto- 
korrentkredit und  (las  Kmissionsgetjciiät't  in  seinen  verschiedenen 
Zwei«:en.  Niclit  unt  diu  tormelle  Technik  der  Zahlung,  sondern 
um  die  materit'lle  Beschattung  dv.v  Mittel  zum  Betrieb  handtjll  es 
sich  hier.  Das  Wesen  des  Anhi^av  und  Betriebskredits  liegt 
nach  riiiiippovich  darin,  dafs  bei  ihm  „Geldkapital  lür  eine 
beginnende  Produktion  und  seine  Umwandlung  in  Waren- 
kapital  augestrebt  wird",  —  im  Gegensata  zum  Zahluugs- 
kredit,  ftfcr  den  ^Umwandlung  von  Warenkapital  in  Geld- 
kapital  in  Frage  steht**.  Dieser  besondere  Zweck  des  Kredits 
bringt  auch  eine  ganz  andere  Stellung  des  Kreditinstituts  mit 
sich.  Die  Abhängigkeit  einer  industriellen  Unternehmung  von 
diesem  wird  viel  gröfser  ^eiUj  wenn  sie  die  Mittel  zu  längerer 
Festlegung  im  Betrieb  braucht,  als  wenn  sie  nur  die  Ver* 
mitteluDg  und  den  zeitweiligen  kleinen  Kredit  der  Bank  im 
Zaldun<^sAcrkehr  in  Anspruch  nimmt.  Banken,  die  Oe- 
waliruii^  von  Betriebs-  und  Anla^ekredit  in  einer  seiner 
Formen  zu  ihrer  Aufpibe  machen  und  durch  ihre  Struktur 
zu  dieser  Tätigkeit  am  hcsLeii  geeignet  sind,  krinnen  demnach  [ 
allein  »uler  in  erster  Linie  Träger  einer  planvollen  iudustrie- 
politik   v\  erden. 

lu  welchen  Formen  nimmt  nun  die  Industrie  diesen 
Kredit  in  Anspruch?  Schematisch  kann  man  sagen:  im 
kleinen  den  Kontoko ri^- n t k r e<l i t ,  im  grofsen  die  Emission,  ^' 
ersteren  für  den  eigentlichen  Betrieb,  letztere  fiir  neue 
Anlugen.  Kontokorrentkredit,  d.  h.  Vorschttsse  auf 
Gruud  eines  bei  der  Bank  gehaltenen  Kontos,  des  Konto- 
korrentkontos, braucht  eine  gewerbliche  Unternehmung,  wenn 
sie  greise  Barzahlungen  im  Betrieb  zu  machen  hat,  etwa  für 
neue  Maschinen  und  ähnliche  Betriebsmittel,  die  aus  den 
lautend*!!  Mitteln  bestritten  werden  sollen,  auch  wohl  —  ob- 
gleich man  hier  h(M  j^i^jl-sen  Werken  lieber  zu  Emissionen 
schreiirL  -  um  eii.  l)eliisit  vorlimti^-  zu  decken,  um  voriiber- 
fcehend  zur  Ausht«iitung  eines  Patente  oder  aus  anderen 
Oiuiidea  der  K  i  junktur  oder  der  Technik  einen  neuen 
Betriebszweig  .iui/:unelimen ;  auch  den  im  Wege  des  Kunlu- 
korrents  aufgenommenen  Kredit,  der  von  Zeit  zu  Zeit  notig 
^st,  wenn  die  Kunden  lange  auf  Bezahlung  warten  lassen, 
darf  man  hierher  rechnen. 
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Dagegen  werden  die  Mittel  zu  neuen  Anlagen  meist 
durch  Ausgabe  von  Wertpapieren   beschioft.  Wie 
man  aber  tm  Einzelfall  nicht  immer  scheiden  kann,  was 
^  Anlage-   und  was  Betriebskapital   ist,    so  läfst  sich  auch 
keine  feste  Grenze  ziehen,  wann  Kontokorrentkredit  in  An* 
Spruch  genommen  wird  und  wann  man  mit  Emissionen  auf 
den  Markt  tritt;  das  ist  für  die  einzelnen  Industrien  und 
die  einzelnen   Uuternehmungcn  je   nach  Technik,  ümt'an;^^ 
Tradition  und  individuellen  Oe.schäftsprinzipien  verschieden, 
ist  eine  Frage  der  kaufraHnnisch^n   Technik,  deren  Ltlsunj^ 
in  Literatur  und  Praxis  noch  aus.">ieiil.     ( ieldautnalnne  vom 
Markt   kann   erfolgen    durch    Erhöhung   des  Aktienkapitals 
und   Ausgabe    testverzinslicher   Schuldverschrei buu;^en ,  und 
zwar  ist  es  im  allgemeinen  Regel,  durch  ObUgationen  vorüber- 
gehende,  durch  Aktienausgabe  dauernde  Anlägen  zu  be- 
streiten.  Die  Notwendigkeit,  die  UHIigatlonszinsen  auch  bei 
schlechter  Geschäftslage  zu  zahlen,  und  das  Interesse  der 
Aktionitre  daran,  das  Aktienkapital  voll  in  der  Unternehmung 
verwendet  zu  sehen,  wirken  mit  den  allgemeinen  Verhält^ 
nissen  eines  Gewerbes  und  den  besonderen  Umständen  zur 
Zeit  der  Geldaufnahme  dahin  zusammen,  gewisse  Regeln 
für   die  Art   der   Kapiudbeschaffung   herauszubilden.  Uas 
Interesse  der  Hanken  an  dieser  oder  jener  Form  wird  sich 
nur  im  einzelnen  Fall  feststellen  lassen  ;  auch  ein<*  y»rinzipicile 
Vorliebe   für  Aufrechterhaltung   der   l^ankkrediit- ,  die  beim 
Konkurs  den  Obligationen  vorangehen,  kann  man  wegen  der 
zahlreichen  entgegenstehenden  Interessen  der  Banken  nicht 
konstruieren.   Die  oben  erwähnten  Fällt*,  in  denen  ein  neuer 
Betriebszweig  nur  vorübergehend  in  Angriff  genommen,  ein 
alter  für  gewisse  Zeit  aus  Eonjunkturgrttnden  ausgedehnt, 
oder  ein  Defizit  gedeckt  werden  soll,  sind,  wenn  es  sich 
um  grofse  Summen  handelt  oder  Kontokorrentkredit  nicht 
zur  Verfügung  steht,  das  eigentliche  Gebiet  der  Obligationen- 
ausgabe. Herz  sagt  richtig,  dafs  Kontokorrentkredit  für  kleine 
Unternehmungen  dasselbe  sei  wie  Obligationenausgabe,  die 
nur  in  gröfseren  Beträgen  mt^glich  ist,  für  grofse.  Daraus 
erklärt  sieh  der  in  der  Praxis  so  häufige  Fall,  dafs  Bank- 
schulden, wenn  sie  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  angewachsen 
sind,  in  Obligationen  unigewandelt  werden;  so  hatl<'  z,  B.  die 
Maschinenbauanstalt  Humboldt  in  Kalk,  ein  sehr  solides  und 
rentables  Unternehmen,  das  bis  dahin  nur  mit  ♦>  Mill.  Mk, 
Aktienkapital  arbeitete,  in  den  Jahren  1900  01   zum  Zweck 
von  Neuanlagen  Bankierschulden,  hauptsächlich  beim  JSchaati- 
hausenschen  Bankverein,  von  fast  4  Mill.  Mk.  gemacht,  zu 
deren  Tilgung  sie  1902  eine  Anleihe  von  3  Mill.  Mk.  auf- 
nahm. 

TeilschaldTerschreibungen  sind  von  besonders  hoher  Be- 
deutung für  die  Bergwerks-  und  Hüttenindustrie.  Gerade 
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l>ei  F.(^rgwprk(*ri  hauiielt  es  »icl»  hnntig  um  Anlagen  vorüber- 
gt^hendor  Natur;  die  meisteu  Gruben  sind  niclit  von  dauernder 
Abbauwürdif^keit,  früher  oder  später  müssen  Schächte,  die 
einen  AnLagewert  von  mehreren  Millionen  repräsentieren,  ver- 
lassen werden,  mlissen  die  investierten  Kapitalien  getilgt 
sein.  Die  Technik  der  Hochöfen  verlangt  das  gleiche  in 
der  Httttenindnstrie.  Richtige  GMdbe8cha£Pang  darch  Aktien 
oder  Anleihen  iBt  —  neben  der  nationalökonomisch  gleichfalls 
unerforschten  Politik  der  Abschreibungen  —  der  eigentliche 
Kernpunkt  aller  grofsindustriellen  Finanz  Wirtschaft.  Die  An- 
leihen haben  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  in  der  speziellen 
Form  der  Partialobligationen  mit  Sicherheitshypothek  und  be- 
stimmten  Bedingungen  hinsichtlich  der  Vertretungsbefugnisse 
-  mit  der  die  erste  Kruppsche  Anleihe  vnw  M)  Mill.  Mk.  im 
Jahre  1874  den  Antang  machte*  —  in  steigendem  Mafse  an 
Hedeutunir  gewonnen.  Die  Thyssenschen  Unternehmungen 
im  Hiihrkohlcngebiet,  auf  deren  Bedeutung  filr  die  gesamte 
hnanzielle  und  industrielle  Entwicklung  der  Kohlen-  und 
Eisenindustrie  noch  zurückzukommen  sein  wird,  bauen  sich 
auf  einem  wohldurchdachten  System  der  Kapitalbeschaffung 
darch  Anleihen  aii^  das  zur  Folge  hat,  dafs  das  Aktienkapital  . 
fast  ganz  als  Betriebskapital  im  engeren  Sinn  dient  mit  der  ' 
Wirkung,  den  Kontokorrentkredit  der  Banken  ttberfldssig  ku 
machen.  Das  kann  in  den  einseinen  Etappen  des  Kampfes 
der  Banken  am  die  Industrie  von  greiser  Wichtigkeit  werden ;  — 
auch  ans  einem  gewissermafsen  diplomatischen  Grund,  der 
neben  den  bereits  erwähnten  schliefslich  noch  fUr  die  Geld- 
beschaffung durch  Anleihenaufnahme  spricht:  die  Herrschaft 
Uber  ein  Unternehmen  wird  gesichert  durch  Besitz  oines  aus- 
^ildaggebenden  Teih'^  dor  Aktien,  die  allein  Stimmrecht  in 
der  rT«Mi«ralversaramiung  haben.  Ein  Beispiel.  Als  190:3  die 
Thy>setisclie  Gruppe  zum  erötcnmal  die  Mehrheit  in  der 
(ieiieral  Versammlung  der  Gelsenkirchener  Bergwerksgesell- 
sch.'ift  hatte,  wurde  beschlossen,  dafs  diese  Gesellschaft  unter 
Änderung  des  bisherigen  Systems  ihr(*n  künftigen  Kapital- 
bedarf durch  Anleihen  zu  befriedigen  hat ;  gewifs  wurde  aamit 
nicht  zuletzt  der  Zweck  verfolgt,  die  augenblickliche  Herrschaft 
der  Gruppe  in  Permanenz  zu  erklären.  Welche  Rolle  dieses 
Motiv  der  dauernden  Beherrschung  einer  Gesellschaft ,  ver- 
bunden mit  dem  eines  leicht. zu  beeinflussenden  Aktienkurses 
und  dem  reichlicher  Kapitalverwässerung,  in  dieser  Frage 
spielen  kann,  haben  die  amerikanischen  Eisenbahnen  seit  Jahr- 
zehnten gelehrt.  Mit  den  nicht  zahlreichen  Vorgängen  ähn- 
lichfr  Art  in  Deutschland  sind  ihre  Manipulationen  kaum  ver- 
gleichbar; gerade  die  Kapitalverwässerung  als  Voraussetzung 
und  Zweck  fehlen  bei  uns. 

*  S.  JubilHuinsschrift  der  DiskuotogCiieUscbaft,  S.  172. 
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Diosp  so  ski77i>rten  Kretlitbedürfnisso  rlor  Industrio  werden 
lietViedigt  von  den  K  r  o  d  ?  t  i  n  s  t  i  t  u  t  e  ii  eines  Landes,  deren 
Struktur  und  Charakter  verschieden  sind  je  nach  den  speziellen 
Zwecken,  denen  sie  dienen  wollen.  Als  wesentlichste,  in  ihrem 
Arbeitsfeld  auseinandergehende  Formen  kommen  in  Betracht: 
die  Notenbanken,  die  Reichsbank  als  Zentralnotenbank  voran, 
die  eigentlichen  Kreditbanken  modernen  ätils,  unter  denen 
man  wieder  als  zum  Teil  grundBätzlich  verschieden  die  Privat- 
bankiers  den  Aktienbanken,  die  Kreditbanken  den  reinen 
Industrie-  und  Effektenbanken  gegenüberstellen  kann^  schliefs- 
lich  Kreditgenossenschaften  und  Volksbanken Nicht  Bümtliehe 
Formen  von  Kreditinstituten  wollen  und  können  allen  Kredit- 
bedtlrfnissen  der  Industrie  gleichseitig  dienen ;  einmal  weil 
aufser  der  Industrie  noch  andere  Kreise  der  Volkswirtschaft 
die  Leih-  und  VerTnitteUmgstätigkeit  der  Bank  nöt\^  haben; 
dann  -weil  die  kautmännische  Technik  eine  gewisse  Arbeits- 
t^T'bni^  notwendig  macht,  so  dafö  ttir  einzelne  Kredi t :  •  liirf- 
nisse  der  Industrie  sich  besondere  Bankinstitute  herausbilden. 
Notenbanken  sind  nach  der  einen,  nifiustrieüe  Trnstgesell- 
schaften  nach  der  anderen  Richtung  das  Extrem.  Im  grofsen 
und  ganzen  kann  man  die  Stellung  der  einzelnen  Banktormen 
gegenüber  dem  industriellen  Kreditgeschäft  dahin  charakteri- 
sieren, dafs  die  Notenbanken  wesentlich  dem  Zahlungskredit 
ihre  eigentliche  Tätigkeit  zuwenden,  die  Genossenschaften  dem 
Zahlungs-  und  dem  nach  der  Natur  dieser  Verbünde  nicht  sehr 
umfangreichen  Betriebskredit  ihrer  Mitglieder,  die  Kredit- 
banken im  modernen  Sinn  ebenfalls  dem  Zahlungskredit,  haupt- 
sächlich aber  dem  Betriebs-  und  Anlagekredit  der  Industrie. 
Schon  dies  zeigt,  dafs  die  letzte  Gruppe  von  Instituten  der 
Industrie  mit  ganz  anderem  Interesse  tnui  ganz  anderen  Grund- 
sätzen gegenübersteht,  als  Notenbanken  und  Ocnossensehat'ten 
Die  Tauglichkeit  der  verschiedenen  Arten  von  Banken  tür  die 
einzelnen  Formen  und  Mittel  des  Kredits  wird  das  noch  klarer 
machen.  Am  leichtesten  wäre  di<^8e  Untersuchung,  wenn  ge- 
nügendes Material  vorläge,  um  den  Kreditverkehr  im  ganzrn 
Lande  nach  seinen  Formen  und  den  daran  Beteiligten  zahlen- 
mifsig  festzttst^len.  Leider  ist  dies  so  gut  wie  gar  nicht  der 
Fall;  die  elmngen,  auch  nicht  durchgängig  zuverlässigen  An- 
gaben beziehen  sich  auf  den  Giro-  und  Wechselverkehr  der 
Reichsbank  und  geben  ftir  dieses  beschränkte  Gebiet  aller- 
dings ein  gewisses  Bild  von  der  Beteiligung  der  verschiedenen 
Berufsgruppen  und  Landesteile.  Damit  ist  aber  wcnii:  ge- 
tan; für  den  Wechsel  verkehr  der  übrigen  Kreditinstitute, 
der  für  die  Aktienbanken  ja  im  Umfang  feststellbar  ist,  läfst 
sich  ein  solches  Bild  schon  nicht  mehr  geben,  und  der 


'  Die  TerminrtloLrie    ist    aus    innr-roTi   und  nn''-«  rPTi    ^ 'fündSD  80 
t^cliwaitkend,  dafs  mao  ein  festes  System  nicht  aufstellen  kann. 
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cIiankteristiBciie  industrielle  Bankkredit,  der  im  KoDtokorrent 
gewahrt  wird,  ist  ttberhaupt  nicht  nach  GrOfse  und  Natur 
des  Bankinstituts  zu  erkennen.    Die  Aktienbanken  ^eben  | 
zwar  in  der  Bilanz  ihre  Debitoren  und  Akzepte^  unter  denen  i 
die  industriellen  Kredite  meist  gebucht  sind,  genau  und  auch  ^ 
fUr  die  einzelnen  Banken  yergleichbar  an,  aber  man  erfHbrt 
weder  daraus,  wieviel  davon  der  Industrie  —  erat  recht  nicht, 
welcher  Industrie  und  in  welchem  Landesteil  —  zugute  ge- 
kommen ist,  noch  kann  man  selbst  mit  der  absoluten  Zahl 
etwas  anfangen,  ohne  die  docli  immer  noch  sehr  bofleutsame 
Kredittätigkeit  der  Privatbankiers  zu  kennen.    Ebenso  wonii:: 
lufst  sich  für  diese  Fnige  aus    leo  Gewinn-   und  Veriust- 
koni^n  der  Aktienbanken  ersehen. 

Man  muh  sieh  deshalb  damit  begnügen,  die  Tauglichkeit 
der  einzelnen  Kreditformen  für  ein  Kreditinstitut  und  ihre 
Bedeutung  fkir  die  Beziehungen  der  Banken  zur  Industrie 
nach  ihrem  allgemeinen  Charakter  sich  klarzumachen.  Es 
zeigt  sich  dabei,  wie  durch  die  technische  Natur  eines  be- 
kannten Kreditgeschäfts  und  dessen  wachsende  Bedeutung  im 
-amten  Ereditverkehr  ehemalige  Faktoren  der  industriellen 
Kreditrermittelung  rasch  und  volbtändig  ihre  Stellung  ver- 
liere, andere  an  ihren  Platz  treten,  diese  dann  aber  einen 
ffanz  neuen  bisher  ungekannten  Charakter  erhalten.  Erst  wenn 
hierdurch  klargelegt  ist,  wie  Bankiers  und  kleine  lianken  in 
steigendf'TH  Mal'se  an  B»'deutuiig  verlieren,  die  grolsen  Ber- 
liner Banken  mit  erweiterten  Aufgaben  an  ihre  Stelle  treten, 
wieweit  also  der  Konzentrationsprozel's  im  Bankgewerbe  deineUf 
1  i>limrig  in  der  Natur  des  industriellen  Piankgeschäfts  hat, 
kuimen  die  Beziehungen  der  Grofshanken  zur  Industrie  in 
ihrer  prinzipiellen  und  originellen  Bedeutung  verstanden 
werden. 

Der  Zahlungskredit  bedient  sich  als  Mittel  wesent- 
lich: der  Überweisung  auf  Girokonto,  des  Schecks  und  des 
Wechsels.  Das  Halten  eines  Girokontos,  das  in  der  Industrie 
ftr  grOfsere  Barzahlungen  im  laufenden  Betriebe,  fUr  Löhne 
oder  regelmäfsige  Anschaffungen,  besonders  von  Rohmaterialien, 
gebräuchlich  ist,  geschieht  am  liebsten  bei  Notenbanken,  be- 
sonders der  Reichsbank;  aber  auch  gröfsere  andere  Banken 
werden  dazu  benutzt.  Es  finden  sich  hierbei  viele  Verschieden- 
heiten; Traditionen  und  besonders  stark  die  gengraphisehe 
Lage  der  irewerblichen  Unternehmungen  spielen  eine  grofse 
Rulle.  Banken  ohne  Notenausgabe  haben  den  Vorzug,  auf  De- 
positen Zinsen  zu  geben,  was  die  Reiehshank  üielit  tut.  Da- 
gegen besteht  der  Hauptvorteil  der  Ifeichshank  in  der  grofscn 
Zahl  ihrer  Filialen.  Von  den  anderen  Banken  haben  nur 
verhAltDisrnttTsig  wenige  ein  weitverzweigtes  Netz  von  Nieder- 
lassungen, so  besonders  die  rheinisch-westfälischen  Provinz- 
banken: die  Bei^isch-Märkische  Bank  in  Elberfeld  hat  Filialen 
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in  Aaclien,  Barmen ,  Bocholt ,  Bonn,  Dasseldorf,  Duisburg, 
M. -Gladbach,  Hagen,  Köln,  Krefeld,  Remscheid  und  Ruhrort^ 
dazu  noch  Kommanditbetciligungen  in  Hamm  und  Solin^'oii; 
der  Barmcr  ßaakverein  (Hinsberg,  Fischer  Co.)  hat  Filialen 
in  M.-Giadbach,  Hagen,  Düsseldorf,  Ohligs,  Remscheid, 
Solingen  und  Dortmund,  von  denen  die  letzten  durch  plan- 
mäfäigc  Verächniolzung  mit  anderen  Instituten  erst  in  jüngster 
Zeit  erworben  sind.  Dnrch  AktienbeteiliLrungon  an  kleinen 
Volköbanken  hat  insliesondere  flic  J\heini.sehe  Diskontogesell- 
«chaft  den  Gimvcrkelir  zu  erweitern  gesucht.  Diese  Tendenz, 
Filialen  und  Dejiositenkassen  einzurichten  und  durch  Kom- 
luanditierung  und  Aktienbeteiligung  den  (Jiroverkehr  aus- 
zudehnen, scheint  in  den  Industriebezirken  überhaupt  all- 
gemeiner zu  werden.  Da  ein  beträchtlicher  Teil  dieser 
Provinzbanken  in  enger  Abhängigkeit  von  den  grofseo 
Berliner  Häusern  ist,  bedeutet  diese  Erweiterung  des  Giro* 
Verkehrs  zugleich  ein  Wachsen  der  Bedeutung  der  Grofs- 
banken  auch  in  diesem  Geschäftszweig.  —  Immerhin  bleiben 
die  Notenbanken  die  eigentlichen  Organe  des  Girogeschäfts, 
weil  dieses  mit  seinen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  der 
Natur  der  Notenbanken  am  besten  entspricht  Besonders  die 
Reichsbank  hat  —  im  Gegensatz  zur  Preufsischen  Bank, 
deren  Giroverkehr  sich  fast  nur  auf  Herlin  beschränkte,  — 
diesen  Gesehftftszwei^:;  ausgebildet,  und  ihr  Girokonto  gibt 
auch  einigen  Aufbchiufs  über  die  Bedeutung  dieses  Geschäfts 
für  die  Industrie  im  Vergleich  mit  den  anderen  Bcrufsklassen. 
Nach  der  Festsehrift  der  Reichsbank  (Tabelle  4M)  kommen 
näudich  von  der  Zalil  der  Konten  bezw,  der  JSumme  aller 
Guthaben:  auf  „Industrie  und  Gewerbe"  37,9  bezw.  21,5 ^'ro, 
auf  «Handel,  Bank-,  Transport-  und  Versicherungswesen*'  zu- 
sammen 53,8  bezw.  74,0 *'/o,  auf  „Geld-  und  Kreditwesen 
(Banken,  Bankiers  usw.)^  allein  18,0  bezw.  59,2 ^/o.  Sehr 
zuverlässig  fUr  den  gesamten  Giroverkehr  des  Landes  sind 
aber  aus  naheliegenden  Gründen  selbst  diese  Vcrhältniszahlen 
nicht.  —  Neben  der  Keichsbank  spielen  ^^erade  hier  die  Privat- 
notenbanken noch  eine  ziemlich  grofse  Rolle.  Bezeichnend  ist 
die  von  Herz  für  die  Pfalz  mitgeteilte  Tatsache,  dafs  dort 
IfMMj  das  durchschnittliche  Giroguthaben  4515  Mk.,  das 
bei  der  Keichsbank  iilnr  10000  Mk.  jjro  Firma  betrug;  üerz 
meint  deshalb:  ..Wie  <'s  scheint,  hat  die  (jrofsindustrie .  <iie 
nicht  s|)eziell  bayrische  Kundschaft  hat,  nur  Reichsbankgiro- 
konto, während  die  kleineren  und  mittleren  Betriebe  bei 
Privatnotenbanken  oder  anderen  Banken  bcbscr  ihre  Rechüuug 
finden/." 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  beim  Wechsel.  Die 
industrielle  Unternehmung  bedient  sich  seiner  zur  Bezahlung 


>  Herz,  a.  a.  0.  S.  141. 
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von  Anscliartungen  im  laufenden  Betrieb ,  juicfi  vielfach  von 
RoLmaterialieu.  Es  wurde  sclion  gciiagt,  dafs  bei  den  kleinen 
Beträgen,  um  die  es  aich  hier  vielfach  handelt,  der  Scheck  eine 
sehr  geeignete  und  beliebte  Zahlungsform  ist;  das  ist  deshalb 
ÜXt  die  hier  vorliegende  Frage  von  Wichtigkeit ,  weil  diesen 
Scheckverkehr  der  kleine  Bankier  besonders  gut  zu  vermitteln 
geeigpiet  ist;  es  erklärt  sich  so,  dafs  in  Gegenden  weniger 
zentralisierter  Industrie  der  Bankierstand  sich  bisher  fester 
erhalten  hat,  als  in  Grofsstitdten  und  zentralisierten  Industrie- 
gebieten. —  Umgekehrt  erhält  eine  industrielle  Unter- 
nehmung!: Wechsol  von  ihren  Kunden  zur  Bezahlung,  die  sie 
in  den  meisten  Fällen  diskontieren  läfst.  Die  Dopp(>lnatur 
des  Wechsels.  nU  Ziihl-  und  Kreditmittel .  ^bt  ihm  für  die 
vorliegende  Frage  eine  von  dem  Giroverkehr  verschiedene 
Pn^deutiing.  Auch  die  Wechseldiskontierung  ist  ihrer 
Natur  n;icli  für  die  Reichsbank  ein  besonders  geeignetes  (re- 
sehüft;  dafs  sie  Warenwechsel  prinzipiell  vorzieht,  ist  be- 
greiflich, „denn*  —  wie  es  in  der  Festschrift  der  Reichs- 
bank ^  heifsty  —  „die  Ware,  die  als  Gegenwert  des  Wechsels 
in  die  Httade  des  Schuldners  gelangt ,  ist  ihrer  Natur  nach 
zu  raschem  Umsatz  bestimmt,  ihr  Weiterverkauf  führt  dem 
»Schuldner  bis  zum  Verfall  des  Wechsels  die  Mittel  zu  dessen 
Einlösung  zu**.  Aber  es  liegt  im  Wesen  des  Wechseis,  dafs 
der  Warenwechsel  praktisch  von  dem  auf  reinem  Kredit- 
geschäft beruhenden  nicht  zu  unterscheiden  ist,  und  da 
Kreditwechsel  für  Notenbanken  ebenfalls  ein  gutes  Anlage- 
material darstellen  —  soweit  sie  nicht  Gefalligkeits-,  Reit- 
oder Finanzwechsel  sind  .  dient  die  Ueichsbank  in  hervor- 
ragendem Malse  auch  dem  inriustriellen  Betriebskredit.  Inwie- 
weit das  eine  oder  das  andere,  läfst  sich  nicht  feststellen. 
G<-rade  in  den  letzten  Jahren  ist  eine  Steigerung  der  durch- 
schnittlichen Gröfse  der  Wechsel  zu  beobachten,  sie  betrug  im 
Minimum  (1878;  U21  Mk.,  im  Maximum  (190U)  1930  Mk. 
AU  Erklttrung  wird  in  der  Festschrift*  dafür  angegeben,  dais 
„der  sog.  Akaeptkredit,  die  Ziehungen  auf  Banken  und 
Bankiers,  die  fast  immer  auf  sehr  hohe  Betrfige  lauten,  in 
steigendem  Mafse  in  Aufnahme  gekommen  ist*^. 

Wie  grofs  der  Anteil  der  Reichsbank  am  Diskontogeschäft 
überhaupt,  ohne  Unterscheidung  nach  Waren-  oder  Kredit- 
wechsel ist,  wird  von  der  Verwaltung  der  Bank  schätzungsweise 
festgestellt.  Nach  der  Festschrift  betrug  ihr  Ant*'il  ;un  An- 
kauf von  Wechseln  auf  das  Inland  1872:  :?0,1  "'o,  lUUU:  '66,7  ^  o. 
im  Maximum  ISliH:  :^,<M»^'o,  im  Minimum  Is.^r,:  29,5  "V  Da- 
nach wilre  im  ganzen  eher  eine  Zunahme  als  eine  Abnahme 
des  Anteils  zu  konstatieren,  aber  die  Festschrift  bemerkt 

'  Festöcbrift  der  iieichsbank,  JS.  7^. 
*  F^tschrift  der  KeichebaDk,  S.  78. 
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aeibst  dazu:  „Alierdiugs  wirr!  naturgemäfs  mit  dem  steigenden 
Reichtum  eines  Landes  auch  der  Einfluis  seiner  Zeutral- 
notenbank  abnehmen ;  denn  je  mehr  Kapital  im  Lande  er- 
zeugt wird  und  sich  in  den  verschiedensten  Händen  an- 
sammelt ^  in  um  so  geriDgerem  Mafse  wird  der  Kapitalbedarf 
bei  der  Reichsbank  Benriedigung  suchen.*  —  Gerade  im 
Verkehr  mit  induBtrieUen  Unternehmungen,  die  noch  in 
einem  frtthen  Entwicklungsstadium  sind,  werden  der  Reichs- 
bank ihre  einengenden  Vorschriften  fUr  Gewährung  Ton 
Wechselkredit  hinderlich. 

Für  die  Kreditgewährung  an  die  Industrie,  soweit  sie  in 
der  Form  der  Wechseldiskontierung  geschieht,  sind  in  der 
Tat  die  anderen  Banken,  und  zwar  ~  neben  den  Privat- 
notenbanken  —  Bankiers  und  grofse  wie  kleine  Aktienbanken 
von  grofspr  Bedeutung.  Qualitativ  Irtfst  «ich  diese  viell^Mclit 
durch  folgende  drei  Zahlen  kennzeichnen:  Die  durch.>ciuiitt- 
liche  Gröfse  eines  Wechsels  betrug  bei  der  Heich.->bank  (  ÜMx»: 
1936  Mk.,  bei  der  DiRkontogesellschaft  (1903):  ÜRIJ  Mk..  bei 
der  Bergisch-Märkischen  Bauk^  (19ü3):  713  Mk.  Die  ZiÖeru 
sind  vergleichbar  genug,  um  das  allgemeine  Urteil  zuzulassen, 
dafs  die  Frovinzbank  durch  ihre  genaue  Kenntnis  der  Kunden 
auch  kleineren  Kreditnehmern  Wechsel  diskontieren  kann  als 
die  Reichsbank,  während  die  Grofsbank  als  zentralisiertes, 
an  dem  Hauptbörsenplatz  ansässiges  Institut  überhaupt  nur 
für  gröfsere  Wechsel  in  Betracht  kommt«  Dagegen  ist 
ciuantitativ  die  Bedeutung  dieser  Banken  für  die  Wechsel- 
aiskontierung  zahlenmäfsig  nicht  festzustellen.  Gerade  die 
Kreise,  deren  Banktätipr^^*it  wegen  der  privaten  Unter- 
nehmungsform nicht  zu  ermessen  ist,  spielen  hier  noch  eine 
irrofse  Rolle.  Für  die  Aktienbanken  weifs  man  zwar  aus  den 
Bilanzen,  wie  viel  Wechsel  sie  in  ihrem  Portefeuille  haben, 
aber  diese  Zahlenangaben  der  Jahresabschlüsse  geben  nur 
Auföchlufs  lur  einen  einzigen  Moment ,  den  Tag  der  Ab- 
rechnung, Ende  Juni  oder  Dezember.  Auch  die  Zahlen 
Aber  die  Umsfttze,  selbst  wenn  sie  —  was  durchaus  nicht 
die  Regel  —  für  die  einzelnen  Konten  detailliert  angegeben 
werden  y  helfen  darüber  nicht  weg^  und  mit  dem  Gewinn- 
uud  Verlustkonto  ist  erst  recht  nichts  anzufangen:  bei 
den  meisten  Banken  sind  die  Gewinne  dei*  Weclisoldiskon- 
tierung  auf  einem  Zinskonto  gebucht,  das  insbesondere  auch 
Kontokorrentzinsen  einschliefst  und  deshalb  weder  die  einen 
noch  die  anderen  erkennen  läfst. 

Am  ehesten  ergibt  meh  ein  Bild  von  der  Diskonttätip^k^it 
der  Kreditbanken,  wenn  man  die  Wechsclkonti  der  Bilanz 
mit  den  gesamten  im  Baukbetneb  tätigen,  eigenen  und  fremden 


'  Nach  den  am  Ende  des  Jahrss  im  Portefeuille  der  Bank  befind' 
liehen  Weclisehi  bereclmet. 
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Mitteln  (Aktienkapital  und  Reserven  als  eigene,  Kreditoren. 
Depositen,  Akzepte  als  fremde)  vergleicht;  dies  geschieht  in 
der  folgenden  TftDelle  f&r  sechs  Berliner  Grofsbanken,  wozu 
liier  die  Nationalbank  eerecknet  wird  —  der  Schaaffhansensche 
Bankverein  fehlt,  weil  er  Kassenbestand  und  Wechsel  nicht 
gesondert  aasweist  —  und  zehn  ausgewählte  grt^lsere  ProTinz- 
Danken  au  drei,  um  zehn  Jahre  auseinanderliegenden  Zeit- 
punkten 

(BetrSge  hi  1000  Mark.) 


Wecbselkonto 

1882     {  im 

1902 

Sechs  Berliner  Grofsbaakeii  .  . 

101  326 
87  222 

271459 
99666 

717  922 
208807 

Geeamtes  werbendes  Kapital 

Das  Wechselkonto 

betrug  ^/o 
der  Betriebsmittel 

1882    i  1892 

1902 

1882 

1892  ^  1902 

Sec  h?  Herlioer  Grofs- 

bankea   

Zehn  ProvinzbankeD  . 

598  771 
321  603 

1  258  024 
457  891 

2  959  642 
1  037  982 

16,9 
27,1 

1 

21,6  1  24,3 
21,8  j  19,6 

Es  er^^^eben  sich  zwei  Tatsachen:  ein  langsames,  stetiges 
Zunehmen  der  Wechseldiskontierung  als  Anlage  fler  gesanitei' 
Betriebsmittel  bei  den  Grofsbanken  und  eine  ebenso  stelige 
und  langsame  Abnahme  bei  den  wichtigeren  Provinzbanken. 
Vielleicht  ist  die  Erscheinung  dadurch  zu  erklären,  dafs  die 
Provinjibauken,  besonders  die  in  der  Tabelle  ausgewählten  mit 
starker  industrieller  Kundschaft,  mit  wachsenden  Betriebs- 
mitteln sieh  etwas  mehr  anderen  Geschäftszweigen  als  der 
Wechseldiskontierung  zuwenden,  insbesondere  dem  Konto- 
korrentp,  zum  Teil  auch  dem  Emissionsgeschäft,  während 
ihnen  gerade  im  Wechselankauf  die  Reichsbank  mit  ihren 
sahireichen  Filialen  stärkere  Konkurrenz  macht;  und  dafs 
andererseits  die  Grolsbanken  durch  ihre  weitverzweigten  Be< 
Ziehungen,  besonders  internationaler  Art,  mit  der  Reichs- 
bank erfolgreich  in  Wettbewerb  treten.  Die  Reichsbank  gibt 
(bcse  Tatsache  ja  selbst  zn,  sie  ist  auch  bei  der  Zunahme  des 
industriellen  Im-  und  jblxports  begreiflich,  um  so  mehr,  aU 

'  Die  absoluten  Zahlen,  die  diesrr  wie  spateren  Berechnungen  sra 
Grunde  liegen,  finden  sich  in  der  Tabelle  auf  8.  26  u.  29. 
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Kapital-»  Weelurol-»  Aksept-  mid  BebltmreD 

(Nach  den  Bilanzen 


Aktienkapital 

Q^aamte«  werbendes  Kapital' 

1882 

1892  1 

1902 

1882  1 

1892  , 

1902 

Deutsche  Bank . 

00  000 

75  000 

IfiO  oOO 

KU 

0511 

4U3  852 

1  081  061 

Diskootoeraellächat  t 

tiO  000 

75000 

150  0*X) 

149 

468 

252  422 

540  966 

DuTOBtadter  Baak  . 

60000 

80000 

182000 

187 

704 

156596 

333578 

Dresdner  Hank  .  .  , 

24000 

70000 

ISO  000 

70575 

Si06178 

558409 

Schaaffhausenscber 

Baukverein    .  .  . 

36  000 

480UO 

100  000 

77 

759 

105  099 

279  377 

Berlinor  Hsndek- 

gesellschaft    .  .  . 

20000 

65000 

90000 

32 

784 

150  892 

284895 

>iationalb&nk  für 

Deutschland 

20  000 

M  000 

6U  uOO 

■14 

'2: '.4 

88  084 

100  7:^ 

OUUlUln 

449  000 

822  000 

67t) 

5ao 

1  363 123 

3  23y  U19 

%ß  WAV 

Bereise  n  -  Harkisebe 

Bank  

CK)  UVJU 

27 

10Ü  'in'. 

Norddeutsche  Bank  . 

JA  AHA 

DU  UVAl 

Afi  AAA 

9C 

176 

IjIä  «;**a 
iw  t>oU 

lt>£  OiJ 

H  heinische  Kredit- 

Dank  

12000 

15000 

46001 

42 

228 

46632 

147795 

AIifteKleuteehe  Kre- 

30  000 

:i0  000 

45  000 

62 

719 

<  1  oJl 

i  10  Ol» 

Barmer  Bankverein. 

7  910 

1    7  910 

28  288 

15 

206 

20  681 

77  729 

EsBeDer  Kreditaostalt 

10500 

1  10500 

33000 

17 

663 

22987 

115  525 

fiheinisclie  üiskODio- 

eesellschaft   .  .  . 

2  500 

7500 

35000 

11 

072 

17  569 

73  7&0 

Scblesischer  Bank- 

18  000 

22500 

27000 

26261 

42304 

72374 

Bipslauer  Diskooto- 

bank  

10  500 

10500 

25  000 

15 

524 

20105 

52  801 

Köln.  Wechsler-  und 

KommiasioDsbank . 

5194 

5194 

12000 

7 

581 

9  270 

19643 

Smnmft 

150604  189104I345  5S9 

• 

321803 

457891 

1037  982 

dem  Wecliselkredit  für  dieseD  Zweck  eigentlich  nur  die  GroCs- 
banken  zur  Verfügung  stehen. 

Hier  liegt  im  Gebiet  der  reinen  Zahlungsvermittlung  ein 
Punkt,  au  dem  —  allein  durch  die  technischen  Erfordernisse 
des  Bankbetriebes  —  die  engen  Beziehungen  der  Industrie 
speziell  zu  den  Groisbanken  in  ihrer  Notwendigkeit  klar 
werden.  Der  Wechsel  ist  zwar  auch  im  Inland  hauptsächlich 
und  ursprünglich  als  Zahlungsmittel  gedacht  —  die  Forde- 
rung der  distautia  loci  beweist  das  — ,  er  ist  aber  praktisch 

*  Das  ist  Aküuükupital  -f  Keserven  -i   Depositen       Kreditoren  -f 
Akxepte. 
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konti  Yüu  17  Banken  1882,  1892,  1902. 
vom  31.  Dezember.) 

in  1000  Maik.] 


Akzeptenkonto 

Debitorenkonto 

im 

lö92 

1902 

1882 

1892 

1902 

1882 

1892 

1902 

-N  m 
m 

12864 
18988 

83  972 
GS  181 
1  20  68Ü 
40225 

833  717 
13o486 
41  969 
115452 

17  W05 
9  84^ 
lÖi:lG 
12  l.^.'i 

17  343 
31  393 
24  131 
47  326 

145  302 
103  104 
53  930 
115  864 

00  627 
(;2  0,^9 
47  130. 
3S  144 

114  079 
113  724 
55  4S4 

«0  0(;2 

304  90 1 
193  720 
128  505 
223  925 

13300 

18  773 

46101 

29  414 

53  083 

132053 

81764 

58372 

1901 

19778 

56882 

12  837 

54  126 

130  a54 

7  464 

26  67 9 1 

Ö2  93>7 

13  892 

14  007 

22  bOÖ 

22  6ÖÖ 

37  575 

57583 

101826 

271459 

717922 

87  007 

172811 

548557 

278  935 

514  733 

1 171 601 

90B0 

31750 

82781 

Oft  OAQ 

26  840 

Ä  71  7 

13 100 

lA  Ii? 
iU  141 

19493 

34297 

io  ibi 
33886 

I.W  4 

56138 

-» 

7  di)^ 

11940 

14ö40 

ob  32c» 

2b  399 

24  37b 

79  734 

9  727 
4  ^26 
7  261 

i  l  022 
6  041 
4  740 

13  9.V) 
2iyö70 

24  950 
2  19S 
tüOOOj' 

25  545 
5  s\}  1 

1Ö72 

713 
2:'.  077 

:>,b  :i97 
7  20t  i 
9  916 

42  >^5(; 
12  010 
12427 

05  191 
51)  640 
42  104 

2490 

3107 

8619 

8882 

3976 

13581 

6996 

11059 

37  707 

t>70ö 

9;i07 

22  701 

lt>4 

39 

4  769 

12  156 

IS  69ö 

37  925 

4905 

8842 

10825 

1079 

4626 

5  551 

6159 

15818 

25270 

2  loa 

2  774 

3  007 

1  155 

9.  \  m 

}  020 

3.494 

5  443 

7  '.»^'') 

ä7  222 

1  99600 

|2U8ö07 

jbl  ö85 

.  00  331 

iö9  79ö 

127  ■j7() 
(Sa.  ohQ« 

l(;nü>  4;>t9>2 

UD(l  in  zunehmendem  Mafbe  im  Inland  Kreditmittel  geworden; 
die  Devise,  der  Auslandawechsel,  dagejs;'en  ist  in  erster  Linie 
Zahlungsmittel.  Das  isolite  den  Ausiaiulü Wechsel  eigentlich  für 
Notenbanken  geeignet  machen,  da  er  obendrein  ein  gutes 
Mittel  ist,  um  die  Wechselkurse  za  regeln  nnd  den  Geld* 
abflufs  EU  verhindern.  Anderseits  stehen  aber  fllir  die 
Zentralnotenbank  dem  Devisengeschäft  schwere  Bedenken 
^litgegen,  Yornehmlich  nach  drei  Richtungen,  die  auch  die 


^  Avalakzepte  sind  mitangegebeo,  deshalb  hier  geschätzter  Betrag. 
*  Wegen  fehletulpr  ivprinmig  der  Avalalusepte  von  den  anderen  ist 
der  UUaiuposten  uu  brauch  bar. 
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Reichäljaiik  als  für  öie  beütimmcnd  augibt:  a'ic  darf  niclit  zu 
viei  Deviöea  ankaufen,  um  nicht  durch  zu  grofse  Nachfrage 
den  Wechselkurs  zu  steigern;  sodaan  bereitet  die  PrUfune 
der  Kreditwürdigkeit  oft  erhebliche  Schwierigkeiten,  und 
scbliefslich  mufs  die  Bank  ihrer  BeBtimmung  gemllfs  ihre  ge- 
setslich  beschränkten  Mittel  dem  Inland  zur  Verfügung  stellen. 
Die  Deutsche  Reicksbank  hat  dementsprechend  1900  nur  ftlr 
211)75  Hill.  ^Ik.  Auslandswechsel  angekauft;  wenn  das  auch 
ge^^on  17,6  Mill.  im  Jahre  187Ö  eine  erln  bliclie  Steigerung 
bedeutet,  so  betragen  doch  immerhin  auch  19U()  die  Devisen 
nur  2,4 "/ü  aller  angekauften  Wechsel.  Dazu  k  nimt  noch, 
dafö  die  Reiclisbank  nur  Wechsel  auf  Länder  mit  guter 
Währung  kauft;  ein  Blick  auf  dic^e  Länder  —  nach  der 
Festschrift  der  KeicLbbank:  England,  Frankreich,  Holland, 
Belgien,  Schweiz,  Dänemark,  Skandinavien,  Italien  —  zeigt, 
w^ie  viele  für  unseren  Aufücuhandel  wichtige  Lander  dabei 
fehlen.  Obendrein  lauten  unter  den  Auslandswechselu  der 
^  Reichsbank  weitaus  die  meisten  auf  England,  und  swar  in 
^wachsendem  Matse:  sie  machten  1876  77,8%,  1892  82,4  ""  o, 
1900  95,1  ®/o  aller  von  ihr  angekauften  Devisen  aus.  Kach 
Herz^  halten  sich  in  der  Pfalz,  einem  Bezirk  mit  starker 
Exportindustrie,  sowohl  die  Reichsbank  wie  die  Bayrische 
Notenbank  fast  ganz  vom  Devisenverkehr  fern,  während 
Banken,  Bankiers  und  Kreditgenossenschaften  dieses  Ge* 
schäft  in  grofsem  Umfange  betreiben.  —  Aber  das  Devisen- 
geschäft taw^t  auch  nicht  für  alle  Privatbanken.  C-mz  ab- 
gesehen davon,  dafs  es  sich  vielfach  um  sehr  hohe  b  niiinen 
handelt  —  man  denke  an  grofse  BauniwoU-,  Seiden-,  Kupfer- 
!<endun;^^en  zur  iuhlndischen  Verarbeitung!  —  und  deshalb 
bei  (Um  grofsen  Risiko  nur  sehr  kapitalkräftige  Finnen 
Auslandawechsel  diskontieren  kr»nnen,  mufs  ein  JLiankhaus, 
wenn  es  zum  Devisenankauf  geeignet  sein  soll,  ein  weit- 
verzweigtes internationales  Geschäft  haben.  Es  gibt  in 
Deutschland  zwar  auch  Bankiers  mit  starken  internationalen 
Beziehungen,  diese  sind  aber  zum  grofsen  Teil  dem 
Emissionsgeschäft  —  den  grofsen  auswärtigen  Anleihen  — 
gewidmet;  es  li«gt  in  der  Natur  des  Privatbankiers, 
weniger  Wert  auf  ein  weitgespanntes,  dem  Zahlungsverkehr 
dienendes  Netz  von  In-  und  ausländischen  Niederlassungen 
oder  befreundeten  Firmen  zu  legen.  Die  grofsen  Aktien- 
banken bind  mehr  auf  dem  Pfinzi]»  dauernder,  regelmäfsiger, 
weite  Gebiete  umfassender  Kreditgewährung  aufgebaut;  die 
Vermittehinp^  des  internationalen  Zahlungsverkehrs  für  das 
auf  ihn  inum  r  stärker  angewiesene  heiinisehe  (lewerbe  ist 
für  sie  eine  nutwendige  Ergänzung  inliindischer  Kredit-  und 
Zahlungsvermittlung.     \\'ievii;l    Auslands  wechael    von  den 


*  Hers,  a.  a.  O.  S.  144. 
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Banken  diskontiert  worden ,  i&t  aus  den  Geschäftsberichten 
wieder  nicht  festzustellen.  Immerhin  gibt  es  einen  Anhalt, 
dais  die  Berliner  Handelsgesellschaft,  von  den  Grofsbanken 
die  einzige,  die  es  mitteilt,  1903  einen  Eingang  von  Wechseln 

zu  verzeichnen  hatte  von  950  029  269  Mk.,  unter  denen  ^,  ♦ 
Ö18  63I438  Mk.  =  54,5%  Devisen  waren;  man  vergleiche 
damit  die  2\2  Millionen  der  Reichsbank!  Die  deutschen 
Grofsbanken  haben  von  Anfanp:  an,  besonders  snit  1S70,  viel 
Mfilie  darauf  verw;un1t,  i iitriuationale  BezieiiunL^fMi  nnzu- 
knupreii,  aber  auch  heute  luaTti  man  vielfach  en^?lisch(^  HrLnkiers 
zu  iiilfe  ziehen.  Interpssaut  ist  be^souders  die  Entwicklung  der 
Deutschen  Bank,  hu-  wurde  in  erster  Linie  fUr  diesen  inter- 
nationaten  Zahlungsverkehr  gegründet  und  beschränkte  sich 
in  den  ersten  Jaliren  ihres  Bestehens  ausdrtLcklich  auf  solche 
Oeschüfte,  insbesondere  Beteiligungen  und  Verbindung  mit 
anderen  Firmen,  die  diesem  Zweck  dienen  konnten.  S8fort 
nach  ihrer  Gründung  Jbeteiltgte  sie  sich  an  der  German  Bank 
of  London  und  hielt  diese  Verbindung  auch  dann  noch  auf- 
recht, als  sie  wenige  Jahre  später  eine  eigene  Londoner 
Filiale  errichtete.  Wegen  der  Verschiedenheit  der  Valuta 
in  den  deutschen  Binnen*  und  Seeplätzen  waren  1871  ihre 
llarabur^^er  und  Bremer  Filialen  ins  Leben  gerufen  worden. 
Schon  iin  selben  Jahr  p^rtindete  sie  Niederlassungen  in 
Nhan^hai  und  Yokohama;  ihr  Eingehen  1874  zeigt,  wie 
-cliw'ieri^  <lie  Aufgabe  war.  Uber  die  Begründung  dieser 
Filialgrüuducgen  verbreitet  sich  der  Jahresbericht  von  1871  : 
„Ks  konnte  nicht  genügend  erscheinen,  den  deutschen  Importeur 
urnl  i Exporteur  lediglich  dadurch  zu  untersiiii/^  ii,  dalü  man  ihm 
in  London  Kredit  eröffnete^  man  mufste  ihn  auch  in  die  Lage 
versetzen,  diese  Kredite  in  Deutschland  in  Anspruch  nehmen 
SU  können,  indem  man  die  deutsche  Valuta  auf  den  ttber- 
seeischen  Märkten  einführte  und  auf  denselben  als  Käufer 
für  die  auf  deutsche  Wechselplätze  gezogenen  Tratten  auf- 
trat.* Auch  die  Beteiligung  bei  der  Belgischen  Laplatabank 
in  den  70  er  Jahren,  gleichen  Zwecken  dienend,  war  finanziell 
von  schlechtem  Kesultat.  Die  deutsche  Industrie  mufste  sich 
erst  einen  Platz  auf  dem  Weltmarkt  sichern,  ehe  mit  K'f,)l^^ 
•  in  internationales  Netz  der  Zahlungs-  und  Kreditvermittiung 

irr})  doiitsche  Banken  ausgespannt  wcivlon  konnte.  8eit- 
Hem  sind  bekanntlich  viele  überseeische  Bankgründungen  er- 
f^\gt;    sie   sind    i?i   anderem  Zusammenhang   zu  erwähnen. 

ie  der  l'i  i  vatbankier  haben  auch  die  Provinzbanken  für 
«in  umfangreiches  Devisengeschäft,  daü  ihre  industrielle 
Kundschaft  nötig  hat,  im  allgemeinen  weder  genügend  in- 
ländiBche,  noch  ausländische  Verbindungen.  Gerade  weil  in 
gewissen  Gegenden  nur  Devisen  zu  verkaufen,  in  anderen 
wesentlich  ansukaufen  sind,  sind  nur  sehr  weitreichende 
Banken  Air  dieses  Geschäft  geeignet.   Bezeichnend  ist,  dafs 
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bei  einer  Grofsbank  wie  der  Berliner  Haudeisgfsell.Nchaft  von 
allen  eingegangenen  Wechseln  54,5  **/o  Devisen  waren, 

während  bei  einem  bedeutenden  Provinzinstitut,  das  eine 
so  starke  Kundschaft  unter  den  Exportindustrien  hat  wie 
die  Allgemeine  Deutsche  Kreditanstalt  in  Lei))zig,  dieser 
Anteil  nur  18,4 ^/v  betrug;  bei  der  BergiBch^MarkiflCAen  Bank 
steht  es  ähnlich.  Das  ist  ein  Haupljgrund  gewesen,  weshalb 
so  viele  Provinzbanken  —  groSob  und  kleine  — ,  in  erster 
Linie  solche  mit  industrieller  Kundschaft,  im  letzten  Jahrzehnt 
Anschlufs  an  die  Grofsbanken  gesucht  haben.  Ein  so  leistungs* 
fähiges  Institut  wie  die  Bergisch-Märkische  Bank  begründet 
'die  Interessengemeinschaft  mit  der  Deutschen  Bank  im  Jahre 
1897  vor  allem  damit,  „dafs  wir  unsere  Einrichtungen  durch 
den  Zusammenhang:  mit  der  Deutsclirn  Bank  an  den  Haupt- 
plätzen Deutschlands  und  im  Au.sl.nKlr  vci  vollständigen  körmcn, 
ohne  unsere  dem  grofsgewerblichen  Lebeu  gewidiiete  Tätig- 
keit zu  beschränken". 

Das  Bedeutsame  dabei  liegt  darin,  dafs  schon  allein  auö 
der  Technik  eines  bestimmten  Bankgeschäfts,  das  für  eine 
aufblühende  Industrie  von  zunehmender  Wichtigkeit  ist,  eine 
Tendenz  zur  Konzentration  im  Bankwesen  entsteht  Der  aus 
der  gewerblichen  Produktion  stammende  Wechsel,  Auslands- 
sowohl  wie  Inlandswechsel ,  wesentlich  der  Bezahlung  von 
Rohmaterial  und  Fabrikaten  dienend,  verlangt  eine  Organi- 
sation des  Bank\\esens,  die  weitverzweigt  genug  ist,  um  den 
Wechselverkehr  im  grofsen,  besonders  auch  mit  dem  Ausland, 
regeln,  gleichzeitig  aber  auch  den  einzelnen  Wechsel  auf  seine 
Sicherheit  prüfen  zu  können :  d.  h.  Grofsbanken  mit  vielen 
ans\vä?-tigen  Beziehungen  und  einlieiraischcn  Nicderlassungeu. 
I  i  cilicii  dient  der  Wechsel  der  Industrie  wesentlicii  zur  Zah- 
lung und  zur  Sehaffune"  von  Zahlungskredit;  das  Institut, 
das  diesen  Kredit  gewalirt,  erhält  dadurch  noch  keine  Mög- 
lichkeit, in  die  kreditnelimendon  Industrien  bewufst  und 
planvoll  «einzugreifen,  über  die  notwendige  l'i  üluug  der  Sicher- 
heit des  Kreditnehmers  und  den  Diskontgewinn  gehen  die 
Beziehungen  zwischen  Bank  und  Industrie  dabei  nicht  hinaus. 

Anders  bei  der  Kreditform,  die  dem  eigentlichen  in- 
dustriellen Betriebs^,  mitunter  auch  dem  Anlagekredit  dient: 
dem  Kontokorrentkredit.  Er  ist  neben  Emission  und  Grün* 
dung  das  charakteristische  „industrielle  Bankgeschäft'^ ,  er  ist 
der  industrielle  Bankkredit  im  engeren  Sinn.  Wie 
der  Kontokürrentverkehr  geschäftlich  funktioniert,  gehört 
nicht  zum  Oogenstand  der  vorliegenden  Untersuchung.  Seine 
Bedeutung  für  das  VerhältTiis  der  Ranken  zur  Industrie  ent- 
springt drei  Gründen:  1.  Durch  seine  entscheidend«-  Wiciitig- 
keit  flir  die  ruhige  Ausdehnung  eines  Unternehmens  schatit 
er  eine  Abhängigkeit  von  den  Kreditgebern.  2.  Die  geachäft- 
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liehe  Natur  des  industriellen  Bankkredite   übt   noch  mehr 
als  die  bisher  erwähnten  Kreditgeschäfte  eine  Wirkung  auf 
die  Olganisatioii  des  Bankwesens  bob:  einmal  in  der  Richtung, 
dafs  gewisse  Bankformen,  die  für  dieses  Qeschftft  nicht  ge- 
slgaet  sind,  mit  der  wachsenden  Notwendigkeit  industrielIeD 
Bankkredits  ihre  hisherige  Stellung  verlieren  und  leistungs- 
fthige  Qrofsbanken  an  ihre  Stelle  treten,  diese  aber  wiederum 
gezwungen  sind,  weiterversweigte  lokale  Beziehungen  zu  den 
einzelnen  Industriegebieten  anzuknüpfen;  sie  wirkt  also  auf 
die  Bankkonzentration    hin.     Die   Natur    des  industriellen 
Bankkr^its  mit  ihren  geschäftlichen   Folgen   und  Gefahren 
ändert   aber  auch    Hie   Grundjsiitze   des  Bankbetriehes;  die 
eigenartigen  Beziehungen  zur  Industrie,  die  gewollt  oder  un- 
gewollt  durch   den   Bankkredit   entstehen ,    verlangen   neue  ^ 
Prinzipien .  eine  andere  Kenntni:>  der  Industrie  .seitens  der 
Bankleiter.         Selilielslich  ist  das  industrielle  Kontokorrcut- 
geschäft  der  Angelpunkt  sämtlicher  Geschäfte  der  Bank  mit  der 
bidustrie:  die  GrQndungs-  und  Emissionstätigkeit,  die  direkte  ^ 
Beteiligung  an  gewerblichen  Unternehmungen,  das  Mitwirken 
bei  der  Leitung  industrieller  Betriebe  lüs  Mitglied  des  Auf- 
sichtsrats stehen  zu  dem  Bankkredit  in  sehr  vielen  Fällen  in 
dem  engen  Verhältnis  Ton  Ursache  und  Wirkung. 

Der  Kontokorrentkredit  wird  entweder  als  Buchkredit 
oder  in  bar  bezw.  in  Akzepten  der  Bank  gewährt.  Wann  in 
der  einen,  wann  in  der  anderen  Form,  ist  nicht  allL'emein 
festzustellen.  Für  beide  Seiten,  für  die  Rank  wi  •  tiir  das 
industrielle  Unternehmen,  ist  jedenfalls  das  Kiit.>cheidendej 
ob  der  Kredit  zu  festen  Anlagen  oder  zu  den  re^jf^^lniäfsig 
wiederkehrenden  Betriebsauf  Wendungen ,  die  sieh  bald  wieder 
in  Gehl  verwandeln,  benutzt  wird.  Selbstverständlich  mufs 
das  Halten  eines  Kontokorrentkuntos  überhaupt  uicLl  not- 
wendig zur  Inanspruchnahme  von  Aulagekredit  führen.  Aber 
auch  da^  wo  nur  die  Ausgaben  des  laufenden  Betriebs  zeit- 
weise von  der  Bank  vorgeschossen  werden,  ist  das  regel- 
mflisige  Überwiegen  heute  des  Debets,  morgen  des  Kredits  j/ 
auf  ihre  Geechäftspolitik  von  Einflufs.  Immer  ist  das  Konto-  ' 
k^entkontg__ein  gutes  Mittel  für  die  Bank,  das  Industrie- 
unteFnehmen  zu  beurteilen  und  kontrollieren :  regelnulfsige 
Unisätze  bedeuten  guten  Geschäftsgang.  Wie  vorteilhaft  solche 
Einsicht  flir  die  Bank,  ihre  Börsen-  und  anderen  Geschäfte 
werden  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Meist  ist  aber  das  Halten 
eines  Kontokorrentkontos  mit  weitergehender  Kreditgewährung 
verbunden;  bei  irgend  einer  Gelegenheit  nehmen  fast  alle  In- 
dustriefirmen solche  Kredite  in  Ansprurli.  Ein  W^rk  will 
einen  neuen  Versuch  in  der  Fabrikatinn  machen,  wobei  es 
mit  den  laufenden  Mitteln  nicht  auskommt,  es  will  vielleicht 
für  voraussichtlich  kurze  Zeit  ein  Patent  ausbeuten,  dessen 
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Anschatfungskosten  rasch  amortisieren  zu  k5nri»'n  glaubt, 
oder  es  will  sicii  eilten  neuen  Betriebszweif^  angliedern,  in 
dessen  Natur  es  liegt,  bald  wieder  eingestellt  werden  zu 
müssen ;  solche  Vorgänge  sind  besonders  in  der  Maschinen-, 
auch  in  der  chemischen  Industrie  sehr  häufig.  In  diesen 
Fällen  wird  ein  Bankkredit  aufgenommen  und  nach  ver- 
oinliarteT  EVist  im  normalen  Wege  wieder  zurückgezahlt ,  das 
Werk  arbeitet  wieder  mit  seinen  bisherieen  Mitteln;  um  au 
Obligationenau9gabe  au  schreiten,  waren  die  Summen,  um  die 
es  sich  handelte,  nicht  grofe  genug,  Aktienausgabe  kommt 
&LT  solche  Anlagen  mehr  vorübergehender  Natur  nicht  in 
Betracht.  Seine  volkswirtschaftlich  wertvollste  Rolle  spielt 
der  Bankkredit,  wo  er  bUft,  ein  Unternehmen  langsam 
zu  vergröfsern.  Um  eine  Privatfirma  in  eine  Aktiengesell- 
schaft zu  verwandeln,  um  das  Kapital  zu  erhöhen,  mufs 
der  industrielle  Geschäftsbetrieb  ein^Mi  gewissen  T  Im  fang 
erreicht  haben.  Diesen  durch  plötzliche  Vergröfserung  des 
Kapitals  und  der  Anlagen  herzustellen,  ist  für  das  betreffende 
Unternehmen  selbst  und  für  die  gesamte  Marktlage  sehr  ge- 
fährlich. Hier  kann  der  Kaclvkredit  wohltätig  wirken,  in- 
dem er  der  Privatfirma  oder  der  Aktiengesellschaft  eine  zeit- 

1  lang  die  Mittel  aur  Ausdehnung  des  Betriebes  zur  VerfÜRung 
stellt;  erst  wenn  diese  bis  zu  einem  ausreichenden  Grad  ge^ 
diehen  ist^  erfolgt  dann  die  Umwandlung  oder  KapitalerhOhung. 
Die  Beispiele  &Lr  die  günstige  Entwicklung  von  Werken  durcn 
langsame  Vergröfserung  mittels  des  Bankkredits  sind  in  der 
deutschen  Industriegeschielite  ebenso  häufig  wie  solche  des 
zeitweiligen  oder  dauernden  Damiederliegens ,  wo  die  Grün- 
dung oder  Kapital erhöhung  zu  rasch  oder  in  zu  grofsem  Um- 
fang vorgenommen  wurde. 

Wo  solrlio  Kreilite  in  Aiisjtruch  genommen  werden,  mufs 
notwendig  eine  enge  Verlnndung  zwischen  der  industriellen 
Unternehmung  und  der  Bank  zustande  kommen.  Die  Mittel 
der  Bank  können  durch  solche  Kreditgewährung  leicht  in 
einer  Weise  festgelegt  werden,  die  der  Litiuiditut  des  Instituts 
schädlich  ist.    Das  hat  eine  dreifache  Folge:  Erstens  mufs 

\  die  Bank  ttb«r  grofse  Mittel  verfügen;  von  den  Kapital- 
erbdhungen  unserer  Grofsbanken  und  beaonders  der  rheinisch' 
weatfidischen  Provinzbanken ,  soweit  sie  nicht  der  Erwerbung 
anderer  Banken  galten,  hatten  wohl  die  meisten  ihren  Grund 
in  der  Ausdehnung  des  Kontokorrentverkehra.  Zweitens  mufs 
die  Bank  das  kreditnehmende  Werk  genau  überwachen.  Dies 
nach  einer  doppelten  Uiclitung:  sie  mufs  darauf  hinwirken, 
dafs  das  Werk  nur  mit  dieser  einen  Bank  arbeitet  — ,  eine 
Notwendi^'keit .  die  nicht  blofs  ein  kapitalkräftiges,  sondern 
auch  ein  weitverzweigtes  Kreditinstitut  voraussetzt;  die  Rank 
mufs  sich  aber  auch  einen  Einflufs  auf  den  GesehMftsbetrieb 
des  Unternehmens  selbst  verschaffen,  um  leichtsinnige  Anlagen 
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zu  verhüten  und  über  die  Realisierbarkeit  ihrer  Forderungen 
unterrichtet  zu  sein.  DrlttcTia  schliefslich  mufs  e\ne  Bank  in 
<ler  Auswahl  der  industriellen  Schuldner  überhaupt  gewisse 
feste  Prinzipien  vertuigen;  welche  Prinzipien,  wird  in  einem 
späteren  Abschnitt  zu  untersuchen  sein. 

Wie  der  industrielle  Bankkredit  darauf  hinwirkt,  Form 
und  Grundsätze  der  Kreditbanken  ui neugestalten,  so  hat  er  zu- 
gleich eine  wachsende  Konzentration  des  Bankwesens  zur  Folge. 
Die  zeitfretse  Immobilisierang  erheblicher  Beträge^  die  grofse 
Kapitalkraft,  die  ttberhaupt  zum  Kontokorrentgeschäft  gehdrt, 
macht  ihn  für  kleine  Bankhäuser  und  die  meisten  Privatbankiers 
angeeignet  Vor  allem  in  dem  Mafse,  wie  die  einzelne  Industrie- 
Unternehmung  grOlser  wird  und  nicht  nur  ihren  Betrieb  am 
Orte  ausdehnt,  sondern  sich  mit  anderen  Werken  vereinigt, 
solche  gründet  oder  sich  wenigstens  an  ihnen  beteiligt,  verliert 
ein  kleines  Bankinstitut,  das  weder  genügend  Kapital  noch 
genügend  ausf^edehnte  Beziehungen  hat,  die  Möglichkeit  der 
industriellen  Ivicditgew.'ihrung.  Die  gröfseren  Provinzbanken 
sind  die  Todesengel  für  die  kleinen  Bankiers  und  Banke  n. 
Soweit  sie  sich  selbständig  erhalten  können ,  indem  sie  ihr 
Geschäft  den  kleineren  Unternehmungen  zuwenden,  haben  sie 
mit  dem  Wettbewerb  der  Kreditgeaossenschaften  lukI  Volks- 
banken zu  kämpfen.  Gleichzeitig  wird  das  Inkassogeschäft 
den  kleinen  Bankiers  darch  Reichsbank  und  Post,  werden 
ihnen  andere  kleine  provisionspflichtige  Geschäfte  durch  die 
greisen  Banken  weggenommen,  die  von  ihren  Kunden  keine 
Entschädigung  dafür  verlangen.  Noch  unmittelbarer  als  die 
zentralisierten  Grofsbanken  sind  dabei  die  gröfseren  Provinz- 
banken mit  industrieller  Kundschaft  die  Sieger.  Es  sei 
nur  an  die  Bergisch -Märkische  Bank  erinnert:  1871  ge- 
gründet, ging  sie  anfangs  mit  Filialgründungen  vor  — 
Düsseldorf,  Aachen,  M.-Oladbach,  Köln  — ;  1895  über- 
nahm sie  dann  das  seit  17'.';{  bestehende  Bankgeschäft  von 
J.  H.  Brink  Co.  in  Elberfeld,  im  gleichen  Jahr  eine  alte 
Hankfirma  in  Ruhrort,  drei  Jalire  später  eine  solche  in 
Bonn,  1901  wandelte  sie  ein  bij?her  kommanditiertes  Haus 
in  Krefeld  in  eine  Filiale  um;  drei  weitere  Bankiers  in 
Dttitöeldorf,  Solingen  und  Hamm  hat  sie  kommanditiert,  und 
neuerdings  ist  sie  auch  sur  Übernahme  kleinerer  Aktien- 
banken übergegangen:  nachdem  1898  die  Remscheider  Bank 
den  Reigen  eröffnet  hatte,  ging  1902  die  Barmer  Handels- 
bank, 19i>4  die  Trierer  Bank  in  der  Bergtsch- Märkischen 
Bank  auf.  Das  Resultat  zeigt  sich  in  der  erstaunlichen  Zu- 
nahme der  bei  der  Bank  gehaltenen  Konten :  sie  betrugen 
1895:  ()20o,  mrr,  7147,  1807;  8  10(3,  1808:  11  150,  1899: 
lH25r?,  lOoO:  15<i*.>2,  und  d;uin  —  was  das  bezeichnendste  — 
in  den  beiden  folgenden  Jahren  des  Niederganp^es  eine  Steigerung 
auf  17  102  in  19ül,  17  582  in  1902  und  18345  in  Hm.  Andere 
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liibtituto  gewähren  ein  ähnliches  Bild,  abor  die  Prfivinz- 
banken  koramon  —  auch  die  kapitalkräftigen  —  ohne  Jic 
weitverzweigten  Bezieluiiigen  der  Grofsbfinken  nicht  aus.  Wie 
dif  Bergisch-Märkiselie  Bank  iiiren  Anschlufs  an  die  Deutöche 
Bank  wesentlicli  mit  dem  Interesse  ihres  Kontokorrent- 
geschätts  begründet,  so  sind  auch  die  vielen  anderen  Provinz- 
banken ,  deren  neuerliche  Entwicklung  noch  anderweitig  zu 
schildern  y  besonders  ibver  Eontokorrentkunden  halber  in  Be- 
ziehungen zu  Berliner  Großbanken  getreten. 

Den  Grofsbanken  selbst  mufste  dieser  Vorgang  willkommen 
sein.  Einmal  weil  das  Kontokorrentgeschäft  an  sich  fUr  sie 
vorteilhaft  ist.  Hecht  sagt  in  seiner  Schrift  Uber  die  „Mann- 
heimer Banken**^:  „Die  sorgsame  Pflege  des  Kontokorrent- 
geschäfts ist  zwar  mit  Mühe  und  Arbeit  verbunden  und  der 
öewinn  ist  ein  relativ  nicht  erheblicher,  aber  die  Ausbildung 
dieses  Oeschnftszwei^-es  L^bt  die  Grundlage  ^^iner  stabilen 
Minimaidividende.  Sie  macht  von  den  Zeitverhältnissen  nieht 
unabhängig,  aber  das  ErtrJtgnis  ist  nieht  so  schwankend  wie 
dasjenige  des  Emissionsgeschätts  und  anderer  Geschäftszweige, 
die  mehr  oder  weniger  einen  aleaterischen  Charakt*  r  haben. ^ 
Dazu  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Gewinne  aus  dem  Konto- 
korrentgeschäft' sich  zusammensetzen  aus  einer  Provision 
und  der  Verzinsung  der  Kredite.  Die  Provision  beträgt  bei- 
spielsweise bei  der  Darmstädter  Bank  bei  Kreditgewährung 
gegen  Sicherheit  je  nach  der  Qualität  der  letzteren  bis 
V8**/o,  für  ungedecdcten  Kredit  bis  ^i'a^fof  bei  Kontokorrent 
ohne  besondere  Kreditgewährung  Vs  bis  l^/oo.  Die  Verzinsung 
der  Kredite  geschieht  entweder  nach  einem  verabrede  ten 
festen  Zinsfufs,  oder  sie  richtet  sich  nach  dem  Reichsbankdiskont 
in  der  Weise,  dafs  der  Kunde  als  Schuldner  1  **'o  mehr  zu 
zahlen  hat,  als  Gläubiger  1  "  o  weniger  erhält.  Aufscr  der  Ver- 
giitnng  wird  bei  Anl^^nng  eines  Kontokorrentkontos  noeh 
Bestimmung  getroffen  über  die  Höhe  des  Kredits,  seine  Dauer 
und  die  Garantien.  Die  sich  daraus  ergebenden  Variationen 
machen  aiu  h  flie  finanzielle  Sitiation  der  Bank  und  ihr  Ver- 
hältnis zu  dem  Unternehmen  verschieden.  Die  Unterschei- 
dung der  Garantien  in  den  Bankausweisen  genügt  aber  nicht, 
um  ein  klares  Bild  davon  zu  bekommen.  Die  meisten 
trennen  nur  „gedeckte*  und  „ungedeckte*^  Debitoren,  was  schon 
deshalb  leicht  zu  falschen  Schlttssen  führt,  weil  die  gedeckten 
durchaus  keine  grofse  Sicherheit  zu  bieten  brauchen;  im 
Gegenteil,  die  Notwendigkeit,  überhaupt  Sicherheiten  zu  ver- 
langen, Itifst  die  Vermutung  zu,  dafs  bei  diesen  eher  Verluste 
zu  erwarten  sind,  als  bei  den  Schuldnern,  denen  gegenttber 

'  A.  a.  O.  S. 

s  Buff.      47  ff.,  und  die  ktnfininnische  Literatur  (Obst,  Bticb* 
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man  ohno  weiteres  auf  Garantien  verzichtet.  Von  den  Berliner 
Orofisbanken  unterscheidet  genauer  die  Darinstftdter  Bank, 
und  zwar  „1.  die  durch  börsengängige  Effekten  bedeckten 
Kredite,  2.  die  durch  anderweitige  Sicherheiten  wie  Bürg- 
schaften, Hypotheken  usw.  ( —  gemeint  sind  noch  Lager- 
scheine, Waren,  Konossemente,  Wechsel,  Versicherungs- 
policen usw.  — )  bedeckten  Kredite;  3.  die  nicht  bedeckten 
Kredite/  Und  awar  betrugen  von  allen  Debitoren  dieser  Bank 
am  31.  Dezember  lOfKJ  die  durch  börsengängige  Effekten  be- 
deckten Kredite  49,5  ^/o,  die  anderweitig  bedeckten  35  ^/o,  die 
ungedeckten  15,5  ^/'o.  Auch  hiernach  ist  es  nicht  möglich,  die 
industriellen  Kreditnehmer  zu  erkennen.  Die  Trustgesell- 
schaften, namentlicli  des  Eisenbahnwesens,  verpfänden  meist 
flit'  in  ihrem  Besitz  betindlichen  Effekten  zur  Deckung  ihrer 
siciiwebeaden  8chuhlen;  diese  betrugen  z.  B.  bei  der  West- 
deutschen Eisenbahno^esellschaft  in  den  letzten  vier  Jahren 
zwischen  14  und  l'l  Mill.  Mk.  Nur  so  viel  kann  man  sagen, 
diiis  die  durch  börsengängige  Effekten  bedeckten  Kredite,  die 
bei  der  Darmstädter  Bank  —  es  liegt  kein  Grund  vor,  sie 
nicht  für  typisch  zu  halten  —  ungef^r  die  Hälfte  der  De- 
bitoren ausmachen,  zu  einem  sehr  grofsen  Teil  dem  Gleschftft 
kleinerer  Bankfirmen  und  in  hervorragendem  Mafse  dem 
Börsengeschäft  dienen.  —  Noch  mehr  gilt  dies  für  die  Bank- 
akzepte, die  typische  Form  des  modernen  Bankkredits.  Man 
kann  nach  der  Verwendung  drei  Arten  von  Bankakzepten 
unterscheiden:  1,  das  Bankakzept,  das  der  Kaufmann  oder 
Industriolle  zu  seinen  im  regulären  Geschäftsbetrieb  not- 
wendigen Zahlungen  benutzt  weil  es  vor  dem  eigenen  Akzept 
den  Vorzug  hat,  von  dorn  Gliiubiger  lieber  genommen  zu  werden 
und  dadurch  leicliter  und  billiger  verwertbar  zu  sein;  hierher 
jr«diören  v.  a.  auch  die  Bankakzepte  im  iiberseeischeu  Waren- 
liaiidel  (Getreide,  bauniwolle  usw.);  _!.  die  Bankakzepte,  durch 
die  besonders  der  Industrielle  sich  neue  Betriebsmittel  ver- 
schaffen, mit  denen  er  also  Ausgaben  decken  will,  die  nicht 
regelmftfsigen,  sich  ihrer  Natur  nach  sehr  bald  wieder  in  Qeld 
nmsetzenden  Anschaffungen  des  laufenden  Betriehes  dienen; 
3.  werden  Bankakzepte,  oft  in  recht  hohen  Beträgen,  dazu 
benutzt,  mit  dem  Kredit  der  Bank  Börsengeschäfte  zu  machen, 
überhaupt  ganz  allgemein  den  kleinen  Bankfirmen  die  Mittel 
zum  Betrieb  zu  verschaffen.  Die  Akzepte  der  letzten  Art 
spielen  bei  den  Berliner  Banken  eine  ganz  überwiegende 
Rolle,  während  es  von  denen  des  rein  kaufmännischen  Ur- 
sprungs im  Deutschen  Ökonomist'  heifst:  „Lan«^jährige  Be- 
ODHchtunj^^  berechtigt  uns  zu  der  Annahme,  dafs  sie  nur 
einen  niäi'sigen  Teil  der  Gesamtsummen  ausmachen."  Die 
Gefahr  der  Akzepte,  die  dem  eigentlichen  Betriebs-  und 
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Anlagekredit  des  Industriellen  oder  dem  Börsenspieler  dienen^ 
liegt  auf  der  Hand.  Die  mit  Hilfe  des  Bankkredits  ein- 
gegangenen Engagements  werden  bei  dem  Börsenkunden  oft^ 
bei  deii  Industriellen  in  dem  ^(^sHzteu  besonderen  Fall 
normalerweise  nicht  an  dem  Ta^e  realisierbar  sein,  an  dem 
das  Bankakzept,  das  die  Form  eines  Dreimonatswechsels 
hat,  tallig  ist;  das  Akzept  mufs  im  eigenen  Interesse  der 
Bank  erneuert  werden.  Eine  Festlegung  von  Kapitalien,  dte 
ihrer  ^iatur  nach  gerade  dann,  wenn  sie  am  gefahrlichsten, 
den  gröfsten  Umfang  anzunehmen  strebt}  ist  die  Folge. 

AuB  dieser  Situation  ergibt  sich  für  die  GrofBbanken  ein 
Doppeltes.  Erstens:  wenn  man  die  Eontokorrentschuldner 
der  berliner  Qrofsbanken  zu  einem  so  grofsen  Teil  an  der 
Börse  zu  suchen  hat,  so  ergibt  sich  daraus  eine  prinzipielle 
Versohiedenheit  in  der  Handhabung  des  industriellen  Konto- 
korrentgeschäfts und  Bankkredits  seitens  der  Grofsbanken 
und  der  grOfseren  wesentlich  für  die  Industrie  tätigen  Pro- 
vinzbank on. 

Dif  SP  Kredite  für  Börsengeschäfte  spielen  für  die  gröfseren 
Proviiizl Ml  k(  II  mit  stark  industrieller  Kundschaft  —  nehmen 
wir  als  Beispiel  die  Bergisch  -  Märkische  Bank  —  keine  so 
grofse  Rolle.  Als  die  Ber^isch-Märkisclie  Bank  ,  ein  Institut, 
das  ganz  offiziell  der  (4iorsiii(lustrie  seine  Hauj)ttätigkeit 
widmet,  im  Jahre  1891  intulge  gröfserer  Getreidebeztige  in 
ihrem  Jahresbericht  eine  Vermehrung  ihres  Akzeptkontos  um 
eine  Million  aufwies,  kennseichnete  sie  ihre  Stellungnahme 
in  dieser  Frage  folgendermafsen :  »Wir  gewähren  unser  Akzept 
2ur  Begleichung  ausländischer  Wareneinkäufe  gegen  Auf- 
nahme der  Dokumente  um  so  lieber,  weil  wir  hierin  den 
eigentlichen  Zweck  der  langsichtigen  Trassierung  erblicken. 
Lediglich  zum  Zweck  der  Kreditbenutzung  lassen  wir  uns 
um  so  weniger  gern  beziehen,  weil  dadurch  die  Verwendung 
unserer  eigenen  Mittel  erschwert  wird.  Wir  können  uns 
aber"  —  heif^f  es  dann  weiter  —  „dem  weitverbreiteten 
Brauch  dann  im  so  weniger  entzielierK  wenn  der  billige 
Geldstand  oder  die  vermehrte  Gelegeiiiieit  zum  Verkauf  der 
Wechsel  zum  Privatdiskont  dieser  Form  Vorscliul)  leisieu." 
Freilich  besteht  zwischen  den  gröfseren  Provinzhaiiken  und 
den  kleinen  Firmen  ihres  Bezirks  ein  ähnliches  Verhältnis 
wie  zwischen  den  Grofsbanken  und  den  Berliner  Bankiers 
und  zieht  sie  z.  B.  in  Rheinland» Westfalen  stark  in  die  Kreise 
des  Kuxenhandeb  hinein.  Es  gibt  von  dem  Unterschied  des 
BOrsengeschäflts  einer  grofsen  Bank  und  einer  kleineren 
Privatfirma  einen  Begriff,  dafs  die  Kuxenfirma  Walter 
Hammerstein  in  Mülheim  a.  Pt.  im  Industriegebiet  sieben, 
der  Schaaifhausensche  Bankverein  nur  zwei  Telephon- 
anschlüsse hat^ 


^nerlinor  Aktionär",  11.  März  1900. 
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Jedenlills  Iftfiii  sich  mit  BestimiDtheit  sagen,  da(s  bei  den 
ftüp  die  Industrie  tätigen  Provinsbanken  der  Kontokorrent- 
kredit in  der  für  gewerbliche  Untemehmangen  typischen  Oe- 
stalt,  wie  sie  oben  als  unentbehrlich  geschildert  wurde,  eine 
entscheidendere  Rolle  spielt  als  bei  den  Orofsbanken.  Die  ** 
Grundlage  dieses  Gegcnäatases,  an  dessen  Aufhebung  die 
Grofabanken  mehr  und  mehr  arbeiten ,  ist  die  Verschieden- 
heit der  industriellen  Rundschaft.  Im  eigentlichen  industriellen 
Baiikkrpflit  widmen  sich  die  Provinzbanken  hauptsäclilich  den 
mittleren  und  lokalen,  die  Orofsbanken,  hinrftir  hIs  verwiegend  ^ 
Berliner  Institute  zunächst  nicht  geeignet,  den  groisten  und 
den  weitverzweigten  Unternehmungen.  Die  meisten  rheinisch- 
westfälischen  P^abrikeii  kennen  für  die  ersteren ,  die  grofsen 
Uiiternehmungeii  der  Klekirizitätsindustrie,  der  Loewe-Konzern 
für  die  letzteren  als  typische  Vertreter  gelten.  Provinzbanken 
haben  den  Vortul,  die  im  wesentlichen  nur  an  einem  einzigen 
Ort  ansitssigen  Werke  dauernd  und  genau  beobachten  zu 
können,  woau  die  Groisbanken,  selbst  wenn  sie  Filialen 
haben,  nicht  so  geeignet  sind.  Sie  sind  aber  ihrerseits  wie 
gescbaBfen  zum  Geschäft  mit  Unternehmungen,  die  Fabriken, 
eng  befreundete  oder  Tochtergesellschaften  im  ganssen  Lande 
oder  gar  im  Ausland  haben.  Sie  lassen  sich  von  einer  Zen- 
trale aus  überblicken  und  bedürfen  andererseits  eines  viel 
verzwpicrteren  und  kapitalkräftigeren  Bankinstituts,  als  es 
Provinzbanken  sein  können. 

Wolb'ii  die  Grnfsljnnken  da«  eigen  dich  industrielle  Konto- 
korrentgeschäft  ausbauen,  so  nmsöen  sie  ihre  Beziehungen  zur 
lokalansÄssifren  Industrie  ausdehnen:  aber  nur  durch  Ver-  , 
einigung  mit  den  m  dieser  lesteingewurzelteu  Provinzbauken 
läüst  sich  dies  erreichen.  Wie  diese  Tendenz  zur  Aufsaugung 
▼on  FtoTinsbanken  sieh  tatsächlich  durchgesetzt  hat,  bildet 
den  Gegenstand  des  folgenden  Abschnitts.  Das  Wesentliche 
dabei  ist,  dafs  in  der  Natur  des  industriellen  Kontokorrent- 
geschäfb  für  die  Banken  die  Notwendigkeit  gegeben  ist,  ibre 
Organisation  den  Beziehungen  zur  Industrie  anzupassen.  Eine 
Bank  wie  die  Berliner  Handelsgeselischafty  die  auf  das  Konto* 
korrentgeschflft  mit  der  Zeit  immer  gröfseren  Wert  legt  — 
sie  hatte  LsSl>  lio  Mill.  Mk.  Aktienkapital  und  12,8  Mill.  Mk. 
Debitoren.  1.^02  65  Mill.  bezw.  54,1  Mill.  und  1002  bei 
90  Mill.  Kapital  loO,S  Mill.  ^Ik  Debitoren  I  — ,  konnnt  mit  gänz- 
lich zentralisierter  Organisation,  ohne  Filialen,  Konimanditen, 
befreundete  Provinzbanken  aus;  die  beiden  wicbtit^sten  in- 
dustriellen  Gruppen,  denen  sie  ihn;  Geschäfte  widmet,  sind 
aber  zwei  groise,  zugleich  zentralisierte  und  weitverzweigte 
Unternehmungen:  die  Allgemeine  Elektrizitätsgesellschaft  und 
die  groise  mhnbaufirma  Lenz  &  Co.  Die  Deutsche  Bank 
andererseits  hat  im  inländischen  industriellen  Gkschttft  ihre 
StSrke  in  ihren  vielen  festen  Verbindungen  in  den  grofsen 
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Industriegebieten;  sie  verschaffte  sieh  diese  durch  die  Au- 
•iliederung  so  mächtiger  Provinzin.stitute  wie  der  Bergisch- 
Märkischen  Bank,  des  Schlesischen  Bankvereins ,  der  Han- 
noverschen Bank,  der  Eraener  Kreditanstalt ,  der  Dmsbarff- 
Rabrorter  Bank  usw.  Die  Darmstädter  Bank  schltelslich, 
das  Institut,  das  die  meisten  deutschen  Filialen  und  Kom> 
manditen  hat,  ging  seit  der  letzten  Krise  gleichzeitig  mit 
dem  Entschlafs,  der  Ausbildung  des  KontokorrentgeschflfW 
von  nun  an  vorwiegende  Aufmerksamkeit  zu  widmen,  zu  dem 
System  Ober,  enge  Verbindungen  mit  Provinzbanken  an- 
zuknüpfen: sie  nahm  die  Bank  für  Süddeutschland  in  sich 
«luf  und  trat  zur  Breslauer  Diskontobank,  der  Ostbank  iiir 
Handel  und  Gewerbe,  der  Nordwestdeutschen  Bank  in  ein 
Freundschaftsverhältnis. 

Zahlenmäfsig  läfst  sich  hier  wieder  gar  nichts  beweisen,  — 
aus  den  Gewinn-  und  Verlustkonten,  die  Dibkontogewinne  mit 
den  Kontokorrentzinsen,  Kontokorrentprovisionen  mit  den 
anderen  Provisionen  zusammenwerfen,  ebensowenig  wie  aus 
den  Bilanzen.  Auch  das  Wenige,  das  im  folgenden  berechnet 
ist,  mufs  mit  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Bis  1900  hat 
die  Darmstädter  Bank  die  einzelnen  Zinsgewinne  gesondert 
angegeben;  nimmt  man,  obwohl  dies  unzutreffend,  die  Pro- 
vision ganz  als  Vergütung  für  den  Kontokorrentverkehr  an, 
so  betrug  der  Gewinn  dieser  Bank  aus  dem  Kontokorrent- 
verkehr im  Jahre  19fH):  4934  Mill.  Mk.  =  41 ,6  «/o  des 
Rohgewinns.  Von  den  gröfseren  Provinzbanken  hat  wohl 
nur  die  Allgemeine  Deutsche  Kreditanstalt  in  Leipzig  ein 
ähnlich  detailliertes  Gewinn-  und  Verlustkonto;  bei  ihr  be- 
trugen die  entsprechenden  Gewinne  llMMi:  53,0,  1903:  54,5 °/o 
des  Rohgewinns.  Diese  Verscliiedenheit  der  Grofsbank  und 
des  Pruvinzinstituts  wurde  die  Annahme,  daU  die  Provinz- 
banken für  das  Kontokorrentgeschäft,  insbesondere  auch  das 
industrielle,  mehr  Fähigkeit  und  Neigung  als  die  greisen  Ber- 
liner Banken  haben,  bestätigen.  Ein  ähnliches  Resultat  eigibt 
sich,  wenn  man  die  Kontokorrentkredite,  die  als  „Debitoren" 
gebucht  sind,  nach  den  Bilansen  mit  dem  gesamten  eigenen  wie 
geliehenen  Betriebskapital  der  Banken  vergleicht.  Dies  geschieht 
hier  für  drei  Jahre,  1882,  1892  und  1902,  für  die  sieben  Ber- 
liner Grolsbanken  (einsehliefslich  der  Kationalbank  für  Deutsch- 
land) und  acht  Provinzbanken  (Bergisch-Märkische  Bank, 
Rheinische  Kreditbank.  Mitteldeutsche  Kreditbank,  Barmer 
Bunlcvorein ,  Essener  Kreditanstalt,  Rheinische  —  früher 
Aaciiener  —  Diskontogesellschaft,  Schlesischer  Bankverein, 
Kölnische  Wechsler-  und  Kommissionsbank). 
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GeaaintiMi  w< 

»iMndM  Kapital  in  1000  Hsik 

1882 

1S92 

1902 

Sieben  QrofebaDken  .  . 

1 863  128 

3  239  019 

Acht  PioTiiuilMiikeD .  . 

210108 

291256 

822070 

Debitoren  in  1000  Mark 

Die  Debitoren  be- 
trugen ^/o  der 
gesamten  Mittel 

1882    1    1892    1  1902 

1882 

1892  1  19Ö2 

Sieben  Grofsbanken  . 
Acht  l'roviiizbaDkeii  . 

t 

278  935  '  014  73^^ 
121771  !  149  145 

1 

1  171  601 
409  712 

41,2 
57,9 

:?7,7  36,2 
51,2  1  49,8 

! 

Hiernach  wäre  der  Anteil  des  Kontokorren tgescbäfts  nach 
den  BiUnzen  bei  deo  Groftbanken  etwa  im  selben  Verhttltnie 
kleiner  ala  bei  den  Provinzbanken ,  wie  nach  den  Gewinn- 
und  Veriuetkonten  der  beiden  oben  willkürlich  herausgegriffenen 
Institute.  Die  Abnahme  des  Anteils  von  Jahrzehnt  zu  Jahr- 
zehnt bei  den  Grofsbanken  ist  so  gering,  dafs  sie  keine  Be- 
rücksichtigung verdient;  wenn  sie  bei  den  Provinzbanken 
etwas  grOfer  ist,  so  erklärt  sich  das  vielleicht  daraus,  dafs 
diese  Institute  mit  waclisender  Kapitalkraft  stärker  nU 
Emissionshäuser  tätig  sind,  um  so  mehr,  wenn  siV  sich  gerade 
zu  diesem  Zweck  mit  Berliner  Grofsbanken  verbündet  oder 
vereinigt  haben.  — 

Die  zweite  P^'olge  der  Handhabung  dos  Kontokorrent- 
C'oscbftfts  trifft  beide  Arten  von  Banken,  die  Berliner  Grofs- 
fjankeii  wie  die  bedeutenderen  Provinzbanken :  die  Gefahren 
des  Akzeptkredits.  Wie  der  TMankokredit  überhaupt,  so  kann 
erst  recht  der  Akzeptkredit  die  Banken  leicht  in  Schwierig- 
keiten bringen.  Die  Bank  setzt  gcvvissermafsen  eine  Art  von 
Banknoten  in  den  Verkehr,  aber  solche,  die  aus  leicht  er- 
sichdichen  Granden  den  Banken  ganz  besonders  anangenehm 
werden  können;  die  in  der  Literatur  geltend  geraachten  Be- 
denken sind  deshalb  an  und  für  sich  begreiflich.  Diese  Frage, 
die  wesentlich  in  das  Kapitel  von  der  Sicherheit  der  Banken 
gehört,  bedarf  hier  keiner  Erörterung.  Soviel  ist  sicher,  dafs 
in  dem  Mafse^  wie  das  Kontokorrentgeschäft  im  guten  der 
Angelpunkt  der  Banktätigkeit  wird,  in  ihm  auch  der  Kern- - 
punkt  der  Gf*tahren  zu  suchen  ist.  TTier  interessiert  nur,  ' 
üafä  t]\0<('  Getaiiren  viel  schwor^^r  h-istcMi  auf  den  kleinen  als 
auf  d'  11  i^rofsfn  Bankhäusern,  dafs  sie  eine  Konzentration  im 
Uaukwesen  auf  doppelte  Weise  hervorrufen.  Einmal  ist  die 
Festlegung  von  Kapitalien  durch  Gewährung  von  Akzept- 
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kredit  schon  als  einzelne  Transaktion  viel  leii^ter  yon  grofsen, 
kapitalkräfitigen  aU  von  kleinen  Banken  zu  ertragen;  es  i«t 
bezeichnend^  dafs  an  den  ttbeTmäfsigen  Krediten  der  Terlinden- 
gesellschaft  die  Privatfirmen  (Saermondt^  Beckerath-Heilmann) 
nnd  die  Rheinische  Bank  des  bekannten  Spekulanten  Leo 
Hanau  zu  gründe  gegangen  sind,  während  die  stark  engagierten 
Grofsbanken,  insbesondere  die  Darmstädter  und  Dresdner  Bank, 
den  Verlust  leicht  verschmerzt  haben.  Um  wie  hohe  Kredite 
es  sich  im  Einzelfall  handelt,  sieht  man  u.  a.  aus  einer  Notiz 
des  „Aktionär"  aus  dem  Jahre  i'JU2,  wonach  es  vielfach 
üblich  geworrlen  ist,  dafs  Industrielle  20~  40^'o  ihres  Kapitals 
als  Bank  Sil  Hilden  zu  verzinsen  haben.  Auf  der  General- 
versammlung des  Neufser  Eisenwerks  vorm.  Rudolf  Daeleii 
rechnete  ein  Aktionär  aus,  dafs  die  Schulden  dieses  Werks 
1900-1903  26,  85,  105,  115<»/o  der  flüssigen  Mittel  betrugen; 
von  den  718000  Mk.  Schnlden  in  1903  waren  500000  Mk. 
Bankschulden  bei  1  MilL  Mk.  Aktienkapital.  —  Noch  wichtiger 
fllr  die  Verdrängunfi;  aller  kleinen  Banken  ans  dem  industriellen 
Qeschilft  werden  die  Gefahren  des  Akzeptkredits  dadurch, 
dafs  sie  zur  Vermeidung  zu  grofsen  Risikos  eine  dauernde 
Überwachung  des  Schuldners  nötig  machen.  Dies  setzt  aber 
wieder  voraus,  dafs  alle  finanziellen  Transaktionen  des  be- 
treffenden Unternehmens  von  dem  gleichen  Bankhaus  aus- 
lief Uhrt  werden,  wozu  weder  Kraft  noch  EinfluXs  kleiner 
Banken  ausreicliPTi. 

Die  Wirkung  des  industrieiien  Bankkredits  erschöpft  sieh 
nicht  im  Kontokorrentgeschäft,  Wenn  ein  industrielles  Unter- 
nehmen in  der  geschilderten  Weise  dauernd  im  Kontokorrent- 
verkehr mit  einer  Bank  steht,  so  wird  es  sich  gewohuheits- 
mäfsig  oder  nach  Verabredung  auch  bei  Emissionen  der  Hilfe 
dieser  Bank  bedienen,  —  auch  dann  meist,  wenn  die  Emission 
nicht,  wie  häufig  geschieht,  zur  Deckung  aufgenommener 
Bankschulden  dient.  Darin  beruht  die  wachsende  Bedeutung 
des  Kontokorrentgeschäfts ,  dafs  es  schon  an  sich  ein  gutes 
Geschäft  fUr  die  Bank  und  ein  Mittel  zur  Anknüpfung  enser 
Verbindung  mit  dem  Kunden  ist,  zugleich  aber  auch  den 
Anirrlpunkt  aller  anderen  Bankgeschttne  mit  der  Industrie 
darstellt  Es  knüpft  die  Beziehungen  zur  Industrie  an,  die 
dann  im  Emissionsgesehiift  einen  für  die  BankeTi  prcwinn- 
reiciien  und  für  die  Ausdehnung'  der  Industrii  tieziehungen 
auf  erweiterter  Basis  bedeutsam«  n  Ausdruck  rinden. 

Als  industrielle  Emissionage^chäfte  im  weiteren 
Sinn  kann  man  alle  Geschäfte  bezeichnen,  durch  die  eine 
gewerbliche  Unternehmung  unter  Heranziehung  des  Geld- 
marktes sich  das  notwendige  Anlage-  und  Betriebskapital  be- 
schafft. Solohe  Geschäfte  kommen  vor:  bei  Gründung,  Um- 
wandlung in  Gesellschaftsform  und  Vergröfserung  eines  Unter 
nehmens,  aber  auch  bei  Sanierungen  und  Fusioneu.  Fast  hei 
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allen  tlicbcii  Gelegenheiten  muis  eine  Bank  zur  Durchführung 
herangezogen  werden,  ihre  Tätigkeit,  die  Ansprüche,  die  an 
sie  gestdlt  werden,  sind  aber  in  den  einselnen  Fftllen  ver- 
schieden.  SoU  ein  Indastrieunteraehmen  ine  Leben  gerufen 
werden,  so  geschieht  das  nur  verhttltnismäfsig  selten,  freilich 
heate  mehr  als  in  früheren  Jahrzehnten^  in  Aktienfonn;  meist 
werden  die  Fabriken  erst  in  kleinem  Umfang  yon  Privaten, 
teils  ans  eigenen  Mitteln,  teils  mit  dem  Kredit  von  Geld* 

Sebem,  die  keinesfalls  weniger  unter  den  Bankiers  als  unter 
en  Aktienbanken,  bei  diesen  nicht  minder  unter  den  kleinen 
als  unter  df^n  grofscn  zu  suchen  sind,  gegründet  und  behalten 
i»'  nach  dem  Gan^'  des  Unternehmens  und  der  Technik  des 
Gevverbdzweiges  mehr  oder  weniger  lange  diese  Form.  Wo 
langsanif  Vergröfserung  möglich,  wie  in  gewissen  Branchen 
der  M.i8t  liinenindustrie,  in  der  Textiliuduatrie,  wo  man  nac  h 
und  nach  mehr  Webötühle  aufstellen  kann,  dann  in  allen  Ge- 
werbiizweigen ,  wo  Uberhaupt  wenig  festes  Kapital  nötig  ist, 
kann  sich  ^e  private  Untemehmungsform  lange  halten. 
Anders  in  den  »ochweren"  Industrien  und  denen,  die  weit* 
veraweigte,  interlofcale  Unternehmungen  mit  entsprechend 
grofsem  Kapital  brauchen;  so  im  Bergbau,  der  Orofseisen- 
and  der  Kiektrizitfttsindustrie.  Der  Bergbau  konnte  seiner 
Natur  nach  von  jeher  nur  in  genossenschaftlicher  Form  be- 
trieben werden;  bei  ihm  nimmt  unter  heutigen  Verhältnissen 
die  Ooworkschaft  die  Stelle  der  privaten  Unternehmung  ein; 
sie  teilt  deren  Los,  indem  sin  immer  mehr  der  Aktiengesell- 
schaft weic  ht.  Nacli  Wagun  ^  bind  von  den  10(M)  an  der  Ber- 
liner Bör««"!  gehandeltf  n  '11  Kohlenbergwerken  acht  durch  Um- 
wandlung von  Gewerksciiaften  in  Aktiengesellschaften  ent- 
standen. Die  Gewerkschattsform  hat  die  Stärke  und  Schwäche 
der  privaten  Unternehniun«^:  ihre  tinanzielle  Leistungsfähigkeit 
endigt  nicht  an  der  Grenze  eines  festen  Gesellschaftsvermögenä, 
tie  ist  daher  besser  imstande,  die  Schwankungen  in  den  ge- 
«chäftlichen  Erfolgen,  wie  sie  einer  Urproduktion  immer, 
manchen  anderen  Gewerben  in  ihren  An&ngen  anhaften,  zu 
ertragen;  aber  sie  lllfst  eine  dem  natttriichen  Bestreben 
nach  Vergröfserung  entsprechende  dauernde  Kapitalvennehrung 
nicht  zu.  Die  Aktiengesellschaft,  die  obendrein  dureh  eine 
kluge  Anleihepolitik  im  Bergbau  den  Gefahren  dieser  Unter- 
nehmnngsform  entgehen  kann,  vormeidet  diesen  Nachteil,  und 
ihre  Stärke  unvh  die^^r  Richtung  hebt  den  Fehler  der  Un- 
beweglichkeit  der  tinanziellen  Betriebsraitte]  dadurcli  auf.  dafs 
«ie  eine  ^rofse  Anzahl  von  Gruben  Ldeielizeitig  lietriMl)en  kann 
und  ihr  Risiko  verteilt.  Die  A.  ij.  liibernia  betreil)t  lieute 
sechs  grofse  Zechen  und  besitzt  reiche,  noch  nicht  in  Abbau 

I  Siehe  Wagou:  Finanzielle  Eotwickluag  Ueutscher  AkueDgeseH- 
•chsften,  S.  36. 
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genommene  Kohlenfelder;  sie  Ist  —  wie  viele  andere  Aktien* 
gesellschafiten  im  Bergbau  —  von  guter  und  bestilndiger  Benta- 
oilitat  Es  ist  bezeichnend,  dafs  die  grofeen  Bergwerksaktien- 
gesellschaften  sich  am  meisten  durch  Aufkauf  vou  Gewerk- 
schaften vergröfsert  haben:  so  erwarb  die  Hibernia  1886  die 
Zeche  „Wilhelmine  Victoria**,  1808  die  Zeclie  ^^Schlägel  und 
Eisen",  1000  die  beiden  Gewerkschaften  „Vereinigtes  Deutsch- 
land" und  „Reichskan/ler"  und  einen  grofsen  Teil  der  Kuxe 
der  Gewerkschaft  „Deutscher  Kronprinz",  lOi»;^  sclilielslich 
die  Zoclie  „General  Blumenthal".  W  enn  die  Gruben  des  süd- 
lichen Ruhrgebietes  heute  zum  gi^olsen  Teil  zur  Stilllegun^ 
verurteilt  sind,  obwohl  von  günzlichem  Abbau  nicht  die  Rede 
sein  kann,  so  ist  das  Überwiegen  der  Gewerkschaftstbrm 
gerade  in  dieser  Gegend  zum  Teil  daran  schuld,  da  es  die 
Konsolidierung  der  Zechen  durch  Ankauf  benachbarter,  zum  i 
Teil  auch  die  beim  Hinabsteigen  zu  gröfseren  Teufen  not- 
wendigen technischen  Neuerungen  verhindert  bat;  die  1904 
erfolgte  Umwandlung  der  Zeche  „Friedlicher  Nachbar*  in  eine 
Aktiengesellschaft  unter  gleichzeitiger  Aufnahme  der  Zeche 
^Hasenwinkel"  kann  wohl  als  Eingestiindnis  dieser  Tatsache 
gelten.  —  Auch  diese  Frage  der  Finanzierung  von  Kohlen- 
gruben, bei  der  sich  in  Rheinland- Westfalen  die  verschiedensten 
tiefer  ViecTündetcn  Systeme  zeigen,  erforderte  eine  besondere 
Darstellung,  die  Iiier  nicht  georeben  werden  kann.  Die  Be- 
ziehungen der  Diskontogesellschult  zu  der  (jelsenkirchener 
Bergwerksgesellseliaft  werden  die  Bedeutung  dieser  Verhält- 
nisse für  die  Industriepolitik  der  Banken  noch  zeigen. 

Ahnlich  liegen  die  Dinge  bei  Eisenhüttenwerken;  die 
Vergröfserung  eines  solchen  Unternehmens  auch  in  kleinen 
Etappen  erfordert  dauernd  oder  vorübergehend  grofse  Mittel: 
der  Bau  eines  neuen  Hochofens,  eines  Martinwerks,  einer 
Walzenstralse  sind  fttr  den  Privatbetrieb  finanaiell  schwierig, 
die  Herstellung  vollkommener  kombinierter  Werke  nur  in 
seltenen  Fällen  (Krupp ,  Borsig  u.  a.)  möglich.  In  der  Tat 
sind  fast  alle  grofsen  £isenwerke  bald  nach  ihrer  Gründung  in 
Aktiengesellschaften  verwandelt  worden,  und  zwar  meist  in 
der  Form,  dafs  mehrere  zum  Eisen htittenbetrieb  gehörige 
Werke  in  die  Gesellschaft  eingeworfen  werden.  Charakteristisch 
ist  hier  der  Phönix  in  Laar,  der  Is^T.:'  aus  vier  zerstreuten 
^  Hütten  in  Laar,  Esch  weil  er.  Berge-Burbeck  unl  Kupiordreh 
:  und  Nassauer  Eisensteingruben  gegründet  wurde;  die  1898  mit 
dem  Phüiiix  vereinigte  Westfälische  Union  war  ihrerseits  als 
Zusammenfassung  von  vier  kleinen  örtlich  getrennten  Privat- 
tirmen  entstanden. 

Die  notwendig  weitverzweigten  Anlagen  der  Elektrizitäts- 


Unternehmungen,  die  ohne  Aktienform  nicht  auskommen 
können.     Wo    Maschinenfabriken,    elektrische  Zentralen, 


Industrie  machen 


eine  andere  Grui 
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Stralbenbahaen  gleichzeitig  und  an  verscliiedenen  Orten  be- 
trieben werden  müssen  —  Siemens  &  Halöke  iiatte  n»n2  42 
Filialen!  — ,  da  reichen  private  Vermögen  nicht  aus.  Die 
Allgemeine  ElektrizJtätsgeäellächaft  ist  denn  auch  gleich  als 
Aktiengesellschaft  gegründet  worden  und  Siemens  &  Halske 
konnte  sich  nur  80  lange  als  PriTatfinna  erhalten ,  als  es  sich 
gegen  das  weitrerzweigte  kombinierte  System  der  modernen 
ElektrintAtsindustrie  sträubte. 

Diese  Verhältnisse,  die  hier  nur  obertiächlich  berührt 
werden  können,  sind  deshalb  so  wichtig,  weil  erst  die  Aktien- 
form die  Möglichkeit  eines  engeren  Bandes  Kwisohen  Industrie 
und  Bankwelt  gewährleistet.  In  diesem  Zusammenhang  ist 
die  Hauptsache,  dafs  auch  in  den  hier  vornehmlieh  unter- 
suchten Gruppen  von  Industrien  der  ursprüngliche  Qründungs- 
akt  nur  in  relativ  wenigen  Füllen  in  den  Hereich  der  Bank- 
tatigkeit  fullt.  Von  allen  Gesellschafts ii:rruiduugeu  in  den 
Jahron  lS9r> — 18l>7  waren  nach  van  der  liorght*  etwa  50°/o 
üiiiuaiuliungen ;  dieses  VerhJtltnis  dürfte  auch  heute  noch 
bestehen.  Gerado  in  der  Grundungstatigkeit  ist  zwischen  die 
Banken,  auch  die  Grofsbanken,  und  die  Industrie  in  sehr 
▼ielen  Fällen  und  gerade  in  denen,  die  während  der  loteten 
Aufschwungsperiode  die  ausschlaggebende  Rolle  spielten 
^  denen  der  Elektrisitätsindustrie  — ,  die  TrustgeseUschaft 
getreten.  Wir  werden  später  sehen,  wie  sie  das  Gründungs* 
gcbchäft  der  Grolsbanken  auf  wenige  grofse  Transaktionen 
beschränkt 

Eine  neue  Art  der  Grtlndung  ist  der  Industrie  seit  An- 
fang der  00 er  Jahre  in  der  „Gesellschaft  mit  heschrankter 
Haftunp:'*  entstanden,  sie  ist  aber  ihrem  Wesen  und  der  Ab- 
sicht des  Ges(?tzgebers  nach  für  kleine  ünternehmuiigen  in 
weniger  kapitalbedürftigen  Gewerbszvveigen  bestimmt;  ilire 
Gründer  sind  deshalb  in  der  Regel  Privatleute  oder  Bankiers, 
öur  selten  grofse  Banken;  für  das  Industriegescliäft  der 
Banken  kommen  sie  höchstens  als  Kreditnehmer  iu  den 
wgulären  Formen  des  Kontokorrents,  der  Wechseldiskontierung 
dergL  in  Betracht  Daneben  kommt  die  G.  m.  b.  H.  in 
wachsendem  Mafse  neuerdings  Air  grdfsere  Unternehmungen 

da  aber  wesentlich  in  drei  Fällen:  1.  wo  es  sich  um 
einen  Familtenbesita  handelt,  der  nur  eine  für  rechtliche 
Auaeinandersetzung  geeignete  Form  erhalten  soll  —  Beispiel: 
'^i<*  Röchlingschen  Hüttenwerke  in  Vidklingen  a.  d.  Saar  — ; 
-•  bei  einer  bestimmten  Art  der  Fusion,  wo  Teile  sonst 
s^elbßüiTidiger  Unternelmiungen  vereinigt  werden  —  Bt^ispiel: 

.Siemens -Schuckertwerke  G.  m.  b.  H. ,  neben  denen 
SieuKiiiö  &  Halskc  und  Schuckert  als  selbständige  Aktien- 
geaellschaften  fortbestehen  — ;  ^3.  wo  Versuche  gemacht  werden, 

'  Jahrbuciier  für  NationaiukoDouiie  und  Statistik,  i  Folge,  Bd.  XV. 
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deren  Resultate  erst  den  Gopten  stau  d  für  oigeutliche  Gesell- 
schaftsgrllndungeii  bilden;  iiieriier  geliört  z.  B.  die  von  den 
deutschen  Grofsbanken  unter  Leitung  der  Diskontogesellschaft 
geschaffene  Deutsch-Chinesische  Eisenbahngesellschaft  m.  b,  H., 
die,  vom  ^hantungbahukonsurüuin  ausgehend,  die  Vorbereitung 
einer  deutscherseits  hensustellenden  Bahnstrecke  besorgen 
soll.  Mit  dieser  letzten  Gruppe  von  Fällen  ist  gerade  für 
Orofsbanken,  die  durch  riskante  Aktiengrttndungen  ihren 
ELredit  noch  folgenschwerer  aufe  Si»tel  seteen  als  Bankiers^ 
in  der  m.  b.  H.  eine  sehr  entwicklungsflUiige  Form  fUr 
selbständige  Versuche  auf  industriellem  Gebiet  gegeben. 

Wann  die  Kapitalbeschaffung  am  zweckmäTsigsten  durch 
Aktien,  wann  durch  Obligationenausgabe  erfolgt,  wurde  bereits 
angedeutet.  Wie  diese  Frage  auch  entschieden  wird .  die 
Hauptfrage  bleibt:  wann  und  unter  welchen  Uniständen  er- 
foljJTen  die  Emissionen.-^  Hat  die  Erweiterung  des  Unter- 
nehmens bereits  vorher  mit  Hilfe  des  Bankkredits  statt- 
'^jrefunden  und  dient  die  Ausgabe  neuer  Aktien  oder  Obligationen 
demnach  nur  der  Tilgung  der  Bankschuld,  oder  sollen  die 
neuen  Mittel  erst  durch  die  Emission  beschafft  und  dann  zur 
Vergröfserung  d^s  Betriebes  verwandt  werden?  Es  ist  nicht 
richtig,  die  erste  Möglichkeit  als  einen  Abweg,  die  zweite  als 
das  Normale  zu  bezeichnen.  Die  Technik  des  Gewerbs- 
zweiges spielt  zunächst  eine  entscheidende  Rolle:  soll  auf 
einer  Zeche  ein  neuer  Sehacht  gebaut»  von  einem  Elektrizitäts- 
werk zum  System  der  Beteiligung  an  anderen  Unternehmungen 
übergegangen  werden,  so  wird  man  erst  neues  Kapital  be- 
schaffen, denn  es  handelt  sich  um  kostspielige  Vergröfserungen, 
die  ihrem  Wesen  nach  einmalig  und  dauernd  sind.  Anders, 
wo  ein  Werk  sich  langsam  vergrölsern  will,  in  lrin  es  nach 
und  nach  mehr  Maschinen  aufstellt,  im  einen  Jahr  diesen,  im 
nächsten  jenen  Fabrikrauni  erweitert,  was  ohne  8chmälernng 
der  Dividende,  zu  der  die  Geschäftslage  keinen  Anlafs  gibt, 
aus  laufenden  Mitteln  nicht  geschehen  könnte.  Oder  wo  eine 
Fabrik  zunächst  probeweise  in  kleinem  Umfang  zu  neuen 
Betriebszweigen  tloergehen  will,  wie  das  z.  B.  in  der  Ma- 
schinenindustrie seiner  Zeit  mit  den  Fahrrädern  geschah, 
heute  mit  den  Automobilen,  Schreibmaschinen,  Kontrollkassen, 
mit  Gasmotoren,  Turbinen  u.  dergl.  eine  häufige  Erscheinung 
ist  In  beiden  Fällen  werden  eine  Zeitlang  Bankkredite  in 
Anspruch  genommen,  und  wenn  ein  gewisses  Mafs  in  der 
Betriebsvergröfserung  erreicht  ist,  wird  zur  Emission  ge- 
schritten,  die  Bankschuld  gedeckt,  der  Rest  zu  weiterem 
Ausbau  des  W^erkes  benutzt  oder  vorhiufig  in  der  Form  von 
Bankf^'uthnben  in  Hrrpitschatt  ^^ostpllt.  ]>ns'  i<f  ein  durchaus 
Tiormaler  Fall,  der  eine  ruhiL'"''.  Kirlien'  Enttaltung  industrieller 
Unternehmungen  viel  besser  ^cewaiirleistet  als  sprunghafte 
Betriebsvergrösserungen  mit  Hilfe  spontaner  Kapitalerhühungen. 
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Diese    Form   der   Geldbeschaffung,   die   natürlicli  auch 
durch  die  o'mer  EmisaioD  imgüiistige  Lage  den  Geldmarktes 
{,'eboten  sein  kann ,  bedeutet  aber  zugleich  mit  dem  engen 
Zusammenhang  von  in(luf=?triellom  Bankkredit  und  EmissioDS- 
geschäft  eine  festere  Kmiptun^   des  Bandes  zwischen  Bank 
und  Industrie.    Nimmt  eine  Firma  den  Kredit  eines  Bank- 
haiiMS  in  Anspruch,  so  wird  sie  nicht  umhin  können ,  aooh 
die  niäteren  Emissionen  durch  dasselbe  ausfuhren  zu  lassen. 
Bei  dem  starken  materiellen  Interesse,  das  eine  Bank  durch 
Kreditgewtthrung  für  feste  Anlagen  an  einem  Unternehmen 
bekommt,  werden  Zeitpunkt,  Höhe  und  Übernahmebedingungen 
stark  von  dem  Willen  der  Bank  abhängig.    Der  eigentliche 
Kernpunkt  der  Indui^trietätigkeit  der  Banken  wird  so  aus 
dem  Emissionsgeschäft  in  die  Kreditgewährung  verlegt.  Das 
orstere  i^t  i^ieist  nur  eine  Folge  der  letzteren ,  kann  aller- 
dings umgekehrt  auch  deren  Ursache  nein:  ein  Kreditinstitut, 
das  einem  industriellen  Unternelimen  bei  einer  Emission  sehr 
^^instige  Bedingungen  stellt,  kann  sich  dadurcli  den  dauernden 
Ueschäi'ts verkehr  mit  diesem  verschaffen ,   und  dieser  sichert 
seinerseits  wieder  der  Bank  die  folgenden  Euiissionsgeschäfte. 
So  lie^L  die  Sache  oft  bei  Umwandlung  von  Privatfirmen, 
soweit  diese  nicht  gleichfalls  schon  durdi  l^ianspruchnahme 
▼on  Krediten  in  Beziehung  zu  einem  Bankhaus  getreten 
sind.    Der  Zusammenhang  des  einen  Industriegeschäfb  der 
Banken  mit  den  anderen  wird  immer  je  nach  dem  tech- 
nischen Charakter  und  der  Geschäftslage  des  Werkes  ver- 
schieden sein.    Die  Beziehungen  der  Bank  zu  einem  Unter- 
nehmen können  lose  mit  dem  bloCsen  Halten  eines  Konto- 
korrentkontos begonnen  werden,  aus  dem  reinen  Zahlungs- 
krodit  wird  ein  Betriebskredit,  der  dem  Bankhaus  im  günstigen 
balle  die  Emissionen  verschafft,  im  unL^ninstiLren  so  grofs  utkI 
schwer  realisierbar  werden   kann,  dals  die  Bank  tatsächlich 
—  durch  Kredite  ---  oder  in  aller  Form  —  indem  sie  Aktien 
lest  in  ihr  Portefeuille  nimmt  —  Teilhaberin  des  industriellen 
ITütcrnehmcns  wird;  oder  die  Beziehungen  können  eng  be- 
ginnen,  indem  die  Bank  eine  Emission  bei  Gründung  oder 
Kanital^htfhuDg  besorgt  oder  einen  grOfeeren  Kredit  gewährt, 
and  sich  langsam  lösen,  indem  die  Soiuld  zurückgezahlt  wird. 
Oder  die  Beziehungen  können  schliefslich  bei  hie  und  da  wieder- 
kehrendem Kapital  oder  Kreditbedarf  dauernd  intime  bleiben; 
dieser  Fall  ist  ein  sehr  häufiger  bei  einzelnen  Werken,  noch 
mehr  bei  grofsen  industriellen  Konzerns  wie  etwa  der  Loewe- 
^uppe.     Gewifs  ist,   dafs  die  Bank,   die  Beziehungen  zu 
einem  gewerblichen  Unternehmen  angeknüpft  hat.  alles  tun 
wird,    um    ilinen   Dauer   zu    verleihfn  .    und    dafür   ist  die 
Kreditgewährung?,    ir^^rade   auch    durch   ihre   Gefahren,  das 
beste  Mittel.   Jedeulalls  bat  Adolf  Weber ^  recht,  wenn  er 

^  ni^epoaiten-  and  8(>ekulatioo8banken'^,  S.  106. 
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darauf  hinweist,  dafs  der  Spekulation«-  und  EmissionöötiLe 
der  Banken  zu  viel  Beachtung  erwiesen  und  zu  viel  Schuld 
zugeschrieben  wird  im  Vergleich  mit  der  Kreditgewährung; 
au  dieser,  nicht  an  Gründungen  oder  Spekulationen ^  sei  ja 
auch  die  Leipziger  Bank  zugrunde  gegangen. 

Wenn  industrielle  Unternehmungen  durch  die  Kredit- 
gewährung, in  deren  Folge  dann  auch  l>ei  Emissionen  aller  Art 
schon  in  guten  Zeiten  in  ein  enges  Verhältnis  zu  den  Banken 
treten,  so  wird  diese  Beziehung  bei  schlechter  Geschäftslage  zu 
einer  ausgesprochenen  Abhängigkeit,  die  in  den  S^nierjiJige.9 
einen  Ausdruck  findet.  Die  Reorganisation  eines  Industrie- 
unternehmens hat  eine  dreifiiche  Bedeutung:  1.  ftir  die  Bank  ist 
sie  ''in  lohne  ndes  Geschäft,  das  ohne  ihre  Mitwirkung  meistens 
üb«  rltaiipt  nicht  zust'uirb'  kommen  kann;  2.  führt  sie  eine 
Verbindung  /.\\  ischen  Industrie  und  Baukwelt  herbei,  die  sich 
von  der  durch  Kreditgewährung  dadurch  unterscheidci ,  dafs 
sie  die  Sicherheit  der  Bank  nicht  bedroht  und  ihren  Ausdruck 
in  der  Regel  bezeichnenderweise  in  der  EnUendung  eine» 
Vorstandsmitgliedes  der  Bank  in  den  Aufsichturat  der  Ge- 
sellschaft findet.  Die  Darmstftdter  Bank  hat  so  die  enge 
Verbindung  mit  Differdingen  •  Dannenhaum ,  der  Schaaff- 
hausensche  Bankverein  mit  Aumete-Friede  geschaffen,  die 
Deutsche  Bank  verdankt  dieser  Tätigkeit  ihre  neuerlichen 
Erfolge  in  Sachsen,  usw.  Bei  der  Rekonstruktion  von 
Bauken  ist  dies  deutlich  in  die  Erscheinung  getreten :  der  Re- 
organisation der  Breslauer  Diskontobank  schuldet  die  Darm- 
städter Bank  ihre  Beziehungen  zu  dieser  und  der  Ostbank 
für  Handel  und  und  Gewerbe,  dcrjcni^^fn  der  Rheinischf*!! 
Bank  in  Mülheim  die  Dresdner  ihre  engere  Verbindung  mit 
der  Firma  Thyssen.  Die  Sanierung  charakterisiert  schliefs- 
lich  das  neue  Streben  im  Bankwesen,  feste  Verbindungen 
mit  der  Industrie  zu  schaffen  und  diese  zu  einer  phtn vollen 
Industriepolitik  zu  benutzen.  Es  zeigt  sich  nach  aufseu 
deutlich  darin,  dafs  Sanierungen  immer  mehr  an  Stelle  von 
Liquidationen  treten.  Die  Liquidationen  sind  für  die  aus- 
führenden Banken  ein  ausgezeichnetes  Geschäft,  und  unsere 
Grofsbanken  —  speziell  die  Deutsche  Bank  —  haben  damit 
ihre  Betätigung  gegenüber  der  Industrie  begonnen  und  sich 
absichtlich  lange  Zeit  —  die  Deutsche  Bank  bis  Anfang 
der  90  er  Jahre  —  darauf  beschränkt  Wenn  die  Banken 
heute  mehr  und  mehr  dazu  tibergehen,  vor  dem  Ruin  stehende 
Unternehmungen  durch  zweckmäfsige  Rekonstruktion  am 
Leben  zu  erhalten,  so  hat  das  seinen  Grund  einmal  darin, 
dafs  die  Kapitalien,  die  in  den  einzelnen  Werken  arbeiten, 
gritföcr  geworden  sind,  die  Erschiitteruncr  des  Marktes  und 
damit  der  Banlven  im  Fall  eines  Zusaniiiienliruclis  gefährlicher 
ist,  dann  aber  darin,  dafs»  Sanierungen  den  Danken  Gelegenheit 
geben ,  sich  zunächst  durch  den  dauernden  Einflufs  auf  ein 
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bestimmte»  W  eik  m  timv  ganzen  Indubtnti  Eingang  zu  ver- 
schaffen. Und  das  bedeutet  einen  grundsätzlich  anderen 
Standpunkt  als  den,  an  einem  einaelnoi  Idquidationsgeschfift 
guten  einmaligen  Gewinn  zu  machen. 

Schlie(k]idi  hat  die  Konxentrationstendena  in  der  In- 
dostrie  den  Banken  noch  eine  Gelegenheit  geschaffen,  für  diese 
tfttig  zu  sein:  die  Fusion  mehrerer  Werke,  die  wegen  ihrer 
geschäftlichen  Schwierigkeit  und  den  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Widerständen  der  Hilfe  der  Bankwelt  bedarf.  Diese 
Verschmelzungen  sind  als  Aufnahme  kleiner  Werke  durch 
grofse  keine  neue  Erscheinung,  wohl  riber  als  Zusammenschlufs 
zweier  gleichwertiger  Untcrnehmuni^cn,  die  sich  —  Tiicht 
immer,  aber  oft  —  zu  einem  neuen  dritten  vereinigen.  Die 
Siemens-Schuckert-W  erke ,  die  anfängliche  Interessengemein- 
schaft und  s{)ätere  Fusion  A.  E.  G.- Union  E.  G.,  die  Ver- 
schmelzung der  drei  Elbschiffahrtsgesellschaften,  aus  der  Grols- 
eisenindustrie  z.  B.  die  1904  erfolgte  Vereinigung  zweier  Esch« 
weiler  Eisenwerke  und  die  Fusion  der  Wissener  Bergwerke  und 
Hatten  mit  einer  Sckwesterfabrik  der  bekannten  Wagenbaufirma 
▼an  der  Zjpen  &  Oharlier,  vor  allem  auch  die  noch  zu  er- 
wähnende Vertrustungsaktion  der  Gelsenkircbener  Bergwerks- 
geseilschaft,  haben  gezeigt,  was  die  Beihilfe  der  Banken  dabei  be- 
deutet. Je  gröfser  die  Unternehmungen  werden,  um  so  schwerer 
ist  eine  ünanzieile  Basis  ftlr  ihre  Vereinigung  zu  finden;  diese 
stöfst  aber,  auch  wenn  sie  technisch  und  geschäftlich  rationell 
ist,  vielfach  auf  den  Widerstand  (h^r  Aktionäre,  des  Vorstands 
oder  dos  Aufsichtsrats,  uud  hier  ist  es  allein  die  Bank,  die 
im  einen  Fall  durch  ihr  Gläubiger  Verhältnis  zu  der  wider- 
strebenden Gesellschaft,  im  anderen  durch  ihre  dominierende 
Stellung  auf  dem  Geldmarkt,  durch  die  sie  sicli  Stimmen- 
mehrheit in  der  Generalversammlung  verschadt,  die  Ver- 
einigung zustande  bringen  kann.  Für  die  Banken  selbst  hat 
such  das  Eingreifen  bei  Fusionen  u.  dergl.  den  Vorteil,  aufser 
einem  meist  einträglichen  einmaligen  Geschäft  dauernde  Be- 
siehungen BU  ausschlaggebenden  firmen  zu  schafien. 

Wenn  man  so  beobachtet,  wie  es  im  Wesen  des  modernen 
industriellen  Bankgeschäfts  liegt,  dafs  das  Kontokorrent-  und 
reguläre  Kreditgeschäft  benutzt  wird,  um  Emissionsgeschäfte 
aller  Art,  Kapitalerhöhungen,  Sanierunfjen,  Fusionen  und 
alle  ähnlichen  Transaktionen  einer  Bank  zur  Ausführung 
zu  siehern,  oder  umgekehrt,  dafs  diese  einmaligen  Geschäfte 
Jer  Bank  dazu  dienen ,  dauernde  Beziehungen  zu  einem 
Industrieunternehmen  in  der  Form  des  Kontokorrent-  und 
industriellen  Kreditgeschäfts  anzubahnen  ;  wenn  man  sieht, 
wie  die  verschiedensten  Geschäfte,  heute  dieses,  morgen  jenes, 
eines  das  andere  bedingend ,  immer  neue  Fäden  zwischen 
einer  Bank  und  einer  industriellen  Unternehmung  spinnen: 
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dann  ergibt  sich  als  T  e  ii  d  e  d  z  des  i  n  d  u  s  t  r  i  e !  l  o  n  B  a  n  k  - 
geschäfts:  Die  Banken  müssen  (  ine  industrielle 
^'  Unternehmung  von  ihrer  Geburt  bis  zu  ihrem 
•  Tod,  von  der  Gründung  bis  zur  A u  i  1 1> s u  n g  be- 
gleiten, ihr  bei  allen  gewöhnlichen  und  aufs  er- 
gewöhnlichen finanziellen  Vorgängen  des  ge- 
werblichen Lebens  Helfend  und  ihrerseits  pro- 
fitierend zur  Seite  stehen. 

Diese  ▼oUkommene  Form  der  Verbindung  zwischen  Bank- 
weit  und  Industrie  hat  zwar  viele  Widerstände  zu  Uberwinden 
und  ist  noch  durchaus  nicht  die  Re;^el ,  sie  ist  aber  in  der 
Geschichte   mancher   industriellen   Unternehmungen  bereits 
deutlich  zu  beobachten.    Zur  Erbäuterung  sei  hier  kurz  der 
Lebensgang   eines   rheinisch-westfälischen   Hütten%verks  dar- 
geKtcIlt,    das   durch   seine   Stfllunc:   als    eines   der  grnfsten 
kombinnTtf-n  Eisenwerke,  durch  seine  Initiative  bei  der  Ein- 
fiihrung    der    wichtigsten    bahnbrechenden    Erfindungen  im 
Hüttenbetrieb,  nicht  zuletzt  durch  den   ständigen  Wechsel 
glücklicher    und    unglücklicher    Entwicklung  hervorragend 
typisch  und   interessant  ist.    Der  Hörder  Verein'  ent- 
stand aus  einem  kleinen  Puddel-  und  Walzwerk  in  Hörde, 
das  von  der  Firma  Piepenstock  &  Co.  unter  dem  Namen 
Hermannshtttte  1841  gegründet  worden  war.  Als  private  Unter- 
nehmung zog  es  im  nilchsten  Jahrzehnt  aus  dem  wachsenden 
Eisenbahnbedarf  Nutzen,  blieb  aber  auf  den  kleinen  anfäng- 
lichen Produktionskreis  iDeschränkt;  es  hatte  weder  Erze  noch 
Kohlen,  nicht  einmal  Hochöfen,  da  eine  Eisenbahn  nach  den 
Erzbezirken  an  Sieg  und  Lahn  nicht  existierte.    Die  Be- 
dingungen änderten  sich  1S40,  als  bei  Dortmund  in  den  Stein- 
kohlengruben   Kohleneisfn^Jtem    p^efunden    wurde.  TlorhöfVn 
konnte  man  aber  aus  den  lautenden  Mitteln  nicht  I»;uu'n.  man 
brauchte  Geld    und   gründete    deshalb   unter  Beihilie  der 
alten   Kölner   Hankhäuser,   des   1848   ^ejrründeten  Sclmaff- 
hausenschen  Bankverein  und  der  alten  Firma  Deichniann  &  Co., 
1852  die  Aktiengesellschaft  Hörder  Verein.    Das  Kapital  von 
6  Mill.  Mk.  erwies  sich  sofort  als  zu  klein,  man  ernöhte  es 
deshalb  1856,  nachdem  die  Regierung  vier  Jahre  auf  die  Er- 
laubnis hatte  warten  lassen,  um  Vi 9  Mill.  Mk.,  und  zwar  bot 
man  die  Aktien  den  AktionAren  zu  pari  an.   Einige  Herren 
hatten  der  Gesellschaft  gogOQ  Anteil  und  Gewinn  Eisenstein- 
felder  zur  Verfügung  gestellt,  und  um  diese  Verpflichtung 
abzulesen,  wurden  1855  die  erf^tm  Obligationen  —  P  j  Mill. 
Mk.  —  ausgegeben,  die  1871  getilgt  waren.    Diese  Anleihe 
ist  charakteristisch  für  die  Fälle,  wo  man  Geld,  das  nur 


^  S.  die  FestBcbrift  bei  Gelegenheit  des  50 jährigen  JaUläume  (1  '  )2 
und  Qeachliftbericbte  des  Höider  Vereins  and  jsfehaafffaaiiawMcben  Bsnk- 
▼ereins. 
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vorni»eri;eliend    im    Heirid»    ani^«^legt    wird,    nicht  durch 
Akiit  :i  ,  sondern  durch  Obligation«  iKui.sc^abe  beschafft.   Als  in 
den  üuer  Jahren  der  Bessemerprozeib  die  erste  grofse  Um- 
wälzung des  llüttenbetriebes   brachte,   war  es  der  Hörder 
Verein,  der  ihn  1804  als  erstes  Werk  in  Deutschland  ein- 
führte.  Das  erforderte  Neubauten  und  machte  den  Ankauf 
von  Gruben  mit  Kohleneisenstein  nötig.   Deshalb  wurde  das 
Kapital  bis  1869  auf  9900000  Mk.  erhöht,  diesmal  aber  unter 
lanesamer  Begebung  und  hohen  Agiogewinnen.  ErweitiBrnngen 
und  technische  Verbesserungen ,   besonders   in  der  Hoch- 
konjunktur nach  dem  Krieg  von  1870  71 ,  liefsen  das  Kapital 
bis  1874  auf  14,7  Mill.  Mk.  nebst  1,1  Mill.  Mk.  Reserven 
anwachsen.    In  dieser  ganzen  Zeit  war  das  Werk  bei  seinen 
guten  finanziellen  Ergebnissen  —  die  Durehsehnittsdividende 
mr  dfpse  22  Jihrt;  betrug  7,0  ^/o  —  ohne  Bankschulden  aus- 
gekniiiiiien     Ihc  Krhe  des  Jahres  1873  ändert  das  Bild:  ali- 
geuiemc  und  besondere  Gründe  führten  dazu,  dafs  1873 — 1875 
der  ganze  Reservefond  aufgezehrt  wurde,  die  näelisten  Jahre 
bei  zunehmender  Verschlechterung  der  natürlichen  Produktinns- 
bedingungen fortwährend  Unterbiiauzcu  aufwiesen,  so  dafc»  man 
1873  zur  Sanierung  schreiten  und  das  Kauital  auf  die  Hälfte 
herabsetsen  mufste,  —  wieder  mit  Hilfe  aer  Kölner  Banken. 
Aach  das  hilft  nichts :  1879/80  eine  neue  Unterbilanz,  teils  aus 
dem  Reservefond,  teils  durch  Bankschulden  gedeckt  Um  diese 
au  tilgen,  wird  eine  Anleihe  von  4  Mill.  Mk.  aufgenommen,  — 
unter  Vermeidung  der  Aktienausgabe,  weil  es  sich  um  ein 
Defizit,  nicht  um  Neuinvestitionen  handelt.    Das  Jahr  1879 
bringt  dem  deutschen  Eisenhüttenbetrieb  im  Thomasverfahren 
die  zweite,  entscheidende  Umwälzung:  <1er  Kohleneisenstein  der 
IS  i«  libarscliaft  und  die  Erze  des  Siegerlandes  sind  im  Prinzip 
übtTtiüs.sig  gemacht.    Der  Hörder  Verein  erwirbt  mit  Hilfe 
von  l>ankvorsehusöeu  die  Patente  von  Thomas  und  Gilchrist 
für  iJeuLäichland  und  Osterreich.   E>*  scheinen  mit  der  günstigen 
Konjunktur,   der  Wiedereinführung  der  Zölle  wieder  gute 
Zeiten  gekommen.    Aber  diese  Hoffnung  erfüllt  sich  nicht 
Die  neuen  Methoden  müssen  erst  erprobt  werden,  sie  Ter- 
langen  im  guusen  Betrieb  völlige  technische  Umänderung, 
Menbau  der  Hochofen,  besseren  Koks  u.  dergl.  Dazu  müssen 
wieder  der  Schaaffhausensche  Bankverein  und  Deichmann 
Geld  leihen,  zu  dessen  Rückzahlung  erst  1887,  dann  noch- 
mals 1889  je  7^'8  Mill.  Mk.  Vorzugsaktien  ausgegeben  werden; 
diesmal  also,  wo  es  sich  um  Ausgaben  für  neue  produktive 
Anlagen  handelte,  Ausgabe  von  Aktien,  die  nur  eine  be- 
sondere Verzinsim^'"?!^arantie  erhalten.     Aber  der  Zeitpunkt 
w?ir  unirünstig:   l^'jo  v(^rschlechtert  sich  die  Konjunktur,  die 
Binkscliulden  vermehren  sich  derartig,   dals  nun  der  Ruin 
uiiHul  haltbar  scheint.    Als  letztes  Mittel  greifen  die  beiden 
Bankhäuser  zu  einer  gründlichen  Reorganisation:  die  alte  An- 
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leihe  wird  in  eine  neue  von  10  Mill.  Mk. ,  die  aber  hyj  othe- 
karisch  sichergestellt  und  aul  den  Namen  des  SchaaffhauM  n- 
bchen  Bankvereins  ein^etiagen  wird,  verwandelt,  1893  macht 
man  dann  aus  den  Prioritätsaktien  solche  der  ]>  A  unter  Zu- 
sammenlegung im  Verhältnis  1  : 3  oder  unter  entsprechender 
Zuzahlung,  die  Stammaktien  erleiden  eine  ähnliche  Änderung,  — 
Sanierungsvorgänge,  die  schon  ihrer  handelstechnischen  Kom* 
pliziertheit  halber  niemals  ohne  Bankhilfe  hätten  ausgefährt 
werden  können.  Das  Resultat  war  einKapital  von  IG  980000  Mk. 
Prioritäts-  und  528000  Mk.  Stammaktien,  mit  dem  sich  — 
unterstutzt  von  der  guten  Konjunktur  —  so  erfolgreich  arbeiten 
liefs,  dafs  auf  die  Vorzugsaktien  von  18019.'  IWs  1900/01 
3,  5,  8,  11,  14,  lO^/o  Dividende  gezahlt  w(  )  I  n  konnte. 
1901/02  gab  es  freilich  wieder  keine  Dividende ,  immerhin 
trotz  der  schlechten  Geschattslage  einen  Gewinn  von  2  Mill.  Mk., 
der  aber  zu  Abschreibungen  verwendet  wurde.  Die  letzten 
Jahre  hatten  durch  die  groläcn  technibclien  Neuerungen  und 
Vergröfserungen  —  eine  ganz  neue  Anlage  zur  Herstellung 
der  Walzprodukte  in  einer  Hitze ,  Ankauf  eines  benachbarten 
Hoehofenwerks  und  Beteiligung  an  lothringischen  Erzgruben  — 
noch  dreimal  Kapitalerhtfhungen  auf  schliefslich  27  Mill.  Mk. 
nötig  gemacht,  die  wieder  vom  Schaaffhausenschcn  Bank- 
Terein  und  Deichmann  durchgeführt  wurden.  Besonders  das 
erstgenannte  Bankhaus  hat  heute  auf  die  innere  Verwaltung 
des  Werks  einen  durchgreifenden  Einflufs.  der  durch  die  lang- 
jährige enge  Geschäftsverbindung  ge.^clialTen  und  durch  die 
ßesf'tzung  der  ersten  Aufsichtsratsstelle  mit  dem  Leiter  des 
Schaatf  hausen  sehen  Bankvereins  und  die  Gewalnimn  eines 
Sitzes  im  Auihichtsrat  der  Bank  an  den  Generaldirektor 
Matthias  TuU  nach  auföen  dokumentiert  ist. 

Das  Beispiel  des  Hörder  Vereins,  das  sich  durch  andere 
ergänzen  liefse,  zeigt  dreierlei :  1.  die  Formen  des  industriellen 
Emissionsgeschäfts:  Grtindungö-,  Vergröfserungs  ,  Saniemngs- 
und  Fusionsgeschäfte,  Ausgabe  von  Aktien  und  Aufnahme 
von  Anleihen  jeder  Art;  2.  die  handelstechnische  Notwendig- 
keit, mit  der  ein  Geschäft  der  Bank  mit  dem  Industrieunter- 
nehmen das  andere  bedingt  und  im  beiderseitigen  Interesse 
2U  einem  dauernden  Zusammenarbeiten  führt;  d,  schliefslich 
zeigt  der  Fall,  dafs  zu  einer  solchen  vollkommenen  Ausbildung 
des  industriellen  Bankgeschäfts  nur  Kreditinstitute  mit  be- 
sonders grofscr  Kapitalkraft  und  eigenartiger  Organisation 
befähigt  sind. 

Tn  der  Tat  wird  die  T(  ndenz  zur  Verdrängung  der  kleinen 
Banken  durch  die  grofoen,  der  Bankiers  durch  Aktienbanken, 
der  Provinzinstitute  durch  die  Grofsbanken,  mit  einem  Wort: 
der  Konzentrationsprozefs  im  Bankwesen,  auf  den  schon  die 
früher  genannten  industriellen  Kreditgeschäfte  hinv\irkieu, 
durch  das  industrielle  Emission<>geächäft  noch  mehr  gefördert. 
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Und  zwar  aus  zwei  Gründen:  erstens,  weil  ea  —  wie  gezeigt 
wurde  —  seine  eigeiitliche  Bedeutung  nicht  als  einmalige 
Transaktion  hat,  sondern  als  ein  Glied  in  der  Gesamtheit 
der  Beziebangen  Bwischen  Bank  und  Industrie,  Was  in  dieser 
Richtung  fflr  das  Kontokorrentgeadiftft  gilt,  trifft  ebensosehr 
zu  finr  das  Emissionsgeschäflt,  nur  noch  verstärkt  durch  den 
engen  Zusammenhang  zwischen  diesen  beiden  Geschäften: 
Wohl  kann  ein  kleines  Bankhaus  einer  industriellen  Uater- 
nehmung  einen  gewissen  Kredit  gewähren  —  freilich  auch 
dies  nur  mit  den  früher  erwähnten  Einschränkungen  — ^  aber 
es  wird  versagen,  wenn  eine  schwierige  Sanierung  nötig  ist; 
bei  eiuer  grofsen  Emission  kann  es  ja  mitwirken,  nber  es 
wird  die  Leitung  aus  der  Hand  geben  müssen;  und  schlicfH- 
lich,  da  der  Kredit  kleiner  Banken  naturgemäls  kleineren 
Werken  gewidmet  ist,  ist  seine  Rolle  ausgespielt,  wenn  das 
Unternehmen  von  einem  griiiseren  im  Konkurrenzkampf  ver- 
nichtet oder  friedlich  übernommen  wird. 

£s  liegen  aber  auch  im  Emissionsgeschäft  selbst  Momente, 
die  eine  Qrofsbank  mehr  als  andere  Kreditinstitute  für  dieses 
Geschäft  be&higen.   Aulser  den  Beziehungen  zur  Industrie^ 
die  natttrlich  Voraussetzung  sind,  ist  dreierlei  ftlr  ein  Emissions-  / 
haus  erforderlich:  1.  genügende  Kapitalkraft ,  2.  Verbindung  ^ 
mit  dem  Mittelpinikt  des  Geldmarktes,  also  Sitz  oder  wenigstens 
dominierende  Filiale  an  dem  Hauptbörsenplatz,  3.  gründliche 
Kenntnis  der  Industrie,  da  mifsglückte  Geschäfte  dauernd 
den  Emissionskredit  schädigen.    Das  erste  fehlt  dem  kleinen 
Bankhaus,    das   zweite    der   Provinzbank,    das    dritte  den 
grofsen  Banken  zweiten  Ranges,  den  Mittelbanken.  Grofses 
Kapital  ist  erforderlich ,  um  die  Emission  selbst  gut  durch-  . 
fuhren  zu  können  —  das  Bankhaus  mufs  imstande  sein,  die  aus-  / 
zugebenden  Effekten  eventuell  längere  Zeit  im  eigenen  Porte- 
feuille zu  behalten  — ,  ferner  um  durch  gleichzeitige  Über- 
nahme mehrerer  Emissionsgebchäfte  eine  ausreichende  Risiko- 
verteilung zu  schaffen.  Die  neuere  Gesetsgebung,  die  mit  dem 
Aktiengesellschaftsgesetz  von  1B84  b^nnt,  in  derselben  Rieh* 
tang  durch  das  neue  Handelsgesetzbuch  fortgesetzt  wird  und 
im  Börsengesetz  von  1896  ihren  schärfsten  Ausdruck  findety 
hat  die  Notwendigkeit  grolser  Kapitalien  für  Emissionshäuser \ 
noch  verstärkt.    Die  Festsetzung  des  Mindestbetrages  einer  * 
Aktie  auf  1000  Mk.,  die  Ausschliefsung  von  Gesellschaften 
mit  weniger  als  1  Mill.  Mk.  Kapital  vom  Börsenhandel,  ganz 
hn^onders  aber  die  Bestimmung,  dafs   Aktien   neuer  Unter- 
n^'hmungeu  erst  ein  Jahr  nach  Gründung  an  die  Börse  ge- 
bracht werden  diirten .    hat  den   kapitalkräftii^en  Instituten 
einen   bedeutenden   Vuiaprung   ge^jeben.     BetroSlen  werden 
hiervon  am  meisten  die  kleinen  Bankiers,  während  gröfsere 
Privatürmen   —   z.  B.   Bleichröder,    Delbrück   Leo  &  CJo., 
Warschauer  &  Co,  —  als  EmissionslUluser  noch  eine  be- 
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deutende  Stellung  einnehmen.  Wenn  auch  diese  ehemals  so 
mächtigen  Firmen  ihre  Bedeutung  und  Selbständigkeit  ver- 
lieren,  so  hat  das  nur  zum  Teil  in  der  fUr  heute  nicht  mehr 
senttgenden  Kapitalkraft  seinen  Grund  ^  viel  mehr  in  dem 
Aussterben  der  grofsen  leitenden  Persönlichkeiten  —  das  in 
der  Industrie  wie  im  Handel  früher  oder  später  allen  Dynastien 
des  Erwerbslebens  ein  Knde  macht  —  und  in  dein  Fehlen 
einer  weitverzweigten,  tief  genug  in  das  Wirtschaftsleben  ein- 
greifenden Organisation:  in  dem  Mafse,  wie  das  Anleihe- 
geschäft gegenüber  den  Beziehungen  zur  Industrie  verhältnis- 
mäfsig  an  Bedeutung  verliert,  buist  auch  das  reichste  Privat- 
bankhaus, in  dessen  Wesen  die  Zentralisierung  liegt,  seine 
Stellung  ein.  In  der  Tat  stehen  die  bekannten  alten  Firmen 
schon  heute  offenbar  hinter  den  Grofsbanken  zurtlck:  das 
Haus  Rotschild  in  Frankfurt  a.  M.  hat  1902  zu  existieren 
aufgehört,  ein  Teil  seiner  Kundschaft  ist  an  die  neugegrttndete 
Filiale  der  Diskontogesellschaft  übergegangen;  an  der  Firma 
Delbrück  Leo  Co.  ist  die  Rheinische  Diskontogosellschaft, 
das  Aachener  Tochterinstitut  der  Diskontogesellschaft,  kom- 
manditarisch  beteiligt;  von  dem  Kapital  des  Hauses 
Warschauer  &  Co.  waren  bisher  etwa  zwei  Drittel  Einlage  der 
Darmstftdter  Bank,  die  jüngst  di(;  wichtigsten  Aktiva  der  Firma 
ganz  übernommen  hat.  Immerhin  sind  einige  dieser  alten 
Firmen  auch  für  die  Industrie  noch  hervorragende  Emissions- 
häuser: nach  einer  noch  zu  reehtfertigenden  Auszählung* 
waren  an  Emissionsgeschäften  der  Berliner  Börse,  soweit  sie 
Effekten  von  Industriegesellschaften  und  Kreditbanken  be- 
trafen, beteiligt: 

1871/72  1899 

Delbrück  Leo  A  Co.  .  .  10  11 
Bleichröder   1(>  11 

Die  eigentlich  Geschadigten  sind  die  kleinen  Bankiers. 
Was  das  Emissionsgeschäft  Uberhaupt  ersehwert,  schädigt  am 
meisten  die  kleine  F^irma,  die  im  wesentlichen  auf  ein  nicht 
allzugrofscs  Kapital  und  die  Intclliji:enz  des  Leiters  gestützt 
ist.  Und  was  den  Bankier  überhaupt  schwächt,  das  zerstört 
auch  seine  Fähigkeit  für  Emissionen.  Diese  Verhältnisse  im 
allgemeinen  darzustellen,  ist  hier  nicht  die  Aufgabe.  Es  sei 
nur  daran  erinnert,  dafs  der  kleine  J^ankier  steht  und  fällt 
mit  dem  Börsengeschäft  und  dem  kleinen  Pro  Visionsgeschäft: 
letzteres  wird  mm  genommen,  weil  die  grofsen  Banken 
Kouponabtrennen,  Ziehungen ,  Stückeumtausch  usw.  ihren 
Kunden  ohne  Provision  besorgen;  ersteres,  weil  es  sich  bei 
Emissionen  für  eine  entwickelte  konzentrierte  Industrie  um 
grtfÜBere  Summen  handelt,  als  dem  kleinen  Bankier  sur  Ver- 
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tugUDg  btelion.  Er  wird  unmittelbar  geöchwächt  durch  die 
geaetzUcben  Bestimmungen,  die  den  Börsenhandel  einBchränkeD, 
mm  die  Verpfitndung  von  Wertpapieren ,  die  bei  ilim  hinter- 
legt sind,  Terbieten  (Depotgesetz) ,  das  Ekaissionagescbfift  er- 
adnweren.  Er  wird  mittelbar  geschädigt  durch  die  vorteile  im 
Hetrieb,  die  eine  Grofsbank  bat:  ihre  Generalunkosten  sind 
geringer,  sie  ist  durch  ihr  grofses  Kapital  und  die  Möglich- 
keit, sich  ohne  Schwierigkeit  noch  gröfseres  zu  verschaffen, 
widerstandsfähiger  gegen  die  natUrh'chen  und  gesetzlichen 
schwerungen  des  Emissionsp:eschäi'ts ;  sie  ist  bei  ihrem  grofsen 
Geschäftskreis  selbst  eine  Börse  und  Icann  in  sich  selbst  Ge- 
schäfte ]ii:iehen,  die  d^m  Bankior  ;in  dvy  Börse  vrrbriten  sind. 
Die  Grüfsbauken  kitniieii  I'alhssements  eher  ertragen,  üb(;r 
Krisen  leichter  hinwegkommen.  Die  Deutsche  Bank,  die 
Bergiscli  Märkische  Bank  haben  ihren  gröfsten  Aufschwung 
in  der  Zeit  des  wirtschaftlichen  Niederganges  uach  1900  er- 
lebt Obendrein  werden  in  Krisenseiten  hauptsächlich  fest- 
yersinsltche  Obligationen  und  Staatsanleihen  emittiert ,  beide 
ihrem  Wesen  nach  in  grOfeeren  Beträgen;  für  Aiileihen 
kommen  kleine  Bankiers  kaum  in  Betracht,  industrielle  ^ 
Schuldverschreibungen  werfen  nur  geringen  Gewinn  ab. 
Nach  einer  Auszählung  der  Konsortialgeschäfte,  die  in  den 
Geschäftsberichten  genannt  sind,  beteiligten  sich  die  Berliner 
Grofsbanken  in  folgendem  Verhältnis  an  Aktien-  und  Ob- 
ligationenausgaben ^  für  industrielle  Unternehmungen: 


Särntlirhc 
Konsortialgeschäfte 

DavoD  Obligatioiieii 

1899 

1901 

1899 

1901 

15 

14 

1 

11 

Berliner  Handelsgesellschaft  . 

23 

19 

7 

16 

DeatBche  Bank  

19 

17 

8 

II 

DipkoTitnpp^^pll-'chsft  

28 

19 

7 

18 

81 

14 

7 

18 

Scbaaffhansenscher  Bankverein 

50 

18 

15 

14 

Zusammen 

161 

101 

40 

83 

Die  Obligationen  machten  also  für  alle  sechs  Banken  zu- 
sammen in  der  Hochkonjunktur  nur  ca.  V4,  in  dem  Krisen- 
Jahr  1901  aber  über  *k  aller  Konsortialgeschäfte  aus!  Bei 
jedem  einzelnen  Institut  ist  es  ähnlich. 

Kurz:  alles,  was  den  kleinen  Bankier  heute  schwächt, 
stärkt  die  Grofsbank.  £}s  ist  charakteristisch,  daÜs  die  Ver- 
treter der  Berliner  Grofsbanken  in  der  Börsenenquete  gerade 
Air  das  Emissionsgeschäft  Erschwerungen  empfohlen  haben, 


f  Siehe  aueb  die  Tabdk  anf  Seite  28  u.  29. 
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die  zum  Teil  über  das  schlieralicli  Getjetz  Gewordene  hiuauö 
gehen  5  so  waren  sie  mit  der  Karenzzeit  für  Zulassung  von 
Neugrüntl Uligen  zum  Börsenliandel  einvorstanden,  und  einige 
sprachen  sich  sogar  dafür  aus,  dafs  dati  Mindestkapitai  für  an 
der  Börse  gebändelte  Gesellschaften  auf  3  Millionen  festzusetsen 
sei.  Die  Deutsche  Bank  gesteht  es  in  ihrem  Bericht  ftlr  1896  ein, 
dab  den  Grofsbanken  die  Rolle  des  tertaus  gaudens  zusefaileii 
ist:  «Die  Interessen  der  grolsen  Allgemeinheit  leiden,  £igegen 
werden  denjenigen  Häusern,  bei  denen  sich  gröfsere  Geldmittel 
konzentrieren,  neue  Gewinnquellen  er50iiet;  die  mit  Rück- 
sicht auf  das  Bevorstehen  dieses  Gesetzes  im  Jahre  1895  be- 
schlossene und  im  Jahre  1B9()  durchgeführte  Kapitalserhöhung 
der  Deutschen  Bank  hat  sich  denn  auch  als  eine  fttr  die 
Aktionäre  vorteilhafte  Mafsregel  erwiesen." 

Das  Resultat  dessen  Vorteile  für  die  Grofsbankiiii  dai  auf 
hinweisen .  in  den  heftig  angegrid'enen  Gesetzesbestimmungen 
mehr  den  Ausdruck  tiefer  liegender  Tendenzen  des  Wirt- 
schaftslebens als  ein  plumpe»  Kampfmittel  handelsfeindlicher 
wirtschaftlicher  und  politischer  Parteien  zu  sehen,  —  dieses 
Resultat  ist  jedenfalls  das  Verdrängen  der  Bankiers  überhaupt 
und  aus  dem  Emissionsgeschäft  insbesondere.  Nach  den  Auf- 
steliungen  des  ,  Zentralverbandes  des  Deatschen  Bank-  und 
Bankiergewerbes*^  Uber  Gründung  und  Erlöschen  von  Bank- 
finnen und  Gründung  von  Filialen  an  100  Provina-  und 
15  Börsenplätzen,  unter  denen  aber  Berlin  fehlt,  ergibt  sich 
folgendes  Bild^: 


Gegrfindete  Bsnk- 
fimen 

Erloscbene  Baok- 
fiimen 

GrOndmueD  tod 

Banken 

Bankiers 

Banken 

liankiers 

Banken 

Balikiers 

1891— M« 

25 

157 

10 

178 

17 

3 

1895-98 

71 

129 

13 

195 

50 

4 

1^99  1909 

Ö7 

105 

32 

196 

98 

9 

1901—02  ins- 

besondere . 

24 

500 

7 

116(!) 

«(!) 

2 

In  den  beiden  Krisenjahren  erreicht  demnach  die  auch 
-  frtlher  vorhandene  Tendenz  einer  stärkeren  Auflösung  als 
'  Gründung  von  Bankierfirmen  das  Verhältnis  von  2,32 : 1, 
während  in  dieser  Zeit  fast  soviel  Bankfilialen  gegründet 
wurden  wie  in  den  beiden  Jahren  der  höchsten  Konjunktur. 
Gerade  dies  berechtigt  au  dem  Schlufs^  dafs  tieferiiegende 
Gründe  zur  Verdrängung   der  Bankiers   führen  und  das 


'  Berechnet  nach  den  Tabellen  snf  S.  68  der  »Deskaefaiift,  belr. 

die  Wirknnarn  des  Börsenpesetzes  vom  22.  Jmu  1896  .  ,  .** 
Für  iö91  fehlt  Hamborg. 
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Börsengesetz  diese  Entwicklung  nur  verstärkt,  beschieunigt 
und  für  die  Betroffenen  schmerzlicher  macht. 

Um  das  gleiche  Zurücktreten  der  Privatbankierö  gegen- 
über den  Aktienljaiiken,  unter  denen  wieder  die  Grolsbaoken 
die  leitende  Stollun^  erhuigen,  speziell  für  das  Emissions- 
gesciiiiit  zu  beweiben,  öind  im  folgenden  die  Kmiaöionen  von  In- 
dustriegesellschaften und  Kreditbanken  an  der  Berliner  Börse 
für  die  Jahre  1871/1872  und  das  Jahr  1899«  nach  dem  Ge- 
aicbtapankt  aoageallhlt  worden,  an  wie  vielen  Priyatbankiers 
and  an  welchen  Aktienbanken  teilgenommen  haben: 

Es  beteiligten  sieb  an  Emissionen: 


Üaukiere 

Aktienbanken 

«II  4»mnk  »ie  betoUigfe 

Z.Ud.,  Firmen  1  ÄiJSU 
an  d«iMa  ai«  iMteUigt 

i87i/752 
1899 

90 
84 

894 
99 

81 

16 

190 
198 

Es  entfielen  also  Beteiligungen  an  Emissionen  auf 

einen  Bankier  eine  Aktienbank 

1871/72  4,4  6,1 

1899  2,7  12,4 

Also:  bei  den  Bankiers  absolutes  Sinken  der  Zahl  der 
Emissionshäuser  und  Verminderung  der  Bedeutung  der  ein- 
zelnen Firma ;  bei  den  Aktienbanken  gleichfalls  ein  starker 
numerischer  Rückgang  der  Firmen,  dafür  aber  eine  ganz  er- 
heblich höhere  LeistungsiUhigkeit  des  einzelnen  Emissions- 
hauseö. 

In  gleicher  Weise  führt  das  zweite  Erfordernis  des 
Emissionsgeschäfts,  die  Verbindung  mit  dem  Hauptbörsenpatz, 
zur  Konzentration.  Seitdem  die  Berliner  Börse  den  Provinz- 
börsen entschieden  den  Rang  abgelaufen  hat,  verlieren  die 
Bankiers  und  Aktienbanken  der  Provinz  mehr  und  mehr  ihre 
alte  Stellung  als  ESmissionsinstitute.  Dieser  Zentralisationa- 
tendenz  fidlen  zunAchst  die  Provinzbankiers  zum  Opfer;  teils 

geben  sie  das  Emisaionsgeachllft  ab  Hauptzweig  ihrer  Tätig- 
ett  auf,  teils  schliefien  sie  sich  an  Grofsbanken  an;  einige 
Kommanditierungen  der  Darmstlldter  Bank,  die  19(>4  erfolgte 
Verschmelzung  der  in  Frankfurt  a.  M,  ansässigen  50  Jahre 
alten  Firma  von  Erlanger  &  Söhne  usw.  finden  hierin  von 
der  einen  Seite  ihre  hauptsächliche  Erklärung. 


1  Ffir  1871/72  nach  einem  BdrMDhancnnich  ^Die  Berliner  EmiBsioiis- 

hiUuer  und  ihre  Emissionen  in  den  Jahren  1871  und  1872''  (Berlin  1873X 
Ar  1899  sMh  den  Vierteyahnheftsa  nrStotistik  desDeatachen  Betehss. 
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Die  gröfseren  ihrer  Natur  nach  aubdehiiungölahigeren 
Aktienbanken  der  Provinz  verhalten  sich  dieser  Entwicklung 
gegenüber  y  die  sie  als  Emisaionsinstitute  in  einer  ihrer 
Eapitalkraflt  nicht  entsprechenden  Weise  in  den  Hintergrand 
drängen  will,  verschieden,  Sie  haben  dabei,  soweit  sie  nicht 
auf  die  Stellung  einflufsreicher  Emissionsinstitate  verzichteten, 
drei  Wege  einschlagen  können.  Den  ersten  beschritten  die 
heutigen  Großbanken,  indem  sie  plötzlich  oder  allmählich 
ihren  Schwerpunkt  nach  Berlin  verlegten:  wir  werden  noch 
sehen,  wie  die  Dresdner  Bank,  der  Schaaffhausensche  Bank- 
verein  nnrl  dio  Dnrmstädter  Bank  dabei  verfuhren.  Ein 
zweites  System  verfolgen  die  Banken,  die  ihren  Schwerpunkt 
in  der  Provinz  behalten,  aber  mit  dem  Berliner  Markt  in 
Berührung  bleiben  wollen;  sie  gründen  dann  ciue  Filiale  in 
Berlin,  wie  z.  B.  die  Mitteldeutsche  Kreditbank,  oder  kom- 
manditieren  ein  BerliiK  r  I^);nik)i;Lii>  -  so  die  Pfälzische  Bank 
in  Ludwigshafen  b\i>  U'Oii  die  i^'unia  Herz  Clenim  &  Co.  und 
der  Schlesische  Bankverein,  der  bis  1898  nur  auf  diese  Weise 
durch  Einlage  bei  Geoig  Fromberg  &  Co.  mit  Berlin  in  Be- 
rührung stand.  Bei  diesem  Verfahren  Tersichten  die  Provinz- 
banken darauf,  eine  führende  Stellung  auf  dem  Berliner 
fknissionsmarkt  einzunehmen;  versuchen  sie  es  doch,  wie 
die  Breslauer  Diskontobank,  die  seit  1896  mit  Hilfe  einer 
aus  drei  Privatfirmen  hervorgegangenen  Berliner  Filiale  ein 
den  Grofsbanken  ebenbürtiges  Emissionsinstitut  zu  werden 
trachtete,  so  verlieren  sie  leicht  den  Boden  unter  den  Ftifsen 
und  verfallen  bei  einem  Wechsel  der  Konjunktur  dem 
Schicksal,  mehr  oder  weniger  freiwillif,^  an  eine  Grofsbank 
Anschlufs  suchen  zu  mlinson.  Dieser  dritte  Weir,  an  den 
Emissionen  einen  gebührenden  Anteil  zu  behalten ,  ist  der 
neueste  und  offenbar  zweck mälsigste,  —  letzteres,  weil  dabei 
die  Anforderungen,  die  da^i  sonstige  industrielle  Kredit- 
geschätt  an  die  äufsere  Organisation  der  Banken  stellt,  am 
vollkommensten  erftlllt  werden.  Als  die  Bergisch-Märkische 
/  Bank  J,897  in  enge,  einer  Fusion  ähnliche  Verbindung  mit 
der  Deutschen  Bank,  trat  begründete  sie  das  ausdrücklich  auch 
damit,  dafs  diese  ihr  ^den  in  ihrer  Kapitalkraft  begründeten 
Anteil  an  grofsen  Finanzoperationen  sichere".  Dieselbe  £r- 
wMgung  veranlafstr  zur  gleichen  Zeit  den  Schlesischen  Bank- 
verein, trotz  seiner  Berliner  Kommandite  ein  ähnliches  Ver- 
hältnis mit  der  Deutschen  Bank  einaugehen;  im  Jahre  1902 
die  Pfälzische  Bank,  ihre  bisherige  Kommandite  in  Berlin  auf- 
zugeben und  zum  Schaaffhausenschen  Bankverein  in  ein  durch 
Aktienbetr tÜL^ung  tundaraenticrtes  Freundschaftsverhältnis  zu 
treten.  Audi  bei  den  HNjl  bezw.  1904  angeknüpften  Be- 
ziehungen der  Allgemeinen  Deutschen  Kreditanstalt  in  Leipzig 
und  des  gröfsten  selbständigen  Bankhauses  am  Niederrhein, 
des  Barraer  Bankvereins,  zur  Diskontogeseilschaft  war  ge« 
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wifs  <lie  Uucksicht  aul"  die  Berliner  Börse  eines  der  Motive. 
Der  Expansionsdrang  der  Grofsbanken,  die 
fester  in  Industrie  und  Handel  Wurzel  fassen 
wollen,  und  der  Wunsch  der  Proyinzbanken,  fttr 
ihre  Kundschaft  eine  interlokal  und  inter- 
national verzweigte  Bankorganisation  zu  be- 
kommen und  an  den  Emissionen  des  zentralen 
Geldmarkts  teilzunehmen,  begegnen  sich  in  der 
Tendenz  zur  Konzentration  und  zur  Schaffung 
der  Grofsbanken  jüngsten  Datums  als  der  ge- 
eignetsten Organisation  für  den  industriellen 
Kredit. 

Dieser  Konzentrationsprozcfs  wird  schlielsiicli  noch  ge- 
fSrdert  durch  das  dritte  Erfordernis  des  Emissionsgeschäfts: 
genügende  Kenntnis  der  Industrie  und  entsprechend  ziel- 
bewufste  Auswahl  der  richtigen  F^missionsgeschäfte.  Unter 
den  grofsen  lierliner  Banken  werden  dabei  die  weniger 
kapitalkräftigen,  weniger  eingelebten,  weniger  tief  in  der 
Inaustrie  wurzelnden  geringere  Befähigung  zum  Emissions- 
eeschftft  besitzen  als  die  eigentlichen  Grofsbanken.  Die  Kon- 
kurrenz der  Grofsbanken  im  kleinen  Geschäft  und  die  kauf- 
männisch-technische Tendenz  der  Vereinheitlichung  aller 
Bankgeschäfte  eines  industriellen  Kunden  drängen  diese 
Institute  dazu»  den  Boden  des  regulären  Bankgeschäfts  zu 
verlassen;  Ton  diesem  Augenblick  an  treten  sie  mit  den 
Groisbanken  in  einen  Konkurrenzkampf,  in  dem  sie  —  weil 
als  Emissionsinstitute  von  vornherein  der  schwächere  Toil 
und  auf  die  schlechteren  Geschäfte  angewiesen  —  unter- 
liegen mtissen.  Die  jüngste  deutsche  Bank2:e.s('hiehte  hat 
dafür  in  der  Berliner  Bank  und  der  Deutschen  Genossen- 
schal'tsi)ank .  Soergel-Parisius  &  Co.,  zwei  Beispiele.  Die 
Berliner  ikiik,  1889  aus  der  Berliner  Handelshank  e.  G. 
hervorgegangen,  arbeitete  acht  Jaiae  laug  erst  uiii  r>,  dann 
mit  7*/i  Mill.  Mk.  Kapital  und  widmete  sich  wesentlich 
dem  regulären  Bankgeschäft,  besonders  mit  Hilfe  eines 
grofsen  Ketzes  von  Wechselstuben  in  und  um  Berlin;  als 
die  Hochkonjunktur  begann,  erwachte  der  Ehrgeiz,  es  den 
anderen  Berliner  Banken  gleichzutun:  das  Kapital  wurde 
nun  1897  mit  einem  Schlage  von  TVa  auf  20  Mill.  Mk.,  dann 
sprunghaft  in  überstürztem  Tempo  1898  auf  30,  1899  auf 
42  Mill.  Mk.  erhöht  An  industriellen  Emissionen  mufste  man 
nehmen ,  was  man  bekam,  ohne  rechtes  System  und  allzuviel 
Auswahl :  die  Jahre  des  Niederganfrs  brachten  durch  die  Be- 
teiligung an  einer  schlechten  Ma.sehintmfabrik ,  einer  grofsen 
Zahl  von  Zt'iiirntwerken  und  dem  Konzern  der  Eh*ktrizitäts- 
gesellschaft  iieli  *^  beträchtliche  Verlunte.  Ahnlich  p^ing  es 
der  Deutschen  Genosdensehaftsbank  :  iSill  als  Bankinstitut  der 
fortschrittlichen  Genossenschaften  gegründet,  erhöhte  sie  ihr 
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Kapital  mit  der  Ausdehnung  dieses  Geschäftskreisen  langsam 
und  stetig,  bis  sie  seit  den  90er  Jahren  in  die  Reihe  der 
industriellen  Eiiiissiuiisbanken  einzutreten  suchte;  nach  einer 
weiteren  ELapitalerhöhung  um  8  Hill.  Mk.  im  Jahre  1899 
wurde  sie  durch  das  Hasten  nach  Emissionen  in  Verinsle 
bei  den  schlechteren  £lektrizittltsgeseUschaften  und  einigen 
\  anderen  industriellen  Unternehmungen  verwickelt  und  1902 
l  gezwungen,  ihr  Kapital  von  36  auf  80  Mill.  Mk.  herabsusetoen. 
j' Und  das  Resultat?  Fast  zu  gleicher  Zeit  gingen  im  Mai  1904 
(  ftlr  die  Berliner  Bank  seitens  der  Deutschen,  für  die  Ge- 
nossenschaftsbank seitens  der  Dresdner  Bank  Kaufiangebote  ein. 

Wenn  diese  nur  in  grolM  u  Zügen  gegebene  Darstellung, 
wie  flie  l\ntwicklung  der  Industrie  gewisse  Kreditformen  be- 
sonders ausbildet  und  in  den  Vordergrund  der  Hankgesehäfte 
stellt,  und  wie  diese  Gesehät'te  eine  })estimmte  Gattung  von 
Banken,  die  sog.  Grofsbankcn,  an  die  Spitze  der  industriellen 
Kreditvermitilung  treten  lassen,  —  wenn  diese  Darstellung 
den  Tatsachen  entspricht,  dann  mufs  sie  auch  zahlenmäfsig  in 
den  Geschäften  der  Banken  zum  Ausdruck  kommen. 

Die  Privatbankiers  scheiden  dabei  aus,  da  man  ihre 
Schäfte  nicht  kennt.  Wohl  aber  kann  man  die  Provinzbanken 
und  die  Berliner  Grofsbanken  in  ihren  hier  in  Betracht 
kommenden  Ch  schäftszwelgen  gegenüberstellen  und  sehen,  wie 
\  sich  der  Geschäftsbetrieb  beider  Gruppen  absolut  und  im  Ver- 
hältnis zu  einander  verändert  hat.  Nach  dem  Kapital,  sowohl 
dem  eigenen  wie  ganz  besonders  dem  fremden  —  hier  Aktien- 
kapital lind  Reserven,  dort  D'*positen,  Kreditoren  und  Akzepte  — 
kann  man  die  Leistungstähigkcit,  aus  den  Wcdisplkonti 
bis  zu  einem  gewissen  Grad  die  Tätigkeit  für  den  Zaiilungs-, 
zu  einem  Teil  aueh  für  den  Betriebskredit,  aus  dem 
Debitorenkonto  ungefähr  den  Umfang  des  Kontokorrent- 
verkehrs beurteilen.  Selbstverständlich  ist  dies  durchaus 
ungenau.  Aus  dem  Akzeptenkonto  kann  man  wenigstens  er- 
kennen, in  welchem  Verhältnis  dieses  Kreditmittel  von  den 
Berliner  Grofsbanken  und  in  welchem  von  den  Provinsbanken 
benutzt  wird.  Es  wird  am  wenigsten  anfechtbar  sein,  wenn 
man  die  prozentuale  Vermehrung  der  Bestände  auf  den  ein* 
zelnen  Konten  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  lUr  die  beiden 
Gruppen  von  Banken  vergleicht.  So  weit  reichen  immerhin 
die  Bilanzen  aus,  nicht  aber  um  den  Umfang  des  Emissions- 
geschäfts zu  erfassen,  da  die  Bilanzen  meist  Effekten  aus  Kon- 
sortial-,  Report-  und  Lombardgeschäften,  die  im  Wesen  nichts 
miteinander  zu  tun  habon,  zusammen  anffJihren.  Hier  mufs  das 
Gewinn-  und  Verlustkonto  herangezogen  werden.  Die  Gewinne 
aus  dem  Kontokorretitgeschöft  und  der  Wechseldiskontierung 
sind  —  wie  früher  erwähnt  —  fast  bei  keiner  Bank  detailliert 
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ange:,^*:'bt'n.  —  Schliefslich  ist  für  die  Tabf'll«^  h  k  Ii  zweierlei 
im  Auge  zu  behalten:  erstens  dafs  bei  allen  diesen  Zahlen- 
angaben neben  der  Induhtrie  auch  die  Kreditvermittlung  ftir 
das  ganze  übrige  Wirtschaftsleben  mitgerechnet  ist;  man  darf 
aber  im  ganzen  annehmen,  dafs  nicht  nur  beim  Emissions-, 
sondern  auch  bei  den  anderen  Kreditgeschäften  der  Anteil 
der  Industrie  keineftfallB  EUrttckgegangen,  wahrBobeiDÜch  sogar 
stark  gewachsen  ist,  so  dafs  wenigstens  das  Resultat  ans  dem 
Vergleich  der  VermehrungskoefHizienten  auch  für  das  industrielle 
Bankgeschttft  schltUsig  ist.  Zweitens  mufs  nochmals  darauf 
hingewiesen  werden,  dafs  die  Bankbilanzen  nie  ein  gana  zu- 
verlässiges Material  geben,  weil  die  einzelnen  Banken  zum 
Teil  verschiedene  Buchungsmethoden  haben  und  diese  öfters 
ftndem. 

Sieben  Grofsbanken: 


Absolut  m  1000  Mk. 

Zunahme  in  ^/o 

1882 

1892 

1902 

1882/1902 

1882/92 

1892/1902 

Aktienkapital.  .  . 
WerlModcs  Kapital 

Akzepte  

Debitoren^  .  .  .  . 
Weefasel*  «... 

280000 

676  5:30 
87  007 
216  m 
101826 

449000 

1  363  123 
172  811 
514  733 
271459 

822000 

3  239019 
543  557 

1  171  601 
717922 

193,6 

37^,8 
524,7 
320,0 
608,5 

60,4 
101,5 

97.4 
i  84,5 
1  168,9 

83,1 

137,6 
214.4 
127,6 
164,4 

Zehn 

Provinz banken: 

Absolut  in  1000  Mk. 

Zunabme  in  ^/o 

1882 

1892 

1902 

1882,1902 

1882/92|  1892/1902 

Aktienkapital  .  .  . 
WcrtMBdes  Kapitel 
Akzepte  

Debitoren^  .... 
Wechael^    .  .  .  . 

150  604 
321 60S 

67  635 
121  771 
87  222 

189104 
4578911 

88  358  ' 

14«<  145  , 
666  1 

345  539 
1087  982 

189  798 
409  712 
203  807 

129,4 
222,8  1 

180,6  : 

236,5 

133,6 

25,2 
42,4 
30,6 
22,5 
14,2 

82,7 
126,7 
114,8 
174,7 
104,6 

Daraus  ergibt  sich  folgendes: 

1.  Bei  den  Grofsbanken  ist  in  den  letzten  2U  Jahren 
sowohl  das  eigene,  als  auch  ganz  besonders  das  gesamte 
werb<Mide  Kapital  viel  stärker  gewachsen  aU  bei  den  Provinz- 
Ijaiiken :  die  Grofsbanken  sind  kapiudkräftiger. 


»  liercchuet  nach  der  Tabelle  auf  S.  28  u.  29. 

*  M  den  WaebselkonteD  fehlt  mssgels  genügender  Angaben  der 
SchaaflFfaatiseDschc  Hankverein,  bei  den  Debitoren  die  Norddsutoche  Bank 
und  die  Breilaiier  Diskontobank. 
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2.  Die  Debitoren  sind  zwar  bei  den  Gmlobanki  n  mehr 
gewachsen  als  bei  den  Provinzbaiiken,  aber  der  Vermeiirungö- 
koe£fizient  ist  bei  ersteren  kleiner,  bei  letzteren  gröfser  als  der 
des  gesamten  werbeoden  Kapitals ;  dieser  Gröfsenunterscfaied  ist 
aber  beiderseits  zu  gering,  um  Folgerungen  aus  ihm  zu  ziehen. 
Resultat;  Das  EontokorrentgeschiSi  ist  fUr  alie  Banken  von 
zunehmender  Wichtigkeit  und  wird  von  den  Provinzbanken 
mindestens  ebensosehr  gepflegt  wie  von  den  Grofsbanken; 
die  Aufnahme  von  Provinzbanken  ist  für  die  Grofsbanken  also 
mit  Rücksicht  auf  dieses  Geschäft  ein  begreiflicher  Wunsch. 

3.  Die  Akzeptenkonti  der  Grofsbanken  sind  aufi^Uend, 
noch  weit  mehr  als  ihr  werbendes  Kapital,  gewachsen,  bei 
den  Provinzbanken  haben  sich  die  Akzepte  nicht  viel  stärker 
als  das  eigene  Kapital   vermehrt     Resultat:  die  Akzepte 

haben  als  Kreditform  für  die  Grofsbanken  eine  viel  gröfsere 
Bedeutung  als  für  die  Provinzbank ,  bei  dent^n  die 
Vermittlung:  des  wachsenden  internationalen  Waren  Handels 
und  die  Unterstützung  des  Börsengeschäfts  eine  geringere 
Rolle  spielt. 

4.  Dem  alle  anderen  Konten  übertreffenden  Wachsen  der 
Wechsel  bei  den  Groisbanken  steht  bei  den  Provinzbanken 
eine  weit  geringere,  nur  der  Steigerung  des  eigenen  Kapitals 
entsprechende,  im  zweiten  Jahrzehnt  freilich  et\va.s  siarkere 
Zunahme  gegenüber.  Grund;  Ausdehnung  der  Filialen  der 
Reichsbank,  Schwierigkeit  der  Devisendtskontierung  für  die 
ProTinzbanken ;  die  Lage  der  Dinge  bei  den  Ghrofsbanken  be- 
stätigt die  früher  (S.  25)  angeführte  Ansicht  der  Reichsbank. 

Schliefslicb  die  Effekten-  und  KonsortialgeschäA«!  Der 
Gewinn  ans  Ihnen  —  ohne  Reportzinsen  u.  dcrgl.  —  betrug 
▼om  Rohgewinn: 


18821 

1892  1 

1902 
•/o 

Bei  dea  sieben^  Beritner  Gro&banken  >  .  . 

IM 

22.1  , 

12.2  1 

28,1 
13,7 

Also  langsames,  sicheres  Steigen  de.s  Anteils  bei  den 
Grofsbanken,  Gleichbleiben  desselben  bei  den  Provinzbanken, 
bei  denen  er  überhaupt  —  insbesondere  1902  —  wesentlich 
kleiner  ist  als  bei  jenen. 


'  Für  1882  fehlt  dlo  DiKkontn-j-(MelIscliaft,  die  damala  nocli  kein 
genaues  Gewinn-  und  Verlustkonto  hatte,  beim  8chaafi'hausendcben  ßank- 
▼erdn  und  der  Bcorliner  Handelsgesellschaft  mafste  das  Jahr  1888  fi^e* 
nonunen  werden. 

*  £b  fehlt  die  Norddeutsche  Bank  in  Hamburg. 
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Die  Betrachtung  des  iriflustriellen  Bankgeschjifts  und 
seiner  technischen  Erfordernissii  tVihrte  zu  einem  doppelten 
Krgebnis:  1.  Im  Interesse  der  Sicherheit,  der  Uentabilität 
und  der  Dauei  liaftigkeit  eines  Kreditinstituts,  das  seine  Tätig- 
keit mehr  oder  weniger  dem  gewerblichen  Leben  widmet, 
liegt  es,  sämtliche  Kreditgeschäfte  einer  indastriellen  Unter- 
nehmung, von  ihrer  Eatotehung  bis  zu  ihrer  Auflösung,  zu 
besorgen. 

2.  Das  schliefst  eine  immer  enger  werdende  Verbindung  von 
Bank  und  Industrieunternehmung  ein,  wobei  sich  zwei  Ten- 
denzen feststellen  lassen:  die  eine,  den  Verkehr  eines  In- 
dustrieunternehmens auf  eine  Bank  zu  beschränken,  wobei 
ihr  in  der  Konkurrenz  mit  den  anderen  Banken  die 
innere  Verknüpfung  der  einzelnen  Bankgeschäfte  mehr  und 
mehr  zum  Siege  verhilft;  und  die  andere,  aus  dem  Konto- 
kürrciiri^eschäft  immer  mehr  den  Angelpunkt  des  ^reaamten 
Oeschättöverkehrs  von  Bank  und  Industrie  zu  machen  \  Man 
kann  es  so  ausdrücken:  alle  GeschäU-*  der  Bank  mit  einem 
industriellen  Kunden  werden  zu  einer  Einheit,  deren  Wesen 
weniger  durch  die  einzelnen  Geschäfte  als  durch  die  Persou 
des  Kunden  bestimmt  wird,  woraus  sich  die  enge  Verbindung 
zwischen  Bank  und  Industrie  ohne  weiteres  ergibt.  Für  ein 
solches  enges  Netz  zusammenhängender  Geschäfte  ist  aber  eine 
bestimmte  Gattung  von  Kreditinstituten  nötig ,  die  tlber  ge- 
nügende Kapitalkraftf  über  eine  im  Inland  und  Ausland  weit- 
versweigte  Organisation  mit  der  Spitze  am  Hauptbörse n platz 
des  Landes  verfügt  und  gleichzeitig  tief  genug  im  Wirt- 
schaftsleben wurzelt.  Diese  Notwendigkeit  macht  die  sog. 
Grofsbank  —  deren  es  in  Deutschland  sechs  gibt  —  den 
Bankiers  und  kleinen  Banken,  den  Provinzbanken  und  den 
li^rofsen  Banken  zweiten  Ranges,  den  Mittelbanken,  über- 
legen und  tiiliit  zu  einer  Konzentration  im  Bankwesen,  die 
als  voUkonnn  iie  Institute  für  das  industrielle  Geschäft  nur 
die  Grofsbanken  übrig  läfst;  die  selbständig  I>leibenden 
anderen  Kreditinstitute  werden  mehr  und  mehr  aut  Spezial- 
gebiete des  Bankgeschäfts  —  Börsenspiel.  Wechseldiskont, 
genossenschaftlicher  Ivredit  —  und  des  gewerblichen  Lobens 
—  Kleingewerbe  und  Kleinhandel  —  zurückgedrängt,  — 
Gebiete,  auf  denen  ihnen  die  Grofsbanken  gleichwohl 
Konkurrenz  zu  machen  suchen.  Wie  das  Vordringen  der 
Grolsbanken  seinerseits  einen  neuen  Stand  von  Bankiers 
schafft,  deren  sie  sich  zur  Vermittlung  grofser  l'ransaktionen, 
industrieller  und  Bankenfusionen  u.  dergl.  und  fttr  die  Börsen- 
spekulation bedienen,  kann  hier  nur  angedeutet  werden.  — 


1  Bb  wird  dsBSch  bsgreiflicb  sein,  waniin  im  folgsoden  die  Be- 
seichniing  als  „Effektenbatiken*  (Sattler)  and  „Spekttlationsranken'  (Weber) 
nicht  gebnuicht  ist 
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So  sind  die  tieferen  Voraussetzungen  gegeben,  unter 
drupii  sich  Beziehungen  der  Baiikwelt  zur  Industrie  in  be 
stimmten  cLarakteristischeu  Formeu  iierausbilden  können.  Die 
konkreten  Umstände,  unter  denen  dies  geschieht,  die  Eint* 
Wicklung  der  Grofiibanken  und  die  TatBaeken  des  Konzen- 
trationsproseBaea  im  deatachen  Bankweaen  bedttarfen  zonllchat 
der  DarateUang. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Groi^bauken  \ 


Der  Vorgang  im  Bankwesen,  der  als  (Tesamterscheinung 
KonzeTitrationsprozefs  ist.  stellt  sich  im  einzelnen  als  EKuausion 
der  Grolsbanken  dar.  Die  Vorbedingung  zu  festen  Inaustrie- 
beziehungen  einer  Hank  ist  ihre  genügende  Ausdehnung,  und 
zwar  Ausdelinung  nach  drei  Richtungen :  Kapilalkraft,  örtliche 
Verzweigung  und  Vielseitigkeit  des  Geschäftsbetriebs.  Zu 
verschiedenen  Zeiten  und  bei  den  einzelnen  Bankinstituten 
tritt  die  eine  oder  andere  Richtung  stärker  hervor.  Die 
mittleren  Banken  machen  hierin,  wenigstens  bis  sn  einem  ge*» 
wissen  Zeitpunkt,  die  gleiche  Entwicklung  durch  wie  die  sechs 
Berliner  Banken,  die  wir  heute  als  Grofsbanken  bezeichnen. 
Aus  den  einleitend  ausgeführten  Gründen  gentigt  es  für  den 
vorliegenden  Zweck,  diese  letzteren  Banken  allein  zu  be- 
trachten; soweit  sie  nicht  heute  als  alleinige  Repräsentanten 
fler  modernen  Industriebank  übrig  geblieben  sind,  haben  sie 
doch  wenigstens  alle  cliarakteristischen  Lebensstufen  der  mitt- 
leren Banken  durchgemacht.  Man  wird  diese  Auslese  be- 
rechtigt Hnd(.'n,  wenn  man  z.  B.  die  Kapitalvermchrung  der 
Diskontogcisellschaft  und  der  Mitteldeutschen  Kreditbank  seit 
ihrer  Grfindung  —  für  beide  das  Jahr  185(1  —  vergleicht: 
erstere  hatte  185(i  30  Mill.  Mk.,  1904  170  Mill.  iMk.,  letztere 

1  Da  die  Arbeit  im  Juli  1904  abfi^esehloMen  wurde,  sind  einige 
neuere  Fortschritte  des  Konzentrationsprozesses  nicht  mehr  berück«icliti:^t 
worden.  Sie  sind  aber  nichts  prinzipiell  Neues  und  bestätigen  nur  im 
einzelnen  die  in  di^m  Abschnitt  gegebene  Darstellung.  Im  Vordergrund 
stehen  die  Verttndeningen  im  Konzern  der  Deutschen,  der  Darmstädter 
Bank  und  der  Diskontogesellschaft.  Die  Deutsche  Bank  Imt  ihro  Or  gani- 
sation am  Nieiierrliein  durch  mehrere  Abmnchunu^eu  zwischen  ihren  dortigen 
Unterbauken  konsolidiert  und  stärkt  ihre  Verbindungen  in  Süddeutachland 
seliT  erheblich  durch  die  Fusion  der  Rheinischen  Kreditbank  in  Mannheim 
mit  der  Oberrheinischen  Bank.  fJnnz  ähnlich  die  Diskontop:esellsi  hnft : 
verschiedene  Oj)erationen  der  mit  ihr  vcMbiindcten  AllL-^emeinen  Deutschen 
Kreditanstalt  in  Leipzig  vermehren  ihren  Eiutlurs  in  Sachsen,  die  Um- 
wiadlang  der  Finna  W.  H.  Ladenbni^  &  Böhne  in  Mannheim  in  die 
Süddeutsche  Diskontopesellschaft  setzt  .sie  in  SüdJeutschland  ebenbürtig 
neben  die  Deutsche  Bank.  Die  Darmstädter  Bank  pelit  auf  dem  seit 
kunsem  eiugescldagenen  Weg  weiter,  indem  sie  unter  Lösung  dm  Kom- 
DindttrerfailtDiBfleB  dnen  grofsen  Teil  der  Aktiven  von  Warschauer  ä  Co. 
Sbemimmt;  gleichzeitig  erln.fit  sie  ihr  Kapital.  Eine  Heihc  weiterer  Vor- 
I^BgB  Aiioli<£er  Art  bedart  keiner  besonderen  Erwähnung. 
FQnohvmg^n  XXIV  2  (112).  -  J  e  i  d  e  1 ».  5 


Digitized  by  Google 


66 


XXIV  2 


1856  24  Mill.  Mk.,  1904  45  Mill.  Mk.  Kapital;  dabei  ist  die 
Mitteldeutsche  Kreditbank  qualitativ  ein  unbestritten  erst- 
klassiges Institut,  dns  auch  der  Industrie  dauernd  gute  Dienste 
leistet,  eine  ausschlaggebende  JSteliung  hat  sie  aber  auf  dem 
Kapitalüiarkt  ebenso  wenig  wie  in  den  grofsen  industriellen 
Oruppenbildungen.  Eine  gewisse  Willkür  in  der  Auswahl 
wira  vielleicht  insofern  nicht  zu  leugnen  sein,  als  die  National- 
bank trotz  ihrer  1)0  Mill.  Mk.  Kapital  nicht  unter  die  Grofs- 
banken  gezählt  ist^  in  den  Jahren  der  letzten  Hochkonjunktur 
wäre  diese  Ausschefdung  wahrscheinlich  unrichtig  gewesen, 
darch  die  passive  Haitang  des  Instituts  in  der  Zeit,  als  die 
grOfseren  Berliner  Banken  ihre  entsch^deoden  Erweiterungen 
vorgenommen  haben,  ist  sie  gereehtfertigt. 

Die  Erweiterung  der  sechs  Qrofsbanken  durch  Kapital* 
Vermehrung  ist  nicht  gleichmäfsig  vor  sich  gegangen.  An 
der  Höhe  des  Kapitals  gemessen,  haben  sie  dadurch  öfters  die 
fuhrende  Rolle  getauscht^  es  betrug  nämlich  das  Aktien- 
kapital in  Millionen  Mark: 


Im  Grön- 

1880  1 

1885 

1890 

1895 

1900 

1904 

doogeyahr 

(Ende) 

(Mitte) 

Deutacbe  Bank  .  .  . 

15  (1870) 

45 

60 

75 

100 

150 

180 

Diskontoaesellsdiall 

Dsmstädter  Bank  . 

90  (1856) 

60 

60 

75 

115 

ISO 

170 

17,1  (1853) 

60 

60 

80 

80 

105 

132 

Prefldnnr  Bank     .  . 

d,6  (1072) 

15 

ae 

60 

85 

lao 

160 

iSchaaÖ  bauseu^cher 

BankvBfeiD  •  •  . 
Berliner  UaiidelBge> 

15,6  (1848) 

36 

36 

36 

60 

100 

125 

45  (1856) 

äO 

ao 

50 

80 

90 

1  100 

Vor  allem  in  den  leisten  Jahren  hat  der  WetÜauf  der 
Banken  mehrfach  wechselnde  Bilder  gezeigt:  1902  hatte  die 
Darmstttdter  Bank  ihr  Kapital  auf  132  Mill.  Mk  erhöht,  die 
Deutsche  Bank  im  selben  Jahr  auf  160  Mill.  Mk.,  Ende  1003 
entstand  dann  die  Interessengemeinschaft  Dresdner  Bank- 
SchaafFhausen scher  Bankverein  mit  einer  Kapitalmacht  von 
230  Mill.  Mk.  Nachdem  schon  1903  die  Handelsgesellschaft 
die  hundertste  Million  erreicht,  erhöhte  Anfang  1004  die 
Diskontogesellschaft  ihr  Kapital  von  150  auf  17'»  Mill.  Mk. ; 
die  Deutsche  Bank  folgte  sodann  mit  einer  gleichen  Ver- 
gröiserung  auf  180  Mill.  Mk.,  wurde  aber  alsbald  von  dem 
Konzern  Dresdner  :SchaaÜ  hausen  überholt,  der  nun  285  Mill.  Mk. 
Aktienkapital  besitzt. 

Da.s  Entscheidende  an  der  Kaj)ital\  criiiLlirung  bleibt  aber 
ihr  Zvveck.  Sic  kann  der  einfachen  Erweiterung  des  Ge- 
schäftsbetriebes, im  bisherigen  Rahmen  oder  durch  Ausbildung 
eines  einzelnen  Zweiges»  dienen.  Seit  Mitte  der  90  er  Jahre  — 
die  Zelty  die  uns  wesentlich  interessiert  —  ist  sie  auerst  mehr 
der  aligemeinen  Vergröfserung,  dann  gegen  Ende  und  in  der 
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mten  Zeit  nach  der  Hochkonjunktar  Tielfofch  dem  BedttrfniSy 
flttoaige  Mittel  su  bekommen,  dann  auch  spesiellen  Zwecken, 
besonders  der  Enreitemng  des  KoDtokorrenteeschftlts  gewidmet. 

Häufiger  soll  —  aaeh  wieder  vornehmlich  seit  den  90  er 
Jahren  —  die  KapitalyermehruDg  nur  ein  Mittel  ftlr  die  Aus- 
dehnung in  der  zweiten  Richtung  sein,  fUr  die  breite  örtliche 
Verzweigung.  Auch  hier  haben  die  Grofsbanken  verschiedene 
Systeme  befolgt,  ihr  besonderes  System  wieder  von  Zeit  zu 
Zeit  geändert.  Xumentlich  seit  Anfang  der  i>Oer  Jahre  — 
raan  kann  das  Jalir  lS9'i,  wo  die  Dresdn<'r  Rank  die  Aiigio- 
deutsche  Bank  in  Hamburg  aufnahm,  als  d<  ii  Ausgangspunkt 
ansehen  —  sind  die  einzelnen  Grofsbanktui  allmählich  zu 
festen  Grundfnrmen  der  äufseren  Organisation  gekommen. 
Während  die  fünf  giuikten  Banken  prinzipiell  ein  weites  Netz 
von  Zweigstellen  vorziehen,  hält  die  Berliner  Handelsgesell- 
schaft mit  Ausdauer  und  Erfolg  an  strenger  Zentralisation 
fest;  die  Kommandttbeteiligung  bei  der  Berliner  Firma 
fireest  &  Gelpcke  konnte  nicht  als  Abgehen  von  diesem 
Grundsatz  betrachtet  werden«  auch  sie  ist  aber  1901  der 
völligen  Verschmelzung  gewichen.  Es  wurde  schon  gesagt^ 
dafs  die  besondere  Art  der  industriellen  Kundschaft,  in  der  sich 
mehrere  grofse,  zugleich  weitverzweigte  und  in  ihrer  Leitung 
zentralisierte  Unternehmungen  (Allg.  Elektr.  Ges.,  Lenz  &  Co., 
Em.  Friedl.lnder  n.  a.)  befinden,  das  System  dieses  Instituts 
teilweise  zu  erklären  vermag.  Aber  auch  bei  der  Berliner 
Handelsgesellschaft  ist  oinf  gewisse  Unzufriedenheit  mit  der 
rein  zentralistischen  Form  nielit  zu  verkennen.  Eine  Schwierig- 
keit, die  auch  bei  der  Diskontoges(dlsehaft  lange  in  zentra- 
listischem  Sinn  gewirkt  hat,  liegt  in  der  rechtlichen  Form 
der  Kommanditgesellschaft  aut'  Aktien,  doch  wird  man  diesen 
Punkt  nicht  Uberschätzen  dürfen. 

Alle  anderen  Grofsbanken  yerfolgen  das  Prinzip  der 
Besentralisation,  von  dem  Orundsata  ausgehend,  dafs  sie 
durch  eine  weite  Venweigung  am  festesten  im  Wirtschafts- 
leben, in  der  Industrie  Wurzel  fassen  können.  Dabei  sind 
verschiedene  Systeme  möglich:  1.  die  Gründung  von  Filialen 
oder  auch  nur  von  Depositen kassen,  2.  die  kommanditarische 
Beteiligung  an  Privatfirmen,  3.  die  Angliederung  von  Provina- 
banken;  als  4.  kann  man  die  Gründung  besonderer  Industrie- 
Gesellschaften  —  der  sog.  Trustgesellschafton  —  hierhin 
rechnen.  Filialen  und  Kommanditen  sind  schon  von  der 
Gründung  unserer  Grolsljanken  an  eine  gebräuchliche  Form, 
die  Angliederung  von  Provinzbankon  in  der  verschiedensten 
Art  ist  hauptsiichlich  neueren  Datums.  Was  sich  a  j)riori 
ftr  und  gegen  Filialen  und  Kommanditen  sagen  liifst  und 
teilweise  durch  die  Ertaln  uug  bestätigt  wurde,  ist  in  der 
Alteren  ßankliteratur  z.  T.  schon  für  die  Notenbanken  ge- 
nügend aufgekiftrt   Fttr  die  Stellung  der  modernen  Kredit- 
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banken  zur  Frage  der  Filialgründung  sind  drei  Tatsachen 
wichtig.  Krs^tons:  dafs  die  Provinzbanken  relativ,  vielfach 
absolut  mehr  Filialen  haben  als  die  Berliner  Grofsbanken. 
Die  Bergisch-Mävkiöche  Bank  hatte  1002  zehn,  die  Klieini.sclie 
Diskontogesellschat't  vier,  die  Niederrheinische  Kreditanstalt 
in  Krefeld  zwölf,  der  Barmer  Bankverein  sechs,  der  Schlesisclic 
Bankverein  acht,  die  Oberrheinische  Bank  neun  Filialen,  ab- 
gesehen von  den  Kommanditen ;  die  Dresdner  Bank ,  das 
berliner  Institut  mit  dem  gröl^ten  Filialnetz,  besitst,  wenn  man 
die  Depositenkassen  mitrechnet,  nur  13  Filialen,  der  Schaaff- 
hansensdie  Bankverein  ist  erst  in  den  letzten  Jahren  dazu 
ttbergegangen ,  neben  seiner  Berliner  Filiale  Zweigstellen  in 
E^sen  und  Düsseldorf  zu  errichten.  Daraus  geht  hervor,  dafis 
fUr  Provinzbanken,  die  ihre  naturgemäfs  über  ein  enges  Ge- 
biet zerstreuten  Zweigniederlassungen  besser  überwachen 
können,  diese  Form  der  Ausdehnung  geeigneter  'ni  als  für  | 
Grofsbanken,  die  oft  nur  unter  Opferung  einer  straffen  Or- 
ganisation wirklich  leistungsfähige  Filialen  zu  gründen  im- 
stande sind.  Bei  Filialen  einer  Grofshank  ist  immer  die  Ge- 
fahr vorhanden  ,  dafs  sie  entweder  eine  wirklich  planvolle, 
energische  Bearbeitung  ihres  Landesteils  vornehmen,  dadurch 
aber  sich  von  der  Zentralleitung  der  Bank  notwendig  enian/,i- 
pieren,  während  sie  doch  alles  Kisiko  ihrer  speziellen  Ge- 
schäftsführung der  ganzen  Bank  zugleich  aufladen;  oder  sie 
bleiben  in  enger  Abhängigkeit  von  den  Leitern  der  Zentrale 
und  verlieren  dadurch  die  Fähigkeit,  in  ihrem  örtlichen 
Wirkungskreis  tiefere  Wurzel  zu  schlagen.  Beide  Wirkungen 
sind  tatsächlich  eingetreten  und  erklären  die  zwei  anderen 
Eigentümlichkeiten  der  deutseben  Grofsbanken  bei  ihren  Filial- 
grttndungen.     Die  ekie  ist  di    Versehiebuog  des  Schwer- 

Sunktes  der  Bank  auf  eine  Filiale:  die  Darmstädter  Bank, 
ie  Dresdner  Bank  und  der  Schaaffhausensche  Bankverein 
haben  diese  Entwicklung  durchgemacht,  je  nach  der  Zeit  und 
Vollständi^^keit  mit  anderem  Resultat.  JJie  Darmstädter  Bank. 
1853  in  einer  Kjioclie  j^e<j:rrnulet ,  als  das  österreicliiseh- 
ung:arisc}ie  und  süddeutseh''  AnleihegeHchaft  eine  Hauptr<dle 
spielte,  das  Haus  Kothsehiltl  noch  seine  Stellung  als  erstes,  fast 
alleiniges  grofses  Geldinstitut  behauptete,  und  es  weder  durch 
die  Konzentration  in  Industrie  und  Handel  noch  durch  die 
politische  Gestaltung  zu  der  überragenden  Bedeutung  Berliuö 
gekommen  war,  hatte  sich  20  Jahre  lang  von  Darmstadt  aus 
ein  in  Süddeutschland  gipfelndes  Tätigkeitsgebiet  geschaffen. 
Nach  der  Gründung  des  Reiches  errichtet  sie  in  Berlin  eine 
Filiale.  Diese  wird  immer  wichtiger  und  damit  selbständiger, 
da  aber  die  beste  Kundschaft  der  Bank  weiter  in  Sttd- 
deutschland  liegt ,  kann  sie  zur  wirklichen  Zentrale  nicht 
werden.  Das  Ergebnis  ist  eine  Zersplitterung  der  Bank- 
leitung, die  sich  auch  formell  in  den  IStatuten  dokumentiert 
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und  die  Leietongsf^gkeit  der  Bank  gerade  in  ihrem  Ver- 
httltnis  9sar  Indastrie  etwas  geschwächt  hat.  Die  VerluBte 
der  Bank  in  der  Zeit  der  Krise  and  namentlich  der  Charakter 
ihrer  Ursachen  bestätigt  das  ebenso  sehr  wie  der  Jüngst  er- 
folgte Ubergang  zu  einem  mehr  in  Berlin  zentralisierten  and 
in  der  Forin  der  Verbindung  mit  selbständigen  Provinzbanken  — 
Breslauer  Diskontobank,  Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe 
(li»o-J),  Nord  westdeutsche  Bank  in  Bremen  (1908)  —  dezen- 
tralisierten System.  Anders  bei  der  Dresdner  Bank.  Von 
vornheroin  1872  als  norddeutsches  Institut  (als  Nachfolgerin 
einer  siulisischen  Privatfirma)  gegründet,  verlegt  sie  seit  Er- 
richtung der  Berliner  Filiale  18^1  ihren  Schwerpunkt  ottiziell 
nach  Berlin  und  hat,  wenn  der  Kern  ihrer  regulären  in- 
dn^^triellen  Kund>;chaft  auch  in  Sachsen  bleibt,  diese«  Ziel  so 
konsequent  verfolgt,  dafs  heute  —  nach  einem  Comniuniqu«^ 
der  Bank  von  1901  —  nicht  mehr  als  Vs  ihrer  Gelder  in 
Sachsen  arbeitet.  Beim  SchaafFhausenschen  Bankverein  schliefs- 
lieh  wurde  1891  der  Versuch  gemacht,  durch  eine  Filiale  in 
Berlin  su  einem  Berliner  Bankhaus  su  werden;  die  Leitung 
blieb  aber  nicht  nur  formell,  sondern  tatsächlich  in  Köln,  und 
dafs  die  Filiale  ihren  Zweck  nicht  gentigend  erreichte ,  mag 
einer  der  Grttnde  für  den  Zusammenschlufs  mit  der  Dresdner 
Bank  L''  ^vesen  sein,  die  nun  wie  die  internationalen  so  auch 
viele  Berliner  Geschäfte  des  Bankvereins  besorgen  kann.  — 

Als  dritte  Tatsache  selilicfslich ,  die  für  die  Stellung  der 
rTror^bfinkfM.  :^nr  Filialenfrage  bezeichnend  ist,  füllt  auf,  dafs 
(Ii*"  allermeisten  Zweigniederlassungen  der  Grofshanken ,  so- 
weit öie  nicht  Depositenkaasen  sind,  ilire  Fntstehnng  der  Auf- 
nahme eines  fremden  Bankliaurfes  verdanlcen.  Nur  drei  in- 
ländische Filialen  der  Dresdner  Bank  scheinen  selbständig 
errichtet  zu  sein:  Zwickau,  Chemnitz  und  Mannheim,  da^^egen 
sind  die  Hamburger,  Bremer  und  Bückeburger  Filialen  als 
Nachfolgerinnen  von  Aktienbanken ,  die  in  Hannover,  Nürn- 
berg und  Fttrth  unter  Übernahme  von  Privatfirmen  entstanden^ 
während  die  Niederlassungen  in  Detmold,  Altona  und  Lübeck 
nur  Depositenkassen  sind.  Nur  die  Deutsche  Bank  hat  ihre 
meisten  Filialen  selbständig  gegründet;  die  Niederlassungen  in 
Hamburg  und  Bremen,  die  gleich  nach  der  Gründung  erfolgten, 
waren  eine  notwendifie  Voraussetzung  für  die  Vcrmittelung 
des  internationalen  Zahlungsverkehrs ,  dem  sich  die  Bank  im 
Anfang  ausschliefslich  widmen  wollte.  ISSO  wurde  dann  in 
Frankfurt  eine  Filiale  ei  richtet,  1892  in  Miinchen.  In  Sachsen 
begann  die  Deutsche  Bank  d.agegen  bezeichnenderweise  mit  einer 
Depositenkasse  (Dresden  1^9(»),  die  erst  nach  Übernahme  der 
angesehenen  Dresdner  Firuia  Mentz,  Blochmann  &  Co.  19<)1 
in  eine  Filiale  umgewandelt  wurde.  Am  deutlichsten  zeigt 
sich  die  Abneigung  gegen  spontane  1  ilialgriindungen  bei  der 
Dibkoutogesellschaft;   ihre  erste  Zweigniederlassung  (Frank- 
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fiarl  a.  M.  1901)  knüpfte  sich  an  die  Liquidation  des  Hansea 
RothBcliild,  in  Bremen  (1904)  entstand  die  Filiale  unter  Auf- 
nahme der  altbewährten  Firma  Schultze  &  Wolde.  Aus  dem 
Verhalten  der  Grofsbanken  geht  hervor,  dafs  eine  Filiale» 
namentlich  eine  in  der  Provinz,  in  der  Regel  nur  dann  ge- 
' eignet  ist,  in  dem  Gcschuftsleben  einor  r4egend  festen  Fnfs 
zu  fassen,  wenn  sie  vor^  finem  schon  lange  bestehenden  Haus 
eine  gute  Kundschaft  übernimmt. 

Wie  die  Filiale,  so  scheint  nach  den  Erfahrungen  und  der 
Taktik  der  Grofsbanken  auch  die  k  o  m m  a  n  d  i  t  a  r  i  s  c  h  e 
Beteiligung  heute  nicht  die  vollkommenste  Ausdehnungs- 
form zu  sein.  Systematisch  ausgebaut  ist  sie  nuv  bei  der 
Darmstädter  Bank,  die  schon  1856  mit  dieser  Art  der  Be- 
teiligung durch  die  siemlich  früh  wieder  gelöste  Komnumdi- 
tiemng  von  Jul.  BleicbrOder  in  Berlin  begann  und  heute 
neben  zwei  ausländischen  sieben  inländische  Kommanditen 
hat.  Die  sahlreicheren  süddeutschen  stammen  schon  aus  der 
irllhesten  Zeit  der  Bank  und  waren  und  sind  wohl  darin  be- 
gründe^ dafs  gerade  für  das  kleine  Kundengeschäft,  die  kleine 
und  mittlere  Industrie,  wie  sie  in  Süddeutsch land  auch  heute 
noch  vorherrscht,  die  enge  Berührung  des  Bankiers  mit  den 
Kunden  wünschenswert  ist.  Die  norddeutschen  Kommanditen, 
besonders  dif^  von  20  Millionen  (seit  18U8)  bei  Warschauer  &  Co. 
in  Berlin,  haben  wohl  mehr  den  Zweck,  mit  eiiiHursreichen 
Privatfirmen,  die  ihre  Selbständigkeit  nicht  aufzugeben  ge- 
denken, in  enge  Beziehung  zu  treten.  Von  den  anderen 
Banken  hatte  der  Scliaali  iiausensche  Bankverein  von  der 
Küuimaüditierung  als  Ersatz  von  Filialen  Gebrauch  gemacht. 
Er  ist  bei  einer  Dresdner  Firma  (Phil.  Elimeyer)  kommandi- 
tarisch  beteiligt,  die  seit  seiner  Verbindung  mit  der  Dresdner 
Bank  an  Bedeutung  tllr  ihn  yerloren  hat;  er  war  es  aufser- 
dem  bis  1902  bei  der  Firma  Hamburger  &  Oo.  in  Kattowits; 
ihr  Zusammenbruch  mit  dem  bekannten  Ruin  der  Reederei 
vereinigter  Schiffer  in  Breslau  und  der  dem  Bankverein  daraus 
entstehende  Verlust  ist  charakteristisch  für  das  Wesen  jeder 
Kommanditbeteiligung.  Neben  dem  Vorteil,  dafs  im  Gegensatz 
zur  Filiale  das  Risiko  nur  ein  beschränktes  ist,  steht  als 
Nachteil  vom  Gesichtspunkt  der  Beziehungen  zur  Industrie 
der  verhältnismäfsig  geringe  Eintlufö,  den  rlio  Komnianditierung 
ant  die  Firma  gewährt.  Man  hat  bei  eiucm  privaten  Bank- 
haus nicht  wie  bei  der  Aktiengesellschaft  die  Möglichkeit, 
durch  die  Stimmeuzahl  einen  entscheidenden  Kiutiuls  auf  die 
Verwaltung  zu  üben.  Darauf  kommt  es  aber  gerade  dann 
an,  wenn  die  Bank  eine  planvolle  Industriepolitik  üben  will, 
und  es  spricht  viel  für  die  Vermutung,  dafs  gerade  aus  diesem 
Grande  unsere  Qrofsbanken  bis  auf  eine  heute  höchstens  noch 
Älr  das  Ausland  —  wovon  noch  au  sprechen  sein  wird  —  das 
System  der  Kommanditierung  beibehalten,  —  um  so  mehr, 
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ab  atieh  die  Damutidter  Bank*  aait  swei  Jahren  mit  ihm 
wenigateiiB  ab  hauptBÜchlicher  Auadehnungsfonn  gebrochen 
hat  Bei  mittleren  und  Prorinsbanken  —  z,  B,  der  Bergisch* 
Märkischen  und  der  Allgemeinen  Deutschen  Kreditanstalt  mit 
je  drei,  der  Rheinischen  Diskontogesellachaft  und  der  Mittel- 
deutschen Kreditbank  mit  je  zwei  Kommanditen  usw.  —  hat 
daa  System  eine  gewisse  Verbreitung. 

Als  eigentlich  typisches  Mittel  der  Expansion  ist  bei  den 
deutschen  OrofsbariKen  seit  etwa  zehn  Jahren  die  An- 
giiedfMiing  von  F  r  o  v  i  n  z  b  a  n  k  e  ii  in  Anwrmdunp;  ge- 
kommen. Der  wesentliche  Unterschied  gegt  nüher  den  Kom- 
manditen —  und  mit  Ausnahme  von  drei  Zweigniederlassungen 
der  Dresdner  Bank  «iuch  gegenüber  den  Filialen,  die  aus 
ubeiiioramenen  Bankgescliät'ten  herrühren  —  ist  der,  dafs  es 
sich  bei  diesen  in  der  liegel  um  l^rivaLliruieii,  und  zwar  meist 
um  kleinere  I  bei  den  nach  dem  neuen  System  angegliederten 
ProTinsbanken  um  Aktienbanken  von  meist  beMchlüchem 
Um&ng  handelt,  —  Banken^  die  schon  ihrerseits  eine  llingere 
Qe^chichte  der  Expansion  und  Konaentration  hinter  sich 
haben.  Freilich  sinn  gewisse  Fälle  ähnlicher  Ausdehnnngsform 
durch  Beziehungen  zu  selbständigen  Banken  auch  aus  der 
älteren  Zeit  der  Grolsbanken  bekannt,  namentlich  die  GrttnduAg 
der  Frovinzial-Diskontogesellschaft  seitens  der  DiskontogeselP 
Schaft,  die  in  der  Provinz  die  gleiche  gewerbefördernde  Tätig- 
keit wie  das  Mutterinstitut  und  parallel  mit  dieser  entfalten 
«sollte,  ferner  die  etwa  zwei  Jahrzehnte  lang  geübte  Politik 
der  Beteiligung  an  Aktienbanken  seitens  der  Darmstädter 
Bank.  Die  Provinzial-l)isküiitope8ellschaft  ^  wurde  1871  mit 
10  Mill,  Mk.  Kapital  und  dem  Sitz  in  Berlin  gegründet  und 
sollte  im  In-  und  Ausland,  vor  allem  an  allen  wichtigen 
Plätzen  Deutschlands  Filialen,  Agenturen,  Konunanditeu  nach 
dem  Muster  der  Diskontogesellschaft  errichten.  Hannover, 
Hamebiy  Bemhurg,  Straisburg,  Hamburgi  Duisburg,  Braun- 
achweig,  Halle  und  Ludwigshafen  wurden  auch  abbidd  in  den 
Bereich  ihrer  Tätigkeit  geaogen;  u.  a.  wurde  das  Bankhaus 
Theodor  BOninger  &  Söhne  in  Duisburg  in  eine  Zweigstelle 
verwandelt,  an  dem  Halleschen  Bankverein  in  Halle  eine  feste 
Beteiligung  genommen.  Von  bleibender  Bedeutung  wurde  die 
Gründung  der  Bergisch-Märkischen  Bank  in  Elberfeld  und 
der  Aacliener  —  der  späteren  Rheinischen  —  Diskontogesell- 
schaft, die  beide  zun.lchst  in  ein  sehr  enges  Verhältnis  zur 
Provinsiai-Diskontogeseilschaft  traten.    Die  Gefahr  lag  von 


'  Schon  \Sl-> — sank  (Model  S.  75)  die  kommaiulitHriache  IJe- 
teiüguog  der  Darmstadter  Buuk  langsam  von  13  auf  9  Mill.  Mk.  Ihre 
starke  ErhlÄintig  in  den  90  er  Jabreo  ist  weseutlich  dem  einen  Bankhaus 
Warschauer  &  Co.  znzuscbreiben.  Aneh  dioe  Verbindang  löhrte  Ende 
1904  zur  völligen  Aufnahme. 

*  Nach  der  Festschrift  der  I)iskoutoge8elkchaft  S.  2(K>  ü'. 
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vornherein  in  dvi-  uberra.selien  Ausbreitang  uüd  der  Uiiniöglieh- 
keit,  die  sämtlichen  Zweigstellen  gonü<yend  zu  überwachen, 
besonders  in  einer  Zeit  des  bchwindelhutten  Aufschwungs  wie 
damals.    Gleichzeitig  ging  die  Darmstädter  Bank^  von  dem 
System  der  aussehliefslicheii  Kommanditierung  dazu  ttber^  sich 
an  bestehenden  Banken  dnrch  Aktienbesitz  zu  beteiligen  oder 
solche  zu  grttnden;  so  schuf  sie  sich  vor  allem  im  Ausland, 
in  Holland  und  Ungarn,  Verbindungen,  die  sie  zum  Teil  — 
z.  B.  mit  der  Amsterdamer  Bank  —  noch  jetzt  besitzt*^  von 
den  inländischen  Bankgründungen  steht  ihr  die  1881  von  ihr 
in  Stuttgart  errichtete  Württembergische  Bankanstalt  bis  heute 
nahe.     Die   Provinzial  -  Diskontogesellschaft    stand    auf  zu 
schwaclioii   Füfsen   und   j^ing  1^7^^,    sieben  Jahre   nach  der 
Grimdung,  wieder  ein     -  Inzeichneud  sind  die  Worte  i!i  der 
Festschrift   der   Di.skontogeöcllschaft  (S.  208):   „Der  Crund- 
gedanke   i«t  in   neuerer  Zeit  wieder  aufgenommen   w  uden, 
wenn  auch  in  anderer  Form"  —    und  für  die  Darmstädter 
Bank  bedeuteten   ihre  Aktienbeteiligungen   ho  schwankende 
Erträge,  mitunter   auch  Verluste,    dafs   die  Kapitalanlage 
bei  Aktienbanken  ron  1875—1889'  von  9  auf  3  MilL  IDk. 
herunterging;  seit  1890  hM  das  besondere  Konto  dieser  Be- 
teiligungen im  Qesch&ftsbericht  ganz  auf.  Charakteristisch 
fUr  diese  älteren  Versuche  ist  ein  doppeltes:  erstens,  dafs  es 
sich   hauptsächlich  um  Neugrttndungen  handelte,  nicht  um 
bereits  in  selbständigem  Wachstum  gekräftigte  Provinzbanken, 
die  dann  mit  ihrem  ganzen  Kundenkreis  unter  die  Leitung 
der  Grofsbank  kommen,  und  zweitens,  dafs  es  den  Grofs- 
banken  an  dem  Plan  der  Eroberung  ganz  bestimmter  Wirt- 
schaft sc:  Inete   fehlte.     Diese   bewul'ste  Taktik   in    der  An- 
gliederung  von  Proviuzbanken  beherrscht  dagegen  gerade  die 
letzten  ztjiin  Jahre. 

Man  kann  drei  verschiedene  Formen  solcher  Angliederung 
erkennen:  1.  die  völlige  Aufnahme  von  Provinzbanken,  deren 
Auflösung  und  Ersatz  durch  Filialen  der  Grofsbank.  Es  ist 
das  System,  mit  dem  1802  dicnDresdne^^Kahk^dürch  Auf- 
nahme der  Anglodeutschcn  Bank  in  Hamburg  (12,3  Mill.  Mk. 
Kapital)  das  Aufsaugen  von  Provinzbanken  ttberhaupt  er- 


seit  einigen  Jahren  begleitet  von  dem  anderen  der  blofsen 
Beteiligung.  1895  wurde  die  Bremer  Bank  (20  Mill.  Mk. 
Kapital)  erworben  und  in  eine  Filiale  verwandelt,  \S\}9  traf 
dasselbe  Schicksal  die  Nicderslielisische  Bank  (0  Mill.  Mk. 
Kapital)  in  Bückeburg,  UM)4  schliefslich  die  Deutsche  Ge- 
nossenschaftsbank, Soergel  Parisius  &  Cn,  (:',n  Mill  Mk.  Kapital), 
die  man  wegen  des  Wertes  gerade  ihrer  Frankfurter  Filiale 


'  S.  darüber  Model  a.  a.  O.  S.  75,  76. 
S.  Model  a.  a.  Ü.  6.  75. 
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t'tir  die  Dresdner  Biink  liierlierzählen  kann,  obwohl  sie  ein 
Berliner  Ikuikhaus,  kern  Provinzinstitut  ist.  Keuerdings  ist  — 
wohl  unter  dem  Kmiiulö  der  Dresdner  liaiik  —  auch  der 
Schaaffhausensche  Bankverein  zu  diesem  System  übergegangen 
und  nimmt  1904  die  Niederrheinische  Kreditanstalt  Peters  &  Co» 
in  Krefeld  (21  Mill.  Mk.  Kapital)  und  die  Westdeutsche  Bank, 
Bonn  (9  MiU.  Mk.  Kapital)  auf.  Bei  den  ersten  Fusionen 
dieser  Art  hat  gewifs  der  finanzielle  Vorteil  beim  Erwerb  von 
Bank  11  mit  niedrigem  Kursstand  der  Aktien  gewichtig  für 
diese  Form  gesprochen,  heute  spielt  aber  wohl  der  Wunsch 
strafferer  Zentralisation  die  Hauptrolle. 

2.  Die  zweite  Angliederungsform  hat  konsequent  die 
Deutsche  Bank,  nur  zeitweise  die  Diskontogesellschaft  und  die 
Darmstädter  Bank  angewendet:  den  vollständigen  oder  nahe- 
zu vollständigen  Besitz  der  Aktien  einer  Provinzbank,  die  aber 
tVjrm<^ll  und  bis  zu  einem  gtnvissen  Grade  auch  materiell  ihre 
SeibbUiudigkeit  behält.  Kinget'iihrt  wurde  dieses  System  durch 
die  Diskontogesidlschaft ,  als  lbil»r)  laut  Generalversammlungs- 
bcschlulb  die  Norddeutj»che  Bank  in  Hamburg  mit  allen 
Aktiven  und  Passiven  an  die  Diskontogesellschaft  übertragen 
wurde,  die  alsbald  eine  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  aus 
ihr  machte ;  da  alle  Aktien,  anfangs  40,  seit  1904  50  Mill.  Mk., 
in  ihrer  Hand  sind,  hat  die  Norddeutsche  Bank  fast  ganz  den 
Charakter  einer  Filiale.  Den  nämlichen  Weg,  nur  anders  in 
der  Form,  fUr  die  man,  wie  von  da  ab  in  allen  ähnlichen 
f^Ülen,  den  Aktienumtausch  wählte,  ging  dann  1^97  die 
Deutsche  Bank,  indem  sie  die  Aktien  der  Bergisch-Märkischen 
Bank^  Elberfeld  (54,  25  Mill.  Mk.  Kapital)  und  des  Schlesischen 
Bankvereins,  Breslau  (27  Mill.  Mk.  Kapital).  der  Duis- 

burg-Kuhrorter  Bank  übernahm.  Bei  ihren  anderen  Unterbanken 
in  Essen,  Hannover.  Mannheim,  Siegen  hat  sie  dieses  System 
nicht  vollständig  durchg<'führt,  sondern  sich  mit  einer  aus- 
reichenden Aktienbeteiligung  begnügt.  11)02  folgte  sehliefslieh 
die  Dcirmstädter  Bank  dem  Beispiel  der  Deutschen  Bank:  sie 
übernahm  von  der  Breslauer  Diskontobank  den  gröfsten  Teil 
des  auf  25  Milk  Mk.  herabgesetzten  Aktienkapitals.  —  Warum 
lassen  diese  drei  Orofsbanken  den  Provinzinstituten,  die  sie 
beherrschen  wollen,  ihre  formelle  Selbständigkeit?  Aus  den 
Grttnden,  die  gegen  Filialen  sprechen,  weil  ein  alteingesessenes, 
mit  dem  Gewerbe  seiner  Gegend  in  Freud  und  Leid  seit 
langem  fest  verbundenes  Bankhaus,  dem  nur  im  grofsen  und  in 
gewissen  Einzelfällen  von  der  Grof^bank  Direktiven  gegeben 
werden,  die  Beziehungen  2u  Handel  und  Industrie  im  Interesse 
der  Grofsbank  besser  zu  pflegen  versteht  als  von  oben  ein- 
gesetzte Fi  Ii  al  direkteren.  Man  darf  nicht  vergessen,  eine  wie 
grofse  Rolle  gerarle  in  Industriebezirkt-n  di«^  leitenden  Per-) 
sönlichkeiten  der  Bank  spielen,  wie  sie,  um  ertolgreich  wirken 
zu  können,  seit  Jahren  in  enger,  auch  persönlicher  Berührung 


Digitized  by  Google 


74 


XXIV  2. 


mit  den  Fabrikanten,  Groüshändlern  usw.  stehen  müssen^  wie 
durch  diesen  ganzen  Verkehr  und  diese  ganse  Tätigkeit  ein 
l^pas  von  Bankleitem  herangebildet  wird,  der  sich  fast  nie^ 
auch  trotz  günstiger  finanzieller  Bedingungen,  zu  Filial- 
direktoren machen  läüst.  Hier  liegt  der  entscheidende  Punkt: 
will  man  sich  die  bisherigen  Kräfte  als  Bankleiter  erhalten» 
so  muds  man  ihnen  ihre  bisherige  Selbständigkeit  lassen^  die 
nur  in  den  grofsen  Fragen,  und  auch  da  mehr  durch  Be- 
ratung als  durch  Befehl,  eingeschränkt  wird.  Wer  die  Vor- 
gänge im  rheinisch-westßllischen  Industriegebiet  in  den  letzten 
Jahren  verfolgt  hat,  weifs,  wio  oft  gerade  die  Personenfrage 
in  dem  Ringen  der  an  Kapilalkrat't  im  ganzen  ebenbürtigen 
Bankgruppen  den  Auaschlag  gegeben  hat.  In  der  Tat  sieht 
man  bei  volibtändig  in  der  Großbank  aufgehenden  Inötituten 
i meistens,  dafs  die  Direktoren  —  aufser  den  auch  bisher  un- 
selbständigen Filialdirektoren  —  ganz  zurücktreten  oder,  oft 
aus  blofser  Höflichkeit,  in  den  Aufsichtsrat  der  Grofsbank  ge- 
wählt werden. 

3.  Wo  man  noch  ^röisere  Selbstttndigkeit  der  Provinz^ 
institate  ttkr  angebracht  hält,  ohne  aber  auf  einen  ausschlage 
gebenden  Eiuflufs  auf  sie  verzichten  zu  wollen,  oder  wo  man 
zur  TÖlligen  Beherrschung  einer  Provinzbank  nicht  im  stände 
ist,  aber  sie  langsam  zu  erobern  sucht,  da  wird  man  das  dritte 
System  anwenden:  das  der  loseren  Verbindung,  die  mau  ak 
Freundschafts vorh.'iltnis,  am  besten  wohl  in  der  Banksprache 
dirrcir^^as  Wort  „'nahestehend"  charakterisiert.  Diese  Be- 
ziehungen können  verscliicdene  Formen  haben:  sie  können 
dureh  V' ertraue  sanktioniert  spin ,  in  Aktienbeteiligung,  in 
der  ])( setzuTiij:  einer  oder  mehrerer  Aufaichtsratsstellen  mit 
Direktiünbmitgiie<lrrn  der  Grofsbank  bestehen,  oder  sie 
braiK  hen  auch  nur  auf  gewissen  traditionellen  S>Tnpathien, 
perbünlicheuFreundschaftsverhaltniaseii,  tatsächlich  vorhandenen 
gemeinsamen  Interessen  zu  beruhen  und  können  sich  in  einem 
stillschweigenden  oder  formlos  verabredeten  Zusammenarbeiten 
offenbaren.  Mehrere  dieser  Formen  können  gleichzeitig  neben* 
einander  bestehen:  die  eine  Grofsbank  zieht  diese,  die  andere 
jene  Art  vor,  meist  werden  ein  für  allemal  feststehende 
Grundsätze  dabei  gar  nicht  vorhanden  sein.  Man  macht  sie 
sich  deshalb  am  besten  an  dem  Bild  jeder  einzelnen  Bank- 
geschichte klar. 

Die  Deutsche  Bank  hat  durch  Aktienerwerb  1899  mit 
der  Hannoverschen  und  Oberrheinischen  Rank,  letztere  in 
Mannheim,  11»«)'J  mit  der  K^sencr  Kreditanstalt,  zuletzt  mit 
der  Sif'^ener  Bank  für  Handel  und  G<nverbe  Beziehungen  an- 
gekntiptt,  die,  durch  Vertretung  der  Diutseiien  Hank  in  den 
A utsi eh ts raten  bekräftigt,  so  eng  sind,  dals  man  diese  Banken 
als  vollständig  abhängig  bezeichnen  kann.  Im  Essener  Hank- 
verein ist  die  Bank  durch  einen  ihrer  Direktoren,  der  bei  der 
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Gründung  des  Bankvereins  miteeholfen  hatte  ^  im  Au&ichts- 
rat  vertreten;  der  eigenartige  Charakter  dieses  Instituts  als 
Bankhaus  eines  jener  rheinisch-westfälischen  Zechenbesitzer, 
die  für  unabhängig  von  den  Banken  bekannt  sind,  lAfst  hier 

eine  andere  und  engere  Art  der  Verbindung  nicht  zu.  Ein 
blorset)  Frnundschaftsverhältnis  ist  auch  die  kürzlich  ein- 
geleitete Beziehung  zur  Emdener  Bank  in  Emden. 

Die  Diskontogesellschaft  steht  in  einer  durch  Aktien- 
besitz fundierten  Bezieiumg  zur  Rheinischen  DiskuntogeseU- 
schaft  in  Aachen;  sie  geht  hier  in  der  Bela.saung  der  Selb- 
ständigkeit bei  einem  iiiätitut,  daü  sie  gewissermafsen  als  ihre 
rheinische  Abteilung  betrachtet,  weiter  als  irgend  eine  andere 
Grofsbank.  Da  die  Beteiligung  an  den  sechs  ausländischen 
Banken  und  dem  genannten  Institut  zusammen  nur  ca. 
10  Mill.  Mk.  (1903)  beträgt,  kann  sie  bei  der  Rheinischen 
Diskontogesellschaft  nicht  sehr  grofs  sein.  Obendrein  lehnt 
die  Diskontogesellschaft  es  grundsätzlich  ab,  in  den  Aufsichts- 
rat der  Bank  einzutreten,  —  alles  wohl,  um  ihr  eine  möglichst 
üreie,  nur  durch  den  dahinterstehenden  Namen  der  Diskonto- 
gesellschaft  geschützte  Entwicklung  zu  lassen.  Durch  Aktien- 
besitz und  Anfsiehtsratsstelle  steht  sie  zur  All,c:pnioinen  Deutschen 
Kreditanstalt  In  Leipzig  in  enger  Beziehung;  diese  entstand 
durch  diis  Aufgeiien  des  Rankhauses  Becker  Co.  in  der 
Krv'ditaustalt,  die  für  die  l(i  Mill.  Mk.  Aktien,  mit  denen  die 
Diskontot^esellschaft  bei  Becker  &  Co.  beteiligt  war,  7^/2 Mill.  Mk. 
eigene!  Aktien  gab.  —  Eigenartig  wegen  seiner  Formlosi;::- 
keil  ist  das  vor  wenigen  Monaten  offiziell  verkündigte  neue 
Freundschaftsverhältnis  mit  dem  Barmer  Bankverein  Hins- 
berg, Fischer  &  Co.,  dem  grOfsten  bis  1904  ganz  unabhängigen 
rbefniachen  Bankhaus.  Einen  ähnlichen  Charakter  tragen  die 
Besiehungen  zu  der  alten  Kölner  Finna  Sal.  Oppenheim  jr. 
Gerade  bei  der  Diskontogesellschaft  ist  die  charakteristische 
Wandlung  in  der  Wertschätzung  solcher  Provinzverbindungen 
klar  zu  erkennen.  Sowohl  mit  Sal.  Oppenheim  jr«  wie  mit 
der  Rheinischen  Diskontogesellschaft  und  dem  Barmw  Bank- 
verein stand  sie  schon  früher,  mit  ersterer  Firma  vor,  mit 
letzterer  in  den  70 er  Jahren,  in  Beziehunf^^en',  man  liefs  diese, 
ohne  sie  je  formell  aufzugeben,  in  den  niiclisten  Jahrzehnten 
langsam  verfallen,  um  sie  erst  seit  Ende  der  *>Oer  Jahre 
schrittweise  wieder  zu  erneuern.  Sal.  ()p|)enheira  jr.  soll 
unter  Beteiligung  der  Diskontogesellschaft  in  eine  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  verwandelt  werden. 

Dafs  die  Darmstädter  Bank  bereits  1871  einmal  die 
Aktienbeteiligung  bei  Banken  systematisch  betrieben  hat, 
wurde  schon  erwähnt  Diese  älteren  Beteiligungen  sind  heute 

CS  verschwunden.    Sie  ist  aber  mit  ihrer  wichtigsten  in- 
iischen Bankgrilndung,  der  Wttrttembergischen  Bankanstalt, 
bis  heute  durch  mehrere  Aufsichtsratsstellen  in  enger  Ver- 
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bindung  geblieben.  Ihre  neuen  Beziehungen  zu  Provinz- 
banken,  die  in  der  letzten  Krise  durch  Aofnabme  der  Bank 
von  Sttddeatschland  und  das  erwähnte,  durch  genaue  Vertrflge 
bekräftigte  VerhftUnis  zur  Breslauer  Diskontobank  eHIffnet 
wurden,  sttltsen  sich  auf  Aktienbeteiligung  und  Aufsichtsrats- 
stellen: auf  beides  bei  der  Ostbank  für  Handel  und  GeworT)»*, 
auf  ersteres  allein  bisher  bei  der  Nordwestdeutschen  Bank  in 
Bremen. 

Die  Dresdner  Bank  und  der  Schaaffhausensche  Bank- 
verein schliefslich  haben  neben  anderen  auch  dieses  System 
benutzt.  Sie  sind  iTUoressant  wegen  der  ]^Tann!Lrfaltii;kcit  der 
Methoden,  mit  denen  sie  zu  den  Beziehungen  gekommen  sind. 
Die  Westfäliseh-Lippisrhe  Vereinsbank  h;it  der  Hankvereiii 
19(>U  unter  Verschmelzung  mehrerer  Privatfirmen  gegründet, 
sie  steht  dureh  Aktienbesitz  und  Aufsiehtsratsstellen  ganz 
unter  seinem  Kinllulö.  Sein  Verhältnis  zur  Niederrheinisciien 
Kreditanstalt  beruhte  ebenso  wie  das  der  Dresdner  Bank  zur 
Westdeutschen  Bank  in  Bonn  bis  zur  völligen  Übernahme 
beider  Institute  nur  auf  einem  nicht  grofsen  Aktienbesita. 
Durch  eine  untergeordnete  Aufsichtsratsstelle  und  Aktien- 
erwerb trat  die  Dresdner  Bank  der  Kölnischen  Wechsler-  und 
Kommissionsbank  näher,  und  als  diese  um  die  Wende  des 
Jahres  liMl.'J  in  die  Rheinische  Diskontogesdlschaft  aufging, 
■  bf  rhels  sie  der  Dresdner  Bank  2  MiU.  Mk.  Aktien  der 
Märkischen  Bank  in  Bochum.  Anders  war  das  heute  durch 
eine  Stelle  im  Aufsichtsrat  und  Aktienbesitz  weitergeftUirte 
Verhältnis  zur  Rheinischen  Bank  in  Mülheim  entstanden; 
diese  Bank,  von  dem  bekannten  rheinischen  Spekulanten  Leo 
Hanau  ins  Leben  gerufen,  stand  in  ihren  ersten  Jalircn  (seit 
der  Darmstädter  Bank  nahe,  bis  die  liinlänglich  be- 
kannten Vorgänge  sie  vor  den  Zusammenbruch  stellten:  die 
iSanierungsaktion  der  Dresdner  Bank  hat  die  Rheinische 
Bank  dann  1003  von  dieser  abhängig  gemacht.  In  der  Form 
der  dauernden  Übernahme  neu  auszugebender  Aktien  be- 
teiligte sich  der  Schaaffhausensche  Bankverein  1902  an  der 
Pfillzischen  Bank,  1(K)3  an  der  Mittelrheinischen  Bank  la 
Koblenz,  die  Dresdner  Bank  10u:{  an  der  Oberschlesischen 
Bank  in  Beuthen  und  man  darf  dies  auch  hierher  zählen  — 
1904  an  dem  alten  Bankhaus  JSpeyr  &  Co.  in  Basel,  dessen 
Umwandlung  in  eine  Aktiengesellschaft  sie  durchftihren  half. 

4.  Als  letztes  Mittel  der  Expansion  im  Sinne  örtlicher  Ver- 
zweigung kann  man  schliefslich  noch  die  sog.  „finanziellen 
T  r  u  s  t  ges e  1 1 8  c  Ii  a  t"t  "  tt' '  hctrncliten  ,  wenigstens  soweit  si^ 
unter  dem  ausscidaggeliemlen  KiuHufs  einer  (Jrofsbank  stehen. 
Uber  die  geschäftliche  Eigenart  dieser  Gesellschaften  gegen- 

'  Für  die  deutschen  ÜTiternphinungeii  dieser  Art  ist  der  Ausdruck 
wohl  von  Jörgens  eingeführt  worden. 
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über  anderen  tür  die  iudustne  tätigen  Kreditinstituteu  braucht 
hier  ebensowenig  gesprochen  zu  werden  wie  über  den  charak- 
teristischen,  in  tieferen  Verschiedeiihciten    des  Bankwesen» 
lioider  Länder  begründeten  Unterschied  der   deutschen  und 
englischen  Trustgesellschaften.    Um  sie  als  Werkzeuge  der 
£x|Mui8ion  der  GrofabankeD  m.  würdigen  ^  mofs  man  drei 
Haaptformen  unterscheiden:  1.  Trustgesdlschaften  zur  Orttn- 
dongp  Beherrschung  usw.  von  Unternehmungeo  einer  be- 
stimmten Industrie  des  Inlands  oder  Auslands,  insbesondere 
im  Eisenbahnwesen,  der  Brauerei;  Beispiel:  die  Zentralbank 
für  Eisen  bahn  werte ,  Berlin,  die  Allgemeine  Deutsche  Klein- 
bahngeseUschafty  die  Bank  für  Brauindustrie.    2.  Trustgesdl- 
schaffen ,  von  einer  einzelnen  industriellen  Unternehmung  zu 
dem  Zweck  gegründet,  deren  Tätigkeitsgebiet  durch  Erwerb 
oder  Errichtung  verwandter  Gesellschaften  zu  erweitern:  der 
Fall  der  Kh'ktrizitätsiiidustrie,  in  der  jede  drr  seclis  ^^rolsen 
t Tesellschaftcn   eines   oder  mehrere  solcher   Institute  besitzt; 
die    ElektrizitUtsliet'erungs-   und   die  Aligemeiin'  Lokal-  und 
Strafsenbahngesellschaft  (zur  A.  E.  G.  gehörig)  genügen  als  Bei- 
spiele,   .j.  Griiiulungsgesellschalten  im  eigentlichen  Sinn,  mit 
dem  spekulativen  Zweck  geschaffen,  industrielle  Unternehmungen 
aller  Art  ins  Leben  su  rufen,  zu  erwerben  usw.;  das  ist  der 
T^us  der  Bank  ftlr  Bergbau  und  Industrie,  der  Bank  fUr 
industrielle  Unternehmungen  in  Frankfurt  a.  M.^,  der  A.-G. 
Rlr  Montanindustrie  und  vieler  anderer,  bei  denen  man  sich 
durch  den  Namen,  der  auf  die  Tätigkeit  in  einer  bestimmten 
Industrie  hinweist,  nicht  täuschen  lassen  darf:  an  Effekten 
und  Konsortialbeteili^^ingen  standen  bei  der  A.-G.  für  Montan- 
industrie 1902  solche   bei  montanistischen  Unternehmungen 
mit  Mill.  Mk.,  solche  an  anderen  industriellen  Gesell* 

Schäften  mit  l,4St)  Mill.  Mk.  zu  Buch. 

Die  Brauch l)arkeit  der  'rrustgesellschatt<'n  t'iir  die  Grofs- 
oanken  als  W'erkzeu^^!  der  Expansion  ist  )-•  nacli  ihrem 
Charakter  veröchieden.  Die  zweite  Art .  die  im  Dienst  eines 
<"inzelnen  industriellen  Unternehmens  öteht,  scheidet  natur- 
^eiijäfä  aus:  die  Beziehung  der  Grofsbanken  zu  ihnen  iiillt 
schon  unter  die  Industrietätigkeit  der  Banken,  eine  solche 
Trustgesellschaft  ist  nicht  Organ,  sondern  Kunde  der  Grofs- 
bank.  Die  dritte  Art,  die  eigentliche  Gründungsgesellschaflt, 
ist  fast  immer  yon  spekulativen  Privatbankiers  oder  kleineren 


1  Es  ist  bezeichnend,  au  wie  gmudverscbiedenen  Unterachinuugeu 
«fieses  Institiit  ultimo  Juni  1908  beteiligt  war:  Bayeriicbe  Terminf^esell- 
eebaft,  München.  A,-G.  für  Bahnbau  und  -Betrieb,  Frankfurt  h.  M.; 
Akl^Hmulatoren-  und  Elektrizitätswerke  A.-G.,  Berlin;  Port!andzem»»nt- 
fabrik  Ingelheim  a.  Hb.;  Ferd.  Wagner  A.  G.,  Doublefabrik  und  Estam- 
peiie,  Pforcheim;  Denttche  ElaenbabD-A.-G.t  Frankfurt  a.  M.:  Wtfrttem- 
befgiecbe  Ei.senbAhnge(<ellflchaft.  Stuttgart ;  Braubaus  Easen,  0.  m.  b.  H.,; 
Konsortiani  'i'emüo  Uinheimer  Höbe,  FranJifurt  a.  M. 
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Aktienbanken  ins  Leben  gerufen,  sie  will  die  grofse  Masse 

kleiner  and  mittlerer  Industrieunternehmungen  dem  grofsen 
Kapital  zugänglich  inachen,  ihr  Gewinn  ist  ebenso  spekulativ 
una  unsicher  wie  ihr  Risiko  erheblich;  deshalb  wird  eine 
Grofsbank  sich  im  Anfang  nicht  mit  ihr  identifizieren ,  sie 
höchstens  durch  Kredite  unterstützen.  Man  kann  diesen  Typus 
von  Gesellschaften  dahin  charakterisioreii,  dafs  sie  den  Boden 
ebnen  ffir  die  Grofsbanken ;  sie  ziehen  industrielle  Unter- 
nehmungen m  den  Strudel  des  Kapitalmarkts  hinein,  aus  dem 
die  Banken  sie  dann  herausfischen.  Ein  Beispiel  dafür,  dafs 
(ine  Bank  TriistgeseÜschaften  in  diesem  Sinn  gründet,  damit 
sie  in  der  Industrie  vorarbeitet,  bietet  die  Bergisch- Markische 
Bank  mit  der  Bergisch-Märkischen  Industriegesellschaft.  Anders 
die  erste  Art,  die  Finanzgesellschaften  Skr  eine  bestimmte 
Industrie.  Sie  dienen  dem  Zweck,  fJSr  ein  einaelnes  Gewerbe 
eine  gesonderte  Kreditoiganisation  za  schaffen,  und  werden 
deshalD  vielfach  von  Groubanken  geschaffen  oder  angegliedert 
So  hat  die  Dresdner  Bank  die  Zentralbank  für  Eisenbahn- 
werte für  deutsche  und  österreichische  Eisenbahnen  gegründet, 
durch  Übernahme  des  Frankfurter  Bankhauses  von  Gr- 
langer  &  Söhne  ist  sie  auch  in  den  Besitz  yon  zwei  Finan* 
Zierungsgesellschaften  ftir  ungarische  Bahnen,  der  Eisenbahn- 
bank und  der  EisenbahnrentPiibfink  in  Frnnkfurt  a.  M.  ge- 
langt. Wie  solche  Trustgesellschat  tr'n  fiir  ein  einzelnes  Gewerbf^, 
von  Privatleuten  und  den  ihre  Geschäfte  führenden  Banken 
ins  Leben  gerufen,  erst  einige  Jahre  ihre  eigenen  Wege  gehen 
und  dann ,  wenn  sie  sieh  etwas  gefestigt  haben ,  unter  die 
Leitung  einer  Grufbbank  kommen,  zeigt  die  Bank  für  lirau- 
industrie:  1899  von  der  Landaugruppc ,  der  Breslauer  Dis- 
kontabank,  der  Anglodeutschen  Bank  in  Wien  und  der 
Bayerischen  Bank  gegründet ,  ist  sie  mit  dem  BresUuer 
Institut  1902  in  die  Gruppe  der  Darmstadter  Bank  flbei^ 
getreten. 

In  den  Trustgesellschaften  verkörpert  sich  zugleich  eine 
besondere  Eichtung  in  der  Entwicklung  der  Grofsbanken. 
Es  war  davon  ausgegangen  worden,  dafs  die  Banken  sich 

nach  drei  Richtungen  auszudehnen  streben:  Erweiterung  des 
Geschnft-'  auf  gleichbleibender  Basis,  nur  zu  gröfserem  Um- 
fang, war  die  erste;  Ausbreitung  durch  weitg(?hende  örtliche 
Verzwci^j-nng  die  zweite.  Neben  dieser  Ausdehnung  in  die 
Breite  kunnnt  dann,  gerade  in  jüngster  Zeit,  auch  eiuf^  solciie 
in  die  Tiefe  vor,  in  dem  Sinne,  dafs  für  bestimmte  Tätigkeits- 
gebiete besondere  Orgauicsationen  geschaffen  und  neue  Ge- 
schäftszweige hinzugenommen  werden.  Dahin  könnte  man  die 
erwähnten  Trustgesellschaften  rechnen,  dahin  gehört  aber 
namentlich  ein  Vorgehen  wie  das  der  Dresdner  Bank,  in  der 
jim^st  die  Genossenschaftsbank,  die  Zentrale  der  deutschen 
Volksbanken  Schulze-DelitKSchsclien  Systems,  aufgegangen  ist 
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Dieser  Schritt  bedeutet  nicht  eine  einfache  Vermehrung  der 

Geldmittel  und  Kunden  der  Dresdner  Bank ,  es  handelt  sich 
dabei  vielmehr  imi  flic  Aufnahme  einen  cranz  neuen  Geschilfts- 
zweiges,  bei  dem  die  Kunden  Kleinhändler  und  Kiemgewerbe- 
treibende sind,  die  genossenschaftlich  organisiert  andere  Kredit- 
bedtlrfnisse  haben ,  als  eine  moderne  EfFektenbank  wie  die 
Dresdner  Bank  von  ihrem  gewerblichen  Kundenkreis  gewohnt 
ist.  Wenn  die  Dresdner  Bank  die  übernommenen  Institute 
(Frankfurt  a.  M.  und  Berlin)  als  besondere  Qenossenschafts- 
Abteilungen  bestehen  lAfst,  sogar  solche  neu  gründen  will  und 
irenn  sie  sich  gleichseitig  ein  Bankhaus  (yon  Erlanger  &  SOhne 
in  Frankfurt  a.  M,)  angliedert,  dessen  Hanptitiirke  in  den  auf 
iM)—70  Mill.  Mk.  angeschlagenen  Bardepositen  der  mit  ihm 
verbundenen  Depositenbanken^  liegt:  dann  bedeutet  das  die 
zielbewufste  Aufnahme  neuer  Tätigkeitsgebiete  und  eine  neue 
von  der  örtlichen  Ausbreitung  verschiedene  Methode  der  Ex- 
pansion. Unter  ähnlichem  Gesichtspunkt  ist  die  seit  1900 
planvoll  eingeleitete  Gründung  von  Depositenkassen  der  Darm- 
stlidter  Bank  in  Mecklenburg  und  Pommern  zu  betrachten,  die 
ihren  Charakter  I9i»-  darin  offenbarte,  dafs  die  Bank  im  Verein 
mit  ihrer  (liistrower  Niederlassung  „zur  Erleichterung  des 
Warenverkehrs  der  Kundschaft"  das  Mecklenburger  Kom- 
haus,  G.  m.  b.  H.,  ins  Leben  rief. 

Obenchant  man  Richtung  und  Formen  der  Expansion 
bei  den  deutschen  Grofsbanken,  so  findet  man  bei  wesent- 
licher Übereinstimmung  in  den  Cfrundzügen  doch  im  einaelnen 
so  ^el  Verschiedenheit  in  den  Formen  der  Organisation,  dafs 
es  gut  ist,  das  System  der  sechs  Grofsbanken  kurs  susammen- 
fiBsend  zu  charakterisieren: 

1.  Deutsche  Bank:  Anfangs  Gründung  von  Filialen  und 
Depositenkassen,  die  nicht  auf  übernommener  Kundschaft 
fiim)auen  können,  sondern  aus  eichener  Kraft  das-  Ffld  er- 
oli^Ti]  müssen.  ]>ns  Jahr1H^>7  brinLCl  das  8vstem  der  engsten 
Angliederung  mächtiger  Provinzbankeii  durch  freiwilligen 
Aktien  Umtausch  unter  Belassung  der  formellen  Selbständigkeit 
(Typus:  Bergisch-Märkische  Bank),  das  bis  heute  angewandt 
wird,  aber  ergänzt  durch  Verbindung  mit  weiteren  Provinz- 
banken  durch  ausschlaggebenden  Aktienbesitz  (Typus:  iian- 


^  Es  sind  dies  nach  der  Frankfurter  Zeitung  vom  15.  Mai  1904  die 
Oldenbargische  Landeebank  mit  5  Filialen  und  43  Agenturen;  die 
Mecklenburgische  Bmak  in  Sehwerfai  mit  1  Filiale,  41  Agenturen  and 
2  affilierten  Banken,  nämlich  der  Rostocker  Gewerbebank  mit  11  und  der 
Netivor]>ommer8chen  Spar-  und  Kreditbank  in  Stralsund  mit  8  Agenturen ; 
die  i^aud^rät  iich  Hessische  Landesbauk  in  Uomburg  v.  d.  H.  mit  1  Filiale; 
MhlielUicn  die  Sdiirarslnttgieche  LandesbanlL  m  SondenliaaieB  mit 
4  Filialen. 
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noversche  Bank)  und  Freundschaftsverhiiltiiisse ,  WkrätÜgt 
durch  Sitz  im  Aufsichtsrat  (Typus:  Essener  Bankverein). 

2.  Diskoutogesellschaft:  Bis  19Ul  jjrundsätzhVhe  Ab- 
neignn;^  ^e^en  Filialen,  dagegen  nebeiieiuuider  völlige  Ver- 
schmeUung  bei  rein  ionneller  Selbständigkeit  des  Frovinz- 
instituts  (Norddeutsche  Bank),  Beteiligung  durch  Aktienbesitz 
mit  oder  ohne  Sitz  im  Aafsichtsrat  (Allgemeine  Deutsche 
ELieditanstalt  besw.  Rheinische  DiskontogeselTschaft)  und  reinee 
Freundschaftsverhältnis  (Barmer  Bankverein). 

3.  Darmstftdter  Bank:  Charakteristisch  fUr  sie  ist  die 
Verteilung  der  Leitung  gleichmäTsig  auf  die  Hauptnieder- 
lassungen und  das  grofse  Nets  von  Kommanditen.  Von 
letzterem  System  geht  sie  neuerdings  Uber  einerseits  zur 
Gründung  von  Filialen  und  Depositenkassen,  andererseits  zur 
Angliederung  von  Provinzbanken,  wobei  sie,  wie  die  beiden 
ersten  Grofsbanken,  die  Systeme  der  vollständigen  Unter- 
werfung durch  den  Rositz  fast  aller  Aktien  (Breslauer  Dis- 
kontobank)  und  rlcr  Muüen  Beteiligung  durch  Aktienl)c-öitz 
(Typus:  Nurdwi  .^tdüutsehe Bankj  uud  Aufsich tsratsstelie  neben- 
einander anwendet. 

4.  und  ."».  Droiduer  i^aiik  und  Schaaff hausenscher  Bank- 
verein: Anfangti  verschiedenen  Systemen  folgend,  erstere  dem 
der  völligen  Aufnahme  von  Provinzbanken  und  deren  Ersatz 
durch  Filialen  (Typus:  Anglodeutsche  Bank),  letzterer  dem 
der  Aktienbeteiligung  (Typus:  Westf^lisch-Lippische  Vereins- 
bank),  erst  spät  ergänzt  durch  wenige  Filialen  und  Kom* 
manditen,  —  haben  sie  seit  1902,  namentlich  seit  der 
Interessengemeinschaft,  heide  Systeme  nebeneinander  befolgt 
(Typus:  Niederrheinische  Kreditanstalt  einerseits,  Ober- 
schlesische  und  Mittel  rheinische  Bank  andererseits). 

().  Die  Berlin'  r  Handelsgesellschaft  ist  einem  völlig  zeu- 
tralistifichen  »System  treugeblieben. 

Als  volkswirtschaftliche  Gesamterscheinung  ist  die  Ex- 
pansion der  Grofsbanken  ein  Konzentrations prozefs. 
durch  d(Mi  die  moderne  Grofsbank  (,i\st  ihr  charakteristisches 
Gepräge  als  Kreditorganisatiun  erhält.  Wenn  die  erwähnten 
sechs  Berliner  Banken  sich  zu  vergröfsern  und  auszudehnen 
streben,  so  bedeutet  das  begrifflich  noch  nicht,  dafs  sie 
auf  diesem  Wege  zu  den  induatriellen  Kreditinstituten  das 
Landes  xar  i^ox^i^  werden,  dafs  sie  es  auf  dem  Geld- 
markt der  Industne  gegenüber  —  das  ist  es,  worauf  es  an- 
kommt —  zu  einer  Alleinherrschaft  bringen,  die  für  eine 
planvolle  Industriepolitik  erst  die  objektive  Möglichkeit 
schafft.  Diese  Voraussetzung  wird  erfüllt  dadurch,  dafs  die 
Ausdehnung  der  Grofsbanken  vor  sich  geht  nicht  neben, 
sondern  unter  Aufsaugung  von  anderen  Kroditinstitutea,  dafs 
die  Expansion  sich  durchsetzt  durch  die  Konzentration. 
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Dieser  Prozefs  geht  in  vier  Stufen  vor  sich,  die  im  ganzen 
aufeinander  folgen,  sich  aber  vielfach  auch  nebeneinander 
finden:  l.  das  Verschwinden  der  kleinen  Bankbetriebe;  2.  die 
Aufsaugung  der  gröiberen  Provinzbanken,  denen  ihrerseits  die 
erst«»  Entwicklungsstufe  zu  einer  bedeutenden  Stellung  ver- 
liuUtiii  hat,  durch  die  Berliner  Grofsbanken;  3.  die  Ver- 
drängung der  Mittelbanken,  deren  Wesen  durch  ihre  Spitze 
in  Berlin,  eine  über  den  Durchschnitt  hinausgehende  Kapital- 
kraft und  ihre  ntigkeit  als  moderne  Industrie-  und  Efiekten- 
bank  bestimmt  wird,  durch  die  Grofsbanken,  die  sich  von 
ihnen  mehr  quantitativ  als  qualitativ  unterscheiden ;  4.  schliefs« 
lieh  der  Zusammenschlufs  mehrerer  Grofsbanken.  Jede  dieser 
Entwicklungsstufen  hat  die  vorhergehenden  zur  Voraussetzung, 
so  aber,  da&  die  früheren  sich  auch  auf  späteren  Stufen  weiter 
durchsetzen.  Zuerst  ^  aus  Ortlnden^  die  zum  Teil  im  ersten 
Abschnitt  mitgeteilt  wurden,  deren  ausführliche  Darstellung 
jedoch  nicht  zum  Gegenstand  der  vorliegenden  Untorsuehung 
gehört  —  fallen  die  kleinen  Banken  und  dio  Prnvinzbankiera 
den  gröfseren  Banken,  teils  Provinz-,  teils  iierliner  Grofs- 
banken zum  Opfer:  die  Bankiers  entweder  in  der  Weise,  dafs 
sie  von  einem  gröfseren  Bankliaiis  aufgenommen,  oder  so,  dafs 
sie  in  Aktiengesellschaften  unigewaiuielt  und  dann  —  früher 
oder  später  —  wie  die  kleineren  Aktienbanken  verschluckt 
werden,  oder  endlich  dadurch,  dafs  mau  sie  kommanditiert 
und  ihnen  dadurch  ihre  Selbständigkeit  nimmt.  Die  bedeuten- 
deren PrivatbankierSy  die  von  einigen  gröfseren  Provinz^  und 
Berliner  Banken  *  in  den  letzten  Jahren  Übernommen  wurden, 
seien  zur  Erläuterung  genannt. 

1.  Diskontogesellschaft:  Schultze  &  Wolde,  Bremen; 
Kundschaft  der  Firma  Rotschild,  Frankfurt  a.  M.;  von  der 
Norddeutschen  Bank  Ephraim  Meyer  &  Co.,  Hannover,  kom- 
manditiert. 

2.  Dresdner  Bank:  L.  E.  Wertheimber,  Nürnberg- 
Fürth:  Alexander  Simon,  Hannover;  von  Erlanger  &  Söhne, 
Frankfurt  a.  M. 

Schaaffhausenseher Bankverein:  Phil.Elimeyer,  Dresden, 
und  (bis  l'.M)2)  Hamburger  &  V.o.,  Kattowitz,  kommanditiert; 
Camphausen,  Köln,  liHi-i  aufgenommen. 

4.  Darmstädter  Bank:  Sieben  kommanditierte  Privat- 
firmen, unter  ihnen  Warschauer  &  Co.,  Berlin. 

5.  Berliner  Handelsgesellschaft:  19ül  Breest  &  Gelpcke, 
Berlin. 

6.  Deutsche  Bank:  Mentz,  Blochmann  &  Co..  Dresden« 

7.  Barmer  Bankverein:  Leffmann  Stern,  Hagen. 

8.  Bergisch-Märkische  Bank:  J.  H.  Brink  &,  Co.,  Elber- 
feld (1895);  Salomon  Phüipp,  Ruhrort  (18Ü5);  Goidschmidt&Co., 

^  Nach  Salings  Bönenpapieren  II,  1903/04. 
ForMhnnfvn  XXIV  ü  (m).  —  JeiUel«.  6 
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Bonn  (1898);  A.  u.  C.  Sohmann,  Krefeld  (1901);  Molinari  Co  , 
ebenda  (1904);  aufserdem  in  Düsseldorf,  Solingen  und  Haiaiu 
Kommanditen.  Auch  die  von  der  Bergisch-Märkisclien  Bank 
liquidierten  Firmen  von  ßeckeratli- Heilmann,  Krefeld,  und 
Suermondt,  Aachen,  gehören  hierher. 

9.  Berliner  Bank:  1897  8.  Kautmaiin  &  Co.,  Berlin, 
kommanditiert;  A.  Rufs  &  Co,  1898  übernommen. 

10.  Breslauer  Diskontobank:  1897  H.  C.  Plaut  und  Fried- 
Iftnder,  Freymarck  &  Co.,  1898  Ed.  Gal^  samtlich  in  Berlin, 
tlbernommen ;  Oppenheimer  A  Schweitzer,  Breslau,  kommandi- 
tiert;  H.  M.  Fliesbachs  Wwe.,  Glogau,  und  Landsberger  &  Co., 
Kattowitz,  vertraglich  gebunden. 

11.  Hannoversche  Bank:  Simon  Heinemann,  Lttneburg; 
David  Daniel,  Celle. 

12.  Oberrheinische  Bank:  C.  Schwarzmann,  Strafsburg; 
Chr.  Mez,  Fniburg;  Ed.  Kölle,  Karlsruhe;  ß,  Nicolai  &  Co. 
und  F.  S.  Meyer,  Baden-Baden  und  Rastatt. 

13.  Oldenburger  Bank :  C.  W.  Lohmann  &  Co.,  Norden- 
ham; Jürgens  &  Diekmann,  Hohenkirchen;  C.  H.  Pocken, 
Delmenhorst  und  Jever. 

14.  WUrttembcigiache  Vereiusbank:  An  .sechs  schwäbi- 
schen Privatfirmen  kommanditarisch,  au  einer  weiteren  als 
stille  Oesellschaflterin  beteiligt. 

15.  P&lnsche  Bank:  Joh.  Franck,  Worms  (1894);  Louis 
Daeau^  (1895);  J.  F.  Haid,  Speyer  (1896);  drei  Firmen  in 
Landau  (1897);  Bloch  &  Co.  und  Seb.  Pichlers  Erben,  Münehen 
und  Nürnberg  (1898);  Marcus  Levy,  Worms  (1900). 

£&  fällt  sofort  auf,  dafs  die  Provinzbanken,  auch  die  ganz 
kleinen  —  so  die  Oldenburger  Bank  (Nr.  13)  — ,  das  Auf- 
saugungsgeschäft den  Privatbankiers  gegenüber  relativ  und 
absolut  viel  eifriger  betreiben  als  die  Grofsbanken.  — 

Auch  die  Aufsaugung  der  kleinen  Aktienbanken  ireht 
fast  ausschliefslith  seitens  der  Provinzbanken  vor  sich.  Auch 
hierfür  einige  Beispiele:  Die  Westtäiische  lUiuk  du  Mill.  Mk. 
Kapital),  die  1897  ein  Bielefelder,  1902  ein  Lippstadter  Privat- 
bankhaus aufgenommen  hat,  tauscht  1899  mit  der  Herforder 
Diskontobank  die  Aktien  aus,  gründet  die  Hamelner  Bank 
und  verwandelt  eine  Privatfirma  in  Bttnde  in  die  BUnder  Bank, 
G.  m.  b.  H.  —  Die  Vereinsbank  in  Hamburg  (24  Mill.  Mk. 
eingezahltes  Kapital)  ist  an  der  Vereinsbank  in  Hannover  und 
der  Vereinsbank  in  Kiel  stark  beteiligt.  —  Die  Pfälzische 
Bank  hat  1895  die  Deutsche  Unionbank,  Mannheim- Frank* 
furt  a.  M.,  1900  awei  Vorschufsvereine ,  in  Alzey  und  Bam- 
berg, verspeist.  —  Die  Rheinische  Diskontogesellschaft 
(35  Mill.  Mk.  Kapital),  die  ausschlaggebend  an  der  Bochumer, 
EschweÜer,  Dfirener  und  Oberbergischen  Bank,  der  Eupener 
Kreditbank  und  Geilenkirchener  Volksbank  ])eteiligt  ist,  über- 
nimmt 19U2  die  Bank  für  Rheinland  und  Westialeu  in  Köln 


Digitized  by  Google 


XXIV  2. 


83 


und  (He  Koblenzer  Bank;  1904  geht  die  Kölnische  Wechsler- 
und  Konunissionsbank  mit  nicht  weniger  als  12  "Mill.  Mk. 
Kapital  in  ihr  auf.  Diese  selbst  ist  wieder  dadurch  inter- 
essant, dafä  sie  bis  VM^i  die  Märkisciie  Bank  in  Bochum  durch 
Aktienbesitz  beherrschte.  —  Der  Barmer  Bankverein  Hins- 
berg, Fi^<cher  Co.,  nimmt  1S98  den  Gladbacher  Bankverein, 
1908  den  Düsseldorfer,  VJO-k  den  Dornuuntler  liankverein  auf, 
die  Bergisch-Märkische  Bank  1902  die  Barraer  Handelsbank. 
Die  Breslfluer  DiskoDtobank  bekommt  Einflufs  auf  die  Oat- 
bank  fUr  Handel  und  Gewerbe,  die  ihreraeita  die  Bromberger 
Bank  ftür  Handel  und  Gewerbe  gründet  und  beherrscht  und 
mit  der  Ostdeutschen  Bank  befreundet  ist  Die  Essener 
Kreditanstalt  erwirbt  1902  die  Kreditbank  in  Ree  klinghausen, 
die  Märkische  Bank  1899  die  Herner  Bank.  Die  Hannoversche 
Hank  tauscht  1B99  mit  der  Hildesheimer  und  OsoabrUcker 
Bank,  von  denen  der  ersteren  wieder  der  Padersteinsche 
Bankverein  untersteht,  die  Aktien  aus.  Als  letztes  Beispiel 
scbliefslich  noch  die  Allgemeine  Deutsche  i  (  ditanstalt  in 
Leipzig,  die  von  allen  Provinzbanken  die  Aufsaugung  kleinerer 
FiriiHT!  in  der  vielseitijj^stcn  Weise  betrieben  hat:  1902  wird 
die  bisherige  Korn inandite  Günther  <Jo  Rudolph  ganz  erworben, 
im  selben  Jahr  aiu  einer  Geraer  Privatfirma  eine  1  iliale  ge- 
macht; daneben  noch  Kommanditen  in  Löbau,  Jmuizen  und 
Zittau;  1899  tlbemimmt  sie  einen  Teil  der  Aktien  der  Vogt- 
ländischen  Bank.  Plauen,  und  fast  alle  der  von  ihr  um- 
gewandelten  Berliner  Firma  A.  Busse  &  Co,  (6  Mill.  Mk, 
Kapital),  1901  schHeMich  fQr  7V|  Mill.  Mk.  die  ganze  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  Becker  &  Co.,  Leipzig.  Wie 
mehrere  Provinzbanken,  um  mit  dem  Hauptbtfrsenplatz  in  Be- 
rührung zu  kommen,  Berliner  Firmen  mehr  oder  weniger  ▼oli* 
ständig  erwarben,  wurde  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnt 
Auf  diese  Weise  wird  unmittelljar  von  den  Provinzbanken 
anoh  der  Mittelstand  im  Berliner  Baiikp^ewerbe  absorbiert,  — 
während  die  Groisbanken  aktiv  nur  durch  die  freilich  rasch 
wirkende  Konkurrenz  den  kleinen  Firmen  zu  Leibe  rücken. 

Erst  nachdem  so  die  gröfseren  Provinzbanken  auf  Ge- 
bieten, denen  bis  dahin  die  grofsen  Berliner  Banken  im  ganzen 
ferngeblieben  sind,  oder  auch  in  Konkurrenz  mit  diesen,  die 
Rreditvermittelung  in  den  wichtigsten  Bezirken  der  Industrie 
und  des  inländiBchen  Handels  in  wenigen  Händen  konzentriert 
haben  I  —  erzt  dann  bemächtigen  sich  auf  der  zweiten  £nt* 
wioklnngsstnfe  die  Qrolsbanken  in  den  frtther  beschriebenen 
Formen  der  grofsen  Provinzinstitute.  Die  technisch-geschäft* 
liehen  Gründe  dieser  Erscheinung  wurden  im  ersten  Abschnitt 
dargestellt.  Nicht  weniger  als  31  ansehnliche  Provinzbanken 
sind  auf  dieser  Entwicklungsstufe  bis  Mitte  des  Jahres  1904 
teils  in  den  sechs  Berliner  Grofsbanken  aufgegangen,  teils 
haben  sie  ihre  Selbständigkeit  mehr  oder  weniger  verloren. 

6* 
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1.  An  flio  Deutsche  Bank:  Bergisch-31ärkische  Bank 
und  Schlesibcher  Bankverein,  Hannoversche  Bank.  Ober« 
rheinische  Bank  in  Mannheim,  Essener  Kreditaiistah,  Duisburg- 
Kuhrorter  Bank,  8iegener  Bank  für  Handel  und  Gewerbe; 
einstweilen  nur  in  geringer  Abhängigkeit :  Essener  Bankverein 
und  Emdener  Bank. 

2.  An  die  Diskontogesellschaft:  Norddeutsche 
Bank  in  Hambuig,  Rheinische  Diskontogesellschaft  und  All- 
gemeine Deutsche  Kreditanstalt,  Iieipzig;  vorerst  mehr  freund- 
schaftlich angegliedert  der  Banner  Bankvefein. 

3.  An  die  Darm  Städter  Bank:  Bank  fär  Süddeutsch» 
land,  Breslauer  Diskontobank ,  Ostbank  für  Handel  und  Ge- 
werbe in  Posen ;  Nordwestdeutsche  Bank,  Bremen;  auch  die 
schon  seit  23  Jahren  (1881)  ununterbrochen  befreundete 
Wtirttembergische  Bankanstalt,  Stuttgart,  darf  hierhergerechnet 
werden. 

4.  An  die  Dresdner  Bank  und  den  ^^^cliaaffhausonsehen 
Bankverein:  Anglodcutsfhp  l^ank,  Hanibm-^;  Bremer  Hank; 
Niedersächsische  Bank,  Buckeburg;  Märkisclie  Bank,  ]^jchum; 
Rheinische  Bank,  Mülheim  a.  Bh. ;  Westdeutsche  Bank,  Bonn; 
Mittelrhcinibchc  Bank,  Koblenz;  Speyr  &  Co.,  Basel;  Ober- 
schlesische  Bank,  Beuthen;  Niederrheinische  Kreditanstalt, 
Krefeld;  Westfiüisch-Lippische  Vereinsbank.  Letstere,  weil 
vom  Schaaffhausenschen  BankTeretn  gegrtlndet,  gehört  viel- 
leicht eher  zur  ersten  Stufe.  Wenig  abhängig  ist  einstweilen 
die  Pfillsische  Bank,  Ludwigshafen. 

Der  Aufsaugung  der  Provinzbanken  folgt  begrifflich 
und  im  gansen  auch  zeitlich  der  Sieg  der  aus  dem  Konsen- 
trationsprozefs  erster  und  zweiter  Stufe  hervorgegangenen 
Berliner  Grofsbanken  über  die  mittleren  Institute.  Sie  haben 
ihren  Hcliwerpunkt  gleichfalls  in  Berlin  und  sind  im  Konzen- 
trationsprozels  zu  kapitalkräftigen,  zum  Teil  weitverzweigten, 
in  der  Richtung  ihrer  geschäftlichen  Wirksamkeit,  in  dem 
Streben  nach  industriellen  Beziehungen  durch  gewerbliche 
Kreditgewährung:  und  Emissiontätigkeit  zu  den  Grofsljankeu 
prinzipiell  verwandten  Instituten  geworden.  Als  Typus 
dieser  Mittelbankcn  könnten  die  Nationalbank  für  Deutsch- 
land (00  Hill.  Mk.  Kapital),  die  Berliner  Bank  (42  Mill 
Mark  Kapital),  die  Deutsche  Genossenschaftsbank  Soergel, 
Parisius  &  Co.  (30  Mill.  Mk.  Kapital)  mit  ihrer  Frankfurter 
Filiale  und  den  Beziehungen  zum  Dresdner  BankTeretn, 
die-  Kommerz-  und  Diskontobank  (50  Mill.  Mk.  Kapital) 
mit  dem  formellen  Sitz  in  Hamburg  und  den  Filialen  in 
Berlin  und  —  bis  1904  —  in  Frankfurt  a,  M.  gelten,  auch 
die  Mitteldeutsche  Kreditbank  (45  Mill.  Mk.  Kapital),  deren 
Schwerpunkt  aber  mehr  in  Mitteldeutöchland  liegt.  Während 
die  beiden  ersten  Berliner  Institute  das  zentralistische  System 
der  Berliner  Handelsgesellschatt  befolgen,  suchen  die  anderen 
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sich  zu  dezentralisieren,  aber  ihrer  geringeren  Kapitalkraft 
entspreclit  nd  nicht  in  dem  Mafse  wie  die  Grofsbanken.  Ihre 
Stellung,  ihren  Erfolg,  ihre  beträchtliche  Tätigkeit  für  die 
Industrie  verdanken  diese  Banken  —  die  Mitteldeutsche 
KreditbaDk  ist  gerade  in  dieser  Hinsicht  besser  auszuschalten  ^ 
dem  wirt8chanuchen  Auftchwang  in  der  zweiten  Hälfte  der 
90er  Jahre,  sie  haben  teilweise  —  so,  wie  früher  bemerkt, 
die  Berliner  Bank  und  die  GenoesenBchaftsbank  —  erst  in 
dieser  Zeit  das  grofse  Indnstriegesohäft  aufgenommen,  es  ist 
ihnen  aber  nicht  gelungen,  so  festen  Fufs  in  der  Industrie  an 
&ssen,  dafs  sie  den  wirtschaftlichen  Niedergang  nach  1900 
ohne  wesentliche  Verluste  hätten  Uberwinden  können.  Der 
Gmnd  ist  einfach:  „die  Welt  ist  weggegeben",  die  Grofs- 
banken haben  sich  die  grofsen,  soliden  und  gewinnbringenden 
Unternehmungen  gesichert  und  sich  durch  die  Aufsaup^ung 
der  Provinzbanken,  durch  ihre  starke  Kapitalkraft  und  die 
grofse  Zahl  ihrer  industriellen  Beziehungen  die  Möglichkeit 
geschaffen,  eine  planvolle  Industriepolitik  zu  betreiben,  wozu  die 
kleinen  nicht  im  stände  waren  und  sind.  Die  Qualität  der 
Industrietätigkeit  einer  Bank  ist  gewissermafsen  abhängig  von 
der  Quantität.  So  ist  den  Mittelbanl^n  kein  grofser  Raum 
filr  Ausdehnung  und  VenroUkommnung  ihrer  Tätigkeit  ge- 

Stben.  Anf  der  anderen  Seite  ist  ihre  Kundschaft  für  die 
rofsbanken  eine  wertvolle  Ergttnsung  ihres  GeschftHtokreises, 
besonders  auch  des  industriellen.  Wo  die  Konkurrenz  im 
regelmässigen  Verlauf  des  G^eschäfts  genügt,  um  —  durch 
günstigere  Bedingungen,  gröfsere  Sicherheit  —  den  Mittel- 
banken einiffe  gute  Kunden  abspenstig  zu  machen,  da  wird 
sich  deren  Verdrängung  durch  die  Grofsbanken  langsam  und 
ohne  Aufsehen  abspielen:  dies  die  vorherrschende  Form  in 
den  ersten  Krisenjahren;  nur  so  ist  die  Stabilität  der  meisten 
lirursbanken  in  den  Jahren  UMll  und  11K>*2  und  die  stetige  Er- 
höhung der  Umsatz-  und  Gewinnziffern  b(;i  der  Deutschen  Bank 
zu  erklären.  Nachdem  die  Mittelbanken  sicii  erholt,  ihre  Be- 
stände genügend  heruntergeschrieben,  die  nötige  Einschriinkuiig 
im  Betrieb  vorffenommen  haben  —  die  Berliner  Bank  hat 
umfangreiche  Absehreibungen  gemacht,  die  Kommers-  und 
Diskontobank  1904  ihre  fVfmkfiurter  Niederlassung  aufgegeben, 
die  Qenossenschaftsbank  sich  durch  Rttckkauf  Ton  6  Mill  Mk. 
Aktien  und  den  Beschlufs,  sich  nur  noch  dem  regulären  Bank- 
geschäft^ insbesondere  mit  den  Genossenschaften,  zu  befassen, 
verkleinert  — :  da  kann  es  für  die  Grofsbanken  ratsam  sein, 
die  Mittelbanken  durch  Fusion  in  sich  aufzunehmen.  Diese 
dritte  Stufe  der  Bankkonzentration  ist  bisher  in  zwei  Er- 
•'i;L^nissen  zur  Tatsaelie  geworden:  in  dem  keinesfalls  aus 
prinzipiellen  Gründen  wieder  aufgegebenen  Plan  der  Deutsehen 
Bank,  die  Berliner  Bank  in  sich  aufzunehmen,  und  in  der 
tatsächlich  erfolgten  Fusion  der  Genossenschaftsbank  mit  der 
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Dresdner  Bank.  Wenn  das  Gerücht  auch  andere  Mittel- 
banken für  diese  neue  Form  der  Konzentration  reif  erklärt, 
80  kennzeichnet  das  bei  aller  Ungewifsheit  und  Un Wahr- 
scheinlichkeit einzelner  Vermutungen  doch  die  Stimmung,  die 
in  sachversändigen  und  persönlich  an  diesen  Vorgängen  nur 
sehr  negativ  interessierten  Kreisen  über  den  gegenwilrtigen 
Stand  der  Bankentwickluug  herrscht 

Für  die  Grofsbanken  ist  das  Resultat  ebenso  sehr  eine  weitere 
Stärkung  jedes  einzelnen  Instituts  wie  eine  wachsende  Allein- 
herrschaft dieser  Art  von  Banken  Überhaupt  im  grofsen  Industrie- 
geschäft. In  demselben  Mabe  treten  aber  die  einzelnen  Grofs- 
banken in  eine  immer  heftigere  Konkurrenz  miteinander;  sie  ist 
in  erster  Linie  Kampf  um  die  industrielle  Kundschaft  und  setzt 
als  solcluT  oino  in  jeder  WeiF^e  ausreichende  Organisritinn  für 
das  industrielle  l^ankgeschftft  voraus.  Der  Konkurrenzkampt  in 
Gewerbe  und  Handel  hat  immer  zwei  Stufen:  den  Kampf  der 
Ungleichen  und  den  Kampf  der  Gleichen ,  im  ersten  werden 
die  Parteien  des  zweiten  geschaffen.  Wie  die  mechanische 
Weberei  erst  den  Ilandweber  verdrängt,  um  dann  in  Kon- 
kurrenz mit  anderen  Textilfabriken  gleicher  Technik  zu  treten^ 
80  yerdrftngt  die  GroMank  die  anderen  Bankformen,  ehe  sie 
mit  den  anderen  Grofsbanken  den  Kampf  auf  hISchster  Stufe 
aufiiimmt  Als  eine  Vorstufe  hierzu »  nicht  als  Beseitigung 
desselben^  ist  auch  der  Znsammenschlufs  von  Großbanken  tMt- 
zufassen,  den  man  als  die  vierte  Entwicklungsstufe  der  Bank- 
konzentration  bezeichnen  kann.  Sie  ist  Ende  1903  in  der 
Interessengemeinschaft  des  Schaaffhausenschen  Bankvereins 
und  der  Dresdner  Bank  zum  erstenmal  in  Erscheinung  getreten. 
Ihre  Bedeutung  bestellt  nicht  darin,  dafs  zwei  konkurrierende^ 
sondern  zwei  sich  rrf^Hnzende  Banken  sich  vereinigt  haben. 
Die  StMrkf^  des  Schaatt  liausenschr>n  Bankvereins  liegt  in  seiner 
belierrächfiiden  Stellung  im  rheinisch-we^<tfäiischen  Industrie- 
bezirk,  besonders  in  der  Montanindustrie;  was  ihm  fehlte, 
war  einmal  die  Beziehung  zur  Industrie  des  übrigei]  Deutsch- 
land, dann  eine  genügende  Position  aui  dem  Berliner  Emissions- 
markt, die  sich  freilich  seit  der  Errichtung  der  Berliner  Filiale 
(1891),  mehr  noch  seit  Ende  der  90  er  Jahre  mit  dem  Eintritt 
in  den  Loewe-Konzem  gehoben  hat,  vor  allem  aber  Einflofa 
auf  den  internationalen  Geldmarkt  Alles  dies  besafs  die 
Dresdner  Bank,  die  gerade  dem  Überseeischen  Geschäft  Tiel 
Aufmerksamkeit  gewidmet  hatte  —  man  denke  an  die  Bremer 
und  Anglodeutsche  Bank  — ,  aber  in  Rheinland- Westfalen, 
dem  Schauplatz  der  Syndikatsbildungen  und  Standort  der 
grundlegenaen  Produktionsmittelindustrien,  nur  Ansätze  einer 
Organisation  in  den  Bezielmngen  zur  Rheinischen  und  West- 
deutschen Bank  hesals.  Die  Intere^songemeinschaft  dieser 
zwei  Grofsbanken  (l.irf  (leiini.'u  h  nicht  als  ein  Versuch  an- 
gesehen werden,  die  freie  Konkurrenz  prinzipiell  auszuscheiden  \ 
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in  Wahrheit  ebnet  sie  ihr  nar  den  Boden,  indem  sie  die 
Waffen  der  Streiter  gleichmacht  Der  Konsentrationsprozefs 
im  Bankwesen  stellt  sich  dar  als  Herausbildung  eines  Banken- 
typusy  der  alle  Eigenschaften  aar  Tollkommenen  Aasübung 
des  modernen  industriellen  Bankgeschnfts  verkörpert,  —  und 
swar  verkörpert  in  wenigen  Orof«banken.  Die  Schaffung 
solcher  Organisationen  in  der  Form  der  Grofsbanken  hebt 
deren  Konkurrenz  um  die  industrielle  Kundschaft  nicht  auf, 
man  kann  viel  eher  behaupten,  dafs  sie  die  Entfaltung  dieser 
Konkurrenz  auf  breitester  ( J rundlaj^e  ei  st  ei  inöicliilit.  Wesent- 
lich unter  diesem  Gesiclits|)unkt  haben  die  b(iiflen  genannten 
Bankhäuser  ihren  Zusammenschlufs  betrachtet,  wesentlich  von 
ihm  aus  sind  auch  die  seitdem  in  dem  letzten  halben  Jahr 
erfolgten  weiteren  Kon/entrationsvorgänge  und  später  zu  be- 
sprechende Tranbuküünen  der  Grofsbanken  zu  beurteilen. 

Das  Problem  liegt  im  Wesen  der  Konkurrenz.  Sie  ist 
eine  Verhaltungsweise  der  Wirtschaftssubjekte,  nicht  das  Ziel 
des  Wirtschaftens*  Sie  ist  charakteristisch  für  die  privat- 
wirtschaftliche,  auf  Gewinn  gerichtete  Unternehmung.  J>ieser 
Gewinn  soll  gezogen  werden  aus  dem  Gegenstand  der  Unter- 
nehmung, der  Herstellung  von  Webwaren,  von  Eisen,  dem 
Warenhandel,  den  verschiedenen  Arten  der  Kreditvermitte- 
lung  usw.  Er  wird  aber  beeinträchtigt  durch  den  Wettbewerb 
anderer  ähnlicher  Unternehmungen;  im  Konkurrenzkampf 
fallen  zunftchst  die  technisch  den  nenf^Ti  Anfordr-rungen  nicnt 
mehr  gewachsenen  unter  ihnen :  der  liandweber,  der  Holz- 
kohlenhociiofen ,  das  Puddelwerk ,  der  kleine,  })rlvate,  pro- 
vinzielle Bankbetrieb;  an  ihre  Stelle  tritt  die  moderne  Textil- 
fabrik,  das  kombinierte  Eisenwerk,  die  Grofsbank.  Soweit 
ist  die  Entwicklung  einfach.  Nun  aber  stehen  sich  technisch 
vollkommene  Betriebe  gegenüber,  mit  wesentlich  gleichen 
Waffen  für  den  Konkurrenzkampf  und  durch  ihre  mächtige 
kapitalkräftige  Organisation  bis  an  einem  gewissen  Grade  vor 
neu  aufkommendem  Wettbewerb  geschützt.  Ein  grofses  kom- 
biniertee  Eisenwerk  mit  eigenen  Kohlen  und  Erzen  und  Ver- 
feinerungswerkstätten zu  errichten,  wäre  nur  bei  einem  über 
die  Leistungsfähigkeit  bestehender  Unternehmungen  hinaus- 
gehenden Bedarf  möglich;  eine  neue  Grofsbank  in  der  Art 
der  bisher  geschilderten  zu  schaffen,  ist  geradezu  andenkbar. 
Ein  gewisser  Stand  der  Technik  schafft  einiprcn  Wenigen  ein 
Monopol,  df^ssen  sieh  die  Monopolisten  aber  nicht  fieuen 
können,  solange  sie  untereinanrh^r  in  Streit  um  den  gnifs^rr'n 
Gewinn  liegen.  Inzwischen  haben  sich  aber  die  Aussichten 
dieses  Kampfes  geändert:  da  sich  Gleichstarke  gegenüber- 
stehen, können  sich  beide  empfindliche  Wunden  schlagen  ohne 
die  Sicherheit,  dais  schliefslich  einer  siegen  wird;  vertragen 
sie  sich  dagegen,  so  können  sie  mit  Hilfe  des  Monopols,  das 
die  Technik  ihnen  gewährt  und  die  Einigkeit  noch  verstärkt, 
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auö  deiii  Wirthohattsobjekt  der  Eisenproduktion,  der  Kredit- 
yermittelung  uäw.  yoraussichüich  noch  gröfsere  Gewinne  ziehen 
alB  bisher.  So  kann  man  sagen,  dafs  die  Konkamns  darauf 
hinarbeitet,  die  Kämpfer  einander  gleich  an  machen;  ist  dieser 
Zustand  aber  erreicht,  so  verliert  die  Konkurrenz  ihren  Gegen- 
stand. Die  Möglichkeit,  sich  auf  Kosten  des  schwächeren 
Konkurrenten  zu  bereichern,  verschwindet.  Aus  einem  Mittel, 
Gewinne  zu  macheu,  wird  sie  ein  Hindernis:  die  Vorbedingung 
ihrer  Aufhebung  ist  gegeben* 

Wann  ist  dieser  Punkt  eingetreten?  Ihn  in  jedem  Kartell 
zu  sebeii,  wiiro  p,'ruudfalsch.  Die  Geschichte  der  nif^isten  bis- 
herigen Kur  teile  zeigt,  dafs  sie  nur  eine  Schutzmaiu  r  auf- 
richten, hinter  der  die  Konzentration  unter  Verdrängung  der 
ßchwächeren  Betriebe  um  so  ungehinderter  vor  sicii  giitg. 
Die  Eisenkartelle  bis  zur  Bildung  des  Stahl werksverbandes 
sind  der  beste  Beweis  dafür;  es  lälst  sich  unschwer  nachweisen, 
daib  nicht  nur  das  Roheisensyndikat  und  der  Ilalbzeugverbaud, 
sondern  auch  fast  jedes  Kartell  der  Fertigeisenindustrie  die 
Wirkung  hatte,  das  Entstehen  weniger  ganz  grofser  kom- 
binierter Werke  zu  begünstigen«  Mit  welcher  Konsequenz  im 
zweiten  Kohlenfyndikat  (vom  September  1903) ,  das  nur  eine 
logische  Fortsetzung  des  ersten  war,  diese  Bewegung  Tor  sich 
geht,  zeigen  ja  die  zahlreichen  Zechenfusionen  des  Jahres 
1904.  Erst  nachdem  aus  der  ersten  Kartellperiode  —  so 
kann  man  die  Zeit  der  Einzelverbände,  die  nur  je  einige  be* 
stimmte  Produkte  dor  Eisenindustrie  betrafen,  bezeichnen  — 
in  \\Vstdeulschland  nur  etwa  20  j^rol'se  Hüttenwerke  hervor- 
gegangen waren,  entstand  der  Stahlwerksverband,  der  diejse 
Unternehmungen  als  Ganzes,  nach  jeder  Absatzrichtuntr  und 
jedem  Ilcrstellungsqrefcenistand  unifafst.  Dieser  Verband  kann 
mit  dorn  I\ olit<Mi>yiidikat  zusammen  für  die  Ausschaltung  der 
Konkurrenz  in  dem  beschriebenen  Sinne  als  typisch  gelten  — 
typisch  deshalb,  weil  er  seine  Voraussetzung  hat  in  einer  Ent- 
wicklung, als  deren  Endprodukte  die  grofsen  Hüttenwerke,  im 
wesentlichen  einander  ebenbürtig,  gemeinsame  Ausbeutung 
des  Wirtschafts  Objekts  für  zweckdienlicher  halten  als  gegen- 
seitige, aussichtslose  Gewinnschmälerung  der  Wirtschafts- 
SU'bjekte. 

Ist  diese  Lage  der  Dinge  auch  für  die  sechs  bezw.  fünf  Ber- 
linerGropHb  inken  gegeben?  Sie  könnte  nur  begründet  sein  in  dem 
für  die  Banken  als  Grofsbanken  charakteristischen  industriellen 

Tätigkeitsgebiet.  Die  Frage  ist  alHo  nur  von  einer  Betrach- 
tung der  Beziehungen  der  Grofsbanken  zur  Industrie  nus, 
wie  &i<*  tatsiichiich  besteiien,  zu  lösen.  Aus  der  Untersuchung 
der  Konzentration  im  Bankwesen  geht  nur  dies  hervor:  Das 
Streben  der  bcchs  Berliner  Banken  nac  li  l^xjjansion ,  be- 
günsiigt  durch  eine  Entwicklung  des  industriellen  Bank- 
geschäfts, für  daä  die  älteren  Bankfurnien  nichi  geeignet  sind, 
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hat  zur  Bildung  von  fünf  grofsen  Kreditinstituten  gefuhrt,  die 
sich  eine  bestimmte  Organisation  schufen,  um  durch  sie  in 
einer  Weise,  die  dem  modernen  grofsindustriellen  Bank^^cbchäft 
entspricht,  die  gewerbliche  Kreditvermittelung  zu  besorgen. 

Es  liegt  nun  nahe,  die  so  entstandenen  fünf  Gruppen 
nach  ihrer  Kapitalkraft  zu  beurteilen  und  deshalb  die  von 

i'eder  beherrschten  im  Bankbetrieb  verwende; ten  Snmmen  ztt 
«rechnen.  Sowohl  die  zahlenmäfsige  Feststellung,  wie  erst 
recht  die  Beurteilung  auf  Grund  solcher  Zahlen  %tX^ist  auf 
Schwierigkeiten.  Bekanntlich  verfolgen  die  einzelnen  Grofs- 
Lankon  verscliierlpne  Systeme  in  der  Organisation  ihres  Ge- 
schäfts. Zentralisation .  wie  sie  die  Berliner  Handelsgesell- 
schaft bevorzugt,  bedeutet  nicht  den  Verzicht  auf  weit- 
verzweifTten  Einflufs.  Enge  Beziehungen  zur  Industrie  brauchen 
nicht  unbedingt  in  der  Verfügung  über  grofses,  eigenes  oder 
auch  werbendes  Kapital  zum  Ausdruclv  zu  kommen.  Wollte 
man  die  Stellung  einer  Bank  lediglich  nach  den  Mitteln,  über  die 
sie  Terf^een  kann,  beurteilen,  so  würde  ein  Institut  wie  die 
Berliner  Handelsgesellschaft  sehr  eu  kura  kommen.  Ebenso 
wttrde  eine  Bank,  die  in  weilgehendem  Mafse  Kommanditierung 
▼on  Privatfirmen  als  Oi^anisationsprinzip  pflegt,  wie  die 
Darmstädter  Bank,  in  falschem  Licht  erscheinen,  wenn  man 
sich  auf  erreichbare  Zahlen  verlassen  wollte;  denn  die  Ka< 
pitalien,  mit  denen  die  Privatfirmen  arbeiten,  sind  nicht  fest» 
stellbar,  und  den  Einflufs  des  Romroanditärs  auf  die  Höhe 
seiner  Einlage  7.u  beschränken,  geht  nicht  an.  Zum  Teil  gilt 
dies  aticli  für  diojenigen  Grofsbanken ,  die  zwar  keinp  in- 
lÄndisciien  Kommauditen  haben,  doren  ünterbanken  ahvv  in 
•lieser  Weise  an  Privalhrnien  l)eteiligt  sind:  so  die  Rheinische 
Diskontogesellschaft  bei  Delbrück  Leo  \-  Co.  in  Berlin  und 
M.  W.  Koch  in  Frankfurt  a.  M.,  die  Norddeutsche  Bank  bei 
Ephraim  Meyer  &  Co.  in  Hannover;  dadurch  würde  auch 
die  Diskontogesellschaft  schlecht  wegkommen.  Die  Zahlen* 
tngahen  ttber  die  Handelsgesellschaft,  die  Darmstadter  Bank 
und  die  Diskontogesellschaf^  sind  also  mit  Vorsicht  auf- 
sanehmen.  —  Immerhin  liefse  sich  für  die  beiden  grolsen 
rivalisierenden  Gruppen,  die  Deutsche  Bank  einerseits  und 
die  Interessengemeinschaft  Dresdner  Bank  -  Schaaffhausen* 
scher  Bankverein  andererseits,  ein  Bild  der  Kapitalstärke  geben, 
wenn  nicht  die  Gefahr  der  Doppelzäblung  wiirc.  Die  Be- 
teiligungen bei  Aktienbanken  erscheinen  sowold  im  Aktien- 
ka])ital  der  Orofs-  wir»  der  Provinzbank;  dadurch  wurde 
z.  ß.  die  fiiappe  der  1  >eut8chen  Bank,  die  fn<t  das  ganze 
Aktienkapital  ilirer  i^\*7  und  1902  angegliederten  Provinz- 
institute besitzt,  um  mindestens  50  Mill.  Mk.  zu  giin^itig 
dastehen.    Einzelne  Posten  abzuziehen  ist  unmöglich,  da  die 
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Beteiligungen  nicht  getrennt  angegeben  sind  und  mit  solchen 
an  der  Industrie  und  im  Aualand  zusammengeworfen  werden. 
Bei  der  IntereBsengemeinschaft  Dresdner  Bank  -  Schaaff- 
hauaenBcher  Bankverein  fällt  dat  weniger  ins  Gewicht 
weil  beide  Inatitute  nicht  in  dem  Mafse  wie  die  Deutsche 
Bank  die  lose  Angliederung  der  Provinzbanken  lieben.  Bei 
Dannstädter  Bank  und  Diskontogesellschaft  sind  solche 
Doppelsählungen  gleichfalls  nicht  zu  venu  i den,  können  hier 
aber  recht  gut  als  Ausgleich  für  die  Nichtbewertung  der 
Eommanditen  dienen.  Es  empfiehlt  sich  also^  bei  der  Deutschen 
Bank  —  in  der  Tabelle  geschieht  es  nicht  —  etwa  50  Mill.  Mk. 
in  Abziii!;  zu  brin2:en.  Bei  der  Gröfse  der  in  Betracht  kommen- 
den SumnMMiz;ihlf' 11  sinil  diese  DoppelzJihlungen  übrigens  nicht 
schlimm.  Ein«:  letzte  Schwierigkeit  liegt  schliefslich  in  der  Wahl 
des  Zeitpunktes.  Die  Bankenfusionen  folgen  sich  in  s  iUhem 
Tempo,  daib  der  letzte  Geschäftsbericht,  aus  dem  das  v.  (  rl>cnde 
Kapital  zu  ersehen  wiire,  bereite»  durch  die  Fusion  mit  einem 
Institut,  daö  ganz  andere  Bewertungsgrundsätze  hat.  Uberholt 
ist;  so  z.  B.  bei  der  Westdeutschen  Bank,  Niederrheinischen 
Kreditanstalt  und  Genossenschaftsbank;  mit  den  Kapital- 
erhöhungen geht  es  ähnlich.  Deshalb  empfiehlt  sich  der  Aus- 
weg, in  solchen  Fällen  Aktienkapital  und  Reserve  nach  dem 
Stande  zur  Zeit  nach  der  Fusion  bezw.  Kapitalerhöhung,  das 
übrige  werbende  Kapital  (Kreditoren,  Akzepte,  Depositen) 
nach  dem  letzten  Geschäftsbericht  (1902,  nur  bei  den  Haupt- 
banken konnte  schon  1903  berücksichtigt  werden)  aufsunehmen. 

Die  Gruppen  der  sechs  Grofsbanken  sind  mit  ihrem 
eigenen  und  geliehenen  Kapital  in  nebenstehender  Tabelle  I 
aufgeführt. 

In  der  Tabelle  II,  welche  die  drei  gröfsten  Gruppen 
—  Dresdner- Schaaff hausen,  Diökontogesellschaft,  Deutsche 
Bank  —  nach  den  Suramen  des  im  wesentlichen  im  Sinne 
der  Hauptbank  arbeitenden  Kapitals  zusammenstellt,  fällt  das  — 
als  Zeichen  ausgedehnter  Geschäftstätigkeit  —  überaus  günstige 
Verhältnis  des  eigenen  zum  gesamten  werbenden  Kajpital  bei 
der  Deutschen  Bank  auf ,  und  zwar  bei  der  Bank  selbst 
sowohl  als  bei  ihrer  ganzen  Gruppe.  Wenn  gerade  in  der 
Rubrik  des  werbenden  Kapitals  die  Deutsche  Bank  unerreicht 
dasteht,  namentlich  auch  gegenüber  dem  Konzern  Dresdner- 
Schaa£fliausen  mit  seinem  grofsen  eigenen  Kapital,  so  dflrfla 
dies  im  grofsen  und  ganzen  den  Tatsachen  entsprechen.  Auch 
dafs  die  drei  Gruppen  sich  an  Stärke  gegenseitig  nichts  nach- 
geben, kann  man  gern  i^lauben. 

Da  die  Konkurrenz  dieser  Gruppen  sich  hauptsächlich  in 
den  Hauptindustriebezirken  abspielt,  wäre  eine  zahlenmäfsi;^'»' 
Angabe  inrer  Stärke  in  einzelnen  Gegenden  erwünscht,  iiier 
gilt  aber  noch  mehr  als  hei  den  Gesamtzahlen,  dafs  die 
Summe  des  bankmäfsig  tütigeu  Kapitals  kein  richtiges  Bild 
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von  dem  wirklichen  Eiiitiuls  einer  Bank  im  Wirtschaftsleben 
gibt,  um  80  mehr,  sAa  gewiis  viele  industrielle  Unternebuiungen 
mit  di^r  Grofsbank  direkt  und  nicht  mit  ihren  Unterbanken 
arbeiten.  Höchstens  für  Rheinland- Westfalen  lahaen  sich 
Deutsche  Bank,  Diskontogesellschaft  und  Dresdner-SchaafF- 
hMxumk  vergleichen:  Tabelle  III  gibt  die  Zahlen  für  Ende  1902. 

Tabelle  L 

Die  fiapitalstärke  der  Bankengmppen  1902/03. 
(Ohne  die  Untarbanken  im  Aaaland.) 

[Betrüge  in  Bfimonen  Mark.] 


W(  rbend« 
Kapital 


L  DevtBche  Bank. 

Oentaehe  Bank  

Ba;p;i8cli«MHrki8ch6  Baak  

Trierer  Buik   

Sckld«iäcber  Baiikveroia  ...... 

ObeiriieiDische  Bank  

Essener  Kreditanstalt  

Hannt^vfrsche  Bank  

Hiluesheimer  Bank  >  *  .  ^  

PedenteiiMeher  Bankverein  .... 

Osnabrücker  Hank  

Duisburg  V nl i i .  rt liaak  

Eüdner  Bankverein  

8i6MOT  B«ik  

Emdener  Baak  .  

Snmma 

II.  Oiskontogeaellsekaft. 

• 

DiBkontogeaellschaft  »  . 

Xorddeutsclie  Bank  

Kheiniicbc  Diskontog^ellschaft  .  .  . 
Köhl.  Weebsler-  o.  KoainuMionflbank 

Boehiimer  Bank  

Dürener  Bank  

Escbweiler  Bank  

Eupener  Kreditbank  

Volksbank  Geilenkirchen  

Allpemehu-    Deutsche  Kreditanstalt 

A.  Busse  &  Co  

VogtläiidiMhe  Bank  

Barmer  Bankverein  

JDortmtuider  Bankverein  

gamma 


1224.2 

72»4 
60,5 

115.<) 

49,r> 

21 
3,6 

;u,7 

7ft 


1610,1 


570.4 

78,8 
19,7 

11^4 
1,5 
1,5 
2.8 

224 


28v6 

77,6 


1158,5 


*  Ohne  Aktienkapital  und  Keaerven. 
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Tabelle  I  (Fortsetzung). 


Eigene«  Kapital 

Werbendes 
Kapital 

III.  DreBdner-iSchHHilhautieD. 

Sechs  Depoaitenbftnken  (v.  BrJanger) 

Niederrheuiisciic  iureditaustait    .  .  . 

Westfälisch- Lippisclie  Vereinftbftiik .  . 

j  ca.  200»  1 

15 

1  ca.  löO* 

53 

11 

3,2 
44 

r>,\ 

ca.  65  ö  - 

454* 
74,8 
ca.  340,7« 
89,2» 

73* 

12.4 

123  . 
6*1 

6,5 

18.2 
87,7 

Summa 

1380,8 

XV.  Darmstädtcr  Bank. 

Ostbatik  für  Handel  nod  Gewerbe  .  . 

Bromber^^er  Bank  für  Handel  ond 

WQrttembeiiKiscbe  Bankanstalt  .  .  . 
Wurttembergisehe  Vereinsbank  .  .  . 

143 
26 
9,4 

2 

3,2 

73 
23,8 

357.6 
52,7 
243 

6 

93 

16,9 

54,8 

Sttmma 

6ä2,4 

V.  Berliner HandelsgeBeUscbaft 

129,4 

^,8 

Tabelle  II. 

Kapitalkraft  der  drei  grolsen  Gruppen. 


Die  Grorsbanken  allein 

Nebet  Unterbanken 

Eigenes 

Kapital 

Werbendes 

Kapital 

Eigenes 

Kapital 

Werbendel 

Kapital 

r)eut.<3ciie  Bank  .  .  . 
Dresdner  -  8chaaff- 
banaen  •>.••• 
Diakontogesellsehaft. 

255 

ea.  850 
227 

1224^2 

10873 
6953* 

500 

458,2 
448 

1840,1 

12993 
1158,5 

'  ohne  Aktieukapital  und  Reserven. 

*  Infolge  der  nocb  nicht  ganz  durebgef&hrten  KapitalarhOhong  iit 

die  Boserve  nur  annäherungsweise  berechenbar. 
'  EinschlielsUcii  Xorddeatsche  Bank. 
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Tabelle  III. 
Die  drei  groHsieB  Onippen  in  Bheinland-Weslfiüeii. 


Eigenes  Kapital 

\\  erbendes 
Kapital 

Deutsche  Bank. 

Bergiadi-MSrldselie  Baak  

70,15 
41.2 
1^,9 
7,9 
8,4 

198,5 
11.3,G 
34,7 
15,1 
7,8 

Summa 

;{7i,2 

DitkontogeaeUschaft. 

Piheiniache  Diskontogesellgchaft  .... 
Köln  UV  Ii  Irr-  u.  RomnuHioiisbaDk 

Barmer  Bankverein  

Dortmunder  BaQkyerein  ...... 

40.2 
12.9 

6,5 

33.3 
11.0 

73,8 
19,7 
0,6 
17,2 
77,6 
18,5 

Sanuna 

100,8 

215,6 

Dresdner-Schaatlliausea. 

Schaafi  hauf?en8clier  Hankvernin  ... 
Niederrheinische  Kreditaofltaii  

Mittel  rheinische  Bank  

Westfälisch- Lippisehe  VirainalMak    .  . 
Uärkitche  Baak  

120 
24,7 
9 
11 

5,3 
4 

5,1 
4,1 

2<9,3 
6H,9 
16,3 
12,3 
12,4 

^-,'> 
13,2 
6,5 

Summa  | 

188^2 

413,6 

Hier  ist  es  indessen  noch  weni^'or  angängig,  aua  den  Zahlen 
Schlüsse  auf  die  Qualität  und  Zukunft  der  beteiligten  Grofs- 
bauken  zu  ziehen,  vor  allem  weil  der  8L'haafflKiu.sensclic  Bank- 
verein ganz  alö  Provinzinstitut  gezählt  ist.  Dagegen  bietet  das 
Verhältnis  des  werbenden  zum  eigenen  Kapital  der  Unter- 
banken ein  ziemlich  auverlässiges  Bild  über  den  Gescbttfts* 
kieis  der  einzelnen  Institute,  indem  ein  grofies  werbendes 
Kapital  eine  rege  Depositen-  und  Kontokorrentkundsehaft  zu 
bedeuten  pflegt.  Man  stelle  z.  B.  die  Kölnische  Wechsler- 
nnd Kommissionsbank  (12,9Mill.Mk.  eigenes  und  19,7  Mill.  Mk. 
gesamtes  werbendes  Kapital)  der  Duisburg-Ruhrorter  Bank 
(13,9:34,7),  die  Rheinische  Bank  (11:  12,3)  der  Mittelrheini- 
Bchen  Bank  (5,3:  12,4)  gegenüber,  und  man  wird  ein  den  Tat- 
sachen entsprechendes  Bild  von  der  Bedeutung  dieser  vier 
Institute  für  das  rheiniscbe  Wirtschaftslobea  bekommen,  Un- 
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richtig  wäre  es  aber  wieder,  den  Wert  der  schwächeren 
Provinzbanken  für  die  Orofsbank,  der  sie  angegliedert  sind, 
nach  diesen  Zahlen  zu  honrteilen,  da  eine  Bank  mit  ver- 
hältnismäfsig  geringem  Kundenkreis  doch  durch  ihre  Be- 
ziehungen zu  gewissen  ausschlaggebenden  Industriefirmen 
einen  ausgezeiclineten  Weg  für  die  Grofsbank,  in  die  Industrie 
einzudringen ,  dursLellen  kann.  Ks  kuumit  darauf  an,  die 
qualitative  und  die  quantitative  Bedeutung  einer  Provinzbank 
zu  unterscheiden.  Die  Grofsbank  kann  auf  die  Angliederung 
eines  anderen  Instituts  Wert  legen,  weil  sie  durch  einen  im 
einseinen  vielleicht  unbedeutendeui  insgesamt  aber  grofsen  €fe- 
schäfitskrets  in  einem  Industrl^ebiet  Wurzel  schlagen  will,  oder 
weil  sie  durch  die  Beziehungen  zu  einer  Provinzbank  eine  gana 
bestimmte  Geschäftsverbindung  anzuknüpfen  oder  zu  erweitem 
bemüht  ist;  sie  strebt  im  einen  Fall  nach  allgemeinen,  im 
anderen  nach  speziellen  Erfolgen.  Der  beste  Typus  der  ersten 
Art  ist  die  Angliederang  der  Bergisch-Märkischen  an  die 
Deutliche  Bank,  dir-  zweite  Art  verkörpern  vier  rheinische 
Banken:  die  Duisburg-Kulirorter ,  die  Rheinische,  die  Mittel- 
rheinische  Bank  und  der  Essener  Bankverein  mit  ihren  Be- 
ziehungen zu  den  Haniel,  Thyssen,  Spaeter  und  Funke.  Die 
spater  darzustellende  Entwicklung  der  westdeutschen  Montan- 
industrie in  den  letzten  Jahren  wird  die  woiitragende  Bedeutung 
dieser  Banken  für  die  Deutsche  Bank,  den  Schaaffhausenschen 
Bankverein  und  die  Dresdner  Bank  erkennen  lassen.  — 

Bisher  wurde  die  Expansion  der  Grofsbanken  nur  rom 
Standpunkt  des  Hineinwachsens  in  die  inländische  Industrie 
behandelt.  Der  Richtung  des  anlagesuchenden  Kapitals 
folgend,  hat  sich  die  deutsche  Bankwelt  bekanntlich  nicht 
darauf  beschränkt,  sondern  auch  das  Auslandsgeschäft  ia 
wachsendem  Mafse  in  Angriff  genommen.  Man  hat  im  Aus- 
land^^^eschüft  zwei  verschiedene  Banktütigkeiten  zu  trennen: 
die  eventuell  auch  mit  Krr»ditfi!:e Währungen  verbundene  Znh- 
lungsvermittlung  und  die  Kapitalanlage.  Darauf  wird  sj^iirr 
zurückzukommen  sein.  8owohl  die  Vermittlungs-  wie  diu 
AnlageUitigkeit  macht  auch  ftlr  das  Ausland  Kreditorganisa- 
tionen nötig,  wie  die  Expansion  der  Grofsbanken  sie  für  das 
Inland  begründet  hat.  Für  das  Auslandsgeschäft  im  gioisen, 
also  unter  Ausscheidung  der  rein  börsenmäfsigen  Devisen- 
geschltfte  und  der  Zahlungsvennittlung  mit  nur  einzelnen  be- 
sonderen Ländern,  kommen  noch  mär  fast  als  für  das  in- 
dustrielle Inlandsgesehäfit  nur  grofse  EMrmen  in  Betracht»  und 
in  der  Tat  haben  nur  die  Grofsbanken  systematisch  ein  Nets 
von  Stutzpunkten  ihrer  ausländischen  Tätigkeit  geschaffen. 
Die  Entwicklung  des  Uberseeischen  Geschäfts  setzt  erst  ein, 
als  die  deutsche  Industrie  auf  dem  Weltmarkt  eine  Rolle  sa 
spielen  beginnt   £s  ist  bezeichnend,  dafs  im  Qegensats  sur 
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Darmstädter  Bank,  Diskonto-  und  Berliner  Handelsgesell- 
schaftf  deren  ausgesprochener  Zweck  die  Förderung  des  in- 
ländischen Gewerbes  und  Handels  war,  die  Deutsche  B;ink 
iu  erster  Linie  zur  Unterstützung  des  „transatlantischen 
Verkehrs''  gegründet  wurde.  „Die  Deutsche  Bank""  —  so 
heifst  es  im  Bericht  über  das  erste  Geschäftsjahr  —  „ist  .  .  . 
unter  dem  10.  März  1870  gegründet  und  hat  sich  die  Aut- 
gabe gestellt,  Bankgeschäfte  jeder  Art  zu  betreiben ,  ins- 
besondere die  HandttsbeBiehangen  swischen  Deaiachland,  den 
ttbrigen  europftischen  Ländern  und  aberseeischen  Märkten  za 
fordern  und  eu  erleichtern.''  Zu  diesem  Zweck  werden  1871 
Filialen  in  Shanghai  und  Y^okohama  gegrtlndet;  von  1871 — 1879 
beteiligt  sich  die  Bank  bei  der  German  Bank  of  London,  um 
bald  aber  eine  eigene  Filiale  zu  errichten,  1875  gingen  die 
ostasiatischen  Filialen  bereits  wieder  ein,  auch  die  Deutsche 
Laplatabank  brachte  während  der  zwölf  Jahre  bis  zu  ihrer  Auf- 
lösung im  Jahre  1885  fast  nur  Verluste,  und  die  Beteiligung 
hei  Knoblauch  &  Liechtenstein  in  Newyork  ranfste  1SS2 
mit  Itoi)  DUO  ^Ik,  Schaden  aufgegeb(-n  werden.  Diese  Periode, 
in  der  die  Deutsche  Bank  auch  in  Wien  Fufs  fafste  (Be- 
teiligung bei  Güterbnck  Horwitz  &  Co.),  bedeutet  einen  Mifs- 
erfolg  zwar  nicht  des  Auslandsgeschäfts,  wohl  aber  der 
Schaffung  einer  festen  Organisation  dafür.  Wahrscheinlich 
war  es  hierzu  noch  zu  früh;  die  Diskontogesellscbaft  schien 
das  beizeiten  einausehen  und  überliefe  deshalb  ihre  Beteiligung 
an  der  Deutscb  •  Belgiscben  Laplatabank  1873  mit  Freuden 
der  Deutschen  Bank«  Eine  neue,  erfolgreiche  Periode  setzt 
dann  Ende  der  80er  Jahre  ein,  in  gleicher  Weise  von  der 
Diskontogesellschaft  und  der  Deutschen  Bank  eröffnet.  Jene 
gründet  1887  —  zusammen  mit  der  damals  noch  selbständigen 
Norddeutschen  Bank  in  Hamburg  —  die  Brasilianische  Bank 
fiu*  Deutschland,  diese  die  Deutsche  Überseebank  mit  Filiale 
in  Buenos- Avres.  Seitdem  iijiben  sämtliche  Grofsbanken  in 
dieser  oder  jeinn*  ^^'eise  das  Beispiel  befolgt ,  ihren  inter- 
nationalen Beziehungen  feste  ^^tützpunkte  im  Ausland  zu  er- 
richten. Kur  die  Dannstädter  Bank  hatte  sich,  allerdings 
ohne  grofse  Entschiedenheit,  schon  von  Anfang  an  in  dieser 
Richtung  hetätigt;  sie  begann  bald  nach  ihrer  Gründung  mit 
Kommanditierung  von  Privatfirmen  in  anderen  Ländern  und 
hatte  u.  a.  zeitweise  in  Newyork  (seit  1862),  einmal  vor 
(1856 — 1870)  und  einmal  nach  dem  Krieg  in  Paris  eine  Ver- 
bindung: in  ahnlicher  Weise  war  sie  in  Wien  vertreten,  wo 
die  Bank  fUr  ihre  bekannten  zahlreichen  Eisenbahngeschäfte 
in  Österreich  einen  Stutzpunkt  brauchte.  Der  1871  ein- 
geschlagene neue  Weg,  zu  ßankbeziehungen  zu  kommen, 
brachte  die  Bank  als  Gründerin  mit  der  Amsterdamer  Bank 
(1871)  und  der  Ungarischen  Escompte-  und  Wechslerbank  in 
Pest  (1877)  in  Verbindung.    Diese  Einzeivorgänge  sind  von 
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Model  (Die  «rrofson  P>rr!icer  Kffektenbankcn)  ziemlich  genau 
geschildert  und  haben  iur  uns  nur  insofern  Interesse,  als  sie 
heute  zum  gröfsten  Teil  nicht  mehr  bestehen  und  dadurch 
beweisen,  dafs  feste  Grundsätze  für  die  Organisationsform  der 
Auslaiidbeziehungen  bisher  kaum  existierten.  Wie  wenig  sie 
auch  heute  vuriianden  sind,  zeigt  die  Verschiedeaar Ligkeit  in 
der  Form  der  ausländischen  Niederlassungen  bei  den  einzelnen 
Grofsbanken. 

1.  Die  Deutsche  Bank  ist  kommanditarisch  in  Wien  und 
Madrid  beteiligt,  sie  hat  eine  Filiale  in  London  und  besitEt 
für  die  Tätigkeit  in  Mittel-  und  Südamerika  die  Deutsche 
Überseeische  Bank,  die,  189B  aus  der  Deutschen  Überseebank 
henrorgegangen ,  zwei  Niederlassungen  in  Arg^tanien  (Bahia 
Bianca,  Buenos  Ayres),  sechs  in  Chile  (Autofagasta ,  Con- 
cepcion,  Iquique,  äantiago,  ValdiTia,  Valparaiso)  und  eine  in 
Mexiko  hat. 

2.  Das  System  der  wenn  möglich  ausschlaggebenden 
Beteiligung  bei  Auslandsbanken,  von  denen  sie  die  meisten 
selbst  gegründet  hat,  befolgt  die  Diskontogesellschaft:  die 
Brasilianische  Bank  für  Deutschland,  die  Bank  für  Chile  und 

Deutscliland ,  die  Compagnie  Commercialo  Beige,  anc.  Alb. 
de  Bary  ("C"  Co.  in  Antwerpen,  an  der  sie  früher,  als  sif^  noch 
Privatfirma  war,  bereits  kommanditariseh  beteiligt  ge\\  i  n  und 
durch  die  sie  auch  zu  einer  früheren  Kommandite  (Ijis  1897), 
der  Firma  Ernesto  Tornquist  &  Co.  in  Buenos  Ayrea  und 
Montevideo,  in  Beziehung  blieb;  sehliefslich  die  Banca  Genernla 
RonicUici  in  Bukarest,  —  öie  alle  stellen  eine  einheitliche 
Form  der  Auslandsvertretung  dar,  die  daneben  nur  noch  in 
der  Londoner  Filiale  gepflegt  wird. 

3.  Eine  Vorliebe  für  Kommanditcn  auch  im  Auslande 
hatte  bisher  die  Darmstädter  Bank:  sie  besitzt  eine  solche  in 
Bukarest  und  besafs  sie  bis  1902  in  Wien,  hat  letztere  aber 
in  die  Wechselstuben  A,-G-.  „Merkur*  übergeleitet»  In  London 
ist  sie  bei  dem  Bankers  Trading  Syndicate  Ltd.  und  dadurch 
indirekt  bei  S.  Japhet  &  Co.,  London,  beteiligt.  Die  Amster- 
damer Bank  beherrscht  sie  seit  30  Jahren  durch  die  Mehrzahl 
der  Aufsichtsratsstellen.  Das  Fehlen  eines  eigenen  Netzes 
von  Stützpunkten  entspricht  der  relativ  geringen  Tätigkeit, 
welche  die  Bank  bisher  in  überseeischen  Geschäften  entfaltet 
hat,  die  sie  aber  neuerdings  seit  Beteiligung  an  dem  Bremenser 
Bankinstitut  stärker  pflegen  zu  wollen  scheint.  Hier  zeigt 
sich  deutlich  die  Verschiebung  in  der  Stellung  der  Banken, 
wenn  das  Geschäft  sicli  ändert:  die  exotischen  Anleihen 
haben  in  den  letzten  15  Jahren  mehr  und  mehr  der  Kapital- 
anlage in  auölaiHlisrheu  Indu8triegrfindun<.ren  Platz  gemacht, 
denen  gegenüber  sich  die  Darmstädter  Bank,  ein  Hauptfaktor 
in  den  Anleihegeächäften,  anfangs  zurückhaltend  zeigte. 


Digitized  by  Google 


XXIV  2. 


97 


4.  Die  Dresdner  Bank  hat  vor  etwa  zehn  Jahren,  erst 

durch  Erwerb  der  Banken  in  Hamburg  und  Bremen,  dann 
durch  Krrichtun«^  einer  Londoner  Filiale,  mit  der  Aus- 
gestaltung internationaler  Beziehungen  begonnen.  .Sie  verfolgt 
in  gewissem  Sinne  ein  zentralistisches  System ,  indem  sie  die 
Gründung  besonderer  Vertretungen  in  fremden  Ländern,  sei 
es  in  Form  von  Filialen ,  Kommanditierungen  oder  selb- 
ständigen Bankinstituten,  mit  Ausnahme  von  London  unter- 
läüst.  Daraus  ein  ungünstiges  Urteil  über  die  internationalen 
Besiehungen  der  Dresdner  Bank  zvl  konstruieren,  ist  ebenso- 
wenig berechtigt  wie  ein  aus  den  gleichen  Grttnden  abgeleitetes 
Aber  den  inländischen  Einflufs  der  Berliner  Handelsgesellschaft 
Mit  der  Gründung  der  Deutsch- Westafrikanischen  Bank  geht 
das  Institut  im  Jahre  1905  teilweise  zum  System  der  Diskonto- 
gesellschaft und  Deutschen  Bank  Uber. 

5.  Der  Schaaffhausensche  Bankverein  hatte  als  selbstttn- 
diges  Institut  Uberhaupt  keine  festorganisierten  Beziehungen 
snm  Ausland;  solche  waren  für  eine  l^ank,  die  sich  so 
ganz  auf  ein  einzelnes  inländisches  Industriegebiet  verlegte, 
weniger  nötig  und  auch,  wollte  man  sich  nicht  zersplittern, 
wenig  wünschenswert.  In  dem  Mafse,  wie  die  Industrie  stärker 
aus  den  lokalen  und  nationalen  Grenzen  heraustritt,  macht 
sich  aber  der  Mangel  internationaler  lieziehungen  mehr  fühl- 
bar; es  wurde  schon  darauf  hingewiesen,  dafs  hierin  ein 
Haii})tgrund  des  Zusammenschlusses  mit  der  Dresdner  Bank 
zu  suchen  ist. 

<>,  Die  Berliner  Handelsgesellschaft  basiert  im  Gegensatz 
«um  Inland  ihre  ausländischen  Beziehungen  auf  Beteiligungen 
an  fremden  liankeu,  mit  denen  aber  die  Verbindung  nie  so 
eng  ist  wie  etwa  bei  der  Deutschen  Bank  und  der  Diskonto- 
gesellschaft  In  der  Beteiligung  bei  der  Deutsch-Asiatischen 
Bank  steht  sie  erst  hinter  der  Diskontogesellschaft,  bei  der 
Banca  Commerciale  Italiana,  in  deren  Äufiichtsrat  sie  von  den 
deutschen  Banken  die  erste  Stelle  einnimmt ,  teilt  sie  ihren 
Einflufs  mit  drei  deutschen  Grofsbanken  und  zwei  fremden 
Instituten.  Allein  beteiligt  ist  sie  bei  der  kürzlich  in  eine 
Aktiengesellschaft  umgewandelten  Firma  Labouch^re  Oyens&Co. 
in  Amsterdam,  und  1003  kam  sie  durch  Übertritt  eines  ihrer 
Gesellschafter  zu  dem  Newjrorker  Bankhaus  Hallgarten  in 
Beziehung. 

Was  die  Organisierung  des  Auslands-  von  der  des  In- 
lan(l.>gescliiifts  durch  die  deutschen  Grofsbanken  unterscheidet, 
ist  auiser  den  allgemeinen  Verschiedenheiton  inlHndischer  und 
ausländiscbf'r  Kapitalanlage  das  Zusammengehen  mehrerer 
Orofsbanken  bei  gewissen  fremden  Haiikgriindungen :  so  bei 
der  Deutsch- Asiatisclien  üank  und  der  Banca  Commerciale 
Italiana.    Die  Deutsch-Asiatische  Bank  wurde  unter  Führung 
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der  Diskoiito^esellscliaft,  bezeichnenderweise  aber  erst,  nachdem 
diese  öic'li  mit  der  Deutachen  Bank  über  die  Quotenteilung 
verständigt  hatte,  18S9  von  den  18  gröfston  deutschen  Banken 
und  Bankhiliisern  gegründet;  seitdem  iiai  sichj  in  der  Zu- 
sammensetzung im  einzelnen  mehrmals  verändert,  um  sie  ein 
Konsortium  ftlr  asiatische  Geschäfte  gruppiert,  das  heute* 
folgende  Firmen  amfafst:  Diskontogeseliscbaft,  S.  Bleichr<$dery 
Berliner  HandelsgeseUschaft,  Bank  fflr  Handel  und  Industrie,  i 
Norddeutsche  Bank,  Jakob  S.  H.  Stern  in  Frankfurt  a.  M.,  ! 
Sal.  Oppenheim  jr.  in  Köln  und  die  später  hinzugetretenen: 
Dresdner  Bank,  SchaafFhauscnscher  Bankverein,  Born  &  Busse, 
Nationalbank  für  Deutschland  und  L.  Behrens  &  Söhne  in 
Hamburg.  EjS  sind  also  sämtliche  Grofsbanken  vertreten,  die 
hier  —  das  war  der  eigentliche  Anlafs  der  Bankgründung  — 
die  Interessen  des  deutschen  Ka])ital8  ge^^cTi  die  engHf?che, 
später  aueh  russiselic  und  amerikanische  Konkurrenz  durch- 
setzen Wüllen.  Man  braucht  darin  nicht  gleich  eine  nationale 
Tat  zu  äiehen,  jedenfalls  tritt  hier  aber  deutlich  zu  Tage,  dais 
die  gemeinsamen  Interessen  des  Verwertung  suchenden 
nationalen  Kapitals  ihrem  Wesen  nach  mächtiger  sind  als  die 
divergierenden  der  Grofsbanken.  Einen  ähnlichen  Vorgang 
zeigt  die  1894  gegründete  Banca  Oonunerciale  Italiana  (an- 
fangs 20,  heute  80  Mill.  L.  Kapital)  in  Mailand,  jetzt  mit 
14  Zweigstellen  in  allen  grdfseren  italienischen  Städten,  nur  dafs 
hier  auch  die  internationale  Interessengemeinschaft  des  Kapitals 
zum  Ausdruck  kommt.  Von  deutscher  Seite  eingeleitet,  und 
zwar  zugleich  von  der  Diskontogesellschaft,  Deutsrhen, 
Dresdner,  Darnistädter  Bank,  Handelsgesellschaft  und  Bleich- 
rödcr,  ;x(  ht  die  Griindunir  auch  uiit-tr  Beteiligung  schweizeri- 
scher (Piashir  Bankverein,  Schweizerische  Krech'tnnstalt,  Union 
financi«"  i-f  da  Geneve)  und  österreiehiseher  Hanken  (  Ast«^r- 
rcichisi  he  Kreditanstalt,  Anglo-Osterreichisclie  Bank,  ^^'ien••^ 
Bankverein)  vor  sich,  und  ll^nQ  hat  sich  auch  die  Banque  do 
Paris  et  des  Pays-Bas  an  dem  Institut  beteiligt.  Der  steil- 
vertretende  Vorsitz  im  Verwaltungsrat  wird  unter  den  drei 
Ländern  geteilt;  deutscherseits  ist  er  zur  Zeit  bei  der  Berliner 
Handelsgesellschaft. 

In  der  Schaffung  der  Organisation  fär  das  Auslands* 
geschaft  hat  sich  das  gemeinsame  Interesse  des  Kapitals  also 
auch  in  gemeinsames  Vorgehen  der  sonst  konkurrierenden 
Grofsbanken  umgesetzt.  Es  fragt  sieh .  inwieweit  aus  den 
nun  im  einzelnen  zu  behandelnden  Beziehungen  der  Banken 
zur  Industrie  dieselben  Ursachen  und  die  gleichen  Wirkungen 
entstehen. 


'  Festschrift  der  Diskoutogesellscbaft  IdOl,  S.  84. 
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Die  Aasgestaltnng  der  Indnstriebeziehiuigen 

doi^eli  die  Grofsbankeu. 


Kann  man  die  Expansion  der  Grofsbanken  mit  dorn  Aus- 
strecken der  Arme  nach  der  Industrie  vergleicheu,  so  ist  nua 
zu  untersuchen,  wie  sie  zugegriffen  haben. 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  es  widersinnig,  die  Tätig- 
keit iür  die  Industrie  nie  eine  verhältnisniäfsig  neue  Ent- 
wicklungsstufe der  deutschen  Biinkeu  zu  behandeln.  Be- 
kanntlich ist  der  ausgesprochene  Zweck,  zu  dem  die  heutigen 
Grofsbanken  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  gegründet 
wurden,  die  Förderung  von  Handel  und  Industrie,  und  zwar 
in  allen  auch  heute  üblichen  Formen:  Gründung  von  ge- 
werblichen Unternehmungen  oder  deren  Umwandlung  in 
Aktiengesellschaften  und  ihre  Unterstützung  in  jeder  Weise, 
also  namentlich  durch  Kreditgewährung  im  lautenden  Ge- 
schäft, aber  auch  durch  Eingreifen  zugunsten  des  W  erks  in 
einzelnen  Fällen.  In  der  Rhein])rovinz  gab  es  solelie  Bank- 
institute bereits  in  der  ersten  Hälfte  dos  Jalu  liunderts ;  haupt- 
sächlich waren  es  die  zum  Teil  norh  htmte  bestehenden 
Privatfirmen,  die  Caniphausen,  Deich  mann.  Oppen- 
heim usw. ,  seit  1  !^4S  trat  der  A.  S  c  h  a  a  t'i" h  a  u  s  e  n'sche 
Bankverein  in  Köhl  als  Aktienbank  dazu.  Sie  alle  wid- 
meten sich  —  wie  es  in  dem  Geschäftsbericht  der  Darm- 
städter Bank  von  1853  heifst  —  planmäfsig  der  Gründung 
„zeitgemäfser,  grofser  industrieller  Unternehmungen^.  Die 
Bank  für  Handel  und  Industrie  —  deren  Name  ja  schon  ge- 
nug si^t  — ^  die  Diskontogesellschaft,  wenigstens  seit 
1855,  die  Berliner  Handelsgesellschaft  sollen  in  der- 
selben Weise  das  gewerbliche  Leben  in  ganz  Deutschland 
anregen.  Dies  geschieht  auch  mit  Eifer  und  gutem  Erfolg 
zunächst  bis  zu  der  Handelskrise  von  1857,  die  bis  1802 
dauert,  dann  wieder  in  den  ♦»(►er  Jaliren  und  hh  zum 
Ende  der  Oründerperiode  im  Anfang  der  7<*cr.  Die  Eisen- 
bahnen bil'len  das  Hau})t^;estliäft  der  Diskontof;o.s(dls(  haft.  die 
Gründung  anderer  industrieller  Unternehmungen  aller  Art  das 
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der  Darmstädter  Bank.  Die  Banken  haben  dalici  zwei  v»  r- 
öchiedene  Systeme:  die  Grunduüg  und  Kapitalerli*  liu  ig 
industrieller  Gesellschaften  und  das  Abstofsen  der  Papiere 
auf  den  Markt,  also  das  typiseht'  Geschäft  der  Eflekten- 
bank,  üinenseits  —  die  dauernde  Beteiligung  an  den  eigenen 
Gründungen,  durch  Übernahme  aller  oder  eines  Teilö  der 
Aktien  in  das  Portefeuille  der  Bank,  andererseits.  Die 
letztere  Taktik  verfolgt  planmäfsig  die  Darmstädter  Bank; 
wir  werden  sehen,  dais  sie  ihr  bis  su  einem  gewissen  Grade 
bis  heute  treu  geblieben  ist.  Sie  hatte  den  Zweck,  der  Bank 
den  dauernden  Einflufs  auf  die  betreffenden  Unternehmungen 
zu  sichern,  schon  damals  weniger  um  der  Rentabilität  willen 
als  »ur  Sicherung  dauernder  Geschäftsverbindung.  Auch  die 
systematische  Tätigkeit  ftlr  ein  einzelnes  industrielles  Werk 
tindet  sich  schon  in  der  ersten  Periode  der  heutigen  Grofs- 
banken;  der  liekannteste  P^all  ist  die  Dortmunder  Union, 
das  Schnierzonskind  der  Diskontogeseüschaft.  Schon  1857 
hatte  die  Bank  die  Henrichshütte  erworben,  die  aber  bei 
ihrer  mangelhaften  Rentabilität  eine  6o  lästige  Festlegung 
von  Kapital  bedeutete,  dafs  man  sie  18B4  zu  einem  selb- 
ötiindigeu  Unternehmen  machte  ;  es  blieb  jedoch  in  den  Händen 
der  Geschäftsinhaber,  wurde  dann  18t)9  in  eine  Aktiengesell- 
schaft umgewandelt  und  schliefslich  in  der  Zeit  der  höchsten 
Konjunktur  1872  in  die  neugegründete  Union  Akttengeseil- 
schaft für  Bergbau  y  Eisen-  und  Stahlindustrie  in  Dortmund 
eingebracht.  Diese  unter  dem  Kamen  der  Dortmunder  Union 
bekannte  Gesellschaft  ging  aus  dem  Beigwerks-  und  Hutten- 
besitz des  Dr.  Strousberg  hervor  und  hatte  die  im  Geschäfts- 
bericht von  187'>  offen  ausgesprochene  Bestimmung,  das 
mächtigste  und  leistungsfähigste  Eisenwerk  von  Rheinland- 
Westfalen  zu  werden.  Im  Grunde  ist  dieser  Vorirnnir  nichts 
anderes  als  ein  Grtindungsakt,  dessen  Zuendefuhi nug  durch 
unglticklichc  Verhältnisse  verzögert  wurde  und  der  so  zu 
einem  Jahrzehnte  lang  bis  heute  dauernden  engen  Band 
zwischen  der  Diskontogesellschaft  und  der  Union  geführt  hat. 
Dieses  ganze  Zusammenarbeiten  ist  eine  Kette  vun  vergeb- 
lichen Versuchen,  die  Verbindung  dadurch  zu  lösen,  dafs  die 
Bank  durch  mehrfieudie  Sanierungen  das  Werk  zu  einem  Grade 
▼on  Rentabilität  zu  bringen  strebt,  der  seine  Abstofsung  er- 
laubt. Eine  derartig  enge  Verbindung  einer  Bank  mit  einem 
industriellen  Unternehmen  kann,  unfreiwillig,  wie  sie  ist,  nicht 
als  typisch  für  jene  Zeit  gelten.  Welche  Bedeutung  dieser 
Fall  fUr  die  Beurteilung  der  heutigen  Industricbeziehungen 
der  Banken  hat,  wird  später  zu  erörtern  sein.  Joflenfalls 
hat  das  Schicksal  jener  Gründung  die  Disko ntogeseilschaft 
znrfickhaltonfler  ^^og-enüber  der  Industrie  gemacht.  T>te 
ulcicli*^  Änderung  der  Bankpolitik  ist  aber  für  alle  ander«  n 
deutscheu  Banken  nach  dem  Krach  von  1873  zu  beobachten. 
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Die  Darmstiidter  Bank,  der  ihre  Industriebeteiligungen  schon 
in  der  Krise  von  1857  sehr  emptimüiche  Verluste  gebracht 
Latten,  wendet  sich  schon  in  den  60er,  noch  mehr  seit  den 
70  er  Jahren  von  dem  ursprünglich  verfolgten  Ideal  der  reinen 
Indvatriebank  ab.  Nicht  minder  die  Berliner  Handelsgesell- 
schaft, die  besonders  schwer  unter  der  Krise  seit  1873  su 
leiden  hatte.  Der  Aufschwung  1879—1881  führt  zwar  su 
einer  erneuten  eifrigen  Beteiligung  an  industriellen  Grün- 
dungen, dann  aber  wenden  sich  die  Grofsbanken  mehr 
einem  Geschäftszweig  zu,  den  sie  schon  in  den  ÜUer  Jahren 
für  das  Inland  und  für  Osterreich  «gepflegt  hatten :  der 
Anleihetärigkrit  für  das  Ausland,  bis  Ende  der  80er  Jahre 
wesentlich  tVir  den  europiiischen  Kontinent,  dann  auch  für 
die  überijceisclien  Liinder.  Damit  verbindet  sich  die  Gründung 
von  Eisenbahnen  in  den  betreffenden  Staaten;  sie  geht  den 
Anleihen  teils  voraus  (z.  H.  in  Rumänien),  teils  folgt  sie  ihnen 
oder  begleitet  sie.  Kaiui  lieh  hören  industrielle  Emissionen,  auch 
Gründungen ,  in  dieser  Zeit  nicht  auf,  ebensowenig  wie  die 
Anleihetätigkeit  für  das  Ausland  auf  die  zweite  Hälfte  der 
70  er  und  die  80  er  Jahre  beschrftnkt  ist  Aber  es  ist  offenbar, 
dafs  das  Interesse  der  Grofsbanken  an  der  einheimischen  In- 
dustrie in  gerade  so  auffälliger  Weise  in  dieser  Zeit  zurück-, 
wie  das  ausländische  Eisenbahn-  und  Anleihegeschäft  hervor- 
tritt. Ganz  wesentlich  wirkt  dazu  die  Verstaatlichung  der  j 
Eisenbahnen  in  Deutschland  mit;  sie  verdrängt  die  grofsen  f'^ 
Banken  aus  ihrer  wichtigsten  industriellen  Domäne. 

Wie  die  Pmvinzbanken  mit  industrieller  Kundschaft  sich 
seit  dem  Kracli  von  187->  zur  Industrie  stellten,  zeigt  u.  a. 
die  Essener  Kreditanstalt,  die,  1S72  gegründet,  in 
ilircm  ersten  Jahr  infolge  grofser  Effektengeschäfte  22 
Dividend«'.  1S78  gar  keine  und  bis  Anfang  der  80er  Jahre, 
noch  an  ihren  alieu  Gescliaiten  hiborierend,  eine  sehr  mäfsige 
Dividende  zahlte.  „Dann"  —  so  heifst  es  in  einer  1897  heraus- 
gegebenen Festschrift  zum  25jährigen  Jubiläum  —  „zu  dem 
Grundsatz  gelangt,  sich  aller  Gründungen  und  Effekten- 
spekulationen zu  enthalten,  verwendete  die  Kreditanstalt  ihre 
ganze  Sorgfalt  auf  die  Pflege  des  Kontokorrent-  und  kom- 
missionsweisen Effektengeschäfts  und  brachte  im  Verein  mit 
befreundeten  Bankürmen  zahlreiche  Anleihen  heimischer  In- 
dustriegesellschaften zur  Ausgabe.**  Besonders  widmete  sie 
sich  der  Unterstützung  vieler  damals  notleidenden  Kohlen- 
gruben durch  Emission  von  Anleihen.  Die  prinzipielle  Ab- 
weichung von  den  Grofsbanken  setzt  ai)' r  ein.  als  Mitte  der 
9n  er  Jahre  d<'r  grofse  industrielle  Aufsciiwung  beginnt.  Sie 
bleibt  dem  Grundsatz  treu,  nur  eine  geringe  EraissionstUtig- 
keit  und  nur  eine  solche  für  Anleihen  zu  entfalten,  und  als 
sie  sich  189U  an  der  AktienUbernahme  von  drei  Aktiengesell- 
schaften beteiligt,  heifst  es  im  Geschäftsbericht:   „Wir  ver- 
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fehlen  nicht  hervorzuheben,  dafs  wir  auf  dem  Gebiet  der 
Gründimgstätigkeit  nur  insoweit  tätig  sind,  als  zur  Erhaltung 
unserer  Beziehungen  zur  rlif  iniseh  -  westfälischen  Industrie 
unbedingt  nötig  ist."  Ihre  Giundungen  von  1897 — 1900  be- 
ötehen  weseiiLlich  m  Umwandlungen  von  Kontokorrentkunden. 

Den  Typus  der  Grolsbank,  die  von  den  70  er  bis  zu 
den  90er  Jahren  eine  grundsätSBiicbe  Abneigung  gegen  aktives 
Eingreifen  in  die  Industrie  und  eine  Tätigkeit  für  sie,  die 
aber  das  Kontokorrentgescbttft  und  einfache  EonsortiaU 
geschäfte  hinausgeht,  konsequent  beibehält,  ist  die  Deutsche 
Bank.  Dafür  einige  Belege  aus  den  Geschäftsberichten : 
Schon  von  dem  Gründungsiieber  nach  dem  Krieg  blieb  sie 
mehr  als  die  anderen  Banken  bewahrt;  im  Bericht  über  das 
Inlandsgcschäft  des  zweiten  Gesehnftsjaliros  —  wie  bereits 
mehrlaeb  hervorgehoben,  lag  bestininiungfegemüls  der  Schwer- 
punkt ihrer  Tätigkeit  in  der  Unterstützung  des  Ausland- 
nandels  —  heifst  es:  „Wenn  auch  die  Richtung  des  Instituts 
es  uns  nicht  wünschenswert  erscheinen  liilst,  uns  in  pro- 
mltienter  Weise  mit  Scliat?ung  neuer  Werte  zu  bcschftftigen 
und  grofse  Kapitalien  nach  dieser  Seite  hin  festzulegen ,  so 
haben  wir  uns  doch  bei  einer  Reihe  von  Konsortien  und 
namentlich  bei  Errichtung  solcher  Institute  beteiligt,  von 
welchen  wir  eine  dauernde  Sttltze  fbr  unser  auswärtiges  und 
inneres  Kontokorrentgeschäft  erwarten  durften/  Also :  engere 
Beziehungen  zur  Industrie  wesentlich  nur  zum  Zwecke  der 
Sicherung  des  regulären  Bankgeschäfts.  Die  Zurückhaltung 
kommt  der  Bank  dann  in  der  bald  einbrechenden  Krise  zugute; 
im  Bericht  für  1870  heifst  es:  „Wir  haben  die  Stockung  im 
inländischen  Bankverkehr  weniger  empfunden  als  die  Institute, 
welche  sich  wosentlich  auf  das  einheimische  Geljiet  be- 
schrftnken,  und  namentlich  diejenigen,  welche  ihren  Schwer- 
punkt ii^ehr  in  den  Beziehungen  zur  Industrie  als  in  denen 
zum  Ilajidtl  gesuclit  haben."  Auch  den  kurzen  Aufschwung 
um  die  Wende  dt  ^  Jahrzehnts  hat  die  Deutsche  Bank  nicht 
zu  vermehrter  Emissions-  und  Börsentätigkeit,  sondern  zur 
Schaffung  einer  besonderen  Organisation  des  Depositenwesens 
benutzt,  und  sie  versäumt  nicht ,  in  den  Geschäfbbmchten 
regelmäfsig  auf  die  Gefahr  des  starken  Börsengeschäfts  der 
deutschen  Banken  hinzuweisen«  1885  (im  Bericnt  fär  1884) 
stellt  sie  nochmals  ihren  Standpunkt  fest:  „Die  industrielle 
Bewegung  hatte  mancherlei  Umgestaltungen  von  privaten 
Industrieunternehmen  in  Aktiengesellschaften  im  Gefolge; 
wir  sind  jedoch  diesem  Geschäftsgebiet  ferngeblieben.  Wir 
beschränkten  uns  im  wesentlichen  auf  unser  altes  Gebiet: 
Pflege  des  Knntokorrontgeschfifts  im  In-  und  Ausland^  sowie 
das  Depositengeücliat'i ,  verbunden  mit  festverzinslichen  An- 
leihen." Für  das  Ausland  wird  sie  ihr<*ni  Grundsatz  zwar 
schon  im  selben  Jahre  (i»8o)   untreu  durch  die  Gründung 
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der  Anatolischeu  Bahngesellschatt,  in  Deutöchland 
öclböt  läfst  sie  sich  aber  von  dem  stark  künstlichen  und 
schwindelhaften  Aufschwung  in  der  zweiten  Hälfte  der  80  er 
Jahre  anfangs  nicht  mitreiuen.  Freilich  nur  anfangs!  Denn 
fUr  1892  herichtend,  schreiht  sie:  »Die  Besiehungen  zur  Bifrse 
spielen  bei  den  Banken  Deutschlands  eine  grofiere  Rolle  als 
bei  denjenigen  Westeuropas" ;  wenn  sie  zugleich  mitteilen  mufs^ 
dafs  zum  erstenmal  ein  RUckgari  ir  (^er  Umsätze  bei  der  Zentrale 
erfolgte,  und  zwar  um  621  Millionen  bei  gleichzeitiger  Zu- 
nahme der  Filialenumstttze  um  393  Millionen,  dann  darf  man 
in  diesem  Satz  einen  Ausdruck  der  Resignation  sehen  und 
das  Ein;:i:«^>'täTidnis ,  dafs  die  Bank  an  der  üppig  wuchernden 
Börsens]^  kulation   der   Jalire  über    ihr(?  sonstige 

Gewohnheit  hinaus  teilgenommen  hat.    Handelt  es  sich  liier- 
l»ei   immerhin  nur  um  die  Übertretung  eines  Grundsatzes, 
nämlich  desjenigen,  der  Börse  nach  Möglichkeit  fernzubleiben, 
so    bringt    das    Jahr  1890  doch  auch   zugleich   den  Bruch 
mit    dem   Prinzip,    keine    selbständigen   Gründungen  vor- 
zunehmen. 1890  werden  unter  Leitung  der  Deutschen  Bank  die 
Deutsch  -  österreichischen  Mannesmannröhren- 
werke  errichtet.  Diese  Gesellschaft  ist  zwar  speziell  für  die 
Beziehungen  von  Bankwelt  und  Industrie  nicht  interessanter 
als  manche  andere,  aber  weil  sie  den  ersten  grotsen  Versuch 
der  Deutschen  Bank  darstellt,  sich  selbständig  und  zielbewufst 
einem  industriellen  Unternehmen  des  Inlandes  zu  widmen^  ist 
die  Geschichte  dieses  Werkes  lehrreich.    In  die  neugegründete 
Gesellscliaft ,    deren    Kapital    35  Mill.  Mk.    betragen  sollte, 
wurden  nur  ftir  t>Vi'."M)(io  Mk.  bestehende  Fabriken  eingelegt, 
dazu  erwarb  man  von  den  Erfindern,  den  Gebrüdern  Mannes- 
mann ,  Patente  für  nahtlose  Röhren  für  den  hohen  Preis  von 
1«5  Mill.  Mk.,  und  120lni)i)()  :\Ik.  wurden  bar  als  Betriebs- 
mittel  eingezahlt.     Der  Unterschied  dieser  Gründung  gegen 
die   auch   von  der  Deutschen  liank  schon  vorher  vieltach 
übernommenen  Umwandlungen  liegt  auf  der  Hand:  trotz 
Anfhahme  schon  bestehender  Werkst&tten  wird   ein  ganz 
neues  y  mit  aussichtsreichen  Erfindungen  arbeitendes  Unter- 
nehmen   geschaffen,   das   eine   Ortlich  weitverzweigte  und 
technisch  vielseitige  Tätigkeit  entfalten  soll.  Wahrscheinlich 
gegen  ihren  Willen  mufs  die  Bank  dem  Werk  auch  über  die 
Initiative  hinaus  ihre  Aufmerksamkeit  widmen:  die  Erfinder, 
für  ihre  Patente  so  reichlich  bezahlt,  eignen  sich  nicht  als 
Direktoren  und  scheiden  bald  nach  der  Gründung  mehr  ge- 
zwungen als  freiwillig  aus;   und  das  schlimmste:  das  Werk 
rentiert  nicht;  teils  weil  die  Werkstätten  nicht  ausreichen,  teils 
wohl  auch,  weil  die  Konjunktur  ungünstig  wird,  vor  allem  aber, 
weil  die  Patente  mai'slos  überzahlt  sind.    Der  Gewinn  wird 
deshalb  zu  Absehreibungen  verwandt,  und  zwar  auf  Anlagen 
schon  1891  i>2  in   Höhe  von  Uber  5  Mill.  Mk.,   1895  auf 
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Patente  und  Lizenzen  sogar  die  Summe  von  11478000  Mk. 
Dazu  kommen  bis  1893/94  noch  fietriebsrerloste  von  zuBammen 
Uber  3Vs  Mill.  Mk.  Die  Deutsehe  Bank,  dnrch  einen  der 
Direktoren  im  Vorsitz  des  Aufsichtsrats ,  bemtthte  sich  nach 
zwei  Richtungen )  indem  sie  auf  Verbesserung  der  von  den 
Gebrüdern  Mannesmann  angelegten  technischen  Einrichtungen 
drang  und  die  Vorbesitzer  veranlassen  wollte,  10  Mill.  Mk.  der 
ihnen  für  die  Patente  gewährten  Aktien  zurückzugeben«  Ein 
Vergleich  kam  zustande,  da  die  Vorbesitzer  aber  den  Forderungen 
nicht  naclik;i?nen,  wurde  fünf  Jahre  lang  von  der  Gesellschaft 
prozessiert  und  19<>0  schliersHch  gegen  Entschädigung  in  Obli> 
gationen  eine  Rückgabe  von  Aktien  erreicht,  durch  die  das 
Aktienkapital  von  34  auf  25  Mill.  Mk.  vermindert  worden  iat. 
Seit  ilirer  Gründung  hat  die  Gesellschaft  noch  keine  Dividende 
gezahlt  und  ist  durch  ihre  finanzielle  Notlage  sowie  durch 
gröföcre  Beteiligungen  bei  verwandten  Werken  in  Deutschland 
und  England  noch  stärker  auf  die  Unterstützung  der  Deutschen 
Bank  angewiesen,  als  der  blofse  Grllndungsvorgaug  recht- 
fertigen würde. 

Die  Deutsche  Bank  hat  zwar  die  selbständige  Gründung 
von  Industriegesellschaftetiy  durch  diesen  Versuch  nicht  er- 
mutigt^  nach  Möglichkeit  vermieden,  sie  beginnt  aber  mit  den 
90er  Jahren,  sich  der  inländischen  Industrie  mit  mehr  Eifer 
und  Interesse  zu  widmen ,  von  Jetzt  ab  in  demselben  Mafse 
wie  die  anderen  Grofsbanken.  bezeichnend  ist,  wie  der  Ge- 
schäftsbericht bei  Einsotzen  der  jung^rr  n  Tloelikun junktur  nur 
einfach  konstatiert  „Die  vcrmelirte  Tätigkeit  unücrer 

industriellen  Kreise  veranlafste  dii'  Errichtung  zahlreicher 
neuer  und  die  Umformung  vcjsehiedener  älterer  Unter- 
nehmungen, nam(Mitlic  Ii  in  solchen  Fällen,  in  welchen  das  Ver- 
mögen der  Beisitzer  nicht  ausreicht,  um  aus  eigenen  Mitteln 
alle  diejenigen  Erweiterungen  und  Neuanlagcn  zu  bestreiten, 
welche  durch  wissenschaftliche  Fortschritte,  Konkurrenzrttck 
sichten  und  kommerzielle  Bedürfnisse  notwendig  wurden/ 
Die  anderen  Grofsbanken,  die  sich  damit  prinsipieli  nun 
nicht  mehr  von  der  Deutschen  Bank  unterscneiden ,  hatten 
das  Geschäft  mit  der  inländischen  Industrie  in  den  8üer 
Jahren  nicht  aufgegeben;  sie  versuchten  ihre  Geschäfts- 
beziehungen mit  ffewerblichen  Unternehmungen  stetig  aus- 
zudehnen, und  auch  an  Gründungen  und  den  entsprechenden 
Verlusten  fehlte  es  nicht:  dio  Transaktionen  der  Diskonto- 
gesellsehat't  für  die  Gelsenkircliener  Hergwerksgesellschaft 
sind  wohl  das  hezeiclmendste  Beispiel  für  die  ^^lUckliche^  Hi" 
Verluste  der  BerHner  1  landelsgi^sellschaft  an  der  von  ihr  ge- 
gründeten „Deut.<ehen  Lokah  und  iStrafsenbahngesellschaft* 
und  der  „Petroleuni-Bühr-Goreclitsamen-  und  <  )ll.indgesellschaft'* 
fUr  die  unglückliche  Seite  dieser  Vorgänge.  Im  grofsen  uiul 
ganzen  beschränkt  sich  aber  in  dieser  Zeit  das  inländische 
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liiduLütriegescliäit  der  Groföbiinkeu  auf  die  Umwandlung  von 
Privatiirmen  iu  Aktiengesellschaften  und  die  langsame  Aus- 
bfldimg  des  rogulären  Qeschftftsverkehrs.  Im  ganzen  entsprach 
dies  dem  Stande  der  deutschen  Industrie  in  den  80  er  Jahren. 
Speziell  die  Grofseisenindustrie,  der  es  ebenso  schlecht  geht  wie 
dem  Kohlenbergbau,  ist  mit  der  Anpassung  an  die  neuen  Er- 
findungen —  Thomas  verfahren  usw.  —  beschäftigt  und  des- 
halb auf  Geldbeschaffung  durch  Obligationen  angewiesen; 
leide  sind  jedenfalls  um  diese  Zeit  keine  Gewerbszweige,  die 
für  das  Bankkapital  verlockend  sein  können.  Die  Initiative  der 
Grofsbanken  riclitet  sich  deshalt)  auf  das  Ausland:  bald  führt 
diese,  bald  jene  Bank,  bald  stehen  Anleihen ,  bald  fremde 
Eisenbahnen  im  Vordergrund. 

Mit  dem  Antang  der  90  er  Jahre  ändert  sicii  das  Bild. 
Die  fremden  Staaten  sind  zum  grofsen  Teil  konsolidiert  und 
lassen  den  Banken  auf  diesem  Gebi(?te  nirlit  mehr  sehr  viel 
zu  tun  übrig;  obendrein  hatte  man  seil  Auiang  der  80er  Jahre 
mit  ausländischen  Geschäften  schlechte  Erfahrungen  gemacht, 
und  so  war  suhjektiT  und  objektiv  die  Möglichkeit  gegeben, 
sich  wieder  mehr  der  deutschen  Industrie  zuzuwenden.  In 
ein  positives  Handeln  umgesetat  wird  diese  Möglichkeit  durch 
die  kurze  wirtschaftliche  Aufwärtsbewegung  von  1888 — 90, 
die  eine  Gründungsära  von  anormalem  Umfang  und  wesent- 
lich spekulativem  Charakter  zur  Folge  hatte;  sie  übte  eine 
stärkere  Wirkung  auf  die  Börse  und  die  Finanzniachtc  als 
auf  die  Gestaltung  der  Industrie  aus.  Der  Kück.st  hlag  trat 
alle  GrofsbankcMi ,  vielleicht  mit  Ausnahme  der  Deutschen 
Bank,  der*  n  (T.'schäftsverkelir  aufser  bei  der  Zentrale  während 
der  Kriseiijaliro  ununterbrochen  gewachsen  ist,  recht  sdiwer 
und  lähmte  im  Vorein  mit  der  wirtschaftlichen  Stagnation 
bis  1804  ihre  Initiative  gegeiuiber  dem  gewerblichen  Leben. 
Die  Jahre  1891 — 94  sind  für  die  deutschen  Grofsbanken  eine 
Zeit  des  Wartens  auf  den  industriellen  Aufschwung,  äufserlich 
eine  Periode  der  Depression. 

Seit  1894  beginnt  die  erwartete  wirtschaftliche  Aufwärts- 
bewegung, damit  eine  bis  dahin  noch  nicht  dagewesene  Aus- 
dehnung des  industriellen  Geschäftskreises  der  Grofsbanken, 
der  Kreditgewährung  in!  laufenden  Gesclutft  nicht  weniger 
als  der  Gründungs-  und  Emissionstätigkeit.  Diese  Bewegung 
erstreckt  sich  auf  alle  Banken  in  gleicher  ^^'eise,  nur  im 
einzelnen  verschieden  nach  Tempo  und  Intensität. 

Der  Unterschied  diesi'r  neuen  Periode  industrieller  Be- 
ziehungen der  Hanken  y<m  lu^n  tVülieren,  insbesondere  den- 
jenigen der  50 er  und  der  7" 'er  Jahre  tritt,  bezeichnend  für 
die  grulsen  allgemeinen  Wandhnigen  unseres  Wirtschafts- 
lebens, in  folgenden  Erscheinun^^en  zutap^e: 

i.  Die  industriellen  Unternehmung«  !!  üind  kapitalkräftiger 
gworden,  daher  aucii  die  Gründungen  und  Emissionen  im 
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einzelnen  iimfang^reicher.  Man  vergleiche  die  Gruiuluiigen 
der  Darmstädter  Bank  in  dem  geschäftlich  besonders  günstigen 
Jahr  1856  mit  einer  einzigen  Schöpfung  dieser  BanlE  in  dem 
letzten  Jahrfünft.   Sie  gründete  1856  folgende  Werke 

a)  VVoUmaiiufaktur  Mannheim  mit  40UUüO  fl.  Kapital 

b)  Württcnibergiöche  Kattuii- 

inaiiuiiiktur  -    500000  fl. 

c)  Oldeuburgisch  -  Ostindische 

Reederei  -   250000  Tlr.  - 

d)  Spinnerei  und  Weberei  zu 

Marklissa  -   300000  Tlr.  - 

e)  Ludwigshütte  -   360000  fl.  - 

f)  Maschinenfabrik  uod  Eisen- 

giefserei  Darmstadt    .    ,    -    100  nOO  fl. 

g)  Maschinenfabrik  Ueilbronn    -   200000  fl.  - 

Dagegen  wurde  die  Bergwerks-  und  Ilütteugesellschait 
„Differdingen -Dannenbaum"  1890  mit  einem  Aktienkapital 
▼on  25  Mill.  fr.  gegründet.  Die  Bombacher  Hüttenwerke  er«- 
höhten  1901  mit  Hilfe  der  Berliner  Handelsgesellschaft  ihr 
Kapital  mit  einem  Schlag  von  10  auf  20  MIU.  Mk.;  in  einem 
Jahr  der  tiefsten  Konjunktur! 

Die  folgenden  Gründungen  ^  an  denen  der  Schaaff- 
hausensche  Bankverein  im  zweiten  Jahrfünft  der  90  er  Jahre 
beteiligt  war  —  dieses  Institut  ist  besonders  beweiskräftig, 
weil  es  sich  nicht  so  sohr  wie  die  eigentlichen  Berliner  Groi»- 
banken  mit  den  ganz  grofsen  Gründungsobjekten  abgibt  — , 
belegen  ebenfalls  diese  veränderte  Situation: 

1897:  Süddeutsche  Juteindustrie, 

Mannheim  mit   4000000  Mk.  Kapital 

1898:  Compagnie  eleetrique  Än- 

versoise,  Antwerpen   .    .     -     4000000  fr. 

Oberschles.  Ivleinbahnen 
und  Elektrizitätswerke, 

Kattowitz  •     4500UUÜ  Mk. 

1890:  Deutsch-Athuitische  Tele- 

grapliengescllschaft     .    .     -    20()(MHM)()  - 
Moseltall)aliii  A.-G.  .    .    .     •      GUOOOOU  - 
Stein-    und  Tonindustrie 
A.-G.  Brohlthal .   ...    -     1000000  - 
1901 :  Kammgarnspinnerei  und 

Weberei  Eitorf  A.-Ö.     .    -     2500000  • 

2.  Die  Grofsbanken  spicilen  eine  ausschii eislichere  Rolle 
als  früher.  Die  ^Geschäftlich- teclinisehen  Gründe,  die  im 
ersten,  und  die  Expansion  der  Grofsbanken,  die  im  zweiten 


1  Siehe  Model  a.  a.  0.  8.  55. 
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Abschnitt  geschildert  sind,  lassen  die  I7ulustrie})e7.u"hungen  der 
Banken  seit  den  90 er  Jahren  be|4leitct  ero(  liciuen  von  einer 
Bankk' »nzentration,  die  in  diesen  Formen  und  solcher  Stärke 
allen  tnilitjicn  Entwicklungsstufen  fremd  ist, 

3.  Die  Tätigkeit  der  Hanken  für  die  Industrie  ersciiopft 
sich  nicht  mehr  in  dem  Mai'se  wie  bisher  in  den  Emissionen. 
Während  die  Grofsbanken  Neuschöpfungen  von  industriellen 
Werken  durchweg  zurucklialtcnd  gegenüberstehen,  bilden  sie 
das  Kontokorrentgeschäft  viel  stärker  aus  und  zwar  qualitativ 
und  quantitativ:  dieseB  in  dem  Sinne,  dafs  sie  mit  einem 
gröfseren  Kreis  industrieller  Unternehmungen  in  Geschftfts- 
verbindung  zu  treten  suchen ,  jenes,  indem  sie  in  der  in- 
dustriellen Kreditgewährung  nicht  blofs  ein  sicheres  und 
lohnendes  Geschäft,  sondern  ein  die  Emissionstätigkeit  an 
Wirksamkeit  noch  übertreffendes  Mittel  zur  Beeinflussung  der 
gewerblichen  Kundschaft  erblicken.  Auf  diese  Weise  erklärt 
sich  wie  die  Angliederung  von  Provinzinstituten  selbst  so  auch 
deren  dezentralistische  Form.  Hier  liegt  auch  der  Unter- 
schii'd  ;^egen  die  Gründungsgesellschaften  der  Pereire  un<l 
Bont'iux  in  Frankreich  und  ihre  deutsehen  Nachbildungen,  wie 
e??  zugestandenennafsen  die  Darmstadter  Bank*  und  bis  zu 
einem  gewissen  Grad«*  auch  die  anderen  Grofsbanken  in  den 
ersten  Jahren  zu  werden  stre])ten.  Die  Gründung  der  Alpinen 
Montangesellschaft  in  Österreich  durch  Boutoux  würde  sich 
technisch  und  geschäftlich  von  derjenigen  der  Dortmunder 
Union  durch  die  Diskontogesellschaft  in  nichts  unterscheiden, 
wenn  ihr  Erfolg  der  gleiche  und  die  Diskontogesellschaft 
in  der  Lage  gewesen  wäre^  sich  mit  der  Errichtung  der 
Union  su  begnttgen  und  sie  dann  ihrem  Schicksal  zu  Über- 
lassen. 

4,  Die  industrielle  Betätigung  der  Grofsbanken  hat  —  im 
Gegensatz  zu  früheren  Krisen  —  in  der  Zeit  des  wirtschaft- 
lichen Niederganges  seit  1900  nicht  nur  nicht  aufgehört,  sie 
hat  sich  vielmehr  vertieft  und  erweitert.  Wenn  auch,  dem 
stagnierenden  Zustand  der  Industrie  entsprechend,  Kapital- 
vergrofserungen ,  Neugründungen,  Zulassungen  zum  Börseii- 
liand'*!  usw.  seltener  geworden  sind,  so  ist  doeli  weder  die 
An-ir^'staltung  der  bisherigen  Industriebeziehungeu  durch  plan- 
iiiuiiige  Abrundung,  Erweiterung  und  Organisierung,  noch 
die  Konzentration  im  Bankwesen  und  die  Expansion  der 
(4rul.^banken  ins  Stocken  geraten.  Äfan  darf  im  Gegenteil 
sagen,  dafs  die  Ansätze  einer  ausgesprochenen  Industriepolitik 
der  Grofsbanken,  die  sich  seit  den  90er  Jahren  finden,  erst 
in  der  Krisenzeit  greifbare  Gestalt  anzunehmen  beginnen,  und 


'  Siehe  darüber  die  Geschichte  der  l>ai]nstftdter  Bank  bei  Model, 

S.  42  ff. 
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clals  man  die  Wandlungen  im  Bankwesen  ganz  allein  nach 
den  Vorgängen  der  letzten  fünf  Jahre  beschreiben  könnte. 
Auch  dieser  Eigenart  der  Bankentwicklung  liegen  bestimmte 
Verhältnisse  in  der  Industrie  za  gründe.  Gerade  in  der  ent- 
scheidenden Eisenindustrie  traf  der  plötzliche  Zusammenbruch 
der  Hochkonjunktur  1900  ganz  andere  Zustände  als  1873  und 
früher.  Jede  Krise  vernichtet  die  schwächeren  Werke  und 
läfst  die  stärkeren  bestehen  und  aufblülicn.  Seit  der  letzten 
grofsen  Industriekrisis  sind  aber  dreifsig  Jahre  verflossen  und 
damit  jene  technischen  Umwälzungen  vor  sich  gegangen ,  die 
den  kombinierten  Betrieb  an  die  vStellc  des  einfachen  setzen. 
Diese  veränderte  technische  schnfft  auch  eine  andere  wirtschaft- 
liclie  Situation.  Die  Krise  von  1^57  und  noch  mehr  die  von 
ls7;5  traf  eine  gror:5e,  übergrofse  Zahl  von  Untern*dinuin^en.  die 
sich  untereinander  an  Leistungsftihigkeit  nicht  sehr  weil  unter- 
schieden; im  allgemeinen  Zusammenbrach  stürzten  dadurch 
viele  Werke,  die  an  und  für  sich,  rein  teclmisch  betrachtet, 
lebeustahig  und  lebenswert  waren.  Die  Krise  von  190U  fand 
neben  den  Riesenbetrieben  der  grundlegenden  Industrien  viele 
Betriebe  von  nach  heutigen  Begriffen  veralteter  Organisation, 
die  ^reinen**  Werke,  die  von  der  Welle  der  Hochkonjunktur 
mit  auf  die  Höhe  gehoben  waren.  Der  Preisfall  ^  der  Rück- 
gang des  Bedarfs  brachten  diese  „reinen"  Werke  in  eine  Not^ 
von  der  bei  den  kombinierten  Riesenbetrieben  zum  Teil  Uber- 
haupt nicht,  zum  Teil  nur  ganz  kurze  Zeit  die  Rede  war* 
Dadurch  führte  die  jtlngste  Krisis  in  ganz  anderem  Mafse  zur 
industriellen  Konzentration  als  die  früheren,  als  die  von  1873, 
die  zwar  eine  Auslese  schuf,  aber  bei  dem  Stand  der  Technik 
keine  derartig"e,  dafs  ein  Monopol  der  siegreich  liervor- 
gegangenen  Unternehmungen  geschaffen  wurde.  p]in  solcliea 
dauerndes  Monopol  haben  aber  in  hohem  Grade  die  Kiesen- 
werke  der  heutigen  Grofseisen-  und  Klektrizitätsindustrie,  ia 
geringerem  die  der  Maschinenbranche  und  gewisser  Metall-, 
Verkehrs-  und  anderer  Gewerbe  durch  ihre  kouiuiizierte 
Technik,  ihre  grofsangelegte  Organisation  und  ihre  kapitid- 
stärke.  Wenn  dies  fär  manche  »leichteren"  Gewerbszweige 
nicht  zutrifft  und  für  diese  die  Wirkung  einer  Krise  sich 
gegen  früher  nicht  prinzipiell  geändert  hat,  so  wird  dadurch 
nur  noch  verständlicher,  dafs  die  neueste  Entwicklung  dca 
Bankwesens  so  sehr  im  Zeichen  jener  anderen  Industrien 
steht. 

Will  man  die  veninderte  Situation  zusammenfassend 
charakterisieren,  so  kann  man  sa;L;en :  Die  gcgenwHrti^f  Ent- 
wicklungsstufe der  Industrie  setzt  der  Bankwelt,  die  direrseits 
einen  dem  gewerblichen  ähnlichen  KonzentrationsprozeTs  durch- 
macht, eine  neue  Aufgabe:  ;^^alt  es  in  früheren  Perioden  in- 
dustrieller Banktätigkeit,  die  Industrie  anzurc^^en .  so  handelt 
es  sich  heute  darum,  sich  derbclbeu  zu  bemächugen.  Kichl 


Digitized  by  Google 


XXIV  2. 


109 


die  Schaffung,   sondern  die  IVherrschuüg  and  I^itung  der 

Kapitahiias-ä»'ii  ist  das  Entscheid 'ikIc. 

Erst  damit  ist  der  Aiilafä  gt^*  n,  di«  <M"iizeiiieu  lormeu 
industrieller  Beziehungen  planmärsig  aus^subildcu. 

L  Die  Formeu  der  Beziehaugen  zur  iudustrie. 

In  vier  Formen  kann  sich  die  Beziehung  einer  Bank  zu 
einem  Indostrieantemehmen  kleiden;  nach  ihnen  kann  man 
das  Quantum  und,  da  den  einzelnen  Formen  ein  verschiedener 
Intensitätsgrad  entspricht,  auch  das  Quäle  der  Beziehungen 
beurteilen:  1.  der  Kontokorrentverkehr,  2.  die  Besorgung  von 
£mis8ionen,  die  Besetzung  von  Aufsichtsratsstellen  der 
Industriegesellöchaften  durch  Vertreter  der  Bank,  4.  die  direkte 
Beteiligung.  Einfacher  Geschäftsverkehr,  EmissionstMtigkeit 
und  Vertretung  im  Aufsichtsrat  kann  man  als  drei  Einilufa- 
sphflrcn  von  verseliindencm  Umfang  und  verschiedener  Be- 
deutung ansehen:  Den  weitesten  Kreis  bilden  diejenigen  Unter- 
nehmungen ,  denen  die  Bank  ein  Kontokorreiitkonto  mit  oder 
ohne,  meist  mit  Kroditgewalirung  eingeräumt  hat.  den  nächsten 
engeren  diejenigen,  deren  erste  oder  neue  Aktien  und  Obliga- 
tbnen  die  Bank  zur  Emission  übernimmt,  den  engsten  die, 
iD  deren  Venraitang  die  Bank  als  Mitglied  des  Aufsichtsrats 
mitreden  kann. 

Nur  einer  dieser  £influls8phären,  gerade  jener,  die  der 
wissenschaftlichen  Erfassung  am  wenigsten  zugänglich  ist,  ge- 
hören die  Privatfirmen  an.  Für  Emissionsgeschäfte  kommen 
sie  so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht;  wenn  sie  Anleihen 
aufnehmen  —  wie  z.  B.  Krupp  und  die  oberschlesischen 
Grofsindustriellen  Tiele  -  Winkler ,  Henkel!  von  Donners- 
niarck  u.  n.  — .  hiet^^t  dies  den  Banken  naturgem.Hfs  kaum 
ein  Mittel,  sich  einen  dauernden  Kindufs  auf  das  Unter- 
nehmen zn  schatfeii ,  und  ein  direktes  Mitreden  in  der  \'er- 
vvaltung.  wie  es  bei  Aktiengesellseliaften  durch  das  Institut 
fies  Aut'siclitsrats  ermöglieht  wird,  fällt  ja  ganz  weg.  l*rivatcu 
Industrieunternehmungen  gegenüber  beschränkt  sich  der  Ein- 
floÜs  der  Banken  demnach  auf  das  reguläre  Bankgeschäft, 
und  soweit  dies,  teils  durch  persönliche  Beziehungen,  die  es 
anbahnen  hilft,  teils  durch  gröfsere  Kreditgewährung  seitens 
der  Bank  die  Möglichkeit  einer  Einwirkung  gestattet,  kann 
sich  diese  zunächst  nur  darauf  richten ,  die  Firma  in  eine 
Aktiengesellschaft  zu  verwandeln  und  sie  dadurch  den  gleichen 
Mitteln  zugänglich  zu  machen  wie  die  anderen  Unternehmungen, 
r^fi  auf  diese  Weise  entstandene  Gesellschaften  vielfach  materiell 
ihren  privaten  Charakter  bewahren,  indem  der  Vorbcsitzor 
alle  oder  die  meisten  Aktien  hch?i!t,  ist  zwar  auch  ilinf'rt  ^regen- 
^lier  der  Kintlul's  der  H?inken  gering;  immerhin  geben  die 
iQeist  aus  Höflichkeit  gewährten  bitze  im  Aufsichtsrat  Ge- 
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Icgunheit  zu  persönlicher  i'ulilungnahme  in  den  mannigfaltigen 
Formen,  die  durch  dieses  Kechtsinstitut  ermöglicht  »ind. 

1.  Die  direkte  Beteiligung. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  direkte  BeteiJigung 
der  Banken  an  Industrieuntemehmungen  ein.  Sie  kann  sehr 
eng  und  ganz  lose,  sehr  wirkungsvoll  und  ganz  bedeutungs- 
los sein  und  dient  viel  zu  verseliiedenen  Zwecken,  um  als 
eine  Einflufssphäre  eigener  Art  gelten  zu  können.  Von  den 
blofs  reportiorten  Effekten  abgesehen,  kommt  Aktienbeteiligung^ 
an  industriellen  OnsrllscIiRftcn  bei  Hanken  in  folgenden 
Füllen  vor:  1.  Zur  vorübergehenden  Anlaf^f  ohne  weiteren 
Zweck,  um  augenblicklich  freie  Mittel  zu  benutzen;  solclie 
Papiere  werden  meist  bald,  wenn  möglich  mit  Gewinn, 
wieder  verkauft,  industriepolitischen  Zwecken  dienen  sie  nicht. 
2.  KüniKui  TndnstrippMpiere  im  Portefeuille  der  Banken  not- 
gedrungen im  Besitz  behaltene  Uberreste  oder  im  schlimmsten 
Fall  Oesamtbestände  von  zum  Zweck  der  Emission  über- 
nommenen Aktien  sein,  sei  es  nun,  dafs  die  Bank  diese  Werte 
nicht  los  wird,  sei  es,  dafs  sie  —  zum  Schutz  ihres  Emissions* 
kredits  oder  aus  ähnlichen  Gründen  —  es  für  ratsam  hält, 
sich  auf  den  Börsenkurs  einen  gewissen  Eintl  ifs  zu  wahren; 
dieser  Gruppe  dürfte  die  ganz  überwiegende  Mehrheit  der  nicht 
reportierten  Effekten  einer  Bank  angehören;  industriepolitiscbe 
Zwecke  werden  auch  hier  nicht  verfolgt.  3.  Nur  bei  wenigen 
Unternehmungen  halt  es  die  Rank  für  zweckm.lfsig .  dauernd 
einen  Teil  der  Aktien  im  Besitz  zu  haben  ,  um  sich  für  die 
Generalversammhinpf  eventuell  die  Majorität  sichern  zu  können. 
Im  allgemeinen  wird  der  feste  Aktienbesitz  dabei  nur  einen 
Grundstock  darstellen  und  einen  vorübercrehenden  Ankauf  oder 
das  Leihen  von  Aktien  zur  Generalversauiuilung  nicht  entbehr- 
lich machen.  Den  Banken  kommt  dabei  zu  statten,  dafs  das 
Interesse  der  zerstreuten  Aktienbesitzer  an  einer  Gesellschaft 
nur  ein  sehr  mittelbares,  dem  Dividendenbezug,  nicht  der 
Verwaltung  gewidmetes  ist  und  deshalb  die  Verfügung  über 
ViQ  bis  Vs  der  Aktien  schon  eine  Majorität  verbürgt.  Oben- 
drein setzt  die  Verfügung  über  diese  Aktien  nicht  deren 
Besitz,  sondern  nur  die  Vollmacht,  sie  zu  vertreten,  voraus 
und  diese  von  den  Kunden  der  Bank  zu  bekommen,  ist  ia 
der  Regel  nicht  schwer.  Die  „Gemütlichkeit"  von  General- 
versammlunp^en ,  die  oft  im  kleinsten  Kreis  stattfinden ,  ist 
genügend  l>ekannt.  —  Sehr  zahlreich  sind  diese  Fülle 
von  Beteili^^un^^'cu  zu  industriepolitischen  Zwecken  nicht. 
Denn  erstens  «^eiiüfrt  in  der  Re2:el  die  Majoritiit  bei  einer 
einzigen  ( leneralversamialunc?,  damit  die  Bank  die  [gewünschte 
Statutenänderung,  di-n  Wechsel  in  der  Direktion ,  die  Be- 
setzung von  Aufsichtsratsstellen  durch  ihre  Vertreter,  oder  was 
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sie  sonst  wollen  mag,  in  cuier  Weise  durchsetzen  kann,  die 
einen  dauernden  Zustand  garantiert.  Diese  Fälle  öind  liauiig; 
als  Beispiel  Bei  nur  die  Generdversammlung  des  Phönix  in 
Laar  genannt,  in  der  ttber  den  Beitritt  dieses  Werks  zum 
StahlwerksyerDaad  abgestimmt  werden  sollte:  der  Scbaaff- 
hausensche  BankTerein,  ttber  dessen  Verhältnis  zu  diesem 
Verband  noch  zu  sprechen  sein  wird,  Terschaffte  sich  durch 
Käufe  an  der  Börse  die  Mehrheit,  durch  die  dann  der  Beitritt 
beschlossen  wurde;  damit  war  das  Interesse  an  Phönixaktien 
erloschen  und  kein  Grund  vorhanden,  sie  länger  zu  behalten. 
Ebenso  hat  sieh  vor  vier  Jahren  die  Dresdner  Rank  durch  vor- 
ubergeliende  Beschaffung  einer  Aktieninelirlieit  zwei  ►Sitze  im 
Aulsiclitsrat  <ler  Kr)iiigd-  und  Lauraliütte  erobert  und  damit  die 
bislierige  Stellung  dieses  Unternehmens  zur  Üankwelt  ein- 
schneidend verändert.  Aus  dem  Ruhrkohlengebiet  schlielslich 
liefse  sich  auläer  dem  mit  Bankliilfe  erfolj}:ten  Eindringen 
von  August  Thyssen  und  Hugo  Stinnes  in  Jen  Autsiclitbrat 
der  Qelsettkirchener  Berg  wer  ksgesellschaft,  der  alten  Domäne 
der  Diskontogesellschaft  y  noch  mancher  Fall  dieser  Art 
nennen.  Soweit  aber  —  und  das  ist  der  zweite  Grund, 
weshalb  diese  Aktienbeteiligungen  nicht  zahlreich  zu  sein 
brauchen  — ,  einerlei,  ob  aus  eigener  Initiative  der  Bank 
oder  aus  der  eines  Industriellen  heraus,  der  vollständige  oder 
teilweise  Übergang  einer  Unternehmung  an  eine  andere  oder 
eine  ähnliche  Transaktion  im  Dienst  der  industriellen  Kon- 
zentration vorgenommen  werden  soll,  gehen  die  Aktien  in  das 
Portefeuille  der  betr^iffenden  Industriegesellschaft  als  dauernde 
Beteiligung  über.  So  wur<b'  in  der  letzten  Generalversamm- 
lung des  Müllieimer  Bergwerksvereins  ^ ,  der  zur  Thyssen- 
gruppe  gehört,  vom  Vorsitzenden  Sunncs  mitgeteilt,  dais  vor 
1  '  2  Jahren  für  rund  1  Mill.  Mk.  Gelsenkirchener  Aktien  ge- 
kaut't  worden  seien,  angeblich  weil  es  für  die  Zeche  zweck- 
mäfsig  sei,  sich  an  Fettkohlenzechen  zu  beteiligen;  in  Wahr- 
heit wird  es  sich  um  eine  dauernde  Unterbringung  der 
Thyssenschen  Aktienmehrheit  des  Qelsenkirchener  Unter- 
nehmens gehandelt  haben.  In  ähnlicher  Weise  sind,  zum  Teil 
mit  Hilfe  der  Banken,  die  Aktien  der  einzelnen  Werke  der 
Loew^;ruppe  bei  den  verschiedenen  Unternehmungen  des 
Konzems  m  Form  dauernder  Beteiligungen  untergebracht. 
Die  Firma  Ludwig  Loewe  &  Co.  selbst  hatte  z.  B.  1901  ein 
Effekten-  und  Beteiligungskonto  von  ITodiiouo  Mk.  oder  —  um 
noch  ein  paar  andere  Beispiele  zu  nennen  — :  die  Akkumu- 
latorenfabrik A.-G-. ,  l^^rlin-Ha^^en ,  die,  obwold  Fabrikations- 
gesellschaft, in  gewissem  Sinne  einen  Trust  dieses  Zweiges 
der  Elektrizitätaindustrie  darstellt,  besafs  19r»;')  l)ei  «»,25  Mill.  ^^k. 
Aktienkapital   für   üoti2b-i5  Mk.   Eti'ekten    anderer  ünter- 
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nelimungen;  die  auel)  zum  Loewekonzern  gehörigen  „Deutschen 
Wafi'eii-  und  Muiiitionsiabriken"  bei  15UUUU(M)  Kapital  ein 
Beteil!i,'ungökünto  von  (H»<  »;{^  52«)i)48)^  Mk. ;  die  Deutjscii- 
Atlanti-SL'lie  Telegrapheiigesellschaft  von  ;;>().■>(.)  748  Mk. 

Man  wird  sagen  dürfen,  dafs  dauernde  Beteiligung  an 
Industrieunternehmungen  ein  Mittel  industrieller  Konzentration 
und  als  solches  Betätigungsform  industrieller  Unternehmungen 
ist,  während  es  im  Wesen  der  Bank  Hegt,  nur  die  ent- 
sprechende Transaktion  zu  besorgen  und  in  der  Aktien- 
beteiligung an  Indttstriegesellscliaften  nur  ein  Mittel  zu  einem 
speziellen  Zweck,  nicht  ein  System  allgemeiner  Industrie- 
politik zu  sehen.  Immerhin  gibt  es  wohl  für  jede  Bank, 
die  sich  stärker  mit  dem  industriellen  Geschäft  befafst, 
gewisse  Unternehmungen,  an  denen  sie  dauernd  beteiligt 
ist.  Für  diese  Beteiligungen  können  im  wesentlichen  folgende 
Gründe  mafsgebend  sein:  1.  Kur  sehr  selten,  bei  Orofs- 
banken  niemals,  das  Streben  nach  einer  rentablen  Anlage; 
diese  Fälle  kommen  bei  kleineren  Provinzinstituten  zuweilen 
vor,  nicht  aber  ohne  Mitwirkung  auch  anderer  Gründe; 
als  Beispiel  kann  die  Beteiligung  des  jüngst  in  dem  iiarmer 
Bankverein  aufgegangenen  Dortniuiider  Bankvereins  bei 
Balcke  &  Co.  mit  1  Mill.  Mk.  dienen;  möglicherweise  ge- 
hören auch  —  die  hohe  Bentabilität  Iftfst  darauf  schliefsen  — 
diejenigen  der  Bergisch -Mftricischen  Bank  bei  der  Strafsen- 
bahn  Barmen-Elberfeld  (Dividende  1901:  12ys,  1902  :  8Vs<>/o) 
und  bei  der  Wickttler-Küpper-Brauerei  (Dividende  1901  und 
1902:  14  ^/o)  hierher.  Wie  sehr  die  allgemeine  Anregung  in- 
dustriellen Lebens  sich  mit  dem  Motiv  günstiger  Kapital- 
anlage verbindet,  zeigen  namentlich  die  vielen  unmittelbaren 
Beteiligungen  sächsischer  und  Mannheimer  Bankiers  an  ge- 
werblichen Unternehnumgon  ihres  Bezirks.  Auch  der  Schaaff- 
hansensche  Bankverein  iiatte  bis  1897  eine  l^  i  vattirnia ,  das 
Kalker  Walzwerk  Mannstadt  &  Co.,  kommandititri  (mit 
OrMjOUO  Mk.),  sie  aber  bei  Rpginn  der  Hochkonjunktur  in 
eine  Aktiengesellschaft  unigcwaHdeit.  Ebenso  beteiligte  er 
sich  19<»2  mit  KKHMjOO  Mk.  an  der  Tuchfirma  C.  Lückerath, 
G.  m.  b.  H.,  Euskirchen.  Im  ganzen  entspricht  diese  Art 
der  direkten  Beteiligung  einer  vielfach  aberschrittenen  Ent- 
wicklungsstufe der  Industrie  und  des  Bankwesens.  Kleine,  in 
den  Anfängen  befindliche  Industrieunternehmungen  sind  der 
Gegenstand,  Bankiers  die  Geldgeber.  2.  Besonders  mittlere 
Banken  beteiligen  sich  öfters  —  durch  dauernden  Aktien-» 
besitz,  Privatfinnen  gegenüber  durch  Kommanditierung  —  an 
einem  oder  mehreren  Unternehmungen  derselben  Industrie, 
um  sicli  ein  bestimmtes  Tätigkeitsgebiet  zu  verschaffen  oder 
um  in  den  grofsen  Fragen  eines  Gewerbes  auch  etw?is  mit- 
reden zu  k<innen.  Einer  von  vielen  Fällen  des  ersten  Zwecks 
ist  die  Beteiligung  der  Mitteldeutschen  Kreditbank  bei  der 
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Eisenbahnbau-  und  Betriebögesellschaft  Vering  &  Waechter 
in  Berlin  (mit  1  Mill.  Mk.);  den  zweiten  Zweck  läfst  er- 
kennen die  AktienhetoiHgung  der  Allgemeinen  Deutschen 
Kreditarisätalt  in  Leipzig  bei  der  Elektrotechnisehon  Fabrik 
A.-G.  Brown  Boveri  &  Co.  in  Baden  (Schweiz)  (Dividende 
1900/1901:  16,  1901/1902:  S^/o)  und  der  Motor-A.-G.  für  an- 
gewandte  Elektrizität  ebenda  (Dividende  1899  :  6,  1901  und 
1902:  O^/o).  Der  Zweck  des  Leipziger  Instituts,  das  seit  1902 
in  engsten  Beziehungen  zur  Diskontogesellschaft  steht,  war 
erreicht,  als  die  Geselbchaft  Brown  Boveri  erst  in  das  Tur- 
binensyndikat,  dann  vollständig  in  den  Konzern  der  A.£.G. 
einbezogen  wurde. 

Die  dritte  Gattung  von  Gründen  ist  für  die  Grofsbanken 
typisch  ,  (lif*  durch  dauernden  Einflufs  auf  einige  Industrie- 
'intoriH'lniiuii;,^en  ihre  grofson  industriepolitischon  Ziele  er- 
reichen Wüllen.  Zwei  Beispiele  möij;-«?!  dies  illustrieren.  l9Ul 
übertrug  die  Darmstäflter  Bank  Aktien  von  I^ahmeyer,  die 
sie  eigentlich  zur  Emission  übernommen  hatte,  vom  Kon- 
sortial-  auf  das  EÜcktenkonto  zum  Zweck  dauernden  Besitzes, 
gewifs,  um  sich  bei  den  damals  in  Vorbereitung  betindlichen 
Jb'usionen  und  allen  künftigen  Vorgängen  in  der  Elektrizitäts- 
indnstrie  eine  noch  einfluisreichere  Position  als  durch  die  Zu- 
gehörigkeit zur  Loewegruppe  zu  sichern.  Die  Beteiligung 
an  der  Internationalen  Bohrgeselischaft  zu  Erke- 
lenz^ kann  ftlr  den  Schaaffhausenschen  Bankverein,  der 
seit  1902  die  überwiegende  Mehrheit  ihrer  Aktien  besitzt, 
sehr  verschiedene  Zwecke  haben.  Durch  ihren  ausgedehnten 
Felderbesitz  im  nördlichen  Kohlengebiet  von  Rheinland- 
Westfalen  war  die  Gesellschaft  erstens  ein  wichtiger  Faktor 
l>ei  der  Bildung  des  zweiten  Knhlensyndikats ,  drsson  Zu» 
staiidokominen  sie  durch  Verkauf  von  Feldern  hätte  in 
Frage  stellen  können  ;  zweitens  ist  sie  ein  Schatzkitstlein 
der  auswicht  vollsten  kiinftigen  Geschäfte  für  die  Zeit,  wo 
ßie  ihren  KohicatelJerbesitz  realisieren  wird;  drittens  schliefs- 
lich  bahnt  sie  dem  Bankverein  in  den  anderen  Zweigen 
des  Bergbaus,  in  denen  sie  Gerechtsame  besitzt,  so  im 
deutschen  Ölgebiet  (Wietae)  bei  Hannover,  im  weslralischen 
Ersbergbau.  in  Belgien,  Rumänien,  Kamerun  usw.  die  Wege. 
Im  letsten  Jahre  (1904)  hat  der  Schaaffhauaensche  Bankverein 
von  dieser  Verbindung  dadurch  Gebrauch  gemacht,  dafs  er 

?9meinsam  mit  der  Dresdner  Bank  in  Rumänien  eine 
etroleumgesellschaft  errichtete',  auf  Grund  eines  Vertrags 
der  Internationalen  Bohrgesellschaft  mit  der  Petroleumfirma 
£conomos  in  Campina,  wonach  erstere  Bohrungen  vornehmen 
und,   wenn   diese   Erfolg   hätten,   eine  Aktiengesellschaft 


1  Siebn  rieacbäftsberieht  des  Bankvereins  pro  1902. 

«  „Aktionär",  12.  Juni  190k 

For«chiuig«n  XXIV  Z  (Iii).  —  J  ü  i  d  o  U.  8 


Digitized  by  Google 


114 


XXIY  2, 


gründen  sollte.  Man  kann  sich  an  diesem  Fall  die  weit- 
tragende Bedeutung  einer  solchen  festen  Aktienbeteiliguug 
klar  machen y  wenn  man  bedenkt,  dafs  damit  der  Dresdner- 
Schaaffhausen-Konaern  in  diejenige  auftlftndische  Industrie 

eindringt)  wo  eine  aktive  Rolle  oisher  nur  die  Deutsche 
Bank  und  die  Disko ntogesellschaft  gespielt  hatten,  und  dafs 
die  beiden  Banken  durch  diese  rumänische  Beziehung  mit 
gleichfalls  dort  interessierten  schlesischen  Industrie-  und 
Handelskreisen  (Em,  Friedländer,  Henkell  von  Donners- 
marck)  in  Verbindung  kommen.  Das  Vordringen  des 
Schaatlhauäenschen  Bankvereins  in  Belgien  und  die  daraus 
tolgende  Anknüpfung  oder  Verstärkung  wiclitip^or  Auslands- 
verbindungen ist  gleichfalls  auf  die  Internationale  iiohrgeseü- 
schaft  zurückzuführen.  So  wurde  1904  für  Kohlen l>ohrungen 
in  Nordbelgien  die  iSocicte  de  Fou^age  du  Nord  de  lu  ßelgique 
in  Brüssel  gegründet  und  zwar  von  der  Internationalen  Bohr- 
gesellschafty  der  Bonque  internationale  de  Bruxelles,  dem 
fraiiz(toischen  Groisindustriellen  Schneider  u.  a.  Der  Schaaff- 
hausensche  Bankverein  ist  im  Aufsichtsrat  vertreten. 

Die  Beteiligungen  dieser  Art  fUr  die  einseinen  Qrofs- 
banken  namhaft  zu  machen  oder  Zahl  und  Summe  anzugeben, 
ist  wegen  der  Art^  wie  sie  in  den  Bilanzen  gebucht  werden, 
nicht  möglich.  Die  meisten  Banken  unterscheiden  zwischen 
einem  Konsortial-  und  einem  Effektenkonto;  auf  dem  ersten 
erseheinen  aber  nicht  nur  die  Bestände  aus  im  Gange  befind- 
lichen oder  ans  irgend  welchen  Gründen  noch  nicht  ganz  ab- 
gewickelten Emissionsgeschäften,  sondern  vielfach  auch  ans 
anderen  als  börsentechnischen  Erwägungen  im  Portefeuiiie 
zurückgehaltene  Industii* werte ;  in  letzterem  sind  auch  die 
zu  vorübergehender  Anlage  dienenden  und  vielfach  die  re- 
portierteu  Eü'ekten  enthalten.  Innerhalb  der  einzelnen  Konten 
werden  die  Elffekten  dann  meist  nach  ihrer  iSicherheit  ein- 
geteilt, obendrein  von  jeder  Bank  nach  anderen  Grundstttsen, 
die  aufserdem  bei  der  einzelnen  Bank  noch  wieder  alle 
paar  Jahre  sich  Andern.  Die  Diskontogesellschaft  nimmt 
insofern  eine  eigenartige  Stellung  ein,  als  sie  ihre  gesamten 
Effekten  Uberhaupt  nur  smnmarisch  angibt.  Für  dan  vor- 
liegenden Zweck  bieten  aber  auch  die  anderen  GrolsbaDken, 
die  naturgpmäfs  nur  über  die  Liauidät  aufklären  wollen, 
nicht  viel  mehr.  Nur  die  Damistftdter  Bank  gab  bis  lOOU, 
der  Scliaaffhausensche  Bankverein  gibt  seit  10» '1  eine  Auf- 
stellung, die,  obwohl  es  nicht  ;uisdrücklich  erklärt  ist,  im 
grofsen  und  ganzen  einem  Konto  dauernder  Beteiligungen 
entspricht. 

Die  Darm  Städter  Bank  bcsafs  1895 — 19<»(>  „im  wesent- 
lichen" folgende  ^industrielh-  Aktien  und  Beteiliguntjt'ii"',  deren 
Dividende  darüber  keinen  Zweifel  läfst,  dafs  es  sich  nicht 
um  Anlage  aus  Rentabilittttsgründen  handelt: 
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DiTideode  in  <»/o 
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1  IQTiA 
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0 

0 
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0 

0 

0 

10 
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10 

5 

5 

2 

7 

2 

2 

4 

2 
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5 

10 

10 

10 

10 

10 

10 

6 

5 

0 

4 

S 

4 

Deflsauer  Wollgarnspinnerei  .  . 
Aktien-Zuckerfabrik  Qrofs-Geraa 
Akti  ri  Zuckerfabrik  Wetterau  . 
GompaAia  Metallurgica  de  Ma- 

saiT^n  

Salzwerk  Heübronn  

Aktien"  Mascliinpubnunnstalt 
vonn.  Veuuleth  iSi  Eilen  berger 


8ie  atanden  za  Bueh  mit  Mk.  .  1 928608 1 8S3  4^3 1  l^io^t  mehr  A&gegeben.) 

Neben  diesen  Beteiligungen,  die  vom  finanziellen  Stand- 
punkt, nach  den  angelegten  Summen  zu  Urteilen,  ganz  un- 
bedeutend sind,  lassen  sich  bei  derselben  Bank  für  die  Zeit 
bis  1900  —  dann  hört  auch  diese  Nach  Weisung  auf  —  die 
forüaafanden  Konsortialbeteüigungen  feststellen;  sie  stammen 
aus  in  vorhergehenden  Jahren  zentrierten  Operationen",  die 
„gans  oder  mit  noch  nicht  realisierten  TeilbetrSgen*  auf 
die  nächsten  Jahre  übergehen  und  können  dadurch  anch  hier 
und  da  zu  industriepolitischen  Zwecken  benutzt  werden.  Die 
som  gröfseren  Teil  in  allen,  zum  kleineren  in  einigen  Jahren 
des  Jahrfttnfts  (1895—1900)  unter  dieser  Rubrik  im  Porte- 
feuille der  Darrostädter  Bank  befindlichen  Werte  rührten  von 
folgenden  Industrieuntemehmungen '  her: 

Jura^Simplonbahn, 
Stuttgarter  Strafsenbahn, 

Kontinentale  Eisenbahn*  und  Betriebsgeselischaft, 
La  Veloce  (Schiffahrt), 

Shantungbahn, 
S  h  an  t  u  n  g  bergbau , 
Süddeutsche  EisenbahngeselUchaft, 
Niles  Werkzeugmaschinenfabrik. 

Allgemeine  Gesellschaft  für  Dieselmotoren,  Augsburg, 
Ascherslebener  Maschinenbau- A.-G., 
A.-G.  iiir  Feinmechanik,  Tuttlingen, 
A.-G.  für  Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitätsanlagen,  Berlin, 
Russische  Elektrizitätsgesellschaft  Union,  Petersburg, 
Chiltan  Electric  Tramway  and  Light  Co., 
Deutsch-Atlantische  Telegraphengesellschaft, 
Land*  und  Seekabelwerke,  Köln, 
Isarwerke  m.  b.  U.,  Mtlnchen. 
Peru-  Guano-  Syndikat, 

Concordia,  Spinnerei  und  Weberei,  Bunzlau, 


1. 

2. 
3. 
4. 

5. 
(5. 

i  . 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 


1  Nicht  industrielle,  Temin-  und  sndere  Geschäfte  werden  hier 
weggelaasen. 

8* 
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2U.  Chamotte-  und  Tonwarenfabrik  Oeslau  bei  Koburg, 
21.  African  Metals  Cy.,  Ltd., 

und  an  folgenden  Banken: 

1.  Deutsch' Asiatische  Bank, 

2.  Banca  Commerciale  Italiana, 

3.  Banque  internationale  de  Bruxelles, 

4.  Society  financiere  des  transports  et  d^entreprises  in- 
dustrielles, Brüssel. 

Die  vielen  Untemehmongen  darunter,  die  zum  Loewe- 
konzem  in  Besiehung  stehen  (Nr.  8,  10,  13,  14,  15,  1()),  und 
die  Eisenbabngesellschaften  (Kr.  2,  3,  0),  die  für  die  Bank 

wegen  ihrer  später  zu  besprechenden  Tätigkeit  auf  dem  Ge- 
biet des  Bahnbnus  Interesse  h;ibcn ,  zoicccn  die  Möglichkeit, 
auch  solche  „tortlaufenden  Konsortialbeteiiigungen"  filr  m- 
dustriepoli tische  Zwecke  zu  benutzen. 

Die  Darm  Städter  Bank  ist  scliliefsbch  auch  die  einzige 
Grofsbank,  die  ihren  Bestand  an  börsrn^^nngigen  Eflfekten 
ziemlich  detailliert  angibt,  indem  sie  in  den  nach  der  Liqui- 
dität gebildeten  Gruppen  die  einzelnen  Gattungen  von  Wert- 
papieren nennt,  —  freilicli  auch  nur  bis  I^hm).  Wenn  man 
die  nicht  industriellen  Werte  und  die  7('  nicht  spezialisierten 
Gattungen  „diverser  Bestände**,  die  zusammen  mit  noch  nicht 
1  HilL  Mk.  SU  Bach  stehen,  wegläfst,  so  kommt  man  sn 
foteendem  Bestand  der  Darmstädter  Bank  an  börsengängigen 
E£rekten  im  Jahre  1900: 

Eisenbahnen: 

1.  Frankfurter  Strafsc  nbahn. 

2.  Pfnl zische  Eisenbahnen« 

3.  Halle  j  i et istedter. 

4.  Stargard-Küstriner, 

5.  Elbtalbahn. 

6.  Luxemburgische  Prince  Henri-Bahn. 

7.  Jura-Simplon. 

8«  Böhmische  Nordbahn. 

9.  Lember^CzemowitEer. 

10.  Osterreichische  Südbahn« 

11.  Kronprinz  Rudolf. 

12.  Aufsig-Teplitzer« 

13.  Northern  Pacific. 

14.  San  Antonio  and  Arkansas. 

15.  Southern. 

16.  Minneapolis,  St.  Paul  aud  Sit.  Marie. 

17.  Baltimen'L*  and  ( )liio. 

18.  Kaiiüab  City  8r>uthern. 

19.  Chicago  Terminal  Transfer. 
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20.  Erie  R.  R. 

21.  Norfolk  and  Westero, 

22.  Transvaalbahn. 

IndastriegaaelUchaften: 

23.  Harpener  Bergbau. 

24.  Rheinisch-Nassauische  Berg-  und  Hutten- A.-G. 

25.  Concordia,  Bergbau. 
2i).  Königin  Marienhtttte. 

27.  Union,  Dortmund. 

28.  Phönix,  Laar. 

29.  A.  Riebecksche  Montanwerke  (Kali). 

30.  Adler-Fahrradwerke. 

31.  Lahnuyer. 

32.  Ludwig  Loewe. 

33.  Geüellschaft  für  elektriache  Uüteriielimungen,  Berlin. 

34.  Deutsche  Gold-  und  Süber-Scheideanstalt. 

35.  Chemische  Werice,  H.  u.  £.  Albert 

36.  Chemische  Fabrik,  Griesheim-Elektron. 

37.  Consolidated  Mines  Selection  C7.  (Südafrika). 

38.  South  West  Africa  Cy. 

39.  Daimler  Manufacturing. 

40.  American  Car  and  Foundry. 

41.  Western  Union  Telegraph. 

42.  American  Cotton  Oil. 

B  a  n  k  e  Ii : 

Bank  ffir  Sfiddentschland. 
WUrttembergischc  Bankanstalt. 
Rheinische  Hank. 
Wiener  Bankverein. 
Amsterdamsche  Bank. 
Baaca  Cuuimerciale  Italiana. 

Welche  Beträge  in  diesen  Werten  angelegt  waren,  ist 
nicht  feststtstellen.  Dafs  nie  verhältnismäfsig  nicht  hoch  sind^ 
geht  daraus  hervor,  dafs  der  gesamte  Effektenbestand  der 
Darmstfldter  Bank  unter  Ausschlufs  der  dauernden  Betei- 
ligungen (Breslaucr  Di.sknntobank  und  Ostbank  für  Handel 
und  Ocworbc  mit  ■iü'JllM«)]  Mk.),  aber  einschliefslich  An- 
leihen ,  die  fast  die  HiiU'to  fl(»s  Betrags  ausniachen  dürften, 
lif{)2  mit  2U8o2b)<).'J  j^lk.  angegeben  wird. 

Die  Aktienhestnnde  des  Konsortialkontos  beim  Schaaff- 
h  a  u  s  e  n  8  c  h  e  n  P)  a  n  k  v  e  r  e  i  n ,  die  man  als  dauernde  Ro- 
teiligungen  ansehen  darf,  sind  seit  If^Ol  —  vorher  werden 
sie  nicht  genannt  —  folgende  (unter  Aus.scheidung  von  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  Hypothekenbanken): 
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1.  Aktien  von  Banken: 

lüUl :   Westfälisch-Lippesche  Vereinabank, 

Banca  Commerciale  Italiana. 

Banque  internatiuüale  de  Bruxellefi. 

Deutsch-Asiatische  Bank. 
19u2:  dazugekommen: 

Keine. 

1 903 :      dazugekommen : 

Bank  ftir  deutsche  Etsenbahnwerte. 
Berliner  HandelageBellschaft. 

2.  Aktien  von  Verkehräuntemekmungen: 

1901:  A.-G.  für  Verkehrswesen  (Lenz). 
Ostdeutsche  Eisenbahngesellschaft 
Grofse  Berliner  StraXBenbahn. 

Shantungbahn. 

B'idische  Lokaleisenbahaen, 

Moöclbahn  A.-G. 

Deutsch-Atlantii^chc  Telegraphengesellschaft. 
1902;  dazugekommen: 

Breslauer  SchiÖahru-A.-G. 
1903:  dazugekommen: 

Vereinigte  Elbach iffahrtsgesellschaften. 

3.  Aktien  und  Kuxe  industrieller  Unternehmungen: 

1901 :  Gebr.  Böhler  A.-G. 

British  Thomson  Houston  Oy. 
Rheinische  Stahlwerke. 
Bochumer  Verein. 
Benrather  Maschinenfabrik. 

Kombacher  Htittenwerke. 
Kalker  W'erkzeugmaschinenfabrik. 
Land-  und  8eekabelwerke. 
Süddeutsche  Juteiudustrie,  Mannheim. 
Shantung-Bergbau. 
Selbecker  J  iergwi-rksverein. 
Zeche  Blankenljüig. 
1902 :      dazugekommen : 
Keine. 

1903 :     dazugekommen : 

A.-G.  rar  chemische  Industrie. 

Zahlen  über  die  Höhe  der  Betcili^^iiigcn  fehlen  auch  hier. 
Man  kann  die  hier  auii^eführtcn  Firmen  in  drei  Gruppen  teilen : 
1.  Einem  Teil  der  Unternehmungen  steht  der  Schaaif  hausensche 
Bankverein  als  Mitglied  der  Bankengruppe  für  den  Loewe- 
konzern  nahe,  so  der  Benraiiicr  Maschinenfabrik,  der  British 
Thomson  Houston  Co.,  den  Kabelunternehmungen,  Gebrüder 
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Bühler  &  Co.  2.  Andere  Beteiligungen  entspringen  den  Be- 
ziehungen zu  der  ßahnbaufirma  Lenz  &  Co.;  dahin  gehören 
drei  Bahngesellschaften,  von  denen  z.  B.  die  Mosel  bahn  A.-G. 
zur  Entlastung  der  Gründerin,  der  Westdeutschen  Eisenbahn- 
gesellschatt,  tibernommen  ist,  und  die  Kollektivgesellschaften 
des  Bahnbaus:  die  A.-G.  für  Verkehrswesen  und  die  Bank 
für  Deutsche  l^senbAliiLwerte;  beide  sind  mit  der  Firma 
tiens  und  ftlr  sie  von  der  Berliner  Handelaffesellschaft  ins 
Leben  gerufen,  mit  der  der  Schaaffhausensche  Bankverein  da- 
dttroh  in  Berührung  kommt.  3.  Gewisse  Beteiligungen  dienen 
besonderen  Zwecken ,  die  der  Bankverein  durch  oder  für  ein 
einseines  Unternehmen  verfolgt;  hierher  gehören  die  Rom- 
bacher Huttenwerke,  durch  die  er,  gemeinsam  mit  der 
Firma  Spaeter  und  wiederum  mit  der  Berliner  Handelsr 
gesellschaft ,  sicli  erfolgreich  bemüht  hat,  auf  die  Lothringer 
Eisenindustrie^  Ijiitinfs  zu  bekommen,  ferner  die  Breslauer 
ScIiifTalu'tsakuen^^^'M'lUcliuft ,  an  dereri  Begründung  aus  dem 
Konkurs  der  Ket-derei  V'f'reinii^ter  Schitier  (Sühostag)  er  teil- 
genommen hat,  die  Veieiiiigt<'ii  Elbschiffahrtsgesellschaften, 
an  deren  Entstehung  aus  drr  Fusion  dreier  Firmen  er  durch 
die  Dresdner  Bank  beteiligt  ist,  usw.  —  Man  sieht  daraus, 
wie  die  dauernde  Aktienbeteiligung  die  Beziehung  zu  einem 
Industneuntemehmen  swar  nicht  schafft,  aber  dokumentiert 
und  unterstützt 

üm  von  der  Zahl,  Höhe  und  Buchungsmethode  der  Be- 
teiligungen einer  Grofsbank  einen  ungefähren  Begriff  zu  be- 
kommen, bedient  man  sich  am  besten  des  Ausweises  der 
Dresdner  Bank.  Zwar  ist  das  Konto  eigener  Effekt(m  (also 
ohne  Reports  und  Konsortialbeteiligungen)  ganz  nach  Sicher- 
heitsprinzip aufgestellt,  aber  das  Konsortialkonto  berück- 
sichtigt immerhin  noch  am  meisten  die  einzelnen  Gewerbs- 
zweige und  nennt  vor  allem  die  Zahl  der  Gattungen  von 
Wertpapieren,  so  dafs  man  sich  von  df»r  OrJ5fse  einer  einzelnen 
Beteiligung  eine  ungefähre  Vorstellung  machen  kann. 

(Siehe  die  Tabelle  I  aaf  folgender  Seite.) 

Im  einzelnen  und  insgesamt  weisen  die  Zahlen  des  Kon- 
sortialkontos  darauf  hin,  dafs  die  Beteiligungen,  welche 
industriepolitiöchcn  Zwecken  dienen,  hier  zu  suchen  sind, 
nicht  aber  auf  dem  Effektenkonto,  auf  dem  bei  der  Dresdner 
Bank  am  81.  Dezember  1903  an  eigenen  Effekten  vorhanden 
waren  i 

(Siehe  die  Tabelle  II  aof  folgender  Seite.) 

Dafs  es  sich  hierbei  nicht  um  dauernde  Beteili<?ungen 
handelt,  zeigt  das  seit  10»»:^  irefülirte  besondere  Konto  der 
„dauernden  Beteiligungen  hei  fremden  Bankf?i"  .  aut'  dem 
eine  ganz  kleine  Anzahl  von  Banken  (.es  mögen  drei  bis  fünf 
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Tabelle  I. 

Konsortialkonto  der  Dresdner  Üaiik  1901 — 1903. 


1901 

1902 

1903 

idmt- 
ton- 

Wert  in 
Mk. 

tun« 

Wert  in 
Hk. 

VTÄT- 

tun- 

Wert  in 
Mk. 

gee 

gen 

geo 

Festverziuaiiche  Werte 

5 

1630708 

7 

8403844 

11 

1  l^i 

IVO 

Eisenbahnen  und 

StrtrsealMÜiiieiii  .  . 

8 

7 

L'  400  541 

7 

2129 

210 

Banken   

5 

4840868 

4 

4296977 

6 

5892 

707 

Yeraichexungsgefleü- 

498  340 

8 

502  733 

3 

2 

391 

019 

Tenains  und  Tenmin- 

geßellschaften  .  .  . 

6 

3888870 

6 

8885694 

8 

2665 

279 

Überseeische  Unter- 

nehmungen ^ .  .  .  . 

4 

7  761855 

4 

6  815  220 

5 

6288 

461 

Bergwerk»»  n.  Hütten- 

untemehmun^cu  ^ 

4 

8328805 

3 

8506718 

& 

4717 

082 

Elektrische  u.  Kabel- 
antemehmangen 

9 

5  482  9(»9 

11 

6  677  446 

10 

4  859 

931 

Anderweitige  Unter- 

nehmungep  .... 

18 

8176  677 

18 

8116286 

26 

5885895 

Summe 

89098865 

89601016 

89077379 

Tabelle  IL 


Poeten 

Wert  in  Mk. 

Aktien  von  Eisenbahn-,   Stiefsenbehn*  und 

268 

:n 

15 
6 
71 

22061148 

5  209  589 
995547 
1581064 
8146838 

Snimoa 

391 

87993680 

sein)  mit  87>>'.}14u  Mk.  fif^uriereii  gegenüber  15  Firmen  mit 
zusammen  noch  nicht  1  Mi  11.  Mk.  auf  dum  Konto  der  eigenen 
Eflfekten. 

Dieselben  Zahlen,  soweit  sie  ttberhaupt  aus  den  Geschäfts- 
berichten zu  ersehen,  auch  fUr  die  anderen  Grofsbanken  an- 


^  Damnter  Orofee  berliner  and  Hamboxger  Stnfsenbaha. 

^  Dnnniter  General  Miniii<:   and  Finance  Corpoialion,  Meiiesn 

Electric  Work=,  Rlinntuiiir  Syndikate. 

*  liaruiitei-  Saat-  und  Moselberg werktigefielliK'liaft,  bis  1902  auch 
Kheiniacbe  Stahlwerke. 
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zugeben,  hat  keinen  Wert:  sie  beweisen  nichu  für  die  vor- 
liegende Frage.  Diese  ist  im  ganzen  dahin  zu  beantworten, 
dafs  die  Aktienbeteiligung  an  gewerblichen  Unternehmungen 
keine  charakteristische  und  nicht  die  gewöhnlidie  Form  der 
IndiistrieheKiehangen  einer  Groiabank  ist,  Sie  tritt  nur  er- 
gäniend  nnd  als  Mittel  zom  Zweck  in  jeder  der  drei  unter- 
schiedenen Einflulssphftren  auf. 

2.  Kontokorrentgeschäft  nnd  Bankkredit. 

Die  weiteste  dieser  Einflufssphären  wird  durch  die 
reguläre  Oeschäftsverbindung  irnschaften.  Diese  bekommt 
ilireii  Charakter  aU  Mittel  planniäföiger  Einwirkung  auf  den 
Kunden,  sobald  Kredite  seitens  der  Bank  gewährt  sind.  An- 
lagekredit zu  nehmen  ist  zwar  —  wie  im  ersten  Abschnitt 
auseinandergesetzt  wurde  —  nicht  die  regelmäfsige  r4ewohn- 
lieit  gewerblicher  Unternehmungen,  soweit  es  sich  durch 
andere  Arten  der  Geldbeschaffung  vermeiden  läfst,  aber  die 
Fälle  sind  häufig,  wo  der  Betriebskredit  in  Anlagekredit  ttber- 
geht,  und  die  Inanspruchnahme  der  Bank  kann  hierbei  durch* 
aus  nicht  ab  unsolide  und  anormale  Manipulation  beaeichnet 
werden.  Wieviel  wichtiger  die  Kreditgewährung  aus  Konto« 
korrent  ist  als  direkte  Aktienbeteiligung,  zeigt  eine  Mitteilung 
des  Frankfurter  „Aktionär*"  von  1901,  wonach  die  Ton  der 
Dresdner  Bank  auf  nur  300000  Mk.  Aktien  angegebene  Be- 
teiligung an  der  Hannoverschen  Strafsenbahn  sich  noch  um 
ll»<MM>on  Mk.  aus  dem  Kontokorrentverkehr  erhöht.  Diese 
Kreditgewährung,  durch  di^  eine  Bank  oft  erhebliche  Summen 
festlegt,  i^ibt  ihr  die  Möglichkeit  und  das  Recht,  die  schuld- 
nerisseht'  irma  zu  kontrollieren  und  fiir  gröfsere  Trans- 
aktioiH^ii ,  Fusionen.  Emissionen  usw.  nach  ihrem  Wunsch  zu 
lenken;  im  nornialcu  Fall  wird  es  sich  dabei  um  eine  ganz 
friedliche  Beeinflussung  haiKieln,  und  nur  bei  ailzustarker 
Verschuldung,  schlechtem  Geschäftsgang,  Mifswirtschaft  in 
der  Verwaltung  und  Vorgängen,  die  dem  Interesse  der  Banken 
widersprechen,  kann  es  au  gewaltsamen  Eingriffen  der  Bank 
kommen« 

Fttr  die  Grofsbanken  kommt  bei  der  Handhabung  des 
Kontokorrentgeschäfts  eine  vierfache  Erwägung  in  Betracht. 
Erstens  Tcrbürgt  es,  sowohl  als  einmaliges  Geschäft  wie  durch 

die  weiteren  Transaktionen,  die  es  nach  sich  ziehen  kann, 

reichliche  direkte  Gewinne.  Sodann  gibt  es  —  wie  mehrfacii 
betont  —  kein  besseres  Mittel  zur  planvollen  nnd  dauernden 
Einwirkung  auf  eine  industrielle  Unternehmung  und  damit 
zur  indirekten  Förderung  der  Bank.  Eingeschränkt  wird 
eine  solche  Politik  der  Kreditgewährung  und  ihrer  Ver- 
wertung durch  die  dritte  Erwägung,  die  der  geschäftlichen 
Sicherheit.    Zahlreiche   Kreditkündigungen  der  Grulsbanken 
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in  der  letzten  Krisis  tinden  hierin  ihre  Erklärung.  Sie  wird 
bei  Grofsbanken  weniger  mitzuspielen  brauchen  als  bei 
schwächeren  Bankinstituten.  Immer  aber  wird  das  Prinzip 
der  Risikoverteilung  —  unter  welchen  BegrilF  man  diese 
ganze  ( Truppe  rein  technisch-geschäftlicher  Erwägungen  zu- 
MunmeiüaäBeQ  kann  —  dieses  wie  jedes  andere  industrielle 
Bankgeschäft  in  einen  Rahmen  einswängen,  dem  die  hoch- 
fliegenden Pläne  oft  sum  Opfer  fallen  müssen« 

Die  vierte  Erwägung  geht  den  drei  anderen  oftmals 
voran,  durchkreuzt  sie  auch  leicht;  es  ist  das  Streben  der 
Banken  y  in  Konkurrenz  miteinander  die  Kundschaft  der  In- 
dustrie zu  erwerben.  Hier  ist  der  eigentliche  Boden,  auf  dem 
—  von  aufsen  kaum  bemerkbar  —  der  erbitterte  Kleinkampf 
der   Banken   sich   abspielt.     Daher   die   Hast,  mit   der  in 
Industriegebietpn  Provinzbanken,   Hie   geeignetsten  Vertreter 
fies  KnntokorreiituT'schätts ,  angegliedert  werden;  daher  das 
gegenseitige  Unterbieten   in   den  Geschäftsbedingungen,  das 
zuerst  die  schwächeren   Banken  und  Bankiers  aus  diesem 
und  allen  damit  verknüpften  Geschäftszweigen  herausdrJtngt; 
daher  die  Wahllu.'5igkeit,  mit  der  industriellen  Unteruehniungen 
Kredite   gewährt  werden,  von   deren  Gefahren  bereits  an 
anderer  Stelle  die  Rede  war.   Dieser  Konkurrenzkampf  um 
die  industrielle  Kundschaft  wird  vielfach  als  die  ooerste^ 
wenn  nicht  einzige  Erwägung  angesehen,  die  heute  dieOrofs- 
banken  bei  der  Anknüpfung  industrieller  Beziehungen  be* 
herrscht.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  und  fttr  eine  bestimmte 
Stufe  der  Entwicklung  ist  das  richtig.    Erst  müssen  die  Be- 
ziehungen zur  Kundschaft  gewonnen  sein,  und  da  es  sich  bei 
den  sechs  Grofsbanken  um  in  allem  wesentlichen  gleichwertige 
Institute  handelt,  gibt  dabei  —  von  der  in  einzeln^M^  Fällen 
ziemlich  mächtigen  Tradition  abgesehen  —  die  Konkurrenz  den 
Ausschlag.    Die  Sache   ändert  sich,   wenn  die  Beziehungen 
einmal  angeknüpft  sind  und  sich  gefestigt,  erst  recht,  wenn  sie 
in  Kreditgewährung  Ausdruck  gefunden  haben.   In  den  aller- 
meisten Fällen  wird  die  Geschäftsverbindung  mit  einer  Grofs- 
bank,  die  eine  genügende  Organisation,   ausreichende  Mittel 
usw.  besitzt,  dauernder  Natur  sein,  sie  wird  mit  jeder  neuen 
Kreditgewährung  und  jeder  aufsergewOhnlichen  Transaktton, 
Aktienausgabe  u.  dgl.  fester  werden «  und  obendrein  wird  bei 
grofsen  Unternehmungen  die  Bank  es  nicht  versäumen,  die  Ver- 
bindung durch  Verträge,  durch  einen  Sitz  im  Aufsichtsrat  su 
konsolidieren.   Ist  dieser  Zustand  aber  erreicht,  dann  werden 
die  anderen  Erwägungen  stärker  Platz  greifen,  und  zwar, 
wie  die  Erfahrung  bestätigt,  in  gleichem  Mafse  wie  Zahl, 
Alter  und  Intensität  der  Geschäftsverbindungen.   Wo  die  Be- 
zielmnf'-en  -/n  Unternehmungen  eiiier  bestimmten  Indnstrie  und 
einer  b(\stiramten  Gegend  so  zahlreich  sind,  dafs  man  sie  als 
Beziehungen  zu  eben  dieser  Industrie  und  dieser  Gegend  aU 
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Qanzes  ansehen  kann,  da  und  erst  da  wird  an  Stelle  der 
UofBen  Konkarrensrttcksichten  und  der  mit  dem  einzelnen 

fewinnbringendeii  Geschäft  sieh  begnügenden  Erwfigung  die 
olitik  planyoUen  EiDgrafens  in  die  Entwicklung  der  Ünter> 
Dehmimgen  treten  kdnnen. 

Es  fragt  sichy  wie  die  deutschen  Grofsbanken  sich  mit 
diesen  Erwägungen  abfinden.  Hecht  ^  schreibt  1902:  „Man 
darf  nicht  nufser  acht  lassen,  dafs  die  grofse  industrielle  Ent- 
wicklung Deutschlands  noch  jung  ist,  und  dafs  namentlich  die 
Grundsätze  für  die  Gewährung  industriellen  Kredits,  überhaupt 
für  die  Beziehungen  zwischen  Banken  und  Industrie  sich  noch 
nicht  herausgel)ildet  hatten"  (sc.  in  der  letzten  Hoi  hkoiijiinktur). 
Immerhin  sind  bereits  vor  1900  Anfänge  fester  Grundsätze 
in  dieser  Ri(  htnng  vurlianden.  La  der  Hauptsache  liegen  sie 
in  der  Ausbildung  der  im  zweiten  Abschnitt  p:eschllderten 
Organisation,  der  Angliederung  von  Provinzbanken  usw. 
Planvoller  aber  ab  die  anderen  Grofsbanken,  die  damit 
wesentUcb  nur  das  Material  herbeigeschafft  haben,  um  daraus 
ein  Gebäude  aktiver  Einwirkung  auf  die  Industrie  erst  in 
Zukunft  aufsubauen,  hat  der  Schaaffhausensche  Bankverein 
das  Kontokorrentgeschttft  in  dem  neuen  weiteren  Sinn  aus- 
gestaltet 

Das  Alter  dieses  Instituts,  sein  Charakter  als  Provinz- 
bank für  den  wichtigsten  Industriebezirk,  seine  traditionellen 
Beziehungen  zu  einer  grofsen  Zahl  von  privaten  und  Gesell- 

schaftsunterneliTniiTiE^-en  haben  dazu  geführt,  dafs  der  Schaaff- 
hausensche Bankverein  bereits  seit  längerer  Zeit  und  in 
wachsendem  Malse  den  gröfsten  Teil  der  Industrie  zu  beiden 
Seiten  des  Niederrheins  durch  sein  System  der  Kredit- 
gewährung im  Kontokorrent  beeinflufst  und  vielfach  wirklich 
beherrscht.  Wie  er  seine  BezielHing(ni  zu  den  Kontokorrent- 
kuuden  benutzt,  läfst  sich  aus  einigen  Transaktionen  des 
Bankrereins  seit  1895  ersehen.  Die  normale  und  häutigste 
Form  der  Einflufsgewinnung  auf  die  Kunden  ist,  wenn  es 
sich  um  Privatfirmen  handelt  ^  ihre  Umwandlung  in  Aktien- 
gesellschaften. So  gründete  der  Bankverein  1897  die  Dttlkener 
Baumwollspinnerei  A.-G.,  früher  Bücklers  St  Janssen,  und  die 
Khcinische  Webstuhlfabrik  A.-ö.,  frtther  Burtscheid,  Ulriei  iVr  Co. 
in  Dülken.  Diese  Umwandlung  von  Kontokorrentkunden 
ist  das  charakteristische,  meist  einzige  Gründungsgeschftft  der 
Industriebanken  der  Provinz,  wie  schon  früher  an  der  Essener 
Kredit.nnstnlt  gezeigt  wurde.  Die  180<)  errichtete  Hütten-A.-G. 
vormals  Uarl  von  Born  in  Dortmund  ist  noch  deshalb  von  be- 
sonderem Intereasf»,  weil  die  Umwandlung  hier  nicht,  wie  in 
der  Regel,  dureii  die  gUndtige,  sondern  durch  die  ungünstige 
Lage   des  Werkes  veranlaist  war.     Stärker  ist  der  £in- 


*  Hecht,  Die  Mannheimer  Banken,  S.  43. 
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flufs  des  Bankhauses  zu  erkenaen,  wo  UnteroehmungeD  ihre 
Qesellsohaftsfonii  verftndern:  den  einfiiohereii  Fall  leigt  die 
Umwandlung  der  SiegrheiniBchen  Gewerkschaft  in  eine  Aktien- 

S »ellschaft  (1897),  den  komplizierteren  die  des  Selbecker 
eigwerkvereinB  aus  einer  Aktiengesellschaft  in  die  Gewerk- 
schaftsform  (1900)|  durch  die  einem  Bergwerk  leichter  Geld- 
mittel zufliefsen;  gerade  hier  ist  die  Initiative  und  Beihilfe 
eines  Bankhauses  von  gröfstem  Werte,  ^icht  allein  ^  aber 
wesentlich  auf  die  Schulden  der  1901  verkrachten  Kammgarn- 
spinnerei Eitorf,  Karl  Schäfer  &  Co.,  die  dem  Schaaffhausenschen 
BaTikvoroin  eine  Hyitotliek  eingeräumt  hatte,  ist  die  gänz- 
liche Überuahine  dieses  Unternehmens  durch  die  Bank  zurück- 
zuführen; sie  hat  dann  aUbald  eine  neue  Gesellschaft,  die 
Kammgarnspinnerei  und  Weberei  Eitorf  A.-G.,  mit2V  2  Mill.  Mk. 
Kapital  daiauä  gemacht.  Gleichfalls  aus  dem  Kuntokorrent- 
yernältnis  leitete  sich  I9ü2  die  Reorganisation  der  Werkzeug- 
maachinenfabrik  de  Fries  A.-G.  in  Heerdt  bei  DfUseldorf  durch 
den  BankTcrein  her. 

Die  in  dem  reinen  Geachäfteverkehr  wurselnden  Be> 
Ziehungen  sind  achliefslich  auch  su  finansiell  wie  industrieU 
bedeutsamen  Transaktionen«  wie  der  Verschmelzung  von 
GeBellschaften ,  benutzt  worden.  1898  verkaufte  der  Schaaff* 
hauflensche  Bankverein  seine  Beteiligung  an  der  erwähnten 
von  ihm  gegrtindeten  Hütten-A.-G.  vorm.  Carl  von  Born  in 
Dortmund  dem  Ilörder  Verein,  einer  dvr  Unternehmungen, 
die  durch  vielfache  grofse  Kreditgewährungen  besonders  fest 
an  den  Bankverein  gebunden  ist;  dioser  Krwerb  des  benach- 
barten reinen  Hochofpnwerkes  konnte  für  das  Hüttenwerk 
mit  seinem  wachsenden  l\üheisenbedarf  von  ebenso  grofsem 
Nutzen  sein  wie  die  Abstoftjun^^  eines  unrentablen  Unter- 
nehmens fUr  die  Bank,  und  es  ist  für  den  Nichteingeweihten 
schwer,  zu  unterscheiden ,  wessen  Vorteil  der  eigentlich  be- 
stimmende war.  Zwei  ähnliche  Fusionen,  die  teänisch  und 
wirtschaftlich  für  die  beteiligten  Industrieantemehmungen 
(sämtlich  eng  befreundete  Kontokorrentkunden  des  Schaaff- 
nausenseben  Bankvereins)  von  grOfstem  Vorteil  waren,  haben 
unter  Beihilfe,  teilweise  auch  unter  Initiative  der  Banlv  im 
Jahre  VM^'^  stattgefunden:  die  Vereinigung  der  Deutzer  Fabrik, 
welche  der  Wi^enbaufirma  van  der  Zypen  &  Charlier  ihr 
Eisenmaterial  liefert,  mit  der  Gesellschaft  der  Wissener  Berg- 
werke und  Hütten  zur  Vereinigte  Stahlwf^rko  van  der  Zypen 
und  Wissener  Kisenhütten-A.-G. ;  und  die  i^'usiun  der  Eech- 
weiler-Köln  Hütten- A.G.  in  Eschwciler- Pumpe  und  Ksch- 
weiler  Eisenwalzwerk  A.-G.  in  Esch  weder- Aue  zur  Echweiler- 
Köln  Eisenwerke  A.-G.  Beide  Verschmelzungen  sind  ziel- 
bewufste  Scdiritte  zn  indn.strieller  Konzentration,  die  erste  im 
Sinne  der  Vereinigung  aufeinanderfolgender  ProduktioD&stufen, 
die  zweite  als  Zusammenschlufs  sweier  Werke  der  gleichen 
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Prodiiktionsstute ,  die  sich  teils  ergänzen,  teils  bisher  Kon- 
kurrenz machten  und  beide  dureii  die  unguiiötige  Kon- 
junktur der  letzten  Jahre  in  Schwierigkeiten  geraten  waren. 
Wie  grofsc  iinanzielle  Hindernisse  einer  solchen  Fusion  ent- 
gegenstehen und  wie  notwendig  deshalb  die  Mitwirkung  ciiieä 
Bankhauses  ist,  das  Uber  die  betreffenden  Werke  eine  ge- 
nügende Macht  haty  um  seinen  Finanziemngsplan  durcfa- 
sosetaen,  sieht  man  an  dem  suletzt  genannten  Fall:  die  Ge- 
sellschaft Escbweiler-Köln  hatte  5500000  Mk.  Aktienkapital 
und  1809  1900,  1900/01,  1901  02  Dividenden  von  22V«,  0, 
0*^/o  gezahlt,  während  es  beim  Eschweiler  Eisen walzwerk  auf 
1 200000  Mk.  Kapital  in  denselben  Jahren  16»  0,  O^/o  Dividende 
gab;  es  ist  leicht  einzusehen,  wie  schwierig  hier  die  richtige 
Bewertung  der  beiden  Gesellschaften  war. 

Wieweit  auch  die  anderen  Grolsbanken  ihren  Einflur»  auf 
ihr«'  Kontokorreiitkimdon   in   dieser  \N'eise  systematisch  be- 
nutzen, also  über  daa  bioise  Streben,  sich  die  Ausführung  der 
Vorkommenden  Geschäfte  derselben  zu  sichern,  liinauögehen, 
läfst  sich  schwer  feststellen.    Soviel  ist  sicher,  dafs  die  Aus- 
bildung fester  Grundsätze  für  die  Gewährung  gewerblichen 
Kredits  in  der  dreifachen  Richtung :  der  Auswahl  der  Schuldner, 
der  Höhe  and  des  Zeitpunktes  der  Kreditgewährung,  schliels* 
lieh  der  Ausnntaung  der  durch  das  Kreditverhältnis  ent- 
standenen  Position  sur  Industrie  —  im  wesentlichen  Sache  der 
Zukonft  ist.  Immer  aber,  auch  da,  wo  eine  planmäfsige  posi- 
tive Benutanng  der  Kontokorrentverbindung  noch  nicht  vor> 
li^,  ist  die  negative  Einwirkung  der  Banken  im  Wege  der 
gewerblichen  Kreditgewährung  nlr  die  betreffenden  Unter- 
nehmungen und  das  ganze  Wirtschaftsleben  von  Bedeutung. 
Die  Banken    können    sich   durch   die   all£remnint^  Geseli.Hfts- 
lage,   die  eine  dauernde  Festle^am^r   ilin  r  Mittel  gefahrlich 
erscheinen  läfst,  oder  aus  speziell^  u  Gründl  n  veranlnfst  sehen, 
Kredite  in  mehr  oder  minder  grofsem  Umfang  zu  kündigen 
und  bestimmte  Verbindungen  abzubrechen.  Nach  dem  Frank- 
ftirter  „Aktionär"  (29.  November  1908)  hat  z.  B.  die  Pfälzische 
B^ttk  die  Verbindung  mit  der  A.-G.  für  Seilindustrie  vormals 
Wolf  in  Mannheim,  wo  sie  bisher  im  Aufsichtsrat  safs,  gelöst, 
nachdem  ihr  1902  keine  Dividende  gezahlt  worden  war.  Vor 
allem  stark  auf  dem  Geschäft  mit  der  Industrie  basimnde 
Banken  sind  bei  plötslichem  Niedergang  der  Konjunktur 
leicht  so  gefährdet,  dafs  sie  im  Interesse  ihrer  Liquidität  au 
i^oU  hen  Kündigungen  schreiten  mtlssen.  Man  hat  der  Dresdner 
Bank  während  der  lotsten  Krisis  vielfach  vorgeworfen,  davon 
zu  sehr  Gebrauch  gemacht  zu  haben,  worauf  die  Bank  in 
f"f^lgendem  Communiqu^  antwortete*:  ,.Wa8  endlich  die  von 
Weitaua  übertriebenen  Angaben  Uber  Zurückziehung  von  De- 

'  »BerUoer  Tiigeblatt%  30.  September  lUOl. 
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positen  b^ldtete  Ausstreuung  anbetrifft,  als  habe  die  Dresdner 
bank  von  ihr  bisher  gewährte  Kredite  in  grofsem  Umfisnge 
gekündigt,  so  ist  su  konstatieren ^  dah  dieselbe  nur  in  gana 

vereinzelten  Fällen  aas  besonderen  von  der  allgemeinen  Lage 
unabhttngigen  Gründen  zur  Kündigung  oder  Emschntnkung 
von  Krediten  geschritten  ist.  Im  übrigen  hat  die  Bank  es 
gerade  in  der  jetzigen  schweren  Zeit  für  ihre  Aufgabe  ge- 
halten,  ihren  alten  Verbindungen  die  erforderliche  Unter- 
stützung zu  erhalten  und  weiter  zu  gewähren."  Zweifellos 
sind  aber  von  allen  Groföbanken  Kreditkündigungen  oder 
-Be-^rlii  iiiikungen  erfolgt.  Wie  hier  schon  die  Drohung  damit 
alö  auoieichend  angesehen  wird  und  wie  ungeheuer  die  Macht- 
stellung der  Banken  zu  den  abhängigen  Industrieunternehmen 
sich  gestalten  kann,  illustriert  trefflich  ein  im  ganzen  Ton 
höchst  beeeichnender  Brief,  den  die  Dresdner  Bank  am  19.  No- 
vember 1901  an  den  Vorstand  des  Nordweatmitteldeatschen 
Zementsjndikats ^  schrieb;  es  heifst  darin:  «Nach  der  im 
,Reichsanzeiger*  vom  18.  er.  veröffentlichten  Bekanntmachung 
Ihrer  Gesellschaft  müssen  wir  mit  der  Möglichkeit  rechnen^ 
daCs  in  der  am  SO.  des  Monats  stattfindenden  Generalversamm- 
lung Beschlüsse  gefafst  werden,  die  geeignet  sein  können, 
Veränderungen  uns  nicht  genehmer  Art  in  Ihrem  Geschäfts- 
betrieb herbeizuführen.  Aus  diesem  Grunde  müssen  wir  zu 
unserem  lebhaften  l^erlRuern  den  Ifinen  ei n^rc räumten  Kredit 
hiermit  zurückziehen,  bitten  demgemüfs,  Dispositionen  auf  uns 
zu  unterlassen  und  ersuchen  sie  gleichzeitig  höflichst,  unser 
Guthaben  spätestens  bis  Ende  dieses  Monats  zurückzuzahlen. 
Wenn  indes  in  der  angegebenen  Generalversammlung  nichts 
beschlossen  wird,  was  uns  nicht  genehm  ist,  und  wir  in  dieser 
Beaiehung  durch  uns  konvenierende  Garantien  auch  fitr  die 
Zukunft  geschlitzt  sind,  so  erklären  wir  uns  sehr  gern  bereit» 
wegen  Gewährung  eines  neuen  Kredits  mit  Ihnen  in  Ver^ 
handlung  zu  treten/  — 

Wie  die  grofse  Zahl  interessanter  Fälle  dieser  Art  in  der 
Öffentlichkeit  nicht  bekannt  wird,  so  ist  auch  aus  dem  vor- 
handenen Material  die  durch  den  Kontokorrentverkehr  ge- 
zogene Einflufssphäre  der  einzelnen  Grofsbanken  zahlenmäfsig 
nicht  festzustellen.  Die  Geschäftsberichte  der  Bank  ii  lassen 
hier  vollstündi^  im  Stich.  Einen  gewissen  An  halt  gewährt 
die  Zählung  derjenigen  nidustriellen  Aktiengofllschaften,  für 
deren  jDividenden  oder  Zinsen  eine  Bank  Znlilsti  llc  ist.  Uiese 
Gesellschaften  dann  als  die  Koniokurreiiikuiultn  d  r  Bank  zu 
bezeichnen  —  natürlich  unter  Ausscheidung  der  rnvatfirmen  — , 
wäre  falsch,  in  ilinen  besonders  intime  geschäftliche  Ver- 
bindungen zu  sehen,  ist  willkürlich.  Wie  verkehrt  jenes  wäre, 


'  Nach  der  Koxenzeitung  im  Berlioer  Börseccuunr  vom  21.  No- 
Tsmber  1901  abgedruckt 
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sieht  man  daram,  dafo  die  Dresdner  Bank  190B  17408  Konto- 
korrentverbindungeD  hatte^  aber  Anfang  Januar  1904  fUr  nur 
2S3  industrielle  Gesellschaften  Zahlstelle  war;  bei  der  Deutschen 
Bank  betrug  die  Zahl  der  ersteren  (nur  bei  der  Zentrale) 
77598  —  überhaupt  bei  der  Bank  geführte  Konten  gab  es  1903 
107638  — ,  die  der  letzteren  bloCi  334;  obendrein  sind  dabei 
die  ausländischen  Gesellschaften  mitgerechnet.  Soviel  ist  aber 
mit  Sicherheit  anzunehmen^  dafs  diese  233  bezw.  334  Gesell- 
sehat'ten  mit  den  beiden  Banken  auch  sonst  in  Geschflfts- 
verbindung  stehen,  und  dafs  die  UnvollstÄndigkeit  der  be- 
treffenden Zahlen  für  sämtliche  Grofsbanken  im  wosontlichen 
die  gleiche  ist.  So  li»'fern  die  Zaldstellenverzeicliuisse  der 
Banken  immerhin  die  Namen  einer  gröfseren  Anzahl  wichtiger 
ladustriegesellschaften  der  ersten  Kinflufsöphilre  und  bit  ten  ein 
einigtirmarsen  auäreieheudcö  Material  für  die  au  anderer  Stelle 
erfolgende  zahlenmäfsige  Untersuchung  der  industriellen  Bank- 
politik. 

Die  Groisbanken  waren  Zahlstelle  für  Zinsen,  Dividenden, 
auqgeloste  Schuldverschreibungen  etc.  folgender  industrieller 
Qeeellschaften  und  Kreditbanken^: 


Nor  inländi- 

ZwSOlllMD 

sche  Iiiduptrie 

(ohne  Kredit- 

bauken) 

m 

250 

194 

III 

203 

161 

23:3 

191 

SebssffbaiiMiMcher  BsDkTeiein  .  . 

296 

211 

Berliner  HsiidelgeieUBehsA .... 

150 

95 

3.  Die  £mission8tätigkeit. 

Die  zweite  Einllufssphäre  stellen  diejenigen  Unter- 
nehmungen dar,  für  welche  die  Bank  als  Emissionsinstitut 
tätig  ist 

Das  Emissionsgeschäft  hat  swei  Seiten:  Es  ist  im  ein» 
seinen  eine  bankgeschäftliche  Transaktion  mit  gewissen  Be- 
sonderheiten,  die  aus  der  Literatur  genügend  bekannt  sinl. 
£^  ist  aber  im  Rahmen  des  modernen  industriellen  Bank- 
geschäfts auch  als  Glied  eines  Ganzen  zu  betrachten,  dessen 
Kernpunkt  das  Kontokorrentgeschäft  und  das  in  seiner  voll- 
kommensten Gestalt  die  dauernde,  alle  Transaktionen  inn- 
fassende  Geschäftsverbindung  eines  Unternehmens  mit  einer 

^  Nach  den  Zablstelienverseicbuiseen  der  Banken  um  die  Wende 
der  Jslm  1908/04. 
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einzigen  Bank  ist.  Diese  zweite  JSeite  rlps  Emis'^ionsjü^esehätts 
wird  unter  heutigen  industriellen  Verli  Itnisscn  immer  mehr 
das  charakteristische  Merkmal.  Der  Emi.ssioTi-vorgang  ist  für 
die  Frage  der  Beziehungen  zwischen  Bank  und  Industrie 
weit  weniger  wichtig  als  einzelnes  Geschäft  —  so  bedeutsam 
dieses  auch  im  Leben  der  Industriounternehmung  sein 
mag  —  denn  als  ein  Glied  in  der  gesaraten  Reihe  der  Ge- 
schAfte,  die  diese  mit  einer  Bank  macht.  Nor  im  Gefolge 
oder  ab  Einleitung  der  regelmälsigen,  dauernden,  alle  Schick' 
aale  des  Unternehmens  umfassenden  Geschäftsverbindung  ist 
die  Emission  der  Ausdruck  eines  engeren  Konnexes  zwischen 
Bank  und  Industrie,  nur  in  dieser  Eigenschaft  kann  sie  hier 
interessieren. 

Zahlenoiäfsig  ist  die  Bedeutung  des  Emissionsgeschäftes  nicht  nnJers 
als  durch  seinen  Anteil  am  Gewinn  der  Hank  festzustellen.  Die  iv^ch 
der  Methode  der  Kölniachen  ZeitungJ  berechnete  Tabelle  aul  der 
folgenden  Seile  zeigt  eine  anffUlende  Übereinstimmung  der  drei  grorsten 
Bankgruppen,  wenn  man  die  Orofsbanken  und  ihre  für  die  Vcrgleichung 

Genügend  eng  liierten  Unterbanken  zusammennimmt.    Zur  f?eurteilung 
er  Emiaeion  als  Glied  der  Beziehungen  zwischen  Bank  und  Industrie 
reichen  diese  Zahlen  kaum  aus. 

Als  Mittel  zur  Erlangung  dauernder  Geschäftsverbindung 
ist  das  Emissionsgeschäft  verschieden  zu  beurteilen.  Handelt 
es  sich  bei  einer  Aktientlbemahme  um  ein  selur  umfang- 
reiches, ftlr  die  Bank  riskantes  Geschäft,  so  können  die  Be- 
ziehungen zwischen  dem  Bankhaus  und  dem  Unternehmen 
sofort  sehr  enge  werden;  in  den  Vertrag,  der  der  Über- 
nahme zu  gründe  liegt,  läfst  sich  dann  leicht  eine  Be- 
stimmung aufnehmen ,  wodurch  die  Gesellschaft  sich  zu 
dauerndem  Gescliäftsverkehr  mit  dem  führenden  Emissiona- 
haus verpflichtet;  auch  können  sich  Besetzungen  von  Auf- 
sichtsratsstellen an  solcho  Transaktionen  anschlielsen.  Mit- 
unter knüpft  aber  auch  lUc  Aktienübernahme  nur  ein  sehr 
loses  Band ,  der  Emissioiiavorgang  kann  sogar  Gelep:enhei't 
geben,  es  zu  lockern  oder  zu  zerreifsen.  Vielfach  sind  an 
der  Emission,  gerade  bei  der  fUr  die  gröfsten  und  solidesten 
GeseUsohaften,  mehrere  Bankhäuser  gleichberechtigt  beteiligt 
Soweit  sie  festen  Gruppen  für  gewisse  Zwecke  freundschaft- 
lich verbundener  Banken  angehören,  wie  das  bei  Geschäften 
ftlr  eine  der  grofsen  Elektrixitätsgoselbchaften ,  den  Loewe- 
konzern  u.  a.  der  Fall  ist,  schwächt  dies  die  Beziehung  der 
Emissionshäuser  zu  der  Industriefirma  nicht.  Anders,  wenn 
eine  grofse  finanziell  gesicherte  Gesellschaft  neue  Aktien  oder 


'  Kolni-^elie  Zeitung,  H.  April  i9<J4.  Ihre  OruppieruDg  der  Gewinne 
iij  drei  liubriken  —  „\Vechsei  und  Zinsen'*,  „Provisionen",  „AuBgabe- 
c'(  sch&fte  und  Beteilipingen"  —  wahrt  die  Vergleichbarkeit  am  besten, 
läfst  aber  die  Emiflnonsgewinne  zu  hoch  erscbeineD,  weil  die  Bank- 
iM'teillpungen  eingerechnet  sind.  Vtcp  beeinflufst  namentlich  des  BUd 
der  Darmst&dter  Bank  mit  ihren  sahlreicben  Kommauditen. 
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Deutsche  Bank  

DUkontogesellschaft  

I>arni?t!iatpr  Rank  

Dresdner  Bank  

SefaaaffbauaeiBaehw  Bankverein  .  . 
Berliner  Handclageaellachaft  .  .  . 

Katiosatbank  fUr  Dentachland.  .  . 
Komme rz-  und  Oiskontobank  .  .  . 

Herliner  Bank  

MitteldeatBche  Kreditbank  .... 
Dantaehe  Effekton-  a.  WeehaellMuik 

Beii^h-M&rkiaehe  Bank  

Bheuiliche  Kreditbank  

Ebener  Kreditanstalt  

Schiesischer  Bankverein  

HannoTeraehe  Bank  

Oberrheiniacbe  Bank  

Tuisburg-Rnbrorter  Bank  

£«8ener  Bankverein  

Siegener  Bank  f.  Handel  xl  Gewerbe 

Norddentsche  Bank  

RheiiB8che  DiskontogeaeUachaft  .  . 

ßanripr  B;inkveiein  

l^ürener  Bauk  

llocliumer  Bank  

Bresianer  Diskoutobank  

Nefdwatdentaehe  Bank  

Ostbank  fttr  Handel  JL  Gewerbe  . 
OaldeBtache  Bank  


Pfilziache  Bank  

Khetniache  Bank,  Mülheim  .... 

Mittelrbeinische  Bank  

Westdeutache  Bank  

v.'r:-tr:ili-:r!i  LipuischeVereinabank . 

Mülheimer  Bauk  

Märkische  Bank  

Obenchleeiaohe  r  i  k 


Im  Dwehaehnitt  | 

l^ieaea  Verbältnia  betrug  bei  den  drei  gröfsten  Banken 

nebst  Ünterbankeu: 

i)«utficiie   Bank   (mit  acht  Unter- 
banken):  Absolat  in  1000  Mk.  . 

In  «/o  

DreMnpr  Schaaffliauaen  (mit  sieben 
Unterbankenj:  Abeolatin  lOOUMk. 

In  . 
Oiskontoireeellschaft  (mit zwei  I'nter- 
baoken):  Absolut  in  1000  Mk.  . 

In   

Forschung«»  X.\,1V  2  (112).  —  JeideU. 
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Obligationen  ausgibt.  Hier  reifsen  sich  die  Banken,  besonders 
in  guten  Zeiten,  förmlich  um  das  Geschäft,  und  der  Kon- 
kurrenz gelingt  es  oft,  zwei  sonst  feindliche  Tiistitiite  zu  einem 
eiTinuiligen,  oft  zu  einem  dauernden  Konsoi  tiuui  für  Emissionen 
einer  bestimmten  Gesellschaft  zu  vereinigen.  In  diesem  Fall 
kann  sich  die  Verbindung  des  bisherigen  Emissiuiiöhauses  mit 
der  Industrieunternelnming  möglicherweise  lockern,  der  Ein- 
flufis  des  neuen  schwach  bleiben;  dafür  hat  aber  da.>  Zii- 
sammenarbeiteu  in  einem  Konsortium  leicht  die  ^^'irkung, 
bisher  einander  fremde  Banken  nach  and  nach  in  freundschaft- 
lichere Beziehungen  za  bringen. 

Die  Emissionstätigkeit  der  Bank  ist  also  unter  einem 
doppelten  G^ichtspunkt  za  betrachten :  erstens  unter  dem  der 
so  geschaffenen,  verstärkten  oder  wenigstens  dokumentierten 
Beziehung  der  Bank  zu  der  betreffenden  Gesellschaft,  zweitens 
als  Gelegenheit,  durch  Teilnahme  an  Konsortien  zu  neuen 
Verbindungen  zwar  nicht  notwendig  mit  dem  Unternehmen, 
für  das  die  Übernahme  geschieht,  wohl  aber  mit  anderen 
Banken  und  damit  auch  mit  deren  industriellem  Anhang  au 
gelaTigen. 

Die  Bildung  der  Konsortien  führt  zu  den  sogenannten 
Ban  k  gru  p  pen.  Der  Begritt  der  Bankgruppe  ist  lieuie 
weiter  aU  zur  Zeit  der  hervorragenden  Stellung  der  be- 
kannten Anleihekonsortieu ,  der  „Kothschildgruppe" ,  dtja 
yPreufsenkonsortiums".  Man  versteht  jetzt,  nachdem  in  den 
90  er  Jahren  die  Expansion  der  Qrolsbanken  zu  der  An- 
gliederung  von  grdfseren  Provinzinstituten  geführt  hat,  unter 
Bankgruppen  nicht  mehr  allein  die  gewissermalsen  dorch 
horizontale  Scheidung  der  Banken  entstandenen  in  den  Kon* 
sortien,  sondern  ebenso  die  durch  vertikale  in  der  Bildung 
weniger  Qrolsbanken,  von  denen  jede  über  eine  gröfsere  An- 
zahl im  ganzen  Land  zerstreuter  Provinzbanken  zu  verfügen 
hat.  Nur  die  erstere,  ältere  Art  von  Bartkcrnippen  kommt 
hier  in  Fra^'e.  Aber  auch  sif  Ii.-iIxmi  sich  wesentlich  ver- 
ändert: neben  die  Anleihegruppen  und,  soweit  es  sicli  um 
ihre  uberragende  Bedeutung  handelt,  tsogar  an  ihre  Stelle  sin<l 
mehr  und  mehr  die  industriellen  liankgruppen  getreten*.  Sie 
unterscheiden  sieh  von  den  Anleiiiekonsortien ,  deren  volks- 
wirtschaftliclie,  finanzielle  und  bankwirtbcliaftliche  Wichtigkeil 
natürlich  auch  heute  noch  grofs  ist,  im  ganzen  in  zwei 
Punkten.  Erstens  durch  die  Verschiedenheit  eines  Anleihe- 
geschäfts von  einer  Emission  für  industrielle  GescUschaftan ; 
sie  gipfelt  darin,  dafs  die  Übernahme  einer  Anleihe  ihrem 
Wesen  nach  ein  einmaliges  Oeschnft  ist,  dem  höchstens  in 
Börsenmanipulationen  zum  Halten  des  Kurses  ein  Nachspiel 


1  Da^  hnhvT  erwähnte  Syndikat  für  sstatiacheiGesehftfte  nimmt  eise 
gewisae  MitteJstellnng  ein. 
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oder  in  weiteren  Anleihegeschäften  gleicher  Art  mit  demselben 
Staat  eine  Wiederholung  folgen  kann ;  hingegen  ist  die  Tätig- 
keit für  ein  Industrieuntornehmen  nicht  auf  die  BosorLrnng 
der  Aktienanägabo  beschränkt,  ihr  Kernpunkt  liegt  im 
laufenden  Kreditgeschäft  und  der  ^Mn?:en  Reihe  industriellei 
IJaiikbeziehungen ,  in  der  die  Eniissiouätätigkeit  nur  ein  und 
nicht  einmal  das  wichtigste  Glied  ist.  Der  zweite  Unterschied 
liegt  im  Zweck:  Die  alten  Anleihekonsortien  entstanden 
wesentlich  aus  der  Notw^endigkeit,  so  grofsc  Summen,  wie  sie 
fiOr  den  Staatsbedarf  erfordert  worden,  mit  vereinten  Kräften 
anfzabrtngen,  —  wie  ihre  Blute  ja  auch  in  eine  relativ 
kapitalarme  Zeit  f^Ut;  die  industriellen  Bankgruppen  ent- 

Springen  in  den  meisten  Fällen  weniger  der  Notwendigkeit 
er  Risikoverteilung y  dem  Beli  i  fnis  nach  Zusammenwirken 
der  Geldkräfte  —  sehr  grofs  sind  die  emittierten  Beträge 
selten  — ,  als  dem  Kampf  um  die  Industrie ,  der  Kon- 
kurrenz. Daher  sind  die  Anleihegruppen  in  ihrer  Zusammen- 
Setzung  Jahrzehnte  lang  ziemlich  konstant  geblieben,  nachdem 
es  den  Aktienbanken,  z.  ß.  der  IJarmstiitUcr ,  gelungen  war, 
einen  Platz  neben  den  milchtigeren  Häusern  zu  erobern  und 
die  Rotschildsclie  Alleinherrschaft  im  Prinzip  aufgehört  hatte. 
Ist  doch  überhaupt  das  anfangs  langsame,  später  so  rasche 
Zurückdrangen  der  alten  allmäclitigen  Privatiirnien  weniger 
dem  Kampf  innerhalb  der  Anleihekonsortien  zuzuschreiben 
als  der  wachsenden  Bedeutung  des  industriellen  Geschäfts, 
in  dem  diese  Häuser  aus  den  im  ersten  Abschnitt  be- 
schriebenen Gründen  mit  den  modernen  Grofsbanken  nicht 
gleichen  Schritt  halten  konnten.  In  den  Industriekonsortien 
ist  dagegen  der  Wechsel  der  Mitglieder  häufiger:  ist  eine 
bisher  nicht  darin  vertretene  Bank  eingedrungen,  so  bedingt 
das  vielfach  den  Austritt  einer  anderen  und  damit  gleichzeitig 
ein  allmähliches  Einrücken  und  Ausscheiden  der  mit  jeder  der 
beiden  befreundeten  Institute.  Verschieben  sich  die  Verliiilt- 
nisse  in  der  Industri«^,  so  ändei't  sich  auch  die  Zusannnen- 
setzung  des  Konsortiums:  das  Fehlen  des  Schfiaff lian.^cnscljen 
Bankvereins  bei  Emissionen  der  Selmckert-Untcrnehniungen 
seit  1898  und  sein  gleicli/.eitiger  Eintritt  in  die  Gruppe  für 
den  Loewekonzern,  die  Verschiebungen  in  den  Konsortien  für 
Kleinbahngcschäfte  seit  der  Auflösung  der  Landaugruppe  und 
▼iele  andere  Erscheinungen  gleicher  Art  sind  auf  Ver- 
änderungen, Fusionen  y  Trennungen  in  der  Industrie  zurilck- 
sufähren. 

Man  kann  hiemach  in  der  Geschichte  der  Bankgruppen 
drei  £ntwicklungsstttfen  unterscheiden ,  die  im  grofsen  und 
ganzen  einander  ablösen,  sich  aber  nicht  gegenseitig  aus- 
schlieisen;  es  spiegeln  sich  in  ihnen  die  prinzipiellen  Ver- 
änderungen im  Bankwesen  wieder.  Bis  in  die  7»)  er  Jahre,  teil- 
weise bis  heute  fortdauernd,  haben  wir  die  grofsen  Konsortien 

9* 
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ffir  flrutscho  und  österreichische  Fonds;  sie  sind  im  wesentlicli'Mi 
auch  für  die  Eisenbahnen  der  betrefrendeii  Staaten  gebildet, 
deren  Emissionen  bei  europäischen  Eisenbahnverhältnisaen  so 
ziemlich  den  gleichen  Charakter  wie  solche  von  Staatsanleihen 
haben.   Einige  der  wichtigsten  dieser  Gruppen  '  sind  folgende : 

1.  Für  deutsche  Fonds: 

Diskontogesellschaft  —  Seehandlung  —  M.  A,  Rotdchild, 
auch  Darmstädter  Baak  und  Bieichröder. 

2.  Fttr  bamburgische  Fonds: 

Diskontoffesellscbaft  —  Norddeutsche  Bank  —  L.  Behrens 
—  Rotscntld. 

3.  Für  badisclit:  Fonds: 

Di>koni>)gesellscliaft  —  Rotschild  —  W.  H.  Laden- 
barg —  Rheinische  Kicditbunk,  Mannheim. 

Für  die  Eisenbalinen  treten  je  nach  der  geographisrlK'ii 
Lage  noch  der  Schaaffhausensche  Baakverein,  Sal,  Oppen- 
heim jr.  und  andere  dazu. 

4.  Für  österreichische  Fonds: 

Rotschild  —  Darmstädter  Bank  —  DiskontogescII- 
schaft  —  Bleichröder  —  Österreichische  Kreditanstalt 

5.  Fttr  ungarische  Fonds: 

(deutscherseits)  RotschÜd  —  Diskontogeselbchaft  — 
Bleichröder  —  Darmstttdter  Bank. 

Ö,  Für  sclnveizerische  Fonds: 

Diökontogcsollschaft  —  Darmstadter  Bank  —  Rut- 
schild —  Sriivveizerische  Kreditanstalt. 

Die  Deut  che  Bank,  damals  noch  in  den  ersten  Anfängen, 
tritt  erst  spater  hinzu. 

Die  zweite  Periode  bringt  in  den  80  er  Jahren  bis  zu  Be- 
^  ginn  der  00er  Jahre  auch  auf  dem  Anleihemarkt  eiiie  Ver- 

*\  änderung:  die  einzelnen  Grofähnnkni ,  leistungsfähiger  und 
mKchtiger  werdend,  bemühen  sich,  allein  —  ohne  Mit- 
wirkunt,'  anderer  grofser  Firmen  —  Anleihegeschät'te  mit 
frcr(i(]i  11,  europäischen  und  überseeischen  Staaten  abzuschliefsen. 
Rumänien,  Türkei,  Portugal,  Serbien,  Rulsland,  die  süd- 
amerikanischen Staaten  sucht  diese  oder  jene  Grofsbank  zu 
ihrer  alleinigen  Domäne  zu  machen.   Also  ein  Zarttcktreten 

'  der  festen  Gruppenbildungen  gegenüber  dem  Wunsch,  mög- 
lichst viele  Emissionsgeschäfte  für  sich  allein  zu  reservieren: 
die  einzelne  Bank  weifs  sich  grolj  und  stark  genug,  die  Unter- 
beteiligungen,  die  sie  ihren  Freunden  einräumen  kann,  hält 


*  Nach  deo  JabrstberichteD  der  DiakontogeseUschsIt  fftr  die  löer 
Jfthre. 
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nie  ftir  eine  ausreichende  finanzielle  Entlastung.  Der  inJustrie 
gegenüber  seiet  sich  dasselbe  Bestreben.  £r8t  seit  den  DO  er 
Jahren  wird  die  industrielle  fiankgruppe  eine  häufigere  £r^ 
aeheiniing,  ohne  natürlich  das  Prinsip,  gewisse  nahestehende 
Unternehmungen  als  unantastbare  Domäne  su  betrachten»  zu 
verdrängen. 

Diese  industrielle  Bankgruppe  kommt  im  Bereich  der 
Orofsbanken  in  drei  yersohiedenen  Formen  vor:  I.  Wo  die 
im  Emisaionskonsortium  zusammenarbeitenden  Banken  fUr 
den  Verkolir  mit  der  betreffenden  Unternehmung  so  eng  und 
dauernd  verbunden  sind,  dafs  sie  für  dieselbe  aucli  das  re^-uläre 
(Teschäft  und  die  Gewährung  von  Bankkrediten  gemeinsam 
besorgen.  Der  hervorragendste  Fall  dieser  Art  ist  die  Bank- 
grupfKi  des  Loewekonzerns;  sie  unitaist  heute  die  Dresdner 
Baükj  den  Schaaffhausenschen  Bankverein,  die  DarmstÄdter 
Bank,  die  Diskontogesellschaft  Bleichröder  und  Born  &  Busse. 
Dieses  Konsortium  ist  erst  alimählich  unter  dem  fiinfluls  der 
Indostriellen  Qruppenbildung,  die  in  der  Maschinenfabrik  von 
Ludwig  Loewe  ihren  Mittelpunkt  hat,  zu  seiner  heutigen  Zu- 
sammensetsung  gekommen.  Wie  die  industrielle  Entwicklung 
diese  festen  Bankgruppen  schafft  und  erweitert,  wird  die  Dar- 
stellung im  vierten  Abschnitt  Ichren.    Auch  das  Zusammen- 

fehen  des  Schaaffhausenschen  Bankvereins  und  der  Berliner 
[andelsgesellschaft  bei  Emissionen  der  Lenzschen  Bahnbau- 
uiuernehniimgen  wird  dort  näher  zu  sprechen  sein.  Dieselben 
Banken  tindet  man  nebeneinander  bei  Auögabeges('!ilifto?i  für 
die  Rombaclier  Hüttonw.-^rke,  und  zahlreiche  ähnliche  Gruppen 
bemerkt  man  in  allen  Industrien.  —  Hei  mittleren  Bauken  tindet 
sich  die  gleiche  Erscheinung,  so  ia  der  Landaugruppe,  die  filr 
Kleinbahnen,  Brauereien  und  die  Uuternelunuugen ,  die  in 
der  Aktiengesellschaft  für  Montanindustrie  einen  einheitlichen 
Kamen  erhielten,  gewisse  Verschiedenheit  in  der  Zusammen- 
setzung aufweist,  in  der  Regel  aber  in  der  Zeit  ihrer  Wirk- 
samkeit die  Nationalbank  tUr  Deutschland,  die  Breslauer 
Diskontobank,  die  Deutsche  Genossenschaftsbank,  hie  und 
da  auch  die  Kommerz-  und  Diskontobank  nmfafste.  Den 
Orofsbankgruppen  stehen  diese  Konsortien  an  Festigkeit  und 
Dauer  nach ;  weder  die  Mitglieder  noch  die  industriellen 
^>bjekte  sind  gleichwertig.  So  hat  auch  die  Landaugruppe 
durch  die  Krisis,  den  Zusammenbruch  des  Hauses  Landau 
und  den  t'lx'rgang  der  Hroslauer  Diskontobank  an  die 
liank  für  Handel  und  Industrie  ihre  Unabhängigkeit  von 
den  Grofsbanken  eingebüfst.  —  Was  diese  Ftuni  der  in- 
dustriellen Bankgruppe  charakterisiert,  ist,  dafs  sie  nielit 
öur  bei  jeweiligen  Eniissionskonsortien  hervortritt,  viehaehr 
eme  dauernde  Geschäftsverbindung  mehrerer  gleichartiger 
Baaken  mit  einem  Kreis  industriefler  Unternehmungen  dar- 
stellt.   Sie  will  die  beteiligten  Banken  nicht  zu  Industrie- 
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beKiehiiDgen  ftthren,  sondern  setzt  diese  voraas.  Sie  ist  schon 
ein  Stttck  planmäÜBigen  Zusammenwirkens  von  Industrie  und 
Bankwelt,  nicht  —  wie  andere  industrielie  Bankgruppen  — 
ein  Mittel,  es  einzuleiten. 

2.  Emissionskonsortien  für  industriewerte  können  ferner 
dadurch  entstehen,  dafs  ein  Bankhaus,  das  allein  für  die 
Emissionen  bestimmter  Gesellschaften  in  Betracht  kommt,  frei- 
willig anderen ,  besonders  Provinzbanken  eine  Beteiligung  an 
Konsortialgpsehiiftpn  einr-Hiimt.  um  damit  ein  Freundschafts- 
verhältnis emzuir'itrii  odrr  zu  bfsritigen.  So  hat  die  D^Mitsidie 
Bank  früher  zuweilen  gegenüber  den  später  angegliederteu 
Provinzinstituten  gehandelt,  aus  demselben  Grunde  bildet  sie 
mit  der  jNI itteldeutschen  Kreditbank,  der  Frankfurter  Firma 
6ulzbach  u.  a.  manches  gemeinsame  Konsortium.  Diese  Be- 
ziehungen zu  anderen  Bankürmeu  können  leicht  zu  weiteren 
industriellen  führen. 

S.  Von  gröfserer  Bedeutung  und  für  die  gegenwärtige 
Situation  des  Bankwesens  charakteristischer  ist  die  Bank- 
gruppe,  die  durch  das  Eindringen  einer  Bank  in  die  Domäne 
einer  anderen  ihr  gleichwertigen  entsteht.  Konkurrenz 
und  entsprechend  vorteiliiaftes  Angebot,  persönliche  Be- 
ziehungen, planvolle,  von  langer  Hand  vorbereitete  Taktik 
lassen  Bankgruppen  zustimdekommen ,  die  wegen  ihrer 
heterogenen  Zusammen  sctztuig  auf  den  nrsten  Blick  Er- 
staunen erwecken.  So  iindet  sieh,  als  der  Bochumer  Gufs- 
stahlverein  1000  die  Zeche  Karolinenglück  erwirbt,  di*> 
Deutsche  Bank  zum  erstenmal  im  Emissionskonsortium  lur 
dieses  Unternehmen  neben  dem  Scha;iti  hausenschen  Bank- 
verein und  der  Berliner  Handclsgesell&ciiaiL.  Kine  Bank  kann 
das  Eindringen  in  Konsortien  auch  durch  Augliederung  von 
anderen,  besonders  Provinssbanken  erreichen,  am  besten  dann, 
wenn  diese  eine  gewisse  Selbständigkeit  behalten  und  darum 
ohne  Schwierigkeit  mit  anderen  Grofsbanken  bei  Emissionen 
fdr  ihren  speziellen  Industriebezirk  zusammengehen  können; 
so  tlbernahmen  die  rheinischen  Institute  der  Deutschen  Bank 
nicht  selten  Ausgabegeschäfte  gemeinsam  mit  dem  Sehaaff- 
hausenschen  Bankverein,  der  Schlesische  Bankverein  für  ober- 
sehlpsisehe  Werke  mit  der  Berliner  Handelsgesellschaft. 
iSolche  Transaktionen  verschaffen  zwar  nur  selten  der  ein- 
dringenden 1-iank  direkten  Eintlufs  auf  das  Unternehmen,  ftlr 
das  die  Emission  geschielit,  sie  haben  aber  den  mittelbaren 
Krt'olg,  mehrere  Grofsbanken  mit  ihrer  zahlreichen  industriellen 
Kundschaft  einander  zu  nähern.  Ist  erst  einmal  ein  zeitweilig 
wiederkehrendes  Zusammenarbeiten  an  einer  Stelle  eingeleitet, 
so  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  auch  in  anderen  Transaktionen, 
wo  för  mehrere  sonst  in  gewissem  Sinne  ft^ndliche  Banken 
ein  gleiches  Interesse  in  Frage  steht,  gemeinsam  Yorzugehen. 
Da  die  Konkurrenz  nur  von  gleich  starken  Kämpfern  aus- 
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geschaltet  werden  kanD,  ist  die  Voraussetzung  f)lr  die  Einigung 
mehrerer  Grofsbanken  in  industriellen  Fragen,  dafs  sie  neben- 
einander in  de  n  ( inzeincn  Unternehmungen  mitzureden  haben. 

In  der  Tabelle  auf  der  vorigen  Seite  sind  einige  fiank* 
gruppen  aufgezählt,  wie  sie  1899  bei  den  Emissionen  an  der 
Berl  iiner  Börse  hervortraten  *. 

Eine  vierte  Art  von  industriellen  Bankgrappen  ist  d'M' 
Vollstäiidigk(M't  halber  zu  nennen.  Sie  ist  typisch  für  die 
Emissionsgeschiüio  kleinerer  Bankhäuser,  die  sich  hauptsäch- 
lich deshalb  zu  Kuasortien  zusamraenschliefsen,  weil  sie  allein 
nicht  leistungsfähig  genug  sind,  um  die  hinreichenden  Kapi- 
talien zu  beschaffen  und  die  Wertpapiere  unterzubringen. 
Für  die  Grofsbanken  mit  ihrem  grofsen  Kapital,  ihrem  aus- 
gedehnten Kundenkreis,  bei  dem  sie  die  emittierten  Werte 
unterbringen  können,  kommt  diese  Env  ägung  nur  nebensttch* 
lieh  in  Betracht;  die  hohen  Betrage  mancher  Emissionen^ 
die  Ton  einer  einaigen  Bank  ausgeführt  werden,  bestätigen 
dies.  Die  Konsortien  kleiner  Banken  können  ihren  Charakter 
aber  ganz  verändern  und  dann  auch  für  die  Grofsbanken 
wichtig  werden,  wenn  die  Bankkonzentration  die  Selbständig* 
keit  eines  Beteiligten  vernichtet.  Die  Fusion  mit  der  Deutschen 
Genossenschaftsbank  bringt  die  Dresdner  Bnnk  in  deren  Kon- 
sortien, der  Erwerb  dos  Rankliauses  v.  Krlanger  d'  Söhne 
setzt  sie  mit  deren  Konimandite  in  Berlin,  der  Firma 
Schlesinger  Trier  &  Co.,  in  Verbindung  usw.  So  unterwirft 
die  Expansion  der  (h-olsbanken  nicht  nur  einzelne  Bank- 
häuser, sondern  setzt  durch  EiuLiiU  iii  deren  Konsortien  die 
Ausdehnung  in  noch  gröfserem  Umfange  fort.  — 

Wie  weit  sich  unter  diesen  Umständen  die  Emissions- 
geschäfte der  Grofsbanken  vom  Bild  der  Grttndertätigkeit 
entfernen,  zeigt  die  ansehnliche  Zahl  von  industriellen  Obliga* 
tionen,  die  sie  in  den  Jahren  von  1895 — 1903  an  den  Markt 
brachten.  Von  den  in  den  Jahresberichten  der  Banken  auf- 
gezählten Emissionen,  industrieller  W  erte  ( —  deren  Zahl  ist 
in  Klammem  beigefügt  — )  betrafen  Obligationen': 

(Siebe  die  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 

Auch  die  eigentliche  Gründung  industrieller  Unt  i- 
nehniungen  verliert,  von  Grofsbanken  ausgeführt,  vieitaeii 
ihre  Selhstftndigkeit  als  einzelner  \'orgaiig.  Sobald  eine 
Bank  oder  liauHger  noch  ein  Konsortium  in  enger  Verbindung 
mit  einer  industriellen  Gruppe  stellt,  können  die  Banken  sich 
der  Durchführung  von  Neugründungen  innerhalb  eines  solchen 


'  Nach  der  Aufzahlung  clor  zum  Börsenhaiidel  zuffrla^spnen  Wert- 
papiere in  den  Vierteljahrshetten  zur  Statistik  des  deutschen  RcichB  liKK). 

*  Die  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  ausländischer  Kisenbahuobliga- 
tiones  ist  mitgesfiUt 
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1895 

1><96 

( 

1897 

1 

1898 

1 

Deutsche  Bank    .  .  . 

3 

(10) 

8 

(13) 

5 

(13) 

4 

(17) 

3 

(19) 

DiskoDtogeeellBchaft  . 
>«ifc«tü  Ät^m  n^wA 

10 

(15) 

5 

(9) 

9 

(15) 

12 

(21) 

7 

(23) 

(8) 

4 

(7) 

8 

(10) 

9 

(27) 

1 

( 10) 

ScbaaÖ'haaflenscher 

Bankvorpin  V  .  .  . 

21 

(25) 

8 

(17) 

11 

(17) 

13 

(25) 

15 

(31) 

Dresdner  Bank    .  .  . 

10 

(25) 

6 

(19) 

3 

(21) 

5 

(30) 

7 

(50) 

Beriiner  Handelsgesell- 

11 

(16) 

5 

(16) 

15 

(24) 

18 

(24) 

7 

(28) 

1900 

1901 

1902 

1908 

1S95.1903 

Deutsche  liaak    .  .  . 

10 

(25) 

11 

(17) 

14 

(16) 

15 

(20) 

68 

(150) 

Biakontogesellschaft  . 

Bannstädter  Bank  .  . 

11 

(26) 

18 

(19) 

9 

(14) 

3 

(9) 

84 

(151) 

14 

(27) 

11 

(U) 

18 

(20) 

9 

(20) 

69 

(148) 

ijchaaff  h  ausenscher 

Bankverein*  .... 

11 

14 

(14) 

4 

(15) 

10:> 

(187) 

Dresdner  Bank    .  .  . 

13 

(29) 

18 

all 

(14) 

5 

(14) 

71 

(220) 

Berliner  HaodeligMeU- 

10 

(22) 

16 

(19) 

(15) 

7 

(11) 

92 

(170) 

Konzerns  nicht  entziehen.  Viele,  wohl  die  meisten  Mifserfolge 
der  Grofsbanken  bei  Neugründungen  der  letzten  zehn  Jahre 
sind  deshalb  nicht  unter  dem  Gesichtspunkt  des  einzelnen 
Geschiitts,  sondern  als  integrierender  Bestandteil  des  ganzen 
Verhältnisses  der  Banken  zu  dieser  industriellen  Gruppe  zu 
beurteilen.  Unter  den  mifsglüekten  Gründungen  der  Grofs- 
banken stehen  zwei  Unternehmungen  obenan,  die  von  dem 
Konsortium  der  Loewegruppe  für  diese  ausgeführt  wurden : 
die  Ascberslebener  Maachineiifabrik  vorm.  Schmidt  in  Aschers- 
leben  und  die  Niles  Werkzeugmaschinenfabrik  in  Berlin.  Die 
Keugrttndangen  im  Verein  mit  den  grofsen  filektrizitfttsgesell- 
schaften  und  den  Bahnbauunternehmern ,  die  im  vierten  Ab- 
schnitt zur  Darstellung  kommen  werden,  gehen  gleichfalls  nur 
in  LeschrÄnktem  Mafse  auf  die  Initiative  der  Grofsbanken 
zurück.  Die  Folge  ist,  dafs  der  Mifserfolg  der  Gründung  die 
Beziehungen  der  Bank  zu  der  industriellen  Gruppe  keines- 
wegs schwächt.  Gerade  die  unglücklielie  Gründung  läfst  die 
Eigenart  der  GrofsViankpn  rleutlich  hervortreten.  Zwei  selb- 
ständigere Gründungen,  diejenigen  der  luxemburgischen  Ifütten- 
werke  Differdingen— Dannenbauni  (Darmstädter  Bank)  und 
Auraetz — Friede  (Schaaffhauseuscher  Bankverein)  werden  noch 
anderer  Stelle  besprochen.    Auch  bei  ihnen  ist  das  £at- 


^  Heim  Schaaffhaosenschen  liaukverem  erklären  die  im  Bergbau 
hlnfigen  Anleihen  die  hohen  Ziffern. 
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scheidende,  dafs  der  Mifserfolg  der  Untemebmimgen  die  Bank 
nicht  in  Gefahr  bringt  und  sie  nicht  veranlafst,  die  Beziehungen 
abzubrechen.  Mit  Unterstützung  der  GrolBbank  entwickeln 
sich  die  anfänglich  notleidenden  Werke  weiter  und  führen  die 
Banken  schliefslich  zu  dem  Ziel,  Einflufe  in  bestimmten  In- 
dustrien oder  Bezirken  zu  gewinnen. 

Anders  bei  kleinen  Banken.  Hier  ist  der  Emissions- 
vorgang  weit  mehr  Selbstzweck  als  bei  den  Grofsbanken. 
Während  bei  diesen  der  Mifserfolg  der  Gründung  die  Bank 
in  der  Ausgestaltung  ihrer  Industriebeziehlingen  eher  fi^rdert 
als  hemmt  —  sie  kann  die  Cliancen  weitgehender  Kredit- 
gewährung ausnutzen  — ,  hängt  tür  die  kleine  Bank  vom 
Ausgang  der  Gründung  viel  oder  alles  ab.  Wenn,  woftir  es 
an  Beispielen  ans  früheren  und  der  jüngsten  Kiedergangs- 
periode  nicht  fehlt,  vnn  diesen  Finnen  errichtete  Geaäl- 
Bchaften  in  Notlage  kommen,  so  werden  drei  Situationen 
möglich:  1.  Das  Bankhaus  hat  die  ganze  Unternehmung  ab- 

festofsen,  ihr  Ruin  berührt  höchstens  seinen  Emissionskredit, 
ie  Verloste  selbst  treffen  allein  die  derzeitigen  Aktienbesitzer, 
event.  auch  eine  Bank,  die  der  Gesellschaft  Kredite  gewährt 
hat.  2.  Die  Eraissionsfirma  hat  freiwillig,  im  allgemeinen 
wohl  der  Not  gehorchend,  Papiere  der  Oesellschaft  bobalten, 
ihr  möglicherweise  auch  Geld  geliehen  und  knnmt  nun  mit 
ihrer  Gründung  zu  Fall,  mag  sie  nun  vollständig  zu  gründe 
gehen  (Dresdner  Kreditanstalt,  Leipziger  Hnnkj  Jacob  Landau, 
l^ieckerath-Heilmann  in  Krefeld,  Roh.  Sucnaondt  in  Aachen) 
oder  unter  diktierten  Bedingungen  von  einer  anderen  Lank 
aufgenommen  (Breslauer  Diskontobauk)  oder  reorganisiert 
werden  (Rheinische  Bank).  3.  Schliefslich  kann  die  Bank, 
trotsdem  sie  notgedrungen  durch  Aktienbesits  oder  Kredit^ 
gewfthrung  mit  ihren  Gründungen  eng  verbunden  bleibt,  dem 
gemeinsamen  Ruin  durch  glücklichen  Zufall,  geschickte  Qe- 
schäftsführung  oder  fremde  Hilfe  entgehen ,  dann  aber  treten 
die  mit  ihr  liierten  lebensfähigen  Industiieuntemehmungen, 
auf  ihren  wirklichen  Wert  reduziert,  zu  anderen,  meist  Grois» 
banken,  über:  der  Fall  des  Helios  (erst  Berliner  Bank  u.  a.  — 
dann  Schaaffhausenscher  Bankverein),  der  Schuckertgesell- 
schaften,  jetzt  zur  EinflufssphJtre  der  Deutschen  Wank  ge- 
lictreii,  uTid  \  i(  Icr  anderer.  Dies  llinübergleiten  der  wit  Iiiigsten 
Industrieunternehmungen  in  den  Bcreicli  der  GroTsbanken 
gibt  dann  zugleich  diesem  Gesclülft8v*Tkelir  den  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  Grofsbanken  und  Industrie  eigentümlichen 
Charakter, 

Im  Gegensatz  zu  den  Kontokorrentverbindungen  lassen 
sich  die  Industrieuntemehmungen,  zu  denen  die  Grofsbanken 
dtirch  Übernahme  yon  Emissionsgeschttften  in  Beziehung 
traten,  aus  den  Geschäftsberichten  sEahlenmäfsig  feststellen,  da 
in  ihnen  alle  wesentlichen  Ausgabegeschftfte  —  nur  unter 
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W'eglrtssung  der  Untt.Tbeteiligungen  —  namentlich  aufgezählt 
liiüti.  Die  Zahl  der  Gesellschaften,  für  welche  in  den  einzelnen 
Jahren  von  1805 — 1003  Emissionen  besutgL  wurden,  betrug: 


1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

DentBcbe  Buk.  .  . 

8 

18 

15 

18 

24 

16 

16 

20 

Diskontogesellachaft 

9 

15 

21 

28 

23 

18 

13 

9 

Darmstädter  Bank  . 

8 

7 

10 

27 

15 

22 

14 

17 

20 

Dresdner  Bauk .  .  . 

24 

17 

17 

25 

31 

27 

13 

12 

15 

SdMUiflrhaiiMOMber 

Bankverein       .  . 

24 

18 

21 

29 

47 

25 

17 

12 

14 

Berliner  Handela- 

gesellscbaft  .  .  . 

15 

14 

21 

20 

23 

19 

17 

11 

9 

Um  das  Verhältnis  der  industriellen  Emissionen  su  den  übrigen 
zu  veransi  haulichen ,  gibt  die  folf^ende  Tabplie  für  die  sechs  Bansen 
nach  den  Gescliäftsberichteu  die  Zahl  I.  der  ÜbeinahmegeBchäfte  tür  die 
Industrie  II.  für  Kreditbanken  allein,  III.  aller  nichtindustriellen 
Emissionsgeschäfte,  alao  dir  für  sämtliche  Banken.  Terrain-,  Vcr 
eicherungsgesellschat'ton  u.  dergl.  und  die  sablreichereo  tiir  deutAche  und 
fremde  ätaatb-  und  Gemeindeanleihen, 


1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

I 

II 

III 

I 

Ii 

iU 

L 

II 

III 

I 

11 

III 

I 

II 

IU 

Datsche  Bank .  .  . 

10 

1 

15 

13 

3 

11 

5 

14 

4 

16 

19 

9 

23 

Dwkontoeeeel  laehall 

15 

i 

13 

9 

2 

14 

2 

9 

2l! 

2 

13 

23 

4 

21 

DannsUiuter  Bank  . 

,s 

1 

1»; 

7 

2 

12 

\l 

4 

10 

27 

1 

17 

15 

4 

21 

Dresdner  Bank .  .  . 

25 

2 

20 

17 

12 

17 

3 

13 

25; 

1 

14 

31 

1 

13 

Schaad  imusenscher 

Bankverein    .  .  . 

25 

2 

9 

19 

7 

21 

1 

4 

m 

8 

18 

50 

7 

16 

Btt'iiner  Handels* 

geaelUcbaft   .  .  . 

Ifi 

2 

13 

16 

3 

10 

24 

4 

7 

6 

13 

2:3 

4 

15 

99i9|86 

81 

10i66 

lOO;  19i57 

144  22191 

1611 29 1109 

1900 

1901 

1902 

1908 

I 

III 

i  . 

IU 

II 

III 

II 

III 

Deatsehe  Bank .  .  . 

25 

1 

29 

17 

27 

16 

3 

29 

20 

2 

32 

IMskontogesellschaft 
T^armstiidter  Mmk  . 

26 

2 

20 

19 

1 

20 

14 

:-{ 

Ui 

0 

16 

27 

4 

19 

14 

10 

21  > 

1 

20 

211 

•> 

25 

Dresduer  Bank  .  .  . 
DebtftirhmMBselMr 

29 

'> 

15 

14 

20 

14 

lu 

15 

20 

Bankverein    .  ,  . 

29 

4 

9 

18 

4 

11 

1 

14 

14 

2 

9 

berliner  Handels- 

gcseLUohaft    .  .  . 

22 

1 

9 

lö 

14 

11 

2 

14 

14 

101 

1  101 

•  > 

0»;  1 

10 

lUt>|  6^ 

14 

116 

'  Die  kleine  Aliwiichung  dieser  Zahlen  von  denen  der  vorigen 
Tabelle  ergibt  sich  daraus,  dafs  dort  nur  die  emittierenden  (iesellschaften, 
Uer  die  gesamten  Emiöaionsgeöchäl'te  derselben  wahrend  eines  Jahren 
getilhlt  lind. 


Digitized  by  Google 


140 


XXIV  2. 


Aus  der  Tabelle  der  industrielleu  Emieeioneii  sind  im  emzelDen  noch 
folgende  für  die  EmiseioDStätigkeit  der  GTofslMUiken  berciehnMide  Tat- 

Sachen  erBichtÜch :  1.  Die  {genaue  Widerspiegelung  der  gesamten  Wirt- 
echat'rslaixe  in  den  Kmissionen  der  Banken,  die  sich  fast  noch  inter- 
eeeanter  lu  dem  imt  vuili^en  Gleichbleiben  der  Zahlen  in  den  Stagnatioua- 
jahren  als  in  dem  plötzlichen  Abfall  von  1900  auf  1901  zeigt.  2.  Dieser 
Rück^'anfjc  mit  dpin  Umschlafr  der  Konjunktur  ist  bei  den  Gror>1i:uiken 
nicht  so  stark,  wie  man  nach  dem  aügeincinen  Abnehmen  der  Uründung^en 
und  Kmissionen  von  11>Ü0  auf  1901  und  nach  den  anderen  Erei^uissen 
nach  Eintritt  der  Krise  erwartm  sollte.  8.  Den  rapidesten  Aufschwimg 
Beit  haben  die  Zahlen  deijom'gen  Itcitlrii  I*ankcn  aufzuweisen,  die 

am  nipisten  das  industrielle  ( fcscitiaft  päegf  Ji,  tlci  Si  liaatl  liaii  on^fhe  Uank- 
verein  und  die  Ü*esdnür  Bank  ,  bei  ihnen  ist  aber  auch  der  Kückschlag 
am  stärksten.  4.  Besonders  auffallend  ist,  dafs  der  Höhepunkt  in  den 
Emissionen  bc'm  Schaaöhausenschen  Bankverein  in  das  Jahr  1^99  fallt, 
während  das  Jahr  1900  schon  einen  «ehr  starken  Kückganp  auf  weist; 
die  Ursache  ist  bei  den  Berg-  und  üüttcuwerkcn  zu  suchen,  deren 
Emiflsionon  dofeh  den  Bankverein  1898  12  betrugen,  lt{d9  mpide  anf  22 
iti^gen,  um  schon  1900  wieder  anf  8  au  fittUen. 

Die  Zahl  der  Geaellacbaften  aDzueebeo,  zu  denen  die 
Banken  in  diesen  neun  Jahren  überhaupt  als  Emieaiona- 
häuser  in  Beziehung  traten,  hat  deshalb  keinen  Zweck,  weil 
manche  Unternehmungen  in  dieser  Zeit  keine  neuen  Kapi- 
talien vom  Markt  aufnahmen,  aber  schon  lange,  und  vor  1 895 
auch  durch  Emissionen ,  mit  einer  der  Banken  in  enpfem  Ge- 
schäftsverkehr standen.  Zur  ErirnnzuTi«!:  spi^mt  wenigstens  für 
die  Deutsche  Jiank  die  Werte  auigez  ihlt ,  au  deren  Kmission 
öie  sich  —  den  Geschäftsberichten  zutoJge  —  von  187b  bis 
1902  beteiligt  hat. 


Die  KouborLialbeteiligungen  der  Deutschen  Baak 

1878—1902». 
(Nach  den  Geschäftsberichten  der  Hank.j 

1881.  Aachen- Jüücher  E.B.  l£^ 


Eiseoindastrie  in>  weiteren 

Sinn. 

1878.  Hevliii  Auhalter  £.B.-Priori* 

taten. 

Rechte  Odemferbahn. 

Osterreichische  Nordwest* 

bahn  1«87. 
löäO.  Oberschlesische  K.B.-Prior. 
fiergiseh  -  Hftrkitehe  EuB.- 

Prior.  18S1. 
Ustpreu  frische  Süd  bahn. 
MHrkisch-Posener  E.H. 
KmppsoheFartialobUgatioiiea 

1881.  Ber^nseh  -  Märkische  Nord- 
bahn. 

BerliD'Hambnrger  E.B. 


Aachen- Jüiicher 
1860. 

1883.  Hambur^r-Amf^rikalinie  1S99. 
Norddeutscher   Lloyti  1>"^6. 

1894. 1895.  Ib99.  1901.  1902. 

1884.  Iwangorod-Dombrowo  ELB. 
Warsi'hau-Terespol  E.B. 
Buderugäche  Eisenwerke  1897. 

1885.  Franz  Joseplmbahu. 
Vorarlberffer  £.B. 
Halberstadt  -  Blankenburg 

E.B.  1H?*9  1>96. 
Wiatlikawkaja  L  B. 
Freund  Ifssehinen&brik. 

1886.  VVestshore  and  Ontario  E.B. 
Northern  Pacific  1900.  1901. 

1902. 

SfiditaUeniscIie  E.B. 


'  Sowrir  von  den  pleichfri  Tndü'tne-  und  Bankweiten  mehrfach 
Emissionen  durch  die  Bank  erfolgten,  sind  die  Jahressahlen  der  späteren 
beigefügt,   £  B.  fasenbahn. 
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1887.  Harkort  189a 

Lemberf^-Czerno witzer  E.H. 
Scbweizeriöcbe  Nordngtbalm. 
1Ö88.  Oregou  liailway  and  Nävi- 

A.  E.  a.   1889.   1890.  1891. 

l^!»^-.  !s^7.  1890.  1900. 
lä^.  Stettiuer  Maschinenbau. 
ItalieniBche  Eisenbahn. 
Berliner  Elektrizitätswerke 

1891.  1S95  lb9R.  1899.  1901. 

1890.  Central  Facitic  Ky.  1899. 
Anatolisehe  bahn. 

1891.  ItaUeniKhe  Mittelm«erbalm 

IS'')4.  1900. 

1892.  Sizilianische  E.R. 
Kronstädter    Bergbau  und 

Hütten. 
X^iidwlf^  Loewe. 
Houstün  and  Tc  xas  Central  Bj. 
Prag-Duxer  E.1J. 
Ditx-Bodenbaclier  E.B. 
1898.  Bank  fOr  orientaUaehe  Eumi- 

bahnen. 
AUgcm.  Lokal-  u.  titrafsen- 

bafan-A.-G.  1894. 1895. 1896. 

1897.  1899.  1900.  1902. 
Siemens  iSr  Halpko  I^m^.  1900. 
Elektr.  ätrarsenbaliD  Breslau. 

1894.  Sehweiierische  Zentralbabn. 
Akkumulatorenfabrik  A.  *  G. 

1^97  1S9^. 

1895.  b/ndikat   für  mazedoniacbe 

Eitenfaahnen. 
Mährisch'Sehleaiscke  Zentral- 
bahn, 

Georgs  Marien  B.  u.  H.  Ver- 
ein 1899.  1902. 

Grofie  Berliner  Strafflenbabn. 

Sangorbäuser  Maachinen&brik 
1Ö97.  19U0. 

Alnminiunnndastrie  A.-G. 

Leipziger  elektr.  Stralaen- 
bahn  1^97. 

1B96.  Bank  für  elektrische  Unter- 
nehmungen. 
Karisraher  Pferdebahn. 
1897.  Starj^rd-Küstrin.  1  E.B. 
Stettiner  Strafsenbahn. 
A.-G.  für  Gas  u.  EiektrizitSt 

1901.  1902. 
Elektr.  Iii  ht-  u.  Kiaftanlagen- 

j^esellhchaft, 
Deutsche  Kohren  werke. 
Deatsch-Obereeeiscbe  K-6. 
1B98.  Soutbem  Pacific  Ry. 
Wiener  TramwHy. 
Hheinisch- Westfälische  Bahn- 
geiellscbaft 
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1898.  WeeftfUiflcbe    Kupfer-  und 

Messingwerke. 
Russische  Elektrizitätswerke 

Siemens  &  üalske. 
Braeilianlsehe  ElektrizitSts- 

geaellscliaft. 
Chili  an    Electric  Tramwaj 

and  Light. 
Huldschinsky,  Gleiwiti. 

1899.  Elektr.  Hnch-  u.  Untergrund- 

bahn 19Ü1.  1902. 

Mauuesmannröhren  werke. 

Siemens  Brothers,  London. 

Masrhiucnfabrik  Magdebu^- 
Buckau  1001. 

Howaldtswerke.  Kiel,  1900. 

Kirchner,  Leipzig(Maaeliinen). 

Shantungbahn 

Shantungberirbau. 

Südhü Hündische  elektr.  Eisen- 
bahn. 

Schlesische  Elektrizitäts-  und 
Gas- A.-G.  19UU.  1902. 

Baltimore  and  Ohio  Ky. 

Niagara  Falls  Power  (jj. 

Southern 
fomia. 

1900.  Elektrizitätslieferungsgedeii- 

schaft. 
Kheinischf  Stahlwerke. 
Vereinigte  Bugsier-  u.  Eracht- 

schittgesellscbiüt. 
Bochumer  Verein. 
Schalker  (rrubcn  und  Hütten. 
Arenberg,  Bergbau. 
Deutsch-Ostafrikaiinie. 
DampfsebiflbhrtBgeeelleebafit 

Hansa. 

Voigt  &  HäÖ'ner  (Apparate!. 
Reichelt-Metallschraubenfabr. 

1901.  BÜttelmeereiienbahn. 

Germaniawerrr 

Gewerkschaft  Langenbrahm. 

Konstantin  d. 

Gr. 
Dorstfeld. 
Eintracht  Tief- 
bau. 

Rombacher  Hltttenwerke. 

K'"iTii  horn. 

Deutöch  -  australische  Schiff- 
fiüirtBgetelbebaft. 

1902.  LUbeck-Büchoner  E.B. 
Anato!i»che  I  rafengeeeUachaft 

Haidar-l'ascha. 
Harpener  Bergbau. 
GeverkBchaft  Victor. 

Ewald. 

General  Blu- 
menthal. 
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1902.  Mexicaii  National  R.  R. 

Chicago ,     Burlington  «ad 
Qniney  Bj. 

Andere  Induetrien  und 
Banken. 

läöl.  Berliner  Aniiiniabrik. 

Wiener  Bankverein  1899. 
1888.  Schultheir8bnuier«il89S.1896. 

1000. 

Ib^.  üarburg  -  Wiener  Gammi- 
A.-G. 

RussischG  Bank  Ar  auswürli- 

'j*'u  Handel. 
Gadgesellschaft  Nolle  läU4. 
Kontinentftle  Gkugetellsehaft 
1892.  1895.  1898.  1900. 
188£k  DcssRnor  WaldschlöfaGhen- 

Brauerei  1891.  Iä92. 
1886.  CrMM  Mobilier  Bonmaiii. 

1888.  A.  G.  für  AnUinfabvikiilion 

Berliner  liotelgesellsch.  1890. 
RottwetUHambuTger  Pnlver* 
fabrik  1890. 

1889.  Ki.nip^sbprc^pr  Vereinebank. 
Bergisch  -  Märkische  Bank 

1895.  1896.  1897.  1899. 
1891.  Berliner    IK  telgeteUachaft 

Kaiserhot. 
Farbenfabrik  Bayer  1898.1901. 
1898.  Kaliwerk«  Aacheraleben. 
1894»  Kösters   Hank,  MaanheliD, 

1896.  IS'.'iy. 

1895.  Erdmannsdöri'er  Flachsgam. 
GeweriMchaft  WilhelmäaU. 
Essener  Kreditanstalt  1902. 

1896.  Leipziger  Bank. 
Brauerei  Paulshöbe^  Spitta. 
Llodenbranerai  Unna. 

1897.  Nordische    Aktienhank  fllr 

Mandel  und  Industrie  1898. 
Anhalt-Dcssauische  Landes- 
bank. 

Schwe.izfriBclie  Kreditanstalt. 
Dane«  Comm.  italiana  1899. 
1900. 

Bergiseh-Märkiaehelndiiatrie- 

gesellsohaft. 

1898.  IJibet  ker  Privatbank. 
Privatbank  Gotha. 
Hannoversche  Bank  1899. 

1899.  'Mitteldenl.-ch.'  Kü -ütbank. 
Barmer  Handelsbank. 
Chemnit/er  Bankverein. 
AHbeet-    ond  Gummiwerke 

Calmon. 
Lünebui^r  Wachsbleiche 
1900. 
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1899.  Banque  d'OQtremer,  Brüssel. 
BaumwoUspimieiei  Gronau. 

BofTii?  Iie  Landesbank. 

Lauciister  West  Grold  Miuiag. 

Roodepoort  Gentrai  Deep. 
1909.  Hfiefaster  Farbwerke. 

Wasserwerk  für  dn9.  Tir»rdlit;he 

westfälische  Kohlenrevier. 
1902.  Osnabrttcker  Baak. 


Anleihen,  Pfandbriefe, 
TerraingeselUeliaften  etc. 

1878.  Deutsclies  Reich  —  Preufsen 

—  Wfirttemherjr. 
liufslaud    —    Osterreich  — 

Schweden. 
Ostende. 
1819.  Brüssel. 
Ba/ern. 

Essen  —  Bremen. 

Hamburger  Hypothekenbank. 

1881.  Westpreuf-sische  landschall- 

lichc  Pfandbriefe. 

Ostpreofsische  landscbaHliche 
Pfandbriefe. 

Östcrreicbiflebe  Bodenkredit- 
anstalt 

Stettin. 

Marienwerder  Kreisobliga- 
tionen. 

Mecklenbui'ger  Hypotheken- 
Pfandbriefe. 
MdniiijgerHjpothekeii-PiaiMl- 

briel^. 

1882.  Pommerscbe  landschattiiche 

Pfandbriefe. 

Preufdische  Bodenkreditbank- 
Pfandbriefe. 

Prcufsisehe  Hjpothekenzerti- 
fikate. 

Halberstadt 

1883.  Danzig    —    Duisburg  — 

Erfurt 
Born. 

188i.  Westprenrf'iRche  Prorimial- 

obli^ationen. 
188Ö.  Norwegen. 

1886.  Bangeselliebaft  am  RIeinea 

Tierp;irton 
Hheini.Hche  ProTinaialobliga- 

tiouen. 
Stockholm. 

1887.  Hannover.sche  Landeakredit- 

ohÜfrationen. 
Zentralland.'K'haft,  Provinz 

Sachsen. 
BtM-Iin  Magdeburg. 
Fnr.'«tl.  .^rhwaraenbog.  Aal. 

1888.  Hamburg. 
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1888.  Mncklpn^MirfT-^'ch^verin. 
Pfand  briete  der  italienischen 

Nationalbaok. 

1889.  Koburg  Stadt 

Alecklonbin-p^pr  Hypotheken- 

und  Wecliseibauk. 
Argentinien  —  Buenos  Ayres. 
Ottoinanische  Anleihe. 
Kurfurstendammgesel  Ischaft. 
Deutsch-Nordischer  Lloyd» 

1890.  Altona  —  Augsburg. 
Düsseldorf  ~  Kiel. 
Rumänien. 
Schweiz. 

Oalisisehe  PvoptnationBfbnd«. 

1891.  Krefeld  -  Zürich. 
Italien  —  Bulgarien. 

1S92.  Liegnits. 

Hypothekenbank  in  Hamburg. 
1898.  Pester  LVaterltodlaeke  Spar- 
kasse. 

1894.  Bremen  —  Heidelberg. 
Westdeutsche  Bodenkredlt- 

anstalt. 

1895.  Bodolstädter  Landeskiedit- 

ka«e. 
Bokaiest. 

1896.  Vereinigte  Staaten. 
Ludwig?!  taten  —  Dortnumd 

—  Charlottenbuig. 

1897.  Bosnien. 
China. 
Djinemark. 

Dürnberg  —  Flensburg  — 
Sebwartn  —  Karlanhe. 
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1897.  Preufsische  fiodenkieditbank 

im  Finlanri. 

Köui^berg  —  Mttnster  i.  W. 

—  Freimirg  —  HaineliL 
Wien. 

1899.  Barmen  —  Elberfeld. 

Neue  Bellevue-A.-G.  f.Grond- 

stücksverwertun^. 
Münehener  Tenraingesetlseh. 

Westend. 
Schlesische  Bodenkredit- 

aktienbank. 

lyOü.  Hessen  —  Sachsen -Gotha. 

Provinz  Hannover. 

Pr f  V  i  Ti  7  B r andenbnrg. 

Oberbayern. 

Berliner  iv.reies\  noden. 

Gmndrentenanstalt  Dresden. 

Ar  (  Ii  PH  —  Bamberg  — 
Dresdeu  —  Remscheid  — 
Mauubeim  —  Posen  — 
Krotoschin. 

Christiania. 

1901.  Kreis  Anklam. 

Burg    —    Mülheim  B.  — 
Tbom  —  Wifanendorf 
Stendal. 

Mahn'' 

1902.  Bochum  —  Kastei  —  Han- 

nover —  Halberstadl  ^ 
Kur-  und  Neumärk.  Ritter- 

schafts-Darlelniskasse. 
Hannoversche  Bodenkredit- 
bank. 


4.  Das  Institut  des  Aufsichtsratä. 

Am  engsten  wird  immer  die  Beziehung  einer  Bank  zu 
einem  induatriellen  Unternehmen  sein^  wenn  von  ihr  ab- 
hängige, nn  ihr  stark  interf^ssierte  Ofler  ihr  befrcumlete  Per- 
sonen in  der  Verwaltung  der  Unternelimung  dauernd  mit- 
zureden haben.  Zeitweiliger  oder  dauernder  Besitz  einer 
Aktienmehrheit  könnte  der  Bank  ja  erlauben,  einen  ihr 
irgendwie  nahestehenden  Mann  zum  Direktor  des  Werks  zu 
machen.  In  der  Tat  kommen  auch  solche  Fälle  vor,  aber 
meistens  doch  bei  Gesellschaften,  wo  Privatleute  die  Haupt- 
rolle spielen,  oder  seitens  kleiner  und  mittlerer  Banken,  die 
fitark  anter  dem  Einflufs  einer  einzelnen  Persönlichkeit  steht, 
vielfach  eines  klugen  SpekuUnten,  der  der  Bank  maocbe 
Gel^enheit  zu  guten  Geschäften  gibt.  Am  häufigsten  kommt 
es  bei  Umwandlungen  von  privaten  Unternehmungen  in 
Aktiengesellschaften  vor,  bei  denen  dem  Vorbesitzer  mit 
der  Aktienmehrheit  auch  die  Stelle  des  Vorsitzenden  im  Auf- 
sichtsrat zufklh;  es  ist  nur  zu  leicht  begreiflich,  dafs  dieser, 
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wenn  er  sich  auch  vom  Geschäft  ganz  zurückziehen  möclite, 
seine  aus  Herrschen  gewöhnte  Natur  oft  nicht  zügeln  kann, 
wenn  er  in  seiner  ehemaligen  Fabrik  einen  anderen  vielleicht 
nach  neuen  Grundsätzen  walten  öieht.  So  komiiU  es  nicht 
selten  vor,  äsSs  der  Vorbesitzer  kraft  seiner  Aktienmehrheit 
einen  tüchtigen  aber  selbständigen  Direktor  hinausdrftngt;  und 
einen  fllhigen  Leiter,  der  sich  von  einem  anderen  komman- 
dieren lAfst,  wird  man  nicht  leicht  zum  Ersatz  finden.  Noch 
schlimmer  ist  es,  wenn  der  Vorbesitzer  die  leitenden  Stellen 
mit  seinen  Verwandten  besetat  und  dadurch  die  Kachteile  der 
erbliehen  Fabrikdynastie  ohne  deren  Vorteil,  das  gesteigerte 
Verantwortlichkeitsgefühl,  in  die  Aktiengesellschaft  hinein- 
trägt. Es  sind  Fälle  dieser  Art  bekannt,  wo  ein  altes  gutes 
Unternehmen  dadurch  heruntergebracht  wurde ;  bei  einem  Fall 
in  Bayern  schritt  schliefslicfi  ^lie  Bank,  von  der  die  Um- 
wandlung besorgt  worden  war,  ein  und  braclite  geurdt:ete 
Verhältnisse  zustande.  Immerhin  ist  der  Vorbesitzer  tatst 
stets  ein  mit  deu  Verliältnissen  des  Unternehmens  genau  ver- 
trauter Mann,  und  wenn  er  keine  zu  autokraiiöche  Natur 
ist,  wird  seine  Hilfe  für  das  Werk  sehr  wohltätig  sein  können; 
znm  Au&ichtsratsmilglied  der  Bank  macht  ihn  dies  —  wie 
wir  noch  sehen  werden  —  hervorragend  geeignet  Anders 
nnd  viel  ge^hrlicher  ist  es,  wenn  ein  dem  technischen  und 
industriellen  Leben  femstehender  Bankier  Uber  die  Wahl  der 
Direktoren  befinden  will,  etwa  gar  noch  in  der  Weise,  dala 
er  ihm  nahestehende  Personen  auf  diesen  Posten  zu  bringen 
sucht. 

Bei  Grofsbanken  existiert  ein  System  der  Ernennung  von 
industriedirektoren  aus  einem  anderen  Gesiehtspnnkt  als  dem 
der  Wahl  des  Tüchtigsten  im  allL'emeinen  nicht,  um  so  weniger, 
je  grölöer  die  Bank,  je  zahlreicher  ilirf  Industriebeziehuugen, 
je  zielbewulster  ihre  Induntriepolitik  wird.  Man  braucht  zur 
Erklärung  nicht  zu  besonders  uneigennützigen  Motiven  seine 
Zuflucht  zu  nehmen:  es  gentigt  durchaus  das  Interesse  einer 
Grofsbank  an  einer  möglichst  günstigen  lientabilität  der  mit 
ihr  liierten  Industrieunternehmungen,  und  diese  wird  am 
ehesten  garantiert  durch  technisch  und  kaufmftnnisch  gut  vor- 
\ /gebildete  Direktoren,  denen  möglichst  wenig,  auch  von  der 
p^ank,  dreingeredet  wird.  Das  Qröfserwerden  des  Bank* 
i  betriebes  auf  der  cinen^  des  Industriebetriebes  auf  der  anderen 
'Seite,  die  gleichzeitig  zunehmende  Kompliziertheit  der  Technik 
hier  wie  dort  lassen  eine  stärkere  Arbeitsteilung  in  der  Leitung 
und  eine  immer  spezialisiertere  Unterstellung  einzelner  Teile 
eines  Betriebes  unter  einen  besonderen  Direktor  geboten  er- 
scheinen. Dieser  kümmert  sieh  nicht  um  die  .grofse  Politik" 
des  Unternehmens,  seine  Kreditbeziehungen,  seine  VerbindunL' 
mit  anderen  \\'erken ,  weil  es  ihm  an  Zeit  und  durch  seine 
spezielle  Beschäftigung  wohl  auch  an  Fähigkeit  fehlt,  sich 


Digitized  by  Google 


XXIV  2. 


145  . 


mit  (Ii«^-'n  allgemeineren  Fragen  gründlieh  zu  befassen;  der 
liaiikdirekior  seinerseits  wird  in  den  meisten  Fallen  durch 
seine  bankmäfsig-kaufmännische  Tätigkeit,  die  andere  Prin- 
zipien und  aueh  noch  ganz  andere  Gebiete  als  allein  die 
Industrie  hat,  zu  sehr  in  Anspruch  genommen  sein,  um 
sich  mit  der  indastriellen  Technik  auch  nar  einigcrmalBen 
bekannt  su  machen.  So  rücken  auf  einer  Volkswirtschaft 
liehen  Entwicklangsstafe.  die  sugleich  Voraussetzung  und 
Anlafs  wachsender  Beziehungen  zwischen  ßankwelt  und  In- 
dustrie istf  die  Leiter  der  Bank  und  die  Leiter  der  In- 
dustrie zunächst  immer  weiter  auseinander,  während  doch 
immer  mehr  beiden  gemeinsame  Interessen  entstehen.  Diese 
gemeinsamen  Interessen  sind  doppelter  Art:  sie  verlangen 
einmal  ein  vollkommenes  ArbL'iten  des  industriellen  und 
des  Hankunternehmens  auf  ihrem  jedem  eigentümlielien  Ge- 
biet, möglichst  billige,  gute,  absatzfähige  Fabrikation  hier, 
müglichst  ^nit  (irganisierte,  siehere,  reichlielie  und  einträuiiehe 
Kreditvrrniittelung  dort;  zugleicli  sind  aber  lieide,  intiustrie 
wie  Banken,  Schauplatz  und  Mittel  der  Kajutalvcrwertnng, 
für  die  sie  nur  verücbiedene  Instrumente  zu  einer  gleichen 
Operation  darstellen ,  und  als  solche  erfordern  sie  in  den  all- 
gemeinen Fragen  eine  ÜbereinsthmnuDg  der  Prinzipien.  Diese 
gegenseitige  Beeinflussung  gewissermafsen  in  den  höheren 
Regionen  des  Betriebes  nimmt  in  dem  gleichen  Mafse  zn 
wie  die  Entfremdung  in  den  niederen,  ihre  Funktionäre  sind 
die  auf  der  höchsten  Spitze  der  Bank-  und  Industrieunter* 
nehmungen  stehenden  Persönlichkeiten. 

So  ist  es  zu  verstehen,  dafs  an  die  Stelle  der  unmittel- 
baren Einwirkung  der  Finanzmächte  auf  die  Industriedirektoren 
bei  den  Grofsbanken  eine  systemati-^cho  Ausnutzung  der  recht- 
lichen Institution  des  Aufsichtsrats  tritt. 

Der  Aufsichtsrat  ist  vom  (ie^5('t/  nicht  nur  zu  einem 
obligatorischen  Organ  der  Aktieii^^esellschaftenj  suiidcrn  durch 
die  Art  der  handelsrechtlichen  Ke;L,'elung  zugleich  —  wenn  auch 
nicht  mit  bewufster  Absieht  —  zu  einem  vollkommenen  Werk- 
zeug industriepolitischcr  Bestrebungen  der  Banken  gemacht.  Zu- 
nächst ist  wichtig,  was  das  Gesetz  nicht  bestimmt.  Über  die 
Person  des  Anfsichtsratsmitgliedes  sagt  das  Handelsgesetzbuch, 
aulser  dafii  Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglied  nicht  identisch 
sein  dürfen ,  so  gut  wie  nichts,  es  sanktioniert  deshalb  zwei 
Tatbestände:  1.  das  Aufsichtsratsmitglied  braucht  nicht  Aktien- 
besitzer der  Gesellschaft  zu  sein;  2.  die  Zahl  der  Gesell- 
schaften, in  deren  Aufsichtsrat  dieselbe  Person  sein  kann,  ist 
unbeschränkt.  Es  ist  also  möglich,  ohne  Festlegung  von 
Kapital  EinH  ufs  auf  eine  grofse  Unternehmung  zu  bekommen, 
"^^'onn  mtxn  nur  imstande  ist.  auf  die  Generalversammlung  ein- 
iiiuiig  einen  genügenden  Druck  auszuüben,  um  die  Wahl  in 
den  Auföichtürat  durchzusetzen.    Die  Mittel  dazu  sind  nach 
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d6m  frtthet  Gesagten  emfaeh  und  at^en  einer  Bank  —  ins- 
beaotidere  einer  Qrofabank  —  em  ehesten  cur  Vertilgung: 
1.  Ein  oder  mehrere  Sitse  im  Aufsichterftt  können  bei  der 
Gründung  besw.  Umwandlung  in  eine  AktiengeeeUAchaft  aus- 
bcclungen  werden;  je  nach  der  Rolle,  die  das  gründende 
Bankhaus  dabei  spielt,  nach  seiner  Initiative  und  nach  der 
Stellung  der  Mitgrlinder  wird  seine  Macht  dabei  versohieden 
sein.  2.  Dasselbe  kann  später  geschehen  bei  Übernahme  einer 
Emission  neuer  Aktien  und  Obb'gationen  od^^r  ^ihnlichen  Trans- 
aktionen, iSanieriingen,  Fusionen.  3.  Bei  engen  Beziehungen 
aus  dem  Konlokorrenlverkelir  kann  die  Bank,  uameiiiiich 
wenn  sie  Gläubigerin  geworden,  leicht  veranlassen,  dafs  einer 
ihrt;r  Leiter  zur  Wahl  in  den  Aufsichtsrat  der  ^Schuldnerin 
vorgeschlagen  wird.  4.  Schlieislich  kann  eine  Bank  ^ich  für 
eine  Generalversammlung  eine  Aktienmehrheit  verschaffen. 

Wichtiger  noch  ist,  was  das  Gesets  positiv  bestimmt 
Der  entscheidende  §  246  H.G.B,  lautet:  Ji>er  Aufsichtsrat 
hat  die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  in  allen  Zweigen 
der  Verwaltung  zu  überirachen  und  sicli  zu  dem  Zwecke  von 
dem  Gang  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  zu  unter- 
richten. Er  kann  jederzeit  Uber  diese  Angelegenheiten  Bericht- 
erstattung^ vom  Vorstande  verlangen  und  selbst  oder  durch 
einzelne  von  ihm  zu  bestimmende  Mitglieder  die  Bücher  und 
Schriften  der  (jesellschaft  einseheir,  sowie  den  Bestand  der 
Gesellschaftskasse  und  die  Bestände  an  VV^ertpapieren  und 
Waren  untersuchen.  Er  hat  die  Jahresrechnungen,  die 
Bilanzen  und  die  Vorschlage  zur  Oewinnverteilung  zu  prüfen 
und  darüber  der  Generalveiaauiinluug  iicricht  zu  crtatten.  — 
Er  hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen,  wenn  dies  im 
Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  ist.  —  Weitere  Ob* 
liegenheiten  werden  durch  den  Gesellschaftsvertrag  bestimmt  — 
Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  können  die  Ausübung  ihrer 
Pflichten  nicht  anderen  übertragen.**  Aus  dieser  Formulierung 
ergibt  sich  folgendes: 

1.  Die  Befugnis  des  Aufsichtsrats  zur  Einmischung  in  die 
Verwaltung  der  Gesellschaft,  die  durch  das  Recht  und  die 
Pflicht,  die  „Verwaltung  zu  überwachen",  gewiibrleistnt  ist, 
geht  aufserordentlich  wr  it  Diese  Ul»er\vachungs|>llielit  —  sagt 
Loeb  '  —  „erstri-ekt  sich  nicht  nur  daraut,  zu  kontrollieren,  dafs 
die  Geschäftsführung  d -r  Direktion  den  gesetzlichen  und 
statutarischen  Vorschriiten  entspricht,  sondern  auch  auf  die 
Prüfung  ihrer  Zneckniaiöigkeit  und  Richtigkeit".  Soweit 
zwingendes  Recht. 

2.  Diese  Verpflichtung  des  Anfsichtsrats  kann  durch 
Statut  jedoch  noch  beträchtlich  erweitert  werden;  dies  be- 


1  Loeb  in  den  Jahrbttchero  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
IL  Folge»  Bd.  23  \  S.  7. 
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deutet ,  dafb  der  Gründer  oder  die  einmalige  oder  dauerude 
Maioritat  in  der  r-feiKii  cilvci  sauiinlung  nicht  nur  eine  holiebi^e 
Besetzung  der  Auisichtsratsstellen  zu  erwirken  imstande  ist, 
sondern  zugleich  statutarisch  die  damit  verbundene  Macht 
vergröfsern  kann.  Wie  sehr  die  Befugnisse  des  Aufsichtsrats 
durch  das  Statut  erweitert  werden  können,  sagt  der  JStaubbche 
Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch^:  ^Der  Gesellschafts- 
Tertrag  kann  neben  seinen  Aufsichtspflichten  und  den  wenigen 
Geschftflsfahrangspfltchten  y  die  dem  Auffiichtsrat  kraft  des 
Gesetzes  obliegen,  Qescbfiftsftthrungsakte  der  mannigfachsten 
Art  unter  die  Kompetenz  des  Aufsichtsrats  stellen,  und  tat- 
afichlich  machen  die  Statuten  der  Gkaellschaften  hiervon  den 
umfassendsten  Gebrauch.  Ja,  es  kann  sogar  bestimmt  werden, 
dafs  der  Aufsichtsrat  Uber  alles,  was  geschehen  soll,  Beschlufs 
zu  fassen  liat  und  der  Vorstand  nichts  tun  darf,  als  was  der 
Autsiclitürat  anordnet,  oder  auch,  in  anderer  Form,  alles  das 
tun  muls,  was  der  Aufsichtsrat  bestimmt.   Es  kann  ihm  8orait 

 die  ganze  Geschiiitsfiihrung  übertragen  sein,  selbst- 

verständiich  salvis  iuribus  der  Generalver.sanindung  und  vor- 
behaltlich gewisser  dem  Voratatid  vom  Gesetze  unentziehbar 

Übertragener  Geschäftsfülu'ungsakte   Der  Vorstand 

kann  «uf  diese  Weise ,  was  seine  Innere  Stellung  betrifft,  im 
grofsen  and  ganzen,  wenn  auch  nicht  ganz  und  gar,  zum 
blofsen  Etxekuttvbeamten  des  Aufsichtsrats  herabgedrttckt 
werden/ 

3.  Unter  den  Befugniasen  des  Aufsichtsrats  ist  besonders 
eine  für  planvolle  Ausnutzung  der  Institution  durch  eine  Bank 
geeignet:  die  Pflicht,  wenn  es  im  Interesse  der  Gesellschaft 
liegt,  eine  Generalversammlung,^  einzuberufen.  Ein  Beispiel, 
auf  das  in  anderem  Zusammeidiange  noch  zurückzukommen 
ist,  mag  dies  erliiutiM*n Als  im  Beginn  des  Jahres  11>m4  der 
Stahlwerksverband  als  alle  Zweige  der  deutschen  8tahl- 
produktioJi  umfassende  Organisation  der  Stahl-  und  \^^'llz\v(•rke 
an  die  Stelle  des  losen  Halbzeugverbands  treten  sollte,  wider- 
setzte sich  der  Phoenix  in  Laar  dem  Beitritt  aus  Gründen,  die 
hier  nur  kurz  angedeutet  werden  kOnnen:  der  Phoenix  stellt 
biBher  nur  rerhältnismflfsig  wenig  Rohstahl  (Halbzeug),  also  Roh- 
material her,  hat  aber  eine  aufsergewöhnlich  vielseitige  Fabri- 
kation von  Walz-,  also  Fertigprodukten  in  Laar,  Eschweiler, 
Hamm.  Lippstadt,  Nachrodt  und  Belecke,  hauptsächlich  von 
Strafsen bahnschienen ,  Blechen  und  Draht,  von  denen  er  den 
gröfsten  Teil  exportiert.  Die  Anlagen  für  diese  Produktion 
von  Fertigwaren  hatte  er  1898  durch  Ankauf  der  Werke  der 


>  Staab«  KommeDtar  Handelsgeaetabuch.  6.  n.  7.  Anfl.  (BerUu 
1900)  I,  747. 

-  Xncb    mehreren  Zirkalaren  dss  Ebenwerks  Phoenii  und  des 

8  ta  hl  Werks  ver  bandes. 

10  ♦ 


Digitized  by  Google 


148 


XXIV  2. 


Westftllischen  Union  erweitert,  mit  dem  ausdrücklichen  Plan, 
nunmehr  die  grofsen  Mengen  von  Rohmaterial  (Halbzeug)  ftlr 
diese  Fabriken  in  Laar  selbst  herzustellen.  Da  die  AttsfUhrung 
solcher  Pläne  sich  bei  Stahlwerksanlagen  naturgemäia  langsam 
vollzieht  y  waren  bei  Grllndung  des  Stahlwerksverbandes  nur 
die  Hochöfen  fertige  die  Neueinrichtungen  fUr  Halbzeug- 
herstellung  aber  eifrig  im  Gange.  Einstweilen  war  der 
„Phoenix**  noch  der  gröfste  Käufer  der  Welt  in  Halbzeug,  er 
hat  demnach  durchaus  andere  Interessen  als  ein  Verband,  der 
die  Halbzeugpreise  erhöhen  und  obendrein  sich  keinen  Kun- 
kurronton  daaurch  entstehen  lassen  will,  dafs  ein  Werk  dazu 
iiberj^eht,  seinen  Bedarf  an  Halbzeug  selbst  zu  decken. 
Aufserdem  hat  der  .JMioenix"  an  der  Ausfuhrregulierung-  und 
der  damit  verbundenen  Auftrag^repartierung  ganz  und  gar 
kein  Interesse,  da  er  eine  alte  sichere  Kundschaft  im  Aus- 
lände besitzt.  Mit  dem  EintriLt  in  den  Verband  mulste 
der  mit  grofsen  Kosten  und  weitschauendem  Blick  ent- 
worfene und  teilweise  bereits  in  der  Ausführung  befindliche 
Plan,  der  den  nPhoenix**  zu  einem  der  grofsartigsten  Eben- 
werke  Deutschlands  machen  sollte ,  endgültig  aufgegeben 
werden.  Aber  das  Fernbleiben  des  „Phoenix**  hatte  ernstlich 
einen  Verband  in  Frage  gestellt^  an  dessen  Zustandekommen 
mit  den  anderen  Hüttenwerken  auch  die  Grofsbanken  stark 
interessiert  waren.  Im  Aufsichtsrat  des  „Phoenix**  sind  ver- 
treten u.  a.  die  K(ilner  Firma  Sal.  Oppenheim  jr. ,  zur  Dis- 
kontogesellschatt  in  engen  Beziehungen  stehend,  diese  selbst, 
der  Schaaffhausenschc  Bankverein,  die  Darmstädter  Bank. 
Eine  aufserordentliehe  Generalversammlung  wird  einbfTiifen, 
der  am  meisten  interessierte  ►Se-Iiaallhausensche  liankverein 
verscballL  sich  die  Aktienmehrheit,  und  gegen  die  eindring- 
lichen Gründe  der  Direktion  wird  der  Beitritt  zum  Stahlwerks- 
▼erband  beschlossen.  Für  den  Verband  war  eine  sofortige 
Entscheidung,  wie  sie  der  Aufsichtsrat  Teranlassen  konnte» 
bei  der  Schwierigkeit  der  Verhandlungen  yon  gröfster  Wichtig- 
keit. Eine  halbjährige  Verzögerung  bis  zur  ordentlichen 
Generalversammlung  mufste  unbedingt  verhindert  werden. 

4.  Weiter  ist  es  den  Statuten  überlassen,  in  welcher 
Weise  der  Aufsichtsrat  organisiert  sein  soll.  Bei  der  Mittel- 
rheinischen Bank  —  um  eine  beliebige  stark  von  den  Aiif- 
sichtsräten  beeinflufste  Gesellschaft  herau8znp:r!  ifon  —  besteht 
der  Aufsichtsrat  aus  acht  bis  zwölf  Mitgliedern  12  des 
iStatuts),  von  denen  fünf  zur  Besch! ursfilhip^keit  der  Autsichta- 
ratsbitzung  genügen  (§  13).  Dfidurch  und  durch  .ähnliche 
Bestimmungen  bildet  sich  ein  Kern  von  besonders  inter- 
essierten und  besonders  tätigen  Mitgliedern  als  eigentliche 
Aufsichtsbehörde  heraus,  die  leicht  die  blofs  des  Namens 
halber  oder  aus  formalen  Qrttnden  oder  gar  gerade  wegen 
ihrer  Gleichgültigkeit  gewählten  Mitglieder  in  den  Hinter- 
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gruini  drängen.  „Es  steht  sogar  nichts  entgegen,  (iafs  der 
Aufaichtsrat  generell  in  der  Weise  oigaiiisiert  ist,  dals  ein 
Teil  seiner  Mitglieder  die  kontrollierende,  der  andere  die  ge- 
aehftftsfÜhreDde  Tätigkeit  ausflbt  Auf  diese  Weise  kann  sich 
innerhalb  des  Aufsichtsrats  ein  Verwaltungsrat  abaweigen.* 
(Staub  \) 

5«  Die  gesetaliche  Verpflichtung  der  Aufsichtsratsmitglieder, 
die  Überwachung  selbst  vorzunehmen  ~  Beihilfe^  namentlich 
rechnerische  durch  Revisoren,  Ist  natürlich  gestattet  — y  bringt 
diese  auch  mit  den  technischen  und  spezifisch  industriellen 
Fragen  der  Gesellschaft  in  notwendige  Berührung  und  schärft 
namentlich  den  Bankleitem  Sinn  und  Verständnis  für  die  in- 
dustriellen Zusammenhänge^  in  die  sie  ohne  gewisse  Spezial- 
kenntnisse  nicht  eingreifen  können« 

Welcher  Gebrauch  wird  von  der  durch  die  rechtliche 
Regelung   gegebenen    Möglichkeit    gemacht?  Aufsichtsrats- 
stellen werden  von  industriellen  Gesellschaften  teils  gezwunp-on, 
teils  freiwillig  fiiigeräunit :  gezwungen  dem  Vorbesitzer  und  den 
Gründern,  einem  Bankhaus,  das  auf  enge  Geschäftsverbindung 
und  Kreditgewülirung  aich  stützend  oder  auf  Grund  einer 
Emission  einen  Sitz  im  Aufsichtsrat  verlangt,  oder  später  auf 
Wunsch  einer  Majorität  in  der  Generalversammlung  einem 
industriellen  Unternehmen  oder  Konsortium  oder  einer  Bank ; 
freiwillig  werden  Aufsichtsratsstellen  gewährt  an  Personen  mit 
gutklingenden  Namen,  auch  ehemaligen  Staatsbeamten,  die 
im  Verkehr  mit  den  Behörden  manche  Erleichterung  schaffen 
können,  oder  aus  Höflichkeit  der  Gründer,  ferner  an  Sach» 
verständige,  vor  allem  aber  an  andere  industrielle  Gesell- 
schaften, deren  Kundschaft  oder  Freundschaft  man  sich  sichern 
will.    Nur  der  folgende  Fall  mag  hierfür  als  Beispiel  dienen: 
Bern  Hoheisensyndikat  ist  bisher  ein  unter  besonders  günstigen 
geogra|)bi8chen   Bedingungen    arbeitendes   I  lütten  wf^rk  fern- 
gebliebtui,  das  vor  wenig^^n  Jahren  in  Kratzwit-ck  bei  Stettin 
errichtete  Eisenwerk  Kraft,  ein  Familien Ix  sit^s  in  Aktieulorm 
des  fJrafen  Guido  Henckell  von  Donueräniarck ;  auf  den  Be- 
zug engliiicher  Kohle  und  schwedischer  Erze  hin  angelegt, 
stellt  es  namentlich  Giefsereiroheisen  her,  mit  dem  es  den 
Werken  des  Roheisensyndikats  empfindliche  Konkurrena  macht, 
"7  ganz  besonders  einem,  in  dessen  Absatzgebiet  es  zu  Wasser 
eindringen  kann,  der  Niederrheintschen  Hütte  in  Duisburg 
(Rheinische  Bergbau-  und  Hüttenwesen- A.-G.).     Diese,  un- 
mittelbar am  Rhein  gelegen,  gleichfalls  Produzentin  besonders 
Giefsereiroheisen,  sieht  sich  durch  das  Kraftwerk  beim 
t;'Xport  bedroht;  es  giedt  den  Versuch  einer  Annäherung,  als 
»ie  in  der  Generalversammlung  von  19U4  den  General  bevoU- 


>  Stwib,  L  8.  748. 
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micht^^ten  des  Grftfeq  toh  Doniiersiiiarc]^  iik  dei|  Aiif|uc|il«ra$ 
wählte. 

Erstrebt  wird  ein  Siti  im  Aufsichtsrnt  einei  Bant-  oder 

Industrieunternehmens  wesentlich  aas  zwei  Orüiiden:  1.  AU 
einträgliüher  Posten ;  wenn  auch  die  Tantieme  mancher 
Seilschaften  im  einzelnen  nicht  sehr  hoch  ist,  so  kann  man 

sich  dochy  wenn  man  das  Glück  hat,  in  einer  grofsen  Zahl 
von  Aufsichtsräten  zu  sitzen  —  im  Adrefsbuch  der  Direk- 
toren und  Aufsichtsräte  sind  einmal  Ü5  Aufsichtsratsstell'^n  in 
einer  Ihind  verzeiehnet  — ,  ein  ganz  erkleckliches  Einkommen 
verschaffen    bei    einer  Arbeit,    die    man   sich    sehr  leicht 
machen  kann.    Dieses  Motiv  wird  im  allgemeinen  bei  Grofs- 
banken  eine  verhältnibmälsig  gemige  KuUc  spielen,  da  die 
industriellen  Aufsichtsratstantiemen  für  den  Direktor  einer  der 
Berliner  Grofsbanken  nur  einen  kleinen  Bruchteil  seiner  Ein- 
kaufte als  Bankdirektor  ausmachen.   Fdr  die  leitenden  Be- 
amten der  Industrie  wird  das  in  den  meisten  Fällen  anders 
sein;    von  den  wenigen  Riesenunternehmungen  abgesehen» 
zahlt  die  Industrie  keine  so  sehr  hohen  Gehälter,  dafs  deren 
Ergänzung  durch   Aufsichtsratstantiemen   nicht  willkommen 
wäre.    Für  die  Politik  der  Grofsbanken  ist  diese  Verschieden- 
heit wichtig.     Trotzdem   ist  in  der  Praxis  die  Jagd  nach 
Aufsichtsratsstellen    bei    Industriedirektoren    eine  Ausnahme^ 
es   wird    ihr   auch   vielfach  durch   Statutenbestimmung  des 
Inhalts,    (laTs    die  Teilnahme  der  Direktoren   an  der  Ver- 
waltung^ anderer  liank-  oder  Industriegesellschaften  nur  mit 
Genehmigung;  des  Aufsichtsrats  zulässig  ist,  ein  Rietze!  vor- 
geschoben.   2.  Als  Mittel,  einen  direkten  dauernden  Kiiitiufs 
auf  die  Verwaltung  einer  Gesellschaft  zu  gewinnen  oder  ihn 
SU  konsolidieren.   Zu  diesem  Zweck  wird  die  Aufsichtsrats- 
stelle im  grofsen  und  ganzen  den  Grofsbanken  wertvoll  sein. 

Die  Banken  können  mit  der  Ausnutzung  dieses  Rechts- 
instituts zwei  Ziele  verfolgen:  Beziehungen  zur  Industrie  — 
übrigens  auch  zu  anderen  Banken  —  anzuknüpfen  oder  einen 
unmittelbaren  Einflufs  auf  Gesellschaften  auszuüben,  einerlei, 
ob  sie  sich  dabei  auf  die  blofse  Überwachung  beschränken 
und  dafür  sorg'en ,  dafs  niclits  ij^fj^en  ihr  Interesse  geseliieht, 
oder  ob  sie  mit  eigener  Initiative  in  die  Schicksale  des 
Unternehmens  eingreifen.  Wenn  sie  einen  ihrer  Direkton-n 
in  den  Aufsichtsrat  des  Industrieunternehmeus  delegieren,  er- 
reichen sie  beides,  den  unmittelbaren  Einflufs  und  —  durch  das 
Zusammenarlieiten  mit  anderen  Personen  im  Aufsichtsrat  — 
auch  die  Anknüpfung  neuer  Beziehungen.  Für  dieses  zweite 
18t  aber  der  umgekehrte  Weg  geeigneter:  einen  der  Direktors 
oder  ein  Aufsichtsratsmitglied  der  industriellen  Gesellschaft  in 
den  Aufsichtsrat  der  Bank  oder  einer  der  von  ihr  abhängigen 
Unterbanken  in  der  Provinz  zu  wählen.  £s  wird  ihnen  meist 
leicht  gelingen,  da  sie  mit  einer  solchen  Wahl  an  Ehrgeiz, 
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TätigkeiUdrang ,  den  Wunsch,  der  eigenen  ÜiUernehmung 
förderlich  za  sein,  und  schliefälich  auch  an  d^s  Geldintereste 
appellisren;  gerade  diese»  bindet  den  Industriedirektor  und 
auch  den  Au&ichtorat  eines  Proyinaunternehmens  in  yielen 
Fällen  doch  recht  fest  an  die  betreffende  Bank :  AnfsiohteratS!- 
tanti^men  einer  Bank|  erst  recht  einer  Berliner  Grofsbanki 
sind  im  VerhältniB  sum  Gehalt  eines  Direktors  in  einer  In- 
dus tiieunternehmung  etwa  Oberschiesiens,  Lothringens,  West- 
falens von  einer  ganz  beträchtlichen  Höhe,  und  der  Ausfall 
dieses  Einkommen  teils  wäre  ein  schraerzlicher  Verlust. 

Aber  diese  und  die  ihnen  gleichstehenden  kleineren 
Fabrikbesitzer,  die  man  im  Aufsichtsrat  der  Unterbanken 
hautig  lindet,  aind  nicht  die  einzigen  und  nicht  die 
wichtigsten  Persönlichkeiten  der  Industrie,  die  an  sich  zu 
feööein  die  Banken  ein  Intereöse  haben.  »Sie  werden  im  all- 
gemeinen durch  Aufsichtsratsstellen  in  den  Provinzbanken, 
die  in  selbständiger  Form  an  die  Grofsbanken  angegliedert 
sind,  gewonnen.  Dagegen  sucht  man  die  grofsen  Industriellen^ 
die  durch  ihre  traditionelle  oder  finanaielle  Macht  ganae 
Gruppen  von  Privatfirmen  oder  Aktiengesellschaften  oder  ein 
einaiges,  aber  besonders  wichtiges  Unternehmen  beherrschen 
—  die  Hartmann,  Lueg,  Thyssen,  Spaeter,  die  Leiter 
oder  Aufsichtsräte  der  grofsen  Schiffahrtsgesellschaften,  die 
Friedländer,  Guilleaume,  Rathenau,  Siemens  oder  wie  sie 
alle  heifsen  mögen  — ,  in  d^n  Aufsichtsrat  der  Urüfsbanken 
selbst  zu  ziehen.  Im  Benclit  der  „Frankfurter  Zeitung" 
(29.  März  19n4)  über  die  letztjährige  Generalversamm- 
lung der  Nationalbank  für  Üeutächland  hiefs  es:  „Der 
Antrag  auf  Vermehrung  der  Aufsichtsratsstellen  wurde  vom 
Vorstand  damit  begründet,  dafs  die  Bank  auf  persönliche 
und  intime  Verbindung  mit  der  Industrie  Wert  lege  und 
deshalb  einflufsreicke  Personen  aus  dem  Geschäftsleben  au 
gewinnen  wünsche."  An  diesen  Personen  ist  für  die  Banken 
nieht  blofs  ihr  persönlicher  Eindufs  und  ihre  Intelligenz  das 
Wertvolle,  wichtig  ist  auch,  dafs  sie  reiche  Leute  sind,  dafs 
sie  ihr  Vermögen  in  der  eigenen  Privatunternehraung  und  in 
den  Werten  bestimmter  industrieller  Gesellschaften  angelegt 
haben.  Wahrend  die  Banken  die  dauernde  Beteiligung  an 
solchen  Gesellschaften  in  einer  ausschlaggebenden  Höhe  nur 
p»i!7  ausnahm.swei.se  pfleg(*n  können,  herrschen  jene  In- 
duötriell''n  und  ahnliehe  PerNUiien  gerade  durch  diese  dauernde 
Beteiligung.  Insofern  kann  man  in  der  engen  freundscliaft- 
licheu  Verbindung  mit  ihnen  eine  ganz  besonders  wirksame 
Erweiterung  ihrer  Einflulssphäre  sehen,  da  ihre  Industrie- 
beaiehungen  einen  festen  Rückhalt  bekommen  dui-ch  Kapitalien, 
die  dar  Bank  weder  gehören  noch  zur  direkten  Verfügung  stehen. 
Mit  den  persönlichen  Einflüssen  werden  auch  die  finanziellen 
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Digitized  by  Google 


152 


XXIV  2. 


diese  Art  der  Vergebung  von  Aufsichtsratsstellen  verstärkt.  Bei 
diesen  LeuteD  spielt  die  Tantitee  Datttriich  kaum  eine  Rolle, 
auch  ist  ihr  Emfluls  auf  die  lokale  Industrie  so  grofs,  dafs  man 
ihnen  Aufoichtsratsstellen  in  den  prorinsiellen  Unterbanken  nicht 
ohne  Gefahr  Uberlassen  kann.  Die  Bank  steht  hier  Personen 
gegenüber,  die  eine  gentlgende  industrielle  Klientel  und  Macht 
hinter  sich  haben,  um  im  Aufsichtsrat  dieser  Unterbanken 
ihren  Einflufs  zu  Ungunsten  der  Bank  selbst  und  zum  Nutzen 
der  konkurrierenden  Grofsbanken  geltend  machen  zu  können. 
Deslmll)  fi::e währt  man  ihnen  gern  eine  Stell i^  im  Aufsichtsrat 
der  Grofsbank  selbst,  womit  man  i>ie  stärker  an  der  Hank 
interessiert,  ohne  ihnen  dabei  einen  weitgehenden  EiniiuU  auf 
die  Verwaltung  einräumen  7ai  müssen.  Eine  Grofsl)ank  ist 
ein  so  grofses,  so  kompliziertes  Gebäude  allgemeiner,  nicht 
blofs  industrieller  Kreditvurmittlung,  ihre  Berliner  Direktoren 
haben  eine  tatsächlich  so  unbegrenzte  Selbständigkeit,  der 
Aufsichtsrat  besteht  aus  so  verschiedenen  Elementen,  dafs  ein 
Industrieller  im  Aufsichtsrat  nichts  gegen  die  Verwaltung  ver- 
mag. In  der  Tat  wird  ein  Industrieller,  wenn  seine  Interessen 
denen  der  Bank  widersprechen,  eine  Aufsichtsratsstelle  nicht  an- 
nehmen, sondern  —  wie  das  die  Politik  der  „Unabhängigen'' 
in  der  rheinisch-westfklischen  Montanindustrie  ist  — >  beute 
sich  dieser,  morgen  jener  Bank  bedienen  und  eine  gegen  die 
andere  ausspielen.  Im  Aiitsicbtsrat  einer  Grofsbank  werden 
sich  durchweg  nur  diejenigen  Industriellen  finden,  deren 
Interessen  in  allem  wesentHcben  gegenwJtrtig  und  künftig  mit 
denen  der  Bank  übereinstimmen ;  die  iStelle  im  Aufsichtsrat 
ist  nur  eine  Bekräftigung,  Vertiefung  und  Erweiterung  bereits 
bestehender  Beziehungen. 

Der  Aufsichtsrat  einer  Grofsbank  sieht  immer  schon  ganz 
anders  aus  als  der  einer  industriellen  Gesellschaft:  dort  sm- 
nächst  die  früheren  Direktoren,  die  sich  Tom  Geschäft  zurück- 
gezogen haben,  dann  Mitglieder  alter  Patrizierfamilien  in 
Städten,  wo  die  Bank  eine  grofse  Kundschaft  hat,  Direktoren 
oder  Aur3ichtsrat:>mitglieder  der  gröfseren  befreundeten  Pro- 
vinzbanken, irgend  ein  höherer  Staatsbeamter  a.  D.,  ein  Par- 
lamentsmitglied oder  ein  Mitglied  der  Berliner  Stadtverwaltung, 
dann  einige  mächtige  Besitzer  oder  Beherrscher  von  Industrie- 
Unternehmungen.  So  bei  der  Diskontogesellschaft  u.  a.  die 
Direktoren  des  Norddeutschen  Lloyd,  der  Hamlturg-Amerika- 
Linic,  der  Inhaber  der  Woermann-Ueederci,  das  überhaupt  dea 
Loewe- Konzerns,  der  Leiter  des  Kohlensyndikat^*,  —  bei  der 
Dresdner  Bank  der  eheniali^^e  Oberleiter  von  Krupp,  der  frühere 
Generaldirektor  der  vormals  Thiele- Wincklerschen  Kattowitzcr 
Bergwerksgesellschaft,  der  Chef  einer  der  beiden  grofsen 
schlesischen  Kohlen handelstirmen,  die  bekannten  rheiniscfami 
Industriellen  Heinrich  Lueg,  Emil  Guilleaume,  die  sächsischen 
Gustav  Hartmann,  Vogel-Chemnitz,  der  erste  Direktor  der 
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(iroLsen  lierlioer  Strafsenbahn ,  —  bei  der  Deutschen  Baak 
der  AufsichUratsvürjiitzeiide  des  Norddeutschen  Lloyd,  ein 
Böninger-Duisburgy  ein  Borsig  und  Carl  Funke  in  Essen,  — 
bei  der  Dannstädter  Bank  u.  a.  Theodor  von  Guilleaumei 
der  ßahnantemehmer  Hennann  Backstein»  —  beim  Schaaff> 
hansenscben  Bankverein  van  der  Zjpen,  der  Vorbesitser  des 
Stahlwerks  Hoesch  und  die  andere  DUrener  Fabrikdynastie 
Schöller,  Carl  Lu«  der  Düsseldorfer  Fabrikant  Poensgen, 
der  ehemalige  Direktor  des  „Phoenix",  Servaes^  der  General- 
direktor des  Hörder  Vereins,  Matthias  Tull  u.  a.  m.,  —  bei 
der  Berliner  Handelsgesellschaft  s(  hHefsHch  obenan  der  Leiter 
fler  gröfsten  Elektrizitätsgeselischaft,  der  iiauunternehraer  Lenz, 
der  Generaldirektor  des  Stettiner  Vulkan ,  der  Vorbesitzer 
fines  der  gröfsten  oberöchlesischen  Eisenwerke,  der  Inhaber 
der  zweiten  schlesischen  Kohlenhandcisfirma,  Generaldirektor 
Oechelhäiiser  in  Dessau  und  einige  J^lanner  aus  der  rheinischen 
Montanindustrie.  Im  Aufsichtsrat  einer  industriellen  Gesell- 
schaft findet  man  die  Grttnder,  seien  es  nun  Privatleute  oder 


des  betreffenden  Industriebezirks  oder  —  an  Zahl  meist  im 

umgekehrten  Verhältnis  zur  Solidität  des  Unternehmens  —  ein 
paar  gutklingende  Namen  und  schliefslich  eine  oder  mehrere 
Banken. 

Die  Konsequenz  dieses  Unterschieds  ist  klar:  wird  ein 
Indu.strielier  in  den  Aiifsic-htsrat  der  Orofsbank  gewählt,  so 
8oll  er  nicht  auf  ihre  Verwaltung  zu  gunsten  der  hinter  ihm 
stehenden  Unternehmungen,  sondern  auf  diese  zum  Vorteil  der 
Bank  einwirken;  jedenfalls  soll  er  auf  6(;ineni  industriellen 
Boden  bleiben  und  hier  neb»'n  den  eigenen  auch  andere 
Interessen  walirnehmen;  der  ii.inkdirektor  dagegen,  der  in 
einen  industriellen  Aufsichtsrat  eintritt,  greift  bcwufst  auf  ein 
anderes  Gebiet  tlber,  um  in  dieser  Unternehmung  seinen  Ein- 
fluia  zu  gunsten  seiner  eigenen  Bank  einzusetzen,  die  ganz 
andere  Interessen  haben  kann  —  nicht  haben  mufs  —  als 
jene.  Es  steht  damit  nicht  im  Widerspruch,  dafs  der  fried- 
liche Einflufs  der  Industriellen,  die  im  Aufsichtsrat  der  Grofs- 
bank  sitzen,  S(^hr  bedeutend  sein  kann.  Er  geht  über  einzelne 
Ratschläge  und  Beihilfe  bei  Anknüpfung  neuer  Beziehungen 
bald  hinaus.  Die  Industriellen  im  Aufsichtsrat  vermitteln  die 
Durchdrinirung  der  Bankleitung  mit  dem  Geist  grofsindnstrieller 
Geschliftsprinzipien.  Wenn  —  wie  im  vierten  Absclmitt  nach- 
zuweisen ist  —  die  Indusiriepolitik  der  Grofsl)anken  im 
wesentlichen  vnn  der  Industrie  diktiert  wird,  ko  spiegelt  sich 
dieses  mittelbare  Abhiingigkeitsverhaltnis  der  Bauken  von  der 
Industrie  in  einem  wachsenden  friedlichen  EinÜuls  dieser. 
Aufsichtsratsmitglieder  wider. 

Der  durchaus  verschiedene  Sinn,  den  die  Aufsichtsrats* 
stelle   fttr  den  Industriellen  und  für  die  Orofsbank  und 
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deren  Freunde  hat,  zeigt  die  tollende  Auslese  der  Gesell- 
Bchaftt;!!  S  in  deren  Aufsichtsrat  die  nacbgenannten ,  teils  der 
Industrie,  teils  der  Bankwelt  angehörigen  Penoneii  eiteen: 

1.  Industrielle: 

Max  Guilleaurae.  Köln  (auch  im  Aufsichtsrat  des 
Schaaif  liausenschen  liankvereins) :  Feiten  Si  Guilleaume, 
Kabeldraht-  und  Drahtseilfabrik  A.-G.  —  Norddeutsche  See- 
kabelwerke, Nordenbam.  —  Kopferwerk  Deutschland,  Ober* 
schöneweide  bei  Berlin.  —  Kabelwerk  Wilbelminenhof,  Berlin. 

—  Feiten  &  Guilleaiime»  Fabrik  elektrischer  Kabel,  Stafal- 
und  Kupferwaren,  Wien.  —  Deutsch- Atlantische  Telegraphen- 
gesellschaft. —  Feiten  &  Guilleaume,  Carlswerk,  Mülheim  a.  Rh. 

—  Deutsche  Seetel^raphengesellschaft,  Köln. 

Alexis  Riese,  Berlin  (Direktor  der  Deutschen  Waffen- 
und  Munitionsfabriken,  eines  Hauptunternelimens  der  Loewe- 
gruppe):  Bensberg- (4 ladbacher  Bergwerks-  und  Hfitten-A.-G. 
„Berzelius".  —  A.-O.  TT.  F.  Eckert,  Berlin-Fnedrichsberg 
(Maschinen;.  —  Eisengieiserei-A.-G.  vorm.  Keyiing  &  Thomas, 
Berlin. 

\\  iilielm  von  Ii c c k Ii  n g h a use n ,  Köln  (Direktor  der 
Oewerkschaft  Wilhelmshall  und  stellvertretender  Vorsitzender 
im  Aufsichtsrat  des  Schaaffhausenschen  Bankvereins):  V^'aggon- 
fabrik  A.-G.  Yorm.  HerbraDd  &  Co.,  Köln.  -  Weyersberg, 
Kirschbaum  &  Co.,  A.-G.  fUr  Waffen  und  Fahrradteile.  — 
Guisst^ihlwerk  Witten.  —  Maschinenbauanstalt  Humboldt 
in  Kalk. 

Carl  Später  jr.,  Koblenz:  Rombacher  Hüttenwerke.  — 
Portlandzementwerk  Rombach.  —  Mittelrheinische  Bank.  — 
Krcfoldcr  vStahlwcrk.  —  Veitscher  Magnesitwerk,  Veitsdi.  — 
Dami>tsc}iitfahrtsgeseiischaft  für  den  J^ieder-  und  Mitteirhein, 
Düsseldorf. 

Richard  Pintsch,  Berlin  (im  Aut.sicliL.>iat  der  Berh'ner 
Handelsgesellschaft  und  Mitinhaber  der  Gasapparatefabrik 
und  der  Glühlampenfabrik  von  iMutoch):  Deutsche  Gasgltih- 
licht-A.-G.,  Berlin.  —  Osterreichische  Gasglühlicht-  und  Elek- 
trizitätägesellsebaft,  Wien. 

August  Thyssen,  Mülheim  a.  d.  Ruhr:  Gewerkschaft 
Deutscher  Kaiser.  —  Schalker  Gruben-  und  Httttenverein.  — 
Rheinische  Bank,  Mülheim.  —  Saar-  und  Mosel bergwerks- 
gesellschaft,  Karlingen.  —  Steinkohlenbergwerk  Nordstern, 
Essen. 

Paul  Liebert,  Friedenshüttc,  Oberschlesien  (General- 
direktor der  Oberschlesischen  Eisonbalinbcdarfsgesellschaft, 
Friedenshütte):  A.-G.  für  Montanindustrie.  Herlin.  —  Archi- 
medes,  A.-G.  für  Stahl-  und  Kisenindustrie,  Berlin.  —  Deutsch- 

*  Adrefsbocb  der  Direktoreu  und  Aui'sicbtsräte,  Jahrg&ug  19u3. 
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LuxembmgiäsLlie  Bergwerks-  und  Hütten- A.  -  04. ,  Roclium 
(Dififerdiogenj.  rr-  Eisenwerk  MarienhUtte  bei  Kutaenau.  — 
Uiloirioer  Eüfieawfirk,  Friedenshütte.  —  Oberschlesische  Bier- 
bmaerei  L.  Haeadler,  Zabne.  —  SchlesMohe  Elektrisitttts- 
and  0««-A.-G^  Breslau.  Bredauer  Diskontobank.  —  Nord- 
deatsohe  IndnatmegdseUeohafi;,  Königsberg. 

2.  Banken: 

Adolpb  von  HanBemann  (bis  zu  seinem  Tode  1904 
Leiter  der  Diskontogesellschaft) :  Bochumer  Bergwerks- A.-G.y 
Bochum.  —  Gelsenkirchener  Bergwerks- A.- 6.  —  Landbank 
in  Berlin.  —  Dortmunder  Union.  —  Shantungbahn  und 
Shantungbergbau.  —  Deutsch-Asiatische  Bank.  —  Preufsische 
Zentral bodenkredit  -  A.  -  G.  —  Geschäftsinhaber  der  Nord- 
deutschen Bank.  —  Zentralausschufsniitglied  der  Reichsbank. 

l)ern)iiirg  (Direktor  der  Darmstiidter  Bank):  Deiitsch- 
Luxeinbiir*;ische  Bergwerks-  und  IIütten-A.-G.,  Bochum  f  !  >itfer- 
diugen;.  —  Neue  Bodoti-A.-O.,  Berh'n.  —  Westliclie  Hoden- 
A.-G.,  Berlin.  —  Ascherslebener  ^laschinenbau  -  A.- G.  — 
Breslauer  Disknutobank.  —  Berliner  Hypothekenbank.  — 
Deutsch-Asiatibühe  Bank.  —  Deutsche  Treuhandgesellbchaft.  — - 
Gebrüder  Stollwerk,  A.-G.,  Köln.  —  Gesellschaft  für  elektrische 
Unternehmungen,  Berlin.  »  Ludwig  Loewe  &  Co.»  Berlin.  — 
Oberschlesiscbe  Eisenbahnbedarfsgesellschaf^  Friedenshtttte.  — 
Union-B.-G.  —  Ostbank  ftlr  Handel  und  Gewerbe,  Posen.  — 
Phoenixi  Laar. 

Arthur  Gwinner  (Direktor  der  Deutschen  Bank): 
Anatolische  Eisenbahn^^esellschaft.  —  Deutsche  Überseeische 
Bank.  —  Elektrische  Licht-  und  Kraftanlagen-A.-G. ,  Berlin. 
—  Neu-Bellevu^*-A -O.  f  tr  Orundstiicksverwaltung.  —  Soi  ifU^ 
du  Chemin  de  ter  (Jttoniaii  Sa1oni(|ue-Monastir.  —  »Sociütti  du 
Port  de  Haidar-Paseha ,  Konstantinopel.  —  Siemens  Brothers 
Ltd.,  London.  —  Deutsche  Treuliandges(?lisehaft,  Berlin.  — 
Bank  für  elektrische  Unternehniun^^en ,  Zürich.  —  Betriebs- 
gesellschaft  der  orientalischen  Eisenbahnen,  Wien.  —  A.  Goerz 
&  Company  Ltd.,  London. 

Die  Beispiele  sind  insofern  schlecht  gewählt,  als  In- 
flustrielle  und  Industri^'diroktoren  im  allgemeinen  wenige  Auf- 
üiehtsratsstellen,  die  Direktoren  Bogar  in  der  Regel  gar  keine 
haben,  wfllirend  di<»,  Aufsichtsrat^stellen  der  Direktoren  einer 
Grofsbank  sehr  zahlreich  sind,  vielfach  die  20  übersteigen: 
der  erste  Direktor  dos  Schaali  hatisenschen  Bankvereins  sitzt 
un  Aufsichtsrat  von  38  Gesellschaften.  Die  angeführten  halle 
böigen  aber  deutlich,  dafs  die  Männer  der  Industrio  vorwiegend 
Aufsichtsrat  yon  Gesellschaften  der  gleichen  Branche 
oder  der  gleichen  Gegend  angehören,  die  Direktoren  der  Grofs- 
hsnken  (Ugegen  in  der  Verwaltung  der  verschiedensten  Unter- 
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nehmungen  vertreten  sind.  Dieser  Unterschied  bestätigt,  dals 
die  InduBtriellen  ihren  Schwerpankt  in  den  ihnen  nahe- 
stehenden gewerblichen  Untemenmungen  haben,  diese  ^om 
industriellen  Standpunkt  aus  untereinander  in  Beziehung 
bringen  und  sich,  wenn  sie  wirklieh  in  den  Aufsichtsrat 
einer  Grofsbank  treten,  mehr  oder  weniger  mit  ihrem  ganacm 
Anhang  an  diese  anschliefsen,  —  wjthrond  die  Bank  direkteren 
umgekehrt  sich  als  industrielle  Autbicbtsräte  in  allerlei  ihnen 
eigentlich  fremde  Gebiete  hineinwagen  mit  der  Absicht,  diese 
ihrer  Bank  zu  unter  werten. 

Eine  g^ewisse  Mittel.steliunp"  nehmen  einige  wenige  In- 
dustrielle sowie  die  Filiaklirekioren  der  Grofsbank  und  die 
Leiter  der  provinziellen  Unterlianken  ein,  —  jene  dadurch, 
dafs  sie  aus  speziellen  und  lokalen  Industrien  iu  die  höchsten 
Sphären  des  gewerblichen  Lebens  allmählich  hinübertreten 

—  ein  Hartmann y  Loewe^  Rathenau  u.  a.  — ,  diese,  indem 
sie  ziemlich  ausschliefslich  an  ein  geographisch  begrenztes 
Industriegebiet  gebunden  bleiben.  So  ist  der  bekannte 
sächsische  Industrielle  Gustav  Hartmann  aufser  im  Aufsichts- 
rat der  Dresdner  Bank  noch  in  dem  der  folgenden  Gesell- 
schaften: Sächsische  Maschinenfabrik  vorm.  Kichard  Hart- 
mann —  A.-G.  Lauchhammer  (Eisen)  —  Duxer  Kohlenverein, 
Dresden  —  Deutsclie  Waffen-  unrl  Munitionsfnbriken,  Berlin 

—  Harpener  Bergbaugeseilschaff,  Dortmund  —  Ludwig 
Loewe  &  Co.,  Berlin  —  X  ristern,  Lebensversicherungs- 
gesellschaft,  Berlin  —  Nordstern,  Unfall-  und  Altersversiche- 
rungs-A.-G. ,  Berlin  —  Internationale  Klektrizitätsgesellschaft, 
Berlin  —  Gufsstahhabrik  Krupp,  Essen.  Die  Stellung,  die 
der  Direktor  eines  der  Grofsbank  angegliederten  Provinz- 
instituts einnimmt,  mag  der  frühere  (bis  1904)  Direktor  der 
Essener  Kreditanstalt^  Albert  MtÜler^Essen,  illustrieren;  er  ist 
im  Aufsichtsrat  bezw,  Grubenvorstand  folgender  Gesellschaften: 
Deutsche  Bank  —  Schlegelbrauerei,  Bochum  —  Gewerkschaüt 
Eiberg  bei  Steele  —  Gewerkschaft  Graf  Bismai  ck  bei  Sebalke 

—  Gewerkschaft  Borussia  bei  Marten  —  Gewerkschaft  Beien- 
rode bei  Königslutter  (Kali)  —  Gewerkschaft  Kaiseroda  bei 
Tiefenort  (Kali). 

Dieser  Erweiterung^  des  Tütip;:keitsf^ebiet?:  einzelner  nrofs- 
induötrieller  und  der  Besi-hränkun^  von  Prdvinzdir'-ktoren  auf 
einen  bestimmten  Industriebezirk  geht  eine  LMwiase  zu- 
nehmende Spezialisierung  der  Leiter  der  Groföbauken  auf  be- 
sondere Geschäftszweige  zur  Seite.  Sie  ist  erst  denkbar  bei 
grofsem  Umfang  des  gebumten  Bankgeschäfts  und  der  In- 
dustriebeziehungen  im  besonderen.  Diese  Arbeitsteilung  voll- 
sieht sich  in  der  doppelten  Richtung,  dafs  der  Verkehr  mit 
der  Industrie  als  Ganses  einem  der  Direktoren  als  Spezial- 
gebiet überwiesen  wird,  und  dafs  daneben  jeder  Direktor 
einzelne  isolierte  oder  mehrere  nach  Gewerbe  und  Interessea 
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verwandte  Unternolimungen  zur  Überwachung  als  Autsichts- 
ratsmitgliüd  überuimuit.  Die  inländische  Industrie,  mitunter 
auch  die  westdeutsche  allein,  werden  die  Domäne  des  einen, 
die  Beziehungen  zu  Staaten  und  Industrie  des  AubUinds,  die 
Personalien,  das  Börsengeschäft  usw.  die  Spezialität  der 
anderen.  Daneben  hat  dann  von  den  einzelnen  Eankdirektoren 
oft  jeder  noch  ein  besonderes  Gewerbe  oder  dne  besondere 
Oegendy  wo  er  als  Aufsichtsratsmitglied  etwas  zu  sagen  hat; 
der  eine  bt  vorwiegend  im  Aafsichtsrat  von  Elektrizitftts- 
gesellschaf ten ,  der  anchue  in  dem  chemischer  Fabriken^ 
Brauereien  oder  Z  t  kerfabriken,  wieder  andere  findet  man 
nnr  bei  wenigen  isolierten  Industrieunternehmungen ,  dafUr 
um  so  mehr  bei  nichtindustriellen  Gesellschaften ,  etwa  der 
Versieherungsbranche,  im  Anfsichtsrat.  Dies  an  dem  Beispiel 
einiger  Berliner  Bankdirektoren  zu  beweisen,  würde  zu  sehr 
ins  (Tebi'  t  des  Persönlicheu  führen.  Sicher  ist,  dafs  bei  den 
(rrofsbankeu  in  gleichem  Mafse  wie  Umfang  und  Vielseitig- 
keit des  Geschäfts  waclisen,  eine  zunehmende  Arbeitsteilung 
unter  den  Leitern  um  sicli  greift  mit  dem  Zweck  und  Er- 
folg, sie  gewissermafsen  aus  dem  reinen  Bankgeschäft  etwas 
heraussnheben  und  ftlr  die  allgemeinen  Fragen  der  In- 
dustrie und  die  speziellen  der  einaelnen  Gewerbe  urteils- 
fähiger and  sachverständiger  und  dadurch  innerhalb  der  in« 
dustriellen  Eiuflufssphäre  der  Bank  aktionsfähiger  zu  machen. 
Ergänzt  wird  dieses  System  der  Banken  durch  das  Streben, 
in  Dingen  der  Industrie  sachverständige  Personen  in  ihren 
eigenen  Aufsichtsrat  oder  den  ihrer  Unterbanken  zu  wählen, 
Industrielle,  ehemalige  Beamte,  namentlich  solche  des  Eisen- 
bahndienstes  und  Ber;j^wesen8,  von  denen  sie  weniger  Be- 
zieiiungen  zu  industriellen  Unternehmungen  als  sachverständige 
Hatseidiige  liaben  wollen,  —  Katschläge,  die  sich  nicht  so 
sehr  auf  akademische  Vorbildung  als  auf  langjiihrige  tech- 
nische, geschaitliche  und  menschliche  Erfahrung  stutzen. 

Damit  erledigt  sich  zugleich  die  vielfach  aufgeworfene 
Frage,  ob  nicht  die  Gesetzgebungsmaschine  gegen  die  Mit- 
gliedschaft eines  Einzelnen  beim  Aufsichtsrat  mehrerer  Gesell- 
schaften in  Bewegung  zu  setzen  sei.  Die  Angriffe  gegen  das 
Institut  des  Au&ichtsrats,  die  gerade  diese  Seite  zur  Ziel- 
scheibe nehmen  —  es  sind  nicht  die  einzigen  — ,  gehen  ent- 
weder von  der  Ansicht  aus,  dafs  ein  Einzelner,  und  erst  recht 
ein  vielbeschäftigter  Bankdirektor,  nicht  imstande  sei,  eine 
grofse  Zahl  von  Gosellschaften  gleichzeitig  zu  überwachen, 
bagegen  spricht  schon  der  ausgiebige  und  erfolgreiche  Ge- 
brauch, deu  die  nrofsbanken  von  dieser  Institution  machen; 
ihnen  kommt  es  gerade  auf  gründliche  Überwachung  an.  Der 
ßankdirektor  hat  al)er  als  Aufsichtsratsmitglied  nicht  nur  d^^i 
Vorzug,  an  der  gewissenhaften  Ausübung  seines  Amtes  durch 
*®*ne  Pflichten  gegen  die  Bank  iuieresaiert  zu  sein:  er  ist 
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auch  über  die  Marktlage  am  besten  unterrichtet,  kann  die 
kauiiiiänniseh-teclmiöchen  Obliegenheiten  des  Aufsichtsrats 
durch  seinen  grofsen  Beaiuienapparat  erfüllen  lassen;  gerade 
die  Kenntnis  vieler  Geseilschai'ten  erleichtert  ihm  die  Be- 
urteilung der  einselnen,  aid  belifltet  ihn  ror  der  Ober- 
Bchtttzung  eines  elDzelnen  Unternehmens,  die  man  hftufi^ 
findet»  wo  ein  Privatmann  im  Aufsichtsrat  einer  etnsigen  Ge* 
Seilschaft  sitzt.  Man  kann  sagen^  dafs  gerade  die  grofse  Zahl 
der  AufäichtsratflStellen  und  gerade  die  Tatsache ,  dafs  ihre 
Verwaltung  nur  eine  Nebenbeschäftigung  neben  der  Tätigkeit 
als  Bankleiter  ist,  die  Fähigkeit  schafft,  das  Amt  des  Auf- 
sichtsrats richtig  auszuüben.  —  Oder  aber  die  Augriffe  ]:;ehen 
von  der  Einsiclit  in  die  durch  die  vielen  Aiifsichtsratsstellen 
der  Bankleiter  gctordcrte  Kapitalkoiiz«  iiirati  )ti  aus.  D«^ni 
Kuf  dieser  Stimmen  nach  Eingriffen  der  Gesetzgebung  wird 
man  nur  dann  Berechtigung  zugestehen  dürfen,  wenn  man 
glaubt,  dafs  mit  Beschränkungen  des  Aufsichtsratswesens  der 
Kapital lvi)iizeiitration  überhaupt  die  Wege  versperrt  werden 
können.  Diese  Aussicht  ist  schon  deshalb  nicht  grofs,  weil 
es  der  Mittel,  industrielle  Unternehmungen  su  beeinflusaeOt 
fttr  die  Banken  noch  genug  gibt,  die  vielfach  in  der  Ein* 
räumung  einer  Aufeichtsratsstelle  nur  ihren  letsten  Ausdmck 
finden.  Blan  wUrde  wahrscheinlich,  da  man  das  Interesse  der 
Banken  an  der  Beherrschung  der  Industrie  und  die  Macht 
dazu  nicht  beseitigen  kann,  nur  einen  Weg  verlegen,  auf  dem 
die  Banken  näheren  Einblick  in  die  industriellen  Verhältnisse 
gewinnen  und  \n  die  Jjnge  kommen,  bewufätes  sachverständiges 
Vorgehen  an  Stelle  mehi-  spekulativen  Eingreifens  zu  setzen. 

Was  das  Institut  des  Autsichtsrats  als  Mittel,  eine  in- 
dustrielle Einflufss})h;irc  der  Banken  zu  schaffen,  von  den 
frUlier  behcliricbeucn  Methoden  unterscheidet,  ist  zweierlei: 
Erstens,  dafs  seine  systematische  Ausnuizuiig  zu  industrie- 
politischen Zwecken  noch  mehr  Eigenart  der  Grol'sbanken  ist 
als  die  entsprechende  Verwertung  des  Kontokorrent-  und 
Emissionsgeschäfts.  Zwar  machen  gerade  die  bedeutenderen 
Privatbankiers  von  der  Besetzung  von  Aufeichtsratsstellen  gern 
Gebrauch:  im  „Adrefsbuch  der  Direktoren  und  Aufsichtsräte" 
für  1904/05  steht  der  Bankier  Louis  Hagen  in  Köln  mit 
35  Aufsichtsratsstellen  an  erster,  der  Inhaber  der  Finna 
Oppenheim  in  Köln  mit  21>  an  dritter  Stelle.  Aber  die 
Aui'siclitsratspolitik  dieser  Bankiers  ist  eine  andere  als  die 
der  ( irofsbanken.  Bei  den  alten  Bankiertirnien  Sachsens, 
Schlesiens,  Hannovers.  Rheinland-Westfalens,  Berlins  usw.  ist 
der  Sitz  im  industriellen  Autsichtsrat  meist  die  Dokumentiennrj 
der  alten  traditionellen  Be'/.ielnuigen  zu  gewissen  T^nterneli- 
mungen  eines  beBtininiten  Bezirke.  Die  enge  Verbindung 
ist  hier  Voraussetzung^ ,  nicht  Folge.  Der  Unterschied  gegen 
die  Orossbanken  zeigt  sich  beim  Tode  des  Hauptinhabers  der 
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Bankiertirma;  ihr  geht  der  Sitz  im  industrielleu  Aufsicht«! at 
flanii  vielfach  verloren,  nährend  in  die  Aiifsiehtsratsstelle  des 
ausgeschiedenen  Grofsbankdirektors  regelmäisig  ein  anderer 
Direktor  gewählt  wird.   Die  Grofdbank  hat  wettere  Ziele  mit 
dem  AufBiclitsratsposteii  und  gröfsere  Machtmittel,  sie  durch- 
auBetzen«  —  Einen  anderen  Typus  von  Bankiers,  die  sich 
gern  des  Instituts  des  Au&ichtsrats  bedienen,  stellen  gewisse 
8pekaianten  grofsen  Stils  dar,  die  eine  mehr  oder  minder 
grofse  Bank  beherrschen  und  nun  durch  Aufsichtsratsstfdlen 
industrielle  Unternehmungen  für  diese  Bank  und  die  Bank 
zugleich   für  industrielle  Unternehmungen  nutzbar  zu  machen 
sitchen.      Die   Stellung    des    Spfkulanten    Leo   Hanr^n  zur 
Uheiiiischen    Bank   in   Müllieiiu  a.  K.,   der  Berliner  Firma 
Jacol)    Liandau   zur  Nntionalhank  für  Deutschland    und  zur 
Breölauer  Diskontol)ank   sinti    in    der  letzten   Auiftcii wungs- 
und    Niüdergangszeit   uiiher  bekannt  geworden.     Der  letzte 
Mitiiihaljcr    der    liquidierten   Fiiiua    Landau    war    im  Auf- 
sichtsrat   folgender  Gesellschaften:  drei  Banken,  eine  Ver- 
stcherongsgesellschaft,  zwei  Terraineesellschaften ,  ein  Bahn- 
unternehmen,  drei  Montangesellschanen.  fünf  Brauereien,  fttnf 
Gesellschaften  der  Waggon-  und  Maschinenindustrie,  je  eine 
chemische,  Zement-,  Zucker-  und  Textilfabrik.    Die  eigen- 
artige wechselseitige  Beeinflussung  der  Persönlichkeiten  der 
Industrie  und  BankwcU,  die  oben  gesclii!  lert  wurde,  fllllt  hier 
weg:  die  Bank  siegt  nicht  in  den  einzelnen  Fällen,  und  die 
Industriellen  durch drin<2^en  die  ßankleitung  nicht  mit  ihrem 
geschäftlichen  Ideenkrei^,  sondern  der  verniittehide  Spekulant 
schiebt  heut--  alles  Kisiko  und  allen  Gewinn  der  Bank,  morgen 
den  industriclh  n  Unternehmungen  zu.    Die  Erfahrung  zi  i^t, 
dal-   ll.mk   und   Industrie   schlecht   dabei   fahren,   auch  der 
^pektiliuit  schliefslich  zu  1  all  kojinut.  —  Sowtit  kleinere  und 
nütUcre  Aktienbanken  sich  des  Instituts  des  Aufsichtsrats  zu 
ihren  Zwecken  bedienen  wollen,  arbeiten  sie  hftufig  jenen  Speku- 
lanten in  die  Hunde.   Ihre  AufsichtsratspoHtik  besteht  darin, 
dafs  sie  einflufsreiche  Männer  des  Geschäftslebens,  besonders 
der  Industrie,  in  den  eigenen  Aufsichtsrat  wählen;  auf  weit- 
gehenden Einflufs  durch  Delegierung  der  eigenen  Direktoren 
in  den  Aufsichtsrat  von  Industriegesesellschaften  können  sie 
nur  selten  rechnen,  da  ihnen  die  nötige  Macht  als  Rückhalt 
^'^hlt :  durch  die  Heranziehung  von  Industriellen  und  Geschäfts- 
leuten geraten  sio  dami  leicht  in    Kni^ageuients  hinein,  aus 
denen  sie  niciit  mehr  hcrauskiaini'u ,  und  wrrclen  nicht  selten 
blofsies  Instrument  in  der  lland  geschickter  Spekulanten.  — 
L:ä  zeigt  sich  hier,  wie  eine  wirtschaftliche  Institutiun  ihren 
Charakter  verändert  je  nach  den  Kräften ,  die  sich  ihrer  be- 
^>^htigen:  nur  wo  die  Industriebeziehungen  so  zahlreich,  öo 
^uemd,  so  sehr  durch  eine  weitverzweigte  Organisation  der 
Bank  und  bereits  durch  die  Mittel  des  regelmäfsigen  Ge- 
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Schäftsverkehrs,  der  Kreditgewährung,  der  Emiö&ionstätigkeit 
gefestigt  Bind  wie  bei  den  Qrofslmokeii,  nur  da  wird  die 
AufsichtBratastelle  ein  wirksames  Mittel  für  die  induetrielle 
Expansion  der  Grofsbanken. 

Das  zweite  Charakteristikum  ist  die  Rolle,  die  im  Auf* 
sichtsrat  die  Persönlichkeit  spielt.  Diese  Rolle  ist  schon 
wichtiger  beim  Emissions-  und  beim  industriellen  Konto- 
korrentgeschäft  als  bei  den  übrigen  Bankgeschäften ,  sie  ist 
beim  ganzen  Verkehr  mit  der  Industrie  durchaus  anderer  Art 
al-^  bei  dem  so  stark  auf  der  pers'önliehen  Krf;t!!rung  basierenden 
Komiülssionsgeschäft  des  Hankiers  tur  seine  KiiTKli  n;  nir<^ends 
ist  aber  das  Verhältnis  rlor  Banken  zur  Industrie  .so  voll- 
ständig auf  persönliches  \\  irken  gestellt  wie  bei  dem  Institut 
des  Aufsichtsrats.  Werden  in  den  Aufsichtsrat  eines  Industrie- 
unternehmens clio  geeigneten  Männer  geschickt,  so  kann 
durch  Anregungen,  Ratschläge,  Warnungen,  tatsächliche  Hilfe- 
leistungen aller  Art  der  Einflufs  eines  Bankdirektors  und 
damit  der  hinter  ihm  stehenden  Bank  ganz  ausschlaggebend 
werden.  Umgekehrt  verändert  sich  dabei  auch  der  Typus 
des  ßankleiters;  gröfsere  Kenntnisse  werden  nöti;<;  auch  die 
politische  Stellungnahme  verschiebt  sich.  Es  mufs  darauf  yer- 
ziehtet  werden,  dies  in  allen  Einzelheiten  und  Konsequenzen 
zu  schildern.  Zugleich  gibt  das  Zusammenarbeiten  im  Auf- 
sichtsrat, ähnlich  dem  in  Konsortien,  vielfach  Gelegenheit  zur 
Aüluiüptung  neuer  Beziehungen  und  zu  gemeinsamem  Vor- 
gehen mit  Konkurrenten,  das  weitreichende  Folgen  haben  kann. 

Im  i'ol^enden  ist  iuich  dem  „Adrefsbuch  der  Direktoren 
und  Aut'sieht.sräte  der  Aktiengesellschaften"*  versucht,  die 
durch  das  Institut  des  Aufsichtsrats  geschaffene  Einilufssjjhäre 
der  sechs  Grofsbanken  zahlenmälsig  zu  erfassen,  und  zwar  in 
folgender  Weise;  Die  industriellen  '  Gesellschaften,  in  deren  Auf* 
sichtsrat  Direktoren  und  Aufsichtsratsmitglieder  der  Grofsbank 
sowie  Direktoren  und  Aufsichtsratsmitglieder  der  angegliederten 
und  befreundeten  Unterbanken  Ende  19u3  safsen,  soweit  die 
Aufsichtsratsmitglieder  der  Banken  Industriedirektoren,  auch 
die  Gesellschaft,  bei  der  sie  angestellt  waren  ,  sind  in  drei 
Gruppen  geteilt:  1.  diejenigen,  in  deren  Aufsiehtsrat  die 
Direktoren  der  Grofsbank  und  der  Unterbank»in,  diejenigen 
nicht  schon  in  der  ersten  Gruppe  enthaltenen,  in  deren  Auf- 
sichtsrat oder  Direktion  die  Aufsichtsratsmitglie'ler  der  Grofs- 
bank und  der  Unterbanken  safsen,  (—  die  erste  Gruppe  wird 
wohl  stärker  unter  dem  Einflufs  der  Bank  stehen,  trotzdem 
kann  man  beide  Gruppen  auch  zu  einer  zusammenziehen  — ) 
3.  die  Gesellschaften,  in  deren  Aufsiehtsrat  die  Banken  oder 

1  Uerausgegeben  ▼on  flsns  Annds  A  Kart  Moeuier;  Jahtgsag  1908 

(Berlin  1!*0;T| 

*  Dabei  sind  Kreditbanken  and  reine  Indiuthebanken  mitgezählt, 
Hypotheken-,  Notenbanken  luw.  fehlen. 
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ihre  Autsichtsratsmitglieder  den  Vorsitz  haben,  ferner  die- 
jenigen, in  deren  Autaichtsrat  die  Bank  durch  zwei  oder  mehr 
Personen  vertreten  ist.  Die  dritte  Gruppe  ist  die  derjenigen 
UnterDehmungen  ^  in  denen  die  Bank  am  meisten  sn  sagen 
hat;  man  bedenke  nur,  dafs  z.  B.  der  Schaaffhausensche 
Bankverein  im  Aufbichtsrat  der  Maschin  enbauanstalt  Humboldt 
in  Kalk  durch  fünf  ihm  nahestehende  Personen  vertreten 
ist,  die  Diskontogesellschaft  bei  der  Gelaenkirchener  Berg- 
werksgesellschaft durch  sieben,  die  Deutsche  Bank  bei 
Siemens  &  Halske  durch  vier! 

Fi'ir  jede  Orofsbank  ist  demnach  die  ganze  Reihe  ihrer 
Unterbanken  mitgerechnet,  da  jedoch  als  Zeitpunkt  Ende  1903 
genommen  werd(!n  mufste,  sind  Verschiebungen  immerhin 
ziemlich  bedeutender  Natur,  die  seitdem  stattgefunden  haben, 
nicht  berücksichtigt*.  Das  Tempo  der  Bankkonzentration  ist 
ein  so  schnelles,  dafs  man  wohl  oder  übel  einen  festen  Punkt 
der  Untersuchung  annehmen  mufs.  Noch  mehr  als  bei  den 
bisherigen  Zahlenangaben  ist  hier  vor  dem  wissenschaftlich 
überhaupt  wertlosen  Versuch,  die  Bedeutung  der  einaelnen 
Bank  durch  Vergleich  mit  den  anderen  abzuschätzen,  deshalb 
SU  warnen,  weil  nicht  alle  Banken  die  gleiche  Vorliebe  ftlr 
das  Institut  des  Aufsichtsrats  haben  (vergl.  m,  B.  die  Diskonto- 
geseliachafi). 

Die  Qrofsbanken  waren  Ende  1903  im  Aufsichtsrat  von 
industriellen  Gesellschaften  vertreten: 


Deutsche  Diskonto- 
ßank     1  gesellschaft 

Darmstädter 
Bank 

Durch  ihre  eigenen  Aufsichtfiräte 

101 
120 

81 
61 

51 

50 

Überhaupt 

221 

92 

101 

Durch  Vorsitz  oder  durch  mehr 

96 

43 

'  So  iftt  diirfh  die  Interessnnpremeinschiif't  nip-dncr  Üaiik  Scbaaff- 
hauseuscher  Bankverein  eine  Veriiuderune:  in  eui^etrcten ,  als  die 

KölniBche  Wechsler-  und  Kommissiouabank  an  die  Kheiniscbe  Diskonto- 
eeeellschaft  ftberging,  also  ans  der  Gruppe  der  Dresdner  Bvok  in  die 
der  I>i=:knntofTe8e!l8chaft  trat;  sehr  viel  änderte  das  nicht  an  der  bis- 
herigen bituation,  zumal  da  die  Märkische  Bank  in  {Lochum,  bisher 
Unterbank  der  Kölnischen  Wecbbler-  und  Kommissionsbank,  in  der  Gruppe 
der  Dresdner  Bank  verbleibt.  Ebenao  ist  die  jüngst  erfolgte  Fusion  der 
Deutsrhen  Genossenschaftsbank  mit  der  Dresdner  Bank  nicht  berück- 
sichtigt, aber  der  industrielle  Anhang  der  Genossenschaftshank  ist  nicht 
grofs.  Auch  die  freundschaftliche  Verbindung,  die  vor  kurzem  zwischen 
IKskontogesell Schaft  und  Banner  Bankverein  entriert  wurde,  mufste  trotz 
ibror  Wiehtiiskeit  ausscheiden.  Dagegen  sind  die  inswiechen  völlig  er* 
Fon«hiiiigttn  XXIV  2  (Iii).  —  Jeid«l«.  U 
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Dresdner 
Bank 

odUUUl' 

hau?enscber 
Üankvereui 

i>ertiuer 
Handels- 
geselltohaft 

Darch  ihre  olgenen  Anftichtsrilte 

53 
80 

68 
62 

40 
34 

Überhaupt 

138 

130 

74 

Durch  Voraitz  oder  durch  mehr 

41 

38 

88 

IL  Die  konkrete  ZusammensetKiing  der  indastriellen 

Einflnfssphftre. 

Aus  <I(Mi  drei  Einflufssphären ,  die  sich  die  OrofsbaTiken 
bei  der  Ausgestaltung  ihrer  Industriebi'ziehungeii  bilden,  liefs 
sich  eine  iiichr  oder  weniger  grofse  Zahl  von  Jndustrieunter- 
nehmungen  finden,  deren  Namen  man  kennt.  Am  vollständigsten 
und  zuverlässigsten  ist  die  durch  das  Institut  des  Aufsichtsrats 
geschaffene  Einflufssphäre  festzustellen,  weil  hier  das  ganze  Bild 
der  Indtistriebesiehungen  in  eiDem  bestimmten  Zeitpunkt  er^ 
fafsbar  ist  und  die  Unterbanken,  die  ja  der  Vertiefung  und 
Erweiterung  des  industriellen  Geschäfts  der  Grefsbanken 
dienen  sollen,  mitberUcksichtigt  werden  kOnnen.  Bei  den 
Emissionen  ist  beides  nicht  möglich,  weil  aus  den  Geschäfts* 
berichten  für  die  früheren  Jahre  nicht  für  alle  Grofsbanken 
gleichmäfsig  erkennbar  ist,  für  welche  Industrieunternehmungen 
sie  überhaupt  schon  einmal  eine  Emission  besorgt  haben,  und 
aus  der  Ivenntnis  dieser  Ges«'ll.schaften  auch  nicht  hervorginir^^. 
welche  heute  noch  mit  derselben  Bank  in  Beziehung  stehen^ 
die  Unterbanken  geben  die  Emissionen,  an  denen  sie  teil- 
nehmen, zum  Teil  gar  nicht  an.  Von  den  Kontokorrent- 
verbindungen kennen  wir  Überhaupt  nur  eine  beschränkte 
Zahl  genauer,  und  auch  von  diesen  ist  unbekannt,  welche 
Unternehmungen  gröfsere  Kredite  der  Bank  in  Ansprach  ge- 
nommen haben,  was  für  die  Beurteilung  der  Intensität  der 
Beziehungen  wichtig  wäre;  obendrein  sind  fUr  die  Unterbankeii 
die  Zahlstellenverzeichnisse  als  Quelle  fßr  Kontokorrent- 
Verbindungen  noch  unbrauchbarer  als  für  die  Grofsbanken 
selbst.   In  allen  drei  Sphären  fehlen  Privatunternehmungen. 

Aus  diesem  —  absolut  betrachtet  —  recht  minderwertigen 
Material  ist  alier  einiges  zu  erseher^  wpim  man  sich  nunmehr 
die  Frage  vorlegt,  nach  welchen  Prinzipien  die  Grofsbanken 


worbenen  Ronner  ond  Krefelder  Finnw,  die  Westdeutsche  Bank  and 

die  Niodcrrheu)i!*clie  Kreditanstalt,  borrif«  dem  Dresdner-Schaaff  hausen - 
Konzern  zugerechnet,  weil  ue,  nur  in  anderer  Form,  schon  früher  mit 
ihm  hiert  waren. 
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«ich  die  Unternehmungen,  mit  denen  sie  in  Beziehung  treten, 
aussuchen.  Es  mag  gewagt  erscheinen,  bei  der  Auswalil  der 
Industriegeschäfte  noch  nach  anderen  Grundsätzen  zu  toröchen 
als  dem  durch  die  Konkurrenz  gebotenen  »Streben  nach  jedem 
irgend  erreichbaren  Geschäft  mit  jedem  beh'ebigen  Unter- 
nehmen, ein  gewisse«)  Mais  geschäftlicher  Sicherheit  voraus- 
gesetzt  Mag  dies  ▼om  subjektiven  Standpunkt  der  Banken 
aus  auch  in  der  Tat  das  oberste  oder  gar  einzige  Motiv'  sein : 
das  objektive  Ergebnis  des  Konkurrenzkampfes  ist  doch  tat- 
sächlich ein  bestimmter  fester  Kundenkreis  mit  einer  eigen- 
tttmlicben  Physiognomie.  Die  universeile  Natur  des  in- 
dustriellen Bankgeschäfts,  wie  sie  bisher  beschrieben  wurde, 
die  Möglichkeit  und  Notwendigkeit  für  eine  Grofsbank,  regu- 
lären Oesch.Hftsverkehr ,  gewerldiche  Kreditgewährung,  Emis- 
sionen ,  Besetzung  von  Aufsichtsratsstellen  systematisch  aU 
Werkzeuge  für  en^jfe  dauernde  Beziehungen  zu  industriellen 
Unterneiimuugen  zu  benutzen:  das  alles  zieht  ein  so  viel- 
maschiges  Netz  um  die  Bank  und  die  industrielle  Unter- 
nehmung, ilaiö  der  Konkurrenzkampf  um  das  einzelne  Ge- 
schäft mit  dieser  häutig,  bei  manchen  Gesellschaften  dauernd 
ausgeschaltet  wird.  Es  entsteht  so  ein  fester,  durch  Unter- 
bietung  bei  einer  Exmission,  Kreditgewährung  usw.  nicht 
Btt  durchbrechender  Kundenkreis  der  einzelnen  Grofsbanken, 
der  aus  verschiedenartigen,  sich  durchkreuzenden,  verstärken- 
den, aufhebenden  Motiven  entstanden  ist.  In  seiii  r  konkreten 
Zusammensetzung  kann  man  deshalb  mit  Recht  einen  Aus- 
druck der  Prinzipien  sehen,  die  bei  den  Grofsbanken  in  der 
Auswahl  ihrer  Industriebeziehungen  obwalten. 

Es  können  im  grofs^^n  und  ganzen  vier  Kriterien  fiir  <li«^ 
Auswahl  in  Betracht  kommen:  l.  die  Grttfse  der  Unter- 
nehmungen, 2.  ihre  Rentabilität,  3.  der  Industriezweig  und 
4.  der  geograpiiisclie  Bezirk.  Die  Rentabilität  spielt  für 
die  Banken,  die  niclit  Aktionäre  sind,  keine  groi'se  Rolle:  geht 
es  den  Unternehmungen  schlecht,  müssen  sie  Kredite  in  An- 
spruch nehmen,  ohne  dafs  eine  Erholung  aussichtslos  ist,  so 
kiann  das  bis  zu  einem  gewissen  Grade  für  die  Banken  ein 
sehr  gutes  Geschäft  sein ;  geht  es  ihnen  gut,  so  sind  die  Um- 
sätze hdher,  Kredite,  nur  mit  grOfserer  Sicherheit  und  zu 
Erweiterungen,  statt  zur  Deckung  von  Unterbilanzen,  werden 
auch  dann  in  Anspruch  genommen,  Kapitalerhöhungen,  Er- 
weiterungen durch  Fusionen  und  ähnliche  gewinnbringende 
Transaktionen  stehen  in  Aussicht.  Während  ungünstig  ar- 
beitende Gesellschaften  die  Macht  der  Bank  über  die  Industrie 
verstärken,  ist  bei  erfo!irr*^i('hfMi  Unternelnnnngen  mit  gröfserer 
Sicherheit  und,  einen  längeren  Zeitraum  i) 'i  i  a^'litet,  auch  mehr 
tu.  verdienen,  und  da  es  —  vorübergehende  taktisch  be- 
gründete P?l!le  ausgenommen  —  gerade  den  Grofsbanken 
wesentlich  hierauf  ankommt,  kann  man  unbedingt  annehmen, 
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dafs  es  ihnen  allgemein  lieber  ist,  mit  guten  Gesellschaften 
zu  arbeiteu.  Bestätigt  wird  das  auch  durch  die  durchweg 
technisch  ersddassige  Ausstattung  der  finanEiell  ungünstig 
•rbeitendeo  Werke,  die  mit  den  Großbanken  liiert  sind.  Von 
der  besonderen  Bedeutung  der  unrentablen  Untemebmungen 
in  der  industriellen  Einflufssphttre  der  Grofsbanken  ist  im 
vierten  Abschnitt  zu  sprechen. 

Ebensowenig  läfst  sich  eine  exakte,  auf  Zahlenmaterial 
gestützte  Antwort  geben,  ob  und  inwieweit  die  Großbanken  den 
Verkehr  mit  grofsen  Unternehmungen  vorziehen.  Man 
kann  nur  die  einander  verstlrkenden  oder  aufheljenrlcn  ^fotive 
der  Bauken  und  objektiven  I'esultate  ihrrr  gesamten  Entwick- 
lung feststellen.  Gewi  im  und  Sicherheil  sind  bei  der  grofsen 
Unternehxnung  besöer  garantiert  —  ganz  abgeseheu  von  der 
allgemeinen  Machtstellung,  die  Beziehungen  zu  ihr  gewähren  — ; 
dagegen  ist  bei  einer  grossen  Zahl  kleiner  Kunden  die  Gefahr 
hoher  Verluste  im  Einzellalle  geringer,  die  Risikoverteilung  voll- 
kommene. Aber  diese  Überlegungen  Tom  Standpunkt  dea 
klugen  Geschäftsmanns  entscheiden  weniger  als  die  objektiven 
Verttndemngen  im  Bankwesen :  Konkurrenz  um  die  Kundschaft 
und  Möglichkeit  eines  tatsttchlichcn  Monopols  in  gewissen 
Zweigen  der  Kreditgewährung,  die  Vernichtung  des  kleinen 
Bankiers  und  die  pianmäfstge  Dezentralisation  der  Grofsbanken 
wirken  einander  entgegen.  Auf  der  einen  Seite  entziehen  die 
Grofsbanken  durch  ihren  siegreichen  Kampf  gegen  andere 
Bankformen  den  kleinen  Unternehmungen  ein  Kreditinstitut, 
auf  der  anderen  Seite  geben  sie  ihnen  ein  neues,  iri'lem  sie 
sich  Provinzbanken  mit  dezentralistischer  Struktur  angliedern. 
Ursprünglieli  als  Waffe  im  Konkurrenzkampf  gegen  die  anderen 
Banken  angenommen,  einem  Kampf,  der  dazu  zwingt,  auch 
in  jedem  kleinen  Kunden  einen  wünächenüvvcrten  Machtzuvvachö 
SU  sehen^  schafft  dieses  moderne  Organisationssystem  den  ein- 
zelnen Grofsbanken  ein  gewisses  Monopol,  das  ihnen  die 
Vernachlttssigung  dieser  kleinen  Unternehmungen  erlaubt 
Sind  die  mit  einem  bestimmten  Industriebezirk  durch  eine 
lange  Geschichte  verwachsenen  Provinzbanken  mit  ihrer 
Personen-  und  Sachkenntnis  einmal  in  den  Besitz  einer 
Grolsbank  gekommen ,  so  ist  es  kaum  mehr  möglich ,  ein 
neues  ebenso  grofses  und  festes  Gebäude  als  konkurrierende 
Kreditorganisation  daneben  zu  setzen.  Fs  ist  schwer  fest- 
zustellen, welche  der  einander  widerstreitenden  Tendenzen 
siegt.  Ein  Urteil  kann  liier  am  ehesten  die  Stimmung  der 
an  die  Grofsbanken  angegliederten  Provinzinstitute  verschaffen. 
Wenn  man  aus  den  beiden  folgenden  Aufserungen  der 
Bergisch-Markischen  Bank  eine  gewisse  Kesignation  heraus- 
liest, wird  dies  wahrscheinlich  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
entsprechen.  Im  Geschäftsbericht  dieser  Bank  fUr  1895,  also 
vor  der  Angliederuug  an  die  Deutsche  Bank,  hiels  es:  „Die 
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Dezentralisation  ermöglicht  uns,  die  Gestaltung  der  \'erhält- 
niöse  der  euizehien  Firmen  zu  übcrHehen,  direkte  Beziehungen 
zu  unterhalten,  auch  die  kleinoien  Ünternehmungen  zu  fördern 
und  durch  die  grofse  Zahl  der  Konten  unser  Obligo  wesent- 
lich zu  verteiiea,  was  alles  bei  dem  heutigen  Umgang  unseres 
Oeschftfts  von  einer  Stelle  aus  unmöglich  wäre/  Im  Bericht 
&ar  1902  hiefs  e«  pesümistisclier:  »Wie  in  der  Industrie,  so 
tritt  aach  im  Bankwesen  immer  dringlicher  das  Streben  nach 
Zentralisierung  und  Zusammenschlufs  hervor,  ausgehend  Ton 
dem  Wunsch,  die  Kraft  fUr  die  Ausnutzung  wirtschaftlicher 
Konjunkturen  und  den  Widerstand  gegen  wirtschafUiche  Rück- 
gänge zu  stärken.  In  der  Verallgemeinerung  dieser  Zu- 
sammenfassungsbestrebungen liegen  unverkennbare  Gefahren 
für  di<^  Weiterentwicklung  des  Bankwesens,  sofern  durch  die 
iSentralisif  run^!:  die  notwendige  individualisierende  Behandlung 
der  Geschäfte  auf  Grund  besonderer  Personen-  und  Sach- 
kenntnis beschränkt  und  die  liandhabung  des  lokalen  Per- 
sonalkredits von  den  wachsenden  Stimmungen  der  Börse  be- 
«influfst  wird." 

Im  ganzen  wird  man  fUr  Jetzt  sagen  können  ^  dafs  diese 
Vernachlässigung  keinem  bewnlsten  System  der  Qrofsbänken 
entspricht,  sich  auf  die  kleinsten  Unternehmungen^  überhaupt 
80  lange  der  Konkurrenzkampf  der  Grofsbanken  untereinander 
und  den  anderen  Bankformen  gegenüber  noch  fortdauert»  auf 
«in  Minimum  beschränkt.  Die  Grofsbank  in  ihrer  heutigen 
Organisation  fufst  jedenfalls  stark  auch  auf  den  kleinen  Unter- 
nehmungen, mit  denen  sie  durch  ihre  Unterbanken  und  nur 
durch  diese  in  Verbindung  steht.  Für  die  Zentralleitung  und 
das  wnrlisende  l'^ingreifen  der  Grofsbank  in  die  grof.sindnstrielie 
Entwicklung  spielen  sie  keine  Rolle.  Wenn  dieses  l.inirroifen 
<li<»  Konzentration  in  den  höheren  Schichten  der  Industrie  be- 
t ordern  sollte,  dann  wUrde  dies,  da  die  wachsende  Macht  des 
Grofsen  schon  an  sich  die  waciisende  Üliiimacht  des  Kleinen 
bedeutet,  eine  mittelbare,  ui  gewissem  Sinn  auf  die  Grofs- 
banken  zurückzuführende  Schwächung  der  kleinen  Industrie- 
Unternehmungen  bewirken.   Dies  ist  später  zu  untersuchen. 

Das  einzige,  was  aus  dem  verfügbaren,  bisher  nur 
summarisch  mitgeteilten  Zahlenmaterial  ^  ersehen  werden  kann, 
ist  die  Verteilung  nach  Industriebezirk  und  Gewerbe« 
art.  Eine  Frage  mufs  aber  auch  hier  gleich  als  ungelöst  aus- 
scheiden:  die  nach  der  verschiedenen  Berücksichtigung  der 
leichtern  und  schweren  Industrien,  die  nur  zum  Teil  mit  dem 
Problem  der  grofsen  und  kleinen  Unternehmungen  zusammen- 
fällt. Trotzdem  kan?!  aus  diesen  Zahlen  ein  l)ild  von  der 
iStruktur  der  industriellen  Kundschaft  einer  Grofsbank  gewonnen 
werden,  wenn  man  fragt,  ob  sie  einen  vertikalen  oder  einen 


1  Siehe  Seite  127,  1^9,  162. 


Digitized  by  Google 


XXIV  2. 


horizontalen  Ausschnitt  aus  der  Industrie  darstellt,  ob  das- 
Herrschaftsgebiet  einer  Bank  sich  auf  einen  besonderen  Be- 
zirk oder  ein  spezielles  Gewerbe  beschränkt,  oder  ob  in  beiden 
Richtungen  Universalität  angestrebt  wird.  Am  besten  wird 
sich  die  Stellungnahme  in  den  Gewerben  zeigen,  die  aU 
Glieder  eines  Produktioneprozesees  in  leicht  erkennbarer  Ab- 
hängigkeit von  einander  stehen;  sie  sind  die  Hauptelemente 
der  industriellen  Konzentration,  und  das  Verhalten  der  Grofe- 
banken  zu  dieser  volkswirtschaftlichen  Erscheinung  wird  Ter» 
schieden  sein,  je  nachdem  ob  sie  sich  spezialisieren  oder  an 
allen  Industriezweigen  gleichmilfsig  interessiert  sind.  Solche- 
in  l)P9ondcren  Unternehmungen  verkörperte  Stuff^n  eines  Pro- 
duktionsprozesses linden  sich  in  manchen  Gewerben,  der 
Textil-,  Papier-,  chemischen  und  anderen  Industrien.  Aua 
den  in  der  Einleitung  angeführten  Gründen  wird  hier  nur 
der  besonders  geeicrnete  eisenindustrielle  Produktionsprozefs 
behandelt.  Er  umtaiöt  die  verschiedenen  eisenerzeugenden 
und  eisenverarbeitenden,  diesen  ihr  Rohmaterial  und  ihre 
Werkzeuge  und  Maschinen  liefernden  und  die  ihre  Fertig- 
produkte abnehmenden  Gewerbearten.  Es  handelt  sich  um 
einen  Produktionsprozefs,  der  sich  nicht  ganz  in  einer  Fabrik 
bezw.  Untcrnehnjung  abzuspielen  braucht;  er  besteht  nicht 
aus  Produktionsstufen,  in  denen  das  Erzeugnis  der  vorher- 
gehenden Stufe  zum  gröfsten  Teil  aufgeht,  er  bedeutet  nicht 
den  Weg,  der  vom  Rohmaterial  bis  zum  Fertigprodukt  durch- 
laufen wird.  Die  15etriebskombination  der  Grofseisenindustrie,. 
die  ihren  Ausdruck  darin  findet,  dafs  sämtliche  Herstellungs- 
Btufen  von  der  Kohle  und  dem  Erz  bis  ztim  fertigen  Eisen,, 
dem  I^leiii,  dem  Nagel,  dem  Drahtgitter,  dem  Stück  Eisen  zu 
Bauzwecken,  ja  zur  fertigen  Brücke  usw.  von  einer  Unter- 
nehmung hergestellt  werden^  stellt  den  vollständigen  eisen* 
industriellen  Produktionsprozels  noch  nicht  dar.  Zu  diesem 
gehören  alle  die  Gewerbearten,  die  wesentlich  als  Abnehmer 
oder  Lieferant  aufeinander  angewiesen  sind.  Es  werden  hier 
folgende  Gruppen  dazu  gerechnet:  1.  Steinkohlen,  2.  Gro(s* 
eisenindttslrie ,  die  reinen  und  kombinierten  Hutten-  und 
Walzwerke,  die  Verfeinerungswerkstiltten  dabei  nur  soweit 
mitgoreehnet,  als  sie  sich  an  den  Stahl-  (Tiegelgufs  u.  dei^l.) 
und  Walzprozofs  unmittelbar  und  in  der  R^el  anschliefsen ; 

3.  Metallverarbeitung  —  es  handelt  sich  wesentlich  um  Eisen, 
die  übrige  ^rptallverarbeitung  läfst  sich  aber  nieht  aus- 
scheiden—  und  Eisenbahnbedarf,  Signalbau,  Wagenbau  u.dergl.; 

4.  ^^Taschinenindustrie  und  Schiffbau ;  5.  Elt  ktrisclie  und  Kabel- 
industrie; (i.  Eisenbahnen,  Schiflahrt  und  andere  Transport- 
nntf'inehmungen.  Die  Beziehungen  zwischen  den  Unter- 
nehmungen dieser  verschiedenen  Industriegruppen  sind  »ehr 
mannigfaltig;  wie  die  Elektrizitätsgesellschalten  mit  einem 
grofsen  Teil  ihres  Betriebs  auf  die  Strafsenbahnen ,  deren 
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elektriaehe  EiBrichtang  sie  besorgen,  auf  die  Ifaacbinen* 

Industrie  und  alle  Fabriken  mit  ausgeprägter  maschineller 
Technik  angewiesen  sind,  wie  wichtig  ihr  Verhältnis  zu 
anderen  Beleuchtungs- ,  Gas-,  GasglUhli<  I  t  usw.  Unter- 
nehmungen ist,  wie  sie  Hilfsindustrien  der  Metall-  und  anderer 
Branchen  beschäftigen,  wie  dann  wieder  die  \\'ag:enbau- 
anstalten ,  Lokoniotivfabriken  usw.  auf  die  Eisenbahngesell- 
Hclwitt«  n  angewiesen  sind,  die  Schwereisenlndustrie  wieder  auf 
die  eise^iverarbeitenden  und  -verbrauciienden  Unternehmungen, 
—  das  wurde  schon  in  der  Einleitung  angedeutet.  Im  grofsen 
betrachtet,  sind  zwar  alle  Industrien  in  solcher  Weise  von- 
einander abhängig,  aber  bei  weitem  nicht  in  gleichem  Mafse 
wie  die  Metallindustrien.  Die  Verbindung  der  einzelnen 
Gewerbearten  untereinander  ist  die  Grundlage  der  in- 
dustriellen Konsentrattonsmöglichkeit  und  der  Stellung  der 
Banken  zu  dieser;  sie  kann  nur  durch  spezielle  Unter- 
suchung jeder  einzelnen  Industrie  genauer  festgestellt  werden. 
Insbesondere  für  die  Maschinenindustrie  liegt  die  Sache 
schwierig,  da  sie  nicht  blofs,  vielleiciit  nicht  einmal  über- 
wiegend für  dio  Metallindustrien,  sondern  ebenso  für  die  ver- 
schiedenartigsten anderen  Gewerbe  —  Brauereien ,  Zucker- 
fabriken und  die  übrigen  landwirtschaftlichen  Nebenu^i^werbe 
\vie  die  Landwirtsciiat't  überhaupt,  für  Textil-,  chemische, 
Papier-,  Holzwarenfabnken,  Sägewerke,  die  polygraphischen 
Gewerbe  usw.  —  Kraft-  und  Arbeitsmaschinen  liefert.  So 
kommt  es,  dals  gewisse  Maschineniabriken,  namentlich  solche 
fUr  landwirtschaftliche  oder  Spinnerei-  und  Webereimasehinen^ 
auch  die  fUr  Setzmaschinen  u.  dergl.,  ganz  zu  einem  be- 
sonderen nicht  eisenindustriellen  Produktionsprozefs  gehören. 
Hier  werden  trotzdem  die  Maschinenfabriken  ohne  Ausnahme 
dem  eisenindustriellen  Produktionsprozefs  zugerechnet.  —  Die 
Gegentibersteilung  der  gesamten  Metallindustrien  und  der 
anderen  Gewerbe  gibt,  wenn  auch  eine  sehr  schwache^  so  doch 
immerhin  eine  gewisse  Möglichkeit,  das  Interesse  der  Grofs- 
banken  an  den  schweren  und  leichten  Industrien  zu  beurteilen. 

In  den  folgenden  Tabellen  fl — VI)  wird  wegen  der  Dürftig- 
keit des  exakten  Materials  von  dem  Grundsatz  ausgegangen, 
dafö  die  aus  den  Zahlstellenverzeichnissen  (Tab.  II  u.  IV), 
den  Zusammenfassungen  der  Aufsicbtsratsstellen  (Tab.  I  u  III), 
der  von  den  einzelnen  Grofsbanken  ausgeführten  Kraissionen 
(Tab.  V)  und  der  an  der  Berliner  Börse  zum  Handel  zu- 
gelassenen Wertpapiere  (Tab.  VI)  ermittelten  Zahlenangaben 
sich  gegenseitig  kontrollieren.  Dieselbe  Frage  wird  so  in 
mehreren  Tab^^en  beantwortet,  von  denen  jede  aber  wieder 
über  gewisse  Besonderheiten  Aufschluis  gibt.  Ist  auch  die 
einzelne  absolute  Zahl  als  Anschau inigsmaterial  in  den  meisten 
Fällen  wenig  brauchbar,  so  kann  doch  —  und  darauf  kommt 
es  hier  an  —  für  die  relativen  Ergebnisse  aus  der  ver- 
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gleichender  Kf^bnneinanderstellung  mehrerer  Zahlen  ein  hoher 
Grad  von  Zuverlässi;:::keit  und  Beweibkratt  hrliauptet  werden 

Zu  den  Tabellen  selbst  und  deren  ii^rgebnis  ist  im  ein- 
zelnen folgendes  zu  bemerken : 

Tabelle  I  und  II  geben  nach  der  Gesamtzahl  der  Auf- 
sichtöratsätelien ,  die  im  iutcreäse  der  Bank  benutzt  werden 
können,  und  nach  den  in  den  Zahlstellenverzeichnissen  ge- 
fiudeDen  Aktiengesellschaften  die  Ordiche  Verteilung  der 
Industriebesiehangen  an.  Wahrend  die  durch  den  Aufijcliterat 
geschaffene  Einflufssphäre  ziemlich  vollständig  er&fst  ist^ 
stellen  die  zu  Tabelle  II  verwendeten  (^esellschanen  nur  einen 
Teil  der  in  regelmftisiger  Qeschäftsverbindung  mit  der  Bank 
stehenden  Unternehmungen  dar.  Die  in  beiden  Tabellen 
herangezogenen  Gesellschaften  decken  sich  also  nicht,  auch 
danmi,  weil  In  Tabelle  I  die  Unterbanken  mitgerechnet 
wurden,  während  sie  in  Tabelle  TT  als  solche  fehlen;  einige 
von  ihnen  sind  hier  als  Einzel  Institute  autgeführt  und  be- 
zeugen —  nach  den  Zahlstellenverzeichnissen  zu  urteilen  — 
ganz  evident,  wie  stark  sie  sich  auf  ihre  speziellen  Bezirke 
beschiHiiken.  In  den  beiden  Tabellen  ist  trotzdem  die  ört- 
liche Gruppierung  im  wesentlichen  eine  übereinstimmende, 
aber  mit  aer  Einschränkung»  dafs  die  in  der  nach  den  Zahl- 
Stellenverzeichnissen  aufgestellten  Tabelle  teilweise  stark  hervor- 
tretende Spezialisierung  der  Grofsbanken  auf  bestimmte  Ge- 
biete in  der  Aufsichtsratstabelle  weit  weniger  auffällt.  Das 
ist  wichtig  und  erklärt  sich  so:  Da  in  Tabelle  II  die  ünter- 
banken  der  Grofssbank  nicht  zugezählt  sind,  die  Grofsbanken 
und  ihre  Filialen  also  nur  mit  dem  industriellen  Anhang  er- 
scheinen, der  direkt  mit  ihnen  in  Beziehung  steht,  so  kann 
man  im  grofsen  und  ganzen  die  den  Grofsbanken  nahe- 
stehenden Gesellschaften  der  Tabelle  II  als  recht  eng  in  ge- 
schäftlichem Verkehr  mit  d«?r  Bank  verbunden  ansehen.  Bei 
diesen  Gesellschaften  zeigt  bich  nun  eine  ziemlich  starke  Hin- 
neigung der  einzelnen  Grofsbanken  zu  bebniumten  Bezirken; 
sie  erklärt  sich  historisch  und  entspringt  der  Notwendigkeit, 
mit  den  besonders  eng  verbundenen  Unternehmungen  auch 
örtlich  in  Berührung  zu  sein.  Hierin  steht  die  Grofsbank  im 
Verkehr  mit  der  Industrie  allen  anderen  Banken  prinzipiell 
und  tatsächlich  gleich,  sie  sucht  aber  diese  Hinneigung  su 
bestimmten  Gebieten  durch  die  Angliederung  von  Provinz- 
banken planmäfsig  zu  vermindern,  — •  wie  aus  dem  Gegensatz 
der  Tabelle  II  zur  Taln  lle  I,  in  der  die  Unterbanken  mit- 
gezählt sind,  deutlich  hervorgeht.  Am  geringsten  ist  diese 
iSpezialisirrung  br-i  dor  Deutschen  Bank,  bei  der  die  Verteilung 
auf  die  einzelnen  Industriegegendeu  eine  durchaus  gieichmälüige 

'  Die  t^horoin^timmiinp  der  Zahlen  bei  den  einzelnen  Grofibankeu 

iällt  ia  sämtlichen  Tabellen  auf. 


Digitized  by  Google 


XXXV  2, 


169 


Nicht  ört- 
lich iclaasi- 
i  iizierbar 

Schlesien 

Sud-  und 
Südweat- 
deutschland 

'  a 

9 

1 
w 

;  Nord-  und 
:  Nordust- 
deutschland 

o>  <o  O  »C  C£  «o 
sc  ca  ^  CM 

West- 
deutschland 

r-  o>  00  o  (M  :£> 

05  O)  »-1  05  f-i 

X           05  O 
O  00  90      1^  CO 
Ol 

s  S  5 

*•••«. 

'  "  *  ',S  " 

S 

a 

u 

V 

1 

.  .  .  .'g^ 

.   .   .  . 

-    >  aS 
.    .    .  JZ 

....  Jj^ 

•«  •  -ZI 

c  — a  CO 

Ii  IUI 

9 


«8 


CS 


..»r-gc-woo    |  |  |  jo    |  j  [  |  j  j  l 

s  1  I  '-^l:<>' 

f»  04  ^  1-«  i-<  O  1 

,—1  1 

CO  X  CO  00  00        OS  ».Ol   \  r-*  1 

cxD  CT.     r:  X  OJ 

tC      Ol  i-O  ^ 

00  OO  CO  o 
90      O  OÖ  CO  O 

M  S 

•  o  oe 

J2CQ 

n  S 


,5 


2^ 

!  2  S 


>  oQ 
■  MJi 

CO 

.  ^'  « 

.  ^  CD 

S  o  ß 
CO  S  * 

^«3  9Q 


=1  •  = 

o  >  S  £ 
q;  w  c:  "Ti 


—  O  fc- 


*  —     o  ^ 
-c  ^  ^ 


o 


X 


Digitized  by  Google 


170 


XXIV  2. 


Die  gewerbliche  Verteilang  der  iadustriellen  Gesell- 
Tabelle  m.  Durch 
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sekalten,  za  deien  die  0rob1wBkeB  in  Beiieknng  stellen. 

Aufsichtsrat 


•  c« 

C  ^ 

4.  V: 

-r 

*  s 

■z:^  c 

u  — 

2  c 

u 

II 

Hm. 

Ü 
j< 

i, 

Ä 

1 

e 

CO 

1  « 

=  ? 

aj 

.2 
1« 

c 

1  . 

-  L. 

-  s 

1 

Nalur 
1  mit 

z 

«1 

ö 

n 

w 

S 

SO 

© 

*- 

1 

n 

X  ^ 

"t:  I- 

3  7: 

^  a 

"  tc 

« 

r. 
u 

s 

14 

53 

5 

5 

2 

7 

5 

■ » 

kl 

g 

r» 

14 

75 

4 

2 

7 

9 

3 

7 

2 

1 

9 

1 

16 

?H 

12ft 

9 

7 

9 

21 

10 

12 

7 

1 

II 

10 

64 

8 

O 

4i 

H 

4 

10 

o 

'» 

2 

2 

4 

4 

ö 

27 

1 

1 

1 

— 

— 

1 

g. 

5 

9 

32 

4 

1 

5 

4 

2 

2 

4 

2 

9 

17 

59 

9 

1 

5 

5 

5 

8 

2 

— 

5 

S 

5 

4 

11 

81 

1 

4 

8 

1 



8 

5 

6 

23 

1 

a 

U 

4 

a 

4 

3 

— 

4 

— 

4 

8 

28 

2 

4 

1 

1 

1 

1 

12 

B 

9 

10 

51 

8 

7 

5 

8 

5 

3 

1 

16 

— 

o 

m 

a 

4 

13 

8 

2 

8 

2 

1 

-  - 



5 

2 

6 

16 

38 

2 

2 

« ) 

O 

l 

1 

— 

3 

1 

9 

8 

14 

58 

4 

4 

3 

2 

1 

1 

2 

11 

U 

!»1 

a 

r. 

5 

9 

m 

2 

8 

1 

7 

4 

8 

84 

8 

_ 

1 

2 

— 

1 

^_ 

— 

10 

11 

47 

3 

3 

2 

4 

i 

2 

1 

1 

4 

— 

1 

11 

4 

46 

5 

3 

5 

11 

17 

V» 

9 

4 

1 

1 

1 

9 

— 

7 

88 

1 

2 

1 

— 

2 

— 

1 

— 

8 

— 

8 

y 

2Ü 

1 

— 

— 

2 

•  > 
6 

1 

4 

22 

2 

1 

2 

— 

3 

■"■^ 

o 

1 
l 

1 

10 

i: 

.>! 

»1 

:l 

.) 

» 

8 

4 

• 

26 

1 

1 

_ 

1 

1 



— 

— 

1 

1 

stellenverzeichnissen. 

23 

17 

59 

187 

4 

6 

16 

20 

14 

27 

8 

3 

3 

34 

12 

9 

4 

67 

ua 

7 

8 

6 

16 

5 

6 

5 

1 

30 

2 

11 

10 

49 

96 

7 

13 

10 

10 

10 

28 

9 

2 

17 

1 

20 

10 

47 

106 

6 

8 

10 

25 

18 

20 

16 

3 

3 

8 

10 

15, 

13  f 

fö 

159 

6 

10 

12 

6 

12 

7 

2 

2 

9 

3 

6 

14  . 

61 

104 

e 

l 

3 

7 

2 

5 

3 

1 

1 

8 

7 

Digitized  by  Google 


m 


XXIV  2. 


OS 

QO 

tu 


^  o 

So 

£  a 

'3:>  _ 


22: 

OS 

6 


<    'S  o 

,     B  t  S 

'    a  «  c 

3 


N    3_i  C; 

*  se  4* 


3  a  ^  - 


I  §  & 


I  O 


1100  |»O«ßO109««e         04 «         kO     CO         ^  oo  j-«  cc  o ca  c 


••ssssüssÄ  s^ssaasö*  •»•sss8i;s5:s 


«-•  oa    00 ea i-i t-i <m oaco io oo  i  oo ^    ca»-"  i     cm gm co  ;_ 


00 CO oa Ol o  X iit  t.«:}  CO    C9c*o3apopfiaoo<o  ^^SSSSSS^S 


I  I 


TD  W 


I  I  1-^  1*^  1  M  1  r  1-"  1 1  1 1 


I  1 


l  I  I 


1— ' »— "  ».^  iC  >— '  f— t      »-H  t-^  j  »— <       I  I— ( 1-^   j       CO    I  1^ 


00  a>  /:  Ott  '  n 


a 
o 


5' 


^  a 
S 


Digitized  by  Google 


5LXIV  2. 


17S 


1  1  1  1 

1 

>i  ^  ,-1  e«i  ao  G4  ^ 

^  00    a»         M  ^ 
09  f-i  e«  ei  <^  C4  «-4 1^  f4 

lO  <^  £4  O  jO  A  C*  0» 
fH  F4  09  ^  04  fN  f4  f4 

^  09  Od  0«  00     FN  0«  FN 

^  €9  <30  00  O  00  «0  00 

f4  M  F^  1^  09  F4  Fi« 

OOCDOO^OOOf^^CO 

99  90 Od  tO  r- 00  0» 

Ol  oa  05  oj  CO  "5  oa  » 

II  1 

1 

1  e4FiQ««oo9  1  1  ] 

1  II» 

1  1  1-"^  1  1  1  1 

*^  1  1  1  oaooe«  1  1 

t- ea  ^    Fj    CO  0* 

C«  ^  d  O*      OQ  ^  ^  ^ 

»-< 

F«e9Fi409e9F4  1  F409 

»c  CO     xo  o    o  j  rt 

00  9 
^  »-» 

Bank 

Bankverein 

1 

3 
8 

I 
I 


I 


'S 


I 

I 


3 

•MI 

•-3 'S 
ja  > 

a  ^ 

..  Er 


CO 


'a 


ÖS 


s 


I 

SS 

XI 

s 


Digitized  by  Google 


174 


XXJV  2. 


»4 

09 


s 

a 


o 

a 

s 

JS 


•  9 
u 

1.'  :3 
, 

1 

-  i 

es  ,o 

CO 

tO 


60  u 
^  'S 

OD 


3 


0 


C  'S 

&  M 
=5  a 

Sb  & 


^  a 

_2      a  o 

^3  (»-^ 


ff 


- 

1  i 

Ä  3 


If 

c 

B 


Sc 


Transport- 

nehmungen 
(und  Trust- 
gescllsc  haften) 

1 

1 

59  550  000 

58  650  000 

'  51550  000 

OS  O 

«  o 
in 

51700000 
5000000 

o  o 
o  o 

90  1 

1 

00  , 

CO** 

00 -< 

.r       £  06 

N  T3  3t  i  ^ 

a  «BS 

s 

166  2r.0  000 
35  000  000 

1.58  500  000 
35  000000 

1 

162  500  000 
45  000  000 

158500000 
35  000  000 

o  o 

SS 

00  W3 

88 
SS 

O»  Ol 

O  00 

S  9 

IS 


9 


»  9 


J 

o 

c 
*S 

CA 


<3 


e 

o 

S 
««> 
e 


»JW  ;3;50  2 


^  I 


CD 

o 


00 


I 


o 
o 
o 


05 


I  I 


OS  I 

o» 

CO  ' 

X) 

30 


oj  I  ao 
^  I  »— I 


o 

CO 


o 
o 

OS 


CO  o 
1-«  55 


8 

CO 


»o 


f 

CS 


r- 


1 


30 


§1 


?0 


OS 


o 

8 

S  I 

so 

CO 


CO 


o 
o 


8 

OS 

OS 


I 


I 


c 


6 

d 

d 

ü 

u 

C  ^ 

'S 

'S 

o 

4-1 

kon 

irms 

a  4 
s 


«ja 


t.1 

•5 

CO 


OB  = 

O  'S" 

i| 

3« 


I  ^1 


Ii  Ii  Ii 

SS    s  s 


OS 

00 


^  s 


I 


33  2 


a 

3  I 


Digitized  by  Google 


XXIV  2. 


175 


goo  «CO   ggC4  gjca   ööN    gj©«    «oea  c-  j  ;oi-i 


8S  S 

o  o  o 
o 

OOOC  OD 


§o  o  o  o  o  o 

o  o  o  o  o  o 

OO  OOQ  OS  o  o 

O  O  »-'S  Q  1-1 0  ».T 

©J  r-O»  »-"Ä  CO 


^  '  SS« 


§5 


I 


^  I     9^99    «D04    OOkO    ^  |  f-< 


I 


8  I 


s 

o 


O  O  O  ' 
O  O     O  ' 


8 0  O      O'  o 

'  o    o  o    o  o 


o  c 

88  8 


I 


S    SäS  nsss 


2  I 


03  04     hidOi     O)  CM     so«-"     —  CM     ^(N     O  0*1     O  CM     04  fh     .-4  i-i  CO 


SS 


CO 


o 


o 

8 
8 


I  8  I  8  I  II 

CM  — • 


INI 


1 1 


O  I  o 

g '  i 

1-N  c» 


oa  I  ^ 


§1  i 

CM  a> 


o     S  8 
§  I  S  1  g  1 

CM  QC 


- 1  « I  ^  I 


I  I 


I  I 


i 


§1  i 


I  - 


§1  Ulli 


CO 


^  I  II  ^  l 


04 


CS  1 


et 


o  ^ 

8  I  g 

10  CO 
00 


II    M  §  1 

09 


»5 


^  I  00 


I 


II  I  I    I  ^ 


M  S 

I 

'S 


In 


IS 

'S 


1 


f  EH 


III 

s 

1 
s 


OD 


I 

I 


2 


s 
o 


CO 

c 

o 

o 
3 


es 

I 

6Q 


6    6  6c 


I 


I 
1 


s 
ei 


9 

GS 


i 


n 
8 

o 


€   <S  -5 


o 

4 


Digitized  by  Google 


176 


XXIV  2 


ist,  und  bei  der  DIskontogeaellscbaft;  auch  die  Berliner  Handels- 
gesellschaft und  die  Darmstädter  Bank  bieten  im  ganzen  ein 
ähnliches  Bild ;  letztere  zeigt  jedoch  eine  durcli  ihren  Sitz  und 
Ursprung  begreifliche  Spezialisierung  auf  Suddeutschland  und 
eine  besonrlers  starke  Vertretung  in  Schlesien,  die  sich  durch 
die  Autnahnie  der  Berliner  Niederlassung  der  Breslau'^r  Dia- 
kontobank  erklärt.  Am  deutlichsten  tritt  diese  Eigenart  aber 
bei  der  Dresdner  V>m\k  und  dem  Schaaffhaubeudchen  Bank- 
vereiu  hervor;  wenn  man  bedenki,  dafs  der  Tabelle  die  Ver- 
hältnisse vor  AbMhlufs  der  Interessengemeinschaft  zu  gründe 
liegen,  kann  man  aus  der  Verteilung  der  Industriebeziehungen 
dieser  Banken  insbesondere  in  Westdeutschland  (13  und  lü3) 
und  Sachsen  (77  und  2),  aber  auch  in  Korddeutschland  (79 
und  29)  fast  die  logische  Notwendigkeit  einer  solchen  Kom- 
bination ableiten.  Dasselbe  Bild  der  beiden  Banken  gibt 
Tabelle  IV  für  die  Verteilung  der  Industriebeziehungen  nach 
Gewerben;  es  sei  nur  einerseits  auf  den  Steinkohlen- 
bergbau (6  und  55),  die  Berg-  und  Hüttenwerke  (12  und  38), 
andererseits  auf  die  Transportunternehmungen  (47  und  19), 
anf  die  Textilinduötrie  r25  und  12)  und  die  NaJirungsmittel- 
gewerbe  —  insbesondere  die  Zuckerindustrie  Mitteldeutbch- 
lands  und  Sachsens!  —  und  19)  hingewiesen.  Bei  den 
anderen  Grofsbankeu  ist  auch  in  der  gewerblichen  Gliederung 
eine  solche  Spezialisierung  weniger  vorhanden :  am  ^deieh- 
mäfsigsten  ist  die  Verteilung  auch  hier  wieder  bei  der 
Deutschen  Bank»  ähnlich  bei  der  Diskontogesellschaft,  bei  der 
aber  die  Eisenbahnen',  yornehmlich  die  ausländischen^  eine 
Hauptrolle  spielen;  bei  der  Darmstädter  Bank  fallen  —  auch 
wieder  aus  der  Angliederung  der  Breslauer  Diskontobank 
erklärlich  —  die  vielen  Brauereien  besonders  auf,  während  der 
Berliner  Handelsgesellsdiaft  aus  ihrer  Tätigkeit  für  den 
gröfsten  Kleinbahn-  und  Klektrizitätskonzem  namentlich  viele 
Beziehungen  zu  Bahnunternehmungen  und  Elektrizitätswerken 
erwachsen  sind.  —  Über  dm  C^harakter  dieser  teilweisen  ört- 
lichen und  gewerblichen  Spezialisierung  geben  die  nach  den 
Aufsichtsratsstellen  angctertigten  TabrllfMi  I  und  III  Anf- 
schlufs.  Hier  findet  .^ich  diese  Hinneigung  einzelner  (irols- 
banken,  vornehmlich  auch  der  Dresdner  Bank  und  des 
Schaaffhausenschen  Bankvereins,  stiirk  reduziert,  —  wenn  auch 
für  einige  Bezirke  —  z.  B.  Sachsen  seitens  der  Dresdner 
Bank  —  aufrecht  erhalten,  so  andererseits  für  entscheidende 
Industrien  wie  die  Bergwerks-  und  Hüttenindustrie  fast  in 
ihr  Gegenteil  verkehrt  Die  Erklärung  eibt  TabeUe  III,  wo 
die  Aufsichtsratsstellen   nach  dem   frUber  gerechtfertigten 


'  In  den  Tabellen  über  die  gewerbliche  Verteilung  sind  alle,  auch 
aasl&ndiscbe  GeBellechaftcn ,  in  den  über  die  örtliche  Verteilniig  DStiir- 
gemäfs  nur  die  deotachea  indostrielleD  Geaellachaften  geiihlt 
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Prinsip  in  drei  Orappen  geteilt  sind:  da  zeigt  sich  nun  in 
der  gewerblichen  Zugehörigkeit  derjenigen  Gesellschaften,  in 
deren  Aufsichtsrat  Direktoren  cter  Grofsbanken  vertreten 
sind,  noch  jene  leichte  Hinneigung  der  einzelnen  Bank  zu 
einigen  besonrloren  Industrien,  aber  schon  in  dioser  der 
Bank  am  näciisten  stehenden  Gruppe  wird  eine  etwas  gieich- 
mäföigere  Verteilung  erzielt.  Entscheidend  zeigt  sich  diese 
Tendenz  aber  erst  in  der  gcwcrl »liehen  Zugehörigkeit  der- 
jenigen Gesellschaften,  die  indirekt  —  durch  die  Aufsichts- 
räte der  Bank  —  in  die  Einflufsephäre  der  Grofsbanken 
gebracht  werden:  gerade  den  Gewerbszweigen,  in  denen  die 
Bank  bisher  am  wenigsten  su  sagen  hatte,  sucht  man  offenbar 
dadurch  näher  za  kommen,  dafs  man  Personen,  namentlich 
Industrielle,  die  gerade  in  jenen  Branchen  Einflufs  haben,  in 
den  Aufsichtsrat  der  Grofsbank  oder  ihrer  Unterbanken  wählt 
Aus  den  zahlreichen  Beispielen  daftlr  sei  aus  Tabelle  III  nur 
auf  das  Verhältnis  der  Aufsichtsratsstellen  der  ersten  und 
zweiten  Gruppe  hingewiesen,  wie  es  die  Dresdner  Bank  im 
Geirensatz  znm  Schaaffhausenschen  Bankven  in  in  der  St<^in- 
koiiienindustrie  (2:  14  bei  jener,  5;  9  bei  diesem),  hei  deu 
Berg-  und  Hutten  werken  (2:0  bezw.  8  :  9)  und  in^i  besondere 
im  Maschinen-  und  Schifi  bau  (2  :  9  bezw.  10  :  1)  zeigt.  Die- 
selbe Tendenz  der  Ausgleichung  tindet  sich  auch  deutlich 
bei  den  anderen  Grofsbanken,  auch  noch  bei  der  Deutschen 
Bank,  bei  der  die  Beziehungen  zum  Steinkohlenbergbau  zum 
fiberwiegenden  Teil  durch  die  Aufsichtsratsstellen  der  zweiten 
Gruppe  vermittelt  werden  (die  betreffende  Relation  ist  6  :  25X 
während  sie  beispielsweise'  in  Ihren  meisten  EUektrizitätsgesell- 
Schäften  die  eigenen  Direktoren  als  Aufsichtsräte  sitzen  hat 
und  kaum  weitere  Beziehungen  auf  indirektem  Wege  an- 
zukntlpfen  braucht  (hier  ist  die  Relation  8  :  5). 

Das  K'^-n]tat  dieser  Aus^doichungstendonz  ergibt  sich  aurli 
für  die  üriii«  Ii?»  Verteihiii^  aus  Tabelle  1  und  wird  bestätigt 
durch  die  Auslese  von  mittleren  Aktienbanken  und  grölseren 
Privatbankiers  mit  vorwiegend  industrieller  Kundschaft  in 
Tabelle  II,  die  in  ihrer  .streng  durchgefülirten  Spezialisierung 
auf  ihren  besonderen  Industriebezirk  gcwisseruiarseu  den 
Gegenpol  bilden  zu  den  höchstentwickelten  Grofsbanken,  der 
Deutschen  Bank  an  der  Spitze,  mit  ihrem  teils  bereits  ver- 
wirklichten, teils  offenbar  erstrebten  prinzipiellen  Ziel  einer 
möglichst  gleichmäfsigen  Verteilung  des  Einflusses  Ober  alle 
Industriegebiete  und  Gewerbe. 

Das  Ergebnis  wird  ebenso  bekräftigt  durch  die  Emissions- 
tÄtigkeit  der  Grofsbanken,  die  nach  verschiedenen  Quellen  in 
Tabelle  V  und  VI  zahlonmäfsig  dargestellt  ist.  Die  erste  gibt 
die  gesamten  industriellen  Übernahmegeschäfte  in  gewerblicher 
Gliederung  nach  den  GcscliKftsberichten  wieder,  die  zweite 
nach  der  Rcicli.>?.«>tatistik  nur  die  metaliindustriellen  und  von 
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diesen  nur  diejenigen^  welche  zu  einem  Zulassungsgesuch  zum 
Handel  an  der  Berliner  Börse  führtf-n  ^  Letzteren  sind  zum 
Vergleich  die  entsprechenden  Transaktionen  der  hauptsäcii- 
liebsten  Berliner  Kniissi Niistirmen ,  die  noch  neben  den  Grofs- 
banken  in  Betracht  kommen,  gegenübergestellt.  Man  «ieht 
daraus  (Tabelle  VI/,  da  man  aus  den  Emissionen  den  Hiick- 
schlufs  auf  die  Induatriebeziehungen  überhaupt  machen  darf, 
dafs  im  Gegensatz  zu  den  Grofsbanken  die  anderen  Institute 
Bich  innerhalb  des  eisenindustridlen  Produktionsprozesses  fast 
ganz  auf  bestimmte  Branchen  verlegen.  Man  kann  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  unter  den  aufgeführten  Banken  vier  ver- 
schtedene  Gruppen  unterscheide; n :  1.  Die  sechs  Grofsbanken, 
die  Bwar  zum  Teil  einer  besonderen  Gewerbeart  besonders 
nahe  stehen  —  so  der  Schaaffhausenselie  Bankverein  der 
Bergwerks-  und  Huttenindustrie,  die  Deutsche  Bank  und 
die  Berliner  Hanrlels^esellschaft  d(m  Elektrizitätswerken, 
letzter^'  ;uich  dem  IStrafsen-  und  Kleinbahn wesi.n  — ,  deren 
Geschalt  sich  aber  im  f^anzen  ziemlich  gleiciuuäf.sig  auf  die 
verschiedenen  Eisenindustrien  verteilt;  wenn  die  Metall- 
verarbeitung und  der  Maschinen l>au  bei  ihrer  EmissionstÄtig- 
keit  etwas  zurücktreten,  so  liegt  das  daran,  dafs  für  diese 
relativ  leichten  Industrien  die  Kapital bcschaÖung  vom  offenen 
Markt  weniger  in  Betracht  kommt,  für  ihre  Emissionen  auch 
die  kleineren  Banken  noch  sehr  geeignet  sind.  2.  Wenn  man 
blofs  das  Emissionsgeschäft  in  Betracht  zieht,  nehmen  eine 
den  Grofsbanken  ähnliche,  teils  ebenbürtige  Stellung  gewisse 
erüfsere  vVktienbanken  und  die  grofsen  Privatfirmen  ein; 
diese  Ähnlichkeit  ist  begründet  in  der  Zugehörigkeit  zu  ge- 
wissen Konsortien  der  Grofsbanken,  in  denen  sie  fast  nie  eine 
filhrende  Rolle  spielen.  So  sind  die  Nationaibank  und  die 
Mitteldeutsche  Krfdithank  in  den  von  der  Deutschen  Bank 
geleiteten  I^ektrizitiitskonsortien,  die  Privatfirmen  Bleichrüder, 
Born  i^,  Busse,  Delbrück,  Leo  ^  Co.  in  den  Konsortien  des 
Loewckonzci  11»  neben  der  DiHkoutogeöcllöchaft,  Darmstadter 
Bank,  Dresdner  Bank  und  dem  Sehaaff hausensehen  Bankverein. 
Daher  die  überaus  starke  Beteiligung  dieser  Bankhäuser  an 
Emissionen  der  Elektrizitätsindustrie  und  des  in  den  letzten 
Jahren  damit  zusammenhängenden  Strafsen-  und  Kleinbahn* 
wesens*.  —  Die  anderen  kleineren  und  mittleren  Banken  und 


^  Natürlich  i^t  jedes  Bankhaus  nu  <]ou  ihm  /AigcThri ebenen 
Emissionen  meist  nur  mit  einer  Quote  im  Koi  '^orimin  t^ils  fuhrend,  teils 
untergeordnet,  beteiligt.  Dan  auf  jedes  fkllenUt  a  1  eil  zu  LK-rechnen,  i&t 
nnmd^lich,  der  Gegensatz  zwischen  i^rofBbanken  und  anderen  Firmen 
flTtr  h  :n  di  r  (iröfse  oes  Emi^sioDSoiijekt^  „-^eht  aber  auch  aus  die:*»Mi  Zabloa 
her\'or,  von  denen  jede  einzelne  —  herausgerissen  —  ein  falsches  Bild 
^[ehen  würde. 

'  Bei  der  NationallMUik  für  Deotechland  ist  die  grofee  Tätigkeit  fifar 
Verkehreunteraehmunpen  nicht  rliniuf.  sondern  auf  die  Betäiiguiig  sn 
den  Laudauschen  EleinbaUngeschatten  zurückaufUbren. 
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Bankiers  haben  sich  im  Kmissions-  und  auch  im  übrigen  in- 
dustriellen Bankgeschäft,  speziell  dem  mit.  der  Ei.senindustrie, 
unter  zwei  verschiedenen  Gesichtspunkten  besonderou  Branchen 
zuj^ewandt:  die  einen  ('».)  widmeten  «ich  während  der  letzten 
Hochkonjunktur  fast  ausschliefslich  den  beiden  Industrien,  in 
denen  unter  den  damaligen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  am 
meisten  su  yerdienen  war,  der  filektrizititsindiistrie  und  dem 
Klein*  und  Strafsenbahnwesen ;  fUr  diese  Emissionen  legten  sie 
einen  sehr  grofsen,  die  Tätigkeit  für  alle  anderen  GewerbB- 
awretge  zurflckdrängenden  Eifer  an  den  Tag,  —  im  wesentlichen 
aber  für  die  schlechteren  Gesellschaften.  In  diese  Gruppe  ge» 
hören  die  Kommerz-  und  Diskontobank,  die  Deutsche  Genossen- 
schaftsbank, die  Breslauer  Diskontobank,  Jacob  Landau, 
eventuell  auch  Schlesinger-Trier.  Andere  kleinere  Banken  (4.) 
wählten  sicli  unter  den  eisenindnstriellen  Branchen  die  Metall- 
vtM'arlii'itimL''  und  die  Masrlih^eiiiiidustrie  aus,  weil  diese  als 
leichtere  indu Strien  geringere  Ansprüche  an  die  Ka|»!tal kraft 
eines  Bankhauses  stellen  und  die  meiste  Gelegeniieit  zu 
Gründungen  kleineren  Uniiangs  geben.  Für  diese  Gruppe 
bieten  in  Tabelle  VI  die  Berliner  Bank  und  Schlesinger-Trier 
ein  gutes  Beispiel.  —  Für  die  Art  der  geschäftlichen  Speziali- 
sierung bei  den  Indostriebanken  der  Provinz  tind  auch  die 
Emissionen  der  Bergisch- Märkischen  Bank  und  der  Essener 
Kreditanstalt^  in  den  letzten  Jahren  charakteristisch.  Diese 
waren  an  Emissionen  beteiligt: 


werke 

KiROii- 
iuduethe 

Andere 

In. 
dnstrien 

ätaata-  u. 
Stsdt- 
snlsihen 

Bemaoh-Härkisohe  Bank  .  .  . 
(1899—1902  »  4  Jahre) 

7 

16 

7 

28 

Eiseiier  Kreditanstalt  

(1895-1902  —  8  Jahn) 

89 

7 

6 

3 

Tabelle  V  bestätigt  für  die  Grofsbanken  das  Prinzip  der 
Tielseitigen  Tätigkeit  innerhalb  eines  grofsen  Produktions- 
prozesses. Durch  die  Gliederung  nach  Jahren  für  die  letzte 
Aufschwungs-  und  Kiedergangsperiode  zeigt  sie  zugleich  die 
grofsen  Schwankungen  in  den  Cbernahmegoschäften  und  be- 
stätigt, dafs  der  Kern  der  Industriebeziehungen  einer  Bank 
nicht  das  Emi^sionsgesehKft  sein  kann.  Wesentlich  auf  Über- 
nahineL'osrhäiten  die  Verl»indun;L;  mit  industriellen  Unter- 
nehmungen stützen  zu  wollen,  hi«;fse,  auf  die  Dauer  solcher 
Verbindung  verzichten  und  die  Übernahme  von  Emissions- 


*  Nach  den  Geecbaftabericbten  der  iiauken  berechnet. 
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jceschäften  selbst  noch  mehr  dem  Zufall  und  dem  ivonkurrenz- 
kampt  aussetzen.  Der  Gegt  nsatz  zwischen  Tabelle  1 — IV,  in 
denen  eine  gewisse  harmoniätlie  Ausgestaltung  der  Industrie- 
beziebungen  auffldlt,  und  Tabelle  VI,  wo  man  Zufall,  Kon- 
junktur, yeracbiedene  Eapitalintenaität  der  einselnen  Branchen 
ihr  Wesen  treiben  siebt,  könnte  dies  bestätigen. 

Wie  verschieden  scblieCsUch  die  Festigkeit  der  Industrie- 
beziehungen  einer  Bank  ist,  kann  man  aus  Tabelle  III  sehen, 
wo  die  drei  Gruppen  von  Gesellschaften,  die  durch  den  Aui* 
sichtsrat  zur  Einflufssphäre  der  Banken  gehören,  verschiedenen 
Intensitätsgraden  der  Einflufsmögiichkeit  entsprechen.  — 

Als  Resultat  der  Betrachtung  der  Industriebeziehungen 
in  ihrer  Gesamtheit  ergibt  sich  der  universale  Charakter  der 
für  die  Industrie  tätigen  Finanzinstitute:  Im  Gegensatz  zu 
anderen  Banktbrmen  und  im  Gegensatz  zu  der  zuweilen  von 
der  Literatur  aufgestellten  Forderung,  die  Banken  sollten  »ich 
auf  ein  bestimmtes  Gebiet  oder  Gewerbe  spezialisieren^  um 
den  Boden  nicht  unter  den  Ftifsen  zu  verlieren,  —  suchen 
die  Grofsbanken  ihre  Verbindungen  mit  industriellen  Unter- 
nehmungen nach  Ort  und  Qewerbeart  möglichst  vielseitig  su 
gestalten,  die  Ungleichheiten  in  der  örtlichen  und  gewerb- 
lichen Verteilung,  die  sich  aus  der  Cleschichte  der  einzelnen 
Institute  erklärt,  mehr  und  mehr  zu  beseitigen.  Damit 
gebt  Hand  in  Hand  das  Bestreben,  die  Industriebeziehungen 
zu  fundieren  auf  die  reguläre  dauernde  Geschäftsverbindung 
und  ihner»  Ausdruck  und  die  Möglichkeit  der  Erweiterung 
und  ypi  ticfu  111,'^  zu  geben  durch  ein  verzweigtes  System  der 
Besetzung  von  Aufsichtsratsstellen ;  diesen  beiden  Eiuflufs- 
sphären  gegenüber  tritt  die  Emissionst.Htigkeit  relativ  an  Be- 
deutung tur  die  Industriebeziehungen  der  Grofsbanken  zurtick. 
Die  Verbindung  mit  der  IncUi»irie  allgemein  zu  machen  ist 
die  eine,  sie  dauernd  und  intensiv  zu  machen  die  andere 
Tendenz;  beide  sind  in  den  sechs  Grofsbanken  in  nicht  ^anz, 
aber  im  wesentlichen  gleichem  Mafse  bereits  stark  verwirk  dicht 

Erst  der  Sieg  dieser  Tendenzen  bringt  die  Banken  mit 
den  grofsen  Fragen  der  industriellen  Entwicklung  in  Bertthruog 
und  nötigt  sie,  zu  ihnen  Stellung  zu  nehmen. 
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Vierter  Abschnitt. 

Die  Emwirkung  der  Banken  anf  die  Ent- 
wicklung der  Industrie* 


Die  volkswirtsdiaMiche  Kernfrage,  die  nach  der  Stellung 
der  QroiSibanken  an  den  industriellen  Entwicklungstendenzen, 
ist  aus  zwei  Gründen  schwer  zu  beantworten:  Einmal  ist  die 
Zeit  seit  der  Entstehung  der  Grofsbcanken  in  ihrer  heutigen 
Form  zu  kurz,  um  ein  zuverlässiges  Bild  von  den  Tatsachen 
und  Prinzipien  im  Verkehr  der  Banken  mit  ihrer  industriellen 
Klientel  zu  gewähren.  Die  Industriebeziehungen  mit  ihrem 
Tiouen  Gegenstand,  ihren  neuen  Formen  und  ihren  neuen  Or- 
ganen, das  ist  fU'n  gleichzeitig  zentraliatisch  und  dezentralistisch 
organisierten  Grolsbanken .  bilden  sieh  als  charakteristische 
vüiks w  irtschaftliche  Erscheinung  kaum  vor  den  90 er  Jahren;  in 
gewissem  Sinne  kann  mau  diesen  Anfangspunkt  sogar  erst  in 
das  Jahr  1807  mit  seinen  grofsen  Fusionen,  welche  die  neue 
Form  dezentralistischer  Organisation  erstmalig  aus  Gründen 
industrieller  Bankpolitik  einfuhren,  oder  man  kann  ihn  viel- 
leicht deshalb  auf  einen  noch  späteren  Termin  verlegen,  weil 
die  Krise  den  Eonzentrationsprozefs  wie  in  der  Industrie  so 
im  Bankwesen  enorm  beschleunigt  und  verstärkt  und  den 
Verkehr  mit  der  Industrie  erst  recht  zu  einem  Monopol  der 
Grofsbanken  und  ihn  im  einzelnen  bedeutend  enger  und  in- 
tensiver gemacht  hat  Abgesehen  davon  aber,  dafs  die  meisten 
Industriebeziehungen  noch  nicht  alt,  noch  nicht  fest  sind,  läfst 
sich  eine  lanjrsame  und  stetige  Entwicklung'-  schon  deshalb 
nicht  bcuhai  Ilten ,  weil  die  zweite  Hiilfte  des  vorigen  Jahr- 
zehnts eine  Periode  des  gröisten  industriellen  Aufschwungs 
war.  In  solchen  Jahren  treten  alle  anderen  Motive  und 
Tendenzen  hinter  der  einer  Ausnutzung  der  überraschenden 
Hochkonjunktur  ebenso  sehr  zurück,  wie  hinter  dem  Wunsch 
des  „Retten,  was  zu  retten  ist"  in  der  ersten  Zeit  des  Nieder- 
gangs. Erst  die  Depression  ^  wie  sie  nun  seit  etwa  vier 
Jahren  besteht ,  läfst  die  ESntwicklungstendenzen  in  der  Aus- 
nutzung der  nach  und  nach  geschaffenen  Industriebeziehungen 
wieder  mehr  zum  Vorschein  kommen;  die  plötzliche  Kon- 
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sentration  im  rlidBi8ch*we8tfMi8cbeii  Bergbau,  die  ChrUndung^ 
des  Stahlwerksverbandes,  die  Fusionen  der  grofsen  £!ek* 
trizitätsgesellBchaften  usw«  haben  die  Frage  der  Besiehungea 
zwischen  Banken  und  Industrie  ohne  Zweifel  ihrer  praktischen 
Lösung  erheblich  naher  gebracht. 

Der  andere  Grund,  der  die  Lösung  der  eigentlichen  Kern- 
frage erschwert,  liegt  im  Wesen  der  Industriebezichungen 
selbst.  Wenn  es  den  Banken  geliniJ't,  in  der  früher  be- 
schriebenen Weise  feste  und  dauernde  ^Vrbindungen  mit 
möglichst  vielen  Unternehmungen  zu  bekommen,  dann  ist  ilir 
Wunsch  befriedigt.  Ihr  Interesse  ist.  dauernd  einen  das  ganze 
Wirtschaftsleben  umfassenden  Tätigkeitsbereich  als  Kredit- 
institut zu  haben ,  iiua  der  Kreditvern)ittelung  Gewinn  zu 
ziehen ;  die  Gestalt  dieser  Kreditvermittelung  und  damit  auch 
die  Organisation  der  Banken  haben  sich  mit  der  grofskapita- 
listischen  Industrieentwicklung  verändert,  ihrem  Wesen  nach 
ist  die  Bank  aber  geblieben,  was  sie  war:  Kreditinstitut» 
Von  diesem  Standpunkt  aus^  auf  dem  die  grofse  Masse  der 
Bankaktionäre,  auch  mancher  Bankleiter  steht,  ist  die  Auf- 
gabe der  Bank  mit  einer  wirkungsvoll  durchgeftihrten  Ex- 
pansion^ der  Umwandlung  nach  Kapitalkraft,  Organisation^ 
Intensivierung  und  Veränderung  der  Kreditbeziehungen  zur 
Industrie  in  dem  bisher  beschriebenen  Sinn  erledigt.  Das 
Ziel  der  Banken  ist  daher,  da  vorerst  manches  zur  Erreichung' 
fehlt,  noch  jetzt,  das  mo(b'rno  industrielle  Bankgeschäft  in  der 
zweifachen  Kiehtung  nubzuhaucn,  einerseits  die  Organisation 
halb  zentralistiseh,  lialh  dezentralistisch  umzugestalten,  anderer- 
seits die  Geschäftsverbindungen  mit  industriellen  Unterneh- 
mungen nicht  blofs  quantit^itiv  zu  vermehren,  sondern  durch 
die  Mittel  des  Kontokorren tgeschttftSy  der  Kreditgewährung^ 
der  Emissionstätigkeit,  der  Institution  des  Anfsichtsrats  usw. 
qualitativ  zu  verstärken,  dauernder,  regelmäfsiger,  gewinn- 
bringender ku  machen;  zugleich  schwächt  man  die  Konkurrens 
der  anderen  Grofsbanken  mit  den  Mitteln,  die  das  moderne 
industrielle  Bankgeschäft  bietet.  Bankkonzentration  ^  die 
Herausbildung  der  modernen  Grofsbanken  auf  der  einen,  gute 
Dividenden  in  der  Tasche  ihrer  Aktionäre  auf  der  anderen 
Seite  sind  das  bewufst  gewollte  Resultat  dieser  Ex))ansion  der 
Bankuntemehnumgen.  Mit  der  Zucndeflihrung  dieses  Pro- 
zesses und  dem  Weiterarbeiten  uni  der  neuen  Basis  ist  das 
Ziel,  das  sich  die  (irofsbanken  gesteckt  liaben,  erreicht. 

Aber  wie  schon  aus  frliher  angeführten  Fällen  hervor- 
ging, hat  das  moderne  indubtrielle  Geschäft  die  Banken  in 

fanz  neue  Kreise  des  Wirtschaftslebens  versetst.  Durch  die 
Besorgung  des  laufenden  Geschäfts  fttr  industrielle  Unter- 
nehmungen^  durch  Kreditgewährung  an  sie,  durch  die  vertrag- 
liche  oder  gewohnheitsmäfsiee  Bindung  derselben  an  den  Ge- 
schäftsverkehr ausschlieÜBlich  mit  dieser  einen  Bank,  durch 
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die  Dokumentierung  dieser  Verbindung  in  der  Besetzung  von 
Aufsichtsratöstellen  rückt  die  liank  aus  der  Sphäre  der  blofsen 
prinzipiellen  Vennittlunirst.'itijLrkeit  bis  7ai  finem  gewissen  Grade 
in  die  der  industriclltjii  rnHluktion.  Intleni  sie  als  Ausflufö  der 
dauernden  Geschättsrprbiuduug  alle  ünanziell  zu  erledigenden 
Transaktionen,  die  nn  Interesse  einer  Unternohraung  liegen, 
jL  usionen,  Jieteiligungen  an  anderen  Uniernebuiungen,  Aktien- 
aufkäufe, um  andere  Geadlschaften  zugunsten  der  befreundeten 
Firma  zu  beeinfluBsen,  Gründungen  fUr  einen  Konzern  usw. 
besorgt,  —  greift  die  Bank  unmittelbar  in  die  SphAre  der 
indastriellen  Produktion  ein;  ihr  bankgeschäftliches  Interesse 
durch  das  Risiko,  das  sie  übernimmt,  und  den  Gewinn,  de)i  sie 
dabei  macht,  wird  immer  mehr  abhängig  von  den  Vorteilen 
oder  Nachteilen,  die  dem  befreundeten  Industrieunternehmen 
aus  diesen  Transaktionen  erwachsen.  Solche  Gelegenheit  und 
Notwendigkeit  von  Eingriflfen  in  den  Gang  des  industriellen 
Lebens  entsteht  für  die  Banken  um  -^m  leichter,  je  dauernder 
und  intensiver  die  Industriebeziehungeu  werden,  und  j<'  ir!»'ieh- 
iiiäfsiger  sitdi  diese  auf  alle  I ndustriebezirke  und  alle  Oe- 
werbe  verteilen,  an  um  so  zaldreiiheren  Stellen  d(  s  W  irt- 
schaftslebens. Die  Grofsbankeü  kommen  so  nicht  blofs  mit 
den  Entwicklungstendenzen  der  einzelnen  Werke,  sondern 
auch  mit  den  Zusammen h&ngen  zwischen  den  verschiedenen 
Unternehmungen  eines  Gewerbes  und  zwischen  den  Gewerben 
als  Ganzes  in  Berührung.  Diese  Berührung  findet  aber  an 
mehreren  Stellen  zugleich  statt:  die  einzelne  Unternehmung 
auf  ihrem  Lebensweg  begleitend,  kann  die  Bank  an  einen 
Punkt  kommen,  wo  die  Sphäre  der  einen  mit  der  einer 
anderen  der  Bank  nahestehenden  Unternehmung  sich  berührt, 
sei  es,  dafs  die  Interessen  beider  sich  begegnen,  sei  es,  dafs 
sie  feindlich  aufeinandtTstofsen.  Es  ist  klar,  dafs  hier  die 
I-^nT-ik  ans  ihrer  Reserve  lieraustrett  ii .  dafs  sie  sieb  zurtick- 
zu  beii  und  die  Dinge  ihren  Gaug  gehen  lassen  oder  aktiv 
in  einer  bestimmten  liiehtung  eingreifen  mufs. 

\\'ie  langsam  und  im  stillen  sich  vollziehende  Wandlungen 
vielfach  denen  zuerst  klar  werden,  die  dem  Schauplatz  der 
Entwicklung  am  nächsten  stehen,  so  ist  die  veränderte  Situa- 
tion der  Banken  bereits  seit  längerer  Zeit  manchen  Bank« 
leitern  zum  Bewufstsein  gekommen.  Wer  den  Personenwechsel 
in  Direktion  und  Aufsichtsrat  der  Grofsbanken  in  den  letzten 
Jahren  beobachtet  hat,  mufste  merken,  wie  allmählich  Per- 
sonen ans  Ruder  kamen,  die  ein  aktives  Eingreifen  in  die 
Gesamtentwicklung  der  Industrie  für  die  notwendige,  immer 
aktueller  werdende  Aufgabe  der  Grofsbanken  halten,  wie  sich 
zwischen  ihnen  und  den  illteren  Direktoren  der  Banken  daraus 
ein  saehlieher  und  oft  persflnlieber  (Gegensatz  entwickelt.  Ks 
handelt  sieh  bei  diesem  im  Grunde  darum,  ol)  nicht  mit  dem 
Hinübergreifen  der  Banken  in  den  industriellen  Produktions- 
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prozefs  ihr  G^chäft  als  Kreditinstitut  leidet,  die  soliden  Grand- 

sJttze  und  der  sichere  Gewinn  geopfert  werden  zugunsten  einer 
Tätigkeit,  die  mit  der  Kreditvcrmittlung  nichts  zu  tun  habe 
und  die  H.uik  auf  ein  Gebiet  führe,  wo  sie  dem  blinden  ^^';llteu 
industrieller  Konjunktur  noch  mehr  ausgeaetzt  sei  als  bisher. 
Während  viele  der  älteren  Bankleiter  dies  behaupten,  sieht  die 
Mehrzahl  der  jüngeren  in  dem  aktiven  Kingreifen  in  die  Fragen 
der  Industrie  dieselbe  Notwendigkeit,  die  mit  der  modernen 
grofsindustriellen  Entwicklung  die  Grofsbanken  und  das  heutige 
mdttstrieile  Bankgesehalt  hervorgerufen  bat.  Nur  darin  sind 
sich  beide  Teile  einig,  dafs  feste  Grandsätse  und  ein  kon- 
kretes Ziel  für  die  neue  Tätigkeit  der  Grofsbanken  noch  nicht 
existieren.  Es  kann  also  auch  im  folgenden  nur  darauf  an- 
kommen, die  Ansätze  eines  Mitwirkens  der  Bankwelt  im  in- 
dustriellen Entwieklungsproseis  an  den  wichtigsten  Trans- 
aktionen der  Grofsbanken  in  den  letzten  Jahren  darzustellen. 

Zwei  Fragen  sind  es,  auf  die  dabei  das  AugenuT-rk  zu 
richten  ist;  sie  betreffen  das  Resultat,  zu  dem  das  Mitwirken 
der  Banken  ffihrt,  und  die  Holle  der  Banken  beim  Eingreifen 
in  die  Industrie,  d.  h. :  1.  üben  die  Banken  einen  Einflufs 
auf  den  Fortschritt  der  industriellen  Konzentration  aus?  und 
2.  ergreifen  sie  selbst  die  Initiative  oder  überlassen  sie  diese 
der  Industrie,  deren  Tendenzen  sie  nur  folgen? 

Man  kann  die  Eingriffe  der  Banken  in  die  Sphäre  der 
industriellen  Produktion  in  drei  Gruppen  verlegen,  je  nachdem 
sie  erfolgen  auf  Grund  Ton  Besiehungen  au  einem  Einael- 
unternehmen,  au  den  grofsen  industriellen  Gruppenbildungen 
oder  zu  einem  ganzen  Gewcrbr.  Orad  und  Möglichkeiten  der 
industriellen  Konzentration  sind  bei  ihnen  verschieden.  Die 
Beispiele  der  ersten  Gruppe,  die  man  als  die  der  Einzel- 
werke bezeichnen  kann,  sind  ti])eraus  zahlreich;  aus  dem 
Gebiet  der  EiHeniiidustrie  gehören  die  Hüttenwerke,  die 
meisten  Maschinciitabriken  etc.  in  erster  Linie  hierher.  Die 
zw(!ite  (iruppe  i.st  am  bebten  in  zwei  Teile  zu  zerlegen:  zuerst 
in  diejenigen  Ko  llek  Ii  v  u  n  ternehmungen,  deren  Wesen 
bei  rlcr  heutigen  Struktur  des  (iewerbes  in  ihrer  Verzweigung 
beruht,  so  die  grui^en  Elektrizitätsgeselbchaften  mit  den 
ihnen  angegliederten  Kupfer-,  Kabel-,  Gummi-,  Glühlampen-, 
Gas*,  AkkumulatorenfaDriken,  Strafsenbahnen,  elektrischen 
Eraftstationen ,  Maschinenfabriken  usw.  und  die  Riesenunter- 
nehmungen des  Eisenbahnbaus ^  die  Kleinbahnen«  Strafsen-, 
Bergbahnen  bauen,  gründen,  betreiben,  für  sie  oder  neben  Ihnen 
auch  Fabriken  besitzen.  Der  Unterschied  der  Kombination 
der  Betriebe  in  diesen  grofsen  Unternehmungen  von  denen, 
die  auch  bei  den  Einzelwerken  der  ersten  Gruppe  vorkommen, 
lif'.crt  darin:  bei  dioson  werden  aufeinanderfolgende  Produk- 
tioiisstuftni  0(b'r  auch  nclieiHMuandrr^f'hende,  soweit  ^ie  g(Mncin- 
samc  frühere  Produktiouästuien  voraussetzen,  zu  eiuem  einheit- 
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liehen  Produktioüsprozefs  zusaiameiigetaCBt,  währeDtl  bei  jenen 
mehrere  solche  geschlossene  Produktionsprozesse  unter  einem 
höheren  Oesichtspunkt  am  ein  Hauptwerk  gruppiert  werden. 
Von  den  Rieeenuntemehmungen  der  £lektri2itätBinda8trie  und 
des  Eisenbahnhanes  unterscheiden  sich  innerhalb  der  zweiten 
Oruppe  jene  Kreise  von  Unternehmungen,  die  vom  Stand- 
punkt des  in  ihnen  arbeitenden  Kapitals  gesehen  sasammen- 
gehören,  technisch  aber  nur  in  losem  Zusammenhang  stehen 
und  nicht  wie  jene  in  einem  Hauptunternehmen  kulminieren. 
Der  Loewekonzcrn  wird  hier  zu  behandeln  sein :  es  wird  sich 
zeigen,  dafs  die  Initiative  zwar  immer  von  dem  gleichen  Zentral- 
punkt ausginge,  aber  nicht  notwendig  ein  Werk  dio  tpf'hnische 
»Spitze  bildet.  —  Der  hier  skizzierten  Verse luedeulieit  der 
gewerblichen  Struktur,  die  für  die  gewerbliche  Konzentration 
ungleiche  Voraussetzungen  bietet,  geht  eine  teils  historisch, 
teils  wiederum  in  der  Natur  des  Gewerbes  begründete  Ver- 
schiedenheit des  Kapitalbesitses  und  Kapitalbedarfs  sor  Seite. 
Die  Gutehoffnungshtttte,  das  kombinierte  Eisenwerk  am  Nieder- 
rhein, im  Besitz  alter  rheinischer  Fabrikantenfamilien,  —  die 
Allgemeine  Elektrizitätsgesellschaft,  die  sich  in  zehn  Jahren 
aus  den  kleinsten  Anfängen  heraus  zur  grofstcn  Unternehmung 
dieses  Gewerbes  in  Europa  emporgearbeitet  hat,  —  der 
Loewekonzern ,  der  nach  und  nach  von  einer  fest  fundierten 
Maschinenfabrik  ins  Leben  p:erufen  wurde:  sie  alle  bieten  den 
reinen  Finanzmiichten  eine  wesentlich  verschiedene  Möglich- 
keit zu  Ein^^rifl'cn  in  die  industrielle  Entwicklung.  —  Für  die 
bisher  genannten  (iru|>|)en  von  Erscheinungen  ist  die  einheit- 
liche Einzelunternehmung  gemeinsames  Merkmal;  mit  fort- 
schreitender gewerblicher  Konzentration  stellt  aber  die  Ge- 
sa mtentwicklung  der  Industrien,  die  etwas  anderes 
ist  als  die  Summe  der  Schicksale  aller  einzelnen  Unter- 
nehmungen, die  Grofsbanken  vor  neue  Fragen.  Die  ent- 
scheidenden Vorgänge  fallen  hier  zum  Teil  wieder  in  das 
Gebiet  der  Elektrizitätsindustrie;  vielleicht  noch  besser  lassen 
aber  der  rheinisch- westfälische  Bergbau  und  die  Grofseisen- 
industrie  die  Lage  erkennen,  in  welche  die  Grofsbanken  durch 
die  grofsen,  das  ganze  Gewerbe  erfassenden  Vertrustangs- 
bestrebangen  versetzt  werden. 

Das  VerhXltnifl  der  deutschen  Orofshanken  znr  Indnstrie 

Im  Ausland. 

Vorher  noch  ein  Wort  iil)er  die  Industriepolitik  der  Banken 
im  Ausland.  Auch  sie  zerfällt  im  wesentlichen  in  die  Täti^^^keit 
iUrEtnffelwerke,  KoUektivuntemehmungen,  industrielle  Gr  uppen- 
bilduugcn  und  die  Stellung  zu  den  Industrien  als  Ganzem. 
Zum  Verständnis  der  Natur  des  Zusammenhangs  zwischen 
Indnstrie  und  Banken  bedarf  es  aber  auch  einer  allgemeinen. 
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weDD  aucb  den  Gegenstand  nicht  erschöpfenden  Rennseichnii&g 

der  ausländischen  Industriebeziehungen  der  deutschen  GroCi' 
banken.    Das  Bankgeschäft  mit  und  im  Aaslande  zerfUlt 

in  drei  Teile,  von  denen  jeder  einer  bestimmten  Entwicklungs- 
stufe entspricht:  den  internationalen  Zahlungsverkehr,  die  Über- 
nahme tremder  Anleihen  und  die  Beteib'gung  an  Iiulustrie- 
unteriiehuiiinLrp'n  \m  AuslaiKL  I>i>se  drei  Tätigkeiten  stehen 
in  enfrt'iii  ZusainmoniiMn:;  und  \\  <MiieH  beut*'  von  den  (deutschen 
Bauken  sämtlich  gepflegt;  jede  kann  aber  aUoin  vorkommen* 
und  hat  auch  —  in  der  gegebenen  Ueibenfulge  —  einer  be- 
sonderen Periode  in  der  Auslandspolitik  der  deutschen  Grofs- 
banken  den  Stempel  aufgedrückt.  Sie  entspringen  ver- 
schiedenen Motiven,  dem  Bedürfnis  einer  auf  wachsender  £in- 
und  Ausfuhr  aufgebauten  Volkswirtschaft,  dem  wachsenden 
Kapitalrefchtum ,  der  zunehmenden  Konzentration  und  Ex- 
pansion der  inländischen  Industrie  und  Bankwelt  Alle  drei 
sind  in  gleicher  Weise  wichtig  für  die  einheimischen  Gewerbe, 
denen  die  Zahlungsvermittelung  für  den  Einkauf  fremden 
Rohmaterials  und  den  Absatz  der  Fabrikate  im  Ausland  durch 
die  eifrene  Rank  nicht  weniger  Vorteil  bringt  als  Industrie- 
gründungen in  anderen  Ländern,  an  denen  inländisclte  Unter- 
nehmungen beteiligt  oder  wenigstens  tlureli  Absatzmöglichkeit 
intereööiert  sind.  Über  di(i  Bedeutung  der  Anleilien  liir  die 
inländische  Industrie  hat  sieli  vor  einem  Jahrzehnt  ein  Ge- 
schäftsinhaber der  Diskiaitogeäcllsehaft,  die  dem  Auslands- 
geschäft besondere  Auimerksamkeit  ischeukt,  vor  der  Börsen- 
enquetekommission  folgendermafsen  ausgesprochen*:  „Ich 
würde  es  für  einen  Überaus  grofsen  Nachteil  halten,  wenn 
.  ,  .  .  die  Unterbringung  auswärtiger  Anleihen  in  Deutach- 
land nicht  in  die  Hände  deutschen  Kapitals  und  der 
deutschen  Banken  gelegt  würde,  sondern  in  die  Hände 
des  Auslands.  Gerade  weil  man  das  vermeiden  wollte,  hat 
sich  das  Auswärtige  Amt  so  sehr  und  nach  meiner  Meinung 
mit  Recht  dafür  interessiert,  dafs  wir  Handelsniederlassungen, 
BankniederlassunL«  11  und  Verbindungen  im  Ausland  haben 
sollten.  Denn  nur  fladureb.  dafs  diese  Verbindungen  bestehen, 
ist  es  möglich,  die  erwünschte  Beschäftigung  tür  di»'  dinitsche 
Industrie  im  Ausland  zu  finden.  Wenn  ausländische  Anleihen 
in  England  abgeschlossen  und  dort  an  den  Markt  go})racht 
werden,  dann  können  wir  sicher  darauf  rcclinen,  dai-s  che  Be- 
teiligung der  deutschen  Industrie  an  den  für  die  Anleihe  zu 
beschaffenden  Anlagen  nicht  an  erster  Stelle  herbeigeführt 


>  Es  kann  aof  all  dies  hisr  nicht  nfther  6iD^^an^6n  weidso ,  es  ssi 

nur  daran  erinnert,  wie  z.  Belgien  sieh  io  dieser  Beziehane  fast  gans 
auf  die  um  bo  üppiger  bt'trieliene  r^nindung  aualAndiscfier  Untei^ 
Dchmungen  in  der  ganzen  Welt  beücbruukt. 

*  Verhandlungen  der  Bönenenquettkommisnon,  8.  871  (AusHige 
▼OD  Riuseli). 
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wird;  dann  bekommen  wir  höchstens  das,  was  (ibrig  bleibt. 
Daü  iät  die  allgemeine  Klage  unserer  Kxportindustrie,  dalä 
gerade  Deutschland  im  Vergleich  zu  London  so  sehr  zurück- 
stebt  auf  dem  Markt  der  grofsen  BeBchttftigung.  Fast  alle 
Auftriige  konsentriereii  sich  in  Loodon,  in  diesem  grolsen 
Markt  der  Welt,  und  nnr  dadurch»  dafs  wir  auch  einzelnen 
ausländischen  Unternehmungen  selbst  näher  stehen,  entsteht 
ein  Kundschaftsverhältnis  und  eine  regelinäfsige  Beschäftigung 
der  Industrie.  Derjenige,  der  die  Anleihe  Ubernimmt ,  bat 
selbstverstilndlieh  auch  für  sich  das  gröfste  Interesse,  dabei 
wiederum  die  Industrie  zu  beteiH^^:^ri,  weil  er  sich  selbst  sagen 
mufs :  wenn  fUr  den  betrctlendeu  8taat,  das  betreffende  Unter- 
nehmen hier  im  Inlande  gearbeitet  wird,  dann  bürgert  sich 
diese  Anleihe  im  Inlande  leichter  ein." 

Soweit  die  deutselien  Grofshanken  sich  direkt  mit  aus- 
ländischen  IndustricunternehmuMgen   befassen,    sind  wieder 
zwei  grundsätzlich  und  im  ganzen  auch  zeitlich  verschiedene 
Stufen  za  unterscheiden.  Die  ento  Mit,  bistortsch  betrachtety 
so  ziemlich  mit  der  Blütezeit  der  fremden  Anleiben  zusammen 
und  gehört  demnach  in  den  einzelnen  Ländern  verschiedenen 
Jahren  an:  die  70er  und  80er  Jahre  kann  man  als  die  Blüte- 
zeit des   fremden  Eisenbahnbaus  betrachten^   er  hat 
aber  z.  B.  in  Osterreich  bereits  früher  begonnen,  in  anderen 
Ländern  bis  tief  in  die  90  er  Jahre,  zum  kleinen  Teil  bis  heute 
gedauert.   Je  nach  dem  Mafs  von  Initiative  und  dem  quanti- 
tativen Anteil  an  Bau   und  Betrieb   dieser  Bahnen  ht  die 
Stellung  der  deutselien  Banken  und  der  Nutzen,  den  sie  durch 
Auftragsbeschaffung  der  deutschen  Industrie  hrinj^en  konnten, 
verschieden.  Als  Gegenpole  sind  die  rumanisehen  Eisenbalinen, 
wie   sie  von  der  Diskonte »gesellschaft   &U  Nachfolgerin  des 
bekannten  Gründers  Strousberg  erbaut  wurden,  und  die  Be- 
teiligung der  Deutseben  Bank  und  anderer  Banken  an  den 
£isenbiuingesell8cbaften  der  Vereinigten  Staaten  anzusehen: 
dort  eine  weitgebende  Initiative  und  Macht  der  Bank,  fast 
völliges  Monopol  als  private  Finanzmacbt,  der  nur  der  ru- 
mänische Staat  als  Gegner,  auch  er  nicht  als  Konkurrent, 
gegenübersteht,  —  hier  eine  Emissions tütigkeit  für  nordameri- 
Kanische  Bahnen«  die  keinen  entscheidenden  und  nachhaltigen 
Kinflufs  auf  diese  herbeiführt  und  nur  mehrfiicbe  Mitwirkung 
bei  der  Reorganisation  von  Gesellschaften  notwc  ndi*;  macht, 
immer  wesentlich  einer  rein  börsenmfifsigen  Kapitalanlage  dient. 
I>er  Unterschied  der  beiden   Lünder  an  Kaüitalreichtum ,  an 
'VNirtsehat'tlicher,  politischer,  gesamter  kultureller  Entwicklungs- 
stufe liegt  dieser  verschiedenen  Stellunfi;  der  deutschen  Bank- 
Welt  zugi  uiuie.    Dazwischen  stehen  die  Beteiligungen  an  den 
Eisenhahnen  der  anderen   kontinentalen  Länder;  fast  alle 
OroCsbanken  wirkten  bier  mit:  die  Dannstädter  Bank,  Dis- 
ken togesellscbaft  u.  a.  als  Glieder  der  Rotscbildgruppe  in 
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Österreich,  dieselben  und  die  Berliner  Handelsgesellschaft  in 
Italien,  die  Biskontogesellschaft  und  Berliner  Handelsgesell- 
schaft und  von  PriTatfirmen  insbesondere  Mendelsohn  &  Co. 
in  Ruisland  usw.  Bei  allen  diesen  Bahnen  handelt  es  sich 
um  die  grofsen  Vollbahnen  der  Kulturstaaten  insbesondere 
Ton  Europa,  nicht  um  die  Klein-  und  Strafsenbahnen  in  fremden 
Ländern  und  die  grofsen  Bahnuntemehmungen  in  kolonialen 
Gebieten. 

Die  bisher  j^enanntcn  Beziehungen  werden  fchwcächer  und 
lösen  sich  mehr  und  mehr,  die  Hanken  werden  wieder  zu 
blofsen  Anleihefirmen  dieser  Länder  in  demselben  Malöe,  wie 
die  fremden  Staaten  die  Bahnen  in  Staatsbetrieb  übernehmen 
—  Rumänien,  Ruföland,  Schweiz  — ,  oder  wenigstens  kapital- 
kräftiger werden :  so  ist  ein  grofser  Teil  der  in  Deutschland 
plazierten  nordamerikanischen  Eisenbahnwerte  in  den  90  er 
Jahren  nach  den  Vereinigten  Staaten  zurttckgefiossen ,  der 
immer  noch  erhebliche  Rest  ist  im  wesentlichen  Gegenstand 
börsenmftfsiger  Spekulation.  —  Diese  erste  Stufe  wird,  ob- 
wohl die  inlAndische  Industrie  als  Lieferantin  manches  dabei 
profitieren  kann^  durch  den  engen  Zusammenhang  der  Be- 
tätigung in  ausländischer  Industrie  mit  dem  Anleihegeschäft 
gekennzeichnet  Die  Initiative  der  Banken  ist  stark  und  ent- 
scheidend, riher  sie  berücksichtigt  nur  sehr  mittelbar  die  In- 
dustrie, während  der  günstigen  Ka})italanlage  in  fremden 
Werten  die  Hauptaufmerksamkeit  gewidmet  wird.  Sie  :?etzt 
einen  Zustand  voraus,  in  dem  die  einheimische  Industrie  noch 
nicht  80  konzentriert  und  zugleich  so  expansiv  geworden  ist 
wie  seit  den  90  er  Jahren. 

Umgekehrt  treten  auf  der  zweiten  Stufe  die  auswärtigen 
Anleihen  an  Bedeutung  fldr  die  Banktätigkeit  zurfick,  während 
das  Interesse  der  Grofsbanken  an  der  ausländischen  Industrie 
zunimmt,  —  weniger  abhängig  yon  der  sonstigen  finanziellen 
Verbindung  mit  dem  betreffenden  Lande.  Die  Gründung  von 
industriellen  Gesellschaften  in  anderen  Ländern  durch  die 
Grofsbanken  oder  mit  ihrer  Hilfe  wird  häufiger,  und  zugleich 
macht  sich  im  ausländischen  Geschäft  ein  enges  Zusammen- 
gehen der  Grofsbanken  und  der  einheimischen  Industrie  be- 
merkbar. Von  dem  Verhältnis  der  Banken  zur  Industrie  des 
Inlands  unterscheiflft  sich  die  J^eteilig^unf^  bei  fren\den  Tn- 
dustrieuuternehmuugen  zunächst  dadurcii,  flafs  die  kleineren 
Banken  eine  noch  geringere  Rolle  sj>ielen;  das  eifrige  Geschflft 
dieser  BankHrmen  in  sCidafrikanischen  Minenwerten  steht  damit 
nicht  im  Widerspruch:  es  hat  eiiicü  ^aiiz  anderen,  weit  mehr 
spekulativen  Charakter  als  etwa  die  Beteiligung  der  Deutschen 
Bank  bei  Goerz  &  Co.;  jenes  hat  seinen  Schwerpunkt  an  der 
Berliner  oder  Londoner  Börse,  diese  in  den  Minen  Süd- 
afrikas. Das  zweite  Merkmal  ist  die  weit  grtffsere  InitiatiTe 
der  Banken;  wenn  auch  hinter  den  Banken  in  den  meisten 
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Fällen  inländische  Unternehmnngen  stehen,  so  sind  diese  doch 
beim  Vordringen  ins  Ausland  viel  stärker  auf  die  Banken  an- 
gewiesen als  in  ihren  inländischen  Fabriken.  Hier  liegt  die 
Sache  gerade  umgekehrt  wie  in  der  Heimat:  weifs  hier  der 
Industrielle  besser  Bescheid ,  weil  die  technischen  Fragen  im 
Mitteljuijikt  stehen,  von  denen  der  Bankier  nichts  versteht, 
die  ihn  auch  direkt  luclita  angehen,  so  iat  dagegen  im  Aus- 
land die  Bank  bereits  heimisch,  hat  ihre  Niederlassungen,  be- 
herrsciit  den  internationalen  Zahlungsverkehr,  steht  vielleicht 
mit  der  Regierung  des  Landes  durch  Anleihenübemahme  in 
Verbindung;  bei  einer  Filialfabrik  in  der  Fremde  haben 
die  technischen  Fragen  lange  nicht  eine  so  ausschlieCsliche 
Wichtigkeit  wie  bei  der  inländischen  Hauptfabrik,  —  Be- 
ziehung zu  den  dortigen  Kreisen,  vorteilhafte  Bedingungen 
seitens  der  Regierungen  usw.  spielen  eine  verhältnismäfsig 
weit  gröfsere  Rolle.  So  ist  die  Bank  •«'•linn  flrinn  .  wenn  sie 
wpsfntlicii  im  Dienst  einer  groisen  Unternehmung  handelt, 
stark  in  eine  führende  Rolle  gedrängt,  sie  handelt  aber  ganz 
selbständig,  wenn  sie  sich  eine  ausländische  Industrie  oder  die 
Ausbeutung  fremder  Bodenschätze  sichern  will. 

Man  kann  vier  Formen  der  Beteiligung  der  Banken  an 
ausländischen  Industrieuntemehmungen  unterscheiden:  1.  Die 
Gründung  von  Niederlassungen  oder  Tochternnterneh- 
mungen  für  die  inländische  Industrie.  DerQradder 
Initiative  der  Bank  wird  dabei  in  den  einseinen  Fällen  ver» 
schieden  sein.  Zuweilen  steht  die  Bank  nur  indirekt  hinter 
Tras^esellschaften  für  eine  bestimmte  Firma  —  so  etwa  bei 
der  Kontinentalen  Gesellschaft  für  elektrische  Untei  iiehmungen, 
die  neben  den  inländischen  auch  gewisse  ausländische,  nament- 
lich italienische  Tochtergesellschaften  fl'ir  Schuckert  gegründet 
und  dauernd  unter  ihrem  Einflufs  hat,  oder  bei  der  Schweize- 
rischen Gesellschatt  iiir  elektrische  Industrie  in  Basel,  der 
Trustgesellschaft  von  8ieniens  &  Halske  speziell  für  die  Schweiz. 
Oder  die  Bank  ist  bei  einer  Filialgründung  in  einem  anderen 
Land  behilflich :  z.  B.  hat  bei  der  Errichtung  des  russischen 
Werks  der  Maschinenfabrik  Hartmann  in  Chemnitz  namentlich 
die  Dresdner  Bank  geholfen.  Oder  es  werden  ftit  inländische 
Untemehnrangen  einzelne  Werke  oder  ganze  Sammelgesell- 
schaften  errichtet;  in  dieser  Weise  haben  z.  B,  die  Banken  des 
vereinigten  Konzems  der  Allgemeinen  Elektrizitätsgesellschaft — 
Union  Elektrizitätsgeselkchaft  und  der  Siemens  -  Schuckert- 
werke  1904  zusammen  die  Elektrische  Strafsenbahn  Valparaiso 
A.-G.  (Berlin),  hat  die  Deutsche  Bank  speziell  für  Siemens  & 
Halske  die  Brasilianische  Elektrizitätsgesellschaft  gegründet. 
Auch  die  Trustgesellschaften,  soweit  sie  allgemeine  Gründungs- 
gesellschaften sind,  nicht  ausschliefslich  für  eine  einzelne  Grofs- 
unternehnuing  arbeiten,  kann  man,  wenn  sie  auch  im  Aus- 
land tätig  sind,  zu  dieser  Gruppe  rechnen.  Die  internationale 
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Elektrizitäts^esellschaft  in  Berlin,  bis  zu  einem  gewissen  Grad, 
namentlich  durch  Übernahme  der  Gompagnie  Parisienne  de 
Tair  comprime,  der  Diskontogesellscbaft  nahestehend,  und  die 
aUrk  im  Ausland  engagierte  Bergtsch-Märkiache  InduBtrid- 
gesellschaft,  zam  erofsen  Teil  im  Besitz  der  Bergisch-Mfir- 
kischen  Bank,  stellen  Beispiele  zweier  verschiedener  Typen 
solcher  Gesellschaften  dar,  hinter  denen  erst  in  zweiter  Linie 
die  Grofsbank  steht. 

2.  Die  Gründung  —  seltener  blofse  Beteiligung  daran  — 
▼on  vereinzelten  ausländischen  Unternehmungen,  die  mit  der 
einheimischen  Industrie  nur  in  lodern  oder  p:ar  keinem  Zu- 
sammenhang stehen.    Bei  manchen  ist  auch  liier  die  Initiative 
der   Hanken    nur   eine   relativ^   —   ein    als   Einzelfall  nicht 
\vi<  lin;,a^s ,  aber  lypi-^^'hes  Beispiel   i?st   eine   1904  mit  einem 
Kapital  von  1,1»  Mill.  Lire  zur  Fabrikation  von  Aluminium 
und   ähnlichen   Produkten   der   metallurgischen    Industrie  in 
Mailand  von  dem  Frankturter  Metallhandelshaus  Beer  Üond- 
heimer  &  Co.,  der  Dresdner  Bank  und  der  Societä  Elettro- 
chimica  in  Rom  gegründete  Gesellschaft'  — ^  hei  anderen  geht 
die  Bank  mit  einer  im  Inland  bisher  unbekannten  Selbständig- 
keit vor.  In  einigen  Fällen  ist  die  Initiative  der  Banken  eine 
blofs  mittelbare   dadurch,  dafs  sie  Trustgesellschaften  vor- 
schieben; sie  tun  das  namentlich  bei  der  Erschliefsung  Öster- 
reich-Ungarns durch  Kleinbahnen.    Die  einzelne  Gründung 
ist  zu  klein,  das  Risiko  zu  grofs  für  ein  selbständiges  Vor- 
gehen der  Ranken.    Die  Zentralbank  ftir  Eisenbahn  werte  in 
Berlin,  neuerdings  die  Eis>enbahnbank  und  Eisen  bah  nrenten- 
bank  in  Frankfurt  a.  M.  sind  seitens  der  Dresdner  Bank,  die 
Allgemeine  Deutsche  Klein Ualmgesellschaft  und  die  Vereinigte 
Eisenbahnbau-  und  Betriebsgesellsehaft  seitens  der  Landau- 
banken  zum   Teil   ausschliefslich   Institute   zur  Organisation 
ungarischer   Kleinbahnen.     Der    eigentlich  charakteristische 
Fall  sind  aber  die  neueren  exotischen   Eisen  bah  n- 
grttndungen   und   die    ostasiatischen  Unterneh- 
mungen der  gemeinsam  an  der  Deutsch- Asiatischen  Bank 
beteiligten  Grofsbanken.  Der  Unterschied  dieser  Gründungen 
von  den  allermeisten  des  Inlands  und  einigen  bisher  ge- 
nannten im  Ausland  liegt  darin ,  dafs  sie  nicht  wie  jene 
einer  einmaligen  gewinnbringenden  Transaktion  dienen  sollen, 
deren  Zweek  und  Ende  die  Unterbringung  der  neuen  Werte 
im    Publikum    ist,    sondern    ein   Glied    in   »b^r  Eroberung 
eines  Wirtschaftsgebiets  darstellt.    Abstofsun^:  an  den  Markt 
ist  auch  hier  aus  geschäfdiclicn  Gründen  g<  ijoten,  aber  sif 
nicht  das  eigentliche  und  alleinige  Ziel  des  Gründung.sakte*, 
der   mehr  Mittel  als  Zweck  ist;   Hauptsache  bleibt  das  zu- 
künftige erweiterte  und  dauernde,   nicht  das  relativ  kleine 


1  Pimnkfortw  Zeitung,  3.  JuU  1904. 
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einmalige  Geschäft.  Die  wichtigsten  Gründungen  dieser  Art 
sind  die  der  Venezuela-Eisenbahn  durch  die  Disl<.üntoge8ell- 
schaft,  ein  Versuch,  der  ebenso  unglücklich  verlief  wie  der 
mit  anderen  südamerikanischen  Bahnen  (Geste  de  Mina.s  usw.); 
das  Eiäenbahnsystem  auf  der  Balkanhalbinsel  und  in  Klein- 
asien,  das  teils  im  Zusammenhang  mit  den  türkischen  An- 
leihegeachäften ,  teils  unabhängig  davon  von  der  Deutschen 
Bank  aus  den  orientalischen  Bahnen  des  Baron  Hirsch  ge- 
schaffen  wurde,  seinen  Kern  in  der  Anatolischen  Bahn  hat 
und  in  der  Bagdadbahn  unter  Hinzuziehung  ausländischen 
Kapitals  die  bekannte  Erweiterung  erfahren  soll;  ferner  die 
vom  Shantungsyndikat,  d.  h.  den  Grofsbanken  unter  Filhrung 
der  Diskontogesellschaft  und  der  Deutschen  Bank,  errichteten 
drei  Unternehmungen:  die  Shantungeisenbahngeaellschaft,  die 
»Shantiingbergbaugesellschaft  und  die  Deutsch-Chinesische  Eisen- 
bahngesellschaft  m.  b.  H.  Dazu  kommen  schliefslich  die  Gesell- 
schaften zum  Zweck  der  wirtschaftlichen  Erschliefsung  der 
deutschen  Kolonien:  die  Otavi-,  Mmeü-  und  Eisenbahn^^T*:'^*'!!- 
Schaft  für  Öudwestafrika,  von  der  Diskontogesellschal t  ge- 
gründet und  erst  in  der  Vorbereitung  (Bohrungen,  Ver- 
messungen usvr.)  befindlich,  die  neue  Qesellschaft  zur  £r* 
schliefaung  von  Kamerun,  vom  Schaaffhausenschen  Bankverein 
errichtet  y  an  die  sich  j  fingst  mit  etwas  anderem  Charakter, 
weil  weniger  Initiative  und  Risiko  —  der  Staat  garantiert 
Verzinsung  und  Rückzahlung  — ,  die  ostafrikanische  Eisenbahn 
Dar-es-Salaam-Mrogroro  angeschlossen  hat.  Mit  diesen  Gruppen 
eigener  Gründungen  der  Grofsbanken  ist  deren  zum  Teil 
Boirar  durchaus  planrailfsig  ausgestaltete  Beteiligung  an  aus- 
ländischen Gesellschaften  zwar  nicht  erschöpft,  als  Einzel- 
unternehmungen mit  eigener  Initiative  und  fast  ausschiiefs- 
licher  Herrscluü't  der  deutschen  Grofsl)aiiken  und  dem  charak- 
teristischen Blick  in  die  Zukunft  stehen  sie  bisher  im  ganzen 
einzig  da. 

3.  Eine  dritte  Gruppe  bilden  die  Versuche  der  Grofsbanken, 
sich  in  einer  Industrie  des  Auslandes  durch  Gründung  eigener 
Unternehmungen,  vielfach  auch  nur  durch  Beteiligung  an  be- 
stehenden einen  Platz  zu  sichern;  es  handelt  sich  hauptsich- 
lieh  darum,  auch  die  deutschen  Grofsbanken  an  den  zu  er- 
wartenden Gewinnen  teils  unmittelbar  teilnehmen  zu  lassen, 
teils  ihnen  durch  Vermittelung  günstiger  Kapitalanlage  Gelegen- 
heit zum  Verdienen  zu  geben.  Dies  ist  der  Fall  bei  dem  Be- 
streben der  deutschen  Grofsbanken,  sich  an  süd  a  frika- 
nischen M  i  n  e  n  ge  seil  sc  h  aften  zu  beteilip:en.  Seit  1804 
steht  di«;  Deutsclie  Pjank  in  engster  Beziehung  zu  der  Minen- 
gesellhchatt  A.  Goerz  Co.,  Ltd.,  deren  Besitzungen  am  Hantl 
zu  den  wirklich  guten  gehören  sollen.  Nach  dem  Geschäfts- 
bericht für  1903  hatte  die  Gesellschaft  am  31.  Dezember  100:3 
l>öi   angeblich    viel    zu    niedriger  Bewertung   Aktiva  von 
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£  1  478  390 ;  sie  hat  sich  im  Berichtsjahr  an  der  Übemahmft 
der  englischen  Transvaalallleihe  beteiligt,  Bohrungen  inDentsch- 
Südwestafnka  vorgenommen  und  war  an  einer  grOfseren  Reihe 
von  Unternehmungen  Im  Minenbezirk  interessiert,  an  .20 
weiteren  Gesellschaften,  unter  denen  sich  ein  paar  sehr  gute 
Namen  finden,  ^in  gröfserem  Umfange  beteiligt*".  Eine 
Dividende  hat  die  Gesellschaft  für  1903  nicht  gezahlt;  für 
1902  hatte  sie  12Va"/o  betragen.  An  Goerz  &  Co.  ist  auch 
die  Dresdner  Bank  beteiligt,  ihre  Hauptstütze  ist  aber  die 
1805  mit  ihrer  Hilfe  in  die  General  Mining^  and  Finance 
Corporation  Ltd.  verwandelte  Firma  G.  u.  L.  Albu  in  Johannes- 
burg; die  Al'ricaii  Metals  Cy.  Ltd.,  die  mit  Hilfe  denselben 
Bank  aus  der  Südafrikanischen  Metallurgiöclien  Vereinigung 
entstanden  war,  wurde  bald  abgestulsen.  Eine  deutsche 
Miiieiigesellschaft,  an  deren  Gründung  sich  namentlich  die 
Dresdner  Bank  und  Diskontogesellschaft  beteiligte,  die  Afrika- 
nische Bergwerks-  und  Handelsgesellschaft  m.  b.  H.,  lOste  sich 
schon  1896  wieder  auf.  Recht  stark  an  Qoerz  ist  auch  die 
Berliner  Handelsgesellschaft  interessiert,  an  Albu  die  Diskonto- 
gesellscluift.  Die  Darmstädter  Bank  hatte  bis  1897  in  der 
African  Metals  Cy.  einen  Sttttspunkt,  seitdem  ist  sie  an  der  au» 
der  Fusion  dieser  mit  einer  anderen  Gesellschaft  entstandenen 
Consolidated  Mines  Selection  Cy.,  Ltd.,  London,  beteiligt. 

4.  Konnte  es  sich  bei  der  Beteiligung  der  deutsch^'u 
Grofsbanken  in  Südafrika  nur  darum  handeln,  von  den 
goldenen  Früchten  einer  Industrie  einige  zu  pflüeken,  ohne 
aber  jemals  mehr  als  eine  Nebenrolle  zu  spielen ,  «o  hat  die 
deutsche  Bankwelt  auch  versucht,  sich  selbst  bezw.  dem 
hiiitei  ihr  stehenden  deutschen  Kapital  im  Ausland  eine 
Industrie  zur  nahezu  alleinigen  Ausbeutiuag  zu  sichern,  auch 
ihrerseits,  wenn  auch  in  kleinerem  Umfang,  eine  tthnliche 
Stellung  einzunehmen,  wie  die  grofsen  englischen  formen 
—  Wernher,  Beit  &  Co.  u.  a.  —  in  Südafrika.  Ist  auch  bei 
der  Torigen  Gruppe  eine  starke  Initiative  der  Banken  vor- 
handen, 80  bekommt  sie  hier  durch  ihren  erweiterten  Gegen- 
stand  und  die  Möglichkeit  und  NotwendiLk*  it,  ganz  selb- 
ständig zu  handeln,  einen  veränderten  Charakter.  Die  Be- 
strebungen der  deutschen  Grofsbanken,  einen  Teil  der 
Petroleumindustrie,  die  rumänische  im  ^Iittel]uinkt^ 
unter  ihrer  Herrschaft  zu  organisieren,  stellen  —  prinzipiell 
betrachtet  —  das  Maximum  an  Initiative  und  eigener  in- 
dustrieller Betätigung  dar,  das  die  Groisbanken  bisher  in 
Deutschland  und  im  Ausland  aulzuweisen  haben.  Ob- 
wohl aus  dem  Rahmen  der  hier  speziell  berücksichtigten 
Eisenindustrien  fallend,  bedürfen  diese  Bestrebungen  deshalb 
einer  kurzen  Darstellung  ^  Der  Petroleummarkt  der  Welt  ist 

'  Am  besten  unterrichten  Uber  diosp  PetroleumfrHgpn  von  thnitscheD 
Zeitongea  die  Köluiacbe  Zeitung  und  die  Wiener  Neue  Freie  Presse. 
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im  wesentlichen  auch  noch  heute  unter  zwei  grofse  Finanz- 
gruppcii  uul'geteilt:  die  amerikanische  Standard  Oil  Cy.  Kocke- 
lellers  und  die  Beherrscher  des  russischen  Baku-Öls,  Rot- 
acbild  und  Nobel.  Beide  Gruppen  stehen  in  eng;er  Verbindung, 
sind  aber  in  ihrer  MonopolsteUung  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
Yon  ftlnf  Feinden  bedroht:  dem  langsamen  Versiegen  der 
besten  Petioleuninuellen  in  Amerika,  der  pennsvlvanischen; 
der  gelkhrlichen  Konkurrenz,  die  Nobel  und  Rotschild  in  Baku 
von  dem  neugegrlindeten  Syndikat  unter  Leitung  der  Firma 
Mantascheflf  &  Co.  gemacht  wird  —  dieses  Syndikat  vorfiigt 
nach  der  Kölnischen  Zeitung  (22,  Juni  Hin4)  über  Ii!  1)18 
13000UUO  Pud  Erdöl  gegenüber  7— 8 ihm)  (Min  Piul  drr  Firmen 
Rotschild  Ull  i  Nobel  — ;  ferner  der  Entstehung  gröfserer 
Petroleunigruben  in  Osterreicli,  <lie  sich  im  Gegensatz  zur 
Vacuuni  Oil  Oy.  Ii  ckefellers  kartelliert  haben,  desgleiehen 
namentlich  in  der  jung8ten  Zeit  in  Kuniäuieni  schliefslich  der 
Zusammenfassung;  Uberseeischer  Ölquellen^  vornehmlich  der 
in  den  hoUfindiscben  Kolonien,  durch  den  englischen  Petroleum- 
handler  Samuel,  ehemaligen  Lord  Mayor  von  London  und 
Besitzer  der  grofsen  Tankdam|>ferflotte  der  Shell  Transport 
and  Trading  Oy.  Wenn  man  die  in  ihrer  Bedeutung  bis- 
her schwer  zu  übersehenden  hannövrischen  Erdöhjuellen  mit- 
rechnet, hat  die  deutsche  Bankwelt  von  vier  Seiten  her  in 
diesen  Kampf  eingegriffen,  indem  sie  unmittelbar  in  der 
deutschen,  ttsterreicliischen,  ruiiiiiiiischeTi  und  Torflbergehend 
auch  in  der  nietiLriändischen  (Stun  iira)  Petroleunijiroduktion 
festen  Fufs  fufste.  Obenan  steht  die  Deutsche  Bank:  zu- 
sammen mit  dem  Wiener  liankverein  hatte  «ie  schon  iVidier 
die  Ungarische  Bank  für  Handel  und  Industrie  gegründet, 
und  eine  Schöufuug  dieses  Instituts,  die  Budapester  Inter- 
nationale Petroieumgesellschaft,  errichtete  189G  in  Rumänien 
die  Steaua  Romana;  als  diese  1903  umgestaltet  wird,  tiber- 
nimmt die  Deutsche  Bank  8  Hill.  fr.  des  neuen  Kapitals  und 
erhält  für  einen  ihrer  Direktoren  den  Vorsitz  im  Aufsichtsrat. 
Die  Steaua  Romana  ist  heute  bei  weitem  die  erste  und  wohl 
auch  zukunftreichste  Petroleumgesellschaft  Rumäniens.  Gleich- 
zeitig beteiligt  sich  die  Deutsche  Bank  1903  ausschlaggebend 
an  der  f^^nlizischen  Petroleum-Aktiengesellschaft  Selindnica,  die 
in  ihrem  Bezirk  bereits  das  gröfste  Unt(  rnehmen  ist  und  auch 
in  dem  Bezirk,  wo  die  Oalizische  Karpathen  -  Petroleum- 
Aktiengesellschaft  oliOTinn  steht,  neuerdin<^f>  Felder  erworben 
hat.  Nachdem  Unterliandlungen  mit  den  österreiehischen 
Ausfuhrliändlem  fehlgeschlagen  sind,  gründet  die  Deutsche 
Bank  am  2i.  Januar  1904  die  Deutsche  Petroleum- 
^l^tiengesellschaft  in  Berlin  mit  20  Mill.  Mk.  Kapital 

1^  KUte  Artikel  enthält  dev  „Fraukiurter  AktioDär''  u.  a.  in  deu  Nr. 
▼oa  il  und  22.  Mai  und  IL  Juni  1904. 


194 


XXIV  2, 


unter  Mitwirkung  des  Wiener  Bankvereins,  der  Darmstädter 
Bank,  der  Mitteldeutschen  Kreditbank,  der  Nationalbank  für 
Deutödiiand  und  Jacob  S.  H.  Stern  in  Frankfurt  a.  M.,  mit 
dem  Zweck  der  „Gewinnung,  Verarbeitung  und  Verwertung 
des  Petroleums"  und  der  Beteiligung  bei  iiliiilichen  Unter- 
nehmungen des  In-  und  Auslandes.  In  sie  bringt  die  Deutsche 
Bank  inre  ramftnischeo ;  galizfsclieii  und  auch  ihre  hanntfyri* 
sehen  Besitzungen  ein  —  nach  der  Kölnischen  Zeitung  hat 
sie  in  Hannover  1^/4  Miil.  Mk.  angelegt  zugleich  zieht  sie 
die  Darmstädter  Bank,  die  Vi  Mill.,  die  Nationalbank ^  die 
1  Mill.,  die  Mitteldeutsche  Kreditbank,  die  900000  Mk.  vom 
Kapital  der  Deutschen  Petroleumgcseilschaft  ttbemtramt,  gleich- 
falls in  den  Kreis  der  Petroleuminteressenten.  Diese  Potroleam- 
gesellschaft ,  deren  Hauptz^vrck  die  dem  südosteuropäischeii 
Petroleum  bisher  fehlende  Exportorganisation  ist,  schlofs  sofort 
nach  iluer  Gründung  einen  Vertrag  über  den  Transport  des 
rumänischen  Petroleums  mit  der  P e t  r  o  1  o  u  m  j)  r  o  d  u k  t  e  - 
Aktiengesellschaft  in  Hamburg,  von  deren  Mill.  Mk. 
Aktienkapital  die  iShell  Transport  and  Trading  Oy.,  die  er- 
wähnte wichtigste  Öltransportgesellschaft  des  Sir  Maren« 
Samuel,  2600000  Mk.  besitzt  Durch  die  Beteiligung  an  der 
KapitalerhOhung  der  Petroleumprodukte  -  Aktiengesellscliaft 
kommt  die  Deutsche  Bank  in  noch  engere  Beziehung  zu  den 
Unternehmungen  der  Firma  Samuel.  Es  sind  dies  im  wesent- 
lichen die  S.  M.  G-uffey  Cooipany,  der  grOfste  unabhängige  Öl- 
fabrikant  in  Texas,  und  die  zur  Ausbeutung  des  Borneo- Petro- 
leums errichtete  Niederländisch-Indische  Industrie-  »ind  Handels- 
gesellschaft; diese  geht  mit  fünf  anderen  Krdölgesellschaften 
der  hollnndischen  Kolonien  li»03  in  die  unter  Führung-  der  Shell 
Company  und  von  holländischer  Seite  der  Koninklijk  Neder- 
landschcn  Petroleum  ^lantschaupij  gegründete  Asiatie  Petro- 
leum Oy.  in  Louduii  mit  2  Mill.  ^  Kapital  auf.  In  diese 
Gesellschaft  wurde  auch  ein  Unternehmen  eingebracht,  an 
dem  schon  1895  —  zuerst  von  allen  deutschen  Banken  —  die 
Berliner  Handelsgesellschaft  sich  beteiligt  hat,  indem  sie  mit 
der  Ban(|ue  de  Paris  et  des  Pays-Baa  und  dem  von  ihr  kom< 
manditierten  Amsterdamer  Haus  Labouch^re  Oyens  &  Co.  ein 
All  )ohrungssyndikat  für  Sumatra  bildete,  aus  dem  1897  die 
Petroleumgesellschaft  Moeara  Enim  hervorging.  Die  Handels* 
gesellHchaft  ist  heute  nicht  mehr  an  diesen  Unternehmungen 
beteiligt,  aber  mittelbar  durch  die  Beziehung  zu  der  Amster- 
damer Firma  noch  daran  interessiert.  Auch  ihre  ß'  teili'iung 
an  der  hannflv'rischcn  Erd^lin<]ustrie ,  wo  sie  sich  schon  früh 
in  Wietze  engagiert  liatt»',  stiefs  di<*  Hanrlelsi^esellschaft  1903 
ab.  —  Obwold  die  L)eut>(  Ii*'  Bank  ihren  Eintlufs  in  der  Ilaupt- 
armee  gegen  Kockefelicrs  Standard  Oil  Cy.  im  Jahre  UHU  noch 
dadurch  verstärkt,  dafs  die  Petroleumprodukte-Aktiengo»ell- 
schaft  die  Konzession  erhielt,  als  „Deutsche  Anonyme  Aktien- 
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Gesellschaft  zur  Gewinnung  von  Naphtaprodukten"  in  Baku 
grofse  Naphtaproduktions-  und  -Verarbeitungsanlagen  zu  er- 
richten, so  bleibt  das  Gebiet,  wo  sie  eine  ausschlaggebende 
♦Stellung  einnimmt,  doch  Rumänien.  Etwa  zur  gleichen  Zeit, 
aU  die  Deutsche  Bank  die  Steaua  Romana  ilbernahm^  be- 
teiligte sich  die  Diskontogesellschaft  snsammen  mit 
BleichrOder  mit  8  Mill.  fr.  neoer  Aktien  an  der  zweitgröfsten 
riimttnischen  Petroleamgeselisehaft,  der  Tel^a  Oil  Company 
<1901  gegründet).  AU  Ende  1903  das  Kapital  der  Bustenan- 
Gesellschaft  von  2  anf  10  Mill.  fr.  erhöht  wurde,  um  die  Con- 
dactul  National  Cv.  an  erwerben,  beteiligte  sich  die  Diskonto* 
Gesellschaft  auch  hier  und  kam  so  in  den  Besitz  der  wichtigsten 
Röhrenleitung  des  Petroleumgebiets.  Die  Teh'g.i  Cy.  ihrer- 
seits hat  der  Aurora-Gesellschaft  vertraglich  ihr  ganzes 
Petroleum  überlassen  und  die  Aurora  wiederum  läfst  kon- 
traktlich ihren  Öltransport  durch  die  Shell  Line  besorgen. 
So  führt,  obwohl  bei  der  Einleitung  der  Aktion  die  Kon- 
kurrenz gegen  die  Deutsche  Bank  mitgewirkt  haben  mag, 
die  notwendige  Abhängigkeit  von  der  durch  die  Shell  Line 
beaw.  die  retrolenmprodukte  -  Aktiengeselischafit  reprftsen- 
tierten  Exportorganisation  an  einer  mandscfaafdichen  Be- 
rtthrung  zwischen  den  Einflufssphftren  der  Deutschen  Bank 
und  der  Diskontogesellschaft.  Auf  die  Grenzen  der  Kon- 
kurrens  unter  den  Grofsbanken  wirft  dies  ein  helles  Lichta 
—  Bs  war  ansonehmen,  dafs  der  Dresdner-Schaaff- 
h  a  u  s  e n-Konzern  auf  diesem  Gebiet  nicht  zurückbleiben 
würde,  zumal  der  Schaaffhausensche  Bankverein  durch  die 
Internationale  Bohrgesellschaft  nicht  nur  an  (;iner  f^rofsen 
Zahl  haniiövrischer  Erdölgesellsohat'ten  in  VA'ietz»'  interessiert 
war,  sondern  durch  die  Bohrungen  dieser  Oesellschaft  in 
Rumänien  auch  dort  einen  Stein  im  Brett  hatte.  Wie  an 
anderer  Stelle  schon  erwähnt,  hatte  die  Internationale  Bohr- 

fesellschaft  sich  yerpflichtet,  wenn  ihre  Bohrungen  Erfolg 
ätten,  eine  Aktiengesellschaft  sur  Ausbeutung  zu  grttnden; 
dieses  Versprechen  wurde  im  Juni  1904  erfüllt ,  indem  die 
Dresdner  Bank  und  der  Schaaffhausensche  Bankverein  im 
Verein  mit  dem  Fürsten  Guido  Henckel  von  Donnersmarck, 
dem  Koramerzienrat  Föritz  Friedländer,  Berlin,  der  Bankfirma 
A.  Levy  in  Köln,  der  Internationalen  Bohrgesellschaft  und 
Hektor  Economos,  Paris — Bukarest,  die  P*'trolenni- Aktien- 
gesellschaft Campina  mit  5  Mill.  T^ei  Kapital  errichteten.  Wie 
diese  Gründung  sicli  zu  den  Konkiirrenzunternehmungen  der 
Deutscheu  Bank  und  der  Diskontogesellschaft  stellen  wird, 


I  Zu  ße^nn  des  Jahros  1905  hat  auch  die  DiskontogeaeUsehaft  —  in 
ähnlicher  Weise  wie  Yorher  die  Deutsche  Hank  —  ihre  niinftnischen 
PetroleumunterDehmuDgen  durch  Gründung  der  Allgemeinen  Petroleum- 
Iiidiistiie-A.-0.  (12  HilL  llk.  Kapital)  konsolidiert. 

13* 
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ist  noch  nicht  abzusehen;  wahrscheinlich  wird  das  liedürfnis 
nach  einer  leistungsfähigen  Absatzvermittel uug,  olmc  die  gegen 
die  vorzügliche  Organisation  der  Standard  Oil  Oy.  eine  wirk- 
same Konkurrenz  undenkbar  ist,  auch  diese  Banken  cn  Ver- 
trägen mit  der  Shell  Line  und  der  Petroleumprodukte- 
Aktiengesellschaft  und  au  einem  gewissen  Zusammenarbeiten 
mit  den  beiden  anderen  Banken  veranlassen. 

Worin  besteht  die  Bedeutuni;  dies<^8  Vorgehens  der  Grofs- 
banken  auf  dem  Petroleummarkt^  insbesondere  in  Rumänien? 
Nicht  in  dem  Kampf  gegen  die  Standard  Oil  Oy.  und  Kocke- 
feller.  Es  i^t  durchaus  denkbar,  dals  die  deutschen  I^anken 
sich  trühcr  oder  später,  wenn  ihnen  die  Zeit  K^-'^ignet  er- 
Kclieiut,  in  dieser  oder  jeuer  Weise  mit  Koeketeiler,  Nobel 
und  Rotschild  einigen  werden.  Hat  1  xh  schon  vor  vier 
Jahren  die  Diskonto^^esellschaft ,  die  ülni-ons  auch  gewisse 
Beziehungen  zu  iSubel  unterhält,  die  hiandard  Oil  Cy.  zur 
Pachtung  von  Staatsländereien  nach  Rumänien  gerufen.  Diese 
Kompromisse  liegen  in  der  Natur  einer  kapitalistischen  Volks- 
wirtschaft Es  kommt  noch  hinsu,  dafs  weder  gegenwärtig 
noch  Termudich  in  Zukunft  die  nichtamerikanischen ,  ina- 
besondere die  rumänischen  Ölvorräte  auch  nur  annähernd  im- 
stande sind,  unseren  Bedarf  zu  decken;  wir  bezogen  1902 
lUO(3829  t  Petroleum,  davon  aus  den  Vereinigten  Staaten 
795  015,  aua  Rufsland  144784,  Österreich-Ungarn  20034, 
Kumänien  22  71  {  t,  —  was  ein  <?anz  aufserordentliches  Uber- 
ewieht  Nordamerikas  beweist,  selbst  wenn  man  bedenkt,  dafs 
ie  Einfuhr  von  dort  von  1^^99  bis  l!M»2  von  827  029  t  all- 
mählich auf  795 Ol r»  t  gesunken,  die  aus  Knmänien  von  4;>44  t 
in  regelmäfsiger  Zun  ahme  auf  22  714  gestie^;en  i»t.  Die  Be- 
deutung der  V^or^ait^c  besteht  vielmehr  in  dem  planmäfsigen 
Eindringen  der  Grofsbanken  in  eine  ausländische  Industrie,  — 
fast  könnte  man  bei  der  bisherigen  Zersplitterung  des  Felder- 
hesitzes  in  Rumänien  sagen:  in  dem  selbständigen  Schaffen 
einer  Industrie.  Drei  Momente  sind  dabei  wesentlich:  1.  die 
eigene  Initiatut  und  eigene  Kraft,  mit  der  die  Banken  vor* 
gehen;  2.  die  Konkurrenz  unter  den  Banken,  mit  der  der 
Einzug  in  das  fremde  Gebiet  einsetzt,  durch  die  er  zum 
Teil  veranlafst  ist,  und  die  —  freilich  einstweilen  noch 
schwache  —  Annäherung  der  Banken  im  Verlauf  der 
Aktion,  weil  die  ^^  nieinsamen .  im  iudustriclleu  Objekt  be- 
gründeten Interessen  schliefslich  stärker  sind  als  die  ali- 
gemeinen divergierenden;  o.  schliefslich  die  Art  und  Weise 
des  Vorgehens,  wie  die  liank  iiicr  eine  ( Jesellschaft  gründet, 
dort  eine  bestehende  vergröfscrt  und  sieh  bei  dieser  Gelegen- 
heit an  ihr  beteiligt,  durch  technische  Gesellschaften  die  Vor- 
untersuchungen Yornehmen  läfst^  dann  systematisch  eine  Export- 
organisation zu  schaffen  sucht»  indem  sie  mit  den  bestehenden 
Händlerfinnen   verhandelt ,    eine    eigene  Ahsatigesellschaft 
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griUidet  oder  sich  au  einer  nuderen  beteiligt  bezw.  zu  gunsteu 
ihrer  FabrikationsiiuterneliMiungen  Verträge  mit  einer  solchen 
abaciiUefst,  —  kurz:  wie  eine  Bank  alle  zur  iSchartuiig  einer 
Industrie  erforderlichen  Krftfte  technischer,  finanzieller,  kauf- 
männischer Art  systematisch  in  kurser  Zeit  in  einer  Weise 
in  Bewegung  setzt,  wie  es  einem  Indostrieunternehmen  oder 
kleineren  Finanzmächten  kaum  ebenso  gelingen  wird.  Be- 
streben ,  Fähigkeit  und  tatsächliche  Betätigang  einer  Grofs- 
hank  auf  industriellem  Gebiet  in  der  vollkommensten  Form 
ist  damit  erwiesen.  Es  fra^  sich,  was  diese  Industrie politik 
der  Banken  im  Ausland  prinzipiell  von  ihrem  Verhältnis  zur 
Industrie  in  Deutschland  selbst  unterscheidet. 

Die  Banken  werrl^'n  y.uv  Tuti;2;keit  im  Auslanrl  e:etrieben 
nicht  durch  nationale  Begeisterung,  bondern  durch  die  bei  einem 
gewib.-^en  Grad  moderner  kapitalistischer  Entwicklung  immer 
stärker  werdende  Notwendigkeit,  dem  freien  deutschen  Kapital 
im  Aualand  eine  günstige  Verwertungsstätte  zu  schaffen.  Diese 
Art  der  Kapitalinvestierung,  wie  sie  sich  in  der  Übernahme 
fremder  Anleihen  ebenso  wie  in  der  Beteiligung  bei  aus- 
ländiscken  Industrien  offenbart ,  ist  eine  viel  selbständigere^ 
spontanere  als  die  Kapitalvermittelung,  die  von  den  Banken 
im  Inlftnd  besorgt  wird.  Hier  bestehen  Industrien,  die  der 
UnterstQtsung  in  Geld-  und  Kreditgeschäften  und  der  Zu* 
leitung  von  Kapital  zu  eventueller  Vergröfserung  bedürfen, 
aber  zum  überwiegenden  Teil  sich  aas  fest  eingewurzelten 
Untf rnehmun^en  zusaiTimensetzen  die  sich  lanf^sam  vergröfsert 
haben,  —  dort  sollen  Industrien  rasch  geschaffen  oder  in  den 
Besitz  deutüchen  Kapitals  iiberget'iihrt  werden.  Im  einen  Fall 
liegt  der  Schwerpunkt  in  der  Hilfsaktion  der  Kredit-  und 
Kc'ipitaU  ermittelung,  im  anderen  in  der  selbstaiuligen  Kapital- 
investierung, dort  bei  der  Industrieunternehmung,  iiici  bei 
den  Finanzkreisen;  dort  zieht  die  Bank  allmählich  ein  viel- 
maschiges  Netz  um  die  Industrie,  hier  herrscht  sie  von  vorn- 
herein tiber  einen  Gegenstand,  den  sie  selbst  planmäfsig  ge- 
schaffen hat  Die  Initiative,  mit  der  die  Bank  vorgeht,  die 
Art,  wie  sie  mit  der  Industrieunternehmung  verkehrt,  und 
das  Resultat,  zu  dem  ihre  Beziehung  zur  Industrie  führt,  mufs 
demnach  in  beiden  Fällen  verschieden  sein.  Es  liegen  also 
bei  der  industriellen  Betätigung  der  Banken  im  Ausland  Be- 
dingungen vor,  die  für  ihre  inl-indischen  Industriebeziehungen 
nicht  existieren.  Wir  werden  sehen ,  dafs  ihr  Eingreifen  in 
die  einheimische  industrielle  Produktion  weit  vielgestaltiger 
ist  und  einen  weniger  einheitlichen  Charakter  hat  als  die  aus- 
ländische Industriepuliiik  der  Grofsbanken. 
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h  Die  Tätigkeit  ffir  fiiniselwerke. 

1.  Wann  eine  Bank,  in  die  Oesckicke  einer  indiutriellea 

UnternehmuDg  eingreifend,  die  Grenze  der  rein  liankgeeehUft- 
liehen  Tätigkeit  überschreitet,  ist  allgemein  kaum  festzustellen* 
Der  Einfliüls  der  Bank,  der  von  der  dauernden  Geschäfts- 
verbindung aus  ganz  unauffällig  veranlassen  kann,  daüi  die 

Wirksiirakeit    der    Unternehmung    sich    innerhalb  gewisser 
Öehrankfii  hrilt,  ist  der  häutigste,  aber  nur  in  den  seltensten 
Fällen  von  au  Isen  erkennbar.  Am  greifbarsten  ist  die  Möglich- 
keit für  die  Bank,  auf  industrielle  Konzentration  durch  die 
Beförderung-   der   Expansion   einzelner   Werke  hinzms  ii  ken, 
indem  sie  ihnen  durch  Kapitalerhüimng  die  uniuitteiliare  Ver- 
gröfserung  erleichtert,  noch  mehr,  wenn  sie  ihnen  bei  der 
Gründung  von  Tochtergesellschaften  oder  bei  der  Vermitteiung 
der  Angliederung  von  anderen  Untemehmungen  durch  Beteilig 
gong,  Erwerb  oder  auf  andere  Weise  behilflich  ist  Beides  — 
Emission  und  Effektenhandel  —  sind  an  und  für  sich  keine  Ge- 
schäftsgebiete, durch  deren  Pflege  die  Bank  sich  mit  ihrer  rein 
bankgeschäftlichen  Bestimmung  in  Widerspruch  setzt;  aber  dar 
durch,  dafs  sie  weniger  mit  Rücksicht  auf  den  Gewinn  bei  der 
Transaktion  seihst  und  auf  die  gesamte  Oeschäftblage  als  auf 
die  A  1  rl  indung  mit  der  Unternehmung,  für  deren  Entwicklung 
sie   vorteilhaft  ist,   erfolgen,   erlialten  sie  einen  besonderen 
Charakter.     Nur  am  Einzelfall  selbst  wird  sich  eatöcheiden 
lassen,  ob  ein  Gescliäft  wesentlich  diesem  Zwecke  dient.  Die 
Initiative  der  Banken,  namentlich  der  GrufsLanken,  ist  hier 
gering:  es  handelt  sich  ja  nicht  um  jene  Kieseounternehmungen, 
bei  denen  die  Gründung  verwandter  GeseUschaften  oder  die 
Beteiligung  an  solchen  zum  Wesen  des  Gewerbes  gehört,  bei 
denen  die  Tochter-  und  Zweiguntemehmungen  zusammen  oft 
gröfser  sind  als  das  Hauptwerk.    Die  Stellung  der  Banken, 
ist  im  ganzen  eine  passive,  sie  beschränken  sich  auf  die  Unter- 
stützung der  vielen  Aktionen  von  Kombinierung  und  Speziali- 
sierung, wie  sie  in  der  Geschichte  aufsteigender  Werke  häutig 
vf»rkommcn;  man  kann  sagen,  dafs  die  Grofshanken  hier  noch 
zurückhaltender  sind  als  kleinere  Institute,  d'>*  dcni  Gründungs- 
geschäft mehr  Wert  beilegen  und  ihm  vielfach  dadurch  eine 
feste  Oruiullage  geben  wollen,  dafs  sie  die  Kcugründungen 
an  beste  hende  Unternehmungen  anlehnen.    Das  bedeutet  aber 
nicht,  dafö  die  Rolle  der  Banken  auf  die  industrielle  Ent- 
wicklung im  einzelnen  ohne  Einflufs  wäre:  eine  Unternehmung 
wird  ihre  Expansion  am  energischsten  betreiben,  wenn  sie 
weifs,  da(a  immer  ein  Bankhaus  hinter  ihr  steht,  das  bei 
jeder  Verffröfserung  zu  finanzieller  Beihilfe  bereit  ist  Die 
Bank  wird  sogar  viel&ch  positiv  aufmunternd  wirken:  Ver- 
gröfserung,    Erhöhung   der  Leistungsf^ihigkeit   der  Unter- 
nehmungen, die  diuiemd  mit  der  Bank  arbeiten,  erweitert 
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und  verbessert  das  Geschäft  der  Bank.  Hei  einzelnen  Werken 
wird  die  Rolle  der  Bank  dabei  mehr  aktiv,  bei  anderen 
mehr  passiv  sein;  dies  sind  aber  nur  gradti^lb^  TTntor- 
öchiede.  Man  kann  als  allir^Tiirineu  .^atz  für  die-  '  <Jru})pe 
vüD  Erscheinungen  den  autsiellen,  dafs  die  Industrieuiitor- 
nehmungen  —  die  proIsen  mit  koinplizierttMii  Ge-schüftsbetrieb 
am  meisten  —  uicli  nach  technis.chen  Prinzipien  entwickeln, 
aus  eigeaeui  Autrieb,  mit  eigener  luitiativej  aber  vielfach  mit 
dem  Geld  und  der  anderweitigen  Untersttttzung  der  Banken; 
wenn  hier  eine  Konzentration  der  Industrie  su  beobachten 
intf  80  wird  sie  von  den  Banken  nur  erleichtert,  nicht  positiv 
▼eranlafst.  Die  Art,  wie  die  Kombination  sich  in  der  Grofs» 
eisenindostrie  vollzieht,  beweist  dies  am  besten:  nirgends  geht 
die  Konaentration  in  wenigen  grofsen  aufs  volikommenste 
kombtniorten  Werken  so  rasch  und  vollständig  vor  sich  wio 
hier,  nirgends  ist  die  Umwillzung,  die  im  Gewerbe  selbst  und 
in  verwandten  Kreisen  des  Wirtscliaftslebens  durch  die  in- 
dustrielle Konzentration  L'^t'-^ehalTen  wird,  von  so  weitreichen- 
der Bedeutun;j^,  und  trotzdem  ist  kaum  in  ein'^r  Industrie  der 
direkte  Kintiufs  der  Ranken  auf  die  einzelneu  Werke  geringer 
als  liier.  Die  Ka[>iUtlz(ifuhrun{2;,  die  z.  ß.  in  so  stirkem  Mafse 
nötig  ist,  wenn  ein  Walzwerk  sich  ein  Stahlwerk  anlegen  oder 
gar  Kohlen-  und  Erzgruben  im  Inland  oder  Ausland  kaufen 
will  usw.,  ist  eine  lohnende  Aufgabe  der  Banken  und  als 
Voraussetzung  und  Folge  der  allgemeinen  Kapitalkonzentra- 
tion  von  gxtffster  Wichtigkeit;  aber  die  Banken  greifen  hier 
nur  in  gewissen  Ausnahmerällen,  die  noch  ZU  erwfthnen  sind, 
aktiv  ein.  Die  Expansion  der  Unternehmungen  und  die  da- 
durch hervorgerufene  Konzentration  verlangt  zwar  einen  Zu- 
stand fortgeschrittener  kapitalistischer  Volkswirtschaft,  die 
ihrerseits  wieder  die  Vorbedingung  der  GrofsbankiMi  ist;  beide 
wachsen  also  auf  demselben  Roden,  aber  dit;  moderne  Ent- 
wicklnnfJT  der  Industrie  erfordert  im  einzelnen  nicht  das  ak- 
tive Hinwirken  der  Banken  auf  Grund  eigener  Initiative. 
Kille  DarÄtelluiig  der  industriellen  Konzentration,  wie  sie  sich 
so,  von  den  Banken  unabhängig,  im  Grofscisengewerbe  voll- 
zieht, würde  dies  am  besten  erläutern,  doch  ist  eine  solche 
in  einer  jüngst  erschienenen  Schrift^  zur  Genüge  gegeben 
worden,  so  dafs  e«  besser  ist,  einige  typische  Kombinationen 
der  Maschinenindustrie  zur  Illustration  zu  erwähnen.  Sehr 
vielseitig  ist  die  Bielefelder  Maschinenfabrik  Diir- 
kopp,  die  ebenso  interessant  ist  durch  ihre  abwechselnd 
mehr  kombinierende  und  mehr  spezialisierende  Organisation 
des  Betriebs  wie  durch  die  Beziehungen  zu  anderen  Werken: 
so  hat  sio  IbbÜ  die  Giefserei  Bargholz  in  Bielefeld,  1892 


'  Flans  G.  Hcyroann :  Dip  ^'eini?chten  Betriebe  im  deutschen  Qro(^ 
aitti|^w0rbe  (MttncBner  VolksMrirtßchattliche  Studien).  l'aMA. 
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die  Maschmenfabrik  C.  J.  HeraianD.  BieleMd,  1896  die  Nord- 
deutschen Fahrradwerke  in  Oldesloe  erworben;  es  ist  fUr 
die  Situation  gegenüber  den  Banken  wichtig,  dafs  die  beiden 
letzten  Ankäufe  170  000  bezw.  120  000  Mk.,  also  relatiy  wenig 
kosteten.    Kommanditarisch    beteiligt  ist  DUrkopp  bei  der 
Falirradfabrik  Styriawcrke  in  Graz,  als  Aktionär  besafs  die 
Firma  die  Sociötd  anonyme  des  Automobiles  Canollo-Dürkopp 
in  Paris,  deren  Patente  sie  ausbeuten  durfte,  bis  die  Geaell- 
scliaft  lOnl  ganz  übernommen  wurde.   Schliefslich  ist  Dürkopp 
noch  beteiligt  an  der  Dunlop  Cy.,  O   m.  b,  H.  in  Hanau; 
das  Interessante  hieran  ist,  dals  bei  diesem  Unternehmen  einer 
iiiUöinduötrie  —  die  Dunlop  Cy.  stellt  die  Gummireifeu  her  — 
zugleich   die   Eonkurrenznrma  Adlerfahrradwerke ,  Frank- 
fort  a.  M,,  Teilhaher  ist;  so  kommen  hier  Unternehmnngea 
in  Bertthrune,  die  sonst  in  heftigem  Wettbewerb  stehen,  und 
lassen  Annäherung  und  Ansätze  zu  einer  Kombination  auf 
höherer  Stufe  möglich  erscheinen,  an  der  die  Banken  gan« 
unbeteiligt  sind.    Die  Dürkoppsche  Maschinenfabrik  arbeitete 
trotz  der  mehrfachen   Erweiterung  des  Betriebes  bis  lö90 
mit  j -jr»!)  ODO  Mk.  Kapital   und  ^ah ,   als  sie  sich   an  den 
üty riawerken  mit  fiOOOOO  fl.  l)eteiligen   wollte,  750  000  Mk. 
neuer  Aktien  an  eine  Bankengnippe,  die  jiilOOO  Mk.  Aktien 
zu  2()0    0  den  Styriawerken  überliefe,  den  liest  zu  250  ^  o 
den    Aktionären   anbot.     Oder   ein    paar  andere    Beispiele : 
Die   Zcitzer  Eiseugiefscrci-    und  Maschinenbau-Akiiengesiüll- 
schaft  kauft  1899  die  Louis  Jäge rsche  Maschinenfabrik  in 
Edhi  für  1  373  000  Mk.»  1901  mufs  sie  auf  Grund  von  Forde- 
rungen an  das  Braunkohlenbergwerk  Hercynia  dieses  in  der 
Zwangsversteigerung  erwerben  und  betreibt  es  nun  selbst 
Überhaupt  ist  dieser  Qrund  für  Kombinationen  ein  recht 
häufiger:    die   Sangerhäuscr  Maschinenfabrik,    vorm.  Kör- 
nung &  Habe,  besitzt  deshalb  Zuckerfabriken;  die  Maschinen- 
fabrik Luther  in  Braunschweig  hatte  1901  ein  Beteiligungs- 
knnto  vnu  510  344  Mk.,  weil  in  einigen  Fällen,  um  bedonfende 
Autträgc  zu  siehern,  Aktieu  von  Industriegesellschaiten  über- 
nommen werden  mufsten;   die  Akknmulatorenfabrik  A.-G., 
lierlin  Hagen,  hat  19o3  von  vier  kleinen  Elektrizitiitswerken 
Aktien  als  Kaufpreis  bekommen  mw.    Die  Gasmotorenfabrik 
Deutz  hat  sich  ebenüo  ohne  Mitwirkung  von  Banken  mii  zu- 
sammen 5  Mill.  Mk.  bei  Langen  und  Wolf,  Wien,  bei  der 
gleichen  Firma  in  Mailand  und  bei  den  Otto  Gas  Engine 
Works  in  Philaddphia  beteiligt  Die  Eisenwerke  Gaggenau 
(bei  Rastadt),  die  besonders  Strafsenbahnmaterial  herstellen, 
erwarben  1898  die  Gesellschaft  für  Straüsenbahnbedarf  m.  b.  H. 
in  Berlin,  die  Eburinwerke,  und  die  Firma  Gould  &  Co.  ebenda 
und  machten  daraus  eine  Gesellschaft  für  Strafsenbahnbedarf 
m.  b.  TT, ,  deren  Anteile  sämtlich  in  Gaggenau  blieben.  Die 
SchiÜ'swerft  JSeptun  in  Rostock  Übernimmt  eine  Eisengiefserei 
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und  Maschinenfabrik,  (li<^  Howaldtswcrke  in  Kiel  besitzen  die 
SwentineDock-A.-G.  in  England  und  sind  an  der  Fiuiiiancr  Dock- 
A.-G.  tind  dem  Stahl-  and  Walswerk  Rendsburg  G.  m.  b.  H. 
beteiligt  Die  Peniger  Maschinenfabrik  und  Efsengiefderei,  die 
a^bst  hauptsächlich  Transmissionen  und  Pumpen  fabriziert, 
kaoft  eine  Iieipziger  Fabrik  (Unnih),  deren  Spezialität  Auf- 
züge, Krahne,  Lagerhauseinrichtungen,  Elevatoren  sind.  Wie 
die  Kombinierung  wird  vielfach  auch  eine  Spezialisierung  durch- 
geführt, die  doch  wieder,  als  Ganzes  betrachtet,  ein  Akt  in- 
dustrieller Konzentration  ist:  so  verkauft  die  Maschinen-  und 
Armaturent'abrik  Breuer  &  Co.  in    Höchst    ihre  Nürnberger 
Filiale  an  da»  Eisenwerk  Laufach  und  beteiligt  sich  an  diesem  ; 
die  Maschinenfabrik  Kappel- Chemnitz  macht  aus  ihrer  Tüll- 
weberei eine  besondere  Sächsische  Tülllubrik  in  Kappel,  wobei 
sie  sich  zwar  eines  Bankkonsortiums  bedient,  das  die  Tüll- 
Weberei  zunächst  tibernimmt  und  dann  in  die  neue  Gesellschaft 
einbringt,  aber  den  Banken  keine  Initiative  einräumt,  sondern 
nur  eine  Rolle,  die  sie  als  Kreditinstitute  hundertmal  spielen. 
In  dieser  von  den  Banken  unabhängigen  Weise  entstehen 
auch  die   meisten  Zweigniederlansungen  und  Beteiligungen 
aller  Art  im  Ausland,  namentlich  in  den  sämtlichen  euro- 
päischen Staaten.  —  Aber  auch  bei  Konzentration  höherer 
Ordnung,  Kartellierung  und  anderweitigem  Zusammenschlufs, 
wirken  die  Bank<^n  in  den  meisten  Fällen  gar  nicht  mit:  direkt 
tördern  sie  die  Entwicklung  nicht,  sie  hemmen  sie  auch  nicht. 
Von  den  Kartellen,  von  denen  noch  zu  spr<'ehen  sein  wird, 
abgesehen ,  findet  sich  in   der  Industrie  manclier  en»;e  Zu- 
sammenschlufs  bisher   konkurrierender  Werke,   der  auf  die 
Bankv^erbindungeu  sehr  viel  unmittelbarer  einwirkt  als  um- 
gekehrt.  Um  nur  ein  Beispiel  zu  nennen,  sei  an  die  jüngsten 
Vorgänge  in   der  oberscblesischen  Eisenindustrie  erinnert. 
Es  gibt  da  swei  Werke,  die  eine  reiche  Verfeinerungs- 
produktion treiben,  denen  es  aber  an  Halbzeug  als  dem 
Rohmaterial  fttr  Draht  hier,  für  Flintenstahl  dort  fehlt:  die 
Bismarckhütte  und  die  Oberschlesische  Eisenindustrie-A.-G. 
(Caro-Hegenscheidt).    Beide  haben  sich  19(JB  zu  einer  auf 
gemeinsame    Rechnungsführung    basierten  Interessengemein- 
schaft vereinigt,  der  sich  1904  auch  die  Donnersmarcksche 
Bethlen-Falvahütte  in  Schwientochlowitz  angeschlossen  hat.  In 
ähnlicher   Weise    traten    gleichzeitig  die  stärker  halbzeng- 
produzierenden  anderen  IIau])twerkt'  zusammen:  die  Könij^s- 
und  Lauraliutte,  die  Oberschlesische  Eisenbahnbedarfsq^esell- 
BChaft  (Friedenshutte)  und  die  Kattowitzer-A.-Ü.  tür  Bergbau 
und  Eisenhüttenbetrieb  (Marthahütte),   —  nicht  im  feind- 
lichen Gegensatz  eu  jepcn,  den  Halbzeugvcrbraucbem.  Dazu 
haben  sich  die  Werke  zum  Absatz  von  Walzeisen  schon  seit 
längerer  Zeit  geeinigt  und  stehen  hinter  einer  19()4  in  Berlin 
errichteten  Eisenhandelsgesellschaft  m.  b.  H.,  die  beauftragt 
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i»tf  für  die  Werke  den  provisionsweisen  Einkauf  von  Alteisiaii 
zu  bewirken.  Das  Jahr  1904  brachte  scbliefslich  auch  die 
vollständige    Verschmelzung    zweier    Unternehmungen:  der 

HuMschinskyschen  Hüttenwerke  mit  der  Oberscblesischen 
Eisenbahnbednrfügesellschaft.  So  entsteht  in  der  obersc.hlesi- 
sehen  Eisenindustrie  in  jüngster  Zeit  eine  imposante  Kon- 
zentration, bei  der  die  Banken  gar  keine  KoUe  spielen.  Der 
Gescliiiltsbericht  der  ( )ljersclilet5ischen  Eist  niuaui^trie-A.-G., 
Gleiwiu,  lur  1903  liebt  die  rein  technischen  Gründe  solcher 
Prozesse  in  so  zutreffender  Weise  hervor,  dafs  sie  hier  mit- 
geteilt werden  mögen.  «Der  grobe  Fehler  des  Sjstama 
—  heifst  es  — ,  nach  welchem  die  Walzeisen&brikation  in 
Oberschlesien  zur  Zeit  betrieben  wird,  liegt  darin,  dais 
eine  ganze  Reihe  von  Gesellschaften  in  ihren  räumlich  zu- 
meist naheliegenden  Betrieben  jede  für  sich  ein  mehr  oder 
minder  gleichartig  ausgedehntes  Walzprogramm  selbständig 
zur  Abwälzung  bringt.  Wenn  dagegen  unter  Verteilung  der 
aufkommenden  Arbeit  der  Betrieb  derart  geführt  wird,  dafs 
die  einzelnen  Walzenstrafsen  nur  eine  bestimmte  möglichst 
gleieliartige  Arbf'it  erledigen,  dann  läfst  sieh  unter  Ver- 
meidung des  zur  Zeit  erforderlichen  liäutigen  Walzenweeliselns 
eine  weitgehende  ( )konomie  durch  erhöhte  Leistung  in  der 
Arbeitsschicht  herbeiführen.  Eine  Voraussetzung  für  Durch- 
führung des  Prinzips  der  UnifizieruDe  des  Walzeisenbetriebes 
besteht  darin,  dafs  die  vereinten  Gesellschaften  die  Fabrikation 
auf  gemeinschaftliche  Rechnung  führen,  wodurch  es  lür  den 
einzelnen  Komparenten  gleichgültig  wird»  ob  ihm  mehr  oder 
minder  gewinnbringende  Walzeisensorten  zur  Abarbeitung 
tiberwiesen  werden."  So  ergibt  sich  unter  Aufrechterhallung 
der  Selbständigkeit  der  Gesellschaften  ein  Zusammengehen 
behufs  gemeinschaftlicher  Ermltfßi^ung  der  Selbstkosten,  ein 
immer  stärkerer  „fabrikatioiismäfsiger  Zusammenschlufs" 
Die  Banken,  die  den  Oberschlesisclien  Eisenwerken  nahe- 
stehen, werden  vielleielit  durch  diese  Konzentration  einander 
genähert  und  so  ilneröcits  beeinflufst,  sie  selbst  haben  bei  allen 
diesen  Vorgängen  kaum  irgendwie  niitgewirkt.  Der  Bismar»  k- 
hütte  stehen  die  Banken  des  Locwekonzerns,  speziell  die 
Diskontogesellschaft  nahe,  die  Bethlen-Falva-Hatte  ist  Donners- 
marekscher,  die  Kattowitzer  Gesellschaft  Tiele-Wincklerscher 
Familienbesits ;  ausschliefslich  an  ein  Bankhaus  lehnen  sich 
beide  nicht  an.  In  der  Königs-  und  Laurahtttte  haben  nianent- 
lieh  die  Dresdner  Bank  und  Bleichröder  etwas  mitzureden, 
während  die  Oberschlesische  Eisen  bahn  bedarfsgesellschaft  in- 
direkt durch  die  Breslauer  Diskontobank  cur  Danu&tftdter 


1  Dieier  „fkbrikatioiisiiiirsi^  ZusamueBsebluib**  wiid  im  Gesdiilli- 
bericht  den  ..auf  ^'rmchiscbaftliche  ^'orwertnilg  der  snsnglSB  Wms  ge> 
nchteten  Beetrebiuigeu"  gegwäbexgestellt. 
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Bank,  Caro-Hflgemcheidt  sar  Berliner  HandeUgeselUcfaaft, 
Huklschintky  —  auch  FamUienbesitz  —  zur  Detttschen  Bank 
hinneigt.  Rechnet  man  auch  noch,  da  Kohle  und  Eisen  in 
Oberschleaien  grofsenteiU  in  gleichen  Händen  und  mit  den 

Kohlenhändlertimen  eng  verbunden  sind,  (Ii»'  heulen  mächtigen 
Berliner  Kolilengrofshändler  hinzu,  so  stehen  von  dicöer  Seite 
wieder  die  Handelsgesellschaft  (Friedländerj  und  die  Dresdner 
Hank  (  Cäsar  Wollheim)  zu  dem  Industriebezirk  in  Beziehung. 

Die  oberschlesiache  Montanindustrie  ist  tur  das  Verliültnis 
der  Grolsbanken  zu  den  industriellen  Eniw ickUuigstendenzea 
bei  Einzelunternehmungeii  typisch,  obwohl  oder  gerade  weil 
die  Kapitalveneilung,  der  indaBtrielle  Kapitalbesitz  hier  engen 
BesiehuDgen  der  Banken  sar  Industrie  überhaupt  hinderlich 
ist.  Ein  grolser  Teil  der  Unternehmungen  ist  trotz  der  Ge- 
sellschaftsform in  privatem  Besitz,  die  finanzielle  Inanspruch- 
nahme der  Banken  daher  weit  seltener  als  etwa  in  der  West- 
deutschen Montanindustrie.  Dieser  Gegensatz  der  alten, 
reichen,  finanziell  -if  h  selbst  genügenden  Unternehmungen 
mehr  privaten  Chanikteris  ^egcn  neuere  Gründungen,  d!«*  ihre 
Erweiterung  nur  mit  der  Hnanziellen  Hilfe  des  Kapitaimarkts 
und  der  HaTiken  bewerkstelligen  können,  zieht  sich  deutlich 
durch  das  giulse  Gebiet  der  hier  betrachteten  Einzelwerke, 
Sehen  die  Gelegenheit  rein  bank^csehiit'tlicher  Beziehungen  ist 
für  die  Banken  dort  weit  «ijariichci  als  hier.  Gleichwohl 
handelt  es  sich  bei  diesem  Gegensatz  nur  um  graduelle  Unter- 
schiede; denn  auch  da,  wo  die  Verteilung  des  Kapitalbesitzes 
den  fiinflufs  der  Banken  begünstigt,  geht  das  Schauspiel  der 
gewerblichen  Expansion  und  Konzentration  ohne  unmittelbare, 
be Wulste  Stpllongnahme  der  Banken  zu  den  industriellen  Ent- 
wicklungstendenzen vor  sich. 

2.  Nun  gibt  es  freilich  gewisse  Ausnahmen,  die  aber  des- 
halb nicht  als  typisch  gelten  können,  weil  sie  durch  anormale 
Verhältnisse  entstanden  sind.  Es  sind  Werko.  die  in  finaiizielle 
Notlage  gerritPii  und  deshalb  auf  durchgreii"«'ndf^  Hilfe  der 
Banken  angewiesen  sind:  Z,  B.  die  jetzi^^e  Deutsch-Luxem- 
burgische Bergwerks-  und  Hütten-A.-G.  in  Boehuni,  das  t-he- 
nialiLTo  D  i  ff  e  r  d  i  n  gen  -  D  a  n  n  vn  h  a  u  m ,  von  der  Darnh-^Laiiter 
Bank  zu  wiederhülteu  Malen  saniert,  von  ihr  durch  Ver- 
schmelzung der  Bochumer  Zeche  mit  dem  Differdinger  Hütten- 
werk  zu  dem  heutigen  grofsen  Unternehmen  gemacht  S  Oder  der 
Lothringische Httttenvereln  Aumetz-Friede  in  Kneuttingen. 
Bis  1901  war  dieses  Werk  in  belgischen  Händen  und  ver- 
scJilang   gewaltige   Summen,    bis   Mitte  1901    waren  bei 


^  1^  hat  diese  Gesellschaft  durch  VereiniguDS  mit  der  24eche 
«Friedlfctier  Nsehbei*  eine  wtfteie  eihebfi^  VergrOTisniiig  erfUueii, 
deren  BedeatuDg  flbr  das  hetsUigte  Bsnfchsns  noch  so  sndever  Stelle  zu 
erwihiMD  ist. 
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20  Mill.  fr.  Kapital  19  Mill.  fr.  Bankschulden  voiliandeii,  von 
denen  nach  der  Frankfurter  Zeitung  (20.  Juni  1901)  nicht 
ganz  6  Mill.  aus  Krediten  von  sechs  deatschen  Banken  her- 
rührten. Im  Juni  1901  wurde  das  Aktienkapital  von  20  auf 
4  Mill.  fr.  heruntergesetzt  und  22  Mill.  fr.  neuer  Aktien  aua- 
gegeben ;  seitdem  ist  das  Werk  fast  ganz  in  deutschen  Händen 
und  der  Schaaffhausensche  Bankverein  als  Reorganisator  von 
grofs  "Ml  Einflufs  auf  die  Gesollschaft.  Hier  ist,  soweit  sich 
sehen  lälat,  an  den  in  der  Richtung  auf  Betriebskombination 
vorgenommenen  Erweiterung'eTi  des  Werks  dio  Bank  nicht 
unbeteiligt;  sie  scheint  bei  don  einzelnen  Transaktionen  ton- 
angebend mitgesprochen  zu  haben.  Der  Angliederung  der 
ungünstig  arbeitenden  Zeche  General  und  der  Ddsseldorfer 
Eisen-  und  Drahtindu-^trie ,  von  der  Aunietz- P>iede  für 
158000  Mk.  5**/oiger  Obiii^aiionen  zu  einem  Kurs  von  75*^/o 
im  Portefeuille  hat  (Jahresbericht  1902/03),  ist  1903  der  Er- 
werb der  Fentscher  Htttten werke  in  Kneuttingen  gefolgt,  um 
die  Roheisenk&ufe  vermeiden  ssu  können.  Trots  allem  ist  im 
Jahre  1908  wieder  zu  Kapitalherabsetaung  geschritten  worden, 
während  das  zu  dem  Ankauf  der  Fentscher  Werke  nötige 
Geld  nebst  weiteren  8  Millionen  von  einer  Bankgruppe  kredi- 
tiert wurden,  —  g^en  hypothekarische  Sicherheit  und  das 
Recht,  den  Betrag  innerhalb  fünf  Jahren  gegen  Aktien  der 
Gesellschaft  zu  pari  umzutauschen  ^ 

Gerade  diese  und  filmlfehe  Fälle  —  in  der  Dortmunder 
Union  und  den  Deutsch-Uötcrreichischen  Mannesmannwerken 
begegneten  sie  uns  schon  früher  —  stellen  in  der  Regel  das 
Material  dar,  auf  Grund  dessen  die  Beziehungen  von  Bankwelt 
und  Industrie  im  allgemeinen  beurteilt  werden.  Man  hat  bei 
Betrachtung  dieser  Fälle  drei  Fragen  zu  stellen:  1.  Warum 

gehen  die  Banken  unter  solchen  Umständen  so  enge  Ver- 
indungen  mit  einem  Werk  ein?  Wie  wirkt  2.  diese  enge 
Verbindung  auf  das  industrielle  Unternehmen  selbst  und  seine 
gegen  .\  artige  und  zukünftige  Leistungsfähigkeit?  Und  wie  ist 
schliefslich  3.  eine  solche  mit  Hnanziellen  Opfern  verbundene 
Stützung  von  Werken  vom  Standpunkt  der  gesamten  Volks* 
Wirtschaft  aus  zu  beurteilen '?  Das  wesentliche  hei  der  anfser- 
gewöhnlich  engen  Vorl>indiiTig  dtT  Darmstädtor  Hank  mit  DiflVr- 
dingen,  des  St  lifiatFiiauöensehen  Bankvereins  mit  Aumetz-FripH^^. 
der  Diskontogesellsehaft  mit  der  Dortmunder  Union,  (ier 
J)eutsehen  Bank  mit  den  Mannesniannrölirenwerken  usw.  liegt 
darin,  dafs  die  Beziehungen  in  dieser  Form  unfreiwillig 
bind:  beim  ersten  Schritt  üind  die  Banken  frei,  beim  zweiten 
sind  sie  Knechte.  Als  die  Banken  diese  Werke  gründeten 
bezw,  durch  Kredite ^  Sanierungen  u.  dergl.  in  ihre  Gewalt 


^  Walch  gÜDBtigc  I>ediugui)gen,  falle  die  Rentabilität  der  G^Uscbaft 
sich  verbeMert! 
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brachten,  hofften  sie,  diesen  Belitz  bald  durch  Rückzahlung 
der  SefauldeD  und  yorteUhafte  Emissionen  wieder  abstolsen 
und  in  eine  dauernde  reguläre  OeschttftsYerbindung  —  wie 
mit  so  sahlreichen  anderen  Unternehmungen  —  verwandeln 
SU  können;  dafe  es  ihnen  nicht  gelingt  oder  gelangen  ist, 
wird  ihnen  im  allgemeinen  auch  dann  recht  lästig  sein,  wenn 
sie  die  Aktien  nur  zu  einem  kleinen  Teil  selbst  besitzen. 
Daraus  folgt,  dafs  diese  so  oft  zitierten  Fälle  nicht  typisch 
für  die  industriellen  Beziehungen  der  Banken  sind,  dafs 
niHU  deshalb  enge  Beziehungen  zwischen  Bankwelt  und  In- 
dustrie nicht  als  anormale  Erscheinung  betrachten  darf  auf 
Grund  von  \'or^^}lngen,  die  im  Rahmen  diespr  Beziehungen 
eine  den  Haniven  obendrein  sehr  un^\  lilkoniniene  —  Aus- 
nabine  dai  ntellen.  Man  dart  üich  nicht  aili^usehr  wundern,  wenn 
das  technische  Resultat  eines  unfreiwilligen  und  so  vereinzelten 
Eingreifens  der  Banken  in  das  Schicksal  dieser  Unter- 
nehmungen kein  sehr  günstiges  ist  Die  Leiter  der  Banken 
leugnen  nicht,  dafs  sie,  nachdem  einmal  die  technische  Aus- 
gestaltung des  Werks  aus  eigenen  Mitteln  unmöglich  geworden 
und  gB>oz  auf  die  Bereitwilligkeit  der  Banken  angewiesen  ist, 
▼er  die  Entscheidung  von  Fragen  gestellt  werden,  denen  sie 
nicht  gewachsen  sind ;  man  sucht  sich  vielfach  durch  Berufung 
SÄchverständiprcr  Personen,  Direktoren  anderer  Werke  usw., 
in  den  Aufsichtsrat  der  Gesellschalt  zu  helfen,  aber  auch  diese 
stehen  den  inneren  Verhaltnissen  des  Werks  um  so  weniger  nahe, 
als  man  die  Leiter  von  zu  nahe  verwandten  Unternehmungen 
der  Konkurrenz  halber  nicht  heranziehen  kann.  Auf  den 
eigenen  Direktor  des  Werks  ibt  in  solcher  Situation  oft  um 
SO  weniger  Verlafs,  als  die  Unmöglichkeit,  den  Betrieb  aus 
eigenen  Mitteln  aussuhauen,  ihn  auf  der  einen  Seite  In  seiner 
Aktionsfähigkeit  beschrttnkt  und  von  Rat  und  Hilfe  der 
Finansmächte  abhängig  macht,  andererseits  ihn  nicht  selten 
leichtsinnig  werden  lälst  und  —  die  Banken,  denkt  er,  geben 
ja  daa  Geld  —  ihn  veranlafst,  mehr  den  ästhetischen  Geimfs, 
den  ein  gut  eingerichtetes  Werk  gewährt,  als  die  wirtschaft- 
liche Lage,  Konjunktur,  Konkurrenz,  Absatzmöglichkeit  usw. 
ins  Auge  zu  fassen.  S"  haben  also  wohl  oder  tlbel  die 
Banken  über  konkrete  t  ragen  der  Industrie  zu  entscheiden. 
Sie  stehen  dieser  Aufgabe  um  so  weniger  gerüstet  gegenüber, 
je  geringere  Erfahrungen  sie  an  den  bisherigen  Industrie- 
beziehungen machen  konnten.  Immer  aber  ist  eine  nutz- 
bringende Tätigkeit  für  das  einzelne  Werk  dadurch  gefährdet, 
daTs  bei  der  Bank  viel  mannigfaltigere  Interessen  eine  Holle 
spielen  als  bei  einem  auf  sich  sdbst  gestellten  ludustrie- 
unternehmen.  Weun  es  auch  im  ganzen  gewifs  das  Prinzip 
der  Bank  ist,  das  Werk,  an  dem  sie  gewissermafsen  Teilhaher 
geworden  isl^  dem  sie  sJso  nicht  blofs  als  Kreditinstitut  gegen* 
tibersteht,  so  gut  wie  möglich  zu  verwalten,  so  ist  Versuchung 


Digitized  by  Google 


206 


XXIV  a. 


und  Gelegenheit,  die  anderen  Interesöen  der  Bank  mit  Hilfe 
dieses  Werks  zu  befriedigen,  doch  oft  so  grofs,  dafs  die  Bank 
nicht  widei dtelieii  kann.  Andere  Werke,  zu  denen  die  Bank 
Beziehungen  hat,  mit  der  Gesellschaft  zu  verschmelzen  — 
wobei  aehr  wobl  die  Überzeugung  oder  Hoffiiung  beeft^en 
kann,  dafs  beide  UnCemehmungen,  allein  unrentabely  auaammen 
florieren  werden  — ,  die  Anschaffungen  des  einen  Werke 
durch  andere  befreundete  ausfuhren  zu  lassen,  finanzielle  Trana- 
aktionen  bei  der  Geldbeschaffung  fi\T  das  Werk  unter  etwaa 
günstigeren  Bedingungen  f)lr  den  Geldgeber  abzuschliefsen, 
als  es  im  Interesse  der  Gesellschaft  liegt  und  sonst  tlblich  ist: 
all  dies  und  anderes  kann  bei  solcher  Verbindung^  der  Bank 
mit  einem  IndustrieunteruehmeTi  vorkommen,  und  nicht  inniier 
besitzt  der  materiell  ja  ziemlich  niaehtlose  Direktor  Lust  und 
peröönlichen  EiiiHuls,  derartigen  W  ünschen  des  Aufsichtsrats 
und  der  Aktienmehrheit  erfolgreich  entgegenzutreten. 

Wie  solche  Zustände  sich  einmal  daraus  erklären  lassen, 
dafs  die  Bank  als  Teilhaber  an  einem  Industrieunternehmen 
und  als  Kreditinstitut  neben  vielen  gleichen  auch  manche 
heterogene  Interessen  hat,  dann  aber  aus  der  Ungewandtheit 
der  Bank  in  der  Entscheidung  spezieller  gewerblicher  Fragen, 
▼or  deren  LOsung  sie  so  plötzlich  und  gegen  ihren  Wunscn 
gestellt  ist,  das  zeigt  am  besten  der  Fall  der  Dortmunder 
Union.    £r  ist  so  sehr  zu  allgemeinen  Urteilen  bcnutst 
worden  ^  und  nimmt  in  der  Literatur  einen  relativ  so  breiten 
Raum  ein,  dafs  auch  hier  das  Eingehen  auf  gewisse  Einzelheiten 
dieses  Unternehmens  unerliilslieh  ist.   Es  ist  der  Diskontoirf'sfll- 
öchaft  vielfach  vorgeworfen  worfen ,   Hafs  sio  die  Dortmunder 
Union  wie  bei  der  Griiii(luii<^  dui  t  h  \  erselimelzung  der  von 
Stroiisberg  erworbenen  Dortmunder  llUtte  mit  der  Henrichs- 
hutte,    die    der   Bank    bezw.    ihrem   Geschäftsinhaber  ge- 
hörte, 60  später  durch  die  Vereinigung  mit  der  Mengeder 
Beigwerksges^lsehaft    (jetzt  Zeche   „Adolph  von  Hanse- 
mann^)^  einem  der  Bank  und  der  Gelsenkirchener  Berg* 
Werksgesellschaft  lästigen,  technisch  minderwertigen  Unter- 
nehmen, schwer  geschädigt  habe;  auch  sei  die  Union  in  nn* 
verantwortlicher   Weise    unzeitgemnfs    yergröfsert  worden, 
während  manche  veralteten  Teile  verbesserungsbedürftig  seien. 
Solche  Angriffe  lassen  sich  schwer  beurteilen,  ihre  Berechtigung 
ist  denkbar,  aber  kamn  zu  b*^weisen,    iVT:in  kann  sagen:  die 
Dortmunder  Htitte  war  gut,  die  I lenrichshütte  nichts  wert, 
die   Wasserverhältnissc  der   nachmaligen   Zeche  Hanseiuann 
waren  notorisch  ungünstig;  man  mag  aber  mit  dem  gleichen 
Recht    behaupten:    die   Henrich  hatte    konnte    durch  Ver- 
schmelzung   mit   einem   anderen   Werk   sehr  leistungsfähig 
werden,  die  Zeche  Hansemann  hat  gute  Kohlen  und  be- 


<  Z.  B.  ländenbeig,  50  Jahre  Gsscbidbte  eber  SpsknlationslMak. 
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rechtigt  nach  den  grofsen  Aufwendungen  ebenso  wie  andere 
ZecLen  zu  den  besnten  Hoffnungen ,  und  der  Erwerb  grofser 
Terrains  am  Dortmunder  Hafen,  die  Aufnahme  des  SchifF- 
liiiuri,  die  r^eteiligun<>:  an  der  Westfälischen  Transport- A.-G. 
als  der  Gesellschaft  für  die  Kanalschiffahrt  nach  Emden  usw. 
seien  heute  in  ihrer  Bedeutung  noch  gar  nicht  zu  beurteilen,  — 
beruhten  sie  aber  auf  zu  grofsen  Hoffnungen  auf  den  Dort- 
mund-Ems-Kanal ,  so  stehe  die  Union  und  ihre  Bank  keinem 
schwereren  Vorirurf  gegenüber  als  ihre  Angreifer.  Auch 
darauf  könnte  man  von  dieser  Seite  hinweisen,  dafs  an  anderen 
Stellen  ähnliche  Eingriffe  der  Bank  sich  gut  bewährten,  dafs 
es  nicht  wahrscheinlich  sei,  dafs  ohne  <las  Mitreden  der  Dis- 
kontofresollsc'haft  die  Lf>komotivftibrik  Henschel  in  Kassel,  die 
ein  kleines  HiUtenwLM'k  jrut  brain'heri  konnte  und  in  enj^en  Be- 
ziehungen zum  B.III kliaus  der  Union  steht,  in  jüngster  Zeit  die 
Ilenriehshiitte  gekauft  hätte.  Ganz  allgemein  aber  wird  man 
aus  dem  Fall  der  Dortmunder  Union  höchstens  das  ersehen 
können,  düfs  Fehler  voi  kamen,  wie  sie  zum  Teil  in  jeder  Ver- 
waltung möglich^  teils  einer  Ungewandtheit  der  Bank  zu- 
sttsehreiben  sind,  die  einer  zu  geringen,  nicht  einer  zu  starken 
BeschAftigung  mit  der  Industrie  entspringt  Wenn  ähnliche 
Falle  vermieden  werden  sollen,  mufs  aaher  das  Band  zwischen 
Bankwelt  und  Industrie  enger,  nicht  loser  werden,  —  nur  ein 
anderer  Ausdruck  fttr  die  selbstverständliche  Wahrheit,  dafs 
Industriebeziehungen  und  ihre  oft  leidensvolle  Schule  für  die 
Banken  der  Ausbildung  einer  planvollen  Industriepolitik  vor- 
ausgehen, dafs  also  nicht  umgekehrt  die  festen  Grundsätze 
bereits  vor  den  Erfahrungen  verlangt  werd<m  können. 

Mag  man  imni<>rlnn  bei  der  Untersnehun^  d  r  'genannten 
Unternehmungen  den  schwer  zu  erbringenden  Beweis  liefern, 
dafs  dii'  Banken  in  gewissen  Fallen  bewufst  gegen  das  Wohl 
der  so  eng  mit  ihnen  verbundenen  Gesellsehaften  gt^handelt 
haben :  die  Tatsache  bleibt  bestehen ,  dafs  manche  zukunfts- 
reiche Neuanlagen  auf  diesen  Werken  ohne  die  Hilfe  der 
Banken  nie  zustande  gekommen  wären,  und  dafs  ihr  yOlli^er 
Zusammenbruch  durch  die  Banken  verhindert  worden  ist 
Daran  knüpft  nun  das  am  schwersten  wiegende  Bedenken 
derer  an,  die  jede  Verbindung  der  Banken  mit  der  Industrie 
filr  etwas  ünnattirliches  halten.  Man  sagt,  die  Sanierung 
halbbankeretter  Unternehmungen  verhindere  die  Auswahl  der 
besten  Werke,  weni^i^stens  die  Rfiekffthrung  auf  ihren  wirk- 
lichen Werf,  sie  erkläre  somit  den  IJuin  in  Permanen/:  soweit 
die  Banken  aber  wirklich  einen  teclmisch  unani^reif baren 
Ausbau  der  Werke  auch  in  schlechten  Zeiten  erniö;^^lieliten, 
förderten  sie  eine  Über|»roduktion  oder  verliinib'rton  zum 
mindesten  die  m  der  Krise  so  wuliltaiigc  ^aub*  i  ung  und 
Leerung  des  Marktes.  Hier  treten  die  Eigentümlichkeiten 
moderner  grolsindustrieller  Oi^anisation  der  Volkswirtschaft 
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deutlidi  in  die  Erscheinung.  Man  kann  ein  industriellea  Werk 
nicht  einfach  durch  Verkauf  der  einseinen  Aktiven  vom  Erd- 
Ijoden  verschwinden  Usaen  wie  ein  Bank-  und  HaiidelsgeschäfL 
£b  bleibt  nie  ein  anderer  Ausweg,  als  das  Werk  einem 
anderen  Unternehmen  anzugliedern  oder  eine  neue  Gesell- 
schaft zu  gründen.  Der  erstere  Weg  wird  bei  grofsen  Unter- 
nchmuTigen  selten  ^^nngbar  sein,  wo  es  aber  für  einzelne  Teile 
ni();;licli  ibi,  regelinalsig  auch  von  den  Banken  benutzt*,  der 
zweite  aber  ist  niclits  anderes  als  die  von  den  Banken  vor- 
genommene Reorganisation;  nnr  \vir(^  diese  mit  Hilfe  v<»a 
Krediten  von  den  Banken  oft  probe\v('is<'  in  der  IloH'nung 
auf  beaserc  Zeiten  um  ein  kurzem  aufgeseliuben.  Dafs  gewisse 
Unternehmungen  nie  auf  einen  grünen  Zweig  kommen,  alle 
unter  den  Aufschwungs-  und  Kiedergangsbewegungcn  des  Ge* 
Schäftslebens  seitweise  leiden,  ist  eine  Erscheinung,  die  sich 
bei  gegebener  Wirtschaftsverfassung  nicht  vermeiden  läfst; 
dafs  diese  \^'erke,  namentlich  die  grofsen>  dabei  in  enge  Ver- 
bindung mit  den  grofsen  Banken  geraten,  ist  notwendige  Be- 
gleiterscheinung eines  grolsindustriellen  gewerblichen  Systems 
und  eines  entsprechenden  in  Grofsbankcn  krystalli.sierten 
Kreditwesens.  Eine  grofse  kapitalbedürftige  Gesellschaft  zu 
sanieren,  noeh  niebr  ihr  vor  oder  nach  der  Keorganisation  fr- 
heblicLe  Kredite  zu  gewähren,  dazu  ist  nur  eine  kapitalkrältige 
Grofsbank  imstande;  ilir  allein  stehen  die  genügenden  Mittel 
zur  Verfügung,  sii*  ist  aber  auch  gezwungen,  die  Geb-gcuheit 
zu  einer  solchcu  linanziellen  Transaktion  nicht  vorübergehen 
SU  lassen.  In  ihr  sammeln  sich  in  dieser  oder  jener  Form 
die  freien  Kapitalien  und  nehmen  durch  sie  ihren  Weg  nach 
den  Stellen,  wo  Kapitalbedarf  herrscht«  Dieser  wirtBchaftliche 
Prosefs  manifestiert  sich  auch  in  den  hier  behandelten  Vor- 
gängen, und  deshalb  ist  es  klar,  warum  die  Banken  eine 
solche  Verbindung  trotz  des  grofsen  Risikos  nicht  ablehnen: 
weil  für  die  Bank,  die  ablehnt,  sofort  eine  andere  eintritt 
und  mit  der  Gefahr  auch  die  Gewinnchancen  und  die  anderen 
Vorteile,  die  solche  Beziehungen  für  später  garantieren,  über- 
nimmt. Man  bat  also  nicht  einen  tadelnswerten  Fehltritt  oder 
ein  lobenswertes  Beginnen  einer  einzelnen  Bank  vor  sich, 
sondern  ein  charakteristisches  8tUik  kapitalistischer  Wirt- 
schaftsweise; Kapital  sucht  nach  Verwertung,  es  sammelt 
sich  teils  in  den  Banken,  teils  vor  ihnen  auf  dem  offenen 
Markt ;  die  Banken  suchen  es  —  untereinander  wetteifernd  — 
da  ansulegeo,  wo  Kapitalbedarf  herrscht  Dieser  ist  in 
der  Industrie  da  vorhanden,  wo  ein  Unternehmen  in  Fora 


^  Beiüpiels weise  hat  die  Dresdner  Bank   lb'J'>  die  Export-  und 
Lflgcrhausgesellschaft ,  Hambarp:,  dadurch  reorganisiert,  daÜB  ne  die  xa* 

§ehi>ri<;o  minderwertige  Spritfnbrik  mit  der  Finns  Julias  LscbmsBO  nsd 
eu  Höpenchen  Spritwerken  verainigte. 
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von  Krediten  oder  Ausgabe  von  Wertpapieren  sich  Geld  ver- 
schaffen mui's;  ob  dieser  Kapitalbedarf  durch  schiechte  oder 
gute  Lage  des  Werks  entstanden  ist,  macht  für  die  In- 
vestierung nur  insofern  einen  Unterschied,  als  bei  schlechter 
Lage  das  Risiko  gröfser,  der  Bedarf  von  Bankkredit  relativ 
stärker  ist,  aus  neiden  Gründen  die  Grofsbank  noch  aus- 
schHeCslicher  als  einzige  Bankform  für  die  Kapitalinvestierung 
in  Betracht  kommt 

Ist  die  Beziehung  zwischen  dem  Unternehmen  utuI  der 
Bank  ein  notwendiges  Ergebnis  gewisser  allgemeiner  Voraus- 
setzangen  und  spezieller  Umstände^  so  sind  auch  die  technischen 
Folgen  ftir  das  Werk  selbst  als  unvermeidlich  mit  in  den  Kauf 
zu  nehmen.  Diesen  schlimmen  Folgen  ist  aber  aber  dadurch 
eine  Grenze  gesetzt,  dnfs  es  das  aufrichtigste  Bestreben  der  Bank 
ist,  das  Werk  in  einen  Zustand  zu  bringen,  der  es  erlaubt,  die 
Kredite  zurückzuzahlen  und  die  Aktien  der  Gesellschaft  er- 
folgreich auf  den  Markt  zu  bringen,  also  P>eziehun^en  her- 
zustellen, wie  sie  mit  hundert  anderen  Werken  auch  bcotehen, 
nur  gestärkt  und  in  ihrem  Bestand  gesichert  durch  die  Ver- 
gangenheit. Der  Vorwurf,  durch  Unterstützung  eines  Werks 
auch  in  Krisenzeiten  die  Besserung  der  Wirtschaftslage  zu 
▼erhindern,  wird  damit  gleichfalls  hinMli^,  da  es  sich  um  die 
unvermeidliche  Fortsetzung  einer  unter  zwingenden  Umständen 
begonnenen  Aktion  handelt:  wenn  eine  Bank  in  eine  solche 
Teilhaberstellun^  bei  einem  Unternehmen  einmal  hineingedrängt 
ist,  so  kann  sie  nichts  anderes  tun,  als  —  gestützt  auf 
ihre  Kapitalkraft  und  hnanzicllc  Machtstellung  —  auch  und 
gerade  in  sehlechten  Zeiten  den  technischen  Ausbau  des 
Werks  zu  fordern  und  es  für  gute  Zeiten  kampfbereit  zu 
machen.  So  grofs  angelegten  Unternehnuingen  wie  den  ge- 
nannten Hüttenwerken  nicht  zu  helfen,  iliro  geplanten  Er- 
weiterungen auszuführen,  hiefse,  sie  für  alle  Zeit  lahmzidegen. 
Immerhin  y  wenn  man  auch  die  durch  Vcrgröfserung  einiger 
weniger  Werke  verhinderte  Leerung  des  Marktes  nicht  ab 
die  Grundursache  der  wirtschaftlichen  Depression  betrachten 
darf :  so  viel  ist  richtig,  dafs  in  dem  Mafse,  wie  die  industriellen 
Unternehmungen  gröfser  werden,  der  Kapitalreichtum  und  die 
Anhäufung  freier  Kapitalien  in  grofsen  Banken  wächst,  der 
Verlauf  der  Aufschwungs-  und  Niedergangsperioden  der  Volks- 
wirtschaft sieli  iindf'rt.  der  kurze  T\"fniL'nnLrsprozers  der  Krisis 
eingeschränkt,  die  ^ta^^^iiation  verlängert  wird.  Die  besprochene 
enge  Verbindung  der  Grofsbanken  mit  einigen  Werken  ist 
aber  nicht  die  Ursache,  sondern  nur  ein  Glied  eines  Tatsachen- 
komplexes,  wie  er  für  eine  bestimmte  Periode  moderner 
Wirtschaftsweise  c  harakteristisch  ist. 

Sind  diese  Fälle  als  Ausnahmen  für  die  allgemeine  Be- 
urteilung des  Verhältnisses  zwischen  Banken  und  Industrie 
in  gewissem  Sinne  belanglos,  so  sind  sie  es  doch  durchaus 
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nicht  flir  die  praktische  Industriepolitik  der  Grofsbaiiken.  Wie 
gerade  unrerit.il)l('  Provinzbanken  (z.  B.  die  Oberrheinische 
Bank  in  Mannheim  der  Deutschen,  die  Rheinische  Bank  in 
Mülheim  der  Dresdner  Baukj  den  Grofsbanken  die  Expanaiün 
erleichtern ,  so  dringen  die  Banken  eben  durch  diese  not- 
leidenden Unternehmungen  in  die  wiehiigsten  Industrien  ein. 
Die  erwähnten  Fälle  verlieren  ihren  Ausnahmecharaktcr ,  so- 
weit sie  die  Banken  In  den  später  zu  behandelnden  Ver- 
Bchiebangen  ganzer  Indastrien  zu  entscheidenden  Faktoren 
machen. 

3.  Neben  der  grofsen  Masse  von  Fällen,  wo  die  Banken 
der  Entwicklung  industrieller  Einzelwerke ,  ihrer  Expansion 
und  der  aus  ihr  resultierenden  industriellen  Konzentration 
passiv  gegenüberstehen,  und  den  wenigen  Ausnahmefällen,  in 

denen  die  Banken  p^ewissermafsen  zu  'l'eilhabern  schlecht 
rentierender  ^^'erke  werden,  finden  sich  manche  Ansätze  zu 
einem  mehr  oder  weniger  bedeutsamen  Eingreifen  der  Banken 
in  das  Schicksal  industrieller  Unternehmungen.  Sie  werden 
dadurch  charakterisiert,  dafs  sich  im  Verlauf  einer  dauernden 
Geschätlsverbindun^  »Situationen  ergeben,  in  denen  der  In- 
dustrielle oder  die  industrielle  Gesellschaft  die  Hilfe  der  Bank 

gebrauchen  können ,  die  Gewinninteressen  beider  Teile  sich 
egegnen.  Je  nach  den  Besonderheiten  des  Gewerbes  und 
Werks  und  der  Intensität  der  Beziehungen  zur  Bank  wird 
dieses  Zusammenwirken  in  industriellen  Fragen  verschieden 
sein.  Es  beschränkt  sich  vielfach  auf  kleine  Dienstleistungen: 
80  hat  z.  B.  die  Berliner  Handelsgesellschaft  für  die  befreun- 
dete Zellstofffabrik  Waldhof  bei  Mannheim  die  Verhandlungen 
betr^^flfs  Orrniduiig  feiner  Niederlassung  in  Iiufshmd  geleitet 
(liSl'iS);  auch  Pat(Miter\verbung  tnr  ein  l)efrrniidetes  Unter- 
nehmen kommt  vor.  Ein  interessantes  Beispiel  recht  weit- 
gclicnder  Dienste  ist  die  Transaktion  des  Schaaffhausensschen 
Bankvereins  lur  die  Kölnisclie  Maschinenbau- A.-G.  in  Köln- 
Bayenthal.  Diese  Gesellschaft  arbeitete  in  den  letzten  Jahren 
infolge  der  schlechten  Preise  mit  wachsender  Unterbilanz; 
um  sie  zu  beseitigen,  erklärte  sich  im  Jahre  1904  der  Schaaff* 
hausensche  Bankverein  bereit,  an  der  Spitze  eines  Konsortiums 
die  zur  Fabrik  gehörigen  Terrains  zu  kaufen  und  eine  Terrain- 
gesellschaft daraus  zu  bilden.  Zugleich  mit  der  Annahme 
des  Angebots  hat  er  eine  Annäherung  der  Maschinenfabrik  an 
die  Berlin  Anlialtische  Maschinenbau-A.-G.  zustande  gebracht, 
durch  die  ihr  manclie  Aufträge  zufallen  werden.  Eine  ähn* 
liehe  }?olle  sjiielen  die  Banken,  wenn  sie  technisclie  JStudien- 
<i;(^srllscliat'ti'ii  oiTichtf*!! ,  deren  Kesultate  befreundeten  Unter- 
nehmungen zugute  koniUK'n  sillen.  Hierhin  gehört  z.  B.  die 
Studiengesellsciiiitt  lür  elekü  isi  h'»  Sclniellbahnen,  auch  die  vom 
Loewekon/ern  eingerichtete  „Zentralstelle  für  wissenjschaftlich- 
technische  Untersuchungen'*  und  die  Zentrale  für  Bergwesen 
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O.  m.  b.  H.,  Frankfurt  a.  M.,  an  der  neben  Grofsindastriellen 
aucb  die  ersten  Banken  finanziell  beteiligt  sind.  Bis  zn  einem 

Sewissen  Grad  darf  man  auch  die  Bohrgcsellschaften  unter 
iesem  GesicbUpunkt  der  Vorarbeit  für  befreandete  Berg* 
werksiinternehmungen  betrachten,  obwohl  die  unmittelbaren 
Gewinnmöglichkeiten  im  Falle  günstiger  Aafftchittase  fUr  die 
Banken  noch  wichtiger  soin  mögen. 

Nicht  selten  hilft  die  Bank  auch  durch  ganz  selbständige 
Transaktionen.  Nur  ein  Beispiel:  1902  erwarb  die  Berliner 
Handelsgesellschaft  im  Verein  mit  einigen  anderen  Banken 
die  Erzgruben  der  Montangesellücliaft  Lothringen- Saar  und 
▼erpaobtete  die  daraus  gebildete  Gewerkschaft  Orne  an  die 
Rombacher  Httttenwerke,  denen  zagletch  ein  Optionsreebt  auf 
die  Kuxe  der  Gtowerkschaft  eingeräumt  mirde.  Die  gleiche 
Transaktion  hat  1904  die  Darmstädter  Bank  durch  Erwerb 
einiger  fürstlich  Piefsscher  Kohlenfelder  fUr  die  Oberschlesische 
Eiisenbahnbedarfsgesellschaft  ausgeführt.  —  Ein  Zusammen- 
arbeiten im  grofsen  Stil  mit  Industriellen  zeigt  der  Fall  der 
Saar-  und  Mosel heri^wcrksgesellschaft^  Diese  Ge- 
sellschaft hat  in  Lothringen  scheinbar  sehr  günstige  Anfschlüsse 
in  Saarkohle  gemacht  und  besafs  1900  drei  im  R(  trii  !>  befind- 
liche Schäciite  und  72  verliehene  Felder,  als  die  Dresdner  Bank 
das  bisher  in  französischen  Hünden  befindliche  rund  llMill.  Mk. 
betragende  Kapital  gemeinsam  mit  den  befreundeten  Grofä- 
industrieUen  Thyssen  und  Stinnes  zum  überwiegenden  Teil 
erwarb*  Bas  Werk  war  unter  der  frdheren  Verwaltung  stark 
vernachtossigt  worden  und  hat  unter  finanzieller  Mitwirkung 
und  dauernder  Beteiligung  der  Dresdner  Bank  seitdem  alle 
erforderlichen  Keuanlagen  erhalten,  so  dafs  es  Ende  1902  fUr 
eine  Förderung  von  750  OUO  t  fertig  war.  Der  Fall  kenn- 
seichnet  sowohl  die  weitgehende  Selbständigkeit  der  Banken 
in  industriellen  Dingen  wie  die  Grenzen^  denen  sie  doch  in 
letzter  Linie  n?itpr\N  orfen  ist.  Das  BergwerksunternehniPn 
selbst,  das  trotz  u  itcr  Aussichten  für  die  Znknnft  gegen- 
M-firtJg  nur  finanzielle  Anforderungen  stellt,  die  vom  offenen 
Äiurkt  nicht  zu  befriedigen  sind,  sucht  die  Bank  durch  |dan- 
mftfsige,  in  ihrer  Verwendung  überwachte  Goldzuschiisso  all- 
mählich leidtungsfaliig  zu  machen;  die  Initiative  diesem 
Unternehmen  gegentiber  ist  unverkennbar.  Aber  die  ent- 
scheidende industrielle  Anregung  kommt  der  Bank  doch  auch 
hier  Ton  ^en  beiden  Orofsindustrlellen,  wfthrend  auf  ihr  selbst 
Tor  allem  die  finansielle  Last  ruht. 

Solche  Überleitung  fremder  Werke  in  deutschen  Kapital- 
besita ist  an  sich  nichts  Ungewtdniliches,  sie  ist  vom  Schaaff* 
hausenschen  Bankverein  und  der  Diskontogeselischait  unter 
Mitwirkung  privater  rheinischer  Bankhäuser  schon  in  den  70  er 


*  äiehe  besonden  Geschäftsbericht  der  Dresdner  Bank  für  1900. 
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Jahren  bei  Bergwerken  des  Ruhrgebiets  ausgeführt  worden, 
nur  mit  dem  Unterschied,  dafs  in  diesen  Fällen  die  Zechen 
meist  sofort  an  gröfsere  bestehende  Bergwerksgeseilschaften  an- 
gebciilüssen  wurden  und  werden  mufsten:  die  gröfäere  Kapital- 
kraft der  Banken,  scheinbar  nur  ein  gradueller,  durch  ihre 
Wirkung  ein  prinzipieller  Unterschied,  erlaubt  heute  solche 
lange  dauernden  Transaktionen,  deren  Beendigung  nicht  ab- 
zusehen ist.  Immerhiii  sind  roanclie  sum  Teil  schon  in  die  80  er 
Jahre  und  den  Anfang  der  90  er  Jahre  fallende  Transaktionen 
einiger  Grofsbanken  im  Dienste  des  Rheinisch- Westfiliischen 
Bergbaus  auch  für  das  heutige  Verhältnis  der  Banken  zur  In- 
dustrie bezeichnend.  Der  Bergbau  nimmt  als  Objekt  der  Eapital- 
investierung  eine  den  ^senbahnen  verwandte  Stellung  ein, 
und  es  ist  nicht  zu  verwundern,  dafs  nach  der  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen  die  Banken  zunächst  der  rheinisch-westfäli- 
8ch»'n  Steinkohle  ihr  Interesse  und  ihre  industrielle  Tätigkeit 
zuwai)  Itei).  W<  ]( lu  Iv  lle  die  Banken  einzelnen  Werken  gegen- 
über .spieieu  koiiiicn ,  erhellt  aus  der  Gescliichte  der  Gelsen- 
kirchener  Bergwerksgesellschaft ' ,  dem  gröfsten  deutsclien 
Bergwerksunternehmen.  Ein  Konsortium  unter  1  ührung  der 
Diskontogesellschaft  gründete  1873  die  Gclsenkirchener 
B  er  g  w  er  ksgea  eil  Schaft,  die  von  der  französisch-belgi- 
schen Gesellschaft  Charles  D^tiUienx  fr&res  &  Cy,  zunllchst 
als  Grundstock  die  Zechen  „Rheinelbe^  und  „Alma*  kaufte. 
Die  grofee  Zersplitterung  des  Felderbesitzes  im  Ruhrgebiet 
machte  eine  Erweiterung  des  Betriebs  ebenso  schwierig  wie 
wünschenswert ;  der  einfache  Ankauf  von  Zecheni  wie  er  jetzt 
allgemein  betrieben  wird,  war  noch  vor  ein  bis  zwei  Jahr- 
zehnten für  die  wenig  kapitalkräftigen  Gesellschaften  ein 
schwer   gangban  r    Weg.  wurde    deshalb    der  Aus- 

weg benutzt,  dafs  die  Gelseukirchener  Bergwerksge^ellschaft 
die  bei  Dortmund  gelegenen  Zechen  „Stein"  und  „Harden- 
berg" in  der  Weise  üheriialirii .  ihifö  sie  die  gewerkschaftlich 
verwalteten  Bergwerke  sofort  in  eigenen  Betrieb  nahm,  die 
Gewerkschaftsform  aber  einstweilen  bestehen  licfs  und  den 
Kuxenbesitzern  dafUr,  von  einem  festen  Kaufpreis  abgesehen, 
eine  Option  auf  Gelsenkirchencr  Aktien  einrllumte.  1887 
wurde  ein  anderer  Weg  beschritten:  die  Zeche  ,£rin"  des 
WestiUlischen  Grubenvereins  war  wegen  ihres  Kohienreich- 
tums  für  die  Gelsenkirchencr  Gesellschaft  begehrenswert,  aber 
nicht  in  ausreichend  gutem  Zustand,  um  sie  direkt  zu  ttbc»^ 
nehmen.  Die  Diskontogesellschaft  und  befreundete  Firmen 
verw?ii(delten  „Erin^  deshalb  zunächst  in  ein«  Gewerkschaft, 
machten  durch  ausgedehnte  Was&erhaltungsanlagen  die  Zeche 


^  SIeho  die  Fefltfirhrift  der  Diekontogrspllschaft  (Berlin  1901).  S.  155  ff. 
und  die  niclit  im  Buchhandel  ecachienene  der  Qelaeiikircheiier  BergweikB- 
geseliflchaft  O^^^)* 
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ertragsf^hig  und  vermittelten  erst  dann  den  Umtausch  der 
Kuxe  in  Gelsenkircbener  Aktien.  In  derselben  Weise  wurden 
in  den  nttcbsten  Jahren  die  übrigen  Zechen  des  Westfälischen 
^(rttbenvereins  ^Hansa",  „Zollern",  „Germania  I  und  II*  an- 
gegliedert.  Die  nächsten  Zechenerwerbungen  kamen  einfacher 
zustande,   indem   die   inzwischen   durch  Vergrdfserung  des 
Kapitals  und  der  Renlabilität  finanziell  kräftij^or  gewordene 
Gesellschaft  einen  mehr  oder  minder  grofsen  Teil  der  Kuxe 
nndernr  Rrrg^werke  ankaufte  und  erst  zu  geeignetem  Zeitpunkt 
■den   Uiii-;m^c!i   in    eigene  Aktien   formell   durchführte.  So 
wurden  tlie  Zeehen  .^Friedrich  Grillo"   und  „Grimberg"  der 
Gewerkschaft   „Mon«  pol"" ,  die  Zechen   „ VVesthausen"  ,  „Ver- 
-einip^ter  Bonifacius",  „Hamburg  und  Franziska"  erworben.  Die 
Didkontogesellschaft  besorgte  hier  im  wesentlichen  nur  die  Ver- 
mittelung;  ihre  engsten  und  lohnendsten  Beziehungen  zu  der 
Oesellschaft  sind  die  regulären  der  GeschältsTerbindang  mit 
«inem  hervorragend  grofsen  und  rentablen  Unternehmen.  — 
Ebenso  typisch  ist  die  Mitwirkung  der  Diskontogesellschaft  bei 
<h^i'  allmählichen  Heranbildung  der  Kaliwerke  Aschers- 
leben.  Im  Verein  mit  Hermann  Schmidtmann  kaufte  sie  1882 
einer  englischen  Gesellschaft  das  Bergwerk  „Schmidtmannshall** 
ab;  dies  arbeitete  dann  einige  Jahre  in  Gewerkschaftsform, 
indem  es  Anleihen  zu  Hilfe  nahm.    Als  IB'^'  dor  erste  Schacht 
«rsf>ff,  lieh  die  Diskontogesellsehjift  das  Geld  für  den  zweiten, 
-dritten  und  vierten  Schacht.    S«Mt(lem  hat  das  Werk  gut  ren- 
tiert.   Erst  189('  wurden  die  Aktien  an  den  Markt  ^^ebracht.  — 
Im  Prinzip  ähnlich,  nur  im  Erfolg  weniger  glücklich,  ist  der 
Erwerb  des  Mengeder  Kohlenfelderbesitzes  aus  der  Hand  der 
französischen  Firma  A.  Boucard  &  Co.  durch  die  Diskontogesell- 
Bcbaft,  die  zur  Ausbeutung  die  Mengeder  Bergwerks- 
^esellschaft  gründete.  Wie  immer  sur  ersten  Zurichtung 
eines  Bergwerks  die  Gewerkschaftsform  geeigneter  ist,  so  mufste 
man  auch  hier  namentlich  wegen  der  grofsen  WasserzuflUsse 
eine  Umwandlung  vornehmen;  ein  Schacht  ersoff,  nach  grofsen 
Geldopfem  wurde  die  Zeche  in  einen  leidlichen  Zustand  ge- 
bracht, mit  einem  anderen  Namen  belegt  und  189M  als  Zeche 
^Adolf  von  Hansemann"  an  die  Dortmunder  Union  verkauft, 
die  in  der  Tat  Kohlen  brauchte,  al)er  an  der  Z-^che  wenig 
Freude  erlebt  hat.    Anfang  und  Ende  der  Mengeder  Bcrg- 
werksgeselUchaft  sind  in  gleicher  Weine  bezeichnend  für  die 
iiulustriellen  Verschiebungen,  an  denen  die  Banken  durch 
planniäföiges  Eingreifen  beteiligt  sind. 

Diese  ganze  Gruppe  von.Erscheinuneen  hat  das  Gemein- 
same, dafs  sie  ihren  Ursprung  in  der  dauernden  Geschäfts- 
▼erbindung  mit  einem  Industriellen  oder  einem  Unternehmen 
haben.  Die  Initiative  und  selbständige  Rolle  der  Bank  hängt 
im  ganzen  ab  von  der  Natur  der  Transaktion,  bei  der  sie  mit- 
wirkt:  sind  technisch -wirtschaftliche  Erwägungen  des  in- 
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dustriellen  Betriebs  —  etwa  bei  einer  Vergröfserung  —  dio 
Hauptsache,  so  ruht  das  entselieidende  Gewicht  bei  der  In- 
dustrie; liegen  die  Hchwierif^keitcn  vornehmlich  in  Mafs  und 
Form  der  GeldboschafFung,  dann  hnt  di*-  Rank  am  meisten  zu 
sagen;  in  der  Entwicklunp:  der  beschriebenen  Bergwerks- 
unternehmungen sind  die  beulen  Gruppen  von  Fällen  leicht 
zu  unterscheiden.  Natürlich  ist  damit  keine  genaue  AbgrenzLing 
des  Einflusses  gegeben  und  den  mitwirkendeu  Persönlichkeiten 
nicht  genügend  Rechnung  getragen:  David  und  Adolf  Ton 
Hansemann  hatten  gewifs  in  industriellen  Fragen  aach  sach- 
verständigen und  unternehmenden  Industriellen  —  Friedrich 
Grillo  u.  a.  —  g^enttber  manches  su  sagen,  während  an 
anderen  Stellen  der  Industrielle,  trotzdem  in  den  Finanzfragen 
der  Schwerpunkt  liegt,  die  Entscheidung  haben  wird.  Den 
eingangs  allgemein  ausgesprochenen  8atz,  dafs  bei  der  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Industrieunternohmungen  die  Banken 
im  wesentlichen  keine  Richtung  gebende  Rolle  .spielen,  ver- 
mögen gewisse  besonders  hervorragcTide  tinanzielle  Hilfe- 
leistungen der  Bauken  nur  wenig  einzuscliWinken. 

4.  Wenn  man  trotzdem  sagen  kann,  dafs  die  GeschHfts- 
verbindung  vieler  einzelner  Werke,  die  sich  durcliaus  fern- 
stehen, mit  einer  und  derselben  Bank,  auch  ohne  dafs  diese 
direkt  in  die  Schicksale  ihrer  Kunden  eingreift,  ein  gemmn- 
sames  Band  um  alle  diese  Unternehmungen  legt ,  das  je  nach 
der  Lage  der  Dinge  allmählich  fester  werden  und  zu  kon> 
kreten  Vorgängen  im  industriellen  Betrieb  führen  kann,  — 
so  wird  sich  das  schwer  an  Einzelfällen  beweisen  lassen; 
gröfstenteils  sind  sie  fttr  den  Aufsen stehenden  unsichtbar,  die 
wenigen  anderen  zu  nennen,  ist  nicht  angängig.  Geschäfts- 
verbindung mit  mehreren  Werken  bedeutet  für  die  Bank,  dafs 
sie  in  den  Betrieb  mancher  verwandter  Unternehmungen  hinein- 
sehen, sich  als  Bankier  und  Aufsichtsratsmitglied  nach  vi.  U-ui 
erkundigen  und  auf  Grund  der  Erfahrung  bei  anderen  \\  erken 
Ratschläge  geben,  Wünsche  aussprechen  kann,  deren  Erfüllung 
nichts  Ernstliches  im  Wege  steht.  Keine  durch  tinanzielle 
Notlage  entstandene  Abhängigkeit,  nur  freundschaftliche  Ver- 
bindung ist  hier  notwendig.  Solche  allmähliche  Annäherung 
durch  geographische  Lage  oder  durch  Konkunrens  getrennter 
Werke  durch  einen  Dritten,  der  am  Wohlergehen  beider  inter- 
essiert ist,  kann  nach  zwei  Richtungen  geschehen :  durch  eine 
gegenseitige  Anpassung  im  Betrieb  und  durch  wechselseitige 
Auftragsbeschaffung.  Ist  letztere  einfacher,  mehr  einmalig 
und  stöfst  sie  deshalb  weniger  auf  Widerstand ,  so  ist  doch 
auch  erstere  dann  nicht  selten,  wenn  ein  Banklmus  sich  so 
eingehend  für  die  industriollen  Verhältnisse  seiner  Kunden 
interessiert  wie  der  Schaafi  Ijansonsehe  Bankverein-,  einige 
Fälle,  wo  er  teils  sieher  teils  \\ alirscheinlich  auf  Zusammen- 
schlufs  mehrerer  Werke  hinzuwirken  gesucht  hat,  wurden 
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schon  erwähnt  Man  kann  vier  Hauptf^e  untencheideni  wo 
es  im  Interesse  eines  Unternehmens  liegt ,  sieh  mit  anderen 
in  dieser  oder  jener  Weise  auseinanderzusetzen,  wenn  ihm 
die  geeignete  Gelegenheit  geboten  wird:  1.  wenn  es,  um 
seinen  Betrieb  technisch  oder  geschttftlic  h  zu  veieinheitiichen, 
einen  anderen  Produktionszweig,  vornelimlich  wenn  er  eine  be- 
sondere Produktionsstufo  darstellt,  aufnefnnen  und  dies  lieber 
durch  Angliederung  eines  Werks  als  durcli  selbständige  Ver- 
^öi'berung  erreichen  will  —  etwa  der  Fall  des  Verkaufs  der 
Henriclishüttc  seitens  der  Dortmunder  Union  an  die  LoUo- 
inotix  l.ibi  ik  Hcnschel  in  Ka.ssel  —  ;  '2.  wenn  ein  Werk  um- 
gekehrt öicii  in  der  Weise  spezialisicreu  möchte,  dafs  es 
einen  einzigen  Betriebszweig  ausschlieüilich  betreibt  und  ihn 
durch  Einigung  mit  einem  anderen  Werk  erweitert,  das 
seinerseits  eine  Spesialisierung  im  entgegeugesetsten  Sinn 
vorzunehmen  gewillt  ist;  3.  können  zwei  Ronkurrenten 
sich  durch  Verniittelung  der  Bank  einigen»  und  4.  schlielslich 
kann  so  die  Anregung  zu  einem  Kartell  gegeben  werden. 
Alle  diese  Fülle  sind  zur  Zeit  im  gewerblichen  Leben 
nicht  selten,  und  es  ist  kein  Zweifel,  dnfs  sie  mit  der  Ver- 
mehrung und  Intensivierung  der  industnellen  Beziehungen 
einer  Bank  noch  häutiger  werden.  Gerade  das  Institut  des 
Aufsichtsrats  wird  hier  ^eine  charakteristische  Wirkung  tlben. 
Wesentlich  ist  i'ür  alle  Situationen,  in  denen  die  Bank  diese 
organisatorische  V^ermittlerrolle  spielt,  dafs  es  sieli  um  gleiche 
Interessen  der  beteiligten  Werke  handelt.  Die  Bank  ver- 
körpert hier  gewissermafsen  den  inneren  Zusammenhang,  der 
sich  mit  wachsender  grofsindustrieller  Entwicklung  zwischen 
einer  grofsen  Zahl  von  Unternehmungen  ergibt ,  sie  stellt  die 
zwischen  ihnen  bestehende  Interessengemeinschaft  dar.  Damit 
Tersteht  es  sieh  von  ^selbst ,  dafs  sie  in  dieser  Vermittlerrolle 
noch  nicht  die  Interessengegensätze  beseitigt,  die  ebenso  reich- 
lich vorhanden  sind:  wenn  die  Bank  in  gewissen  Fällen  in 
eine  Lage  versetzt  wird,  die  iiir  eine  Annäherung  mehrerer 
lA^^rke  ebenso  wünschenswert  wie  möglich  macht,  so  schliefst 
dies  nicht  aus,  dafs  sie  in  der  lu'gel  dem  hier  friedlich,  dort 
im  Kampf  sich  vollziehenden  Entwicklungsprozeis  unbeteiligt 
zuschaut.  Eine  Bank,  wie  z.  B.  der  Schanft'hausensche  Bank- 
verein, kann  durch  alle  Arten  von  B«'/-iehungen,  regehnäfsiges 
Geschäft,  Aufsichtsrat  usw.,  mit  einem  „reinen  "  \\  alzwerk  und 
einem  grofsen  kombinierten  Eisenwerk  verbanden  sein:  sie 
wird  nuiig  zusehen,  wie  das  eine  das  andere  zugrunde  richtet. 
Die  Bank  beschränkt  sich  darauf,  dem  Stand  der  industriellen 
Entwicklung  zum  Ausdruck  zu  verhelfen:  sie  bringt  durch 
ihre  Vermtttelun^  eine  Konzentration  zustande,  ftlr  die  alle 
wesentlichen  Vorbedingungen  bereits  gegeben  waren. 

Ähnlieh  ist  die  Annäherung  zwischen  verschiedenen  Werken, 
die  zur  EinEufsspbäre  einer  Bank  gehören,  wenn  diese  sich 
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bemüht,  ihnen  ge;j;;cnsoitig-  AuftrJige  zu  verschaflfen.  Man  kann 
nicht  sagen,  daf«  die.ser  Dienst,  der  manchen  Werken  sehr 
willkommen  sein  wird,  von  den  Banken  zum  Prinzip  erhoben 
ist.  Soweit  Unternehniuiigen  zueinander  in  engen  Rezieliungen 
stehen,  werden  sie  gcuolmheitsiiiarsi^  oiier  vertraglich  schon 
von  selbst  zu  wechselseitigen  Lieferanten :  die  Bahnen  der 
Allgemeinen  Lokiü-  und  StrafsenbahngeBelUchaft  übertragen 
ihre  elektrische  Einrichtung  der  Allgemeinen  EUektrizitäts- 
gesellschaft,  die  verschiedenen  Unternehmungen  des  Loewe- 
konserns  beziehen  ihre  Werkzeugmaschinen  von  Ludwig 
XiOewe  &  Co.  usw.  Soweit  solche  enge  Verbindung  nicht  be- 
steht, gilt  im  allgemeinen  der  kaufmännisch  unumgängliche 
Grundsatz,  da  zu  kaufen,  wo  man  am  billigsten  bedient  wird. 
Ist  z  B.  eine  ^laschinc  anzuschaffen  —  für  Rohmaterial  gilt 
dies  noch  unbedingter  — ,  so  läfst  die  Fnl»rik  sich  A?\crobote 
nnirlien  und  wählt  das  nach  Preis  und  tecimiöchcn  Kiii  rn  u 
günstigste  aus.  Keine  Bank  und  kein  Industriedirektur 
werden  so  das  sulbstverstitndlfchste  Gesehäftsprinzip  verletzen, 
daCs  sie  nach  anderen  als  technischen  und  kautmännischen 
Rücksichten  Bestellungen  machen  bezw.  veranlassen.  In  den 
allennetsten  Fällen  wird  deshalb  eine  Bank,  auch  da,  wo  sie 
Einflufs  hat,  diese  Fragen  dem  Werksdirektor  überlassen. 

Trotzdem  ist  in  zwei  Grappen  von  Fftllen  den  Banken 
Gelegenheit  gegeben,  den  Defreundeten  Werken  ohne 
Schädigung  des  anderen  Teils  Aufträge  zu  besorgen.  Zu- 
nächst im  Ausland:  dafs  jede  Anleihetätigkeit  und  Be- 
teiligung an  ausländischer  Industrie  den  deutschen  Fabriken 
manche  Absatzgeln^^enheit  schafft,  hrancht  noch  nicht  einem 
riir/'«'lnen  Werk,  das  einer  Bank  iialiesteht,  zu  i:nt*'  tw  kornnTMi. 
Immerhin  ist  schon  die  Mögliclikeit,  in  anderen  Ländern 
einen  Markt  zu  haben,  für  die  inländiaciie  Industrie  von 
grol-sem  Vorteil;  die  Banken  können  sie  durch  eine  rege  Teil- 
nahme am  internationalen  Geld  verkehr,  durch  ausländische 
Niederlassungen  erweitern,  es  liegt  ihnen  aber  auch  nahe,  in 
den  Exportmechanismus  selbst  einzugreifen  und  zu  den  grofsen 
Exportfirmen  in  enge  Beziehungen  zu  treten.  In  einem  Land 
mit  hochentwickelter  Industrie  und  regem  Handel  wird  diese 
Verbindung  länger  auf  sich  warten  lassen  als  etwa  in  Österreich, 
wo  im  Jahre  1904  die  Osterreichische  Kreditanstalt  bei  einem 
grofsen  Versandhaus,  der  Firma  Alois  Schwaiger  in  Wien, 
eine  Einlage  von  1  Mill.  Kr.  gemacht  und  an  diese  kom- 
manditarische  Bcteilipfnng  l)indende  vertragliche  BcHitimmungen 
til)cr  die  Verwaltung;  u.  dergl.  geknüpft  hat.  Es  handelt  sich 
hier  um  einen  bemerkenswerten  Versuch,  eine  Ex})'>rtnr;^'aiii- 
sation  zu  schaffen,  an  der  die  Bank  fi\r  ilire  Kre  litvcrinitte- 
lunj;  wie  für  die  ilu"  nahestehende  Industrie  in  gleiclu  r  Weise 
interessiert,  zu  der  sie  durch  diese  doppelte  Tätigkeit  viel- 
leicht hervorragend  geeignet  ist.  —  Nach  der  Festschrift  der 
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Dtskontogesellscliaft  waren   filr  die  ShantunggeselUchaften 
(Shantungbahn   und   ShaDtungbergbau)   bis  1901  40000  t 
Eisenbahn-  und  Bei^gbaumaterial  im  Wert  von  0  Mill.  Mk. 
von  deutschen  Werken  geliefert  worden,  bis  Februar  1902 
haben    nach   dem  «Aktionftr"  Lieferungen    im  Wert  von 
23  Mill.  Mk.  stattgefunden.     Bezeichnend   äufsert  sich  der 
Geschäftsbericht  der  Dresdner  Bank  für  1R95:   „Um  die 
dr'utsihe  Industrie  in  dem  Wetthewerb  auf  dem  südamerika- 
nischen Markt  innerhalb  des  Rühmens  unserer  Tätigkeit  zu 
fördern  ,  haben  wir  in  Verbindung  mit  der  General  Mininff 
and   Finance  Corporation  die  Errichtung  einer  Gesellsj-hm 
ins   Auge   gefafst,   welche   die  Vertretun^i^   erster  deutsciier 
Werke  zu  übernehmen  haben  wird.    Die  Verhaiuilinif^en  mit 
den  betreffenden  Grofsindustriellen  sind  vor  kurzem  zum  Ab- 
scbluüs  gelangt/    Hat  eine  Bank  erst  einmal  im  Auslande 
festen  Fufs  gefafst,  dann  wird  sie  auch  die  ihr  speziell  be- 
freundeten  Werke  in  erster  Linie  bertlcksichtigen  — ^  freilich  auch 
in  gewissen  Grenzen,  die  teils  durch  technisch-kaufmännische 
Erwägungen,  teils  durch  den  Wunsch,  mit  Hilfe  solcher  Auf* 
tragsbeschaffung  neue  Industriebeziehungen  anzuknüpfen,  ge- 
boten sind.   Die  Diskontogesellschaft  hat  das  Schienenmaterial 
der  rusyisclien  Eisenbahnen  durch  die  Dortmunder  Union  liefern 
lassen,  während  die  Venezu^dabalin  von  Krup})  ^'^ehaut  worden 
ist.    Die  Maschinenfabrik  Luther,  auch  mit  (ier  Diskontogesell- 
schaft befreundet,  hatte  Arbeiten  bei  den  Donaukatarakten  über- 
tragen bekommen.   Welch  rcichh'che  Gelegenheit  gibt  ein  Unter- 
nehmen  wie  die  Bagdadbahn  der  Deutschen  Bank,  die  ihr 
befreundeten  Werke  zu  beschäftigen!    Man  wird  sich  nicht 
wundern;  dafs  die  elektrischen  Licht-  und  Hebeanlagen  im  neuen 
Hafen  tou  Haidar-Pascha  Siemens  A  Halske  übertragen  wurden. 
Immer  bliebe  es  aber  falsch,  die  Sache  so  darzustellen,  als  ob 
die  ausländischen  Unternehmungen  der  Banken  nur  wenig  oder 
▼orwi^end  den  Zweck  hätten,  der  einh 'imisehen  Industrie 
oder  gar  einzelnen  besonderen  Werken  AI   it/-' ]  2-enheit  zu 
▼erschaffen.     8ei   es  nun  eine  wesentlich   für  ausländische 
Werke  gegründete  überseeinehe  ElektrizitätsgeselUi  haft  oder 
<*ine  aus  eigener  Initiative  «rebautn  asiatische  Eisenbahn,  stets 
^vird    der  Sehwerf)unkt   in   dem  Geschäft   liegen,   das  diese 
Untcrneiimungen  selbst  machen,   nicht  in  d<Mn ,  welches  bei 
ihrer  Anlage  fiir  inländischi^  Werke  herau.sfallt;  der  Unter- 
schied  zwischen    beirlen   Fällen   liegt   nur   darin,    dafs  im 
ersteren  Fall  die  Geschäfte  des  ausländischen  Zweigunter- 
iiehmens  zugleich  solche  der  Muttergesellschaft  bedeuten,  dafür 
Aher  auch  weit  weniger  auf  Konto  der  Banktätigkeit  zu  setzen 
^ind  als  jene  selbständigen  Versuche  der  Banken,  deutsches 
Spital  in  ausländischer  Industrie  zur  Verwertung  zu  bringen. 

Bis  zu  einem  gewissen  Grad  ist  aber  auch  im  Inland  eine 
wechselseitige  Auftragsbeschaffung  durch  Vermitteluug  der 
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Bank  mdglicb.  namentlieh  wenn  es  sich  um  grOfsere  einmalige 

Bestellungen  handelt ,  die  nach  ihrem  teclinischen  Charakter 
und  der  Art  der  flClr  die  betreffende  Branche  bestehenden 
Firmen  ebensogut  an  die  eine  wie  die  andere  Fabrik  vergeben 

werden  können,  so  vornehmlich,  wenn  der  Käufer  Maschinen, 
Krahnanlagcii ,  Walz^Mintrafsen  nach  eigenen  ATi^^al)rn  bauen 
lälst,  —  aber  auch  iiiniK  i  da,  wo  mehrere  Lieterungsangebote 
gleichen  Inhalts  abge^-;*  1»  n  werden.  Auch  der  Fall  kommt 
vor,  dar«  ein  Werk,  das  der  Bank  ebenso  nahe  steht 
wie  das  einkaufende,  ein  etwas  höhere«»  Gebot  niaclit  uiul  auf 
Vermittelung  d(u-  l^ank  hin  dieses  reduziert;  so  soll  u.  ii, 
die  Diskontogesellschaft  einmal  der  Dortmunder  Union  gegen- 
über gemacht  haben,  als  es  sich  um  eine  Schienenlieferung 
für  die  eng  befreundete  Dortmund-Gronauer  Bahn  handelte. 
Wie  oit  solche  unregelmärsigen  Bestellungen ,  bei  deren  Aua- 
ftlhrung  die  Bank  eventuell  für  ihre  Gesellschaften  etwas 
herausschlagen  kann,  im  gewerblichen  Leben  vorkommen,  mag 
nur  durch  die  Neuanschaffungen  der  Oberschlesischen  Eisen- 
industrie-A.-G.  *  in  Gleiwitz  im  Jahre  1903  illustriert  werden. 
Auf  den  beiden  Glejwitzer  Drahtwerken,  die  nur  ein*  n  Teil 
des  gesamten  l'ntt  i  ichnu  ns  ausmachen,  wurden  im  wesentlu  li-  n 
folgende  Neuerungen  vorgenommen  :  zwei  neue  Böhrenke^sel 
mit  Danipfiiherhitzern ;  ein  Neubau  für  eine  neue  Dampf- 
maschine; Anbau  an  die  Kdtenschweifserei  mit  eisernem 
Sheddach,  sowie  Einrichtung  des  elektrischen  Betriebs^  Her- 
stellung und  Einrichtung  eines  Raumes  fUr  das  Kaltwalzwerk ; 
AufsteUung  neuer  Putstrommeln  mit  zu^hOrieen  Trans- 
missionen; Erweiterung  der  Drahtsteherei;  Einrichtung  einer 
Eartonnagenfabrik  (zu  Kttsten  fttr  die  Verpackung  der  Draht- 
stifte) inkl.  Motor  und  Transmission;  Erweiterung  der  elek- 
trischen Lichtanlage;  Erweiterung  der  Haupt-  und  8chmal- 
spurbahnanlage ;  bauliche  Erweiterung  und  maschinelle  Ein- 
richtung der  Kettenschweifs^rei ;  Anschaffung  einer  ^><Ml  PS 
Dampfmaschine  mit  Kondensation;  Aufstellung  einer  Kotations- 
und  Kreiskolbenpumpe:  Bau  einer  Überhitzeranlair«' ;  Auf- 
stellung von  vier  Säurekcsselu ;  Anschaffung  eleklrischer 
Nurmaluliren  und  einer  \\'age  mit  ;l<i<Mi  kg  Tragkraft;  Bau 
von  drei  Uiuhöfen  u.  a.  m.  Ferner  wurden  .V')  eiserne  Trans- 
portwagen und  28  diverse  Aibeils-  und  \\  erkzeugmaschinen 
angeschafft.  Wenige  Jahre  vorher  war  aufserdem  auf  dem 
Hochofenwerke  eine  grofse  Anlage  KOrtingscher  Gasmotoren  er- 
richtet worden,  —  das  alles  in  normalen,  eher  ungünstigen  2jeiten. 
Wie  grofs  ist  hier  die  Möglichkeit^  befreundete  Firmen  mit  Auf- 
trügen zu  bedenken !  Wenn  man  die  bisher  im  Bau  oder  Betrieb 
befindlichen  Oechelhaeuser-Gasmoloren  überblickt,  kann  man 
sich  des  Eindrucks  nicht  erwehren,  da£s  vielfach  die  dem  £r- 


*  GkKbAftsberieht  für  1903. 


Digitized  by  Google 


XXIV  2, 


219 


bauer  und  Besteller  sugleich  befreundete  Bank  die  Hand  ün* 
Spiel  hat:  so  hat  der  Lothringer  Hüttenverein  Aumeta- Friede 
bei  der  Kölnischen  Maachinenbau-A.-G.  —  wir  fanden  beide 
in  enger  Verbindung  mit  dem  Scbaaffhausenschen  Bank- 
verein —  eine  000 pferdige  Gebläsemaschine  beateilt,  A*  Borsig 
in  Tegel  baut  zwei  je  130(1  pfirdigc  Zwillingsmaschinen  zum 
Antrieb  von  DynanK>s  im  Auftrag  der  Sieniens-Schiiekertwerke 
für  die  Mansfelder  Kupferschiefer  Ijaueiule  Oewcrkscliaft ;  die 
Ascberslebener  Älasehinenbau-A.-G.,  eine  Gründung  des  I.oewe- 
konzerns,  hat  Gaskraftmaschinen  geliefert  bezw.  im  Bau  für 
die  Gelsenkircheuer  Bergwerksgesellschaft  (Zeche  „Minister 
Stein"),  die  llseder  Hütte,  den  Kölner  Bergwerksvereiu ,  den 
yPhoenix**  in  Laar,  das  Differdineer  Werk  u.  a.,  wobei  unter 
aen  Käufern  manche  gute  Freunde  der  Loewe-Bankengruppe 
8U  finden  sind.  Bei  den  Krahnlieferungen  der  Benratner 
Maschinenfabrik,  die  gleichfalls  dem  Loewekonzern  nahesteht, 
fallen  ähnliche  Zusammenhänge  auf.  Ähnliche  Fälle  liefsen  sieh 
noch  in  grofser  Zahl  nennen,  sie  machen  es  begreiflich,  dafs 
z.  B.  der  Barmer  Bankverein  im  Jahresbericht  für  1903 
<?<li reibt:  „Neben  unseren  alten  ausgedehnten  Beziehungen  zur 
Industrie  ist  es  uns  gelungen,  auch  mit  dem  Grof.shandol 
weiter*^  intime  Bezielmngen  anzuknüpfen  und  damit  unserem 
Kund'-iikreise  nt*ue  wertvolle  Verbindungen  zuzuführen." 

So  nebensächlich  eine  Annäherung  verschiedener  Werke 
und  Industrien  durch  gelegentliche  Auftragsb^'sclialiuiig  von 
den  Banken  bisher  betrieben  werden  mag,  jedenfalls  ist  sie 
ein  bedeutsames  Symptom  dafür,  wie  die  mit  wachsender 
grofsindustrieller  Entwicklung  immer  zahlreicher,  aber  auch 
immer  komplizierter  und  untthersichtlicher  werdenden  Zu- 
sammenhänge und  gegenseitigen  Anhängigkeitsverhältnisse 
swischen  den  verschiedenen  Industrien  und  Unternehmungen 
in  den  grofsen  Banken  ein  Oigan  finden,  das  sie  zum  Aus- 
druck bringt»  die  latente  Zusammengehörigkeit  mehr  und  mehr 
zu  einem  wirklichen  Hand-in-Hand  Gehen  macht.  Trotzdem 
bleibt  die  Tatsache  bestehen  ,  dafs  die  einzelnen  Werke  sieh 
durchaus  unabhängig  von  den  l^anken  entwickeln  ,  dafs  die^e 
nur  in  Ausnahmefällen,  wo  ihr  geschfiftliche.s  Interesse  sie 
direkt  dazu  zwingt,  selbständig  in  das  Sehicksal  einzelner 
Werke  eingreifen;  im  übrigen  beschränken  sie  sich  daraui,  die 
Zahl  der  ihnen  befreundeten  Unternehmungen  zu  vermehren. 

Diese  einfache  Erweiterung  der  industriellen  Kundschaft 
ist  einstweilen  noch  das  wesentlichste  Bestreben  der  Grofs- 
banken.  Auch  der  sog.  Terrorismus  der  Banken  gegen* 
Uber  industriellen  Unternehmungen,  Uber  den  ein  Teil  der 
Handelspresse  klagt,  hat  hierin  seinen  Grund.  In  ihrem  Jahres- 
bericht für  1904  (I.  Teil)  schliefst  sich  auch  die  Handels- 
kammer Düsseldorf  diesen  Klagen  an;  sie  schreibt:  „Im 
Westen  hören  wir  schon  Klagen  darüber,  dals  die  Banken 
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ihre  Macbt  aach  mittelbar  ausnutzen ,  indem  sie ,  gestützt  auf 
den  Aktienbesitz  ibrer  Hauptinstitute ,  nicbt  nur  die  Kund- 
Schaft  vieler  industrieller  Unternehmungen  sieb  sichern, 
sondern  auch  industrielle  Auftrttge  schon  mit  der  Ver- 
pflichtung der  Abwicklung  von  Bankgeschäften  bei  einer  be* 
stimmten  Finna  belegt  werden."  Dieae  Einwirkung  der 
Banken  auf  die  Auftragsbeschaffung  ist  offenbar  etwas  ganz 
anderes  als  die  oben  bcsehriobene.  Sie  entspringt  nicht  dea 
Beziehuiigou  zu  dem  Liofnrnnten  und  dem  Abnehmer, 
sondern  bezwockt,  durch  die  Freundscliaft  mit  dem  Besteller 
auch  den  Lieferanten  zum  Kunden  der  Bank  zu  machen. 
Dieser  „Terrorismus"  dient  also  zur  Anknüpfung  von  In- 
duutrieheziehungen,  er  behcrr.scht  nicht  die  bereits  bedtchenden. 

Allerdings  ist  das  wesentliche  Merkmal  der  bisher  be- 
bandelten Unternehmungen,  dafs  ihrer  Expansionstendenz 
durch  die  Natur  des  Gewerbes  verhllltntsmärsig  eoge  Grenzen 
gezogen  sind.  Die  industrielle  Konzentration  geht  hier  meist 
ohne  hohe  und  häufige  Anforderungen  an  den  Kapitalmarkt 
und  den  Kredit  der  Banken  vor  sich.  Aber,  wenn  auch  die 
grofse  Masse  der  Industriebeziehungen  der  Banken  in  diesen 
Rahmen  fällt,  so  liegen  die  Bedingungen  doch  an  anderen 
Stellen  des  Wirtschaftslebens  und  g:erade  an  denen,  wo  die 
entscheidenden  Schlachten  der  iTilu^triellen  Konzentration  ge- 
schlagen werden,  fUr  die  Baukeu  erheblich  günstiger. 

II«  Die  Tätigkeit  für  die  grolsen  KoUektivanternehaiugei 
OBd  indastrieile  GrnppenbildiuigeiL 

Die  Konzentration  vollzteht  sich  nicht  bei  allen  Gewerben 
in  derselben  Weise;  die  Grenzen  sind  ihr  hier  enger,  dort 
weiter  gesteckt  Eine  Schiffswerft  wird  sich  eine  Maschinen- 
fabrik, dieser  wieder  Eisen-  und  Stahlwerke  und  zur  Ver- 
teilung des  Risikos  eine  Lokomotivfabrik  u.  dergl.  angliedern, 
sich  an  anderen  Werften  beteiligen  können;  es  wird  auch 
gut  sein,  wenn  sie  zu  Schiffahrtsgesellschaften  in  freundschaft- 
lichen Beziehungen  steht,  aber  eine  völlige  Verschmelziuiir  ist 
schon  hier  niclit  angUn^^ifj;.  Ganz  ähnlich  in  anderen  Industrien. 
Dagegen  sind  die  Unternehmungen  gewisser  Industrien  durch 
die  Natur  ihren  Gewerbr^s  auf  andere  Wege  gewiesen.  Für 
Eisen bahngesellschaften  k  »nunt  es  auf  eine  grofse  Verzweigung 
des  Netzes  an^  die  Konzentration  kann  hier  nur  durch  Ver- 
schmelzung mehrerer  bestehender  Bahn  Unternehmungen  und 
durch  Gründung  einer  ganzen  Reihe  von  Überallhin  zerstreuten 
Bahnen  geschehen,  die  in  einem  bestimmten  geographisch  ab- 
gegrenzten Bezirk  sich  zu  einem  grofsen  Verkehrsnetz  kon- 
solidieren. Anders  bei  Elektrizitiltsgesellschaften.  Die  Technik 
und  wirtschaftliche  Anwendbarkeit  der  Elektrizitftt  verlangt 
und  ermöglicht  eine  Ausdehnung  der  Unternehmungen  in  den 
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verschiedensten  Kiehtungen.  Wenn  man  die  ludustrie  des 
Schwachstromö  ganz  ausschaltet,  bleibt  als  Grundstock  der 
Bau  von  Maschinen,  DynanKJs  und  ^lotoren,  auch  von  Akku- 
mulatoren zur  Erzt'uguiig  von  Licht  und  Kraft.  Daran 
schliefsen  sich  dann  die  Fabrikation  von  Ventilatoren  u.  dergl., 
der  Apparatebau,  die  Installation  und  alles,  was  dazu  gehört, 
die  HerstelluDg  von  Glühlampen  usw.,  so  dafs  sich  mit  der 
Vergrölserung  der  Unternehmung  zunächst  eine  ganz  durch- 
geführte Betriebskombination  zur  Herstellung  des  Hauptobjekts 
ergibt.  Zugleich  werden  verwandte  Fabrikationszweige  an- 
gegliedert: der  Maschinenbau  wird  vielseitiger  ausgestaltet^ 
Turbinen,  Automobile,  sonstiger  Wagenbau  u.  dergl.  dazu- 
f^enominen.  Die  elektrisclie  Einrichtung  von  Bahnen,  Schiffen, 
Fabriken,  Höfen,  Theatern  erweitert  die  Tätigkeit  einer  Elek- 
trizitätsgesellsehaft  aber  daneben  in  einer  Richtung,  die  mitten 
hinein  in  andere  Gewerbe  führt:  um  Klein-  und  Strafsenbalmen 
elektrisch  einzurichten,  mufs  man  sie  erwerben  oder  neu  baueii^ 
es  öitid  Elektrizitiitswerke  zur  Licii  rung  von  Liciit  und  Kraft 
zu  betreiben,  Kabelunternebmungcn  zu  schaffen.  Dadurch  er* 
weitert  sich  der  Wirkungskreis  einer  Elektrlzitätsgesellschaft 
zugleich  ttber  viele  Gewerbe  und  Uber  grofse  örtliche  Ge- 
btete. Es  entsteht  eine  Reihe  in  sich  abgeschlossener  Unter* 
nehmungen,  die  selbst  im  einzelnen  wieder  eine  komplizierte 
Betriebskombination  durchfuhren  —  man  denke  an  das  E^abel- 
werk  der  A.  E.-G.  — ,  alle  aber  iu  einer  Spitze  gipfeln ,  nur 
ftir  und  durch  das  Hauptunternehmen  existieren.  Man  kann 
das  Konzentrationsprinzip  des  Kh'ktrizitätsL'^fwerbes  dahin  zu- 
sammenfassen, dafs  die  Eiektrizitatsgeselldchaft  alles  fabrizieren 
will,  was  zur  Ih-rstellung  von  Elektrizität  nötig  ist,  und  alle 
Gewerbe  seibst  betreiixuij  für  die  elektrischer  Hetrieb  und 
elektrische  Einrichkini;  westinsljestimmend  sind.  Im  Grund  ist 
das  kein  anderem  Vnuzi^  als  dasjenige  eines  Eisenwerks,  das 
aUe  Fabrikation  in  sich  Tereinigen  will,  in  der  Eisen  die 
wesentliche  Rolle  spielt:  Kohle  und  Erz  sind  wesentlich  zur 
Herstellung  des  Eisens,  alle  anderen  Produktionselemente 
spielen  eine  relativ  geringe  Rolle;  bei  der  Fabrikation  von 
Draht  ist  die  Hauptsache  d  Eisen,  beim  Bau  von  A^'erk- 
zeugmaschinen  tritt  seine  Wichtigkeit  ganz  zurttck  hinter 
dem  Arbeitselement,  den  technischen  und  kaufmännischen 
Besonderheiten  der  Maschinenindustrie.  Von  der  Kohle  bis 
zum  Draht  geht  der  ganze  Froduktionsprozefs  in  einem 
Unt  ernehmen  vor  sich;  d<  n  Gedanken,  leiclite  Werkzeug- 
maschinen zu  bauen,  wird  man  kaum  bei  einem  noch  so 
vollkommen  k  nibinierten  Eisenwerk  finden.  In  dem  gleich 
unmittelbaren  Zusammenhang  mit  dem  elektrottclmischen 
Produktionsprozefö  ist  es  begründet,  wenn  die  A.  E.-G.  in 
ihrem  Kabelwerk  Kupferdrtthte  herstellt,  in  ganz  Deutschland 
und  im  Ausland  Strafsenbahnen  und  Elektrizitätswerke  he- 
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treibt,  an  elektrotechnischen  Werken,  Wagenbauaustaiten, 
Signalfabriken  usw.  ausschlaggebend  beteiligt  ist.  Den  An- 
BtdTs  gibt  hier  wie  bei  jeder  fietriebskombination  die  Kon- 
kurrenz t  und  wenn  sie  in  der  EUektrizitätsindastrie  zwei  un- 
gewöhnliche £r8cheinung«*n  zeitigt,  nllmlich  den  Bahnbetrieb 
in  eigener  Regie  einer  grofsen  zentralisierten  Elektrizitäte- 
eesellschaft  und  die  Errichtung  von  Trustgesellschaften  mit 
dem  Zweck,  Tfttigkeitäobjekte  für  das  Hauptwerk  ausfindig 
zu  machen,  so  entsteht  dadurch  kein  prinzipiell  neues  volks- 
wirtseliaftlichcs  Phänomen.  Wie  in  aflen  anderen  Industrien 
handelt  es  sich  auch  im  Elektrizitätsj:;;^  werbe  um  Einzel  Unter- 
nehmungen, deren  Expansion  zur  Konzentration  des  Gewei  ii-  s 
führt,  nur  dafs  liier  dem  Ausdehnungsdrang  und  der  Kon- 
zentration der  Natur  des  Gewerbes  nach  viel  weitere  Grenzen 
gesetzt  sind  als  anderwärts  und  die  Herausbildung  ganz 
weniger  Riesen  Unternehmungen  deshalb  viel  schneller  er- 
reicht ist 

Diese  Feststellung  ist  darum  von  Wichtigkeit,  weil  man 
geneigt  ist,  in  der  besonders  intensiven  und  raschen  Kon- 
zentration in  der  Elektrizitätundustrie  eine  Erscheinung  zu 
sehen,  die  mit  ähnlichen  Vorgängen  in  anderen  Gewerben  in 
prinzipiellem  Widerspruch  stehe,  die  nur  zu  erklären  sei  durch 
das  Einwirken  neuer  Kräfte,  die  man  djinn  in  den  Banken 
sucht.  Richtig  ist  daran,  dafs  die  Banken  diesen  Riesonunter- 
nehmungen  des  Kleinliahnwesens  und  der  Elektrizitiltsindustrie 
gegentiber  eine  gröfsere  Rolle  spielen  als  im  Verkehr  mit  den 
früher  behandelten  Einzel v^  crken.  Die  Ursache  lieirt  aber  nur 
darin,  dafs  die  Entwicklung  dieser  Unternehmungen  elurch  ihr 
schnelles  Tempo  und  ihre  Vielseitigkeit  einen  aufsergewöhnlich 
grofsen  Kapitalbedarf  erzeugt  und  mit  so  vielen  finanziellen 
Transaktionen  verbunden  ist,  dafs  den  Banken  weit  mehr  Ge- 
legenheit zar  Mitwirkung  gegeben  wird  als  in  anderen  In- 
dustrien. Der  Standpunkt  der  Banken,  das  einzelne  Werk 
unter  normalen  Verhältnissen  sich  selbst  zu  überlassen  und 
nur  da  helfend  einzugreifen ,  wo  sie  als  Institute  der  Kredit- 
yermittelung  und  Kapitalinvestierung  benötigt  sind,  kann  dabei 
unverändert  bleiben. 

1.  Die  Kleinbahnunternehmungen. 

Im  neueren  Kleinbahnwesen  in  Deutschland,  wie  es  bich 
in  der  Hand  grofser  PrivatunternehnHiugeii  luöbesondere  seit 
den  90er  Jahren  entwickelt  hat,  kann  man  —  von  kleineren 
Gesellschaften  und  Bahnen  abgesehen  —  fünf  grofse  Grappen 
unterscheiden.  Die  eine  gipfelt  in  der  Bahnbaufirma  Lenz  &  Co., 
die  zweite  in  dem  Hermann  Bachstein'schen  Konsortium,  die 
dritte  bi1(l<'n  die  deutschen  und  ausländischen  Kleinbahnen, 
die  in  der  Kontinentalen  Eisenbahnbau-  und  Betriebsgcsellschaft 
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und  der  Zentralbank  für  Eisenbahnwerte  ihre  Spitze  haben,  die 
vierte  sind  flie  Landau'schen  GrUndunj^en.  Die  letzte  Gruppe 
ist  hier  nicht  zu  behfiiuleln :  die  elektrischen  Klein-  unH  >>trafsen- 
bahncn ,  die  an  die  ElektrizitHtägesellsclmfiPTi  nugegliedert 
bind  und  mit  diesen  einheitliche  Unternehniungen  bilden. 
Vier  Grofsbanken  haben  auf  dem  Gebiet  des  Kleinbaluiljaus 
eine  eifrige  Tätigkeit  entfaltet,  die,  Berliner  llandeUgcselUehaft 
im  Verein  mit  Lenz  &  Co.,  vielfach  unterstützt  vom  SchaafF- 
hausensclien  Bankrerein,  die  Darmstttdier  Bank  im  Konsortium 
mit  Backstein  —  durch  die  Vereinigung  mit  der  Breslauer 
Diskontobank  ist  sie  auch  den  Landauschen  Unternehmungen 
näher  getreten  — ,  die  Dresdner  Bank  schliefslicb  durch  ihre 
Beteiligung  bei  der  Kontinentalen  Eisenbahnlsau  und  Betriebs- 
gesellscKaft  und  der  Zentralbank  für  Eisenbahnwerte.  Auch 
andere  mittlere  und  grofse  Banken  fanden  das  Bahnbau- 
gesch.Mft  lohnen']  ^^'enug,  um  sich  in  irgend  einer  Weise  mit 
entsprechend  II  Kimieii  in  Verbindung  zu  setzen:  so  beteiligte 
sieb  die  Berliner  Bank  an  der  Eisenbahnbaugesolischaft 
Becker  &  Co..  G.  m.  b.  H.  mit  Uber  2  Mill.  Mk.  (1902: 
2  300  000  Mk.j,  die  Mitteldeutsche  Kreditbank  mit  1  Mill.  Mk. 
bei  der  Eisenbahnbau-  und  Betriebsgcöcllschaft  Vering&  Wächter 
in  Berlin,  deren  Bahnen  in  der  Deutschen  Eisenbahn-Betriebs- 
gesellschaft  organisiert  sind  ;  die  Nationalbank  war  und  ist  in 
enger  Verbindung  mit  den  Landaubahnen.  Auch  die  Deutscke 
Bank,  die  der  Bahnbaufirma  Arthur  Koppel  besonders  nahe- 
steht, und  die  Diskontogesellschaft  haben  hie  und  da  in 
Emissionskonsortien  für  Kleinbahnen  führend  oder  im  Anschlufs 
an  die  Bahnunternehmnngen  der  andf^rm  Grofsbanken  mit- 
gewirkt, es  feidt  bei  ihnen  aber  auf  diesem  Industriegebiet 
der  enge  dauernde  Anschlufs  an  eine  spezielle  Unternehmung, 
der  gerade  bei  den  vier  erwülmtfu  (i rofsbanken  einen  be- 
sonderen Typus  von  Beziehungen  zwischen  Banken  und  In- 
dustrie berausgchildet  bat. 

Ziemlich  ahnlich  ist  die  Politik  der  Berliner  liundels- 
gesellschaft,  mit  der  hier  vielfach  der  Schaaffhausensche  Bank- 
verein zusammengeht,  und  der  Darmstädter  Bank.  Jede  bildet 
ein  ständiges  Konsortium  mit  einer  Bahnbaufirma,  die  ihrer- 
seits die  Initiative  liefert,  während  die  Bank  das  Geld  gibt. 
Darmstädter  Bank  und  Berliner  Handelsgesellschaft  führen  dabei 
so  sehr  gleichartige  Transaktionen  aus,  dafs  sie  als  ganz  tyi)isch 
gelten  können.  Das  Verhältnis  der  Berliner  Handels- 
gesellschaft zu  der  Stettiner  Bahnbaufirraa  Lenz  &  Co., 
ni.  b.  H.  verlief  in  den  letzten  zehn  Jahren  im  grofsen  und 
t.'aiiz(in  folgcndcrmafsen  * :  Nachdem  die  alte  und  reicln' Firma 
Lenz  bereits  seit  J.iln-eii  mit  tinaii/jeller ,  in  den  Bahnen  iles 
r^^gulUren  Geschäfts  sich  bewegender  Unterstützung  der  Bank 

'  Nach  den  Geschäftsberichten  der  beteiligten  Gesellscbafteu. 
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gearbeitet  hatte,  gnuidete  im  Jahre  1805  die  Berliner  Handels- 
geäelltichaft  mit  befreundeten  Banken,  vornehmlich  dem  Schaaff- 
baoBeiiftchen  Bankverein,  die  Westdeutsche  EisenbahngeselU 
Schaft  zugleich  als  Betriebs-  and  Finanzierungsuntemenmen, 
wesentlich  mit  dem  Zweck,  die  Lcnzschen  Bahnen  durch  eine 
feste  Organisation  zur  Verwaltung  und  Erweiterung'  zu  kon- 
solidieren. 1890  wird  unter  Führung  derselben  Banken  eine 
weitere  Trustgesellschaft  errichtet,  die  ausschlicfslich  dem  Be- 
leiliuiif^s-  und  Finanzierungsgeschäft  gewidmet  i.>t:  die  Bank  für 
deutsche  Eisenhahnwcrte  in  Berlin  mit  lo  Mill.  Mk.  Kaju'tal. 
Von  jetzt  an  wirken  nun  nebeneinander  die  BauHruia  Lenz, 
die  reine  IVustf^esellschaft  und  das  westdeutsche  bf  iden 
Zwecken  dieneude  Institut  in  Köln,  das  zur  Hauptaufgabe 
hat,  einlieitliche  Rahnnitze  zu  schaffen  und  zugleieli  neue 
Bahnlinien  zu  bauen  oder  zu  erwerben.  Die  Berliner 
Handelsgesellschaft,  namentlich  fUr  die  Westdeutsche  Eisen- 
bahngesellschaft  verbunden  mit  dem  Scbaaffhausenschen  Bank« 
verein,  steht  allen  drei  Unternehmungen  als  Kreditinstitut  zur 
Seite.  Lenz  &  Co.,  dessen  Hauptsitz  1898  nach  Berlin  ver- 
legt wird;  entfaltet  eine  Bautätigkeit,  die  durch  folgende 
Zahlen  gekennzeichnet  wirdM 
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Dabei  sind  die  in  andere  Gesellschaften  Uberführten 
Kleinbahnen  nicht  mitgerechnet.  Die  Aufgabe  der  Bank  be- 
steht darin,  einem  Teil  der  von  Lenz  gebautf'n  Bahnen  eine 
Organisation  zu  geben  und  die  Transaktionen  der  zu  diesem 
Zweck  gegründeten  Gesellschaften  zu  unterstützen.  Sie  sdbst  — 
das  ist  festzuhalten  —  gründet  nicht,  baut  keine  Bahnen,  ist 


1  Nach  den  GeachAftsberichten  der  Berliner  Hsndelsgasellsdbaft 
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nicht  selbüt  iududtricll  tätig;  das  besorgen  die  Gesellschaften, 
die  die  aus  bestehenden  Bahnen  zu  deren  Konsolidierung  und 
Erweiterung  errichtet.  So  hilft  sie  bei  der  Schaffung  der 
Badischen  Lokaleisenbahnen-A.-G.,  in  die  von  der  Westdeut- 
schen EisenbahngeBeUBchaft  drei  Nebenbahnen  mit  U3  km 
Länge  eingebracht  werden;  von  den  6000000  Mk.  Aktien 
bleibt  der  grOfste  Teil  in  den  Händen  des  Kölner  Instituts. 
Im  nächsten  Jahr  (1899)  wird  aus  der  Ostdeutschen  Klein- 
bahngesellschaft als  Gegenstück  zur  Westdeutschen  Eisenbahn- 
gesellschaft in  Köln  die  erweiterte  Ostdeutsche  Eisenbahn- 
gesellschaft in  Bromberg  gemacht,  die  zunächst  sieben  öst- 
liche Kleinbahnen  von  Lenz  mit  km  T.Knge  fibernimmt 
und  in  die  Lenzschen  Betriebsverträ^^e  eintritt;  ein  Jahr 
später  —  1000  —  werden  ihr  einige  weitere  Ostdeutsche 
Bahnen,  die  Insterburger  Kleinbahn,  die  Pillkaller  Kleinbahn, 
die  Kleinbahn  Marienwerder  und  die  Linie  Kulmsee  Meine, 
sschiiefslich  die  banilandijabn ,  alles  selbständige  Aktienge.>oll- 
schaften,  angegliedert.  Gleichzeitig  erweitert  sich  auch  die  . 
Westdeutsche  fiisenbahngesellschaft,  indem  sie  unter*  Mit^ 
Wirkung  der  Berliner  Handelsgesellschafit  1899  die  Moselbahn 
A.*G.  mit  6  Mill.  Mk.  Kapital  utid  im  Anschlüsse  an  die  schon 
länger  bestehende  Brohltalbahn  die  Stein-  und  Tonindustrie- 
gesellschaft Brohltal  mit  1  000  000  Mk.  Kapital  gründet  Die 
Bank  geht  hier  in  der  Hilfeleistung  so  weit,  für  diese  Gesell- 
scliaft  Basalt-  und  Tonlager  zu  erwerben.  In  demselben  Jahre 
wird  auch  das  Knpitril  d*'r  Badischen  Lokaleiscnbahnen  er- 
höht. Einen  weiteren  .Schritt  im  Ausbau  /iisammenliängender 
Bahnsysteme,  bei  dem  aucli  wieder  die  Initiative  der  U'est- 
deutsehen  Eisenbahngesellschaft  zufällt  und  die  Bank  sich  auf 
die  iinaiizielle  iSeite  beschränkt,  ist  die  Bildung  der  Ver- 
einigten Westdeutschen  Kleinbahnen-A.-G.  mit  ü  Mill.  Mk. 
Kapital  aus  einer  Reihe  zusammengehöriger  Kleinbahnen  der 
Mattergesellschafit,  die  gleichzeitig  eine  wichtige  Grtlndung  in 
der  Braunschweig-Schöninger  EiBenbahn-A.-G.  (3,95  Mill.  Mk. 
Kapital)  vollzieht.  Inzwischen  ist  auch  die  Hauptiirma  Lenz 
so  gewachsen ,  ihr  Kapitalbedarf  so  gestiegen ,  dafs  1901  von 
der  Berliner  Handelsgesellschaft  die  A.-G.  für  Verkehrswesen 
mit  lO  Mill.  Mk.  errichtet  wird,  die  sämtliche  Stammanteile 
der  G.  m.  h.  IL  Lenz  &  Co.  übernimmt;  beide  sind  selb- 
ständige Unternehmungen,  aber  aufs  engste  miteinander  ver- 
bunden. 

Diese  kurz  skizzierte  Geschichte  der  Lenzschen  Bahnen 
hat  grofse  Ähnlichkeit  mit  dem  Verhältnis  der  Darmstädter 
Bank  zu  der  Bahnbautirma  Ilermanu  Bach  stein.  Sie 
bauten  und  bauen  zusammen  als  Konsortium  eine  grofse  Reihe 
von  Bahnen,  namentlich  in  Sttd-,  Mittel-  und  Westdeutschland, 
von  denen  einige  schon  im  Anfang  der  80  er  Jahre  entstanden 
sind.  Nachdem  nach  und  nach  mehrere  ziemlich  ausgedehnte 
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lialm netze  gebildet  waren,  errichtete  die  Darm-städier  Bank 
189Ö  die  Süddeutsehe  Eisenbahiigeöellschaft  in  Darnistadt,  zum 
gleichen  Zweck  und  m  derselben  Form,  wie  die  Westdeutsche 
Eisen  bah ngesellschaft  in  Köln  für  die  Lenzschen  Bahnen  ge- 
gründet wurde.  Die  Binnen  des  Konsortiuii»  Darmstädter 
Bank  -  Bachstein  wurden  für  11,4  Hill.  Mk.  in  die  neue 
Gesellschaft  eingebracht:  es  waren  hauptsächlich  hessische, 
Wiesbadener,  Thüringer  und  einige  Essener  Bahnen  (von 
Essen  nach  Borbeck,  Nordstern  una  Ruttenscheidt).  Nachdem 
1896  die  Konzession  für  eine  gröüsere  Reihe  von  Bahnen  im 
Essener  Industriebezirk  von  dem  Konsortium  erworben  ist. 
kommt  es  dann  1^!'7  zu  einer  neuen  wichtigen  Transaktinn  : 
die  in  n^^nioiii^^eliril  t  mit  Hermann  Baehstein,  dem  Bankliause 
W.  H.  Ladenburg  htkI  der  Rheinischen  Kreditbank  in  Mann- 
heim von  der  Dat  niütildter  Hank  jz;ebauten  und  betriebenen 
Nebenbahnen  in  Baden  und  die  blofs  im  Verein  mit  Baehstein 
in  den  Kreisen  Essen  und  liecklingliausen  bereits  fertig- 
gestellten elektrischen  Bahnen  werden  teils  gegen  Aktien  oder 
Obligationen  y  teils  —  nämlich  für  Konzessionen  und  Bau- 
kosten —  in  bar  an  die  Süddeutsche  Eisenbahngesellschafit 
▼erkauft.  1898  werden  die  Essen-Recklinghausener  Bahnen 
▼ollendet  und  dieser  Oesellschaft  übergeben,  die  heute  nach 
fortgesetzten  Erweiterungen  über  21 X)  Mill.  Mk.  Aktienkapital 
und  13,5  Mill.  Mk.  Anleihekapital  verfügt.  Das  Konsortium 
Darmstftdter  Bank- Bachstein  baut,  in  derselben  Weise  wie  das- 
jenige Berliner  Handelsgesellseliaft-Lenz,  unabhängig  von  dieser 
Gesellschatt  weiter:  1^>0<»  —  r.in:;  werden  hauptsächlich  zahl- 
reiche böhmische  Bezirksbahnea  geschalten  (Waspenau- Weifs- 
bach, Friedland- II ermsdorf,  Friedland-Heinersdort' ),  und  nach- 
dem hier  ein  geüehlossenes  Netz  entstanden  ist,  wird  auch  für 
diese  eine  besondere  Aktiengesellschaft  errichtet. 

Geldbeschafiung,  Errichtung  von  Gesellschaften  zur  Kon- 
solidierung einer  Reihe  allmählich  entstandener  Bahnlinien^ 
Vermittelung  aller  hier  in  reichem  Mafse  ▼orkommenden  Tran«> 
aktionen,  wie  Ankauf  und  Verkauf  von  Bahnen  usw.,  sind 
die  charakteristischen  Merkmale  der  Banktätigkeit  fUr  die 
beiden  grofsen  Bahnbauiirmen.  Von  der  Bedeutung,  die 
einzelne  kleinere  Geschäfte  für  die  Bank  <^Ah<t  haben 
können,  mag  man  sich  daraus  eine  Vorstellung  machen, 
dafs  die  Darmstädter  Bank  T><»:'>  die  V(»n  ihrem  Konsortium 
^■ebaut*^,  betriebene,  in  elektrischen  Betrieb  umgewandelte 
aSIetzor  Strafsenbahn  an  die  Stadt  Metz  verkaufte  und  die  zu 
diesem  Zweck  aufgenommene  Metzer  Anleihe  übernahm;  man 
wird  nicht  fehlgehen,  wenn  man  das  Anleihegeschäft  der 
Bank  auf  das  gleichzeitige  Verkaufsgeschäft  zurückführt  Der 
Umfang  des  Bankgeschäfts,  das  für  die  Banken  auf  diesem 
Gebiet  entsteht,  läfst  sich  ungefähr  danach  ermessen,  in  welchem 
Grade  die  Eisenbahngesellschaften  mit  Kredit  arbeiten.  Aktien- 
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kapital,  Anleiheschuld  und  schwebend Schulden  betrugen  in 
den  letzten  fllnf  Oeschäft;* jähren  bei  der  Westdeutschen  Eisen- 
bahügeseiischaft  ^  (in  Miiiiouen  Mk.j: 


1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

AktieiikupiUil .... 
Anleihekapital    .   .  . 
Sehwebenoe  Sehnlden 

10,00 
8,20  , 
5^ 

10,00 
10,00 
14,8 

10,00 
10,00 

"4 

10,00 
10,00 
19,8 

10,uO 
10,00 
22,06 

Wahrscheinlich  sind  diese  Kredite  durch  Verp&ndung  der 
Wertpapiere  gedeckt,  die  in  den  einzelnen  Jahren  mit  einem 
die  schwebende  Schuld  um  je  10 — 15  Mill.  Mk.  übersteigenden 
Betrag  su  Buch  standen. 

Ähnlich  wie  Darmstädter  Bank  und  Berliner  Handels* 
gesellschaft,  nur  seit  kürzerer  Zeit  und  nicht  in  so  enger  An- 
lehnung an  einen  grofsen  Bauunternehmer,  ist  die  Dresdner 
Bank  auf  dem  Gebiet  des  Eisenbahnwesens  vorgegangen. 
Ihre  Tätigkeit  in  dieser  Richtung  datiert  vom  Jahre  181  »8  und 
wird  mit  drei  Transaktionen  zugleich  eröffnet:  der  Gründung 
der  Zentralbank  fllr  Eisenbahnwerte,  von  der  Dresdner  Bank 
gemeinsam  mit  der  Bayrischen  Vereinsbank  und  der  Lokal- 
eisenbalingesellscliat't  in  München  ausgeführt;  sie  soll  eine 
TrustgescUöchat't  im  eigentlichen  Sinn  sein,  deutsche  und  be- 
sonders österreichisch-ungarische  Eisenbahnpapiere  erwerben 
und  eigene  Obligationen  dafür  ausgeben;  —  der  Errichtung 
der  Kontinentalen  Etsenbahnbau-  und  Betriebsgesellschaft  in 
Berlin,  eines  Gegenstückes  Kur  Süddeutschen  und  West- 
deutschen Eisenbahngesellschaft;  —  schliefslich  der  Über- 
nahme von  4  Mill.  Mk.  Aktien  der  Firma  Orenstein  &  Koppel, 
der  gröfsten  deutschen  Fabrik  für  Feld-  und  Kleinbahnen 
nächst  Arthur  Koppel,  der  zur  Deutschen  Bank  in  Beziehung 
Btoht.  Das  Haus  kann  mit  Lenz  und  Bachstein,  die  Bau- 
unternehmer .-sind,  nicht  verglichen  werden,  da  wesentlich 
Bauausführungen  übernimmt.  Die  Kontinentah'  Kisenbalmhau- 
und  Betriebsgesellschaft  hat  deshalb  keine  so  feste  Stütze  wie 
die  ents|u'echenden  Gesellschaften  der  Darmstildter  Bank  und 
Berliner  llandelsgcsellschaft:  es  fehlt  die  Unterlage  eines  oder 
mehrerer  systematisch  ausgebauter  Bahnnetze.  Die  Bahnen 
<ler  Kontinentalen  Gesellschaft  liegen  in  Mittel-  und  Nord- 
deutschland serstreuty  den  Schwerpunkt  bilden  dieLivländischen 
Zufuhr  bahnen,  die  aber  erst  1902  fertiggestellt  wurden.  Es 
ist  nicht  zu  verwundern,  hat  aber  eine  gewisse  prinzipielle 
Bedeutung^  dafs  die  Gesellschaft  nie  zu  besonderer  Blttte  ge- 


*  Rölsisehe  Zeitung,  2.  Jaot  1904. 
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langt  ist,  seit  1900  laboriert  und  eine  Sanierungsaktion  nötig 
gemacht  hat.  Sie  erinnert  dadurch  an  die  Allgemeine  deutsehe 
Kleinbahngescllschaft,  die  in  der  Landaugruppe  dieselbe  Rolle 
spielt  wie  die  Kontinentale  für  die  Dresdner  Bank.  Beide 
sind  keine  Schwindelgründungen ,  aber  in  bt^flf^i  tritt  doc  h 
das  spekulative  Moment  stärker  hervor,  die  Finanznu'ielit  spielt 
eine  größere  Rolle  als  der  Hauunteriiehmer,  die  tiiianziell- 
bankiTialsigeu  Erwfi.u;iuigen  drangen  die  technisch- indu.striello 
Initiative  in  den  Hiütergrund :  kurz,  es  fehlt  dem  kapitali.>ti- 
schen  Vcrwertungsistreben  der  Bank  die  AulLluumg  an  das 
industrielle  Unternelimcrtum.  Grundsätzlich  geht  aber  die  Tätig- 
keit der  Bank  auch  hier  nicht  darüber  hinaus,  Geld  und  feste 
finanzielle  Organisation  Air  industrielle  Unternehmungen  zu 
beschaffen.  —  Ein  anderes  Bild  bietet  die  Zentralbank  für 
Eisenbahn  werte ,  in  die  von  der  Dresdner  Bank  und  der 
Münchner  Lokalbahn- A.-G.  für  31  Mill.  Mk.  einige  deutsche^ 
vornehmlich  aber  ungarische  Bahnen  eingebracht  wurden;  sie 
hat  heute  25  Mill.  Mk.  Anleihe-  bei  nur  6  Mill.  Mk.  Aktien- 
kapital und  dokumentiert  schon  hierdurch  ihren  Charakter 
als  reine  Finanzgcsellsehatt.  I)^'  dieser  Gesellschaft  handelt 
es  sich  zum  gröisteu  Teil  um  ausiaiidische  Bahnen,  und  —  wie 
wir  früher  sahen  —  gibt  die  Kapitalinvestition  in  fremder  In- 
dustrie, die  stets  einen  spontanen  Charakter  hat,  den  reinen 
Finanzmüchten  mehr  Gelegenheit  zu  selbständiger  Tätigkeit 
mit  eigener  Initiative:  die  Funktionen  des  Geldgebers  und 
des  industriellen  Unternehmers  yersehmelzen  hier  2U  der  des 
kaufmttnnischen  Grttnders.  Diese  Oi^ganisation  der  ungarischen 
Bahnen  seitens  der  Dresdner  Bank  erfilhrt  durch  die  Über- 
nahme des  Frankfurter  Bankhauses  von  Erlanger  &  Söhne 
eine  beträchtliche  Erweiterung,  da  diese  Firma  in  der  Eisen- 
bahnbank und  der  Eisenbahnrentenbank  zwei  Trnstgesell- 
schaften  für  ungarische  Bahnen  ins  Leben  gerufen  h:\t. 

Vit  dem  geschäitlichen  Vorfeil  der  Beteiligung;  an  Ei.sen- 
li.iliiiu ntr  rnehmnntron  ist  die  ]^(;(leutung  dieses  Zusammen- 
wirkeu-s  von  Bankwelt  und  Industrie  Ttir  die  Grofsbanken 
nicht  erschöpft.  Die  Tätigkeit  liir  so  verzweigte,  örtlich  und 
gewerblich  vielüeitige  Unternehmungen  ist  geeignet,  die  ge- 
samte Einflufssphäre  der  Banken  erheblich  zu  erweitem.  Teils 
durch  die  Bildung  von  Emissionskonsortien,  teils  durch  die 
Eigenart  des  industrieUen  Objekts,  das  der  Sphftre  anderer 
Banken  nahesteht,  schliefsen  sich  die  Banken  hie  und  da  mit 
anderen  susammen,  kommen  mehrere  Banken  in  eine  so  enge 
Berührung,  dafs  eine  weitgehende  InteressengemeinschaiBt 
daraus  hervorgehen  kann.  Für  Lenz  arbeitet  die  Berliner 
Handelsgesellschaft  mit  dem  SchaafFhmisenschen  Bankverein 
zusammen,  mit  dem  sie  —  im  ganzen  erst  seitdem  —  auch 
sonst  mnnche  gemeinsame  Interessen  hat:  in  der  lothringischen 
Eisenindustrie  (Rombach),   in  der  niederrheinischen  Texui- 
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iiidustrie,  seit  kurzem  in  der  Harpener  Bergbaugeseliscliaft, 
nach  Verschmelzung  der  A.  E.-G.  mit  der  Elektrizitätsgesell- 
tocliaft  des  Loewckonzerns  (Union  E. -G,)  in  Werken  und 
Bahnen  der  elektrischen  Industrie  usw.    Die  Dresdner  Bank 
ist  eine  der  wichtigsten  Banken  der  Locvvegruppe,  in  der  sie 
schon    vor  Abschlufs  der  Interessengemeinscnaft  mit  dem 
Schaaffhausenschen  Bankrerein^  ron  Anfang  an  mit  der  Darm- 
Städter  Bank  zusammen  gearbeitet  hat;  zum  Aufbichtsrat  der 
Kontinentalen  Eisenbahnbau-  und  Betriebsgesellschaft  gehö.ren 
Isidor  Loewe  und  Hermann  Bachstein.    Alle  diese  Banken 
haben  durch  ihre  gleichzeitige  und  vielfach  gemeinsame  Tätig-, 
keit  auf  einem  bestimmten  Gebiet  Veranlassung ,  etwas  näher 
aneinander  zu  rücken.  —  Auch  mnnche  Erscheinung  der  fort- 
schreitenden Bankkonzentration  hängt  mit  den  Verhältnissen 
im  Kleinbahnwesen  zusammen.    Gewifs  hat  bei  der  Fusion 
der  Dresdner  Bank  mit  Erlanger  &  Söhne  deren  ungarischer 
Eisenhahnbesitz    mitgesproehen.     Für  die   Vereinigung  der 
Breslauer  Diskontobank  mit  der  Darniötatiter  Bank  sind  deren 
Beziehungen  zu  den  Landauschen  Bahnen  in  zweifacher  Rich- 
tung wichtig:  die  Notlage  des  Breslauer  Bankhauses^  die  zur 
Fusion  zwang,  war  nicht  zuletzt  durch  diese  Unternehmungen 
veranlafst;   zugleich  mufsten  aber  der  Darmstttdter  Bank 
gerade  die  Beziehungen  zu  den  Bahnen  den  Anschlufs  dieses 
Instituts  besonders  wertvoll  erscheinen  lassen.   Es  handelt  sich 
dabei  hauptsächlich  um  zwei  Gesellschaften,  die  beide  zugleich 
Bau-  und  Betriebsunternehmungen  und  Finanzier ungsgesell- 
schaften  für  die  deutschen  und  ungjiri^^ehen  Gründungen  der 
Firma  Landau    und   der  mit  ihr  liierten   Nationalbank  für 
Deut^elilaiid    und   Breslauer  Diskonto})ank   sein   sollten :  die 
Allgemeine  Deutsche  Kleinbahngesellschaft  und  die  Vereinigte 
Eisenbahnbau-  und  Betriebsgesellschaft  in  Berlin.     Die  An- 
nUherung  an  das  Balmbaukonsortium  der  Darmstädter  Baak 
zeigte  sich  1904  in  der  Wahl  Bachsteins  in  den  Aufsicbtsrat 
der  Allgemeinen  Deutschen  Kiembahngesellschaft. 

Entstehen  so  für  die  wachsenden  Beziehungen  der  Banken 
untereinander  bedeutende  Perspektiven,  so  vermehren  sich  zu- 
gleich aueh  die  Anknüpfungspunkte  der  Banken  mit  der 
übrigen  Industrie.  Eine  Eisenbahn  Unternehmung,  die  Bahnen 
baut  und  betreibt,  braucht  Eisenbahnwagen ,  Lokomotiven, 
Schienen,  elektrische  Einrichtung  usw.  Soweit  sie  Strafsen- 
bahnen  oder  kurze  Überlandbahnen  besitzt,  werden  sie  fast 
alle  elektrisch  betrieben,  Fine  Bank,  die  an  der  Unter- 
nehmung so  eng  beteiligt  ist,  wie  die  DarmstMdter,  Dresdner 
Bank,  Berliner  Handelsgesellschaft  an  ihren  Balmbaukonsortien 
und  -Gesellschaften,  kann  einen  grofscn  Eintiufs  auf  die 
für  Lieferungen  in  Betracht  kommenden  Industrien ,  in  erster 
Linie  auf  die  Elektrizitätsgeseltschaften  ausüben.  Die  Be- 
ziehungen zur  Union-E.-G.  im  Loewekonzem,  die  enge  Ver- 
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bindung  der  Handelsgesellschaft  mit  der  A.  E.-G.  werden  so 
verstärkt,  neue  Beziehungen  angeknüpft  Man  kann  sich  die 
Ronsequenzen  ohne  weiteres  vorstellen. 

Damit  ändert  sich  aber  wieder  nicht  die  prinzipteile 
Stellung  der  Banken:  sie  bleiben  die  Geldgeber  und  Ver- 
mittler der  industriellen  Transaktionen,  unterstützen  die  in- 
dustrielle Entwicklung^  und  profitieren  von  ihr  dadurch,  dafs 
sie  ihren  Gescliättskreis  ausdehnen.  Der  Schlüssel  de.s  Zii- 
sammenarbcitens  der  Banken  mit  den  grofsen  Bahnbauunter- 
nehi)]nTi'j:on  ist  das  ExpansionsstreV»en  der  Banken,  Ihr  \^''uT^sch, 
als  Kreditinstitute  in  einer  modernen  gewerlilidien  Verliiilt- 
nissen  entsprechenden  Weise  Geld  zu  verdienen  und  gleich- 
zeitig ihre  GescliaUsverbindungen  zu  erweitern.  Dafs  ihre 
Stellung  sich  in  dem  Mafse  verändert,  wie  die  Industrie  hieb 
mit  Bankhilfe  —  nicht  Bankinitiative  —  konzentriert,  die  Be- 
siehungen der  Bank  zur  Industrie  vielseitiger  und  zahlreicher, 
mit  der  wachsenden  gewerblichen  Konzentration  auch  im 
Einzelfall  intensiver  werden,  mag  immerhin  das  Ergebnis 
sein;  was  die  Banken  selbst  erstreben,  ist  planmäfslge  Ez- 
pansion,  nicht  systematische  industrielle  Konzentration. 

2.  Die  Elektrizitätsgesellschaften. 

Alle  Bettttigungsniüglichkeiten  der  Banken  für  grofse 
Unternehmungen  bieten  sich  in  der  Elektrizitütsindustrie.  Den 
Konzen trationsprozefs  in  diesem  Gewerbe  zu  schildern,  föllt 
aus  dem  Rahmen  der  vorliegenden  Untersuchung.  Er  ist 
durch  seine  rasche  und  radikale  Durchführung  für  die  Ge- 
staltung des  gesamten  deutschen  Bankwesens  schon  deshalb 
von  Bedeutung,  weil  er  den  Sieg  der  Großbanken  ttber  die 
konkurrierenden  Kreditinstitute  erheblich  gefördert  hat:  die 
kleinen  Banken  wurden  aus  dieser  rentablen  Industrie  durch 
die  Heranbildung  nur  ganz  weniger  Riesenuntemehmungen 
vollständig  verdrängt,  die  mittleren  Banken  aber  in  die  Arme 
gerade  der  wenip^er  soliden  oder  zum  mindesten  weniger  glück- 
HcIhmi  Gesellschaften  ^'etri(?ben.  Während  A.  E.-G.,  TJnion-E.-G. 
und  Siemens  (fe  Halske  sehr  bald  finanziell  Domäne  der  Orofs- 
banken  wurden,  haben  bei  Helios,  Kummer,  Lahnieyer  und  — 
vor  der  Krisis  und  der  Verschmelzung  nn't  Siemens  &  Halske  — 
bei  Sehuekert  die  mittleren  Banken  sich  In  .-Ntark  und  zu 
ihrem  Schaden  engagiert  Gerade  der  Konzentrationsprozefs 
in  der  Klektrizitätsindustrie,  die  ftlr  Kapital  Investierung, 
Zahlungs-  und  Kreditvermittlung  eine  so  hervorragende  Stellung 
einnimmt,  hat  den  Konzentrationsprozefs  im  Bankwesen  erheb- 
lich gefördert;  es  ist  interessant,  zu  sehen,  wie  das  Auf- 
kommen einer  neuen  Industrie  —  man  kann  es  in  den  Anfang 
der  00er  Jahre  datieren  —  daran  mitwirkt,  alte  Oi^ne  des 
Kreditwesens  Über  den  Hauten  zu  werfen.    Die  Monopol- 
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Stellung  der  Gro&banken  ist  im  Geschfifbverkehr  mit  der 
Elektrizittttsindttstrie  eine  so  entschiedene  wie  nirgendwo  sonst. 
Die  Banken  suchen  sämtlich,  sich  möglichst  fest  an  eine 

Gesellschaft  anzuschliefsen  und  für  diese  nach  Kräften  als 
einziges  Bankhaus  alle  Geschäfte  zu  besorgen.  Dies  gilt  für 
die  Grofsbanken  ebenso  wie  für  die  Deutsche  Genossenschafts- 
bank; die  Breslauer  Diskontobank,  die  Berliner  Bank,  die 
Kommerz-  und  Diskontobank ,  die  Dresdner  Kreditanstalt  für 
Handel  und  Industrie  u.  a. ,  die  mit  der  Schuekert- ,  Helios-, 
Lahmeyer-  und  Kumiiiergesellschaft  j^eaibeitet  haben.  Da 
dieses  Streben  der  Banken  aber  nicht  überall  Erfolg  luitte, 
lassen  sich  verschiedene  Fürm(>n  der  gegenseitigen  Beziehungen 
feststellen.  Bei  den  kleineren  Ge^elLchaften ,  als  die  Helios, 
Lahmeyer  und  Kummer  zu  betrachten  sind,  linden  sich  die 
Extreme,  dafs  Helios  und  Lahmeyer  mit  keiner  Bank  «us- 
schlieMich  arbeiteten,  sich  durch  ihre  Finanzgesellschi^en 
das  Geld  besorgen  liefsen,  die  Emissionen  meist  mehreren 
mittleren  Banken  zugleich  Ubertrugen ;  seit  der  Verschmelzung 
des  Helios  mit  der  Bank  für  elektrische  Industrie  und  dadurch 
auch  mit  der  Elektrizitätsgesellschaft  Felix  Singer  &  Co.  in 
Berlin  ist  hier  die  Berliner  Bank,  bei  Labmeyer  kurz  vor  der 
Krise  die  Breslauer  Diskontobank  stärker  in  den  Vordergrund 
getreten.  Umgekehrt  stand  die  Kummergesellschnft  in  allcr- 
engstem  Zusammenhang  mit  der  Dresdner  Kreditanstalt  ftlr 
Handel  und  Industrie,  die  mit  und  an  ihr  zugrunde  ge- 
gangen ist.  Das  Verhältnis,  in  dem  bis  zur  Krise  die 
drei  kleineren  Gesellschaften  zu  den  Bauken  standen,  erklärt 
sich  dadurch^  dafs  die  Grofsbanken  an  den  drei  grofsen  Ber- 
liner Unternehmungen  startt  interessiert  waren,  die  kleineren 
Banken  aber  durch  ihre  relativ  geringe  Kapitalkraft  und  ihre 
nicht  80  Terzweigte  Organisation  nur  zu  einzelnen  Geschäften, 
wie  namentlicb  der  Emission  an  der  Berliner  Börse  und  zu 

fewissen  mehr  spekulativen  Beteiligungen  durch  Grttndungs- 
eihilte  und  Kreditgewährung  imstande  waren,  oder  aber  — 
wenn  sie  sich  damit  nicht  begnü;^tcn  —  sich  so  eng  mit  der 
einen  Gesellschaft  verbinden  niulsten,  dafs  sie,  wie  die 
Dresdner  Kreditanstalt,  kaum  mehr  waren  als  eine  dem  Unter- 
nehmen aftiliiertc  Griindungsgeselischaft  und  dann  mit  dem 
Ruin  der  Oesellschaft  selbst  rettungslos  zugrunde  fingen.  Eine 
Mittelstellung  nimmt  die  Schuckertgesellschaft  ein.  Sie  stand 
bis  1898  zum  Schaaffhausenschen  Bankverein  in  engen  Be- 
ziehungen ganz  derselben  Art  wie  die  Berliner  Untemeh* 
mungen  zu  ihren  Bankhäusern;  das  Konsortium  setzte  sich 
zusammen  aus  dem  Schaaffhausenschen  Bankverein,  der 
Bayrischen  Vereinsbank,  W.  H.  Ladenburg  und  von  der 
Heydt- Kersten.  Als  sie  sich  dann  aber  weigerte,  mit  dem 
rheinischen  Bankinstitut  zum  Loewekonzern  überzugehen. 
Wurde  die  Verbindung  von  der  Bank  abgebrochen,  und  von 
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da  an  bis  zu  ihrem  Niedergang  in  der  Zeit  der  Eriais  waren  Ihre 
Kreditbesiehnngen  von  derselben  Art  wie  die  yon  Helios  und 
Lahmeyer,  nur  war  diese  Situation  bei  einem  so  grofsen  Unter- 
nehmen noch  weit  geföhrlicher.  Es  liegt  in  den  Schicksalen 
der  Schuckertgeselischaft  eine  gewisse  Tragik;  gerade  wenn 
man  ihre  Stellung  zu  den  Banken  betrachtet,  wird  man  sich  des 
Eindrucks  nicht  erwehren  können,  dafs  sich  hier  ein  Kampf 
abspielt  zwischen  dem  industriellen  Unternehmungsgeist  mit 
seinen  un;^^ zuzeiten  Weiteroberungsplän<Mi  und  dem  unerbitt- 
lichen nüciitcrn-kautmäimischen  Verwcrtungsstreben  des  Kapi- 
tals, wie  es  sich  in  den  Grofsbanken  —  nicht  in  jeder  Bank  — 
verkörpert.  Mit  dem  Sehaaffliausenschen  Bankverein  dem 
Loewckouzeru  beitreten,  das  hieiä  für  Schuckert,  sich  luii  der 
Union- E.-G.  und  ihren  Gesellschaften  zu  vereinigen;  technisch 
und  kaufinännisch  wäre  es  gewifs  von  Vorteil  gewesen ,  aber 
man  war  im  Jahre  1898»  in  der  Zelt  des  glänzendsten  Auf- 
schwungs gerade  für  die  Elektrizitätsindus trie,  Geld  war  auch 
von  kleineren  Banken  zu  haben  ^  vor  allem  aber  konnte  man 
sich  ja  der  eigenen  Finans^eselischaften  bedienen,  und  so  kam 
die  Schuckertgeselischaft  zu  dem  Prinzip,  ihre  eigene  Bank 
sein  711  wollen.  In  guten  Zeiten  ging  das,  aber  es  man^i^elte 
schon  da  an  einer  gewissen  Regulative;  als  dann  die  Kri.>e 
kam,  fehlte  flie  Finanzmaeht,  die  durch  Kreditgewälirung, 
durch  die  Annäherung  an  andere  der  Bank  befreundete 
Unternehmungen  die  rinanzielle  und  industrielle  Notlage  der 
Oesellschaft  vermieden  oder  gemildert  haue.  Man  üci»  die 
Gesellschaft  dem  Ruin  nahe  kommen  und  versuchte,  sie 
dann  einer  der  grofsen  Berliner  Konkurrentinnen  und  ihren 
Bankgruppen  anzugliedern:  eine  Fusion  mit  der  A.  E.-G. 
kam  nicht  zustande,  1903  wurde  sie  endlich  unter  Mitwirkung 
der  Deutschen  Bank  mit  Siemens  &  Halske  vereinigt.  Wenn 
die  Banken  auch  bei  den  grofsen  Fusionen  nur  ein  Ver- 
mittleramt im  Dienst  ihrer  Gesellschaften  versehen^  so  ist 
doch  hier  eine  direkte  Beförderung  industrieller  Konzentration 
durch  die  Grofsbanken  nicht  zu  verkennen:  indem  sie  «r'^rade 
von  den  ka])itall)edürftigsten  Unternehmungen  liire  Hand 
zuriiL'kzi('li(;n  ,  hefördern  sie  erst  eine  schwindelhafte  Hausse, 
dann  den  rtuiingslosen  liuin  der  Gesellschaften,  die  nicht 
dauernd  eng  mit  ihnen  liiert  sind.  Sie  sind  dazu  am 
ehesten  in  diesen  Industrien  imstande,  weil  gerade  das  grufse, 
dauernde,  vielseitige  Kreditgeschäft,  das  die  Elektrizitätsgesell* 
Schäften  brauchen^  ihr  Monopol  geworden  ist  Die  kleinen  und 
mittleren  Banken,  die  allen  kreditansprachen  der  Elektrizitäts- 

Sesellschaften  nidit  genügen  können,  befördern  um  so  mehr 
eren  spekulative  Tüiigkeit,  lassen  sie  in  die  gewagten  Unter- 
nelnnungen  um  so  lieber  hineinrennen,  als  es  ihnen  wesentlich 
auf  den  Gewinn  am  einmaligen  Geschäft  ankommt:  werden 
die  Zeiten  schlecht,  können  sie  meist  sich  selbst  nicht  helfen, 
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erst  recht  nicht  den  industriellen  Gesellschaften:  ihr  Geschäft 
mit  diesen,  daö  für  öle  zugleich  einen  letzten  Akt  im  Kon- 
kurrenzkampf mit  den  Grofsbanken  bedeutet,  hat  kein  anderes 
Resultat,  als  den  Grofsbanken  die  Expansion  und  die  Ver- 
drängung der  Eonkurrens  kleinerer  Banken  noch  leichter  zu 
machen. 

Bietet  gerade  die  negative  Stellung  der  Grofsbanken  zu 
den  drei  kleineren  Elektrizitntsgcsellschafiten  und  zu  Schuekert 
durch  die  Folgen,  die  sie  fUr  die  gesamte  industrielle  und 
Bankkonzentration  hat,  etwas  Neues,  so  ist  ihr  Verhältnis  zu 
den  drei  Berliner  Gesellschaften,  der  A.  E.  G.,  Union  E.  G. 
und  Siemens  Halske  kein  prinzipiell  anderes  als  zu  den 
bisher  büöprocheuen  Unterneliniungen ,  namentlich  denen  des 
Kleinhahnwesens.  Die  Ranken  neiünen  —  man  mufs  den  Zu- 
stand vor  der  Fusion  der  A.  E.-G.  mit  der  Union-E.-G.  zu- 
grunde legen  —  vier  verschiedene  Stellungen  zu  diesen  Ge- 
sellschaften ein;  Entweder  sie  arbeiten,  mehrere  gemeinsam, 
mit  einer  Gesellschaft  —  der  Fall  der  in  der  Loewegruppe 
vereinigten  Grofsbanken,  der  Dlskontogeselischaflb,  Darm- 
städter und  Dresdner  Bank  und  des  Schaaffhausensclien 
Bankvereins  — .  Oder  ein  Institut  besorgt  in  engster  Ver- 
bindung mit  einer  Gesellschaft  für  sie  alle  einmaligen  Trans- 
aktionen und  das  regulHre,  mit  Kreditgewährung  verbundene 
Geschäft,  ohne  andern  I^ail^rn,  von  Ünterbeteiligun^en  nh- 
gesehen,  eine  Mitwirkung  ein7>uritumen  —  so  die  Deutsche 
Bank  ;.i:egenüber  Siemens  &  llalske  — .  Oder  vsei^  r:  die 
Bank  ist  zwar  im  wesentlichen  das  einzige  Bankhaus  der 
Gesellschatt ,  mufs  aber  aus  diesen  oder  jenen  Gründen  fllr 
gewisse  Geschäfte,  namentlich  ausländisclie  und  Emissionen, 
ein  anderes  grofses  Institut  heranziehen:  so  nehmen  die 
Berliner  Handelsgesellschaft  und  die  Deutsche  Bank  jede 
ane  besondere  Stellung  gegenüber  der  A.  E.-G.  ein;  %v6nn 
die  Berliner  Handelsgesellschaft  auch  in  den  Emisslons- 
konsortien  fUr  Siemens  &  Halskesche  Werke  ist,  so  spielt  sie 
doch  hier  eine  geringere  Rolle  als  in  dem  umgekehrten  Ver- 
hältnis bei  der  A.  E.-G.  die  Deutsche  Bank. 

Wenn  man  noch  die  Bankiers  und  mittleren  Banken 
berücksichtigt,  die  aus  den  verschiedensten  GrüTiden  in  den 
Konsortien  vertreten  sind,  so  ergibt  sich  fulgeiides  J^ild  der 
Kreditbeziehungen  dieser  drei  Elektrizitätsgesellschaiten ;  Das 
eigentliche  Bankhaus  der  A.  E.-O.  ist  die  Berliner  Ilandels- 
gCücUscliat't,  die  für  sie  jede  l'ransaktion  besorgt,  bei  der 
eine  Bank  nötig  ist;  fUr  Emissionen  neuer  Aktien  oder  die 
—  wie  wir  sehen  werden  —  ziemlich  seltenen  Gründungen  im 
In»  oder  Ausland  bildet  die  Handelsgesellschaft  ein  Glied 
eines  Konsortiums,  das  aus  ihr,  der  Deutschen  Bank,  Kational- 
bank  für  Deutschland  un  l  1)  llirück  Leo  &  Co.,  mitunter  auch 
Gebr.  Sulzbach   und  früher  Jacob  Landau,   besteht;  die 
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Führung  liegt  bei  der  Deutschen  Bank  oder  der  Berliner 
Handelsgesellschaft  je  nach  Lage  der  Dinge.  Die  Mitwirkung 
der  Deutschen  Bank  ist  teilweise  der  traditionellen  Verbindun;Lj 
aus  der  Zeit  vor  IsO*.',  als  die  Deutsche  Edis  mgescllschalt 
und  Siemens  &  Halske  noch  zusammengehörten teils  der 
groisen  Stellung  dieser  Bank  auf  dem  Kapitalmarkte  zu- 
zuschreiben, insbesondere  ihrer  regen  Auslandstätigkeit,  wuria 
sie  die  Berliner  Handelsgesellschaft  weit  tibertrifft  ^  sie  hindert 
nicht,  dals,  wo  es  irgend  geht,  die  A.  E.-Q.  sich  der  Hilfe 
der  Berliner  Handelsgesellschaft  bedient  und  beide  in  einem 
so  engen  Zusammenhang  stehen,  wie  er  bisher  zwischen 
Bankwelt  und  Industrie  selten  ist.  —  Das  Konsortium  für 
Siemens  &  Halskcsche  Werte  setzt  sich  in  der  Regel  aus 
der  Deutschen  Bank,  der  Berliner  Handelsgesellschaft  und  der 
Mitteldeutschen  Kreditbank,  auch  Jacob  S.  H.  Stern  zu- 
sammen, wobei  die  Deutsche  Bank  die  unbestrittene  Führung 
hat.  Wenn  am  2^.  Februar  iSiil»  die  Zulassung  von  45  Mill.  Mk. 
Aktien  von  Siemens  X  Halske  zum  Bfrliner  Btirsenhand«  !  von 
der  Deutschen  Bank,  Berliner  Handelsgesellschaft »  Diskunto- 
gesellsehatt,  Dresdner^  Darmsiadter  Bank,  Mittcldeutsclieii 
Kreditbank,  Bleichröder  und  Delbrück  Leo  &  Co.  beantragt 
wurde,  so  hatte  das  in  der  Wichtigkeit  dieser  erstmaligen 
BOrsensulassung  der  gröfoten  Elektristtätsgesellschaft  seinen 
Grund.  Ereller  („Die  Entwicklung  der  deutschen  elektrotech- 
nischen Industrie  etc.**)  hat  den  Unterschied  der  Beziehungen 
der  A.  E.-G.  zur  Berliner  Handelsgesellsehaft  von  der  Stellung 
der  Deutschen  Bank  zu  Siemens  &  Halske  dahin  charakteri- 
siert,  dafs  die  A.  £.-G.  ihre  eigene  Bank  sei,  wtthrend  die 
grofsen  Finanzbeziehungen  von  Siemens  &  Halske  sich  in  der 
Deutschen  Bank  verkörpern.  Diese  Unterscheidung  beruht 
auf  der  Tatsache,  dais  die  ältere  konservativere  F'irma 
Siemens  ^  Halske  von  der  s})ezitisehen  Griindertiitigkeit  der 
Elektrizitätsindustrie  in  geringerem  ^lalse  und  später  Gebrauch 
gemacht  hat  als  die  jüngere  rasch  aus  den  kleinnten  Anfängen 
emporsteigende  A.  E.-G.  Daher  mag  die  A.  E.  G.  matieiie 
Transaktion  selbst  oder  durch  ihre  Trustgesellschaften  aus* 
fuhren,  bei  der  Siemens  &  Halske  sich  der  Deutschen  Bank 
bedient  Trotzdem  bleiben  als  Ganzes  die  Beziehungen  der 
Berliner  Handelsgesellschaft  zur  A.  R-G.  die  engeren,  weil 

'  Bekanntlich  ist  die  A.  R-O  an^  der  unter  ^Titwirkung  von 
Siemens  Halske  zur  Aasbeatung  auerikauischer  Patente  \b^:S  er- 
richteten Deutschen  Edlfloogesdlsewt  heworge^angen;  die  enge  Ver- 
bindang  wurde  11^94  freundsehaitttch  gelöet.  AU  mee  kann  hier  nicht 
drtr^rrstellt  ivt-nlen.  ist  zu  verweisen  auf  Hasse,  I>ic  A.  E.-G.  unfi 
ihre  wirtschattiiche  iiedeutung  (Heidelberg  1902);  Dr.  Eroü  iireller,  Die 
Entwicklung  der  deatschen  elektrntechniflchen  Industrie  und  thi«  Aus- 
eichten  auf  dem  WeitnuuAtt  (Schmollers  Forschungen  XXH,  190-''  ; 
Fasolt,  Die  sieben  grOfsteB  deutseben  £iektrizitätsmeiisch«fleii  (Dnsden 

iy04). 
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die  A.  E.'G.  zu  ihrer  fidiDellen  Entwicklung  ganz  auf  die 
Hilfe  eines  Bankhauses  angewiesen  war.   Als  der  grobe  Auf- 
schwung der  Elektrizitätsindustrie  in  den  90  er  Jahren  begann, 
war  Siemens  &  Halskc;  ein  fest  fundiertes  Unternehmen,  dessen 
liCiter  zugleich  sein  Besitzer  war  und  Uber  eine  ansehnliche 
finanzielle  Macht  verfügte;  die  A  E.  G.  eine  neugogründete 
Aktiengesellschaft,  ihre  Seele  der  oberste  angestellte  Beamte. 
l)er  Kapitalbedarf  mufste  die  A.  K.-O.  viel  stfirker  an  Ihre 
Bauk  fesseln  als  Siemens  &  Ilalske,  umgekehrt  machte  das 
grofse    und   riskante   industrielle  Engagement  die  Berliner 
Handelsgesellschaft  weit  nielir  von  der  industriellen  Initiative 
der  Elektrizitiltsgesellschaft  aUliangig  als  die  Deutsche  Bank 
ihr  finanzielles  Zusanunenarbeiteu   mit  der  bewährten  alten 
Firma.    Die  Deutsche  Bank  und  Siemens  &  Halske  nähern 
sich  mit  wachsendem  Eapitaihedarf  einander  immer  mehr;  die 
Beziehungen  zwischen  A.  E.-G.  und  Berliner  Handelsgesell- 
schaft lockern  sich  zwar  nicht,  verlieren  aber  mit  der  Kon* 
solidierung  des  Unternehmens  den  riskanten  Charakter  und 
die   gefährlich    enge    Abhängigkeit   der    industriellen  und 
finanziellen  GrUndertätigkeit;    der  wachsende  Kapitalbedarf 
kann  hier  nur  noch  zur  Erweitnrnnjr  der  Bank^ruppc  führen. 
Daher  die  erwähnte  Stelhmg  der  Deutschen  Bank  im  Kon- 
sortium der  A.  E.  G.,  daher  der  Eintritt  der  Loewebanken  in 
dieses   nach  der  Verschmelzung  der  A.  E.-G.  mit  der  Elek- 
trizitätsges'- Ilse  halt  des  Loewekonzerns.    A.  E.-O.  und  Siemens 
&  Halske  sind  zwei  Typen  gewerblicher  Eutwickhuig  bei  ver- 
schiedener   Struktur   des    industriellen   Kapitalbedarfs  und 
Kapitalhesitzes ,  daher  auch  zwei  besondere  Typen  der  Be- 
ziehungen der  Banken  zur  Industrie.  —  Das  Prinzip,  wesent- 
lich nur  mit  einer  Bank  zu  arbeiten,  ist  bei  der  Union- 
E. -G. ,  der  Elektrizitätsgesellschaft  der  Loewegruppe,  durch- 
brochen ;  hier  bilden  die  Diskontogesellschaft,  Dresdner,  Darm- 
städter Bank,  der  Schaaffhausensche  Bankverein,  S.  Bleichrödcr 
und  Born  &  Busse  für  Emissionen,  Kreditgew.ihrung,  überhaupt 
für  das  ganze  Gesclifift  mit  der  Unternehmung  ein  einheitliches 
Konsortiüin,  in  der  Führung  und  in  dem  Aiit^^'i!  im  Einzelfall 
in  ders'  IImmi  \\  eise  wechselnd  wie  in  allen  anderen  Geschäften 
des  Luewekonzerns,  der  wegen  der  Eigenart  dieser  dauernden 
Verbindung  mehrerer  Grofsbanken  zu  gleichen  industriellen 
Zwecken  besonders  darzustellen  ist. 

Ihrem  Inhalt  nach  fthneln  sich  die  Beziehungen  der  drei 
Hektrizitätsgesellschaften  zu  ihren  Banken  ebenso  wie  die 
industrielle  Organisation  dieser  Unternehmungen.  Die  be- 
kannte Spaltung  eines  jeden  Unternehmens  in  eine  oder 
mehrere  Pabrikations-  und  eine  oder  mehrere  Unternehmungs- 
und Finanzgesellschaften  hat  grofse  Ähnlichkeit  mit  den  Ver- 
hältnissen im  Kleinbahnwesen ,  wo  neben  die  Bahnbaufii-men 
OeselUchafteu  teils   zum  Betrieb,    teils   zur  Finanzierung 
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von  Balinun  treten.  Wie  dort  überiiehmen  auch  hier  die 
Trustgesellschaften'  von  einem  gewissen  Zeitpunkt  ab  die 
finanzielle  Tätigkeit  der  Muttergesellachaft,  wenn  niclit  gans, 
80  doch  zum  grOfsten  Teil.  In  der  elektrischen  Industrie  ist 
ihre  Tätigkeit  eine  dreifache:  erstens  hetreiben  sie  Elektrizitäts- 
werke und  elektrische  Bahnen,  zweitens  übernehmen  sie  die 
gesamten  oder  einen  entscheidenden  Teil  der  Aktien  bestehen- 
der Unternehmungen ,  die  für  die  Fabrikationstätigkeit  der 
Muttergf^seüscliaft  wiclitig  sind,  drittens  gründen  sie  neue. 
Damit  nehmen  sie  d-is  Gründun^sgeschäft  im  kleinen  den 
Banken  ab  und  beschränken  deren  Tätigkeit  auf  die  Ka})ital- 
beschaffiing  in  der  üblichen  doppelten  Form  der  Kmiäcjionen 
und  des  industriellen  Bankkredits,  und  zwar  beides  in  der 
Regel  nur  für  die  TrustgcselUchaft,  nicht  für  die  grofse 
Keilie  von  Unternehmungen,  die  diese  im  Besitz  hat.  Daneben 
treibt  die  Muttergesellscbaft  auck  selbst  noch  das  GrQndangs- 
und  Rreditgeschäfty  so  dafs  nur  die  relativ  wenigen  Tochter- 
untemehmungen,  die  an  den  Markt  kommen  sollen,  und  der 
Kapital-  und  Kreditbedarf^  den  das  Hauptunternchmen  selbst 
und  die  Trustgesellschaften  haben,  den  freilich  recht  umfang- 
reichen Gegenstand  der  Banktätigkeit  bilden. 

Wie  in  einzelnen  Zweigen  der  Elektrizitntsindustrie  die 
industrielle  Konzentration  sich  ganz  o^me  die  Bank^»!!  vollziolit, 
zeigt  nichts  so  deutlich  wie  die  Ent^l  'hunp:  eines  Uxtsäclilieln^n 
Monopols  in  der  Akkumulatoi  enherstc  liun^^ Von  der  A.  K.-G. 
und  Siemens  &  Halske  gemeinsam  Ina  Leben  gerufen  und  auf 
deren    grofse    Kuiidschaft   gestützt ,    hat   die  A  k  k  u  m  u  - 


^  £ä  bind  folgeuUe: 

1.  A.  E.-G.: 

BaDk  für  dektrische  Unternehmungen  in  Zürich. 
\ !ltr*"m''inf  Lokal-  und  Strnr?onVmlin-A.-G.,  Berlin. 
jbiüktrtziUitelieferuDgsgeseiiBciiüttT  Berlin. 

2.  Siemens  ft  Halake: 

Elektrische  Licht-  und  Kraftanlagen- A.-G.,  lierlin. 
Schweizerische  Gesellschaft  fQr  dektrische  Indnstrie,  Basel 
8.  Schuckert: 

Kontmentale  Gesellsehaft   für  elektrisehe  Untefnehmungeo, 

Nürnberg. 

Hheiniflchc  Srhuckertgesellschaft,  MsnnbeiiD. 
Elektra,  Dresden. 

4.  Helios: 

A.  G.  für  Elektrisitätsaalsgeii,  Köln  (seit  1904  ss  Sienwns  k 

Halske). 

5.  Lahmerer : 

Deotsehe  GeseUsefasIt  für  elektrisehe  Untenielimiiiigeii,  Fmak" 

furt  a.  M. 

Kummer  hatte  gleichfalls  eiue  lieibe  von  Trustgeaellscbaften. 

-  S.  Kölni-^che  Volkszeitun- ,  14.  Juni  VJOi.  Die  r^-^ohriftsbericbte 
der  Akkumulatonriifjiluik  A.-G.  und  der  neueste  der  Akkumulatorenwerkc 
Pflttger  A.-G.  bestätigen  durchaus  die  durch  Zusehriften  bestritteDe  Dir» 
stellang  dieser  gut  unterrichteten  Zeitung. 
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1  a  t  o  r  e  u  f  ab  r  i  k  A.-G.,  Berlin-Hagen,  ailinahlich  die  kleineren 
\Verke  konkurrenzunfilhig  gemacht;  einige  verschwanden, 
andere  —  so  schoa  vor  mehreren  Jahren  die  Akkumalatoren- 
werke  Gelnhausen  Q.  m.  b.  H.  und  die  Akkumulatoren* 
werke  Oberspree-A.-G.,  eine  Loewesche  Gründung,  —  wurden 
von  der  Akkumulatorenfabrik  Ä.-G.  übernommen.  Die  ent- 
scheidenden Schläge  versetzte  diese  der  Konkurrenz  durch 
Preisherabsetzung,  der  zuerst  die  Akkumnlatorenwerke  A.-G. 
System  Pollack,  Frankfurt  a.  M.  und  die  ßerliner  Elektrizitäta- 
und  Akkumulatorenwerke  (vorm.  Lelimann  &  Mann)  zum 
Opfer  fielen,  beide  ginjL,a'n  in  der  Akkumulatorenfabrik  A.-G. 
aut.  Als  (hinn  Anl'ang  des  Jahres  von  einr*r  netipn  Preis- 
herabsetzung g«'.s])rücijen  wurd«',  stellten  die  Akkuuiulatoren- 
werke  E.  Seliulz  in  Witten  freiwillig,  das  Bleiwerk  Neumühl 
(Moriaa  cV:  Co.)  nach  Verhandlungen  die  iVkkumulatorenhcr- 
stellung  ein,  und  Mitte  des  Jahres  wurde  schliefslich  mit  den 
beiden  wichtigsten  überlebenden  Konkurrenten,  den  Akkumula- 
torenwerken  Pflttger  A.*G.  in  Berlin,  und  Gottfried  Hagen  in 
Köln  eine  enge  auf  Arbeitsteilung  zielende  Verbindung  ge- 
schlossen. Eine  Kapitalerhöhung  der  Akkumulatorenfabrik 
A-G.  um  2  Mill.  Mk.  zum  Zweck  neuer  Beteiligungen  aus 
dem  Jahre  1904  zeigt  die  geringe  Rolle,  die  bei  diesem 
radikalen  Konzentrationsprozefs  die  Banken  spielen. 

Also  auch  hier  das  gleiche  System  wie  bei  den  Einzel- 
werken anderer  Industrien  und  den  grofsen  Unternehniungen 
des  Kleinbalinwesens :  die  Industri»*  liefert  die  Initiative,  die 
Expansion    der  einzelnni   Untern*  Innung  vollzieht  sieh  ganz 
selbständig,    die   Bank   gibt  da.-5  Geld   und  stellt  eine  auf 
die  Bedürfnisse  moderner  weitverzweigter  Riesengesellsehaften 
zugeschnittene  Ereditorganisation  zur  Verfügung.  Es  sei  dies 
nur  an  einem  Beispiel  aus  der  Siemens  &  Halske-Gruppe,  der 
Elektrische  Licht-  und  Kraftanlagen- A.-G. S  illu- 
striert.   Diese  Gesellschaft  ist  zugle  ich  zu  eigenem  Retrieb^ 
zur  Beteiligung  an  anderen  ünternelnnungen  —  durch  Aktien- 
besitz sowie  durch  Konsortialgeschäftc  und  Eredilgewährung 
im  laufenden  Geschäft  —  und  zur  Gründung  neuer  Gesell- 
schaften  bereehtigt,    sie  besehränkt  sich   aber  auf  die  Be- 
teiligung bei  anderen  Unternehmungen  und  die  Gewährung 
von  VorsclMlösen.    Beim  Jahresabschlufs  vom  3U.  September 
lt''>^^  haue  sie  teils  auf  Effekten-,  teils  auf  Konsortialkonto 
folgende?  Beteiligungen  verbucht,  die  wir  hier  zusammenfassen 
können.    Relativ  und  absolut  geringe  Beträge  des  Aktien- 
Spitals  besafs  sie  von  folgenden  Gesellschaften:  Siemens  A 
Halske  selbst,  Gesellschaft  für  elektrische  Hoch-  und  Unter- 
Snmdbahnen  in  Berlin,  Msässische  Maschinenbau-A.-G.  in  Mül- 

^  Die  Bestände  naeh  dem  Prospekt  für  die  Aasgabe  toh  7Vs  Mill.  Mk. 
TeUscbaldystBehroibiingen  (1904> 
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hausen  und  A.-G.  Voigt  und  HäfFner,  Frankfurt  a.  M.,  wo 
uanicntlicli  Apparate  und  In^tallationsgegenstände  hergestellt 
werden.  Einen  entscheideiuKm  Teil  des  Aktienkapitals  besai's 
öle  von  der  Rheinisch- Westftllischen  Baiingesellschatt  in  Berlin, 
die  in  und  bei  Bonn  Strafsenbabneu  betreibt,  und  bei  den 
Deaischen  Telephonwerken  EL  Stock  &  Co.  G.  m.  b.  H., 
Berlin,  aufBordem  hat  sie  eine  Stammeinlage  bei  der  Gesell- 
schaft fitr  den  Bau  von  Untergrandbahnen,  G.  m.  b.  H.,  in 
Berlin.  Dazu  kommt  nun  eine  gröfsere  Reihe  von  Aktien- 
beständen  aufserdeutscher  Unternehmungen,  der  Brasilianischen 
Elektrizitätsgesellschaft  in  Berlin  (5  ÖOO  000  Mk.  Aktienkapital, 
von  dem  sie  1  280 WO  Mk.  besitzt),  die  an  Strafsenbahnen 
in  Bahia  und  Kio  de  Janeiro  beteiligt  ist  und  die  Konzession 
für  das  Telephonnetz  von  Rio  de  Janeiro  erworben  hat^  ferner 
der  r.irns  Electricos  Bahia  (3  530  000  bezw.  TOfJOOoMk.)  der 
Klektriüchon  Ötraiseubahn  Valparaiso  A.-G.  in  Berlin  (öUIMMhmi 
bezw.  250  000  Mk. ,  zu  25  o  eingezahlt),  der  Underground 
Electric  Railwa^^^ö  Cy.,  Loudon.  Daneben  besafs  die  Gefell- 
Schaft  zu  jenem  Termin  fUr  10  Mill.  Mk.  leicht  verkäufHche 
Werte,  meist  Staatspapiere.  Diesen  Bestand  hat  sie  ebenso 
wie  den  an  Aktien  von  Siemens  &  Halske  im  Lauf  des  neuen 
Geschäftsjalire^  auf  ein  Drittel  vermindert  und  dafür  eine  ent- 
scheidende Transaktion  vorgenommen,  indem  sie  sämtliche 
Aktien  der  A.-G.  für  Elektrizit&tsanlagen  in  Köln  erwarb. 
Die  allgemeine  Bedeutung  dieser  Fusion  liegt  darin,  dals 
CS  sich  hier  um  die  Trustgesellschaft  des  Helios  handelt,  di^ 
spezielle  in  der  Beteiligung  derselben  an  der  8t.  Petersburger 
Gesellschaft  für  elektrische  Anlagen:  da  die  Si'^inens  &. 
Halskesche  Trustgesellschat't  sowohl  an  der  Gesellschaft  für 
elektrische  Beleuchtung  vom  Jahre  1880  in  Petersburg,  wie 
an  den  Russischen  Elektrotechnischen  Werken  6iemeii£> 
Halske  A.-G.  ebenda  stark  interessiert  ist,  eröflfnet  diese  Fusion 
in  der  Richtung  auf  die  Konsolidierung  der  deutschen  Elek- 
trizitätswerke im  Ausland  weite  Perspektiven.  Die  ehemalige 
Tochtergesellschaft  des  Hdios  ist  ferner  in  Mttnchen,  Amster» 
dam,  Könitz,  in  Zell  im  Wiesenthal  an  Elektrizitätswerken 
lieteiligt  und  hat  am  Harz,  bei  Dresden,  in  Schlesien,  im 
Kbeinland,  in  der  Umgegend  von  Berlin  usw.  Elektrizitäts- 
und Wasserwerke  in  eignem  Betrieb.  Gleichzeitig  mit  dieser 
Transaktion  hat  die  Elektrische  Licht-  und  Kraftanlagen-A.-G. 
Aktien  der  neuen  Gas-A.-G.  in  Berlin  erworben,  —  eine  be- 
zeichnt'nde  Tatsache  (\\r  die  Art,  wie  vom  kapitalititisehen 
Standpunkt  die  Konkurrenz  zweier  Beleuehtungsni  ihodec 
reguliert  wird;  für  (iasf^lüldichtge.sellschaften  tindet  man  bei 
der  A.  E.  G.  dieselbe  Erscheinung.  —  Auf  dem  Gebiet  der 
Kreditgewährung  ist  die  Gesellschaft,  auch  hier  den  direkten 
Verkehr  zwischen  Industrie  und  Bankwelt  bis  au  einem  ge- 
wissen Grade  ausschaltend,  zur  Zeit  in  folgender  Weise  tätig: 


Digitized  by  Google 


XXIV  2, 


239 


Sie  liat  ~  flcm  Debitorenkonto  vom  30.  Sept.  1903  zufolge  — 
nachstehenden  Gesellschaften  Vorschüsse  gewahrt:  2  47O00uMk. 
an  die  Brasilianische  ElektrizitatsgesellschHft  in  Berlin, 
t»50<M)0  Mk.  an  die  Rusäischen  Elektrotechnischen  Werke 
Siemens  &  Halske  in  St.  Petersburg,  '2  :i65  OOO  Rubel  der 
Gesellschaft  für  elektrische  Beleuchtung  in  St.  Petersburg  — 
diese  Schuld  wurde  durch  Hingabe  Ton  O^/o  Vorsugsaktien 
getilgt,  —  im  neuen  Geschäftsjahr  00000  SS  an  Siemens 
Brothers  &  Co.,  Ltd.  London»  600  000  Mk.  an  die  A.*G.  für 
Elektrizitätsanlagen  in  Köln  und  1  500  OOO  Mk.  an  die  Strafsen- 
bahn  Valparaiso,  der  bei  der  Gründung  Kredite  bis  zur  TIr>he 
von  2  500  000  Mk.  vertraglich  zugestanden  wurden.  Die  Tätig- 
keit der  Gesellschaft  geht  aus  einigen  Zahlen  der  letzten  Bi- 
lans  und  des  fiewinn-  und  Verlustkontos  hervor. 

1.  Effekten  15  590  312  Mk. 

2.  Konsortialbeteiligungen  .     0  009  458  - 

3.  Debitoren  3  331  778  - 

4.  Bank^'uthnben  2Ü72  158  - 

5.  Gewinn  iius  1  und  2  .    .      1  032  500  - 

(j.  Zinsgewinne   544  187  - 

7.   Provisionen   98  752    -  , 

wobei  0.  und  7.  wesentlich  den  Ertrag  au.'^  der  Kreditgewährung 
darstellen  werden.  —  Daü  Kapital,  mit  dem  die  Gesellschaft 
arbeitet,  beträgt  nominal  30  Mill.  Mk.,  wovon  aber  nur 
18  750  000  Mk.  eingezahlt  sind  15  Mill.  Mk.  Aktien  sind 
seit  1898  vollgesahltp  die  anderen  zu  25  ^/o  — ,  dazu  kommen 
10  MiU.  Mk.  und  seit  1904  weitere  7l's  MiU.  Mk.  Anleihe- 
kapital. 

Das  Beispiel  soll  nicht  die  Entwicklung  unserer  Elek- 
trizitätsgesellschaften illustrieren,  sondern  nur  zeigen,  wie  auch 

in  derjenigen  Industrie,  wo  das  rapide  Tempo  und  der  aufser- 
ordentliche  Umfang  der  Konzentrationsbewegung  am  meisten  eine 
aktive  Mitwirkung  des  Bankkapitals  vermuten  l;if.>t,  die  Stellung 
derOrofsbanken  zurEntwicklung  der  einzelnen  Unternehmungen 
keine  prinzipiell  andere  ist  als  in  den  übrigen  Gewerben.  Die 
Unternehmertätigkeit  und  die  Finauzicrun^  der  einzelnen 
Tochtergesellschaften,  soweit  sie  nicht  von  dem  Stammhaus 
selbst  ausgeht,  wird  von  den  Trustgesellschaften  besorgt,  die 
ZQgleich  auch  die  Angliederung  weiterer  Fabrikationswerk- 
Stätten  an  das  Hauptunternehmen  befördern,  für  Gründung 
und  Beherrschung  ausländischer  Niederlassungen  die  Organi« 
sation  darstellen  und  ein  erhebliches  Vorschufsgeschäft  ent- 
falten. Mit  eigenem  Kapital-  und  vorübergehendem  Kredit- 
bedarf treten  sie  nur  im  grofsen  an  die  Banken  und  den  Geld- 
markt heran  und  srhi*^))en  zwischen  die  Industrie  und  die 
l^anken  ein  Z^visrhenghed  ein,  das  die  industrielle  Initiative 
von  (ler  einen,  rlas  Geld  von  der  anderen  Seitr  lier  in  sirh 
bereinigt.    So  sehr  ein  gewisser  Kapitalreichtum  des  Landes 
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ftlr  die  Entwicklung  einer  solchen  Industrie  Voraussetzung  ist, 
80  wenig  sind  die  Banken,  auch  die  OroCBbanken,  richtuog- 
gebende  Faktoren  in  der  Expansion  der  einzelnen  Unter- 
nehmungen. 

Was  sich  negativ  aus  der  Wirksamkeit  der  Trustgesell- 
Schäften  ersehen  läfst,  geht  positiv  aus  der  Tätigkeit  jeder 
einzelnen  Bank  für  eine  dieser  Unternehmungen  hervor.  Die 
Berliner  Ilandelsgesellsehaft  kann  in  der  Art  ihrer 
Beziehimgen  zur  A.   K.-G. ,  naclidem  dies*»  tlie  erst»Mi  Jahre 
{glücklich  überwunden  hat,  auch  für  das  Verlialiuis  der  i>eutsciien 
Bank  zu  Siemens*  &  Halske  und  der  Loewehanken  zur  Union- 
E.-G.  im  grofsen  und  ganzen  als  typisch  gelten.    Die  Kredite, 
die   der  A.  E.-G. ,   ihren  Finanzgesellschaften  und  anderen 
Tochterunternehmungen  von  der  Bank  gewährt  wurden,  sind 
naturgemäfs  sehr  schwankend,  yerwandeln  sich  mitonter  in 
beträchtliche  Bankguthaben;  beider  Höhe  ist  für  den  Atifsen* 
stehenden  nicht  festzustellen.    Jedenfalls  ist  wie  bei  allen 
Industriebeziehungcu  der  Banken  gerade  die>e  Seite  des  Ge- 
schäfts für  beide  Teile  von  der  höchsten  Wichtigkeit.  Da* 
neben  spielen  sieli  die  gröfseren  einmaligen  Transaktionen 
ab,  teils  an  der  Börse,  teils  im  Innern  des  Konzerns.  Wenn 
man  au^  d  -n  npschäftsberichten  der  Berliner  Handelsgesellschaft 
die  wiehLij^ereu  davon  —  seit  1805  —  zusammenstellt,  hat 
man  ein  klares  Bild  von  dem  Mafse  und  den  Grenzen  der 
Mitwirkung  einer   Bank    an    dem   Entwicklungsgang  ihrer 
Klientel.    Zunächst  übernimmt  die  Bank  von  189<i  bis  19(M) 
jedes  Jahr  mehrere  gröfsere  Emissionen  der  A.  E.-G.  selböt, 
1895  bis  1901  mit  Ausnahme  von  nur  zwei  Jahren  mindestens 
eine  jährlich  fUr  die  Berliner  £lektrisitätswerke ,  die  eigens 
flär  die  der  A.  E.-G.  konzessionierte  Kraftabgabe  an  die  Stsdt 
Berlin  errichtet  sind.    1805  hilft  sie  bei  der  Gründung  der 
Leipziger  Strafsenbahn  und  der  Bank  fttr  elektrische  Unter- 
nehmungen,  die  nunmehr  das  Gründungsgeschäft  für  die 
3Iuttergesellschaft   selbständig    betreibt.     1.^0(5   werden  mit 
Unterstützung    der    Berliner    Handelsgesellsehaft   die  A.-G. 
Elektrizität  in  Warschau,  die  Compania  Vizcaina  de  Elek- 
tricidad  in  Bilbao  (Spanien)  und  die  P'lektrotechnischen  Werke, 
G.  m.  b.  H  ,  in  Rheintelden  gejU^ründet,  wobei  es  bezeichnend 
ist.  dals  ^^erade  beim  Vordringen  in  fremde  Staaten  die  Hilfe 
der  Bank   in  Anspruch  genommen  wird.    Zugleich  erwirbt 
die  Bank  Aktien  der  Strafsburger  Strafsenbahngeaellschaft 
und  wirkt  dadurch  \m  der  Pontik  der  Elektrizitätsgesell- 
schaften, Bahnen  aufzukaufen,  an  denen  durch  elektrische 
Einrichtung  zu  verdienen  ist,  aktiv  mit.    Das  Jahr  1897 
bringt  neben  der  Orttndung  der  A.-G.  Oberschlesische  Elek- 
trizitätswerke in  Zabrze  als  wichtigste  Transaktion  den  Er- 
werl)  der  T*aidv  für  elektrische  Unter nehmongen  in  Zürich 
durch  die  A.  E.-G.;  er  erfolgt  in  der  Weise,  dafs  die  Aktien 
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der  Truötgej»eliöchatt  ia  neue  Aktien  der  A.  E.-G.  umgewandelt 
werden  i   —  „an  welchem   Geschält  wir  durch  erhebÜchea 
Aktienbeflite  beteiligt  sind"»  heilst  es  im  GeschAftobeiicht  der 
Berliner  Handelsgesellschaft.   Im  nächsten  Jahr  gründet  das 
Konsortium  der  A.  B.*G.  anter  Führung  der  Deutschen  Bank 
die  Deutsch-Oberseeische  Elektrizitätsgesellschaft  mit  dem  Sitz 
in  Berlin,  die  1800  in  Buenos  Ayres  den  Betrieb  aufnimmt; 
rhifs  die  Deutsche  Bank  an  der  Spitze  steht,  ist  aus  zwei 
Gründen  bedeutsam:   einmal   findet   hier  die  Überlegenheit 
»'inf'r    Grofshank    mit    weitverzweigten     internationalen  Be- 
y  ,*  !\  I iTi;,'en   ihren  Ausdruck,  sodann  eröffnet  aber  auch  die 
gieiciizemge   V^erbindung  der  Bank  mit   Siemens  &  Halske 
für    eine    künftige   Einigung-    der    kuakurrierenden  O'^sell- 
«chaften  wenigstens  im  Au.siaiid  Aussichten,   von  deren  Er- 
füllung weiter  unten  die  Rede  sein  wird.    Die  Berliner  Handels- 
gesellschaft beteiligt  sich  gleichzeitig  an  der  holländischen 
Neugründung,  der  HoUandsche  Elektrische  Spoorweg  Maat- 
schappij  in  Amsterdam.   Von  den  Transaktionen ,  die  eine 
spezielle  industrielle  Branche  betreffen  >  sind  die  für  die 
elektrochemischen  Werke  die  wichtigsten.    IS96  wurde  als 
Ergänzung  der  Elektrochemischen  Werke  in  Bitterfeld  eine 
gleichnamige  G.  m.  b.  H.  in  Rheinfelden  gegründet;  1808  gab 
ein    Konsortium   unter   Führung  der  Mandelsf^esellscliaft  die 
ihm  gehörigen  Wasserkriltte  in  Lend-Gastcin  an  die  Aluniiniuin- 
industrie-A.-O.  in  Neuhausen  (Sehvveiz);  1800  gehen  die  beiden 
Elektroclieiuischen  Werk»'   in    Hitterteld  und  Rheinfelden  in 
den  Besitz  der  A.  E.-G.   uljer,  die  beide  später  vereinigt, 
während  die  Verschmelzung  mit  der  Alunniuumindustrie-A.-G. 
bisher   noch  nicht  zustande  gekommen   ist.     Daneben  ist^ 
namentlich  seit  1898,  die  Handelsgesellschaft  auf  dem  Gebiet 
des  Strafsenbahnwesens  tätig,  indem  sie  für  die  Karlsruher, 
Stettiner,    Breslauer  usw.   Strafsenbahn   Emissionen  Über- 
nimmt, auch  hier  aber  ist  ihr  Wirken  hauptsächlich  ein  in- 
direktes, indem  sie  durch  Garantieleistungen  und  die  Durch- 
führung von  Kapitalorhöhungen  die  Allgemeine  Lokal-  und 
»Strafsenbahn^^esellscliaft  unterstützt.    Denselben  Charakter  hat 
das  Geschäft  mit  der  Elektrizitätslieferunf]^sp^ese!lschaft. 

Damit  ist  das  Zusammenarbeiten  der  HerUner  Handels- 
esellscliaft  mit  der  A.  E.-G.  nieht  erschöpft,  auch  mögen  in 
en  Be/iehun^^en  (b'r  übrigen  Grofsbanken  zu  ihren  p]b»k- 
triziiäti5gesellschaft(^r.  luancho  abweichende  Einzelerscheinuniren 
8U  finden  sein:  im  ^rofseu  und  ganzen  pflegen  die  Banken, 
mit  ihren  Elektrizitätsgesellschaften  einen  Geschäftsverkehr, 
der  —  nur  in  gröfserem  Mafsstab  —  dieselben  Formen  aufweist 
wie  der  mit  einzelnen  Werken  anderer  Industrien:  regelmäisige 
Gesehäfbverbindung  mit  eventneller  KreditgewUhrung  im 
Kontokorrent,  Übernahme  von  Emissionen  und  Transaktionen 
verschiedenster  Art,  in  denen  die  Bank  zu  einzelnen  Akten  der 

F(»r«ehiiBg«n  ZXIV  S  <112).  —  Jel<1«  U.  16 
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im  übrigen  von  ihr  unaMiangigen  industriellen  Entwicklung  ihre 
Unterstützung  leiht.  Auch  die  jüngsten  Fusionen  iu  der  Elek- 
tnzitätsindustrie,  die  Verschmelzung  der  A.  E.-G.  mit  derUnion- 
£.-G.,  der  Schuckertgesellschaft  mit  SiemenB  A  Habke,  kOnneo 
nicht  als  das  Werk  der  Banken  bezeichnet  werden.  Die  Zu- 
sammenfassung der  ttberlebenden  Elektrizitätsgesellechaften  war 
seit  dem  wirtschaftlichen  Niedergang  eine  technische  und  kauf- 
männische Notwendigkeit,  hervorgerufen  durch  die  darauf- 
losstürmende  Vergröfserungssucht  jedes  einzelnen  Unter- 
nehmens,  das  seine  Tätigkeit  in  Konkurrenz  mit  den  anderen 
planlos  in  Fabrikation  und  Gründung  in  einer  Weise»  aus- 
gedehnt liatto,  die  zu  einer  ungeheuren  ÜherprorluktTOn, 
für  di<  'iiizelne  Gesellschaft  zur  Lockenmg  ihres  Funilaments 
ftihren  mufste.  1902  versiiclite  deshalb  die  A.  E.-G.  eine 
Fusion  mit  Scliuckert ;  sie  kam  nicht  zustande.  1908  wiirde 
eine  Interessengemeinschaft  zwischen  ihr  und  der  Union-E.-G. 
abgeschlossen;  dieser  aus  rein  kaufmännischen  Gründen 
so  losen  Verbindung  folgte  im  Jahre  1904  die  völlige  Ver» 
Schmelzung,  nachdem  sich  schon  vorher  Siemens  &  Halske 
und  Schuckert  in  der  Weise  fusioniert  hatten,  dafs  der  grOfste 
Teil  der  Werke  in  die  G.  m.  b.  H.  Si  niens-Schuckertwerke  ein- 
gebracht wurde.  Mag  im  einen  Fall  die  Vermittelung  der 
Bank  eine  gröfsere,  im  anderen  eine  geringere  Holle  gespielt 
haben:  jedenfalls  sind  die  Hanken  von  diesen  Vcrschmelzung'fn 
viel  stärker  beeinflufst  worden  als  umgekehrt.  In  ver- 
schiedener Weise  freilich  bei  den  einzelnen  Banken :  die 
Deutsclie  Bank  hat  einen  Machtzuwachü  gewonnen,  der  nicht 
durch  die  Notwendigkeit  von  Kompromissen  mit  neu  hinzu- 
tretenden Banken  ausgeglichen  wurde.  Die  Banken  der 
A.  E.-G.  und  der  Union-E.-G.  sind  dagegen  durch  diesen  in- 
dustriellen Eonzentrationsvorgang  in  eine  ganz  neue  Situation 
versetzt  worden:  zur  Bankgrujjpe  der  A.  E.-G.,  voran  der 
Berliner  HandelBgesellschaft,  smd  die  Loewebanken  hinzu* 

fetreteUy  also  an  Grofsbanken  der  Dresdner — Schaaff  hausen - 
Lonzem,  die  Diskontogesellschaft  und  die  Darmstüdter  Bank. 
Das  ganze  Bild  der  industriellen  Einflofssphäre  dieser  Banken 
wird  dadurch  verändert,  und  das  Zusammenarbeiten  auf 
einem  so  wichtigen  Gebiet  wie  der  ElektrizitÄtsindustrie  (Er- 
öffnet die  weitesten  Persjjektiven ,  wenn  man  bedenkt, 
der  Loeweknnzern  in  der  getjaniten  Industrie  bedeuiot.  Die 
Fusion  A.  E.-G. — Union,  Schuckert —  Si'^mens  &  Halske  ist 
der  vorletzte  Akt  eines  Seh  iii.^piels^  dessen  handelnde  Personen 
bis  daliin  die  Industrieuniernchmungen  sind,  gestützt  und  ge- 
fördert zwar  durch  die  finanzielle  Uilfe^  aber  nicht  getrie£^n 
durch  die  Initiative  der  grofsen  Banken.  Uber  die  so  geschafiene 
Situation  gibt  die  gleichzeitige  Entwicklang  der  Tmstgesdl- 
»chaften  Aufschluft.  Sie  sind  nicht  verschmolzen  worden: 
wfihrend  die  Hheinische  Schuckertgesellschaft  in  Mannheim  in 
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die  Rheinischen  Sieiuens-Scluickertwerke  verwandelt  wurde, 
bat  man  die  Kontinentale  GoselUchatt  tur  elektrische  Unter- 
nehmungen in  Nürnberg  nehen  der  deutschen  TrustgeselUchatt 
von  Siemens  &  Halske  bestehen  Ussen,  die  A.  E.-(i.  hat 
sogar  die  Bank  für  elektrische  Unternehmunffen  in  Ztirtch  in 
gewissem  Sinne  von  sich  abgestofsen»  indem  dtese  jetst  offiziell 
nicht  mehr  aasschliefslich  Geschäfte  Rlr  die  A.  E.-G.  besorgt, 
sondern  selbständig  arbeiten  wird.  In  dieser  Konstellation 
z 'igt  sich  das  Bestreben  der  beiden  grofsen  Gruppen,  einem 
Zweck  der  Trustgesellschaften  mehr  zum  Ausdruck  zu  ver- 
lielfen,  der  bei  ibr^r  Oründuns-  mitgesprochen  hatte:  das  Zti- 
sammenarbeiten  mit  anderen  FiniK  n  zu  ermöglichen,  das  den 
beulen  konkurrierenden  Hauptunternehraunpfen  trotz  der 
früheren  Zusammengehörigkeit  —  wie  die  Diners  sich  ent- 
wickelt haben  —  vorerst  nur  selten  gelingt.  Zutifeilos  haben 
die  beiden  Gruppen  in  technischen  und  gei>chättlicheu  Dingen 
manche  gemeinsame  Interessen,  die  ein  Miteinanderarbeiten  in 
gewiesen  Richtungen,  namentlich  auch  im  Ausland  wtlnschens- 
wert  macht;  die  "Frustgesellschaften  sind  dazn  die  geeigneten 
Organe,  sie  arbeiten  der  weiteren  Entwicklung  vor,  die  später 
au  betrachten  isl. 


8.   Die  L  o  e  w  e  g  r  u  p  p  e. 

\\'ährend  es  sich  bei  den  grofsen  (T(?sol1>^cbfift(^n  des 
Ki -t'iiliahnwesens  und  der  Klektrizitätsindustrie  inimeriiia  um 
geöclilo^sfMie  Unternehmungen  handelte,  die  trotz  aller  Tochter- 
gest^  II  sc  hatten  ein  einheitliches  Ganzes  bilden,  es  demnach 
begreiflich  ist,  dafs  die  i^ank  sich  auch  bei  ihnen  auf  die 
finanzielle  Unterstützung  der  industriellen  Expansion  be- 
schränkt; li^  die  Wahrscheinlidikeit  eines  aktiven  Ein- 
greifens auf  den  ersten  Blick  beim  Loewekonsem  näher.  Der 
LoewekoDsem,  seine  Geschichte  und  Verfassung,  ist  wohl 
die  interessanteste,  im  ganzen  auch  fllr  die  Frage  des  Ver- 
hältnisses TOD  Banken  und  Industrie  wichtigste  industrielle 
Gruppenbildung  Deutschlands.  Es  ist  nötig,  seine  Geschichte 
in  den  OrundzUgen  darzustellen 

Die  ganze  Gescliichte  der  Loewegruppe  wirr]  f'liarakterisiert 
durch  df^n  verschiedenen  Wortlaut  dos  ^  der  Statuten,  »b-r 
Liber  den  Zweck  der  KoininandiT^'i'sellychat't  auf  Aktien  (seit 
Aktiengesellschaft)  Liidw  i^,^  i^oewe  &  Co.  Auskunft  sfibt. 
Im  »Statut  von  18ü9  heifst  es:  Zweck  ist  ^die  Fabrikation  vun 
Nähmaschinen,  sowie  die  Ausführung  aller  anderen  durch  die 

^  Nach  den  rjpschäftsbcricliton  von  Lii'hvig  Locwo  V  Co.  und  d»ir 
wichtigeren  TocliiergesellacbafteD,  iiisl>e8onclere  der  Deutschen  WaÖen- 
nnd  ManitioiMfabrtkeo,  der  KSIn-Rottweiter  Pulverfiihrikeii ,  der  Tete- 
SnphettgeseUflehafken. 
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Fabrikeinrichtung  herstellbaren  Arbeiten";  1803  dagegen: 
„FabrikattoQ  von  Werkzeugmaschinen,  Waffen  und  Munition, 
sowie  die  Ausfübrung  aller  anderen  durch  die  Fabrikeinrichtang 
herstellbarer  Arbeiten,  femer  der  Erwerb  und  der  Betrieb 
anderer  industrieller  Unternehmungen  in  jeder  rechtlichen 
Form,  auch  durch  Ankauf  von  Aktien  und  Anteilscheinen 
solcher  Unternehmungen,  der  Handelsbetrieb  in  allen  Roh- 
stoffen, Halb-  und  Ganzfabrlkaten ,  die  mit  dem  industriellen 
Geschäftsbetrieb  in  Zusammenhang  stehen,  und  die  Ab- 
schliefsung  aller  diesen  Zwecken  dienenden  Oeschfit'te."  Dem 
Grinnl.stock  der  \^C)9  gegründeten  Fabrik,  dem  Xähmascbinen- 
bau,  ^^e.sellte  sicfi  liald  die  Waffenfabrikation  zu,  Knde  der 
70 er  und  Aiilang  der  80er  Jalue  werden  andere  im  Rahmen 
der  bisherigen  Tätigkeit  liegende  Branchen  hinzugenommen, 
in  erster  Linie  der  Werkseugmaschtnenbau  nach  amerika- 
nischen Mustern,  dann  auch  der  Bau  von  Kesseln  und  Dampf- 
maschinen. Zuweilen  werden  Bankkredite  auch  aufserhalb 
des  Geschäfts  der  Zahlungsvermittlung  aufgenommen ;  charak- 
teristiscli  ist  einer  vom  letzten  Quartal  1882  in  Höhe  von 
300000  Mk.,  der  schon  1883  wieder  surückgezahlt  wird  und 
einen  bezeichnenden  Gegensatz  zu  einem  ähnlichen  Kredit  des 
Jahres  W2  in  Hnhe  von  G  Mill.  Mk.  bildet.  In  den  SO  er 
Jabren  ver^^^röfserte  sicli  das  (Geschäft,  so  dafs  eine  wichtige 
Neugtötaltung  des  Fabrikbetriebes  in  der  Richtung  auf 
Spezialisierung  durcli^^et'iihrt  werden  mufa:  „Massenfabrikation*, 
Werkzeugbau  und  Werkzeugmaschinenbau  werden  getrennt. 
Im  gleichen  Jahr  wird,  veraniafüt  durch  den  Um- 

schwung auf  dem  Gebiet  der  Waffentechnik,  ein  Hand-in- 
Hand-Gehen von  Gewehr-,  Pulver-  und  Patronenfabrikation 
ins  Werk  gesetzt  Mit  den  wichtigsten  Pulverfabriken,  der 
Pulverfabrik  Rottweil —Hamburg  zu  Rottweil  und  den  Ver- 
einigten Rheinisch- Westfälischen  Pulverfabriken  in  Köln,  kautit 
Loewe  die  Deutsche  Metallpatronenfabrik  Lorenz  in  Karls- 
ruhe, und  zwar  —  der  Finanzierungsvorgang  ist  typisch  — 
für  5  Mill.  Mk. .  verwandelt  sie  in  ofne  Aktienj]^esellsehaft 
mit  n  Mill.  Mk,  Aktienkapital  und  bring  t  die  auf  ihn  t'aüenden 
3  Mill.  Mk.  liun  h  neue  Aktien  von  i^udwig  Loewe  ^  Co.  auf. 
GIeieli/>eitif(  hatte  Loewe  mit  der  bekannten  englischen  Firniü 
rireenwood  &  Batley  die  Ungarische  WafFenfabrik  in  Budapest 
mit  Maschinen  ausgerüstet;  die  Fabrik  bekam  aucli  einen 
Probeauftrag  von  d«r  ungarischen  Regierung,  wurde  aber  mit 
der  Probelieferung  nicht  fertig  und  verlor  den  Auftrag*  weil 
die  englische  Firma  sie  mit  den  Maschinen  im  Stich  gelassen 
hatte.  Um  die  langwierigen  Prozesse  und  die  Entwertung 
der  Fabrik  zu  vermeiden,  kauft  Loewe  die  Fabrik  (Ur 
2' j  Mill.  fl.  und  gründet  mit  einer  Budapester  Gruppe  die 
Waffen-  und  Maschinenfabrik  A.-G.  mit  2,1  Mill.  fl.  Kapital, 
von  denen  er  1,9  Mill.  Ü.  behält.    Das  Jahr  181H)  hatte, 
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wesentlich  dadurch,  wieder  eineu  intereasanten  fiuanzielleu 
Vorgang  gebracht:  eB  miÜBten  5  Mill.  Mk.  Bankkredite  auf- 
genommen werden,  die  durch  eine  Anleihe  von  7^'l  Mill.  Mk. 
zurückbezahlt  wurden.  Entscheidend  wichtig  ist  das  Jahr  1891« 
Nachdem  Loewe  au  der  Elektrizittttsgesellschaft  Hamburg  sich 
schon  im  Vorjahr  beteiligt  hatte ^  gründete  er  nun  mit  der 
Thomson  Houston  Electric  Co.  in  Boston  und  der  Kohlen- 
iind  Eisentirma  Thvssen  &  Co.  in  Mülheim  a.  R.  mit  l^'a  Mill.  Mk. 
Kapital    die   ünion-E.-O. :    sie  soll   nach   dem    >Tn.'Jter  der 
amerikanischen  Gesellschaft  vornt  hnili«  Ii  Strafsenbalmen  l)auen 
—  Bremen,  Remscheid,  Brüsöei,  Eriurt,  Gotha,  Elherleld, 
Lüttich,  München,  Hamburg  sind  die  ersten  —  und  verpHichtet 
bich,  25  Jahn  laug  alle  elektrischeu  Ma.^chinen  und  Apparate 
bei   Ludwig  Loewe  bauen  zu  lassen.    Dic^e  Gründung  ist 
nicht  nur  technisch  von  grODster  Wichtigkeit,  weil  sie  die 
Fabrikationstfttigkeit  der  Firma  Loewe  ganz  bedeutend  erhöht 
und  yerändert,  —  die  Hauptsache  ist,  dafs  sie  den  Anlafs  zur 
Bildung  der  Bankgruppe  geg«hL'n  hat,  die  als  „Loewegruppe" 
von  da  ab  alle  Emissionen,  Kredit-  uud  anderen  Geschäfte 
der  Loeweschen  Unternehmungen  besorgt  hat,  und  zwar  in 
der  Weise,  dafs  die  Führung  wechselt  und  auch  die  Quoten- 
verteilung dementsprechend  bei  den  einzelnen  Aktionen  ver- 
schieden  ist;  so  hat  bei  der  Ascherslebener  Maschinenfabrik 
die  DarniHtadter  Bank,  bei  der  19u4  gegründeten  Deutsch- 
Kiederläiuii&ohen  Telegraphengesellschaft  dit;  Dresdner  Hank 
die  Fuhrung  usw.     Formell  hatte  der  Inhaber  der  Firma 
Born       Busse,  Sigismund  Born,  bis  1898  den  Vorsitz;  seine 
Firma  hat  die  kleine  Käbmaschinenfabrik  von  Ludwig  Loewe 
bei  ihrer  Gründung  zuerst  unterstützt,  neben  ihr  haben  auch 
die  Diskontogeeellschafk  und  BleichrOder  schon  vor  der  Bildung 
der  Gruppe  im  heutigen  Sinne  zu  Loewe  in  enger  Beziehung 
gestanden.    Diese  Banken,  insbesondere  die  Uiskontogesell- 
schaft,  wird  man  aueh  in  der  eraten  Zeit  an  der  Spitze  der 
Loewebanken  zu  suchen  haben,  während  in  den  letzten  Jahren 
namentlich  die   Dresdner  Bank  stark   in  den  Vordergrund 
ri\«jkt.     Sie   hat   durch   die  Interessengemeinsehat't   mit  dem 
Sehaaff hausenschen  Bankverein,  der  erst  sj);it'^r  beitrat,  ihre 
Stellung  erheblieh  verbessert.   Diese  B-Hikgruppe  —  Diskonto- 
gesellschat'i ,  Dresdner  Bank,  Schaatl iiausenseher  Bankverein 
(seit  1898),  Darmstädter  Banlv,  iileiehröder,  Born      Busse  — 
hat  sich  gebildet  infolge  des  wachsenden  Kapitalbedarfs  der 
Firma  Ludwig  Loewe  &  Co.,  den  die  Aufnahme  der  Täd^eit 
^r  die  elektrische  Industrie  hervoi^erufen  hat;  also  schon 
ihre  Entstehung  ist  ganz  unmittelbar  auf  industrielle  Initiative 
zurückzuführen.    Auch  für  die  ganze  Folgezeit,  im  wesent* 
liehen  bis  heute,  haben  sich  die  Loewebanken  auf  die  finanzielle 
Beihilfe  beschrttnkt,  und  wenn  vielfach  die  imposanten  Trans- 
Aktionen   des  Loewekonzerns   mit   ihren   grofsen  Kapital- 
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Investierungen  auf  eine  besonders  wichtige  Eolle  der  Banken 
hinweisen,  so  handelt  es  sich  dabei  im  Grunde  doch  nur  um 
eine  quantitative  Veränderung:  ihre  finanzielle  Beteiligung^  ist 
g^ewaclispn,  ihre  Initiative  ist  auch  heute  nicht  richtunggebend 
tür  die  innere  Entwicklung  der  Loeweschen  ünternelinuuigcn. 

Seit  den  fMipr  Jahren  verzweigt  öich  der  Luewekonzfrn  : 
Waffen-,  Maßehiüentubnkation  und  Elektnzitatsindustrie  gehen 
ihre  eigenen  W  ege.    1893 — 95  wird  die  Budapester  Fabrik 
vergrörsert,  ein  Teil  der  Aktien  der  Metallpatroneufabrik  au 
den  Markt  gebracht  ^  die  WerkseugnuMchinenfabrikation  er- 
weitert und  in  Martmikenfelde  mit  neuen  Anlagen  zum  Bau 
gröfserer  Werkaeugmaschinen  verseheni  das  Kapital  au  dieaem 
Zweck  erbt^ht,  die  elektrische  Abteilung  bedeutend  auagedehnt. 
Die  erste  finanziell  selbständige  Aktion  der  Loewebanken  fVillt 
in  diese  Zeit:  sie  gründen  1894  die  Gesellschaft  für  elektrische 
Unternehmungen    zur  Unterstützung  der  Union-E.-G.,  die 
wichtigste  Trustgesellscliaft  der  Elektrizitiit^^industrie,  mit  der 
(lip.sp  eigenartige  Form  industrieller  Ur^^atii^ation  zuerst  ein- 
^^etuhrt  wird.    Auch  hierzu  lit'gt  die  hutiative  nicht  bei  den 
Banken,   ebensowenig   wie   bei    der  nun  immer  niehr  tort- 
schreitenden Verselbetändiguiig  der  Loeweschen  Klektrizitätb- 
unternehmungen.    Ü'ie  werden  zu  grofs,   unterliegen  zu  sehr 
eigenen  Bedingungen  und  bedürfen  der  gesonderten  einheit- 
lichen Verwaltung.     Deshalb    verkauft  Loewe   den  Bau 
elektrischer  Maschinen,  der  nur  fUr  die  Union  aufgenommen 
worden  war,  an  diese;  die  Union  erhöht  ihr  Kapital  auf 
18  MiU.  Mk.  ^  wovon  Loewe  4,5  dauernd  im  Besitz  behält, 
während  das  übrige  an  die  Aktionäre  geht.  Die  Entwicklung 
der  Union  ist  nunmehr,  was  ihre  Kreditbeziehungen  anlangt, 
dieselbe  wie  die  der  anderen  grofscn  KU  ktrizitÄtsgesellschaften: 
die  Banken  der  Loewegruppe  besorgen  ihre  Finanzgesehufte 
im  grofsen ,   ^li^  Union  und  ihre  Tru8t;>re«!ellse'haft  (iiejenigen 
ihr*'i- Toehteruiiteruehmungen  sclbstiiiulig  im  klt  iiioii.  die  Initia- 
tive wird  weiter  von  Loewe  gegeben.    Von  den  anderen  Klek- 
trizitäts<;(;.sellüchaften  unterscheidet  sie  sich  niclit  durch  ilire 
Bankbeziehungen,  sondern  nur  dadurch,  dafs  .sie  inuner  Glied 
eines  grofsen  industriellen  Konzerns  bleibt.  Von  Loewe  wird 
im  kleinen  wie  im  gro&en  fklr  sie  gearbeitet,  es  wird  die 
Russische  Elektrizitäts-A.-Q.  Union  und  die  österreichische 
Union-E.-G.  gegründet  und  in  den  Telegraphengesellscbaften 
ein  grofses  neues  Wirkungsgebiet  für  sie  geschaffen.  Auch 
bei  der  Einbeziehung  dieses  Zweiges  in  den  Loewekonzem 
hat  h(khstens  die  Vermittlung  und  finanaieUe  Hilfe  der  Banken 
eine  Holle  gespielt,  im  «ganzen  hat  man  aber  gerade  hier  ein 
gutos  Beispiel  dafür,  wie  von  fl»'n  grofsen  Akten  industrieller 
Konzentration  die  Banken  mehr  becintlur.st  wei-H'-?^  mIs  um- 
trekehrt.  treten  die  Ouilleaumes  mit  ihren  lu'k;i?  v'  mi 

Kabelwerken  in  der  ganzen  Welt,  die  sich  um  das  Karisweric 
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von  Feiten  &  Ouilleaume  in  Mlüheini  a.  Rh.  gruppieren ,  zu 
LfOewe  in  Besiehungen,  1899  erlblgt  die  Grttndmig  der  Deutsch- 
Allantischen  TelegraDhengeBellichaft  doreh  die  Loewebanken 
unter  Fahrang  der  Diskontogeadlsehaft»  nachdem  schon  vor- 
her L*oewe  sich  fUr  die  Union-E.-G.  an  den  Land-  und  See- 
kabelwerken A.*G.  in  Köln- Nippes  beteiligt  hatte,  dem  1898 
aus  der  Ck>uth8chen  Rheiniscnen  Gummiwarenfabrik  ent- 
standenen Kabelunternehmen.  Dieser  Zusammenschlufs  ist 
von  den  beiden  iTuIastriellen  Parteien  ausgegaiiL^'en.  Zum  Teil 
hat  diese  Wendung  den  Schaaffhanöensclien  Bankverein,  der  zu 
den  Guilleaumes  in  naher  liezicliung  steht,  zum  Eintritt  in 
die  Loewegruppe  veranlafst.  Zup:leich  hat  der  Wunsch  des 
Loewekonzerns,  die  Schuckert-Elektrizitiitsge.sellschaft  an  bicli 
herauzuzieheu ,  auf  diese  Vergröfserung  der  iiaiik^ruppu  hin- 
gewirkt^ man  wird  hier  den  treibenden  Faktor  für  die  frtlher 
erwähnten  eigenartigen  Vorgänge  zwischen  Schnckert  und 
dem  Schaaffhausenschen  Bankverein  su  suchen  haben.  Jeden- 
faUs  ist  die  Neugestaltung  der  Bankgruppe  durch  den  Hinsu* 
tritt  des  Bankvereins  ein  Ergebnis  industrieller  Initiative^, 

Nebenher  geht  die  Fortentwicklung  der  Loeweunter- 
nehmungen  nach  anderen  Richtungen:  180(3  wrr  ](  n  die  Waffen- 
fabriken in  Berlin,  Oberndorf  (Waffenfabrik  Mauser),  Buda- 
pest, Herstal  in  Belgien  (Fabrique  nationale  d 'armes  de  guerre) 
und  die  Patronenfabrik  in  Karlsruhe  in  der  12  Mill,  Mk. 
Kapital  starken  Aktit'n;i;e.sell.seliatt  Deutsche  Waffen-  und  Muni- 
tionsfabriken, Herlin-Karlsruhe,  zusammen gefafst.  4  Mill.  Mk. 
Aktien  bleiben  im  Besitz  von  Ludwig  Loewe  Co.  Natürlich 
steht  diese  Geaellschaft  in  enger  Beziehung  zur  M litte rgesell- 
Bchaft,  beteiligt  sich  für  sie  au  der  Daimler  Motoren- A.-G.  in 
Karlsruhe  und  mit  700  OOU  Mk.  an  der  Zentralstelle  für  wissen- 


'  Die  Veraehiebaogen ,  die  itch  im  Jahre  1905  im  Kabel konsern 

vollzogen  liiiben,  zeigen  in  besonders  interessanter  Wei-*  ,  aufweichen 
UmwRpf'n  sich  die  industrielle  KonzcntrMtion  gerade  in  den  Kreisen  durch- 
setzeu  kauu,  die  den  Grofshanken  nahestehen.  Zunächst  bringt  die  A.-6. 
Feiten  ft  Geilleaume  die  erwähnten  Land-  und  Seekabelwence  in  KUin 
vollständig  an  si(  Ii  ;  (irr  Vorbeaitzer  uthI  die  Vertreter  der  Loewebanken 
fMskontogesellsehatt .  Dresdner  und  Dannstiidtcr  Batik  scheiden  aus  dem 
Auföichtsrat  aus,  die  Bauklirma  Deichmann  tritt  neu  iu  denselben  ein. 
Kurz  darauf  fusioniert  sich  das  (juiileaumesche  Unternehmen  mit  der 
Elektrizifätst:esellschaft  Lalutu'vpr  I  )ie8e  Erweiterung  und  Konsolidierung 
der  gröfsteu  Kabelfirma  bedeutet  zunächBt  eine  Lockerun*;  der  Be< 
siebungen  zum  Loewekonzem.  Aber  die  Verbindung  löst  sich  nicht  voll- 
ständig. Der  Schaaffhauseosche  Bankverein  bleibt  das  Bankhaus  der 
(^uillcanines ,  -nv  rr^t'  r  Direktor  wird  V  r-it-^^endor  itn  Aufsieht^rat  der 
l^d-  und  Seekabel  werke.  Durch  die  Bezieliungen  zxx  Lahmeyer  kommt 
<lie  pftrmetadter  Bank  in  den  fCabelkonsem ,  und  dem  Aufdicbtsrat  der 
▼ereiiiigten  Guilleaume-  und  Lameyer-Gcfleltschaft  gehören  in  der  Tat 
Vertreter  dt^r  irjfhMa:st»'n  l,nfMvf'bankcn  an.  So  wird  die  unmittelbare 
Versclbständiguug  eines  Uiiteruebmens  iu  der  Folge  sehr  bald  zu  einer 
wetentlichee  Förderung  der  indaslriellen  Konaentmtion  und  der  Einflufs- 
•phftre  der  Groisbanken. 
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schaftlich-technische  Untersuchimgeo.    Diese  Befreiung  von 
den  Tochtergesellschaften  hat  einen  dreifachen  Vorteil :  I.  die 
Möglichkeit  der  Spezialisierung,  2.  den  mühelosen  Anteil  an 
den  Gewinnen  der  Tochtergesellschaften  und  3.  die  stillen 
Reserven,  die  sich  durdi  Niedrigbewertung  der  Aktienbestände 
anlegen   lassen.     Nuiniu  In    kann    sich    die   Firma  LudAvi^^ 
Loewe  &  Co.  wieder  mehr  ihrer  Spezialität  im  Maschinenbau 
widmen:  nachdem  sie  ein  Unternehmen  für  Setz-  und  Zeilen- 
giefsmaschinen  als  G.  m.  b.  11.  Typoerraph  abgegliedert  hat» 
äucht  üie  in  der  neuen  Fabrik  die  amerikanische  Methode 
der  Herstellung  von  Werkzeugmaschinen  auf  Vorrat  ein* 
zuführen.    Dieses  technisch  und  wirtschaftlieh  deshalb  so 
wichtige  System,  weil  es  für  die  Entwicklungsstufe  einer 
Volkswirtschaft  symptomatisch  ist^  bekam  fUr  den  Loewe- 
konsern  darum  eine  besondere  Bedeutung,  weil  man  es  mit 
der  Gründung  der  Kiles- Werkzeugmaschinenfabrik  auch  auf 
grofso  ^^'erkze^gma8chinen  amerikanischen  Musters  (für  Dyna- 
mos, Lokomotiven  usw.)  anzuwenden  suchte.    Der  Mifserfolg 
dieser  wie  einer  gleichzeitigen  anderen  Ornndung,  der  Aschers- 
lebener  Mascliinenfabrik  vorm.  W.  Schmidt,  deren  Speziah'tat, 
die  Heifsdam))tma-se!uMen   mit  Schmidt- Überhitzer ,   zur  Um- 
wandlung verlockte,  konnte  den  Ansehein  erwecken.  aU  ob 
die  lianiven,  die  in  der  Tat  viele  Millionen  aU  Üajikkredite 
zur  Deckung  des  Defizits  in  diesen  Werken  stecken  haben, 
an  diesen  wUndungen  einen  besonders  aktiven  Anteil  ge- 
nommen hätten.  In  Wirklichkeit  beschränkte  sich  ihre  Tätig- 
keit darauf,  den  Orttndungsakt  zu  besorgen  und  danu,  als  die 
Werke  kein  Geld  zum  Betrieb  mehr  hatten,  ihnen  hohe 
Kredite  zu  gewähren;  von  e!<;ener  Initiative  der  Banken  kann 
hier  sogar  noch  weniger   die  Hede  sein   als  bei  anderen 
QrUndungen:  Ludwig  Loewe  &  Co.  war  in  der  glücklichen 
Lage,    über    eine    Reihe    von    Banken    infolge    der  vielen 
anderen  (ireschäfte  mit  ihnen  auch  tUr  riskante  Unterneh- 
mungen unbedint^t  verfügen  zu  können. 

Diese  und  manche  andere  Gründungen,  An-  und  Ab- 
gliederungen  von  Toclitt-rgesellschaften  *  haben  .st  hlierslicli  die 
Firma  Ludwig  Lucwe  auf  eine  quantitativ  ebenso  vt;r- 
schiedene  wie  prinzipiell  ihrem  Stand  bei  der  Entstehung 
gleiche  Stellung  zurttckgefuhrt:  sie  verfertigt  heute  in  einer 


'  Hpsonders  interessant  ist  noch  die  Vprbiniln?i-  mit  T^'ihler  k  Co, 
lierlin-Wien,  der  österreicbiscbeu  vor  wenigen  Juurcn  torinell  in  eine 
Aktiengesellflcbaft  verwandelten  Firma «  die  den  berähmtesten  Flinten* 
stahl  herstellt  und  ihr.  rsoits  wieder  zu  namhaften  üsterreichiacheu  Eliseii- 
werken,  auch  «Ifr  Alpinen  .MonMn^'P^^ellsehaft  in  I^eziehang  steht,  —  be- 
sonders intere;>8Hut  auch  de-^lKiih.  weil  dunh  das  Zwischenglied  der 
Banken  (D^skontogeiiellBchaft)  eine  gewisse  Herdnsiehong  der  anderen 
groiVfn  I  ;i1>vik  für  Füntonstahl,  der  ßtsmarckhütte  in*Oberfiehlenen,  in 
diesen  Kreid  angebahnt  ist. 
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Berliner    Fabrik    zwar    mit    der   vollkoiimiensten  Teclinik 
und  in  bedeutendem  Umfang  Werkzeugmaschinen  einer  Art, 
wie  sie  auch  wieder  nur  in  einer  grofsindustriell  entwickelten 
Volkäwirtbchaft  denkbar  ist,  —  aber  immerhin  beschränkt 
Bie  aicii  auf  ein  ganz  spesimles  Qebidt.   Ihre  Tochtergesell- 
Schalken  sind  konsolidiert  und  fuhren  ihr  eigenes  Leben, 
immer  mehr  im  eigentlichen  Qeschttftshetrieb  von  der  Mutter- 
gesellschaft unabhängig  und  nur  dadurch  meist  noch  fest 
an   sie  gebunden,    dafs  sie   ihre  Mascliinen  Ton  ihr  be- 
siehen  müssen.     So  hat  sich  hier  in  30  Jahren  ein  Stück 
modemer  industrieller  Entwicklung  in  allen  typischen  Formen 
vollzogen.    Man  sieht  einen  dopjjelten  Prozefs  sich  abspielen: 
nebeneinander  eine  technisch-kaufniiinnische  Kombinieruiii!  und 
Spezialiäieruner ,  einander  stutenweise  ablösend,  und  eine  un- 
aufhörlich lortöchreitende  gesamtindustrielle  Expansion  und 
Konzentration.    Im  Anfang  gehen  industrielle  und  Kapital- 
konzentration eng  verbunden  nebeneinander:  der  Einzelbetrieb 
wird  vergröfsert,  andere  Branchen  werden  angegliedert;  das 
Geld  liefert,  hie  und  da  mit  mftfsigen  Kreditansprachen  an 
befreundete  Banken  und  mit  Kapitalerhöhungen  an  den  Markt 
herantretend,  das  alte  Stammhaus  Ludwig  Loewe  &  Co.  Dieser 
Zustand  ändert  sich  seit  den  9Uer  Jahren:  die  wachsende 
Ausdehnung  der  einzelnen  Fabrikationszweige,  di(^  Hinzunahme 
besonders  kapitalbedürftiger  neuer,   vornehmlich  der  Elek- 
trizitätsindustrie,  erhöhen   den   Kapita]1)edarf  in  demselben 
Mafse,  wie  sie  die  tcchni.sch-betriebliche  Spezialisierung  der 
einzelnen  Unternehmungen  notwendig  machen.    Während  der 
grofse   Bau  Loewei.cher  Gründungen,   von   der  techui.^clien 
»Seite  betrachtet,  zerfällt,  das  Stammunternehmen  seine  zentrale 
Stellung  verliert,  wächst  —  vom  tinanziellen  Stand])nnkt  ge- 
sehen — ■  die  Zu^animeufaüÄung  der  verschiedensten  indusili'iellen 
Unternehmungen  in  einer  bisher  ungekanuten  Weise.  Diese 
Entwicklung  iindet  ihren  Ausdruck  in  der  Stellung  der  Banken, 
Das  gelegentliche  Zusammenarbeiten  mit  befreundeten  Bank- 
häusern, wobei  nicht  immer  die  gleichen  in  Anspruch  ge- 
nommen, jedenfalls  die  Privatfirmen  vielfach  bevorzugt  werden, 
weicht  der  Bildung  einer  festen  Bankgruppe,  in  denen  die 
Grofsbanken  unbestritten  die  Führung  haben,  die  fUr  die 
einzelnen  kleinen  und  grofsen  Geschäfte  in  einer  sich  tradi- 
tionell ausbildenden  Form  in  Aktion  tritt.    Man  kann  kurz 
folgende  charakteristische  Hrricheinung-'n    im  Verhältnis  der 
Banken  zum  Loewekonzern  feststellen:   1.  die  vier  ^^enannten 
(n-ofsbanken  haben  die  unbestrittene  Füliru!  u,  die  Konknrrenz 
unuv  ihnen  nnii;*  bahl  die  eine,  bahl  die  aiiävre  melir  in  den 
Vorder^iLuul  treten  laübcu,  prinzipiell  bilden  sie  den  Loewe- 
unternehmungen    gegenüber   ein   einheitliches  Bankinstitut. 
2.  Diese  Bankgi'uppe  besorgt  alle  Geschäfte  des  Loewekonzems, 
das  laufende  Geschäft  im  kleinen,  gewerbliche  Kreditgewährung 


Digitized  by  Google 


250 


XXIV  2. 


im  Kontokorrent,  Grüiidimgen ,  Emissionen  usw.,  —  ihre 
Tätigkeit  stellt  das  moderne  industrielle  Bankgeschäft  in  seiner 
vollkommensten  Form  dar.  3.  Diese  ünanzielle  Seite  drückt 
dem  Loewekonzern  in  der  jüngsten  Zeit  immer  deatlielier 
ihren  Stempel  auf,  die  Tätigkeit  der  Bankgruppe  wird,  mehr 
aU  die  indostrielle  Initiative,  das  entscheidenae  Moment  in 
der  Entwicklung  der  Loeweunteroehmungen,  nicht  dadurch, 
dals  diese  Initiative  auf  die  Banken  übergeht,  sondern  des- 
halb, weil  sie  bei  einem  gewissen  Stand  der  industriellen 
Entwicklung  ihre  ausschlaggebende  Bedeutung  an  die  Faktoren 
der  finanziellen  Erhaltung  und  Weiterführung  abtritt.  Auch 
die  fTestaltung  des  Loewekonzerns  kann  die  Tatsache  nicht 
widerlegen ,  dafs  direkte  Eingriffe  in  den  industriellen  Ent- 
wicklungsgang der  gesamten  Gruppe  oder  ihrer  einzelnen 
Unternelnnungen  von  den  Banken  weder  gewollt  noch  wirk- 
lich durchgeführt  werden.  Die  Leitung,  Erweiterung  der 
Industriegruppe,  die  Initiative  bleibt  bei  der  Industrie,  die 
Banken  beschränken  sich  prinzipiell  auf  die  finansidlen 
Transaktionen.  Wenn  diese  einen  immer  wachsenden  Umfang 
annehmen,  für  die  Fortentwicklung  auch  der  industriellen 
Unternehmungen  eine  gröfsere  Bedeutung  bekommen  als  die 
anregende  industrielle  Initiative,  s«^  ist  dies  nicht  das  Resultat 
eines  bewufsten  systematischen  Eingreifens  der  Banken  in  den 
Gang  der  Industrie,  sondern  das  objektive  Ergebnis  tiefer« 
liegender  allgemeiner  Verhältnisse  des  Wirtschaftslebens, 

Die  Erscheinungen  im  X  erlialmis  der  Grulsbank.  n  zu 
einzelnen  industriellen  Unternehmungen,  den  Einzulweiken 
wie  Jeu  verschiedenen  Arten  von  KollekLivunternehmuugen 
zeigen  eine  prinzipielle  Ähnlichkeit.  Die  Unterschiede  sind 
nur  geeignet,  diese  Übereinstimmung  zu  bestätigen  und  zu« 
gleich  die  Erklärung  dafUr  zu  geben.  Ein  planvolles  un- 
mittelbares Einwirken  auf  die  industrielle  Entwicklung  hat 
sich  im  Verhältnis  der  Banken  zur  Industrie  nicht  heraus- 
gebildet: die  industrielle  Initiative  ist  nicht  auf  die  Banken 
übergegangen.  Bei  den  Einzelwerken  wie  bei  den  besprochenen 
gewerblichen  Gruppenbildungen  beschränkt  sich  die  Tätigkeit 
der  Bank  auf  das  finanzielle  Moment,  sie  besorgt  das  Geld 
und  leistet  die  im  Wesen  einer  Bank  liegenden  Dienste,  sie 
«•rniM^^lii-lit  damit  du'  Kntfaltnnj^  industrieller  Kntwicklungs- 
t'-iidenzeii,  die  sie  aelij^t  nicht  ,ir''scliafVen  hat.  Diese  finanzielle 
Bestimmun^r  der  Banken  spielt  aber  nteht  zu  allen  Zeiten  und 
an  allen  Punkten  der  Inausirie  die  gleiche  Rolle.  Die  Be- 
ziehungen zwischen  den  industriellen  Unternehmungen  und  den 
Banken  als  Geldgebern  richten  sich  nach  dem  Kapitalbedarf 
der  Industrie,  nach  seinem  Umfang  wie  nach  seiner  Rolle  im 
gesamten  industriellen  Entwicklungsprozefs.  Quantitativ 
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hängt  der  Kapitalbedarf  und  im  Zusammtinhang  damit  die 
Inanspruehnjihme  der  Bauken  von  drei  Faktoren  ab :  1.  von 
dem  wachsenden  Liiifang  der  Unternehmungen,  2.  von  der 
Katur  des  Gewerbes,  vum  Unterschied  der  „schweren"  und 
„leichten'"  Industrien,  3.  von  der  finanziellen  Leistungsf^ig- 
keil  des  Unternehmers,  der  als  reicher  Mann  die  Kapital- 
vennittelung  der  Banken  lange,  wenn  auch  nur  eine  gewisse 
Zeit,  entbären  kann.  Die  Inanspruchnahme  der  Banken 
wird  demnach  überall  mit  der  Entwicklung  der  Industrie 
wachsen,  in  gewissen  Gewerben  früher  und  stärker,  in  ein- 
zelnen Unternehmungen  später  eintreten  als  in  anderen.  Diese 
quantitative  Änderung  des  Ka})italbedarf8  veranlafst  die  Banken 
zur  Umwandlung  ihrer  Organ isatinrt.  Nnrh  wichtiger  ist  aber 
die  qualitative  .Stelhiiig  des  Kapit.illMMlart's  In  den  An- 
langen ist  das  Schicksal  einer  industriellen  ünternflimung  ab- 
hängig von  der  Kiclitung  und  Gestalt,  die  ihr  in  kauimännisch- 
technischer  Bezi' hung  gegeben  wird:  die  Funktion  des  in- 
dustriellen UüLernehmortums ,  der  gegenüber  der  Geldgeber 
ganz  im  Hintergrund  bleibt.  Mit  der  Weiterentwicklung  und 
Konsolidierung  des  Unternehmens  rerliert  diese  richtung- 

§ ebenda  Initiative  des  Industriellen  an  Bedeutung  für  das 
chioksal  desselben;  die  Vergröfserung  auf  der  gegebenen 
Basis  verlangt  um  so  mehr  Kapital.  Das  finanzielle  Moment 
tritt  damit  in  den  Vordergrund:  das  Unternehmen  wird  in 
seinem  Wesen  bestimmt  mehr  durch  die  Kapitalinvestierung, 
deren  Objekt  es  ist,  als  durch  den  industriellen  Unternehmungs- 
geist, doT'  (is  geschaffen  liat.  Diese  qualitative  Veränderung 
in  d«'i  Kolh*  d^s  Kapitalbedarfs  erklärt  die  geschilderten 
engen  Beziehungen  zwischen  Grolsbanken  und  Industrie. 
Ziemlich  deutlich  tritt  dies  bei  den  Verhältnissen  im  Klein- 
bahnwesen hervor.  Das  System  der  Grofsbanken  ist  dort, 
dafs  sie  rein  als  Finanzinstitut  zusammenarbeiten  mit  einem 
Unternehmer,  der  die  Initiatire  gibt.  In  diesem  Konsortium 
hat  der  Unternehmer  so  lange  die  Führung,  als  die  ersten 
ausschlaggebenden  Bahnlinien  gebaut  werden.  Sind  diese 
soweit  konsolidiert,  dafs  nur  die  Verwaltung  des  Bahn- 
netzes  und  sein  Ausbau  im  einzelnen  als  Aufgabe  bleibt,  dafs 
man  keinen  Unternehmer  mehr  braucht  und  mit  einem  tüch- 
tigen eisenbahntechniscb  gebildeten  Direktor  auskommt,  dann 
gründet  die  Bank  eine  neue  Gesellschaft;  diese  soll  keine 
kilhnen  Untemehnmngen  inszenieren,  der  Fortschritt  besteht 
tür  sie  in  der  Verwertung  eines  stetig  waehsenden  Kapitals 
in  der  gleichen  industi  teilen  Sphllre.  Immer  stellt  der  Bau- 
imternehnier  gewissermalhiu  die  industrielle,  die  Bank  die 
hapitalistische  Initiative,  d.  h.  ersterer  formt  das  industrielle 
Unternehmen,  die  Bank  beschafft  das  Kapital.  Aber  im  An- 
fang ist  die  industrielle  Initiative  das  Entscheidende;  hat  die 
industrielle  Unternehmung  ihre  endgültige  lebensfklhige  Form, 
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dann  wird  die  kapitalistische  Initiative  die  Hauptsache.  Des- 
halb spielt  die  Bank  im  ersten  Stadium  eine  nebenBäcUiche, 
im  zweiten  die  Hauptrolle. 

Die  quantitativen  und  qualitativen  Veränderunffen  des 
industriellen  Kapitalbedarfs  maclien  die  OrofsbanKen  zu 
Trägern  und  RepräsenUinten  der  Kapitalkonzentration.  Bis 
zu  einem  gewissen  Punkt  ist  diese  nur  eine  Begleiterscheinung 
der  Industriekonzentration;  die  industrielle  Entwicklung  und 
die  Entfaltung  der  Grofsbanken  sind  zwei  parallele  Ent- 
wickliingsroiliHn ,  sie  gehen  in  der  beschriebenen  Weise 
nebeneinander  her:  die  Industrieunternehmungen  wachsen, 
die  Banken  wachsen  mit  und  nehmen  eine  entsprechend 
veränderte  Form  an.  Wie  sehr  die  industrielle  Kouzeutratiou 
die  Grofsbanken  beeinflulst,  zeigt  namentlich  die  Fusion 
A.  E.-G.— Union-E.-G.,  durch  die  ein  Zusammenarbeiten  der 
Loewebanken  mit  der  Berliner  HandelsgesellschafI  und  teil- 
weise der  Deutschen  Bank  hervorgerufen  wird.  Von  einem 
gewissen  Punkt  ab  schlägt  aber  die  Entwicklung  um«  Die 
Industriekonzentration  schafft  erst  die  Kapitalkonzentration,  ist 
diese  weit  genug  gediehen,  fuhrt  sie  ihrerseits  die  Konzentra- 
tion der  Industrie  auf  höherer  Stufe  zu  Ende.  Das  bedeutet 
zugleich :  bis  zu  einem  gewissen  Grad  ist  die  Entwicklung 
der  Orofsbankon  abhängig:  von  derjenigen  der  Industrie,  bis 
die  Kf)nzentration  des  Kapitals  in  den  Grofsbanken  sieh  in 
eine  erweiterte  Konzentration  der  Industrie  durch  die  Grofs- 
banken verwandelt.  Wer  in  diesem  letzten  Frozefs  die  Initiative 
hat  ob  Bank  oder  Industrie,  ist  nicht  alljj^cnic'in  festzustellen, 
ist  im  Grunde  auch  gleichgültig:  ob  ein  üankdirektor  udcr 
ein  Industrieller  die  tonangebende  Rolle  in  einem  grofsen 
durch  die  Kapitalkonzentration  zusammengehaltenen  Industrie* 
körper  spielt,  wird  in  weit  gröfserem  Mafse  als  bisher  Sache 
der  Persönlichkeit  sein.  Beiden  ist  mehr  und  mehr  die  gleiche 
Aufmalt  -osteilt,  die  den  Industriellen  in  das  allgemeine  ge- 
schäftliche, den  Leiter  der  Bank  in  das  industrielle  Leben 
liinUberzieht,  im  ganzen  aber  eine  mächtigere  Stellung  der 
Bank  im  industriellen  Entwicklungsprozefs  mit  sich  bringt. 

Diese  entscheidenden  Vorj^änge  der  industricll'-ii  Knii- 
zentration  und  die  Rolle  der  Banken  b<  i  iiiiien  sind  nicht  ai. 
den  einzelnen  Unternehmungen ,  sondi-rn  au  der  Ge^amt- 
entwickiung  gewisser  Industrien  zu  beobachten. 

III.  Die  Banken  uud  die  Entwicklaug  ganxer  ludastriea. 

Es  wurde  schon  an  anderer  Stelle  auf  die  widerspruchs- 
volle Holle  hingewiesen,  in  welche  die  Grofsbanken  durch 
ihre  Beziehungen  zur  Industrie  geraten  können.    Sie  sind 

das  Kreditinstitut  einer  bestimmten  industriellen  üntemehmuiig. 
begleiten  sie  auf  ihrem  Lebensweg  und  beteiligen  sich  in 
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dieöer  Stellung  vielleicht  aktiv  an  einem  Stück  indu8trieller 
Konzentration;  Hie  Hanken  sind  aber  auch  ganz  allgeni'in 
Institute  der  Kapitalverwertung  und  werden  als  solche  manches 
lohnende  Kreditgeschäft  übernehmen,  das  dem  Interesse  eines 
Teiles  der  Kundschaft  und  bisher  geförderten  Tendenzen  ent- 
gegenwirkt. Es  ist  durchaus  denkbar,  dafs  die  Banken  erst 
die  Bildung  eines  Kartells  unterstützen  und  sich  dann  in  den 
Dienst  von  Bestrebungen  steilen,  die  sich  dessen  Sprengung 
von  aufsen  durch  aufkommende  aufsenstehende  Werke  oder 
von  innen  heraus  durch  eine  fortsei i reitende  Konzentration 
und  Vertrustung  zum  Ziel  setzen,  und  dafs  sie  dieser  erst 
begtlnstigten  Konzentrationsbowegung  einmal  einen  Stein  in 
den  ^^^^^T  legen,  wenn  ein  sehr  aussichtsreiches  Geschäft  dabei 
zu  maciien  ist. 

Solche  Erscheinungen  dürfen  trotz'lem  in  der  Überzeugurig 
nicht  irre  machen,  dals  die  Grofsbanken  an  den  Stellen,  wo 
die  industrielle  Entwicklung  am  weitesten  gediehen  ist,  immer 
zielbewufster  den  Konzentrationsprozefs  befördern,  in  immer 
innigere  Verbindung  mit  den  Entwicklungstendenzen  grofser 
industrieller  Ornppenbildungen  kommen,  Tendenzen,  deren 
planmäfsige  Förderang  in  immer  selteneren  Fftllen  durch  die 
anderweitige  Tätigkeit  als  Kreditinstitut  paralysiert  wird.  Die 
Stellung  der  Banken  au  den  grofsen  Fragen  einer  Industrie 
ändert  sich  mit  der  Zahl  und  dem  Entwicklungsgang  der 
ITnternehmungen  ,  zu  denen  sie  in  Beziehung  stehen.  Ist  die 
Hank  nur  tiir  und  durch  ein  oder  wenige  Werke  an  einer 
Industri  '  Inff'ressiert,  dann  lie^^t  die  Sache  einfach  :  die  Politik 
dieiier  Unternehmung  ist  die  Politik  der  Bank.  Häufen  sieh 
diese  Interessen  und  Htehen  sie  sich  gar  zum  Teil  feindlich 
gegenüber,  dann  hat  sich  die  Bank  für  die  einen  oder  anderen 
zu  entscheiden:  so  entsteht  eine  Industriepolitik  der  Banken, 
die  nicht  ein  blofses  Wählen  zwischen  der  einen  oder  anderen 
Seite  zu  sein  braucht,  sondern  sehr  wohl  ein  Drittes  sein 
kann. 

1,  Grofsbankeu  und  Kartelle. 

Die  Voraussetzunp^en  einer  solchen  Industriepolitik  zeigt 
am  besten  das  Verhältnis  der  Banken  zu  den  Kartellen. 
Die  rrrofsbanken  haben  zu  ihnen  in  vierfacher  Weise  Stellung 
geaonuuen. 

1,  Gewissen  Karteilen,  die  entweder  sehr  lose  sind  oder  nur 
einen  untergeordneten  Teil  des  gesamten  Betriel>s  der  zu^irehörigen 
Unternehmungen  betreffen,  stehen  sie  ganz  gleichgültig  gegen- 
über; ihre  Wirkung  sehen  sie  mit  denselben  Augen  an  wie 
technische  Verbesserungen  in  befreundeten  Fabriken,  die  keine 
finanzielle  Unterstiltzung  erfordern,  soweit  diese  Kartelle  aber 
die  VerhUltntsse  der  Industrie  vom  Gesichtspunkt  der  Renta- 
bilitKt  verbessern,  sind  sie  bereits  geeignet,  den  Banken  diese 
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( )r^^anisationsform  allgemein  sympathisch  zu  machen.  Kartell- 
bildungen dieser  Art  werden  wie  früher  erwähnte  andere 
Konsontralioiisvorgänge  (Fusionen,  Beteiligungen  u.  dergl.) 
möglicfaerwelse  mittelbar  auf  die  Banken  weitgehende  WiriKungen 
haben^  indem  sie  die  Stellung  des  industriellen  Kunden  inneiv 
halb  seines  Gewerbes  verändern.  Es  sei  nur  an  die  Kon- 
sequenzen erinnert,  die  sich  an  die  Einigungsverhandlungcn 
der  Gasmascliinenfabriken  Gasmotorenfabrik  Deutz  (Schaaff- 
haiiscnscher  Bankverein),  Gebr.  Körting-Hannover  (A.  E.-G. 
und  Berliner  Handelsgesellscfiaft) ,  Vor.  ^[asehinenfabriken 
Augsburg  und  Nürnberg  (Deutsche  I^ank)  kniijjfen  künnf^ri,  — 
in  einem  (Tewerbszvveig",  dessen  Natur  es  verhingt,  dafs  1' reis- 
verein bar  ungen  mit  engerer  Verbindung  der  Unternehmungen 
Hand  in  Hand  gehen. 

2.  Für  diejenigen  Kartelle,  die  in  solchem  Mafse  fiir  die 
einzelnen  Unternehmungen  Lebensfrage  sind,  dafs  die  Banken 
als  ihre  Verbündete  ein  unbedingtes  Interesse  an  ihnen  haben 
und  deshalb  auch  fördernd  einsugreifen  bereit  sind,  iat  das 
beste  Beispiel  das  erste»  bis  September  1903  dauernde^ 
Kohlensyndikat  Unmittelbar  war  durch  die  Gelsen- 
kirchener  Bergw^rksgesellschaft  die  mit  ihr  eng  befreundete 
Diakontogesellschaft  interessiert ;  die  ausschlaggebende  Stellung 
dieses  gröfsten  rheinisch-westfälischen  Bergbauunternehmens 
lind  das  Fehlen  entgegenstehender  Wünsche  von  anderer 
Seite  —  die  Dortmunder  Union  hatte  ja  eigene  Kohlen  — 
machten  der  Hank  eine  unbedingt  syndikatHfroundliclie  Haltung 
niüglieh.  An  der  Stellungnahme  der  Disküntu,L;(^^«'l!.-^ehal't  iot 
gerade  da.6  typisch  für  das  Verhuluiis  der  Großbanken  zur 
überwiegenden  Mehrheit  der  wichtigeren  Kartelle,  daüs  sie  bei 
dem  allgemeinen  Bedürfnis  der  Zechen  nach  einer  Preis- 
re^ulierung  nie  aus  ihrer  Reserve  heraussutreten  braucht 
Wie  sich  die  Banken  dort  ▼•erhalten,  wo  der  Wunsch  der 
Werke  nach  Kartellierung  allgemein  ist,  aeigt  die  Zusammen- 
Setzung  eines  Komitees,  das  die  Werksbesitzer  der  Hannover* 
sehen  Zementindustrie  in  einer  Versammlung  vom  19.  No- 
vember 1003  gewählt  haben,  um  Mittel  zur  Besserung  der 
Lage  insbesondere  im  Woge  des  Zusammenschlusses  ausfindig 
zu  machen.  Aufser  den  Induslrieleitern.  einem  Berliner  Banki^T 
und  einem  Bankier  aus  Hannover  al^  Vertreter  der  Verwohler 
Portlandzementfabrik  gehörten  diei»em  Komitee  Direktoren  der 
Bergisch-Markischen  Bank  und  der  Hannoverschen  Filiale  der 
Dresdner  Bank  an.  Gorade  das  Zusammenwirken  zweier  sieh 
sonst  fernstehender  Banken  hier,  wo  die  Interessen  der  Unter- 
nehmungen im  gansen  gleiche  sind,  ist  beseichneDd  fttr  die 
Stdlungnahme  der  Banken  au  Eartellgründungen.  Aber  wie 
in  den  meisten  anderen  Kartellen,  so  war  auch  im  ersten  Kohlen- 
^ndikat  die  Stellung  der  Banken  nicht  überall  die  gleiche. 
Zwar  stand  der  SchaafFhausensche  Bankverein  der  Harpener 
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Bergbaugesellschaft,  der  zweitgröfsten  im  Syndikat,  in  ähu- 
lieber,  wenn  auch  loserer  Weise  nahe  wie  die  Diskontogesell* 
Schaft  der  Gelsenkirchener,  aber  sein  Hauptinteresse  lag  doch 
im  Eisen,  und  da  man  als  Charakteristikum  des  ersten  Kohlen» 

Syndikats  den  Gcgensats  von  Kohle  und  Eisen  ansehen  muCs, 
verhielt  der  Schaaffhausensche  Bankverein  sich  wie  die  anderen 
Banken  wesentlich  passiv.     Von  den  verschiedenen  Eisen- 
syndikaten, Roheisensyndikat,  Halbzeugverband ,  den  Walz- 
draht-, Blech-  usw.  VprVi'inden  plt  dasselbe.    Die  Rolle  der 
]^>anken  in  dieser  ersten  Kartellperiode  der  Kolileii-  und  Eisen- 
industrie ist  nur  aus  der  Entwieklung  dieser  Industrien  seihst 
zu  erklären.    Der  \\  irkung.szeit  dieser  Kartelle  ftlllt  die  Auf- 
gabe  zu,   den  gewaltigen   Konzentration,-<prozefs  der  Eisen- 
industrie auf  der  einen,  des  Kohlenbergbaus  aut  der  anderen 
und  schlieislich  die  Verknttpfang  beider  Industrien  und  ihre 
Omppiening  um  die  grofsen  kombinierten  Eisenwerke  an- 
subabnen*   Diese  Bewegung  ^eht  in  vier  verschiedenen  Rich- 
tungen vor  sich:  1.  der  während  der  Hochkonjunktur  un- 
n<^tbarcn,  aber  im  Halbzeugverband  hier,  den  Syndikaten 
ftr    Fertigeisen   dort   um   so   sicherer  vorbereiteten  Ver- 
nichtung der  „reinen"  Eisenwerke ^  denen  auch  das  Kohlen- 
und  Kokssyndikat  den  Oaraus  machen  hilft;  2.  dem  /urüek- 
c^räntren  der  kleinen  Zechen  im  Kohlensyndikat,  in  erster  Linie 
«lurch  die  Bestimmung  der  Reteiliirungszitler  naeh  der  Zahl 
der  Schächte,  die  tiir  das  er^te  Koiiiensyndikat  ebenso  eliarak- 
teristiseh   ist  wie  ihr  Fehlen   für  das  zweite;   3.  der  Ent- 
wicklung der  industriellen  Dynastie  Thyssen  unter  dem  Schutz 
und  —  als  Outsider  —  ohne  die  Beschränkung  des  Kohlen- 
syndikatBy  und  4.  der  Entstehung  einer  mMchtigen  lothringisch- 
InxembuigisChen  Eisenindustrie,  deren  Roheisenerzeugung  heute 
so  grofe  wie  die  von  Rheinland-Westfalen  ist.   Ftlr  die  Ent- 
wicklung der  Eisen-  und  Kohlenindustrie  werden  so  während 
der  ersten  Kartellperiode  die  beiden  Elemente  umgestaltet  und 
swei  treibende  Faktoren  neu  geschaffen.   Die  Krise  hat  diese 
Tendenzen  in  der  Gestalt  der  teilweise  ruinösen  Notlage  der 
„reinen"   Eisenwerke,   des  neuen   Koldensyndikat<   und  der 
Zerhentiisionpri.  des  Stahl \vf»rksv<Tl)a?!d?,  der  Vurherrschaft  des 
Hauses   Ihysbeii   und  seiner  VerbüiKieten   in  den  einzelnen 
Unternehmungen    und   den   beiden   Syndikaten  zum  l)urch- 
brucli   gebraelit.  —  Für  die  Hanken    fehlte    bis   dahin  die 
Möglichkeit  einer  entschlossenen  Industriepolitik.    Sie  wurde 
gelähmt  durch  den  Interessengegensatz  innerhalb  ihrer  ge- 
schäftlichen Klient^  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie,  in 
der  steh  greise  und  kleine  Zechen,  „reine*  und  gemischte 
Werke  nebeneinander  befanden.    Damit  waren  die  Banken 
▼on  vornherein,  natttriich  mit  gewissen  Unterschieden  im  ein- 
zelnen, auf  den  reinen  Geschäftsverkehr  beschränkt,  und  in 
der  Tat  haben  sie  —  wenn  man  auch  die  geheimgehaltene 
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Geschichte  der  Syndikate  nicht  kennt  —  wahrscheinlich  nicht 
anders  gehandelt.  Obendrein  hat  die  Hochkonjunktur  bis 
gegen  ihr  finde  die  GegensAtse  ▼erwischt  und  auf  dem  Qe- 
biet  des  reinen  Bankgeschäfts  genug  zu  tun  gegeben.  Die 
Banken  mufsten  die  industrielle  Entwicklung  erst  ihre  Wege 
gehen  lassen,  der  Konsentrationsprozefs  mufste  erst  einen  Zu- 
stand schaffen,  in  dem  die  Interessen  der  industriellen  Kund> 
Schaft  soweit  klar  geworden  waren,  dal's  die  Banken  imstande 
und  gezwungen  waren,  hiernach  eine  feste  Industriepoiitik 
auszubilden. 

8.  Ein  solcher  Zustand  liegt  dem  neuen  Kohlen- 
syndikat \m(]  «lern  S  t  a  h  l  w  e  r  k  s  V  0  r  b  a  n  d  zugrunde ^  bei 
dessen  Zustandekommen  die  Grufsbanken  eine  wicliti^re  im 
einzelnen  verschiedene  Rolle  gespielt  haben.  So  sehr  die 
Vorgänge  bei  der  üründung  hier  im  dunkeln  liegen,  kann 
man  sich  doch  von  Form  und  Zweck  der  Syndikatspolitik 
der  Qrofsbanken  ein  Bild  machen  durch  zwei  Episoden  aus 
der  Entstehungsgeschichte  des  Stahlwerksverbandes,  deren 
Gegenstand  der  Schaaffhausensche  Bankverein  ist.  Wie  viel 
diesem  Bankhaus  an  dem  Zustandekommen  des  Verbandes 
liegt,  zeigt  das  schon  früher^  geschilderte  Verfahren,  den 
Phoenix,  der  als  gröfster  Halbzeugverbraucher  ein  gefiüir- 
lieber  Outsider  war,  zum  Reitritt  zu  zwingen.  Nur  wenn 
die  Interessen  der  anderen  Stahlwerke  für  die  Bank  so 
ausschlaggebend  waren,  dafs  er  —  ohne  ein  Abbröckeln  der 
anders  interesiiierten  KnTidsehaft  fürchten  zu  müssen  — 
einem  ihm  lange  nahestehenden  Werk  seine  grofä  an- 
gelegte Entwicklung  ab^ichuciden  konnte,  nur  dann  ist  diese 
Transaktion,  die  trotz  aller  historischen  Berechtigung  immer 
eine  Vergewaltigung  bleibt,  verständlich.  Das'  angewandte 
Kampfmittel  modemer  industrieller  Konzentration  ist  nicht 
minder  interessant  als  die  Haltung  der  anderen  Grofsbanken 
—  Darmstädter  Bank  und  Diskontogest^llschaft  —  und  der 
Privatfirmen  bei  dem  Streit  um  den  Phoenix.  Die  Grois- 
banken  halten  sich  zwar  im  Hintergrund,  verhelfen  aber  dem 
Konknrr  lUen ,  ihrer  allgemeinen  und  besonderen  Sympathie 
ftir  den  >fr(hlwerk.svcrband  folgend,  zum  Sieg.  Die  Firma 
Sah  Opjteidieini  jr.  sc)i!i<^Tst  ^iv}]  ihnen  an;  sie  steht  zur 
kontoii'escllst'liat't  in  en;4er  Tx'/ji  iiung  und  folgt  nacli  dem 
Muster  anderer  grofser  l'rivatfinnen  durchaus  der  Industrie- 
poiitik der  Grofsbanken,  wfthrend  der  Hauptoppouent  in  der 
entscheidenden  Generalversammlung  den  Typus  des  unter- 
gehenden kleinen  Bankierstandes  repräsentiert ,  dem  ein  Ge- 
schäftsobjekt nach  dem  anderen  von  den  GroCibanken  ent* 
rissen  wird,  und  der  das  Kartellwesen  als  Ausdruck  kon* 
zentrierter  Industrie  und  eines  auf  Grofsbanken  fundierten 


1  Siehe  8.  147. 
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Kreditsystems  ebenso  prinzipiell  bekämpft,  wie  die  Grofsbnnken 
es  fbrdma.  —  Worauf  aber  alle  Industriepolitik  iunausläuft, 
zeigte  die  freilich  nicht  erfüllte  Bedingung,  an  die  der  Direktor 
des  Stahlwerks  Hoesch,  das  dem  Schaaffhausenseheii  Bank- 
verein besonders  nahesteht,  die  Übernahme  der  Verbands- 
leitung knüpfte:  die  vereinigten  20  Stahlwerke  sollten  als 
Kartell  nur  mit  diesem  einen  Bankhaus  arbeiten.  Ein  Kredit- 
institut wird  immer  als  letztes  Ziel  ein  einträgliches  Bank- 
geschäft im  Auge  haben;  dieser  festen  Einschränkung  unter- 
liegt von  vornherein  jede  Industriepolitik  der  Banken. 

4.  Neben  di'^^sf^r  von  allgemeineren  Vorgangen  ati-^irehenden 
Stellungnahme  zum  Kartellwesen  findet  sich  eine,  zwar  von  der 
Synipathie  für  Syndikate  überhaupt  getragene,  jeduch  rein 
bankgeschäftliche  Beziehung  zu  den  Kartellen,  die  wieder  beim 
Schfiaffhaudenschen  Bankverein  den  vollendetsten  Ausdruck 
gefunden  hat.  1899  errichtete  er  im  Anschlufs  an  den  eigenen 
Betrieb  ein  „Syndikatskontor**,  dessen  Wesen  und  Zweck  ans 
seiner  Rechtfertigung  im  Jahresbericht  des  Bankvereins  (pro 
1899)  hervorgeht:  „Aus  Anlafs  einer  Anregung  —  heifst  es 
da  — ,  welche  seitens  des  Verbandes  deutscher  Drahtseti- 
fabrikanten gegen  Ende  des  Geschäftsjahrs  an  uns  gelangte, 
die  Funktionen  des  Verkaufsbureaus  bezw.  der  Abrechnungs- 
stelle dieses  Verbandes  in  der  Weise  zu  übernehmen,  dafs 
wir  auch  ReehtstrR^'erin  dieses  Verbandes  nach  aufsen  sein 
würden,  habeyi  wir,  um  für  die  Übernahme  derartiger  Funk- 
tionen eine  besüinl 'le  Stelle  zu  haben,  eine  T?.  m.  b.  H.  unter 
der  Firma  „Syndikatskoutor  des  A.  Schaaffhauseuächen  Bank- 
vereins G.  m.  b.  H."  mit  1  Mill.  Mk.  Kapital  errichtet,  deren 
Aufgabe  es  sein  wird,  die  Vertretung  industrieller  Vurbaude 
und  Syndikate  in  jeder  Form  zu  übernehmen,  namentlich 
auch  als  Kommissionärin  im  Sinne  des  HGB.  die  Funktionen 
der  Verkaufsstelle  und  Abrechnungsstelle  von  industriellen 
Verbänden  und  Syndikaten  zu  übernehmen.  Die  Gesellschaft 
kann  demgemäfs  namentlich  die  bezüglichen  Vertragsgeschäfte 
mit  Dritten  im  eigenen  Namen  wie  auch  für  Rechnung  der 
Verbände,  die  sie  vertritt,  abschliefsen.  Für  die  Führung  der 
Oeseli'ifto  der  Syndikate  kann  die  Oesellschaft  den  Beamten 
dieser  ^Syndikate  Handhuigsvollnuicht  im  Sinne  des  §  54  HGB. 
jreben.  Der  Sitz  der  Gestdl-^ehaft  ist  Köln;  sie  kann  aber 
auch  Zwo?fraiiötalten  an  beliebigen  anderen  ( )rten  errichten.  — 
Das  Syiidikatskontor  hat  seine  Organisation  durch  einen  be- 
züglichen Vertrag  dem  VerLaml  deutscher  DrahtseiUuljrikanten 
»ur  Verfügung  gestellt,  und  hoüen  wir,  dafs  durch  die  Er- 
leichterung, welche  diese  Organisation  filr  derartige  Ver- 
einbarungen bietet,  das  Zustandekommen  solcher  nützlicher 
Verbandsbildungen  überhaupt  gefordert  wird."  Ansätze  zu 
ähnlichem  Vorgehen,  das  den  dreifachen  Vorteil  für  die  Bank 
hat,  zugleich  ein  ausgezeichnetes  Geschäft  zu  sein,  Beziehungen 
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zu  den  kartellierten  Werken  selbst  anzuknüpfen  und  ein  Mit« 
reden  in  den  Fragen  der  betreffenden  Indostrie  zu  ermög- 
lichen, find«  n  sich  auch  bei  anderen  Banken:  als  Beispiel  sei 
genannt  die  Verbindung  der  Dresdner  Bank  mit  dem  Zentral- 
verkaufskontor von  Hintermauerungssteinen  in  Berlin,  das 
19<)2  mit  rund  200  Zi^eleien  Verkaufsvertrttge  abgeschloaaen 
hatte. 

Für  jede  Art  von  Kartellen,  zu  denen  die  Banken  in  He- 
üieliung  treten,  uiifl  für  jede  Form,  in  der  sie  dies  tun,  sell^^i 
für  die  rein  btiukgeschättliclie  ^lalsnahme  der  Errichtung 
eines  Syndikat^kontors,  gilt  der  allgemeine  Satz,  dafö  der 
treibende  Faktor  die  Industrie  ist,  deren  Entwicklung  sich  die 
Banken  durchaus  anpassen.  Ganz  klar  liegt  das  bei  dem 
Verhalten  in  der  ersten  Xartellperiode  mit  ihrer  rein  negativen 
Industriepolitik  der  Banken.  Ob  und  wie  auch  die  positive 
Industriepolitik  der  neuerlichen  zweiten  Kartellperioae ,  wie 
sie  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  begonnen  nat,  von  der 
gewerblichen  Entwicklung  diktiert  ist,  Ittfst  sich  nar  aits  den 
Vorgängen  in  diesen  ludustrien  im  Zusammenhang  erkennen« 


2.  Die  westdeutsche  Kohlen-  und  Eiseniud  ustrie. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  die  nächsten 
•Schicksale  unserer  Industrie  und  die  schwebenden  Fragen 
gerade  des  Zusammenhangs  von  Banken  und  Industrie  an 
zwei  Stellen  entschieden  werden,  im  rheinisch- westfälischen 
Kohlen-  und  Eiscmgewerbe  und  in  der  Gruppe  von  Industrien, 
die  in  <b  n  KlektrizitÄtsgesellschaften  und  dem  Loewekonzeru 
ihren  Miitripunkt  liabeii. 

Die  Entwicklung  im  rheinisch -westfälischen  Iudu-?irjL- 
bezirk*  ist  aussrlilaggebend  für  die  ganze  Kohlen-  und 
Schwereiseniuduötrie  Deutschlands.  Oberbclile.sien  iiai,  obwohl 
es  auch  dem  Stahlwerksverband  durchaus  sympathisch  gegen- 
übersteht, die  ganze  Syndikatspolitik  des  Westens  mitmacht, 
den  allgemeinen  Walzwerksverband  im  Anfang  der  90  er  Jahre 
—  freilich  nur  zu  kurzem  Bestand  —  ins  Leben  gerufen  hat, 
dennoch  durch  seine  geographische  Lage  und  Geschichte  einen 
besonderen  Charakter.  Die  Konzentration  ist  hier  schon  durch 
die  Entstehungsgeschichte  der  Industrie  garantiert  und  hat  sich 
in  einer  ihirch  die  „Statistik  des  Oberschlesischen  Berg-  und 
HUttenniajinischen  Vereins"  auch  zalilenrnrlfsi^  nachweisbaren 
besond(M-en  Weise  vollzogen.  Di«'  •^ewi.sscnnafsen  feu'lale 
Betriel)■^kollll)inati(>n  in  den  Händen  des  schlesischun  Adels, 
der  durch  seine  Kohlengruben  Industrie-  und  Landadel  zu- 

^  Am  besten  imterrlcht«n  hierüber  der  „Aktionär*  (Frankfiirt  a  H), 
die  Kr^lnieehe  Zeitung,  das  Berliner  Tageblatt  und  die  Kölnisebe  Volks- 
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gleich  ist,  weicht  seit  den  70er  Jahren  einer  VerselbstHndigung 
der  eibeüiüduBtriellen  Werke  und  der  Verwandlung  einzelner 
Teile  des  grofsen  adligen  Besitzes  in  Aktienp^esellscliat'ten, 
bis  ihr  seit  den  ÜOer  Jahren  eine  neue,  diesmal  gowisserinafsen 
kapitalistische  Konzentration  folgt,  die  in  dem  bereits  er- 
wähnten engen  „fabrikationsmärsigea  ZusammenBcUaTs**  der 
grOfsten  Untern^mongen  einen  in  Deatscliland  bis  Tor  kurzem 
unbekannten  Umfang  angenommen  hat  Die  Donnersmarckhtttte 
and  die  Bcthlen-Falvafatttte,  beide  Donnersroarckscher  Her- 
kunft, die  Kattowitzer  A.-G.  für  Bergbau  und  Eisenbtttten- 
betrieb  (Tiele-Winckler)  beweisen  die»;  am  einleuchtendsten 
ist  aber  der  Fall  der  Königs-  und  Laurahütte,  die  1871  aus 
der  fiskalischen  Königshütte  und  der  Domiersniarckschen 
Laurahütte  entst  ir.  l  und  ^^egeiiwiu  lig  unter  den  schlesisclien 
Werken  wold  das  emzii;.  .Streitobjekt  der  Banken  ist.  Die 
Besetzung  zweier  AufsiLiitsratsstellen  dieser  Gesellschaft  durch 
die  Dresdner  Bank,  durch  die  sie  vor  vier  Jaliicii  in  die 
Domäne  des  Hauses  Bleichrüder  eindrang,  blieb  aber  die 
einzige  grofse  Aktion  in  dieser  Richtung.  Der  enge  Zu» 
sammensehlufs  der  oberschlesischen  Werke,  dem  eine  gans 
monopolistische  Organisation  des  Kohlenabsatzes  in  den  Httnden 
der  Firmen  Gftsar  Wotlheim  und  Ehnanuel  Friedländer  voraus- 

?^ng,  ist  eine  so  klar  gegebene  Sache,  ihre  Tragweite 
ür  das  übrige  Wirtschaftoleben  so  gering,  dafs  die  Banken 
sich  mit  dem  lohnenden  geschäftlichen  Verkehr  dieser  meist 
in  festen  Händen  befindh'chen  Unternehmungen  begnügen,  die 
Schicksale  der  Qrofsbanken  sich  an  dieser  Stelle  nicht  ent- 
scheiden. —  Ans  einem  anderen  Grunde  kann  das  Saargebiet 
ausscheiden  :  seine  Kohlen  gehören  dem  Fiskus,  seine  gror.sen 
wenig  zahlreichen  Kisenwerke  in  Neunkirchen.  Barbae- Ii,  Völk- 
lingen und  DiUingen,  von  denen  obendrein  die  drei  gröi'sten 
im  Familienbesitz  der  Stumm,  de  Wendel  und  Röchling  sind, 
tendieren  aus  den  technisch-geographischen  Gründen  der  Koks- 
und Erzbeschaffung  immer  mehr  nach  Lothringen  und  folgen 
deshalb  der  Entwiälung  des  lothringisch  luxemburgischen  Be- 
nrksy  die  eng  mit  der  des  rheinisch* westfälischen  zusammen- 
bttngt. 

Im  Ruhrkohlenbergbau  zertKllt  die  Tätigkeit  der  Grofs- 
bnnken,  die  allmählich  die  alten  Privattirmen  Ojipenheim, 
Deiclimann,  0.  G.  Trinkaas  usw.  in  den  Hintergrund  drängen, 
in  drei  Perioden:  Die  erste  diT  Grlindunir  d'^-  grofsen  Gesell- 
sc}iat\en  durch  die  Vermittelung  des  Übergangs  der  Zechen 
auh  französischen,  belgischen  und  englischen  Händen  an  das 
deutsche  Kapital  un<l  ihre  Zusaninient'assung  zu  leistungs- 
fthigen  Unternehmungen;  sie  fällt  hauptsächlich  in  die  7r>er 
Jahre  und  hat  in  der  Schaffung  der  Gelsenkirchener  Berg 
Werksgesellschaft  durch  die  Diskontogesellschaft  und 
der  Harpener  Bergbaugesellschaft   durch   den  Schaaff- 
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hausenschcn  Bankverein  ihren  Mittelpunkt.  Die  zweite 
Periode  ist  die  der  8<.)er  und  90  er  Jahre  und  zeigt  die  Banken 
als  finanzielle  Fanktionüre  der  ihnen  bisher  befreundeten  Oe- 
sellschafton, die  trotz  einer  mehr  als  zehnjährigen  Notlage 
des  Bergbaus  gerade  in  dieser  Zeit  den  Grund  zu  ihrer 
heutigen  Macht  legen,  —  zugleich  aber  bestrebt,  ihren 
Kundenkreis  unter  den  Bergwerken  zu  erweitern.  Von  einer 
Initiative,  einem  tonangebenden  Kingreifeu  m  die  Tendenzen 
der  Entwicklung  kann  in  keiner  Weise  die  Rede  sein.  Zu 
dieser  Zeit  und  auf  diesem  Wege  dringen  die  Berliner 
Handelsgesellschaft,  vor  allem  aber  die  Deutsche 
Bank  in  das  Ruhrkohlengebiet  ein.  Hibemia  und  Kon- 
solidation werden  der  Stutzpunkt  der  ersteren,  während  die 
Deutsche  Bank  zu  dem  Carl  Funkeschen  Beigwerksbesitz 
in  Beziehung  tritt  und  seit  den  90  er  Jahren  ganz  ziel* 
bewufst  darauf  ausgeht,  die  grofse  Zahl  der  mittleren  Zechen 
um  sich  zu  scharen.  Die  dritte  Periode  wird  durch  das 
zweite  Koldensyndikat  vom  iSei'toMilter  1908  eröffnet,  das  im 
Hinblick  auf  den  Stahlwerksverband  geschlossen  ist,  mit  dem 
Ankauf  einer  beträchtlichen  Zahl  von  Zechen  des  südlichen 
Ruhrgebiets  durch  die  grofsen  Gesellschaften  einsetzt  und 
zwei  Talüachen  dokumentiert:  die  Verschmelzung  der  Inter- 
essen von  Kohle  und  Eisen,  die  gegenüber  der  bis  dahin 
führenden  Rolle  der  Kohle  einen  Sieg  des  Eisens,  der  kom- 
binierten Hüttenwerke  Lothringen-Luxembai^s  und  Rheinland- 
Westfalens  darstellt,  —  und  die  nunmehr  iShrende  Rolle  dea 
Hauses  Thyssen.  Diese  Vorgttnge  der  jüngsten  Periode  haben 
eine  dreifache  Bedeutung: 

1 .  Mit  dem  Haus  Thyssen  tritt  die  DresdnerBank  auf 
den  Plan;  obwold  Thyssen  mit  keiner  Bank  ausschliofslich  zu 
arbeiten  pHegte,  5n  früheren  Jahren  mit  der  Diskontogesell- 
schaft wohl  am  befreundetsten  war  —  nio  hat  für  den  8chalker 
Gruben-  und  Ilüttenverein  und  die  Gewerkschaft  Deutscher 
Kaiser  1883,  89,  92,  Or»,  98,  99,  1900  Emissionen  besorgt»  — , 
ist  er  durch  sein  meistbenutztes  CaJikiustitut,  die  Rheinische 
Bank  in  MtÜheim  a.  R.,  seit  deren  Sanierung  durch  die 
Dresdner  Bank  (1902)  zu  dieser  in  engere  Beziehungen  g^ 
treten. 

2.  Wenn  die  Kohle  ihre  dominierende  Stellung  ver- 
liert,    verändert    sich  damit  das  Bild  des  Einflusses  der 

Deutschen  Bank.  Sie  hat  unter  Verzicht  auf  ein  zentra- 
listisches  System  durch  die  Bergisch-Märkische  Bank  und  die 

Essener  Kreditanstalt  mit  solchem  Erfolg  unter  den  Ruhr- 
zechen Fufs  zu  fassen  gewufst,  dafs  sie  auf  dic^sem  Oebiett^ 
unbestritten  den  ersten  Platz  unter  den  Grofsbauken  ein- 
nimmt.   Sie  befestigte  diese  Stellung  dadurch,  dafs  sie  zwei 


'  Siehe  Fest*>chritt  der  Diskoutogedellschaft,  fe.  173. 
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induatrit'lle  Dynastien  an  aich  /ai  fesseln  suchte,  indem  sie 
sich  deren  Banken  mehr  oder  weniger  fest  angliederte :  mit 
der  Daisborg-Ruhrorter  Bank  gewann  sie  die  BOningen  und 
die  Familie  Haniel,  jene  Reederzechenfirma,  der  die  Zeche 
Rheinprenlsen  —  der  Outsider  des  ersten  Kohlensyndikats  — 
and  die  Gutehoffnungshütte  gehört ;  mit  dem  Essener  Bank- 
verein einen  Vertreter  des  Kohlenbergbaus  alten  »Schlags,  einen 
Qegner  der  Zechenfusionen,  Carl  Funke,  dessen  Gruben  besitz 
in  der  Gewerkschaft  König  Ludwig  seinen  Mittelpunkt  hat. 
ni«^s»'  Machtstellung  ist  nun  einmal  dadurch  bedroht,  dafs  die 
Fnuia  Thyssen  über  ininu*r  jT^röfsere  Teile  des  Rulirk(»hlen- 
gebiets  ihre  Fangarmo  ausstreckt,  dann  aber  vor  allem  dnreli 
das  Zurücktreten  der  Kohle  hinter  dem  Eisen,  wo  diu  L)eütaelie 
Bank  höelistens  in  der  Niederrheinischen  Hütte  (B^ininger),  in 
der  Gutehoffnungshütte,  deren  Kühlenfelder  an  Thyssenschen 
Besitz  grenzen  und  erentuell^  aber  erst  hinter  dem  Sehaaff- 
hausenschen  Bankverein  und  der  Berliner  Handelsgesellschaft, 
im  Bochumer  Verein  eine  Stutze  hat.  Die  ^reinen**  Werke, 
die  mit  ihr  meist  durch  die  Bergisch-Märkische  Bank  in  Ver^ 
bindung  stehen,  sind  für  die  grofsen  Fragen  der  Industrie 
nicht  mehr  ausschlaggebend. 

8.  Was  ein  Zurücktreten  der  Einflufssphäre  der  Deutseben 
Bank  bedeutet,  schiebt  di-n  8ch aaffhausen sehen  Bank- 
verein in  den  Vordergrund.   \\  iihreiul  dieser  im  Kohlenberg- 
bau nie  eine  entscheidende  Kolle  •;es])ielt  hat,  ist  sein  Einflul's  in 
der  Eisenindustrie  und  zwar  gerade  aut  die  grofsen  kombinierten 
Werk«'  weit  gröl'ser  aU  der  aller  anderen  Banken.   Und  zwar 
nach  zwei  Seiten:  er  steht,  meist  schon  seit  der  Grüudiui^j 
mit  den  grofsen  Hüttenwerken  vom  Typus  des  Phoenix,  des 
Hoerder  Vereins,  des  Stahlwerks  Hoescfa,  des  Bochumer  Ver* 
eins  usw.  in  der  dem  Schaaffhausenschen  Baakyerein  eigentüm- 
lichen engen  Verbindung ^  von  der  früher  die  Hede  war. 
Wenn  diese  Hüttenwerke,  die  —  neben  den  Outsidern  Thyssen 
und  Haniel-Rheinpreufsen  —  durch  ihre  sog.  „ Hüttenzechen *^ 
die  Crux  des  ersten  Kohlensyndikats   bildeten ,   im  neuen 
Kohlensyndikat  tatsächlich  die  Hauptrolle  spielen,  weil  der 
Thvssensehe   Orubenbesitz   zu    ihnen    ;4el)ört,    sf»  bedeutet 
das   einen  gewaltigen   Maelitzuwaehs   des  iSchaati  hausenschen 
Bankvereins.    Aber  der  Emtlufs  in  iiheinlaud-W'cstt'jtlen  «ge- 
nügt nicht;  immer  mehr  versehiebt  sich  der  Schwerpunkt  der 
Eiseniiulustrie  zugunsten  Lotliriupren-Luxemburgs ,  das  bchon 
durch  den  Zechenbesitz  seiner  Unternehmungen  im  Ruhrgebiet 
(Gewerkschaft  Grone,  Dannenbaum,.  General,  Minister  Achen- 
bach, die  im  Abteufen  begriffene  Zeche  de  Wendel)  und  die 
Erzf<äder,  die  niederrheinischen  Werken  gehören,  zu  dem 
alten  Huttenbezirk  in  Beziehung  steht.    In  Lothringen- 
Luxemburg  hat  sich  in  den  letzten  zehn   bis  fünfzehn 
Jahren  diurch  Neugrttndungen ,  Fusionen  und  Überleitung  aus 
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belgiächem  Kapital busitz  etwa  folgender  Zustand  ergeben  :  Um 
vier  Finanzroächte  gruppieren  sich  im  wesentiicheo  die  dortigOT 
HUtteawerke,  Auf  zwei  grofse  kombinierte  Werke  haben  die 
Banken  uobedingten  EinfluTb,  der  aus  früher  erwähnten  Gründen 
über  das  gewöhnliche  Mafe  der  Industriebesiehungen  hinaus- 
geht, die  Darmstädter  Bank  auf  die  Deutsch-Luxemburgische 
Bergwerks-  und  Hütten-A.-G.  Differdingen-Dannenbaum ,  der 
Schaaffbausensche  Bankverein  auf  den  Lothringer  Htittenverein 
Aumetz- Friede,  der  100'*  mit  dem  Fentsclier  Hüttenaktienverein 
(nebst  Gewerkschaft  Crone)  funioTiiert  wurde.     Sodann  soll 
August  Thyssen — -dem  ,.  Aktionrtr  *  zufolge —  an  dem  HiUten- 
verein  Sambre  et  Moselie  und  der  Soci^t^  des  minieres  de 
Pierrevilliers  ein  grofses  Interesse  haben.    Den  eigentiielien 
Kernpunkt  bildet  aber  das  Haus  Spaeter  <.'«c  Co.  in  Koblenz, 
das  in  den  Kombacher  Hüttenwerken  das  bedeutendste  Werk 
Lothringens  geschaffen ,  die  Moselhuttenwerke  angekauft  und 
—  wieder  dem  «Aktionär"  *  zufolge  —  auf  die  Hochofenwerke 
Hochofengesellschaft  Rodingen,  Hochofengesellschaft  Rttme- 
lingen  und  den  Eisenhüttenaktienverein  Düdelingen  einen  un- 
bedingten Einflufs  hat.  Zu  diesem  Haus  Spaeter  ist  nun  1902 
der  Schaaffhnusensche  Bankverein  dadurch  in  engste  Be- 
ziehung getreten,  dafs  er  sich  an  dessen  Bank,  der  Mittel- 
rheinischen Bank  in  Koldenz  und  Duisburg,  hervorragend  be- 
teiligte.   Diese  Verstärkung  der  Verbindung  luit  Spaeter  be- 
deutet zweierlei :  erstens  einen  ganz  ausschlaggebenden  Ein- 
flufs in  Lothringen-Luxemburg,  zweitens  die  Vennehrung  der 
Beziehungen  im  Kuhrkohlcngebiet   durch   die  Aufsiehtsratü- 
imtglieder  der  Mittelrheinioehen  Bank,  vor  allem  Hugo  Stinnes, 
Die  Stellung  der  Firma  Mathias  Stinnos  in  Mülheim  a.  R. * 
beruht  einmal  auf  ihrem  grofsen  Kohlengrubenbesitas  und  ihrer 
Position  als  eine  der  drei  grölsten  Reedersechenfirmen^  die 
das  neue  Kohlenkontor  des  Kohlensyndikats  beherrschen  — 
Kannengiefser,  Haniel  und  Stinnes  —  dann  aber  auf  den 
Beziehungen»  die  sie  su  Thyssen  auf  der  einen ,  su  Spaeter 
auf  der  anderen  Seite  unterhält.    Durch  den  Koblengruben- 
besitz,  der  sich  um  die  Zechen  Mathias  Stinnes,  Victoria 
Mathias.  Oraf  Beust,  Carolus  Magnus,  Friedrieh  Frn('st?n^\ 
Friedlieher  Nachbar  gruppiert,  berührt  sich  Stinnes  mit  der 
Firma  Thyssen,  mit  der  er  den  3Itillit  imor  Bergwerksverein 
geschaffen  ,  im  Verein  mit  der  Dresdner  I^auk  auch  die  Re- 
organisation der  früher  erwähnten  Saar-  und  j\lf)selbergwerks- 
gebellschaft  durchgeführt  hat.    Als  Kohlenrecder  berührt  er 
sich  mit  der  Firma  Spaeter,  deren  Hauptinteresse  aufser  der 

»  VoDi  22.  Xov(*nibfT  lOO:^. 

*  Als  Ende  100':i  davon  die  Kede  war,  die  Finna  solle  in  eine 
AktieDgesellacbaft  verwandelt  werden,  sehfttste  das  Berliner  TageUatt 
(Tom  21.  NoTember  190:3)  das  GrUnduigfobJekt  auf  00-80  MiU.  Mk. 
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lothringisch -luxemburgischen  Eiseninduetrie  den  rheisisehen 
Schwemm-)  Sand-  und  Backsteinen,  der  Rheinschiffahrt  und 
dem  Kohlenhandel  zugewandt  ist.  Von  dieser  S<M*te  her  wird 
aach  das  Band  zwischen  Stinnes  und  dem  Schaaff hausenschen 
Bankverein  befestigt:  die  unmittelbare  Stütze  des  Bankvereins 
im  Riihrkohlenfj^ebiet  ist  die  Harpener  Berg-ban^^osellschaft, 
nn<\  (^liese  hat  im  Jahre  1904  die  Bergbau-  und  Sehiffahrts- 
geseiläehaff  vorm.  Gebr.  Kannengieser  erworben,  na^  lulom 
diese  selbst  ihre  Macht  als  Keederzechentirma  kurz  v  iber 
durch  Verschmelzung  mit  der  alten  Zentral-A.-G.  für  Tauerei 
und  Schleppschitfahrt  erweitert  hatte. 

So  habe  n  wir  also  drei  industrielle  Gruppen,  die  zu  zwei 
Grofsbanken  in  Beziehung  stehen:  hier  Spaeter  und  die 
lothringisch-loxemburgische  Eisenindustrie,  eng  verbunden  mit 
dem  Schaaff  hausenschen  Bankverein ,  —  dort  Thyssen,  hinter 
ihm  die  Dresdner  Bank,  —  in  der  Mitte  Stinnes,  mit  der  einen 
Gruppe  durch  die  Rheinschiffahrt,  mit  der  anderen  durch  den 
Zechenbesita  verbunden.  Um  sich  die  Bedeutung  dieser  Situation 
klar  zu  machen,  mufs  man  wissen,  was  die  Firma  Thyssen 
ist.  Das  Stammhaus,  anfangs  der  70er  Jahre  gegründet,  ist 
das  Stahl-  uml  Walzwerk  Thyssen  6c  Co.,  Mülheim  a.  R. ; 
von  der  Gründungstätigkeit  auf  anderen  Gebieten  ganz  ab- 

fesehen  —  mit  Ludwig  Loewe  &  Co.  und  der  Thomas 
[ouston  Co.  liat  J'hyssen  die  Union-E.-G.  ins  Leben  ge- 
rufen — ,  ruht  die  Firma  auf  drei  Stützen:  dem  Müliieimer 
Werk,  der  Gewerkschaft  Deutscher  Kaiser  in  Bruckhausen- 
Hamborn  und  dem  Schalker  Gruben-  und  Httttenverein.  Ur- 
sprünglich bildet  den  Grundstock  die  Kohle,  und  wenn  das 
Anfang  der  90er  Jahre  an  die  Gewerkschaft  Deutscher  Kaiser 
angeschlossene  Eisenwerk  auch  heute  für  die  eine  Gruppe  von 
Produkten  das  erste  Unternelnnen  im  Stahlwerksverband  ist, 
so  liegt  doch  auch  heute  der  Schwerpunkt  des  Hauses  Thyssen 
in  dem  grofsen  Kohlengruben-  und  Fclderbcsitz.  Tliyssen  hat 
ihn  nach  zwei  Seiten  gerade  in  jUnif-ster  Zeit  auszudehnen  ge- 
sucht: Einmal  galt  es  ihm,  bestehende  ( Jesellschaften  in  seinen 
Besitz  zu  bekommen;  so  Imt  er  xu  Beginn  des  Jahres  \\H)4 
nach  Erwerb  der  Aktienmehrheit  sich  und  Hugo  Stinnes  in 
den  Aufsichtsrat  der  Gelsenkirchener  Bergwerksgesellschatt 
wählen  lassen.  Da  der  Besitz  dieser  Gesellschaft  an  die 
Ghruben  des  Schalker  Gruben-  und  Httttenvereins  stufst, 
schiebt  sich  der  Thyssensche  Machtbereich  immer  mehr 
nach  der  Sphäre  Funkes  und  der  Deutschen  Bank  hin, 
während  die  befreundete  Firma  Stinnes  im  besseren  Teil  des 
südlichen  Ruhrgebiets  herrscht  Auf  der  anderen  Seite  sucht 
Thyssen  seinen  Felderbesttz  zu  vermehren;  mit  welchem 
Eriolg  und  auf  welche  Weise,  zeigt  eine  Notiz  der 
Rheinisch- WestHdisehen  Zeitunp:  (vom  I.  Dezember  U><i::): 
„Durch  den  Erwerb  der  Bohrgeaeiischaft  Lippermulde  erfährt 
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der  Thyssensche  Besitz  eine  aufserordentliche  Bedeutung. 
Er  umfaTst  nunmehr  das  ganze  Gebiet  östlich  des  Rheins 
bis  zu  den  Feldern  des  Kgl.  Bergfiskus  bezw.  der  Ghe- 
werkschaft   Trier    und    des    Salm-Salmschen  Regalbesitzes. 

Südlieli  geht  der  Besitz  bis  zu  den  Feldern  der  Gewerkschaft 
Deutscher  Kaiser  und  der  Gutehoffnungshütte,  während  der 
Ausdehnung  nach  Norden  östlich  des  Rheins  bis  zur  holliindi- 
schen  Grenze  durch  den  kürzlich  stattgehabten  Ankaut'  der 
TiefbohrgeselKsfhatt  Lubiscli  nichts  mehr  ira  Wege  8t»^lien 
dürfte.  Daü  ganze  Gebiet  dürite  einen  iolialt  von  liOO  Feldern 
umfassen;  es  würde  damit  doppelt  so  grofs  sein  wie  das  des 
Fiskna,  der  96  Felder  besitet.'' 

Was  Thyssen  znm  Schaafifhausensohen  Bankverein  hin- 
siehen  könnte ,  liegt  danach  anf  der  Hand:  auf  dem  Gebiet 
der  Kohle  dessen  Beziehungen  zur  Harpener  Bergbaugesell- 
schaft und  der  Internationalen  Bohrgesellschaft  zu  Erkelenas, 
von  deren  Aktien  der  Bankverein  die  Mehrheit  besitzt.  Diese 
Tendenz  wird  aber  erst  ausschlaggebend  durch  das  Hinein- 
wachsen Thyssens  in  die  Eispiiindustrie,  namentlich  die  grofs- 
artige  Erweiterung  des  Hüttenwerks  der  Gewprkx  liaftDeutselier 
Kaiser.  Damit  wird  Thyssen,  bisher  allen  iSs  iulikaten  i<  rn- 
bleih -lul,  einer  der  Hauptinteressenten  am  neuen  ivohlensyndikat 
und  am  »Stahl werksverband,  die  beide  seine  Herrschaft  besiegeln 
sollen.  Ein  Stahlwerksverband  ohne  Lothringen-Luxemburg, 
WO  Thyssen  wenig,  Spaeter  alles  zu  sagen  hat,  und  ohne 
die  dem  Schaaffhausenschen  Bankverein  befreundeten  grofsen 
rheinisch-westfillischen  Hüttenwerke  ist  aber  nicht  denkbar. 
So  lag  die  Situation  denn  Ende  1903  nach  dem  Zustande- 
kommen des  neuen  Kohlensyndikats  ganz  klar.  Man  kann 
sie  so  formulieren :  Spaeter  und  Schaaffhausenscher  Bankverein 
als  Vertreter  des  lothringisch'luxemburgischeD  und  rheinisch- 
westfälischen Eisens  auf  der  einen,  —  Thyssen  mit  der  Dresdner 
Bank  als  Vertreter  der  Koldo  auf  der  and^^ren  Seite,  — 
Stinnes  in  der  Mitte.  Die  Ivu  le  l!i<i;>  auf  Vermittelung  von 
Hugo  Stinnes  abgeschlossene  interessen^renieinschaft  Dresdner 
Bank — Schaat^  hausenscher  Bankverein  ist  das  eine,  der  Stahl- 
wcrksverband  mit  den  Rombacher  Hüttenwerken  in  der  Pro- 
duktenklasse A,  der  Gewerkschaft  Deutscher  Kaiser  in  der 
Produktenklasse  B  obenan  das  zweite  Ergebnis  dieser  schon 
jetzt  gewaltigen  Konsentrationsbewegung ,  die  grofse  Perspek- 
tiven für  die  Zukunft  eröffnet 

Die  Rolle  der  Qrofsbanken  in  diesem  Prozefs  ist  Ex* 
pansion  in  den  von  der  industriellen  Entwicklung  gewiesenen 
Bahnen.  Zunächst  gilt  es  ihnen  nur,  mit  den  leitenden  Kräften 
der  industriellen  Konzentration  als  Kreditinstitut  in  möglieli>t 
enge  Beziehung  zu  treten.  Die  Darmstädter  Bank  lit^fert  wohl 
das  bez^^iehnendste  B^^ispiel  dieser  Versuche.  In  Luxemburg 
durch  das  Ditf erdinger  W  erk  vertreten ,  hatte  sie  im  Kuhj> 
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kohlengcbict  bis  vor  kurzem  nur  in  der  diesem  Unternehmen 
angegliederten  Zeche  Dannenlmum  eine  »Stütze.    UM)4  vereinigt 
sich    die  Dentsch-Lux«  ru burgische  Bergwerks-   und  Hütten- 
A.-G.  mit  der  Zeche  „Friedlicher  Nachbar**,  einer  der  Unter- 
nehmungen der  Firma  Stinnes;  zugleich  wird  Hugo  Stinnes 
in  den  Anfmchtsrat  jener  Gefiellschaft  gewählt  und  yermittelt 
80  die  Hereinziehang  aach  der  Darmstädter  Bank  in  die 
KonzentrationsTorgänge  der  westdeutschen  Montanindustrie. 
Dieses  Erweiterungsstreben  der  Orofsbanken,  zunächst  nicht 
mehr  als  eine  Anpassung  an  die  Aktionen  der  grofsen  In- 
dustriellen, führt  aber  bald  2U  einer  so  engen  Verbindung 
der    reinen    Kapitahnächte    mit    diesen,    dafs    eine  Zu- 
samnirnfassung  der    Industrie-   und   Kapitalkonzentration  in 
der  JlainI  zugleich  der  führenden  Industriellen  und  der  ver- 
einigten Grofsbanken  nicht  ausbleiben  kann.    Die  Interessen- 
gemeinschaft der  Gelsenkircbener  l^ergwerks^esellschaft,  des 
Aacliener  Hüttenaktienvereins  Ivote  Krde  und  des  Schalker 
Gruben-  und  llutteuvereins  vom  1.  Januar  1905  ist  ein  er- 
heblicher Schritt  in  dieser  Richtung.    Gröfsere  prinzipielle 
Bedeutung  als  dem  imposanten  Umfang  der  so  entstanaenen 
Riesenuntemehmung  kommt  der  Tatsache  an,  dafs  diese  Fusion 
zu  einem  Zusammenschlufs  der  Deutschen  Bank,  der  Diskonto* 
gesellschaft  und  des  Dresdner- SchaafFhausen  -  Konzerns  für 
wesentliche  Teile  der  westdeutschen  Montanindustrie  gefUhrt 
hat.    Dem  „Gemeinschaftsausschufs  für  die  Interessengemein- 
schaft'*, der  mehr  als  einen  Aufsichtsrat  bedeutet,  gehören 
neben  den  Vorständen  der  drei  Oesellschaften  n^^un  frühere 
Aufsifhtsratsmitglieder  ati ,  darunter  neben  Untro  Stmiies  und 
August    Thyssen    zwei    Direktoren    der  DiskoiUoiiceseilsehaft, 
einer    von   der    Deutschen    Bank    und    einer    vom  »Schaati- 
liausenschen  Bankverein.    Dieses  neue  KonsorLium  hat  seinen 
dauernden  Bestand  dadurch  bewiesen  ^  dafs  es  Transaktionen 
des  Rheinisch- Westfiliischen  Elektrizitätswerkes  in  Essen  be* 
soigte,  —  eines  Unternehmens,  dafs  die  Firma  Thyssen  von 
der  Irfimeyer-Gesellschaft  übernommen  hat,  um  daraus  eine 
grofse  Elektrizitätsgesellschaft  f^r  den  ganzen  rheinisch-west- 
£ftÜschen  Industriebezirk  zu  machen.   So  repräsentieren  nun- 
mehr, wenn  auch  noch  nicht  alle,  so  doch  die  gröfsten  und 
gerade  die  bisher  feindlichsten  Grofsbanken  zusammen  mit 
den  leitenden   Industriellen   des  Ruhrkohl en^^ebiets   eine  In- 
dustrie- und  Kapitalkonzentrrition ,   in  der  Hanken  und  In- 
dustrielle immer  mehr  die  gleiche  Rolle  spielen. 


3.  Der  Elektrizitätskonzern. 

An  der  anderen  »Stelle,  wo  sich  tlie  grofsen  industriellen 
Wandlungen  yoUziehen,  in  dem  Bereich  der  Elektrizitäts- 
industrie, ruft  die  Natur  des  Gewerbes  zwar  gewisse  ab- 
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weichende  Erscheinungen  hervor,  im  grofsen  und  ganzen 
zeigt  sich  aber  dasselbe  Bild  wie  in  der  MontaDindoAtrie. 
Den  vorletsten  Akt  im  Konzentrattonsproaefs  der  ElektriBitlta- 
und  Maschinenlndustrie  stellt  die  Verschmelsung  der  Union- 

£  -G.  mit  der  A.  E.-G.,  der  Schuckertgesellschaft  mit  Siemena 
&  Halske  dar.  Die  Bedeutung  dieses  Vorgangs  ist  eine  doppelte: 
erstens  macht  damit  die  monopolistische  Organisation  der 
Elektrizitätsindustrie  mit  den  angegliederten  Gewerben,  ina* 

besondere  fler  Kabel-  und  einem  Teil  der  Maschinen indiistrie, 
einen  mrofseu  Schritt  vorwärts,  zweitens  versclinulzt  er  di*' 
Iiitere^s'-n  des  Loewt'konzerns ,  die  sieh  bisher  auf  die  Union 
beschränkten,  mit  denen  de*»  gröfsten  Elektrizitätskonzernö,  mit 
der  A.  E.-G.  und  knüpft  dadurch  erstmalitr  etwas  entere  Be- 
ziehungen zwi.-iclien  der  Loevvegruupe  und  dci  Deutschen  Bank. 
Die  Ausbildung  zweier  im  wesentlichen  gleich  starker  Riesen« 
nntemehmungen ,  die  durch  diese  Vermm^aungen  auf  die 
Spitze  getrieben  wird,  hat  eine  doppelte  Folge:  Zunilehst  daa 
Streben  jeder  einzelnen,  ihre  Sphftre  noch  mehr  au  veiv 
gröfsern;  von  den  verschiedenen  Beispielen  mag  der  Fall  der 
Turbinenfabrikation  hier  genttgen.   I^ald  nachdem  die  A.  E.-G. 
auf  Grund  des  Kiedler-Stumpf-  und  des  Curtis- Patents  eine 
.\llgemeine  Turbinengesellschaft  gegründet  hatte,  kam  Anfang 
lt»04  von  der  Gegenseite  ein  Syndikat  zur  Ausbeutung^  des 
Zoellv-Patents  zu  stände;  es  setzt  sieh   zusammen  aus  den 
Siemens-Schuckertwerken  Tt.  m.  b.  H. ,  Friedrieh  Krupp  in 
Essen  —  für  die  Gennaniawerft  interessiert  — .  der  Nord- 
deutschen ^lasehinen-  und  Armaturenfabrik  des  Norddeutschen 
Lloyd,  der  Maschinenfabrik  Escher  Wyss  &  Co.  in  Zürich  und 
schliefslich  der  ersten  deutschen  Firma  für  Dampf uiaschineabau, 
der  mit  der  Deutschen  Bank  befreundeten  Vereinigte  Maschinen- 
fabrik Augsburg  und  Maschin  enbaugesellechaft  Nürnberg  A.*G. 
Bald  darauf  hat  die  A.  E.-G.  durch  Aktienaustausch  mit  der 
Firma  Brown  Boveri  &  Co.,  Mannheim-Baden  (Schweiz)  das 
bisher  bewährteste  ältere  Parsons-Patent  für  sich  gewonnen. 
Auf  der  anderen  Seite  schafft  aber  dieses  Übrigbleiben  zweier 
grofser  Unternehmungen  die  Möglichkeit  ihres  friedlichen  Zu- 
sammengehens.   Die   Entwicklung;   der   beiden  ElcktrizitHts- 
g''sellscliaften  geht  in  drei  Stuten  vor  sich,  die  mit  den  früher 
erwiihnten   in   der  ( leschiehi»/  der   oberschlesischen  Montan- 
industrie eine  ;^H-wissf  Ahnlicldceit  haben.    Ursprün^dich  eng 
mit  der  Firma  .Siemens  tV,  llalskc,  die  bei  ihrer  Gründung?  mit- 
gewirkt hatte,  verbunden,  machte  sich  die  A.  E.-G.  seit  den 
neunziger  Jahren  immer  mehr  selbständig  und  wurde  schhefs- 
lich  für  die  ehemalige  Schwestergesellschaft  die  gef)lhrlMihste 
Konkurrentin;  in  dieser  zweiten  Periode,  die  im  ganien  bis 
heute  dauert,  haben  beide  Unternehmungen  ihre  eigentliche 
Entfaltung  erlebt    Die  dritte  Periode  sieht  langsam  wieder 
eine  Einigung,  aber  auf  höherer  Stufe,  entstehen,  als  Resaltat 
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eines   insofern  widerspruchsvollen  Prozesses ,  als  er  die  Kon- 
kurrenz auf  breitester  Rasis  erstrebt,  damit  aber  zugleich  die 
Vorbedingung  ihrer  Beseitigung  schafft.    Schon  bald  nach  er- 
folgter BtlduDg  der  beiden  grofsen  Gruppen  kam  im  September 
1903  zum  erstenmal  eine  von  ihnen  und  ihren  Banken  ge- 
meinsam gegründete  Gesellschaft  zu  stände:  bei  der  Er- 
richtung   der   Elektrischen    Strafsenbahn  Valparaiso  A,-0,, 
B'  rlin,  wirkten  die  Deutsche  Bank,  die  A.  E.  G.,  Union- 
E.-G. ,  die  Berliner  Handelsgesellschaft,  die  Diskontogesell- 
schaft, Siemens  &  llalske,  die  Schuckertgesellschaft  in  Nürn- 
berg   lind   die   Elektrische   Licht-   und   Kraftanlagen  A.-G. 
zusammen.    Das  Bedeutsame  liegt  dabei  in  der  Mitwirkung 
der  Diskontogesellschat't,  die  in  der  H;uikgruppe  der  A.  E.-G. 
den    Loewekonzern  vertritt.    Die  ganze  Tragweite  der  letzten 
Fusionen   in   der  Elektrizitätsindustrie,  die   erweiterte  Kon- 
zentrationsmöglichkeit durch  die  Annäherung  der  Banken  der 
A.  E.-G. ,   des  Loewekonzerns  und  der  Siemens-Schuckert- 
werke,  zeigt  das  Bild  des  Konsortiums,  das  1905  die  Anleihe- 
konversion der  Berliner  Elektrizitätswerke  besorgte:  Darm* 
Städter  Bank,  Berliner  Handelsgesellschaft ,  Deutsche  Bank, 
Diskontogesellschaft,  Dresdner  Bank,  Nationalbank  für  Deutsch- 
land, der  Schaaffhausensche  Bankverein,  Bleichröder,  Born  &. 
Busse y  Delbrück  Leo  &  Co.,  Hardy  &  Co.  und  Gebr.  Sulz- 
bach (Frankfurt  a.  M.)  wirkten  hier  zusammen,  während  bis- 
her als  Zahlstellen  für  diese  Gesellschaft  allein  die  Banken 
des   schon  erwähnten  A.  E.-G.-Konsortiums  (I)eutacfie  Bank, 
T>erliner  Handelsgesellschaft  usw.)  fungierten.    DassoU.f  j'iild, 
vielleicht    noch   deutlicher,    bei    der  Deutsch-(Jbei-.secischen 
ElektrizitätsgesellsL-haft.    Im  Aufsiehtsrat  dieses  IJnteriiehnicns, 
das  heute  über  Li.!  Mill.  Mk.  Aktien    und  15  Mill.  Mk.  An- 
leihekapital verfügt,  waren  seit  der  Gründung  im  Jahre  1898 
bis  vor  kurzem  nur  die  Banken  der  A.  E.-0-«  vertreten,  die 
Deutsche  Bank  (Owinner,  Roland-LttckeX  die  Berliner  Handels- 
gesellschaft (FOrstenberg)  usw.   Gegenwärtig  sitzen  im  Auf- 
sichtsrat neben  Emil  Ilathenau  auch  Isidor  Loewe  und  von 
Grofsbankdirektoren:  Gwinner.  Roland-Lücke  (Deutsche  Bank), 
Salomonsohn  (Diskontogesellschaft),  Müller  (Dresdner  Bank) 
und  Walther  Rathenau  (Berliner  Handelsgesellschaft). 

So  ist  die  Entwicklung  in  der  EicktrizitUtsindustrie  im 
wesentlichen  die  gleiche  wie  in  der  westdeutschen  Montan- 
industrie. Erst  nur  bestrebt,  '-i'h  durch  Anschlufs  an  eine 
einzelne  Unternehmung  der  industriellen  Konzentration  an- 
zupassen, werden  die  Cirolsbanken  im  Verlaut'  dieses  Prozesses 
zugleich  mit  der  Industrie  und  untereinander  in  so  enge  lie- 
ziehung  gebracht,  dals  der  Zusammenschlufs  der  sechs  Grofs- 
banken  filr  die  Sphäre  des  Elektrizitftts*  und  Loewekonzerns 
notwendigerweise  umschlagen  mufs  in  eine  erweiterte  Ron- 
sentration aller  davon  betroffenen  Industrien,  ganz  besonders 
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auch  eines  Teilen  der  Mascliiiienindustrio.  Auch  hior  mag  die 
richtunggebende  Initiative  weiter  von  der  industriellen  Seite 
kommen,  jedentalls  weicht  die  gegenseitige  Abhängigkeit  und 
Arbeitsteilung  zwischen  Industrie  und  Banken  einem  festen 
Zusammenarbeiten  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten. 

4.   Die  I  n  du  5 1  r  i  Up  u  1  i  t  i  k  der  Grufsbankcn. 

Für  die  Grundsätze  der  Grofsbanken  im  Verhältnis  zur 
Industrie,  für  ihre  Industriepolitik  bedeuten  diese  Vor- 
gänge einen  entscltrirlonden  Wendepunkt.  Bis  dahin  bestand 
ihre  Politik  der  Industrie  i'^'^Lrenüber  darin,  ihren  Kundenkreis 
zu  vermehren,  die  Beziehungen  zu  dem  einzelnen  Kunden 
intensiver  zu  niaclien,  die  innere  Entwicklung  d«'r  Unter- 
nehmungen aber  und  damit  die  industrielle  Konzentration  sich 
üelbst  zu  überlassen.  In  dem  Stadium,  in  das  die  besprochenen 
Gewerbe  seit  kurzem  getreten  sind,  machen  die  Qrofsbanken 
die  Politik  der  Industrie  zu  der  ihrigen.  Wie  sie  diese  ge- 
meinsam mit  den  Industriellen  verfolgen  werden,  kann  erst 
die  Zukunft  lehren.  Der  oberste  Grundsatz  der  Banken  ist 
dabei  vorerst  die  bewufste  Förderung  der  Konzentration,  die 
aie  indirekt  bereits  vorher  durch  die  iinanzielle  Unterstützung 
aufstrebender  Unternehmungen  begünstigt  hatten.  Der  Schaaff' 
liausensche  Bankverein,  der  sich  industrielle  Erwägungen  am 
frühesten  zu  eigen  gemacht  hat,  j^t-hri-d)  in  seinem  Oeschftfts- 
hericht  (pro  als  er  zur  l^ankgruppo  des  Loewekonzerns 

ubertrat  und  mit  dem  \  ersuch,  die  Schuckertgesellsehaft 
zum  Zusanimenschlufs  mit  der  UnTon-p].-G.  zu  voranlassen, 
keinen  Erfolg  hatte:  „Vom  Standpunkt  der  iiuanzn-üen  Inter- 
essen unseres  Instituts  haben  wir  diese  Entwicklung  nicht 
zu  bedauern,  wohl  aber  unter  dem  Gesichtspunkt,  dafs  hier 
eine  der  aussichtsreichsten  Gelegenheiten  der  Vereinigung  tech* 
ntscfaer  und  finanzieller  Kräfte  auf  einem  Gebiet  unbenutzt 
geblieben  ist,  in  welchem  Deutschland  eine  Aihrende  Stellung 
auf  der  ganzen  Erde  einnimmt  und  unter  dem  weit»  rcn  Ge- 
sichtspunkte, dafs,  Je  tüchtiger  die  Organisation  der  einzelnen 
Unternehmung  und  je  ausgedehnter  ihr  Wirkungskreis  ist, 
sich  bei  der  eigenartigen  Gestaltung  der  Industrie  um  so 
dringender  das  Bedürfnis  einer  tinanziellen  Unterstützung  auf 
breitester  Basis  geltend  machen  mufs." 

Die  Verwandlung  der  ]ndustrit;j>ülitik  der  Grofsbanken 
aus  einer  Politik  des  Ivreilit Instituts  in  eine  Politik  d*'r  in- 
dustriellen Konzentration  otTenhart  einen  dreifachen  W  ider- 
äpruch  in  der  Entwicklung  des  modernen  Bankwesena.  Zu- 
nächst zeigt  sich  der  eigenartige  Gegensatz,  dafs  die  Banken 
die  industrielle  Konzentration  erstreben,  um  ihre  eigene  Macht 
im  G^ensatz  zu  derjenigen  anderer  Banken  zu  erweitern, 
dafs  sie  von  ihnen  als  Mittel  der  Konkurrens  gedacht  ist, 


Digitized  by  Google 


XXiV  2. 


269 


aber  durch  ihre  Verwirklichung  (ias  Ziel,  die  Verdrängung 
der  anderen  Grofsbanken  im  Kunkurreuzkaiuj^i,  gegenstandslos 
macht  Fast  jede  grö&ere  Fusion  in  der  Industrie  fUhrt  zu 
einem  Konsortium  der  beiderseitigen  Bankhäuser.  Die  vielen 
Pälle  immer  engeren  Zusammenarbeitens  der  Banken  mit 
wachsender  industrieller  Konzentration  konnten  davon  im 
Laufe  der  Darstellung  überzeugen.  Selbstverständlich  wird 
dies  langsam  gehen,  die  von  industriellen  Kreisen  ausgehenden 
Vorstöfse  gegen  die  zunehmende  industrielle  Konzentration, 
mögen  sie  sieh  gegen  ein  Kartell  oder  eine  gewisse  industrielle 
Oriippe  richten  ,  werden  —  wenn  sie  zu  verdienen  gehen  — 
auch  unter  den  Grofsbanken  gewifs  zeitweilig  Freunde  linden 
lind  können  Ruckschläge  hervorrufen,  aber  die  Vorgänge  in 
tler  Elektrizitäts-  und  der  westdeutschen  Montanindustrie 
lassen  keinen  Zweifel  iibcr  die  Tatisache  der  fortschreitenden 
Ausscheidung  der  Konkurrenz  unter  den  Grofsbanken.  Durch 
ihren  Widersprach  su  dem  ursprÜDglichen  Ziel  der  Banken- 
expansion ,  in  der  jede  Bank  inr  Wachstum  auf  Kosten  der 
anderen  erstrebt,  stellt  diese  Entwicklung  einen  ersten 
Antagonismus  im  heutigen  Verhältnis  von  Bankwelt  und 
Industrie  dar. 

In  der  Rolle,  die  den  Grofsbanken  bei  der  von  ihnen  be« 

fünstigten  Industriekonzentration  zuftlUt,  in  der  Lösung  des 
roblems,  von  wem  bei  diesem  ganzen  Prozefs  die  Initiative 
ausgeht,  liegt  ein  zweiter  Antagonismus.  Die  Hanken 
strecken  ihre  Aruie  nach  der  Industrie  aus,  um  dort  ihren 
Eintlufs  zu  erweitern,  und  d<'shalb  gehen  sie  planniiifsig  zu 
einer  Dezentral iöation  duirl!  Angliederung  von  Provinzbanken 
über,  ^lit  diesem  Vordringen  geraten  sie  aber  unfreiwillig 
ganz  in  den  Bannkreis  der  Industrie  und  müssen  sich  von 
den  leitenden  Personen  der  Industrie  ihre  Geschicke  diktieren 
lassen.  In  nichts  findet  dies  so  deutlich  Bestätigung  als  in 
der  Tatsache,  dals  die  Interessengemeinschaft  Dr^ner  Bank- 
Schaaffhausen scher  Bankverein  auf  Anregung  von  rheinisch- 
westfälischen  Industriellen  zustande  gekommen  ist.  Dieser 
zweite  Antagonismus  findet  in  der  zunehmenden  ^  Bank  und 
Industrie  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  vereinenden  Kai»ital- 
zusammenfassung,  die  es  unwesentlich  und  im  P^inzelfall  un- 
entschied<'n  nia<'ht,  ol»  die  leitenden  Gcsichtsjainkte  von  der 
einen  (  der  anderen  6eite  kommen,  ihre  schon  jetzt  erkennbare 
Lösung. 

Die  Industriepolitik  der  liauken,  aut  der  einen  Seite 
Streben  nach  industrieller  Konzentration,  hat  aber  auch  einen 
negativen  Teil :  es  liegt  den  Qroüsbanken  fera»  eine  allgemeine 
industrielle  Gestaltung  von  einem  einheitlichen  Gesichtspunkt 
aus  planvoll  anzustreben.  Selbstverständlich  bedauern  die 
Banken,  dafs  im  wirtschaftlichen  Leben  nicht  ewiger  Sonnen- 
schein herrscht,  besprechen  sie  in  ihren  Geschäftsberichten 
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warnend  oder  resigniert  die  drohende  oder  eingetretene  Über- 
pruduktion,  aber  Grundsätze,  wie  man  das  eine  herbeiführen, 
das  andere  vermeiden  könute,  haben  sie  nicht.  Mit  der  Richtung 
auf  industrielle  EoDsentration  ist  ihr  sielbewuCbtes  Einwirken 
erschöpft  £s  ist  deshalb  gerechtfertigt;  dafs  die  Industrie- 
polittk  der  Grofsbanken  bei  ihrer  Rolle  in  der  Entwick- 
lung gewisser  Gewerbszweige  besprochen  wird,  denn  diese 
industrielle  Konzentration ,  so  sehr  sie  manche  Gewerbe  ihrer 
Selbständigkeit  durch  Angliederung  an  andere  berauben  kann, 
geht  immer  nur  innerhalb  bestimmter  Industrien  vor  sich. 
Das  Fehlen  einer  universellen,  die  Volkswirtschaft  Ganzes 
erfassenden  Industriepolitik  der  Banken  verhindert  zwar  nicht, 
dafs  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Industrie  planmftfsiger 
gestaltet  werden;  zunehmende  Konzentration  bedeutet  eine 
ztelbewufstere  Organisation.  Durch  Ausdehnung  der  Betriehs- 
kombiiiaLiun ,  deren  verschiedene  Richtungen  in  der  Elek- 
trizitäts-  und  in  der  Grofseisenindustrie  zu  beobachten  sind, 
kann  das  Gebiet  dieser  bewuCst  geleiteten  Produktion  betriebt* 
lieh  erweitert  werden,  und  in  dieser  unrerkennbaren  Bewegung 
bilden  die  Grofsbanken  einen  wichtigen  Faktor. 

Die  Industriepob'tik  der  Banken .  schliefst  aber  auch  die 
Mdglichkeit  in  sicn,  das  Interesse  des  Kapitals  besonders  stark 
auf  gewisse  Industrien  hinzulenken,  —  jene  Industrien,  die  als 
Hauptgegenstand  der  Kapitalbildung,  des  Kapitalbedarfs  und 
der  grofsen  Umsätze  für  die  Grofsbanken  ein  hervorragendes 
Interesse  hal>en,  die  schweren  Industrien,  in  erster  Linio  Kohle 
und  Eisen.  Die  vorwiegende  Berücksichtigung  dieser  Industrien 
kann  darin  ihren  Ausdruck  rinden,  dafs  gute  Kentabilität  dieser 
auf  Kosten  andenn*  Gewerbe  erstrebt,  eine  für  die  Abnehmer 
drückende  Kartellpolitik  begünstigt,  dais  die  tinanzielle  Unter- 
stützung diesen  bevoraugten  Gewerben  in  erster  Linie  au- 

Sewandt  wird.  Dies  kann  zunächst  blofs  so  geschehen,  dafs 
ie  Grofsbanken  in  der  Kreditgewährung  an  diese  Industrien 
ganz  besonders  zuvorkommend  sind,  ohne  dafs  andere  Gewerbe 
dadurch  unmittelbar  benachteiligt  werden,  aber  auch  so,  da(s 
die  Zurückhaltung  der  Grofsbanken  —  namentlich  in  schlechten 
Geschäftszeiten  —  zuerst  die  leichteren  Industrien  trifft,  wenn 
Kreditkiindigungen  nötig  werden,  lieber  auf  die  Kundschaft 
von  Unternehmungen  dieser  Art  als  etwa  auf  die  der  .Lrrofsen 
Eisenwerke  und  OruhengeselUcliaften  Verzicht  geleistet  wird. 

Die  Iciclitereu  ludustrioii  sind  in  der  vorliegenden  Ab- 
handlung nicht  untersucht  \soiden;  ein  zuverlässiges  Urteil 
ist  aus  diesem  Grunde  und  auch  hier  wieder  wegen  der  Kürze 
der  Beobachtungsperiode  nicht  erlaubt.  So  viel  ist  sicher,  dafs 
die  letzten  Jahre  seit  der  Krisis  von  1900  im  deutschen  Wirt- 
schaftsleben zwei  auffallende  Erscheinungen  gezeitigt  haben: 
Den  gesteigerten  Export  von  eisernem  Rohmateriali  zu  dessen 
Oiganisierung  der  iStahlwerksrerband  in  erster  Linie  in  Tätig- 
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keit  getreten  ist,  der  nicht  blofs  eine  —  naturgemärs  auf  eine 
kurze  erste  Zeit  beschränkte  —  Entlastung  von  Vorräten  be* 
zweckt,  sondern  eine  dauernde  Eigenttlmlichkeit  der  deutschen 
Auafuhr  bleiben  soll.  Ferner  die  verschiedene  Weise,  in 
der  sich ,  im  wesentlichen  im  Gegensatz  zu  früheren  Krisen- 
zeiten,  die  einzelnen  Industrien  von  dem  wirtschaftlichen  Kück- 
schlag  des  Jahres  190U  erholen.  Während  ein  grofspr  Teil 
jener  Fertigwarenindustrien,  bei  denen  sonst  das  neue  Auf- 
sieigen  beginnt,  sich  in  recht  aussichtsloser  Lage  befinden,  ist 
die  ReDtabilität  der  Kohlengruben  und  der  grofsen  P^isenwerke 
bereitü  wieder  eine  ausgezeichnete;  der  Bochumer  Verein  liat 
von  1902  auf  1903  seine  Dividende  von  7  auf  10  ^/o,  das 
Stahlwerk  Hoesch  von  8  auf  12^/o  erhöht  usw.,  so  dafs  der 
Stand  der  grofsen  Unternehmungen  in  diesen  Industrien  nicht 
weit  hinter  der  Zeit  der  besten  Konjunktur  zurückbleibt.  Wenn 
wirklieb  eine  solche  hypertrophische  Entwicklung  gewisser 
schwerer  Industrien  ein  Merkmal  der  heutigen  Situation  der 
deutschen  Industrie  ist  und  wenn  die  Grofsbanken  ihrer  Natur 
entsprechend  diesen  Prozefs  fordern,  so  ergibt  sich  hier  ein 
dritter  Antagonismus.  Das  Streben  der  Grofsbanken 
nach  Konzentration  und  ziell)e\vuf.ster  Leitung?  d-  r  Industrie 
ist  widerspruchsvoll,  wenn  es  sich  auf  gewisse  Industrien  be- 
8chriinkt  und  dadurch  an  anderer  iStelle  eine  gesteigerte  Plan- 
losigkeit hervorruft. 
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Einleitung. 


Wir  Deutsche  vennüir^'n  noch  heutif:,^eii  i  ages  über  die 
englischen  Gewerkv^eroiiu;  mehr  zn  sagen,  als  über  unaere 
eifjeneii  Arbeittirorganiaationen.  Das  ist  begreiflich,  wenn 
iuaii  bedenkt,  dafs  die  TrafbvUnioiis ,  die  reifen  Ergebnisse 
einer  hundertjährigen  Entwicklung,  jedem  Beobachter  als  die 
typisohen,  reinea  Beispiele  einer  Arbeiterorganisatipn ,  als 
die  yoUkommeiisteii  Ekemplare  ihrer  Gattung  erscheinen. 
In  Deutschland  hingegen  herrscht  eine  Mannigfaltigkeit  und 
Unklarheit  der  Bestrebungen,  eine  Verwirrung  und  Ver- 
knüpfung der  Gewerkschaften  mit  den  politischen  Parteien, 
ein  Mangel  an  Zucht  und  Organisation,  daf^^  mancher  zu  dem 
Erp^ebnis  gelangt:  was  wir  in  Deutschland  haben,  sind  gar 
kein«'  Gewerkvereine  oder  höchstens  doch  schwache  Ansätze 
hierzu.  Und  ganz  ernsthaft  wird  >)ohau|>tf't.  dafs  die  deutschen 
Gewerkschaften  erst  dann  ivr  voll  zu  nehmen  seien,  wenn  sie 
ihre  politische  Färbung  verluren. 

Wir  wissen,  dafs  jede  soziale  Institution  durch  He- 
völkerungstfitsachen.  durch  Sitte  und  lieclit  ihre  eigentümliche, 
fttr  jede  einzelne  Volkswirtschaft  verschiedene  Gestaltung  er- 
hält. Wir  kennen  wohl  den  Begriff  „Gewerkverein"  oder 
„Arbeiterorganisation'*  und  yerbinden  bestimmte  Vorstellungen 
nut  ihm,  aber  er  bekommt  erst  Leben  und  Farbe,  wenn  wir 
von  englischen,  deutschen,  amerikanischen  u.  s.  f. 
C^werkvereinen  reden. 

Die  deutsche  Arbeiterorganisation  erhält  dadurch  ihren 
^'^'Jrakter,  dafs  sie  in  2ieiten  stärkster  politischer  Tätigkeit 
''<'r  Volksseele  geboren  wird,  von  der  politischen  Erregung 
der  Ma«sen  f^(^\v;\^en .  .dif  r  aucli  ^^ef^hrdet  und  untergraben 
wird.  80  wird  j('iu;s  Bild  erzeugt,  welchej^  heute  die  deutschen 
Oewerkschatt'Mi  bieten,  so  wird  aber  auch  verständlich,  dais 
pur  die  Betraelitung  der  dcnitschen  Arbeiterorganisationen  i  n 
ihrerVerbindungmitden  innerpolitisclien  Fragen 
I^eu  ts  c  h  l  a  n  d  s  zu  klarer  Anschauung  lühreu  kann,  und 
dafs  gerade  hier  „der  Parteien  Gunst  und  liafs"  hemmend 
der  Forschung  in  den  Weg  treten  konnten.  Unsere  Vor- 
stellungen von  deutschen  Gewerkschaften  zu  vertiefen,  ist 
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diese  Untersuchung  angestellt.  Es  konnte  nicht  unternommen 
werden,  eine  umt'as.sonde  Würdigung  der  dt.'iitst'lien  Ge- 
werkücLartöbowegung  zu  verauchen.  Sc  hm  öle,  dem  das  erste 
und  gröfste  Verdienst  zukommt,  den  Schleier,  welcher  über 
den  deutschen  Gewerkschaften  liegt,  gelüftet  su  haben,  hat  in 
der  Einleitung  seines  groüs  angelegten,  leider  noch  unyoUendetsn 
Werkes  ^  mit  Recht  ausdrOcklich  nerrorgehoben,  dafs  erst  eiae 
Kenntnis  der  Mehrzahl  unserer  deutschen  Gewerkschaften  m 
ihrer  wirklichen  Beurteilung  hinreichend  sei.  Zu  solcher 
Untersuchung  ins  kleine  und  einzelne  zwingt  eben  in  erster 
Linie  der  politische  Charakter  der  deutschen  Gewerkschaften. 
Denn  vieltach  hängt  ihre  wirtschaftliche  Tüi'hti.a-l^fMt  und  Stltrke 
von  dem  (irade  ihrer  politisehen  Betiitigung  ab,  nlx-rall  i^ilt  es, 
den  Hintlufs  der  leitend(?n  Persönlichkeiten  in  iiir  r  StcnnnLr 
zu  liiK  r  Partei  tai  untersuchen.  Oft  sind  ßeschiusbe  der 
Gem'ralversammlungen .  Anordnungen  und  Mafsregeln  der 
Vorstände  nur  zu  verstehen,  wenn  mau  immer  wieder  ver- 
sucht, die  Seele  der  Handehiden  möglichst  genau  kenneu  eii 
lernen.  Darum  mtlssen  wir  uns  vorerst  noch  bescheideii, 
Einzelbild  an  Einzelbild  zu  reihen.  Mehr  als  soIcIms  Eiozd- 
bild  beansprucht  auch  diese  Arbeit  nicht  zu  sein. 

Dies  Einzelbild  erstreckt  sich  jedoch  nicht  nur  auf  die 
sozialdemokratischen  Gewerkschaften,  vielmehr  sollen  hier  die 
gesamten  Organisationsbestrebunffen  innerhalb 
eines  Gewerbes  dargestellt  werden,  und  zwar  sollten  sie 
so  weit  zurück verfnlf^t  werden,  als  Spuren  nur  erkennbar 
waren.  Vielleicht  vermag  fin  solcher  Teilausschnitt  doch  ^^u 
zeigen,  wie  manniglaltig  und  verzweigt  die  deutschen  Arbeiter- 
organisationen sich  gestalten. 

So  sehr  auch  die  sozialdemokratischen  Gewerk- 
schaften im  Vordergrunde  d(;r  Bewegung  stehen,  so  wenig 
wird  man  doch  übersehen  dürfen,  wie  ein  breiter  Strom 
organisationsbedtlrftiger  Arbiter  in  ihnen  nicht  Aufnahme 
finden  kann.  Diese  Arbeiter  aber  bilden  zu  einem  kleinen 
Teile  die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine,  zu 
einem  gröfseren  die  christlich-sozialen  Gewerkschmen. 
Gerade  diese  gewinnen  von  Tag  zu  Tag  an  Bedeutung,  ein 
neues,  bisher  fast  vergessenes  mächtiges  Arbeiterelement  dnngt 
in  die  Gewerkschaftsbewegung  ein.  Dieser  Vorgang  spiegelt 
sich  auch  in  der  Tabakindustrie  deutlich  wieder  und  findet 
daher  in  dieser  Arbeit  seine  Darstellung. 

Auch  zeitlich  scliien  es  mir  wertvoll,  noeli  hinter  die  von 
S<"liiertl"  uezogeneu  Grenzen  zurückzugreifen,  die  '/.»'h  vor 
dem  .Sozialistengesetz,  auch  die  184Ser  .lahre,  möglichst  deut- 
lich zu  schildern.  Schon  bei  meiner  Arbeit  tiber  die  Gewerk- 


s  Schmöle,  Die  sozialdemokratiseheii  Geworkacbaften  DetttscUsiids 
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Schaft  der  Hutmaclior  *  fand  ich,  dafs  die  wesentlichen  Grund- 
lagen für  jene  Organ isatiuu  bereits  vor  dem  SozialiäteDgecietz 
gelebt  waren,  dafs  die  Art,  wie  sich  die  Arbeiter  zu  einer 
nationalen  Zentralvereinigung  zusammensebloaseny  von  höchster 
Bedeutung  für  ihre  weiteren  OrganiBationsbestrebungeD  wurde, 
und  der  Eindruck,  vor  einer  elementaren  Erscheinung  des 
Wirtsehaftälebens  zvl  stehen,  hier  in  der  ersten  Zeit  des  Zu- 
sanunenschliefsens  am  reinsten  hervortrat  Gleichzeitig  fiel 
mir  Äuf,  dafs  wichtige  psychologische  und  tatsächliche  Vop- 
bedini^ngen  für  jene  Organisation  der  (iOor  und  70er  Jahre 
des  liK  Jahrhunderts  teils  in  der  Arbeiterbewegung  von  184s, 
teils  in  lokalen  Faehveroinen  und  den  Uberresten  der  Gescllen- 
brudi^Tschatten  gegeben  waren.  Ich  versuchte  deshalb  bei  der 
vorliefrenden  Arbeit  auch  über  diese  Vtirgän^^je,  soweit  dies 
bei  dem  vorhandenen  Material  möglich  war,  Licht  zu  ver- 
breiten. 

Gerade  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  vor  dem 
Sosialistengesets  wählte  ich  das  Gewerbe  der  Tabakarbeiter* 
In  der  jungen  Zigarrenindustrie  konnten  Gesellenbruder- 
ächaften  nicht  befruchtend  gewirkt  haben^  und  doch  machten 
sich  hier  die  stärksten  und  zugleich  mit  den  Buchdruckern 
truhzeitigsten  Organisationsbestrebungen  geltend.  Es  war  mir 
femer  bekannt,  dafs  die  Gewerkschaft  der  Tabakarbeiter 
ursprünglich  eine  ,»lassalleanische"  Gründung  gewesen  war. 
Wenn  irgendwo,  so  schien  hier  eine  politische,  im  Interesse 
der  Parte!  jresehehptip  Grünflunp:  vorzuliojren.  Nach  allem 
durfte  ich  erwarleu.  einen  gän/.lifli  anderen  „ Assoziiitions- 
typus"  vor7.uiinden ,  als  ich  ihn  bei  den  liutmachern  kennen 
j^elernt  iiaite.  — 

Ji  ile  Kin/eDieselircibung  einer  Gewerkschaft  hat  eigentlich 
mit  eiller  Charakterisierung  des  betreffenden  Gewerbes,  seiner 
Entwicklung,  seines  Einflusses  auf  die  soziale  Lage  der  in 
ihm  Beschäftigten  zu  beginnen«  denn  aus  diesen  Umständen 
ergibt  eich  zu  einem  grofsen  Teile  die  Gestaltung  und  Rich- 
tung der  Organisationsbestrebungen  in  den  einzelnen  Ge- 
werben. Nun  besitzen  wir  über  die  soziale  Lage  der  Zigarren- 
arbeiter im  Grofsherzogtura  Baden  die  vorbildliehe  Unter- 
suchung Wörisholfers temer  über  die  gesamte  Zigarren- 
industrie in  Deutschland  eine  Arbeit  von  I'Mgar  Jafle^.  welche 
vollauf  genügt,  den  nötigen  überblick  für  den  vorliegenden 

'  Scliniolh'rs  Jahrbuch,  11)02:  Frisch,  Der  ünter-'tützungsverein  för 
hU<    in  ,\,'Y  üut-  und  FilzwareniiiduBtrie  beschäftigten  Arbeiter  und 

Aibeiteriniien. 

*  Die  soziale  La^e  der  Zi^rrenarbeiter  im  GrofahenBo^tiim  Baden, 

b<  ilage  zum  Jahresbericht  des  (.TrofslierzogL  badischen  Fabrikinspektors 
für  das  Jahr  1889.    Karlsruhe  IsDO. 

'  Edirar  Jaffe,  Hausindustrie  uuU  Fabrikbetrieb  iu  der  deutschen 
2ifmrrenäbrikation,  Schriften  de»  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  86,  1999. 

1* 
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Zweck  zu  verschaffen.  Nur  sehr  umfassende  Studien  häiiea 
hier  vielleicht  noch  wertvolle  Daten  und  Einzelheiten  geliefert. 
Solche  wären  aber  über  den  Itahmen  dieser  Arbeit  weit  hinaus- 
gegangen. Zudem  hat  Jaff4  die  nfthere  Ausführung  und  Er- 
weiterung seiner  Unter8nchun§f  sich  vorbehalten^«  Ein  be- 
sonderes Eingehen  auf  die  Geschichte  und  Entwicklung  der 
Zigarrenindustrie  war  daher  in  dieser  Arbeit  nicht  am  Platze. 

Freilich  umfafst  die  gesamte  Tabakindustrie  noch  andere 
Arbeiterkategorien  als  nur  die  Zigarren ar bei ter.  Die  Berufs- 
zählungen von  1882  und  1895  unterscheiden  hier  leider  nicht, 
doch  gibt  über  das  zahlenmJtf!3i^c  Verhältnis  der  einzelnen 
Arbeiterkategorien  die  Erhebung  der  Reichsrn'^iVrunü;.  welche 
zum  Zwecke  der  Begründung  des  Tabaksteuergesetzentwurts 
von  1895  vorgenommen  wurde,  eiriig<  n  AufschluTs.  Nach  dieser 
Erhebung  ergibt  sich  folgender  Überbiik^: 

FabrikfttioiuBweig:    Fabrikarbeiter:  Haussrbeiter;       susammen : 

Zigarren   22142  119  757 

Zigaretten     ....  2  u:,2  517  2  5tH> 

Kautabak   2  958  42  3  OOU 

Schnupftabak   ...  621  485  1100 

Rauchtabak  ....  4  362  221  4  583 

Die  Zigarrenarbeiter  machen  also  rund  91  ^/o  der  Tabak- 
arlMMter  ans.  Dem  entspricht  ihre  Bedeutung  für  die  <.)rgani- 
sationsbestrebungen  inii'^-halb  *]''r  TM^'ikiüdn  ti-ie.  Die  anderen 
Arbeiterkategorien  treten  fast  pmz  zurück.  Die  Zigaretten- 
fabrikation tut  (lies  schon  deshalb,  weil  sie  fast  ausscliliefslich 
weibliehe  Arbeiter  beschäftigt.  Über  besondere  Bestrebungen 
der  Schnupftabakarbeitcr  verlautet  nichts.  Nur  die  Rauch- 
und  Kautauakarbeiter ,  insbcäundere  die  letzteren,  labten  ein 
selbständiges  Leben  erkennen ,  ohne  aber  einen  besonderen 
Einflufs  zu  erlangen.  Ihrer  Bestrebungen  wegen  erttbrigte 
sich  also  eine  besondere  Darstellung  der  Rauch-  und  Kautabak- 
fabrikation. 

Aus  den  angeftihrten  Gründen  begnttgte  ich  mich  damit, 
bei  Beschreibung  der  Organisationsbestrebungen  in  der  Tabak* 
Industrie  die  notwendigen  gewerblichen  Bemerkungen  und  An* 
gaben  da  zu  machen,  wo  sie  zum  Verständnis  des  leb(  ndii^on 
Zusammenhang'es  zwisch(Mi  (b-n  p:pwerksehnftlichen  B<'strebun;^'en 
der  Arbeiter  und  der  Entwicklung  der  Industrie  notwen'lig 
erschienen.  Dabei  stützt''  ich  mich  teils  auf  JaffV^s  Arbeit, 
teils  auf  diejenigen  Beobachtungen  und  Kenntnisse,  die  öich 

'  Jaff6  a.  a.  O.      279  Anm.  1  und  S.  821  Anm.  1. 

"  ITaiuhvövterbiicli  d«'r  Stajit«wi''apn«chHften,  2.  Aufl..  7.  Bd.  fT;iy»;ik  •. 
Die  nicht  absolute  Zuverlässigkeit  der  angeführten  Zahlen  ändert  an 
dem  Gesamtbild,  auf  das  es  hier  ankommt,  wenig. 
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mit  Notwendigkeit  aus  meiner  Beschäftigung  mit  den  sozialen 
Erficbeinun^en  in  der  Tabakindustrie  ergaben.  — 

Ich  habe  endlich  noch  einige  Worte  zu  sagen  Uber  das 
Material,  welches  ich  au  der  Torn^nden  Arbeit  yerarbeitete, 
and  die  Art  seiner  Benutzung. 

Jeder,  der  sich  mit  einer  Untersuchung  über  Gewerk- 
schaften beschäftigt  hat,  hebt  die  grofsen  Schwierigkeiten 
Ii  er  vor,  welche  er  bei  dem  Sammeln  des  Materials  gehabt  hat. 
Ich  brauche  kaum  zu  sagen,  dafs  es  mir  nicht  besser  gegangen 
ist.  Je  weiter  nirin  zurückgreift .  desto  schwerer  ist  es,  auch 
nur  einen  bescheideuen  UberbUck  zu  gewinnen.  Die  Arbeiter 
selbst  vermögen  nur  unvollkommen  über  ihre  eigene  i^ewegung 
zu  berichten.  Namentlich  unter  dem  Sozialistengesetz  ist  un- 
endlich viel  vernielitet  worden  und  verlorengegangen,  was  heute 
zur  Aufklärung  unseres  Wissens  dienen  konnte.  Immerhin 
hatte  ich  das  Glück^  auch  ftlr  die  Zeit  vor  1878  einiges  Material 
zu  finden.  Für  die  Jahre  vor  1848  und  diese  Zeit  selbst  be- 
nutzte ich  im  Bremer  Archiv'  einige  wichtige  Akten  Uber  die 
Ztgarrenarbeiter,  während  für  die  älteste  Zeit  der  Rauchtabak- 
indastrie  in  Preufsen  namentlich  im  Geheimen  Staatsarchiv 
zu  Berlin  einige  Anhaltspunkte  gesammelt  werden  konnten. 
Ftir  die  Jahre  1865 — 1879  durfte  ich  umfimgreieheres  behörd- 
liches Material  einsehen  und  war  aufserdem  so  glücklich,  einige 
Jahrgänge  des  damaligen  Organs  d^r  organisiertem  Tabak- 
.'•r'^M'iter  für  meine  Zwecke  benutzen  zu  können.  Ferner  fand 
ich  im  Archiv  der  sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands 
in  den  älteren  Jahrgängen  einiger  sozialistischer  Zeitungen 
weitere  Aufschlüsse.   Für  die  Zeit  von  bis  heute  standen 

mir  einerseits  wieder  behördliche  Akten,  andererseits  die  sämt- 
lichen Jahrgänge  des  Organs  des  heutigen  Tabakarbeiter- 
verbandes anr  Verfüg uug,  nttmlich  des  „Gewerkschafters** 
und  „Tabakarbeiters*.  Ich  erhielt  ferner  sämtliche  im  Druck 
erschienenen  Protokolle,  Berichte  usw.  des  ! Tabakarbeiter- 
verbandes seit  1892  von  diesem  selbst  zur  Verfügung  ge- 
stellt. Für  die  Zigarrensortierergewerkschaft  benutzte  ich 
ebenfalls  sämtliche  erschienenen  Protokolle  und  Berichte,  sowie 
seit  19o2  das  eigene  Organ  der  Sortierer,  den  „Organisator". 
Für  die  Kautabakarbeiter  war  ich  ganz  auf  den  Weg  privater 
Nachforseliuiig  angewiesen. 

Die  Kiitwickluiig  des  Hirsch-Dunckersciien  G-ewerkvereins 
der  Zigarren-  und  Tabakarbeiter  verfolgte  ich  au  der  Hand 
der  Protokolle  der  Generalratssitzungen,  der  Generalverbanun- 
lungen  und  sonstiger  Jierichte,  welche  mir  vom  Vurstande 
dieses  Vereins  zur  Verfügung  gestellt  wurden.  Auf  gleicher 
Grundlage  beruhen  auch  die  Untersuchungen  Uber  den  christlich* 
sozialen  Tabakarbeiterverband«  Zu  allem  diesem  Material  tritt 
noch  das,  was  ich  durch  Korrespondenz  oder  persönliche  Er- 
kundigungen an  Ort  und  Stelle  zu  erfahren  strebte.  Henror^ 
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heben  möchte  ich,  dafs  ich  nur  selten  die  Protokolle,  Zeitungen, 
Berichte  usw.  im  Laufe  der  Arbeit  zitiert  habe.  Dies  geschah 
deshalb,  weil  das  gesamte  Material  weiteren  Kreisen  (ibcr-' 
hattpt  nicht  zugänglich  ist,  und  das  fortwährende  Zitieren  daher 
den  Text  unnOtig  beschwert  hätte.   Dagegen  habe  ich,  so  oft 
es  angängig  war,  den  Text  der  benutzten  Urkunden  und 
Druckschriften  wörtlich  in  die  Arbeit  aufgenommen.  Ich  weifa, 
dafs  die  Darstellung  dadurch  nicht  gewonnen  hat,  aber  mich 
leitete  der  Wunsch,  möglichst  oft  dem  Leser  jenes  Kolorit  der 
Arbeiterbewegung,  das  Ringen  um  Ausdruck  des  Gewollten, 
jenes  mühsame  Sich- Emporarbeiten  so  zner.'lnglicli  zu  machen, 
wie  es  mir  bei  der  Arbeit  in  sf^iner  Frische  entgei^tMitrat.  und 
worin,  glaube  idi ,  der  Reiz  lie^t,  sich  immer  wieder  in  der- 
artige Untersuchungen  zu  vertiefen.  — 

Einer  grofsen  Anzahl  von  Herren  bin  ich  zu  dauerntleiii 
Danke  tiir  die  Hilfe  verbunden,  die  sie  mir  beim  Sammeln 
des  Materials  gewährten.  Ihre  Namen  hier  aufzuführen  ver- 
bietet teils  der  Mangel  an  Raum ,  teils  der  Wunsch  der  Be- 
treffenden selbst.  Mögen  sie  alle  beim  Durchblättern  dieser 
Arbeit  wenigstens  empfinden,  ihr  Vertrauen  keinem  Unwürdigen 
geschenkt  zu  haben. 

Den  Herren  Professoren  Schmoller  und  Sering  sei 
auch  an  dieser  Stolle  der  Dank  des  Schülers  ausgesprochen, 
der  wohl  weifs,  wie  sehr  seine  Arbeit  durch  ihre  Anregungen 
und  Belehrungen  befruchtet  und  gefördert  worden  ist 
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Erster  Abschnitt. 


Die  Zigarrenarbeiterbewe^ung  im  Jahre  1848 

oiiii  iu  den  iolgeiideu  Jahren. 


Li  jedem  Gewerbe,  welches  sich  in  Deutschland  im  La\ife 
des  19.  Jahrhunderts,  sei  es  durch  veränderte  Betriebsformen« 
sei  es  durch  Einströmen  greiser  Kapitalien  oder  beide  Um* 
stände  zur  öro&industrie  entwickelt  hat,  miifste  der  Augen- 
blick kommen,  wo  die  Arbeiter  es  als  Notwendigkeit  empfanden, 
sich  zu  organisieren,  um  die  Härten  des  modernen  Arbeits- 
vertrfiL-'Ps  irgendwie  zu  mildern.  Der  nun  he^ifinnende  Prozefs 
dieser  ( »rgani8ationsbestr«'lMni;^eii  vollzieht  sich  in  jedem  Oe- 
werbe  durchaus  originell  uiifl  clmrakteristiBcli.  Es  ist  selbst- 
verstäudlirii .  dals  Gewerbe  mit  alten  Traditionen,  mit  Er- 
innerungen .Ii»  Zünfte  und  Innungen,  mit  jenem  Zusammen- 


Gesellen  in  gleicher  Weise  beseelte,  anders  auf  die  Forde- 
rungen einer  neuen,  industriellen  Epoche  reagieren  muTsten 
als  mhrungszweige,  welche  von  jeher  frei  gewesen  waren, 
welche  Zttnfte  nicht  kannten,  oder  welche  erst  in  der  neueren 
Zeit  sich  zu  Gewerben  entwickelten.  Die  Frage  nach  dem 
Zusammenhange  der  Gewerkschaften  mit  den  Gesellenbruder- 
schaften ist  keine  andere  als  die  Frage:  wie  reagierten  die 
früher  zünftig  in  den  Gewerken  organisierten  Arbeiter  auf 
die  Forderungen  der  neuen  Zeit?  Ks  macht  für  Deutschland 
nicht  viel  aus,  dafs  die  (Jescllenhrudcrschaiten  vom  Jahre 
IT^lU  ab  überall  unterdrückt  und  verbeten  wurden.  Denn  in 
den  von  altersher  zünftig  organisierten  Gewerben  blieben  doch 
die  alten  Einrichtungen  im  wesentlichen  erhalten.  Selbst  in 
Freulsen  war  den  Handwerksgesellen  durch  das  Handwerker- 
patent von  1783  erlaubt,  sich  durch  den  Altgesellen  vertreten 
zu  lassen,  ihre  lokalen  Wanderkassen  und  ihre  Herbergen 
zu  haben  ^  Nur  der  interlokale  Zusammenhang  der  zünftigen 
Oilganisationen  war  aufgehoben. 

1  Schmoller.  Umrisse  und  Unteranchungen  S.  484. 


Digitized  by  Google 


8 


XXIV  3, 


Finden  wir  nun  schon  in  Preufsen,  dem  strengsten  aller 
Staaten,  durch  solche  Erlaubnis  die  MöLrliclikrit  zu  Geaellen- 
organisationen ,  so  waren  diese  in  anderen  btaaten ,  wo  die 
Verwaltung  minder  krMfti«-  durchgrifl  ,  noch  weniger  an  ^iner 
Entwicklung  in  bescheidenen  Formen  gehindert.  Noch  im 
Jahre  1840  wurde  vom  Bundestag  das  Verbot  von  IT^iU 
wieder  in  Erinnerung  gebracht,  ein  Beweis,  dafs  die  Geaellcn- 
verbindungen  keinesw^s  vernichtet  waren,  sondern  im  G^pn- 
teil  ttberaU  bestanden  T.  £in  Beiapiel  derartiger  GeeeUeo- 
verbindungen  werden  wir  in  der  TabakspinnergesellBcliaft 
unten  noch  kennen  lernen.  Dafs  bei  den  Hutmachem  ähn- 
liche Verbindungen  bestanden,  habe  ich  in  einer  früheren 
Schrift  schon  anzudeuten  versucht*.  Ebenso,  ist  bei  den 
Buchdruckern  das  Anknüpfen  an  ehcü^-ds  vorhandene  Gesellen- 
verbindungen nicht  zu  bezweifeln.  Wäre  uns  die  Geschichte 
MÜer  Gewerkschaften  bekannt,  so  rnüfste  deutlich  eine  Gruppe, 
weiche  an  die  Gesellenverbindungen  in  der  ersten  Zeit  ge- 
werkschaftlicher Bewegung  in  Deutschland  anknüpft,  von 
einer  traditionslosen  Gruppe  solcher  Gewerbe  unterschieden 
werden  können .  welche  keine  zünftige  Organisation  gekannt 
haben,  den  sugenanten  freien  Gewerben. 

Selbst  in  den  zünftigen  Gewerben,  wo  scblielslich  die 
Gründung  der  Gewerkschaft  unter  dem  Eiaflols  einer  politi» 
sehen  Partei  geschah,  müfste  sich  in  der  gröfseren  Selb- 
ständigkeit der  lokalen  Mitgliedschaflten,  in  der  Zähigkeiti 
mit  welcher  an  alten  Vorurteilen  des  zünftigen  Handwerken 
gegen  unzünftige  in  demselben  Gewerbe  beschäftigte  Arbeiter 
festgehalten  wird,  endlich  an  einem  starken  Hervortreten  des 
Unterstützungswesens  der  Einflufs  der  alten  Organisation  er- 
kennen lassen^.   Innerhalb  der  Tabakindustrie  treten  diese 


'  V.  Böhtncrt.  HcitrMfr«'  zu  der  Gescliichte  dos  ZunftweseiiA. 

-  Sehniollcrs  Jahibucli  li^02,  Frisch,  Der  Unterstützun^svereiii 
für  alle  in  der  Hut-  und  Filzwarenindustrie  beschäftigten  Arbeitor  und 
Arbeiterinnen,  S.  270  ff. 

"  Vp^l.  iin'inc  oben  aiif^'ctülirte  Arbeit  in  »Schniollers  JahrV).  U*02, 
S.  '271,  27Ö,  Für  den  flaiidschuhrnaclierverbaud ,  dessen  Entwick- 

lung mit  der  des  1  lutnnn  herunter^tützußgsyereine  vielfache  Analogien 
autVeist.  liat  A  I  t  u  Carl  Maier  in  Beinern  Buche:  „Der  Verband  der 
Glac^lmndschuhmuc  lier  und  verwandten  Arbeitern  Deutschlands  1^69 
bis  lyüo,  licipzig  VjOI"  leider  die  hier  angeschnittene  Frage  gar  nicht 
berührt,  obwohl  Handschuhmachersflnfte  bestandeii  haben,  iluier  gibt 
selbst  an,  dafs  nitnrn  Verbindungen  bestanden,  ohne  iudesam  nach 
deren  Charakter  geforscht  zu  haben  (S.  20).  Der  Bestand  ehemaliger 
lokaler  Wanderka^aen  mit  Herbergswesen  geht  deutlich  aus  der 
Schilderung  S.  218  a.  a.  0.  hervor  mr  jeden,  der  diese  Verhältnisse 
kennt.  H  r f  ti  tr  in a  n  n  .  Die  Zimmerorbcwegunp,  Stuttj^^art  1903  05.  be- 
handelt die  Züiitte  der  Zimmerer  austührlich  und  erwähnt  ausdrücklich 
dasZusammenschliefsen  der  Zimmerergesellen  schon  vor  dem  eigentlichen 
Eiasetsen  der  m  li.  rucn  ( Jewerkacnaftsbewcgung  in  lokalen  F.Heh- 
verpinon.  «iowie,  dafs  l)is  in  die  moderne  Zeit  an  den  Gesellenbräuchen 
vielfach  fci^tgeUalteu  wurde  (vgl.  Bd.  l  iS.  50,  51,  Bd.  II  S.  2  ff.  u.  57). 


Digitized  by  Google 


XXIV  a 


9 


beiden  Gruppen ,  von  denen  die  Rede  war,  hwror,  insoweit 
sie  die  Raucn-  und  Kautabakfabrikation  auf  der  einen  und 
die  Ziganren&brikation  auf  der  andern  Seite  als  drei  von- 
einander technisch  getrennte  und  zu  verschiedenen  Zeiten 
entstandene  Zweige  umfafst.  Während  in  der  Rauch-  und 
Kautabakfabrikation  bis  in  die  Mitte  der  80  er  Jahre  des 
19.  Jahrh.  nichts  von  modernen  Organisationsbestrebungen  zu 
merken  ist  wird  die  Zigcarrenindustrie  die  eigentliche  Trägerin 
einer  modernen  Arbeit<'r!)ewf^*rung  innerhalb  der  Tnhak- 
industrie.  Diese  Erschemung  liängt  aufs  enf*"ste  mit  der  ^e- 
werblichen  Entwicklung  zusammen.  Ais  die  Zigarren- 
fahrikation  etwa  vom  ersten  Drittel  des  18.  Jahrhunderts  an 
sicli  in  immer  .steigendem  Mafse  entwickelte ,  und  inuuer 
üeuc  Arbeiter  ihr  zuströmten,  blieb  der  älteste  Fabrikations- 
sweig,  die  Rauohtabakfabrikation,  relativ  zurück,  begann  die 
Kautabakfabrikation  erst  in  Deutschland  zu  entstehen.  Was 
in  der  teiU  fabrik-  teüs  handwerksmälsig  betriebenen  Rauch- 
tabakfabrikatiott  an  älteren  Organisationsresten,  yon  denen 
noch  die  Rede  sein  soll,  an  Kasseneinrichtungen  u.  dergl.  in 
den  40er  und  50er  Jahren  bestand,  scheint  den  in  diesem 
Fabnkationszweige  beschäftigten  Arbeitern  genügt  zu  haben. 
Sie  waren  schon  nicht  zahlreich  genug,  um  energisch  ihre 
Interessen  vor  der  Otfentlichkeit  zu  vertretcTi.  Ganz  anders 
war  es  in  der  Zigarrenfabrik  itinii  ,  welche  um  diese  Zeit  un- 
geheuer zu  wachsen  begann  ;  ein  neuer  gewerblicher  Zigarren- 
arbeitertypus entstand,  der  als  freies  Gewerbe  willig  alle  ihm 
zuströmenden  Arbeitskräfte  autnahm.  Schnell  mufste  hier  der 
Mangel  jeglichen  Stützpunktes  und  jeglicher  Hilfe  für  den 
Zigarrenarbeiter  in  Notfällen  zur  Gründung  von  Kassen  fUhren, 
die  sich  wohl  vielfach  den  zünftigen  Vorbildern  anpafsten. 
So  entstand  in  Bremen  eine  Krankenlade  für  Tabakarbeiter 
bereits  im  Jahre  1824,  welcher  Zigarrenarbeiter  angehörten. 
Die  Lade  hatte  Unterstützung  bei  Krankheit  und  die  Be- 
sorgung der  Beerdigung  in  Sterbefällen  zur  Aufgabe.  In 
Hambui^  wurde  in  einer  grdfseren  Fabrik  von  den  Arbeitern 
eine  Reiseunterstützungskasse  für  fremde  zureisendc  Zi^arren- 
arbeiter  in  den  80 er  Jahren  ge^nind^'t  ^  Sie  soll  die  erste 
Kasse  dieser  Art  für  Zij}:arr«'narbeiter  m  Deutsclilind  gewesen 
sein.  Es  wird  anzunehmen  sein,  dnPs  in  grölseien  Plätzen 
der  Zigarreufabrikation  Kassen  mit  ähnlichen  Zwecken  nach 
und  nach  entstanden.  In  den  Jahren  zwischen  is.lo  bis  1848 
hob  sich  die  Lage  der  Zigarrenmacher  ganz  aufserordeutlich. 
Die  Löhne  stiegen  rasch,  Arbeiter  waren  gesucht.  Über 
Arbeitseinstellungen,  Lohnbewegungen  oder  sonstige  Diffe- 
renzen wird  nii^ends  berichtet,  waren  es  doch  eher  die 


■  fl.  Bürger,  Die  Hamburger  GewerkBchaften  und  deren 
Kftmpfe  von  1865  bis  1890,  Hamburg  1899,  S.  12. 
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Fabrikanten,  welche  Grund  zur  Klage  hatten.  Charakteristisch 
fflr  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  in 
der  Zigarrenfabrikation  ist  eine  Eingabe  der  Bremer  Zigarren- 
fabrikanten vom  27.  September  18B6:  Es  bestünden  viele 
Riagen  gegen  das  Betragen  der  Zigarrenar heiter,  die  gänzlich 
ohne  Ordnung  und  Zucht  seien,  was  stadtkundig.  Die  Fa- 
brikanten glaubten  den  Hauptgrund  der  Zuchtlosigkeit  darin 
gefunden  zu  haben,  dafs  ein  Gebrauch  hergebracht  sei,  dahin^ 
dafs  der  Zigarren arbeiter.  wenn  er  im  Laufe  der  Woche  h*'i 
einem  Fabrikanten  gearbeitet  habe,  bis  zum  Sonnabend  hei 
demselhon  bleilipn  iniisse ,  am  Montag  morgen  aher  olm-" 
weiter  t^ii  \\  t  iilileiben  könne.  Dieser  Gebrauch,  verbiiruien  mit 
der  grürsen  Zahl  von  Fabrikanten  und  dem  Flor  dea  Geschäfts 
auf  hiesigem  Platz,  wuilurch  brauchbare  Arbeiter  sehr  gesucht 
seien,  stelle  die  Arbeiter  fast  ganz  unabhängig  von  ihrem 
Brothorm,  denn  sowie  dieser  etwas  anordne,  was  dem  Arbeiter 
nicht  anstehe^  komme  letzterer  am  Montag  Morgen  nicht  wieder« 
Weil  das  Obel  znletzt  fast  unerträglich  geworden  ^  habe  sieh 
endlich  die  gröfsere  Zahl  der  hiesigen  Zigarrenfabrikanten 
dahin  vereinigt,  keinen  Zigarrenarbeiter  ohne  die  GenelniHgung 
des  früheren  Brotherrn  desselben  zu  engagieren  bei  50  Talern 
Konventionalstrafe 

Also  nicht  die  Arbeiter,  sondern  die  l'al)rikanten  mufsten 
in  Bremen  zur  Koalition  greifen.  Nach  einer  behördlichen 
Ft'ststellinig ^*  im  Mai  1841  ,  welehe  in  Bremen  weisen  eesetz- 
lieher  MafsnalimcM  inlx'treff  der  Zigarrenfahriken  vorgeiMimmen 
wurde,  ljefaiiil<Mi  sieh  in  Bremen  damaU  js:.  Zigarrenfahriken, 
in  denen  "2i)17  Arbeiter  und  zwar  1049  männliche  und 
weibliche  bescluittigt  waren.  Der  mittlere  und  kleine  Betrieb 
überwog.  Von  den  185  gezählten  Betrieben  beschäftigten  nur 
7  zwischen  50  und  75  Arbeiter,  18  zwischen  25  und  50, 
39  zwischen  10  und  25,  41  zwischen  5  und  10  und  7*:^ 
zwischen  1  und  5.  In  7  Betrieben  war  die  Arbeit  einstweilen 
eingestellt.  Auch  die  Hausindustrie  ist  nicht  unbekannt, 
wenn  sie  auch  als  Ausnalmie  empfunden  wird.  Der  Bericht 
sagt  hier:  „Es  durfte  autTallend  scheinen,  daf^  die  Z^hi  der- 
jenigen Fabriken,  in  denen  nur  wenige  Arbeiter  beschäftigt 
sind,  verhältnismilfsig  so  grofs  ist.  Die  Erscheinung  erkl.^rt 
steh  indes  dadurch,  dafs  beüouders  in  neueren  Zeiten  der 
Zigarrenmacher  die  Zigarren ,  weiche  er  fiir  den  Fabrikanten 
oder  einen  sonstigen  Abnehmer  und  zwar  ott  aus  dem  ihm 
von  dem  Besteller  dazu  gelieferten  Tabak  zu  raachen  hat,  in 
bcinem  eigenen  Hause  verfertigt,  in  diesen  1  allen  aber  dieses 
letztere  Lokal  als  selbständige  Fabrik  aufgeführt  ist" 

Es  ist  femer  bemerkenswert,  dafs  bereits  im  Jahre  1840 

*  JJremcr  Staatsarchiv  ad  Ss  5b,  T  Ib. 
'  Ebendai 
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in  der  Zigarrenindustrie  m  Bremen  diejenige  Arbettoteilung 
durchgefOhrt  war,  welche  noch  heute  allgemein  beobachtet 
wird.  Der  Bericht  unterscheidet  die  .Blattstreifer  oder  Ab- 
streifer**,  welche  die  Tabakblätter  durch  Absonderung  der 
Stengel  usw.  zur  Verarbeitung  vorbereiten,  die  „Wickel- 
macher",  welche  die  Einlage  der  Zigarren  herstellen  und  diese 
mit  einem  Uinblatt  verisohen ,  und  die  „Zigarreiimacher'", 
später  vieltaeh  „Roller"  genannt,  welelie  mit  dei*  flacli(?n  Uand 
die  Einlage  auf  dem  Rollbrett  in  daü  Deckblatt  einrollen  und 
der  Zigarre  die  Form  verleihen'.  Zu  diesen  drei  Gruppen 
lügt  der  Bericht  noch  einige  andere  Kategorien  von  Arbeitern, 
welche  sich  mit  dem  Abputzen  der  von  den  Zigarrenmachern 
ihnen  ttberiieferten  Zigarren,  mit  dem  Trocknen,  Sortieren 
und  Einpacken  derselben  beschäftigen.  Von  diesen  haben  cUe 
Sortierer  t  welche  die  Zigarren  nach  Farben  und  Schönheit 
zu  ordnen  haben  und  besonders  qualifizierte  Arbeiter  sind, 
eine  besondere  Stellung  in  der  Zigarrenindustrie  erlangt,  wo- 
von noch  unten  die  Hede  sein  soll. 

Über  die  Altersklassen  der  verschiedenen  Kategorien  der 
Zigarrenarbeiter  erfahren  wir  aus  dem  meinfach  genannten 
Hericht  folgendes:  „Die  Ahstrerfer  sind  Kinder,  Knaben 
THid  Madehen  von  H — 11  ,Ialir(Mi,  daran  schliefsen  sielt  die 
\\  lelvelmaeher ,  worunter  sich  ebenfalls  Mädchen  belnulen, 
in  einem  Alter  von  ungefähr  12 — Ib  Jahren,  der  Zigarren- 
macher ist  ein  Erwachbcner.  Unter  den  2017  Zigaren- 
arbeitern  waren  732  Zigarrenmacher  und  748  Wickelmacher, 
von  jeder  Kategorie  also  fast  gleich  viel,  weil  der  Wickel* 
TDacher,  an  einem  Tische  mit  dem  Zigarrenmacher  sitsend, 
diesem  in  die  Hand  arbeitet.  Die  Arbeitszeit  dauert  im 
Sommer  von  (>  oder  7  Uhr  bis  12  Uhr  und  nachmittags 
IVa  Uhr  bis  7  Uhr,  wogegen  sie  im  Winter  ungefähr  1  Stunde 
später  ^  Liünt  und  abends  bis  S  oder  9  Uhr  sich  erstreckt." 
Über  die  Lohnzahlung  finden  wir  in  dem  Bericht  folgende 
höchst  bemerkenswerte  Darstellung:  „In  Ansehung  der  Ver- 
tragsverhältnisse dieser  Arbeiter  herrscht  durchgängig, 
wenigstens  in  gröfseren  Fabriken,  der  Gehrauch,  dafs  der 
Fabrikant  nur  den  Zigarrenmacher  und  zwar  seltener  pregen 
Wochenlohn  als  gegen  eine  nach  der  Stückzahl  der  von  ihm 
gelieferten  Zigarren  »ich  richtende  Vergütung  annimmt  und 
(iann  von  diesem  letzteren  die  Wickelmacher  und  Abstreifer 
angenoninieu  werden." 

Der  Bremer  Bericht  war  deshalb  hier  genauer  mitzuteilen, 
weil  die  in  ihm  geschilderte  Arbeitsverfassung  typisch  ist  fUr 
die  gesamte  deutsche  Zigarrenindustrie,   davon  abgesehen^ 

'  Die  beute  violfuch  bei  T)i!HLrf'rr>n  Sorten  ulilicben  Wickelform-  n 
kannt«^  mnn  Iv^O  noch  nicht.  Sie  wur(l«'n  erst  in  «len  TjOer  Jaliren 
eingeführt.  Vgl.  dazu  Jafle  Uuusiudustrie  und  Fabrikbetrieb  in  der 
deutschen  Zigarrenfabrikation.  Sehr.  d.  Ver.  für  Sozialp.  Bd.  86,  S.  801, 802. 
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dafs  an  Stelle  des  Fabrikbetriebes  zu  einem  grofsen  Teile  die 
Hausindustrie  getreten  ist.  Sowohl  die  Arbeitsteilung,  als 
Lohnzahlungsart^  bei  welcher  der  Zigarrenmacher  fUr  sich 
and  den  Wickelmacber  den  Lohn  emptangt  vmd  folglich  auch 
den  ihm  zukommenden  Teil  bemifst,  aind  bis  in  cue  neneste 
Zeit  unrerUndert  geblieben.  Dies  letztere  System  Alhrte  in 
immer  steigendem  Mafse  zu  Unzuträglichkeiten ,  weil  das 
Wickelmachen  immer  mehr  lediglich  von  Frauen  und  Mädchen 
ausgeübt  wurde,  welche  somit  in  eine  wirtschaftliche  Ab- 
hängigkeit von  dem  männlichen  Zigarrenmacher  gerieten*. 
Soweit  raeine  Kenntnis  reicht,  war  in  Hamburg  die  Arbeits- 
verfassunp^  die  gleiclip  wie  in  Bremen.  Hamburger  und 
Bremer   Zigarrenraacher   wurden    in    den    heutigen  Haupt- 

§roduktionsjL2:ei)ieten  Sachsen,  Raden,  W'osttalen  zum  Anlernen 
er  dortigen  Arbeiterbevolkening  ver\\aiidt,  so  dafs  hieraus 
die  Ausbreitung  der  geschilderten  Verhältnisse  auf  die  ge- 
samte Zigarrenindustrie  sich  erklärt'.  Für  Hamburg  be- 
richtet Biürger^^  dessen  Darstellung  durchaus  glaubwllrd^  er- 
scheint ,  da(s  sich  zunttchst  jüdische  Arbeiter,  welche  in  den 
zünftigen  Gewerben  keine  Aufnahme  fanden,  dann  auch  nicht* 
judische,  aber  meist  gescheiterte  Existenzen,  Leute,  die  mehr- 
fach mit  der  Polizei  in  Konflikt  geraten  waren,  Invaliden, 
Kranke  oder  Krttppel  dem  Zigarrenmachen  zugewandt  haben. 

*  Diese  ist  allerdin^  dann  unbedciiklich  wtnn  Zifrarronmacht  r 
und  Wickelmacherinnen  Ehegatten  oder  i-umiiicuuugehörige  c»ind.  VkL 
hierfiber  und  über  den  yersocii  im  Verordnungswege  einzugreifen,  JuK 
a.  a.  O.  S.  m. 

*  Jafr6  a.  a.  O.  S.  und  2^^\.  T^briffons  wurd«'  in  Hionum  auf 
Onind  jenes  Berichtö,  dar  die  sittlichen  unu  kulturellen  Zustande  uuter 
den  Zigarren  arbeiten!  in  düsteren  Farben  schilderte,  am  4.  April  1842 
.'ine  VcninhiTinfx  iiibctrt'fr  der  Zip^arrenfabriken  crlasson,  wonach  jeder, 
dt  r  in  Stadt  oder  Vorstadt  das  Geschäft  eines  Zigarrent'abrikanten 
ausüben  wollte,  dies  der  neueingerichteton  Fabrikinspektiou  anzeigen 
inuf^^te,  jeder  Arbeiter  ein  Arbeitsbuch  haben  soUte,  stu  Arbeit  in  die 
Fabrik  kein  Kind  zugelassen  werden  durfte,  welches  noch  nicht  dag 
10.  Jahr  vollendet  hatte,  Frauen,  abgesehen  von  den  zurzeit  beschäf- 
tigten, nicht  mehr  in  den  Zigarrenfabriken  arbeiten  durften.^  Der 
Arbeitsvertrag  konnte  einseitig  von  dein  einen  oder  andern  Tml  nur 
mit  dem  Spliljj?«e  der  Wochf^  nach  vorf^ängi^er  späte<tfMi^  nm  Montag 
der  nämlichen  Woche  geschehenen  Kündigung  aufgehoben  werden. 
Jedes  in  einer  Zigarrentabrik  arbeitende  Kind  mnfste  bis  sn  seiner 
Konfirmation  und  zwar  bis  nseb  Vollendung  des  12.  Jahres  luiiidestenfl 
in  den  Nachmitta^sstnnden  von  1  bis  4  Uhr  niM  Mittwoch  nnd  iNonu- 
abend,  nach  Erreichung  Jenes  Alters  mindestcuä  in  den  Abeudatonden 
von  7  bis  9  Uhr  am  Montag ,  Dienetag,  Donnerstag  und  Freitag  ein« 
der  bestehenden  Schulen  besuchen.  Das  Verbot  der  Frauenarb^t  in 
den  Ffihriken  wurde  im  Jahre  \M1  hinsichtlich  der  Ehefrauen  der 
Fabrikarbeiter  aufgehoben,  dann  vom  1.  Juli  1851  bis  zimi  1.  Juli  18d3 
we^en  Arbeitermangel  gans  suspendiert,  und  endlich  bis  sum  Jahre 
1876  wieder  hergestellt.  Dann  nahm  man  von  dem  Verbot  Ahitawl, 
weil  mittlerw^eile  die  l^thrikon  von  Bremen  fortverlegt  waren,  wovoa 
noch  unten  die  üede  sein  soll. 

*  H.  Bfirger  a.  a.  0.  S.  12. 
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In  den  Jahren  1820 — 1884  habe  der  Lohn  pro  Mille  nur 
1,35—3  Mfc.,  für  die  beste  Arbeit  6^60  Mk.  nach  heutiger 
WAhrong  betragen.  Bis  zu  den  40 er  Jahren  habe  sich 
daAn  ein  ftir  den  damaligen  Geldwert  hohaa  Woc  ln  n- 
einkommen  für  gewöhnlichere  Arbeit  5,  ö  und  7  Kurant  Mark 
(=  6  Mk.,  7/20  Mk.  und  8,40  Mk.  nach  heutiger  Währung), 
für  bf'ssore  Arbeit  10—12  Kurant  ^Ffirk  12—14,40  Mk,) 
und  tiir  beste  Arbeit  14  —  15  Kurant  Mark  (—  lf>,80 — 
IR  Mk.)  tVir  die  Zigarreiuiiacher  gebildet.  Diese  Entwicklung 
gin^  einher  mit  der  Errichtung  gröiserer  Fabriken  zu  Ham- 
burg   in  den  -SOer  Jahren. 

Trotzdem  seit  Aatang  der  4Uer  Jalue  m  Bremen  die  Haus- 
arbeit zunahm,  wahrscheinlich  infolge  der  erwähnten  Fabrik- 
Ordnung,  wie  das  auch  später  Ende  der  80  er  Jahre  nach 
einer  Bandesratsverordnung  betreffend  die  Zigarrenfabriken 
im  Deutschen  Reich  deutlich  za  beobachten  ist,  war  doch 
die  Xiage  des  Zigarrenmachers  nicht  schlechter  geworden. 
Das  geht  aus  folgendem  Gutachten  der  Bremer  Handels- 
kammer vom  Jahre  1849  hervor:  , Viele  Arbeiter  Huden  sich 
veranlafst,  nur  vier,  manche  sogar,  wie  es  heifstf  nur  drei 
Tage  jeder  Woche  in  ihrem  Berufe  tätig  zu  sein,  eine 
'^ifto,  die  sich  b(;i  näln  r^^r  Betrachtung  nicht  alhn'n  als  eine 
dem  Hang  der  mensehlielien  Natur  zu  beächauliehem  Mtlssig- 
gange  oder  dem  patriotisL-hen  Streben  nach  einem  Anteil 
an  der  öffentlichen  Politik  entspringende  offenbart,  sondern 
auch  als  tiefgewurzeli  in  den  sozialen  Verirrungen,  die 
Deutachlands  Arbeiterklassen  nicht  fremd  geblieben  sind  ^" 

Ebenso  berichtete  die  Gewerbekammer  zu  Bremen  im 
Dezember  1849 ,  die  Arbeiter  seien  sehr  gesucht,  ihre  Lohn- 
fordemng  steige  daher  über  das  Mafs  hinaus.  Zur  selben 
Zeit  rät  der  Bremer  „Courier  an  der  Weser"  den  Zigarren« 
machern,  den  blauen  Montag  abzuschaffen.  Die  Fabrikanten 
seien  froh,  überhaupt  Zigarrenmacher  zu  haben  und  trotzdem 
seien  es  immer  noch  sehr,  sehr  viele,  welche  „blau  machten". 
Leider  sind  für  Bremen  über  die  Jahre  1R19 — IS'.")«)  keine 
Angaben,  betreffend  die  Lohnhöhe,  zu  ermittein  gewes(;n, 
jedoch  finden  sieh  solche  für  l^."i-2  und  185;^,  als  infolge  der 
Verschleehteriin^  der  Produktiunsbcdingungen  ^  bereits  ein 
Sinken  der  Löiine  zu  vtjrspüren  war.  Naeh  einer  von  der 
Bremer  Gewerbekammer''  herau^sge^M-ljenen  tabellarischen  Über- 
sicht über  die  Tätigkeit  der  Bremer  Zigarrenfabriken  in 
den  Jahren  1852  und  1853  wurde  dem  Zigarrenmacher  ein 
wöchentlicher  Durchschnittslohn  von  2  Talern  7(fiU  Grote  ^ 
10,10  Mk.  heutiger  Währung  ohne  den  Wickelmacherlohn 


*  Bremer  Staataarthiv  ad  Ss  öb,  T  Ib. 
^  Jaff6  a,  a.  O.  8.  2^1. 

*  Bremer  Staatsarchiv  ad  Ss  5b,  T  Ib. 
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gezahlt,  löt  also  durchäclmittlich  etwa  so  hoch,  wie  der  für 
Hamburg  oben  angegf^bene. 

Die  Löhne  an  den  übrigen  Fabrikationöpiätzen  entziehen 
sich  meiner  Kenntnis,  sie  mögen  bei  dem  Autschwung  der 
Zigarrenmdustrie  in  Deutschland  sich  auf  einer  ähnliehen 
Höhe  wie  in  Hamburg  und  Bremen  gehalten  haben.  Wenn 
in  Hamburg,  wie  H.  Bttrger  berichtet,  Ttelieicht  auch  in 
anderen  grösseren  Fabrikations plätzen  infolge  der  polittochen 
Wirren  im  Jahre  1848  Arbeitslosigkeit  eintrat,  so  kann  diese 
nicht  lange  gedauert  haben.  Gerade  das  Jahr  1848  brachte 
durch  Aufhebung  der  vielfach  noch  bestehenden  Verbote,  auf 
der  Strafse  zu  rauchen ,  eine  neue  gewahi<^^c  Steigerung  des 
Konsums.  Man  hat  nach  allen  vorliegenden  Angal)en  den 
Eindi'uck,  dafs  es  sich  bei  (1<mi  Zigarrenarheitern  in  der  Mitt" 
und  gegen  l-Jide  der  4(>  er  Jahre  um  kein  Proletariat  handelte, 
dafs  das  Zigarren niachergewerbe,  welches  so  gut  seinen  Mann 
nährte,  wohl  imstande  war,  ein  Zu^ainniengehorigkeitsgefuhl 
in  seinen  Angehörigen  zu  erwecken.  Wie  es  kam,  dalö  ge- 
rade die  Zigarrenarbeiter  bereits  im  Jahre  1848  dazu  ge- 
langten,  eine  Uber  Deutschland  ausgebreitete  Zentraloi^ani- 
sation  zu  schaffen,  läfst  sich  nur  vermuten.  Vielleicht  machte 
das  fortwährende  Einströmen  neuer  Arbeiter  aus  den  rer- 
schiedensten  Lebensstellungen  und  Berufen  in  die  Zigarren- 
fabrikation  gerade  hier  ein  Eindringen  der  neuen  Gedanken- 
welt der  IHcr  Jahre  besonders  leicht  Keinesfalls  waren  es 
übermäfsige  Bedrik  kungen  oder  ein  Elend ,  wie  das  der 
schlesischcn  A^'f^ber,  welche  zur  Oi-ganisation  führten.  Im 
Gegenteil  gelangen  tiefstehende  wirklich  proletarisi  he  Arbeiter 
eher  zur  Kevolution  als  zur  Organisation.  W'iif.ste  man  von 
den  Verhältnissen  der  Zigarrenarheiter  um  ISls  nichts  als 
nur  (las,  dafs  sie  eine  Fachorganisation  ersti ('i»t«  ii  und  ver- 
wirklichten, so  müßäte  man  hieraus  schliefsen,  dais  es  höht-r 
stehende  Arbeiter  waren.  Aber  immerhin  konnte  in  einem 
Fabrikationszweig,  welcher  von  Anfang  an  durch  das  Kapit^ü 
und  durch  Errichtung  von  Fabriken  ins  Leben  trat,  wie  es 
bei  der  Zigarenindustrie  der  Fall  war,  der  GegensatE  zwischen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  leicht  in  höherem  Mafse  und 
früher  empfunden  werden,  als  in  Gewerl>en,  in  denen  sich  die 
Entwicklung  zum  fabrikmärsigcn  Betrieb  langsam  Schritt  für 
Sehritt  vollzog.  Die  sozialistischen  und  kommunistischen 
L^^hren .  welrhe  im  Jahre  l'^^'*^  in  Dentschlaiid  lebhafte  Ver- 
breitung erruliren,  fanden  liier  guten  Hoden.  Dafs  «llfs  der 
Fall  gewesen  iat,  beweist  die  H^atsache,  dafs  die  Zigarren- 
arheiter eine  Zeit  lang  mit  der  kommunistischen  Arbeiler- 
verbriideriing  gcmeiusame  Sache  machten,  wovon  noch  die 
Kede  öcin  .^ull. 

Die  allgemeinen  psychologischen  Voraussetzungen  aber 
liegen  in  der  Idee  der  Organisation,  der  Vereins-  und  Oe- 
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noösenschaftäbildung,  in  den  Bestrebungen  der  Zusammen- 
fassung und  Vereinheitlichung  f  welche  auf  wirtschaftlichem 
and  politischem  Gebiet  die  Geister  in  jener  Zeit  beseelten. 
Als  der  Zigarrenmacher  Herzog  fUr  den  Anschlula  der 
Zigarrenarbeiter  au  die  kommunistische  Arbeiterverbrüderung 
auf'  dem  Kongrefs  der  Zigarrenarbeiter  in  Leipzig  (1849) 
sprach,  rief  er:  ^Wir  wollen  ein  einiges  Deutschland 
und  wollen  nicht  einmal,  dafs  alle  Arbeiter  sich  verbrüdern." 
Und  al.^  (lio  Zigarrenarbeiter  in  Bremen  sich  1841»  vereinij2;'ten, 
da  war  es  eine  der  ersten  Ansclinffungen,  dafs  man  in  Hraun- 
scllwei.^■  eine  Fahne  in  den  Fjh  Ih  h  schwarz-rot-i^old  mit  dem 
Bremer  Wappen  bestellte  und  sie  als  V'ereinst'ahne  ansah.  So 
verbanden  sich  poHiiselie  und  wirtscliattliche  Ideen.  Die  erste 
Periode  einer  (iewerksehat'tsl)ewe<i;un^^  in  Deutschland  fällt 
mit  der  Zeit  höchster  Anspannung  aller  nationalen  Kräfte  für 
die  Verwirklichung  der  deatschen  Einheit  ebenso  suBammen, 
wie  die  zweite  starke  Flutwelle  gewerkschaftlicher  diesmal 
nachhaltiger  Bewegung  mit  der  immer  greifbarer  werdenden, 
^»chliefBlich  vollendeten  Gestaltung  des  Deutschen  Reiches  ein* 
»etzt.  Auch  die  gewerkschaftlichen  Bestrebungen  der  Arbeiter 
schöpfen  ihre  Kraft  aus  dem  Born  aufsteigender  Entwicklung 
des  Volkes. 

Bei  den  Zigarrenarbeitern  kam  der  Wunsch  einer  Ver- 
einigung aller  Fachgenossen  fast  gleichzeitig  in  Nord  und 
Süd  zum  Ausdruck.  Im  Norden  mit  dem  Mittelpunkt  Berlin 
knüpft  sich  die  Beweguns^  an  den  Namen  dos  Zigarren- 
ar>>eiter8  Wenzel  Kohl  weck  aus  Breslau,  mit  dem  dei  Dresdener 
Zigairenarbeiter  Herzog  und  der  Zigarrenarljeiter  Arronge 
in  der  Organisierung  der  Bewegung  eine  Rolle  spielten.  In 
denselben  Ta^^en  (2.1  August  bis  8eptcniber  1848),  als  in 
Berlin  ein  allgemeiner  Arbeiterkongrefs ,  welcher  die  kom- 
munistische Arbeiterverbrüderung  begründete,  stattfand,  wurde 
dort  unter  Wensel  Kohlwecks  Leitung  die  „Assosiation  der 
Zigarrenarbeiter  Deutschlands*^  begründet  Zur  Ausbreitung 
der  Assoziation  unternahm  Kohlweck  Agitationsreisen  nach 
den  verschiedensten  deutschen  Städten,  wo  bald  Mitglied- 
schaften des  neuen  Zentralverbandes  entstanden^. 

Zur  selben  Zeit  orlieCsen  die  vereinigten  Mannheimer  und 
Heidelberger  Zigarrenmacher  einen  Aufruf  zur  Begründung 
einer  Orgnisation  aller  Zigarrenarbeiter,  welcher  seinem 
ganzen  Inhalt  nach  auf  eine  Beeinflussung  durch  die  Berliner 

handelnden  Personen  in  keiner  Beziehung  hinweist.  Dagegen 
ist  eine  Anlehnung  an  die  Ff>rderungen  des  .. Frankfurtr-r 
Geaellenkongresses'',  der  sich  im  Juli  1848  konstituiert  hatte, 


'  Georg  Adler,  Die  GoBchichto  der  ersten  sasialpolitischen 
ArbeiterbewegaDg  in  Dentscbland,  Bre««lau  1885,  S«  195w 
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nicht  zu  verkennen  ^  Insofern,  als  der  Berliner  allgem^ne 
Arbeiterkongrefs  (August  ^  September  1848)  sur  Besprechung 
dieser  Forderungen  besw.  eines  Teiles  derselben  beriifen  war 
und  im  Zusammenhang  mit  diesem  die  Zigarrenarbeiter  sich 
organisierten,  haben  beide  OrganisationsTersuche  der  Zigamn- 
arbeiter  eine  gemeinsame  gleichsam  theoretiscfae  Grundlage. 
Der  Aufruf  ist  betitelt  als  „Aufforderung  an  alle  Zigarren- 
macher  zur  festen  brüderlichen  Vereinigung,  zur  Hebung 
ihrer  sozialen  Verhiiltnisse"  x\vtf\  Inutet  folgenderraafsen  r 
„Arltf^iter,  Brüder!  Durch  die  gewaltigen  und  stürmischen 
Ereignisse  der  Neuzeit  ist  endlich  die  Menschheit  aufgerüttelt 
worden  aus  dem  bewulstlosen  und  schwachen  Zustande,  in 
welchem  sie  schon  so  lange,  so  schrecklich  lange  versunken 
war.  Überall  ist  Leben  und  Bewegung;  kein  Stand  will  der 
letzte  sein,  sich  seine  Zukunft  so  gut  wie  möglich  zu  sichern 
und  das  au  erringen,  was  ihm  not  tut.  Namentlich  ist  es 
der  Arbeiterstand,  wdcher  am  meisten  Rtihrigkeit  entwickelt 
und  welcher  es  auch  wahrlich  am  nötigsten  hat,  dafs  er  die 
Hände  nicht  ruhen  läfst  und  alle  Kräfte  aufbietet^  um  endlich 
das  zu  erlangen,  was  ihm  schon  so  lange  vorenthalten  wurde, 
nämlich  sein  heiliges  Menschenrecht  Auch  wir  ge- 
hören diesem  Stande  an,  auch  wir  müssen  ein  Lebenszeichen 
von  uns  geben  und  dürfen  nicht  zurückbleiben  mit  unseren 
Forderungen  an  die  Zeit,  deren  wir  cbensovielc  zu  machen 
haben,  als  andere  unserer  Arbeitsbrüder.  Wir  gehören  gewifs 
nicht  zu  den  Glücklichen,  denen  nichts  zu  wiin>(  [n  ii  übrig 
bleibt,  wir  leiden  wohl  schon  lange  genug  unter  druckenden 
Verhältnissen  und  erkennen  es  klar ,  dafs  es  jetzt  oder  nie 
an  der  Zeit  ist,  diese  zu  beseitigen.  Durch  eine  brüderliche 
Vereinigung  wollen  wir  mit  Kraft  und  Entschiedenheit  der 
Zukunft  einen  Standpunkt  abringen ,  auf  welchem  su  stehen 
jeder  Arbeiter  berecJitigt  ist  Lange  genug  waren  wir  die 
Sklaven  des  Kapitals,  so  wie  die  Verhältnisse  jetst  sind^ 
dürfen  und  können  sie  nicht  bleiben!  Wohlauf  denn^  legt 
Hand  ans  Werk,  auf  dafs  es  wachse  und  gedeihe! 

Bei  unserem  Streben  wären  folgende  Punkte  haupt* 
sächlich  ins  Auge  zu  fa^^sen : 

1.  Um  dem  willkürlichen  Zaldi^n  der  Prinzipale 
Schranken  zu  setzen,  mufs  vor  allem  ein  allgemeiner  Vrt'\<, 
das  Minimuni  für  alh-  Sorten  Zigarren  pro  1000  Stück,  test- 
gesetzt werden ,  und  zwar  für  die  geringste  oder  erste  Sorte 
2  Gulden  80  Kreuzer  oder  1  Taler  1l"  ü  Silberfrroschen ,  tur 
die  zweite  mit  deutüchcm  Deckblatt  uud  amerikani.-.cher  Ein« 
läge  oder  umgekehrt  3  Gulden  oder  1  Taler  20  Silber- 
groschen, für  ganz  feine  oder  echte  Havanna   4  Gulden 

'  Über  den  Frankfurter  Geaelhuikoii^refs  uuü  seine  Forderuugen 
vgl.  Greorg  Adler  a.  a.  O.  S.  167. 
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30  Kreuzer  oder  2  Taler  17  Silbergroschen.  Fttr  die  drei 
letzten  Sorten  müssen  die  Preise  je  nach  schwerer  Fa^on 
steigen. 

2.  Es  sollen  keine  Frauenzimmer  zum  Zigarrenmachen, 
sondern  nur  sum  Indiehandarbeiten  zugelawen  werden. 

3.  Ge&etEliehes  Aidemen  der  Gehüfen. 

4.  Die  Lehrzeit  soll  nicht  anter  4  und  nicht  Uber  5  Jahre 
betmn^. 

5.  Prttfang  der  AuBlemenden  Tor  einer  gewählten 
Kommission. 

0.  Aufhebung  der  Fabriken  in  Strafanstalten  sowie  der 
Kegie  in  Österreich. 

7.  In  Zukunft  sollen  nur  solche  eine  t'abrik  errichten 
können,  welche  entweder  selbst  oder  deren  Geschäftsführer 
eine  Prüfung  ihrer  Geschäftskenntnis  bestehen. 

8.  Errichtung  von  Schiedsgerichten ,  bestehend  aus  vier 
Arbeitern  und  drei  Arbeitgebern,  um  «treitige  l\iiie  zu 
schlichten. 

Um  diese  Forderungen  zu  verwirklichen,  wäre  vor  allen 
Dingen  eine  Versammlung  zu  berufen ,  welche  darüber  ihr 
Gutachten  ausspricht  und  es  durch  den  Druck  allen  Kollegen 
zur  Kenntnis  bringt,  alsdann  ein  Zentralkomitee  zu  gründen, 
welches  ftir  die  Ausführung  der  Beschlttsse  zu  sorgen  hat. 
Femer  Haupt-  und  Zweigvereine,  an  welche  sich  vereinzelte 
Kollegen  anschliefsen  können.  Zur  ersten  Versammlung 
schlagen  wir  Freufsisch-Minden  vor,  als  einen  Ort,  der  wegen 
seiner  Lage  an  Wasser  und  Eisenbahnen  uns  der  passendste 
scheint.  Wir  stellen  nun  an  euch  die  Bitte,  entweder  auf 
den  1.  Oktober  selbst  dahin  zu  kommen,  oder  euere  bevoll- 
mächtigten Abgeordneten  zu  senden,  ferner  uns  unter  der 
Adresse  J.  Schmuttermeier  im  Gasthaus  zur  goldenen  Sonne 
in  Mannheim  eine  Antwort  auf  Gegenwärtiges  zukommen  zu 
lassen,  um  die  Teilnahme  bemessen  zu  können,  welche  unser 
Aufmf  findet.  Brttder,  wir  wollen  uns  nicht  abschrecken 
bssen  durch  die  Hindernisse,  welche  sich  uns  sicher  ent- 
gegenstellen werden,  sondern  mutig  und  auf  eigene  Kraft  ver- 
trauend ans  Werk  gehen;  nur  so  wird  es  gelingen. 

Mannheim  und  Heidelberg  am  1.  September  1848. 

Die  vereinigten  Mannh^^inier  und  Heidelberger 

Zigar  rrmuacher." 

Die  vorgeschlagene  Versammlung  in  Minden  hat,  soviel 
ich  ermitteln  konnte,  nicht  stattgefunden;  sie  war  wohl  durch 
die  mittlerwciile  erfolgte  Gründung  der  Zigarrenarbeiter- 
Assoziation  in  Berlin  überflüssig  geworden.  Die  süddeutschen 
Städte  schlössen  sich  der  Assoziation  nun  einfach  an. 

Über  die  ersten  in  Berlin  beschlossenen  Statuten  näheres 
an  erfahren,  ist  mir  nicht  gelungen.  Nur  soviel  läXst  sich 
AUS  späteren  Verhandlungen  erkennen,  dafs  eine  Zentralisation 

'«ndraiigra  ZZIV  8  (IIS).  —  Friveh.  2 
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der  foeben  entstandmien  oder  noch  entstehenden  Lokalvereine 
ioB  Werk  gesetst  wurde.  Die  Lokalvereine  sahlten  eine 
wahrscheinlich  ortsüblich  normierte  Wanderantersttttsuugy  ne 
serfielen    noch   besonders    in   Haupt-   und  Nebenvereine. 

Das  Hauptband  und  Agitationsmittel  war  eine  Zeitung 
„Konkordia,  Organ  der  Assosiation  der  Zigarrenarbeiter 
Deutschlands",  welche  von  dem  Prä  ilenten  der  Assoziation, 
Kohlweck,  redi^^fiert  und  aus  den  Mitteln  der  Zentralkassen 
unterhalten  wurde.  Noch  im  Jahre  lH4b  wurde  in  Berlin 
eine  AssoziationsfaVirik  fflr  Zigarren  gegründet,  deren  Leiter 
ebenfalls  Kohlwtxk  war.  Derartige  Versuche  wurden  in 
DeutstlilaiKl  damals  mehriaeh  gemaclit. 

Über  die  Fortöcliritte  der  Zigarenmacherasäuziation  er- 
halten wir  Auskunft  durch  einen  gedruckten  Bericht  über 
ihren  zweiten  Kongrefs,  welcher  m  Leipzig  am  3.  September 
und  folgenden  Tagen  1849  abgehalten  wurde.  Ekraehienen 
waren  20  Abgeordnete,  wdche  77  Stildte  Deutschlanda  ver- 
traten. Die  Namen  dieser  Städte,  welche  in  dem  Berichte 
au^eaählt  sind,  beweisen  die  Verbreitung  der  Asaosiatian 
über  das  ganze  Deutsche  Reich. 

Der  Bericht  beginnt  mit  der  umständlichen  Wahl  des 
Bureaus  unter  Beratung  und  Annahme  einer  Geschäfts- 
ordnunp^,  wie  denn  überhaupt  streng  auf  Wahrung  parla- 
mentarischer Bräuche  gesehen  wurde.  Der  erste  Funkt 
der  Tagesordnung  war  die  wichtige  Beratung  dariiber,  ob 
sich  die  Assoziation  an  die  ^Arbeiterverbrüdi  run^';  an- 
schlielsen  solle.  Zum  erstenmal  in  der  deuUciieu  Arbeiter- 
bewegung trat  bei  einem  Fach  verband  die  Frage  auf,  ob  die 
Arbeiter  ihre  wirtachafttiche  OrganiaatiMi  an  eine  poliliaehe 
ketten  sollten  >  oder  nicht  Die  Stimmen  auf  dem  fiLonmis 
waren  darüber  sehr  geteilt  Der  D^egierte  Airoage,  Ifi^ 
begründer  der  Assoziation  ,  sprach  sich  entschieden  ge^en  die 
Verbrüderung  aus.  £r  wies  darauf  hin,  wie  wenig  di^lbe 
bisher  imstande  gewesen  sei ,  sich  durchzusetzen ,  da  sie  in 
der  „Rheingegend^  gänzlich  unbekannt  sei,  in  Braunschweig 
und  auch  in  Hannover  aufgehört  habe  zu  existieren.  Arronge 
bat  eindringlich,  sich  von  der  Verbrüderung  als  einer  poHti- 
schen  Org-anisation  fernzuhalten ,  Tmd  wies  auf  das  Beispif^l 
der  Buchdrucker  hin,  die  sich  „alt»  die  intelÜgenteste  Klasse  der 
Arbeiter"  der  Verbrüderung  nicht  an.schlössen.  Die  Berh'ner 
Beschlüsse  des  Arbeiterkongresses  bezeichnete  Arronge  als 
-Tollhäuslerideen"  und  schlofs  seine  liede  mit  tolgendem  Ge- 
oanken,  der  seiner  Einsicht  alle  Ehre  macht:  „Sä  sei  gewils 
praktisch,  wenn  sich  alle  Gewerke  au  assoziieren  suchten  und 
dann,  wenn  jedes  seine  Sache  geregelt  habe,  alle  eine  gröCMie 
Verbrttderungskette  bildeten ,  aber  es  dOife  nicht  wrmlicb 
eins  ins  andere  zerflieisen.*  Zwar  suchten  Herzog  und 
Kohlweck  ihn  an  widerlegen,  sohlieüslich  wurde  aber  doch 
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ein  Bescblufö  gefafst,  welcher  den  Anschlufs  an  die  Ver- 
brüderung noch  vertagte,  jedoch  jeden  Deputierten  ver- 
pflichtete^ sich  mit  dem  Zweck  der  Verbrüderung  bekannt  zu 
xnachen  und  seine  Wähler  darüber  eu  unterrichten.  Die 
Freunde  der  Verbrüderung  wufiten  ee  femer  —  namentlidi 
ttnter  Hinweis  auf  den  Kostenpunkt  —  durchsusetBen ,  diJ« 
die  Fachzeitung  „Konkordia"  nunmehr  verbunden  mit  der 
kommunistischen  Zeitung  „Verbrüderung"  erscheinen  sollte. 
Dadurch  wurde  natürlich  den  TendenEen,  welche  eine  Ver« 
bindung  mit  der  politischen  Organisation  anstrebten,  Vorschub 
geleistet. 

Einen  weiteren  Punkt  der  Beratung  bildete  das  Thema 
Vereinbarung  mit  den  Fabrikant^Mi".  Gemeint  war  die  Mög- 
lichkeit, mit  den  Fabrikanten  Abkommen  über  Lohn,  Arbeits- 
zeit U8W.  zu  schliefsen,  also  ein  Ziel ,  welches  noch  heute  für 
viele  Gewerkschaften  als  unerreichbar  gilt.  Auch  hier  gingen 
die  Meinungen  der  Delegierten  auseinander,  weil  in  diesem 
Punkte  einige  gute^  andere  schlechte  Erfahrungen  bereits  ge- 
macht hatten,  insbesondere  meinte  der  Delegierte  Heraog: 
^ESine  Vereinbarung  mit  den  Fabrikanten  ist  ein  Ideal,  £s 
wir  nie  erreichen  werden,  gehen  sie  auch  scheinbar  mit 
uns  Hand  in  Hand,  in  Wahrheit  stehen  sie  uns  entgegen/ 
Herzog  war  bereits  von  dem  unüberbrückbaren  Gegensatse 
smischen  Kapital  und  Arbeit  durchdrungen.  Der  Kongrefs 
beschlofs  in  dieser  Frage:  „Die  Vereinbarung  mit  den  Fa- 
brikanten bleibt  den  lokalen  Verhältnissen  überlassen.  An  den- 
jenigen Orten,  wo  eine  solche  zu  erzielen  ist,  soll  dieselbe 
auf  folgenden  Grundlagen  beruhen:  1.  Die  Zi^rarreufabrikanten 
ver})rtichten  sich,  nur  Assoziationsmitgliedcr  in  Arbeit  zu 
iiehmen.  2.  Die  Werkmeisterstellen  sind  nur  mit  praktisch 
gebildeten  Leuten  zu  besetzen.  3.  Die  Förderung  der  Moral 
ids  auch  der  Zweck  der  Assoaiation  berechtigt  uns,  su  ver- 
langen,  dafs  in  Zukunft  keine  weiblichen  Arbeiter  bei  der 
Zigarrenfabrikation  beschftftigt  werden.  NB.  Um  jedoch  in 
allem  mrjglichst  gerecht  zu  sein  und  den  gegenwärtig  be- 
schäftigten Frauenzimmern  die  Mittel  zur  Existenz  nicht  zu 
rauben,  so  sollen  dieselben  so  lange  besdiäftigt  werden,  bis 
sie  entweder  durch  den  Willen  der  Fabrikanten  oder  durch 
freien  Entschlufs  ihre  Stellung  verlassen  In  denjenigen 
deutsclien  Staaten,  wo  «mti«'  tresetzliche  SaukticTiierang  dif^ser 
Bescldiii^'^e  sowie  die  Erlangung  der  Rechte  einer  vom  kStaate 
garantierten  Korporation  als  erspriefsh'eh  erachtet  wird,  kann 
dieselbe  bei  dem  resp.  Ministerium  nachiresucht  werden." 

Man  öieht,  die  Hofl'nungen  der  Zigarrenarbeiter ,  welche 
mit  ihrer  Assoziation  auf  einmal  alles  durchzusetzen  glaubten, 
gingen  weit  genug  und  zeigen  die  gänzliche  Uner&hrenheit 
auf  diesem  Gebiete.  Nur  was  das  Verbot  der  Frauenarbeit 
anbetrifft,  hatte  man  in  Bremen  einen  Präzedenzfall, 
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Es  wurde  dann  im  Anschluls  an  die  Arbeiter  und  Hand- 
werkerkongresse  jener  Jahre    ein    sogenanntes  „Lehrlingö- 
systcm"  angenommen,  ohne  jedoch  auch  hier  mehr  als  eine 
Horm  geben  zu  wollen,  welche  zur  Richtschnur  illr  die 
lokalen  Vereine  gelten  BoUte.   Nach  diesem  Lehrlingssystem 
sollte  nur  praktisch  gebildeten  Fabrikanten  oder  solchen, 
welche  praktisch  gebildete  WerkfÜhrer  hätten,  das  Recht  zu- 
stehen, Xiehrlinge  anzunehmen.    Über  die  Zahl  der  bei  den 
Fabrikanten  zu  beschäftigenden  Lehrlinge  sollten  lokale  Kom- 
missionen,  bestehend    aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu 
gleichen  Teilen,  entscheiden.    Die  Dauer  der  Lehrzeit  wurde 
auf  (^rei  Jahrr  festiresetzt.    Die  Lehrlinf^e  sollten  ferner  das 
15.  Lebensjahr  erreicht  lialion.    Auch  hier  wurde  naiv  der 
Zusatz  gemacht:   „Die  Regierungen   der  deutschen  Staaten 
können  ersucht  werden,  den  obigen  Bestimmungen  über  das 
von  uns  aufgestellte  Lchrlingssystem  die  gesetzliche  Sanktion 
zu  erteilen."    Ein  weiterer  Punkt  der  Beratung  war  ,die 
Errichtung  von  wissensehafUichen  Bildangsanstalten*.  Das 
Streben  des  zum  Bewulstsein  seiner  selbst  kommenden  vierten 
Standes,  seine  Bildung  au  erweitem  und  an  dem  Kulturleben 
der  Nation  mit  teilzunehmen,  beseelte  auch  die  Zigarren* 
arbeiter.    Der  folgende  Beschlufs  gibt  davon  ein  anziehendes 
Bild:  „Der  Vorstand  jedes  Vereins  ist  gehalten,  die  wissen- 
schaftliche und  moralische  Bildung  der  Mitglieder  zu  fördern. 
Da  aber  die  Erreichung  dieses  Zwecks,  sollte  sie  durch  Er- 
richtung  von   Bildungsanstalten    erzielt    werden,    die  As^o- 
ziationskasse  zu  sehr  beeinträchtigen  würde,  so  sind  folgende 
Punkte  festzustellen:  In  Stiidten,  wo  bereits  Bildungsanstalten 
bestehen,  hat  der  Vorstand  durch  Geldbeiträge  oder  ander- 
weitige Mittel  einen  Anschlufs  an  diese  zu  bewerkstelligen. 
Selbstredend  ist  es,  dafs  die  Gesellschaft  die  Bedingungen, 
unter  welcher  der  Anschluls  geschehen  soll,  genehmigen  mub. 
In  Stftdten»  wo  vorbenannte  Bildungsanstaiten  nicht  bestehen, 
sind  solche  in  Verbindung  mit  anderen  Arbeitern  ins  Leben 
zu  rufen.    Sollten  die  Lokal  Verhältnisse  des  Ortes  dieses  un- 
möglich machen,  so  hat  der  Vorstand  fUr  angenehme  und 
nützliche  Unterhaltung  in  den  Versammlungen  durch  Vorträge 
wissenschaftlich  gebildeter  Männer  zu  sorgen." 

Di«^se  Anrejrnrig  stand  nicht  nur  auf  dem  Papier.  So 
wurdt'ii  in  Hamburg  tatsäcliliVli  Einrichtungen  sretroffen,  wcK  he 
<ien  Zigarrenarbeitern  Unterricht  im  Reehnen ,  Schreiben, 
Geographie,  Deutsch  und  fremden  Sprachen  gewaiuten.  8ie 
gingen  allerdings  bei  der  Unprunst  der  Zeiten  bald  wieder  ein*. 

Den  wichtigsten  Teil  der  Beratung  bildete  eine  Durch- 
sicht der  Statuten.  Dieselbe  war  um  so  grtindlicher ,  als, 
wie  es  im  Eingang  des  neuen  Statutes  heilst,  das  im  Torigen 
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«Tahre  entworfene  Statut  für  die  jetzigen  Verhältnisse  der 
Assoziation  in  vielen  Teilen  nicht  mehr  genügend  war. 

Das  neue  aaf  Lesern  Kongrefe  beiolilossene  Statut  zer- 
f^t  in  seoha  Artikel.  1.  Artikel:  Zweck  der  Assoziation; 
2.  Artikel:  Mittel  zur  Erreidiung  dieses  Zwecks;  3.  Artikel: 
Innere  Einrichtung  der  Assoziation;  4.  Artikel:  Verwaltungs- 
form;  5.  Artikel:  Von  den  Pflichten  der  Mitglieder ;  6.  Artikel: 
Allgemeine  Bestimmungen.  Die  beiden  ersten  Artikel,  welche 


Angele^roTiheiten  bekunden,  seien  hier  wiedergegeben:  „Artikel  1 : 
Zweck  der  Assoziation.    Der  Zweck  der  Assoziation  ist  das 
jnorallsche  und  materielle  Wohl  der  vereinigten  Arbeiter  auf 
<lem  geeiguetüten  Wege  durch  gegenseitige  Unterstützung  oder 
vielmehr  mit  vereinter  Kraft  zu  erzielen  und  zu  befördern, 
da  nur  auf  diesem  Wege  die  CbeibtäuJe,   welche  sich  in 
unser  Geschäft  eingeschlichen  haben,    zu  beseitigeu  öiud. 
Arsikel  2:  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zwecks.   Die  ver- 
-einigten  Arbeiter  streben  dahin:  a)  dafs  die  mangelhafte 
Bildung  ihrer  Mitglieder  durch  Lehre  und  Unterricht  möglichst 
gehoben    werde;    b)  dafs   bei  unverschuldetem  Unglück, 
Krankheit  usw.  die  Mitglieder  unterstützt  und  womöglich 
ihrer  frtlheren  oder  aber  einer  ähnlichen  Arbeit  teilluiftig 
werden;  c)  dafs  die  Rechte  der  Arbeiter  den  Rechten  der 
Arbeitgeber    gegenüber    i^egenseitig    geordnet    werden  und 
•dl  alle  Zigarrenurbeiter  Deutschlands  sind   verpflichtet,  der 
Assoziation  beizutreten,"    Der  Artikel  3  über  die  innere  Ein- 
richtung der  Absuziation   enthält   lediglich  Aufnahmebestim- 
mungen.    Unter  diesen  mi  besonders  die  für  solche  Zigarren- 
arbeiter, welche  vor  dem  1.  Oktober  1848  noch  nicht  als 
Zigarrenarbeiter  in  Stellung  gewesen  waren ,  hervorzuheben. 
Diese  sollten  nämlich  nur  dann  Aufnahme  erlangen,  wenn 
sie  durch  eine  in  jeder  Stadt  zu  wfthlende  Kommission  Sach- 
▼erständiger  geprfm  waren  und  von  derselben  das  Zeugnis 
erhalten  hatten,  dafs  sie  „die  Fähigkeiten  eines  guten  und 
praktischen  Arbeiters  besitaen**.  Diese  Aufnahmebäingungen 
eines    Befähigungsnachweises    steht   mit   dem  angestrebten 
Verbot  der  Frauenarbeit  und  dem  „Lehrlingssystem"  durchaus 
im  Einklang.    Es  sind  Forderungen,   welche  man  insofern 
zünftlerineh   nennen   Icann,    aU   sie   ein  freies  Gewerbe  mit 
Schrankin  zu  versehen  ytrebon,   welche  seine  Arbeiter  vor 
Unterbiet uiig  und  es  selbst  vor  ÜberftiiluDg  schützen  wollen. 

Die  Organisation  der  Zigarrenarbeiterassoziation  gestaltete 
sich  folgendermafsen :  Sie  bestand  in  einer  ziemlich  losen 
Zentralisierung  lokaler  Vereine,  welche  ihre  eigenen  Kassen 
besafsen,  die  sie  gana  ihren  lokalen  Verhältnissen  anpalsten. 
Und  zwar  waren  dies  Reise-,  Kranken-  und  Sterbekassen. 
Aoch  die  Hohe  der  Beitrüge  bestimmten  diese  lokalen  Vereine, 
ebenso  richtete  sich  das  Eintrittsgeld  nach  den  lokalen  Ver- 
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hältnissen,  doch  sollte  es  vom  1.  Januar  1850  ab  für  alle 
Vereine  der  Assoziation  zwei  Taler  betragen.    Einer  dieser 
lokalen  Vereine  wurde  vom  Kongrefs  zur  Zentralstadt  ge- 
wählt.  Hier  muCBte  der  Präeident,  die  oberste  leitende  Be- 
hörde, welcher  aaf  ein  Jahr  gewählt  wurde,  wohnen.  Der 
Präsident  beiBOg  ein  Gehalt  von  35  Talern  monatlich.  Ihm 
lag  die  Verwaltung  der  Zentralkasse  ob,  zu  welcher  die 
lokalen  Vereine  pro  Mitglied  und  Monat  ^/s  Siibergroseben 
beizutragen  hatten.  Aue  der  Zentralkaaee  wurden  vornehmlich 
die  Kosten   des  Assoziatiosorgans,   ferner  die  Kosten  der 
Kongresse  und  der  Agitationen,  die  Zuschüsse  an  lokale  Vereine, 
welche  infolge  starker  Inanspruchnahme  in  Gehln'»t  gerieten. 
Und  da«  Uehalt  des  Präsidenten  })estritten.    Pflicht  des  Prä- 
sidenten, der  dem  Kongrefs  f(ir  alle  seine  AnordnunL^en  ver- 
antwortlich sein  sollte,  war  nach  dem  Statut,  die  Zw»  cke  der 
Assoziation  zu  verwirklichen.     Über  den  Stand  der  Asso- 
ziation sollte  er  durch  monatliche  Berichte  der  lokalen  Ver- 
einsvorstftnde  unterrichtet  werden.   Diese  Vorstände  waren 
Oberhaupt  rerpflichtet,  den  Anordnungen  des  Präsidenten 
Folge  zu  leisten.   Dem  Präsidenten  sollte  freistehen,  sich  in 
der  Zentralstadt  mit  einer  von  ihm  zu  erwählenden  Anzahl 
von  Vertrauensmännern  zu  umgeben  und  mit  denselbt  n  die 
von  ihm  zu  treffenden  Anordnungen  zu  beraten.    Diese  Ver- 
trauensmänner  bildeten  das   „Zentralkomitee" ,   hatten  aber 
woripr  dem   Prilsidenten  noch  den  Vereinen  ^'^egenUber  eine 
^(■liii  t(  lidr-  oder  verbietende  Stimme.  Mit  den  LJntersttitzungs- 
einriclitungen  hatte  der  Präsident  nichts  zu  tun.   mit  Aus- 
nahme einer  Witwen-  und  Invalidenkasse,   welche  die  Asso- 
ziation als  solche  ins  Leben  rufen  und  am  1.  Januar  1^51  in 
Kraft  treten  lassen  wollte.    Der  Beitritt  zu  dieser  Kasse  war 
fakultativ.    Jeder  Beteiligte  sollte  monatlich  2  Silbergroschen 
zahlen,  welche  von  den  Vorständen  an  den  Präsidenten  ab- 
geliefert werden  mufsten.  Die  nähere  Bestimmung  der  an 
zahlenden  Unterstützung  wurde  dem  ersten  nach  dem  l«  Januar 
1851  tagenden  Kongresse  überlassen. 

Auch  über  eine  Unterstützung  bei  Arbeitslosigkeit  wurde 
auf  dem  Kongresse  verhandelt  Es  ist  nicht  zu  verwundern, 
wenn  man  hier  zu  einem  klaren  Entscblufs  nicht  gelangen 
konnte,  auch  die  lokalen  Vereine  nicht  etwa  verpflichtete^ 

eine  solche  UnterstÜtsung  einzuführen.  Der  Kongrefs  über» 
liefs  die  Einriehtung  solcher  UnterstUtzungskassen  „den 
lokalen  Verhältnissen".  Von  Streik  und  Streikunterstützung 
war  gar  nicht  die  Rede.  Erfahrungen  lagen  offenbar  nicht 
vor,  wenn  auch  zu  dem  Mittel  des  Streiks  von  den  Arbeitern 
in  jener  Zeit  schon  massenhaft  gegriflfen  worden  war. 

Endlich  erliefs  der  Kongrefs  noch  eine  Denkschrift  zur 
Errichtung  von  Assoziationsfabriken,  iodem  er  auch  hier  den 
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Anr^ungem  des  voijtthrigen  Berliner  Kongresses  folgte.  Sie 
lautet  folgendermalMi: 

„Brüder!    Im  vorigen  Jahre  ertOnte  euer  Ruf  durch  «lle 
Oaue  flpH  Vaterlanfles :  Verbesserung  der  Arbeit,  Hebung  des 
geisti^^-eii  und  moralischen  ZuStandes  der  Arbeiter.    Ihr  tratet 
der  in  ]^  rlin  gesch^itfünen  Assoziation  bei,  sie  war  die  Fahne, 
um   die  sich  alles  scharte,  sie  war  der  Anfang  zur  Lösung 
der  grofsen  Frage!    Heute  handelt  es  sich  darum,  unser  Ziel 
weiter   zu  verfolgen.    Lafst  uns  nicht  /zurückschrecken  vor 
den    sich  auftürmenden  Hindernissen.    Unser  Hauptziel  sei 
Errichtung  von  Assosdationsfabriken  durch  ganz  Deutschland ! 
Die  kleinen  gesammelten  Ersparnisse  der  Arbeiter  zusammen- 
gesohoasen,  machen  es  möglich,  dieses  Ziel  zu  erreichen. 
Während  jetzt  tausende  unserer  Brüder  in  Kummer  und 
Elend  Sklaven  des  Kapitals  sind,  sich  in  die  Launen  des 
Begüterten  und  in  die  Willkür  der  Fabrikanten  fügen  müssen, 
gibt  uns  die  Errichtung  von  Assoziationsfabriken  durch  das 
ganze    deutsche    Vaterland    die    Oewifsheit,    den    in  uns 
wohnenden  Trieb  der  Freiheit  befriedigen  zu  können.  Ein 
höherer  Arbeitslohn  und  der  Gewinn  von  der  geschaffenen  Arbeit 
wird  die  Folere  solcher  Institute  sein;  alsdann  sind  wir  auf 
Jen  Standpunkt  gesetzt .  den  ersten  Kampf  des  Kapitals  mit 
der  Arbeitskraft  aufzunehmen  und  unsere  Gegner,  die  Ka- 
pitalisten, unschädlich  zu  machen.  Die  Übermacht  des  Kaj)itals 
war  es  ja,  welche  uns  in  die  gegenwärtige  traurige  Lage 
zwängte  y  unsere  freie  Entwicklungen  hemmte.    Das  yor- 
gesteckte  Ziel  kann  aber  nur  durch  vereinte  Kraft,  durch 
tätiges,  einmütiges  Wirken  der  vereinigten  Arbeiter  erreicht 
werden,  und  aus  diesem  Grunde  ftlhlt  sich  der  Kongrefs  be- 
wogen, folgende  allgemeine  Bestimmungen  zu  treffen:  1.  Um 
das  vorgesteckte  Ziel  zu  erreichen,  ist  vor  allen  Dingen  not- 
wendig^, dafs  sieh  (W*'  Zigarrenarbcitor,  wo  nur  irgend  tunlich, 
mit  den  Mitgliedern  anderer  Assoziationen  derart  vf^rln'nden, 
dafs  sie  sich  erstens  gegenseitig  verpflichten,  ihre  Bedih  lni^se 
nur  von  den  assoziierten  Arbeitern  anzukaufen,  zweitens  aber 
als  (jftjsanitkasse  fllr  den  Einzelnen  zu  garantieren.    2.  Jedes 
Mitglied  verpflichtet  sich,   wrichentHch  1  Ngr.  (Minimum;  zu 
zahlen.    3.  Diese   Beiträge  zusammengeschossen   bilden  das 
Geschäftsvermögen,  welehe  beim  Empfange  in  das  Quittungs- 
buch eingetragen  werden  mtlfsten.  4.  Diese  Quittungsbtkcher 
haben  bei  allen  derartigen  Vereinen  in  Etoutsohland  Gültigkeit. 
5.  Jedes  Mitglied  verpflichtet  sich,    bei  Strafe   des  Aua- 
schlusses und  Verlustes  seiner  jEUchte,  die  begonnenen  Ein- 
zahlungen fortzusetssen,.  um  das  Bestehen  des  Unternehmens 
zu  sichern.    6.  Zinsen  werden  während  der  Einzahlungs- 
periode  nicht  ausgezahlt,  sondern   zum  Kapital  geschlagen, 
ebenso  der  Anteil  am  Reingewinn.    7.  Eine  Rückzahlung  der 
eingezahlten  Gelder  nebst  Zinsen  und  Gewinnteii  kann  vor 
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Schlufi»  der  gammelperiode  nicht  stattfinden.  Eine  Auanfthme 
hiervon  macht  die  Auswanderung  eines  Mitgliedes  in  aalaer- 
deutsche  Länder.  8.  Stirbt  ein  Mitglied,  ao  haben  seine  rechte 
mttfsigen  Erixm  das  Recht,  die  Einzahlungen  nebst  Zin-en 
des  Verstorbenen  zurttckzufordern.  Der  Gesellschaft  bleibt 
es  vorbehalten,  sich  in  solchen  Fällen  mit  den  Erben  in  Ver- 
gleicli  zu  setzen,  d.  h.  das  Guthaben  des  Verstorbenen  in 
Terminen  abzuzahlen.  9.  Der  vierwöchentliche  Rückstand 
zieht  den  Ausschlnfs  nach  sieh,  eine  Ausnahme  hiervon  marhen 
Krankheit  und  Arbeitslosigkeit.  10.  Die  Dauer  der  Sanimel- 
periode  ist  vorläufig  auf  fünf  Jahre  festgesetzt.  Dem  nächsten 
Kongrefs  Ijleiljt  es  vorbehalten,  eine  Abänderung  zu  tretfen. 

Beschlossen  im  Kongrefs  der  Zigarrenarbeiter  Deutsch- 
lands zu  Leipzig  den  11.  September  1849." 

Inwieweit  diesem  Aufruf  Folge  gegeben  wurde  ^  ist 
mir  unbekannt  geblieben.  Nur  aus  Hambnig  wird,  abgesehen 
von  der  schon  1848  in  Berlin  errichteten  Fabrik ,  berichtei^ 
daia  dort  ein  Betrieb  im  Jahre  1849  unter  der  Firma  der 
«vereinigten  Zigarrenarbeiter**  eingerichtet  wurde.  Das  Unter- 
nehmen ging  in  Hamburg  nicht  schlecht  und  bestand  bis 
1862.  Es  unterhielt  nicht  weniger  als  drei  Läden.  Die 
AsHoziationsfabrik  löste  sich  im  Jahre  1862  infolge  von 
Zwistigkeiten  mit  dem  Geschäftsf^ihrer  auf*.  Der  oben  er- 
wähnten Berliner  Fabrik  war  ein  kürzeres  Dasein  beschieden 
gewesen. 

Die  weiteren  Schicksale  der  Zigarrenarboiteradboziation 
lassen  sich  nur  ganz  allgemein  verfolgen.  Vom  Kongre£i 
war  ihr  Sita  nach  Bremen  verlegt  worden,  wohin  Weoael 
Kohlweck  als  Präsident  flbersiedelte.  Der  dortige  Lokal- 
verein entwickelte  sich  sehr  stark,  so  dafe  er  imstande  war, 
einen  Druck  auf  die  Fabrikanten  auszuüben.  Die  Fabrikanten 
klagten  über  den  starken  Korporationsgeist,  der  die  Arbeiter 
befähigte,  ihre  hohen  Lohnforderungen  ihnen  gegenllber 
durchzusetzen.  Die  Folge  war,  dafs  die  Fabrikanten  aus- 
ländische Zig"nrrenn.rbeiter  kommen  Helsen ,  für  die  sie  eine 
besondere  Krankonkasse  gründeten.  Sie  erzielten  jedoch  mit 
dieser  Mafsregel  keinen  Erfolg,  da  sicii  die  ausländischen  mit 
den  inländischen  Zigarrenarbeitern  verbanden. 

Im  Februar  1850  erklärten  die  Zic^arrenarbeiter  ihren 
Anschlufö  an  die  konummistische  Verbrüderung^.  Wenn 
auch  im  April  desselben  Jahres  das  Verhältnis  bereits  wieder 
gdöst  wurde,  so  scheint  doch  diese  kune  Zelt  des  Zusammen- 
hanges mit  der  den  Behörden  höchst  verdftohtigen  Arbeitsr* 
verbrttderung  genügt  au  haben,  auch  die  Assoaiation  der 
Zigarrenarbater  in  Verruf  au  bringen.    Es  kommt  hiaio, 
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daiö  auch  die  liedaktion  der  „Koiikordia"  von  Kohlweck  an 
ein  Mitglied  des  Kommunistenbundes,  eiuen  Tischler  Stechan, 
übei^n^,  so  da(s  schliefiilich  auch  die  „Konkordia*  von  der 
AssoBWtion  nicht  mehr  als  Oigan  anerkannt  wurde»  nachdem 
Kahlweck  aus  dem  Pritoidium  wegen  dieser  Differenzen  ge- 
schieden war.  Von  da  ab  wurden  die  nötigen  Mitteilung^ 
zur  Kenntnis  der  Mi1;gHeder  durch  Zirkulare  gebracht  ^ 
Spätere  Reminiszenzen  der  Zigarrenarbeiter  an  jene  Zeit 
deuten  mit  Bestimmtheit  darauf  hin,  dafs  die  kommunistische^ 
überhaupt  politische  Tenrlcnz,  welche  Kohlweck  vertrat,  dem 
gröfseren  Teil  der  Mitglieder  nicht  behalte.  Man  war  später 
allgemein  der  Ansicht,  dafs  die  Verbindung  mit  der  Politik 
die  Aöbuziation  zugrunde  gerichtet  habe. 

Auch  ohne  jemals  eine  Berührung  mit  der  Arbeiter- 
verbrüderuiig  gesucht  zu  haben,  wäre  die  Assoziation  wohl 
ihrem  Schicksal  nicht  entgangen.  Dies  beweist  z.  B.  das 
Ende  des  BuchdruckerverMndeB*.  Immerhin  hat  wohl  die 
stärkere  behördliche  Überwachung,  welche  eben  zum  Teil 
durch  die  Redaktion  der  «Konkorcua*'  und  die  Haltung  Kohl- 
wecks der  y^riiderung  gegentlber  verschuldet  sein  mochte^ 
zn  einer  Statutenänderung  gerahrt^  um  die  Abkehr  von  jeglicher 
Politik  möglichst  deutlich  zu  machen.  Man  konnte  vor  allem 
auch  die  Verbindung  der  lokalen  Vereine  unter  einer  Zentrale 
nicht  mehr  aufrecht  erhalten ,  weil  diese  !)lofse  Verbindung 
Ixireits  als  politisch  verdächtig  galt.  Vielleicht  fand  sich  auch 
nach  Kühiwecks  Abgang  kein  geeigneter  Präsident  mehr. 
Wie  diese  Statutenänderung  stattfand  ,  ob  auf  dem  Kongreis, 
durch  eine  Besprechung  von  Vertrauensleuten  oder  Ver- 
ständigung per  Zirkular,  ist  mir  unbekannt.  Sie  barg  jeden- 
fiüls  den  Keim  der  völligen  Auflösung  des  Zentral  Verbandes 
deutlich  in  sich,  indem  aie  den  ursprünglichen,  bei  der 
Gründung  der  Association  vorherrschenden  Gedanken  su 
einem  wesenlosen  Schein  herabdrückte,  die  Zentralisierung 
äulserlich  vollständig  aufgab.  Das  ursprüngliche  Statut  wurde 
unter  dem  Namen  Uauptstatut  aufreckt  erhalten.  Es  unter- 
scheidet sich  schon  äufserlich  von  dem  alten  Statut  durch 
eine  Paragrapheneinteilung.  Die  ersten  drei  Paragraphen 
bringen  bereits  die  wesentlichen  Ab'ändeninf^^en ,  indem  sie 
nichts  fils  das  Prinzip  der  Reziprozität  der  einzelnen  Lokal- 
kassen von  der  ganzen  Zentralisation  übri^  liefsen  Sie  lauten: 
1.  Die  Zigarreuarbeiter  Deutsciilauds  halten  ihre  im 
Jahre  1848  gestiftete  Vereinigung  (Assoziation)  in  der  Art 
aufrecht,  dals  sie  erklären:  Der  einzige  Zweck  unserer  Ver- 
einigung ist  die  gegenseitige  Unterstützung  unserer  Gewerbs- 
genossen in  den  Wechselmllen  des  menschlichen  Lebens.  §  2. 
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Die  überall  unter  den  Zigarrenarbeitem  jeüit  bestehenden 
Kranken- y  Sterbe-  und  WandenintersttltBungskassen  wesden 
▼on  jetst  ab  als  selbständige  Lokaleinriohtungen  betrachtet^ 

deren  weitere  Einrichtung  und  Verwaltung  jedem  einzelnen 
Vereine  überlassen  bleibt.  §  3.  Die  Witwen-  und  Invaliden- 
kasse der  Zigarrenarbeiter  Deutschlands  ist  ein  allgemeines 
Eigentum  derselben.  Der  Verwalter  dieser  Kasse  ist  jedem 
einzelnen  Vereine  gegenüber  verantwortlich." 

Dieser  Dezentralisation  entsprecliend  fehlten  in  dem  neuen 
Hauptstatut  der  Artikel  4  über  die  V<n-waltiin^j;  nur)  «o?n  In- 
halt gänzlich.    Es  gab,  formell     denfalls.   keine  (Jberleiiung 
mehr.    Oberste  Behörde  und  Insianz  blieb  nur  der  Kongrf-fs, 
dem  nicht  sowohl  die  lokalen  Vorstände  als  solche,  sondcia 
auch  die  einzelnen  Mitglieder  zu  folgen  hatten.    Im  übrigeu 
wurden  die  alten  Bestimmungen  aufrechterhalten  und  die  Be- 
stimmungen Uber  die  Inyafidenkasse  noch  vennehrt  Der 
Verwalter  dieser  Kasse  war  der  frühere  Prttsident.   Die  not- 
wendige Ergflnsung  zu  diesem  Hauptstatut  mufsten  die  Lokal- 
statuten der  einzelnen  Vereine  bilden,  welche  wahrscheinlich 
nach  einem  gewissen  vereinbarten  Schema  abgefafst  waren. 
Im  folgenden  sei  der  wesentliche  Inhalt  der  Lokalstatuten  des 
A.ssoziations-Zigarrenarheiter- Vereins  in  Bremen  (gestiftet  am 
1.  Dezember  184*.»)  mitgeteilt,  dessen  Satzungen  mir  nlloin  be- 
kannt geworden  »ind.    Der  Artikel  1   über  die  Begründung 
des  Vereins  besagt:   Die  Zigarrenarljeiter  in  Bremen  bilden 
laut    den    B<\s<'lilüs.sen    des   Zigarrenarbeiter- Kongresses  iind 
auf  Gruud  der  bestehenden  Assoziation  der  Zigarrenarljeiter 
Deutschlands  gemäfs  der  bis  jetzt  hierfür,  sowie  suäter  noch 
zu  treffenden  Anordnungen  und  Gesetse  einen  Verein.  In 
Artikel  2  werden  die  Zwecke  des  Vereins  besprochen.  Ab- 
gesehen von  allgemeinen  Versammlungen,  in  denen  durch  Be- 
ratung über  die  Arbeiterverhftltnisse  im  allgemeinen,  sowie 
der  Zigarrenarbeiter  Verhältnisse  insbesondere  und  durch  Vor- 
träge und  Debntfen  hierüber  gesellig  und  wirtschaftlich  in 
gegenseitiger  Belehrung  zu  wirken  war,  sollte  das  „moralische 
Streben"    ein    „Hauptprinzip   des   Vereins  sein".     Von  den 
Mitgliedern    wird    daher   ein    „wenn   irgend   tunlich  morali- 
scher Lebenswandel"  verlangt,   ..weshalb  die  Mitglieder  ver- 
pflichtet seien,   sich  gegenseitig  zu  unterstützen  und  aufzu- 
helfen".    Dann    fährt  die   Satzung   fort:   Zur  Ausführung 
dieses   Punktes   bildet   der  A'erein    eine  Assoziations  -  IJnter- 
stützungskasse,  woraus  die  Mitglieder  in  nachstehenden  1  allen 
untersttttEt  werden:  a)  bei  Krankheiten,  b)  bei  SterbeMlen, 
c)  auf  der  Wanderschaft,  d)  bei  eingetretener  In^Blidititt  und 
e)  bei  Ableben  des  Ehemannes.  Aufserdem  kann  ein  Teil  der 
gesammelten  Beiträge  zur  Gründung  einer  Vereinsfabrik  ver- 
wendet werden.    Die  Beitrittsbedingungen  entsprechen  denen 
des  alten  Statuts  von  1849.  Hinsichtlich  der  Leitung  des  Ver- 
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eiiiö  iöt  bemerkenswert,  dal's  dieselbe  aus  eiiu  iii  Vorsitzenden, 
80^^^e  einem  aus  25  Mitgliedern  des  Vereins  bestehenden  Ver- 
wahuugsrat  sich  zusammensetzte,  der  aus  seiner  Mitte  die 
übrigen  Unterbeamten  wählte. 

Der  Beitrag  des  Mitgliedes  betrug  pro  Woche  7  Grote 
(32,3  Ptg.)  und  bei  vorkommenden  ISterbeftlllen  anfserdem 
6  Grote  (27,6  Pfe-)>  Notfalle  waren  die  Mitglieder  zu  Extra- 
MtrSgen  verpflichtet  Die  Leistungen  des  Vereins  waren 
folgende:  Die  KrankenanterstQtzung  sollte  betragen  2  Taler 
pro  Woche,  bei  kürzerer  Krankheit  jedoch  24  Grote  pro  Tag. 
Bei  Sterbefkllen  sollten  bezahlt  werden  30  Taler  teils  zur 
Deckung  der  Kosten  des  Begräbnisses,  teils  an  die  Hinter- 
bliebenen. Die  Wanderun terstlitzung  erhielten  nur  solche 
Zigarrenarbeiter,  welche  sich  als  Mitglieder  eines  Assoziations- 
vereins durch  flie  Assoziationskarte  legitimierten.  Di«  Unter- 
stützung betnii;  einen  Taler.  Wer  Wanderunterstütz unir  be- 
kam, durfte  vor  Ablauf  v^)n  <)  ^lonaton  keine  neue  erhallen, 
wer  vor  Ablauf  von  4  Woclien  zurückkehrte  und  in  Bremen 
in  Arbeit  trat,  mufate  den  Taler  zurückzahlen. 

Der  Verein,  welcher  gegen  Kmiu  Mitglieder  gezählt  haben 
soll,  scheint  während  seines  Bestehens  seinen  Verpflichtungen 
nachgekommen  zu  sein.  Nach  einem  Bericht  über  seine  Wirk- 
samkeit im  Jahre  1850  hatte  er  an  232  Mitglieder  Kranken- 
geld im  Betrage  von  536  Talern,  an  127  Mitglieder  Reise- 
untersttttzung  von  127  Talern  und  für  1  Mitglied  Sterbegeld 
von  30  Talern  bezahlt.  An  die  obenerwähnte  Witwen«  und 
Invalidenkasse  hatte  er  137  Taler  abgesandt  und  besafs  am 
Ende  des  Jahres  noch  ein  Vermögen  von  rund  (300  Talern. 

Als  das  Jahr  1850/51  den  Fachvereinen  der  Arbeiter  fast 
in  allen  Staaten  Deutsehlands  Vernichtung  brachte,  ging  auch 
der  Bremer  Lokalverein  zugrunde.    Sein  Ende  sei  hier  als 
Beispiel  einer  Auflösung,  wie  sie  wohl  den  meisten  Fach- 
vereinen, wenn  auch  nicht  mit  der  gleichen  gründlichen  Unter- 
suchung, zuteil  wurde,  nnj^eführt.   Die  Bremer  Regierung  war 
zum  erstenmal  im  Anfang  des  Jahres  l^ol  in  der  Lage,  sich 
mit  i\rm  Verein  offiziell  zu  befassen.    Die  V^eraulasaung  bot 
die  Beschwerde  eines  Zigarrenmaehers,  dafs  er  als  Vereins- 
mitglicd  gestriehen  werden  solle,  w  eil  er  einen  Bremer  BUrsrer, 
der  früher  Schuhmacher  gewesen,  seit  0  Wochen  bei  sii  ii  als 
Zigarrenmacher  arbeiten  lasse.    Der  Verein  wollte  hier  seine 
Grundsätze  Uber  Lehrlinge  und  Lehrzeit  praktisch  zur  Geltung 
bringen.    Der  Vorstand  des  Lokalrereins  glaubte  dieser  Be- 
schwerde begegnen  zu  können,  wenn  er  für  den  Verein  staat- 
liche Konzession  erlangte.   Er  reichte  demnach  unter  Hinweis 
auf  die  wohltätige  und  gemeinnützige  Wirksamkeit  des  Ver- 
^^^^^  ein  Gesuch  ein,  der  Senat  möge  die  Statuten  dos  Zigarren- 
arbeitervereins genehmigen.   Darauf  erhielt  der  Vorstand  fol- 
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genden  Beioketd  de  dato  28.  Mai  1851  ^ :  »Auf  das  Gesueh  des 
Zigarrenarbeitor-Auomatioiuhaapt^ereins  zu  Bremen,  unter 
Vorlegung  seiner  Statuton,  diesen  Verein  obrigkeitli^  sa  be- 
stätigen und  nach  erstattetem  kommissarischen  Bericht,  in  Er- 
wägung, dafs  eine  Einsicht  der  Beschlüsse  des  Kongresses  der 
Zigarrenarbeiter  Deutschlands  zu  Leipzig  vom  13.  Aufost 
1849 1  ferner  der  Statuten  des  hiesigen  Zweigvereins  hin- 
reichend  ergibt,  wie  diese  Assoziation   teils  politisch  -  soziale 
Tendenzen  verfolgt ,  teils  den  Befehlen  von  Kongressen  und 
Vorständen,  welche  noch   dazu  der  hiesigen  obrigkeitlichen 
Aufsicht  gar  nicht  unterliegen,  in  einer  unzulässig  aligemeinen 
Weise  unterworfen  ist,  sodann  auch  systematisch  darauf  hin- 
arbeitet, bei  einem  hier  bestehenden  freien  Gewerbe  zunft- 
artige Einrichtungen  einzuführen,  dergestalt,  dafs  dieselbe  in 
meb*  ab  einer  Besiehung  eine  dem  hiesigen  gesetslichen  Zn- 
stande widersprechende  Wirksamkeit  hat,  somit  ohne  Versug 
aufauheben  ist;  data  davon  abgesehen,  eine  ntthere  Prtkfung 
der  Statuten  in  betreff  der  Frage,  ob  die  Anstalt  ihre  Teil- 
nehmer hinsichtlich  der  ihnen  f^r  ihre  Beitrttge  zu  leistenden 
Vorteile  gentigend  sichere,  ergeben  hat,  wie  nach  aller  Wahr- 
scheinlichkeitsberechnung bei  der  Geringfügigkeit  der  Beiträge 
überall  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  den  Vereinsgenossen  die 
versprochenen  Kranken-,  Invaliden   und  Witwengelder  auf  die 
Dauer  geleistet  werden  können,  vielmehr  Grund  zu  besorgen 
steht,  dafs  nach  Verlauf  einiger  Jahre  die  Kasse  aufser  stände 
sein  werde,  ihre  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  daher  der  Senat 
in  der  Sorge  für  die  Genossen  unseres  Staates,  welche  sich 
bei  dem  Verein  beteiligt  haben  und  beteiligen  möchten,  die 
Bestittigung  dieses  Verdns  nicht  ▼erantvorten  ma£^,  sumal  für 
diese  StaatBgenossen  durch  die  hier  selbst  bestenende  allge- 
meine Kraiucenkasse  in  Krankheitsftllen  hinlllnglich  gesoigt 
ist,  beschliefst  der  Senat,  dafs  dem  Gesuche  nicht  zu  wifi- 
fahren,  vielmehr  der  supplikantische  Verein,  wie  hiermit  ge- 
schieht, gänzlich  aufsuheben  und  die  Teilnahme  an  demsdbmi 
bei  Vermeidung  angemessener  Geld-  oder  Gefängnisstrafen  lu 
verbieten  sei." 

Damit  war  die  Bremer  Herrlichkeit  zu  Ende.  Einerseits 
zeigt  der  Bescheid  des  Senates,  wie  unmöglich  es  vorläufig  in 
dem  zerklüfteten  Deutschland  war,  eine  gemeinsame  Organi- 
sation zu  errichten,  anderseits  geht  aus  ihm  hervor,  dafs 
noch  niemand  daran  dachte,  in  diesen  Assoziationsbestrebungcü 
den  Anfang  einer  ^anz  neuen  Bewegung  zu  erkennen.  Wie 
konnte  in  einer  Zeit,  wo  die  Idee  der  EVeiheit  von  Handsl 
und  Verkehr  allgemein  wurde,  daran  gedacht  werden,  ein 
€kwerbe^  welches  yon  jeher  «frei"  gewesen,  mit  zOnfllerisclien 


>  Biemer  Staatsarehir  ad  Ss  5b,  T  Ib.  Bei  der  Wiedsfgabe  ud 
vBi  Text  die  angesogenen  Paragraphen  der  Vereiosstataten  ausgeliMM. 
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EinrichtnimeM  zu  beschränken?  Von  den  noch  in  der  ersten 
Entwicklung  stehenden  englibchen  Gewerkvereinen  war  damals 
so  wie  nichts  in  Deutschland  bekannt.  Und  mufste  die 
jiei^iei'üng  eines  wohlgeordneten  Gemeinwesens  nicht  ihre 
Bürger  davor  schützen,  versicherungätechnisch  unsicheren 
Kassen  beizutreten?  Schon  damals  trat  dieser  Gedanke  in 
jenem  Bescheide  klar  hervor.  Er  ist  bis  in  die  jüngste  Zeit 
noch  Ton  den  Auftichtsbehörden  geltend  gemacht  worden. 

Glücklicher  war  der  Hamburger  Verein.  Hier  blieb  die 
UnterstUtzungskasse,  weiche  nach  dem  Eingehen  der  Assoziation 
aich  wohl  sni  Kranken-  und  Sterbegeld  beschränkte,  unter  der 
Führung  eines  Zigarrenarbeiters  Sally  Eschwege  bestehend 
Sie  überdauerte  sogar  den  von  Fritzsche  im  Jahre  1Rr>r>  i^e- 
gründeten  und  1878  aufgelösten  deutschen  Tabakarboitcr- 
verein.  Im  Jahre  1884  gin^  von  ihr  die  Gründung  einer 
Zentral-Kranken-  und  Sterbekaase  der  Tabakarbeiter  aus\ 
von  der  noch  unten  mehrfach  berichtet  werden  soll. 

Im  übrigen  werden  nicht  viele  lokalen  Vereine  der  Auf- 
lösung, welche  in  Preufsen  im  Jahre  1850  mit  der  Unter- 
drflckQng  der  ArbeiterverbrQderang  begann,  entronnen  sein. 
In  den  meisten  deutschen  Bandesstaaten  begann  man  das 
Krankenkassenwesen  unter  stildtisehe  oder  staatliche  Aufsicht 
zu  nehmen  und  damit  den  Trieb  der  Arbeiter  nach  Selbst- 
hilfe zu  regeln.   Namentlich  in  Preufsen  ist  die  Errichtung 
lokaler  ortsstatutarisch  geregelter  Gewerkskrankenkassen  auf 
Grund  der  allgemeinen  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845, 
der  allfToiiipinen  Verordnung  vom  0,  Februar  1^19  und  des 
Gesetzes  vom      April  1854  für  die  Entwicklung  des  Arbeits- 
versicheruncrswcsons  höchst  bedeutsam,  vor  allem  auch  des- 
iialb,    weil   sie  die  Arbeiter   z.um  Beitritt  zwangen.  Diese 
Kassen  wurden  um  so  wichtiger,  als  ihnen  W'anderkasstu  fiir 
fremde  Gesellen   und  Arbeiter  angegliedert  werden  durlten 
und  meist  auch  wurden,  so  dafs  in  den  meisten  Gewerben 
auch  dieser  Zweig  gewerkschalllichen  Untersttttzungswesens 
unter  staatlicher  Aufsicht  geübt  wurde,  welche  jede  Verbindung 
dieser  Kassen  untereinander  fast  unmöglich  machte.  Auch 
hierdurch  wurde  für  mehr  als  ein  Jahrzehnt  die  Entwicklung 
selbständiger  Organisationen  unter  den  Arbeitern,  ganz  ab- 
gesehen von  der  strengen  polizeilichen  Aufeicht  überhaupt, 
^tark  gehemmt.  Diese  Zwangskassen  wurden  auch  für  Zigarren- 
arbeiter errichtet.    Finf  solche  erttstaiid  7..  B.  in  Berlin  im 
März  1854.    Die  Beitrittspflicht  war  iür  jeden  ^f^is^n  l^jitL^rlt 
in   einer   Zigarren fabrik   beschäftigten    männlichen  Arbeiter 
über  16  Jahre  obligatorisch.    Ks  wurde  ein  Eintrittsgeld  von 
10  Silbergroschen,   ein   Beitrag   von  wöchentlich   2  Silber- 
groschen erhoben.   Die  Kasse  gewährte  ärztliche  liiliej  Arznei, 


^  IL  Bftrger,  Di«  Hamburger  GewerkBchaften  S.  13. 
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sowie  Verpflc^ungsgold  im  Falle  der  Krankheit,  ferner 
beim  Tode  eines  Eiissenmitgliedes  die  Beerdigungskosten  bis 
25  Taler.  Zur  Unterstüteung  der  am  Orte  arbeitsuchenden 
fremden  Zigarrenarbeiter  wurde  yon  dem  Rendanten  ein  ab- 
gesonderter Fond  gegründet,  zu  dem  die  Arbeiter  monadidi 
1  Silbergroschen  zu  zahlen  hatten.  Die  Höhe  der  Unter- 
stützung bestimmte  sich  nach  den  vorhandenen  Mitteln.  Eines 
Nachweises,  flafs  die  Arbeiter  ihren  Verpfliclitimefen  p^egen 
ähnliche  Unterstützuogskassen  nachgekommen  seien,  InidurUe 
es  nicht.  Damit  war  das  Prinzip  der  Reziprozitiit  der  Mit- 
glieder aller  deutschen  Unterstutzungskassen  wirksam  be- 
kämpft und  so .  wie  es  in  einem  behördlichen  Berichte  ao» 
jenem  Jahre  heilst,  „dem  Unfug  gesteuert,  der  durch  Aus- 
stellung sogenannter  Legitimationskarten  bisher  getrieben 
worden  war  und  das  Institut  der  assoasäerten  UnterstfltBangs- 
kassen  eben  als  politisch  und  gef)Üirlicli  erscheinen  Uefs*. 

Wie  sich  im  einzelnen  die  Dinge  bei  den  Zigarrenarbeitem 
nach  der  Unterdrückung  ihrer  ersten  OrganisationsbestreboDgen 
gestalteten,  ist  heute  unmöglich  mehr  fe^tzustdlen  Es  wftre 
jedenfalls  irrtümlich^  anzunehmen,  dafs  mit  der  UnterdrUckiUlg 
der  Fachvereine  und  mit  der  Errichtung  der  Zwangskassen 
dag  einmal  f^rweckte  Zusammengehörigkeitsp'efühl  der  Zig-arren- 
arbeitt  r,  jenes  Bewufstsein,  eine  gemeinsame  Eriiiiifiuiig  aller 
Gewerbögenossen  zu  besitzen,  verloren  gegangen  sei.  Es  ver- 
ging wenig  mehr  als  ein  Jahrzehnt,  bis  von  neuem  Organi- 
sationsversucbe  gemacht  wurden. 
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Zweiter  Abschnitt 

Die  gewerkBchaftliche  Bewcipiiig  der  Zigarm- 

arbeiter  tob  186&— 1878. 


Ersteä  Kapitel. 

Begrindung  des  allgeineineii  deutselieit  Zigarrai- 

arbeiterrereins. 

Die  Zigarreninduätrlo  hatte  zwar  im  ganzen  seit  1852  bis 
zum  Beginn  und  in  die  Mitte  der  (iOer  Jahre  eine  aufsteigende 
Entwicklung  genommen,  hatte  aber  gerade  für  die  ehemaligen 
gröfsten  Produktionsstätten  Hamburg  und  Bremen  schwer- 
wiegende Verminderungen  gebracht,  uaclidem  Hannover  und 
Braunschweig  dein  Zollverein  beigetreten ,  die  Steuern  auf 
Rohtabak  von  18  auf  12  Mk.  pro  Zentner  herabgesetzt  wjn-en, 
der  Kingangszoll  für  Zigarren  abfi-  auf  <iO  Mk.  erhöht  ^\  orden 
war^.  Hierdurch  wurden  die  Haiiiburger  und  Bremer  Fabri- 
kanten gezwungen,  die  Fabrikation  der  billigeren  Sorten  ins 
ZoUinland  za  verlegen ,  so  dafs  die  eigentliciie  Hamboiger 
nnd  Bremer  Fabrikation  stark  zurückging,  während  die  zoll- 
inländische Zigarrenindustrie,  insbesondere  die  westfidische  und 
sächsische,  sich  stark  hob.  Die  badische  ZigaiTenindustrie  hatte 
sich  für  ihre  billigen  Produkte  in  Nordamerika  ein  lohnendes 
Absatzfeld  geschaffen,  das  allerdings  in  den  üOer  Jahren  wieder 
verloren  ging,  so  dafs  nun  ein  Wettbewerb  der  badischen,  mit 
billi^T^pren  Arbeitskräften  produzierenden  Industrie  mit  der  west- 
f?tlis(  heil  und  sächsischen  Industrie  begann^.  Dieser  führte 
dazu,  dafs  man  namentlich  in  Sachsen -Thür  innren  molir  zu 
einer  Fabrikation  besserer  Qualitäten  überging.  Im  ganzen 
dauerte  der  Aufschwung  der  Zifrarreniii  Imtrie  bis  zum  Anfang 
der  7Uer  Jahre,  wälirend  für  die  Arbeiter  bereits  im  Anfang 
<lar  60er  Jahre  zwei  folgenschwere  Entwicklungstendenzen 
i)lUbar  wurden.    Einerseits  begann  nimlich  die  schon  bei 


'  Jaff«  s.  s.  0.  S.  281. 
*  Ebenda  S.  881,  282. 
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Bremen  und  Hamburg  beobachtete  Verlegung  der  Falji  iken 
aufs  Land  oder  in  kleinere  Städte  mit  billigeren  Arbeits- 
krätten,  wo  gleichzeitig  der  Boden  für  die  immer  mehr  sich 
einbürgernde  Iiausindu:>trie  zu  ünden  war,  auch  in  den. 
tlbrigen  Bezirken  der  Zigarrenindustrie  um  sich  su  greifen. 
Andererseits  nahm  die  weibliche  Arbeit  in  immer  steigendem 
Mafse  au.  Wie  Jaff&  feststellt,  waren  im  Zollvereinagebiet 
naeh  der  Gewerbeallhlung  von  1861  die  verwendeten  Arbeiter 
SU  zwei  Dritteilen  Hänner  und  zu  eloeni  Dritteil  Frauen, 
während  14  Jahre  später  bereits  die  Hälfte  aller  in  der 
Zigarrenindustrie  bescnäftigten  Arbeiter  weiblich  war.  In  den 
()Oer  Jahren  war  es  auch,  dafs  zur  Herstellung  ein^r  crleich- 
müfsigeii  Form  der  Zigarren  die  sogiMiannten  Wickoltornien 
eingeführt  wurden,  wodurch  auch  weniger  geschickte  Arbeiter, 
vor  allem  auch  Fraupn,  imstande  waren,  gutgeformte  Zigarren 
herzustellen.  Dies  wirku-  als  eine  llerabdrückung  der  Ge- 
schicklichkeit des  männlichen  Arbeiters  und  damit  seiner  Be- 
zahlung, 

Bei  allen  Bewegungen ,  welche  die  Masse  eigrnfen,  wird 
man  zu  unterscheiden  haben  zwischen  einer  hierzu  Torhandenen 
Disposition,  geschaffen  durch  tateäeUiche  Verhältnisse,  die 
Veroreitung  gewisser  wirtschaftlicher  oder  politischer  An- 
schauungen und  zwischen  der  Erweckung  und  Realisierung 
dieser  mehr  oder  weniger  unklaren,  schlummernden  Stim- 
mungen, Empfindungen  oder  Bestrebungen.  Während  man 
zugeben  mufs,  dafs  in  den  meisten  Fällen  die  Erwecker  der 
gewerkschaftlichen  Bewegung  sozinlintische  Führer  waren,  dafs 
die  sozialistiscliPTi  Solilagworte  zum  mindesten  die  Form  lielien 
ftir  längst  emptuiidene  Klagen  und  Nöte  in  den  (»Oer  und  7oer 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts,  mufs  man  doch  auch  be- 
tonen, dafä  ohne  jene  Disposition  alle  Beniiihungen  sozia- 
listischer Führer  umsonst  gewesen  wären,  dafs  sie  keineswegs 
die  Gewerkschaftsbewegung  hervorgebracht  haben. 

Bei  den  Zi^arrenarbeitem  war  die  Grundlage  fttr  eine 
erfolgreiche  soziwistisehe  Pk'oiiaganda  in  jener  Verschlechterung 
ihrer  wirtschaftlichen  Lage  gegeben,  welche  der  einzelne  Arbeiter 
nicht  abzuwenden  vermochte.  Schien  die  Lehre  Lassalles  die 
Erklärung  und  künftige  Besserung  ihrw  Hot  zu  bieten,  so 
fanden  sich  auch  in  den  ehemaligen  Assoziationsbestrebungen 
mächtige    Wurzeln   und   Iphonsffiln'p^p   K^'ime,    die   mit  der 
zunehmenden  Verschlechterung  der  Erwerbsbodingungen  zu 
neuer  Entfaltung   drängten.     D'io   Assoziation   war  keines- 
wegs veriresson.     Denn   einerseita   blieben  in  den  einzelnen 
Orten  lokale  Mitgliedschaften  derselben  bestehen,  worauf  ich 
schon  oben  hinwies,  andererseits  wirkte  selbst  dort,  wo  jede 
Organisation  aus  jener  Zeit  vernichtet  war,  die  ErinneruLt 
an  jene  Zoitralisation  noch  fort.   Dafs  dies  letztere  der  ¥m 
war,  beweist  das  Oigan  der  neuorganisierten  Zigarrenarbsitsr 
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der  1860er  Jahre,  der  ..Botschafter",  fn  dem  namentlich  in  den 
ersten  Jahrgängen  tküt  auf  jeder  Seite  irgend  eine  Notiz  iiber 
die  Assoziation  vorhanden  ist,  meist  in  der  Form  des  Ver- 
gleiches zwischen  einst  und  jetzt.  Freilich  waren  aber  jene 
Erinnerungen  nicht  gerade  ermutigend,  denn  sie  endeten  mit 
der  Unterdrückung  jener  ersten  Organisation.  Dennoch  tlber- 
wogy  wohl  namenUioh  in  SttddeatBcnland ,  der  Gbdanke^  dafs 
die  Assoaiation  doch  ihre  Yorzttee  gehabt  habe,  welcher  im 
Jahre  18ü5  offsnen  Ausdruck  fand  und  in  Frankfurt  und  Stutt- 
gart zu  Anregungen  einer  Neugrttnduug  führte. 

Bereits  Ende  der  5Uer  Jahre  begann  jedoch  in  Leipzig  der' 
jenige  Mann  für  einen  neuen  gewerkschaftlichen  Zusammen- 
schhifs  der  Zigarrenarbeiter  zu  wirken,  mit  dessen  Namen  die 
Bewegung  in  der  Tabakiiidustrie  von  18ti5  bis  1878  auts  engste 
verknüpft  ist,  nämlich  der  Zigarrenmacher  Friedrich  Wil- 
helm Fritzsc  h  e.  Er  war  im  Jahre  i&^ö  in  Leipzig  geboren, 
beteiligte  sich  im  Jahre  1848  als  Freischärler  am  Schleswig- 
Hulüteinschen  Kriege,  nahm  am  Mai- Aufstand  in  Dresden  1849 
teil,  wurde  gefangen  genommen  und  entging  einer  Anklage 
wegen  HochTerratB  und  Aufruhr  nur  durch  einen  königlichen 
Gnadenakt.  Man  kann  wohl  sagen,  dafs  er  zeitlebens  der 
Reyolationftr  von  1848  blieb^  nicht  nur  in  seinem  unverborgenen 
Hasse  gegen  Monarchie  und  Aristokratie,  sondern  auch  in 
seiner  Begeisterung  für  sein  Freiheitsideal ,  das  er  spftter  mit 
seinen  sozialistischen  Anschauungen  verschmolz. 

Von  der  alten  Assoziation  hatte  er  natürlich  Kenntnis; 
ob  er  Mitglied  derselben  gewesen  war,  steht  dahin.  Bereits 
im  Jahre  |s5s  sf)ll  er  in  Leipziijj'  bei  Gelegenheit  einer  Ver- 
sanunlunji^  dt-v  Zi^^vrrenarbeiter-Krank''iika8S(;  die  gewerkschaft- 
liche Bewegung  so  gezeichnet  haben,  wie  sie  später  durch  ihn 
ins  Leben  trat*.  „Die  Zusammenkünfte  Fritzsches  mit  seinen 
Vertrauten  fanden  in  der  Gastwirtschaft  ,Stadt  Mahuedy  statt, 
und  obgleich  vom  hohen  Bundestag  verboten,  hatte  sich  den- 
noch tatsächlich  eine  Arbeiterrerbindung  konatitniert.  deren 
Zweck  nichts  geringeres  war,  als  aunächst  eine  örtlicne  Ver- 
einigung der  Zigarrenarbeiter  au  erstreben,  durch  welche  in 
der  Folgeaeit  eine  nationale  Verbindung  der  Geschäftsgenossen 
geschaffen  werden  konnte.**  In  diesen  Bestrebungen  von  der 
Poliaet  gestört,  gründete  er  im  Jahre  18G3  in  Leipzig  den 
Zigarrenarbeiter-Bildungs verein,  um  sich  dann  eng  an  Lassalle 
anzuschliefsen.  Er  wurde  Mitglied  des  von  T.nssalle  ^^ecrründeten 
Allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins,  t  u  (1(  n  <  i  nuii  (;ine 
eifrige  Agitation  eiirtkltete.  Seine  Absicht,  die  Arbeiter  seines 
Berufes  zu  organiäieren,  hatte  er  jedocii  keineswegs  vergessen. 


'  Diese  und  die  folgenden  Noti/cn  übor  Frit:  -«  ho?  prste  Versuche 
stammen  aus  einem  in  Nr.  1  Jahrg.  1878  des  ^Botschafter"  erscbieneneii 
anonymen  Artikel,  dessen  Inhalt  als  durchaus  zuverlftssig  ersekeliit. 
Foneliaiitwi  XXFV  8.  (US).  —  Friseh.  8 
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Im  Gegenteil  liefs  die  immer  stärker  einsetzende  Arbeiter- 
bewegung der  60er  Jahre  nunmehr  holten,  die  Absicht  zu  ver- 
wirklichen. 

Ob  er  bereits  mit  einem  neaen  Plane  an  die  Öfibntliclik^t 
getreten  war,  als  im  Mai  1865  die  Stuttgarter  Zigarrenarbeiter 
einen  Aufruf  zur  Qrttndung  einer  Organisation  erliefsen,  ist 

mir  unbekannt  geblieben.  Die  Süddeutschen  knüpften  an  die 
Grundidee  der  Assosiation  an^  sie  forderten  namentlich  von 
vornherein  ein  eigenes  Organ  für  den  neuen  Verein,  indem 
sie  an  di(!  „Konkordia"  der  Assoziation  erinnerten.  Jeden- 
falls tratt-n  Fritzsche  diese  Vorg.ln^e  nicht  unvorbereitet.  Nach- 
dem noch  im  August  desselben  Jalires  in  Stuttgart  flirte  General- 
Vfrsammlung  der  Vertreter  der  süd-westdeutschen  Keise-  und 
Krankenkassen,  von  welclier  die  neuen  Ideon  erörtert  wurden, 
getagt  hatte,  fand  zu  Weihnachten  1865  ein  Delegierten  tag  in 
Leipzig  statt,  wo  ein  „Allgemeiner  deutscher  Zigarrenarbeiter- 
verein" unter  Leitung  Fritzsches  ins  Leben  trat.  Dafs  Fritzüche 
lebhaften  Anteil  an  der  Orttndung  hatte,  aeigt  schoik  der  Name 
der  Neugrilndung  mit  seinem  Anklang  an  den  Allgemeinen 
deutschen  Arbeiterverein,  das  zeigt  auch  die  Verfassung  des 
Vereins,  welcher  nicht  etwa  einzelne  Reisekassen  oder  neu 
2U  bildende  Mitgliedschaften  in  einem  Zentralverbandc  föderativ 
zusammenschlofs,  sondern,  wie  die  Lassallesche  Grtindung,  nnr 
einen  einzigen  Verein  kannte,  dem  sämtliche  Mitglieder  an- 
geliörten.  ohne  einem  l)esonderen  lokalen  Verlmnde  zu  unter- 
stehen. Man  glaubte,  so  da^  Verbot  der  Verbindung  politiseher 
Voreine  umgehen  zu  können.  Mir  liegt  leiHer  kein  Bericht 
über  jenen  Delegierten  tag  vor.  Soviel  aber  stellt  resL,  dafs 
Fritzsche  als  Obmann  des  zunächst  ])rovisorisehen  Direktorium.« 
die  Leitung  des  neuen  Vereins  übernaliiii.  War  nun  der  Verein 
eine  lassalleanische  Gründung?  üm  eine  derartige  Bezeichnung 
zu  rechtfertigen y  mttfste  feststehen,  dafs  erst  durch  die  Be* 
mUhungen  I^ssalles  oder  seiner  Anhänger  und  im  Einklang 
mit  seinen  Lehren  Uberhaupt  zur  Gründung  geschritten  wurde. 
Dies  ist  aber  nicht  der  Fall  gewosen,    Lassalle  stand  einer 

Sewerkschaftlichen  Bewegung  fremd  gegenüber.  Fritzsche  selbst 
atte,  wie  wir  sahen,  schon  vor  seinem  Bekanntwerden  mit 
Lassalle  die  Idee  einer  Organisierung  der  Zigarrenarbeiter 
offen  propagiert.  Seinem  Strr-hen  kamen  die  in  vielen  Zigarren- 
arljeitern  lebendigen  Erinnerun^^en  unrl  Em])6ndun^'«Mi  ent;;egen, 
Dafs  die  grofsf  Masse  der  Zigarrenarbeiter,  wlrlio  ^lanuiN  zur 
Organisierung  kamen,  nicht  von  Lassalle  zugunsten  ihrer  wirt- 
schaftlichen Konlicrunir  heeinflufst  waren,  liegt  auf  der  Hand. 
Nur  duö  wird  iii.ui  zugeben  dürfen,  dafs  die  neuen  Sehlag- 
worte der  »Sozialisten  die  Situation  in  den  grellsten  Farben 
aeichneten,  die  Arbeiter  aufrüttelten,  ihr  KUssenbewuTstsein 
schärften.  — 

Der  Verein  hatte  seinen  Sits  in  Frankfurt  a.  M,,  was 
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auch  auf  die  starke  Beteiligung  süddeutscher  Klemeiito  hin- 
weist. Am  1.  A])ril  ISfi»»  bcg^aiin  das  auf  dem  Delegierten- 
tage beschlostiene  neue  Vereinsorgan  zu  erscheinen.  Es  hiefs 
.„Der  Botschafter,  Organ  der  deutschen  Cigarrenarbeiter",  und 
wurde  von  Fritzsche  redigiert  und  verlegt.  Seine  politische 
Farbe  war  damit  bestimmt. 

Iffach  dem  Delegiertentage  hatte  aioh  der  Atiachlufe  der 
Zt^arrenarbeiter  io  den  einzelnen  Orten  rasch  vollzogen.  Bis 
Mitte  Juni  186(>  waren  bereits  die  Zigarrenarbeiter  aus  120 
Städten,  unter  denen  sich  die  bedeutendsten  Orte  der  Zigarren- 
fabrikation be&nden,  angeschlossen.  In  einigen  Städten,  so 
in  Hamburg  und  Magdeburg,  wo  noch  lokale  Kassen  aus  der 
Zeit  der  Assoziation  bestanden,  wollte  man  seine  Selbständig- 
keit nicht  aufgeben.  Namentlich  in  Hamburf^,  wo  unter  des 
Zigarrenmachers  Sally  Eschweges  Leitung  eiiT^  woljlgefiillte 
Unterstützungskasse  bestand ,  kam  es  zu  lebhatten  Kämpfen 
zwischen  den  Anhängern  Fritzsches  und  denen  Eschweges'. 
Ikdiieit  auch  der  Anhan-j^  Eschweges  bis  in  die  7öer  Jahre 
hinein  dad  Übeigewicht,  so  gründeten  doch  mehrere  Tabak- 
arbeiter, welche  aus  dem  Eschwegeöchen  Verein  austraten,  im 
Jahre  1867  dort  eine  Mitgliedschau  des  Allgemeinen  deutschen 
Zigarrenarbeitervereins. 

Zunächst  unterbrach  zwar  der  preufsisch- Österreichische 
Krieg  die  Bewegung  und  schadete  dem  Verein  sehr.  Aber  er 
hielt  sich  doch,  so  dafs  im  Oktober  1800  die  erste  General- 
versammlung des  Vereins  zu  Kassel  stattfinden  konnte.  Es 
galt  vor  allem,  die  geschaffenen  Verbindungen  neu  zu  bele1)en, 
die  Organisation  auszubauen,  Zwistigkeiten  beizules^cn.  Noch 
ko?)nfi»  von  einer  Anerkennnn:^  des  Prinzips  der  strengsten 
Zentralisation,  aut  welchem  der  ViMcin  ruhte,  keineswegs  die 
Rede  sein,  weil  namentlich  die  Suddeutsclien  an  der  ftiderativen 
Verfassung  der  Assoziation  gern  festhaheu  wollten.  Dies  be- 
weist vviederum,  dafs  eine  selbständige  Strömung  neben  der 
Lassalleanischen  Fühi-uug  vorhanden  war.  So  lag  von  Hanau 
ein  Antrag  vor,  statt  der  Zentralisation  aller  Mitglieder  in 
einem  groisen  Verein  zu  der  föderativen  Verfassung  der  alten 
Assoziation  zurückzukehren.  Aufserdem  sollten  die  einzelnen 
Zweigvereine  mit  den  getrennt  von  ihnen  bestehenden  Kranken- 
und  Sterbekassen  an  den  einzelnen  Orten  verbunden  werden. 
Der  Vorschlag  war  schon  deshalb  unannehmbar,  weil  eine 
ganze  Heihe  dieser  Ortskassen,  so  in  Preufsen ,  damals  noch 
unter  bohördlieher  Aufsicht  stand.  Man  hliel)  bei  der  in  Leipzig 
btt!5chl<»ss<'nen  Organisationsform.  Die  liaupttätigkeit  der  ersteig 
Generalversammlung  war  im  übrigen  auf  die  l^evision  der 
Satzungen  gerichtet.  Die  Hanj)tanderung  war  wohl,  dafs  der 
Sitz  de:>  Vereins  vuu  Frankfurt  nach  Berlin  verlegt  wurde. 


H.  Bürger,  Die  llamburgei  Geworkscliaftcn  usw.  S.  13  u,31. 
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Mau  hob  bei  der  Debatte  über  diese  Verlegung  hervor,  dais 
Berlin  aU  künftige  Hauptstadt  des  zu  gründenden  Nord- 
deutschen Bundes  äowohl  infolge  seiner  politischen  Lage,  aU 
auch,  weil  es  bezügb'ch  der  Zigarrenfabrikatioa  zu  den  gröfstcu 
Fabrikstädten  Deutschlands  zähle,  der  geeignetste  Ort  für  den 
Verein  sei.  Man  hoflfte  auch,  dafs  die  dem  Verein  an  den 
verscliiedensten  Orten  bisher  entgegengesetzten  polizeilichen 
Schwierigkeiten  schwinden  würden,  wenn  Berlin  zum  Sitze 
des  Vereins  gemacht  würde. 

Die  innere  Ver&ssung  des  Vereinsy  dessen  Zweck  die  auf 
Gegenseitigkeit  gegründete  Unterstützung  bei  Arbeitsiosiffkeit 
sein  sollte,  war  nach  den  Beratungen  der  Generalversamimung 
nunmehr  kurz  folgende : 

Beim  Eintritt  in  den  Verein,  zu  dem  jeder  innerhalb  der 
Grenzen  des  Norddeutschen  Bundes,  Si^ddeutscidands  und  der 
Schweiz  in  Arbeit  stehende  Zigarrenarbeiter  und  Sortierer 
berechtigt  war,  war  ein  Kintrittsgcld  von  '  3  Vereinstaler  zu 
zahlen.  Der  wöchentliche  laufende  Beitrag  betrug  *  2  Silber- 
groschen, wozu  noch  pro  Vierteljahr  ein  im  voruub  zahlbarer 
Beitrag  zu  den  Verwaltungskosten  von  einem  Silbergroschen 
trat  Doch  konnte  eine  Erhöhung  oder  eine  Herabsetzung 
dieser  Beiträge  durch  den  Vorstand  stattfinden*  Dafür  ver- 
sprach der  Verein  den  Mitgliedern  Reiseuntersttttzung  von 
2  Silbergroschen  für  jede  Meile,  Taschengeld  von  Taier 
bei  Erkrankung  eines  auf  der  Reise  befindlichen  und  von  der 
Ortskasse  verpflegten  Mitgliedes,  wie  anter  Umständen  Be 
gräbniskosten  für  ein  auf  der  Reise  verstorbenes  Mitglied. 
Ferner  wurde  den  verheirateten  Mitgliedern  beim  Ableben  der 
Ehefrau  ein  Beerdigimgsgeld  v^n  12  Talern  gewährt.  Es  war 
ferner  im  Statut  t^ine  ArbeitsloüeDuiuerstUtzung  vorgegeben, 
welche  jedem  Mitgliede,  welches  aufser  Arbeit  getreten  war. 
Vom  ersten  Tage  der  Arbeitslosigkeit  an  in  Hübe  von  *  :!  Vereins- 
UiK  r  pro  Tag  gewährt  werden  sollte.  Endlich  wurde  auf  je 
10  Mitglieder  der  „Botschafter"  in  einem  Exemplar  gratis  ver- 
abfolgt Das  Mifsverhältnis  «wischen  diesen  versprochenen 
Leistungen  und  den  Beiträgen  der  Mitglieder  ist  offenbar.  Es 
ist  der  typische  Fehler  alier  jungen  Gewerkschaftsgrlindungen^ 
mehr  su  versprechen,  als  geleistet  werden  kann.  Die  Verwaltung 
des  Vereins  war  Sache  eines  Gesamtvorstandes,  bestehend  aus 
einem  Direktorium  und  einem  Ausschufs.  Das  Direktorium 
bildeten  der  Präsident,  zu  welchem  natürlich  Fritzsche  ge- 
wählt wonb'n  ^v:u\  ein  Hauptkas^i^Tor,  ein  Beisitzf^r  und  deren 
SteUvertreier.  Es  hatte  seinen  Sitz  an  dem  Ort,  wo  der  Verein 
domiziliert  war.  Das  Direktorium,  so  sagt  das  Statut,  ist  „die 
ausführende  Gewalt",  und  zwar  wurde  es  so  in  Gegensatz  zu 
dem  ans  11  Personen  bestehenden  Ausschufs  gestellt,  welcher 
die  beratende  und  beschliefsende  Körperschaft  des  Vereins 
sein  sollte,   zugleich  als  Aufsichtfi-  und  Beschwerdeinstans 
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gegenüber  dem  Direktorium.  Über  dem  Ausschui.^  .>^tand  nur 
«die  General versamlung  der  zu  dieser  von  den  Mitgliederu  ge- 
wftlilten  Delegierten,  in  einzelnen  FttUen  das  Referendom.  Ffir 
die  Verwaltung  der  MitgliedBchaften,  welche  ja  nicht  als  selb- 
ständige Ortsvereine  angesehen  werden  sollten,  wurden  in  einer 
Geschäftsordnung  insbesondere  auch  ttber  die  Reiseuntersttttzung 
besondere  Vorschriften  gegeben.  Den  Ortsvorstand  vertrat  ein 
„Bevollmächtigter"  des  Präsidenten. 

Bei  Betrachtung  der  Satzungen  des  Allgemeinen  deutschen 
Zigarrenarbeitervercins  f^illt  zweierlei  auf.  Bemerkenswert  ist, 
dafs  darauf  verzichtet  wird,  ein  vollständigeö  Programm  für 
den  Zwi-ck  und  die  gesamte  Tätigkeit  des  Vereins  zu  geben. 
I)ies  wird  sonst  bei  Keugründun^en  dieser  Art  selten  ver- 
mieden. Ferner  ist  dub  Bestreben  deutlich,  dem  Verein  die 
Verfassung  einer  Republik  demokratischster  Furm  zu  geben. 
In  einem  späteren  Artikel  des  Botschafters  (im  Jahre  18G8) 
wird  denn  auch  das  Statut  mit  der  Verfassungsurkunde,  die 
Beitrage  mit  den  Steuern,  das  Direktorium  mit  der  Regierung, 
der  Ausschufs  aber  mit  einem  Staatsrat  verglichen.  Die  General- 
versammlung wird  als  die  parlamentarische  Volksvertretung  des 
Staates  charakterisiert.  Die  ganze  Organisation  macht  so  von 
vornherein  einen  gekünstelten  Eindruck,  sie  verkörpert  den 
theoretischen  Zug,  der  durch  alle  Schöpfungen  ihres  Urhebers 
geht,  als  weicher  unbedenklich  Fritzsche  bezeichnet  werden 
mufs. 


Zweites  Kapitel. 

Emhüttemiigeii  deB  TereliiB^  fleine  Stellung  in  der 
Arbeiterbewegung  von  1865—1878. 

Die  Kämpfe,  welche  die  Arbeiterkoalitionen  am  £nde  der 
i>Oer  und  in  den  70er  Jahren  erschtttterten ,  knüpfen  zum 
nicht  geringen  Teil  an  die  entg^engesetztcn  Anschauungen 
und  Pläne,  wie  der  Emanzipationskfimpf  des  Proletariats  zu 
führen  sei,  an.  Es  sind  vielfach  Streitigk^it'^Ti  über  Prinzipien, 
welche  weniger  lie  Masse,  als  die  Führer  verfoeliten.  Gerade 
die  l'abukarbeiter  litten  uiH'iKllich  unter  dem  IIalV>,  den 
Fritzsehe  auf  sich  zog  durch  seine  politische  Wirksamkeit, 
sein  diktatorisches  Wesen  und  namentlich  durch  seine  Feind- 
schaft mit  den  >iachfülgern  Lassalles  im  Präöitlium  des 
ALigemetnen  Deutschen  Arbeitervereins,  inbesoudere  mit 
Dr.  von  Schweitzer.  Zunichst  wirkte  er  ewar  mit  diesem 
zusammen.  Wesentlich  auf  seinen  Einflufs  ist  meines  Erachtens 
der  Gedanke  Schweitzers,  neben  dem  Allgemeinen  Arbeiter- 
verein auch  eine  berufs weise  Organisation  der  Arbeiter  zu 
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begründcji,  zurückzuführen.  Aber  dieses  Zuteamiiicuwirkeu 
hörte  bald  auf.  In  alle  Kämpfe  und  in  alle  Schwankungen 
seiner  penOnlichen  politischen  Haltung  verwickelte  Fritzeche 
auch  seinen  Verein,  den  er,  trotEdem  er  nar  ausführende 
Gewalt  war,  vollkommen  beherrschte* 

Wftre  gleich  zu  Beginn  des  Bestehens  dem  Verein  all* 
das  Mifsgeschick  widerfahren»  das  von  1808  an  aber  ihn 
hereinbrach,  so  hätte  er  wohl  kein  langes  Leben  gehabt 
So  aber  blieben  dem  Verein  einige  Jahre,  um  an  Kraft  su 
gewinnen  und  wenigstens  einigermafsen  Wurzel  zu  schlagen. 

Noch  war  zu  Ausgang  der  60  er  Jahre  keineswegs  der 
Mehrheit  der  Arbeiter  (Tie  Erkenntnis  dessen  gekommen,  was 
Lassalle  ihnen  verkündet  hatte.  Die  internationale  Sozial- 
demokratie war  noch  fast  bedeutungslos.  Dagegen  hatte  die 
Fortschrittspartei  einen  grofscn  Anhang  unter  den  Arbeitern 
und  besafs  in  Schultze- Delitzsch  den  populärsten  Mann. 
Von  dieser  Seite  her  erwuchs  der  sozialistisehen  Orwerk- 
schat'tsbewc^iinjr,  insbesondere  auch  dem  Zig;\rreiiarl»eirerverein, 
die  erste  ern>^tere  OpjK).sition.  Naclul^ni  die  Taliakarb'^iter 
und  die  liuclidrucker  bich  organisiert  hatten,  brach  auf 
einmal  im  September  des  Jahres  18(38  eine  Hochflut  gewerk- 
schaftlicher Agitationen  über  die  Arbeiter  herein.  In  den 
Strudel  wurden  auch  die  bereits  organisiertsn  Arbeiter  herein- 
gezogen. 

Als  die  in  Hamburg  vom  22.  bis  26.  August  tagende 
Generalversammlung  des  Allgemeinen  Deutschen  Arbeiter- 
vereins Stellung  zu  der  Streikfrage  genommen  hatte,  wobei 
auch  die  Qewerkschaften  und  ihre  Bedeutung  starke  Be- 
tonung fanden  \  erschien  bereits  am  30.  August  18ti8  im 
^Sozialdemokrat**,  dem  Organ  des  Allgemeinen  Deutschen 
Arbeitervereins,  der  bekannte  Antrat  Schweitzers  )ind  Fritzsches 
„an  die  Arbeiter  Deutschlands",  in  uclchom  ausgeführt  wurde, 
dafs  „eine  umfassende  fest  begründete  <  )rganis;ation  der  ge- 
samten Arl)eiterischaft  Deutschlands  durch  und  in  »ich  selbst 
zum  Zwecke  gemeinsamen  Voranschreitens   vermittelst  der 

1  Über  diese  Generalversammlung  berichten  au^ffibrlichSehmOle, 

Die  '^■»zialdeniokratiselien  Gewrrkscliaftcn  I  S.  2  f.  nnd  Bringmann. 
Die  Ziminererbpwpjrimfr  f  S.  12H  flr.  Sein-  bpmerkenpwort  i«t  tnr  die 
Anteilnahme  Fritzsehes  an  der  Gewerksciuiltabewcgung  seine  von  der 
GeneralversatiunluDg  verworfene  Resolution :  «Die  Genenüversrnmlung 
beauftraget  den  ^'o^^'^n?Jvl•;»sillen^en ,  ein»'ii  AIlt:-'iriC!ii>'ti  DiMit-i  !if»n 
Arb«*iterkongrefi4  zur  He^rinidnnfr  von  al !;4^emeiii<'ii  <  J «'werksehatien  zu 
berufen,  die  in  diesem  Sinne  wirkt  n."  Vielleicht  mehr  noch  uls  die 
von  Dr.  Hirsch  veröffentlichten  Artikel  über  Trade-Unions  in  der  Volkf- 
zeitunL'  hat  Frit/sdie  .luf  Schweitzer  t  iiif;, . wirkt .  all^'cnieiner  zur 
Griinduii^^'  von  Gewerkschaften  zu  schreiten.  War  Fritzsche  doch  der 
einzige  Führer  im  Allgemeinen  Arbeitcr\'erein ,  welcher  praktisch  die 
Gründang  einer  Gewerkschaft  bereits  erprobt  hatte. 
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ArbeitoemBteUungen^  dringend  not  tue^  Zur  Besprechung 
dieser  Angelegenheit  sollte  ein  Allgemeiner  Deutscher  Arbeiter- 
kongrefs  am  27.  September  in  Berlin  stattfinden.  Auch  im 
„Botschafter''  wurde  der  Aufruf  abgedruckt  und  Fritzsche 
setzte  noch  eine  besondere  Empfehlung  dazu.  Sie  lautete: 
„Geschaftsgenossen !  Dieser  Aufruf  wird  von  euch  nicht  un- 
beachtet gelassen  werden.  Ihr  gehört  zu  den  Vorkämpfern 
der  deutschen  Arl)eiter  in  dieser  Richtung,  darum  ist  es  ?iuch 
eure  Pflicht,  allerorts  für  dessen  Ausbreitung  zu  aorgen. 
Jeder  einzelne  mufs  es  sich  zur  Aufgabe  machen,  die  Arbeiter 
anderer  Gewerke  von  dem  Wesen  unseres  Vereins  in  Kenntnis 
zu  setzen  und  sie  veranlassen,  den  in  vorstehendem  Autrufe 
ausgeschriebenen  Allgemeinen  Deutschen  Arbeiterkongrefs  zu 
beschicken.  Auch  ihr  weiset  zu  diesem  Zwecke  Zigarren- 
arbeiterversammlungen abhalten  und  entweder  einen  Vertreter 
aus  eurer  Mitte  wfthlen,  oder  einen  Berliner  Kollegen  mit 
eurer  Vertretung  betrauen.  Handelt  schnell  und  entschieden. 
Dafs  der  Verein  als  solcher  keinen  Vertreter  entsendet,  liegt 
in  den  reaktionären  Vereinsgesetzen.  Aus  gleicher  Ursache 
haben  ain  li  die  Herren  Bevollmilclitigten  sich  nicht  in  ihrer 
Eigenscliatt  als  Vertreter  des  Präsidenten  bei  dieser  An- 
gelegenheit zu  beteiligen." 

Der  Verlauf  des  Kongresses  hat  schon  mehrfach  Dar- 
stelhmg  gefunden.  Es  ist  bekannt,  dafs  iWo  Fortschrittspartei 
unter  Führung  deä  Dr.  Hirsch  auf  diesem  Kongrefb  vergeblich 
versuchte,  zu  Worte  zu  gelangen  und  dafs  unter  Ausschlufs 
der  Fortschrittspartei  ein  „Arbeiterschaftsverband''  gegründet 
wurde  y  welcher  die  zentralistisch  wie  der  Zigarrenarbeiter- 
verein organisierten  neu  auf  dem  Kongrefs  gebildeten  und 
noch  zu  bild'  :mI  n  Gewerkschaften  zu  einem  Bunde  vereinigen 
sollte.  \\'alirend  die  Buchdrucker  einen  Anschlufs  ablehnteUi 
erklärten  die  Delegierten  der  Zigarrenarbeiter  und  Zimmer- 
leutc  ihren  Generalversammlungen  den  Anschlufs  an  den 
Verband  *'nipf'*ldpn  zu  wollen. 

Die  Gegenbeweguug,  wekhc  von  der  1^'ortschrittspartei 
unter  Leitung  von  Duncki  r  und  Dr.  Max  Hirsch  alsbald 
eingeleitet  wurde,  indem  in  einer  aut  den  28.  Septembe  r  ein- 
berufenen Arbeiterversammluug  die  Gründung  von  Gewerk- 
vereinen nach  englischem  Muster,  wie  ^sic  Dr.  Hirsch  nach 
Deutschland  verpflanzen  zu  können  hoffte,  beschlossen  wurde, 
machte  sich  auch  den  Tabakarbeitern  fühlbar.  Diese  ztthlten 
nicht  wenige,  die  mit  dem  Vorgehen  Schweitzers  auf  dem 
Kongrefs  am  27.  September  unzufrieden  waren.  Die  Fort- 
schrittspartei hatte  in  jener  Zeit  unter  den  Zigarrenarbeitem 
noch  viele  Anhänger.   Bezeichnend  hierfür  ist  die  Art,  wie 


>  Der  Aufruf  ist  vollkomineii  abgedruckt  bei  Bringmann  a.  a. 
O.  8.  125. 
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»ich  der  im  Anfang  Dezember  18<>5  begründete  ^ Berliner 
Zigsrrenarbeiterverein'*  an  den  AUgemeinen  Zigarrenarbeiter- 
verein  Fritzsches  ansc  lilofs.  Am  17.  April  1866  stellte  nämlich, 
ein  Zigarrenmacher  in  einer  Versammlung  dieses  Lokalvereins 
den  Antrag,  darüber  abaustimmen,  ob  sie  sich  dem  All- 
gemoinon  Deutchon  Zigarrenarbeiterverein  ansolilicfsen  wollter. 
Darauf  wurd*'  ^o^clilosson.  dem  Herrn  Sclitihze-Delitzseh  eiu 
Statut  des  Allgeineirvu  l)i'utsili<;n  Zigarrenarbeilervpr^^ins 
zuzu8chick«'ii  und  de>iseii  Urt(Ml  hierüber  zu  hören.  Ihc-er 
soll  sich  für  (his  Statut  Mueh  ausgesprochen,  aber  gii  ich- 
zeitig geäufsert  haben:  l)i<'  Suelie  sei  vortrefflich,  aber  die 
Apostel  gefielen  ihm  nicht,  wurunter  natürlich  die  Lasj>alleani- 
schen  Führer,  Fritzsche  an  der  Spitze,  gemeint  waren.  Jeden- 
falls hatten  Schultse- Delitzsch  und  die  Fortschrittspartei  lu 
jener  Zeit  nichts,  was  sie  den  Zigarrenarbeitem  als  Surrogat 
für  den  Allgemeinen  Zigarrenarbeiterrerein  bieten  konnten. 
Der  Berliner  Zigarrenarbeiterrerein  lOste  sich  daher  im  Mai 
IHOO  auf  und  seine  Mitglieder  gingen  in  Jenen  über.  Jetzt, 
im  Jahre  18t)8,  wo  -die  Fortschrittspartei  eicene  Arbeiter- 
organisationen zu  gründen  unternahm,  wurde  unter  den 
Zigarrenarbeitem  h'bhaft  fi'ir  die  Gründung  eines  Hirsch- 
l>unckerüchen  ( Jewerkvereins  agitiert,  und  es  fand  sich,  dafs 
zu  solcher  (iriindung  Stimmung  und  Beteihgung  vorhanden 
waren.  Die  Kämpfe  zwischen  der  Fortschrittspartei  und 
Schweitzer  nebst  Anhang,  welche  auf  den  grofsen  Arbeiter- 
kongressen zu  tumultuaribchen  Szenen  geführt  hatten, 
setzten  sich  nun  auch  in  den  Arlieitarversammlungen  der 
einzelnen  Gewerbe,  besonders  auch  bei  den  ZigarreDarbeitem, 
fort.  In  einer  zu  Berlin  Anfang  November  einbemfeoen 
Zigarrenarbeiterversammlung  wurde  trotz  Protestes  der 
Freunde  und  Anhänger  Schweitzer-Fritzsches  eine  Resolution 
angenommen,  welche  das  Vorgehen  der  Majorität  des  Arbeiter- 
kongresses gegen  die  Minorität  als  einen  Akt  der  BrutaUtftt 
bezeiclinete ,  den  vom  Kongrels  beschlossenen  Verband  tin- 
deniokratisch  nannte  und  sich  gegen  den  Aiuschlufs  an  den 
Schweit/.er-chf^n  Verband  auss])rach.  Fmi  r  wurde  b«- 
schlosbcn ,  eine  Kommission  von  zehn  bis  zwolt  Mitgliedern 
zu  wählen,  welche  in  Beratung  treten  sollte,  um  einen  Ent- 
wurf für  Begründung  eines  Gewerkvereins  der  Zigarren- 
arbeiter zu  fertigen.  Die  Herren  Dunckcr  und  Dr.  liirsch 
sollten  zu  einem  belehrenden  Vortrage  eingeladen  werden. 
Am  24.  November  verlas  denn  auch  Duncker  in  einer  Ver- 
sammlung von  Zigarrenarbeitern  daa  Musterstatut  der  Ge- 
werkvereine und  erklärte  es.  Am  13.  Desember  1808  wurde 
dies  Musterstatut  in  einer  Versammlung  von  der  Kommission 
der  Zigarrenarbeiter  geprüft  und  en  bloc  angenommen. 
Hierauf  konstituierte  sicn  der  neue  Gewerk verein ,  und  es 
wurde  sofort  zur  Wahl  der  Gewerkvereinsbeamten  geschritten. 
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l>aiiiit  war  die  erste  Absplitterung  von  der  Gewerköchatts- 
bewegung  der  1  abakarbeiter  erfolgt,  ohne  allerdings  die 
Stellunff  des  Vereins  ernstlich  zu  erschüttern.  Immerhin  war 
die  Einheit  der  Bewegung  durchbroehen. 

Mit  dem  Jahre  1800  trat  eine  weitgehende  Zersplitterung 
auch  in  den  Reihen  derjenigen  Zigarrenarbeiter  ein,  welche 
vorher  zum  Verein  gestanden  hatten.  Troti  des  tätigen  An- 
teils,  den  Fritasche  an  der  Gründung  des  AUgemeinen  Arbeiter- 
Bchaftsverbandes  genommen  hatte,  waren  die  Zigarrenarbeiter 
demaelben  nicht  beigetreten.  Das  einzige,  was  geschah,  war 
die  Abänderung  der  Vereinssatzungen  nach  Mafsgabe  der  fttr 
rlio  Schwei tzerschen  Arbeiterschaften  aufgestellten  Muster- 
statuten. Endlich  erklärte  Fritzsche  auf  der  zweiten  General- 
versammlung des  Arbeiterschaftsverbanrles  im  Mai  ISfiO  den 
Anschlufs  des  Allgemeinen  Zigarrenarbeitervereins  an  den 
Verband.  Aber  mit  dieser  Beitrittserklärung  war  es  Fritzsche 
wohl  kaum  ernst  gewesen.  Er  spi(^lte  jetzt  in  der  Tat  eine 
merkwürdige  Rolle,  wie  Bringniann  schreibt  ^  die  um  so  auf- 
lallender sein  mufüte ,  als  Fritzsche  selbst  Vizepräsident  des 
Arbeiterschaftsverbandes  war.  Der  Allgemeine  Zigarrcuarbeiter- 
verein  zahlte  nämlich  trotz  seines  Beitritts  zum  Verbände  keine 
Beiträge.  Dies  geschah  auf  Fntzsches  Antrag  beim  AusBchufs^ 
welcher  seine  Zustimmung  gab.  Der  Grund  ffSLr  Fritzsches 
Vorgehen  konnte  noch  nicht  darin  liegen,  dals  Schweitzer  auf 
der  dritten  Generalversammlung  des  Arbeiterschaftsverbandes 
aftmtliche  demselben  angehörige  Gewerkschaften  in  einen  All- 
gemeinen deutschen  Arbeiterunterstützun^sverband  unter  Auf- 
lösung des  Arbeiter8chaftsYer])andes  versehmolz.  Denn  dieser 
Scliritt  Sehweitzers  war  damals  noch  nicht  vorauszusehen  und 
wurde  erst  im  Jahre  lS7n  vollzogen-.  Der  wahre  Grund  ftir 
Fritzsches  Vorgehen  war  offenbar  dt  r.  dafs  er  fürchtete, 
ISehweitzer  könne  sich  in  seiner  diktatorischen  Art  auch 
des  Zigarreiiarbeitervereins  bemächtigen  und  diese  mühsame 
Schöpfung  zu  seinen  politischen  Zwecken  mifsbrauchen.  Es 
wurde  bald  klar,  dafs  der  Beitritt  zu  dem  Verbände  gleich- 
zeitig die  völlige  Unterwerfung  unter  die  Politik,  die  der  All- 
gemeine deutsche  Arbeiterverein  trieb,  in  sich  schlofs.  Ea 
mufste  aber  solche  Verbindung  mit  einem  politischen  Verein 
dem  Zigarrenarbeiterverein  unbedingt  geföhrlich  werden.  Ein 
späterer  Artikel  im  Botschafter  des  Jahres  1873  spricht  diesen 
<^Todanken  nachträglich  auch  aus  und  erinnert  gleichzeitig 
daran,  wie  fest  in  einem  Teile  der  Zigarrenarbeiter  die  Ab- 


^  Bringmaiin  a.  a.  O.  I  S.  155. 

*  Schmöles  Darstellnng  a.  a.  O.  1  S.  H,  15  weicht  hier  etwas 
von  der  Bring  man  118  a.  a.  O.  S.  157  ff.  ab.  Die  Darstellung  Bring- 
naniM  ist  meineB  Erachtens  die  richtigere. 
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ueigung  gegen  derartige  Verbindungen  noch  aus  der  AäisO- 
ziationszeit  wons^te.   Darum  fand  die  Trennung  des  Vereine 
vom  Verbände  bei  einem  grofsen  Teile  der  Vereinami  tglieder 
günstige  Attfhahme.   Fritasche  hat  sj>äter  seine  Taktik  auch 
damit  zu  entschuldigen  gesucht,  dafs  der  Verein  gar  nicht  in 
der  Lage  gewesen  sei,  die  Beitrage  an  den  Verband  absa- 
führen.    Das  mag  wahr  sein  und  stimmt  mit  dem,  was  sonst 
über  die  Geldverhältnisse  des  Zigarrenarbeitervereins  bekannt 
geworden  ist,  überein.    Hätte  Fritzsclie  indes  den  Willen  ge- 
habt, (Hc  Mittel  zu  beschaffen,  so  wäre  dicis  wo!il  gegangen. 
Aber  diesen  Willen  konnte  er  nicht  haben,   weil  er  seinen 
Verein  aus  der  gefährlichen  Verbindung   unter   allen  Um- 
ständen   retten  mufste.    Einen   Fehler  hatte  Fritzsehe  von 
vornherein  damit  gemacht,  dafs  er  überhaupt  erst  den  Beitritt 
zu   dem   Verbände   erklärte   und   dafür  Stimmung  machte. 
Denn  als  der  Austritt  verkündet  wurde,  war  berdts  ein  nicht 
unbetrftchtlicher  Teil  der  Mitglieder  nicht  mehr  aus  der  ein- 
mal eingeachlageuen  Bahn  zu  drängen.   Eine  gänzliche  Auf- 
lösung hätte  nicht  schlimmer  wirken  kOnnen^  als  das,  was 
jetzt  geschah.    Unter  der  Führung  eines  Zigarrenarbeiters 
Georg  Winter  aus  Altona  bildeten  die  dem  Arbeiterschafts^ 
verbände  treugebliebenen  Mitglieder  des  Vereins  eine  neue 
Oowerksiliaft.    Ihren    Hauptstützpunkt    fand    diese  Gegen- 
orgauisation  in  Hamburp^.    Über  die  Zahl  ihrer  Filialen  und 
Mitj?lieder  ist  mir  nielits  bekannt.    Teils  spalteten  sich  nun 
die  Mitgliedschaften  infolge  dieser  Abtrennung  und  bekämpften 
sieb  auls  heftigste  zum  «-igcnen  Sehaden,  so  in  Kassel,  Leipzig, 
llaunuver,  teils  gingen  ganze  Mitgliedschaften  zu  dem  ntiuii 
Verbände  mit  ihren  Koiisenbeständon  über,  so  geschab  es  z.  B. 
in  Düsseldorf.  War  der  Allgemeine  deutsche  Ziganrenarbeiter- 
Terein  ein  unsicheres  Gebilde,  so  war  der  Zusammenschlufs 
der  von  ihm  Abgefallenen  womöglich  noch  schemenhafter,  aber 
je  mehr  man  der  Arbeiterbewegung  durch  solche  Kämpfe 
schadete,  desto  erbitterter  wurden  dieselben.    Man  hoffte  je- 
doch zunächst  noch  auf  Einigung.    Die  Wintersche  Partei 
forderte  aber  nichts  weniger  als  gänzliche  Unterwerfung  des 
Vereins,  und,  was  noeb  mehr  sagen  wollte,  Fritzsehes,  welcher 
mittlerweile  aus  dem  Allgemeinen  Arl)eIt<'rv.  r«Mn  ausgeschieden 
war.    \N  inter  forcU'rte  als  8elbstver8tän(iiieli  Zaliluiit!;  der  Ver- 
baudsöteuer  und  \\  irderanschlufb  an  den  Verban  l.  Aijsetzung 
Fritzsehes,  des  Direktoriums  und  Ausschusses.    Diese  Fordt^ 
rungen  vertrat  er  auf  der  wegen  dieser  Fragen  im  November 
18ti9  zu  Bielefeld  einberufeneu   aufüerordentlicheu  Geucrül- 
versammlung  des  Zigarrenarbeitervereins.  Aber  anf  solche 
Bedingungen  wollten  die  Delegierten  doch  nicht  eingehen. 
Fritasche  verteidigte  sich  und  den  Ausschufs  und  versuchte 
nachzuweisen,  dafs  ein  Anschlufs  an  den  Verband  gleich* 
bedeutend  mit  dem  Untergange  des  Vereins  sei.   Er  ver 
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teidigte  sich  selbst  gegen  den  Verdacht,  alö  wollte  er  den 
Verein  in  ein  anderes  politisches  Lager  überftlhren.    Ein  An- 
schluis  deö  Yeruins  als  solchen  au  eine  bestimmte  politische 
Partei  sei  überhaupt  gefährlich,  das  beweise  die  AuflösuDg 
der  Zigarrenarbeiter  -  Assoxiation  im  Anfang  der  50  er  Jahre 
infolge  ihres  Anschlusses  an  die  Arbeiterverbrttderung.  Er 
legte  dar,  dafa  die  von  einigen  Delegierten^  welche  unter  allen 
Umständen  FHeden  mit  Schweitzer  haben  wollten,  aufgestellte 
Forderung,  der  Präsident  des  Allgemeinen  Zigarrenarbeiter- 
▼ereins  müsse  Mitglied  des  Allgemeinen  deutschen  Arbeiter^ 
Vereins  sein,  nur  den  Verein  als  einen  politischen  den  Regie- 
rungen kennzeichnen  müsse.   Sie  wollten  doch  nicht  sich  selbst 
den  Strick  um  den  Hals  legen ,   an  dem  man  sie  erwürgen 
kfHiiK'.    Nach  kurzer  Debatte  wurde  der  Antrag  einstimmig 
abgelehnt.    Es  war  offenbar,  dafs  F'ritzsche  noch  Herr  dcb 
Vereins  war.    Er  blieb  l^rHsident,  und  ebensowenig  erfolgte 
eine  Absetzung  des  Ausschusses,  welcher  bei  der  Unterstützung 
Fritzsches  nur  das  getan  hatte,  was  die  Generalversammlung 
selbst  für  richtig  hielt,  indem  sie  Fritzsches  Vorgehen  billigte. 
Winter,  welcher  auf  der  Generalversammlung  anwesend  war 
und  zu  einem  Entgegenkommen  keine  Lust  zeigte,  reiste  ab, 
ohne  dafs  auch  nur  der  Versuch  zu  einer  Einigung  gemacht 
worden  wfire.    Hätte  die  Generalversammlung  Fritzsche  ab- 
gesetzt und  Winter  zum  Präsidenten  gemacht,  so  wäre  das 
Einigungswerk,  welches  Winter  meinte,  wohl  gelungen.  Eine 
Einigung  wurde  fladurcli  noch  schwieriger,  dafs  die  dritte 
Generalversaunnlung   des    A  i  fi^^  it'  rsdiaftsverbandes  beschlof«, 
vom  I.Juli  15^70  ab  eine  ailgemeinc  Verschmelzung  der  noch 
nach  Berufen  getrennten  einzelnen  Arbeiterschaften  eintreten 
zu  lassen.    Diese  von  den  (Jegnern  spüttisch  als  „Gewerk- 
schaftsbrei" bezeichnete  Vereinigung  brach  also  wiederum  mit 
dem  Prinzip  des  berufsweisen  Zusammenschlusses.    Der  All- 
gemeine Tabak-  und  Zigarrenarbeiterverein  Fritzsches  hätte 
unmöglich  diese  Wandelungen  mitmachen  kdnnen,  nachdem 
er  jahrelang  danach  gestrebt  hatte,  eine  berufsweise  Zentrali- 
sierung zu  erreichen.   Kein  Mensch  konnte  noch  fordern,  den 
Zigarrenarbeitern  unter  Georg  Winter,  die  vom  1.  Juli  1870 
ab  gar  keine  Einheit  mehr  bilden  sollten,  ein  Zugeständnis  zu 
raachen.    Allerdings  war,  was  hi^r  bemerkt  sein  möge,  seit 
l>^71  iesofpm  ein  festerer  Zusammenschlufs  der  abgefallenen 
Zigarrenarbeiter  wieder  möglich,  als  <V\e  Generalversammlung 
des  Arbciterunter8tützungsverbau(l(\s  von  1h71  den  Mitgliedern 
eines  Berufes  eine  Art  Mitgliedschatt^Mi  zu  bihlen  erlaubte*. 

Der  deutsch- französische  Krieg  brachte  auf  gewerkschaft- 
lichem Gebiete  alles  wiederum  zum  Stillstand.  Aber  nocli 
war  der  Frankfurter  Friede  nicht  abgeschlossen,  als  der  „Bot- 


*  Bringmann  b.  a.  0.  S.  168. 


Digitized  by  Google 


XXIV  a. 


schatter"  einen  Aufruf  der  Offenbacher  Zignrrenarljeiicr 
brachte,  welcher  zu  einer  allgemeinen  Lohnbewegung  der 
Zigarrenarbeiter  aufforderte.  In  diesem  Aufruf,  auf  den  unten 
noch  zurückzukommen  sein  wird,  war  zwar  zunächst  nur 
davon  die  Rede,  dafs  eine  allgemeine  Lohnbewegung  der 
Zigarrenarbeiter  stattfinden  müsse. 

Es  war  jedoch  natürlich^  dafs  die  organisierten  Arbeiter 
die  führende  Holle  bei  den  nun  überall  stattfindenden  Zigarren- 
arbeiterversamiiilungen  übcrnohnion  Tiiiifsten  und  überall  von 
selbst  der  Gedanke  auftauchte,  der  bevorstehende  Kongrefs 
könne  und  müsse  auch  zu  einer  Einigung  der  verschiedenen 
Parteien  fiiiiren.  Dem  wurde  in  VcrsnmTnluTi2'<^n  rirr  Mitglied- 
schalten hier  und  da  Ausdruck  gegeben.  Ein  Artikel  im  „Bot- 
scliafter"  im  Juni  1^71  mahnt'^  oindringlieh  zur  Einigkeit  und 
sohiols  mit  den  oft  gehörten  W  orten:  „Vereint  sind  wir  eine 
flacht,  zersplittert  bind  wir  nichts." 

Der  allgemeine  deutsche  Zigarren arbeiterkongrefs  fand  in 
Hanau  vom  17. — 2U.  Juni  1871  statt.  Erschienen  waren  33 
Delegierte  als  Vertreter  von  60  Orten.  Neben  der  Besprechung 
der  wirtschaftlichen  Lage  nahmen  die  Verhandlungen  über 
eine  Vereinigung  der  Zigarrenarbeiter  in  einer  EorporatioD 
einen  breiten  Raum  ein.  £^  zeigte  sich,  dafs  der  Verein 
Fritzs(  lies  keineswegs  von  allen  für  geeignet  gehalten  wurde^ 
alle  Zigarrenarbeiter  zu  einigen.  Einige  Delegierte  schlugen 
allen  Ernstes  vor,  eine  neue  Korporation  zu  gründen.  Ein 
Delegierter  aus  Wandsbeck,  Zigarrenarbeiter  Richter,  schlug 
wiederum  Ortskassen,  welche  Streikgelder  und  Ortsreisegelder 
(letztere  anstatt  d»^r  vom  Allgn-neinen  deutschen  Zigarren- 
arbeiterverein  gezahlten  Meilengelder)  zahlen  sollten,  vor,  kam 
al<o  damit  wieder  auf  die  tiiderative  Verfassung  zurück. 
Einige  Delegierte  beantragten^  eine  Veröicherungö,.^ueikka8se 
zu  bilden.  Fritzsehe  sah  sich  auf  einmal  einer  neuen,  »einem 
Verein  gelaln liehen  Bewegung  gegenüber,  deren  Ursache  in 
der  allenthalben  erregten  Streiklust  lag.  Diese  kuimte  in 
keinem  der  bestehenden  Vereine  einen  Stutzpunkt  finden,  da 
kein  Verein  imstande  ist,  aus  sich  heraus  fortgesetzt  umfang- 
reiche Streiks  zu  unterstützen  ^  was  die  neue  Organisation 
doch  in  erster  Linie  sollte.  Fritzsche  erklilrte,  dafs  er  nun 
und  nimmer  zu  solchem  Werke,  welches  Richter  und  die 
anderen  planten,  seine  Zustimmung  geben  könne.  Man  möge 
ja  nicht  glauben,  ihn  bereden  zu  können,  dafs  der  in  Vorschlag 
gebrachte  Verein  nicht  ein  Konkurrenzverein  des  Allgemeinen 
Zigarrenarbeitervereins  werden  solle.  Das  sehe  wohl  jeder 
ein,  dafs  zwei  Vereine,  welche  ähnliche  Zwecke  verfolgten,  in 
stetem  Kampf  um  ihre  Kxi^ten/  -'<'li  iregenseitig  aufreiben 
mtifsten.  Dt-i-  KonLcrels  muge  eine  KfinmissioTi  ernennen, 
welche  eine  Einigung  unter  den  Zigarrenarbeitern  auf  güt- 
lichem Wege  anbahnen  solle.    Daraut  brachte  Kichter  loi- 
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jL^enrleii  Antrag  ein:  „Zum  Zwecke  der  Dureht'ührung  der  Be- 
öchlü.s?>e  des  Kongresses  vorübergehend  Ortskasben  einzu- 
richten, in  welchen  freiwillige,  einmalige  odor  laufende  Bei- 
träge entgegengenommen  werden.  Diese  (Jrtakassen  haben 
allmonatlich  einen  Bericht  über  den  Stand  derselben  an  einen 
in  einer  gröfseren  Stadt  tagenden  Auöricliulü  einznsenden. 
Gleichzeitig  wird  dem  zu  ernennenden,  die  Bewegung  leitenden 
AuBSchuBse  die  Aufgabe  gestellt,  über  Mittel  und  Wege  zu 
beraten,  wodurch  die  Einigung  sttmtlicher  Ziganrenarbeiter 
herbeigeführt  werden  kann.  Der  Ausschufs  hat  an  die  yer- 
schiedenen  Orte  Vorschläge  gelangen  zu  lassen  und  Vorschlttge 
entgegenzunehmen.  Die  Bureaukosten  des  Ausschusses  werden 
von  oem  Orte  getragen,  an  welchem  der  Ausdchufs  tagt,  auch 
werden  freiwillige  Beiträge  zu  benanntem  Zwecke  von  ver- 
schiedenen Orten  entgegengenommen."  Der  Antrag  wurde 
von  allen,  auch  von  Fritzsclie,  gebilligt.  Dieser  stimmte  für 
den  Antrag  vold  mehr,  um  bei  dem  allgemeinen  Mifstrauen 
gegen  ihn  möglichst  unparteiisch  zu  erscheinen,  als  weil  er  den 
Antrag  für  wünschenswert  hielt,  denn  in  der  beschlossenen 
Gründung  neuer  Ortökassen  lag  notwendig  der  Keim  zu  neuen 
Verwicklungen.  Zunitchst  bemiichtigten  sieh  die  Feinde  des 
Vereins,  vor  allem  die  Mitglieder  des  Allgemeinen  deutschen 
Arbeitervereins  und  des  Deutschen  ArbeiterunterstUtzungs- 
Verbandes,  dieses  neuen  Mittels^  um,  wie  Fritzsche  gefürchtet 
hatte,  dem  Verein  Konkurrenz  zu  machen.  Man  schritt  an 
vielen  Orten  zur  Bildung  lokaler  Streikvereine.  Die  überall 
ausgebrochenen  Streiks  führten  den  Arbeitern  die  Notwendig- 
keit des  Zusammenhaltens  gerade  jetzt  deutlich  vor  Augen. 
Dies  kam  dem  Entstehen  von  Streikvereinen,  die  übrigens 
fast  in  allen  Gewerben  damals  organisiert  wurden,  sehr  zu 
statten.  Die  Leitung  des  Arbeiterunterstützungsverbandes, 
nunmehr  in  IlJtnden  Haasenclevers  und  Otto  Kapells,  stand 
den  Streikgenossenschaften  günstig  gegenüber.  Es  fand  also 
in  den  Streikvereinen  tatsiichb'eh  eine  lOinigung  der  Gegner 
statt.  Diese  Tatsache,  sowie  die  überall  iiervortretende  günstige 
Stimmung  der  unter  Fritzsche  organisierten  Zigarrenarbeiter 
für  die  Streikvereine  brachte  ein  sonst  a!s  treu  bewährtes  ^lit- 
glied  des  Vereins,  den  Zigarrenarbeiter  Wode  aus  Verden, 
welcher  zum  Geschäftsführer  des  in  Hanau  beschlossenen 
Zentralkomitees  gewählt  worden  war,  auf  den  Gedanken,  die 
Streikvereine  zu  zentralisieren,  um  auf  dieser  Grundli^e  eine 
alle  Zigarrenarbeiter  um&ssende  Organisation  zu  schaffen.  Er 
eriiefs  einen  Aufruf  an  die  Zigarrenarbeiter  und  Zigarrenarbeite* 
rinnen  Deutschlands  zur  Gründung  des  „Streikvereins  der 
Zigarrenarbeiter  Deutschlands''  mit  einem  Musterstatut  des 
neuen  Vereins  im  „Bo tschafter vom  9.  September  1871,  ver- 
sehen mit  einem  Protest  Fritzsches,  der  nachdrücklich  darauf 
hinwies,  daCs  in  Hanau  die  Gründung  solcher  Korporation  nicht 
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beachlossen  worden  sei  ^,  Das  Voi^ehen  Wodes  war  um  so  un- 
erklärlicher, als  er  selbst  bereits  am  10.  Juli  1871  zur  Gründung 
von  Streikkassen  aufgefordert  und  besonders  darauf  hin- 
gewiesen hatte^  dafs  eine  Zentralisation  nicht  stattfinden  solle. 

Wie  weit  bei  AA'ocle  persönlicher  Ehrgeiz  oder  das  ehr- 
liche Bestreben,  eine  Einigung  zuwegezubringen,  mitgespielt 
haben,  läfst  sich  schwer  sagen.  Jedenfalls  fühlte  er  sich  durch- 
aus im  Rorlit  und  glaubte  zu  seinem  Schritt  von  dorn  Hanauer 
Kongrels  geradezu  beauftragt  zu  sein,  £r  meinte  nicht  anders. 


^  Da.s   Musterstatut  lautete  folgendennarsen:    §   1.    Zweck  des 
Vereins:  Durch  vereintes  Zusamnienwirken  sämtlicher  Zigarrenarbeiter 

Deutschlands  den  Fabrikaiiton  orj^anlsit'rt  ontgo^'ontreten  zu  köiinon  tiiid 
oinr  Vereinigung  sämtlicher  Zigarreiiarbeiter  anzustreben ,  welche  uns 
iii  den  Stand  setzt,  die  jetzt  noch  in  unserer  Korporation  vorherrschen- 
den Übelstände  zu  beseitigen.  §  2.  Zur  Mitgliedschaft  sind  berechtigt 
samtliche  Zigarrenarbeitcr,  Zigarrenarbeitennnt  n  und  Sortierer  (ob 
Wickelmacher,  bleibt  der  Generalvcrsannidunt,'   überhl^:-eT1 ),    es  darf 

i'edoch  gegen  die  moralische  Aufführung  nichts  einzuwenden  sein,  §  o. 
'fliehten  der  Mitelieder:  Jedes  Mitglied  hat  eine  wöchentliche  Steuer 
von  1  Si|})ergroscliien  zu  entrichten,  doch  kann  die  wöclientliche  Steuer 
nach  Jiedürtnis  vom  Zentralkomitee  erhöht  werden.  §  4.  Nach  sech*- 
wöchcntlicher  Gründung  der  Streikkasse  hat  jedes  neueintretende  Mit- 
glied 5  Silbergroschen  Einkauf  zu  entrichten  §  5.  Die  wöchentlichen 
Steuern  bleiben  an  den  Orten,  wo  dieselben  eingezahlt  werden,  es  steht 
jedoch  den  einzelnen  Orten  kein  eigentliches  Verfugungsrecht  fibf^r  die 
Gelder  /.u.  6.  Ortsverwaltung;  Die  einzelneu  Miteliedschaften  imbeu 
ein  Ortskomit*  *',  bestehend  aus  zwei  Kassierern  und  drei  Revisoren  so 
wiihlt'n.  welchr  die  wöchrntliehen  Beitrage  und  die  tuich  4  zu  zah 
lenden  Einkaufs^^elder  einzukassieren  haben  und  zugleieh  für  den 
sicheren  Ueleg  der  Gelder  Sorge  zu  tragen  haben.  ^  7.  Jedes  Ort6- 
komitee  hat  allemal  in  der  ersten  Woche  eines  jeden  Monats  dem 
Zentralkoniiti  c  einen  genauen  Bericht  über  den  Stand  der  Kasse  und 
die  Zahl  der  Mit^liedtM-  zu  erstatten.  Auch  raufs  die  Zahl  der  Neu- 
eingetretenen bemerkt  werden.  §  8.  Weni>  an  einem  Orte  ein  Streik 
in  Aussicht  steht,  so  hat  das  Lokal komitce  dem  Zentralkomitee  sofort 
die  Gründe  speziell  niitziiteih  n ohne  Genehmigun;:  des  Zentralkomitee? 
darf  kein  Streik  untcrnoniinen  werden.  §  9.  Sollte  ein  <  >rt  mit  dem 
Kosultat  des  Zentralkomiteen  sich  nicht  einverstanden  erklären,  so  bat 
das  am  niiehsren  Orte  bestehende  Komitee,  also  die  Kassierer  und 
Hevisoren,  die  Sache  zu  prüfen  und  dem  Zentralkomitee  sofort  ge- 
nauen Bericht  zu  erstattin.  §  10.  Zentralverwaltun^' :  Die  Leitunir 
dos  Vereins  besteht  in  einem  Zentralkomitee,  welche»  aus  neun  Mit- 
gliedern und  einem  Geschftftsf&hrer  besteht.  Der  Ort,  wo  das  Zentral- 
Komit'  -einen  Sitz  hat,  wird  von  der  G-Mn  ralversamnihin^  l>ef»timmt: 
die  Mitglieder  des  Zentralkomitees  w'  il  ii  von  der  Mitgliedschaft 
des  von  der  Generalversammlung  bcsUunnten  Ortes  gewählt.  ^  11. 
Pflichten  der  Zentral  Verwaltung:  Wenn  dem  Zentralkomitee  von  einem 
Orte  die  (Iründe  v.u  einem  Streik  ^remeldet  \\('rden,  so  liaf  dasselbe, 
wenn  irgend  möglich,  binnen  vieruudzwanzig  Stunden  dem  betreffen- 
den Ort  das  HesultÄt  zukommen  zu  lassen.  <j  12.  Alle  übrigen  An- 
fragen müssen  binnen  acht  Tagen  beantwortet  sein,  ii  18.  Aue  Orts- 
komitees müssen  dem  Zi utralk-iinitre  gemeldet  werd-'n  und  b'-dürfen  der 
Bestätigung  des  Zentralkomitees.  I.^  bleibt  der  deneralversammlnn^ 
überlassen,  auf  welche  Weise  die  Konten  der  Verwaltung  gedeckt 
werden  sollen. 
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als  daTs  Fritzsche  nach  Errichtung  des  neuen  Zentral-Streik- 
vereins  gutwillig  seinen  Verein  auflösen  würde.  Dies  geht 
aus  einer  Erwiderung  auf  Fritzsches  Protest  im  „Batschaner*^ 
deutlieh  hervor.  Dem  allgemeinen  Willen,  war  seine  Ansicht, 
mufste  Fritzsche  sich  nach  demokratischen  Grundsätzen  fügen. 
Das  Zentralkomitee,  welches  sich  aus  Angehörigen  des 
Vereins  Fritzsches,  dos  Arbeiteruntersttitzungsverbandes  und 
«P'jnifrer,  keiner  Organisation  angehörenrlen  Personen  zusammen- 
setzte, liatte  von  der  Gesamtheit  den  unzweifelhaften  Auftrag 
erhalten,  Einigungsvorschläge  7a\  machen.  Diese  aber  liefen 
;iiif  Gründung  eines  neuen  Vereins  hinaus  —  und  zwar  unter 
Umgeluing  Fritzsches  — ,  weil  eine  Einigung  unter  Aufrecht- 
orhaltung des  alten  Vereins  nicht  möglich  zu  sein  schien.  Bei 
einer  solchen  Auffassung  der  Hanauer  Beschltiäse  ist  es  er- 
klärlich, dafs  Wode  auch  nach  dem  Protest  Fritzsches  und 
vieler  Mitglieder  noch  keineswegs  Ton  seinem  Plane  abltefs. 
Im  Gegenteil  Teröffentlichte  er  noch  im  „Neuen  Sozialdemo- 
krat dem  Oi^n  des  Allgemeinen  Arbeiterantersttitsungs* 
Verbandes  y  einen  Au^f  an  sämtliche  Zigarrenarbeiter  and 
Zigarrenarbeiterinnen  Deutschlands,  den  Deut^^chen  Zigarren* 
arbeiterstreikverein  zu  gründen.  Der  Aufruf  knüpfte  an  die 
Streiks  der  letzten  Zeit,  von  denen  noch  zu  berichten  sein 
wird ,  an.  Eine  vollständige  Organisation ,  welcher  alle  an- 
«i^ehörten,  so  hiefs  es,  sei  nötig,  damit  die  Lasten  des  Kampfes 
«^leiehmftlsig  getragen  wni'den.  Man  kann  sagen ,  dals  mit 
«teni  Versuche  Wodes  die  allgemeine  Verwirrung  in  den 
Organ isalionsbestrebuugeu  der  Zigarrenarbeiter  ihren  Höhe- 
punkt erreicht  hatten.  Diese  Lage  spiegelt  sieh  in  den  Spalten 
des>  „BotM'iiaiters  '  nur  unvollkommen  wider,  nanicntlieh  Uber 
die  Streikvereine  las  man  fast  nichts.  Erst  eine  Polemik 
zwischen  Fritzsche  und  den  Verdener  Mitgliedern,  welche 
namentlich  Wode  anhingen,  anlttfsUch  der  zum  Mai  1872  ge- 
planten Generalversammlung  des  Vereins,  welche  eine  Re- 
organisation des  ganzen  Vereins  vornehmen  sollte,  führte  noch 
einmal  zu  einer  offiziellen  Aussprache  im  „Botschafter". 
Fritzsche  verkündete  mit  dem  ihm  eigenen  Pathos:  „Die  Er- 
folglosigkeit der  Don  (Juichoteschen  Bemühungen,  die  Zigarren- 
arbeiter mit  noch  einem  Verein  zu  beglücken,  habe  ihn  die- 
selben völlig  ignorieren  lassen,  und  er  werde  auch  femer  dief^e 
8]>?e!orri  ignorieren."  Als  Antwort  hierauf  zeigte  Wode  den 
Zigarrenarbeitern  im  „Botschafter''  an,  dafs  der  Allgemeine 
Streik  verein  der  Zigarrenarheiter  Deutschlands  l)ni  der  Re- 
trierung  angezeigt  sei,  jedoch  habe  das  Zentralkomitee  be- 
tjehlossen,  die  jetzt  bevorstehende  Generalversammlung  des 
Allgemeinen  Zigarrenarbeitervereins  abzuwarten,  in  der  Hoff- 
nung, dafs  dort  etwas  geschafifeu  werde,  welches  die  Gründung 
eines  Streikvereins  überflüssig  mache.  Sollte  dies  wider  Er- 
warten nicht  geschehen,  so  würde  nach  der  Qeneralversamm« 
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lung  mit  der  Agitation  begonnen  werden.  Wode  lenkte  abo 
im  Grande  doch  ein»  weil  er  aah,  daÜB  flir  einen  vierten  Ver» 
ein  kein  Platz  vorhanden  seL  Dieser  Einsicht  entsprach  sein 
versöhnliches,  entgegenkommendes  Verhalten  auf  der  Oenml- 

Versammlung  in  Hannover  (18.-25.  Mai  1872) ,  wo  er  ab 
Delegierter  für  Verden  erschien  und  als  ältester  die  Qeneial- 
versammlung  eröffnete.  Bereitwilligst  wurde  von  der  General- 
versammlung die  etwas  paradox  klingende  Meinung  kund- 
getan, dafs  nur  die  Sorge  um  das  Wohl  des  Vereins  Wof^-^ 
zur  Gründung  des  Zontral-Streikvereins  ve^lnla^^^t  habe,  uüd 
die  Generalverüamuiiuiig  gab  noch  ein  besoii  leroi  Vertrauens- 
votum filr  ihn  zu  Protokoll.  Eine  starke  »SinHnuTig  war  auf 
der  Genoralversammlung  gegen  Fritzsche  vorhanden,  welchem 
besonders  diktatorisches  Auftreten  als  Verstofs  gegen  die 
demokratis(  lien  Grundsätze  des  Vereins  vorgeworfen  wurde. 
Wode  erklärte  ganz  offen,  viele  Mitglieder  hätten  au  Fritzsche^ 
Person  Anstofs  genommen,  manche  Reformanträge  zu  der 
Generalversammlung  liefen  darauf  hinaus,  Fritzsche  zu  he- 
seitigen.  Hierauf  drohte  Fritzsche,  sofort  die  Generalversamm- 
lung verlassen  zu  wollen,  wenn  wirklich  Delegierte  mit  solchen 
Mandaten  gekommen  seien.  Schliefslich  lenkte  er  ein,  nach- 
dem seine  Freunde  eine  Erklärung  der  Generalversammlung 
erzielt  hatten,  dafs  niemand  mit  seinen  Reorganisationsplftaen 
die  Absicht  hatte,  Fritzsche  zu  mtfernen.  Damit  waieD 
der  Opposition  die  Hände  gebunden  und  Fritzsche  wurde  auch 
wirklich  durch  die  Generalvers;immlung  von  neuem  an  die 
Spitze  des  Vereins  gestellt,  nachdem  er  sein  eigenes  Programm 
zur  Reform  des  Vereins  durchgesetzt  hatte,  wovon  noch  unten 
die  Rede  sein  soll.  Es  war  klug,  nunmehr  Verden  als  Silz 
des  Ausschusses  zu  bestimmen ,  dessen  »Sekretär  natürlich 
Wode  wurde.  Auf  diese  Weiise  erhielt  die  Opposition  gegen 
Fritzsche,  die  in  Wode  ihren  Ftlhrer  gesehen  hatte,  allerdings 
Einfluls  auf  die  Geschttfibe,  aber  sie  war  dadurch  gleichzeitig 
an  weiterer  Feindseligkeit  gehindert,  wie  die  folgende  Zeit  ei^ 
wies.   Vom  Streikverein  verlautete  nichts  mehr. 

Wenn  in  jener  Zeit  die  Zigarrenarbeiter  etwas  einigen 
konnte,  so  war  es  die  wachsende  Macht  der  Fabrikanten, 
welche  sich  dem  mafslosen  Streiken  gegenüber  zu  geeintem 
Vorgehen  verbanden.  Diese  Notwendigkeit,  verbunden  mit 
dem  Wunsche,  den  Versuch,  eine  mächtige  Gegen  Organisation 
gegen  Fritzsche  zu  schaffen,  noch  einmal  zu  wiederholen,  mag 
das  Motiv  zu  d(^m  Aufrufe  der  lokal  organisierten  LpT|'/iger 
und  Altenburger  Zi^Mn  (  narheitnr  p'ewesen  sein,  welcher  samt- 
liehe Zigarrenarbeiter  zu  einem  Kongresse  nach  Leipzig  lud. 
Soviel  ich  sehe,  war  da^  Bestreben  der  Leipziger  Zigarren- 
arbeiter auch  von  der  marxistichen  Partei  beeinflulst.  Gerado 
in  Leipzig  hatte  Fritzsche  die  erbittertsten  Gegner,  nachdem 
dort  ursprllnglich  ein  Hauptstuupunki  seines  Vercuii»  ^ewcieii 
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war.  Abgesehen  von  persönlicher  Feindschaft  mag  haupt- 
sächlich die  Eisenacher  Richtung  (Marxisten)  eine  Zersplitfee- 
riinf]^  mitbewirkt  haben.  Sieher  ist,  drifn  bei  den  Zigarren- 
arbeitern ihr  Einflufs  nicht  üb<'r  Lei])/]-  hiiiaiisreichte,  wahr- 
scheinlich, dafs  durcli  ciiifn  Le  ipziger  Knn^'-rprs  für  die  Er- 
riclitim^  einer  marxi  .üdchen  (iewerki^^enos8<'n.seh.'il't  Propa- 
ganda geiiiaeht  werden  solltet  Davon  war  natürlieh  in  dem 
Aufruf  nicht  die  Rede.  Nach  ilim  sollte  der  Kongrels  nur 
Mittel  und  Wege  Huden,  eine  Organisation  zu  schaffen,  um 
«den  einzig  und  allein  gegen  die  Zigarrenarbeiter  und  ihre 
neiltgsten  iQteressen  gerichteten  Fabrikantenyereinigun gen  einen 
wirksamen  Damm  entg^enzusetsen".  Dabei  warde  Fribssche 
offen  als  Stein  des  Anstofses  bei  allen  bisherigen  Einigungs- 
Yersuchen  genannt.  Dieser  blieb  die  Antwort  im  „Botschafter'* 
nicht  schuldig. 

Der  Kongrefs^  welcher  zn  Leipzig  vom  23«  bis  2ü.  No- 
vember 1872  stattfand y  trug  inder  Erwarten  den  Charakter 
eines  Friedenskongresses  ^^♦Mt  mehr,  als  man  hätte  hoffen 
dürfen.  Die  erschienenen  Delegierten  vertraten,  abgesehen 
von  dem  Hirsch  -  Dunekersehen  Vereine,  alle  Part^ipn  unter 
den  Tabnkarbeitern.  Sie  erklärten  einstimmig  zur  Einigungs- 
trage: „Die  Veranlassung  der  Zersplitternng  flf*r  Zigarren- 
arbeiter ist  durch  die  Trennung  vom  Allgemeiti«'n  deutschen 
Unterstiitzungsverband  entstanden.  In  dem  Üeitritt  zum 
Deutschen  T  li  i.ik;u  bcitcrverein  ^  erbhckt  der  Kongrefs  die 
Grundlage  zur  Vt^rcinigung  der  Korporation,  um  in  derselben 
den  Sozialismus  zu  verbreiten.  Der  Deutsche  Tabakarbeiter- 
verein möge  mit  dem  Allgemeinen  ArbeiteruntersttttEungs- 
verband  in  Verbindung  treten.  Der  Kongrefis  erkennt  die 
erste  Anbahnung  sur  Vereinigung  der  politischen  Arbeiter^ 
parteien  darin,  dafs  die  Organe  beider  aufhören,  sich  zu  be- 
kämpfen, hingegen  durch  die  Erweckung  des  Bewufstseins  der 
Zusammengehörigkeit  das  Andenken  Lassalles  zu  ehren."  — 
Ein  Protokoll  Uber  die  Verhandlungen  selbst  hat  mir  nicht 
vorgelegen,  jedoch  erklärten  die  Zigarrenmacher  Winter  und 
Hörig  auf  der  Generalversammlung  des  Allgemeinen  (ieutschen 
Arbeiterunterstiitzungsverbandes  (am  25.  Mai  187ti  in  Herlin), 
warum  trotz  Überwiegeus  der  Eritzsche  und  seinem  Verein 


'  Abgehen   von   d(;n   Leipziger  lokal-or|^nigi«rteii  Zigarren- 

arbeitorii  ist  oine  marxistisrlK'  flrnndung  unter  den  Zii^arronarhoitem 
nicht  bemerkbar  geworden.  Dies  sei  df^rlieute  *:u weilen  auftauchenden 
Ansicht,  alß  sei  die  Zersplitterung  unter  den  Zigarrenarbeitem  auf 
marxiitische  Gewerkschat'tsgrundungen  saruckznnihren ,  gegenüber 
festgestellt.  (Yd.  z.  H.  A.  K  V  !  Bros.  Iiüip:  „QewerkschaftBDewegung 
und  politische  Parteien'',  IStutt-urf,  lüoo.  S.  U. 

■  Der  Allgemeine  Deutsche  ZiKarreuaibeitervcrein  iritzschea  hicfs 
seit  der  Generuyenainralang  dsa  Vereins  von  ltil2  ^Deutscher  Tabak- 
arbeiterverein'^« 
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feindlichen  Elemente  eine  solche  Resolution  gefafst  werden 
konnte.  Man  wollte  eine  weitere  Zersplitterung,  die,  wie  man 

immer  deutlicher  erkennen  muf-'t^',  zu  nichts  führte,  unter 
allen  Umständen  vermeiden.  Alx-r  noch  mohr  als  eino  ><olche 
Zersplitterung  fürchtete  man,  dnfs  })(3i  dt^r  li<*iT8cheuden  Un* 
«Muigkeit  womöglich  noch  eine  marxistische  Gewerkschaft  für 
die  Zigarrenarbeiter  gegründet  werde,  wozu  Stimmung  vor- 
handen war.  Dieser  Gedanke  iiiulste  bei  so  ül>eixeugten 
Lassalleanern  wie  Winter  und  Hörig  selbst  die  Abneigung 
gegen  Fntzsche  überwinden.  „Wären  wir  nicht  in  Leipzig 
gewesen,"  erklärte  Hörig  auf  jener  Generalversammlung  des 
Allgemeinen  Arbeitenintersttttzungsverbandes,  ^so  htttte  man 
eine  internationale  Zigarrenmadbergewerkschaft  gegründet* 

Der  versöhnliche  Ton  der  Kongrefsbeschlttsse  meh  Winter 
freilich  nicht  ab,  den  Anschlufs  der  ihm  anhängenden 
Zigarrenarbeiter  an  In  Tabakarbeiterverein  nach  wie  vor 
Yom  Anschlufs  des  Tabakarbeitervereins  an  den  AUg.  Arbeiter- 
unterstützungsverband abhängig  zu  machen.  Dieser  Forderung 
konnte  jetzt  so  wenig  wie  vorher  von  seiten  des  Tabak- 
arbeitervercins  genügt  werden.  Auf  welch  schwachen  Füfsen 
der  Verband  stand  .  war  allgemein  bekannt.  Die  Zwitter- 
bildung zwischen  j)  litiscbem  Verein  und  bertifsweisem  wirr 
sehaftlichem  Zusammeii.schlufs  der  Arbeiter  konnte  keine 
dauernde  Anzitdiungkraft  ausiil^en.  Der  ,.K<»r|>oration8gei8t" 
war,  wie  man  im  ArbeiterunterstUtzungsverb.uide  klagte,  zu 
grofs.  Eine  ütarke  Strömung  war  zweitellos  unter  den 
Arbeitern  damals  noch  vorhanden,  welche  eine  gewerkschaft- 
liche Bewegung  der  rein  politischen  vorzog.  Dies  wurde  erst 
unter  dem  Sozialistengesetze  anders.  Als  der  Allgemeine 
Arbeiteruntersttttzungsverband  sich  endlich  auf  der  Genend- 
Versammlung  1874  in  Hannover  dazu  entschlofs,  den  berufe- 
weisen  Zusammenschluß  der  Arbeiter  in  Gewerksgenossen- 
schaften  und  ihre  Zusammenfassung  im  ArbeiterunterstUtzungs- 
verband  als  Zentralkasse  zu  beschliefsen ,  war  es  zu  spät 
Durch  die  Anfang  September  1874  beginnenden  Schliefsungen 
der  Lassalleanischen  Gewerkschaften  und  des  Allgemeinen 
Arbeitervereins,  neben  d»Mn  der  Arbeiterunterstützung.^verband 
nach  dem  Willen  der  Führer  hatte  selbständige  Bedeutuiii; 
haben  sollen,  gedrängt,  löste  das  Präsidium  am  8.  September 
1874  den  Arbeiterunterstützungsverband  auf. 

Damit  war  das  letzte  Hindernis  t'ür  eine  Einigung  der 
Zigarrenarliciter  beseitigt.  Der  Tabakarbeitcrvcrcin  mufate  um 
so  mehr  an  Bedeutung  gewinnen,  als  er  unter  den  Gewerk- 
schaften sich  befand,  Avclche  nicht  aufgelöst  wurden.  .So 
beschlofs  schon  am  3(>.  September  1874  der  Zigarrenarbeiter- 
verein für  Hamburg  und  Umgegend  in  seiner  Genend- 
Versammlung,  in  corpore  dem  Tabakarbeiterverein  beizutreten. 
Das  beste  Zeichen  ntr  den  nun  beginnenden  Frieden  ist  der 
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Umstand,  dafs  der  „Neue  Sozialdemokrat**  seine  Sjpalten  dem 
Takakarbeiteryerein  Öffnete  und  seine  Sympathie  für  ihn 
zeigte.  Von  der  Gewerkschaftskonferenz,  welche  zu  Gotha  im 
Mai  1875  im  AnschluCs  an  den  sozialdemokratischen  Partei- 
kongrofs,  um  Marxisten  und  Lassalleaner  zu  einigen,  tagte,  hatte 
der  Tabakarbeiterverein  Friizsches        seine  Einigkeit  nicht 
mehr  viel  zu  gewinnen.  Doch  nahm  an  der  Konferenz  Fritzsche 
den  tntigsten  Anteil.    Man  kann  behaupten,  dafs  er  nicht  nur 
seinen  Tabakarlif  irr  rverein,  sondern  auch  seine  Person  in  der 
«leiitschen  Arbeiterbewegung  durchgesetzt  hatte.    Die  Resolu- 
tionen der  Kont'erenz  entsprachen  irenau  seinem  sozialpoliti- 
schen Glaub«  ii^ljekuiuitnis.    Sie  wurden  teils  von  ihm  allein, 
teils  von  ihm  und  Tölke  eingebracht. 

Seit  löTü  wurde  im  Anschlufs  an  die  Gothaer  Konferenz 
lebhaft  der  Gedanke  einer  einheitlicheren  Gestaltung  der  Ge- 
werkschaften, sowie  die  Schaffung  eines  2ientralorgans  erwogen 
und  fUr  Arbeitsnachweise  und  Herberge  gemeinschaftliches 
Vorgehen  erörtert.  Es  scheint,  als  habe  Fritzsche  diesen  Plänen 
nicht  sympathisch  gegenübergestanden,  wenn  dies  aus  dem  Um- 
stände geschlossen  werden  kann,  dsSs  er  an  der  diese  Fragen 
erörternden  Gewerkschaftskonferenz  (ebenfalls  in  Gotha  am 
24.  Februar  1H78)  nicht  teilnahm  und  auch  keinen  Vertreter 
entsandte.  Nachdem  der  „Botschafter"  dreizehn  Jahrgänge 
erschienen  war,  konnte  für  die  Tabakarbeiter  die  Schaffung 
eines  Zentmlorsrans  unter  Aufgabe  des  eigenen  nicht  in  Be- 
tracht konüji'ii.  Für  einen  Verbtind  sämtlicher  O^-werk- 
Schäften  moeiue  Fritz.sche  die  Zeit  noch  nicht  für  ;::;el'.oiiinicn 
erachten.  Vielleicht  fürcht'^te  er  auch  eine  Wiederholung  der 
Vorgänge,  wie  sie  die  Sehatfung  des  Arbeiterschaftsverbandes 
gezeitigt  hatte.  Der  zu  PHngsten  1878  geplante  Gewerk- 
schaf tskongrefs  wurde  durch  die  ihre  Schatten  schon  voraus- 
werfende  Ausnahmegesetzgebung  unterdrückt  Sowohl  in 
Magdeburg  als  in  Hamburg  wurde  seine  Abhaltung  verboten. 
Daher  ist  auch  die  endgültige  Stellungnahme  des  Tabak- 
arbeitervereins  unentschieden  geblieben. 

Der  genaue  Einblick  in  die  Beziehungen  des  Takarbeiter- 
voreins  zu  den  politischen  Parteien  ergibt  eine  viel  grtffsere 
Unabhängigkeit,  als  man  von  vornherein  bei  ihm  anzunehmen 
geneigt  ist.  Es  ist  lehrreich,  dafs  Fritzsche  mit  seinen  aus- 
gesprochenen politischen  Tendenzen  hald  erkeimen  mufste, 
wie  Tiotwendi^^  für  den  Verein  ein  Fernbh^iben  von  politischen 
Dingen  war.  Man  kann  nur  liedauern,  dafs  Fritzsehe  nicht 
von  vornherein  eine  viel  gri)fsere  Zurückhaltung  gegenüber 
den  politischen  Parteien  bewahrte.  Das  gilt  auch  für  die 
meisten  übrigen  Fachverbände  und  ihre  Führer.  Die  j^^eringe 
Mitgliederzahl,  welche  der  Allgemeine  Deutsche  Arbeiterv«'rein 
und  die  mit  ihm  zusammenhängenden  halb  politischen ,  iialh 
wirtschaftlichen  Gebilde  aufwiesen,  die  Bedeutungslosigkeit, 
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welche  der  marxistischen  Bewegung  auf  gewerkschafUichem 
Gebiete  anfangs  zukam .  zei^^t  im  Vei^ieich  zu  dem  rascheii 
Gedeihen  der  reinen  Fachverbände  gegen  Ende  der  60  er  und 
Anfang  der  70er  Jahre,  dafs  bei  der  grofsen  Masse  ein  Be- 
dürfnis gerade  für  den  berufsweisen  Zusamraenschlufs  vor- 
handen war.  r>ie  Arbeiter  hatten,  wi.^  offen  anerkannt  war, 
nach  (If'ii  Erfahrungen  von  1 ''^48  geradezu  eine  Abn»'i;;2;uii^ 
gegen  die  Verbindung  der  1 hveroine  mit  politischen  ^  ^n^ani- 
sationen.  B^-sonders  die  letzten  Jahre  von  ls75  bis  zum 
boziaiistengcsetze  zeigen  bedeutungsvolle  Ansätze  dazu,  daü 
dies  gesunde  Gefühl  nach  wüsten,  fruchtlosen  politischen  Streitig- 
keiten die  Oberhand  gewinnen  wollte.  Das  beweisen  auch 
z.  B.  die  Beschlüöüe.  der  Gewerkschaftskonferenz  vom  24.  Fe- 
bruar 1878.  Erst  wenn  diese  Emanzipation  gelang,  konnte  von 
einer  wirklich  gewerkschaftlichen  Tätigkeit  die  Rede  sein. 


Drittes  Kapitel. 

Die  ipewfrk schaftliche  Tätigiieit  und  Eutwicklauf  de» 
Tabakarbeiterrereins  Ton  1865—1878. 

A.  LoimbewefiTung'y  Streiks  und  Aussperruns^en. 

In  den  Anfängen  einer  gewerkscliattlithen  Bewegung  ruht 
da6  ganze  Tun  und  Treiben  der  Fachverbändc  mehr  auf  einem 
instinktiven  Handeln,  einem  Tasten  nach  dem  richtigen  Wege 
als  auf  einem  festen  Programm.  Auch  in  diesem  Punkte  ent- 
wickeln sich  zwar  die  Gewerkschaften  durchaus  indiTidnelL 
Bei  allen  aber  treten  als  typische  Erscheinungen  der  ersten 
Entwicklungsjahre  hesonders  zahlreiche  Streik«  und  Aus- 
sperrungen hervor.  Jene  als  ein  Z(!iehen  der  Unerfahrenheit 
und  mehr  noch  der  Ohnmacht  der  Arbeiter,  ihren  Willen 
anders  auszudrucken  als  durch  die  plumpsten  Mittel,  diese  als 
Beweis  dafür,  dafs  den  Arbeitgebern  eine  bisher  neue  Be- 
wegung entgegensteht,  deren  tiefsten  Ursprung  sie  nicht  ver- 
stehen. Die  Tabakarbeiter  machen  in  dieser  B«^'7i"hnTig  keine 
Ausnahm".  Vergeblich  suchte  Fritzsche  der  Streiklust  ent- 
gegenzutreten. Seine  Auffassung  vom  Wesen  einer  Gewerk- 
schaft widei-spraeh  den  fortgesetzten  Lohnbewegungen  des 
Vereins  namentlich  zu  Anfang  der  7*>cr  Jahre  vollkommen. 
„Der  Verein  hat  den  Zweck/  so  erklärte  er  einmal  auf  der 
Generalversammlung  von  187-,  „seine  Mitglieder  gegen  aufser- 
ordentliche  Bedrückungen  durch  die  Arbeitgeber  zu  schützen, 
nicht  aber  hat  er  die  Aufgabe  in  unmittelbarer  Weise  gegen 
die  Tendenz  des  Kapitals  zu  kämpfen^  welche  ist,  durch  Ans- 
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beutuug  der  Arbeitskraft  alle  übecdchüssige  produktive  Arbeit 
an  sich  zu  reifsen,  weil  die  Umformung  der  kapitalistischen 
Produktionsweise  in  eine  gesellschaftliche  eine  politische  Arbeit 
ist,  welche  der  Tätigkeit  der  sosialtstischen  politischen  Vereine 
uberlassen  werden  mafs.    Allerdings  wirken  auch  wir  durch 
unsere  Vereine  in  etwas  mit  an  der  Umgestaltung  der  wirt- 
schaftlichen Grundlagen  der  Gesellschaft,  aber  nur  indirekt, 
das  ist:  durch  die  Verbreitung  der  Prinzipien  der  Sozial- 
demokratie,  mittels  Belehrung  und  durch   £rweckung  des 
K.lassenbewufstseins.    Eino  durchgreifende,  dauernde  Besser- 
stellung' des  Arbeiter-standeö  von  dem  Verein  verlangen.  Iieifst 
weit   Jili  r    das   Zi«'l    desselben    hinausschiefsen.     Dui<  h  die 
ArbeitacmstoUungen  zum  Zweck  der  Lohnerhöhung  glaubt  ein 
^roftier  Teil  der  Mitglieder  öeine  Lage  verbessern  zu  können 
und  ist  dci-  Meinimg,  dafs  der  Verein  zu  diesem  Zwecke  vor- 
handen  sei.     Abgesehen   nun   davon,    dafs   solche  Arbeits- 
ei nötelkmgen  nie  imstande  sein  werden,  die  Lejjenshaitung  der 
Arbeiter  ausreichend  und  dauernd  zu  yerbesseni,  so  wäre  das 
Bestreben,  dies  durch  solche  Fachvereine  zu  erreichen,  doch 
über  das  Ziel  hinausgeschossen,  weil  die  Gesetzgebung  den 
Arbeitern  gegenüber  zugunsten  des  Kapitals  noch  soviel  rartei 
nimmt,  dafs,  um  das  Ziel  zu  erreichen,  eine  politische  Wirksam- 
keit, eine  Pression  auf  die  Gesetzgebung  erforderlich  sein  würde. 
Kine  solche  Pression  (durch  die  Wald  von  .sozialdemokratischen 
Heichsboten)  ist  Aufgabe  der  politischen  Arbeitervereine," 

Wenn  Fritzsche  hiemach  den  Streik  geradezu  als  wirt- 
schaftliches Kampfmittel  verwarf,  so  erkannte  er  ilin  dennoch 
nls  Mittel  des  Klassenkampfes  an,  wie  denn  überhaupt  bei  ihm 
die  starke  Hetuimnir  der  Khro  des  Arheit<  rs  und  seines  KlassiMi- 
bewursti>eiu.s  bemerkenswert  ist.  Die  Zigarrenarbeiter  hielten 
sieli  an  derartige  tiieoretische  Grenzen  nicht.  Mit  dem  Steigen 
der  Konjunktur  brachen  überall  die  Streiks  hervor  und  spotteten 
jeder  Einengung  durch  Vereinssatzung(;u  oder  Vorstand. 

In  Berlin  versuchte  ein  seit  18ÜG  bestehender  Verein  der 
Zigarren*  und  Tabakfabrikanten,  welcher  die  Mehrzahl  der 
grofsen  Berliner  Firmen  umfafste,  im  Jahre  1808  in  allen 
Zigarrenfabriken  eine  neue,  strengere  Arbeitsordnung  ein- 
zuführen. Neben  Regelung  der  Arbeitszeit  und  ReinlichkeitB- 
vorschriften  enthielt  diese  Fabrikordnung  auch  folgende  Be- 
stimmungen: Nac  h  >;  sollte  dem  Fabrikherrn  resp.  dessen 
Stellvertretern  das  Recht  zustehen,  zu  j^der  Tageszeit  die 
Arbeiter  r<?sp.  Arbeiterinnen  visitieren  zu  la^^sen.  Der  Zigarren- 
arbeiter durfte  nach  §  (>  ohne  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
14tägige  Kündigungsfrist  innezuhalten  seine  Arbeit  einstellen, 
ebenso  sollte  es  aber  anch  dem  Arheitgehcr  tVeistff.t  n .  die; 
5^igarrenarbeiter  jederzeit  zu  entla.ssfn.  N,ieb  §  7  "w  nd^  n  nur 
solche  Zigarrenarbeiter  angenommen,  die  einen  jnit  dem  Firma- 
stempel versehenen  Entlassungsschein  ihres  früheren  Arbeit- 
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gebers  beibrachten.   Jeder  Zigarrenarbeiter  sollte  Terpflichtet 
sein,  dem  Fabrikherm  resp,  dessen  Stellyertreter  sein  Kranken- 
kassenbnch  binnen  drei  Tagen  einsuhänciigcn.  £nt£})rechende 
Bestimmungen  sollten  auch  nlr  die  Wickelmacher  gelten.  Diese 
Beetimmungen  wurden  von  den  ArV)eitern  als  schwere  Be- 
drohung ihrer  Ehre  aufgefafst,  gleichzeitig  fanden  sie  in  ihnen 
einen  schweren  Angriff  auf  ihm  wirtschaftliche  Ilandlunps- 
freilieit.  Als  die  Fahrikanten  am  1.  Januar  ISl),^  ihren  Arbeitf^ni 
die  Fabrikordnung  zur  Unterschrift  vorh'gten,  iierrschte  grofs'^ 
Entrüstung  unter  den  Arbeitern,  um  so  mehr,  als  die  Fabrikanten 
>>eji:annen,  im  Weigerungsfälle  zu  Entlassungen  zu  schreiten. 
Ende  Januar  fand  einf  stark  besuchte  Zigarrenarboiterversamm- 
lung  statt,  welche  von  Fritzäche  geleitet  wurde.  Eö  konstituierte 
bicli  unter  Fritzsche  ein  Streikkomitee,  welches  bei  der  l'olizei 
unter  der  Bezeichnung  „Rechtsschutzkomitee"  angemeldet  wurde. 
Dies  Komitee  sollte  Geldsammlungen  veranstalten,  und  zwar 
verpflichtete  sich  jeder  Zigarrenarbeiter  der  Versammlung  bis 
auf  weiteres  zu  einem  wöchentlichen  Beitrage  von  5  Silber- 
groschen. Bemerkenswert  ist  die  beschlossene  Verwendung  der 
Gelder:  Die  eingehenden  Gelder  sollten  dazu  verwandt  werden, 
denjenigen  Zigarrenarbeitera ,  die  infolge  ihrer  Unterschrifts- 
Verweigerung  brotlos  geworden  waren  und  Berlin  verlassen 
wollten,  die  Mittel  zur  Reise  zu  gewähren ;  sodann  aber  Tabak 
anzukaufen  und  mit  der  Verarbeitung  fh  sn  Iljen  dio  in  Berlin 
bleibenden  brotlos  gewordenen  Arljoiter  zu  beschäftigen.  In 
einem  öffentliehen  Aufruf  sollten  sämtliche  Arbeiter  Berlins 
aufgefonbrt  werden,  ihren  Bedarf  an  TJauchmaterialien  nur 
aus  diesen  eigenen  Fabrikaten  der  streikenden  Zigarrenarl)eiter 
zu  decken.  Der  alte  Gedanke  der  »Selbsthilfe  durch  Pruduktiv- 
asboziatiouen  der  Arbeiter  trat  also  hier  wiederum  auf.  Er 
wurde  allerdings  nicht  erst  durch  diesen  Streik  wieder  neu 
hervorgerufen.    Schon  im  August  18G7  war  in  Berlin  in 
Zigarrenarbeiterversammlungen  der  Gedanke  besprochen,  be- 
reits von  einer  Siebenerkommission  der  Plan  für  die  Gründung 
einer  Produktivassoziation  entworfen  und  angenommen  worden. 
Unter  dem  Drucke  der  Notwendigkeit,  für  die  Arbeitslosen 
eine  Unterkunft  und  Geldmittel  zu  beschaffen,  trat  man  nun 
der  Verwirklichung  des  Planes  näher,  dem  sich  gerade  für  die 
Zigarrenindustrie  technische  Schwierigkeiten  kaum  entgegen- 
stellten.   Denn  die  Fabrikation  1h  darf  keiner  umfangreichen 
maschinellen  Ardap^en  ,  sie  kann  auch  mit  kh"*inem  Rr-triefx- 
ka]»ital  begonnen  werden,  wie  das  der  damals  und  heule  noch 
}iäuiig  vorkommende  Fall  der  Verselbständigung  von  Zigarren- 
arbeitern    zu   kh'inen    Fabrikanten    beweist.     Daran  kunme 
nntiirlieh  nicht  gedacht  wei-den,  sämtliche  Zigarrenarbeiter  zu. 
unterstützen,   welche  infolge  ihrer  Weigerung,   die  Fabrik- 
ordnung anzuerkennen,  entlassen  wurden.    Es  mag  sich  im 
ganzen  um  5 — OOü  Arbeiter  gehandelt  haben.    Nur  die  ver- 
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heirateten  von  dieflea  wurden  nach .  Möglichkeit  beschflftigt, 
die  unverheirateten  reisten  ah  oder  erhielten  1^/8—2  Taler 
wöchentliche  Streikuntersttttzung. 

Während  die  Zigarrenarbeiter  in  lebhaft  besuchten  Ver- 
aammlungen  die  vi^llige  Abschaffung  der  Fabrikordnung 
forderten,  erklärten  es  die  Fabrikanten  ak  Ehrensache,  auf 
ihr  zu  bestehen.  Bis  zum  M«1rz  konnte  der  Streik  mit  Oeld- 
iiiittelii  genügend  unterstützt  werden.  Die  Fabrikanten  ver- 
suchten vor  allen  Dingen,  weibliehe  Arbeitskruft*?  von  aufser- 
halb  heranzuziehen,  was  ihnen  aur)»  gelang.  Vor  allem  fanden 
die  Fabrikanten  in  den  Wickehnacherinnen ,  welche  dem 
Zigarrenarbeiterverein  nur  vereinzelt  angehörten  und  nur 
geringe  oder  ^ai  keine  Unterijtützung  erhielten,  willige  Arbeite- 
rinnen, eine  Erscheinung,  die  sich  bei  jedem  Streik  immer 
wieder  im  Laufe  der  Jahre  einem  Erfolge  hindernd  in  den 
Weg  stellte.  Zum  Teil  wurden  die  Wickelmacher,  welche 
streben  mufston,  bald  wieder  Arbeit  zu  erlangen,  selbst  zum 
Hollen  von  den  Fabrikanten  angesetzt,  zum  Teil  erleichterten 
nie  es  den  Fabrikanten  ganz  erheblich,  den  Betrieb  wieder 
aufssunehmen,  sobald  diese  imstande  waren,  neue  Zigarren- 
macher heranzuziehen.  Fritzsche  bezeichnete  die  Wickel- 
macher als  diejenigen,  welche  zu  den  Niederlagen  der  Zigarren- 
macher, wenn  auch  unabsichtlich,  mehr  beitrügen  als  alle 
Intriguf^n,  Geld-  und  polizeiliche  Hilfsmittel  dnr  Fabrikanten. 

Im  weit»'ren  Verlauf  dv.s  Streiks  erklärten  si<  h  die  Faltri- 
kanten  bereit,  dif»  Fabrikordnung  zu  mildern,  namentlich  das 
beanspruchte  Vi.-^itati'in.sreeht  bedeutend  einzuschrlinken.  Zu- 
nächst beharrten  jedoch  die  Arbeiter  unter  Füiirung  Fritzsches 
auf  ihrer  Forderung,  alle  als  unannehmbar  bezeichneten  Be- 
stimmungen abgeschafft  zu  sehen.  Bei  dem  zunehmenden 
Geldmangel  der  Streikenden,  dem  iron  den  Fabrikanten  nach 
und  nach  geschafften  Arbeiterersatz  mufsten  sie  sich  aber  doch 
schliefslicb  zum  Nachgeben  beauemen,  wenn  dies  aus  dem 
plötzlichen  Schweigen  des  Botscnafters  seit  Ende  April  1868 
Uber  diese  Angelegen lieit  geschlossen  werden  darf.  Wenigstens 
wurde  über  einen  £rtblg  nichts  gesprochen. 

Fritzsche  hatte  nach  Abflauen  der  Streikbewegung  sich 
entschlossen,  die  Produktivassoziation  weiterzuführen  und  zwar 
als  Eigentum  des  Vereins  unter  dem  Namen  „Deutsche 
Zigarrenarbeiter- Kompagnie".  Denn  einerseits  blieben  aus 
dem  Streik  tkx  Ii  viele  Arbeiter  zu  unterstützen,  andererseits 
war  <'s  ni(  lit  niuglicji,  das  einmal  ))egonnene  Unternehmen  ohne 
Veriubt  wieder  aufzugeben.  Zudem  hatte  der  Versueb  keinen 
ungünstigen  Verlauf  genommen.  Fritzsche  hatte  überall  leb- 
haft riafür  agitiert,  viele  Konsumvereine  hatten  Bestellungen 
gemacht.  Um  das  Unternehmen  mit  dem  nötigen  Betriebs- 
kapital zu  versehen,  wurden  Schuldscheine  zum  Nominalwei-t 
von  einem  Taler  Air  25  Silbergrosoh^  ausgegeben.  Es  sollen 
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im  ganzen  Ö8(K)  soicber  Schuldscheine  gezeichnet  und  bezahlt 
worden  sein.    Die  Oono.^sonschat't  wurde  als  offene  Handels- 
gesellscli.ift   auf  den    Nanu  ii   Fritzsches  und  zweier  anderer 
zum  Iiand<^Uregistr'r  aiig(*meldet.    Die  Statuten  der  Deutschen 
Zigarrenarheiterk()m})agnie  sind  wiederum  äufserst  bezeiclmend 
für  den   Mangel  an  (ieschät'L»sinn  und  jenem  unpraktibcheu 
Idealiöiuuö,  welcher  der  deutschen  Ai  Ix  iterbewegung  so  eigen- 
tümlich ist.    Die  —  walirseheinlich  von  Fritzsche  verfaf«^ten  — 
iStatuten  lauten:        1.   Zweck  der  Gesellst liaft :  Mit  den  vom 
Allgemeinen  Deatschen  Zigarrenarbeiterverein  angesammelten 
und  als  Betriebsfond  su  einer  Glenosaenschaftsfabrik  ein- 
gezahlten und  noch  einsozahlenden  Geldern  wird  zum  NutMn 
der  gesamten  Zigarrenarbeiterkorporation  die  Zigarrenlkbri- 
kation  betrieben.  §  2.  Mitgliedschaft:  Mitglied  der  Gesellecliaft 
ist  jedes  vollberechtigtes  Mitglied  des  Allgemeinen  Deatscheti 
Zigarronarbeiteryereins.     Durch  das  Geschäft  bedingte  Atu- 
nahraefälle  kann  nur  der  Verwaltunp^srat  gestatten.   ^  3,  Ver- 
tretung der  Mitgliedschaft:  Das  Direktorium  des  Allgemeinen 
Dcutsc  Ik  ii  Zigarrenarbeiterveroins  und  die  Stellv»'rtreter  des- 
selben bilden  als  Vertreter  der  Mitglieder  d(^ii  A'crwaltung'srat 
4.   Geschäftliclu*  Lf^ttunir:   Die  Leitnng  des  Gf'scbäfts  ist 
Sache  dcss  Betrit-bsdirektoriuniö.  Kein  Mitglied  des  Verwal tu ng-s- 
rats  darf  einen  besoldeten  Posten  im  Betriebsdirektoriinn  i)e- 
kleiden.     §   5.    Zusammensetzung  des  Betriebsdirektor! ums: 
Das  Betriebsdirektorium  besteht  aus  einem  Direktor,  einem 
Kassierer   einem  Korrespondenten  und  zwei  Beisitzern.  Als 
Beisitzer  fungieren  der  Präsident  und  der  Hauptkassierer  des 
Allgemeinen  Deutschen  Zigarrenarbeiterrereins.    §  6.  Den 
Direktor,  den  Kassierer  und  den  Korrespondenten  hat  der 
Verwaltungsrat  anzustellen  und  deren  Gehälter  zu  bestimmen. 
§  7.  Der  Verwaltungarat  hat  die  Prokura  zu  erteilen,  die- 
selbe zu  entziehen,  sowie  auch  die  Kontrolle  Uber  das  Betriebs- 
direktorium.   §  8.  Kapitalien  aufnehmen  darf  das  Betriebe- 
direktorium   nur    mit    Genehmigung    des  Verwaltungsimts. 
^  0,   Der  Verkauf  der  Waren   ist  dem  Betriebsdirektoriom 
ubertragen,  das  Kreditj^ebon  nur  in  solchei.  Füllen  t^rlaubt 
wenn  unter  (b'n  .Mitgliedern  des  Dir-  ktohums  keine  Meininii^s- 
versi  luetb  iibeit  herr>eht;  im  »entgegengesetzten  Falle  ent3cliei<l<'t 
der  Vorwal tiinfi^Brai  durch  Stimmenmehrheit.    §  IH.  Kontiakt»- 
und  Vei  triige  iiiiissen,  um  fiir  die  Geselisehaft  rechtlich  bindeud 
7Ai  sein,  vom  i'räsidenten  des  Allgemeinen  Deutschen  Zigarr<*n- 
arbeitervereins  gegengezeichnet  sein.     §   11.    Das  Betriebs- 
direktorium hat  die  Werkmeister  anzustellen  und  die  Gehältsr 
derselben  zu  bestimmen,  sowie  auch  den  Arbeitslohn  der 
übrigen  Arbeiter   festzustellen.     §  12.   Der  am  ScUusM 
eines  Geschäftsjahres  nach  Abzug  sämtlicher  Unkosten  and 
des  Kapitalzinses  sich  herausstellende  Reingewinn  wird  in 
zwei  Dritteilen  zum  Betriebsfond  geschlagen,  das  eine  Drittsil 
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aber  als  Dividende  simtlielieii  im  QeschMft  arbeitenden  Per- 
sonen je  nach  Hohe  ihrer  im  Laufe  des  Jahres  erhaltenen 
Löhne  resp.  Gehfllter  suerteilt  §  13.  Bei  etwaiger  Auflösung 
des  Geschäfts  gehören  sämtliche  ÄKtiva  nach  Abzug  der  Passiva 
dem  Allgemeinen  Deutschen  Zigarrenarbeiterverein.  §  14.  Zur 
Abänderung  der  Statuten  ist  nur  die  Generalversammlung  des 
Allgemeinen  Deutschen  Zigarrenarbeitervereins  berechtigt^ 

Bei  Durchsicht  der  Statuten  fragt  man  vei^ebens,  welchen 
Nutzen  das  Unternehmon  für  die  gesamte  Zigarrenarbeitorkorpo- 
r-^tlon  noch  abwerten  sollte,  wenn  zwei  Dritteile  des  Reingewinns 
zum  Betriebsfond  und  ein  Dritteil  als  Gewinnbeteiligungs- 
dividende  an  die  Arbeiter  der  Assoziation  gelangen  sollten. 
Der  Nutzen,  den  das  Unternehmen  für  die  Zigarrenarbeiter 
haben  sollte,  wird  klar,  wenn  man  daran  denkt,  wie  ursprüng- 
lich das  Personal  der  Firnia  zusammengekommen  war:  es 
waren  streikende  und  unterstlitzungsberechtigte  Mitglieder  ge- 
wesen. Dafs  es  fUrderhin  der  Zweck  der  Kompagnie  sein 
solle,  die  streikenden  Vereinsmitglieder  durch  Arbeit  in  der 
Vereinsfabrik  zu  nnterstütsen ,  steht  zwar  merkwürdigerweise 
nicht  in  den  Statuten,  aber  der  Gedanke  wird  in  einem  im 
„Sozialdemokrat'*  zuerst  erschienenen  und  von  Fritzsche  als 
durchaus  zutreffend  bezeichneten  Artikel,  d-  n  er  deshalb  im 
^Botschafter"  abdruckte,  ausgeführt.  Der  Artikel  sucht  über- 
haupt den  Nachw(  is  zu  führen,  dafs  es  sich  bei  der  deutschen 
Zigarrenarbeiterkompagnie  nicht  etwa  um  eine  Produktiv- 
genossons<'haft  nach  Sr  lndtze  ~  Delitzsch ,  sondern  einzig  und 
nllf^in  um  eine  Profliilai vnssoziation  mit  Staatsunterstützung 
nach  den  Vorsehlägen  Lassalles  nur  im  kleinen  handele.  Der 
Verein  sei  hier  an  Stelle  des  Staates  getreten.  Allen  An- 
forderungen einer  idealen  Dt^mokratie  sei  bei  der  Gründung 
der  Kompagnie  entsjjroehen.  Es  wird  darauf  hingewiesen,  wie 
die  einzelneu  Vercinsniitglieder  bei  diesem  Unterueiimen  nieht 
imstande  sein  könnten,  mehrere  Anteile  zu  erwerben,  um  so 
eich  über  ihre  Genossen  zu  erheben,  yielmehr  falle  ein  ideeller 
Anteil  an  dem  Unternehmen  auf  jedes  Mitglied  kraft  seiner 
Hitgliedschaft,  mit  welcher  es  auch  erlösche.  Es  wird  dann 
berechnet,  dafs  der  Verein  abzüglich  der  auszuzahlenden  Reise- 
gelder und  Begräbniszuschüsse  und  abzüglich  der  Verwaltungs- 
kosten 7000  Mk.  Überschuls  haben  niUsse.  Diese  Gelder  seien 
bestimmt,  die  gemafsregelten  Mitglieder  zu  unterstützen. 
„Prinzipiell,**  wird  fortgefahren,  „ist  man  seit  Begründung  des 
Vereins  darauf  ausgegangen ,  solche  Gemafsregelte  mit  Arbeit 
zu  unterstützen,  und  jetzt  hoüt  man,  dies  auch  wirklich  aus- 
führen zu  können.  Die  Überschiissc  sollen  in  der  Ge- 
nossenschaftsfabrik  verwendet  werden,  damit  diese  imstande 
»ei,  au  den  bedrängten  Orten  Filialen  zu  errichten.** 

Die  oben  schon  erwähnte  Hamburger  ( ieiio^üenschafts- 
fabrik  der  -48er  Jalirc  und  andere  spätere  Produktivgenossen- 


58 


XXIV  a 


sobaften  von  Zigarrenarbeitern,  welche  heute  noch  beatehen^ 
wie  wir  itehen  werden,  beweisen,  dafs  eine  Prodaktivgenosaen- 
»chaft  in  der  Zigarreniiidustrie  wohl  Lebensfähigkeit  besitaen 
kann.  Bei  den  unpraktischen  Verwaltungsformen  der  deutschen 
Zigarrenarbeiterkompagnie  war  jedoch  ein  kaufmännischer  Ge- 
schäftsbetrieb kaum  möglich.  Aufserdem  war  Fritzsche  wenig 
zum  Leiter  eines  solchen  Unternehmens  geeignet,  die  Aus- 
wahl des  tecbniscbf'n  I^eiters  ilufserst  un^lürklich.  End- 
lieh neigten  die  leitenden  Personen,  welche  zum  Teile  dem 
VorsUmde  des  Fritzscheschen  Vereint^  m^'-ehörten.  dazu,  ihren 
Einflufs  zugunsten  des  letzteren  autzubietcu.  (ii  iade  dieser 
letzte  Umstand  gab  der  Deutschen  Zigarrenai  Ijeiterkumpagnie 
den  T(>desstor>?.    Als  im  iSommer  in  Leipzig  ein  firrolser 

Streik  ausbrach,  lieh  der  Verein  an  barem  Gelde  uud  Tabak 
für  rund  300U  Taler  von  der  Komjmgnie  zur  Unterstützung 
der  Streikenden.  Diese  Forderung  der  Kompagnie  stand  bei 
den  schlechten  Vermögensverhältnissen  des  Vereins  vollständig 
in  der  Luft.  Vi^eicht  wäre  es  in  ruhigen  Zeiten  möglich 
gewesen,  von  den  Vereinsmitteln  wenigstens  den  notwendiaten 
Geldbedarf  der  Kompagnie  zu  decken,  infolge  der  durch  den 
Abfall  des  Vereins  vom  Arbeiterunterstützungsverbande  hervor^ 
gerafenen  Erschütterungen  der  Organisation  war  jedoch  an 
dergleichen  gar  nicht  zu  denken.  Schliefslich  Vieia  sich  der 
technische  L(  iter  der  Kompagnie  noch  Unredlichkeiten  zu 
schulden  kommen.  Die  Generalversammlung  des  Deutschen 
Tahakarbeitcrvereins  von  besehlofs  bei  iliesf^r  Sachla«re 

die  Li(|iu(lati()ii  des  (Teschäfts.  Damit  war  di^si^r  iiinrieiltiii 
interessante  Vrrsiich,  auf  diesem  Wege  eine  Streikunierbtutzuug 
zu  bcliafi'en,  miihluiiiifn. 

Der  in  Leipzig  im  Jahre  1809  ausgebrochen e  grofse  Streik 
war  durch  Lohnforderungen  der  Arbeiter  entstanden  \  Des 
weiteren  forderten  die  Arbeiter  aber  auch  AbschaflFung  der 
Frauen*  und  Hausarbeit  Der  Streik  brach  bei  einer  Finna 
mit  etwa  60  Arbeitern  aus,  denen  sich  dann  noch  100  Arbeiter 
einer  anderen  Firma  anschlössen,  weil  die  Fabrikanten  eine 
allgemeine  Entlassung  beabsichtigten.  Es  folgten  dann  noch 
die  Arbeiter  von  neun  weiteren  Fabriken,  so  dafs  im  ganaen 
etwa  6no  Zigarrenmacher  und  .S0()  Wickelmacher  ausständig 
waren.  Soviel  zu  ersehen  ist,  hatte  ein  Komitee  die  Streik- 
unterstützung:: organisiert,  welche  etwa  15  Wochen  gewährt 
wurde.  Wir  sahen  schon,  dafs  Fritzsche  ans  der  Deutschen 
Zi^arr<'n;irheitcrkoni)»agnic  ."ifXJO  Taler  ünierstiitzung  gewährte 
Es  waren  aber  nicht  nur  Mitglieder  seines  Vereins  bei  dem 


Nr.  4ö,  erschienenen  Bericht.  Die  „Deutsche  'i'abak  -zcitiiii^  ■  u  ar  d«ä 
Orguu  zur  Vertretung  der  interesaeii  dar  TubaJksfabrikauten ,  welcher 
heilte  iiofh  besteht. 
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Streik  beteiligt,  sso  dafs  die  VereinsleituDg  die  Bewegung  nicht 
recht  in  der  Hend  hatte  und  eine  einheitliche  Oberleitung 
fehlte.  Daher  waren  die  Lohnforderangen  der  Streikenden 
durchaus  ungleich.  Der  Streik  hatte  keinen  Erfolg.  Zwar 
bewilligte  eine  Firma  nach  einij^'en  Wochen  eine  Lohnerhöhung, 
im  übrigen  aber  wurden  die  Arbeiter  mit  ihren  Forderungen 
zurfickge wiesen ,  in  manchen  Fabriken  trat  sogar  eine  Herab- 
setzung der  Löhne  ein. 

Für  «lu^  Tinelisto  Streikperiode,  welche  von  Mitte  des  Jahres 
1871  1ms '/  ni!  Jahre  l  -^l'-l  reicht,  ist  es  schwer  in  vielen  Italien 
zvi  unterscheiden,  ob  d»  i  \^  r*  in  der  offizielle  Unternehmer  der 
T^ohnbcwegung  ist,  oder  ob  er  nur  notgedrungen  mitmachen 
iiiufs,  weil  seine  Mitglieder  in  den  Streik  gegangen  sind. 
Dieses  letztere  ist  gerade,  soweit  meine  Kenntnis  reicht,  meist 
der  Fall  gewesen.  An  dieser  Tatsache  konnten  auch  die  neuen 
Bestimmungen  über  Arbeitseinstellungen,  welche  auf  der  oben 
erwähnten  aufserordentlichen  GeneraTverBammlung  zu  Bielefeld 
im  Jahre  1869  in  deutlicher  Anlehnung  an  §  9  der  Satzung 
f\ir  den  Arbeiterschaftsverfaand  (beschlossen  auf  dem  ersten 
deutschen  Arbeiterkongrefs  1808  ^)  in  das  Statut  als  §  14  auf- 
aufgenommen wurden,  nichts  ändern.   Dieser  lautete: 

„Inbetreff  der  Arbeitseinstellungen  gelten  folgende  Be- 
stammnngen :  I.  Inbetreff  solcher  Arbeitsseinstellungen,  die  erst 
beabsichtigt  werden,  a)  Wenn  irgendwo  Mitglieder  eine  Arbeits- 
einstellung l)eahsiehtigen .    so    haben   sie  durch  den  Hevoll- 
mftehtigten  den  (T(;schaftsfnhrer  de«?  Ausschusses  und  den  Präsi- 
d'MUen  des  Vereins  von  dieser  Absicht  in  Kenntnis  zu  setzen. 
i)i  r  Hevoiliniichtigte  hat  seiner  Anzeige  an  dieselben  j«*  eine 
genaue,  wahrh(ütsgetreue  Darlegung  des  Sachverhaltes  beizu- 
fügen,   b)  Der  Geschäftsführer  des  Audöchusses  hat  binnen 
35wei  Tagen  nach  erhaltener  Anzeige  eine  Ausschuissitzung 
einzuberufen  und  ihr  die  erhaltene  Anzeige  zur  Beschlufs- 
fassung  zu  unterbreiten,  c)  Der  Ausschufs  hat  in  der  Sitsung, 
in  welcher  der  Antrag  gestellt  wird,  oder  in  einer  binnen  zwei 
Tagen  stattfindenden  wetteren  Sitzung  darüber  zu  entscheiden, 
ob  die  Arbeit  auf  Kosten  der  Vereins  eingestellt  werden  soll 
oder  nicht,  oder  ob  bessere  Berichterstattung  aufzuerlegen  ist 
d)  Ist  die  Genehmigung  der  Einstellung  versagt  worden,  so 
hat  der  Geschäftsführer  den  Präsidenten  und  die  Betreffenden 
Idnnen  24  Stunden  zu  benachrichtigen.  Ist  hingegen  die  Ein- 
stellung für  Vereinssache  erklärt  worden,   so  hat  der  Aus- 
schufs sofort  zu  hestimnien ,  welche  Beträge  den  Feiernden 
entricbtet  werden  sollen,  und  hat  das  Präsidium  binnen  drei 
Tagen  die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.     e)  Der 
Ausschufs  Süll,  wenn  er  eine  Einstellung  für  Vereinssache  er- 


^  Vfrl.  J*riii  LMTianii.  Zimniererbeweguog  l  S.  Dort,  ist  die 

ganze  Satzung  abgeilnukt. 
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klärt  hat,  zugleich  die  Forderungen  der  Arbeiter  nur  insoweit 
geDehmigen ;  als  sie  den  Verhältnissen  cntsprecheD.  Die 
Frieniden  haben  sich  den  Aussprllchen  des  AusachasBes  and 

den  hierauf  begründeten  Anordnungen  des  Direktoriums,  ebenso 
den  von  letzt^^r^m  inlictreff  der  Einstellungen  überhaupt  f^e- 
trnfiVnen  Anordnungen  unbedingt  zu  fügen.  Geschieht  d'u^ 
von  seilen  der  Feiernden  nicht,  so  erklSrt  der  Ausschufs.  dals 
die  Eint^t<'lhing  «aufhört  Vereinssache  zu  sein,  f)  Der  Aus- 
schufs kann  in  eiuzelncMi  F.*lll<  n  von  voi-stehenden  Bestim- 
mungen abgehen,  wenn  ein  dcstallsiger  xVnuag  von  nniuiestens 
fünf  Ausschufsmitgliedern  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteilen 
der  Stimmen  im  Ausschufs  erhält. 

II.  Arbeitaeinstellungen ,  welche  bereits  im  Gange  sind, 
ohne  dafs  das  im  Vorstehenden  vorgeschriebene  VeHahieB 
beobachtet  worden  ist,  können  nur  ausnahmsweise  Vereins- 
sache werden.  Es  ist  hierzu  nOtig,  dafs  ein  desfallsiger  An* 
trag  von  fünf  Ausschufsmitgliedern  eine  Majorität  von  zwei 
Dritteilen  der  Stimmen  im  Ausschufs  auf  sich  vereinigt. 

III.  Für  Ausschliefsungen  (Verbindungen  von  Lohnherren 
oder  Meistern  zur  Aussetzung  der  Arbeit)  gelten  —  mit  den 
selbstverständlichen  Änderungen  —  dieselben  BestimmuDgeB 
wie  bei  Einstellungen." 

Wtirden  diese  I^estimmungen  aucli  an  sich  wohl  geeignet 
gf»\vesen  sein,  Lohnbewegungen  vorzubeugen  odov  sip  einzu- 
bcliranken,  so  konnt(?n  sie  doch  den  gänzlich  undisziplinierteo 
Arbeitern  gegenüber  kaum  eine  Wirkung  haben. 

Schon  der  erstt-  Aufruf,  welcher  die  grofse  Streikperiwle 
einleitete,  stammte  niclit  von  der  Vereinslcitung.  Die  Gründe 
liegen  freilich  nahe.  Sie  sind  zu  suchen  in  der  tödlichen 
Schwäche  des  Vereins  infolge  des  deutsch-franxOsischen  Krieges 
und  der  Uneinigkeit  seiner  Mitglieder.  Um  nun  wenigstens 
bei  Streiks  eine  Einigung  su  erzielen,  mufste  man  allgmeine 
Kongresse  ausschreiben,  und  die  Leitung  der  AusstUide  ging 
oft  auf  Streikkomitees,  Streikvereine  oder  Streikkommissionen 
über.  Jener  Aufruf,  weicher  mit  den  ersten  Regungen  des 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  in  Deutschland  nach  dem  Kriege 
an  die  Zigarrenarbeiter  erging,  war  von  einem  Komitee  Offen- 
bacher Zigarrenarbeiter  erlassen  und  lautete  folgeudermafsen: 
Wir  rechnen  es  uns  zur  Pflicht,  in  der  gegenwärtigen  Zeit- 
periode, in  welcher  unser  Geschäftsgang  in  ganz  1  )«MitHchland 
ein  ausgezeichneterer  als  seit  vielen  Jahren  ibt,  und  nuch 
lange  .>o  bleiben  wird,  an  euch  einen  Aufruf  ergehen  zu  lassen. 
Der  Arbeiulolin  richtet  sieh  bei  der  heutigen  Produkiionsweis« 
nach  Angebot  und  Nachfrage  von  Arbeit.  Bei  uns  ist  ge;:eD- 
wärtig  starke  NachtViige  für  Arbeitskraft,  unser  Lohn  ist  aber 
im  Verhältnis  zum  Angebot  der  Arbeit  unbedeutend  gestiegen; 
wir  haben  nur  das  Recht  eine  ttbermäfsige  Zeit  su  arbeiten, 
wodurch  etwas  mehr  verdient  wird  als  gewlihnltch.  Solange 
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die  Lohnarbeit  existiert,  wird  das  eherne  Lohngesets  nicht 
beseitigt  werden,  dieses  steht  felsenfest.  —  Wenn  wir  den 
gegenwärtigen  Geschäftsgang  im  Verhältnis  zu  unserem  Lohn 
betrachten,  so  können  wir  nicht  unterlassen,  die  gesamten 

Zigarrenarbeiter  Deutschlands  aufzufordern,  sich  zu  vereinigen, 
um  In  allen  Städten  und  Orten,  wo  nur  Zigarren iirbeiter 
t'xisli<n*en,  eine  Lohnerhöhung  zu  verlangen.  Wir  ;^ehen  von 
<ler  I  hf-rzeugung  aus,  dafs  in  der  Gotsanitin  it  eher  eine  Loliu- 
erhüliuug  zu  erzielen  ist,  als  in  einzelnen  Urten.  Wenn  wir 
an  einzelnen  Orten  eine  Lohnerliühung  verlangen,  so  sagen 
unsere  Arbeitgeber,  wir  können  das  nicht  tun,  weil  wir  dann 
mit  anderen  Fabrikanten  nicht  konkurrierea  können.  Wenn 
wir  aber  in  der  Gesamtheit  dieses  Verlangen  stellen,  so  mufs 
dieser  Grund  fallen.  Alle  Arbeiter  erheben  sich  and  verlangen 
mehr  Lohn,  weil  sie  nicht  mehr  auskommen  können,  und  wir 
sollen  zarttckstehen?  Nahrung,  Kleidung,  Logis  und  sonstige 
Bedürfnisse  werden  teurer  und  unser  Lohn  bleibt  immer  auf 
einem  Gebote  stehen.  —  Wenn  unser  Vorschlag  von  einer 
groJCsen  Masse  unserer  Geschäftsgenossen  anerkannt  wird,  so 
werden  wir  einen  allgemeinen  deutschen  Zigarrenarbeiter^ 
kongrefs  ausschreiben,  auf  dem  unsere  gerechte  Sache  zum 
Austrag  gebracht  wird.  Der  Kongrefs  wird  alle  Angelegen- 
heiten ordnen.  Er  wird  bestimmen ,  wie  viel  Lohnerhöhung" 
wir  verlangen,  auf  welchen  Ta^  v\  ii  in  Gesamt-T^entschland 
unsere  Forderungen  stellen;  übcrliaupt  allf»s  bestimmen,  was 
zur  Durchführung  unserer  Sache  erford erlieh  ist." 

Die  sozialistische  Vorstellung  vom  „elierneii  Lohnf^esetz^^ 
paart  sich  in  diesem  Aufruf  mit  dem  im  eröteii  »Stadium  der 
Arbeiterbewegung  so  seiir  bemerkbaren  Optimismus,  als  ob 
die  Arbeiter  nur  einmal  ernstlich  eine  Lohnforderung  zu  stellen 
brauchten,  um  ihre  Löhne  zu  verbessern.  Naiv  wird  von 
einer  Gesamtlohnbewegung  gesprochen,  ohne  im  entferntesten 
der  Schwierigkeiten  zu  gedenken,  nur  einen  einzigen  Streik 
an  einem  gröfseren  Orte  erfolgreich  durchzuführen. 

Fritzsche  sah  wohl  ein,  dafe  er  seinen  Verein,  selbst  wenn 
er  gewollt  hätte,  aus  dem  nun  beginnenden  Stretkfieber  nicht 
retten  könne,  ohne  sich  und  seine  Organisation  noch  verhafster 
zu  machen,  als  dies  schon  der  Fall  war.  Er  besprach  daher 
den  Aufruf  im  „Botseliafter"  wohlwollend,  wenn  auch  ohne 
seiner  Tendenz  rücklialtslos  zuzustimmen,  und  schrieb:  „Di^r 
Verein  hat  anfser  seinem  1  lauptzweek ,  die  <  )rp;anisation  der 
Arbeit  vorzubereiten,  auch  den  nebensiicldiclicn  Zweck,  soweit 
es  die  wirtöchaftlichen  Grundformen  der  heutigen  Gesellschaft 
gestatten ,  auf  die  Lohnverhältnisse  der  Zigarrenarbeiter- 
korporation zugunsten  der  Arbeiter  einzuwirken.  Die  Frage, 
ob  eine  Besserstellung  der  Arbeiter  dadurch  herbeigeführt 
werde,  dafs  die  Löhne  in  die  Höhe  getrieben  würden,  könne 
fiiglicn  unberührt  gelassen  werden,  da  die  Notgedrungenheit 
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aU  Motiv  der  Tätigkeit  in  dieser  Kichtung  angeführt  werden 
könne,  denn  die  Steigerung  der  Löhne  in  allen  anderen  Oe- 
werken  verteuere  die  Mittel  der  Befriedigung  der  Bedflrfiusae 
der  Zi^arrenarbeiter  derart,  dafs  sie  ohne  Lohnerhöhung  trotz 
14 — Idstttndiger  Arbeit  dennoch  immer  tiefer  in  ihrer  Lebens* 
haltung  herabgedrückt  wQrden." 

Desto  eifriger  wurde  von  anderen  Seiten  der  Lohnbewegung 
zugestimmt.  Bezeichnend  für  die  urteilslose  HofTiuingsfreudig- 
keit,  mit  der  von  vielen  der  Gedanke  der  Lohnbewegung  er- 
griffen wurde,  ist  ein  Beschlufs  einer  Zigarrenarbeiterversamm- 
lung  in  Pirna,  welche  erklärte:   „Die  Pirnaer  Versammlung 
besc'hliefst.    dem  bevorstehenden  deutschen  Zigarrenarbeiter- 
kongrels  den  Vorschlag  zu  machen,  die  Hausarbeit  mit  einem 
»Schlage  zu  beseitipren  und  daran  anschliefsend  eine  Lohn- 
erhöhung zu  verlangen.''    Eine  Zigarronarbciterversammlung 
in  Berlin  erklärte  eine  Lohnerhöhung  für  durchaus  notu  endijr. 
So  klangen  fast  alle  Beschlüsse.  Trotzdem  fand  der  Kong-ref*^ 
geringe  Beteiligung.    Es  erschienen  in  Hanau  am  17.  Juni 
1871  nur  SS  Delegierte  für  60  Orte.   Die  Verbandlungen  der 
Delegierten  ergaben  auch  sofort,  dafs  man  emstlick  an  eine 
allgemeine  Lohnbewegung  gar  nicht  denken  konnte.  Nach 
der  Schilderung  der  Mifsst&nde  durch  einzelne  Ddegierte, 
wurde  folgende  ganz    allgemein   gehaltene   Resolution  an- 
genommen: „Obgleich  eine  dauernde  und  erhebliche  Besser- 
stellung der  Arbeiter  durch  Lohnerhöhung  nicht  zu  erzielen 
ist,   sondern  nur  durch  Umgestaltung  der  kapitaliatisch^n 
Produktionsweise  in  eine  sozialistische,  so  erklärt  dennoch  der 
Kongrefs,  weil  die  I>r>})Tic  in  allen  Gewerken  gestiegen,  wäh- 
rend sie  in  der  Ziganeniabrikation  sämtlich  zurückgeblieben 
sind,  dal's  es  die  heiligste  Pfliclit  der  Arbeiter  ist,  mit  allen 
Mitteln  einzutreten  für  eine  Lohnaufbesserung  in  diesem  Ge- 
schäftszweig, vor  allem  im  Süden  Deutschlands,  zutrleich  al^er 
auch  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  es  dem  Grofskapital  nicht 
gelinge,  einzelne  Träger  der  sozialdemokratischen  Ideen  durch 
aufsergewöhnliche  Bedrückungen   unschädlich  zu  machen/ 
Bei  der  Beratung  der  aufzustellenden  Forderungen  Air  die 
künftige  Lohnbewegung  war  die  Mehrzahl  der  Delegierten 
gegen  Aulstellung  eines  Minimallohntariis ,  vor  allem  auch 
Fritzsche,  der  schliefslich  seinen  Antrag  durchbrachte,  in  den 
Orten  und  Gegenden,  wo  der  Lohnsatz  zu  tief  stehe,  dahin 
zu  wirken,  dafs  eine  Lohnerhöhung  von  10  resp.  15  Ngr.  bei 
den  niedrigeren  Sorten   erfolge.     EjS  wurde  weiterhin  be- 
schlossen, gleich  die  Orte  festzusetzen,  wo  eine  Lohnaufbesse- 
rung für  nötig  erachtet  werde.    Dies  geschah,  und  es  wurde 
der   '\.  Juli   als  der  Tag  bestininit.    an   welchem    die  Lohn- 
erhöhung überall  g<'f"rdert  werden  suHe,  wenn  die  dortii;en 
Arbeiter  es  für  notwendig  erachteten.     Hanau   allein  wurde 
verpliichtet,  mit  seiner  Lohnforderung  den  Anfang  zu  machen. 
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Wir  sahen  schon  im  vorigen  Kapitel,  daTs  aur  Durch- 
führung (lieser  Streikpläne  die  Errichtung  besonderer  Streik- 
kassen heschlossen  wurde.  Es  war  keine  Rede  davon .  dafs 
«\er  \^»'reiii  Fritzschcs  irgend wi«  in  diese  Streikbewegung  ein- 
^reiten  konnte.  Wn  Mitfrli«  organisiert  wnren,  wurden  sie 
einfat'h  mit  in  dieaelbe  hineingezogen.  Schon  zum  Schlafs 
des  Kongresses  traf  eine  Nachricht  aus  Braunschweig  ein, 
dafs  flu  Streik  von  Zigarrenarbeitern  ausj<ebroehen  sei.  Man 
hatte  dort  eine  Aufforderung  gar  nicht  abgewartet. 

In  Waldheim  i.  S.  kamen  die  Fabrikanten  einem  Angritf 
zuvor,  Indem  sie  am  20.  Juni  1871  öffentlich  bekannt  machten, 
dafs  sie  ihre  sämtlichen  Fabriken  vollständig  schliefsen  würden, 
sofern  auch  nur  in  einer  Waldheimer  Zigarrenfabrtk  die  Arbeits- 
einstellung eintreten  sollte.  Troüs  dieser  Drohung  legten  die 
Arbeiter  einiger  Fabriken  am  7.  Juli  1871  die  Arbeit  nieder, 
was  einen  allgemeinen  Ausstand  nach  sich  sog.  £twa  800 
Arbeiter  wurden  betroffen. 

Am  3.  Juli  stellten  in  Hanau  5(M)  Zigarrenarbeiter  und 
SiHi  Hilfsarbeiter  die  Ar])eit  ein,  als  ihnen  die  geforderte  Lohn- 
erhöhung nicht  bewilligt  wurde*. 

Knde  Juli  folgte  (  )ffeMbach  mit         Arbeitern  nach. 

Tn  Goslar  legten  di(i  Arb(  it  r  der  Filiale  einer  Fabrik  in 
Braunschweig,  welche  an  dem  dortigen  Streik  beteiligt  war, 
die  Arbeit  nieder. 

^  Der  von  Fritzselie  zur  üntfirstüt/uni:  der  Hanauer  StreikfMiden 
erlassene  Aufruf  verdient  zur  Kennzeichnung  der  putzen  i>ituatiou  hier 
wiedergegeben  sn  werden:  „An  die  Mitglieder.  Eine  Forderung  tritt 
an  cueli  heran,  die  ihr  nicht  unerfüllt  las!«en  dürft,  wenn  ihr  Anspruch 
auf  <]ru  V'impn  Mt'nsoh  mHclien  wollt.  Unsere  Hrüdcr  in  Hanau,  die 
Kckuticijietsteu  unter  uns,  haben  die  Arbeit  ein.stelleu  müssen,  weil  ihre 
Fabrikanten  trotz  de»  so  günstigen  Geschäftsganges  ihnen  keine  Lohn* 
zuhige  gewähren  wollten!  Sie,  die  so  lange  flnnger  und  Kummer  ge- 
tragen, sie,  fli«'  seihst  die  Sclimüch  ertragen,  von  iljreTi  Mitarbeitern  in 
auifereu  Orten  als  die  Totengräber  unseres  Geachütts  gescholten  zu 
werden,  weil  sie  sich  der  eisernen  Willkür  ihrer  Ausbeuter  gefugt  und 
dadurch  uns  allen  eine  verderbliehe  Konkurrenz  geschaffen!  Sie,  die 
sehon  einmal  in  der  Verzweiflung  zu  denselben  Mitteln  ^,'eprri  tlen.  unter- 
liegen mufsten,  weil  es  uns  au  Gemeinsiun  und  t,>pfennut  fehlte,  sie 
treten  jetst  vor  uns  mit  dem  Mahnmfe :  Tut  eure  Pflicht  an  uns,  weil 
wir  >i,>  jetat  an  euch  tun!   Berlin,  Leipzit^.  Koblenz.  Biebrich,  Stutt* 

fart,  Breslau,  ihr,  die  ihr  in  eurer  N  ^t  die  Hilfe  aller  genossen,  seid 
esijen  eingedenk.  Gebt!  Gebt!  mit  vollen  Händen!  Tausendfach  wird 
es  euch  gesegnet  sein.  r)00  Kollegen  vertrauen  auf  euch.  Lafst  sie 
nicht  zu  Sehanden  werden,  500  Arbeitssklaven  rütteln  an  ihren  Fesseln, 
helft  sie  ilui  II  brechen.  500  Hungrige  ruft^*  nach  Hrot.  sättigt  sie.  dfi 
njit  euch  nicht  der  Hunger  packen  möge.  Und  wenn  auch  nicht  ein 
einziges  Mitglied  unseres  Vereins  unter  diesen  500  ist.  sie  haben  den- 
noch ein  Kecht  auf  unsem  Beistand.  Sie  kämpfen  für  uns!  Sie  leiden 
*nr  ntii '  Sie  werden  für  uns  sieben.  ^  nn  wir  mit  ihnen  r^ind!  Wir 
werden  mit  ihnen  fallen,  wenn  wir  sie  ieig  oder  eigennützig  im  Stiche 
WMen  wollen.  Es  lebe  die  Brüderlichkeit!  Es  lebe  der  Kampf  für 
das  Menschenrecht!  Berlin,  den  5.  Juli  1871.   F.  W.  Fritssche,"* 
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In  Berlin  forderte  ein  Komitee  von  den  Fabrikanten  die 

vom  Kongrefs  festgesetzten  Lohnzuschläge. 

Mitte  Juli  forderten  in  Halberstadt  die  Zigarrenarbeiter 
einen  Lohnzuschlag  von  10 — IT»  Sgr.  und  gingen,  als  dieser 
nicht  gewährt  wurde,  in  den  Streik. 

Bald  darauf  legten  auch  in  Masrdeburg  die  ZT;;ari  en  -irbeiter 
wegen  nichtbewilligter  Lohnforderungen  die  Arbeit  nieder. 

In  Werningerode ,  Heppenheim,  Franken l)f^rg .  Fürsten- 
\Naldc,  Kassel,  Hann.  Munden,  Potsdam,  Pasewaik  und  Stut^ 
gart  blieb  die  Bewegung  in  achuchternen,  schnell  wieder  auf- 
gegebenen Verbuchen  stecken. 

Ein  £rfolg  wurde  nur  in  Berlin  erzielt.  In  Offenbach 
wurde  erst  nach  Beendigung  des  Streiks  ein  Lohnzuschlag 
von  25  Vo  bewilligt  ^  In  allen  ttbrigen  Orten  wurde  die  Arbeit 
nadi  mehrwöchentlicher  Dauer  des  Streiks  wieder  >u  den  alten 
Bedingungen  aufgenommen.  Besonders  erbittert  war  der  Kampf 
in  Hanau.  Er  dauerte  bis  Anfang  Oktober  1871.  Ein  Auisug 
ans  den  amtlichen  Mitteilungen  des  Deutschen  liandelstages, 
welcher  in  der  Deutschen  Tabakszeitung  den  Verlauf  dieses 
Streiks  darstellt,  berichtet  über  die  Haltung  der  Fabrikanten: 

„Sämtliche  Arbeitgeber  der  Branche  am  Orte  vereinigten 
sich  7Ai  gemeinsamer  Abwehr  und  verpiiichteten  sich  gegen- 
HOMti^,  dafs  keiner  von  ihnen  sowohl  wahrend,  ah  auch  ent- 
sprechende Zeit  nacli  dem  Streik  einen  Arbeiter  einer  anderen 
Fabrik  aufnehmen  solle.  V^erhandlungen  mit  dem  Streik- 
komitee wurden  unbedingt  von  der  Hand  gewiesen,  ebenso 
im  weiteren  Verlaul  des  Streiks  der  Empfang  von  Deputationen 
abgelehnt.  Es  wurde  vielmehr  den  Arbeitern  anheimgest^t, 
sich  bei  ihren  seitherigen  Arbeitgebern  wieder  su  melden,  nfln 
die  Arbeit  in  derjenigen  Zahl  anzutreten,  welche  den  Vef^ 
hältnissen  der  emzelnen  Fabriken  entsprechend  gefunden 
werde.  —  Schliefslich  kehrten  die  Arbeiter  wieder  su  dsn 
früheren  Löhnen  zur  Arbeit  zurück  und  begnügten  sich  mit 
der  Zusage  der  Fabrikanten,  dals,  soweit  es  die  Geschäft»' 
und  Zeitverhältnisse  gestatteten,  auch  für  die  Folge  die  Lohn« 
nach  Möglichkeit  aufgebessert  werden  sollten^." 

Im  Herbst  des  Jahres  1871  brachen  in  Bilstein,  Bielefeld 
und  Koblenz  Ditferenzen  der  Arbeiter  mit  den  ArHeUirehem 
aus,  welelie  zur  Vereinssaehe  L^füiacht  wurden.  In  Koblona 
nalini  die  Arbeitseinstellung  grnlM  i  t  fi  Umfang  an.  Es  waren 
etwa  100  Arbeiter  an  ihr  beteiligt.  Hier  war  ein  BevoU- 
mächtiiiter  des  Vereins  gemafsregelt  worden.  ^lit  der  Forde- 
rung, ihn  wieder  einzustellen ,  verband  nmn  die  auf  Lohn- 
zuschlag. Der  Streik  dauerte  3^2  Monate  und  endete  erfolglos. 
Die  Fabrikanten  verlangten  gemeinsam  den  Austritt  ihrer 
Arbeiter  aus  dem  Zigarrenarbeiterverein  und  setzten  ihi9 

>  DcutBcbe  Tftbakszeitane,  Berlin  1874  Nr.  44. 
»  Ebenda. 


uiyiii^ed  by  Google 


XXIV  3. 


Forderang  auch  durch.  DiejenigeD,  welche  sich  nichtt  fügen 
wollten,  mufsten  den  Wanderstab  ergreifen^.  Bald  nach  Be- 
endigung des  Koblenzer  Streiks  brach  in  Berlin  im  April  1872 
ein  grofser  Ausstand  jius,  an  dem  mit  den  Wickelmacdicrinnen 
etwa  2000  Arbeiter  beteiligt  gewesen  sein  sollen.  Die  Forde- 
rung war  eine  Erhöhung  der  Löhne,  so  dafs  vier  Fünftel  der 
ZigaiTenarl)eiter  durchschnittlich  (5  Taler  in  der  Woche  ver- 
dienen sollten,  während  der  Durchachnittsverdienst  bisher 
5  Taler  gewesen  war.  Der  Kainpi  war  nicht  vom  Verein 
tVitzsches,  sondern  von  einem  Komitee  aus  Anhängern  des 
Arbeileronterstützungsverbandes  organisiert.  Die  Erbitterung 
war  grofs,  wovon  folgender  im  „Sozialdemokrat*  erBchienener 
Aufruf  *  zeugt:  „Zigarrenarbetter,  -arbeiterinnen  und  Wickel- 
maeher  yod  ganz  Deutschland!  Die  Berliner  Zigarrenfabri* 
kanten  haben  mehrere  Hundert  unserer  Mitarbeiter  von  der 
Arbeit  ausgeschlossen.  T^iesem  frevelhaften  Spiele,  getrieben 
mit  armen,  hungernden  Arbeitern,  dürfen  wir  nicht  müfsig 
zusehen!  Es  muls  eine  Tat  geschehen,  sondergleichen  in  der 
Geschichte  der  Arbeiterbewegung.  Sämtliche  im  Zigarrenfache 
Arbeitenden  haben,  und  zwar  innerhalb  acht  Tagen,  den  vollen 
Betrag  eines  täglichen  Lohnes  an  den  Hauptkassierer  F.  Oöcke, 
Lottniannstrafse  in  Berlin,  zu  schicken,  damit  sofort  eine 
Massen.iuswanderung  mit  Weib  und  Kind  nach  Amerika  in 
Szene  gesetzt  werden  kann.  Es  nuils  von  nun  ab  jeder 
Arbeiterausschlufs  mit  vollständiger  Auswanderung  beant- 
wortet werden!"  usw.   „Das  Auswaaderungskumitee." 

Während  die  Kleinfabrikanten  eine  Lohnerhöhung  be- 
willigten, war  dies  bei  den  grofsen  Finnen,  welche  sich  zu- 
aammengetan  hatten,  nicht  der  Fall.  Am  7.  August  wurde 
der  Ausstand  fUr  beendet  erklärt. 

Im  Juni  1872  trat  für  den  Verein  Fritzsches  ein  gröfserer 
Ausstand  in  Burgsteinfurth  ein,  an  welchem  200  Arbeiter  be- 
teiligt waren.  Der  Grund  lag  in  dem  Verlangen  der  Fabri- 
kanten, dafs  die  Arbeiter  sich  schriftlich  verpflichten  sollten, 
dem  Tabakarbeiterverein  nicht  anzugehören.  Der  äufserst 
hartnf^ckige  Streik  endete  nach  vier  monatlicher  Dauer  schliefs- 
licb  mit  oinrr  Niederlage  der  Arfteiter. 

Die  P)«  uin  Ii  Iii;:  nnii:  der  Zigarrenindustrie  durch  die  massen- 
haften ArbeiLseui^iellungen  in  den  Jahren  1871  und  1872  war 
doch  so  grc^fs,  dafs  die  Fabrikant<'n .  welche  sich  bis  dahin 
nur  Itjkal  von  Fall  zu  Fall  organisiert  hatten,  eine  Zentral- 
organisation  ins  Leben  rieten.  Am  27.  Mai  187-  iaud  in 
Kassel  ein  Kongrefs  der  Zigarrenfabrikanten  statt,  auf  welchem 
ein  Verein  Deutscher  Zigarren-  und  Tabakfabrikanten  gegründet 
wurde  mit  dem  ausdrttcklichen  Zweck,  durch  Koalition  der 

>  Deutsche  Tabaksseitung,  1874,  Nr.  44. 

*  H,  Bürger,  Pio  Flamburger  G^'werksehafton  und  dpron  Kämpft: 
von  lb6.>— 189Ö.    Hauiburg  1899,  S.  88  druckt  dieseu  Aufruf  ab. 
Forschungen  XXIV  3  {W'i).  —  Friach.  5 
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Arbeitgeber  den  masseDhaften  ArbeitsdnstellaugeD  entgi^gieii' 
suwirken  und  die  beBonnenen  Arbeiter  vor  dem  Tenorismiu 

egoistischer  Agitatoren  zu  schützen.  Dem  Bunde  traten  in 
Kassel  ung^ibr  200  Fabrikanten  bei. 

Der  Verein  der  Fabrikanten  hielt  noch  einmal  im  Oktober 
1^^73  eine  Oeneralversaniralung  ab.  Dann  verlautet  über  seine 
Bestrebungen  nichts  melir.  Das  ist  angesichts  der  merklichen 
Abnahme  der  Lohnbew^ungen,  welche  mit  der  Krisis  ein- 
herging,  begreiflich. 

Im  Mai  des  Jahres  1872  nahm  auch  der  Zigarrenarbeiter- 
verein eine  durchs:reifende  Revision  seiner  Bestimmungen  über 
Streiks  gelegentlich  der  Generalversammlung  vor  und  legte 

§ leichzeitig  seine  Stellung  bezüglich  der  Unterstützung  von 
[ichtmitgUedem  bei  Streika  fest 

Dem  Berliner  Streik  gegenflber  hatte  der  Verein  ^ne 
wohlwollende  Haltung  eingenommen  ^  obwohl  der  Streik  nicht 
von  ihm  selbst  in  Szene  gesetzt  war.  Offen  erklärte  aber 
Fritzsche  in  einer  Bekann tnuichung  im  September  1872,  da(s 
nach  der  ausdrücklichen  Meinung  der  Gfeneralyersammlung 
nur  Vereinsmitglieder  unterstützt  werden  durften,  und  dafs 
auch  die  Agitation  für  Streikende  nur  dann  im  „Botschafter" 
zu  veröffentlichen  sei,  wenn  es  sich  um  Vereinsmitglieder 
handelf'.  Diese  Bekanntmachung  rief  natürlicti  f^ine  lebhafte 
Entrüstung  lioter  den  nicht  dem  Verein  angehörenden  Zigarren- 
arbeitern hervor,  aber  es  war  das  einzige  Mittel,  die  Krätie 
des  Vereins  zu  sparen  und  ihm  gleichzeitig  diejenigen  zu- 
zuführen, die  sich  in  Notfällen  gern  an  den  Verein  wandten, 
ohne  doch  dauernd  Mitglieder  sein  zu  wollen. 

Die  Generalversammlung  stellte  sich  überhaupt  auf  einen 
dem  Streik  abgeneigten  Standpunkt,  indem  sie  darin  gani 
den  schon  gekennaeichneten  Anschauungen  Fritasches  folgte, 
wenn  sie  beschlofs:  ^Die  Generalversammlung  erklärt  sieh 
prinzipiell  gegen  die  Streiks  zum  Zwecke  der  Lohnerhöhung 
(obgleich  sie  ein  Agitationsmittel  sind),  indem  sie  die  Lage 
der  Arbeiter  durchgreifend  und  auf  die  Dauer  au  verbessern 
nicht  imstande  sind.  Solche  Streiks  Jedoch,  welche  zur  Durch- 
führung der  Vereinsprinzipien  unbedingt  notwendig  sind,  und 
solche,  welche  zur  W  ahrung  der  Ehre  des  Arbeiterstandes  aua- 
brechen,  sind  aul   las  nachdrücklichste  zu  unterstützen." 

Die  Bestimmungen  der  Statuten  über  die  Streikunt^jr- 
stützung  wurden  neu  durchberaten  und,  wie  folgt,  ergänzt: 
Nur  Vereinsmitglieder  sollten  unterstützt  werden.  Die  Unujr- 
stützung  sollte  nunmehr  nur  als  Dai'lelin  gegen  Schuldschein 
ausgegeben  werden.  Diese  Darlehen  sollten  aber  nur  deü- 
jenigen  Mitgliedern,  welche  ihre  PHichten  als  Vereinsmitglieder 
treu  erfilUt  hatten,  nach  dem  Streik  als  besahlt  quittiert  werden. 
Bei  beabsichtigten  Arbeitseinstellungen  bis  au  25  Personen 
blieben  die  alten  Bestimmungen,  wonach  Benachrichtigung  des 
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Sekretärs  des  Aubschusaes  und  des  Präsiflentf;n  (seit  1872  Ge- 
schäftsführer genannt)  acht  Tage  vorher  nötig  war  und  der 
Auöäclmrs  über  die  Saclie  zu  entscheiden  hatte.  Bei  Arbeits- 
einstellungen über  2o  Personen  sollte  nunmehr  Urabstimmung 
herbeigeführt  werden^  ob  der  Streik  zur  Vereinssache  gemacht 
werden  solle  oder  nicht.  Dies  war  seit  1870  durch  eine  Ver- 
ständigung Fritzsches  mit  dem  Ansachusse  schon  Praxis  ge- 
wesen. Damit  mofsten  eigentlich  alle  nnr  nennenswerten 
Arheitseinstellangen  der  Entschliefsang  der  Mitglieder  unter- 
breitet werden.  Bei  Arbeitseinstellungen,  welche  begonnen 
worden  waren,  ohne  dafs  vorher  die  Genehmigung  des  Aus- 
schusses oder  sämtlicher  Mitglieder  erbeten  waren ,  sollte  der 
Streik  bis  zu  25  Personen  durch  eine  Zweidrittelmajorität  des 
Ausschusses,  bf^i  Streiks  üb^r  25  Personen  dureh  Urabstimmung 
n'H'b  ausnahmsweise  /ur  \  i  roinssache  gemacht  werden.  Hier- 
durch war  natürlich  die  vorbeugende  Wirkung  des  Streik- 
reglements wieder  abgeschwächt,  da  allzu  leicht  doch  noch 
eine  Genehmip^ung  eines  Streiks  erreicht  werden  konnte.  Auch 
hatte  die  iiier  gemeinte  Urabstimmung  doch  keineswegs  die 
Vollkommenheit,  dafs  nun  jedes  Mitglied  einzeln  seineu  Ent- 
schluJjä  fassen  und  dem  Geschäftsführer  mitteilen  konnte.  Viel- 
mehr wurden  an  den  einseinen  Orten,  wo  Mitgliedschaften 
existierten,  Versammlungen  einberufen,  welche  nun  abstimmten, 
ob  ein  Streik  stattfinden  solle.  Dafs  bei  solchen  Versammlungen 
nicht  mit  ruhiger  Überlegung  geprüft  werden  konnte,  liegt  auf 
der  Hand.  Das  zeigte  sich  bei  einem  Streik  in  Flensburg, 
welcher  gleichzeitig  mit  einem  anderen  iti  Vlotho  ausbrach. 
In  Flensburg  legte  eine  geringe  Anzahl  von  Zigarrenarbeitern, 
ohne  vorher  um  Genehmigung  nachgesuclit  /u  haben,  die  Arbeit 
nieder,  um  höhere  Löhne  zu  erzielen.  Darauf  wurde  ihre  An- 
gelegenheit mit  einem  iranz  unL'enügendem  Bericht  d<^n  Mit- 
gliedern zur  Urabstimmung  unterbreitet.  Der  Streik  wm-dt' 
zur  Vereinssaehe  gemacht,  tr  ti/<l(^ra  man  sich  bereits  in  \  iuilio 
stark  engagiert  hatte.  In  eintiin  Artikel  „Was  ist  der  Zweck 
unseres  Vereins?"  gab  Fritüsche  seinem  Unwillen  über  das 
Resultat  Ausdruck,  welches,  trotzdem  sich  die  Majorität  auf 
der  Generalversammlung  prinzipiell  gegen  Lohnstreiks  aus- 
gesprochen habe,  und  trotzdem  der  Bericht  ungenügend  ge- 
wesen sei,  für  den  Streik  gelautet  habe,  und  noch  daau  in 
ungtlnstiger  Geschäftszeit.  £8  sei  unbegreiflich,  dafs  selbst 
alte,  sonst  stets  konsequente  Mitgliedschaften  fast  einstimmig 
für  die  Flensbuigcr  gestimmt  hätten.  „In  Zukunft,"  schrieb 
Fritasche  weiter,  „müssen  wir  uns  aber  auch  davor  zu  sichern 
suchen,  dafs  zehn  oder  noch  weniger  Mitglieder  uns  gegen 
unsem  Willen  in  die  Notwendigkeit  zwängen  können,  in  Zeiten 
den  Kampf  aufzunehmen,  die  den  Kampf  für  uns  ungünstig 
gestn1tr»n  und  uns  an  eiivpiii  planmärsiL'"en  An;j:rifT  verhindern. 
Auch  in  Vlotho  hat  das  Vorgehen  einiger  weniger  die  äache  auf 
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die  Spitze  getrieben.  In  Zukunft  müssen  wir  das  Recht  für  im» 
in  Anspruch  nehmen,  alle  diejenigen,  welche  ohne  GeDohniii^uug 
einen  Streik  beginnen,  aus  dem  Vereine  ausscheiden  zu  kuuiion."* 
Dieser  Gedanke  hätte  die  Grundlage  fllr  eine  strafte  Diszipjlin 
bei  Streiks  werden  können.  Er  wäre  aber  kauni  van  einer 
Generalversammlung  akzeptiert  worden. 

Anch  noch  in  anderer  Benehung  waren  die  Arbeits- 
einstdlungen  in  Vlotho  und  Flensburg  ungemein  bezeichnend 
ftr  die  Bedeutung  und  Stellung  des  Vereine  in  der  Lohn- 
bewegungsfrage«  Kurz  vor  dem  Streike  und  während  dieses^ 
waren,  wie  das  immer  su  sein  pflegt,  viele  Arbeiter  Mitglieder* 
ge Wurden.  Unterstützung  sollte  und  durfte  ihnen  nicht  werden, 
weil  sie  noch  keine  Karenzzeit  hinter  sich  hatten,  aber  die 
moralische  Verpflichtung,  diese,  an  deren  Ausharren  zumgrofsen 
Teile  der  Erfolg  hing,  mit  zu  nnt^'rstützen ,  wurde  lebhaft 
empfunden.  Selbst  Fritzsche  bat  nun  für  sie  um  freiwillige 
Beitrage  der  übrigen  Verein smiti^lif "der. 

Im  ganzen  trat  docli  seit  187ii  eine  Beruhigung  ein,  m  ek  he 
wohl  in  erster  Linie  dem  unter  der  allgemeinen  Krise  linlenden 
Geschäftsgänge  zu  verdanken  ist.  Gleichzeitig'  wandte  sich 
das  inieresse  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  in  starkem 
Mafse  den  Tabakzoll-  und  -Steuerprojekten  der  Regierung  zu. 
Die  Reorganisation  des  Vereins  im  Jahre  1872  und  die  Ver> 
schärfung  der  Streikbestimmungen  kamen  wohl  auch  dem 
Abflauen  der  Streikbewegung  zu  Hilfe. 

Ffir  das  Jahr  1873  ist  als  bedeutendere  Arbeitseinstellung 
nur  die  in  Vlotho  mit  etwa  250  Arbeitern  zu  verzeichnen, 
deren  Ende  mir  unbekannt  geblieben  ist.  Im  Herbst  des 
Jahres  1874  fand  noch  ein  bedeutenderer  Streik  in  Braun- 
schweig statt  der  bis  1875  dauerte  und  dem  Verein  800U  Taler 
kostete.  Natürlich  mag  e?  in  der  Folgezeit  an  kleineren 
oder  einzelnen  grofsen  DillcroTizen  auch  weiterhin  nicht  ge- 
fehlt haben.  Sie  zu  >»o^('}irciben ,  felilt  leider  da»  Material. 
Nur  soviel  iöt  zu  erkennen,  dafb  seit  1873  und  noch  mehr 
seit  1S75  und  187<j  der  ruhigeren  Überlegung  mehr  Zu- 
geständnisse gemacht  wurden. 

B,  Verftnderunsen  In  der  Struktur  der  OrgranlBatloii. 

Die  gewerkschaftliche  Tätigkeit  des  Vereins  litt  in  den 
ersten  Jahien  nicht  nur  unter  den  politiaichen  Streitigkeiten, 
sie  scheiterte  zum  Teil  auch  an  dem  vergeblichen  Bemühen, 
die  Organisation  selbst  auszugestalten.  £s  galt^  in  den 
Zigarrenarbeitem  statt  der  ersten  dureh  die  Agitation  ent- 
ztlndeten  Begeisterung  eine  stetige  AnteUnahme  am  Verein  su 
erwecken,  einen  strengen  Geschttflssinn  den  lokalen  Unter» 
Organen  einsubauchen ,  auf  deren  Pflichteifer  jeder  Gewerk- 
verein  zum  guten  Teile  besteht.  Dies  ist  natürlich  viel 
leichter  da,  wo  eine  Anlage  2U  den  kleineren  lokalen  Ve^ 
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waltun gögeschäften  der  Gewerbevereiae  aus  den  Gesellenbruder- 
schalten und  Krankenkassen  mitgebracht  wurde.  Bei  den 
Zi^arrenmachern  war  alleniinga  eine  solche  Vorbildung  zum 
Teil  durch  die  an  vielen  Orten  seit  etwa  einem  Jahrzehnt 
bestehenden  Erankenkftsaen  gegeben,  aber  sie  war  doch 
nirgends  so  nachhaltig  und  durchgreifend  ^  dafs  die  Vor- 
waitung  der  lokalen  Mitgliedschaften  auch  nur  einigermalsen 
funktioniert  hätte.  Zahlreich  sind  die  zum  grofsen  Teil  auf 
Unf)lhigkeit  oder  auch  auf  bösem  Willen  der  Ortsbeatnten 
beruhenden  Unregelmätsigkeiten  in  der  Kassenyerwaltung. 
Die  nötigen  Angaben,  welcher  die  ZentralTerwaltung  sur 
Übersicht  über  den  Verein  bedurfte,  wurden  selten  genau 
gemacht.  Weder  Mitglieder  noch  Bevollmächtigte  hielten  sich 
strikt  an  die  Satzungen.  Es  kam  vor,  dafs  Bevollmächtigte 
in  den  Mi^jlicdschafteu  gewählt  war  l  u  und  ihr  Amt  ver- 
sahen, oline  dafs  dem  Präsidenteu  des  Vereius  davon  Anzeige 
gemacht  worden  wäre. 

Von  18H<>  bis  187*2  war  die  Struktur  des  Vereins  im 
wesentlichen  dieselbe  geblieben.  An  den  Befugnissen  der 
Verwaltungsorgane  hatte  die  Bielefelder  Generalversammlung 
im  Jahre  1869  nichts  geändert  Im  Jahre  1872  tönte  zu  der 
Oeneralversanilung  in  Hannover  laut  der  Ruf  nach  Reform 
und  Reorganisation.  Man  gab  namentlich  Fritssche,  welcher 
seine  Befugnisse  mifsbraucht  und  tLberschritten  haben  sollte, 
die  Schuld  an  der  allgemeinen  Unzufriedenheit.  In  dem 
Mafse,  als  die  Ortsvorstände  ihre  Pflichten  schlecht  erfUUten, 
und  nur  wenige  Personen  im  Verein  ihre  Kraft  uneigennUtsig 
seinen  Zweckf^n  widmeten,  war  der  Einflufs  Fritzsches  ge- 
wachsen und,  trotzdem  er  statutcnmäfsig  nur  die  nusftihrendo 
Gewalt  besafs,  in  allen  wichtigen  Entscheidiinfren  sfin  Wort 
in  flie  Wagschale  gefallen.  Kr  war  so  nach  und  nach  Herr  des 
Vereins  geworden.  Die  meisten  Anrlerungsan träge  zu  den 
Statuten  bezweckten  darum,  den  Verein  möglichst  demokratisch 
zu  regieren  und  einer  Vielheit  die  Leitung  anzuvertrauen  statt 
einem  einzelnen  Präsidenten.  Dem  gegenüber  hielt  Fritzsche  in 
Oemeinschaft  mit  dem  Ausschufs  an  den  alten  Einrichtungen 
fest  Die  Generalversammlung  mufste  trotz  aller  Beratungen 
im  wesentlichen  zu  den  alten  Verwaltungäformen  zurück- 
kehren« Es  wollte  wenig  bedeuten,  wenn  Fritzsche  nach  den 
neuen  Beschlttssen  der  Gtoneralrersammlung  nicht  mehr  „Präsi- 
dent*, sondern  „Geschäftsführer'*  hiefs,  und  er,  der  Haupt- 
kassierer und  die  Beisitzer  statt  Direktorium  ^ Verwaltungsrat'' 
genannt  wurden.  Der  Ausschufs  als  höchste  Kontrollbehörde 
Itlr  den  Verwaltungsrat  blieb  bestehen,  der  ehemals  „Ge- 
gchftftsftihrer"  genannte  Vorsitzende  desselben  hiefs  von  nun 
„SekretMr".  Ebenso  blieben  die  Befugnisse  der  General- 
vorsaramlung  dieselhen.  Der  V^erein  veränderte  also  seine 
Struktur  insofern  gar  nicht.    Ein  wirklicher  Fortschritt  war 
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hingegen,  dai's  raun  versuchte,  den  Verein  finanziell  zu  kräftigen 
und  sein  Kassenwesen  umzugestalten.  Hierzu  mnfste  vor  alleiü 
der  wüclientliciie  Beilrag  erhöht  werden,  und  zwar  hatte  der 
Vorstand  eine  Verdoppelung  des  bisherigen  Beitrages,  uäiuli^^u 
2^/2  8gr.,  vorgefichlagen.  Fritzache  erklärte  sich  auf  der  General- 
▼ersammlang  ttber  diesen  Paukt  in  folgenden  Worten,  welche 
den  bisherigen  Zustand  trefflich  beleuchten:  ^Die  uiafende 
Steuer  von  1  Sgr.  3  Pf«  hat  sieh  als  unaureichend  erwiesen, 
denn  sobald  irgendwo  ein  emster  Kampf  aasbrach,  waren  wir 
genötigt,  unsere  Zuflucht  au  freiwilligen  Beiträgen  oder  Extrs* 
steuern  zu  nehmen.  Unsere  Geschäftsbücher  aber  weisen  deat* 
lieh  nach,  da£s  mit  jeder  Extrasteuer  die  Zahl  unserer  Mit- 
glieder zusammengeschmolzen  ist.  Auch  noch  in  anderer  Weise 
wirkten  die  zeitweisen  Steuererhöhungen,  Extrasteuern  und 
freiwilligen  Steuern  nachteilig.  Da  uns  eine  genaue  Kontrolle 
der  einzelnen  Mitgliedschaften  unmöglich  war,  so  kam  es  vor. 
dais  einzelne  Orte  die  Extrasteuern  gar  nicht  oder  naoli  ihrem 
Belieben  zahlten.  Ja,  es  waren  mitunter  Mitgiiedschafkin 
säumig;  die  infolge  ihrer  Stellung  erst  recht  mit  gutem  Beispiel 
hätten  vorangehen  sollen.  An  dem  einen  Orte  wurden  einzelne 
säumige  Mitglieder  streng  nach  den  Buchstaben  der  Satzungen 
resp.  den  Anordnungen  der  VereinsbehOrden  gestrichen,  wäh- 
rend, wie  angefährt,  andern  Orts  die  gsaze  Mitgliedschaft 
ihren  Verpflichtungen  nicht  nachkam.  Man  kann  hier  der 
Meinung  sein,  das  Direktorium  hätte  unter  allen  ümständen 
die  säumigen  oder  renitentesten  Mitgliedschaften  streichen 
müssen ;  aber  das  ist  leichter  gesagt  als  getan,  denn  dann 
hätten  wir  manchmal  Hunderte  streichen  mttssen.'' 

Wie  bei  allen  Anträgen  auf  Beitragserhöhung  in  Gewerk- 
vereinsberatungen  fanden  sich  viele,  welche  eine  starke  Ab- 
nahmo  der  Mitgliederzahl  als  Folge  einer  Beitragserhöhung 
fürcliteten.  Schliclslich  einigte  man  sich  auf  2  Sgr.  Mit  dem 
Vorschlage  auf  Beitragseriiuiiung  hatte  der  Vorstand  auf  Grund 
der  geraachten  Erfahrungen  ferner  beantragt,  die  Kompetenzen 
der  Ortskassen  und  der  Hauptkasse  abzugrenzen.  Seine  Vor- 
schläge wurden  ohne  Debatte  angenommen.  Es  wurde  nuii- 
mehr  unterschieden  zwischen  örtlichen  Zentralkassen,  Orts- 
reservekassen  und  Zentralhauptkasse. 

Diese  sollte  gebildet  werden  aus  den  Überscht&ssen,  welche 
sich  an  den  einzelnen  Orten  aus  den  Einnahmen  ffXr  die 
Zentralkassen  ergeben  würden  und  aus  den  Zinsen  der  yon  der 
Zentralkasse  angelegten  Gelder.  Aus  der  Zentralhauptkasse 
sollten  bestritten  werden:  die  Begräbnisgelder,  die  Unter- 
stützungen bei  Arbeitseinstellungen  und  der  Gemafsregelten. 
die  Agitationskosten  für  die  Ausbreitung  des  Vereins  und  die 
Verwaltungskosten  des  Gesamtvorstandes.  Die  eigentümliche 
Einrichtung:  einer  Ortsresfrvekasse  ist  zurftckzufiihren  auf  das 
in  den  Mitgliedschaften  auftretende  Verlangen  nach  gröfserer 
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Selbat^erwaltang  und  bildet  gleicliseitig  eine  bewolBte  An- 
lehnung an  den  Gedanken  der  Strakkassen .  vielleicht  sognr 
in  der  Absicht,  sie  durch  Einrichtung  eines  ähnlichen  Instituts 
überflüssig  zu  machen.  Die  Ortsreservekasse,  in  weiche  von 
den  wöchentlichen  Beiträgen  die  Httlfte  in  Höhe  von  1  Sgr. 
für  jedes  Mitglied  fliefsen  sollte,  war  dazu  bestimmt,  die  Unter- 
stützung der  am  Orte  Gemafsregelten ,  die  durch  Arbeits- 
einstellung am  Orte  notwendig  werdenden  Unterstützungen  bis 
zu  '2^  2  Tlr.  pro  Mann  und  Woche  zu  tragen.  Und  zwar  sollte 
dies  geschehen  ^verlags weise"  ftlr  die  Zentralhauptkasse,  wenn 
deren  Bestände  nicht  zur  Unterstützung  der  durch  Urabstim- 
mung zur  Vereinssache  gemachten  Streiks  ausreichten.  Die 
kleineren  Streiks  bis  zu  25  Personen  sollten  offenbar  nur  von 
der  Ortsroservekasse  unterstützt  werden.  Daneben  hatte  sie 
Darlehen  an  die  örtliche  Zentralkasse  für  Ausgaben  des  Orts- 
voTstandes  su  geben.  Die  örtlichen  Zentralkassen  endlich 
sollten  das  Abonnement  auf  den  „Botschafter",  die  Porti,  die 
Reiseunterstutaung  und  die  Kosten  f)lr  die  Ortsverwaltung 
bestreiten.    Sie  sollten  gebildet  werden  aus  den  Eintritts- 

S eidern  (5  Sgr.),  den  Oeldern  fttr  die  Quittungsbücher  und 
em  Teil  der  wöchentlichen  Steuern  eines  jeden  Mitgliedes, 
der  nach  Abzug  des  einen  Silbergroschen  für  die  Ortsreserve- 
kasse noch  übrig  bleiben  würde.  Durch  diese  Neuordnung 
des  Kasseuwesens  war  die  Macht  d^^s  Hauptvorstandes  den 
Mitgliedschaften  gegenüber  stark  gemindert.  Dies  znicrt  sich 
vor  allem  darin,  dafs  die  örtlichen  Verwaltungsurgane,  denen 
nun  eine  weitgehende  Verfügung  über  die  Vereinsgelder  zu- 
frestanden  war,  selbständiger  werden  mufsten.  Bisher  hatte 
iiiiiü  —  nach  dem  Muster  des  Allgemeinen  Deutschen  Arbeiter- 
vereins und  ähnlicher  politischer  Organisationen  —  eine  einzige 
Gesamtmitgliedschaft  fingiert,  die  in  lediglich  rftumlieh  ge> 
trennte,  im  übrigen  aber  gana  unselbstftndige  Teile  zerfiel,  in 
denen  BeToUmttchtigte  des  Vorstandes  die  Qeschftfte  flftr  diesen 
▼erwalteten.  Von  dieser  Fiktion  glaubte  man  offenbar  mit 
Rücksicht  auf  die  nunmehr  ersiehe  Einheit  Deutschlands  Ab- 
stand nehmen  zu  können,  obwohl  gerade  in  der  Vereins* 
ffesetzgebung  sich  nichts  geändert  hatte.  Allerdings  war  auch 
die  spätere  Praxis  der  Verwaltungsbehörden  den  sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaften  gegenüber  damals  noch  unbekannt. 

Die  neue,  durefi  Urabstimmung  genehiniL''te  Geschäfts- 
ordnung bestimmte,  dafs  znnMoli-t  j^de  Mitgliedschaft  ihren 
Ortävorstand  wählte,  bestehend  aus  einem  Vorsitzen* !en,  einem 
Kassenwart,  einem  Schriftwart  und  zwei  Beisitzern.  Um  nun 
die  Interessen  des  Gesamtvereins  gegenüber  den  Ortsvorstanden 
zu  wahren,  wählte  jede  Mitgliedschaft  einen  Bevollmächtigten, 
welcher  der  Bestiltigiuig  des  VerwaUuiigsrates  unterlag.  Da- 
mit war  das  Prinzip  der  völligen  Zentralisation  aufgegeben 
und  eine  organisatorische  Anntuierung  an  die  selbständigen 
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Zweigyereine  der  Assonation,  aber  aueh  an  die  Hirsck- 
Dunckerschen  OrtsTereine  g^eben.  Diese  Entwicklung  war 
natürlich*  Sie  war  aus  der  Unmöglichkeit  entsprungen,  eta 
Zusammenarbeiten  der  Mitglieder  ohne  eine  feste  örtliche  Organi- 
sation zu  erreichen.  Gerade  diese  Entwicklung  will  mir  als  die 
bedeutsainste  unter  allen  anderen  Neuerungen  d^r  Opueral- 
versammlung  von  1872  erscheinen.  Öiegab  rlem  Zigarrenarlx^itei- 
verein  das,  was  andere  Gewerkschaften  aus  den  Gesellenachafben 
mitgebracht  hatten :  tu»tc  lokale  Grundorganisationen. 

Von  dem  richuf^en  Machtverhältnis  zwischen  Haupt- 
vorstand  und  lokalen  Mitgliedschaften  hängt  ein  grofser  Teil 
gewerkschaftlicher  Energie  und  Zusammentasöung  ab.  Diesen 
Ausgleich  zwischen  Zentralisation  und  Dezen^^isation  der 
Verwaltung  zu  finden,  ut  keineswegs  leicbt,  er  scheint  mir 
vielfach  auch  heute  noch  nicht  gefiiMen  zu  sein.  Jedenfidls 
war  man  auf  der  Generalyersammlung  des  Tabakarbeiter- 
Vereins  von  1872  in  der  Dezentralisation  der  Kassen  zu  wm 
gegangen.  Dies  trifft  namentlich  bei  der  Streik*  und  Gemafs- 
regeltenuuterstUtzung  durch  die  Ortsroaervekassen  zu.  Diese 
Mängel  fährten  auf  der  letzten  Generalversammlung  des  Tabak- 
arbeitervereins im  Jahre  1878  zu  einer  Änderung.  Es  wurd? 
nämlich  den  Ortsreservekassen  die  Befugnis,  bei  Arbeir- 
einst("!lungen  und  Malsregelungen  als  Htroikkassen  zu  dienen. 
CTi  iioinnien  und  ihnen  1pfli«rli<'b  bela^^^en,  flie  Tageskas?*e  bei 
den  satzungsmäfjsigen  Ausgaben  zu  untenstuzen ,  falls  tieren 
Bestand  nicht  ausreichen  sollte.  Nur  die  Hauptkasse  hatte 
fortan  das  Recht,  bei  Arbeitseinstellungen  Hilfe  zu  gewähren. 
Diese  Änderungen  wurden  aber  infolge  der  Auflösung  dei 
Vereins  im  Oktober  1878  nicht  mehr  praktisch. 

Während  die  Organisation  bis  zu  ihrer  Auflösung  im 
wesentlichen  so  in  der  ihr  1872  gegebenen  Struktur  verbarrts, 
ruhte  Fritzsche  nicht ,  ihre  Macht  und  Festigkeit  durch  An- 
gliederung  einer  Zentralkranken-  und  Sterbekasse  zu  erhöhen. 
Nach  Begründung  des  Zigarrenarbeitervereins  und  den  in  den 
Jahren  18(>8 — 1870  erfolgten  Auflösungen  der  Ortskassen  ftr 
Durchreisende  hatten  die  Tabakarbeiter  noch  nicht  angehört 
Mitglieder  der  verschiedenen  örtlichen  Krankenkassen  zu 
bleiben.  Bereits  im  Statut  von  1R(K)  findet  sich  die  Be- 
stinmiun^r.  dafs  die  Vereinsmitglieder  verpHichtet  waren,  diesen 
Krankenkassen  anzugehören.  Das  Statut  von  18til»  enthält 
dipHfÜM"  Vorschrift  unter  Festsetzuntr  i;  - wisser  Normativ- 
bestimmungen  für  diese  örtlichen  Krankenkassen,  bei  deren 
Vorhandensein  das  ])etreffende  Mitglied  ihnen  beitreten  muTste. 
Man  tai  dies  nicht  nur  aus  humanitären  Erwägungen.  Die 
Krankenkassen  hatten  sich  vielmehr  als  das  festeste  Rückgrat 
der  lokalen  gewerblichen  Organisationen  erwiesen.  Ein  fester 
Bestand  von  Krankenkassenmit^gltedem  sicherte  daher  auch 
der  Vereinsfiliale  die  Mitglieder.   Auf  der  Generalversamm* 
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hing  von  1872  traten  Bestrebungen,  diese  Krankenkassen  mit 
den  Veremsfilialen  so  verschmelzen,  lebhaft  hervor.  Sie 
wurden  bekämpft  mit  der  Begrttndang,  dafs  bei  einer  Auf- 
lOsnng  des  Vereins  die  Krankenkassen  mit  aufgelöst  wUrden. 

Dann  hätten  die  Mit^Iioder  gar  keinen  Halt.   Im  Jahre  1874 
worden  dem  lebhaften  Wunsche  der  Krankenkassenmitglieder 
entsprechend  alle  Krankenkassen  zn  einer  Zentralkrankenkasse 
verschmolzen.    Dieselbe  trat  nun  mit  dem  deutschen  Tabak- 
arbeitervf»rein  gleichsam  in   Personalunion.    Die  Leitnn;ü^  der 
Zentralkranken-  nnd  Sterhekasj^r'  wur(l('  nämlich  (l(Mn  Ver- 
waltimgsrat  unterstellt,  welcher  um  einen  Beamten,  den  Sekretär 
des  Vervvaltungsrates,  vermehrt  wurde,  der  gleichzeitig  die  Ver- 
tretung des  Geschäftsführers  gegebenenfalls  übemehmen  sollte 
Der  ge.samte  Vorwaltungsrat  zerfiel  nunmehr  in  zwei  Abteilungen, 
die  erste  Abteilung  für  die  allgemeinen  Angelegenheiten,  d.  Ii. 
des  Vereins,  und  die  zweite  Abteilung  für  die  Angelegenheiten 
der  Zentralkranken-  und  Sterbekasse.   Die  zweite  Abteilang 
unterstand  dem  Sekretär  des  Verwaltnngsrates,  während  die 
erste  Abteilung  dem  GeechäftsfÜhrer  verblieb.  Bei  dieser  Art 
der  Verwaltung  konnte  die  Trennung  der  Krankenkassen  von 
dem  Verein  nur  eine  buchmäfsige  sein.    Hierin  trat  selbst 
nach  Publikation   des  Hilfskassengesetzes  von  1870  keine 
wesentliche  Änderung  ein.   Auf  der  Generalversammlung  des 
Deutschen   Tabakarbeitervereins   in   Bremen  im  Juni  187<) 
empfahl  Fritzsche  mit  folgenden  Worten  den  neuen  Statuten- 
entwurf, welcher  fürderhin  ein  enges  Zusammenwirken  beider 
Kassen  ermöglichen  sollte^:  „Die  Zenti'alkranken-  und  Sterbe- 
kasse verlangt  jetzt,  nachdem  das  Hilfskasöengesetz  erschienen, 
eine  eigene  Organisation,  und  wir  können  darum  nicht  länger, 
wie  ea  bisher  geschehen,  einfach  im  Statut  darauf  verweisen, 
dafs   die   Verwaltung    des    Deutschen  Tabakarbeitervercins 
gleichzeitig  auch  die  der  Zentralkranken-  und  Sterbekasse  sei. 
Uerade  die  genaue  Feststellung  der  Fanktionen  und  Befugnisse 
der  Verwaltungsorgane  wird  daäji  ni^u  Kapitel  sein,  auf  das 
die  Regierungen  ihr  Augenmerk  am  meisten  richten.  Je  genauer 
und  schärfer  diese  Funktionen  und  Befugnisse  fUr  die  Beamten 
der  Zentralkranken-  und  Sterbekasse  gezcMchnet  sind,  um  so 
mehr  wird  man  auch  auf  pünktliche  Erftdlung  der  Pflichten 
seitens  der  Verwaltung  des  Vereines  rechnen  können,  denn 
man  wird  doch  Mittel  und  Wege  finden  müssen ,  zu  bewerk- 
stelbVen,   dafs  beide  Verwaltungen  durch  ein  und  dieselbe 
Beliörde  bf»snr«,''t  wonloü  können.     Ofme  das  Zusammenlaufen 
beider  Verwaltungen  würde  man  gerade  das  Gefijenteil  von 
dem  erzielen ,  wa^  man  beabsichtigt.    Statt  dafs  die  Zentral- 
kranken- und  Sterbekasse  ein  Mittel  zur  Kräftigung  und  Ver- 


*  Nach  den  Feststellunfjpn  des  uiit*Mi  noch  mehrfnrh  zitierten  Urteils 
Äet  Königl.  Preufs.  Oberverwaltungsgerichts  v.  16.  Juui  1879. 
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grölserang  der  Gewerkscliaft  werde,  würde  sie  bei  getrennter 
Verwaltung  den  Daalismus  grofsziehen;  die  Zentralkrankeii- 
und  Sterbekaase  würde  sich  selbst  Zweck  werden,  die  beiden 
Verwaltungsorgane  würden  Über  gegenseitige  Rechte  und  Be- 
fugnisse in  Differenzen  geraten^  ois  schliefslich  die  RivalitiU 
sur  völligen  Spaltung  führte,  und  das  würde  der  Ruin  imeem 
mit  so  vieler  Muhe,  mit  so  vielen  Opfern  und  mit  so  viel 
Liebe  aufgebauten  Vereines  sein." 

Zwar  wurde  der  von  Fritzsche  ausgearbeitete  erste 
Statutenentwurf,  in  welchem  die  Kasse  als  unabtrennbarer 
Teil  des  Vereins  bezeichnet  wurde,  vom  KonijJ^lichen  Poiizei- 

f)räsidium  in  Berlin  nicht  sfenelimigt,  so  dafs  wenigstens  äufser- 
ich  eine  Verbindun^^  dcs  Vereins  mit  der  Kasse  vermieden 
werden  mufste.  Tatsächlich  war  die  Verbindung  eng  ge- 
blieben, wie  vor  dem  Hilfskassengesetz.  Mitglieder  und  Ver- 
waltongeorgane  des  Vereins  waren  mit  Mitgliedern  und  Ver- 
waltnngsorganen  der  Kasse  identisch.  Durch  die  reichlicheren 
Mittel  der  Kasse  wurde  der  Verein  durch  leicht  von  ihr  n 
erlangende  Darlehen  finanziell  gekräftigt»  vor  allem  aber  erhielt 
er  in  den  Kassenmitgliedern  einen  festen  Mitgliederkem,  welcher 
seiner  Organisation  den  besten  Halt  verleihen  konnte. 

C.  Materielle  Lelstunereii  des  Vereins. 

Pie  Satzung  des  Aligemeinen  deutschen  Zigarrenarbeiter- 
vereins von  l8(iG  hatte  ganz  unerhörte  Leistun;^(  u  für  einen 
minimalen  Wochenbeitrag  versprochen  und  nocii   dazu  eine 
nur  lo wöchentliche  Karenzzeit  vorgesehen.    Unter  den  ver- 
sprochenen Unterstiitzuni^en  fällt  besonders  die  Arbeitslosen- 
unterstützung aul",  war  doch  nach  §  1  der  Satzung  der  Zweck 
des  Vereins  die  auf  G^enseitigkeit  gegrtlndete  l^terstützung 
in  Fällen  der  Arbeitslosigkeit  Zweifellos  war  hiermit  sonSchst 
die  heutige  von  den  Gewerkschaften  geübte  Arbeitslosen- 
unterstützung  gemeint  gewesen.    Das  geht  auch  aus  der  Be- 
stimmung hervor,  dafs  diese  Arbeitslosenunterstützung  nicht 
gewährt  werden  sollte ,  wenn  dem  arbeitslosen  Mitgliede  an* 
nehmbare  Arbeit  nachgewiesen  wurde ,  oder  wenn  es  wegen 
unsitdichen  Betragens  oder  streitsüchtigen  Charakters  entlassen 
worden   war.    Dafs   diese   Arbeitslosenunterstützung  jemaJs 
innerh;«!!)  des  V^Toins  mit  nnr  oiniger  RegelrnJirsigkeit  aus- 
bezahlt worden  wäre,  ist  nicht  anzunehmen.  Bei  oinem  wfu  h^^nt- 
lichen  Beitrag  von  5  Pf.   blfst  sich   eine  Arbeitslosenunter- 
stützung von  9  Mk.  wöchentlich  nicht  gewähren,  ^anz  ab- 
gesehen  davon,    dafs    auch    noch    Reiseunterstützun^  und 
Frauensterbegeld   versprochen  waren.     Diese  Unmötrlichkeit 
wurde  denn  auch  bald  eingesehen.   Fritzsche  sah  sich  genutigu 
die  Bestimmungen  über  die  Arbeitslosenunterstützung  dahio 
authentisch  su  interpretieren,  dals  nur  diejenigen  einen  An* 
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sprach  auf  Untersttttsung  hättoD,  die  «in  Hinsiclit  der  Arbeit 
oder  ihrer  Kollegen*'  gesprochen  hätten  nnd  d  sli.ilb  arbeitBlos 
geworden  seien.  Damit  war  freilich  aus  der  Unterstützung 
für  Arbeitslose  eine  solche  für  Gemafsregelte  geworden.  Dieser 
Veränderung  trug  das  Statut  der  Bielefelder  Generaiversamm- 
lunp  von  1s(><»  l'cchnung.  Man  strich  die  Arbeitslosenunter- 
stützung, fiihrtp  statt  ihrer  cinn  ITntPrstützung  ffir  Gemafß- 
regilte  und  eine  solche  tm-  Streikciifh  ein,  ohne  jedocli  die 
Unterstützungssätze  festzulegen.    Hierbei  biieb  bin  zur 

Auflösung  des  Vereins  im  Jahre  1878  stehen.  Alles,  was 
unter  Arbeitülosenunterstfltzun^  in  den  Abrechnungen  des 
Vercinö  sich  gebucht  findet,  ist  also  Streik-,  bezw.  Gemafs- 
regeltenunterstützung  gewesen.  Welche  Summen  der  Verein 
hierfür  aofbrachte,  ist  leider  ans  diesen  nor  sporadisch  and 
immer  unvollständig  gegebenen  Abrechnungen  nicht  zu  er- 
sehen. Der  bestftndige  Geldmangd  machte  fortwlthrend  E^tra- 
steuern  und  Bitten  um  freiwillige  Beiträge  notwendig.  Zwischen 
ordentlichen  und  aufserordentlichen  Einnahmen  konnte  so  kaum 
nnterschieden  werden.  Nur  für  die  Jahre  1876  und  1877  sind 
einigermafsen  glaubwürdige  Zahlen  vorhanden.  Es  betrugen 
im  Jahre  1876  die  Ausgaben  ftir  „Arbeitlose"  11  027,36  Mk. 
und  im  Jahre  1877  für  Mitglieder  14  666,7<5  Mk.,  für  Nicht- 
mitglieder  3578,08  Mk.  Die  Zahlen  erscheinen  ziemlich  gering. 
In  der  Zeit  der  heftigen  Streiks  von  1871  bis  1873  nahm  die 
Streik-  und  Gemalsregeltenuiiterstützung  das  e^jinze  Vereins- 
vermögen in  Anspruch,  ungerechnet  die  Sunimen,  welche  die 
Mitgliedschatttiu  oder  einzelne  Mitglieder  beisteuerten. 

Keben  diesen  grofsen  Ausgaben  spielt  die  Reiseunter- 
stützung eine  weit  geringere  Rolle.  Sie  war  jedoch  der  einzige 
Unterstützungszweig,  welcher  mit  einer  gewissen  Regelmäfsig- 
keit  gepflegt  wurde.  Die  Reiseuntersttltsung  ist  unter  allen 
anderen  Unterstlltsungen  die  älteste  und  am  meisten  ver- 
breitete in  den  Etnderjahren  der  deutschen  Gewerkschaften 
gewesen  y  abgesehen  natttrlich  von  der  Krankenunterstutzung, 
welche  aber  meist  aus  besonderen  Kassen  geleistet  wurde.  Die 
Keiseunterstützung  war  in  vielen  Gewerkschaften  fraglos  aus 
den  Gesellenschaften  übernommen,  bei  anderen  In  Anlehnung 
an  die  alten  Ortskrankenkassen  mit  der  Unterstützung  für 
r)iirehr(;isende  nTitstrmdrn.  Bei  den  Tal)akarbeitern  wirkte 
auiser  dieser  letzten  Kntstehungsursache  auch  die  Erinnerung 
an  die  Reisekasse  der  „Assoziation"  fördernd  mit.  Die  Reise- 
Unterstützung  wurde  deshalb  uui  so  leichter  getragen ,  als  es 
sich  um  geringere  und  in  Ansehung  der  einzelnen  Wandeniden 
für  jede  einzelne  Kasse  der  verschiedenen  Orte  einmalige  Auö- 

faben  handelte.  Die  Auszahlung  war  und  blieb  lediglich  Sache 
er  Mitgliedschaften,  welche  das  Geld  unter  sich  aufbrachten. 
Auch  die  Reiseuntersttttaung  war  mit  2  Sgr.  pro  Meile  im 
Statnt  von  1866  reichlich  hoch  bemessen  gewesen.  Viele  Mit- 
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gliedschafteu  klagten  über  die  grolse  Reiselust,  welche  durch 
solche  hohe  ReiseunterstUtzung  natürlich  nur  gesteigert  wurde. 
Daher  setzte  man  dieselbe  bereits  im  Statat  von  1869  auf 
IV«  Sgr.  herab  und  für  den^  der  l&nger  als  acht  Wochen 
reiste,  auf  1  Sgr.  Die  Generalversanunlang  von  1872  er- 
niedrigte die  Reiseanterstützung  auf  1  Sgr.  und  bestimmte, 
dafs,  wer  länger  als  sechs  Wochen  reiste,  überhaupt  keine 
Untersttttzung  mehr  hekam.  Das  im  Statut  von  1866  vor- 
gesehene Taschengeld  für  auf  Reisen  Erkrankte  Uefa  man 
schon  seit  1869  gänzlich  fallen. 

Wie  bei  der  Unterstützung  für  Streikende  kann  auch  boi 
der  für  reisende  Mitglieder  Ivf^in  Überbh'ck  über  die  Leistungen 
des  Vereins  gewährt  werfleii.  Soweit  überhaupt  Abrechnungen 
vorhanden  sind,  ist  ihnen  weder  V'oiistiindigkeit  noch  Genauig- 
keit eigen.  Nur  für  die  beiden  letzten  Keelinunc:sjahre  des 
Tabakarbeitervereins  sind  wieder  einigermafsen  zuverlässige 
Angaben  vorhanilen.  Im  Jahre  1870  hat  man  ihnen  zufolge 
;i931,87  Mk.  Reiseunterstützung  bezahlt,  im  Jahre  1877  da- 
gegen 6546,54  Mk.  Die  grofse  Differena  awisehen  beiden 
Jahren  vermag  ich  nicht  au&oklären.  Endlich  bl^bt  ao 
Untersttttaungszweigen  des  Vereins  noch  die  Begrttbniakasse 
für  den  Fall  des  Ablebens  der  Ehefi*an  eines  Vereinsmitgliedee 
übrig.  Der  Unterstützungssatz  betrug  bis  1872  im  einzelnen 
Fall  12  Tin,  dann  10  Tlr.,  während  der  ersten  fünf  Jahre 
ununterbrochener  Mitgliedschaft,  vom  sechsten  Jahre  ab  15  Tlr. 
Ein  zahlenmäfsiger  Überblick  ist  auch  hier  nicht  möglich.  Für 
die  Leistungen  der  .seit  1874  angegliederten  Zentralkran ken- 
und  Sterbeknssen  sind  elienfalls  keine  Angaben  vorhanden. 

\m  ganzen  läfst  sicli  im  Unterstützunfrswoson  dos  Ver(Mn'< 
ein  gewis.scr  Fortscliritt  darin  erkennen,  dafs  die  VeriHjircchuugeu 
bei  bteigendem  Betrag  geringer  werden.  Dies  deutet  auf  eine 
gesündere  finanzielle  Grundlage,  auf  eine  piinktUchere  Er- 
füllung der  überntinmienen  Ver])liioliLungen.  Auch  scheint  die 
Umgestaltung  des  Kaüscnvvcsens  im  Jahre  1872  ihre  Früchte 
getragen  zu  haben,  wenn  man  die  fUr  1876  und  1877  ge- 
machten Abschlüsse  als  Resultat  genauerer  Abrechnungen  he- 
trachten  kann. 

Zu  den  materiellen  Leistungen  des  Vereins,  freilich  nicht 
als  Unterstützung,  ist  noch  die  Lieferung  des  „Botschafters' 
zu  nennen,  wt  Icher  bis  1872  immer  für  10  Mitglieder,  dann 
für  jedes  Mitglied  unentgeltlich  geliefert  worden  ist  In  den 
schwersten  Zeiten  des  Vereins  ist  ihm  in  erster  Linie  die  Er- 
haltung der  Organisation  zu  danken.  Er  l)ildete  das  lebendige 
Band  unter  den  'NfitirliedschafteTi  und  zwischen  dir-^en  nnd 
dem  Vorstand.  Als  Sprechsaal  für  alle  Wünsche  der  Mitglieder, 
als  Piiblikationsorgan  der  oberen  und  unteren  Verwnhuiig?- 
organe  des  Vereins,  endlich  als  vortretiiiches  Agitatioubmiltel 
war  er  unentbehrlich.   Neben  der  ReiseunterstUtzung  ist  er 
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diejenige  Leistung  des  Vereins,  welche  den  Mitgliedern  am 
regolninfsigsten  wurde  V  Er  erschien  gewöhnlich  wöchentlich. 
Nur  während  des  deutsch- französischen  Kri('ges,  als  das  Vereins- 
leben  fast  ganz  erloschen  war,  erschien  er  alle  zwei  W  K-hen. 
Damals  mufste  sich  die  Redaktion  des  Blattes  zu  dem  Ge- 
ständnisse herbeilassen,  dafs  die  augenblicklichen  hnanziellen 
Mittel  des  Blattes  nicht  derart  seien,  um  seinen  Bestand  zu 
garantieren.  Das  Organ  habe  bereite  ein  Dehzit  von  500  Tlr. 
Trotzdem  gelang  es  Fritzsche,  die  Mittel  zur  weiteren  Heraus- 
gabe aafisubringen.  Nach  der  AuflöBung  des  Vereti»  ging 
aach  der  „Botsdhafter*  ein,  der  13  Jahre  lang  in  Beinern  Dienste 
gewirkt  hatte. 

I>.  me  MiterliedeTbewegrungr  innerhalb  des  Vereins. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Vereins  stieg  und  nahm  ab 
mit  den  einzelnen  Phasen  seiner  Entwicklung.    A\  ahrcnd  in 
den  ersten  Jahren  des  ucubegründeten  Vereins  ein  starkes 
Anschwellen  der  Mitgliederzahl  zu  beobachten  ist,  sank  sie  in 
den  Jahren  1870  und  1871  bedeutend,  um  dann  langsam  bis 
1875,  von  da  ab  schneller  und  stetig  zu  steigen.  Ftlr  die  einzel- 
nen  Jahre  fehlen  genauere  Angaben.  Denn  naturgemäfs  ging 
Hand  in  Hand  mit  der  Unmöglichkeit  einer  genauen  tTber- 
sicht  Uber  die  Filialen  hinsichtlich  ihrer  Eassenfuhrung  auch 
die  Unfähigkeit  der  Vereinsleitung ,  sich  über  den  genauen 
Mttgliederstand  Kenntnis  zu  verschaifen.    Es  wurcb  ganz 
unregelmäfsig  gezählt  und  womöglich  jeder,  der  in  einer  Ver- 
sammlung sich  als  Mitglied  meldete  und  einen  Beitrag  be- 
zahlte, in  der  Mitgliederliste  geführt.  —  Die  Fluktuation  der 
Mitglieder,   d.  h.    das    fortwährende   Ein-   und  Ausströmen 
grol'ser  blassen  in  den  Verein  und  wieder  hinaus,  mufs  ganz 
auiserord entlich  gewesen  sein.   Dem  versuchte  das  Statut  von 
\Si)9  zu  steuern,  wenn  es  für  den  Wiedereintritt  eines  eiimial 
Ausgeschiedenen  anstatt  des  gewöhnlichen  Einstandsgeldes  von 
Va  Taler  ^/a  Taler  und  beim  dritten  Male  einen  ganzen  Taler 
als  Gebühr  erhob,  eine  vierte  Aufnahme  desselben  Mitgliedes 
aber  überhaupt  verbot.    Diese  Bestimmung  konnte  jedoch 
offenbar  angesichts  der  bestehenden  Fluktuation  der  Mitglieder 
nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Vor  der  Wiederaufnahme  aus- 
geschlossener Mitglieder  suchte  man  sich  seit  1872  dadurch  zu 
schtltzen,  dafs  man  die  Namen  der  neugemeldeten  Mitglieder 
im  «Botschafter"  veröffentlichte.    Erfolgte  binnen  14  Tagen 
kein  Widerspruch,  so  galt  die  Aufnahme  als  bewirkt.  Der 
Vorstand  konnte  nur  durch  die  Abrechnungen  erfahren  ,  wie 
viele  Mitglieder  vorhanden  waren.   Diese  aber  waren  meist 

*  FritzBche  war  Herausgeber  und  Verleger  der  Zeitung,  der  Verein 
Abonnent,  dessen  Zahlnngwahlgkdt  alleidings  oft  genug  ins  Stocken 
geriet 
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zu  ma^m  'lli'ift.  Als  der  Vorstand  daher  einmal  im  April  1^73 
wissen  wollte,  wieviel  Mitglieder  der  Verein  überhaupt  habe, 
mufste  er  eine  besondere  Zählung  anordnen.  Für  den  1.  Januar 
1S<>S  gibt  Fritzsche  in  einem  Bericht  den  Mitgliederbestand 
aui  '.i?'),-)  an,  fügt  aber  hinzu,  dafs  1:^,  darunter  gröfsere  Mit- 
gliedschaften, ihre  Berichte  nur  mangelhaft  gegeben  hätten. 
Er  veranschlagt  daher  die  Mitgliederzahl  auf  7600  und  glaubt 
nach  den  eingegangenen  Anmeldungen  noch  im  Laufe  des 
Jahres  1868  auf  10000  Mitglieder  zu  kommen.  Diese  Zahlen 
sind  natttrlich  stark  übertrieben.  Der  Verein  mag  damals 
höchstens  etwa  5000  zahlende  Mitglieder  gehabt  haben.  Die 
Mitgliederzahl  sank  in  den  Jahren  1860  und  1870  teils  unter 
EinfluIiB  des  Krieges,  teils  infolge  der  Spaltung  des  Vereins 
auf  kaum  1000,  wie  Fritzsche  später  selbst  zugab.  Bis  1875 
mag  sich  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  etwa  2 — 8000  gesteigert 
haben,  um  dann  durch  die  im  Jahre  187.^  erzinlte  Einigung  wieder 
die  alte  Höhe  des  Jahres  IS^N  zu  erreiclieu.  Von  da  nn  mag 
eine  Steigerung  bis  auf  7  -.soim  Mitglieder  stattgefunden  haben. 
Dies  stimmt  auch  mit  der  Auflage  des  ^Botschafters",  die  im 
Jahre  187<)  eine  Stärke  von  71<)()  Exemplaren  hatte.  Für  das 
Ende  des  Jahres  1877  gibt  die  bekannte  Geibsche  Statistik* 
die  Mitgliederzahl  auf  8100  an.  Die  Zahl  dürfte  nach  allem 
über  den  Verein  Bekannten  Anspruch  auf  Zuverlässigkeit 
machen.  Sie  entspricht  der  steigenden  Festigkeit  des  Vereins 
in  den  letzten  Jahren  seines  Bestehens. 

£.    InternaUoiiale  Beziehungen  des  Tabakarbeiter- 
vereins. 

Die  Anknüpfung  internationaler  Besiehungen  swischen  dem 

Deutschen  Tabakarbeiterverein  und  ausländischen  Zigarren- 
arbeiterorganisationon  ging  von  England  aus.  Im  Oktober 
1871  ging  bei  Fritzsclie  ein  Rundschreiben  der  Londoner 
Cigar-Makers-Miitual-Association  ein,  welches  zu  einer  Kon- 
ferenz von  Delegierten  aller  Zigarrenarbeiter-Fachvereine  ein- 
lud. Die  Fragen,  über  welche  beraten  werden  sollte,  waren 
folgende:  „1.  Ob  der  gegenwärtige  Stand  der  Zigarrenfabrikation 
die  Errichtung  einer  internationalen  Zigarrenarbeiterasüoziation 
nötig  macht?  2.  Gesetzt ^  dafs  eine  internationale  Zigarren- 
arbeiterassoziation nötig  ist,  was  sollen  die  Prinzipien  sein, 
und  nach  welchen  Statuten  kann  sie  geleitet  werden?  3.  Können 
die  verschiedenen  Gewerkschaften  der  Zigarrenarbeiter  in  Eng- 
land mit  Nutzen  für  sich  und  das  Geschäft  im  allgemeinen 
enger  verbündet  werden  und,  wenn  dies  der  Fall,  unter  welchen 
Bedingungen  könnte  eine  solche  Vereinigung  am  besten  her- 
gestellt werden?  4.  Ist  es  möglich,  eine  £ünigung  im  Zweck 
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und  im  Handeiu  der  Zi^arrenmacher  und  der  andf»ren  Zweige 
der  Tabaksfabrikation  zum  Wohle  aller  herzustelieo  und, 
wenn  möglich,  wie  ist  eine  solche  Einigung  am  besten  zu  er- 
langen?" — 

Der  Kongrefs  sollte  im  Dezember  1871  statthadoD.  Nach- 
dem die  Mitgliedschafiten  darüber  befragt  waren  und  dafür 
gestimmt  hatten,  dafs  der  Yerein  einen  Delegierten  entsende, 
▼ertrat  FritzBche  den  Verein  auf  dem  KonjgrefB  in  London. 
Anfser  Deatschland  waren  dort  yertreten :  fünf  englische  Tabak- 
arbeitervereine,  lokale  belgische  Vereine  vlämischer  und  fran- 
zösischer Sprache  nnd  holländische  Vereine.  Über  die  Ver- 
bandlungen des  Kongresses  findet  sich  im  „Botschafiber''  nichts 
näheres.  Soviel  stellt  fest,  daCs  die  Gründung  eines  allgemeinen 
Bandes  der  Tabakarbeitervereine  beschlossen  wurde,  dem  der 
Deutsche  Tabakar  bei  torverein  am  1.  Tnli  1S72  beitrat.  Der  Zweck 
des  Bimdos  war,  sich  gegenseitig^  zu  unterstützen  in  den  Be- 
strebungen, die  Lebenshaltung  d^r  Tabakarbeiter  in  moralischer 
und  materieller  Beziehung  zu  verbessern.  Zum  Eintritt  in  den 
Bund  waren  alle  diejenigen  Vereine  der  Zigarrenarbeiter,  Tabak- 
spinner und  Sortif'rer,  Tabakzuricliter  und  Tabakschneider  be- 
rechtigt, deren  Hauptzweck  es  war,  ihre  MitgluMler  bei  Arbeits- 
einstellungen zu  unterstützen.  Jeder  Bundesverein  sollte  für  jedes 
seiner  Mitglieder  einen  Penny  an  die  Bundeskasse  zahlen  und  über 
Arbeitseinstellungen  sofort  Bericht  an  den  „Bundesrat^  welcher 
als  oberstes  Organ  auf  dem  Kongrefs  zu  wfthlen  war,  ein- 
senden. Dafs  der  Bundesrat  aber  Unterstützung  bei  Arbeits- 
einstellungen in  den  einzelnen  nationalen  Verbänden  gewähren 
oder  ▼ermitteln  sollte,  ist  nicht  bestimmt  £ben8owenig  wird 
gesagt,  was  der  Bundesrat  eigentlich  tun  solle,  um  den  Zweck 
des  Vereins  zu  verwirklichen.  Bei  Streitigkeiten  zwischen 
Bundesvereinen  sollte  er  allerdings  als  »Schiedsrichter  ftuigiercn. 
Das  wnr  iihrr  mir  eine  nebensächliche  Tätigkeit.  Alljährlich 
sollte  (Mu  Kongrefs  stattHnden,  desseii  Autgaben  folgende  wart-n  : 
Wahl  des  Bundesrats,  Bestimmung  (ies  Vororts,  an  wel»  lunu 
der  Bundesrat  seinen  Sitz  haben  sollte,  Entlassung  des  bis- 
berigen  Bundesrats,  Beschlufsfassung  über  Agitationsmittel  und 
über  Statutenänderungen,  Feststellung  der  Bundesprin/JiMcn, 
Rechtsprechung  bei  Streitigkeiten  unter  den  Bundesvereinen. 
Im  Oktober  1872  fand  der  zweite  Kongrefs  des  Bundes  in 
Anuterdam  statt.  Seine  Beschlüsse  sind  mir  nicht  bekannt 
geworden.  Der  Foribestand  des  Bundes  scheint  nicht  in 
Frage  gestellt  gewesen  zu  sein.  Ober  die  praktische  Be- 
deutung des  Bundes  ist  ein  Urteil  durch  die  Mangelhaftigkeit 
des  ttber  ihn  vorliegenden  Materials  sehr  erschwert.  Jeden- 
falls war  hier  die  äolidarität  der  Arbeiter  über  die  nationalen 
Schranken  hinaus  auf  einer  internationalen  Interessengemein- 
schaft gegründet.  Dies  hatte  den  Vorteil,  dafs  Bitten  um 
Streikunterstüzung  auch  bei  den  ausländischen  Fachvereinen 
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desselben  Gewerbes  Gehör  fanden.  v^o  wtirdp  z.  B.  der 
Berliner  Streik  im  Jahre  1872  durch  Geldsendungen  aus- 
ländisclier ,  insbesondere  englischer,  Fachvereine  unterstützt. 
Bei  einem  grossen  Streik  in  Holland  im  Mai  1873,  bei  welchem 
über  1000  Zigarrenarbeiter  beteiligt  waren,  erschien  im  „Bot- 
schafter" ein  Aufruf  zur  Unterstützung  der  StreikendeOi  auch 
Engländer  und  Belgier  sandten  sofort  Geld.  I 

Weitere  Angaben  Uber  den  Nutzen  des  Bundes  und  deinen 
Fortbestand  waren  nicht  zu  erlangen.  Durch  die  Aafldsung  I 
des  Deutschen  Tabakarbeitervereins  gingen  auch  diese  Be-  | 
Ziehungen  mit  dem  Auslande  verloren ,  welche  jeden&Us  be- 
weisen y  dafs  der  deutsche  Tabakarbeiterverein  auch  nach 
dieser  Richtung  hin  die  Angehörigen  seines  Gewerbes  zu  ver- 
treten suchte,  und  dafs  er  auch  im  Auslande  als  solche  Ver- 
tretung anerkannt  war.  Erst  im  Jahre  1890  gelang  es,  die 
alten  Beziehungen  neu  zu  beleben.  Uber  die  Bedeutung 
solcher  internationalen  Verknüpfnng  der  Fachvereine  soll  bei 
der  BesprecliuQg  der  ^ileuerweckuDg  dieser  alten  Beziehangea 
die  Rede  sein. 


Viertes  Kapitel. 
Die  Anflösiuig  des  Beatsehen  Tabakarbettervereias. 

Als  in  der  Mitte  der  60er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  die 

Arbeiterbewegung  nach  zehnjähriger  Pause  wieder  hohe  WeUea 
zu  schlagen  begann,  verhielten  sich  die  Behörden  zunächst 
abwartend,  ja  sogar  wohlwollend.  Es  wurde  die  Ansicht  ver- 
treten,  dafs  die  Faehverbände  nicht  als  politische  Vereine  auf- 
zufassen seien,  insbesondere  sah  man  auch  den  Tabakarbeiter- 
verein so  an .  und  die  preufsisehen  Behörden  nnterliefsen 
deshalb,  gegen  die  Mitgliedschaften,  welche  man  immer  al? 
selbständige  Zweigvereine  betrachts  to,  wegen  der  unter  ihner 
i)e.stehenden  Verbindung  nach  dem  preufsisehen  Vereinsgeset/ 
vorzugelien.  Es  wurde  vollauf  gewürdigt,  dafs  die  Bewegung, 
welche  die  Arbeiter  ergriffen  hatte,  der  englischen  Gewerk 
vereinsweit  ähnliche  Organisationen  zu  schaffen  im  Begriff  war. 

Bekanntlich  erfuhren  diese  Anschauungen  nicht  ohne  Ver- 
schulden der  Arbeiter  und  ihrer  Fttbrer  selbst  bald  eine 
Änderung.  Wenn  die  Zerrissenheit  der  Arbeiter  der  Oewerk- 
Vereinsbewegung  infolge  der  sich  gegenseitig  bekämpfenden 
politischen  Richtungen  schon  unendlich  schadete ,  so  trag  die 
mafslose  Kritik  nicht  nur  der  bestehenden  wirtschafUichan 
Zustände,  sondern  auch  der  gesamten  deutschen  Einrichtungea 
notwendig  daau  bei,  bei  den  Regierungen  die  Frage  anzuregen, 
womit  dies  ungebärdige  Treiben  enden  sollte.  Man  kimn  nicbt 
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sagen ,  dafs  die  Tabakarbeiter  und  an  ihrer  Spitzte  Fntzsche 
besonders  zurückhaltend  gewesen  seien.  Gerade  dieser  lieis 
keine  Gelegenheit  vorübergehen,  ohne  sozialistische  Lehren 
und  Utopien  zu  verkünden.  Zwar  mahnte  Fritzsche  sowohl 
im  „Botschafter"  als  auch  auf  den  Generalversammlungen 
immer  wieder,  die  Politik  müsse  aub  dem  Vereine  und  seinen 
VefMnmiltuigen  gänoUeh  femgehalten  werden.  Noch  im  Jahre 
1876  warnte  er  aaf  der  GencunüyerBammliuig  eindringlich  Yor 
politiBcher  Bettttigung  in  den  VereinByeraammlangen,  aber 
trotzdem  trieb  er  schon  dadurch,  wie  er  den  ^^Botsdiafter" 
redigierte,  Boaialiatische  Pronaganda.  Gerade  an  Anfang  dee 
Bestehens  des  Vereins  wurden  Stimmen  genug  laut,  welche 
von  Fritaache  Tcrlangten,  den  Verein  weniger  in  die  politischen 
Parteien  hineinzuziehen,  weniger  Politik  zu  treiben.  Man  be- 
hauptete, dafs  viele  Zigarrenarbeiter  durch  Fritzsches  Politik 
nur  abg' 'schreckt  würden.  Es  ist  auch  schon  oben  darj^restellt, 
wohin  die  anfangs  zu  enge  Verbrüderung^  des  Vereins  mit  dem 
Allgtsmeinen  Arbeiterverein  führte.  S  »  .sehr  Fritzsciie  dem 
Verein  durch  seine  agitatorischen  und  or^'aiiisatorischen  Talente 
nützte,  so  sehr  schadete  er  ihm  durch  seine  Uiitahigkeit,  in 
politischen  Dingen  an  sich  zu  halten.  Als  man  daran  ging, 
die  sozialietiadie  Bewegung  zu  unterdrücken,  war  seine  Person, 
welche  infolge  seines  Hervortretens  in  der  soaialdemokrati- 
schen  Bewegung  —  Fritzsche  gehörte  schon  dem  norddeutschen 
Beichstage  als  soiialistischer  Abgeordneter  an  und  blieb  Reichs- 
tagsabgeordneter  bis  1878  —  sämtlichen  Behörden  als  Muster 
eines  revolutionären  Sozialdemokraten  bekannt  und  sein  Verein 
durch  ihn  höchst  verdächtig. 

Sobald  um  die  Mitte  der  7(>er  Jahre  die  Polizeibehörden 
die  r4owerkseh?iften  eifri^^cr  zu  ülierwaehen  i)efrannen,  war 
natürlich  der  Deutsche  Tabakarbeiterverein  einer  der  ersten 
Fachvereiue,  weh^liem  man  eriiohte  Aufmerksamkeit  zuwandte. 
Man  beobachtete  jetzt  auch,  inwieweit  die  Mitgliedschaften 
mit  dem  Ver(?in8sitz  in  Berlin  und  untereinander  in  Ver- 
bindung traten,  ob  Frauen  au  deii  Versammlungen  teilnahmen, 
karz,  der  Tabakarbeiterrerein  galt  jetzt  als  politischer  Verein. 
Die  behördlichen  Ermittelungen  in  den  Jahren  1875 — 77  in  der 
angegebenen  Richtung  führten  denn  auch  zu  einer  Anklage 
gegen  BVitzsche  und  einige  Ortsvorstände  wegen  Vergehens 
gegen  das  Vereinsgesetz ,  welche  fast  zur  selben  Zeit,  als  das 
Sozialistengesetz  zustande  kam,  erhoben  wurde,  aber  schliefs- 
lieh  —  bereits  nach  der  Auflösung  des  Vereins  —  mit  der 
Freisprechung  sämtlicher  Angeklagten  mangels  Beweises  endete. 
Diese  lange  vorbereitete  Anklage  beweist,  dafs  auch  ohne  da^ 
Sozialistengesetz  Versuche,  dnn  Deutselien  Tabakarbeiterverein 
den  Garaus  zu  machen,  niciit  gefehlt  hauen,  wenn  auch  die 
Praxis  der  Gerichte  schwanken  und  der  strikte  Nachweis, 
der  Verein  als  politisch  im  Sinne  des  Vereinsgesetzes 
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anzusehen  sei,  bei  einiger  Vorsicht  iloch  mindestens  sehr  er- 
schwert werden  mochte.  Als  im  Sp])tember  und  zu  Anfang 
Oktober  1878  die  Annahme  des  Sozialistene^esetzes  so  ^ut  wie 
sicher  war,  traten  die  Behörden  scLiun  im  voraub  Mafsru^^cln. 
die  ( jevverkachafteu,  insbesondere  den  Tabakarbeitervereiu, 
auizulösen. 

Es  eeBühah  unter  dexa  Dmcke  der  Behörden,  welche 
namentlich  den  j^Botschafter*  mit  Recht  als  bestes  Bewei»* 
mittel  filr  die  sosialistischen  Traidenzen  des  Vereins  anaaheiit 
wenn  bereits  zu  Anfang  Oktober  der  Kontrakt  der  Vereins- 
leitung mit  dem  Verleger  des  „ Botschaften nämlich  mit 
Fritzsche^  gelOst  wurde,  so  dafs  die  nnen Weltliche  Ver- 
abreichung der  Zeitung  an  die  Vereinsmitglieder  nunmehr 
fortfiel.    Gleichzeitig  teilte  FritzHche  mit,  dafs  er  von  der 
Polizei  vorgeladen  sei,  um  Auskuiitt  uber  sämtliche  Mit^lied- 
arhaften  und  Ortisvorstande  zu  geben,  und  dafs  es  in  Zukunft 
wohl  nötig  wäre,  alle  überschüssigen  Gelder  an  die  Haupt- 
kasse zu  senden,  da  sie  in  dieser  doch  wolii  sicherer  lügen. 
Pritzsche  ahnte  also  wohl,  was  hevorötaud,  wenn  das  Sozialisten- 
gesetz, das  er  im  Reichstag  eifrig  bekaiuptto,  zur  Annahme 
gelaugte.    Wie  sehr  die  Behörden  danach  trachteten,  den  fUr 
höchst  gei^rlich  gehaltenen  Verein  schleunigst  aufenlOsen, 
zeigt  der  Umstand,  dafs  bereits  am  23.  Oktober  1878  die  Anf- 
lösang  des  Vereins  rom  Berliner  Poliseiprisidenten  verAlgl 
wnrde^  nachdem  am  21.  Oktober  das  Soaialistengesetz  ergangen 
war.    Die  Verfügung  der  Auflösung  lantete  folgendermaleen : 
.Der  im  Jahre  1866  errichtete  Deutsche  Tabakarbeitenrerein, 
Jessen   Sitz  sich   gegenwärtig  in   Berlin   befindet,  umf&fst 
107  Mitgliedschaften  (Orts vereine),  an  deren  Spitze  eifi  Ver- 
waltungsrat und   Ausschufs  steht.    Obwohl  der  Vpreiii  naeh 
seinen  8atzun^M;n  lediglich  gewerblichen  Bestreb un;j:en  dieiu  i 
will  und  politische  Angelegenheiten  in  den  Mitglieder  verdamm - 
lungen  nicht  erörtert  werden  dürfen,  so  hat  derselbe  ungeachtet 
dessen,  besonders  seit  dem  Jahre  1875,  sich  fortgesetzt  mit  der 
Erörterung  politischer  Angelegenheiten  beschäftigt  und  sogar 
eine  Kommission .  für  Öffentliche  Angelegenheiten  mricbtet  In 
den  vom  Verein  veranstalteten  Versammlungen  ist  von  den 
hervorragendsten  sosialdemokratischen  Agitatoren  wiederiioh 
and  mit  Erfolg  für  sosialistische  Tendenaen  Propaganda  ge- 
macht worden.    In  diesen  Versammlungen  sowohl,  als  auch 
in  dem  Vereinsorgane,  dem  sozialdemokratischen  „Botschafter", 
welcher  von  allen  Mitgliedern  statutenmäfsig  gehalten  werden 
mufs,  ist  die  Religion  als  Aberglauben  bezeichnet,  Neid  und 
Hafs  gegen  die  besitzenden  Kla.ssen  gesdifirt,  die  Achtung  vor 
den  Gesetzen  erschüttert,  für  die  TTnihiMung  des  Staiites  nach 
sozialistischen  Tdeen  dahin,  die  Arbeiterpartei  zur  herrscliendeii 
Partei  zu  niachen,  agitiert  und  zum  Eintritt  in  den  Verein  und 
zur  Sammlung  von  Geldern  au%efordert  worden,  damit  man 
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Pulver  habe,  wenn  es  zum  Kampfe  komme.  Aus  diesen 
Ortinden  ist  der  Deutsche  Tabakarbeiterverein  als  ein  solcher 
anzusehen,  in  welchem  sozialdemokratische,  auf  den  Umsturz 
der  bestehenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  gerichtete 
Hestrebung"en  in  einer  den  öffentlichen  Frieden  ,  inHliPsondere 
die  Eintracht  der  Bevrtlkerungsklassen  gefUiirJenden  Weise 
zutag-e  treten.  Auf  Grund  der  §§  1  und  6  des  Reichsgesetzes 
vom  21.  Oktober  1878  wird  daher  der  gedachte  Verein  durch 
die  unterzeichnete  Landespolizeibehörde  verboten.** 

Natttrlich  leete  Fritssche  gegen  diese  Verfügung  das 
Rechtsmittel  der  Bescliwerde  ein.  Er  bestritt  die  Erriohtitikg 
einer  Mentlichen  Kommission  durch  den  Verein  and  gab  die 
Namen  derer  an,  die  nicht  Vereinsmitglieder ,  trotzdem  aber 
Kommissionsmitglieder  waren.  Er  wies  darauf  hin,  dafa  die 
Mitglieder  des  Tabakarbeitervereins  jahrelang  als  die  ärgsten 
Feinde  der  Sozialdemokratie  von  solchen,  welche  dem  Vereine 
fernstanden ,  bekämpft  worden  seien.  Er  hielt  es  nicht  für 
verboten,  die  Umhilflunir  »If^-^  StRates  zu  erstreben  und  bestritt, 
jemals  die  Religion  Ülr  Aberglauben  erklart,  zu  Hafs  un({ 
Verachtung  der  Ai  1) 'it^^e})er  aufgereizt  zu  haben.  Er  betonte, 
dafs  das  Gesetz  keine  rückwirkende  Kraft  haben  könne  und 
dafs  zuerst  §  3  des  Gesetzes  (Verwarnung)  und  nicht  gleich  das 
Verbot  iingewendet  werden  müsse,  denn  der  Deutsche  Tabak- 
arbeiterverein habe  die  gegenseitige  Unterstützung  zum  Zweck. 

Die  Beschwerde  wurde  Ton  der  Reichskommission  ab- 
gewiesen ans  Qründen,  die  ich  noch  unten  mitteilen  werde. 
Gleichaeltig  mit  dem  Tabakarbeiterverein  war  auch  die  mit 
ihm  aufs  engste  verbundene  Zentralkrankenkasse  aufgelöst 
worden.  Zunächst  wurde  zwar  das  Verbot  auf  Bescl» werde 
widerrufen.  Dann  aber  erhob  der  Berliner  Polizeipräsident 
bei  dem  Bezirksverwaltungsgericht  Klage  auf  Schliefsung  der 
Kasse,  mit  welcher  er  in  erster  Instanz  abcr'Mvif»sf»n  wurde,  bei 
dem  Obervorwaltungsgericht  jodoch  durclidrani;.  In  dem  am 
l.  Februar  1879  erganj^^enon  Urteile  dieses  höchsten  Gerichts- 
hofes wird  aus^T^efülirt,  es  bestehe  ein  '  so  enge  Verbindung 
zwischen  dem  Verein  und  der  Zcntralkrankenkasse,  dafs  die 
Tendenzen  und  Zwecke  jenes  auch  die  der  Kasse  sein  müfsten, 
und  dafs  deshalb  auch  die  Auflösung  dieser  gerechtfertigt  sei, 
wenn  d^  Verein  nach  dem  SoaialistengesetB  habe  aufgelöst 
werden  mttssen.  So  kam  das  Oberverwaltungsgericht  zu  einer 
l^achprUfung  der  Frage,  ob  der  Verein  mit  Recht  der  Auf- 
tosnng  nach  dem  Sorialistengesetz  unterlegen  sei.  Es  greift 
attnllchst  in  dem  Urteile  auf  den  Bescheid  der  Reichs- 
kommission zurück  und  führt  aus: 

„Die  Reichskommission  hat  sich  dabei  im  wesentlichen 
von  folirenden  Erwägungen  leiten  lassen:  Wenn  nach  Lage  der 
Akten  auch  rler  Beweis  fehle,  dnh  in  den  geschlossenen  Ver- 
sammlungen des  Vereins  sozialdemokratische,  auf  den  Umsturz 
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der  bestehenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  abzielende 
B^trebungen  sich  betätigt  hätten,  so  ergäben  doch  die  Akten 
des  Polizeipräsidii  zur  Genüge,   dafs  die  Einberufung  von 
öffentlichen  Versammlungen  nur  das  MiUel  geboten  habe,  um 
unter  Umgehung  des  preuijBiflchen  Gesetzes  vom  11.  MAn 
1850  Politik  treiben  und  fUr  die  Ausbreitung  sosialdemo- 
kratiBcher  Gesinnungen  agitieren  zu  kennen.   Es  wird  auf 
Grund  jener  Akten  konstatiert^  dafs  in  den  Jahren  1875,  1876 
und  1877  in  jenen  teils  von  den  Mitgliedern  des  Verwaltunga* 
r;itos ,  teils  von  solchen  des  Ortsvorstandes  des  Deutschen 
Tabakarbeiterrereins  veranstalteten  Versammlungen  zu  wieder- 
holten Malen  sozialdemokratische  Agitatoren  Reden  gehalten 
hätten,  welche  den  Umsturz  Aor  bestehenden  Staats-  und 
Gesellschaftsordnung  vorzubereiten  geeignet  und  hf  stimmt  ge- 
wesen seien,  und  durt  h  Aufreizunp:  zum  Hasse  gegen  andere 
Klassen  der  Bevölk*  l  ung  den  Öffentlichen  Frieden  gefährdet 
hätten.    Die  Entscheidung  verweist  endlich  auf  die  iiaitung 
des   „Botschafters",  des  wöchentlich  erscheinenden  Vereins- 
urganes,  und  darauf,  dafs  ein  besonderer  Ausöchufs  bestellt 
worden  sei,  um  für  sozialdemokratische  Zwecke  zu  agitieren.* 
Diesen  FeststeUungen  und  deren  Begründung  könne^  so  fiUirt 
die  Entscheidung  fort,  nach  Einsicht  der  im  Eingange  emrlthntflo 
Akten  und  Beweisstücke  nur  beigetreten  werden.  „  Dab  der  Verein 
das  Blatt  „  De  r  ß  u  ts  chafter'nicht  deshalb  zu  seinem  Oigane  erwählt 
haty  weil  es  das  billigste  und  gelesenste  war,  sondern  weil  er  es  f)ir 
seine  Aufgabe  und  einen  seiner  Vereinszwecke  erachtete,  dem 
Blatte  und  den  darin  vertretenen  Anschauungen  die  möglichste 
Verbreitung  zu  verschaffen .  prp:oben  die  in  der  Nr.  38  de^ 
^Botschafters"  vom  19.  bepieinljor  1874  veröffentlichten  Ver- 
handlungen der  Generalversaminluiig  zu  Kassel  aus  der  Zeit 
vom  24.  Juni  bis  2.  Juli  1874,  bei  welcher  der  Antrag  zur 
Diskussion  gelangte,   das  Blatt  fortan   wöchentlich  zweimal 
erscheinen  zu  lassen;  derselbe  wurde  mit  iiiicksicht  auf  die 
Kosten  dieser  Erweiterung  des  Unternehmens  zwar  abgelehnt, 
jedoch  nichty  ohne  dafs  die  Überzeugung  zum  Auadruck  ge- 
langte, ein  Blatt  mit  der  Tendenz  des  „Botschafters**  könne 
gar  nicht  zahlreich  genug  verbreitet  werden.  —  Diese  Tendenz 
anlangend,  so  behandelte  die  Nr.  40  des  ^Botschafters**  vom 
5.  Oktober  1878  nicht  nur  ebenfalls  das  in  Blättern  und  Reden 
sozialdemokratischer  Richtung  vielfach  erörterte  und  auf  die 
Störung  des  Friedens  unter  den  einzelnen  Gesellschaftsklassen 
berechnete  Thema  von   der  unf^estörten   „Ausbeutung"  der 
Arbeiter  durch  die  Kapitalisten ,   welch  letztem  auf  diesem 
Wege  „Schätze"  sammelten,  und  von  der  „Niederhaltung"  der 
Arbeiter,  sondern  die  gedachte  Nummer  des  ^Botschafters" 
enthält  an  ihrer  iSpitze  auch  den  Satz,  dafs  der  „Botschafter* 
die  Prinzipien  der  Sozialdemokratie  bis  in  ihre  Uufserst<»n 
Konsequenzen  vertreten  habe  und  seine  Vergangenheit  für 
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seine  Zukuntt  bür£^o.  Dafs  die  Prinzipien  der  iSoziaidemo- 
kratie  „in  ihren  äufserten  Konsequenzen"  nicht  ohne  deü 
Umsturz  der  bestehenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  zu 
verwirklichen  sind;  dafa  „Gewalt'  nach  diesen  „Lehren"  und 
den  Aussprüchen  hervorragender  Vertreter  derselben  eine 
, ökonomische  Potenz"  der  ^.Geburtshelfer"  der  alten  Gesell- 
Schaft  ist,  die  mit  einer  neaen  „schwanger''  geht,  dafii  der 
Verlauf  der  £ntwicklang  derselhen,  wenn  er  Widerstand  findet 
auch  die  Gewalt  ins  Ange  fafst ,  jedenfalls  mit  Sprengen  von 
Rosen  Wasser  die  Fragen  nicht  gelöst  werden,  deren  Lösung 
sich  die  Sozialdemokratie  zur  Aufgabe  gemacht  hat",  alle 
diese  Tataachen  beruhen  in  der  NotorieUit  (vgl.  Stenographische 
Berichte,  betreffend  die  Sitzung  des  deutschen  Reichstages  vom 
1(5.  September  187^,  S.  51  und  die  Motive  zum  Gesetze  gegen 
die  gemeingeftlhrlichen  Bestrebnnfren  der  Sozialdemokratie, 
Aktenstück  4).  —  Es  darf  behauptet  werden,  dafs  ein  Verein, 
welcher  die  Verbreitung  eines  rrefserzeugnisses  der  voran- 
gegebenen Richtung  sich  zur  Aufgabe  macht,  der  seine  Mit- 
glieder verpflichtet,  dasselbe  zu  halten  und  das  Abonnement 
aus  deren  Beiträgen  bestreitet,  schon  damit  Bestrebungen 
dokumentiert,  wie  sie  der  §  1  des  Gesetses  vom  21.  Oktober 
1878  im  Ange  hat.  Es  kommt  hinzu,  dafs  Bestrebungen  der- 
selben Art  auch  in  Versammlungen  unzweideutigen  Ausdruck 
gefunden  haben;  allerdings  ist  es,  wie  bereits  in  der  Ent- 
scheidung der  Reichskonunisston  herv  i gehoben  wird,  ver- 
mieden worden,  in  den  geschlossenen  Mitgliederversammlungen 
damit  hervorzutreten,  wie  wohl  auch  in  einer  solchen  —  vom 
30.  August  1877  —  der  Reichstagsabgeordnete  Frltzsche  es 
filr  angemessen  gplialten  hatte,  auszuftlhren,  dafs,  so  lange  die 
Menschheit  und  speziell  die  Arbeiter  noch  an  ein  .lenseits  und 
an  eine  Vergeltung  nach  dem  Tode  glaubten,  sie  zu  voller 
Zufriedenheit  mit  ihrer  Lage  nie  gelangen  könnten ;  allein  es 
war  schon  längst  und  namentlich  auch  innerhalb  des  Vereins 
der  Tabakarbeiter,  so  in  deren  geschlossener  Versammlung 
vom  2.  Februar  1876,  als  zweckmäfsig  und  als  die  zu  be- 
obachtende Taktik  proklamiert,  dafs  mit  Rücksicht  auf  die 
beaUglichen  Beschltlsse  des  Obertribunals  und  um  eine  Gte- 
filhrdung  des  Vereins  zu  vermeiden,  Öffentliche  Versammlungen 
von  den  Mitgliedern  des  Tabakarbeitervereins  einberufen 
würden;  dann  könne  man  Politik  treiben.  —  Dementsprechend 

ist  dann  auch  verfahren  

Mit  Rücksicht  auf  die  vorerörterten  Gründe  konnte  es 
keinem  Bedenken  unterliegen,  für  vollständig  erwiesen  zu  er- 
achton .  dafs  in  demjenif^f^n  Vereine,  welcher  den  Namen 
Deutscher  Tabakarhei terverein  führte,  Bestrebungen  der  in 
§  1  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  21.  Oktober  1878  bezeichneten 
Art  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  da  er  verboten  wurde,  zutage 
getreten  sind." 
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Da  nan  der  Tabttkarbeiterverein  mit  der  Zeatal- 
kranken-  und  Sterbekasae  identisch  war,  insoweit  die  Mit- 
glieder der  einen  auch  die  der  andern  waren ,  so  wurde 
auch  deren  Auflösung  als  notwendig  erachtet.  Das  Ober* 
verwaltungsgericlit  knüpfte  noch  folgende  Mahnung  an  diese 
Entscheidung:  „Bekla^^terseits  wird  darauf  Ii  in  L':e  wiesen  ,  daf« 
die  Zentralkranken-  und  Stcrhekasse  nur  hnmaniiaron  Zwecken 
diene ;  deren  Schädigung  durch  die  Schlielaung  zu  besorgen 
sei.  Dafs  die  Mitglieder  oder  die  Mitgliedschaft  —  abgesehen 
von  diesen  erlaubten  Zwecken  —  gesetzlich  unstatthaften  Be- 
strebungen huldigen,  ist  oben  dargetan;  die  Scbliefsung  ist 
sonach  eine  gebotene  Konsequenz  dieser  in  dem  Vereine  zu- 
tage getretenen  Erscheinim|^.  Im  tlbrigen  mag  unerörtert 
bleiben,  ob  die  Beklagte  bei  ihrer  finanaiellen  Lage  ttberfaaapt 
imetanae  iat^  ihren  Verpflichtangen  an  genttgen;  gewila  aber 
ist,  dafs  diejenigen,  welche  etwa  Sehaden  erleiden,  Ursache 
and  Veranlassung  in  dieser  Beaiehang  Tor  allen  in  dem  Ver- 
halten derjenigen  Persönlichkeiten  zu  suchen  haben,  welche^ 
statt  die  I^assen  innerhalb  der  Vorschriften  des  Gesetzes  Tom 
7.  April  187(3  ihren  eigentlichen  gesetzlichen  Aufgaben  zu 
widmen,  vorweg  bestrebt  waren,  sie  fremden  Zwecken  dionst- 
bar  zu  nmelion,  und  dafs  f^ine  gedei}ilic!i»*  KTitwirklun^j:  d>'r- 
selben  nur  mo^^lich  ist,  wenn  bei  Re^^nlndung  neuer  Kassen 
derartige  Bestrebuugeu  und  die  sie  fördernden  Elemente  tem- 
gehalten  werden." 

Mit  der  Auilübung  des  Vereins  und  der  Kasse  war  der 
Verniclitungsfeidzug  der  Behörden  gegen  den  Tabakurbciter- 
Yerein  nicht  erschöpft.  Durch  Verfug  ung  des  Berliner  Polizei- 

SrMsidenten  vom  18.  November  1878  wurde  aaeh  auf  Grand 
es  Soaialtstengesetzee  Friiasche  die  Befugnis  aar  gewerbe- 
mAlsigen  and  nicht  gewerbsmttTsigen  Gfifentuchen  Verbreitung 
▼on  Druckschriften  entsogen.  Die  Beschw^e  dag^en  war 
erfolglos.  Damit  war  der  „Botschafter"  aller  Sttttae  beraubt 
und  ging  ein*  Fritzsche  selbst  wurde  aus  Berlin  ausgewiesen 
und  wandte  sich  nach  Leipaig,  wo  er  ebenfalls  den  Behörden 
nicht  entging. 

Er  spielte  sclilielslich  auch  bei  der  Liquidati(»n  des  Vereins, 
welche  die  Behörden  betrieben,  noch  eine  Rolle  H<  i  der  Auf- 
lösung der  Mitgliedschaften,  welclie  auf  Ersuchen  lics  Berliner 
Polizeipräsidenten  von  den  zubtandigen  Polizeibehörden  vor- 
genommen worden  war,  hatten  sich  nur  einige  Stempel .  !Mit- 
gliederbüclier,  Protokolle  usw.  aber  kein  Geld  gefunden.  Die^ 
war  entweder  an  die  Uauptkasse  eingesandt  oder  yerteilt 
worden.  Teilweise  waren  auch  namhalite  Summw  an  die 
Krankenkasse  gekommen.  Das  Geld  der  Hauptkasse  —  es 
sollen  noch  etwa  10  000  Mk.  gewesen  sein  —  schaffls 
Friiasche  beiseite  und  weigerte  sich,  den  Verbleib  an- 
augeben.  Es  ist  nachher  vielfach  behauptet  worden,  Frituche 
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hmbe  das  Geld  uotencblageii  und  aei  damit  nach  Amerika 
ausgewandert.  Dies  mag  doch  wohl  nicht  der  Fall  gewesen 
sein  und  entspricht  nicht  Fritzsches  Charakter.  Auf  einen 
Teil  behauptete  er  Anspriichc  aus  Darlehen  an  den  Verein 
zu  haben,  was  keineswegs  unglaubhaft  erscheint.  In  der  H  iiie 
seiner  Forderungen  wird  er  sich  schadlos  gehalteu ,  den  liest 
aber  der  sozialdemokratischen  Parteikasse  zugeführt  haben. 
Dem  Offenbar uiigseide  über  den  Verbleib  des  Kapital»  entzog 
er  sich  durch  seine  Auswanderung  nach  Amerika. 

Eb  braucht  nicht  gesagt  au  werden,  daÜB  die  Liquidation 
des  Tahakarbtttervereina  den  Bankerott  deBselben  erwies,  naeh^ 
dem  die  Gkider  auf  solche  Weise  aerstreut  worden  waren« 
Eine  Forderung  des  Vereins  von  30000  Mk.  an  die  Zentral- 
kranken- und  Sterbekasse  war  infolge  yon  Zahlungsunfähigkeit 
der  Kasse  wertlos.  Auch  bei  dieser  waren  die  Gelder  naeh 
allen  Seiten  fortgeschafft  worden,  a]s  es  zur  Auflösung  kam. 
Die  Liquidation  zog  sich  noch  bis  zum  Jahre  1881  hin. 

Es  kann  nicht  bestritten  werden,  dafs  das  oben  miti^eteilte 
Erkenntnis  des  Oberverwaltungsgerichts  seine  Überzeugung 
betreffs  der  sozialistischen  Tendenzen  des  Vereins   am  der 

f)einlichsten  und  sorgfältigsten  Prüfung  der  Tatsacli«  n  ab- 
eitete.  Trotzdem  mul's  hier  die  Meinung  vertreten  werden, 
dafs  man  alle  jene  Phrasen,  jenes  revolutionäre  Gebahren  der 
Agitatoren  zu  ernst  nahm.  Man  Ubersah,  dafs  das  Geschrei  viel- 
fach nur  die  eigene  Sehwfiche  verdecken  sollte,  dab  im  vor- 
Uegenden  Fall  7000  organisierte  Tabakarbeiter  noch  nicht 
einmal  in  dem  eigenen  Gewerbe  viel  bedenteten,  dafs  unter 
diesen  7000  Arbeitern  die  ttberseugten  Sozialisten  sicher  zu 
zählen  waren.  Man  hatte  damals  noch  weniger  als  heute  einen 
klaren  Überblick  über  die  Bestrebungen  der  Arbeiter  in  den 
(>Oer  und  7(*er  Jahren.  Jedes  Jahr  brachte,  nachdem  die 
Koalitionsfreiheit  den  Arbeitern  gegeben  war,  neue  Bildungen 
mit  anders  prefarbten  Tendenzen,  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehiiK  r  iiiuisten  sich  erst  in  die  neue  industrielh?  Epoche 
tinden ,  welche  in  Deutschland  gewaltig  einzusetzen  begann. 
VV'ährend  man  aber  den  Unternehmern  nichts  in  deu 
legte,  hinderte  man  durch  die  Auäiidlimegesetzgebung  die 
Arbeiter,  selbst  ihre  berechtigten  Interessen  wahrzunehmen, 
zog  man  in  den  deutschen  Arbeitgebern  die  falsche  Anschauung 

grofs,  ab  habe  der  Arbeiter  kein  Recht,  bei  Festsetaung  der 
edine  ungen  des  Arbeitsvertrages  mitzuwirken.  Das  Rechts- 
geftlhl  beider  Parteien  mufste  hierunter  schwer  leiden.  Das 
Soaialistengesets  wirkte  deshalb,  wie  heute  allgemein  bekannt 
ist,  gerade  umgekehrt  als  man  hoffte,  weil  es  tiefempfundene 
wirtschaftliche  Interessen  der  Arbeiter  schftdigte,  weil  es  den 
körperlich  arbeitenden  Teil  der  Bevölkerung  zu  der  Über- 
zeugung trieb,  dafs  man  ilm  den  Fnbril<anten  sclnit'/los  aus- 
liefere.   Und  das  war  ja  zum  Teil  wirklich  der  i^'all. 
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konnte  keine  grt^fsere  Anfireizung  zum  KlAssenhab  geben  als 
das  SozialistengeBeis  selbst 

Gerade  das  Zusammenbrechen  der  politiich- wirtschaft- 
lichen Vereinigangen  wie  des  Arbeiterstmafbverbandes,  der 
unTerkennbare  Zog  nach  Organisation  in  Gewerben  and  feafe- 
gefragten  Korporationen  mit  einem  aasgebildeten  Unter- 
stützungswesen  hätten  lehren  können^  dafs  selbst  socialistiache 
Bildungen  wie  der  Deutsche  Tabakarbeiterverein  alles  andere 
werden  winden  als  Hfrde  der  Revolution.  Als  die  deutsche 
Gewerkschaftsbewegung  wieder  neu  auflebte,  war  ihr  der 
Glaube  an  sicli  selbst  genommen,  sie  liefs  sich  fortan  ins 
Schlepptau  derjenigen  politischen  Partei  nehmen,  \n  eUlie,  auf 
daß  Versagen  der  gewerkschaftlichen  Selbsthilfe  limweisend, 
alles  Heil  von  einer  politischen  Umwälzung  hoffte  und  ver- 
sprach. 
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Dritter  Abschnitt 
Der  Deutsche  Tabakarbeiterverbaud. 


Erstes  KapiteL 

Begiündang  des  ReiseiiiiterstatsiuigSTereiiiB  und  der 

Zeutralkrankenkasse  der  Zigarreuarbeiter. 

Als  zu  Anfang  der  50er  Jahre  die  Aasosiation  der  Zigarren- 
arbeiter wie  alle  gleichlaufenden  Bestrebangen  in  den  anderen 
Gewerben  nnd  mit  ihnen  die  lokale  Reiseunterstlltaung  und 

Krankenuntersttltzung  verniehtet  worden  waren,  hatten  die 
meisten  Behörden  durch  die  Organisierung  von  Zwangs- 
kassen, von  denen  zum  Teil  auch  Reiseunterstützang  gewährt 

wurde,  die  aufgehobenen  Unterstützungseinrichtungen  einiger- 
raafsen  zu  ersetzen  gesucht.  Trat  zu  Anfang  der  80er  Jahre 
nach  dem  Sozialistengesetz  derselbe  Gedanke  auch  wieder 
hervor  und  führte  er  mit  zu  der  grofsen  Krnnkenverpifherungs- 
geöctzgebung,  so  konnte  au  eine  Einfüiiruug  gesetzlieiier  Reise- 
untersttlzung  doch  nicht  gedacht  werden.  Die  Unterstützung 
reisender,  auf  der  Suche  nach  Arbeit  befindlicher  Geschäfts- 
genossen  wurde  vielmehr  für  Jahre  der  Grundstock  der  neuen 
gewerkschaftlichen  Organisationen.  An  das  Bedürfnis  solcher 
Kassen  knttpfen  auch  die  ersten  schttchtemen  Organisations- 
versache der  Zigarrenarbeiter  wieder  an,  an  deren  Wieder- 
aufnahme die  sozialdemokratische  Parteileitung  lebhaften  An- 
teil nahm  und  so  Fritzsches  Erbe  antrat 

Noch  im  Jahre  1879  grttndeto  ein  Konsortium,  welches 
in  engster  Fühlung  mit  der  sozialdemokratischen  Parteileitung 
stand,  den  „Gewerkschafter,  Wochenschrift  für  Handwerker, 
Gesellen,  Geln'lfen  und  andere  Arbeiter"  Er  sollte  zunächst 
die  Möglichkeit  bieten  ,  den  Zusammen hruig  unter  den  Mit- 
gliedern der  ehemaligen  Gewerkschaften  aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  mit  der  blol'sen  Agitation  und  Verbreitung  der  Zeitung, 
welche  sich  allerdings  für  die  nächste  Zeit  hütete,  irgend- 
welchen sozialistischen  Gedanken  Ausdruck  zu  geben,  war  es 
nicht  aliein  getan.  Die  Abonnenten  des  Gewerkschafters  ver- 


uiyiii^ed  by  Google 


90 


XXIV  3. 


knüüfte  untereinander  und  mit  dem  Verlag  noch  ein  festeres  Band, 
nämlich  die  sogen.  OewerkschAfterprämie.  Diese  ^Prftiaie'' 
bestand  in  einer  ReiseunteTsttttEung)  welche  die  AbonnentoD 
von  den  Agenten  des  Gewerkschafters  an  den  einseinen  Orlen 
ansgMBahlt  erhielten,  und  in  einem  mäfsigen  Sterbegeld.  Ad 
dieser  Priiiiiie  waren  in  der  ersten  Zeit  hauptsAchlich  Zigarren- 
arbeiter, Tischler,  Böttcher,  Drechsler,  Glaser  und  Schneider 
beteiligt.  Als  im  Jahre  1881  ein  Verbot  der  Prämie  erging, 
gaben  namentlich  Schneider,  Stellmacher  und  Böttcher  das 
Abonnement  auf.  so  dafs  die  Zigarrenarbeiter  nun  etwa  Drei* 
viertel  der  gesamten  Abonnenten  ausmachten. 

Es  ist  einleuchtendj  dafs  viele  Angeld  r^i^c  dw  f  henmligen 
Mitgliedschaften  des  aufgelösten  Vereins  sich  sofort  bereit 
fanden,  Abonnenten  des  Gewerkschafters  zu  werden,  als  auf 
diese  Weise  die  Gelegenheit  zur  i'ortsetzuiig  der  alten  Reise- 
unterstützung gegeben  wurde,  und  sich  um  den  Agenten  des 
Blattes  als  eine  Art  lokalen  Vorstand  sammeltoD.  Diese  maefaten 
ihre  Adressen  im  Gewerksdiafter  bekaont  nnd  ^ben  gleich- 
zeitig die  Höhe  des  Geschenkes  an.  Es  betrog  meist  20 — 25  P£ 
Die  AbonneDten  an  den  einzelnen  Orten  brachten  durch  ein 
etwas  höheres  Abonnementsgeld  die  nötigen  Summen  auf; 
sie  berieten  aach  unter  Vorsitz  des  Agenten  über  die  Höbe 
des  Geschenkes.  So  findet  sich  z.  B.  in  Nr.  18  des  Gewerk- 
schafters vom  Jahre  1882  die  Annonce:  „Alle  Abonnenten 
des  Gewerkschafters  in  Apolda  werden  aufgefordert,  am 
24.  Aprii  abends  um  R  Uhr  im  ^Felsenkelier"  zu  erscheineD. 
Besprechungen  wegen  des  Geschenkes  für  die  Fremden.  Um 
allseitiges  Erscheinen  bittet  der  Agent  Friedrich  Bach  in 
Apolda."  Die  Legitimation  der  Duiclireisenden  war  daä> 
Gewerkschatierabuiuiemeiit.  Welchen  Umtaug  die  8ache  an- 
nahm, geht  daraus  hervor,  dafs  im  Gewerkschafter  von  1882 
rund  100  Städte  mit  Agenten,  welche  das  Ort^geschenk  aablten, 
angegeben  werden. 

Während  der  Geschäftsgang  in  jenen  Jahren  im  all- 
gemeinen stockte  und  namentlich  die  Ziganrentndostrie  schwer 
hierunter  zu  leiden  hatte,  waren  es  besonders  die  emstUchen 
Monopolpläne  der  Reichsregierung,  welche  den  Tabakarbeitem 
häufige  Gelegenheit  zu  öffentlichen  Versammlungen  gaben. 
Überall  wurde  die  Notlage  eifrigst  erörtert  und  diese  in  Ver- 
bindung mit  dem  Monopolprojekt  be>!])rochen.  An  vielen 
Orten  tagten  diese  Versammlungen  unter  Heranziehung  von 
Tabakshfindl  rn  uvid  Tubaksfabrikanten.  Im  Gewerkschafter 
erschienen  seit  lH82  regelmäfsige  Berichte  mit  der  vieldeutigen 
Überschrift  .Zur  Tabakarbeiterbewegung".  Tatsächlich  trugen 
diese  Versauimlungen  bedeutend  dazu  bei,  auch  die  Gewerk- 
schaftsbeweguug  unter  den  Tabakarbeitern  wieder  in  Flufs  zu 
bringen. 

lieben  der  Qewerkschafterprämie  und  neben  den  Offent* 
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liehen  Versamiii langen  wegen  des  Moiiopol«  wagten  sich  in 
den  Jalireu  1881  und  1882  auch  lokale  Fachvereine  wieder 
ans  Licht  der  Öffentlichkeit.  Sie  wurden  teils  mit  dem  Zweck 
der  Beiseunterstlltsung,  teils  anter  Berufung  auf  die  Notwendig- 
keit einer  Ai^itation  gegenüber  den  MonopoipUnen  der  Kegie«- 
rung  begründet. 

Einer  der  ersten  dieser  Vereine  war  der  bu  Berlin  im 
August  1881  entstandene  „Verein  zur  Wahrung  der  Interessen 
der  in  der  Tabakbranche  beschäftigten ,  auch  selbständigen 
Arbeiter  Berlins".  £r  hatte  den  statutenmärsigen  Zweck,  das 
Wohl  dieser  Arbeiter  in  materieller  und  sittlicher  Beziehunpf  zu 
förflorn.  Dies  sollte  geschohrn  durch  Ablialtim;^  von  Ver- 
saniiiilini^^fn  ,  (liu'rh  }>el<'liren(ir'  \w)i-trage,  durch  Krrichtung 
eines  Arbeitsnachwcisi  Bureaus.  Der  wöcl»entliche  Beitrag 
war  5  Pf.  Die  Mitglieder  hatten  Anspruch  auf  Unterstützung 
bei  Arbeitsauscliluls.  Derartige  Vereine  .,Zur  Wahrung  der 
Interessen"  wurden  zu  jener  Zeit  in  allen  Branchen  ins  Leben 
gerufen. 

Im  Februar  1882  trat  in  Braunschweig  eine  Lokal- 
unterstUfssungskasse  fttr  reisende  Zigarrenarbeiter  in  Wirksam* 
keit  Auch  hier  war  der  wöchentliche  Beitrag  5  Pfg«,  die 
Üntersttttzung  sollte  75  Pfg.  betragen.  Unterstützungsbereoh- 
tigt  war  jeder  reisende  Zigarrenarbeiter,  welcher  sich  durch 
genügende  Legitimation  ausweisen  konnte.  Worin  die  Legi- 
timation bestand^  wird  nicht  gesagt 

In  Magdeburg  bildete  sich  am  1.  August  1882  ebenfalls 
ein  Verein  zur  \^'ahrung  der  Interessen  der  in  der  Tabaks- 
branche beschäftigten  Arbeiter.  Zweck  des  Vereins  war:  Ab- 
haltung von  Mitglieder-  und  Generalversammlungen,  belehrende 

Vortrii^TP.  Fnterstiitzun,fj:  reisender,  mit  fj;enügender  Legiti?nation 
verseliuner  Kollegen,  Arbeitsnachweis  und  Erteilung  von  Kechts- 
öchutz. 

In  Hamburg  würfle  im  Oktober  1882  ein  „Fachverein  der 
Zigarreuarbeiter  ilamburgs"  begründet,  dessen  Zweck  auch 
Reiseunterstützung  gewesen  zu  sein  scheint  ^ 

Endlich  bestand  in  Bremen  —  wohl  schon  seit  1881  — 
ein  Lokalverein  für  Zigarrenarbeiter,  welcher  ebenfalU  Reise- 
uutersttttzung  zahlte.  Von  diesem  ging,  und  zwar  zunächst 
ohne  Mitwirkung  seitens  der  sozialdemokratischen  Partei,  die 
neue  sentralistisehe  Bewegung  aus.  Im  Juli  1882  erliefs  der 
Vorsitaende  des  Bremer  LK)kalvereins,  Wilhelm  Fuhse,  im 
Gewerkschafter  eine  Bekanntmachung,  worin  er  zwecks 
Regelung  des  Reiseunterstfitaungswesens  aunftchst  die  Kassierer 
der  Orte,  an  denen  Reiseunterstützung  bezahlt  wurde,  auf- 
forderte, sich  mit  dem  Bremer  Lokalverein  in  Verbindung  au 


'  H.  Bürger,  Die  Hamburgei*  Crewerkuchaften  u»w.  S.  415,  416. 
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setzen.  Es  braucht  nicht  gesagt  zu  wf^rrlon,  dafs  die  Anregung 
überall  Zustinimun^  fand.  Am  9.  Okiuber  1882  wurde  eine 
Generalversammlung  des  Bremer  Tabakarbeiterunterstützunffb- 
vereins  abgehalten,  in  welcher  ein  Statutenentwurf  für  die 
GhründuDg  einer  zentralisierten  ReiBeuntersttttaBongskasse  für 
deutsche  Tabakarbeiter  beraten  wurde.  Die  Nr.  47  des  Qe- 
werkschafters  Yon  1882  enthielt  dann  auch  als  Beilage  die 
Statuten  des  in  Gründung  begriffenen  Zentralvereins,  welche 
von  der  Bremer  Behörde  genehmigt  worden  waren.  Femer 
wurde  folgender  Aufruf  versandt: 

„An  unsere  deutschen  Geschäftsgenossen !  In  der  arbeits- 
armen  Zeit  der  letzten  Jahre  ist  der  Mangel  eines  Vereins, 
von  dem  unsere  wandernden  Fachgenossen  env*  rcgolmafsige 
und  ihnen  rcelitraäfsig  zustehende  Reiseunterstützung  empfangen 
können  ,  seliwer  empfunden  \vord(  n.  Die  arbeitsh)sen  und 
reisenden  Tabakailjs^itor  waren  gezwungen,  die  private  und 
öfiTentliche  Mildtätigkeit  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  da  die- 
selbe nicht  an  allen  Orten  und  zu  jeder  Zeit  in  auaicicluindem 
Mafsc  tiitig  ist,  so  ist  mancher  einer  bitteren  Not  anheim 
gefallen,  die  oift  genug  zu  einer  Abstumpfung  des  sittlichen 
G«ftllils  und  dann  zur  Verttbung  von  Vermreehen  flihrte. 
Schon  die  Notwendigkeit^  die  firemde  Ifildtfttigkeit  anspreehoi 
zu  müssen  y  wirkt  erschlaffend  auf  Sittlichkeit  und  Ehren* 
haftigkeity  und  aus  dem  Bettler  aus  Not  wird  leicht  ein 
Bettler  aus  Gewohnheit.  —  Anderseits  werden  die  fireigebigen 
Fachgenossen  oder  die  lokalen  Unterstützungsvereine  unseres 
Faches  durch  die  Flut  der  Hilfsbedürftigen  häufig  Uber  ihre 
Kräfte  in  Anspruch  genommen,  so  dafs  auch  von  dieser  Seite 
her  der  \\  uiisch  nach  rirfindung  einer  allgemeinen  und  in 
tinanzielier  Bezieiiung  sicher  ausgestatteten  Unter.^tützungs- 
organisation  laut  geworden  ist.  Die  Unterzeichneten  haben, 
angeregt  durch  diesen  Wunsch,  die  Bildung  einer  zentrali- 
sierten Reise-  und  Uuterstutzungskasse  für  deutsche  Tabak - 
arbeiter  in  Angriflf  genommen  und  fordern  ihre  Fachgenossen 
auf,  sie  bei  diesem  Werke  tatkräftig  zu  unterstützen.  Die 
Untersttttzung,  die  als  ein  wohlerworbenes  Recht  dem  Hilfr- 
bedttrftigen  zu  teil  wird,  wirkt  nicht  draioralisimttd»  und  sie 
schätzt  bis  zu  einem  gewissen  Grade  vor  der  Notwendigkeit 
demoralisierende  Unterstützungen  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Anderseits  wird  durch  die  Organisierung  des  Reiseunter- 
stützungswesens eine  eigermaCsen  zureichende  Kontrolle  be- 
züglich der  Würdigkeit  der  reisenden  Fachgenossen  eingeführt, 
80  dafs  die  Förderung  der  Landstreicherei,  welche  durch  eine 
unkontrollierte  Unterstützung  aller  um  Hilfe  an  np  rech  enden 
bewirkt  wird,  aufhören  kann.  Zuirleicb  ist  ins  Auge  gefafst 
dafs  die  wirksamste  Hilt V,  welche  gewährt  werden  kann,  in 
der  Yermittluns^  von  Arl>eit  besteht.  Von  diesen  Oesichts- 
punkten  aus  sind  die  Statuten  des  Vereins  abgefaist,  welche 
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von  der  Bremer  Behörde  l)ereits  genehmigt  worden  sind.  Auf 
Grund  dif  ser  genehmigten  Statuten  wird  in  den  nächsten  Tagen 
in  Bremen  die  Konstituierung  des  ZentralvorstaTides  bewirkt 
werden.  Alle  weiteren  Bekainitmachungen  ertoigen  vorläufig 
in  dem  in  den  Kreisen  der  deutschen  Tabakarbeiter  am  meisten 
verbreiteten  Wochenblatte,  in  dem  zu  Leipzig  erscheinenden 
Gewerkschafter. " 

Am  22.  NoTember  1882  konstittiierte  sich  darauf  in  einer 
Venammlttng  Bremer  Tabakarbeiter  der  neue  Zentralyerein 
unter  dem  Kamen  ,,ReiaeimterstiltKang«Yerein  deutscher  Tabak- 
arbeiter**.  Der  Zweck  des  Vereins  war  nach  dem  Statut  von 
1882,  reisenden  Mitgliedern  Unterstützung  zu  gewähren  und 
die  Erlangung  von  Arbeit  zu  vermitteln.  MitgÜeder  konnten 
alle  Tabakarbeiter  und  Tabakarbeiterinnen  werden,  welche  das 
16.  Lebensjahr  Qberöchritten  hatten.  Das  Eintrittsgeld  betrug 
20  Pf.,  der  wöchentliche  Beitrag  5  Pf.  Dafür  wurde  eine 
Reiseunterstutzung  von  K)  Pf.  pro  Meile  versprochen,  doch 
sollte  nicht  mehr  als  l,5U  Mk,  und  nur  ausnahmsweise  2  Mk. 
auf  einmal  gezahlt  werden.  Die  Unterstützungsberechtigung 
war  an  eine  Karenzzeit  von  10  Wochen  geknüpft.  Der  Arbeits- 
uacliweiö  lag  den  Mitgliedschaften  ob,  die  jedem  reisenden  Mit- 
gliede  etwa  vorhandene  Arbeit  nachweisen  sollten.  Wer  wäh- 
rend der  Dauer  einer  Reise  dreimal  an  yerschiedenen  Orten 
ihm  angebotene  Arbeit  ausschlug,  ging  der  Mitgliedschaft  ver- 
lustig. Die  Leitung  des  Vereins  lag  in  den  Händen  einer  aus 
fünf  Personen  (dem  Hauptvorsitcenden ,  b  m  Hauptkassierer, 
dem  Sekretär  und  zwei  Beisitzern)  bestehenden  Zentralleitung, 
welche  ihren  SitB  an  dem  Orte  hatte,  wo  der  Verein  behörd* 
lieh  genehmigt  war.  Die  Mitglieder  des  Zentralvorstandes 
wurden  durch  die  Mitglieder  des  Vorortes  auf  o\n  Jahr  ge- 
wühlt. Bemerkenswert  ist,  dais  man  keinen  Anstand  nahm, 
die  Miti^lu  (Ist  liiiücü  mit  einem  selbständigen  Vorstand  zu 
organisieren.  Die  Gründer  des  KeiöeunteriJtützungsvereins 
mochten  glauben,  dafs  er  als  reiner  Fachverein  nicht  unter 
die  politischen  Vereine  gerechnet  werden  würde.  Höchste 
InsLcinz  für  alle  Angelegenheiten  des  Vereins  waren  neben- 
einander Generalversammlung  und  Urabstimmung.  Als  Organ 
des  Vereins  wurde  der  Gewerkschafter  bestimmt,  mit  dessen 
Verlag  der  Vorstand  dahin  übereinkam,  dafs  Versammlung«* 
berichte,  Abrechnungen,  Quittungen  und  Bekanntmachungen  usw. 
unentgeltlich  angenommen  werden  sollten. 

Es  galt  nun  einerseits  alle  die  zahlreichen  lokalen  Vereine 
YonZigarrenarbeitem  und  die  Vereinigungen  der  Ge  werk  sehafter- 
abonnenten  zu  zentralisieren,  anderseits  neue  Mitgliedschaften 
ins  Leben  zu  rufeTi.  Das  ging  nur  langsam  und  nach  und 
nach.  Donn  noch  wuide  das  Sozialistengeselz  in  aller  Schärfe 
gehandhabt,  noch  halteten  in  der  Erinnerung  die  Auflösung 
des  alten  Vereins  und  die  dabei  erlitteneu  V  erluste.  Bei  den 
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öewerkschafterabonnenten  aber  wirkte  der  Umstand  hemmend, 
dafs  sie  durch  Aufgabe  dos  Abonnements  und  Anschlufs  an 
den  ReiäeuiiterätUtzuügsvereiu  der  Sterbeprämie  ded  Gewerk- 
schafters verlustig  gingen,  welche  der  neae  Verein  nicht  zahlte. 

Im  April  1888  zählte  der  Yerora  erst  63  Kitgliedechallei. 
Am  1.  September  1883  und  folgenden  Tagen  konnte  man  wagen, 
in  Dessau  die  erste  Oeneralversammlung  abzuhalten.  Auf  ihr 
trat  sofort  das  Bestreben  scharf  hervor,  aus  der  bisherigm 
Reserve  herauszutreten  und  dem  Verein  einen  weiteren  Wirkung»* 
kreis  zu  geben  und  womöglich  den  alten  Verein  wieder  her^ 
zustellen.  War  auch  eine  Reihe  von  Führern  au^eschieden, 
hatte  z.  B.  Fritzsche  selbst  sich  in  Amerika  eine  neue  Heimat 
p:rsuclit  und  mit  ihm  mancher  andere  ehemals  in  r!or  Zfirarren- 
arbeiterbewegung  tätige  Mann,  so  war  (]nch  in  den  einzelnen 
Orten  der  Kern  der  Mitgiiedei*  derselbe  geblieben.  Dafs  diese 
dahin  streben  würden,  den  alten  Verein  mit  seinen  alten  Ein- 
richtungen wieder  herzustellen,  war  selbstverstiindlich.  Da^» 
war  in  allen  Gew  erkschaften  so,  welche  sich  nach  dem  Sozialisten- 
gesetz neu  einrichten  mufsten.  Der  §  2  des  Statuts  ron  1872 
wurde  daher  im  wesentlichen  von  der  Generalversammlung  des 
neuen  Vereins  im  Jahre  1888  wiederhergestellt,  und  dem  §  2 
des  neuen  Statuts  folgende  Fassung  gegeben,  welche  nur  durch 
die  Angabe  der  Mittel  zur  Erreichung  des  Vereinszwecks  er- 
weitert wurde:  „Der  Zweck  des  Vereins  ist  die  Hebung  der 
materidlen  und  intellektuellen  Lage  seiner  Mitglieder.  Der 
Förderung  dieses  Zweckes  dienen:  a)  die  Gewährung  von 
Reiseunterstütznn'/ .  b  i  Arbeitsvermittliiniren ,  c)  G^^wfthrung" 
eines  UnterstiUziini^,sbeitrap:es  an  verheiratete  Mitglieder  beim 
Ableben  ihrer  Kliehälfte,  d)  Vorträge  über  gewerbliche  und 
wirtschafdiche  Gegenstände  in  den  Vereinsversammlungen/ 

Gegen  den  einmütigen  Willen  der  Delegierten,  diese  Er- 
weiterungen der  Statuten   vorzunehmen,   war  der  Vorstahä 
machtlos.    Namentlich  das  unter  d)  angegebene  Mittel  »ur 
Forderung  des  Vereinszweckes  mulste  den  Reiseunterstützungs- 
verein  zu  einem  politischen  Verein  stempeln.   Wenn  gleich* 
zeitig  die  Mitgliedschaften  nicht  mehr  selbstftndigen  Vorständen, 
sondern  wieder  einer  Vertretung  des  Zentralvorstandes  unter- 
stellt wurden,  welche  bald  wieder  den  Namen  „BevoUmftchtigte* 
bekamen,  so  war  damit  gleichsam  angedeutet  dafs  man  bereit 
war,  auch  künftig  als  politischer  Verein  zu  gelten.   Noch  eine 
weitere  Einrichtung  des  alten  Vereins  wurde  wieder  eingeführt, 
nämlich  die  Kontrollbehörde  tiir  den  Vorstrind,  der  Aussehuf?. 
Es  gibt  in  Deutschland  wenigtr  Gewerkschaften,  welche  den 
Au88(  liufs  oder  eine  ilhnliche  Behörde  nicht  eingefllhrt  hatten, 
um  dem  leicht  vorhandenen  Mifstrauen  der  Vereinsmitglieder 
gegen  den  Hauptvoratand  zu  begegnen.   Wenn  wir  h?^ren,  dafs 
Vorsitzender  des   Ausschusses   eine   bereits   unter  Friizsche 
hervorgetretene  Persönlichkeit  wurde,  welche  im  parlamen- 
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tanschen  Leben  der  sozialdemokratischen  Fraktion  angehörte, 
so  wird  einleuchteTul,  dafs  mnn  der  sozialdemokratischen  Partei 
mafßgebf^ndf^n  Envtiurs  f^inrii  iinifn  wollte. 

Die  lieneralveraaminluug  verfehlte  nicht,  den  Reiseutiter- 
Stützungsverein  auch  nach  der  Richtung  dea  LluterstUtzungs- 
wesens  weiter  auszubauen,  zu  dem  man  die  Beihilfe  beim  Ab- 
leben de^j  Ehegatten  eines  Mitgliedes  in  Höhe  von  80  Mk.  noch 
hinzufügte.  Der  wöchentliche  Beitrag  wurde  von  5  auf  10  Pf. 
erhöht,  die  Karenzzeit  f^r  beide  Unteretützungszweige  auf 
13  Wochen  festgesetat  Um  eine  Aosntttzang  der  Reisekasee 
ZVL  verhindern y  wurde  bestimmt,  dafs  die  Retseunterstdlsang 
an  dasselbe  Mitglied  nur  einmal  innerhalb  20  Wochen  an  dem- 
selben Ort  aasbesahlt  werden  dürfe. 

Es  gehört  mit  zu  der  Gründungsgeschichte  des  neuen 
Vereins y  dafis  der  Vorstand  in  Bremen,  von  welchem  die 
Zentralisierung  ausgegangen  war,  bereits  im  April  1884  vom 
Ausschufs  seines  Amtes  entsetzt  wurde.  Gelegenlieit  hierzu 
gab,  dafs  der  Hauptkassierer  des  Vereins  Unterschlagun^nn  in 
HOh*^  von  etwa  500  Mk.  beging,  ohne  die  vorg(;schi k  bciif 
Kautiun  von  150  Mk.  hinterlegt  zu  haben,  weil  der  V^  r-itzende 
ihn  davon  entbunden  hatte.  Zum  Vorsitzenden  wurde  nun- 
mehr der  Zigarrenmacher  Johann  Hennann  Junge  bestimmt. 
Der  Ausschufs  rechtfertigte  sein  Vorgehen  damit,  dafs  man 
um  jeden  Preis  das  gesunkene  Vertrauen  der  Mitglieder  durch 
AbsetEung  des  schuldigen  Vorstandes  heben  mufste. 

Von  jeher  hatten  die  organisierten  Arbeiter  das  Bestreben, 
auch  die  Krankenuntersttttsung  den  Zwecken  der  Organisation 
dienstbar  zu  machen.  Wir  sahen  schon,  wie  in  dem  alten 
von  Fritzache  begründeten  Verein  diese  Bemtthangen  aar 
Gründung  einer  Zentral krankenkasse  führten,  welche  in  so 
enge  Verbindung  mit  dem  Verein  gebracht  wurde,  dafs  sie 
von  diesem  nur  buchmiifsig  in  der  Verwaltung  der  r>lf!er 
unterschieden  werden  konnte.  Bald  nach  der  Neubegründung 
des  Heiseunt(!r>tritzungsvereins  wurden  Wünsche  laut,  wieder 
eine  Zentralisation  der  verschiedenen  teils  älteren,  teils  neu 
begründeten  lokalen  Krankenkassen  zu  bewerkstelligen,  vor 
allem  mit  dem  Hinweis  auf  die  grofse  Kraiikenversicherungs- 
gesetzgebung,  welche  die  kleineren  Kassen  gefährden  könne. 
Die^  Anregung  su  einer  derartigen  Gründung  ging  fast  gleich* 
zeitig  Tom  Vorstand  in  Bremen  und  vom  vorstand  der  ein* 
geschriebenen  Hüfekasse  von  Hamburg,  Ottensen,  Altona  und 
Umgegend  aas.  Diese  war,  wie  oben  schon  angedeutet  wurde, 
ans  der  Unteratlltsungskasse  der  alten  Assoziation  Air  Ham- 
burg, welche  unter  dem  Zigarrenarbeiter  Salij  Eschwege  eine 
gute  Entwicklung  genommen  hatte,  hervorgegangen.  Sie  hatte 
«ich  nicht  mit  der  Zentralkranken-  und  Sterbekasse  unter 
Pritzsche  verbinulcn  und  w.ir  daher  auch  d^r  Auflösung  unter 
dem  SosiaiisteDgeaetze  entgangen.  Sie  bot  uuoiuehr  mit  ihrem 
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stattlichen  SparkaBscn^nithabeD,  welches  durch  die  Fusion  mii 
zwei  weiteren  Krankenkassen  noch  erliöht  wurde,  eine  j^ute 
Grundlage  für  eine  neue  Zentralkasae.  Sie  hatte  im  Kovciaber 
188ci  2392  Mitglieder  bei  einem  Sparkassenguthaben  von 
18  400  Mk. 

Der  Vorstand  des  ReiseimterstatBungs^ereins  war  der 
Meinung,  dtSs  die  zentralisierte  Krankenkasse  der  Tabak- 
arbeiter eben  da  ihren  Sita  haben  selle^  wo  die  Leitung  des 
Reiseunterstützungsvereins   sich  befinde.     Das  hatte  seinen 

guten  Grund  darin,  dafs  man  auf  diese  Weisen  einen  ent- 
scheidenden fiioflufs  auf  die  Kasse  üben  zu  können  kofile. 
Der  Vereinsvorstand  drang  aber  mit  diesem  Bestreben  nicht 
durch.    Auf  eincTn   Kori^n-efs  der  lokalen  Krankenkassen  in 
Brauuächweig  im  März  1?SH4  wurde  beschlossen .  eine  Zentral- 
krankenkasse mit  dem  iSitz  in  Hambur^j^  zu  eiTichten.  Das 
Motiv  zu  diesem  Beschlufs  mag  teils  der  Wunsch  gewesen 
sein,  die  bereits  bestehende  Hamburj^er  Hilfskasse  mit  ihrem 
Sparkassen^uthaben  als  Grundlage  zu  bekommen,   teils  die 
Furcht  vor  dem  nicht  unberechtigten  Mifs trauen  der  Behörden 
gegenüber  einer  Bremer  Zentnukrankenkasse,  welche  sich 
notwendigerweise  mit  dem  aentralisierten  Heiseuntersttttaungs- 
verein  verbinden  wttrde.    Die  Zentralkrankenkasse  war  ab 
eingeschriebene   Hilfskasse   errichtet   und   sahlte   in  fllnf 
Klassen  von  0,20  Mk.  bis  0,53  Mk.  Beitrag  wöchentliche  Unter- 
stützungen von  8 — 21  Mk.  Durch  die  Begründung  dieser  gaas 
selbständigen  Zentralkrankenkasse  war  dem  Reiseunterstütaunga- 
verein  zunächst  die  Möglichkeit  genommen,  die  Kranken  Unter- 
stützung in  scincTi  Reroich  zu  zichf^n.     Dies  war  ein  Mangel, 
welchf^r  mit  der  Zeit  immer  mehr  empfuTiden  wurde,  wenu 
auch  die  nächsten  Jahre  der  Entwicklung  d  Unterstützungs- 
wesens im  Verein  nicht  besonders  günstig  waren.    Bevor  wir 
weiter  die  Entwicklung  des  Reiseunterstützuu^svcreins  ver- 
folgen,   miissen    wir    einen    Blick    auf   die  Orgaui.^ations- 
bestrebungen  der  Tabakspinner  werfen,  welche  ebeufalU  in 
den  $Oer  Jahren  einausetaen  begannen. 


Zweites  Kapitel. 

Bte  Organisation  der  Baneh-  nnd  Kantalialnibeiter^ 

Eine  Geschichte  der  Tabakindustrie  müfste  mit  einer  Dar- 
stellung der  Rauchtabak-  und  Schnupftabakfabrikation  beginnen, 


*  Das  Material  ilbor  die  TH})ak.spinii«'r^esen('n3chaften  und  die 
Tabakfahrikfitioii  bis  1800  entstammt  dem  Königlichen  r^oheimen  Staats- 
archiv iu  üeriiu  uud  dein  Königlichen  Staatsarchiv  Magdeburg.  Vom 
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denn  sie  ist  die  älteste  in  Deutschland  geübte  Art,  den  Tabak 
zu  fabrizieren.  In  Preufsen  wurde  diese  Fabrikation  in  dem 
letzten  Jahrzehnt  des  17.  Jahrhunderts  eingeftlhrt.  Das  erste 
Privileg  erhielten  in  Magdeburg  „die  Handelsleute  bei  der 
Ft^zer  Kc^lfinie  Saiidrott  tmH  Wiertz",  wie  denn  die  Pfälzer 
„als  ans  ilii  t  iii  Vaterlande  retugiertt-  Leute"  auch  „die  Nah- 
rung (ies  J'nliakptiarizens"  zuerst  in  (iie  preafsiHcheu  Provinziell 
^ebrailit  hauen.  Weitere  Gründungen  von  Tabakfabriken  liefsen 
nach  iinjen  nicht  lange  auf  sich  warten.  Die  Fabrikation  von 
Uauchtabak  zertailt  in  zwei  Hauptarten.  Entweder  wird  der 
Tabak  geschnitten,  gedörrt  und  in  Paketen  in  den  Handel  ge- 
brachty  oder  der  Taoak  wird  zu  Seilen  gesponnen,  die  dann 
in  Ballen  verpackt  oder  noch  besonders  zu  kleineren  zylinder- 
förmigen Körpern,  sogenannten  Karotten,  gepreist  und  ver^ 
trieben  werden»  Der  Schnupftabak  wird  durch  Zerschneiden 
und  Zerkleinem  von  Tabakblättern  oder  durch  Zerstampfen 
von  vorher  gesponnenem  Tabak  hergestellt  Die  Kauchtabak- 
fabrikation  wurde  in  Preufsen  auch  handwerksmäfsig  betrieben* 
Die  Zahl  derer,  welche  sich  diesem  neuen  Erwerb^weige  zu- 
wandten, war  verhältnismäfsig  grofs  und  wuchs  im  ersten 
Drittel  des  18.  Jnlirbunderts  so,  dafs  diese  Handwerker  be- 
i,^innen,  sicli  ziinttig  zu  organisieren.  Daneben  bestanden  die 
Fal)rikeii ,  welche  privilegiert  waren,  weiter,  es  wardeu  auch 
neue  Privilegien  verliehen. 

Auföer  in  Preufsen  gelangten  die  Rauchtabakspinner  noch 
Iii  iiayern  und  Hessen  zu  einer  zunttigon  Zusammenfassung. 
Diese  mag  jedoch  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  nicht 
überdauert  haben.  In  Preufsen  hielten  sie  sich  zum  Teil 
bis  1869.  Die  meisten  dieser  Zttnfte  entstanden  erst  nach 
Erlafs  des  preufsischen  Handwerkerpatentes  vom  Jahre  1733, 
nur  in  Berlin  soll  schon  vor  dieser  Zeit  ein  Tabakspinner- 
gewerk  mit  Artikeln  bestanden  haben.  Aber  auch  dies 
Gewerk  erhielt  auf  Grund  des  Handwerkerpatentes  ein  neues 
Privilegium  und  zwar  am  15.  April  1735  unter  der  Bezeich- 
nung ^General- Privilegium  und  Guide- Brief  des  Tobakapinner- 
gewerks  in  der  Chur-  und  Mark-Brandenburg  dies  und  jenseits 
der  Oder  und  K]l)o,  in  Sonderheit  des  combinierten  Tobak- 
Spinnergewerks  in  Piprlin*'.  Diesem  fols^te  eins  fnst  prl^^ich- 
lautende  Privileg  für  das  Tobakspinuerhaudwerk  im  Herzog- 


Ki^niglichcD  Gebeimen  Staatsarchiv  Berlin  sind  benutzt  die  Akten: 
Mapdrbiirg,  Gen.-Direktorium  CXL  n  .')9,  CC  1  Nr.  1.  9,  23,  24,  25, 
26,  27,  28,  32,  33.  Churmark  Üen.-Direktorium  CCXXVl  c  /  69,  Neu- 
mark Gen.-0irektoriam,  Handwerkerprivilegien  Nr.  25,  44,  18,  17,  16. 
Vom  Königlichen  Staatsarchiv  Magdeburg  sind  benutzt  die  Akten: 
Alt  Ötadt-Magdcburg  Litt.  T  Nr.  898. 

^  Über  aic  Fabrikationsmethode  von  Hauch-  und  Schnupftabak 
vffl.  Is,  von  Wagner,  Tabakkultnr,  Tabak-  und  Zigarrenfabnkation. 
Weimar  1884.  &  291  ff. 

ForMhungMi  XXIY  8  (118).  —  Frisch.  7 
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tum  Magdeburg  und  der  Grafschaft  Mansfeidt  vom  28.  April 

1738  \ 

Das  Meisterstück  bestand  darin,  dala  der  Geselle  eine 
Kolle  Tabak  spinnen  mufste,  „entweder  auf  der  Tafel  oder 
Handmühle,  als  auch  ein  Pfund  fein  krans  ^ui  schneiden  und 
zurichten.  In  gleichen  von  dem  ausländischen  Tobnk  ein 
Piund  die  besten  Blätter  sortieren,  dieselben  ausrippeii  und 
nach  Art  des  sogenannten  Zapfenberger  Rl.Httertobaks  kerben, 
dafs  es  in  Briefchens  gepackt  werden  koiine**.  Die  yJinftitren 
Gesellen  und  Meister  verstanden  also  nicht  blofs  das  Spinaen 
des  Tabaks,  sundeni  auch  die  andere  Art  seiner  Zubereitung 
zu  Rauchzwecken, 

Die  im  Rahmen  diesor  Arbeit  am  meisten  interessierenden 
Bestimmungen,  welche  die  G^eUen  betrafen,  entsmrechen  natür- 
lich dem  Handwerkerpatent  Auch  in  den  xabaksptnnei^ 
Privilegien  werden  die  ehemaligen  Gesellenartikel,  echwane 
Tafeln,  Gebräuche  und  Gewohnheiten  als  ein  fUr  allemal  ab- 
j;>escha£Pt  erklttrt.  Wandernde  Gesellen,  welche  Kundachi^ 
haben,  aber  aus  Mangel  an  Arbeit  nicht  ankommen  können, 
sollen  einen  bis  höchstens  vier  Groschen  aus  der  Handwerks- 
lade  gezahlt  bekommen.  Auch  darf  eine  Gesellenarmenkasse 
errichtet  werden,  wficlie  in  des  Altmeisters  Verwahrung  sf^in 
mufs,  um  einem  armen,  kranken  Gesellen  damit  zu  helfen 
oder  zur  Beerdi<;ung  eines  im  Armen liausc»  verstorbenen  Ge- 
sellen etwas  daraus  zu  nehmen,  wie  denn  die  „bisher  ein- 
geführte gute  Ordnun«^  wegen  Haltung  einer  Leichen k;ir.-c. 
Begleitun^^  der  Leichen"  beibehalten  werden  konnte.  I'eriier 
durften  die  Gesellen  „ihre  eigene  sogenannte  Herberge  haben, 
wo  die  ankommenden  Gesellen,  bis  sie  einen  Meit^ter  be- 
kommeO)  einkehren  und  auch  sonst  zusammenkommen  können*. 
Auch  liefs  man  es  geschehen,  „dafs  die  Gesellen  noch  ferner- 
hin ein  oder  zwei  Altgesellen  mit  Wissen  des  Altmeisters 
unter  sich  ausmachen,  welche  in  nötigen  Fällen  fUr  dieselben 
sprechen**.  Die  Altgesellen  sollten  auch  die  Gelder  su  der 
Leichen-  und  Armenkasse  einsammeln. 

Die  Geschichte  der  Tabakspinnerzünfte  selbst  hier  weiter 
zu  verfolgen,  würde  zu  weit  führen.  Während  den  Kaufleutea 
weiterhin  K(mzessionr»n  zu  «rrnfsorf^n  Anlagen  erteilt  worden, 
welche  sich  besonders  nach  Aufhebung  der  Tabakadministrati^n 
im  Jahre  17H7  selmell  vermehrten,  behaupteten  neben  diesen 
diese  Zünfte  ein  kümmerliches,  aber  zähes  Dasein,  das  auch 


'  Haj*  Privileg  dos  TabaksninnergowcrkH  der  Stadt  Soldiw  ist  vom 
IG.  Februar  1745,  datj  der  Staate  Ncuwcdel  und  Land»berg  a.  d.  W. 
vom  16.  Februir  1746,.  das  der  Stadt  Schievelbein  vom  28.  DezcnilMr 
1764.  Das  Privileg  für  die  Tabakspinner  in  Königsberg,  Soldin  urni 
Krimi,  borg  ist  inif«'r  dem  4.  Janusir  1754  erlassen.  Das  der  Stadt 
Folzin  i.  P.  stammt  von  1743.  \\  aun  das  Privileg  dea  wicbtigea 
Stettiner  G-ewerka  gegeben  wurde,  konnte  Ich  nicht  eimitieln. 
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in  der  Zeit  der  Administration  (1705 — 1787)  nicht  erlosch. 
Nach  Aufhebung  der  Administration  klagten  die  Meister  be- 
sonders  über  die  Konkurrenz  der  Fabriken.  Durch  Publi- 
kandum  vom  10.  Dezember  1787  trat  deshalh  eine  Scheidung 
zwischen  dem  Produktionsbereich  der  zünttigen  Handwerks- 
meister und  der  Fabrikanten  insofern  ein,  als  diese  ihre  Rollen- 
tabake, also  die  gesponnenen,  ent\ve<ler  in  Häusern  und  Woh- 
nungen gelernter  zunitmäfsiger  Tabakspinnermeister  fabrizieren 
lassen  oder,  wenn  sie  in  ihrer  Fabrik  Tabak  spinnen  lassen 
wollten,  sich  dazu  zuiitLuiiiTsiger  Tabakspiuuex'meistcr  bedienen 
muTsten.  Im  letzteren  Falle  durften  sie  auf  einen  Meister  zwei 
Gesellen  mit  Tabakspinnen  beschäftigen.  Das  hatte  nun  aller- 
dings den  gewünschten  Erfolg  nicht,  da  die  Mehrzahl  der 
Meister,  wenn  sie  nicht  verhungern  wollten,  in  die  Fabriken 
gehen  mafsten,  ihre  Selbständigkeit  also  nicht  erhalten  blieb. 
Die  Mafsregel  hatte  aber  die  fernere  hier  beachtenswerte 
Wirkung,  dafs  die  sUnftigen  Meister  und  Gesellen  künftig 
ganz  auf  das  Spinnen  des  Tabaks  beschränkt  blieben,  die 
andere  Art  der  Rauchtabakzubereitung  (Schneiden  und 
Rösten)  ihnen  verloren  ging.  Soweit  daher  Gesellschaften  der 
Tabakarbeiter  auf  diese  Zünfte  zurückgehen,  umfassen  sie 
zunächst  nur  die  Rauchtabakspinner,  nicht  die  weit  über- 
\vi"-.nde  Zahl  der  übrigen  Rauchtabakarbeiter,  welche  zu 
ausschlicfslichen  Fabrikarbeitern  wurden.  Wie  schon  be- 
merkt, Iflieben  die  Tnbakspinnerzünfte  bis  18<)1>  erhalten. 
Auch  fiii-  öle  gilt,  .soweit  sie  unter  Friedrich  dem  Grofsen 
bestanden  hatten,  die  Feststellung  Schmollers,  da£s  die 
Innungsstatuten  nicht  blofs  bis  1806,  sondern  auch,  soweit 
nicht  die  Gesetze  von  1808  einzelne  Punkte  derselben  be- 
seitigten, bis  zu  ihrer  Umarbeitung  nach  der  Gewerbeordnung 
von  1845  zu  Ende  der  40er  Jahre  in  Geltung  blieben  ^  Auch 
die  allgemeine  Gewerbeordnung  vom  Jahre  1845  hob  die 
Innungen  nicht  auf,  nur  war  von  der  Zugehörigkeit  zu  ihnen 
der  Gewerbebetrieb  nicht  mehr  abhängig.  Als  die  Ver^ 
Ordnung  von  1849  den  selbständigen  Betrieb  in  42  Gewerben 
an  einen  Beftlhigungsnachweis  oder  die  Zugehörigkeit  zur 
Innung  knnpftf,  war  die  Tabakspinnerei  nicht  mit  unter  jene 
Gewerbe  aufgenommen.  Sie  wai-  an  ^ich  wohl  zu  unbedeutend, 
in  der  übrigen  Rauch tabakfrikation  überwog  längst  der  Grofs- 
betneb.  Im  Jahre  18o9  lösten  sich  die  noch  bestehenden 
Tabakspinnergewerke  stillschweigend  auf. 

Solange  die  Zunft  bestand ,  beliielten  auch  die  Gesellen 
jenen  Zusammenhang,  den  ihnen  die  Zunfteinrichtungen  ge- 
währten. Dieser  Zusammenhang  wurde  aber  mit  den  Jahren 
verselbständigt,  mehr  von  der  Mitwirkung  der  Meister  los- 


*  Schmoller,  Umrisse  und  Untersuchungen,  das  brandenburgisch- 
preaCriBche  Innmigsweseti  von  1640—1800  S.  401. 

7* 
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gelöst,  es  bildeten  sich,  vermutlich  schon  im  ersttm  Drittel 
aes  19.  Jahrhunderts,  sogenannte  „Tabakspinnergesellschaften". 
Es  war  Brauch  geworden,  dal's  die  Gesellen  depienifreii .  der 
ausp;el<'i  iit  hatte,  feierlich  in  ihre  Gesellschaft  aufnahmen  und 
darüber  eine  besondere  Urkunde  ausstellten.  Dies  geschah  in 
besonderen  Versammlungen,  welche  in  der  Herberge  ab- 
gehalten wurden.  Den  Hergang  veranschaulichen  folgende 
bei  den  Urkunden,  welche  dieselbe  Person  betreffen.  Die  erste 
Urkunde  ist  folgender  Lehrbrief;  „Wir  Alt-  und  Gildemeiöter 
des  Tabakspin nergewerkfi  in  der  königl.  preu&iscken  in  der 
NemnaTk  belegenen  ImmedialiBtadt  CottbiiB  bekunden  hiermit, 
dafs  Vorzeiger  dieaea,  Hemnann  Wilhebn  Lnciusi  gebürtig  ans 
Senftenberg,  vier  Jabre  hintereinander,  nfimlieh  vom  23.  Juli 
1844  bis  heute  die  Tabakspinnerprofession  bei  dem  Meieter 
Samuel  Fri*  di  ich  Lursch  hierselbst  gehörig  erlernt,  sich  darin 
die  erforderliehe  Geschicklichkeit  erworben,  anch  sich  während 
seiner  Lehrzeit  treu,  fleifsig  und  redlich,  sowohl  gegen  seinen 
Lehrherm,  als  sonst  gegen  Jedermann  betragen  habe.  Wir 
erteilen  ihm  daher  diesen  Lehrbrief  unter  unserm  Gewerks- 
siegel, und  ersuchen  einen  jeden,  dem  er  vorgelegt  wird,  be- 
sonders unsere  Handwerksgenossen,  demselben  völligen  Glauben 
beizumessen  und  dem  Herrmann  \\  ilhelm  Lucius  tlberaU  m 
seinem  Fortkommen  behilflich  zu  sein ,  welches  wir  in  ähn- 
lichen Fällen  zu  erwidern  bereit  und  willig  sind.  So  ge- 
schehen Cottbus,  den  25.  Juli  1848."  Der  Lehrbrief  ist  ge- 
zeichnet vom  Obermeister,  dem  Lehrherm  und  einem  dritten 
Meister,  sowie  von  dem  Ratsherrn  und  Oewei^sassessor.  Et 
ist  femer  mit  dem  Innungssiegel  versehen. 

An  demselben  Tage,  an  welchem  er  als  Lehrling  loe> 
gesprochen  wurde,  trat  der  junge  Geselle  auch  der  T^UmÜl- 
spinnergesellenschsit  bei.  Hierauf  besieht  steh  die  folgende 
vom  Altgesellen  und  weiteren  acht  Personen  —  o£fenbar  den 
Angehörigen  der  Kottbuser  Gesellschaft  —  geeeichnetc  Ur- 
kunde: „Wir  Endesunterzeichnete  bescheinigen  hiermit,  dafs 
der  Tabakss])inTiergeselle  H.  W.  Lucius,  aus  Cottbus  gebtirtig, 
nach  tlber.standener  Lehrzeit  heute  in  unserer  Gesellschaft 
nnf-  und  angenommen  ist  und  als  ein  züiitti^er  Tabakspiuner- 
get.elle  sich  abgefunden  hat,  da  wir  diesem  H.  W.  Lucius  mit 
allen  Gebräuchen  bekannt  gemacht  haben,  so  ersuchen  wir 
eine  jede  h)biiclie  Tabakspinnorgesellschaft,  diesem  H.W.Lucius 
7A\  seinem  ferneren  Fortkommen  behilflich  zu  bein,  welches 
wir  in  ähnlichen  Fällen  zu  erwidern  gern  bereitwillig  sind. 
So  geschehen  Cottbus,  den  25.  Juli  1848/ 

Bemerkenswert  ist,  dafs  diese  Urkunde  ebenfalls  ein 
Siegel  trägt,  welches,  soweit  ich  sehe,  alle  GesellenschafteD 
der  Tabakspinner  führten.  Es  seigt  zwei  nackte  Gestalten, 
welche  au  beiden  Seiten  einer  TabaksroUe  stehen,  Uber  ihnen 
befindet  sich  eine  KOnigskrone.  Die  Umschrift  lautet  im  vor* 
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liegenden  Falle:  Siegel  der  TabakspiTnicrg-escHr nsrliaft  zu 
Cottbus*.  Die  uiigewandien  >Sclinttzuge  der  Urkunde,  ebenso 
die  mangelhafte  Fassung  ihres  Inhaltes  zeigen,  dafs  man  es 
mit  einer  Institution  zu  tun  hat,  die  nur  unter  den  Gesellen 
lebte,  nur  durch  sie  und  ihre  Anerkennung  bestand.  Die 
MeisttT  hatten  mit  der  Aufnahme  in  die  Ge^elienschalt  olfen- 
bar  gar  nichts  zu  tun.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  leicht  be- 
greifli<sh,  dafs  die  Gesellenflchaflketi  von  der  Auflösung  der 
Oewerke,  welche  im  Jahre  1869  allgemein  auf  Grand  der 
Oewerheordnang  eintrat»  in  ihrem  Bestände  gar  nicht  berührt 
wurden.  Sie  führten  ihr  eigenes  Dasein  ruhig  weiter.  Das 
geht  nicht  nur  aus  zuverlässigen  Erkundigungen,  welche  ein- 
gezogen wurden,  hervor,  sondern  auch  aus  folgender  Urkunde 
des  Jahres  18B4  aus  Schwedt,  wo  frtther  ebenfi^is  eine  Innung 
bestanden  hatte: 

„Wir  Endesunterschriebenen  bescheinigen  hiermit,  dafs 
der  TabakspimiPffreselle  Albert  Beckn5a?in  juis  Wolgast  hat 
laut  seines  Lehrbriefes  bei  dem  Tabaksfabrikanten  Kassow  in 
M^olgast  in  vier  hintereinander  folgenden  Jahren,  nämlich  vom 
1.  Oktober  1877  bis  dahin  1881  die  Tabakspinnerprofcösion 
richtig  erlernt,  ist  daher  heute  von  uns  nach  Pflicht  und 
Hand  Werksgebrauch  zum  Gesellen  gemac  ht  worden.  Wir  er- 
öuchen  jeden  Tabakspinnergesellen  und  Gesellschaft,  diesen 
von  uns  aufgestellten  Gesellenschein  freundlichst  zu  respektieren 
und  den  p.  p.  Beckmann  als  einen  zünftigen  Tabakspinner 
Anzuerkennen,  und  ihn  in  jeder  Dimension  nach  Kräften  und 
Gebrauch  zu  unterstttzen,  wo  wir  ein  Gleiches  an  allen  unseren 
Kollegen  uns  zu  tun  verpflichten.  Solches  geschehen  zu 
Schwedt  a.  O.,  den  17.  Februar  1884/  Die  Urkunde  trägt 
die  Unterschriften  des  Altgesellen  und  zwölf  weiterer  Per- 
sonen. Sie  ist  mit  einem  Siegel  der  oben  beschriebenen  Art 
versehen,  welches  die  Umschrift  trägt:  Schwedt,  die  Tabaks- 
8pinnorgesol!ens<'liart.  Der  Brief  ist  auch  deshalb  bemerkens- 
wert, weil  sich  Ii  irr  (\(^y  ansgelernte  Tabakspinnergeselle  nicht 
sogleich  nach  Beendi^rung  der  Lehrz;<'it,  sondern  erst  nach  drei 
Jahren  in  di«^  Geseüenschaft  aufnehmen  liefs.  Offenbar  hatte 
in  Wolgast  keine  solche  bestanden.  In  Schwedt  trat  er  der 
Organisation  der  Gesellen  bei.  Die  (iriiu<ilagen  dieser  alten 
unvollkummenen  Organisationaforiuen  lagen  unzweifelhaft  in 
den  oben  wiedergegebenen  Bestimmungen  der  Privilegien  über 
die  Wanderuntersttttzungy  die  Herberge  und  die  Vertretung 
der  Gesellen  durch  den  Allgesellen.   Ob  die  Qesellenschaften 


^  Die  nackten  auf  den  mir  voi^el^enen  Siegeln  nur  undeutlich 

erkennbaren  OrstnUcn  sollen  ofTenbar  Ne^'or  vorstellen,  wie  auf  einem 
g^rnfscn  HcrlxT^sscliild  der  Tabakspinner  zu  Nordhausen  deutlich  zu 
sehen  ist.  Die  Kroue  deutet  das  alte  vom  Könige  verliehene  Privileg 
an.  Ich  mochte  TermnteD,  dafs  das  ijiegel  überhaupt  das  alte  Innungen 
Siegel  ist. 
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jemals  zu  einer  selbständigen  Aufzeichnung  der  unter  ihii'-n 
geltenden,  gewolinheitsrochtlich  weiter  entwickelten  Institu- 
tionen gelangten,  ist  zweilelluift  Es  mag  an  einzelntiii  grcilseren 
Orten  der  Fall  gewesen  sein.  Im  allgemeinen  war  der  Brauch 
folgendermafBen.  Wer  ausgelernt  hatte,  mufste  „sich  abfinden*, 
d.  h.  einen  oder  swei  Taler  der  Gesellschaft  isahlen,  wofiLr  ein 
Bierabend  veranstaltet  wurde.  Er  erhielt  dann  einen  Qesetten* 
schein,  wie  sie  oben  wiedergegeben  sind.   Die  UnterstQtsiuig 
der  wandernden  Gesellen  bestand  in  dem  Nachweis  von  Arbeit, 
in  der  Herberge  und  in  Aussahlung  eines  Geschenkes,  welches 
unter  den  Oesellen  zusammengebracht  wurde.    Die  Höhe  des 
Geschenkes  wechselte  nach  der  Zahlungsfähigkeit  der  g-erade 
am  Ort  vorhandenen  (lesellen.    Bis  zur  Auflösung  der  Gesell- 
schaft im  Jahre  1880  wurde  auf  Einhaltung  der  Handwerks- 
bräuche beim  Betreten  und  Verlassen  der  ArbeitsstÄtto ,  wo 
der  fremde  Geselle  ansprach,  beini  Trinken  mit  den  (lestUen 
und  auf  <ler  Herberge  gesehen.    Überali  diente  der  Geöellen- 
schein  als  Legitimation.    Diese  Gesellenschaften  waren  lokale 
Organisationen,  dit-  es  nieniuls  zu  einer  Zentralisation  i>i  <K  Ilten. 
Nur  das  in  den  Gcsellensclicinen  auigestellte  Prinzip  der  liezi- 
prozität,  auf  dessen  Durchführung  gehalten  wurde,  war  das 
gemeinsame  Band,  welches  alle  diese  GeseUenschaften  um- 
schlang und  durch  die  wandernden  Gesellen  immer  wieder 
neu  geknüpft  wurde. 

Es  ist  wichtig  zu  betonen,  dafs  diese  Gesellenschaften  der 
Rauchtabakspinner  sich  auch  den  Kautabakspinnem  öffneten. 
Dies  war  bei  der  starken  Entwicklung  der  Kautabakfabrikation 
und  bei  dem  relativen  Zurückgehen  des  Kauchtabaks,  ins- 
besondere aber  der  Rauchtabakspinnerei,  in  Deutschland  von 
grofser  Bedeutung!  für  die  Gesellen.'<cliaften.    Ein  ji^ntes  B«^i- 
spiel    bietet   Nord  hausen    als    gröfster  Platz    der  Kautabak- 
iabrikation.     Dort  entstanden  die   ersten   Kautabak fabriken 
Presen    Ende    der    zwanziger  Jahre   des    10.  Jahrhunderts. 
Kauelitabakiudustrie  hatte  dort   nur    in  ganz  bescheidenem 
Mafne  voi'lier  existiert.    Die  Fabi  i kanten  zogen  zur  Kauubak- 
fabrikation   die    Hauehtabakspinuergesellcn   heran.    Das  war 
der  natürliche  Weg,  um  schnell  den  Bedarf  an  einheimischen 
Arbeitern  zu  befriedigen,  denn  sowohl  bei  der  Fabrikation  von 
Kautabak  als  der  von  gesponnenem  Rauchtabak  liegt  der 
^Schwerpunkt  der  Proddction   eben  in  dem  Spinnen  des 
Tabaks  zu  langen  Seilen.    Ein  Rauchtabakspinner  mufste 
sich  schnell  in  die  Kautabakspinnerei  finden.   Wie  versichert 
wird,  gab  es  Gesellen,  welche  sowohl  Rauch  als  Kautabak- 
spinnerei verstanden.  Die  Rauch-  und  Kautabakspinner,  welche 
so  nach  Nordhausen  kamen,  gründeten  im  Jahre  ls:^()  eine 
Herberge  für  Tabakspinner  und  riefen  eine  Oesellejischaft  ins 
Leben.     Ihr   Herbf^r^ssehild   zeigt   das  Bild   der  oben  be- 
schriebenen Siegel  der  Tabakspinnergesellenschaften.  In  dieser 
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NordhauBer  Gesellenschaft  tiberwogeu  natürlich  die  Kautabak- 
spmser  weit,  in  allen  Geselienschaften  hausten  Uberhaupt 
Kautabak-  und  Rauchtabakspinner  zusammnn.  Die  Kautabak- 
spinner mögen  dann  aber  später  in  flen  niPisten  rros--llen- 
•  schatten  überwogen  haben,  je  mulir  die  KMutabakfabrikation 
sich  ausbreitete,  in  Nordhausen  wulst^'  man  überhaupt  nicht 
mehr,  dafs  die  Geselienschaften  aus  den  Rauchtabakspinnern 
hervorf»e^angen  waren.  Gröfsere  Geselienschaften  bestanden 
noch  in  Frankfurt  a.  M.  und  Magdeburg.  Erst  zu  Endo  der 
80er  Jahre  lösten  sich  die  Geselienschaften  aut".    Ihre  Mit- 

flieder  schlössen  sich  dem  ReisennteTStUtzungsverein  an.  Wer 
ie  Jahrgänge  des  „Gewerkschafters**  aus  jener  Zeit  durch- 
blättert, findet  manchmal  Hinweise  auf  die  ^Zunft  der  Tabak- 
Spinner"  mit  dem  wohlgemeinten  Rat  an  diese,  doch  endlich 
den  „Zopf"  einmal  abzuschneiden  und  sich  den  „klassen- 
bewufsten  Arbeitern"  anzuschlielsen.  Die  alte  Organisation  der 
Tabakspinnergesellen  besafs  jedoch  nicht  die  Fähigkeit,  sich 
den  modernen  BedUrfiiissen  anzupassen.  Dies  tritt  in  der  Ent- 
wicklung der  Organisationsverhältnisse  in  Nordhausen  stark 
zutap:e.  In  fler  Kautabakfabrikation  hatte  sieb  n;iinentlich 
eine  Kategorie  von  Ililfsarbeit(^rn.  die  Köllehenmacher.  wolcfie 
aus  Teilstücken  der  gc8])onnenen  Tabaks.seile  kleinere  Kulichen 
zum  Zwecke  des  \^'rtriel).s  im  Handel  anfertigten,  zu  einer 
starken  Mehrheit  entwickelt,  welche  das  Bedürfnis  nach  einer 
Organisation  lebhaft  empfanden,  (la  sie  im  Kegenaatz  zu  den 
Spinnern  schlecht  bezahlt  waren'.  Sie  suchten  jedoch  ver- 
geblichy  in  die  Geselienschaften  aufgenommen  zu  werden.  Die 
RdUchenmacher  waren  fUr  die  Si>inner  keine  zünftigen  Qe- 
sellen,  sie  waren  blofse  Fabrikarbeiter^  von  denen  die  Gesellen 
nach  ihrer  Meinung  eine  tiefe  Kluft  trennte.  Sie  sahen  nicht, 
dafs  die  Tabakspinnerei  längst  aufgehört  hatte,  ein  Handwerk 
zu  sein,  dafs  die  Spinner  selbst  nichts  als  Fabrikarbeiter, 
wenn  auch  qualifiziertere  als  die  Röllchenmacher,  waren.  Als  • 
die  Röllchenmacher  in  Nordhausen  keine  Aufnahme  bei  der  Ge- 
aellenschaft  fanden,  gründeten  sie  im  Jahr(»  1884  einen  lokalen 
Verein  „Die Röllcbenmacbercrenossenscbaft  ".  Zunächst liandelte  es 
sich  noch  nicht  um  mehr  als  eine  lokaU'  l^ntfrstütztiiic^skasse 
in  Notfällen,  welche  v<jn  den  Fabrikanten  eher  prot  ltI  rt  als  be- 
kämpft wurde.  Daher  wurde  der  Genossenschaftsrerein  bald  sehr 
stark.  In  der  Mitte  iler  soer. Jahre  standen  also  die  Kautabak- 
arbeiter  in  Nordhausen  in  zwei  Laf::em,  dem  der  zünftigen  und 
dem  der  unzünftigen  Arbeiter  zusanmiengefafst  einander  gegen- 

1  Über  die  Lohnverhftltnisse  der  Kautabakspinner  und  Röllchen- 

machfr  fand  ich  kciiif  Dafrii  als  filr  flir  tkiti  Zeit.  Für  diese  kann 
ich  inieh  auf  dio  Lohuan^abeii  der  K{iutabakurbeitergennsf:nn«chaft  in 
Nordhausen  stützen,  wonacti  gute  Spinner  einen  Wocheulohn  von  22  Mk., 
Rdllchenmacher  von  18  Mk.,  weibliche  HilfsarbeiteriimeD  7—7,5  Mk. 
verflifTitfri.  Die  Löhne  der  Rülh  hrnmacher  sollen  aber  in  den  80er 
Jahren  weit  niedriger  gestanden  haben. 
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über.  Um  diese  Zeit  hatte  bereits  die  Idee  der  Zentralisatioa  bei 
den  Tabakspinnern  Plate  gegriffen.  Wie  berichtet  wird,  fand 
awischen  den  Gesellenschaften  su  Magdebui^^  und  Nordhaasen 
ein  MeinungsauBtauBch  statt,  welcher  indes  zu  keinem  Resultate 
führte.  Man  konnte  sich  über  eine  Zentralisation  der  Gsellen- 
Schäften  nicht  einigen/.und  der  xeilgemäfse  Gedanke  blieb  unaus* 
geführt.  Es  scheint  auch  an  den  geeigneten  Persönlichkeiten 
gefehlt  zu  haben,  welche  das  offenbar  vorhandene  Bedürfhi« 
nach  moderner  Organisation  in  die  rlehtip^en  Woge  geleitet  hatten. 
In  den  Jahren  188b  und  l^SO  M'-ircu  in  den  Oesellensehafteii 
die  sozialistischen  Anschauungen  l^errirs  so  stark  vertreten, 
dafs  dem  Anscliluls  an  den  Reiseun  ((Tstützungsvereiu  mit  Er- 
folg das  Wort  geredet  wurde.  Man  hielt  es  für  ein  Erforder- 
nis der  Solidarität,  dem  vorhandenen  Verein  beizutreteü  :  (?ine 
besondere  Organisation  zu  gründen,  liielt  man  im  allgemeinen 
für  falsch  und  den  gemeinsamen  liiteresson  der  Arbeiter 
zuwiderlaufend.  Im  Jahre  1889  löste  sich  eine  G^eUschaft 
nach  der  anderen  auf,  um  sich  dem  Reiseunterstlltanngsrermn 
ansuschiiefseu.  Nor  ein  Teil  der  Gesellen  stand  an  einigen 
Orten  grollend  bei  Seite.  In  Nordhausen  besteht  bis  haute 
ein  Verein  der  Tabakspinnergesellen ,  welcher  die  alten  Er- 
innerungen noch  pflegt  Seine  Haupttatigkeit  besteht  im  Gdeit 
bei  der  Ik^erdigung  verstorbener  Gesellen. 

Auch  der  Genossenschaftsverein  der  Ridlchenmacher  ging 
nicht  völlig  ein,  als  in  Nordhausen  eine  Mitgliedschaft  des 
Reiseunterstiitzungsvercins  gegriindot  wurde.  Er  bot  noch  auf 
Jahre  hin;ms  zu  einer  Zersplitterung  der  Gcwerkschaftsj- 
bewegung  unter  dm  Ivautabakarbnit^rn  Nordhausens  Anlafs. 

Übersieht  man  du^  Organisatinusbc^strebungen  der  Tabak- 
spinner,  weiche  seldiefslicfi  im  iieifteuntcrstützungsvereiu  der 
Zigarr(Miarbeiter  munden,  so  hat  man  den  Eindruck,  da£s  den 
Tabakspinnern  nicht  suiiderlich  mit  dem  Anschhifs  an  den 
Reiseunterstiitzungsverein  gedient  gewesen  ist.  Mau  kauu  nur 
bedauern,  dafs  die  Tabakspinner  unfähig  waren,  eine  eigene 
Zentralorganisation  su  grttnden.  Zwar  sind  die  organisierten 
Zigarrenarbeiter y  insbesondere  ihr  Vorstand,  darttber  anderer 
Meinung y  indem  sie  einfach  von  dem  Prinaip  ausgehen,  dafs 
alle  Arbeiter  der  Tabaksindustrie  in  einen  Verband  gehören. 
Das  ist  nicht  so  unbedingt  richtig.  Kautabakfabrikation  und 
Zigarrenfabrikation  haben  miteinander  nach  der  Technik  des 
Gewerbes  nichts  gemein.  Während  ferner  bei  der  Zigarrenfabri- 
kation die  Dezentralisation  immer  gröfseren  Umfang  annimmt, 
herrscht  bei  der  Kautabakt'abrikation  die  gröfste  Zentralisation, 
welche  eher  noch  zunehmen  wird.  Dementsprechend  wäre  in 
der  Kautabaktabrikation  eine  starke  Organisation  leicht  zu 
erreichen  gewesen,  welche  durch  die  höiieren  I^hne  der 
Spinner  aucfi  zu  liöheren  Beitragsleistungen  und  höheren 
Unterstutzungen  befähigt  gewesen  wäre.     Durch  eine  be- 
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«ondere  Gewerkschaft  (l<;r  Kaiitabakarbeiter  wiire  wahrschein- 
lich eiiie  bessere  Vertretung-  der  Interessen  d'-r  Kautabak- 
arbeiter erzielt  worden,  als  sie  durch  den  Vorstand  des  Reise- 
iinterstützungsvereins,  welcher  aus  Zigarre  narb  ei  lern  bestand, 
bewirkt  werden  konnte.  Man  hätte  mindest(-iis  für  eine  be- 
tfondere  Vertretung  der  Kautabakarbeiter  im  Vorstand  und 
Aiuschiirs  Sorge  tragen  müssen,  was  bis  heute  nicht  ge- 
schehen ist 


D ri  ttes  Kap i  tel. 

Die  Wirksamkeit  des  Tabakarbeiteryarbanden  bezaglieh 
der  Hebung  der  sozialen  Lage  seiner  Mitglieder* 

Kicht  umsonst  hatte  der  Aufruf  der  Bremer  Zigarren- 
arbeiter zur  Neubelebung  der  Organisationftbestrebungen  unter 
den  Zigarrenarbeitern  von  der  arbeitsarmen  Zeit  der  letzten 
Jfibre  gesproclien.  Die  Zigarrenindustri*'  liattp  sicli  seit  der 
ivrisis  von  IST^^  nur  schwer  erholt,  sie  hatte  zs\ar  weiter  zu- 
„'cnommen ,  jedoch  der  Naclifrage  und  dem  Konsum  ent- 
sprechend ihre  Fabrikation  mehr  auf  die  billigeren  Sorten 
beschränken  müssen.  Dies  führte  zu  einer  Verlegung  der 
Betriebe  in  solche  Gebiete,  in  denen  billigere  Arbeitskräfte 
zu  iinden  waren  Gleichzeitig  litt  die  Industrie  unter  einer 
starken  Überproduktion,  die  £nde  der  70er  Jahre  immer 
drückender  wurde.  Ein  Sinken  der  Lohne  ging  hiermit  Hand 
in  Hand.  Diese  Verschlechterung  der  ßxistensbedingungen 
der  Arbeiter  wurde  noch  verstärkt  durch  die  im  Jahre  1879 
vorgenommene  Erhöhung  des  Zolles  auf  Rohtabak  von  24  Mk. 
auf  S*,")  Mk.  für  100  kg.  Jaff4  scliildert  die  Wirkung  dieser 
Zollerhöhung  folge n d ermafsen :  „Die  Folge  des  erhöhten  Zolles 
seit  dem  Jahre  1879  war  eine  weitere  Verschärfung  der  Ten- 
denz, die  gesamte  Industrie  nach  den  billigeren  Produktions- 
gebieten Mittel-  und  Süddeutschlands  zu  verlegen,  um  so  die 
Verteuern ntr  d*^s  ausländischen  Rohmaterials  durcfi  f  ine  Re- 
duktion der  Herstellungskosten  einie^ermaCsen  auszugleichen. 
Die  noch  in  Hamburg  und  Bremen  verbliebenen  Fabriken 
wurden  mit  wenigen  Ausnahmen  aus  dem  Freihafen  gebiet 
hinaus  in  die  benachbarten  preufsischen  Ortschaften  verlegt, 
mufsten  sich  aber  auch  hier  infolge  der  relativ  hohen  Arbeits 
löhne  auf  Herstellung  der  allerbesten  Qualitäten  beschränken. 
Auch  die  fast  ausschliefslicb  fremden  Rohtabak  verwendende 
westfiiltsche  Industrie  war  infolge  des  erhöhten  Preises  des 
Rohmaterials  nicht  mehr  imstande,  die  billigen  Sorten,  be- 
sonders die  3  und  5  Ff.*Zigarre,  herzustellen.  Die  Fabrikation 

'  Jaff^  s.  o.  O.  S.  m  284. 
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derselben  wurde  nach  Süddeutschland  übertragen,  und  die  in 
Westfalen  freiwerdenden  Arbeitskräfte  gaben  Hamburger  uDd 
Bremer  Firmea  den  Anlafe  ihre  Fabriken  hierher  su  verle^eiL* 

Nicht  nur  die  1879  eingetretene  stärkere  Belastung  der 
Tabakindustrie  und  die  bis  1895  fortgesetzt  auf^uehendoi 
Steuer-  und  Monopolprojektei  welche  die  Industrie  nicht  mr 
Ruhe  kämmen  liefsen,  wirkten  auf  die  soziale  Lage  der 
Zigarrenarbeiter  ein.  Die  grdfsten  Feinde  aller  Bestrebangen 
der  Arbeiter  nach  Verbesserung  ihrer  Lage:  Hausindustrie, 
Frauen-  und  Kinderarbeit  drohten  immer  mehr  ein 
Zif^arrenarbeiterelend  zu  erzeugen,  weiches  dem  sprichwört- 
lichen ^^'eberelend  ithTilicli  war. 

Im  Jahre  18S'^  Ovaren  l;i,<>r>"o.  im  Jaiire  )^9T>  bereit- 
ir>.r>r)  ^lo  aller  in  der  Tabakindustrie  Beschäftigten  Hau:*- 
industrielle ;  während  die  Zahl  der  in  der  Tabak iudustrie 
arbeitenden  Personen  um  38,57  ®  o  zunahm,  stieg  der  Prozent- 
satz für  die  Arbeiter  der  Hausindustrie  in  jener  l:iialin^ti. 
Periode  um  84,15  °/o*.  Die  Zunahme  dürfte  gegen  cias  Jahr 
1882  im  Jahre  1904  bereits  100  ^/o  betragen ,  da  gerade  seit 
dem  Jahre  1895  mit  dem  erneuten  Aufschwünge  der  Zigarren- 
industrie  eine  weitere  Erschliefsung  hausindustrieller  Gebiete 
Hand  in  Hand  ging.  Eine  Untersuchung  der  Ursachen  dieser 
Rückbildung  einer  Produktion  von  der  vollkomm neren  Form  der 
Fabrik  in  die  unyoiikommnere  der  Hausindustrie  wtbrde  hier 
zu  weit  führen.  Zum  Teil  liegt  diese  Erscheinung  in  der 
technischen  Eigentümlichkeit  der  Zigarrenindustrie  begründet^ 
wesentlich  nur  menschliche  Arbeitskräfte  mit  billigen  und 
leichtbeweglichen  Instrumenten  und  keiner  maschinellen  Vor- 
richtungen zu  bedürfen.  »Stühle  und  Tische,  KoUbrett  unri 
Messer,  Wickelfnrnieu  und  Pressen  und  eiiiisre  Bretter  zum 
Ausbreiten  der  fertigen  Zigarren  lassen  sich  schlierslieh  in 
jedem  Räume,  und  sei  er  noch  so  elend  und  unge^sund,  auf- 
stellen. ^\:u\  spart  bei  der  EinricliLung  des  hausindustriellen 
Betriebes  zum  mindesten  schon  die  Errichtung  eines  umtang- 
retcheren  Fabrikgebäudes.  Dann  aber  entgeht  der  Fabrikant, 
welcher  Hausindustrielle  beschftftigt,  fast  allen  lästigen  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  über  den  Schuts  der  Arbeiter. 
Typisch  ist  hierfür  die  Wirkung  der  Bundesratsverordnung 
vom  9.  Mai  1888,  welche  bestimmt  war,  die  gesandheitUchen 
Verhältnisse  der  Zigarrenarbeiter  zu  bessern.  Diese  Ver- 
ordnung hatte  den  schwerwiegenden  Fehler,  dafs  sie  nur  fiir 
Fabrikbetriebe  galt.  Was  die  organisierten  Tabakarbeiter 
sofort,  als  die  Verordnung  bekannt  wurde,  aussprachen  und 
jeder  Kenner  der  Zigarrenindustrie  voraussagte,  geschah'. 

>  Jatfe  a.  a.  0.  S.  298,  299. 

*  V^l.  Sombart,  Archiv  fBr  sociale  Gesetzgebuug  und  StatistÜL 
2.  Jahrg.:  Die  dcutsclie  Zigarren! ndustrie  und  derllrlsfs  des  BuDdesrtti 
vom  9.  Mai  im  b.  107  ff.,  127. 
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Die  ^lelirzahl  der  Faln-ikanten ,  deren  FabrikgebcMude  den 
büMii*  sriitliehen  Bestimimuigen  nicht  entsprachen,  schlols  die 
Fabriken  überhaupt  und  liefs  in  der  Hausindustrie  arbeiten*. 
Eine  gleiche  Wirkung  hatte  die  Ausdehnung  des  Kinder- 
schutzes, welcher  eine  grofsc  Zahl  jugendlicher  Arbeiter  den 
Fabriken  entzog.  In  der  Hausindustrie  konnten  diese  Kinder 
unbelftstigt  zar  Arbeit  herangezogen  werden,  was  meist  eben- 
sosehr dem  Wunsche  der  Eltern  als  dem  der  Fabrikanten  ent* 
^rach.  Überhaupt  mufs  betont  werden,  dafo  im  allgemeinen 
Hausarbeit  nicht  ungern  genommen  wird,  weil  sie  zunächst 
eintrttglicher,  yor  allem  auch  ftkr  die  Frauen,  die  ihrem  Haus- 
stande auf  diese  Weise  nicht  ganz  entzogen  werden,  vorteil- 
hafter und  bequemer  erscheint. 

So  stehen  auch  die  Hausindustrie  und  Frauenarbeit  in 
Wechselbeziehnng,  die  nm  sn  bedenklicher  ist,  als  die  Frauen- 
arbeit eine  ungeheure  Zun.ihnie  in  der  Zitfnrrenindnstrie  er- 
fahren hat.  Eine  Verbilligung  der  Löhne  ist  lür  den  Zigarren- 
tabrikanten  und  seine  Konkurrenzfähigkeit  von  grölster  Wielitig- 
keit.  Kr  vermag  in  der  l'roduktion  tatsächlich  nur  an  ihnen 
zu  sparen,  weil  die  Zigarrenlabrikation  ohne  Maschinen,  ohne 
alle  Hiltsmittel  moderner  Technik  vor  sich  geht  und  bisher 
alle  Bemühungen,  geeignete  VVickelmaschinen  zu  erfinden,  er 
folglos  gewesen  sind.  Andererseits  läfst  die  Zigarren industrie 
die  Verwendung  weiblicher  Arbeitskräfte  nm  so  mehr  zu,  als 
grofse  körperliche  Anstrengungen  nicht  verlangt  werden  und 
die  Qualifikation  des  Arbeiters  nicht  besonders  hoch  zu  sein 
braucht  So  traf  der  Wunsch  nach  billigen  Arbeitskräften 
mit  der  Verwendungsmöglichkeit  der  weiblichen  Arbeit  aufs 
glücklichste  zusammen.  Nun  forderte  ja  die  Arbeitsteilung, 
soweit  wir  die  Zigarrenfabrikation  zurückverfolgen  können, 
von  jeher,  dafs  die  Einlage,  der  Wickel  nebst  Umblatt,  von 
einer  weniger  qualifizierten  Hilfskraft  hergestellt  wurde.  wäre 
unmöglich,  hier  an  eine  völlige  Ersetzung  der  weibl'dien  Arbeits- 
kräfte durch  die  miinnliehen  zu  denken.  Aber  die  Frau  wird 
nicht  nur  als  Wickchnachenn,  sondern  in  ausgedehntem  Mafse 
aucii  als  Rollerin  beschäftigt.  Als  solche  tritt  sie  in  Konkurrenz 
mit  dem  Mann,  welche  gerade  in  der  Massenproduktion  der 
billigen  Sorten  immer  fühlbarer  wird.  In  aer  Zigaretten- 
industrie werden  überhaupt  nur  weibliche  Arbeitskräfte  ver- 
wendet. So  erklärt  sich  die  grofse  Steigerung  der  weiblichen 
Arbeitskräfte  in  der  Spanne  Zeit,  welche  zwischen  beiden 
Berufszählungen  von  1882-1895  liegt  Im  Jahre  1882  waren 
▼on  den  Tabakarbeitern  62  933  männlich  und  47  535  weiblich, 
während  im  Jahre  1805  die  Zahl  der  männlichen  Beschäftigten 
74  die  der  weiblichen  78632  betrug,  ein  Ergebnis,  das 
noch  bedenklicher  wird,  wenn  man  das  eigentliche  Arbeiter- 

*  Vgl.  aacb  Jaff4  a.  a.  0.     299,  807. 
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personal  zählt  ^  dann  stehen  nämlich  52108  Männer  74  5^ 
Frauen  gegenüber  ^.  Bei  diesem  Ergebnis  sind  im  wesent- 
iichen  die  Zigarrenarbeiter  ausschlaggebend,  in  der  Raach- 
und  Kautabalundustrie  spielen  die  Frauen  keine  ähnlidie 
Rolle^  wie  in  der  Zigarreniodustrie.  Dals  in  der  Zigarretten- 
Industrie  fast  ausschtiefslich  Frauen  beschäftigt  werden,  be- 
tonte ich  schon. 

Die  Löhne  der  Zigarrenarbeiter  müssen  angesichts  der 
immer  weiter  um  sich  greifenden  Hausindustrie,  der  Verlegung 
der  Fabrikation  in  ländliche  Bezirke  und  der  starken  Kon- 
kurrenz der  Frauenarbeit  notwendigerweise  niedrige  sein.  Für 
ganz  Deutschland  ist  ein  zuvorhtssic^cs  Material  zwar  nicht 
vorhanden.  Aber  dafs  wir  es  iuer  mit  aul'serordenilich  g*^- 
drückten  Verhältnissen  zu  tun  haben,  lassen  auch  die  wenigen 
Zahlen  erkennen,  die  wir  hierüber  besitzen. 

Für  das  Knde  der  7<>er  Jahre  gibt  es  den  Bericht  der 
Tabak- Enquetekommission,  in  dem  für  das  ganze  Reichsgebiet 
Lohnangaben  gemacht  sind,  jedoch  zu  unzuverliUsig,  um  auf 
▼ollstftndige  Wiedeigabe  Anspruch  machen  su  kennen*.  Ich 
beschränke  mich  deshalb  auf  die  Angabe  des  Minimal-  und 
Maximal  Wochenverdienstes,  welcher  im  Durchschnitt  filr  gans 
Deutschland  ermittelt  wurde.  Er  betrug  für  Roller  in  der 
Fabrik  9—25  Mk,  für  Wickelraacher  5-15  Mk.  Das  Familien- 
einkommen  für  Hausarbeiter  stellte  sich  nach  der  Enquete  auf 
"9 — 36  Mk.  Diese  Zahlen  dürften  eher  zu  hoch  als  zu  niedrig 
sein.  Wir  haben  femer  von  Sombart*  einige  Angaben  flir 
-das  Jahr  1888,  welche  auf  Grund  von  Stellcnangaben  im 
^(r^MVPrkschafter'*  und  Angaben  von  Arbeitirehern  und  Arbeit- 
nehmern zuöamni('n;ro'^t"!lt  sind.  Leider  unterscheidet  Sombart 
nicht  zwischen  den  Löhiu  ii  der  Fabrikarbeiter  und  Haus- 
arbeiter, er  gibt  aucli  nur  Akkord lohnsätze  mit  der  Be- 
merkung, dafs  ein  Zigarrenmacher  etwa  8UUU  Zigarren  im 
Monat  verfertigen  kann,  und  dafs  diese  Lohnsätze  den  Lohn 
des  Wickelmachers  einbegreifen,  der  sich  zu  dem  des  Roller» 
wie  1  zu  2  verhält.    Sombart  macht  folgende  Angaben: 

H  am  bu  rg  ID— -in  Mk.  pro  Mille  mit  zugericiitetcni  Roiiiü.aenai. 

Bremen  und  Umgebung  10 — 24  Mk.  pro  Mille  ohue  zu- 
gericlitctes  Rohmaterial, 

We^italen  G,50 — 12  ^Ik.  pro  Mille  ohne  zugerichtete»  Roh- 
material, 

äuddeutschland  4—8  Mk.  pro  Mille  mit  zugerichtetem 
Rohmaterial, 


«  Jaff^  R.  a.  0.  S.  294. 

*  Vgl.  die  Vorbemerkuogea  des  Direktors  des  Kaiaerl.  Statistisdifli 
Amt«  in  den  Anlagen  sam  iMrioht  der  Tabak^EaquetekominiaBioB  Bd.  1, 

Anlage  2,  R.  3. 

^  Arcliiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  2.  Jahig^  B.  11^ 
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Sachsen  8 — 12  Mk.  oro  Mille  ohne  zugerichtetes  Rohmaterial^ 
Schlesien  5-^10  Mk.  pro  Mille  mit  sugerichtetem  Roh- 
material. 

Diese  Angaben  lassen  einen  Diirchsclinittüwochenlohn 
unter  Abzug  des  Wickelmacherlohaes  bercH  linen  von  etwa 
15—40  Mk.  für  Hamburg,  13-32  Mk.  für  Bremen,  8—16  Mk. 
tur  Westfalen,  Ü— 10  Mk.  für  Sücldeutschiand,  8— lü  Mk.  ftlr 
Sachsen,  7 — 13  Mk.  für  Schlesien. 

Aus  derselben  Zeit  stammt  die  Sehiidenm^j:  der  sozialen 
Lage  der  Zigarrenarbeiter  in  Baden  von  Wörishutier  \  welcher 
in  eingehendster  Wcsise  die  Lohnverhöltnisse  der  Zigarreii- 
arbeiter  untersucht.  In  Baden  war  damals  die  Hausindustrie 
iii  der  Zigarrenfabrikation  so  gut  wie  unbekannt;  eine  arme 
ländliche  Bevölkerung  erhielt  durch  die  Zigarrenfabriken  einen 
lohnenden  Erwerb,  begann  nun  eret  langsam  von  der  Natural - 
Wirtschaft  sur  Geldwirtschaft  Überzugehen.  Die  meisten 
Zigarrenarheiter  hatten  noch  landwirtschaftlichen  Nebenerwerb, 
dem  ein  Teil  des  Jahres  gewidmet  wurde,  so  dafs  die  Fabrik- 
beschttftigung  vielfach  Unterbrechungen  erlitt  Aus  all  diesen 
Gründen  waren  die  Löhne  nicht  hoch.  Der  Bericht'  sagt: 
«Ein  Wochenverdienst  von  10 — 12  Mk.  gehört  noch  zu  den 
bevorzugten,  denn  nur  12,78  o  beziehen  denselben  und 
21, 2H  0  0  beziehen  über  10  Mk.  in  der  Woche.  9—10  Mk. 
verdienen  8,40  ^  o  der  Arbritri-,  über  V»  Mk.  in  der  VV^oche 
29,77  °  0  der  Gp^^•lmtheit,  so  dais  also  ein  Arbeiter  mit  diesem 
Wochenverdienste  noch  sehr  reichlich  im  oberen  Drittel  seiner 
Genossen  rangiert."*  Die  VVickelmacher  erreichen  nach  jener 
Untersuchung^  nur  sehr  selten  einen  Wochenverdienst  von 
S  Mk.,  wühl  t'iid  die  meisten  Zigarrenmacher  über  dieser  Grenze 
stehen.  Diese  Wochenverdienste  entsprachen  einem  Akkord- 
lohn von  1,40—1,70  Mk.  für  die  Wickel  und  3^20-3,60  Mk. 
t\ir  Rollen  der  Zigarren Dies  sind  in  der  Tat  sehr  niedere 
Lohnsätze,  die  aber  unter  den  gegebenen  Umständen  damals 
noch  erträglich  erschienen. 

Ein  sehr  trauriges  Bild  von  der  sozialen  Lage  der  Tabak- 
arbeiter  gibt  eine  Schrift,  welche  die  Tabakarbeiter  zum 
Protest  gegen  die  Zoll-  und  Steuerpläne  der  Regierung  im 
Jahre  1893  verbreiteten*.  Für  238  Orte  der  Tabakindustrie 
sind  dort  die  Durchschnittswochenlöhne  ermittelt.  Von  diesen 
238  Orten  verdiente  ein  männlicher  Zigarrenmacher  wöchent- 


*  Die  soziale  La^o.  der  Zigarrenarbeit«  r  im  Grofsherzof^tum  Baden, 
Beilage  zum  Jahresbericht  des  Grofsherzogl.  badischen  Fabrikinspektors 
für  das  Jahr  1889. 

2  Ebenda  S.  60  * 
8  Ebpnda  S.  51. 

*  Die  soziale  Lage  der  iabakarbeiter  in  Deutschland,  zusammen- 
fpeetellt  nach  den  EreebmBBeii  des  Kongresses  der  Tabakarbeiter,  ab- 
gehalten in  Berlin  vom  19.— 2S.  November  189S.  Berlin,  2.  Anfl.  1894. 
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lieh:  in  8<i  Orten  bis  10  Mk.,  iü  91  bis  12  Mk.,  in  54  bis 
14  Mk.,  in  IJ  bis  l(i  und  in  1  bis       Mk.    Das  sind  tat- 
sädilich  e!-1>nrniliche  Löhne,  ich  zweiÜe  aber,  ob  der  Bericht 
in  diesen  Punkten  sehr  zuvprifissig  ist.   Die  Schritt  sollte  «lern 
Reichstage  zeigen,  dafs  es  uumöglich  sei,  die  Tabakzuilpjane 
der  Regierung  durchzut (ihren ,  ohne  die  Zigarrenarbeiter  dem 
Hungertode  auszuliefern.  Diese  Tendenz  hat  natu^emäls  auch 
die  Aufstellungen  der  DurchachnitUlOhne  beeinflofst.  Dies 
zeigt  sich  beim  Vergleich  mit  den  Eigebnissen  einer  im  Jahre 
1900  vom  Deutschen  Tabakarbeiterverband  veranstalteten  En- 
quete^.  Httlt  man  die  Durchschnittslöhne  des  Berichts  von 
1893  und  der  Enquete  von  1900,  wie  sie  fUr  die  einzelnen 
Orte  sich  ergeben,  zusammen,  so  findet  man  fUr  den  Bericht 
von  1893  fast  durchgängig  beträchtliche  Abweichungen  nach 
unten  g^gen  die  £nquete  von  19U0^  welche  nicht  allein  von  einer 
Steigerung  der  Löhne  herrühren  können.    Der  Unterschied 
ist  um  so  beachtenswerter,  als  die  Enquete  von  1900  auch 
nicht  gerade  von  dem  Bestreben  getrnire!i  war,  die  La^^e  der 
Zigarrenarbeii  r  lM^so]iilers  rosig  darzustellen.  An  der  Knijuei-^ 
sind  1805  Betnebe  von  den  im  Jahre  1895  gezählten  ^11  ^ 
Gehili'enbetrieben    mit        171)    Arbeitern,    darunt<T    2i»  Ö5> 
Arbeiterinnen,  l)eteilif<t.  Der  durchschnittliche  Wochenverdienst 
beträgt  bei  den  Zigarrenmachern:  in  182  Betrieben  lu  Mk.. 
in  3UG  12  Mk.,  in  588  14  Mk.,  in  3u8  1(3  Mk.,  in  143  18  Mk., 
rund  70  ^/o  gelangen  also  nicht  tiber  14  Mk.  Wocheaverdienst 
hinaus.   Der  durchschnittliche  Wochenverdienst  der  Wickel- 
macher betragt:  in  23  Betrieben  4  Mk.,  in  307  6  Mk^  in  432 
8  Mk.,  m  213  h)  Mk.,  in  103  12  Mk.,  rund  70     gelangen  hier 
also  Uber  8  Mk.  Wochenverdienst  nicht  hinaus,  ein  Betrag, 
der  in  den  meisten  Fällen  nur  einen  Zuschufs  zum  Familien- 
einkommen bilden  wird,  da  die  Wickelmacher  sämtlich  Frauen 
und  Mädchen  und  allenfalls  männliche  Lehrlinge  sind. 

Ich  möchte  diese  Zahlen  swar  mit  allem  Vorbehalt  wieder- 
geben, sie  aber  doch  im  ganzen  für  zutreffend  lialten.  Sie 
stimmen  auch  mit  den  von  Jaffö  angeführten  Zahlen  der  Be- 
rufsgenossenschaft ziemlich  iiberein ,  welche  für  1^^'97  einen 
Durchschnittsjahreslolm  jiro  Knpf  von  515  Mk.  ergeben,  und 
weichen  endlich  nicht  allzusehr  von  den  Erhelmn^'en  J.itfes 
und  Alban  Försters-  ah.  Nach  diesem  beträgt  der  Durch- 
schnittstagcöverdienst  des  Fabrikarbeiters  mit  Gehilfen 

in  Freiberg  3,10  Mk.  für  Männer,  3,02  Mk.  fUr  Frauen, 
in  Öderan    2,92    „     ,        „       2,<i8    »     ,        «  ; 


*  Erschieucu  im  Jahre  1902,  bearbeitet  von  C.  üeichmaani  Selbst- 
verlag des  Deutschen  Tabakarbeiterrerbandes. 

•  Bei  Jaff^  a.  a.  0.  S.  320—321. 
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des  Hausarbeiters  mit  Gehilfin : 

in  Freiberg  2.81»  Mk.  für  Männer,  2,32  Mk.  Air  Frauen, 
in  Uderan    2,28    „      „        „       1,77    „  „ 

I>Ie  von  Jaff6  selbst  aufgestellten  Tabellen'  beziehen  sich 

lediglich  auf  Hatisarbeitor.  Sie  ergeben  vielleicht  mit  Aus- 
nahme von  Hamburg,  wo  es  den  Zigarrenarbeitern  infolge  der 
auf  einer  höheren  iStufe  stehenden  Hausindustrie  noch  leidlich 
^eht,  geradezu  traurige  Zustände.  Ich  möehte  die  in  jenen 
Tabellen  mitgeteilten  Lohnsiltze,  welche  Jatie  selbst  tür  wahr- 
scheinlich noch  zu  hoch  gegriffen  hält,  nicht  aus  dem  Zu- 
.sainmenhang  der  Tabellen  herausreifsen,  in  welchem  sich  erst 
die  ganze  Trostlosigkeit  dieser  Existenzen  zeigt. 

Es  sei  endlich  noch  daraui  liingewiesen ,  dafs  in  der 
'J'abakiiuluitt ein  starker  Prozentsatz  der  Arbeiter  noch 
A^ebenerwerb  hat,  nämlich: 

im  Jahre  1882  von  den  Gehilfen  11,5 '^/o  und  zwar  8,9  "/o, 

»         „      1895  9  n  n      I»         n  » 

in  der  Landwirtschaft. 

Die  landwirtschaftliche  Neben l>eseh?iftiguDg  besteht  in  der 
Bewirtschaftung  eigener  oder  gepaclitetei"  Parzellen.  Sie  ist 
namentlich  in  Baden  noch  stark  verlfi'.  if  L  ^^';ihrend  in 
Baden  diese  Nebcnbeschät'tigung  eine  ilauptursachö  für  die 
niedrigen  Löhne  ist,  mag  sie  in  anderen  Gegenden  erst  dnreh 
die  UumuglichkeiL,  mit  den  gezahlten  Löhnen  auszukommen, 
entstanden  sein.  Meist  wird  jedoch  das  erstere  der  Fall  sein, 
soweit  die  Nebenbeschäftigung  in  Landwirtschaft  besteht. 
Was  die  Arbeitszeit  anbetrifft,  so  beträgt  sie  in  den  Fabrik- 
betrieben meist  10 — 11  Stunden,  in  der  Hausindustrie  ist  sie 
▼öUig  unkontrollierbar. 

Alle  über  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Zigarren« 
arbeiter  gemachten  Angaben  sollen  nur  eine  ungefähre  Vor- 
stellung von  den  Verhältnissen  verschaffen,  mit  denen  man 
in  der  Tabakindustrie  zu  tun  hat.  Eine  exakte  Darstellung 
hätte  im  Rahmen  dieser  Arbeit  viel  zu  weit  «j^efülirt. 

Ist  auch  das  Familieneinkommen  bei  den  Zigarrei);u  iu  itern 
regeiiuafsig  höher  als  das  eines  einzelnen  Zigarrenmacliers,  so 
wird  dies  doeh  nur  um  den  Preis  erreicht,  dafs  alle  Familien- 
glied(ir  möglichst  zur  ^litarbeit  herangezogen  werden.  Wöris- 
hoifer  betont  für  die  badisehen  Fabrikarbeiter  der  Zigarren- 
industrie, wie  ungünstig  auf  llaus;,tand  und  Familienleben  die 
Fabrikbeschäftigung  der  verheirateten  Frau  wirkt  ^.  Ein 
wahrhaft  furchtbares  Elend  aber  herrscht  in  der  Haus- 
industrie, wo  der  Ausbeutung  der  Kräfte  keine  Schranken 


1  Jaff^  a.  a.  0.  S.  322—327. 
Die  soziale  Lage  der  Zigarrenarbeiter  im  OrofBhenEOgtam  Baden 
a.  0.  S.  2»fL 
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gesetzt  sind.  Die  Schilderungen  Jaffes  sowie  zahlreiche  Er- 
hebungen der  Tabakarbeiter  selbst  beweisen,  dafs  hier  ein 
Eingriff  des  Staates  anbedingt  notwendig  ist 

Wir  können^  bevor  wir  die  Anstrengungen  der  Tabak- 
arbeiter,  ihre  sociale  Lage  durch  gewerkschafdiche  Selbsthilfe 
zu  yerbessem,  im  einzelnen  verfolgeni  jedenfalls  fesfestelieiv 
dafs  die  Zustände  der  Zigarrenindustrie  m  ihrer  eigenartigen 
Entwicklung  fUr  solche  Selbsthilfe  so  ungünstig  wie  mOglich 
sind.  Denn  die  Hausindustrie  hat  neben  ihrer  Eigenschaft^ 
die  Löhne  zu  senken,  besonders  noch  die,  den  Arbeiter  zu 
isolieren,  seine  einzige  Waffe,  die  Organisation,  ihm  zu  ent- 
fremden; der  weibliche  Arl>eiter  aber  ist  schwer  zu  organi- 
sieren, noch  schwerer  (lam  i  iid  an  die  Organisation  zu  fesseln. 
Die  fortschreitende  Dezentralisatit)!!  der  Industrie  tut  das 
übrige,  um  den  Arbeitgebern  den  Widerstand  gegen  jegliche 
Forderungen  der  Arbeiter  zu  erleichtern,  die  mit  bewunde- 
rungswerter Zähigkeit  immer  von  neuem  den  Kampf  um 
bessere  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  führten  und  Leute 
noch  führen  müssen. 

*       *  * 

]\Ian  hat  oft  beklagt,  dals  gerade  dif*  Neuorganisierung 
der    Gewerkschaften   einen    förmlichen    iStuim    von  Luhn- 
bewegungen  entfcBselte      Es  wn-derholt  sicli  damit  nur,  was 
in  Deutschland  schon  zweimal  der  Fall  gewesen  war,  al«  sich 
im  Jahre  1848  und  dann  1871 — 72  dte  Arbeiter  zu  organi- 
sieren bcgaiiiien.    Die  Erscheinung  ist  durchaus  erklärlich, 
denn  einerseits  erfolgt  eben  der  Zusammenschlufs  in  der  Er- 
kenntnis, dafs  gewissen  Mifsständen  nur  durch  vereintes  Vor- 
gehen Torgebeugt  werden  könne ,   andererseits  setzt  jede 
Agitation  &r  einen  fachgewerblichen  Zusammenschlufs  mit 
einer  Kritik  der  bestehenden  Arbeitsverhttltnisse  ein.  Man 
will  vielfach  sofort  eine  Probe  auf  dem  gerühmten  ffewerk- 
schaftlichen  Zusairimcnschlufs  machen,   und  es  wird  beim 
Mangel  jeglicher  Ertahrung  selten  bedacht,  ob  der  Zusammen- 
schlufs schon  stark  genug  sei,  um  mit  Aussichten  in  eine 
Lohnbewegung  einzutreten.    Endlich  wirkt  die  Streiklust  an« 
steckend  auch  auf  Arbeiter,  die  in  erträglichen  Verhältnissen 
leben.    8o  werflon  fli^»  Angriffsstreiks  leicht  stark  verme]f^^ 
ohno   dafs  die  l^Mihrer  dies  beabsichtigen.    Auf  der  andern 
8eit{!  aber  zwingt  die  Notwendigkeit,  die  eben  begrfhuictc 
Organisation  gegen  die  Arbeitgeber  und  die  gegenwärtigen 
Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  zu  verteidigen,  zu  Abwehr- 
streiks.   Denn  naturgcniafs  widersetzen  sich  die  Arbeitg^eber 
dem  Bestreben  der  Arbeiter,  ihnen  geschlossen  und  darum 
machtvoller  gegenüberzutreten,  vieifsch  mttssen  Lohnherab- 


»  Vgl.  Schmöle  a.  a.  0.  1  S.  136. 
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Setzungen  oder  ähulich  wirkeDde  Malsregeln  mit  Rücksicht 
auf  die  Konjunktur  gerade  von  den  weni^^er  kapitalkräftigen 
Fabrikanten  vorgenommen  werden.  Es  vergehen  Jahrzehnte, 
bis  beide  Parteien  lernen,  kollektiv  mit  euuiudei'  zu  ver- 
handeln. In  der  Tabakindustrie  ist  nach  2üjährigen  Kämpfen 
dies  noch  beute  nur  unvollkommen  erreicht 

Wahrend  der  strengen  Handhabung  des  Sonalistengesetees 
waren  die  Vorstände  der  Gewerkschalten  in  der  schwierigen 
Lage^  offisiell  sich  nicht  mit  Streiks  belassen  zu  dürfen,  aber 
doch  im  Interesse  der  Organisation  auf  eine  Regulierung  der 
Lohnbewegungen  hinwirken  zu  müssen.  Das  erschwerte  ihre 
Aufgabe  ungeheuer.  In  dieser  Lage  befand  sich  namentlich 
auch  der  Vorstand  des  ReiseuntersttttanngsTereins  der  Zigarren- 
arbeiter. Die  Verbesserung  der  materiellen  Lage  zu  be- 
sprechen, ebenso  eine  kräftige  Agitation  konnte  vom  Vereine 
selbst  nicht  gewahrt  werden.  Der  Verein  konnte  nur  aus- 
gesperrte und  gemalsregelte  Arbeiter  unterstützen,  er  durfte 
aber  zunächst  nicht  seihst  Lohnbewegungen  leiten.  Zur  Ver- 
folgung dieser  Tätigkeit  bildete  sich  ein  Netz  sogenannter 
„Kummissionen  für  öftentliche  Angelegenheiten  ',  welche  neben 
Besprechung  der  allgemeinen  Lage  und  der  Agitation  in 
öffentlichen  —  als  solche  den  Polizeibehörden  angemeldeten  — 
Versammlungen  den  Hauptaweck  ihres  Daseins  in  der  Vor- 
bereitung und  Durchführung  von  Streiks  suchten«  Aus  dem 
mir  voruegenden  Material  glaube  ich  schliefsen  zu  dürfen, 
dafs  gröfsere  Kommissionen,  wie  die  in  Bremen,  eine  Unter- 
abteilung besafsen,  welche  geradezu  ;,Streikkommission*'  ge- 
nannt wurde«  Zur  Organisation  dieser  Kommissionen  sei 
Folgendes  bemerkt:  Die  Kommissionen  wurden  in  öffentlichen 
Tabakarbeiterversammlungen  gewählt,  um  jedes  Auftreten  des  . 
Vereins  in  dieser  Richtung  zu  vermeiden.  Natürlich  er- 
schienen die  Vereinsmitglieder  so  zahlreich,  dafs  sie  imstande 
waren,  geeigiide  Kommissionsmitglieder  zur  W«fil  zu  bringen. 
Die  Starke  und  Aufgaben  der  Kommissionen  si  Ii  wanken  nach 
den  lokalen  Bedürfnissen.  Über  die  innere  Organisation  der 
Kommission  für  öftentliche  Angelegenheiten  in  Bremen,  gibt 
der  „Gewerkschafter^  (Nr.  41',  1884)  folgende  Schilderung: 
»Was  die  innere  Organisation  betrifft,  so  ist  Bremen  in  vier 
Beurke  eingeteilt  In  jedem  Bezirk  ist  eine  Kommission  von 
11  Mann  tfttig»  von  diesen  11  Mitgliedern  werden  5  Mitglieder 
aus  jeder  Kommission  gewählt,  welche  die  Zentralkommission 
bilden.  Letztere  entscheidet  über  sttmtliche  schwebenden 
Fragen;  nattlrlich  hat  auch  diese  in  streitigen  Fragen  von 
besonderer  Wichtigkeit  sich  den  Beschlüssen  der  allgemeinen 
Tabakarbeitenrersammlung  zu  fl\gen.  Die  Mitglieder  der 
Bezirkskommissionen  statten  jede  Woche  einmal  jedem  ein- 
zoliif'n  TTausarbeiter  einen  Besuch  ah.  nehmen  freiwillige  Bei- 
trage für  den  Unterstützungsfond  entgegen,  erkundigen  sieb 

Korgchungen  XXIV  3  (113).  -  Frisch.  8 
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nach  der  Betichaffenheit  der  Arbeit  des  Betreffenden,  machen 
Mitteihing  über  den  Stand  der  allgemeinen  Tätigkeit  usw.  usw. 
In  ähnlicher  Weise  sind  die  Fabriken  organisiert."  Von  all^n 
Orten  wni  Ic  bald  die  Bildung  solcher  Kommissionen  gemeldet, 
vielfach  auch  gelegentlich  einet»  iStreikö  als  „Lohnkommiääion", 
nach  dem  Streik  als  „Lohnüberwaohungskommiseion*'  usw. 
Je  mehr  sich  diese  Kommissianen  zu  einer  daaemden  Institation 
attswuchBeDi  desto  leichter  konnten  sie  zu  selbständigeren  Streik- 
Organisationen  werden,  welche  sich  der  Kontrolle  des  Unter* 
stiitzungsvereins  entzogen.  Scbliefslich  tauchten  im  Jahre  1885 
im  Gewerkschafter  Pläne  auf,  weiche  eine  förmliche  Zentrali- 
sation der  Kommissionen  befürworteten.  UnterätUtzungen,  hiefs 
es,  liegen  hauptsächlich  im  Zusammenwirken  des  Ganzen.  Dies 
könne  nur  dadurch  erfolgen,  wenn  in  sämtlichen  Orten,  wo 
die  Zigarrenfribrikfition   vorherrsche,  sieh  Tjokalkommission»^n 
für  öffentliche  Angele!r('nhpiten  bildetf  ii  und  dieselben  dann 
aus   Ihrer  Mitte  eine  oder  mehrere  Kommissionen  ernennen 
wollten,  welclie  die  Hauptregelung  übernehmen.    Es  mul'e»ten 
wenigstens  drei  Hauptkoraraissionen  in  Bremen,  Berlin,  Breslau 
gebildet  werden,  welche  dann  weit  leichter  die  öffentlichen 
Angelegenheiten    leiten    und    regeln    könnten.     Die  Haupt- 
kommissionen, hiefs  es  ein  andermal,  müfsten  untereinander 
Fühlung  haben,  um  erst,  bevor  ein  Streik  angefangen  werde, 
einen  Situationsbericht  sich  verschaffen   zu  können.  Die 
Berliner  schlugen  Provinzial*  und  Landeskommissionen  vor, 
welche  in  Bremen  mit  der  Zentralhauptkommission  eine  Spitze 
bekämen.    Im  Mai  1885  brachte  der  Gewerkschafter  aoger 
einen  Aufruf  der  Zentralstreikkommission   in   Bremen  zojt 
Gründung  von  Organisationen  dieser  Art  und  Wahl  eines 
Vororts.    Man  wird  bei  solchen  Plänen  an  die  Bildung  der 
Streikvereine  im  Jahre  1S71— 72  erinnert,   welche  eben  auch 
aus    einer    ungezügelten   Streiklust    (»ntstanden ,    die    in  der 
Organisation  Fritzsches  damals   nii  ht   den  nötigen  Rückhalt 
fand  und  linden  durfte.    Wenn  natürlich  auch  im  Jahre 
nicht  bezweckt   wurde,    den   Verein   durch   solche  Souder- 
organisationen  zu  scliwüchen,   .so  mufsten   diese  doch  dem 
Verein  gefährlich  werden,  weil  sie  das  Interesse  von  iimi  ab- 
zogen und  ihm  ganz  und  gar  die  Einwirkung  auf  die  Lohn- 
bewegung nahmen,  welche  er  doch  zu  erlangen  strebte.  Die 
Kommissionen  trugen  ferner  nur  dazu  bei,  die  Streiks  zu  ver- 
mehren ,  wie  die  heftigen  und  häufigen  Arbeitseinstellungen 
in  den  Jahren  1883 — 85  nur  zu  deutlich  bewiesen.  Nament* 
lieh  auf  Betreiben   der  Mitgliedschaft   Hamburg,  Altona, 
Ottensen  sprach  sich  die  Generalversammlung,  wdche  1885 
in  Brandenburg  tagte,  gegen  die  Errichtung  von  Kommissionea 
aus  und  forderte,  dafs  ihre  Tätigkeit  vom  Verein  ausgeflbt 
werde,  so  gut  es  eben  ging.    Dafs  der  Verein  gewillt  war, 
nunmehr  s^bst  die  EindiUumung  und  K^uiierung  der  Streiks 
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in  die  Hand  zu  nehmen,  zeigen  awet  neue  ins  Statut  auf- 

fenommene  Paragraphen,  welche  sich  mit  der  Regelung  der 
..treiks  bet'afstcn.  Gleichzeitig  wurdf  die  Erzielimg  günstierer 
Arheitshedinguugen  in  das  Programm  dee  Vereins  ottiziell 
einbezogen.  Um  dies  möglich  zu  machen  und  von  öff (ent- 
liehen Sammlungen  zu  Streikzwecken  unabhängig  zu  werden, 
wurde  der  Beitrag  von  lö  auf  20  Pfennig  erhölit.  Das  neue 
♦Streikreglement,  welches  die  General  versaiiiiulung  erliefs, 
btimmt  wörtlich  mit  den  Bestimmungen  des  Statuts  des  Tabak- 
arbeitervereins,  welche  1872  von  demselben  beschlossen 
worden  waren,  liberein.  Durch  die  Wiederanfriehtung  de» 
alten  Roglemento  wurde  jede  Arbeitseinstellung  von  der  Zm.- 
sttmmung  des  Ausschusses  abhängig  gemacht,  soweit  nicht 
mehr  als  25  Personen  in  Betracht  kamen.  Sollten  mehr  als 
25  Personen  unterstützt  werden,  so  hatte  die  gesamte  Mit* 
i^liedschaft  des  Vereins  durch  Urabstimmung  darOber  zu  be- 
linden. 

Mit  Befriedigung  konnte  der  Vorsitzende  des  Ausschusses 
auf  der  Generalversammlung  in  Halbf-rstjidt  im  Jahre  1887 
feststellen,  es  sei  nach  längeren  Anstrengungen  gelungen,  den 
Verein  dahin  auszubauen,  dafs  er  die  Stn^iks  unter  seine 
Kontiolle  bekommen  habe.  Man  lief^s  auf  jener  (jreneral- 
versanmiluiig  das  Strcikreglement  im  wesentlichen  bestehen 
und  gab  nur  den  Unterschied  auf  zwischen  Streiks  bis 
25  Personen  und  darüber.  Der  Auäschurj»  sollte  von  nun  au 
in  allen  Fällen  bestimmen,  ob  Unterstützung  gewährt 
werden  solle.  G^en  seine  Entscheidung  konnte  binnen  acht 
Tagen  Urabstimmung  beantragt  werden.  Die  Generalversamm* 
lung  hielt  es  doch  noch  ftlr  angebracht,  eine  Resolution  ttber 
die  Streiks  zu  fassen,  welche  dem  Statut  beigefügt  wurde. 
Sie  lautet:  „In  Erwägung,  dafs  Lohnstreiks,  welche  die  Liöhne 
zu  erhöhen  bezwecken,  auch  wenn  sie  Erfolg  haben,  nur  einen 
höchst  geringen  Vorteil  für  die  Tabakarbeiter  selbst  haben, 
in  Erwägung  ferner,  dafs  der  Verein  voraussichtlich  nicht  in 
der  Lage  sein  wirrl,  derartiL^n  Lolmstreiks  zu  unterstützen, 
beschliefst  die  Generalversammlunsj:,  es  allen  iJelegierten  zur 
Pflicht  zu  machen,  in  ihren  Kn  ist  ii  ^regen  die  Veranstaltung 
von  solchen  Lohnstreiks  von  seilen  der  Mitglieder  zu  wirken, 
sowie  ferner  den  Ausschufs  zu  beauftragen,  oben  gekenn- 
zeichnete Lohnstreiks,  welehe  von  Mitgliedern  beantragt 
werden,  nicht  zur  Vcreins-sache  zu  machen." 

Gleichzeitig  wurden  die  Beiträge,  wohl  in  Anbetracht  der 
letBten  günstigeren  Jahre,  von  20  auf  15  und  10  Pfennig  (fUr 
Frauen  und  Lehrlinge)  herabgesetast.  Trots  der  Resolution 
gegen  die  Streiks  ist  in  den  folgenden  zwei  Jahren  wieder 
eher  eine  Zunahme  denn  eine  Abnahme  der  Streiks  zu  be- 
merken. Die  Streiklust  mehrte  sich  in  ienen  Jahren  überall 
in  einem  fast  beängstigenden  Mafse.  Nicht  wenig  trug  hierzu 
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die  immer  stärker  einsetzende  gewerkschaftliche  Agitation  bei, 
die  anch  bei  den  Tabakarbeitem  mit  grofeen  Anetren^pingoi 
betrieben  wurde.  Ende  April  1889  fand  in  Erfort  ein  TalMk- 
arbeiterkongveCs  statt,  der  mit  188  Delegierten  aas  allen  T^en 
Deutseblands  beschickt  war.  Einberufer  und  Leiter  des  Kon- 
gresses war  der  Vorstand  des  Unterstütaungsvereins;  99  Dele- 

Sierte  schilderten  die  schliinme  Lage  der  Tabakarbeiter,  fünen 
reiten  Raum  nahm  die  Agitation  für  die  Organisation  und 
ihre    Ausbreitung,   Resolutionen   fUr  Koalitionsfreiheit  und 
Maximalarbeitstag,  ein.    Auch   ein  Minim?illohn  ^vurde  test- 
gestellt und  zwar  b  Mk.  für  dns  Tausend  Zigarren  einjsehliefs- 
licli  Wickehnacherlohn.  Es  ist  be^^n-ei flieh,  dafs  dieser  Kongrefsi. 
der  die  Motweixiierkeit,  einer  Verbcssenuiu-  '1er  Lag*^  energiöcb 
zuzustreben,  so  deutlich  betont  hatte,  mciit  geradt   zur  Ab- 
wiegelung  der  Streiklust  beitragen  konnte.    Und  diese  groCs- 
zügige  Agilatiun  geschah  in  einer  Zeit,  wo  die  Urganisation 
gar  nicht  in  der  LAge  war,  gröfsere  Anstrengungen  zu  machen. 
1^  war  kein  Zweifel,  dab  die  Streiks  unter  solchen  Umstanden 
bei  den  Zigarrenarbeitem  zunehmen  mufsten.  Der  Vorsitsende 
des  Ansschnsses  mufste  auf  der  Generalversammlung  au  Magde- 
burg im  September  1880  erklären:  Der  Ausschun  sei  leider 
gezwungen  gewesen,  die  seitens  der  Mitglieder  geforderte 
Unterstützung  in  Streikf^Uen  in  der  grofsen  Mehrzahl  ab» 
EulehneUi  da  er  nach  gewissenhaftester  Prüfung  der  Sachlage 
und  der  wirtschaftlichen  Position  des  Vereins  sich  habe  sagen 
müssen,  eine  siegreiche  Ausführung  dieser  Str^^ik^^  in  keinem 
Falle  erzielen  zu  können,  wie  auch  von  dem  m    '«  r  letzt^^-n 
GeneralversMuimlung  in  einer  Resolution  testgestellt'Mi  Prinzip 
des  Verhaltens  unseres  Vereins   bei  Lohnstreik.s   nicbt  ab- 
weichen zu  dürfen.  Ablehnung  solcher  Unterstützungs- 
forderungen  habe  in  vielen  Fällen  dem  Ausschufs  nur  An- 
feindungen gebracht.    Der  Ausschufs  sei  aut  das  redlichste 
bemüht  gewesen,  dem  Streikfieber,  das  sich  gerade  in  den 
letzten  awei  Jahren  tlberali  und  anch  bei  den  Tabakarbeitem 
in  bedenklich  hohem  Qrade  geaeigt  hätte,  entgegensn wirken, 
im  Interesse  der  Organisation  wie  der  Kollegen  selbst. 

Die  einmal  in  Bewegung  geratene  Masse  der  bisher  gar 
nicht  oder  nur  mangelhaft  oiganisierten  Arbeiter  war  nicht 
so  leicht  in  ein  ruhigeres  Fahrwasser  zu  bringen.  Das  Streik* 
fieber  nahm  nur  an  Heftigkeit  zu.  Nur  einige  Beispiele  seien 
hier  herausgegriffen :  Im  November  1889  erschien  im  Gewerk- 
schafter ein  Aufruf  der  Lohnkommission  der  Berliner  Tal>ak- 
arbeiter  nnr!  Tabakarbeiterinnen,  welche  einen  Minimallohn- 
tarit  ausgearbeitet  und  ihn  au  sämtliche  Berliner  Fabrikanten 
mit  dem  Ersuchen  um  Bewilligung  versandt  hatte.  Zwar 
meldete  man  im  Dezember,  dafs  ein  grofser  Teil  der  Fabri- 
kanten sieli  den  aufgestellten  Forderungen  unterworfen  hstte. 
doch  waren  dies  nicht  die  grofsen  Firmen.    Die  Kampfe  um 
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Durchsetzung  des  Tarifs  dauerten  auch  nach  Beendigung  der 
;rrofsen  Bewegung  vereinzelt  den  ganzen  Winter  hindurch 
toit.  Die  Arbeitseinstellungen  wurden  von  einer  Lohnüber- 
wachungskonimission  kontrolliert.  Auch  öflfenLiiche  8amm- 
lua^cu  wurden  für  die  Streikenden  veranstaltet 

Im  Februar  1890  brach  in  Magdeburg  ein  Streik  aus, 
weil  die  Fabrikanten  sieb  weigerten ,  das  neubegrfindete 
Arbeitsnacbweisburean  der  Tabakarbeit^  ansnerkennen.  Auch 
hier  hatten  die  Arbeiter  einen  Minimallohn  aufgestellt  und 
sandten  nur  solchen  Fabrikanten  Arbeiter,  welche  den 
Minimallohn  bewilligten.  Es  wurde,  nachdem  der  Streik 
einige  Wochen  gedauert  hatte^  zwar  ein  Erfolg  des  Streiks 
gemeldet,  der  aber  insofern  sehr  fragwürdig  war,  als  nach 
Beileo:imG:  der  Arbeitseinstellung  noch  eine  Anzahl  von 
Zigarrenarbeitern  gemafsre«:elt  blieb|  wie  der  Gewerkschafter 
meiner  Siegesbot^^chaft  hinzufügte. 

In  NordhaLiseu  waren  es  die  Röllchenmacher,  welche  erst 
kurzlich  zum  Teil  dem  Unterstützungsverein  sich  angeschlossen 
hatten  und  nun  Ende  Mürz  1S9II  einen  trroist'ii  Streik  be- 
gannen, den  gröiöteu  seit  Neubegründuug  dea  Luterstützungs- 
vereins. 

Eine  RöUchenmacherkommission  legte  der  Firma  Qt,  W.  H. 
einen  Lohntarif  sur  Bewilligung  vor.  Der  Fabrikant  ent- 
gegnete, nicht  die  Berechtigung  zu  haben,  allein  eine  Lohn« 
ernOhung  zu  bewilligen,  weil  dies  den  Abmachungen  der 
Nordhauser  Fabrikanten  zuwiderlaufe.  Die  Röllchenmacher 
wiesen  darauf  hin,  dafs  sie  schon  öfter  hingehalten  worden 
seien  und  verlangten  nunmehr  eine  bestimmte  Antwort.  Als 
sie  diese  nicht  bekamen,  stellten  sie  bei  der  Firma  G.  W.  H. 
sofort  die  Arbeit  ein.  Hierauf  kündigten  samtliclie  Fabrikanten 
ihren  KöUchenmachern,  worauf  diese  ohne  ^liiihiltiing  der 
Kündigun^^.sfrist  sofort  die  Arbeit  niederlegten.  Nun  torderten 
die  Fabrikanten  die  übrigen  Tabakui  beiter  auf,  für  die 
Wiederautiiahme  der  Arbeit  Sore:e  zu  tragen,  widrigenfalls» 
die  Fabriken  geschlossen  werden  müfsten.  Als  Antwort 
hierauf  stellten  auch  die  übrigen  Tabakarbeiter  die  Arbeit 
sogleich  ein.  Die  Zahl  der  Streikenden  betrug  Uber  Tausend. 
Das  alles  erfuhr  der  Vorstand  und  der  Ausschufs  des  Vereins, 
welcher  aufserdem  schon  Arbeitseinstellungen  in  Halberstadt, 
Braunschweig,  Osterode  und  andern  kleinen  Orten  zu  unter- 
stützen hatte,  erst  nachtrüglich.  Mit  den  Streikenden  in 
Nordhausen  waren  es  im  ganzen  2600  Arbeiter,  welche  die 
Hilfe  des  Vereins  in  Anspruch  nahmen.  Dem  war  natttrlich 
der  Verein,  dessen  Vermögenslage  noch  auf  der  General- 
versammlung von  18H9  als  gfinstig  hingestellt  worden  war, 
nicht  gewachsen.  Der  Vorstand  mul'ste  zu  dem  peinliehen 
Mittel  der  Extrastenern  greifen.  Er  bracht^  am  ■'.').  Miirz 
X^IH)  zur  Kenntnis  der  Mitglieder,  dafs  er  bis  auf  weiteres 
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auiber  dem  Beitrag  Doch  eine  Extrasteuer  von  15  bezw. 
10  Pfg.  (fUr  Frauen  und  Lehrlinge)  erheben  mtisae.  Bei  ein« 
so  nngttnstigeD  Vermögenslage  cles  Vereins  war  ea  kain 
Wunder^  wenn  der  Nordhausener  Streik  mit  einer  Niederlage 
endete.  Die  Mehrsahl  der  Tabakarbeiter  ergab  sich  den 
Fabrikanten  auf  Gnade  und  Ungnade.  Etwa  170  waren  Ende 
April  1890  noch  ausständig  bezw.  ausgesperrt  Unter  dieses 
Umstünden  sah  sich  der  Vorstand  genötigt,  eine  aufserordent- 
liche  Generalversammlung  zu  berufen,  weldie  vom  2Kk  bis 
30.  Mai  1890  in  Brandenburg  tagte.  Ks  war  vor  allem  ihre 
Aufgnbo,  an  Stelle  der  bisherigen  Organisationslosigkeit  bei 
Streiks  Ordnung  zu  sc  liafFeii.  Sämtliche  Delegierte  w:ir<-ii  von 
der  Uberzeugung  durelidriingen,  dafs  es  auf  dem  L»it«-herigen 
\\  ege  unmöglich  weitergehen  könne,  ohne  den  \Veiterb»'8iaiul 
der  Organisation  zu  gelabrden.  Der  Bericht  des  Vorütaudes 
klang  gedrückt  genug.  Man  klagte  tiber  das  maliilose  Streiken. 
Allerdings  seien  in  vielen  Fällen  von  den  Fabrikanten  An- 
sinnen an  die  Mitglieder  gestellt  worden,  mit  welchen  sie  sich 
unter  keinen  Umständen  hätten  einverstanden  erklären  können. 
Andererseits  sei  viel  su  unbedacht  gestreikt  worden.  In 
Kordhausen  besonders  sei  der  Streik  sehr  leichtsinnig  gewesen. 
Man  habe  einfach  geschrieben,  wir  sind  mit  1100  Mann  in 
den  Streik  gegangen.  Die  Lage  des  Vereins  sei  so  mifiilich 
wie  noch  nie.  Er  habe  sein  ganzes  Vermögen  augesetzt  und 
noch  Schulden  gemacht.  Wiederum  wurde,  um  das  Streik- 
tieber  zu  brechen,  eine  erhebliche  Verschärfung  des  Streik- 
regleinrnts  vorgenommen.  Das  neue  als  §§11  und  12  im 
Statin  abgedruckte  Regh^ment  stellt  (einerseits  den  Schlufs- 
punkt  in  der  ersten  Entwicklungsperiude  des  Vereins  auf 
diesem  Gebiete  dar,  es  ist  andererseits  die  Grundlage  alier 
Lohnbewegungen  iür  die  nMchsten  12  Jahre  geworden.  Es 
sei  deslialb  hier  wiedergegeben : 

^  11.  —  1.  Mitglieder,  welche  die  Arbeit  einzustellen  be- 
absichtigen, haben  den  Ausschufs  und  den  Vorstand  4  Wochen 
vorher  davon  in  Kenntnis  zu  setsen  und  dieser  Anseige  eine 
wahrheitsgetreue  Beantwortung  der  hierauf  bezflglichen  Fragen 
nach  einem  vom  Vorstande  einzufordernden  Schema  bei- 
zufügen. 

2.  Der  Ausschufs  bestimmt,  ob  und  wann  die  Arbeits- 
einstellung erfolgen  soll.  Derselbe  hat  sich  in  seinen  Ent- 
schliefsungen  unter  allen  Umständen  von  der  Lage  des  Vereins, 

den  allgemeinen  Verbältnissen  innerhalb  unserer  Branche  und 
den  besonderen  Verhältnissen  an  dem  betreffenden  Orte,  m 
wt'lchom  in  erster  Linie  die  Zahl  der  berechtigten 
ni il;ilieder,  sowie  das  Verhältnis  der  sich  tVir  oder  gegen  ein»' 
Arbeit>;einstellung  erklärenden  Mitglieder  zu  reclmen  ist,  leiteo 
zu  lassen.  Die  Mitglieder  iiaben  nur  im  iiul'sersten  Falle  von 
dem  ^Mittel  des  Lohn  Streiks  Gebrauch  zu  machen  und  ist  vor 
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Eintritt  in  einen  Streik  unter  allen  Umsü4nden  eine  vorherige 
Vereinbarung  mit  den  betrefienden  Fabrikanten  anzubahnen. 

3.  Arbei tsein stell un p^en ,  welche  ohne  Einwilligung  des 
Ausachusses  begonnen,  durlüü  von  demseibtiii  nicht  zur  Vereins- 
sache gemacht  werden  und  ist  in  diesen  Fällen  eine  Appellation 
gegen  die  Entscheidang  des  Ausschussea  an  die  Urabstimmung 
unsulässig. 

4.  Die  Entscheidung  des  Ausschnsses  Uber  einen  ordnungs- 
mttTsig  eingereichten  Antrag  auf  Arbeitseinstellung  hat  inner^ 
halb  einer  Woche  su  erfolgen  und  sind  die  betreffenden  Mit- 
glieder sofort  Ton  derselben  in  Kenntnis  zu  setzen.  Liegen 
mehrere  Anträge  auf  Arbeitseinstellung  Yor,  so  hat  der  Aus- 
schufs  die  schlechtest  gestellten  Arbeiter  zu  berücksichtigen 
und  sind  die  tlbrigen  Anträge  bis  auf  weiteres  surttck- 
zustellen. 

5.  Bei  Ablehnung  eines  Antrages  sind  den  Mitgliedern 
die  Gründe  der  Ablehnung  vom  Ausschusse  ausführlich  mit- 
zuteilen. Im  P'alle  der  Zurückstellung  odf^r  Ableltninic;  ihres 
Antrages  haben  die  Mit;^li('der  das  Recht  innerhalb  einer 
Woch*»  beim  Vorstande  die  Urabstimmung'  zu  beantragen, 
welclier  dieselbe  binnen  14  Tagen  nach  erfolgtem  Eingang 
des  diesbezüglichen  Antrages  herbeizuführen  hat.  Den  Bevoll- 
mächtigten ist  per  Zirkular  die  motivierte  Ablehnung  des  Aus- 
schusses im  Sinne  des  Abs.  2  sowohl,  wie  die  Gründe,  welche 
die  Mitglieder  veranlassen,  Urabstimmung  zu  beantragen,  mit- 
zuteilen ^  und  haben  die  Bevollmächtigten  die  Pflicht,  den 
Mitgliedern  von  dem  Inhalte  des  Zirkulars  in  dazu  anzu- 
beraumenden Mitgliederversammlungen  Kenntnis  zu  geben. 

6.  Bei  Urabstimmung  entscheidet  die  absolute  Mehrheit 
der  abgegebenen  Stimmen. 

7.  Sowohl  bei  Ablehnung,  als  bei  Annahme  eines  An- 
trages auf  Arbeitseinstellung  durch  Urabstimmung  sind  die 
betreffenden  Mitglieder  und  der  Ausschufs  von  dem  Resultat 
durch  den  Vorstand  sofort  zu  benachrichtigen.  Bei  Annahme 
eines  Antrages  auf  ArbeitsfMnsteliung  durch  Urabstimmung 
oder  durch  den  Ausschufs  hat  dieser  den  Vorstand  sofort  in 
Kenntnis  zu  setzen,  welche  Unterstützung  an  die  Mitglieder 
gezaliit  werflPTi  soll.  Der  Vorstand  hat  binnen  drei  Tn<^^en 
nach  Eingang  (iieser  Anweisung  die  erforderlichen  Anord- 
nungen zu  treffen. 

8.  Sollte  ein  vom  Aussdiufs  genehmigter  Streilv  die 
Ursache  weiterer  Streiks  beiu,  so  sind  jene  zur  Verein  brache 
zu  machen. 

§  12.  —  1.  Allf:  Unterstützungen  an  Streikende  sind  nur 
Darlehen  des  Vuisttzenden  des  Vorstandes  nnd  vverden  nur 
gegen  Wechsel  verabroieht.  Bis  spätestens  ein  Jahr  nach  be- 
endigter Arbeitseinstellung  sind  jedoch  die  Darlehen  den  um 
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Streik  Beteiligten  als  bezahlt  zu  quittieren,  weuu  die<ielbe& 
ihre  satzungsmärsigen  Pflichten  treu  erfüllt  haben. 

2.  Der  Aasscaurs  soll,  wenn  er  den  Mitgliedern  eine 
Unter8tttt2ttDg  bewilligt  hat,  die  Forderungen  nur  insoweit 
ffenehmigen,  als  sie  den  VerfaSltnifleen  entsprochen  resp.  durch 
die  etwaige  Verwirklichung  derselben  ein  wirklicher  Natsen 
für  die  Tabakarbeiter  geschaffen  wird. 

3.  Die  Mitglieder  haben  sich  den  Beschltlssen  des  Äas- 
schnsses  nnd  den  hieraus  begründeten  Anordnungen  des  Vor- 
Standes,  ebenso  den  von  letzterem  inbetreff  der  Arbeits- 
einstellungen tlberhaupt  getroffenen  Anordnungen  unbedingt 
zu  fügen.  Gr'schieht  dies  von  Seiten  «ler  ^Titglieder  nu-lit,  so 
kann  der  Ausschufs  deuselbeo  jederzeit  die  Unterstützung 
entziehen. 

4.  Für  Aüöschiiei'ftungen,  Fabriksperren  (Verbindung  von 
Lohuhorrn  oder  Meister  zur  Aussetzuiiü^  der  Mitglieder)  jETelteii 
—  mit  den  seibstvcirsiaiidlichen  Abüiideruogen  —  dieselben 
ßestiiumungcu  wie  bei  Arbeitseinstellungen. 

5.  Der  Vorstand  ist  verpflichtet,  ein  Register  über  slUnt- 
liche  bestehende  Fabriken  und  deren  Filialen  sn  fllhren.  Die 
BevoUmftchtigten  müssen  alle  hierauf  bezüglichen  Fragen  nach 
vom  Vorstande  jährlich  zu  versendenden  Fragebogen  beant- 
worten und  haben  etwaige  Veränderungen,  welche  in  der 
Zwischenzeit  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen,  ebenfalls  dem  Vor- 
stande mitzuteilen. 

().  Bei  Eintritt  einer  Arbeitseinstellung  sind,  wenn  nritg- 
lich,  der  betreffenden  Firma  die  Arbeitskräfte  auch  in  den 
Filialen  zu  entziehen. 

7.  Bei  Aufbruch  eines  Streiks  haben  die  Bevolhiiächtiglen 
derjenifi«'n  Orte,  wo  Arbeit  vorhanden  ist,  e.^  sofort  dem  Vor- 
stande zu  melden.  Auch  sind  die  p^amilien  der  abreisenden 
verheirateten  Mitglieder  verhältnismäfsig  zu  unterstützen. 

8.  Für  infolge  von  Arbeitseinstellung  abreisende  Mitglieder 
ist  eine  einmalige  Unterstützung  zu  bewilligen,  deren  Höhe 
der  Ausschufs  je  nach  den  Verhältnissen  zu  bestimmen  hat 

9.  Vierteljährlich  hat  der  Ausschufs  den  BevollmächtigteD 
einen  gedruckten  Bericht  über  sämtliche  eingegangene  Anträge 
auf  Arbeitseinstellung  sBuausenden.  Die  Grttnde  der  Ablehnung 
von  Anträgen  sind  hierin  anzuführen,  auch  ist  über  den  Er- 
folg von  stattgefundenen  Arbeitseinstellungen  su  berichten. 

10.  Die  Bevollmächtigten  derjenigen  Orte,  an  welchen 
Arbeitseinstellungen  stattfinden,  haben  Uber  dieselben  minde- 
stens alle  14  Tage  Bericht  zu  erstatten.  — 

Es  geht  aus  dem  Reglement  jedenfalls  der  deutliche  Wille 
hervor,  unter  allen  Umstanden  m(1^::lichst  Fri'^flen  zu  halten 
und  nur  solche  Arbeitspin.stellunL'''*n  zu  unter^itützen,  w^-lch»' 
d»'r  (Josamtheit  (b^r  Mit;^dieder  ^egt-nüber  einen  Nutzen  ver- 
sprachen.   Dasselbe  Friedensbedürl'nis  spricht  aus  den  Be- 
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Stimmungen,  welche  für  die  Einrichtung  von  Arbeitsnachweise- 
bureaus von  der  General  versammhing  angenommen  wurden. 
Wo  die  Einrichtung  eines  solchen  beabsichtigt  war,  sollte  das 
;Statut  dcsiselben  dem  Ausachufs  zur  Genehmigung  eingesandt 
werdeD,  Dieser  sollte  sich  bei  der  Genehmigung  —  so  er- 
klärte die  GeneralTenammlmig  zu  Protokoll  —  von  der  Er- 
wägung Ittten  lassen,  dafs  diese  Frage  nicht  als  eine  prin- 
zipielle anzusehen  sei,  welche  durch  Streiks  erzwungen  werden 
mttese.  Man  konnte  eben  noch  nicht  eine  intensive  Gewerk* 
schaftapolitik  verfolgen,  gonug,  wenn  man  zunächst  in  die 
Organisation  selbst  Ordnung  brachte.  Nicht  das  Sozialisten- 
gesets,  auch  nicht  die  behördlichen  Mafsnahmen,  von  denen 
noch  unten  die  Rede  sein  soll,  brachten  den  Vorstand  und 
die  Delegierten  Her  Generalversammlungen  zu  der  Erkenntnis, 
dafs  fine  möp^Hchstc  Kntlialtung  von  unnötigen  Beunruhigungen 
der  Industrie  zu  erstreben  sei,  sondern  die  FTitwi("klung  der 
Dinge  selbst,  die  Unmöglichkeit,  mit  ungeschuiteu  Truppen 
Erfolge  zu  erringen. 

Trotzdem  der  Ausöchufs  die  Mitglieder  soviel  als  möglich 
zurückzuhalten  suchte,  war  doch  zunächst  im  Jahre  1890  ein 
Abflauen  der  iStreiklust  kaum  erkennbar.  Man  streikte  sogar 
ohne  Unterstützung  des  Vereins,  wenn  die  Sache  nicht  vom 
Ausschufs  genehmigt  war.  Im  Winter  1890 — ^91  brach  in 
Hamburg  oin  Rieaenstreik  aus,  welchen  der  Ausschuls  nur 
mit  schwerem  Herzen  unterstützte.  Bei  diesem  Streik  handelte 
es  sich  um  Anerkennung  der  Organisation.  Wir  werden 
diesen  Streik,  welcher  auch  in  der  Presse  allgemein  be- 
sprochen wurde,  unten  bei  der  Entwicklung  der  Gewerkschaft 
der  Zigarrensortierer  noch  näher  schildern,  da  die  eigentlichen 
Leiter  des  Streiks  Zigarrensortierer  waren. 

Durch  die  nach  dem  Streikreghmient  notwendigen  Be- 
richte kam  man  doch  nach  und  nach  zu  einer  Streikstatistik^ 
deren  Hauptangaben  in  die  vom  Vorstande  gegebenen  Be- 
richte zu  den  Generalversaramlungen  immer  voUbtändiger  aui- 
Kenommen  wurden.  Die  Übersicht,  welche  diese  —  wenn 
auch  antangs  sehr  unvollküiiimene  —  Statistik  bietet,  zeigt 
doch  eine  viel  gröfsero  Kuhe,  ein  gesteigertes  Mafs  an  Be- 
sonnenheit gegenüber  dem  vielfach  sinnlosen  Streiken  des 
vorhergehenden  Jahrzehnts.  Der  Geldmangel  blieb  auch  in 
den  folgenden  Jahren  noch  drückend. 

In  den  Jahren  1891  und  1892  kam  es  bei  Erlafs  der 
Arbeits-  oder  Fabrikordnungen,  welche  durch  die  Novelle  zur 
Gewerbeordnung  vom  1.  Juni  1891  nötig  geworden  waren,  in 
vielen  Betrieben  zu  gröfseren  oder  kleineren  Differenzen,  die 
t^'ils  mit,  teils  ohne  Arbeitseinstellung  erledigt  wurden.  Bis 
zum  Anfang  des  Jahres  1892  hatten  sich  25  Filialen  an  den 
Ausschufs  wegen  Unterstützung  in  solchen  Fällen  irowandt. 
ohne  sie  jedoch  wegen  der  ungilnstigen  Kassenverhältnisse 
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erlangen  zu  köDDen.  Wo  ArbeitseinsteUungeQ  unterstlltn 
wurden y  handelte  es  sich  meist  um  partielle,  nicht  sftmtlicbe 
Mitglieder  einer  Siahbtelle  betreffende  Streiks  oder  AuBsehltlaee. 

In  der  Berichtsperiode  1892  bis  Juni  1894  fand  die  Mehr- 
sahl  der  Arbeitseinstellangen  statt  infolge  won  Lohnabsttgeo. 
nämlich  15  von  im  gansen  19  Fällen,  in  denen  vom  Vor  stände 
Streikunterstützung  gewährt  wurde.  Nur  in  ()  Fällen  meldet 
der  Bericht  vollständigen,  in  weiteren  0  Fällen  teilweiaen  Er- 
folg ,  während  in  7  Fällen  die  Streiks  als  aussichtslos  auf- 
gegeben werden  ninfsten.  Ferner  wurden  in  der  Berichtszeit 
in  27  Fällen  Differenzf  n  der  Arbeiter  gegenüber  den  Arbeit- 
gebern ohne  Arbeitaeinstelhmg  fcreregelt  und  zwar,  wie  der 
Bericht  sagt,  meistens  zu  guusten  der  Arbeiter.  Endlich 
werden  noch  7*2  Fälle  von  Unterstützungen  erwähnt,  welche 
an  „Gemafsregelte"  bezahlt  wurden.  Es  handelt  sich  um  Fälle, 
in  welchen  ein  Vereinsmitglied  vvegen  seiner  Zugehörig-kei: 
zur  Organisation  oder  weil  er  als  Sprecher  seiner  Kollegen 
Wünsche  oder  Beschwerden  bei  dem  Arbeitgeher  ▼orbmchte, 
entlassen  wurde. 

Der  Bericht  eu  der  Generalversammlung  von  1896  Uber 
die  Zeit  von  1894  bis  Juni  zeigt  bereits  wieder  ein  An- 

schwellen der  Streiks  innerhalb  des  Verbandes.  Xjeider  \Büt 
die  dort  gegebene  Übersicht  nicht  erkennen,  in  wie  vi^en 
unter  den  70  gemeldeten  Differenzen  zwischen  Arbeitgebern  imd 
Arbeitnehmern  vom  Verein  Streikunterstützung  gezahlt  worden 
ist.  In  14  Fällen  wurden  die  Differenzen  ohne  Streik  l>ei- 
gclegt,  in  weiteren  iJi  Fällen  wurde  das  „Endresultat"  nicht 
gemeldet,  so  dai's  man  anneiimen  mrichte,  dafs  hi«*r  krine 
Streikunterstützung  gezahlt  worden  ist,  da  sonst  eine  Kunirolle 
hätte  stattfinden  müssen.  Es  bleiben  honaeh  noeh  In  Falk 
in  welchen  der  Verein  mit  Unterstützung  eingreifen  luufste. 
Von  diesen  wurden  nach  dem  Bericht  Ii'  um  dem  Siege  der 
Arbeiter,  7  mit  teilweisem  und  14  ohne  Erfolg  der  Arbeiter 
beendet  Bemerkenswert  ist»  dals  von  den  70  Differenaen 
allein  48  dadurch  entstanden,  dafs  sich  die  Arbeiter  Lohn- 
abzüge oder  Arbeitsbedingungen,  welche  su  einer  Verminde- 
rung des  Verdienstes  führen  mufsten,  wie  a.  B.  Liefening 
schlechteren  Materials,  nicht  gefallen  lassen  wollten.  Unter- 
stützung an  Gemafsregelte  wurde  in  54  Fällen  gewährt. 

Auf  der  Generalversammlung  von  189ü  wurden  die  Be- 
stimmungen des  Statuts  über  Streiks  wiederum  einer  Revision 
unterzo^ren.  Besonders  wurde  über  die  Bestimmung  Klajrf* 
geführt,  wonach  bei  beabsichtigten  Arbeit8einst*^llTn'.fr"n  der 
Ausschuls  14  Tage  vorher  in  Kenntnis  gesetzt  werden  muiste  \ 

^  UrsprUDjrlich  hatte  das  Statut  von  l^PO  POf^'ar  eine  Zeit  von  vier 
Wochen  voriropclirieben .  wplrlif^  entschieden  su  lang  war  und  dster 
bereit«  früher  auf  14  Tage  herabgesetzt  war. 
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l>er  VorötiUid   entgegnete   hierauf,  dafs  es  in  keinem  Falle 
14-  Tage  gedauert  habe,  bevor  ein  Bescheid  vom  Ausschuf» 
eingegangen  sei.  Iii  den  meisten  FftUen  hätten  die  Mitglieder 
seibat  sobald,  wenn  Verflögening  eintrete |  denn  die  Bevoll- 
mttclitigten  befolgten  nicht  die  Anordnungen,  durch  welche 
dem  Vorstand  Einblick  in  die  einschlägigen  Verhältnisse  ge- 
wlkhrt  werden  solle.   Vielfach  müsse  besonders  darauf  auf- 
merksam gemacht  werden^  daCs  diese  oder  jene  wichtige  Frage 
2U   beantworten  sei.    Die  Generalversammlung  beschlofs  an 
Stelle  der  Bestimmung^  dafs  der  Ausschafs  14  Tage  vor  einer 
beabsichtigten  Arbeitseinstellung  Kenntnis  erhalten  solle,  die 
Vorschrift  zu  setzen,  riafs  die  Benachrichtiprnn«:;  reclitzeittir  zu 
erfolgen  habe.    Mit  dieser  dehnbaren  Bestimmung  war  natür- 
lich   wenig  geiioifen.    In  §  11  Abs.  2  wurde  die  Vorschrift 
lE^estrichen,  dafs  die  Mitglieder  nur  im  äufserüteu  Falle  von 
den  Mitteln  des  Lohnstreiks  Gebrauch  machen  dürften.  Wurde 
scheu    hierdurch   die   im    Statut    von    1890  ausgesprochene 
Tendenz,  die  Zahl  der  Arbeitseinstellungen  um  jedeu  Preis  zu 
vermindern,  wesentlich  gemildert,  so  geschah  dies  in  noch  viel 
höherem  Qrade  durch  die  Nenredaktion  des  Absatzes  3. 
Während  vorher  grundsätKÜch  Arbeitseinstellungen,  welche 
ohne  Genehmigung  des  Ausschusses  begonnen  waren,  nicht 
unterstützt  werden  durften,  wurde  nunmehr  zwischen  Angriffs- 
streiks und  Abwehrstreiks  unterschieden  und  nur  für  jene 
die  frühere  strenge  Bestimmung  aufrecht  erhalten,  so  dafs  der 
Absatz  3  folgende  Fassung  erhielt:  „Angriffsstreiks,  welche 
ohne  Einwilligung  des  Ausschusses  begonnen,  dürfen  von  dem- 
selben  nicht  zur  Vereinssache  gemacht  werden  und  ist  in 
diesen  Fällen  eine  Appellation  gegen  die  Entscheidung  des 
Ausschusses  wohl  Urabatimmung  unzulässig.  Die  durch  Lohn- 
abzüge oder  MaföregelungcTi  entstehenden  »Streiks  müssen  vor 
allen  aniieren  sofort  berücksichtigt  werden,  jedoch  hat  sofort 
an  Vorstand  und  Ausschufs  Berichterstattung  zu  erfolgen.  In 
solchen  i^allen,  wo  die  Mitglieder  zu  Abwehrstreiks  gedrängt 
werden,  finden  vorstehende  Bestimmungen  keine  Auwendung.'* 
Es  wäre  zu  weit  gegangen,  wollte  man  behaupten,  daf» 
die  in  dem  folgenden  Bericht  zur  Generalversammlung  von 
1898  ttber  die  Zeit  von  Juli  1896  bis  Mitte  August  1898  fest- 

Sestellte  Steigerung  der  Differenzen  von  70  auf  150  Fälle  und 
ie  Zunahme  der  Mafsregelungen  von  54  auf  161  gegenüber 
dem  Bericht  1894—90  allein  auf  die  weniger  strengen  Be- 
stimmungen über  Streiks  zurückzuführen  sei.  Denn  einerseita 
hatte  eine  starke  Agitation  ftlr  den  Verband  stattgefunden, 
welche  schon  an  sich  die  Tendenz  in  sich  tragen  mufste,  zu- 
nftchst  die  Gegensätze  zwischen  den  Interessen  der  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  schärfer  hervortreten  zu  lassen.  Anderer- 
seits war  eine  Vermehrung  der  Mittclieder  von  13807  im  Jahre 
1890  auf  15032  im  Jahre  18t»8  ertbigt.  Die  Zahlstellen  waren 
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von  299  im  Juli  189(3  auf  38<i  im  August  1898  gestiegen. 
Diesem  Wachsen  des  Verbandes  um  ruud  29°  o  au  ZahUtellei: 
und  17  °/o  an  Mitgliedern  entsprach  naturgemäfs  eine  Zunahme 
der  Reibungen  zwischen  Arbeitgebeni  und  Arbeitnehmern« 
vielfach  »chon  deshalb,  weil  bei  vielen  Arbeiligebeni  die  hlotte 
Zugehörigkeit  von  Arbeitern  sur  Oiganisation  su  MaCarege- 
lungen  Anlaß}  gibt  Immerhin  mu(s  man  sagen,  daTa  die  Ten- 
denz des  Verbandes  zur  Ausbildung  der  „Kampfesorganiaatiou* 
im  Jahre  stark  vermehrt  erscheint.    Dem  entspricht  die 

wiederholte  Klage  des  Vorstandes,  dafs  vielfifteh  bei  Ausbruch 
eines  Streiks  nicht  die  nötige  Vorsicht  angewandt,  manchmal 
auch  ohne  Antwort  des  Ausschusses  oder  Vorsümdes  die  Arbeit 
eingestellt  worden  sei.  Yür  die  Mehrzahl  der  riewi-rkseliaften 
weist  das  Jahr  1897  flberhaupt  eine  erhebliche  öteigermig  der 
Streiks  auf  im  Anschlufs  an  den  im  allgemeinen  günstigeren 
IJeschäftägang,    welcher  auf  schnelle  Bewilligung   der  aut- 
gestellten Forderungen  hoffen  liefs.    Im  einzelnen   gibt  der 
Bericht  an,  dafs  von  den  150  Differenzen  39  ohne  Ausstand 
mit  Erfolg,  25  weitere  Fälle  ohne  Ausstand  mit  teilwei&em 
Erfolg  beendet  worden  seien,  während  in  8  weiteren  Fällen  die 
gestefiten  Forderungen  stillschweigend  zurückgeKOgen  wurdeo. 
Es  bleiben  also  nur  78  Differenzen,  in  denen  es  zu  Arbeits- 
einstellungen  kam.   In  67  der  150  Fälle  waren  die  Arbeilsr 
die  Angreifer,  während  in  83  Fällen  die  Arbeiter  sich  in  der 
Abwehr  befanden.    Die  Resultate  der  Differenzen  sind  nach 
dem  Bericht  folgende :  In  57  Fällen  war  der  Erfolg  vollständig, 
in  48  Fällen  war  der  Erfolg  teilweise,  in  24  Fällen  endeten 
dieselben  vollständig  erfolglos,  in  17  Fällen  wurde  das  Resultat 
nicht  gemeldet,  di»^  HoAvegun^-  verlief  also  vermntliclt  auch 
erfolglos,  endlich  waren  m  1  Fällen  (Vu    iJilterenzen  zur  Zeit 
der  Berich torstattung  noch  nicht  erledigt.    Zu  dem  an  sich 
nicht  ungunstigen  Verlauf  der  Differenzen,  wenn  man  bie  im 
ganzen  betrachtet,   kommen  noch  die  IHl  Mafsregelunjren, 
welche  die  IjetreÖ'enden  Mitglieder  über  sich  ergehen  Iu^m  ii 
muföten,  ohne  dafs  ein  Einschreiten  des  Verbandes  mügUch 
gewesen  wäre.   Sie  sprechen  deutlicher  als  alles  andere,  wie 
sehr  der  Verband  noch  der  Stärkung  bedurflte  ^  Mit  Rttcksieht 
auf  den  Umstand,  dafs  in  vielen  Fällen  die  Berichte  bei  be- 
absichtigten Arbeitseinstellungen   nur  mangelhaft  oder  gar 
nicht  beim  Ausschufs  eingingen,  schlag  der  Vorstand  auf  der 
Oeneralversammlung  von  1898  Yort  ein  geeignetes  Vorstands- 


'  Diese  161  Mafsregelongen  fanden  an  78  verachiedenen  Ort«i 

statt:  Wcppn  Zupchörigkeit  zum  Verein  in  20  Fällen  wp^rf^n  AfritatioD 
im  lutcrease  des  \  erein?  in  •il  Fällen,  wegen  Lobnabziii^e,  weiche  di»^ 
Betreffenden  sich  nicht  gefallen  lassen  wollten,  in  4S  Fällen .  iufoi^'t: 
frfiherer  Dififerenzen  in  Fäüeu.  wegen  Lohnforderung  in  FtUan, 
wegen  Zu^ehörigkr  it  v.n  « mim  t  F.ibrikkommissinn  in  einem  insU  und  w^g«i 
Denimsiation  durch  einen  Mitarbeiter  in  2  FäUeu. 
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oder  Ausschuismitglied  in  nennenswerten  Fällen  zur  Ünter- 
swchiing  der  Angelegenheit  an   Ort  und   Stelle  zu  senden. 
Oieö  Verfahren  war  bereits  in  der  letzten  Zeit  mit  Erfolg  be- 
ohiiehtet  worden.    Demgemäfs  beschlofs  die  Generalversamm- 
lun|j^:   „Bei  Ausbruch  von  Difi'erenzen,  die  einen  Streik  in 
Folge  haben  könnten,  ist  eine  geeignete  Peräun  vom  Aus- 
scliafs  an  den  betraffenden  Ort  su  senden,  behufs  besserer 
Orieotierang  der  Sachlage.  Ebenso  ist  su  verfahren  bei  Auf- 
hebung von  schon  bestehenden  Streiks.**  Man  kann  behaupteUf 
dafs  dieser  Beschlufs  einen  entschiedenen  Fortschritt  nach  der 
Richtung  der  besseren  Beaufsichtigung  bei  Differenzen  mit 
den  Arbeitgebern  darstellte.  Inwieweit  diese  neue  Einrichtung 
auf  die  tatsächliche  Begelang  der  Streiks  einwirkte,  läfst  sich 
schwer  abschätzen    Allf  rdings  werden  nur  37  Ausstände  auf- 
gezählt für  die  Berichtsperiode  vom   15.  August  lS9s  bis 
ir».  AiiLnist  IPOii,  für  welche  aber  die  Summe  von  lOO.'iDU  Mk. 
aut^ebracht  werden   iiuifste,  so  dafs  wohl  eine  stärkere  Zu- 
sammenfassung, kein  eigentlicher  Rückgang  der  Ausgaben  für 
Streiks  btiittgefunden  hatte.  Ohne  Zweifel  würde  die  Zahl  der 
Ausstände  erheblich  gröfser  gewesen  sein,  hätten  reichlichere 
Mittel  zur  Verfügung  gestanden.  Die  Vermögenslage  des  Ver- 
bandes war  gerade  jetzt  wieder  so  ungünstig,  dafs  das  Gleich- 
gewicht der  Finanzen  nur  durch  Aufnahme  gröfserer  Darlehen 
erhalten  werden  konnte.  Im  Bericht^  d^  der  Vorsitzende  des 
Ausschusses  der  Generalversammlung  abstattete,  wird  aus- 
drttcklich  hervorgehoben,  dafs  der  Geldmangel  der  Grund  ge> 
Wesen  sei»  warum  der  Ausschufs  eine  Reihe  von  Streiks  ab- 
lehnen mufste,  wodurch  vielfach  Erbitterung  der  Mitglieder 
entstanden  sei.    Wie  wenig  ausreichend  die  Macht  des  Ver- 
bandes war,  geht  auch  wieder  aus  der  hohen  Zahl  der  Mafs- 
rogelungen  hervor,  welche  in  21o  Fallen  zur  Anmeldung  ge- 
langten, zeigt  sich  fernov  darin,  dals  nnr  lO  von  den  Aus- 
stanflen  mit  vollem  Erfolg,  14  mit  teüweisem  Erfolg  und  13 
ohne  Erfolg  beendet  wurden.    In  weiteren  4r>  Fällen  wurden 
Differenzen  ohne  Ausstand  erledigt.    Aber  auch  hier  wurde 
in  20  Fällen  voller  Erfolg,  in  11  Fällen  teilweiser  Erfolg  er- 
zielt. Es  handelte  sich  meist  um  Lohnreduktionen  bezw.  Lohn- 
erhöhungen. —  Abgesehen  von  dem  Geldmangel,  in  dem  der 
Verband  sich  befand,  fiUlt  als  besonders  erschwerend  bei 
Streiks  ftbr  die  Arbeiter  die  Beweglichkeit  der  Zigarren- 
produktion ins  Gewicht.  Der  Fabrikant,  der  an  dem  einen 
Platz  keine  Arbeiter  bekommt,  verl^  seine  Fabrik,  oder  er 
gibt  die  Konzentration  der  Arbeiter  in  einer  Fabrik  ganz  auf 
und  beschftftigt  Hausarbeiter,  oder  er  erweitert  eine  seiner 
Filialen,  von  denen  jeder  gröfsere  Fabrikant  eine  ganze  Reihe 
zu  haben  pflegt,  und  setzt  dann  auf  diese  Weise  seinen  Be- 
trieb fort.    Die  Unkosten  solcher  Verlegungen  oder  Erweite- 
ningen  sind  meist  nicht  so  grofs  als  die  vou  den  Arbeitern 


126 


XXIV  a 


erstrebten  Lohnerhöhungen  oder  die  Ersparais  bei  beabsicli- 
iigten  Lohnherabsetzungen.  Auf  diese  Weise  wurde  ein  erfoig- 
reicher  Streik  bei  gröfseren  Firmen  fast  unmöglich  gemacht, 
eine  Reihe  Ton  Mifserfolgen  der  Zigarrenarbeiter  waren  in 
allen  Berichtsperioden  daraaf  zorttckzoführen.  Das  einrige 
Mittel  hiergegen  war,  wie  das  auch  im  Reglement  vor- 
geschrieben ist,  dafs  man  auch  den  Filialen  der  betreffendeo 
Firmen  die  Arbeit  entzog.  Das  war  aber  vielfach  undnrch* 
iUhrbar,  ja  sogar  nicht  einmal  für  die  Mitglieder  des  Ver- 
bandes am  Ort  der  Filiale  wünschenswert.  Ein  Beispiel  für 
alle  diese  Schwierigkeiten  gibt  der  Bericht  für  1900,  welches 
hier  wiedergegfh«^n  sei,  zugleich  auch  rOs  Rowpis,  wie  ntlchtem 
und  geschäftsmal'sig  die  StreikangfU  ^enheiten  behandelt  wurden, 
und  wie  vorsichtig  man  das  Für  und  Wider  abzuwägen  sich 
gewöhnt  liatto. 

In  Lübeck  waren  die  Arbeiter  der  Firma  R.  &  Sch.  in 
eiiicn  Lohnstreik  eingetreten.  „Mitte  Dezember  1898  wurde 
von  Halberstudt  berichtet,  dafs  dort  5  Zigarrenarbeiter  und 
h  Wickelmacher  Yerschiedene  Sorten  Zigarren  flQr  R.  &  Sch. 
machen.  Die  Preise  sind  2 — 8  Mk.  geringer  wie  in  Lttbeck. 
Die  in  Frage  kommenden  Arbeiter  sind  gewillt»  sich  mit  den 
Lübecker  Kollegen  solidarisch  za  erklären  and  ersuebea  um 
die  Zustimmung  der  Verbandsleitung.  Nun  hatte  mittlerweile 
genannte  Firma  in  Klausthal  eine  Filiale  errichtet  und  setzten 
wir  unsem  Beschlufs  aus,  bis  die  dortigen  Verhältnisse  klar 
gestellt  waren.  Die  Untersuchung  ergab  folgendes  Resultat: 
In  Klaustlial  sind  im  ganzen  ca.  130  Tabakarbeiter,  davon 
nur  2  männliche.  Zur  Zeit  wfireTi  120  beschäftigt,  und  zwar 
<)0  Roller  und  00  Wickclmacher  resp.  Znriehter.  Nennens- 
werte Firmen  sind  Br.  <^  Br.  (Sitz  Bremen j  und  N.  Co. 
(Sitz  Braunschweigj.  Die  Arbeitslöhne  bei  diesen  Firmen  be- 
tragen pro  Mille  0,5(1  Mk.  bei  nur  angefeuchtetem  Material, 
welches  dazu  noch  von  sehr  schlechter  Qualität  ist. 

Dann  werden  Ausschufszigarren  geworfen,  welche  nicht 
bezahlt  werden;  auch  ist  die  Behandlung  der  Arbeiter  sehr 
achlecht. 

Die  erstgenannte  Firma  R.  &  Soh.  beschäftigte  damals 
in  Klausthal  17  Zigarrenmacheri  9  Wickelmacher-  und  4  Za* 

richter;  dann  sollten  am  7.  Januar  1899  bestimmt  noch 
2  Koller  und  2  Wickehnacher  in  Arbeit  treten.  Diese  Finna 
beaahlt  0,50 — 7,25  Mk.  Arbeitslohn  bei  freier  Zurichtung  und 
gutem  Material.   Ausschufszigarren  werden  keine  geworfen, 

auch  ist  die  persönliche  Behandlung  eine  gute.    Die  Arb^'ts- 

verhftltnisse  sind  demnach  bei  R.  (.t  Seh.  bedeutend  besser  y^e 
bei  den  übrigen  Firmen.    Dann  ist  im  weiteren  zu  Hr'riuk 
.«iichtigen ,    dafs   die   Zigarrenarbeiterinnen    die   Frauen  unr! 
Kinder  der  Bergleute  sind,  welche  für  den  Fiökus  arbeitet 
und  sich  infolgedessen  in  sehr  abhängiger  Stellung  befinden. 
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l>ie  Bergleute  werden  nm  jeden  Preis  einen  Streik  ilirer  An- 
gehörigen zu  verhindern  äucLen,  weil  sie  iiirchten,  eventuell 
^emafsregelt  zu  werden.  Auch  rechnen  sie  besonders  aut  den 
Verdienst  ihrer  Angehörigen,  indem  sie  selbst  in  2  Wochen 
nach  Abzug  der  Kassen  Beiträge  ca.  25  Mk.  verdienen.  Uiitei 
diesen  Umständen  konnte  an  eine  Arbeitsniederlegung  der 
Zigarrenftrbeiterinnen  in  KiausthaL  nickt  gedacht  werden,  man 
mulute  im  Gegenteil  Tielmehr  annehmen^  dafe  infolge  der  be- 
deutend besseren  Arbeitsyerhftltniase  bei  R.  &  Seh.  in  kurzer 
Zeit  noch  mehr  Arbeiter  dert  die  Arbeit  aufnehmen  würden. 
Da  genannte  Firma  anter  den  obwaltenden  Verhältnissen  ihren 
Bedarf  an  Zigarren  ziemlich  decken  konnte,  so  wurde  davon 
Abetand  genommen,  eine  Arbeitsniederlegung  in  Halberstadt 
zu  empfehlen.  Bemerkt  sei  noch,  dafs  mehrere  Versuche,  die 
Arbeiter  in  Klausthal  zu  veranlassen,  mit  uns  gemeinsame 
äacbe  zu  machen,  aus  den  angeführten  Gründen  mifslani::.'' 

Auch   bei  einem  gröfseren  Streik   in  Braunscliweig  im 
Anfang  des  Jahres  1809  wurde  die  Lage  der  Arbeiter  dadurch 
unhaltbar,  dafs  die  betreflfende  Firma  ihren  Betriel)  in  Braim- 
selnveig  einstellte  und  durch  die  Filialen  ihren  Bedarf  deckt« 
An  den  meisten  dieser  Orte,   wo  solche  Filialen  bestandttu. 
hatten  die  Tabakarbeiter  keine  Zahlstellen.    Damit  war  dem 
Streik  tatsächlich  jeder  Angriffspunkt  entzogen.    Nach  acht- 
aehnwOchentlicher  Dauer  der  Arbeitseinstellung  erklärte  die 
Vereinsleitung  den  Ausstand  fttr  beendet.   Im  Oktober  1899 
begann  die  Firma  den  Betrieb  in  Braunschweig  wieder  auf- 
zunehmen.  Ein  Teil  der  Arbeiter  mutste  wohl  oder  übel  zu 
niedrigeren  I^Ohnen  ab  vor  dem  Streik  arbeiten.    Als  die 
Arbeiter  deswegen  noch  einmal  in  eine  Lohnbewegung  ein- 
treten wollten,  wurde  vom  Ausschufs  eine  weitere  Unter- 
stützung abgelehnt,  weil  die  betreffenden  Arbeiter  nur  unter 
der  Bedingung  die  Arbeit  niederlegen  wollten,  dafs  die  Ver- 
bandslei tu  n;j^  erklärte,  sie  unbedingt  auf  die  Dauer  des  Streiks 
zu  unterstützen.    Ferner  sollten  die  betreflPenden  Arl)eiter  nieiu 
gezwungen  werden  abzureisen,  wie  das  der  V^orstand  in  der 
ersten  Zeit,  um  die  Arbeiter  anderweit  unterzubringen,  an- 
geordnet hatte. 

Zeigte  hier  die  Verbandbleitung  den  Willen,  nur  nach 

Sraktischen  £r wägungen  bei  Streikfragen  vorzugehen,  so  war 
ies  auch  b^  einem  gröfseren  Streik  in  Finsterwalde  der 
Fall,  wo  etwa  500 — 800  Personen  in  Frage  kamen.  Dieser 
Streik  ist  auch  deshalb  bemerkenswert^  weil  der  in  Finster- 
walde vorhandene  Hirsch-Dun ckersche  Ortsverein  der  Tabak- 
arbeiter mit  den  Verbandsmitgliedem  gemeinsame  Sache 
machte.  Von  beiden  Organisationen  wurde  eine  Kommission 
gewählt,  welche  mit  den  Fabrikanten  unterhandeln  sollte. 
Die  Kommission  vertrat  der  gesamten  Tabakarbeiter 
Finsterwaldes.    £nde  Februar  1900  trat  sie  mit  folgenden 
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Forderungen  an  die  Fabrikanten  heran:   Es  wurde  verlangt 
eine  Lohnerhöhung  von  50  Pfg.  ilir  Koller  und  von  25  Pfg. 
für  Wickelmacber  auf  jede  Sorte  (pro  Tausend),  ein  Minimal' 
lohn  von  4,50  Mk«  Rollerlohn  und  2,25  Mk.  Wickelmacher- 
lohn  für  schlanke  Fa9ona,  von  5  Mk.  besw.  2,50  Mk«  für 
schräge  Fa9on8  und  fUr  schwer'  zu  verarbeitende  Tabake 
1  Mk.  mehr.  Femer  wurde  in  einzelnen  Fabriken  Beseitigung 
von  Mifsständen,  %,  B.  dafs  die  Wickelmacherinnen  Sonntag» 
ohne  Entschädigung  die  Arbeitsräume  und  Fenster  säubern 
mufsten,  gefordert  Die  bis  dahin  unorganisierten  Fabrikanten 
taten  sich  nunmelir  zusammen  und  erklärten,  dafs  sie  auf 
höhere  Lohnforderungen  unter  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen nicht  eingehen  und  in  solrfien  Fragen  überhaupt  mit 
einer    Konunission    nicht    untcrhandehi    würdon.  Etwaige 
Wünsche  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  seien,  wie  immer, 
den  Arbeitgebern  direkt  vorzutragen.    Der  Weigerung  mit 
Vertretern  der  Arbeiter  zu  unterhandebi,  sind  wir  auch  sc  hon 
früher  begegnet.    Sie  mufste  auch  hier  irgend  welche  Kiui- 
^ungsversuche  vereiteln.  Es  war  aufserordentlich  schwerftlllig, 
wenn  die  Fabrikanten  es  vorzogen,  durch  gedruckte  oder 
schriftliche  Erklärungen,  welche  sie  schltefslich  doch  an  die 
Kommission   richten   mufsten,   ihre  Stdlungnahme  in  der 
Lohn  frage  klarzulegen,  wie  das  nunmehr  tatsächlich  geschah. 
Die  Fabrikanten  führten  in  einer  längeren  Erklärung  aus, 
dafs  sie  wegen  der  Ronkurrenz  Sttddeutschlands  in  eine  Lohn- 
erhöhung nicht  wilh'gen  könnten,  sie  versuchten  nachzuweisen, 
dafs  die  gezahlten  Löhne,  von  besonders  günstigen  Plätzen 
abgesehen,  nicht  unter  dein  Durchschnitt  seien.    Hierauf  be- 
schlossen   öUU   Zigarrenarbeiter    in    ninnr   öffentHchen  Ver- 
sammlung  am        März  19()f),  die  Arbeit  niederzulegen.  Ein 
Vorstandsmitglied   aus  Bremen  war  in  dieser  Versammlung 
anwesend.     Bei    d<'m   Mangel    einer    Basis    für  Einigungs- 
verhandlungen zog  sich  der  Streik   19  Wochen  hin.    In  der 
Woche  versuchte  die  Kommisaion  mit  den  i'abrikanten 
über  die  von  ihr  gestellten  Forderungen  in  Unter  band  luugeri 
zu  treten,  erhielt  aber  zur  Antwort,  dafs  die  Arbeit  zu  den 
alten  Bedingungen  wieder  aufgenommen  werden  mflsae.  Da- 
gegen sei  man  bereit,  über  einige  Übelstände  in  den  einzelnen 
Betrieben  in  Unterhandlung  zu  treten«  Auf  dieser  Qruadhtfe 
wurde  schliefslich  doch  Anfang  August  eine  Einigung  erziut, 
welche  dem  direkten  Eingreifen    der  Verbandsieitung  zu 
danken  war.    Diese  brachte  eine  gemeinsame  Sitzung  der 
Kommission    und   der   Fabrikanten  zustande,    in  welcher 
folgende  Vereinbarungen  getroffen  wurden:  „Die  Minimall.  !me 
betragen:   für  scidnnice  Faeon^    Rollerlohn  4  Mk.,  Wickel- 
maclierlohn  2  Mk. ;  für  schräge  Fayons  Rollerlohn  4,50  Mk.. 
Wickelmacheriolin  2,25  Mk.,  wo  bereits  höhere  Löhne  gezahlt 
werden,  sind  solche  weiter  zu  zahlen,  bei  schwer  zu  ver- 
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arbeitendem  Material  ist  in  allen  Einzelf)lUen  eine  besondere 
LohnfestsetzuDg  notwendig ,  aufserdem  kommen  alle  Neben- 
arbeiten in  Wegfall.  Mafsregelungen  finden  nicht  statt  Bei 
etwaigen  Streitfällen  hat  in  Zukunft  Unterhandlung  zwischen 
Vertretern  dfr  Arbeiter  und  Unternehmer  stattzufinden." 

Wiederum  hatten  sich  also  d\f  A nstrc  ngungen  der  Arlieiter 
als  fast  umsonst  erwiesen.  Dn-  Erbitterun*.-;  der  Unterlegenen 
war  natiirlicli  grol's,  sie  richtete  sich  auch  gegen  die  Verbands- 
leitUDg,  welche  dem  Streiken  ein  Ende  bereitet  hatte. 

Die  Stimmung  der  Generalversanuulung  war  infolge  der 
Ergebnislosigkeit  der  grölsercu  Lohnbewegungen  ziemlicli  ge- 
drückt Vielfach  waren  die  Lasten  des  Vereins  noch  dadurch 
gesteigert  worden,  dafs  man  wohl  oder  Abel  nicht  Tollberech- 
tigte  Mitglieder  mit  unterstützen  mufste,  wollte  man  überhaupt 
Aussicht  auf  Erfolg  haben.  Dem  sollte  die  neu  ins  Reglement 
aufgenommene  Bestimmung  Rechnung  tragen,  dafs  bei  be- 
absichtigten Arbeitseinstellungen  zur  Erringung  besserer  Lohn- 
und  Arbeitsverhältnisse  seitens  der  Arbeiter  einer  Fabrik  nur 
dann  die  Angele;; enheit  zur  Vereinssache  gemacht  werden 
sollte,  wenn  mindestens  '/s  dieser  Arbeiter  yollberechtigte  Mit- 
glieder seien. 

Durch  den  Bericht  des  Vorstandes  und  des  Ausschusses 
zur  Generalversammlung  von  UM);]  klingt  allerdings  nicht  in 
dem  Mafse  wie  durch  den  vorigen  eine  starke  Enttäuschung 
über  die  Streikbewegung  der  letzten  Jahre.  Durch  den 
gerade  von  1900 — 1902  aich  stetig  verschlechternden  Geschäfts- 
gang war  überhaupt  die  Streiklust  etwas  gehemmt,  dabei  war 
die  frühere  vorsicntige  Taktik  weiter  befolgt  worden.  Die 
Gesamtttbersicbt  über  die  Streiks,  Difierensen  und  Mafs- 
regelungen  vom  September  1900  bis  zum  Schlufs  des  Jahres 
1902  ergibt  8  Angriffsstreiks,  28  Abwehrstreiks,  33  ohne  Aus- 
stand erledigte  Differenzen  und  180  Mafsregelungen.  Von 
den  Angriffsstreiks  werden  nur  2  als  erfolgreich,  2  als  mit 
teilweisem  Erfolg,  4  als  ohne  Erfolg  beendet  verzeichnet. 
Von  den  Abwehrstreiks  wurden  nach  dem  Bericht  10  Fälle 
mit  Ei*folg,  4  mit  tcilweisem  Erfolg,  die  ührip^en  14  erfolglos 
friedigt.  Ein  Vergleieli  der  Zahlen  der  an  diesen  beiden 
Orujijfpn  In^teilic^ten  Arhnier  zeigt  sotort.  dafs  nur  die  Ab- 
wehrstreiks einige  Bedeutung  zu  beanspruchen  haben.  Wähi'end 
nilmlieh  an  den  Angriffsstreik«  1:^0  Personen  beteiligt  waren, 
waren  bei  den  Abwehrstreiks  Iti.M  Personen,  davon  717  ver- 
heiratete mit  11 1-J  Kindern,  zu  unterstützen.  Der  grollte  Ab- 
wehrstreik, welcher  im  wesentlichen  dieses  Bild  schafft,  war 
der  in  Nordhausen  im  Jahre  1901  von  den  Eautabakarbeitem 
geführte.  Seit  dem  Jahre  1890,  in  welchem  der  grofse  erfolg- 
loee  Streik  der  Kautabakarbeiter  in  Nordhausen  stattgefunden 
hatte,  war  eine  gewisse  Spannung  in  dem  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  unverkennbar.  Je  mehr  die 
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Organisation  in  Nordhausen  festen  Fufs  fabte,  desto  stärker 
wurde  mit  dem  steigenden  Selbsl^efUhl  der  Arbeiter  die  Ab- 
neigung der  Fabrikanten  gegen  diese  Organisation.  Bereits 
im  Jahre  1899  war  eine  kräftige  Lolmbpwp'^iing  in  N  irdhruisen 
in  Gang  gekommen,  aber  infolge  der  Einigkeit  der  Fahi  i kanten 
ohne  Erfolg  geblieben.  Audi  im  Jahre  1900  fehlte  nicht  viel 
daran ,  dafs  es  zu  f^^rötaeren  Differenzen  gekommen  wäre. 
Gegen  Ende  des  Jalii  tö  lUüU  und  zu  Anfang  des  Jahres  1901 
spitzten  sich  diese  Verhältnisse  immer  mehr  zu.  Die  organi- 
bieiteii  Arbeiter  hatten  ihre  Anzahl  auf  800  vermehrt  und 
hielten  sich  Glr  stark  genug.  Im  Januar  1901'  eriidfoen  die 
Kaatabakarbeiter  Nordhaiwens  einen  Aufruf,  in  wdchem  die 
Grandang  eines  Arbeitsnachweises  für  die  Kautabakbranche 
Nordhausens  angesei^  wurde.  Der  Arbeitsnachweis  wurde 
zu  dem  Zwecke  errichtet,  den  Fabrikanten  die  freie  Ent- 
lassung und  Einstellung  von  Arbeitern  in  ihren  Betrieben  au 
erschweren,  so  daDs  z.  B.  bei  Mafsregelungen  im  Falle  von 
Differenzen  den  Fabrikanten  nichts  Übrig  bleiben  sollte,  als 
mit  der  Organisation  sich  zu  einigen,  um  überhaupt  neue 
Arbeiter  zu  bekommen.  Die  Arbeiter  versuchten  also  in 
diesem  Falle  selbst,  was  von  Fabrikanten  in  vielen  Gewerben 
angestrebt  wird,  nämlich  den  Markt  an  Arbeitsknüien  ein- 
seitig zu  beherrschen,  ein  Verfahren,  welehes  notwendig  einen 
Kingriff  in  die  Bewegungsfreiheit  derer  enthält,  welche  auf 
den  Arbeitsnachweis  keinen  Einflufs  haben. 

Zunächst  unternahmen  die  Fabrikanten  gegen  diesen 
Arbeitsnachweis  keine  Schritte,  der  ELampf  brach  vielmehr 
infolge  des  Vorgehens  der  Arbeiter  einer  Fabrik  los.  Schon 
seit  längerer  Zeit  beschwerten  sich  die  Arbeiter  ttber  die  fort- 
gesetzte Zunahme  der  Lehrlinge  in  manchen  Betrieben,  so 
dafs  die  älteren  und  schwächeren  Spinner  und  BoUenmacfaer 
iUrchteten,  aus  ihren  Stellungen  verdrängt  au  werden.  Man 
warf  einzelnen  Fabrikanten  vor,  Lehrlinge  geradeau  auf  Vomt 
anzulernen  und  diese  dann,  wenn  sie  weit  genug  waren,  wieder 
anderweit  zu  beschäftigen,  um  neue  Lehrlinge  einstellen  zu 
können.  Auf  diese  Weise,  behaupteten  die  Arbeiter,  wollten 
sich  die  Fabrikanten  einen  Reservebestand  von  Arbeitern  beim 
Ausbruch  von  Differenz '  n  .sichern.  Dafs  diese  Kl.*igen  der 
Arbeiter  nicht  gnuiLlluö  waren,  geht  aus  dem  noch  unten  mit- 
zuteilenden Spruclie  des  Schiedsgerichts  hervor,  welcher  d.i^ 
Lehrlingswesen  den  Forderungen  der  Arbeiter  entsprechend 
zu  beschränken  suchte.  Bei  der  Firma  B.  &  B.  rerlangten 
die  Arbeiter  im  Mai  1901  von  ihrem  Inhaber,  eine  Regelung 
des  Lehrlingswesens  herbeizuftlhren ,  so  dafs  auf  5  Spinner 
nicht  mehr  als  1  I^ehrting  eingestellt  werden  solle»  An- 
erkennung des  Arbeitsnachweises,  Beschaffung  besserer  Zu- 
taten, endlich  bessere  Behandlung  seitens  der  Meister.  Als 
diese  Forderungen  nicht  bewilligt  wurden,  legten  sie  die 
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Arbeit  nieder.  Darauf  erklärten  sämtliche  Kautabakfabrikanten 
Nordhai^sens  ihren   Arbeitern,    sie  sollten   fiir   die  Wieder- 
aufnahme der  Arbeit  bei  B.  &  B.  sorgen,  andernfalls  würde 
&Uen    Kautabakarboitern  gekündigt.    Als  die  Arbeitsnieder- 
legung aufrecht  erhalten  wurde,  legten  die  Fabrikanten  den 
Arbeitern  einen  Revers  vor.  in  welchem  diese  sich  zum  Aus- 
tritt  aus  der  Organisation  verpflichten  sollten,  widrigenfalls 
Kündigung  erfolgte.    Als  die  grofse  Mehrzahl  diesem  Ver- 
langen nicht  nachgab,  wurde  am  18.  Mai  1901  die  Kündigung 
wabwemacht   Ana  dem  partiellen  Streik  war  also  wiederum 
eine  Massenaaupeming  geworden,  an  welcher  etwa  800  Per- 
sonen beteiligt  waren.  Noch  bevor  es  so  weit  kam,  hatte  die 
Kommission  der  Arbeiter  mit  den  Vertretern  der  Fabrikanten 
Verhandlungen  angeknüpft,  denen  der  Vorsitzende  des  Tabak- 
arbeiterverbandes  beiwohnte.     Aber   diese  Verhandlungen 
scheiterten  daran,  dafs  die  Arbeiter  auf  der  Anerkennung  des 
Arbeitsnaehweises   und   einor   woiti^ehenderen   Regelung  des 
Lebrlni;^^sn  osens,  als  die  Fabrilcanten  selbst  zugeben  wollten, 
bestanden.  Während  die  Fal)rikanten  erklärten,  hierin  einen 
EingriiV  in  den  Betrieb  ihrer  Fabriken  zu  sehen,   den  sie 
nicht  dulden  könnten.    Den  Revers  wollten  die  Fabrikanten 
zurückziehen. 

Eine  Woche  nach  der  Niederlegung  der  Arbeit  in  sämt- 
lichen in  Betracht  kommmden  Fabriken  wurde  das  Gewerbe- 

S »riebt  als  Einigungsamt  von  den  Parteien  angerufen.  Dieses 
Ute  folgenden  Schiedsspruch: 

1.  Die  Forderung:  Zurückziehung  des  Reverses,  ist  von 
den  Fabrikanten  zugestanden  und  bedarf  deshalb  keiner 
Schlichtung. 

2.  Die  Regelung  des  Lehriingswesens  bei  den  Tabak- 
spinnern hat  sich  in  der  Weise  zu  vollziehen,  dafs  in  einer 
Fabrik  neben  je  4  Spinnern  nur  ein  Lehr] in g-^h alten  werden 
darf  und  die'^  Vprlialtnis  innerhalb  H  Jahren  vom  1.  Juli  des 
Jahres  ab  durehgeiührt  wird.  In  Fabriken,  in  wf^lclien  weniger 
als  4  Spinner  beschäftigt  werden,  soll  alljährlich  1  Lehrling 
angenommen  werden  dtlrfen. 

3.  Auf  Grund  der  Angaben  der  Röllchenmachermeister 
über  die  durchschnittliche  Leistungsfähigkeit  eines  Röllchen- 
machera wurden  die  Lohnsätze  in  der  Art  verändert,  dafs 
ein  durchschnittlicher  Wochenlohn  von  18  Mk.  erzielt  werden 
konnte. 

4.  Die  Forderung:  Lieferung  guten  und  ausreichenden 
Arbeitsmaterials  ist  durch  die  Erklärung  der  Fabrikanten, 
dafs  es  im  Interesse  Jedes  Arbeitgebers  liegt,  fUr  gutes  und 
ausreichendes  Material  au  sorgen,  als  erledigt  zu  betrachten. 

^.  Die  Forderung:  Einstellung  sämtlicher  Ausständigen 
an  ihre  alten  Plätze  ohne  Vornahme  von  Marsregelungen  wird 
für  berechtigt  erklärt 
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6.  Die  Forderinig:  Anerkennung  des  Arbeitsnachweises 
durch  die  Fabrikanten  ist  unberechtigt. 

7.  Innerhalb  einer  Woche  nach  Ablauf  des  Tages  dieser 
Veröffentlichung  müssen  silmtliche  Tabakarbeiter  wieder  in 
BeschSlttgttng  genommen  sein. 

Von  dem  Tage  der  Wiederbeachäftigung  der  RoUckeD- 
macber  an  treten  die  neuen  LobnsätEe  in  Kraft. 

Trotzdem  die  Kautabakarbeitcr  nacb  diesem  Schiedaspruch 
nur  eine  mftlsige  Erhöhung  der  Böllchenmacberidbne  und  eine 
bescbleunigte   Regelung    des   Lehrlingswesens  durcbaetaen 
konnten,  fügten  sie  sich  ihm.  Sie  liefsen  auch  die  Forderuiif 
der  Anerkennung  des  Arbeitsnachweises  fallen  und  erwiesen 
sich  damit  als  durchaus  7A\m  Frieden  geneigt.    Leider  waren 
dies  die  KautHbaktabrikaiiten  nicht  in  diesem   Mafse.  Nur 
zwei  Firmen,  uiU*  r  ihnen  die  gröfste  am  Platz<^,  erkl?irten  sich 
mit  dem  Schiedssprucii  einverstiinden,  nachciem  sie  einige  Tage 
abgewartet  hatten.    Ihnen  folgten  noch  weitere  drei  Firmen. 
Die  übrigen  acht  Fabriken  hielten  die  Aussperrung  aufrecht, 
indem  sie  von  den  Arbeitern  die  Unterzeichnung  eines  Re- 
verses verlangten^  wonach  sie  auf  Zahlung  von  BeitHlgen  an 
den  Verband  und  Zugehörigkeit  zu  demselben  venicnteten« 
Der  Mangel  einer  Zwangsgewalt  des  Einigungsamtes  wurde 
im  Interesse  einer  bltlbenden  Industrie  und  einer  offensicht- 
lich zum  Frieden  geneigten  Arbeiterschaft  schwer  empfunden. 
So  ging  der  Kampf  mit  vermehrter  Heftigkeit  weiter.  Vor 
allem  versuchten  die  Arbeiter  durch  die  Arbeiterpresse  die 
Fabrikate  der  ihnen  feindlichen  Firmen  zu  boykottieren,  was 
auch    bei    der    ülierwiegenden    Konsumtion    des  Kautabaks 
durch  die  arbeitenden  Klfisson   in  ginvissem  Umfange  gelang. 
Diese  Taktik  vernif  lirtu  natiirlich   nur  die  Unversöhnlirlikeit 
der  betroffenen   FiniRii.    Vermittlun^'-sversuche  der  Berliner 
Gewerkschaftskonimission    wurden     mtulgedessen  abgelehnt, 
Verhandlungen,  welche  vom  Syndikus  des  deutschen  Tabak- 
vereins  —    der    Interessenvertretung    sämtlicher  deutscher 
Tabakfabrikanten  —   angeknüpft    wurden,    scheiterten  im 
wesentlichen  daran,  dafs  die  Fabrikanten  einen  grofsen  Teil 
der  Ausständigen,  welche  an  der  Organisation  des  Streiks 
beteiligt  oder  Angehörige  des  Verbandes  waren,  nicht  be- 
schäftigen wollten.    Der  Kampf  dauerte  bis  Ende  Oktober, 
er    endete    mit    einer  Niederlage    der  Ausständigen.  Am 
28.  Oktober  teilte  folgender  Situationsbericht  das  Ende  des 
Streiks  mit:  |,Nachdem  auf  Versammlungsbescblofs  die  Kom- 
mission nochmals  zu  den  acht  Fabrikanten  zwecks  Herbei- 
führung eines  Friedens  geschickt  waren,  die  letzteren  alnr 
erklärten,   keino  ZuirfstHnHiiisse  mar}i«^n  zu  wollen,  wurden 
die  Abstimmuiijj;en  in  den  Fabrikversamndungen  vorgenommen. 
Das  Resultat  war  die  Aufgabe  des  Widerstandes  und  somit 
das  Ende  des  Kampfes.   Der  in  den  letzten  Wochen  inmier 
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ungünstiger  sich  gestaltende  Kampf  unserer  Sache  machte  die 
Beendigung  desselben  zur  Kotwendi^rkoit.  Die  schlechte  wirt- 
schriftlicho  Ijfijj^e  und  was  flnn^it  zusammenhängt,  das  schleclite 
organi- itorlsrhe  Verhältnis  der  Arbeiter  in  der  Umgegend 
von  Nordiiausea  brachte  es  daliin,  dais  in  den  letzten  Wochen 
zahlreiche  Arbeitswillige  sich  in  den  Fabriken  einfanden  und 
die  acht  Fabrikanten  immer  wieder  stützten.  So  wäre  es  an- 
gesichts der  drohenden  Gefahr  des  kommenden  WinLtiö  für 
die  vielen  Arbeitslosen  gefährlich  geworden,  den  Kampf  noch 
weiter  aassadehnen.  UnterstUteung  wäre  vielleicht  genügend 
vorhanden  gewesen,  jedoch  nntsloe  veigeudet  worden. 

Bemerkenswert  in  dieser  Erklärung  ist  der  Hinweis,  dem 
man  immer  wieder  begegnet,  dafs  die  Verhältniszahl  der 
organisierten  Arbeiter  zu  den  unorganisierten  doch  noch  za 
ungünstig  waren,  dafs  viel&ch  die  Not  aar  Aufnahme  der 
Arbeit  drängte. 

Eine  Folge  des  Drucks,  welchen  die  Fabrikanten  auf  die 
Organisierten  wegen  ihrer  Zugehörigkeit  zum  Verbände  aus- 
übten, und  der  Unmöglichkeit  für  viele  in  der  Bewegung 
Hervorgetretene,  in  den  nächsten  Jahren  in  Nord  hausen  Be- 
schäftigung zu  linden,  war  die  im  September  19ol  erfolgte 
Gründung  einer  Genossenschaft  unter  der  Firma  „Nordhauser 
Kautabakarbeiter-Genossenschaft,  E.  G.  m.  b.  H."  Als  Muster 
diente  für  das  GenoösenschaftssttiUit  dasjenige  der  Hamburger 
Genossenschaft,  von  welcher  noch  unten  die  Rede  sein  wird. 
Der  Anteil  des  Oenossenschaftm  wurde  auf  50  Mk.  fest- 
gesetzt Die  Genossenschaft  be«;ann  mit  einem  meist  aus 
Arbeiterkreisen  aufgebrachten  Kapital  von  10000  Mk.  zu 
arbeiten  und  hat  bis  jetzt  Lebensfimigkeit  bewiesen  \ 


^  Dttdarch,  dalh  OeI«fl(enheit  war,  elektriicheii  Strom  su  bcsiehen, 

Avar  dit*  Frsiice  der  treibenden  Kraft  für  die  "^i )innm;ischinen  gelö:'!  Die 
Fabrikation  begann  sofort  im  September,  der  Alisatz  wurde  infolge  dea 
Boykotts  der  8  groCaen  Nordhaoser  Firmen  gleich  zu  Anfang  u-esentlicii 
«rieiektert.  Schwierigkdteo  macht«  vor  aUen  der  Einkauf  der  Koh- 
materi-ilien.  Kredit  war  so  gut  wie  gar  nicht  vnrhaiiden,  von  den  besten 
und  gröfsten  Firmen  war  der  Bezug  deslmib  unmöglich,  weil  diese 
fttrchteten,  die  üuudscliaft  der  Grofütabrikanten  zu  verlieren  und  deshalb 
mit  der  OenoBseiMchaft  nicht  in  Verbindang  treten  wollten.  Der  Rein* 
gewinn  für  das  erste  GoschfiftsjMhr  betrug  nur  f)")3  Mk.,  für  das  zweite 
Gesch'flftxiitliir  S21  Mk.,  dagegin  fiir  das  dritte  Opsefmft'^iahr  5428  Mk. 
Der  holu'te  Reingewinn  war  iedlL^üch  den  vorteilhatteren  Kinkäufcu  au 
Rohmaterialien  zuzttselnreibsn.  Als  Abnehmer  kommen  auch  hier  in 
starkem  Mafse  die  Konsumvereine  in  Betracht,  welche  an  dem  Gesamt- 
umsatz von  170  (M)0  Mk.  mit  56  UUU  Mk.  beteiligt  sind.  Die  Löhne  halten 
etwa«  über  guten  Durchschnittlöhnen.  Wie  alle  derartigen  Unter- 
nehmungen hatte  das  Unternehmen  mit  der  Uneinigkeit  der  Genossen 
und  den  .\nfeindungen  der  Oeschüftsfiihrer  schwer  7A\  kämpfen,  dnch  i^t 
^  gelungen.  die.'*e  Schwierigkeiten  zu  überwin  ien.  —  Der  Nutzen  der 
Genossenschaft  für  die  Kautabakai'beiter  liegt  einerseits  in  dem  Rückhalt, 
den  ihre  Agitatoren  und  Beamten  der  lutoUedachaft  Nordhausen  des 
Verbandes  dort  finden  können,  weswegen  aen  Fabciksnten  das  Unter- 
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Als  Nachklang  des  Nordhauner  Kampfes  ist  noch  ein  B^- 
schlufs  der  GeneralversaMiinliing  von  1903  zu  verzeichu'^L. 
nach  welchem  der  Vorst'iml  des  \'<?rb;nule8  beauftragt  wurde, 
einen  Minimaitarii  für  die  Kautaliakarbeiter  aufzustellen. 

Nimmt  man  die  Berichtsperiode  von  1900  bis  Ende  19^J'1 
als  Ganzes,  so  war  die  Situation  keine  andere  geworden  als 
in  der  Toroefgehenden  Zeit  Wenn  der  Vorstand  ein  neaet 
Streikr^lement  im  Ziuiammenhaag  mit  der  Neoredaktion  dei 
ffaneen  Statuts^  auf  welche  wir  noch  zurflckkommen  werden, 
der  Generalversammlung  von  vorlegte,  bo  handelte  es 

sich  nicht  um  grandlegende  Neuerungen  nach  den  Er- 
fahrungen der  letzten  Jahre,  sondern  nur  um  die  Zusanimen- 
fassung  der  sämtlichen  teils  statutenmUfsig,  teils  tatsächlich 
getlbten  Regeln  bei  Differenzen.  Der  Entwurf  des  Vor- 
standes wurde  deshalb  auch  n\mo  Debatte  genehmigt.  Fallen 
gelassen  wurde  in  dem  neuen  Reglement  der  snit  ge- 
machte Unterschied  zwischen  Angriffs-  und  Abwehrstreiks 
Alle  Streiks  bedürfen  der  voilierigen  Zustimmung  des  Aus- 
schusses, oliiie  welche  eine  Unterstützung  nicht  gewährt  wini 
Die  Bevollmächtigten  der  Zahlstelle,  wo  eine  Lohnbewegung 
beabsichtigt  wird,  haben  gewissenhaft  einen  Streikfragebogen 
aussufllllen,  welcher  vom  Vorstande  su  hesiehen  ist.  Da» 
neue  Reglement  schreibt  ausdrücklich  vor,  welche  Angabei 
der  Bericht  mindestens  enthalten  mufs: 

1.  Eine  genaue  Schilderung  des  Verhältnisses  der  Ver 
bandsniitglieder  au  den  nichtorganisierten  Tabakarbeitetn  und 
Arbeiterinnen  am  Orte. 

2.  Soweit  es  möglich  ist,  eine  Klarstellung  des  Geacbllli- 
ganges  in  der  Zigarrenindustrie  am  Orte  und  bei  der  in  Frage 
kommenden  Firma. 

3.  Ob  eine  Vereinigung  mit  Tahakfabrikanten  am  (  »rte 
existiert  tind  ob  von  diesen  zu  erwarten  ist,  dafs  sie  im  Faiie 
eines  Streiks  gemeinsame  Sache  mit  den  Tabakfabrikanten 
machen  werden,  bei  welchen  die  Differenzen  bestehen. 

4.  Eine  wahrheitsgetreue  Schdderung  der  sicii  inr  oder 
gegen  eine  Arbeitseinstellung  erklärenden  Verbaudsmitglieder. 
Sowohl  der  Ausschule  als  auch  der  Vorstand  erhalten  einen 
solchen  Bericht  Darauf  trifft  der  AusschuJs  seine  Ent- 
scheidung, gegen  welche,  wenn  sie  eine  üntersttttaunf  ab- 
lehnt^ nur  die  Berufung  an  die  Qesamtheit  der  Mitglieder  iu 


nehmen  eben  besondere  verbafst  ist,  anderseits  in  der  Möglichkeit,  mii 
ihrer  Hilfe  die  Arbeitsloi^n  wenigstens  teilweise  m  bMcbfiftigen.  Die 
Erfahrun/j:  dt  r  Oe.sc■b^lft^leitcr  wird  endlich  einen  guten  Mal&stnb  *  t*} 
Lohnfraf^L'n  usw.  abgehcTi  lU'ide  Parteien  können  durch  solche  Schului  j 
der  Arbeiter,  welche  durch  ihre  U enoseeneebaft  die  Schwierigkeit  einer 
modernen  UntenieliniQoa  kennen  lernen,  nur  gewinnen.  Gerade  soft 
diegem  Grunde  sollten  die  Fabrikanten  die  GeaooMnsehaft  eher  «nlsr- 
stützen  alfl  bekämpfen. 
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Form  der  UrabstimmuDg  möglich  iöt.  Der  Antrag  hierzu 
muls  binnen  einer  Präklusivfrist  von  einer  Woche  beim  Vor- 
stände gestellt  worden.  Mit  Rttcksicht  auf  vorgekommene 
Weigerungen  von  Mitgliedern,  auf  Anordnung  dea  Vorstandes 
den  Ort  der  Arbeitseinstellung  su  verlassen,  hebt  das  neue 
Eeglement  dies  als  moralische  Pflicht  der  ledigen  und  Ter* 
heirateten  Mitglieder  hervor,  sobald  der  Vorstand  annehmbare 
Arbeit  nachweist  Im  übrigen  enthalt  das  Beglement  nichts 
Neues. 

Der  Schwerpunkt  der  Tätigkeit  der  Generalversammlung 
von  1903  konnte  bei  der  Frage  der  Organisation  von  Streiks 
mrht  in  dem  Versuch  lie|ren,  diese  durch  neue  Bestimmungen 
aussichtsvoller  zu  gestalten.  Aller  Erfolg  hing  ab  von  der 
Hebung  der  Organisation  als  solcher,  von  der  Vernieiirung 
der  Mitgliederzahl,  von  der  Stärkung  der  Finanzen.  Dies 
lehrt  die  2ojuhri^e  Erfahrung  des  Verbandes  auf  dem  Gebiete 
der  Lohnbewegung  eindringlich  genug,  indem  sie  zugleich 
denen  recht  gab,  welche  unablässig  für  einen  Ausbau  des 
Verbandes  nach  der  Seite  des  Kassen-  und  Untersttttaungs- 
Wesens  eintraten«  Auch  im  Verbände  der  Tabakarbeiter  hatte 
sich  die  Politik  der  sog.  Eampfesorganisation  im  radikalen 
Sinne  als  unmöglich  erwiesen. 

Wir  werden  noch  unten  sehen,  dafs  das  Untersttttaungs- 
weeen  des  Tabakarbeiterverbandes  vor  der  Generalversamm- 
lung im  Jahre  1903  endlich  zeitgemäfä  umgestaltet  wurde,  um 
dadurch  zugleich  dem  Verbände  als  Kampfesorganisation  die 
nötige  Kräftigung  und  Konsolidierung  zu  verschaffen.  Die 
Neuein^rung  der  notwendigen  höheren  Beiträge,  die  Durch- 
f^lhrung  des  neuen  Statuts  und  der  neuen  UnterstUtzungs- 
Zweige  oder  -Sätze,  vr^rursachten  im  Verbände  pirif  Art  Krisis, 
welche  seine  Aktionsfähigkeit  beeinflufste,  so  dals  von  der  im 
übrigen  starken  Streikbewegung  während  des  Jahres  llMili  in 
den  deutschen  Gewerkschaften  beim  Tabakarbeiterverband 
nicht  viel  zu  merken  war.  Die  Lohnbewegung  im  Jahre  1003 
erstreckte  sich*  nach  der  offiziellen  Verbandöstatistik  auf 
31  Orte  mit  35  Betrieben;  nur  in  14  Fällen  kam  es  zum 
„offsnen  Kampf",  wobei  im  ganzen  3^  Personen  beteiligt 
waren.  Es  handelte  sich  also  um  kleinere,  partielle  Aus* 
stlnde,  und  zwar  7  um  Lohnherabsetaungen  abauwehren, 
7  um  Zuschlüge  au  ersielen.  Bemerkenswert  ist,  dafs  die 
Arbeiter  bei  einer  Firma  deswegen  streikten,  weil  statt  der 
Fabrikarbeit  die  Heimarbeit  eingeführt  werden  sollte.  Einen 
Überblick  gewahrt  folgende  vom  Vorstande  gemachte  Auf- 
stellung 


1  BeUagen  zum  ,,Tabakarbeiter",  Jahrg.  1904,  Nr.  19,  20,  21. 


136 


XXIV  3 


Ohne  offenen  Kampf  wurde  erreicht : 
Lohnherabse tzun gen  wurden  zurückgewiesen 
in  2  Betrieben  mit  vollem  Erfolge, 
„2        „        rj    teilweisem  EHolge^ 

„1         „  erfolglo3. 
Lohnaufbesserungni  wurden  erreicht 

in  14  Betrieben  mit  vollem  Krf.  lge, 
^2        »  n   teil  weisem  Erfolgey 

T,  —        r,  erfolglos. 
Im  offeTH  ii  Kampf  wurde  erreicht: 
Lohnreduktionen  wurden  zurückgewiesen 

in  3  Betrieben  mit  vollem  Erfolge, 
,1        „         „   teil  weisem  Erfolge, 
„3        9  erfolglos. 
Lohnerhöhungen  wurden  durchgesetzt 

in  —  Betrieben  mit  vollem  Erfolge, 
„3  teilweisem  Erfolge, 

„  4  „  erfolglos. 
Bei  dieser  Aufstellung  tritt  namentlich  hervor,  dafs  im 
Wege  friedlicher  Vereinbarung  in  14  Betrieben  die  ge- 
wünschten Lohnaufbesserungen  erreicht  werden  konnten.  Im 
übrigen  ist  das  Gesamtbild  nicht  ungünstig.  Die  Streik- 
unterstützung hält  sich  bei  einem  Gesamtbetrage  von  10 '^44  Mk. 
in  niäfsii^en  Grenzen,  dagegen  fallt  die  immerhin  über  dem 
Durchseil  rillt  stehende  Unterstützung  iur  GemaCsregelte  im 
Betmge  von  10191  Mk.  auf. 

Welche  Summen  in  den  geschilderten  Kämpfen  seit  188t) 
geopfert  wurden,  zeip^t  die  folgende  Tabelle: 


Jahr 

Streik- 
unterettttziixig 

Gremafsreglten- 
Unterstützung 

Mitslieder- 
uhl 

Jt 

JH 

\m 

17  771 

5.546 

1887 

8801 

3729 

5620 

1888 

15514 

1942 

7262 

1889 

12  538 

1  070 

10894 

1890 

50  365 

14  357 

14538 

1891 

31515 

3  716 

12953 

1892 

26899 

1896 

11202 

1893 

10599 

1988 

10684 

1894 

6  785 

4  266 

11  156 

1895 

8  319 

1788 

11698 

1896 

27687 

5812 

18807 

1897 

41  042 

2  919 

15  135 

1898 

20  961 

8009 

15  632 

1899 

33  683 

3902 

15  783 

1900 

64538 

4182 

15554 

1901 

6  125 

15oi5 

1902 

10  599 

18  877 

15511 

1903 

19;^ 

10  191 

15282 
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In  eiiiera  Zeitraum  von  18  Jahren  .siud  sonach  543597  Mk. 
Streikunterstützung  und  102110  Mk.  Gemafsregeltenunter- 
stiitzung  verausgabt  worden:  keine  überwältigenden  Zalilen, 
wenn  man  die  grofoen  Ausstände^  welche  Deutschland  in  den 
letzten  Jahren  erlebte^  wie  in  Orimmitsschau  oder  im  Rohr- 
revier  2oni  Vergleich  heranziehen  wollte.  Man  mnfs  jedoch 
bedenken,  dab  8chiechtgelohnte  Arbeiter  diese  Summen  in 
einem  zähen  Kleinkriege  um  bessere  Arbeitsbediagangen  ge- 
bammelt liabcn,  dafs  Riesenanastftndc^  wie  die  erwfthnten,  in 
der  Zigarrenindustrie  wegen  ihrer  Dezentralisation  völlig  un- 
möglich sindj  dafs  endlich  ein  geringer  Bruchteil  von  3 — 17  o 
aller  TabakHrl>e!tf»r  die  Kosten  dieser  Kämpfe  getragen  hat. 

Was  ist  nun  in  diesen  Kämpfen  erreicht  worden?  Irgend 
welche  festen  Hduuiptungen  lassen  sich  hier  nicht  aufstellen, 
insofern  die  Besserung  der  Arbeitsbedingungen  in  Betracht 
kommt,  denn  auch  da,  wo  Erfolge  erzielt  wurden,  ist  schwierig 
zu  sajcen,  ob  nicht  inuteilicr  dücli  ein  RUcköchlag  erfolgte. 
Immerhiii  wirkt  ächon  der  Widers tiiiid,  welcher  allen  Ver- 
schlechterungen der  Arbeitsbedingungen  entgegengesetzt  wird, 
für  die  Arbeiter  günstig;  das  fortwährende  Drängen  nach 
Besserstellung;  das  Ausnützen  guter  Jahre  für  neue  Forde- 
rungen« alles  das  rechtfertigt  doch  die  Annahme,  dafs  hier 
Fortschritte  gemacht  worden  sind. 

Aber  selbst,  wenn  dies  geleu^niet  werden  sollte,  so  ergibt 
sich  doch  als  unzweifelhafter  Gewinn  aus  den  geschilderten 
Kämpfen,  dafs  man  gelernt  hat,  jene  Selbstzuclit  zu  üben, 
welche  Vorbedingung  zu  aller  wirksamen  Selbsthilfe  ist,  daf» 
aiioh  hier  die  Lohiib^wegungen  mit  der  Zeit  in  jenes  ruhige 
F;üu  Wasser  gelangt  sind,  welches  aliein  einen  Fortschritt  fUr 
beide  Parteien  in  wirtschaftlichen  Kämpfen  bedeutet 


Viertes  Kapitel. 

Die  Arbeiter-KontrollHchntzmarke  (Label)  im  Dienste  des 

Tabakarbeiteryerbandes. 

Innerhalb  d  i  deutschen  Gewerkschaften  machte  sich  zu 
Anfang  der  Ooer  Jahre  nach  den  heftigen  kostspieligen  Streiks 
der  vorhergehenden  Zeit,  welche  die  Unmöglichkeit  der  Aus- 
stände, durchgreifend  und  dauernd  den  Arbeiterstand  zu  heben^ 
nach  der  Meinung  vieler  von  neuem  erwiesen  hatten,  eine 
gewisse  Streikmiidigkeit  bemerkbar. 

Ein  Mittel,  welchen  vorsj)rach,  den  Fabrikanten  die  Forde- 
rungen der  Arbeiter  ohne  ^^trcik  aufzuzwingen,  hatte  gerade 
jetzt  Aussicht  auf  Einbürgerung.  Als  solches  Mittel  erschien 
die  sogenannte  Arbeiterkontrollschutzniarke.    Sie  sollte  den 
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Fabrikanten  gegen  geringe  Gebühr  aar  Zeichnong  ilirer 
Fabrikate  gegeben  werden,  wenn  gewissen  von  den  Arbeitern 
aufgestellten  Forderungen  entsprochen  war.  Dafür  sollten 
dann  die  Arbeiter  möglichst  nur  Fabrikate  solcher  Firmen 
kaufen,  und  diejenigen  meiden,  welche  keine  geaeichnete 
Ware  anbotf^n. 

Die  Arbeiterkontrollscliutzmarke  int  von  Amerika,  wo  sie 
unter  der  Bezeichnung  .  Label"  eine  ziemliche  Bedr  uiimy^  «  r- 
langt  hat,  nach  Deutschland  verpflanzt  worden.     SlIk-h  im 
Jahre  1874  benutzten  es  die  Zigarrenmaclicr  in  Amt nk  i.  um 
ihre  Arbeit  von  derienigeii  chinesischer  Arbeiter  dem  l'uljlikum 
kenntlich  zu  machen,   später  auch  im  Kampfe  gegen  die 
laichte  rganisierten,  und  hatten  vollen  Er£o]g  mit  diesem  Mittel,  j 
Im  Jahre  1885  folgten  die  Hutmaoher ,  1891  die  Drucker 
u.  a.  m.'.  Die  neue  Methode  der  amerikanischen  Arbeitert  1 
ihre  Forderungen  durchausetaen,  blieb  den  deutschen  Arbeitern 
nicht  unbekannt.  Dafür  sorgten  schon  die  sahlreichen  Berufs-  | 
genösse»  welche  zu  Anfang  der  80er  Jahre  nach  Amerika 
ausgewandert  waren.    Soweit  ich  habe  feststellen  kdnneii, 
wurde  der  Gedanke,   das  Lalielsystem  in  Deutschland  ein- 
zuftihren,  zuerst  von  den  llutnmchern  mit  Lebhaftigkeit  er- 
griffen*.   Tm  Jahre  18i*0  machte  der  Hntmaclif-r  Borgnianu 
in  Verbammlungen  zu  Berlin  lebhaft  Stimmung  für  das  Label 
und  rief  eine  Kommission  ins  Leben,  die  den  Zweck  hatte, 
die   Kontrollschutzmarke  zunächst  ftir  die  Hutmacher  aus- 
zubeuten.   Die  Kommission  machte  aber  auch  ganz  allgemein 
Propaganda  fUr  die  neuen  Mittel  ^  für  die  in  Tabakarbeiter- 
kreisen sofort  starke  Sympathien  sich  regten.    Eine  Reihe 
Ton  Industrien  begann  die  Einführung  su  erOrtem.  Aller- 
dings konnte  die  EontrollschutKmarke  ihrem  Wesen  nach 
nicht  in  allen  Industrien  verwendet  werden.    Die  Voraua- 
Setzung  war  eine  breite  auf  das  Bedürfnis  der  grofsen  Masse 
der  Bevölkerung  gestellte  Basis.    Eignete  sich  hiernach  die  ' 
Bekleidungsindustrie,  soweit  ihre  billigeren  Massenartikel  in  ' 
Betracht   kamen,   und   versuchten  dnher  Hutmacher,  Textil- 
arbeiter, Schuhmacher  ihr  OlUck  mit  der  Marke,  so  rnnf-ite 
die  Nahrungs-  und  Genulsmittelindustrie,  soweit  sie  l)iliige 
Massenkonsumartikel  herstellte,  noch  in  höherem  Mafso  hier 
in  Betracht  kommen.    Es  war  unter  diesen  Umstanden  l:iiiz 
selbstverständlich,  dafs  auch  die  Tabakarbeiter  versuthten, 
ihren    amerikanischen    Berufsgenossen    hierin  nachzueilern. 
AUmlings  schien  man  erst  warten  su  wollen,  welche  £r- 


John  Mitchell,  Organisierte  Arbeit.    Einzige  antorisierte  deuticbe 


*  Frisch,  Der  Unterötutzuugsverein  fUr  alle  in  der  Ilut-  uod  Fili- 
warenindustrie  beschäftigten  ArMiter  und  ArbsitsrioDflOi  Sehmollen 
Jahrbuch  1902»  S.  227  E 
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fahrungen  die  Hutmacher  mit  der  Einftlhrung  der  Schutz- 
marke machten.  Diese  Erfahrungen  waren,  so  verkündete 
die  Arbeiterkontrollkominission  der  Hutmacher  in  Zeitungen 
uBd  Versammlungen,  günstig  und  entsprachen  allen  Er- 
wartungen ^  In  Berlin  y  dem  Sitz  der  Arbeiterkontroll- 
kommission unter  Borgmann,  gewann  der  Gedanke,  die  Kon- 
troUschutzmarke  auch  in  der  Tabakindustrie  einzuführen, 
endlich  feste  Gestalt  In  einer  Versammlung,  welche  in 
Berlin  im  Februar  1892  stattfand,  wurden  die  leitenden 
Grundgedanken  festgelegt,  nach  welchen  die  Einführung  der 
Schutzmarke  in  der  Tabak  Industrie  zu  erfolgen  habe.  Es 
wurde  beschlossen,  diese  Bestimmungen  in  Form  einer  Re- 
solution «lein  Vorstande  des  Unterstützungsvereins  vorzulegen 
und  ihn  autzutbrdrrn,  für  die  Einführung  der  Marke  Sorge 
zu  tragen.  Die  Beschlüsse  jener  Versammlung  sind  be- 
zeichnend für  die  starken  Hoffnungen,  welche  an  die  Ein- 
führung der  Schutzmarke  sich  knüpften ,  für  Jenen  naiven 
Optimismus,  der  die  Arbeiter  auch  hier  wieder  beseelte. 

Der  Fabrikant,  dem  die  KontroUschutsmarke  erteilt 
werden  sollte,  durfte  nämlich  nur  Arbeite  und  Arbeiterinnen 
beschäftigen,  welche  der  Organisation  angehörten.  Er  mufste 
die  von  den  Ortlichen  Kommissionen  festgesetzten  und  von 
den  Tabakarbeitern  in  öffentlicher  Versamnuung  sanktionierten 
Arbcitslrtline  zahlen.  Die  Fabrikräume  mufsten  den  bundes- 
rätlichen Bestimmungen  mindestens  entsprechen.  Der  Fabrikant 
durfte  keine  Hausarbeit  ausgeben.  Für  kleine  Fabrikanten 
wurde  betont,  dafs  sie  Mitglieder  der  Orj2^anisation  sein  müfsten, 
wenn  sie  die  Schutzmarke  erhalten  wollten.  Dieser  Entwurf 
wurde  im  „Gewerkschafter"  verottentlicht,  überall  wurde  dei- 
Plan  in  V(  rnamralungen  besproi  hen.  Auch  im  „Gewerk- 
schafter" wurde  das  Für  und  Wider  Icbliaft  erörtert.  Nicht 
mit  Unrecht  wurde  von  einer  Seite  geschrieben,  des  langen 
und  breiten  öci  bis  jetzt  über  die  Arbeiterbchutzniarke  dis- 
kutiert worden  und  trotzdem  sei  noch  kein  praktischer  Vor- 
achlag,  wem  man  die  Schutvmarke  geben  wolle  und  wem 
nicht,  gemacht  worden.  Hit  der  Beniner  Resolution  wtbrde 
man  sich  nur  Ificherlich  machen.  Während  man  im  „Gewerk- 
schafter'' hierüber  noch  stritt  ^  war  im  März  1892  der  erste 
Kongrefs  der  Gewerkschafter  Deutschlands  abgehalten  worden. 
Der  Kongrefs  nahm  eine  Resolution  au  gunsten  der  Kontrolle 
schutamarke  an,  und  zwar  ist  bemerkenswert,  dals  diese 
Resolution  von  den  Delegierten  der  Tabakbranche  eingebracht 
war'.   Zu  diesen  Delegierten  gehörte  auch  der  Vorsitaende 

1  In  WstiTbeh  stand  die  Angelegenheit  keineswegs  so  gOnstig,  vgl. 
rnetne  oben  angeführte  Arbeit  a.  a.  O.  S.  229.  230. 

*  Protokoll  f1(>r  Verhandlungen  des  eisten  Kongreeses  der  Gewerk- 
schafter DeutAchiauds,  S.  73.  74. 
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Junge,  sowie  der  Öfters  im  Gewerkadiaftsleben  herrorgetretene 
von  film,  trotzdem  gerade  dieser  die  Einflihrung  der  Schuts- 
marke nicht  fbr  praktisch  hielt  Der  Haltung  der  Delegierten 

auf  dem  Gewerkschaftskongrefs  entsprach  auch  die  Beachlttfs- 
fassung  gelegentlich  der  im  Juni  1892  abgehaltenen  General- 
versammlung des  Untersttltzungsvereins  za  Haiberstadt.  Hier 
stand  auch  der  Vorsitzende  des  Ausschusses  auf  selten  der^ 

jenigen,  welche  die  Schutzmarke  einführen  wollten.  Prin- 
zipielle Erwägungen  waren  nicht  in  erster  Linie  mafspebend. 
Man  glaubte  nach  den  Verötlcntlichungen  der  Hutmacher, 
^lafM  da«  neue.  Mittel  praktisch  fiei.  Man  schrieb  der  Ein- 
fuhrung der  Schutzmarke  auch  die  Wirkuug  zu,  dafs  die 
Hutmacher  „aus  dem  züiiftlerischen  Lager  abmarschierten 
und  sich  der  modernen  Arbeiterbewegung  angeschlossen" 
hätten.  Dies  war  freilich  ein  Irrtum.  Bei  der  Abstimmung 
wurde  die  EUnföhrang  der  EontroUschutsmarke  mit  33  gegen 
15  Stimmen  beschlossen.  Die  Ausgabe  der  Schatsmarke 
sollte  vom  1.  April  18d4  an  erfolgen  und  zwar  unter  folgenden, 
seitens  des  Vorstandes  in  einer  Geschäftsordnung  aur  Schutz- 
marke der  Tabakarbeiter  Deutschlands  i>ekannt  gegebenen 
Bedingungen : 

1.  Die  Schutzmarke  kann  nur  an  Fabrikanten  und  Ge- 
sellschuften verabfoljrt  werden,  welche  nur  solche  Tabak- 
nrbeiter  und  -arbciterinnen  beschäftigen,  die  den  vom  unter- 
zeichneten Vorstande  anerkannten  Organisationen  angehören. 
2.  Diese  Fabrikanten  und  Gesellschaften  müssen  die  nach  Urt 
und  Verhältnissen  von  dem  Verein  festgesetzten  Arbeitslöhne 
zahlen  und  ist  für  weitere  Festsetzung  der  Löhne,  bezw.  des 
Ortszuschlags  von  seiten  des  Vorstandes  eine  Lohntabelle  für 
ganz  Deutschland  aufzustellen,  gleichviel  welche  Art  der  Be- 
schllftigung  in  Frage  kommt,  doch  mufs  der  Lohn  fbr 
Zigarrenarbeiter  wenigstens  8  Mk.  pro  Mille  inkl.  Wickel 
betragen.  3.  Die  Fabrikräume  mtlssen  der  bundesrätlichen 
Bestimmung  mindestens  entsprechen.  4.  Hausarbeit  darf  nicht 
ausgegeben  werden.  An  Tabakarbeiter,  die  des  abends  nach 
Feierabend  ft\r  sich  fabrizieren,  werden  keine  Schutzmarken 
verabreicht.  5.  Kleine  Fabrikanten,  welche  keine  Arbeiter 
besch^ftip^en ,  erhalten  nur  für  die  von  ihnpn  selbst  an- 
gefertij^r*  Ware,  und  zwai-  in  Höhe  bis  zu  3UUU  pro  Woche, 
<lie  8cliutzmarke,  wenn  dieselben  Mitglieder  der  Organisation 
sind,  und  haben  dieselben  die  vom  Vorstande  zum  Zwecke 
der  Kontrolle  ausgestellten  Schemas  gewissenhaft  auszufüllen. 
0.  Händler,  welche  Waren  mit  der  Schulzmarke  führen,  dürfen 
neben  diesen  keine  andere  Ware  in  den  Verkauf  bringen. 
7.  Die  Schutsmarke  wird  den  Fabrikanten  aum  Preise  Ton 
1  Pfg.  pro  Stack  verabfolgt,  und  haben  die  Fabrikanten  die 
Schntamarke  mit  ihrem  Stempel  au  Tersehen«  8.  Der  Veriust 
der  Schutzmarke  wird  verftlgt,  und  mufs  unbedingt  eintreten 
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bei  denen,  die  n)  zu  ai  deren  als  bei  ihnen  hergestellten  Waren 
die  Schutzmarke  benutzen;  b)  wer  dieselbe  an  andere  Fabri- 
kanten oder  Händler  abgibt;  c)  wer  den  fest^^esetzten  Be- 
dingnnireii  entgegenhandelt  oder  dieselben  zu  umgehen  sucht, 
wer  überhaupt  irgend  welchen  Mi  fsbrauch  damit  treibt.  Die 
Entziehung  der  Sehutzmai'ke  kann  je  nach  dem  Vergehen  auf 
Dauer  oder  auf  bestimmte  Zeit  verfugt  werden.  9.  Der  Vor- 
stand ist  verpflichtety  filr  Einfährang  der  Schatzmarke  in  allen 
ArbeiterblAttem  for^esetzt  Propaganda  zu  machen.  Dem« 
selben  wird  es  Btir  Pflicht  gemacht,  in  den  grOfseren  Industrie- 
bezirken  sofort  eine  rege  Agitation  in  Angriff  zu  nehmen. 
10.  Die  Bevollmächtigten  sind  verpflichtet,  allmonatlich  einen 
Bericht  über  die  Ausdehnung  und  den  Umfang  der  Kontroll- 
schutzmarke an  den  Vorstand  zu  liefern ;  derselbe  ist  gehalten, 
auf  Orund  jener  Berichte  vierteljährlich  eine  Übersicht  im 
„Gewerkschafter''  tu  veröffentlichen.  Die  Kinftjlmint::  der 
8chutzmai  ko  erfolgt  am  1.  April  1893.  Der  Fabrikant  mufs, 
wenn  er  die  Schutzmarke  einführen  will ,  seinen  etwaigen 
Lagerbestand  angeben.  Die  Arbeiter,  welche  bei  Fabrikanten 
oder  Gesellschaften  beschäftigt  sind,  welche  die  Schutzmarke 
beziehen,  sind  angewiesen,  in  die  Statistikbücher  über  Preise, 
Zahl,  Arbeitstage  und  Arbeitsstunden  die  nötigen  Angaben 
zu  machen.  Die  Bandrollen  Bind  auf  14  Tage  im  voraus  zu 
lieüam  und  haben  diese  die  BevoUmttehtigten  an  den  be- 
treffenden Orten  sa  besorgen. 

Diese  Bedingungen  milderten  die  der  Berliner  Resolution 
nur  wenig,  sie  waren  namentlich,  was  Hausarbeit  und  Minimal- 
lohn anbetraf,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  j^eradezu 
undurchführbar.  Denn  gerade  die  billigsten  Sorten  Zigarren, 
welche  Konsumartikei  der  ArbeiterbevöTkerung  sind,  wurden 
und  werden  noch  heute  entweder  in  der  Hausindustrie  oder 
unter  dem  Minimallohn  von  8  Mk.  hergestellt.  Femer  fehlten 
alle  Organe  sur  Kontrolle  der  Fabrikanten. 

Bei  der  engen  Fühlung,  welche  die  Leitung  des  Unter- 
sttltzungsvereins  mit  der  politischen  Partei  hatte,  ist  es  über- 
haupt merkwürdig,  dafs  die  Schutzmarke  tatsächlich  zur  Aus- 

gf\)H'  gelan^^to.  Bpivitn  im  November  lSl»2  hatte  sicli  nämlich 
der  Parteitag  der  sozialdoinokratischen  Partei  in  nicht  mifs- 
zuverstehender  Weise  gegen  das  Kontrollmarkensystem  aus- 
gesjiKjchen  ^  Es  war  offiziell  erkl.irt  worden,  dafs  die  Sozial- 
fleraokratie  gar  nichts  mit  der  Schutzmarke  zu  tun  habe. 
Damit  war  von  vornherein  eine  allgemeine  Sympathie  für  die 
Schutzmarke  in  den  Arbeiterkreisen,  welche  damals  überhaupt 


^  Protokoll  über  din  Vi  rliandlunpen  dc8  sozialdemokratischeii  Partei- 
^es  Deutscbkuids,  abgehalten  zu  BerÜn  vom  14.— 21.  November  1892, 
8»  220  ff. 
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im  Zeichen  der   mutlenien  Arbeiterbewegung  standen,  auü- 

feschlossen,  und  das  bisher  erwiesene  Interesse  mulste  er- 
alten. Dafs  dem  so  war,  mofsten  die  Hatmaeher  sa  ihrem 
Schaden  erfahren«  Die  Tabakarbeiter  eotschloseen  eich  rasch, 
das  Mittel  wieder  aaftageben.   Auf  der  Generalversammlong 
▼on  1894  wurde  vom  Vorstände  erklärt,  dafs  die  Schutsmarke 
das  erwartete  Ziel  nicht  erreicht  habe.   Die  Interessenloeig- 
keit  der  Tabakarbeiter  sowie  auch  der  Arbeiter  anderer  Be- 
rufe habe  es  verhindert.  Trotzdem  wurde  die  Beibehaltung  der 
Schutzmarke  mit  25  gegon  24  Stimmon  noch  einmal  beschlossen. 
Ja   sogar   ihre  K?iirü))rung'  für  die  in  der  Kautabakindiistrie 
beschäftigten    Arbeiter    talste    man    ins    Auge.     Noch  trat 
nämlich  der  Vorstand  für  die  Schutzmarke  ein.  Hauptgrund 
war,  dafs  die  Schutsimarke  als  gutes  Agitationsraittel  betrachtet 
wurde  und  nur  geringe  Kosten  verursachte.   Auf  der  General- 
versammlung von  1890  wurden  jedoch  fast  nur  Anträge  laut, 
welche  die  Abschaffung  der  SchatEmarke  forderten.  Fast  alle 
etimmten  darin  ttberein,  dafo  bei  der  Masee  der  Konsumenteii 
ein  Solidaritätegefilhl  nicht  in  dem  liafse^  wie  es  das  Schats- 
markensystem  erfordere,  vorhanden  sei.  Sogar  Parteigenosseiif 
klagte  ein  Delegierter,  hätten  gegen  die  Schutzmarke  agitiert 
Man  beschlofs  schliefslich  die  Abschaffung  der  Schutzmarke 
mit  allen   gegen  3  Stimmen.     Schaden  hatte  der  l'abak- 
arbeitervcrband  von  der  Schutzmarke   nicht  gehabt.  Man 
warf  dr-n   Gedanken,    mit  der  Schutzmarkp   in   der  Lohn- 
bcvvc^^uuir  etwas  zu  erreichen,  ohne  grofse  Aufregung  bei  seite. 
Dafö  der  Versuch  mit  einem  solchen  ^lifserfolge  en«lot»\  ist 
nur  zu  bedauern,  wenn  mau  bedenkt,  dafs  es  die  amerikanische 
Zigarren macherunion  von  einer  Ausgabe  von  1,59  Mill.  Labels 
im  Jahre  1880  auf  22,315  Mill.  im  Jahre  1900  gebracht  hat 
und  dem  System  ein  gut  Teil  ihrer  Blüte  und  ihres  Einflusses 
verdankt ^    Warum  gelang  in  Deutschland  nicht,  was  in 
Amerika  durchgesetat  wurde?  Die  Qrttnde  liegen  hauptaflch* 
lieh  auf  politischem  Gebiet.   In  ihrer  Abhängigkeit  Ton  der 
sozialdemokratischen  Partei  waren  die  Gewerkschaften  auf 
deren  Presse  allein  angewiesen.    Diese  aber  versagte  in  dem 
Augenblicke,  ab  die  Partei  offiziell  das  Labelsystem  ver- 
warf.    Wäre  es  möglich  gewesen,   durch  eine  grofszUgige 
Agitation  auch  den  brirs^erfichen  MittelsUind  zu  (iberzeugen, 
dafs  die   Kontroilschuizniiirke   die  für  Ar!)ritor   uiul  Kon- 
sumenten  gleich   schädliche   Hausindustrie    i)ekaiii]if' ii ,  die 
elenden  Löhne  aufbessern,  einer  grolscn  Zahl  ausgebeuteter 
Kinder  Erlösung  schaffen  solle,  so  hätte  man  zweifellos  Erfolge 
gehabt.    Aber  für  solche  Agitation  waren  keine  Organe  vor- 
handen: es  ist  einer  der  Punkte,  wo  deutlich  der  unendliche 

1  John  Mitchell  a.  a.  O.  8.  51  ff..  141. 
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Scha«^!«^!!  zu  erkennen  ist,  der  den  Gewerkschaften  durcli  ihre 
Verkc'ttimg  mit  der  sozialdemokratischen  Partei  zugeiiigt 
worden  ist. 


Fünftes  Kapitel 
Das  linterstützimgiiiwesen  des  Tabakarbeiterverbaudes« 

Um  die  Mitglieder  an  den  Verein  zu  fesseln,  gab  es  nur 
das  Mittel,  seine  Leistungen  so  zu  gestalten,  dafs  ein  Ver- 
lassen des  Vereins  eine  materielle  Schädigung,  der  Eintritt 
eine  materielle  Besserstellung  fUr  die  betreffenden  Mitglieder 
bedeutete.  Eine  derartige  Ausgestaltung  des  UnterstUtzungs- 
wespTis  forderte  aber  notwendig  eine  Steigerung  flt^r  v  sn  den 
Mitgliedern  verlaugten  Beitrüge,  Eine  solclie  wurde  im  Jahre 
1HH:\  von  5  auf  10  Pfg.,  im  Jahre  1885  von  10  auf  20  Pfg. 
durchgesetzt.  Diese  letzte  Beitragserhöhung  geschah  jedoch 
nicht  zu  gunsten  der  eigentlichen  Unterstutzungszweige, 
sondern  um  die  Streike»  aus  der  Vereinakasöe  unterstützen  zu 
können.  Nachdem  Im  Jahre  1887  sogar  eine  Herabsetzung 
der  Beitrüge  erfolgt  war,  kam  man  im  Jahre  1890  zn  einer 
Beitragsletstung  in  drei  Klassen  mit  dem  Höchstbetrag  von 
20  Pfg.  (20  Pfg.  für  Männer,  15  P%.  für  Zigarrenarbeiterinnen 
und  Sortiererinnen,  10  Pfg.  für  Wickelmacherinnen  und  Lehr* 
liege),  bei  dieser  Höhe  blieb  man  12  Jahre  lang  stehen,  man 
machte  auch  infolgedessen  mit  der  Weiterbildung  der  Unter- 
stützungseinrichtungcn  keine  Fortschritte. 

Bei  vielen  Verbänden  mag  die  Unsicherheit,  unter  weK'her 
die  Beziehungen  der  Mitglieder  zu  don  Verein skassen  durch 
die  Einwirkung  der  Behörden  litt,  die  Furclit,  durch  die  Kin- 
führung   der  Arbeitsloseimnterstützung  als    Streikkasse  zu 
gelten,   eine  mangelhafte  Ausgestaltung  des  Untorstützungs 
Wesens  zur  Folge  gehabt  haben.    Dieü  tritt  doch  bei  dem 
Unterstützungsrerein  der  Tabakarbeiter  weniger  hervor.  Man 
war  dort  an&ngs  Itberhaupt  nicht   geneigt,   dem  Unter- 
sttttEungswesen  Bedeutung  für  die  Organisation  beizumessen. 
Man   gefiel  sich  darin,   den   Standpunkt  der  „Kampfes- 
organisation**  zu  betonen  und  die  Ansammlung  ron  Kapitalien 
zu  verwerfen,  weil  sie  nur  „konservativ''  mache  oder  „zur 
Versumpfung"  fähre.    Auf  der  andern  Seite  aber  trug  man 
Bedenken,   die  Beiträge  zu  erhöhen,   weil  man  allgemein 
glaubte,  die  Mitglieder  könnten   unmöglich  mehr  leisten,  dor 
gröfste   Teil   der  Mitglieder  wurde   dem    Verein   bei   ein  r 
weiteren  Steigerung  der  Beiträge  den  Rücken  kehren.  Tat- 
sächlich scheint  gerade  bei  den  nie^lrigen  Dnrclischnittslöhnen 
in   der   Tabakindustrie,   welche  sich  auf  etwa   14  —  Ki  Mk. 
Wöchentlich  für  den  Zigarreumacher  belaufen,  diese  Annahme 
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der  Bereohtigung  nicht  su  entbehren.  Eine  Grenze,  über 
welche  hinaus  bei  einem  gewissen  Verdienst  die  Arbeiter 
eines  Gewerbes  keine  Erhöhung  der  Beiträge  ertragen  werden, 

ist  solbstverständlich  vorhanden.  Es  wird  aber  immer  eine 
Tatfrage  bleiben,  wo  diese  Grensse  im  einzelnen  Falle  liegt. 
Sie  wird  mit  jedem  Jahre,  mit  welchem  der  Gedanke  der 
Organisation  in  weitere  Kreise  dringt,  sich  zu  gunsten  höherer 
Mitgliederbeiträ^o  dos  Arbeiters  verschieben,  der  den  wöchent- 
lichen BoitiM^^  tur  seine  Organisation  längst  nicht  mehr  als 
eine  aus  seinem  etwa  nocb  freien  Einkommen  zu  bestreiteiidt- 
Luxusausgabe  ansiebt,  suiulern  unter  seine  LebeiisbedürlnistiC 
zu  rechnen  sich  firewöbnt  hat  und  immt-r  mehr  gewöhnt.  Natür- 
lich wächst  auch  <lie  Neigung,  höhere  Beitrage  zu  /Bahlen,  mit 
den  Leistungen,  welche  der  Arbeiter  von  der  Organisation 
erwarten  kann. 

Man  hätte  im  Tabakarheiterverband  um  so  mehr  den  Ver- 
such einer  Beitragserhöhung  machen  müssen,  als  die  Finanzen 
des  Vereins  fortgesetzt  aufserordentlich  schlecht  standen.  Dabei 
gab  der  Umstand,  dafa  seit  1893  ein  Sinken,  dann  189(5 — 97 
eine  kurze  Vermehrung ,  von  dieser  Zeit  aber  ein  fast  be- 
ständiger Stillstand  in  der  Zunahme  des  Verbandes  an  Mit- 
gliedern zu  beobachten  war,  zu  dem  Streben  Veranlassungf 
die  Anzieliungskrfift  des  Vereins  zu  erhöhen,  wollte  die 
Organisation  nicht  zu  dauernder  Schwäche  verurteilt  sein. 

Wenden  wir  uns  zu  den  einzelnen  Unterstiitzungszweigeii 
und  ihrer  Eniwicklung,  so  füllt  zuerst  die  Reiseunterötutzung 
ins  Auge,  deren  Ausgaben  von  Jahr  zu  Jahr  stiegen.  Sie 
wurde  auf  der  Gcncralverbammlung  zu  lirandenbuig  im  Jahre 
1885  insofern  erhöht,  als  in  den  Wintermonaten  für  die  zurück- 
gelegte Meile  15  Pfg.,  in  den  Sommermonaten  dagegen  nur 
10  Pfg.  besahlt  werden  sollten.  Im  Jahre  1887  wurden  statt 
der  Meilengelder  Kilometergelder  eingeführt  und  awar  2  P%, 
für  Jedes  Kilometer^  welches  auf  der  direkten  Route  zwischen 
zwei  Orten  zurttckgeleet  wurde.  Bis  1892  blieb  dann  dieser 
Unterstütaungszweig,  abgössen  von  der  Erhöhung  der  Karenz- 
zeit von  13  auf  2t)  Wochen  im  Jahre  1890,  unverändert.  Mehr 
und  Tin»br  machte  sich  jedoch  im  Laufe  der  Jahre  eine  Aus- 
beut ui^  der  Reiseunterstützung  bemerkbar  durch  solche, 
welche  bestrebt  waren,  möglichst  viel  zu  reisen  und  wenig 
Beiträge  zu  zahlen.  Hiergegen  k< unten  die  vorhandenen  Re- 
stini munpron.  dafs  innerhalb  2r»  Wochen  an  <^'\x)  und  dn^^solbe 
Mitglied  an  ein  und  demselben  Orte  nur  einmal  Reibtuiiter- 
stützuiig  gezahlt  werden  dürfe,  dafs  jedem  reisenden  Mitglied« 
etwa  Yorbandene  Arbeit  nachgewiesen  worden  mtlsse,  und  dais 
innerhalb  einer  Arbeitslosigkeit  die  ZurttckweisuDg  angebotener 
Arbeit  nur  zweimal  gestattet  sei,  wenig  helfen.  Aus  diesem 
Grunde  wurde  auf  der  Generalversammlung  von  1892  toh 
mehreren  Seiten  beantragt^  die  Bedingungen  der  Beiseunter- 
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Stützung  zu  verschärten.  So  wurde  beantragt,  dafs  derjenige, 
welcher  2Ü  Wochen  Reiseunterstützung  bezogen  habe,  erst 
vier  Wochen  wieder  in  Arbeit  gestanden  haben  müsse,  um 
wiederum  UnterstfitsuDg  erheben  su  kOniien.  Aber  dieser 
Antrag  wurde  abgelehnt.  Natürlich  kehrten  die  Antrüge, 
welche  auf  eine  Vermindenug  der  Ausbentung  der  Reisekaue 
abeielten,  auf  der  Oeneraiversammlung  von  1894  wieder. 
Zwar  wurde  die  Bestimmung,  dafs  der  HOchstbetrag  der  an 
einem  Orte  auszuzahlenden  üntersttttzung  das  Reisegeld  für 
150  km  nicht  überschreiten  dtirfe,  gestrichen.  Dagegen  wurde 
bestimmt,  dafs  nach  der  Dauer  der  KeiseunterstÜtzung  von 
20  Wochen  zunftchst  1.*)  WochenbeitnUge  geleistet  werden 
müCsten,  bevor  weitere  KeiseunterstÜtzung  gewährt  werden 
köiiiip.    Noch  weiter  ging  man  wo  man  festsetzte,  dafs 

während  eines  Jahres  nicht  mehr  als  26  Wochen  Keiseunter- 
stützuns:  gezahlt  werden  dflrfe  und  weitere  Unterstützung  erst 
,  nach  Leistung  von  26  W^ochen beitragen  wieder  ertbigen  könne. 
Trotzdem  hörten  die  Klagen  über  Ausbeutung  dieses  Unter- 
stütxungszweiges  nicht  auf.  Ein  Delegierter  wuIste  a.  B.  im 
Jahre  1898  zu  berichten,  dafs  manche  reisende  Mitglieder  an 
einem  Tage  sweimal  fllr  150  km  BeiseunterstUtzung  erhoben 
hätten.  Teils  um  der  Ausbeutung  noch  mehr  enlgegenautreten, 
teils  um  die  Einführung  von  zwei  neuen  Unterstütaungszweigen 
möglich  zu  machen,  verkürzte  man  die  Reiseunterstützung  auf 
jener  Generalversammlung  noch  mehr.  Man  bestimmte,  dafs 
nach  26  wöchentlicher  Beitragsleistung  Rerseunterstützung  nur 
auf  di»*  Dauer  von  W^nchen  zu  gewähren  sei,  dafs  nach 
zweijähri^i  1  l^f^itragsleistmig  für  26  W^ochen  Reiseunterstützung 
nicht  nif  In  als  l,')!!  Mk.  pro  Tag  gezahlt  werden  solle,  aber 
nur  dann,  wenn  der  Antritt  der  Reise  dem  ßevolluiächtigten 
der  Zahlstelle  angezeigt  und  von  diesem  die  Unterstütz un^8- 
legitiniation  im  Mitgliedsbuche  ausgefertigt  war.  Zur  General- 
versammlung von  1900  wurden  wiederum  viele  Klagen  und 
Bescbwerden  zur  Reiseunterstützung  laut  Dalier  wurde  die 
Summe  der  auszuzahlenden  Reiseunterstützung  auf  25  Mk.  im 
Jahre  beschränkt  die  nach  zweijfthriger  Mitgliedschaft  aber 
um  jährlich  5  Mk.  bis  auf  40  Mk.  steigen  sollte.  Die  un- 
günstigen £rfahnmgen,  weiche  man  mit  der  Reiseunterstützung 
im  ganzen  machte,  sind  hauptsächlich  darauf  zurückzuführen, 
dafs  sie  nur  als  ein  Teil  der  ArbeitslosenunterstützuDg  zu  be- 
trachten ist.  und  dafs  nur  durch  deren  völlige  Einführung, 
durclt  Unterstützung  auch  der  am  Ort  Arbeitslosen,  eine  genaue 
Kontrolle  der  wirklich  arbeitslosen  und  der  nur  aus  freien 
Stücken  reisenden  Mitglieder  durchzuführen  war.  Die  He- 
ortranisation  des  Unterstützungswesens  im  Jahre  lOo;;  regelte 
uaiurgemäls  die  ReiseunterstUtzung  unter  der  Rubrik  Arbeits- 
losenunterstützung. Hierauf  wird  noch  zurückzukommen  sein. 
Der  zweite  schon  im  Jahre  1883  in  Erinnerung  an  die 
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alte  unter  dem  Sozialistengesetz  aufgelöste  Organisation  ein- 
geführte Untersttttzungszweig,  nümlich  der  Beitrag  des  Verein» 
SU  den  BegräbniBkosten  beim  Ableben  der  Ehehftlfte,  wurde 
im  Jahre  1885  von  30  auf  36  Mk.  erhöht  Auch  hier  trat 
im  Jahre  1890  an  Stelle  der  13  wöchentlichen  die  26wöchenl' 
liehe  Earensaeit  Die  Generalversammlung  von  1894  änderte 
dann  diese  UnterstUtzungseinrichtung  dahin  ab,  daÜB  im  ersten 
Jahre  der  Mitgliedschaft  der  Unterstützungsbeitrag  nur  in 
Höhe  von  20  Mk.  gezahlt  werden  sollte,  der  sich  in  jedem 
weiteren  Jahre  um  5  Mk.  bis  zum  Höchstbotrag;  von  50  Mk. 
steigerte.  Auch  hier  le^'te  man  also  Gewicht  darHuf,  den 
Geiuifs  einer  höheren  Unterstützuno;  an  längere  Mitglieilschaft 
zu  knüpfen.  Zu  diesen  ünterstutzungszweigen  kam  zunächst 
im  Laufe  der  Jahre  nur  noch  ein  dritter,  welcher  einiger- 
maiben  ins  Gewicht  fällt,  nämlich  die  Untorstützung  au  solche 
Mitglieder,  welche  einen  eigenen  Haushalt  führten  und  infolge 
ihres  Arbeitsverhältnisses  gezwungen  waren,  an  einen  andern 
Ort  zu.  verztehen.  Zunilcnst  wurde  nach  den  Statuten  yon 
1889  und  1890  die  Unterstiltsung  nur  an  solche  gezahlt, 
welche  infolge  Ton  Mafsregelungen,  oder  weil  sie  als  Mitglieder 
des  Vereins  keine  Arbeit  an  dem  bisherigen  Wohnorte  finden 
konnten,  zum  Umange  gezwungen  wurden.  Die  verheirateten 
Mitglieder  waren  eben  in  solchem  Falle  in  besonders  schlimmer 
Lage.  Im  Jahre  180S  baute  man  die  Unterstützung  beim  Um- 
züge zu  einer  regelmäfsigen  Einrichtung  aus.  Man  handelte 
im  wesentlichen  unter  der  von  vielen  betonten  Notwendigkeit, 
für  die  Verheirateten  im  V^erbande,  für  welche  die  Reiseunter- 
stützung  so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht  kam,  einen  Aus- 
gleich zu  schaffen.  Man  wollte  von  nun  an  Mitf^liedern,  welche 
einen  eigenen  Haushalt  tuhrtcn,  beim  Umzug  UutersttiLzung 
gewähren,  ohne  dafs  sie  durch  Mafsregelungen  zu  diesem  ge- 
zwungen waren.  Die  Unterstfltzung  sollte  an  solche  Mitglieder 
gezahlt  werden,  welche  dem  VerlMinde  mindestens  drei  Jahre 
angehörten,  und  zwar  in  Höhe  der  durch  den  Umzog  ver- 
ursachten Kosten.  Die  Wartezeit  fiel  jedoch  bei  Maurege- 
lungen weg.  Da  man  die  BeitrXge  nicht  erhöhen  wollte,  so 
schränkte  man  die  Reisen nterstUtzung  etwas  ein  und  verbilligte 
das  Fachorgan,  den  uTabakarbeiter",  um  die  Mittel  f\ir  diese 
Unterstützung  zu  gewinnen.  Es  zeij^te  sich,  dafs  die  be- 
schlossene Art  der  T^mzugsunterstützung  sich  keineswegs  ohne 
Schwierigkeit  en  dmcliliüiren  liels.  Es  kam  vor  und  war  nach 
den  getroffenen  Iv  aiimmungen  nicht  zu  verhindern,  dafs  Mit- 
glieder Umzugsunterstützung  erhielten,  ohne  sich  vorher  die 
Gewifsheit  verschafft  zu  haben,  ob  sie  an  ihrem  neuen  Orte 
Arbeit  erhalten  würden.  Dahur  inulöte  der  Vorstand  die  Ge- 
währung der  Unterstützung  an  die  Bedingung  knüpfen,  dals 
der  Umziehende  am  Bestimmungsort  sicher  Arbeit  haben 
werde.    In  der  Genendversammlung  von  1900  vertrat  der 
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VorbUiiul  deu  Standpunkt,  daf^s  Umzugsgeld  nur  dann  gewährt 
werden  solle,  wenn  ein  Mitglied  gezwungen  sei,  den  Wohnort 
2U  wechseln,  DemgemäTs  beachlols  auch  die  GeneralTersamm- 
luBg.  Auch  hier  muiate  die  Generalyeraammlang  von  1908 
Änderungen  eintreten  lassen.  Endlich  ist  noch  zu  erwähnen, 
dafs  im  Jahre  1898  auch  die  Gewährung  von  Bechtsschutas 
eingeführt  wurde,  wenn  Mitglieder  gezwungen  sein  sollten, 
wegen  Krankenkassen  oder  wegen  Schwierigkeiten  bei  der 
Aaszahlung  der  Unfall-,  Alters-  und  XnvalidenTersicherung 
gerichtlich  vorzugehen.  Grofse  Kosten  erwuchsen  dem  Verein 
hierdurch  nicht,  der  agitatorische  W«^rt  dieses  Untersttttaangs- 
zweiges  war  nicht  hoch  anzuschlagen. 

Trotz  der  Einschränkung  des  HaupturuersttltzunsrB'/.weiges 
der  Reiäseuntoratützung  von  Jahr  zu  Jahr  und  trotz  des  Be- 
strebens auch  in  den  übrigen  Untorstützungszweigen  möglichst 
Mafs  zu  halten,  zeigt  eine  Übersicht  über  die  Leistung<in  des 
Vereins  von  1884  bis  1903,  welche  grofseu  Summen  zu  Unter- 
stütz ungsz  wecken  dennoch  aufgebracht  worden  sind. 


Jahr 

Iteiaeunter- 
stützong  1 

Sterbeunter- 
Btützong 

Ünazugs- 

unter- 
Bttttzong 

Becbtä- 
sehatz 

HilgUete 

Ji 

M 

1884 

7  648 

600 

3613 

ISbd 

8  966 

804 

4844 

1886 

11849 

1476 

5546 

10050 

1656 

<'*J') 

1888 

19  867 

1692 

7  262 

1889 

25  824 

2412 

174 

10  »94 

1890 

28291 

8204 

691 

14588 

1891 

83  821 

2844 

807 

1  e  0.'.:^ 

1892 

H6  016 

2  f')28 

560 

11202 

1893 

26  488 

2  (;(>4 

428 

10684 

1894 

82071 

4055 

ld46 

11156 

1895 

25  936 

8268 

518 

n  TO 

1896 
1897 

24  707 
27  718 

1  6960 

1  2192 

13  307 
15  135 

1898 

29  745 

8765 

3094 

209 

15  632 

1899 

26  272 

4930 

7  449 

96 

15  78;i 

1900 

25  896 

5  225 

8  800 

442 

15  554 

1901 

22  933 

4175 

5  935 

461 

15  535 

1902 

21 

5  695 

6  289 

911 

15  511 

1903 

17828 

bm 

6087 

843 

15282 

Wenn  di*^  Generalversammlung  desTabakarbeiterverbandes 
zu  Dresden  im  Jahre  lyU'jzwei  neue  kostspielige  Unterstützungd- 
zweige  aut  einmal  einftihrte  und  damit  die  Reitragsleistungcn 

S lötzlich  erheblich  steigerte,  so  stand  sie  unter  dem  Zwange 
er  Tatsachen. 

Eine  fakultative  Zaschudkasse  fUr  Erankennnter- 
stUtzung  besafs  die  Organisation  schon  seit  1894.   Auf  der 

10* 
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Oeneralversammlung  von  1892  bereits  hatte  eine  lebhafte  Debatte 
zugunsten  Ihrer  Einfilhrung  stattgefunden ,  bei  welcher  der 
Wert  einer  Zuschufskasse  Air  die  Agitation  stark  betont 
wurde.   Es  bandelte  sich  damit  ssoDttchst  kaum  am  ein  Kon- 
kurrenzunternehmen gegen  die  aben  erwähnte  Zentralkranken- 
und  Sterbekasse,  weil  diese  als  vollgültige  Hilfskasse  eine  Zu- 
gehörigkeit  zu  den  Ortskranken-  bezw.  Gemeindekrank^- 
kassen  ersetzte,  worauf  die  Zuschufskasse  von  vornherein  gar 
nicht  ausging.  Allerdings  war  die  Zentralkranken-  und  Sterbe- 
kfispf»  in  den  Gegend am  stärksten  vertreten,  wo  der  Verband 
am  wenigsten  ^üt^liedci  Ite-afs.    Tn  diesen  hotfte  man  durch 
eine  Krankeuuntcrstütziuigökaöäe  die  Organisation  hesser  zur 
Geltung  zu  bringen.    Die  Ablehnung  der  Zuschufskai>be  mit 
25  gegen  23  Stimmen  auf  der  Generalversammlui];^  von  1892 
zeigte  deutlich,  wie  sehr  die  Stimmung  für  eine  .solche  Kasse 
war.    Sie  wurde  denn  auch  im  Jahre  1894  eingefuhrt,  aller- 
dings nur  fakultativ.   Der  Verein  hatte  doch  nicht  den  Mut» 
diese  Einrichtung,  welche  allen  als  bestes  Werkaeug  ftr  die 
Agitation  galt,  obligatorisch  einsuführen,  weil  er  die  obliga- 
torische Beitragserhöhung  fürchtete.     Die   fakultatiTC  Ein- 
führung hatte  auch  finanziell  den  Nachteil,  dafs  die  jungen 
und  gesünderen  Elemente  der  Kasse  fernbleiben  konnten, 
wodurch   das  Gedeihen  der  Kasse  stark   gehemmt  wurde. 
Dazu  kam,  dafs  man  auf  der  Oeneralversammlung  von  1894 
bereits,  wenn  auch  verfrüht,  mit  der  Aufl*'sung  der  Zentral- 
krankenka8s(»  als  Hilisk;i<^se  rechnete.   Nur  eine  obligatorische 
Zuselnifskasse  konnte  jedoch  im  Falle  der  Umwandlung  der 
Zenti  ;Llki  ;i!iken-  und  Sterbekasse  in  eine  Zuschufskasse  als 
Ivonkiin  *  iizunternehmeii  ins  Gewicht  fallen.    Die  Leistungen 
der  fakultativen  Zuschufskassen  waren  doch  zu  gering.  Man 
beschlols  bei  Beiträgen  von  10  und  20  Pfg.,  3  und  0  Mk.  au 
wöchentlicher  ünterstQtsung  zu  zahlen.  Die  Wartezeit  betraf 
für  gewöhnlich  26  Wochen.    Ebenso  lang  durfte  widirena 
eines  Kalenderjahres  Unterstützung  gezahlt  werden.  Es  zeigte 
sich  bald,  daÜs  die  Zuschufskasse  eben  wegen  ihres  fakul- 
tativen Charakters  nicht  lebensfähig  war.    Sie  wurde  ein 
^^Schmerzenskind"  des  Vereins  wegen  ihrer  schlechten  Kassen- 
verhültnissc,  welche  auf  den  Generalversammlungen  von  18%, 
1808,   1900  Gegenstand  der  Erörterungen  waren.    Im  Jahre 
1808  mufste  die  Wartezeit  auf  ein  Jahr  verlängert,  die  Unter- 
stützungsdaiu^r  im  Jahre  auf  1)5  Wochen  lyeschränkt  werden, 
aufserdem  wurde  dem  Vorstand  di(^   J')efugnis  erteilt,  eine 
üxtrasteuer  von  5  von  den  ^litgh'edem,   welche  den 

Mehrbeitrag  bezahlten,  zur  Ansammlung  eines  Reservefonds 
zu  erheben.  Da  die  Kassenverhältnisse  dauernd  unbefriedigend 
blieben,  trat  vom  Februar  1900  Beitragserhöhung  ein.  Die 
Generalversammlung  von  1900  konnte  sich  jedoch  weder  snr 
dauernden  Einführung  jener  vorllluügen  Beitragserhöhung! 
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noch  zur  obligatorischen  Einführung  der  Krankenkasse  ent- 

schliefsf^n."  Man  beauftrag"te  den  Vorstand  nur  dahin,  dafs  er. 
wenn  duroh  die  Krankenge.setzgebung  den  Hiltskasaen  der 
Garaus  gemacht  würde,  nofort  eine  TTrabstiinmung  darüber  zu 
veranstalten  habe,  ob  die  Zuschulskaase  obligatorisch  ein- 
geführt werden  solle.  Im  Oktober  1902  schien  der  Zeitpunkt 
gekommen,  wo  die  Bestrebungen  des  Vereins,  die  Kranken - 
versiclierung  in  der  Tabakindustrie,  soweit  sie  freiwillig  war, 
zum  gröfsten  Teil  wieder  selbst  in  die  Hand  zu  bekommen, 
ESrfolg  haben  würden.  Die  mnehmende  wirtachaftliche  Yer- 
echlecbterung  der  Zentralkrankenkasee  zwang  nümlicb  dazu, 
ihre  Umwandlung  in  eine  Zoschufskasse  in  die  Wege  an 
leiten.  Als  diese  Absicht  dem  Verbandsrorstande  bekannt 
wurde,  liefs  er  sofort  eine  Urabstimmung  darttber  Yornehmen, 
ob  die  fakultative  Zuschufskasse  des  Verbandes  in  eine  obliga- 
torische verwandelt  werden  solle.  Von  12  723  Mitgliedern 
stimmten  7429  dafür.  Die  Generalversammln nir  der  Zentral- 
krankenkas .  welche  noch  vor  Vollziehung  der  Urabstimmung 
stattfand,  aber  über  die  Absichten  des  Tabakarbeiterrerbandes 
hinsichtlich  seiner  Ziischulskasse  unterrichtet  war,  beöchlofs 
zwar  die  UmwantiUing  in  eine  Zuschufskasse,  stimmte  aber 
mit  allen  gegen  4  Stimmen  dafür,  dieselbe  selbstÄndig  weiter- 
zuführen. Bemerkenswert  ist,  dafs»  sich  auf  jener  General- 
versammlung der  Zentralkranken*  and  Sterbekasse  eine  starke 
Strömung  zu  gunsten  des  Anschlusses  an  den  Tabakarbeiter' 
verband  zeigte.  Man  nahm  auch  einen  Antr^  an,  wonach 
im  Falle  der  Auflösung  Anschlufs  an  den  Tabakarbeiter- 
verband erfolgen  könne,  doch  wurde  dieser  Passus  von  der 
Aufsichtsbehörde  gestrichen.  Versuche  des  Vorstandes  des 
TabakarbeitcrverbandeSj  sofort  eine  Vereinigung  beider  Kassen, 
d.  h.  den  Anschlufs  der  selbständigen  Zuschufskasse  an  den 
Verband  herbeizuführen,  mifslangen.  Die  Zuschufskasse  be- 
hauj^tet«'  sogar,  der  Vorstand  des  Verbandes  habe  es  auf  ihr 
Vernnigen  abgesehen,  der  Vorstand  des  Tabakarbeiterverbandcä 
verwahrte  sich  jedoch  g<*^'^n  diese  „alberne"  Verdächtigung 


und  klagte,  dafs  die  Zentralkraukenkasse  sich  in  ein  Kon- 
kurrenzunternehmen zum  Schaden  des  Verbandes  verwandelt 
habe.  Die  Hauptsache  blieb  doch  die,  dafs  die  Agitation  für 
den  Verband  an  der  selbständigen  ZusehoTskasse  in  vielen 
Gegenden,  wo  sie  herrschte,  empfindlichen  Anstofs  nehmen 
mulste.  Unter  solchen  Umstilnaen  konnte  die  General- 
Versammlung  von  1003  nicht  anders,  als  die  Aufrechterhaltung 
der  Verbandsauschufskasse  su  beschliefsen.  Diese  fttgte  sich 
in  das  Unterstütz ungssystem  des  Verbandes  als  notwendiges 
Glied  ein.  „Die  Unterstützung  an  orwerbsunfiähige  Mitglieder^'* 
80  führte  der  Verbandsvorsitzende  Deichmann  (seit  VMy.X)  aus. 
„ist  neben  der  Arbeitslosenunterstützung  von  hohnr  Bedeutung. 
Einmal  nehme  ich  von  ihr  an,  dafs  sie  zur  Beseitigung  der 
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Fluktuation  boitrnprt,  und  andernteiis  ist  sie  geeignet ,  vor- 
zügliclips  Material  uns  zu  leisten  b^i  der  Agitation  und  im 
Kample,  den  wir  führen,  zur  Beseitigung  der  Hausindustrie, 
für  Regelung  und  Verktirzung  der  Arbeitszeit  und  bessere 
Lohnverhältnisse.  Die  Gegnerschaft,  die  in  einzelnen  Zahl- 
stellen entstanden  ist,  ist  nur  darauf  zurückzuführen,  dafs 
diese  sogar  in  allen  Fällen  mit  Nichtmitgliedern  solche  Unter- 
Btülxangskassen  in  loUem  Sinne  haben.  Hierdurch  ist  eig^t- 
lieh  der  Beweis  dafür  erbracht,  dab  ein  Bedürfnis  selbst  ▼or' 
liegt,  nnd  blofsgelegt,  weshalb  die  V^bandsEaschafskasse  keine 
schnellen  Fortschritte  machte.  Die  Leistungen  der  Kasse, 
deren  obligatorische  Beibehaltung  die  Generalversammlung 
beschlols,  wurden  bedeutend  gegen  früher  erhöht  und  in  Klassen 
nach  Höhe  der  Beiträge  abgestuft,  welche  die  Vereinsmitglieder 
überhaupt  bezahlen.  Sie  betragen  demnach  wöehentlich: 
Klasse  I  (25  Pf.  Beitrag):  45  Pf.;  Klasse  la  (25  Pf.  Beilrag i: 
i)n  Pf.;  Klasse  U  (35  Pf.  Beitrag):  45  Pf.:  Klasse  Ua  (45  Pf. 
Beitrag):  90  Pf.;  Klasse  IIb  (55  Pf.  Beitrag):  1,35  Mk.; 
Klasse  Ilc  (75  Pf.  Beitrag;:  2,25  Mk.  Zur  Regelung  der  Aus- 
zahlung, Kontrolle  usw.  ist  ein  besonderes  Reglement  er- 
lassen. 

Wenn  neben  dieser  wichtigen  Neueinfiihrung  auch  die 
Arbeitslosenunterstützung  eingerichtet  wurde,  so  geht  daraus 
nur  henror,  dafs  man  sich  einer  dringenden  Notwendigkeit 
nicht  entziehen  konnte,  gegen  die  man  sich  jahrelang  sum 
Schad(m  der  Organisation  gesträubt  hatte.   Die  bisher  vom 
Verbände   getragene  Reiseunterstützung   gentigte  wohl  för 
Gesellen  verbände,  für  primitivere  in  den  Anfängen  stehende 
Koalitionen,  aber  nicht  filr  Gewerkschaften,  welche  dem  Mit- 
gliede  den  Härten  des  freien  Arbeit^^vertracres  p-pp:enüber  einen 
sicheren  Rückhalt  bieten  sollten.    Früher  war  die  Reiseunter- 
Stützung  eine  ausreichende  Arbeitslosenunterstützung  gewesen. 
Wer  keine  Arbeit  mehr  hatte,    schnürte  sein   BUndel  und 
\\  änderte,   bis  er  Arbeit  fand.     Für  entwickelte  Industrie- 
verhältniöse  niufste  an  die  iSeite  der  Reiseunterstülzung  als 
notwendige  Ergänzung  die  Arbeitslosenunterstützung  am  Orte 
treten.    Dieser  Gedanke  kam  schon  bei  der  Gründung  des 
lleiseuntersttttzungsvereins  zum  Ausdruck.    Es  wurde  damals 
der  Reiseuntersttttzungskasse  vor  allen  Dingen  vorgeworfen, 
dafs  sie  fUr  Familienväter  von  sehr  zweifelhafitem  Nutzen  sei. 
Für  diese  war  allerdin^^s  nur  die  Arbeitslosenunterstützung  von 
Werl.  Bei  dem  Mangel  statistischer  Angaben  über  die  in  der 
ZigarreninduBtrie  vorhandene  Arbeitslosigkeit,  die  übrigens  bei 
weitem  überschätzt  wurde,  bei  der  Unsicherheit  des  neuen 
Vereins    und    seinf»!ii    schlechten    Vermöir'Mi^^tand   galt  die 
Arbeitslosenunterstiiizung  als  völlig  undurcliiuln  Imr.  Aufser- 
dem  ist  gerade  in  dieser  Frage  nicht  zu  verkennen,  dafs  sicli 
manche  Führer  von  Einiiufs  mehr  von  Theorien  als  von 
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])rftk tischen  P2rwagungen  leiten  liefsen.  Seit  dem  Jahre  1887 
wurde  die  ArbeitHloöenunterstützunp:  beständiges  Thema  aller 
Generalversammlungen.  Auf  der  Ueneralversamndung  zu 
llalberstadt  im  Jahre  1^87  war  es  in  erster  Linie  der  Vor- 
sitzende des  Ausschusses,  welcher  den  Antrag  auf  Kini'ülnung 
dieser  Unterstützung  nicht  so  sehr  aus  praktischen  als  aus 
prinzipiellen  Gründen  ablehnte,  indem  er  diese  Unterstützung 
als  eine  Pflicht  des  Staats  hinstellte;  ihr  auch  für  die  Organi- 
sation nicht  den  Wert  heilten  wollte,  den  man  sich  davon 
versprach.  Ihm  traten  die  meisten  bei.  —  Auch  auf  der  General- 
versammlung von  1889  in  Magdeburg  wurde  die  Arbeitslosen- 
unterstütaung  von  der  Mehrzahl  der  Delegierten  bekämpft, 
weil  sie  die  ArbeitslosenuntersttttBung  Äir  undurchfiihroar 
hielten.  Es  wurde  mit  allen  gegen  eine  Stimme  der  Antrag 
angenommen:  „Die  Generalversammlung  wolle  beschliefsen, 
idle  Anträge,  die  aui*  Einführung  einer  Arhritslospnnnter- 
stützung  Bezug  haben,  abzulehnen."  Die  IJnduK  liiilhrbarkeit 
dieses  Unterstützungszweiges  wurde  wiederum  meist  darin 
gesehen,  dafs  es  unmöglich  sei,  den  Beitrag  zu  erhöhen,  ohne 
einen  Massenaustritt  der  Mitglieder  herbeizuführen.  Diesen 
Standpunkt  der  Delegierten  gibt  eine  Resolution  der  General- 
versammlung von  1889  wieder,  dafs  die  EanfÜhrung  der  Arbeits- 
losenunterstützung eine  beträchtliche  Erhöhung  der  Beitrttge 
erforderlich  mache,  dafs  der  etwaige  Erfolg  derselben  von  dem 
möglichst  einmütigen  Eintritt  aller  Kollegen  zur  Organisation 
abhängig  sei,  dafs  endlich  eine  Erhöhung  der  Beiträge  an- 
gesichts der  traurigen  Verhältnisse  innerhalb  der  Zigarren- 
industrie eher  einen  Austritt  vieler  Kollegen,  als  eine  Ver- 
stärkung des  Vereins  bedingen  werde,  und  daher  die  Ein- 
führung der  Arbeitslosenunterstützung  abzulehnen  sei.  Dem 
praktischen  B'^lonken  wird  zum  Schlufs  auch  noch  das  piin- 
zipielle  hinzu^etügt,  dafs  der  der  Arbeitslosenunterstützung 
scneinbar  anhaftende  Wert  für  die  Organisation  von  keiner 
Bedeutung  zu  erat  hten  sei. 

Im  Jahre  181H)  war  an  die  Kintuhrun^  der  Arbeitlosen- 
unterstützung  erst  reclit  iiiclit  zu  <lenken,  nachdem  die  Finanzen 
des  Vereins  sich  infolge  der  bedeutenden  Streikunterstützung 
so  ungünstig  gestaltet  hatten.  Diejenigen,  welche  die  Arbeits- 
losenunterstützung für  wertlos  hiäten,  um  der  Organisation 
neue  Mitglieder  zuzuführen,  konnten  zudem  darauf  hinweisen, 
dafs  der  Verein  in  jedem  Jahre  bisher  an  Mitgliedern  zu- 
genommen hatte.  Er  war  von  3613  Mitgliedern  im  Jahre  1884 
auf  14  538  im  Jahre  1890  gestiegen.  Es  schien  also  auch  ohne 
Arbeitslosenunterstützung  zu  gehen. 

Das  hindernde  Moment  der  Beitrajirscrhilhunf]^  spielte  bei 
der  Frage,  ob  die  Arbeitslosenuiiicrstiitziing  eiMf!:el"ührt  werden 
solle,  auch  wohl  weiterhin  eine  bedeutende  Kolh»,  ist  aber 
doch  nicht  von  so  ausschlaggebender  Bedeutung  gewesen.  Man 
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kann  sich  gerade  bei  der  Verfolgung  der  Debatte!!  in  den 
folgenden  General  Versammlungen  über  diese  Fra^^e  des  Ein- 
drucks nicht  erwehren,  als  sei  teils  Abneigung,  teils  Uiieiu- 
schlossenlieit  des  Vorstiiiulcs ,  den  entsciieidenden  Schritt  zu 
tun,  hier  im  wesentlichen  ausschlaggebend  gewesen.  Es  tritt 
hier  deutlich  heryor,  dafs  immer  nur  einzelne  Belferte  »oviel 
Selbetllndigkeit  besitaen,  um  gegen  den  VoTStand  «ufeatreteOf 
daCi  erst  in  dem  Aagenblick,  wo  auch  der  Vorstand  eine 
Schwenkung  mach^  die  Arbeitslosenunterstütaung  anstandslos 
bewilligt  wird.  Dabei  war  das  Bedürfnis  nach  ihrer  Ein- 
führung 80  grofsy  dafis  an  manchen  Orten  die  Mitgliedschaften 
einen  jSxtrabeitrag  zu  einer  lokalen  Arbeitslosenuntersttttzung 
erhoben,  so  in  Braunschweig,  Brandenburg  und  Nauen.  Bei 
der  Beratung  Uber  die  Einfiilirung  der  Arbeitslosenunter- 
stützung auf  der  Generalversammlung  im  Juni  1892  zu  Halber- 
stadt wurde  die  ArbeitslosenuTiterstiitznnpf  mit  40  gegen  8 
Stimmen  abgelehnt.  Einige  Redner  wiesen  auf  die  gUostige 
Erfahrung  der  Buchdrucker  und  der  Sortierer  mit  diesem 
UnterstUtzungszweige  hin,  aber  sie  konnten  nicht  durchdringen. 
Die  alten  Argumente,  dafs  eine  mit  der  Arbeitslosen  unter - 
Stützung  Terbnndene  Beitragserhöhung  den  Verein  ztigrunde 
richten  müsse,  dafs  man  Oberhaupt  der  Arbeitslosigkeit  gegen- 
über machtlos  sei,  und  dafs  es  nicht  der  Regierung  sei,  bei 
Überhandnehmen  der  Arbeitslosigkeit  einsutreten,  behielten 
die  Oberhand. 

Nicht  der  Einsicht,  dafs  die  Arbeitslosenunterstützung  an 
sich  notwendig  sei,  sondern  das  Bestreben,  eine  Verschmelanag 

des  Verbandes  mit  der  Sortierergewerkschaft  zu  erzielen,  worauf 
unten  noch  zunh-kzukommen  sein  wird,  bewcgd^n  Vorstand  dazu, 
auf  der  (jiMit  ialvin-sammlung  im  Jahre  IS'.'l  zu  Nordhausen 
die  Einführung  einer  fakultativen  Zusclmfskasse  zum 
Zweck«'  der  Arbeitslosenunterstützung  in  Vorschlag  zu  bringen. 
Damit  wurde  di«*  Frage  von  neuem  stark  in  den  Vordcrgrunrl 
des  Interesses  gerückt.  Es  war  namentlich  der  Geschäfts- 
führer des  Sortierervereins  von  Elm,  welcher  auf  der  Geucrai- 
▼ersammlung  des  Tabakarbeiterverbandes  mit  grofser  Wärme 
ffkr  die  obligatorische  Einführung  der  AriieitslosenunterstlltBaDg 
sprach.  Br  wies  an  der  Hand  von  Aufttelhingen  der  seit 
1890  begründeten  Generalkommission  der  Gewerkschaftoa 
Deutschlands  nach,  dafs  die  Vereine  mit  Arbeitslosenuntar* 
Stützung  prozentual  in  ihrem  Gewerbe  die  stärksten  seien  ^  er 
betonte,  dafs  den  Arbeitern  etwas  geboten  werden  müsse,  um 
sie  der  Organisation  zu  gewinnen  und  zu  erhalten.  Er  fand 
nur  wenig  Beifall.  Während  ein^  r-ieits  mit  den  alten  Bewf^i«- 
stücken  die  Unm^^glichkeit  der  l  ititidirung  von  neuem  belegt 
wurde,  war  man  auch  aus  prinzipiellen  (Jründen  abgen^  i;:!,  indfin 
man  die  Einführung  dieses  weiteren  Unterstütznnfr^/.\\  eiges  mii 
den  Zwecken  der  Gewerkschaft  für  unvereinbar  hielt  Der 
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Vorsitzeudo  dos  Ausschusses  warntf  In'or  noch  ausdrücklich  vor 
einem  Experimen Heren.  Niclit  viel  günstiger  war  die  Stim- 
mung in  dieser  Krage  auf  der  Ueneral Versammlung  im  Juli 
1896  55U  Stuttgart.  Der  Vorstand  verhielt  sich  wie  früher  ab- 
lehnend. Der  wegen  einer  anderen  Frage  anwesende  Vor- 
sitzende der  Generalkommission  der  Gewerkschaften,  L  e  g  i  e  n , 
sprach  für  die  Arbeitslosenunterstützung  im  Tabakarbeiter- 
▼erband,  deren  EUnfUhrtm^  er  in  Anseaang  der  niedrigeren 
Löhne  in  der  Tabakindiutne  swar  für  schwierig,  aber  keines- 
wegs anssichtaloB  hielt.  Von  Vereinsseite  warnte  man  davor, 
Kapitalien  anzusammeln,  da  dieses  zur  „Versumpfung**  führen 
werde.  Während  die  Anträge  auf  Einführung  der  Arbetts- 
losenuntersttttzung  gegen  <>  Stimmen  abgelehnt  Warden,  fiel 
der  Antrag  auf  Einsetzung  einer  Kommission,  welche  die  not- 
wendigen statistiselien  Unterlagen  sammeln  sollte,  nur  mit 
10  Stimmen,  (M*n  Z(M'chen,  dafs  der  Wunsch,  tatsächliche  ünter- 
lai^en  in  dieser  Frage  zu  haben,  allgemein  vorhanden  war.  Die 
liestrebungen  auf  Einführung  der  Arbeitslosenunterstützung 
ruhten  in  den  zwei  Jahren  bis  zu  der  Generalversammlung  in 
OfFenbach  im  .Jahre  1898  keineswegs.  Die  Frage  war  nament- 
lich durch  von  Elm  im  „  i'abakarbeiter''  erörtert  und  so  weiter 
zur  allgemeinen  Diskussion  gestellt  worden.  Offen  bekannten  nun 
Delegierte,  welche  früher  gegen  diesen  Untersttttaungsaweig 
gewesen  waren,  dafs  sie  nunmehr  anderer  Meinung  geworden 
seien.  Wenn  trotzdem  die  sehr  eindrucksvollen  Reden  der 
Freunde  der  Arbeitslosenunterstützung  keinen  vollkommenen 
Umschwung  der  Meinung  bei  der  Mehrheit  der  Delegierten 
erreichen  konnten ,  so  lag  das  wiederum  an  der  abweisenden 
Haltung  des  Vorstandes.  Während  der  Vereinsvorsitzende 
immerhin  für  eine  fakultative  Arbeitslosenunterstützung  zu 
haben  war,  erklärte  sieli  der  einflulsreiehe  Vorsitzende  des 
Ausschusses  gegen  dieselbe:  prinzipiell  sei  er  zwar  für  die 
Arbeitslosenunterstützung,  nicht  aber  dafür,  sie  im  Verband 
einzuführen.  Prinzipielle  Kämpfer  gewänne  man  durch  sie 
nicht.  W  enn  das  so  fort^j:inge  mit  dem  Unterstützungswesen, 
dann  solle  man  lieber  Versicherungsgesellschaften  gründen. 

Am  meisten  Bedenken  machte  die  von  den  einsichtigen 
Befürwortern  der  ArbeitBlosenunterstQtzung  für  notwendig  er- 
klärte Erhöhung  des  Beitrags.  Soviel  aber  wurde  klar,  dab 
man  die  Frage  nicht  mehr  durch  Abstimmung  aus  der  Welt 
schaffen  konnte.  Daher  wurde  ein  Eompromifsvorschlag, 
welcher  den  Gedanken  der  vorigen  Generalversammlung  auf< 
nahm,  mit  28  gegen  24  Stimmen  angenommen  und  eine  Korn- 
raission  eingesetzt,  welche  statistische  Erhebungen  über  Dauer, 
Umfang  und  Ursache  der  Arbeitslosigkeit  innerhalb  der  Tabak- 
indiistnV  anstellen  sollte.  Zum  Obmann  der  Kommission  wurde 
der  Zigarreniuach^r  Wildemann,  wehdier  mit  allem  Nachdruck 
fUr  die  Arbeitslosenunterstützung  eingetieten  war,  gewählt. 
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Die  K  mimission  hatte  ihren  Sitz  in  Stuttgart.    Der  B<  rieht 
der  Kommiöbiou  zu  der  im  September  1900  zu  Maiuz  ab- 
gehaltenen Generalversammlung  lautete  für  die  Freunde  der 
ArbeitslofieDunterBttttzung  günstig.  An  den  Erhebungen  hatten 
sich  durchschnittlich  11 000  Mitglieder  beteiligt  ^  Auf  Qrund 
ihrer  Angaben  wies  die  Kommission  nach,  da»  eine  Beitrags- 
erhöhung von  etwa  2,3—5  Pf.  pro  Mitglied  und  Woche  nötig 
sein  wtLnie,  um  im  Falle  der  Aroeitslosigkeit  eine  wöchentli^e 
Unterstützung  von  6  Mk.  gewähren  zu  können.   Hierbei  war 
die  Einhaltung  einer  Karenzaeit  noch  nicht  einmal  in  Rech- 
nung gezogen.  Die  Kommission  empfahl  eine  Beitragserhöhung 
von  5  Pf.    Der  Vorsitz rnfk*  der  Kommission  vertrat  mit  Eiter 
die  unbedingte  Notwendigkeit  der  Einführung  dieses  Unter- 
stütziinuszweiges.    Er  führte  alle  alten  Gründe  von  neueui 
ins  Feld  und  wies  namentlich  darauf  hin,  dafs  nur  so  die  sehr 
starke  Fluktuation   der  Mitglieder  gehemmt  werden  könne. 
Ebenso  sprachen  eine  ganze  Reihe  Delegierter.  Aber  wiederum 
trat  der  Vorstand  des  Vereins  gegen  die  Arbeitslosenunter- 
stützung auf.   Sein  Hauptredner ,  der  in  derselben  General- 
versammlung zum  Vereinsvorsitaenden  gewählte  Karl  Deich- 
mann, bestritt  einerseits,  dals  die  ArbeitslosenunterstHtaang 
die  ihr  zugeschriebene  Wnnderwirkung  tatsächlich  habe.  Der 
Verein  gebe  enorme  Unterstützung  bereits  jetzt  aus,  trotasdem 
sei  die  Fluktuation  der  Mitglieder  nicht  su  bannen  gewesen. 
Nicht  alle  Verbände,  welche  die  Arbeitslosenunterstützung  ein- 
führten ,   hätten  an  Mitgliederzahl  und   Stabilität  gewonnen. 
Es  wirkten  ganz  andere  Momente  auf  (]f^n  Mitgliederstanri  ein. 
Andererseits  könne  die  Enquete  do  Kommission  keine  Grund- 
lage für  die  Einführung  der  Arbeitslosenunterstützung  bieten, 
denn  dieselbe  sei  wahrend  einer  guten  Geschäftsperiode  (1898 
bis  1000)  gemacht.   Mindestens  In  Pf.  Beitrjigserliöhung  seien 
erforderlich.     Man  habe   zum  Teil   mit  der  rückständigsten 
Arbeiterschaft  auf  dem  Laude  zu  verhandeln,  mit  der  Ver- 
zweigtheit der  Hausarbeit,  der  Überarbeit  am  Abend,  mit 
Leuten,  welche  die  Zigarrenarbeit  teilweise  als  Nebenerwerb 
neben  der  Landwirtschaft  als  Haupterwerb  trieben.  Vor  aUem 
warnte  Deichmann  ebenso  wie  der  Vorsitzende  des  Ausschusses 
davor«  in  der  Zeit  der  gegenwärtigen  Ejrisis  sich  auf  solche 
Unternehmungen  einzulassen.    Nach  langer  Debatte  über  die 
von  Deichmann  angeregten  tatsächlich  schwerwiegenden  Be- 
denken wurde  die  Einführung  der  Arbeitslosenunterstützung 
mit  47  gegen  17  Stinmien  abgelehnt.    Die  Kommission  zur 
Sammlung  von  Material  über  die  Arbeitslosigkeit  der  Mit- 
ij^lieder  blieb  bestehen.    Die  Ablehnung]:  der  Arbeitslosenunter- 
stützung zog  zunächst  eine  Debatte  im  ./rabakarbeiter"  zwischen 
dem  Verbandsvorsitzenden  und  von  Elm  nach  sich,  in  welcher 
von   Elm   einige   statistische  Angaben  Deichmanns  auf  der 
Generalversammlung  zu  widerlegen  suchte  und  seine  HofifnuDg 
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aussprach,  denselben  doch  noch  zur  ArbfitslosenunterstUtzung 
zu  bekehren.  Di^  Kommission  für  Arlx  itslosenstatistik  fuhr 
fort,  durch  Veröffentlicimnii:  ihrer  Erhebungen  Stiinmung  für 
die  Einführung  der  Arbeitslosenunterstützung  zu  machen.  Die 
Fr;ii^'  fand  so  fortgesetzte  Anregung  und  Erörterung.  Als  im 
Alärz  1903  der  Bericht  des  Vorstandes  für  die  General- 
▼ersammlung,  welche  im  selben  Monat  zu  Dresden  stattfinden 
sollte,  erschien,  war  es  offensichtlich,  dafs  die  Majorität  der 
Delegierten  ftlr  die  ArbeitBloflenuntersttttEong  eintreten  wflrde. 
Fast  ausnahnislos  nahmen  auch  die  Mitgliedschaften  su  der 
Frage  Stellung,  ein  grofser  Teil  war  nunmehr  für  bedingungs- 
lose Einführung  der  ArbeitslosenunterstUtsung.  Der  Vorstand 
war  offenkundig  anderer  Meinung  geworden,  wobei  ver* 
schiedene  Umstände  mitgewirkt  hatten.  Teils  hatte  der  Vor^ 
sitzende  Deichraann  durch  seine  Tätigkeit  als  Vereins- 
vorsitzender rinen  tieferen  Einblick  in  die  Lebensbedingtmgen 
der  ( >rganisation  getan,  teils  hoffte  man  durch  die  Einführung 
der  Arbeitslosenunterstützung  den  Sortiererverein  zu  einer 
Verschmelzung  mit  dem  Verband  zwingen  zu  können  Durch 
die  sympathische  Stellungnahme  des  Vorsitzenden  in  dieser 
Frage  war  das  Bild,  was  die  Einführung  der  Arbeitslosen- 
unterstützung betraf,  gegen  die  früheren  Jahre  wesentlich 
verändert  Während  der  Vorsitsende  des  Ausschusses,  Meister, 
sich  nach  wie  vor  ahlehnend  verhielt,  trat  Deichmann  mit 
seiner  ganzen  Person  für  den  Untersttttzungszweig  ein: 

„Durch  die  gemeinsame  Tätigkeit,"  so  führte  Deichmann 
aus,  „gelang  es.  in  den  zwei  Jahren  und  1002  genau 

972t)  neue  Mitglieder  zu  erwerben.  ist  dies  ein  Resultat, 
mit  dem  wir  zufrieden  sein  könnten.  Doch  sehen  wir  unseren 
Mitgliederbestand  an,  so  mufs  an  »Stelle  der  Zufricdenlinit  die 
T Unzufriedenheit  treten.  Gewaltig  ist  «lio  Zahl  der  Autnahmen 
trotz  der  Krise,  aber  der  Verband  zählt  nach  Verlauf  dieser 
zwei  Jahre  nur  77*»  •\Iitglicder  mehr.  Die  Fluktuation  ist 
hiernach  niclit  unbedeutend.  Unsere  Hauptaufgabe  mufs  dem- 
nach darauf  gerichtet  sein,  die  Gewonnenen  fester  an  den 
Verband  zu  ketten.  Die  Agitation  mufs  durch  materielle 
Leistungen  eine  wirksame  Unterstützung  erfahren.  Was  leistet 
der  Verband  in  dieser  Beziehung  heute?* 

Nachdem  Deichmann  eine  Übersicht  ttber  die  Unter- 
sttltzungsbeträge  der  Jahre  1899 — 1902  gegeben  hatte,  fuhr 
er  fort  „Wir  sehen  ans  diesen  Zahlen,  dafs  nur  fUr  bestimmte 
Mitgliedergruppen  gesorgt  ist.  Die  ReiseunterstUtzung  kostet 
dem  Verbände  alljährlich  im  Verhältnis  zu  seinen  Einnahmen 
gewaltige  Summen.  Wer  erhält  sie?  Ein  Teil  der  ledigen 
männlichen  Mitglieder,  wJihrend  der  grofse  Teil  der  ver- 
heirateten mnnTTli<-lnM]  itLdieder  leer  ausgeht,  obwohl  diese 
Gruppe  bei  Eintra  t'  i;  d*  r  Arbeitslosigkeit  viel  trostloser  da- 
steht, wie  der  Teil  der  ledigen.  Ganz  besonders  aber  sind  es 
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die  weiblichen  Mitglieder,  die  in  dieser  Beziehung  nichts  vom 
Verbände  habeü.  Steht  man  meiner  Meinung  nach  auf  <iem 
Standpunkte,  dafs  Untersttzungseinrichtungen  fUr  die  Ge- 
werkschal'tsverbände  von  Vorteil  sind,  und  das  sind  sie,  oder 
Uberhaupt  zu  ihrer  Tätigkeit  gehören,  so  mufs  es  auch  onsere 
Au%abe  setn,  in  unserm  Verbände  die  UntentUtsitiigseinrich- 
taugen  so  su  gestalten»  dafs  auch  die  Verheirateten  und  ebeneo 
die  weiblichen  Mitglieder  anf  den  Verband  rechnen  kt^nnen. 
Wenige  Verbände  sind  es  bis  heute,  die  so  bedacht  darauf 
sein  mtkssen,  die  Arbeiterinnen  fUr  unsere  Bestrebungen  sa 

f »Winnen,  wie  der  ansenge.  Ohne  die  Gewinnung  der 
olleginnen  kein  Sieg.  Bedenken  Sie,  nicht  weniger  wie 
rund  <5f)  000  organisationsfähif^e  Arbeiterinnen  wurden  nach 
der  OewerbezUhlung  1895  in  unserer  Branrhe  beschnt*tiL'"t,  von 
welchen  nur  am  Schlüsse  vorigen  Jahres  unserem  Ver- 

bände angehörten.  Alles  in  allem,  so  kommen  wir  in  iJ^e- 
wünöchter  Weise  nicht  vorwärts.  Agitationen  und  materielle 
Leistungen  niUssen  sich  einander  ergänzen,  wollen  wir  einen 
Verband  schaffen,  lier  einen  Einflufs  auf  die  Gestaltung  der 
Lohn*  und  Arbeitsverhältnisse  ausüben  kann.** 

Deichmann  wies  dann  noch  eingehend  nach .  dafs  <ler 
Verband  infolge  von  Beitragserhöhung  noch  nie  einen  Mit- 
gliederrückgang  erlebt  habe.  Zu  verlieren  habe  man  über- 
haupt nicht  yiel  in  dieser  Beziehung.  Deshalb  trete  er  jetst 
fftr  die  ndtige  Beitragserhöhung  ein.  Nach  einer  Debatte, 
welche  nicht  wesentliche  neue  G^ichtspunkte  isutage  förderte, 
ergab  die  namentliche  AbstimmuDg  die  Annahme  der  Arbeits- 
losenunterstützung mit  48  g^en  18  Stimmen^  ein  Del^erter 
enthielt  sich  der  Abstimmung.  Eb  wurde  beschlossen,  zu- 
nächst bis  zum  1.  Juli  1904  einen  Reservefonds  anzusammeln, 
so  dafs  erst  mit  diesem  Tage  die  Arbeitslosenunterstützung  in 
Kraft  liretretcn  ist.  Die  Unterstützungssätze  luich  Wartezeiten 
und  Beitragsklassen  stellen  sich  folgendermaisen : 

Beitrags-      Nach  Wartezeit       Nach  Wartezeit        Nach  Wartezeit 
Ussae:       von  52  Wochen:     yoa  lOi  Wochen:     von  156  Wochen: 

1:25  Pf.  50  Pf.  pro  Tag     60  Pf.  pro  Tag     70  Pf.  pro  Tag 
11:35  -    70  -    -    -       85  -    •    •         1  Mk.  -  - 

Man  legte  b<  i  der  Arbeitslosen unterstfltBung  nur  die 
niedrigsten  Beitragsklassen  für  Frauen  und  unqualifizierte 
männliche  Arbeiter  2sugrunde.    Die  langen  Wartezeiten  und 

die  langsame  Steig-nrung  der  Unterstützung  zeigen,  difs  man 
sffir  vorsichtig  zu  Werke  gin^,  weil  jede  j^raktische  l^rtaln  ung 
fclili*'.  1  )h'  Unterstützung  beginnt  mit  dem  vierten  T.i^'u  der 
eingetretenen  Arbeitslosigkeit.  Liegt  zwischen  zwei  Arbeits- 
losigkeiten ein  Zeitraum  von  weniger  als  drei  Wochen,  so 
kann  die  Unterstützung  gleich  vom  Tage  der  Meldung  der  neuen 
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Arbeitslosigkeit  an  bezahlt  werden.  Bei  tageweiser  Beschäfti- 
gung kommt  der  bctrefieude  Tag,  bei  Bezug  von  Krankengeld 
wfthreud  dieaes  die  Arbeitslosenunterstützung  in  Wegfall.  Für 
mehr  ab  sechs  Tage  darf  auf  einmal  ArbeituosenanterstiitBung 
nicht  ausbesahlt  werden.  Von  dem  Eintritt  der  Arbeitslosig- 
keit mufe  dem  1.  Bevollmächtigten  sofort  Mitteilung  gemacht 
werden.  Bei  Besag  von  UnterstfitKung  am  Orte  hat  das  Mit- 
glied die  Pflicht,  auf  Anordnung  der  BevoUmttchtifften  sich 
zur  bestimmten  Tageszeit  zwecks  Kontrolle  zu  melden.  Be- 
gibt sich  ein  arbeitsloses  Mitglied  arbeitsuchend  aui'  Reise,  so 
raufs  es  dies  d»'m  ersten  Bevollniaehtif^t'^n  anzeigen  und  im 
Mitgliedsbuch  (MiUiiigen  lassen,  widrigenfalls  Arbeitslospn- 
unterstützung  aut  der  Reise  nicht  ausbezahlt  wird.  Wichtig 
ist,  dafs  der  Bevollmächtigte  dem  arbeitsiuiienden  Mitgliede 
vorhandene  Arbeit  nachweisen  raufs,  und  dafs  bei  Zurück- 
weisung annehmbarer  Arbeit  aoturt  die  Entziehung  der  Unter- 
stützung eintritt.  Um  den  selbständigen  Gewerbetreibenden 
im  Verbände  für  die  Arbeitslosenunterstützung,  die  sie  natur- 
gemäfs  nicht  beziehen  kOnnen,  einen  Ersatz  zu  bieten ,  be- 
ziehen sie  in  einem  Kalenderjahre  40  Tage  lang  im  Falle  der 
Erwerbsunfähigkeit  eine  erhöhte  Unterstützung  von  50  Pf. 
pro  Arbeitstag.  Zur  Auslegung  der  Bestimmungen  tlber 
ArbeitslosenuntorsttUziing  ist  zu  Anfang  Juli  1904  für  die 
Mitglieder  noch  eine  besondere  Erläuterung  erlassen  worden.  — 

An  die  beiden  wichtigsten  Untersttitzungszweige  fUr 
KraTil<<^  iiri'l  Arbeitslose  schli«^r<t  sich  in  dem  neugeordneten 
Unterstütziniprssystem  des  Verbandes  die  nnveründerte  Unter- 
stützung bei  I  rnziigen,  dann  die  ebenfalls  nach  Beitragskla.ssen 
abgestufte  Unterstützung  beim  Ableben  eines  Mitgliedes,  zu 
welcher  die  Unterstützung  beim  Ableben  der  Ehehälfte  nun- 
mehr erweitert  wurde.  Berechtigt  /Aim  Bezüge  der  Unter- 
stützung sind  die  „Hinterbliebenen",  d.  b.  wohl  die,  welche 
dem  Hausstande  des  Verstorbenen  angehörten.  Endlich  findet 
sich  noch  neu  eingeführt  eine  WOchnerinnenunterstQtzung  vom 
Tage  der  Niederkunft  an  berechnet  in  Höhe  von  2,50  Mk. 
pro  Woche  vier  Wochen  lang. 

Der  Verband  hat  bei  einem  Eintrittsgeld  von  20  Pf.  nun- 
mehr sechs  Beitragsklassen,  nämlich  Klasse  I  mit  25  Pf.^ 
Klasse  la  mit  35  Pf.,  Klasse  II  mit  35  Pf.,  EJasse  IIa  mit 
45  Pf.,  Klasse  IIb  mit  55  Pf.  und  Klasse  IIc  mit  75  Pf. 
Rollerinnen,  Wickelmacher,  Sortiererinnen,  Zigarettenmache- 
rinnen,  Vorleger,  Deckermacher  ^  Zurichter,  sonstige  Tabak- 
arbeiter und  Lehrlinge  leisten  den  Beitrag  in  der  Klasse  I, 


'  Vorleger  und  Deckermacher  sind  Arbeiterinnen  der  Kautabak- 
branche.  Die  erstoren  arbeiten  dem  Spinner  in  die  iland,  die  letzteren 
richten  das  Deckblatt  zu  für  das  Umgeben  des  Tabakgespinstes  durch 
den  Spinner. 
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Tabellarische  Übersicht  über  das  Luu 


Beitrag»- 
klasse 

UatentfitEUngBiweig 

Nach  Wartezeit  ^ 
von  26  Wochen 

Nach  Warteid 
von  52  Woche 

I 

<25  Pf.) 

ArbeitBloBenimtentütsoiig  . 
KrankemmtentOtsnng  .  . 
Sterbeimteratatsong  .  .  . 

Umzugsunterstützung  .  . 
Wöchnerinnenniitentiltzuiig 

keine 
46  Pf.  pro  Tag 
20  Mk. 

keine 
keine 
nach  Lage  d.  Sache 

50  Pf.  pro  Ttj 
46  P£  pro  T^ 

25  Mk. 

keine 
2,50  Pf.  pro  W'M 
nach  Lage  d.  Sm 

la 
(85  Pf.) 

Arbeitslosenuntcrstütsnng  . 
Krankenunterstützung    «  . 

Sterbeunt«'r3tüt?:nn[r  ,  .  . 
Urnzn,[!'?nntpr^tützung.  .  . 
VV  ö  c  1 1 1 1  1  n  ni  e  u  un  terstützung 

Rpcht->i'!iiitz  

keine 
90  Pf.  pro  Tag 
20  Mk. 

keine 

keine 
nach  r^Uf?»^  «1.  I^Rohr 

50  Pf.  pro  Tij 
90  Pf.  pro  Tig 

25  Mk. 
keine 
2,50  Pf.  Wnd 

■ 

U 
(86  Pf.) 

A ihr i t >  1  osenunterstützuug  . 
KiaukeuunterstfitzuDg  .  . 
Sterbeunterstützung  .  .  . 
Umzugöunterstützung.    .  . 

keine 
45  Pf.  pro  Tag 
30  Mk. 
keine 
nach  Lage  d.  Saehe 

70  Pf.  pro  Tc 
45  Pf.  pro  Ii»: 
o5  Mk. 
keine 
nach  Lage  d.Sic) 

na 

(45  Pf.) 

Arbeitdlosenunterütützung  . 
Erankentuitentiltsuiig  .  . 
SterbeantentQtsimg  .  .  . 
Unuragstmtentützitng    •  . 

keine 
20  Pf.  pro  Tag 
80  Mk. 
keine 
nach  Lage  d.  Sache 

70  Pf.  pro  Tag 
20  Pf.  pro  Tar 
35  Mk. 

naehLagedSad 

Hb 

(55  Pf.) 

ArbeitaloBenimteistatsiiiig  • 
Krankenttntentlltsung  .  • 
Sterbeuntentatrang  .  .  . 

ümzupsmiterstfitamig»   ,  . 

keine 
185  Pf.  pro  Tag 
30  Mk. 
keine 
nacn  ijage  a.  oacne 

70  Pi  pro  T«: 
185  Pf.  pro  T«g 
35  ML 
keine 
nacn  LiageiLatcJi 

Uc 
(75  Pf.) 

Arbcitslosenunterstütiung  . 
Krankenunterstätsniig   .  . 

Sterbeimterstützung  .  .  . 
UntzugsunterstütztUBg    .  . 

keine 
225  Pf.  pro  Tag 
80  Mk. 
keine 
nach  Lage  d.  Sache 

70  Pf.  pro  Tac 
225  Pf  pro  Tt^ 

fl"  Mk. 

nach  Lage  d. 
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kt^oiigsweseu  des  Tabakarbeiterrerbauds, 


at^h  Wartezeit 
Tk  lOi  Wochen 

Nacli  Wartezeit 
von  156  Wochen 

Nach  Warteseit 
von  208  Wochen 

Lingste  Daner  der 
Unterstfttiung 

0  Pf.  pro  Tag 
5  Pf.  pro  Tag 
80  Mk. 
keine 
i>  Mk.  pro  Woche 
ilx  LiBge  d.  Sache 

70  Pf.  pro  Tag 
45  Pf.  pro  Tag 
.35  Mk. 
nach  Lage  d.  Falls 
2,50  Mk.  pro  Woche 
nach  Lage  d.  Sache 

70  Pf  pro  Tag 
45  Pf.  pro  Tag 
40  BIk. 
nach  Lage  d.  Falls 
2,50  Mk.  pro  Woche 
nach  Lage  d.  Sache 

40  Tage 
156  Tage 

4  Wochen 

iO  Pf.  pro  Tag 
lO  Pf.  pro  Tag 
30  Mk. 

keine 
0  Mk.  pro  Wochf* 
ch  Liage  d.  Sache 

70  Pf.  pro  Tag 

90  Pf.  pro  Tag 
35  Mk. 
nach  Lage  <i.  Falls 
2,50  Mk.  pro  W  oche 
nach  Lage  d.  Sache 

70  Pf.  pro  Tag 
90  Pf.  pro  Tag 

40  Mk. 
nach  Lage  d.  Falls 
2,-50 Mk.  pro  Woche 
nach  Lage  d.  Sache , 

40  Tage 
156  Tage 

4  Wochen 

Ib  Pf  pro  Tag 
t&  Pf  pro  Tag 
40  Mk. 
keine 
ch  Lage  d.  Sache 

100  Pf.  pro  Tag 
45  Pf.  pro  Tag 

45  Mk. 

IT                        1       f  T      1  1 

nach  Lage  d.  jballs 
nach  Lage  d. Sache 

100  Pf.  pro  Tap: 
45  Pf.  pro  Tag 
50  Mk. 
nach  Lag«*  d.  r  alls 
nach  Lage  d.  Sache 

40  Tage 
156  Tage 

<5  Pf.  pro  Tag 
♦0  rf.  pro  Tag 
40  Mk. 
kema 
ch  Lage  d.  Sache 

100  Pf.  i)ro  Ta^^ 
90  Pf.  pro  Tag 
45  Mk. 
nach  Lage  d.  Falia 
nach  Lage  d.  Sache 

100  Pf  pro  Tag 
90  l*f.  pro  Tag 
45  Mk. 
nach  Lage  d.  Falls 
nach  Lage  d.  Sache 

40  Tage 
156  Tage 

85  Pf.  pro  Tag 
M  Pf.  pro  Tag 

40  Mkv 

keine 
ich  Lage  d.  Sache 

100  Pf,  pro  Tag 
135  Pf.  pro  Tag 

45  Mk. 
nach  Lage  d.  Falb 
nach  Lage  d.  Sache 

100  Pf  pro  Tag 
135  Pf.  pro  Tag 

50  Mk. 
nach  Lage  d.  Falb 
nach  Lage  d.  Sache 

40  Tage 
156  Tage 

85  Pf  pro  Tag 
225  Pf.  pro  Tag 
40  Mk. 
keine 
ach  Lage  d.  Sache 

100  Pf.  pro  Tag 

225  Pf  pro  Tag 
45  Mk. 
nach  Lage  d.  Falb 
nach  Lage  d.  Sache 

100  Pf  pro  Tag 

225  Pf.  pro  Tag 

50  Mk. 
nach  Lage  d.  Falls 
nach  Lage  d.  Sache 

40  Tage 
156  Tage 
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doch  bleibt  ihnen  freigestellt^  in  der  Klasse  la  zu  steuern. 
Die  übrigen  männlichen  Tabakarbeiter  leisten  den  Beitrag 
der  Klasse  II,  dock  bleibt  ihnen  belassen,  in  die  drei  höhere 
Klassen  sich  au&ebmen  zu  lassen.  Die  umsteli«ide  Übersicht 
zeigt,  inwiefern  die  höheren  Klassen  und  die  Dauer  der  Mit^ed- 
Schaft  die  Stellung  des  Mitgliedes  yerbessern.  Am  frühesten  be- 
ginnen die  KrankenunterstUtzung,  die  Sterbeunterstützung  und 
rler  Rechtsschutz  nach  einer  Karenzzeit  von  2(3  Wochen.  Während 
die  Krankenunterstützung  aber  nur  nach  Beitragsklassen  steigt, 
wächst  die  Sterbeunterstützung  auch  mit  der  Dauer  der  Mitglied- 
schaft, so  dafs  sie  nach  vier  Jahren  ihren  Höchstbetrag  erreicht. 
Krst   nach   einer    Warlezeit    von    einem   Jahre    beginnt  die 
Arbeitslosen luut  rstutzung,  um  sowohl  nach  Klasse  und  Dauer 
der  Beitragsleisiung  zu  steigen.    Am  spätesten,  nämlich  erst 
naeli  (Ireijilhriger  Mitijiliedschnft,  hat  das  Mitglied  auch  Anspruch 
auf  UiuzLig.simterstiUzüiig.    Kbenso  beginnt  die  Wöchnerinnen- 
Unterstützung  erst  nach  einjähriger  Mitgliedschaft ,  ohne  mit 
der  weiteren  Dauer  zu  steieen.  Zu  den  höchsten  Sätzen  der 
Hauptunterstiitzungszweige  Kommt  ein  Mitglied  demnach  nach 
dreijähriger  Mitgliedschaft ,  während  die  höchsten  Leistungen 
vom  Vereine  t&berhaupt  erst  nach  vierjähriger  Mitgliedschaft 
erreicht  werden.    Das  ganze  System  ist  am  1.  Juli  1004  in 
Kraft  getreten ,  es  wird  sich  herausstellen ,  inwieweit  es  der 
Verbesserung  bedarf.    Im  Glänzen  bedeutet  es  doch  einen  ge- 
waltigen Fortschritt,   erfordert  es  aber  auch   einen  grofsen 
Meliranfwanrl  von   Heamtentätigkfit  und  hingebender  Pflirht- 
eriiiliung  der  oberen   und   unteren  ( )rgane.     Namentlir'li  die 
Kontrolle  der   Arbf  itslosenunterstützung   wird   sich   ho'i  der 
in    der    Zigarrenindustrie    viel    verbreiteten  Hausindustrie 
schwierig  gestalten.    Zudem  scheint  auf  die  Verbindung  der 
Arbeitslüsenunterstützuiig  iuit  dem  Arbeitsnachweis,  welcher 
gerade  für  die  Kontrolle  der  Arbeitslosen  höchst  wichtig  ist, 
ein  besonderer  Nachdruck  nicht  selegt  zu  sein.  JedeniaUs  ist 
auf  die  Errichtung  eines  zentralisierten  Arbeitsnachweisas 
verzichtet. 


Sechstes  Kapitel, 

Innere  Struktur  and  Organisation  des  Tabakarbeiter- 

verbande». 

Die  innere  iStruktur  des  Tabakarbeiterverbandes  erlitt  im 
ganzen  genommen  keine  Veränderungen  im  Laufe  der  Jahre 
seit  seiner  Neubegrttndung.  Es  blieben  Vorstand,  AusschafB, 
Generalversammlung  und  Referendum  die  Mittel,  den  Willen 
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der  Vereinsgenossen  nach  innen  und  aufson  zur  Geltung  zu 
bringen,  man  behielt  auch  bezüglich  der  Zahlstellen  das 
System  der  Bevollmächtigten  bei. 

in  Angelegenheiten  des  Vorstandes  wurde  die  General- 
▼enammluDg  am  häufigsten  wegen  Regelung  der  Gehaltsfrage, 
der  Ansahl  der  VorstandsbeamteD  nnd  wegen  der  von  ihm 
auszuübenden  Tätigkeit  befaTst  Bis  zum  Jahre  1892  hatte 
der  Verband  nur  einen  yoU  angestellten  Beamten,  den 
Sekretär^  mit  monatlich  110  Mk«  Der  Kassierer  und  der 
Vorsitzende  verwalteten  ihr  Amt  gegen  eine  geringe  Ent- 
schädigung, mufsten  also  aufserdem  einen  Beruf  ausüben. 
Im  Jahre  1802  wurde  infolge  der  Einführung  der  KontroU- 
sehutzmarke  die  Anstellunir  eines  Kassierers,  welcher  seine 
volle  Arbeitskratt  dem  Verein  zur  Verfügung  stellte,  nöti;». 
Demgemäfs  wurde  ein  Kassierer  mit  einem  Gehalt  von  12<)  Mk. 
monatlich  angestellt  und  das  Gehalt  des  Sekretärs  ebenfalls 
auf  12<>  Mk.  erhöht.  Daneben  erhielt  der  Vorsitzende  eine 
Entschädigung  von  15  Mk.  monatlich.  Dies  Verhältnis  blieb 
bis  zum  Jahre  1898  so,  in  welchem  man  den  beiden  voll  an- 
gestellten Beamten  ein  Gehalt  von  je  1800  Mk.  bewilligte. 
Inzwischen  wuchs  die  Arbeitslast  der  Beamten  derartig,  djaXs 
die  Vereinsgeschäfite  unter  ihrer  Oberbttrdung  litten.  Der 
Bericht  des  Vorstandes  hob  dies  ausdrücklich  hervor  und 
schlug  die  Anstellung  eines  dritten  Beamten  vor.  Die  General* 
Versammlung  von  1900  kam  diesem  Wunsche  nach,  indem  sie 
den  Vorsitzenden  als  dritten  vollbezahlten  Beamten  nunmehr 
fest  anstellte.  Alle  drei  Beamten  erhielten  ein  jährliches 
Gehalt  von  ISO«)  Mk.,  über  dessen  Erhöhun;^  auf  der  General- 
versammlung von  HU):;  eine  habhafte  Debatte  stattfand.  Man 
hielt  zum  Teil  Gehalt  von   1800  Mk.  für  völlig  aus- 

reichend und  Wien,  wie  gewöhnlich,  darauf  hin,  dafs  die 
Tabakarbeiter  in  ihrer  Mehrzahl  die  Hälfte  und  weniger  ver- 
dienten. Von  der  andern  Seite  betonte  man,  dafs  den  Be- 
amten des  Vereins  soviel  Gehalt  gewährt  werden  mttsse,  dai's 
sie  der  UnterstQtasungsgenossenschaft  , Arbeiterpresse"  bei- 
zutreten im  Stande  seien,  um  im  Falle  der  Invalidität  einen 
Rückhalt  zu  haben.  Schliefslich  einigte  man  sich  dahin,  dafs 
jedem  Beamten  eine  Aufbesserung  von  100  Mk.  jährlich  ge- 
währt würde,  wovon  er  die  Versielierungskosten  zu  bestreiten 
habe.  Man  kann  nicht  sagen,  dafs  die  Beamten  des  Ver- 
bandes auf  Kosten  der  Mitglieder  ein  gutes  Leben  führen, 
wie  das  heute  noch  vielfach  in  der  Tagespresse  zu  lesen  ist. 
»Soll  ein  Verband,  dessen  Mitjrlied'^r  »Iber  ganz  Deutschland 
vorbreitet  sind,  nur  einigerniafscn  it  geleitet  und  überwacht 
sein,  so  erscheint  die  Zahl  von  drei  neanitcn  bei  einer  j^Iit- 
gH*»derzahl  von  rund  Ifintiii  im  Jahresdurchschnitt  viel  zu 
gering'.  Ich  wies  schon  daiauf  hin,  dafs  mit  den  Jahren 
immer  neue  Aufgaben  an  den  Vorstand  herantraten.   Das  von 
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der  Generalversammlung  von  1903  beselilossf-iie  Statut  falst 
die  ganze  im  Laufe  der  Jahre  dem  Vorstand  zugewiesene 
Tätigkeit  folgen dermafsen  zusammen: 

„Der  Vorstand  hat  die  Aufgabe,  den  Verband  nach  iiiri'H 
und  aufsen  zu  vertreten  und  alle  Verbandsangelegenheiten  zu 
besorgen,  welche  nicht  durch  dieses  Statut  dem  Ausschufs 
oder  der  Generalversammlang  zu  regeln  vorbehalten  sind. 
Namentlich  hat  der  Vorstand  neben  der  Aufgabe^  den  Ver- 
band da  behördlich  ansumelden,  wo  er  seinen  Site  hat: 
1.  die  Befolgung  der  Verbandestatuten  zu  bewachen  und  alle 
statutengemäfsen  Beschlüsse  zu  veröflfentUclien  resp.  zu  voll- 
ziehen ;  2.  eine  rege  Agitation  zur  Förderung  und  Ausbreitung 
des  Verbandes  zu  betreiben;  .'i.  statistische  Ermittelungen  über 
die  soziale  Lage  der  Berufsangehörigen  zu  vpran.stalten  und 
zu  verotientlichen ;  4.  alljährlich  einen  Bericht  üher  sPine 
Tätigkeit  zu  gel>eii;  Ti.  ein  Verzeichnis  über  sämtliche  ho- 
htehende  TMhHktai)riken  und  deren  Filialen  zu  führen  und 
dasselbe  den  1  >evn]hiinchtigten  und  \'orortskomitees  bekannt  zu 
geben;  6.  alUialbialirlich  einen  Kassenbericht  im  „Tabak- 
arbeiter" zu  veröffentlichen;  7.  allvierteljährlich  die  Adressen 
der  Bevollmächtigten  resp.  der  Vertrauensmänner  und  Ver- 
kehrslokalCy  wo  die  Arbeitslosenunterstützung  Terabfolgt  wird, 
im  „Tabakarbeiter**  bekannt  zu  geben;  8.  allvierteljährlich 
einen  Bericht  über  sämtliche  Anträge  auf  Arbeitseinstelliuig 
im  ^ Tabakarbeiter''  zu  yeröffentlichen ;  dieser  Bericht  mnls 
zugleich  die  Qrtinde  der  Ablehnung  von  gestellten  Anträgen 
und  den  Erfolg  von  stattgefundenen  Arbeitseinstellungen  ent- 
halten; 0.  die  Pflicht,  eine  Urabstimmung  zu  veranstalten, 
wenn  der  Verbandsraitglieder  dieses  bejintragen,  oder  wenn 
Mitglieder,  deren  Antrag,  die  Arbeit  einstellen  zu  diirten. 
vom  Ausschufs  abgelehnt  wurde,  dies  verlangen;  1*>.  die 
Pflicht,  innerhalb  iy  Wochen  eine  aufserordentliche  (fen<Tal- 
versamralung  einzuberufen ,  wenn  von  ^'5  der  Verbaiids- 
mitglieder  der  Antrag  hierzu  gestellt  wird,  und  11,  die  ordent- 
lichen Generalversammlungen  und  mit  Zustimmung  des  Aus- 
schusses auch  aufserordentliche  Generalversammlungen  zu 
jeder  Zeit  nach  Mafsgabe  des  Wahlreglements  einsuberufen." 

Ein  solcher  Kreis  von  Aufgaben  verlangt  hingebende 
Pflichterfüllung,  welche  eu  dem  geringen  Gebalt  in  keinem 
Verhältnis  steht.  Zu  der  starken  Ausnutaung  der  Arbeits- 
kraft kommt  die  Unsicherheit  der  Anstellung,  welche  auf 
jeder  Generalversammlung,  also  alle  awei  Jahre,  der  erneuten 
Beschlufsfassung  der  Mitglieder  unterworfen  ist.  Jede  General- 
versammlung, auch  jeder  poHzeilicher  Eingrift*  kann  die  Ge- 
werkschaftsbeamten brotlos  machen.  Als  bekari^ite  Agitatoren 
werden  sie  schwerlich  in  ihrem  (lewerbe  eine  Stellung  tindcn. 
Dazu  schwindet  ihnen  mit  den  Jahren  überhaupt  die  Fähig- 
keit, wieder  mit  Erfolg  in  ihrem  alten  Berufe  tätig  zu  sein. 
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Nur  ein  starker  Idealismus  vermag  den  Beamten  unter  solchen 
Umständen  dauernd  die  Spannkraft  zu  erhalten.  Die  Tätig- 
keit des  Vorstandes  wird  kontrolliert  von  einer  lü'visions- 
kommiäbion,  welche  die  Zahlstelle,  an  der  der  Verein  seinen 
Sitz  hat,  wühlt.  Diese  Kontrolle  erstreckt  sich  lediglich  auf 
die  Kasst'iitührung.  Als  eigentliclie  Aufsichtsinstanz  fungiert 
jedoch  der  aus  sieben  Personen  bestchend(i  Ausschui's,  welcher 
auch  Beschwerdeinstanz  für  die  Mitglieder  gegen  den  Vorstand 
ist  Der  Ausschnfs  ist  ein  typisches  Organ  der  BOsialiatLSchen 
Gewerkschaften.  Seine  Organisation  und  Tätigkeit  innerhalb 
des  Tabakarbeitenrerbandes  ist  seit  1888  diesdbe  geblieben, 
allerdings  nicht  ganz  unangefochten«  Der  Vorsitzende  dee 
Ausschusses  wird  von  der  Q-eneralversamnilung,  die  übrigen 
Mitglieder  von  der  Zahlstelle  gewählt,  wo  der  Ausschufs  seinen 
Sita  hat.  Es  ist  nicht  bestimmt,  dafs  der  Sitz  des  Aus* 
fichiisses  wechseln  müsse,  und  tatsächlich  ist  bis  heute  20  Jahre 
hindurch  diese  Behörde  in  Hannover  geblieben  und  von  den 
dortigen  Mitgliedern  gewählt  worden.  Dals  Zusammensetzung 
und  Tätigkeit  des  Ausschusscä  auf  diese  Weise  höchst  ein- 
seitig werden  raufsten,  ist  klar,  zumal  auch  immer  wieder  der- 
selbe Vorsitzende  für  den  Ausschufs  gewählt  worden  ist, 
nämlich  der  sozialdemokratische  Reichstagsabgeordnete  für 
Hannover,  Heinrich  Meister.  Aus  solchen  Gründen  sind  die 
öfteren  Vorscblfige  auf  QeneraLTersammlungen,  den  Attssehafs 
zu  verlegen,  seine  Wahl  anders  zu  bewerkstelligen,  zu  er> 
klären.  Diese  Vorschläge  fanden  jedoch  nie  Zustimmung. 
Eine  äufserst  wichtige  Tätigkeit  des  Ausschusses  ist  u.  a«  die 
Entscheidung,  ob  Streiks  untersttttzt  werden  sollen.  Dies  ganze 
Qebiet  ist  damit  dem  Vorstande  entzogen.  Dies  hat  notwendig 
zu  Mifshelligkeiten  und  Störungen  bei  der  Erledigung  der 
Streikunterstützungsgesuche  geführt.  Deshalb  beantragte  der 
Vorstand  im  Jahre  19(HI,  dafs  ihm  künftig  die  Entscheidung 
über  Streikunterstützung  übertragen  wcrtle.  iiulom  er  flio^en 
Antrag  folgendernmfsen  begründete:  „Bei  etwaigen  1  )iticrei]zen 
wendet  man  sich  fast  ausschliefslieh  an  den  Vorstand  und 
wird  schon  dadurch,  dafs  man  die  HevoUmächtigten  auf- 
merksam macht,  dafs  sie  sich  an  den  Ausschufs  wenden 
müssen,  eine  Verzögerung  von  mehreren  Tagen  verursacht. 
Nun  wird  infolge  von  Mifsverstftndnissen  einmal  eine  Unter- 
sttttzung  abgelehnt;  die  Bevollmächtigten  wenden  sich  in  der 
unter  solchen  Umständen  hegreiflichen  Aufregung  nochmals 
an  den  Vorstiind,  um  materielle  Unterstützung  zu  erhalten. 
Dieser  wird  selbstverständlich  nicht  mttfsig  zusehen,  sondern 
nach  Kräften  ^lie  Sache  zu  klären  suchen.  Dazu  bedarf  es 
aber  einer  persönlichen  Aassprache  mit  dem  Ausschufs,  indem 
eine  briefliche  Auseinandersetzung:  zu  lange  Zeit  in  Anspruch 
nehmen  würde.  Nun  wird  vi (^! leicht  von  beiden  Körper- 
schaften die  Angelegenheit  an  Ort  und  Stelle  untersucht  und 
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tritt  dadurch  wieder  eine  Verzögerung  sowie  unter  anderen 
Umständen  auch   eine   zu   vermeidende  Ausgabe   ein.  Im 
weiteren  ist  zu  bedenken,  dafs  di(;  genaue  Kenntnis  der  Kassen- 
verhältnisse bei  Erklärung  von  Streiks  zur  Verbandsache  von 
hoher  Bedeutung  ist.    Diese  Kenntniö  besitzt  aber  nur  der 
Vorstand;  wenn  nun  auch  der  Auaschuls  zeitweilig,  vielleicht 
jeden  Monat,  Uber  die  Kassenverhttltniase  anterrichtet  wird, 
•o  können  solche  Berichte  nicht  mafsgebend  sein,  indem  sich 
die  Eassenverhttltnisse  fortgesetst  ändern;  sehr  häufig  tritt 
sogar  in  wenigen  Tagen  eine  gans  bedeutende  Änderung  ein. 
Femer  ist  nicht  au&er  acht  zu  lassen,  dafs  alle  wichtigen 
Vorkommnisse  fast  immer  dem  Vorstande  zuerst  gemeldet 
werden;  auch  würde  ein  schnelleres  Arbeiten  möglich  sein, 
wenn  der  VorstaTir]  diV  Entscheidung  in  Streik jHiirel^'pr^^nheiten 
fällen  könnte/'    Sr-ucns  (les  Ausschusses  wies  man  gegenüber 
diesen  gewichtigen  (iründen  darauf  hin,  dafs  man  von  jeher 
das  Prinzip  verfolgt  habe,  dafs  die  ausführende  Behord»-,  der 
Vorstand j   nie  Gegenstand  des  Mifevergnügens  sein  kuniie. 
Deshalb  müsse  man  bei  dem  alten  Verlikltiiis  beharren.  Daraut 
lehnte  man  den  sicherlich  höchst  zweckmäfsigen  Antrag  des 
Vorstandes  ab,  ohne  dafs  man  behaupten  könnte,  daCs  das 
▼om  Ausschufs  angeführte  Prinsip  dorchlagend  gewesen  sei. 
Denn   sowohl  Ausschufs   als  Vorstand  sind  der  General* 
yersammlnng  gegenüber  verantwortlich,  der  Vorstand  kann 
in  zahlreichen  Fällen,  x.  B.  beim  Ausschlufs  von  Mitgliedern 
ans  dem  Verband  „Gegenstand  des  Mifsvei^tlgens''  werden, 
und  endlich  war  der  Ausschufs  in  Streikangelegenheiten  doch 
gerade  selbst  immer  „ausführende^  Gewalt.    Wollte  man  die 
Trennung  der  Gewalten  prinzipiell  durchführen,  so  durfte  man 
den  Ausschufs  die  Streikangelogpnhniten  nicht  beaufsichtigen 
und  k'itcn  lassen.    Er  mufste  vielmehr,  wie  das  der  Vorstand 
wollte,    Berufungsinstanz   bei   ablehnenden   Besilieideii  sein. 
Das  Ansehen,  welches  der  Ausschufs  im  Tabakarbeiterverband 
geniefst,  beruht  zum  Teil  auf  der  falschen  Theorie,  dais  noch 
eine  besondere  beratende  Instanz  neben  dem  Vorstand  vur* 
banden  sein  müsse  und  dafs  eben  dieses  dem  demokratischen 
Prinzip  entspreche,  —  zum  Teil  auch  anf  der  penOnlichen 
Beliebtheit  und  dem  persönlichen  £influfs  des  Vorsitzenden 
des  Ausschusses.  Der  derzeitige  Vorsitzende  des  Ausschasses^ 
welcher  dieses  Amt  seit  Neubegründung  des  Verbandes  be- 
kleidet, erklärte  zwar  wiederholt,  eine  Wiederwahl  nicht  an* 
nehmen  zu  wollen.    Trotzdem  konnte  man  sich  nicht  ent- 
schliefsen,  eine  andere  Porsönlichkoit  zu  wählen.   Der  Vor- 
■^itzende  des  Ausschusses,  Heinrich  Meister,  galt  den  meisten 
Delegierten  als  d'T  ei'fahrenstp  Fiilirer.        v(>rsteht  sich  von 
selbst,  dafs  man  seinen  Machtbereich  nicht  begrenzte,  ihm 
auch  nicht  das  Ilcelit  nahm,  den  Vorstand  abzusetzen,  wie 
das  einmal  beantragt  wurde.  £s  kommt  hinzUi  dafs  der  Aus- 
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üchufs  sein  Amt  mir  gegen  eine  geringe  Entschädigung  ver- 
,sielit  iinc!  dafs  (ln»ser  ehrenamtliche  Charakter  ihm  noch 
«'in  höhere.i  Ansehen  verleiht.  Bei  den  Machtbefugnissen  des 
Ausschusses  liegt  die  Gefahr  einer  Nebenregierung  und  einer 
Zersplitterung  der  dirigierenden  Kräfte  der  Organisation 
nahe,  sobald  man  ihm  mehr  als  ein  Aufsichtsrecht  mit  der 
Befugnis,  an  die  GeDeralTeraammlungen  aber  seine  Tfttigkwt 
2a  berichten,  zuerkennt.  Eine  Inetittttion,  die  nicht  fortgesetst 
im  Dienste  des  Verbandes  mit  ihren  ganzen  EräDten  arbeitet^ 
muH»  notgedrungen  dem  ständigen  Beamtenkörper  gegenüber 
hemmend  wirken,  wenn  sie  über  ein  solches  Aufsichtsrecht 
hinaus  an  der  Führung  der  Geschäfte  teil  hat'.  Hervor- 
heben machte  ich,  dafs  die  Wahrscheinlichkeit  sehr  nah^iegt, 
der  Ausschuls  könne  sein  Aufsichtsrecht  dazu  benutzen,  auch 
einen  pol  iti  sehen  Druck  ?inf  den  Vorstand  auszuüben  und 
die  Gewerkschatt  einer  bestimmten  Parteirichtung  dienstbar 
7Ai  halten.  Ich  niöclite  die  —  unten  noch  zu  erwähnende  — 
radikal  -  sozialdeniukratische  Haltung  des  Tabakarbeiter- 
verbandes nicht  in  letzter  Linie  der  Wirksamkeit  seines  Aus- 
schusses zuschreiben.  —  Die  Hebung  der  Organisation  wird 
bei  dem  Tabakarbeiterverbande  Uber  kurz  oder  lang  zu  einer 
£inBchrfinkung  der  Befugnisse  des  Aussehusses  führen,  dem 
man  heute  noch  im  besten  Falle  historische  Berechtigung  ans 
den  Rinderjahren  der  deutschen  Gewerkschaften  zuerkennen 
kann. 

Die  Genoral  Versammlung  vertritt  recht  eigentlich  den 
•demokratischen  Grundcharakter  der  Gewerkschaften.  Ihre 
Wichtigkeit  besteht  darin,  dal's  sie  dem  Vorstand  die  Möglich- 
keit gibt,  den  Willen  der  Mitglieder  zu  beurt»^Uen  und  flir 
seine  Mafsnahnien  die  notwendip:e  rTf^yipInniLnui^j:  oder  Zu- 
stimmung zu  erhalten,  Sie  ist  vor  allem  auch  dazu  da,  dem 
Verbände  bezw.  den  Delegierten  der  Mitglieder  den  unerläfs- 
lichen  persönlichen  Eindruck  von  der  Tüchtigkeit  seiner  Be- 
amten zu  versehaffen  und  bei  den  Vorstandswahlen  nach 
diesem  Eindruck  zu  vei  iahren.  Endlich  ist  gerade  die  General- 
versammlung geeignet,  das  Interesse  an  dem  Verbände  durch 
^ie  Wahlen  für  sie,  die  Besprechung  der  zu  stellenden  An- 
trflge  und  der  gefafsten  Besehlttsse  neu  zu  beleben.  Bei  den 
vielfachen  Aufgaben  des  Verbandes,  welche  einem  ständigen 
Wechsel  unterworfen  sind,  hat  man  bisher  regelmäfsig  alle 
swei  Jahre  eine  Generalversammlung  stattfinden  lassen.  Im 
Jahre  1901  setzte  die  Dresdener  Mitgliedschaft  vermittelst  der 
Urabstimmung  durch,  dafs  die  Generalversammlung  nur  alle 
drei  Jahre  stattzufinden  habe,   wofür  man  Sparsamkeits- 

•  M  !i  x  P  TEjecr,  „Grenzen  der  G-ewerkschaftsbewegung**  in  Braun« 
Archiv  IM.  XX,  S.  25'.  v.ililt  «lio  rtistitntidri  ii"s  Ausschusses  mit  Recht 
zu  den  schiimmatcn  Hemumidsen  der  Gewerkachafteu. 


Digitized  by  Google 


XXIV  3. 


rueksichten  ins  Feld  f(ihrte.  Man  kehrte  jedoch  auf  der 
Generalversamiuluiig  im  Jahre  1908  zu  der  zweijähriiren 
Frist  zurück.  Für  die  \Yahleu  zur  Gcneralversamiulung 
ist  ein  Wahlreglement  ausgearbeitet.  Die  £;esamte  Mitgb'ed- 
schalt  wird  in  Wahlkreise  von  200 — 400  HitgUedem  eingeteilt. 
Auf  je  300  Mitelieder  wird  ein  Delegierter  gewttUt  Die 
Gttltigkeit  der  Wahlen  wird  von  einer  Kommission  geprOfl^ 
die  Generalversammlung  gibt  sich  ihre  Geschäftsordnung 
selbst  und  setzt  auch  ihre  Diäten  fest.  Sämtliche  Beschlltsaey 
mit  Ausnahme  desjenigen  auf  Auflösung  des  Verbandes ,  zu 
welchem  Vierfünftelmehrheit  erforderlich  ist,  werden  mit  ein- 
£Rcber  Majorität  gefafst. 

Xfbf^n  der  Gener;dvprs;imniluTif^:  steht  ohne  organischen 
Zusammenhang  die  Urabstimmung,  dazu  bestimmt,  aulserlinll» 
der  Generalversammlung  den  ^^  illen  der  Mitglieder  kennen 
zu  lernen.  Theoretisch  möchte  man  der  Urabstimmung  das 
Wort  reden,  tatsächlich  aber  ist  man  im  allgemeinen  von  dem 
geringen  Wert  der  Institution  überzeugt.  Gewöhnlieh  dient 
sie  einer  Minderheit,  irgendwie  vom  Vorstand  unerfüllte  oder 
auf  dar  Generalversammlung  abgelehnte  Wünsche  naehtrflelich 
cur  Geltung  zu  bringen,  was  um  so  leichter  su  gelingen  pnegt, 
als  an  der  Urabstimmung  eine  gleichmärsige  Beteiligung  der 
Mitglieder  nicht  zu  erzielen  ist,  so  dafs  die  anfängliche  Minder- 
heit nun  die  Mehrheit  wird.  Dazu  wurde  bis  19o3  die  Ur- 
abstimmung in  der  rohen  Form  vorgenommen,  dafs  in  lokalen 
Mitgliederversammlungen  über  die  betreffende  Frage  ab- 
gestimmt wurde,  in  dem  neuen  Statut  von  H^iio  ist  bestimmt, 
dafs  die  Urabstimmung  durch  Fragel)o;r('n  vorzunehmen  ist. 
Dadurch  werden  samtliche  Mitglieder  })er3Önlich  nnd  ('ii!z<^lo 
voranlafst,  ihre  Meinung  kuudzutun,  und  werden  gezwun^-  tu 
auch  selbst  über  die  gestellte  Frage  nachzudenken.  Aber 
selbst  dann  wird  das  Ergebnis  in  dem  ]\lafse  unVjelViedigend 
werden,  als  die  Schwierigkeit  wächst,  einer  verhaltnismäfÄig 
ungebildeten  Masse  überhaupt  die  wesentlichen  Punkte  darzu- 
legen, das  Für  und  Wider  aufzuseigen. 

£in  Beispiel  für  die  bedenklichen  Seiten  der  Urabstim- 
mung hatte  der  Vorstand  erst  nach  der  Generalversammlung 
im  Jahre  1900  erlebt,  als  die  unzufriedene  Dresdener  Ifit* 
gliedschaft  eine  Abänderung  der  Generalversammlung»- 
Beschlüsse  bezüglich  der  Zeitdauer  von  einer  General- 
versammlung zur  andern  und  der  Diäten  der  Delegierten 
durchsetzte.  Im  Hinblick  hierauf  lag  es  nahe,  das  Verhältnis 
von  Urabstimmung^  und  Generalversammlung  statutarisch  fest- 
zulegen. Dies  geschah  jedoch  nicht;  man  erschwerte  nur  die 
V^ornahiiie  einer  Urabstimmung,  indem  man  sie  ;in  d^n  An- 
trag vf)n  Zweifiinftel  der  Mitglieder  knüpfte.  Im  übrigen 
gelten  rrcneralversaniinlung  und  Urabstimmung  nach  wie  vor 
als  die  unentbehrlichen  Grundlagen  der  Organisation.  Eine 


Digrtized  by  Google 


XXIV  3. 


167 


Beiscliränkung  eines  der  beiden  Mittel  ist  nur  im  Falle  des 
Beschlusses  der  Auflösung  vnrgonommon,  da  dieser  Beschlufs 
nur  von  der  Geiieralversammlung  getalät  werden  kann.  Im 
übrigen  stehen  sie  einander  völlig  gleich,  so  dafs  notwendiger- 
weise immer  die  leiste  Entscheidung  ttber  eine  Frage»  sei  sie 
nun  durch  Urabstimmung  oder  die  Generalversammlung  erfolgt, 
mafsgebend  sein  wird.  Der  Vorstand  hat  nur  das  Mittel, 
durch  sein  Prefsoi^an  den  Willen  der  Mitglieder  zu  beein- 
flussen, dafs  keine  schttdlichen  oder  unbedachten  Urabstim- 
mungen zustande  kommen. 

Man  darf  sich  überhaujpt  nicht  vorstelien,  als  handele  es 
sich  hei  einer  Gewerkschait  um  eine  festgeschlossene  Masse, 
die  in  eiulieitlichem  Ool^orsam  den  Anweisungen  des  Ver- 
ständnis folge.  Fjü  hedart  drv  unablftssi.£r''ii  Bearbeitung  der 
einzelnen  Zahlstellen,  in  denen  sich  das  eigentliche  Leben  der 
Ciewerköchaft  abspielt,  durch  Agitation  in  Wort  und  Schrift, 
um  die  Zwecke  des  Verbandes  hier  durchzusetzen.  Es  ist 
der  Punkt,  wo  die  Gewerkschaftspülitiker  einsetzen  mit  der 
Frage:  straffe  Zentralisation  aller  Zahlstellen  oder  Dezentrali- 
sation? Im  Tabakarbeiterverband  wurden  wegen  der  Not- 
wendigkeit,  das  bis  1900  bestehende  Verbindungsverbot  der 
politischen  Vereine  su  umgehen,  die  Zahlstellen  gftnslich 
unselbständig  gestaltet.  Im  Jahre  1887  ging  man  wieder  zu 
der  bis  1872  unter  Fritzsche  verwandten  Bezeichnung  der 
„Bevollmächtigten*^  des  Vorstandes  für  die  Filialbeamten  tiber, 
nachdem  man  schon  im  Jahre  188.*]  dieselben  nur  als  stell- 
vertretend für  den  Zentralvorstand  bezeichnet  hatte.  Die  drei 
BevolliTinelitigten  zur  Führunt^  tler  Geschäfte  einer  jeden  Zald- 
stelle  ernennt  der  Vorstand,  die  Mitglieder  haben  nur  ein 
Vorschlagsrecht.  Die  Verwaltungökosten  der  Zahlstellen  setzt 
der  Vorstand  nach  Mafsgabe  d«r  örtliclien  Verhältnisse 
fest.  Es  wurde  schon  bei  der  Schilderung  der  Organisation 
Fritzsches  daiaut  hingewiesen,  wie  sehr  das  Gedeihen  einer 
Organisation  von  der  Pflichterfüllung  der  Unterorgane  ab- 
hängt.  Durch  die  Hände  der  Bevollmächtigten  geben  alle 
UntersttttKungen,  die  der  Verband  gewährt,  jede  Eontrolle 


auch  den  arbeitslosen  Mitgliedern  nach  Möglichkeit  Arbeit 
nachzuweisen.  Dazu  sollen  sie  bei  Lohnfragen  die  Sachlage 
dem  AusKchufs  klarstellen,  bei  Anfragen  des  Vorstandes 
statistische  oder  sonstige  auf  den  Verband  bezügliche  Angaben 
machen,  die  Abrechnungen  pünktlich  einsenden.  Endlich  sind 
sie  dazu  berufen,  die  Mit^diederversammlungen  zu  veranstalten 
und  /u  leiten,  den  Zusammenhalt  der  Mitgliedschaft  durch  ihr 
pers?hdiches  Wirken  zu  kräftigen.  Das  alles  tun  sie  gegen 
mäfsige  Entschädiji^ung.  Für  solche  Posten  die  richtigen  I*er- 
sonon  zu  finden,  ist  nicht  leicht,  oft  ganz  unmöglich.  Die 
Fülle  der  Auigaben  ubersteigt  vielfach  die  Kralle  und  Fähig- 


der  Mitglieder 


haben 
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keiten.  Daher  kehren  die  Klagen  des  Vorstandes  über 
mangelhafte  Ahrechnungen,  die  Nichtbeantwortung  statistifscher 
Fragebogen ,  die  Klagen  des  Ausschusses  über  die  schiechteu 
Streikberichte  immer  wieder.  Jeder  QeneralversammluD^s- 
bericht  enthftlt  eine  Summey  welche  dem  Verband  durch  Ver- 
ontreuungen  einselner  Beyollmächti^r  Terloren  gegangen  ist. 
Nur  jahrzehnteUinge  Schulung,  yielleicbt  auch  erst  eine  stärkere 
Hebung  der  sozialen  Lage,  durch  welche  die  Versuchung 
zu  Veruntreuungen  gemindert  wird,  mag  hier  eine  Besserung 
eintreten  lassen.  Die  ausführlichsten  und  schärfsten  Regle* 
mentS|  wie  sie  auch  im  Tabakarbeiterverband  erlassen  wurden^ 
können  eben  nichts  nützen,  wenn  sie  nicht  befolgt  oder  nicht 
verstanden  werden. 

Die  Agitation  für  den  Verband  noch  neben  (\<^r  Walir- 
II*  liituni:;  ihrer  Verbandsgeschäfte  zu  betreiben,  sind  die  R*^- 
voilmächtigten  nicht  imstande.  Deshalb  gibt  es  zum  Zwe.  ki- 
der Agitation  um  rh  lib  des  Tabakarbeiterverbandes  seit  l  .M*i 
eine  besondere  Organisation,  welche  über  die  ganze  ^ilitglied- 
schaft  sich  erstreckt.  Der  Verband  ist  in  Agitationsbezirke 
eingeteilt.  An  der  Spitse  jedes  Bezirks  steht  eine  Vororts* 
kommission,  welche  planmftfsig  die  Agitation  durch  Ver* 
Sammlungen,  durch  die  sogenannte  Hausagitation,  bei  welcher 
die  Agitatoren  die  einzelnen  Arbeiter  besuchen,  oder  durch 
Flugblätter,  Verbreitung  des  Verbandsorganes  usw.  vornimmt. 
Die  Diäten  der  Agitatoren  sind  für  den  ganzen  Verband  fest- 
gesetzt. Ober  den  Nutzen  der  Vorortskommissionen  sind  die 
Meinungen  geteilt.  Jedenfalls  steht  fest,  dafs  irgend  eine 
Organiis.ntioTi  zum  Betriebe  der  Agitati'>n  unentbehrlich  ist. 
Die  kimttigen  Goti  r,ilvorj<ammlungcn  wenden  sich  wahr- 
Hclieinlirh  mit  dieser  Frage  noch  zu  besciiaftigen  hal)en, 
welche  desliaib  so  wichtig  ist,  weil  hier  die  Rivalität  mit  den 
anderen  ( )rganisationen  in  Betracht  kommt  und  zwar  vor- 
nehmlich in  CJeljieten,  in  denen  der  Tabakarbeiterverband 
bisher  wenig  Fortschritte  gemacht  hat. 


Siebentes  Kapitel, 
nie  rechtliche  SteUnng  des  TabakarbeiterrerlNuideg. 

Die  p  r  i  V a  t r  e c  h  1 1  i  c h  e  Stell ung  d es  Tal >a k . i  r  1  > r i  ler verban des 
hier  zu  erörtern,  «oll  unterbleiben,  und  zwar  d«  öhalb.  weil  die 
oft  beöprocheuc  Frage  der  „Kechtsftlhigkeit"  der  Beruiävcreine 
nur  im  geringen  Mafse  ihre  Bedeutung  dadurch  hat,  dafs  der 
Berufsverein  nun  als  solcher  klagen  konnte^  Qnmdstllcke  er* 
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werben  und  belasten,  überlmupt  seine  Verinöiifensrechte  leichter 
und  öchneller  auszuüben  imstande  wäri',  sondern  weil  die  Ver- 
leihung jener  „Rechtsfälligkeit"  die  Anerkennung  der  Be- 
rufsvereine vor  den  Behörden  uüd  der  gesamten  ( )ffentlichkeit 
in  sieh  birgt.  Wenn  der  Tabakarbeiterverband  noch  jungst 
im  Jahre  1902  mit  einer  Zivilklage  von  dem  Landgericht 
Braunschweig  wegen  mangelnder  rarteifilhigkeit  abgewiesen 
wurde  y  so  konnte  er  das  leicht  yerscbmerzen,  soweit  der 
materielie  Schaden  dabei  in  Betracht  kam;  viel  schwer- 
wiegender iet  die  moralisehe  Folge,  dafs  man  mit  einer 
Organisation,  die  ein  Menschenalter  hindurch  bestand^  welcher 
fortwährend  die  gröfsten  Opfer  gebracht  wurden,  im  bürger- 
lichen Rechtsleben  sich  nur  geduldet  fühlte,  dafs  alle  Lebens- 
äufserungen  des  Verbandes  als  solchen  rechtlich  unwirksam 
sind. 

Dor  Rechtsunfähigkeit  im  ^Sinne  de^  bürgerlichen  Rechtes 
tmtäprieht  im  ganzen  die  Haltung  der  Aufsichtsbi  h  uden,  und 
hier  in  diesen  Reflexwirkungen  zeigt  sich  erst  der  schwere 
Schaden,  den  die  Berufsvereine  durch  die  Nichtanerkennung 
als  neue  Organe  des  wirtschaftliehen  Lebens  erlitten. 

Freilich  war  es  auch,  um  dies  vorauszuschicken,  fttr  die 
Behörden  unendlich  schwer,  der  ganzen  Bewegung  gerecht  zu 
werden,  weil  sie  allenthalben  mit  den  politischen  Parteien  ver- 
quickt war. 

Die  Behörden  sahen  in  der  Neugrfindung  des  Tabak- 
arbeiterverbandes mit  Recht  nichts  als  die  Fortsetzung  des 

alten  Verbandes,  den  sie  kaum  aufgelöst  hattri^.  Damit  war 
ihre  Stellungnahme  zu  dem  neuen  Gebilde,  das  gleich  anderen 
Dutzenden  von  Unterstützungsvereinen.  die  in  jener  Zeit  neu 
entstanden.  zutn«re  trat,  von  vornherein  festgelegt.  Ks  war 
unni()glic}i  anzunehmen,  dafs  die  Masse  der  dem  alten  Ver* 
bände  angehörenden  Mitglieder  nun  als  Angehörige  des  neuen 
Ünterstützungsvercins  ihre  sozialdemokratischen  Gesinnungen 
aut  einmal  abgelegt  liätten.  Es  war  auch  einleuchtend  und 
bereits  offen  ausgesprochen  worden,  dafs  die  Fachverbände 
vorlttufig  die  zerstörte  politische  Organisation  ersetzen  sollten, 
es  war  endlich  bekannt»  dafs  der  sozialdemokratische  Partei- 
vorstand die  Fachverbände  deshalb  mit  allen  Kräften  förderte. 
Die  Behörde,  welche  in  den  Gewerkschaften  nur  die  Maske 
der  politischen  revolutionären  Bewegung  sah,  mufste  notwendig 
.suchen,  sie  auszurotten,  mufste  jenen  Kampf  gegen  die  wirt- 
schaftlichen Organisationen  der  Arbeiter  führen,  welche  fiir 
diese  nichts  bedeutete  als  die  parteiische  Stellungnahme  der 
Staatsgewalt  zugunsten  ihrer  wirtschaftlichen  Herren,  der 
Fabrikanten.  Ks  mufs  betont  ^\  eltl(•n.  dafs  nicht  alle  (Organi- 
sationen un terschu  Isl  is  von  den  ßcii«irHen  verfolj^t  wurden, 
wenn  auch  nur  bei  wenigen  eine  Ausnahme  gemacht  wurde. 
Bei  den  Tabakarbeitern  aber  war  schon  durch  die  Verbreitung 
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dv.s  sozialdemokratischen  Ende  der  8Uer  Jahre  von  I^iehknecht 
öelbjit  redigierten  „Gewerkschafters"  in  ihren  Kreisen  und  bei 
der  Anteilnahme  der  sozialdemokratischen  Führer  an  ihrer 
Qewerkschafi  durch  die  Wahl  eines  Parteimannes  in  den  Aus- 
schufs  die  Aufmerksamkeit  der  Behörden  rege  gemacht  worden, 
die  durch  verschiedene  Versuche  des  Vereins  besw.  seiner 
Mitglieder  seinen  Wirkungskreis  auf  das  sozialpolitische  Gebiet 
auszudehnen  noch  erhöht  wurde.  Es  zeigte  sich  bald  nach  der 
Dessauer  Generalversammlung  im  Jahre  1888,  daTs  der  Vorstand 
mit  seinem  bereits  erwähnten  Widerstand  gegen  Aufnahme  des 
Absatzes  d  in  §  2  (zur  Förderung  der  intellektuellen  La£;e 
der  Mitglieder  Vorträge  tiber  gewerbliche  und  wirtschaftliche 
Gegenstände  in  den  Vereinsversammhmgen  zu  halten)  rfH-lit 
gehabt  hatte.  Denn  sufort  ordneten  die  Polizeibehörden  eine 
Starkcrc  Überwachung  dei  Vereinsversammlungen  an,  in 
Sachsen  besonders  bereiteten  sie  dem  Verein  die  gröfsten 
Schwierigkeiten,  Deshalb  entöchlofs  sich  der  Vorstand  in 
Verbindung  mit  dem  Ausschui's,  den  Absatz  d  wieder  zu 
streichen.  Der  Vorstand  erwies  auch  fernerhin  den  Willen, 
unter  allen  Umständen  Reibungen  mit  den  Behörden  zu  ver- 
meiden. Denn  als  einige  Zeit  nach  Streichung  des  Absatz  d 
die  Hamburger  Mitgliedschaft  auf  den  Passus  zurückkommen 
wollte  und  die  Ängstlichkeit  des  Vorstandes  bedauerte,  er» 
klärte  der  Zentralvorstand,  dafs  er  eine  exzeptionelle  Stellung 
der  Hamburger  nicht  dulden  werde.  Damit  war  der  Wider- 
spruch zunächst  beseitigt.  Noch  entschiedener  verfuhr  der 
Vorstand  in  Magdeburg.  Als  nämlich  die  Magdeburger  Mit- 
gliedschaft stMtutenwidrig  politisch  t^t'vi  irewesen  war.  ^^etzte 
der  Bremer  Vorstand  den  Magdeburger  stelivertretendcn  Vor- 
stand ab,  löste  die  Mitgliedschaft  auf  und  teilte  dies  mit  An- 
gabe des  Grundes  der  Pülizei  mit.  Natürlich  wurde  die 
Mitgliedschaft  dann  wieder  neu  gebildet. 

Auch  die  oben  erwähnte,  im  Jahre  1885  auf  der  General- 
versammlung zu  Brandenburg  erfolgte  Statutenänderung  änderte 
nichts  an  der  Haltung  des  Vorstandes,  welcher  ttbrigens  lieber 
die  Statutenerwetterung  vermieden  hätte»  aber  mit  seinem  An- 
trag auf  Beibehaltung  der  alten  Satzung  in  der  Minderheit 
geblieben  war.  Ausdrücklich  betoiite  aber  auch  auf  dieser 
Generalversammlung  wieder  der  Vorsitzende  des  Ausschusses^ 
dafs  lieber  zur  Auflösung  von  Mitgliedschaften  geschritten 
werden  wlirde,  als  sich  mit  den  Behörden  auf  einen  Konflikt 
einzulassen.  Trotz  dieser  loyalen  Haltunir  des  Vorstandes 
könnt'»  fM'nerseits  nicht  verhindert  werden,  dafs  hier  und  dort 
sozialistische  Gesinnungen  der  Mitglieder  zutage  traten,  und 
andererseits,  dafs  die  Behörden  dem  Unterstützungsverein  eine 
ruhige  Entwicklung  nicht  gönnten. 

AI»  im  Sommer  des  Jahres  1880  ein  Bcaiuter  der  Mit- 
gliedschaft Altona  starb,  wurde  ein  grofses  Begräbnis  ver- 
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aiiätaltet.  Dem  Zuge  folgten  zahlreiche  Zigarrenarbeiter^ 
darunter  auch  Mitglieder  der  Filialen  Altona  und  Ottensen, 
welche  Kränze  mit  roten  Schleifen ,  rote  Rosen  und  rote 
Schleifen  trugen.  Auch  bonst  wurde  die  Betätigung  sozia- 
listischer Gesinnung  nicht  Termieden.  Offiziell  hatten  sich  die 
Mitgliedschaften  OttoDsen  und  Altona  swar  nicht  beteiligt, 
doch  genttgte  die  Tatsache,  dafs  Mitglieder  der  Filialen  an 
dem  Leichenzuge  teilnahmen,  um  gegen  beide  fHlialen  vor- 
zugehen. In  Altona  wurde  dem  Vorstande  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  21.  Oktober  1878  (§  4)  von  der  Polizeiverwal- 
tung  aufgegeben:  Allwöchentlich  und  zwar  am  Montag  jeder 
Woche,  alle  und  jede  an  die  hiesige  Mitgliedschaft  oder  den 
Vorstand  im  Laufe  der  letzten  Woche  seitens  des  Zentral- 
vorstandes des  Unterstützung8verein8  deutscher  Tabakarbeiter 
zu  Bremen ,  auswärtiger  Mitgliedschaften  desselben  oder 
anderer  Vereine  oder  Privatpersonen  eingegangener  Zu- 
schriften, sowie  Abschrift  aller  im  Laufe  der  letzten  Woche 
von  der  Mitglicdse halt  oder  dem  Vorstand  ausgehenden 
Schreiben  zur  Einsichtnahme  im  Polizeibureau  vorzulegen^ 
speziell  also  auch  Abschriften  der  dem  Zentralvorstand  ein- 
gereichten Quartalsabrechnungen,  letztere  unter  gleichzeitiger 
Vorlegung  der  Bttcher.  Am  L  eines  jeden  Monats  eine  Ab- 
und  Zugangsliste  der  hiesigen  Mitgliedschaft,  eine  Nach- 
weisung über  die  im  verflossenen  Monat  gezahlten  Reise- 
unterstützungen unter  jedesmaliger  Vorlegun^^  der  Rücher 
einzureichen.  Die  Polizeibehörde  verbot  dem  Vorstand  weiter, 
indem  sie  soweit  die  Verwaltung  übernahm,  ohne  ihre  zu- 
vorige in  jedem  einzelnen  Falle  einzuholende  Erlaubnis^,  be- 
legte (leider  zu  t'rlieben  odvr  Oclder  neu  zu  belegen,  und  gab 
dem  Vorstand  auf,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  der  Kassierer 
mit  dem  Boten  mindestens  einmal  in  jedem  Monat  und  zwar 
eventuell  ultimo  desselben  Abreclmung  hielt. 

Der  Vorstand  der  Mitgliedschaft  Ottensen  wurde  auf- 
gefordert, innerhalb  drei  Tagen  ein  Exemplar  der  Vereins- 
statuten, sowie  ein  Mitgliederveraeichnis  einzureichen  und 
künftighin  von  jeder  Änderung  der  Statuten  und  der  Mit- 
gliederzahl binnen  drei  Tagen,  nachdem  sie  eingetreten,  Mit- 
teilung zu  machen,  sptttestens  24  Stunden  vor  jeder  Sitzung 
oder  Versammlung  der  Mitgliedschaft  oder  auch  des  Vor- 
standes Anzeige  zu  erstatten.  Die  Vorstände  der  Mitglied- 
schaften legten  gegen  diese  Verfügungen  Beschwerde  ein, 
bereits  aber  nach  einer  Wocht^  hielt  es  der  Zentralvorstand 
für  gut,  die  beiden  Filialen  Altona  und  Ottensen  aufzulösen. 
Die  Angelegenheit  hatt»^  noch  ein  gerichtliches  Naclispiel,  in- 
sofern das  Schr^ftengericht  in  Altona  diejenigen,  welche  sich 
bei  df'in  Leii  hcnzug  in  auffälliger  Weise  betätigt  hatten,  zu 
Geldstrat"(  !i  verurteilte. 

Natürlich  trugen  diese  Ereignisse,  die  auch  in  der  Presse 
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«ifrig  bespruchen  wurden,  nicht  dazu  bei,  die  Bebürdea  über 
den  Charakter  des  Unterstlitzungsvereina  zu  beniliigen. 

Die  preufsiscben  Bebörden  liatten  mittlcrweib?  begonnen, 
gegen  die  aller  Orten  begründeten  UnterjjtulzuugÄkiiSisen  auf 
Grund  ihres  Charakters  als  Versicherungsanstalten  vorzugehen. 
Es  kann  hier  nicht  auf  die  prinzipielle  Würdigung  dieses 
VersnchSf  die  Gewerkschaften  der  Aulsicht  der  Behörde  su 
unterwerfen,  eingegangen  werden,  siunal  derselbe  bereits  Öfters 
sum  Gegenstand  der  Erörterung  gemacht  worden  isi\  Es 
soll  nur  die  Wirkung  dieser  Auffassang  der  Behörden  auf  die 
Organisation  der  Tabakarbeiter  hier  gezeigt  werden. 

Einer  der  ersten  Versuche,  in  dieser  Richtung  gegen  die 
freien  Gewerkschaften  einzuschreiten,  wurde  vom  Königlichen 
Polizeipräsidiuni  in  Berlin  p^f^^(^n  die  dortige  Zahlstelle  des 
Unterstiitzungsvoreiiis  unternommen.  Ooiren  den  Haupt- 
vorstand wai'  ein  Einschreiten  unmügiich,  da  dieser  in 
Bremen  war. 

Der  Vorstand  der  Mitgliedschaft  Berlin  erhielt  im  April 
18ö4r  die  ^Aufforderung,   da  öie  als  lieiseuntersttitzungskasö« 
und  wegen  der  anlässig  des  Todes  der  Ehefrau  gewährten 
UnterstUtsung  sich  als  Versicherungsanstalt  charakterisiere, 
«taatliche  Genehmigung  nachzusuchen,  nachdem  die  Statuten 
nach  einem  dem   behördlichen   Schreiben  angeschlossenen 
Musterstatut  ffir  Kranken-  und  Sterbekassen  abgeändert  seien 
und  das  Unternehmen  einem  Versicherungs-Sachverständigen 
cur  Prüfung  vorgelegen  habe.  Gegen  diese  Anordnung  machte 
der  Hauptvorstand  in  Bremen  Vorstellungen,  indem  er  darauf 
hinwies,  dafs  die  ISfitgliedschaft  Berlin  gar  nicht  selbständig 
sei,  sondern  dal's  ihre  Mitglieder  nur  Angehörige  des  Bremer 
Vereins  seien,  welrbf^  durch  einen  stellvertretenden  Vorstand 
ihre  gesehftftliclien  Angelegenheiten  regeln  Helsen.  Hierauf 
stand  der  Polizei ])rilsident  zunächst  von  seinem  Verlangen  ab. 
Aber  bereits  um  8.  Februar  1H8(}  wurde  dem  A  orsitzenden 
der  Filiale  Berlin  eröffnet,  dafa   nach  dem  Statut  von  1885 
genehmigungspflichtige    Kasseneinrichtungen    vorlägen.  Es 
müsse  demnach  binnen  vier  Wochen  staatliche  Genehmigung 
nachgesucht  oder  entsprechende  Statutenändernnff  bewirkt 
werden.   Der  Hauptvorstand  in  Bremen  bat  wiederum  Ton 
dieser  Forderung  Abstand  zu  nehmen,  indem  er,  wie  schon 
im  Jahre  1887,  die  Unselbstiindigkeit  der  Zahlstelle  Berlin  be- 
tonte und  aufserdem  auf  ein  freisprechendes,  den  Versicherungs- 
charakter des  Vereins  verneinendes  Urteil  des  Landgerichts 
Oreifswald  als  lierufungsinstanz  vom  26.  Januar  1880  hin- 
wies. Hierauf  wurde  dem  Vorsitzenden  in  Bremen  geschrieben, 
dafs  das  Polizeipräsidium  an  seiner  Auffassung  festhalte  und 
aut  seiner  Forderung  vom  8.  Februar  1880  bestehe.  Eine  Be- 

^  Schmöie  a,  a.  0.  1  S.  35,  142. 
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schwerde  beim  0})erprätiidenten  auf  Grund  von  §  127  dea 
Allgemeinen  Landesverwaltxingög*''5et7ps  war  wegen  Ver- 
säumung der  in  §  129  dieses  Gesetzt;«  bestimmten  Frist  von 
zwei  Wochen  erfolglos.  "Nai  lulem  vorläufig  gesetzliche  Mittel 
dem  Vorstand  nicht  mehr  zur  Verfügung  otandeu,  suchte  er 
die  Entscheidung  der  Sache  bis  zur  nächsten  General- 
yersammlttiig  im  Jahre  1887  hinsoziehen.  Dies  gebag  in 
Berlin,  während  an  andern  Orten,  wo  mitderweile  dieselhen 
Fordemngen  wie  in  Berlin  gestellt  wurden,  so  2.  B.  in  Aehim 
und  Verden,  die  Mitgliedschaften  sich  auflösten  und  die  Mit» 
glieder  unmittelbar  ihre  Beiträge  nach  Bremen  oder  an  die 
nächste  Zahlstelle  sandten. 

Die  schon  mehrfach  erwähnte  Halberstädter  General* 
Versammlung  im  Mai  1887  nahm  an  dem  Statut  des  Vereins 
diejenige  Änderung  vor,  zu  welcher  alle  Unterstützungs- 
vereine f]rez\s  ui!£ren  wurden,  wenn  sie  nicht  der  Schliefsung 
verfallen  wollten.  Mim  glaubte  den  Versiclierungscharakter 
der  Vereine  dadurch  abstreifen  zu  können,  dafs  man  jeden 
Anspruch  der  Mitglieder  auf  Untersttltzung  ausschlofs  und 
eine  solche  lediglich  vom  Belieben  des  Vorstandes  abhiuigig 
machte.  Nachdem  dies  geschehen  war,  wurden  die  auf- 
gelösten Filialen  wieder  errichtet  nnd  die  geänderte  Satzung 
eingereicht  Hatten  die  Tabakarbeiter  mit  dieser  Handlungs- 
weise nnr  die  allgemeinen  von  den  als  Versicherungs- 
anstalten seitens  der  Behörden  angesehenen  Unterstützungs- 
▼ereinen  beobachtete  Taktik  befolgt,  so  liefsen  auch  die 
Behörden  so  wenig  bei  den  Tabakarbeitern  als  bei  den 
übrigen  Gewerkschaften  ^ich  abhalten,  die  formelle  Statuten 
änderung  als  eine  Umgehung  des  Gesetzes  anzusehen.  Sie 
konnten,  was  die  Tabakarbeiter  anbetraf  irn't  Keeht  auf  die 
Verhandlungen  aller  Generalversaranilung«  n ,  insbesondere 
auch  der  letzten  in  Halberstadt  hinweisou,  bei  welchen  gerade 
auf  das  Unterstützungswesen  die  Hauptarbeit  verwendet  wurde. 
In  Halberstadt  waren  auch  die  Unterstützungseinrichtungen 
alb  Kernpunkt  der  Oigaiiisation  bezeichnet  worden.  Hieraus, 
schlössen  die  Behörden,  mufste  für  jeden  Unparteiischen  klar 
hervorgehen,  dafs  der  wirtschaftliche  Hauptzweck  der  Organi- 
sation eben  im  Untersttitaungswesen  beruhte.  Das  war  keines- 
wegs der  Fall,  wie  schon  aus  den  Abrechnungen  des  Vereins 
hervorgeht,  wo  die  Unterstützung  von  Streikenden  und  6e- 
mafsregelten  mindestens  soviel,  in  einigen  Jahren  weit  mehr 
betrug  als  alle  eigentlichen  Untersttttzungszweige  zusammen- 
genommen.  E)s  wurde  schon  oben  auseinandei^esetzt,  wes- 
wegen der  Verein  Uberhaupt  die  schwierige  Unterstützung 
unternahm.  Auch  das  wir  nicht  der  Fall,  dafs  lediglich  der 
Wunsch,  behördlicher  Emmischung  um  jeden  Preis  zu  ent- 
gehen, zur  Abänderung  der  Statuten  führte.  Man  war  tat- 
sächlich  nicht  imstandei  versicherungstechnischen  Ansprüchen 
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zu  genügen.    Es  war  bei  den  vorhandenen  Mitteln  überhaupt 
keine  Aussicht,  jemals  die  Genehmigung  zu  erlangen.  End  lieh 
sei    noch    auf    jenes    von    den    deutschen   Gevverkschat  ten 
instinktiv  beobachtetes  Moment    hingewieseu,    welches  die 
Webbs  beaonderB  henrorheben  ^.  Die  Qewerkyereine  können 
sich  nicht  darauf  einlassen,  ihre  Fonds  fQr  bestimmte  Unter- 
sttttsnngszweige  festzulegen,  sie  müssen  in  der  Lage  sein,  oft 
für  einen  einzigen  Zweck  ihr  ganzes  Vermögen  und  ihre 
ganze  Leistungsfähigkeit  einzusetzen,  sei  es  bei  einer  Arbr^its- 
losigkeity  um  Unterangebot  zu  verhüten,  sei  es  bei  Streiks, 
um  sie  mit  voller  Gewalt  durchzuführen.    Durch  stmitlicbe 
Beaufsichtigung  aber  wäre  solche  Beweglichkeit  der  Fonds 
notwendig  verloren   gegangen.     Es    blioli,    wollte  man  die 
Organisation  erlialten,  tatsächlich  nur  der  Ausweg,  den  die 
Generalversammlung  gewählt  hatte.    Die  Auffassung  der  Be- 
hörde über  ihr  neues  Statut  von  18b7  erfuhren  die  Tabak- 
arbeiter, als  der  Vorstand  der  Zahlstelle  Berlin  dasselbe  ein- 
reichte.   Ihm  wurde   bedeutet,   dals  der  Polizeipräsident  an 
Heiner  ursiirünglichen  Ansicht  festhalte.    Nunmehr  entschlois 
sich  der  Hauptvorstand,  eine  prinzipielle  Entscheidung  herbei- 
zuführen.  Es  ist  bekannt,  dafs  die  Praxis  der  Gerichte  bei 
der  Entscheidung  der  Frage,  ob  in  einem  UnterstUtsungs- 
verein  eine  der  staatlichen  Genehmigung  bedürfende  Ver- 
sicherungsanstalt vorliege  oder  nicht,  sehr  schwankend  war'. 
Im  ganzen  neigte  sich  die  Mehrzahl  der  Gerichte  der  den 
Untersttttzungsvereinen  günstigen  Ansirht  zu    Der  Vorstand 
konnte  es  daher  auf  eine  gerichtliche  Entscheidung  wohl  an- 
konnnen  lassen.    Ans  demselben  Grunde  vermieden  diV'  Ver- 
w  ili iiMgsbeliörden  meist,  auf"  straiVeehtliclier  Basis  vorzugehen, 
sondern  sie  wählten  stets  die  aus  dem  staatlichen  Anfsichts- 
recht  abzuleitende   verwaltungörechtliche  Grundlage,  welche 
nach  der  Heehtssprechung  des  Oberverwaltungsgerichts  selbst 
das   Verwaltungsstreitverfahren  aiisschluis  und  nur  die  Be- 
schwerde an  die  Aui^ichtsinstanz  offen  liefs.    Nach  diesem 
Gesichtspunkt  verfuhr  man  auch  bei  den  Tabakarbeitern.  Am 
13.  Januar  1888  verfügte  der  Polizeipräsident  die  Schliefsung 
der  Zahlstelle  Berlin.  Hiergegen  legte  der  Hauptvorstand  die 
Beschwerde  ein.   Der  Polizeipräsident  gab  die  Beschwerde 
an  den  Minister  des  Innern   weiter,  in  dessen  Auftrag  der 
Polizeipräsident  den  Vorsitzenden  am  20.  Bfärz  1888  dahin 
beschied : 

„  Euer  Wohlgeboren  erteile  ich  unter  Bezugnahme  auf  mein 
Schreiben  vom  15.  Februar  1888  im  Auftrage  des  TTerrn  Ministers 
des  Innern  auf  die  Beschwerd»'  v.un  1.  Februar  1^^^  zum 
Bescheid,  dafs  derselben  aus  rechtlichen,  wie  aus  tatökchiichea 

*  S.  u.  ß.  Webb,  Theorie  und  Praxis  der  englischeu  Gewerk- 
vereine,  deutsch  von  C.  Hugo.   Stuttgart  1898.    1  S.  187. 
>  Sehmöle  a.  a.  O.  I  S.  14")  ff.,  besonders  B.  IdO. 
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Gründen  keine  Folge  gegelteii  werdeu  kaun.  Jjie  ^Miize  Ab- 
woifhiinii;  dfn  von  der  Geiieralversammlunpr  zu  Halberstadt 
be^äclilussenen  ^^euenwärtigen  Statuts  von  dem  trüLereu  b«*steht 
im  wesentlichen  nur  darin,  dafs  die  pp.  Unterstützungen  in 
angeblich  freiwillige  Leistungen  umgewandelt  sind,  und  den 
Mitgliedern  das  Recht  der  Klage  ausdrücklich  abgesprochen 
wird  (TgL  §§  2,  9, 10  u.  11  des  Statats).  Diese  BestimmaDgeD 
sind  aber  rechtlich  unyerbindlich.  Sie  sind  nicht  allein  mit 
dem  übrigen  Inhalt  des  Statuts  unvereinbar^  da  nach  den  Vor- 
schriften der  in  den  §§  4  u.  9  die  Unterstützungen  im  wesent^ 
liehen  durch  die  Beitragsleistungen  beding^  d.  h.  durch  diese 
erst  erworben  werden ,  sondern  sie  sollen  ^  wie  dies  die  Ver^ 
handlungen  der  Generalversammlungen  zu  Halberstadt  un- 
zweifelhaft machen ,  auch  lediglich  das  auf  Gegenseitigkeit 
basierte  Versicherungsuntnrnehnien  in  die  ilufsere  Form 
Wohltätigkeitsveroin!*    lningen,    um  don  vcrsicliciuiiL^s- 

gesetzlichen  Antortierungen  zu  entgehen.  V\  ühltätigkfits-  uwd 
(iegenseitigkei tsverei ne  schliefsen  einander  aber  gruniKsaLziich 
aus,  weil  die  Unterstützungen  bei  den  ersterea  stets  freiwillig, 
bei  den  letzteren  in  Erfüllung  einer  Vertragsschuld  und  dort 
den  Unterstützten  aus  drittseits,  hier  aus  selbst  aufgebrachten 
Fonds  geleistet  werden.  Die  fiedachte  Statutentfnderung  mufs 
deshalb  als  eine  auf  Simulation  abzielende  Manipulation  fUr 
rechtsungültig  erachtet  werden,  ganz  abgesehen  davon ,  dafs 
die  ausdrückliche  Ausschliefsung  des  Rlagerechts  auch  direkt 
gegen  zwingende  Rechtsgrundsätze  verstöfst,  wonach  niemandem 
der  Rechtsweg  abgeschnitten  und  die  Bestimmung  oder  Er- 
füllung von  Verträgen  nicht  in  die  blofse  Willkür  des  Ver- 
pflichteten gestellt  werden  darf.  Aufst^rdem  haben  die  bei  der 
8chliefsiing  der  hiesigen  Zahlstelle  vorgefnndf'nen  Materialien, 
inslMisonderc  die  wesentliche  Phereinstimniung  der  gegen- 
wärtigen Mitgliedsbücher  mit  den  früheren  ergeben,  dafs  auch 
in  dem  tatsächlichen  Geschäftsbetrieb  des  Vereins  trotz  jener 
iStatutcniinderung  sich  nichts  geändert  hat.  Hiernach  mufs  es 
bei  der  angeordneten  Schliefsung  der  hiesigen  Zahlstelle  öein 
Bewenden  behalten,  und  wird  jedem  weiteren  Geschäftsbetrieb 
zugunsten  des  Untersttttzungsvereins  deutscher  Tabakarbeiter, 
so  lange  derselbe  einen  in  Preufsen  nicht  genehmigten  Ver- 
sicherungsbetrieb beibeh&lt,  mit  den  gesetzlichen  Zwangs- 
mitteln entgegengetreten  werden." 

Wähi-end  diese  Beschwerde  noch  ihrer  Erledigung  harrte, 
zeigte  der  llaiiptvorstand  aus  Bremen  am  12.  Februar  1888 
an,  dafs  eine  Zahlstelle  sich  in  Berlin  befinde.  Er  tat  dies, 
ohne  den  Erfolg  der  Reycliwerde  al)znwarten.  damit  sofort  die 
Handhabung  zu  einer  neuen  Aufrollung  der  Frage  im  Ver- 
waltungsstreitverfahren geboten  wfiv  Auf  die  Anzeigt^  der 
Neuerr»fFnung  der  FiUale  wurd*'  dem  ßevollniachtigten  unter 
Hinweis  auf  die  bereits  erfolgte  ;Schliefsung  der  Zahlstollen 
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eine  Strafe  von  50  Mk.  eventuell  ftlnf  Tagen  Haft  ang«  droht. 
Die  verantwortlich  vernommenen  Bevollmächtigten  erklärten, 
dafa  der  Vorstand  am  12.  Februar  1888  die  Zahlstelle  neu 
eingerichtet  habe,  nachdem  ia  der  ZwiBchenseit  die  Mitglieder 
sich  ab  uomittelbare  Mitglieder  des  Vereins  angesehen  hatten. 
Inzwischen  war  nun  der  Bescheid  des  Ministers  eingegangen 
und  die  vom  Vorstande  beim  Bezirksansschnfs  zu  Berlin  er- 
hobene Ellage  gegen  diesen  Bescheid  abgewiesen  worden.  Daa 
Gericht  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,  dafs  der  angegriffene 
Bescheid  vom  20.  März  1888  als  ein  auf  die  Beschwerde  gegen 
die  Festsetzung  eines  Zwangsmittels  in  der  Ministerialinstanz 
ergangener  endgUltifC'^r  Hesrheid  zu  erachten  sei.    Auf  die 
Mafsnahmcn  im  Februar         scheint  die  Zahlstelle  Berlin  sich 
wiedf'ruTU  aufgelöst  und  bis  zum  April  1889  als  solche  iii«*l)t 
bestanden  zu  haben,  denn  am  4.  April  ISS*)  zeigte  der  Vorsitzende 
des  Vereins  zu  Bremen  dem  königlichen  Polizeipräsidenten 
wiederum  an,  daf^s  von  ihm  am  o.  d.  M.  in  Berlin  eine  Zahl- 
ötello  des  in   Bremen  domizilierenden  Unterstützungjsvereins 
deutscher  Tabakarbeiter  errichtet  worden  sei  Gleichzeitig  ^ab 
er  die  Namen  der  drei  Bevollmächtigten  an.  An  diese  erliels 
nunmehr  der  Polizeipräsident  unter  dem  15.  April  drei  gleicJi- 
lautende  Verfügungen,  in  denen  er  gegen  jeden  eine  Geld- 
strafe von  50  Mk.  festsetzte^  weil  sie  trotz  der  Strafandrohung 
vom  13.  Januar  1888  wieder  eine  Zahlstelle  errichtet  hätten, 
und  jeden  ferneren  Versuch,  den  Geschäftsbetrieb  ohne  die 
erforderliche  Genehmigung  wieder  herzustellen,  mit  weiterer 
Strafe  bedrohte.    El>enso  sandtp  der  Polizeipräsident  an  den 
Bremer  Vorstand  cniie  Verfügung,  worin   er  das  esclielifiie 
iin'ttf'iltp  uikI  ebenfalls  bei  jedf^m  vveitf^ren  Versuch,  wiederum 
eine  Zaiiiötelle  zu  erriehten,  Geidstralcn  androhte.   Die  L'"egen 
diese  Verfügungen  von  den  drei  Bevollmächtigten  und  dem 
Bremer  Vorstand  erhobenen  Klagen  beim  Bezirksaugschufs  in 
Berlin  wurden  abgewiesen  mit  der  Begründung,  dafs  es  bich 
hier  nur  um  die  Durchführung  der  Schliefsung  der  Zahlstellen 
handele,  über  welche  der  BesirksausschuIiB  aiu  5.  Juni  1888 
schon  rechtskräftig  erkannt  habe.    Hierzu  sowie  gegen  die 
WiedererO£Fnung  der  geschlossenen  Zahlstellen  habe  der  Folisei* 
Präsident  die  gesetzlichen  Zwangsmittel  angewandt, 
nicht  im  Klagewege  vorgegangen  werden  könne.   Die  hier- 
gegen eingelegte  Berufung  beim  Oberverwaltungsgericht  drang 
in  der  Hauptsache  durch.  Zwar  bestätigte  das  Oberverwaltungs- 
gericht in  seinem  Urteil  vom  2*>.  Juni  l^^OO  die  bereit.s  fest- 
gesetzten Geldstrafen,  weil  gegen  diese  nur  die  Beschwerde  im 
Aufsichtswege  möglich   gewesen  wiire.   dagegen  gab  es  der 
Berufung   statt,    insoiern  die  polizeiliche  Verfügung  „jeden 
ferneren  Versuch  einer  Wiederaufnahme  des  Geschäft^ibetrieHes 
ohne  die  erforderliche  staatliche  rienehmigung"  mit  Strafe  be- 
drohte.  Das  Oberverwaltungsgericht  fand  keinen  Grund,  von 
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seiner  prinzipiellen  Stellung  den  Unterstützungsvereinen  gegen- 
über im  vorliegenden  Falle  abzuweiehen :  „l3ie  Klage, führt 
das  Urteil  aus,  ^wird  nun  darauf  gestützt,  dafs  der  Unter- 
stützungsvercin  keine  Veräiclierungöanstalt  im  Sinne  tlci  Ge- 
setzes vom  17.  Mai  1853  sei.  Der  unterzeichnete  Gericlitaihof 
hat  wiederholt  erOrtert^  wdche  Bedeatuoff  dem  Aasdrucke 
yVersicherungsanstalt'  heisulegen  sei,  und  hat  dabei  stets  die 
Auffassung  zur  Geltung  gebracht,  dafs  unter  diesen  Begriff 
nur  solche  Vereine  fallen,  welche  ihren  Mitgliedern  für  den 
Fall  dos  Eintritte  gewisser  Ereignisse  einen  Rechtsanspruch 
auf  Leistungen  des  Vereins  einräumen.  Es  ist  dies  in  den 
Erkenntnissen  vom  1:5.  Juli  1878,  19.  November  1888  und 
3.  Januar  18^0  (Entscheidungen  Bd.  XVII  S.  403,  423,  424), 
auf  deren  Austlihrungon  Bezug  genommen  wird,  niilicr  ent- 
wickelt. Nach  den  vorgel i  gten  Materialien  übernimmt  aber 
der  Unterstützungs verein  deutaciier  Tabakarbeiter  zu  Bremen 
seinen  Mitgliedern  gegenüber  keine  Leistungsptiicht.  Nach 
5;  2  seiner  Statuten  kann  zwar  die  Vereinsleitung  gewähren: 
Ii)  Reiseunter. Stützung,  b)  Unterstützungsbeitrag  an  verheiratete 
Mitglieder  beim  Ableben  ihrer  Ehehälfte  und  c)  Unterstützung 
an  solche  Mitglieder,  welche  durch  ihr  Eintreten  nach  §  z 
Abs.  a  (Erzielung  günstiger  Arbeitsbedingungen)  arbeitslos 
geworden  sind.  Allein  aus  §  2  Abs.  5,  welcher  bestimmt, 
dafs  die  von  der  Vereinsleitung  an  die  Mitglieder  zu  ge- 
währende Unterstützung  eine  freiwillige  sei  und  den  Mit- 
gliedern ein  Recht  der  Klage  dem  Verein  gegentlber  nicht 
zustehe,  ergibt  sich,  dafs  es  sich  in  keinem  Falle  um  irgend- 
welche Rechtsansprüche  der  Mitglieder  auf  Leistungen  des 
Vereins  handele.  Ein  Beweis  dafür,  dafs  diese  statutarischen 
Vorschriften  nur  zum  Schein  und  zur  Täuschung  der  Be- 
hörden erlassen  sind,  in  Wirklichkeit  aber  Bestimmungen  be- 
stehen, nach  welchen  den  Mitgliedern  an  dem  V^erein  Rechts- 
anspriu'lie  zustehen,  ist  nicht  erbracht.  Die  von  dem  Be- 
klagten in  Bezug  genommenen  Protokolle  der  verschiedenen 
Generalversammlungen  des  Vereins  usw.  liefern  den  Beweis 
nicht.*^ 

Dies  Urteil  war  freilich  fülr  den  Verein  nur  von  Wert, 
insoweit  es  den  Verwaltungsbehörden  gegenüber  in  Betracht 
kam,  eine  von  diesen  allgemein  anerkannte  Entscheidung 
>  und  die  wichtige  Zahlstelle  Berlin,  welche  seit  fast  drei 
Jahren  fortwährend  zwischen  Wiederauirichtung  und  Schltefsung 
geschwebt  hatte,  als  dauernd  gesichert  gelten  konnte.  Bereits 
Anfang  Juli  1890  nahm  sie  ihren  Geschäftsbetrieb  wieder  auf. 

Unberührt  blieb  die  Praxis  der  ordentlichen  Gerichte, 
welehe  zwar,  wie  eingangs  hervorgehoben,  in  der  Majorität 
ebenfalls  zur  Verneinung  der  Frage  kamen,  dafs  bei  den 
Uuterstützungsvereinen  Versicherungsanstalten  vorlägen,  doch 
aber  eine  im  Interesse  d*;.s  Kechtsgefühls  der  Arbeiter  be- 
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klagenswerte  Versclii  If  uheit  in  fier  Beurteilung  dieser  wirt- 
schaftlichen Gebilde  aufwiesen.  Von  den  Strafprozessen ,  die 
gejjen  den  Vorstand  bezw.  dio  Bevollmächtigten  des  Vereins 
aiiliaugig  gemacht  wurden,  seien  noch  einige  hier  hervor- 
gehoben : 

In  Hannover  waren  die  Vorstandsmitglieder  wegen  Über- 
tretung der  §§  43,  12  der  Hannoversch«!  Gtewerbeordnung 
vom  1.  August  1847  vom  Schöffengericht  verurteilt  worden. 
Anf  ihre  Berufung  wurden  sie  vom  Landgericht  Hannover 
durch  Urteil  vom  10.  Juli  1888  freigesprochen.  Die  Gründe 
flähren  aus:  Der  Verein  könne  als  Versicherungsanstalt  nicht 
angesehen  werden.  Als  eine  solche  erscheine  nur  eine  An- 
stalt, welche  bestimmungsgemäfs  Versicherungsverträge  ab- 
schliefsen  will.  Bestimmungen,  welche  irgeml einen  ^lafssLab 
dafür  ab^^'ibpll ,  ob  im  einzelnen  Fall  eine  Unterstützung  ge- 
währt werden  solle  oder  nicht,  existierten  nicht.  Die  Ver- 
bindlichkeiten des  Vereins  in  dieser  Richtung  seien  von  dem 
nackten  Willen  des  Schuldners  abhängig  gemacht.  Der  Verein 
verfolge  nicht  ausschliefslich  oder  auch  nur  in  erster  Linie 
Verbicherungszwecke.  Die  Tätigkeit  desselben  sei  statuten- 
gemäfs  eine  so  vielseitige,  daÜs  es  demselben  in  jedem  Falle 
ein  leichtes  sein  werde,  diesen  oder  jenen  Zweck  ins  Auge 
2u  fiissen,  der  imstande  sei,  sämtliche  vorhandenen  Mittel  in 
Anspruch  zu  nehmen  ^  ohne  daCs  sich  sagen  liefse,  eine  der* 
artige  Verwendung  widerspräche  dem  Statut  oder  der  Billig- 
keit,  da  bindende  Versicherungsverträge  überhaupt  nicht  sn 
stanae  gekommen  seien.  Die  Revision  beim  Kammergoricht 
scheiterte  an  den  tatsächlichen  Feststellungen  des  Berufungs- 
richters. Das  Urteil  verneint  also  im  Gegensatz  zu  der 
erwähiiten  Auffassung  der  Verwaitungsbehörden,  dafs  die  \  er- 
sicheruug  der  Hauptzweck  des  TlntersttUzungsvereins  sei,  und 
kommt  damit  einer  richtigen  W  ürdiguug  des  ganzen  gewerk- 
schaftlichen Kassonwesens  sehr  nahe. 

Eben:so  kam  dah  Landgericht  Osnabrück  als  Berutungs- 
instanz  in  einem  Strafverfahren  gegen  den  Vorsitzenden  des 
Unterstützungsvereins  und  den  Vorstand  der  Mitgliedschaft  zu 
Osnabrttck  w^en  Übertretung  des  §  360  Ziffer  9  des  Straf- 
gesetzbuchs zu  der  Überzeugung,  dafs  der  Verein  keine  Ver- 
sicherungsanstalt sei,  denn  nach  §  2  der  Statuten  sei  die  Zb^ 
lung  der  betreffenden  Unterstützungen  nur  Nebenwerk.  Schon 
dieser  Umstand  widerspräche  dem  Charakter  der  Versicherungs- 
anstalt. 

Anders  entschieden  das  Landj^ericht  Dortmund  und  das 
Oberlandesgericht  Hamm  in  einem  gegen  den  Vorstand  der 
Zahlstelle  Dortmund  anhängigen  Strafverfahren,  wo  der  Vor- 
stand in  allen  drei  Instanzen  wegen  Übertretung  von  § 
Ziffer  0  des  Strafgesetzbuches  verurteilt  wurde.  Da;»  Berufun^i.-^- 
gericht  hatte  angenommen:  Die  Veränderung  des  Statuts  vou 
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1887  sei  schwerlich  insofern  ernsthaft  gemeint,  dafs  die  Unter- 
Stützung  nur  freiwillig  sein  solle,  und  dafs  den  Mitgliedern  ein 
K Ingerecht  gegen  den  Verein  nicht  zustehe.  Das  gesamte 
Statut  zeige  ferner  mehr  die  Tendenz,  die  wirklichen  Ver- 
hJiltnisse  zu  verschleiern,  statt  sie  zu  fixieren.  Abgesehen 
davon  trete  hier  weniger  das  Zivilrecht  und  die  Klagbarkeit 
der  Anspriiche  in  den  Vordergrund,  als  vielmehr  das  ötieut- 
liche  Interesse  und  die  Gesichtspunkte  des  Strafrechts.  Von 
diesem  betrachtet,  liege  aber  tatsächlich  jedenfalls  eine  Ver- 
sicherung vor,  80  dafs  die  Errichtung  einer  solchen  Ver^ 
sicherangsanstalt  unter  §  300  Ziffer  9  des  Strafgesetsbuchs 
falle.  Das  Revisionsgericht  trat  dem  Berufungsgericht  bei. 
Insbesondere  billigte  es  die  Auffassung  des  Berufungsgerichts, 
daCs  dem  Wortlaute  des  Statuts  bei  Beurteilung  der  recht* 
liehen  Natur  desselben  keine  allzu  grofse  Bedeutung  beizu- 
legen sei,  da  das  Statut  allerdings  mehr  verschleiere  als  auf- 
kläre. Es  mtlssc  auch  die  Rf^stimraung,  nach  welcher  dem 
Vorstande  einseitig  das  Recht  zustehe,  beliel)ige  Paragra|>!\en 
aufzuiiehen,  zu  dem  Schlüsse  führ»^n,  dafs  das  Statut  weniger 
den  Zweck  habe,  die  Rechtsverhältnisse  des  Vereins  nach 
innen  bindend  zu  regeln,  als  vielmehr  dem  Verein  nach  aufäeu 
hin  die  gewünschte  Gestalt  zu  geben.  Denn  es  sei  unmöglich 
iiiizunehmen,  dals  die  Mitglieder  ernsthaft  ein  Übereinkommen 
treffen  wollten,  nach  welchem  ihnen  nur  Pflichten,  dem  Vor- 
stande aber  die  unbeschränktesten  Rechte  zugeteilt  würden. 
JDiese  Betrachtung  sei  auch  mafsgebend  für  die  Beurteilung 
des  §  2,  nach  welchem  die  Zahlung  von  Untersttttsungen 
gänzlich  in  die  Willkür  des  Vorstandes  gestellt  sein  solle. 
Sicherlich  bezahlten  die  Mitglieder  nicht  ihre  regelmäfsigen 
Geldbeiträge,  um  cintretend^alls  nach  dem  Belieben  des 
Vorstandes  ohne  Unterstützung  zu  bleiben,  sondern  es  werde 
tatsächlich  die  Unterstützung  so  gewährt  werden,  als  wenn  die 
gedaelit*'  Bestimmung  nicht  existierte.  Mit  Reelit  führe  das 
Berufungsgericht  aus.  (lafs  es  hier  weniger  auf  die  zivilrecht- 
liche Klagbarkeit  der  durch  den  Verein  geschaffenen  Rechts- 
verh.tltnisse,  als  vielmehr  auf  die  tatsächliche  Handhabung 
ankomme.  Das  Strafrecht  wolle  in  i;  300  Ziffer  0  einen 
Schutz  gefahren  gegen  Ühei-vorteilung,  Ausnutzung  und  ver- 
antwortungslose Leitung  der  einzelnen.  Gerade  die  offenbar 
mehr  soziale  und  wirtschaftliche  Natur  des  Vereins  lasse  es 
noch  geboten  erscheinen,  bei  der  strafrechtlichen  Beurteilung 
sich  nicht  lediglich  an  die  in  dem  Statut  zum  Ausdruck  ge- 
kommene ziirilrechtliche  Natur  des  Vertragsverhitltnisses  zu 
binden.  Der  g.mze  Verein  sei  deshalb  als  eine  N'ersicherungs- 
anstalt  anzusehen.  Die  in  Dortmund  bestehende  Mitgliedschaft 
könne  unmöglich  als  blofse  Zahlstelle  gelten,  stelle  vielmehr 
♦^inen  in  gewisser  Weise  selbständigen  Zweig-  oder  Unterverein 
dar,  wie  auch  das  Landgericht  auf  Grund  der  Würdigung 
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tatsächlicher  Verhältnisse  angenommen  habe.  Es  sei  daher 
nach  §  1  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  181K>  .staatliclu»  ( icnehmi- 
gung  erforderlieh.  Die  Sterbekasse,  besser  Pieerdigungska^se, 
des  Vereins  sei  unter  den  Begnff  der  gemeinschaftlicheii 
^iterbekasse  zu  bringen,  für  welche  schon  nach  Allgemeinem 
Landrecht  (§  G51  I,  11)  besondere  Genehmigung  erforder- 
lich war. 

Seit  Anfang  der  90er  Jahre  hörten  die  Bestrebungea  der 
preufsischen  Behörden,  die  Zahlstellen  des  Tabakarbater- 
Verbandes  als  Versicherungsunternehmen  zu  schh'efsen,  offenbar 
unter  dem  Eindruck  der  Entscheidungen  des  Oberverwaltungs- 

gerichts  und  des  Kammergerichts  auf.    Es  werden  nur  einige 
Fälle  bis  zum  Jahre  1890  berichtet,  welche  indes  sitmtlich  mit 
Freisprechung   endeten.     Erst  im   Jahre   1901    begann  die 
herzoglich   braunschwcigische  Regierung  von  neuem,  diesen 
Standpunkt  energisch  zu  vertreten.    Unter  dem  20.  Juni  1901  j 
wurde  der  Vorstand  zu  Bremen  aufgefordert,  binnen  vier 
Wochen  die  Genolimigung  des  herzoglichen  S taa tsm i n i s te ri u m& 
zur  Errichtung  einer  Zahlstelle  des  als  Versicherungsanstalt 
zu  betrachtenden  Verbandes  in  Braunschweig  nachzusucheu. 
Als  dieser  Aufforderung  nicht  nachgekommen  wurde,  be- 
schlagnahmte die  Herzogliche  Poliseidirektion  die  Verbands- 
Utensilien  der  Zahbtelle.    Die  Klage  des  Vorstandes  im  Ver- 
waltungswege wurde   aus   formellen  Qrtfcnden  abgewieeen« 
Ebenso  wurde  mit  der  Zivilklage  auf  Herausgabe  der  be- 
schlagnahmten Sachen  eine  Entscheidung  in  der  Sache  selbst 
nicht  erzielt,  da,  wie  oben  erwähnt,  die  Klage  wegen  mangeln- 
der  Parteifähigkeit  des  Tabakarbeiterverl)andes  abgewiesen 
wurde.  Um  eine  prinzipielle  Entscheidung  zu  erhalt<'n,  wurde 
gegen    eine   Vertilgung    der   Herzoglichen    Regierung  vr.m 
24.  November  1901 ,  welche  im  Sinne  der  oben  geuannten 
Verfugung  die  Schlielsung  der  Zahlstelle   Wolfenhüttel  an- 
ordnete, von  dem  Vorsitzenden  des  Tabakarbeiterverbande* 
ilie  Klage  im  Verwaltungswege  angestrengt,  welche  mit  dir 
Abweisung  der  Klage  endete.    Das  Urteil  stützt  sich  auf  die 
▼on  dem  preufsischen  Obenrerwaltungsgerichte  yertretene  Auf- 
fassuugy  dafs  nur  dann  die  gewerblichen  UnterstStBungskasaesi 
als  Versicherungsunternehmungen  2U  betrachten  seien,  wenn 
den  Mitgliedern  als  Äquivalent  für  ihre  Beitragdeistung  ein 
Rechtsanspruch  auf  Untersttttsung  gegeben  sei.  l>afs  nun  ein 
solcher  Rechtsanspruch  aus  dem  Statut  selbst  hervorgehe, 
suchte  das  Urteil  aus  dem  Sinn  und  dem  Wortlaute  des 
Statuts  und  Reglements  für  die  Reise-  und  Krankenunter- 
stiitzung  des  Verbandes  herzuleiten.    Es  braucht  nicht  gesagt 
zu  werden,  dafs  dies  vollständig  gelang,  weil  die  ungeschickte 
und  mangeiliatte  Fassung  der  Statuten  überall  Gelegenheit 
bot,  Widersprüche  aufzudecken  und  gegen  den  angeblichen 
Ausschlufs  von  „Ansprüchen"  auf  Unterstützung  zu  verwenden. 
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Das  Urteil  hatte  denn  auch  eine  Revision  der  Statuten 
seitens  des  Vorstandes  zur  Folge.  Im  tibrigen  sollte  bei  der 
Beurteilung  derartiger  Kassen,  wenn  sie  prinzipiell  einen 
Rechtaanspruch  der  Mitglieder  auf  Unterstützungen  der  Mit- 
glieder au88chlie&eDy  aus  der  UiiTollkommenheit  der  im  Statut 
enthaltenen  einzelnen  Beatimmungen  und  der  (Jngewandtheit 
des  Aasdrucks  billigerweiae  nicht  gesohloaaen  werden,  dafa 
damit  daa  Prinzip,  auf  welchem  derartige  Vereine  tlberhanpt 
ausgebaut  sind,  hinfällig  gemacht  worden  sei. 

Mit  dem  1.  Januar  1902  kann  für  die  Tabakarbeiter 
sowie  für  die  übrigen  werkschaften  die  Reihe  der  Versuche, 
das  behördliche  Aufsichtsreclit  auf  Grund  des  Versicherungs- 
charakters der  Gewerksc'hatteii  zu  erzwint^en,  als  abgeschlossen 
gelton.  Mit  diesem  Zeitpunkt  ist  n-iinlich  das  Reichsgesetz 
über  die  privaten  Veröicherungsunteriielimen  vom  12.  Mai 
19()1  in  Kraft  getreten,  welches  für  die  Gewerkschaften  im 
wesentlichen  den  Standpunkt  des  })reur8ischen  Oberverwaltungs- 
gerichts festgelegt  und  die  Rechtslage  in  dieser  Hinsicht  be- 
deutend geklärt  hat.  Nach  §  1  Abs.  2  des  Gesetaes  sind  als 
Versicherangsunternehmungen  im  Sinne  dieses  Gesetses  solche 
Personenrereinigungen  nicht  anzusehen,  die  ihren  Mitgliedern 
Unterstatzung  gewähren,  ohne  ihnen  einen  Rechtsanspruch 
darauf  einzuräumen.  Nach  dem  Kommissionsbericht,  welchem 
für  die  Auslegung  dieser  Vorschrift  immerhin  grofse  Wichtig- 
keit beisumessen  sein  wird,  ist  ausgeschlossen  „die  Anwendung 
des  Gesetzes  auf  solche  Verhältnisse,  in  denen  nur  freiwillige 
UnterstUtzimri^en  oder  sonstige  freiwillige  Leistunj:^en  gewährt 
werden,  ohne  dafs  ein  Rechtsanspruch  darauf  besteht,  wenn- 
f^leich  die  Unterstützung  oder  sonstige  Leistung  beim  normalen 
Verlauf  der  Dinge  mit  vollem  Grund  erwartet  werden  darf" 

Eine  sorgfkltige  Redaktion  der  Statuten  wird  bei  den 
Gewerkschaften  nunmehr  dieser  Rechtsgrundlage  so  ent- 
sprechen, dafs  ein  Eingriff  der  Behörden  hier  kaum  mehr  er- 
folgen kann.  Dies  ist  auf  der  Generalversammlung  von  1903 
beim  Tabakarbeiterverband  auch  geschehen.  Nur  eine  Be- 
h($rde^  nämlich  der  Magistrat  von  Würzburg,  forderte  gerade 
auf  Grund  dieses  Gesetses  den  Vorsteher  cter  dortigen  Zahl^ 
stelle  zur  Einreichung  der  Statuten  auf.  Als  diesem  Verlangen 
jedoch  unter  Berufung  auf  §  1  Absatz  2  des  Gesetzes  nicht 
entsprochen  wurde,  erfolgte  nichts.  Merkwürdig  ist,  dafs  die 
braunschweigische  Regierung  es  ruhig  geschehen  liefs,  dafs 
die  von  ihr  aufgelösten  Zahlstellen  Rraunschweig,  Helmstedt 
und  Wolfenbftttel  unter  Einreichung  des  alten  »Statuts  an  die 
Polizeibehörden  wieder  eröffnet  wurden,  trotzdem  das  alte 

'  Bericht  der  VII.  KommisBion  des  Reichstags  betr.  den  Entwurf 
eines  G<  setze8  über  die  privaten  Veraicherungsunternehmungen  Nr.  244 
der  Drucksachen  des  Beicbstan.  10.  Leeislatarperiode,  II.  Session 
ldOO/01  ä.  u/12. 
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Statut  nach  dem  Urteil  des  braunschwdgischenOberTerwaltuDg«' 

fericbtshofes  den  Mitgliedern  einen  RechtBanapruch  auf  die 
Fnterattltzungen  gewfthrte.  Vielleicht  war  hier  die  praktische 
Erwilgung  mafsgebend ,  dafs  eine  präzisere  Abfassung  «les 
Statuts  schliefslich  doch  die  Behörden  aur  Duldung  der  Zahl- 
stellen zwingen  würde. 

Abgesehen  von  dem  bisher  geschilderten  Vorgehen  der 
Behörden  ist  darauf  hinzuweisen,  dafs  auf  Grund  der  ver- 
schiedenen deutschen  Vereinsges'et:^e  ♦'inf  versehief^f^r.n  Aufsicht 
über  den  Tabakarbeitervtn-band  ausgeübt  wird.  Allgiiiieni  wird 
der  Tabakarbeiterverband  als  ein  politibcher  Verein  beiiandelt. 
Meist  wird  die  Ein  reichung  des  Mitgliedervcrzeichüisses  und 
der  Statuten  von  den  einzelnen  Zahlstellen  verlangt.  Eine 
Statistik,  in  wieviel  Fällen  die  Tabakarbeiter  iii  dieser  Wei^e 
uiiL  den  rolizeibehörden  in  Berührung  kamen,  läfst  sich  nach 
dem  vorhandenen  Material  nicht  aufstellen.  Meist  begntigten 
sieh  die  Tabakarbeiter  damit,  der  Aufforderung,  die  MitgliMer- 
▼erzeichnisse  und  Statuten  einzureichen,  Folge  su  leisten,  schon 
um  unnötige  Kosten  zu  Termeiden.  Ein  prinzipieller  Wider- 
stand gegen  die  Auffassung  der  Behörden  und  Gerichte  war 
aussichtslos.  Da,  wo  die  bisherige  Rechtssprechung  einen  £r- 
folg  zu  yersprechen  schien,  wurde  allerdings  vorgegangen.  Es 
sei  hier  nur  ein  Fall,  welcher  zu  einer  neuen  Auslegung:  des 
§  2  der  preufslschen  Verordnung  vom  11.  März  l^.")«»  durch 
das  Kanimergcricht  führte,  wegen  seines  aügemeiueu  Interesses 
mitgeteilt: 

Der  Bevollmächtigte  der  Zahlstelle  Berlin  war  vom  Ber- 
liner Polizeipräsidenten  im  Jahre  1897  aufgefordert  worden, 
das  Mitgliederverzeicliniii  der  Zahlstelle  Berlin  einzureichen. 
Als  er  dies  nicht  tat,  wurde  er  vom  Schöffengericht  I  Berlin 
wegen  Vergehens  gegen  das  Verein^gesetz  zu  20  Mk.  Geld- 
strafe verurteilt.   Die  von  dem  Angeklagten  hiergegen  ein- 
gelegte Berufung   wurde  zurückgewiesen.    Auf  eingelegte 
Revision  verwies  das  Kammeigericht  die  Sache  durch  Urteil 
vom  30.  Dezember  1897  zur  nochmaligen  Verhandlung  und 
Entscheidung  an  das  Berufungsgericht  zurtick.  Das  Kammer- 
gericht stellte  sich  dabei  auf  den  Standpunkt,  dafs  zwar  die 
Zahlstelle  des  Vereins   in  Berlin  ein   politischer  Verein  sei, 
dafs  jedoch  nach  §  2  des  Vereinsp^esetzes  die  Vereinsvorsteher 
nur   verpflichtet   seien,   die   JStaltiten    und    das  Mit^dieder- 
verzeichnia  hinnen  drei  Tagen  nach  der  Stiftung  des  V\»rein^ 
den  Behörden  einzureichen.     Anscheinend  jedoch  habe  die 
Berliner  Zahlstelle  schon  längere  Zeit  bestanden,  das  Urteil 
lasse  aber  eine  derartige  Feststellung  vermissen.     Das  Be- 
rui'ungsgericht  blieh  jedoch  im  wesentlichen  auf  seinem  Stand- 
punkt stehen,   indem   es  unter  anderem  ausführte:  Das 
schreiben    des   Polizeipräsidenten    vom    21.   Januar  und 
22.  Februar  1897  an  den  Angeklagten  enthalte  das  Ersuchen 
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über  die  derzeitigen  Statuten  und  Mitglieder  des  Vereins. 
Wenn  auch  der  Polizeipräsident  darin  die  Einreicliung  der 
Statuten  und  des  Mitgliederrmeichnisses  selbst  verlange,  so 
sei  auch  dies  als  eine  Auskunft  im  Sinne  der  §§2  und  13 
des  Vereinsgesetses  anzusehen.  Nur  durch  die  Einretchung 
der  gesamten  Statuten  und  eines  vollständigen  Mitglieder* 
Verzeichnisses  könne  die  Poliaeibehörde^  nach  Ablauf  der  drei- 
tägigen Frist  seit  der  Stiftung,  die  ihr  notwendige  Kenntnis 
von  dem  Wesen  und  der  Zusammensetzung  des  betreffenden 
Vereins  erlangen.  Würde  die  Polizeibehörde  innerhalb  der 
dreitägigen  Frist  seit  Stiftung  eines  Vereines  von  dessen  Vor- 
steher die  Statuten  und  dns  ]^^tglieder^■*'l■z''l(■hnis  nicht  er- 
halten haben,  auch  infolge  ihrer  mangelnden  Kenntnis  von 
der  Stiftung  des  Vereins  nicht  innerhalb  der  dreimonatlichen 
Frist  für  die  Verjährung  dieser  Übertretunf?  den  Vorstand 
deshalb  zur  Verantwortung  liuben  ziehen  können,  so  würde 
dieser  Verein  (im  Sinne  des  §  2  des  Vereinsgesetzes)  durch 
das  Verschweigen  seiner  Stiftung  vor  der  Polizeibehörde  sich 
straflos  der  in  §§2  und  13  a.  a.  O.  ihm  auferlegten  Be- 
schränkung entsiehen  können.  Es  würden  dann  seine  Aus- 
künfte bezüglich  der  Statuten  und  des  Mitgliederversetchnissea 
für  die  Polizeibehörde  fast  vollständig  bedeutungslos  sein,  da 
diese  die  Statuten  und  das  Mitgliederverzeichnis  selbst  nicht 
kenne.  Der  §  2  a.  a,  O.  könne  demnach  nur  so  aufgefafst 
werden,  dafs  der  Vereinsvnrstelier  zur  Mitteilung  der  Statuten 
und  des  Mitgliederverzeichnisses  an  die  Polizei bohörd**  ver- 
pflichtet sei  a)  innerhalb  dreier  TajL^^en  nach  der  Stiftung  aus 
eigener  Veranlassung,  bl  jederzeit  auf  Aufforderung  der 
Polizeibehörde.  Dieser  Aufforderung  des  Polizeipräsidenten 
vom  21.  Januar  1897  und  22.  Februar  1897  sei  aber  der  An- 
geklagte nicht  naehgckoniinen.  Es  sei  hiernach  tatsächlich 
festzustellen,  dafs  der  Angeklagte  zu  Berlin  im  Februar  und 
Märs  1897  als  Vorsteher  des  Vereins  «Zahlstelle  Berlin*'  des 
Untersttttzungsvereins  der  deutschen  Tabakarbeiter,  welcher 
eine  Einwirkung  auf  öffentliche  Angelegenheiten  bezwecke^ 
erforderte  Auskunft  bezüglich  der  Statuten  des  Vereins  und 
des  Verzeichnisses  der  Mitglied  r  nicht  erteilt  habe. 

Das  Kammergericht  hob  jedoch  diese  Entscheidung  auf 
und  sprach  den  Angeklagten  frei  mit  folgender  Begründung: 

Das  Berufungsgericht  vorkenne  die  Bedeutung  des  ß  2 
des  Vereinsgenetzes  vom  11.  März  18.^0,  wenn  es  in  dem  der 
Polizeibehörde  /ustehenden  Reeht(^,  jederzeit  von  den  ^'f>r- 
stehern  eines  dem  §  2  unterliegenden  Vereins  Auskunft  über 
die  Stiltuten  und  die  Mitglieder  zu  erlangen,  zugleich  die  Be- 
rechtigung der  i\»lizei  lindet,  jederzeit  die  Einreichung  der 
Statuten  und  des  Mitgliederverzoichnisses  selbst  von  den  Vor- 
stehern fordern  zu  können.  Der  §  2  des  Vereinsgesetzes 
stelle  seinem  Wortlaute  nach  die  Einreichung  von  Statuten 


Digitized  by  Google 


184 


XXIV  3 


und  Mitgliederverzeichnissen  in  einen  GegensatB  zur  Ao«- 
kunftserteilung.  Während  die  letzteren  den  Vorstehern  jeder* 
zeit  auf  Erfordern  der  Polizeibehörde  obli^en,  seien  die 
Vorsteher  zur  Einreichung  von  Statuten  und  Verzeiclmisaen 

der  Mitgheder  nur  binnen  drei  Tagen  seit  Stiftung  des  Vereins 
verpflichtet.  Das  Recht  des  Erforderns  der  Auskunft  solle 
lediglich  dazu  dienen,  solche  Verhältnisse,  welche  der  Polizei- 
behörde trotz  der  Kenntnis  der  Statuten  und  dor  Mitglieder- 
Verzeichnisse  unklar  geblieben  sind,  aufzuliellen.  Der  Um- 
stand, daiä  das  Recht  auf  Auskunft  durch  die  Polizei beliorile 
wirksam  nur  ausgeübt  werden  könne,  wenn  sie  von  den 
Statuten  und  dem  Bestände  der  Mitglieder  Kenntnis  habe, 
könne  nicht  dazu  führen,  die  den  Vorstehern  jederzeit  ob- 
liegende Pflicht  zur  Auskunfterteilung  dahin  auszudehnen, 
dau  sie  auf  Erfordern  auch  die  Statuten  und  das  Mitjglieder- 
▼erzeichnis  jederzeit  einzureichen  hätten.  Diese  Verpflichtung 
sei  im  Gesetz  nicht  zum  Ausdruck  gekommen.  Eine  ana- 
dehnende  Interpretation  einer  strafrechtlichen  Vorschrift  wOrde 
aber  den  allgemeinen  Grundsätzen  zuwider  laufen.  Die  tat- 
sächliche Feststellung  des  Berufungsgerichts^  dafs  der  An* 
geklagte  zur  Zeit  der  Stiftung  des  Vereins  dessen  Vorsteher 
nicht  ^^ewesen  sei,  müsse  daher  zur  Freisprechung  des  An- 
geklagten führen. 

Bei  dieser  Auffassung  blieb  das  Kammergericht  jedoch 
nicht  stellen.  Dies  erfuhren  die  Tabakarbeiter,  als  ihn-  be- 
vollmächtigten der  Zahlstellen  Altona  und  Ottensen  der  polizei- 
lichen Aufforderung,  Statuten  und  Mitgliederverzcielinis.se  «ein- 
zureichen, nicht  entsprachen.  Die  Bevollmächtigten  erhielten 
Strafmandate  ttber  je  15  Hk^  wurden  aber,  als  sie  richterliche 
Entscheidung  beantragten,  zunächst  freigesprochen.  Auf  Tom 
Amtsanwalt  eingelegte  Berufung  erkmnte  das  Berufungs- 
gericht im  Sinne  der  ergangenen  Strafmandate.  Das  Kanuner» 
gericht  wies  zum  Erstaunen  der  Tabakarbeiter  ihre  Revision 
wie  folgt  zurück: 

„Die  Angeklagten,  welche  Vorsteher  eines  Vereins  (Zahl* 
stelle  des  deutschen  Tabakarbeiterverbandes  in  Altona- 
Ottensen)  sind,  dor  eine  Einwirkung  auf  öffentliche  An- 
gelegenheit'Mi  bezweckt,  sind  am  5,  Fcbninr  ÜHh)  vom 
Polizeiamt  Altona  aufgefordert  worden,  ein  Verzeielmis  ihrer 
Vcreinsniitglieder  vorzulegen  —  dieser  Aufforderung  aber 
nicht  nachgekomnicn ,  weil  ein  solches  schon  vor  einigen 
Jahren  von  ihren  Vorgängern  eingereicht  worden  war.  Des- 
halb aus  §  2  der  Verojdnung  vom  11.  März  1850  verurteilt, 
haben  sie  rechtseitig  und  formgerecht  Revision  eingelegt. 
Sie  behaupten  Verletzung  des  angezugcnen  Paragraphen  und 
beziehen  sich  auf  ein  Urteil  des  Kammergerichts  vom  6.  Juni 
1898  (in  Sachen  Dechand),  in  welchem  allerdings  ausgeDlhrt 
worden  war,  daÜs  die  Vereinsvorsteher  ein  zweites  Mil^ieder- 
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Verzeichnis  nicht  einzureichen  hraucliten,  wenn  bei  Gründung 
des  Vereins  ein  solches  der  Polizei  übersandt  worden  war. 
Inzwischen  ist  das  Kammergericht  aber  in  konstanter  Rechts- 
sprechung von  seiner  Auffassung  abgewichen,  die  weder  ans 
dem  Wortlaut  und  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes 
sich  mit  Sicherheit  ei^bt,  noch  praktisch  durchführbar  er- 
scheint. Dieser  neueren  Rechtssprechung  des  Kammergerichts 
folgend)  hat  der  Berufungsrichter  zutreffend  dargelegt,  dafs 
§  2  des  betreffenden  Gesetzes  diejenigen  Verpflichtungen, 
welche  die  Vereinsvorsteher  ohne  weiteres  und  binnen  drei 
Tagen  erfüllen  sollen   (Einreichung  der  Statuten,   des  Mit- 
gliederverzeichnisses, der  Änderungen),  von  denjenigen  unter- 
scheidet,  welchen   sie  nur  auf  Aufforderung  der  Ortspolizei- 
i>ehörde  nachzakonim(Ui  haben  (  ^jede  darauf  bezügliche  Aus- 
kunft").    Dafs    „jede    darauf    bezügliche   Auskunft"  unter 
Umständen   auch   die   Vorlegung   eines  neuen  vollständigen 
Mitgliederverzeichnisses  oder  die  Statuten  umfassen  uiüfste, 
ergibt  sich  schon  daraus,  dafs  die  der  Polizei  eingereichte 
erste  Liste  (oder  das  Statut)  verbrannt  oder  sonst  abhanden 
gekommen  sein  kann,  daCi  der  von  der  Polizei  verlangten 
Auskunft  —  2.  B.  Qber  Vornamen,  Stand,  Wohnung  der  Mit- 
glieder —  oft  zweckmäfsigerweise  nur  die  Form  einer  neuen 
Liste  zu  geben  ist,  dafs  die  eingereichten  Verzeichnisse  und 
Änderungen  so  nachlässig  aufgestellt  sein  können,  dafs  ihre 
Eirneuerung  geboten  ist.    Wäre  die  Polizeibehörde  verhindert, 
in     solchen    und    ähnlichen    Fällen    ein    neues  Mitglieder- 
verzeichnis (Statut)  einzufordern,   so  würde  der  Zweck  jenes 
P.'irnj^niphen,   eine  Uherwjiehung  der  politischen  Vereine  zu 
ermöglichen,  vereitelt  werden.    Sollten  die  Vereinsvorsteher 
der  Meinung  sein,  dafs  die  wiederholte  Einforderung  des  Mit- 
gliederverzeichnisses   oder  der  Statuten   ohne  hinreichenden 
(xriind,  wohl  gar  zur  Chikane  geschähe,  so  steht  ihnen  die 
Beschwerde  an  die  vorgesetzte  Instanz  ebenso  frei,  als  wenn 
jenes  Recht,  Auskunft  zu  fordern,  in  anderer  Weise  mils- 
braucht  werden  sollte.    Die  Revision  war  daher  zurück- 
zuweisen." 

Nunmehr  hat  der  Vorstand  des  Tabakarbeiterverbandes 

auch  in  diesem  Punkte  seinen  Widerstand  völlig  au%egeben. 
Dem  auf  §  2  des  Vereinsgesetzes  gestützten  V^erlangen  der 
preufsischen  Behörden  wird  Folge  gegeben.  Es  braucht  nicht 
ninzugefügt  zu  werden,  dafs  auch  die  Bevollmächtigten  der 
auf8er{)reufsischen  Zahlstellen  überall  da  dem  Verlangen  der 
Behörden  Folge  leisten,  wo  ein  \Vid<"rstand  nach  der  Praxis 
der  Gerichte  nur  Kosten  und  Reibungen  verursachen  würde. 
Nur  da,  wo  es  sich  um  prinzipielle,  durch  gerichtliche  Ent- 
scheidungen noch  nicht  genügend  geklärte  Fälle  handelt, 
wird  dem  Verlangen  der  Behörden  nicht  entsprochen.  Das 
ist  allerdings  kein  „loyales''  Verhalten^  aber  scnwerlich  kann 
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den  Arljoitern  nach  den  gemachten  Erfahrungen  solche  Steif- 
nackigkeit  verübelt  werden. 

Es  kann  heute  tur  ausgemacht  gelten,  dafs  eine  gesetz- 
lic'he  Kegtluiig  der  Fachvereiue  nicht  mehr  weit  ist.  Durch 
eine  solche  wird  auch  die  Stellung  der  Aufsichtsbehörden 
modifiziert  werden,  und  es  werden  endlich  jene  Kämpfe  der 
Gewerkschaften  mit  den  Behörden  aufhören,  welche  dem 
Rechtsgefilhl  unseres  Volkes  so  unendlich  geschadet  haben. 


Achtes  Kapitel. 

Die  Stellung  des  Tabakarbeiterverbaiides  innerhalb  der 
nationalen  und  internationiden  Gewerkschaftobewegimg« 

Die  iStellung  einer  sozialdemokratischen  Gewerkschill l  zur 
Gewerkschaftöbewegung  in  Deutschland  wird  im  wesentlichen 
Ton  deren  Wertschlttzung  innerhalb  der  Arbeiterbewegung 
überhaupt  abhängen.  Je  nachdem  die  Gewerkschafksbewegung 
als  selbständiger  Zweig  der  ganzen  Arbeiterbewegung^  als 
gleichberechtigte  Schwester  der  politischen  Arbeiterpartei  an- 
gesehen wird;  oder  nur  als  deren  untergeordnete  Dienerin, 
wird  die  Haltung  der  Gewerkschaftsleitungen  hier  schwanken. 
Es  gilt,  hier  eine  Formel  zu  ünden  fUr  den  Widerspruch 
zwischen  den  utopistischen  Endzielen  und  der  Bekämpfung 
der  gegen witrtigcn  Oe^iellschafts-  und  Eigentiunsordnung  der 
politischen  Sozialdemokratie  und  den  praktisclien  Zielen  der 
Gewerkschaft,  innerhalb  der  gegehcnen  Produktion swf^ise  und 
Eigentumsordnung  die  Lage  der  Arbeiter  zu  heben.  Eine 
derartige  Formel  ist  bis  heute  noch  nicht  gefunden.  Noch  der 
letzte  Gewerkschattskongrefs  zu  vStuttgart  (16.  bis  21.  Juni 
1002)  hat  hier  eine  Reihe  der  verschiedenartigsten  Meinungen 
aufgedeckt  und  die  Anerkennung  einer  Resolution,  welche 
diese  Differenzen  hätte  ttberbrlicken  können,  nicht  zu  Wege 
gebracht.  Man  begnügte  sich  schliefslich  mit  der  Feststellang 
aes  Vorsitzenden:  Die  Debatte  habe  zweifellos  ergeben,  dafs 
die  Meinung  der  Kong^fsteilnehmer  dahin  gehe,  dafs  es 
zwischen  Partei  und  Gewerkschaftsbewegung  keine  Trennung 
geben  dürfe,  dafs  sich  beide  ergänzen  müfsten^ 

Man  bezeichnet  die  genannte  Frage  im  allgemeinen  als 
die  der  .."Ncutralitilt"  der  Gewerkschaften.  Während  der 
Buclidruckcrvcrband  am  schärfsten  von  allen  (4 on-crlc schatten 
seine  Neutralität  betont,  indem  er  sich  parteipoiiti^hen  und 


*  Protokoll  der  VerliaDdlangen  dsfl  IV.  Kongresses  der  Oeweric- 
Schäften  Deutschlands  S.  104. 
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religiösen  Fragen  jjrrundsätzlich  fernhält  und  nur  den  Ausbau 
der  Gewerkschaft  iin  Auge  hat,  sehen  wir  den  Tabak- 
arbeiterverband in  parteipolitischer  Hinsicht  die  entgegen- 
gesetote  Stellung  einnehmen.  Dlee  tritt  nicht  nur  in  den 
Artikeln  des  ^Gewerkschafters^  (seit  1897  „Tabakarbeiters**), 
des  Organs  der  Tabakarbeitergewerkscbaf^  herror.  Es  seigt 
sich  anch  gelegentlich  der  Debatten,  welche  ttber  die  Haltung 
des  Blattes  in  den  Terschiedenen  Generalversammlungen  ge- 
führt wurden,  Naturgemäls  ist  das  Organ  einer  Gewerk- 
schaft das  Sprachrohr  ^r  ihre  politische  Meinung,  wenn  damit 
auch  nicht  gcsap^t  ist,  dafs  die  in  dem  Blatte  vertretene  An- 
schauung von  allpTi  ^litgliedern  rückhaltslos  geteilt  wird.  Die 
Haltung  des  „Gewerkschafters"  wurde  zweifellos  dadurch  be- 
einrtufst,  dal's  er  nicht  im  Verlage  des  Vereins,  sondern  iu 
Leipzig  in  einem  sozialistischen  Zeitungsverlage  erschien,  dafs 
er  von  vornherein  mehr  ein  allgemeines  Arbeiterblatt  als  das 
Fachorgan  der  Tabakarbeitcr  war,  und  auch,  als  er  zum 
Organ  des  neugegrUndeten  Unterstützungsvereins  erklärt 
wurde,  diesen  seinen  allgemeineren  Charakter  nicht  ver* 
leugnen  konnte.  War  doch  auch  Wilhelm  Liebknecht  in  den 
80er  Jahren  einmal  Redakteur  des  Blattes.  Als  man  auf  der 
Generalversammlung  von  1894  forderte,  den  «Gewerksohafiter* 
in  eigenen  Verlag  zu  nehmen,  um  damit  einen  genügenden 
EinfiuTs  auf  seine  Redaktion  au  bekommen,  sprach  der  Ver- 
treter des  Ausschusses  dagepcen  und  awar  deshalb,  weil  ihm 
gerade  das  Verhältnis  des  Vereins  zu  jenem  Verlag,  hinter 
dem  der  Parteivorstand  stand .  „Vf)n  guter  Bedeutung'*  er- 
schien. Zur  besonderen  Erläutern n»?  fügte  t-r  hinzu,  dal's  der 
Verleger  des  ^Gewerkschafters"  dem  Verein  eben  erst  (iUUO  Mk. 
zur  Schuldendeckung  iil)erwiesen  habe.  Er  erklärte  ferner, 
(\a(6  der  Vorstand  und  Ausschuls  alles  vom  „Gewerkschafter* 
verlangen  könne,  ea  sei  dim  aber  unmöglich,  hierüber  öffent- 
lich nähere  Auskunft  zu  geben.  Noch  bedenklicher  läfst  die 
finanzielle  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Gewerk- 
schaft der  Antrag  erscheinen,  dafs  von  nun  an  sämtliche 
Überschüsse  des  „Gewerkschafters^  dem  Tabakarbeiterverband 
zugeführt  werden  sollten.  Das  war  bisher  nicht  der  Fall  ge- 
wesen. Mati  behielt  aber,  dem  Vorsitzenden  des  Ausschusses 
folgend,  das  alte  Verlagsverhältnis  lieber  bei.  Unter  solchen 
Umständen  ist  die  Erklärung  des  auf  jener  Generalversamm- 
lung anwesenden  Redakteurs  des  „Gewerkschafters"  über 
seinen  Stand])unkt  zur  Gewerkschaftsbewegung  leicht  bt';rri"if- 
lich.  Ks  war  der,  „dafs  man  durch  die  gewerksehatiliche 
(Vganisation  günstige  Arbeitsbedingungen  zu  erringi  n  suchen 
nuils.  um  fUr  die  politischen  Bewegungen  mehr  opieru  zu 
können'*.  Weder  der  Vorstand,  noch  die  Redaktion  änderten 
im  Laufe  der  Zeit  ihre  llaliung  in  dieser  Frage.  Die 
Redaktion  ging  hier  schliefslich  noch  weiter  als  der  Partei- 
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vorstand  der  sozialdemokratischen  Bewegung  selbst.  Wnlircnd 
näuilicli  August  Bebel  selbst  dazu  riet,  um  mit  den  Gewerk- 
schaften chri>tli<  her  und  Ilirs>cli-Dunckerscher  Observanz  eine 
Kinigung  anzubaiinen,  mehr  das  Gemeinsame  zu  betonen  und 
die  politischen  Polemiken  einzustellen,  zwar  Arbeiterpoliiik 
aber  keine  Parteinülitik  in  den  Gewerkschaften  zu  treiben 
betonte  die  Redaktion  („Tabakarbeiter«  Nr.  25,  26»  27,  29, 
Jahrg.  1900),  dafe  dies  Töllig  unmöglich  sei  Man  müsse  für 
die  sozialdemokratische  Partei  In  der  Chewerkschaft  wirken. 
„Dieselbe  ist  nichts  als  die  Schule  zur  Verbreitung  der 
richtigen  Erkenntnis,  dafs  das  gegenwärtige  Wirtschafts- 
system dem  Untergang  geweiht  ist.  Die  Gewerkschaften 
dienen  so  der  Organisierung  des  Klassenkampfes.'^  Eine 
grdfsere  Verkennung  gewerkschaftlicher  Arbeit  lä&t  sich 
kaum  denken. 

Als  auf  der  Generalversammlung  im  iSeptember  l*>"<i 
dasselbe  Thema  zur  Sprache  kam,  wurde  von  derselben  Seite 
ausgeführt:  „sozialdemokratische  Tendenzen  herrschten  bei 
der  Gründung  der  freien  Gewerkschaften  vor  —  ohne  »Sozial- 
demokraten keine  freien  Gewerkschaften."  Und  der  Vertreter 
des  Ausschusses  resümierte  sich  kurz  und  bündig  dahin:  „die 
Neutralität  der  Gewerkschaflen  ist  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit** Vergebens  sprach  ein  anderer  Delegierter  flir  eine 
Änderung  der  tendenziösen  Haltung  des  „Tabakarbeiters''. 
Man  habe  z.  B.  bei  der  Agitation  im  Badisohen  es  unter- 
lassen müssen,  den  „Tabakarbeiter"  noch  weiter  zu  Tersenden, 
weil  ein  jeder,  der  ihn  lese,  zu  dem  Glauben  kommen  müsse, 
eine  sozialdemokratische  Zeitung  vor  sich  zu  haben  und  kein 
Gewerkschaftsblatt.  Die  Arbeiter  müfsten  sich  von  politischen 
und  religiösen  Streitigkeiten  fern  halten  und  sich  an  den 
Unternehmern  ein  Beis})icl  nehmen,  welche,  wo  sie  d'-n 
Arbeitern  gej^enfibertrilten ,  eine  geschlossene  Macht  bildeten. 
Diese  Tatsache  solle  den  Arbeitern  endlich  die  Augen  öffnen. 
Dies  wurde  jedoeh  von  der  Mehrzahl  der  Delegierten  nicht 
gebilligt.  Auf  der  Generalversamuilun^  von  1903  wurde 
die  Keutralitätsfrage  nur  gestreift.  Die  Delegierten  blieben 
im  wesentlichen  bei  den  vom  Vorstand  und  der  Redaktion 
des  „Tabakarbeiters**  im  Jahre  1900  geäuüserten  Ansichten 
stehen. 

Wesentlich  praktischer,  wenn  auch  mit  ihrer  tlbngen 
politischen  Auffassung  im  Widerspruch,  verfuhr  die  General- 
versammlung bei  der  Frage  der  Maifeier.  Bekanntlich  hat 
sich  dieser  Demonstrationstag  der  internationalen  Sozial* 
demokratie  immer  mehr  als  lästige  Verpflichtung  der  Gewerk- 
schaften herausgestellt^  weil  diese  durch  die  infolge  der  Mai- 


^  A  ti  g  II  s  t  B  (>  b  e  1 .  OewerkBchaftsbew^uog  und  politische  Parteien* 
8tutt|;art  1900.   S.  17  flf. 
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feier  eintretenden  An-^-sju  ri migen  empfindlich  geU'ofFen  werden, 
ohne  dafs  der  geringöle  Vurteil  erreicht  würde.  Der  gröiöte 
Teil  der  Gewerkschaftsführer  hat  sich  dalier  auf  den  Stand- 
punkt gestellt,  dafs  die  Maifeier  zwar  gefeiert  werden  solle, 
aber  ohne  mit  dieser  Feier  eine  Arbeitüeinstellung  zu  ver- 
binden. AU  jüngst  auf  dem  internationalen  SoziaListenkoDgrefs 
in  AmBterdam  im  Sommer  1904  die  Generalkommission  der 
Gewerkschaften  diese  Reform  der  Maifeier  darchsasetsen 
suchte,  unterlag  sie  der  radikaleren,  durch  den  dentschen 
Parteivorstand  vertretenen  Richtung.  Es  kam  in  Amsterdam 
eine  Resolution  zustande,  welche  es  den  sämtlichen  proletari- 
schen Organisationen  aller  Länder  zur  Pflicht  machte,  die 
Arbeitsruhe  am  1.  Mal  anzustreben,  allerdings  mit  der  ein- 
schränkenden Klausel,  dafs  nur  da  die  Arbeit  ruhen  sollte, 
wo  es  ohne  Schftdi^^ung  der  Arbeiterinteressen  möglich  sei  ^. 

Es  braucht  nicht  betont  zu  werden,  dafs  auch  die  Tabak- 
arbeiter dieser  Resolution  riickhaltlos  zustimmten^.  Dennoch 
hat  ihre  Generalversammlung  es  abgelehnt,  die  Kosten  zu 
tragen,  welche  üifulge  der  Maifeier  entständen.  Ein  deutlicher 
Beweis,  wie  wenig  die  radikalen  Vertreter  der  Maifeier  auf 
die  Bedürfnisse  der  Gewerkschaften  Rücksicht  nehmen. 

Die  Auffassung  der  Vereinsleitung  von  den  Zielen  der 
Gewerkschaftsbewegung,  welche  lediglich  vom  Standpunkt  der 
Partei  aus  beurteilt  wurden,  bestimmte  auch  ihre  Stellung- 
nahme ZVLT  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutsch- 
lands, welche  die  sozialdemokratischen  Gewerkschaften  in 
ihrer  Gesamtheit  SBUsammenzufassen  und  ihre  gemeinschaft 
liehen  Interessen  zu  vertreten  sucht.  Es  läfst  sich  nicht 
leugnen,  dnfs  die  Generfilkommission  durch  diese  Bestrebungen, 
welche  den  Selbstzweck  der  Gewerkschaften  zur  Voraus- 
setzung haben,  mit  den  Ansichten  vieler  Parteiführer  in 
Widerspruch  geraten  mufste.  Trotzdem  hattf^  die  \'erl»amls- 
leitung  auf  der  Generalversammlung  zu  Halberstadt  im  Jahre 
keine  Bedenken  gegen  den  Anschlufs  des  Verbandes  an 
die  Generalkommission.  Im  Gegenteil  hielt  es  der  Vorsitzende 
des  Ausschusses  ^(dir  selbstverständlich  und  keiner  Frage  erst 
bedürftig",  dafs  sich  die  Tabakarbeiter  an  den  Bestrebungen 
der  Allgemeinheit  beteiligten.  Gerade  die  Tabakarbeiter  hatten 


'  KnrroBponrienzblatt  der  OcncralkommisBioo  der  Gewerluchaften 
Deutschlauda,  Jahrg.  1904,  S.  59ötf. 

•  So  schrieb  der  „Tabakarbeiter"  zu  der  Debatte  über  die  Maifeier 
in  Amsterdam  (Nr.  37  Jahre.  1904):  -Die  Besprechnng  der  Maifeier  hat 
die  Nur-G*'werks('haftler,  die  don  Wert  tlr^r  iknvppuog  nach  dor  Höhe 
deä  Vermögens  der  Gewerkschaften  abiiie^sen  und  darum  jeden  Pfeuui|$ 
Ar  Terloren  halten,  der  f&r  die  Maifeier  geopfert  werden  mufs,  boffiBnt> 
lieh  von  der  höheren  Bedeutung  der  Maifeier  uberzeugt.  Und  der  nächst- 
jährifrc  r;cwt'rksohiiftskonfn*prs  sollt»»  Gelegenheit  nehmen,  die  latente 
Agitation  gegen  die  Maifeier  zu  unterbinden." 


Digitized  by  Google 


190 


XXiV  3. 


iiljriijens  nllon  Orniid,  der  Generalkoininission  gegenüber  ein 
Eutgegciik  niiip  ii  zu  beweisen,  waren  -^ie  doch  bei  der  grofscti, 
unten  ii  trli  zu  besprechenden  Haniburf?;f*r  Aussperrung  von 
der  eben  ins  Leben  getroteuen  Generalkommission  rait  rund 
100  000  Mk.  unterstlitzt  worden.  Die  Stimmung  war  wohl 
auch  deshalb  der  Gencialkoiiiinission  günstig,  und  so  beschlofs 
die  Geucralvcrsamuilung  :  „Der  Unter» Lütz ungsverein  deutscher 
Tabakarbeiter  anerkennt  die  von  allgemeinen  Qewerkschafta- 
kongressen,  welche  seitens  der  Generalkominismon  der  (Gewerk- 
schaften Deatschlands  einberufen  werden,  gefalsten  Beschlüsse. 
Die  dort  festgesetzten  Beiträge  (5  Pfg.  pro  Mitglied  und 
Quartal)  zu  allgemeinen  Zwecken  hat  der  Vorstand  aua  der 
Kasse  zu  entnehmen;  ist  kein  Geld  vorhanden,  so  ist  der 
Vorstand  berechtigt,  den  Mitgliedern  einen  £xtrabeitrag  auf- 
zuerlegen." 

Auf  der  nllchsten  Generalversammlung  18114  wurde  an 
diesen  Bezicluuigen  nicht  gerüttelt.  Dagegen  ergaben  die 
Jahre  18'Jo — '  soll  wer  wiegende  DiÜerenzen  des  Verbaudes 
mit  der  Generalkommission'. 

Im  D(  zi  iiiber  181>4  erschien  im  „Handscliulimacher'',  dem 
Organ  der  (Tianhaiiilschuhmacher ,  ein  Artikel,  welcher  von 
„ungeheuerlichen'*  Projekten  der  Generalkommission  zu  be- 
richten wufste.  Die  Gewerkschaftsbltttter,  insbesondere  auch 
der  .Gewerkschafter**,  bemftchtigten  sich  der  Angelegenheit 
nattmicb  sofort  und  zwangen  die  Generalkommission ,  ihre 
Absichten  zu  veröffentlichen.  Diese  sogenannten  ^^dunklen 
Pläne"  gingen  ohne  Frage  auf  eine  Erweitenm-  des  der 
Generalkommission  bisher  gegebenen  Aufgabenkreises.  Der- 
selbe sollte  nach  Ansicht  der  Generalkommission,  welche  damit 
an  englische  Vorbilder  anknüpfte,  auch  die  Erringung  voller 
Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  und  die  Kratrebung  eines 
weiteren  Ausbaues  der  Arbeit*^rse}mtzgesetzgebung  umfassen. 
Um  den  Standpunkt  der  Generalkommission  zu  würdigen,  sei 
die  von  ihr  veröffentlichte  Begründung  ihrer  Pläne  hier  wieder- 
gegeben : 

^Koalitiousfreilieit  und  Arbeitersehntz  stehen  im  engsten 
Zusammenhang  mit  der  materiellen  Lage  des  Arbeiters.  Ohne 
Koalitionsfreiheit  keine  Erringung  besserer  Lolni-  und  Arbeits- 
bedingungen, ohne  dieselbe  keine  ihrem  wirklichen  Zweck 
entsprechende  zentralistische  Organisation,  ohne  dieselbe  kein 
nachhaltiger  EänfluiB  auf  die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  ohne 
Koalitionsfreiheit  keine  ausreichende  Organisation  der  weiblichen 


*  Dip  crnTize  Angelegenheit  mufa  hier  deshalb  ansfTihrlicher  erörtert 
werden,  weil  ohne  eine  genaue  Darstellung  das  Vorgehen  der  Tabak- 
arbeit«r  nicht  verständlieh  wird,  m.  W.  aber  nirgends  eine  genaue  Dtr* 
stelluiiLT  von  die!=;(Mi  Vorij:^!!^:^!! .  wt'lclio  ziemliche  Aufregung  in  der 
Gewerkschaftswelt  verursachten,  vorhanden  ist. 
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Arbeiter.  Mit  der  materiellen  Lage  der  Arbeiter  ist  ebenso 
eng  verknüpft  ein  wirksamer  Arbeiterschutz.  Die  gesetzliche 
Kegelinii;  der  Arbeitszeit  ftlr  alle  Arbeiter  männlichen  und 
weiblichen  Geschlechts,  sanitäre  Einrichtung  der  Arbeitsr.lume 
sind  im  Grunde  genommen  Lohnfraji^en.  Die  Verkürzun^^  der 
Arbeitszeit  steigert  den  Lohn  de-,  Arbeiters,  schaft't  deniöt  Hien 
Zeit  zur  körperlichen  und  geistigen  Erholung,  verlängert  m 
Gemeinschaft  mit  der  sanitäreQ  EiDrichtung  der  Arbeitsräome 
seine  Lebensdauer,  die  Arbeitskraft  des  Arbeiters  wird  dadurch 
für  ihn  nutzbringender.  Arbeiterschutzgesetase  —  Gesetze, 
welche  ausdrUcklich  zum  Wohl  der  Arbeiter  geschaffen  sind, 
können  nur  wirksam  von  diesen  selbst  kontrolliert  werden, 
deshcalb  weiterer  Ausbau  des  Fabrikinspektorats  und  Wahl 
der  Fabrikinspektoren  aus  den  Reihen  der  Arbeiter.  Bis  zur 
Erreichung  dieses  Zieles  halten  wir  für  dringend  erforderlich 
die  Errichtung  von  Zf^ütral stellen  für  die  Beschwerden  der 
Arbeiter  nher  mangelhafte  Ausführung  der  Arbeiterschutz- 
gt'S(-tze.  Die  Erörterung  dieses  Punktes  auf  einer  ganzen 
Anzahl  abgehaltener  Branchekonirresse  der  einzelnen  Gewerke 
zeigt,  dafs  ein  grofses  Bedürfnis  datur  vorhanden  ist.  Koalitions- 
freiheit und  Arl)eiterschutz  nuiascn  sich  die  Arbeiter  selbst  er- 
kämpfen. Duö  geschieht  dadurch,  dafs  dieselben  zunächst  von 
dem  geringen  Mafs  der  ihnen  gewährten  Koalitionsfreiheit  den 
ausgiebigsten  Gebrauch  machen,  daCs  dieselben  unausgesetzt 
▼olle  Koalitionsfreiheit  und  wirksamen  Arbeiterschutz  fordern. 
Kongresse  politischer  Parteien  können  wohl  im  allgemeinen 
Stellung  zu  diesen  Forderungen  nehmen,  ihre  praktische 
Propagierung  mufs  Aufgabe  der  Gewerkschaft 
sein.  Auf  den  Gewerkschaftskongressen  mufs  das  Material 
zusammengetragen  und  gesichtet  werden;  für  die  Vertretung 
der  Ar])eiterintercssen  im  ParLament  ist  damit  eine  wirksame 
Vorarbeit  geleistet.  Nach  der  jetzt  allgemein  geltenden  Ge- 
setzesauslegung ist  die  Beliandlung  solcher  Fragen,  sofern 
dadurch  eine  Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  bezweckt 
werden  soll,  Politik.  Die  Geschichte  der  en.Grlisclien  Arbeiter- 
bewegung lehrt,  dafs  üb«jrall  da,  wo  die  Arbeiter  als  ^j;e- 
schlossene  Masse  Stellung  in  diesen  Fragen  genommen  haben, 
nie  sich  dadurch  auch  das  Recht  erwarben,  Stellung  dazu 
nehmen  zu  dttrfen.  Ob  fttr  die  deutschen  Arbeiter  der  jetzige 
Zeitpunkt  der  geeignete  ist,  als  einheitliches  Ganzes  in  dieser 
Richtung  zu  handeln,  ob  diese  Gegenstände  auf  einem  Kon- 
gi  efs  gewerkschaftlich  organisierter  Arbeiter  Terhandelt  worden 
soll,  darüber  kann  man  geteilter  Meinung  sein,  und  deshalb 
die  von  der  General  komm  issiou  veranstaltete  Umfrage  bei  den 
Gewerkschaftsvorständen.  Fest  steht  für  uns,  dafs  dieser  Zeit- 
punkt früher  oder  später  kommen  mufs  und  dnfs,  wenn  sämt- 
liche heute  bestehenden  Orirani.sationen  als  geschl«»ssene8  Ganzes 
handeln,  die  gegen  ein  solches  Vorgehen  ins  Feld  gefahrte 
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Gefahr  einer  AiitlöHiing'  einzelner  Gfnverkschnfton  Hann  eine 
geringe  ist.   Ohne  Gesetze  iur  die  besteiienden  Ur^ari] -ationen 
könnte  aber  schon  heute  eines  gesehehen:  ein  Gewei  k^chalW 
kongrefs,   zu  welchem  die  Delegierten  in  Öffentlichen  Ver- 
sammlungen zu  wälilen  wären,  könnte  einberufen  werden,  um 
die  angeführten  Angelegenheiten  zu  behandeln.  Angesichts 
der  Bestrebungen,  die  Veremsgesetze  noch  wdter  su  ver- 
schlechtenu  den  Arbeitern  durch  den  wirtschafltlichen  Drock^ 
durch  Mauregelungen  die  Ausübung  des  Kodiitionsrechtes 
unmöglich  zu  machen ,  das  geringe  Mafb  von  Arbeiterechiils 
in  Deutschland  wieder  zu  beschneiden,  halten  wir  es  im 
Interesse  der  deutschen  Arbeiter  für  dringend  notwendig,  dais 
sich  dieselben  energisch  zur  Wehre  setzen,  und  liaben  wir  es 
deshalb  lebhaft  bedauert,  dafs  auch  der  Vorschlag  der  Ab- 
haltung eines  öffentlichen  Oewerksch  nftskongresses  auf  so  viel 
Widerstand  stiefs ,  dafs  die  Ausfuhrung  desselhen  vorläufig 
unterbleiben  mufste.  Wer  anerk^Mint,  dafs  die  ( lewerkschafts- 
bewegung  unter  den  heutigen  Verhältnissen  notwendig  ist,  den 
Arbeitern  bessere  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  zu  schaffen, 
wer  deshalb  die  Entwicklung  derselben  fördern  will,  kann 
nicht  wollen,  dafs  dieselbe  die  wichtigsten  Aufgaben,  die  im 
Interesse  der  wirtschaftlichen  Arbeiterbewegung  in  DeutBch- 
land  zunächst  zu  erfüllen  sind,  und  darunter  verstehen  wir 
die  Erhöhung  voller  Koalitionsfreiheit  und  eines  wirksamen 
Arbeiterschutzes,  vollständig  unberücksichtigt  lasse.    Die  Qe- 
werkschaften  sind  die  berufenen  Organisationen,  für  die  Ver- 
wirklichung aller  Forderungen,  die  auf  dem  Boden  der  heuti- 
gen Gesellschaftsordnung  von  den  klasscnbewufsten  Arbeitern 
gestellt  werden,  energiscii  einzutreten;  dieselben  haben  durch 
ihre  bisheri;:re  bescheidene  Tätigkeit  auf  diesem  Gebiet  schon 
Bedeutendes  zur  Aufklärung  der  indifferenten  Arbeiterin a  —  oi 
beigetragen,  ein  Zusammenfassen  der  Kräfte  in  der  angegeliciieu 
iiichtung  wird  immer  mehr  zur  dringenden  Notwendigkeit,  s<.ll 
nicht  die  wirtschaftliche  Bewegung  der  Arbeiter  durch  ihre 
eigene  Untätigkeit  und  Unselbständigkeit  in  ihrer  Entwicklung 
gehemmt  werden.    Nur  einseitige  Parteidoktrinäre  können  in 
einem  solchen  Voigehen  eine  Schlidigung  der  gesamten  Arbeiter- 
bewegung erblicken.   Em  Gewerkschaftskongrels  mit  der  an- 
gegebenen Tagesordnung  würde  der  Weckruf  für  die  Arbeiter 
in  allen  Gauen  Deutschlands  sein,  zur  Wahrung  ihrer  wich- 
tigsten Interessen  selbst  die  Initiative  zu  ergreifen,  die  statt- 
findenden Versammlungen  würden  neues  Leben  in  die  Ge- 
werkschaftsbewegung hineinbringen  und  wesentlich  zur  Agi- 
tation für  dieselbe  beitragen  ^" 

Fs  '<o\\  nicht  behauptet  werden,  dafs  dje  Generalkommission 
irgendwie  daran  dachte,  durch  das  Streben  nach  Erweiterung 
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ihrer  Aufgaben  der  soziaidemokratisclien  Partei  das  Wasser 
abzugraben.  Ihr  Vorgehen  wai  nichts  als  die  Folgerung'"  m\B 
dem  Axiom,  dafs  die  Gewerkschaftsbewegung  selbstäuiiigo 
Bedeutung  und  Berechtigung  habe.  Daraus  ergab  sich  von 
selbst  eine  InteressenkoUision.  Die  Genendkomroission  nahm 
offenbar  einen  grofsen  Teil  des  Gegenwartsprogramms  der 
Sosialdemokratie  fUr  sich  in  Anspruch.  In  einem  scharfen 
Artikel  „Was  will  die  Generalkommission ?"  nahm  der  ,Ge- 
werkscbafter"  zu  diesen  Plänen  Stellung:  Ein  allgemeiner 
GewerkschaftskongreTs  sei  eine  überflüssige  Veranstaltung, 
ganz  abgesehen  von  den  Kosten  eines  solchen  Kongresses^  die 
zur  Propoganda  innerhalb  eines  Gew^erk«  viel  besser  verwandt 
werden  konnteü.  Allgemeine  nationale  Gewerkschaftskongresse 
bedeuteten  <  inon  Rückschritt  in  der  Arbeiterbeweguiif^.  Sie 
müfsten  notweudigerweibe  dazu  führen,  die  sozialpohtischen 
Fordei'ungea  des  zweiten  Teils  des  soziaklemcikratischen  Pro- 
gramms der  Propa^iuida  der  soziaidemokratisclien  Partei  niclir 
und  mehr  zu  entziehen  und  somit  eine  Zweiteilung  der 
politischen  Arbeiterbewegung  zur  Folge  haben.  Bald  darauf 
veröffentlichten  der  Vorstand  und  der  AnasehuTs  folgende  Be- 
kanntmachung:  Die  jetat  bestehende  beschränkte  Form  der 
Generalkommission  der  Gewerkschaft  Deutschlands  sowie 
deren  Stellungnahme  und  Handlungsweise  letzterer  Zeit  ver- 
anlafste  uns,  die  Zahlung  der  Beitrttge  an  die  General* 
kommission  einzustellen. 

Dafs  der  erste  Grund,  die  bestehende  beschränkte  Form 
der  Generalkommission ^  nur  vorfreschoben  war,  ht  im  Zu- 
i)ammenhang{!  der  I>?n;i^e  klar.  Ernst  war  es  dem  Vorstand 
nur  mit  dem  zweiten  Grund.  Uber  diesen  erhob  sich  nun- 
mehr eine  heftige  Prefsdebatte,  welche  nicht  ohne  persönliche 
Spitzen  war.  In  derselben  verteidigte  namentlich  der  mehr- 
fach genannte  G  esc  Ii  ättsf Uhrer  des  Sortierervereins,  von  Elm, 
den  Standpunkt  der  Generalkommission.  Der  Vorstand  be- 
hauptete, dafs  ein  Vertreter  der  Generalkommission  erklärt 
habe,  selbst  auf  die  GefSahr,  dats  durch  das  Vorgehen  der 
Generalkommission  die  eine  oder  andere  Gewerkschaft  au%e- 
löst  wflrde,  müsse  man  doch  den  Versuch  machen.  Diese 
Aufserung  liefs  sich  der  Vorstand  von  zwei  Zeugen  bestätigen. 
Der  betreffende  Vertreter  der  Generalkommission  bestritt  je- 
doch, eine  derartige  Äufserung  getan  zu  haben.  Immerbin 
hätte  eine  derartige  Bemerkung  vielleicht  der  Grund  zu  einem 
Protest  seitens  des  Vorstandes  oder  zur  Nichtbeschickung  des 
Gewerkschaftskongresses  sein  können,  niclit  aber  zur  Lösung 
des  ganzen  Verliiiltnisses.    Der  wesentliche,  allein  ausschlag- 

febende  Faktor  war  hierbei  die  pulitisi  he  Seite  der  Sache, 
enn  tatsUchlich  lag.  nachdem  die  Genci .likuüuuiböion  wegen 
Mangels  an  Zustimmuiij^  aul  Durchführung  ihrer  Pläne  ver- 
zichtet hatte,  keine  Gefahr  fUr  den  Verband  vor.    Als  die 
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Angelegenheit  in  der  Generalversammlung  zu  Stuttgart  im 
Juli  189Ü  zur  Sprache  kam,  erklärte  der  Vorsitzende  des  Aub- 
schusses.  er  sei  der  Meinung,  die  GenenükommiMion  habe 
„der  politiBchen  Partei  einen  Knüppel  zwischen  die  Beine 
werfen  wollen*,  und  ein  anderer  Delegierter  erklirte,  man 
habe  zu  der  Ansicht  kommen  mttssen,  da(s  es  sich  darum 
handelte,  „der  politischen  Partei  durch  die  Qewerkschaften 
einen  kräftigen  Fufstritt  zu  versetaen".  Es  ist  einleuchtend, 
dafs  die  Vereinsleitung  bei  ihrer  oben  schon  wiedergegebenen 
Stellung  zur  politischen  Partei ,  wenn  sie  diese  Überzeugung 
hatte,  nicht  anders  handeln  konnte,  als  sie  es  tat.  Man  kann 
auch  nicht  sagen,  dafs  sich  die  Vereinsleitung  durch  ihr  Vor- 
gehen in  Widerspruch  mit  der  Mehrzahl  der  Mitglieder  setzte. 
Eine  Urabstimniung,  an  der  sich  allerdings  nur  2()SU)  Mit- 
glieder von  rund  140(10  beteiligten  —  ein  Beweis,  wie  gering 
im  allgemeinen  das  Interesse  an  dieser  wichtigen  Angelegen- 
heit war  —  ergab,  dafs  für  die  Lösung  des  Verhältnisses 
1622  Mitglieder  stimmten.  Die  Generalversammlung  erkannte 
dementsprechend  das  Voigehen  der  Vereinsleitung  als  richtig 
an,  stimmte  aber  für  den  Wiederanschluls  an  die  Gkneral- 
kommission.  Die  restierenden  Beiträge  nachsuzahlen ,  wurde 
abgelehnt  Seitdem  ist  das  Verhältnis  der  Generalkommission 
unerschttttert  geblieben,  zumal  seit  181h;  ihre  Bedeutung  all* 
gemeinere  Würdigung  fand  und  die  anfangs  ▼orhandenen 
Gegensätze,  wohl  zum  Teil  infolge  der  Schwenkung  des  sozial- 
demokratischen Parteivorstandes  zugunsten  der  Qewerkschafken, 
vorläufig  mehr  zurückgetreten  sind.  — 

Ist  es  schon  seliwer,  die  Arbeiter  eines  Benits  in  einem 
Lande  für  gewisse  ^gemeinschaftliche  Fragen  einliciilich  zu- 
sammenzufassen, und  stöfst  ein  nationaler  Zusammensehlufs 
der  einzelnen  Fachverbände,  wie  die  deutsche  und  ausländische 
Gewerkschaftsgeschichte  beweist,  auf  noch  gröfsere  Widerstände 
als  die  erste  Aufgabe,  so  werden  diese  Widenrtftnde  £Mt  nn* 
tlberwindlich,  wenn  es  sich  darum  handelt,  ein  internationales 
Zusammengehen  der  nationalen  Faehvereine  eines  Gewerbes 
zu  ermöglichen.  Überall  schreitet  die  freie  Entwicklung  von 
der  Lükalorganisation  zum  interlokalen  und  nationalen  Ver- 
bände fort.  Die  letzte  Stufe  ist  der  internationale  Zusammen- 
schluß, Hier  sind  die  Vorbedingungen  für  Arbeiterorgani- 
sationen am  ungünstigsten.  Schon  die  allgemeine  Unkenntnis 
der  verseliiedenon  Spraelien  hindert  den  Gedankenaustausch 
der  Arbeiter  verseliiedcner  Länder,  die  Kenntnis  der  fremden 
Kultur  und  Volkswirtschaft.  Hier  und  dort,  so  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland  lange  Jahre  nach  dem  letzten 
Kriege,  stellt  sich  die  nationale  Feindschaft  einer  Einigung 
hindernd  in  den  Weg.  Dennoch  sind  derartige  internationale 
Verständigungsversuche  nicht  als  Spielerei  aufzufassen.  Spricht 
man  —  und  mit  Recht  —  von  einem  internationalen  Kapital, 
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80  steht  dieser  Macht  die  Arbeitskraft  von  Millionen  gegen- 
über, die  es  in  seine  Dienste  nimmt,  ohne  zu  fnagen,  welcher 
Nationalität  sie  iöL.  Im  (jegenteil  — ■  und  liier  liegt  im  wesent- 
lichen das  gemeinsame  Interesse,  welches  die  Fach  verbände  inter- 
national eint  —  werden  die  Arbeiter  der  Terschiedenen  Lander, 
wenn  es  möglich  iat,  bei  Arbeitseinstellungen  gegeneinander  aus- 
gespielt. Man  kennt  wobl  den  SchutB  der  nationalen  Arbeit^ 
man  kennt  aber  nicht  den  Schutss  des  nationalen  Arbeiters 
vor  der  internationalen  Konkurrenz,  wenn  sich  auch  a.  B«  in 
Amerika  Ansätze  zu  solchem  Schutze  zeigen.  Die  organisierten 
Arbeiter  zu  belehren,  dafs  auch  im  internationalen  Verkehr 
die  Streikbrecherei  ihren  Lebensintcresaen  zuwiderläuft,  ist 
daher  die  ursprünglichste  Aufgabe  aller  internationalen  Ver- 
stHndiaMn«rsvi'rsuche  der  Fach  verbände.  Die  zweite  Auftra]>e 
liegt  in  der  gegenseitigen  materiellen  Unterstützung  bei  Streiks 
durch  genR'insame  Fonds,  durch  Samniein  von  Geldmitteln 
innerhalb  der  nationahai  Arbeiterverbände,  um  die  kämpfenden 
Arbeiter  einer  anderen  Nation  zu  unterstützen,  ausgehend  von 
der  Internationalität  des  produktiven  Kapitals,  soweit  es  dem 
Arbeiter  gegenüber  in  Aktion  tritt  Mit  diesen  Aufgaben 
hängt  weiter  von  selbst  die  Notwendigkeit  für  die  Arbeiter 
zusammen  y  sich  ttber  die  Organisationen  der  anderen  Lander 
zu  informieren,  die  Lebenshaltungen  und  Arbeitsbedingungen 
<Ier  anderen  Nationen  in  ihrem  speziellen  Berufe  kennen  zu 
lernen.  Daher  liegt  neben  den  wirtschaftlichen  auch  ein  be- 
lehrendes, die  Kultur  förderndes  Element  in  derartigen  inter- 
nationalen Verständigungsvorsuehen. 

Die  Tabakarbeiter  hatten^  wie  wir  oben  sahen,  sclion 
unter  Fritzselic  den  Versuch  gemaeht,  mit  anderen  nationalen 
Gewerksei latten  sieh  zu  verständigen.  Erst  im  Oktober  1>^'.">, 
nach  Ablauf  des  Sozialistengesetzes,  uolang  es,  auf  einem 
internationalen  Tabakarbeiterkongreis  in  Anivverpen,  die  zer- 
rissenen Fäden  wieder  anzuknüpfen.  Für  Deutschland  waren  ü, 
filr  Holland  4,  fUr  Belgien  10  und  für  England  2  Delegierte 
erschienen.  Nach  der  Berichterstattung  der  Vertreter  der  ein- 
zelnen Länder  Uber  ihre  Organisationen  tmd  die  Lebens-  und 
Arbeitsbedingungen  in  der  Tabakindustrie  war  der  Haupt- 
gegenstand der  Beratung  die  Begründung  eines  internationalen 
Streikfonds,  welcher  auf  Vorschlag  der  deutschen  Delegierten 
erfolgte.  Der  Fonds  sollte  aus  Beiträgen  Ton  25  Centimes 
oder  20  Pfg,  pro  Vierteljahr  und  Mitglied  der  nationalen  Ver- 
i)ände  gebildet  werden.  In  den  einzelnen  Ländern  sollten 
Vertrauensmänner  das  Kinp:ehen  der  Gelder  überwachen, 
vierteljährlieh  Abrechnungen  und  Barbestand,  sowie  Berichte 
über  den  Gesehäftsgang  einsenden.  Ein  internationales 
Komitee  wurde  mit  der  Verf)t1ichtnn<2:  eini!;csetzt,  alijahrlieb 
einen  gedruckten  Gesamtbericht,  eutiiultend  Abrechnungen 
und   ausfuhrliche  Berichte   über  Organisation,    Lohn-  und 
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Arbeitsverhältnisse  in  den  verschiedenen  Ländern ,  zu  ver- 
öffentlichen. FjB  sollte  ferner  ermächtigt  sein,  in  Fullen  der 
Not  eine  Unterstützung  bei  Streiks  oder  Ausschlüssen  bis  zu 
5000  Frca.  zu  gewähren.  Abgesehen  von  diesem  praktischen 
Resultat  wurden  noch  mehrere  Resolutionen  betrdfiend  einen 
achtstttndiffen  Mazimalarbeitstag,  die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit und  die  Beschäftigung  der  Qefangenen  in  den  Straf- 
anstalten mit  Zigarrenfabrikation  gefafst»  Wenn  auch  England 
zunächst  seinen  Anschlufs  an  das  internationale  Streikkomitee 
der  Tabakarbeiter  nicht  vollzog  und  auch  im  übrigen  nicht 
alle  Beiträge  regelmäfsig  eingegangen  sein  mögen,  so  konnte 
doch  auf  dem  zweitf'n  interimtionalen  Kongrefs  der  Tabak- 
arbeiter im  Oktober  18ü2  zu  Amsterdam  ein  Kassenbestand 
von  550(1  Frcs.  nachgewiesen  werden.  Erschienen  waren  auf 
diesem  Kongrefs  Vertreter  von  Vereinen  aus  Dänemark, 
Norwegen,  Schweden,  Deutschland,  der  Schweiz,  Holland  und 
Belgien.  Nach  der  Berichterstattung  über  die  Lage  der 
Organisationen  in  den  einzelnen  Ländern,  wurde  Uber  die 
Einführung  einer  „internationalen  Heisekasse*  beraten.  Es 
handelte  sich  darum,  dafs  reisende  Mitglieder  der  nationalen 
Verbände  in  andern  Ländern  einen  Ausweis  besafsen,  dals  sie 
in  der  Heimat  oder  dem  bisherigen  Aufenthaltsort  dem  dortSgen 
Fachverband  angehört  hatten.  Auf  Grund  dieses  Ausweises 
sollten  dann  diese  reisenden  Mitglieder  anderer  Oimnisationen 
unterstützungsberechtigt  sein.  Der  Vertreter  für  Deutschland 
mufste  hier  erklären,  auf  die  Ausstellung  solcher  Reisekarten 
t\ir  sich  nicht  eingehen  zu  können,  weil  hierin  eine  Ver- 
bindung der  deutschen  Or2:?inisfitioD  mit  anderen  gesehen 
werden  könne.  Es  kam  <]aii<'r  em  Besehlufs  über  die  Ein- 
führung einer  internationalen  Keisekarte  nur  für  die  Länder 
zustande,  bei  welchen  gesetzliche  Hindernisse  nicht  im  Wege 
Stauden.  Die  durch  diesen  Beschlufs  den  einzelnen  V^erbänden 
entstehenden  Kosten  für  fremde  organisierte  Arbeiter  sollten 
dann  halbjährlich  ausgeglichen  werden.  Ein  weiterer  Antrag, 
eine  gleichmäfsige  internationale  Untersttttsung  bei  Streiks 
einzufahren,  zu  deren  Durchführung  jedes  oi^ganisierte  Mit- 
glied eines  Verbandes  einen  bestimmten  Beitrag  während  der 
Dauer  eines  Streiks  eines  andern  nationalen  Verbandes  zahlen 
sollte,  wurde  abgelehnt.  Auf  diese  Weise  hätten  nämlich  die 
Mitglieder  fast  beständig  Extrabeiträge  zahlen  müssen.  Be- 
merkenswert ist,  dafs  der  Vertreter  mr  Deutschland  offenbar 
mit  Hücksicht  auf  die  in  Deutschland  bestehende  besondere 
Zigarrensorticrc)  1  p'flnisation  folgende  Resolution  durchbrnc}ite : 
Der  internationale  Kongrefs  der  Tabakarbeiter  zu  Amsterdam 
hält  es  für  notwendig,  dafs  in  allen  Ländern  oder  C^rten,  wo 
von  ein  und  derselben  Branche  mehrere  Vereine  bestehen, 
danach  liinzustreben  ist,  dafs  solche  Vereinigungen  ver- 
schmolzen werden.     Ferner  sei  noch  eine  Ueöolution  über 
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►Streiks  mitgeteilt,  wonach  sich  der  Kongrefs  gf'^cn  die 
Inszenierung  von  Streiks,  insbesondere  gegen  nationale  Streiks 
aussprach.  Die  Resolution  war  aus  den  Erfahruni::on  aller 
nationalen  Fachverhände  geschöpft  Bei  ihrer  Beratung  wurde 
auch  die  i'rage  der  Länderstreika  erörtert,  für  welche  be- 
sonders die  Vertreter  von  Belgien  eintraten,  während  Deutsch- 
lands und  Dftnemttrks  Del^erte  dagegen  warea. 

Auf  dem  nftchsten  im  Augiut  1894  su  Basel  abgehaltenen 
dritten  internationalen  TabakarbetterkongreÜs  trat  die  sosia- 
listische  Grandansehauung  der  Delegierten  mehr  heryor  als 
früher.  Vertreten  waren  die  Fachverbände  von  Drutsohlandf 
Luxemburg,  Belgien,  Holland,  der  Schweiz  und  Dänemark. 
Der  Kongrefs  beschäftigte  sich  mit  der  oben  besprochenen 
Frnfre  der  Neutralität,  zu  welcher  er  in  folgender  Resolution 
Stellung  nahm:  Der  Kongrefs  erkennt  nicht  nur  die  Selb- 
ständigkeit der  Gewerkschaften  neben  der  politischen  Partei 
an,  sondern  hält  die  Uewerkscliaften  für  einen  integrierenden 
Teil  der  gesamten  Arbeiterbewegung,  setzt  aber  auch  als 
selbstverstitndlieh  voraus,  dafs  dieselben  von  dem  treibenden 
Gedanken  der  modernen  Arbeiterbewegung,  welche  die  voll- 
ständige Befreiung  des  gesamten  Proletariats  in  sich  schliefst, 
der  internationalen  soziaustischoi  Idee  getragen  werden. 

Neben  einer  Resolution,  welche  den  Wert  einer  Ver- 
kttnung  der  Arbeitszeit,  der  Beseitigung  der  Hausarbeit  und 
der  Umänderung  des  in  der  Zigarrenindustrie  von  jeher 
üblichen  Akkordsystems,  wurde  besonders  wieder  die  Unter- 
stützung von  Streiks  zum  Gegenstand  der  Beratung  gemacht. 
Der  Streikfonds  betrug  9978  Frcs.,  hatte  sich  also  seit  1892 
fast  verdoppelt.  Es  wurde  zur  Frage  der  Streikunterstützung 
folgender  Beschlufs  gefafst:  Unterstiitzunij^  kann  irewährt 
werden,  wenn  ein  Land  der  Internationale  ein  Jalir  ui^^ehört, 
wenn  die  Zahl  der  Streikenden  oder  Ausgeschlossenen  min- 
destens lU  **/o  der  Organisation  des  betreffenden  Landes  aus- 
macht und  die  Unterstützungen  von  dem  betreffenden  Lande 
nicht  aufgebracht  werden  können.  Unter  diesen  Umständen 
ist  das  Komitee  gehalten,  nach  besten  Kräften  die  Betreffenden 
2U  unterstatsen.  Wird  im  Falle  dner  Anfrage  bezüglich  der 
Abstimmung  Uber  Streiks  nicht  in  14  Tagen  geantwortet,  so 
gilt  dieses  als  Zustimmung.  Ausnahmen  von  den  lO^/o  der 
foetrefFenden  Landesorganisation  sind  zulässig,  wenn  ein  Streik 
in  einem  Lande  die  Erschöpfung  der  Kassen  zur  Folge  hatte 
und  Aussicht  auf  Erfolg  vorhanden  ist.  Die  festgesetzte 
Unterstützung  blieb  dem  Komitee  Uberlassen.  Das  Streik- 
komitee sollte  also  nur  in  den  itufsersten  Notfällen  eintreten. 
Für  die  deutHrhe  dezentralisierte  Tabakiiuhistrie  konnte  der 
Fall  ein«^r  irit(i-n;itiritial<'n  Streikunterstützung  danach  nur 
höchst  selten  eintreten.  Auf  dem  im  Jahre  1890  zu  London 
im  Juli  abgehaltenen  Kongrefs  trat  die  sozialistische  Tendenz 
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de»  vorigen  Koiifri'csseö  not  Ii  verschärfter  hervor.  Dios  zei^c:- 
sich  teils  in  den  üblichen  Resolutionen  über  die  Arbeite*-  und 
Lohnverhältnisse  in  der  Tahakindustrie,  teils  in  dem  Beschlufa, 
den  Tahakai  beiterkongreis  in  Zukunft  möglichst  in  Vorbindung" 
mit  dem  internationalen  Sozialistenkongrefs  statttinden  zu  lassen. 
Der  Kongrefs  bot  im  übrigen  nur  nach  zwei  Richtungen  Be- 
merkenswertes: einmal  wurde  gegen  eSne  bedeutende  Herab* 
setKung  der  Beiträge,  nämlicb  auf  5  Pfg.  jährlich  ftkr  jede» 
oiganisierte  Mitglied  eines  Fachverbandes,  der  Anschlnfs  dee 
englischen  Fachyerbandes  ermöglicht,  dessen  Vertreter  gegen 
Ansammlung  eines  grofsen  Streikfonds  sich  erklärten.  Fem  er 
wurde  die  internationale  Solidarität  der  nationalen  Verbände 
durch  den  ßeschlufs  anerkannt,  dafs  jedes  Mitglied  eines 
nationalen  Verbandes,  wenn  es  dort  ein  halbes  Jahr  Mitglied 
gewesen  war,  in  ipdon  andern  nationalen  \  erband  v'»ll- 
berprhtigt  eintreten  konnte,  eine  Wartezeit  also  nicht  durch- 
zumachen hatte. 

Auf  dem  o.  Kongrefs,  welcher  im  September  l<^On  in 
Paris  stattfand,  waren  England,  Frankreich,  llolland,  Belgion, 
Dänemark  und  Luxemburg  vertreten.  Deutbchlands  Dele- 
gierter war  infolge  „Krankheit  in  der  Familie**  am  ErscheineD 
verhinderte  Einen  andern  Vertreter  zu  senden,  hatte  man 
nicht  flttr  nötig  befunden,  obwohl  Deutschland  *Ib  aller  an  das 
Komitee  angeschlossenen  Arbeiter  ausmachte.  Es  wurde  auch 
darüber  geklagt,  dafs  Deutschland  seine  Beiträge  nur  unregel- 
inäfsig  stählte,  was  allerdings  auch  durch  den  ungünstigen 
Venntf gensstand  des  Tabakarbeiterverbandes  verschuldet  sein 
mochte.  Die  Schweiz  war  wegen  ungentigender  Beitrags- 
zahlung überhaupt  nicht  eingeladen.  Auf  f}em  Konirrofs  wurde 
vergebenö  gesucht,  die  internationale  Streikunterstützung  mehr 
auszubauen  wie  bisher.  Der  Kassonbestand  hatte  sich  seit 
180(>,  wo  er  4214  Frcs.  betragen  halte,  auf  rund  70U'>  Pres, 
erhöht.  An  Beiträgen  waren  rund  19000  Frcs.  eingegangen. 
Man  beantragte,  feste  Beiträge  für  die  nationalen  Verbände 
im  Pralle  eines  international  zu  unterstützenden  Streiks  ein- 
zuführen. England  war  gegen  jede  Erhöhung  der  Beiträge. 
Seine  Delegierten  fanden  es  gefährlich,  dieselben  sn  konzmi- 
trieren,  und  waren  mehr  für  die  eigene  Rontrolle  ihrer  Gelder. 
Die  internationale  Föderation  sei  der  Hittelpunkt,  auf  weichen 
man  im  Falle  eines  Streiks  oder  Look-outs  rechne.  Brauche 
man  mehr  Gelder  als  vorhanden  seien,  so  k()nne  man  immer 
noch  die  angeschlossenen  Organisationen  fragen.  Der  Einflub 
des  internationalen  Komitees  sei  grofs  genug,  um  in  solchem 
Falle  zu  handeln.  Ftir  den  Fall  einer  Erhöhung  der  Beiträge 
drohten  die  Engländer  mit  dem  Austritt  aus  dem  internatio- 
nalen Verbände.  Da  Deutschland  nicht  vertreten  war.  ohne 
welches  man  keine  so  einschneidenden  Beschlüsse  fa&sen  zu 
können  glaubte,   ersuchte  der  Kougrels  die  verschiedenen 
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Organisationen,  in  i Ii  rem  Lande  dafür  zu  a.i^itieren,  um  auf 
dem  nächsten  inti niationaien  Kongrers  Uber  diese  Frage  Be- 
sch lufs  fassen  zu  können. 

Der  für  das  Jahr  liMKj  beschlossene  ik  internationale 
Kongrefs  fand  nicht  statt.  Dagegen  machte  die  in  Fiankreich 
trotz  de^  Monopols  entstandene  Organisation,  welche  gegen- 
wärtig 10000  Hitf^lieder  umfafiity  ihren  im  Jahre  1900  er- 
klärten Beitritt  wieder  rückgängig^.  Wiederholte  Versuche, 
sie  zum  WiederanschlufB  su  bewegen,  scheiterten. 

Erst  im  August  1904,  im  Anschluis  an  den  internationalen 
Sozialistenkongrefs,  fand  in  Amsterdam  der  6.  internationale 
Tabakarbeiterkongrefs  statt  ^,  auf  welchem  Belgien,  England, 
Deutschland,  Holland,  Schweden  und  Dänemark  vertreten 
waren.  Deutschland  hatte  allein  5  Delegierte  entsandt.  Von 
dem  aiifsrrordcntlich  hochstehenden  amerikanischen  Tabak- 
nrljf  iti  rverbande^  war  ein  Schreiben  eingegangen,  welches 
seinen  Ansclilufs  hoffen  liefs.  Der  internationale  Fonds  hatte 
nach  dem  Bericht  des  Sekretärs  bei  einer  Einnahme  von 
27l>«>.s  Frcs.  und  einer  Ausgabe  von  10454  Frcs.  einen  Be- . 
stand  von  22871  Frcs. 

Die  Verhandlungen  des  Kongresses  erhielten  teils  dadurch 
ihren  Charakter,  da»  Aber  den  politischen  Charakter  der  Qe- 
werkschaften  in  den  einzelnen  Ländern  lebhafte  Auseinander- 
setzungen stattfanden,  teils  dadurch,  dafs  der  Gedanke  einer 
internationalen  Streikunterstützung  zurückgedrängt  wurde. 
Die  deutschen  Delegierten  waren  es,  welche  diese  Richtung 
der  KongrcfsbeschlUsse  bewirkten. 

Die  Auseinandersetzungen  ttber  den  politischen  Charakter 
der  Gewerkschaften  ginp^en  davon  aus,  rlafs  in  IL^lland  eine 
«neue  Federation"  von  Tabakarbeiteni  mit  dem  ausdriick- 
li(  hen  Zweck  der  Abkehr  von  jeprlieher  Politik  sich  gebildet 
hatte.  Ks  handelte  sicli  darum,  ob  die  neue  Federation  mit 
diesen  GrundsHtzen  zum  internationalen  Bunde  zuzulassen  sei 
oder  nicht.  Ks  würde  zu  weit  führen,  die  Verhandlung*  n 
hierüber  näher  zu  beschreiben.  Nur  soviel  sei  gesagt,  dafs 
die  Delegierten  sich  einstimmig  für  die  notwendige  Zusammen- 
gehörigkeit der  Gewerkschaften  mit  der  Sozialdemokratie  aus- 
sprachen und  unter  Betonung  der  in  Basel  (1894)  gefafsten 
Resolutionen  den  Anschlufs  der  neuen  Federation  ablehnten. 


*  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften 
Deutschlands,  1908,  S.  684. 

*  Die  Darstellung  »tütst  rieh  auf  die  Berichte  im  „Tabakarheiter^ 
Jahrg.  1904  Nr.  :]5,  36,  87. 

^  Gemeint  ist  in  dem  hier  benutzten  Bericht  (,Tabakai  heiter"^ 
Jahr^.  1904  Nr.  86,  Reil.)  der  Zisarrenmaeh  er  verein  mit  seinen 
84  700  Mitgliedern.  Daneben  besteht  nooh  ein  Tabakarbeitcrveroin  von 
410<)  Mitgliedern,  der  aber  sonst  nie  genannt  wird.  Vgl.  John  Mit* 
chell,  Organisierte  Arbeit,  i).  51  ff. 
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Wenn  man  auf  dem  Anisteniaiiier  Kongrels  die  JStreik- 
untersttitzung  mehr  in  den  Hintergrund  treten  liefs,  so  geschah 
dies,  weil  gerade  die  ötärkste  der  im  internationalen  Verbände 
vertretenen  Organisationen,  nämlich  der  deutsche  Tabak- 
arbeiterverband,  nichti  von  der  internatioiialen  Streikanter^ 
sttttsung  hatte,  da  wenigstens  10  ^/o  der  Mitglieder  einer 
Landesorganfsation  an  einem  Streik  beteiligt  sein  mnÜsten,  um 
auf  Unterstützung  Anspruch  machen  su  können,  dieser  Fall 
aber  in  Deutschland  fast  nie  eintrat.  Sowohl  die  deutschen 
als  auch  die  englisclien  Delegierten  vertraten  die  Überzeugung, 
dafs  Streiks  lediglich  mit  den  Mitteln  der  betroffenen  Organi- 
sationen durchzuführen  seien.  Die  internationale  Streikunter- 
stützunp',  wo  solche  erbeten  würde,  sollte  von  nun  an  inner- 
halb der  einzelnen  Verbände  für  ihre  ausländischen  Kollegen 
direkt  aufgebracht  werden,  wenn  auch  eine  solche  au^  d^^ni 
internationalen  Fonds  nicht  ganz  ausgeschlossen  sein  sollte. 
Der  Hauptzweck  des  internationalen  Bundes  wurde  nunmehr 
eine  internationale  Tahakarbeiterstatistik,  welche 
.  nach  den  Berichten  der  einzelnen  Verbände  von  dem  Sekretär 
des  internationalen  Verbandes  zusammengestellt  und  Teröflfent-  | 
licht  werden  wird.  Der  Sekretär  (H.  Jugters-Antwerpen) 
erhttlt  daAir  ein  festes  Gehalt  von  20  Frcs.  monatlich  sowie 
besondere  Vergütung  für  Zeitverlust  im  Dienste  des  Ver- 
bandes. — 

Das  Reglement,  welches  auf  dem  Amsterdamer  Kongresse 
beschlossen  wurde,  ist  denn  auch  im  Sinne  der  neuen  Be- 
deutung des  internationalen  Verbandes  abgefaist*. 


>  Das  neue  Beglement  des  intemstioiialeti  Tabaksrbeitenrerbandes 
lautet  folgendermarsen : 

Replpment.  Vrv  Name  des  Verbandes  soll  sein:  Int^-rnatio- 
naler  Verband  von  Tabakarbciteru  und  -Arbeiterinnen.  Der  Zweck:  die 
Herstellung  einer  inteniationalen  Verbindung  mtw  aftratiichen  Tabak- 
arbeitem  und  Hebung  ihrer  geistip^en  und  materiellen  Interessen.  Die 
Leitung  des  Verbandes  ist  cinf  m  Sekretrariat  übortraj^en.  Dir»  Aufgabe 
deraelbeu  ist:  alle  Bewegungen  in  der  Tabakindustrie  zu  verfolgen;  das 
Sammebi  von  Arbeiterschutsgeaetsen ,  Statistiken  und  boMmderer  Vor- 
kommnisse in  allen  Ländern ;  Berichte  von  den  Vertrau ensminnem  in 
diesem  Sinne  ('TitL'»'L'"f*n zunehmen,  diese  zusammenzustellen  und  hierüber 
allen  Ländern,  auch  den  nicht  aogeschlosseoen ,  zu  berichten ^  sowie 
diesbezügliche  Fragen  xn  beantworten.  —  UnterstStzung  bei  Streiks 
oder  Aussperrungen  kann  nur  geschehen  mit  Zustimmung  von  Zwei- 
drittel der  Vertrauensmänner,  —  Der  Kongrefs  bestimmt  den  Sitz  des 
Sekretariats,  wählt  den  Sekretär  und  setzt  sein  Gehalt  fest.  —  Die 
Organisation^  wo  das  Sekretariat  seinen  Sits  hat«  ernennt  ein  aas  drei 
Mitgliedern  bestehendes  Revisionskomitee,  das  wenigstens  jedes  Viertel- 
jahr die  Kasse  revidiert  und  Sorge  trfijijt  für  sichere  Belegung  der 
Gelder.  Bei  groben  Pflichtverletzungen  des  Sekretärs  kann  di^e$ 
Kontitee  denselben  suspendieren,  Ist  aber  verpfliehtet,  hiervon  sofort 
den  Vertranoii^^inännern  Mittcilun/:^  zu  machen  und  dieselb^'ii  zur  ünter- 
suehniifr  und  <'\  entuellen  Neuwahl  eines  Sekretärs  zusammenznberufen. 
Die  Gt!Han)tberichte  des  Sekretärs  werden  aus  den  intemationaien  Fonds 
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Ty'io  iiiternationaleu  Beziehungen  des  Tabakarbeiter- 
verbaudes  sind  so  in  ein  neues  Stadium  getreten  und  haben 
damit  eine  Richtung'  prenommen,  welche  die  Oeneralkommission 
der  Gewerkschaf Ltiü  Deutschlands  für  alle  deutschen  Gewerk- 
schaften gegenüber  den  Gewerkschaften  anderer  Länder  zu 
vertreten^  seit  etwa  1900  bestrebt  war.  Dies  Bestreben  der 
Oeneralkommiasion  ging  nttmlich  dahin»  eine  Verständigung 
der  Gewerkscbaftsgruppen  aller  Länder  bezflglioh  gewisser 
gemeinsanier  Aufgaben  herbeizufuhren.  Dies  ist  denn  aach 
seit  1001  in  steigendem  MaCse  anf  Konferenzen ,  welche  Ton 
den  Vertretern  der  einzelnen  nationalen  Gewerkschafksgrappen 
abgebalten  wurden^  erreicht  worden.  Neben  einer  inter- 
nationalen Streikunterstützung  wurde  namentlich  auf  die 
Schaffung  einer  einheitlichen  Statistik  der  Gewerkschaften 
aller  Länder  hingewirkt,  in  der  Art  und  nach  dera  Muster 
der  von  der  deutschen  Generalkonimisöion  schon  lange  be- 
triebenen. Die  internationale  Statistik  soll  am  Schlüsse  jeden 
Jahres  aufgenommen  werden.  Aufser  der  Statistik  wurde 
noch  ein  Austausch  gewerkscliaidichcr  Drucksachen ,  Mit- 
bestritten. Jedes  Jahr  erstattet  der  Sekretär  einen  Bericht  über  den 
Stand  der  Kasse.  —  T^i  '  Beiträge,  welche  auf  20  Centimt'^  für  jeilf-j 
Mitglied  und  per  Jalir  test^rpfftzt  sind,  werden  vierteljährii(  Ii  dein 
Sekretariat  eingesandt.  Ein  Land ,  das  sechs  Monate  rückständig  ist, 
wird  vom  Sekretär  an  «eine  Verpflichtung  ermahnt.  Folgt  dann  keine 
zufriedenstellende  Antw  ort,  bezw.  Bezahlong,  dariT»  verfallt  die  Mitglied- 
schaft. —  Der  Kongrefs  bestimmt  Ort  uncTZeit  der  nächsten  Tagung; 
Zweidrittel  der  Vertrauensmänner  können  jedoch  einen  aufserordent- 
lichen  Kongrefs  einberufen.  —  Alle  Vertrau cnsmftnner  müssen  auf  dem 
Konirri  anwesend  sein,  und  ist  os  wilnsehenswert ,  dafs  die  ver- 
schiedenen Länder  aufserdem  durch  andere  Delegierte  vertreten  sind.  — 
Dio  Abstimmung  erfolgt  nach  dem  Beschlüsse  des  Amsterdamer  Kon- 
Ln  .  -  bis  1000  Mitgüeder  1  Stimme;  von  1()00  aufsteigend  bis  3000 
Mitglieder  2  Stimmen;  für  Jede  weitere  3(Vin  Sfhnm<'n  1  l^timme  mehr; 
jedoch  bis  höchstens  t»  Stimmen.  —  Jeder  Kongrefs  kann  die  Ab- 
stimmungsweise abfindem,  ebenso  die  Statuten.  —  Über  den  Anschlufs 
an  den  Inte rnationalen  Verband  beschlicfsen  die  Tertranensmftnner  vor» 
liutig,  der  näehstfolgende  Kon|?refs  definitiv. 

Zurzeit  |$ebören  dem  Internationalen  Verband  der  Tabakarbeiter 
und  -Arbeitennnen  an: 

1.  Dentscher  Tabftkarbeiterverband.  Sits :  Bremen,  liarktstrafse 
18,  II. 

2.  Belgische  Sigaren-  cn  Tabakbewerkersbond.  Sitz:  Brüssel, 
Maison  da  Penpel. 

3.  N*>derl:inds(li  Internationaal  Sigarenmakers *  en  Tabaks- 
bewerkershond.    Sitz  :  Amsterdam,  Nie.  Berehenstraat  5. 

4.  Cigarmakers  Mutual  Association.  Sitz:  London,  Sir  Walter 
Ralcigh,  New-Street,  Gravel  lAne,  Uoansditob. 

5.  Tobaicsarbeiderforbondet  i  Danmark.  Sita :  Kopenhagen,  Romer* 
gade  22. 

6.  Internationale  Tobaksar betare  Förbuudet  i  Sverig.  Sitz:  Stock- 
holm, Kmkmakaregatan  16. 

7.  Unterstützungsverein  der  Luxemburger  Tabakarbeiter.  Sita: 
Luxemburg,  Orund.  Diedenhofer  Strafse  28,  I." 

(Vgl.  „Tabakarbeiter-,  Jahrg.  1904,  Nr.  37,  Beilage.) 
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teiiungen,  Abrechnung«^!!  und,  soweit  tunlich,  der  die  Gewerk- 
schaften betreffenden  Gesetze  beschlossen'. 

Die  Verwandtschaft  der  Be8trel)ungen  des  Tabakarbeiter- 
verbandes  auf  Schaffung  einer  internationalen  Tabakarbeiter- 
statistik mit  den  erwfthiiten  Bescblttseen  jener  Konferenaen  iit 
nicht  sa  verkennen.  Überall  wird  eben  das  instinktiTe  Ge- 
fühl der  Arbeiter  aller  Länder,  dafs  eine  intemattoiiale  Soli* 
darität  Bwtschen  ihnen  bestehe^  abrittst  von  dem  bewulstoD 
Streben,  den  Inhalt  und  die  Grenzen  dieser  Solidarität  wa 
erfassen.  Damit  ist  wiederum  ein  Schritt  dazu  ^etan^  von 
dem  revoluti onär- utopistischen  Rufe :  „Proletarier  aller  iJüider 
vereinigt  euch"  zum  ruhigen  Erwägen  und  Begreifen  des 
Möglichen  in  den  Schranken  der  natinnftleri  Entwickbinir  7äi 
gelangen.  Alles  dies  aber  wurde  erst  d<  »khar  auf  einem  l  - 
wissen  Höhepunkt  gewerkschaftlicher  Schulung  der  Arbeiter. 


'  Vpl.  Korrpspondonzbl.itt  der  Generalkommission  der  G<^werk- 
schaften  Dcutschlaudä,  Jahrg.  1902»  S.  497  ff.»  u.  Jahrg.  1903,  S.  469  ff.  - 
Der  nErste  internationale  Beriebt  Aber  die  G^werkeehaftsbewe^ung  190S. 
herAiiBgegeboii  von  dem  internationalen  Sekretär  der  gewerkschaftlicbei) 
Landeszentralt'n*'.  Berlin  1904.  Verlag  der  Generalkommis.sion  der 
Gewerkschaften  üeutschlantia  (C.  Legien)  gibt  einen  Überblick  über 
die  Gewerkflchaftobewegung  in  swMf  Xftodeni. 
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Vierter  Abscimitt. 
Der  Verein  deutscher  Zigarreiisortierer, 


Erstes  Kapitel. 
Begrüudoug  der  SortiererorgaiuHatioii* 

Wir  lernten  öckon  oben  die  Tätigkeit  der  Zi^arrensortierer 
kennen.  Sie  besteht  im  wesentlichen,  wie  der  Name  sagt,  im 
Sortleren  der  fertigen  Zigarren  nadi  Farben  und  Qualität. 
Häufig  tritt  biersu  noch  dias  Verpacken  in  Kisten.  Auch  das 
Anfertigen  der  Kisten,  insbesondere  das  Bekleben,  wird  su- 
weilen  vom  Sortierer  verlangt.  Der  Sortierer  ist  ein  höber 
qualifiaierter  Arbeiter  als  der  Zigarrenmacher,  deshalb  hält 
sich  sein  Lohnniveau  im  Durchschnitt  Uber  den  Löhnen, 
welche  dem  Roller  gezahlt  werden.  Die  Entwicklung  der 
Industrie  war  ihm  bis  in  die  neuere  Zeit  aucl»  günstiger  als 
dem  Zigarrennlacher,  da  er  von  der  Dezentralisation  der 
Industrie  nicht  in  dem  Mafse  betrolTpu  wurde,  wie  jene.  Die 
grofsen  Firmen,  welche  ihren  Betrieb  in  vielen  kleineren 
Filialen  auf  dem  Lande  und  in  kleineren  htäJten  hatten, 
liefsen  das  Sortieren  und  Verpacken  weiter  in  den  Industrie- 
zentren, wo  sie  ihren  Sitz  hatten,  besorgen.  Daa  war  nament- 
lich auch  in  Bremen  und  Hamburg  der  Fall.  Hinderlich  war 
den  Organisationsbestrebungen  der  Sortierer  ihre  geringe  Zahl 
und  ihre  Vereinzelung,  welche  dadurch  hervorgerufen  wird, 
dafs  selbst  gröfsere  Betriebe  mit  wenigen  Sortierern  arbeiten 
können.  Die  Eleinfabrikanten  aber  sortieren  entweder  die 
Zigarren  selbst,  oder  wenn  sie  das  Sortieren  nicht  selbst  ver- 
stehen, nehmen  sie  einen  Sortierer  für  eine  kurze  Zeit  an.  Auch 
der  Sortiererarbeitet  wohl  meist  nach  Akkordlöhnen,  doch  nicht  so 
durchg.'Ingig  wie  der  Zigarrenmacher.  Frauenarbeit  und  Haus- 
industrie sind  ebenfalls  im  Sortierergewerbe  nicht  unbekannt, 
scheinen  aber  die  soziale  Stellung-"  nicht  in  dem  Mafse  wie 
bei  dem  Zigarrenmacher  ungünstig  beeintlufst  zu  haben,  weil 
sie  doch  keine  so  grofse  Ausbreitung  erlangten.    Über  grofse 
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Milsstäiuh*  wird  von  den  Sortierern  beztijjlicli  übermäfsiger 
und  gewissenloser  Einstellung  von  Lelulingen  geklagt, 
welche  oft  nach  Beendigung  der  Lehrzeit  so  ungenüg-end 
ausgebildet  sind,  dais  sie  zu  einer  guten  Arbeit  uut^hig  bind, 
£&  wird  auch  nach  der  Behauptung  der  Sortierer  von  den 
Fabrikanten  oft  nicht  darauf  gesehen,  ob  die  Lehrlinge  die 
zur  Erlernung  des  Sortierens  erfoiaerUchen  euten  Augen 
haben,  insbesondere  ob  sie  nicht  farbenblind  sind. 

Zu  derselben  Zeit^  als  die  Zigarrenarbeiter  sich  ala  An- 
gehörige eines  Gewerbes  fühlten,  begannen  auch  die  Sortierer 
sich  zu  verbinden,  also  bereits  in  den  Jahren  1849  and  1860. 
Es  ist  merkwürdig,  dafs  sofort  diese  scharfe  Scheidung  zwischen 
Zigarrensortierern  und  Zigarrf^nni achern  in  Erscheinung  trat, 
als  die  ersten  Koalitionen  entstanden.  Die  ersten  Bestrebungen 
der  Sortierer  blieben  lokaler  Natur  und  erlangten  keine  Be- 
deutung. Ebenso  kamen  die  Sortierer  in  den  60er  und  7oer 
Jahren  nicht  über  lokale  Orpranisationen  hinaus,  welche  in  den 
Hauptfabrikationsplatzen  bestanden.  Der  bedeutendste  und  zu 
Anfang  der  80er  Jahre  wohl  auch  älteste  Fachverein  der 
Zigarrensortierer  war  der  „Freundschaftsklnb  der  Zigarren- 
Sortierer'^  in  Hamburg.  Von  ihm  ging  der  Anstofs  zur  Gr&n- 
dung  der  heatigen  Organisation  der  Zigarrensortierer  aas. 

Die  Entstehungsursachen  des  Freundschaftsklubs,  welcher 
im  Jahre  1853  begründet  wurde,  lassen  sieh  freilich  nur  ver- 
muten, da  nähere  Kachricliten  nicht  an  beschaffsn  waren. 
Man  mufs  annehmen,  dafs  die  Bewegung  der  Zigarrenarbeiter 
von  1848,  welche  gerade  in  Hamburg  festen  Fufs  fafste  und 
nach  Annösiing  der  Zentralorganisation  eine  lokale  Veroii)iu-,pio- 
der  Zigarrcnarbei t*^r  unter  Sally  Eschweges  Führung  hinter- 
liefs,  hier  befruchtend  einwirkte.  Neben  der  Pflege  freund- 
schaftlicher Beziehungen  unter  den  Mitgliedern  des  Klubs,  lag 
ihm  auch  eine  Besserung  ihrer  Lebensstellung,  verbunden  mit 
Unterstützung  in  bestimmten  Notfällen  ob  ^  Über  seine  Tätig- 
keit wird  nichts  berichtet,  jedenfalls  mag  sie,  soweit  sie  gewerk- 
schaftlich von  Anfang  an  gewesen  war,  in  den  50er  Jahren 
unter  dem  Druck  der  polizeilichen  Beaufeichtigung  gändich 
aufgehört  haben.  Dieser  mag  auch  der  Gnmd  gewesen  sein, 
weshalb  der  Freundschaftsklub  im  Laufe  der  Jahre  seine  Unter- 
stützungseinrichtungen einschlafen  liefs.  An  den  Kämpfen  der 
()Oer  und  70er  Jahre  nahm  er  keinen  Anteil.  Erst  im  Jahre 
1881  finden  wir  ihn  in  die  Gewerkschaftsbewegung  wieder 
eintreten.   Die  in  dem  Gewerbe  damals  auftretende  starke 


*  H.  Bürger,  Die  Hamburger  Gewerkschaften  usw.  S.  417.  Wo* 
her  der  mir  sonst  in  der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung  ikh  h  nir- 
gends vorgekommen (»  Xame  „Fr<^nnd^  liaft^khib"  stammt,  habe  ich  hi? 
jetzt  Dicht  ermitteiu  könueu.  Man  könnte  an  eine  Anlehnung  an  die 
nIViendly  societies*'  in  England  denken. 
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Arbeitslosigkeit  und  ein  damit  verbundenes  Sinken  der  Löhne 
gaben  den  Anlafs  zu  dem  Versuch  einer  Luiiiiötatiätik  und  zu 
einer  Kevision  der  alten  Statuten  des  Freundächaftsklubs. 
Die  Aufstellung  der  Statistik  wurde  dem  Ziearrensortierer 
von  Elm  überragen,  welcher  nach  einem  swenfthrigen  Aufent- 
halt in  Amerika  gerade  zu  dieser  Zeit  nach  itamburg  zurück- 
gekehrt war.  Seinen  Bemtthungen  gelang  es,  den  Freundschafts- 
klub zu  einer  modernen  gewerkschaftlichen  Organisation  aus- 
zugestalten ^  Ein  Zeichen,  mit  welchem  Verständnis  fttr 
gewerkschaftliche  Fragen  diese  Reorganisation  ToUzogen 
wurde,  ist  die  Einrichtung  eines  Arbeitsnachweises,  welcner 
mit  einer  ArbeitsloscTiiintersttitzuiij?  verbunden  wurde.  Man 
ging  hierbei  von  dem  Fi  inzip  aus,  durch  den  Arbeitsnachweis 
einen  bestimmten  Minimaliohn  zu  fordern  und  lieber  Arbeits- 
losenunterstützung zu  zahlen ,  als  ein  Mitglied  tür  einen 
geringeren  Tjohn  arbeiten  zu  lassen.  SpÄter  richtete  der 
Freundschaftski ub  ein  Geschäftalu kal  ein,  in  welchem  Sortierer- 
arbeiten für  kleine  Zigarren fabrikanten,  die  sich  keinen  eigenen 
Sortierer  hielten  und  das  Sortieren  nicht  selbst  besorgten, 
ver.*ichtet  wurden.  Hiermit  wurden  die  Arbeitslosen  beschäf- 
tigt, welche  davon  Lohn  anstatt  Untersttttzung  bezogen.  Ein 
System  Yon  Vertrauensmännern,  welche  über  die  einzelnen 
Fabriken  verteilt  waren,  sorgte  daftlr,  dafs  dem  Voratande  des 
Freundschaftsklubs  die  nötigen  Angaben  über  die  Geschäfts- 
lage, die  Löhne  und  Arbeitsverhältnisse  nicht  fehlten'.  Was 
besonders  bei  den  Bemühungen  des  Klubs  in  die  Augen 
fällt,  ist  das  Streben  dieser  Arbeiterklasse,  ihren  eigenen 
Wert  beständig  zu  erlialten  und  s'^lbst  für  die  Güte  ihrer 
Arbeit  zu  bürgen.  Die  Aufnahmebedingungen  des  Klubs, 
welche  in  die  spätere  Zentralorganisation  der  Sortierer  über- 
gingen, nennen  als  begründete  Einwendungen  gegen  die  Auf- 
nahme eines  neuen  ^litgliedcs  auch  die,  dafs  der  Aufnahme- 
öuchende  wiederholt  wegen  schlechter  Arbeit  oder  unmoralischen 
Betragens  entlassen  war.  £iner  besonderen  Rommission  war 
das  Recht  tibertragen,  b^  Bedenken  hinsichtlich  der  be- 
ruflichen Tüchtigkeit  Angemeldeter  ihre  Arbeit  einer  Prüfung 
zu  unterziehen.  Der  Ausschlufs  eines  Mitgliedes  aus  dem 
Klub  erfolgte,  wenn  dasselbe  dreimal  hintereinander  wegen 
nachweislich  schlechter  Arbeit  oder  unmoralischen  Betragens 
entlassen  war.  Ein  deswegen  arbeitlos  gewordenes  Mitglied 
erhielt  keine  Arbeitslosenunterstützung. 

Kh  war  das  Muster  eines  Gewerkvereinis ,  wns?  hier  im 
Anfang  der  tSUer  .Jahre  entstand.  Bereits  im  Jahre  1^^"»  ni;u  lite 
«ich,  wiederum  auf  Betreiben  von  Elms,  das  Bestreben  geltend, 
die  Organisation  über  Hamburg  hinaus  durch  Gründung  von 


*  H.  Bür^'er  a.  a.  0. 
«  Ebenda  S.  418. 
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Filudea  oder  Anschliefsiuig  bestehender  lokaler  Zigarren* 
8ortierervereine  in  anderen  Stödten  auf  das  ganse  Deutsche 
Reich  auszudehnen.  Eine  derartige  Zentralisation  war  schon 
im  Interesse  des  Arbeitsnachweises  und  der  Arbeitslosen- 
unterstützung geboten.  Zudem  war  die  erste  lähmende  Epoche 
des  Sozialistengesetzes  überwunden,  überall  regten  sich  die 
gewerkschaftlichen  Bestrebungen  neu.  Innerhalb  der  Zigarren- 
industrie  war,  wie  wir  sahen,  der  Reisoimtcrsttitzungsverein 
im  Jahre  lss;i  bereits  entstanden.  Im  Februar  isB-j  erLriog 
von  Hamburg  aus  ein  Aufruf  an  sämtliche  Lokab^rLTHni- 
sationen  der  Zigarrensortierer,  welcher  zur  Zentral i^ieruDg 
dieser  Fachvereine  auffordete.  Es  war  von  vornherein  g'e- 
plaut,  die  Arbeitblosenunterstützung  und  den  Arbeitsnachweis 
nach  dem  Muster  des  Freundschaftsklubs  einzurichten.  Da- 
her trat  von  £im  als  GeschttftsfUhrer  des  Freundschafb^ 
klubs  im  „Gewerkschafter"  in  längeren  Aasführungen  für  die 
Arbeitslosenunterstttteung  als  den  wichtigsten  aUer  Unter- 
stUtznngszweige  lebhaft  ein.  Der  Hamburger  Aufruf  fand  bei 
den  verschiedenen  Fach  vereinen  eine  gflnstige  Aufnahme, 
Im  Jahre  18H5  tagte  in  Hamburg;  eine  Kommission  der  Ham- 
burger und  Bremer  Sortierervereme  zur  Vorberatung  Uber  die 
Grundlage  einer  Zentralvereinigung.  Die  von  der  Kommission 
veröffentlichte  Vorlage  wurde  von  den  übrigen  Faclivereinen 
fast  einstimmig  angenommen.  Auffallenderweise  trat  der 
Bremer  Facliverein  der  Zigarrensortierer  der  neuen  Zentral- 
organisation nicht  bei.  Der  Grund  maj^;  Eifersucht  gewe^ien 
sein,  dafs  nicht  Bremen,  sondern  Haiiil  ir£^  zum  Vorort  ge- 
waliU  wurde,  vielleicht  hatten  auch  aliiiliche  Bestrebungen 
des  Vorstandes  des  ünterstützungsvereins  der  Zigarrenarbeiter, 
wie  wir  sie  bei  der  Begründung  der  Zentral-Kranken-  and 
Sterbekasse  schon  kennen  gelernt  haben,  hier  einen  Einflob. 
Mit  Recht  wurde  Hamburg  mit  dem  Freundschaftsklub  db 
stärkste  Filiale  Mittelpunkt  der  Sortierergewerkschaft,  welche 
am  1.  August  1885  mit  9  Zahlstellen  ins  Leben  trat,  und 
zwar  unter  dem  Namen  „Unterstütsungsverein  deutscher 
Zigarrensortierer". 

Für  die  Satzungen  des  Vereins  waren  im  wesentlichen 
die  des  Freuudscliaft<klubs  mafs^'-t^bond.  Dies  zeigt  sich  vor 
allem  in  den  Aut'nahmebestiinmungen ,  in  der  Arb^it-^l  ^-^en- 
untiT8tiitzung,  im  Arbeitsnaciiweis  und  in  dem  B^  -ti-'  h-Ti 
Vereins,  für  seine  Unterötützungöeiurichtun^''en  dui  cli  aUiiötiM  ae 
Erhebungen  eine  sichere  rechnerische  Grundlage  zu  finden. 
Im  Statut  von  1885  wird  daher  als  Zweck  des  Vereins  an- 
gegeben a)  Unterstützung  an  Arbeitslose  und  reisende  Mit- 
glieder, b)  Arbeitsnachweis,  c)  Aufnahme  einer  jfthrlichen 
Statistik  behufs  Feststeilung  der  Beltrilge  und  Arbeitslosen- 
Unterstützung.  Mitglied  des  Vereins  konnte  jeder  mftnnliche 
oder  weibliche  Zigarrensortierer  werden^  g^en  dessen  Be- 
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fUhigung  oder  Moralität  von  den  Vereinsmitgliedern  keine  be- 
gründeten Einwendungen  erhoben  werden.  Als  begründete 
Einwendung  sollte  su  betrachten  sein,  dafs  der  Betreffende 
wiederholt  wegen  schlechter  Arbeit  oder  unmoralischen  Be- 
tragens entlassen  war.  Den  Verlust  des  Mitgliedsrechts  hatte 
SU  gewttrtigen,  —  abgesehen  von  Schädigung  des  Vereins- 
Vermögens,  Rückstand  mit  Beitragsleistungen  über  6  Wochen 
und  Begehung  eines  entehrenden  Verbrechens  —  wer  den 
Verein  zu  Zwecken  irgend  einer  politischen  oder  religiösen 
Partei  zu  benutzeTi  oder  in  den  Versammlnni^en,  Vorstands- 
sitzungen  usw.  für  irgend  eine  politische  oder  religiöse  Partei 
Propaganda  zu  raachen  suchte,  oder  wer  dreimal  hinter- 
einander wegen  nachweislich  schlechter  Arbeit  oder  moralischen 
Betragens  entlassen  war:  bemerkenswerte  Bestimmungen  tur 
einen  Verein,  dessen  lieturiiiatur  der  Polizei  als  politisch  ver- 
dächtig galt  und  dessen  Mitglieder  unter  sozialdemokratischem 
Zeichen  standen.  Das  Eintritt^eld  sollte  im  ersten  Jahre 
1  Mk.  betragen  und  sich  spttter  um  50  Pf.  erhohen  bei  jeder 
weiteren  Zunahme  des  VereinsvennOgens  um  1000  Mk.  Der 
wöchentliche  Beitrag  wurde  auf  25  Pfg.  fes^esetzt,  sehr  im 
Oegensatz  zu  dem  Reiseunterstützungsverein,  welcher  bis  zum 
Jahre  nur  10  Pfg.  Wochenbeitrag  erhob,  um  dann  aller- 
dings  auf  20  Pfg.  Beitrag  übensugehen.  Der  höheren  Bei- 
tragspflicht des  Sortierervereins  lag  nicht  nur  das  Bestreben 
zugrunde,  sofort  mit  einer  gesunden  finanziellen  Grundlage 
zu  beginnen,  es  spiegelt  sich  in  ihr  auch  die  bessere  materielle 
Lage  der  Zigarrensortierer  iibt^rliaupt  wider.  Sehr  wichtig 
war  die  bei  vielen  Verbünden  teldende  Vorschrift,  dal's  kranke, 
reisende  und  arbeitslose  Mitglieder  die  wöchentlichen  Beiträge 
weiter  zu  entrichten  hatten.  Von  den  eiukommenden  Geldern 
wurden  zwei  Fonds  gebildet,  und  zwar  der  Zentralverwaltungs- 
fonds  und  der  Unterstützungsfonds:  20 ^/o  von  den  wöchent^ 
liehen  Beitrilgen  gingen  der  Verwaltung  zu,  die  andern  80  ^/o 
sowie  die  Eintrittsgelder  flössen  dem  Unterstützungsfonds  zu. 
Die  Mitglieder  erhielten  für  ihre  Beitragsleistungen  nach  einer 
sechsmonatlichen  Elarenzzeit  eine  KeiseunterstQtzung  von 
75  Pfg.  in  den  Monaten  Mai  bis  Oktober  und  von  1  Mk.  in 
den  übrigen  Monaten  pro  Tag  und  im  Falle  der  Arbeitslosig- 
keit eine  Unterstützung  von  Mk.  ])rM  Woche.  Mehr  als 
15<*  Mk.  an  Unterstutzungen  wurden  in  einem  Jahre  dem 
Mitgliede  nicht  gewährt.  In  beiden  Unterstütziingszweigen 
waren  z<ihlreiche  Kontrollvorschrifteu  dazu  bestimmt,  eine 
Ausbeutung  der  Kasse  zu  verhindern.  B(  sonders  bemerkens- 
Avert  sind  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Arbeitslosen- 
unterstützung gezahlt  wurde.  Ein  Mitglied,  welches  wegen 
schlechter  Arbeit ,  unmoralischen  Betragens  oder  sonstigen 
eigenen  Verschuldens  seine  Arbeit  verlor,  erhielt  keine  Unter- 
stützung.  Die  Unterstützung  bogann  erst  am  yierten  Tage 
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nach  Anmeldung  der  Arbeitslosigkeit.  Für  jeden  regiilart  a 
ortüübliclien  Arbeitstag,  an  welchem  der  Arbeitsloüc  Be- 
schäftigung £uidy  wurae  ihm  die  Unterattttsang  entzogeo. 
Die  Verheimlichiuig  Btattt;ehabter,  wenn  auch  nur  tageweiaer 
Beschäftigung  während  der  Dauer  der  angemeldeten  Arbeite' 
losigkeit  zog  den  Verlust  der  ünterstUtasiuig  nach  sich.  Ebenso 
verlor  das  Mitglied  die  Unterstützung,  wenn  es  angebotene 
Arbeit  ausschlug,  jedoch  mit  der  Malsgabe^  dafs  kein  Mitglied 
verpflichtet  war,  Arbeit  fUr  einen  geringeren  als  den  orta- 
üblichen,  vom  Ortsverein  festgesetzten  Preis  anzunehmen. 
Alle  arbeitslosen  Mitglieder  mufsten  täglich  ihren  Nrinien  in 
ein  vom  Arbeitsbiiroauvorstolier  zu  iührendos  Buch  fintiaLren. 
Mitglicfler,  welch«  die  Arbeit  tVeiwilhg  verliefsen,  liatteii  nur 
dann  Anöpruch  auf  Unterstützung,  wenn  der  Verein  es  be- 
acblüfs.  Kine  Ergänzung  von  grofser  Tragweite  zum  Arbeits- 
nachweis und  zur  Arbeitblo^cu Unterstützung  bikU-tcn  eine  Reibe 
von  Vorschriften,  welche  unter  dem  Titel  „Versetzung  von 
Arbeitskräften**  in  dem  GrOndungsstatut  enthalten  waren. 
Der  Zentralvorstand  hatte  nämlich  das  Recht,  ttberschttasige 
Arbeitskräfte  nach  solchen  Plätsen  zu  schicken,  an  denen  sich 
Vakanzen  befanden.  Den  abreisenden  Mitgliedern  wurde  ein 
Reisevorschufs  bis  zur  Höhe  von  3M  Mk.  gewährt,  welcher 
später  in  wöchentlichen  Raten  von  einer  Mark  zurückzuzahlen 
war.  Der  Aufforderung  abzureisen  mufsten  unverheiratete 
Mitglieder  binnen  3  Tagen,  verheiratete  innerhalb  14  Tagen 
nachkommen. 

Man  strebte  also  danach,  durch  K(  gehmg  des  Angebots  der 
Arbeitskräfte  T^ölme  und  Arbeitöbedingungen  zu  heben,  even- 
tuell dureh  Entziehung  der  Arbeitskräfte  einen  Unternebmer 
geftigig  7Ai  machen. 

Die  Leitung  der  gesamten  Orgauisation  big  in  den  Händen 
eines  Zentralvorstandes^  welcher  aus  sieben  Personen  (einem 
GeschäftsfÜhra*,  ein«n  ersten  und  zw«ten  Vorsitzenden^  einem 
ersten  und  zweiten  Kassierer  and  einem  ersten  und  zweiten 
Schriftfdhrer)  bestand.    Der  Geschäftsfahrer  war  von  der 
Generalversammlung   der  Delegierten   sämtlicher  Mitglied- 
schaften zu  wählen.    Die  übrigen  Vorstandsmitglieder  wählte 
die  Mitgliedschaft  des  Orts,  an  welchem  der  Verein  seinen 
Sitz  hatte.   Nur  der  Geschäftsführer  erhielt  eine  von  der 
Generalversammlung  festzusetzende  Vergütung.   Die  örtlichen 
Mitgliedschaften,   welche  von   mindestens   1"  Sortierern  ge- 
bildet werden  konnten,   standen  unter  cim m  den  Zentral- 
vorstand  vertretenden  Vorstand  aus  5  Persuiu  ii.    Im  übrigen 
war  eine  strenge,  scliematisierende  Zentralisation  der  ^UtgHed- 
schaften  unter  dem  Zentralvorstand  nicht  durchgeführt.  Jeder 
einzelne  Verein  durfte  seine  inneren  Angelegenheiten  in  den 
Grenzen  der  Vereinssatzungen  selbst  verwalten.    Es  blieb 
jeder  Mitgliedschaft,  die  ihren  Mitgliedern  mehr  Vorteile  als 
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der  Zentral veroiu  bif^ten  woliie,  unbenommen,  ein  höheres 
Eintrittsgeld  uud  höheren  Beitrag  als  den  vorgeschriebenen 
zu  erheben,  doch  durften  die  etwaigen  besonderen  Statuten 
einer  MItgHedBcfaait  mit  denen  des  Zentralyereins  nicht  im 
Widerspruch  sieben.  Man  ging  so  weit,  dafs  das  Grttndungs- 
statat  vorschrieb,  jedes  an  einem  Orte  ssugereiste  Mi^lied 
rottsse  sich  den  dort  etwa  vorhandenen  besonderen  Bestim- 
mungen fügen,  und  wenn  es  dies  verweigere,  auf  Anordnung 
dos  Ortsvorstandes  den  Platz  wieder  verlassen.  Nur  auf  die 
fullige  Reiseuntersttitzung  hatte  ein  Mitglied  in  solchem  Falle 
Anspruch.  Bei  einer  derartigen  Selbständif^keit  der  Mitglicd- 
schatten  konnte  auefi  von  einer  Verwendung  der  über  die 
nötipfen  Gelder  iibersehieiscndeii  Betrftfjje  in  den  lokalen  Kassen 
an  die  Zentralvcrwaltung  nielit  die  Rede  sein.  Der  Oesehiitte- 
fiihrer  war  viehnelir  auf  Grund  der  von  den  Mitgliedsehat'ten 
einzusendcudeu  monatlichen  Berichte  verpflichtet,  diejenigen 
Ortsvereine,  deren  Kassenbestand  einen  Überschuls  nach  ihrer 
Mitgliederzahl  ergab,  anzuweisen,  diesen  Überschufs  an  solche 
Mitgliedschaften  abzusenden,  deren  statutengemäfse  Ausgaben 
die  Einnahmen  ttbersti^en  hatten.  Nach  dem  Statut  sollte 
alle  zwei  Jahre  eine  Öeneralversammlung  stattfinden.  Sie 
setzte  sich  zusammen  aus  den  Delegierten  der  Ortsvereine, 
von  denen  solche  bis  zu  30  Mitgliedern  einen^  von  80  bis 
ÖO  Mitgliedern  zwei,  und  solche  mit  mehr  als  50  für  jede 
weiteren  -'o  ^titglieder  einen  Delegierten  zu  wählen  hatten. 
TVe  Frist  von  zwei  Jahren  wurde  jedoeh  im  Laufe  der 
Entwicklung    nicht    eing"}trilten ,    vielmehr  nötii^e  Ver- 

ständigung der  Ortsveit  uie  und  Mitglieder  durch  Zirkulare 
und  Urabstimmung  erniüglieht. 

Alles  in  allem  bietet  die  Zentralorganisation  der  Sortierer 
dasselbe  Bild  wie  der  ünterstützungs verein  der  Zi^arren- 
arbeiter,  daneben  aber  doch  auch  eine  Fülle  von  individuellen 
Zdgen,  wie  sie  nur  die  freie  lebendige  Schöpfung  wirtschaflt- 
licher  Notwendigkeit  und  natürlicher  Entwicklung  hervor- 
zubringen vermag. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Entwicklimg  des  Vereins  dentselier  Zigarrensortierer. 

Über  die  Entwicklung  der  jungen  Zentralorganisation 
t'elilcn  bis  zum  Jahre  189<>  Angaben,  welche  ihre  Tätigkeit 
ins  eitizcliie  verfolgen  liefsen,  fast  ganz.  Am  kräftigsten 
waren  die  Sortierer  in  Hamburg  um  die  Verbesserung  ihrer 
Lebensbedingungen  bemüht.  Dort  blieb  zunächst  der  Freund- 
schaftsklub die  stärkste   und   erfolgreichste  Mitgliedschaft 

Fonchiingen  XXIV  8  (113).  —  Fr  {»eh.  14 


Digitized  by  Google 


210 


Von  den  425  Mitgliedern,  welche  die  Organisation  nach  dem 
auf  der  Generalversammlung   im  Januar  1888  ge^benen 

Bericht  zählte,  geliörte  die  Hälfte  der  Hamburger  Mitglied- 
schaft, also  dem  Freundschaftsklub,  an.  Seine  Entwicklung, 
bezw.  diejenige  der  Zahlstelle  Hamburgs,  deren  Mitglieder 
bis  auf  wenige  dem  Klub  angehörten,  ist  namentlich  bis  zum 
Jahre  189o  bemerkenswert  wegen  der  immerhin  gfin^^!ir*-»M 
Erfolge,  welche  errungen  wurden.  Sie  sei  daher  mit  einigen 
Worten  berührt: 

Infolge  des  Spielraums,  der  den  einzelaeii  Mitgliedschaften 
durch  das  Statut  der  Zentralorganisation  gelassen  war,  war 
der  Freundsehaftsklulj  nnstaude,  sein  Untcr-stützungswesen 
durch  höhere  Beiträge  besonders  auszubauen.  Durch  sein 
Geschäftslokal,  welches  sich  in  steigendem  MaJse  des  Zu* 
Spruchs  der  kleinen  Fabrikanten  erneute,  konnte  er  seine 
Ärbeitslosenuntersttttzung  noch  besonders  stärken.  Im  Oktober 
1886  errichtete  der  Freundschaftoklub  ftlr  seine  Mitglieder 
eine  Kranken*  und  Sterbekasse.  Da  die  besten  Kräfte  der 
Hamburger  Sortierer  dem  Freundschaftsklub  &st  sämtlich  an- 
gehörten,  tat  die  konsequente  Lohnp')litIk ,  mit  Hilfe  der 
Arbeitslosenunterstützung  und  des  Arbeitsnachweises  die 
Löhne  zu  bessern  oder  mindestens  auf  ihrer  Höhe  zu  er- 
lialteii,  ilire  Wirkung.  Uber  die  gewerkschaftliehe  Tätigkeit 
des  Freundschaftskiubs  bis  ISUü  wird  folgendermafsen  be- 
richtet * : 

„Die  Gesamttätigkeit  der  Gewerkschaft  von  Ibbl  —  18i^" 
stellt  sich  als  eine  zusammenhängende  Kette  fast  durchgängig 
günstig  verlaufener  Bewegungen  zur  Hebung  der  Lebenslage 
der  Zigarrensorderer  dar.  Die  Wirkungen  der  gewerkschalt- 
liehen  Tätigkeit  in  den  80er  Jahren  machten  sich  noch  weit 
bis  in  die  \M)er  Jahre  hinein  geltend  und  zwar  einmal  in  der 
besseren  Lebenshaltung  der  Arbeiter  und  sodann  in  den  ge- 
ordneteren Berufsverhältnissen.  Die  Organisation  hatte  auf 
die  einschlägigen  Verhältnisse  einen  entschiedenen  Einflnls 
erlan^rt." 

Was  dem  Freundseliaftsklub  seine  Anfcrabe  wesentlich  er- 
leichterte, waren  die  statistischen  Erhebungen,  welehe  in  der 
Regel  alljährlich  st^ittfanden,  verbunden  mit  der  genauen  In- 
formation des  Vorstandes  iUjer  die  einschlägigen  Verliähnisi^e 
durch  das  erwähnte  VertrauensmiinnersyRtcm.  Dazu  wurde 
tiber  jede  Verhandlung  mit  den  Fabrikanieii  hniaichilich  der 
Lohnverhältnisse  genau  Protokoll  geführt^.  Wie  sehr  der 
schon  oben  genannte  Zigarrensortimr  und  GeschftftsMirer 
des  Vereins  der  Sortierer,  von  Elm,  die  Seele  jener  Erfolge 
war,  geht  aus  dem  um  die  Mitte  der  80er  Jahre  an  ihn  er^ 


^  H.  Bürger,  a.  a.  Q.  S.  418. 
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gangenen  Angebot  der  Fabrikanten  hervor,  gegen  hohes  Gehalt 
die  Leitung  eines  von  ihnen  neu  ins  Leben  gerufenen  Arbeits- 
nachweises zu  tlbemehmen  ^  Sie  hofften  hiwaurch,  der  Macht 
der  Gewerkschaft  entgegenzuarbeiten.  Im  Jahre  1885  grün- 
deten sie  sogar  eine  &egenorganisation ,  den  „Verein  der 
Zigarrensortierer  von  welcher  indes  bald  wieder  ver- 

sehwand.   Gelegentlich  eines  gröfseren  Streiks,  welcher  im 
Jahre  1885  wegen  Regelung  des  Lehrlings  Verhältnisses  bei 
einer  Firma  ausbrach,  wurden  l.*>  organislorte  Sortierer  wegen 
Nötigung  und  Bedrohung  angeklagt  und  bestraft  ^  Aus  allen 
diesen  ziemlieh  spärlielien  Angaben  geht  hervor,  dafs  der  Ein- 
flufs  des   Freundsehattsklubs  sicherlieh  grofs   war,   dafs  es 
jedoch  nicht  gelang,  mit  den  Fabrikanten  in  ein  erträgliches 
Verhältnis  zu  kuuimen.    Und  doch  müfste  gerade  mit  einer 
Arbeiterschaft,  wie  sie  der  Freundschaftsklub  zusammenfafste, 
ein  Zusammenarbeiten  möglich  gewesen  sein.   Während  so 
die  Hambumr  Mi^ltedschaft  bis  zum  Jahre  1890  in  atd*- 
steigender  Entwicklung  begriffen  war,   blieb  die  Gesamt- 
mitgliederzahl,  wie  oben  schon  bemerkt,  gering.    Dies  lag 
zum  Teil  daran,  dafs  überhaupt  nur  an  gröfseren  Plätzen  der 
Zigarrenfabrikation  eine  Organisation  von  Sortierern  möglich 
war,  da  es  an  kleineren  Orten  oder  solchen  mit  geringerer 
Fabrikation  an  Mitgliedern  fehlen  mufste.  Die  Dezentralisation 
der  Zigarrenindustrie  trat  wenigstens  insoweit  docli  hinderlieh 
in  den  Weg.  llemniend  war  ferner  der  Mangel  einer  Agitation, 
welelie  bei  der  geringen  Zahl  von  Sortierern  an  den  meisten 
Orten    keinen   Erfolg   vcrspraeh.     Es   wilre   oft   gar  nieht 
niüglieh  gewesen,  eine  Versammlung  von  Sortierern  zustande 
zu  bringen.    Vielfach  hätten  die  notwendigen  Reisen  zu  dem 
zu  erwartenden  Erfolg  in  keinem  Verhältnis  gestanden.  Es 
mufste  bei  einer  Agitation  von  Mund  zu  Mund,  welche  die 
einzelnen  Mitglieder  aussuttben  imstande  waren,  lange  Jahre 
Terbleiben.    Erst  in  den  letzten  Jahren  haben  auch  die 
Sortierer  eine  besondere  Agitationsf:iliIgkeit  entfaltet.  Lange 
konnten  sich  auch  bereits  bestehende  Lokalvereine  nicht  ent- 
schliefsen,  der  Gesamtorganisation  beizutreten,  so  in  Braun- 
schweig, Verden,  Hemelingen.    In  Bremen  bestand  zwar  eine 
Mitgliedschaft  des  Zentralv^creins ,   daneben  aber  ein  Lokal- 
verein,   welcher  die   bereits   bei   der  Gründung  der  Zi  ntral- 
organisation  hervorgetretenen  Eifersiichteleicn  weiter  zu  ptlcgen 
schien.    Am  meisten  wurde  über  die  hohen  Beiträge,  welehe 
der  Zentralverein  forderte,  geklagt.    Endlich   trat  auch  das 
Sozialistengesetz  und  die  Tätigkeit  der  Polizeibehörden  dem 
Sortiererverein  in  den  Weg.  Es  half  nichts,  dafs  man  Statuten- 
mäfsig  politische  und  religiöse  Bestrebungen  mit  dem  Verlust 
der  Mi^liedschaft  seitens  des  Vereins  bedrohte.  Die  Tatsache, 
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(lafs  der  als  Sozialist  bekannte  von  Elm  an  der  Spitze  des 
Sorticrervereins  stand,  muchte  genügen,  den  ganzen  Verein 
als  sozialistisch  getiihrliLh  in  Verruf  zu  bringen.    So  verti**l 
die  Leipziger  Mitgliedschaft  dei-  Auf  lösung  auf  Grund  dt-ü 
sächsischen  Vereinsgesetzes,   und  forderten  die  preufsi-sehpii 
Behörden  den   Vurötiind   der   Breslauer   3Iitgliedöcli.itt  aui, 
binnen  ü  Wochen  die  Genehmigung  als  Versicherungsgesell- 
schaft DftchzQsacheti,  anderniklls  sie  aufgelöst  wtirde.  Man 
mufste  in  Anbetracht  dieser  Schwierigkeiten  auch  hier  zu  dem 
allgemein  von  den  Gewerkschaften  geUbten  Mittel  der  Statuten- 
änderung greifen.    Dieselbe  wurde  auf  der  ersten  General- 
versammlung des  Zentralvereins  im  Januar  1888  zu  Dresden 
ins  Werk  gesetzt.   Die  Statutenänderung  war  freilich,  waa 
den   Ausschlufs  eines  Rechtsanspruchs    der  Mitglieder  auf 
Unterstützung  anbetraf,  mangelhaft.    Man  begnügte  sich,  in 
mechanischer  Weise   an    Stelle   der   bisherigen  \'erptl!<-fituni^ 
zur  Auözaldung  von  Unterstiitzung  di<'se  Ausz;ililüng  nunmeiir 
in   das   Belieben   der   Vorstandsbeaniten   zu    stellen.  Üaliei 
blieben  viele  Punivte,    aus   denen    ein  Rechtsanspruch  un- 
zweifelhaft hervorging,  unverändert.    Trotzdem  erlolgte  ein 
weiteres  Eingreifen  der  Behörden  aus  dem  Gesichtspunkt  der 
Aufsicht  tLber  die  Versicherungsanstalten  nicht  weiter.  Man 
mochte  hier  doch  zu  der  Ansicht  gekommen  sein,  dafs  ein 
weiteres  Verfolgen  der  Angelegenheit  unnötig  sei. 

Sehr  einschneidend  waren  die  Abänderungen,  welche  die 
Generalversammlung  hinsichtlich  des  Verhältnisses  der  Filialen 
zum  Zentralvorstana  und  untereinander  betraf.    Hier  wurde 
vollständig  mit  dem  früheren  System  gebrochen.  Denn  einer- 
seits wurden  die  Mitgliedschaften  wieder  in  verstärktem  Malse 
seit    dem    bekannten    Puttkammerschen    Streikerlaf-  vom 
11.  April   188()',   soweit  sie  die  Unterstützung  von  Streiks 
bezweckten,  als  Vereine,  die  sich  mit  oll  n (liehen  Angelegen- 
heiten  befafsten,  angesehen,  durften  also  niclit  miteinan'ier 
in  Verbindung  treten,  anderseits  war  die  Filiale  Leij)zig  ei.eii 
wegen    ihres    Anschlusses   an   den   Zeutralvcrein    nach  der 
Präzis  der  sttchsischen  Behörden  der  AuHösung  und  Strafe 
verfallen.  Alle  Bestimmungen,  welche  den  Filialen  eine  weit- 
gehende Autonomie  gelassen  hatten,  verschwanden  nunm^r. 
Drei  Bevollmächtigte  des  Zentralvorstandes  besorgten  die  Ge- 
schäfte der  Zahlstellen.  Alle  Gelder  mufsten  von  nun  an  dem 
Geschäftsführer  eingesandt  werden.   Durch  das  engere  Ver^ 
hältnis  der  Bevollmttchtigten  zum  Zentral  vorstand  wurde  auch 
der  Arbeitsnachweis  infolge  einer  weitgehenderen  Meldepflicht 
der  Bevollmileht irrten  über  die  Vakanzen  mehr  zcntralTsiert, 
die  Bestimmun^^en  liierüber  unter  einem  besonderen  Titel  ins 
.Statut  aufgenommen.   Zu  den  Organen  des  Vereins  trat  ein 
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neues  in  Gestalt  eines  Siebener  -  Ausöchubses ,  wcIcIkm'  der 
gleichen  Heliörde  beim  Unterstützungsverein  der  Tabakurbeiter 
nachgebildet  war.  Der  Vorsitzende  des  Ausschusses  wurde 
von  der  Geueralviräaminlung,  die  übrigen  G  Mitglieder  von 
den  Mitgliedern  des  Ortes^  an  welchem  der  Ausschufs  seinen 
Sitz  hatte,  gewählt.  Als  Sitz  des  Ausschusses  wurde  von  der 
Generalversammlung  Dresden  bestimmt  Kamens  der  Ham- 
burger Sortierer  riet  auch  von  Elm  zur  Einsetzung  der  neuen 
Behörde^  welche  die  Kontrolle  über  die  Tätigkeit  des  Vor- 
standes zu  üben  und  als  höchste  permanente  Instanz  über  Be- 
schwerden  und  Appellationen  gegen  die  Beschlilsse  des  Vor- 
standes zu  entscheiden  hatte.  Nachdem  durch  das  neue  Statut 
die  Rechte  des  Zentrnlvorstandes  wesentlich  vermehrt  waren, 
schien  es  nrtti^';.  von  vornherein  dem  MifstraneTi  der  Mitglieder 
durch  Ein.set/>ung  eine©  Ausschusses  entgegenzuwirken. 

Im  fibrigen  blieben  die  Einrichtungen  des  Vereins  un- 
verändert. 

Eine  grüfseie  Lohnbewegung  wurde  von  den  j\liLgliederu 
des  Zentral  Vereins  in  den  Jahren  1889  und  1890  mit  fast 
durchgehendem  Erfolg  auf  Grund  eines  Mlmmallohntarifs 
durchgeführt,  welchen  die  Delegierten  der  Sortierer  auf  dem 
oben  erwähnten  Zigarrenarbeiterkongresse  im  Jahre  1889  be- 
schlossen hatten.  Da  der  Verein  sich  nicht  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten  befassen  durfte,  so  konnten  diese  Beschlüsse 
auch  nieht  von  Vereinswegen  durchgeführt  werden.  Man 
mufste  daher  auch  hier  wieder  einen  jener  Umwege  nehmen, 
zu  welchen  die  Arbeiter  bei  ihren  Bestrel>nnf!;on  so  oft  ge- 
nöti^'t  wurden.  Die  auf  dem  Kongrefs  zu  Krturt  anwesenden 
burtierer  beauftragten  nändich  deu  Geschäftsführer  des  Zeutral- 
vereins,  von  Elm,  ftir  die  Durchführung  jener  Beschlüsse 
Sorge  zu  tragen.  Der  Zentralverein  selbst  hielt  sich  hiervon 
^;inz  t'eni,  er  trug  auch  nicht  die  notwendigen  Kosten.  Viel- 
mehr erliefs  von  Kim  einen  Aufruf  zwecks  Einsendung  frei- 
williger Beitrftge,  um  bei  Arbeitseinstellungen,  Ausscbltissen 
oder  Mafsregelungen,  welche  infolge  Durchführung  der  Be* 
Schlüsse  vor  sich  gingen,  zur  IJnterstützung  filhig  zu  sein. 
Dem  Aufruf  wurde  von  den  Sortierern  auch  entsprochen. 
Es  kam  zu  einigen  wenigen  Arbeitseinst  Hungen,  bei  welchen 
in  den  meisten  Fällen  ein  Erfolg  erzielt  wurde.  Vielfach 
wurde  bei  dem  gunstigen  Geschäftsgang  des  Jahres  1880  dar 
Tarif  ohne  Arbeitseinstellung  durchgesetzt.  Natürlich  wäre 
dies  elnli'^itliche  Vorgehen  der  Sortierer  ohne  OrtrMnisntion. 
ohne  die  F  ähigkeit,  durch  die  Arbeitslosenunterstützung  und  den 
Arbeitsnachweis  gegen  eine  \\'iederher.nbsetzuiig  der  Löhne  einen 
(tegendruck  ausüben  zu  kihinen,  unmöglich  gewesen.  Daneben 
niancrelte  es  auch  nicht  an  demütigenden  Erfahrungen  wie  z.  B. 
in  iüiLibur,  wo  es  nicht  gelang,  die  erreichten  Löhne  zu  halten. 

Aus  den  wenigen  Nachrichten,  welche  bis  zum  Jahre 
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1890  Uber  die  Entwicklung  des  Zentralvereins  vorhanden  sind, 
^eht  jedenfalls  so  viel  benror,  dafs  ein  ungeregeltes  Vorgehen 
in  Lohnfragen  mit  einigem  Glttck  vermieden  wurde.  Die 

grolse  Bedeutung  geeigneter  Führer,  welche  dauernden  Ein- 
flufs  auf  die  Gcächnttsgenossen  zu  gewinnen  imstande  sind, 
tritt  gerade  bei  den  Sortierern  unverkennbar  hervor,  deren 
Erfolge  mit  ihrer  Organisation  im  wesentlichen  dem  Geschäfts- 
führer von  Ehn  zuzuschreiben  sind. 

Das  Jahr  1800  brachte  im  Herbst  das  Erlöschen  des 
8ozialisteni:'"esetzes  utkI  gleichzeitig  für  die  Zigarrensortierer 
die  griifstt?  Aj  bcitst'iit.stellung,  welche  sie  jemals  durchzumachen 
hatten.  An  ihr  waren  auch  die  im  Unterstützuniraverein  deut- 
scher Tabakarbeiter  (Tabakai  beiterverband)  Organisierten  be- 
teiligt, doch  hatten  die  Sortierer  die  Führung  Übernommen. 

Schon  zu  Anfang;  dann  in  der  Mitte  des  Jahres  1890 
hatten  in  Hamburg  zahlreiche  Differenzen  der  Sortierer  mit 
den  Fabrikanten  stattgefunden.  Dies  spitzte  das  Verhältnis 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  immer  mehr  zu.  Im 
August  wu^e  durch  das  entschlossene  Vorgehen  der  Sortierer 
eine  Aussperrung,  mit  welcher  die  Fabrikanten  ihre  Organi- 
sation bedrohten,  abgewendet  ^   Ebenfalls  hatten  im  Mai  des- 


'  H,  Bürger  schildert  diese  Vorgänge  a.  a.  O.  S.  424  wie  folgt: 
„Sobald  der  Bescblnfs  der  Fabrikanten  oetreffa  der  teilweisen  Aus- 

spemnig  d  r  Vereinsleitno^  der  Zigarrensortierer  bekannt  wurde,  leitete 
diese  sofort  ihre  (legenaktion  ein.  Nach  am  wölben  Abend  wurden  flie 
Vertrauensieute  alier  Fabriken  zweck?  gemeinsamer  Beratung  über  die 
Sitnation  zueanmieRberofen.  Es  wurde  bescfaloaeeD,  am  andern  Morgen 
allen  Firmen  kurzer  Hand  das  Ultimatum  zu  stellen,  entweder  \  ^  n  der 
peplanfeii  Aussperrung  überhaupt  Abstand  zu  nehmen,  oder  dir  Sortierter 
würden  solort  die  Arbeit  verlassen.  Die  durch  die  Organisation  eriancte 
Diezipliniening  der  Gewerks^enoMen  brachte  es  mit  sich,  dafs  der  Be> 
gchluts  der  Gewerkschaftsleitung  am  nächsten  Tag  auf  allen  Fabriken 
durchgeführt  wnrdo.  Als  die  iabrikanten  das  beschlossene  Vorgehen 
der  Sortierer  erkauutea,  zogen  sie  ihren  Plan,  die  Aussperrung  be- 
treffend, surflck.  Den  ganzen  Tag  Ober  herrschte  im  Gesch&ftslokale 
der  Sortierer  das  regste  Leben,  Abordnungen  der  Gewerkschaft  wringen 
und  knnicn.  Sie  holte»  Weisuti;ren  für  die  Verhandlungen  mit  den 
Fabrikanten  oder  brachten  Berichte  über  den  Verlauf  derselben.  Viele 
Fabrikanten  oder  deren  Abordnungen  kamen  selbst  in  das  Bareau  der 
Sortii  irr  und  boten  Frieden  an  mit  der  elironwörtlichjin  Erklärung,  aus 
der  FabrikantenvereitnVunir  niiszutretcn.  Hinnen  12  Stunden  hatt»^  «^ine 
Firma  nach  der  andern  kapituliert  und  ihr  Khrenwort  dafür  verpfändet, 
keinen  Mann  auszusperren.  Abends  gegen  >*  Uhr  kam  die  Ueldung, 
daf-!  auch  die  letzte  Firma,  welche  nocli  mit  ilucr  Erklärung  aui^stana, 
nachgegeben  habe.  Damit  war  der  /-i»'nilitli  gpifsc  Kampf  von  den 
Sortierern  in  kürzester  Zeit  gewonnen  und  der  Fabrikantenring  ge- 
-|>r(  iiirt.  Am  Ab«  i:d  dieses  lliges  fand  eine  ffrofse  VenHunmlttnfr  der 
'1  ;iU:ik;irbr'iter  beid.'r  Branchen  .^tatt,  in  weK-her  unter  gror?rm  JiiImI 
über  den  Kampf  und  Sieg  der  Sortierergewerkschatt  berichtet  um  ]«•." 
Die  anziehende  Schilderung,  aus  welcher  der  Stolz  de^  Gewerksclmitt-ra 
über  <len  ♦■rrun«'eii.  ii  Sieg  d«'r  (Organisation  herausklingt,  gibt  einen 
trefflieben  Überblick  über  die  Macht,  welche  dem  Freundschaflsklab 
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selben  Jahres  unternommene  Versuche,  eine  ständige  Kom- 
mission aus  ArluMtc»  bern  imd  Arbeitern  zur  Beilegung  von 
Streitigkeiten  /.n  bilden,  zu  keinem  Resultat  geführt.  Schon 
bei  diesen  Verhiiudlungen  zeigte  es  sich,  dals  die  Fabrikanten 
die  beiden  Organisationen  der  Zigarrcnarheiter  grundsätzlich 
nicht  als  die  berufenen  Vertreter  der  Zigarrenarbeiter  Ham- 
burgs und  Umgegend  anzuerkennen  gewillt  waren.  Die 
Fabrikanten  erklärten  nämlich,  nur  solche  Delegierte  der 
Zigarrenarbeiter  atusuerkenneii ,  welche  Ton  der  gesamten 
Arbeiterschaft  Hamborgs  gewählt  waren.  Die  Arbeiter  be- 
harrten auf  dem  fttr  sie  als  Gewerkschafter  allein  möglichen 
Standpunkt,  dafs  Vereinbarungen  mit  den  Fabrikanten  nur 
mit  den  Organisationen  und  durch  deren  Organe  zu  treffen 
seien.  Unter  diesen  Umständen  konnte  der  Plan  einer 
ständigen  Kommission  zur  Beilegung  von  Streitigkeiten  nicht 
verwirklicht  Werzlen  ^  Als  im  Herbst  1800  die  organisierten 
Arbeiter  wiederum  bei  einigen  Firmen  Lohnauf  besser  unp-eu 
durchsetzten,  bebc)il<Kssen  die  Fabrikanten  eine  Neuorgani- 
sation ihres  Zusammenschlusses,  weiche  unter  dem  Namen 
„Verein  der  Zigarrenfabrikanten  von  zustande  kam. 

Sie  war  unzweifelhaft  von  vornherein  zum  Kampfe  gegen  die 
Organisation  der  Arbeiter  bestimmt.  „Die  Fabrikanten  garan- 
tierten sich  in  dieser  Vereinigung  die  Aufrechterhaltung  ihrer 
geschftftlichen  Einrichtungen,  die  Bewahrung  ihres  HanmchtSy 
die  Freiheit  der  Disposition,  sowie  den  Schutz  ihrer  sonstigen 
etwa  ungerecht  angegriffenen  Interessen.  Insbesondere  sollten 
auch  die  Arbeiter,  welche  den  Gewerkschaften  nicht  an- 
gehören, ausgiebig  geschützt  werden."  —  Ferner  enthielten 
die  Satzungen  der  Fabrikanten  den  bedenklichen  Passus: 
„Die  Freiheit  der  Arbeiter,  Vereinigungen  anzugehören,  soll 
prin:'i]>iel]  nicht  angetastet  werden.  Darauf  bezügliche  Forde- 
riint^cii  (liirtVu  nur  voriiliergehend  gestellt  werden.  Erscheinen 
friedliche  Mittel  niclit  anwendbar,  so  sollen  energische  ]\Iafs- 
nahmen  ergriffen  werden."*  Endlieh  beschlossen  die  Fabrikanten 
gegenüber  der  von  den  organisierten  Arbeitern  grundsätzlich 
erhobenen  und  oft  dureligcaetzten  Forderung,  nach  einem  Aus- 
stande die  „Streikbrecher"  zu  entlassen,  „jede  in  der  Folge 
verlangte  Personenentlassung  (Entlassung  von  Streikbrechern) 
mit  einem  Ausstande  au  beantworten,  aber  auch  jede  andere 
unbillige  Mafsnahme  und  Forderung  mit  ganzer  Energie 
zurückzuweisen**  ^.  Wie  bei  allen  derartigen  Koalitionen  zum 


damals  zu  Gebote  stand,  und  wie  sehr  es  den  Fabrikanten  erwQnsdit 

Boin  muft»te,  sie  zu  brechen.  Dic^^or  Siocr  der  Sortierer  >t(A\t  zweifellos 
die  Höbe  in  der  Eiitwicklnnir  deg  Freimdschaftskhib-  dar. 

*  Vgl.  Herkuur,  Die  Auaaperruag  der  Tubakarlieiter  iu  llain- 
burg,  Altona,  Ottensen  und  Wandsbeek  im  Deutschen  Wochenblatt, 
Jahrg.  l^ni,  S.  77  fr. 

Herkner  su  a.  0. 
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ausgesprochenen  Zwecke  des  Kampfes,  mag  es  sicli  nun  um 
Fabrikanten  oder  Arbeiter  liandeiii,  drängte  die  liierdiireh  er- 
zeugte gereizte  btiunming  beider  Parteien  zu  einer  Kni- 
scheidung.  Bei  einer  Hamburger  Firma,  welche  dem  Fabri- 
kanteiiTereine  angehörte,  verlangten  die  Zigarrenarbeiter  und 
Sortierer  eine  Lohnauf  beBaerung,  deren  Berechtigung  von  der 
Finna  auch  anerkannt  wurde.  Man  versprach  den  Arbeitern 
eine  Zulage  von  10  ^/o.  Als  jedoch  der  neue  Lohntarif  der 
Firma  den  Arbeitern  vorgelegt  wurde,  ergab  es  sich,  dafe 
gerade  die  gangbarsten  Sorten  nur  eine  Lohnerhöhung  von 
3« — 5  *'/o  enthielten.  Die  Arbeiter  erklärten  dies  Vorgehen  für 
einen  Wortbriieh  der  Firma  und  verhängten  über  sie  die 
Sperre.  Hierauf  erklärten  die  Fabrikanten,  ihre  Arbeiter 
sämtlich  auszusporren,  wenn  die  Sperre  über  jene  eine  Fa])rik 
nicht  aufgehoben  würde.  Als  dies  nicht  goseliah,  beschlossen 
sie  arn  22.  November  1890,  alle  })ei  ilnieu  beschäftigten 
Arbeiter  vom  24.  November  189<>  ah  zum  Austritt  aus  dem 
Fachverein  zu  zwingend  Als  Grund  hierzu  gaben  die  Fabri* 
kanten  an,  die  in  der  Haltung  der  Lohnkommissionen  liegende 
.Nichtanerkennung  und  Kichtberttcksichtigung  unseres  Ver^ns, 
dessen  Autgabe  es  sein  mufste,  seine  Autoritttt  au  erkennen 
zu  geben'^^ 

Wer  weiter  arbeiten  wollte,  mafste  einen  Revers  unler- 
aeichnen,  nach  welchem  er  sich  aum  Austritt  aus  der  Organi- 
sation verpflichtete.  Hierauf  erliefs  die  Lohnkommisatoo, 
welche  unter  der  Leitung  von  Ehns  stand,  an  die  Älitt^diedef 
des  Freundschaftsklubs  einen  Aufruf,  welcher  ihnen  am  Morgen 
des  24.  November  1890,  noch  bevor  sie  zur  Arbeit  ging^en» 
zugestellt  worden  war.  In  diesem  Aufruf  wurde  folgendes 
Mittel  zur  Abwehr  des  von  den  Fabrikanten  geplanten  Schlages 
anempfohlen : 

^Naeh  reiflicher  überleping  der  Sachlage  ist  die  Lohn- 
koininission  der  Tabakarbeiter  zu  der  Überzeugung  ge- 
kommen. (]ah  gegenüber  diesem  Gewaitstreich  sittliche  Ije- 
denken  durcliaus  nicht  am  Platze  sind,  dafs  man  in  diestni 
Fall  mit  genau  denselb<n  Mitteln  kämpfen  niuLs,  wie  die 
Fal)i  ikanten.'*  —  'i'  empfehlen  euch,  sobald  euch  das 
Ultimatum  gestellt  wird,  zunächst  um  eine  Bedenkzeit  von 
24  Stunden  au  ersuchen.  Dieselbe  wird  euch  jedenfalls  nicht 
bewilligt  werden,  gut,  dann  unterschreibt  nach  einigem 
Strftuben  ruhig  sämtlich^  dafs  ihr  austreten  wollt.  Etwaigen 
Versuchen  von  Lohnreduktionen  und  sonstigen  Zumutungen 
tretet  entschieden  entgegen  und  lafst  euch  nichts  gefallen'.*' 


»  H.  Bürger,  Die  Hamburger  Orewerkschaften  usw.,  S.  425. 

*  Herkner  a.  a.  0. 

*  H.  Bürger,  Die  Hamburger  Gewerkschaften  usw.,  S.  426. 
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Trotzdem  wurden  in  einigen  Fabriken  wohl  infolge  eines 
Mifsverstäudoiases  die  Arbeiter  entlasaen,  worauf  der  Kampf 
losbracb.  Alle  Tabak arbeiter,  aucli  die  Hausarbeiter.  legten 
die  Arbeit  nieder  und  gaben  den  zur  Verarbeitung  ihnen  ge- 
gebenen Tahak  zurück.  Vau  Vermittlun^^sver.-juch,  den  ein 
Fabrikant  unternahm,  bewies  zwar  den  guten  Willen  der 
Arbeiter,  einer  Einigung  zu  gelangen,  Sie  wollten  eine 
KommisBion  des  Fabrikantenvereins,  die  mit  einer  Kommission 
der  Arbeiter  zur  Regelung  der  Lohndifferenzen  verhandeln 
sollte,  sofort  anerkennen.  Zur  Aufliebung  der  Sperre  wollten 
sie  eine  Versammlung  einberufen.  Aber  hiermit  war  den 
Fabrikanten  nicht  gedient  Sie  brachen  noch  vor  der  Ver- 
sammlung die  Verhandlungen  ab,  hauptsächlich  deshalb,  weil 
einige  Arbeiter  ihren  Organisationen  wieder  beitraten,  nach- 
dem sie  sich  schriftlich  zum  Austritt  verpflichtet  hatten,  nach 
dem  Rate  von  Elms,  und  erklarten:  „Mit  Vereinen  resp. 
deren  Leitern,  welche  die  Lüge  fUr  erlaubt  halten  und  in 
der  Wahl  ilirer  Mittel  zur  Erreichung  ihres  Zweckcsi  nicht 
wählerisch  sind  und  solche  luunds.ltze  auf  ihre  Fahne 
schreiben,  können  Verständigungen  allerdings  niclit  erreicht 
werden 

Auf  diese  Weise  wurde  dem  Streik  kein  Einhalt  getan 
und  2 — 3000  Arbeiter  blieben  ausgesperrt  Am  18.  Januar 
1891  erliefsen  die  Fabrikanten,  um  allen  Vermittlungs- 
versuchen entgegenzutreten,  folgende  Erklärung:  „Um  ein 
Tür  allemal  allen  gegenteiligen  Berichten  Uber  unser  Ver- 
halten gegen  die  ausgesperrten  und  streikenden  Arbeiter  zu 
begegnen,  erklären  wir,  dafs  wir  an  unsern  ursprünglichen 
Forderunp^en  festhalten,  also  nach  wie  vor  keine  Hausarbeiter, 
Hilfsarbeiter  und  Sortierer  beschäftigen  werden,  welche  dem 
Unterstiitzuügsverein  deutsclier  Tabakarbeiter  hezw.  dem 
Freun-ischaftaklub  der  Hamburger  Zigarrensortierer  an- 
gehören." 

Noch  vor  W  (  ihnaeliten  hatte  der  Hamburger  Senat  von 
den  Mitgliedern  der  Lohnkommission  einen  Bericht  über  den 
Ausschlufs  eingefordert,  erkll&rte  jedoch  auf  eine  Anfrage,  mit 
Rücksicht  auf  die  von  den  Fabrikanten  gegebene  EirkUrung 
nichts  tun  'zu  können,  da  diese  damit  jede  Vermittlung  ab- 
gelehnt hätten.  Bis  Mitte  März  L^Ol  hielten  sich  die  Arbeiter. 
Am  2*».  Miitz  kündigte  von  Elm  in  einer  Versammlung  an, 
dafs  keine  Mittel  mehr  zur  Aufrechterhaltung  des  Streiks  vor- 
handen seien.  Die  Zigarren  arbeiter  mufsten  nachgeben.  Der 
Prenndschaftsklub  der  Zigarrensortierer  war  gänzlich  er- 
f^<']ir>f)ft,  der  Auflösung  nahe.  Nicht  besser  stand  es  um  die 
Filialen  des  üuterstUtzungs Vereins.  Dafs  die  Fabrikanten  die 
Arbeiter  zwangen,  aus  ihren  Organisationen  auszutreten,  be- 
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weist  am  besten  die  Gründung  eines  „Vereins  zur  Wahrung 
der  gewerblichen  Interessen  der  Tabakarbeiter"*. 

Erst  nach  einiger  Zeit  gelang  es,  !ti  Hamburg  die  zer- 
störten Or^aTiis.'itionon  wieder  aufzuriciiteii.  Eine  alt»  Fol^'-; 
von  grofsen  Aii>>taiiden  ty])ische  Erscheinung  trat  auch  hier 
zutage:  die  (inindung  einer  Produktivgenossenschaft.  Es 
war  wohl  wieder  in  erster  Linie  von  Elm,  welcher  den  Ge- 
danken einer  solchen  Gründung  in  die  Tat  umsetzte.  Eb 
handelte  sich  zunächst  darum,  den  gemafsregelten  Arbeitern 
eine  Zufluchtstätte  zu  bieten.  Anfangs  waren  die  Schwierig- 
keiten namentlich  wegen  Mangels  an  Geldkapital  und  Kredit 
grofs,  doch  gelang  es,  die  Gründung  aufrecht  zu  erhalten  und 
den  Absatz,  namentlich  auch  durch  Lieferung  an  Konsum- 
vereine, zu  sichern.  Das  Unternehmen  wurde  eingetmir-m  als 
Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht;  Mitglied  konnte 
nur  werden,  wer  entweder  Mitglied  des  Tahaknrb'Mtf^r-  oder 
des  Sortierervereins  war.  IHe  Ooschfift^n iUmI«;  waren  aut 
25  Mk.  festircsetzt,  von  denen  kein  (xenosse  mehr  aU  20  er- 
werben durfte  Denselben  Zweck  verfolgten  die  Sortierer, 
wenn  sie  einige  Zigarrenläden  in  Hamburg  eröffneten,  um 
nach  der  Aussperrung  den  Beamten  des  Klubs  eine  Unter- 
kunft zu  schaffen.  Auch  diese  Läden  blieben  eine  dauernde 
Einrichtung. 


1  Trotz  lies  zum  ^rofsenTeil  geringen  Verständnissesderorgmnisierten 

T:ib:ikarbeiter  für  das  Untprnelnneu,  l->t  dasselbe  bis  jefr  1901^  in  auf- 
steigender Entwicklung  gewesen.  Man  machte  dem  Untenieimien  nament- 
lich zum  Vorwurf,  dafa  es  nur  gute  Durchnittalöhnc  zahle.    Hätte  die 
Grenossenschaft  mehr  an  Löhnen  gegeben,  als  gesehah,  so  wäre  sit-  k.uim 
konknrrenzfälii;,^  geblieben,  zumal  sich  in  den  ^r-t^n  JHliren  drv  Ein- 
kauf der  Kohiiiaterialien  zu  teuer  gestaltete,    über  diese  Frage  faoti 
im  „Tabakarbeiter"  im  Jahre  1901  eine  ziemlich  einj^ehende  Auseinander- 
setzung zwischen  von  Elm  und  den  radikalen  Elementen  im  Tabak- 
arbeiterv'M-iciiiil  ?tntt.  deren  Ansturm  jedoch  nichts  an  der  (Jf-sfliäft-^- 
führung  änderte.   Zwei  Jahre  nach  der  Gründung  der  Uenosseoschaft 
wnrde  eine  Filiale  in  Baden  errichtet,  diese  aber  1900  nach  Franken' 
berg  in  Sachsen  vt  rlt  Lrt,    Bei  der  Verlegung  hatte  man  im  Auge  ge- 
habt, in  einer  (irgend  mit  möglichst  gedrückten  Löhnen  den  crenoa^en- 
scba  tlichen  Betrieb  einzurichtcu ,  um  dort  eine  Agitation  tür  bessere 
Ldhne  ansnbahnen.  —  Naeh  ddn  G^eBcbftftebericht  fÖr  das  Jahr  1906 
hat  sich  gegenüber  1002  der  Absatz  um  26  */•,  nämlich  von  ^400  Mille 
auf  10  oS")  Mille  gehoben.    Eh  ergab  sich  im  Jahr<=»  1902  «  in  Überschnö 
von  luG9b  Mk.,  dagegen  im  Jahre  190u  ein  solcher  von  23  412  Mk. 
Dies  günstige  Er&rebniB  ist  nach  dem  GeschAftsberieht  darauf  snrfiek» 
zuführen,  dafs  infolge  des  gröfseren  Absatzes  die  allgemeinen  Unkosten, 
sowie  die  Ausgaben  für  die  Gehältor  der  Vorstnndsmitglipdrr  und  der 
Kontorangestijllteu  sich  durchschnittUch  pro  Milie  um  57  Pf.  erm&Ikijg- 
ten.  Die  Zahl  der  Arbeiter  nnd  Angestellten  ist  von  184  im  Jahre  190» 
auf  225  im  Jahre  190H  gestiegen.    Bedeutsam  ist,  dafs  der  Absatz  ftu 
die  Konsumvereine  im  standigen  Wachsen  begriffen  ist.   Er  botntg  19<J{ 
bereits  53°'o  vom  Gesamtabsatz.  Um  diesen  Anteil  der  KousumvereiDe 
sich  femer  zn  wahren,  wurden  «wci  Vertreter  der  GrofseinkaufsgeseU- 
Schaft  deutscher  Konsumvereine  zu  Hamburg  in  den  Anisichtscat  der 
Genossenschaft  gewählt 
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Die  Mitgliederzahl  des  Freundschaftsklubs  war  infolge 

fies  Streiks  vnn  2!*)  mit'  80  bis  00  Personen  zusammeii- 
gescliriniipt"t.  Er  brauchte  fast  ein  Jahrzehnt,  um  sich  völli«^ 
wieder  zu  erholen.  Aber  die  alte  einflufsreiche  ^Stellung  wurde 
nicht  mehr  erreicht  ^  £s  lag  zum  grofsen  Teil  au  der  immer 


>  Als  im  Jahre  1892  die  Gholeraepidemie  !n  Hamburg  alle  Ge- 
schäfte lähmte  und  wiederum  grofse  Arbeitslosigkeit  eintrat,  schien  der 
vollständige  Zusammenbruch  des  Klubs  unvermeidlich.  Trotzdem  wurde 
eine  Xeubegründung  vorgenommen,  bei  der  zunächst  allen  Mitgliedern 
die  zu  einer  Summe  von  fiber  1000  Mk.  angewachsenen  röckstandigen 
Heiträge  erla^son  wurden.  Dadurch  wurde  einer  grofr^en  Anzahl  alter 
Klubgenossen  der  Wiederanschlufs  an  die  ()r<xJini.satiou  ermöglicht.  Im 
Juhre  1897  war  das  V'ennügen  wieder  auf  lOuUU  Mk.  angewachsen. 
Die  Im  Jaljre  1900  einsetzende  Krisis  konnte  die  Weiterentwicklung 
nicht  aufhalten.  Der  Freundseliaftsklnb  bestellt  unter  WahrniiL'  vieler 
seiner  alten  Eigentümlichkeiten  heute  noch.  Naeh  §  1  seines  Statuts  ist 
sein  Zweck  „echte  Freundschaftsbeziehungen  unter  .seinen  Mitgliedern 
zu  hegen  und  zu  pflegen,  damit  dieselben  wie  wahre  Freunde  zu- 
sammenhalten, nicht  nur  in  heiteren  und  friiidiehen  .Stunden,  sondern 
vor  allem  in  allen  Notlagen  des  Lebens".  Zur  Förderung  dieses  Zweckes 
dienen  insbesondere:  die  Unterstützung  arbeitsloser  Mitglieder,  Rechts- 
schutz in  gewerblichen  Sachen.  Die  Mitglieder  des  Klubs  gehören  aU 
soleho  zum  Verein  deiitseher  Zipirrensortieror  u?i  1  haben  statuten- 
mäfsigea  Anrecht  auf  den  Arbeitsnachweis  dieses  \  ercins,  sowie  auf 
die  ron  demselben  gew&hrten  Geschenke  an  Arbeitslose,  reisende  und 
vorübergehend  erwerbsunfähige  Mitglieder.  Der  wöchentliche  Beitrag 
beträgt  einschlipfsli(  h  des  Beitrages  :^um  Sortierorverein  80  Pf.  Der 
Freuudscbaftsklub  zahlt  12  Mk.  Arbeitslosenunterstützung  einschliels- 
lieh  der  vom  Sortiererverein  gewährten  Unterstfitzung.  Aufser  den 
alten,  oben  genannten  Aufnahmebestimmungen,  über  den  die  Aufnabme- 
kommission  zu  wachen  hat,  enthält  daf  Statut  noch  ausführliche  Be- 
fitiuimungen  über  den  Arbeitsnachweis,  die  Beschaftigimg  der  Arbeits- 
losen im  Geschftftslokal  und  bei  vorfibergehender  Gelegenheit.  Femer 
enthält  das  Statut  ein  Streikreglement,  welches  jede  Arbeitseinstellung 
an  die  Eimvilligung  der  Verwaltung  des  Klubs  knüpft.  Au  ??treik- 
unterstützung  zahlt  der  Klub  15  Mk.  wöchentlich.  Seinen  Traduiouen 
g^etreu  verbietet  der  Klnb  seinen  Hltg:liedem  die  Hansarbeit,  ebenso 
Sonnta;jrsarlieit,  zu  welcher  der  Prinzipal  nicht  die  behördliche  Ge- 
nehinigiing  narh[ref<ncht  hat.  Besonder«'  Bestimmungen  bestehen  über 
Anlernen  von  Lehrlingen:  kciueni  Mit|.:liede  boU  es  gestattet  sein,  ohne 
Einwilligung  der  Kommission  zur  Ke^^elung  des  Arbeitsnachweises  Lebr- 
linp"  an/idernen.  Verboten  ist  den  in  Akkord  arbeitenden  ^ritgliedern 
des  Klubs  das  Anlernen  von  Lehrlingen,  (hen  n  Atdernen  von 
Frauen  oder  Mädchen.  Auf  fünf  Sortierer  dai  t  mu  em  I^ehrling  kommen. 
Ein  Klubmitglled  darf  nur  solche  Lehrlinge  anlernen,  welche  durch 
einen  Atigenarzt  auf  Stärke,  Gesundheit  und  Farbensinn  der  Au^en 
geprüft  sind  und  mindestens  drei  Jahre  lernen.  Was  di<'  ( )r;rauisation 
anbetrifft,  so  ist  hervorzuheben,  dafs  die  Mitgliederzahl  auf  einzelne 
Distrikte  unter  beson  1  i  eu  Bevollmächtigten  verteilt  ist,  und  zwar  l)i!ilet 
jede  Fabrik,  in  der  fünf  .Mit^^lieder  bpsehnfti;_'t  sind,  einen  solchen.  Heute 
wie  vor  Jahrzehnten  sucht  der  Freundschaftsklub  seine  Mitglieder  ein- 
ander auch  gesellig  näher  zu  bringen.  Ein  besonderes  Fei*tkonutee  sorgt 
für  die  Veranstaltuni^  geselliger  Vergnügungen.  Auch  eine  Bibliothek 
tür  Belehrung  und  I.nti-rlialtung  ist  vorhanden.  Endlic'i  1» -^tr-ht  unter 
den  Mitgliedern  ein  Lieder  kränz,  für  welchen  der  Klub  Nuten  beschatit 
und  einen  Gesanglehrer  bezahlt.  —  So  vereim'gt  der  Klub  mit  seinen 
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stärkeren  Dezentralisation  der  Zigarrenindustrie,  welche  sicli 
auch  bei  den  Sortiorern  immer  fühlbarer  maclit.  Immerhin 
blieb  Hamburg  nach  Ins  lieute  die  stärkste  Filiale  d<*s 
Sortierervereins,  daneben  spielten  nur  noch  die  Mitglied- 
schaften von  Bremen  und  Dreüden  clno  KoUe.  uliiic  jedoch 
jemals  einen  >!<  lien  Kintlufs  wie  die  Hamburger  Mitglied- 
schaft erreicht  zu  haben. 

Es  war  nicht  nur  der  grofse^  unglücklich  beendete  Streik 
in  Hambarg,  welcher  die  gesamte  Sortiererorganiaation  er- 
schütterte, sondern  auch  die  Verschlechterung  des  Geschftfb- 
ganges  im  Anfang  der  90er  Jahre,  welcher  weitere  unver- 
meidliche Kftmpfe^  so  in  Achim,  Dresden,  Minden  und  Öderan 
mit  sich  brachte.   Erhöhte  Arbeitslosigkeit  nahm  die  ohnedies 
gescliwächten  Kassen  stark  in  Anspruch.   Die  fühlbare  Ver- 
schlechterung   des    Standes    der    Gewerkschaft  veranlafste 
manche,  der  Organisation  den  Rücken  zu  wenden.     In  den 
beiden  folgenden  Jahren   l89o  — 94  nahm  der  Rückgang  der 
Organisation  noch  weiteren  Umfang  an.    W  esentlichen  Anteil  | 
hieran    hatte   der    Rückgang   der   Mitglieder    in    Hamburj.'.  | 
Immer  ütarker  trat  hier  und  in  den  übrigen  gröfseren  Plätzen.  | 
bo  in  Bremen,  die  Neigung  hervor,  auf  dem  flachen  Landt 
Filialfabnken  anzulegen  und  die  Zigarren  sofort  am  Orte  der  1 
Produktion:  in  Hessen  und  Baden,  in  Westfalen  und  Im 
Harz  auch  sortieren  zu  lassen. 

Um  die  werbende  Kraft  der  Gewerkschaft  zu  erhöhen, 
wurde  im  Jahre  1894  ein  Hilfsfonds  für  \  «^rttbeigehend  Ex* 
werbsunfähige  errichtet»  also  eine  Zuschufskasse.    Aus  dem 
Krankenhilfsfonds  wurde  auch  Sterbegeld  bezahlt.  Der  Bericht 
des  Sortierervereins  fi^r  ISO"  klingt  im  ganzen  günstig.  In- 
folge der  steiir^Midcn   Konjunktur  wurde  die  Arbeitslosigkeit 
stark    vermindert.     Daher    zeigte     die    Abrechnung    eineu  | 
günstigen  Vermögenästand  für  den  Verein.    Der  Mitglieder-  ^ 
stand  hatte  sich  um  ein  geringes  gehoben.    Mit  dem  Stand 
des  Krankenunterstützungst'onds  war  man  zufrieden  und  be-  | 
traclitcte  seine  Einrichtung   als    „neue  kräftige  Stutze  de« 
Vereins".   Über  die  Lohnbewegung  innerhalb  der  Sortieren 

fewerkschaft  weifs  der  Bericht  nur  zu  sagen,  dafs  grOlsere 
lohnkämpfe  nicht  stattfanden  und  einige  kleinere  Differenieo 
meistens  leicht  zugunsten  der  Arbeiter  erledigt  wurden,  wiil 
infolge  der  aufsteigenden  Konjunktur  die  Unternehmer  nicht 
geneigt  waren,  sich  auf  gröfsere  Kämpfe  einzulassen. 

Seit  dem  Jahre  1888  hatte  ktine  Generalversammlung 
mehr  stattgefunden.    Man  scheute  wohl  hauptsftchlich  die  . 


modernen  eewerkBehafUiehen  Bestrebungen  auch  einen  Teil  des  Inhalt» 

jener  mittelaltorliclien  Organisationen,  welche  ihre  Augohorigen  inner- 
halb und  aufserhaib  der  Arbeit  zn  einem  fest  abgeschiossenen  Krei^ 

vereinten. 
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Kosten,  aber  man  brauchte  aiicli  nicht  so  liiintia'  wie  andere 
Orgaiiisationeii  Gcncralversaiunilungen  abzuhaken.  Eine  Ver- 
ständigung der  OUU  Mitglieder  untereinander  war  auch  ohne 
dies  teuere  Mittel  durch  Versendung  von  Berichten  wohl 
möglich.  Immerhin  hatte  sich  seit  der  Dresdener  General- 
versammiung  ein  Bedürfnis  nach  allseitiger  Aussprache  heraus- 
gestellt. Nach  so  langer  Zeit  sollte  namentlich  das  Unter- 
stützungswesen einer  neuen  Beratung  unterzogen  werden. 
Im  Mai  1896  fand  darum  zu  Halberstadt  die  zweite  General- 
Versammlung  des  Vereins  statt.  Es  handelte  sich  im  wesent- 
lichen um  eine  Neuredigierung  der  Statuten,  insbesondere 
wurde  bestimmt,  daf«  Höhe  und  Dauer  der  Unterstützungen 
ledigb'eh  der  Be.^clilur^« Fassung  des  Vorstandes  unterliegen 
sollten.  Es  wurde  dcninach  das  Systeui  der  „Ke^lenienti)",  wie 
man  di^s«  Trennung  des  eigentlichen  Statut.^  von  den  Vor- 
schriften über  das  Unterstützungswesen  nennen  kann,  auch  in 
der  Sortierergewerkschaft  durchgeführt.  Sonst  waren  grund- 
legende Änderungen  nicht  zu  verzeichnen.  Bemerkenswert 
ist  hier  noch  die  f^inführung  von  monatlichen,  durch  die  Be- 
vollmächtigten zu  gehenden  Nachweisen  an  den  Qeschäfts- 
fUhrer,  um  diesem  eine  hessere  Übersicht  Uber  die  gezahlten  Bei- 
trüge, Reste^  sowie  ausgezahlte  Unterstützungen  zu  gewähren. 
Gegenstand  der  Tagesordnung  war  auch  das  Verhältnis  des 
Sortierervereins  zu  der  oben  erwähnten  Generalkommission 
der  Gewerkschaften  P^Mitschhinds.  Da  von  Elm,  der  Ge- 
schäfts tiihrer  des  vSorticrorvereins,  selbst  ihr  zeitweilii^  an- 
gehörte, bedarf  es  kaum  der  Erwähnung,  dafs  man  beschlofs, 
die  Beiträge  für  dieselbe  trotz  aller  Anfeindungen  weiter  zu 
entrichten. 

Wichtig  für  die  Organisation  wurde  eine  auf  der  General- 
versammlung gegebene  Anregung,  auch  die  Ristenmacher  in 
die  Organisation  aufzunehmen.  Eine  Urabstimmung  hierüber, 
welche  im  Jahre  1897  vorgenommen  wurde,  ergab  die  Auf- 
nahme der  Zigarrenkistenmacher,  soweit  sie  in  Fabriken 
arbeiteten,  mit  448  gegen  156  Stimmen.  Die  Aufnahme  der 
im  Hause  arbeitenden  Kistenmacher  wurde  abgelehnt,  weil 
der  Sortiererverein  grundsätzlich  Hausarbeiter  nicht  duldete. 
Die  Kistenraacher  waren  bisher  teils  in  Lokalvereine  organi- 
siert gewesen,  teils  hatten  ««ie  dem  Unter8tfltzun;isvor'Mn  deut- 
scher Tabakarix'iter  angeliört.  Wenn  d*n-  Sortiererverein 
nunmehr  diese  Arbeiterkategorie  zu  sich  herüber  zu  ziehen 
suciite,  so  griff  er  damit  keineswegs  in  das  ( )r<^^anisation8- 
gebiet  der  Zigarrenarbeiter  ein.  Denn  das  Herstellen  der 
Zigarrenkisten  ist  eine  Arbeit,  welche  mit  der  Herstellung 
der  Zigarre  selbst  nichts  mehr  zu  tun  hat  und  niemals  von 
Zigarrenmachern  besorgt  wird,  vielmehr  als  Nebenarbeit  gerade 
von  Sortierern  hftutig  verlangt  wurde.  Durch  den  Beschlufs, 
die  Kistenmacher  aufzunehmen,  erhielt  der  Sortiererverein 
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einen  nicht  unbeMehllichen  Zuwachs.  So  trat  der  LokaWeretn 
Breslau  mit  seinem  Vermögen  zu  dem  Sortiererrerein  über. 
Cberbaupt  zeigt  der  Sortiererverein  in  den  Jahren  von 

189(3 — 1^:09  einschliefslicb  ein  stetiges  Gedeihen.  Nament- 
lich das  Jahr  189G  brachte  durch  eine  Agitationsreiso  von 
Elms  eine  gröfsere  Ausbreitung  des  Vereins  durch  Hinzu- 
treten neuer  Mitgliedschaften,  deren  Zalil  von  18  im  Jahre 
ISO'j  auf  24  im  Jahre  1890  stieg.    Der  Vermögensstand  war 
ebenfalls    befriedigend.      Die    EntAvicklung    lu(!lt    bis  zum 
Jahre    ls*»<i  in   jz:loiclier  Weise  an.   in  welcli^ni  <ler  Veiein 
27  Zahlstellen   uml'afste.    V^on  Difiercnzen   mit  Fabrikanten 
wird  für  die  genannte  Zeit  wenig  gemeldet.    Im  Jalire  189(» 
beteiligten  sich  Sortierer  au  Arbeitseinstellungen  der  Zigarren- 
arbeiter in  Berlin  und  Bremen.    Im  Jahre  1897  und  18l»8 
brach,  abgesehen  von  kleineren  bald  beigelegten  DifferensEen« 
ein  Streik  bei  einer  Firma  in  Schöneck  i.  V.  aus,  welcher  mit 
der  Vernichtung  jener  2jahlsteUe  endete,  da  die  Firma  Ersatz 
fiir  die  Streikenden  fand,  so  da(s  die  Mitglieder  der  Filiale 
abreisen  mufsten.    Aufserdem  kam  es  hier  noch  zu  Anklagen 
auf  Grund  des  sächsischen  Vereinsgesetzes.    Für  das  Jahr 
1899   wird   nur   von    gröfseren   Differenzen    mit   einer  be- 
deutenden Firma  in  Breslau  berichtet,  welche  erhebliche  Zu- 
schüsse s«Mtens  der  Hauptkasse  an  die  dortige  ^litirliedscliafr 
nötifc  maehte.    Nachdem  sie  im  Jahre  IS'.n»  beigelegt  waren, 
brachen  sie  im  Jahre  I'.hmi  von  neuem  aus,  und  endeten  mit 
der  Entfernung  und   Ersetzung  der  Vereinsmitglieder  tlurch 
weibliche  Arbeiter.  Die  Jahre  lüUU  und  lOUl  waren  angesichts 
der  allgemeinen  Krise  fUr  den  Verein  finanziell  sehr  ungunstig. 
Infolgedessen  mehrten  sich  die  Ausgaben  (üt  die  Arbeitslosen- 
unterstützung sehr  stark,  sie  stiegen  von  3653  Mk.  im  Jahre 
1899  auf  11330  Mk.  im  Jahre  1901.   Es  ist  f&r  die  gan/.e 
Art  der  Geschäftsführung  des  Sortierervereins  bezeichnendi 
wenn  man  in  dem  finanziell  ungünstigen  Jahre  das  Unter- 
stützungswesen  noch  zu  vervollkommnen  trachtete,  was  eine 
Beitragserhölmng  in  sich  schlofs.    Man  hoffte  mit  einer  Er- 
holiung  des  Beitrafr^s  um  o  Pfg.  pro  Woche  trotz  Erhöhung 
dt'r  Arbeitslosenunterstützung  von  0  auf  7  Mk.,  der  l'nter- 
stiitzung  ])ei  Streiks  von  9  auf  12  Mk.  pro  \\'oche,  wozu  noch 
eine  Extraunterstützung  von  50  Pfg.  für  je  ein  Kind  gezahlt 
werden  sollte,  durch  die  ungünstigen  Jahre  ohne  erhebliche 
Reduktionen  des  Vereinsvermögens  zu  kommen.  Die  Vorlage, 
welche  der  Vorstand  den  Mitgliedern  mar  Urabstiounung  unter- 
breitete,  schlofs  mit  folgenden  Worten:  „Wir  hoffen  und  er- 
warten,  dafs  unsere  Mitglieder  die  notwendige  Beitrags- 
erhöhung von  o  Pfg.  pro  Woche  freudig  und  gern  sahlen 
werden.   £s  handelt  sich  um  einen  gröfseren  Schutz  unserer 
Arbeitslosen,  unserer  Gemafsregelten  und  derjenigen,  die  flir 
die  Interessen  aller  Kollegen  gezwungen  sind,  die  Arbeit  ein- 


Digitized  by  Google 


XXIV  3. 


223 


zustellen.  Ein  vermefarter  Schutz  nach  dieser  Bichtung  hin 
bedeutet  eine  Stärkung  unserer  Organisation,  bedeutet  für 
jeden  einzelnen  Kollegen  eine  grt^fsere  Garantie^  in  Notfällen 
sich  auf  die  Organisation  stützen  zu  können.  Fttr  den  Ein- 
steinen  sind  5  Pfg.  Mehrausgabe  ein  geringes  Opfer,  für  den 
Verein  bedeuten  diese  5  Pfg.  eine  Mehreinnahme  von  25(iO  Mk. 
pro  J.ihr.  Diese  Summe  im  Interesse  der  Gesamtheit  ver- 
wandt, ist  kein  geringes.  Die  Gewerkschaftskasse  ist  für  die 
Arbeiter  die  beste  Sparkasse,  was  von  ihnen  in  dieselbe 
hinein.fi:e/,alilt  wird,  triii^'t  iimen  reichlich  Zins  aui"  Ziniesziiid, 
Je  i^riifser  die  Leistungen  der  Orp:anisation,  desto  besser  der 
Zuöiiuimenlialt.  Je  gröfser  der  Kriegsfonds,  desto  gröfser  die 
Macht  der  Organisation,  desto  gröfser  der  Respekt  der  Fabri- 
kanten vor  derselben,  und  in  «chliefslicher  Folge,  desto  besser 
auch  die  Arbeitsbedingungen  der  der  Organisation  angehörenden 
Mitglieder." 

Die  Urabstimmung  ergab,  dafs  die  Mitglieder  diesen  Stand- 
punkt des  Vorstandes  teilten. 

Die  Rrisis  der  Jahre  lOOo — 1001  hielt  in  der  Zigarren- 
industrie auch  noch  im  Jahre  1902  an;  die  allgemeine  Arbeits- 
losigkeit forderte  wiederum  grofse  Opfer,  so  dafs  das  Ver- 
möj^^en  des  Vereins  weiter  geschwächt  wurde.  Trotzdem  nahm 
der  V'erein  auch  in  diesem  Jahre  zu.  Wurde  doch  auch  die 
gesamte  Gewerk^^chaftsbewegung  dureh  die  allgemeine  Krisis 
keineswegs  gehemmt.  Jf  mehr  der  Druck  der  Arbeit.slosig- 
keit  und  der  Lohnreduktionen,  weUlie  von  den  Fabrikanten 
vielfach  zur  \'erminderuug  der  Pruduktionskustcn  versuciit 
wurden,  auf  den  Arbeitern  lastete,  desto  eher  begriffen  sie 
nun  den  Wert  der  Organisation.  Durch  den  guten  Vermögens- 
stand  des  Sortierervereins  war  dessen  Leistungsfllhigkeit  keinen 
Augenblick  in  Frage  gestellt,  und  die  von  ihm  gezahlte  Ar- 
beitslosenunterstützung zeigte  handgreiflich  den  Wert  einer 
gesunden  Politik  des  Unterstutzungswesens.  Aufser  durch  die 
erhöhten  Ausgaben  für  Arbeitslosenunterstützung  wurde  der 
Verein  besonders  durch  einen  gröfseren  Streik  bei  einer  Firma 
in  Ohlau  in  An?^pruch  genommen.  Weitere  kleine  Differenzen 
wurden  bald  beigelegt.  Die  Zunalnue  der  Organisation  an 
Mitgliedern  hielt  aucli  im  Jahre  lSH)o  an,  welehes  daneben 
auch  eine  günstigere  Vermögenslage  des  Vereins  durch  die 
im  gnii/sen  gebesserte  Konjunktur  brachte.  FiS  koniint  liinzu, 
dafs  nur  einige  wenige  Diti'crenzen  zu  verzeichnen  waren  und 
befriedigend  fiir  den  Verein  erledigt  werden  konnten.  Kament- 
Hcli  brachte  die  Durchsetzung  von  Lohnaufbesserungen  in 
Bttnde  i.  W.  dem  Verein  dort  zahlreiche  neue  Anhänger.  Nur 
in  Bremen  und  Verden  konnte  eine  Verständigung  mit  den 
Fabrikanten  nicht  erzielt  werden,  so  dafs  dort  iHngere  Zeit 
hindurch  Unterstützung  gezahlt  werden  mufste.  Gegen  Ende 
des  Jahres  1902  wurde  der  äortiererverein  durch  Differenzen 
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mit  dem  Tabakarbeiterverband  gezwungen,  tin  eigenes  Organ, 
den  h j^iiiiisator'*  herauszugeben;  eiuc  Neuerung,  welche  lür 
die  weitere  Entwicklung  des  Sortierervereins  nicht  ohne 
Folgen  geblieben  ist 

Bis  zum  Oktober  1902  hatten  die  Organisationen  der 
Sortierer  und  Tabakarbeiter  zueinander  in  freundschaftlichem 
Verhältnis  gestanden.  Die  Sortierer  hatten  kein  eigenes  Organ, 
benutzten   vielmehr  den   „Gewerkschafter'*    bezw.    ^ Tabak- 
arbeiter" fiir  ihre  Zwecke.  Durch  das  gemeinschaftliche  Organ 
waren  den  Sortierern,   welche  auf  dasselbe  al>onnierten ,  die 
Kosten  einer  eigenen  Zeitung  erspart,   besonders  aber  war 
fliirch   diesen   Uinstand    flir   b(!ide  Organisationen   eine  be- 
ständige Fühlung  ermöglicht  w(irden.    Vielfach  war  es  ja  not- 
wendig, bei  Arbeitsoinstell uneben  ^^emeinsani  vorzugehen.  E** 
sei  hier  nur  an  die  grufse  Hitinburgcr  Aussperrung  eriuiiert. 
Hierüber  war  im  Jahre  1694  vom  Unterstützungsvereiu  der 
Tabakarbeiter  gelegentlich  der  Oeaeral^ersammlang  in  Nord- 
hausen der  Beschlufs  gefafst  worden,  dafs  bei  Arbettsdifferenseo 
▼ollständig  gleichlautende  Berichte  an  beide  Organisations- 
vorstände  gesandt  werden  sollten  und  erst  das  beiderseitige 
Einvervtilndnis  der  beiden  Vereinsleitungen  vorhanden  sein 
müsse,  ehe  eine  solche  Sache  zur  Vereinssache  zu  nuichen  sm« 
Allerdings  war  in  der  Folgezeit  dieser  Beschlufs  nicht  ge- 
nügend  l»eachtet  worden.     Daher   wurde   anf  der  (}<Micral- 
versamralüTV-T  des  Unterstfitzungsvereins  von  Stutt.irart  M--"«»^ 
sogar   beantragt,  jeglieh"   P»«\stinimung   fiber  ein  Zusauini 'i; 
gehen  mit  den  Sortiereui  zu  streichen.    Auf  den  dringen« U-u 
Rat  des  damals   auf  der   Generalversammlung  anwesenden 
Vorsitzenden    der    General  kommission    der  Gewerkschaften 
Deutschlands    wurde   dann  beschlossen,    dafs   bei  Arbeits- 
einstellungen; an  welchen  Mitelieder  beider  Organisationen 
beteiligt   seien ,   der  Vorstand   eine  Verständigung  beider 
Vereinsleitungen  herbeizuführen  habe.   Es  ist  selbstverstftnd* 
lieh,  dafs  auch  von  selten  des  Sortierervereins  dahin  gestrebt 
wurde,   diese  Verständigungen  der   Vereinsleitungen  regel- 
mäfsig  herbeizuführen.  Neben  diesen  Bestrebungen,  in  Streik- 
fragen  einig  vorzugehen,   liefen   vielfach  eben  aus  diesem 
Grunde  diejenifxen,  welche  eine  Versclimelznng  beider  '  ^r^^nni- 
sationen  bezweckten,  und  zwar  waren  namentlich  die  Tabak- 
arljeitf'r  hier  die  werbend  n.    Hierbei  würfle  zun.lehst  stets 
die  Auffassun;^  vertreten,  dals  die  Sortierer^ewerkschaft  gleich- 
wertig und  gleichberechtigt  neben  tler  Oewerkscliatt  der  Tabak- 
arbeiter  stehe.    Dieae  Auffassung  kam   besonderi»  auch  auf 
den  Tabakarbeiterkongressen  zu  Erfurt  im  April  1880  und  zu 
Berlin  im  November  1893  zum  Ausdruck.   Im  Jahre  1894 
wurde  die  Frage  der  Vereinigung  beider  OiganisatioDen  be- 
sonders stark  erörtert  Die  Sortierer  forderten  als  Bedingung 
ihres  Anschlusses  die  Einf^lhrung  der  Arbeitslosenuntersttttsttng 
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bei  den  Tubakarbeitern ,  während  diese  sich  damals  hierzu 
aufser  stände  <n'kl.irtf*!i  und  den  Sortierern  vorsehlugen,  ihre 
ArbeiulüsenuutersiuUung  in  Form  einer  Ziisclnifskasse  dem 
Unterstützungswesen  der  Tabakarbeiter  anzugliedern.  Mit 
der  Zas<'hiirskasse  sollte  der  obligatorische  Arbeitsnachweis 
der  Sortierer  verbunden  bleiben,  doch  sollten  beide  r)rgani- 
sationeu  gleiche  Rechte  au  ihm  haben.  Hierauf  Nvullteu  jedoch 
die  Sortierer  nicht  eingehen,  weil  sie  sich  von  der  Zuschufs- 
kasse  nichts  Tersprachen.  Die  weiteren  Versuche  der  Tabak- 
arbeiter,  eine  Vereinigung  beider  Organisationen  herbeisu« 
fuhren»  scheiterten  regelmäfsig  daran,  dafs  der  Verband  die 
Arbeitslosenuntersttttzung  nicht  einführen  wollte.  Noch  bevor 
die  Generalversammlung  des  Tabakarbeiterverbandes  sich  im 
März  HMJ3  zu  der  Einfidirung  der  Arbeitslosenunterstützung 
entscldofs,  was  jedenfalls  eine  neue  Basis  für  die  Verhand- 
lungen über  eine  Verselimelzung  ergeben  liritt^^,  entzog  der 
Vorstand  des  Tabakarbeiterverbandes  im  Oktoi)er  VM)2  den 
Sortie  rern  die  Publikationsbefngnis  im  „Tabakarbeiter",  indem 
er  gleichzeitig  der  Sortierergewerk.schaft  ihre  Existenz- 
bereehtignng  als  Sonderorganisation  absprach.  Der  Vorstand 
des  Tabakarbeiterverbandes  behauptete  daniii,  dafs  für  alle 
in  der  Tabakindustrie  beschäftigten  Arbeiterkategorien  nur 
der  Tabakarbeiterverband  als  Organisation  in  Betracht  kommen 
dürfe,  vertrat  also  denselben  Standpunkt  wie  bei  dem  oben 
erwähnten  Anschlufs  der  Kautabakarbeiter  an  den  Verband. 

Die  Qeneralversanmdung  des  Tabak  arbeiterverbandes 
stellte  sich  zwar  auf  den  Standpunkt  des  Vorstandes,  be* 
auftragte  diesen  jedoch  Verstfindigungsversuche  zu  machen. 
Ich  betonte  schon  oben,  dafs  dem  Begriff  der  Solidaritnt  der 
Arbeiter  von  dem  Tabakarl)eit'M-verband  bezw.  seinem  \'or- 
stand  «Mtif  viel  zu  weite  Auslegung  gegeben  wird.  Man  kann 
nicht  aus  Gründen  der  Solidaritfit  die  V^erschmelzung  zweiter 
( iewerkschaften  fordern,  wenn  dies  für  eine  Gewerkschaft  das 
Aufgeben  einer  günstigeren  Stellung  bedeutet.  Es  wurde 
schon  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Sortierer  qualifiziertere 
Arbeiter  sind.  Durch  ihre  höhere  Bezahlung  sind  die 
Sortierer  in  der  Lage,  höhere  Beiträge  zu  bezahlen,  als  dies 
bei  den  Zigarrenarbeitern  der  Fall  ist.  und  haben  dies  auch 
von  jeher  getan.  Die  Zigarrensortierer  haben  wesentlich 
andere  Ven  iehtungen  als  die  Zigarrenarbeiter.  Es  kann  sich 
zwischen  beiden  nur  immer  insofern  um  ein  gemeinsames 
Vorgehen  bei  Lohnbewegung  handeln,  als  man  durch  ein 
kombiniertes  Verfahren  hofft,  dem  T'^nternehmer  besser  die 
Spitze  7A\  bieten.  Im  übriuen  aber  stellen  beide  Parteien 
bei  Streiks  andere  Forderun^t  u  und  andere  Lohnsiitze  auf, 
)»ehandeln  sie  die  Lchrlin^srni^e ,  welche  bei  den  Sortierern 
eine  gi'ofse,  beim  Tabakarbeiterverband  praktisch  gar  keine 
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Rolle  mehr  spielt,  verschieden.  Die  Zigarrenarbeiter  arbeiten 
vielfach  nicht  einmal  mit  den  Sortierern  in  ein  und  derselben 
Fabrik.    Ks  kann  sehr  oft   vorkommen,   dafs  Sortierer  und 
ZijL^arrenarl)eiter  gezwungen  siiul,   getr«^!iiit  in  einen  Streik 
einzutreten,  in  den  meisten  Fällen  wird  die  von  den  Sortierern 
ausgebildete  Taktik,  vermittelst  des  Arbeitsnachweises  nnd 
des  Abreisens  der  Mitglieder  einem  widerspenstigen  Fabri- 
kanten die  Arbeiter  zu  entziehen,   lür  die  Sortierer  besser 
sein,  als  in  einen  Streik  einzutreten.   Dafs  hier  nur  fidsch 
verstandene  Solidaritttt  eine  formlose  Verschmelzung  beider 
Arbeiterkategorien  fordern  kann,  leuchtet  ein.   Möglich  wlre 
es  nur,  die  Sortierer  als  eine  selbständige  Sektion  dem  Ver- 
bände anzugliedern.    Hierauf  aber  wollte  der  Tabakarbeiter* 
verband  nicht  eingehen.    Vielleicht  wird  sich  auch  nur  eine 
Einigung  in  gewissen  Punkten,  z.  B.  hinsichtlich  eines  gemein- 
samen Arbeitsnachweises,  einer  gemeinsamen  Streikkasse  nsw.  . 
empfehlen.  J 

Piireli  das  Vorgehen  des  Tabakarbeiterverbandes  ist  die 
Fra;^e  einer  Vereinigung  beider  Organisationen  dadurch  noch 
aussichtsloser  geworden,  dals  die  Einführung  eines  eig'enen 
Organs  bei  den  Sortierern  zu  einem  merklichen  Aufsclivvuug  I 
der  Organisation  beigetragen  hat:  ein  klassisches  Beispiel  fiir  ^ 
die  Bedeutung  der  gewerkschaftlichen  Fachblätter.  Einmst 
stellte  sich  heraus,  dafs  die  Druckkosten,  welche  der  Verein 
bisher  aufzubringen  hatte  für  die  Herstellung  der  jährlichen  . 
Abrechnungen,  Flugblätter,  Berichte  usw.,  nicht  viel  höher 
waren,   als  sich  jetzt  die   Druckkosten   für  den   vorlän£g  ' 
monatlich  erschienenen  „Organisator"  belaufen.    Dann  aber 
hat  sich  der  „Organisator"   als  ein  vorzugliches  Agitntions- 
mittel  bewährt,  so  d^if*^  sein  Forterscheinen  vom  Vorstand  aU 
„una))\veisbares  Rotl  utnis"  Wir  den  Verein  hingestellt,  und  ein 
mindfstens   14tägigea  Erscheinen  statt  de«  monatlichen  ge- 
fordert wurde. 

Diese  Forderung  mufste  weiter  zu  einer  Beitragserhöhung,' 
fuhren,  welche  der  Vorstand  von  den  iMngliedern  verlangte.  | 
Aufserdem   schlug   der  Vorstand  —   getreu   seiner  alten 
Tendenz,  durch  das  Untersttttzungswesen  den  Verein  kampt- 
kräftiger  zu  gestalten  —  vor,  von  dem  Überschufs  der  vor- 
gesehlagcnen  Beitragserhöhung  um  5  Pfennige  wöchentlich 
eine  Erhöhung  der  Arbeitslosenunterstützung  von  7  Mk.  auf 
8,40  Jkik.  pro  Woche  eintreten  zu  lassen,  sowie  auch  durcü 
Einrichtung   neuer    Beitragsklassen    die    Möglichkeit  noch 
höherer  Arbeitslosen-  und  Streikunterstützung  zu  gewahren,  | 
wie  wir  dies  in  ähnlicher  Weise  beim  Tabakarbeiterverband  i 
gesehen  haben. 

Über  dies*;  \  urseldage,  sowie  über  eine  Reihe  kleineitr 
Statutenänderungen,  hatte  rine  nach  Leipzig  zu  Ostern  Ii**''' 
einberufene  Generalversamiulung  zu  betinden.    Sie  entscbieti 
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sich  gnindsätzlich  für  den  alle  diese  Auderuügen  enthaltenden 
neuen  Statuteuentwurf  des»  Vorbtandes 

Von  irgend  welchen  Vorschlägen  einer  ^^'rseln^elzunf^  des 
Sortierervercinö  mit  dem  Tabakarbeiterverband  ist  nicht  mehr 
ernstlich  die  Rede  gewesen.  Die  kleine,  im  Jahre  1Ü()4  Uber 
1500  Mitglieder  starke  Organisation  der  Sortierer  wird  sonach 
einen  weiteren  selbständigen  Entwicklungsgang  nehmen  und 
sich  als  Beispiel  einer  hochstehenden,  gewerkschaftlich  wohl 
disziplinierten  Gruppe  von  Arbeitern  in  der  Tabakindustrie 
erhalten.  Die  bisherigen  Leistungen  des  Sortierervereins  Tom 
Jahre  1889  an  zahlenmäisig  zu  belegen,  dient  nachstehende 
TabeUe«: 


d 

■4—1      ^  M 

1 

1  .  , 

=  ^-c 

2 

Jahr 

(Irr 
Filiale 

•r  ■»^  N 

^     -  -  — 

Iii 

r  - 

—  t-'  N! 

OO 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

ML 

cou 

2U 

4ilU 

im 

716 

70i> 

26 

6769 

1211 

rm 

24 

5847 

601 

18 

4007 

536 

im 

14_^(i 

11»  14 

'-^.") 

1  ^'j6 

2\ 

!>(;.". 

27-J 1 

12a 

I  ^07 

j  91;; 

'24 

mri 

255 

25 

41H7 

Hf>S 

4;U9  . 

'MO 

1021 

L^7 

7:!-i 

.Hlö 

.".0 

14  IS 

;>-7 

•  1  u 

21u 

1901 

1  1077 

um 

Iiis 

1248 

64:.7 

'M 

llliM 

lii4^ 

::447 

(in^7 

f.:».". 

looa 

i:v.n 

41 

>4'>'') 

1L>;17 

;;sfi 

17;!4 

H'>7- 1 

cj:. 

IM 

4ö 

7^41  1 

2ot>ü  1 

2160 

11421 

oti5 

*  Vgl.  „Organisator*,  15.  Mai  1905,  Nr.  5,  4.  Jahrg.  Bemerkenswert 

ist,  (lafa  die  Or_;;ni; -;i*!on  fornrr  ihren  Namen  andcrtf;  und  nun  .»Ver- 
band der  Zigarrensortiercr  und  Kistenbekleber  Deutsch- 
lands'* heifat. 

-  Die  Zahlen  entstammen  bis  1^94  den  jährlichen  Abrechnungen, 
seit  lö95  dem  leisten  (1905J  zur  Generalversammlung  gegebenen  Bericht, 
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Fünfter  Abschnitt. 

Der  fUirsch-Dnnekersclie)  Gewerkrereiii  der 
deutschen  Zigaireii-  imd  Tabakarbeiter. 


Wenn  erst  gegen  Ende*  rler  yorliegeDden  Arbeit  dem 

Hirsch -Dunckerschon  Gewerkverein  noch  einige  Zeilen  jre- 
grmnt  werden,  dessen  Entstehung  im  November  iSi;^  wir  im 
Zusammenhange  mit  denjenigen  Strömungen  verlV»lLrt<'ii.  welche 
den  (>r^anisati(jnsversu(  Iien  Fritzsches  widerstr 'l)teu ,  so  hai 
dies  darin  seine  Bereclitigung,  dals  der  Gewi  ikverein  bis  m 
Beginn  der  HOer  Jahre  zu  unbedeutend  war,  um  irg"<'nd\\ :e 
besondere  Beachtung  zu  fordern,  dais  er  auch  seit  jener  Zeit 
nie  io  den  Vordergrund  der  gewerkschaftlichen  Bewegung 
unter  den  Tabakarbeitem  trat  Dies  zeigen  deutlich  die 
Mitgliederzahlen.   Der  Gewerkverein  hatte 
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Diese  Zahlen  rechtfertigen  es,  wenn  ich  mich  mit  einena 
Überblick  über  die  EntwicMung  des  Gewerkvereins  begnüge, 
zumal  da  seine  Leistungen  als  Gewerkverein  seiner  MitgTiede^ 
zahl  nicht  einmal  entsprechen.    Verfassung  und  Ziele  de» 
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Oewerkvereins  sind  im  wesentlichen  dit  selben  geblieben,  seit- 
dem er  ins  Leben  trat.  Der  Gevverkvt  rein  setzt  sich  zu- 
sammen aus  (JrtsYereinen ,  welche  gebildet  werden  können, 
wenn  mindestens  flinf  Personen  des  Zigarren-  und  Tabak- 
arbeitergewerks  susammentreten.  Jeder  Ortsverein  wählt  bei 
seiner  Grttndung  und  später  jährlich  im  Dezember  durch  die 
Ortsveraammlung,  d.  h.  die  Versammlung  der  Mitglieder  an 
einem  Orte,  einen  Ausschufs,  der  bei  einer  Mitgliedersahl  bis 
100  aus  fünf  Personen,  über  100  aus  sieben  Personen  besteht 
Der  Ausschufs  setzt  sich  zusammen  aus  einem  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter,  einem  Schriftführer,  einem  Kassierer 
und  einem  bezw.  drei  Beisitzern.  Dieser  Ausschufs  versammelt 
sich  allnionath'eh  zur  Erledigung  der  laufendt'n  Oeschäfte. 
welt'li«'  in  Aut'nahnic  oder  Ausschlufs  von  Mitgliedern,  in  der 
Konirulle  der  einzelnen  Ausseh ufsbeamten  u.sw.  bestehen.  Der 
Vorsitzende  vertritt  den  Ortsverein  nach  aul'sen  und  leitet  die 
Ortsversammlungen,  welche  allmonatlich  stattHnd^n  müssen, 
und  die  letzte  Instanz  in  allen  Angelegenheiten  des  Ortüvereins 
bilden.  Dem  Schriftführer  liegt  insbesondere  die  Führung  der 
Mitgliederlisten,  der  statistischen  Fragebogen  über  Arbeits* 
Statistik)  welche  der  Gewerkveretn  wie  die  übrigen  Hirsch* 
Dunckerschen  Gewerkvereine  zu  führen  hat,  der  Listen  über 
offene  Arbeitsstellen  und  arbeitslosen  Mitglieder  ob.  Er  erhält 
3  **/o  der  Ortseinnahmen  als  Entschädigung.  Dasselbe  erhält 
der  Kassierer  für  die  Verwaltung  der  Ortsvereinsgelder,  Ein- 
sammlung der  Hcitritge  usw.  Es  braucht  kaum  erwähnt  zu 
werden,  dafs  die  ( )rtsvereinöversammlungen  auch  Revisoren 
zur  Prüfung  der  Kasse  und  der  Abschlüsse  wählen.  Der 
ganze  Gewerkverein  wird  geleitet  von  einem  (reneralrnt,  be- 
stehend aus  15  Mitgliedern.  Dem  Vorort,  an  welchem  der 
A'erein  seinen  iSitz  hat,  müssen  acht  Mitglieder  des  General- 
rats angehören,  es  sind  dies  der  Vorsitzende  und  sein  Stell- 
vertreter, der  Generalsekretär,  der  Schatzmeister,  der  Kon- 
ti*olleur  und  drei  Beisitzer.  Die  Befugnisse  des  Qeneralrats 
entsprechen  denen  der  Ortsyereinsausschttsse.  Auch  er  tritt 
allmonatlich  zusammen.  Während  das  Amt  des  General- 
vorsitzenden gegen  geringe  Entschädigung  ehrenamtlich  ge- 
führt wird,  ist  das^  Amt  des  Schatzmeisters  und  Generai- 
sekretKrs  seit  1891  in  der  Person  eines  ständigen  Beamten 
vereinigt  gewesen,  dessen  Gehalt  der  Festsetzung  seitens  der 
Generalversammlung  unterliegt.  Es  beträgt  gegenwärtig 
1800  Mk. .  dazu  kommen  noch  200  Mk.  für  Miete  der  Woh- 
nung, welrlie  gleiclizeitig  als  Bureau  gilt.  Den  Ortsvereins- 
revisoren entsprechend  sind  hier  Generalrevisoren  zur  Kon- 
trolle des  Schatzmeisters  eingesetzt,  und  zwar  werden  diese 
von  der  Generalversammlung  gewählt,  wie  sämtliche  Beamte 
des  Generalrats.  Oberste  Instanz  in  allen  Fragen  des  Gewerk- 
vereins ist  die  Generalyersammlung,  welche  alle  fünf  Jahre 
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zusammeutnU  mul  zur  Zeil  von  -1"  Abgeordneten,  welche  in 
20  Wablkreiaeu  gt  wählt  werden,  gebildet  wird.  Neben  ihr  best^t 
das  Referendum  bei  wichtigen  Angelegenheiten,  insbesondere 
bei  aufserordentlichen  Beitragsleistungen,  welche  den  Mit- 
gliedern auferlegt  werden  müssen.  Die  Struktur  des  Gewerk- 
Vereins  unterscheidet  sich  von  der  des  Tabakarbeiterverbandes 
durch  das  bei  jenem  vorherrschende  Prinzip,  der  Selbst- 
verwaltung der  Örtävereine  möglichst  viel  Spielraum  zu  lassen, 
und  durch  das  Fehlen  einer  Nebenregierung,  wie  sie  im  Aus- 
Behufs  des  Tabakarbcitcrverbandes  tatsächlich  best*'lit. 

An  (l'T  Organisation  des  Gewerkvereins,  deren  klar'-m 
Aufbau  die  Anerkennung  nicht  versagt  werden  kann,  hielt 
man  ebenso  fest,  wie  an  den  Mitteln,  welche  das  Statut  zur 
Förderung  der  Gewerkvereinöziele  n(Mint.    Diese  sind  :  irnter- 
stutzungen  in  Krankcits-  und  Sterbelällea,  Unterstützung  tür 
reisende  und  arbeitslose  Mitglieder,  sowie  in  aufserordentlichen 
Notfällen,  Führung  einer  Arbeitsstatistik  und  hierauf  be- 
gründeter Arbeitsnachweis,  Gewährung  von  RechtsschutZy  Be- 
förderung der  allgemeinen  und  Fachbildung,  sowie  Verbesserung 
des  Lehrlingswesens,  Vertretung  der  Mitglieder  gegenüber  den 
Arbeitgebern  und  der  Öffentlichkeit,  Gründung  und  Unter- 
stützung von  wirtschaftlichen  Genossenschaften,  insbesondere 
Produktivgenossenseliaften  des  Zigarren-  und  Tabakgewerbes, 
Verbindun;^;  mit  den  anderen  deutschen  Gewerkvereinen  zur 
gegen8eitig(m  Unterstützung  und  Forderung;  vermittelet  Zu- 
ö^ehftri^^keit    zum   Verbände    der    deutöelien  Gevverkvereine 
(Hirsch-Duncker).    Sehen   wir  nun,   inwieweit  diese  Mittel 
zur    Förderung    der    Gewerkverein&mitglieder  angewendet 
worden  bind. 

Der  Beitritt  des  Gewerk Vereins  zu  dem  im  Kai  1869  ge- 
gründeten Verband  der  Gewerkvereine  wurde  ebenso  erklärt, 


die  Vertreter  zum  Zentralrat  des  Verbandes  auf  den  einseinen 

Generalversammlungen  gewählt  worden  sind.  Der  Verbands- 
anwalt Dr.  Max  Hirsch  war  ebenfalls  auf  verschiedenen  General- 
versammlungen anwesend.  Das  Postulat  der  Gründung  oder 
Förderunfr  von  Produkt] vgenossenschaften  bildet  im  Gewerk- 
verein t;e«,'en\v;lrtig  nur  eine  liistorische  Jienuni.szt-nz.  In  Bnrg 
bei  Ma;j:<lcljur^  war  in  der  Mitte  der  70er  Jahre  eine  Produktiv- 
ij;tMicsseabchaft  der  Zigarrenarbeiter  nach  Schultze-Delitzseh  ins 
L< Den  getreten,  zu  der  vom  CJinverkverein  einige  Tausend  Mark 
gegeben  worden  waren.  Dad  Unternehmen  konnte  sich  bis  zum 
Anfang  der  80er  Jahre  halten  und  ging  dann  langsam  ein. 
Seitdem  wurden  neue  Vorsuche  seitens  des  Gewerkvereins 
nach  dieser  Richtung  nicht  gemacht,  man  beliefs  aber  doch 
den  Passus  im  Statut ,  weil  die  prinsipielle  Stellung  keine 
Änderung  erfahren  hatte.  Die  Stellungnahme  der  Hirsch* 
Dunckerschen  Gewerkveretne  besw.  ihres  Leiters  Dr.  Msx 


wie  seitdem 


beschickt  und 
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Hirsch  gegenüber  den  Arbeitgebern  ist  2U  bekannt,  nm  sie 
noch  einmal  hier  auseinanderzusetzen.  Die  sozialdemokratischen 
Gewerkschaften  stehen  auf  dem  Standpunkte,  dafs  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiter  ein  notwendiger  Gegensatz  der 
Interessen  gegeben  sei^  die  Gewerkvereinler  behaupten,  dafs 
in  Wahrheit  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerinteresse n  «harmo- 
nieren". 1  )iese  An ffissTinp^würdo  natürh'ch  nichtausschliersen,  dafs 
beide  Parteien  eiiiinai  hart  aneinandergeraton,  wi>  ja  auch  die 
soziah'stisehe  Auffassung  keineswegs  frledlielie  Vereinbarungen 
unmögHch  macht.  Die  Praxis  der  liiröch-Duuckerscheu  Gcwerk- 
vereinc  hat  aber  eine  konsequente  Friedensliebe  hervortreten 
lassen,  welche  die  Zeit,  wo  die  Gewerkvereiue  ihre  Existenz 
in  einem  Streik  aufs  Spiel  setzten,  wie  gelegentlich  des  grofsen 
Waldenburger  Streiks  im  Winter  IdümOj  ganz  in  Vergessen- 
heit geraten  liefs. 

Der  Gewerkverein  der  Zigarren-  und  Tabakarbeiter 
machte  von  dem  friedlichen  Geist  der  Gewerkvereine  keine 
Ausnahme,  trotzdem  gerade  bei  den  Zigarrenarbeitern  die 
Streikbew^ung,  wie  wir  gesehen  haben,  hoch  ging.  Gröfsere 
Differenzen  werden  für  die  ganze  Zeit  von  1880  bis  1903  nur 
aus  Haynau  ira  Jahre  1802  und  aus  Finstcrwaldc  im  April 
1900  gemeldet.  Der  letztere  Streik,  bei  dem  auch  der  Tabak- 
arbeiterverband stark  beteiligt  war  und  die  Vertreter  des 
Gewerkvereins  mit  denen  des  Verbandes  zusammen  in  einer 
Kommission  tagten,  ist  oben  bereits  im  Zusammenhang  mit 
den  Streiks  des  Verbandes  geschildert.  Dieser  Streik  kostete 
dem  Gewerkverein  3660  Mk. ,  die  gröfste  Summe,  die  er  je 
fUr  eine  Arbeitseinstellung  ausgegeben  hat  Von  1886  bis 
1890  gab  der  GewerkTerein  bei  einer  Mitgltederzahl  von  rund 
1000  nur  396,80  Mk.,  von  1891  bis  1895,  in  welcher  Zeit  die 
Älitglieder  sich  um  rund  200  vermehrten,  nur  320  Mk.,  von  1896 
bis  190U  im  ganzen  3754,50  Mk.,  von  welcher  Summe  allein 
3300  Mk.  auf  Finsterwalde  kommen,  fttr  einen  Streik  aus.  Die 
Mitgliederzahl  war  in  dieser  Zeit  um  etwa  30U  gestiegen.  Im 
Jahre  lOol  wurde  fttr  eine  Aussperrung  3fl  ^Ik.  ausgegeben.  Für 
die  Jahre  ÜMi'2  und  1U03  sind  Uber  dies  Kapitel  nborhau}3t  keine 
An^^aben  gemacht.  Bei  dieser  Sachlage  möchte  ich  auf  voll- 
stitndige  \\'ied('rgabe  des  Streikreglements,  welches  der  Gewerk- 
verein auf  Grund  des  Mustorstatuts  auch  in  seine  Satzungen 
aufgenommen  hat,  verzichten.  Zunächst  muls  bei  Dift'erenzen 
das  Einigungsamt  in  Anspruch  genommen  werden,  ist  dies 
nicht  möglich,  so  mufs  dfer  Ortsvereinsansschofs  die  Sache 
QOtersuchen,  sofern  nur  bis  10  Mitglieder  in  Frage  kommen. 
Die  Ortsvereinsversammlung  beschliefst  dann,  ob  sie  unter- 
stutzt werden  sollen  oder  nicht.  Kommen  mehr  als  10  Mit- 
glieder in  Betracht,  so  liegt  die  Entscheidnng  beim  General- 
rat, welcher  bei  mehr  als  iOO  Mitgliedern  an  den  Verband  zu 
berichten  hat.    Dieser  kann  dann  weitere  Unterstützung  ge- 
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währen.  Tut  er  das  nicht  und  sind  die  Mittd  stark  erschöpft 

so  können  nur  durch  eine  GeneraU'ersammlung  oder  Ur- 
;ilj.stimmuTi<:c  ^v*"'T"1'i'  Mittel  bewilligt  werden.  Die  Streik- 
unterstiUzmi;^^  ti  . i^t  0  Mk.  wöchentlich  für  Männer,  (i  Mk. 
für  weibliche  Arbeiter. 

Man  begreift  bei  der  Ersparnis  an  ^>treikau.sgaben ,  dals 
der  Gewerkv^erein  trotz  seines  geringen  Wochenbeitrnqrcs  von 
10  Pf.  für  seine  übrigen  Zwecke  desto  mehr  opfern  kaiiü  und 
noch  im  Laufe  der  Jahre  ein  Vermögen  angesammelt  hat.  So 
hat  der  Verein  in  der  Zeit  von  1881  bis  1901  fUr  Untere 
stUtBung  in  aufserordentlichen  Notfällen  der  Mitglieder  3397  Mk. 
und  &ir  Rechtsschutz  seit  1886  rund  780  Mk.  geopfert  Seine 
Hauptleistungen  liegen  jedoch  auf  dem  Gebiet  der  Unter- 
stlltsung  von  Arbeitslosen  und  Reisenden.    Auf  der  General- 
versammlung Yon  1881  war  zunächst  beschlossen  worden,  sich 
der  Verbandskasse  für  Arbeitslosen-  und  Reiseunterstützung 
anzuschliefsen.    Als  diese  wegen  mangelnder  Berf^iliLrnnir  n!<  ht 
ins  Leben  trat\  ))e.seldofs  die  Generalversammlung'  von  l^^tj 
die    EintVihrung   einer    obligatorischen    Reise-    und  Arbeits- 
lofligkeitökasse.     Nach   mehrfachen   \'erbesbLrungen   auf  den 
einzelnen   Generalversammlungen   sind  die   für  diese  Kasse 
geltenden  Bestimmungen  kurz  folgende:  Unterstützung  wegen 
Arbeitslosigkeit  wird  nach  zweijähriger  Mitgliedschaft,  auf  der 
Reise  nach  sechsmonatlicher  Mitgliedschaft  gewährt  Man  hat 
also  hier  die  RetseunterstQtzung  noch  als  oesonderen  Zweig 
neben  die  ArbeitBlosenunterstützung  gesetzt   Bei  unverschul- 
deter Arbeitslosigkeit  erhalten  die  männlichen  Mitglieder,  wenn 
sie  dem  Gewerkverein  zwei  Jahre  bereits  angehören,  täglich 
1  Mk.  (wöchentlich  G  Mk.),  wenn  sie  dem  Gewerkverein  bereits 
fünf  Jahre  angehören,  täglich  1,50  Mk. ;  weibliche  Mitglieder  * 
erhalten  bei  zweijnhrifr«  r  Mitgliedschaft  75  Pf.  täglich  (wöchent-  j 
lieh  4,50  Mk.)  und  nach  fünf  Jahren  1  Mk.  täglich.  Anfser- 
dem  werden  für  diese  Mitglieder  wHlirond  der  Arbeitslosigkeit  i 
die  Beiträge  bezahlt.     Die  Unterstützung  beginnt  mit  dem  j 
vierten  Tage  der  Arbeitslosigkeit  und  wird  zehn  ^^  ochen  lang  ' 
innerhalb  eines  Jahres  gewährt.    ^Selbstverständlich  mufs  die 
Arbeitslosigkeit    dem    Ortsvereinsausschufs    sofort  gemeldet 
werden,  welcher  bei  einer  längmn  Dauer  der  Arbeitslosigkeit 
als  von  sechs  Tagen  dem  Generalsekretär  Anzeige  erstatten 
mufs.   Der  Ortsvereinsausschufs  ist  zu  anderwettem  Arbeits- 
nachweis verpflichtet.    Nichtannahme  nachgewiesener  Arbeit 
zieht  Verlust  der  Unterstützung  nach  sich.    Die  Reiseunter- 
stfltzung  beträgt  2^1»  Pf.  für  das  Kilometer  und  wird  nach 
der  zwischen  zwei  Orts  vereinen  auf  der  Chaussee  siurOckiQr 
legendeu  Entfernung  bemessen.   Sie  wird  gezahlt,  wenn  eine 


'  Max  Hirsch,  Die  Arbeiterfrage  und  die  deutschen  Gewerk- 

vereiuf,  Leipzig  1693,  fc>.  7t). 
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Übersiedelung  zum  Antritt  oder  eine  Reise  zur  Erlangung 
einer  Arbeitsstelle  unternommen  werden  mufs,  und  nachdem 
das  Mitglied  dem  Ausschusse  ordnungsmflfsige  Anzeige  ge* 
macht  und  entsprechende  Arl)eit  nicht  erlangt  oder  nach' 
gewiesen  werden  konnte.  Mehr  als  ISJb  Mk.  Reiseunter- 
fitützung  wird  in  einem  Jahre  nicht  gewährt.  Im  Zusammen- 
hang mit  dor  Keisounterstützung  zahlt  der  Gewerkvercin  auch 
eine  Beihilte  zu  den  Umzugskosten.  Diese  wird  nach  zwei- 
jähriger Mitgliedschaft  neben  der  KeisenntPr.st{itzung  an  solche 
Mitglieder  mit  ei<r»'iHMn  Haushalt  gezalilt,  welche  wegen  Arbeits- 
losigkeit oder  um  iiirc  vvirtschat'tliclie  Lage  zu  verbessern, 
verziehen  wollen.  Diese  Beihilte  beträgt  von  lU — 50  km  5  Mk., 
über  üO  km  fUr  jeden  weiteren  Kilometer  10  Pf.  mehr,  bis 
zur  Höhe  von  25  Mk.  Die  Ausgaben  fttr  die  drei  besproche- 
nen Untersttltzungszweige  betragen  für  die  Zeit  von  1886  bis 
1901 :  Reiseunterstützung  101 9,49  Mk.,  Arbettslosenuntersttttzung 
2513,98  Mk.,  Umzugsunterstatzung  815,45  Mk.,  welche  aus  der 
Qewerkvereinskasse  bestritten  wurden,  was  hinsichtlich  der 
Kranken*  und  Sterbeunterstützung  nicht  der  Fall  ist.  Dieser 
Yereinszweck  wird  mit  Hilfe  einer  besonderen  Kranken-  und 
Sterbekasse  erreicht,  welche  im  Jahre  187()  dem  Gewerk- 
verein als  selbständige  Hilfskasse  aii^^etrliedert  wurde.  Ihr 
Statut  ent.sj»ric]it  dem  Normalstatut,  weieh  -  für  die  j^ämtlichen 
Gewerk vereine  von  Dr,  Max  Hirsch  aufgearbeitet  und  mafsi- 
gebend  wurde,  naclideni  das  llilfskassengpsetz  erlassen  war. 
Kine  Selbständigkeit  der  Kasse  herrscht  nur  hinsiclitlich  ihres 
Vermögens.  Mitglieder  der  Kasse  können  nur  Mitglieder  des 
Gewerkvereins  werden,  die  Ortsvereinsbeamten  verwalten  auch 
die  Krankenkassenfilialen.  Die  Generalversammlungen  der 
Krankenkassen  werden  von  den  Delegierten  der  General- 
versammlungen des  Gewerkvereins  regelmäfsig  im  Anschlufs 
an  diese  abgehalten ,  wie  denn  auch  die  Wahlkreise  für  die 
Cleneralversammlungen  des  Gewerkvereins  mit  denen  der 
Krankenkasse  zusammenfallen.  Die  Entwicklung  der  Kranken- 
kasse war  znnJichst  nicht  schlecht,  liat  aber  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  eine  ungünstige  \^'endun^■  genommen.  Man  kann 
diese  selbe  Erscheinung  bei  sehr  vielen  Ililt.skasseii  beobachten. 
Wir  sahiMi  schon,  dals  die  Zentralkranken-  und  -Sterbekasse 
der  Tabakarbeiter  im  Jahre  19n2  ihre  Unnvandlun^^  in  eine 
Züsch üUkasse  Ijeschliefsen  mul'ste,  da  iiir  \'ern:()gen  beständig 
zurückging.  Eine  solche  V^ermögensabnahme  hat  sich  auch  in 
bedenklichem  Mafse  bei  der  Gewerk  Vereinskrankenkasse  fÜhU 
bar  gemacht.  Man  schiebt  die  Schuld  auf  Überversicherung, 
Simulation  der  Mitglieder  und  mangelhafte  Kontrolle.  Nament- 
lich die  süddeutschen  Verwaltungsstellen  nehmen  die  Kranken- 
kasse mehr  in  Anspruch  als  die  norddeutschen.  Es  ist  wohl 
möglich,  dafs  in  8üddeutschland ,  namentlich  in  Baden,  in 
weichem  der  Gewerkverein  die  Mehrzahl  seiner  Mitglieder 
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hat,  die  ländlichen  Zigarrenarbeiter  noch  ungenügend  diszipli- 
niert sind  und  hieraus  das  mangelhafte  Kassenwesen  der  sfld- 

deutßchen  Vewaltungsstellen  entspringt.  Zum  Teil  ist  aber 
auch  hier  die  Einwirkung  der  Kranken kassonno Vellen ,  durch 
weiche  höhere  Ansprüche  an  die  Hilfskrankenkassen  gestellt 
werden ,  denen  die  kleinen  Krankonkassen  nur  bei  sehr 
hohen  l^eiträgen  gewachsen  sein  dürften,  wio  bei  ähnlichen 
Hilfskassen  in  rinderen  Gewerben  imverkenn l'ar. 

Der  eben  beriilirte  Gegensatz  zwischen  norddeutschen  und 
8üddeut^ehen  Ortsvereinen  spielt  auch  in  der  Entwn-klung  des 
Gewerkvereins  eine  äufserst  wichtige  Kolle,  er  führt  auch  zu 
der  Friige,  warum  der  Gewerkverein  trotz  seiner  im  ganzen 
gut  funktionierenden  Verwaltung,  seiner  Unangefochtenheit  im 
Jahre  1878  nur  so  geringe  Fortschritte  machen  konnte,  und 
in  welcher  Weise  er  ttherhaupt  Fortschritte  machte. 

Als  der  Gewerk verein  im  Jahre  1868  seine  Werbetätig- 
keit begann,  mufste  man  bald  erkennen,  dafs  im  nördlichen, 
nordwestlichen  und  mittleren  Deutschland  eine  Ausbreitung 
nicht  m<)gUch  war  wegen  des  starken  Wettliewerbs  seitens 
des  sozialdemokratischen  Verbandes.  Was  dort  an  Arbeitern 
zur  Organisation  neigte,  schwenkte  mr^hr  und  mehr  zur  Sozial- 
demokratie über.  Dies  war  tnr  ileii  <  lewerkverein  um  so 
schlimmer,  alü  er  mittels  des  bekannten  Reverses  wie  die 
übrigen  Hirsch-Dunekersehen  Gewerkvereine  Mitglieder  der 
sozialdennkratiselien  Arbeiterpartei  ansschlors.  Sollte  eine 
Agitation  Erfolg  haben,  so  konnte  das  nur  in  solchen  Gegea- 
den  sein,  wo  die  sozialdemokratischen  Lehren  noch  nicht  festen 
Fufs  gefafst  hatten.  Man  heschlofs  daher  im  Jahre  1881  eine 
energische  Agitation  in  Sttddeutschland  zu  entfalten,  und  zwar 
geschah  dies  namentlich  in  Baden,  wo  die  Zigarrenindustrie 
immer  neue  Scharen  ländlicher  Arbeiter  bescL^ftigte.  Dals 
diese  fiir  eine  reine  Arbeiterorganisation  unendlich  schwer  su 
gewinnen  sind,  berichten  alle,  welche  dort  zu  agitieren  hatten^. 
Das  einzige  Mittel  diesen  Arbeitermassen  beizukommen  ^  war 
ihre  Gewinnung  für  die  Krrinkenkassen  des  Gewerkvereins, 
dem  sie  dann  wegen  der  Krankenkasse  beitraten  und  des«en 
sonstiges  Untei-stütziingswesen  sie  gern  mit  in  Kauf  nahmen. 
Bei  der  Agitation  erhielt  der  Gewerkverein  auch  vielfach 
Beistand  von  öoleht  n  Personen,  welche  in  dem  Gewerkv<  rein 
ein  Bollwerk  gegen  die  JSozialdemokratie  sahen,  so  von  Lehrern 
und  Geistlichen.  Unter  diesen  Umständen  gelang  es,  Orts- 
vereine  in  Baden  in  gröfserer  Menge  ins  Leben  zu  rufen. 
Diese  Ortsvereine  zeichneten  sich  namentlich  auch  dmrch 

'  Audi  W  i' r  i  ^  lioff'  r  a.  a.  O.  S.  225  In  bt  iu  diesem  Zusammen- 
hauirt'  In  i  vor,  wie  gering  bei  den  Zigarrenarbeitern  in  Baden  da? 
Vereinbl- b.  n  entwickelt  soi ,  nnd  s^chreibl  dies  dem  Umstände  zu,  dafs« 
ein  eigriiilieber,  von  der  übrigen  Bevölkenuig  losgelöster  Arbeiteratsiftd 
sich  noch  nicht  gebildet  habe. 
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ötiirkere  Mit^rliödcrzahlen  aus.  Im  Jahre  1901  auf  der  General- 
versammlung^ zu  liciilelljcrg  verlangten  die  Delejsierten  jener 
badischen  Ortsvereino  eine  ihrer  Mitgliederzalil  euuprechende 
Vertretung  auf  den  Generalversammlungen  und  eine  ent- 
sprechende Neueinteilung  der  Wahlkreise.  Diesem  Verlangen 
mufste  stattgegeben  weraen,  so  daCs  nun  auf  Baden  allein 
12  Abgeordnete,  auf  die  übrigen  Ortsyereine  nur  8  entfielen. 
Damit  wurde  anerkannt,  dafs  der  Schwerpunkt  des  Gewerk- 
vereins in  Süddeutschland  lag.  Die  Konsequenzen  dieser 
T;it>ache  wurden  auf  der  Generalversammlung  zu  Potsdam  im 
Marz  19U4  gezogen,  indem  dort  die  Verlegung  des  Vororts 
des  Gewerkvereins  von  Mairdeburg,  wohin  der  Sitz  des 
Vereins  bald  nacli  der  (iründung'  verlegt  worden  war,  nach 
Heidelberg  Ijcschlo^yen  wurde.  I)amit  wurde  auch  für  den 
Sitz  der  Krankenkasse  Ik-idelberg  bestuumt.  Die  Verlegung 
ge6c)iah  erst  nach  liet'tif^er  Debatte,  bei  welcher  die  nord- 
deutschen AbgeorducLeu  huttig  über  Vergewaltigung  durch  die 
Süddeutschen  klagten,  wobei  sie  geltend  machten,  was  schon 
eben  erwähnt  wurde,  dafs  gerade  die  süddeutschen  Verwaltungs- 
stellen der  Krankenkasse  stets  sehr  ungünstig  abgeschlossen 
und  an  dem  Rückgang  die  Schuld  hätten.  Dagegen  warfen 
die  süddeutschen  den  norddeutsclien  Delegierten  lahme  Ge- 
schäftsführung Tor,  welche  tatsächlich  durch  die  Erkrankung 
des  Schatzmeisters  Jahre  hindurch  gelitten  hatte.  Diese  lahme 
Geschäftsführung  gab  iedocli  nur  den  Anstofs  zu  der  längst 
gewünschten  und  durch  die  Verschiebung  des  Schwerpiu^kt-^ 
des  Gewerkvereins  notwendigen  Verlegung.  Diesem  cliutte 
hiermit  nur  gedient  sein,  zumal  neben  den  badischen  Uiu- 
vereinen  auch  einige  andere  in  Württemberg,  der  Rheinprovinz 
und  Westfalen  in  den  letzten  Jahren  entstanden  sind,  welche 
in  lleidclberg  einen  besseren  Mittelpunkt  linden  als  in  Magde- 
burg. 

Der  Umstand,  dafs  fUr  den  Gewerkverein  die  Agitation 
unter  den  Zigarrenarbeitem  durch  die  Sozialdemokratie  er- 
schwert wird,  und  dafs  es  nur  schwer  gelingt,  in  Süddeutsch- 
land einen  Ersatz  zu  finden,  hat  auch  dazu  geführt,  dafs  man 
in  den  Gewerkverein  Arbeiter  und  Angehörige  anderer  Berufe 
aufnahm,  wie  es  nach  dem  Statut  leider  erlaubt  ist.  Hierin 
liegt  die  schwerste  Schädigung  des  Gewerkvereins  und  auch 
die  Beantwortung  der  Frage,  warum  er  in  der  Lohnbewegung 
so  wenig  aktiv  ^^■p!'(^'n  konnte.  Denn  bedauerlicherweise  ist 
die  Zahl  derjenigen,  weiche  nicht  Zigarrenarbeiter  sind,  aufser- 
ordentlich  grofs.  Zaiilen  hierüber  werden  begreiflicherweise 
nicht  gegeben,  doch  wurde  dieser  Mangel  schon  verschiedent- 
lich auf  den  Generalversammlungen  zur  Sprache  gebracht. 
So  gehörten  dem  Ortsverein  Döbeln  i.  S.  vornehmlich  Bäcker 
und  MttUer  an,  in  Potsdam  sind  Yon  99  Mitgliedern  nur  drei 
Berufsangehörige,  in  Fasewalk  ist  das  Verhältnis  nicht  viel 
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bcsöer,  aus  Münclicn-Gladbach  wird  dasselbe  bericLtet-  Teil- 
weise sind  die  Mitglieder  anch  ehemalige  Zigarrenarbeiter, 
welche  einen  «nderen  Beruf  ergriffen  haben. 

Man  erklärte  auf  der  GeneralTersanunluTig  im  Mttrs  1904 
ganz  offen  y  dafs  der  Gewerkrerein  seinen  Kamen  eigentlich 
mit  Unrecht  trage ,  denn  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  gehöre 
der  Zigarrenbranche  nicht  an.  Dafs  unter  solchen  Umständen 
der  Zweck  jedes  Fachvereins,  die  Angehörigen  seines  Bemfes 
als  spezielle  Interessenvertretung  zu  fördern,  nicht  erreicht 
werden  konnte,  liegt  auf  der  Hand.  Nur  so  wird  vcrstJtndlich, 
wie  ein  Delegierter  des  Gewerkvereins  davon  sprechen  konnte, 
dafs  man  wohl  ein  tüchtiger  „Gewerkvereiuer"  sein  könne, 
aber  trotzdem  noch  nicht  für  die  Interessen  der  Zigarren- 
und  Tab;ik;n  beiter  einzutreten  brauche,  oder  wenn  ein  anderer 
sagte,  für  ihn  öci  es  egal,  welciiem  lierufo  die  Mitglieder  an- 
gehörten, er  kenne  nur  „Oewerkyereiner^.  So  konnte  nur 
die  Verkennnng  des  Wesens  eines  Gewerkvereins  reden. 

Es  sei  darauf  hingewiesen,  dafs  der  Gewerkvereins- 
verband  grundsätslich  eine  derartige  ungesunde  Mitgliede^ 
Politik  nicht  billigt,  vielmehr  nach  §  7  des  Verband sstatnt« 
es  Pflicht  der  Generalräte  und  Ortsvereinsausschüsse  ist,  darauf 
zu  halten,  dafs,  wenn  10  Mitglieder  eines  und  desselben  Be- 
rufes in  einem  Ortsverein  vorhanden  sind,  diese  zur  Gründung 
eines  eigenen  Ortsvereins  im  Anscblufs  an  den  Gewerkverein 
ihres  Berufes  schreiten.  Immerhin  ist  abc!  trotzdem  hier- 
durch (He  Möglichkeit  gegeben,  dafs  eine  groise  Zahl  ver- 
schiedener Berufsangehöriger  einem  Gewerkvereine  bei- 
treten ^ 

Die  Frage  der  Berufsreinhcit  eines  Gewerkvereiuö  wurde 


seinen  Beschlüssen  verflihrt  der  Genenurat  m  letater  Zait 
folgendermafsen:  ist  der  neu  Aufzunehmende  kein  Zigarren- 
arbeiter, 80  wird  er  an  den  Ortsverein  seines  Berufes  gewiesen, 
besteht  ein  solcher  nicht,  so  wird  er  aufgenommen. 

Man  kann  nicht  sagen,  dafs  diese  Lösung  befriedigt,  da 
eben  zu  wenig  GewerkToreine  bestehen,  um  allen  grö£seren 
Berufszweigen  einen  besonderen  Gewerkverein  zu  bieten,  wie 
das  bei  den  sozialistischen  Gewerkschaften  doch  tats-HliHoh 
der  Fall  ist.  Der  Oeneralrat  hrit  schliefslich  im  Dez-  u  h^^r 
1902  beschlossen.  Steinhauer,  SieinUrucharbeiter  und  Zem'^nt- 
arbeiter,  die  sieh  besonders  dem  Uewerkverein  der  Zigarr^-n- 
und  Tabakarbeiter  anst  hlossen,  nicht  mehr  aufzunehmen.  Dieser 
Beschluis,  welcher  übrigens  nicht  unangefochten  blieb,  scheint 
mir  doch  ein  Fortschritt  zu  sein  gegenüber  dem  früheren 

'  Geradezu  Fniizip  ist  dies  im  Gewerkverein  der  „Fabrik-  und 
Handarbeiter",  indem  tatijächlieli  alle  Berufe  vertreten  sein  können 
und  znm  Teil  auch  sind. 
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planlosen  Wcrljtii  von  Mitgliedern  verschiedener  Berufe.  Soll 
tler  Gewerkverein  überhaupt  lebcüsl'iihiger  werden  als  bisher, 
80  mufs  er  mit  aller  Energie  die  Agitation  in  Suddeutschland 
betreiben  und  zugleich  die  Reinigung  Yon  anderen  Berufs- 
angehör igen  durchsetzen,  um  seine  Aktionsfreiheit  als  Gewerk- 
verein wieder  zu  erhalten.  Vor  allem  darf  er  sich  nicht  auf 
die  Krankenkasse  verlassen,  welche  —  wenigstens  als  Voll- 
kasse —  kein  langes  Leben  mehr  haben  dürfte.  Vermag  der 
Gewerkverein  sich  nicht  mehr  als  bisher  als  solcher  zu  be- 
währen, so  wird  er,  nachdem  er  schon  aus  dem  Norden,  Nord- 
westen und  der  Mitte  Deutschlands  verdr?ln*^t  ist,  auch  im 
Südp:i  ftineii  kräftigen  Wettbewerber  Hndon,  welcher  sich  an 
seine  Stelle  setzen  bezn\  f?eine  Wtiiterverbreitung  hemmen 
wird,  nilmlich  in  dem  eliristlieh-sozialen  Tabakarbeiterverband , 
dessen  Entstehung  und  Entwicklung  noch  kurz  zu  besprechen 
sein  wird. 
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Sechster  Abschnitt, 


Der  Verband  ehristlielier  Tabak-  nnd  Zigarren 

arbeiter  Deatschlands. 


Seit  dem  Ende  der  OOer  Jalire  dos  vori^^Mi  Jahrlumderts 
ist  die  deutsche  Gewerkschaftöbewegung  durch  das  Kntaiteher 
der  christlich  -  sozialen  (Gewerkschaften  in  ein  neues  Kut- 
Wicklungsstadium  getreten.  £in  Menschenalter  hatte  man  in 
Deutschland  die  Gewerkschaften  allgemein  fiär  Ausgeburten 
sozialdemokratischer  Hetzerei  angesehen;  jetzt  begann  ein 
neues,  seine  Loyn1it.it  betonendes  Arbeiterelement  der  Welt 
zu  zeigen,  dafs  es  keineswegs  das  Privileg  Sozialdemokrat! scher 
Arbeiter  sei,  mittels  Organisierung  eine  Besserung  der  sozialen 
Lage  zu  crstroben. 

Kein  Zweifel,  d-ils  auch  bei  Begründung  der  christlich- 
sozialen Gewerkschatten  der  Wunsch  einer  politischen  Part^*!. 
diesmal  der  ultramontanen,  der  Gefolgscliaft  der  ArHeitei 
sicher  zu  sein,  die  stärkste  Rolle  spielte.  Aber  man  sollte  dovh 
nicht  verkennen,  dafs  eine  grofse  Masse  nichtsozialdemo- 
kratischer  Arbeiter  vorhanden  war,  welche  der  sozialdemo- 
kratischen Pronaganda  unzugänglich  waren,  und,  so  lange  die 
sogenannten  „ireien**  Gewerkschaften  unter  dem  Einfluls  der 
sozialdemokratischen  Partei  mehr  oder  minder  standen,  schuts- 
los  den  Arbeitgebern  gegenttbertreten  mufsten,  weil  sie  den 
freien  Gewerkschaften  nicht  angehören  konnten. 

Zunäclist  war  es  wesentlich  das  Verdienst  katholisclier 
Geistlicher  und  Sozialpolitiker,  die  christlich-soziale  Gewerk- 
schaftsbewegung ins  Loben  zu  rufen.  Handelte  es  sich  doch 
in  der  Hauptsaclie  um  katholische  Arbeitermassen  im  Khein- 
land,  in  Westtalen,  Bayern,  Baden  und  Hessen.  Aber  schon 
gelegentlich  der  Gründung  des  Gewerkvereius  christlicher 
Bergarl)eiter  im  Jahre  1804  wurde  es  deutlich,  dafs  mau  be- 
strebt war,  weniger  den  konfessionellcu  als  den  überhaupt 
nichtsozialdemokratischen  Charakter  zu  betonen.  Bei  der 
Gründung  des  „Gewerkyereins  der  Berg-,  Elsmi-  und  Metall- 
arbeiter für  den  Oberbergamtsbezirk  Bonn"  wirkte  der  evan- 
gelische Hofprediger  Stöcker  mit  dem  katholischen  Vikar 
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BrauiKs  ziisamuK^n Ks  schien  nicht  unmöglich  zu  sein, 
evangelische  und  kathoiisciie  Arl)eiter  inierkonfeaaionell  in 
Gewerkschaften  zusamnu  nzutasseu.  Trotz  der  Abneigung  ge- 
wisser katholischer  Kreide  gelang  es,  —  namentlich  dem 
christliclien  ( iewerkverein  der  Bergarbeiter  unter  seinem  Vor- 
.sitzendeu  lirubt  —  dem  Gedanken  einer  interkonfesisionellen 
Organisierung  soweit  Geltung  zu  verschaffeni  dafs  in  Mainz 
auf  dem  ersten  Kongrefs  der  christLichen  Gewerkschaften  z\l 
Pfingsten  1899  ihr  neutraler  Charakter  festgelegt  werden 
konnte.   Hier  stellte  man  folgende  Leitsätze  auf: 

^Die  Gewerkschaften  sollen  interkonfessionell  sein,  d.  h. 
Mitglieder  beider  Konfessionen  umfassen,  aber  auf  dem  Boden 
des  Christentums  stehen," 

„Die  Gewerkschaften  sollen  unparteiisch  sein,  d.  h.  sich 
keiner  bestimmten  jiolitischen  Partei  nischliefsen/ 

„Die  Knh-tenm»^  parteipolitischer  i  ragen  ist  fernzuhalten, 
aber  die  HcrheiiVihrung  gesetzlicher  Reform  auf  dem  Bodeu 
der  bestehenden  (resellschaftsordnung  zu  erörtern'-^.** 

Die  folgenden  Jahre  zeigten,  dafs  diese  Leitsätze  vor- 
züglicli  geeignet  waren,  die  Arbeiter  interkoufessioncU  zu 
organisieren.  Die  zweifellos  vorhandenen  Gegenströmungen 
vermochten  die  Entwicklung  nicht  zu  stören.  Auf  dem  Kon* 
gresse  der  christlichen  Gewerkschaften  zu  Frankfurt  a.  M. 
(1900)  wurde  ein  „Gesamtverband  der  christlichen  Gewerk- 
schaften Deutschlands"  nach  dem  Muster  der  in  der  „General- 
kommission der  Gewerkschaften  Deutschlands**  zusammen- 
gefafsten  freien  Gewerkschaften  gegründet.  Die  weiteren 
Kongresse  zu  Krefeld  (190l),  zu  München  (19U2)  und  zu 
Essen  (19<t|)  bewiesen,  dafs  man  emsig  um  den  Ausbau  der 
christlichen  ( iewerksehat'ten  bemttht  ist.  Auf  dem  in  weiteren 
Kreisen  ])ekannt  uewordenen  ..deutscheu  Arbeiterkungrefs  "  zu 
Frankfurt  a.  M.  (nktober  llMi;))  waren  es  die  in  dem  Gesamt- 
verband der  christlichen  Gewerkschaften  zusammengefafäten 
Gewerkschaftsverbunde,  welche  den  Kern  aller  jener  dort 
vertretenen  Organisationen  bildeten.  Unter  den  in  wirtschafte 
licher  Beziehung  fragwürdigen  Gehilden  der  konfessionellen 
Arbeitervereine  gaben  sie  dem  Frankfurter  Kongrefs  seinen 
eigentlichen  Charakter  als  Massendemonstration  organisierter, 
nichtsozialdemokratischer  Arbeiter,  welche  Forderungen  er- 
hoben, die  sonst  gewfihnlich  als  sozialdemokratisch  gebrand- 
markt werden^.    Überhaupt  hat  im  allgemeinen  der  anfangs 

*  Geschichto  und  Entwicklung  der  christlichen  Gewerkschaften 
Deutschlands  nebst  Protokoll  des  dritten  christlichen  Gewerkacbafts* 
Jcongresses  zu  Krefeld.  Verlag  des  Gesamtverbandes  der  christlichen 
Gewerk.schafteu  1901,  8.  3  u.  10  ff. 

*  Ebenda. 

*  \'gl.  Protokoll  der  Verhandluoffeu  des  deutschen  Arbeiter- 
kongrosses.  Abgehalten  am  25.  u.  26.  Oktober  1903  in  Frankfurt  a.  M. 
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scharf  betonte  Gegensatz  zu  den  sozialdemokratischen  Gewerk- 
schaften einem  praktischen  Ivoiupromifsstandpunkt  bei  Stre?k- 
fragen    Phitz   gemacht,    worauf  schon    Wein  hausen  inn- 
gewiesen hat  ^    Das  ist  ganz  natürlich,   da  beide  Gewerk- 
schaftsgruppen die  ArbeibM'iiiteresseri  vertreten  müssen,  wollen 
sie  lebensffihig  sein:  ein  spreclienihjs  Argument  gegen  die- 
jenigen, welche  alle  gewerkschaftliclien  Bestrebungen  ledig^lich 
auf  politische  Verhetzung  zurückführen.   Es  ist  geradezu  auf- 
fallend, mit  welcher  Schftrfe  auch  die  chriatlichen  Gewerk- 
schaften von  den  Arbeitgebern  bekämpft  werden.  Deutlich 
zeigt  es  sich,  dafs  keineswegs  die  sozialdemokratische  Färbung 
der  freien  Gewerkschaften  der  einzige  Grund  für  deren  Unter- 
drückung seitens  der  Arbeitgeber  war,  wie  dies  so  oft  be- 
hauptet und  geglaubt  worden  ist,  sondern  eben  auch  in  erster 
Linie  ihre  wirtschaftliche  Betätignng,  welche  die  christlichen 
Gewerkschaften  gleich  ihnen  anstreben. 

Anf    dem     Boden    dieser    christlichen  Gewerksclmfr-- 
bewegung,  wie  sie  soeben  charakterisiert  ist,  entstand  au<  !i  | 
der   „Christlich -soziale  Verband  der  Tabak-  uud 
Z  i  ga  r  r  e  n  a  r  b  e  i  t  e  r  Deutschlands"*.     So  viel  ich  sehe, 
namentlich  durch  den  Textilarbeiterverband  vom  Nietlerrliein 
angeregt,  gründeten  im  Dezember  des  Jahres  1899  Zigarren- 
arbeiter in  Cleve,  Goch,  Geldern  und  Kaldenkirchen  eine 
christliche  Gewerkschaft  der  Zigarrenarbeiter,  wdehe  die 
Mainzer  Leitsätze  anerkannte.    Die  nach  dem  Muster  der 
übrigen  christlich-sozialen  Gewerkschaften  eingerichtete  Organi- 
sation setzt  sich  aus  örtlichen  Mitgliedschaften,  nllndich  Ver- 
waltungsstellen oder  bei  geringerer  Mitgliederzahl  „Zahlstellen' 
zusammen.    Jede  Zahlstelle  wählt  ein  Ausschufsmitglied,  das 
die  Geschfifte  zu  führen  hat.    Für  jede  örtliche  Verwaltungs- 
stelle sind  zwei  Ausschufsmiti^lieder  zu  wfthlen,  wenn  weni^**r 
als  5Ö  Mitglieder  vorhanden  sind.    Tfat  die  Verwaltungsstelle 
mehr  als  50,  so  werden  l\,  und  von  1"<  »  ab  füi-  jedes  angefan^rf*ne 
Hundert  Mitglieder   ein   weiteres  Ausschufsmitglied  gewählt. 
Die  Ausschufsmitglieder  wählen  aus  ihrer  Mitte  einen  Vor- 
sitzenden und  einen  Kassierer.   Der  Vorsitzende  bedarf  der 
Bestätigung  durch  den  Bezirksvorstand.  Diesen  Ortsrorstättden 
li^t  wie  in  allen  Organisationen  die  Hauptarbeit  der  Ein- 
ziehung der  Beiträge  und  die  Auszahlung  der  Unterstützung 
ob.    Die  Ordichen  Mitgliedschaften  werden  zusaimn«  ngeCafst 
in  Ortsgruiipen,   welche  jedoch  ohne  organische  Bedeutung 
innerhalb  aes  Verbandes  sind.    Die  Mitgliedschaften  l)ilden 
Verbandsbezirke,  als  nUchst  höhere  Verwaltungseinlu-it  des 
Verbandes,  deren  der  christlich^  Tabakarbeiterverband  zwvi, 
den  niederrliciuischeu  (I)  und  öUddeutuchen  (llj  zählt.  An 

'  P.  Wi'inlianscjj ,  Die  christlichen  Gewcrkveroine.  DarsfollniiL' 
ihrer  K^ltst«^huIl^^  Entwicklung  und  Hedentnng.  Hcrlin  1900.    S.  11,  Ii 

-  s  it  Ostern  1005  ^Verband  christlicher  Tabak*  und  Ziganeii- 
arbeitcr  Deutschlands'*  geuauut. 
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der  Spitze  des  VerhaiicUbczirkes  steht  der  BeziiköVüröüind, 
der  aus  dem  Vorsitzenden  und  t)  Mitgliedern  besteht.  Ihm 
liegt  ab  die  Entscheidung  Ober  Aufnahme  oder  AnaschlalB 
von  Mitgliedern,  die  Erricbtung  und  Aufhebung  von  Ver- 
waltungs-  und  Zahbtellen,  Einberufung,  Vorbereitung  und 
Leitung  der  Bezirkageneralversammlungen ,  Verwaltung  der 
KassenUberschUsse  der  VerwaltungssteUenf  Befinden  tlber 
Arbeitseinstellungen.  Dem  Bezirksvorstand  zur  Seite  steht 
ein  Ehrenrat  aus  5  Mitgliedern ,  deren  Aufgabe  es  ist,  die 
Geschäfts-  und  Amtsführung  des  Bezirksvorstandes  zw  über- 
wachen, vor  allem  auch  in  der  Richtung,  ob  rlri  inter- 
konfessionelle Charakter  der  Gewerkschaft  gewahrt  wird. 
Bezirksvorstand  und  Ehrenrat  werden  gewählt  von  der  Be- 
zirksgeneralversammlung, welche  gebildet  wird  aus  sämtlichen 
Ausschuisiintgliedern  der  örtlichen  Verwaliungs-  und  Zahl- 
stellen des  Bezirks,  sowie  dem  Bezirksvorstand.  Da  die  Aus- 
schufsmilglieder  von  den  Ortlichen  Verwaltungsstellen  gewählt 
werden,  so  erttbrigt  sich  die  Wahl  besonderer  Abgeordneter, 
und  da  die  Zahl  der  Ausschuüsmttglieder  mit  der  Zahl  der 
Mitglieder  in  den  Verwaltungsstellen  steigt^  so  ist  der  Modus 
auch  gerecht  Die  Bezirksgeneralversammlung  findet  alle 
Jahre  statt.  Zu  ihrer  Korapetens  gehört  anfser  der  Wahl 
und  der  Entsetzung  des  Bezirksvorstandes  und  des  Ehrenrats 
die  Entgegennnfimp  de>?  Keeliensehaftsberichtes  und  die  Prtl- 
fung  der  .laliresrechnungy  endlieh  die  Wahl  von  Verbands- 
aLissclmrsmitgliedern.  Über  den  Bezirksvorständen  steht  näm- 
lich noch,  um  die  Bezirke  zusammenzufassen,  der  Zentral- 
vorsLand,  der  sich  zusammensetzt  aus  ein  in  ersten  und  zweiten 
Zentralvorsitzenden,  einem  »SchrüLtulirer,  dem  Kassierer  und 
Stellvertretern  der  letzteren,  und  der  Verbandsausschufs. 
X>ieser  wird  gebildet  aus  Vertretern  der  einzelnen  Verbands- 
bezirke,  nAmlich  dem  Bezirksvorsitzenden  und  Schriftfllhrer 
und  den  Verbandsansschufsmitgliedem,  welche  auf  den  Bezirks- 
generalversammlungen gewählt  werden,  und  zwar  sind  es  bei 
weniger  als  1000  Mitgliedern,  welche  ein  B(^zirk  umfafst,  zwei, 
und  für  Jedes  weitere  angefangene  Tausend  ein  weiterer  Ver- 
treter. I)er  Verbandsausschufs  versammelt  sich  auf  Einladung 
des  Vorstandes  nacli  Bedürfnis,  immer  aber  im  Anfang  des 
neuen  Gesehäftsjalires.  Seine  AufgaKH  H  sind  im  wesentlichen: 
die  Wahl  des  Zentral  Vorstandes  und  seine  Absetzung,  die 
Ernennung  und  lksoldung  von  Beamten,  wenn  solche  wegen 
Ausdehnung  der  Geschäfte  notwendig  sind,  Kontrolle  über  die 
Tätigkeit  des  Zentral  Vorstandes  und  der  tibrigen  Vcrbauds- 
organe.  Der  Zentralvorstand  hat  die  Geschfifls-  und  Kassen- 
führung  des  Verbandes  im  ganzen  zu  besorgen,  das  Ver- 
bandsvermögen  zu  verwalten.  Er  fUhrt  seine  Geschäfte  im 
Auftrage  und  im  Namen  des  Verbandsausschusses.  Dem 
Zentralvorsitzenden  steht  die  oberste  Leitung  des  ganzen 
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Verbandes  zu.  Die  Verfassung  der  Organisation  ist  hiernach 
ziemlich  kompliziert.  Sind  die  BezirksgeneralversammluDgen 
auch  wegen  ihrer  Billigkeit  enijjtehlenswert,  so  scheint  es 
doch  i'raglich,  ob  diuL-h  sie  nicht  die  Einheitlichkeit  des 
Verbandes  leidet  und  ob  der  Zentralvorstand,  der  natürlich 
auf  den  BezirksgeneralversammlaDgen  vertreten  ist,  imstande 
ist,  der  desentralisierenden  Tendenz  der  BezirksvorstJUide 
gegenüber  sich  durcksuaetsen  und  die  Binheitlicbkeit  des 
ganzen  Verbandes  zu  wahren.  Die  Entwicklung  wird  über 
kurz  oder  lang  zu  einer  straff  durchgeführten  Zentralisierung 
fahren  müssen.  Der  Verband  zahlt  Reiseunterstlltzung  nach 
einer  Karenzzeit  von  2G  Wochen  im  Betrage  von  2  Pfg.  für 
das  Kilometer  und  im  Höchsthetrage  von  1.'»  Mk.  innerhalb 
eines  Jahres,  ferner  Umzugsuntcr.stiitzung  an  Mitglieder, 
welche  drei  Jahre  dem  Verband  angehören,  bis  zum  Höchst- 
betrage von  30  Mk.,  endlich  ein  Sterbegeld  von  '10 — Cyt)  Mk. 
Die  höchste  Unterstützung  jedoch,  welche  der  Vorband  ge- 
währt, ist  eine  Streik-  oder  Oemafsregeltcnunterstütziiiig  von 
8 — 11  Mk.  wöchentlich  nach  einer  Karens^zeit  von  G  Monaten. 

Diese  UnterstQtzungen  bestreitet  der  Verband  aus  dem 
Eintrittsgeld  von  30  Pfg.  und  dem  wöchentlichen  Beitrage 
von  20  Pfg.  fUr  männliche  Mitglieder  über  18  Jahre,  oder 
15  Pfg.  für  weibliche  Mitglieder  und  männliche  Mitglieder 
unter  18  Jahren.  Ferner  gehört  zum  Verbände  noch  eine 
fakultative  Krankenzuschufskasse,  für  welche  10  oder  2l»  Pfg. 
Kxtrabeitrilge  entrichtet  wird.  Die  Unterstützungssätze  simi 
50  Pfg.  oder  ]  Mk.  pro  Tnir.  Der  gröfst««  Wort  ist  auf  die  Streik- 
Tinterstiitzuiig  ^*  K  gt,  der  Kamj>fcliar,'ikter  der^  Verbandes  dah^r 
nicht  zu  verkciiiien.  Natiu  lich  cntliiUt  ein  Anhang  der  Statinen 
auch  ein  .Strcikreglement.  Nach  diesem  unterliegen  alle  Aus- 
stände, seien  es  Angriffs-  oder  Abwehrstreiks,  der  Genehmigung 
des  Zentral  Vorstandes.  Nach  Möglichkeit  soll  stets  eine  Ver- 
mittlung angestrebt  werden.  Eine  geplante  Bewegung  ist  stets 
möglichst  frühzeitig  dem  Bezirksvorstande  und  der  Zentral- 
leitung  mitzuteilen.  Aussperrungen  und  Verschlechterungen 
der  bestehenden  Arbeitsbedingungen  müssen  zofort  unter  ge- 
nauer Angabe  der  Ursachen  gemeldet  werden,  wobei  atets  die 
Zahl  der  unorganisierten  sowie  der  Angehörigen  anderer  Ver- 
bände anzugeben  ist.  Ist  ein  Ausstand  genehmigt,  so  ist  eine 
ötreikkommission  zu  bilden.  Diese  hat  die  Strcik'  iub'n  und 
die  Arbeitsstellen  zu  kontrollieren,  allwöchentlich  Situati-^ns- 
berichte  einzureiche  n  und  die  weiteren  tlblichen  »Schritte  zur 
Überwachung  der  Streikenden  zu  tun. 

Das  gesamte  Unterstiitzungswesen  des  Verbandes  wandelt 
wlso  die  gewohnten  Bahhen,  wie  wir  sie  schon  bei  den  sozial- 
demokratischen Gewerkj»chaften  kennen  gelernt  haben.  Dsfs 
man  es  hier  mit  Arbeitern  zu  tun  hat,  welche  erst  langsam 
an  die  Organisation  gewöhnt  werden  mttssen,  geht  aus  der 
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Niedrigkeit  der  Beiträge  und  der  Unterstützungsssätze  sowie 
dem  Mangel  einer  ArbeitslosenunterstOtzung  deutlich  hervor. 
Man  Btrebt  zwar  im  Verbände  schon  längere  Zeit  danach, 
auch  diese  einzuführen.  £inige  Verwaltungsstellen  liaben 
sogar  dem  BedOrfnis  durch  Einrichtung  einer  lokalen,  fakul- 
tativen Arbeitsloscnuntersttttzung  abzuhelfen  versucht.  £s  ist 
dem  Vorstande  jedoch  nicht  gelungen,  die  allgemeine  zum 
Ausbau  des  UnterätUtzungswesons  nötige  gröfsere  Beitrags- 
erhöhungdurchzusetzen; seine  dahingehenden  Anträge  wurden 
durch  ÜrabBtimmunj}:  der  Mitü^li^dor  vorläufig  noch  abgelelint, 
doch  hat  (Ii»».  Geiicralversamnilunir  zu  Ostern  lOo.")  eine  geringe 
Heitragserhohung  bescliloddcn  und  die  hcrftt-lienden  Ünter- 
stützungszweige  erweitert*.  Der  Zentral  Vorsitzende  ist  vom 
1.  Juli  1904  als  Beamter  des  Verbandes  fest  angestellt  und 
vom  1.  Januar  1905  ab  eröcheint  ein  eigenes  Verbaudsorgan, 
nachdem  bis  dahin  das  allgemeine  Gewerkschaftblatt  mit  dem 
Kopte  „Deutsche  Tabakarbeiterzeitung"  als  solches  gedient 
hatte. 

Diese  Angaben  mögen  genügen,  um  deutlich  zu  machen, 
wie  die  christliche  Gewerkschaft  langsam  versucht ,  dem 
sozialdemokratischen  Bruderverband  ebenbürtig  zu  werden. 

Was  ich  schon  oben  allgemein  andeutete  hinsichtlich  der 
Haltung  der  Arbeitgeber  gegenüber  den  christlich-sozialen  Be- 
strebungen, trifl't  auch  bei  dem  Verbände  der  Tabak-  und 
Zigarrenarbeiter  zu.  Gleieli  y.n  Beginn  seines  Bestehens  hatte 
der  Verband  einen  schweren  Ansturm  der  P'abrikanten  im 
Sommer  1001  zu  ertragen.  In  Kahlenkirchen  bestanden 
schon  längere  Xeit  Differenzen  zwischen  der  Firma  II.  N. 
und  ihren  Zigarrenarbeitern,  welche  wegen  Verschlechterung 
der  Arbeitsbedingungen  einen  höheren  Lohn  verlangten. 
Nachdem  alle  Verhandlungen  fruchtlos  verlaufen  waren,  nahm 
sich  der  christliche  Tabakarbeiterverband  der  Sache  an  und 
suchte  zu  vermitteln.  Als  diese  Vermittlungen  zurückgewiesen 
wurden,  traten  die  Arbeiter  in  einen  Streik.  Jetzt  nahm  der 
Fabrikanten  verband  der  Zigarrenfabriken  von  Kaldenkirchen 
in  dieser  Sache  Stellung  und  sperrte  sämtliche  Arbeiter, 
welche  dem  christlich  -  sozialen  Verbände  angehörten ,  aus. 
Darauf  traten  auch  ditjenigen  Zigarrenmacher,  welche  vorher 
nicht  dem  Verband  angehört  liatten,  diesem  bei.  Die  Aus- 
sperrung der  christlich-sozialen  Verb;indsmitgHeder  rief  unter 
den  ehristliehen  Gewerkschaften  groise  Aufregung  licrvor. 
Der  Zentralverband  der  christlichen  Textilarbeiter  erliefs 
folgende  Resolution,  welche  ebensogut  «  ine  sozialdemokratische 
Gewerkschaft  hätte  fassen  können:  y^Dm-  Ausschufs  des 
Zentralverbandes  christlicher  Textilarbeiter  Deutschlands  er- 


*  Die  Angaben  S.  242  enthalten  bereits  die  vorgenommenen  Er- 
h9hnngen. 

16* 


Digitized  by  Google 


244 


XXIV  l 


blickt  in  der  Aussperrung  der  Zigarrenarbeitei  [valdenkircLeua 
eine  Vergewaltigung  der  Rechte  der  Arbeiter  und  einen 
Gewaltakt,  der  zur  Vernichtung  der  christlichen  Tab«k- 
arbeiterorganisation  dienen  soll.  Der  Verbandsausachuis  ^er 
spricht  daher  den  in  den  Abwehrkampf  gedrängten  KoU^geii 
die  Yoliste  moralische  und  nach  Möglichkeit  materielle  (Jntar- 
Stützung.  —  Der  Ausschufs  beauftragt  femer  die  Vertreter 
des  Zentralverbandes  im  Ausschufs  des  Gesamtverbandes  der 
christlichen  Gewerkscliat't,  bei  dieser  Stelle  darauf  hinzu- 
wirken, dafs  hier  die  Angelegenheit  ebenfalls  zur  Erörterung 
kommt,  <1amit  sämtlichen  christlichen  Arbeitern  Üeut^^^  ]l].•^Tld^ 
Gelegenheit  gegeben  wird,  ihr  Solidaritätsgefuhi  in  diesem 
Prinzipienstreit  zu  bekunden.** 

iSachdem  der  Streik  bezw.  die  Aussperrung  über  Jahr 
gedauert  hatte   erkannten  die   Fabrikanten   das   Recht  der 
Arbeiter,  der  Organisation  anzugehören,  an,  verpflichteten  sich, 
keine  Mafsregelungen  ▼oraunehmen,  gestanden  aber  keine 
Lohnerhöhungen  zu.  Eine  von  den  Zigarrenarbeitem  während  | 
des  Streiks  gegründete  Produktivgenossenschaft  blieb  besteben 
und  soll  bis  jetzt  eine  gute  £ntwickUing  genommen  haben« 
indem  sie  in  den  KonsamTCreinen  willige  Abnehmer  findet  ' 
Inwieweit  bei  der  Beilegung  dieses  Streiks  auch  Einflüsse  von 
Geistlichen  oder  andern  Persönlichkeiten,  welche  für  die  mifs 
handelten    christlichon    Tabakarbeiter   eintraten,  mitg^^wirkt 
haben,   ist  mir  uiiI)  kannt  geblieben.     Bei   nndcrn  Bpäteren 
Streiks  ist  von  einer  derartigen  Vermittlung  zuweilen  be- 
richtet worden.    Der  Erfolg  der  Aussperrung  war  scbiieisiicl/ 
doch   der,   dafs   der   Verband    sofort    mit    eiiiei  scliweren 
Schuldenlast   aiil.iagen   mufste   und   in   das  Anfaiigsstadium 
seiner  Mitgliederzahl-  zurückgeworfen  wurde.    War  er  von 
365  Mitgliedern  in  sieben  Zahlstellen  am  1.  April  1900  auf 
1200  Mitglieder  in  21  Zahlstellen  am  L  April  1901  gestiegen, 
so  war  seine  Mitgliederzahl  durch  die  Aussperrung  so  sehr 
reduziert  worden,  dafs  sie  am  1.  April  19o2  erst  wieder 
9(X3  Mitglieder  betrug.    Bereits  nach  einem  Jahre  hatte  der 
Verband  jedoch  schon  1(345  Mitglieder  in  23  Filialen,  taa 
1.  April  1904  war  bereits  das  zweite  Tausend  mit  220h  Mit- 
gliedern in  )i5  Zahlstellen  fiberschritten,  und  am  1.  April  190*» 
mit  -i^'fjti  ]\litj:rliodern  IVist  das  fl ritte  Tausend  erreicht. 

Ich  ^^laube  nicht  lehl  zu  gelien,  wenn  ich  diese  starke 
Zunahme  an  Mitf^liedern  einerseits  dem  Wohl  wollen  zuschreibe, 
welches  Lehrer  und  besonders  Geistliche  dem  ohrisiiici:«'!^ 
Verbände  beweisen,  anderer.seit.>  aber  aueii  der  entichlasseneo 
Haltung  des  Verbandes  in  Lohn  kämpfen  und  Differenx^« 
deren  weitere  Schilderung  hier  unterbleiben  möge.  In  deoi 
Verbände  regt  sich  weit  mehr  ursprüngliches  und  krftAtgf* 
Leben,  als  heute  bei  dem  Hirach-Dunckerschen  Qewwkt«^ 
zu  beobachten  ist.   Wenn  man  die  christliche  Gkwerkschsft»* 
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prciüc  üiid  die  Buriclite  der  VcrbaiKl.-^uigaiie  liest,  bat  man 
ebenüo  das  Gefühl,  vor  einer  elementaren  Bewegung  der 
Arbeiter  zu  stehen,  wie  das  in  so  hohem  Hafse  beim  Lesen 
der  alten  sozialdemokratischen  Gewerkschaftsorgane  aus  den 
ÖOer  oder  70er  Jahren  der  Fall  ist  Der  Qrund  liegt  darin» 
dafs  die  Bewegung  Arbeiterkreiso  ergriffen  hat,  welche  zum 
grofsen  Teile  erst  jetzt  über  ihre  soziale  Lage  Klarheit  ge- 
winnen. Wo  die  Industrie  in  ländliche  Kreise  verlegt  ist, 
beginnt  langsam  die  Absonderung  des  früher  ländlichen,  nun 
immer  mehr  industrialisierten  Arbeiters  von  seinen  Irtndlicli 
gebliebenen  Mitbewohnern  deutlich  zu  werden.  Auch  die 
geistig  weniger  regsamen  Arbeiter  beginnen  zu  empfinden, 
dafs  es  Zeil  iur  üsie  sei,  sich  an  den  Bestrebungen,  ihre  soziale 
Xiage  zu  heben,  mehr  zu  beteiligen.  Alle  diese  Arbeiter  aber 
treten  aU  Neulinge  in  die  Bewegung  ein.  Bald  wird  in  ihnen 
-durch  den  von  vielen  Fabrikanten  wegen  ihrer  Zugehörigkeit 
iBum  Verbände  ausgeübten  Druck  ein  QefÜhl  erzeugt,  welches 
•dem  sehr  ähnlich  ist,  was  der  sozialdemokratische  Arbeiter 
^Klassenbewufstsein"  nennt  Dafs  dies  Bewufstsein  im  Wachsen 
ist^  dafs  auch  der  christlich -sozial  organisierte  Arbeiter  die 
Hauptforderungen  der  alten  Gewerkschaften  zu  seinen  eignen 
macht,  klingt  aus  allen  Berichten  immer  wieder  heraus. 

Gedeih  und  Verderb  des  Verbandes  der  Tabak-  und 
Zigarrenarbeiter  liJlngt  zusammen  mit  dem  Festhalten  an 
seinem  interkonfessionellen  Charakter.  Bis  heute  haben  sich 
auch  Katholiken  und  Protestanten  tViedlieli  in  ihm  zusammen- 
^etun,  konfessionelle  Schwierigkeiten  sind  noch  nicht  hervor- 
getreten. Dem  Verbände  gehören  etwa  ^^a  Katholiken  und 
^/ö  Protestanten  an.  Dieses  Verhältnis  entspricht  ungelahr 
den  Gegenden,  in  welchen  der  Verband  verbreitet  ist:  Rhein- 
land, Westfalen,  Baden  und  Hessen.  Vorläufig  steht  der  tlber- 
wiegende  Teil  der  katholischen  und  evangelischen  Geistlichkeit 
den  Bestrebungen  des  Verbandes  wie  der  christlichen  Qewerk* 
«chaften  überhaupt,  gttnstig  gegenüber.  Fraglich  mag  immer- 
hin sein,  ob  bei  einer  weiteren  Verschärfung  der  konfessio- 
nellen Gegensätze  in  Deutschland  die  katholische  Geistlichkeit 
nicht  alles  aufbieten  wird,  um  die  Arbeiter  in  konfessionell- 
kathonsehen  ArlxMtervereinen  zusammenzufassen. 

Nutzen  daraus  \vür<1en  nur  die  sozialdemokratischen  Ge- 
werkschaften ziehen,  welchen  dann  wohl  ein  Teil  der  christlich- 
«ozialen  Arl)eiter  zufallen  wird.  Heute  ist  wohl  eine  gröfsere 
Einigkeit  der  beiden  Gewerkschaftsgruppen  möglich,  soweit 
sich  um  gewerkschaftlich-taktiäche  Fragen  handelt.  Im 
übrigen  ist  eine  Verschmelzung  unmöglich.  Daher  wird  der 
christliche  Verband  der  Tabak*  und  Zigarrenarbeiter,  wo  er 
heute  Fufs  gefaCst  hat,  auf  lange  Zeit  hinaus  die  vomehmlichste 
Interessenvertretung  der  Zigarrenarbeiter  sein,  welche  sich  dem 
sozialdemokratischen  Tabakarbetterverbande  nicht  anschliefsen 
wollen  oder  kOnnen. 
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Das  Bild,  welches  clie  vnrlipp:<^'iule  UiitcrsuLliiin^  von  dei» 
Organisationshrstrehiinf2;en  der  Tahakarheitpr  zu  irebcii  ver- 
suchte,  zeigt  keinn  grofsen  und  glanzoiuleu  i\lrtüige,  wif^  sie 
trotz  aller  Ilemimingon  und  Störun^^en  die  deutsche  Gewerk- 
schnl't.Hbrw  t'^iing  doch  aufzuweisen  liat. 

Im  Jahre  180')  betrugen  inäiHilichc  und  weibliehc  Arbeiter 
in  der  gesamten  Tabakindustrie  zusauiinen  120(590  Personen  \ 
In  Anbetracht  der  seithengen  Entwicklung  der  Tabaktndustrie 
dürften  die  Ende  des  Jahres  1904  in  der  Tabakindustrie  be- 
schäftigten Arbeiter  auf  mindestens  140  000  Personen  zu  ver- 
anschlagen sein.  Diesen  140000  stehen  Ende  des  Jahres  1904 
insgesamt  etwa  24  700  organisierte  Tabakarbeiter  gegenüber, 
also  sind  etwas  über  17*  2  ^/o  aller  in  der  Tabakindustrie  be- 
schäftigten Arbeiter  organisiert^.  Die  Gründe  für  diese  ge- 
ringen Erfolge  sind  in  dieser  TTntersuehung  schon  h.'uifiger 
erw'ihnt  worden:  es  sind  Dezentralisierung  der  gesrm^ttin 
7i^:u  ronlndustrie,  Frauenarbeit,  Hausindustrie  und  die  Kin- 
liüsse  der  Politik. 

Die  drei  ersten  Gründe  hangen  innerlich  zusammen.  Dio 
schnell  zu  bewerkstelligende  Verlegung  der  Fal»i iktili.'ilen  bei 
Streiks,  die  Verteilung  der  Betriebe  auf  viele  kleinere  meifet 
ländliche  Orte  befördern  auch  die  Hausindustrie.  Zwar  wttrdo 
die  Flucht  der  Zigarrenindustrie  aus  den  Städten,  worauf  be- 
sonders Jaffd  hinweist,  auch  ohne  Hausindustrie  stattgefunden 


«  Vgl.  JaffS  a.  Ä.  O.  S.  204. 

•  Bei  die««'!)  27  000  organisierten  Tabakarbeitern  sind  tuu  Ii  <leo 
mir  zufffinfiljt^lipn  Daten  rlio  im  sozial(|pfnokratif»pben  Tabakarbtit<™r- 
verbaude  Organisierten  auf  It^UOO  geschätzt.  Diese  Zahl  ist  iusofem 
relativ  höher  als  die  oben  auf  S.  196,  137  angegebenen  Mitglieder* 
zahlen,  als  dort  nur  die  wahrend  eines  Jahres  zahlenden,  hier  die 
«Inrc  liprhnittlic'h  wahn^nd  eines  Jalires  in  dem  Verbände  als«  Mitglieder 

feziihltt'n  Personen  angegeben  s»ind.  Die  letztere  Art  der  Zählung  i*t 
ic  gewöhnlich  geAbte,  daher  hier  angewendete.  Die  im  dirittneh* 
sozialen  Verbände  Organisierton  sind  uf  ?*)00,  die  ]^litglied erzähl  im 
Hirscli-Diinekerst  hen  CT»»n crkvoroin  ist  ;mt  17*j<),  die  der  organisierten  Sor- 
tierer auf  1500  gesehalzt.  —  Die  >nir  bekannten  Zahlen  Für  190ii  hätteo 
ein  zu  ungfintttiges  Resultat  gegeben,  welches  der  Wirklichkeit  weniger 
aU  meine  8chätsang  enteprochea  haben  wfirde. 
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haben.    Abor  die  technische  Möglichkeit  und  Gründe  der  ße- 
quenilichkeit  verleiten  vielfach  dazu,  nicht  erst  Fabriken  zu 
errichten,  sondern  in  den  neu  tiir  die  Zigarrenindustrie  ge- 
wonnenen Distrikten  Heimarbeiter  zu  beöcliäl'tigen.  Ahnlich 
Bind  die  Wirkungen  der  eintretenden  Notwendigkeit,  den  Be- 
trieb zu  vergrOCiern  oder  das  Fabrikgebäude  den  sanitären 
Anforderungen  gegenüber  auf  der  Hohe  zu  halten:  man  baut 
nicht  neu,  sondern  man  gibt  die  Arbeit  ins  Haus.   Auf  diese 
Weise  breitet  sich  die  Hausindustrie  mit  der  Dezentralisation 
der  Fabrikation  aus,  und  jene  ist  es  wiederum,  welche  der 
Frauenarbeit  am  meisten  Vorschub  leistet.  Zwar  hat  in  Deutsch- 
land, so  lange  es  eine  Zigarronindustrie  gibt,  aucli  Francnarbeit 
in  ilir  existiert.    Hier  liegt  eine  Eigenart  der  Industrie  vor» 
ohne  die  sie  in  Deutschland  kaum  existenzfilhig  bleiben  dtirfte. 
Dennoch  vermag  die  Zigarrenindustrie  nur  dadurch  so  viel 
Frauen  zu  beschäftigen .  weil  sie  ihre  Arbeit  im  Hans  ver- 
ricliten  dürfen,  so  dais  die  Frau  —  allerdings  nur  scheinbar  — 
ihrem  Hausstande  erhalten  bleibt.   Wie  die  Verhältnisse  jetzt 
liegen,  ist  jedenfalls  die  Gewinnung  der  Frauen  für  die  Oigani* 
«ation  geradezu  eine  Lebensfrage  der  Tabakarbeiterverbände. 
Deshalb  hat  der  Tabakarbeiterverband  von  jeher  besonderen 
Wert  auf  die  höchst  schwierige  Agitation  unter  den  weiblichen 
Arbeitern  gelegt.    Wenn  er  am  Ende  des  zweiten  Quartals 
1904  7171  weibliche  Mitglieder  zählte^,  so  beweist  das,  wie 
■eifrig  hier  die  Agitation  gewesen  sein  mufs;  andererseits  ist 
der  Erfolg  doch  nur  gering,  wenn  man  bedenk,  dafs  im  Jahre 
1895  nach  d<'r  Gewerbezänlung  52  lU8  männltchon  Arbeitern 
74  588  weibliciie  gegenüberstanden,  so  dafs  man  heute  etwa 
1)  °.o   von  diesen   als  organisiert  ansehen   kann.    Ob  dieser 
Prozentsatz  iil>i  rhanpi  noch  weiter  atcigerungsfähig  ist,  mag 
dahingestellt  bleiben.    iSielierlich  ruht  in  der  starken  llerau- 
siehung  der  Frauenarbeit  auch  für  die  Zukunft  eines  der 
schwersten  Hemmnisse  aller  Organisationsbestrebungen  der 
Tabakarbeiter.  — 

Auf  die  Schäden  der  Hausindustrie  ist  wiederholt  mit 
Nachdruck  hingewiesen  >-«  »rden.  Selbst  Fabrikanten  haben 
anerkannt,  dafs  ihre  Einschränkung  von  Nutzen  sein  wUrde'. 
Hier  sei  nur  noch  einmal  betont,  dafe  sie  vom  rein  gewerk- 
ftehaitliclien  Standpuidvt  aus,  ganz  abgesehen  von  ihren  schon 
ev'or  terten  Hegleiterscheinungen  wie  Vermehruiifr  der  Frauen 
und  Kinderarbeit,  brichst  ungünstig  wirkt.  „Heimarbeit,"  so 
schreiben  die  W'ebbs  „macht  in  der  Tat  das  ganze  Gewerk- 
vcreinswesen  unmöglich^."    Denn  nur  der  Arbeiter,  welcher 

i  Vgl.  Beilage  zum  „Tabakarbeiter^  vom  &  Mftn  1905. 

«  Vgl.  Jaffe  n  n.  O.  S.  :^40. 

•  Sidiiey  und  Bcatrice  Webb,  Theorie  und  Praxis  der  eiigliacUeii 
Oowerkvereine  (deotsch  von  0.  Hugo)  II.  Bd.  S.  86« 
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Beine  Lebensstellung  zu  yerbessern,  die  sittliche  nnd  physische 
Kraft  besitst^  iat  ttberbaupt  organisationsfkhigy  oder  was  das- 
selbe ist,  knlturflUiig.  Die  Hausindustrie  proletarisiert  jedoch 
mit  wenigen  Ausoahmen.  Daher  der  Kampf  aller  Gewerk- 
vereine der  Welt  gegen  die  Hausindustrie.  Die  geringe  Ver- 
breitung sowohl  des  cbristlicli-sozialen  als  des  sosialdemo* 
kratischen  Tabakarbeiterverbandes  in  Westfalen  kann  nur  durch 
das  Vorherrschen  der  Hausindustrie  in  diesem  Landesteil  er- 
klärt werdend  Würde  —  und  dafs  dies  endlich  geschieht,  dart 
man  wohl  hoffen  —  energisch  dem  Ubn  liaiidTiehmen  der  Haus- 
industrie in  der  Zigarronindustrie  aut  dem  W  ege  der  (lesetz- 
gebung  gesteuert,  so  würde  auch  den  Organisationen  der 
Tabakarbeiter  damit  der  gröfste  Dienst  geleistet  werden. 

Man  wird  nach  allem,  was  hier  über  die  in  der  Gestal- 
tung der  Industrie  selbst  liegenden  Hindemisse  einer  krafitigen 
gewerkschaftlichen  Entwicklung  gesagt  ist,  wohl  behaupteik 
können,  dafs  die  Tabakarbeiter  mit  gans  ungewöhnlichen 
Schwierigkeiten  bei  ihren  Organisationsbestrebnogen  su  kämpfen 
haben.  Aber  daneben  muu  man  auch  betonen,  wie  sehr  die 
Verbindung  dieser  Bestrebungen  mit  politischen  Parteien  und 
Persönlichkeiten,  bei  aller  Förderung  zu  gewissen  Zeiten,  ihnen 
geschadet  hat,  und  dafs  es  eine  notwendige  historische  Folge 
der  geschilderten  P^ntwicklung  i.>t,  wenn  diese  Einflüsse  der 
Politik  noch  lange  nicht  erschöpft  sind.  Warum  hier  be- 
hauptet wird,  dafs  jene  Einflüsse  schädlicli  wareUj  geiit  schon 
genugsam  aus  dieser  Uiitersuchiing  hervor,  es  sei  nur  noch 
darauf  hingewiesen,  dafs  die  politische  Färbung  der  einzelnen 
Gewerkschaftsgruppen  auch  auf  ihre  Ausbreitungsfähig- 
keit  eingewirkt  hat  und  noch  in  erheblichem  MaTse  ein- 
wirken wird. 

Ich  habe  Tcrsucht,  durch  die  nebenstehende  Übersicht  Uber 
die  Mitgliederzahl  der  einseinen  Organisationen  nach  den 
einzelnen  Landesteilen  ein  Bild  davon  su  geben »  wie  Bich 
bisher  die  Organisationen  ausbreiten  konnten,  und  wie  sie  es 

vermutlich  weiter  tun  werden'.  Der  unbediugte  Anschlufs 
des  Tabakarbeiterverbandes  nn  die  Sozialdemokratie  und  die 
dauernde  Befestigung  dieser  (refolgschaft  durch  den  Ausschafs 

verschafften  zwar  dem  Verbände  in  den  Gegenden  mit  sozial- 
demokratisch rr  Arbeiterhevölkernng  einen  grofsen  Teil  seiner 
Erfolge,  fihrr  (j;or;ide  auch  diese  Verknüpfung  mit  der  Sozial- 
demokratie setzt  seinem  Wirken  unverkennbare  Schranken, 
wo  er  mit  nichtsozialdemokratischen  Arbeitern  zu  tun  hau 


»  Vgl.  die  Übersicht  S.  249. 

■  Leider  fehlt  in  der  Überpicht  der  TTir^rh-Dnnckersche  Gewerk- 
verein.  Derselbe  bat  in  Baden  etwa  das  Dreifache  der  MitgliederzahL 
welche  der  Tabakarbeitenreihand  dort  besitstt  wUirend  er  in  Nerd- 
deutichlaiid  mehr  und  mehr  an  Ctobisi  Terloren  hat. 
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■  IHo  /nliloii  l>o7.inhon  sieh  »uf  den  K^hluf«  dfm  Jftbrea  1903  mwt  nB«iUg«  tum  Tftbalc 

ar»»«-il«  i--  Nr.  I.s.  .lalirtr  19«^. 

■  l*ie  ZnhU<n  bc/johim  mioIi  auT  «lio  Mitte  i\vh  .Inhres  1904  mu8  ^Orü^HniMator"  Nr.  S.  .lahrMT.  3. 
3  lUe  Zahlen  bvzit^hen  sich  auf  <l(<ii  Schlur«  des  Jahre«  Soitilom  Imt  <li(>  Mitglioilor- 

«ahl  in  Baden  «ine  Vertloppolung,  liio  Mitglioilcrcahl  in  den  nitri^en  I.andefitcilon  auch  !^tarki« 
Vormohrun^;  erfahren. 

<  K>  -iiiKl  «lio  /.JililiK  iKt  <  i'  Wi  :  I  i /iililuii;.'  von  18?'.*»  «iing«  st 1 1  ,  wobei  noch  ru  berüok- 
<ichtitcon  ivi  ,  .|jifs  in  «Ii«  sen  /.aliN  ti  IN  f  1  i.Ksinlial'i' ,  kaufniHnninrhc»  rerttoiial  usw.  mit  m- 
•/^«griffen  int,  tlas  liild  aUo  nicht  ganz  richtig  «ein  kann.  Iiu  ({rufsen  und  ganzen  aber  dürfte 
«ü  nicht  »a  falaehMi  SchldMen  v«riett«n. 

16** 
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tn)orall,  wo  (He  Bevölkerung  der  doziuldcmokrutischen  Partei 
auhiUigt.  liiulen  wir  auch  tlun  Tabakarbeiterverband  prozentual 
am  stärkaten  vertreten,  Qanz  aaf&Uend  sckwach  dagegen  ist 
er  in  Baden,  wo  in  den  hauptsächlich  für  ihn  in  Betracht 
kommenden  Bezirken  nicht  sozialdemokratisch  gew&hlt  wird. 
Diese  Erscheinung  stimmt  mit  den  Klagen  der  Delegierten 
auf  den  General vürsammlungen  des  Tabakarbeiterverbandes 
zusamTiion ,  dals  sie  mit  Hme  des  sozialistisch  redigierten 
^ Tabakarbeiter"  nun  und  nimmer  in  Süddeutschland  mit  Er- 
folg agitieren  könnten.  Man  hat  sogar  eine  Sitzverlegung 
des  sozialdemokratischen  Verbandes  nach  dorn  Süden  Deutsch- 
lands angeregt,  um  hier,  wo  die  Zigarrcnmdustrie  immer 
stflrker  wird,  mit  allem  Nachdruck  a<^itieren  zu  können.  Aber 
aneli  dies  Mittel  würde  wenig  hellen.  In  der  kurzen  Zeit 
seines  Restchens  hat  der  christlich-soziale  Verhaiid  iri  l.uden 
den  Tabakarbeiterverband  längst  überholt.  Im  Aulang  des 
Jahres  1905  hatte  er  dort  bereits  gegen  1000  Mitglieder.  Auch 
der  Hirsch -Dunckersche  Gewerkverein  hat  gerade  in  Baden 
seine  besten  Erfolge,  gehabt  und  etwa  die  Hälfte  seiner  Mit- 
glieder in  Baden  K  Ähnlich  steht  es  mit  der  Konkurrens  der 
beiden  Verbände  im  Rheinland. 

Sicherlich  ist  der  sozialdemokratische  dem  christlich- 
sozialen Verbände  heute  noch  weit  überlegen.  Seine  alten 
und  neuen  Unterstützungseinrichtungen ,  die  Schulung  seiner 
BeamtfMi  nnd  iilteren  Slitglieder  bilden  heute  noch  dem 
iüiiL':«'ren  Mitbewerber  gegenüber  einen  starken  Vorsprun^. 
Aber  es  mufs  dennoch  für  ausgeschlossen  gelten  .  dals  er  mit 
dem  christlich-«uzialen  Verbände  konkurrieren  kann,  so  lange 
er  seinen  sozialistischen  Radikalismun  nicht  unterdrückt.  Die 
Huiriuiiig  des  Tabakarbeiterverbandes,  dals  mit  ihm  vereint 
die  Sozialdemokratie  in  Baden  Fortschritte  machen  wUrde,  ist 
heute  noch  utopisch.  Dem  christlich-sozialen  Verbände  steht 
in  Sttddeutschlandi  namentlich  in  dem  wichtigen  Baden,  ein 
weites  Feld  fUr  seine  Agitation  offen»  so  dafs  er  hier  sehr 
stark  werden  dürfte ,  zumal  er  vorläufig  noch  wenig  mit  der 
Hausindustrie  zu  kämpfen  hat.  Der  Wettkani})f  zwischen 
den  beiden  wichtigsten  Organisationen  der  Tabakindustrie 
scheint  in  Süddeutschland  demnach  unvermeidlich  zu  sein. 
Die  allgemeine,  noch  kurz  zu  berührende  Tendenz  einer 
schlieföliehen  Verstilndigung  in  gewissen  Fragen,  wie  das  viel- 
fach in  Deutsciiland  in  anrloren  Gewerben  schon  stattfand, 
wird  jedoch  auch  hier  (iie  iiecndigung  des  Kriegszustandes 
zwischen  Ix  id^n  <  )rganisationen  bedeuten.  Zwischen  Hoiden 
wird  der  1  lirseli-I  )unkersehe  Gewerkverein  sich  öcliwer  halten 
können,  der  Verein  der  Zigarrensortierer  als  Spezialorgani- 


'  lu  Wcstfaleu  scheint  die  Agitation  für  aUe  Vcrbäode  gleich- 
märsig  dnrcli  die  HansindaBtrie  erschwert  su  sein,  wie  schon  erwlluit 
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satioii  mit  gemäfsigter  politischer  Grundlage  Aussicht  auf 
weiteres  Bestehen  haben.  — 

Wenn  diese  Arbeit  auch  nui"  einen  kleinen  Teihuisschnitt 
der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung  zu  erfassen  und  dar- 
zttsteliea  venacbt  hat,  ao  finden  sich  doch  auch  in  ihm  eine 
Reihe  für  die  geaamte  Bewegung  typischer  Punkte:  der  Wider- 
stand vieler  Behörden  und  des  Untemehmertams,  das  Be- 
rechtigte in  den  Gewerkschaften  anzuerkennen,  die  unbedingte 
Überlegenheit  der  Arbeil^ber  in  LohnkUmpfen  mit  den 
Arbeitern;  typisch  ist  auch  das  Streben  der  Arbeiter  nach 
Stärkung  ihrer  Organisation,  der  hiermit  zusammenhängende 
Drang  nach  Ausbau  des  Unterstützungswesens,  die  Reglemen- 
tierunt!:  'Irr  Streiks,  dio  Ausbildung  eines  gewerkschaftlichen 
Boaniteiitums ;  ty|»iscli  ist  insbesondere,  wie  die  sozialistisch- 
radikale  Kampfesorgani.sation  immer  mehr  gezwungen  wird, 
Balmen  einzuschlagen,  welche  die  geniäföigten  Elemente  der 
GewerksclKiftshewegung  längst  bcscliritten,  und  wie  dies  gegen 
den  Willen  des  politisclicn  Wegweisers  der  Organisation,  des 
Ausschusses,  durchgesetzt  worden  ist. 

Tfpisch  ist  endlich  in  dieser  Arbeit  fUr  die  ganze  Ge- 
werkschaftsbewegung die  Dreiteilung  der  OiganisationB* 
Bestrebungen  in  der  TabakindustHe  in  sozialdemokratische, 
freisinnige  und  nicht-sozialdemokratische.  Während  die  frei- 
sinnigen Gewerkvereine  bei  ihrer  heutigen  inneren  Verfassung 
lind  Leitung  ohnmächtig  bleiben  müssen,  wird  die  Rivalität 
der  beiden  anderen  Gruppen  eine  neue  Entwicklungsstufe  der 
Gewerkschaften  in  Dcutseldand  licranfftihren  helfen,  welche  auf 
eine  Ausgleichung  der  politischen  Gegensätze  zwischen  beiden 
Gru})})!'!!  hinwirken  wird.  Denn  beide  werd«  !!  zur  Nach- 
giebigkeit gcgcneinandor  gezwungen  werden;  datur  t>nr'j;t  schon 
(iie  Notwendigkeit  geniein»amen  Vorgehens  bei  Lohnkauipfen 
und  das  Bestreben,  bei  der  Agiiaiiun  den  Berufsgenosaen 
anderer  politischer  Richtungen  möglichst  neutral  zu  erscheinen. 
Das  häufige  Unverständnis  und  Milstrauen,  welches  die  Ge- 
werkschaften in  der  Öffentlichkeit  gefunden  haben,  ihre  recht- 
lose Stellung,  die  schweren  Fehler  des  Sozialistengesetzes :  sie 
haben  zwar  auf  Jahrzehnte  hinaus  die  Sozialdemokratie  zur 
Alleinherrscherin  eines  grolsen  Teiles  der  deutschen  Arbeiter- 
welt gemacht.  Die  Zeit  liegt  jedoch  nicht  fern,  wo  durch  die 
Entwicklung  der  Sozialdemokratie  selbst  auf  der  einen  Seite 
und  die  der  sozialistischen  Gewerkschaften  auf  der  anderen 
Seite  aufs  nenc  die  i\TöglH'hkolt  geboten  wird,  diese  Arbeiter- 
organisation^!) der  sozi  d  l  (  inokratischen  Herrschaft  zu  entziclien. 
Diese  Gelegen iieit  findet  einen  weiteren  wertvollen  Stützpnnkt 
in  dem  Vorhatidensein  und  der  Weiterentwicklung  der  christlich- 
suzialen  Gewerkschaften. 

Die  wahrscheinliche,  auch  auf  dem  letzten  Gewerkschafts- 
kongrefs  (19i)5)  sich  andeutende  Umbildung  der  sozialistischen 


Digitized  by  Google 


252 


XXIV  X 


GewerkBchafton  in  der  Richtung  der  Unterdrückung  des  Radi* 
kälismus,  welche  unserer  allgemeinen  Kenntnis  vom  Werden 
menschlicher  Institutionen  eutäprechen  würde,  kann  sich  jedoch 
nur  durchsetzen,  wenn  die  Ansieht  sich  allgemeine  Qeltung  ver- 
schafft, dafa  auch  die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung  Ii-  llsam 
und  notwendig  in  unserem  ^^'irtschaft8leben  ist,  so  ^ut  wie 
Handelsg'^soll.schaftcn  und  Kartelle.  Aufrichtige  soziale  Gesetz- 
J2;el)ung  iu  der  Richtung,  dem  Arbeiter  eeiii  Sclbstbestimuiungs- 
recht  durch  das  Mittel  der  (Tcwerkschaften  /,u  ^ewiihrleisten,  wird 
eine  {::ewaltige  Hilfe  dazusein,  ilni  wieder  zur  Mitarbeit  an  imscrt  m 
g<  samten  nationalen  Leben  /al  erziehen.  Die  Gewerköclialten 
sind  in  Deutschland  heute  reif  genug,  Gegenstand  solcher 
Gesetzgebung  zu  sein.  Ein  groC^er  Schatz  von  Tachtigkcit, 
Mannhaftigkeit  und  Strehen  nach  Kultur  ist  in  ihnen  ent- 
halten. Ihn  nidit  einer,  wie  sie  gegen w&rtig  ist,  vaterlands- 
feindlichen,  im  letzten  Grunde  auch  den  Arbeitern  schädlichen 
Partei})olitik  auszuliefern  oder  zu  überlassen,  mufs  das  Ziel  der 
Sozialpolitik  auf  diesem  Gebiet  sein.  Zu  der  Erkenntnis,  dai^ 
dieses  Ziel  nicht  unerreichbar  ist,  möge  auch  diese  Unter- 
suchung beigetragen  haben. 


FierwriHjiio  Uoibuchdruckem  btepliau  G«ib«i  &  Co.  in  Ait«nbarg. 
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A.  AUgemeineB. 

Viele  Werke  der  technischen  Fachliteratur  bezeichnen 
die  Müllerei  als  eine  Kunst,  die  nicht  rein  handwerksmäßig 
t>rlernt  und  ausgeübt  werden  könne;  denn  außer  der  eigent- 
lichen Vermahlung  müsse  der  Müller  die  Beurteilung,  die 
Behandlung  und  die  Mischung  der  nie  ganz  gleichartig  aus- 
falienden  Getreideernten  versteheik,  wenn  er  in  seinem  Berufe 
etwas  leisten  wolle.  Diese  Wertschätzung  der  Mflilerei  ist 
yerhllitnismäfiig  neuen  Datums;  swar  hatte  man  den  Übergang 
Ton  der  alten  HandrattUerei  zum  Wind«  und  Wasserbetrieb 
laut  als  Fortschritt  begrüßt  und  viel  besuii*^'  n,  aber  noch  im 
Anfange  des  19.  Jahrhunderts  war  in  Deutschland  die  Meinung 
verbreitet,  daß  das  damals  äußerst  einfache  Mühlenhandwerk 
von  einem  Mann«»  mit  c:^sundom  Menschenverstand  in  einer 
Woche  bequem  zu  erlernen  sei.  Heute  ij^ostnltet  sich  das  Bild 
giU)7,  anders!  Es  ist  hier  die  Entwickelung  des  deutschen 
Mulilen^fwcrbea  nach  einer  Epoche  des  Stillstandes  durch  das 
19.  Jalii  hundert  zu  verfolgen,  durch  das  Jahrhundert  der 
Technik,  das  endlich  auch  der  Mullerei  den  technischen  und 
wirtschaftlichen  Aufschwung  brachte.  Und  am  Ende  dieser 
Periode  wird  sich  der  betrachtete  Qewerbezweig  als  zum 
großen  Teil  festfundierter  modemer  Grodbetrieb  präsentieren, 
der  mit  der  Hüllerei  vom  Anfang  des  Jahrhunderts  eigentlich 
nur  noch  den  Namen  gemeinsam  hat. 

In  der  Bedeutung  für  die  Volksemährung  steht  das  heutige 
Mtthlengewerbe  unbestritten  an  erster  Stelle.  Seine  Lage  ist 
in  den  letzten  Jahren  in  Presse  und  Parlament  vielfach  er- 
örtert worden,  aber  diese  Eri^rterungen  vermochten  sich  nur 
selten  über  einseitige  Eigen-  oder  Parteiinteressen  zu  erheben; 
sie  kennzeichnen  sieh  meistens  durch  weitgehende  Tendenz- 
befangen  lieit  und  haben  daher  nur  bedingten  Wert.  Die 
wissenscluililiche  Literatur  über  die  Mühlenindustrie  ist  merk- 
würdigerweise  gering;  erst  in  den  alh  rletzten  Jabri'n  ist  liier 
eine  Wendung  zu  verzeichnen  gewesen  und  neuerdings  scheint 
auch  die  seitens  der  Interessenten  bisher  beobachtete  ängst* 
liehe  Geheimhaltung  alles  Wissenswerten  etwas  abzunehmen. 
So  ist  zu  hoffen  f  daß  die  Müllerei  aus  einer  immer  umfang* 
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reicheren  Bearbeitung  der  sie  berührenden  Fragen  zukünftijs 
Nutzen  ziehen  wird,  und  ebenso  ist  zu  hoft'en,  daß  es  gcliiigu 
anstatt  der  heute  wenig  freundlichen  Beziehungen  eine  engere 
Fühlung  zu  erreichen  zwischen  der  Müllerei ,  der  Landwirt- 
Schaft  und  der  Bäckerei;  denn  diese  drei  Gewerbe  sind  ja 
eigentlich  durch  ihre  engen  Wechselbeziehungen  geradesu  sum 
vereinten  Marschieren  gezwungen. 

Ober  die  Entwicklung  der  Mtthlentechnik  weiB  man  nicht 
besonders  viel;  ihre  geschichtliche  Entstehung  soll  daher  in 
einem  besonderen  Kapitel  unter  Benutzung  der  in  der  Literatur 
zerstreuten  Angaben  behandelt  werden;  daran  knüpft  sich  die 
Darstellung  der  technischen  Verbesserungen  im  19.  Jahr- 
hundert und  eine  kurze  Besprechung  der  Müllerei  in  ihrer  | 
heutigen  Form,  im  liahmen  der  vorlioL^  ndm  Untersuchung 
ist  es  natürlich  nur  möglich,  die  Mülilenlechnik  in  ^röfier^n  ' 
Zii^^eii  zu  srluldern;  das  betreffende  Kapitel  erhebt  also  nicht 
den  Ansprueli,  praktischen  Müllern  und  Ingenieuren  Neues 
sagen  zu  wollen,  sondern  es  soll  lediglich  dem  Zwecke  dienen, 
den  mit  der  Müllerei  nicht  Vertrauten  einen  übersichtlichen 
Einblick  in  dieses  Gewerbe  au  erleichtern.  Im  aw^tmi  Teil 
der  Arbeit  ist  die  wirtschafüiche  Entwicklung  bebandelt,  und 
zwar  Eunttchst  in  rein  chronologischer  Anordnung,  welche  etwa 
bis  aum  Jahre  1875  eingehalten  ist.  In  die  Folgezeit  f^t 
dann  die  Hauptentwicklung  des  modernen  Mühlenbetriebes; 
es  war  daher  nötig,  hier  die  chronologische  Einteilung  auf- 
zugeben und  dieses  Stadium  der  neuesten  Entwicklang  nach 
der  stofflichen  Differenzierung  zu  gliedern.  —  Um  gleich  an 
dieser  Stelle  eine  Anschauung  von  der  Bedfutun^  der  deut- 
schen Getreidemiilhrei  zu  ^eben,  sei  bemerkt,  daß  die  dctirx  he 
Mühlenproduktion  einen  \V<'rt  v-m  mehr  als  1  H<Mj OOUuinj  Mk.  ' 
repräsentiert  und  daß  hiervon  etwa  llUUUOUUUU  Mk.  auf  die 
Handelsmüilerei  entfallen. 

B.  Das  Wesen  der  Mflllereu 

Die  Aufgabe  der  Getreidemülierei  ist  die  Trennung  der 
im  Getreide  enthaltenen  verdaubaren  Teile  von  denen,  di* 
für  den  menschlichen  Magen  unverdaulich  sind^  also  die  Er- 

zeugiin*^  eines  möp:Iiehst  kleietrcien  Mehles  und  anderseits  die 
Gewinnung  einer  niehltreien  Kleie.  Unter  letzterer  sind  di** 
harten ,  teilweise  verholzten  Samenschalen  und  die  weichen 
äußeren  Kleberschichtcn  des  Getreidekornes  zu  verstehen :  liie 
inneren  Kleberschichten  sind  da^^^gen  ein  wichtiger  Mehl- 
bestandteil, denn  guter  Kleber  hat  die  Fähigkeit,  bis  2'M>*'ü 
Wasser  aufzunehmen  und  dann  eine  elastische  Miiase  zu  er- 
geben^ während  Starke  mit  Wasserbeimengung  nur  eine  un- 
elastische Masse  darstellt   Kleberreiches  HeU  liefert  daher 


Digitized  by  Google 


XXIV.  4. 


3 


im  allgemeiiien  ein  poröses  Brot  von  gutem  Geschmack, 
kleberarmes  Mehl  aber  ein  rissiges  Brot,  das  sehr  fado 
schmeckt  Die  Güte  des  Klebers  ist  in  seinem  Stickstofffrehalt 
begründet,  der  normal  10  beträgt,  die  C^uaiiLät  ist  um  so 
besser,  je  mehr  Stickstoff  darin  enthalten  ist. 

Im  vorltegenden  Fall  soll  nur  der  Weisen  und  Roggen 
berücksichtigt  werden;  die  Gerste-,  Hafer-,  Maisyermahlung  usw. 
bleiben  unberttcksichtigt,  da  sie  besonders  in  Deutsebtand  von 
untergeordneter  Bedeutung  sind. 

l3as  Roggenkorn  zeigt  die  einfachere  Bildung;  seine 
Schale  besteht  nur  aus  zwei  Häutchen,  der  Fruchthaut  und 
der  Samenhnut;  unter  letzterer  befindet  sich  die  Kleberzellen- 
schicht, dio  den  Mrhlkörper  von  der  Schale  trennt.  Das  äußere 
Rog^^(!nkorn  hat  eine  siih(?rgraue  odvr  blangraue  Farbe,  eine 
län^^lirhc,  walzenförmige  Gestalt  ohne  tietere  Furi'lien.  Anders 
das  Weizenkorn.  Hei  diesem  wird  die  Fruebtbaut  aus  drei, 
die  Samen  haut  aus  zwei  einzelnen  Hftntchen  j^;ebildet;  das 
Korn  i^i  gelbbraun,  eiförmig,  nach  außen  hin  etwas  konvex; 
es  zeigt  auf  der  Bauchseite  einen  tiefen  Längseinschnitt,  die 
Kerbe,  die  sich  in  einem  Spalt  bis  etwa  in  die  Mitte  des 
inneren  Kornes  fortsetat.  Die  Vermahlung  des  Roggens  ist 
also  auch  die  einfachere ;  und  da  überdies  auf  die  Gewinnung 
feinster  Koggenmehle  im  Gegensatz  zu  den  Weizenmehlen 
wenie  Gewicht  gelegt  wird,  so  vereinfacht  sich  das  Mahl- 
verfahren noch  mehr,  so  daß  eine  Roggenmühle  in  Anlage 
und  Betrieb  weit  billiger  ist  als  eine  Weizenmühle  gleicher 
Leistung. 

Die  Behandlung  des  Getreides  wird  später  besprochen, 
doch  mögen  die  wesentlichen  Punkte  schon  hier  erörtert 
werden:  durch  das  „Putzen"  werden  Erde,  Staub,  Fremd- 
kör{)er  entfernt,  beim  „S})itzen''  die  Keime  am  unteren,  sowie 
das  Bartchen  am  oberen  Ende  beseitigt,  beim  „Schälen** 
werden  die  verschiedenen  Häute,  aus  denen  die  Samenhülle 
besteht,  als  Kleie  abgeschieden;  der  innere  Mehlkern  allein 
liefert  ein  brauchbares  Mehl,  das  um  so  weiBer  und  hoch* 
wertiger  wird,  je  mehr  man  bei  der  Vermahlung  nach  innen 
gelangt;  der  äußere  Teil  ist  härter  und  kleberreicher  und  er- 
gibt daher  dunklere  Mehle.  Die  mineralischen  Teile  des  Ge- 
treides bestehen  etwa  zur  Hälfte  aus  Phosphorsäure,  ferner 
aus  Kali,  Magnesia,  Kalk,  Natron,  Chlor,  Kieselerde,  Eisen- 
oxyd. Die  Men.ire  dieser  unyer1»i  luclibaren  Bestandteile  wird 
durch  Brei  nproben  festgestellt;  ihre  Asche  wiegt  etwa  Veo  bis 
VsÄ  der  vcrlnannten  Kfirper, 

Hinsiclitlich  der  Getreideproduktion  ist  zu  sagen,  daß 
Deutschland  zu  Anfang  »1er  Betrachtunp^'speriode  seinen  Be- 
darf noch  durchaus  selbst  })roduzierte.  S})!iter  haben  sich  aber 
die  Verhältnisse  stark  geändert.  Die  deutsche  Landwirtschaft 
ist  mehr  und  mehr  vom  Anbau  des  Roggens  zum  Weizenbau 
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übergegangen  und  hat  hier  he- anders  die  Produktion  der  er- 
tragreichen, aber  geringwertigen,  sogenannten  englischen 
Weizensorten  gepflegt.  Der  Grund  ist  folgender:  der  deutsche 
W^eizen  entwickelt  in  einer  Ähre  nur  zwei  bis  drei,  nur  selten 
aber  vier  Samen,  der  englische  dagegen  mindestens  vier,  in 
der  Regel  aber  ftinf,  häufig  sogar  sechB  Samen.  Fflr  die 
Landwirtschaft  stellt  Bich  alao  der  Anbau  dieses  WeiaeuB 
günstiger;  der  Vorteil  wird  ftlr  sie  aber  noch  am  so  grOfi«, 
als  der  englische  Weizen  ihr  mehr  Stroh  bringt  als  der  ge* 
wohnliche  deutsche  Weizen.  Die  Qualität  ist  dagegen  be- 
deutend schlechter;  der  Gehalt  an  Kleber  ist  zu  gering^  und 
daraus  resultiert  eine  schlechte  Backfähigkeit;  die  Qualität 
wird  noch  melir  verrine^ert,  je  mehr  df^r  Rlibenbau  zunimmt, 
der  die  Rodenkraft  vöüi|^  aussaugt  und  für  den  nachfolp'endeii 
Weizenanbau  eine  äußerst  starke  künstliche  Düngung  er- 
forderlich macht.  Aus  dem  Grunde  der  immpr  schlecht«*ren 
KornbeschafFenheit  %\  urde  die  Beinuschung  und  Mitverniahlu.ng' 
kleberreichen  ausländischen  Weizens  eine  immer  kategorischere 
Forderung,  besonders  da  die  Anforderungen  an  gute  Mehle 
sntens  der  Konsument^  gans  gewaltig  gestiegen  sind.  So 
sieht  sich  Deutschland  hinsichtlich  seiner  Weizenversorgung 
auf  eine  Einfuhr  aus  dem  Aaslande  aneewiesen. 

Beim  Roggen  ist  die  Änderung  in  den  Produktionsquellen 
eine  weniger  starke;  die  Roggeneinfuhr  ist  mehr  konstant  ge- 
blieben, da  einerseits  durch  immer  intensivere  Bodenkultur 
die  Produktion  erheblich  gesteij^ert  wurde,  anderseits  aber  die 
Bevölkerung  im  letzten  Viertel  des  \\).  Jahrliunderts  sich  in 
immer  steigeTulem  Maße  dem  Weizenmehlkonsum  zugewandt 
hat.  So  nimmt  der  Bedarf  an  reinem  Roggenmohl  kaum  zu; 
heute  käufliches  Ro^^^jenbrot  ist  sogar  oft  aus  einem  Kenusch  ' 
%'on  Roggen-  und  Weizenniehl  lier^estellt.  Immerhin  lat  der 
Roggen  noch  heute  liaupinalirungsmittel  in  großen  Teilen  von 
Ost-  und  Norddeutschland,  ferner  in  Dänemark,  in  Rußland 
und  Teilen  Yon  Österreich;  der  Weisen  ist  Hauptnahrungä 
mittel  in  Sttd-  und  Westdeutschland,  sowie  in  einigen  Teilen 
Mitteldeutschlands,  femer  in  dem  deutschen  Österreich,  in 
Frankreich  und  England. 

Das  Getreide  ist  heute  der  wichtigste  Welthandelsartikel 
geworden  und  immer  mehr  tritt  eine  Teilung  der  Handels- 
Staaten  in  Ein-  und  Ausfuhrstaaten  ein.  Eine  ntthere  Be* 
trachtung  dieser  Verhiiltnisse  dürfte  sich  schon  an  dieser 
Stelle  emptehlen ,  wozu  die  von  Fridriehowicz  ^  für  da^i 
Jahr  1905  aufgestellten  Tabellen  dienen  mOgen.  Nach  ihnen 
stellt  sich: 

(Siehe  die  Tabellen  auf  S.  5  und  6.) 


^  Vgl.  Fridrifliowifz,  Technik  des  internationalen  Oetretdehiiri-  fi. 
Berlin  It^OS,  S.  S  und  4.  (Die  Erntezeiteti  siitd  vom  Verfasser  hinzugemgt.) 
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T     Die  W<>  1 1  e  r  n  1 0  und  der  Konsumbedarf  in  Weizen. 


Land 


Er- 
zeu- 
gung 


Ver- 
brauch 


Fehl, 
betrag 


Über- 
schnft 


in  Millionen  Doppelzentnern 


Emteaeit 


CkoBbritannien 


Frankreich 
Deutschland 
Österreich  . 
Italien    .  . 
Niederlande 
8cliweiz  , 
Belgien  .  . 
Dänemark  . 
Schweden  . 
Spanien  .  . 
Portugal-  , 
Griechenland 
Ap}i)ten 
Uugaru  .  . 
RoffUnd 


Rnniiinien  .  .  , 
Bulgarien  .  .  , 
Serbien  .... 
Türkei  .... 
Ostindien  .  . 
Vereini<*te  Staaten 

Nordamerikas  . 
Kanada  .... 
Argentinien  .  , 
Australien  .  .  . 
Algier  .... 


17 

84 
37 
18 
43 
1 
1 
8 
1 
1 
30 
2 
2 
4 
46 
150 


22 
11 

4 

18 
75 

184 
27 
42 
15 
6 


73 

98 
57 
28 
52 
6 
5 
17 
2 
4 

35 
8 
4 

32 
180 


12 
6 

3 
15 
05 

158 
16 
14 
13 

5 


56 

14 
20 
15 
9 
5 
4 
14 
1 
3 
5 
1 
2 

i 


14 
20 


10 

5 

1 
3 
10 

26 
11 
28 
2 
1 


Jnli ,  August, 
Sept,  Oktbr. 
.Tum  und  Juli 
Juli  und  Aug. 
Jnli 
Juni 
August 
Juli 
Anguat 

Sept.  und  Okt. 

Juni 

Juni 

Juni 

Feb.,Mft»,Aiir. 

Juli 

Süd-Rußland 
Juni,  Juli, 

Nord-Rußland 
Septbr.,  Okt. 

Juli 
Juli 
Juli 
Juni 

Februar,  März, 
April 

Juni,  Juli 
Juli,  Auffust 
Desbr.,  Januar 
Januar 
November 


Summa 


«39 


858 


150 


131 


Also  Defiait  19000000  Doppelaentner. 

An  beiden  AufoteUungen  filUt  Eanttchst  auf,  dafi  ein  ab- 
fiolater  Fehlbetrag  an  Weisen  wie  an  Roggen  vorhanden  war. 
Das  Defizit  an  Weizen  von  19000  000  l)oppel8entnem  fand 
aber  Deckung  durch  den  aus  dem  Jahre  1904  restierenden 
Überschuß  von  etwa  34000  000  Doppelzentnern;  es  konnte 
also  noch  ein  Überschuß  von  etwa  15000  000  Doppelzentnern 
in  das  Jahr  lOO'i  übernommen  werden.  Auch  dem  Fehlbetrage 
an  Kofrf;;en  von  etwa  2nOn(M)nO  Dopi)elzentn(Tn  staiKl  ein 
ÜbcTscliuß  aus  1*H)4  gegenüber,  der  aber  nur  etwa  gleich 
groß  war,  f>o  daß  tatsächlich  für  l'MM»  kein  \^orrat  blieb. 
Ferner  zeigt  die  zweite  Tabelle  die  auffallende  Tatsache,  daß 
Rußland  trotz  seines  Rufes  als  Roggenexportland  im  be- 
trachteten Erotejahre  nicht  nur  keinen  Überschuß;  sondern 
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II.    Welternte  und  Konsumbedarf  in  Rofjpen. 


Land 


seugniig 


Ver- 
brauch 


Fehl- 
betrag 


Über- 
schoA 


in  Millionen  Doppelzentnern 


14 

15 

1 

98 

102 

9 

19 

23 

4 

3 

6 

3 

5 

e 

1 

4 

6 

2 

6 

8 

2 

8 

3 

4 

5 

1 

14 

11 

200 

202 

2 

3 

2 

1 

4 

3 

1 

5 

4 

1 

8 

7 

1 

Frankreich  

Deutscliland  , 

Österreich  

Niederlande  

Belgien  

Dänemark  

Schweden  

Norwegen  

Spanien  

Unparn  

Ruliland  

Kumiiuien  

J^ulgarien  

mkei  

Verein,  lätaateu  Nordamerikas 


Rumma 


382 


I 


402 


28 


Also  Defizit  20  000000  Doppelzentner. 


80gar  einen  Fehlbetrag  von  2000000  Doppelzentnern  anfwies; 
dieses  Land  hatte  jedoch  einen  Vorrat  von  etwa  15000000 
Doppelzentnern  aus  dem  Jahre  1904;  es  konnte  also  setbet  » 

dem  betrachteten  schlechten  Elrntejahr  noch  etwa  13(XK)0(h) 
Doppelzentner  teils  exportieren,  und  zwar  hauptsächlich  nach 
Deutschland  und  Österreich,  zum  anderen  Teil  für  1906  au^ 
sparen. 

Dor  Erntotermin  für  Weizen  ist  nach  der  obigen  Tabelle 
auf  alle  Jahreszeiten  verteilt,  so  daß  also  jederzeit  neue  Ge- 
treidenienfi:en  auf  den  Weltmarkt  geworfen  werden.  Haupt- 
erfonlcrnis  ist  daher  heute  für  jeden  Mühlenleiter  eine  jj:riind- 
liche  kaufmännische  Schulung  und  Ausnutzung  von  Markt- 
konjunkturen. Letztere  ist  für  den  deutschen  Müller  um 
80  mehr  erschwert,  als  amerikanische  Getreidehandels-  und 
Spekulationsfirmen  ihre  möglichst  umfangreichen  Ankäufe  in 
mächtigen  Speicheranlagen  lagern,  um  die  Ware  erst  bei  ein- 
getretenem Hochstand  der  Preise  auf  den  Harkt  zu  werfini. 
Eine  Kenntnis  der  Weltmarktlage  und  annähernd  sichere  Be- 
urteilung der  kommenden  Preisenlwickeln  -;  gehört  daher 
heute  zu  den  schwierigsten  Aufgaben  der  Müllerei. 


Digitized  by  Google 


ERSTER  TEIL. 


Erstes  Kapitel« 

Die  Geschichte  der  Mfihlentechnik  bis  1800. 

Nfthoro  Angaben  über  die  gesclüchtliche  Entwicklung 
der  Technik  darf  mnn  nicht  in  Hon  heutigen  wissenschaft- 
lichen Fachwerken  suchen.  Die  Ingenieurwissenschnft  liat  im 
vergangenen  Jahrhundert  eine  ungeahnte  Entwickelung  erlebt, 
die  sich  noch  in  der  (:Jegenwart  eitrig  fortsetzt.  80  bleibt 
dem  praktisch  tätigen  Ingenieur  keine  Zeit,  den  Blick  in  die 
fernere  Vergangenheit  zurückzuleuken;  er  gründet  auf  der 
Gegenwart  die  Technik  Zukunft,  er  baut  dir  die  kom- 
meDden  Generationen.  Geschichtliche  Angaben  finden  sich 
daher  meistens  nur  in  dürftiger  Weise  in  der  Literatur  irer^ 
streut  und  ihre  Kontrolle  auf  Glaubwürdigkeit  ist  oft  sehr 
schwer  ausfuhrbar.  Man  weifi,  daß  die  Kenntnis  der  Mttllerei 
bis  in  die  fernsten  Zeiten  zurückreicht;  denn  es  entstand 
schon  früh  die  Erkenntnis,  daß  das  Getreide  als  solches  dem 
Menschen  nur  wenig  nutzt,  daß  es  vielmehr  erst  durch  ge- 
eiirnete  Zerkleinerung  zu  einer  dem  menscldiehon  Magen  zu- 
träglichen Nahrung  wird.  Diese  Zerkleinerung  geschah  zu- 
nächst durch  Stoßen  d«*r  Römer  mit  Steinkeulen  in  Steinen, 
die  etwa  durch  stetiges  W'assertropfen  oder  sonstwie  von 
Natur  gehöhlt  waren;  später  in  eigens  hergerichteten  Stein- 
mörsern; aber  dieses  grobe  und  muhselige  Verfahren  genügte 
nicht  lange,  und  so  ist  man  wohl  bald  zum  Zerreiben  zwischen 
swei  flachen  Steinen  übergegangen.  Im  fUnften  Buch  Hosts 
heißt  es  bereits:  »Du  sollst  nicht  zum  Pfände  nehmen  den 
untersten  und  obersten  Mühlstein.*  Demnach  müssen  hori- 
zontale Steinmühlen  schon  im  1(3.  Jahrhundert  v.  Chr.  be* 
k;nint  und  offenbar  allgemein  verbreitet  gewesen  sein.  In  der 
Bibel  finden  ferner  schon  die  Tretmühlen  Erwähnung,  deren 
eine,  die  den  Philistern  gehörte,  Simson  ziehen  mußte;  aber 
man  nahm  auch  nchon  damals  den  Betrieb  dieser  Midilen  durch 
Maultiere  vor.  Im  ersten  Jahrhundert  unserer  Zeitrechnung 
fanden  sich  dieselben  primitiven  Steinmühlen  bei  den  Knniern ; 
die  Unter.>>teiüe  waren  in  den  Erdboden  eingebettet,  abo  un- 
beweglich; die  konischen  Ubersteine  wurden  au  langen  Hebeln 
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gedreht,  und  zwar  durch  Skhiven;  über  diese  wie  über  ihre 
weiblichen  Genossen  wurde  diese  Arbeit  oft  als  Strafe  ver- 
hängt.   Die  Müllerei  stand  also  damak  noch  auf  einer  nicht 
viel  höheren  Stufe  als  vor  1000  Jahren!  Alierdings  enSUt 
Plinios,  dessen  Leben  in  das  erste  Jahrhunderl  n.  Chr.  fiült, 
dafi  der  Einfluß  verschiedener  Steinarten  auf  das  Mablprodnkt 
bereits  bekannt  sei  und  daß  man  ein  Verfahren  kenne,  dss 
Getreide  vor  der  Vermahlung  anzufeuchten.    Er  erwähnt 
ferner  die  bereits  damals  geübte  Trennung  der  Kleie  ▼cm 
MohL   in  der  sich  die  instinktive  Abneigung  gegen  jenes 
Produkt  als  menschliches  Nahrungsmittel  ausdrückt.  Plinius 
berichtet  auch,  daß  die  Rf5mf»r  H?iinnls  schon  pinen  Unterschied 
zwischen  feinen  und  groben  Mehlen  niachteii;   sie  hritten  für 
erstere  die  cribra  excussoria.    Siebe   aus   Pfcnleliaar  «ollen 
zuerst  die  alten  Gallier,  solche  aus  Lenieii  zuerst  die  alten 
Hispanier  verwendet  haben.    Ein  großer  Fortschritt  war  offen- 
bar die  Autkiiutzuiig  des   Wassers  als  Antriebskrfiift.  Nach 
neuester  Forschung  wird  angenommen,  daß  horizontale  Wasser- 
räder schon  etwa  um  800  v.  Chr.  von  den  OhaldHern  gebaat  sind. 
Dr.  Belük'  fand  auf  einer  Forschungsreise  in  Armenien  und 
Kurdistan  einen  80  km  Ungen  gemauerten  Kanal,  der  in  einen 
Aquädukt  ttber  den  Eorsch- Abfluß  ftihrt;  das  gewaltige  Ban* 
werk  soll  aas  der  Zeit  des  chaldäischen  Königs  Mänuas 
stammen.  Noch  heute  liefert  der  Kanal  Wasser  für  20  liegende 
Räder,  sowie  flir  die  Bewässerung  von  42  Dörfern. 

Die  erste  Erwähnung  von  Wassermülilon  in  Europa  findet 
sich  bei  Vitruvius,  der  unter  Julius  (Jllsar  und  dem  Kaiser 
Auj;iistus  Baumeister  war  und  in  den  Jahren  16 — 18  v.  Ohr. 
ein  Werk  in  10  Büchern  „de  arcliitectura"  schrieb.  Er  kannte 
auch  die  verschiedensten  Wassorsch^^pfmaschinen  und  regel- 
rechte  Paternoster  werke ,   die   damals   zum  Wasserschöpfen 
dienten.    Ausonius,  der  im  4.  Jahrhundert  n.  Chr.  lebte  und 
eine  epische  Schilderung  seiner  Rheinreise  hinterließ,  spricht 
schon  Ton  Wassermühlen  an  der  Mosel;  sie  waren  ober- 
schlächtig  und  ron  unbedeutender  Grdfie  und  jeder  Mahlgang 
hatte  sein  besonderes  Wasserrad.  Im  Laufe  der  Jahrhunderte 
wurden  die  Wasserräder  besonders  in  Deutschland  vervoll- 
kommnet, wo  man  sie  Yorsugswcise  im  Berg-  und  Hatten* 
Wesen  zur  Anwendung  brachte.  Gleichzeitig  hat  sich  Leonardo 
da  Vinci  mit  ihrer  Konstruktion  b»'schiiftigt  und   aueh  in 
Frankreich   fanden   dieselben  Verbreitung.     Jaquos   lio^^on - 
beschreiht  in  s(Mneni  „Theatre  des  Instrumenta  ni;ithematiijue> 
et  ui'''ohani(|U('.s"  157^  oinen  Mahlgang,  dessen  IMiihleisen  durch 
ein  direkt  darunter  behndliches  Wasserrad  seine  Rotation  er- 

'    Die  Mühle",  18^7  Nr.  23. 

'•^  Vfr\.  Th.  Beck,  Beiträge  zur  Geschichte  des  MaschineabiuiM, 
Berlin  1900,  S.  195. 
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hält.  Dasselbe  hat  eintiti  halbeiförmigen  Körper  und  schrauben- 
tornii«^:  g:»'krninmte  Schaufeln.  Später  suchte  man  auch  daa 
geringe  (jctUlle  nur  kleiner  F1üs?^p  atiazunützeri,  indem  man 
der  Ausbildung  der  unterschlächti;.^<'n  Räder  besondere  Auf- 
merksamkeit schenkte,  die  man  ilaan  in  Staber-,  Straube- 
und  Paiistermuhleii  einteilte.  Die  Stiibcrmühlrader  hatten 
zwei  KüifoQ,  zwischen  denen  die  Schaufeln  eingezapft  waren; 
die  Strauberäder  aber  hatten  nur  einen  Reiten  und  die 
Schaufeln  standen  auf  dessen  Stimkrans.  Beide  Radarten 
waren  in  ihrer  Höhenlage  einfärallemal  festgestellt  im  Gegen- 
satz zur  dritten  Art,  den  Panstermttblen.  Deren  Räder  sind 
nach  dem  wachsenden  oder  abnehmenden  Wasser  in  der  Höhen- 
lage yerstellbar,  haben  also  stets  die  gleiche  Beaufschlagung 
und  ergeben  somit  die  besten  Wirkungsgrade. 

Die  im  Strome  verankerten  SchiffmUhlen  sollen  eine  Er- 
tindung  Bolisars,  des  Feldherrn  des  byzantinischen  Kaisers 
Jnstinian  1.  sein,  die  in  das  Jahr  5;iH  n.  Chr.  M.  doch  sind 
sie  in  Deutschland  erst  viel  später  bekannt  geworden.  Im 
13.  Jahrhundert  sollen  sie  auf  dem  Rhein  vorgekommen  sein 
und  im  17.  Jaiirhundert  haben  niederländische  Flüchtlinge 
solche  Mühlen  bei  Mannhciiu  gebaut.  Sie  hatten  wahrschein- 
lich vertikale  Wasserräder,  die  sehr  langsam  liefen,  also  eine 
starke  Übersetzung  erforderten.  Die  späteren  Sehiffmtthlen 
beetehen  fast  immer  aus  zwei  Einzelschiffen,  von  denen  das 
gröfiere,  das  sogenannte  Hausschiff  die  Mtthlenanlage  trägt; 
das  zweite  Schiff  ist  mit  dem  ersteren  fest  verbunden  und 
hat  nur  den  Zweck,  einen  zweiten  Auflagerpunkt  für  die 
Welle  des  zwischen  beiden  Schiffen  rotierenden  unterschläch- 
tigen  Wasserrades  zu  liefern;  häutig  dient  es  nnßerdem  als 
Lagerraum.  Dipse  Mühlenfahrzeuge  werden  im  Strom  fest 
verankert  und  noch  mit  Seilen  am  Ufer  befestigt;  die  Um- 
drehungszahl ihrer  Wasserräder  ist  naturgemäß  eine  langsame 
und  meistens  sind  nur  1 — 2  Mahlgänge  vorhanden.  Die 
Schiffniühlen  haben  zeitweise  eine  starke  Verbreitung  gehabt, 
während  sie  heute  eine  untergeordnete  Rolle  spielen;  man 
trifft  sie  noch  auf  der  Etsch  bei  Verona,  auf  der  Donau  und 
anderen  Flttssen. 

RofimQhlen  waren  von  jeher  im  Gebrauch,  wenigstens 
solange,  als  man  Eselsmtthlen  kennt.  Der  Mahlgang  unter- 
schied sich  nicht  von  dem  anderer  Mühlen,  nur  wurde  der 
Antrieb  von  zwei  Pferden  besorgt,  die  beständig  einen  Kreis 
beschrieben,  im  Jahre  KHK)  etwa  wurde^  wie  Vittorio  Zonca 
in  seinem  1(307  in  Padua  erschienenen  „Novo  Teatro  di 
Machine  et  Edificii"  mitteilt,  di*^  erste  Wagenmühle  zum 
Mitführen  im  Kriege  erbaut;  die  war  erfunden  von  „Pompeo 
Targone,  Ingenieur  Seiner  Ex/ellenz  d^'s  Herrn  Ambrosio 
Spinola,  General  Seiner  katholischen  Majestät  in  Flandern" 

'  «  Vgl.  Beck,  a.  a.  O.,  8. 810. 
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Pi^*  f^anze  Mühle  war  auf  ein  Wagengestell  gesetzt,  das  von 
vier  Pferden  ins  Feldlager  gezogen  und  dort  bis  tlber  die 
Achsen   ins  Erdreich  versenkt  wurde;   zwei  Pferde  sorirten 
dann  für  den  Antrieb  der  beiden  Mahlgänge,  während  die 
beiden  anderen  ausruhten.   Die  Mühle  diente  nur  zum  Schroten,  , 
nachdem  aber  später  da.s  noch  zu  besprechende  Beutelwerk 
in  festen  MUhlen  allgemein  angewandt  wurde,  schlug  MathUs 
Beyern  1785  in  seinem  „Theatram  machinamm  moimrinm**  I 
▼or,  doch  einen  Gang  zum  Beuteln  einzarichten,  ^um  wenig-  I 
atens  bei  einer  AnnSe  vor  die  hohen  Officiers  im  Fall  der 
l^oth  recht  Mehl  zu  verschaffen''.  Die  RoßmUhlen  haben  sich 
offenbar  großer  Verbreitang  erfreut  und  sind  noch  beute  in 
entlegenen   Weltwinkeln  anzntreffen.     Der  schon  genannte 
Vittorio  Zonca  beschrieb  auch  eine  Mühle  mit  schrftgem  Tret-  | 
rade  für  Ochsenbetrieb,  die  zu  seiner  Zeit  besonders  in  Venedig,  I 
wo  keine  Wasserkräfte^  Viestanden,  in  Verwendung;  war.    Zonca  1 
stellte  auch  einen  Koilergang  mit  einem  Liliifprstein  dar,  der  ! 
durch  ein  Wasserrad  von  unten  betrieben  wurde;  diese  Muhle  I 
kam  für  Pulver  und  Leinsamen,  nicht  aber  fUr  Getreide  in  i 
Betracht.  I 

Die  Handmtlhlen  wurden  von  Menschenhand  meist  mit 
Hilfe  einer  Kurbel  angetrieben;  sie  waren  fflr  1^2  Personen 
eingerichtet  und  hatten  apitter  aogar  ein  Beutelwerk,  ba 
Kriegsfälle  oder  beim  Niederbrande  einer  Mühle  konnten  ne 
oft  auf  Wagen,  allerdings  dann  ohne  Beutelwerk,  transportiert 
werden.  Schon  früh  brachte  man  amMühleiseu  eine  Kröpfung 
und  in  diCBer  eine  Schubstange  an,  an  welcher  der  Arbeiter  j 
dann  zog  resp.  schob;  im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  hatte  j 
man  ein  Armkreuz*  mit  Schwungkugeln  am  Mühlcison  an-  I 
geordnet  und  so  die  Arbeit  etwn**   crlnichtert.     T)v^   Hand-  i 
miihlen  hnhpn  sic/i  hinge  erhalten  und  finden  sich  zu\\''i!"T>  I 
noch  heuitt,  trotzdem  nach  Mathias  Beyern  das  MahUui  aui 
ihnen   ^eine  dermaßen  saure  und  harte  Arbeit  ist,  daß  die 
leibei<^^iMien  Knechte  und  die,  so  etwas  verwürket  hatten,  «u 
Strafe  nialden  "  mußten. 

Über  den  Ursprung  der  Windmühlen  herrscht  in  der 
Literatur  keine  Einigkeit  Man  hat  angenommen,  dafi  ob 
ursprünglich  aus  Peraien  stammen,  von  dort  nach  Arabieo 
kamen,  und  daß  ihre  Kenntnis  im  11.  Jahrhundert  yon  Kreoa" 
fahrern  nach  Europa  gebracht  sei.  Dieser  Meinung  tritt 
Beckmann^  mit  der  Begrün  du  Tig  entgegen,  daß  man  im  <->rieot 
heute  keine  Windmühlen  kennt  und  daß  auch  keine  Spuren 
von  solchen  gefunden  sind;  er  Ijält  Deutschland  fiir  das  Ur- 
sprungsland trotz  der  Meinung  Antons^,  der  infolge  der  böS 


>  Vgl.  Beck,  a.  a.  0.,  S.  276. 

•  Beckmann.  Hoiträpf»  znr  Gf^'^chlehtr  der  Krtiniinngrcn,  1788i, 
'  AntoQ,  Geschichte  der  deutschen  Lanüwirtt^cUaft,  1002. 
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ert"olp:ten  Schenkuiii,'^  einer  Windmühle  an  die  Abtei  Croyland 
die  Entstehung  nach  England  verl '^t.  .Tedenfalls  waren  Wind- 
mühlen vor  llOf)  in  Frankreich  l>ekaunt,  denn  in  einem  von 
Mabillon  niifc^efuiulenen  Diplom*  erhält  ein  französisches  Kloster 
die  Erlaubuisi  zur  Erriclitung  von  „molenditui  ad  aquam  et 
ventum".    Nach  einer  anderen  Urkunde  von  1148  haben  in 
England  vor  diesem  Zeitpunkte  Windmühlen  beetenden.  Ihre 
wirkliche  Verbreitung  in  Deutschland  dürfte  aber  erst  im  13. 
und  14.  Jahrhundert  stattgefunden  haben,  und  awar  hat  es 
sich  damals  nur  um  die  sogenannten  deutschen,  die  Bock- 
Windmühlen,  gehandelt.  Das  hölseme  Gebäude  ruhte  drehbar 
auf  der  Versteifung,  dem  sogenannten  Bock  eines  vertikalen 
Holzständers,  der  „Hausbaum"  hieß;  das  Drehen  der  Flügel, 
also  dos  ganzen  Hatises,  nach  dem  Winde  geschah  mit  einem 
Hebel,  (\i^m  ^Sterz",  der  aus  der  Mü  bleu  rück  wand  hrrvorrri^^^tr^ 
und  nach  der  Drehung  festgestellt  wurde,  also  gleiciizeitig  als 
Gegenstütze  gegen  starken  VN'ind  diente.   Im  Jahre  1393  ließ 
die  Stadt  Speyer  eine  solche  Mühle  von  einem  eigens  aus 
Holland  herbeigerufenen  Windmüller  errichten,  und  Berthelot 
beschreibt  eine  Bockwindmühle  mit  Sackaufzug  aus  dem  Jahre 
1430^.   Von  diesen  Bock  Windmühlen  unterscheiden  sich  die 
„ Pal trock- Windmühlen"  nur  durch  den  Drehnnfirsmechanismus ; 
auf  einem  fest  fundamentierten  Ringe  laufen  Rollen,  auf  die 
sich  wiederum  das  Gebäude  legt,  das  nun  ebenso  wie  die 
Bock  Windmühle  gedreht  werden  kann.  Besonders  bei  starken 
Winden  erwies  sich  diese  Konstruktion  stabiler  als  die  der 
deutschen  Bockwindmühle.    Aus  der  erforderlichen  Drehbar- 
keit des  ganzen   Gebäudes  resultierte  aber  die  Forderung 
möglichst  leicht-f'r  Konstruktion,  und  daher  war  die  Wider- 
standskraft bei  starkem  Winde  so  gering,  daß  man  diesen  nie 
ganz  ausnutzen  konnte;  infolgedessen  hatten  diese  Mühlen  im 
allgemeinen  aucli  nur  einen  Mahlgang.    Dieser  Mangel  wurde 
wesenilicii  eingeschränkt  durch  die  Einführung  der  sogenannten 
llolUUuler  Windmühlen,  die  die  feste  Fundiening  des  ganzen 
Gebäudes  im  Erdboden  und  demgemäß  eine  größere  und 
stabilere  Ausführung  gestatteten.    Beim  Stellen  nach  dem 
Winde  wurde  nur  noch  der  Ropfteil,  nämlich  die  die  Ruten- 
welle tragende  Haube,  gedreht;  die  Windkraft  konnte  nun- 
mehr besser  ausgenutzt  werden  und  es  wurden  durchgehend 
zwei  Mahlgänge  l)etriel)en.    Die  Holländer  Windmühle  soll 
eine  flandrische  Erfindung  aus  dem  Jahre  1550  sein;  doch 
linden  sich  Skizzen  von  Windmühlen  mit  drohbarem  Dach 
schon  etwa  50  Jahre  früher  bei  Leonardo  da  Vinci. 

Man  hat  dann  auch  versucht,  die  horizontale  Ruten  welle 


»  Vgl.  Beckmaim,  Beitr.  tut  Geschichte  der  Erfind.,  1788,  S.  35. 

*  „Po>tr  riiistoire  des  arts  m^caniques  et  dr>  rartillorie  vers  la  fin 
du  mojen-äge"'.   Annale«  de  Cbimie  et  Physic,  Paris  lüHl. 
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mit  der  kraftraubenden  Übertragung  durch  Winkelräder  zu 
vermeiden  und  die  Windflii^^ol  zu  einem  horizontalen  Wind- 
rad mit  vertikaler  Welle  auszubilden  und  schon  ilieronimu? 
Oardanus,  von  dem  an  anderer  Stelle  naher  zu  aprech«»n  sein 
wird,  fertigte  etwa  1650  eine  Zeichnung  hierfiir  an.    In  dem 
1517  in  Nürnberg  erschienenen  Werke  des  Gualilierius  Hivius: 
„Der  iuniehmsten,  noth wendigsten ,  der  ganzen  Architektur 
angehörigen,  mathematischen  und  mechanischen  Kunst  eigeot- 
Ucher  Bericht"  findet  sich  eine  solche  Mühle  mit  horisontalem 
Windrade  Uber  dem  eigentlichen  Muhiengebäude;  die  FlQ}^ 
bestehen  aus  einem  Rahmemrerk^  in  dessen  Feldern  Ventil* 
klappen  angebracht  sind,  die  sich  nach  einer  Seite  hin  öffnen 
können.    Diese  Klappen  werden  auf  der  einen  Seite  durch 
den  Wind  geschlossen,  der  dann  an  der  gansen  Flügelfläche 
angreift;  gelangt  der  Flügel  nun  auf  die  andere  Seite,  so 
werden  seine  Klappen  vom  Winddruck  geöffnet  und  der  Wind 
wirkt  jetzt  bloß  noeh  aut  einen  kli^inen  Teil  der  Flügeltlache. 
Das  Prinzip  i.st  also:  Auffangen  des  Windes  auf  der  einen, 
unbenutztes  Durchlassen  dodselbeu  auf  der  anderen  Seite, 
l^äheres  über  derartige  horizontale  Windrflder  verschiedenster 
KonöLruktiuü  lindet  aich  auch  in  dem  großen  lül7  erschienenen 
Werke  von  Faustus  Verantius,  Erzbischof  von  Gran,  Primas 
und  Viaekönig  von  Ungarn ,  von  dem  an  spftterer  Stelle  la 
sprechen  sein  wird.  Der  Titel  des  Baches  lantet:  „Machinae 
novae  Fausti  Verantii  Sicenti  cnm  declaratione  latina,  itatica. 
hispanica,  gallica  et  germanica.    Venetiis  cum  Privilegiis^. 
Verantius  beschreibt  hier  Windrftder  für  einen  viereckigeo 
und  für  einen  runden  Turm  und  nennt  dieselben  „Panemoren**^. 
In  der  Folgezeit  sind  offenbar  mit  diesen  Windrädern  ver- 
schiedene praktische  Versuche  gemacht,  aber  die  Konstruktion 
hat  keine  weitere  Verwendung  gefunflen.     Im   Jahre  IHob 
machte  der  damals  recht  bekannte  Miilil«  nljauer  A  M.  Arndt 
in  Magdeburg  neue  Vorschläge  und   wollte  mit  einem  hori- 
zontalen Windrad  von  8  m  Durchmeüser  eine  vertikale  Wind- 
uiuliie  mit  27  m  langem  Rutenzeug  ersetzen.    Als  weiti-re 
Vorteile  führte  er  an  die  Stabilität  des  viereckigen,  massives 
Gtebättdes,  den  Fortfall  der  nach  dem  Winde  au  drehenden 
Haube,  die  besseren  Innenräume  and  besonders  die  Möglich- 
keit, jedensett  an  mahlen.   Auch  das  Amdtsche  Windrad  hat 
sich  in  die  Praxis  nicht  einAihren  können  nnd  in  nenettv 
Zeit  hat  man  von  derartigen  Plänen  kaum  etwas  gehört,  wflf 
die  Windmühlen  von  immer  geringerer  Bedeutung  geworden 
sind. 

Die  Mahlgänge  war»'n  gegenüber  den  früher  emÄhnten 
röniisc'lif'n  Miililwerken  wold  etwas  verbessert  worden,  be- 
sonder«» durch  die  Aufhängung  des  oberen,  des  Läufer&teines; 

^  Vgl.  Beck,  Beitr.  xur  Geschichte  der  MascUiueubaukuude,  8.  M7. 
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aber  im  wesentiichen  war  mnn  hei  der  alten,  umstäDdlichen 
und  groben  Herstellungsmetiiode  hin  n  und  war  nur  im 
Anfange  des  16.  Jahrhunderts  dazu  übergt;ganp:cn,  das  Sieben 
des  Mahlprodukts  nicht  mehr  von  Meiischeiihaod ,  sondern 
durch  ein  Beutehverk  am  Malilgange  selbst  vornehmen  zu 
lassen.  Das  Beutelwerk  bestand  im  wesentlichen  aus  einem 
Wollbeutel  y  der  Tom  Mtkhlwerk  beständig  gedreht  und  ge* 
schttttelt  wurde.  Tobias  Schmidten  berichtet  in  seiner  1056 
erschienenen  Chronik  der  Stadt  Zwickau:  „Im  Jahre  1502 
Mittwoch  vor  Job.  Baptistas  ist  das  Räderwerk  der  Beutel  in 
Mühlen  allhier  in  Zwickau  erstlich  aufgekommen  und  gebraucht 
worden  Und  in  dem  1588  in  Paris  erschienenen  Werke 
des  Agostino  Ramelli,  in  welchem  die  „diverse  e  artificiose 
machinc"  beschrieben  sind,  ist  srbon  eiti  anderes  Rüttelwerk 
erwähnt,  das  direkt  über  dem  Liiutcrsteiü  betindlich  di^  Zii- 
ftihrung  des  Mahlgutes  regelt.  Die  Vornahme  der  Beut<  1»  i 
direkt  au  dem  Mahlganir  blieb  zukunftig  die  vorherrsclicndey 
ja  beinahe  die  allein  bekannte  und  erst  in  neuer  Zeit  ist  man 
zu  getrennten  Sichtmaschinen  gekommen.  Aber  auch  die 
Erfinder  dieser  Apparate  hatten  schon  längst  einen  Vorgänger, 
dessen  Name  zwar  nicht  bekannt  ist,  dessen  Maschine  aber 
der  schon  erwähnte  Mailänder  Hieronimus  Oardanus,  der 
1501—1576  lebte  ,  in  seinem  1550  erschienenen  Werke  „De 
subtilitate"  ^  beschrieben  hat.  Diese  Mehlsichtmaschine  stälte 
ein  vom  Mahlgange  vollständig  getrenntes  Rttttelwerk  dar, 
das  durch  eine  Handkurbel  betätigt  wurde  und  drei  Sorten 
sichtete:  die  Blume  des  Mehles,  das  grobe  Mehl,  die  Kleie, 
Der  ganze  Apparat  war  dicht  verschlossen  im  Gegensatz  zum 
Mahlgangsbeutelwerk  und  dem  Handsiebapparat,  bei  welchem 
die  Armlöcher  den  Durchgang  von  Staubmehl  mehr  oder 
weniger  erlaubten ;  es  fand  also  kein  Mehlverlust  bei  der 
neuen  Maschine  statt,  die  Arbeit  war  nicht  mehr  so  gesund- 
heitsachadlicli  und  größere  Sauberkeit  war  möglich.  Der 
Hauptvorteil  aber  war,  daß  ein  einziger  Mann  das  Rad  drehen, 
das  Sichtgut  aufschütten  und  die  Endprodukte  sammeln  konnte, 
also  die  Arbeit  von  Dreien  leistete.  Es  genügte  ein  einfacher 
Arbeiter,  ein  „gerulus**,  der  weit  billiger  arbeitete  als  ein  ge- 
lernter Sieber.  Dasu  kamen  noch  als  weitere  Vorteile  die 
genauere  Sichtung  und  die  geringere  Abnutzung  des  Leinen- 
siebes. Der  Erfinder  erhielt  vom  Kaiser  das  Privilegium,  daß 
keiner  ohne  seine  Zustimmung  den  Apparat  benutzen  dürfe; 
es  ist  ihm  offenbar  gut  ergangen,  denn  Cardanus  sagt:  „er 
zfoht  seinen  Lei)en8unterhalt  aus  dieser  Industrie  und  hat  sich 
vor  kurzem  ein  Haus  i^'eknuft." 

]^och  eine  andere  Eründung  sei  hier  erwähnt,  die  man 

*  Beckmann,  Hcitr.  zur  Geschichte  der  Erfind.,  I,oi]»7.ig  1788. 

*  Vgl.  Beck,  Beitr.  zur  Geschichte  der  MascbiDenbaukunde,  S.  182. 
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auch  aligemein  für  eine  Errungenschaft  des  19.  Jahrhunn  :i 
gehalten  hat,  nämlich  die  erste  Walzenmühle'.    Der  schuii 
crwfthnte  Italiener  Kiiui  ülli  ^in^eniero  del  christianissiino  Ke  di 
i^'rHueia  et  di  PüUuiiia'  hat  eine  regelrechte  Walzen uiuiilc  in 
seinem  erwähnten  Werke  1588  beschrieben.    Eine  eiserne^ 
konische,  geriffelte  Walze  wird  in  einem  ebenfalls  eisernea, 
geriffelten  UmhtÜlungBkegel  durcb  eine  Handkurbel  gedreht 
und  aerreibt  das  Getreide;  um  den  Abstand  siriacben  beiden 
Körpern  je  nach  Wunach  verändern  au  können,  ist  das  hintere 
Zapfenlager  verstellbar.    Und  auch  der  ebenfalls  schon  ge- 
nannte Faustus  Verantius  hat  bereits  im  Jahre  KU  7  eine 
transportable^  von  Menschenhand  betätigte  Walzenmtthie  dar- 
gestellt:  eine  geriffelte  zylinderförmige  Eisen  walze  wird  an 
einer  Ilandkiirl)«^!  in  einem  ebenfalls  geriffelten  eiserneu  Halb- 
zylinder L'^f  dreht,  der  sieh   kastojit'iiriiii;^  nach  oben  fortsetzt; 
ein  Nacliöteiien  der  Walze  Hiidet  nicht  statt«  der  Zwi>fhen- 
rauni  zwischen  ihr  und  dein  HalbzvÜnder  wird  vielnielir  durch 
das  Eig<^nge\vicht  der  eister(?n  stets  möglichst  klein  gehalten. 
Diese  liandmülde  ergab  otTenbar  ein  weniger  gutes  Mahlgut 
als  die  von  Ramelli  und  die  Anwendung  beider  wird  eine 
nur  untergeordnete  gewesen  sein. 

So  hatten  sich  um  die  Müllerei  bisher  besonders  Italiener 
und  Franzosen  verdient  gemacht;  im  Laufe  der  Jahrhanderte 
gewann  sich  darauf  der  deutsche  Mlihh^nbau   einen  guten 
Namen,  indem  er  schließlich  die  Qrpische  B^orm  der  ^deutschen 
Mühle"  entwickelte,  die  bis  zum  £nde  des  18«  Jahrhundert« 
die  all^^emein  herrschende  blieb  und  in  kleinen  Mühlen  bei 
dem  Konservatismus  fl4>r  Besitzer  noch  heute  zu  finden  ist. 
Ihre  Konstruktion  \\  ir  iblgcnd«':  das  Getreide  gelangt  tlun  l; 
das  „Uumpfzeu^*"  m  das  eigentliche  Mahlwerk  und  wird  hier 
zcrmahlcn ;  das  so  erhaltene  Produkt  wird  aui  das  Beutelwerk 
geleitet,  dim  seinerseits  die  Trennung  der  Kleie  vom  Mehl 
bewirkt  und  mehrere  Mchlsorten  je  nach  ihrer  Feiniiot  ab- 
siebt.   Das  Kumpfzeug  besteht  aus  einem  trieb terfbnu igen 
Rumpf,  der  sogenannten  „Oosse**  und  aus  einem  darunter  an- 
gebrachten offenen  Kasten,  dem  „Rttttelschuh",  dessen  Abstand 
von  der  Gosse  durcb  einen  geeigneten  Mechanismus  beliebig 
verstellbar  ist.    Durch  Vergrößerung  dieses  Abstandes  wird 
der  Zulauf  des  Getreides  nach  den  Mühlsteinen  vermehrt,  so 
daß  jede  gewlin sehte  Zuströmung  reguliert  werden  kann.  Kin 
Rührnagel  gibt  dem  Schuh  dauernd  eine  rüttelnde  Bewegung" 
und  bewirkt  so  das  gleichmnßige  Ausfließen   des  Getreide» 
aus  der  (losse.    Die  beiden   horizontalen  Mühlsteine  bilden 
das   „Mahl-  oder  (iehwerk"   und   zwar  ist  der  untere,  der 
„Bodeuött  in'',  unbeweglich,  willirend  der  darüber  angeordnete 
Oberstein  rotiert  und  daher  „Läufer''  heißt.  Zwischen  diesen 
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Steineil  geschieht  die  eigentliche  VermHlilung.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  in  die  beiden  ^^lahlilächen  Furchen ,  bO^ciiaiiiite 
„Schärfen"  eingehaucn  und  zwar  so,  daß  die  ^Schneidkanten 
des  oberen  Steines  zu  denen  des  unteren  entgegengesetzt  ge- 
richtet sind,  also  eine  Seherenvirkung  hervorbringen  and  so 
die  swischen  sie  gebrachten  Körner  zerreiben.  Diese  Farehen 
unterstützen  durch  ihren  Verlauf  außerdem  die  Wirkung  der 
Zentrifugalkraft,  die  das  Mahlgut  nach  außen  zu  schleudern 
strebt;  die  somit  gleichmäßiger  gewordene  Schleuderbewegung 
stößt  das  Mahlprodukt  seitlich  durch  eine  Öffnung,  das  „Mehl- 
loch", nach  außen  zum  Sortierapparat  hin.  Die  Achse  des 
Läufers,  „Mflhh'isen"  genannt ,  geht  durch  den  Bodr n^^tolTi 
hindurch  und  endigt  unten  in  der  „Pfanne",  einem  einfachen 
Lager,  das  später  zwecks  Ahstandverilnderung  zwischen  Läufer 
und  liodenstein  heb-  und  senkbar  angeordnet  wurde;  die  dazu 
nötige  Hebelvorrichtung  heißt  „Sichtwerk".  Am  unteren  Ende 
des  Muhleisens  ^  dicht  vor  der  rtanne,  ist  ein  Getriebe  an- 
gebracht^ das  vom  Kammrade  der  Hauptantriebswelle,  also 
etwa  von  einem  Wasserrade,  seinen  Antrieb  erhttlt 

Nach  der  Vermahlung  gelangt  das  Mahlprodukt  in  den 
Mehlbeutel,  der  aus  Wollgaze  oder  einem  Beuteltuch  besteht 
und  beständig  gerüttelt  wird.  Dieses  Rütteln  wird  durch  das 
sogenannte  „Gabelzeug"  vermittelt.  Eine  Gabel  ist  an  der 
sogenannten  Sichtewelle  befestigt  und  greift  mit  ihren  beiden 
Zinken  am  Beutel  an;  die  Sichtewelle  besitzt  einen  kurzen 
Arm,  der  seinerseits  durch  einen  auf  dem  Mlihleisen  befestigten 
^ Dreischlag"  bei  jeder  Umdrehung  des  Steines  dreimal  einen 
btoß  erhält  und  diesen  auf  den  Beutel  überträgt,  ihn  rlUtelt. 
Durch  diesen  Dreischhig,  der  zwecks  schnelleren  Beutehis 
durch  einen  Vierschlag  ersetzt  werden  kann,  wird  das  alte 
vielbesungene  (ieklapper  der  MüliK  u  hervorgerufen.  Später 
kommen  auch  Einrichtungen  vor,  die  eine  Verlängerung  oder 
Verkttrzung  des  genannten  Hebelarmes  bewirken  und  dadurch 
eine  Veränderung  im  Rtttteln  ohne  Stillstellen  des  Mahlganges 
ermöglichen.  —  Einer  großen  Beliebtheit  haben  sich  später 
die  englischen  Beuteltücher  erfreut,  die  zwar  das  Doppelte 
kosteten,  aber  die  deutschen  wesentlich  an  l'<  inheit  und  ferner 
an  Lebensdauer  um  Vs  übertrafen.  Im  übrigen  hatten  auch 
jene  von  sächsischen  und  württembergischen  Webereien  sowie 
diejenigen  der  jüdischen  Manufaktur  von  B*-r]in  und  Potsdam 
ein^'n  guten  Huf.  —  In  dem  geschilderten  Beutel  werden  also 
die  gr(d)eren  Teile  zurückbcliaiten  und  gelangen  nun  in  den 
„Sauberer",  in  d'-ra  sie  —  ebenfalls  mittels  Schütteln  durch 
eine  von  der  Siclitewelle  abgeli'iteteu  Bewegung  —  je  nach 
ihrer  Größe  durch  verschiedene  Sieb(^  lallen,  also  sortiert 
werden.  Das  über  dieses  Sichtwerk  gegangene  Mehl  heißt: 
„gebeuteltes*  Mehl  im  Gegensatz  zu  dem  nur  geschroteten 
und  nicht  gesichteten  i^Schrotmehl** ;  bei  letzterem  besteht 
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also  der  ganze  Mahlvorgaiig  nur  in  gruber  Zerkleinerung  dea 
Getreides  ohne  nachfolgende  Kleieabtrennung. 

Das  auf  diesen  deutschen  Mtthlen  angewendete  Mahlsjstem 
war  das  der  „Flachmttllerei'^  bei  der  man  den  ZwiachenraiUB 
awischen  beiden  Steinen  sehr  eng  wählte,  um  das  Mahlgut 
überhaupt  nur  einmal  über  den  Gang  schicken  zu  mftssen. 
Die  Steine  greifen  also  das  Getreide  sofort  scharf  an  und  so 
ei^ibt  sich  bereits  nach  dem  ersten  Vermählen  ein  fertiges, 
feines  Mehl,  aus  dem  nur  noch  im  Beutelwerk  die  Kleie  ab- 
zusondern ist.  Aber  dieser  Flacbmüllerei  liaftet  der  Naclit^i' 
an,  daß  die  Schale  des  Getreidekornes  nicht  viel  weniger 
pulverisiert  wird,  wie  der  Mchlkern;  die  feinen  Schalen leil'-^ 
sind  später  nur  zum  kleinsten  Teile  aus  dem  Mehl  zu  ent- 
fernen, das  daher  oft  dunkelfarbisr  wird.  Später  gin^  man 
häutig  zu  dem  entgegcuge»eLzlen  Mahlsyatem ,  der  ^Hoch- 
mUllerei"  über,  die  allerdings  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  ihre  wirkliche  Verbreitung  durch  Wiener 
MflUer  fand.  Dieses  Verfahren  war  im  letaten  Drittel  des 
18.  Jahrhunderts  seitens  der  Franxosen  unter  dem  Namen 
„mouture  öconomique''  so  laut  gerühmt  worden,  daß  man  es 
in  Deutschland  vielfach  als  eine  neue  französische  Erfindung 
ansah;  es  steht  aber  fest,  dafi  es  in  Deutschland  schon  viel 
früher  bekannt  und  bereits  von  den  Römern  vereinzelt  an- 
gewandt worden  war.  Die  Eigentümlichkeit  des  Ilnchmahl- 
vertalirens,  das  besonders  in  der  VVeixenmüUerfM'  wichtig  ge- 
worden ist,  besteht  darin,  daß  der  Zwischenraum  zwischen 
beiden  Steinen  groß  L'-ewählt  und  dadurch  erreicht  wini,  daß 
das  Getreide  nicht  aui  einmal  eine  Zerkleinerung  zu  feinem 
Mehl  erfährt;  auch  wird  die  Schale  nicht  nulveriäiert,  sondern 
gleich  anfangs  in  großen  Stücken  vom  Mehlkern  abgerissen. 
Das  erste  Mahlprodukt  heifit  .Hochschrot" ;  es  hat  sich  dabei 
nur  wenig  Mehl  gebildet,  das  von  dem  Gries  und  der  Rleie 
abgesondert  und  wieder  auf  den  Mahlgang  gebracht  und  lom 
„zweiten  Schrot"  gemahlen  wird.  Dieser  Prozeß  wiederholt 
sich  öfters  unter  jedesmaliger  Absonderung  der  „Dunste*^,  die 
die  Zwischenprodukte  «wischen  Mehl  und  Gries,  sowie  der 
„Auflösungen",  die  jene  zwischen  Gries  und  Schrot  darstellen. 
Das  Verfahren  wurdo  spMter  vornehmlieh  in  Österreich,  be- 
sonders nach  den  Erfind ungen  des  Ignaz  l^nur,  angewandt 
und  wird  an  anderer  Stelle  noch  zu  het  rarliti  n  sein.  Das 
feinste  und  weißeste  Mehl  wird  jedeufaüs  bei  diesem  Ver- 
fahren zuletzt  gewonnen. 

In  der  Ausbildung  der  „deutschen  Mühle**  hatte  <iic 
deutsche  Intelligenz  des  Mittelalters  zweifellos  einen  schönen 
Erfolg  aufzuweisen  und  in  vielen  ausländischen  Fachwerken 
wird  die  deutsche  Mtthlenbaukunst  jener  Zeiten  nur  mit  grofier 
Hochachtung  genannt.  Der  früher  erwähnte  Ersbischof  Faustns 
Verantiusy  der  sich  auch  mit  dem  Abschneiden^  Dreschen  und 
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Waschen  des  Getreides  eingehend  beschäftigt  hat,  beschreibt 
im  J.'ihre  1G17  rühmend  die  iu  Deutschland  üblichen  Methoden 
zur  Kleieabächeidung ;  danach  war  also  der  im  Jahre  1502 
erfundene  Beutelkasten  nach  115  Jahren  in  Italien  noch  un- 
bekannt AuB  anderen  damaligen  Schriften  ist  ersichtlich, 
daft  die  deutschen  Mühlen  lange  Zeit  jede  ausländische 
Bauart  übertroffen  haben.  Aber  das  Zunftwesen ,  der  Mahl- 
zwang und  andere  noch  zu  betrachtende  Wtrtschaftsbedingungen 
schlössen  ein  ernstes  Streben  nach  weiterer  technischer 
Verbesserung  aus ;  der  deutsche  Mühlenbau  rastete  und  rostete; 
die  Welt  aber  ging  weiter  vorwärts  und  so  mußten  sich 
denn  die  deutschen  Müller  bezüglich  ihrer  Mühlcntcchnik 
am  An^irnni^ie  des  18.  Jahrhunderts  vom  Auslande  weit  Über- 
flügelt sehen. 

Schon  im  Jahre  1760  war  durch  Smeuton  die  erste  eng- 
lische Daiuptiiiülile  errichtet  worden,  deren  Hauptwclh^  jedoch 
noch  von  einem  Wasserrade  getrieben  wurde;  die  Dampf- 
maschine  hatte  das  Wasser  nur  mittels  Pumpen  auf  das  hoch- 
j^elegene  Saromelreservoir  zu  heben,  aus  dem  es  auf  das  ober- 
schlftchtige  Rad  fiel.  Diese  Anordnung  mag  manchen  -Nicht- 
fachmann  heute  eigenartig  anmuten ,  doch  ist  zu  berttck- 
sichtigen,  daß  es  erst  James  Watt  im  Jahre  1781  gelungen 
ist,  die  hin-  und  herrschende  Kolbenbewegunf^  mittels  Balancier, 
Pleuelstange  und  Kurbel  in  eine  rotierende  Bewegung  tiber- 
zuftthren.  An>^  Ende  dos  Jahres  1782  wurde  die  erste  der- 
artige Masrhine  in  der  Kornniühle  des  Herrn  Reynolds  of 
Ketley  seitens  der  Finna  Boulton  &  Watt  in  Betrieb  j^esetzt 
und  1783  faßte  Buiiltun  den  F*lan,  hauptaachlich  zur  R«^klame 
fllr  die  neuen  Maschinen  in  Luiidon  eine  große  Danipliunlile 
zu  ijauen.  Die  Gebäude  wurden  von  dem  Architekten  Wyatt 
entworfen,  die  Dampfmaschinen  von  Watt  konstruiert,  die 
Mttllereimaschinen  nach  den  Plänen  des  Schottlflnders  John 
Rennle  ausgeführt  1786  erfolgte  die  Inbetriebsetzung  und 
bald  darauf  arbeitete  die  ganse  Anlage  technisch  zn  voller 
Zufriedenheit;  aber  sie  wurde  dann  am  B.  März  1791  von 
übelwollenden  und  abergläubischen  Leuten  in  Brand  gesteckt 
und  ganz  zerstört.  Boulton  wie  Watt  erlitten  erhebliche  Ver- 
luste. Später  ist  die  Muhle  der  „Albion-Mill-Company"  wieder 
aui)<ebaut  worden;  sie  liatte  schon  in  ihren  ersten  Betriebs- 
jahren vor  dem  Brande  eine  bedeutende  Leistungssteigerung 
jnf'tli^-p  (ies  vom  Wind  und  Wasser  nnabhftn<2;'ip^en  Dauer- 
betriebes autgewiesen,  und  dieser  offenkundige  Erfolg  zn^fi; 
bald  die  Errichtung  weiterer  Dampfmdhlen  in  Kurland  nach 
sich.  So  hat  sich  dieses  Land  im  Hauptvcrdienst  auch  um 
die  Mullerei  erworben  durch  die  Ausbildung  dieser  Autriebs- 
maschinen  mit  gesteigerter,  gleichmäßiger  Tourensahl,  die 
nunmehr  den  Dauerbetrieb  ermöglicht  hatten.  Aber  auch  in 
der  VenroUkommnung  der  eigentlichen  Mtthlentechnik  hatten 

Foivcbungen  XXIT  4  (114).  —  Luther.  2 


Digitized  by  Google 


18 


XXiV.  4 


die  Engländer,  besonders  der  genannte  John  Kcnnie,  Fort- 
schritte gemacht. 

In  Amerika  war  1785  eine  große  Mtthle  errichtet  worden, 
die  zwar  nicht  durch  Dampf  betrieben  wurde,  aber  infolge 
der  mUhlentechnischen  Einrichtungen  sowie  der  techniaehen 
Verbesserungen  sum  Zwecke  der  Massenfabrikation  ein  Master- 
werk darstellte.  Amerika  fahrte  die  gründliche  Getreide- 
reinigung  ein,  verwandte  bessere,  teilweise  schon  französische, 
spater  zu  besprechende  Mühlsteine  und  war  auf  Ersparung 
von  Handarbeit  bedacht,  wie  es  ja  in  der  Foli^'e  das  führende 
Land  in  dem  Ersätze  menschlicher  Arbeit  durch  Maschinen 
geblieben  ist.  Es  bildete  zu  diesem  Zwecke  die  Paterno.iter- 
werke  aus  und  war  auch  auf  sinnreiche  Einriclitungeu  zum 
Horizontaltransport  bedacht.  Statt  des  früheren  Einzelantriebe^ 
für  jeden  Mahlgang  verwandte  man  später  eine  Ilauptwelle 
ffelr  alle  Mahlgänge  und  ging  mehr  und  mehr  zu  filsen- 
konstruktionen  Uber. 

Frankreich  hingegen  hat  den  Ruhm,  auerst  den  Turbinen- 
betrieb an^^e wandt  und  dadurch  erst  die  wirtschaftliche  Aus* 
nutzung  der  Wasserkräfte  begründet  au  haben.  Zwar  blickten 
die  Franzosen  in  ihren  Bestrebungen  auf  viele  Vorgänger 
zurück;  so  hatte  beispielsweise  der  mehrfach  genannte  Faustos 
Verantius  sich  eingehend  mit  der  Verbesserung:  der  Wasser- 
räder beschäftigt  und  sogai  schon  1617  d»Mi  ('«^danken  der 
Ebbe-  und  Fiutausntitzunfi:  f^etunden,  den  man  iieute  allgemein 
als  eine  Errungenschaft  de^  19.  Jahrhunderts  betrachtet.  Er 
sap^t  darüber*:  „Wer  hat  seither  das  Meer  bezwingen  können, 
daß  C6  Mühlen  treibe  und  zu  anderen  Bewegungen  dienlich 
sei?  Wir  glauben,  daß  dies  möglich  ist,  aber  nicht  allent- 
halben>  sondern  nur  an  engen  Stellen  des  Meeres  .  .  «  Man 
sollte  an  dem  Gestade  einen  Teich  ausgraben,  so  hoch,  wie 
das  Meer  zu  wachsen  pflegt,  damit  der  Teich  sich  füllt,  wenn 
das  Meer  steigt,  und  aas  Wasser,  wenn  das  Meer  wieder  ÜÜlt, 
durch  Brunnen  oder  Kanäle  abläuft  und  die  Mühlen  treibt  . . 
Und  viele  andere  haben  auf  die  Verbesserungen  der  Wassfu^ 
räder  gesonnen!  Den  Franzosen  gelang  aber  die  Herstellung 
der  ersten  brauchbaren  Turbinen ,  die  noch  zu  besprechen 
sein  werden. 

Die  ^escliihlerteu  Fortschritte  und  neuen  Krtindungen 
bargen  die  Keime  zu  weiterer  fruchtbarer  Entwicklunjr  in 
sich;  und  als  man  sich  dann  in  Deutschland  und  besondt^rs 
in  Preußen  mit  dem  Beginne  des  lU.  .Jahrhunderte  zur  Be- 
seitigung der  drückendsten  Schranken  im  Interesse  der  Müllerei 
entschloß,  da  brach  endlich  auch  in  den  deutschen  Landen 
für  dieses  Gewerbe  eine  entwicklungsreiche,  glücklichere 
Zeit  heran.   Der  deutsche  Müller  sträubte  sich  zwar  gegen 
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alle  Neueruugen;  aber  den  Forderungen  dieser  neuen  Zeit 
gegenüber  konnte  er  nicht  ganz  taub  bKiben :  er  wurde  aiit 
ihr  mit^^erisseii,  wenn  auch  in  den  uüclisteu  Jahrzehnten  noch 
in  langsamem  Tempo  und  nach  seinem  bequemen  Qrandsats: 

«Eile  mit  Weilel" 
Zweites  Kapitel. 

Die  Mtthlentechnik  und  iWv  ^lalilyerfahreii 

Ton  1800  bis  lUOU. 

Zu  Anfang  (l(;.s  \9.  Jahrhunderts  bofand  aieli  die  deutsche 
Weizen iniillerei  noeh  auf  einer  sehr  unentwickelten  Stufe, 
besonders  wtMin  man  sie  mit  ihrem  Stand  in  späteren  Epochen 
vergleicht;  das  deutsche  Volk  nährte  sich  fast  ausschließlich 
von  Roggenbrot,  dessen  nur  grobgeschrotetes  Mehl  keine 
entwickeltere  Technik  beanspruchte.  Die  Herstellung  von 
Semmeln  aus  hochwertigen  Weizenmehlen  war  anbekaiuit, 
weil  diese  Mehle  eben  noch  nieht  vorhanden  waren.  Aller- 
dings hat  man  schon  im  sweiten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts 
in  Wien  begonnen,  mit  Hefe,  also  auf  sogenannte  sttSe  Gärung 
zu  backen  und  hat  sich  sur  Erzeugung  der  Wiener  Kaiser^ 
semmein  des  feinen  Weizenmehles  bedient,  das  aus  der  später 
zu  besprechenden  „Wiener  Grie^und  HochmUllerei"  gewonnen 
wurde;  nach  Deutschland  sollte  dieser  Fortschritt  aber  erst 
viel  später  gelangen.  Der  deutsche  Müller  mahlte,  nachdem 
er  einige  der  früher  bcs|»rnchenen  Verbesserungen  an  seinem 
Mahlgänge  angebracht  hatte,  in  8e(;lenruhe  w.  iferj  wie  seine 
Väter  es  getan  hatt(?n ,  und  Fortschritte  konnten  sich  nur 
langsam  durchsetz(Mi.  Da  griff  eine  bisher  ganz  unbekauutc 
i>ituatiou  in  die  friedliehe  Ueschaulichkeit  der  deutscheu 
Müllerei  ein;  die  Jahre  1816  bis  etwa  1824  brachten  eine 
groBe  Emteergiebigkeit)  und  die  frOher  fUr  den  Export  in 
Betracht  kommenden  Länder,  also  England,  Schweden  und 
Spanien,  hatten  ihre  QetreidezöUe  derartig  geändert,  dafi  ein 
namhafter  Getretdeexport  dorthin  von  selten  Deutschlands  nicht 
mehr  möglich  war.  Die  Folge  war  ein  ganz  außerordentliches 
Sinken  der  Getreidepreise.  Man  kam  auf  den  Gedanken,  der 
Landwirtschaft  in  der  Weise  zu  hellen,  daß  man  statt  der 
bisher! i^en  Getreideausfuhr  eine  solche  aus  fertigem  Meld  er- 
möglichte, und  man  flachte  zunächst  die  Amerikaner  in  Sud- 
amerika und  ferner  die  westindischen  Inseln  mit  dieser  Kon- 
kurrenz zu  ertreuen.  In  den  königlichen  Seehandlungsniühlen 
zu  Danzig  wurden  auf  Anordnung  des  Geheimen  Obertiaanz- 
rats  Ivüther  im  Jahre  1822  Probeveriuahbiiigcu  vorgenommen 
und  später  Vergleiche  mit  den  amerikanischen  Produkten  ge- 
zogen; man  kam  zu  dem  Urteil,  daß  einzelne,  technisch  gut 
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ein^eriohtete  Inlaiidsiuuhlen  wohl  iü  der  Lage  seien,  ein  Mehi 
in  1  zubtellen  ,  das  hinter  jenem  der  Amerikiiner  nicht  zurück- 
zustehen brauche^.  Besonderer  Förderung  erfreute  sich  da- 
mals die  Müllerei  seitens  der  preußischen  Regierung,  in  erster 
Linie  seitens  des  Geheimen  Oberfinansrats  Wtlhdmi  Beath', 
der  SU  jener  Zeit  an  der  Spitze  der  staatlichen  Gewerbe- 
fürsorge  stand.  Er  hatte  sich  ttber  die  Fortschritte  im  eng- 
lischen und  fransOsischen  Gewerbewesen  anf  eigens  unter^ 
noramenen  Studienreisen  gründlich  unterrichtet  und  sorgte  non 
mit  allen  Mitteln  für  das  Qedeihen  der  preufiischen,  besonders 
der  Berliner  Industrie.  Trotz  der  strengsten  englischen  Aus- 
fuhrverbote schaffte  er  die  neuesten  Maschinen  nacli  Berlin, 
prüfte  sir  hier  e!np:f*fiend ,  ließ,  wenn  sie  als  gut  befunden 
wurden,  einfaeii  Modelle  dannch  anfertigen,  lieh  dieise  de» 
Fabrikanten  zur  Naclialiniung  und  überließ  die  neuen  Maschinen 
den  Gewerbetreibeaden  oft  kostenlos  mit  der  einzigen  Be- 
dingung, daß  eine  tatsächliche  Benutzung  suttuinden  müsse. 
Im  Jahre  1820  gründete  Beuth  den  ersten  großen  gewerb- 
lichen Verein  zur  Beförderung  des  Gewerbefleifies  in  Preafieii. 
1825  erklärte  er  in  einm  Aofsatse  die  Vorstige  der  engliech- 
amerikanischen  Mahlmethode  nebst  eingehenden  Beschreibangeo 
der  bezüglichen  Mübleneinrichtungen ,  und  seiner  Anregiing 
verdanken  auch  die  englischen  Komreinigungsmaschinen  and 
engh'sches  Siebwerk  ihre  Einfuhrung  in  Deutschland.  Diese 
Apparate  bestanden  in  zylinderfr>rmigen  Holzgestellen,  die  zur 
Kornreinigung  Mäntel  aus  Lochblech  oder  Eisendrahtgewebe 
hatten,  zur  Mehlsichtuni^^  dagegen  mit  Messingdrahtgewebe 
oder  seidenem  Beuteltucli  bespannt  waren.  In  der  Zylinder- 
achse rotierte  eine  Welle  mit  Flügeln  und  Bürsten,  di*^  das 
Gewebe  säuberten  und  außerdem  für  gute  Reinigung  de«  Ge- 
treides Horgten. 

Im  Jahre  1825  wurde  von  Georg  Volk  in  Wien  das  erste 
Pateniosterwerk  für  MuUereizwocke  eingeführt  und  im  An- 
schlafi  daran  begann  man  auch  in  DeutMshland  das  Aogen- 
merk  auf  die  Transportvorrichtangen  za  lenken.  Zunicbtt 
natürlich  auf  die  Patemosterwerke,  die  sich  zum  Vertikal- 
transport für  jede  Art  von  Gütern  eignen.  Entsprechende 
Transportbeh&lter  sind  durch  endlose  Seile,  Ketten,  Gurt- 
bänder  oder  Riemen  verbunden,  die  oben  und  am  unteren 
Ende  über  Scheiben  laufen;  die  Drehung  einer  dieser  Scheiben 
erteilt  dem  ganzen  System  dann  die  Umlaufbewegung  unrl  die 
Transportgefjiße  lithh'n  so  eine  enflloso  Kette,  deren  auf- 
steigender Teil  beiastet,  decen  absteigender  Teil  entlastet  ist 

>  V^I.  Mohr«  Die  Entwicklung  des  GroBbetrisbes  io  der  Getreide- 

müllerci  DeutBchlands,  Borll'i  l^f»'»  S.  2G. 
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Hat  da«  Gelaß  deo  höclist« n  !*iinkt  der  oberen  Scheibe  über- 
schritten,  so  entleert  sich  der  Inhalt  selbsttätig.  Diese  Vertikal- 
Transporteinrichtungen  hat  man  erheblich  verbessert,  und  heute 
sind  sie  zu  einem  wichtigen  Bestandteil  jeder  modernen 
Mühlencinrichtung    geworden.     Auch    für    den  Horizontal- 


die  iTaDBportochneckeii  ein,  spiralförmig  gebogene,  auf  einer 
horizontalen,  sich  drehenden  Achse  befestigte  Bleche,  die  in 
einer  halbrunden  Rinne  das  Transportgut  weiterschieben.  Auch 
diese  Transportschnecken  stellen  heute  ein  wichtiges  Maschinen» 
eleroent  des  Mühlenbaues  dar.  Zum  Horisontaltransport  von 
Getreide  benutzte  man  später  mit  Vorliebe  endlose,  breite 
Ourtbänder,  die  ebenfalls,  wie  die  Elevatoren,  auf  Scheiben 
rotieren  und  durch  UntersttU?'Hnir.srollpn  verstärkt  werden. 
Das  Getreifle  wird  an  einer  beliebigen  Steile  aufgeschüttet; 
an  der  Entladungsstelle  liiuft  das  Gurtband  über  eine  Abwurf- 
vorrichtung; die  Körner  andern  hier  ihre  Richtung  und  werden 
in  einem  Trichter  aufgefangen.  Die  Abwurfvorrichtung  ist 
natürlich  verstellbar,  und  dadurch  kann  man  das  Getreide  an 
jeder  beliebigen  Stelle  zum  Abspringen  bringen.  Diesen  Band> 
transporten  ähnein  die  Schleimansporte  c^der  Schurren;  bei 
ihnen  ist  das  Gurtband  (Leder-  oder  Gnmmi-Hanfriemen)  mit 
kleinen  Klotzen  versehen;  das  Band  hat  einen  bestimmten 
Abstand  vom  Fußboden  und  nimmt  das  auf  diesen  gebrachte 
Getreide  infolge  der  Harkeuwirkung  der  Klötze  mit  Der 
Transport  kann  auf  beiden  Seiten  gleichzeitig  erfolgen  und 
dos  Band  dient  dann  nur  unten  als  Schleif-,  oben  aber  als 
einfacher  Bandtransport. 

T^ns  wichtijjste  technische  i^^nis  aber  war  die  Ein- 
führung der  Daniptkraft  in  die  deutsche  Müllerei.  Im  Jahre 
lÖdO  war  überhaupt  erst  die  erste  Dampfmaschine  in  Deutsch- 
land in  Betrieb  gekommen.  aUu  genau  4(1  Jahre  später  als  in 
Kurland.  Diese  erste  Älaschine  diente  zum  lictriebe  der 
Berliner  Königlichen  Porzellanmanufaktur;  seit  12  Jahren  war 
die  Entwurfsausarbeitimg  Pikr  die  neue  Anlage  bereits  fertig 
dagelegen,  und  dieser  Zeit  hatte  es  bedurft,  um  den  Wider- 
spruch der  Nachbarn  zu  brechen,  die  sich  und  ihren  Häusern 
das  „totende  Ungemach*^  fern  zu  halten  suchten.  Die  ge- 
nannto  Maschine,  deren  Erbauer  der  Schotte  John  Baildon  * 
war,  blieb  15  Jahre  lang  die  einzige;  aber  im  Jahre  1816  ge- 
lang es  einem  jungen  deutschen  Mechaniker,  Freund,  eine 
Dampfmaschine  für  die  Berliner  Fahrikationsfirma  TTensel  & 
Schumann  in  Gang  zu  bringen.  Diesen  Mann,  <1er  sich  Beuths 
besonderer  Gunst  erfreut  hatte,  ereilte  scfion  ISll)  der  Tod; 
sein  Bruder  I.  C.  Freund  trat  an  seine  Stelle  und  erbaute  die 
erste  Berliner  Damptmühle  für  die  Firma  Krauske  &  Schumann, 
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die  lf?22  in  Betriol)  kam.    Im  folgen Jahre  errichtete  er 
eine  weit^ro  l>aTii|)t'iTiühle  in  Magdebur<j:  und  1825  folirte  don 
eine,  zweite,  flie  von  dem  Kngländer  Fenton  Älurray  nach  dem 
typischen  engiisch-amerikanischen  System  erhnut  wurde.  Ii« 
den    verschiedensten   Landesteilen    ent8tar»<leri    nun  größere 
Mühlen;  nicht  alle  wurden  mit  Dampf  betrieben,  wie  z.  B. 
jene  in  Danzig  und  Königsberg  i.  Pr.,  aber  sie  wurden  doch 
▼orbHdlich  durch  ihre  ▼erbesserten  mtthlentechniaeheD  Ein- 
richtangen.  Die  neuen  Werke  begannen  in  Beuths  Sinne  den 
Exporthandel  zu  pfle^n;  hiersa  sahen  sie  sich  geradesu  ge* 
zwungen,  weil  die  hohen  Anlagekosten  eine  höhere  Einnahme» 
also  den  ununterbrochenen  Dauerbetrieb  erforderten;  wollten 
diese  Mühlen  sich  darauf  beschränken,  nur  den  zeitweise 
höheren,  dann  wieder  verminderten  Bedarf  ihres  näheren  Um- 
kreises zu  decken ,  so  wäre  eine  Rentabilität  von  vornherein 
auspf^sehlo^^son   c:' wesen.    Die  preußische   I\egierung  richtet^* 
immer  meiir  iiir  Augenmerk  auf  die  Mühlenindustrie;  sie  ließ 
sogar  einige  junge  Müller  auf  dem   Königlichen  Oewerbe- 
institut  zu  Berlin  auch  technisch  ausbilden  und  entsandte  sie 

1827  mit  der  Aufgabe  auf  Reisen,  „um  in  Europa  und  Amcnka 
das  aufzusuchen,  was  erforderlich  ist,  um  das  preußische  MeU 
Torzugsweise  wohlfeil,  haltbar  und  wegen  seiner  inneren  Gfit^ 
gesucht  auf  den  Märkten  des  Aaslandes  sa  machen.*  Hierin 
bekundet  sich  wiederum  das  rege  Interesse  der  Regierung» 
den  stark  im  Preise  gesunkenen  landwirtschafUichen  Pro- 
dukten neue  Ausführungsmöglichkeiten  SU  sohafifen;  und  dir- 
aus  sollte  die  Müllerei  ebenfalls  Nutzen  ziehen. 

Der  preußischen  Regierung  folgte  bald  die  bayerische,  die 

1828  demjenigen  die  Erteilung  eines  Preises  von  30fMf  Gulder 
versprach,  „von  welchem  binnen  zwei  Jahren  im  Königreith'" 
eine  Mahlmühle  von  mindestens  drei  Gfingen  nach  dem  Muster 
der  in  England  und  Nordamerika  seit  längerer  Zeit  mit  bestem 
Erfolg  ausgeführten  Mühlen  eingerichtet  und  in  Gang  g-ehraehi 
ist."    1831  fand  sich  ein  einziger  Bewerber,  der  Mechaniker 
Hpeeth  in  Nürnberg  ein,  der  die  3000  Gulden  aucli  erhielt. 
Daraus  kann  man  ersehen,  wie  überaus  gering  damals  noch 
die  Unternehmungslust  oder  auch  -kraft  war;  noch  schlechter 
gestaltete  sich  die  Erfahrung,  die  die  Österreichische  Regiemng 
machte:  auch  sie  schrieb  im  Jahre  1829  men  Preis,  und  sw«* 
200  Dukaten  für  die  Erbauung  einer  Mtthle  nach  amerikani- 
schem System  aus ;  dersr^lhe  gelangte  überhaupt  niemals  snr 
Auszahlung.    Diese  Ergebnisse  waren  nicht  ermutigend  ^  ao^ 
so  entschloß  sich  die  württembergische  Regierung,  von  etnpr 
Preisaufgabe  al)zusehen  und  lieber  seihst  eine  Mühle  bauen  x^' 
lassen;  diese  wurde  1830— 1S;U  bei   Stuttgart  errichtvt:  '^i'' 
erhielt  ihre  Betriebskraft  durch  drei  Wasserräder.    1834  folgU^ 
die  erste   hadisehe  Dampfraühle  in  Mannheim  und   im  foj' 
genden  Jahre  entstanden  auch  in  Sachsen  zwei  Mühlen  mit 
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Dampfbetrieb,  iiämiich  in  Leipzig.  Im  selben  Jahre  kaufte  die 
Königlich  Preußische  Seehandiung  die  Ohhiuer  Mühle  und  be- 
auftragte Ganzel,  einen  der  beiden  nach  Amerika  entsiindten 
Gewerbeschüier,  mit  dem  Umbau;  die  Mühle  erhielt  acht  Mahl- 
gänge und  gußeiserne  Räder,  ^ie  wies  nach  Yollendetem  Uro- 
baa  eine  Leistung  von  etwa  20  tons  Getreidevermahlung  in 
24  Stunden  auf.  Diese  für  damalige  Anschauungen  auser- 
ordentUche  Leistung  war  in  erster  Linie  ermöglicht  durch 
Verwendung  französischer  Mühlsteine  au>  Brest,  die  haupt- 
sächlich durch  Vermittelung  der  Amerikaner  bekannt  ge- 
worden waren  und  bald  große  Verbreitung  gefunden  hatten. 
Öie  bestehen  aus  einzelnen,  unregelmäßigen,  künstlich  be- 
arbeiteten Stücken,  etwa  30  —  85  an  der  Zahl,  die  mittels 
Zement  /usammongesetzt  und  flann  rlurch  nndirere  Eisenreifen 
fest  umbuaden  sind.  Ihr  besonderer  Vorzug  Hegt  in  ihrer 
geringen  Abnutzung,  also  nur  selten  erforderlicher  Nach- 
schärt'ung,  und  in  der  Eigenschaft,  ein  hervorragend  feines 
Dauerniehl  zu  produzieren.  Mau  bt^zog  diese  bOgenannten 
„french  burrs"  meistens  aus  La  Fertö  sous  Jouarre  im  Seine- 
und  Marnedepartement y  aher  auch  aus  Sttdfrankretch ,  s.  B. 
aus  der  Dordogne.  Nach  dem  Grundsatse  der  Fransosen: 
„telles  meuies,  tels  moulins*  wurden  sie  trots  der  hohen  An- 
schafFungskosten  auch  in  Deutschland  heimisch'.  Im  Jahre 
1836  wurde  die  Danziger  Stadtmühle  nach  amerikanischem 
System  umgebaut,  um  künftig  bei  einer  Pachtsumme  von 
4500  Reichstaler  jährlich  4750  tons  Mehl  herzustellen^;  der 
Umbau  kostete  die  enorme  Summe  von  80  000  Heichstaler. 
Noch  im  gleichen  Jahre  «  ntstand  eine  24 pferdige  Dampfmühle 
in  Münster;  1837  folgte  eine  weitere  im  Regierungsbezirk 
Marienwerder  und  in  Berlin  allein  bestanden  in  dieser  Zeit 
tichon  drei  Dampfmühlen.  Ebenfalls  1837  wurde  die  Aktien- 
mühle bei  Stettin  erbaut,  die  bei  30  Pierdestärken  Dampf- 
kraft 4000—5000  Wispel,  also  etwa  ebensoviel  tons  Getreide 
jährlich  vermählen  sollte;  und  Kwar  waren  neben  den  Steinen 
auch  aus  der  Schweiz  stammende  Metall  walzen  Torgesehen, 
über  welche  an  späterer  Stelle  noch  gesprochen  wird.  Die 
Stettiner  Aktienmühle  pflegte  hauptsächlich  die  TauschmfLllerei^ 
bei  welcher  der  Mahlgast  für  sein  Qetreide  d<as  entsprechende 
Mehlquantum  gleich  mitnehmen  konnte;  auch  diese  Einrichtung 
wird  noch  näher  beleuchtet  werden.    Im  Jahre  1838  wurde 

1*e  eine  Dampfmühle  bei  Groß-Strehlitz  und  bei  Ratibor  ins 
^eben  gerufen,  1830  eine  solche  bei  Pisehkowitz.  Audi  die 
Holländer  Windmühlen  wurden  in  dieser  Zeit  vervollkommnet 
und  vergrößert,  so  daß  ihnen  nunmehr  eine  teilweise  Dauer- 


'  Vgl.  „Mühle^  1881,  S.  It9  u.  t.  O. 
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Fabrikation  ebenfalls  inöi^^lich  wurde.  Die  Kouigiiche  See- 
handluiig  aber  waiultc  noch  mehr  als  bibiier  dem  Miihlon- 
gcwerbe  ihr  Intereäsc  zu,  denn  diu  üetreidepreise  waren  immer 
tielei  gefallen  und  Abhilfe  durch  bedeutend  vermehrten  See- 
ezport  tat  dringend  not.  Sie  kaufte  1842  eine  Tiergängige 
Potsdamer  Windmühle  und  errichtete  an  deren  Steile  eine 
achtgängige  Dampfmtlhle  von  48  Pferdestärken,  die  1843  in 
Betrieb  kam.  Später  erwarb  sie  noch  weitere  sieben  Wind- 
mühlen mit  zusammen  zehn  Gängen,  die  stillgelegt  wurden. 
In  das  Jahr  1840  fUllt  die  zehnjährige  PachtttOg  der  Beuthener 
und  ins  Jahr  1842  der  Kauf  der  Bromberger  Mühlenwerke, 
ebenfalls  durch  die  Königliche  Preußische  S'  eliandlung. 

Mit  der  geschilderten  Ausbreitung  der  Dampfmaschinen 
war  ilincn  die  Zukuntt  m  der  deutscheu  Midlcrei  «rp^^'''ui!eu 
und  jeder  Müller,  der  nur  irgend  daran  denken  konntt, 
ül)''rl('gte  sich  die  AnschafFunp:;  die  Vorzüge  n-aren  eben  zu 
eklatant,  um  ernstlich  bestritten  werden  zu  können.  Der 
llaupi vorteil  war  der,  dafi  man  Dampfmühlen  an  jeder  be- 
liebigen Stelle  ohne  Rttcksicht  auf  Windstärke  oder  Wesser- 
kraft  errichten  konnte  und  dafi  femer  ein  zuverlässiger  Dauer- 
betrieb gesichert  war.  Dem  WindmUUer  bleibt  bei  Windstille 
nichts  anderes  übrig,  als  einfach  zu  warten,  bis  der  Wind 
wieder  weht ;  und  er  wartet  oft  wochen-,  ja  monatelang  und  mufi 
dann  bald  wieder  einmal  halten,  weil  vielleicht  jetzt  der  Wind 
gar  zu  stark  bläst.  Der  Wassermüller  aber  wird  oft  vom 
Hochwasser  im  Frühling,  vom  Wassermangel  im  Souuner.  von 
BlMttermassen  im  Herbst  und  Eisscliollen  im  Winter  überrascht 
und  kann  erst  wieder  mahlen ,  wenn  die  Hindernis^se  nach 
mehr  oder  weniger  langem,  zuweilen  Monate  anhaltenden  btill- 
stand  beseitigt  sind;  «dt  aber  auch  dann  noch  nicht,  denn 
häutig  hat  er  bei  den  harten  Arbeiten  in  W  ind  und  Kalte 
Schaden  an  seiner  Gesundheit  gelitten,  und  muß  sich  zunächst 
davon  wieder  erholen«  D&t  Dampfhiüller  aber,  selbst  der 
kleinste,  steht  anders  da:  er  braucht  nur  seinen  Kessel  su 
heizen ,  um  betriebsfilhig ,  also  jederzeit  Heferungsbereit  zu 
sein;  seine  Leistungsfähigkeit  ist  so  bedeutend  erhöht,  dafi 
die  Heizkosteu  fast  in  den  Hintergrund  treten.  Im  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  kam  der  wichtige  Umstand  hinzu,  daß  man 
damals  überhaupt  noch  nicht  in  der  Lage  war,  die  Wasser- 
kräfte von  Flüssen  starken  Gefälles  oder  großer  Strömungen 
richtig  auszunutzen;  diese  Tatsache  tat  das  ihrige,  um  die  Ent- 
stehung von  Dampfmühlen  noch  ui(dir  zu  l>eirii?<sti(rou.  Die 
letzteren  konnten  infolge  der  erhöhten,  t»tets  gleii  Inuäßigen 
Tourenzald  ilircr  Maschinen  und  ferner  infolge  Verbesserung 
ihrer  Malil^aii-;e ,  Sichtapparate  und  Transportvorrichtungen 
eine  bedeutende  Melnleistung  aufweisen  und  auch  eine  wert- 
volle Verbesserung  im  Ausbeute  Verhältnis  erzielen  und  so 
überflagelten  sie  die  Wasser-  oder  gar  Windmühlen  immer 
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mehr.  Ihr  Produkt  war  überdies  ein  haltbares,  exportfähiges 
Uauerfabrikat  geworden.  Diese  offenbar  viel  günstigere  Position 
der  Dani]?fin  11  Ilten  veranlaßte  nun  aber  die  Besitzer  älterer 
Werke  ebenfalls  auf  die  Verbesserung  ihrer  Antriebsmaschinen 
Bedacht  zu  nehmen,  und  die  Bestrebungen  dieser  Wasser- 
müller richteten  sich  vor  allem  aut  die  Gewiiuiuiig  einer 
größeren  Gleichmäßigkeit  und  Erhöhung  der  Tourenzahl  bei 
ihren  MotoreB;  ferner  aber  auch  aaf  Verminderung  der 
Verluste  in  den  kraftraubenden  Übertragungsmecbanismen. 
Den  Franzosen  gebührt,  wie  frtther  erwähnt,  der  Ruhm, 
die  Verbesserung  der  Wasserkraftmaschinen  besonders  ge- 
fördert zu  haben.  Schon  1827  war  in  Frankreich  seitens 
der  Soci^tö  d'Encouragemert  die  bedeutende  Summe  von 
CUJOO  Frank  demjenigen  in  Aussicht  gestellt  worden,  der 
Hio  beste  Konstruktion  eines  Wassermotors  nachweisen  kr»nnte. 
Die  erste  Bewerbung  blieb  resultatlos,  aber  1833  trat  der 
Zivilingenieur  Fonrneyron  mit  einer  radialen  Reaktionsturbine 
innerer  Beaufschlagung  hervor  und  g(;\vann  den  Preis;  die 
Uli  .  rie  seinei-  l'urbine,  die  sich  durch  einen  hohen  Wirkungs- 
grad auszeichnete,  wurde  erst  1838  von  Poncelet  aufgestellt. 
Fourneyrons  Konstruktion  hatte  die  Studien  und  Experimente 
aeines  Lehrers  Bardin,  der  auch  suerst  die  Bezeidhnuiig 
„Turbine**  1824  gebraucht  hatte,  zur  Unterlage ;  sein  Verdienst 
ist  es,  die  Bewegung  und  Wirkung  des  Wassers  während  des 
Durchströmen s  der  Turbine  ziemlich  klar  erkannt  zu  haben; 
auch  war  die  Verbindung  seines  Leitrades,  zu  dem  er 
Schaufelungen  verwandte,  mit  dem  Laufrade  in  guter  Weise 
Tolizogen,  wobei  allerdings  das  Laufrad  einen  großen  Durch- 
messer erhielt  und  infolge  seiner  Lage  im  Unterwasser  un- 
zugänglich, also  nur  schwer  demontierbar  war.  Im  übrigen 
zeigten  seine  Maschinen,  die  er  auch  ins  Ausland  lieferte,  eine 
ausgezeichnete  konstruktive  Durchbildung.  Fourneyrons  Er- 
folge haben  zweifellos  die  Anregung  zur  Aufnahme  des 
Turbinenbaues  in  Deutschland  gegeben;  aber  seine  Ver- 
öffentlichungen über  die  Schaufelung  waren  so  zurückhaltend 
und  Yorsichtig  abgefaßt ,  dafi  die  deutschen  Konstrukteure 
alle  Experimente  und  Studien  nochmals  selbständig  anstellen 
mußten.  Fast  unabhängig  also  von  Fourneyrons  Arbeiten 
wurden  1836  die  ersten  Versuche  in  Deutschland  gemacht, 
um  brauchbare  Wassermotore  zu  erhatten.  Die  Firma 
Henschel  &  Sohn  in  Kassel  brachte  1837  ein  neues  System 
auf  den  Markt,  das  allerdings  die  Wirkungsgrade  der 
Fourneyrnn  -  Turbinen  noch  nicht  ganz  orreichte,  aber  doch 
son>-t  «^ute  Erfolge  hatte.  Sehf)n  I84n  erhielt  die  ^^enanute 
t'irma  den  ersten  größeren  Auftrag  auf  ijieferung  der  Turbinen 
für  eine  Mühle  in  Holzminden.  Bald  darauf  trat  .Tonval,  da- 
mals Werkmeister  in  einer  MühlhauMcner  Maschinenfabrik,  mit 
einer  neuen  Koubtruktion  hervor,  aus  der  sich  später  die 
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Henschel- Jonval-Turbine  entwickelt  hat.  Jonval  war  von  dem 
Plane  ausgegangen,  die  iinrriinstige  Lap^e  des  Fourneyronschen 
Laufrades  bezüglicli  des  Utiterwaftscr^pieuol!?  zu  vernieidea; 
er  gab  daher  seiner  aclisialeu  Reaktionsturbine  ein  lange» 
Haugrohr,  rückte  also  das  Laufrad  um  mehrere  Meter  aus 
dem  Unterwasser  heraus.  Diese  neue  Konstruktion  nannte  er 
„Turbine  k  double  effect**,  was  aosdrttcken  aoUte,  dafi  die  im 
S^ogrohr  stehende  Wassersäule  nickl  etwa  verloren  ist,  soodem 
eine  Sangwirkung  ergiebt,  die  steh  eu  der  oberen  Druck- 
wirkung addiert,  so  dafi  die  gesamte  Gefkllhöhe  voll  aas- 
genutat  wird.  Etwa  zu  gleicher  Zeit  nahm  die  Mtthlenbau- 
firma  Nagel  Kämp  in  Hamburg  den  Turbinenbau  auf;  1842 
wurde  von  ihr  die  Bischo&mUhle  in  Schwerin  mit  Turbinen 
ausgerüstet,  und  nunmehr  machte  auch  d«>r  Turbinrnbau  gleich 
dem  der  Dampfmaschinen  in  Deutschland  schnelle  Fortschriti*\ 
Escher,  VVyß  6c  Ko.  in  Zürich,  die  bedeutende  Lieferungen 
von  Mullereimaschinen  nach  Deutschland  austührton ,  fVde^ten 
1844  mit  einer  abermals  verbesserten  Turbinenk  n-truktion. 
Aber  bei  all  diesen  Maschinen  bestand  noch  die  Sdiattenseite, 
daß  sie  sich  fiir  große  Gefalle  und  kleine  Wassermeugen  gar 
nicht  eigneten,  weil  dann  die  Tourenzahl  zu  bedeutend  wurde» 
wie  s.  B.  bei  der  von  Fourneyron  stammenden,  damals  weit 
berühmten  Turbine  im  badischen  St  Blasien,  die  bei  106  m 
Gefillle  und  35  1  sekundlicher  Wassermenge  etwa  2300  Um- 
drehungen machte.  Hier  brachte  Zuppingers  «Tangentialrsd*' 
Abhilfe,  das  auf  den  schon  1826  von  Poncelet  an%estellt«n 
Theorien  fußte.  Im  Jahre  1848  trat  der  sächsische  Kunst- 
meister  Schwamkrug  mit  seiner  nach  ihm  benannten  Radial- 
turbine mit  innerer  Beaufschlagung  an  die  OffeDtlichkeit ,  der 
zum  ersten  Male  »lic  liorizontale  Wellenlagc  ei  inn;;li(  ht»'  und 
damit  gerade  im  Interesse  der  Muhlenindustrie  ii  n  L-^roBea 
Schritt  vorwärts  getan  hat.  Später  —  18()3  —  >  lUe  dann 
(4irard  folgen;  er  wählte  zwar  wiedemiii  <iie  vertikale  Welle, 
ermöglichte  aber  für  seine  achsiale  Sii ahltni  bine  infolge  Ver- 
wendung eines  vollständigen  Leitrades,  also  gleichmäßiger 
Beaufschlagung  des  ganzen  Laufrades,  eine  gute  ReguUer- 
flfchigkeit  im  Gegensatz  zu  der  mangelhaften  Regulierbarkeit 
der  Jon^alturbine.  Seine  Regelung  geschah  durch  einfaches 
Abdecken  einiger  Lettkanäle  v(>rmittels  Klappen  oder  soge- 
nannter Rollschtitzen,  wodurch  der  Wirkungsgrad  nicht  ver 
Bchlechtert  wurde.  Erst  sehr  spät,  nämlich  anfangs  der  90er 
Jahre,  haben  die  schon  von  dem  Amerikaner  Francis 

konstruierten  und  nach  ihm  benannten  Turbinen  ihren  Einzug 
und  daiMir  ihren  Siegeszug  auch  in  Deutschland  gelinlten.  Dhs 
Wasser  tiitt  in  diese  Turbinen  äußerer  Beaufschlaj^^ung  radial 
ein ,  ilndert  aber  in  den  Schaufeln  seine  Richtung  in  die 
fichsiale;  das  S;iu<;rr)lir  schließt  sieh  ohne  proße  Querschnitts- 
änderungen  an  das  Lauirad  au',  Wirbelbildungen  werden  abu 
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nacli  Möglichkeit  vermieden;  die  ZiigUnglichkoit  ist  ^iit,  die 
Demontage  des  Lautraden  einfach,  die  Kc^'^Liliürung  mittels 
Drehschaufeln  ideal.  So  hat  in  neuester  Zeit  die  Francis- 
turbine die  früheren  Systeme  nahezu  verdriingt  und  iüt  be- 
sonders wegen  ihrer  tadellosen  Regulierfähigkeit  für  die 
Mühlen  betriebe  von  größter  Wichtigkeit  geworden. 

Wie  bei  den  Dampfmaschinen,  so  seien  anch  hier  die 
Vorzüge,  die  der  MüUerei  aus  den  Turbinen  erwachsen  sind« 
kurz  bebandett  Vor  allem  sind  Turbinen  für  jede  GefiUlhöhe 
und  beliebig  große  Wassermengen  geeignet,  Wasserräder  da- 
gegen nur  fUr  kleine  Gefälle  und  kleine  Wassermengen;  die 
ersteren  sind  also  fähig,  Wasserkräfte  auszunutzen,  deren  Ver- 
wertung vorher  unmöglich  war.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen, 
(laß  der  Durchmesser  der  Turbinen  mit  steigendem  Gefälle 
abnimmt,  derjenige  der  \Vass<;rnider  aber  in  diesem  Falle 
wächst.  So  ergeben  sieh  hei  d^Mi  Wasserrädern,  wenn  es  sich 
um  die  Nutzbarmach un«^^  großer  Kräfte  handelt,  ganz  un- 
geheuere Abmessungen,  also  auch  enorm  große  Eigengewichte. 
Bei  dem  V  ergleich  *  einer  allerdings  modernen  Francisturbine 
mit  einem  oberschlächtigen  Wasserrade  ergibt  sich  bei  8  m 
Geflllle  und  2  cbm  sekundlicher  Wassermenge,  dafi  das 
Wasserrad  7  m  im  Durchmesser  und  4,(3  m  Breite,  die  Turbine 
aber  einen  Laufraddurchmesser  von  1,2  m,  einen  Leitraddurch- 
messer  von  1,66  m  und  eine  Laufradhöhe  von  0,4  m  erfordert. 
Noch  ungünstiger  sind  die  Tourenzahlen,  die  beim  Wasser- 
rade  6,  bei  der  Turbine  124  betragen.  Das  Wasserrad  ist 
überdies  nicht  direkt  an  die  Mald^^tngc  oder  die  Haupt- 
transmission anzuschließen,  wie  häutig  die  Turbine;  es  sind 
vielmehr  große  Zahnradübertragungen  nötig,  die  ihrerseits 
einen  bedeutenden  Teil  der  vom  Rade  gelieferten  Leistung 
autbrauchen.  Die  Regulierung  der  Turbine  ist  vollkommen 
genau  und  meistens  automatisch,  die  eines  Wasserrades  un- 
vollkommen und  schwerfällig.  Schwankungen  im  Unterwasser- 
spiegel sind  bei  Turbinen  nicht  so  wesentlich,  ja  bei  einigen 
Systemen  nahezu  einflußlos  auf  die  Wirkungsweise;  bei  Wasser- 
rädern ist  dieser  Einfluß  sehr  beträchtlich,  besonders  bei  ober- 
schlächtigen  Kädern,  die  einen  minimalen  Wirkungsgrad  er- 
geben, wenn  ihre  Schaufeln  in  das  gestiegene  Unterwasser  ein* 
tauchen.  Überhaupt  kann  der  W^irkungsgrad  der  Wasserräder 
mit  65 — 70*^0  niemals  den  guter  Turbinen,  also  mindestens 
80%,  erreichen.  Schließlich  leiden,  wie  schon  erwähnt,  dio 
Wasserräder  bei  Winterszeit  unter  starkem  Eisansatz  und 
mtUsen  dann  still  liegen,  während  die  Turbine  s(»ll)st  bei  zu- 
gefrorenem Oberwasser  inf(dge  ihrer  grof^Mi  Durchström- 
geschwindigkeit vom  Eisansatz  verschont  bleibt.  Auch  sind 
die  Anlagekosten  einer  Turbinenanlagc  gegenüber  jenen  eines 

1  Vgl.  Quautz,  Turbinen,  ßerUn  1905,  8.  101. 
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Wassel  radantnebes  gleicher  Leistung  infolge  der  müch- 
tigtiu  Gewichte  des  Radps  meistens  gerinerer,  besonder^  \v»  nn 
man  die  Ersparung  der  llbertragung  zum  Zwecke  der  Touren 
erhöhung  in  Rechnung  zieht.  Diesf^  Anlagekoöten  beiautc-n 
sich  pro  PferdestÄrke  auf  175—900  Mk.,  und  zwar  sind  die 
kleinen  Werte  nur  für  «ehr  grofie  Anlagen  mit  sehr  großem 
Geftlle  gültig.  Hierin  ist  noch  nicht  der  Kaufpreis  Air  das 
Wasserrecbt  enthalten,  das  sich  ja  meistens  in  Privathlodeo 
befindet  und  daher  Gegenstand  der  Spekulation  ist  Im 
schlimmsten  Falle  erreichen  die  Anlagekosten  die  Sumase« 
welche  fUr  eine  gleichwertige  Dampfmaschine  zu  rechnen  ist. 
Ein  Nachteil  der  Turbinen  ist  aber  die  schwierige  Durch - 
ftihrnng  etwaiger  Reparaturen;  doch  trat  dieser  Naeliteil  mit 
der  Verbesserung  der  Technik  immer  mehr  in  ih-v  Hinter- 
grund. 8o  war  es  also  natürlich,  daß  die  Turbinen  nächst 
den  Dampfmaschinen  in  <len  Vordergrund  traten,  daß  sie  die 
Wasserräder  in  den  größeren  Anlagen  ganz  verdrängten  und 
sie  eigentlich  nur  tür  ganz  kleine  WasserkraUe  bestehen  ließen. 

Des  Zusammenhanges  wegen  ist  die  Betrachtung  der 
Turbinen  gleich  bis  auf  die  heutige  Zeit  gefuhrt  worden;  wie 
aber  sah  es  mit  der  eigentlichen  Mtthlentechnik  am  Anfiui^ 
der  40er  Jahre  aus?  Hier  lagen  die  Dinge  weniger  günstig! 
Wohl  waren,  wie  früher  angerahrt,  englische  Reinigungs-  and 
Siebapparate  auch  in  Deutschland  teilweise  zur  Anwendung 
gelangt,  wohl  hatte  man  einzelne  mtthlentechnische  Verbesse- 
rungen, besonders  an  den  Mahlgängen  getroffen,  war  man  sar 
Verwendung  französischer  Mühlsteine  übergegangen,  hatte  man 
nuch  voreinzelt  die  VermnfiliiTi<r  auf  Walzen  vprsucht  und 
sonstige  Vervollkommnungen  eingeführt,  wnr  man  in  der  Aus- 
bildung des  Fabriksystems  weitergekommen.  Mit  lei  Zeit 
hatte  man  auch  Wert  auf  die  größere  Verwendung:  d  >  Lisen» 
im  Mühlenhau  gelegt,  und  zwar  einmal  aus  dem  Grunde,  weil 
die  immerhin  verbesserte  Technik  dieses  Material  mehr  als 
bisher  für  ihre  Konstruktionen  verlangte,  anderseits  aber  be- 
sonders, weil  erstklassiges  Langholz  immer  teuerer  geworden 
war.  Hatte  doch  schon  der  selige  Mathias  Bevern  in  seinem 
^Theatrum  Machinarum  Molarium**  1736  auf  Ersatzmittel  ge- 
sonnen, „alldieweilen  bei  jetzigen  Zeiten  von  Tag  au  Tage 
ein  stärkerer  Holzmangel  als  ehedem  sich  ereignet  und  man 
nicht  aller  Orten  solche  lange  Wellen,  wie  bei  dergleichen 
(Schiffmiihlen)  erfordert  werden,  haben  kann  .  .  .**  Und  diese 
Kalamit'it  liatte  sicli  seitdem  verschärft!  —  Aber  die  ge- 
nannten Fortschritte  liMtton  sii'h  noch  keine  richtige  Ver- 
breitung verschaften  kdiiiK  ii  und  ganz  allgemein  muü  La'sagt 
werden,  daß  der  Fortst  liriu  ein  langsamer  gewesen  war,  daß 
eben  nur  die  besten  Werke  sich  alle  Neuerungen  zu  eignen 

femacht  hatten,  wahrend  die  Mehrzahl  der  deutschen  Müller 
eim  alten  verblieben  war  und  weitermahlte  wie  seit  Jahr 


Digitized  by  Google 


XXIV.  4. 


29 


und  Ta^.  So  berichtet  denn  auch  der  Leiter  der  im  Besitz 
der  Koni^^lichen  Seehandliing  beliiuUichen  Werke  im  Jahre 
1844,  daß  selbst  die  besseren  inländisjchen  Mühlen  ^pp^enüber 
dem  Auslande,  besonders  gegenüber  Österreich,  Frankreich, 
Belgien  uod  England,  so  weit  tm  Rückstände  seien,  wie  die 
deutschen  Mtthlen  der  20  er  Jahre  gegen  die  damals  ttber* 
nommene  amerikanische  Mttllerei.  - 

Um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  hatten  die  Arhetten 
Ijicbigs  über  Agrikultiirchemie  begonneni  einen  mächtigen  Ein- 
fluß auf  die  deutsche  Landwirtschaft  zu  gewinnen ;  bei  Müllem 
und  Bäckern  jedoch  veranlafiten  sie  eine  weitgehende  Über- 
Hchätzung  des  Kleienahrungswertes  fttr  den  Menschen;  aber 
diese  Arbeiten  haben  <\i)vh  den  Anlaß  ^^'^i^'^ben .  (biß  <]ie 
Wissensshaft  der  Brotbcreitunjj;  zukünftig  mehr  Beachtung 
schenkte.  Liebigs  neue  Baekmethode  bestand  in  der  V^er- 
vvendung  von  1  kg  KatriumbiUarbonat  und  4,2r)  kjjf  Salzsäure 
von  spezitisclieni  (ie\vii"ht  auf  100  kg  Schwarzinchl.  Auch 

Graham  stellte  neue  Theorien  aut,  und  das  nach  ihm  benannte 
„  Grahambrot"  findet  sich  noch  heute  vor,  während  die  übrigen, 
Htark  kleiehaltigen  Brote  nur  eine  kurze  Lehensdauer  hatten. 
Unbestritten  ist  auch  Liebigs  Verdienst  auf  dem  Gebiete  der 
Getreidelagerung;  er  hat  zuerst  auf  eine  zweckdienliche 
Magazinierung  desselben  hingewiesen  und  Vorschläge  gemacht^ 
die  in  der  Folge  äußerst  fruchtbar  gewirkt  haben. 

Das  sechste  Jahrzehnt  kennzeichnet  sich  durch  starke 
Erweiterung]!;  des  Mehlabsatzes  und  infolge  dessen  durch  Grün- 
dun;;  neuerer  j^rößerer  Aktienniühlon.  185t)  trat  die  VVittener 
Dampfmühle  ins  Leben,  deren  Mehlü,  Griese  iiml  Nudeln  sich 
bald  grol'i  r  Verbreitung  ertreuen  sollttin.  Ijie  Kölnische 
DampfniühU?  folgte  mit  der  Aufgabe,  33  OOU  Zentner  Weizen 
zu  feinem  Mehl  und  3700  Zentner  Roggen  zu  Mehl  und  Schrot 
zu  vermählen.  Es  entstanden  Dampfmiihlen  in  Unna,  in 
Minden  und  1875  die  zweite  grofle  Anlage  in  Stettin,  die 
Stettiner  Dampfmfihlen- Aktiengesellschaft»  die  bei  einer  Dampf- 
kraft von  schon  170  Pferdestärken  und  22  Mahlgängen  täglich 
75  Wtspel  Roggen  und  100  Wispel  Weizen  vermählen  sollte^ 
wozu  noch  eine  Reismtthle  mit  einer  täglichen  Vermahlung 
von  40O  Zentnern  trat*.  Gleichzeitig  wurde  die  Berliner 
Brotfabrik  erbaut;  sie  sollte  hauptsächlich  für  die  ärmeren 
Leute  ein  billiges  und  doch  ^^utes  Brot  erzeugen  und  ihre 
ersten  lUO  Aktien  sollen  sich  im  Besitze  Friedru  h  Wilhelms  iV. 
befunden  liahen.  Auch  in  den  größeren  Backereien  ist  für 
jene  Zeit  in  l  nischwung  zu  verzeichnen;  man  ging  endlich 
zu  Knetma^cirinen  über,  deren  Einrichtung  schon  vor  mehr 
als  250  .lahren  die  Köpfe  beschäftigt  hatte.  Ein(5  Teigknet- 
maschine mit  Kniehebelwirkung  ist  nämlich  schon  in  Jo.  Bap- 


>  Vgl.  Mohr,  Note  2  8.  23. 
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tistae  Benedicti  „Speculatioiiuiü  Matliematicum  et  Phisicarun: 
libor",  das  1585  in  Turin  erschienen  ist,  beschrieben.  Uaa 
eine  stweite  findet  sich  In  dem  1629  in  Rom  eracliieiieiMii 
Werke  „Le  Macbine**  von  Oiovanni  Branca^.  Dieser  U6t 
eine  vertikale  Kurbelwelle  mit  Schwungrad  durch  einen  hori- 
sontalen  Schwengel  mit  Schubstange  von  Menschenhand  um- 
drehen. Von  der  Kurbel  wird  mittels  einer  zweiten  Schub- 
Stange  ein  Gleitstück  in  Gleitlinealen  hin-  und  heigoschoben* 
und  von  diesem  wird  ein  Winkelhebel  betätigt,  dessen  freier 
Schenkel  den  auf  eineiii  Tische  hin-  und  herj^owendeten  Tei^ 
hearbeitf't.  —  Nunmehr  wurde  die.  Boliiandsehe  Teigknet- 
maschine'' linmcr  bckannfur.  die  G.  Tr.  Bienert  schon  in  dei! 
."»Her  Jahren  in  seiner  I>resden('r  Bäckerei  einereführt  hatte. 
Das  Tei^^kneten  dureh  Menseheahande  war  schon  hinge  un- 
an^^enelim  empfunden  worden,  weil  es  eine  selir  anstrengende 
Arbeit  war;  die  neuen  Maschinen  arbeiteten  bei  größerer 
Sauberkeit  schneller  und  gleichmäßiger  als  ein  Bttckergesolle. 
der  sich  nur  auf  das  Gefühl  seiner  Hand  verlassen  mufi  and 
daher  bald  ku  weiche,  bald  su  harte,  bald  au  kalte  und  dann 
wieder  zu  warme  Teige  liefert.  Das  kam  bei  den  Knet- 
maschinen,  bei  denen  die  Wärme  durch  Thermometer  fest- 
gestellt wurde,  nicht  vor,  und  so  fanden  sie  denn  bald  eine 
ausgedehnte  Verwendung.  Bienert  hatte  zur  gleichen  Zeit  in 
Paris  den  drehbaren  Backofen  des  Bäckers  Roland  kennen 
gelernt  und  sich  zur  Eintnhnuig  entschlossen.  Derselbe  hatte 
SteinkohlenieueruTijLi; ,  die  man  vom  Backraum  ganz  trennen 
konnte.  Auch  die^e  Neuerung  verln  '  iiete  sich  daTin  in  1  »eutsch- 
land  und  1805  wurde  eine  Masclinie  zur  Teilung  (ies  Brot- 
teig^es  erfunden.  Infolge  dieser  Verbesserungen  hol)  sich  die 
(Qualität  der  Backvvare,  die  Fein-  und  Zwiel>ackbäckerei  und 
die  Konditorei  faßte  festen  Fuß,  die  Herstellung  der  Nudeln 
und  Makkaroni  kam  auch  in  Deutschland  m  BIttte,  Kakes- 
und  Biskuitfabriken  entstanden.  Ftlr  ihre  Zwecke  waren  nur 
erstklassige  feine  Mehle  an  verwenden,  und  diese  Forderung 
verfehlte  nicht  ihre  spätere  Wirkung  auf  die  Hüllerei;  au- 
nächst  aber  begnügte  man  sich  damit,  die  Meblqualität  durch 
bessere  Qetretdereinigung  zu  heben. 

Seit  längerer  Zeit  schon  waren  Bemühungen  zu  be- 
obachten, um  hrmichV>are  Apparate  zum  Ausscheiden  der  im 
Oetrcide  vorkommenden  Sämereien,  besonders  der  Raden  und 
Wicken,  zu  schaffen.  Denn  eine  Abseheidung  dieses  Unkrauts 
hatte  sich  auf  den  gebräuehliehen  langen  Sieben  unmöglich 
gezeigt,  weil  diese  Unkrautkörner  die  Größe  des  Getreide- 
korns oft  erreichen,  also  durch  die  klein  gehaltenen  Sieb- 
maschon  nicht  hindurchfallen.    Diesem  Mangel  half  der  ao- 


^  V^l.  Beck,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Maschinenbaues,  S.  5^^. 
*  BiSDSrt,  Erinnerangen  aus  meinem  Leben,  S.  50. 
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genannte  Trieur  ab,  der  1844  von  Vachou  in  Lyon  erfunden, 
verbessert  und  1867  auf  der  Pariser  Weltausstellung  '^azelgt 
war;  1868  erschien  er  zum  erstenmal  in  ÜeutücLland  auf  der 
landwirtschaftlichen  Ausstellung  ia  Köln.   Der  Apparat  be- 
stand aus  einem  rotierenden  Zinkblechsylinder,  dessen  innere 
Mantelfläche  zahlreiche  halbkugelförmige  Vertiefangen  auf- 
wies,  in  die  sich  die  Unkrautktfrner  hineinschmiegen.  Die 
längeren  Getreidekörner  ragen  teilweise  aus  den  Löchern 
heraus;  sie  werden  durch  ein  ßlceh  abgestreift  und  gelangen 
infolge  der  geneigten  Zylinderlage  zu  der  tiefer  gelegenen 
Stirnseite  und  nach  außen.    Die  vom  Blech  nicht  herülirten 
Ufiflrii  uiivv.  W(U'den  von  der  IVntriTiiel  eine  Strecke  weit  niit- 
^ciH'iiimon  ,   fnllen  dann  durcli  eigenes  Gewicht  herab  in  eine 
Rinne  und  werden  mittels   einer  Schnecke  nach  außen  be- 
fördert.    Diese  Trieure  verbreiteten  sich  jetzt  schnell;  sie 
wurden  weiter  vervollkommnet  und  haben  sich  in  den  ver- 
schiedensten Ausführungen  bis  heute  zu  halten  vermocht,  ihre 
jetzige  Leistung  betrfigt  200 — 250  kg  Getreide  stündlich  bei 
1  qm  Arbeitsfläche.  —  Die  gleiche  große  Aufmerksamkeit 
verwandte  man  nunmehr  auch  auf  das  Reinigen  des  Getreides 
Yon  Staub,  Stroh ,  Spreu  und  ähnlichen  Stoflen.   Die  früher 
bekannten  Windreuter,  bei  denen  ein  Luftstrom  auf  das  durch 
einen  Spalt  fallende  Getreide  blies  und  die  genannten  leichten 
Teile  ziemlich  ausschied,  genügten  nicht  mehr;  noch  weniger 
der  allgemein  verbreitete  Gebrauch,  das  Getreide  mit  Schaufeln 
hochzuwerfen  und  durch  hinzu;?eführten  natürlichen  Wind  die 
Spreu  usw.   fortblasen  zu  lassen.    Diese  Methoden  wurden 
ersetzt  durch  die  Aspiratoren  oder  Tarare.    Die  Maschine 
bringt  <hi<  zu^^eführte  Getreide  mit  einem  starken,  durch  einen 
Ventilator  erzeugten  Luftstrom  in  Berührung;  dieser  reißt  alle 
leichteren  Teile,  also  minderwertige  Körner,  Stroh,  Stengel  usw., 
mit  sich  fort  und  scheidet  sie  an  geeigneter  Stelle  aus.  Der 
Staub  aber  wird  gleich  mit  dem  Wind  abgesaugt  und  von 
diesem  in  einer  eigenen  Staubkammer  abgesetzt.  Die  Tarare 
sind  später  natürlich  erheblich  verbessert  und  auch  mit  den 
Trieuren  kombiniert  worden,  so  dafi  die  gesamte  Vorreinigung 
in  einer  Maschine  geschehen  kann.    Hatte  man  früher  das 
Getreide  fast  ungesilubert,  höchstens  oberflächlich  gespitzt  auf 
den  Mahlq-ang  geschickt,  so  trugen  jetzt  die  Bemühungen  einer 
besseren  ( ietreidereinigun;p^  gute  Früchte,  die  sich  in  unL^l'-icl) 
besserer  Mehhjualität  und  heller  Farbe  ausdrückten.  Ferner 
he«:ann   man,   die  Getreideaufschüttung  automatisch  zu  be- 
tätigen, konstruierte  wirksame  Mehlkuhlapparate,  wandte  das 
Augenmerk  auf  Verbesserung  der  Scidengaze,  besonders  jener 
zum  Überziehen  der  Ueinigungszvlinder  und  war  auch  auf 
die  bessere  Vorbereitung  des  Mahlgutes  bedacht,  indem  man 
dasselbe  durch  sogenannte  Quetschwalzen  gehen  Heß.  Und 
endlich  ging  man  auch  in  Deutschland  an  die  LOsung  des  groBen 
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Problems,  die  in  An^schaffung ,  Betrieb  und  Reparatur  äehr 
teueren  Steinmahlgänge  durch  Walzen  zu  ersetzen,  also  die 
Walzenmttllerei  aiunubilden.   Mit  dieser  grofien  Frage  hatten 
sich  bereits  im  Anfange  des  Jahrhunderts  klu^e  and  prak- 
tische EOpfe  be&dt:  sehen  1821/22  hattse  Helfenberg  in  Bar- 
schach, 1822  Bollingen  in  Wien,  1823  Collier  in  Paris  Ver- 
suehe  in  dieser  Hinsicht  gemacht,  die  negativ  verlaufen  waren 
Bald  darauf  hatte  der  Kusse  von  Müller  in  Warachau,  Tri^it 
«nd  später  in  Fraueiifeld  in  der  Schweiz  halbweg-a  brauchbar« 
Walzcnstülile  geschaflfen,  die  aber  noch  große  8ch\vilch«*n  lirUti^n. 
Der   Ingenieur   Sulzberger  vervollkommnete  die  Mülleracbe 
Konstruktion  und  gründete  1834  eine  Aktiengesellschaft  vir 
Fabrikation  eiserner  Walzen  in   Frauenfeld.    Im  Jahre  ISoO  1 
entstand  eine  Walzenmühle  in  Ö  U  nburg,  die  aber  bald  wieder 
(laa  Zeitliche  gesegnet  hat.    Mainz  besaß   schon    18J7   eine  , 
Walzenmühle,  Stettin,  München  und  Leipzig  folg'ten.  Ic^i9 
bis  1842  wurde  die  Pester  Walaenmtthle  genaut,  die  ein  bahn* 
brechendes  Vorbild  für  Ungarns  Mttblenindustrte  fewordeo  ist  i 
Auf  Grund  dieser  Erfolge  hielt  man  das  Versdäwinden  der  | 
Stein mahlgänge  für  unausbleiblich,  aber  besonders  in  DeulMab- 
land  war  der  Zeitpunkt  hierftlr  doch  noch  nicht  gekommeo. 
Mit  den  früher  geschilderten  französischen  Steinen  erfaielus 
die  deutschen  Müller  ein  für  damalige  Ansprüche  vorzttgliclies 
Mehl;  am  Fortschritt,  der  ihnen  ja  oft  förmlich  aufgezwungen 
werden  mutete,         ihnen  persönlich   nur  wenig,   und  war 
es  fiir  sie  das  J^cijurinsto ,   sich  in  ihrer  Allgemeinlieit  gegöO- 
über  der  V\  alzenniulierei  docli  noch  abiebnend  zu  vcvhiilten. 
Es  kam  als  Hinderungj*grund  hinzu,  daß  die  oft  noch  recht 
primitiven    Wassermühlen    den    Bedingungen    der     \\  .tlzen- 
Vermahlung,  di«'  einen  genauen  Gang  beanspruchte,  nicht  ea^ 
sprachen ;  die  Walsenmüllerei  blieb  also  noch  beschränkt  uai 
ihre  wirklich  allgemeine  Einführung  hat  erst  viel  spJItar  soi- 
gesetzt. 

Es  war  gesagt,  daB  die  Verwendung  feiner  Mehle  io 
Deutschland  stark  gestiegen  war.  Das  Inland  konnte  nat 
seinem  noch  allgemein  verbreiteten  Flachmahlverfahren  die 
hohen  Ansprüche  an  Qualität  nicht  befriedigen,  und  so  wurden 

diese  feinen  Mehle  aus  Ungarn  und  Osterreich,  besonders 
Budapest  und  Wien  b^'/ogen,  wo  man  seit  Kinfnhrung  der 
Hochnuilier  'i  die  vorzuglicliHtcn  Mehle  fabrizierte;  sie  waren 
1862  auf  der  Londoner  \\  eliausstcllung  als  die  b^»sten  der 
Welt  bezeichnet  worden,  und  von  dicker  Zeit  au  war  der  Aiit 
Schwung  in  der  ungarischen  Mühleniiidustrie  ein  mächtiger 
gewesen.  In  Deutschland  aber  hatte  man  sich  bis  zum  Ad* 
fang  der  üOer  Jahre  mit  aller  Energie  gegen  die  LinfübruDg 
der  Hochmttllerei  gesträubt;  nur  in  Suddeutsehland  und  tßär 
weise  in  Sachsen,  wie  a.  B.  in  der  Bienertschen  Hofmfthls  ia 
Dresden-Plauen,  hatte  man  das  Osterreichische  VerfishrMi  akssp' 
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tiert,  i'eine  Mehle  hergestellt  und  diese  zum  groHeri  Teil  nach 
^orddeutschland,  benonders  nach  Berlin«  verkauft  Aber  nun- 
mehr drang  mit  den  Mehlen  der  Österreicher  doch  auch  deren 
Uahlmetbode  mehr  and  mehr  nach  Deutschland  hinauf;  es  ent- 
brannte ein  heftiger  Kampf  fttr  und  wider  die  HochmQllerei, 
von  der  man  behauptete,  dafi  sie  sich  fur  die  deutschen  milden 
Weizensorten  absolut  nicht  eigne.  Schließlich  kombinierte  man 
die  beiden  Systeme  der  Hochmtillerei  und  Flachmüllerei  zur 
aogenannten  Halbhochmüllerei,  die  aber  mehr  zu  dem  öster- 
reic'lusclien  Verfahren  hinUberneigte.  Diese  Hochnillllerci,  das 
rein  trchnisch  vollon<lf tste  Mahlsystem,  war  sclion  frnnz  im 
Anlange  des  Jahrhunderts  von  Iirnaz  Paur,  einem  Wiener 
Müller  in  Loebersdurf,  erfunden  wortlen  und  hatte  in  seinem 
V^aterlande  unter  dem  Namen:  „Wiener  Grieß-  und  Hoch- 
müllerpi"  eine  schnelle  Verbreitung  geiunden.  Es  war  in 
jener  Zeit  in  Österreich  üblich,  die  größeren  Teile  des  Schrotes 
auf  Sieben  in  einselnen  Kflsten  su  sortieren^  oft  sogar  die 
Kleieteile  mit  einer  kleinen  Schaufel  Ton  Menschenhand  ab- 
zuschöpfen und  auf  diese  mühsame  Art  den  Griefi  aus  dem 
Schrot  SU  gewinnen.  Dieser  Grie6  fand  reißenden  Absata; 
man  trachtete  also  mehr  davon  zu  erhalten  und  schrotete  des- 
halb sogar  gröber;  zu  diesem  Zweck  vergrößerte  man  den 
Zwischenraum  zwischen  den  Steinen,  stellte  also  den  Läufer- 
Rtf'in  liöher.  Dadurch  zerbrach  man  das  Getreidekorn  anfangs 
nur  wenig,  gewann  zuerst  den  (Irieß  und  n.nrlilipr  erst  durch 
allmähliches  Engerstellen  der  Steine  d\o.  Melvle.  Später  unter 
schied  man  bei  dieser  Iloclimüllerei  zwei  Arten:  die  satz-  oder 
postenweise  und  die  kontinuierliche  Vermahlung.  Bei  ersterer 
erfolgen  die  einzelnen  Mahlstut'en  nacheinander,  d.  h.  ein  be- 
stimmtes Getreidequantum  wird  auf  denselben  Steinen  oder 
Walsen  geschrotet,  auf  denen  nach  der  Sichtung  der  Griefie 
und  Auflösungen  aufgelöst  wird,  dann  die  Dünste  vermählen 
werden  und  schliefilich  abgemahlen  wird.  Bei  der  kontinuier- 
lichen Vermahlung  dagegen  werden  alle  diese  Operationen 
j^leichzeitig  ausgeführt;  es  mflssen  daher  für  jede  Schrotsorte 
eigene  Mahlgänge  Torhanden  sein.  Am  Ende  der  (iOer  Jahre 
hat  sich  also  —  gezwungen  durch  diese  Erfolge  der  Öster- 
reicher —  das  Kompromiß  „Halbhoch-MuUerei"  in  Deutsch- 
land zu  entwickeln  begonnen.  Bei  ihr  wird  das  Getreide 
nicht  wie  bei  der  Flachmtillerei  auf  einmal  niedergomahlen ; 
andererseits  wird  aber  auch  nicht  so  oft  geschrotet  wie  bei 
der  Hüchmüllerei. 

Die  Nachfrage  nach  den  österreichischen  Mehlen  stieg 
rapid  und  bald  wurde  es  unmöglich,  den  großen  Bedarf  an 
GrieBen  durch  Schütteln  auf  Handsieben  au  gewinnen.  Dieses 
Sieben  hatte  ein  Mann  besorgt,  der  die  Uber  den  Mehlbeutel 
hinweggehenden  Griefie  in  seinem  Handsiebe  auffing  und  durch 
Schütteln  die  groben  Kleieteile  von  dem  Griefie  schied.  Die 
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8(>  ^ro})  i^ereiiiigten  Grieße  wurden  wiederum  gesiebt  und  zwar 
am  üÜeiR*n  Fenster,  damit  der  Luftstrom  auch  die  feinen  KJeie- 
teile  wegblasen  konnte.     Diese  Methode  gentigte  also  nicht 
mehr  und  Paar  ordnete  nun  ein  selbstbewegliches  Sieb  über 
dem  Betttelkasten  an  und  konatraierte  1810  aeine  bertthmta 
GriedputE-  oder  Sichtmaschine,  die  unter  Benutsiing  ein« 
starken  künstlichen  Laftstromes  die  Kleieteilchen  von  den 
durch  einen  Spalt  fallenden  Grießen  trennte  und  sie  gleich- 
zeitig nach  ihrem  spezifischen  Gewicht  sortierte.  In  der  Folge 
sind  zahlreiche  neue  Grießputzmaschinen  auf  dem  Markt  er- 
schienen; aber  sie  alle  beruhen  mehr  oder  weniger  auf  dem 
Paurschen  Prinzip.    Zwar  war  es  vielleicht  in  der  N-ttiir  der 
harten  Weizensorten,  besonders  dos  steinharten  ungariacben 
Weizens  begründet,  daß  die  Hochmiillerei  wie  die  erste  Sicht- 
maschine in  Österreich  entstand:  aber  das  kann  Paurs  Ver- 
dienst keineswegs  schtn.ilorn. 

Eine  wichtige  Erlliiduiig  wurde  in  den  (30er  Jaiireii  vob 
einem  Altonaer  Bäcker  Huene  gemacht,  von  Nagel  und  Kämp 
in  Hamburg  yerbessert  und  dann  in  die  Praxis  eingefUiri 
Es  war  die  Zentrifugalsiohtmaschiney  der  das  Piinsip  EUgroode 
liegt  f  die  bei  schneller  Sichtsylinder-Rotation  aufgehobene 
Schwere  des  Beutelgutes  durch  die  Zentrifugalknift  zu  «^ 
setzen ;  das  Beutelgut  wird  also  mittels  eines  schnell  rotieren- 
den FlUgelwerkes  an  die  Sichtmantelflttche  eines  feststehender 
Beutelzylinders  geschleudert  und  zwar  wird  das  Sichtgut  vor 
dem  Eintreffen  am  Sieb  gleichsam  in  einen  feinen  Schleier 
aufgelöst,  was  flie  Verstopfungsmöglichkeit  der  Siebinn-»  In 
verringert,  die  Arbeitsleistung  also  erhöht.   Also  bessere  Klei« 
absouderung,   d.  h.   reineres  Mehl,   besonders  bei  weiih<^in. 
mildem  Weizen;  gleiehzeitijje  V«  i  vendbarkeit  zum  Sortieren 
des  Mahlgutes;  ferner  die  Mogliclikeit,  leicht  und  schnell  da« 
Abspannen  alter  und  das  Aufziehen  neuer  Gaze  vornehmeo 
zu  können ;  schliefilich  ein  geringer  Raumbedarf,  nämlich  nur 
ein  Viertel  der  alten  Sichtsylinder^  setchnen  die  Zentrifu^^'' 
stchtmaschine  aus.  Besonders  aber  machte  sie  die  bedeutende 
Mehrleistung  gegenüber  den  alten  Sichtzjlindern  wertvoll,  und 
bereits  in  der  Gestalt,  die  die  Maschine  1872  hatte,  brachte 
sie  eine  jährliche  Ersparnis  von  mindestens  70  Talern  Ihre 
Nachteile,  bestehend  in  höherem  Preise,  erforderlicher  bes>en'r 
Wartnnj]^,    größerem    Gazeverl>rHiH'h,    höhcreiii  Krafthedart. 
tratt  n  liintcr  den  großen  Vorzügen  zurück   und   so  erfreut«- 
sich  die  Maschine  bald,  und  in  verbesserter  Gestalt  bis  auf  'h*^ 
heutigen  Tag,  einer  großen  Verbreitung.    Dieser  Erfolg  wai 
ihr  nicht  prophezeit  worden,  denn  die  vom  Verbände  deut^iier 
Muller  zu  ihrer  Prüfung  ernannte  Kunuuission  hatte  sich  1SÖ> 


'  Vgl.  Stenographischer  Bericht  der  Generalversammlung  des  Vti 
bandes  deotscber  HQUer  1872,  S.  28. 
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ihiliui  ausgesprochen,  daß  die  Ma^chino  nicht  viel  wert  sei 
und  höchötens  dort  Verwendung  finden  könne,  wo  es  aus 
iiauramangel  nicht  möglich  sei,  die  ISichtzylinder  lang  genug 
zu  bauen ,  wo  man  also  durch  Schleudern  den  Mangel  an 
Beutelfläche  ersetzen  müsse  K  Die  Folgezeit  hat  das  Gegen- 
teil bewiesen,  denn  sowohl  der  kleine  Windmflller  wie  der 
grofie  Mehlfabrikant  besitst  heate  mindestens  eine  Zentrifugal- 
eichtmaschine,  es  sei  denn,  da6  er  sie  durch  den  modernen 
Plansichter  ersetzt  hätte. 

Im  selben  Jahre  wurde  von  einer  anderen  Kommission 
<iber  die  Golaysche  Steinscbärfmaschine  ein  günstigeres  Urteil 
gefüllt;  sie  sehttri'te  mittels  rotierender  schwarzer  Diamanten 
die  härtesten  Mühlsteine  besser,  als  es  je  ein  Schärfer  mit 
seiner  Picke  gekonnt  hätte.  Doch  gelang  es  nicht,  die  Maschine 
einzutühren,  einmal  w  t^^en  der  Vorliebe  der  Müller  f(ir  einen 
tiefen  „Sprengschlag"  im  Stein,  ferner  aber  we<j^en  der  nicht 
immer  einwandfreien  Qii.ilitiit  der  Diamanten.  Und  das  voll- 
ständige Ende  dieser  sinnreichen  und  techni.->cli  auch  wert- 
vollen Maschine  war  gekommen,  als  man  später  zum  Walzen- 
stuhlbetrieb  ttberging;  eine  Ywbesserte  Abart,  die  Miliotsche 
Diamant*  Schärfmaschine,  findet  sich  aber  noch  nente  in  Mühlen» 
die  noch  sum  Ausmahten  der  Dünste  ein  paar  Steine  ver- 
wenden. 

Ebenfalls  in  das  Jahr  1808  fiült  auch  der  Kommissions- 
bericht über  die  Puhlmannsche  Reinigungsmaschine ,  die  das 

Getreide  mit  starker  Kraft  durch  Schläger  gegen  einen  eisernen 
Mantel  schleudern  läßt.  Dieser  Montel  besitzt  Eindrücke,  die 
von  auß*Mi  nach  innen  laufen  und  ilircrspits  (\>uf^r8chnitte  tragen, 
an  denen  die  Kürner  sich  reiben.  Der  entstehende  Staub  ent- 
weicht durch  die  Einschnitte;  das  Korn  wird  nur  wenig  an- 
gegriffen, es  gehen  aUo  nur  wenig  Mehlteile  verloren. 

Es  sei  hier  auch  eiue  Mahlgangskonstruktion  erwähnt,  die 
sich  zwar  auf  die  Dauer  nicht  su  erhalten  vermochte,  die  aber 
zu  jahrelangem  Streite  und  hitzigen  AnseinandersetsBungen 
fahrte  und  das  Interesse  der  deutschen  Bfttller  aufiergewOhn- 
lich  stark  in  Anspruch  nahm:  der  Arndtsche  Mahlgang^.  Der 
früher  schon  erwähnte  A.  M.  Arndt  war  mit  der  Forderung 
aufgetreten:  „nicht  der  Oberstein  darf  rotieren,  sondern  mu6 
schwebend  stillstehen;  dagegen  mu6  der  Unterstein  rotieren  l'' 
Er  konstruierte  nach  diesem  Prinzip  seine  „neudeutsche  Mahl- 
mühlo".  die  gleichfalls  auf  der  Oeneralversanimlung  des 

Verbandes  deutscher  MüIUm-  von  eitu  i-  Kommission  begutachtet 
wurde,  welche  mit  4  gegen  1  Stimme  diesen  Mahlgang  als 
einen  Fortschritt  bezeichnete.  Arndt  wollte  mit  seinem  System, 

I  stononrraphiacher  Berieht  der  GenendversammluDg  des  Ver- 

baude."^  di  iitHcher  Muller  1868. 

«  \'gl.  „Muhle",  1868,  Nr.  4,  7,  14,  lü,  20,  21,  23,  32,  44  u.  a.  ü. 
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(las  ülji  igens  schon  1827  in  einem  Fachvvcrke  beschrieben  »eiü 
soll,  eine  günstigere  Bewegung  und  Wendung  des  Mahlgute» 
erreichen  und  bei  gleicher  Kraft  eine  enorm  gesteigerte 
Leistung  erzielen.  Es  bildeten  sich  verschiedene  Konstruktion»- 
formen  aus,  ja,  es  wurde  der  Vorschlag  laut,  beide  Steine 
gegeneinander  rotten  zu  lassen ;  in  der  Fachpresse  wogte  der 
Kampf  weiter,  und  1808  schrieb  Arndt:  „Die  Zukunft  ist 
unser!"  Aber  er  wie  die  Kommission  behielten  nicht  Recht, 
denn  bald  verlöschte  das  Lebenslicht  seiner  Erfindung:  sie 
fiel  lautloser  Vergessenheit  anheim.  KrwJlhnenswert  ist,  daß 
tlie  betreft'endc,  zum  Ttnl  wissensehattliche  KommisMon  , durch 
Handanlcgen"  ein  Küliiermahlen  festgestellt  hatte;  ein  Thermo- 
meter war  nilinlich  nicht  zur  Stelle  gewesen!  —  Gleichfallb 
noch  im  Jahre  18(38  wurde  auch  der  erste  deutsche  Staub- 
fänger für  Mahlgänge  erwähnt;  er  btammte  von  der  Firma 
Jaacks  i!^  Behrns  und  hat  den  Grund  zu  allen  späteren  Staub- 
fängern und  Filtern  gelegt^.  Im  Jahre  1869  fand  xu  Leipsi^ 
die  erste  deutsche  Ausstellung  für  Müllereiwesen  statt,  die  von 
dem  wenige  Jahre  früher  ins  Leben  getretenen  „Verband 
deutscher  Müller''  organisiert  und  finanziert  war.  Von  ihr 
gingen  starke  Anregungen  sowohl  für  das  Inland  wie  für  das 
Ausland  aus;  sie  hat  außerordentlich  befruchtend  gewirkt  und 
ist  zu  einem  Markstein  in  der  Entwickelung  der  deutschen 
Mühlentechnik  geworden.  Tm  gleichen  Jahre  tauchte  zum 
ersten  ^Tale  eine  Kunstputzmaschine '  in  Deutschland  auf.  und 
zwar  jene  von  Cabanes  in  der  Neuschöncfelder  l)aui|)tmühle. 
die  heute  nocli  in  verLtb.serter  Form  für  die  Reinigung  feiner 
Tafelf^neße  Verwendung  findet.  iSie  war  gekennzeichnet  durch 
Verwendung  von  saugendem  statt  des  blasenden  Windes»,  der 
an  vielen'  Stellen  zugleich  eintrat;  es  fand  sowohl  Teilung 
nach  dem  speaifisohen  Gewicht  wie  auch  eine  Siebsortienmc^ 
statt. 

Ein  weiterer  Schritt  in  der  Ausbildung  der  Massen- 
fabrikation war  die  Einführung  des  Carrschen  De^integratore 
in  Deutschland  im  Anfang  der  siebaiger  Jahre.  Die 
Maschine  war  1872  erfunden  worden  und  hatte  schon 
vielfach  in  die  Kohlen-,  Erz-,  Ton-  und  Rübenzuckerindustrie 
Eingang  gefunden ;  in  der  Müllei'ei  sollte  sie  den  >Iahlgan^ 
ersetzen  und  selbständig  feine.s,  zur  Packerei  uinnitirlbar  ge- 
eioi'netes  Sclirot  herstellen.  Zu  diesem  Zwecke  roti^-ren  zwei 
große,  vertikale,  gußeiserne  Scheiben,  die  regelmäßig  ein- 
gegossene, viereckige  Vertiefungen  mit  vorstellenden  Kanten 
besitzen  oder  aber  mit  Stahlbolzcn  in  ringförmigen  Reihen 
zaidreich  besetzt  sind,  gegeneinander  mit  großer  Tourenzahl. 
Das  zwischen  die  Scheiben  gebrachte  Getreide  wird  Ton  den 


*  Geschichte  des  Verbandes  deutscher  Müller,  Berlin  lö^ii,  J>.  2U. 

•  Ebenda,  S.  23. 


Digitized  by  Google 


XXIV.  4. 


37 


Kanten  oder  Bolzen  mit  groi3er  Schleitdcrkraft  hin-  und  lier- 
goworfen  und  zu  feinem  Öchrot  zertrümmert.  T)er  Ertiiider 
behaujjtete,  mit  einer  Maschine  von  1,8  m  Scheibendurchmeaser 
bei  4(H>  minutliehon  Umdrehungen  die  Leistung  von  25 
Mahlgängen  zu  ersetzen ,  wozu  es  freilich  der  enormen  Kraft 
von  140  Pferdestärken  bedurfte;  Kick^  dagegen  führte  an,  daß 
in  Osterreich  ein  Mahlgang  mit  7  Pferdestärken  Kraftbedarf 
in  24  Stunden  450  Zollzentner  schrote;  nehme  man  die  Zer- 
kleinerung im  Desintegrator  als  doppelt  so  fein  an,  so  ent- 
spreche dfe  Leistung  der  Maschine  dem  Vermahlungsquantum 
von  5  Gttngen.  Tatsfichlich  ist  aber  eine  den  von  Oarr  an- 
gegebenen Zahlen  recht  nahekommende  Leistung  seinerzeit  in 
»Schottland  beobachtet  worden*.  Der  Desintegrator  eignet  sich 
für  Getreidesorten,  bei  denen  auf  die  Schonung  der  Korn- 
achale Wert  gelegt  wird,  also  besonders  für  Hartweizen 
nicht;  er  ist  aber  dort  am  Plalzo,  wo  die  Nachteile  der 
zertrümmernden  Wirkung  und  der  etw«a  80 betragenden 
Mahlgutserhitzung  zurücktreten  müssen  liinter  den  Vorteilen, 
die  in  Schnelligkeit  der  Aibeit,  also  stark  gesteigertem 
Leistungsquantum  bestehen.  Später  sind  die  Desintegratoren 
natürlich  vervollkommnet  worden.  Dem  im  Innern  der  Ma-  ' 
schine  bei  der  hohen  Tourenzsht  entstehenden  Luftwiderstand 
begegnete  man  durch  Anwendung  eines  Ventilators,  der  im 
Innern  einen  fast  luftleeren  Raum  schafft,  gleichzeitig  die 
Temperatur  hinahdrUckt  und  die  Feuchtigkeit  heraussaugt 
Die  gar  zu  rapid  erfolgende  Zertrümmerung  des  Mahlgutes 
minderte  man  einigermaßen  durch  geeignet«»  Formgebung  für 
die  Schlagstifte,  die  man  dann  überhaupt  stärker  wirken  ließ 
fils  rlio  J^cldeurlerkrnft.  Dio  TTmdrehungszahl  wurde  niedriger, 
<iie  Kotation  der  einen  ^^du  ibe  langsamer  als  die  der  zweiten; 
zuweilen  führte  man  auch  eine  Scheibe  ganz  feststehend  aus. 
Immerhin  betrugen  die  minutlichen  Umdrehungen  der  schneller 
rotierenden  Scheibe  auch  bei  dieser  verbesserten  Maschine, 
die  man  Dismembrator  oder  Enthülser  nannte,  noch  2000  und 
mehr.  Die  Verbrettung  des  Dismembrators  ist  eine  grofie 
geworden,  da  man  ihn  bei  der  HochmOllerei  auch  zur  Ver- 
mahlung der  reinen  Dunste,  ferner  zum  Abmahlen  mehl- 
haltiger  Schalen  und  endlich  zum  Auflockern  reiner  Qriefie^ 
sowie  bei  weichen  Weizen  Sorten  auch  zum  Lockern  des  vor- 
gequetschten Getreides  verwendet. 

In  den  60  er  Jaliren  waren  in  Deutschland  häufig  ver- 
heerende Mühlcnbrände  vorgekommen,  die  sogar  nntcr  Ex- 
plosionsersf'heinungen  vor  sieh  gegangen  waren;  eine  große 
Beunruhigung  war  in  MUllerkreisen  entstanden.  Verstände 


«  Kick.  Die  Mohlfabrikalion,  Wien  1894. 

*  Stenograpbi>"'li"r  Bericht  der  GeueraLversammluug  des  Ver- 
bandes deutscher  Müiicr  1872,  8.  26. 
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liehe,  aber  auch  die  unwahrsclieinlichsten  Erklärungen  waren 
laut  geworden,  und  1871  hatte  der  VerbaiKi  deutscher  Möller 
in  Verbindung  mit  dem  Verein  für  GevverbeÜeiß   und  dem 
preufitschen  Handebminister  ein  Preisaasschreiben  von  1500  ML 
BOT  Aufklärung  der  tieferen  Gründe   dieser  Brfti^ 
lassen.   Professor  Weber  Tom  Königlichen  Gewerbeinstitnt 
in  Berlin  errang  diesen  Preis;  er  behabptete,  dafi  sich  MsU 
in    dUnuYerstaubtem   Zustande  bei    Berührung    mit  einem 
Funken  entzünde,  sobald  ein  gewisses  Qemisch   von  Mehl 
und  Luft  vorhanden  sei.    Infolge  davon  wurden  die  frUber 
erwähnten  Staubfilter  verbessert  und  grofie  Achtsamkeit  giiff 
Platz. 

Um  die  Mitt^  der  70 er  Jahre  ging  von  lla!inc»ver  eine 
ungeheuere  Reklame  für  ein  neues  Mahlverfahron  von  Buch- 
holz aus,  der  schon  15  Jahre  früher  eine  Sehalinaschine  über- 
laut  angepriesen   hatte.    Beide   Erfindungen   sind  technisch 
nieiit  erwähnenswert  und  bald  wieder  vergessen  worden^  wirt- 
schaftlich haben  sie  bei  denjenigen  Mühlen,  die  sich  damit 
befaBten,  zn  bedeutenden  Vermögensverlusten  geführt^  und  die 
Folge  war  ein  übertriebenes  Mißtrauen  gegen  Schälmaschineo. 
Dieses  Mißtrauen  fand  sogar  auf  einer  Müllerversammlnn^ 
1875  seinen  Ausdruck  in  den  Worten:  „Wer  Schälmasobinso 
erfinden  will,  riskiert  seinen  Verstand  oder  sein  Vermflgen!' 
Trotzdem  trat  in  denselben  Jahren  der  Muhlenbesitzer  Till  in 
Bruck  an  der  Mur  mit  einer  neuen  Sehnlniaschine  hervor,  di> 
das  Getreidekorn  vor  seiner  Vennahhin;^  ^an-/  von  df*r  Schale 
befreien  und  den  glückliehen  Müllern  Kiesener.sjKuriisse  ver- 
schaft'en  sollte.    Auch  diese  Älethode  führte  zu  keinem  Erfol}: 
und  ist  heute  längst  vergessen;  Rie  wird  hier  erwähnt,  weil 
sich  au  sie  wie  an  die  beiden  zuletzt  erwaliiitcu  ljuchholssschcn 
Eirindungcu  MeinungskÄrapfe  und  Treßfehden  knüpfieu,  die 
jahrelang  die  ganae  MüUerwelt  aufs  lebhafteste  gespannt  fe- 


Eine  gans  neue  Ära  brach  fiir  die  deutsche  MuUerei  ao. 
als  man  auch  in  Deutschland  von  der  Mitte  der  70  er  Jahrs 

an  allgemein  zur  Waiaenvermahlung  überging.  Die  zahlreich«D 
früheren  Bemühungen  zur  Schaffung  brauehbarer  Walsen' 
mahlmaschinen  im  zweiten  Quartal  des  Jahrhunderts  sind  he- 
reits  betrachtet  worden;  der  wahre  Erfolg  konnte  aber  ertt 
eintreten,  als  (^f^r  Srlnvpj/er  Friedrich  VVefTmann,  ein  Mühlen- 
besitzer in  NeajM'l,  seiiie  \  erbesserungen  anbraeljte  Weg'Tnann 
(ersetzte  die  in  ()>terreicli  üblichen  Eisenwalzen  durch  sokhe 
aus  Porzellan  und  gab  nur  einer  derselben  einen  Antrieb, 
während  die  zweite  iiui  infolge  der  Heihun«;;  mitgeschleppt 
wurde.  Das  VVegmannsche  Mahlverfahrm  ging  —  gleich 
jenem  der  früheren  Walsenmüller  —  hauptsächlich  darauf  siür 
das  Getreide  nicht  mehr,  wie  auf  den  Steinmahlgängen ,  so 
zerreifien,  sondern  die  Schrote  und  Griefie  nur  zu  queCscheo» 


haben. 


Digitized  by  Google 


XXiV.  4. 


39 


und  80  die  Kleieteile  möglichst  unverletzt  und  in  möglichst 
großen  Stücken  im  MahlguLe  zu  eriiaiten^  sie  wurden  daiui 
durch  Beutelei  und  Putzerei  abgesondert.  Diese  Porzellan- 
walzensttthle  kosteten  nur  den  vierten  Teil  des  Preises  jener 
alten  Stuhle,  deren  beide  Walzen  je  einen  eigenen  Antrieb 
erfordert  hatten;  sie  lieferten  ein  besonders  weifies,  schönes 
Mehl  und  vereinfachten  die  Futzorcl  in  hohem  Grade;  bei 
einem  ungleich  geringeren  Rraftbedarf  war  ihre  Leistung 
gegenaber  den  alten  Stuhlen  enorm  gesteigert.  Die  Weg- 
mannschen  Walzenstühle  wurden  zuerst  von  der  Maschinen- 
bau-AktifMi^^^esellschaft  Ganz  Ko.  in  Budapest  hergestellt, 
<leren  Leiter,  Andreas  Mecfiwart,  sie  in  der  Folgezeit  die 
wertvollsten  Verbesserungen  verdankten.  Mechwnrt  wandte 
den  für  die  Herstellung  von  Eisenbahnrädern  damals  weit- 
bertthmten  Ganzschen  Si)ezialhartguß  anstatt  des  Porzellans 
an,  gebrauchte  diese  glatten  Hartguß  walzen  aber  zunächst  nur 
S6ur  Auflösung  der  Grieße;  1875  kam  er  auf  den  Gedanken, 
den  Walsen  eine  schräge,  dreiecksförmige  Riffelung  zu  geben 
und  so  auch  mit  den  fiisenwalsen  ein  gutes  Schrolen  au  er- 
möglichen. Dabei  wird  es  ihm  nicht  bekannt  gewesen  sein, 
dafi  schon  Agostins  Ramelli  300  Jahre  früher  und  kurz  nach 
diesem  Faustus  Verantius  bei  den  an  früherer  Stelle  be- 
schriebenen Walsenmühlen  die  RiflTeking  angewandt  hatten. 
1879  kamen  die  vorzfiglichen  Mechwartschen  Riffelwalzen- 
stühle fiir  IJoggen  auf  den  Markt,  die  ein  riclitii^  gewähltes 
DiflTerentialverhältnis  für  die  Dreliung  der  Walzen  und  der 
bei  der  Flachmuilerei  besfunlcrs  wichtige  Umstand  auszeichnete, 
nielit  »Schneide  auf  Schneide  der  Riftelung,  sondern  Rücken 
auf  Rücken  stoßen  zu  lassen  und  dadurch  die  Kleie  mögliehst 
unverletzt  und  gleichzeitig  möglichst  viel  Mehl  bei  einer  Passage 
zu  erhalten.  Die  Überlegenheit  der  neuen  Walzenstuhle  in 
der  Vermahlung  war  ^anz  oBPenbar  und  bald  erwies  sich  auch 
ihr  Vorsprang  Aber  die  alten .  Mahlgänge  im  sonstigen  Be- 
triebe. Die  Walzen  lassen  sich,  wenn  sie  nach  langer  Be- 
triebsdauer einmal  nachgeriffelt  werden  müssen,  in  kürzester 
Zeit  auswechseln,  während  das  häufig  erforderliche  Nach- 
schärfen  der  Steine  eine  langwierige,  teuere  Arbeit  ist,  bei 
deren  ganzer  Dauer  der  Gang  stillstehen  muß.  Ferner  ist  der 
Kraftbedarf  des  W!il:^enstuhles  j^'^rin^^or,  denn  das  Mahlgut 
[KiMsiert  ja  nicht  mehr,  wie  beim  Steingatige,  konstant,  sondern 
jedes  Koni  wird  von  einem  Walzenpaar  überhaupt  nur  einmal 
ergriffen.  Schließlich  ist  die  Mehlausbeute  bedeutend  ge- 
steigert, da  daa  Schroten  wie  das  Vermählen  weniger  Schrote 
und  Dunste,  aber  umso  mehr  und  umso  schärfere  Grieße,  be- 
sonders beim  Hochmahlverfahren,  liefert.  An  Weizenmehl 
Nr.  1  —  5  gewinnt  man  auf  Steinen  35**/o,  auf  Walzen  43*^/o; 
an  Weizenmehl  Nr.  0^9  auf  Steinen  40  ^/o,  auf  Walzen  32  ^/o 
und  schliefilich  an  Kleie,  Futtermehl  und  Verlust  auf  beiden 
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Maschinen  den  gleichen  Satz,  nämlich  25*^/o*.   Der  Übergang 
zur  VValzenmüUerei  wurde  bald  ein  vollöLamliger,   und  heatt 
werden  in  besseren  deuteeben  Mülilen  Steinmahlgäuge  nur 
noch  vereinselt  und  höchstens  als  AusmahlmMcliineii  ta- 
ge troffen.  —  Wie  bei  jedem  Übergang  su  nenen  Metkodee 
gab  es  natürlich  in  der  ersten  Zeit  auch  noch  viele  G^er 
der  WalzenmttUerei;  es  wurde  daher  versacht»  die  Mahlginge 
au  verbessern  und  zu  verbilligen ,  also  einen  Ersats  für  die 
teueren  französischen  Mühlsteine  zu  finden.    So  wurden  187ti 
die  Lampsonschen  ktinstlichen  Muhlsteine,  i  ine  Zusammea- 
»etriinp:  aus  Zement  und  zerkleinertem  Quarz,  bekannt;  gleich- 
zeitijuj  die  (ila.ssteine  v<m  Meißner;  einige  Jahre  darauf  dann 
die  jjorosen  Porzollansteine  von  Gripfimann.   Von  den  Lampson- 
schen und  (irießniannsehen  Steinen  wurde  behauptet,  daß  si«* 
eine  beim  Mahlen  sich  immer  selbsttätig  wiederherstellende 
Schärfe  besäßen,  das  Schärfen  von  Menschenhand   .si^  ii  aUu 
erübrige^  die  Mcißnerschen  Steine  rühmten  öich  großer  Glas- 
härte und  feinen  Schnittes,  also  besserer  Vermabluug«fäbigkeit 
als  bei  den  teueren  franadsischen  Steinen*.  Der  Zweck  wurde 
bei  keiner  dieser  Erfindungen  erreicht  und  alle  drei  sind, 
nachdem  sie  das  Interesse  der  Müller  und  der  Fachpresse 
stark  gefesselt  hatten,  lautlos  in  die  Versenkung  getaucht. 

Inawischen,  nämlich  187(5,  wurde  das  Pekarsche  Mehi- 
prtifungsveriahren  bekannt  und  fand  bald  große  Beliebtheit, 
die  es  wegen  seiner  Einfachheit  und  Sicherheit  noch  heute 
besitzt.    Die  Methode  ist  folgende:  eine  Mehlprobe  wird  auf 
ein   schwarzes   Ilolzbrettchen    «relet^t.    unter   Druck    glatt  ge 
strichen,  so  daß  sie  nur  einige  ^iillinietcr  hoch  bleibt,  uii'i 
dann  zu  einem  Rechteck  beschnitten:  dicht  daneben  konimi 
eine  zweite  Probe,  neben  diese  eine  dritte  usw.    Diese  Mehl- 
prubcn   werden   mit  einem   geeigneten  Messer  noehnials  üi- 
ihrer  Oberfläche  glatt  gestrichen   und  zeigen   nun  beim  Ver- 
gleich ihre  Unterschiede  an  Feinheit,  Farbe  und  Reinheit;  die 
Unterschiede  werden  noch  deutlicher,  wenn  man  die  ganse 
Platte  in  Wasser  taucht  und  die  Proben  wieder  trocknen  \iML 
Die  verschiedenen  Farbtdne  dieser  Proben  von  hellgrau  bii 
dunkelbraun,  mehr  oder  weniger  häufige  von  aermahlenen 
Wicken  stammende  schwarze  Punkte  sowie  andere  dunkle 
Fleeken  ermöglichen  die  sehr  genaue  Qnalitätsbeurteilani^T 
das  Mehl  ist  umso  wertvoller  je  reiner  und  weißer  die  Orund- 
farhe  ausfilUt  und  je  weniger  Punkte  und  Flecken  vorhsA* 
den  sind. 

Mit  dem  Entstehen  größerer  Betriebe  und  vorzJi^'licn 
durch  die  Einführung  der  Walzenstuhle  war  die  Mullere» 
immer  mehr  verfeinert  worden  und  verlangte  nunmehr  eine 

*  Vgl.  Lncjrer«  Lexikon  di  r  ^esamteu  Techuik. 

'  Gesciiicbte  des  Verbandes  deutscher  Müller,  ld92,  95. 
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bessere  Ausbildung  ihrer  Angestellten,  besonders  der  Ober- 
niüller.  Nach  langen  Bemühungen  des  Verbandes  deutscher 
Müller  wurde  endlich  1881  die  erste  deutsche  Müllerschule 
ab  besondere  Abteilung  der  technischen  Staatslehranstalten  zu 
Chemnitz  eröffnet  und  unter  die  gemeinsame  Aufsicht  der 
alLchsischen  Regierung  und  des  genanDten  Verbandes  gestellt. 

Eine  der  letzten  grundlegenden  Erfindungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Mtthlentechnik  ist  der  Haggenmachersche  Plan- 
sichter,  eine  Maschine,  die  das  Prtnsip  des  horizontal  hin-  und 
hergeschttttelten  Handsiebes  nachahmt.  Ein  die  Siebe  tragen- 
der Rahmen  ist  an  der  Decke  mittels  Stangen,  die  sieh  in 
beweglichen  Gelenken  drehen,  oder  mittels  geschälter  Rohr- 
Stühe  aufgehilnfjt;  er  crhMlt  durch  eine  Kurbel  eine  kreis- 
förmif?«'  Ruttelbewegung  in  horizontaler  Ebenr,  in  dor  also 
jedes  bichtteilchon  Kreisbogen  beschreibt.  Dailurch  wird  die 
vorzüglichste  Sichtung  und  Sortierung  herbeigeluhrt,  denn  die 
leichten  Teile  t:;elangen  an  die  Oberfläche,  dringen  also  nicht 
so  leicht  durch  die  Siebmaachen  zum  Mt  hie  hin.  Die  Sicht- 
wirkung ist  zarter,  denn  das  Sichtgut  wird  nicht  —  wie  bei 
den  Schleudermühlen  —  mit  Gewalt  durch  die  Maschen  ge- 
preßt, beschreibt  Tielmehr  in  seinen  schwereren  Teilen  einen 
langen  spiralibrmigen  Weg;  das  so  gesichtete  Mehl  wird 
schwerer  und  besitzt  eine  größere  Backfilhigkeit.  Durch  die 
Anordnung  beliebig  vieler  verschiedenmaschiger  Siebe  Uber 
einander  in  derselben  Maschine  vereinfacht  sich  die  Sichtung; 
eine  Maschine  vereinigt  in  sich  Vorsichter,  Sichtmaschine  und 
noch  verschiedene  Sortierapparate.  Wird  aber  der  Plansichter 
noch  in  mehrere  untereinander  abhängige  Ahteiliinp::en  zerlegt, 
so  erst'tzt  er  die  gleiche  Anzahl  Sichtpassagen  mit  allen  dazu 
gehörigen  Maschinen.  Die  Vorteile  des  PInnsit  liters;  vor  den 
Rundsichtern  sind  also  erstens  reinere  Sichtwirkung  und  Sor- 
tierung, ferner  höhere  quantitative  Leistung,  billigere  Anhige- 
und  Betriebskosten  sowie  besonders  große  Raumerspat  ms.  So 
kann  man  z.  B.  in  einer  automatischen  WcizenmUhle  von 
250-300  Sack  tfiglicher  Vermablang  mit  16-18  Mahl- 
passagen die  erforderlichen  80—40  Rundsichter  durch  vier 
riansichter  ersetoen,  die  eine  eminente  Raumersparnis  ergeben 
und  nar  etwa  Vio  an  Betriebskraft  erfordernd  Alle  diese 
Vorzüge  riefen  seinerzeit  ein  wahres  Fieber  unter  den 
Müllern  nach  Anschaffung  des  Plansichters  hervor,  noch  ehe 
seine  Konstruktion  genügend  yervollkommnet  war.  Mißerfolge 
waren  dabei  unausbleiblich  und  die  Stimmung  schlug  in  ihr 
Gegenteil  um  :  man  suchte  die  Plan^icfiter  sehleunio^st  wieder 
zu  entfernen.  Aber  die  Mühlenbauaiiötalton  vervollkommneten 
später  diese  empfindiichc  Maschine;  ihre  Verwendung  wurde 

'  Kottenbach,  Der  Müller  und  der  Mühlenbauer,  Leipzig  1907, 
Bd.  U  S.  59. 
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allgemein,  und  hetitc  brzeiciniei  man  den  Piansu'hter  nicht 
nur  als  beste  bestell  ii dt?  Hichtmaschine,  sondern  überhaupt 
als  den  Sichter  der  Zukunft. 

In  den  letzten  Jahren  hatte  man  wiederholt  Beimengungen 
minderwertiger  Bestandteile  sum  Mehl  wahrgenommeD,  and  die 
Klagen  hierüber  häuften  sich  noch.  Daher  erließ  der  Ver- 
band deutecher  Müller  1882  ein  PreiBaoMchreiben  Gkr  die 
Auffindung  eines  VeHmbrens^  durch  das  diese  oiiganiachen  und 
unorganischen  Beimengungen  im  Weizen-  wie  Roggenmehl 
leicht  nachzuweisen  wären.  Professor  Wittmarck  in  Berlin 
gewann  den  Preis ;  er  stellte  fest,  dafi  sich  die  qualitative  Be- 
stimmung mit  Hilfe  des  Mikroskops  und  verschiedener  Chemi- 
kalien leicht  ausführen  laßt  und  gab  hierfür  verschiedene 
Methoden  an,  z.  B.  (liejem'frp,  welche  das  zu  untersiiehende 
Mehl  mit  einer  Pottasciielösunj^  in  innige  Berührung  brin^^t. 
Die  minerali.-sclien  Teile  sinken  dann  auf  den  Boden  und 
lassen  sich  also  ermitteln,  die  Pottaschelösung  steht  daiuber, 
das  reine  Mehl  si  liw  inimt  an  der  Obeiiiäehe.  Dagegen  ist  die 
quantitative  Bestimmung  schwer  durchführbar  und  die  kon* 
srete  Frage  nach  der  Prozentzahl  der  fremden  oiiganiichen 
Beimengungen  hat  die  Wissenschaft  noch  nicht  lüsen  kOnnen.  — 
Aber  auch  im  Rohstoff  kamen  häufige  Ffllschungen  vor.  Viel- 
leicht die  unangenehmste' Verunreinigung  des  Weizens  ist  der 
Zusatz  yon  Fett;  um  dem  Rom  ein  grtffieres  Gewicht  und 
ein  besseres  Aussehen  zu  geben,  war  dieses  ein  gutes  Mittal 
fUr  betrügerische  Lieferanten^  die  die  Holzschaufeln  vor  dem 
Bewegen  des  Weizens  mit  Öl  oder  auch  Butter  bestreichpn 
ließen.  Die  Kosten  des  Fettzusatzes  waren  offenbar  gering 
gegenüber  dem  Mehrgewinn  an  deTn  so  fuifi;(  putzten  VV^eisen; 
etwa  */4  Kilogramm  Rüböl  brachten  bereits  den  gewünschten 
Erfolg.  Diese  Beimengung  war  deshalb  so  außerordentlich 
unangenehm,  weil  sich  die  Steiiiturcheii  zusetzten  und  ebenso 
die  Walzen  verschmiert  wurden.  Der  durch  solche  Störungen 
hervorgerufene  Schaden  war  natürlich  beträchtlich,  noch  höher 
aber  der  direkte  Kapitalverlust  der  betrogenen  Mttller.  Dardi 
den  feinen^  kaum  wahrnehmbaren  FettQberzug  gleiten  die 
einzelnen  KOrper  besser^  legen  steh  im  Heßgeülfi  enger  zii' 
sammen,  verursachen  also  eine  scheinbare  Zunahme  des  spezi- 
fischen Gewichtes.  So  hat  der  Weizen  also  scheinbar  einea 
höheren  Wert,  der  seitens  des  betrügerischen  Verkäufers  um 
20—24  Mark  pro  1  Tonne  gesteigert  wurde,  wahrend  an  Un- 
kosten nur  der  relativ  mäßige  Arbeitslohn  und  50  Pf 
an  Kosten  ftlr  Uüböl  erwuchsen.  So  behandelter  Weizen  erhielt 
außerdem  ein  viel  besseres  Aussehen  und  zeigte  «ich 
besser  im  Griff,  so  daß  rnaii  »«jch  iregen  die  Täuschung 
kaum  zu  wehren  wußte ^  das  war  umso  unangenehmer.  •jI'^ 
geölter  Weizen  nur  ein  geringwertiges  Mehl  lieferte  und 
sich  schlecht  verbacken  ließ.    Im  Jahre  1878  vvurden  aber 
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Mittel  bekannt,  uiu  geölten  Weizen  erkennen  und  zurück- 
weisen zu  können 

Die  beiden  letzten  Jalirzehnte  des  19.  Jahrhunderts  sind 
durch  das  eifrige  Bestreben  gekennzeichnet,  die  modernen  Er- 
rungendchafteii  immer  mehr  auszunützen,  also  einereeits  die 
Mehlqualität,  andererseits  die  Ausbeuten  zu  steigern.  Aloderni- 
sienuig  der  Mühlen  war  das  Leitwert,  dem  leider  nar  ein  Teil 
der  Malier  zu  folgen  ▼ermochte;  denn  die  Anschaffung  der 
zahlreichen  besprochenen  Mttllereimaschinen  und  Transport- 
anlagen und  die  Anslfihrang  der  noch  zu  besprechenden 
Speicherbauten  erforderte  Kapitalien,  deren  Höhe  im  Vei^leicb 
mit  den  früher  erforderlichen  Kosten  enorm  genannt  werden 
muß.  Man  strebte  nach  guter  Verzinsung  und  diese  ergab 
sich  nur  bei  weitgehtnder  Ausnutzung  aller  Einriclitungen ; 
daln^r  sah  man  sich  auch  oft  zur  Vergrof^cnmg  bestehender 
Anlagen,  sowie  zur  Kinrichtung  automatischer  Vcrniahlung 
einfach  gezwungen.  Die  Vorberlingung  für  diese  Kntwick- 
lung,  nämlich  das  Bestehen  von  technisch  hochentwickelten 
und  durchaus  leistungsfähigen  Mlihlenbauanstalten,  war  in 
Deutschland  gegeben.  Unter  der  Devise  „Ersparung  mensch- 
licher Arbeitskräfte**  wurde  in  technisch  hochstehenden  und 
gut  fandierten  Mühlen  der  Transport  von  Getreide  und 
Mehl  und  Abfallprodukten,  also  vom  Anliefern  des  ersteren 
bis  zum  Versand  des  Fertigfabrikates  nun  automatisch  gestaltet 
unter  Vermeidung  jeder  nicht  unumgänglich  nötigen  Zwischen- 
manipulation. Der  Betrieb  wuchs  sich  zu  einem  absolut  ich* 
mäßigen  aus,  Schwankungen  wurden  ausgeschlossen ;  die  Mehl- 
qualität  gewann;  das  Ausbeuteverhältnis  wurde  gesteigert. 
Hand  in  Hand  mit  dieser  technischen  Revolutionierung  ^ing 
ein«'  total  uo\if\  übersichtliche  Anordnung  der  Arhoitsräurae 
mit  der  8or^f  tur  Lieht,  Luft,  Trockenheit,  Sauberkeit,  mit 
der  Verminderung  der  Gefahren  für  die  Beschäftigten,  mit  Ver- 
besserung des  Gütegrades  und  der  Haltbarkeit  der  Mühlen- 
produkte. Die  ^ffihlen-Oroßindustrie  ist  geboren;  über  ihre 
wirtschatilichen  Wirkungen  wird  später  zu  sprechen  sein;  von» 
Standpunkt  der  reinen  Technik  aus  ist  sie  freudig  zu  be- 
grttfien. 

Drittes  Kapitel. 
Die  Müllerei  iii  ihrer  heutigen  Form. 

Bisher  ist  von  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Mühlentechnik  die  Rede  gewesen;  im  folgenden  sei  kurz  die 
Getreidelagerang  erwähnt,  um  dann  die  eigentliche  Vermahlung 

I  Vgl.  Stcnogritphischor  Bericht  der  Generalversammlmig  des  Ver- 
bandes deutscher  Müller  1878. 
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und  das  sop^pnannte  Mahlschema  '/u  }>e}i;indeln.  HierViei  werdeti 
nur  (ir'ißinühlen  und  technisch  auf  der  Höhe  stehondo  M  ttd- 
mühlcn  berücksichtigt;  in  das  Getriebe  der  zwar  noth  zahl- 
reichen, aber  technisch  nidit  eehr  entwickelte!!  Kl'-iuiniilileii 
durften  die  früheren  Au:5t"üiirungcii  trenii^endcu  Kin  blick  ge 
währt  haben.  Von  der  Getreideannahnie,  die  dureh  Menschen- 
hand, Elevatoren,  Band-  und  Schieiftransporteure,  Schnecken 
und  scbliefilich  durch  pneumatisches  Ansaugen  geschehen  kann, 
werde  abgesehen. 

Nach  der  Anlieferung  des  Getreides  verlangt  desscB 
Lagerang  und  Konservierung  die  erste  grofie  und  wichtige 
Fürsorge.  Das  Oetreidekorn  ist  kein  lebloser  KOrper;  es  be» 
sitst  ja  noch  die  Keimfähigkeit  und  diese  äufiert  sich,  sobtU 
eine  Anfeuchtung  oder  Erwärmung  eintritt;  sie  wird  konser- 
Tiert  und  begünstigt  durch  den  natürlichen  Wassergehalt,  der 
etwa  10  bis  20^0  des  Kornes  beträgt,  und  femer  durch  die 
natürliche  Ki<^enscliaft  des  Getreides,  den  Wassergtdialt  der 
Luft  anzuzieiicu.   Aus  der  Luft  entnimmt  das  Korn  auch  un- 
auspresetzt  »Sauerstoff  und  scheidet  dafür  Kohlensäure*  ab:  es 
findet  ein  Verbrennungsprozeß  statt:  das  GetreiiK  kt>rii  wird  j 
kleiner.   Ein  groikr  Feind  ist  die  Gflhrung,  die  das  Getreide  j 
Tollständig  entwertet-,  gefurchtet  sind  ferner  die  „Rost"-  «od 
,Brand*-K rankheiten  und  als  ilnflere  Feinde  die  KomkifsTt 
weisenschaben,  Maiskftfer,  Motten  und  anderes  Ung^idsr, 
besonders  auch  Mäuse.  Die  Kornkäfer  sind  vor  allem  sehid* 
lieh;  die  Weibchen  legen  ihre  Eier  Inf  das  Korn  und  dieisf 
wird  ToUständig  hohl  gefressen;  die  Larven  der  Korn  motten 
dagegen  überspinnen  das  Korn  und  fressen  es  an.  Gej:(»n 
diese  Feinde  ist  Reinlichkeit  in  der  Lagerung,  also  reichliche 
Lüftung  und  Bewegung  des  Getreides  das  beste  Mittel;  Her 
letzteren  Forderung:  muß  also  ein  gut*:^  LM{^erraum  elienso  .' 
entspreelien    wie  der  früheren   Bedingung   der  Trockenh'^it 
Zunüclist  iiaben  die  Müller  ihr  Getreide  in  einem  heHebipen 
Räume,  meistens  in  der  Mühle  selbst,  in  Säcken  ^('l.i^'ert; 
größere  Werke  bewirken  diese  Lagerung  aber  in  Sp<  ieiiern 
auf  sogenannten  Schüttböden  oder  in  Silos.   Die  Schutibodeih 
Speicher  baut  man  sechs  und  mehr  Etagen  hoch  mit  starken 
Fufiböden;  jede  Etage  wird  durch  Bretterwände  in 
schiedene  Kammern  geteilt  und  möglichst  viele  Fenster  oder 
Klappen  sorgen  ßlr  beständige  ZuflUhrung  von  frischer  Laf^ 
Das  Getreide  wird  zunächst  in  einer  Vorreinigungsmasebitt^ 
von  Erde  und  allem  losen  Schmuts.  dann  in  einem  Aspirstesr 
von  losem  Staube^  danach  eventuell  auf  einem  Magnetapparst 
von  Nägeln  und  sonstigen  Eisenteilen  befreit  und  schlief^lieh 
automatisch  gewogen.    Hierauf  gelangt  es  auf  die  früher  be- 
sprocIicMcn  Trieure,  wird  hier  von  Raden.  Wieken  und  kleinen 
Körnern   gereinigt,    wird   dann    durch    Elevatoren    auf  »i^i^ 
obersten  Speicherbodeu  gehoben  und  hier  mit  Hilfe  ^on 
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Schnecken  oder  Bandtrans})  i  teuren  in  einer  liühe  von  1,5 
bis  1,8  m  ausgebreitet.  Der  i'uüijoden  zeigt  zwischen  je  zwei 
Balkenreihen  eine  oder  mehrere  Reihen  etwa  3  cm  breiter 
und  50  cm  langer  Aus^iparungen,  die  von  unten  durch  ge- 
eignete Brettchen  verschlossen  werden ;  letztere  sind  ihrerseits 
aB  langen  Stangen  befestigt  und  dieae  Stangen  können  ver- 
schoben werden.  Bei  geöffneten  Spaltöffnungen  rutscht  das 
Getreide  nach  unten  auf  den  nttchsten  Boden;  unter  den 
Spalten  ist  oft  ein  Winkeleisen  oder  ein  entsprechendes  Hole 
dachförmig  angeordnet  und  bewirkt  ein  Auseinanderspritzen 
des  Getreidestroines,  so  daß  die  Körner  reichlich  von  Luft 
umspült  unten  anlangen.  Außer  diesen  Verbindungswegen 
gehen  vertikale  Faliruhre  durch  das  ganze  Gebdude;  sie  be- 
sitzen in  jeder  Etap;e  Abxwcigrohre  und  Verschlußschieher, 
80  dafi  auch  der  Transport  in  eiu  b(?liehii^  niedrigeres  Stock- 
werk unter  Ubergelmni^'  eines  oder  mehrerer  Böden  ermöglicht 
ist.  Diese  Bodenspciclier  erfüllen  alle  Forderungen,  die  an 
oine  gute  Getreidelagerung  zu  stellen  sind,  in  vollkouuiieuer 
Weise  für  jede  Getreidegattung.  Die  ^Silospeicher  besitzen 
ein  ganz  entgegen£;eset3Btes  Prinzip.  Sie  bestehen  aus  zahl- 
reichen Einzelschacnten  von  meistens  rechteckigem,  aber  auch 
rundem  und  sechseckigem  Querschnitt,  sie  reichen  durch  das 
ganze  Gebäude,  messen  also  in  der  Höhe  bis  zu  20  m.  Die 
Scliächte  werden  von  oben  mittels  Elevatoren  in  ihrer  ganzen 
Höhe  mit  Getreide  gefüllt;  ihre  Sohle  ist  meistens  als  Trichter 
ausgebildet,  durch  dessen  Schieber  dasselbe  abfliefien  kann. 
Für  Silos  mit  größerem  Querschnitt  sind  mehrere  Abfluß- 
öffnungen vorhanden,  damit  iiiclit  die  über  dem  einzigen  Ab- 
lauf stehende  Getreidesäule  zur  i  abfließt,  wjUinMid  das  an 
den  Wandungen  befindliche  (jfetrcide  ruhig  liegen  bleibt  und 
dann  zu  lange  lagert.  Beim  Siloprinzip  ist  also  auf  eine  gute 
Lüftung  und  Trocknung  des  in  großer  Höhe  dicht  übereinander 
gelagerten  Getreides  Verzicht  geleistet,  rfilos  sind  tlaher  nur 
anwendbar  für  trockenes,  hartes  Getreide,  haben  aber  bei 
diesem  die  großen  Vorteile  der  Einfachheit,  Übersichtlichkeit 
und  Billigkeit;  sie  stammen  aus  Amerika  und  ihre  Verbreitung 
in  Deutschland  begann  erst  in  den  80  er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts. Heute  haben  die  größeren  Mühlen  meistens  beide 
Speie hersyteme:  Bodenspeicher  für  das  weiche  deutsche^  Silos 
für  das  harte  ausländische  Getreide. 

Vor  dem  Eintritt  in  den  Speicher  war  das  Getreidekorn 
also  von  fremden  Beimengungen  wie  Steinen,  Erde,  Mftusekot, 
Halmen.  Nrtgeln  u.  dergl.  befreit  worden;  es  hatte  ahfr  dihei 
seinen  Reim  nicht  verloren  und  konnte  daher  noch  längere 
Zeit  gelagert  werden.  Sogleich  nach  dem  Verlassen  des 
Spcieherö  beginnt  nun  die  eigentliche  Reinigung,  bei  der  das 
Korn  die  holzige  Oberhaut,  einzelne  Schalenteile,  das  Bärtchen 
und  vor  allem  den  Keim  verliert;  nunmehr  ist  es  ein  lebloser 
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Körper  und  Jiirlit  mehr  la^ei  un^^stahig;  es  muß  bald  verm.'»hl'3ü 
werden.  Dics'i  eigentliche  ReiniguDg  kann  eine  trockene  sein, 
indem  das  Getreide  in  Scheuer-  und  SchlÄgermaschinen  von 
den  genannten  Teilen  befreit  und  dann  in  Bürstenma^chinen 
noch  besonders  blank  gereinigt  wird.  Harter  oder  blau- 
spitziger  oder  gar  brandiger  Weizen  ist  aber  sehr  oft  mit  Bei- 
mengungea  behaftet^  die  auf  trockenem  Wege  nicht  gans  ent- 
fernt werden  können ;  er  wird  daher  in  ^eigneten  Apparaten 
gewaschen,  in  Trockenapparaten  oder  einfach  an  der  Luft 
wieder  getrocknet  und  anf  BUrstenmaschinen  geputzt.  Nod- 
mehr  erfolut  die  Mischung  der  verschiedenen  Weizensorteo 
nach  Maß  oder  Gewicht,  dann  eine  gemeinsame  Schälung. 
Spitzung,  BUrstungund  Polierung.  Hierauf  lagert  das  gemischte 
Getreide  etwa  einen  Tag  lang  fn  einem  geeigneten  Behfilter. 
damit  sich  die  verschiedenen  Wärme  und  Feuchtigkeitfsgrade 
der  einzelnen  Körner  ausgleichen,  und  danach  ist  ea  ver- 
mahlungsfähig geworden.  —  Die  besprochene  detreidereini- 
gung  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Müllerei.  Ist  die 
Reinigun^sfinl;i;;c,  die  ^Kopperei"  mangelhaft,  so  sind  di« 
rcöuUierendeii  schädlichen  Folgen  bei  der  späteren  Vermähl üüj; 
nicht  wieder  aussugleicheD,  und  die  Herstellung  eines  wirk- 
lich erstklassischen  Hehles  ist  dann  unmöglich.  Ebenfalls 
sehr  wichtig  ist  die  erwähnte  Gletreidemischang  nach  Farbe 
und  Klebergehalt,  die  mittels  einer  automatischen  Wage  oder 
durch  Mischmaschinen  erfolgen  kann.  Es  war  frtther  gesagt» 
daß  Menge  und  Beschaffenheit  des  Klebergehaltes  einen  ent- 
scheidenden Einfluß  auf  die  Mehlfarbe  und  die  Backfilhigkett  aus- 
übt-, auf  die  richtige  Getreidemischung  muß  also  der  größte 
Wert  gelegt  werden.  Es  möge  hier  auch  das  Verfahren  er- 
wähnt sein,  noch  vor  der  Vermahlung  das  besnnder.s  trocken*^ 
Getreide,  meistens  nur  harten  Weizen,  zuweilen  aber  aucli 
russischen  Koggen  anzufeuchten,  weil  ohne  diese  Manipulation 
die  Kleie  so  fein  vermählen  würde,  daß  man  sie  selbst  mit 
den  besten  JSieb-  und  Futzmaschinen  nicht  vom  Mehl  trennen 
könnte.  Man  bringt  das  Getreide  in  eine  Transportschnecke 
und  läßt  am  Eintritt  Wasser  in  HOhe  von  etwa  2  «/s  des  Ge- 
treidegewichtes daaulaufen;  die  Schnecke  mischt  beides  und 
befördert  das  nunmehr  feuchte  Getreide  in  einen  Behälter,  in 
dem  es  einen  halben  Tag  lang  verbleibt,  damit  die  feuchteren 
Körner  noch  an  die  trockneren  Wassergehalt  abgeben,  die 
Feuchtigkeit  also  eine  gleichmäßigere  wird. 

Der  eigentliche  Vermahlungsprozeß  des  Weisens  beginnt 
mit  der  ersten  Schrotpassage,  bei  welcher  das  Korn  nicht 
stark  angegriffen,  sondern  nur  möglichst  in  seinem  Kinsehnitt 
espalten  werden  soll,  um  Hen  in  diesem  Spalt  belindliehrn 
taub  bloßzulegen  und  seirie  spätere  Entternung  durch  eine 
Sichtmasehinc  zu  ermöglichen^  die  Walzen  erhalten  aU«*  einen 
großen  Abstand.    Schon  bei  diesem   ersten  Schroten  bilden 
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sich  aber  bereits  einige  Mehle  und  Gii<  i^;,  die  später  den 
billigen  Produkten  zugesetzt  werden.  Beim  zweiten  Schroten 
soll  der  durch  die  erste  Pas-sage  schon  gelockerte  Kern  aus 
der  Kornschale  gelöst  und  im  übrigen  sollen  nur  Grieße  ge- 
zogen werden.  Der  Zwischenraum  zwischen  den  Walzen  wird 
also  verkleinert;  sie  erhalten  eine  grobe  Riffelang  mit  scharfen 
Kanten  und  bewirken  nunmehr  eine  Zerschneidung  der  ein- 
zelnen Körner;  letztere  dürfen  sieh  gegenseitig  nicht  berühren 
und  dieser  Umstand  bedingt  eine  Verlängerung  der  Walsen. 
Nach  dieser  zweiten  Schrotung  tritt  der  Plunsichter  in  Tätig- 
keit;  der  auf  seinen  ersten  Sieben  alle  Teile,  die  feiner  sind 
als  Schrot,  abscheidet;  das  Produkt  gelangt  dann  auf  den 
nächsten  Schrotgang.  Auf  den  weiteren  Sieben  des  Pian- 
sirhtfTs  werden  die  groben  und  hiernach  die  feinen  Grieße 
und  schließlich  Dunste  und  Mehle  abgesondert  und  sortiert. 
Diese  Plansiehtertätigkeit  ert'olirt  nach  jeder  weiteren  Schrotung 
mit  immer  feiner  geriffelten  W  aizen.  Die  feinsten  und  des- 
halb nach  Möglichkeit  reichlich  gezogenen  Protlukte  ergibt  die 
zweite  und  dritte  Schrotuiig;  bei  der  vierten  ist  C^ualiUU  und 
daher  erstrebte  Ausbeute  schon  geringer;  die  fünfte,  sechste 
und  eventuell  siebente  und  achte  Scbrotung  erfolgt  auf  glatten 
oder  fein  geriffelten  Walsen,  eigentlich  nur  zur  Gewinnung 
des  in  den  Schalen  noch  zurückgebliebenen  Mehles.  Vielfacn 
geschieht  dieses  letzte  Ausniahlen  noch  auf  alten,  fUr  andere 
Zwecke  nicht  mehr  verwendbaren  Steinmahlgängen.  Die  zu- 
letzt gewonnenen  Mehle  erfordern  eine  Siclitung  auf  ganz 
feinen  Bespannungen,  da  sie  mit  fein  vermahlenen  Schalen- 
teilchen stark  durchsetzt  sind.  Nach  der  Schrotung  erfolgt 
die  Sortierung  der  Gricßf»  und  Dunste  nach  ihrer  Kf)rns:röße 
und  sodann  ihre  Übertülirung  aut  die  Put/.niaschinen,  die  He 
Absonderung  der  Kleieteile  betiltigen.  Nunmehr  treten  sotort 
die  Ausmahlwalzenstulile  in  Tati^-keit;  oder  aber  das  gröbere 
Mahlgut  wird  vorher  nocli  auf  Aut'löswal/.en  aufgehist,  auf 
Plansichteru  erneut  gesiclitet  und  sortiert^  tlie  gröberen  Pro- 
dukte machen  den  letzten  Prozeß  nochmals  durch,  die  Dunste 
werden  eyentuell  nochmals  auf  einer  Dunstputzmaschine  ge> 
reinigt  und  gelangen  nun  endlich  gleichfalls  auf  Ausmanl- 
walzen.  Die  im  Mahlgut  eventuell  noch  vorhandenen  Keim* 
teile  würden  im  fertigen  Gebttck  als  gelbe  Punkte  auffallen 
und  einen  bitteren  Geschmack  erzeugen ;  ihre  frühzeitige  Ent- 
fernung ist  aber  auch  deshalb  erforderlich,  weil  sie  dw  Aus« 
roahlwalzen  mit  einem  öligen  Überzug  bedecken  und  so  der 
Au8mahlung  der  Dunste  hinderlich  sein  würden.  Deshalb 
werden  alle  K 'imteile  auf  den  sogenannten  Keimwalzenstuhl 
geführt,  hier  tlach  geauetscht  und  dann  durch  eine  Sicht- 
maschine ganz  abgesondert. 

Die  Koggenmüllerei  stellt  sich  wesentlich  einfacher  dar. 
Die  Schrotung  beginnt  hier   erst,   nachdem  das  Korn  auf 
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QuetBchwalzen  flach  gedrückt  und  dadurch  bem  Spalt  geöffnet 
und  der  Korn  gelockert  ist;  die  Absonderung  des  Spalt^-jLiiibe?* 
findet  daraui  m  dem  sogenannten  Blaumeblzyiinder  aiatt.  ^iaeL 
jeder  Mahlpassage  wird  das  gewonnene  Mehl  einfach  ab- 
geführt, wänrend  die  Schrot-,  Griefi-  und  Danstprodukte  «n* 
getrennt  zur  n&chsten  Schrotung  gelangen;  nur  die  Ans* 
mahlung  findet  &kr  Griefiklele  und  gewöhnliche  Kleie  ge- 
sondert statt.   Zur  Ausmahlung  der  gewöhnlichen  Roggen- 
kleie  bedient  man  sich  fast  stets  noch  der  Steinmafalgftnge; 
Walzen  sind  hierfür  selten  in  Verwendung.   Die  Roggenmehl- 
Fabrikation  beschränkt  sich  auf  wenige  Sorten^  doch  ist  eine 
feinere  Sichterei  geboten  als  beim  Weizenmehl.    Infolge  de» 
gerintJ^fMi  Ro<!;<^'(Mimehl^?r>wu'htes  eignet  sich  hier  aber  der  Plan- 
sichtcr  weniger;  die  Zenti  ifngaUiclitmaschine  ist  infolge  ilirpr 
Schleuderwirkung  hier  mehr  am  Platze.    Die  Koggen niii  11  erei 
ist  also  die  weit  einfachere,  besonders  weil  die  Gewiiumn^ 
feinst«^r  Mehle  nicht   verlangt  wird;   in  der  Regel   ist  da^ 
Flachmahlverfahren  in  Anwendung  und  schon  bei  der  ersten 
Schrotung  sucht  man  etwa  30  ^  o  Mehl  zu  ziehen.    Auch  das 
Halbhochmahlsystem  ist  ▼erbreitet,  besonders  sur  Erseu^ung 
feinerer  Roggenmehle;  dagegen  ist  die  ausgeeprochene  Hoch* 
mölleret  bei  der  Roggenvermahlung  Überhaupt  nicht  su  finden. 
Bei  der  Steinflachmiülerei  findet  nach  beendigtem  HahlproMÖ  | 
oft  noch  eine  künstliche  Kühlung  der  heiß  von  den  Steiueo  l 
kommenden  Mehle  statt»  die  entweder  durch  Schaufeln  von 
Hand   oder  in  moderneren  Betrieben   durch  automatisches 
Schaufeln  in  einem  Bottich,  einem  sogenannten  „hopperboy', 
geschieht.   Danach  werden  die  gewonnfnion  Sorten  von  Koggen 
mehlen  meistens  ohne  Verraiscliuiig  abgesackt  und  sind  nun 
Verkaufs-  und  verbrauchsbcn  it.    Bei  der  Hoch-  wie  bei  der 
Halbhochni ulierei  wird  aber  eine  große  Zahl  von  Mehlsorten 
erzeugt,  die  teilweise  unter  (  inaiuler  gemischt  werden  müssen. 
Das  geschah  früher  und  in  kleinen,  rückständigen  Mühlen 
noch  heute  durch  Zusammenschaufeln  von  Menschenhand,  was 
för  den  Arbeiter  mit  starker  Gesundheitsscbidigung,  für  die 
Muhle  mit  unangenehmster  Verstaubung  verbunden  ist»  ohne 
daß  dabei  der  Zweck,  die  innige  Mischung,  Tollstftndig  er- 
reicht wird.    Heute  wird  dieses  Mischen  in  der  Regel  von 
automatischen   Mehlmischmaschinen  besorgt,  von  denen  gut 
eingerichtete  Mühlen  in  der  Rogrd  je  eine  für  jede  Verkaufit* 
mehlsorte  besitzen.    Außerdem  bewirkt  man  bestimmte  Zu- 
sätze von  besonderen  Mehlen  oder  Kleien  durch  sogenannte 
Beimischer,  die  auf  dem  gleichen  Prinzip  beruhen»  wie  der 
Rtittelschuh  beim  Mahlgang. 

Nach  ilerstellung  <les  gewünschten  Mischungsverhältnisses 
wird  das  nnnm«dir  gebrauchsfertige  W^eizenniehl  eben»o  wie 
auch  das  fertige  Roggcnniehl  von  Arbeitern  oderauch  durch  ciiu- 
automatische  Sackpackmaschine  aus  einem  Sackrohr  in  Jute- 
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Säcke  geftillt  und  genau  auf  meiötcns  lUU  kg  abgewogen  ;  der 
Sack,  der  vorher  eventuell  auf  einer  automatischen  8ack- 
reinigungsmaücliine  gesäubert  worden  war,  wird  nun  fest  zu- 
gebunden,  mit  der  Marketafel  verseheD  und  plombiert  und 
darauf  iu  den  MebUpeicher  befördert,  um  hier  vor  dem  Ver* 
sand  an  die  Konsumenten  noch  knnte  Zeit  zu  lagern,  zu 
0 reifen Dieser  Speicher  erfordert  besonders  gute  Trocken- 
heit, Lüftung  und  helles  Licht,  und  die  S;U  ke  werden  so  auf- 
gestapelt, daß  sie  allseitig  Ton  der  Luft  umspült  werden 
können.  Zum  Hinuntertransport  dienen  die  sogenannten 
„Rutschen",  schiefe  Ebenen  in  Sackbreite;  zum  Horizoiilal- 
transport  vom  AnRp^anp:e  des  Speiehers  bis  zu  einer  ent- 
fernteren Verladestelle  sind  hJintig  Sacktransportbänder  in 
Aiiwendung,  die  den  Getreidetraiisportgurten  gleichen  und  nur 
zur  besseren  Unterstützung  mehr  Walzen  besitzen  als  jene. 

Hiermit  ist  die  Schilderung  der  Miihlentechnik  und  des 
Mühlenbetriehes  bi^  uul  den  heutigen  Tag  durchgeführt;  die 
Betrachtung  konnte  nur  eine  kurburische  und  wenig  ein- 
gehende sein,  da  sonst  das  Heranziehen  rein  technischer  Einzel- 
heiten, sowie  technischer,  also  lUr  den  Nicht&chmann  un- 
verständlicher Zeichnungen  unerlttfilich  gewesen  wäre. 


porsohnngen  XXIV  4  (lU>i  —  Luther. 


4 


ZWEITER  TEIL. 


Viertes  Kapitel. 

Die  wirtschaftliche  EntwicUnng  des  deatschen 
Mflhlengewerhes  bis  zam  Ende  des  18.  Jah^ 

hunderts. 

Eine  eingehende  Untersuchung  dieser  langen  Entwick- 
lungszeit läßt  sich  nicht  in  den  Rahmen  der  vorliegenden 
Studie  einfügen,  die  besonders  dem  19.  Jahrhundert  gewidmet 
ist;  solche  Untersuchung  erfordert  vielmehr —  wollte  sie  nicht 
eine  mehr  ofler  niinder  kritikh)se  Zusammenstellung  zahlreiclitf 
alter  Wirisciiatitsbeäummungen  darötelien  —  eine  von  der  hier 
zu  betrachtenden  Epoche  getrennte  Behandlung.  IIa  aoÜ  tk- 
her  nur  versucht  werden,  durch  Aiitulaung  weniger,  aber 
typischer  Beispiele  aus  verschiedenen  Jahrhunderten  die  wift- 
schaftliche  Entwicklung  lediglich  flüchtig  zu  beleuchten. 

Ursprünglich  wird  jeder  Bewohner  deutscher  Ijande  sein 
eigener  Bttcker^  Maurer,  Stellmacher  und  Zimmennann  geweaes 
sein ;  aber  zum  Kornmahlen  war  eine  gr{$6ere  maschinelle  Ap 
läge  nötig,  meistens  wohl  eine  oberschlächtige  Wassermühle, 
die  oft  sogar  besondere  Staudämme  und  damit  einen  Eingr;^ 
in  die  gemeinsamen  Wasserrechte  der  Dorfnachbam  erforderte. 
Die  Herstellungskosten  waren  im  allgemeinen  zu  bedeutend 
für  den  lünzelneu,  und  deshalb  wurden  die  Mühlen  meistens 
auf  G(Mneindekosten  errichtet.    Fand  sich  aber  ( ino  Muhle  in 
Privatbesitz,  so  galt  sie  doch  als  halböffentUche  Anlage;  die 
Bewohner  des  näheren  Umkreises  sahen  sich  inf«il^^e  der  Un- 
möglichkeit eines  weiteren  Getreide-  und  Meiiitraubportci^  zur 
ausschließlichen  Benutzung  der  nächsten  Mühle  in  iuono\»oV 
artiger  Weise  gezwungen,  und  der  Einzelne  kuimte  diese  wirt- 
schaftliche Beschränkung  nicht  umgehen  *.   Im  7.  Jahrhun^^ 
aber  befanden  sich  schon  mehrere  Mtthlen  in  der  Hand  einzehier 
reicher  Personen,  und  im  9.  und  10.  Jahrhundert  sind  ^ 
ersten  grundherrlichen  Bannrotthlen  entstanden,  aber  die 
blieb  noch  im  frQhen  Mittelalter ,  dafi  Mtthlenbauten  auf 
meinsame  Kosten  seitens  der  Markgenossenschaften,  selftso^ 

>  Lamprecbt,  Das  WirtAchaftsleben  im  Mittelalter,  Iä85/S6, 1 1 B.  lö. 
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durch  reiche  Privatleute  erfolgten.  Im  eigentlichen  Mittel- 
alter treten  dann  die  markgenössischen  oder  Gemein demühlen 
zurflck,  wenn  auch  naeli  wie  vor  das  Mtthlenrecht  bis  in  seine 
£inselheiten  Öffentlicher  Regelung  unterworfen  blieb;  private 
Mühlen  werden  immer  sahlrelcher  und  schon  in  der  Höne  des 
Mittelalters  sind  sie  fast  allein  in  der  Überlieferung  nach- 
zuweisen. Als  rechtliche  Gnindlage  zur  Errichtung  von 
Privatmtthlen  war  nur  der  Besitz  der  beiden  Ufer  eines  Flusses 
nötig;  Voraussetzung  war  aber  eine  Anlageweise,  die  nie- 
mandem Schaden  brachte.  Ferner  war  aber  auch  der  eigent- 
liche Wassereigen tüiTior  mühlenberechtigt,  da  der  Wasserbesitz 
das  Recht  zum  l>t  tu  ten  df^s  Ufers  und  dieses  wieder  das 
Recht  des  Mühlenbetnebes  bedingt*'  \  Auch  aus  Wildbann, 
Vogtei  und  Alhnende-Obereigentum  wurden  Mühlenrechte  her- 
geleitet, und  sie  alle  wurden  meistens  auf  bestimmte  Muhleii- 
^ruudötUcke  bezogen,  denen  die  Müblengerechtigkcit  dann  in- 
härent war;  die  allgemeinen  Ansprüche  des  Wasserherrn 
wurden  aber  dadurch  nicht  berührt.  —  Die  Mtlller  selbst  ge- 
nossen zu  allen  Zeiten  einen  besonderen  Rechtsschutz;  die 
Volksrechte  der  frttnkischen  Zeit  und  die  Rechtsbttcher  des 
Hittelalters  enthielten  besonders  schwere  Strafen  fUr  alle  auf 
den  Mühlenwegen  b^gang  n  Diebstähle  und  Raubanfälle, 
und  besonders  die  Landfriedensordnungen  zählten  die  Mühleu 
zu  den  befriedeten,  gegen  jede  Gewalttat  geschützten  Sachen*. 
Vom  12.  Jahrhundert  an  entstand  ein  Mühlenregal  des  Reiches 
an  allen  schift-  und  flößbaren  Strömen,  das  den  Landesherren 
und  Städten  in  Form  von  Privilegien  verliehen  wurde  und 
ihnen  das  ausschUeßliche  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  von 
Mülihn  zugestand;  diese  aber  überließen  die  „Mühlen- 
gereclitigkeit"  den  Müllern  zu  einem  festgesetzten  Mühlzins. 
Die  meisten  Mühlen  besaßen  ein  Bann-  oder  Zwangsrecht, 
den  „Mahlzwang'',  der  einerseits  das  alleinige  Recht  des 
Mahlens  in  einer  bestimmten  Ülark,  wie  es  schon  die  grund- 
herrlichen Bannmtthlen  des  9.  und  10.  Jahrhunderts  genossen 
hatten,  ferner  aber  dem  jeweiligen  Besitzer  das  Forderunge- 
recht gab,  dafl  alle  Bewohner  eines  bestimmten  Distriktes  mr 
Getreide  nur  von  dem  berechtigten  Müller  mahlen  Itefien. 
Anderseits  legte  dieses  Bann-  oder  Zwangsrecht,  das  stets  auf 
einen  besonderen  Reehtstitel,  z.  B.  auf  Vertrag,  Privileg  oder 
VerjHhrung  begründet  sein  mußte,  dem  berechtigten  Müller 
die  Pflicht  auf,  das  Getreide  der  pflichtigen  Mahlgäste  genau 
in  der  Reihenfolge  der  ges(;hehenen  Anmeldung  und  stets  vor 
dem  Korn  etwaiger  fremder  Mahlgiiste  zu  mahlen;  Ausnahmen 
waren  nur  unter  Zustimmung  der  Zurückstehenden  gestattet^. 

>  Ebenda,  S.  584/85. 

'-  „Mnhl  tu  recht**,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
2.  Aufl.  Jona  1900. 
'  Ebenda. 
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Das   Ilogal    wurde   nach   Kriiudung   und   Einbürgerung  der 
Windmühlen  ohne  Änderung  auch  für  diese  g-ttltig.    Die  be- 
rechtigten Müller  müssen  ilire  Rechte  im  Laute  der  Zeit  über- 
mäßig ausgenutzt  haben,  denn  Klagen  über  BenachteiligungeD 
der  Mahlgäste  und  sonstige  Übergriffe  wurden  allerwliis 
lauter  und  lauter.   So  haben  fast  überall  die  Territorial* 
gewalten  schon  früh  begonnen  durch  Htthlenordnungen  und 
seit  dem  15.  Jahrhundert  durch  allgenieine  Land*  und  Polisci- 
ordnnngen  die  Rechtsverhältnisse  im  ^luhlengewerbe  )>oKxei- 
und  privatrechtlich  bis  ins  Detail  zu  ordnen  und  so  einen  be- 
sonderen Schutz  für  ihre  Untertanen  zu  schaffen.  So  hat  der 
Rat  von  Freiburg  in  semer  ersten,  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit von   ihm  ganz  allein  im  Jahrf^   1347  erlassenen 
Mühlenordnung  die  Müller  völlip:  zu  Boaui nagt*Mi  der  8tadt 
Seemacht   und  sie   in   strenge»  Abhani^i^^keit  gebracht.  Die«>e 
Mühlenordnung  verpflichtete  die  Mulh?r,  vor  und  nach  dem 
Mahlen   auszumessen,  sie  stellte  das  Vt^rlustniaximuin  beim 
Vitiinalilen    fest   und   verbot   die  unredliche   Mischung  ver- 
schiedener Sorten.    Der  Hat  behielt  sich  die  alleinige  Aul- 
sicht und  die  Bestimmung  von  Strafen  vor;  aus  seiner  Mitte 
bestimmte  er  Pfänder,  die  schwere  Vergehen  der  Müller  vor 
ihn  zur  Entscheidung  zu  bringen  hatten.  Aber  die  endgültige 
Freiburgische  Muhlenordnung  von  1498  ging  noch  viel  weiter: 
die  Müller  und   ihr  Gesinde  sollten  halbjährlich  vereidigt 
werden;  geschäftHche  Betätigung  des  Müllers  wird  verboten, 
er  darf  nur  so  viel  Getreide  ankaufen,   wie  er  wirklich 
braucht;  der  Korn-  und  Mehlverkauf  wird  ihm  untersagt,  er 
darf  in  seinem  Hanse  keinen  Backofen  —  nicht  einmal  für 
eigenen  Bedarf  —  halieü,  Tiiir^  darf  auch,  um  d<*r  Ver.sucliung^ 
der  Getrei  ieunterschlagung  zu  entgehen,  keine  Hühner.  Knten 
oder  Grtnsp  halten;  schließlich  darf  er  weder  Mehl  noch  Geld 
an  die  Hücker  verleihen  und  eingehendste  Wägebestimmunfreii 
treten  für  ihn  in  Kraft.    Die  Müller  haben  die  Vereidigung 
als  ehrenrührig  bezeichnet  und  sich  mit  aller  Kraft  dagegen 
gesträubt;  es  hat  ihnen  nichts  genützt,  vielmehr  haben  fast 
alle  anderen  Mühlenordnungen  jener  una  der  folgenden  Zeiten 
diese  Vereidigung  aufgenommen.  Die  Betriebsbeaufsichtigung 
durch  den  Rat  erschien  den  Freiburger  Müllem  ebenfalls  ab 
eine  unerträgliche  Maßregel;  um  ihr  zu  entgehen,  wollten  sie 
sich  lieber  zu  einer  Mehlschau  durch  fremde  Meister  aus  den 
Städten  Basel,  Kolniar,  Schlettstadt  und  Straßburg  bereit  er- 
klären,  denen  sie  offenbar  mehr  Wohlwollen  und  Rücksicht- 
nahme zugetraut  haben      Die  vom  Rate  der  Stadt  Konstanz 
I43Ü  für  kebleute  und  Müller  gegebenen  Ordnungen  suchten 
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die  letzteren  sogar  zu  einfachen  Tagelöhnern  herabzudrticken  \ 
lind  für-  Landesordnungen  schufen  auch  eine  schnftc'  Be- 
autVi«  litmiing  für  die  Bäcker,  die  sie  auf  den  Standpunkt 
obrigkeitlich  beglaubigter  Ämter  zurückbrachten,  den  ja  die 
Müller  iiherhaupt  niemals  verlassen  hatten^.  80  findet  sich 
seit  dem  14.  Jahrhundert  überall  die  Tendenz,  dem  Müller 
Jede  andere  Einnahuie  als  den  ihm  obrigkeitlich  zugebilligten 
Mahllohn  zu  veraagen,  ihm  also  nur  die  Lohnmüllerei  zu  ge- 
statten und  ihn  im  ttbrigen  zum  Beamten  zu  stempeln.  Der 
Bürger  stand  eben  mit  den  Müllem  und  Bäckern  in  einem 
regelrechten  Vertragsverhältnis:  wollte  er  mahlen  oder  backen 
lassen,  so  begab  er  sich  zum  Kornschreiber,  der  im  Rathause 
gleichzeitig  die  Buchführung  filr  den  üngelter,  den  Eintreiber 
indirekter  Verbrauchsabgaben,  versah.  Dieser  Kornsehreiber 
führte  je  ein  Buch  für  Müller  und  Bäcker,  in  welchem  den- 
selben die  Kunden  zugeteilt  wurden;  er  stellte  dem  Bürger 
das  „ Mahlzeichen die  Quittunii:  filier  richtige  Un^eltzahhnijj, 
aus,  und  nur  auf  dieses  Malilzeicheii  fiin  durfte  der  Hand- 
werker arbeiten.  Bezüglich  des  Un^^  -Itt  s  war  also  die  beste 
Kontrolle  vorhanden;  die  Mehlqualität  wurde  durch  die  Bäcker 
kontrolliert.  Die  letzteren  waren  verpflichtet,  jedes  zum  Ver 
backen  in  ihr  Haus  getragene  Mehl  zu  besehen  und  es  bei 
schlechter  Beschaffenheit  den  Rats- Mehlbeschauern  zu  bringen, 
die  dann  die  Bestrafung  des  Mtlllers  und,  ein  nachmaliges 
Durchmehlen  veranlassen  sollten.  Zur  Überwachung  der 
Bäcker  wiederum  bestand  sowohl  eine  Brotbeschaubehörde^  die 
von  Rat  und  Gemeinde  gebildet  war,  wie  auch  eine  solche 
aus  der  Mitte  der  Bftcker  selbst;  aber  die  letztere  war  von 
mehr  untergeordneter  Bedeutung  und  stellte  nur  ein  ver- 
eidigtes SachverstHndigenkoliegi  um  dar.  Die  Hats-Brotbeschauer 
mußtens  mindesten  dreimal  wöchentlich,  und  zwar  bei  Tag  und 
Nacht,  dpTi  Bäckern  Brote  abfordern  und  si«»  auf  Qualität,  Größe 
und  Gewicht  prüfen;  „wenn  sie  das  Brot  bes^'lien,  bedankt  sie 
dann  Not  oder  ^?ut,  so  mögen  sicnach  den  geschworenen  Schauem 
vom  Bäckerhand  werk  schicken  und  dieselben  bei  ihren  Kiden 
fragen,  was  strafbar  sei.  Bedunkt  sie  aber  nit  Not,  nach  den 
Geschworen«  Ii  zu  schicken,  so  mögen  die  es  unterwegen  lassen 
und  nicht  desterniinder  fürfaren."  Es  hing  also  lediglich  von 
dem  Ermessen  der  Brotbeschauer  ab,  ob  sie  die  Bäcker  hören 
wollten;  sie  vereinigten  in  sich  weitgehende  Befugnisse  und 
besaßen  sogar  Strafgewalt  für  alle  gewerblichen  Vergehen. 

In  den  gröfleren  Städten  befanden  sich  die  Mtlhlen  meist 
dicht  hintereinander  aufierhalb  der  Stadtmauern,  aber  trotz 
ihres  Wohnens  vor  den  Toren  galten  die  MttUer  doch  häufig 
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als  Vollbllrger,  so  z.  B.  in  Villingen.    Hier  unterschied  man 
auch  außer  dem  Besitz  nach  Land-,  Markt-,  Lehenrocht  noch 
jonen    nach   Miihlenrecht.    Denn   zu   den   Mühlen  «gehörten 
meistens  weite  Wiesenflächen,  die  gleichzeitig  mit  dem  Mühl- 
graben Vorrichtungen  zur  Bewässerung  erhielten.   Die  Wiesen- 
besitzer konnten  dann  über  ihr  Eigentum  nur  insoweit  ver- 
fügen, als  sie  nicht  mit  dem  „Mühlenrecht"  des  Müllers  in 
Konflikt  kamen,  das  diesem  erlaubte,  so  viel  yon  der  Allmende 
einzufangen,  aU  er  zu  verbessern  vermochte^.   Auch  in  Frei- 
barg mufiten  sich  die  auf  Wasserkraft  angewiesen  Gewerbe* 
treibenden  aufierhalb  der  Stadt  und  teilweise  auf  Allmende 
niederlassen,  weit  aus  der  Dreisam  ein  Befestigungsgraben  um 
die  Stadt  berun)gefuhrt  war.   In  Straßburg  waren  die  Mühlen 
im  13.  Jahrhundert  dem   Burggrafen   unterstellt,    der  als 
praefectus  urbi  iiir  Instandhaltung  der  Wälle  und  des  Wasser^ 
grabennetzes  zu  5?orgen  hatte,  durch  welche  die  Stadt  hr!rvor- 
rageiid  befestigt  war.    Ihm  lag  die  Einsetzung  der  .Meister  ir 
ihre  Amter,  sowie  das  Oewerbegericht  ob,  und  nur  mit  seiner 
und  der  Bürger  Genehmigung  durften  neue  Mühlen  an^eiogt 
werden 

War  also  die   Tütif^keit  der   Meister   durch  zahlreiche 
obrigkeitliche  V'oröchriften  und  Zunttvertassungen  gere»;clt,  so 
finden  sich  andererseits  schon  früh  Bestrebungen  der  Müller- 
gesellen  nach  fester  Organisierung.  Als  Beispiel  sei  die 
in  Freiburg  ins  Leben  getretene  Bruderschaft  der  dortigen 
MttUergeseUen  erwähnt.  Sie  hatte  die  Satzungen  der  Bftcker- 
Bruderschaft  als  Grundlage  und  beobachtete  streng  alle  gesetz- 
lichen Vorschriften^   da  ja  das  Handwerk  bis  ins  kleinste 
unter  obrigkeitlicher  Kontrolle  stand.   Der  Zwangbeitritt  Ükr 
die  Mühlknappen  wurde  besonders  seitens  der  Meister  ^ge> 
g^nnt" ;   den   Gesellen   ist   nach   erfolgtem   Strafspruch  der 
Bruderschaft    noch   Berufung   an   dir*  Zunft    gewährt.  Die 
Mühlknappen  vers}»rechen,  keine  Natzungen  wider  die  Meist*^r 
zu  machen,   sondern   deren  Rechte  zu  achten  und   an  eint-ni 
Werktage  kein  BruderRehaftsgehot  stattfinden  zu  las^jen.  l)ie»e 
Ordnung  ist  fast  200  Jahre  in  Geltung  gewesen  und  dann 
mit  nur  sreriiigen  Änderungen  von  neuem  in  Kratt  getreten. 
So  bestand  also  in  Freiburg  eine  feste  Gesellenorganisation, 
die  der  Rat  selbst  bei  Eigenmächtigkeiten  frei  gewähren  tieft; 
wollten  sich  aber  die  Bruderschaften  mehrerer  StiUlte  verbinden, 
um  sich  beispielsweise  eine  Gerichtsbarkeit  über  die  Meister 
anzumaßen,   so  schritt  er  sofort  ein:  er  duldete  nur  eine 
lokale  Bruderschafif  die  er  kontrollieren  und  stets  aufheben 
konnte*. 
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Nebeu  der  MuUerzunft  und  der  Bruderschaft  findet  sich 
vielfach  auch  die  «Runsgenoasenschaft*^,  eine  Vereinigung  der 
vielen  kleinen  Gewerbetreibenden,  die  siun  Betrieb  von  Walk* 
mflblen^  Schmiedehämmern,  Öltratten,  Schleifen  die  einfadie 
Kraft  des  fließenden  Wassers  an  den  Ufern  des  Oewmrbe- 
kanales  ausnützten,  ohne  besonderer  Deiche  and  Wehranlagen 
2U  bedürfen.  Sie  bilden  auf  Grund  ihres  gemeinsamen  Be- 
sitzes eine  Runsgenossenschaft  und  an  deren  Spitze  steht  die 
Mttlierzunft,  die  ihrerseits  alle  Ausnützer  der  Wasserkraft  be- 
steuert und  die  gemeinsam  ausziifülirenden  Bachräumungen, 
Deichauabesserungen  u.  dergl.  leitet.  Die  nie  endenden 
8treiti^'keiten,  für  deren  Entstehen  besonders  die  kleinen  üe- 
werbetreii)enden  eitrig  sorgten,  konnten  von  der  Kunsgenossen- 
schalt  nicht  entschieden  werden ;  jeder  Zwist  wurde  gleich  dem 
Rat  unterbreitet.  Kine  solche  OenoRsenschaft  bildete  sich  bei- 
äpieUweisc  in  Freiburg  im  Jahre  li78.  Die  Freiburger  Grafen 
hatten  den  Wasserlauf  der  Dreisam  einem  Kloster  geschenkt 
und  dieses  hatte  die  Milhlen  als  Leben  ausgetan  \  die  Lehen- 
mttller  vereinigten  sich  za  einem  Verbände  in  awei  Ab- 
teilungen,  deren  jede  unter  einem  Runsmeister  stand;  sie  legten 
in  genauer  Ordnung  die  Wasseraasteilung,  die  Sommerbesich- 
tigung bei  abgestelltem  Wasser,  die  Deichbauarbeiten  und  die 
Bestimmung  des  dazu  von  jedem  anzuwendenden  Geschirres, 
die  Meisterwalil,  die  Versammlungen  und  die  Rechnungs- 
führung fest  Nach  dein  Muster  dieser  Vereinigungen  sind  im 
IG.  Jahrhundert  die  Runsgenossenschaften  der  Wiesenbesitzer 
gestiftet  worden  ^ 

Die  Miihlenorduungen  haben  an  Umfang  immer  rachr  zu- 
genommen. Im  17.  Jahrhundert  umfassen  sie  bereits  Bestim- 
mungen über  Mühlenbau,  Stauhöhe,  Mahllohn,  sowie  technische 
Vorscliriften,  die  einen  die  Interessen  der  Mahlgäste  fordern- 
den Muhlenbetrieb,  also  qualitativ  und  quantitativ  ausreichende 
Vermahlung  gewährleisten  sollten.  Sie  enthalten  Vorschriften 
bezüglich  der  Mtthlvisitationen  durch  LokalpoHzei  und  Sacb- 
verstllndige  und  ferner  über  die  Gerichtsbarkeit  der  Müller. 
In  einigen  Ländern  erfolgte  sie  durch  ein  besonders  ein- 
gesetztes Ricbteramt;  die  häutigen  Wasserrecbtsstreitigkeiten 
wurden  meistens  durch  den  Schiedsspruch  von  Sachverstän- 
digen, sogenannten  Wassergrafen  oder  Wassermeistem,  ge- 
schlichtet. Es  sei  hier  noch  eine  Muhlenordnung  aus  dem 
1*3.  Jahrhundert  erwähnt,  nMmlich  jene,  die  der  Kurfürst 
AugUHt  von  Sachsen  für  17  Mühlf>n  an  der  schwarzen  Kister 
im  .lalire  ITiUl  erließ.  Die  Mühlen,  für  die  sie  bestimmt 
waren,  gehörten  ihm  oder  seinen  Städteii  oder  waren  ihm 
Nvenigstens  lehens-  und  zinsbar.  Die  Ordnung  richtete  sich 
liauptj}ächlich  gegen  das  Aufstauen  der  WasserliUife,  denn  eine 
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Unzahl  von  Klagen  über  daduroii  entstandene  MiBsLüiide  war 
lauL  geworden.    Das  Wasser  war  den  Bauern  iii  ihre  Keller 
und    Wohnräume  getrieben,    viele  Häuser   hatten  geräumt 
werden  roüsaen,  das  Bier  war  verdorben,  Felder,  Wieaoi, 
Gärten,  Triften  und  die  Fischerei  hatten  Schaden  genommen, 
und  sogar  in  das  Schlofi  Schweinitz  war  das  Wasser  ge- 
drungen.  So  gab  dar  Kurfürst  jetzt  für  jede  einzelne  Mflble 
genaueste  Vorschriften  über  die  Höhe  der  Mtthldttmme  und 
Grundbäume,  Uber  Wehre,  Zäune,  Schützen  in  den  wfi>ten 
Gerinnen  usw.  Danach  finden  sich  Vorschriften  für  die  Mahl- 
gangszahl,  die  zwischen  2  und  6  Gängen  schwankt;  im  Durch- 
schnitt komnif^n  auf  jede  Mühle  4  Gi1ng(\  wozu  ?iioistfMi.s  noch 
eine  JSchnoiflomühlo  odor  eine  Ölmühle  odci-  ein  W'aikrad  un  1 
in  einem  Kalle  ein  Hammerwerk  für  Kupier  tritt.    Die  Vei- 
äri(l<'riuig  der  vorgeschriebenen  Mahlgangszahl  nach  unten  oder 
oben  wird  atreng  untersagt,  die  Kontrolle  hierül)er  sowie  über 
die  Stauverhältnisse  dtireh  geschworene  Müller  geregelt   un-l  I 
die  Strafen  bestimmt.    Außerdem  aoll  bezüglich  der  Grund-  | 
bäume  und  Wehre  Jederzeit  durchs  Jahr  der  Ober-Moller  uf  ; 
den  Under-Mllller  und  der  Under*Müller  uf  den  Ober-Mfllfer  i 
gutte  Achtunge  geben,  dafi  solches  also  erhalten.  Würde  aber 
befunden,  daß  ein  Müller  dem  anderen  himnnen  Vorachob 
tbun  würde,  so  sollen  dieselben  Übertreter  die  obberurte  Straff 
zwiefach  verfaUen  sein",  also  zwei  gute  Schock  an  das  Amt 
entrichten.   Damit  war  das  Prinaip  der  gegenseitigen  Über- 
wachung, das  dann  viele  Schikanen  veranlaBte,  in  die  Müllerei 
eingeführt.     Ferner   sollen    die   TT(3hen]>fähle   eine  kupferne 
Kopfj)latte    mit   Jahreszahl    und    Knr^thwcrt    erhalten  und 
wer  sie  vers<'hrt,  hat  zehn  Ouhlen  iStrate  /u  zahlen.    Um  hei 
etwaigem  Verschlammen  den  Ort  der  Pfähle  sofort  aufHnden 
zu   können,   sollen   um  jeden    Pfahl   3 — 4  Weiden  gepflanzt 
wei-den,  eine  Sitte,  die  sich  dann  allgemein  eingebürgert  hat. 
Ferner  wird  aber  dcu  Müllern  eingeschärft,  die  Interessen  der 
Mahlgäste  zu  wahren;  sie  sollen  fleißiger  sein  und  „die  Be- 
stallung der  Mühlen,  so  Tiel  roenschlichen  und  möglichen, 
selbst  thuuy  und  sich  uf  das  Gesinde^  weil  es  jetao  so  nach- 
lässigk,  nicht  verlassen''.   Die  Müllerin- Witwe  zu  Schweioiti 
„soll  sich  mit  einem  geübten  Müller  gefafit  machen,  und  daran 
seyn,  da6  er  sich  des  Mühlwergks  also  annehme,  damit  des 
Amts  und  ihr  selbst  Nutz  erfolge,  und  die  Mühle  in  fernere 
Verwüstung  nicht  gerathe/'    Der  Rat  von  Liebenwerda  soll 
sich  gleichfalls  „mit  einem  erfahrenen  und  tüchtigen  Müller 
jederzeit  gefaßt  machen  und  demselben  einbindoTi,  die  Muhl- 
gäste  nicht  zu  iihernehmen,  noch  die  üh<  1  .mzufahren  .  .  .**, 
vielmehr  sollen  die  Mfillor  „einem  jedem,   arnj  oder  reich, 
treulich   und  vleissigk  mahlen,   und  ihnen  das  ihre  zu  rath 
halten,  und.  der  Forderung  halber,  keinen  Untorscheidt  haltf^n. 
sondern  wie  jeder  Mahlgast  kommen  wirdt  und  den  ersten 
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vor  den  anderen  und  letzten  iordern/*  Sie  sollen  sich  zur 
Venneiduii;^:  \  ii  Betrügereien  kupferne  Metzen  mit  anhängen- 
den StreicliüHiäsern  anfertigen,  und  sie  dem  St;uitniaß  jedes 
Ortes  gleich  machen  lassen;  andererseits  sollen  sie  aber  be- 
rechtigt sein,  das  ihnen  gebrachte  Getreide  vor  der  Vermah- 
lung selbst  nachsumessen,  weil  die  Mahlgäste  mehr  Scheffbl 
Korn  in  die  Säcke  steckten,  als  sie  angaben.  Stellte  sich  ein 
solcher  Betrug  seitens  des  Mahlgastes  heraus,  so  trat  eine  Ver- 
Warnung  durch  den  Amtsbefehlshaber  ein;  im  Wiederholungs- 
falle fiel  von  dem  Übermaße  Vs  an  den  Mttiler,  '/s  an  den 
kurfürstlichen  Abt.  Die  Muller  werden  verpflichtet,  Wagen 
mit  richtigen  Gewichten  zu  beschaffen  und  den  Mahlgästen  zu 
gestatten,  ihr  Getreide  uiul  spater  Mohl  und  Kleie  „gewogen 
oder  gemessen  zu  nolunen'*,  ihnen  also  beide  Artender  ^^>iirinti- 
tÄtsbestimmunf^  tYrl/ustpIlen ;  die  Mahlgdste  dürfen  iil^  rdit^s 
während  des  Maidens  in  cl*  r  Mühle  sc^lbst  anvvesen<l  sein.  Der 
Mliller  ist  gehalten,  aufzuaehten,  daß  durch  das  Zu;^vieh  der 
Mahlgäste  den  Xaelibarn  an  ihren  Wiesen  und  Feldern  kein 


Er  darf  keine  Schweine,  Gänse,  Enten,  Kapaune,  Hühner, 
Böcke  oder  Ziegen  in  den  Mühlen  halten,  damit  ,,den  Armen 
das  ihre  nicht  ufgefrezt  wird^';  femer  soll  er  das  Mühlen- 
gebäude,  besonders  Dach  und  Giebd  gehörig  dicht  machen, 
damit  den  Mahtgästen  ihr  Gut  nicht  verweht.  Die  letztere 
Bestimmung  gibt  ein  Bild  von  den  heillosen  Zuständen,  die 
damals  geherrscht  haben  müssen.  Und  schließlich  folgt  die 
Bestimmung,  daß  der  Zwischenraum  zwischen  den  Mühlsteinen 
nicht  zur  Übervorteilung  des  Mahlgastes  vergrößert  werden 
dürf»'  ,,Der  letztere  soll  für  jedem  gestrichen  Scheffel  Korn 
einen  gehaufften  Scheffel  Mehl",  an  Kleie  aber  ,,n()(  h  einen 
Hertzbergischen  Scheffel  zum  wenigsten  viertelhülh  Metzen 
bekommen*';  das  ist  nur  verstätidlicli,  wenn  man  bedenkt,  daß 
das  lockere,  fertige  Mehl  einen  größeren  Raum  einnimmt,  als 
das  Getreide,  aus  dem  es  hergestellt  wurde.  Ziun  Schluß 
werden  noch  drei  geschworene  Müller  bestimmt,  die  jährlich 
zwischen  Johannis  und  Bartholomäi  die  Elster  befahren,  alle 
Mtthlen  besichtigen  und  etwaige  Mifistände  xur  Anzeige  bringen 
sollen.  Die  Müller  müssen  den  drei  Geschworenen  Kost  und 
Trank '  reichen  und  jedem  für  seine  Mühe  und  Versäumnis 
7  Groschen  pro  Tag  entrichten;  ebenso  sind  sie  verpflichtet, 
den  Arotsbefehlshabern  anläBlich  der  Grundbaum-Feststellung 
Kost  zu  reichen  und  fUr  Fütterung  ihrer  Pferde  zu  sorgen. 

Diese  Mühlenordnung  von  15(51  hat  sich  bewährt  und 
l  ^w'»^  hfit  flerselbe  Kurfürst  August  eine  zweite  Mtihlcnordnung 
für  die  an  der  Saale,  Luppe,  Elster  und  Pleiße  lie;;cnden 
Mühlen  erlassen,  die  sich  von  jener  für  die  schwarze  Klster 
allerdings  durch  noch  größere  Schärfe  und  härtere  Strafen 
unterschied.    Ihre  wichtigste  Bestimmung  war  die,  daß  ein 
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Muller,  der  den  bachbaura  eigenmächtig  erh^ihtCy  oeben  t-mer 
Geldatrafe  von  Ji(U)  Gulden  aus  dem  Handwerk  ver\vies^:i 
werden  solle.  Begäbe  es  sich  aber,  daß  ein  Fachbau  in  mit 
der  Zeit  von  selbst  niedersinkt,  so  darf  er  nur  im  Beisein  dea 
Abtes  Wied«*  gerichtet  werden.  Merkt  ein  MQller,  dafi  sein 
Oberwasser^  oder  Unterwasser-Nachbar  sich  gegen  die  Tor* 
Schriften  Tergeht,  so  ist  er  bei  seinem  Eide  aar  sofortigen  An- 
zeige verpflichtet;  es  soll  also  immer  der  eine  den  anderen 
Müller  überwachen.  Dann  folgen  Vorschriften  über  Wehr- 
öffhung  bei  Iii n;:  rem  Stillstand,  ebenso  Ober  das  Ziehen  der 
Schtttsen  bei  Hochwasser  und  Gewitter;  ferner  die  Bestim- 
mungen,  daß  nach  jedesmaligem  Schärfen  der  Mühlsteine  erst 
Stcininehl  über  die  Gänge  geschickt  werden  soll,  und  daB  der 
Midier  seinen  nerufspfcnos.seii  keine  Maldg«*iste  absj>en>tig 
machen  darf;  von  dem  iMalil^'^etreide  dersellxin  darf  er  koine?«- 
falls  mehr  als  das  Gebrnnrh liehe,  also  von  jedem  8elH-ffel 
2  Metzen,  alts  Mahlluini  zunnkbelialten  bei  einer  Strafe  von 
10  Gulden  für  jeden  Ubertretunf^sfall.  Die  geschwurenen 
Muller  sollen  nicht,  wie  bei  der  Elütermühlenordnung  vor- 
gesehen, nur  einmal,  sondern  zweimal  jährlich,  nämÜch  im 
Sommer  und  Winter  jede  Mühle  untersuchen,  ,,damit  das  TJn- 
rechte  abgeschafft,  und  die  mutwilligere  Verbrechere  anderen 
zum  Abscheu,  zu  verwirkter  einTerleubter  POn  und  Straffen, 
im  Ernste  gebührlichen,  und  unnachlässigk  angehalten  werden 
mögen^\  Jeder  Müller  hat  fortan  zu  Michaelis  einen  Quideo 
an  dm  vor^i^csetztc  Amt  zu  zahlen,  „davon  die  geschworenen 
Müller  ihrer  Mühe,  Arbeit  und  Notdürfftiger  Aufwendung  und 
Zehrung  der  Jährlichen  zweyen  Reslchti;]:ung  halben,  gebtlhr» 
liehen  besoldet  und  ergötzet  werden  sollen*'. 

Im  Jahrf  ^T)^^^  foltrt  dann  eine  Verordnung,  die  auch  die 
auf  der  Elbe  entstandenen  Schiffmiddeii   zius|)tlichtig  machte. 
Im  Laufe  der  Jahre  gab  Kurfürst  August  noch  viele  Nach- 
träge zu  seinen  Miildenordnungen  von  1.')(>1   und  l.jHH,  Kur- 
fürst Christian  11.  verbcösertc  sie  im  Jaiirc  l(i07  und  Johann 
Georg  II.  erneuerte  sie  1013  mit  verschiedenen  Vervollständi- 
gungen, insbesondere  teilte  er  bestimmten  Mttblen  einen  ge- 
nau bezeichneten  Mahlgastkreis  zu.   Im  Jahre  165d  gab  er 
eine  ähnliche  Ordnung  Air  die  Mahlen  an  der  Unstrnt  und 
1061  eine  solche  flElr  diejenigen  an  der  Weifierits  und  Elbe. 
Bride    enthalten    im    wesentlichen    die    schon  betrachteten 
Vorschriften,  die  letztere  stellt  den  Mahlgästen  sogar  frei,  ihr 
Getreide  selbst  zu  mahlen,  wozu  ihnen  der  Müller  die  Gänge 
scharf  zu  machen  und  anzurichten  hat.    Sie  gibt  auch  Vor- 
schriften für  die  Kleidung  der  Müller:    nachdem  auch  die 
Müller  und  Muhlkneclite  sich  bish^rn  in  ihrem  Stande  ziem 
lieh  orlirdien,  und  nicht  allein  ihre  alte  Traeljt  in  KleidunL'''n 
geändert,  sondern  auch  die  Scliurtzfelle,  so  ilinen  täglich  zu 
tragen  gebühren,  meistenteils  abgeschaffet.    Als  sollen  MüUef 
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und  Mdhlknechte  von  dato  an  sicli  Hirer  alten  Art  in  Klei- 
diinj^en  gebrauchen,  und  täglich  Schurtzfelle  tragen,  würde  aber 
einer  hierwider  handeln,  so  soll  der  Mühlenmeister  jedesmal 
l'linff,  der  Mühlenknecht  aber  einen  Thalor  /,ur  Strafe  verialieu 
seyn".  Kuiturst  Johann  Georg  III.  sah  sich  infolge  der 
schlechten  Finanzlage  scineü  Landes,  die  zum  großen  Teil 
durch  die  Entfaltung  äußeren  Glanzes  seitens  des  Herrscher- 
hauses herbeigeführt  war,  8ur  Einführung  neuer  Abgaben  ge- 
zwungen und  wählte  die  Form  des  ^.Mühlgroschen".  Sein 
Aueschreiben  vom  20.  Märs  1682  beaagt,  dafi  bis  sum  Ende 
des  Jahres  jeder  Scheffel  Getreide  mit  einem  Groschen  ver- 
steuert werden  solle,  und  daß  auf  dem  Lande  die  MttUer  die 
Steuer  einzutreiben  haben.  Sie  haben  jedem  Mahlgast  vor  der 
Vermahlung  den  Muhlgroschen  abzufordern  und  in  eine  ver- 
schlossene Kupferbüchse  zu  werfen,  die  vom  Oerichtsherm 
oder  Amtsvorstcher  in  ihrer  Mühle  fest  angeschlossen  ist;  die 
richtij^e  Besorgung  sollen  sie  eidlich  versichern.  In  den 
Städten  aber  ist  ein  des  Rechnens  und  Schreibens  kundiger 
Beamter  gegen  gehörige  Kaution  anzustellen,  an  den  jeder 
Mahlgast  seinen  Mühlgroschen  entncliLet;  nur  gegen  seine 
Quittung  darf  dann  der  Müller  mahlen.  Ein  Nachtrag  be- 
stinimL,  daß  auch  das  Metzgetreide  dieser  Abgabe  unterworfen 
sein  BoWy  was  die  Müller  offenbar  als  sehr  lästige  Steuer  emp- 
funden haben Den  Meistern  waren  die  HAnde  in  Jeder  Hin* 
sieht  gebunden;  Betrug  der  Mahlgäste  und  Überschreitungen 
der  Bestimmungen  waren  trotzdem  an  der  Tagesordnung,  aber 
sie  fanden  meistens  schnell  ihre  Sühne,  da  die  erwähnten 
MüUerordnnngen  zur  Bestrafung  ja  eine  ausreichende  Hand- 
habe boten.  —  Anders  war  es  mit  den  MttUergeselten.  Alle 
Verordnungen  bezüglich  ihres  Betragens  waren  nutzlos  ge- 
blieben und  unh^dliche  Zust.Hnde  hatten  sieh  in  dieser  Hin- 
sicht besonders»  im  Kurfürstentum  Sachsen  entwickelt.  Zwar 
waren  die  wände  rnden  Midlerbnrschen  in  der  Oesellenstube, 
der  alten  ^.Fcise",  ^nrn  gesehene  Gäste ;  sie  waren  ja  fast  die 
einzigen  Überbringer  von  Nachriciiten,  besonders  auch  von 
technischen  Neuerungen,  so  weit  damals  von  solchen  die  Rede 
sein  konnte,  sie  hallen  bei  der  Arbeit,  erhielten  hierfür  Kost 
und  Beherbergung  und  zogen  dann  ruhig  weiter.  Aber 
minderwertige  Elemente  nützten  die  Gutmütigkeit  der  Meister 
übermäßig  aus,  schlössen  auch  wohl  mit  der  Frau  Meisterin 
zu  enge  Freundschaft  und  nisteten  sich  in  einer  Mühle  für 
längere  Zeit,  besonders  im  Winter,  behaglich  ein;  andere 
wieder  machten  die  Strafien  unsicher,  trugen  sogenannte  Mühl- 

'  Vpl  Allhang  711  „Theatrum  Machin;?niTr!  Mol  irium"  von  Matthias 
Beyern  umi  Konsorten,  Leipzie  1785,  und  terner  „Königlich  Preußisches 
erneuerte-*  und  geschärftes  Möhlenreglemcnt  im  Ftirstentiim  Halber- 
stadt wie  aui-h  der  Grafschati  IT  ihnst«Mn  und  Herrschaft  Derenburg*. 
De  Dato  Berlin,  den  18.  Jaii  1751.  (Deiiiu  Witwe,  Haiberstadt.) 
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äxte  uimI  ^;ilJel,  bildeten  schließlich  nur  iioi  li  -  in  WeijeLiijrerer- 
gesindel  und  ersc  lii«  lu'n  alle  paar  Tage  Im  i  (l('ni>T'l  1  im  Meister, 
dem  sie  unter  Droliung  und  sogar  Mißhandlung^  Kot,  Quar- 
tier und  Geld  abtrotzten.  Verlangte  dieser  datui  eine  Arbeit, 
so  wurden  sie  einlach  grob ;  meistens  verstanden  sie  überhaupt 
nichts  vom  Handwerk,  vielmehr  stand  fest,  »daß  auch  viele 
Bettler,  Diebe  und  anderes  liederiicbee  Gesindel,  anter  dieMB 
Vorwand,  als  ob  sie  Mtthlbursche  wären,  im  Lande  henun  m 
▼agieren   pflegen.'^     Schließlich   erließ  Kurfilrst  Friedrich 
August,  König  von  Polen,  im  Jahre  1724  ein  „Mandat  wider 
die  unruhigen  Mühlknaroen,  auch  deren  Unfug  und  Placke- 
rejen*^.   Fortan  durfte  kein  Bursche  in  Kost  und  Herbeiige 
aufgenommen  werden,  der  sich  nicht  durch  ein  Zeugnis  seines 
Lehrmeisters  und  die  entsprechende  obrigkeitliche  Bescheini- 
gung ausweisen  konnte.   Der  M(\ller  wird  zur  sofortigen  An- 
zeige bei  Strafe  verpflichtet  und  der  talsche  Geselle  wird  das 
erste  INIal  mit  14  1  a^en  Gelangnis,  spitter  mit  Fe.stung^bau 
bestraft.    Kann  der  Meister  aber   (iber  den  Burschen  niclit 
Herr  werden,  und  enttlieht  letzterer,  so  soll  er  steckbrietTich 
verfolpft  und  dann  uuist)  härter  bestraft  werden.    Ferner  darf 
kein  Meister  mehr  als  zwei  Wanderburschen  gleichzeitig  aui- 
nehmen  und  beherbergen  und  nicht  mehr  als  zwei  GeeeUen 
dQrfen  fortan  ihre  Wanderung  auf  den  Straßen  gemeioaam 
machen;  selbst  wenn  festgestellt  ist,  daß  sich  deren  mehrere 
»nicht  mit  Vorsatz  zusammen  rottieret*^  haben,  sollen  sie  doch 
mit  mindestens  Stägiger  Geftngnisstrafe  belegt  werden.  .,Bs 
haben  sich  aber  die  wandernden  Knappen  allerseits  bei  ihrer 
Wanderschaft  des  Morgens,  Mittags  und  Abends  mit  firot 
und  Butter  oder  Käse,  und  des  Müllers  selbst  eigenem  Ge* 
tränke,  so  gut  er  es  hat.  nelist  nur  einem  einzigen  "Nachtlager, 
jedesmal  begnügen  zu  lassen,  und  darauf,  dafcrne  ihnm  der 
Müller  keine  Arbeit  geben  kann,  noch  will,   sich   wieder  un- 
weigerlich auf  den  ^^  eg  zu  machen."     l  )"'ui  Wanderburschen 
Geld  zugeben,  wird  schlechterdings  verboten ;  schließlich  wird 
bestimmt,  daß  sich  jeder  Geselle  des  Tragens  „der  Mühllixie, 
Säbel,  Degen  oder  anderen  schädlichen  Gewehrs"  zu  entlialten 
hat,  daß  er  innerhalb  eines  Vierteljahres  nur  einmal  bei  dem- 
selben Meister  vorsprechen  dart,  daß  er  demselben  auf  Ver* 
langen  24  Stunden  zu  helfen  hat,  mOge  diese  Arbeit  im  Zu» 
richten  der  Mtlhle^  Mahlen  oder  anderer  Mühlenhilfe  bestehen. 
Preußen  erließ  im  Jahre  1785  ein  ahnliches  Mtthlenreglemeiit 
für  Litauen  und  1786  ein  solches  für  C)stpreußen.  —  Die  an- 
gefülirtcn  Ordnungen  sind  typische  Beispiele  für  die  in  jenen 
Jahrhunderten  auch  anderwärts  allgemein  üblichen  Mnhlen- 
vorschriften ;  Unterschiede  bestehen  nur  in  der  Ausführlichkeit 
und  in    der  Höhe  der  Strafen,  die  teilweise  ?tußerst  scharf 
waren.    Gegen  betrügerische  MeiHt<'!r  ist  sogar  di»'  Tortur  an- 
gewandt worden,  so  bei  einem  Muiier  in  Flauen  im  Jahre  lül5. 
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Dieser  hatte  vier  Löcher  in  den  Muhl  bäum  <Teraacht,  iinrl  eine 
liretteruiukleiflung  angebracht,  so  daß  er  ^^as  veruntreute 
Mehl  unbemerkt  fortschatTen  konnte.  Er  leugnete,  wurde  auf 
Geheiß  des  Rates  gefoltert  und  gestand  dann,  in  den  4  Jahren 
seiner  Paclitzeit  den  Mahlgästen  rund  Gulden  an  Mehl 

und  Getreide  veruntreut  zu  haben.  Man  machte  üiit  ihia 
kurzen  Prozeß  und  verurteilte  ihn  zum  Tode  mit  dem  Strange. 

Schließlieh  sei  noch  eine  speziell  in  Preufien  beobachtete 
Beschränkung  der  Müller  erwännt,  ,,das  Mtthlsteinregal'S  ein 
staatliches  Monopol  mit  dem  Recht,  allein  Mühlsteine  fabri- 
zieren und  Terkaufen  zu  dürfen.  Ein  ähnliches  Mublstein- 
regal  war  schon  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  in 
Geltung,  es  erstreckte  sich  aber  damals  nicht  aut  Steine,  die 
zum  Selbstgebrauch  vom  Ausland  bezogen  wurden;  im  Jahre 
l()?^0  wurde  diese  letztere  Vergünstigung  aufgehoben  und  be- 
hielt nur  tVir  d<^n  Adel  Oliltigkeit.  Das  Mühlsteinregal  wurde 
im  Laufe  der  .J  ihre  dann  in  weiteren  Landesteilen  gültig.  Be- 
sond^M•e  Faktoreien,  die  der  Bergwerks-  und  liuttenkasse 
unterstellt  waren,  erledigten  den  Muhlsteinhandel,  für  den  zum 
Zwecke  der  \\'tMzi  iiiuüUerei  meistens  schlesisehe,  ftir  Roggen- 
verraahlung  niansfeldische  Steine  zur  Verfü^auig  standen.  In 
den  verschiedenen  Städten  bestanden  sehr  fühlbare  Preisdiffe- 
renzen; es  kostete  beispielsweise  in  Königsberg  ein  langer  Wind- 
mühlenstein  48  T.,  ein  langer  ganser  Wasserstein  42  T.  ITVs  Gr., 
während  man  in  Magdebaig  für  die  gleichen  Steine  nnr  21  T., 
resp.  18  T.  8  Gr.,  also  nur  die  Hftlfte  bis  ein  Drittel  zahlte. 
Die  dazwischen  liegenden  Stftdte  hatten  von  Osten  nach  \\'esten 
hin  ahnehniend(^  Preise,  die  zwischen  denen  von  Königsberg 
und  Magdeburg  lagen;  wurden  Steine  verlangt,  die  nicht  ganz 
normal  waren,  so  war  ein  monatelanges  Vorausbestellen  nnd 
eine  Pfandhin terlf'«>'ung  von  einem  Drittel  des  Preises  nötig  zur 
Sicherheit,  daß  der  bestellte  Stein  wirklich  und  pünktlich  ab- 
geholt wurde;  schließlich  verteuerten  sich  die  Steine  noch  um 
<lie  hohen  Transport-  und  Faktui  kosten  ^ 

Im  allgeni(»inen  war  aber  die  Müllerei  ein  einträgliches 
Gewerbe  und  selböt  wenn  man  von  unehrlichem  Gewinn  ab- 
sieht, war  der  Verdienst  der  Meister  in  den  betrachteten  Jahr- 
hunderten ein  recht  guter.  Am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts 
betrug  er  beispielsweise  jährlich  1100  bis  1200  fl.,  also  einen 
Tagesverdienst  von  mehr  als  3  fl.,  während  Hammerschmiede, 
Steinhaaer  und  Zimmerleute  sich  damals  nur  auf  etwa  1  fl. 
täglich  gestanden  haben  ^.  Der  Mahllohn  betrug  den  16.  Teil^ 
an  ande  ren  Orten  den  13«,  in  der  Pfalz  teilweise  sogar  den 
12.  Teil  des  Mahlgetreides;  er  war  also  unabhängig  vom  je- 

*  Vgl.  Mohr,  Die  Entwicklung  des  Großbetriebes  iu  der  Getreide- 
mOllerei  Deatschliinds«  S.  7  und  8. 

*  Fromm .  Dos  Mählengewerbe  in  Baden  und  in  der  Rheinpfals, 
RarUrabe  1907,  b.  d. 
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weiligen  Getreidepreise.  Der  einzelne  Müller  mahlte,  wie  es 
seine  Väter  und  Großväter  getan  hatten  und  hütete  sich  nur, 
Tnit  (irr  Qualität  unt^^r  jene  Grenze  zu  gt^langen,  die  als  straf- 
bar galt.  Er  hritte  kein  Interesse  daran,  die  (iüte  de.s  Meliles 
zu  verbessern,  denn  das  konnte  seine  Einkünfte  bei  dem  fest- 
gesetzten Mahllohn  ja  nicht  vermehren.  Eine  feste  Kundschaft 
war  ihm  infolge  des  bestehenden  Mahl/.w.mges  überdies  jeder- 
zeit öicher;  also  führte  er  ein  beschauliches,  gut  versorgtes 
Dasein  und  kümmerte  sich  nicht  um  irgend  welche  Fortr 
schritte.  Bei  diesem  Mablsystem  empfanden  natürlich  die 
Mahlgäste  bitter  die  vfeleD  Nachteile,  die  ihnen  aus  der  Nach- 
IflBsigkeit  der  Mttller  und  ihren  Betrügereien  erwuchsen;  die 
Klagen  mehrten  sich  und  die  Forderung  nach  Aufhebung  des 
Mahlzwanges  wurde  seitens  der  Muhlpflichtigen  immer  ver- 
nehmlicher gestellt.  So  hob  denn  die  preußische  Regierun ir 
in  dem  Edikt  für  die  Provinz  Litauen  vom  14.  Dezember  ITbo 
den  Mahlzwang  auf  dem  Lande  auf  und  hielt  ihn  nur  in  den 
Städten  aufrecht  ^ 

Fünftes  Kapitel 

Die  wirtschaftliche  Eutwicklanp:  des  deutscheu 
Mühlengewerbes  im  19.  Jahrhundert. 

A)  Ven  1800  bis  etwa  IS90. 

In  den  ersten  Jahren  des  neiH  n  Jahrhunderts  änderten 
sich  die   Verhältnisse  in  der  deutschen  Miilieroi   in  keiner 
Weise,  blieben  vielmehr  genau  so,   wie  sie  bereits  fiir  dn^ 
Ende  des   18.  Jahrhunderts  preschildert  wurden.    Zwar  war, 
wie  erwiiliiiL,   der  Mahlzwaiig  schon   vereinzelt  aufgehoben 
worden  und  auch  das  Allgemeine  Landrecht  für  Preußen  ver- 
trat den  prinzipiellen  Standpunkt  der  Mahlfreiheit,  indem  e» 
in  seinem  IL  Teil  Titel  15,  233  bestimmte,  dafi  jeder  Grand* 
besitaer  auf  seinem  Gebiet  Wind-  und  Wassermühlen  anlegen 
könne,  falls  dem  nicht  besondere  Gesetze  oder  Verfassungen 
entgegenständen;  aber  die  letztere  Eiinschränkung  traf  eben 
allgemein  2u,  denn  die  Provinzialgesetze  hatten  vor  die;>en 
Bestimmungen  ihre  Gültigkeit,  und  so  blieb  vorläuüg  der 
Mahlzwang  in  Preußen  wie  auch  in  den  tibrigen  Ländern  an^ 
nahmslos   in  Geltung.    Fortseluitte  in   teehnisclier  Hinsicht 
wnrrh^n  inf(dj2^r;  Hessen  kauin  „iciiuicht,  r1;i  sie  ja  den  M»*istern 
weseiitlieiie    \'<)rl<'ile    nicht    briii^cTi    konnten;   der  VerkeLr 
zwischen  Mahl^^ä.sten  und  Müllern  wickelte  sich  nach  wie  vor 
in  der  alleinigen  Form  der  LohnniulUrei  ab,  wie  sie  im  vorisr»*!! 
Kapitel  eingehend  besprochen  wurde.    Aber  mit  dem  Jahre 

>  Vgl.  Mohr.  Die  Entwieklang  des  Oroftbetriebes  in  der  Geti«ide> 
maUerei  Deutschlsods,  S.  9. 


.-L,d  by  Google 


XXIV.  4 


63 


1808  setzte  —  zuiiHchst  \u  Preußen  —  eine  Reihe  von 
Rofornien  ein,  die  z^ai-  nnch  nicht  durfiiL: reitend  waren,  die 
aber  doch  außerordentlich  befruchtend  aut  die  gesamte  deutsche 
Müllerei  gewirkt  hahen.  Das  Edikt  vom  23.  Januar  1808* 
brachte  die  gänzliche  Aufhebung  des  früher  geschilderten 
staatlichen  Mülilsteimuünopols  für  Ost-  und  VVestpreußen  zum 
Zwecke  „der  Beförderung  der  Mehl-  und  Graupeufabrikation" ; 
nur  für  ausländische,  nach  Preußen  importierte  Steine  wurde 
eine  Aksise  von  9  Pfennigen  pro  1  Taler  Steinwert  b«- 
behalten.  Aufler  der  Zubereitung  von  Mühlsteinen  aus  Feld- 
steinen wurde  auch  einem  jeden,  der  sich  damit  abgeben 
wollte,  der  freie  Handel  mit  in-  und  ausländischen  Steinen 
ohne  weitere  Beschränkung  durch  dieses  Edikt  zugestanden. 
Am  20.  März  1809  trat  diese  Freiheit  auch  £Ur  die  Kurmark, 
Neumark  und  Pommern  in  Kraft.  Aber  auch  der  schon  im 
Allgcnioinen  Landrecht  als  lästig  bezeichnete  Mahlzwang  sollte 
in  Preußen  nicht  niehr  von  langer  Dauer  sein:  das  früher  er- 
wähnte Miihienreglement  für  Litauen  vom  Jahre  1785  und 
jenes  für  Ostpreußen  von  178()  wurde  durch  das  Edikt  vom 
29.  M*irz  18()S  aufgeltobcn  mit  der  Absicht,  „den  Verkehr  mit 
den  ersten  Lebensbedürfnissen  zu  erleichtern."  Das  gleiche 
Edikt  hob  die  entgegenstehenden  Bestimmungen  des  All- 
gemeinen Landrechts  auf^;  dieselben  behandeln  den  Mahl- 
awang,  waren  also  nunmehr  hinfiülig  geworden.  Man  war  bei 
dieser  Aufhebung  des  Mahlswanges  von  der  Tatsache  aus- 
gegangen, daß  derselbe  offenbar  einen  scharfen  Druck  auf  das 
Volk,  vor  allem  auf  die  niederen  Schichten  ausübte  und  dafi 
„das  Muhlenregal  eine  heilsame  Vermehrung  der  Mühlen  ver- 
hindere;** auch  waren  die  Einnahmen  der  Finanzverwaltung 
aus  diesem  Regal  nur  unbedeutende.  So  gab  es  also  in  den 
genannten  Provinzen  vom  1.  Dezember  1808  an  keinen  Mahl- 
zwang mehr:  auf  eigenem  Gebiete  durfte  jedermann  fortan 
Windmühion,  an  Privatgewiissern  auch  W  asäermühlen  erbauen, 
und  nur  für  W  asserniühien  an  öffeuth'chen  Gcwfi5?sern  be- 
hielten die  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landreclits  ihre 
Gültigkeit.  Aber  jeder  Müller  mußte  fortan  für  jerlen  neu 
angelegten  Mahlgang  eine  Mühlengcwerbesteuer  bezahlen,  die 
in  ihrer  Höhe  in  den  verschiedenen  Provinzen  differierte. 
Die  bisherigen  Regalmühlenpächter  wurden  durch  Erlassen  des 
Mühlzinses  teilweise  schadlos  gehalten;  die  Staatsverwaltung 
selbst  aber  suchte  sich  durch  eine  Abgabe  der  bisher  Mahf 
Pflichtigen  sum  Entgelt  für  die  gewährte  Freiheit  zu  ent- 
schädigen,  und  swar  erhob  sie  diese  Abgabe  durch  Erhöhung 


1  Myhus,  Coruufi  voantiCutionum  Marchicarum,  1808,  Nr,  25,  71. 

*  Teil  1  Titel  28  25—29;  Teil  II  Titel  15  8.236,  237,  240,  242; 
•  bei ISO  den  Zusats  280  de«  ProTiniiallandrechts  fnr  OstpreoBeti  und 
Litauen. 
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der  Meblakzise  in  den  Städten,  durch  Erhöhung  der  Grund 
Steuer  in  den  Königlichen  Er!)]>at'htmiih!en ;  die  Privatmühlen 
erhielten  eine  direkte  Barentscli-idi^Ming,  unrl  zwar  entscliieü 
über  die  Hohe  derselben  ein  privater  Vertrag  oder  die  richter- 
liche Entscheidung.    In  Zukunft  waren  für  den  Müller  bei 
Neuanlagen ,  Vermehrung  der  Mahlgänge  oder  bei  bedeuten- 
deren Veränderungen,   sowit^  zur  Wiederinbetriebsetzung 
triebstoter  Mühlen  nur  noch  die  landespolizeilicljen  Bestim- 
mungen maßgebend;  eine  Anzeige  bei  der  betreffenden  Bfr 
hdrde  war  erforderlieh  und  bei  Neaerrichtong  Ton  Wasser- 
mühlen war  sogar  Öffentliche  Bekanntmachung  vorgeschriebeo. 
Es  wurden  yon  der  Behörde  aber  nur  die  poliaeiÜchen  Mo- 
mente geprüft,  während  die  etwa  verletzten  privaten  Bechte 
von  den  angeblich  Geschädigten  zu  verfolgen  waren,  wost 
eine  Frist  von  (>  Wochen  gewährt  war. 

Die  Pflicht  des  Mahlgastes,  dem  Müller  eine  bestimmte 
Metze  als  Mahllohn  zu  geben,  fiel,  und  nunmehr  war  rlie 
Mahlvergütung  der  freien  Vereinbarung  überlassen.  Um  abtr 
der  Übervorteilung  seitens  der  Müller  vorzubeuL'"en .  wurde 
für  die  Zeit  vom  1.  Dezember  1808  bis  1.  De/ember 
eine  obere  Grenze  festgesetzt;  der  Mahllohn  bullte  betragen: 
fiXr  das  Mahlen  und  Beuteln  des  Weizens  10  Gr.  pro  Scheffel 
oder  3,30  Mk.  pro  100  kg,  und  fui  die  gleiche  Arbeitsleistung 
bei  der  RoggenmüUerei  ti  Gr.  pro  Scheffel  oder  etwa  2 
pro  100  kg.  Es  war  in  Auuicht  genommen,  diese  Ijoha* 
bestimmungen  schon  vor  dem  1.  Desember  1814  auficuhebeD, 
wenn  inzwischen  hinreichende  Konkurrenz  unter  den  Httllom 
entstanden  sein  würde.  Von  1  Scheffel  Weizen  ^  83  FiiaA 
sollte  folgende  Ausbeute  gezogen  werden; 

47  Pfund  feines    Mehl    .   .  =  12  Hetzen  56,6*/« 
23     -     mittleres   -      .   .  =   7      -      =  28*/ü 
10     -     Kleie  ^4      -  =12^0 

80  Pfund  -    1  Scheffel  7  Metzen  =^  00,6%. 

3  Pfund  oder  4*^/o  wurden  für  Verlust  gerechnet.  Von  einem 
Scheffel  Koggen  k  80  Pfd.  sollte  gezogen  werden: 

32  Pfund  feinrs  Mehl  .  .  .  =  Ii»  2  Metzen  =^  4o''/o 
30      -      Uli  Illeres    -      .    .    .  =  10  -       =  4o^o 

8      -     Kleie  «=:   3         -      ^  10«/t_ 

7ü  Pfund  =  1  Scheffel  öVs  Metzen  =^  95''/«. 

An  Verlust  wurden  also  bei  Roggenmehl  4  Pfd.  ^  5*/« 
zugestanden.  Ein  Scheffel  Roggen  schließlich  sollte  an  nur 
geschrotetem,  ungebeuteltem  Brotmehl  78  Pfd.  in  gestricheoea 
Maße  ergeben.  Bis  zum  1.  Dezember  1808  mufite  in  jeder 
Mühle  eine  Getreidewagc  angeschafft  werden,  sodafi  der 
Mahlgast  das  gemessene  Mahlgut  auch  nachwiegen  konnte. 
Das  besprochene  Edikt  besafi  nur  Gültigkeit  für  Ostpreufiea 
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und  Litauen  mit  Ermeland  und  dem  Landratskreise  Manen- 
werder. Die  getroffene!!  Änderungen  luitten  sich  aber  gut 
bewUlirt,  und  so  best;iti:^^te  ein  neues  Edikt  vom  28.  Oktober 
1810  die  Mülileii|i:ereehtigkeit  und  den  Mahlzwang  für  das 
ganze  preußische  Gebiet;  eine  am  gleichen  Datum  erhissene 
Mtihlenordnung  legte  die  Beziehungen  zwischen  Midier  und 
Maidgästen,  sowie  deren  Rechte  und  Pflichten  fest.  Von  dem 
Edikt  vom  29.  März  1808  ^  das  übrigens  in  den  Landesteilen, 
fUr  die  es  erlassen  war,  seine  Gültigkeit  behielt,  wichen  die 
Bestimmungen  Ton  1810  nur  in  beschränktem  Made  ab;  die 
wichtigste  Änderung  war  die  Abschaffung  der  Entschädigung 
ftlr  die  Gewährung  der  Mahlfreiheit  mit  der  Begründung,  dafi 
die  Einkünfte  der  berechtigten  MtÜler  nicht  geschmälert^ 
sondern  durch  Steigen  des  Mahlquantums  infoige  verminderter 
Anwendung  der  alten  Ilandmtthlen  vergrößert  wurden.  Schon 
vor  dem  Erlaß  der  letztgenannten  Verordnungen  war  das 
wichtige  Edikt  vom  29.  Marz  1809  erschienen,  das  es  „den 
durch  Authebung  des  Mrddenregals  und  Mahlzwanj]:es  ent- 
stehenden Verhältnissen  angemessen"  erachtete,  „nunnieiir  auch 
die  Beeehränkungen  abzustellen,  welche  die  Zunftvertassuiig 
der  Müller  der  Mehltabrikation  entgegensetzt*."  Vom  Tage 
des  Ediktes  an  gelten  alle  Midlerzüniie  tur  U^tpreußen,  Litauen 
mit  Ermeland  und  Marienvvcrdcr  für  aufgehoben.  Wer  über- 
haupt Grundstücke  erwerben  darf,  kann  auch  Mühlen  aller 
Art  besitzen  und  mit  unzünftigen  Arbeitern  bewirtschaften; 
eine  gesetzliche  Lehrzeit,  das  £in-  und  Ausschreiben  der  Lehr- 
linge findet  nicht  mehr  statt;  die  Zeugnisse  der  Lehrherren 
vertreten  die  Stelle  der  Lehrbriefe,  deren  Richtigkeit  von  der 
Ortsbehörde  attestiert  sein  muß.  Die  Annahme  von  Arbeits- 
gehilfen beruht  fortan  auf  freier  Übereinkunft,  und  kein 
Mlihlenbesitzer  ist  mehr  verpflichtet,  wandernden  Gesellen 
Herberge,  Kost  oder  sonst  fin  Oesclienk  zu  <rebe»i  ^.  In  diese 
Zeit  fällt  auch  die  Entstehung  der  spüter  ächarf  umkämpften 
Maid  und  Schlachtsteuor  Bisher  war  in  den  ])reußi8chen 
Si.hi[(  II  du;  schon  erwähnt^  Generalalv/isf  m  Geltung  gewesen, 
und  au.^  dieser  heraus  eiiLwiekelte  sich  nun  die  neue  Steuer- 
toiiii,  die  durch  das  Edikt  vi>ni  28.  Oktol)er  1810  eingeführt 
wurde  und  für  den  Scheffel  Weizen  ^/a  Taler,  für  den  Scheffel 
jedes  anderen  Getreides  V48  Taler  betrug.  Sie  wurde  vor 
dem  Yennahlen  in  der  Mtthle  erhoben  und  ihr  Eingang  streng 
uberwacht;  dagegen  fielen  die  an  den  Stadttoren  erhobenen 
Schüttegelder  mit  dem  umständlichen  Umschflttescheinyerfahren 
zuktlnftig  fort 

*  Mylius,  Corpus  cotistitutionam  Marrhicarum,  1808,  Nr.  29;  vgl. 
jinch  Möhr,  Die  Entwickelung  des  Großbetriebes  in  der  Getreide- 
mfillerei  Deutschlands,  8«  12. 

Mylius.  Corpus  constitutionnm  MarcbicsnUD,  1809,  Nr.  76. 
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Die  angegebenen  Daten  b^eiclmeii  wichtige  llarkiteinA 

in  der  Geschichte  der  Müllerei;  denn  nunmehr  waren  die 
lähmendsten  BoschrHTikungen  geffillen  ,  die  ]\Itil]er  hntton  Ell- 
bogenfreiheit erlan^^t  und  die  Bt  LriebstcLlniik  begann  sich  zu 
heben.  Die  anfangs  zwar  zaghaften,  dann  aber  immer  schneller 
erfolgenden  Fortschritte  in  der  Mühlen lechnik  sind  bereiu  ir 
einem  früheren  Kapitel  betrachtet  worden;  sie  gaben  jedem 
Müller,  der  sich  dem  Zuge  der  Zeit  gegenüber  nicht  tau!) 
stellte,  reichlich  Gelegenheit,  die  Qualität  seiner  Erzeugnisse 
sa  heben;  und  diese  Verbesserung  des  Gütegrades  warde  ihr 
das  gute  Gedeihen  der  Mtthle  jetzt  wtehtig,  denn  nach  Aof- 
hebung  des  Mahlzwanges  hatten  die  Mahlgäste  „einen  feineren 
Magen"  bekommen  und  ihre  Ansprüche  wesentlich  erhöht. 
So  war  es  dem  Tüchtigen  nach  firlangunff  wirtschaftlicher 
Freiheit  in  Verbindung  mit  der  durch  die  große  Volb- 
vermehrung  noch  mehr  gesteigerten  Nachfrage  nicht  nur  m5g* 
lieh,  seine  verbesserten  Fabrikate  ohne  Schwierigkeit  zu  guten 
Preisen  abzusetzen,  sondern  er  sah  sich  sogar  gera(b*zu  ge- 
drängt zur  Betriebserwr  iterung.  Unter  diesen  Umständen  ließ 
die  von  der  preußischen  IJegierung  als  heilsam  bezeichnete 
und  ersehnte  Vermehrung  der  Mühlen  nicht  lanire  aul  »icb 
warten;  in  frisehnn  Wetteifer  entstanden  Windmühlen,  be- 
sonders BockwiiuhnUhlen,  sowie  neue  Wassermühlen;  und  die 
ersten  Dampfmühlen,  deren  Entstehungsgeschichte  sich  is 
einem  früheren  Kapitel  findet,  tauchten  jetst  auf  und  legtet 
den  Grund  bu  der  ferneren  großzügigen  Entwicklung  der 
Mtthlenteohnik  und  su  einem  kaufmännischen  Betriebe  der 
Müllerei.  Ohne  großes  Geräusch  hatte  sich  auch  bezüglich 
des  Verhältnisses,  in  dem  Müller  und  Mahlgast  aueinander 
standen,  das  Blatt  gewendet:  der  letztere  wurde  nicht  lotkx 
von  einem  zunftstolzen  Meister  empfangen,  bei  dem  er  im 
Mahlzwang  stand  und  von  dem  er  sich  oft  sogar  „übel  an- 
fahren" lassen  mußte;  der  Müller  war  vielmehr  auf  die  Zu- 
friedenheit seines  Abnehmers  angewiesen  und  an  emeiü 
höflicheren  Verkehr  war  ihm  nunmehr  sehr  gele^^en. 

Ein  eigentlicher  Getreide-  und  Mehlhandel  wai  zu  jener 
Zeit  noch  nicht  vorhanden:  einerseits  waren  di»  \\  irUjcbafi- 
lichen  Beziehungen  hu;r/.u  noch  zu  einfache  und  der  Traiw- 
port  zu  schwierig,  anderseits  war  ein  solcher  Handel  dureli 
gesetzliche  Bestimmungen  erschwert  und  teilweise  —  weoif* 
stens  den  Müllern  —  einlach  Terboten  gewesen,  und  sehKetf^ 
lieh  hatten  hier  die  Zollschranken  der  yielen  Kleinstaaten  oad 
Städte  oft  unüberwindliche  Hindemisse  aufgetürmt  Di^ 
Sachlage  wurde  einigermaßen  geändert  durch  das  preuflische 
Zollgesetz  vom  2(5.  Mai  1H18,  das  die  Grundlage  fiir  die 
spätere  deutsche  Zollpolitik  bilden  sollte;  es  verlegte  die  Zoll- 
pflichtigkeit an  die  Landesgrenze,  wobei  es  jedoch  noch 
zwischen  den  westlichen  und  östlichen  Provinsen  einen  Untec' 
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schied  machte.  Binnenzölle  kamen  in  Fortfall,  VAn-  und  Aus- 
fuhrverbote wurden  aufgehoben;  nur  din  Finanzzölle  und 
außerdem  eine  geringe  Abgrabe  auf  Getreide  und  Fabrikate 
wurden  beibehalten;  Austulirzülle  bliebeu  nur  für  wichtigere 
RohsLutie,  und  zwar  zum  Schutz  inländischer  Gewerbe  in 
Geltung.  Und  hei  der  Durclituiir  schließlich  wurde  nur  der 
allgemeine  Eingungä-,  Bowie  der  betreffende  Ausfuhrzoll  er- 
hoben. Endlich  schlofi  Prauficn  mit  Dänemark,  Grofibritannien, 
Mecklenburg-Schwerin,  Skandinavien,  Brasilien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas  Handelsvertriige  ab.  Nunmehr 
war  auch  besflglick  der  Ausfahr  von  Muhlenfabrikaten  ein 
Schritt  vorwärts  getan,  der  für  das  Mtthlengewerbe  einen 
starken  Ansporn  bilden  mußte. 

Aber  bald  schon  drohte  die  Vermehrung  der  Mühlen  zu 
stark  zu  werden ;  und  so  machte  das  Gesetz  vom  2'1  Ok- 
tober 182()  für  die  durch  das  Edikt  vom  2H.  Oktober  isio  be- 
troffenen Landesteile  di^*  Konzessionnerteilung  für  den  Bau 
neuer  oder  die  wesentliche  Vergrößerung  bestehender  Mühlen 
von  der  Frage  abhängig,  ob  die  vorhandenen  Mühlen  zur  Be> 
darfsdeckung  wirklich  unzureichend  waren.  Wurde  dieser 
Mangel  nicht  polizeilich  festgestellt,  so  war  da»  Konzessions- 
gesuch abzuweisen.  Damit  war  plötzlich  in  den  betroffenen 
Landesteilen  ein  starkes  Hemmnis  gegen  die  freie  und  viel- 
fach aüch  gegen  die  gesunde  Weiterentwickelung  eingetreten; 
es  ist  ja  noch  heutigen  Tages  oft  recht  schwer,  einer  Behörde 
die  Notwendigkeit  bestimmter  Industrieanlagen  nachzuweisen; 
in  jenen  Zeiten  vollends  mag  die  Entscheidung  sehr  häufig 
von  der  Willkür  der  zuständigen  Beamten  abhängig  gewesen 
sein  und  gar  mancher  tüchtige  Baulustige  mag  seinen  Plan 
begraben  haben,  ohne  die  Konzessionserlangung  überhaupt  zu 
versuehrn.  Die  Entscheidung  über  die  Kon^essionsgesuche 
nach  (1  r  Bedürfnisfrage  behielt  bis  zura  Jahre  1845  Geltung. 
In  Zahlen  ausgedrückt  ergeben  sieh  folgende  Verändermii^cn : 
nach  der  Statistik  für  Ostpreußen,  Westpreußen,  Pommern 
und  Brandenburg  vom  Jahn  1708  gab  es  in  diesen  Ländern 
4009  Wind-  und  Wassermühlen ;  je  ein  Müller  sorgte  für  den 
Bedarf  von  065  Einwohnern.  Und  die  Vergleichung  der  Sta- 
tistiken vom  Jahre  1811  und  1819^  fUr  Ostpreußen,  West- 

Sreufien,  Pommern,  Schlesien  und  Brandenburg  zeigt,  daß  in 
tesen  8  Jahren  die  Zahl  der  Muhlenbetriebe  eine  Zunahme 
▼on  2171  =  20^/0  erfahren  hat,  nämlich  von  10085  auf 
12206  gestiegen  ist  Danach  kommen  im  Jahre  1811  auf 
lüOüO  Einwohner  28,41,  im  Jahre  1819  aber  nur  28,06  Mahl- 
gänge»  woraus  zu  folgern  ist,  daß  die  Produktion  eine  inten- 
sivere geworden  war.  Die  einzelnen  Mühlen  haben  sich  in 
dem  genannten  Zeitraum  —  wenn  auch  nur  unwesentlich  — 

'  Vgl.  zu  diesen  Angaben  Hohr,  Die  Entwickluug  des  Grofi- 
betriebee  in  der  GetreidemüUerei  Deatschlaads,  S.  24. 
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vergrößert,  denn  1811  besaß  eine  Mühle  im  Durt*  Ii  schnitt  1,322, 
im  Jahre  181i»  aber  1,^2'  Mahlgänge;  ihre  Gesamtzahlen  ?ind 
13  332  und  lülTS.    Nunmehr  kam  schon  auf  4 To  Einwohner 
ein  Müller  gegenüber  dem  Verhältnis  665:1  im  Jahre  17^9; 
dieser  Vergleich  zeiprt.   daß  einerseits  der  Mehlkonsura  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  gestiegen  war^  andererseits  sind  aber 
die  gerade  in  Preußen  zur  Zeit  des  Mahlzwanges  reicbHch  in 
Anwendung  gewesenen  Handmttblen  nach  der  Im  Moliieiir 
gewerbe  eingetretenen  Reform  mehr  und  mehr  abgescfaaft 
worden.   In  den  acht  alten  preußiBchen  Provinsen  waren  im 
Jahre   181t>   nach  Schmoller  ^   23902  Mfihlen  vorhandflo; 
ihre  Zahl  wuchs  bis  aum  Jahre  1819  um  1547  auf  25509  Be- 
triebe. 

Das  folgende  Jahr  brachte  für  die  preußischen  Mühlen 
wiederum  eine  grundlegende  Änderung  in  der  Besteuenin;:; 
dfi«;  Opsptz  vom  30.  Mai  1820  hob  die  am  2.  Novenib»^r  1:^1 '> 
r;i n^^i  lülirte  Gewerbesteuer  auf  und  ordnete  eine  neiif*  in  (i^^o 
iSatzcn  erhöiite  jNlahlsteuer  an,  die  von  allen  Getreidcarten, 
Körnern  und  Hülsenfrüchten,  weldie  zu  Mehl,  Schrot.  Graupen, 
Grütze  und  (rrieß  auf  einer  Muhle  verarbeitet  werden,  nach 
dem  Gewicht  zu  erheben  ist  und  zwar  vor  dem  l^^ingang  in 
die  Muhle.    Eine  Ausnahme  besteht  bei  der  Anmeldung, 
das  aus  dem  Qetreide  au  fertigende  Mahlprodukt  nid^t  im 
Mühlenorte  verzehrt.-  sondern   in  Mengen   von    mehr  sli 
1  Zentner  k  50  Pfund  aum  Versand  gelangen  solL  Für  diesen 
Fall  tritt  Erlaß  der  Steuer  ein,  zu  dessen  Bescheinigung  »»Mahl' 
freischeine^*  dienen'.    Zweitens  wurde  die  Steuer  Ton  aUss 
eingeführten  Mtthlenfabrikaten,  zu  denen  das  Gesets  aafier  dsa 
schon  genannten  Fruchtarten  auch    noch  Brot,  Backwerk, 
Nudeln,  StUrke  und  Puder  rechnet,  erhoben  unn  zwar  eben- 
falls n.'U'b  dem  Gewicht.    Die  Ankunft  dieser  Artikel  mußt'* 
unverzüglich  beim  Steueranit  gemeldet  und  die  Steuer  vor 
Verwendung  der  Waren  erlej^t  werden.    Konnte  aber  nacli- 
gewiesen  werden,  daß  diese  Artikel  in  Mengen  unter  1  Zent- 
ner —  50  Pfund  eingingen,  und  daß  sie  aus  einem  gleichfall* 
mahlsteuerpllichtigcn  Ort,  wo  die  Steuer  für  sie  schon  erles^ 
war,  stammten,  so  trat  Steuererlaß  ein;  doch  mußte  ihr  Ür- 
sprungsort  durch  sogenannte  Versendungsscheine  nachgewiesen 
werden.   Ebenso  durften  kleine  Quantitäten  von  weniger  alt 
^/le  Zentner,  also  etwa  3  Pfund  steuerfrei  in  die  Ortschaft* 
eingeführt  werden.    Schließlich  sei  die  dritte  Erhebungsaft 
kurz  erwähnt,  obwohl  sie  die  ungebräuchlichste  gewesen  ist 
Die  Steuerbehttrde  konnte  mit  Qewerbetreibenden  der  ftufiereB 


'  Schniüller,  Geschichte  der  deutschen  Kleiugewerbe  im  19. 
hundert.  Halle  1870. 

^  G<  >etz  Tom  ao.  Mai  1820  §  6  imd  Kabinettsofdre  Ton  84.  Ok* 

tober  m2. 
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^Stadtbezirke  auf  deren  Antrag  Al)rtn(lun;i:sverti';ige  auf  Grund 
einer  Fixation  eingehen,  soiern  die  Vorausst^zimgen  zutrafen, 
daß  tlie  örtliche  Lage  einerseits  Hen  Gewerbetreibenden  die 
Einrichtung:  der  Steuer  im  gewöhnlichen  Wege  stark  erschwerte 
und  andererseits  den  Aufsichtsbeamten  die  Kontrolle  schwierig 
«gestaltete  und  daß  schließlich  aus  der  Erhebung  der  Steuer 
im  gewöhnlichen  Wege  ein  höherer  Betrag,  als  der  vom  An- 
tragsteller angegebene  nicht  zu  erwarten  war.    Diese  dritte 
Crhebungsart  hat  sich  keiner  großen  Beliebtheit  erfreut;  sie 
war  eigentlich  nur  in  einigen  Städten  Westpreufiens  und 
Schlesiens  in  Anwendung,  sowie  femer  in  den  Städten  Frau- 
Stadt  und  Rawiez  in  Posen,  wo  sämtliche  Müller  fixierte  Be- 
träge von  mehr  als  lÖO  Taler  jährlich  entrichtet  haben*.  Das 
Oesetz  vom  30.  Mai   lH20  unterschied   tUr  alle  mahlsteuer- 
pflichtigen  Oetreidearten   eigentlich    nur    zwei  verschiedene 
»Steuerklassen,  nämlich  eine  für  Weizen  mit  dem  Steuersatz 
von  20  Sgr.  pro  Ztr    und  eine  z'.\«'ite  für  Koggen,  Gerste, 
Buchweizen  und  alle  übrigen  Getreidearten  und  Hülsenfrüchte, 
für  welche  5  Sgr.  pro  Ztr.  zu  zahieu  waren.   Dieselben  Sätze 
waren  lur  die  Besteuerung  der  fertigen  Produkte  maßgebend, 
so  daß  von   Kraftmehl,  Puder»  Graupen,  Grütze  und  Grieß  das 
Doupelte,  von  Mehl  das  Ein-  und  Eindrittelfache,  von  Schrot 
una  Backwerk  aller  Art  das  Einfache  des  Satses  bezahlt  wird, 
welchen  das  Getreide,   woraus  diese  Erzeugnisse  bereitet 
werden,  steuert'^  Ltefi  aber  jemand  eine  Mischung  von  Weisen 
and  minderwertigen  Getreidearten  mahlen,  so  hatte  er  einfach 
den  höchsten  Satz,  also  den  des  Weizens  für  sein  Gemisch 
als  Steuer  zu  erlegen     Die  Gewerbesteuer  der  Wassermühlen 
richtete  sich  einerseits  nach  der  Zahl  der  Mahlgänge  und 
ferner  nach  den  BetriebsverhiUtnisHfm.   So  war  für  einen  Gang, 
für  den  das  Betriebswasser  zu  nornialcn]  I  ■.ctiicl)  während  des 
ganzen  Jahres  reichte,  nvriatlich  1   l für  einen  solchen,  der 
einen  normalen  Betrieb  ohne  Störung  nur  von  Älichaelis  bis 
Johannis  aufwies,  monatlich        T.  zu  zahlen  und  für  einen 
Gang  schließlich,  der  nur  vom  Kovember  bis  zum  Mai  arbeiten 
konnte,  eine  jährliche  Steuer  von  2  T.    Holländer  Wind- 
mühlen hatten  ohne  Rflcksicht  auf  die  Mahlgangszahl  monat- 
lich 1  T.,  ßockwindmtthlen  aber  nur  10  Sgr.  zu  erlegen. 
Ganz  frei  waren  Mühlen  der  Gutsherren.   Die  Mahlsteuer 
wurde  trotz  ihrer  grofien  Belästigungen  nicht  ungern  auf- 
genommen; später  aber  wurde  oie  als  schwerer,  oft  direkt 
lähmender  Druck  empfunden  und  scharf  bekämpft;  sie  wird 
daher  in  ihrer  weiteren  Entwicklung  und  besonders  in  ihren 
Ergebnissen  später  noch  zu  betrachten  sein. 

'  Vgl.  Reinick,  Mahl-  uod  Sehlacht«teuer  von  löJHB— 1861  („Zeitschr. 
des  Köiiigl.  Statistischen  Bureaus",  Jahrg.  IbOl,  S.  267  ff.  und  Jahrg. 
1864,  S.  160- 1G7). 

s  Vgl.  ebenda,  H.  217—224. 
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Es  sind  bereits  die  eigenartigen  EnUevt  rhältnisse  trwähct, 
die  im  Anfang  der  20er  Jahre  den  Gedanken  eines  bedeuter- 
den Exportes  deutscher,  besjonviers  aber  preußischer  Mek*« 
autkommen  ließen;  damals  waren  es  vornehmlicb  die  Geh. 
Oberfioansrftto  Rotb«r  und  Beath  gewesen,  die  dem  Muhioi- 

Sewerbe  ihr  besoDdem  Augonmerk  zugewandt  hatten.  DiMn 
etden  Männern  war  es  auch  zu  danken,  dafi  die  preniBiidie 
Regierung  für  Mehle,  die  aus  den  Seehttfen  exportiert  wardei. 
einige  Rückvergütungen  der  bereits  gesahlten  Steuern  zu- 
gestand und  dadurch  die  Lust  zur  AusilUhrnng  von  Mehlpro- 
dukten wesentlich  hob.    Die  Anregung  hatte  das  erfreuHcbe 
Ergebnis,  daB  sich  allein  die  preußische  Ausfuhr  von  Mühlen- 
erzeugnissen von  4()ti47  Ztr.  im  Jaliro  1827  auf  141  04^  Ztr.  im 
Jahre  l.S;il  hob.    Map:  (liese  Ict/.ti  rc  Zahl  auch   nocli  fjerin^' 
erscheinen,  so  stellt  sit^  doi  h  tien  ersten  größeren  KrfoljL'  in 
der Exportfähigkeit  Preußens  dar;  ihre  wesentliche  IJedeutunf 
aber  lag  in  der  fruchtbaren  Anre^un^  und  b>muti*g:ung,  dir 
von  liir  ausgehen  nmßte.    Die  Änderung  in  den  Gewerbe- 
gesetzen,  die  Gewährung  weitgehender  wirtschattlicher  Freiheh 
hatten  die  erwarteten  Erfolge  reieblich  gezeitigt;   Lohn  und 
Tauschmttllerei   bestanden  natürlich  sunächst  ruhig  weiter, 
aber  es  hntte  sich  doch  in  der  besprochenen  ZeitepaDDe  sii 
deutlich  bemerkbarer  Übergang  der  grö6eren   Werke  ssr 
HandelsniUllerei  hin  vollzogen,  die  besonders  von  den  jetz^ 
entstehenden  DampfmUhlen  eifrig  kultiviert  wurde.   Man  niut^ 
sich  darüber  klar  werden,  welchen  Fortschritt  diese  jüngstf^ 
Entwicklung   in  technischer  Hinsicht  dargestellt    hat  P^V 
LohntnüUerei  ist  eine  reine  Postonmilllerei.  d.  h.  jedes  Maiil- 
quantum  des  einzelnen  Mahlgiistes  muB  in  einzelnen  Po?f^o 
abgemahlen  werden;  diese  Arbeitsweise  teilt  jede  Mcihle  min- 
destens in  so  viele  Unterabteilungen,  wie  Mahl^2:än^'-e  vorhanden 
sind;  daraus  resultiert  eine  technisch  und  wirtsrliatflich  un- 
vorteilhafte Betriebszerstückeluug,    unnötige  Krliuhunii:  der 
menschlichen  Arbeitskräfte,  unvollständige  Ausnut/^uii^ 
Betriebsmaschinen^  resp.  der  Arbeitskraft.   Als  nftchsten  Aus- 
weg ergriffen  die  fortschrittlich  gesinnten  Mflller  die  Forn  der 
Tauschmttllerei.    Der  MaUgast  brachte  sein  Getreide  wmt 
Muhle y  wartete  aber  nicht  mehr  selbst  auf  das  VennahleTi. 
sondern  konnte  das  Mahlprodukt,  Mehl,  Schrot  und  Kleie, 
das  nach  Maßgabe  der  Menge  und  Qualität  des  eingebrachtv 
Getreides  zwischen  ihm  und  dem  Müller  festgesetzt  wurde, 
sofort  mitnehmen.    Es  wurde  üblich  für  2  Ztr.  =  im»  P^<^- 
Weizen  (in  Pfd.  Feinmeltl.  10  Pfd  Mittelmehl,  o  Pfd.  Schwart- 
melil  nnd  'Jü  Pfd.  Kleie  im  Tausehliandel  zu  rechnen:  .S  P^^^- 
wurden  als  Verlust  ab^^esetzt.    Heim  Roggen  betrug  di<'  A'»> 
beute  meistens  4U  Pfd.  Feinniehl,  20  Pfd.  Mittelmehl.  1"  Vt^- 
Schwarzmehl  und  25  Ptd.  Klein ;  ftir  Verluste  kamen  el>cn- 
falU  5  Pfd.  in  Abzug.    Der  Mahliuhn  betrug  durchschnittlicli 
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8  Pfd.  pro  1  Ztr.  Getreide,  der  Mahlgast  hatte  also  108  Pfd. 
Weizen  oder  Roggen  zur  Mühle  zu  bringen,  wenn  er  die  an- 
^etuiirttiii  MehlquaütiU4teii  uniUuöclien  wollte.  Dieses  Tausch- 
sjstem  stellte  natürlich  einen  bedeutenden  Fortschritt  gegen 
me  ftlte  Metsenmallerei  dar  und  awar  fltr  den  Mablgaat  in- 
8ofeni|  als  er  nicht  mehr  tage-  und  selbst  wochenlang  auf  die 
Vermahlung  seines  Getreid«ss  warten  und  häufig  vergebliche 
Wege  2ur  Mtthle  machen  mufite  und  femer|  wen  er  Betrttge* 
reien  seitens  der  MUller  weniger  ausgesetzt  war  als  früher; 
fllr  den  MttUer  war  der  Vorteil  aber  noch  grOBer,  denn  er 
konnte  nunmehr  ohne  Unterbrechungen  einen  gewissen  Vorrat 
mahlen,  konnte  also  seine  Mühle  weit  besser  ausnutzen,  sparte 
bedciitenrl  nn  Herlienungsmannschaft  nnfl  ^latte  überdies  die 
große  Annehmlichkeit,  daß  die  Mahlgaste  nicht  mehr  die  oft 
sehr  ausgedehnte  Wartezeit  in  seiner  Mühle  verbrachten  und 
daß  ihre  Zugtiere  und  womöglich  auch  sie  selbst,  nicht  mehr 
von  seinem  Futter  und  seiner  Nahrung  wahrend  dieser  Tage 
und  Wochen  lebten.  Außerdem  ist  die  Tauschniülierei  wichtig 
als  diejenige  Betriebsform,  die  einen  etwas  kaufmännischeren 
Qescbftffcston  im  Mtthlengewerbe  einführte  und  die  spätere  Ent- 
wicklung direkt  vorbereitete.  Als  Vorläufer  der  letsteren  ist 
sie  SU  betrachten  und  au  werten;  es  lag  in  ihrer  Natur  be- 
gründet,  dafi  sie  als  endgültige  Betriebsform  nicht  genügen 
konnte;  sie  war  in  ihrer  Handhabung  fdir  gröfiere  Betriebe 
immerhin  noch  zu  umständlich  und  ermöglichte  auch  noch 
nicht  die  Ausnutzung  der  Getreidepreisschwankungen;  ging 
der  Preis  nach  unten,  so  war  ebenso  wie  bei  der  Lohnmüllerei 
ein  oft  recht  fühlbarer  Verlust  nni  Mahlh^hn  die  F  )lp:c.  Ks  war 
also  naturnotwendig,  daß  bei  dem  dontlieli  ijemerkbaren  Auf- 
schwung im  Mühlengewerbe  und  b(  i  dtü-  f Entwicklung  zum 
fabrikmiißigen  Betrieb  noch  eine  neue,  allen  Anforderungen 
Uechriuiig  tragende  Oeschät'tsform  gefunden  werden  mußte: 
die  HaiulelsniuUerei.  Sie  erst  genügte  den  immer  zahlreicher 
werdenden  größeren  Werken,  besonders  den  neu  entstandenen 
Damnfmtthlen,  indem  sie  einen  Dauerbetrieb  mit  rationellster 
MaschinenausnutBung  ermöglichte  und  dem  MttUer,  der  nun- 
mehr in  der  Hauptsache  Kaufmann  werden  mufite,  die  Aus- 
nutaung  der  jeweiligen  Marktlage  gestattete.  Denn  von  Markt- 
lage konnte  nunmehr  allmählich  die  Rede  sein ,  da  der 
Handelsmüller  durch  die  kaufmännische,  weiterblickende  Ge- 
schäftsform und  durch  das  Fallen  der  verschiedenen  Zoll-  und 
Transporthindernisse  in  die  Lage  versetzt  war,  sein  Getreide 
überall  im  Binnenlande  oder  sogar  schon  im  Auslande  auf- 
zukaufen und  seine  Produkte  dort  abzusetzen,  wo  gerade  Be- 
darf Ii  zeigte,  nachdem  er  sich  mit  anderen  Worten  auf  ein 
eng  umgrenztes,  stets  gleichbleibendes  Einkaufs-  und  Absatz- 
gebiet nicht  mehr  angewiesen  sah.  Es  wäre  nicht  richtig, 
anzuneiimen,  daß  die  Handelsmüilerei  bereits  in  jenen  Jahren 
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allgemein  eingeführt  wäre  oder  auch  nur  den  größeren  Toi 
der  Produktion  an  sich  geriwen  hätte.  Aber  wenn  sie  aadi 
«Hgemem  erst  viel  später  durdidrang,  so  ist  ihr  Orand  doch 
iedenfalU  schon  in  den  ersten  30  Jahren  des  19.  Jabrhundflrt% 

oesonders  aber  in  dessen  drittem  Jahrsehnt,  gelegt  worda. 
Es  scheint  also  berechtigt,  etwa  mit  dem  Jahre  1830  eines 
Abschnitt  in  der  Geschichte  der  deutschen  Mtlilerei  als  be- 
endigt anzusehen  y  wie  dies  auch  Mohr  in  seinem  erwäiinteii 
Werke  getan  hat 

B)  Ves  1830  bis  etwa  1875. 

Im  vorigen   Ahschnitt  konnte   die  deutlich    bemerk  bar«. 
Entstehung  einer  ILindelsmüllerei  konstatiert  werden,  doch  ist 
zu  bedenken,  daLi  tiiese  Geschäftsform  mit  ihrem  modernen 
und  zweckentsprechenderen  Geschäftsbetriebe  noch  keineswegi 
fertig  und  kriltig  dastand,  sondern  dafi  sie  eben  in  ihren  ersteo 
Entwicklangsstadien  angelangt  war.  DemgemäB  war  sie  Wel* 
mehr  als  später  von  der  örtlichen  Lage  und  von  den  Transport- 
Verhältnissen  abhängig.    Ein  bedeutenderer  Oetreidebande/ 
bestand  immer  noch  nicht  und  dem  Müller  war  ein  Mehi- 
handel  mit  dem  Ton  ihm  hergestellten  Mehlprodukt  meistens 
verboten  gewesen;  von  etwa  gilnstigen  Marktverbältnissen 
hatte  er  nicht  profitieren,  sondern  höchstens  bei  sinkenden 
Preisen  größeren  Verlust  erleiden  können.    Vnd  wenn  auch 
ein  stärkerer  Mehlex])oi  t  iiaeii  überseeiscljen  Landern  hepronnen 
hatte,  80  wurde  dieser  doch  in  der  Hauptsache  von  preui5i.sclien 
Mühlen,   besonders  von  solclien  in  der  Nähe  der  Seehofer, 
getätigt;  die  tibrigeu  Staaten  aber  hatten  nur  einen  ganz  uu 
bedeutenden  Mehlhandel  aufzuweisen  vermocht.    Wollte  eine 
auf  HandelsmUllerei  angewiesene  Binnenmuhle  ihr  Produktions^ 
quantum  erhoben,  so  bereitete  die  Beschaffung  des  nötigen 
Getreides  oft  die  größten  Schwierigkeiten.  Das  Mäblengewerbe 
hatte  also  ein  ungemeines  Interesse  an  der  günstigeren  £o^ 
Wicklung  der  ZolfverhältniBse  einerseits,  der  gesamten  Tran»- 
portverlältnissc  auf  der  anderen  Seite,  gewonnen,  und  daher 
scheint  es  richtig,  bei  dieser  Entwicklung  zu  verweilen. 

Der  starke  Fortschritt,  den  die  Dampfmaschine  auch  in 
die  Mühlenbetriebe  getragen  hat,  ist  bereits  besprochen;  ander- 
seits aber  hat  sie  auch  auf  dem  Gebiet  des  Transportwesens 
für  das  Müllerii^ewerbe  Außeri  cntliches  geleistet,  nämlich 
durch  die  Möglichkeit  ihrer  Anwendung  in  der  ScIiifTere}.  Da-* 
erjste  dauernd  in  Fahrt  gestellte  Dauipfüchitf  Kuropas  war  ja 
bereits  ira  Jahre  1812  von  \\'ood  erbaut  und  aU  Passagier» 
boot  zwischen  Greenock  und  Glasgow  benutzt  worden,  wftb* 
read  im  gleichen  Jahre  schon  mehr  als  50  Dampfer  in  Kord- 
amerika  die  FlUsse  befubren;  von  deutschen  Flossen  aber 
wurde  der  Rhein  erst  im  Jahre  1817  seitens  englischer  SdiÜF^ 
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befahren,  worauf  dann  regelmäßige  Fahrten  zwischen  Rotter- 
dam und  Köln  eingerichtet  worden  waren.  Seit  1827  fuhren 
die  Dampfer  über  Köln  hinaus,  1837  bis  Mannheim  and  von 
1838  an  wurde  die  Schiti'alut  bis  Basel  ausgedehnt.  Von 
57  134  Zentner  im  Jahre  1827  war  der  Warentran sport  im 
Jahre  1838  schon  auf  181 075  Zentner  gestiegen  K  Die  Rhein- 
Schiffahrt  war  hereits  seit  der  Rffmeneit  durch  Zölle  stark 
behindert  gewesen  und  die  Verhältnisse  hatten  sich  wenig  ge- 
bessert, obwohl  der  Reichsdeputationshauptschluß  von  1803, 
eowie  die  zwischen  dem  Deutschen  Ih  ich  und  Frankreich 
geschlossene  OktroikonToition  einige  Erleichterungen  gebracht 
hatten.  Eine  der  Wiener  Kongreßakte  von  1815  angehängte 
„Rheinscliiflahrtskonventioii"  schaffte  aber  einen  gewissen 
Wandel,  indem  sie  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  in  scii^em 
ganzen  Laufe  freigah  und  dieselbe  einem  gleichtoi niigen  Zoll 
unterwarf.  Nach  ferneren  langen  Verhandlungen  kam  1830 
das  „Rheinscliiftahrtäreglement"  zwischen  den  sämtlichen  Ufer- 
staaten zustande,  dm  die  alten  Umschlagsrechte  in  Köln  und 
Mainz  aufhob  und  die  fUr  den  Getreidehandel  besonders 
wichtige  Errichtung  von  Freihäfen  beschloß.  Die  Akte  gab 
die  Schiffahrt  für  alle  Schiffe  der  Uferstaaten  des  Rheins  und 
aeiner  Nebenfltlsse  frei  und  führte  eine  gleichmäßige  Ver* 
ieilung  des  Rheinsolles,  den  sie  für  Mehl  und  GrUtze  um  den 
vierten  Teil  herabsetzte,  wirklich  durch.  Die  gänzliche  Auf* 
hebung  aller  Abgaben  konnte  erst  1866  beschlossen  werden, 
und  vom  1.  Juli  1869  an  stand  dann  tatsttchlich  die  Be- 
iahrung  des  Rheines  von  Basel  bis  zum  Meer  den  Schiffen 
aller  Nationen  ohne  Abgabe  gänzlich  frei. 

Auf  der  Elbe  hatte  es  zurzeit  des  alten  deutschen  Reiches 
von  Melnik  bis  Hamburg  X)  Zollstätten  gegeben,  ein  weiterer 
Getreidebezug  oder  Mehlversand  war  also  ausgeschlossen  ge- 
wesen. Außerdem  bestanden  Stapel-  und  Umschlagsrechte, 
Repressalienzölle  und  sonstige  Hemmungen,  und  am  drückend- 
sten war  von  jeher  der  Stader  oder  Brunshiluser  Zoll  empfunden 
worden.  Von  1804  bis  1815  war  die  Elbe  infolge  des  Krieges 
und  infolge  des  Napoleonischen  Rontinentalsjstems  dann  ttber- 
haupt  für  die  Schiffahrt  tot  gewesen.  Da  wurden  durch  die 
Wiener  Kongrefiakte  allgemeine  freie  Grundsätze  für  die  Fluß- 
schiffahrt gefaßt,  und  1821  hrachte  endlich  die  Eibschiffahrts- 
kommission  in  Dresden  die  sogenannte  Elbschiffahrtsakte  zum 
Abschluß.  Die  heteiligten  Staaten,  nämlich  Österreich,  Sachsen, 
Preußen,  Hannover,  die  anhaltischen  Herzogtümer,  Mecklen- 
burg, Hamburg  und  Dänemark  (für  Holstein  und  Lauenburg) 
gaben  dar^^it  die  Klhe  von  Melnik,  also  von  der  Einmündung 
der  Moldau  in  die  Eibe,  bis  in  die  offene  See  für  die  Handels- 


^  Ferber,  Beiträge  m  Kenntnis  der  Gewerbe  Preußens,  1829, 
S.  197. 
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schifferei   vollständig  frf^i ;   alle  FrachtbetorderungsmODOpolc 
alle  Stapel-  und  Zwangflumschiagarechte,  alle  seitherigen  Zoll- 
abgaben wurden  beseitigt;  ebenso  das  Strandreclit ,  an  dessen 
Stelle  nur  das  Recht  auf  Bergelohn  trat.    Eine  neue  Schii- 
fahrtsabgabe  wurde  eingeführt,  die  zwar  eine  durchÄchnittiich 
erhöhte  BeUutung  des  Elbverkehn  verursachte,   die  dtn 
Mühlengewerbe  aber  eine  firleichterung  bedeutete,  da  sie  um 
ein  Viertel  niedriger  war,  aU  die  früheren  Zolle  für  Mehl  jeder 
Art   Die  sogenannte  Additionalakte  von  1844  hat  awar  die 
frtthere  Rekognitionsgebuhr  aufgehoben,  dafür  aber  dann  des 
NormalzoU  auf  33  Sgr.  11  Pf.  pro  Zollaentner  erhöht  Im 
Jahre  1861  war  der  Stader  oder  Brunahtiuer  Zoll  vollständig 
und  endgültig  aufgehoben  worden  und  von  IS6S  an  trat  iilr 
sämtliche  üffTstnaten  nur  ein  einziger  Zoll  in  Kraft ,  der  in 
Wittenberge  zu  erheben  war;  aber  diese  Bestimmung  blieb 
nur  bis  hSlit)  gültig.    Mit  dem  Gesetz  vom  11.  Juni  1^70  Kit 
schließlich  die  Erhebung  jedes  Elbzolles  auti^ohört,   so  driß 
nunmehr  dem  Getreide-  und  Mehltransport  aut  diesem  Strom, 
bt  so iiders  für  das  als  Mühlcnstadt  gUustig  gelegene  Ma|{de 
bürg  nichts  mehr  im  Wege  lag. 

Von  geringerer  Bedeutung  für  den  Gütertransport  tiber* 
baupt,  für  den  der  Müllerei  im  besonderen,  ist  die  Weser  g^ 
Wesen.  Die  Schiffahrt  (das  erste  Dampfschiff  fuhr  1843)  wsr 
von  alters  her  durch  städtische  Stapelrechte,  durch  Einlege 
rechte,  durch  B^voraugung  Mflndener  Schiffer,  durch  des 
teueren,  teilweise  gar  nicht  gestatteten  Leinpfad,  durch  Vor- 
spannrechte^  durch  Weseraölle  usw.  beschränkt  worden.  Die 
Weserschiffahrtsakte  vom  10.  September  1823  brachte  endlich 
Erleichterung,  indem  sie  den  Mehlzoll  um  die  flalftc,  jenen 
für  Graupen,  Orieß  und  Grtitze  um  ein  Viertel  herabsotzn. 
1824  und  1829  wurden  die  Vor??chriften  noch  mehr  vereintaciit 

Als  vierte  wichtige  Wasserstraße,  für  die  in  jener  Zeit 
Verkehrserleichterungen  eintraten,  ist  die  Donau  zu  nennen, 
die  bereits  bei  Ulm  schiffbar  wird  urul  daiiii  von  Regensbur;; 
ab  für  Schiffe  von,  900  Meterzentner  fahrbar  ist.  Aui  der 
Do  :au  haben  zu  allen  Zeiten  weniger  Zölle  und  Abgaben  ils 
vielmehr  die  Stromhindmiisse  die  Schiffiüirt  erschwert  Jm 
Jahre  1880  ist  die  Donau-Dampfschiflahrtsgesellschaft  ins  Leben 

fetreten,  nach  deren  Grttndung  der  Transport  auf  dtesfln 
'lusse  enorm  gestiegen  ist;  gerade  für  die  Getreideverfrachtung 
und  den  Mehltransport  ist  die  Donau  seit  dieser  Zeit  auch 
für  Deutschland  immer  wichtiger  geworden. 

Nach  lanp:en  Kämpfen  und  Vorbereitungen  trat  mit  dem 
1.  .7anuar  1833  der  große  preußisch -deutsche  Zollven  in  ins 
Leben,  d<»r  18  Staaten  umfaßte  unri  rb^m  dann  bald  noch 
Baden.  Si  hsen,  Nassau  und  die  thüringischen  Staaten  bei- 
traten; Luxemburg  und  Braunschweig  erklfirten  1S42  ihren 
Beiti'itt,  der  sogenannte  Steuerverein  Hannover -Uldeobuii^ 


^  kj  .-  L,d  by  Googl 


XXIV.  4. 


75 


folgte  1852.  Die  Grtiudiin^^  des  Zollvereins  war  bekanntlich 
für  Deutschland  und  Europa  von  weittragendster  Bedeutung; 
den  vom  Auslände  mehr  oder  minder  ausgeschlossenen  deut- 
schen Industrien  war  nunmehr  eine  innere  Arbeitsteilung  und 
eine  erhebliche  Absatzsteigerung  möglich  geworden.  Diese 
Erleichterungen  des  Zollvereins  traten  also  zu  den  bedeu- 
tenden Verkehrserleichterungen  für  den  Wassertransport.  Dazu 
kamen  die  Begünstigungen  fttr  den  Seeexport  von  Mehlen 
seitens  der  preuBischen  Regierung ,  sowie  der  durch  die  freie 
Konkurrenz  geschaffene  allgemeine  Aufschwung  im  Mühlen- 
gewerbe  und  der  damit  Hand  in  Hand  gehende  Aufschwung 
der  Technik.  So  konnte  sich  in  der  Tat  das  Absatzgebiet 
filr  deutsche  Mehle  ganz  erheblich  erweitern,  was  am  besten 
durch  die  Steigerung  des  preußischen  Exportes  illustriert  wird, 
die  in  dreijJthrigen  Abschnittf^n  betrachtet  sei.  Die  Mehr- 
nusi'uhr  an  Mehl  und  MUhlent'abrikaten,  einschließlich  Nudeln^ 
Kraftmehl  und  Stärke,  betru^r  im  Jahre  1832  nur  (>0Hi)5  Ztr., 
stieg  1835  auf  1524n.S  Ztr.,  1S3.S  auf  274  348  Ztr.,  sank  dann, 
stieg  im  Jahre  1841  wieder  auf  25()4r)0  Ztr.  und  sank  schließ- 
lich im  Jahre  1844  auf  34276  Ztr.  hinab  ^  Dieser  Tiefstand 
im  Export  hat  etwa  zwei  Jahrzehnte  angehalten,  und  zwar 
sind  seine  Ursachen  wohl  hauptsächlich  die  politischen  Wirren 
▼on  1848  mit  dem  voraufgehenden  Notjahr,  die  aufierordent» 
liehen  Kommunalabgaben  und  die  einengenden  Fesseln  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer.  Die  letztere  wurde  daher  au& 
schärfste  bekämpft;  im  Jahre  1838  gelangte  sie  in  118  preußi* 
sehen  Städten  zur  Erhebung,  nach  dieser  Zeit  wurde  sie  aber 
an  Stelle  der  Klassensteuer,  die  sie  ja  ersetzen  sollte,  gar  nicht 
mehr  eingeführt,  vielmehr  in  veraehiedenen  Orten  aufgehf)ben. 
Eine  provisorische  Vcrordnunii:  rf»m  4.  April  1848  forderte 
ihre  allgemeine  Aufhebung  uud  den  Ersatz  durch  eine  direkte 
Steuer,  die  zu  bestimmen  den  Städten  selbst  überlassen  wurde. 
Die  Verordnung  wurde  ausdrücklich  mit  einem  Hinweis  auf 
die  Schädlichkeit  der  Mahlsteuer  beüfründet,  die  besonders  die 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  vei  sclilechtcrte.  1849  folgte  ein 
neuer,  aber  wirkungsloser  Versuch  zu  ihrer  Aufhebung  seitens 
der  Regierung;  es  blieb  sunächst  bei  83  Städten,  von  denen 
auf  Grund  der  Gesetse  vom  5.  Februar  1853,  12.  März  1854 
und  9.  Mai  1863  noch  7  ausgeschieden  sind,  und  zwar  wegen 
der  infolge  örtlicher  Verhältnisse  erschwerten  Eintreibung  und 
der  daraus  folgenden  Defraudationen  und  schließlich  wegen 
der  häutig  unbefriedigenden  Einkünfte.  Im  ganzen  hat  jedoch 
die  Steuer  betrilchtlicho  finanzielle  Ergebnisse  geliefert;  näm- 
lich 3374d2a  Taler  im  Jahre  IBÖl  gegen  2099074  Taler  im 


'  Vgl.  Dieterici,  Statistik,  Bd.  I,  und  Dietorici,  Der  Volkswohl- 
stand in  Preußen,  Berlin  1846;  vgl.  auch  Molir,  Die  Entwicklung  des 
Großbetriebes  in  der  GctreidemüUerei  Deutsvhlauds,  S.  42. 
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Jalire  1838  oder  pro  Kopf  der  Bevölkerung  .')4,2  Sgr.  gegen 
3(>,5  im  Jahre  1838;  im  Jahre  1861  betrugen  ihre  Summen 
etwa  ü^lo  aller  »Steuern  und  etwa  2,3 der  gesamteo  Staats- 
einnahmen^.  Ihre  Höhe  stellte  sich  in  der  Zeit  von  1816  bb 
1837  auf  etwa  19  ^/o  des  Weisen-  und  etwa  9^/o  des  Roggen* 
wertes'.  Bis  zum  Jahre  1852  waren ,  wie  erwfthnt,  Mengen 
Fon  etwa  3  Pfil.  steuerfrei;  das  Oesetz  yom  2.  April  1852 
setzte  das  steuerfreie  Maß  auf  2  Pfd.  herab.  Dieses  Becht 
scheint  ausgiebig  ausgenutzt  und  das  Mafi  recht  häufig  stark 
überschritten  zu  sein.  Auf  die  Mahisteuer,  die  trotz  aller 
Angriffe  ein  zähes  Leben  zeigte  und  erst  1875  aufgehoben 
wurde,  wird  an  späterer  Stelle  nochmals  zurückzukommen  sein. 
Immerhin  kann  für  dieselbe  schon  für  das  fünfte  und  sei-hst'- 
Jahrzehnt  gesagt  werden,  daii  Hut  auf  die  \^'eiterentwicklung 
des  Mühlengewerbes  einen  negativen,  oft  lähmenden  Einfluß 
gehabt  hat.  Auf  der  anderen  Seite  war  auch  der  hchutzzoli 
von  2  Taler  pro  Zentner  Mehl  der  Verbesserung  der  Mühlen- 
technik nicht  förderlich.  Österreich  hatte  seit  dem  Anfang  des 
Jahrhunderts,  seit  Paurs  Bd^rUndung  der  Wiener  Hoch>  und 
Griefimttllerei ,  die  deutsche  Mtthlentechnik  weit  ttberflilgelt 
und  die  deutschen  MflUer  wären  gezwungen  gewesen ,  ihre 
Mtthleneinrichtungen  schneller  zu  verbessern)  wenn  nicht 
dieser  Schutzzoll  einen  bedeutenden  Mehlimport  von  seitei 
Österreichs  verhindert  hätte. 

Hier  möge  noch  ein  Geachäftsverfahren  erwähnt  werden, 
das  zwar  zunächst  nur  vereinzelt  angewandt  worden  isf. 
das  aber  doch  wohl  wesentlich  dazu  beigetragen  hat,  der 
Handelsmüllerei  den  Weg  zu  bahnen.  Es  ist  das  Brottrin-fh- 
verfahren,  das  G.  T,  Bienert  im  Jahre  184G  zuerst  eingetaliri 
hat.  Bienert  hatte  unter  den  nachteilif;en  Folgen  der  Lohn- 
müllerei  ebenfalls  sehr  zu  leiden  gehabt;  die  Mahlgiiste,  die 
Mittwochs  auf  dem  Markte  ihr  Korn  gckautt  hatten,  kamen 
mit  demselben  zur  Mühle  und  warteten  dort  oft  tagelang,  bt« 
die  Hei  he.  an  sie  gekommen  war.  Sie  tieften  sich  —  wie 
Bienert  sagt*  —  häuslich  in  der  Mtthle  nieder,  schliefen  da* 
selbst  und  kochten  an  dem  Herde  des  MttUers.  Also  dieselbea 
unerträglichen  Zustände,  wie  sie  bereits  an  anderer  Stelle  g^ 
schildert  wurden.  Bienert  machte  daher  bekannt,  daßergsgeo 
eingebrachten  Roggen  jederzeit  fertiges  Brot ,  und  zwar  nach 
Wunsch  Hausbackenbrot  oder  Bäckerbrot  eintausche.  Er  setste 


'  Kciuick,  Mahl-  und  Schlachtsteuer  LZeitschr.  des  Köniet 
Statistischen  Bureaus'',  1864,  S.  160).  Vgl.  aueh  IMfptmB  Steti-ti-^  bf 
Untersuch nnpron  zur  Fra^;*^  fi  r  Strn  -  riiborwalzting,  geehrt  an  di  r  (fC- 
schietite  der  preußischen  Muhl-  und  bclilacbtsteuer  (Scbaiuuches  .FioAia- 
archiv\  18  Jahrg.,  1901,  S.  46  ff.). 

2  Hoffmann.  Zor  Lehre  von  den  Steuern,  8.  835. 

'  V^l.  Gottlieb  Traugott  Bieuert,  Erinnerangen  ans  meinem  Leben» 
Leipiig  IbÖÖ. 
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die  Uratauschbedingungen  fest,  begnügte  sich  zunächst  mit 
einf^m  geringen  Nutzen  und  hatte  mit  sf  irirr  neuen  Geschäfts- 
art die  besten  Erfoli^'o.  Dieser  neuarti^^c  T  iusrhhandel ,  aus- 
geübt von  dem  vielkicht  tüchtigsten.  anstaiuIi^Hteii  und  ehr- 
lichsten deutschen  Miüier  seiner  Zeit,  mußte  notwendig  er- 
zieherisch wirken ,  den  Abnehmern  Vertraut  n  einflößen  und 
die  Zeit  der  allgemeinen  Handelömüllerei,  die  an  Muller  und 
Konsument  viel  höhere  Ansprüche  stellt,  als  die  alte  Lohn- 
mUllerei,  zu  Beinern  Teile  vorbereiten  helfen. 

An  früherer  Stelle  ist  von  der  Entwickelung  de«  Wasser- 
transportwesens und  von  dem  günstigen  £influfi  der  er- 
leichterten Schiffahrt  auf  die  Müllerei  die  Rede  gewesen;  es 
sei  nunmehr  die  Entwicklung  der  deutschen  GÜsenbahnen,  die 
im  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  einsetzte,  berührt. 
Will  man  sich  ein  Bild  von  den  Verkehrsverhältnissen  vor 
dieser  Zeit  machen,  so  ist  zunächst  zu  berücksichtigen,  daß 
für  gute  Straßen  noch  nicht  viel  geschehen  war.  Von  l^BO 
bis  1848  tat  man  dann  viel,  um  den  Chausseebau  zu  tördern, 
doch  waren  es  nur  wenige  besouders  wichtige  Linien,  die 
damals  gebaut  wurden.  Preußen  hatte  1787  die  ersten  Chausseen 
erhalten;  iui  Jahre  181  (i  zählte  es  in  seinem  Gebiete  rechts 
der  Elbe  —  mit  Ausnahme  der  Provinzen  Sachsen  und 
Schlesien  —  44  Meilen  Staatsstraßen,  und  die  wichtige  Straßen- 
verbindung  Berlin — Hamburg  ist  erst  1838  fertig  gestellt 
worden  ^  Man  reiste  selten  und  ein  altes  Handbuch  jener 
Zeit  ermahnt:  „Das  Reisen  ist  eine  Sache,  so  man  alle  seine 
Lebetage  nur  etnmahl  unternimmt,  darum  mufi  man  auf  die 
Unkosten  nicht  so  gar  genaue  Reflexion  machen. War  aber 
schon  das  persönliche  Reisen  schwierig  und  teuer,  so  konnte 
natürlich  von  einem  Masseatransport  von  Gütern  in  jenen 
Zeiten  nicht  die  Rede  sein.  Da  trat  am  Ende  der  30  er 
Jahre  das  große  Ereignis  ein,  das  dem  preußisch  -  deutsclien 
Wirtschaftsleben  ganz  neue  Aussichten  eröffnen  muBte:  der 
erste  Eisenbahnzug  war  am  20.  Oktober  1838  von  Berlin  nach 
Potsdam  gefahren  und  bald  sollte  sich  jene  Prognose  Friedrich 
Lists  bewahrheiten ,  daß  nämlich  unter  allen  Kulturländern 
der  Erde  keinem  größere  Staats-  und  volkswirtschaftliche  Vor- 
teile von  der  Eionihrung  der  Eisenbahn  zw  erhoffen  habe,  als 
gerade  Preufien.  Es  würde  au  weit  führen,  hier  die  Aus- 
gestaltung des  Eisenbahnwesens  in  ihren  Einzelheiten  zu  yer^ 
folgen;  nur  der  hier  beginnende  Anfang  der  Entwicklung  ist 
zu  konstatieren  und  darauf  hinzuweisen,  daß  sich  auch  die 
Müllerei  der  Eisenbahnen  sehr  bald  bedient  hat;  allerdings 
hielt  sich  der  Getreide*  und  Mehltransport  vorerst  noch  in 
kleineren  Grenzen,  besonders  deshalb,  weil  die  Frachtkosten 

1  Vgl.  MatacboB  („Zeitschrift  des  Vereins  deutscher  IsgeDienre", 
1907,  Nr.  19). 
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zunächst  enorm  hohe  waren;  eino  Herabsetzung  derselben  Ut 
erst  viel  später,  in  dem  Zeitraum  von  etwa  187u  bis 
erfolgt,  als  iiäralich  die  Dampfschiffe  und  der  Wassertransport 
koiik lin  ierend  eingriffen  und  auf  die  Frachthöfie  uusgleieheüd 
zu  wirken  begannen.   Die  aber  immerhin  eingetreteoe  Weiter- 
entwickelung der  Transportmöglichkeiten,  die  gesamte  Ybt- 
kehnentwickelung,   die  Bemergestaltane  des  Naohriehtea- 
dienstes,  die  immer  mehr  sich  entwickelnde  reine  Gkldwirt- 
schaft  beschleunigten  die  Entwickelung  snr  HandekmaUertt. 
Wuchs  aber  diese,  so  war  damit  notwendig  auch  das  Gedeihen 
des  Getreidehandels  verbunden,  für  den  ja  jetzt  der  Weg  frsi 
geworden  war,  und  ebenso  nahm  der  Mehlhandel  jetzt  eine 
größere  Ausdehnung  an.   War  im  Mühlengewerbe  im  fünften 
Jahrzehnt  eine  Stockung  zu  verzeichnen  gewesen,   so  brachte 
dafür  das  8ech8te  Jafir/f'lnit  einen  um  so  gröf^ernti  Anfsehwunir. 
Die  Qualität  der  MehÜabnkate  hatte  sich  ja  machtig  gelioben. 
der  Inlandverbrauch  war  stark  gestiegen,  weil  sich  die  Be 
vrilkcrung  öchnell  vermehrt,  sich  außerdem  aber  in  erhöhieui 
Maß  dem  Brotkouäum  zugewandt  hatte.    Aber  besonders  iüi 
Ausland  eröffnete  sich  für  deutsche  Fabrikate  ein  weites  Ab- 
satzfeld)  und  daraufhin  entstanden  verschiedene  Dainpfmühlen 
auf  Aktien  mit  dem  alleinigen  Zweck,  den  Seeexport  f« 
pflegen.   Die  AusfuhntiiFern  sind  denn  auch  bedeutend  ge- 
stiegen.   Im  Jahre  1852  hatte  die  Mehrausfuhr  aus  den 
Gebiete  des  Zollvereins  nur  21 183  Ztr.  betragen ,  war  ge- 
stiegen und  im  Jahre  1854  wieder  auf  49  (iO.')  Ztr.  gefallen, 
betrug  1850  aber  94793  Ztr.,  stieg  1858  auf  245  239  Ztr.. 
18Ö0  auf  303120  Ztr.,  um  1866  die  Höhe  von  924514  Ztr. 
zu  erreichen  ^    Dies»' Steigerung  ist  nur  durcl»  das  Eingreifen 
neu  entstandener  irroßer  Dainpfmühlen  möglich  gewesen .  d\c 
die  deutsche  ( lesanitpruduktion  nn  Mühlcnfahriknten  am  Ende 
der   ÖOer  Jahre  gewaltig   vermehrt   hatten.    »Sie    waren  in 
großer  Zahl  in  den  verschiedensten  Gegenden  ins  Lebeu  ge- 
ruten ,  so  am  Rhein,  an  der  Ruhr,  in  Westfalen,  Magdeburg« 
Berlin,  Stettin.    Sie  hatten  fast  ausnahmslos  die  Form  der 
Aktiengesellschaften  gewählt    und  arbeiteten  mit  Betriebt' 
kapitalien  ron  100000—600000  Mk«;  snr  Ausscbflttung  von 
Dividenden  haben  es  in  den  60  er  Jahren  swar  nur  iwei  dieser 
Mtthlen  gebracht,  nflmlich  die  Stettiner  Walamflhlen- Aktisn- 
gesellschaft,  die  bis  su  3()^/o  verteilte,   und  die  Wittsoer 
Dainpfmühlen -Aktiengesellschaft,  die  für  ihr  erstes  Betriebt' 
jähr  fast  1 1  ^/o  gab.    Wenn  auch  die  übrigen  Werke  im  An- 
fange keine  Erträgnisse  abwarfeUi  teilweise  sogar  teures  Lehr- 
geld zu  zahlen  hatten ,  so  kamen  ihnen  die  gemachten  Kr 
fahrungeo  doch  später  teilweise  zu  statten;  die  techoitcbe 

>  V^l.  die  in  deir   zitierten  Mobfsdieo  Werke  abgedrsekt» 

Konuuerzialuachricbtentabeilen. 
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Überlegenheit  dvv  größeren  Mühlen  über  die  kleinen  und  der 
daraus  rf^sultiercndn  Vorteil  der  ersteren  war  bereits  in  den 
60  er  Jalireii  deutlich  zu  erkennen,  und  man  war  sitii  damals 
schon  völlig  klar,  welchen  Weg  die  weitere  Entwickeluug  des 
Gewerbes  in  dieser  Hinsicht  nehmen  würde. 

Der  Zahl  nach  stellte  sich  das  ^luhltiiigewerbe  nach  der 
im  Jaiire  löGl  vorgenommenen  Zählung  folgendermaßen:  die 
früher  immerhin  recht  zahlreich  gewesenen  Koßmühlen  hatten 
sich  infolge  ihrer  natttrlichen  UnKulttnglichkeit  vermindert;  im 
Jahre  1B58  waren  nooh  1893  gezfthlt  worden,  während  1861 
nur  noch  1728  oder  0,9  Mühlen  auf  10  000  Einwohner  vor- 
handen waren.  Diese  Zahl  zeigt ,  daß  ihnen  aakttnftig 
nur  noch  eine  untergeordnete  Bedeutung  zukommen  konnte* 

Die  Windmühlen  haben  mit  der  Bevölkerungszunahme 
—  wenigstens  in  Preußen  —  ziemlich  gleichen  Schritt  ge- 
halten: im  Jahre  1849  waren  durclischnittlich  8  Windmühlen 
auf  10  000  Einwohner  gezählt  worden,  für  1861  blieb  dieselbe 
Zahl  gültig;  im  Gesamtc-ebiet  des  Zollvereins  kamen  aber  nur 
5  auf  je  10000  F^.inwohner.  Ahnlich  stellt  sich  die  Zahl  der 
preußischen  Wassermühlen,  die  auf  10000  Einwohner  im  Jahre 
1849  wie  IHOI  die  gleiehe  Zahl  10  betrug.  Für  das  Ge- 
samtgebiet des  Zollvereins  betrug  ihre  Zahl  II  auf  lOOUO  Ein- 
wohner. Doch  gibt  es  ein  falsches  Bild,  wenn  man  aus  diesen 
Zahlen  auf  einen  Stillatand  in  der  Entwicklung  der  Wasser- 
mttlleret  schliefien  wollte;  es  ist  zu  berücksichtigen,  dafi  sich 
die  einselnen  Werke  Tielfach  ganz  bedeutend  vergrößert  haben, 
ja  dafi  direkt  als  QroßmUhlen  anzusprechende  Wassermühlen 
entstanden  waren,  wie  beispielsweise  die  Königlichen  See- 
handlungsmtthlen  in  Bromberg,  die  mit  10  Wasserrädern  von 
zusammen  etwa  290  Pferdestärken  die  bedeutende  Zahl  von 
31  Mahlgängen  trieben.  Im  Durclischnitt  hatten  die  Wasser- 
mühlen ihre  Mahlgangsz'ihl  in  df^n  letzten  10  Jahren  TintJ^etahr 
verdoppelt.  Betrachtet  ni.m  nuiimohr  die  Statistik  der  Dampf- 
mühlen, so  Olllt  zwar  deren  ständige  Zunahme,  aber  auch  ihre 
geringe  Durcliachnittsleistung  und  bescheidene  durchschnitt- 
liche Mahlgangszahl  auf.  In  Preußen,  Posen,  Pommern, 
Brandenburg,  Schlesien,  Sachsen,  Westfalen,  Kheinprovinz  und 
riohenzollern ,  also  in  den  altpreußischen  Provinzen,  hatte  es 
1831  erst  7  DampfmOhlen  gegeben,  18^7  waren  deren  27  mit 
877  Pferdestärken  und  64  Mahlgängen  vorhanden,  1846  bereits 
115  mit  927  Pferdestllrken  und  308Mah)gängen,  1852  war 
ihre  Zahl  auf  239  mit  2007  Pferdestärken  und  604  Gängen 
gestiegen  und  1801  wurden  bereits  668  Dampfmühlen  mit 
8101  Pferdestärken  und  1727  Mahlgängen  gezählt.  Danach 
kamen  also  auf  eine  DampfmUhle  nur  2,4 — 2,(>  Mahlgänge  und 
nur  10—13  Pferdestärken  Dampfkraft.  Die  Zahl  der  Be- 
dienungspersonen war  gleichfalls  gering;  sie  betrug  anfangs 
etwa  5  und  ging  bis  auf  etwa  3,4  Personen  im  Jahre  IbÜl 
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aurttek.    Die  Erklärung  kann  nur  die  sein,  dafi  aach  scIidii 
kleinste  Mühlen  zur  Dampf  kraft  Ubergegangen  waren,  denn 
es  ii;Rh  underseits  —  wie  in  dnm  technischen   Abschnitt  er- 
wähnt u'urde  —  bereits  Dampfmuhlen,  tli*  mit  Kräften  r\ 
50  Pferdestärken  arbeiteten.    Im  Jahre  Imü  betrug  die  Zaki 
der  Dampfmuhlen  in  Sachsen  nur  7.  in  iiavei  li  33,  in  WürtieK 
berj::  7  und  in  Baden  19;  in  Thüringen  waren  (>,  in  Auliaii  • 
gezahlt  wtadun,  und  im  Gesamtgebiet  des  ZoUvereinB  bestAiuieü 
damals  bereits  840  DampfmUhlen  mit  insgesamt  2008  Arbeitt* 
krttften^  so  dad  auf  ein  Werk  durchschnittlich  3,1  Aibeiter 
treffen.   In  Sachsen  hatten  die  Mühlen  durchschoittlicfa  1,7 
Mahlgänge  y  in  Bayern  2^33,  in  Württemberg  mehr  als  3  und 
in  Baden  etwa  2,6  Gänge. 

Im  siebenten  Jahrzehnt  hat  d,i>  Gewerbe  weitere  Fort 
schritte,  besonders  bezüglich  der  Mühlentecbnik  gemacht«  Im 
technischen  Teil  der  vorliegenden  Untersuchung  ist  auf  den 
Kampf  zwischen  der  deutschen  Flach-  und  der  österreichischen 
HochmUllerei  hinp'ewiesen ,  der  sich  gerade  in  dieser  Zei: 
besonders  heiti;^^  i,«  staltete,  bis  dann  das  Zwiscliensvstpm.  div 
gleichfalls  schon  besprocliene  Ilalhhoclimüllerei  allg^eniein  zur 
Einfiihruiif^  gelangt  und  seitdem  in  Geltung  geblieben  ist.  Di? 
Gründe  für  diese  Eutwickelung  sind  heute  kaum  mehr  so 
interessant j  um  ganz  eingehend  behandelt  zu  werclen.  Fftr 
den  Mliller  war  der  wichtige  Grund  der,  daß  sich  bei  das 
meisten,  besonders  aber  bei  den  härteren  Weisensorten,  die 
Hoch-  und  Halbhochmttlleret  gewinnbringender  gestaltet;  ftr 
den  Konsumenten  war  es  wesentlich,  statt  der  awei  oder  drei 
Mehlsorten  der  Flachmüllerei  nunmehr  sieben  oder  neun  w> 
schiedene,  im  Preise  abgestufte  Mehle  zu  erhalten  ^ 

Der  starke  Aufschwung  im  Mtihlengewerbe  lied  d« 
engeren  Zusammenschluß  weiterer  Kreise  als  wünschenswert 
erscheinen,  um  so  mehr  als  sich  unter  den  Müllern  eine  iin^st- 
liche  Heimlichtuerei  eingel)ürgert  liatte.  Jeder  wollte  Kr 
tindungen  machen,  jeder  verschloß  ängstlich  seine  Miüde  ^^e;,eLj 
den  I'jnblick  der  Berufsgenossen,  und  so  ist  es  niclit  ^elien 
vorgekommen,  daß  zahlreiche  Experimente  der  gleichen  xVrt 
mit  erheblichen  Kosten  gleichzeitig  von  den  verschiedensten 
Müllern  angestellt  wurden,  ohne  daß  der  eine  von  den  Arbeiten 
des  anderen  etwas  gewußt  hatte.  Ein  Zusammenschluß 
Müller  zixm  Zweck  des  Austausches  technischer  Ver besser uDgse 
und  der  gemeinschaftlichen  Bearbeitung  technischer  Frsgow 
auf  der  anderen  Seite  aber  geroeinsames  Wirken  fUr  dte^ 
seitigung  hindernder  wirtschaftlicher  Schranken  seigte  sich 
schlieBlich  als  unerläfilich.  So  bildete  sich  denn  der  ^Verbsod 


'  Vffl.  Stenographischer  Bericht  der  6.  Geoeralversanuniung  Deol» 
84  her  Mfiiler  and  JllfiMeninteresBentea  1872,  6.  88  C  Leipzig,  Hortti 
Schäfer. 
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deutM^her  Mttller'',  der  im  Jahre  1807  seiDe  erste  General- 
versammlung abhielt.  Dieser  Verband  Terdaiikt  sein  Ent- 
stehen und  sein  sohnelles  Aufblühen  zum  großen  Teil  dem 
in  jener  Generalversammlung  zum  Vorsitzenden  gewählten 

MUhlenbesitzer  J.  J.  van  den  Wyngaert,  der  später  ganz  in 
den  Dienst  des  Vereins  getreten  ist  und  die  Verbandsgeschäfte 
bis  zum  Jahre  1!>08  geleitet  hat.  Unter  der  Führung  dieses 
Mannes  sind  von  dem  Vorbande  die  wertvollöten  Anregungen 
ausgegangen ,  die  auf  die  Weiterentwicklung  des  Mühlen- 
gewerbes unbestritten  einen  weitgehenden  fördernden  Einfluß 
ausgeübt  haben.  Der  erste  große  Erfolg  war  der  Abschluß 
eines  Versicherungsvertrages  *  unter  günstigsten  Bedingungen ; 
mit  diesem  kehrte  wieder  Beruhigung  in  die  Kreise  der  MttUer 
zurttckf  die  in  einer  äußerst  heiklen  Lage  gewesen  waren, 
nachdem  infolge  vieler  verheerender  Mühlenbrände  alle  übrigen 
Versichemng^gesellschaflfcen  ihre  Mtthlenversicherungen  auf- 
zugeben versucht  hatten. 

Der  Krieg  von  1870/71  hat  ebenso,  wie  jedem  anderen 
Gewerbe  auch  der  Müllerei  eine  gewisse  Stockung  gebracht; 
aber  im  Vergleich  mit  anderen  Industrien  hat  dieselbe  wenig 
gelitten,  wie  es  ja  in  ihrer  Natur  begründet  ist;  gerade  ihrer 
Arbeit  kann  die  VolksernHhrung  nicht  lange  en traten.  Man 
ging  in  diesem  Gewerbe  bald  wieder  ruhig  und  mit  nur  relativ 
geringen  Verlusten  der  gewohnten  Tätigkeit  nach. 

Hand  in  Hand  mit  den  Fortschritten  des  Mühlengewerbes 
ist  der  Aufschwung  der  Technik  gegangen  und  zum  großen 
Teil  war  ja  die  Ftthigkeit  der  Technik,  hier  also  des  Maschinen- 
baues für  Antriebs-  und  MttUereimaschinen,  Überhaupt  Vor- 
bedingung fttr  das  Aufblühen  der  Müllerei  gewesen.  Einer 
fähigen,  hochentwickelten  Maschinentechnik  verdankt  das 
Mtthlengewerbe  erst  die  Möglichkeit  der  Ausbeutesteigerung 
und  die  außerordentlich  wichtige  Fähigkeit,  zur  Massen- 
Vermahlung  überzugehen.  Die  letztere  war  unbedingt  auf  die 
Wal^enstüldo  an^n^wicsen,  die  inzwischen  auch  in  Deutschland 
so  vervollkommnet  waren,  daß  etwa  vom  Jahre  1875  an  ihre 
Verwendung  immer  allgemeiner  wurde,  ja,  daß  von  einem 
8iegeszuge  der  Walzenstühlc  iresprochen  werden  kann,  der 
lieben  der  im  Anfange  der  70er  Jahre  einsetzenden  gewaltigen 
Entwicklung  modernen  Verkehrs  dem  Gewerbe  neue  Bahnen 
gewiesen  hat. 

Zunächst  sei  aber  noch  zurttckblickend  die  Lage  der 
Müllerei  betrachtet,  wie  sie  sich  nach  der  statistischen  Er- 
hebung vom  Jahre  1875  für  das  Deutsche  Reich  darstellt.  Es 

muß  jedoch  vorausbenierkt  werden ,  daß  der  Wert  dieser 
Statistik  wie  auch  der  der  späteren  nur  ein  bedingter  sein 
kann ;  zu  der  Klasse  „Mühlengewerbe**  sind  nämlich  nicht  nur 

^  Mit  der  Magdeburger  Feucrversicherungsgesellschaft. 
ForHchangen  XXIV  4  (114).  —  Luther.  6 
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alle  Getreidemühlen,  sondern  auch  alle  übrigen  MahlmOhlen 
gerechnet.  Außerdem  sind  die  Oriefi-,  Graupen-,  GrUtze-  and 
Keismbhien,  ferner  sogar  die  Rollgerstcnmacher,  die  Getreide- 

und  Leinsamenputzer  dazu   ^eziililt.    tHjerdiea  ist   die  Ein- 
teilnni^   nach   der  Größe   wenig  glücklieh;   aU  Großbetriebf- 
Itrii  solche  mit  6  und  mehr  Beschäftigten;  bezüglich  der 
Aiitnebö-  und  Arbeitsmaschinen  tiinlrn  sich  Angaben  über- 
haupt nur  für  die  sogenannten  Großbetriebe.    Ferner  ist  för 
statistische   Vergleiche   der   Umstand  erschwerend .    daß  die 
späteren  Ötatistiken  nicht  in  beaLimmten  Zwischen  räumen  er- 
folgt sind ;  nach  jener  von  1875  kam  die  Statistik  Ton  1882 
und  hierauf  erst  jene  toii  1895.   Die  Anfbhrang  von  Zahlen 
wird  daher  auf  die  notwendigsten  beschrttnkt  bleiben.  Vor- 
ausgeschickt sei  noch,  daß  anter  Hauptbetrieben  diejenigen 
Werke  verstanden  sind,  die  von  ihrem  Besitzer  oder  von 
mindestens  einem  Teilhaber  im  Hauptberuf  betrieben  werden 
oder  beattglich  derer  sich  für  die  beschäitigteo  Hilfspersonen 
besondere  Angaben  in  der  Gewerbekarte  finden,  auch  wenn 
nur  ein  Gehilf»'  ausgewiesen  wird.    Lfißt  das  Werk  dnrcK 
G^^fangene  der  Strafanstalten  oder  in  der  Hausindn st  i  n-  Arbeit 
verrichten,  so  gilt  der  Betrieb  gleiciiialls  als  Hauptbetrieb 
Unter   Nebenbetrieben   sind  jene  Werke  zu   verstehen,  <iif 
lediglich  im  Nebenberuf,  also  ohne  Gehilfen  betrieben  werdeu 
oder  bezüglich  derer  sich  für  t^waige  Hilfspersonen  keine  be- 
sonderen Angaben  in  der  Gewerbekarte  linden.    Nach  der 
Aufnahme  vom  1.  Desember  1875^  gab  es  im  Deutsches 
Reichsgebiet  im  ganzen  59908  Mtthlenbetriebe  oder  14  Be- 
triebe  auf  je  lOOüO  Einwohner,  und  im  ganzen  126563  Be- 
schttftigte  oder  deren  29,6  auf  je  10000  Einwohner.   Von  deo 
59908  Betrieben  sind  die  Nebenbetriebe,  nämlieh  2128,  ab- 
zuziehen ;  es  waren  also  57  780  Hauptbetriebe  vorhanden.  £H^ 
Teilung  nach  Groß-  und  Kleinbetrieben  ist: 

Großbetriebe      1053  =    1,82  o«, 
Kleinbetriebe   50  727  =  98,18  «/s. 
Die  Großbetriebe  aerfallen  in: 

30  Betriebe  mit  mehr  als  50  Personen, 
529      „        «   weniger  als  50  und  mehr  ab  11  Personen. 
494      ff        it   10  und  weniger  Personen. 

Genauere  Angaben  beattglich  der  Kleinbetriebe  sind  nv 
für  einige  Bundesstaaten  vorbanden,  nämlich  für  Preuflei^ 
Bayern,  Baden,  Gidenburg,  Hamburg,  Bremen,  Lübeck.  B*- 
nach  sind  in  diesen  Staaten  durchschnittlich  42,7  aller 

»  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  M  TeW  I,  II,  Bd.  48  Teil  Hl 
Vgl.  Molir,  Die  Entwicklung  des  Großbetrieben  in  der  Getreidemüü«'^ 
Deutschlands,  S.  90.  Vgl.  ferner  Hoilinder.  Die  Lage  der  destich« 
Höhlenindustrie  unter  dem  EinflnB  der  flandelipolitik  1811^1807  Ot^tt- 
gart  1898)  S.  88. 
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Mühlen  Kleinbetriebe j  aiao  nur  vom  Besitzer  ohne  Vei- 
wenduDg  von  Gehilfen  besorgt  worden;  für  Preußen  und 
Oldeabtti^  stellen  sich  diese  kleiosten  Hauptbetriebe  auf  etwa 
50*Vo  aller  Kleinbetriebe»  für  Bayern  und  Hamburg  aber  nur 
auf  etwa  30®/o.  Die  Zabl  der  Beschilftigten  war  noch  recht 
gering: 

1  Qrofibelrieb  beachäftigte  durchschnittlich  16  Personen^ 
1  Kleinbetrieb       ,  n  1,9  « 

1  Hauptbetrieb      ,  „  2,19  „ 

Zu  der  letzten  Zahl  sei  bemerkt,  dafi  sie  sich  für  die 
Kreishauptmannschaft  Leipzig  auf  3,4  und  für  Berlin  auf  3,17 
stellte;  hier  waren  Großbetriebe  vorhanden,  die  zwar  mit  den 
heutigen  nicht  KU  rergleichen,  die  aber  immerhin  für  damalige 
Verhältnisse  ganz  bedeutend  zu  nennen  sind.  Für  Posen  be- 
trug die  genannte  Zahl  nur  Personen :  sie  ist  die  niedrigste, 
die  nl»erhHiipt  «j^ezählt  wurde.  Ks  sfi  noch  die  Verteilung  der 
OroÜmühlen  auf  die  verschiedensten  Gegenden  etwas  ein- 
gehender betrachtet.   Von  den  tlberhaupt  vorhandenen  Mühieu 


waren  Großl)etriebe  in: 

der  sächsischen  Kreishauptmannschaft  Leipzig  .  8,79%, 

Berlin   7,14  *>/o, 

Kreisliauptmannschaft  Zwickau  mit  den  Fürsten- 
tümern lieuß   6,28%, 

Düsseldorf   5,08  <*/o, 

in  allen  übrigen  Gegenden  weniger  als    ...  B^/o. 


Die  30  Großbetriebe,  die  mehr  als  50  Personen  be- 
schäftigen, also  ihren  Kamen  mit  Recht  Terdienten,  verteilten 
sich  auf  19  Gebietsteile;  sie  machten  in: 

der  Kreishauptmannschaft  Leipzig   0,41  "/o, 

Regierungsbesirk  Köln  und  Aachen     ....  0,22  Vo» 

,  Stralsund  und  Stettin    .   .   .  04^0  ^/o^ 

im  übrigen  Reiche  aber  weniger  als    ....  0»19®/s 

aller  bestehenden  Hauptbetriebe  aius.  Die  1265(53  itn  Mühlen- 
gewerbe Beschllfiigten  zerfielen  in: 

57  228  GeschHftsleiter  und 
69335  Hilfspersonen, 

so  dafi  ein  Geschäftsleiter  im  Durchschnitt  nur  1,21  Hilfs- 
kräfte gehabt  hat  Diese  Zahl,  die  das  Überwiegen  des  aus- 
gesprochensten Kleingewerbes  deutlich  wiederspiegelt,  wire 
noch  niedriger,  wenn  sie  nicht  durch  die  Großbetriebe  nach 
oben  gedrückt  würde;  letztere  hatten  aufzuweisen: 

589  Geschaftsleiter, 
960  Aufsichtspersonen, 
7319  Arbeiter  und  Hilfspersonen, 

so  dafi  auf  einen  Geschäftsleiter  hier  etwa  14  Hilfspersonen 
kamen. 

6* 


^    ..L  o  i.y  Google 
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im  Kleinbetriebe  wareu  vorhaQden : 

33  572  Geschäfuleiter, 
29  05(3  Uilfspersonen, 
aaf  einen  Leiter  kommen  also  hier  nar  0,86  HU&krftfte.  Die 
Aafnahme  gibt  auch  Aafbchlufi  ttber  die  Zahl  der  im  MohleD- 
gewerbe  tätigen  weiblichen  Personen,  von  denen  als  Gescbifti- 
leiter  im  Großbetrieb  23  gegen  566  Männer,  also  4*^/o,  und 
im  Kleinbetrieb  1435  gegen  32137  Männer,  also  etwa  4,3®'», 
ausgewiesen  wurde.  An  Hilfspersonal  wurden  im  Großbetrieb 
392  weibliche  gegen  7887  männliche,  also  etwa  4»8  *^  o,  und  im 
Kleinbetrieb  78  weibliche  gegen  28978  männliche,  also  etwa 
0,27  <*/o,  gezählt. 

Sehr  interessant  wäre  eine  cingehi  ii  l*  le  Betraclitun;j;  der 
Angaben  über  Antriebs-  und  Arbeitsuiaochinen ,  wenn  diese 
Angaben  einen  wirklichen  Wert  beanspruclien  könnten.  Aber 
sie  umfassen  nur  die  Großbetriebe,  d.  h.  nur  1,82 °.o  der 
Hauptbetriebe.  Die  an  und  fUr  sich  geringe  Bedeutung  der 
Angaben  für  einen  so  kleinen  Brachteil  des  Hahlengewerbet 
wira  aber  noch  durch  die  Ungenauigkeit  geschmälert,  dafl  die 
zahlreichen  Hohlen,  welche  doppelte  Antriebskraft  besaßen, 
also  etwa  außer  dem  Wasserrad  noch  eine  Dampfmaschine  für 
wasserarme  Zeiten  aufwiesen,  nicht  einmal,  sondern  bei  jeder 
Antriebsmaschine  gesondert,  also  im  vorliegenden  Beispiel 
doppelt  und  zuweilen  dreifach  gezählt  wurden.  Angaben  ftr 
Württomberg,  Hessen,  Mecklenburg  und  Sachsen  -  Mein ingen 
fehlen  gän/lit  li;  immerhin  ^»^len  die  Krgebnisse  hier  kurz  er- 
wähnt, w*  tili  auch  ihre  I^uleutung  nicht  Ubersehlttzt  werden 
darf.  Ith  1  )ürclischnitt  kam  im  ganzen  Reichsgebiet  erst  auf 
64  Maljl^äiige  eine  Dampfmaschine.  Die  relativ  verbreitetsie 
Dampfkraft  war  zu  linden  in  Schaumburg  -  Lippe:  hier  kam 
bereits  auf  5,7  Gänge  eine  Dampfmaschine;  die  wenigst  vsr* 
breitete  Dampfkraft  war  in  Bayern  und  der  P(k\z  su  kon- 
statieren, wo  eine  Dampfmaschine  erst  auf  807  Mahlgänge 
gezählt  wurde.  Gar  keine  Dampfkraft  hatte  die  Mttlleret  der 
Kleinstaaten  Sachsen-Coburg*Gk)tha,  Schwarzburg-Kudolstadt, 
Schwarzburg  Sondershausen,  Reuß  ä.  L.  und  Waldeck-Pyrmont 
aufzuweisen.  In  Berlin  und  Hamburg  aber  hatten  etwa  27*» 
aller  bestehenden  Mühlen  Dampf  kraft;  für  die  Regierungs- 
bezirke Aachen,  Düsseldorf  und  Köln  stellt  sich  diese  Zahl 
auf  etwa  über  die  Art  der  im  Mühlengewerbe  "^^t- 

weudeten  Antriebsmaschinen  macht  die  Statistik  ful;:eiidi-  An- 
gaben:  es  gab  im  Deutschen  Reich  38GU4  durch  \\'a^>erkrati 
angetriebene  Mulilen.  IhlMKj  Windmühlen,  17-4  Da uipfiu üblen 
und  477  Göpelwerke.  Eine  Dampfmühle  verfügte  durch- 
schnittlich über  34  Pferdestärken,  eine  Wassermühle  mit 
Turbinenbetrieb  über  42  Pferdestärken.  Die  Zahl  der  Wasser 
mühlen  übertrifft  also  die  aller  anderen  Mühlen  um  etwa  63*«; 
die  Windmühlen  sind  natürlich  je  nach  der  Lage  der  ProYioasa 
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häufiger  *h]pt  seltener;  in  Ost-  unrl  Westpreullen ,  Pommern 
und  Posen  aind  sie  häufiger  als  al!e  andi3r«!n  Mühlen  zusainmeu, 
im  gesamten  Preußen  gleirhen  sich  die  Zfihlen  der  Wind-  und 
Wassermühlen;  in  anderen,  weniger  windreichen  Gegenden 
«ind  Windmühlen  seltener,  und  so  ist  bemerkenswert,  daß 
z.  B.  in  Bayern,  Baden ,  in  Elsafi-Lolhringen  usw.  überhaupt 
keine  Mühlen  mit  Windmotoren  gezählt  worden  sind.  £s 
waren  110147  Mahlgänge  vorhanden,  yon  denen  etwa  80000 
das  deutsche,  utwa  18000  das  amerikanische  und  der  Rest 
irgend  ein  anderes  System  sseigten.  Die  Mablgangszahl  ist 
relativ  am  größten  in  Bayern,  Sachsen- W^eimar,  Schwarzburg- 
Gondershausen,  die  relativ  wenigsten  Gänge  entfallen  auf 
Hamburg,  Bremen,  Lübeck,  Elsaß-Lothringen,  Preußen. 

Ein  i^enauerer  Vergleich  dieser  Aufnahme  von  1875  mit 
der  Statistik  von  IH'U  kann  niclit  gezop^pn  werden,  weil  die 
Unterlagen  und  l)0:sonder.s  die  Oebietsgrenzen  Ijei  lnnal  ganz 
andere  sind.  Iinnierliin  zeigt  der  V^ergleii'ii,  daß  ganz  besonders 
die  Dampliniihlen  .starke  Fortschritte  in  ihrer  Entwicklung  ge- 
macht haben.  Betrug  ihre  Durchschnittsleistung  18(31  noch 
10 — 13  Pferdestärken  mit  durchschnittlich  2,5  Mahlgängen,  so 
hatte  sich  diese  Leistung  nunmehr  anf  34  Fferdestilrken  ge- 
hoben und  die  durchschmttliehe  Zahl  der  Günge  war  ent- 
sprechend gewachsen.  Aber  die  30  ausgesprochenen  Grofl- 
betriebe  mit  mehr  als  50  Beschäftigten  hatten  doch  an  der 
Gesamtverniahhingsquote  nur  einen  verschwindenden  Anteil; 
diese  wirklichen  Großbetriebe  waren  noch  nicht  so  sahireich, 
um  die  Durchschnittszahlen  wesentlich  beeinflussen  zu  können; 
sie  finbeti  auch  offenbar  in  die  In)  indskr»nkurrenz  noch  wenig 
eingegriffen,  weil  sie  meistens  ihr  liauptgeschiitt  in  fler  Export- 
Vermahlung  suchten.  Das  Schwergewicht  des  Muhlengewerbrs 
lag  also  trotz  des  Aut'konimens  großer  Werke  noch  völlig  im 
Kleingewerbe,  und  diese  Tatsache  sollte  noch  lange  Jahre 
hindurch  bestehen. 


SechsteB  Kapitel. 

Die  Eutwickluug  im  19.  Jalirhuiidert. 

€)  Ton  der  Mitte  der  70er  Jahre  bis  sam  heutigen  Tage. 

I.    Die  deutsche  Zolischutzgesetzgebung  für 
Getreide  und  Mtthlenfabrikate. 

Zwar  setzte  die  iu  diesem  Abseimitt  zu  besprech(;nde 
Zollschutzgesetzgebung  erst  im  Jahre  gültig  ein,  aber 

sie  wart  ihre  Schatten  lange  voraus,  und  schon  von  187(>  an 
fanden  Erörterungen  bei  den  Regierungen^  Diskussionen  und 
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KSmpfc  in  der  Müllerwelt  statt,  die  dann  die  Sohutzzi»ll]'mo(ie 
meimiTigsklärend  vorbereitet  haben.    Ea  ist  gleich  au  dieser 
Stelle  zu   betonen,  daß  die  ^roße  Mehrheit  der  deutschen 
Mliller  Schutzzölle  für  ihre  Industrie  nicht  herbeisehnte;  ooch 
im  Jahre  1877  hatte  Holland  seinen  Meblschutzzoll  abgeschafft 
und  80  war  die  deutsche  Mttllerwelt  beztlgUch  ihrer  Ahistzp 
verhttltnisse  sufriedeu  bis  auf  das  Bestehen  der  damaKgen 
französischen  AusgleichsaOUe  und  bis  auf  den  laut  ffewordenen 
Plan  Österreich- Ungarns,    zu  gunsten   seiner  bObmiBchen 
Mühlen  einen  Mehizoll  einzuführen.    Gegen  die  letztere  Ab- 
sicht erhob  sich  ein  allgemeiner  Protest  unter  den  deutschen 
Müllem,  die  forderten,  daß  dann  auch  deutscherseits  ein  ent- 
sprechender Zoll  auf  dif^  von  Österreich-Ungarn  nach  Deutiicb- 
land   eini^^t'l  ulii  ten  Mehle   gelegt  werden   müsse.    Die  herr- 
schende Meinung  findet  ihren  Ausdruck  in  dem  Beschluß  de-  i 

Verbandes  deutscher  Muller  vom  Jahre  1878:  bei  der 

Reichsregierung  mit  allem  Nachdruek  dahin  zu  wii  ken,  dsfi 
für  Alulilenfabrikate  vollstKiiciige  Handelslreiheit  auf  Gegen- 
seitigkeit eingeführt  würde;  für  den  Fall  aber,  daß  dieses  Ziel 
besonders  den  Staaten  gegenüber,  mit  denen  wir  angesichts 
ihrer  Lage  su  uns  in  geschäftliche  Beziehungen  treten  konnten, 
nicht  £U  erreichen  sein  sollte,  mit  aller  Energie  dahin  sa 
trachten,  daß  ein  Zoll  auf  MOhlenfabrikate  gelegt  werde,  der 
dem  vom  Auslande  erhobenen  Zolle  entspricht  und  namenth'ch 
auf  die  von  Frankreich  gewährte  Exportprämie  die  nöti::'  IJUck- 
sicht  nimmt."  Dieser  Beschluß  bringt  das  damalige  Meal  der 
Müller  klnr  7um  Ausdruck,  das  in  der  vollsi.^ndigen  Handels- 
freiheit auf  Gegenseitigkeit  bestand;  der  kommende  Mehlzfü 
ist  also  keineswegs  aus  der  Sehutzhodürftigkoit  eines  j:e- 
tährdetcn  Oewerbes  entstanden,  vielmehr  war  seine  Not- 
wendifrkeit  allein  h  die  Einführung  der  Getreidezt>l]t*  «ent- 
schieden. Das  Seiiutzzüll^ystem,  das  in  dem  vom  Reichskanzler 
am  15.  Dezember  1878  an  den  Bundesrat  gerichteten  Schreiben 
angekündigt  wurde,  kam  den  Müllern  also  unerwünscht,  lOsts 
aber  anderseits  bei  den  Landwirten  allgemeine  Befriedigung 
aus.  Für  die  letzteren  war  ein  Schataaoll  ja  tatsächlich  aar 
Lebensfrage  geworden,  denn  der  immer  wachsende  Import 
ausländischen  Getreides  hatte  die  Rornprei&e  so  herabgedrückt, 
da6  ein  rentabler  landwirtschaftlicher  Betrieb  unmöglich  ge- 
worden war.  Die  Zölle  wurden  folgendermafien  festgesetit: 

für  Weizen  ...   Mk.  1  pro  100  kg, 
„  Roggen  ...     „    1    ,    100  , 
„  Milhlenfabrikate     „    2    ^    100  , 

Der  ^Mehizoll  entsprach  der  von  ]>avrn>olRii  Müllern,  ins- 
besondere von  der  Münehener  Tivolnnuhle ,  sowie  <ler  von 
badischen  und  pf^tlzischen  Müllern  vorgeschlagenen  Höhe;  der 
Orund  für  die  bayerische  Agitation  war  folgender:  seit  dsn 
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Anfang  der  (iOer  Jahre  hatte  sich  die  ungarische  Mühlen* 
Industrie,  der  das  vorzüglichste  Rohmaterial  der  Welt  zur 
Verfügung  staud,  gewaltig'  entwickelt.  Die  ProduktioTi  frin^ 
über  den  inländischen  Bedarf  bald  weit  hinaus,  Absatzmöglich- 
keiten im  Auslände  wurden,  wie  schon  früli«»r  mehrfaeli  er- 
wähnt, gesucht  und  gefunden,  und  besonders  den  süddeuischen 
Staaten  erwuchs  durch  das  ungarische  Angebot,  das  z.  B. 
Bayern  überschwemmte,  eine  geiuhrliche  Konkurrenz.  Im 
Jahre  1875  hatte  die  Mehleinfuhr  aus  Österreich  4(iOG(i  t 
betragen,  war  1877  auf  85815  t  gestiegen  und  hatte  1879 
bereits  die  Höhe  von  124311  t  erreicht.  Die  Mehlausfuhr 
▼on  Deutschland  nach  Österreich  stellte  sich  dagegen  fOtr  die 
genannten  Jahre  auf  39()9(;  t,  39924  t  und  41248  t'.  Aus 
diesen  Zahlen  erhellt  die  Furcht,  die  unter  den  süddeutschen 
Müllern  für  den  Fall  entstehen  mufite,  dafi  zwischen  dem 
Getreide-  und  dem  Mehizoll  eine  zu  geringe  Spannung  ge- 
wählt worden  könnte.  Auch  hatte  der  Verband  deutscher  Müller 
beim  l>un  lesrat  beantragt,  daß  der  Zoll  auf  auslftndische 
Mehle,  wenn  schon  ein  solcher  geschaffen  werde,  mindestens 
(las  Zweifache  des  Getreidezolles  betragen  müsse  und  daß 
forner  l^ir  alle  Mühlenfabrikate  nur  ein  einziger  Zollsatz  an- 
gesetzt werden  dürfe.  Diesen  Forderungen  der  Müllerkreise 
entsprach  also  der  neue  Zoll,  und  man  kann  sagen,  daß  er 
aich  nicht  nur  flElr  die  Xiand wirtschafte  sondern  auch  für  das 
Mtthlengewerbe  als  Schutz  gegen  den  gestiegenen  ausländischen, 
besonders  amerikanischen  Mehlimport  darstellte,  da6  er  ander- 
seits aber  den  deutschen  Müllem  einen  nicht  gentigend  weiten 
Spielraum  ließ.  Eine  dritte  Forderung  des  Verbandes  deutscher 
MtlUer  hatte  gelautet:  „Bei  der  Ausfuhr  von  Mühlen  fahr  ikaten 
rnufi  im  Verhältnis  des  eingeführten  Getreides  der  Zoll  in 
Höhe  der  Einfuhrzölle  auf  Mühlenfabrikate  vergütet  werden." 
Dieser  Antrag  hatte  die  Tatsache  als  Unterlage,  daß  der 
Mehlexport  d^s  Deutschen  Reiches  stetig  pr^^stiegen  war,  ja 
daß  große  Mublen,  besonders  an  Hafen platz'  ii  oder  F'lußläufen, 
entstanden  waren,  deren  nahezu  ganze  Prodiikti*  n  exportiert 
wurde.  Erschwerte  man  ihnen  die  Ausfuhr,  su  war  es  sicher, 
daß  diese  gutgeleitoten  Mühlen  ihr  ^lahlquantum  deswegen 
nicht  einschrftnken,  sondern  ihre  Erzeugnisse  mit  aller  Macht 
auf  den  Inlandsmarkt,  besonders  nach  Sttddeutschland  werfen 
und  so  die  inlflndische  Konkurrenz  stark  erhöhen  würden. 
Das  Muhlengewerbe  hatte  also  das  grOfite  Interesse  daran,  die 
AusfuhrmOgTichkeit  zu  behalten  und  sie  tunlichst  zu  ver- 
größern. Nun  hätte  ja  die  deutsche  Müllerei  überhaupt  kein 
ausländisches,  durch  den  Zoll  verteuertes  Getreide  zu  ver- 
mählen brauchen  und  hätte  vielleicht  trotzdem  exportfähig 

<  V^l.  Mohr,  Die  Entwicklnng  des  GhroBbetriebes  in  derOetreide- 
inttllsrei  Ueutschlands,  b.  96. 
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bleibeo  körnioTi.  da  sie  doch  da^j  irdändischp  Oetreido  billiger 
erwerben  konnte;  dieses  Argument  wurde  regierungsseitig  be- 
tont, war  aber  nicht  schwer  zu  widerlegen.    Das  inländische 
Getreide  hatte  den  Schutzzoll  ja  gerade  erhalten,  um  im  Werte 
gesteigert  zu  werden ,  mußte  also  bald  den  Preis   des  aus- 
ländischen erreichen,  so  daß  ein  Mehlexport  eben  unmöglich 
wurde.   Des  ausländischen  Brotkornes  konnte  und  kann  aber 
der  deutsche  Müller  nie  ganz  antraten;  er  braucht  es,  um 
seine  deutschen,  swar  stftrkereichen,  aber  stickstofiannen  Hehle 
zu  yerbessem,  und  zwar  durch  Mischung  mit  auslündischem 
Getreide,  das  die  dem  deutschen  fehlenden  Eigenschaften  in 
glücklichster  Weise  ergftnzt.   Diese  Tatsache  erklärt  auch  die 
scheinbare  W^idersinnigkeit ,  daß  ein   deutscher  Mehiezport 
überhaupt  stattfindet,  während  jährlich  gewaltige  Mengen  aus- 
ländischen Getreides  aus  Rußland,  Ar<rentinien,  dorn  Balkan  usw. 
eingeführt  werden.   Deutschland  braucht,  wie  gesagt,  zur  Ver- 
besserung];" seines  inländischen  Brotkornes  ausliindische^  Ge 
treide;  letzteres  erliölit  noch  ein  zeitweises  Getreideüberangcbat, 
würde  also  konkurrierend  auf  den  Preis  deutschen  Getreides 
wirken  und  so  eine  Schädigung  der  Laüdwirtschaft  hervor- 
rufen.   Es  muß  also  wieder  aus  dem  Land  herausgebracht 
werden,  aber  nicht  in  dem  Zustand  seines  Eintreffena,  sondern 
fertig  mit  deutschem  Getreide  Termischt  und  gut  vermählen, 
also  ids  hochwertiges  Mehl,  das  ron  dem  fremden  Getreide 
allein  in  dieser  Güte  nicht  hätte  gezogen  werden  kOnnen.  Die 
oben  erwähnte  dritte  Forderung  des  Verbandes  deutscher 
Muller  war  also  berechtigt;  die  Regierung  entsprach  derselben 
und  bestimmte,  daß  bei  der  Ausfuhr  von  Mehl  der  für  das 
dazu  benötigte  ausliiiidische  Getreide  ^^ozahlte  Einfulirzoll  ver- 
gütet werden  srOlr  ,   mid  zwar  nach  Mnf^prabo  df*r  zur  Fabri- 
kation des  betreffenden  Mehles  nötig  gewespin'n  Menge  aus- 
ländischen Brotkornes.  Voraussetzung  für  diese  Rückvergütung 
war  aber  der  zu  führende  Beweis,  daß  das  exportierte  Mehl 
tatsiklilich   aus   dem  importierten   Getreide   herrühre;  man 
nannte  ihn  „Identitätsnachweis".    Die  Rückvergütung  wurde 
durch  Einfuhrscheine  betätigt,  die  beim  Mehlexport  zur  Steuer* 
freien  Einführung  des  entsprechenden  Komquantums  statt  des 
zu  erlegenden  Getreidesolles  in  Zahlung  genommen  wurden. 
Feste  Angaben  Uber  das  Ausbeutererhältnis  erfolgten  damsb 
noch  nicht 

Der  Getreidezoll  sollte  bereits  am  1.  Oktober  1870  is 
Kraft  treten,  der  Mehlzoll  aber  erst  am  1.  Januar  1880  nach 
folgen,  da  mit  Belgien  noch  ein  Vertrag  lief,  der  diesem  die 

zollfreie  Mehleinfuhr  nach  Deutschland  noch  bis  zum  h't^^* 
genannten  Termin  freiual).  Durch  diese  Maßnahme  wüni? 
aber  das  drutsche  Mühlengewerbe  für  Jahr  mit  Verlust 
oder  minde  1'  ns  ohne  Gewinn  gearbeitet  haben,  teilweise  so^ar 
unbeschättigt  geblieben  sein,  da  machtige  Mengen  billigt 
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MehleB  importiert  worden  wttren,  ohne  dafi  die  deutschen 
MttUer  gewinnbringend  zum  gleichen  Prei»e  hätten  liefern 
können,  da  sie  eben  mit  dem  dnrch  den  Zoll  erhöhten  Ge- 
treidepreis zu  rechnen  gehabt  hätten.  So  sah  man  von  diesem 
Plan  ab  und  beide  Zölle  wurden  gemeinsam  erst  vom  1.  Janaar 
18.^0  ab  erhoben.  Gleich  nach  Inkmfttreten  aber  zeigte  sich 
der  ui'oße  Mangel,  daß  keine  Bestimiimngen  über  di(^  AusUeute- 
verhaltnisse  getroffen  waren,  und  die  Folge  waren  unliobsarae 
iStreittälle.  Sogleich  begannen  Beratungen  und  regi^rungs- 
seitig  wurde  bei  verschiedenen  Müllern  Nachfrage  nacli  der 
gezogenen  Ausbeute  gehalten;  letztere  gaben  wohl  teilweise 
viel  zu  hohe  Zitiern  an  in  dem  falschen  Eiirgeiz,  damit  zu 
glänzen.  Auf  diese  hohen  Ziffern  attitzte  man  sich  seitens  der 
Kegierung,  der  die  höchsten  Sätse  die  sympathischsten  waren. 
So  setzte  denn  die  diesbezügliche  Bundesratsverordnung  im 
Jahre  1880  das  Aasbeuteverhältnis  fest: 

fllr  Rogg.ni  auf  70%, 
„    Weizen    „  80%. 

Es  sind  noeli  die  näheren  Ausführungsbestinimnngen  über 
den  Getreide-  und  Mehlverkelir  zu  (»rwälmeu.  l''ur  dicjonipren 
Getreidesorten  und  Mehle,  di(;  ausschließlich  für  (Um  J^xjiort 
in  das  Zollausland  bestimmt  «sind,  werden  Transitlager  ohne 
amtlichen  Mitverächluß  geschaffen,  deren  Einrichtung  Vor- 
schrift ist.  In  diesen  ist  die  Behandlung,  also  das  Umsacken 
usw.  für  den  Lagerhalter  ganz  unbeschränkt  gestattet,  ohne 
eine  Anmeldung  beim  Steueramt  zn  erfordern;  femer  ist  die 
Mischung  mit  ausländischem  Produkt  freigestellt,  und  zwar  ist 
der  Mischungsprozentsatz  an  ausländischer  Ware  als  zollfreie 
Menge  der  Durchfuhr  zu  behandeln.  Solche  Transitlager 
konnten  auch  bewilligt  werden,  wenn  der  Absatz  lediglich  im 
Inlan^d  erfolgen  sollte ;  ihre  Einrichtung  war  nicht  obligatorisch^ 
sondern  Bollte  vom  jeweiligen  Bedürfnis  abhängen.  Erstere 
Lager  nannte  man  reine,  letztere  gemischte  Transitlagcr.  Der 
Getreideimportf tir  und  der  Mehlexporteur  mußten  dieselbe 
Person  oder  tirn  i  nein;  ferner  war  nachzuweisen,  daß  zum 
ausführenden  Mehie  tatsiirhlich  das  fremdländische  eingeführte 
Getreide  verwendet  worden  war.  Der  erste  Nachweis  war 
relativ  leicht  zu  erl)ringen,  der  zweite  aber  war  äußerst 
schwierig  und  liat  eine  starke  Verbitterung  hervorgerufen.  Es 
gab  zwei  Arten  von  Transitlagern,  nämlich  solche,  die  nur 
vom  Eigentümer  und  einem  Zollbeamten  gemeinsam  geöffnet 
werden  konnten,  und  solche,  die  dem  Eigenttlmer  allein  ofien 
standen,  also  Transitlager  mit  und  solche  ohne  amtlichen  Mit- 
verschlufi.  Wurde  dem  Antrag  zur  Errichtung  eines  Privat- 
transitlagers  ohne  amtlichen  Mitverschluß  stattgegeben,  so  er- 
hielt der  Antragsteller  die  Mitteilung,  daß  die  R<  gierung  auch 
ohne  den  Mitverschlufi  sich  darüber  unterrichten  werde,  ob 
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nicht  Zolldefraudationen  YOi^Dommen  wttrden;  die  Anlage 
des  gemischten  Transitlagers  wurde  auch  nur  bis  auf  jederzeit 
möglichen  Widerruf  gestattet.  Der  Transitlagerinhaber  bringt 
das  für  ihn  eingehende  ausländische  Getreide  nunmehr  in  sein 
Transitlager,  macht  aber  sofort  dor  betreffenden  Behörde  voni 
Eingang  ]V[itt<jilung,  rlainit  il<  r  Import  in  das  aratlicl»  tretuhrt- 
Niederlageregi.ster  eingetragen  vviril;  er  hätte  nun  eigenllich 
den  Eingangszoll  zu  zahlen,  aber  dieser  wird  ihm  trei»tu.üdet. 
bis  er  das  aus  diesem  Getreide  erzeugte  Mehl  im  liilande  ver- 
kauft.   In  diesem  Fall  hat  er  den  Getreidezoll  nachträglich 
▼oll  SU  entrichten,  hat  sich  also  eines  gewissen  Kredites,  des 
sogenannten  ZollkrediteS|  bedient.  Theoretiseh  betrachtet  siebt 
die  Sache  fUr  den  MtkUer  nicht  schlecht  ans;  tatsächlich  ent- 
standen aber  die  unangenehmsten  Verwicklungen  und  Schwierig- 
keiten, besonders  für  die  grofien  Mühlen,  denen  es  fast  un- 
möglich war,  den  geforderten  Identitätsnachweis  su  ftihren; 
sie  hätten  dimn  ihre  Mühle  in  Yerschiedene  Unterabteilungen 
zerlegen  oder  nach  Vermahlung  einer  gewissen  G^treidesorte 
ganz  abmahlen  und  mit  der  zweit^^n  Sorte  wieder  einen  neuen 
MahlprozeÖ  beginnen  müssen.     Der  Nachweis  wirkte  also  lo 
dieser  Form  und  Handhabung  laiimend  und  ott  sogar  ver- 
nichtend für  die  deutsche  Ex|)ortmüllerei :  die  Ausfuhr  redu- 
zierte sich  und  die  Länder,  fiir  die  Deutschland  bisher  Mehl- 
liefecant  gewesen   war,    emanzipierten   sich    und  errichteten 
Mühlen   zur  selbständigen  Bedarfsdeckung  (z.  B.  Holland, 
Belgien,  Dänemark).   Mehrere  groBe  deutsche  Mühlen  nnd 
eine  große  Zahl  kleiner  Müller  mußten  in  Konkurs  gehen  und 
die  Lage  wurde  bedrohlich« 

Diese  Zustände  erforderten  eine  Änderung  und  der  Raf 
nach  Abschaffung  des  Identitätsnachweises  wurde  seitens  Privater 
und  seitens  der  Handelskammern  immer  lauter.  Der  Verband 
deutscher  Müller  stellte  beim  Bundesrat  einen  Antrag,  der  hier 
gans  wiedergegeben  sei;  er  lautete: 

„1.  Jeder  Mühle,  welche  Mehl  teilweise  im  Inlande.  teil- 
weise im  Auslände  absetzt,  k?inii  ein  Zollkonto  eröffnet  werden, 
worauf  der  Import  au  detieide  belastet,  der  Export  an  Mehl 
entlastet  wird,  so  daß  die  Differenz  zwischen  Import  und  lix- 
port  zur  Verzollunf^  kommt. 

2.  Eine  Vermischung  in-  und  ausländischen  Getreides 
ist  gestattet;  die  Fabrikation  des  gemischten  Mehles  darf  nidit 
durch  Zollyorschriften  oderKontroUmaflregeln  gehindert  werd«. 

3.  Jede  Mühle  mufi  durch  ein  Lagerbuch  enreiseD. 
welches  Quantum  fremden  Getreides  sie  importiert  und  wekb« 
Quantum  sie  zum  BIzpprt  gebracht  bat." 

Dieser  Antrag  fand  schliefilich  die  Zustimmung  des 
Reichstages,  der  denselben  nach  vorausgegangener  Kommissioo»* 
prüfung  zum  Beschluß  erhoben  hat.  Außerdem  wurde  deo 
aringenden  Forderungen  der  Müller  stattgegeben ,  die  das  w 
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hoch  normierte  Ausbeuteverhältnia  verringert  wissen  wollten, 
und  zwar  für  Roggen  von  7i)^fo  auf  (>5^/o,  für  Weizen  von 
80%  auf  75  "^/o.  —  Die  Spannung  zwischen  dem  Getreidezoü 
von  1  Mk.  und  dem  Mehlzoll  von  2  Mk.  erwies  sich  aber 
trotz  der  erwähnten  Erleichterungen  in  der  Handhabung  der 
Verzollungsvorschriften  als  mangelhaft;  der  Mehlimport  stieg 
und  zeigte  sich  als  ungeheurer  ischaden  für  die  deutsche 
Müllerei.  So  wurde  das  Verhältnis  des  Mehlzolles  zum  Ge- 
treidezoll Yon  2 : 1  auf  3 : 1  erhöht,  d.  h,  vom  Jahre  1882 
an  betrag  der  Zoll  auf  Mtthlenfabrikate  3  Mk.  jpro  100  kg  \ 
wfthrend  der  Qetreidezoll  vom  Jahre  1879  mit  1  Mk.  auf 
100  kg  Roggen  und  Weizen  in  Geltung  blieb*  Auch  der 
Identitätsnachweis  erfuhr  eine  Änderung,  die  seine  frühere 
Schroffheit  etwas  milderte:  er  wurde  als  sachlicher  Nachweis 
erlassen  und  sollte  nur  noch  als  persönlicher  und  örtlicher 
weiterliestehen.  Das  war  besonders  ftir  die  großen  Mühlen 
eine  bedeutende  Erleichterung;  sie  Imtten  nur  noch  nachzu- 
weisen, daß  ihr  auszuführendes  Mehl  aus  Octrr  i  lo  i^cwonnen 
sei,  weiihes  vorher  tatsächlich  von  ihnen  selböL  in  die  Zoll- 
grenzen und  zu  ihrem  Werke  hin  eingeführt  ^^()I(ien  war. 
Diese  Erleichterungen  hatten  sich  nur  diu ciiiuln cn  ladöcn,  weil 
man  von  ihnen  auch  iür  die  Landwirtschaft  Vorteile  erhoffte. 
Man  glaubte,  daß  bei  einem  starken  Mehlexport  in  erster 
Linie  hochwertige  Mehle  ausgeführt,  die  Menge  der  gering- 
wertigen Mehle  aber,  also  besonders  die  Futtersto£fe,  reichlich 
im  Lande  zurückbleiben  und  der  Landwirtschaft  billig  liir 
Verfügung  stehen  würden.  Des  ferneren  erhoffte  man  eine 
Entlastung  der  übermäßig  und  fast  unerträglich  gewordenen 
Inlandskonkurrenz;  die  früheren  Exportmühlen  hatten  nach 
der  Ausfuhreröchwerung  ihre  Produktion  auf  den  Inlandsmarkt 
und  besonders  Mof  die  süddeutschen  Staaten  geworfen  und 
bchärföte  Koukun  *  n/kämpfe  lu  t  ;i  ifbesehworen.  Aus  jener  Zeit 
datiert  der  gerade  heute  wieder  akut  crewordene  Kampf  der 
süddeutschen  Müller  ^egen  ihre  norddeutschen  l^ei  utsgeno^son, 
besonders  gegen  die  Großbetriebe  am  Rhein  und  in  der  Nähe 
der  deutschen  Häfen. 

Nach  der  Einführung  des  neuen  Mehlsolls  also  atmeten 
die  deutschen  MüUer  auf  und  hatten  geschäftlich  bessere 
Zeiten;  sie  standen  sich  am  besten,  wenn  die  inländischen 
Getreidepreise  zeitweise  nicht  die  durch  den  Zollbetrag  ver- 
teuerten Auslandspreise  erreichten ,  denn  dann  maeliten  sie 
beim  Mehlexport  durch  Wiedervergtttung  des  vollen  Zolles 
ein  Extrageschäft.  Der  Elxport  im  allgemeinen  hob  sich  zu- 
sehends; dif  >Jehrausfuhr  von  Muhlenfabrikaten  betrug  1882 
nur  rund  3i>U<'U  t.  stieg  dann  schnell,  stellte  sieh  auf 
105000  t,  stieg  weiter  und  erreichte  eine  vorläutig  höchste 
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Ziffer  im  Jalire  1889  mit  124300        Di©  deutschen  MüU«r 
waren  aUo  hin.sichtlich  der  ZollverhältDiese  nunmehr  recht  zu 
frieden  und  hofften  nur,  daß  der  gegenwärtige  Zastan  1  von 
Dauer  sein  möchte.    An  einer  weiteren  Zollerhöliuiig  iiaUcD 
sie  kein   Inter^^sse.    Aber  nicht  so   gut  wie   dem  deutschen 
Mühlcngewerbe  ging  es  in  jenen  Jahren  der  deut«ehen  Land- 
wirtscliaft:  der  Getreideschutzzoll  hatte  sich  gegen  die  preis- 
.seiikcndü  Konkurrenz  ausländischen  Kornes   als    niclil  LocL 
genug  erwiesen,  und  so  entschloß  sich  die  Regierung  im  Jahre 
1885,  dem  Reichstage  eine  Vorlage  zugehen  zu  lassen,  in 
welcher  die  Erhöhung  des  Qetreidesolles  Ton  1  Mk.  aaf  3  Mk. 
und'  des  Mehlzolles  von  3  Mk.  auf  6  Mk.  pro  100  kg  gefordert 
wurde.   Gegen  die  Getretdezollsteigening  hatten  die  Mfüler 
*  weniger  einzuwenden,  wenn  nur  da»  im  Jahre  1882  erreichte 
Spannungsverbältnis  .von  8  .*  1  zwischen  Mehl-  und  Getreide- 
zoll erhalten  bliebe,  mit  dem  man  nur  gute  Erfahrungen  ge- 
macht hatte.    Das  sollte  bei  der  von  der  Regierung  vor- 
geschlagenen Normierung  aber  nicht  zutreffen,  vielmehr  sollte 
wieder  das  früher  als  ungenügend  gekennzeichnete  Verhältnis 
von  2  :  1  Pl-it/  p:rt  i1  m.  Der  Verband  deutscher  Müller  forderte, 
daß  l)ei  einem  Getreidezoll  von  .3  Mk.  entweder  der  Zoll  für 
alle  Mühienfabrikate  auf  9  Mk.  zu  uui  uiieren  sei  oder  aber 
daß  ein  Mehlzoll  von  7,50  Mk.  gewählt  werde,  zu  dem  dann 
noch  ein  Kleiezoil  von  1  Mk,  hinzutreten  mllsse.  Hieias^ 
erwiderte  die  Regierung,  dafi  zur  HerstelluTig  von  100  kg 
Weizeumehl  durchschnittlich  148  kg  Weizen  nötig  sei  (sie  gab 
aUo  im  G^ensatz  zu  ihrem  früheren  Standpunkt  zu,  daft  nur 
mit  einer  mittleren  Ausbeuteziffer  von  etwa  77 — 78**/o  gerechnet 
werden  könne!);  bei  dem  Getreidezoll  von  1  Mk.  und  dem 
Mehlzoll  von  3  Mk.  belaufe  sich  der  Zollschutz  für  100  kg 
Weizenmehl  gegenüber  dem  zur  Herstellung  benötigten  Weizen 
auf  1,51  Mk.   Wähle  man  nunmehr  den  Oetreidezoll  zu  3  Mk. 
und  den  Mehlzoll  zu  ()  Mk.,  «n  ergebe  sich  als  Z'dlschutz  für 
100  kg  Weizenmehl  fast  die  gleiche  Summe,  nainlich  1,54  Mk., 
während  sich  bei  dem  vom  \'erbande  vorgeschlagen»^n  Zoll 
von  7,50  Mk.  der  genannte  Schutz   auf  ; 5.1)4  Mk.  beiaiiten 
werde.    Diese  Argumentation  ließ  aber  den  Umstand  gan* 
außer  Ansatz,   daß  für  ausländisches  Getreide  unausgesetft 
Frachtermäßigungen  eintraten;  sie  hatte  auch  keinen  Erfolge 
vielmehr  setzte  der  Reichstag  den  Getreidezoll  auf  3  Mk.  und 
den  Mehlzoll  auf  7,50  Mk.  fest*.   Der  von  den  deutsdieii 


1  6«!Danere  Angaben  vgl.  Mohr,  Die  BntwiekluDg  des  Qroibetriebw 

in  der  Getreidemüllcrci  Dcut«chlandB,  8.  112  ff. 

'•i  V^l.  K.'ichsgesctzblatt.  ISS.'',:  r;.-f>fz  vom  L'4  ^rn.  <  M^.  NSHen' 
Ausführungen  vgl,  Mohr,  Die  Entwicklung  des  üroubouiebe*  iu  de 
Getreidemfiüerei  DeutschUads,  S.  117  Dnd  Hollinder,  Die  Lage  ^ 
deutacben  Müblenindostrie  onter  dem  EinfluB  der  Haodelspolitis 
bis  1897,  S.  34. 
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Müllern  getorderU;  Kleiezoll,  für  den  sehr  energisch  agitiert 
worden  war,  wurde  nicht  bewilligt.  Ks  bestand  also  jetzt  das 
Verhältnis  2V8 :  1,  das  freilich  Hoch  bedeutend  günstiger  war 
als  das  regierungsseitig  vorgeschlagene,  das  aber  doch  die 
meisten  Mtthlen  merklich  schiechter  gestellt  hat,  indem  es  der 
Einfuhr  fremden  Mehles  gttnstiger,  der  Ausfuhr  inländischer 
Muhlenfabrikate  aber  ungünstiger  war  als  das  alte  Ver- 
hältnis 3:1. 

Auch  bei  diesem  neuen  GetreideschutzzoU  von  B  Mk.  pro 
100  kg  beruhigte  sich  die  Landwirtschaft  nicht,  vielmehr  er- 
hob sich  alsbald  eine  heftige  agrarische  Agitation ,  die  nun- 
mehr t^nr  einen  Getreidezoll  von  i)  Mk.  pro  loo  kg  forderte. 
So  enisciiloß  mau  sich  im  Jahre  1887,  wiederum  eine  Ver- 
änderung eintreten  zu  lassen  und  normierte  den  Zoll  auf  Ge- 
treide mit  5  Mk.,  den  für  MulileiifahnkaLe  aber  nur  auf 
10,50  Mk.  für  lOO  kg,  so  daß  sich  das  Verhältnis  zwischen 
beiden  Zöllen  aukttnftig  auf  2,1  : 1  stellte'.  Ein  Einspruch 
der  deutschen  Müller  gegen  die  abermalige  Erhöhung  der  Ge- 
treidezölle war  fruchtlos  gewesen;  ebenso  ihr  wiederholtes 
Verlangen  nach  Einführung  eines  EingangssoUes  auf  Kleie 
und  Futtermehl.  Die  Änderung  trug  bange  Sorge  in  den 
Kreis  der  Müller;  auf  Hilfe  der  Regierung  konnten  sie  bei  der 
damaligen  politischen  Konstellation  nicht  hoffen,  eine  baldige 
abermfilitTf  Änderung  war  —  wenigstens  zu  ihren  Gunsten  — 
niclit  zu  erwarten,  und  so  konnten  sie  einzig  durch  erhöhte 
technische  und  kaufmännische  Leistungen  den  Schaden  aus- 
zugleichen suchen;  die  Scbutzzoilfreunde  aber  sahen  ihre 
Wünsche  erfüllt. 

Diese  HochscliutzzoUpolitik  wurde  nur  vier  Jahre  hin- 
durch unverändert  beibehalten,  bis  sie  im  Jahre  1801  durch 
die  Handelsrertrttge  abgelöst  wurde.  Vor  der  Besprechung 
der  letzteren  sei  aber  nachträglich  noch  auf  awei  Umstftnde 
hingewiesen,  die  seinerzeit  und  noch  bis  zam  Inkrafttreten 
der  Handelsverträge  schädigende  Folgen  für  einen  großen  Teil 
des  deutschen  Muhlengewerbes  gezeitigt  haben.  Im  Jahre  1879 
war  durch  ein  Gesetz  bestimmt  worden,  dafi  die  Grenzbewohner 
3  kg  Mehl  oder  Brot  zollfrei  über  die  Grenze  schaffen  durften. 
Das  Gesetz  hatte  anfangs  keine  unangenehmen  Folgen;  als 
aber  die  Zf'>ll'^  später  erhöht  wnrHon  und  Hip  Lohpusmittel- 
preise  stiegen,  entstand  l.ings  der  deutbclicri  (ireiizeii  ein  ge- 
werljsmjlßiger  Sehniuggelluindel  mit  ausländischen  Mehlen  und 
Ba(k waren,  der  so  dreist  betrieben  wurde  und  solche  Aus- 
«Iciiiiung  annahm,  daü  den  deutschen  Müllern  der  Grenz- 
distrikte  tatsächlich  ein  großer  ISchaden  erwuchs.  Die  drin- 
gendsten Petitionen  um  Abstellung  wurden  laut,  doch  gelang 
es  vor  Abschlufi  der  Handelsverträge  nicht ,  den  Unfug  ganz 
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abzustellen.  —  Ein  weiterer  Übelatand  war  der,  dafi  die  T«r- 
schiedenen  Zollämter  in  der  Feststellung  des  z\i  versolleiideD 

Mehlgewichtes  insofern  willkürlich  vorgingen^  als  einige  Amt« 
das  Sack'  oder  sonstige  Verpackungsgewicht  mit  sum  su  Ter 
zollenden  Gewicht  rechneten,  andere  aber  dieses  Verpackungs- 
gewicht, die  sogenannte  Tara,  abzogen.  Letztere  vergüteten 
dann  2*^/ü  des  Gesamtgewichtes,  erstere  dagegen  nichts :  und 
an  konnte  es  geschehen,  daß  Mühlenfabrikate  je  nach  der  lün- 
t'uhrroute  mit  verschiedenen  Zollsätzen  belegt  wurden. 

Am  15,  Dezember  1891  erfolgte  im  Reich 8tag  die  An 
nähme  des  von  der  Regierung  vorgelegten  Handelsverträge.« 
mit  Osterreich- Ungarn,  und  dieser  Tag  stellt  einen  vollständigen 
Wechsel  in  der  deutschen  Zollpolitik  dar.  Bis  zur  letztea 
Qetrmde'  und  MehlzoUerhOhung  Tom  Jahre  1887  hatte  man 
besonderen  Wert  darauf  gelegt,  in  den  Zollmaßnalimen  ud-  | 
behindert  und  völlig  autonom  su  bldben;  dietee  Standpunkt 
mußte  nunmehr  verlassen  werden,  und  an  seine  Stelle  trat  die 
Bindung  durch  langfristige  Verträge.  Für  die  Mttblenindustrie  i 
war  diese  Wendung  insofern  ungünstig«  als  fortan  nicht  mehr 
allein  nach  dem  Gesichtspunkt,  was  inr  oder  der  Landwirt- 
schaft am  zuträglichsten  sei,  verfahren  wurde,  sondern  daß 
die  Abänderungen  der  Oetreide-  und  Mehlzölle  zukünftig 
diplomatische  Tauseligeschätte ,  und  zwar  Zugeständ niK.se  ar 
fremde  Staaten  zur  Erlangung  von  Zollvorteilen  auf  anderoü 
Gebieten,  zur  Unterlage  haben  sollten.  An  leraeits  betrachtete 
man  aber  in  der  Muliurei  die  zukuntiige  Laiigfristigkeit  der 
Zollma6nahmen  als  nicht  zu  unterschätzende  günstige  Wendung. 

Der  HandelsTertrag  zwischen  österreicfahUngarn  und  dem 
Deutschen  Reich  ^  der  mit  dem  1.  Febroar  1892  in  Gültigkeit 
trat|  enttäuschte  in  seinem  materiellen  Inhalt  die  Erwartungen 
des  Müllers ;  er  setzte  den  Getreidezoll  von  5  Mk,  auf  3,50  Mk. 
herab,  führte  also  eine  starke  ErnUlfiigung  ein.   Nun  hatt^ 
die  Müller  zwar  gegen  die  Herabsetzung  des  Getreidesolles 
nichts  einzuwenden,  da  ihnen  ja  —  wie  früher  schon  betont  — 
Höhe  desseHicn  üLerhaupt  ziemlich  gleichgültig  sein  kann,  wenn 
ihnen  nur  die  »Spannung  zwischen  Getreide-  und  Mehlzoll  die 
nötige  Bewegungsfreiheit  beläßt.    Aber  diese  wichtige  Fml^ 
rung  war  ihrer  Ansicht  nach  im  neuen  Handelsvertrage  nitbt 
erfüllt;  sie  hatten   für  den  Mehlzoll  ^  Mk    pro  k;r 
fordert  und  als  Begriiiulung  angeführt,  daii  ja  iür  Meld  ein 
Schutzzoll  von  3  Mk.  bestanden  habe,  bevor  überhaupt  Otf- 
treidezölle  eingeführt  waren.  So  mttsse  man  bei  einer  Hersb- 
Setzung  der  letzteren  und  der  daraus  resultierenden  Roda- 
zierung  der  Mehlzölle  zunächst  diesen  Schntzsoil  von  des 
bestehenden  Zehnmark-Zoll  abziehen  und  danach  erst  das  Ver» 
hältnis  der  Übrig  bleibenden  7  Mk.  zu  der  ErmJlflignng  dss 

1  VgL  BeicbflgesetsbUtt  189*2,  8.  24. 
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Getreidezoües  feststellen  ^  Wollte  man  aber  auf  den  so  sehn- 
licli  geforderten  Achtmark- Zoll  nicht  eingehen,  so  sei  es  billig, 
zum  allermindesten  das  gleiche  Verbttituis  zwischen  Mehl-  und 
Getreidezoll  einzuhalten  wie  bisher,  nämlich  das  Verhältnis 
2,1  :  1,  also  den  Molilzoll  nnf  7,:55  Mk.  fpstzusetzen.  —  Ein  Mehl- 
zoll von  8  Mk.  wäre  zweiteilos  bertn  htigt  gewesen  ;  nachdem 
aber  darauf  nicht  zu  rechnen  war,  hätte  der  kleinliche  K.aiJi[jt  uiu 
die  5  Pfennige  seitenä  der  Miillerwelt  besser  unterbleiben 
sollen.  Die  Petitionen  blieben  erfolglos,  der  Mehlzoll  erhielt 
die  Höhe  von  7,30  Mk. ;  das  Spannungsverhältuis  stellte  sich 
aleo  fortan  auf  2,09  :  1.  Unparteiisch  ist  zu  sagen,  daß  fdr  die 
Mttblenindiistrie  der  Auafall  des  Handelsvertragea  in  dieser 
Hinsicht  Immerhin  noch  ertrSglich  war;  aber  die  Entrtlstang 
über  eine  andere  Enttftttschnng  hatte  wirklieb  Grund:  man 
hatte  bestimmt  erwartet,  daß  mit  den  Handelsvertrltgen  end- 
lich ein  Zoll  auf  Kleie  und  Futterstoffe  gelegt  werden  würde, 
und  nun  war  die  sollfreie  Einfuhr  derselben  wiederum  für  die 
Dauer  des  Vertrages  zur  Tatsache  geworden.  Aber  der  schon 
LT'Miannte  Vorteil  einer  Festlegung  des  Zollsystems  auf  10  Jahre 
war  (loch  vorhanden ;  er  sotzte  an  die  8telle  dauernder  Be- 
fürchtung hinsiciitlich  jederzeit  möglicher,  und  zwar  noch  un- 
günstigerer Zolländerungen  eine  gewisse  wohltätige  Kulu?  und 
Sicherheit.  —  Die  Handelsverträge  wurden  also  bis  zum  Jahre 
11M>2  lautend  abgeschlossen,  unter  alleiniger  Ausnahme  des- 
jenigen mit  Rußland,  der  erst  1894  ratifiziert  wurde  und  in 
Wirkung  trat.  Der  Termin  swiscben  der  Annahme  im  Reichs* 
tag  und  dem  Inkrafttreten  war  auf  die  kurze  Frist  Ton  45 
Tagen  deshalb  bemessen ,  um  die  Spekulationstittigkett  mög- 
lichst zu  unterbinden  und  die  Ausfuhr  Ton  Getreide  in  der 
Zwischenzeit  zu  verhindern.  Es  entwickelten  sich  aber  aus 
dieser  Bestimmung  die  ärgsten  Mißstände,  denn  in  Erwartung 
des  ermäßigten  Qetreidezolles  hatten  sich  in  den  deutschen 
Zollagern  große  Oetreidevorräte  angesammelt,  auf  die  der  neue 
Vertragszolltarif  nur  insoweit  Anwendung  finden  konnte,  als 
ihr  Ursprung  aus  Vertragsstaaten  oder  aus  Ländern  nach- 
gewiesen wurde,  mit  denen  Deutschland  in  Meistbegünstig-ungs- 
verhältnis  stand.  Diese  Getreidemengen  hatten  ihr  Ursprungs- 
land aber  1. tilgst  verlassen,  hatten  teilweise  bereits  mehrtach 
den  Besitzer  gewechselt,  waren  mit  anderen  Sorten  schon  ge- 
mischt worden ;  der  geforderte  Nachweis  war  also  häufig  nicht 
SU  erbringen.  £s  gelang  den  Anstrengungen  der  Mtlller,  dad 
in  letzter  Stunde,  nämlich  am  30.  Januar  1892,  ein  Gesetz 
mit  sofortiger  Gtlltigkeit  herauskam,  das  bis  zum  30.  April 
1803,  also  während  einer  fünfzehnmonatigen  Übergangszeit, 
den  Abstammungsnachweis  erließ. 

Inzwischen  war  seitens  der  Landwirte  immer  lauter  die 

«  Oeschicbte  des  Verbandes  deutscher  Mflller,  Berlin  1B92,  S.  242. 
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Aufhebung  des  IdentitätsDachweises  auch  fUr  Getreide 
fordert  worden ;  die  Agitation  für  die  Auf hehung  ging  corQdL 
bis   zum  Jahre   1887,   wo   sie  bereits  den   Reichst^  be- 
schäftigt hatte,  war  danach  nicht  zur  Ruhe  gekommen,  hatte 

im  Jahre  18<S9  wiederum  zu  einem  zwar  negativ  beantworteten 
Antrabe  im  Reichstag  geführt,  hatte  aber  doch  wein^stens  den 
wichtigen  P>fo!(^'  gehabt,  daß  seitens  der  Regierung  Unter- 
suchungen angestellt  wurden,  die  dann  zur  Vorlage  und  An- 
nahme des  am  1.  Mai  1894  in  ivraft  getretenen  (jesetze* 
führte,  das  folgendes  besagte:  Bei  der  (Getreideausfuhr  von 
miudeätens  500  kg  sollen  dem  Getreideexporteur  £iQfa]l^ 
scheine  erteilt  werden,  die  zur  zollfreien  Einfahr  der  ent- 
eprechenden  Quantität  gleichen  Getreidee  binnen  6  Monaten 
berechtigten.  Bezüglich  der  Tranaidager  ohne  amtlichen  Mit- 
yerachlufi  wurde  nichts  geändert,  ebenso  blieb  es  bezüglich 
der  Bestimmungen  die  Mühlen&brikate  betreffend  beim  alteD. 
Der  deutsehe  MttUer  hatte  nunmehr  zwei  Möglichkeiten:  er 
konnte  sich  in  gewohnter  Weise  den  Eingangszoll  für  aus 
ländisches  Getreide  am  Tage  der  Mehlausfuhr  von  seinem 
Zollkonto  absetzen  Inssen,  hatte  alsn  die  Möglichkeit,  heiniischf*» 
Getreide  für  den  Export  zu  vermählen,  oder  rr  knnnte  bei 
der  Mehlausfuhr  die  Austertigung  von  Eintulnäeiieinen  zur 
zollfreien  Einfuhr  einer  entsprechenden  aualaudischen  Getreide- 
menge beantragen,  war  also  imstande  für  sein  ExporiuicJi 
fremdes  Getreide  zu  verwenden.  Das  Gesetz  öoUte  also  in 
1.  Mai  1894  in  Geltung  treten ;  vorher,  am  27.  April,  erlieft  «1« 
Bundesrat  seine  yielbesprochenen  AusfilbrungsbeetimmungeD, 
die  wegen  ihrer  zukünftigen  Wichtigkeit  ausführlicher  be* 
sprechen  sein  mOgen. 

ZunUchst  wird  das  Ausbeuteverhältnis  ftir  die  Ausfoiir 
von  Mühlenfabrikaten  festgelegt.  Es  soll  für  gebeuteltes 
Weizenmehl  75  ^  o,  für  gebeuteltes  Roggenmehl  05<*  o  betragen. 
Über  den  Begriff  ^gebeutelt"  finden  sich  in  der  Bundesrats- 
Verordnung  keine  n^ihcren  Angaben;  man  hat  damit  off^übÄr 
nur  s:»ageu  wollen,  daß  tatsMehlieli  trinere  MehLsorien  l'- meint 
seien  unter  Ausschluß  von  Sehrotni*  lilen,  für  die  ja  leicht  eine 
Ausbeute  von  85  **,o  zu  erzielen  wäre  *.  Das  Verhältnis  von 
75  bezw.  ü5  u  ist  gleich  nach  seinem  Entstehen  und  noch 
lange  nachher  stark  angefochten  worden:  den  Landwirten  ^ 
es  zu  niedrig,  sie  verlangten  eine  Erhöhung  auf  85  bezw.  75*V» 
ein  Teil  der  Müller  bezeichnete  es  als  lu  hoch,  weil  es  f^ 
eine  erfolgreiche  Bekämpfung  fransOsischer  Konkurrens  ^ 
wenig  Spielraum  liefie.  In  Frankreich  war  nämlich  das  Aoi* 
beuteverhnltnis  auf  90,  80,  70  und  00 normiert.  Natflrüch 
flihrten  die  Franzosen  fast  nur  60*^/oige  Mehle  aus  und 


1  Vgl.  stenographischer  Bericht  der  QeBershrenammlnag  datV^ 
bandes  deutscher  Müller  1896. 
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nossen,  da  der  Woizenzoll  durch  das  Gesetz  vom  27.  Februar 
1894  auf  7  Fr,  festgesetzt  war,  für  den  zu  diesem  Mehl  ver- 
mablenen  Weizen  einen  Schutzzoll  von  etwa  11,00  Fr.  Die 
Klagen  jener  Mttller,  die  ganz  oder  doch  vorwiegend  auf  den 
Mehlexport  angewiesen  waren,  hatten  also  wohl  eine  Be- 
rechtigung, um  so  mehr,  als  durch  Erlafi  des  Identitäts- 
nachweises fidr  Qetreide  der  einlieimische  Weizen  wieder 
exportfähiger  geworden  war.  Aber  im  Hinblick  auf  die 
deutsche  GesamtmttUerei  betrachtet,  war  das  gewählte  Aus- 
benteverhältnis,  sofern  man  eben  nur  ein  Gewichtsverbältnis 
und  nicht  ein  nach  den  vielen  verschiedenen  Mehlarten  ab- 
gestuftes Verkaufsverhältniji  wünschte,  wohl  als  zweck- 
entsprechend zu  bezeichnen 

Noch  mehr  Meinunp^sverschiedenhci tcii  hat  das  sogenannte 
Typenverfahren  aufgelöst Die  Anwei.su ns^  zur  zuUanitiichen 
Abfertigung  von  Mühlenfabrikaten  hatte  ii  Liiilu  ii  drvA  Kontroll- 
verfahren geschaffen;  das  er^te  war  die  Kiuiuhrung  der  so- 
genannten Mebltype,  die  der  Zollbehörde  die  Entscheidung 
ermöglichen  sollte,  ob  das  zum  Export  angemeldete  Mehl- 
produkt  wirklich  Mehl  sei,  also  den  Gennd  der  Zollvergütung 
beanspruchen  könnte,  oder  ob  es  als  Kleie  zu  betrachten 
und  von  der  Vergünstigung  daher  auszuschließen  sei.  .Man 
gab  der  Steuerbehörde  also  eine  Mehlprobe ,  Grenztype  ge- 
nannt, weil  dieses  Mehl  aus  den  letzten  Ausbeuteprozenteu 
.stammte.  Beantragt  nun  der  Exporteur  die  Ausstellung  des 
Kinfuhrsclieines ,  so  wird  sein  auszufilhrend»'^  Mehl  mit  der 
(jrrenztypc  nach  dem  früher  besprochenen  T 'karschen  Prüf- 
verfahren vergliciien.  ist  es  ^leicli  der  Typf  odor  o^ar  besser 
als  diese,  so  erhftlt  es  anstandslos  <.len  Eiutuhrsciiein ;  zeigt  es 
«ich  p^eringer  als  die  Grenztype,  so  ist  es  zur  Entlastun^r  eines 
Zullkontos  oder  zur  Einfuhrscheinausatellung  unzulässig.  Man 
hat  dieses  Typenverfahren  mit  Recht  bekämpft;  denn  die 
Farbe  der  Mehle  fllllt  je  nach  der  Beschaffenheit  des  Weizens 
sehr  verschieden  aus  und  es  kann  leicht  vorkommen,  dafi  die 
Tönung  sehr  gelb  wird,  obwohl  tatsächlich  ein  zu  großer 
Schalengehalt  im  Mehle  nicht  vorhanden  ist  Die  Prttfung 
auf  die  Farbe  allein  ist  daher  keine  vollkommene ;  sie  dtirfte 
also  als  alleiniges  Kontrollmittel  tat. sächlich  nicht  genügen. 
Das  zweite  Mittel  war  das  Siebverfahren,  das  aber  gleichfalls 
nicht  fehlerlos  sicher  ist.  Die  StetierbehHrde  hatt<^  das  zn 
exporti'Totule  Mehl  durch  feine  Siebe  zu  schütten  und  den 
Kleicruckstand  festzustellen;  war  letzterer  zu  hoch,  so  war 
das  Mehl  ^rb^ichfalls  nicht  mehr  ft^hip^,  zur  Zollkonto- Entlastung 
zu  dienen.    Schließlich  gab  es   noch  das  sogenannte  Ver- 

'  V{^\.  „Die  Mühle",  Jahrgang  1Ö97,  wo  das  Ausbeuteveriiältuis 
iani  in  jeder  Nummer  behandelt  ist. 
«  Vgl.  ebenda,  1894,  S.  828,  841. 
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abcliuiigbvedaliren.   Kiu  vereidigter  Cliemiker  haue  eine  Brenn- 
probe  zu  raachen  und  den  Aschengehalt  testzustellen,  der  nm 
so  höher  ausfüllt  je  mehr  iSchalenteile  sich  im  Mehle  betindeu^ 
Hinsichtlich  der  Qualität  der  Kleie  mußte  die  Feststellung 
erfolgen,  ob  sie  geringer  sei  als  die  letzte  Mehltype;  entsprach 
sie  dieser  Bedingung,  so  konnte  sie  zoUtVei   ohne  Deoi* 
tariernng  ausgejfUhrt  werden;  seigte  Bie  aber  einen  hohem 
Mehlgehalt,  konnte  sie  ako  schon  aU  geringwertiges  MeU 
betrachtet  werden,  so  hatte  eine  Denaturierung  dieser  Rl«if 
2U  erfolgen. 

Schließlich  tinden  sich  noch  Bestimmungen  bezüglich  der 
Transitlager.  Uber  die  Anlage  von  gemischten  Transiüagem  in 
den  verschiedenen  Orten  und  Gegenden  hat  der  Bundesrat  ct 
entscheiden.  Diese  Bestimmung  ist  scharf  angefochten  worden, 
in  der  Hauptsache  mit  folgender  B'^<rrünrlunf^:  Jnder  Benuuer 
eines  g^einischten  Traiisitlagers  genießt  einen  Zolikredit  inso- 
teru ,  als  or  Hein  Getreide  ruhig  eingelagert  und  erst  spiter. 
wenn  er  nftmlich  sein  Getreide  im  Inland  absetzt,  den  Z<>'1 
bezahlt,  iiideui  er  also  den  Zollbetrag  für  diese  Zeit  geütundeJ 
erhält  und  dabei  bedeutende  Ziuseu  spart.  Bringt  er  jedoch 
sein  Getreide  vor  Ablauf  dieser  aoUfreien  Lagerfrist  aum  Ex- 
port, so  hat  er  Überhaupt  keinen  Zoll  zu  zahlen ,  aber  in 
zwischen  die  freie  Benutzung  von  Lagerrftumeu  genossen. 
Angriffe  richteten  sich  aber  auch  g^en  die  Tatsache,  dafi  » 
dem  Bundesrat  möglich  war,  einzelne  Orte  durch  die  Anluge 
gemischter  Transitlager  zu  bevorzugen.  Die  Zotlkredite  msA 
besonders  der  Landwirtschaft  ein  Stein  des  Anstofies  geweiso; 
der  agrarischen  Agitation  gelang  es  dann,  eine  Verminderung 
des  don  KontenmUhlen  eingeräumten  Zollkredits  von  der 
siebeiimünatfgon  auf  viermonatige  Dauer  durchzu.s*  tz*'n.  Dit" 
vollständige  Entziehung  des  Zollkontos  soll  erfoLf  ii,  ^venn 
dasselbe  erweislich  nicht  zur  Betätigung  der  Ausfuhr,  soudem 
nur  zum  Oenusse  mögliehst  langen  ZoTlkredites  gemißbraucht 
wird.  Diese  Maßregel  rechtfertigt  sich  ohne  weiteres  bei  den 
Mühlen,  die  mit  ihrem  Mehl  besonders  das  Inland  versorgen. 
Stellt  man  schlieBlich  die  Frage,  wie  dieses  ganze  AnsfOhran»- 
eesetz  vom  1,  Hai  1894,  also  vomehmlicb  die  Aufhebung  dei 
Identitätsnachweises  &tt  Getreide  gewirkt  ha^  so  gewinnt  nuui 
aus  dem  Organ  „Die  Mühle"  den  Eindruck,  da6  im  allgemeiiMii 
trotz  aller  Bekämpfung  der  einzelnen  Ausftthrungsbestimmungsn 
die  Folgen  für  die  Müllerei  gute  gewesen  sind. 

Die  in  diesen  Ausführungsbestimmungen  immerhin 
vorhandenen  Mängel  wurden  teilweise  gemindert  durch  ''i^' 
Regulativ^  betreffend  die  Zollvergütung  bei  der  Mehlausiuiir 


>  Vgl.  „Die  >hihle",  1894,  S.  417,  441,  472,  485,  544. 

^  Km  Abdruck  des  üegnlativs  findet  «ieh  io  ^Die  MUiIe^f 
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vom  Ii).  Dezember  18^>7^;  in  diesem  wird  der  Ausdruck 
^gebeuteltes  Mehl"  dahin  festgelegt,  daß  daruntor  dasjenige 
Mehl  zu  veiötehen  ist,  das  sich  ergibt,  nachdem  an  Unreinlieh- 
keiten  und  Kleie  25  bezw.  35 "  o  abgeschieden  sind.  Wird  . 
aber  Weizen-  oder  Roggenmehl  als  solches  ohne  weitere  An- 
gabe mit  dem  Anspruch  aaf  ZoUnachlaß  zur  Ausgangsabferti- 
gung gestellt,  wetehes  unter  eioem  höheren  AuebeuteverhlUtniB 
a1»  75  bezw.  65  ^/o  gewonnen  worden  ist,  so  ist  Eur  Vermeidung 
der  gesetzlichen  Strafe  das  tatsächliche  Aasbeuteverhältnis 
vorher  in  der  Ausfuhrmeldnng  zu  erklären.  Die  Abschreibung 
im  Zollkonto  erfolgt  alsdann  nach  Maßgabe  dieser  Erklärung, 
deren  Richtigkeit  auf  Erfordern  nachzuweisen  ist.  Hiermit 
war  dem  von  einzelnen  bedeutenden  Mtihlen  gepflogenen  ün- 
fiicr,  hölierprozentipe  Melilo  unter  Zoll  rück  Vergütung  zur  Aus- 
fuhr  zu  brin«j^eu,  endgültig  ein  Ende  gemacht. 

Die  Müller  hatten  ein  großes  Interesse  daran,  eine  Teilung 
der  Typen  herbeigeführt,  d.  h.  die  Zollbegllnstigung  ihrer 
verschii'dt'.Hen  Mehle  nach  dem  Wert  bezw.  der  Feinheit  und 
Farbe  derselben  abgestuft  zu  sehen,  so  daß  eine  verstärkte 
Ausfuhr  fetner  und  feinster  Mehle  noch  mehr  begünstigt  würde. 
An  letzterem  Umstände  nahmen  aber  auch  die  Landwirte  ein 
reges  Interesse,  da  ihnen  nur  die  Ausfuhr  hochwertiger  Mehle 
erwünscht  war,  nicht  aber  der  Export  der  billigen  Sorten,  die 
sie  als  Futtermehle  für  ihr  Vieh  zu  billigem  Preise  im  Lande 
zu  halten  wünschen.  Daher  glaubten  die  Müller,  in  ihren 
Wünschen  auf  sofortiges  Entgegenkommen  rechnen  zu  dürfen 
und  wandten  sich  am  25.  Januar  1899  an  den  Reichskanzler 
mit  dem  Antrage  einer  Differenzierung  der  Ausfuhrver«,n'itung; 
sie  fiilirton  aus,  daß  bei  gleicher  Ausfuhrvergütung  tür  gute 
und  schlechte  Qualitäten  die  letzteren  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Werte  mehr  erhalten  und  daß  also  die  Au.stulir  geringer  Mehle 
gefordert,  jene  der  hochwertigen  Feinmehle  aber  zum  Schaden 
der  Binnenmühlen  unterbunden  wird.  Der  Nachteil  der  letzteren 
beruhe  darin,  daß  die  ExportmUhlen  mit  ihren  Feinmehlen 
den  Inlandsmarkt  überschwemmten  und  so  den  Binnenmttllem 
eine  geillhrliche  Ronkurrenz  schüfen.  Das  Grenztrpensjstem 
aber  habe  sich  als  ungenügend  erwiesen,  weil  es  die  Ausfuhr 
schlechterer  Mehle  direkt  begünstige;  aber  auch  die  Ein- 
führung einer  einzigen  Durchschnittstype  entspreche  nicht 
den  Anforderungen  der  Ausfuhr,  da  sie  im  Gegensatz  zur 
Qrenztype  die  Ausfuhr  geringer  Mehle  unterbinde  und  auch 
den  besseren  Mehlen  nicht  die  ihrem  Werte  entsprechende 
Zollrückvergiitimp;  verschaffo.  Nun  würde  zwar  schon  ein 
System  von  tiidireren  Durchschnittstypen,  das  dif^  ^j^afigbarsten 
Aust ufinneh  1'  iunf:isse,  segensreich  wirken  können,  doch  wurde 
es  noch  nicht  allen  berechtigten  Wünschen  des  ExportmUUers 


*  In  Geltung  getreten  am  1.  Jauuur  1890. 
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entsprechen.   Denn  bei  einem  Durchschnittstypensystem  würtltu 
immer  noch  einzelne  Mehle  als  den  Typen  nicht  enUprechend 
von  der  Zollbehörde  zurückgewiesen  werden,  während  doch 
eine  Ausfahrmöglichkeit  fdr  alle  Mehle  zu  erstrebea  ml 
Folgende  L<)8ung  würde  daher  beantragt:  L  Es  iet  ein  Nonnal- 
typensystem  au  wählen,  das  die  gangbarsten  Hehlsortea  um- 
faßt und  dessen  einaelne  Nummern  Durclischnittstypen  der 
betreffenden  AusbeutesätEe  darstellen ,  die  eine  nach  iiam 
Wert  verschieden  zu  bemessende  Zollruckvergütung  au  be- 
anspruchen haben.    2,  Jede  Mühle  soll  berechtigt  sein,  beim 
Zollamt  Proben  ihrer  speziellen  Mehlsorteii  als  Spezialtvpen 
zu  deponieren  und  auf  Grund  dieser  Spezialtypen  auszuführen. 
Sowohl  für  Roggen-  als  für  WfMzenmehle  wurden  je  4  Normai- 
Wpen  vorgeschlagen ;  sie  w-  iden  später  genannt  werden.  Dif* 
retition  führte  aus,  daß  durch  diese  Maßnahmen  die  femeu 
Mehle  unbedingt  wieder  ausfuhrfaiiig  gemacht  werden  würden» 
sollte  darunter  die  Auafuhr  der  Nachmehle  etwas  leiden,  ü 
müsse  dieser  Umstand  doch  hinter  dem  großen  Vorteil  der 
Inlandentlastung  von  Feinmehlen  weit  aurücktreten ,  um  lo 
mehr,  als  ja  die  Landwirtachaft  an  Futtermehlen  atete  starken 
Bedarf  seigre»   Zum  Schluß  weist  die  Petition  noch  auf  einen 
Übelstand  in  der  findigen  Auanutaung  der  Zollkontrolle  hin* 
der  sich  swar  offenbar  nur  vereinzelt  geaeigt  hat,  hier  aber 
doch  kurz  erwähnt  sei.    Die  ein  zollamtlich  kontrollierte^ 
Lager  besitzenden  Mühlen  genießen  den  Vorteil,  das  einzii- 
fiihrende  Getreide  tmter  der  Aufsieht  von  Zollbeamten  reinigen 
zu  k<Hinen  und  nur  für  das  gerf^iniirte  Getreide  den  Kintnhr- 
zoU  zalilen  zu  müssen.    Neuerdings  war  eine  große  Mühlen 
firma  aui  (It  ii  Gedanken  verfallen,  die  Reinigungsanlagen  aHein 
im  Zf)lUcliuppen  unterzubringen;  sie  bringt  nun  auch  das  in- 
ländische Getreide  zur  Reinigung  dahin;  der  Zullraum  gilt 
als  ZoUautiland,  also  erhält  sie  das  betrefTcnde  Quantum  anf 
dem  Zollkonto  gutgeschrieben.  Nach  der  Reinigung  führt  sie 
daa  Getreide  wieder  zurück  ins  Zollinland,  in  ihre  Mflhie; 
sie  hat  also  eine  Zollvergütung  für  daa  abgeschriebene  Qoaotiini 
an  Verunreinigungen  zu  Unrecht  erworben*.   Die  Petitios 
wurde  also  am  25.  Januar  1899  dem  Reichskanzler  tlbersandt 
Sie  wurde  im  Landwirtschaftsrat  besprochen,  im  Reichstag  z^^^ 
Sprache  gebracht,  im  Reichsschatzamt  begutachtet  und  schließ- 
lich vom  Bundesrat  genehmigt  und  als  Regulativ  zur  Einführung 
gebracht.   Fortan  !>ostnnd  also  bei  dem  Export  eine  Abstufung 
der  Zollvergtinstiuiing  nach  der  Feinheit  in  der  ^^Vi^e,  daß 
feineres  Mehl  eine  größere,  für  gröberes  Mehl  eine  entsprechend 
kleinere  Getreidemenge  zollfrei  abgeschrieben,   d.  h.  g**^^ 
Einfulir>cheine  zollfrei  eingeführt  werden  darl.    Es  werdei 
für  Roggenmehl  2,  für  Weizenmehl  4  Ausbeuteklassen  bW" 
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sichtlich  der  Anmeldung  und  Abfertigung  zur  Ausfuhr  ge- 
schaffen, die  tolgendermaßen  festgesetzt  sind : 

Koggenmebl  Weizenmehl 
Klasse  Ausbeute  Klaate  Ausbeute 

I     .   .   .    .                          I  ,   .   .   .  1— 30^/0 

II     ....   60— 65«/o           II  ....   30— 70*/o 

III  ....  70— 75»/o 

rV   1— 70«/o 

Fttr  100  kg  Roggenmebl  I.  Klasse  werden  158,83  kg 
Roggenmehl,  für  100  kg  Roggenmehl  II.  Klasse  100  kg 
Roggen  abgeschrieben  bezw.  zollfrei  eingelassen.  Fttr  Weizen- 
mehl  stellt  sich  die  Berechnung  folgendermaßen : 

für  100  kg    I.  Klasse  werden  100     kg  abgeschrieben 

«    100  ,     II.     „         „       117,5  „ 

^  100  „  m.    „      „  100 

,    100  „    IV.     ,        ,       135,71  , 

Mehle  aber,  die  unter  einer  höheren  Ausbeute  als  65 ^/o 
bei  Roggen,  75  ^/o  bei  Weisen  gezogen  sind,  können  überhaupt 
keine  Vergünstigung  beanspruchen.  Ausgenommen  ist  nur 
Roggen-  und  Wei^^enschrot,  das  die  gesamte  Ausbeute  aus 
«lern  betreffenden  Getreide  darstellt.  Für  die  Abfertigung 
werden  Typen  erteilt,  neben  denen  die  Aschenprobe  und 
—  was  wicntig  ist  —  der  Büchernachweis  als  KontroUniittel 
zugelasnen  sind ;  von  der  Aufj^tellung  von  Spezialtypen  neben 
den  allgemeinen  Mu.sterdurchschnittstypen  wird  jedoch  ab- 
gesehen. Die  Bestimmungen  sind  am  1.  Januar  IDUÜ  in 
Wirkung  getreten;  das  in  ihnen  ebeutall»  eiiihaltene  Verbot, 
ein  Privatlager  unter  amtlichem  Mitverschluß  neben  einem 
Mtthlenkonto  zu  gewähren,  hat  jedoch  schon  am  1.  Oktober 
1899  Gültigkeit  erlangt  ^  Zu  bemerken  ist,  daß  die  Typen 
in  den  Königlichen  Mühlen  in  Bromberg  herzustellen,  jährlich 
zu  erneuern  und  daß  sie  von  dort  von  den  Interessenten  zu 
beziehen  sind. 

Über  die  unmittelbare  Wirkung  dieses  neuen  Regulativs 
vom  Jahre  1899  gingen  die  Meinungen  scharf  auseinander. 
In  den  ersten  4^  2  Monaten  des  Jahres  19(Mi-  war  allerdings 
die  Gesamtmehlausfuhr  um  2Hn*)  Tonnen  gestiegen;  aber  die 
Mchrausfuln-  kam  ausschließlich  dem  Roggennield  zugute  und 
wichtige  Gründe  sprachen  dafür,  daß  diese  Krschciinung  nur 
eine  vorübergehende  sein  werde.  Die  Weizenniehlausfuhr 
hatte  sich  um  1227  Tonnen  verringert  und  das  mußte  um  so 
bedenklicher  erscheinen,  uU  dieser  Export  in  der  betreffenden 
Zeit  stark  begünstigt  war  durch  die  außergewöhnlich  hohe 
Nachfrage  nach  feinen  Weizenniehlsorten  in  Afrika;  es  mußte  also 


'  Vgl.  „Die  Mnhlo".  189«.  S  |:.:..  r,lH,  rilJ!.  533,  im,  ool-^ööö. 
-  Das  Regulativ  war  am  1.  Jiuiuar  1900  in  Kraft  getreten. 
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aU  sicher  gelton  dft6  der  Export  dorthin  mit  dem  Nachlaeeen  und 
Aufhörender  kriegerischen  Verwicklungen  ein  rasches .  Eods 
finden  würde.  Und  gerade  in  den  ersten  Monaton  des  Jahres  1900 
waren  in  einigen  HauptimporÜändern  die  meisten  Muller  infolge 
schlechten  Wasserstandes  an  starker  Betriebseinschränkong 
gezwungen  gewesen,  was  einen  außergewöhnlichen  und  keines- 
falls  dauernden   Mehriraport   bedingt   hatte.     Das    Plus  an 
deutscher  Mehlausfuhr  in  jenen  Monaten  war  aLso   mit  Vor- 
sicht '/u  beurteilen.     Ks  kla^i^ten  alle  Mtiller,    hesondf^rs  über 
die  Besitzer  jener  Mittel-  und  Großmtihlen  ,  die  an  der  Aus- 
fuhr von  Weizenmehl  interessiert  waren,  und  ferner  die  süd- 
deutschen Miihlen,  denen  ihr  Export  von  iSchwarzmehl  ^tark 
eingcächruiikt  worden  war.    Diesen  tiuddeutscheo  Jklühlen  war 
der  Export  feinerer  Mehle  fast  unmöglich  gewesen,  da  einer- 
seits Frankreich  einen  starken  Exporthandel  unterhielt  und 
mit  feinen  Hehlen  sogar  in  Bayern  konkurrieren  konnte  und 
da  auf  der  anderen  Seite  Osterreich-Ungam  eine  Einfuhr 
hochwertiger  Mehle  nicht  zuließ.   So  hatte  man  sieh  In  Sfld- 
deutschland  also  auf  den  Export  von  Schwarsmehl  beschrinkt 
und  dasselbe  in  die  Schweiz  geliefert;  dieses  Land  hatte  ein 
großes  und  lohnendes  Absatzgebiet  geboten ,  weil  nach  dem 
alten  Regulativ,  das  ja  nocli  keine  Durchschnittstypen  kannte, 
die  Mehle  in  der  Güte  der  Grenztypen,  die  also  hei  7.'»'^o 
Ausbeute  gezo<ren  waren,  eine  gleiche  Ausfuhrvergtitung  er- 
hielten wie  jene  feineren  Mehl.',  die  unter  geringerer  Ausbeute 
hergestellt  waren.   Das  iiatte  nun  aufgehört  und  fortan  wurde 
für  Schwarzraehle,  also  filr  solche,  die  von  70 Vo  bis  75*/» 
gezogen  waren,  eine  Ausfuhrvergütung  von  3,50  Mk,  geffCB 
die  früheren  5,50  Mk.  rückvergütet.  Die  Unzufriedenheit  der 
süddeutschen  EzportmQller  ist  also  erklftrlich.  Anderseits 
hatten  auch  die  norddeutschen  Oroflmttller  von  der  Tatsache^ 
daB  geringere  Mehle  nunmehr  eine  kleinere,  also  höherwertige 
Mehle  eine  stärkere  AnsfuhrvergUtung  erhielten ,  nur  wenig 
Nutzen.    Ein  Vorteil  wäre  möglich  gewesen,  wenn  die  Ge- 
treidepreise unverändert  geblieben  wären,  aber  der  Preis  des 
Rohstoffes  erhöht  sich  nun  einmal  in  gleichem  Maße  wie  <ii<^ 
dem  Mfiller  f]^ewnhrte  Zollvergütung:.    Ein  wirklicher  Nutzen 
war  also  durch  das  Kej^ulativ  im  an[r''TTif'inpn   ii'whf  2"egeh*^n. 
vielmehr   war    in   anderer  "H<'zirliung   eine   Belilstigun^  ein- 
getreten.   Die  Mühlen   mußten  sich  n.lmlleh  durch   die  Kr- 
schwerunjren ,   welche   die   Differenzierung  in   mehr»*re  Ver- 
gUtungskhiflften  mit  sich  bracliie,  gehemmt  fühlen.    Na*  Ii  li^* 
neuen  Voröchriften  war  es  oft  uuniöglicli,  alleä  gute  Mehl  »ui 
dem  Getreide  zu  ziehen,  weil  ja  die  Vermahlungsprodukte  dis 
Ausbeutebestimmungen  zu  ernlllen  hatten»  weil  also  häufig 
gute  Sorten  den  geringeren  beigemischt  werden  mußten  ^  um 
nur  ja  die  Zahlengrenzen  genau  einzuhalten.  —  Ein  schwerst 
Argument  gegen  das  neue  Regulativ  war  auch  das  folgends: 
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das  AuüUdlI  verlangt  gar  nicht  immer  die  feiiiöteii  \\  eizen- 
mehle,  fUr  die  die  höchste  Rtickvergutung  zutrifft,  sondern 
wttnscht  Tidmehr  «in  mittelgutes  oder  auch  gutee  Mehl  su 
billigem  Preise  8u  erhalten;  „billig*  wird  besonders  betont 
Bei  der  Aiisbeule  von  1 — 75 ^/o  war  das  noch  möglich ,  bei 
einer  solchen  von  l — 70 ^/o  aber  kaum;  also  lieferten  die 
deutschen  Maller  ein  solches  zu  1— 75^/o  und  erhielten  nun- 
mehr nur  die  Zollvergütung  von  3,50  Mk.  —  So  sah  es  also 
für  die  Exportmühien  bezüglich  ihrer  Konkurrenzfähigkeit  mit 
dem  Auslande,  ganz  besonders  mit  Anierika  und  Frankreich, 
wenig  günstig  aus.  Es  ent-tanfl  also  Hon  {großen  Mühlen  die 
Aufgabe,  auf  eine  Erwf  jf r  rmi;::  ihres  Inlaudabsatzes  bedacht 
zu  sein,  und  dieses  I>e  ti  ;ben  zeitigte  natürb'eli  eine  wesent- 
lich verstärkte  Koiikurrenz  auf  dem  Inlandsuiehlmarkt  und 
demzufolgjc  .steiecende  Erbitterung  der  kleinen  gegen  die  großen 
^liililen.  Und  auch  iiu  Verband  dcutsehei  Muller  aus  dessen 
Schoß  dieses  neue  Regulativ  ja  geboren  war,  mehrten  sich  die 
Stimmen  der  Unsufrtedenheit  ^ ;  sie  schwollen  an,  je  mehr  sich 
die  Wirkungen  des  neuen  Regulativs  fühlbar  machten,  je  mehr 
also  der  Export  sich  erschwert  aeigte.  Als  das  Ergebnis  des 
Jahres  1900  zu  Ubersehen  war,  da  zeigte  sich,  daß  die  Aus- 
fuhr von  Weizenmehl  nicht  angenommen  hatte  und  dafi  die- 
jenige von  Roegenmehl  sogar  um  Ve  zurückgegangen  war. 
Ks  war  gana  klar  ersichtlich,  daß  der  Verband  deutscher 
Müller  mit  seinen  früheren  Vorschlugen  nicht  das  Richtige 
getroffen  hatte;  das  neue  Regulativ  war  hmijitsächlich  den 
Wünschen  der  Klein-  und  Mittelmüller  entspretliend  gestaltet 
worden  und  diese  iiatteu  nicht  einmal  ihre  eigenen  Interessen 
richtig  7Ai  erkennen  gewußt.  Natürlich  fehlte  es  seitens  des 
genannten  Verljandes  nicht  an  Versuchen,  ganz  andere  Gründe 
für  den  Mißerfolg  verantwortlich  zu  machen,  so  z.  B.  diu  da- 
maligen guten  Ernten  in  Schweden,  Korwegen  und  Rußland*. 

So  sah  sich  der  Verein  deutBober  HandelsmttUer,  der  im 
Jahre  1898  gegründet  war,  um  besonders  die  Interessen  der 
HandelsmttUerei  su  vertreten,  veranlafit,  den  Bundesrat  in 
einer  Eingabe  um  wesentliche  Änderungen  des  bestehenden 
Mtthlenregulativs  zu  bitten.  Die  Regierung  überwies  den  An- 
trag dem  stltndigen  Ausschuß  des  preußischen  Landesökonomie^ 
kollegiums  zur  Begutachtung;  die  Antwort  war  folgende: 
^Die  F^orderung  des  genannten  Vereins  nach  Wiedereinführung 
dfT  (TTPFizt}  })»'!!,  nach  Einbeziehung  der  nhvr  75 **/o  bezw.  (>r)0  o 
gezogenen  Ausbeute  in  die  Ausfnhrvergutung,  ferner  nach 
Ersatz  der  Typen-  und  Aschen^^ehaltspriifung  durch  den  Nach- 
weis der  Mahlverj^ütungsfreiheit  auä  den  Gebchäftsbüchern  ist 
als  ungerechtfertigt  zurückzuweisen/    Die  beantragte  Bildung 

^  Vgl.  Stenographischer  Bericht  der  Oeneralversammlung  des  Ver- 
bandefl  deutscher  Müller  1000,  S.  11-24. 
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von  zwei  neuen  Verp^ütunfi^Hklas.sen ,  niiiiilic  h  eiiior  Kla»«e  rur 
rhircli^j^emahleoes  Mehl  von  1 — 75 "/o  für  Weizen  und  1— (m" 
für  Koggen  wurde  dagegen  befürwortet  un(i  in  der  Siuuci; 
des  liundesrates  vom  21.  April  19U4  zum  Beschluß  erhoben.— 
Die  abweisende  Erledigung  des  ersten  Teiles  der  Petition  iit 
im  IntereBse  einer  gesunden  Fortentwicklung  der  deutschen 
Handelsmttllerei  lebnafik  su  bedauern;  sie  zeugt  in  dieier 
schroffen  Form  beinahe  von   einer  Animosität  gegen  die 
Handelsmttllerei.   Die  kleineren  Müller  haben  meistens  mehr 
Entgegenkommen  bei  der  Regierung  gefunden,  so  auch  ii: 
dem  Zolltarifgesetz  vom  25.  Desember  ll»02,  das  den  zisfr 
freien  Zollkredit  flir  Getreide  und  Mehl  betseitigte.  Klein 
und  MittelraUller  hatten  die  Forderung  naeh  dieser  Aufhebung 
gestellt,  obwohl  ihnen  ja  ein  direkter  Sehaden  kaum  erwaeh^^n 
war;  das  Motiv  war  h'(h"»rlieh  die  Mißgunst  ir^'^f^n  ihre  grÖÜer'  n 
Genossen,  die  von  der  Benutzung  die.se.s  Kreciits  tatsächlich 
>futzen  gehabt  hatten,  da  er  ihnen  einen  gewiööen,  wenn  aucii 
mäßigen  Teil  des  Betriebskapitals  ensr-tzt  hatte. 

In  der  Änderung  der  Zollbestiniiiiutigcu   trat  nunmehr 
wieder  eine  mehntthrige  Pause  ein,  die  aber  mit  Verhand- 
lungen und  Vorschlttgen  BXr  die  neuen  Handelsyertrftge  ai»- 
gefbllt  wurde.   Eine  Hauptforderung  war  die  Aufhebung  der 
zollfreien  Klefeeinfuhr.   Mit  dieser  Einfuhr  war  in  der  Tat 
weitgehender  Mifibrauch  insofern  getrieben  worden,  als  Kleie^ 
Sorten  in  Mengen  zollfrei  eingeführt  worden  waren,  deren  Ver- 
arbeitung im  Inlande  zwecks  Mehlgewinnung  noch  durchao* 
lohnend  war.    In  der  Folge  ist  dann  die  Agitation  «i^^^' 
Kleieeinfulirznll,  die  keineswegs  neu,  «ondern  sehon  seit  Jahren 
laut  geworden  war,  innner  seliärfor  geworden.  —  Als  ein  -Miß- 
stand ist  es  zu  bezeichnen,  daß  die  floutsche  Müllerwoit  ihaIi 
im  Jahre  1*M)4  bezüglich  dos  Inkrafttrolciis  der  neiien  Haudelli?- 
vertriigc  völlig  im  unkkiren  gelnssrn   wurde.    Der  Umstan'i 
war  um  so  unangenehmer,  als  an  der  Erhöhung  der  Getreide- 
Zölle  und  einer  daraus  resultierenden  Mehlzollerböhung  nicht 
gezweifelt  wurde.  Es  verbreitete  sich  daher  die  Sitte,  Mflhlee- 
erseugnisse  nur  noch  mit  einer  sogenannten  Zollklautel  sv 
verkaufen,  die  der  Verkauftbesttttigung  oder  dem  Schlaft- 
scheine  angehängt  wurde.  Sie  lautete  etwa:  „Obiges  Oe^chürt 
ist  auf  der  Grundlage  des  gegenwärtig  geltenden  Getreide- 
Eingangszotles  von  8,50  Mk.  für  Kut  kg  abgeschlossen. 
dem  Tage  ab,  an  dem  der  erhöhte  Getreide-KingangszoU  von 
voraussichtlieh  5,:m  Mk,  für  100  kg  Koggen  in  Kraft  tritt 
erhöhen  sich  die  Absehlußpreise  bei  Weizenmehl  und  Weizen- 
grieß um  2  Mk.  ffir  100  kg,  bei  Roggenmehl  um  Mk.. 
und  zwar  für  jeden  Posten ,   der  bis  zu  diesem  Tage  ^och 
nicht  zur  Ablieferung  gelangt  ist^ 
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Knde  Januar  1905  veröttentlichte  die  „Norddeutsche  All- 
gemeine Zeitung"  ihre  eröten  Angaben  über  die  neuen  Ilandels- 
vertrHge;  die  Müller  erschraken ,  und  sie  hatten  auch  Grund 
dazu.  Es  zeigte  sich,  daß  gerade  das  deutsche  Mühlengewerbe 
empiindlich  schlechter  gestellt  werden  sollte  als  vorher;  denn 
w&brend  der  Weizenzoü  eine  Erhöhung  von  3»50  Mk.  auf 
5»50  Mk.  erfahren  hatte,  sollte  der  MehlzoU  von  7,30  Mk.  nur 
auf  10,20  Mk.  erhöht  werden.  Das  mufite  bedenklich  er- 
scheinen und  Befürchtungen  heryorrufen.  Denn  es  war  ja 
Dicht  einmal  das  bisherige  Verhältnis  zwischen  Getreide-  und 
Mehlzoll  beibehalten  worden,  nach  welchem  der  Mehlzoll  auf 
11,50  Mk.  zu  normieren  gewesen  wnre;  nunmehr  war  die 
Spannung  um  otwa  15  ^  ü  zu  Ungunsten  der  Müller  verrin<^ert'. 
Man  fiirchtete  zweierlei:  einmal,  daß  sich  die  deuts<'he  Mehl- 
ausfuln-  unter  die8(?n  ungünstigen  Bedingungen  niclit  weiter 
entwickeln,  sundern  sogar  stark  zurückgehen  werde;  zweitens, 
daß  die  Mehleinfuhr  zuniichdt  aus  Osterreich  und  Frankreich 
sich  —  besonders  für  Siiddeutschland  —  noch  erheblich 
steigern,  daß  aber  auch  das  übrige  Ausland,  besonders  Amerika 
lind  Rußland,  statt  des  bisher  eingeführten  Getreides  immer 
mehr  eum  Mehlimport  nach  Deutschland  übcirgehen  werde. 
Dem  Uneingeweihten  mag  es  scheinen,  da6  die  MttUerwelt 
nun  einmal  nicht  su  befriedigen  sei,  weil  sie  Uber  fast  jede 
Zolländerung  bisher  geklagt  habe.  Aber  die  Schuld  li^gt  nier 
wirklich  nicht  an  den  Müllern,  denen  in  der  Tat  immer  be- 
sonders starke  Opfer  zugemutet  wurden,  während  ihre  glück- 
lichere aristokratische  Schwester,  die  deutsche  Landwirtschaft, 
bei  den  mnßgebenden  Faktoren  stets  die  nMchlichste  Hilfe 
fand.  Zur  Rechtfertigung  rler  Tniillerischen  Klagen  und  zur 
Illustration  der  ganzen  Lage  möge  hier  ein  Teil  der  Erklärung 
Platz  finden,  die  der  Gesanitausschuß  des  Handelsvertrags- 
vereins  am  4.  Februar  1905  abgegeben  hat.  Ihr  erster  Satz 
lautet:  „Die  neuen  Handelsverträge  bestätigen  die  üchl in» nisten 
Befürchtungen.  Insbesondere  erhöhen  die  Verträge  mit  Öster- 
reich-Ungarn, Rußland,  der  Schweiz  und  Rumänien  die  Zoll- 
schranken dermaßen,  daß  fttr  die  wichtigsten  Zweige  der 
deutschen  Industrie  die  Ausfuhr  dorthin  schwer  geschädigt 
wird.**  Dieser  Einspruch,  sowie  derjenige  der  BetrofTenen 
haben  nichts  genutzt;  die  Handelsverträge  wurden  am  22.  Febr. 
ll)Or»  vnm  Reichstage  in  dritt«  r  Lesung  angenommen;  als  Zeit- 
punkt de»  Inkrafttretens  wurde  tier  1.  Mära  1901)  gewählt  und 
die  Dauer  der  V^erträge  gleichmäßig  bis  zum  31.  Dezember 
1917  festgesetzt  Die  iMitwicklung  der  deutschen  Zollsclmt/- 
gesetzgebung  liat  l)ier  ihr  vorläufiges  Ende  erreicht;  kaum 
weniger  wichtig  ist  aber  für  das  Krgehon  des  Muhlengewerbes 
die  Verkehrsentwicklung  gewesen,  die  nunmehr  zu  betrachten 
sein  wird. 

<  Vgl.  »Die  Mühle'',  1905,  8.  8»-86,  103-108. 
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II.   Die  Etsenbahntarife« 

An  früherer  Stelle  ist  die  Eröffnung  der  ersten  preudischoi 
Etaenbahn  erwähnt,  und  dabei  ist  auch  Friedrich  List  genannt 
worden.  Was  freÜich  dieser  geniale  Mann  mit  seinem  Buchs 
«Das  deutsche  National transportsystem  in  volks*  und  stsaftt- 

wirtschaftlicher  Beziehung"  erstrebte^  nümlich  die  Schaffung 
eines  einheitlichen  deutschen  Eisenbahnnetaes,  davon  sind  wir 
noch  heute  weit  entfernt.  Es  kann  hier  nicht  Aufgabe  sein, 
die  Entwicklung  der  Eisenbahnen  eingebend  zu  verfolgen;  es 
mag  geniigen  auf  die  Zeit  von  1870  bis  jetst  einen  kursen 
Blick  7.U  werfen. 

Zu  Antang  dieser  l^etrachtungsperiodc  gab  es  in  Deutsch- 
land  im   wesentlichen   drei  verschiedene  Tarifarteu   für  die 
Verfrachtung  von  Gütern,  nämlich  erstens  dan  „ Wertklasöi 
fikationssystem",  das  den  \\'ert  der  TransportgLUer  der  Tari- 
iierung  zugrunde  legte ^  zweitens  das  .uatürliclic  System*",  das 
eine  Tarifierung  nach  der  Quantität  des  Gutes,  nach  der  Art 
der  Wagen  (ob  in  geschlossenen  oder  offenen  Wagen  trans- 
portiert) und  nach  der  Schnelligkeit  der  Beförderung  (ob  Eil- 
oder Frachtgut)  vorsah;  drittens  ein  ans  den  beiden  ersten 
zusammengesetztes,   das    ^^gemischte"    System.    Das  Wert- 
klassiiikationssTStem  gelangte  seitens  des  Tarifverbaudes,  der 
sich  aus  dem  verbände  des  rheinischen  Verkehrsgebietes  und 
den  Verbänden  Berlin,  Dresden  und  Stettin  gebildet  hatte, 
zur  Anwendung;  d<^r  natürliche  Tarif  war  heimisch  in  Bfldpv 
Lothringen  und  dem  linksrheinischen  Hayern,  der  gemischte  Ii:  * 
^.ufilif-ßlieh  galt  im  reelitsrheinisehen  Rayern  und  in  Württem- 
berg.   Die  Frachtkosten  steliten  sieh  also  für  die  verschiedenen 
Müller  je  nach  der  Lage  ihrer  Mühle  ganz  verschieden;  die 
Getreidebezugsbedinguiigen  differierten,  der  Mehlversand  er- 
folgte auf  ungleicher  Grundlage,  und  ein  Konkurrieren  zweckt 
Mdbllieferung  an  weiter  entfernte  Plätie  und  gar  nach  dem 
Ausland  war  den  unffttnsti^  gelegenen  Mfülem  unmöglich  ge- 
macht Dasu  kam,  aafi  bei  Benutsung  der  Eisenbahnen  gans 
beträchtliche  Ermäfiigungen  in  den  Frachtsataen  —  oi^  bii 
zur  Hälfte  des  Kormalsatzes  —  gewährt  wurden ;  von  Einheit- 
lichkeit konnte  also  keine  Bede  sein  und  die  MuUer  emplandsa 
das  tiberaus  bitter.    Die  aabUosen  berechtigten  Klagen  der 
Mililer   und   der  übrigen   Gewerbetreibenden  wurden  zwar 
seitens  der  Behörden  als  berechtigt  anerkannt  ;  aber  die  Durch- 
führung des  Reichseisenbahnprojektes  war  sogar  für  Bi^nla^iv 
undurchführbar  und  ist  es  bis*  lieute  geblieben.    So  strebte  iuäd 
wenigstens  nach  einem   einheitlichen  Gütertaritierungssy.-teTn, 
das  auch  1877  als  „lv<  roriiuarif'  zustande  kam,  de&ben  durch- 
gängige Einiuhrung  seitens  sämtlicher  deutschen  Eiaenbahn- 
vervvaltungcn  aber  erst  1880  erfolgte.    Danach  gab  es  eines 
Tarif  flttr  Stückgut,  zu  welchem  auch  Mehl  und  Getreide  in 
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geringeren  Mengen  zählte;  für  größere  Menpen  wurden  zwei 
Klassen  unterschiedon ,  nämlich  Wagenladuiigbklasse  A  bei 
Mengen  von  mehr  als  5  t  und  Wagenladuugäklasse  B  bei 
Mengen  von  mehr  als  10  t.  Ferner  wurden  drei  Sondertarife 
lUr  geringwertige  Quter  geschaffen;  Getreide  und  Mehl  ge- 
hörte zom  Sondertarif  I,  aofem  es  in  Mengen  von  mehr  als 
10  t  verladen  wurde;  ein  Sondertarif  A2  trat  für  die  Gttter 
der  Sondcrtanfe  I,  II  und  III  in  Geltangi  wenn  eine  Ver^ 
ladung  zwischen  5  und  10  t  getätigt  wurde. 

Bezüglich  der  Höhe  der  Sätze  fUr  die  verschiedenen 
Klassen  wurden  den  Privatbahnen  in  PreuBen  Maxiroalsätze 
vorgeschrieben;  für  die  preußiselven  Stantsltaluien  wurden  feste 
Einheitssätze,  H'^L^'nannte  NormaitriuisjiurtgcbUhren,  festgesetzt, 
zu  deren  Erliöiiun^i:  die  gesetzliche  Uenehraigung  nötig  ist. 
Diese  Normaltraiisportgehüliren ,  die  auch  von  den  übrigen 
deutschen  Staatsbahnen  und  von  zahlreichen  Privatbahnen 
akzeptiert  wurden,  uind,  soweit  sit^  t'iir  den  Mehl-  bezw.  Ge- 
treidetransport in  Betracht  kommen,  folgende: 

Streckensätze  pro  Tonne  und  Kilometer: 

für  die  Wagenladungsklasse  AI  t>,7  Pf. 

den  Spezialtarif  A2  5,0  „ 

n  »  I  4,5  „ 

n  »  II  3,5  „ 

ni        2,6  , 

Dazu  tritt  eine  geringe  ExpeditionscfebUhr ,  die  je  nach 
W'ageniadunjjjsklasse  oder  Spezialtarif  und  je  nach  der  Kilo- 
meterzahl zwischen  <l  und  20  Pf.  pro  100  kg  schwankt. 

Bei  den  Beratungen  über  die  Feststellung  dieser  Tarife 
verständigten  sich  die  Regierungen  auch  Uber  die  Aufrecht- 
erhaltung und  Fortbildung  des  deutschen  Gfltertarifes;  es 
wurde  die  Abhaltung  einer  jährlichen  Generalkonferens  aller 
deutschen  Eisenbahnen  beschlossen  und  sur  Vorbereitung  der 
Beratungen  wurde  die  sogenannte  Tarifkommission  geschaffen, 
die  sich  in  der  Regel  dreimal  jälirlich  versammelt;  dieser 
Kommission  steht  ein  Ausschuß  der  Verkehrsinteressenten  sur 
Seite.  Anläßlich  des  am  1.  Januar  1893  in  Kraft  getretenen 
„Internationalen  Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachten- 
verkolir"  wurdf»  das  Betriehsr^'i^dement  einf-r  Uinarbeitunp: 
unterzogen  und  gleichzeitig  wurden  die  Taritvorschrit'ten  und 
di»'  (  MiterklassiHkation  neu  bearbeitet.  1  )f'r  neue  Tarif  weicht 
aber  von  dem  geschilderten  nur  ganz  unwesentlich,  eigentlich 
nur  in  der  Form  ab;  er  trat  am  1.  April  1804  in  Kraft  Eine 
neue  Ausgabe  ist  dnuu  am  1.  April  1807  erfulgt. 

EJine  wichtige  Änderung,  wenigstens  fUr  die  preußischen 
Staatseisenbahnen,  hat  der  an  Stelle  des  Reformtarift  am 
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1.  September  1891  eingeführte  Staffeltarif  —  wenn  auch  nur  ii.- 
kurze  Zeit  —  gebracht.    Dicöer  Staffel  tan  1  l'ür  die  Betord*; 
rung  von  Getreide  und  Mühlenerzeugnisaen  sah  von  nur  «dcb 
einzigen  Einheitssätze  fUr  alle  Entfern ungen  ab  und  gab  dillkr 
anter  Berücksichtigung  der  Transportstreckenlänge  einen  mit 
dieser  LAnge  fallenden  Einheitsfrachtsats.   Und  zwar  wmde 
ein  Tarif  zur   ausschließlichen  Anwendung   im  Eisenbth* 
direktionsbezirk  Bromberg,  ein  zweiter  aber  für  das  gestmte 
preußische  Staatsbahnnetz  aufgestellt.  Der  erstere  Tarif  begann 
mit  der  Ermäßigung  bei  einer  Strecke ,  die  über  50  km  hin- 
ausging; er  forderte  für  'lie  Beförderung  von  1  t  M«  lil  und 
Getreide,  die  gleichberechtigt  behandelt  sind,  pro  1  km: 
1—  50  km  4,5  Pf. 


51—400  „    8,8  , 

401—450  „    a,7  , 

451—500  ,    :3,()  „ 

501—550  „    3,5  „ 

551—600   3,4  „ 

601—650  ,    3>3  n 

651—800  „    3,2  , 


und  überdies  eine  £xpeditionsgebtthr,  .die  je  nach  der  Kilo 
nieterzahl  auf  0,9  oder  12  Pf.  bemessen  ist.  Gans  ähnlicii  i 
lautete  der  Staffeltarif  für  das  Gesamtneta  der  preußischeu  , 
Bahnen;  nur  sah  dieser  erst  eine  Ermäßigung  der  Frachtsfitzr 
bei  einer  Refttrderungsstrecke  von  mehr  als  200  km  vor,  nm 
auch  diese  stellte  sich  d?inn  um  ein  Weniges  geringer  als  di« 
für  den  Bezirk  ßronilx  ig"  e:<nv!ihrt<*. 

Fragt  man  nach  der  E  itstehun^sursache  der  Staffeltarife 
SU  ist  zunächst  zu  konstatieren,  daß  es  wiederum   nicht  di* 
Müllerei,  sondern  die  deiitsehe  Landwirtschaft  war,  der  zulii-'U 
die  ätaffchörmige  Taritierun^  vorgenomuien  wurde.   Man  wollte 
die  ostelbische  Landwirtscnaflt  begünstigen,    deren  Haupt* 
konkurrent,  das  Ausland  und  besonders  Rußland  und  Amerias. 
8U  billigeren  Preisen  produzieren,  also  auch  den  dentschao 
Markt  mit  billigem  Getreide  versehen  konnte.   Der  hebe 
Schutzzoll  allein  genügte  den  Landwirten  nicht;  sie  verlangtto 
▼ielmehr  niedrigere,  mit  der  Streckenlänge  fallende  Tarifsitie. 
um  nun,  ausgerüstet  mit  allen  denkbaren  Vergünstigungen, 
ihre  ausländischen  Konkurrenten  im  Gebiete  Ton  Süd-  ugd 
Westdeutschland  8ie«rreich  überwinden  zu  kf^nnen.    l'in  die 
Interesöen   der  Müller  bestand   keine  Sorge  bei  den  Land- 
wirten   und    auch   zunlichst    nicht  hei   der   Hci'icrung:  fler 
preul5isrhe  Eisenbahnministcr  nahm  sieh  viehnehr  der  Sa^'h** 
warm  an,  und  so  wurd<Mi  die  Staffelt,Mrifc  dann  Wirklii-hkeit 
Man  hatte  pmz  übersehen,  daß  L  ind\N  irtsehaft  und  Mullerd 
sich  hier  in  ihren  Interessen  keineswegs  deckten,  denn  (ü* 
Getreideproduktion  der  einzelnen  Distrikte  entsprach  doch 
nicht  entfernt  der  Leistungsfähigkeit  der  in  dem  betrelTeiMiso 
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Gebietsteile  vorhandenen  Mühlen,  im  Gegenteil  gab  es  damals 
und  gibt  es  lieute  in  noch  größerem  Umfange  sehr  große 
Mühleu  in  Süddeutschland ,  deren  Verniahlungyquote  die  süd- 
deutsche Getreideproduktion  weit  Uberstieg,  die  also  der  Ge- 
treidezufiihr  benötigen.  Bei  den  billigen  Staffeltarifen  war 
aber  nicht  mehr  eine  Getreidesufahr,  sondern  vielmehr  eine 
Zufuhr  fertigen  ausländischen  Hehles  zu  erwarten ,  also  eine 
gewaltige  Stärkung  fremder  Mehlkonkurrenz.  Daß  das  Argu> 
ment  richtig  war,  sollte  sich  schon  im  Jahre  1892  zeigen^  als 
nämlich  eine  äußerst  günstige  Ernte  in  den  Ostseeprovinzen  und 
der  enorme  Vorteil  der  Staffeltarite  diese  Provinzen  yeranlafit 
hatte,  ihren  Überschuß  einfach  nach  Deutschland  einzufiihren. 
Die  Leidtragenden  waren  besonders  die  süddeutschen  und 
westdeiitscheTi  Mfillor,  denen  ein  Wettbewerb  mit  den  nord- 
und  ostdeutsclien  Berutsgenosaen,  die  durch  den  Statieltarif  so 
.stark  begünstigt  wurden,  tatüUchlich  äußerst  schwer  gemacht 
war.  Man  rechnete  bereits  mit  der  Neugründung  großer 
Mühlen  im  östlichen  Deutschland,  die  dann  nur  die  Vorteile 
des  Staffeltarifs  in  weitgehender  Weise  ausnützend  eine  Ver- 
günstigung genttssen,  wie  sie  an  sich  schon  den  ttUlohen  Mahl- 
lohn übersteigen  mttfite;  die  Frachtvergünstigung  würde  sich 
um  80  hüher  stellen,  als  diese  Mühlen  dann  ja  nur  ihr  fertiges 
Mehl  zum  Versande  brächten»  die  zirka  25  ^/o  betragende  Ab- 
üallmenge  also  gar  nicht  mehr  zu  verfrachten  hätten.  Man 
sah  das  Schreckgespenst  der  Brachlegung  der  süd-  und  west- 
deutschen Mühl(Mi  durch  diese  nstliehen  Konkurrenten  vor  sich, 
besonders  noch  auf  Grund  des  Unistandes,  daß  diesen  Mühlen 
das  prcut^iselie  Getreide  ohne  tf'uere  Transportkosten,  also  zu 
billigem  Preise  zur  Verfügung  stände  und  daß  ihnen  auch 
hieraus  eine  weitere  Waffe  im  Konkurrenzkampf  erwachse. 
Kurz  die  Folgen  der  Staffeltarife  waren  schädlich  für  die 
Süd-  und  Westdeutschen  und  zur  Sorge  der  Gegenwart  gesollte 
sich  die  noch  bangere  um  die  Zukunft.  Es  ist  dahw  ver- 
ständlich, daB  die  Gegenagitation  besonders  laut  und  energisch 
geführt  wurde»  und  daß  sie  auch  die  Regierung  von  der  Un- 
haltbarkeit  des  bestehenden  Zustandes  überzeugen  mufite.  So 
wurden  die  Staffeltarife  mit  dem  1.  August  1894,  also  nach 
etwa  dreijährigem  Bestehen,  abgeschafft,  trotzdem  ihre  rein 
finanzielle  WirkmiL-^  eine  hervorragend  gute  gewesen  war. 
Seitdem  ist  wieder  der  lieformtarif  in  Geltung,  der  nur  un- 
wesentliche Änderungen  erfahren  hat. 

Bei  der  Untersuchung,  wie  dieser  lieformtarif,  der  die 
gleichen  Frachtsätze  für  Getreide  und  fertige  Mühlenfabrikate 
iu  Ansatz  bringt,  auf  die  deutsehe  Müllerei  gewirkt  hat,  ist 
folgendes  zu  sagen:  Für  den  nördlichen  Teil  Deutschlands 
wiikt  der  nicht  differenzierte  Tarif  günstig,  denn  die  nord- 
deutschen Mühlen  vermählen  besonders  das  in  Ostdeutschland 
gewachsene  und  ferner  das  von  Rufiland  oder  Amerika  über 
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die  deutschen  HjifV-nTjlätze  importierte  Getreide.    Infolge  de: 
Mischung   der   einzelnen   Sorten    sind    sjp  iiTistande. 
vorzügliche  Mehle  herzust*  lien ,  mit  denen  aie  nun  konkur 
rierend  auf  den  siidwest-iiiitt^^ldeutbt  lioTi  Markt  treten.  Warf 
eine   Differenzierung  vorhanden,   so   hätten   auch  die  letzt- 
genannten Mühlen  die  leichtere  Möglichkeit,  Getreide  billig 
heranzuschaffen ,  also  stärker  in  der  Wettbewerba^igkeit  n 
werden.   Hat  also  Norddeatschland  an  der  DiffareDsimni^ 
kein  Interesse,  so  ist  dieses  um  so  stärker  vorbaDden  bei  deo 
Mttlleni  in  Sttd-  und  Südwestdeutscbland,  die  seit  30  Jahns 
fUr  die  Differenzierung  agitieren,  da  sie  aus  den  rorgenanntia 
Gründen  dringend  wünschen  mttssen,  fUr  Getreide  nur  einss 
geringeren   Frachtsatz  als    für  fertige  Muhlenfabrikate  tu 
aahlen.    Es  ist  heute  nicht  zu  sagen ,  ob  diese  Wünsche  ia 
der  näheren  Zukunft  ihre  Erfüllung  finden  werden. 

III.   Die  wirtschaftliche  Lage  des  Mühlen- 
gewerbes  in  der  genannten  Periode  (1875 — 1908). 

Das  achte  Jahrzehnt  ist  für  die  deutsche  MühlenindoäCne 
kein  günstiges  gewesen.  Aber  die  unbefriedigenden  Zustände 
waren  nicht  etwa  durch  den  Mangel  an  SchtttBaOllen  hervor 
gerufen,  wie  ja  überhaupt  in  der  Folgeseit  die  Zollentwickloog 
und  auch  der  Frachttarifausbau  nur  Einaelinomente  in  dir 
Beeinflussung  der  Wirtschaftslage  darstellen,  die  zwar  von 
großer  Bedeutung ,  nicht  aber  allein  ausschlaggebend  siod. 
Andere  Momente  laufen  nebenden  genannton;  unter  ihnen  ist 
wohl  das  schwerwiegendste  die  örtliche  Lage  der  Einzelmilhl^t'. 
im  Hinblick  auf  die  Getreide-  und  Kohlenversorgung,  und  hier 
liegt  schüu  ein^^  Erklärung  für  die  häutij^e  Erscheinung,  dnS 
l)ci  einer  schlechten  Oosamtlage  doch  einzehif»,  an  g-iinsti^'f^i^ 
Wasserstraßen  oder  Eisenbahnen  gele^;ene  W  i'rke  gut  rcntiereo 
oder  daß  anderseits  bei  guter  allgemeiner  Lage  viele  ungünstig 
gelegene  Kleinniiihlen  doch  Bchlechte  Krtrügnisso  li<»fern.  Von 
Wichtigkeit  ist  ferner  die  Kornbeschaffenheit  nüch  Ernteroeog«* 
und  Gütegrad,  und  —  als  weiterer  Naturfaktor  —  die  Art  der 
Witterung  besttglich  des  Wasserstandes  im  Sommer  und  d«» 
Eisganges  im  Winter,  also  bezüglich  der  Qleichmftfiigksit  in 
der  Wasserkraft  und  der  Müglichkeit  einer  geordneten  Frscht* 
Schiffahrt  DaB  femer  die  vorgeschrittene  Technik  gutv 
Werke  gegenüber  der  mangelhaften  Beschaffenheit  rückständ^ 
Mühlen  eine  große  Rolle  spielt,  ist  leicht  ersichtlich.  S<>hlie6- 
lich  sei  noch  die  kaufmännische  Fähigkeit  der  Leitung 
Hauptfaktor  erwähnt  nn<]  auf  eine  ofr  b<^h;iuptete Überproduktion 
hingewiesen ,  um  damit  diese  kurze  Zusamm^^nst-  ihinir  (l«r 
wichti^^sten  Heeinflusv^ungsmomente ,  von  deren  ietzlgenaont«« 
noch  zu  sprechen  sein  wird,  zu  schließen. 

Im  achten  Jahrzehnt  also  galten  die  Verhältnisse,  wie  iB 
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den  anderen  (^ewerbeT)  so  auch  in  der  Müllerei,  als  «respannte, 
und  die  häutigen  Klagen,  die  sich  in  der  Ofientliciikeit  und 
besonders  in  dem  Müllertachurgan  erhoben,  waren  wohl  be- 
rechtigt. Ein  liauptübelstand  *  war  die  Erschwerung  des 
Mehlexportes  nach  Holland  und  die  französische,  durch  eine 
Exportbonifikation  anterstUtste  Einfuhr  nach  Deutschland. 
Holland,  früher  ein  gutes  Abeatisgebiet  fUr  deutsche  Mtlhlen* 
fabrikate,  erhob  einen  Zoll  Yon  40  Gte.  auf  100  kg,  und  dieser 
Zoll  beschränkte  die  deutsche  Einfuhr  beträchtlich.  Die 
Anstrengungen  der  Müllerwelt  hatten  aber  endlich  unter  Ver- 
mittlung der  deutschen  Regierung  Erfolg  und  1877  fiel  dieser 
Zoll.  Die  Wirkung  war  die,  daß  sich  der  Export  deutscher 
Mehle  nach  Holland  von  1550000  kg  im  Jahre  1870  auf 
125710<JOkg  im  Jahre  1877  hob.  Nunmehr  war  die  deutsche 
Mlinerei  mit  den  bestehenden  Ansfuhrraö^lichkeiten  im  ;ill- 
gemeineu  zufrieden ;  nur  litt  sie  noch  erheblich  unter  der  er- 
leichterten Einfuhr  ungarischer  Mehle.  Ihre  Besorgnis  stieg, 
als  im  Jahre  1877  verlautete,  daß  die  preußische  Staatsbahn- 
verwaltung erhebliche  Frachtermäßigungen  für  ungarisches 
Mehl  eintreten  lassen  wolle,  sofern  Rieses  au  den  deutschen 
Nordsee-  oder  Ostseehafen  yerfracbtet  wtürde.  Und  awar 
sollten  die  ungarischen  Mehle  von  der  Grenze  an  su  einem 
billigeren  Frachtsatz  transportiert  werden,  als  er  den  heimischen 
Mühlen  zugebilligt  war.  Hierfür  bestanden  zwei  QrUnde:  ein- 
mal wollte  man  die  in  Fiuroe  verschifften ,  für  England  be- 
stimmten Mehlmengen  lieber  über  die  deutschen  Hai'enplätze 
leiten  und  so  diese  heben,  und  zweitens  wünschte  man  den 
deutschen  Bahnen  hierdurch  bedeutende  Frachteinnahmen  zu 
sichern.  Fiir  die  (Unitsclien  Müller  be.stand  dabei  die  Gefahr, 
ihren  Export  nach  Kn^jland  zu  verlieren  bezw.  ihn  nicht  ver- 
größern zu  können,  und  ferner  die  W'ahrscheinliclikcit,  daß  dieses 
ungarische  Mehl  dann  zum  großen  Teil  nicht  nach  Enprland 
gehen ,  sondern  von  den  Seehäfen  in  die  deutschen  Lande 
zurückfluten  werde,  also  eine  starke  Konkurrenz  schaffen 
müßte,  die  um  so  gefilhrlicher  sehten,  weil  man  in  Deutsch- 
land mit  Vorliebe  ungarische  Mehle  verwandte.  Es  gelang» 
die  FrachtermäAigung  für  die  Staatsbahnen  zu  vereiteln ;  doch 
war  man  nicht  imstande,  diese  Maßnahmen  bei  den  privaten 
Eisenbahngesellschaften  sogleich  zu  verhindern;  später  gelang 
es  jedoch,  die  Regierung  zur  Aufhebung  des  früheren  Ministerial- 
reskriptes,  das  die  Privatbahnen  zu  solchen  Ermäßigungen  er- 
mächtigte, fUr  den  1.  Mai  187H  zu  bewegen.  —  Ferner  litt 
das  deutsche  Miihlen;xo^vpr}>e  nnt^^r  dem  französisclien  Kin- 
gangözoU  auf  MühlcTitabrikate  in  Höhe  von  1,20  Frs.  und 
der  gleichzeitiir<^n  Atisfuhrvergütnnf^  von  80  Cts.  pro  100  kg. 
Zwar  soliien  eigentlich  nur  Mühlen  die  Rückvergütung  er- 

'  Vgl.  Holländer,  Die  Lage  der  deutschen  Mühlenindustrie  unter  dem 
EiDBue  der  Handelspolitik  1879—1897,  S.  68  and  „Die  Mable%  1878, 8. 298. 
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halten,  die  ihr  fremdes  Koru  durch  die  Häfen  des  Mitiel- 
ländischen  Meeres  besiehcMi  imd  dann  ihr  Mehl  wieder  durch 
diese  Häfen  ausf^lhren  würden.  Das  letztere  traf  aber  nur 
selten  zu,  die  Ausfuhr  ging  vielmehr  zu  einem  großen  Teil 
über  die  deutschon  Grenzen ;  fine  Verschiffung  der  Export- 
mehle in  den  Mittehueerhäfen  iand  also  nur  in  kleinem  Um- 
fange statt  und  die  Hat'enniühlen  gaben  daher  ihre  Autituhr- 
scheine  billig  an  die  östlichen  Mühlen  ab,  die  nun  ilirerseii> 
eine  AustuLrvergiitung  in  der  oben  genannten  Hiihe  genossen. 
Die  französischen  Mehle  erhöhten  also  das  Angebot  auf  dem 
deatBchen  Markte^  das  ohnedies  gestiegen  war,  da  die  technisch 
fortgeschrittenen  und  kaufmännisch  gut  geleiteten  Inlands- 
mtthlen  ihre  Produktion  ausgedehnt,  die  Spannung  auf  dem 
Markt  also  vennehrt  hatten.  Anderseits  nahmen  bei  dem 
ständigen  Sinken  der  Qetreidepreise  sahireiche  Muller  an 
ihren  Vorräten  und  an  den  im  voraus  getätigten  Ankftufiea 
Schaden. 

Diese  unbefriedigende  Lnge  sollte  sich  mit  der  Einführung 
der  Schutzzölle,  also  vom  Jahre  187U  an.  nnch  orh^lilich  ver 
schlimmem,  und  zwar  lag        Ursache  hiertiir  weniger  in  den 
Zöllen  selbst,  als  ganz   besuiiders  in   dem  vorgefichi'iebenen 
Identitfltsnaciiweis.    Dieser  Nachweis    l^onnte  oft,  besonders 
von  grofk'U  Mühlen,  unmöglich  beigebracht  werden,  denn  zur 
Erlangung  gewisser  Meblsorten  iöt  liie  Mischung  in-  uu«l  huä- 
ländischen  Qetreides  unerläßlich.  Der  heimische  Weizen  nar 
immer  kleberärmer  geworden,  weil  die  deutsche  Landwirt- 
schaft besonders  den  Anbau  der  ertragreichen  englischen 
Sorten  pflegte;  überdies  erbrachten  die  Ernten  im  Anfang  der 
so  er  Jahre  eine  besonders  geringe  Qualität  Die  Vermahloog 
kleberreichen  ausländische^  Weisens  wäre  also  gerade  in  jensn 
Jahren  sehr  am  Platze  gewesen,  doch  wurde  sie  seitens  der 
Exportmüller  unterlassen,  um  dem  Identitätsnachweis  isu  ent 
gehen.   Diese  großen  Müller  legten  natürlich  ihre  Werke  nicht 
still,  sondern  stellten  aus  dem  heimischen  Weizen  Mehle  her. 
die  fUr  die  Ausfuhr  unbrauchbar  waren,  also  im  Iidanrie  Al>- 
satz  suchen  mußten.   Die  Folge  war  <  in(  si  irke  Überprodukti  'ii. 
die  noch  dureh  die  steigende  Mehleintniir  au?j  Ungarn  verstiirkt 
wurde.    Das  aus  dem  klcborarmun  inländischen  Wiii^en  ohoe 
fremde  Beimischung  hergestellte  Fabrikat  konnte  nämlich  nnr 
Durchschnittsansprüche  befriedigen ;  die  deotschen  Feinbicker 
sahen  sich  daher  veranlaBt,  das  teuere,  aber  aus  bestem^ 
kleberreichem  Korn  gewonnene  und  daher  besonders  back- 
(khige  ungarische  Mehl  zur  Mischung  mit  dem  heimischen  su 
bringen  oder  oft  sogar  dieses  ungarische  Fabrikat  allein  sa 
verwenden.  Die  Spannung  auf  dem  deutschen  Mehlmarkt  wurde 
unerträglich;  man  konnte  zuweilen  fertiges  Mehl  sum  einfacheD 
Oetreidepreise  kaufen  :  die  Zahl  der  Konkurse  wuchs  bedenk- 
lich.   Nach  schweren  Anstrengungen  gelang  es  den  Mullerot 
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die  Aut  h 'l>ung  des  Idetititätsnach weises  zAinächst  für  Mehl  am 
23.  Juui  lb82  durchzusetzen.  Der  Erfolg  war  ein  gewaltiger; 
die  deutsche  Mehlausfuhr  stieg  sofort  und  stellte  sich  für  die 
5  Monate  August  bis  Dezember  des  Jahres  1882  auf  67  502  t 
gegen  20116  t^  im  gleichen  Zeitraum  des  Jahres  1881;  die 
ExportBunahme  betrug  also  nicht  weniger  als  47  386  t.  Das 
beaeutete  eine  sofortige  und  starke  Entlastang  des  inlindisehen 
Marktes^  deren  wohltätige  Folgen  nicht  ausgeblieben  sind. 
Aber  der  deutschen  Mtthlenindustrie  waren  tiefe  und  dauernde 
Wunden  geschlagen  worden,  die  durch  die  statistische  Auf- 
nahme vom  Jahre  1882  illustriert  werden. 

FUr  diese  Aufnahme^  ließ  man  die  wenig  zweckmäßige 
Einteilung  in  Groß-  und  Kleinbetriebe  vom  Jahre  1875  fallen 
und  wählte  die  neue  Trennung  nach  Allein-  und  Gehilfen- 
betrit'l)en ;  iLiitcr  ersteren  verstand  man  die  von  einem  Ge- 
schättsieih  r  allein  ohne  Anwenduiif?  einer  Elementarkraft  be- 
triebenen Weri<.e;  unter  Gehilfen  betrieben  aber  solche,  die  von 
mehreren  Personen,  also  vom  Inhaber  gemeinschaftlich  mit 
Mitinhabern  oder  Gehilfen  betrieben  wurden  oder  die  sich 
irgendwelcher  Antriebsmotoren  bedienten.  —  Es  wurden  im 
Deutschen  Reich  58079  Mtthlenbetriebe  nachgewiesen ,  die  in 

52492  Hauptbetriebe  und 
5587  Nebenbetriebe 
zerfielen.  An  Alleinbetrieben  (also  ohne  Motoren)  wurden 
gezählt: 

G?J  nÄÄ  1  1^^^  Allembetriebe. 

An  Gehilfenbetrieben  waren  yorhanden: 

4912  NeÄeSe  1  "^^^^^S  Gehilfenbetriebe. 

Bei  der  Betrachtung  der  beschäftigten  Personen  ergibt 
sich  folgendes: 

In  den  Hauptbetrieben  waren  an  Personal  vorhanden: 
115519  männliche  Personen  oder  etwa  97,l*^o, 
3085  weibliche        ^  »       «      2,6  ^/o, 

118604  Personen  also  susammen. 
Die  Zahl  der  im  Alleinbetriebe  tätigen  Personen  ist 
nattlrlich  die  gleiche,  wie  die  Zahl  der  in  dieser  Klasse  aus- 
gewiesenen Hauptbetriebe,  also  gleich  881;  für  die  Gehilfen- 
betriebe wurde  an  Personal  ausgewiesen: 

44807  Geschftftsleiter, 

2847  Verwaltungsbeamte, 
70569  Hilfspersonen, 

118223  Personen  susammen. 

'  Vgl.  „Die  Mülilc-S  1883,  S.  248. 

2  Vgl.  Statistik  des  Deutschnn  Reiches.  Ibö2,  bd.  U,  IV,  VI,  VU. 
Korschungen  XXIV  4  (114).  —  Luther.  8 
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Die  oben  getiauiiteii  52111  Gehilfeu- Hauptbetriebe  »etteu 
sich  zusammen  aus: 

39  28b  Betrieben  mit  je  1 — 5  GehiÜ'en,  zusammen  87039  Vm, 

1  2«7        „        „    mehr  als  5    ,  „         18513  , 

115o<5         „       ohne  Gehilfen. 

Die  letztgenannten  gehürtMi  nur  deshalb  mit  zur  Zaiil  der 
Gehiltenbetriebe,    weil    die    betreffenden    Mühlen  Antriehs- 
motoren  verwandten.    Bezüglich  der  Betriebe  mit  mehr  4u^ 
5  Personen  ist  zu  bemerken,  daß  in  der  Personenzahl  diir 
Geschäftsleiter  mit  enthalten  sind,  die  mit  1438  ausgewiesen 
wurden;  an  Verwaltungspersonen  waren  483,  an  HilfspersoneD 
13445  gezählt,  und  swar  war  die  Verteilung  folgendeimafien: 
6—  10  Personen  626  Betriebe  =   5055  Personen^ 
11-  50      n       568      „      «  10661 
51—200      ,        31       „  2558 
201—300      «         2       „      =     539  , 

Die  erwähnten  52111  Gehilfen- Hauptbetriebe  waren  iukL 
ihren  Eigentümern  in  5  Arten  unterschieden,  und  swar  besaden': 

£^n2elpersonen  ....  51 000  Betriebe  mit  118007  Penonn 
Mehrere  Gesellschafter  .  1004  ,  „  8300  « 
Wirtschaftliche  Gesell- 
schaften und  Genossen- 
schaften .   .....  78  „  .  1692  , 

Kommunen   20  ,i  „  (iO  , 

Staat  oder  Reich   ...  0  „  „  164 

Nach  den  Antriebsmaschinen  waren  au^ewieaen: 

18565  Windmühlen  mit  33167  Beschäftigt« 

33069  Wassermühlen  ......  79321 

1 815  DampfmUhlcn  (inkl.  Gas-  und 

Heißluftantrieb)     ....    -  13705 

Was  besagt  diese  Statistik  von  1S82,  verglichen  niitjenervoo 
1875?  Die  Gesamtzahl  der  Mühlen  im  Deutschen  Reich  hat  .^i<  ^ 
in  den  7Jahren  um  1829  Betriebe  verringert,  nttmlieh  Ton  5?'.*"^ 
auf  5S079;  eine  Verringerung  der  Hauptbetriebe  um  '^-^^ 
Werke  hat  stattgefunden,  nämlich  von  57  78'»  auf  .'»lM:'-.  ^-^ 
Gesamtperxonal  aller  Mühlen  hat  ebenfalls  abgenommen,  und 
zwar  um  7'.>-'»m  Köjjfe;  1875  waren  nfimlieh  12<>ri«>;{  l'er^onen 
gezählt  worden,  1882  nur  noch  118 öU4.  Und  die»e  aut lallende 
Reduktion  hat  statt«;«  tunden  bei  einer  zunehmenden  Bevölke- 
rung, die  sich  im  Dcuti»chen  Reich  in  jenem  Zeitraum  um  eiw» 
6**/o  vermehrt  hatte.  Die  Erklärung  ist  zum  großen  Teil  be- 
reits gegeben  worden,  denn  die  Hauptnrsache  ist  neben  ^ 


>  Vgl.  auch  Molir,  Die  Entwicklung  des  GroBbetriebes  in  if 
Getreidcmüllerei  Dfuitschlanda,  S.  158. 

*  V^\.  atich  Holländer,  Di«  J/x^e  der  deutHrlifii  Mäbienindsitn'' 
unter  dem  Eiuduß  der  Haudelspuiitik  1879 — 1897,  94. 
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öclilechteii  Lage  im  ganzen  achten  Jahrzehnt  ganz  besonders 
in  der  vernichtenden,  schon  geschilderten  Wirksamkeit  des 
Identitiitsnachvveiscs  gelegen.  Kr  hatte  die  Lahmlegung  des 
Exportes  gezeitigt,  hatte  die  leistungsfähigen  Ausfuhrmühlen 
zum  Absatz  auf  dem  Inlandsmarkt  veranlaßt  und  so  eine 
Krisis  heraufbeschworen,  der  verschiedene  gut  fundierte  Grofi- 
mtthlen  zum  Opf  er  fallen  mußten  und  unter  welcher  besonders 
die  ohnehin  in  schlimmer  Lage  befindlichen  Kleinrntthlen  in 
großer  Zahl  erdrückt  wurden.  Diese  kleineren  Mühlen  waren 
von  vornherein  in  den  jüngsten  Konkurrenzkampf  als  die 
schwächeren  Gegner  eingetreten;  die  Gründe  dafUr,  daß  viele 
von  ihnen  weichen  mußten,  werden  an  späterer  Stelle  noch 
beleuchtet  werden.  Dir  Inhaber  dieser  Werke  haben  sich 
nach  anderen  Be8ch;ifii<:uM^r'n  umsehen  müssen,  haben  sieh 
der  Laiiilwirtschaft,  dem  Schankgewerbe  oder  der  Bäckprei 
zugewandt  oder  haben  wenigstens  eine  dieser  Tätigkeiten  als 
Nebenberuf  ergriffen;  oder  sie  sind  als  Angestellte  in  die 
Handelsmühlen  gezogen  und  haben  hier  eine  Tätigkeit  ge- 
funden, die  ihnen  ein  sorgenloseres  und  gesunderes  Leben  als 
in  ihrer  früheren  eigenen  Mühle  ermöglichte.  Die  Handels- 
mühlen  waren  es  nämlich  in  der  Hauptsache  gewesen,  die  dem 
Sturm  der  letzten  kritischen  Jahre  stand  gehalten,  ja  sich  so- 
gar ganz  beträchtlich  vermehrt  haben.  Diese  Entwicklung 
wird  durch  die  Statistik  bezeugt;  es  waren  nämlich  im  Jahre 
1875  nur  1053  Betriebe  mit  mehr  als  5  Beschäftigten  vor* 
banden  gewesen,  1882  war  diese  Zahl  etwa  auf  1227  ge- 
stiegen .  hatte  sich  also  um  174  Mühlen  erhöbt.  Diese  1053 
bezw*  1227  Betriebe  zerfielen  in: 

1875: 

494  Betriebe  mit  6—10  Beschäftigten 

529      ,         ,  11-50 
SO      „         »    mehr  als  50  „ 

und  1882: 

02<>  «      ()— 10  „ 

5Ö9  „         ,  11-50 

83  „         „    mehr  als  50  , 

Am  stärksten  ist  hiernach  die  Zunahme  der  Betriebe  mit 
11  bis  50  Beschäftigten  gewesen;  diese  Klasse  aber  umfafit 

die  eigentlichen  größeren  Handelsmühlen  der  damaligen  Zeit, 
während  jene  Betriebe  mit  mehr  als  50  Beschäftigten  schon 
als  ausgesprochene  GrofimUhlen  anzusprechen  sind.  In  der 
Zunahme  aieser  letzteren  um  J3  Werke  liegt  ein  Symptom  fUr 
eine  damals  ein^'ptrt'ton'',  wenn  auch  noch  wenif^  ausp:ebreitete 
Vergesellscb«aftung  im  JMiihlenj^euorlyo ;  (>s  ist  schwer,  die  Zahl 
d(^r  Oriindungcn  von  1870  bis  genau  t"e.st?:ustell(MK  doch 

A\  iirden  in  diesem  Zeitraum  allein  7  Aktienge8ellschatVn  ge- 
gründet,  die  noch  heute  bestehen.    Aus  der  Tatsache  dieser 
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Gründungen,  die  ja  in  der  für  die  deuUche  Mullerei  vielleicht 
traurigsten  Zeit  erfolgt  sind,  geht  hervor,  daß  die  Überlegen- 
heit des  Großbetriebes  in  technischer  und  kaufmäunischer 
Hinsicht  damals  offen  erkannt  worden  ist.  Diese  Behauptung 
wird  durch  die  Beobachtung  gesttttst,  dfi6  die  Zahl  der  Daropf- 
mühlen  einschliefilich  der  durch  Gas^  und  Heifiluftmaechinea 
getriebenen  Werke  im  betrachteten  Zeitraum  um  94  gestiegen 
ist)  während  Bich  die  Zahl  der  Windmühlen  um  430,  jene  der 
kleinen  Wassermühlen  sogar  um  625  vermindert  hat.  Die 
Entwicklung  zum  Großbetriebe,  die  gerade  im  Mühlengewerbe 
auf  seifen  der  Kleinmüller  so  viele  und  oft  gänzlich  unver- 
schuldete Opfer  fordern  sollte,  hat  also  in  der  Zeit  von  1875 
bis  1882  oinf>n  f^roßen  Schritt  vorw;irts  ,2;etan. 

Nach  (Irr  Aufhebung  des  Identitätsnaciiwoisos  für  Mehl 
also  von  der  Mitte  des  Jahres  1882  an,  war,  wie  gesne^t,  eine 
bessere  Lage  der  Müllerei  eingetreten  und  auf  die  kritischen 
Jahre  folgte  eine  in  der  Konkurrenz  ruhigere,  in  der  Pro- 
duktion aber  flotte  und  im  Gewinn  befriedigende  Zeit.  Im 
Jahre  1880  war  das  schon  besprochene  einheitliche  Güter- 
tarifierungssystem ,  der  sogenannte  Keformtarif,  seitens  eSint- 
lieber  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  aur  Einftthning  ge- 
bracht und  die  Wirkungen  kamen  ebenfalls  der  deutlichen 
MttUeret  sehr  zu  statten.  Die  Gesundung  drückt  sich  anch  in 
den  Ausfahrziffern  aus;  im  Jahre  1881  hatte  der  deutsche 
Mehlexport  50054  t  betragen,  war  im  Jahre  1882  auf  92844  t 
gestiegen  und  stellte  im  sich  Jahre  1883  auf  136087  t,  um  auf 
dieser  Höhe  unter  nur  geringen  Schwankungen  bis  1880  zu 
bleiben.  Abnorme  Zustände  abr^r.  rlio  freilich  mit  denen  von 
1870  bis  1882  nicht  zu  vergleiciien  sind,  traten  im  Winter 
1884  bis  1885  ein,  als  nämlich  die  Kunde  von  der  bevor- 
stehenden Zollcrhöhung  auftauchte.  Der  Getreidezoll  «»ollte 
von  1  Mk.  auf  8  Mk.  erhöht  werden,  und  diese  Änderunj? 
versprach  eine  wesenünlie  Preissteigerung  für  Weizen  und 
Roggen  nach  sich  zu  ziehen ;  das  gleiche  erhoffte  man  ffelr  die 
Münlenfabrikate.  Die  heimischen  Bücher  und  Hftndler  deckten 
ihren  Bedarf  auf  lange  Zeit  hinaas  und  lagerten  an  ferneren 
Vorräten  ein,  soviel  sie  konnten.  Die  Mtttler  aber  kauften 
nach  Möglichkeit  Getreide  auf  und  legten  sich  hierin  hSafig 
noch  durch  Inanspruchnahme  viel  zu  hoher  Kredite  fest 
Aber  die  Erwartungen  wurden  getftuscht^  denn  die  Spekulation 
war  viel  zu  weit  gegangen;  ein  reichliches  Getreideangebot 
war  vorhanden,  da  die  meisten  Spekulanten  verkaufen  mußten, 
die  Preise  waren  am  Jahre  ssc  hluß  nicht  höher  als  am  Jahres* 
anfang,  nnd  es  hat  mancher  Mdll»  r  wesentliche  Vi-rlu-te  er- 
fahren. Auch  hinsichtlich  ihrer  r<*gulären  Einnahmen.  aUo  des 
Mahllohnes,  war  die  Müllerei,  wie  an  anderer  Stelle  erwähnt, 
ungünstiger  gestellt;  immerhin  gewinnt  man  aber  au;?  jrner 
Zeit  den  Eindruck,  daii  trotz  mancher  berechtigten  Klagen  der 
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ÖeschiitUgaiig  ein  befriedigender  war.  Die  Getreidepreibe 
waren  keinen  g^roßen  Schwan kuiiL''en  unterworfen,  und  dieser 
Zustand  hielt  auch  nach  EintUin  ung  des  Hochschutzzolles  im 
Jahre  18^7  zunächst  an,  bis  dann  ün  Hinblick  auf  eine  minder 
£;ute  Ernte  ein  Steigen  eintrat.  Diejenigen  Müller,  die  größere 
Vorräte  eingedeckt  batten,  machten  atio  damals  sunfichat  ein 
Sottdergeachäft.  Aber  der  hohe  Zoll  war  dem  Mtthlengewerbe 
im  allgemeinen  sehr  ungünstig,  und  überaus  schädlich  wirkte 
rlcr  Mangel  eines  Zolles  auf  die  ausländische  Kleieeinfuhr« 
Kleie  durfte  zollfrei  eingeführt  werden,  und  aus  diesem  Um- 
stand hatte  sich  ein  schwerer  Mißstand  entwickelt,  der  darin 
bestand,  daß  man  im  Auslande,  besonders  in  Rußland,  nur 
gute  Vordermehle  aus  dem  Getreide  zog,  die  Nachmehle  also 
ruhig  in  d(;r  Kleie  beließ  und  sie  nun  nach  Deutschland  sandte. 
Eigentlich  hätte  ja  an  der  Grenze  die  zollamtliche  Denaturie- 
rung erfolgen  müssen;  diese  wurde  merkwürdigerweise  fast 
nie  vorgenommen,  die  Kleie  ging  also  in  ihrem  gewöhnlichen 
Zustande  zwecks  weiterer  V  erwertung  in  Deutschland  ein.  In- 
folge der  enorm  gesteigerten  Einfuhr  trat  ein  Preissturz  der 
heimischen  Kleie  von  etwa  50®/o  ein,  der  fUr  die  deutschen 
Müller,  besonders  fkir  die  kleineren,  schwer  schädigend  wirken 
mufite.  In  diesen  Jahren,  also  etwa  yon  1885  bis  1890, 
wurde  die  Agitation  für  die  Einführung  eines  EleiesoUes  da- 
her ganz  besonders  laut  und  eindringlich  geführt,  ohne  jedoch 
ihren  Zweck  zu  erreichen.  Die  hohen  Getreide-  und  Mehl- 
zölle sind  der  Mehlausfuhr  nicht  günstig  gewesen,  denn  der 
Export  war  1800  auf  ll()204t  gesunken  und  hatte  sich  1891 
auf  10418»)  t  verringert. 

Im  Jahren  1S')2  trat  aber  die  Ermäßigung  d^v  Zollsätze  ?n 
Verbindung  mit  den  Handt^lsvertHigen  ein  und  die  Festlegung 
auf  eine  Heihe  von  Jahren  hat  dann  zweifellos  sehr  wohltuend 
auf  die  Mullerei  eingewirkt.  Zuiuichst  aber  standen  ihr  be- 
wegte Zeiten  bevor,  denn  die  Getreidepreise  sollten  in  den 
nächsten  Jahren  starke  Schwankungen  erleben,  bei  denen 
Verluste  für  die  Müllerei  unvermeidlich  waren.  Ferner  wurde 
lebhaft  über  die  beibehaltene  geringe  Spannung  zwischen  den 
Getreide-  und  MehlsöUen  geklagt,  die  mit  2,09  :  1  den  Müllem 
eine  su  geringe  Bewegungsfreiheit  lasse,  besonders  gegenüber 
den  französischen  Konkurrenten,  die  von  ihrer  Regierung  so- 
gar Ausfuhrprämien  erhielten.  Immerhin  war  es  den  deutschen 
Müllern  möglich,  den  Export  wieder  langsam  su  steigern;  er 
hob  sich  gleich  nach  Herabsetzung  der  Zölle  un\  ein  Geringes, 
stellte  sich  nämlich  im  Jahre  l8i)2  auf  10,M«H)  t;  stieg  1803 
auf  14<Wnr>  t  und  1»94  auf  188878  t^;  hiermit  war  der 
hr)chste  Stand  erreicht;  für  18i>5  betrug  er  noch  1ÜG730  t, 
um  dann  wieder  allmählich  zu  sinken. 

'  Vgl.  auch  Wernicke,  Die  Mülileumduütiie,  S.  39. 
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Über  das  Ki  l,^«  hon  der  Müllerei  in  den  Jahren  1882 — 
t^ibt  die  Berufsstatistik  des  Jahres  1895  zahlenmäßipren  Auf- 
schluß. Danach  gab  es  im  Deutschen  Reiche  52  3bl'  Getreide- 
mühlen, die  sich  aus  44  101  Hauptbetrieben  und  8288  Neben- 
betrieben zusammensetzten.  In  den  Mühlen  waren  105  687 
mttiinliche  und  4580  weibliche«  zasammen  also  110267  Personen 
beschilftigt,  von  denen  103716  Personen  die  MtÜlOTei  im 
Hauptberuf  betrieben.  Vergleicht  man  diese  Ziffern  mit  jenen 
▼on  1882  und  1875,  so  ergibt  sich  folgendes: 


Jahr 

Getreide- 
mühlen 

Abnahme 
ia  Prozent 

Haupt- 
betrieb 

Abnahme 
in  Prozent 

1^75 

1882 
1805 

59906 

58  079 
ö2dS9 

100/0/  ^^'^  ^ 

57  780 

r>2492 
44101 

Jahr 

Beschäftigte 

Abnahme  in  i'roseut 

1875 
1882 
1895 

126588 

118604 
110267 

13% 

Die  Zalil  der  Getreitleiiiühlen  ist  also  weiter  stark  ge- 
sunken; sie  hat  von  1875  bis  1S82  um  1829,  von  1B82  bi* 
1895  aber  um  5()1H)  Betriebe  abgenommen ,  die  Abnahme  der 
Hauptbetriebe  beläult  sich  für  die  gleichen  Zeiträume  auf 
5288  bezw.  auf  8891.  Die  Zahl  der  Beschäftigten  ist  gleich- 
falls bedeutend  gesunken ,  nämlich  um  7959  bezw.  um  8337 
Personen.  Und  zwar  geht  diese  Ähnahme  lediglich  auf  Kosten 
der  Kleinbetriebe,  denn  jene  Werke^  die  G  und  mehr  Personen 
beachiiftigi  n,  haben  sich  ganz  wesentlich  ▼ermehrt  Die  ent- 
sprechenden Ziffern  sind  folgende: 


Zahl  der  Hc- 

Hchi'it'tif^tcii 

Hauptbetriebe 

SSshI  der 
BMcfcSfti^en 

Zuuaiime  in  den 

6—  10 

626 

1257 

5055 

9184 

631 

412» 

11—  50 

568 

840 

10661 

16209 

27« 

um 

51—200 

81 

62 

2  558 

4881 

31 

201—500 

2 

4 

589 

1188 

« 

'im 

1227 

2163 

18  813 

3U412 

936 

125599 

Die  Mühlen  mit  <>  und  mehr  Personen  haben  danach  um 
936  Betriebe  zugenommen  und  ihre  Arbeiterzahl  um  12599 

Personen  vermehrt.  Und  zwar  haben  di(^  Betriebe  mit  f»  bi*? 
1<)  Personen  dif^  stnr]:ste  Zunahme  autzuweisen,  die  von  4**4 
im  Jahn;  1875  auf  ü2«l  im  .Inlire  1^82  und  auf  r2.'»7  im  Jalire 
1895  gestiegen  sind,    üieichialls  zeigen  die  ausgesprochenen 
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Großbetriebe  eine  besondere  Steigerung,  nftmltch  von  30  auf 

und  dann  auf  (iO  Betriebe.  Also  ein  starkes  Ausbreiten 
der  Mittel-  und  Großbetriebe,  ein  außerordentlich  starkes  Ab- 
nehmen der  Kleinmühlen  und  als  Begleiterscheinung  die  Tat- 
sache, daß  wieder  eine  besonders  hohe  Zahl  von  Kleinmüllem 
in  den  Nebenberufen  Ersatz  suchen  muß ;  die  Zahl  der  Neben- 
betriebe stellt  sieh  auf  2128  im  Jahre  1875,  auf  5587  im  Jahre 
18ö2  und  sogar  aul'  S288  im  Erhebungsjalir. 

Wie  ist  dieser  bisher  beisuiellose  Rückgang  des  Klein- 


dieser  Frage  sind  in  der  Hauptsache  4  Arten  von  Grflnden 
za  nennen,  n&mlich: 

L  Schiechte  Örtliche  Lage  bezüglich: 

a)  Windkraft,  Wasserkraft, 

b)  mangelnden  Nachrichtendienstes,  Qetreide-  und  Mehl- 
marktentfernung, Kapitalmangels,  Qetreidemangels. 

II.  Mangel  persönlicher  Fähigkeiten: 

a)  kaufmännische, 

b)  technische  Unbildung. 

III.  Mangelnde  technische  Vollkommenheit;  schlechte  Mehl- 

(jualititilt. 

IV.  Bestehen  von  Mühlennebenbetrieben. 

Bezüglich  des  ersten  Grundes  ist  das  Hauptsächliche 
schon  an  früherer  Stelle  gesagt  worden ;  hinsichdich  der  Nach- 
teile, die  aus  der  Unregelmädigkeit  der  Wind-  und  kleinen 
Wasserkrftfte  entstehen,  ist  kaum  etwas  hinznaufugen.  Zu 
diesen  Hemmungen  tritt  beim  KleinmttUer  die  häufige  Ab- 
geschlossenheit von  der  übrigen  Welt  hinzu.  Besonders  schlecht 
ist  er  hinsichtlich  des  Nachrichtendienstes  gestellt;  er  hält 
kaum  die  Zeitung  der  nächsten  kleinen  Stadt,  in  der  überdies 
beattglich  der  Getreidepreisschwankungen  wenig  zu  finden  ist, 
und  er  liest  auch  in  der  Regel  keine  Fachzeitschrift,  die  ihn 
auf  dem  Laufenden  hielte.  Anderseits  kann  er  nicht  zu  den 
Börsentagen  in  die  Stadt  fahren,  wie  seine  glücklicheren 
Kollegen,  deren  Mühion  in  der  N.ähe  größerer  Orte  oder  gar 
in  den  Städten  selbst  liegen.  Schon  der  Uberblick  über  den 
Markt  seines  Bezirkes  ist  ihm  oft  unmöglich,  von  einem  Uber- 
sehen des  Oesamtmarktes,  wohlgemerkt  eines  Weltmarktes, 
kann  also  keine  Rede  sein,  und  so  ist  ihm  die  wichtige,  oft 
allein  ausschlaggebende  Auanutaung  von  Konjunkturen  völlig 
▼erschlossen.  Aber  selbst  in  Fällen,  wo  letztere  Möglichkeit 
gegeben  wäre,  liegen  doch  meistens  die  Verkehrsyerhältnisse 
so  im  argen,  dafi  die  Kosten  für  den  Oetreidetransport  zur 
Mühle  und  den  Mehltransport  zum  Abnehmer  oder  zum  Markt 
eine  Höhe  erreichen,  die  der  bescheidene  Mahllohn  nicht  zu- 
läßt. Ein  wesentlicher  Hinderungsgrund  in  der  Getreide- 
beschaffung ist  sodann  der  Kapitalmangel  des  kleinen  Müllers. 
Hat  er  schon  durch  den  Ankauf  in  nur  kleinen  Posten  sein 
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Kom  höher  zu  besahlen,  so  mufi  er  mm  noch  bei  dieten 
KAufen  hohe  Kredite  in  Anspruch  nehmen,  sich  also  hi«rför 
nodi  (  inen  besonderen  Preisauftchlag  befallen  lassen ^  so  dafl 
sein  Mahllohn  sich  wiederum  ganz  erheolich  ▼erringert  Ander- 
seits sieht  er  sich  gezwungen,  seinerseits  seinen  Abnehmen 
außerordentlich  langfristige  Kredite  einzuräumen ,  denn  sonst 
würde  er  sein  geringwertif^^f^s  Mehl  überhaupt  nicht  los  werden. 
Geht  sein  Geschäft  aber  zeitweise  p:ut,  so  muß  er  vielleicht 
baki  wegen  WeizenmangeU  still  halten,  da  ihm  die  Beschaffung 
des  nötigen  Getreides  mangels  iruhzeitiger  Voi  .s  »r^e  und  auf 
Grund  der  oben  geschilderten  Umstände  oitmals  unmöjrlich  ist 

Des   ferneren  ist  es  nur  natürlich ,  daß  kauhiiänniscbe 
Fähigkeiten  beim  KleinmUUer  eigentlich  niemals  zu  ünden 
sind.   Er  hat  nur  mangelhafte  Schulbildung,  kann  oft  nicht 
orthographisch  schreiben  und  ist  eigentlich  niemak  imstande, 
seine  Unkosten  richtig  zu  kalkulieren  und  danach  den  Mahl- 
lohn zu  bemessen  oder  auch  eine  r^lrechte  Buchführong  und 
Bilanzierung  einzuhalten.    Er  verbraucht,  was  er  verdient, 
ohne  daran  zu  denken ,  dafi  seine  Maschinen  sich  abnataan 
und  demnächst  zu  erneuem  sind    In  der  Versicherang  der 
Baulichkeiten,  Maschinen  und  Vorräte  ist  er  wenig  fähig,  und 
80  ist  ein  Mühlen brand  in  der  Regel  das  größte  Unglück  für 
ihn;  er  verliert  dann  meistens  alles.  —  Ahnlich  steht  es  mit 
den  technischen  Fähigkeiten,  es  fehlt  der  hier  so  nötijtr^'  Weit- 
blick und  die  schnelle  EntKohlußftlhigkeit;  man  mahlt  weiter, 
wie  seit  der  Väter  Tagen  und  höchstens  sieht  man  in  d leben 
Mühlen  einmal  einen  alten,  von  einer  modernen  Muiile  ab- 
gelegten Walzenstuhl  arbeiten. 

Hiermit  ist  aber  schon  die  eigentlicbe  Mühlratochnik  ge- 
streift,  die  trotz  mancher  GegeuTersicherungen  auf  tiefster 
Stufe  steht  Es  wird  zwar  oft  behauptet,  dafi  die  besten 
Mttllereimaschinen  schon  in  den  kleinsten  Mfihlen  angebracht 
werden  können.  Aber  diese  Behauptung  basiert  auf  graner 
Theorie;  tatsüchlich  kann  sich  kein  KleinmüUer  die  Anschaffung 
aller  modernen  8pezialmaschinen  leisten.  Bestenfalls  besitzt 
er  einen  Walzenstuhl,  auf  dem  er  nun  alle  jene  früher  be- 
sprochenen Malil])ro7ossf>  loistet,  für  deroTi  jeden  in  modernen 
Betrieben  ein  eigener  iStuhi  tätig  ist.  Plnnsichter  kann  er 
nicht  aufstellen ,  -iie  Sicliterei  wie  nueh  beson<lers  die  V'>r- 
reinigunir  lie;;t  völlig  im  argen.  8o  kann  also  die  Herstellung 
feiner  Mehle  nicht  bewirkt  werden;  die  Anzahl  ist  vielmehr 
auf  wenige  Sorten  heschrUnkt,  die  überdies  an  Farbe  und 
Gütegrad  meistens  viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  Der  Bauer 
aber  hat  einen  „feinen  Magen**  bekommen;  auch  er  will  heute 
gutes  Weizenbrot  essen  und  begnügt  sich  im  allgemeinen  nicht 
mehr  mit  dem  Mehl  des  Kleinmttllers,  das  also  in  der  Haupt- 
sache nur  noch  zum  Untermischen  von  den  Bäckern  gekauft 
wird.   Nicht  zum  wenigsten  beeinflussen  auch  die  schlechten. 
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meist  nicht  trockenen  und  ungelufteten  Lagerräume  die  Mehl- 
qualität. 

ScblieftUch  Ut  noch  ein  Hauptgrund  für  den  Niedergang 
zu  erwAhnen,  n&mlich  auch  dae  starke  Anwachsen  der  Mühlen- 
nebenbetriebe,  in  großer  Zahl  errichtet  von  Grofigrnndbesitsem 

und  Genossenschaften,  die  nun  ihr  Kornquantum  selbst  ver- 
mählten, dem  Kundenmttller  also  einen  großen  Teil  seines 
frilheren  Mahlquantums  entaogen.  Die  Zahl  der  Mühlenn eben- 
betriebe hat  sich  von  2128  im  Jahre  1875  um  6160  auf  8288 
im  Jahre  1895  vermehrt,  und  in  dieser  Zahl  stellen  (We  <]^e- 
iinnnten  Nobenmühlen  sicher  emen  gewissen,  wenn  auch 
statistiscli  nicht  erfaßbaren  Anteil  dar.  —  Noch  ander«^  OrUnde 
werden  tur  die  Abnahme  der  Kleinbetriebe  angefidirt,  von 
denen  einige  wenigstens  erwalmt  seien.  So  soll  es  huufii;  vor- 
gekommen sein,  daß  bei  Neuankaufen  Preise  gezahlt  wurden, 
die  eine  Verziuöung  von  vornherein  ausschließen  mußten. 
Eine  £nquete  der  württembergischen  Regierung  spricht  von 
Geschilftsunflihigkeit  und  Unsolidität  der  Kleinmttller,  die  häufig 
durch  Erbschafty  also  ohne  Lust  und  Liebe  au  ihrem  Berufe 
gekommen  seien.  Die  behauptete  Unsolidität  ist  aber  als  be- 
sonders hervorstechende  Eigenschaft  der  Mttller  kaum  nach- 
auweisen;  sie  wird  kaum  häufiger  gewesen  sein,  als  auch  in 
anderen  Berufen!  Immerhin  haben  die  KleinmflUer  heute  noch 
eine  große  Bedeutung,  und  diese  werden  sie  noch  auf  lange 
Zeit  hinaus  behalten.  Die  Gründe  für  diese  Tatsache  werden 
später  bei  der  Besprechung  der  Produktionsverteilung  be- 
leuchtet werden. 

War  also  aus  der  Statistik  des  Jahres  1895  ein  Unter- 
gang so  zahlrnielior  Kleinmühlen  zu  konstatieren,  so  ist  damit 
nicht  gesagt,  daß  nicht  auch  viele  dieser  kleinen  Werke,  die 
vielleicht  günstiger  gelegen  waren  und  sich  einer  guten  Leistung 
erfreuten,  entwicklusgsföhig  gewesen  wären.  Denn  die  Klasse 
mit  6 — 10  Beschäftigten  ist  um  631  Mtthlen  gestiegen,  und  es 
kann  sich  hier  in  der  Hauptsache  kaum  um  Neuerrichtungen, 
sondern  eben  nur  um  Erweiterungen  früher  kleinerer  Betriebe 

Sehandelt  haben.  Aber  auch  die  größeren  Mittelbetriebe,  zu 
enen  jene  mit  11 — 50  Personen  zu  zählen  sind,  haben  sich 
auBgedchnt,  denn  in  dieser  Klasse  der  Mittelmtthlen  hat  sich 
die  Zahl  um  272  vermehrt;  unter  Hinzurechnung  der  Ver- 
mehrung der  gcnfinnte?!  kleineren  Mittehnühlen  mit  081  be- 
trägt ihr  (lesamtzu wachs  die  hoho  Ziffer  von  903  ^^>rken. 
Diese  Ausbreitung]:  ist  aus  dem  oben  angeführten  Gninde  der 
Expansion  bestehender  Mühlen  interessant.  Der  Vennelirung 
der  Mittelmühlen  um  zusammen  \HyS  steht  nur  eine  Zunahme 
der  Großniühlen  um  gegenüber.  Stellt  man  diese  beiden 
Zahlen  nebeneinander,  so  ergibt  sich,  daß  gerade  die  Mittel- 
mühlen im  Gegensatz  zu  den  Kleinbetrieben  nicht  nur  eine 
natürliche,  sondern  sogar  eine  änderst  gute  Entwicklung  zu 
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▼erzeicimen  gehabt  haben.  Parallel  mit  der  betrachteten  zahlen- 
mäfiigen  Zunahme  dieser  Mittel-  wie  aach  der  Orofibetriebe 
ist  die  Steigerung  der  fiinselieistuDgsf^higkeit  dieser  Weike 
gegangen ;  diese  Tatsache  geht  aus  der  Zahl  der  Mtthlen  im 
VerhiUtnis  zur  Bevölkening  hervor;  es  kamen  nämlich 

1875   U    Mfihlenhetriebe  auf  je  10000  Einwohner 
1882   11,2  .  ,    »  10000  , 

1895   10  „  ,    ,  10000 

Und  schließlich  bekundet  die  Statistik  noch  die  interessante 
Tatsache,  da6  die  Orofibetriebe  ihre  Mtthlen  mehr  und  mehr  auto- 
matisch eingerichtet  hatten,  also  weniger  Leute  bei  erhöhtem 
Mehlquantum  zu  beschäftigen  brauchten;  die  Großmühlen  mit 
mehr  als  50  Beschäftigten  hatten  1H82  noch  ein  Personal  TOn 
durchschnittlich  93,8  Personen,  1895  aber  nur  mehr  ein  solche» 
von  f>I  Personen.  Also  hatte  «^'■egenüher  dem  Festhalten  ain 
Alten  seitens  der  Kleinen  die  Technik  gerade  in  den  ^rroßen 
Werken   ihren  Boden  fortf^chrittlieher  Entwicklung  getiinden. 

Nunmehr  ist  noch  die  weitere  Lage  der  Müllerei  von  189-') 
bis  1908  zu  besprechen,  doch  ist  hier  nur  wenig  zu  sagen,  da 
diese  Periode  weit  ruliiger  verlaufen  ist  als  die  iVüiieren.  Die 
Zölle  waren  für  viele  Jahre  hinaus  festgelegt;  die  Müller 
richteten  sich  in  ihrer  Kalkulation  nach  ihnen  und  suchten 
nur  die  verschiedenen  empfindlichen  Mifistftnde,  die  mit  der 
Handhabung  des  Zollayatems  verbunden  waren,  eu  mildem. 
So  ist  die  genannte  Zeit  in  der  Hauptsache  mit  Bemtthanrai 
nach  dieser  Richtung  hin  ausgefüllt;  ihre  Gründe  und  Er* 
folge  wurden  in  dem  Abschnitt  über  die  deutsche  SchutsioU' 
entwicklung  eingehend  behandelt,  es  kann  also  auf  die  dortigen 
Angaben  verwiesen  werden.  Da  diese  Bemühungen  der  Ausfuhr- 
vermehrung aber  seinerzeit  dem  Mühlengewerbe  den  »Stempel 
aufgedrückt  haben,  sn  erscheint  es  am  Platze,  Deutschland*^ 
damaliges  Interesse  an  der  Mehlausfuhr  näher  zu  beleiuhten. 
Der  deutsche  Mehlcxport  richtet  sich  in  erster  Linie  nach  den 
skandinavischen  LHndern,  nach  Norwegen,  Finnland,  Düne 
mark.  Schweden,  nach  der  Schweiz,  den  Niederkm  n,  Kuglaud 
und  Amerika  und  neuerdings  sogar  vereinzelt  iiacli  Spanien 
und  Marokko.  Es  seien  hier  nicht  nur  die  Jahre  189G,  1898 
1900  betrachtet y  sondern  auch  noch  1892  und  1894  sum  Ver- 

fleich  herangezogen.   Die  Mehlausfuhr  aus  dem  deutschen 
Zollgebiet  betrug  (in  100  kg)  nach  den  betreffenden  Be- 
stimmungsländern : 

(Siebe  die  Tabelle  auf  8.  128.) 

Aus  (lieber  Autstellung*  erhellt  zunächst  der  gewaltige 
Aufschwung  zwischen  den  Jahren  1892  und  1894;  der  Identi- 
tätsnachweis für  Mehl  war  gefallen  und  hieraus  rebultiert  die 

•  Vgl.  Wemicke,  Die  Mühlenindastrie,  Tabelle  III. 
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Steigerung  um  etwa  80  ^/o ;  dann  aber  macht  sich  wieder  ein 
allmähliches  Abnehmen  bemerkbar  und  für  dae  Jahr  1900  ist 
die  Ausfahrsiffer  wieder  auf  130 138  t  gesunken.  Die  Orttnde 
für  diese  Erscheinung  liegen  einerseits  in  dem  Umstandci  daß 
die  deutsche  Zollgeseti^bung  in  ihren  Ausfülhrungsbesttm- 
mungen  immer  noch  für  den  Export  hindernd  wirkte,  dad 
anclcrspits  a])er  dui  MuhlenindustHen  fremder  Staaten  in  der 
Zeit  des  Darniederliegens  der  deutbclion  Müllerei  die  von 
Deutschland  aufgegebene  Kundschaft  übernommen  und  in 
dieser  allmählich  immer  festeren  Fuß  prefnßt  hatten.  Besonders 
schwach  hat  .sich  der  Kxpnrt  nach  I'rankroich  gestaltet,  das 
ja  durcli  sfMne  Exportprämien  die  Ausfuhr  fseinerseitö  zu 
»teigern,  eine  Einfuhr  also  möglichst  zu  unterdrücken  strebt. 


BestimmungslaDd 

1892 

1894 

1896 

1898 

1900 

Norwceen  .... 

358  855 

467  866 

473557 

265  777 

533  038 

Niederlande    .    .  . 

150  M4 

;n<;298 

290  281 

281843 

216  418 

Finnland    .  *   .  . 

135309 

365  638 

234  828 

220680 

195  240 

Rußland  

38149 

Dänemark  .... 

81207 

152  464 

184  885 

164  320 

132566 

Schweden  .... 

203  758 

114  653 

36  913 

84412 

Schwei«  

24410 

.^4  444 

76  704 

80  634 

35  866 

Freihafen  Hamburg 

33  757 

20  944 

23  906 

24805 

28  703 

GroBbritannien  .  . 

54113 

89  844 

101 612 

54  426 

23  554 

Verein.  Staaten  von 

Amerika  .... 

594 

92 

6  49r, 

5  479 

Frankreich  .... 

355 

606 

793 

149  046 

Osterreich'Ungam  . 

170 

405 

6030 

13750 

2410 

1198 

1093 

Summa 

1  051  905 

1883  785 

1  499  668 

1  374  467 

1  301  388 

Stellt  man  nun  mit  dem  deutschen  Mehlexport  denjenigen 
des  Auslandes  in  Vergleich,  so  ergibt  sich  fUr  das  Jahr  1900 
folgendes  * :  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  stehen  an 
erster  Stelle  mit  einer  Mehlausfiihr  von  etwa  I.jOodikm)  Doppel- 
zentnern; sie  vereiTiigen  also  auf  si«'li  etwa  "/i  dos  ^^'elt^1ehl- 
exportes,  der  aiiii;iliprnd  2"(HHM)iif>  Doppelzentner  beträgt. 
Diese  gewalligf  Au->luhrziHe]  (]iirite  noch  stark  wachsen,  da 
man  den  Mehh'xport  mit  allen  Mitteln,  besonders  dureh  billige 
Frachten,  iniiiirr  mehr  zu  steigern  sucht.  —  Deutsclihmd  folgt 
an  zweiter  Stelle  mit  etwa  120i)000  Doppelzentnern,  ist  aber 
in  dieser  Stellung  schon  an  der  Jahrhundertwende  stark  von 
Rußland  bedroht,  das  seine  Ausfahr  durch  Tariferleichterungen 
weitgehendster  Art  und  durch  andere  Mittel  zu  erweitern, 
insbesondere  aber  die  Meblversorgung  Finnlands  immer  mehr 
den  deutschen  Exporteuren  su  entreißen  trachtet.  Die  unaus- 

•  Vgl.  Weriiicke,  Die  Mübtenindustrie,  8.  14—17. 
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gesetzten  ernsten  Bemühunp:en  der  deutschen  Ausfuhrmühleo. 
ihre  Stellung  zu  behaupten  und  noch  zu  erweitern,  finden  aW» 
in  den  geschilderten  Tatsachen  ihre  vollste  Berechtigung. 
DaDach  kam  dann  Österreich- Ungarn,  das  früher  etnen  stiurkca 
Mehlexport  aafmes,  1896  beispielsweise  noch  etwa  IdOO«»" 
Doppelzentner  ausführte.  Seit  1896  hat  es  aber  eine  Zoll- 
polttik  betrieben )  die  der  Mehlausfuhr  verderblich  weideo 
muBte,  und  damit  hat  es  die  letztere  auf  rund  500000  Dop|>al' 
Zentner  im  Jahre  li>00  herabgedrUckt  —  Es  folgt  A  rgentmien 
mit  gleichfalls  rund  500000  Doppelzentnern;  eine  Steigemof 
in  der  Zukunft  ist  sehr  wahrscheinlich,  da  der  Mehlexport 
regierungsseitig  neuerdings  mit  allen  Mitteln  gehoben  werden 
soll.  Danach  i.st  Frankroirh  zu  nnnnen  .  das  für  die  Hebung 
seiner  Mchlaustuhr ,  beäunders  ieiuer  (irieäe,  erleichternde 
Bestimmungen  oin geführt  hat 

Fragt  mau  sicii,  welche  Gründe  für  eine  günstige  ZukunftÄ- 
aussicht  für  den  deutschen  Mchloxport  sprechen,  so  ist  zunUciist 
die  hervorragende  Stellung  der  deutsclien  Mühleutechuik,  aUo 
des  MtlhlenbaueS)  zu  nennen.  Darin  hat  Deutschland  einen  ge- 
waltigen Vorsprung  vor  allen  GetreideausfuhrlSndem ,  ans- 
genomroen  nur  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und 
Großbritannien  vielleicht  noch  Österreich-Ungarn.  Die  fibrigeo 
Länder  sind  heute  noch  gezwungen,  ihren  &darf  an  MuUerei- 
maschinen  trotz  bestehender  hoher  Zölle  gröBtenteils  in  Deatacli' 
land  zu  decken  und  ihre  MUblenanlagen  in  Deutschland  durclh 
konstruieren  zu  lassen.   Das  involviert  ganz  erhebliche  Kosten, 
also  einen  weit  stlirkeren  Kapitalaufwand,  de6t>(?n  Verzinsung 
nebst  df^n  Kosten  für  teuere  l^eparatunm  uaw,  die  Unkosten 
erh«j])lich  stfig^rt.    Des  ferneren   dankt  die  deutsche  >fii[!*Tf: 
der  an  sich  unerfreulichen  Erscheinung  einer  immer  starker 
werdefiden   Weizenverschlcchterung  und   dem  resultierenden 
'   Zwange  zu  mischen,   eine  ganz  hervorragende  Kenntnis  in 
dieser  Mischerei,  wie  «ie  tur  die  Bedurfuisse  und  den  Geächmnck 
der  verschiedenen  Länder  durchaus  verschieden   ist.  Uod 
fiberdies  ist  der  schlechtere  deutsche  Weizen  doch  gerade  zum 
Mischen  mit  ausländischem  Brotkorn  hervorragend  geeignet. 
Natürlich  sind  auf  der  anderen  Seite  auch  die  Sachteile  nicht 
zu  verkennen,  in  denen  sich  Deutschland  hinsichtlich  sein« 
Mehlexportes  gegenüber  den  Getreideausfuhrlflndern  befiodeC 
Die  Zeiten  des  Hochschutzzolles  für  Getreide  i^ind  einem 
Sunden  Mehlezport  sehr  verderblich  gewesen,  eine  Unzahl  von 
Regulativbestiramungen  über  die  Ausfuhr,  oftmaliger  Wechsel 
der   Vorschriften   über  die  Rückvergütung,   die   Lager,  ^h'e 
Konten  haben  ebenfalls  ungünstig  ^ing^wirkt.    Aber  imiinT- 
hiü  ist  doch  zu  sagen,  daß  cino  \\  (  it^i  hcnde  Steigerung  i**^ 
deutschen  Mehlexportes  durchaus  möglich  wäre,  wenn  niiUi 
nur  —  von  einer  Unterstützung  gar  nicht  zu   reden  —  der 
deutschen  Muhlenindustrie  freieren  Spielraum  ließe  und  i\t 
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niclit  durch  hemmeiuh  Zollbestimmuugeu  in  mehr  oder  weniger 
starkem  Maße  niederdrucken  würde. 

Die  an  anderer  Stelle  bc^prochenon  Handelsverträge  haben 
hierin  entgegen  den  niüllerischen  Hoffnungen  keinen  W  andel 
gebracht,  sondern  im  Gegenteil  den  Kornbezug  schwieriger 
gestaltet  Das  Wirtscbaftcrjahr  1906  stand  gans  imter  dem 
Zeichen  dieser  neuen  Verträge,  wie  sich  ja  naturgemäfi  Ände- 
rungen in  den  wirtschaftlichen  Bedingungen  gleich  nach  ihrem 
Platzgreifen  immer  am  empfindlichsten  ftufiern.  —  War  auch 
der  Zeitraum  von  10  Monaten  für  ein  endgültiges  Urteil  su 
kurz  bemessen,  so  war  doch  mit  Ablauf  des  Jahres  lOOO  eines 
schon  klar  erwiesen:  die  mit  den  höheren  Getreidezöllen 
—  der  Weizenzoll  war  ja  von  3,50  Mk.  auf  5,50  Mk.  erhöht  — 
verbundenen  höheren  Zoilrückver<xütungen  für  rirtreide  haben 
eine  stark  gesteigerte  Austuhr  deutschen  Getreides  hervor- 
gerufen, und  zwar  gleieh  in  solchem  Grade,  daß  die  niittel- 
und  ostdeutsehen  Müller  in  eine  äußerst  sehwierigc  Lage  ge- 
setzt wurden:  es  war  ihnen  unmöglich,  die  zur  Vermahlung 
benötigten  Getreidemengen  in  genügendem  Umfange  zu  be- 
schaffen; sie  hatten  wochenlang  und  teilweise  Monate  hindurch 
kein  Mahlgut  und  erlitten  natürlich  die  unangenehmsten  Ver> 
luste.  —  Aber  auch  die  frtlher  geschilderten  Befürchtungen 
der  Müller  hinsichtlich  des  su  geringen  Mehlsollea,  der  ge- 
rechterweise ja  auf  das  aweieinhalbfache  des  Getreidezolles 
festzustellen  gewesen  wäre^  wurden  bald  zur  Wahrh^t. 
Amerikanische  und  tenaüsische  massenhafte  Mehlangebote  zu 
niedrigen  Preisen,  die  sogar  teilweise  unter  die  Inlandspreise 
sanken,  mußten  die  Preise  der  deutschen  Mehle  stark  be- 
einflussen, und  die  Mehleinfuhr  aus  dem  Auslande  muRte  an- 
schwellen. Allerdings  war  die  Mohreiiifuhr  von  Weizenmehl 
nicht  gleich  im  Jahre  190(3  zu  ktfustatieren ,  denn  die  Mehl- 
])reise  hatten  natürlich  nach  Inkrafttreten  ein  Sinken  gezeigt, 
(las  der  Einseliränkung  der  Nachfrage  proportional  war;  und 
diese  letztere  Erscheinung  resultierte  wieder  aus  dem  Umstand, 
dafi  man  sich  vor  dem  1.  März  so  reichlich  wie  möglich,  also 
für  lange  Zeit  hinaus  mit  Mehl  versehen  hatte*. 

War  das  Wirtschaftsjahr  1906  also  schon  als  ein  sorgen- 
reiches  für  die  deutsche  Müllerei  verlaufen,  so  sollte  sich  1907 
noch  abnormer  und  aufregender  zeigen.  Zunttchst  ist  die 
außergewöhnliche  Hausse  in  den  Kornpreisen  zu  erwähnen, 
die  bis  zum  Noyember  anhielt  und  die  Beschaffung  des  Brot- 
korns sehr  schwierig  gestaltete;  ferner  die  späte  Ernte,  die 
obendrein  quantitativ  und  qualitativ  vielfach  ganz  ungenü^^end 
ausfiel.  Die  Spannung  wurde  verschärft  durch  hohe  Schiffs- 
frachten  und  andere  Schwierigkeiten  im  Getreidetransport 

^  Näheres  «ishe  „Allgemeine  deutsche  MöhlenBeitung'* ,  1907, 
Nr.  1—4. 
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(z.  B.  1  lal'enarbciterstreik  m  Rotterdam);  ferner  besonden 
durch  den  ungünstigen  Geldstand:  Deutschland  hatte  da 
hohen  Bankdiskoot,  der  eich  um  so  echwerer  fühlbar  macbeD 
mufite;  als  eine  grofle  Zahl  der  HandekBmQller  jetat  geswnngw 
ist,  einen  höheren  Kredit  in  Anspruch  au  nehmen;  denn  der 
Zollkredit  ist  gefallen,  und  an  die  Stelle  der  dreimonatlichen 
Zahlungsfrist  ist  sofortige  Zollzahlung  getreten ,  was  ako  ein 
erhöhtes  Betriebskapital  erfordert  Der  Umstand  wurde  m. 
80  schärfer  empfunden,  als  die  Zollbehörden  die  Müller 
der  Ausfertigung  der  Einfuhrscheine  oft  4  und  0  Wochen  lang 
warten  lassen,  was  natürlich  für  die  Müller  einen  Zinsverlusi 
bedeutet  ^  Schließlich  muß  noch  das  Anwachsen  der  Kon- 
kurse in  Räckor-  und  HMndlerkreisen  gerade  filr  19n7  kon- 
statiert und  in  1  Rechnung  gezogen  werden.  Es  ist  nach  di^Ti 
angetührten  Erscheinungen  wenig  verwunderlich,  daß  Mdil- 
abruf  und  Mehlabsatz  gegen  Ende  des  Jahrej»  äußerst  schlep- 
pend geworden  sind;  diese  Erscheinung  hat  besonders  auai 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1908  angehalten,  daa  sldi  Uber 
dies  wegen  der  starken  und  unregelmäfiigen  Getreideprar 
Schwankungen  ungttnstig  angelassen  hat  Lagen  in  nrflher 
betrachteten  Perioden  die  Hemmungen  hauptsächlich  in  der 
durch  die  Zölle  erschwerten  Ausfuhrraöglichkeit  für  Mühlen- 
fabrikate,  so  wird  jetzt  die  ausreichende  Qetreidebeachaffaog 
als  Hauptschwierigkeit  beaeichnet  Zur  Illustration  dieser 
Tatsache  möge  die  Änderung  in  den  deutschen  Ein-  und  Auv 
fiihrziffem',  wie  sie  sich  nach  der  Statistik  für  daa  Deutock 
Reich  stellt,  hier  Platz  finden : 

Getreideart       |      1907      |      1906      |      mb      |  1904 
GetreideeiDfnhr  (in  100  kg). 


Weisen  .  . 
Koggen  .  . 

•  * 

•  • 

24548445  I 
608S674  1 

19268301 
1  6807291 

1  22875868 
5721856 

1  202112^ 
4724351 

Getrei  tl  au8 

fuhr  (iu  100  kg). 

Weizen  .  . 
Roggen  .  . 

•  • 

«  • 

^72  506 

1  2  329  886 

1    2057  956 
2  426  294 

1    1646  571 
3  199  415 

1  595 
1  3567104 

M  ü  hl cu  t'a  b  r  i  kat  einfuhr  (in  100  kg). 

Boggeuniehl 
Kleie  .  ,  . 

•  • 

•  • 

196  746 
31247 
14  169*57 

210  747 
19  780 
10891 105 

213  S6< 
17  ItH 
9828462 

2:31 

17  (Mi 

903122V 

MüJilenfabrikatpaust'uhr  (iu  100  kg). 

Weizenmehl 
Roggenmchi 
Kleie  .  .  . 

•  • 

877  821 
Ö93  914 
67828 

615  085 
759  017 
147708 

K^l  tw;3 
1  125  Öb9 
107208 

97  W^* 

1  Vgl.  Bericht  der  IlandeUkammer  zu  Harburg  1907. 
'  Vgl.  auch  Jahresbericht  des  Vereine  deotscher  Handebn^lki 
1907,  S.  4,  5. 
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Dfinat  h  hat  also  dio  GeHamtgetreideausfuhr  beständig  um 
<.'in<  II  <;tivviösen  Grad  zugci^nminen,  die  Getsamtaustulir  aber  eine 
.starke  Abnahme  erfahren,  und  dieses  Ergebnis  widerlegt  schein- 
bar die  Behauptung  einer  Getreideknappheit.  Unterse  hcidet  man 
aber  die  Ausfuhr  nach  Weizen  und  Roggen,  so  zeigt  diejenige 
für  Weizen  ein  außerordentlich  starkes  Ansteigen  von  1904 
bis  eiDschlMlioh  1900^  und  diesem  Anwachsen  der  Ausfuhr 
stand  eine  entsprechende  EinfuhrerhOhnng  nicht  gegenüber. 
Im  Jahre  1907  hat  dann  zwar  die  starke  Weisenausfuhr  plötz- 
lich nachgelassen;  sie  ging  von  2057956  Doppelzentner  im 
Jahre  190(5  auf  972  50G  Doppelzentner  im  Jahre  1907  zurück. 
Dieser  Rückgang  wird  aber  eine  Ausnahme  bilden,  denn  der 
Grund  ist  lediglich  in  dem  außerordentlichen  Ernteertrags- 
rückgang fllr  1907  zu  suchen;  die  deutsche  Getreideernte^ 
betrug  nämlich  in  Tonnen: 


Qetreideart 

1907 

1906 

1905 

1904 

1908 

1902 

Weizen  .  . 
Roggen  .  . 

3  479  324 
9  757859 

3  939  563 
9625738 

3  699  882 
9606827 

3  804  828 
10860  762 

3  555  064 
9904493 

3  900  396 
9  494150 

Danach  war  die  Weizenproduktion  des  Jahres  1907  um 
460239  t  geringer,  die  Roggen prodnktion  um  132121  t  hOher 
als  die  des  Jahres  1906;  an  Wetzen  und  Roggen  zusammen, 
also  am  Brotkorn  schlechthin  ^  wurden  328118  t  weniger  ge- 
erntet als  im  Vorjahre. 

Dieser  Rückgang  im  Ernteertrag  von  1907  beruht  in  der 
Hauptsache  auf  Witterungsei nflttssen,  also  auf  einer  quantitativ 
und  qualitativ  unbefriedigenden  Weizenbeschaffenheit,  nicht 
aber  etwa  auf  einer  Verkleinerung  der  Anbaufläche.  Letztere 
hat  im  Gegenteil  langsam  zugenommen;  sie  li^trug  im  Jahre 
j^Mx;  für  Weizen  lli;V)<»l>3  ha  gegen  190:!  737  lia  für  den 
Durclischnitt  der  letzten  10  Jahre;  bezü^licii  dt^s  K()gf,^en8 
stelh-n  sich  die  entsprechenden  Zahlen  auf  ti  101501'  ha  gegen 
t>00(>393  ha-.  Auch  aus  diesem  Umstand  der  Anbauflächen- 
zunahme erhellt,  daii  in  Zukunft  der  Getreideversand  seine 
alte  Höhe  erreichen  wird,  daß  die  diesbezüglichen  mUllerischen 
Sorgen  also  nicht  beendet  sein  können.  Die  Weizenmehl- 
ausfuhr weist  Yon  1906  auf  1907  wieder  eine  Zunahme  auf, 
erreicht  aber  noch  nicht  ihren  Stand  vom  Jahre  1905.  Die 
Ausfuhr  von  Roggenmehl  ist  dagegen  erheblich  und  dauernd, 
jene  von  Kleie  besonders  im  Jahre  1907  zurückgegangen; 
diesen  Erscheinungen  wendet  man  daher  in  der  MüUerwelt 
neuerdings  wieder  ganz  besonderes  Interesse  zu. 


>  Vgl.  Jahresbericht  des  V^ereins  deutscher  HandelsinüUer  fnr  1907 
S.  7;  190(i  S.  7 

-  Vgl.  Son(l(Mabrlrurk  aufi  der  „Allgemeinen  deutschen  Mühlen* 
zeitang",  Nr.  8  uud  9,  Jahrg.  1908,  8.5  und  6. 
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Für  den  wirtschattlicheu  Verlaut  des  Jahres  1*>«>k 
feste  Angaben  noch  niclit  zu  geben,  Ijeaonders  da  tiie  An- 
sichten der  einzelnen  Interessenten  stark  divergieren.  Jedeu- 
fall«  du  ritt!  da.s  Ergtibnis  bei  vielen  Werken  durch  die  Schwierig- 
keiten, die  der  Mehlhandel  in  diesem  Sonuner  gebracht  bal, 
ungünstig  beeinflaßt  werden.  Die  Klagen  Uber  die  oft  mangelnde 
Qualität  dea  Inlandgetreides  sind  ja  schon  älter  and  hier  me]l^ 
&ch  erwähnt;  im  Sommer  1908  häufen  sie  sich  und  lieto 
bedenkliche  Aussichten  entstehen.   Das  Inlandsgetreide  war 
im  lotsten  Jahr  anter  recht  angttnstigen  Bedingungen  eiii* 
gebracht  worden.    Es    zeigt  einen    aufierordentlich  hohen 
Wassergehalt  und  eine  stark  verminderte  Haltbarkeit.  Unter 
diesen  Eigenschaften  leidet  das  Mehl  an  und  für  sich;  als 
aber  dann  die  eiiomie  Sommerhitze  eintrat,  ballte  es  sieh  zu 
Kugeln  zusammen  und  war  natürlich  in  diesem  Zustand«'  un- 
brauchbar.   Es  mußte  nochmals  durchgemahlen  werden  und 
war  wegen  der  verminderten  Backiiiliigkeit  oft  nur  noch  durch 
Mischen  mit  auclerem  Mehl  verwendbar  zu  machon.    Und  im 
Herbst  zeigte  sich  wieder  der  erwähnte  Übelstand  dea  Ge- 
treideabflutens ,  der  in  der  nächstjährigen  Statistik  erst  voU 
com  Ausdruck  kommen  wird.  Das  Getreide  wurde  in  solches 
Mengen  sum  ESzport  gebracht,  dafl  sich  in  Stettin  eine  bisher 
kaum  wahrgenommene  Erscheinung  seigte;   das  geordnete 
Zurfkckschicken  der  leeren  Eisenbahnwagen,  die  das  Getreide 
zwecks  Versendung  zu  Schiff  heran  gebracht  hatten,  war  näm- 
lich bei  dem  enormen  und  gans  plötzlichen  Andrängen  der 
Versandmengen    nicht   mehr   durchführbar.    Die  Getreide- 
beschaffung war  also  in  diesem  Herbst  besonders  erschwert: 
immerhin   scheint  das  allp;enieine  Erträgnis  ni<'ht  ho  sriilecht 
zu  werden,  wie  es  nach  den  jjenannten  Hemmungsgründen 
erwarten   wäre.    Allerdings  stehen,   wie   nicht  verschwiegen 
werden  kann,  dieser  mehr  optimistischen  Auffassung  auch 
schwere  Befürchtungen  bei  einer  großen  Zahl  von  Mtillern 
gegenüber,  und  zwar  kommt  besonders  zu  den  Sorgen  der 
GroßmUller  noch  die  Furcht  hinzu,  daß  die  zur  Gesundung 
der  Reichsfinanzen  geplante  Gesellschaftsstener  eine  bedeatende 
Mehrbelastung  der  Aktienmtthlen  bringen  wird. 

XV.   Die  deutsche  Mehlproduktion  und  -konsumtioo 
der  letzten  zehn  Jahre  und  die  Produktions- 
verteilung auf  die  drei  Mühienkiassen. 

In  Deutschland  gibt  es  weder  Aber  die  Mehl-  und  Kleie- 
produktion noch  Uber  den  diesbezüglichen  Konsum  bisher  eine 
amtliche  Statistik;  daher  wird  den  folgenden  AusfUh rangen  die 
private  Statistik  der  „Aligemeinen  deutschen  Müblenaeitvn^" 

*  Vgi,  „Allgemeine  deutsche  Mühlenzeitung"«  190^,  Nr.  H^^. 
weiteren  wurden  private  Angaben  dee  Yereias  dentscher  HaadelawiUlef 
vom  Verfasser  verwertet. 
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zugrunde  gelegt,  was  um  so  mehr  berechtigt  eröcheint,  als  die 
Angaben  dieses  Organes  sich  einer  immer  steigenden  Be- 
achtung seitens  der  gesamten  MüUerwelt  erfreuen.  Die  nach- 
folgenden Tabellen  sind  hier  im  Abdruck  wesentlich  gekürzt, 
indem  nur  die  flttr  den  vorliegenden  Zweck  besonders  in  Be- 
tracht kommenden  Zahlen  angefbhrt  werden.  Es  sei  noch 
bemerkt,  daß  die  Durchschnittswerte  »ich  immer  auf  die  letzten 
zehn  Jahre,  nUo  auf  die  Zeit  von  1897/98  bis  1906/07,  beziehen. 
Es  stellte  sich  also: 

Die  Roggenproduktion   und  der  RoggenmehlkonBiim  im 

Dentaehen  Reiche  in  Tonnen. 


BrntejAlir 

vom  1./8. 
bis  31.,' 7. 


V<>r- 

nmhlcno« 

'  1.1  Iii 


rer- 
Qaantomfl 


f Einfuhr  in 
dpti  fVflieii 
1  Verkahc 
i  vom  1./8. 

bis  81./7. 

Sarame 
TOn 
1  Produktion 

ond 
;    C infahr 

Aasfuhr 
au»i  dein 
fVeieu 
Verkehr 

vom  l./'8. 

bis  31. /7. 

In- 
Iftodiacher 

KonftQin 

1  1494 

5373709 

105884 

5268325 

18äO 

5707484 

98490 

5608988 

1358 

5539837 

120097 

5419240 

,  1822 

5598212 

75410 

5522802 

I  2198 

5329596 

55886 

5274310 

1896  1 

6257034 

837H8 

6 17?.  304 

1809  ' 

0183275 

79971 

010H804 

it)04 

6025587 

126382 

5899205 

i  1814 

ei26110 

66510 

6059600 

1  m2 

■ 

60S1654 

89161 

5942498 

1  1816 

5581720 

90053 

5727 147  j 

Roggen- 
jmehlkonsnia 
iPro  Kopf  der 
{BeTölkerung 

in  Kilogr. 


1897/1898 

1898  1899 

1899  1900 
1900/1901 
1901/1902 

n  »02  190:3 

i'jo;ri904 

1904,1905 
1905/1906 

1906  1907 

J»urch?chnitt 
der  lotzton 
xeha  Jdbre 


17900316 
8391329 
8144087 
'8229986 
!7834409 
91987M'^ 
9090ao:i 
,8858799, 
19006818 
8366077 


53722151 
5  70(;i04 
5537979 
5596390, 
5327398  [ 
«.255138 
6181400 
6023983 
6124296! 
60289321 


8552036|5815384i 


98,3 
103,1 
98,1 
98^ 
92,7 
106,8 
104,1 
99,2 
100,5 
97,2 

99,9 


Die   VV  eizenproduktion    und   der  W  eizeDinehlkonsum 

Dentscbea  Retehe  in  Tonnen. 


im 


Kmtejahr 
vom  I.  8. 
biM  3U/7.  ^ 


Wr- 
rnmbb'ne^ 
Qnftntuni 
W«iMa 


Produktion 
=:  75  "  0  des 
»er- 

Qatntans  ^ 


Einfuliriii'  Summe 
den  freien  j  »on 
Verkehr  Trodoktion 
TOm  iJÜ,  und 
biflSl./?.  Binftilir 


Ausfuhr 
auH  dem 
freien 

Verkehr 
Tom  1./8. 
bis  31. 7. 


In. 
l&ndiMher 
KoMom 


Weizon- 
niehlkoaonni 

Sro  Kopf  dt>r 
«Tdlkerojig 
in  Kilogr. 


13990540 
4639485 
'45099211 

4807K?0 
44(14  s:'.0 
,53;^8648 
5107285. 


2992905 
3479614 
3882441 


1897  1898 
1898^1899 
1899/1900 
1900/1901 
19011902 
19U2  1903 
1903/1904 

1904  1905 

1905  1900 
liiUÖ  1907 

l'urch<«'hnilt 

i^ntli^  '4915647j 3686736  1  29618 


5250155 
5484036 
5624486 


:5on5;r)2 

40039^6 
3830426 
3937616 
4113027 
4218365 


27167 
40469 
36563 

32556 

;;4  553 

32981 
28718 
18750 
26605 
17  815 


3020072 
352008::ii 
I8419004I 
'3637908 
33.HH170 
4 036 967 1 
38591441 
'395  0:572 
4139632 
4236180 


478Ä5 
315b2 
32568 
34349 
22  140 
20585 
a5137 
88555 

57973 
869  97 


2972187 
3488501 
'3386441 
3603,5,591 
3316036, 
4016382; 
38240071 
3807817 
4081 659 
4149 183 


f 


37163541  45777  !3670577 

I  I 


55,5 
64,1 

613 

64,3 
58,3 
61,5 
65,2 
65,0 
67,7 
67,9 

68,9 


In  den  vorstehenden  beiden  Tabellen  fUllt  zunächst  das 
Steigen  der  Roggen^  sowohl  wie  der  Weizenvermahl ung  auf, 
und  zwar  beruht  diese  Erscheinung  zunächst  auf  dem  Grunde, 
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dafi  die  EiDwohnensahl  im  Deutschen  Jieiche  ständig  ge- 
wachsen ist,  sich  nämlich  von  50266000  im  Jahre  1902/IJ3 
auf  57  344600  im  Jahre  190r>  07  vermehrt  hat.  £in  swaiter 
Grund  aber  liegt  in  der  Tatsache,  daß  sich  der  Verbraad» 
von  Weizenmehl  pro  Kopf  der  Bevölkerung  vermehrt  hat 
Ist  auch  die  eDtspriH  hiMide  Ziffer  für  Roggenmehl  etwa^  zurück- 
gangen,  so  gleiclit  die-  Vermehrung  des  Wi^izenmelilkonsum- 
den  geuiinderten  Koggeamehiverbraach  doch  wieder  aus  imd 
übersteigt  den  Ausfall  sogar  wesentlich.  Dieser  Weizenmehl- 
konsum ist  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ständig  :^^estiegen  uüd 
beträgt  für  190Ü/07  nicht  weniger  als  G7,9  kg  gegen  49,3  kg 
im  Jahre  1892/93.  So  weist  der  OeMuntverbraucä  pro  Kofn 
der  Bevdlkerung  mit  dem  Durchschnittsqaantam  yon  165,3  Ic^ 
für  die  letzten  zehn  Jahre  eine  erhebliche  Steigerung  gegeo 
die  frühere  Zeit  auf ,  das  deutsche  Volk  hat  sich  also  neoer- 


Die  Gesamtmehlproclaktioii   und   der  G eaamtkon sum 

Deutschen  Beiehe  in  Tonnen. 


Entejfthr 

mehlproduktiou 

Oesamt- 
mehlkoudum 

Konmnn  pro  Kopf 

der  Bevölkerung 
in  Kilogian» 

1Ö92/1893 

6  626037 

6  512  H44 

162,9 

18941895 

8673  805 

8  527  854 

166,1 

1896/1897 

8  920  325 

8  828  697 

167^ 

91H5  718 

9  097  489 

167,2 

19ü0'19ül 

9  201  742 

9  126  861 

162,8 

1902/1903 

10  259  124 

10189  686 

176,4 

1904/1905 

9  961  599 

y  767  022 

164,2 

190(5/1907 

10247297 

10091676 

165,1 

Darchschnitt 

der  letzten 

sehn  Jahre 

9502120 

9897124 

1653 

dings  bedeutend  mehr  durch  Brot,  besonders  dureh  Weizen- 
brot, genährt  als  in  früheren  Jahren.  Nach  den  Angali-  a  der 
Tabelle   sind   im   Darchschnitt  der  letzten  zehn  Jahre  im 


Deutschen  Reiche  ungefähr 

produziert: 

Rop:f?enmehl   5751MMM'*»"  t 

Weizenmehl  >   .  8750OUUOUj^ 

Qesamtmehlproduktion   950000000 1 

konsumiert: 

Koggeumehl   5750rMjOOO  t 

Weizenmehl   375  000 000  t 

Gesamtmehlkonsum   950  000  000  t 


Somit  halten  sich  Produktion  und  Konsum  fiut  voll- 
ständig die  Wage,  d.  h.  Deutschlands  Mehlerzeugung  richtet 
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»ich  lediglich  nach  dem  deutschen  Mehl  bedarf.  Die  Bevölke- 
ruiv^  steigt,  wie  schon  in  Zahlen  bemerkt,  in  starkem  Maße; 
um  die  Naciitrage  nach  Mühkinprochikten  zu  befriedigen,  muß 
also  die  inländische  Produktion  entsprechend  gesteigert  werden 
oder  die  Mehleinfuhr  aus  dem  Auslande  muß  zunehmen. 
Letztere  Erscheinung,  also  übermäßiges  Kiudrin^en  fremder 
Mehle  nach  Deutschland,  ist  noch  nicht  vorhanden,  obwohl 
die  Zollgesetzgebung  ja  der  deutschen  Müllerei  in  ihrem 
Konkurrenzkampf  mit  dem  Ausland  nicht  tthermAßig  günstig 
war.  Der  Grund  des  Standhaltens  ist  besonders  die  hervor- 
raupend  weit  godielione  deutsche  Mühlentechnik  und  die  kauf- 
männisch weitblickende  Leitung  gutgelUhrter  Mühlen ,  die  ia 
an  früherer  Stelle  schon  gestreift  wurde.  Die  inländische 
Mehlerzeugung  hat  sich  also  vergrößert;  sie  wird  durch 
deutsche  Mrihlen  befriedigt ,  die  nach  ihrer  Größe  allgemein 
geschieden  werden  in: 

KleinmUiden       mit   1—90  Sack  k  100  kg  Tagesvermahlung 

MittelmühhMi  .  100—701)      „    ,  100  „  ^ 

Öroßmühlen  mit  bUU  und  mehr   „    „  100  „  „ 

Wie  verteilt  sich  nun  die  Produktion  auf  diese  drei  Klassen  ? 

Gegenw.irtig  zJihlt  das  l)eiits5cfto  Reich  r>r>  (xroßmühleu 
gegen  58  vor  zeiin  .lahren.  I),imi;iU  stellte  sk  h  die  Leistung 
dieser  5:1  Großmühlen,  einschließlich  eines  seither  eiugegangenen 
Betriebes,  folgendermaßen : 

Getreidevermahlung  .  ,  pro  Tag  52  513  Sack  ä  iUO  kg 
Mehlerzeugung  (70 ^/o)  .     „      „  3(w50    ,    „  100  „ 

.    .      ^    Jalir    11027  730     „    »  100  « 

Die  gegenwiirtigen  55  (iroßinühlen  besorgen: 

Getreidevermahlung  .  ,  pro  Tag  Oti  700  Sack  k  lOO  kg 
Mehlerzeugung  (70  ^/o)  .     ,      „  t>7  732    „    „  100  » 

„  .    .      „    «Tahr  2o:ü0<»00     „    „  100  „ 

Danach  ist  die  Mehlproduktion  der  ( i roßniiiliien  in  zehn 
Jahren  gestiegen  um  3u072  Sack  a  lUÜ  kg  pro  Tag  oder 
0201870  Sack  pr.  .Fahr.  Nun  betrug  der  deutsche  Mehl- 
konsum vor  zehn  Jahicn  nach  der  oberen  Tabelle  pro  Kopf 
153,8  kg,  d.  h.  bei  der  Einwohnerzahl  von  53569000  Seelen 
betrug  der  Jahreskonsum  82405120  Sack  k  100  kg.  Gegen- 
wärtig kommen  auf  1  Einwohner  105,1  kg;  das  bedeutet  bei 
Ül  118000  Einwohnern  einen  Jahresverbrauch  von  100916760 
Sack  k  100  kg  oder  eine  Konsumsteigerung  von  100916760 
minus  82  405120  =  18  511(340  Doppelzentnern.  Die  Mehr- 
produktion der  Großmühlen  hatte  9291870  Doppelzentner  be- 
tragen; danach  sind  diese  Werke  an  der  Deckung  des  Mehr- 
he<larf«'s  mit  50,25  ^/o  beteiligt.  An  der  gegenwärtigen  Ge- 
samtproduktion von  lOOOl'wfiO  Doppelzentnern  partizipiert 
die  GroßmiUlerei  mit  20310ÜUO  Doppelzeutnern  oder  mit 
20,15  ^/o  gegen  13,38  "/o  vor  zehn  Jahren. 
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Die  genaue  Pirodaktionsfestotellung  der  MittdmQbleD  iil 
unmöglich)  so  lange  eine  BtMtliche  Statistik  nicht  voHi^ 
Man  ist  auf  mehr  oder  weniger  zuverlftssige  Scfafttatangen  an- 

fewiesen;  und  unter  den  Yorhandenen  Schätzungen  ist  wohl 
ie  des  Vereins  deutscher  HandelsmUller  noch  die  zutreffendste; 

sie  wird  nlno  liier  mit  kleineren  Borichtiguno^en  des  Verfasser» 
herangezogen.  Die  Gesamtproduktion  der  deutschen  Mittel- 
mühlen an  Mehl  wird  auf  34695 60<)  Doppelzentn(«r  g^ 
schätzt.  An  der  gegen wllrtigen  gesamten  Mehlerzcugung  von 
100fn()7<)i^  Doppelzentnern  würden  die  Miitfliiiühlen  demnach 
mit  34,4!^ '^/o  beteiligt  sein.  Treffen  die  Zahlen  zu  (und 
kann  sich  nur  um  geringe  Abweichungen  handeln!)  so  parti- 
zipieren an  der  deutschen  Mehlgesamtproduktion  die: 

Großmühlen  mit  20,l()<^/o, 

Mittelmühlen  :U,48<>/o, 

Kleinmühlen  „  45,3ü^/o. 

Die  Kleinmühlen  haben  also  immerhin  noch  eine  Jahres- 
vermahluDg  von  insgesamt  45901560  Doppelzentner  au&a- 
weisen. 

Nach  diesen  Feststellungen   durfte  ein  Vergleich  mit  der 
entsprechenden  englischen  Entwicklung  am  Platze  sein ,  weil 
diese  insofern  starke  Ähnlichkeit  mit  der  deutschen  zeigt,  al« 
auch  die  englischen  Kleinmühlen  einen  starken  Rückgang  er- 
fahren haben,  während  die  großen  Hafenmühien  eine  äußerst 
schnelle  Ausdehnung  nach  T^ahl  und  Produktionsquote  er- 
lebten.  Aber  der  Vergleich  kann  kein  erschOpfeDdee  Bild 
geben,  weil  eine  genaue  Statistik  Uber  das  englische  MüUerei* 
wesen  erst  jetzt  in  Angriff  genommen  wurde,  so  dafi  mao 
augenblicklich  noch  auf  mehr  oder  weniger  richtige  SchätzungeD 
angewiesen  ist.    Der  Präsident    des  Ackerbauministeriumi 
sagte  im  Jahre  1903  im  House  of  Comraons,  daß  die  Zahl  der 
englischen  Getreide-  und  Feinmehlmühlen  vor  dreißig  Jahren 
etwa   15  000  betragen   habe;  jetzt   s^^i    >ie   auf  Ön(M>  herab- 
gesunken, inid  in  dieser  Z?^ld  steien   1  nn( i  <.r^tklasisi<re.  moderne 
Walzenmulil 'II     und    -ÜKM)    mehr    oder    weniger  voÜdtandigt: 
Walzenmühlen,   also  5000  alte  Steinmühlen  enthalten.  Die 
englische  Getreideraüllerei  *   war  einst  eine  heimische,  rein 
ländliehe  Industrie,  aber  sie  iiat  iliren  Charakter  aUniäblich 
geändert,  seitdem  die  drei  Umstände  Platz  griffen,  daß  nim- 
lieh  England  bezüglich  seiner  Weiaenversorgung  toid  Aus- 
lände abhängig  wurde ^  femer  die  Walaenmttuerei  immer 
festeren  Fuß  faßte  und  dafi  schliefilich  die  englische  Land- 
wirtschaft vom  Ackerbau  mehr  und  mehr  aur  Schafrueht 
zwecks  Wollegewinnung  übergegangen  ist. 


*  Vgl.  Macrostv,  Tlie  trust  Movement  in  Ilritiöh  iuduötrv,  Loudon 
1907.  C&pter  VriT:  Grain-MilliDg,  8. 
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Die  genannte  Abnahmeziffer  der  15000  SteinniUhlen  von 
1873  auf  5000  im  Jahre  1003  wird  von  englischen  MüUerei- 
sachverständigen  als  unrichtig  bezeichnet;  aber  selbst  wenn 
sich  das  Verhältnis  etwas  anders  stellen  sollte,  ist  doch  so 
viel  gewiß,  daß  sich  die  englische  Kleinmtillerei  in  auffallend 
starker  Weise  reduziert ,  dafi  sich  aber  anderseits  die  übrige 
Mtülerei  entsprechend  konsentriert  hat  Diese  llbrigen  Mohlen 
sind  fast  ausschliefilich  Qro6mtlhlen;  der  breite  Mittelstand, 
der  in  der  deutschen  Mtllierei  vorhanden  ist,  fehlt  in  England 
▼ollständig.  Allgemeine  sahlenmäfiige  Angaben  Uber  die  dortige 
OesamtmttUerei  können,  wie  gesagt,  nicht  gemacht  werden. 
Die  enorme  Größe  einiger  gut  gehender  Firmen  sei  aber  kurs 
an  der  Tatsache  dargestellt,  daß  von  2  85831)3  quarters  Weizen, 
die  im  Jahre  1001  nach  HuU  importiert  wurden ,  alles  außer 
07224  quarters  an  nur  15  Firmen  abging,  und  zwar  besonders 
an  die  beiden  großen  Miihlentirmen  I.  Hank,  Limited,  und 
H.  Lei'thani  i^'  iSons,  Limited,  die  522  2()7  bezw.  352  143  quarters 
erhielten.  Ein  ansehnlicher  Anteil  der  Gesaratproduktion  wird 
von  Oenossenschaftsinühlen  gestellt;  beispielsweise  hatten  die 


zwei  Mühlen  der  Wholesale  Society  in  Dunston  und  8ilwer- 
town  im  Jahre  1005  eine  Fabrikation  von  1 3(34  527 
(=  27836800  Mk.)  aufsuweisen,  und  die  Fabrikation  der 
scottish  Wholesale  Society-Mtthlen  in  Chancelet,  Function 
und  der  Regent  Mills  betrug  im  gleichen  Jahre  863210  £ 
17609500  Mk.)  Diese  großen  Werke  mufiten  natürlich 
ie  Hafenorte  zur  Niederlassung  wühlen,  nachdem  sie  ja 
hauptsächlich  oder  ausschließlich  auf  die  fremde  Weizenzufuhr 
angewiesen  waren,  äo  hat  sich  die  GroßmUllerci  um  die 
großen  Häfen  London,  Liverpool,  llull  und  Bristol  -  Channel 
konzentriert,  und  heute  liegen  die  Dinge  so,  daß  drei  Distrikte 
des  Königreichs  etwa  der  Produktion  auf  sich  vereinigen. 
Liverpool  hat  mit  seiner  Vermahlung  von  stündlich  450  Sack 
die  Fuhrung;  es  folgen  HuU  und  York  mit  350  Sack  und 
Bristol  ■  Channel  mit  der  gleichen  stündlichen  Vermahlung, 
während    die   englische   Gesamtproduktion    mehr    als  3500 


London  betrug  im  Jahre  1001  pro  Woche  85 000  Sack,  der 
Konsum  aber  100000  Sack.  Der  Rest  der  Mehlerzeugung 
yerteilt  sich  also  auf  ausländische  Mtthlen  und  auch  auf  die 
kleinen  lAndmtlhlen ,  aber  deren  Zukunft  noch  gesprochen 
werden  wird. 

Der  ganze  Vergleich  zeigt  in  kurzen  Worten  folgendes: 
auch  in  England  starker  Rückgang  der  Kleinmtthlen ,  dem 

aber  nicht,  wie  in  Deutschland  die  Entstehung  einer  kräftigen 
Mittelmüllerei,  sondern  die  Bildung  ausgesprochenster,  stark 
konzentrierter  Großbetriebe  in  den  Häfen  gegen iihersttiht.  Es 
sei  noch  erwähnt,  daß  ein(^  bt\s<»nders  starke  Entwicklung  zum 
Großbetriebe  hin  sich  in  den  letzten  vier  bis  fünf  Jahren  ge- 


Sack   pro    Stunde  beträgt. 
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zeigt  hat,  nachdem  nämlich  einerseits  die  uügiinstigen  Ernten 
in  Amerika  auch  den  englischen  Markt  von  ausländischer 
Konkurrens  stark  entlastet  haben  und  nachdem  die  CJroft- 
müUerei  von  der  durch  OhamherUin  aas  Rttcksichten  imperia- 
listischer Politik  getriebenen  Scfautziollagitation  bedeutende 
Vorteile  ftlr  sich  erwartet. 


Siebentes  Kapitel. 

Die  Zukuuftsaubsichten  für  die  einzelnen 

Klassen. 

!•   ZahieuDiäf8i/i;e  Berficksichtlgnng  ihrer  Kntwickluug;  ihre 
Existenzberechtigang ;  ihre  AussicJiten. 

Um  zu  entscheiden,  ob  die  Entwicklang  der  EiDaelklassen 
in  der  Muilerei  eine  natürliche»  also  gesunde  zu  nennen  ist, 
bedarf  es  einer  allerdings  schwer  durchführbarfMi  zahlen- 
mäßigen  Feststellung  dieser  Entwicklung.  Die  Un trr.>Mohung 
kann  sich  leider  nur  aut  die  eine  Gesellschaltsform  tragenden 
Werke  erstrecken,  während  private  Werke  schon  deshalb  aua- 
scheiden müssen,  weil  Nachrichten  von  ihnen  nur  schwer  und 
eigentlich  nur  in  AusnahmefHllen  in  ausreichendem  Maße  zu 
erreichen  sind.  Eine  genauere  Keiiiitiüs  des  Vergesellschaftungi- 
prozesses  war  bisher  nicht  gegeben,  da  weder  die  Angaben  io 
äalings  Börsenpapieren,  noch  jene  im  Handbach  der  dentschep 
Aktiengesellscnatten  einen  Ansprach  auf  Vollatändigkeit 
erheben  können;  überdies  existierte  keine  vollständige  Übersicht 
Uber  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  und  über 
die  Genossenschaften  im  Milhlengewerbe.  Die  Redaktion  der 
«Allgemeinen  deutschen  Mühlenzeitung "  '  hat  sich  der  Mttbs 
unterzogen,  diese  Ltlcke  durch  eingehende  Statistiken  aus- 
zufüllen; ihre  Angaben  werden  den  folgenden  Betrachtungen 
zu  gründe  gelegt.  Und  zwar  werden  zunächst  die  Ornft- 
mühlen,  die  die  Form  der  Aktiengesellschaften  tra^^^^'n. 
besprochen  werden;  dann  folgen  die  mittleren  Betriel>e, 
die  sich,  soweit  sie  nicht  in  Privatbesitz  sind,  be- 
sonders in  der  Form  der  Gesellschaft  mit  hesehräukter 
llattiuig  finden,  und  schließlich  eriahren  die  Kleinmtihlea 
ihre  Besprechung. 

Am  31.  Dezember  1907  gab  es  im  Deutschen  Reiche 
Mühlen-Aktiengesellschaften,  die  sich  ihrer  Lage  nach  ver- 
teilen auf: 

1  „Allgemeine  deutsche  Mühlenzeitung^,  l^Oti,  8. 17a-175;  205  bi« 
206;  313—314. 
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Preußen   40 

Bayern   lö 

Sachten  ,   4 

Baden   4 

Württemberg   2 

Braunscbweig  .  2 

Reichalande   2 

Hessen   1 

Anhalt   1 

Bremen   1 


Sie  finden  sich  also  in  den  verschiedensten  Reichs- 
gegenden  und  sind  nicht  etwa,  wie  beispielaweiae  in  England, 

auf  wenige  Orte  oder  Distrikte  besonders  an  der  SeekUste 
bescb Trinkt     In  der  Höhe  des  Aktienkapitala  bestehen  grofie 

Unterschiede;  es  hatten  nämlich: 


Aktienkapital 

Anzahl  der 

Ge- 

Mark 

scllBchaften 

r,{iooo-  100  o<X) 

3 

lUOüÜO—  200  ODO 

2 

200000-  300000 

11 

300000—  400000 

8 

4(M)orMi—  r)öOOoO 

9 

äOUÜiX)-  (jOOOOO 

6UÜÜ00—  700  000 

0 

700  000—  800000 

4 

8(H>000-  900  000 

2 

1  000  000—2  öOO  000 

17 

2  500  000—4  500  000 

6 

Und  das  gessmite,  im  deutschen  Mühlengewerbe  arbeitende 
Aktienkanital  stellte  sich  für  das  Jahr  19u7  auf  71  710(355  Mk. 
Ein  Vergleich  mit  früheren  Jahren  7.eigt,  daß  diese  Summe 
einen  Wacliöturasf)rozeß  darstellt;  1891  betrug  das  Gesamt- 
Aktienkapital  nämlich  nur  3(5292  715  Mk.  und  1897  dann 
schon  60187927  Mk.  Die  Vermehrung  in  den  Jahren  1892 
b!a  1897  betrug  demnach  66,66  ^/o;  jene  in  dem  Dezennium 
1897  bis  1907  aber  nur  noch  20  ^k.  —  Die  Zahl  der  Aktien- 
gesellschaften betrug  50  im  Jahre  1892,  stieg  auf  (30  im 
Jahre  1897  und  stellt  sich  also  für  1907  auf  73;  der 
Zuwachs  der  letzten  zehn  Jahre  betrügt  demnach  21,6  ^/o.  An 
dieser  Vermehrung  haben  ganz  besonders  die  Mühlen  mit 
kleinem  Aktienkapital  Anteil;  die  Gesellschaften  mit  weniger 
als  250000  Mk.  Aktienkapital  haben  sich  seit  18i»7  von  5  auf 
11,  also  um  120*^/0  vermehrt.  Ebenso  ist  die  Zahl  der  mittleren 
Betriebe  (250  000— 1  OOO (HM»  Mk.)  stark  gewachsen:  sie  betrug 
1892  nur  27,  stieg  185'7  auf  30,  erhöhte  sich  also  um  11  o/o 
und  betrug  1907  schon  ;i9,  hat  sich  also  in  den  letzten  zehn 
Jahren  um  30  o  vermehrt.  Im  Gegensau  hierzu  hat  die  Zahl 
der  großen  (Gesellschaften  eine  Verringerung  erfahren;  sie 
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betrug  1897  noch  25,  ioi  Jahre  10<>7  aber  mir  noch  23.  hat 
sich  also  um  8''/o  verringert.  Das  Aktienkapital  betrug  durcli- 
schnittlich  1897  noch  etwas  mehr  als  1000000  Mk.,  ist  aber 
1907  etwas  daranter  gesunken. 

Über  das  Lebensalter  gibt  folgende  Tabelle  Aofachloft: 


Gr&ndaogtjafar 

Zahl  der  ■ 
Ge-  1 
Seilschaften  j 

Qrftndaog^abr 

1 

Zahl  der 

Ge- 
seUscbatwu 

1  1 

4 

1 

18W  

2 

1865   

1 

1 

1867   

1 

1892   .   .   •  •  « 

1 

1870   

1 

1 

1 

1  1894   

3 

4 

1 

1878  

2 

1    1896   .   *   ■   •  ■ 

2 

1875   

1 

'  1897   

4 

1 

,  1898   

8 

1 

8 

8 

1900   

2 

2 

2 

2  1 

2 

8 

1 

1887   

8 

190?  »  ■  *  «  • 

5 

1888   

3 

Es  ist  zu  berücksichtigen ,  daß  der  weitaus  größte  Teil 
dieser  Gesellschaften  nicht  Neugründungen  sind;  sie  f*ind  in 
der  Hegel  aus  bestehenden  Mühlen  hervorgegangen,  die  von 
ihren  Besitzern  (oft  ans  (Jründen  der  Erbteilung)  in  di*^ 
Aktiengesellschaf'tsforni  u  borge  t  u  hrt  würden.  Bei  den  jüngsten 
6  Gesellschaften,  die  in  den  Jahren  190(5  und  1907  entstanden, 
trifft  diese  Angabe  ausnafamsloe  au.  Die  stttrkste  Vermebrimg 
der  Mtthlen^AktieDgesellflchaften  in  den  letaten  sehn  Jahren 
entfallt  auf  Bayern;  hier  gab  es  1897  nur  9,  im  Jahre  1907 
aber  16  Aktienmühlen.  In  Preufien  dagegen  hat  sich  die  Zahl 
dieser  Gesellschaften  im  genannten  Zeitratun  nur  |im  1  ver- 
mehrt. 

Über  die  Rentabilität  der  Muhlenaktien  ist  wenig  Er- 
freuliches zu  sagen.  Richard  Calwer*  berechnet,  daß  die 
Qrofimühien  in  den  Jahren  1900 — 1903  folgende  Durchschnitts- 
▼erzinaung  erreicht  haben: 

1900  ....    5,29 '>/o,     ,      1902    ...    .  2,4(i*'/o, 

1901  ....  3,09  «/o^     ,     1903   ....   2,88  • 
was   einer  Durchschnittsrerzinsung  von  3,43       in  diesen 
▼ier  Jahren  entsprechen  wflrde.    Aber  diese  Angaben  stellen 
nur  die  Dividendenziffem  großer  HandelsmUhlen  dar;  ein 

>  V^'^l.  HUI  ft  len  Artikel  „Müblenumsatzsteuer^  io  der  Monatasehnlt 
der  iiandeiskammer  Düsseldorf,  1906,  Nr.  11. 
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richti^^ciea  Bild  erhält  man  bei  der  Betrachtung  aller  be- 
stohenden  Aktiengesellschaften.  Die  von  ihnen  zur  Aus- 
öchüitung  gebraehto  Durchschnittsdividende  der  Jahre  1897 
bis  1907  schvvaukt  zwischen  0  und  lU,b"/o;  sie  beträgt 
im  Mittel  für  alle  Gesellschaften  im  genannten  Zeitraum 
4,19 ^/o.  Auch  diese  Zahl  iiat  aber  nur  bedingten  Wert;  denn 
▼iele  Mühlen  arbeiten  seit  Jahren  mit  Verlust,  üier  wird 
also  kein  Kapital  gewonnen,  sondern  sugesetEt,  und  diese 
Verlnste  kommen  in  der  angegebenen  DurchscbnittsdtTidende 
nicht  zum  Ausdruck.  Zieht  man  von  den  bestehenden  73 
AktienmUhlen  die  sechs  Neugrilndungen  der  Jahre  1906  und 
1907  ab,  80  ergibt  sich  für  die  übrigen  67  Werke  folgendes; 
es  erbringen: 

Dividenden  von 

1(3  AktienmUhlen  oder  24  ^/o  der  Gesamtsahl  7  and  mehr 

22  „  ,    33«/o    „         „         3-7 '>'o 

23  „  ,    34,4<'/o„  „  0,1-3% 
ti          .               ,      8,(5  o/o  „  „  0  o/o 

Di('  Kentahi lit;it  dieser  Werke  ist  also  weni«:^"  rrfronlich, 
und  ditj  vorstehenden  Zahlen  können  als  Beweis  für  tViiliere 
Behauptung  dienen,  daß  es  der  Großmtlllerei  zum  mindesten 
in  den  letzten  zehn  Jahren  nicht  sonderlich  gut  ^^^egangen  ist. 

Wie  haben  nun  diese  Großbetriebe  auf  die  allgemeine 
Entwicklung  in  der  Müllerei  eingewirkt V  Bei  der  Beant- 
wortung dieser  Frage  ist  zunächst  auf  den  oft  gehörten  Vor- 
wurf einzugehen,  dafi  die  Grofimühlen  sich  aufiergewöhnlich 
stark  vermehrt  und  den  Untergang  vieler  kleiner  Werke 
verursacht  hätten.  Zur  Zurückweisung  dieses  Vorwurfes  muß 
nochmals  })etont  werden,  da6  die*  Grofimtthlen  vom  regu- 
lären Produktionsquantum  ihrer  kleineren  Genossen  nichts 

Sträubt  haben;  sie  haben  auch  nicht  etwa  den  steigenden 
ehrbedarf  in  voller  Höhe  an  sich  gerissen,  sondern  parti- 
zipieren an  diesem  Mehrbedarf,  wie  an  früherer  Stelle  dar- 
gelegt, für  den  Zeitraum  der  letzten  zehn  Jahre  lediglieh  mit 
r>0,25^/o.  Diese  Zunahme  ihrer  Produktionsfohigkeit  muß 
eine  äußerest  bescheidene  genannt  werden,  wenn  man  sie  mit 
den  Zahlen  anderer  Gewerbe,  z.  B.  im  Bergbau,  der  Mfischinen- 
oder  chemischen  Industrie  in  Vergleich  setzt;  es  ist  im  Gegen- 
teil eine  auffallende  Erächeinung,  daß  die  Großbetriebe  sich 
nicht  nach  Zahl  und  Vermahlungs<|uantum  in  viel  stärkerem 
Grade  ausgedehnt  hahen.  Es  mnfi  berücksichtigt  werden, 
da6  sich  nach  dem  Atr  Deutschland  glücklich  ausgegangenen 
Kriege  in  den  70  er  und  80  er  Jahren  eine  ungeheuere  Be- 
lebung des  deutschen  Wirtschaflslebens  vollzogen  hatte,  dafi 
die  Kapitalmengen,  die  vor  dem  Kriege  infolge  der  allgemeinen 
nervösen  und  unternehniungsunlustigen  Geschäftsstimmung  An- 
lage im  Auslande  gesucht  hatten,  nunmehr  nach  Deutschland 
zurückgeflutet  waren  und  hier  eine  nie  gekannte  Belebung  der 
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Gewerbe  und  die  Schaffung  ganz  neuer  Großindustriezweig« 
bewirkt  hatten.    Ferner  ist  zu  bedenken,  daß  die  deuUcheu 
Mülilenbauanstiillen  ungeheuer  fortgeschritten  waren  und  dai 
der  deutsche  Mühlenmaachinenbau  nun  als  erster  der  Welt 
dastand ;  und  schließlich  sind  alle  übrigen  VerlockungeD  in 
Betracht  eu  siehen,  die  gerade  das  anlageeucheDde  QnA- 
kapital  hätten  yeranlasson  müssen,  hier  reTolutionierend  ein» 
Bogreifen.   Das  ist  nicht  geschehen ,  und  der  Grund  ist  der, 
dal  die  Qrofimtthlen,  also  besonders  die  Aktiengesellscbaftn^ 
in  ihrer  weiten  Mehrheit  nicht  NeugrUndungen  darstellen;  m 
sind  au*  leistungsfähigen,  gut  geleiteten  Rleinmtthlen  ent- 
standen, haben  f^mdes  Kapital  ängstlich  gescheut  und  sich 
vielmehr  in  langsamem  Tempo  aus  eigener  Kraft  und  selbst- 
verdientem Kapital  ganz  allmählich  erweitert.    Und  hierin  ist 
der  Grund  für  das  verhältnisniHfiijö^  nur  langsame  W  achsen  2U 
suchen.    Du'  Entwicklune:  kann  tlalier  nur  als  eine  natürlicln:. 
also  gesunde,  bezeichnet  werden.    Das  1' !  H-rt^ewicht  der  Groü- 
betriebe  über  die  anderen  Werke  i.^t  an  verschiedenen  Stellen 
bereites  behandelt;  es  ist  hauptsächlich  in  zwei  Fähigkeiten 
begründet,  nämlich  einerseits  darin,  durch  kauilaaunisch  weit- 
blickende Leitung  die  Marktkonjunkturen  im  Getreideksof 
und  Mehlverkauf  wesentlich  ausnutsen  zu  können  und  Ve^ 
lusten  zu  entgehen,  anderseits  aber  darin,  mflblentechniseh  soi 
hervorragender  Höhe  zu  bleiben,  also  bessere  und  bodi« 
wertigere  Mehle  in  größerer  Menge  zu  ziehen.    In  letsterer 
Hinsicht   beeinträchtigen  sie   selbstverständlich  die  wsoi^ 
leistungsfähigen  Werke  in  hohem  Maße,  denn  sie  decken 
großen  Teil  die  Nachfrage  nach  teueren  Vorderroehlen  und 
tiberlassen  den  anderen  die  Befriedigung  der  Nachfrage  nach 
billigen  Nachmohlen.    Und  es  kann  nicht  bestritteTi  werden, 
daß  sie  in  den  tür  ihre  Zwecke  günstigen  Gegenden  die  Klei^»' 
mühlen  völlig  verdrängt  haben  oder  noch  verdrängen  müssen, 
während  gut  eingerichtete  und  richtig  geleitete  Mittelraulilt^'^ 
unter  ihrer  Konkurrenz  nur  wenig  zu  leiden  haben.  Einer- 
seits erfordern  sie  also  Opfer ,  anderseits  aber  ist  mit  ihi* 
Ausdehnung  eine  £^roße  Öesundung  im  Mühlengewerbe  ar* 
folgt  Die  Großmflhlen  haben  den  Fortschritt  in  diese 
so  schläfrige  Industrie  getragen,  und  zwar  in  technischer  uoa 
kaufmannischer  Hinsicht,  sie  haben  also  der  aufblttbeiMl^ 
Technik  die  Wege  geebnet  und  zur  Entstehung  der  berBbmM 
deutschen  Maschinenbauanstalten  geführt;  und  anderseits  haben 
sie  einen  anständigen,  kaufmännischen  Geist  in  die  Geschü^t^ 
ftthrung  getragen,  haben   für  eine  Gesundung  des  RaQ*' 
Vertrags-,  Lieferungs-,  Zahlungs-  und  Kreditwesens  g^^s^^^F^ 
und  somit  zu  einer  Gesundung  des  ganzen  Gewerbes  we&eat- 
lich  beii:rtr;ii:^^en. 

Wie  iiiiTi  wird  .sich  die  Zukunft  der  (Trößmühlen  vorauf' 
sichtlich  gestalten?    Unter  Berücksichtigung  der  bisherig^ 
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Angaben  ist  zu  antworten,  daß  die  Oroßbetriciu^  auf  Grund 
ihrer  ernsten  Arbeit  heute  wohl  in  der  La^e  sind,  die  Kon- 
kurrenz iliit  r  kleineren  GenoHsen  zu  ertragen  und  vielleicht 
alluiiililirh  Hueh  eine  etwas  größere  Quote  der  Gesamtproduktion 
in  sich  zu  vereinigen,  besonders  wenn  die  Ausfuhrmöglichkeit 
f^r  deutsche  Mehle  Bich  bessert.  Einen  Produktionsraub  an 
ihren  kleineren  Konkurrenten  werden  sie  sehwerlich  begehen 
können,  und  hierfür  werden  die  Grttnde  an  späterer  Stelle 
gegeben  werden;  aber  an  der  durch  Bevölkerungszuwachs 
notwendig  werdenden  Mehrerzeugung  werden  sie  in  allmfthlich 
steigendem  Grade  teilnehmen,  und  swar  infolge  ihrer  ge- 
schilderten hohen  spezifischen  Leistungsfähigkeit.  Zwar  steht 
zur  Verbesserung  der  Keichsfinanzen  eine  neue  Gesellschafts- 
steuer bevor,  welche  die  Aktienmtihlen  in  stark  erhöhtem 
Maße  belasten  wird;  immerhin  aber  sind  die  Zukunftsaussichten 
tür  die  Groümühlen,  wenn  ;iiu  h  nicht  glänzende,  so  docli  er- 
trägliche, falls  nicht  staatlicher.^eits  ihre  Lahmlegung  durch 
die  später  zu  besprechende  Üni8atzsleuer  erfol^rt.  Diese 
Wendun^r  ist  aber  schwerlich  zu  erwarten,  und  so  können  die 
Großmuller  nu  Bewußtsein  ihrer  Fähigkeit  mit  Vertrauen  in 
die  Zukunft  sehen. 

Bei  den  vorstehenden  Betrachtangen  Uber  die  Groß- 
inüllerei  konnte  die  Statistik  der  Aktiengesellschaften  als 
Unterlage  dienen.  Die  Beurteilung  der  Mittelmühlen  kann 
sich  auf  derartige  Aufstellungen  nicht  stützen,  da  diese  Mittel- 
betriebe seltener  die  Form  der  Aktiengesellschaft  oder  der 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  tragen,  sondern  sich 
meistens  in  Privatbesits  belinden.  Immerhin  kommt  in  der 
jetzt  zu  besprechenden  zweiten  MUhlenklasse  die  Gesellschaft 
mit  begchränkter  Haftung  vor;  .sei  also  kurz  betrachtet. 
Allerdiii^^^s  müssen  die  Angaben  über  diese  Gesellschaften  hier 
aut  die  Nennun«:  des  Oesellschattskapitals  und  des  Gründungs- 
jahres beschränkt  werden,  da  ausreichende  Mitteilungen  über 
Verzinsung  uöw,  schlechthin  nicht  zu  erlangen  sind:  es  mfißte 
denn  ein(*  staatliche  Statistik  eröffnet  werden.  Aber  alle 
weiteren  Angaben  würden  für  die  Beurteilung  der  Lage  der 
Müllerei  auch  nur  bedingten  Wert  haben,  denn  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  treiben  vielfach  die  MdUerei 
nur  als  Nebenbetrieb;  sie  finden  sich  in  Verbindung  besonders 
mit  Brotfabriken,  Brennereien,  Molkereien ,  SttgemOhlen;  ja 
sogar  in  Verbindung  mit  Elektrisitätswcrken ,  um  die  von 
den  letsteren  ungenutzt  gelassenen  Wasserkräfte  noch  zu 
verwerten.  Die  Statistik  der  „Allgemeinen  deutschen  Muhlen- 
aeitung**  führt  90  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
namentlich  auf;  hei  IH  derselben  konnte  das  Gesellschafts- 
kapital nicht  angegeben  werflrn.  Die  restlichen  72  Gesell- 
schaften arbeiten  mit  folgendem  btaninikapital: 

(Siehe  die  Tabelle  auf  S.  140.) 
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Stammkapitel 
Mark 

Zahl  dei 

20000  

• 

20  000—     50  000   

15 

50ÜÜ0-  100  000   

11 

100000-  250000  ■  

20 

250000—  500000   

11 

50O  Ot)0    1  (MIO  000  

1000000-2  400  000   

8 

Daa  Lebensalter  ergibt  sich  aus  folgender  GruaauD^^ 

tabelle : 


Gründungitjahr 

Zahl  der 

r.p- 

sellschaften 

GrflndiiDg^iiüur 

Zahl  der 
Ge- 
eellfichaft«! 

1892   

1 

1901  

5 

1888   

2 

1902   

5 

1894   

1 

1903   

e 

1895   

3 

8 

1896  

4 

11 

1886  

1 

11 

6  1 

10 

3 

Diese  Tabellf»  wird  hier  finp^efiihrt,   um  daran  zu  zei^'cn. 
daß   die   Gründung   neuer  Gesellschaften    mit  beschräükier 
Haftung  im  neuen  Jahrhundert  stark  zugenommen  hat.  Diese 
Erscheinung   kann  auf  zwei   verschiedene  Gründe  zurflck- 
geführt  werden:  die  kleineren  Müller  sehen  den  Grund  in  der 
Tatsache,  daß  zuweilen  die  Gläubiger  eines  überschuldeten 
Werkes  zur  Übernahme  desselben  und  zur  Fortführung  auf 
eigene  Rechnung  geewungen  sind,  wosu  dann  die  Betriebs' 
form  der  GeseHechaft  mit  beschrllnkter  Haftung  gewiJilt  wird. 
Danach  wäre  die  Vermehrung  aleo  nur  das  Zeichen  fllr  einen 
Rückgang,  dessen  Ursache  dann  im  Bestehen  und  in  der 
Konkurrenz  großer  Werke  gesucht  wird.    Und  diese 
nähme  wird  dann  seitens  der  Beteiligten  aU  Grund  Aus- 
gegeben,  die  GroßmUhlen  mit  jeder  Waffe  zu  bekäinpf<n 
Aber  die  Behauptung  eines  Rückganges  wird  durch  die  vor- 
stohende  Behauptung  keinesfalls  bewiesen;  jene  ErklMrung dürfte 
vielmehr  richti.a:or  «nin.  daß  gerade  in  dem  geschilderten  l  ber- 
Cfnnp;  in  die  Gesellschattslorm  ein  Streben   nach  Expansion 
liegt,  welches  der  einzelne  Besitzer  nicht  zu  erfüllen  vermochte. 

Die  Verteilung  dieser  Gesellschaften  aut  das  ReichBgebiei 
ist  folgende: 

Preußen  ....  wei»tauf  62Mühlengeseilschafteun).b.ti. 
Bayern   »     «  H  » 
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Sachsen  weist  auf  6  Mtthiengesellschaften  m.  b.  H. 

Baden   »     »  5  n 

Hamburg  2  , 

Oldenburg  2  , 

Mecklenburg-Schwerin  »  »  l  n 
äachsen- Altenburg     .    „     «  1  „ 

Die  Angabe  vorstehender  Zahlen  ist  deshalb  von  Inter- 
esse, als  daraus  das  weitaus  zahlreichste  relative  Vorkommen 
dieser  Mittelmühlen  in  Preußen  zu  erkennen  ist;  die  anderen 
Staaten  haben  noch  weit  mehr  Kleinmtthlen,  die  den  Mehl- 
bedarf decken.  Das  Gesamtkapital  der  72  Gesellschid^^ 
deren  Kapitalhöbe  bekannt  ist,  beträgt  17105500  Mk.;  es 
kommt  also  auf  eine  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 
ein  Durchschnittskapital  von  237  576  Mk.;  diese  Kapitalhöhe 
beweist  die  frühere  Behauptung ,  daß  es  sich  bei  den  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  besonders  um  Mittel- 
mtthlen  handelt. 

Als  fernere  Gesellschaftsform  für  dir  Mittelbetriebe  findet 
sich  nocli  die  Genossenschaft,  und  zwar  ist  hier  ein  Unter- 
schied zu  machen  zwischen  jenen  Genossenschaften,  deren 
Mitglieder  nur  Müller  sind,  und  jenen,  deren  Mitgliedschaft  sich 
aus  Nichtniüllern ,  also  nur  aus  Personen  zusammensetzt,  die 
an  der  Midlerei  nur  ein  nälieres  u»ler  ferneres  Interesse  haben, 
also  aus  Hackern,  Landwirten.  Die  reinen  Müllergenossen- 
schaften) die  nur  zur  Stärkung,  also  zum  gemeinsamen  Go- 
treideein-  und  -verkauf  für  selbständige  MttUer  gebildet  werden, 
haben  in  Deutschland  bisher  keine  Verbreitung  au  finden 
vermocht;  nur  zwei  solche  Genossenschaften  sind  bekannt, 
nämlich : 

1.  Einkaufsgenossenschaft  „Müllerwoiil    in  Fürstenberg  a.  D. 

2.  Müller- Ein-  und  -Verkaufsgcnossenschaft  in  Seesen  a.  H. 

Die  letztere  Genossenschaft,  die  erst  1907  gegründet 
wurde,  pflegt  den  gemeinsamen  Getreideeinkauf  und  den  Ver* 
kauf  von  Mehlprodukten,  femer  die  sachverständige  Be- 
schaffimg  von  Müllereimasehinon  usw.;  auch  die  Anlage  und 
der  Hetrielj  gemeinsamer  Lagerhäuser  und  gemeinsame  Mischerei 
ist  im  Statut  vorpreschen.  So  steht  diese  Genossenschaft  als 
einzige  deutsclie  Vereinigung  selbständiger  Müller  zwecks  Ein- 
kaufs- und  Abaatzerleichternng  da.  Außer  den  beiden  ge- 
nannten sind  gegenwärtig  in  Deutschland  noch  59  Genossen- 
schaften bekannt,  die  nicht  von  Müllern  gebildet  sind,  die 
aber  im  Haupt-  oder  Nebenbetrieb  Mttllerei  treiben.  Es  wird 
tatsächlich  noch  mehr  dieser  Gebilde  geben ;  statistisch  konnten 
aber  bisher  nur  jene  erfaßt  werden,  deren  Firma  den  Zweck 
eines  Muhlenbetriebes  erkennen  läfit.  Die  genannten  59  Ge- 
nossenschaften verteilen  sich  der  Lage  nach  folgendermafien : 
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Preufien   47 

Mecklenburg-Schwerin   4 

Wttrttemberg   2 

Braunachwelg   2 

Bayern    1 

Sachsen  ,  .    .    .    .  1 

Oldenbui^   l 

Lippe   1 

und  nach  der  Art  der  Betriebsrichtung  unterscheiden  sich: 

Reine  MttUereigenouenschaften   28 

Müllerei-  und  Molkereigenossenechafifcen    .    ,  22 

Müllerei*  und  Bttckereigenossenachaften    .    .  4 

Müllerei-  und  Dreschereigenossenschaften     .  3 
Müllerei-  und  Kraftwerk-  oder  Schneidemühlen- 

genoii«en8chaften   2 


Betreffs  der  Art  der  Kaehschuft-  bezw.  Hafl^flicht  be- 
stehen 24  Mtthlengenoseenschaften  mit  unbeschrftnkter  Haftung, 
ferner  2  Mtthlengenossenschaften  mit  unbeschränkter  Kaeh- 
sehußpflicht  und  34  Mühlengen ossenschaften  mit  beschränkter 
Haftung.  Von  den  Genossenschaften  existierten  im  Jahre  18>^7 
nur  10,  im  Jahre  1897  schon  30,  im  Jahre  1907  aber  59  mit 
etwa  5000  Genossen.  8ie  haben  also  eine  beständige  starke 
Zunahme  zti  vf^rzeichnen,  und  da  sie  ja  hauptsächlich  Miit.^1- 
mühlen  in  Hetrieb  halten,  so  kann  in  diesf^r  Entwicklung  nur 
ein  günstigem  Zeichen  für  die  Lage  der  Mittelbetnebe  gesehen 
werden.  Über  den  Einfluß  der  Genossenschaftsmühlen  ant 
die  Gesamtm Ulierei  ist  zu  «agen ,  daß  die  roinen  Mülil»  n- 
gen ossenschaften  den  Beteiligten  natürlich  ganz  erhebliche 
Vorteile  zu  bringen  vermögen;  es  ist  daher  erstaunlich,  daß 
bisher  noch  nicht  mehr  dieser  Vereinigungen  entstanden  sind. 
Anders  ist  es  mit  dem  Wirken  der  übrigen  Genossenschaft»' 
mühlen^  deren  schädigender  Einflafi  auf  die  BerufsmüUerei 
ganz  unverkennbar  und  ja  auch  an  früherer  Stelle  schon  er- 
wähnt ist.  Errichten  Landw^irte,  besonders  Latifundienbesitaer, 
solche  Genossenschafismühlen ,  so  ist  die  Gesamtaahl  der  um- 
liegenden Müllereien,  die  sich  regelmäßig  aus  den  Wind-  und 
kleinen  Wassermühlen  zusammensetzt,  natürlich  enorm  schwer 
geschädigt,  oft  sogar  gänzlich  lahm  gelegt.  Vom  Standpunkt 
der  Henitsniüllerei  sind  also  diese  Genossenschaftsraühlen 
gänzlieh  zu  verurteilen,  wenn  auch  natürlich  ohjpkriv  nicht 
zu  leugnen  ist,  daß  sie  für  die  beteiligten  (Ten  K^jieii  »nne  hohe 
und  manchmal  ausschlaggebende  Bedeutung  erlangt  hah^n. 
Hier  streiten  eben  die  Interessen  verschiedener  Berul'i$«»iaDiie 
gegeneinander!  — 

In  den  bisherigen  Angaben  wurde  besonders  ein  iVnzeicheo 
fttr  die  Tatsache  gesehen,  dafi  es  den  Mittelmühlen  gat  gehen 
müsse.  Nun  soll  aber  anderseits  nicht  bestritten  wMen,  diB 
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(üe  kleineren  MittelmUhlen  in  mancher  Hinaiclit  hinter  den 
GroßmUhleD  zurückstehen;  allerdings  nur  die  kleineren,  die 
si^  in  Anlage  and  Betrieb  mehr  ihren  kleinen  Genosse 
nähern,  wtthrend  viele  größere  MittelmUhlen  großen  Werken 
weder  in  Technik  noch  Betrieb  nachstehen ,  so  dafi  für  sie 
auch  das  über  den  Orofibetrieb  Gesagte  zutrint.  Die  mittleren 
Mittelmühlen  aber  können  nicht  in  gleicher  Weise  rentieren, 
wie  die  QroßmUhlen;  denn  letztere  decken  die  Anfrage  nach 
liochwertigen  Vordermehlen  und  den  Mittelmtlllern  bleibt  nur 
die  Produktion  der  mittleren  und  Nachmehle  übrig.  Dieser  Nach- 
teil besteht  aber  nicht  etwa  durch  die  Schuld  f!or  O roßbetriebe. 
Denn  ehe  es  diese  letzteren  mit  ihrer  vervollkoiiiniiniten  Technik 
gab,  produzierten  die  Mittelmüller  auch  keine  besonders  hoch- 
wertigen Mehle,  weil  man  diese  einfach  gar  nicht  in  aus- 
reichender Uebruuchsmenge  kannte.  Ein  Pruduktionsraub 
seitens  der  Großmtlblen  hat  hier  also  keineswegs  stattgefunden, 
und  der  geschilderte  Nachteil  ist  auch  kein  so  schwerwiegender, 
wie  man  ihn  oft  hinzustellen  sucht 

Bezüglich  der  voraussichtlichen  Zukunftsaussichten  ist  zu 
sagen,  daß  sich  die  größeren  Mittelmühlen  parallel  den  Qrofl- 
rotthlen  durchaus  günstig  weiter  entwickeln  werden;  es  sei  im 
übrigen  auf  das  für  diese  OroßmUhlen  früher  Gesagte  ver- 
wiesen. Die  mittelgroßen  Werke  der  Mittelklasse  gehen  jeden- 
falls auch  einer  gesunden  Weiterentwicklung  entgegen,  be- 
sonders wenn  sie,  wie  es  oft  der  Fall  ist.  in  Orten  liegen, 
deren  weitaus  größter  H<'darf  durc  h  eine  Mittelmüble  oder 
doch  nur  wenii^o  Mittclmühlen  «^('dci  kt  wird.  Sie  sind  vor- 
züglich in  kleineren  Stitdten  und  ti!rner  in  Gegenden  am 
Platze,  wo  sie  einerseits  ihr  Koliprodukt  aus  der  niiciistcn 
ITmgebung  beziehen  und  wohin  anderseits  die  Fabrikate  der 
CiroßraUhlen  infolge  maugelndcr  Verkehröverlialtnisäe  oder  aus 
sonstigen  Gründen  mit  ihrer  Konkurrenz  nicht  dringen  können. 
In  bodenständiger  Produktion  liegt  also  der  besondere  Vor- 
teil dieser  mittleren  Mühlen  der  zweiten  Klasse;  und  da  ihr 
Bestehen  nicht  nur  heute  durchaus  notwendig  ist,  sondern  ihr 
Bedarf  mit  wachsender  Volksdichtigkeit  noch  stark  steigen 
muß,  so  ist  keinesfalls  an  eine  bedeutende  Abnahme  zu  denken, 
sondern  eine  gesunde  Zunahme  bei  entsprechenden  Verdienst* 
Ziffern  zu  hofTen.  Es  giht  in  dieser  zweiten  Klasse  noch  eine 
dritte  Art,  nämlich  die  kleinen  Mittelmühlen,  die  sich  jedoch 
in  ihrer  teehnisclien  AnInge,  ihrer  Leitung,  dem  Umsatz,  dem 
Gewinn  und  allen  sonstigen  Hedingiiii2:f*?i  durchaus  den  Klein- 
betrieben nliliern ,  also  mit  dies»'n   hcsprochen  werden  mögen. 

Die  Entwicklung  der  Kleinnuililen  ist  an  Hand  der  früheren 
statistischen  Ergt'l»ni.ss(!  eingehend  hesprochtui  word^^n ,  eine 
überaus  starke  ALuialinie  in  ihrer  Zahl  ist  icstgestcllt  und  die 
verschiedenen  Gründe  für  diesen  Rückgang  sind  genannt 
worden.  Die  Produktionsstatistik  hat  ergeben,  da6  sieh  heute 
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45,36  ^/o  der  GesamtenMugUDg  nocli  in  den  Händen  des  Klein- 
betriebes befinden;  nunmehr  ist  die  Frage  zu  beantworten, 
wie  sieb  die  zukünftige  Lage  gestalten,  ob  also  der  Rückgang 
in  der  Zahl  dieser  kleinen  Mühlen  weiter  fortschreiten  wird 
oder  ob  sich  die  noch  vorhandenen  Eleinmühlen  widerstands- 
fähig behaupten  werden.    Leider  ist  die  Berufsstatistik  von 
1007  in  ihren  Ergebnissen  noch  nicht  veröffentliclit .  sie  wird 
aber  ganz  zweifellos  eine  weitere  Abnahme  der  Kieiniuühle^: 
aufweisen.    Diese  Abnahme  wird  jedoch  schwächer  sein  .  ah 
die  für  den  Zeitraum  von  1882  bis  1895  konstatierte,  und  sie 
wird  sich  dann  in  Zukunft  immer  geringer  gesüilten.  Denn 
wenn  auch  auf  der  einen  iSeite  die  schon  geschilderten  wichtigen 
Gründe  für  ein  Schwinden  der  Kleinbetriebe  in  der  Müllerei 
bestehen,  wenn  auch  vieles  Schwache  oder  irgendwie  ungünstig 
Oel^ene  infolge  der  Entwicklung  der  Mittel-*  und  GrofimQhlea 
spurlos  hinweggefegt  wurde,  so  ist  anderseits  scharf  sa  be- 
tonen ,  dafi  sich  gerade  im  Mtthlengewerbe  eine  große  ZaU 
von  Kleinbetrieben  erhalten  muß,  weil  ein  Bedürfnis  für  sie 
durchaus  vorliegt.    Wenn  man  diese  jetat  au  besprechende 
Existenzberechtigung  berücksichtigt,  dann  versteht  man  audi 
die  vielleicht  zunächst  auffallende  Er;?cheinung,  daß  noch  ein 
so  großer  Teil  der  deutschen  Ge8amt])roduktion   ruif  diese 
kleinen  "\^'fn'ke  entfällt.    Die  Kleinmühlen  haben  ilire  ]-lxiäteu2- 
berechti^^ung  einmal  in  Gegenden,  in  welche  die  Konkurrenr 
der  Handelsmühlen   aus  irgendwelchen  Gründen   nicht  gut 
dringen  kann,  und  welche  gerade  so  viel  Getreide  herstr^Ilen. 
wie  sie  für  ihren  Konsum  nötig  haben,  welche  also  weder  auf 
eine  Zufuhr  von  Getreide  oder  Mehl  angewiesen  sind,  noch 
auch  einen  Verkauf  etwa  tlberschUssiffen  Getreides  nach  anderen 
Distrikten  suchen.  £ls  kommen  also  Besonders  Gebirgsg^endeo 
mit  schlechten  Verkehrsmitteln  und  sonst  abgelegene  Gebiete 
für  die  KleinmttUerei  in  Betracht;  in  diesen  Gegenden  Uber- 
nimmt  sie  also  die  Bedarfsdeckung  für  einige  wenige  Vorder- 
mehle, besonders  aber  für  mittleres  Brotmehl  and  natürlich 
auch  für  Futterstoffe.   Genaue  Angaben  darüber,  welcher  Teil 
der  Kleinmüllerei  besonders  dieser  Art,  welcher  fernere  Teil 
derselben  aber  der  noch  zu  nennenden  zw^eiten  Klasse  an- 
gehört, sind  nie  ht  zu  machen.    Aber  die  Notwendigkeit  dieser 
kleinen  Betriebe  ist  weit  häutiger,  als  gemeinhin  angenommen 
wird,  gegeben,   sie  ist  besonders  in  den  schon  genannten  0<*- 
hirgsgegenden  und  Gebieten  mit  mangelhaftem  Verkehr,  dann 
aber  auch  in  Gegenden  mit  kleinbäuerlichem  Getr«  ideanb*u 
vorhanden,  schließlich  noch  dort,  wo  kein  das  ganze  Jahr 
hindurch  konstanter  Mehlverbrauch  stattfindet,  wo  letsterer 
vielmehr  bedeutenden  Schwankungen  unterliegt,  also  s.  B.  in 
Distrikten  y  wo  nur  periodisch  während  der  Erntekampagnen 
ein  stärkerer  Mehlbedarf  auftritt  Eine  weit  größere  Bedentong 
kommt  aber  jenea  KleinmttUern  zu,  die  auf  dem  ganien  Lande 
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verstreut  sind  und  besonders  für  die  Deckung  der  bäuerlichen 
Nachfrage  nach  Schrotmehlen  und  Fattermitteln  sorgen.  Diese 
Mikblen  sind  für  die  Landwirtschaft  im  grofien  und  kleinsten 
Betriebe  ganz  besonders  wichtig;  denn  die  Grod-  und  Mittel- 
mflhlen  sind  nicht  imstande,  der  Nachfrage  nach  Futtermittel 
und  den  an  diese  an  steilenden  AnsprtUshen  Genüge  zu  leisten. 
Ihre  Kleie  wird  natürlich  verfüttert;  aber  sie  ist  infolge  der 
hochstehenden  Technik  in  so  weitgehender  Weise  von  allem 
Mehl^ehalt  befreit,  dafi  sie  als  alleinige  Viehnahrung  zu  wenig 
Nährstoff  enthält.  Anders  ist  es  mit  der  Kleie  der  kleinen 
Knnripnmiiner,  hei  denen  ja  ein  sehr  großer  Teil  von  Mehl  in 
der  Klüic  zurückbleibt  und  diese  nun  als  Viehfutter  besonders 
geeignet  macht.  Die  kleineu  ländlichen  Mühlen,  zu  etwa  75% 
noch  heute  Lohnmuhlen ,  füllen  also  auf  diese  Weise  eine 
eniplindliche  Lücke  aus;  sie  haben  ihr  gute«  Auskoiniiien  schon 
allein  durch  das  grobe  Schroten.  Alle  Mehlteile  aber  können 
sie  natttrlich  nicht  im  Futter  belassen;  sie  stellen  also  einige 
Brotmehle  her  und  erhöhen  hiermit  ihren  Mahlverdienst.  &i 
der  enormen  Zahl  von  rund  50000  derartigen  Betrieben  nimmt 
jedoch  die  im  Einzelfalle  nur  geringe  Produktion  von  Bro^ 
mehlen  gewaltige  Dimensionen  an,  und  nur  durch  die  ge- 
schilderte Tatsache  ist  es  zu  erklären,  daß  die  Quote  der 
Kleinmtthlen  an  der  Brotmehleraeugung  noch  fast  die  Hälfte 
der  Qesarotproduktion  ausmacht. 

Die  ffir  die  Gegenwart  gesehildertc  1  )aspinsberechtigung 
der  Kleinbetriebe  wird  in  der  Zukunft  nicht  abnehmen,  sondern 
eher  wachsen,  und  zwar  mit  der  immer  fortschreitenden  Ver- 
besserung der  Mittel-  und  Großbetriebe,  denn  letztere  suchen 
die  Ausbeute  an  Mehlen  immer  mehr  zu  steigern,  den  Mehl- 
gehalt der  Kleie  also  ständi^^  zu  verringern.  Klcinmüller,  die 
diesen  Geist  ihrer  Berechtigung  und  ihrer  zukünftigen  Aus- 
sichten einigermafien  erkannt  haben,  sehen  daher  in  ihren 
grOfieren  Genossen  nicht  mehr  die  argen  Feinde,  die  nur  auf 
den  Untergang  der  übrigen  sinnen.  Diesen  kleinen  Müllern, 
die  also  nicht  in  falscher  Beurteilung  der  ganaen  Lage  mit 
den  gr()fieren  in  der  Mehllieferung  au  konkurrieren  Tersuchen, 
geht  es  auch  geschäftlich  meistens  durchaus  gut, 

Die  Ergebnisse  bezüglich  der  Zukunftsaussichten  der 
KleinmUhlen  lassen  sich  danach  in  kurzen  Worten  folgender- 
maßen zusammenfassen  :  iene  heute  nur  mehr  wenig  zahlreichen 
Kleinbetriebe,  die  in  der  eigentlichen  Geschäfts-  und  Kon- 
kurrenzzone mit  den  größeren  Mühlen  bezüglich  der  Mehl- 
lieferung konkurrieren  mtissen,  sind  unrettbar  verloren ;  ihnen 
könnte  nur  ein  wieder  eingetUhrter  Mah!z\vang  helfen,  der 
sich  in  der  heutigen  Zeit  eigenartig  ausnehiiien  müßte.  Diese 
Mühlen  haben  ihre  Existenzberechtigung  eingebüßt  und  die 
Konkurrenz  der  grofien  bläst  ihnen  unbarmherzig  das  Lebens- 
licht aus.   An  dieser  harten  Tatsache  wirkt  nur  das  eine 
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otwms  versöhnend,  dafi  die  Besitzer  ihr  Geschick  kennen  und 
sich  zettig  nach  anderen  Berufen  umsehen  können.  Qeschiskt 

leteteres  nicht,  wird  also  bis  zum  Zusammenbriu  7i  wartet, 
so  ist  in  der  Ironie  des  Schicksals  meistens  der  Besits  daran 
Schuld.  Die  MuUer  sitzen  dann  hartnäckig  auf  der  väter 
liehen  Scholle  fest,  diese  wird  ihnen  statt  zum  Segen  nur  zun 
Hemmschuh  und  ernt  die  Gewalt  der  Zwangsvollstreckung 
kann  sie  veranlassen,  sich  anderweitigen  Lebensunterhnlt  su 
suchen.  Das  Bild  schließt  unversöimend  ab,  es  malt  die  üpf*»r. 
welche  der  in  anderer  Hinsicht  so  segensreiche  technische  uu^ 
wirtschaftliche  Fortschritt  unweig:erlich  fordert,  —  Die  beiden 
anderen  Arten  dieser  dritten  Miihleiiklasse  haben  aber  ihre 
Daseinsberechtigung  bewahrt;  sie  können  nicht  von  der 
flAche  Terschwinden ,  sie  gehen  einer  Zukunft  entgegen,  die 
ihnen  zwar  nicht  lockende  Schfttze  und  reiche  Entwicklnngi' 
Chancen,  wohl  aher  ein  durchaus  gesichertes  Dasein  ver- 
spricht 

Will  man  auch  hier  einen  Vergleich  mit  der  englischen 
Kleinmüllerei  ziehen,  so  ist  zu  sagen,  daß  selbst  für  diese  die 
Existenzberechtigung  nicht  erloschen  ist,  obwohl  in  England 
eine  Vergesellschaftung  in  viel  höherem  Grade  zu  beobaclit»*r. 
WHT*.  Der  englische  Kieinrnfillnr  ist  nur  in  [.anrldistrikten  nur 
geringem  V^erkehr  am  Platze,  und  hier  wird  er  noch  auf  langt* 
Zeit  hinaus  nicht  iiberllussig  werden,  da  in  diesen  Uindlichec 
Gegenden,  in  denen  hauptsächlich  Schaf-  und  Viehzucht  hluki 
einerseits  die  Konkurrenz  für  die  Hafenmuhlen  nicht  ver- 
lockend ist,  weil  anderseits  aber  gerade  hier  genau  wie  m 
Deutschland  eine  Nachfrage  nach  mehlhaltigcr  Kleie  bestellt 
die  nach  der  an  früherer  Stelle  gegebenen  Darstellung  ^ 
den  GrodmQhlen  nicht  in  ausreichender  Weise  bemedijp 
werden  kann.  Auch  der  engliche  ländliche  Kleinmttller  iit 
also  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  ein  notwendiges  Glied  in  der 
Kette  der  wirtschaftlichen  Berufe;  ab  solches  wird  er  aber 
sein  geordnetes  Auskommen  finden. 

II.  Vorsehlftge  xar  Verbesserang  der  Lage  des  deitiehfi 
mUengewerbes,  besonder«  der  Riehl-  mid  Mittelatbl^ 

Seit  etwa  pif  Jaln-en  ist  seiton'^  einer  Anzahl  deutscher 
Klein-  und  Mittelmuiler  der  Ruf  n;ich  ein^r  Mühleniim«J«t^- 
steuer  lant  creworden.  welche  die  bestehenden  iTroßnuihlen  \i- 
ihrer  Produkuon  ^iturk  beschränken,  die  Entstehun«:  weiterer 
großer  Mühlen  verhindern,  die  kleineren  und  mitt!<»ren  Bs* 
triebe  dagegen  fördern  und  schützen  soll.  Die  Müiilen  äfr 
Umsatzstcuerpetenten  weisen  nach  deren  Behauptung  so 
ringe  Ertragnisse  auf,  dafi  ihnen  ein  Weiterarbeiten  unter  des 
gegenwärtigen  Produktionsbedingungen  aussichtslos  ereeheiiit 
Den  Grund  fUr  den  Rückgang  ihres  Verdienstes  seheo  ne 
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einzig  und  allein  in  dem  Bestehen  von  Qrofimttlilen »  die  aich 
nach  ihrer  Behauptung  ttber  jedes  Mafi  und  Ziel  erweitert 
haben  und  immer  noch  yermebren,  die  infolge  günstigerer 
Produktionabedingungen  einen  immer  gröfieren  Teil  des  Ver- 
mahlungsquantums an  sich  reißen,  die  ferner  eine  gewaltige 
Überproduktion  herrorgerufen  haben  und  Klein-  und  Mittel- 
betriebe in  kurzer  Frist  vernichten  werden,  wenn  nicht 
schleunigst  staatliche  Hilfe  kommt.  Diese  Hilfe  soll  die 
r»M('lisj>-psptzli('}ie  EintYihrung  einer  mit  dem  Vcrmahlungs- 
liuautum  Staffel torniif^:  steigenden  Sondersteuer,  die  sogenannte 
Umsatzsteuer,  !)iiiigeii.  —  tJher  diesen  Steuervorschlag  ist 
viel  geschrieben  worden;  Artikel  im  günstigen  und  im  ver- 
urteilenden Sinne  füllen  die  Spalten  der  Fachliteratur  des 
letzten  Dezenniums;  auf  Mullerversammlungen  wurde  darüber 
heftig  debattiert,  die  Handelskammern  nahmen  Stellung ,  die 
Wissenachaft  beschftftigte  aich  mit  der  Ifaterie.  So  ist  es  eine 
wenig  dankenswerte  Aufgabe,  von  neuem  dazu  das  Wort  su 
nehmen;  es  sollen  daher  hier  nur  einige  wichtige  Argumente 
ihre  Besprechung  finden,  witbrend  solche,  die  offenbar  nur  aus 
agitatorischen  Gründen  herangezogen  und  aufgebauscht  sind, 
unberücksichtigt  bleiben  mOgen. 

In  den  Begründungen  der  Petenten  steht  das  Märchen 
von  der  durch  die  Schuld  der  GroBmUhlen  hervorgerufenen 
l^herprnduktion  stets  an  erster  Stelle.  Zur  Widerlegung  dieser 
Behau j>tung  ist  auf  die  im  sechsten  Kapitel  AhschTiitt  IV  der 
vorliegenden  Arbeit  enthaltene  Produktions-  und  Konsum- 
statistik ^  zu  verweisen,  deren  Er^^ebnis  war,  daß  eine  absolute 
und  dauernde  IJherproduktion  an  Mühlenfahrikaten  in  Deutsch- 
land tatsächlich  nicht  in  die  Erscheinung  tritt.  Der  weitere 
Vorwurf,  daß  die  GrofimUhlen  die  Produktion  in  unverant- 
wortlich weitgehender  Weise  an  sich  gerissen  hätten,  ist  durch 
die  früher  gegebene  Produktionsstatistik  gleichfalls  widerlegt 
Nach  diesen  Feststellungen  kann  aur  Behandlung  der  Umsatz- 
steuerfrage geschritten  werden.  Der  ganze  Plan  ist,  wie  schon 
gesagt,  den  Köpfen  der  Mittelmttlier  entsprungen,  und  er  hat 
zu  den  sonderbarsten  Vorschlägen  geführt.  Diese  bedürfen 
aber  keiner  Besprechung,  nur  sei  erwähnt,  daß  der  Vorschlag 
eines  offenbar  wenig  ernst  zu  nehmenden,  daftir  um  so  kühneren 
Petenten  dif^  SttMK-r  so  hoch  verl.in^te,  daß,  wie  er  selbst  nach- 
wies, die  Einnahmen  zur  allni;ililichen  Tilgnn«?  der  gesamten 
Üeichsschulden  ausreichen  wiinleu.  Es  seien  hier  lediglich  des 
Interesses  halber  die  Vorsehhif^ssatze  des  Verbandes  deutscher 
Müller  anixeführt,  die  nur  zur  lllu.strierung  dienen  sollen.  Denn 
es  wärt;  niüLiig,  sich  bezüglich  der  Steuerhühe  mit  den  Petenten 
zu  streiten,  ehe  überhaupt  die  Notwendigkeit  oder  auch  nur 
die  Berechtigung  der  ganzen  Steuer  erwiesen  ist  Der  Ver- 
band deutscher  Mflller  forderte: 
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1.  1  ^/o  Steuer  bei  einer  täglichen  Vermahlung  von  1  t 

2.  Darüber  wächst  die  Steuer  wie  das  Quadrat  der  Y€^ 

mahlungsmenge. 

3.  Die  Tagpsvermahlung  ist  zur  Bestimmung  der  Jahiet- 

voniialilung  mit  300  zu  multiplizieren. 
Nach  diesem  Vorschlage  würde  folgende  Steuer  Platz  greifen. 




«faDTO»- 

vemialilunp 
au  (ietreide 
in  Tonnen 

pro  Tag 
in  Tonnen 

1  ^  r\  n  11  o  Tt  nn  flP Tfci" 

X  Uli iiv;iiziiii^r 

•  QuadrAt 
der  Ta^es- 
▼ennahfung 

«panroa* 

S  M3*JICX 

Xonnenziffftr 

'-iAA  X>f.m 

mit  oUü  A  x|$. 
mtütipltsiert 
Mark 

pro  ■^ntS 

500 

1,67 

2,79 

8^ 

1  000 

2M 

ii.oy 

SV21 

0,0iVi;^ 

2  000 

ti,67 

11. -r^ 

l:W.47 

0.0(«H 

8000 

10.00 

lUi>,u0 

^00 

4000 

177,M9 

•  mo7 

ooias 

000 

1H,67 

277,89 

h:5-1,67 

0.0167 

10  000 

1  110.«9 

;i  :W2,67 

50  000 

27  77ii,ö9 

8amö7 

0,1660 

100000 

8833S 

in  108.89 

200  000 

444  488,89 

l  3;«  4(>'i,67 

800  UOO 

100U»U0 

1000000,00 

8000000,00 

1,00 

Diese  gegenüber  anderen  Vorschlägen  schon  stark  ge- 
mäßigten Steuersätze  sind  noch  so  hoch  gegriffen,  dnii  bei- 
spielövvi'ise  eine  Grüüiiiulile  von  vormals  50  0u0  L  Jalires- 
vermahlung  eine  Steuersumme  von  jährlich  etwa  8300U  ML 
aufbringen  soll;  nimmt  man  das  Aktienkapital  einer  aolchen 
Muhle  mit  2000000  bis  3000000  Mk.  an,  so  wttrden  von  der 
bisherigen  Dividende  2,77  bis  4^15  ^/o  als  Steuer  absuselian 
sein,  bei  größeren  Mtthlen  aber  noch  ein  progressiy  steigender 
Prosentsats.  Aber  die  Steuer  soll  nicht  nur  in  guten  JahreOr 
abo  in  Berücksichtigung  des  Geschilftsertrages,  sondern  ehe» 
als  VeiTiiahlungssteuer  auch  dann  gezahlt  werden,  wenn  die 
betreffende  Mühle  ohne  Gewinn  oder  gar  mit  Verlust  arbeitet; 
sie  soll  also  für  den  zu  treffenden  Großbetrip!^  vernichtend 
wirken,  und  diesem  bleiben  mm  bloß  zwei  Alternativen:  pr  soll 
den  Betrieb  entweder  ganz  einstellen  (das  wäre  den  Peient^^n 
das  liebste)  oder  weni,'j;sten8  auf  einen  beträchtlichen  Teil  de* 
bisherigen  Pr  uduklions^uantums  verzichten,  otler  aber  er  soll 
die  bedeutende  11  Steuersummen  auf  Geschäftsunkosten  setzen, 
sie  also  auf  die  Konsumenten  abwälzen  und  dadurch  eine 
starke  Mehlverteuerung  herbeiführen,  die  dann  den  KleinersB, 
die  keine  so  hohe  Steuer  su  entrichten  hätten,  zugute  kirne. 
Der  Erfolg  der  Steuer  würde  allerdings  iür  die  Mittehnühlen 
ein  bedeutender  sein,  wenn  es  tatafichTich  gelänge,  den  GroB- 
mühlen  den  Todessto6  zu  versetzen;  der  Nutien  wäre  für  dis 
Kleinmühlen  ein  negativer,  denn  die  von  den  Großmühlen 
freigewordenen  Produktionsquoten  warden  in  keiner  Weise 
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diesen  Kleinbetrieben  zufallen ,  sondern  lediglich  von  den 
Mittelmiihlen  übernommen  werden  ,  die  sich  einerseits  bis  zu 
einem  g'ewiäsen  Grade  ausdehnen,  also  selbst  kleine  Groß- 
raühlen  werden  würden,  und  die  anderseits  ihre  Zahl  dann 
durch  Neugriindungen  wesentlich  vermehrten.  Tritt  die  Ver- 
nicliiung  der  Großmühlcn  aber  nicht  ein,  wird  also  die  Steuer 
uberwälzt  und  erhöhen  sich  daraufhin  die  Mehlpreise,  so  ist 
der  Erfolg  für  Klein-  und  HittelmttUer  kein  nennenswerteri 
denn  ein  nur  wenig  erhöhter  Mahllohn  könnte  denselben  ja 
nichts  ntttasen,  um  ihren  behaupteten  „Ruin"  abau wenden. 
Nimmt  man  aber  jenen  Erfolg  an,  da6  eine  Produktiona- 
veränderung infolge  der  Steuer  eintritt,  dafi  also  die  Gro6- 
mühten  auf  einen  Teil  der  bisherigen  Vermahlung  zu  gunsten 
der  kleineren  Genossen  verzichten,  so  ist  die  Wirkung 
für  die  librigen  auch  niclit  sonderlich  glänzend,  denn  eine 
um  eia  Weniges  erhöhte  Vermahlungsquote  bri  sonst  ^Irlich- 
bleibendem  Mahllohn  könnte  die  Fetenten  ja  nicht  plütsdich 
reich  machen. 

Also  ein  Erfolg  bestände  nur  dann,  wenn  es  gelänge,  die 
Oroßmiihlen  zu  stürzen;  wird  den  bestehenden  GroßmOhlen 
die  Lebenskraft  wirklich  unterbunden,  so  wird  dieser  Vorgang 
nicht  ohne  Wirkung  auf  die  Importverhältnisse  bleiben;  es  ist 
ausgeschlossen,  daß  dann  die  ganze  Produktionaquote  an  die 
Mtttelmtthlen  fiele,  ein  bedeutender  Teil  geht  ohne  Zweifel  an 
das  Ausland,  dessen  Mehlimport  nach  Deutschland  hinein  sich 
bedeutend  steigern  müßte;  fremde  Importeure  wünschen  aber 
nichts  sehnlicher,  als  eine  Einfuhrsteigerung  nach  Deutsch- 
land; das  Ausland  trüge  idso  zweifellos  die  größte  Freude 
davon.  Wer  sind  nun  eigentlich  die  Petenten?  Man  geht 
fehl,  wenn  man  sie  in  der  Hauptsache  in  der  Reihe  der  Klcin- 
miiller  suchte;  sie  setzen  sich  im  Gegenteil  liauptsächlich  aus 
Mittelmiillern  zusammen.  Derjenige  Parlamentarier  \  der  sich 
in  niustergüiiiger  Weise  in  die  Materie  hineingearbeitet  hat, 
sagt  darüber:  „Man  darf  auf  Klagen  aus  Interessentenkreisen 
niemals  viel  Gewicht  legen,  aber  diese  Fctitiuii  der  rheinisch- 
westfülidcheu  Mühlenbesitzer  ist  doch  wohl  das  Stiirkste  an 
Unverfrorenheit,  was  seit  Zustandekommen  des  neuen  Zoll- 
tarifes  geleistet  worden  ist.  Leute,  die  Millionäre  sind,  deren 
Mühlenbetriebe  mit  gutem  oder  sehr  gutem  oder  doch  be- 
friedigendem Erfolge  arbeiten,  Vorstände  von  Aktiengesell- 
schafton,  die  fast  regelmäßig  ihre  10  ^/o  Dividende  geben, 
genieren  sich  nicht,  Ton  den  gesetzgebenden  Körperschaften 
Maßnahmen  au  verlangen,  durch  welche  ihnen  die  innere 
Konkurrenz  Tom  Halse  geschafft  werden  soll,  d.  b.  die  Groß- 


'  Gotholn,  Die  Vermahluugssteuer  für  Mühlen  und  die  progre8t«ive 
Besteuerung  der  Großbetriebe,  Berlin  1908,  S.  40. 
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mühlen  sollen  erdrosselt  werden."  Es  erscheint  unnötig,  eine 
eingehende  Wideile^ung  der  von  den  Patenten  vorgebrachten 
Gründe  hier  nochmals  zu  geben,  nachdem  dieselben  von  and-  rer 
Seite  genugsam  entkräftet  sind  ^ ,  es  seien  lediglieh  noch  die 
drei  verschiedenen  W  irkungen  auf  das  deutsche  Volk,  aul  die 
Staatskasse  und  auf  verwandte  Gewerbe  betrachtet. 

Wie  man  die  Sache  auch  wenden  mag,  die  Steuer  llnft 
Bchlledlicb  auf  eine  Erhöhung  der  Mehlpreise,  also  auch  der 
Brotoreiee,  hinaus.  Hierunter  leidet  das  gesamte  Volk,  in 
Sonaerheit  die  niederen  Klassen,  denn  eine  Brotpreiserhobung 
▼on  1  Pfg.  pro  Kilogramm  bedeutet  eine  jährliche  Mehraut- 
gabe von  150000000  Mk.  für  dieses  Nahrungsmittel ;  und  tat- 
sächlich kommt  bei  einzelnen  Vorschlägen  eine  £rii5hung  von 
t)  Pfg.  ftlr  1  kg  heraus.  Vom  Standpunkt  der  gesamten  Be- 
völkerung ist  der  ganze  Plan  also  scharf  zu  vr»nirteilen ;  denn 
das  deutsche  Volk  hat  kein  Interesse  an  der  Liener;  es  leidet 
bereits  schwer  unter  dt^r  Vertpnerung  der  übrigen  Nahrung>- 
mittel,  hat  also  um  so  mehr  ein  Hecht  darauf,  ein  qualitativ 
einwandfreies  Brolmehl  zu  billigen  Preisen  zu  erhalten  ^  und 
beide  Forderungen  hat  die  deutsdie  Mühlenindustrie  besonders 
durch  das  ausgleichende  Wirken  der  Grotimuhlen  bisher  in 
vollkommenster  Weise  erfüllt 

Die  Wirkungen  auf  die  Staatskasse  erscheinen  auf  den 
ersten  Blick  verlockend  oder  werden  wenigstens  Ton  den 
Petenten  als  glflnsend  hingestellt.  Aher  in  Wahrheit  liegt  die 
Sache  ganz  anders.  EiS  erscheint  selbstverständlich,  dafi  die 
G^rofimiihlen  für  die  schwere  Binbufie,  die  sie  erleiden  mttfiteD, 
in  voller  Höhe  zu  entschädigen  sein  würden ,  genau  so  wie 
jene  Indostriesweige  ^  die  aus  Gründen  der  Arbeiterfürsorge 
oder  aus  anderen  Motiven  staatlich  eingeschränkt  oder  lahm- 
gele<]:t  wurden.  Das  bedeutet  zun«*ichst  einmal  jjewaltige  Auf- 
wend  iiiiunn  für  das  lu-ich,  die  allerdings  spater  liiirch  die  ein- 
laufenden Steuerbetiagn  wettgemacht  werden  konnten.  Aber 
würde  das  letztere  wirklich  möglich  sein?  V^om  Standpunkte 
der  Steuergerechtigkeit  betrachtet:  niemals!  Es  ist  moralisch 
nicht  angängig,  daß  die  von  den  Großmühlen ^  also  nur  von 
einem  Teil  des  Gewerbes  aufgebrachten  Steuern  der  Staats- 
kasse xufliefien  sollten;  die  Ümsatssteuer  könnte  wohl  nur  als 
eine  rein  wirtschaftspolitische,  niemals  aber  als  eine  finans* 
politische  aufgefaßt  werden,  und  ihre  EinkQnfte  wttrdan  aleo 
nicht  für  staatliche  Zwecke^  sondern  lediglich  zum  Besten  des 
gesamten  MüHereigewerbes  zu  verwenden  sein.  Aach  dear 
wenig  beneidenswerte  Standpunkt  des  Reichsschatasekretirs 
möge  hier  kura  gestreift  sein :  Wird  die  Steuer  entgegen  allen 
sittifichen  Voraussetzungen  als  Finanaeinnahme  betrachtet,  so 


*  Vgl.  spätere  Literaturangabe. 
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muß  das  Bestreben  des  Schatzsekretärs  dabin  gehen,  mög- 
lichst viele  Großmühleu  vorhanden  zu  sehen ,  denn  nur  sie 
stellen  ihm  einträgliche  Objekte  dar,  sind  also  zu  iördern. 
Das  letztere  soll  dann  wieder  nicht  zulässig  sein,  weil  sich  ia 
die  Steuer  lur  Brachlegung  dieser  GroBhetriebe  betätigen  soll. 
Man  kommt  bei  der  Beurteilung  yon  einem  Widersinn  cum 
anderen. 

Bezüglich  der  Wirkung  auf  verwandte  Gewerbe  ist  zu 
sagen,  dafi  die  Steuer  den  hochentwickelten  deutschen  Muhlen- 
bau  ganz  besonders  empfindlich  schädigen  müßte.  Es  liegt  in 
der  Natur  des  ausgesprochenen  Großbetriebes,  daß  gerade  er 

in  der  Erprobung"  neuer  Erfindungen  und  Maschinen  voraus- 
eilt, daß  alüo  er  den  Mühlen bauanstalten  die  unifan^rpichste 
und  technisch  wertvollste  Arbeit  schafft.  Ebenso  cliirttf  die 
»Steuer  den  Interesöen  der  Lanchvirtschaft  zuwiderlaufen,  wenn 
auch  heute  der  Plan  uii  verständlicherweise  bei  den  Konser- 
vativen starke  Unterstütz un^  findet.  Es  ist  oben  gesagt,  daß 
ein  Steigen  der  Mehleintuhr  zu  erwarten  wäre;  daraus  wiii-de 
ein  geringerer  Bedarf  an  Inlandsgetreide  entstehen  und  die 
Landwirtschaft  wäre  der  leidtragende  Teil :  femer  aber  würde 
sie  durch  verteuerte  FuttennitteTpreise  fühlbar  leiden.  Schon 
heute  ist  Deutschland  zur  Deckung  seines  Kleiebedarfs  von 
4250000  Tonnen  genötigt,  etwa  750000  Tonnen  aus  dem 
Auslande  zu  beziehen,  und  die  Stimmen,  die  ein  Eleieausfuhr* 
verbot  wünschen,  mehren  sich.  Eine  weitere  Schwächung 
der  Inlandproduktion  kann  der  Landwirtschaft  also  nicht 
erwünscht  sein. 

Nim  noch  einifre  ^^'^^tc  ii!)er  die  \\  irkung  von  Groß- 
und  Klcinmühlen  im  Knegstal]*',  die  von  den  Petentf^n  heran- 
gezoiren  wird,  weil  es  bei  egtjistischen  Wünschen  immerhin 
gut  klingt,  den  Altruismus  zu  gunsten  von  Vaterlands- 
rücksicliten  reden  zu  lassen.  Man  behauptet  aUo,  clali  nur 
die  MitLehuLihlen  in  der  Lage  seien,  die  Ernährung  des  Volkes 
im  Kriegsfalle  zu  gewährleisten.  Aber  im  Kriegsfalle  ist  die 
Gröfie  der  Mahlen  absolut  unwichtig ;  die  Hauptsache  ist,  dafi 
Überhaupt  solche  vorhanden  sind  und  dafi  man  Getreide  zur 
Vermahlung  hat.  In  letzterer  Hinsicht  werden  die  Grofi- 
mühlen  sich  mehr  bewähren,  denn  sie  unterh;dtcn  gezwungener- 
maßen enorme  Speicher  mit  Vorräten,  an  die  Kleinmttller  nicht 
denken  können.  Aber  auch  diese  Lager  werden  sehr  bald 
erschöpft  sein,  und  dann  wird  der  Großmüller,  der  den  Welt- 
markt ganz  anders  übersieht  als  sein  kleinerer  Genosse,  schnell 
fUr  Ersatz  sorgen  können,  was  dem  kleinen  unmöglich  ist. 
An  eine  Aushungerung  wer(U'ii  dio  Petenten  selbst  nicht 
glauben ,  denn  heute  dauern  Kriege  nicht  mehr  jahrelang. 
Deutschland  würde  zunächst  seine  Erntevorräte,  danach  seine 
Vielireserven  haben  uuci  wähl  von  allen  der  vielen  Grenz- 
länder und  Wasserwege   nie  und   nimmer  gleichzeitig  ab- 


152 


XXiV.  4. 


gescUoBsen  sein«  Die  Sclireckbilder  In  dieser  Benehme 
werden  also  wenig  Gläubige  finden. 

Der  Unuatssteaervorschlaff  ist  friYol  und  daher  in  jeder 
Form  abzulehnen,  wie  es  von  Mohr ^,  Fromm'  und  Gothein*, 
sowie  seitens  der  Mehrheit  der  deutschen  Hnndelskammem 
geschehen  ist.  Und  zwar  sind  von  84  Handelekammeni,  die 
die  Frage  behandelten,  5  kleinere  Kammern  der  Forderaog 
nach  einer  Umsatzsteuer  beigetreten,  wahrend  79  diesflbp 
abgelehnt  haben;  diese  letzteren  Kammern  8tellp]i  aber  ge- 
wichtige Stimmen  dar,  denn  unter  ihnen  beiluden  sich  gerade 
die  bedeuteudsteO)  wie  z.  B.  jene  von: 


Altona, 

Berlin, 

Bochum, 

Brandenburg, 

Bremen, 

Breslau, 

Bromberg, 

Clu'iiinitz, 

Danzig, 

Dortmund, 

Düsseldorf, 


Elberfeld, 

Essen, 

Halle  a.  d.  S., 

Hambuig, 

HannoYer, 

Kassel, 

Königöbergi.Pr., 

Leipzig, 

Lübeck, 

Ludwigshafen, 

Msigdeburg, 


Mannheim, 

München, 

Oppeln, 

Plauen  i.  V., 

Posen, 

Potsdam, 

Ruhrort, 

Saarbrücken, 

Straßburg  i.  EU. 


Ferner  sprechen  sich  neuerdings  sämtliche  Verbände  der 
Brotfabrikanten,  der  Bund  der  Industrieileu,  die  ZentraUtelle 
zur  Vorbereitung  von  Handelsverträgen  und  der  Bund  Süd- 
deutscher Industrieller  dagegen   ans.    Zum  Schlüsse  sei  die 
Resolution  hier  wiedergegeben,  die  der  Verein  Berliner  Kauf- 
leute und  Industrieller  im  Jahre  1899  an  den  Reichstag  ge- 
richtet hat;  sie  lautet:  ^l)er  Antrat:  des  Verbandes  deutscher 
Müller  greift   über    seine    {iniiii/.politiochen    Zwecke  hinaus 
empfindlich  in  den  privaten  und  legitimen  Wettbewerb  der 
einzelnen  Unternehmer  ein.    Er  stellt  ersprießliche  Betriebs- 
fortschritte  su  gunsten  wirtschaftlicher  und  technischer  Rfick- 
ständigkeit  unter  Strafe.   Damit  wird  auch  die  Entwicklung 
des  deutschen  Gewerbes  auf  Kosten  seiner  Wettbewerbafthig- 
keit  im  In-  und  Auslande  zum  Schaden  der  Gesamtheit  be- 
droht.  Bei  Annahme  des  Antrages  würde  zugleich  der  Ver- 
kehr des  notwendigen  Nahrungsmittels  erheblich  vertenort 
werden.    Der  Vorstand  des  Vereins  Berliner  Kaufleute  urtfi 
Industrieller  richtet  daher  an  den  Reichstag  die  Bitte,  dem 


1  Ygl.  Hohr,  Die  Entwicklung  des  GhroBbetriebes  in  der  Oetmds* 
mailerei  Deutschlands,  s  f;9-27S. 

-  Yp].  Fromm,  Das  Miihlcngewerbe  in  Baden  und  tn  der  Bkdo- 
ptaiz,  Karlsruhe  li#07,  8.  löü— 152, 

*  VgL  Gothein,  Diu  Vermahlungsetsner  ffir  Btthlen,  m.  s.  0.« 
S.  61--6.S: 
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Antrage  de»  VerbaiKleü  deutscher  Müller  keine  Folge  zu 
geben."  —  In  Bayern  ist  eine  M  llilenumsatzsteuer  auf  Be- 
treiben der  Mittelätandspolitiker  geöciiatien  worden;  sie  belegt 
die  Vermahlung  mit  einer  Steuer  von  6 — GO  Pfg.  pro  I  t 
Oetrdde.  Diese  Steuer  hat  sich  Dicht  bewährt,  den  kleinoi 
Mühlen  hat  sie  nichts  gentltzt,  den  Mittelmflhlen  bezüglich  der 
Konkurrensfilhigkeit  nur  geschadet.  Sie  wirkt  als  Einfuhr- 
prämie und  die  kleinen  MQhlen  kaufen  das  zur  Verbesserung 
ihrer  Produkte  nötige,  aus  ausländischem  Getreide  hergestellte 
Mehl  von  den  nichtbayerischen  Mühlen.  Die  Steuer  hat  sich 
in  einem  solchen  Maße  unzweckmäßig  gezeigt ,  daß  sie  ver- 
einzelt suspendiert  wird  und  die  Veranlagung  wieder  wie 
früher  nach  dem  Krtrairf;  des  Unternehmens  geschieht*. 
Hiermit  möge  die  Besprec  hung  der  Umsatzsteuerfrage  erledigt 
sein.  Der  Vertasser  ist  sich  wohl  bewußt,  hier  keine  an- 
nähernd erschöpfende  Darstellung  gegeben  zu  haben;  das 
war  aber  auch  —  als  über  den  Rahmen  der  vorliegenden 
Arbeit  weit  hinausgehend  —  gar  nicht  angestrebt;  vielmehr 
sollten  nur  die  besonders  wichtigen  Punkte  beleuchtet 
werden,  was  aber  sur  Ablehnung  der  ganaen  Steuer  völlig 
genügen  dttrfte. 

Lediglich  der  Vollständigkeit  wegen  wird  nun  noch  der 
neuere  Kontingentierungsvorschlag  erwähnt,  der  den  Mühlen 
ihren  heutigen  Umsata  steuerfrei  belassen,  jede  Erhöhung  des 
Vermahlungsquantums  aber  mit  einer  staffelfbrmigen  Umsatz- 
steuer belegt  wissen  will.  Die  Berechtigung  dieses  Vor- 
schlages ist  ebensowenig  einzusehen ,  da  auch  er  von  dem 
Trugschluß  einer  angeblichen  Uberproduktion  einerseits  und 
von  dem  Irrtum  anderseits  aust^elit,  daß  an  der  Mciiiu  i^uKm 
Lage  des  deutschen  Mühlergcw ci  hes  geradf  der  ( iruldjctrifd) 
die  bciiuld  trüge.  Würde  iii;iri  dem  Vorschlage  überh.uipl 
nähertreten  wollen,  so  müßte  /.um  alki mindesten  der  Export 
steueriici  bleiben  und  der  iSteucrsatz  wäre  in  vernünftigen 
Grenzen  zu  halten.  Die  Einkünfte  müßten  dem  gesamten 
Mtthlengewerbe  zugute  konunen;  die  Betroffenen  wären  ent- 
sprechend zu  entschädigen.  Aber  man  mufi  immer  wieder  die 
Frage  erheben,  wieso  eine  Hemmung  der  Grofimühlen  be- 
rechtigt ist;  und  da  diese  Berechtigung  nach  allem  früher 
Gesagten  nicht  zu  erweisen  ist,  so  ist  auch  dieser  Kontin- 
gentierungSTorschlag  abzulehnen. 

In  neuerer  Zeit  hat  man  innerhalb  des  Gewerbes 
viel  von  Erwägungen  über  die  Organisation  von  Verkaufs- 
yereinigungen  gehört,  es  hat  sich  ein  Ausschuß  für  die  Vor- 

<  So  bei  der  Ludwif^liafener  WalemQhle;  nähere  Angaben  bei 
Fromm,  Dhs  Mühlengewerbe  in  Baden  und  in  der  Rh(>inpfalz ,  Karls- 
ruhe 1907,  B.  151.  Vgl.  anch  Gtotbein,  Die  YermahlaagBateuer  für 
Mübleut  a.  a.  0.«  S. 
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bereitung  von  solchen  Zusammenschlüssen  gebildet,  dem  Äo> 

Seh^rige  aller  dentscheii  MttUerrerblliide  beigetreten  sind,  nnd 
er  sich  dann  Prof.  Dr,  Ruhland  in  Berlm  als  Mitarbdtsr 
sicherte.  Der  Ausschafi  liefi  eine  Schrift  erscheinen,  in  der 
er  positive  Vorschläge  macht*.  Die  Konkurrens  im  Mühlen- 
gewerbe soll  danach  beseitigt  werden,  und  sn  diesem  Zwecke 
sollen  die  einzelnen  Malier  nicht  mehr  selbst  fllr  den  Vertrieb 
ihrer  firseugnisse  sorgen;  es  soll  eine  das  ganse  Reich  um- 
fassende Verkaufsorganisation  geschaffen  werden .  die  den 
Markt  von  Überangeboten  frei  hält  und  die  als  ^volkswirt- 
achattlicli  naciiteilip^"  hozeiclmeten  Fernverkäufe  be?j<MT'L:i. 
Diese  Keiclisverkaufsor^aniöHtion  soll  sich  auf  einer  Reibe 
lokaler  Verbände  aufbauen,  es  soll,  mit  anderen  \S  orten,  ein 
Verkauiökartell  aller  deutschen  Muhlen  gebildet  werden.  Der 
Vorschlag  ist  sicher  nach  verschiedenen  Seiten  liiii  vorzüglich 
durchdacht  und  sehr  beachtenswert.  Der  Verfasser  freilich 
hält  diese  Ideen  vorUufig  noch  fUr  Utopien ,  und  awar  nicht 
einmal  für  schöne  Utopien,  denn  Mehl  eignet  sich  trots  aller 


auch  Vertreter  der  GrofimflUerei  sich  an  der  Aosschudarbeit 
beteiligten  und  daß  tlberhanpt  einmal  ein  positiver  VorscUsg 
gemacht  wurde,  ist  sicher  erfreulich;  doch  hat  es  den  Ad* 
schein,  als  ob  diese  Beteiligung  nur  geschah,  um  von  iwei 

Übeln  das  kleinere  zu  wählen.  Aus  voller  Überzeugung 
konnten  die  Oroßmüller  und  die  größeren  ^littelmUller  eigent- 
lich nicht  mittun,  denn  eine  Kontingentierung,  die  hier  j» 
unerläßln  Ii  wäre,  muß  ihnen  durchaus  nnnvmpathist'h  sein. 
Die  Zukunft  hat  zu  lehren,  wie  weit  die  Vorst  lila*,^»^  des  Aus- 
schusses» VVirkliclikeit  werden  urid  wie  sie  aut  da»  Ergehen 
der  Müllerei  einwirken,  das  eine  Unsympathische  können  sie 
nicht  verleugnen:  auch  sie  wolleu  wirtschaftliche  Unabliängig- 
keit,  autonomes,  schnelles  und  geistesgegenwärtiges  Handeln 
in  wirtschaftliche  Qebundenheit  verwandeln,  and  dafi  letstere 
durchaus  nicht  immer  die  erwarteten  heilsamen  Folgen  trägt, 
das  sieht  man  meistens  erst,  wenn  diese  unangenehmen  Folgen 
schon  eingetreten  sind. 

Zur  Beurteilung  dieser  für  das  ganze  Deutsche  Reich 
geplanten  Verkaufsorganisation  ist  es  lehrreich,  wiederum  die 
englischen  Verhältnisse*  zu  betrachten.  An  früherer  Stelle 
war  die  in  England  beobachtete  starke  Großbetriebsentwicklung 
bespmrlien ,  die  natürlich  bald  eine  Konzentration  der  Ht'- 
triebe  oder  wenigstens  die  Bildung  von  Abkomm*'n  idier  die 
Preise  wünschenswert  maciien  mußte.    So  entstand  schon 


1  Übn  die  Organiflation  von  Verluraftveremignngeti  der  dentwlm 

MüUer.    Berlin  1907. 

*  Vgl.  Macrosty,  The  trust  Movement  in  British  lodustrv,  Loadoa 
1907.  Chapter  VIII:  „6rain-MiUiiig%  S.  218—220. 
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1873  die  Sheffield  -  Assoctation ,  187H  folgte  die  London- 
Association,  1^97  die  Kent-Association.  Sie  stellten  zun  Ii  eh  st 
8oc;enannte  KoTulitionenkartellc  dar,  regelten  also  die  Ver- 
kautöbedinguugei».  So  schaffte  die  Kent-Association  auch  die 
bisher  allgemein  an  die  Abnehmer  gegebenen  Weihnachts- 
geschenke ab;  die  London  -  Association  setzte  die  Lieferungs- 
frist der  Ware  auf  vier  Monate  uiid  die  Zalilungsfrist  auf 
einen  Monat  fest.  Die  National- Association  war  in  derselben 
Richtang  tätig  und  im  Jahre  1898  brachte  sie  sogar  ihre 
National -Sale- Note  heraus,  die  von  Bäckern  und  Konditoren 
und  darauf  von  vielen  Lokalassosiationen  akzeptiert  wurde. 
In  dieser  Abmachung  wurden  die  Quantitäten  geregelt  und 
die  Lieferungsfrist  auf  drei  Monate  festgesetzt,  wenn  auf  dem 
Kaufkontrakt  nicht  eine  frühere  Lieferung  ausbedungen  war. 
Die  Zahlungsfrist  sollte  einen  Monat  betragen,  die  Zahlung 
selbst  aber  auf  des  Verkäufers  Wunsch  vor  Lieferung  der 
Ware  erfolgen;  schh'eßlich  wurden  Durchschnitt^^qualitUten 
normiert  und  ein  Schiedsgericht  für  Streitfraj^^oii  ^M\sch.iffen. 
Alle  diese  Bestimmungen  waren  aber  nicht  genügend  wirk- 
sam, man  schloß  also  Preiskartelle.  Die  im  Jahre  1000  ge- 
gründete London-Flour-Millers-Association  setzte  nun  wüt  hent- 
lich  die  Preise  für  die  Mehlaorten  „London  Whites'*  und 
yTown  Households"  fest  und  veröffentlichte  sie  in  der  Tages- 
presse;  das  waren  aber  keine  pflichtmäfiigen  Minimum-, 
sondern  nur  Musterpreise.  Und  in  ähnlicher  Weise  ging  die 
im  Jahre  1899  gegründete  North -Eastem- Millers -Association 
vor.  Aber  diese  Preisassoziationen  haben  sich  nicht  so  be- 
währt, wie  erwartet  wurde;  Macrosty  führt  die  Meinung  des 
GroßmUUers  Mr.  Rank  an,  der  darlegt,  daß  bei  der  Preis- 
festsetzung  zunächst  die  kleinen  Müller  zu  berücksichtigen 
sind,  die  ja  verdienen  müssen.  Dif»  festgesetzten  Preise  sind 
also  dann  glänzende  für  die  Großmüllerei,  die  ja  bedeutend 
billiger  produzieren  kann.  Dieser  hohe  Preisstand  bezw. 
Verdienst  der  Großmüller  zieht  die  Auslandskonkurrenz  heran; 
will  die  inlandische  Großmüllerei  nicht  leiden,  so  muß  sie 
die  Preise  ermäßigen,  also  die  Abmachungen  brechen.  L>ie 
North  -  Eastern- Millers- Association  wurde  auch  wirklich  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Preiskartell  aufgehoben  und  besteht  nur 
oominell  noch  fort.  Anstatt  fester  Preisassosiationen  schlilgt 
Macros^^  awaoglose  offene  Aussprache  besüglich  der  Preise 
swischen  den  Mflllem  vor,  una  diese  Aussprache  soll  in 
lockeren  Verbänden  stattfinden. 

Die  Ergebnisse  dieser  Betrachtung  mttfiten  eine  Warnung 
fUr  die  deutschen  Mttller  sein,  die  geplante  Reichsorganisation 


* 

^  Vgl.  Macrosty,  The  trust  Movement  in  Britieh  Industiy,  London 
1907.  Chapter  VIIl:  „Qnun-MilUDg«,  Ö.  221. 
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wirklich  altzu^chließen.  Die  Interessen  der  Einzelnen  sind  jn 
im  Uüutäclitii  Reich  noch  viel  verschiedener  als  in  huj^Uud, 
und  es  dürfiti  daher  völlig  aussichtslos  sein ,  die  Verkaufs- 
Organisation  praktisch  so  zu  gestalten,  daß  sie  die  gerechleii 
Ansprüche  der  Mehrheit  unter  den  ▼erachiedenen  Müllem  auf 
die  Dauer  und  in  einer  die  Konsumenten  nicht  schädigenden 
Weise  erfUUen  könnte.  Man  hat  sich  also  Ton  dem  theoretisch 
gewifi  weitgehend  erwogenen  Plane  keine  allsu  großen  Er- 
Wartungen  zu  machen. 


^    ..L  o  i.y  Google 
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Die  Arbeiteriiiteressen. 

Auf  den  vorstehenden  Seiten  ist  bisher  nur  von  den 
Interessen  cl^r  T'^nternehmer  die  Rede  gewesen;  es  erscheint 
nur  billig,  nun  zum  kScliluß  auch  die  Lohnverhältnisse  und 
Arbeitsbedingungen  der  Angestellten  etwas  näher  zu  be- 
trachten. Allerdings  kann  es  hier  nicht  die  Aufgabe  sein, 
ein  erschöpfendes  Bild  von  allen  im  deutschen  Mtlhlengewerbe 
g'ezahlten  Löhnen  zu  geben;  ebenso  ^viirde  es  zu  weit  führen, 
die  Lohnstatistiken  einzeluer  Muhieii  und  ganzer  Gruppen  iu 
allen  Einzelheiten  aufzuzählen ;  vielmehr  soll  nur  ein  allgemeines 
Bild  von  der  Lage  der  Mühlenarbeiter  gegeben  una  gezeigt 
werden,  wie  die  QrOfie  des  Betriebes  auf  die  Lohnzalüen  ein- 
wirkt Zunttchst  ist  festsastelleD,  dafi  man  sieb  im  deutschen 
Muhlengeirerbe  bisher  nur  wenig  mit  den  Problemen  der  ver- 
schiedenen Lohnungsmethoden  befaßt  hat;  Prämien  sind  nach 
des  Verfassers  Wissen  nirgends  in  Aufnahme  gelangt,  ebenso- 
wenig die  verschiedenen  Arten  der  Gewinnbeteiligung,  für  die 
ja  hier  auch  jede  Veranlansung  und  Grundlage  fehlt.  Die 
Unterschiede  in  der  Entlohnung  sowohl  wir»  in  der  tUglichen 
Arbeitt^zeit  sind  so  n^rf)ße ,  daß  die  Betraclituiig  am  besten 
gleich  nach  der  Betriebsart  eingeteilt  wird.  Nach  eingezogenen 
Erkundigungen,  deren  Ergebnisse  die  Untersuchungen  von 
Mohr'  und  von  Graack*  völlig  bestätigen,  sind  die  Verhält- 
nisse etwa  folgende:  In  den  Kleinbetrieben  kommen  als  Arbeits- 
kräfte nur  Lehrlinge,  von  denen  jedoch  hier  abgesehen  werde, 
und  MttllergeseUen  in  Betracht  Die  Gesellen  haben  natürlich 
^udz  verschiedene  Arbeitszeiten,  je  nach  der  Jahreszeit,  der 
Beschäftigung  der  Mühle,  der  Wittemng,  den  Wind-  und 
Wasserrerhliltnissen.  Hier  spielt  neben  dem  Geldlohn  noch 
der  Naturallohn  eine  gro6e  Rolle;  meist  tritt  er  in  Ver- 
bindung mit  dem  Geldiohn  auf;  allgemein  werden  folgende 
Angaben  zutreffen: 

1  Vgl.  Mohr,  Die  Entwicklung  des  GroBbetriebes  in  der  Getreide- 
mflUerei  Deut^clilands,  S.  215—205. 

*  Graack,  Die  Entlohnungsmethoden  im  deutschen  Mühlen- 
gewerbe. (^Allgemeine  dentoche  Mfiblenseitong",  1907,  Nr.  8.) 
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Landes  teil 

Arbeitsdauer 
nro  Tiur 

r  "   •■•  •*© 

Stunden 

Lohn 
Dro  Taff 

Mark 

Kost 
und  Logis 
pro  Tag 
Mark 

Jahre?«- 
verdion>t 

sirka  Mark 

Süddeutscbland  . 

14— 16,  Ott  mehr! 

1,00—1,50 

1,00 

700 

Südweatdeutsch- 

land  .... 

14-16  ,  , 

0,90—1,40 

1,00 

650-700 

Ostdeutschland  . 

1,00—1,50 

1,00 

700 

Nordweatdeutsch- 

Uuid    .  *  .  . 

14-16    r,  r, 

1,25-1,75 

1,00 

700-fiOO 

Über  die  Arbeitsbedingungen  ist  su  sagen,  dafi  dieMlben 
in  diesen  Kleinbetrieben  ungesund  sind:  die  Leute  sind  sk 
Staubarbeiter  su  betrachten,  denn  es  ist  ohne  weiteres  Tsr- 
stftndÜchy  dafi  die  kleinen  Besitzer  keine  Maschinen  zur  Staab- 
absaugung  anschaffen  und  im  Betrieb  halten  können.  Aber 
von  der  Staubentwicklung  abgesehen,  arbeiten  diese  Arbeiter 
oft  in  der  schlechtesten  und  ▼erbrauch testen  Luft.  Die  Arbeits 
räume  sind  eng  und  meistens  sehr  dunkel,  da  für  Fenster  und 
für  genügende  Lüftung  nicht  gesorgt  wi^rd^^n  k.-nin.  Am 
schlimmsten  sind  die  Verhältnisse  im  Übergang  zum  Winter, 
im  Winter  selbst  und  im  Frühjahr,  denn  dann  findet  eiae 
Lüftung  eigentlich  nur  durch  das  notwendige  Offnen  und 
möglichst  schnelle  Schließen  der  Tür  statt.  Der  Mahlraure 
dient  zugleich  als  Lagenauiu,  die  oft  feuchten  Getreidosäckt 
stehen  lange  Zeit  in  der  Mühle  umher,  die  W'eizenkuime  ver- 
breiten einen  schlimmen  Geruch,  und  so  weht  dem  ein* 
tretenden  Fremden  aus  solchen  Räumen  häufig  eine  Luft  snt- 
gegen,  die  ihn  asurOckschaudern  lädt  Oft  haben  die  Qesellen 
ihr  Nachtlager  einfSaeh  in  einer  Ecke  auf  ein  paar  Säckeo, 
die  selten  fortgenommen  werden ,  und  Uberhaupt  herrsclit  ir 
diesen  Räumen  geringe  Sauberkeit.  Der  Fufiboden  ist  viel- 
fach feucht,  der  Staub  bildet  eine  schlüpfrige  Mass-,  die  den 
Gesellen  leicht  ausgleiten  läßt;  ebenso  gefährlich  ist  der  oft 
beobachtete  Mangel  an  Schutzvorrichtungen ,  die  schlechte 
Beschall'enheit  steiler  Treppen  usw.  Ferner  ist  der  ^\<va\< 
gefährlich,  der  beim  Scharfen  der  alten  Mühlsteine  entstehi 
und  die  Atmungsorpme  st^irk  angreift,  ganz  abgesehen  von 
den  bei  diesen  Vorrichtungen  so  liäufigen  Verletzungen,  be- 
sonders der  Augen.  Bedenkt  mau  noch,  daß  der  Müll-^rge^ellc 
gerade  bei  schlechtem  Wetter  oftmals  am  Tage  und  in  der 
Nacht  hinauslaufen  muß,  um  nach  dem  Wehr  oder  nach  dem 
Wind  zu  sehen,  so  ist  es  nicht  mehr  erstaunlich ,  dafi  die 
Arbeiter  in  den  Kleinmühlen  meist  elend ,  oft  gendesu  er 
schreckend  krank  aussehen  und  dafi  die  Lungenschwindsucht 
und  andere  Krankheiten,  besonders  noch  Rheuma  und  Gicht 
sowie  Katarrhe  jeder  Art,  hier  beunruhigend  häufige  Gisle 
sind.  Die  Arbeiter  empfinden  das  natürlich  selbst  am  besten; 
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um  auch  ihr  Urteil  zu  hören,  mag  hier  folgende  Äußerung 
des  Verbaudea  deutacher  MUhlenarbciter  angeführt  sein ,  die 
anläfilich  der  BespreoliQDg  mer  auf  der  Nürnberger  Aus- 
atellang  1906  au^gesteUton  Eleinmilhle  in  dem  Verbandsorgan 
erschienen  ist:  ,|Wenn  die  Besucher  6w  Ausstellung  von 
der  Leistungsfthigkeit  der  bayerischen  MttUerei  aufklärende 
Kenntnis  erlangen  sollen^  hätte  man  eine  Mühle  erbauen 
müssen,  wie  sie  in  Wirklichkeit  in  Hunderten  von  Fällen  in 
Bayern  vorhanden  sind.  £ine  Mühle,  wohinein  die  Sonne 
nicht  kommen  kann,  wo  jahrelang  alter  Staub  und  Spinn- 
gewebe auf  Decken,  ^^^1nden  und  DnrdizUgon  lagern,  wo  d^' 
»Steine  und  Beutelkästcii  noch  die  Hilt'sraittel  der  Mchlerzeugung 
darbtcileu  und  in  ciuem  iiristi  ren,  ütaubig  -  feuchten  Loch  die 
Lagerstätte  der  Gesellen  t^ieh  befindet  .  .  .  Von  Filterkästen, 
Bürstenachnecke,  Plansichter  usw.  weiß  man  niclits  in  den 
Kloinmühlen,  wohl  aber  in  den  Mittel-  und  Großmühlen  und 
in  der  Ausstellungsmiihle/  Ein  Räsonuement  über  die  ^^ach- 
lässigkeit  oder  Schuld  der  Besitser  wäre  wenig  gerecht- 
fertigt; es  ist  fUr  die  Mehrzahl  derselben  ia  unmöglich ,  hier 
genügenden  Wandel  zu  schaffen.  Die  objektive  Betonung  der 
|;eschilderten  Tatsachen  ist  bei  der  Betrachtung  der  Arbeiter- 
interessen aber  unentbehrlich  gewesen.  Das  bisherige  Resultat 
war  also  einerseits  geringer  Lohn,  anderseits  äufierst  aus- 
gedehnte Arbeitsseity  verbunden  mit  ungesunden  Lebens- 
bedingungen. Hinzu  kommt  noch^  daß  die  Arbeiten  in  den 
Kleinmühlen  für  den  Müllergesellen  die  schwersten  sind.  Er 
ist  dort  eben  Miidi-lien  fiir  alles,  hat  Acker,  Vieh,  Pferd, 
Mühle  und  den  Transport  des  Kornes  auf  den  Rüttelschuh  usw. 
zu  besorgen.  Kr  ist  zugleich  noch  La6tträ«,^er,  denn  Vorrichtungen 
für  Horizontal-  und  besonders  für  Vertikal! ran sport  fehlen  in 
Kieinmühleii  in  der  Kegel  gäuzlich.  Jedem  niit  den  höheren 
Aufgaben  und  Idealen  der  Technik  Vertrauten  gilt  aber  als 
eine  der  ersten  Forderungen  die  folgende:  Zu  der  niedrigsten 
aller  Arbeiten,  zum  geistlosen  Schleppen  von  Lasten  sind  keine 
Menschen  zu  yerwenden;  für  diese  Arbeiten  ist  su  allererst 
die  Maschine  am  Platze. 

Schliefilich  sei  kurz  bemerkt,  daß  der  in  der  vorstehenden 
Tabelle  angegebene  Lohn  pro  Tag  durchaus  nicht  immer  als 
fester  Tagelohn  zu  betrachten  ist.  Es  gibt  noch  häufig  FÄlle, 
in  denen  die  Gesellen  vom  Meister  lediglich  Kost  und  Logis, 
ihren  Oeldlohn  aber  in  Form  eines  Trink-  oder  Mahlgeldes 
von  den  Mahlgästeu  erhalten:  und  zwar  ist  diese  letztere 
Lohnform  besonders  in  den  Lohnniiihlen  in  llbung.  Auch 
ein  primitives  Akkordlohnsystem  ist  oiL  in  AnwtMulung;  der 
Geselle  bekommt  dann  einfach  pro  VVispd  des  verniahlenen 
Getreides  seinen  bestimmten  Lohnsatz  und  ist  nun  tiaran 
interessiert,  daß  keine  Stockungen  eintreten.  Diesen  Akkord- 
lohn findet  man  besonders  in  kleinen  Wind-  nnd  auch  Wasser- 
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mühlen,  vorwiegeud  dann,  wenn  sie  im  Nebenberuf  betrieben 
werden,  der  Besitser  also  wfthrend  dee  gmoien  Tages  sich  um  die 
Mallere!  nicht  kümmern  kann  oder  wenn  er  persönlich  ntchti 
davon  versteht.   In  Windmühlen  ündet  anch  das  sogenannte 

Meistersohnsyijtem  Anwendung,  welches  darin  besteht^  dafl  der 
Sohn  des  Müllermeisters  einerseits  als  Geselle  arbeitet,  ander- 
seits aber  in  Akkordlohn  steht,  weitere  Gesellen  anstellen 
kann  und  diese  dann  mit  von  seinem  Akkordlohn  bezahlt 
Dieser  Müllcrsohn  ist  dann  der  eigentliche  Betriebsleiter,  Ge- 
selle und  Akkordfirhoiter  in  einer  Pprson. 

In  der  Katc'^^oric  (ier  Mittolnuihlen  sind  zwei  Arten  zu 
unterscheideil,  erstt  ns  die,  welche  sicii  in  Betnebstorm,  Arbeit»- 
h)lin  imd  Arbeitsbedingungen  eng  an  die  Verhältnisse  der 
Kleimiiüllerei  anschließt,  und  jene,  die  technisch  und  teilweise 
auch  kaufmäninsch  hochstehend  sich  den  Verhältnissen  der 
GroßmUUerei  zuneigt,  sich  aber  von  letzterer  immerhin  doreh 
Lohnhöhe  und  Arbeitsdauer  erheblich  unterscheidet.  In  den 
auf  der  Höhe  stehenden  Mittelbetrieben  greift  mehr  and  mehr 
der  Geldlohn  als  einaige  Lohnform  Plata,  wenn  es  auch  heute 
noch  zahlreiche  Betriebe  gibt,  die  Naturallohn  mit  Geldlohn 
verbinden.  Im  allgemeinen  werden  folgende  Angiaben  so- 
treffen: 


Gattung  der  Arbeiter 

Arbeits- 
dauer 
pro  Tag 

Standen 

Lohn  pro  Tu^ 
Süddeutach- j  Ostdeutsch- 
land      1  land 

Mark 

in 

Nordwest- 
deutschlanö 

Walzenführer    .  . 
UnttTmuller  .    .  . 
Speiciierarbeiter 
Msschinisten  .  .  . 
Kutscher  .... 

nach  Bedarf 

2,00   2,50  1,90—2,30 
1,80-2,80  1,70-2,20 
2,50-3,00  1,60-2,00 
2,70-^20  2,90—2,70 
2,00-2,50  1,80-2,25 

2,50-3,00 
2,30—2,80 
2^-3.00 
2,50—230 
2,30-2,00 

In  diesen  Werken  sind  die  Arbeitsbedingungen  schon 
wesentlich  bessere.  Zwar  kann  auch  der  MittehnttUer  nicht 
fttr  annähernd  erreichbare  Staubfreiheit  sorgen^  aber  immerhin 

ist  infolge  der  Verwendung  besserer  und  modernerer  Maschinen 
die  Staubentwicklung  bedeutend  geringer  als  in  den  Klein- 
mUhlen,  und  man  findet  allgemein  Räume  mit  Fenstern  and 
Luftklappen,  die  nicht  —  wie  zuweilen  bei  KleinmUhlen  —  fest 

verschratibt  oder  gar  nicht  zum  Offnen  eingerichtet  sind,  die 
vielmehr  geöffnet  werben  können  utvI  tatsächlich  auch  be- 
nutzt Werzlen.  Als  gesund  k;inn  man  aber  die  Arbeitsbedin- 
guii^^en  -(  hon  wegen  der  langen  Arbeitsdauer  von  14  bis  15 
Stunden  nielit  bezeichnen.  Auch  wird,  wie  an»  zahlreichen 
Berichten  von  Gewerbeinspektoren  hervorgeht,  mi  allgemeinen 
wenig  für  den  Uniallschutz  getan;  Unfälle  sind  daher  nicht 
selten.    Hat  die  Mittelmühle  Dampfbetrieb  oder  arbeitet  sie 
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mit  größerer  Wasserkraft,  so  entfallen  manche  Krankheits- 
ursHohen :  müssen  sich  di^  Oesellen  aber  um  kleine  und  un- 
regelniatiige  Wasserkräfte  küuiniern,  so  ist  ihre  Lage  in  ge- 
sundheitlicher Hinsicht  ungünstiger. 

In  den  riroßmnhlen  endlich  war  noch  vor  wenigen  Jahren 
eine  tä^iiche  Arbeitszeit  von  12  Stunden  allgemein  üblich. 
Das  hat  äich  in  letzter  Zeit,  besonders  in  den  großen  Städten, 
gefindert,  und  man  ist  inswisehen  mehr  and  mehr  zu  elf« 
stnndtger,  oft  Aber  auch  su  aehnstündiger  Arbeitszeit  über- 
gegangen. Die  Entlohnung  geschieht  ausschliefilich  in  Geld- 
zahlung ;  man  trifft  wohl  meistens  den  Zeitlohn,  oft  aber  auch 
Akkordlohnsysteme,  besonders  bei  Absackern  und  Verladern. 
Lohnhöhe  und  Arbeitsdauer  stellen  sich  etwa  folgendermafien: 


Gattung  der  Arbeiter 


Arbeitsdaaerl  Loho 
pfo 


Stunden 


Mark 


Walzcnführer  ...... 

UntennüUer  ,  

SiebtbodeDinfiUer  

Müller  in  der  Reinig^ung  .  . 
Arbeiter  im  Meblspeieber  .  . 

„Silo  

„       auf  dem  Psekboden 
in  der  BfShle  .  .  . 
Mehlab-;u  ker  ...... 

Kleieabsac'ker  

Maschinisten  nnd  Heiser  ,  . 
Tischler  und  Schlosser  .   .  . 

Verladearbeiter  

Mehikutscher  ...... 


10—11 
10—11 
10-11 
10—11 
10-11 
10—11 
10—11 
10—11 
10-11 
10—11 
10—11 
10-11 
10—11 
10-11 


3,40— t;.uri 
8,20—4,20 
3,00—4,25 
3,00—4,00 
2,75—3,75 
2,75—3,60 
3,00—4,50 
3,20- 20 
3,00-4,00 
8,25—5,00 
3,75—5,00 
2,75^,00 
2,75-4.00 


Zu  dieser  Aufstellung  ist  zu  bemerken,  daß  die  niederen 
Löhne  beüondersj  für  die  kleineren  der  Großuuihlen ,  vor- 
wiegend für  solche  auf  dem  Lande  oder  in  kleineren  Städten, 
die  höheren  Angaben  für  große  Werke  in  Städten  und  be* 
sonders  in  Uafenorten  und  Qrofistädten  in  Betracht  kommen« 
Sdbstverständlich  gibt  es  Fälle,  in  denen  fllr  besonders  schwierige 
Arbeiten  noch  höhere  Löhne  gezahlt  werden.  Die  Arbeitszeit 
ist  hier  ab  normal  zu  bezeichnen  und  der  in  anderen  Er- 
werben oft  ersehnte  Neun-  oder  gar  Achtstundentag  ist  in  der 
GroßmtlUerei  aus  dem  Grunde  weniger  zu  fordern,  weil  hier 
ja  der  spezifischen  Arbeitsintensität  gewisse  Schranken  gesetzt 
sind.  Die  moderne  Mühlenteehnik  braucht  keine  Arbeiter  zur 
Vf^rrichtung  besonders  grober  ArV)eitf'n,  die  also  hohe  Kör]>or- 
aiistren^^uiig  orfordern;  der  I'x  tnel)  geschieht  voUkoniiiu  n 
automatisch,  jeden  Transport  besorgt  (bis  auf  das  Auslad  ri 
der  Getreidesäcke  und  das  Einladen  der  SUcke  in  die  Waggons; 
die  Masciiine,  und  so  sind  nur  Arbeitskräfte  nötig,  die  die 
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Maschinen  beaufsichtigen  und  regulieren,  und  solche,  die  für 
die  Sauberkeit  der  Arbeits-  und  Lagerräume  sorgen.  Die 
Arbeit  der  Müller  in  G^ofibetrieben  basiert  also  in  der  Hauüt- 
Sache  aaf  Intelligens.  Mit  dieBen  Angaben  ist  schon  eio  "ra 
der  Fraffe  nach  den  Arbeitsbedingungen  beantwortet,  indem 
festgestellt  wurde,  daß  körperliche  Überanstrengung  wohl 
nirgends  gefordert  wird.  Die  Arbeitsräume  bestehen  —  wenige 
stens  in  neueren  Betrieben  —  aus  weiten,  hdlen,  luftigen 
Sälen ;  es  herrscht  peinliche  Sauberkeit  schon  wegen  der  Er- 
haltung der  komplizierten  Maschinen  und  wegen  Erlangung 
einer  guten  Mehlqualität.  Staubentwicklung  in  den  Mühlen- 
räumen  ist  ganz  ausgeschlossen ,  nur  in  den  ^^peichem  und 
den  Absackräumen  ist  si«-  nicht  ganz  zu  vermeiden.  Ver- 
letzungen sind  seilen,  denn  einerseits  herrselit  geuügt*nd  iu; 
und  tibersichtliche  Anordnung  der  Maschinen,  anderseits  sind 
die  weitstgehenden  Maßnahmen  gegen  Liitalle  getroft'en. 

So  ist  die  Betrachtung  über  die  Lage  der  MtiLleuarbeiter 
mit  dem  Urteil  zu  schließen,  daß  in  der  Großmüllerei  die 
gesundeste,  leichteste  und  bestbezahlte  Arbeit  zu  finden  iit 
und  dafi  hier  überdies  die  ktlrzeste  tttgliche  Arbeitsdauer 
herrscht   Es  mttfite  also  der  Gesamtheit  der  Müblenarbeiler 
eigentlich  daran  liegen,  dafi  die  Ausdehnung  der  Großindustrie 
im  Mullergewerbe  möglichst  schnelle  Fortschritte  macht.  — 
Statistisch   sehr   schwer    zu    fassen    sind    die  Wohlfiihrti^ 
einrichtungen,  um  so  mehr,  als  diese  besonders  in  den  großen 
Privatmtihlen  existieren,  von  der  Mehrzahl  der  AktienmOhleo 
aber  bisher  wenig  gepflegt  wurden.   Die  letztere  Erscheinunjr 
braucht  man  kaum  zu  bedauern,  denn  schon  aus  dem  Namei. 
„ Wohlfaiirt-|jllege'*   klingt  dem  Arh*'itor  ein  unsympathischer 
Klang,  mit  dem  sich  ihm  der  Begritt  der  Gnade  unwillki^rlich 
verbindet.    Und  in  den  großen  VVerken,  die  am  meisten  die 
Wohlfahrtsptiege  ausgebaut  haben,  herrscht  keineswegs  immer 
Zufriedenheit  der  Arbeiter,  die  ja  immer  wähnen,  daß  der- 
artige Einrichtungen  seitens  der  Besitzer  nur  geschajOfen  werden, 
um  die  Arbeiter  „an  sich  su  fesseln Wenn  der  Verfasser 
recht  unterrichtet  ist,  so  geht  das  Streben  der  Htthlenarbeitsr 
nach  weiterer  Verkttrsung  der  Arbeitsaeit,  nach  früherem 
Arbeitsschlufi  an  den  Sonnabenden  und  nach  einem  m()gliclist 
hohen  Lohn  ;  Vergtlnstigungen  anderer  Art  werden  nicht  ee- 
seliHtzt  und  nicht  erstrebt.    Und  in  der  Tat  erscheint  es  dss 
nichtigste,  daß  man  diesen  W  ünschen  soweit  als  irgend  tun- 
lich nachkommt;  will  eine  Mühle  etwas  Weiteres  tun,  so  ist 
die  Schaffung  guter  Arbeiterwohnnngen  wohl  dasjenfge,  was 
•      seitens  der  Besciiättigten  noch  am  ersten  anf^rkfinnt  wir«!,  he- 
BOTiders  da  die  meisten  Mühlen  nicht  unmittelbar  in  Städten 
liegen.    Man   hat  sich  darüber  eben  klar  zu  werden,  daß 
patriarehalische  Verhältnisse  schlecht  in  unsere  Zeit  passen: 
für  sie  hat  mit  dem  Tode  des  Freiherrn  von  Stumm  un 
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widerruflich  tItV  letzte  Stunde  geschlagen,  und  dieser  Um- 
schwung ist  aucli  \m  Miihlengewerbe  klar  zu  boobnchten. 

Neuerdings  hat,  beginnend  mit  der  Jahrhundertwende, 
auch  dir  Organi^jution  der  Mühlenarbeiter  Fortschritte  gemacht, 
ohne  aber  gerade  glänzende  Ergebnisse  aufzuweisen;  denn  es 
gehören  noch  nicht  12  %  aller  im  ^kliihlcngewerbe  Beschäftigten 
dem  Mühlenarbeiterverbande  an.  Eine  eingehendere  Betrach- 
tung dieses  Verbandes  erübrigt  sich  also.  Es  sei  nur  kurz 
bemerkt,  dafi  die  Tätigkeit  seiner  Agitatoren  oft  nur  einer 
Verketsung  der  Arbeiter  gleichkam,  wenn  nattlrlich  auch  Ver- 
dienste des  Verbandes  nicht  Geleugnet  werden  sollen.  Die 
unerfreulichen  Erscheinungen  haben  bisher  die  erfreulichen 
uberwogen  und  so  hat  sich  für  die  HandelsmUller  die  Not- 
wendigkeit ergeben,  ein  Gegengewicht  zu  sciiaffen.  Im  Jahre 
1004  trat  der  „Arbeitgeberverband  der  Muhlenindustrie"  ins 
Leben;  ihm  schlössen  sich  der  190f)  gegründete  branden- 
burtrische  Lokal  vorband  und  dor  1lM)7  entstandene  Arbeit- 
ir(^'l>*!rverband  der  sächsischen  Muiilenindustrie"  an.  Ein  weiterer 
iVuöbau  ist  i,n'plant,  und  fortan  stehen  «icl»  also  der  Verband 
der  Arbcituelimer  und  der  der  Arbeitgeber  in  Streitfragen 
gegentlber. 

Bei  der  Besprechung  der  Arbeiterinteressen  ist  die 
Lage  der  ObermüUer  unbertlcksichtigt  geblieben ,  und  zwar 
deshalb,  weil  sich  in  den  Löhnen  derselben  gar  sa  bedeutende 
Unterschiede  finden.  In  Mittelmtlhlen  dürften  die  ObermQller 
150 — 170  Mk.  monatlich  verdienen;  in  GroßmUhlen  dann, 
wenn  noch  ein  besonderer  technischer  Leiter  vorhanden  ist, 
etwa  180 — 250  Mk. ;  wenn  letztere  Bedingung  nicht  zutrifft, 
ist  der  Verdienst  erheblich  höher,  und  er  erreicht  natürlich 
in  den  größten  Großmühlen  die  höchsten  Ziffern.  —  Die 
Klagen,  daß  bei  der  weitgehenden  Arbeitsteilung  in  den  Groß- 
betrif  ben  die  Tätigkeit  des  einzelnen  eine  imnu^r  mehr 
meciianisciie,  das  geistige  Niveau  mitliin  ein  immer  iiidir  ab- 
nehmendes wird,  treffen  für  di<-  Angestellten  moderner  Mühlen 
nicht  zu;  im  Gegenteil  verlangt  der  heutige  modt  rne  Miihlen- 
betrieb  Fähigkeiten  und  vi<'ls(Mtig(»  Kenntnisse  von  den  Ober- 
niüllcrn  und  Müllern,  über  die  sicli  ein  Kleinmüllcr  schlecht- 
hin keinen  Begriff  za  bilden  vermag.  Und  die  eingangs  er- 
wähnte^ in  frflherer  Zeit  angetroffene  Ansicht,  da6  das  Mühlen- 
handwerk  in  acht  Tagen  zu  erlernen  sei,  trifft  heutzutage 
weniger  als  je  zu. 
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Meiner  lieben  Frau. 


Vorwort» 


Argentinien  befindet  Bich  heute  In  einer  Epoche  wirtschaft- 
licher Expansion.  Nachdem  die  Befürchtung  eines  kriegerischen 
Konflikts  mit  Chile  durch  den  Schiedsspruch  der  englischen 

Regierung  end^ailtig  beseitigt,  uiui  daiuit  das  Gefühl  politischer 
Unsicherlieil .  das  jahrelang  wie  eiu  Alp  auf  dem  Lande  ge- 
lastet, von  neuem  der  begründeten  Zuversicht  in  eine  von 
aufserpoli tischen  Verwick jungen  ungestörte,  gedeihliche  Ent- 
wicklung der  an  produktiver  Kraft  so  überreich  begabten 
Republik  gewichen  war,  ist  unter  dem  Einflufs  mehrerer 
reicher  Ernten  ein  ungemein  lebhafter  geschäftlicher  Auf- 
schwung eingetreten,  der  sich  auf  allen  Gebieten  des  Erwerbs- 
lebens gelteudmachte  und  durch  die  Verbesserung  der  iutcr- 
Tjationalen  Zahlunj^shilanz,  die  das  starke  Anwachsen  der 
Ausfulir  im  Verein  mit  der  gttnstijien  Preislage  cler  haupt- 
sächlichsten Exportprodukte  bewirkte,  auch  im  Auslande,  und 
zwar  auch  in  solchen  Kreisen  Aufmerksamkeit  erwecken 
mufste,  die  von  der  Gestaltung  argentinischer  Verhältnisse 
spnst  wenig  oder  gar  nicht  berührt  werden.  Seit  zwei  Jahren 
fliefst  aus  Europa  ein  immer  stärker  anschwellender  Goldstrom 
nach  Argentinien,  dessen  seit  der  WÄhrungskatastrophe  des 
Jahres  1890  so  geringe  und  im  Falle  einer  weniger  guten 
oder  gar  schlechten  Ernte  rasciier  Verminderung  ausgesetzten 
Goldbesülnde  sich  in  diesen  zwei  Jahren  auf  das  Fünf-  bis 
Sechsfache  des  früheren  Betrages  erhöht  haben,  während 
gleichzeitig  das  Goidagio,  dessen  Schwankungen  früher  so  viel 
Unruhe  und  auch  oft  genug  grdfbere  Schädigungen  dieser 
oder  jener  Interessengruppen  zur  Folge  hatten,  jede  Bedeutung 
verloren  hat,  da  der  Goldkurs  seit  Ende  1902  konstant  auf 
dem  sog.  Konversionstyp  von  227,27  geblieben  ist. 
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Im  Auslände  ist  man,  und  zwar  gilt  <1as  sowohl  für  die 
iinauziellen  wie  für  die  wissenschaftlichen  Kreise,  geneigt,  in 
dieser  günstigen  Entwieklung  das  erwartete  Resultat  einer 
klugen,  Tonichtigen  und  zielbewußten  Währungspolitik  n 
sehen,  die  jetzt  die  goldenen  Frfiehte  einheimst,  die  un- 
erwartet rasch  und  in  ungeahnt  reidier  Fülle  der  Saat  ent- 
sprossen, die  im  Jahre  1899  in  der  Währungsvorlage,  dem 
sog.  Konvorsioiisgesetz,  ausgestreut  wurde.  Dieses  hatte  ja, 
so  meinen  die  iSIänner  der  Wissenschaft  wie  die  Herren  der 
Börse,  keinen  anderen  Zweck,  als  der  Argentinischen  liepublik 
die  Sanierung  ihrer  Valuta  zu  ermöglichen,  und  es  hat 
diese  Bestimmung  schon  jetzt  erfüllt,  denn  heute»  wo  man 
weifs,  dafe  die  „Konversionskasse''  in  Buenos  Aires  nalieiu 
340  Millionen  Mark  auHzuweisen  hat,  und  die  Bank  der 
Nation  allein  über  weitere  100  Millionen  Mark  verfügt, 
scheint  es  doch  kaum  noch  einem  Zweifel  zu  unterließen, 
dafs  die  endgültige  Regelung  der  Valuta  und  die  AN  i(  üer- 
aufnähme  der  Barzahlungen  für  die  Argentinische  Republik 
nur  noch  die  Frage  weniger  Jahre  sein  kann. 

Das  wäre  auch  keineswegs  unmöglich,  wenn  nur  die 
argentinische  KonversionskasBe  wirklieh,  wie  man  im  Auslände 
allgemein  annimmt,  einen  Konversionsfonds  besAfiie,  der 
früher  oder  später  gestattet^,  die  Barzahlungen  wieder  auf- 
zuDclimen ,  aber  diese  Annahme  ist  eben  vollkommen  irrig, 
denn  die  Bestände  der  Konversioiiskasse  repräsentieren  nichts 
weniger  als  einen  Konversionsfonds  und  köDiicn  nieinüls  da/.u 
dienen,  die  Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  zu  vor* 
mindern.  Im  Gegenteil,  je  mehr  sie  anwachsen,  um  io 
mehr  schwillt  auch  die  Papiergeldsirkulation  an,  die,  solange 
die  wirtschaftliche  Lage  ArgNitiniens  keine  erhebliehe  Ver- 
schlechterung erfährt,  immer  weiter  zunehmen  wird.  Dank 
dem  Konversionsgesetz  ist  in  der  kurzen  Zeit  vom  1.  Janoar 
1908  bis  zum  1.  Mai  1905  die  Menge  des  uu^laufeudeu 
Papiergeldes  von  $  2951()5927  m/n  auf  S  455492776  in  n, 
d.  h.  um  54,84 ''/o  angewachsen,  während  die  Bevölkeruog 
sich  in  dem  gleichen  Zeitraum  nur  um  6,7  */o  vermehrt  bat. 
Der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Betrag  aa 
Painergeld,  der  Ende  1902  noch  $  59  m/n  betrug  und  ^bst 
von  keineswegs  pessimistisch  veranlagten  argentiniselMn 
Bankdirektoren  als  viel  zu  hoch  für  die  Bedttrfiüsse  des 


.-L,d  by  Google 


XXIV  5 


IX 


Landes  betrachtet  wurde,  war  Anfaog  Mai  1905  auf  S  ^0  m/n 
gestiegeD.  Um  zu  veranschaulichen,  was  das  bedeutet,  darf 
man  zwar  nicht  den  Geldumlauf  der  enrop&iadien  Staaten 
zum  Vergleich  heranziehen,  weil  ihre  Verhftltnisee  von  denen 
eines  Landes  mit  junger  Kultur,  wie  Argentinien,  allzu  ver- 
schiedeu  sind ,  wobl  aber  darf  man  das  mit  den  Vereinigten 
Staaten  tun,  in  denen  (1902)  an  Gold,  Silber  und  ungedecktem 
ra])it'igeld  122  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  im  Um- 
lauf waren,  gegen  1U2  Mark  iu  der  Argentinischeu  üepublik, 
wobei  die  Goldvorräte  der  argentinischen  Banken ,  die  schon 
im  Oktober  1904  auf  mehr  als  50  Millionen  Pesos  Gold  ge- 
schAtat  wurden  und  seither  nur  eine  Yermebrung,  nicht  aber 
eine  Verminderung  erfahren  haben,  noch  gar  nicht  berück- 
sichtigt sind.  Zieht  man  sie  mit  in  Rechnung  —  und  an- 
gesichts der  Tatsache,  dafs  allein  die  Goldbestände  der 
Staat  iichen  Konversionskas^e ,  nicht  aber  auch  dii^  der 
Banken  (selbst  nicht  der  Bank  der  Nation)  als  Papiergeld- 
deckung in  Betracht  kommen,  erscheint  das  nicht  nur  zu- 
l&aaig,  sondern  geboten  — ,  so  ergibt  sieh  eine  Erhöhung  der 
Umlanfsquote  um  mindestens  ( 10  Gold  oder  weitere  40  Mark. 
Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen  heute  in  Argentinien 
an  Gold,  gedecktem  und  ungedecktem  Papiergeld  nicht  weniger 
als  202  >[.uk! 

I).irs  eine  so  gewaltige  und  so  rasche  Vermehrung  des 
Geldumlaufs  zu  ernstlichen  Bedenken  Anlafs  geben  mufs, 
liegt  auf  der  Hand,  und  mau  hätte  iu  Argentinien  um  so 
mehr  Grund,  in  dem  herrschenden  Geldfiberflufs  nicht  nur 
ein  sicheres  Zeichen  des  Fortschritts  und  der  gewaltigen 
produktiven  Kraft  des  Landes  su  sehen,  als  sidi  bereits  sehr 
deutlich  die  Symptome  einer  starken  Inflation  bemerkbar 
machen,  die  in  dem  Steigen  aller  Preise,  der  ganz  unver- 
hältnismilfsigen  Zunahme  der  Einfuhr  und  dem  Hlinoruien 
Sinken  des  Zinsfufses  zum  Ausdruck  kommt,  der  trotz  des 
gesteigerten  Geldbedarfs,  der  sich  infolge  der  vielen  ueu- 
gegrOndeten  wirtschaftlichen  Unternehmungen  fühlbar  macht, 
auf  4^/o  ja  3<^/o  zurückgegangen  ist  und  bei  weiterem  An- 
wachsen der  Papiergeldmenge  einen  ferneren  Rückgang  er- 
fahren mufii,  obwohl  ein  solcher  Vorgang  in  den  gesamten 
Verhältnissen  des  Landes  keineswegs  begründet  erscheint. 
Gewirs  darf  mau  der  Argentini  scheu  Republik  die  sichere 
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Kulturstaates  zusprechen,  aber  so  weit  ist  die  Konsoliilieiiiiii, 
ihrer  EiniichtunfieTi  einstweilen  nocli  nicht  {zofördert.  dafs  ein 
so  niedriger  Zinsluis  gerechtiertigt  erscheiueu  und  Dauer  ver- 
hei  Isen  könnt  e. 

Die  Fioanzlage  der  Republik  ist  gewiffl  eine  günstige, 
aber  es  ist  doch  trotz  der  alle  Erwartung  fibertrefienden  Er- 
höhung der  Einnahmen  des  Jahres  1904  noch  nicht  eimnal 
gelungen,  dieses  Jahr  ohne  Defizit  abKusehlieHsen ,  denn  die 
Botschalt  des  Piüsidentcn  Quiutaiia  vom  1.  Mai  d.  .T.  konnte 
zwar  mit  Genugtuung  konstatieren,  dal's  lliii4  die  Eiim  .hinen 
der  Nation  die  budgetmäisigen  Ausgaben  nni  nicht  weniger 
als  $  28674^07  Tapier  überstiegen;  aber  dafs  es  sicli  dabei 
keineswegs  um  wirkliehe,  für  das  Finan^abr  1905  verffigbtie 
Überschüsse  handelt,  ergibt  sich  aus  den  ErUaterusgen 
zu  dem  Etatsentwurf  für  1906.  In  diesen  wird  die  Ton  der 
Botschaft  weise  verschwiegene  Tatsache  mitgeteilt,  dafs  'm 
Jahre  1904  auf  Grund  von  Spezialgesetzen  und  Kabinetts- 
beschltissen  $:34928r)8:]  Vd\nvr  verausgabt  wurden.  So  stellt 
sich  statt  eines  Uberschusses  ein  Defizit  von  $  (3  85437<»  Papier 
heraus,  auf  dessen  nachträgliche  Deckung  um  so  weniger  zu 
reebnen  ist,  als  auch  die  Jahre  1903  und  1902  mit  Fekl- 
beträgen  von  $  6900000  und  g  47500000  m/n  abschloesei 
und  1905  die  Einnahmen  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hinter 
dem  Voranschlag  zurttckbleiben  und  selbst  zur  Dedcung  der 
etatsmftfsigen  Ausgaben  nicht  hinreichen  werden.  Nicht  nur 
ist  die  Spannung  zwischen  Einnahmen  und  Ausgabrii  ?ehr 
gering,  da  sie  nach  dem  Voranschhig  im  Oiduiaiium  nur 
$  5031)98  Papier  beträgt  und  das  Kxtraordinariuui  sogar 
ein  rechnungsmäfsiges  Defizit  von  $  4147409  aufweist,  es 
sind  auch  bei  der  Berechnung  der  Einnahmen  die  ausoahms* 
weise  günstigen  Ergebnisse  des  Jahres  1904  zur  Grondltge 
genommen  worden,  und  wenigstens  bei  den  Einfuhrzöllen,  die 
1904  einen  bedeutenden  Mehrertrag  geliefert  haben,  darf  es 
als  fraglich  gelten ,  ob  die  Isteinnahnie  der  Solleinnalime 
entsprechen  wird,  weil  unter  dem  Einflüsse  der  Intiaiiou 
und  der  unter  dem  Kindrurk  der  guten  Ernten  herrschen- 
den optimistischen  Stimmung  1904  die  Einfuhr,  die  mit 
t  187  305  0r>9  Gold  gegen  das  Vorjahr  um  f  50093309,  d.h. 
um    lu  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  zugenommen  hat,  weit 
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über  das  Mafs  des  tatsächlichen  Bedarfs  hinaus  gesteigert 
worden  ist»  und  deshalb  fttr  1905  ein  Rückgang  der  Einfuhr 
selbst  dann  erwartet  werden  mufs,  wenn  die  wirtsehaftliche 
Lage  des  Landes  so  gttnstig  bleibt  wie  bisher.  Die  Einfuhr 
des  ersten  Vierteljahres  1905  ist  zwar  um  $  2,1  Millionen  Gold 
höher  bewertet  als  im  Jahre  1904,  aber  fast  sämtliche  Wareii- 
gruppen ,  die  Gegenstände  des  Massenverbrauchs  enthalten, 
wie  Nnbrnngsmittel ,  Getränke,  Tabak,  Textihvareii,  zeigen 
gegenüber  dem  Vorjahre  eine  Abnahme,  weil  weder  die  Be- 
völkerungsverraehrun?;  noch  die  Steijrernng  der  Konsurations- 
kraft  der  breiten  Schichten  mit  der  Zunahme  der  Einfuhr 
Schritt  gehalten  hat.  Dazu  kommt,  da(h  die  Regierung  nach 
ihrer  Versicherung  wohl  bestrebt  ist,  Ordnung  und  Klarheit  in 
die  bis  zur  Verworrenheit  untlbersichtlichen  Verhältnisse  des 
Staatshaushalts  zu  bringen,  sich  aber  trotzdem  gezwungen 
sah,  nicht  mir  die  gesamten  Uberschüsse  von  1904  schon  in 
den  ersten  Monaten  des  laufenden  Jahres  ft\r  aufseretats- 
mäfsige  Aufwendungen  zu  verbrauchen,  sondem  auch  un- 
mittelbar  nach  der  Eröffnung  der  Kongrefssession  mit  Forde* 
rungen  von  NeubewilUgungen  und  Nachtragskrediten  im 
Betrage  von  mehreren  Millionen  Pesos  vor  das  Parlament  zu 
treten.  So  günstig  sieh  auch  im  Vergleich  zu  den  vorher- 
gehenden Jahren  die  Finanzen  Argentiniens  seit  19u3  ge- 
staltet haben,  so  sind  sie  doch  noch  keineswegs  so  voll- 
knninieii  kdii^o] iditit  und  geordnet,  dafs  die  Gefahr  einer 
Krschütterung  beim  Eintreten  einer  ungünstigen  Konjunktur 
im  Wirtschaftsleben  als  dauernd  beseitigt  gelten  dürfte,  und 
solange  das  nicht  der  Fall  ist,  bleibt  auch  die  Möglichkeit 
offen,  dafe  bei  einer  Verschlechtemng  der  wirtschaftlichen 
Lage  auch  abermals  die  Währung  in  Mitleidenschaft  ge^ 
zogen  wird. 

Sicherung  der  Valuta  nlüi^te  daher  um  so  eher  die  erste 
und  wichti^'ste  Aufgabe  der  argentinischen  Währungspolitik 
sein,  als  ihr  nicht  nur  Gefährdung  droht,  wenn  die  günstige 
Konjunktur  schwindet,  sondern,  wenn  diese  weiter  anhält,  ihr 
Einflufs  auf  den  Geldumlauf  nicht  weniger  bedenklich  ist. 

Eine  neue  Wähningsvorlage  ist  nnn  zwar  schon  im 
Oktober  vorigen  Jahres  angekündigt  worden  und  wird  in  der 
Botschaft  des  Prftsidenten  Quintana  vom  1.  Mai  d.  J.  abermals 
iu  Aussiebt  gestellt,  aber  über  die  Stellung  der  Uegieruug 
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zu  dem  Valutaproblein  geben  diese  Erklärungen  keinen  b^ 
friedigenden  Aufächluiä.  Sie  lauten  in  ilueu  wichtigsten 
Sätzen : 

^Dei  Stand  der  Wäiiruug  (la  situaciOn  mouetaria)  zeigt 
die  Tendenz,  normal  zu  werden. 

£g  besteht  bereits  die  gerechtfertigte  Zuversicht,  dals 
die  Konversion,  die  eine  Tatsache  ist,  von  Dauer  sein  wiid, 
da  ein  völliger  Verlust  unferer  jährlichen  Ftoduktion  ein  Diag 
der  Unmöglichkeit  ist.  Auch  vertraut  man  mit  Recht  darauf, 
(Ulis  es  niemals  eine  Regierung  geben  wird,  die  vergessen 
l<ö!iiite,  dafs  die  in  der  Konversionskasi^e  angehäuften  Geld- 
vorräte ein  geheiligtes  Unterpfand  (deposito  sagrado)  ilar- 
stellen,  da  es  sich  um  fremde  Kapitalien  handelt,  die  der  Ehre 
der  öffentlichen  Gewalten  zur  Bewachung  anvertraut  aind. 

Ich  hoife,  Ihnen  einen  Gesetzentwurf  vorlegen  zu  kOnnen, 
der  dem  bestehenden  «Dualismus*  ein  Ende  macht  und  end- 
gültig das  argentinische  Geld  der  Zukunft  festsetzt,  unter 
Beibehaltung  des  Kurses  von  44  ctvs.,  wie  er  durch  da* 
geltende  Gesetz  bestimmt  wiid. 

Anderseits  ist  es  mir  angenehm ,  Ihnen  mitteilen  zo 
können,  dafs  die  Regierung  sich  bemClht,  den  Konversions- 
fonds,  als  ein  wirksames  Mittel,  die  Konversion  in  Zukunft  zq 
garantieren  und  zu  festigen,  wiederherzustellen.  Der  Fonds 
beläuft  sich  augenblicklich  auf  (  7710545  Gold,  und  die 
Regierung  ist  bestrebt,  ihm  die  ganze  Summe  wieder  zuzu- 
führen, über  die  sie  früher  veriügte,  um  dringende  Bedürfnis^ 
zu  belriiMÜgen,  die  glücklicherweise  nicht  nuln  vorhanden 
sind.  Es  lilist  sich  aunelnnen,  dafs  wir  am  Kode  des  Jahres 
über  einen  Bestand  von  12  Millionen  Pesos  Gold  und  in  drei 
wetteren  Jahren  ttber  mehr  als  30  Millionen  verfOgen,  eis 
Betrag,  der  ausreichend  ist,  um  das  vor  dem  Konversioi^ 
gesetz  emittierte  Papiergeld  zu  garantieren,  und  auf  alle  FVIe 
eine  Reserve  oder  einen  Schatz  darstellt,  zu  deren  Aqmibib- 
lung  jede  umsichlige  Re^nerung  verpflichtet  erscheint." 

Aub  diesen  phrasenreichen  Erklärungen  Iftfst  sich  Uber 
die  währungspolitischen  Absichten  der  Regierung  so  gut  wie 
nichts  ersehen,  denn  nur  der  mit  der  ganzen  bisherigen  Kut- 
Wicklung  völlig  Vertraute  kann  aus  dem  Passus  Qber  die 
„Festsetzung  des  argentinischen  Geldes  der  Zukunft*  dis 
Andeutung  herauslesen,  daOB,  den  Vorsehilgen  des  Hern 
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E.  Tornquist  entsprorhenc] ,  eine  KeduktioD  der  Währungs- 
einheit vom  Peso-  auf  (ien  Frankenfufs  geplant  wird.  Damit 
aber,  dafs  für  je  $  100  des  jetzigen  Papiergeldes  220  auf 
die  neue  Einheit  lautende  Noten  anegegeben  werden  tollen^ 
wird  keineswegs,  wie  die  Botsehaft  sagt,  der  bisherige 
„Dnalisnras"  beseitigt,  da  ein  solcher  Oberhaupt  nicht  existiert. 
Kein  theoretisch  kann  man  ja  in  Argentinien  zwischen  dem 
vor  Erlafs  des  Konversionsgesetzes  zirkulierenden  Papierjrelde 
im  Betrage  von  295  Millionen  T't>Mis.  dem  als  oin/.i^e  Deckung 
der  Konversiousfonds  gegenübersteht,  und  dem  von  der 
Konversionskasse,  als  Äquivalent  eiiipfangenen  Goldes,  neu 
emittierten  unterscheiden,  aber  praktisch  ist  ein  Unterschied 
Überhaupt  nicht  vorhanden,  weil  die  Konversionskasse  nicht 
etwa  eigene  Noten,  sondern  staatliches  Papiergeld  emittiert 
und ,  solange  sie  tlberhaupt  tlber  Gold  verftigt ,  verpflichtet 
ist,  nicht  allein  die  Noten  der  neuen  Emission,  sondern  ebenso 
die  der  filteren  gegen  Gold  umzutausclien.  Die  Sache  liegt 
somit  keineswegs,  wie  in  Europa  mitunter  geglaubt  wird,  so, 
dafs  uneinlösbnre  und  einlösbare  Noten  nebeneinander  zirku* 
lierten,  vielmehr  ist,  solange  und  soweit  die  Konversions* 
kasse  Gold  besitzt,  jede  Note  einlOsbar,  und  wenn  die  Göhl- 
best&nde  der  Kasse  erschöpft  sind,  ist  es  keine  einzige  mehr» 
Die  Konversionskflsse  h5rt  dann  keineswegs  zu  existieren 
auf,  sie  stellt  nur  ihre  Funktionen  ein,  bis  ihr  wieder  Gold 
zutliefst,  denn  nur  ihr  Gold  kauu  sich  erschopleu,  ihr  Papier- 
vorrat  aber  ist  unerschöpflich. 

An  eine  Änderung  dieses  Mechanismus  der  Konversions- 
kasse  wird  —  das  geht  aus  der  Botschaft  zweifellos  hervor  — 
nicht  gedacht,  und  damit  schwindet  die  Aussicht  auf  eine 
wirkliche  und  nachhaltige  Sanierung  der  argentinischen 
Valuta,  die  zur  Voraussetzung  hat,  dafs  der  unaufhaltsamen 
Vermehrung  des  Papiergeldumlaufs,  die  dank  dem  automatisch 
funktionierenden  Ajijiarat  dvr  Kunversionskasse  bei  günstiger 
wirtschaftlicher  Lage  des  Landes  eintreten  niufs,  Ein- 
halt getan  wird.  Und  dafs  bei  ungtlnstiger  Konjunktur  eine 
Valutaregulierung  im  Sinne  der  Beseitigung  des  Zwangs- 
kurses und  Wiederaufnahme  der  Barzahlungen  nicht  möglich 
ist,  bedarf  keines  Beweises.  Dafs  trotz  der  Gunst  der  Um- 
stände die  Gelegenheit  zur  Herstellung  gesunder  Wfthrungs- 
Verhältnisse  nicht  genutzt  wird,  bleibt  ein  Rätsel,  zu  dem 
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alleiu  die  Geschichte  des  KonversionBgesetze»  den  Schltteael 

bietet.  Diese  alleiu  veiiuag  ein  wirkliches  Verettndnis  der 
argentiuischen  W  aiiiuugspolitik  der  leizten  Jabre  zu  er- 
schliefsen,  uud  deshalb  wird  meine  Arbeit,  wie  ich  hotte,  dazn 
beitragen,  eine  richUge  Beurteilung  der  bisherigen  ^v^^  der 
künftigen  w&hruDgspolitischen  Mafsnahmen  der  argentiuischen 
Regierung  zu  ermöglichen,  die  auch  aufserhalb  der  Grenzen 
der  Argentinischen  Republik  immer  gröfaere  Bedeutung  ge- 
winnen werden,  je  mehr  dieses  zukunftreiche  Land  in  die 
Weltwiitöchaft  vertiochten  wird. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  Anfang  November  ab- 
geschlossen worden,  doch  habe  ich,  selbst  auf  die  ü  fahr  hm, 
den  einheitlichen  Gang  der  Darstellung  zu  beeinträchugen, 
noch  während  des  Druckes  die  neuesten  Phasen  der  arg«i- 
tinischen  Währungspolitik  tunlichst  berttcksichtigt 

Heidelberg,  Ende  Mai  1905. 

JoUns  Wolff. 
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Vorgeöcliielite« 


Zu  (Irr  1  iicklrnifi^oii  Bowepinipr  fies  GoJdkurses,  der  in» 
.laliresHiittel  von  im  .lalirt^  auf  844  in  1h95,  296  in 
und  (trotz  der  Mifsernte  in  den  Weizenproviu/»Mi  Santa 
F<'',  Conlolia  und  Kntre  Ries)  auf  291  in  1807  zurückging, 
hatte  Hi(  ht  allein  die  günstige  Gestaltung  der  wirtschaftlichen 
Gesanitlage  des  Landes,  somieru  seit  1897  auch  die  Konsoli- 
dierung der  politischen  Yerh&ltnisse  Argentiniens  beigetragen, 
da  die  in  diesem  Jahre  erfolgte  NoininatioD  des  Generals 
Roca  zum  PrAsidentscbaftskandidaten  der  Nationalpartei  schon 
tatsächlich  die  Lösung  der  Prftsidentenwahlfrage  gebracht  und 
für  die  Sicherung  der  Ruhe  und  Ordnung  ausreichende  Bfirg- 
schuft  gegeben  hatte. 

(uiieral  Roca,  der  damals  Präsident  des  Senates  im 
Kationallvongrefs  war.  hatte  freilirh  selion  zu  Ende  des  Jahres 
1894  spino  ]»oMtisolie  Machtstellung  in  «  inem  Mafse  zu  festigen 
verstanden,  da  Ts  er  einen  ausschlaggebenden  Eintiul's  auf 
Politik  und  \'t'rwultung  zu  üben  vermochte  und  im  Januar 
1^95  (b'ii  greisen  Presidenten  Saenz  Pen:^  der  sich  von  seiner 
C)liniiKi«  ht  keine  Rechenschaft  geben  un^i  in  der  Politik  seine 
eigenen  Wege  gehen  wollte,  zur  Abdankung  zwingen  konnte. 
Damit  war  der  letzte  Widerstand  gegen  die  führende  Rolle 
General  Rocas  beseitigt,  denn  dem  Vizepräsidenten  Dr.  E. 
Uriburu,  der  an  Stelle  Saenz  Fenas  die  Regierung  übernahm, 
mangelten  alle  Eigenschaften  einer  leitenden  Persönlichkeit; 
er  konnte  sich  so  wenig  wie  sein  Vorgänger  auf  eine  eigene 
Partei  stützen,  und  da  er  auch  noch  kränklich  war,  so  machte 
er  um  so  weniger  Versuche,  sich  von  der  Vormundschaft 
Rocas  zu  emanzipieren,  als  dieser  seine  Tätigkeit  als  politischer 
Drahtzieher  nnch  aufsen  hin  möglichst  zu  verschleiern  surlite 
und  es  auch  getlissentlicli  veiniied.  die  stark  ausgepriigte 
Eitelkeit  Uriburus  durch  schrotles  Vorgehen  zu  verletzen. 
Die  seit  der  Julirovolution  von  1890  vergeblich  eifctrtltte 
Konsolidierung  der  politischen  Zustünde  war  damit  ern  iclit, 
aber  immerhin  blieb  es  milslich,  dafs  die  mafsgebende  In- 
stanz —  General  Roca  —  keinerlei  amtliche  Verantwortung 
für  die  Mafsnahmen  in  Politik  und  Verwaltung  zu  tragen 
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hatte:  iiiid  ein  weiteres  Moment  der  Unsicherheit,  das  l»e- 
souders  bei  der  Präsideutenwahl  von  1898  eine  Folie  spieleo 
zu  sollen  schien,  war  der  Umstand,  dal's  General  Roca  in  der 
l'erson  Dr.  Pellegrinis  ein  Rivale  in  der  eigenen  Partei  er* 
standen  war.  Pellegrini,  zweifellos  der  begabteste  unter  allen 
argentinischen  Politikern  der  Gegenwart,  hatte  bei  der  Ab- 
dankung des  Präsidenten  Juarez  Gelman  am  6.  Augnst  1890 
als  Vizepräsident  die  Regierung  übemehmen  mOssen  und 
war,  als  er  am  12.  Oktober  1802  dem  nengewfthlten  Präsi- 
denten Dr.  Luis  Saenz  Pena  Platz  machen  mufste,  nichts 
weniger  als  populär,  weil  mit  seiner  Amtsperiode  die  Er- 
innerung au  den  Zusammenbruch  der  pro  Isen  argentinischen 
Bauken,  der  Nationalbank,  der  Bank  der  Provinz  Buenos 
Aires  und  der  Provinzialen  Hypothekenbank,  die  rapide  Zu- 
nahme der  Auswanderung  und  das  Steigen  des  Guitikurse^ 
bis  zur  Höhe  von  47(3,  das  damals  nocli  jedermann  al?  ein 
nationaleb  Unglück  ansah,  untrennbar  verknüpft  schien.  Aber 
die  kluge  Zuiückhaltung,  die  er  in  den  uiHuliigen,  von  den 
heftigsten  Parteikämpfen  erfüllten  Jahren  der  Präsideutschaft 
Saenz  Fefias  übte,  liefs  diese  Erinnerung  schneller  verblasseii, 
als  man  selbst  in  Argentinien,  wo  man  noch  mehr  als  anderswo 
nur  dem  Tage  lebt,  für  mOglich  gehalten  hatte,  und  als  Saenz 
Pena,  der  der  schwiel  igen  politischen  Lage  in  keiner  Weise 
gewachsen  war,  zu  Beginn  des  Jahres  lb!95  zur  Alniankung 
genötigt  worden  war,  gentigte  es,  als  im  April  dieses  Jahres 
ganz  unerwartet  der  Grenzstreit  mit  Chile  aufs  neue  heftit! 
eutbrannte,  dafs  Pellegrini  iui  Senate  mit  grofser  Kntsehie<len- 
heit  für  das  Recht  Argentiniens  und  die  nationalf^n  Aspira- 
tionen in  der  Grenzfrage  eintrat,  um  ihn  mit  einem  SchlaL'e 
zu  einer  populären  Persönlichkeit  zu  machen,  l'nd  seiiit^ 
Popularität  wuchs  noch  bedeutend  durch  den  Triuiupli,  dfu 
er  im  Dezemljer  1S95  bei  der  Beratung  des  vom  Finauz- 
min ister  Dr.  Romero  vorgelegten  Projekts  über  die  Ünifi- 
zierung  der  äufseren  Schuld  errang.  Dieser  Vorlage  machte 
Pellegrini  im  Senate  die  heftigste  Opposition,  und  da  sie  die 
Haftung  der  Zolleinnabmen  für  den  Zinsen-  und  Amorti* 
sationsdienst  der  unifizierten  Schuld  in  Auasicht  nahm  und 
die  Coupons  ihrer  Titel  zur  Bezahlung  von  Zollgebührei 
verwendbar  erklärte,  bezichtigte  Pellegrini  unter  den  schärfsten 
persönlichen  Angriffen  den  Finanzminister,  als  Agent  skrupel- 
loser FinanznKhtüer  (  womit  in  erster  Linie  der  mit  Dr.  Romero 
in  engster  VeiiniKliiiiL^  ^telunde  und  an  dem  T'nifizieruiiü^- 
])rojekt  hervorragend  beteiligte  Chef  des  Hauses  Erneslä 
Torniiuist  gemeint  war)  die  Ehre  der  argeutiuiijclien  Nation 
opfern  zu  wollen.  Der  Beifall,  den  das  Vorgehen  relio^ninis 
in  der  Presse  und  in  der  lievoikti ung  fand,  war  ungeheuer, 
das  Schicksal  der  Vorlage  besiegelt.  Sie  tiel  und  mit  ihr  der 
Finanzminister,  der  auch  seither  im  öffentlichen  Leben  keine 
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Rolle  mehr  gespielt  hat.  Pellegrinis  Ansehen  und  PopulariUt 
aber  war  durch  diesen  Erfolg  gewaltig  gewachsen ;  im  Senate, 
wo  er  viel  mehr  als  (ieiieral  Koca,  dem  die  Gnbe  der  freien 
Rede  versagt  ist,  hervortrat,  war  ihm  von  da  ab  eiue  führende 
Stellung  gesichert;  iuuerhall)  der  Xationalpartei,  in  der  er 
neben  Roca  uuu  als  anerkannter  Führer  galt,  nahm  sein  Eiii- 
rtufs  immer  mehr  zu,  und  so  hatte  es,  als  1807  die  Prilsideuteu- 
waUl  in  den  Kreis  der  aktuelleu  politischen  rrobleme  rückte, 
den  Anschein,  als  ob  der  Kampf  um  die  Präsidentschaft  im 
Lager  der  Nationalpartei  entbrennen  sollte,  da  eine  ernstliche 
Beteiligung  bei  der  Wahl  weder  für  die  dem  Marasmus  ver- 
fallene mitristische  noch  für  die  in  voller  Zersetzung  be- 
griffene radikale  Partei  in  Frage  kam. 

Die  Vermutung  —  bei  nicht  wenigen  war  es  die  Be- 
fttrchtuni;  dafs  der  nienmls  eingestandene,  aber  bei  vielen 
Gelegenheiten  doch  deutlich  erkennbar  gewordene  Gegensatz 
zwischen  den  beiden  HiUiptern  der  Nation;ilpartei  bei  der 
Präsidentenwahl  odeu  zum  Ansdruck  kommen  werde,  erfüllte 
sich  indessen  nicht.  Bevor  der  kritische  Zeitpunkt  da  war, 
wo  die  Parteien  sich  über  die  Kandidateufrage  entscheiden 
mufsten,  war  es  in  richtiger  Würdigung  der  Nachteile,  die 
ein  offener  Zwist  beiden  bringen  konnte,  zwistiu  n  den  Rivalen 
dahiu  zu  einer  Einigung  gekommeu,  dais  Pellegrini  darauf 
verzichtete,  seine  Anwartschaft  auf  die  Kandidatur  geltend 
zu  machen,  unter  der  Voraussetzung,  dafs  er  im  Jahre  1904 
als  Nachfolger  Rocas  die  Prftsidentenwürde  erlangen  werde. 
Ob  diese  Vereinbarung  ausdrücklich  getroffen  wurde  oder 
stillschweigend  dadurch  zustande  kam,  dafs  Pellegrini  sich 
zur  l'ntersttttzung  der  Kandidatur  General  Rocas  bereit  er- 
klärte, kann  dahingestellt  bleiben:  die  Form  des  Abkommens 
war  völlig  irrelevant ,  denn  wenn  Pellegrini  die  Stellung  er- 
halten blieb,  die  er  jetzt  iu  der  Partei  einnahm,  so  konnte, 
da  die  Verfassung  eine  Wiederwahl  Kocas  ausschlols,  bei  der 
nächsten  Präsidentenwahl  ein  anderer  Kandidat  neben  ihm 
überhaupt  nicht  iu  Frage  konnnen.  Er  wäre  im  Jahre  1904 
dann,  eheuM»  wie  jetzt  General  Koca,  der  „Kandidat  der  Tat- 
sachen** geweseu  K 

Pellegrini  selbst  Übernahm  es,  die  vollzogene  Einigung 
dem  Lande  feierlich  kundzutun:  auf  dem  zur  Entscheidung 


'  TatsHchlich  war,  nachdem  der  Bruch  mit  General  Roca  die  Kau- 
di(bitnr  Pelloirrini«*  unmüglich  gemacht  hatto,  b.  i  der  letzten  Prnsideuten- 
wahi  in  Argeiiiinien  keine  Persönlichkeit  voiiiamlen,  der  ihre  politische 
Stelliing  und  Vergangenheit  ehieii  Anspruch  anf  die  Kandidatur  gegeben 
hatte.  Nur  deshalb  konnte  e?t  bis  zum  Wahltage  selbst  zweifelhaft 
bl«'ibon ,  wem  die  Narlifolgc  IJoi  as  ztifalloii  werde,  und  nur  deshalb 
konnte  die  Wahl  auf  Dr.  Quintana  fallen,  der  niemals  eine  fuhrende 
Rolle  gespielt  und  sich  seit  Januar  I>9.5,  wo  er  als  Minister  des  Innern 
Burücktreten  mufstei  am  dffentlichen  Leben  überhaupt  nicht  mehr  be> 
teiligt  hatte. 
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der  Kandidateofrage  berufenen  Küiiveiit  proklamierte  er  is 
schwungvollen  Worten  die  Kandidatur  General  Rocas,  was 
unter  den  gegebenen  UmständeD  tatäleblich  bereits  die  I^ung 
der  Fräsidentenwablfrage  bedeutete. 

Allerdings  zeigte  sieb  aucb  bier  gleich  wieder,  dafs  der 
Gegensatz  zwischen  Roca  und  Pellegrini  keineswegs  aus- 
geglichen und  l)€seitigt  war.  sondern  latent  weiterbestand, 
80  sehr  man  sich  von  beiden  Seiten  bemüht  zeigte,  ihn  m 
verschleiern.  In  seiner  Rede  auf  dem  Parteikonvent  richtete 
näinlich  Pellegi-ini  im  Namen  der  Nationalpartei  eine  scharfe 
Absage  an  dii^  mitristisclie  Partei,  mit  der  nnf  Grund  eine- 
1891  zwischen  General  Mitre  und  General  Kocn  aligeschlossciu-n 
„acMe?Y/o"  die  Nationali)artei  bis  dahin  in  einem  Kaiteü- 
verhAltnis  gestanden  hatte  und  bei  den  Wahlen  in  der  Pundes- 
haui)t^uult  wie  ])ei  der  Gouverneurswahl  in  der  Proviu/. 
Buenos  Aires  1804  Hand  in  Hand  «jegangen  war.  Mit  dieser 
Aufsage  des  Kartells  durch  Pellegrini.  die  angesichts  der  be- 
vorstehenden Gouvemeurswabl  in  der  Provinz  Buenos  Aires 
eine  grofse  aktuell -politische  Bedeutung  gewann,  war  aber 
General  Roca  keineswegs  einverstanden.  Er  legte  auf  das 
freilich  schon  ziemlich  gelockerte  Bfindnis  mit  den  Mitristen 
Wert,  weil  er  in  den  Beziehungen  zu  General  Mitre.  dem 
damals  noch  an  der  Spitze  seiner  Partei  stehenden,  von  allen 
Argentincrn  ohne  Unterschied  der  Partei  wie  ein  Halbgott 
verehrten  ^grmul  rlcl  man''  Argentiniens,  eine  Stütze  seiner 
eigenen,  in  Bikmios  Aires  stets  nur  geringen  Po})ulaiitrit  sah 
und  in  den  bisherigen  Kartellgenossen,  die  ihm  selbst  nicht 
melir  gefährlich  werden  konnten,  einen  gewissen  Buckhalt 
gegenüber  dem  ^vacllsen(h3n  Eintim  Pellegrinis  zu  finden  hoffte. 
Die  Mitristen  aus  der  Provinz  Buenos  Aires,  die  sie  von  jeher 
als  ihre  Domäne  betrachtet  und  1894  wiedergewonnen  hatten, 
zu  verdrftngen,  war  mit  Rücksicht  auf  seine  spatere  Wahl 
zum  Präsidenten  fOr  Pellegrini  von  grofser  Bedeutung,  aber 
General  Roca  hlltte  aus  den  vorher  erwähnten  Gründen  ge* 
wünscht,  sie  als  Freunde  und  Int  Besitz  der  Provinz  zu  er* 
halten,  und  sein  Organ  „La  Tribuna"  erljob  sofort  Widerspruch 
gegen  die  von  Pellegrini  vertretene  Anffn  sung,  dafs  die  Auf- 
stellung der  Kandidatur  Rocas  den  Bruch  des  Kartells  mit 
den  Mitlitten  bedeuten  solle  oder  müsse.  Allein  da  General 
Poca  selbst  aus  begreiflichen  Bücksichtfii  nicht  daran  denken 
konnte,  gegen  Pellegrini  nersönlich  ollen  Stellung  zu  nebmen. 
so  blieb  der  Protest  s(dnes  Organs  wiikungslos.  Die  Mitritten, 
die  sich  gegenüber  den  unzweideutigen  Erklärungen  des 
oftiziellen  Parteiredners  Pellegrini  nicht  auf  die  Äuiserungen 
cine,s  immerhin  nur  oftiziösen  Blattes  berufen  konnten,  salsru 
sich  wohl  oder  übel  gezwungen,  aus  der  persönlichen  Zurück- 
haltung Rocas  die  unvermeidlichen  Konsequenzen  zu  ziehen; 
der  Minister  des  Unterrichts  und  der  Justiz  Dr.  Bermejo,  der 
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im  Kabinett  noch  allein  die  ndtristiscbe  Partei  vertieteu  hatte, 
gab  seine  Demission ;  das  Kartell,  das  vielbenifene  „acuerdo'*^ 
gehörte  der  Greschichte  an.  Auch  in  der  Provinz  Buenos  Aires 
führte  Pellegrini  seine  Pläne  erfolgreich  durch.  Vergebens 
sachte  im  November  1807  unter  Fahrung  des  GeueralB  Bosch, 
der  von  selbst  auf  einen  so  verwcgeneu  Gedanken  nie  ge- 
kommen wäre,  eine  Anzahl  von  Mitgliedern  der  national- 
parteilichen Fraktion  der  Provin/.ialh'gislatiir  sich  von  der 
Voriniindschaft  Pellegrinis  zu  r'iiumzii)ieieu  und  durch  einen 
Koniproniils  mit  den  Mitristen  diesen  den  Gnuverneursposten 
zu  sichern,  wahrend  sie  sirli  seihst  mit  dem  des  Vizegouverneurs 
begnügeu  wollten.  Dals  diese  bchilderhebung  von  Politikern 
zweiten  und  dritten  Ranges  gegen  Dr.  Pellegrini  nicht  ohne 
Genehmigung  Rocas  erfolgen  konnte,  war  für  jeden  mit  dem 
argentinischen  Parteiweseu  Vertrauten  so  selbstverstiindlich, 
dafs  es  der  ausdrücklichen  Versicherung  der  „Unabhängigen", 
ihre  Absage  gelte  allein  Dr.  Pellegrini,  aber  nicht  der  National- 
partei, d.  h.  General  Roca,  gar  nicht  erst  bedurft  h&tte;  da 
aber  Roca  wiederum,  und  wiederum  begreiflicherweise,  jeder 
offenen  Stellungnahme  auswich,  als  Pellegrini  in  Telegrammen 
und  Kundschreihen  an  die  Lokalkomitees  der  National  parte! 
die  unbotnnlfsigen  „Unabhängigen"  energisch  zur  Ordnung 
rief,  so  blieh  diesen  nichts  übrig,  als  sich  ir)l)li(h  zu  unter- 
werfen und  die  schon  getroffenen  Vereinbarungen  mit  den 
ATitristen  wieder  rückgi\ngig  zu  machen.  Nach  dem  Scheitern 
dieses  letzten  Versuchs,  unter  Vermeidung  eines  otienen 
Kontiikts  der  wachsenden  Macht  Pellegrinis  Schranken  zu 
ziehen,  Initte  dieser  freie  Hand  erhalten;  er  konnte,  ohne  auf 
weitereu  Widerstand  zu  stofsen,  den  greisen  Dr.  Beruardo 
de  Irigoyen,  den  „Chef"  der  in  verschiedene  sich  heftig  be- 
fehdende Gruppen  zerfallenen  und  rasch  der  völligen  Auf- 
lösung entgegengehenden  radikalen  Partei,  zum  Gouverneur 
w&hlen  lassen  und  so  ftlr  die  nächsten  Jahre  die  wichtige 
Provinz  dem  Einflüsse  der  Mitristen  wie  des  Rocaschen  Flügels 
der  eigenen  Partei  entziehen.  Wie  richtig  er  die  Entwicklung 
der  Dingo  vorausgesehen  hatte,  zeigte  der  Erfolg.  Als  19(»2 
die  Amtsperiode  Irigoyens  ablief,  konnte  für  die  Nachfolge 
kein  Mitrist  und  kein  Radikaler,  sondern  nur  noch  ein  An- 
gehöriger (l<M-  Nationalpartei  in  Betracht  kommen.  Dnls 
Pellegrini  dann  seihst  nicht  mehr  einten  sollte,  was  er  gesiit 
hatte,  konnte  im  Jahre  181)7  weder  er  selbst  noch  irgend 
jemand  ahnen. 

Der  Kampf  zwischen  Roca  und  Pellegrini  hatte  aber, 
weil  der  Gegensatz,  um  den  es  sich  handelte,  von  keiner  Seite 
offen  eingestanden  wurde,  auf  der  Oberfläche  der  Tagesiiolitik 
nur  ein  leichtes  Wellengekrftusel  erzeugt ;  er  kam  kaum  in 
Betracht  gegenüber  der  Tatsache,  dafs  mit  der  Komination 
Rocas  die  Pr&sidentenwahlfrage  de  facto  bereits  ihre  Lösung 
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gefunden  hatte,  und  zwar  eine  gerade  die  Kreise  vollkoiniiuD 
befriedigende  Lösung,  die  an  dem  Gedeihen  der  Argentinischen 
Republik  am  meisten  interessiert  waren.  Der  General  hatte 
sich  wahre  ad  seiner  ersten  Präsidentschaftsperiode  1880 — 1880, 
die  jetzt,  nach  dem  Hexensabbath  des  Gründer-  und  Speku- 
Jantentums  unter  Juarez  Celman,  den  fichweren  Eri^sjahm 
unter  Pellegrini  und  der  beständigen  politischen  BeunrnnigiiDg 
unter  Saenz  Peila,  als  das  goldene  Zeitalter  einer  gedeihlichen, 
stetig  und  gleichmärsig  fortschreitenden  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung erschien,  als  energischer  und  zielbewufster  Staats- 
mann erwiesen;  man  durfte  von  ihm  erwarten,  dafs  er  den 
festen  Willen  und  durch  seinen  Rtlckhalt  an  der  Armee  auch 
die  Kraft  habe,  unter  allen  Umstanden  die  Ruhe  im  Innern 
zu  erhalten .  und  nachdem  man  auch  noch  die  Überzeugung 
erlangt  hatte,  dafs  Roca,  was  einen  Augenblick  zweifelhaft 
erschienen  war,  der  argentinischen  Krie^spartei  den  ent- 
schiedensten Widerstand  leisten  und  alles  tun  werde,  um  eine 
friediiclie  Reileprnng  des  Grenzstreites  mit  Cliile  zu  erleichtern, 
brachten  ilua  die  weitesten  Kreise,  vor  allem  aber  die  Haudels- 
und  Geschäftswelt  und  die  Ausländer,  ein  fast  unbegrenztes 
Vertrauen  entgegen.  Wenn  einer,  so  galt  er  als  der  hemfene 
Mann,  mit  den  Trümmern  der  Vergangenheit  aufzuräumen 
und  die  zahlreichen  Reformen  durchzuführen«  deren  Not- 
wendigkeit sich  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Finanzen,  der 
Justiz,  des  Unterrichts  und  des  Heerwesens  um  so  lebhafter 
ftlhlbar  machte,  als  die  allgemeine  kulturelle  Entwicklinii:  d»>5 
Landes  mit  der  wirtschaftlichen  nicht  Schritt  gehalten  hatte. 

Die  grufsen  Schwierigkeiten,  die  in  Argentinien  der  Ver- 
wirklichnnu  ernst  gemeinter  Reformbestrehungen  die  Foderativ- 
verfassung  bereitet,  die  sich  als  das  grofste  lien  inni^  alles 
Fortschritts  erwiesen  hat,  übersah  man  in  der  hudimng?- 
freudigen  Zuversicht,  dafs  für  die  nächsten  Jahre  Sturuniien 
des  Wirtschaftslehens  durcli  i)olitische  Verwicklungen  nicht 
zu  befürchten  seien,  und  bei  dieser  optimistischen  Stimmung, 
die  um  so  mehr  Eindruck  machte,  als  sie  gerade  unter  den 
sonst  als  pessimistische  Schwarzseher  verschrienen  Ausländem 
die  herrschende  war,  genügten  schon  die  geringsten  Anzeichen 
einer  günstigeren  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
um  den  Goldkurs  zum  Weichen  zu  bringen. 

Obwohl  schon  das  Wirtscljattsjahr  1895  9^)  einen  Rückgang 
der  Weizenausfuhr  auf  :):^)244S  t  (gegen  1108 T)«;?  t  in  1894  95 
und  1  r,(^f  »H70  t  in  189:194)  gehracht  hatte  und  lB9()/97  der  Total- 
verlust der  Weizenernte  in  den  Provinzen  Santa  F6,  Ct^rdoba 
und  Kntre  Rios  den  WM/.'iicxpor(  auf  135098  t  herahgedrnckt 
hatte,  ging  der  mittlere  Güldkür^,  der  noch  im  Anuast  l  ^l'T  auf 
290.22  gestanden  hatte,  im  September  und  Uktuber,  wo  mau 
ül)er  (his  Ergehnis  der  bevorstehenden  Ernte  noch  in  völliger 
Ungewilsheit  war,  auf  288,50  bezw.  285,43  zurück,  und  aü 


.-L,d  by  Google 


XXIV  5. 


7 


sich  in  den  letzten  ^ronaten  1897  und  den  ersten  des  Jahres 
1808  erkennen  liefs,  dafs  die  Ernte  von  1897/98  die  der  Jahre 
1893/94  und  1894^95  zwar  nicht  erreichte,  aber  doch  wenigstens 
die  von  IHO.'  Oi»  nbeitraf,  und  der  Mengenausfall  durch  die 
besseren  Preise  ( vergl.  Ta]>e]le)  reiclilich  ausgpfilirhen  wurde, 
kam  die  rücklftutige  Bewegung  des  Goldkurses  immer  schilrfer 
zum  Ausdruck.  Von  einem  Monatsinittel  von  27(),!U  im 
November  und  27r).:i()  iui  Dezember  1897  ging  er  im  Januar 
1898  auf  2r>4,ll,  im  Fe])ruar  auf  26:19:^  zurück  und  stellte 
sich  im  April,  wo  die  Wahl  des  Kollegiums  der  Präsidenten- 
Wähler  stattfand,  auf  2Ü0,20. 

Dank  der  Klftning  der  politischen  Lage  vermoebte  so  die 
verhaltnismftfsig  gar  niclit  so  bedeutende  Besserung  der  virt- 
scbaftlicben  Verhältnisse  —  trotz  der  gttnstigen  Preise  konnte 
die  Ernte  des  Jahres  1897/98  ja  die  schweren  Schädigungen 
der  Ackerbauer  Santa  F^s,  Gördobas  und  Entre  Bios*  noch 
keineswegs  ausgleichen  —  einen  viel  stärkeren  Druck  auf 
den  Goldkurs  nuszutlben,  als  dies  die  viel  gröfseren  Ernten  von 
18i*3  9 1  inid  1894  95  gekonnt  hatten,  die  eine  durch  die  ]tolitische 
Unsielierlieit  verursachte  Aufwärtsbewegung  des  Kurses  nur 
abzuscliwiichen.  nirht  zu  verhindern  imstande  gewesen  waren. 
Kin  weiterer  Kursrückgang  wurde  allgemein  bestimmt  erwartet; 
wenn  er  aber  zunächst  nicht  eintrat,  sondern  der  Preis  des 
Goldes  vom  Mai  ab  wieder  zu  steigen  begann,  so  war  das 
dem  Uuistande  zuzuschreiben,  dafs  die  Bezieh lui gen  zu  Chile 
»ich  abermals  gespannt  gestaltet  hatten  und  vielfach  befarchtet 
wurde  I  es  könnte  in  der  Grenzfrage  zum  Bruche  mit  dem 
transandinischen  Nachbar  kommen,  ehe  General  Koca  die  Re- 
gierung übernommen  hätte  und  imstande  wäre,  einen  un- 
bedingt mafsgebenden  Kinflufs  auf  die  auswärtige  Politik  zu 
t)1>en.  Bei  dieser  Sachlage  vermochte  auch  die  im  Juni  in 
gröfster  Ruhe  und  Ordnung  vollzogene  Wahl  Rocas  zum 
Präsidenten  den  Valuta  wert  nicht  zu  beeinflussen:  der  mittlere 
Goldkurs  stieg  im  .Iinn'  auf  207.« ''2,  im  Juli  auf  274,70  und 
hielt  sieh  im  August  auf  270,(i7;  nachdem  aber  General  T'nra 
auf  dem  Bankett,  das  ilim  von  den  Vemetcrn  des  drol's- 
haudels  und  der  Banken  am  25.  August  im  Operntlieater  ge- 
geben wurde,  der  festen  Zuversicht  Ausdruck  gegeben  hatte, 
dafs  die  schwebenden  Differenzen  mit  Chile  noch  vor  dem 
12.  Oktober,  dem  Tage  seines  Regierungsantritts,  einen  be- 
friedigenden Ausgleich  finden  würden,  besserte  sich  die 
Stimmung  rasch,  und  nachdem  es  dann  abermals  zu  einer 
Lösung  des  neuen  Konflikts  im  Grenzstreite  gekommen  war^, 


'  Am  22.  September  wurde  in  Santiago  de  Chile  von  dem  arfrcn- 
tiui»cheu  Genaudten  Dr.  Pificro  und  dem  chilenischen  Minister  den 
Anfftcren  Admiral  Latori'e  das  Protokoll  unterzeichnet,  in  dem  die 
beiden  Regierungen  übereinkamen,  im  Grenzstreite  den  Schiedsspruch 
der  englisenen  Regierung  anxnrufen. 
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kouiite  kein  Zweifel  melir  sein,  dafs  die  njtchsteu  Muiiaie  eine 
erhebliclie  KilioLiiiig  des  Valutawertes  Iti  iiigeu  miUVteu,  weiiü 
das  Laad  uur  von  eiuei-  Mifsernte  verschont  blieb. 

Mehr  als  der  augenbliekliebe  Kursstand  selbst,  der  auch 
im  September  nicht  unter  263,00  zurückging  und  somit  nieht 
viel  niedriger  war  als  im  Jahre  1896,  wo  im  August  bei  einem 
Monatsmittel  von  274  die  UltimoreguHerung  zum  Kurse  von 
266,30  stattgefunden  hatte,  war  es  zweifellos  die  Erkenntnis 
der  Notwendigkeit  und  Unabwendbarkeit  einer  raschen  und 
erheblichen  Erhöhung  des  Aufsenwertes  der  Papierwährung, 
die  jetzt,  Vnv/  vor  dem  Regierungsantritt  Rocas,  den  ersten 
Versuch  hervorrief,  iui  Interesse  der  argentinischen  Produktion, 
und  zwar  in  erster  T.iine  der  „nationalen"  Industrie,  der 
Wertsteigeiung  der  ^  aiuta  Einhalt  zu  tun.  Allerdings  waren 
im  Laufe  des  Jahies  1898  schon  vorher  in  der  Presse  —  in 
der  Form  von  Zuschriften  und  „Einge.'sandt"  —  gelegentlich 
Klagen  über  die  Nachteile  laut  geworden,  die  das  Sinken 
des  Goldkurses  den  auf  feste  Bezüge  in  Gold  Angewiesenen 
gebracht  habe,  aber  diese  Beschwerden  fanden  keine  weitere 
Beachtung,  weil  Angestellte,  deren  Gehalt  in  Gold  normiert 
war,  in  Argentinien  nur  ganz  vereinzelt  und  eigentlich  nur 
unter  den  höheren  Beamten  der  fremden  Banken  zu  finden 
waren,  und  diese  selbst  doch  nicht  in  Abrede  stellen  konnten, 
dals  die  Festsetzung  ihrer  Gehälter  in  Gold  ihnen  ja  gerade 
als  ein  Vorzugsrecht  und  eine  Sicherstellung  gegen  die  Nach- 
teile zugestanden  worden  war,  die  di>  VnUitaentwertung  für 
die  Empfänger  von  Papiergebälteru  und  -löhneu  im  Gefolge 
hatte. 

Ihre  Klagen  fandeji  nirgends  Gehör;  aber  nicht  nur  ilinen, 
die  einen  verschwindend  geringen  Bruchteil  der  Pe\ulkerung 
dai stellten,  hatte  das  Steigen  des  Aufbenwertes  der  Papier- 
valuta die  Vorteile,  die  ihnen  der  Rückgang  dieses  Wertes 
in  so  reichem  Mafse  gebracht,  wieder  teilweise  entzogen. 
Auch  in  der  nnationalen  Industrie*,  die  unter  dem  Schutze 
hoher  Zölle  und  der  Valutaentwertung  zu  einer  treibhaus^ 
artigen  Entwicklung  gelangt  war,  begann  die  Abwärtsbewegung 
des  Goldkurses  sich  um  so  mehr  fühlbar  zu  machen,  als  nicht 
nur  diese,  da  seit  1891  die  Zölle  in  Gold  normiert  sind,  eine 
Erniedrigung  der  Zollschranken  bedeutete  und  so  den  Wett- 
bewerb der  aiisländischon  Industrieprodukte  auf  dem  in- 
ländischen ]\farkte  erleichterte,  sondern  anch  die  sroiWn 
Lohnlu'wr^ungrn  des  Jahres  ISri"  eine  erhebliche  Str'iu;erung 
der  ohnehin  hohen  Produktionskosteu  gebracht  hotten. 

Die  wahi  haft  nationalen,  auf  der  Landwirtschaft  fulsenden 
Kxportindustrien.  wie  die  ^liihlen-  und  Saladero-Indu^trie,  die 
Fleisch gefrieranstalteu  etc.,  die  in  Argentinien  eigentümlicher-, 
aber  auch  bezeichnenderweise  niemals  gemeint  sind,  wenn  von 
der  „nationalen  Industrie''  die  Rede  ist,  kamen  hieibei  nicht 


.-L,d  by  Google 


XXIV  5. 


9 


in  Betracht.  Fttr  sie,  die  ihr  Entstehen  und  ihre  gttnstige 
Entwidmung  nicht  erst  der  Valutaentwertung  verdankten, 
war  ein  dauf m  1er  Tiefstand  dos  Währungswertes  nicht,  wie 
für  die  y^InduMrlanaßumal*^^  eine  Lebensfrage,  und  das  ganze 

Wfthrmigspioblem  war,  wie  der  jetzt  entbrennende  Kampf  um 
(iie  Währung  zeigen  sollte,  für  sie  nur  von  untergeordneter 
Bedeutung. 

Nur  eine  von  den  Industrien  mit  landwirtschaftlicher 
Basis  na  Inn  liier  eine  Ausuahmestellung  ein  und  hatte  an 
der  Foihlaiier  der  Valutaeutwertuug  das  gleiche  Interesse 
wie  etwa  die  „nationale  '  Textil-  oder  Papierindustrie,  die  alle 
verarbeiteten  Rohmaterialien  und  Halbfabrikate  aus  Kuropa 
beziehen ;  die  argeutiuische  Zuckerindustrie.  Dieser  hatte  die 
doppelte  Begttnsti^ng  des  hohen  Zolles  von  $  0,90  Gold  per 
10  kg  und  des  rapiden  Sinkens  des  W&hrungswertes  seit  1891, 
wo  der  Preis  des  einbeimischen  raffinierten  Zuckers  im  Grofs- 
handel  in  Buenos  Aires  auf  $  7,20  Papier  stieg  (gegen  $  1,74 
in  und  $  2  in  1888,  bei  einem  Zoll  von  $  0,70  hezw. 

$  l,o;i  Papier),  eine  so  rasche  Ausdehnung  der  Produktion 
ernioplirht.  dafs  schon  im  Jahre  1<^1>1,  das  infol^re  des  wieder 
fiestie^enen  (loldknrses  den  1892  auf  $  :>  und  I^i»3  auf  6.30 
zuriu'k^e^^^npenen  Zuckerpreis  aliernials  auf  $  7,00  (lo  kg) 
brachte,  die  Krnte  von  830OU  t  den  auf  80000  bis  Onorid  t 
geschätzten  Verbrauch  ganz  oder  doch  zum  gröfsten  Teile  zu 
deiktn  vermochte.  Die  Gewilslieit.  dafs  hei  den  hohen  Pro- 
duktionskosten der  argentinische  Zucker  auf  keinem  aus- 
wärtigen Markte  mit  dem  anderer  Länder  in  Wettbewerb 
treten  könne,  und  die  Aussicht  auf  eine  noch  erheblich 
grOfsere  £nite  hatten  dann  schon  1895  einen  Preissturz 
herbeigeführt,  den  Preis  des  Bohzuckers  in  Buenos  Aires  bis 
auf  $  2.40  per  10  kg,  d.  h.  für  viele  Produzenten  unter  das 
Niveau  der  Erzeugungskosten,  herabgedrückt  und  die  Zucker- 
iudustrie  in  eine  höchst  schwierige  Lage  gebracht,  der  die 
Interessenten  durch  Bemühungen,  auf  dem  Wege  der  Kar- 
tellierung zu  einer  Kepelunjx  der  Produktion  zu  gelangen, 
und  duriOi  Ainuten  der  Staatshilfe  abzuhelfen  versuchten, 
die  ilnu  n  auch  zuti  il  Nvurde.  da  es  ihnen  nach  einem  ersten, 
veri^eMiclien  Versuche  lb*J(.i  gelang,  die  Gewährung  einer 
K\l»ortpraiuie  von  $  0,12  m  n  per  Kilogramm  für  :in^o  der 
Jalne>j)r(»dukti(in  durchzusetzen.  ^Venn  aber  aucli  diese  Mafs- 
regeln  ihren  Zweck,  den  Zuckerpreis  im  Inlande  wieder  zu 
heben,  erreichten,  so  gelang  es  doch  nicht,  die  Erzeugung 
wirklich  zu  regeln  und  eine  Überproduktion  zu  verhindern, 
und  trotz  der  späteren  Erhöhung  der  Prämie  auf  $  o,l(>  m/n 
und  des  exportfähigen  Quantums  auf  35  ^/o  waren  die  Zucker- 
industriellen  nach  wie  vor  in  einer  Notlage,  die  ihnen  eine 
erhebliche  Erhöhung  des  Valutawertes,  wie  sie  jetzt  —  im 
September  1898  —  mit  Sicherheit  vorauszusehen  war,  als  eine 
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schwere  Schädigung  ihrer  Interessen  erscheinen  lassen  mui>te. 
Für  Henu  Krnesto  Tornquist,  den  Chef  des  Hauses  Turii- 
quist  &  Co.  in  Buenos  Aires,  der  an  der  Gesellschaft  „Azu- 
carera  Tacumana^,  die  drei  der  grOfeten  Zuckerfabriken  is 
der  Provinz  Tucumän  besitzt,  und  an  der  ^Befineria  Argeih 
tina!'  in  Rosario  stark  beteiligt  wsr  und  bei  der  Bildung  des 
Fabrikantenkartells  wie  hei  der  Aktion  zur  Erlangung  der 
Exportprftmien  die  führende  Rolle  gesinelt  I  atto.  war  daher 
wohl  in  erster  Linie  die  Rücksicht  auf  die  bedrohten  Interessea 
der  Zuckerindustrie  das  treibende  Motiv,  jetzt,  unniittelhtr 
vor  dem  RcgierungsaDtritt  Rocas,  in  der  Presse  mit  einem 
Projekt  zur  Verhinderuiifr  eiiies  ^veitoK  n  Steigens  des  \'aliita- 
wertes  hervorzutreten  und  damit  Sigual  zu  einem  liefti^en 
Kampfe  um  die  Währung  zu  gel)en,  der  narli  einjähriger 
Dauer  mit  einem  vollen  Siege  Toniquists  und  seiner  Ge- 
sinnungsgenossen in  der  Wäliruugsreform  von  1899  zum  Ab- 
schlufs  kommen  sollte. 

Was  Tornquist  vorschlug,  war  die  Schaffung  einer  eKoD- 
versionskasse* ,  die  Gold  gegen  Papier  und  Papier  gegen 
Gold  zum  Kurse  von  250  abgeben  sollte.  Motiviert  war  die 
Festsetzung  des  Maximalwertes  des  Papierpesos  auf  S  0.4<» 
Gold,  die  dieser  Vorschlag  involvierte,  in  erster  Linie  mit 
der  Notwendigkeit,  die  industrielle  und  landwirtschaftliche 
Produktion  vor  den  Nachteilen  eines  weiteren  Sinkens  des 
Goldkurses  zu  schützen,  dann  aber  auch,  und  zweifellos  mit 
Rücksicht  auf  die  Anschauungen  der  zunächst  mafsgebenden 
Instanz,  des  künftigen  Präsidenten,  mit  dem  Wunsche,  den 
Schwankungen  des  Valuta  weites  ein  Ende  zu  mar  heu  und  zu 
einer  stabilen  Währung  auf  dem  Wege  einer  ^K(Ui\t  i.^ion"  zu 
gelangen,  die  allerdings,  wie  Tornquist  nachdrücklich  betonte, 
keine  „ktlnstliche"  sein,  d.  h.  nicht  durch  eine  Anleihe  un.l 
tibei  iuiupt  durch  staatliche  Mafbregeln  ermöglicht ,  sondern 
von  dem  „Publikum"  durchgeführt  werden  mttsse.  Wie  man 
sich  die  Ausführung  dieses  nKonversionsplans''  im  einzelnen 
denken  sollte,  blieb  ungesagt. 

Dafs  nun  gerade  die  Industrie  und  nicht  die  Landwirt- 
schaft, die  doch  für  das  Wirtschaftsleben  Argentiniens  eine 
unvergleichlich  viel  gröfsere  Bedeutung  hat  und  durch  die 
Entwertung  des  Papiergeldes  so  aufserordentlich  begünstigt 
worden  war.  den  ersten  Versuch  machte,  die  Erhaltung  eines 
d.nit'rnden  Tiefstandes  des  Valutawertes  zu  sichern,  könnte 
auffällig  erscheinen,  und  in  Europa  scheint,  soviel  i<'h  sehen 
kann,  auch  die  Ansicht  zu  herrschen,  dafs  bei  der  Walirun^:^- 
reform  die  argentinische  Landwirtschaft  einen  mafsgeben.h  u 
Eintiufs  gel\bt  hätte,  während  es  kaum  zuviol  gesagt  i>i. 
wenn  man  behauptet,  dafs  die  Landwirtschaft  die  Krhuhung 
des  Währungswertes  zwar  ungern,  aber  ohne  ernstlichen 
Widerstand  hingenommen  hätte,  uud  ohne  seine  Industrie 
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Argentioien  schwerlich  za  einer  Wäbningsreform,  wie  die  yon 
1899,  gekommen  wftre. 

Dieses  auf  den  ersten  Blick  befremdende  Zurücktreten 
der  Landwirtschaft  vor  der  Industrie  findet  in  den  Verhält- 
nissen Argentiniens,  die  im  Auslände  wenig  oder  gar  nidit 
bekannt  sind,  seine  ausreichende  Erklärung. 

Was  zunächst  den  Ackerbau  aiic^^^ht,  so  hat  die  grofse 
Masse  der  argentinischen  Ackerbauer  zwar  selbstverständlich 
keine  klare  Ynrstolluncc  von  der  Bedentiing  der  Bewegungen 
des  Valutawertes  und  ihren  wirtscliatrlichen  Folgen,  und  ins- 
besondere ist  sie  nicht  imstande,  sich  von  der  stärkeren 
Belastung  der  Schuldner  durch  die  Erhöhung  des  Währungs- 
wertes wirklich  Rechenschaft  zn  geben,  aber  sie  ist  doch  von 
dem  Bewufstsein  durchdrungen,  dafs  bei  hohem  Goldkurs  ihre 
Lage  eine  bessere  war  als  bei  niedrigem,  und  alle  Be- 
strebungen, die  Erhaltung  eines  dauernden  Tiefstandes  des 
Valutawertes  zu  sichern,  durften  und  dürfen  deshalb  auf  die 
unbedingte  Zustimmung  der  Ackerbauer  rechnen;  nur  die 
Initiative  zu  einer  auf  dieses  Ziel  gerichteten  Aktion  konnte 
von  ihnen  nicht  ausgehen,  weil  sie  nicht  die  geringste 4lus- 
sicht  haben,  mit  ihren  Wünschen  Gehör  zu  finden,  und  diese 
nicht  einmal  in  einer  Weise  vorzubiingeu  vermögen,  die  den 
mafsgebenden  Stelleu  wenigstens  ein  völliges  Ignorieren  un- 
möglich  machte. 

Die  Ackerbauer  sind  der  Mehrzahl  nach  Ausländer,  und 
es  fehlt  ihnen  so  ganz  an  Zusammenhang,  Solidaritätsgefühl 
und  Bewufstsein  der  gemeinsamen  Interessen,  dafs  sie  es  bisher 
iiiigends  zur  Schaflung  irgendwelcher berutiichen Organisationen 
zur  Förderung  der  gesamten  oder  besonderen  Interessen  des 
Ackerbaues  gebracht  haben,  ja  dafs  niemals  ein  ernst  ge- 
meinter Versuch  in  dieser  Richtung  unternommen  worden  ist. 
So  mangelt  es  den  Ackerbanern  selbst  an  einer  Instanz,  die  in 
ihrem  Kamen  das  Wort  ergreifen  könnte,  und  da  ihr  Stand  weder 
im  Kationalkongrefs  noch  in  den  Provinziallegislaturen  ver- 
treten ist,  sind  sie  ganz  aufserstande,  auch  nur  den  geringsten 
Eintiufs  auf  die  Gestaltung  der  (»esetzaebnng  und  Wirt>cliafts- 
politik  zn  gewinnen,  die  ancli  tatsäclilich  in  den  letzten  fünf- 
zehn Jahren  den  Bedürfnissen  und  Interessen  des  Ackerbaues 
so  gut  wie  gar  nicht  Rechnung  getragen  hat.  Hätten  sie  nur 
einigermafsen  die  lieriirksichtignng  gefunden,  die  sie  bei  der 
prolseu  Bedeutung  des  A(  I  t  i  l  aus  für  das  nationale  Wirschafts- 
U'ben  und  die  Stelhing  Aigentiniens  auf  dem  Weliinarkte 
beanspruchen  dürften,  so  wäre  es  nicht  möglich  gewesen  (um 
nur  dies  eine  herauszugreifen),  daf^  den  Ackerbauern,  die  auf 
die  Freisbildung  ihrer  Erzeugnisse  keinerlei  Einwirkung  üben 
können,  der  Ertrag  ihrer  Arbeit  durch  den  hohen  Zoll  auf 
S&cke  (S  <>.<'3  Gold  per  Kilogramm)  gekürzt  wird  einigen 
wenigen  Sackefabrikanten  zuliebe,  deren  einzige  Funktion  im 
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Zuschueideu  und  Zusaraineuuäben  der  aus  dem  Auslände  ein- 
geführten SackleiuwaDd  besteht;  es  wäre  nicht  möglich,  dals 
gerade  die  Aekerbauprovinzen  —  dem  ausdrücklichen  Verbot 
der  Verfassung  zuwider  —  zum  Eckpfeiler  ihres  gauai 
Steuersystems  eioe  Transportsteuer  auf  Landesprodukte 
machen,  die  im  vollen  Betrage  von  den  Produzenten  über- 
nommen werden  mufs,  und  da^  —  wenigstens  in  der  Ptovioi 
Buenos  Aires  —  auch  noch  die  Munizipalitäten  ihrerseits  den 
Transport  aller  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  mit  manehnaJ 
geradezu  unsinnig  hohen  Steuern  belasten  dürfen. 

Dai's  unter  diesen  rin^trmden  die  Ackerbauer,  so  wert- 
voll ihnen  auch  die  Erhaltung  eines  dauernden  Tiefstände? 
des  Yalutawertes  erscheinen  moclit»^.  au^  lij^enem  Antrieb 
hätten  versuihen  kormen .  ein  Kingreilen  ile>  Staates  in  der 
Wilhrungsfrage  herbeizuführen,  war  ausge^;cülu^sen;  aber  aucii 
von  den  Viehzüchtern  war  dies  unter  den  gegebenen  Verhilt- 
nissen  nicht  zu  erwarten. 

Freilich  hatte  auch  ihnen  die  Entwertung  des  Papier- 
geldes grofse  Vorteile  gebracht,  ja  sie  hatten  am  meisten 
Anlllrs  gehabt,  der  Erhöhung  des  W&hrungswertes  zu  wider 
streben,  weil  sie  aus  Ortenden,  die  in  einem  späteren  Abschnitt 
dieser  Arbeit  zu  erörtern  sein  werden,  aus  der  Valutaentwertuog 
den  gleichen  Nutzen  gezogen  haben  wie  die  Industrie  und 
der  Ackerbau,  von  den  Kachteilen  aber,  die  diesen  unter 
Unistc^nden  aus  dem  entwerteten  Papiergeld  erwachsen  können, 
nicht  niitgetroffen  werden. 

Auch  an  Standesbewufstsein  und  dem  Gefühl  der  luxw- 
essensolidaritiU  mangelt  es  den  argentinischen  Viehzüchtern 
nicht,  und  el)ensowenig  fehlte  die  Organisation,  die  ihre 
Forderungen  autoritativ  zum  Ausdruck  zu  bringen  legitimiert 
war,  denn  in  allen  Provinzen,  die  in  gröfserem  Umfang  Vieh- 
zucht treiben,  ist  in  der  „Sociedad  Kural"  eine  Vereinigung 
von  Viehzüchtern  zu  finden,  und  in  der  Bundeshauptstadt 
war  neben  die  als  berufenste  Vertreterin  der  Viehznchtinter- 
essen  geltende  «Sociedad  Rurar  seit  1897  noch  die  ,Li|^ 
Agraria",  ein  Verband  von  Viehzüchtern  der  Provinz  Buenos 
Aire>.  getreten. 

Wenn  trotzdem  die  Viehzüchter  in  der  Fortdauer  der 
Valutaentwertung  keineswegs  eine  Lebensfrage  sahen,  sondero 
ihr  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  beimafsen,  so  kann 
der  Grund  wohl  nur  darin  gesucht  werden,  dafs  die  Vieli- 
zücl)t^^r.  die  der  Mehrzahl  nach  Grolsgnuidbesitzer  sind,  ihiv 
aiu.  t  in]  loiitlich  günstige  Lage  nicht  allein  der  entwerutvit 
WahiLiiig.  sondern  mehr  noch  dem  Steigen  der  Grundrente 
und  der  Vielipreise  verdankten,  die  erst  durch  die  Anlaue  von 
Fleischgefrit ranstalten  und  dann  durch  die  rasch  wat  h>.eiiae 
Ausfuhr  von  lebendem  Vieh  nach  Übersee  eine  be<le Utende 
und  nachhaltige  Erhöhung  erfahren  hatten. 
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Die  Fordenm^jen  der  Viehzüchter,  wie  sie  durch  ihre 
Ver})äiide  geltend  gemacht  wurden,  richteteu  sich  auf  Ab- 
^cliatluiif^  der  Exportzölle  auf  Vielizuchtprodukte,  insl)esondere 
auf  \Volle,  Vei hesseruug  der  Trausportnüttel,  schärfere  Mafs- 
regeln  gegen  deo  Yiehdiehstalil  und  spater  auch  auf  Er- 
schwerung der  Einfuhr  von  Jiassenzuchtvieh;  aber  vou  der 
Währung  war  dabei  niemals  die  Kede;  und  gerade  in  der 
kritischen  Epoche  des  Kampfes  um  die  Valuta,  wo  bei  einer 
auf  207151  t  angewachsenen  WoHaasfuhr  das  Steigen  der 
Wollpreise  von  durchschnittlieh  $  200  Gold  auf  $  800,03  per 
Tonne  den  Viehzüchtern  ganz  unerwartet  grofsen  Gewinn 
brachte,  waren  sie  so  weit  davon  entfernt,  die  Valutaeutwertung 
als  notwendig  oder  auch  nur  wesentlich  flir  das  (iedeiben  der 
Vielizucht  zu  betrachten,  dafs  nacli  dem  P'.rscheinen  der 
WiUirungsvnrlage.  wie  hier  vorfrreifend  bemerkt  soin  niafz,  die 
rLiga  Ai^raiia"  Schulter  ;tn  Schulter  mit  dem  Ihnifirl  und 
(Um  l'.ürse  das  Kincrcileu  des  Staates  in  die  Bewegungen  des 
\  alutawertes  bek;nni)fte. 

Wenn  aber  auch  die  Viehzüchter  mehr  Wert  auf  die 
lortdaiur  der  Valutaeutwertung  gelegt  hätten.  s<i  wiire  ihre 
Stellun;;nahme  darum  noch  nicht  imstande  gewesen,  die 
Lösung  der  Währungsfrage  entscheidend  zu  beeinflussen,  denn 
ihr  unmittelbarer  poHtischer  £inflttfs  ist  viel  geringer,  als 
man  bei  dem  Beichtum  und  der  hohen  sozialen  Geltung  dieser 
Grofsgrundbesitzer  voraussetzen  sollte.  Auch  sie  sind  im 
Is'ationalkongrefs  nur  vereinzelt  vertreten,  und  die  Versuche 
der  ytLiga  Agraria",  durch  Ausbildung  dieser  Organisation 
zu  einer  eigentlichen  Wirtschaftspartei  nach  dem  Vorbilde 
des  deutschen  „Piundes  der  Landwirte"  diesem  Manjxel  abzu- 
helfen und  den  Viehzüchtern  eine  Mitwirkung  an  der  Gesetz- 
gehung  zu  sichern,  waren  an  'l^ni  Indifferent isniiis  der  Mehr- 
zahl der  Standesgenossen  gescheitert,  die  für  eine  i>t)litische 
Aktion  nicht  mobil  zu  machen  war,  obgleich  das  Vorgehen 
der  Liga  durch  die  geringe  lierücksichtijrunjr  der  Wünsche 
der  Viehzüchter  im  Kongresse  veranlaisi  war,  der  gerade 
IBUB  die  nur  allzu  gerechtfertigte  Petition  der  „Liga  Agraria" 
um  schärfere  Mafsregeln  gegen  den  Viehdiebstahl  ganz  un- 
beachtet gelassen  hatte. 

Die  hier  dargelegte  Tatsache,  dafs  die  Vertreter  der 
Viehzucht  und  des  Ackerbaus  nicht  nur  keinen  unmittelbaren 
£intiufs  auf  die  Gesetzgebung  und  Wirtschaftspolitik  hal)en, 
sondern  auch  nicht  einmal  zu  verhindern  vermögen,  dafs  das 
Parlament  die  Interessen  dieser  weitaus  wichtigsten  Pro- 
duktionszweige des  Landes  mit  souveräner  Gleichgültigkeit 
behandelt,  timlet  ihre  Erklärung  in  der  Zusammensetzun<r  der 
Volksvertrt  tung  und  dem  argentinischen  Parteiwesen,  auf  die 
hier  etwas  nSher  eingegangen  werden  niui's,  weil  sie  allein 
den  Schlüssel  des  Verständnisses  für  viele  Eigentümlichkeiten 
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in  der  Eiitwickluug  Argentiniens  bieten,  die  ohne  KeantnU 
dieser  Momente  völlig  rätselhaft  erscheinen  müsseu. 

Die  argentinischen  Pärteien  der  Gegenwart  —  die  i& 
dieser  Beziehung  der  Vergangenheit  gegenflber  niebt  Tfmtr 
sehritt,  sondern  Kücksehritt  bedeutet  —  sind  aogmahmsk« 
nichts  anderes  als  Vereinigungen  zur  gej^enseitigen  FOrdentag 
der  persönlichen  Interessen  ihrer  Mitglieder,  die  als  einziges 
Band  der  Name  des  Führers,  aber  keineswegs  Gemeinsamkieit 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Anschauungen  und  Inter* 
essen  ziisaTnmenhäU.  Keine  von  diesen  Parteien  hat  ein  be- 
stimmt fonmtlirM  tes  Programni ,  und  was  dem  XaineD  na' h 
die  Stelle  eines  solchen  vertritt,  ist  ein  Genii<rh  kliuL^euder 
Phrasen  und  vager  Allgemeinheiten,  das  hei  all'  ii  selir  das 
gleiche  Gepräge  trägt,  dafs  ein  Politiker,  der  vou  t- iner  l*artei 
zur  andern  tlhergeht,  deshall)  nichts  von  seinen  Anschauungen 
und  Meinungen  zu  opfern  braucht  und  nicht  gezwunj^en  ist 
auf  das  Geltendmachen  seiner  persönlichen  Ansichten  Verzicht 
zu  leisten.  Unterordnung  unter  den  Willen  der  Partei,  oder 
richtiger:  der  Häupter  und  Führer,  wird  nur  in  Fragen  der 
Parteipolitik,  das  heifst  in  Argentinien  in  Personenfragen,  und 
in  ganz  besonderen  Ausnahmefällen  verlangt;  im  ührigen  aber 
verpflichtet  die  Parteizugehörigkeit  zu  nichts,  und  in  allei 
Parteien  finden  sich  die  verschiedenartigsten  politischen  und 
wirtschaftspolitischen  Afeinungen  friedlich  vereint,  so  dafs  sich 
niemals  voraussehen  läfst,  wie  sich  zu  einer  bestimmten 
Frage  eine  T*artei  stellen  mag,  und  ol>  sie  überhaupt  als 
Partei  Stellung  nehmen  wird.  In  der  Pegel  geschieht  das 
nicht;  vielmelir  spaltet  jede  wirtschaftliche  und  jede  itolitist-he 
Frage  allgemeinen  Cliarakters  die  Parteien  in  verschiedene 
Lager,  und  nur  in  Ausnahmefällen,  nur  wenn  die  Ftihrer  ihre 
AutoriUlt  für  eine  Entscheidung  im  einen  oder  ander^ü 
Sinne  einsetzen,  kommt  es  in  der  Partei  selbst  zu  Erörte- 
rungen über  solche  Fragen  und  zu  einem  geschlossenen  Auf- 
treten. 

Mit  dieser  unerfreulichen  Gestaltung  des  Farteiweseos, 
die  gerade  den  besten  Elementen  eine  tätige  Anteilnahme 
am  politischen  Leben  verleidet,  hängt  es  eng  zusammen,  dafs 
die  produktiven  Bevölkerungsklassen,  die  Erwerbsstände,  so 
gut  wie  gar  nicht  im  Parlament  vertreten  sind  und  dieses 
sich  fast  au?schliefslich  aus  Berufspolitikern  zusaunnensetzt. 
die  in  der  Ausübung  des  monatlich  3  P  "  "  "  eiubriugendeu 
Mantlats  ihren  Lehensheruf  sehen.  Da  diese  Politiker  sich 
der  Mehrzahl  nach  aus  den  vielen  überzähligen  Advokaten 
und  Ärzten  rekrutieren,  die  nie  (iaran  gedacht  haben,  >ich 
der  ärztlichen  oder  Anwaltspraxis  zuzuwenden,  so  haben  sie 
als  Leute  ohne  Ar  und  Halm  an  allen  Fragen  des  wirtscLaü- 
Hcben  Lebens  kein  praktisches  Interesse,  und  das  theoretische 
ist,  wo  es  nicht,  wie  bei  den  meisten,  gleichfalls  mangelt, 
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selten  intensiv  genug,  um  zu  ernstlichem  Studium  der  Probleme 
und  zur  Bildung  einer  eigenen  Anschauung  anzuregen.  So 
ist  Gros  der  argentinischen  Parlamentarier  stets  bereit, 
sich  olme  weiteres  den  Wi^nscheii  eintiiifsreicher  Führer  zu 
fücren,  und  wo  diese  ihre  Autorität  ernstlich  geltend  machen, 
wird  die  sonst  uieist  freiwillig  geübte  Unterordnung  zur  un- 
bedingten NotwiMuiigkeit.  Denn  in  Argentinien,  wo  die  Wahlen 
eine  leere  Formalität  darstellen,  verdanken  die  Volksvertreter 
das  Muiulat  und  damit  Stellung  uud  Einkoiiiiiiou  allein  der 
Gunst  der  Parteihäupter,  und  sie  können  nur  so  lauge  darauf 
reebnen,  es  zu  behalten,  als  ihnen  diese  Gunst  erhalten  bleibt. 
Auflehnung  gegen  das  Machtgebot  der  Führer  bedeutet  so 
für  die  Mandatare  des  souveränen  Volkes  den  Verlust  des 
Mandats  und  Ausschlufs  von  den  Vorteilen,  die  es  gerade 
dem  Berufs-  uod  Geschäftspolitiker  verschafft  Beputierten- 
und  Senatorenmandate  sind  Ffrttnden,  die  von  den  Maeht- 
habern  der  herrschenden  Parteien  und  von  ihnen  allein  ver- 
geben werden,  da  bei  dem  bis  1!tM2  geltpnden  System  der 
Tjistenwahl  die  Wnltl  einer  den  l  ührern  nicht  geuehmeu  Per- 
sönlichkeit tat>aclilich  ausgeschlossen  war. 

Diesen  Cliquencliarakter  der  argentinischen  Parteien, 
diese  Zusammensetzung  des  Parlameutö  und  die.Ntu  ttber- 
machtigen  KinHul's  der  Partei  Häupter,  die  ich  hier  nur  iu  den 
knappsten  Zügen  zu  skizzieren  versucht  habe,  mufs  man  sich 
vor  Augen  halten,  um  es  verstehen  zu  können,  wie  die 
Argentinische  Republik,  die  nach  ihren  natürlichen  Be- 
dingungen und  ihrer  wirtschaftlichen  Struktur  ein  reiner 
Agrarstaat  ist  und  auf  absehbare  Zeit  hinaus  bleiben  mufs, 
zu  einer  Wirtschaftspolitik  kommt,  die  ausschliefslich  auf  die 
Wünsche  und  Bedürfnisse  einer  Industrie  zugeschnitten  ist, 
deren  Gedeihen  bei  dem  Fehleu  der  natürlichen  wie  der  wirt- 
schaftlichen Vorbedingungen  einer  gesunden  industriellen  Ent- 
wicklung Tiiit  iibermäisiger  Belastung  der  Gesamtheit  und 
schwerer  ik^einträchtigung  der  in  der  Landwivt^fhaft  kon- 
zentrierten ])ro(luktiven  Kraft  des  Landes  erkauft  werden 
mufs.  Den  Vertretern  der  Industrie,  für  die  ja  auch  im 
Gegensatz  zur  Landwirtschaft  eine  weitgehende  Begünstigung 
durch  den  Staat  geradezu  eine  Lebensfrage  war,  fiel  es  dank 
den  geschilderten  \'erhältnisseu  um  so  weniger  schwer,  die  Wirt- 
schaftspolitik nach  ihren  Wünschen  zu  beeiuflusseD,  als  sie  in 
der  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  viel  rühriger  und  ener- 
^scher  sind  als  die  Landwirte  und  auch  viel  eher  als  diese 
sich  bereittinden  lassen,  Opfer  zu  bringen,  wenn  sie  damit 
ihre  Sache  fördern  können  ^  Dafs  sie  einen  so  grofsen  £influfs 


1  AU  Dr.  Pellegrini  Ende  1899  sich  ein  eigenes  Prefsor^an  flchftffen 
wollte,  dessen  er  zur  Vorbereitnni^'  seiner  Prä.sidentschattskandidatur 
bedurfte,  waren  es  nicht  die  reichen  Grofsgrandbeeitser  anter  seinen 


16 


XXIV  b. 


auf  die  \Vulj>chaftsi»olitilv  zu  gewiuueu  veriu»»clitpn,  wur-it 
ihnen  allerdings  auch  dadurch  erleichtert,  dafs  bis  zum  .1ahrt 
1898  nicht  nur  im  Senate,  in  den  jede  Proviu/  und  div  Bundes- 
hauptstadt zwei  Veitroter  entsendet ,  sondern  auch  in  der 
Deputiertenkanuner  die  Mehrheit  durch  die  Abgeordneten  der 
inneren,  an  der  landvirtschaftliehen  Produktion  for  den  Ex- 
port nach  Übersee  nicht  beteiligten  Provinzen  gebildet  wurde, 
die  bei  der  geringen  wirtschaftlichen  Lexstungäähigkeit  ihrer 
Heimatprovinzen  die  mächtige  Entwicklung  des  Ackerbau» 
und  der  Viehzucht  des  Ostens  nicht  immer  mit  dem  Gefühle 
ungeteilter  Genugtuung  betrachteten  und  deshalb  eine  be- 
sondere Berücksichtigung  dieser  ProduktioDszweige  nicht  ge- 
rade als  Notwendigkeit  ansahen.    Melir  noch  hat  aber  ein 
psychologisches  Moment  bei  der  Bevorzugung  der  Industrie 
mitgewirkt  :  der  "Wunsch,  es  den  alten  Kulturstaaten  Kurupa> 
und  den  Vereinigten  Staaten  gleichzutun.    Da  diese  Länder 
eine  iiochentwickelte  Industrie  haben,  so  plauht  man.  dai^ 
man  auch  in  Argentinien  nur  eine  von  der  Landwirtschaft 
nicht  unmittelbar  abhängige  Industrie  zu  schaffen  brauche, 
um  die  Republik  auf  eine  Stufe  mit  dem  alten  Euroiui  and 
der  amerikanischen  Vormacht  zu  heben.  Fabrikindustrie  und 
höchste  Kultur  sind  für  die  meisten  Argentiner  Korrelat- 
begriffe,  und  dieser  ja  nicht  unbegreiflichen  Verknüpfung 
entspringt  eine  unklare  Schwärmerei  für  die  ^industrJn  fahrü* 
als  Kulturwert  v.az^  «^oxiyy,  die  gerade  die  Berufspolitiker 
um  so  eher  die  Rücksicht  auf  die  besonderen  VerhiiltDisse 
Argentiniens  verfzessen  liefs.  als  sie  selbst  kein  praktisches 
Interesse  dazu  aufforderte,  sich  von  den  Konsequenzen  der 
exzeptioTiellen  T'f  -iiiistigung  der  Industrie  für  das  gesaiuttf 
"Wirtsciialtsleben  Kechenschaft  zu  crehon. 

Bei  dem  Vorstofs  in  der  \V;iliniii£?sfrage,  der  jetzt  im 
Interesse  der  Industrie  untermuiimen  wurde,  kam  diesem 
Moment  alier(ling>  nur  eine  untergeordnete  Bedeuiung  zu 
gegenüber  dem  viel  wichtigeren  Faktor  der  unbedingten  fterr- 
Schaft  der  Parteiführer  Uber  ihre  parlamentarische  Gefolg- 
schaft, die  im  Kampf  um  die  "WAhrung  ausschlaggehend 
werden  sollte.  Um  ein  Eingreifen  des  Staates  zur  Hemmung 
der  weiteren  Steigerung  des  Valutawertes  herbeizuführen, 
brauchte  man  ja  nicht  erst  die  ganze  Masse  der  an  der  Er* 
haltung  des  entwerteten  Papiergeldes  Interessierten,  die 
Ackerbauer  und  Viehzüchter,  mobil  zu  machen;  man  brauchte 
auch  nicht  erst  zu  versuchen,  die  Mehrheit  der  Volk- >  <M  trütuD? 
von  der  ISotweudigkeit  oder  wenigstens  dem  l^iutzeu  eines 

nächsten  Parteifreunden,  die  ihm  die  Mittel  zur  Gründung  des  »Paia'' 
zur  Verfügung  stellten,  sondern  dne  Anxahl  von  Industrielleti,  toh 

denen  die  meisten  Ausländer  waren.  Auch  einige  dmit-du'  Finnen  bt-- 
fandon  sich  tintcr  den  Geldgebern  des  Blattes,  das  von  vr.niherem  mit 
Defizit  arbeitete  und  wiederholt  grölsere  Zuschüsse  erforderte. 
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(laueruden  Tiefstandes  des  Valut.uvevtes  für  die  natiouale 
Produktion  zu  überzeugen :  ujhu  brauchte  nur  die  Führer  der 
herrschencen  }sationalpartei,  die  im  Senat  wie  in  der  Dejni- 
tierteukammer  eine  überwältigende  Majorität  aufwies,  für  den 
Plan  zu  gewinneii,  und  da  von  diesen  Führern  der  eine, 
Dr.  PeUegrini,  bereits  dafOr  gewonnen  war,  so  blieb  die 
eigentliche  Aufgabe,  das  Ziel  der  ganzen  Ahtion,  die  Ab- 
neigung gegen  Währungsexperimente  zu  ttberwinden,  die 
man  bei  General  Roca  nach  seiner  ganzen  politiseben  Ver- 
gangenheit voraussetzen  nmfste. 

Zunächst  hatte  es  nicht  den  Anschein,  dafs  das  gelingen 
ki»nTUp.  T)vr  Vorf^chlag  Tornquists  fand  nur  in  den  beiden 
NachiDitta^^sblätt^'rn  „El  Diario"  und  „El  Tieriipo"  Verteidiger, 
wilhrend  die  übrigen  Zeitungen,  vor  allem  auch  das  Organ 
Rocas,  ..La  Tribuna".  siuh  mit  groiser  Entschiedenheit  gegen 
die  Toriiquistschen  Pläne  aussprachen,  die  sie  als  phantastisch 
und  unausfübrliar  und  die  waliren  Interessen  des  Landes  ge- 
fiVhrdeuU  bezeichneten. 

Auch  die  Absage  der  mafsgebenden  Stelle,  die  nach  den 
Au(torungen  der  „Tribuna*'  wie  nach  allem,  was  über  das 
wähningspolitlsche  Credo  Rocas  bekannt  war,  erwartet  werden 
mufste,  liefs  nicht  auf  sieh  warten..  In  der  Ansprache,  die 
der  neugewählte  Präsident  bei  der  Übernahme  der  Regierung 
am  12.  Oktober  an  den  Kongrefs  richtete,  und  die  statt  der 
sonst  bei  derartigen  Anlässen  üblichen  Phrasen  und  Gemein- 
])lätze  ein  uinfasseudes ,  ])Ostinimt  formuliertes  Regierungs- 
proLMainin  enthielt,  erklärte  Creiieral  Roc;k  ..Die  gewis^^enhafte 
Krlüllung  unserer  Verpilicbtuugen  ist  nicht  zu  eriiiöu:licheu 
ohne  Kegelunf.r  der  Fiuau/eu,  ohne  Ehrlichkeit  in  der  ^"e^- 
Avaltung  und  ohne  die  W  er ts teiger uug  unserer  Papier- 
wahr u  n  g. 

Eine  genaue  I^forschung  der  wirtschaftlichen  Erschei- 
nungen, die  mit  unserer  Produktion  und  unseren  nationalen 
Industrien  in  Verbindung  stehen,  mufs  ffir  die  Mafsnahmen 
der  Regierung  bestimmend  sein,  und  diese  wird  bemOht  sein 
mttssen,  die  gröfsten  Vorteile  in  der  Verwendung  der  natür- 
lichen Hilfsnnttel  des  Landes  zu  suchen,  unter  Berücksich- 
tigung seiner  Lage,  seiner  Bedürfnisse,  seiner  Leistungsfähig- 
keit und  seine*'  Beziehungen  zu  den  ausländisch!  n  Märkten. 

Der  Schutz,  den  wir  unseren  Industrien  schuldiji  sind, 
hat  seine  besfiniuito  (irenze.  Er  verfehlt  ^  -iuen  Zweck  und 
wird  uuvemüuftijz.  wenn  er  den  Ausfuhrliaiidel  erschwert  und 
die  Produktion  schädigt,  die  ihren  Absatz  auf  den  ausw-ntiueu 
Märkten  sucht.  Die  KluLibeit  rat  hier  zu  einem  Mittelweg, 
den  wir  einschlagen  müssen,  um  die  natürliche  KiituK  ]  hing 
unserer  wirtschaftlichen  Kräfte  zu  begünstigen,  und  mituiuti 
werden  wir  bei  gewissen  vorübergehenden  Mifs- 
ständen  von  allen  Mafsregeln  überhaupt  abzu- 

F«raehiing«tt  XXIY    (115).  -  Wolf  f.  2 
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sehen  haiien.  weil  das  Heilmittel  hier  in  der 
Gravitation  der  gesamten  Interessen  zu  sucheu 
ist,  die,  sich  selbst  überla>sen,  schliefslich  eine 
Ausgleicliuug  herbeilülircn.'' 

Biese  unzweideutigen  ErklftruDgen  liefsen  es  nicht  zweifel- 
haft, dafs  der  neue  Prftsident  den  Yalutawert  dem  freien  Spiel 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  überantwortet  wissen  wollte,  difs 
er  in  der  Wertsteigerung  des  Papiergeldes  einen  Vorteil  für 
das  Land  sali  uinl  für  neue  Mafsregeln  zum  Schutze  der 
Industrie ,  wie  Tornquist  sie  forderte ,  nicht  zu  haben  seiu 
werde;  und  da  seine  Ansicht  und  sein  Wille  allein  roai'sgel)en(l 
waren,  so  galt  mit  der  Prograranirede  vom  12.  Oktober 
Tornquistsche  Projekt  t'iir  abgetan,  für  dauernd  verwt'ifeu. 
Es  verleb  wand  aus  den  Erörterungeu  der  Presse,  und  ohwobl 
in  das  neue  Kalnuett  als  Finanzniinister  di  r  Advokat  Dr.  J. 
M.  Rosa  eintrat,  der  zu  dem  Hause  E.  ioiiiquist  Co.  in 
denselben  Beziehungen  stand  wie  sein  1895  durc  h  IVliegriui 
gestürzter  Vorg;\nger  Dr.  Komero,  lag  doch  iiicbts  femer 
aU  die  Vermutung,  dal's  die  Ernennung  Dr.  Rosas  ein  Zurflck- 
kommen  auf  die  Vorsehläge  Tornquists  ermöglichen  könnte. 

Diese  Möglichkeit  mufste  nach  der  entschiedenen  Stellung- 
nahme des  Präsidenten  als  ausgeschlossen  gelten,  und  sie 
überhaupt  in  Betracht  zu  ziehen,  lag  um  so  weniger  Anlai> 
vor,  als  dem  Finanzminister  wie  Tornquist  selber  zonäcJist 
andere  Finanzpläne  viel  wichtiger  zu  sein  schienen  als  die 
Regelung  der  Wäliruug. 

Als  eine  der  drinpeiidsten  Aufgaben  mufste  die  neu»' 
Regierunp:  die  Til^ini^  der  auf  etwa  To  Millionen  Pesos  PajtUT 
angewachsenen  schwebenden  Schuld  auseben,  und  da  iK'i  dem 
enormen  Dehzit,  das  auf  dem  Staatshau>li;ilt  la>tete,  nicht 
daran  zu  denken  war,  die  erforderlichen  Mittel  aus  deu 
laufeiideu  Einnahmen  zu  beschaffen ,  so  sollten  sie  nach  dem 
Plane  des  Finauzministers  durch  eiue  Anleihe  in  Verbiudui/g 
mit  einer  Beform  der  Branntweinsteuer  aufgebracht  werden. 
Ursprl^nglich  war  sogar  eine  Monopolisierung  des  Grofshandels 
mit  Branntwein,  wie  sie  Dr.  PeUegrini  schon  1897  in  der 
Zeitschrift  „La  Biblioteca"  mit  sehr  bemerkenswerter  Be- 
gründung empfohlen  hatte,  und  Verpachtung  de^  Monopols  8D 
ein  europäisches  Kapitalistensyndikat  in  Aussicht  peuonimen ; 
doch  halte  man  mit  Rücksicht  auf  «las  in  der  Verfas^uH^r 
ausgesprochene  Verbot  aller  Monopole  <cblier>licli  ilavnii  .ii>- 
pesehen.   Beibehalten  war  aber  in  dem  fjttwnrfe  eino  iK'it'B 
P>rannlweinsteuei-;^esetzes.  wie  ihn  l)v.  i^«^sa  jetzt  dem  Kon- 
greis vorlegte,  der  Gedanke  der  Vei|iaclituiig  der  Braiiiitwtiii- 
Steuer  an  ein  Syndikat,  das  sicli  beieit  erklärte,  der  Keiziiiu^a 
sofort  nach  Abschluis  des  Steuerpacht verti  a'js  deu  Beira^^  von 
4u  Millionen  Pesos  Gold  zur  Verfügung  zu  stellen.    Bei  der 
Erhöhung  des  Steuersatzes  auf  $  1  mn  fOr  deu  Liter  uul 
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dem  höchst  komplizierten  Kontrollsystem  des  Entwurfs,  das 
an  die  Pflichttreue  und  Zuverlässigkeit  des  Beamtenpersonals 
sehr  hohe  Anforderungen  stellte,  war  —  beiläufig  gesagt  — 
die  Yorgescblagene  Verpachtung  nicht  nur  zweckmäfsig, 

sondern  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  sogar  die  un- 

erläfsliche  Bf  dinjyimg,  um  die  Branntweinsteuer,  wenn  sie  als 
Fabrikatsteucr  weiterhe.stebon  sollte,  wirklirh  ertragsfiihig  zu 
gestalten:  «Im  man  aber  in  Argentinien  gegen  alles,  was  nur 
entfernt  vnwv  Einmischung  des  Auslandes  in  die  Finanz- 
verwaltung des  Staates  ähnlich  sielii,  ganz  auiserordentlich 
em]»findlich  ist,  so  stieis  der  Vorschlag,  die  Verwaltung  der 
Biaunt weinsteuer  einem  fremden  Syndikat  zu  übertragen,  auf 
so  eutschiedenen  Widerstand  bei  der  Presse  und  der  ötlent- 
lichen  Meinung ,  dafs  die  Regierung  den  Gedanken  aufgeben 
mufste  und  sich  hereit  erklärte«  die  Branntweinsteuer  in 
eigener  Regie  zu  verwalten.  Die  Verpachtungsklausel  fiel, 
aber  mit  ihrem  Verschwinden  schwand  auch  die  Möglichkeit, 
die  40-;Millionen- Anleihe  zu  realisieren,  die  zur  Tilgung  der 
schwebenden  Schuld  hatte  verwendet  werden  sollen.  Das 
Scheitern  dieses  Finanzplans  hat  zur  Folge  gehabt,  dals 
spf\tere,  18i>9  gemachte  Versuche  der  Regierung,  eine  neue 
Anleihe  aufzunehmen,  erfolglos  Mipbeu,  und  ist  durch  diese 
Ka(  li'vii  Knng  für  das  /nstaudekouimen  der  Währungsreform 
von  Bedeutung  geworden. 

FJie  aber  noch  die  ßrauntweinstenervorlage  die  Zu- 
stimmung des  Kongresses  erhalten,  hatten  die  früher  er* 
orterten  Momente,  die  eine  weitere  Erhöhung  des  Valuta- 
wertes bewirken  mufsten,  die  Klärung  der  politischen  Lage 
und  die  Hoffnung  auf  eine  gute  Ernte,  die  sich  jetzt  schon 
zu  verwirklichen  begann,  sich  immer  entschiedener  bemerkbar 
gemacht,  und  da  nunmehr  auch  das  Steigen  der  Wollpreise 
und  der  dauernd  günstige  Preisstand  der  Zerealien  (s.  Tabelle) 
den  Druck  auf  den  Goldkurs  noi  h  verstärkten,  so  ging  dieser, 
der  sich  im  Oktober  noch  auf  durchschnittlich  249,06  gestellt 
hatte,  im  November  auf  226,20  zurück.  Die  ÜUimoregulierung, 
die  am  ■>!.  Oktolier  bei  einem  Kurse  von  244, vor  sich  ge- 
ganL'^  n  war,  vollzog  sich  am  30.  November  auf  der  Basis  eines 
Kurjistandes  von  213,50. 

Die  Grenze  von  250,  auf  der  das  Projekt  Tomquists  dem 
Steigen  des  Vaku awertes  hatte  iMulialt  gebieten  wollen,  war 
so  längst  überschritten,  und  die  Vermutung,  dals  binnen 
kurzem  der  Kurs  von  2uo  erreicht  sein  werde,  schon  fast  zur 
GewiCsheit  geworden,  als  anfangs  Dezember  die  Währungs- 
frage von  neuem  das  Thema  des  Tages  und  der  Gegenstand 
der  lebhaftesten  Erörterungen  wurde. 

Den  ersten  Anstofs  dazu  gab  eine  Petition  mehrerer 
Zuckerfal)ri kanten  in  Tucumän,  die  unter  der  Ankündigung, 
dafs  sonst  das  Zuckerrohr  ungeerntet  auf  den  Feldern  ver- 
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faulen  werde,  vom  Küiigrels  Malsregeln  zum  Schutze  der 
Zuckeriiidustrie  vor  einer  weiteren  Erhöhuug  des  Valutaweites 
forderten.  Am  nächsten  Tage,  am  5.  Dezember,  nahm  in  doi 
Deputiertenkamnier  der  Deputierte  Soldatti  vor  Eintritt  in 
die  Tagesordnung  das  Wort,  um  m  erklftreu,  dafs  der  Weit- 
steigerung des  Papiergeldes,  die  den  Ruin  der  ^nationalen* 
Industrie  bedeute,  £infaalt  getan  werden  mQsse,  und  schliefe- 
lieh  den  Antrag  zu  stellen,  in  einer  Resolution  die  Regierung 
aufzufordern,  noch  in  der  Nachsession  ^  dem  Kongrefs  Mafs^ 
nahmen  vorzuschlagen,  um  „die  nationale  Industrie  vor  der 
Konkurrenz  des  Auslandes  zu  schützen,  die  infolge  der  Werl- 
erhöhung der  Valuta  einen  gefährlichen  Umfang  angenommen 
habe''. 

Tags  darauf  kam  im  Senat  eine  tele;ir;'|»lii<ch  «K^niiittelt'» 
Eingabe  einer  weiteren  Gruppe  von  Ziukerfai^rikanten  der 
Provinz  Tncuniitn  zur  Verlesung,  in  dei-  dasselbe  Verlanaen 
gestellt  wurde,  und  gleichzeitig  wurde  in  der  Bundeshaupt- 
stadt unter  dem  Nauien  „Industrias  Fabriles  Confederadas^ 
eine  Vereinig; uug  von  Fabrikanten  gegründet,  die  in  ihr  Pro- 
gramm die  Forderung  „wirksamen  Schutzes  der  Industrie  durch 
die  Gesetzgebung"  aufnahm,  womit  bei  den  l&ngst  vorhandenen 
hohen  Industrieschutzzöllen  nur  ein  Schutz  durch  wfthrungs- 
politische  Mafsregeln  gemeint  sein  konnte.  Am  bedeutsa  nisten 
aber  war  es,  dafs  jetzt  auch  Dr.  Pellegrini,  der  sich  seit 
einigen  Monaten  in  Europa  aufhielt,  mit  zwei  in  „Xaciön~ 
und  „Diario"  veröffentlichten  Briefen  an  den  Deputierten 
Dr.  Ayarragaray  und  Toi-nqnist  in  den  Streit  um  die  Wälirunu 
einjiritf.  Pellegrini  sprach  sich  in  den  beiden  Schreiben  ent- 
schieden für  (las  Projekt  Tornquists  aus  und  bezeicbnete 
als  Prticht  der  Regierung,  zur  Regelung  der  ^■alutafrage  ein- 
zuiireifen,  da  sie  ja  doch  die  einmal  notwendig  werdende 
Konversion  durcbluliren  müsse.  Dals  das  Land  durch  die 
Wert  Steigerung  der  Papiergeldes  reicher  werde,  erklärte  Pelle- 
grini für  blofse  Einbildung,  und  den  Einwand,  dafs  die  Tom- 
quistsche  »Konversionskasse"  nur  eine  weitere  Erhöhung  des 
Währungswertes  verhindere,  gegen  ein  abermaliges  Sinken 
aber  keine  Bürgschaft  biete,  wies  er  mit  der  Bemerkung  zurück, 
dafs  ein  Kranker  ja  auch  nur  Arznei  nehme,  um  sich  Ton 
dem  Katarrh,  an  dem  er  leide,  zu  kurieren,  nicht  aber,  am 
der  Erkaltung  vorzubeugen,  die  er  sich  vielleicht  in  der 
nächsten  Woche  zuziehen  könne.  Die  Zukunft  Argentinipii^ 
so  versicherte  auch  er.  liege  in  seiner  Industrie,  und  die  Zu- 
kunft werde  auch  Tornquist  noch  recht  geben. 


*  Die  ordentliche  Sitzungsperiode  des  Kongresses  dauert  vom 
1.  Mai  bis  tum  30.  September.  In  d.  r  stets  notwendig'  w  eidenden 
Naohsession,  die  sich  meist  bis  in  den  Januar  ausdehnt,  dürfen  nur  di^ 
Vorlagen  beraten  werden,  die  von  der  Kegierung  besonders  bezeiehnei 
sind. 
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Im  AdscIiIuIs  au  die  Üriefe  Pellegiuiis  ergriff  nun  auch 
Toruquist  selber  nochiuals  im  „Diario"  zur  Verteidigung  seines 
Planes  das  Wort  Er  flihrte  aus,  dafs  weder  die  Söhue  noch 
die  Enkel  der  jetzt  lebenden  Generation  es  erleben  würden, 
das  Papiergeld  wieder  auf  Pari  zu  sehen,  weil  das  zur  Vor- 
aussetzung iifttte,  dafs  nicht  nur  die  umlaufenden  300  Millionen 
Pesos  Papier«  sondern  auch  alle  Schulden  des  Staates  wie  der 
einzelnen  im  In-  und  Auslande  „konvertiert"  werden  müfsten, 
wozu  selbst  luo  Millionen  Pfund  Sterling  nicht  ausreichend 
w?lrcn  Der  augenblickliche  niedrip:e  Goldkiirs  sei  ein  „künst- 
licher'* und  müsse,  wenn  er  sich  halte,  verhängnisvoll  werden, 
weil  er  die  Vennohtuii<;  der  „nationalen  Industrie'*,  dieser 
^Milchkuh"  der  llejuihlik,  die  dieser  ermöglicht  habe.  ]\iir[rs- 
tichilVe  und  Kanonen  zu  kaufen,  herbeiführen  niüs>e,  utiue 
doch  eine  Hebung  des  Kredits  Argentiniens  im  Auslände  zu 
bewirken,  da  die  europäischen  (Jlänbiger  vor  allem  auf  pünkt- 
liche iiczahlung  Wert  legten  und  die  Rückkehr  zu  „sound 
moneij*  wttnschten,  die  auch  den  günstigsten  Elnflufs  auf  den 
Staatskredit  üben  inflsse.  Eine  Garantie  far  die  Zukunft 
vermöge  freilich  niemand  zu  ttbemehmen,  allein  es  sei  doch 
mit  einer  Wahrscheinlichkeit  von  100  gegen  1  darauf  zu 
rechnen,  dafs  bei  der  Festsetzung  des  Kurses  auf  250  sich 
schon  in  wenigen  Jahren  so  viel  Gold  in  der  Konversionskasse 
ansammeln  werde,  dafs  dieser  Kurs  dann  offiziell  zum  Kon- 
versionskurs erklärt  werden  kdnne,  nachdem  er  es  tatsächlich 
schon  gewesen  sei. 

In  diesen  Argumentationen  der  Freunde  der  dauernden 
Valntaent Wertung  fi»llt  die  selbst  für  Südamerika  panz  un- 
geheuerliche t^bertreibunu  in  der  Einschätzung  der  Bedeutung 
der  nationalen  Industrie  auf,  die  von  Tornquist  die  „Milchkuh" 
der  Republik  genannt  wurde,  und  in  der  nach  Pellegrinis 
Versicherung  die  Zukunft  Argentiniens  liegen  sollte:  Behaup- 
tungen, die  selbst  bei  wei^;ehender  Berücksichtigung  des 
Interessentenstandpunktes  geradezu  ungeheuerlich  erscheinen, 
wenn  man  sie  mit  der  tatsachlichen  Stellung  der  Industrie 
im  Wirtschaftsleben  Argentiniens  vergleicht.  Keine  von  den 
Industrien,  die  Tornquist  und  Pellegrini  im  Auge  hatten,  ist 
an  der  Ausfuhr  ^  beteiligt«  keine  von  ihnen  —  mit  Ausnahme 


*  Von  der  Gcsamtauafuhr  entfielen  auf: 


Viebsucht 

Ackerbau 

Forst- 
wirtschaft 

Bergbau 

Jagd 

Ver- 
sehledenes 

1898 

65,29  o'o 

31,90  »/o 

1,71  % 

0,15  «0 

0,34  «/o 

0.61  o'o 

62,47  «0 

8.5.23  "o 

0,12<>/o 

0,l:V»'o 

0,44  O'o 

0,53% 

IdOO 

46,09  •^'o 

50,08 

2,27  «0 

0,17«» 

0,64  «'o 

0,75  «/o 

1901 

54,04  «/o 

42,70% 

1,680/0 

0,24  '^'o 

0,56  "o 

0,78  »'o 

1902 

58,24  «0 

87.98  0 

2,04  «"o 

0,lS"o 

0,04 

1,16  »0 

1903 

49.41  "  0 

47,e,2 "  0 

1,57  Ofi 

0,1^"  0 

0,0:3  ®  0 

0.92*^0 

Unter  „Verschiedouea**  sind  aufgeführt:  Ahes  Eifleo,  Lumpen,  lebende 
Pflanzen,  verschiedene  Waren  nationaler  Herkunfl»  yerscbiedene  natio- 
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der  Zuckeriadustrie  —  spielt  bei  der  Deckung  des  inländischen 
Bedarfs  eine  ausschlaggebende  Rolle,  und  was  sie  zn  den 
StaatBeinnahmen  beitragen,  ist  nicht  danach  angetan,  die  6e* 
hauptung  Tomquists,  dafs  die  Industrie  die  grofsen  Rüstungen 
ermöglicTit  hnhv.  zu  stiUzPn,  denn  im  Dezennium  181^2  — lf'"2 
inachte  die  Einluhr  der  zur  Produktion  dienenden  Guter  nur 
34.2 **^o  bis  2f.8^'o  der  Gesamteinfuhr  aus,  so  dafs  selh^^t  bei 
gleicliuiärsiüer  Zolll)elastung  beider  Gru]»]»p?i  wenigstens  zwei 
Dritte]  der  Zolleinnahmen  auf  die  zum  ^ufortigen  Wrbrauch 
bestinmiien  W«iren  —  >i'ahrungs-  und  Genulsniittel  sowie 
Fabrikate  —  cnthelen,  während  dieser  von  den  Konsumenten 
aufzubringende  Auteil  tatsächlich  noch  viel  gröfser  ist,  da 
die  Zölle  auf  Fabrikate,  Kahningsmittel  usw.  sehr  Tiel  höher 
sind  als  die  auf  Rohstoffe  und  Halbfabrikate.  Die  sogenanntes 
.inneren"  Steuern  aber,  die  Branntwein-,  Wein-,  Bier-,  Zucker-, 
Tabak-,  Zttndhölzersteuer  usw.,  werden  gleichfalls  nicht  tod 
den  Produzenten  getragen,  sondern  mOssen  in  ihrem  ganseen 
Betrage  von  den  Konsumenten  tlbernommen  w^erden. 

Der  Begriff  der  „nationalen  Industrie",  für  den  der  Schutz 
der  Valutaentwertung  als  unentbehrlich  gefordert  wurde,  deckt 
sicli  auch  keineswrrrs  mit  dem  der  argentinischen  Industrie, 
denn  zunächst  scheiden  sämtliche  Expoi  tindu'^trien ,  wie  die 
Fleiscligefrier-,  Saladero-,  Milhlen-,  MuUu  i«  i-  und  (^uel»rarho- 
industrie.  aus.  für  die  der  Stand  des  Währungswertes  von 
uütergeurdueter  Bedeutung  und  nichts  weniger  als  eine 
Lebensfrage  ist,  und  ebensowenig  brauchten  von  den  aus- 
schliefslich  fUr  den  inländischen  Bedarf  arbeitenden  Industrien 
das  Brauereigewerbe,  die  Tabaks^  und  die  Schuhwaren- 
industrie dank  ihrer  stetigen  und  ruhigen  Entwicklung  allein 
in  der  Fortdauer  der  Valutaentwertung  das  Heil  zu  sehen. 

Wie  geringe  Wichtigkeit  die  Exportindustrien  der  Wäh- 
rungsfrage beimafsen,  sollte  gerade  im  Dezember  1898  als 
drastisches  Beispiel  eine  Petition  zeigen,  die  von  den  Ver- 
tretern der  Saladeroiudustrie  nni  (\.  Dezember  dem  Landwirt- 
scl!;tfr<])ijnister  Dr.  Frers  überreicht  wurde.  Sie  forderte  die 
Aullieiiung  der  Ausfuhrzölle  auf  Saladeroprodukte  und  zoll- 
freie Kinfulir  des  im  Saladerobetriel)  zur  Verwendung  komm^*n- 
deu  Salzes  sowie  für  das  Jahr  ISMS  lUicker.stattung  dtr 
Differenz  zwischen  dem  argentinischen  und  dem  brasilianischen 
Exportzoll,  aber  von  der  Valuta  war  in  dem  Gesuche  niri  t 
die  Rede,  trotzdem  die  lebhafte  Debatte  über  das  Tüniqui^tsche 
Projekt  eine  Erwähnung  der  Währungsirage  geradezu  heraus- 
zufordern schien  und  die  Lage  der  mittleren  und  kleinen 
Betriebe  in  der  Saladeroindustrie  keine  günstige  zu  nenneo 


nalieierte  Waren,  Eis,  Eier,  Schweinsborsten,  iiuhuerfedeni  und  ^chmi- 

Sroviant.  welch  letzterer  dureluehnittliclk  80*/«  der  gansen  Aaefoln 
ieser  fiubrik  ausmacht. 
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war,  da  der  Absatz  eines  ihrer  hauptsächlichsten  Produkte, 
des  gedörrten  Salzfleisches  (tasujo),  auf  dem  Haiiptabsatz- 
gebiete  —  in  Kuba  —  durch  den  kubanischen  Aufstand  und 
den  spauisch-amerikanischen  Krieg  fast  ganz  ins  Stocken  ge- 
raten war,  und  infolgedessen  gerade  im  Jahre  lsi»s  die  Tasajo- 
aiisfuhr  im  Veiij^U  ich  zu  dem  Voijahre  eine  Abnahme  um 
38,0^/0  erfahren  hatte. 

Tornquist  und  Pellegrini  \^aren  daher  keineswetrs  so  oliiie 
weiteres  berechtigt,  im  Namen  der  argentinischen  Industrie 
—  von  Ackerbau  und  Vielizueht  war  bei  ihnen  einstweilen 
noch  nicht  die  Kede  —  als  unerläfsliche  Bedingung  ihres 
Fortbestehens  einen  dauernden  Tiefstand  des  Aui'senwertes 
der  Papierwährung  zu  fordern;  bedeutsamer  aber  als  diese, 
wenigstens  von  dem  Interessentenstandpnnkt  Tomquists  aus 
begreif  liehe  Übertreibung  scheint  die  Tatsache,  dafs — zunächst 
allerdings  nur  von  Tornquist  —  mit  wachsendem  Nachdruck 
darauf  hingewiesen  wurde,  dafs  die  Festlegung  des  Maximal- 
wertes des  Papierpesos  auf  dem  Kurse  von  250  nicht  allein 
der  Industrie  Schutz  vor  dem  Wettbewerb  des  Auslandes 
bieten,  sundern  :uich  die  Herstellung  von  „soumJ  momij'^  er- 
niiiglicheu  und  damit  zur  ITehum:  des  Staatskredits  beitragen 
solle,  die.  wie  Tormiuiht  getiisseiitlicli  betonte,  von  der  Wert- 
Steigerung  des  rapierpfeldes  nicht  erwartet  werden  dürfe. 

Dafs  das  Projekt  Tormiuiüts  gleichzeitig  die  Litsung  so 
verschiedener  Aufgaben,  wie  Schutz  der  nationalen  Arbeit  und 
Schaffung  einer  gesunden  Valuta,  verbürgen  sollte,  mufste  ja 
eigentlich  befremden,  denn  zwischen  den  beiden  Problemen 
bestand  nicht  nur  kein  innerer  Zusammenhang,  sondern  viel- 
mehr ein  entschiedener  Gegensatz,  der  eine  gemeinschaftliche 
Lösung  als  ausgeschlossen  erscheinen  liefs.  Wenn  die  Erhöhung 
des  Aufsen wertes  der  Papiervaluta  die  nationalen  Industrien 
in  eine  schwierige  Lage  versetzt  hatte  und  sie  selbst  in  ihrer 
Kxistenz  bedrohte,  wie  das  die  Ftirsprecher  des  Tornquist- 
schcn  Planes  —  und  für  manche  Industrien  auch  mit  vollem 
Hecht  behaupteten,  so  konnte  mit  einer  Kestlejzunu  des 
Kurses,  wenn  damit  die  Staliilisieruiitr  des  Währungswertes 
verknüpft  war,  nur  der  Iluiu  der  Ix  ilrohten  Industrien  ver- 
hindert, nicht  aber  ilir  künftiires  Gedeihen  gesicliert  werden, 
und  wenn  es  gar,  wie  Tuiiniuist  in  Aussicht  stellte,  zur 
Wiederauiuahme  der  Barzahlungen  kam,  so  wareu  den  In- 
dustrien die  Vorteile  der  Valutaentwertung  dauernd  entzogen, 
und  es  blieb  ihnen  als  Schutz  gegen  die  ausländisdie  Kon* 
kurrenz  nur  die  Zollschranke.  Diese  hatte  sich  aber  trotz 
ihrer  Höhe  als  unzulänglich  erwiesen.  Der  ausländische  Wett* 
bewerb  auf  dem  heimischen  Markte  hatte  scliou  jetzt,  wie  der 
Deputierte  8o]datti  erklärte,  einen  „gefährlichen  Umfang"  an- 
genommen und  mufste  sich  beim  Stabilwerdeu  des  Valuta- 
wertes immer  stärker  fühlbar  machen,  weil  die  Ausschaltung 
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des  aleatorischen  Elements  schon  an  und  für  sich  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit der  fremden  Ware  erhöht.  Was  die  Vertreter 
der  nationalen  Industrie  wünschten,  war  ja  auch  nicht,  dea 
jetziL'en  Zustand,  der  für  viele  doch  iiiclits  weniger  al? 
friedi^end  war,  /u  einem  dauernden  zu  machen :  wa«  sie  an- 
strebten, war  eine  üesseruu|L^  ihrw  LaL^e  und  Wiederkehr  der 
goldenen  Zeiten  der  greisen  Gewinne;  al>er  diese  Besserung 
konnte  beim  Konstantwerden  des  Währungswertes  uiemalä 
eintreten,  es  konnte  nur  das  Schlimmste  verhütet  werden. 
Wer  deshalb  im  Interesse  der  Industrie  die  Forderung  stellte, 
dafs  eine  weitere  Erhöhung  des  Valutawertes  Terhiudert  werden 
mttsse,  der  Iconnte  nicht  zugleich  das  Stabil  werden  dieses 
Wertes  oder  gar  die  wirkliche  Sanierung  der  Valuta  anstreben, 
weil  das  zweite  den  Nutzen  des  ersten  illusorisch  machte. 
Allerdings  konnte  —  und  dieser  Fall  ist  ja  sp&ter  tatsächlich 
eingetreten  —  die  Verhinderung  des  weiteren  Steigens  des 
Aul'senwertes  der  Papierwährung  auch  sein  Konstantwerden 
zur  Fol^e  haben;  wem  aber  an  dem  ersten  gelegen  war,  der 
konnte  das  zweite  nur  als  nnvernieidlicli .  als  das  kleint^re 
iluA,  in  den  Kauf  nehmen,  aber  nirlit  als  eine  Errungenscliaft 
und  eine  Wohltat  ansehen,  und  wenn  die  Vertreter  der  hier 
in  Frage  kuuimenden  Industrien  jede  Mafsregel  freudig  be- 
grüfsen  durften,  die  einem  weiteren  Sinken  des  (ioblknrses 
Einhalt  tun  sollte,  so  lauisle  ihnen  vom  Staucli>uiiki  ihres 
Interesses  aus  ein  abermaliger  Rückgang  des  Valutawertes  und 
Fortdauer  seiner  Schwankungen  noch  viel  willkommener  sein. 

Wenn  trotzdem  von  den  Verteidigern  des  Tornquistschen 
Projekts  so  grofser  Nachdruck  auf  die  Beseitigung  der  Kurs- 
schwankungen des  Papiergeldes  und  die  Hebung  des  Staats- 
kredits gelegt  wurde,  die  mit  der  Einrichtung  einer  „Kou- 
*  versionsluisse''  nach  dem  Vorschlage  Tomquists  gesichert  sein 
sollten ,  so  hat  die  spätere  Entwicklung  der  Währungsfrage 
gezt'i|.^t,  dafs  diese  eigenarti*i:e  und  wenig  logische  Argumen- 
tation .'lusschlierslich  darauf  berechnet  war,  die  Abneigung 
des  Präsidenten  der  Bepublik  «reiren  alle  WäbrungsexperiirieT.te 
zu  überwiiuien.   Man  durfte  mit  (irund  vermuten,  dais  üeuentJ 
Koca,  dem  Argentinien  die  einheitliche  Walirung  verdankte, 
es  stets  als  besonderes  Mii'sgeschick  l>etrachtete,  dafs  er  ge- 
zwungen war,  am  9.  Januar  1885  das  Dekret  über  die  Ein- 
stellung der  Barzahlungen  zu  unterzeichnen,  obwohl  er  kui*z 
zuvor  erklftrt  hatte,  dafe  er  sich  eher  die  Hand  abhauen 
liefse.  Man  durfte  annehme,  dal^  er  sich  mit  dem  Gedanken 
trage,  in  seiner  zweiten  Regierungsperiode  der  Wahrungsmisere 
ein  Ende  zu  machen  oder  doch  die  Herstellung  gesunder 
Valutaverh&ltnisse  anzubahnen.    Freilich  wufste  man,  dafs 
Foca  eine  weitere  Wertsteigerung  des  Papiergeldes  als  die 
notwendige  Voraussetzung  jeder  währnngspolitischen  Aktinn 
der  liegierung  ansah  und  wahrscheinlich  nur  in  der  Hebung 
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des  Valuta  wertes  h\>  zum  Parikurs  das  Ziel  seiner  Währungs- 
politik erblickte.  Seine  Zustimmung  zu  einer  Mafsregel  zu 
erlangen,  die  eine  weitere  Bewertung  dos  Papiergeldes  liemmen 
sollte,  ^vav  untor  diesen  Umständen  giinzlich  ansgeschln^son, 
falls  nicht  zugleicii  die  Mögliclikeit  gezeigt  wurde,  die  8auie- 
ruDg  der  Valuta  und  die  Festigung  drs  ötaatskredits  ebenso- 
•jut  und  vielleicht  nocli  sicherer  luid  schneller  zu  erreichen, 
wtnm  iiiciü  der  Wti  tziaiahme  des  Papierpesos  eine  feste  Grenze 
setzte,  als  wenn  man  die  Wahrung  sich  selbst  überliefs. 

Aus  diesem  Zusammenhange  erklärt  es  sich,  weshalb  so 
grofses  Gericht  auf  die  Beseitigung  der  Kursschwankungen 
und  die  Möglichkeit  einer  baldigen  Konvertierung  des  Papier- 
geldes gelegt  wurde,  weshalb  Tomquist  die  Hebung  des 
Staatskredits  von  der  AusfQhrung  seines  Projekts,  nicht  aber 
von  der  Erhöhung  des  Valutawertes  erwarten  zu  dürfen 
glaubte,  eine  Theorie,  die  bei  dem  gerade  damals  stark  em- 
pfundenen Anleihebedürfnis  der  Kegierung  noch  eine  besondere 
aktuelle  Bedeutung  gewann,  und  mit  der  Tornquist  wenigstens 
insofern  m-ht  behalten  sollte,  als  es  nach  dem  Sclieitern  der 
Branntweinsieuerveri)a<  l]tung  trotz  der  erheblichen  und  nach- 
haltigen Besj^ening  der  politischen  wie  der  wirt^rliaftlicheu 
Lage  der  Repui)iik  Ib'Jl)  nicht  gelang,  auf  dem  t'uro})aischen 
rieldmarkte  die  zur  Tilgung  der  scliwelu  uden  Srluild  bestimmte 
Ali  leihe  von  30  Millionen  Pesos  Gold  zu  erhalten,  zu  deren 
Aufnahme  die  Regierung  sich  durch  Gesetz  Nr.  37G2  vom 
5.  Januar  1899  ermächtigen  liefs,  und  der  die  Einnahmen  aus 
der  Branntweinsteuer  bis  zum  Betrage  von  S  4000000  Gold 
jahrlich  als  Garantie  dienen  sollten.  Da  die  Branntweinsteuer 
bei  straffer  Verwaltung  einen  Ertrag  von  25  Millionen  Pesos 
Papier  lir  fern  konnte  und  trotz  enormer  Steuerhinterziehungen 
in  der  Folge  stets  eine  Ober  die  Garantiesumme  von  t  4000000 
Gold  erheblich  hinausgehende  Einnahme  ergeben  hat^ 
durfte  die  Deckung  der  Verzinsung  und  Amortisation  der 
Anleihe  für  melir  als  ausreichend  gelten,  und  da  zum  Mils- 
trauen  gegen  die  argentinische  Kegierung  damals  weniger 
Aulals  war  al^  je  zuvur,  so  erscheint  die  ahlehnt^ide  Haltung 
der  Finanzkrei:>e ,  die  doch  bereit  gewesen  waren,  fth*  die 
Pachtung  der  Branntweinsteuer  einen  Vorschufs  von  4U  Mil- 
iioneu  Tesos  Gold  zu  liewiUigen,  durch  die  gegebenen  Ver- 
hältnisse nicht  ohne  weiteres  gerechtfertigt.  Welche  Grtlude 
das  Scheitern  der  Anleiheversuche  bewirkt  haben,  ]ktst  sieh 
mit  Sicherheit  nicht  ermitteln von  besonderer  Bedeutung  ist 


*  Sie  war  in  den  Voranschlag  fttr  1899  mit  $  20000  000  m'n  ein- 
goptpWf,  ergrab  aber  nur  $  11946210  m'n,  1900:  $  12091543  m/n,  1901: 
$  1322ÖÖ50  m'n. 

*  Der  KorreHDondent  des  „Eeonomtst**  sagt  in  einem  vom  81.  Januar 
datit^rtcn  und  in  (ler  Kammer  vom  4.  Märs  1^99  abgedruckten  Berichte 
aus  Buenos  Aires  über  die  Branntweinsteueranleibe:      .  .  there  is  a 


26 


XXIV  h. 


es  aber  dadurch  geworden,  dafs  es  die  Entwicklung  der 
Währunf^sfrage  beeiuHufst  iiiul  mit  dazu  beigetragen  hat.  den 
Präsidenten  der  I^eiaiblik  einem  Eingehen  auf  die  Wünsche 
der  Wähnuiysreformcr  nerit  igter  zu  machen. 

Zuniit  h.^i  ))lieb  freilich  der  Vorstofs  der  Freunde  der 
Valutaeilt  Wertung  ohne  jeden  Erfolg.  Den  Petitionen  aus 
Tucumän.  dem  Autrag  des  Deputierten  Soldatti.  den  Briefen 
Pellegrinis  uud  dem  Plaidoyer  Tornquists  setzte  die  -Tribuna\ 
das  Organ  lloeas,  wiederholt  die  btlndige  Erklärung  tiiigegeu, 
dafs  die  Regierung  unter  keinen  Umstünden  die  rficklftuiige 
Bewegung  des  (Geldkurses  zu  hemmen  versuchen  werde;  der 
Antrag  Soldatti  verschwand  in  der  Mappe  einer  Komailssion, 
um  nicht  wieder  zum  Vorschein  zu  kommen,  die  Prefsdebatte 
verstummte,  und  abermals  galt  das  Tornquistscbe  Projekt  aü 
abgetan.  Mit  dem  Seilwinden  der  Beunruhigung  trat  unter 
dem  Einflüsse  der  günstigen  Ernteergebnisse  ein  weiterer 
Rückgang  des  Goldkurses  ein:  die  ritimoregulierurrj:  vollzos 
sich  am  31.  Dezember  18!'^'  zmn  Kurse  von  207.  und  im  neuen 
Jahre  machte  sicti  die  wei  'lu  nde  Tendenz  noch  stilrker  fühlbar. 
Am  2.  Janunr  sank  der  doldkurs  auf  20(3,  am  9.  auf  2<>ri.  am 
11.  auf  2o4  und  damit  auf  einen  Stand,  wie  er  seit  Oktober 
1889  nicht  wieder  erreicht  \Yordeu  war. 

Damit  schien  aber  auch  das  Mafs  der  Weits teiger ul^' 
der  Papiervaluta,  das  durch  die  Besserung  der  politischen 
und  wirtschaftlichen  Lage  des  Landes  gerechtfertigt  war. 
bereits  um  ein  geringes  überschritten  zu  sein,  denn  schon  in 
den  nächsten  Tagen  begann  der  Goldkurs  wieder  langaan 
und  allmählich  zu  steigen  und  erreichte,  nachdem  er  am 
25.  Januar  auf  208,50,  am  26.  auf  210.50,  am  28.  auf  215 
angelangt  war,  am  Monatsschlufs  den  Stand  von  217,  trotzdem 
es  mit  jedem  Tage  deutlicher  erkennbar  wurde,  dafs  die 
"WeizeneiTite  des  Wirtschaftsjahres  I8OS  OO  mehr  als  dojipelt 
so  grofs.  die  Leinernte  gleichfalls  erheblich  hesser  als  im 
Vorjahre  ausgefallen  war,  auch  der  Mais  reichen  Krtrau  ver- 
hiefs,  die  Preise  gun>tig  blieben,  uud  endlich  auch  die  Aus- 
fuhr von  Viclizuclitprodukteu  nach  Menge  und  Wert  sich 
mehr  ab  blois  ])efriedigend  gestaltete  (s.  Tabelle). 

Dafs  der  Valutawert  jetzt  bei  einem  Kurse  von  21  r»  bis 
215  sein  natürliches  Niveau  gefunden,  d.  h.  den  Stand  erreicht 
hatte,  den  ihm  das  Zusammenwirken  der  zwei  wichtigsten 
Faktoren,  die  Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  und  die 
Gestaltung  der  internationalen  Zahlungsbilanz,  anwies,  ergibt 
sich  aus  der  Tatsache,  dafs  selbst  die  bedeutsamsten  poli« 


vPTv  Btrong  fu«ip!oion  in  forae  miarterf  tlmt  tho  usurions  term«  f<.  S.  2- 
Aditi.)  put  forward  are  more  or  less  of  a  nianoeuvre  for  ultearior  purpo^e^ 
in  the  goLd  market,  as  if  to  nake  out  Argentine  credit  at  a  lower  thh 
tlian  it  18,  and  pave  the  way  for  auotlier  issuc  of  inconrer- 
ttble  currency,  as  to  whicb  nimour  U  again  alloat.'' 
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tischen  Kiei^uisse,  die  unter  audeieu  Umständen  eiueu  htarkeu 
Druck  auf  den  Goldkurs  ausgeübt  hätten,  ihn  jetzt  überhaupt 
nicht  mehr  zu  beeinflussen  vermochteo.  So  blieb  im  Februar 
die  Reise  des  Präsidenten  Roca  nach  den  südlichen  Territorien 
und  die  Zusammenkunft,  die  er  in  Punta  Arenas  mit  dem 
Prftsidenten  von  Chile,  Errazuriz.  hatte,  ohne  jede  Einwirkung 
auf  den  Kursstand,  obwohl  die  Begegnung  der  beiden  Präsi- 
denten die  günstigsten  Aussichten  auf  eine  friedliche  Be- 
endigung des  langwierigen  Grenzstreites  zwischen  Argentinien 
und  Chile  eröffnete  und  als  neue,  wertvolle  Bürcfschaft  einer 
ungestörten  Entwicklung  im  Innern  gelten  ninlste. 

Auch  die  Veröffentlichung  des  grol'sen  Justizrefnrnii»lanes, 
den  der  Just i /minister  Dr.  Magnasco  auf^gearbeitet  halte,  um 
das  in  der  Trogrammredr  vom  12.  Oktober  1898  gegebene 
Versprechen  des  Präsidenten  der  Re]nil)lik  einzulösen,  war 
nicht  imstande,  den  Goldkurs  zu  beeiuHussen,  trotzdem  die 
geplante,  grol's  angelegte  Reform  einer  ganzen  Reihe  schwer 
empfundener  Mifsstftnde  in  der  Rechtspflege  Abhilfe  zu  bringen 
verniefs,  und  ihr  klftgliches  Scheitern  damals  selbst  von  den 
Ärgsten  Pessimisten  nicht  vorausgesehen  werden  konnte.  Dieser 
Zustand  dauerte  auch  in  den  nächsten  Monaten  und  bis  zum 
Einbringen  der  Währungsvorlage  an.  Da  eine  Verschlechterung 
der  politischen  Lage  in  diesem  Zeitraum  nicht  eintrat,  so  war 
der  politische  Faktor  hei  den  Bewegungen  des  Valuta  wertes 
tatsächlich  ausgeschaltet;  das  Steigen  und  Fallen  des  Hold- 
kurscs.  (las  .^ich  bis  Anfang  AuLMist  in  engen  (Irenzen  hielt, 
erscheint  in  dieser  Epoche  ausscblieislich  durch  beunruhigende 
Vermutungen    und    Gerüchte    über    die    Finanzlage  oder 
währungspolitische    Eingriffe    und    das  Wiederzurücktreten 
dieser  Betttrcbtuugen  verursacht,  und  so  oft  das  letztere  ein- 
tritt, sehen  wir  den  Kurs  sich  immer  wieder  auf  das  Niveau 
von  210  bis  215  einstellen  (s.  Tabelle).   Eine  solche  „nator- 
liche**  Stabilität,  wenn  dieser  Ausdruck  gestattet  ist,  wie  sie 
der  Goldkurs  von  Mitte  Januar  bis  zum  August  1899  zeigte, 
war  seit  der  Einstellung  der  Barzahlungen  am  10.  Januar  1885 
niemals  zu  konstatieren  gewesen. 

Im  Februar,  der  mit  einem  Kursstand  von  21ii.r.<»  begann, 
■veranlafsten  die  an  der  Börse  umlaufenden  Gerüchte  von 
vergeblichen  Bemnbungcn  der  TJegierung,  in  Europa  eine 
Anleihe  aufzunelmien,  um  die  Mitle  des  Monats  ein  Steigen 
des  Goldkurses  bi<  auf  22:i,  das  aber  nach  dem  Dementi  iles 
Finauzministers  und  der  „Tribnna'*  alsbald  wieder  einer  rück- 
läufigen Bewegung  Platz  nnichte.  Die  Ultimoregulierung  ging 
zum  Kurse  von  21«)  vor  sich,  der  sich  auch  in  den  ersten 
Tagen  des  März  hielt.  Dann  ahcv  trat  ein  langsanirs  Anziehen 
des  Kurses  ein,  weil  in  diesem  Monat  die  argentinischen 
Ministerien  mit  der  Aufstellung  ihrer  Etats  und  den  Vor- 
arbeiten fttr  die  parlamentarische  Kampagne  beginnen,  und 
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im  Zasammenhang  mit  den  KachrichteD,  die  über  die  Arbeltea 
und  Plane  der  Regierung  in  die  Öüentlichkeit  drangen,  immer 
entschiedener  behauptet  wurde,  dafs  die  Eröffiutng  der  Kongrefs- 
session  auch  in  der  Wnhniiigsfrage,  die  seither  auch  in  der 
Piesse  nie  wieder  ganz  zur  Kuhe  gekommen  war,  eine  Ent- 
scheidung bringen  sollte.  Da  nach  der  bisherigen  SfellniiL' 
General  Rocas  zu  dem  W?lhriings])r(»l)leiii  ein  geii:i  :en<l'jr 
Grund,  den  Kongrefä  damit  zu  befai^sen.  für  Ilm  um  weniger 
vorliegen  konnte,  als  eine  weitere  Erhöhung  des  \  aiiitawerUs 
seit  Januar  nicht  stattgefunden  hatte,  so  konnten  diese  ininier 
hartnäckiger  auftretenden  Gerüchte  nur  dahin  getieutet  werden, 
dafs  eB  den  Freunden  einer  minderwertigen  Valuta  gelungen 
sei,  den  Präsidenten  von  der  Kotwendigkeit  zu  überzeugen, 
seinen  Standpunkt  des  laisser  foxre^  laisser  passer  aafzageben. 
Die  Wirkung  auf  den  Goldkurs  konnte  bei  der  Beunruhigung, 
die  sich  der  Börse  und  des  Handels  bemächtigte,  nicht  ans* 
bleiben;  der  Kurs  stieg,  nachdem  er  sich  bis  zum  18.  Mftrx 
mit  ganz  unl  rdr  nt* ndcn  Schwankungen  im  Durchschnitt  auf 
218  gehalten  hatte,  am  20.  auf  220.3U,  am  23.  auf  222,50  und 
verharrt p  auoli  bei  der  Monatsliquidation,  die  am  29.  statt- 
fand, auf  liieser  Höhe. 

Im  April  kam  die  Aufwärtsbewegung  drs  Goldkurseä 
immer  schärfer  zum  Ausdruck;  denn  jetzt  nahte  der  Augen- 
blick, wo  die  Ressortminister  dem  Präsidenten  der  Re]>uhlik 
ihie  Beiträge  zu  der  Botschaft,  die  er  bei  der  Kröttnuiig  des 
Kongresses  an  diesen  richtet,  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten 
hatten,  und  im  Ministerrat  die  endgültige  Fassung  dieses 
Dokuments  stattfinden  sollte,  und  die  immer  bestimmter  auf* 
tretenden  Behauptungen,  dafs  die  Regierung  zu  einer  aktiven 
Wfthrungspolitik  ubergehen  wolle,  gewannen  mit  jedem  Tage 
eine  gröfsere  Wahrscheinlichkeit.   Der  Goldkurs  stieg  schon 
am  Dienstag  nach  Ostern,  am  4.  April,  auf  224,20,  am  7.  auf 
228  und  hielt  sicli  bis  zum  18.  auf  dieser  Höhe,  da  die 
„Tribuna"  statt  der  früheren  kategorischen  Dementis  sich 
jetzt  in  orakelhaften,  alle  möglirhrn  DeutunL'^i  n  zulassenden 
Redewendungen  ergiiiir  und  nun  auch  die  Naelii  irliT  vei  l«ieitet 
wurde,  dafs  die  Regierung  auf  die  Realisierung  drr  Bniniii- 
vveiusieueranleihe  nicht  der  drückenden  Bedingungen^  hall>er 
verzichten  wolle,  sondern  nur,  um  die  weitere  Erhöliung  des 
\  alutawertes  zu  verhindern.    xVIs  dann  aiu  10.  der  Finanz- 
minister Dr.  Rosa  dem  Direktor  einer  Privatbank  die  „be- 
schwichtigende'' Erklärung  gab,  dafs  die  Regierung  eine  neue 


>  CUn  deutsches  Kapitaliatens7&<ykat  sollte,  wie  verlaatete,  das 

Anerbieten  gemacht  haben ,  die  Anleihe  bei  einer  jährlichen  Amorti» 
sation  von  zO^'o,  5**'o  Zinsen  und  ^'s^'o  Kommission  zum  Kurse  von 
80'  2— 87  zu  übernehmen,  mit  der  weiteren  Bedingung,  dafs  eiif  Teil 
der  Einnahmen  aus  der  Bmontweinsteaer  täglich  «nf  einer  PrivatiMUik 
in  Buenos  Aires  auf  Order  der  Qi&nbiger  deponiert  werde. 
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Emission  von  rapieigeltl    im  Trlui^ip"  uach  wie  vor  ablehne, 
und  dafs  von  dem  Tornquistsclieii  Projekt  im  Ministerrate 
nur   „im  allgemeinen"  die  Rede  gewesen  .sei,  genügte  diese 
halbe  Ableugnuiig.  um  den  Goldkuiö  am  20.  auf  234,70  zu 
bringen.   Denn  (las  Eingeständnis  des  Ministers,  dafs  bei  der 
Redaktion  der  Botschaft  der  TUiu  Toruquists  zur  Erörtei  ung 
gekommen  sei,  liefs  sich  nach  allem  Vorhergegangenen  nur 
dahin  auslegen,  dafs  der  Prftsident  der  Bepublik  sich  von 
seinem  frAheren  Standpunkt  habe  abdräogen  lassen.  Wie 
vreit,  .blieb  zunllchst  eine  ofifene  Frage ;  aber  von  jetzt  au  war 
die  Überzeugung  allgemein,  dafs  der  Beginn  der  KongrellB- 
session,  dem  man  mit  der  gröfsten  Spannung  entgegensah, 
eine  den  Bestrebungen  der  WAhningsreformer  günstige  Kr- 
klftrung  der  Regierung  bringen  werde.    Bei  dieser  Sachlage 
konnten  die  offiziösen  Beschwichtigungsversuche,  an  denen  es 
auch  jetzt  nicht  fehlte,  den  «loldi.reis  nicht  wesentlich  be- 
eiutiushcn.    Die  Ultinioieguiieruug  vollzog  sich  am  dem 
letzten  Wochentage  vor  der  Eröffnung  des  Kongresses,  zum 
Kurse  von  232,30. 

Die  allgemeine  Erwartung  sollte  auch  nicht  getauscht 
werden.    Die  Botschaft,  die  der  Bräsident  General  Roca  am 
1.  Mai  an  den  Kongrefs  richtete,  sprach  sich  über  die  Wäh- 
rungsfrage  wie  folgt  aus:  „Die  Wfthrungsfrage  verlangt  unsere 
emsteste  Aufmerksamkeit.  Das  Land  hat  fast  immer  unter 
dem  Regime  des  uneinlösbaren  Papiergeldes  gestanden,  aber 
stets  die  Hoffnung  geliegt,  sich  von  diesem  Regime  zu  befreien, 
wenn  auch  der  feste  fintschluls  dazu  und  die  Mittel  zu  seiner 
Ausführung  bisher  gemangelt  haben.  In  dem  Mafse,  wie  die 
Republik  mit  der  Einwanderung  von   Arbeitskrilften  und 
Kapitalien  vorangeschritten  ist   iitid  auf  den  ausw-utigen 
Mftrkten  Kredit  und  Geltung  erlangt  hat.  hat  sich  nielir  und 
mehr  die  Notwendigkeit  fühlbar  gemacht,  die  rnsicherlieit 
und  die  Schwankungen  (der  Valuta)  zu  beseitigen .  die  den 
Kredit  einschränken,  das  Kipiial  abschrecken,  die  Einwande- 
rung fernhalten  und  die  Tithgkeit  des  Handels  lähmen.  Der 
Zwangskurs  und  eine  entwertete  Valuta,  die  sich  beständig 
in  der  einen  oder  andern  Richtung  ändert  und  je  nach  den 
Umstftnden  Vermögen  baut  und  zertrOmmert,  sind  die 
drückendste  und  grausamste  Steuer,  die  vor  allem  auf  den 
unteren  Klassen  lastet  und  alle  Beziehungen  des  Verkehrs 
und  des  borgerlichen  Lebens  in  Verwirrung  bringt.  Als 
eine  der  Ursachen,  die  am  meisten  die  Wertschwankungen 
des  Papiergeldes  beeintlussen ,  ist  der  Mangel  au  Vertrauen 
7M  den  Neigungen  und  Tendenzen  der  Regierung  bezeichnet 
worden.    Es  ist  deshalb  notwendig,  unsere  fe^te  Absicht  zu 
bekunden,  aus  dieser  Lage  herauszukommen  und  entschlossen 
den  Weg  zur  Wiederaufnahme  der  Barzahlungen  zu  be- 
schreiten.  Das  Land  ist  an  der  Lösung  des  Problems  iuter- 
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essiert.  Was  uottut,  ist,  dafs  die  Liquidierang  der  Ver- 
gangenheit  sich  unter  den  wenigst  drQckenden  and  wenige 
gewaltsamen  Bedingungen  vollzieht,  und  die  Herstellung  des 
Gleichgewichts  ohne  Opferung  wertvoller  Interessen  eifolgt, 

die  unter  dem  Schutze  gesetzlicher  Mafsregeln  erwachsen 
sind.  Die  ötfentliclien  Gewalten  müssen  die  Lage  ,studiereii* 
und  sich  eine  Richtschnur  ihres  Verhaltens  ziehen .  die  den 
Unistilnden  aiigeinessen  ist.  Friilifr  ofler  spitter  mufs  die 
Nation  die  Biirzn  hl  untren  wieder  autnebnien ,  und  da??  darf 
ktnn  unvorhei^esehrnes  Ereignis  sein.  Es  ist  daher  ratsjiu, 
einen  Zeitpunkt  daliir  zu  bestininien  oder  die  Termine  für 
eine  partielle  Konversion  festzusetzen  und  i>o  dem  Beispiel 
anderer  Länder  zu  folgen,  die  uuter  ahnlichen  Umstünden 
eine  gleitende  Skala  fiir  die  Konversiou  aufstellten,  Ids  die 
RQckkehr  zur  Konvertierung  in  bar  möglich  war.  Grofs- 
britannien,  das  die  Barzahlung  ffir  52  Tage  suspendierte  und 
dann  24  Jahre  unter  den  Folgen  zu  leiden  hatte,  hat  dieses 
durchaus  gerechte  und  billige  Verfahren  gewählt. 

Wenn  wir  diesem  achtungswerten  Beispiel  folgen,  werden 
wir  allen  Interessen  Zeit  lassen,  sich  auf  die  Veränderung 
einzurichten  und  sich  ihr  anzupassen,  und  so  heftige  Er- 
schütterungen vermeiden.  Die  ernsten  Gefahren  der  Unsicher- 
heit sind  allen  klar,  und  es  ist  gewiis,  dafs  sie  fortdauern, 
solan^ie  nicht  irgendein  System  schrittweiser  Konvertierung 
und  ein  Typ  angenommen' wird,  der  den  Tatsachen  und  Be- 
dürfnissen Rechnung  trägt. 

Um  zu  diesem  Resultat  zu  gelangen,  böte  sich  als  Mittel, 
das  sich  von  selbst  empfiehlt,  die  Bildung  einer  starken 
Metallreserve  in  der  Bank  der  Nation.  Es  könnte  keine 
bessere  Verwendung  fQr  die  Gewinne  der  Bank  geben,  zumal 
diese  bei  Ausdehnung  und  Vereinfachung  der  Geschäfte  der 
Bank  einer  bedeutenden  Steigerung  fthig  sind. 

Auf  diese  Art  wttrden  alle  Interessen  leicht  und  schnell 
in  Einklang  gebracht,  auf  der  Basis  einer  gesunden  und 
überall  geltenden  (,universalen')  Währung  normale  Zustände 
geschaft'en  und  die  gerechtfertigten  Proteste  derjenigen 
beschwichtigt,  die  durch  die  rasche  Wertsteigerung  des  Papier- 
geldes geschädijit  worden  sind. 

Dieser  Vorsatz  zur  Kouvertu  i  ung  (des  Papiergeldes)  ist 
ein  wirklicher  Finanzplan.  Er  zwingt  uns,  die  Verwaltung 
zu  orgMuisieren ,  uns  alle  nur  möglichen  EinscbrankuLiieü 
aufzuerlegen,  unuütige  Ausgaben  zu  vermeiden  un^i  mauche 
Lasten  zu  erleichtern  oder  gauz  zu  beseitigen,  um  so  das 
finanzielle  Gleichgewicht  herzustellen,  ohne  das  eine  ardent- 
liche  Wirtschaftsführung  unmöglich  ist. 

Zu  geeigneter  Zeit  werde  ich  Ihre  Genehmigung  zu  den 
Maßregeln  nachsuchen,  zu  denen  —  nach  den  von  mir  dar- 
gelegten GrundzQgen  —  die  Umstände  raten,  was  genOgea 


.-L,d  by  Google 


XXIV  5 


31 


wird,  lim  zu  zeigen,  wie  ttM  ii  meiuer  Begieriiiig  der  Uedanke 
liejrt .  zu  neuen  Einissiouen  von  Papiergeld  zu  greifen,  um 
wirklichen  oder  eingebildeten  Schwierigkeiten  zu  begegnen. 
Nur  groise  und  ernste  Gefahren  könnten  solch  verhängnisvolle 
MalsDahme  rechtfertigen;  aber  in  einer  Zeit  des  incilens 
und  wirtschaftlicher  und  finanzieller  Regeueration  wäre  sie 
vollkommen  unerklftrlich." 

Die  Währungsfrage  wurde  auch  in  dem  folgenden  Passus 
aber  die  vielberufene  Branntweinsteueranleihe  gestreift: 

^Die  ersten  Anerbietungen,  die  uns  wegen  Übernahme 
der  von  Ihnen  autorisierten  Anleihe  von  S  30000000  Gold 
gemacht  wurden,  schienen  uns  nicht  günstig  genug,  was  be- 
weist ,  wie  schwierig  die  Wiederherstellung  des  Kredits  ist. 
Mit  Rürksicht  dnranf  und  der  Störung  wegen,  die  diese 
Operation  in  einuni  Augenblicke  vcran hissen  könnte,  wo  der 
Wert  der  Valuta  in  rascher  Zunalmie  begrirtcn  war,  hielten 
wir  es  für  richtig,  alle  Verhandlungen  abznbi  tclien.  Heule 
bin  ich  in  der  Lage,  mitzuteilen,  dafs  neue  und  weit  güu&tigere 
Vorschläge  gemacht  worden  sind.  Wenn  wir  die  Anleihe  auf- 
nehmen, soll  es  unter  Beding un^en  geschehen,  die  dem  Kredit 
der  Argentinischeu  Republik  Ehre  machen." 

Aus  diesen  Äul^rungen  der  Botschaft  ging  deutlich 
henror,  dafs  Genera!  Roea  sich  zu  den  Konzessionen,  die 
er  den  Freunden  dauernder  Valutaentwertung  gemacht  hatte, 
nur  widerwillig  und  unter  best&ndigeni  Sträuben  verstanden 
hatte,  denn  die  vielen  Widersprüche  in  der  Botschaft  sind 
ebensoviele  Spuren  des  Kampfes,  der  bei  ihrer  Redaktion 
zwischen  General  Rnca  und  dem  ganz  unter  Tornquists  Kin- 
tlufs  stehenden  Finanzniinister  stattgefunden  hatte,  und  wer 
iicr  ]»i^lH>T-i'ien  Knt wickln n;^^  der  Wahnui'isfra.cre  ^tdolgt  war, 
konnte  ohne  Jrde  J>chwierigktnt  im  einzfdnen  feststellen,  wo 
der  rrasident  und  wo  Dr.  Rosa  mit  seinen  Hintermännern 
Sieger  geblielien  war.       -  tm  der  Verzicht  auf  die  Brannt- 
weinsteueranleihe mit  dem  Wunsche  motiviert  wurde,  einem 
weitereu  Steigen    des  Valutawertes  entgegenzuwirken,  so 
mufste  es  als  ein  psychologisches  RAtsel  erscheinen,  dafs 
dieser  Erklärung  unmittelbar  der  Hinweis  folgte,  dafs  bei 
günstigeren  Bedingungen  die  Aufnahme  der  Anleihe  trotzdem 
erfolgen  könne,  denn  sobald  die  vermutete  Wirkung  auf  die 
Valuta  die  Entschlielsungen  der  Regierung  überhaupt  be- 
einflussen konnte,  mufste  der  Verzicht  auf  die  Anleihe  selbst 
bei  den  vorteilhaftesten  Otl'erten  ein  dauernder  sein.  Ein 
blofsos  Hinausschiel)en  hiUte  nur  unter  der  Voraussetzung 
Sinn  iiehabt,  dafs  binnen  kurzem  ein  erhebliches  Steigen  des 
<''»ldkurfes  eintret»Mi  werde;  da  ;iher  umgekehrt,  ein  weitpitvs 
Miiken  schon  für  die  nächste  Zukunft  ei  wartet  werden  mulste 
vmd  längeres  Abwarten  auch  mit  dem  Zweck  der  Anleihe  — 
rasche  Tilgung  der  ^chwebenden  Schuld  —  nicht  vereinbar 
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war,  so  hob  von  den  Erklftningen  der  Botecbaft  tatäU^hlich 
die  eine  die  andere  auf;  aber  dieser  unlösbare  Wideisiaucb 
zwischen  zwei  unmittelbar  aufeinander  folgenden  Sfttzen  fand 

seine  einfache  Erklärung  darin,  dafs  der  eine  die  Meinung 
und  Absiclit  des  Finanzministers,  der  andere  die  des  Prisi- 
denten  der  Republik  wiedergab. 

Ebenso  war,  wo  die  Botscbaft  die  entwertete  uutl 
gehwankende  Valuta  als  die  drückendste,  grausamste  w.A 
besoii'lnrs  die  unteren  Klassen  am  schwersten  lielasteude 
Steuer  bezeichnete,  General  lioca  zu  AVorte  gekommei^, 
während  dort,  wo  von  notwendiger  Rücksiclit  auf  wertvoliH 
Interessen,  die  unter  dem  Schutz  eines  gesetzlichen  System? 
grofs  geworden,  die  iiede  war,  die  Stimme  des  Finaii/u.iuisters 
zu  vernehmen  war.  Selbst  in  einem  und  demselben  batze 
klangen  die  beiden  Stimmen  in  unharmonischem  Wirrwan 
durcheinander.  Wenn  die  „Fortdauer  der  ernsten  Gefahren 
der  Unsicherheit*  als  gewifs  bezeiehnet  wurde,  «solange  nicht 
ein  System  schrittweiser  Konvertierung,  solange  nicht  ein 
,Typ'  (tipo,  Kurs)  angenommen  wird,  der  den  Tatsachen  imd 
Bedarfnissen  Rechnung  trÄgt",  so  war  hier  Unvei-eiobaies 
verknüpft,  denn  unter  dem  Jvurs,  der  den  Tatsachen  und 
Bedtirfnissen  Rechnung  trägt",  konnte  nur  ein  einziger,  all- 
gemein gültiger  Konversionskurs  gemeint  sein .  während  die 
,.<ch  litt  weise  Konvertierung"  doch  die  Festsetzung  verschie- 
dener Küuversionstypen  zur  Bedingung  hatte;  aber  der  ein^ 
Teil  des  Satzes  entspradi  der  Ansicht  Dr.  Rosas,  der  bei  dem 
„Kurs"  an  den  Konver^iun^kurs  Tornquists  dachte,  der  andere 
stand  General  Roca  zuliel>e  da,  der  noch  minier  in  der  Hebung 
des  Valutawertes  bis  auf  i'aii  das  letzte  Ziel  der  Währungs- 
politik sah  und  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  dieses  Ziel 
sehliefölich  doch  erreicht  werde,  überhaupt  eingewilligt  hatte, 
dafs  die  Regierung  sich  schon  jetzt  mit  der  Frage  der  Ken- 
vertierung  des  Papiergeldes  befafste. 

Eine  Möglichkeit,  den  Valutawert  allmihlich  anf  den 
Paristand  zurOckzubringen  und  gleichzeitig  den  Wünsdieo 
derer  entgegenzukommen,  die  über  das  Sinken  des  Geldkurses 
als  die  schwerste  ScliiUlip^ing  ilirer  Interessen  klagten,  schien 
dem  Presidenten,  der  davon  zweifellos  überzeugt  war,  die 
schrittweise  Konversion  nnch  gleitender  Skala  zul>ieten:  nber 
er  übersah,  dafs  eine  solche  Währungspolitik  der  niitthren 
Linie  unter  den  ueiiebenen  VerhältDissen  gar  uicht  niöglirh. 
die  angestrebte  Hanuunir  der  Interessen  der  Industrie  und 
des  Handels,  der  Produzenten  und  der  Konsumenten  eine 
Utopie  war.  Die  Interessentengruppen,  als  deren  Wortführer 
Tomquist,  Dr.  Pellegrini  und  jetzt  auch  der  Finanzminiater 
aufgetreten  waren,  hatten,  solange  der  Goldkurs  hoch  stand, 
niemals  fiher  die  Schwankungen  des  Valutawerts  geklagt 
sondern  sie  im  Gegenteil  als  weiteres  wirksames  Mittel  ht- 
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tiiii'htet,  die  Konkurrenzfähigkeit  der  ausländischen  W'areu 
zu  liiiiidern,  und  niemals  war  aus  diesen  Kreisen,  die  sich 
die  Zeit  des  hochsteu  Kursstandes,  die  goldene  Ära  von  1890 
bis  1895,  zurfickwünschten,  der  Ruf  nach  „scund  montif  laut 
geworden.  Was  sie  jetzt  erstrebten  und  vom  Standpunkte 
ihrer  Interessen  auch  nur  erstreben  konnten,  war  allein,  dafs 
der  weiteren  Wertsteigerung  des  Papiergeldes  mögliehst  rasch 
und  dauernd  Einhalt  getan  werde,  aber  die  Konversion,  wie 
die  Botschaft  sie  in  Aussicht  nahm,  sdilofs  eine  Erfaüung 
dieser  Wünsche  von  vornherein  aus.  General  Roea  mochte 
es  nicht  als  einen  Widerspruch  empfunden  haben ,  wenn  die 
Botschaft  die  Erwartung'  aussi)rar]i ,  dafs  die  „schrittweise'' 
Konveision  die  „gerechtfertigten  Proteste  derer  zum  Schweigen 
bringen  werde,  die  durch  die  rasche  Wertsteigerung  der 
rapiervaluta  irescliädi^t  worden  seien",  allein  tatsächlich  lag 
liier  ein  unlösbarer  Widerspruch  vor,  denn  sobald  die  Kon- 
vertierung des  Papiergeldes  nach  dem  \'orbilde  der  Piel'b 
Acte  von  1819  nach  gleitender  Skala  erfolgen  sollte,  mufste 
sie  mit  zwingender  Notwendigkeit  zu  weiterer  und  immer 
i'ascher  wachsender  Erhöhung  des  Valuta  wertes  fahren,  und 
selbst  eine  augenblickliche  Erleichterung  konnten  die  durch 
den  niedrigen  uoldkurs  Geschädigten  und  Bedrohten  von  der 
Konversion  um  so  weniger  erwarten,  als  General  Roea,  wie 
sich  bald  herausstellte,  fttr  die  erste  Teilkonversion  den  Kurs 
von  200  oder  einan  noch  niedrigeren  in  Aussicht  genommen 
hatte. 

Der  Termin  dieser  ersten  Teilkonversion  blieb  freilich 
ganz  un^Mnvirs  und  konnte  nach  der  Botschaft  nur  in  einer 
fernen  Zukunft  gesucht  werden,  denn  die  Mittel  zur  Kon- 
vertierung, sollte  die  Bilduncr  einer  „starken"  Metallre.^erve 
aus  den  Überschtlssen  der  Uank  der  Kation  liefern.  Diese 
aber  hatten  bit>her  im  Durclischnitt  nicht  mehr  als  2  Millioneu 
Pesos  Papier  jährlich  betragen,  und  selbst  weou  man  mit  der 
Botschaft  eine  kOnftige  erhebliche  Steigerung  —  um  50  oder 
sogar  100^0  —  für  möglich  hielt,  was  wollte  gegenüber  einem 
Kreditgeldumlauf  von  mehr  als  295  Millionen  Pesos  eine  Gold- 
reserve bedeuten,  die  bis  zum  Ende  der  Amtsperiode  Rocas 
bestenfalls  auf  10  bis  15  Millionen  Pesos  Gold  angewachsen 
sein  konnte? 

Die  DurclifiiliniTi'j  der  ..sclnittweisen  Konversion",  ja 
selbst  der  Anfiuiu  zu  iln  t  r  Wrwirklicluin^,  erschien  somit  l»ei 
nilherer  Prtifun.L!:  ni  ueiM'lliafte  Ferne  gerückt,  und  man  mufste 
die  Frage  aut'werfen,  wesliall)  bei  dieser  Sachlage  so  getiissent- 
lich  die  Notwendigkeit  i)etont  wurde,  schon  jetzt  die  Termine 
für  die  Konversion  festzulegen ,  obwolil  noch  keine  einzige 
der  unerläfslichen  Vorbedingungen  erfüllt  und  Kile  doch  um 
so  weniger  geboten  war,  als  der  Valutawert  seit  Jahresfrist 
beständig  und  erheblich  gestlegen  war  und  Argentinien  auf 
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dem  W'ege  schien,  die  Theorie  Hertzkas  als  richtig  zu  er- 
weisen, dafs  ein  entwertetes  Papiergeld,  wenn  es  nur  nieht 
vermehrt  wird,  bei  steigendem  Wohlstand  und  wachsender 
Bevölkerung  ganz  von  selbst  den  Paristand  wieder  erreicht. 

Da  auf  diese  Frage  niemand  eine  Antwort  wufste,  so  Web 
von  der  Botschaft  nur  der  Eindruck,  dafs  es  den  „Wähninga- 
reformeri!"*  Lrelungen  war.  den  Presidenten  der  RepuMik  von 
seinem  früiieren  Standpunkte  des  Gehen-  und  Geschehen- 
lasscns  allzudrängen,  und  unter  der  Herrschaft  diesem  Fin- 
druckes «iewannen  die  handgreiflichen  NVidersprüche  in  dm 
Äufseruiigen  der  Regierung  und  die  Stelleu,  die  sich  zuguusteu 
der  Freunde  der  Valutaentwertung  deuten  Uelsen,  eine  be- 
sondere Bedeutung. 

Die  Aufnahme,  die  die  Botschaft  in  der  Presse  und  der 
Geschäftswelt  fand,  war  dementsprechend  eine  überaus  un- 
günstige. Der  Goldkurs  stieg  sofort  um  4  Punkte  —  auf 
234,50  — '  und  hielt  sich  bis  zum  4.  Mai  auf  dieser  Höhe,  da 
—  mit  alleiniger  Ausnahme  der  beiden  Nachmittagsldätter 
„Diario''  und  „Tiempo"  -  die  gesamte  hauptstädtische  Fresse, 
die  einheimische  wie  die  fremde,  an  dem  Währungsprogramm 
der  Picjiierung  die  schärfste  Kritik  tlbtc,  zu  der  es  durch  die 
vielen  Widersprüche  und  die  Unfiewirslieit,  in  der  es  das  Land 
über  di^  letzten  Absichten  der  Kegierung  lieis,  auch  geradem 
herausiorderie. 

Dem  Präsidenten  derRepultlik  l^i  ieitete  das  unvprlioklene 
Mifbtrauen  und  der  schroffe  Tadel,  d^  nen  seine  erste  Botschaft 
begegnete,  otfenbar  eine  unaügeneljiiie  Über  rasch  uni^. 
Organ,  die  „Tribuna",  überbot  sich,  sobald  über  den  übtlü 
Eindruck  der  Botschaft  kein  Zweifel  mehr  sein  könnt«,  in 
beschwichtigenden  Versicherungen»  und  wenn  die  Behauptung 
des  Blattes,  dafs  General  Roca  mifsverstanden  worden  sei, 
wenn  man  ihm  die  Absicht  einer  Begünstigung  der  Be- 
strebungen zur  Erhaltung  einer  dauernd  minderwertigen 
Valuta  zuschreibe,  auch  angesichts  der  zweideutigen  Äufse- 
rungen  der  Botschaft  an  und  für  sieh  nicht  von  grofsem  Ge- 
wicht sein  konnte,  so  fand  sie  doch  in  dem  Umstand  eine 
Stütze,  dafs  der  Präsident  seine  Mifsstimmung  gegen  den 
Finanznunister ,  den  er  für  den  geringen  Erfolg  der  an- 
trt'VrnidiLTten  Währnngsjuilitik  der  minieren  Linie  verant wört- 
lich macijte,  so  wenig  vi  i  ht  Idte,  dais  einen  Augenblick  der 
Rücktritt  Dr.  Rosas  als  unvermeidlich  galt. 

Da  dieser  jetzt  allgemein  als  der  Anwalt  der  Freunde 
der  Valutaentwertung  im  Kabinett  angesehen  wurde,  so  war 
schon  das  Gertkcht  von  seiner  bevorstehenden  Demission  hin- 
reichend, um  am  5.  einen  Rückgang  des  Goldkurses  von 
234  auf  229,30  herbeizuführen;  aber  es  sollte  sich  nicht  be- 
stätigen, obgleich  das  nach  allem,  was  über  das  Verhalten 
des  Präsidenten  bekannt  geworden  war,  erwartet  werden 
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durfte.  Aber  Dr.  Rosa  zeigte  denselben  Mangel  an  Empfind- 
lichkeit, den  wenige  Jahre  früher  sein  Sozius  Dr.  Romero  an 
den  Tag  gelegt  hatte:  er  reichte  kein  RQcktrittsgesuch  ein, 
und  General  Roca  fand  nicht  den  Mut,  selbst  den  Bruch 
herbeizuführen,  obwohl  es  als  ausgemacht  gelten  mufs,  dafs 
er  schon  damals  alles  Vertrauen  zu  seinem  Finanzminister 
verloren  liatte  und  sich  bewulst  geworden  war,  dafs  dieser 
^<M*non    ei^ieneii  Plänen  entgegenarlu'itete.    Hier  zeigte  sich 
zum   erstenmal  der  Mangel  an  Kntsehhifsfflhigkeit,  der  Her 
zweiten  Prasidentschaftsperiode  des  tVüIipr  so  energischen  und 
zielsieheren  Mannes  die  Signatur  geljt'u  sollte:  aber  die  später 
iiiiiLier  ileutliclier  hervortretende,  fast  patholugisch  anmutende 
Scheu  Kocas,  aus  eigener  Initiative  eine  Entscheidung  herbei- 
zuführen ,  kam  diesmal  nur  als  ein  Moment  von  sekundärer 
Bedeutung  in  Betracht;  in  erster  Linie  war  für  das  passive 
Verhalten  des  Präsidenten  die  Tatsache  malligehend,  dafö  die 
Interesaentenkreise,  die  die  Erhaltung  eines  dauernden  Tief- 
standes des  Valutawertes  anstrehten,  und  damit  auch  Dr.  Rosa, 
ihr  Vertreter  im  Kabinett,  an  Dr.  Pellegrini  einen  mächtigen 
Rückhalt  hatten.  Den  Finanz  minister  zum  Rücktritt  zwingen, 
konnte  einen  Bruch  mit  dem  angesehenen  und  popul«*lren 
Rivalen,  mit  dem  sich  General  Roca  in  die  Führerschaft  der 
Nationalpartei  teilte  zur  Folge  haben,  und  diesen  Bruch  oder 
vielmehr  das  Üttenl)arwerdeu  eines  seit  lange  bestehenden, 
aber  stets  verschleierten  Antagonisnms  zu  vernuuden,  war 
General  Roca  mit  fast  äugstliclier  P)etlisf5enheit  bemüht,  weil 
er  den  Einflufs  Pellegrinis  überschätzte.    So  zieht  sich  die 
Rücksichtnahme  auf  Pellegrini  wie  ein  roter  Faden  durch  die 
ganze  Geschichte  der  Währungsreform  und  führte  schlierslich 
zur  YÖlligen  und  bedingungslosen  Unterwerfung  des  Präsi« 
denten  unter  den  Willen  des  gefürchteten  Nebenbuhlers.  An 
Versuchen,  sich  von  dem  Banne  Pellegrinis  zu  befreien,  hat 
es  General  Roca  nicht  fehlen  lassen,  aber  sie  mufsten 
scheitern,  weil  er  selbst  keinerlei  Verantwortlichkeit  dabei 
übernehmen  wollte,  und  so  gelang  es  ihm  auch  nicht  —  weder 
jetzt  noch  später  — ,  den  Finanzminister  zur  Demission  zu 
veranlassen. 

Das  Oerüclit  von  dem  bevurstoheuden  Rücktritt  Di".  Rosas 
wurde  auidi  alsbald  demmtiert;  in  den  Kreisen  des  Handels 
und  der  Börse  hatte  indt'>sen  die  Gewifsheit.  dafs  in  der 
W'ährungsfrage  ernstliche  Meiuungsverschiedenheiteu  zwischen 
General  Roca  und  dem  Finanzminister  lu  standen ,  doch  be- 
vuhigend  gewirkt,  und  die  bessere  Stuuuiuug  kam  auch  sofort 
in  dem  Goldkurse  zum  Ausdruck,  der  vom  5.  Mai  ab  abermals 
eine  rttckläufige  Bewegung  antrat  und  am  13.  auf  216  sank  ^ 


^  ^  In  der  zweiten  Bürseuätunde  fiel  er  sogar  auf  214.  Die  amtliehe 
StetiatUK,  der  ich  bei  aUen  im  Text  angefahrten  RurBnotiemngen  gefolgt 
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Wenn  er  auf  diesem  Stande  nicht  lange  verliante,  sondeni 
wieder  bis  auf  222,50  (am  24«  Mai)  stieg,  so  war  das  einmal 
durch  das  von  den  Haussespekulanten  verbreitete  GeiHdit 
dafs  die  Beschaffung  der  Mittel  fOr  den  Juliooupon  der 

Äufseren  Schuld  der  Regierung  Schwierigkeiten  mache,  und 
durcli  die  widersprechenden  Nachrichten  über  die  Brauntwein- 
steiieranleihe  verursacht,  die  lieiite  unter  Anii^abe  des  Emissinii';- 
kurses,  der  Zins-  und  Amortisatiursrate  als  al)ge>cb]ossen  W- 
zeichnet  wurde.  wHliund  am  niiehsten  Tage  mit  j:leichrr 
Bestimmtheit  das  bclieitein  der  Verliaiidlungen  und  der  end- 
trtlltige  Verzicht  auf  die  Aideihe  konstatiert  wunlen.  Y.^ 
liantielte  sich,  wie  nicht  ül  ersehen  werden  darf,  bei  diesen 
widerstreitenden  Gerüchten  keineswegs  um  blofse  Ausstree- 
ungen,  die  Im  Interesse  der  Spekulation  den  Kurs  beeinflusmi 
sollten,  es  spiegelte  sich  in  ihnen  vielmehr  der  geheime  Kampf 
zwischen  dem  Präsidenten  und  dem  Finanzminister  wider: 
denn  was  man  froher  blofs  vermuten  konnte,  war  jetzt  gewifs 

feworden:  General  Roca  wtniscbte  dringend  die  Realinemog 
er  Anleihe,  Dr.  Rosa  aber  suchte  ihr  Zustandekommen  it 
hintertreiben,  obgleich  sie  einen  intejrricrenden  Bestandteil 
des  Finanzplanes  bildete,  mit  dem  er  als  Minister  debQticrt 
hatte. 

Die  Unsicherheit,  wei-  Iiier  hchliefslicli  den  Sierr  davon- 
tragen werde,  hatte  die  "W  irk unjr.  dals  der  Goldlsii :>  Ms  zum 
Monatsschlns^e  und  in  den  ersten  Tagen  des  Juni  im  weRDt- 
liehen  auf  (bmselben  Stande  verblieb;  dann  aber  setzte  am 
12.,  wo  der  Kurs  auf  218,80  zurückging,  eine  neue  Baisse- 
bewegung ein,  da  sich  die  Befürchtungen  we^^en  der  Deckosg 
des  Julicoupons  der  ftuHieren  Schuld  als  gänzlich  gnucDtf 
erwiesen  und  neue  beunruhigende  Gerftchte  nicht  auftauchtea« 
So  war  die  rückläufige  Tendenz  schon  deutlich  ausgeprägt, 
als  sie  durch  einen  aufsehenerregenden  Zwischenfall,  der  den 
Gegensatz  zwischen  dem  Präsidenten  der  Republik  und  den 
Finanzminister  grell  beleuchtete,  noch  eine  wesentliche  Ver- 
stflrkun<:  erfaliren  sollte. 

Nach  Vursclnift  der  Verfn^sinig  sind  die  argentiniHltr  ' 
Minister  verptiiclttef  .  dem  Kongrefs  alljährlich  in  den  er>ien 
Wochen  nacli  -Monsbeginn  einen  Bericht  iil»er  den  (iesc  häft 
gang  ihres  Uesstnis  einzureichen,  und  Dr.  IJosa  liatit-  >h]; 
—  entgegen  der  bisherigen  bequemen  (ieptiogenheit  —  beeilt, 
dieser  riiicht  zu  gentigen,  und  schon  am  13.  Juni  seinen  Be- 
richt vorgelegt,  in  dem  er  das  Kichtzustandekommen  der 
vielberufenen  Branntweinsteueranleihe  wiederum  —  und  zwar 
diesmal  ausschliefslich  —  aus  dem  Wunsche  erklärte ,  einer 
weiteren  Wertsteigerung  der  Papiervaluta  keinen  Vorschub 


bin,  betfieksichtigt  nur  den  Schlnfsknrs  der  ersten  BOnenstnnde,  weil 
dieser  bei  aUen  geschäftlichen  TrooMktioQen  alt  der  malsgebende  galt 
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r\\  lei^t»'ii.  Kein  III  war  aber  dieser  Bericht  den  Mitgliedern 
les  KuüMieftSrs  und  den  Redaktionen  der  Blätter  zugegangen, 
ils  —  schon  am  nächsten  Tage  —  in  der  „Tribuna",  dem 
i  )rgan  General  Tlocas,  ein  Leitartikel  ei  srhien,  in  dem  scharfe 
Ivritik  au  der  Denkschrift  des  Finanzniiuisters  geübt  und 
diesem  mit  dürren  Worten  der  Vuiwuri  gemacht  wurde,  tiais 
er  sich  durch  seine  Äufserungen  über  die  Anleihe  mit  der 
Fioauzpolitik  des  Pir&sideuten  und  mit  seinen  eigenen  Er- 
klärungen in  offenen  Widerspruch  gesetzt  habe. 

Dieser  scharfe  Angriff  des  Präsidentenorgans  auf  den 
Finanzminister  erregte  begreiflicherweise  das  grOfste  Auf- 
sehen ,   und  der  Rücktritt  Dr.  Rosas  galt  vierundzwauzig 
Stunden  lang  als  unvermeidlich,  denn  nach  allem,  was  über 
die  Beziehungen  des  Präsidenten  zu  seinem  Staatssekretär  der 
ViuAuzen  bereits  bekannt  geworden  war,  konnte  man  in  dem 
Artikel  der  .,Tribuua"  nichts  anderes  als  ein  etwas  gewalt- 
sames Mittel  sehen,  den  Minister  zur  Demission  zu  zwingen, 
und  es  war  auch  ohne  weiteres  ver>tandlich,  weshalb  das  Er- 
scheinen des  Berichtes  Dr.  IJosas  abgewartet  wttideu  war,  um 
den  Stoib  gegen  ihn  zu  führen.    Die  (ieschiiftÄberichte  der 
argentinischen  Minister  erscheinen  nilnilich  —  was  bei  ihrer 
Btaatsrechtllehen  Stellung  als  Staatssekretäre,  die  nur  dem 
Ftftsidenten  der  Republik,  nicht  aber  dem  Parlament  unmittel- 
bar verantwortlich  sind,  einigermafsen  sonderbar  ist  ^  nicht 
unter  der  Verantwortlichkeit  der  Regierung,  d.  h.  des  Präsi- 
denten, sondern  unter  alleiniger  Verantwortlichkeit  der  Ressort- 
chefs, und  deshalb  bot  der  Bericht  des  Finanzministers  die 
einzige  Gelegenheit,  diesen  anzugreifen,  ohne  den  Präsidenten 
der  Republik  nutzutrefTen.    Für  die  Äulserungen  über  die 
Währungspolitik,  die  in  der  Botschaft   zur  KrÖtTnun.!:  d^^s 
Kon'j;resses  und   in  dpn   Motiven  zum  Etat  getan  worden 
waren,  kimntc  nuiu  den  rinanzminister  nicht  tadeln,  ohne 
die-i'u  Tadel  auf  den  Präsideuten  als  (b'n  formeil  allein  ver- 
antwortlicheu  Träger  der  Exekutivgewalt  auszudehnen.  In 
dem  Berichte  aber  kam  der  Minister  allein  zu  Wort;  was  er 
hier  sagte,  hatte  er  allein  zu  vertreten,  und  wenn  die  „Tribuna" 
seine  momentane  Isolierung  sofort  benutzt  hatte,  um  ihn  aufs 
schärfste  anzugreifen,  so  liefs  das  gar  keine  andere  Deutung 
zu,  als  dafs  General  Roca  den  Sturz  des  Finanzministers 
herbeifahren  wolle,  da  auf  einen  solchen  Artikel  in  dem 
eigenen  Organ  des  Präsidenten  auch  nach  argentinischen  An- 
schauungen nur  das  Rücktrittsgesuch  des  Angegriffenen  die 
Antwort  sein  konnte. 

Allein  das  von  jodermann  für  inivernieidlich  (ielialtene 
trat  zum  allgemeinen  Kistauuen  nicht  ein.  Dr.  Mosa  gab  sich 
den  Ansi'lH  in,  den  Wink  mit  dem  Zaunpfahl  nicht  zu  ver- 
stehen: statt  (he  von  allen,  und  zweifellos  am  sichersten  von 
General  Koca  selbst,  erwartete  Demission  zu  geben,  führte 
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er  beim  Präsidenten  Besehwerde,  und  zwar,  da  er  es  weniger 
in  seinem  eigenen  als  im  Namen  seiner  mächtigen  Hinter- 
männer und  Beschützer  tat,  mit  solchem  Erfolg,  dafs  schon 
am  nächsten  Tage  die  „Tribuna"  die  Erklärung  brachte,  dift 

,  sie  zwar  oft  die  Anschauungen  Rocas  wiedergebe,  aber  darum 
doch  ihre  volle  publizistische  Unabhiingigkeit  bewahre  und 
deshalb  nicht  zugei>eu  könne,  dafs  für  den  Artikel  gegen  den 
Finauzministt'T*.  in  dem  die  Redaktinn  nur  \on  ihrem  Rechte 
der  freien  Meiiiuugsäuiserung  Gebrauch  gemacht  habe,  der 
Präsident  der  Republik  verantwortlich  gemacht  ^Yerde. 

Mit  diesem  Dementi  fand  das  Blatt  allerdings  nirgeD.I> 
Glauben.  Die  Redaktion  wufste  ja,  dafs  i>]\ue  austii  ucklichtii 
Hinweis  in  den  politischen  Artikeln  der  „Tribuna"  uiemaDd 
die  Ansichten  eines  beliebigen  Journalisten  suchte,  sondere 
dafs  jedermann  die  Meinung  Rocas  zn  finden  gewöhnt  mr, 
und  bei  den  intimen  Beziehungen  des  Herausgebers  und  des 
Chefredakteurs  zu  dem  Präsidenten  der  Republik  war  es  ob 
so  gewisser  ausgeschlossen,  dafs  der  Angriff  auf  den  Finanz- 
minister  ohne  lA  issen  und  Genehm igiuig  Rocas  hätte  gewagt 
werden  kdnnen,  als  die  Herren  Mariane  und  Agustin  de  Vedk 
sich  eine  solche  Eigenmächtigkeit  und  grobe  Taktlosigkeit 
niemals  hätten  zuschulden  kommen  lassen.  Heute  vollends, 
wo  man  rückschauend  die  Ereignisse  in  ihrem  Zusammen- 
hange zu  tibersehen  und  /u  würdigen  imst;fnde  ist,  kaim 
kaum  noch  zweifelhaft  sein,  dafs  der  seiL^ationelle  AiiiM 
der  „Tribuna"  nicht  nur  mit  Bocas  Genelimigung  verötleüt- 
licht,  sou(hM-n  von  ihm  direkt  veranlafst  worden  ist.  Er  wollte 
den  Fioaii/iiiinister,  dessen  währungspolitische  Wünsche  ihm 
viel  zu  weit  gingen,  zum  Rücktritt  nötigen,  aber  ohne  selbst 
das  entscheidende  Wort  sprechen  zu  müssen;  es  gelang  iba 
nicht,  weil  Dr.  Rosa,  der  wohl  nie  mehr  als  ein  gefügiges 
Werkzeug  sein  wollte,  eine  wahrhaft  stoische  Unempfindlichkeit 
zeigte,  und  hinter  ihm  Pellegrini  stand,  mit  dem  in  Konflikt 
zu  geraten  General  Boca  ängstlich  vermied,  und  mit  dem  zn 
brechen  er  sich  auch  zwei  Jahre  später,  im  Juli  19ul.  erst 
entschlois,  als  l&ngeres  Zögern  den  Ausbruch  einer  Revolatioa 
bedeutet  hätte. 

Das  Dementi  der  „Tribuna"  ermöglichte,  so  wenig  es  für 
Ernst  genommen  wurde,  dem  Huanzminister  das  V»  rl^leiHeii 
im  Amte;  der  ganze  Zwischenfall  hatte  al>er  doch  deutJich 
gezeigt,  dafs  der  ri  itsidnit  der  Republik  den  Widerstand  gegen 
eine  Währungsrefona  im  Sinne  des  Tornquistschen  Projekte? 
noch  keineswegs  ganz  aulgcgebcn  hatte,  und  wenn  am  nächstes 
Tage  die  „Tribuna*'  zu  wissen  versicherte,  dafs  noch  vorBwte 
des  Jahres  eine  Regierungsvorlage  Ober  die  Konvertienuig 
des  Papiergeldes  nach  absteigender  Skala '  erscheinen  werde, 

'  Xiic  h  den  Erklärungen  des  Blattes  sollte  die  orste  TeilkoDver?»on 
zum  Kurse  vou  200  durchgeführt  werden  und  die  Konvertierang  dei 
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SO  wurde  das  um  so  eher  dahin  aufgefafst,  dalb  General  Roca 
öamit  die  aufserste  Grenze  seiner  Konzessionen  an  die  Wünsche 
öer  an  der  Erhaltung  einer  entwerteten  Valuta  Interessierten 
'bezeichnen  wolle,  als  das  Blatt  die  auffällige  Bemerkung  hin- 
zufügte, dafs  es  nicht  sagen  kOnne,  ob  der  Finanzminister 
ein  solches  Projekt  auBarbeiten  werde. 

Alles  das  trug  dazu  bei,  die  Furcht  vor  Überraschungen 
in  der  Wiiltrungsfrage  zu  vermindern,  und  da  eben  nur  diese 
Befnrrlitung  das  Steigen  des  GolHkur^es  verursnrlit  hatte,  so 
küuiitr  dieser  })ei  wieder  eintreten(iL*r  Beruhigung  um  so 
weniger  auf  dem  bisherigen  Stande  verharren,  als  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Juni  eine  Protestbewegung  des  iiaudels- 
stainks  von  Buenos  Aires  einsetzte,  die  nur  dazu  beitra«?en 
küDute,  den  Präsidenten  der  Kepublik  iu  seinem  \\  iderstaude 
gegen  die  Pläne  der  Wahrungsreformer  zu  bestärken.  Die 
Bewegung  richtete  sich  allerdings  zunächst  nur  gegen  die 
hohen  Zölle  und  Steuern  und  die  vielen  Mifsbräuche,  Will- 
kürlichkeiten und  Scherereien  bei  ihrer  Erhebung,  und  die 
Petition,  die  in  der  letzten  Juniwoche  nach  einer  imposanten 
Btrafsendemonstration,  an  der  nicht  weniger  als  50  OCH)  Per- 
sonen teilnahmen,  dem  Kongrefs  überreicht  wurde,  beschränkte 
sich,  ohne  der  Wührungsfrage  Ki-\vahnung  zu  tun,  im  wesent- 
liclien  auf  die  Forderung  einei  ilurcligreifenden  Revision  des 
Zolltarife,  des  Gesetzes  ül)e!'  dlt  so'_r.  inneren  Steuern  und 
des  Scbätzuugstarifs,  der  zu  besonders  lebhaften  Klagen  Anlafs 


gefiamtrn  Krpfiitpeldes,  von  dorn  mehr  ala  295  Millioiu-n  Posos  im  T'm- 
fauf  waieu,  hi»  zum  Endo  d»;r  Amtsperiode  des  Gcneml»  Roea,  aUo  hia 
zum  12.  Oktober  1904,  vollendet  sein.  Die  Mittel  dnzn  sollten  die 
Überschüsse  der  Bank  der  Nation,  amlcrc  Hilfsquellen  und  vielleicht 
eine  Anleilie  liefern.  Oh  d:ih<'i  die  Hranntweinsteueranieihe  cr^- 
dacht  wurde,  blieb  iioge^a^t,  mun  durf  eä  aber  annehmen,  da  uebeu 
ihr  eine  sweite  sunächst  nicht  in  Betracht  kommen  konnte.  Dafs  sie 
nicht  m»  lir  oder  wenifc^tens  nicht  aiisschlierslich  ihrer  ursprünglichen 
Bestimmung  gemäfB  zur  Tilgung  der  schwebenden  Schuld  verweiulet 
werden  sollte,  liefs  i^ich  schon  daraus  schliefsen,  dafs  in  den  Motiven 
zum  Etat  für  1900  (der  8chon  Ende  Mai  dem  Kongrefs  zugegangen  war) 
die  Beib«'hiiltnng  der  dnrrh  Gesetz  vom  22.  September  189Ö  geschaffenen 
Zuschlagj^zölle .  <lie  nur  bis  zum  81.  Dezember  1899  erhoben  werden 
sollten,  mit  der  Absicht  der  Regierung  motiviert  worden  war,  sie  zur 
TUgung  eines  Teils  der  schwebenden  Schuld  zu  benutzen.  Wenn 
General  I?oca,  der  ja  immer  noch  auf  d<'r  Realisierung  d<'r  AnN  ilu' 
bestand,  diese  jetzt  zur  Ausführung  der  geplanten  Konvertierung  nach 
gleitender  .Skala  bestimmte,  so  war  das  für  den  Finanzminister  der 
triftipte  Grund,  die  Anleihe  mit  allen  Mitteln  .n  l  iutertreiben;  denn 
mit  der  ^^  i  fngung  über  einen  Harv'orr  it  ynn  'M^  Millionen  I*e<os  Gold, 
der  die  Einlösung  von  mehr  als  einem  1  üuitel  des  umlaufeudeu  Papier- 
geldes ermöglicht  hätte,  lag  der  Plan  einer  Konversion  nach  absteigender 
8kala  wenigstens  nicht  mehr  ganz  aufser  dem  Bereich  der  Möglichkeit, 
und  damit  war  ih-n  Freunden  des  Tomquistschen  ^Konversion.'^prnjekts" 
nicht  gedient,  weil  schon  die  ernstgemeinten  Vorbereitungen  zu  einer 
Konvertierung  nach  gleitender  Skala  ihnen  pede  Aussicht  nahmen,  eine 
▼eitere  Wertsteigerung  der  Valuta  zu  Terfatndem. 
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gab,  aber  die  ErfOUung  dieser  Farderungen  erschien  obne 
Beeinträchtigung  der  an  der  Fortdauer  der  Valntaentwcrtung 
interessierten  Kreise  überhaupt  nicht  möglich,  und  noch  klarer 
war  die  Stellung  der  übergrofsen  Mehrheit  der  Kaufmann- 
schaft iu  der  Eingabe  gelvciinzeichiiet,  die  am  gleich eD  Tage 
die  Haiulelskanimer  der  Böise.  dniiials  die  einzige  (»rgani&ierte 
Vertretung  des  Handels,  dem  LandwirtFchaftsniiüi'-ter ,  voj 
dem  auch  Handel  und  Gewerbe  re^sortiereii.  ül>erreiclieu  liei«. 
Auch  diese  Eingabe  verlangte  lu  beii  den  in  der  Masseiqtetition 
gestellten  Forderungen  nur  die  Aliscbart'uiig  der  Zuschl;i2>- 
zölle,  allein  sie  erklärte,  tiais  es  nur  einem  ..uiierwarteieü 
clücklichen  Umstände",  der  Wertsteigerung  der  Valuta,  m 
danken  sei,  wenn  die  nachteiligen  Wirlcungen  der  neaen  Be- 
lastung gemildert  worden  seien,  nnd  sie  bezeichnete  es  ab 
eine  Notwendigkeit,  anf  die  Begflnstignng  „exotischer  In- 
dustrien* durch  den  Staat  zu  verzichten,  die  nur  einige 
wenigen  nütze,  den  Konsumenten  aber  und  schliefslieh  auch 
den  Fiskus  schädige.  Auch  auf  die  Versicherungen  der 
Kegierung,  zu  einer  Vermehrung  des  PapiergeUles  unter 
keinen  Umständen  die  Hand  bieten  zu  wollen,  war  in  der 
Petition  —  und  zweifellos  nicht  ohne  Abbicht  —  Bezug  ge- 
nommen. 

Eine  Kegierung,  die  diese  Bescbwerden  und  Forderungen 
des  Handels  als  berechtigt  anerkannte,  konnte  nicht  gleich- 
zeitig die  Bestrebungen,  einen  dauernden  Tiefstand  de> 
Wilbrungswertes  zu  erhalten,  begünstigen  und  fördern,  uud  da 
General  Koca  seinerseits  wohlwollende  Prüfung  und  möglichste 
Berücksichtigung  der  Petitionen  zusagte,  so  hatte  diese  Protest- 
bewegung gegen  die  bisherige  Zoll-  und  Steuerpolitik  ein 
weiteres  Sinken  des  Goldkurses  zur  Folge.  Er  ging  aa 
26.  Juni  auf  217,30,  am  27.  auf  215,20  zurück,  und  die 
Ultimo regulierung  brachte  einen  weiteren  Rückgang  auf  213,90. 

Damit  war  der  Kurs  auf  das  Kiveau  zurückgekommen, 
d?^«  er  in  der  zweiten  Hillfte  des  Januar  erreicht  hatte,  und 
auf  diesem  hielt  er  sich  auch  den  ganzen  "NIoiiar  Juli  hin- 
durch, der  sieb  durch  eine  bemerkenswerte  MabiliiiiT  de^ 
Kurses  auszeichnete,  da  der  Unterschied  zwischen  ihm 
höchsten  f215,2U)  und  dem  niedrigsten  (2MK2())  Kursstand 
nur  fünf  Punkie  betrug,  was  seit  Anfang  des  Jalnes 
nicht  mehr  dagewesen  war.  Mau  darf  iu  der  Vei  iiiiiideruug 
der  Kursschwankungen  einen  Beweis  dafür  sehen,  dafs  der 
wahre  Wertstand  der  Papierralnta,  der  dureh  die  Gestaltung 
der  internationalen  Zahlungsbilanz  und  die  Menge  des  um- 
laufenden Papiergeldes  bestimmt  wird,  damals  zwischen  21<^ 
und  215  lag.  Alle  anderen,  auf  den  Kurs  wirkenden  Ein- 
flüsse waren  jetzt  ausgeschaltet,  denn  in  dieser  Jahreszeit 
konnte  der  Ausfall  der  letzten  Ernte  nicht  mehr  und  die 
Aussicht  auf  die  kommende  noch  nicht  die  Kursnotiemngen 
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beeiniliisseii,  die  politische  Lage  gab  zu  Bedenken  nicht  den 
geringsten  Anlafs,  da  eine  staike  Regierung  die  £rhaltUDg 

des  Friedens  im  Innern  verbürgte,  dem  einzigen  schwierigen 
Probleüi  '1er  ihifseren  Politik,  der  Grenzfrage  mit  Chile,  die 
friedlicho  Losung  gesichert  schien,  und  die  Beftirchtung  eines 
gewaltsamen  Eingriffs  in  die  Währung  war  wesentlich  ge- 
ringer geworden,  ja  bei  vielen  ganz  geschwunden,  seit  man 
wufste,  dafs  der  President  der  Republik  mit  dem  Finanz- 
minister in  der  Valutafrage  nicht  übereinstiinme  und  einer 
Wiilii  ungsreform  im  Sinne  des  Tütuiiuistschen  Projekts  ent- 
schieden abgeneigt  war. 

Da  allein  diese  BeffirehtuDg  die  verscliiedeaenr  seit  Be- 
ginn des  Jahres  eingetretenen  Haussebewegungen  verursacht 
Eatte,  80  blieb  mit  ihrem  Zurücktreten  der  Valutawert  sich 
selbst  überlassen,  wenn  man  so  sagen  darf,  und  mufste 
sich  auf  den  Stand  einstellen,  den  ihm  die  primären  wert- 
bestimmenden Faktoren,  Zahlungsbilanz  und  Menge  des  un- 
einlösbaren  Papiergeldes,  anwiesen. 

Solange  in  Handels-  und  Börsenkreiseu  die  Ansicht  vor- 
heri-clite,  dnfs  (leneral  Koca  in  der  Konversion  nach  ab- 
steigender bkala  die  äulsirste  Grenze  wälirunpspolitisclier 
Kouze^^siunen  erbiicktr,  hlitdien  auch  alle  Versuche  der  Wäh- 
rungsreformer, dpn  (ioldkurs  zu  beeintiussen ,  erfolglos.  Bei 
der  Beantwortung  einer  Interpellation  des  Deputierten  Varela 
Ortiz  in  der  l)ei»utiertenkammer  schilderte  der  Finanz- 
minister  die  finanzielle  Lage  des  Landes  in  den  düstersten 
Farben  und  erklärte ,  dafs  die  äufsere  Schuld  der  Kation 
unter  Einrechnung  der  schwebenden  Schuld  von  $  25  000  000 
Gold  im  nächsten  Jahre  auf  S  468  991 000  Gold  angewachsen 
sein  und  für  Verzinsung  und  Amortisation  nicht  weniger  als 
$  27  750  000  Gold  beanspruchen  werde;  aber  auf  den  Gold- 
kurs übte  diese  pessimistisch  gefärbte  Darstellung  keine 
Wirkung,  und  es  hätte  für  die  Börse  gar  nicht  erst  des  von 
verschiedenen  Seiten  und  u.  a.  auch  von  dem  früheren  Finanz- 
minister  Enülio  Hansen  geführten  Nachweises  bedurft,  dafs 
Dr.  Rosa  in  tendenzinser  Cbei treibung  die  äui'sere  Schuld  um 
80  Millionen  Pesos  üokl  zu  hoch  augegeben  hallet  Zur 


*  Die  äufporo  konsolidierte  Schuld  der  Kopuhlik  bolief  sich  am 
30.  Juui  im  auf  £  70  588  028  {$  386 003 66-^  Gold),  so  dafs  selbst  bei 
Konsolidierunia;  der  schwebenden  Sehnld  eine  Steigeiiing  bis  zn  dem 
vom  FinanzminitAtrr  ;::rTKt unten  Hetrajirt'  nnbinlin^'t  auspjesclilosson  cr- 
echien.  Dafs  abrr  der  Minister  die  sehwebtMide  Schuld  ohno  weiteres 
der  äufi>eren  Schuld  zurerhnete,  bewies  seine  Skrupellosigkeit  und  zeigt 
als  typi>che8  Beispiel,  was?  arircnt inisehf  Minister  dem  Parlament  bieten 
durt'i  II  Denn  die  pchwobeiuie  Seliuld  konnte  ja  nur  f!:inn  zn  einer 
Vennchrunp  der  äufsereu  Schuld  führen,  wenn  sie  mit  Hilfe  einer 
Anleihe  getilgt  werden  sollte:  der  Finanzminis ter  aber  war  jetzt  der 
entBchiedenste  Gegner  der  AufuMlime  einer  Anleihe  zu  diesem  Zwecke 
und  hatte  acbon  im  Mai  in  den  Motiven  snm  Etat  die  Beibehaltung  der 
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WähruDgsfrage  hatte  der  Minister  nur  wieder  erkläre! 
kÖnneD,  dafs  die  KegieruDg  au  eine  Konversion  nach 
steicrender  Skala  denkp.  und  diese  Auküudi*jiiiig  machte 
keinen  Kindruck  mehr,  -rit  man  in  einer  solchtii  KouTer?ioit 
nicht  mehr  eine  erste  Etappe,  sondern  das  Ziel  der  \Vähruüg&- 
])Olitik  General  Rocas  sehen  zu  dürfen  glaubte,  da  sie  die 
Wert  Steigerung  der  Valuta  nur  verlangsamen,  aber  nicht  ver- 
hindern konnte.  Der  Eindruck,  den  das  Auiueteu  Dr.  Kosas 
machte,  war  übrigens  ein  so  wenig  günstiger,  und  die  Be- 
handlung,  die  ihm  die  Kammer  zuteil  werden  liefs,  eine  so 
wenig  freuDdliche,  dafe  für  einige  Tage  abermals  sein  Rflck- 
'  tritt  als  wahrscheinlich  galt,  was  gleichfalls  dazu  beitrug,  die 
Wirkung  seiner  pessimistischen  Schilderung  der  Finanzkge 
auf  die  Kursbewegung  zu  neutralisieren. 

Wie  die  Freunde  der  Wertsteigerung  der  Valuta,  so 
waren  aucli  ihre  Gegner,  die  Währungsrcformer,  jetzt  zu  der 
Überzeugung  gelangt,  dafs  es  dem  Finanzminit^ter  niemal« 
gelingen  werde,  (h  n  Widerstand  des  Präsidenten  der  Republik 
gegen  alle  Mafsregeln,  die  die  Erhaltung  eines  dauerndPii 
Tiefstandes  des  Valutawertes  bezweckten,  zu  überwinden,  (ii 
nach  monatelangen  Anstrengungen  tatsächlich  noch  so  gut 
wie  nichts  erreicht  war,  und  nur  ein  selbst  in  Argeutiuiea 
ganz  ungewöhnlicher  Mangel  an  Empündlicbkeit  es  dea 
Minister  ermöglicht  hatte,  dem  drohenden  Sturze  zu  ent- 
gehen. Mit  Ungeduld  sah  man  daher  in  diesen  Kreisen  der 
Rückkehr  Dr.  Pellegrinis  aus  Europa,  die  in  den  eislen 
Tagen  des  August  erfolgen  sollte,  entgegen,  denn  nur  dem 
persönlichen  Eingreifen  des  einflufsreichen  Mannes  konnte  es 
gelingen,  den  Präsidenten  far  eine  Währungsreform  im  Sinne 
des  Tornquistschen  Projektes  zu  gewinnen,  aber  inzwischen 
entfaltete  man  eine  lebhafte  Tätigkeit,  um  den  Boden  für  die 
Aktion  Pellegrinis  zu  el)ne!i. 

Um  der  Demonstration  des  Handelsstande^  ein  Gegeii- 
geNvicht  zu  bieten,  wurde  eine  Manifestation  der  imlustrielieo 
veranstaltet,  die  in  ihrer  Petition  von  dem  Kongrefs  «ge- 
bührende Berücksichtigung  der  nationalen  Industrie  bei  Be- 
ratung der  Zoll-  und  Steuergesetze "  forderten,  und  in  der 
Presse  wurden  Tag  für  Tag  wahrhaft  erschreckende  Schilde» 
Hingen  der  verheerenden  Wirkungen  entworfen,  die  die  Wert- 
steigerung der  Valuta  auf  das  Wirtschaftsleben  des  Landes 
bereits  geübt  haben  sollte. 


Zusoblagszölle  mit  dem  Wnnsche  der  Regiere til'  begründet,  die  Tilgaog 
der  schwebenden  Schuld  ohne  Inanspruchnahme  de»  StÄatskredits  durdi- 
znfubren.  Selbst  nach  stwei  Jahren  hatte  die  äufsere  Schuld  noch  nieW 
den  iirtrag  erreicht .  den  Dr.  Roa*  für  1900  voraussehen  wollte.  Si« 
bplirf  sicli  am  31.  Dezember  1901  auf  72  076453  und  frcs.  87&444'^S 
Verzinsung  und  Amortisation  erforderten  1899  4^  4  376  566:  liK)l 
jf  4268059  und  free.  8972767,  oder  in  Pesos  Ck>td  1899:  $  22057895; 
1901:  #  22825441. 


.-L,d  by  Google 


XXIV  5 


43 


Es  wurde  behauptet,  dafs  die  Eiuwaudorung  tatsächlich 
aufgehört  habe,  da  ihr  eine  gleich  grofse  Auswanderuug 
gegenüberstehe,  und  zi?ar  sollten  nicht  nur  Handwerker  und 
InauBtriearbeiter ,  sondern  Tor  allem  auch  die  kleinen  Land- 
besitzer und  Pftchter  der  WeizenproYinzen  in  Scharen  das 
Land  verlassen,  weil  sie  sich  trotz  der  letzten  guten  Ernte 
durch  das  Sinken  des  Goldkurees  ruiniert  si\lien.  In  der 
Provinz  Buenos  Aires  werde,  wie  von  angeblich  unbedingt 
sachverständiger  und  zuverlässiger  Seite  versichert  wurde, 
nicht  einmal  die  Hillfte  der  vorjahrigen  Weizenbautlilche  be- 
stellt, wpil  bei  dem  ^bestiegenen  \'alutawert  der  Weizenbau 
nicht  mehr  die  Kosten  decke;  aus  der  Provinz  Santa  F6 
wurde  —  gleichfalls  von  „Sachverständigen"  —  berichtet,  dafs 
die  mit  Weizen  bestellte  Fläche  nur  deu  dritten  Teil  der 
vorjährigen  betrage,  und  ^\e\c]\  schlimm  sollte  es  in  den 
Provinzen  Cördoba  und  Kiitie  Kios  bestellt  sein. 

Nun  waren  diese  Schilderungen,  die  bei  weiterem  Steigen 
des  Valutawertes  die  völlige  Vernichtung  des  argentinischen 
Ackerhaus  als  unvermeidlich  voraussehen  liefsen,  nicht  nur 
stark  Qhertriehen,  sondern  geradezu  das  Gegenteil  der  Wahr- 
heit. Allerdings  war  im  zweiten  Vierteljahr  1899  die  Aus- 
^vanderung  gröfser  als  die  Einwanderung  gewesen,  allein  mit 
der  WertsteigeruDg  des  Papiergeldes  konnte  diese  Erscheinung 
nicht  in  Zusammenhang  gebracht  werden,  da  sie  nicht  nur 
im  Vorjahre,  sondern  auch  in  den  Jahren  1892  und 
beobachtet  worden  war.  als  der  Goldkurs  sich  im  Jahresmittel 
auf  ;VJ'.>.n2  Ih'zw.  :'23,ss  stellte,  uud  wenn  die  Auswanderung 
des  zweiten  \  lerlt'ljalires  1899  mit  17  l<i'»  Köpfen  die  des 
gleichen  Z(ütraums  des  Jahres  1898(10  597)  um  uberstieg, 
so  war  das  die  naturliclie  Folge  der  Tatsache,  dafs  im  letzten 
Vierteljahr  1898  die  Zahl  der  Einwanderer  mit  32  33;i  um 
0490  höher  gewesen  war  als  im  letzten  Vierteljahr  1897,  wo 
sie  25  8iS  betragen  hatte.  Denn  seit  1892  ftllt  das  Maximum 
der  Einwanderung  stets  in  das  letzte  Vierteljahr,  das  Maxi- 
mum der  Auswanderung  stets  in  das  zweite  Viertetjahr,  weil 
im  Oktober — Dezember  die  Scharen  der  italienischen  Wander- 
arbeiter ankommen,  und  nach  Beendigung  der  Ernte,  im 
April— Juni,  wieder  die  Heimreise  antreten.  Die  „Acker- 
bauer" unter  den  Auswanderern  des  zweiten  Quartals  waren 
auch  1899  uiclit  Kleinbesitzer  und  Pächter,  die,  an  der  Zu- 
kunft verzwcifehid.  «h^n  Lande  den  Rücken  kehrten,  sondern 
es  waren  heimreisende  Wanderarbeiter,  die  zu  Beginn  der 
Ernte  in  griU'serer  Zahl  gekommen  waren  als  in  den  Vor- 
jahren und  deshalb  nach  der  Ernte  auch  ein  gröfseres  Kon- 
tingent zu  der  „Auswanderung^"  stellen  mufsten. 

Wenn  so  die  Gestaltung  der  Auswanderung  zu  begrtlndeten 
Bedenken  keinen  Anlafs  gab,  so  zeigte  die  Oberseeische  Ein- 
wanderung 1899  sogar  ein  wesentlich  günstigeres  Bild  als  in 
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den  Vorjahren,  da  Im  ersteo  Halbjahr  31784  Persooeo,  im 
gleichen  Zeitraum  1808  aber  nur  23459  aus  Ubersee  ein- 
gewandert waren  ^  Und  gerade  der  Monat  Juli,  in  dem  die 
Wertsteigerung  der  Valuta  fttr  den  angeblichen  Rückgang  der 
Einwanderung  verantwortlich  gemacht  wurde,  zeigte  mit  einer 
Einwanderungsziffer  von  4723  einen  günstigeren  Stand,  als  er 
seit  1890  für  diesen  Monat  zu  verzeichnen  war,  und  einen 
Uberscluifs  der  Einwauderung  über  die  Auswanderung,  was 
weder  ih9S  noch  1897  der  Fall  'j^ewesen  war^ 

Noch  mehr  als  die  teiidenziu?en  Ausstreuungen  über  deü 
angeblichen  liuckganji  der  Einwanderung  und  die  Zunahme 
der  Auswanderung  Stauden  die  Behau piungeu  der  inri.it  looisti- 
schen  Presse  von  einer  Veruiindtiiuig  der  Anbauriäcbe  mit 
den  Tatsacheu  in  Widerspruch.  Statt  abzunehmen,  war  die 
Anbauflache  bedeutend  gewachsen,  die  mit  Weizen  bestellte 
Fl&che  allein  war  in  der  Provinz  Buenos  Aires,  wo  sie  nach 
der  Versicherung  Ton  „Sachverständigen**  sich  um  mehr  als 
die  Hälfte  verringert  haben  sollte,  um  mehr  als  47000  ha 
grö(her  als  im  Jahre  1898.  in  Santa  F^,  wo  eine  Verminde- 
rung um  mehr  als  zwei  Drittel  konstatiert  worden  sein  sollte, 
betrug  die  Zunahme  rund  44  OUO  ha,  in  Entre  Kios  50  (H)*)  ha 
und  nur  in  Cördoh;!  war  ein  Ktlckgang  um  21  immi  ha  ein- 
getreten. Die  WeizenHäche  drr  vier  Provinzen  allein  hatte 
so  um  mehr  als  120000  ha  gegen  das  Vorjahr  zugenonimeo, 
und  wie  es  nüt  der  Landflucht  der  kl«Mnen  Landwirte  in 
Santa  stand,  zeigte  die  Tatsache,  dais  in  dieser  Provinz 
die  Zahl  der  Ackerbaubetriebe  von  13  752  im  Jahre  1898  au^ 
13  949  im  Jahre  1899  stieg,  und  die  Eigeuwirte  sich  von 
5352  auf  5848,  die  Pächter  von  5422  auf  5477  vermehrten, 
während  die  Zahl  der  Teilpächter  von  2978  auf  2024  zurftck- 
ging.  Da  gleichzeitig  die  Betriebe  von  1—50  ha  sich  von 
2962  auf  2627  und  die  von  51—100  ha  von  4314  auf 
verminderten,  während  die  von  101—200  ha  von  5ol2  auf 
5560,  die  von  201—300  ha  von  1105  auf  1260  und  die  von 


*  £8  waoderten  ein: 
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a,  Vierteljahr 
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dOl— 500  ha  von  306  auf  357  zunahmen^  so  war  der  Ackerbau 
in  Santa  F6  nicht  nnr  keineswegs  in  einer  Notlage,  sondern 
hatte  im  Gegenteil  eine  günstige  Entwicklung  aufzuweisen, 

deun  alle  diese  Verschiebungen  lassen  sich  nur  so  erklären, 
dafs  die  gute  Ernte  des  Wirtschaftqahres  1898  1899*  es  einer 
grO£seren  Anzahl  von  Koloilisten  ermöglichte,  vom  PAchter 
zum  Eigentümer  und  vom  Teilpächter  zum  Pächter  aufzu- 
steigen, und  viele  Landwirte  im  stände  waren,  durch  neue 
Laudkäufe  oder  Pachtungen  ihren  Betritl)  zu  vergiöiseru. 

Ähnlich  lagen  die  Verhältnisse  in  der  Provinz  Entre  Rios. 
Dort  veiniehrten  sich  die  Ackerhauhetriehe  von  4875  auf 
5505.  die  Zahl  der  Kigenwirte  stieii  von  294U  auf  3222,  die 
der  Pächter  von  12:M  auf  1561,  die  der  Teilpächter  von  7ul 
auf  722,  und  die  Wirtschaften  von  1 — 50  ha  erfuhren  eine 
Zunahme  von  32^4  auf  3427,  die  von  51  ItMj  ha  von  1078 
auf  1471,  die  von  101—200  ha  von  445  auf  517.  die  von 
201—300  iia  von  33  auf  50,  und  die  von  301—500  ha  von  16 
auf  17,  während  die  von  501—1000  ha  sich  von  14  auf  9 
verminderten. 

In  Cördoba  war  mit  der  Ahnahme  der  mit  Weizen  be- 
stellten Fläche  eine  Verminderung  der  Aclcerbaubetriebe  von 
4351  auf  3664  eingetreten,  und  ebenso  war  die  Zahl  der 
Eigenwirte  von  1832  auf  1587,  die  der  Pächter  von  1395  auf 
1292,  und  die  der  Teilpächter  von  1124  auf  785  zurück- 
gegangen, während  sich  die  Betriebe  von  1—50  ha  von  (530 
auf  4o4,  die  von  51—100  ha  von  1U35  auf  824,  die  von 
101 — 200  ha  von  1801  auf  1506  verminderten,  die  von 
201— 3^H>  ha  dagegen  von  617  auf  f»18.  und  die  von 
301 — 500  ha  von  172  auf  193  stiegen;  aber  wenn  auch  die 
Statistik,  was  nicht  ohne  weiteres  gewils  ist,  wenigstens  das 
Verhäimis  der  Wirtschaftsjahre  1808  00  und  1800  1000  an- 
uähernd  richtig  wiedergibt     und  die  Weizeuliäche  wie  die 


*  Mit  einer  Weizt  imusfuhr  von  1362305  Tonnen. 

*  Die  Statistik  des  LandwirtsehaltsiiiiniBterinins  berabt  auf  den 

Aiifzf'ichriunj^oii  der  DreHchmaschinenbesitzer ,  doncn  vor  liopinn  der 
Ernte  von  der  Btatistischcn  Abteilung  des  Ministerim^is  zum  Zwecke 
statistischer  Auf' eichnungen  besondere  Bücher  (lilin  tas)  zugestellt 
werden,  von  denen  aber  regelmnfsig  ein  gröfserer  oder  geringerer  Teil 
ii)>  ht  wieder  an  dir  Ausgabestelle  zuri'u'kfxflaiigt.  WrihrtMia  nun  der 
Prozentsatz  \h-r  nicht  abgelieferten  Hüchcr  in  don  Provinzen  Santa 
und  Uuenob  Aires  in  den  Wirtschaftsjahren  IbÖb  99  und  lh*J9  lUOO  nahezu 
gleichblieb  (8,0.5%  nnd  7,64  »/o  bexw.  5,66  »/•  nnd  4,07  «/o),  betrug  er  in 
Cordolm  1^1)8  99  nur  1,93  »o,  1899/1900  aber  10,^1  ^'o.  !»o  dafs  sich  nicht 
onnittcln  lafst,  inwieweit  die  nach  dem  vorhandenen  statistiselifn 
Material  sich  ergebenden  Veränderungen  wiritiub  eingetreten  wind. 
Auch  in  der  Provins  Entre  Rios  war  der  Prozentsatz  der  nicbt  ab- 
gelieforten  „libreta?"  mit  ll.fvV^  ,  1899'1900  viel  höher  ah  1«0^'99 
(3,15  "oi.  allein  hier  wie  in  Santa  Fe  wnnle  die  Zunahine  der  Weizen- 
tläche,  der  Ackerbaubetriebe  usw.  schon  durch  die  zurückgekommenen 
Dreaclibüeher  erwiesen,  so  dafs  sich  die  Richtung  der  erfolgten  Ver- 
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Zahl  der  Ackerbaubetriebe  Ks90  zurti eingegangen  sind,  so  ist 
dafür  si'bwerlicb  die  Wertsteigeruüg  der  Valuta  verantwort- 
lich zu  machen,  die  ja  in  C(^rdoba  nicht  anders  wirken 
konnte  als  in  Santa  und  Kntre  Hios.  Man  wird  vielmelir 
als  Hauptursache  den  Übergang  zu  anderen  Kuluiren  an- 
sehen dürfen,  die  von  der  Statistik  des  Landwirtschafts- 
ministeriums  \  auf  die  man  hier  allein  angewiesen  ist,  nicht 
berftcksiehtigt  werden ,  und  gerade  fOr  die  Provinz  Gördoba 
ist  für  1899  eine  Ausdehnung  des  Anbaues  von  Luzerne  m 
Herstellung  von  Prefsheu  anzunehmen,  zu  der  es  an  einem 
Anreiz  nicht  fehlte,  da  mit  dem  Aufschwung,  den  die  Ans- 
fuhr  von  lebendem  Vieh  nach  Übersee  in  den  letzten  Monatea 
des  Jahres  1898  und  zu  Beginn  1899  genommen  hatte,  eine 
steigende  Nachfrage  nach  Pi  ershou  eingetreten  war.  und  infolge 
dessen  die  PrfM^f»  sich  weit  über  das  Kiveau  der  Vorjahre 
gehoben  hatten  ^ 

An  einen  Übergang  zu  anderen  Kulturen  wird  auch  in 
der  Provinz  Buenos  Aires  zu  denken  sein,  wo  für  1899,  UHmj 
mit  der  Ausdelniii])'j  der  Weizentiäche  um  47  0<»<>  ha  ein  PiOek- 
gang  der  Ackerbaubetriebe  von  12  411  auf  11  .{e)7  zu  koo- 
statieren  war,  und  einer  Vermeliruug  der  Zahl  der  Eigenwirte 
von  3291  auf  4;iöü  eine  Verminderung  der  Pächter  von  76-i9 
aui  üOtiO  und  der  Teilpächter  von  1481  auf  909  gegenüber- 
stand, während  allein  die  Wirtschaften  von  1 — 50  ha  sich 
von  7513  auf  6156  verminderten,  aUe  anderen  Betriebsklaasea 
aber  einen  Zuwachs  zu  verzeichnen  hatten,  und  zwar  die  von 
51^100  ha  von  2563  auf  2589,  die  von  101—200  ha  von 


Schiebung  Ueutb'ch  erkennen  liefs,  und  lür  Buenos  Aires  war  wenigstens 
das  AnwachBen  der  Weizeoflftche  einwandfrei  feBlg-estent. 

'  Diese  Statistik  erstreckt  sich,  da  sie  auf  den  Erdruschre>ultaten 
basiert,  nur  auf  den  Anbau  von  Weizen,  Lein,  Hafer.  Gerste,  Koicgt^, 
Kanariensamen  und  Luzerne,  soweit  sie  zur  Samengcwinnuug  gepflanzt 
wird.  Von  wichtigeren  Kulturen  bleiben  somit  die  zur  Heubereitong 
an^^ebaute  Luzerne  und  der  Mais  unbrrru  k  ichtirrt.  In  den  letzten 
Janren  hat  da?  Landwirtschaft.suiinisterium  eine  besondere  Anbau- 
statistik —  auf  Grund  der  Berichte  eigener  Korrespondenten  und  be- 
sonderer, in  die  einzelnen  Provinsen  entsandter  Kommissäre  —  organi- 
siert, die  sieh  ab«'r  wiederholt  als  wenig  zuverlässig  erwiesen  hat. 

*  Die  Ausfuhr  von  Prefsheu,  die  seit  1895  ziemlich  konstant  ge- 
blieben war  und  im  Wirtschaftsjahre  1898/99  97  126  t  betragen  hatte^ 
stieg  1899  1900  auf  128 730  t,  um  dann  1900/01,  naehdein  das  Auftreten 
der  Maul-  und  Klauenseuche  die  Sperning  der  englischen  Häfen  für 
argentinisches  Vieh  veranlafst  und  damit  die  Ausfuhr  von  lebendem 
Vieh  nach  Übersee  zum  Stillstand  gebracht  hatte,  auf  84  916  t  zornck- 
angehen. 

Der  Preis  der  Tonne  Heu,  d--r  in         Jahren  189ö,  und  1^7 

durchschnittlich  $  6,31,  $  7,82  und  f  ö,79  Gold  betrafen  hatte,  stieg  im 
November  1898  bis  auf  $  15,44  Gold  nnd  stellte  sich  im  Durchschnitt 
des  Jahres  1898  auf  ^11,10  Gold;  1899  war  der  Durchschnittspreis  für 
Januar  $  10,69;  F  bniar  $  9^;  Mfira  $  10^;  AprU  $  llA&i  Mai 
$  12,01;  Juni  $  11,76  Gold. 
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1624  auf  1635,  die  Yon  201—300  ha  voa  440  auf  530,  die  von 
301— noo  ha  von  185  auf  245,  die  von  501—1000  ha  von  08 
auf  115  und  die  von  über  1000  ha  von  18  auf  37.  Ins- 
besondere wird  auch   hier  eine  weitere  Ausdehnung  der 

Luzernekiiltur  anzunehmen  sein,  zu  der  die  rasche  Zunahme 
der  Ausfuhr  von  Inl^endem  Vieh  den  stärksten  Anreiz  bot,  da 
die  Mästung  von  Kxportvieh  auf  künstlichen  Weiden  —  das 
nach  Übersee  lehiiid  ausgeführte  Vieh  stammte  ausnahmslos 
aus  der  Provinz  Buenos  Aires  —  ein  höchst  gewinnbringendes 
und  mit  geringem  Risiko  verbundenes  Geschäft  war.  Dafs 
eine  solche  Veränderung,  die  sich  ja  auch  nur  in  den  Be- 
zirken mit  günstiger  Lage  zu  den  Exporthäfen  Buenos  Aires 
und  La  Plata  vollziehen  konnte,  nicht  durch  das  Sinken  des 
Goldkurses  verursacht  war,  wird  dureh  die  Zunahme  der 
Weizenbauflftche  auf^er  Zweifel  gestellt. 

Von  einer  Kotlage  der  Ackerbauer  konnte  nach  dem 
allem  so  wenig  wie  von  einer  Landtiucht  die  Rede  sein,  aber 
das  hinderte  nicht,  dafs  die  pessimistischen  Behauptungen  und 
düsteren  Prophezeiungen  der  Freunde  der  Valutaentwertung 
vielfach  »Hnuben  fanden,  denn  sie  als  unrichtig  zu  erweisen 
war  Tiif  lit  möglich,  weil,  wie  l)ereits  mehrlach  erwähnt,  eine 
AnlKiiislatistik  damals  Überhaupt  nicht  existifMte.  und  vor  Be- 
endigung der  Krnte  schlechterdings  niemanii  imstande  war, 
aus  den  einzelnen  Berichten,  die  nicht  auf  ihre  Zuverlässig- 
keit geprüft  werden  konnten,  sich  über  den  Stand  der  Dinge 
in  dem  ganzen  Ackerbaugebiete  der  Ke publik  zu  orientieren. 
Zumal  im  Juli,  wo  noch  nicht  einmal  überall  die  Bestellung 
der  Felder  beendigt  is^  läfst  sich  kaum  ein  Versuch  zur  Er- 
mittlung der  wahren  Sachlage  machen,  und  so  konnte  es  ge- 
lingen, weiteren  Kreisen  die  Überzeugung  beizubringen,  dafs 
die  Wertsteigerung  der  Valuta  bereits  eine  .schwere  Krisis 
über  den  argentinischen  Ackerbau  gebracht  habe,  und  seine 
Vernichtung  gewifs  sei,  wenn  der  sicher  zu  erwartenden 
weiteren  Werterhöhung  des  Papiergeldes  nicht  Einhalt  getan 
werden  sollte.  Die  Meinung,  dafs  Ihm"  sinkendem  Kurs  der 
argentinische  Ackerbau  niclit  exiiort fähig  bleil>en  könne,  ist 
wohl  auch  für  die  Vertreter  des  Exporthandels  dei-  Grund 
gewesen,  sk  h  —  mit  «j  niz  vereinzelten  Ausnahmen  —  für  die 
Malsregeln  zur  f>halLüng  eines  dauernden  Tiefstandes  des 
Währungswertes  zu  erklären,  von  dem  sie  selbst  keinen 
unmittelbaren  Vorteil  haben,  da  bei  iler  Organisation  des 
argentinischen  Getreidehandels  ein  Steigen  des  Goldkurses 
nicht  dem  Handel,  sondern  allein  den  Produzenten  zugute 
kommt  ^ 

Auf  den  Goldkurs  blieb  die  Agitation  zugunsten  einer 


1  Vffl.  Kaerger:  Landwirtadiaft  UDd  Kolonisation  im  spaniBchen 
Sfidamenka  L  S.  202. 
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WährungBreform  ohne  Einflufs,  er  verharrte  mit  ganz  geringea 
Schwankungen  den  ganzen  >fnn;it  hindurch  auf  demselben 
Stande  und  war  am  Tage  der  Ultimoliquidatiou  214,70,  nicht 
ganz  drei  Punkte  höher  als  zu  Beginn  des  Monats. 

Der  Ruhe  au  der  Börse,  die  auch  in  deu  ei-sten  Ta?er. 
des  August  noch  aiidniierte ,  machte  die  Ankunft  Dr.  Felle- 
grinis  ein  rasches  Ende.  Am  2.  August  schiffte  sich  der 
l^räsident  der  Republik  zur  Fahrt  nach  Munievidoo  und  Riu 
de  Janeiro  ein,  um  den  Prasidiuten  von  Uruguay  und  Braöilien 
Besuche  al)zustatten,  und  in  Montevideo  traf  er  mit  dem  von 
seiner  Europareise  zuiiickkehrenden  Pellt-giini  zu^ammeu. 
Zwischen  den  beiden  Häuptern  der  Nationalpartei  fand  al5- 
hald  eine  lange  Unterredung  statt,  in  der  es  FeUegrini  allen 
Anschein  nach  hereits  gelang,  General  Roca  zu  bestinuneD, 
auf  weiteren  Widerstand  gegen  eine  Valutarefonn  im  Sinne 
des  Tomquistschen  Projekts  zu  Yerzichten,  wenn  er  auch  den 
Präsidenten  noch  nicht  zu  bewegen  vermochte,  selbst  die  Ver- 
antwortung für  die  geplante  Aktion  zu  ttbemehmen  und  das 
Projekt  in  der  Form  einer  Regierungsvorlage  an  den  Kongreß 
zu  bringen. 

Am  4.  August  kam  Pellegrini,  der  so  in  einer  Stunde 
erreicht  hatte,  was  seine  Gesinnungsgenossen  in  munatehingea 
Bemühungen  ver|j;ebens  crstre]»t  hatten,  in  Buenos  Aires  an. 
wo  seine  näheren  Parteifreunde  und  die  Industriellen  für 
einen  glänzenden  und  geräuschvollen  Kuipfang  Sorge  getra^een 
hatten,  der  der  Heimkehr  des  sehnlich  Erwarteten  aucli 
Aurserlich  die  Signatur  eines  politischen  Ereignisses  gab.  Ii 
seiner  Antwort  auf  die  BegrOfeungsrede  des  Vorsitzenden  des 
Enipfangskomitees  erkl&rte  der  Geieierte  allerdings  nur,  ,da& 
die  Wtlnsche  des  Volles"  erfflUt  werden  müfsten  und  er  daftr 
seine  ganze  Kraft  (  insetzen  werde,  aber  bei  den  bekannten 
Anschauungen  Pellegrinis,  der  schon  seit  Jahren  die  Rolle  des 
Schutzpatrons  der  nationalen  Industrie  spielte  und  die  Valuta- 
entwertnng  als  ein  Glück  ft^r  Argentinien  betrachtete,  konnte 
über  den  wahren  Sinn  seiner  Worte  kein  Zweifel  sein,  und 
der  Goldkurs,  der  am  4.  August  auf  214  gestanden  ?iatte, 
stieg  schon  am  5.  auf  217,50.  Am  7.  August  hatte  Pellegrini 
eine  Kunferenz  mit  dem  Finanzmmister  Dr.  Rosa,  und  noch 
am  gleichen  Tage  ging  der  Kurs  auf  211»,  am  nächsten  auf 
220, lU,  am  9.  Aügu>l  auf  228,50  und  am  11.,  uachdeui  Teile- 
grini  bei  einer  Unterredung  mit  einem  Journalisten  sein  wirt- 
schaftspolitisches Programm  kundgegeben  hatte,  auf  231,30. 
Kach  seinen  Erklärungen  sollte  es  sieh  jetzt  darum  handeln, 
„die  Irrtumer  der  Vergangenheit  wieder  gutzumachen,  die 
Interessen  der  Konsumenten  und  Produzenten,  der  Landwirt* 
Schaft,  des  Handels  und  der  Industrie  miteinander  in  Ein- 
klang zu  bringen ,  Ordnung  im  Finanzwesen  zu  schaffen ,  die 
Steuern  und  die  Staatsausgaben  zu  vermindern,  die  Aktions- 
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Sphäre  der  Bank  der  Kation,  die  nicht  länger  eine  reine 
8taat«ibank  bleiben  dürfe,  zu  erweitern  und  endlich  das 
Papiergeld  zu  konvertieren".  Diese  Konversion,  die 
l'ellegrini  u.  a.  auch  mit  der  Beruluii^jr  auf  die  Mafsregeln 
der  indischen  Begierung  zur  Hehung  des  Rupienkurses  zu 
rechtfertigen  versuehte,  sollte  zum  Kurse  von  230  erfolgeu. 

Diese  Enthüllungen  erzeugten  grofse  Beunruhigung.  Dafs 
das  ganze  „  Programm**  Pellegrinis  nur  eine  Folie  für  die 
„Konversion*^  sein  sollte,  und  unter  dieser  nur  die  Wieder- 
aufnahme des  Tornquistscben  Projekts  verstanden  werden 
konnte,  erschien  bei  der  ganzen  bisherigen  Entwicklung  der 
Wilhrunpsfrage  und  den  bekannten  Anschauungen  Pellegrinis 
gewils  ^  Diese  Überzeugung  war.  wie  das  sprunghafte  Steig:en 
(lef^  Goldkiir^ps  zeiirte,  in  den  Kreisen  des  Handels  und  der 
Börse  allgemein,  und  <d)enso  kam  sie  in  den  Erörterungen 
iu  der  Presse  zum  Ausdruck,  die  —  mit  Ausnahme  der  Nach- 
mittagsblätter,  „Diario"  und  „Tiempo",  die  von  allem  Anfang 
an  für  die  Tornquistscben  Pläne  eingetreten  waren  —  aufs 
neue  den  Kampf  gegen  die  Konversion  aufnahm  und  um  so 
energischer  führte,  als  kein  Zweifel  mehr  möglieh  war,  dafs 
die  Entscheidung  unmittelbar  bevorstand.  In  schärfster  Welse 
nahm  gegen  die  Währungsreform  insbesondere  das  Organ 
General  Rocas,  die  „Tribuna*,  Stellung,  deren  Chefredakteur, 
Agustin  de  Vedia,  ein  intimer  Freund  des  Präsidenten,  sofort 
nach  dem  Bekanntwerden  der  Erklärungen  Pellegrinis  mit 
der  Veröftentlichung  einer  Artikelserie  begann,  in  der  er  die 
Unmö^ilirhkeit  einer  Konvertierung  d(^s  Papiergeldes  und  die 
K»>twendi[;keit,  unter  dvn  ge^adienen  Uinstiinden  alle  Währungs- 
experimente zu  unterlassen,  nachzuweisen  versuchte^. 

Das  entschiedene  Auftreten  des  Blattes  belebte  l)ei  den 
(tegnern  der  Wahrungsreform  vorübergehend  nochmals  die 
HüiVüung,  dafs  der  Präsident  der  Republik  sclilielslicli  viel- 
leicht doch  noch  die  Verwirklichung  der  Tornquistscben  Pläne 
verhindern  werde.  Die  Haltung  der  „Tribuna"  blieb  auch 
nicht  ohne  Einflufs  auf  den  Goldkurs,  der  bis  zum  25.  August, 


^  Von  dem  ^Programm"  war  auch  nach  dem  Einbringen  der  Kon- 

versionsvorlage  ühorhaupt  nicht  mehr  die  Kede. 

•  Es  ist  nach  der  ganzen  Entwicklung  der  Währungsfrage  nicht 
nur  ungerechtfertigt,  sondern  kaum  begreiflich,  wie  Becker  (Der  argen- 
tinische Weizen  im  Weltmärkte,  S.  180)  der  Presse  den  Vorwurf  machen 
kann,  si»«  habe  das  Konversionsprnjokt  vomrtr-ilt,  ohne  seinen  Inhalt  zu 
kennen^,  und  dadurch  viel  zur  Beunruhigung  beigetragen.  Was  der 
Kern  dieses  Gesetzes  war,  wttfste  man  nach  den  Erkl&mngen  PeUegrinis 
ganz  genau.  Mit  der  für  die  IJeurtclUuiir  dor  W&hningsroforin  so  wich- 
tigen Vorgoschichto  der  Wähningsvorlagr  zei^t  sich  licc  kcr  liberhaupt 
wenig  vertraut,  sonst  könnte  er  es  nicht  dahingestellt  sein  lassen,  ob 
der  „Gedanke  des  Konversionsgenetzentwurfs"  in  Argentinien  oder  in 
Euroj>a  entstanden  m-I,  und  als  „Tafsache*  konstatioren,  dafs  mit  der 
Kückkelir  Tellegrinis  am  4.  August  löU^  ^Gerüchte  über  tiefeingreii'cude 
Währuugsreformeu  zirkulierten'^. 

VorachungMi  XXTV  5  (115).  —  Wolff.  4 


50 


XXIV  i 


dem  Tage,  an  dem  der  ^ool^oii  aus  Brasilien  zurück jj^ekebrte 
Prilsident  der  Re]»ublik  seiue  erste  Konferenz  mit  dem  FinaDZ' 
minister  Rosa  hatte,  auf  224,50  zurttckging.  Die  auf  das 
persönliche  Eingreifen  Rocas  gesetzten  Horioungen  sollten 
sich  aber  rasch  als  trügerisch  erweisen,  denn  die  Veibiictl- 
lungen,  die  jetzt  noch  zwischen  dem  Präsidenten  uuJ  dtm 
Finanzmiuister  stattfanden,  drehten  sich  überhaupt  nicht 
mehr  um  die  FVage,  ob  die  Regierung  einer  Wfthrungarefoi» 
im  Sinne  des  Tornquistsclien  Projekts  zustimmen  sollte  oder 
nicht.  Diese  Zustimmung  hatte  General  Roca  schon  in  Monte* 
Video  gegeben;  worüber  jetzt  verhandelt  wurde,  war  die  Fest- 
setzung des  „Konversionskurses"  und  die  Frage,  wer  die 
formelle  Verantwortung  für  das  Experiment  vor  dem  Lande 
übernehmen  solle.  Der  Präsident  war  zwar  bereit,  der  Aktion 
keine  Hindernisse  zu  bereiten,  aber  er  verlangte,  dafs  'lie 
Währungsvorlage  von  Pellegrini  seihst  oder  seiner  parlamen- 
tarischen  Gefolgschaft  in  der  Form  eines  Initiativantrags  an 
den  Kongrefs  gebracht  werde;  der  Finanzminister  dagegen 
bestand  hartnäckig  darauf,  dals  das  Konversionsgesetz  als 
Regierungsvorlage  eingebracht  werden  mtlsse,  offenbar,  weil 
es  keinesw^s  ausgeschlossen  war,  dafö  der  Kongreß  das 
Gesetz  ablehnte  oder  in  der  Mappe  einer  Kommission  liegoi 
liefs,  sobald  es  der  Mehrheit  aucn  nur  zweifelhaft  blieb,  ob 
General  Roca  mit  der  Währungsreform  wirklich  einverstand« 
sei.  Deshalb  erschien  es  zum  Gelingen  notwendig,  dem 
Präsidenten  von  vornherein  auch  die  formelle  Verantwortang 
zuzuschieben  und  ihm  jede  Möglichkeit  einer  veraiiderteD 
Stellungnahme  abzusclnieiden.  Auch  General  Roca  beliarrte 
zuerst  auf  seiner  Forderung,  als  aber  der  Finanzministt^r 
mit  seinem  Rücktritt  drohte,  gab  der  Prii>i(ient  nach  und 
setzte  seine  Unterschrift  unter  den  Entwurf  des  KonversioDS- 
gesetzes,  nicht,  weil  er  den  Minister,  den  er  ja  wiederholt 
zur  Demission  zu  drängen  versucht  hatte,  für  uuentbehriidi 
hielt,  sondern  weil  er  als  unmittelbare  Folge  dieser  Demissios, 
die  unter  den  gegebenen  Umständen  das  Scheitern  der  ganzen 
Aktion  der  Währungsreformer  bedeuten  mutete,  den  Bruch 
mit  Pellegrini  fürchtete,  dessen  politische  Konsequenzen  General 
Roca,  wie  spätere  Ereignisse  gezeigt  haben,  erheblich  über- 
schiUzte.  Es  waren  ausschliefslich  politische  Rücksichten, 
die  General  Roca  bewoireii,  nicht  nur  auf  weiteren  Widerstand 
zu  verzichten,  son<b^iii  sdirar  selbst  die  Verantwortung  für 
eine  so  tief  einschneidende  währungspolitisolie  MalsregeJ,  w^ 
das  Tornquistsche  Projekt,  auf  sich  zu  nehmend 

>  Dafs  Roes  das  Konrenionsgesets  memals  gebilligt  hat,  wird  indi 
durch  die  Tatsache  nicht  widerlegt,  dafs  auch  nach  dem  Brndi  ^ 
Pfllnpfriiii  die  Botschaften  zur  Eröffnung  der  Kongrof;?j»p«5mn  norli 
wiederholt  die  Erkläruug  enthielten,  dafs  die  Kegierang  da«  Beibeh*li<^ 
des  „Konversiooskarses"  —  mehr  war  von  dem  OmtU  aehliefaUcfc  aicfet 
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Am  81.  August  giiip  die  Währungsvorlage  an  dea 
KoT^•Jro^^^,  !in(l  zwar  an  deu  iseuat,  weil  hier  der  Eintiufs 
Peliegnnis  eine  rax-lie  Erledigung  verbürgte.  Dal's  das  Ge- 
setz erst  am  letzten  Tage  des  Monats  vorgelegt  wurde,  war 
nicht,  wie  Becker  glaubt*,  durch  den  Wunsch,  die  Ultinio- 
regulierung  nicht  zu  beeinHussen,  sondern  durch  die  oben- 
erwähnten Verhandlungen  zwischen  dem  Präsidenten  und  dem 
Finanzminister  Teranlafst.  Nur  diese  VerfiandliiiigeD  können 
^meint  sein,  wenn  Beeker'  von  nwiederholten  Beratungen 
im  Schoföe  der  Regierung*  spricht,  denn  entgegen  der  sonstigen 
GepHogenheit,  besonders  wichtige  Vorlagen  vor  der  Über- 
weisung an  den  Kongreis  einem  Ministerrat  vorzulegen  und 
von  allen  Mitgliedern  des  Kabinetts  unterzeichnen  zu  lassen, 
war  der  f'ntwurf  des  Konversionsgesetzes  von  dem  Präsidenten 
und  dem  Fiuauzminister  so  g(dieim  gehalten  w^orden,  dals  die 
tlbrigen  Minister  seinen  Inhalt  erst  aus  den  Zeitungen  er- 
fuhren. Der  Grund  dieses  auffälligen  Verfahrens  des  Präsi- 
denten ist  sicher  nicht  in  mangelndem  Vertrauen  zu  seinen 
Ministern,  sondern  wohl  nur  darin  zu  suchen,  dals  er  sich 
eben  erst  im  letzten  Augenblick  entschliefsen  konnte,  das 
Konversionsgesetz  als  Regierungsvorlage  hinausgehen  zu  lassen. 
Da  die  argentinische  Verfassung  den  Ministern  nur  die  Stel« 
lung  von  Staatssekretären  des  Präsidenten  zuweist,  die  blofs 
subsidiarisch  für  die  Handlungen  der  Regierun  g;  verantwortlich 
gemacht  werdeu  können,  so  war  eine  solche  jBehandlung  des 
Gesetzentwurfs  vom  staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  aus  nicht 
zu  beanstanden,  aber  immerhin  ungewöhnlich,  und  der  Minister 
für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  TTnndel,  Dr.  Kmilio  Frers, 
auf  dessen  amtliches  Wirken  mau  mit  Hecht  groise  Ilollnungen 
gesetzt  hatte,  empfand  es  doch  so  sehr  als  Mangel  an  Ver- 
trauen und  als  ungerechtfertigte  Zurücksetzung,  in  einer  die 
Interessen  seines  Ressorts  so  nahe  berührenden  Frage  nicht 
gehört  worden  zu  sein,  dals  er  unmittelbar  nach  der  Ver- 
öffentlichung der  Vorlage  seine  Demission  gab. 


übriggobUobeu  —  für  notwondig  erachte,  denn  wie  in  den  ersten 
Jahren  der  Präsidentschaft  Kocas  die  WahrungspoHtik  der  Kegierung 
von  der  Sehen  vor  einem  offenen  Zerwürfnis  mit  Pellegrini  bebemobl 
war,  80  war  sie  es  später  von  der  Befürchtung,  durch  eine  ÄndeniDg 
(le.s  cinnial  ^csihaffcncn  Zu  Standes,  derffi  K  on8t'f|uenzen  sich  nicht 
übersehen  liefsen,  vielleicht  dem  Gegner  Vuiächiib  zu  loisteu.  l^eshalb 

t;alt  seit  Jnli  1901  für  die  Währnngsna^e  <iuietn  n<m  movert,  Dr.  Arel> 
aneda,  der  seit  jener  Zeit  bis  zum  Auril  1904  der  Finanzminister  Roeas 
war,  nahm  keiTion  An^^tand,  wit  ^lorholt  öffentlich  zu  erklär*^n,  dafs 
er  Gegner  des  Konversioiisgesetzeis  und  von  seiner  oacbteiligeu  Wirkung 
fibeneugt  «ei;  aber  auf  die  Fri^e,  ob  er  die  Aafhebung  des  Gesetses 
anregen  werde,  hatte  er  ebenfalu  die  Antwort,  dafs  das  einstweilen 
nicht  ratsam  scheine. 

•  Becker,  a.  o.  0.  S.  185. 
s  Becker,  a.  a.  O.  S,  185. 
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In  dem  Organ  General  .Rocas,  »La  Tribuna",  die  zuent 
die  Währungsvorlage  der  Öflfentlicbkeit  übermittelte,  waren 
die  Gesetzentwürfe  und  die  sie  begleitende  Botschaft  von 
einem  letzten  scharfen  Artikel  gegen  alle  Konversionsprojekte 
und  der  Mitteilung  gefolgt,  dafs  der  Chefredakteur  des  Blattes, 
Agustin  de  la  Vedia,  zeitweilig  von  seinem  Poston  zunlek- 
trete.  Eine  Anspielung  auf  den  wahren  Sachverhalt  wurde 
dabei  mit  der  Bemerkung  gemacht,  dafs  der  ausscheideuär 
Chefredakteui  bedauere,  nicht  mit  den  Ansichten  üherem- 
zustimmen,  „die  bei  dem  Präsidenten  der  Republik  eine 
günstige  Aufnahme  zu  finden  scbienen*". 

Der  Goldkurs,  den  das  Ausbleiben  berubigender  Nadi- 
richten  nach  der  ersten  Konferenz  Eocas  mit  dem  Finanx- 
minister  schon  am  28.  August  wieder  auf  234,50  gebracht 
hatte,  stieg  am  31.  auf  236* 
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Die  Gesetzentwürfe. 


I. 

Art.  1.  Die  Xatioii  wird  die  gegenwärtige  Papiergeld- 
emission in  Gold  zum  Kurse  von  44  ctvs.  Gold  für  den  Peso 
Papier  konvertieren. 

Art.  2.  Die  Reporiing  wird  durch  ein  entsprechendes 
Dekret  drei  Monate  vorbei"  I>jitum  sowie  Art  und  W<Mse  der 
Durcliführunf:  des  vorhergeht  ndeii  Artikels  hekanutgeben. 

Art.  3.  Die  Regierung  wird  zur  Bilduntr  eines  Reserve- 
fonds in  Metall  schreiten,  weh  lu  r  den  Kamen  ^Fondo  de 
Conversi(')n"  führen  un(i  ausscliiieisiich  als  Garantie  für  die 
Konvertierung  des  Pai)ierfreldes  dienen  soll. 

Art.  4.  Zur  Bildung  des  |,Fondo  de  Couversiöu''  sollen 
verwendet  werden: 

a)  Ftlnf  Alillionen  Pesos  Gold,  welche  das  nationale 
Schatzamt  in  .Munatsquoteu  von  S  lÜOuOU  Göhl  abzu- 
führen hat. 

b)  h^/o  Zuschlagszoll*. 

c)  Die  Überschüsse  der  Bank  der  N  ation. 

d)  Die  Einkünfte  der  Nationalbank  in  Liquidation»  ab- 
züglich aller  Verwaltungskosten  und  des  Schulden-  und 
Zinsendienstes  der  Bank. 

e)  Die  aus  dem  Verkauf  der  Andinobahn  und  der  (Zweig- 
linie) nach  La  Torna  erzielten  Beträge. 

f  )  Die  $  üO()7ü50  Gold  in  Cedula^,  welche  das  Eigentum 
der  Nation  sind. 

jir)  Die  übrigen  Einkünfte,  welche  dazu  im  Budget  all- 
jährlich vorzusehen  sind. 

Art  5.  Di»  so  Einkünfte  werden  auf  der  Bank  der  Nation 
in  folgender  Weise  deponiert : 

a)  Die  erstt^  (\)uüte  der  von  der  Regierung  auszuhändigen- 
den fünf  Millionen  ist  sogleich  nach  Sanktionierung  und 
Reglementierung  dieses  Gesetzes  zu  entrichten. 


*  So  die  wörtliche  Übci'äctzung.  Gemeint  ist  aber  ein  Zuschlags* 
soll  Too  5^/o  des  Weites  aller  eingelfthrten  Waren. 
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h)  Nach  der  Verkttndigiinii  dieses  Gesetzes  werdeu  die 
aus  (leiii  Zuschlagszoll  resulliei enden  Einkünfte  täglich  durch 
die  Zollämter  der  Republik  an  die  Bank  der  Nation  oder 
ihre  Filialen .  abgeführt. 

c)  Die  XJberselifiBBe  der  Bank  der  Nation  werden  halb- 
jfthrlich  dureh  die  Bank  selbst  verrechnet,  in  Gold  konvertiert 
und  dem  „Fondo  de  Conyereiön'  einverleibt. 

d)  Die  Überschosse  der  in  Liquidation  befindliehen 
Kationalbank  werden  jährlich  an  die  Bank  der  Nation  ab- 
geführt und  von  dieser  konvertiert. 

e)  Die  $  iHMiTH.jO  Gold  in  Gedulas  werden  von  der  Re- 
gierung an  die  Banco  Hii)otecario  Nacional  verkauft  und  der 
Erlös  von  dieser  der  Bank  der  Nation  tiberwiesen. 

f)  Die  aus  dem  Verkauf  der  Andiuubahii  mul  der  nach 
La  Torna  resultierenden  Beirage  werden,  sobald  derselbe 
perfekt,  der  Bank  der  Nation  ausgefolgt. 

Art.  ().  Die  Bank  der  Nation  wird  den  „Fondo  de  Coa- 
versiön'*  ausschliclslich  zum  Kauf  von  Giros  auf  das  Ausland 
verwenden^  wozu  noch  besondere  Reglements  tu  erlassen  sind. 

Art  7.  Solange  nicht  das  Dekret,  auf  das  sich  Art.  2 
bezieht,  erlassen  ist,  wird  die  Konversion skasse  jedem,  der 
es  verlajigt,  Papiergeld  gegen  Gold  im  Verhältnis  von  44  ctvs. 
Gold  zu  einem  Peso  Papier  umwechseln  und  umgekehrt  dtt 
so  empfangene  Gold  gegen  Papier  zum  gleichen  Kurse  abgeben. 

Art.  8.  Das  Gold,  welches  im  Eintausch  bei  der  Kon» 
versionskasse  einlauft,  kann  auf  keinen  Fall  und  durch  keine 
Verordnung  zu  etwas  anderem  als  zur  Konvertierung  des 
Papiergeldes  zum  festgesetzten  Kurse  imter  der  persönlichen 
Verantwortung  der  Mitglieder  und  Beamten  der  Konverstons* 
kasse  verwendet  werden. 

Art.  9.  Die  von  der  Nation  in  Papier  oder  Gold  auf- 
erlegten Steuern  können  nach  Belieben  in  Papier  oder  Gold  zu 
dem  durch  dieses  (lesetz  festgesetzten  Kurse  entrichtet  werden. 

Art.  10.  Mitzuteilen  usw. 

II. 

Art.  1.  Der  (hwch  Gesetz  Xr.  8711  vom  22.  .se]tteml>er 
1898  geschaltene  Zuschlagszoli  wird  am  1.  Oktolker  ds.  Js. 
auf  9**'o.  am  1.  November  auf  8**'o,  am  1.  Dezember  auf  l^o, 
am  1.  Januar  1900  auf  ü®/o  und  am  1.  Februar  1901»  auf  oS 
herabgesetzt. 

Art  2.  Alle  Gehälter,  Pensionen  und  Ruhegehalter  von 
über  S 100  m'n,  welche  durch  die  Verwaltung  in  Papier  gezahlt 
werden,  mit  Ausnahme  der  im  Artikel  96  der  Verassung  ge- 
nannten, werden  vom  I.  Oktober  ds.  Js.  ab  um  10  ^'o  herab- 
gesetzt. 

Art.  3.   Mitzuteilen  usw. 


Digltized  by  Google 


XXIV  5. 


56 


III. 

Art.  1.  Die  Regierung  wird  von  der  Baük  der  Nation 
^  lü873  7UU  in  Titeln  der  inneren  Anleihe  vom  Jahre  lb*Ji, 
Gesetz  Nr.  2782,  kaufen,  welche  die  Bank  nach  Artikel  30 
ilirer  Statuten  aus  dem  Verkehr  zurtlckgezogcu  hat.  Diese 
Titel  werden  der  Bank  in  Gold  oder  Anslandswecbseln  auf 
90  Tage  Siebt,  und  zwar  zn  75  ^/o  ihres  Nennwertes  und  zum 
entsprechenden  Kurse,  bezahlt. 

Art.  2.  Von  den  Einnahmen  aus  diesen  Titeln  wird  die 
Bank  der  Nation  vier  Millionen  für  die  Metallreserve  be- 
stimmen. 

Art.  3.  Die  Regierung  ist  zur  VeriUifserung  dieser  von 
der  l'ank  erworbenen  Titel  innerhalb  oder  aufserhalb  des 
Landes  zu  ermiiclitigen. 

Art.  4.   Mitzuteilen  usw. 

IV. 

Art  1.  Alle  Grundstücke,  welche  die  Nationalbauk  au 
Zahlungsstatt  erhalten  hat,  werden  öffentlich  innerhalb  drei 
Jahren  vom  Tage  der  Datierung  dieses  Gesetzes  versteigert. 

Art.  2.  Die  Versteigerung  hat  meistbietend  zu  geschehen, 
und  .soll  der  Kaufschilling  zu  ^  e  in  bar  bei  Ausfertigung  des 
Kaufvertrages,  der  Rest  in  fünf  im  Zeitraum  von  fünf  auf- 
einanderfolgenden Jahren  fällig  werdenden  Wechseln  mit 
hypothekarischer  Sicherheit  j^ezahlt  werden. 

Art.  ;i.  Diese  Wechsel  müssen  von  der  Xntioualbank  in- 
dossiert und  der  Bank  der  Nation  ausprehilndi^^t  werden,  der 
für  die  Kiutreibuug  der  Hypothekon^elder  dieselben  Hechte 
zustellen  wie  gegetiwiutig  der  Banco  Hipotecario  Nacioniil. 
Zu  diesem  Zwecke  Uiü.  ^en  die  Besitztitel  bis  zur  Einlösung 
sämtlicher  Wechsel  auf  der  Bank  der  Nation  deponiert  werden. 

Art.  4.  Beim  Fftlligwerden  und  Einlösen  eines  jeden 
Wechsels  wird  die  Bank  der  Nation  die  eingehenden  Summen 
konvertieren  und  dem  „Fondo  de  Gonversiön"  einverleiben. 

Art.  5.  Mitzuteilen  usw. 

Die  Motive« 

Zur  Begründung  war  den  Ctesetzentwürfen  die  folgende 
Botschaft  beigegeben,  die  in  ihren  wesentlichen  Teilen  lautete : 

An  den  Ehrenwerten  Kongrefs  der  Kation. 

Buenos  Aires,  31.  August  1809. 

Ich  habe  die  Ehre,  hiermit  die  beifolgenden  Gesetz« 
entwürfe  Ihrer  Beratung  zu  unterbreiten,  welche  die  ersten 
Mafsregeln  enthalten,  die  nach  meiner  Ansicht  getroffen  werden 
mttssen,  um  die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes  und  die 
finanzielle  der  Regierung  zu  verbessern. 
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Wie  ich  Ihnen  schon  in  den  Botschaften  bei  EiMkrang 
der  Session  und  der  Überweisung  des  Budgets  für  1900  n 
bekunden  Gelegenheit  hatte,  habe  ich  seit  meinem  Regierungs- 
antritt meine  besondere  Aufmerksamkeit  den  wirtschaftlichen 
Problemen  geTvidmet,  die  uns  die  finanziellen,  Trirtschaftlichen 
lind  aufserpolitischen  Srbwierigkoiteii,  die  wir  durchzumachen 
hatten,  als  Krbe  hinterlissen  haben;  und  auf  Orund  meines 
Studiums  die-^  t  rrobiemc  l)iu  ich  zu  der  festen  Überzeugung 
gelangt,  dals  jet/A  der  Augenblick  da  ist,  wo  die  Staatsgewalt 
die  Lösun«?  derselben  entschlossen  in  Angriff  nehuiLii  niuis. 

Das  Wachsen  der  uationaleu,  provinzialen  und  städtischen 
Ausgaben,  das  die  freie  Entwicklung  der  Produktion  hemmt 
und  besonders  die  arbeitenden  Klassen  schwer  belastet,  die 
öffentliche  Schuld  der  Nation,  die  sich  in  den  letzten  sehn 
Jahren  vervierfacht  bat,  ohne  dafs  die  BeTdlkerungszahl  und 
der  Wohlstand  im  gleichen  Verhältnis  zugenommen  hatten, 
die  Instahilitilt  aller  Werte,  welche  die  rasche  Wertsteigerung 
der  Pa]iiervaluta,  die  unsere  wichtigsten  Prodnktionszweige 
schwer  in  Mitleidenschaft  zieht,  verursacht  hat,  die  häufigen 
und  starken  Si-hwankiiiiszen  do-^  Pnpier<jeldes,  die  den  Handel 
beschränken  und  lähmen,  die  V<it  uerung  des  Lebensunter- 
halts, welche  den  Verbrauch  vermindert  und  die  Einwande- 
rung fernhält,  alles  das  sind  Fragen,  die  mich  seit  lange 
beschäftigen,  und  über  die  ich  mich  im  allgemeinen  bereits 
frtlher  ausgesprochen  habe. 

.  .  .  Heute  ist  der  Augenblick  gekommen,  wo  dte  Er- 
wägungen zum  Abschlulb  gekommen  sind,  und  Ihnen  ein 
bestimmter  Plan  vorgelegt  werden  kann,  um  jeden  Zweifel 
und  jede  Ungewifsheit  Uber  das  ktknfäge  Verhalten  der 
Öffentlichen  Gewalten  zu  beseitigen. 

Ich  verhehle  Ihnen  nicht,  dafs  die  Ausführung  dieses 
Planes  anfserordentliche  Anstrengungen,  Sparsamkeit  und 
Ausdauer  erh<MScht,  aber  ich  bin  fest  überzeugt,  dais  di(=e 
Anstrengungen  notwendig  sind,  wenn  wir  den  Kredit  des 
Landes  heben,  den  Finanzen  Kräftigung  geben  und  verhindern 
wollen,  dafs  die  Republik  von  einer  Krisis  in  die  an«iere  fallt, 
wenn  wir  der  Papiervaluta  Stabilität  sichern,  die  Kosten  des 
Lebensunterhaltes  verbilligen  und  auf  dieser  festen  Grundlage 
das  Gedeihen  von  Produktion  und  Handel  f5rdem  wollen. 
Ich  glaube,  da&  alle  Opfer,  die  wir  bringen,  um  diese  Ziele 
zu  erreichen,  reichlich  belohnt  werden,  und  hoffe,  dafs  Sie 
mir  Ihren  Beistand  leihen  werden. 

,  .  .  Um  diese  erhabenen  Torsätze  zu  verwirklichen, 
habe  ich  mich  bemüht,  die  Ausgaben  zu  vermindern.  hal»e  ich 
die  Piegelung  der  äufseren  Schuld  der  Provinzen  durchgeführt, 
habe  ich  die  Beschwerden  der  Kaufleute  und  Industriellen 
über  die  inneren  Steuern  und  den  Schntznng'^tirif  durch  <lie 
Einsetzung  einer  Kommission  berücksichtigt,  die  der  Regierung 
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über  ihre  Studien  und  Erhebungen  Bericht  erstatten  soll, 
habe  ich  endlich  auf  die  Wiederbesetzung  vakanter  Beamten« 
stellen  verzichtet^  um  Ersparnisse  zu  machen  und  die  spSter 
vorzunehmende  Beseitigung  von  Beamtenposten  vorzubereiten. 

.  .  .  T^.  1  erste  Gesetzentwurf,  den  ich  Ihnen  unterbreite, 
beaeht  sich  auf  die  ktlnftige  Konversion  unseres  Papiergeldes. 

Wir  hahen  heute  einen  Geldumlauf  von  $  28G549  200 
Papier  und  von  $sr)lfi757  in  Scheidemünze,  die  durch  keine 
andere  Garantie  gedeckt  sind  als  durch  die  allgemeine  Ver- 
antwortliL'likeit  der  Nation,  und  ohne  dafs  das  Vorhandensein 
cine>  .Metallvorrats  auch  nur  die  Hoti'uung  auf  eine  mögliche 
Konvertierung  lutluen  könnte.  Unsere  Währung  ist  somit 
schutzlos  den  Schwankungen  ausgesetzt,  die  von  dem  Agio, 
der  Spekulation  und  dem  Bedarf  des  Marktes  verursacht 
werden. 

Diese  beständigen  Schwankungen  des  Papiergeldes,  welches 
den  Preis  der  Arbeit,  der  Produkte  unserer  Industrien  und 

alles  dessen  regelt,  was  im  Lande  gekauft  und  verkauft  wird, 
verursachen  so  erhebliche  Störungeu  und  Kachteile,  dafs  die 
Staatsgewalt  nicht  hinger  teilnahmlos  zuschauen  kann. 

Diese  Nachteile  empfinden  besonders  die  Produzenten  und 
die  Industriellen  unseres  Landes,  al)or  auch  der  Handel  leidet 
darunter,  weil  diese  von  der  Spekulation  noch  veiinelirteu 
Sohwauivungeu  Abschlüsse  auf  lange  Termine  sowohl  wie 
Meliere  Berechnungen  uninöizlich  machen.  Infolge  dieser  tlhlen 
Lage  leiden  auch  die  arbeitenden  Klassen  durch  die  Ver- 
minderung der  Kaehfrage  nach  Arbeitskräften. 

Fünfzehn  Jabre  sind  es  jetzt  her,  dafs  die  UneinKysbarkeit 
des  Papiergeldes  dekretiert  wurde,  und  in  dieser  langen  Zeit 
haben  sich  alle  Kaufs-  und  Verkaufskontrakte,  alle  Löhne 
und  Gehälter  dem  Werte  der  Papierwährung  angepafst  und 
einen  Zustand  geschaffen,  der  mit  der  Zeit  eine  gewisse  Kon- 
solidierung erlangt  hat,  und  an  dem,  will  man  nicht  schwere 
Störuuiien  hervorrufen,  nicht  mehr  gerüttelt  werden  darf,  weil 
er  mit  den  am  meisten  Achtung  'jehietenden  Interessen  des 
Landes  innig  zusaniuieuliangt.  Die  \\  ertstei;:erunpf  der  Valuta 
ändert  die  wirtschaftlichen  Bedmmntjien,  unter  denen  wir  so 
lange  .liihre  gelebt  haben,  und  >iüit  das  Gleichgewichts- 
verhiiltnis  der  Werte,  insbesondere  zwischen  den  (lehnltern, 
Pachtgeldern  und  Produktionskosten,  die  sich  nur  äulserst 
langsam  ändern,  und  den  Preisen  der  Landesprodukte,  die 
sich  nach  den  Weltmarktpreisen  riebten. 

Die  Stabilität  des  Währungswertes  läfst  sich  nur  durch 
die  Konvertierung  in  Metall  erreichen ,  und  wenn  ich  auch 
die  grofeen  Schwierigkeiten  nicht  verkenne,  die  zu  besiegen 
sind,  um  zu  ihr  zu  gelangen,  so  ist  es  doch  unerläfslich,  die 
Lösung  «les  Problems  energisch  in  Angriff  zu  nehmen.  Das 
Land  mufs  von  seinen  Kräften  und  Hilfsmitteln  Gebrauch 
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machen,  um  endlich  einmal  eine  gesunde  und  stabile  W&hniBg 
Ett  bekommen. 

Die  gegenwärtige  Lage  der  Republik  ist  für  die  In- 
angriffnahme dieses  grofsen  Werkes  günstig.  Im  Innern 
herrscht  vollkommene  Ruhe,  und  kein  Wölkchen  zeigt  ?ich 
am  Himmel  lier  äufseren  Politik:  im  ganzen  laufenden  Jahr 
war  der  internationale  Wechselkurs  ein  guii^!  iu^r.  ebenso  wie 
in  einigen  der  früheren  Jahre;  alles  Llfst  erlH  firn.  iluis,  sobald 
unsere  Industrie  und  der  Handel  aus  der  oheu  angedeuteten 
schwierigen  Lage  befreit  sein  werden,  sie  sich  kräftig  weiter- 
entwickeln werden. 

Dieser  Überzeugung  gehorchend,  and  im  Hinblick  auf  die 
günstigen,  schon  n&her  beseiehneten  Auseichten,  habe  ich  den 
Gesetasentwurf  eingebracht,  der  den  Zweck  verfolgt,  die  ersten 
Fonds  für  einen  in  fernerer  oder  nftherer  Zukunft  durch- 
zuführenden Konversionaplan  zu  sammeln. 

Ich  bin  der  Meinung,  dafs  diese  Konvertierung  nicht  al 
pari  vor  f?ich  gehen  kann .  denn  das  Papiergeld  wurde  zu 
niedrigerem  Kurs  in  Umlauf  gesetzt.  Auch  würde  eine  sol^ij^ 
Konvertierung  dem  Laude  ungeheure  (  >]>fer  aul'  i  K  uen,  oiiue 
dafs  jemand  Nutzen  daraus  ziehen  kuiiüte;  endlich  ist  «iei 
Zeitpunkt  für  eine  solche  Konvertierung  noch  gar  nicht  ab- 
zusehen. Ein  Land,  das  so  lange  unter  der  Tapiergeldwirt- 
Bchaft  gelebt  hat,  würde  bei  der  al  pari-Konvertienmg  aufser- 
ordentlich  leiden«  Andere  Völker  können  uns  darin  als 
Beispiel  dienen. 

Um  die  wahre  Lage  des  Landes  zu  kennen,  mufs  man 
mehrere  Faktoren  in  Betracht  ziehen.  Das  Papiergeld  stau  I 
von  August  1889  bis  zum  August  1898  im  Mittel  auf  dua. 
In  dieser  Zeit  haben  sich  alle  Preise  nach  diesem  Kurs  mehr 
oder  woniger  gerichtet.  Von  August  1898  bis  zum  gleiches 
Monat  des  laufenden  Jahres  war  der  Goldkurs  im  Mittel  239. 
Auch  dieser  Kurs  ist  für  viele  sehr  aclitungswerte  Intere>>t'Ti 
mai'suehend.  Wenn  man  zusielit,  zu  welchem  niitUei-en  Kur- 
die  rapiergeldemissioneu  ausgegeben  wurden,  so  erh?\lt  uml 
250,  während  zur  Zeit  der  Ausgabe  der  $  128  21 -  .'32  ma 
der  inneren  Papierschuld  der  Nation,  die  heute  auf  $  101 675827 
reduziert  sind,  der  Kurs  auf  306  stand.  Femer  wurde  die 
innere  städtische  Schuld  —  $  44753342  m/n,  die  heute  auf 
$  38008800  reduziert  sind  —  zu  einer  Zeit  ausgegeben,  wo 
der  Goldkurs  auf  etwa  257  stand ;  die  Kationale  Hypothek eu- 
bank  emittierte  ihre  Pfandbriefe ,  als  der  mittlere  Kurs  200 
war.  Jeder  dieser  Kurstypen  steht  mit  grofsen  Interessen 
in  Verbindung,  besonders  der  zuerst  genannte,  weil  er  i\v 
grofse  Masse  aller  Geschäfte  der  letzten  zehn  Jahre  unifaist. 

Um  den  Kurs  für  eine  zukünftige  Konvertierung  te^tzu- 
getzen.  niul's  man  nicht  nur  die  Interessen  in  Betracht  ziehen, 
welche  zu  den  erwähuten  Typen  in  Beziehung  stehen,  souderu 
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sich  auch  fragen,  ob  die  gegenwärtige  wirtschaftliche  Lage 
<les  Landes  es  erlaubt ,  dem  festzusetzenden  Konvertierungs- 
kurs dauernd  Stabilität  zu  geben.  Ich  glaube,  dai's,  wenn 
^ir  den  Wert  eines  Peso  Papier  zu  44  ctrs.  Gold  festsetzen, 
^eee  Lage  des  Landes  berQcksichtigt  wird.  Ich  zweifle  nicht 
daran,  dafs  die  Festsetzung  des  Eonversionskurses,  die 
SehafTüng  eines  Fonds  für  die  Konvertiemng  and  der  ent- 
schiedene Wille  der  Regierung,  die  Wäbrungsfrage  zu  lösen, 
die  Schwankungen  des  Goldkurses  verhindern  werden. 

Damit  aber  diese  Schwankungen  bis  zum  Tapre  der  defini- 
tiven Konvertierung  möglichst  vermieden  werden  können,  mufs 
da?  Papiergeld  auf  gleichem  Niveau  erhalten  werden,  weshalb 
die  Kofiversionskas.se  jedem,  der  es  wünscht,  44  ctvs.  Gold  für 
1  Peso  Tapier  und  umgekehrt  geben  wird. 

Der  Zuscblagseinfulir/ull,  eingeführt  am  2'^.  Aujrust  1898  ^ 
"wird  allmählich  vom  Oktober  1809  bis  Februai  I  Jcm»  um  l^'o 
per  Monat  auf  5®/o  vermindert  werden.  Ich  verhehle  mir 
nicht,  dafs  diese  Verminderung  sowie  die  anderer  Steuern  die 
Einnahmen  der  Regierung  verringern  wird,  aber  ich  vertraue 
darauf,  dafs  auch  die  Ausgaben  Abstriche  erfahren  werden. 
Besonders  sind  die  Beamtengehälter  und  Pensionen,  soweit 
sie  über  S  hH)  betragen,  um  10*^/o  herabzusetzen. 

Die  Bank  der  Nation  sollte  ermächtigt  werden^  die 
8  15873700  der  inneren  Anleihe  von  1891,  welche  unbeweg- 
lich in  ilirer  Kasse  liegen,  in  ihrem  Gesrh!\ftsl>ei-ei<'1i  zn  ver- 
wenden und  aus  dem  Ertrag  dieser  Summe  einen  i  omis  in 
barem  Golde  zu  schaffen.  Mit  diesem  Golde  kann  die  Bank 
dann  Diskont-  und  Wechselgeschäfte  machen  sowie  „hilhtts 
tneialicos''  auf  den  Inhaber  ausgeben,  welche  eine  bequeme 
und  leichte  Art,  das  Gold  im  Lande  in  den  Verkehr  zu 
bringen,  bieten  werden,  während  dieser  Dienst  heute  von  den 
Privatbanken  durch  „Conformes'' *  geleistet  wird.  Die  dritte 
Vorlage  sagt  deshalb,  dafs  die  Regierung  ermächtigt  werden 
soll,  jene  inneren  Anleihetitel  zum  Ausgabekurs  von  75 ^.o 
von  der  Bank  gegen  die  entsprechende  Summe  Goldes  zu 
kaufen.  Die  Bank  soll  davon  4  Millionen  zur  Gründung  eines 
Fonds  in  barer  Münze  verwenden,  und  zu  gleicher  Zeit  ist 
die  T'euiefniii:  zu  ermilchtigen .  dafs  sie  die  Titel  im  Laude 
oder  auiiserhail»  desselben  ^■e^:^l^^ern  kann. 

Die  der  Nationalbank  gehungeii  :>'tO()  (;ruiitl>lucke ,  die 
zum  Werte  von  etwa  38  Millionen  Pesos  angeiiouunen  wurden, 
sollten  so  schnell  als  möglich  verkauft  werdeu,  damit  die 
Liquidierung  der  Bank  beendigt  werden  kann,  für  welche  der 
vierte  Gesetzentwurf  drei  Jahre  festsetzt. 


'  Diese  falsche  Angabe  tindet  sich  wörtlich  in  der  Botschaft.  Das 
Datum  der  Emführutig  des  ZuachlagszolU  ist  der  22.  September  1898. 
•  Goldsertifikate. 
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Dies  sind  die  ersten  Gesetze,  welche  nach  nieiner  Ansicht 
sanktioniert  werden  mfissen,  um  die  wirtscbaftUche  nad 
finanzielle  Lage  des  Landes  zu  bessern.  Die  Grundidee  des 
Planes,  den  ich  Urnen  vorlege,  ist  die  Verminderung  dar  { 
Staatsansgaben,  die  jedes  Jahr  gröfser  geworden  sind,  heute 
aber  iinweigerliGh  eingeschränkt  werden  müssen.  Ich  helfe, 
dals  Sie  mir  Ihre  wirksame  Unterstützung  bei  dieser  Amr 
gaben  Verringerung  gewähren  werden. 

ich  vertraue  auch  darauf,  dais  das  Beispiel  der  Jsational- 
regierung  auch  von  den  Provinzen  und  Munizipalitäten  nach- 
gealimt  werden  wird,  dais  dieselben  ihre  Au^^gaben  auf  da-« 
unbedingt  Notwendige  beschränken  und  alle  Steuern  aufbel-eu  i 
werden,  welche  auf  der  Produktion  lasten,  das  Vorankummen 
der  Industrien  hindern  und  den  allgemeinen  Fortschritt  des 
Landes  hemmen.  | 

Endlich  hege  ich  auch  die  Hoffnung,  da(is  die  Mafsnahmen, 
die  ich  Ihnen  vorschlage,  und  welche  unsere  wirtschaftliche 
Lage  andern  werden,  einen  wohltätigen  EiDtluls  auf  den  Kredit 
der  Republik  im  Auslande  ausüben  und  in  Kttrze  den  Ab- 
schlufs  einer  Anleihe  ermöglichen  werden ,  welche  die  liage 

des  Staatsschatzes  weniger  drückend  machen  würde. 

*  * 
* 

Der  erste  Eindruck,  den  die  Währungsrefornii)rojekte  bei 
der  grofsen  Monge  der  ängstlich  auf  die  Entschleierung 
des  grofsen  Geheimnisses  Harrenden  hervorriefen,  war  Über- 
raschung über  die  Einfaclilieit,  Klarheit  und  Durchsichtigkeit 
des  Planes,  als  dessen  Kern  und  Wesen  sich  das  wohlbekannt" 
Projekt  Tornquists  entliiillte,  da  viele  von  dem  Scharfsinn  und 
der  Ertindungsgabe  Pellegrinis  doch  etwas  ganz  liesoii(iei>-. 
Sensationelles  und  ^'iedagewesenes  erwarten  zu  miis^m 
glaubten  und  ihm  eine  blofse  Paraphia^r  des  Tomquistschen 
„Konversionsplanes"  um  so  weniger  zutrauten,  als  von  den 
wenigen,  die  yor  dem  31.  August  von  dem  Inhalt  der  W&hnmgs- 
vorläge  etwas  wissen  konnten,  durch  wichti^uende  Geheimnis- 
krämerei  dazu  beigetragen  worden  war,  die  Meinung  zu  ver- 
breiten» dafb  etwas  Gefährliches  und  Ungeheuerliches  Tielleicfat, 
ganz  ^ewifs  aber  etwas  Grofsartiges  in  Aussicht  stehe. 

Die  Erkenntnis,  dafs  es  sich  bei  den  angekündigten 
Währungsexperimenten  um  nichts  anderes  handeln  konnte  als 
um  eine  mehr  oder  minder  brutale  Maisreirel  zur  Verliiiidenmg 
der  WertstpitT«  rung  der  Valuta,  also  um  eine  Wiederaufnahme 
des  Tomquistschen  Projekts,  hätte  allerdings  auch  bei  dem 
gröl'sten  Zutrauen  zu  der  schöpferischen  Phantasie  Pellegrrinis 
längst  jedem  aufgehen  müssen,  der  sich  von  den  Tatsachen 
vorurteilslos  Rechenschaft  zu  geben  verstand :  denn  dafs  auch 
das  gröfste  finanzpolitische  Genie  die  Wahrheit  des  ex  m^ih 
nifiü  fit  nicht  nmzustoßsen  vermag,  und  deshalb  eine  Kon- 
vertierung der  Papiervaluta,  wenn  die  Mittel  dazu  in  abseb- 
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barer  Zeit  nicht  zn  Ivpschalfen  waren,  ernstlich  gar  nicht  in 
Fia^e  kam.  das  kunute  jeder  wissen,  der  Au^^eii,  zu  seheu, 
und  Ohren,  zu  hören,  hatte. 

Es  konnte  unter  den  gegeljeuen  \'crhiiltnissen  bei  allen 
unter  der  Flagge  der  Konversion  segelnden  Plänen  sich  nie- 
mals am  eine  Konvertierung  des  Papiergeldes  oder  um 
die  Vorbereitung  zu  einem  solchen  Sehritte»  sondern  nur  um 
etwas  ganz  anderes,  um  die  Verhinderung  einer  i?eiteren 
Erhöhung  des  Aulsenwertes  der  Valuta  handeln,  weil  nur  der 
"Wunsch,  den  daran  Interessierten  die  Vorteile  der  entwerteten 
AVahrung  zu  erhalten,  die  Regierung  zu  einer  aktiven  Wäh- 
rungspolitik trieb  und  diese  sofort  ihre  Wirkini'j  auf  die 
wirtschaftliche  La^^e  üben  nuifste,  wenn  den  notleidenden 
Landwirten  und  ludustrielK'n  die  Hilfe  ^adiracht  werden  sollte, 
4He  sie  vom  Staate  verlangten.  Wie  für  das  Gewesene  der 
.hide  nichts  pribt,  so  geben  umgekehrt  die  argentinischen 
Finanz-  und  Wirtschaftspolitiker  nichts  auf  die  Zukunft;  was 
sie  auch  planen  und  unternehmen  ist  ausnahmslos  nur  für 
den  n&chsten  Augenblick  berechnet,  und  wenn  ihre  Politik 
nur  heute  den  Zweck  erreicht,  den  sie  erreichen  soll,  kflmmem 
sie  die  künftigen  Folgen  dieser  Politik  nicht  im  geringsten. 
Mit  Horaz-Scheffel  trösten  sie  sich:  „Wer  morgen  zahlt,  das 
frag'  mich  nicht;  nimm,  was  der  Tag  bringt,  als  Gewinn." 

Es  erschien  daher  nur  logisch  und  natürlich,  dai's  die 
arjientinische  Finanzpolitik  ihren  Charakter  einer  Politik  von 
Fall  zu  Fall  auch  in  der  Währungsvorlage  nicht  verleugnete, 
und  nur  darüber  konnte  man  sich  alhMifalls  wundern,  dafs 
dem  einzigen  Artikel  7  <b'^  (iesetzcntwurfes  über  die  ,,Kon- 
version"  zuliebe  der  Aufwand  von  vier  verschiedenen  Vorlagen 
und  einer  ausführlichen  Motivierung  gemacht  und  der  ein- 
fache und  klare  Vorschlag  Tornquists  mit  allem  Prunk  und 
Pomp  einer  Haupte  und  Staatsaktion  an  den  Kongrefs  ge- 
bracnt  wurde. 

Denn  Artikel  7  des  „Konversionsgesetzes*',  der  besagte, 
dafs,  solange  nicht  die  Durchführung  der  Konvertierung  des' 
gesamten  vorhandenen  Papiergeldes  dekretiert  wird,  die  Kon- 
versionskasse Gold  gegen  Papier  und  Papier  j^egen  Gold  zum 
Kurse  von  227.27  umtauschen  soll,  war  nicht  nur  die  lex 
Tornqtmt  rrtlh-h-a,  er  war  auch  der  Kern  der  gan/tui  Währnu'js- 
vorlage,  dei  sieh  als  der  ruhcMide  Pol  in  der  Erscheinungen 
Flucht  erweisen  ruui'ste,  und  von  dem  aus  die  Aktion  der 
Kegierung  zu  beurteilen  war.  Alles  andere  war  nur  Ver- 
zierung, blofses  Beiwerk,  das  nur  die  lioUe  des  Zuckers  bei 
der  bitteren  Pille  spielte,  und  es  wäre  dem  Ansehen  der 
Regierung  förderlicher  gewesen,  wenn  sie  die  Konversion  ganz 
beiseite  gelassen  und  sich  darauf  beschrftnkt  hatte,  das  Projekt 
Tornquists,  wie  dieser  es  seinerzeit  formuliert  hatte,  dem 
Kongrefs  vorzulegen  und  dies  einfach  mit  dem  Wunsche  zu 
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motivieieu,  der  Wertsteigeruug  der  Valuta  iui  Interesse  der 
Landwirtschaft  und  Industrie  Einhalt  zu  tun.  Denn  was  ii 
den  Motiven  zu  der  Wfthrungsvorlage  über  die  Notwendigkeit, 
der  Valuta  Stabilit&t  zu  geben,  aber  die  Konversion  und  die 
Mittel,  zu  ihr  zu  gelai^en^  und  Uber  die  Wahl  (Ie>  Kon- 
vertierungskurses gesagt  wurde,  konnte  einer  ernstlichen  Kritik 
nicht  standhalten. 

Die  Flagp:c,  die  bei  der  Wjlhrun^svorlairp  die  Ladung  ■ 
—  das  Tornqiiistsche  Projelct  —  decken  sollte,  war  die  Kon- 
version, und  man  iiuiis  zugehen,  dals  gar  keine  hes.'^ere  hatte 
gewählt  werden  können,  da  sie  vor  allem  den  Vorteil  hatte, 
das  Aush\nd  Ober  den  wahren  Sinn  und  die  ganze  Tmgweite 
der  neuen  Währungspolitik  in  Täuschung  zu  wiegen.  Wie 
aus  den  Kabelmeldungeu  über  die  Aufüahme  der  Vorlage  io 
England  hervorging,  war  die  englische  Presse  fast  ohne  Aus-  | 
nähme  ^  weit  davon  entfernt,  sich  vom  Zweck  und  Wesen  der 
ge[danten  Wfthrungsexperimente  volle  Rechenschaft  zu  geben, 
und  das  war  vollkommen  begreiflich,  denn  in  Europa  dachte 
man  nattirlich  nicht  daran,  die  Konvertierung  des  argen* 
tinischen  Papiergeldes  mit  etwas  anderem  in  Zusammenhang 
zu  bringen  als  mit  dem  ernstgemeinten  Bestreben .  aus  der 
Wfllirungsmisere  herauszukommen  und  zu  einer  soliden  Finanz- 
wirtschaft.  die  nur  auf  der  Basis  einer  keinen  gröfseren 
Schwankungen  ausgesetzten  Valuta  möglich  ist,  zurück- 
zukehren. Ganz  ohne  weiteres  sah  man  als  selbstverständlich 
an,  dafs  für  eine  Kunver.^ion  in  Argentinien  dasselbe  Motiv 
mafsgchend  sein  müsse,  das  bei  den  euiopaischen  Staaten  mit 
havarierter  Währung  die  Konvertierung  dieser  veranlafst  bat, 
und  niemand  konnte,  wenn  es  ihm  nicht  mit  dürren  Worten 
gesagt  wurde,  im  Ausland  auf  die  Vermutung  kommen,  dafs 
es  bei  der  Konversion  des  Dr.  Pellegriui  nicht  darauf  ab- 


'  Eine  solche  machte  der  „Economist",  der  in  der  Nummer  vom 
9.  September  1899  über  die  Währungs vorläge  folgendes  Urteil  fällte; 
^There  is  a  great  deal  of  apparent  eUborotion  about  the  plan,  bat 
anlcss  it  differs  very  materially  from  the  acconnts  received  ot  it,  there 
need  be  little  hesitation  in  sajing  that  it  is  in]i**rentlj  rotten  The 
revenue  of  tbe  Government  is  at  present  insufiicioDt  to  cover  che  ex- 
penditaie.  Yet  what  is  propoeed  is  that  thu  iDadeanate  rerenue  ahaU 
be  furthor  curtailed  by  taking  out  of  it  the  5  2  000  000  represcnting 
thf  protit.s  of  the  National  Bank,  the  receipt.^  of  the  Andine  Rsi'Iwäj 
and  H  portion  of  the  proceeds  of  the  iniport  dutiuef,  which  &r«,  more- 
Over,  to  be  gradually  redaccd.  In  othcr  words,  the  preaent  deficit  la 
to  be  increased,  and  it  is  mit  of  that  deficit,  that  the  convorsir.n  fnnd 
is  to  be  constituted.  Kuropean  Investors,  nioreover,  are,  in  the  imagi- 
natiou  of  the  Government,  to  be  ao  inipressed  by  this  wonderfui  uiethod 
of  finance  that  they  will  ceaae  to  turn  a  cold  shonlder  to  Argeatiiia's 
applieations  for  new  loaiia,  and  again  fnt%ky  open  their  pocketa  to  iMr. 
ßubbiöh:-' 

Allerdings  war  gerade  der  gEconomist"  durch  die  regehnüsigea 
Berichte  seines  Korrespondenten  in  Buenos  Aires  über  die  BestrebnoSM 
nnd  Ziele  der  Wftbmngsrefonner  rollkonunen  nnterriehtef. 
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gesehen  war,  (Ins  Lnud  filr  die  Zukunft  vor  den  Nachteilen 
einer  schwankenden  und  entwerteten  Wahrung  zu  schützen, 
sondern  dafs  sie  im  Gegenteil  erniu^lichen  sollte,  der  argen- 
tinischen Produktion  die  Vorteile  zu  erhalten,  die  ihr  das 
Sinken  und  die  Instabilität  des  Anfsenwertes  der  Fapiervalnta 
gebracht  hatte.  Es  war  darum  ganz  und  gar  nicht  wunder* 
bar,  dafs  die  englischen  BiAtter  der  i,gute&  Absicht der 
argentinischen  Regierung  Lob  und  Anerkennung  spendeten 
und  nur  dem  Zweifel  Ausdruck  gaben,  ob  die  Verwirklichung 
dieser  guten  Absicht  und  die  Durchführung  der  Konvertierung 
möglich  sein  werde.  Sie  nahmen  eben,  und  in  Deutschland 
und  Frankreich  war  es  nicht  anders,  das  Wort  „Konversicai" 
in  dem  Sinne,  in  dem  es  in  Wis^;enschaft  und  Praxis  in  aller 
Herren  Ländern  —  mit  Ausnahme  Argeutiuieus  —  gebraucht 
uud  verstanden  wird. 

Dafs  eine  Konvertierung  des  Papiergeldes,  wenn  nur  die 
Mittel  zu  ihrer  Durchführung  zu  beschatTeu  waren,  entschieden 
geraten  gewesen  w&re,  konnte  ja  nicht  fraglich  sein,  und 
wenn  die  Regierung  Ober  einen  Goldvorrat  verfügt  oder  auch 
nur  die  Aussicht  gehabt  hätte,  in  absehbarer  Zeit  einen  Fonds 
zu  schaffen,  der  grofs  genug  gewesen  wäre,  um  die  Kon- 
vertierung ohne  die  Befürchtung  eines  baldigen  Rückfalls  in 
die  Papierwirtschaft  in  Angriff  zu  nehmen,  so  wäre  ein  Streit 
über  den  Kurs,  zu  dem  konvertiert  werden  sollte,  müfsi«!  ge- 
wesen. soh;)lff  er  nur  keine  erhel)li('lie  Änderung  des  gegen- 
wärticren  Standes  des  Aufsenwertes  der  Valuta  involvierte. 
Denn  gegenüber  den  Vorteilen  einer  wirklichen  Koiiveision 
auf  der  Basis  des  gegenwärtigen  W'ertstaudes  der  Währung, 
die  dem  Handel  und  der  ganzen  misvra  coutriOums  jyhbs 
der  Konsumenten  die  Wohltaten  einer  gesunden,  keinen 
Schwankungen  mehr  ausgesetzten  Valuta  gesichert,  die  Land- 
wirtschaft und  Industrie  aber,  die  von  der  Entwertung  der 
Währung  Nutzen  hatten,  wenigstens  vor  den  Kachteilen  einer 
weiteren  Erhöhung  des  Valuta  wertes  bewahrt  hätte,  konnte 
es  kaum  ins  Gewiclit  fallen,  ob  für  die  Konvertierung  der 
Kurs  von  200,  210,  220  oder  230  gewählt  würde. 

Kine  ganz  andere  Bedeutung  ^r«  wann  aber  die  Frage  des 
Konvertierungskurses,  wenn,  wie  dies  in  .Vr^entinien  der  Fall 
war,  nicht  nur  von  >olorti{4er  Durchführung  der  Konversion 
keine  Rede  sein  konnte,  sondern  noch  nicht  einmal  der  Zeit- 
punkt sich  absehen  liefs,  \n  >  >ie  möglich  sein  w»  rde,  und  die 
Regierung  hätte  sich  daruni  >agen  müssen,  dafs  die  Festsetzung 
des  Kurses,  zu  dem  später  konvertiert  werden  sollte,  ein 
ebenso  wichtiges  wie  schwieriges  Problem  darstellte,  das  sich 
nicht  deshalb  durch  eine  ^anz  willkfirliche  Entscheidung  lüsen 
liel^,  weil  Dr.  Pellegrini  mit  souveräner  Verachtung  aller 
grauen  Theorie  die  Ermittlung  des  Konvertierungskurses  als 
ganz  nebensächlich  erklärt  hatte. 
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Dafs  für  die  Regierung  eine  Konvertierung  des  Papier- 
geldes zum  vollen  Nominalwert,  die  in  der  argentiniseheB 
Presse  vielfach  verlangt  wurde,  niclit  mehr  in  Frage  kam, 
durfte  man  ihr  nicht  zum  Vorwurf  machen,  obwohl  die  Berufung 
auf  das  Beispiel  auderer  Läuder  keineswegs  unbedingt  beweis- 
kräftig war,  da  in  Argentinien  gerade  die  starken  Schwan- 
kungen des  Valuta  wertes  eine  volle  Gewöhnuncr  an  dio  ent- 
wertete Währung  verhindert  und  die  Hottimn^;  auf  eine 
einstige  Kttckkebr  zum  Paristande  lebciulig  eihalteu  batten 
uud  auch  die  naliczu  fünf/ebnjflbripe  Dauer  der 
wirtschaft  keines>Yegs  eine  Kouvertieiung  des  Paitienjeldc« 
zum  Kennwert  unmöglich  erscheinen  liefs,  wie  das  l;<  ispiel 
der  sonst  so  geru  zum  Vorbild  genominenen  Vereinigten  .Staaieo 
beweist,  die  ihr  von  1862  bis  1879  uneinldsbar  gewesenes 
Papiergeld  zum  Parikurse  zu  konvertieren  keinen  Anstand 
nahmen.  Auch  lag  die  durch  den  rapiden  Rückgang  des 
Valutawertes  verursachte  gewaltige  Schädigung  der  Gl&abiger  | 
keineswegs  so  weit  zurück,  um  jetzt  die  Benachteiligung  der  > 
Schuldner,  die  diesen  von  einer  Erhöhung  des  Aufsen wertes 
der  Währung  auf  Pari  drohte,  als  etwas  so  Ungeheuerliches 
erscheinen  zu  lassen,  dafs  daran  gar  nicht  gedacht  werden 
konnte 

Trotzdem  mochte  es  mit  Rücksicht  auf  die  tiefgelit  n  i  ti 
Störungen,  die  eine  Einlösung  des  Papiergeldes  zum  Nfiin- 
werte  in  dem  Wirtschaftslel)en  des  Laudes  hervoi  tuten  konnte, 
gerechtfertigt  erscheinen,  dai's  eine  Konvertierung  /.mn  Paii- 
kurse  der  Regierung  als  ausgeschlossen  galt,  aber  das  hieb 
darum  noch  nicht  zugeben,  dafs  sie  bei  der  Festsetzuug  des 
Konvertierungskurses  von  227,27  das  Richtige  getroffen  nktte 
und  mit  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  verfahren  w&re,  denn 
die  Gründe,  die  sie  in  den  Motiven  zur  Wfthrungsvorlage  für 
die  Wahl  dieses  Kurses  anfahrte,  waren  nichts  weniger  als 
stichhaltig. 

In  den  Motiven  wurde  als  Durclischnittsstand  des  Gold- 
kurses fiir  die  Periode  von  IHSI»  bis  isO.^  der  Kurs  von  h>K:J 
bezeichiit'i,  aber  es  wurde  dabei  verschwiegen,  dafs  damit  .i.i- 
VerhiUtuis  der  Entwertung  für  alle  Emissionen  des  jetzt  vur- 
handenen  Papiergtkies  keineswegs  richtig  zum  Ausdruck  ge- 
bracht war,  da  von  den  $  2951G5957,  die  im  Au- übt  1^9*.» 
in  Umlauf  waren,  nicht  weniger  als  $  lö3 1)47758  schon  1889 
emittiert  waren,  also  zu  einer  Zeit,  wo  niemand  an  einen 
Kurs  von  303  auch  nur  im  Traume  dachte,  sondern  mit  einer 
Bückkehr  zum  Paristande  und  Wiederaufnahme  der  6ar> 
Zahlungen  um  so  sicherer  gerechnet  wurde,  als  von  1SS5. 
wo  diese  eingestellt  wurden,  bis  1889  die  Entwertung  der 
Papiervalutn  im  Purrhschnitt  nur  28,43 betnisr. 

Im  übrigen  waren  die  gesamten  Berechnungen  der  ^^ot?ve 
schon  deshalb  vollkommen  Ubertitlssig  uud  zwecklos,  weil  Wi 
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einer  ernst  geuieinten  Konversion  die  durchschnittliche  Ent- 
wertung der  Valuta  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraums 
weit  weniger  in  Frage  kommen  konnte,  als  der  j^e^a^mvnrtige 
Stand  des  Währungswertes,  und  auf  diesen  nahm  die  Währuugs- 
vorlage  nicht  die  geringste  Rücksicht,  obwohl  es  als  selbst- 
verständlich hätte  gelten  sollen,  dafs  er  bei  einem  Konversions- 
projekt zur  Basis  genommen  werde.  Der  Kuis  von  --17,-7 
entsprach  aber  dem  damaligen  Stande  des  Valutawertes  keines- 
wegs, denn  seit  Monaten  hatte  sich  der  Auftenwert  der  Wäb- 
nisg  anf  dem  Kursstande  von  210  bis  215  gehalten,  auf  den 
er  immer  und  immer  wieder  zarUckgekehrt  war,  sobald  die 
beunmhigenden  Gerüchte  Uber  die  Währungspolitik  der  Re- 
gierung, die  ein  Sinken  verursacht  hatten,  wieder  dementiert 
worden  waren.  Diese  Tatsache  wurde  in  der  Währungs- 
vorlagc  Yollständig  ignoriert,  die  statt  den  Konversionskurs 
auf  der  Linie  des  wahren  Wert  st  and  es  der  Valuta  oder  jen- 
seits zu  surheu,  ihn  auf  227.27  festsetzte,  obwohl  ihre  Ur- 
heber lun  ht^steu  wulsten,  dais  der  anpfenblickliche  höhere 
(»oldkuiö  nur  die  Folge  einer  absichtlich  hervorgerufenen 
Gleichgewichtsstörung  war. 

Die  Motive  beriefen  sich  auf  das  Beispiel  anderer  Staaten, 
und  dieses  Argument  spielte  auch  in  der  Beweisfttbrunpf  der 
für  die  Währungsreform  eintretenden  Blätter,  „El  Diario** 
und  „El  Tierapo",  zu  denen  sich  nach  dem  Kttcktritt  des  bis- 
herigen Chefredakteurs  Agustin  de  Vedia  auch  „La  Tribuna*, 
das  Organ  General  Rocas,  gesellte,  eine  grofse  Rolle,  aber, 
was  man  damit  beweisen  wollte,  wurde  nicht  bewiesen.  Die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  mit  denen  die  Argentiner 
ihr  Land  sonst  so  «^iiii  iu  Parallele  setzen,  mul'sten  diesmal 
unberücksichtigt  lileiheu,  da  sie  die  Einlösung  ihrer  Legal 
Tendernoten,  die  im  Juli  1804  mit  einem  Goldagio  von  18"»"  o 
das  Maxinnnu  der  Entwertung  erreicht  hatten,  zum  Nenn- 
wert trotz  des  Widerstandes  der  iiiiiationisten  zu  dem  be- 
stimmten Termin,  L  Januar  1879,  durchgeführt  hatten,  aber 
auch  die  Valutaregulierungen  Rufslands  im  19.  Jahrhundert 
liefsen  sich  zur  Rechtfertigung  der  argentinischen  Währungs^ 
vorläge  nicht  wohl  heranziehen.  Denn  der  Reformukas  von 
1839.  der  die  Wertrelation  zwischen  Silber-  und  Papierrnbel 
auf  35U  Papierrultel  loo  Silberrubel  festsetzte,  hatte  dem 
wahren  Wertstande  des  Papierrubcls  vollkoninicn  Rechnung 
getragen  (100  Kübel  Silber  waren  1811  ^  :>\^i  Kul)el  Papier, 
isir,  -   [2t),  182:^  ^  'MW  :m  \uihv_\  geweseui.  und 

die  l*'i\ierun,i?  des  Kurses  des  Ilalhimperials  (5  Pul)el)  :iui 
7,oO  liul'el  durch  den  Ukas  vom  8.  20.  August  IblMi  konnte 
für  Arjreniinii'u  uui  so  weui^M>r  lieweiskrftftig  sein,  als  an  diesem 
Termine  der  Einlubungslonds  der  russischen  Keichsbank  bereits 
auf  4625U00OU  alte  Goldrubel  angewachsen  war,  so  dafs  die 
Bank  nicht  nur  zu  diesem  Kurse  Gold  gegen  Papier  abgeben 
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konnte,  sondern  es  aucli  -rhon  am  o.  15.  Januar  1^07  iin"'dich 
war.  die  Einführung  der  neuen  Münzeinlicit  (der  Imperiai  m 
15  Kuliel,  der  Halbimperial  zu  7,50  Rubel)  zu  dekretieren  und 
die  Barzahlungen  auizuueiiiiieu.  Die  Sachlage  war  somit  in 
Kufsland  eine  ganz  andere  als  in  Argentinien,  wo  beim  Eia- 
bringen  der  WährungBvorlage  nicht  der  geringste  (joldvorrat 
zu  Konvertierungszwecken  zur  Verfügung  stand,  und  im  übrigen 
war  bei  der  russischen  Valutaregulierung  auch  der  damaoge 
Wertstand  des  Papiermbeis  berftcksiclitigt  worden,  da  noch 
nicht  lange  zuvor  der  Kurs  der  russischen  Banknoten  an  der 
Berliner  Börse  200—210  Mk.  =  100  Rubel  peweseu  war,  und 
die  Fixierung  dos  Wortes  des  neuen  Goldnibels  auf  2,1»3  Mk, 
dem  tatsäclilichon  Wertniveau  des  russischen  Papiergeldes 
durchaus  entsprach. 

Mit  mehr  Recht  konnten  sich  die  Frounde  der  argentini- 
schen Währungsvorlage  auf  das  Vorgehen  Üsterreich-Ungarus 
berufen,  dessen  Regierungen  in  dem  Gesetze  vom  2.  August 
1892  bei  der  Festsetzung  des  Wertes  des  Papiorguldtus  in 
Gold  nicht  den  Wertstand  der  letzten  Jahre  (1890  und  1891), 
der  bei  einem  Durchschnittskurse  von  116,94  auf  London 
einem  Gulden  wert  von  175,60  Pfennig  entsprochen  hätte,  sondern 
den  durchschnittlichen  Wechselkurs  (119)  des  ganzen  seit  der 
Einstellung  der  freien  Silberi)rftgungen,  d.  h,  seit  1879,  ter- 
flossenen  Zeitraums  zum  Mafsstab  des  Guldenwertes  genommen 
und  diesen  daher  auf  170,14  Pfennig  fixiert  hatten.  Sich  in 
Argentinien  auf  dieses  Beispiel  zu  berufen,  lag  um  so  näher, 
als  bei  der  Wahl  des  Dnrohschnittskurses  von  1879— 1  ^"2 
wohl  die  RiUiksicht  auf  die  agrarischen  Interessen  Ungarn^ 
eine  ausschlaggebentje  Rolle  gespielt  hat,  al>or  einmal  lagen 
die  Verhältnisse  in  Österreich-Ungarn  schon  doshalb  anders 
als  in  Argontiuien,  weil  dort  mit  der  Valutaregulierung  der 
Übergang  zu  einer  neuen  Währung  verbunden  war,  und 
aufserdem  bedeutete  die  Wahl  des  Kurses  von  119  anch 
keineswegs  eine  irgendwie  erhebliche  Verschiebung  des  augen- 
blicklichen Wertstandsniveaus,  da  im  Jahre  1892  selbst  der 
Wechselkurs  auf  London  sieh  zwischen  120,40  und  117,90  be* 
wegte. 

Ben  Konvertierungskurs  auf  oder  jenseits  der  Grenze  des 
gegenwärtigen  wahron  Wertstand«^s  der  Valuta  zu  fixieren, 
lag  zwar  fth-  die  iutellektu^^llen  Urliehor  der  Währungs vorläge 
kein  Anlals  vor,  da  Tonnjuist  und  Pollegrini  sich  of\'en  zu 
der  Lehro  von  der  W^underkraft  der  dauernden  Entwertung 
der  Valuta  bekannten,  und  niemand  von  ihnen  verlangen 
konnte,  dafs  sie  bei  ihren  Plitnen  und  Vorschlägen  die  Aus- 
fOhrbarkeit  zum  entscheidenden  Kriterium  machten,  aber  diese 
Umstände  lief&en  sich  nicht  zugunsten  der  Regierung  geltend 
machen ,  bei  der  die  Rücksicht  auf  die  praktischen  Folgen 
ihrer  Stellungnahme  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielen 
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niurste,  und  die  fas^t  verpriichtet  ersciuen ,  don  Kouversions- 
kuis  jenseits  der  gegenwärtigen  Wertgrenze  zu  suchen. 

Bei  seinem  Regierungsantritt  dachte  der  Präsident  der 
Bepublik,  wie  aus  Beiner  früher  erwähnten  Programmrede 
vom  12.  Oktober  1898  hervorging,  noch  an  nichts  anderes 
als  an  eine  allmähliche,  aber  stetige  Hebung  des  Valuta- 
wertes  bis  zum  Paristande,  denn  er  bezeichnete  damals  die 
Wertsteigerung  der  Papierwilbrung  als  eine  notwendige  Be- 
dingung der  Erfüllung  der  Verptlichtungen  der  Nation,  — 
eine  Äufserung,  die  ebenso  wie  die  bei  derselben  Gelegenheit 
getane,  dals  „bei  gewiss<Mi  vorübei^xelienden  Mifsständeu 
von  allen  Malsregeln  übeihaupL  abzusehen  sei,  weil  das  Heil- 
mittel hier  in  der  Gravitation  der  gesamten  lnteresi>en  zu 
suchen  ist,  die,  sich  selbst  überlassen,  scliliei'slich  eine  Aus- 
gleichung herbeiführen",  als  eine  entschiedene  Zurück- 
weisung des  kurz  zuvor  in  die  Öffentlichkeit  lancierte u 
Tornquistschen  Projekts  aufgefafst  werden  mufste  und  auch 
allgemein  aufgefaCst  wurde. 

Von  der  Abneigung  vor  allem  und  jedem  Experimentieren 
mit  der  Währung,  die  hierin  zum  Ausdruck  kam,  war  in  der 
Botschaft,  mit  der  am  1.  Mai  1899  General  Roca  die  Session 
des  Kongresses  eröffnete,  nichts  mehr  zu  spüren,  aber  wenn 
dort  von  der  Konversion  und  der  Notwendigkeit,  alsbald  einen 
Plan  zu  ihrer  Verwirklichung  zu  entwerfen,  gesprochen 
wurde,  so  sollte  die  Konvertierung  der  Papiervaluta  doch 
nach  dem  —  freilich  wenig  beweiskräftigen  —  Beispiele  Eng- 
lands „nach  absteigemler  Skala"  erfolgen,  und  hatte  somit 
gleichfalls  die  fortgesetzte  alluiahliche  Ph'höhung  des  Aufsen- 
wertes  der  Wahrung  zur  Voraussetzung.  Bis  zu  welciieui 
IHinkte,  blieb  freilich  ungesagt,  aber  dafs  der  kritische  Punkt 
nicht  mit  dem  des  gegenwärtigen  Wertstandes  zusammenfallend 
gedacht,  sondern  jenseits  dieser  Grenze  gesucht  wurde,  war 
eine  Tatsache,  die  sich  nicht  ableugnen  liefs. 

Wenn  jetzt  die  Begierung,  in  der  kein  Personenwechsel 
stattgefunden  hatte,  ihre  frühere  Stellungnahme  zur  Währungs- 
frage vollkommen  unberOcksichti^^t  liefs  und  einen  Konversions- 
plaii  vorlegte,  der  die  Uinkehrun^  des  früher  angekündigten 
war,  so  hätte  sie,  wenn  sie  den  liösen  N'enlaeht  der  mdla  fuhs 
fernhalten  wollte,  mindestens  die  \'erpriichtunti:  geliabt.  iliren 
Gesinnungswechsel  ausführlich  zu  motivieren,  aber  sie  machte 
dazu  nicht  ciinnal  den  Versuch,  denn  in  den  Motiven  zur 
W^ährungsvorlage  wurde  der  Konversionsplan  als  das  Ergebnis 
langer,  sorgsamer  Erwägungen,  als  der  logische,  natnrliche 
Abschlufs  einer  Entwicklung  hingestellt  ^  die  von  vornherein 


*  Die  Unwahrheit  dieser  BehauptUD^  wurde  schon  durch  die  Tat- 
nche  erwiesen,  daTs  die  Regierung  nocTi  Anfang  August^  also  kaam 
vier  Wochen  tot  dem  Einbringen  der  Wähmngsvorlage»  nicht  entfernt 
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keinen  anderen  hfttte  erwarten  lassen,  obgleidi  alle,  die  der 
Entwicklung  der  Währungsfrage  gefolgt  waren,  ganz  gemn 
wufsten,  dafs  der  allein  yerantwortliche  Leiter  der  Regiemng 
ursprangliek  jedem  Eingriff  in  die  Wahrungsverhältntase  al»- 
gent  igt  war,  und  dafs  es  der  zähesten,  bartn&ckigstea  Arbeit 
bedurft  hatte,  um  den  Präsidenten  zu  bewegen,  seine  Zu- 
stimmung zum  Einbringen  der  Wnhnuvjs vorläge  zu  geben. 
War  docTi  —  eine  wahre  Ironie  des  Zufalls  —  noch  in  der- 
Felhen  Ausgabe  seines  Oruans,  der  ..Tribuiia".  in  Her  die 
Kegierungsvurlage  venUieiitlichl  wurde,  ein  Artikel  erscliienm. 
in  dem  vor  allen  Währungsexperimenteii  dringend  gewarnt, 
und  jeder  Versueb ,  vor  Be.scliatfuug  grofser  (lo](I\ (in  ;ite  die 
lid^c  der  Konvertierung  des  Papiergeldes  aufzurollen,  als 
schwere  Schädigung  der  Lebensinteressen  des  Landes  l»e- 
zeichnet  wurde. 

Ob  nun  eine  DurchfOhrung  ihres  Konversionsplanes  Ober- 
haupt in  den  Grenzen  der  Möglichkeit  lag,  war  eine  Frage, 
die  sich  die  Regierung  hätte  vorlegen  mtlssen,  die  sie  aber 
zu  beantworten  unterliefs,  vermutlich  deshalb,  weil  schon 
der  Versueb  einer  Prüfung  das  negative  Resultat,  zu  dem  sie 
führen  mufste,  deutlich  erkennbar  gemacht  hätte. 

Um  die  Mittel  zur  Konvertieruno  des  Papiergelde^  zu 
bescbati'en,  bot  sieb,  da  eine  Metallreserve  nicbt  vorbanden 
und  die  Aufuahnie  einer  Kouversionsanleibe  ausgesr blossen 
war,  nur  die  Bildung  eines  Konversionsfimds,  dem  der  Ertrag 
aus  dem  Veikaui'e  der  Audinobaliu,  die  Überschüsse  der  Bank 
der  Nation  und  der  Natioualbank ,  deren  Liquidation  binnen 
drei  Jahren  beendigt  werden  sollte,  der  Erlös  der  Gold* 
Obligationen  der  Nationalen  Hypothekenbank,  die  die  Nation 
besafs,  der  Zuschlagszoll  von  5%  und  5  Millionen  Pesos 
Gold  aus  den  laufenden  Einnahmen  zutliefsen  sollten,  un- 
beschadet weiterer  im  Etat  vorzusehender  Überweisungen. 

Als  der  früheste  Termin,  an  dem  der  Regierung  eine 
Verwendung  der  auf  diese  Weise  erhaltenen  ^^i^tel  zur  Kon- 
vertierung der  Papierwährung  möglich  erschien,  war,  da  die 


duiau  dachte»  deu  Zuschlagay.oU  und  d»  n  Kriüä  aus  dem  Verkaut  der 
Andiiio  Bahn  zur  Bildung  eines  KonversioDsfonds  zu  verwenden,  deut 
wir  fnliier  erwähnt,  >nllt«'  der  Ziischlaj^^szoll  zur  Tilgung  der  schwebenden 
Schuld,  der  Krlus  aus  dt  ni  Ve  rkaufe  der  ]{ahn  für  öffentliche  Arbfitt^n 
verwendet  werden,  imd  die  Regierung  hatte  diese  Ycrwenduni;  erst 
beantragt  besw.  ihr  zugestimmt,  nachdem  sie  in  der  Botsclialt  dei 
l'rasidenten  vom  1.  Mai  (vcr^l.  S.  29)  sich  zum  er=tenmal  fiber  die 
Konversion  i::«'iuifsert  hatte.  Tatsächlich  hatte  bei  der  Abneigung  des 
Präsidenten  p"f;i;n  das  Tornquistsche  Projekt  die  Fra^e,  wie  und 
wann  eine  Konvertierung  des  P8piei  <,n>ldea  möglich  sei,  bis  zur  Abreiw 
d«'3  (lenerals  Koca  nach  Brasilien  die  Ki^<ri*'rniiir  fih»  rhannt  norh  likht 
beschäftigt  Der  ganze  Kouversiouspian  wurde  erst  in  alter  lia«t  und  ¥Ak 
ausgearbeitet )  nftehdem  Dr.  Pellegrini  in  Montevideo  dem  Präsidenten 
der  Rej>ublik  die  Zustimmung  so  einer  Wälirungarefonn  auf  Gmnd  d«s 
'i'omquistschen  Projekts  abgerungen  hatte. 
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Abiuhiuüg  der  aus  deu  laufeiuieii  Kiimahmeu  zu  liefernden 
o  Millionen  in  monatlichen  Raten  von  $  100000  erfolgen 
sollte,  der  1.  Januar  19U4  anzusehen. 

Welche  H5he  konnte  zu  diesem  frühesten  und  zugleich 
auch  letzten  Termin,  an  dem  nach  dem  Plane  der  Regierung 
zur  Konvertierung  des  Papiergeldes  zu  schreiten  möglich  er* 
schien,  der  Konversionsfonds  im  günstigsten  Falle  erreicht 
haben  V 

Der  Verkauf  der  Andinobahn  mochte,  wenn  alles  gut 
ging,  dem  Fonds  S  OOooooo  Oold  zuführen,  wahrend  die  im 
Besitz  der  Nation  l)etiu(lliclien  Hypothekarobligationen  im 
Komiiialwerte  von  i^'»"  (lold,  wenn  man  den  damaligen 

Kursstand  zur  Basis  der  Berechnung  nahm  ((i'vV)),  sichei- 
lich  nicht  mehr  als  5  Millionen  Pesos  liefern  konnten,  wobei 
Doch  vorausgesetzt  werden  mulste,  dafs  die  Regierung  über 
diese  Werte  nach  Belieben  verfügen  könne,  was  keineswegs 
aufser  Zweifel  war\ 

Anfser  diesen  einmaligen  Zuwendungen  im  Betrage  von 
11  Millionen  Pesos  sollten  dem  Konversionsfonds  die  Über- 
schösse der  Bank  der  Nation  und  der  Kationalbank,  die  5^/o 
Zuschlagszölle  und  die  aus  den  laufenden  Staatseinnahmen  zu 
entnehmenden  Monatsraten  von  $  lOOOOO  Gold  zuüiefsen. 

Der  Reingewinn  der  Bank  der  Nation,  der  seit  18%  dem 
Reservefonds  der  Bank  zutiiefsen  sollte,  belief  sieh  nun  l)is 
dahin  ini  jährlichen  Durelisrlmitt  auf  2  Millionen  Pesos  Pai)ier, 
so  dais  die  Aniialinie.  dals  1ms  zum  1.  Januar  1D04  die  Bank 
der  Nation  zur  \  t  t^türkun^  des  Konversion.^fonds  mit4  Milliuueu 
Pesos  Gold  heitra^ni  werde,  ther  zu  optimistisch  als  zu  pessi- 
mistisch war,  und  ebenso  hiel's  es  weit  eher  zu  hoch  als  zu 
niedrig  greifen,  wenn  mau  den  Liquidationsüberschufs  der 
Nationalhank  mit  $  8000000  Gold  ansetzte,  da  die  ihr  ge- 
hörigen 3500  Grundstacke  zwar  einen  Wert  von  $  38 000  000  m/ n. 
repräsentieren  sollten,  aber,  zumal  bei  einer  Beschleunigung 


*  Schon  Ende  1898  hatte  die  Rec^eruDg  Goldobligationen  der 
Nationalen  Hypothekenbank  Iin  Xoiiiinalbetrage  vou  $  2  9^7  650  unJ 
der  Hypothekenbank  fb-r  Provinz  lUienoa  Aires  im  Nominalbeträge  von 
$  1473  000  als  Garantie  kurzfristiger  Darlehen  in  Loudoii  deponiert. 
Wie  sich  spHter  herausstellte,  war  auch  der  Restbetrag  der  Gold- 
obligationcn  1^99  in  London  verpfändet,  wo  Mi  h  noch  im  Jahre  1902 
befanden.  Wie  Sixto  J.  Quesada  (El  Problema  Monetario  S.  oO)  be- 
hauptet, hätto  die  Ke^icruuß  die  ^  6967860  Goldobligationen  nur  über- 
nommen, weil  die  XationaleHTpothekonbank  die  Zin^^en  nicht  bezahlen 
konnte.  Es  kann  sidi  dann  nur  nai  ilic  GoldobUgationen  handeln,  die 
die  Regierung  von  der  Nationalen  Hypothekenbank  iö91  ab  Gaiaulie 
eines  der  Bank  gewährten  Darlehens  von  5  Millionen  Pesos  m^n  empfing, 
die  auf  Grund  des  Gesetaea  vom  20.  Oktober  1891  neu  emittiert  wurden. 
Für  diese  Titel  sind  Zinsen  und  Amortisation  allerdinfr^  niemals  <_'e;tahlt 
worden.  Ein  Verkauf  der  Obligationen  hätte  die  jährlichen  VerpHicii- 
tangen  der  Bank  um  417091.60  Gold  erhöht  und  wflre  acbou  deabalb 
damals  kaum  möglich  geweeen. 
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der  Liquidation,  bei  ihrer  Veräufseruug  nach  Deckung  aller 
Verpflichtungen  der  Bank  kaum  noch  einen  ÜberschuTs  in 
der  erwähnten  Höhe  zu  liefern  yerspraehen.  Aus  den  Zu* 
schlagstöllen  konnten,  wenn  man  die  amtliehen  Mitteilongen 
über  ihren  Ertrag  in  den  ersten  sechs  Monaten  des  Jahres 
1B99,  d.  b.  der  günstigsten  Periode,  zar  Grundlage  der  Be- 
rechnung nahm,  wo  die  Einnahme  aus  diesen  durch  Gesetz 
vom  22.  September  1898  geschaffenen  Zöllen  $  4  310245  be- 
trug, böchsteiis  5  Millionen  Pesos  jährlich,  bis  zum  1.  Januar 
1904  a1<n  $  2<H)U0UlMi  (^oM  erwartet  werden,  wUhreud  der  ans 
den  aligemeinen  Einnaluuen  Ins  dahin  zu  leistende  Zuschu£& 
Bich  auf  5  Millionen  Pesos  belaufen  sollte. 

Die  Regier uüg  hätte  danach,  wenn  sich  die  Ansammlung 
des  Kouversionsfonds  genau  nach  dem  von  ihr  vorgeschlagcueu 
Plane  vollziehen  sollte,  am  1.  Januar  1904  aaf  einen  Betrag 
von  48  Millionen  Pesos  Gold  zu  KoavertierangBzwecken  rechnen 
dürfen,  aber  dafs  sie  nicht  daran  denken  konnte,  die  vor- 
handenen Mittel  zu  diesem  Zwecke  zn  verwenden,  lag  anf 
der  Hand,  da  mit  einem  Goldvorrat  von  48  Millionen  Pesos 
die  Konvertierung  von  $  296(X)00U0  Papier  kaum  irgendwo 
in  der  Welt  und  in  Argentinien  erst  recht  nicht  möglich 
erschien,  sobald  sie  zum  Kurse  von  227,27  erfolgen  sollte. 
Wo,  um  die  panze  Summe  des  uinl;uifpndf*n  Papiergeldes  zu 
konvertieren,  ]:M)  Millionen  Pesos  (Tol<i  eilorderlicb  gewesen 
wären,  durfte  es  als  ausgemacht  gelten,  dafs  ohne  einen  Metall- 
vorrat von  mindestens  90  Millionen  Pesos  mit  der  Konversion 
nicht  begonnen  werden  könne,  weil  ihre  Durchführung  un- 
möglich, die  BOckkehr  zur  Papierwirtschaft  unvermeidlich 
schien. 

Selbst  im  Falle,  dafs  alle  Yerheifsungen  der  Regierung 
sich  erfüllten,  erschien  somit  die  Konversion  erst  nach  zehn 
bis  zwölf  Jahren  in  den  Bereich  der  Möglichkeit  gerQckt, 
aber  die  Yerheifsungen  der  Motive  der  WahmngsvorUige 
konnten  sich  prar  nicht  erfüllen,  weil  die  Regierung  in  dieser 
Vorlage  Verptiiclitungen  übernehmen  wollte,  denen  sie  selbst 
beim  besten  Willen  nirbt  gerecht  zu  werden  imstande  war. 

Die  Vorlage  bcstmimte,  dais  dem  Konversionstonds  der 
Ertrag  der  Zuschlagszölle  und  jährlich  S  12ri(i nun  Gold  aus 
den  allgemeinen  Staatseinnahmen  zufliefsen  solhcii,  aber  wie 
es  mit  der  Ausführung  dieser  Bestimmung  lu  dt  i  Praxis  aus- 
sehen werde,  war  eine  Frage,  auf  die  einzugehen  die  Regit- 
rung  in  den  Motiven  zur  Währungsvorlage  weislieh  vermied, 
obwohl  sie  nicht  nur  Veranlassung,  sondern  geradezu  die 
Pflicht  gehabt  hätte,  zu  sagen,  wie  sie  den  hier  dekretierten 
Einnahmeausfall  von  $  6200000  Gold  auszugleichen  gedenke. 
£s  handelte  sich  ja  keineswegs  um  Überschüsse >  die  ohne 
Beeinträchtigung  der  etatsmiifsigen  Verpflichtungen  zur  Bil- 
dung eines  Konversiousfonds  Verwendung  finden  konnten. 
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denn  die  Einnahmen  reichten,  wie  jedemann  und  am  besten 
die  Regierung  wuTste,  bei  weitem  niclit  zur  Deckung  der  im 
Etat  bewilligen  Ausgaben  aus,  und  wenn  es  selbst,  was 
scbliefälich  nicht  einmal  der  Fall  war,  gelungen  wäre,  im 
Budget  für  das  Jahr  1900  das  Defizit  rechnungsmafsig  zu 
beseitigen,  so  witre  damit,  wie  wiedennii  jeder  wissen  konnte, 
der  sich  darum  kümmerte,  nicht  das  geringste  gewonnen 
gewesen,  weil  in  Argentinien  der  Ftat  keinen  ÜberMick  über 
die  Finanzlage  gewährt .  da  weder  die  schwebende  Schuld 
noch  die  aus  den  Vorjahren  mitgeschleppten  Fehlbeträge, 
iiuch  endlich  die  durch  besondere  Gesetze  bewilligten  Aus- 
gaben im  Budget  tiguricren.  Lud  dabei  war  die  schwebende 
Schuld  zu  Beginn  des  Jahres  1899  auf  etwa  70  Millionen 
Pesos  Papier  {$  21535606  Gold  und  $  26343984  m^n)  an- 
gewachsen, die  neben  den  etatsmäfsigen,  durch  Spezialgesetze 
und  „acuerdos'*,  d.  h.  Beschlösse  des  Ministerrats,  genehmigten 
Ausgaben  hatten  sich  im  Jahre  1898  auf  $  38408702  m'n  und 
S  Ol  185448  Gold  (wovon  wirklich  wausgabt  $  20080  598  m/n 
und  S  53888  270  Gold)  belaufen,  und  der  Isteinnahrae  von 
S  40744214  mn  und  $  33808207  Gold  stand  180S!  eine 
Gesamtausgabe  von  $110153341  m'n.  und  $  74  Sil» 830  Gold 
sregenuber,  was  ein  Defizit  von  ,S  0l<4o*»  13"  m  n  und  41  011  503 
Gold  bedeutete,  das  durch  die  Ersparnisse  im  Etat'  nur  un- 
wesentlich und  obendrein  mehr  scheinbar  als  wirk  lieh  ver- 
mindert wurde  uud  um  so  schwerer  ins  Gewicht  hei,  als  auch 
1897  zwar  die  Einnahmen  in  Gold  um  $  1251588  höher  als 
die  Ausgaben  gewesen,  die  in  Papier  aber  um  S  32480457  m/n 
zurQckgeblieben  waren,  und  1896  mit  einem  Fehlbetrag  von 
S  62654169  m^n  und  $  14838270  Oold  abgeschlossen  hatte. 

Dafs  unter  solchen  Umstanden  das  Versprechen  einer 
Einsclirilnkung  der  Ausgaben  so  gut  wie  gar  nichts  zu  be- 
deuten liatte,  lag  auf  der  Hand,  denn  selbst  wenn  im  Etat 
für  lOuu  und  die  folgenden  Jahre  bedeutende  Abstriche  ge- 
macht worden  w-iif^ii  (was  nicht  geschab),  so  wären  diese  Er- 
sparnisse noch  keiju'swegs  für  Kouvertierungszwecke  verfügbar 
gewesen ,  weil  die  aufseretatsmilfsigen  VerpHichiungen  der 
Regierung  selbst  wirkliche,  nicht  blofs  rechnungsmftfsige 
Ülierschüsse  vollkommen  absorbieren  mufsteu.  bUiU  dai^  die 
etatsmäi'sigen  Einnahmen  Mittel  zur  Tilgung  der  schwebenden 
Schuld  und  znr  Bestreitung  der  in  den  Budgets  früherer  Jahre 
autorisierten,  aber  nicht  geleisteten  Ausgaben  lieferten,  konnte, 
wie  sich  voraussehen  liels,  auch  in  den  nächsten  Jahren  nur 
der  umgekehrte  Fall  eintreten,  und  eine  Erfüllung  der 
dringendsten  aurseretatsmäfsigen  VerpHichtungen  nur  dadurch 
zu  ermöglichen  sein,  dafs  die  im  Etat  bewilligten  Ausgaben 


'  i:    wiirdon  von  d*  ii  b.nvilllijten  ^97810180  m  ii  und  $22100188 
Gold  uur  $  da  072  746  m  a  uud  |  20i^3156I  Gold  verausgabt 
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Dicht  im  vollen  Betrage  gemacht  und  die  Mittel  zur  Deckung 
des  Ausfalls  dana  später  als  ^achtragskredit  gefordert 
würden. 

Wie  bei  dieijer  T.age  der  Dinge  jährlich  G  bis  7  Millionefi 
I'ebos  Gold  zur  Bildung  eines  Konversionsfonds  verwendet 
werden  sollten,  wenn  man  sie.  was  doch  nicht  beabsichtigt 
war,  nicht  durch  neue  Steuern  aufbriugeu  wollte,  war 
schlechterdings  nicht  efnznsebeii ,  und  man  wurde  daher  zu 
dem  Schlüsse  gedrftngt,  dafe  dem  KonTersionsfonds  kaum  die 
Erträge  der  Znschlagszölle,  sicher  aber  nicht  die  Monatsraten 
von  $  100 000  Gold  zutliefsen  wtirden,  denn  ultra  posse  nemo 
Migatur.  „Wenn,"  so  schrieb  die  „Deutsche  La  Plata-Zeitung"" 
am  7.  September  1899,  „ein  bis  über  die  Ohren  in  Schulden 
Steckeuder  Mann,  dessen  Innfende  Kinnahmen  nicht  einmal 
zur  Befriedigung  der  driiiL-^Piidsten  Bedürfnisse  ausreichen, 
im  Brustton  der  Überzeugung  erklärt»',  dar<  er  von  jetzt  ab 
jeden  Monat  gr()rsere  Summen  auf  die  bi»arkasi>e  tragen 
werde,  so  würde  für  diese  Torheit  jedermann  nur  ein  mit- 
leidiges Lftcheln  haben.  Die  Regierung  der  Argentinischen 
Republik  aber,  die  dasselbe  tut,  wie  dieser  törichte  Mann, 
verlangt,  dafs  man  ihren  Konversionsplan  ernst  nehmen  und 
glftubig  darauf  vertrauen  soll ,  dafe  sie  trotz  der  gewaltigen 
Höhe  der  schwebenden  Schuld,  trotz  der  Obemahme  der 
Aui^ren  Schuld  der  Provinzen  und  trotz  des  permanenten 
Defizits  es  immer  noch  möglich  machen  verde,  alljfthrlich  6 
bis  7  Millionen  Pesos  Gold  für  Konvertierungszwecke  beiseite 
zu  legen." 

Von  der  Unmöglichkeit,  ihren  Konversionsplan  innerhalb 
absehbarer  Zpit  durrlizufuhren ,  konnte  nuch  die  Hecierung 
nicht  umhin,  sich  l!e  lunv,  haft  zu  geben,  und  wenn  sie  es 
auch  nicht  mit  ausdrücklichen  Worten  eingestand,  >o  erkannte 
sie  es  doch  stillschweigend,  aber  darum  nicht  weniger  ver- 
ständlich dadurch  an,  dals  weder  in  der  Vorlage  noch  selbst 
in  den  Motiven  von  dem  Termin  die  Rede  war,  zu  dem  mi 
der  Konvertiemng  des  Papiergeldes  der  Anfang  zu  machen 
wäre.  Alles,  was  sich  ans  der  Vorlage  aber  den  Zeitpunkt 
der  Konversion  ermitteln  liefs,  beschränkte  sich  auf  den 
Schluß,  dafs  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  ein  froherer 
Termin  als  der  1.  Januar  1904  als  ausgeschlossen  zu  V<etrachten 
war,  dafs  aber  die  Regierung  nicht  mit  der  Möglichkeit  einer 
Verwirklichung  ihres  Kon versionsplaues  zu  diesem  Zeitpunkte 
rechnete,  ergab  sich  daraus,  dafs  sie  ihti  nicht  einmal  bei- 
läuhg  erwähnte,  sondern  sich  darauf  beschränkte,  sich  die 
Ermächtigung  geben  zu  lassen,  die  Konvertierung  nach  i;^^- 
lieiien  zu  dekretieren,  sobald  sie  den  günstigen  Augenblick 
gekoniiiieu  glaubte. 

Dafs  dies  in  keinem  Falle  vor  dem  1.  Januar  1904  iler 
Fall  sein  konnte,  sprach  die  Regierung,  wie  erwähnt,  durch 
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die  Fassung  der  Vorlage  selbst  aus,  aber  mit  dieser  zwar  nur 
iinplidte  gegebenen,  jedoch  darum  nicht  minder  deutlichen  Er- 
klärung setzte  sich  die  Regierung  in  Widerspruch,  indem  sie 
in  Art.  7  des  ersten  i\ev  vier  (Tpsetzentwürfe  der  Wilhnings- 
vorlage  tWe  Vpr]>tlichtuiig  übernahm,  die  Konvertierung  des 
PR])ierLrel(ies,  die  nach  Art.  4  desselben  Gesetzes  unter  keinen 
l  iii-tanden  vor  dem  1.  Januar  1904  in  Angriti  genommen 
weiilen  konnte,  schon  unmittelbar  nach  Genehmigung  der 
Vorlage  durch  das  L'ailanient  zu  beginnen,  ehe  noch  dem 
Konversionsfonds  ein  einziger  Centavo  zugeflossen  war,  denn 
die  Bestimmung,  dal^  bis  zur  Dekretierung  der  Konvertiening 
die  Konversionskasse  jedem,  der  es  verlangte,  zum  Kurse  von 
227,27  Gold  gegen  Papier  und  Papier  gegen  Gold  umtauschen 
solle,  bedeutete  doch  nichts  anderes,  als  da  Ts  mit  der  Kon- 
vertierung nicht  gewartet  werden  solle,  bis  der  Konversions- 
fonds über  die  erforderlichen  Mittel  verfügte,  sondern  dafs 
sofort  damit  der  Anfang  gemacht  werden  solle. 

Deutlicher  als  alles  andere  zeigte  dieser  Widerspruch,  der 
zwischen  den  Artikeln  4  und  7  bestand,  dafs  es  den  TJrlielteru 
der  Willirungsvorlage.  mit  denen  sich  die  Regierung  nunmehr 
solidarisch  erklärt  liatte,  um  etwas  ganz  anderes  zu  tun  war 
als  um  die  Konvertierung  der  Papiervaluta,  dals  die  Kon- 
version nur  die  falsche  Flagge  war,  unter  dereu  Schutz  man 
die  verdächtige  Ladung,  das  Tornquistsche  Projekt,  glOcklich 
durch  die  Blockade  in  den  Hafen  zu  schmuggeln  hoffte, 

Art.  7  des  ersten  Gesetzentwurfs  der  Vorlage  war  eine 
blofse  Kopie  des  vielberufenen  Projektes  Tomquists,  mit  dem 
er  im  Voqahre  den  ersten  Kanonenschui's  im  Kampfe  um  die 
Währung  abgefeuert  hatte,  aber  dieses  Projekt  gewann  ein 
ganz  anderes  Aussehen  und  eine  ganz  andere  Bedeutung, 
wenn  es  die  Regierung  zu  dem  ihrigen  machte  und  es  mit 
ihrer  Verantwortlichkeit  deckte. 

Als  Tornquist  mit  seinem  Phnie  hervortrat,  die  weitere 
Wertsteigerung  der  Valuta  durch  die  Schaffung  einei-  „Kon- 
versiouskasse''  aufzuhalten,  die  jedem,  der  es  wünschte,  zum 
Kuise  von  250  Gold  gegen  Papier  und  Papier  gegen  Gold 
umzutauschen  hätte,  wurde  an  eine  Einmischung  des  Staates 
nur  insofern  gedacht,  als  die  „Konversionskasse**  ein  staat- 
liches Institut  unter  amtlicher  Leitung  und  Kontrolle  sein 
soUte,  aber  von  einer  Verpflichtung  des  Staates,  der  Kon» 
verslonskasse  die  Mittel  zu  liefern,  um  ihre  Tätigkeit  zu  be- 
ginnen und  fortzuführen,  war  keine  Rede.  Tornquist  erklärte 
aamal*^",  dafs  die  Konvertierung  der  Papiervaluta  nicht  „künst- 
lich" durch  Aufnahme  einer  Anleihe  uo^chehen  dürfe,  sondern 
ihre  Durclitührung  der  wii'tschaftlichen  Kraft  des  Landes 
Überlassen  werden  müsse. 

Nun  wäre  freilich,  wenn  die  lvuii\ertierung  dem  freien 
Spiel  der  wirtschaitüchen  Kräfte  anheimgestellt  werden  sollte. 
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weit  eher  mihedingte  Verzichtlei^tung  auf  alle  Währung^ 
experimenle .  also  das  prerade  Gen:enteil  von  dem,  was  Tom- 
quist  in  Vorschlag  brachte,  richtig  und  angezeigt  gewe-eu, 
aber  jedenfalls  ging  aus  der  Begründung,  die  er  seinem  Plaae 
gab,  hervor,  dafs  seine  Kouversionskasse  nicht  verpliiclitet 
sein  sollte,  ohne  Rücksicht  auf  den  Wertstaud  der  Valuta 
Grold  gegen  Papier  und  Papier  gegen  Gold  zum  Kurse  tob 
250  umzutauschen,  sondern  nur  soweit  ihr  Vorrat  an  beidem 
reichte.  Dem  Urheber  konnte  ja  so  wenig  wie  anderen  zweifel- 
haft sein,  dafs  seiner  Konversionskasse  nur  dann  Gold  vt 
fliegen  würde,  wenn  der  Goldkurs  unter  250  herabizin^.  weil 
nur  dann  für  den  gleichen  Betrag  in  Gold  dort  mehr  Papier 
zu  erhalten  war  als  auf  dem  offenen  Markte,  während  bei 
steigendem  Goldkurs  die  GoldvornUo  der  Kasse  sich  in  einero 
Tage  verflüchtigt  liTUten,  und  das  Institut  <lann  seine  Türen 
hätte  sclilielseu  mü^-f  ii,  bis  der  Kurs  wieder  auf  der  Grenze 
von  250  angelangt  w n  . 

Woher  seine  Kuuvtusionskasse  das  erforderliche  Papier- 
geld erhalten  sollte,  um  das  ihr  zum  Kurse  von  25u  an- 
gebotene  Gold  eintauschen  zu  kOnnen,  hatte  Toruquist  nicht 
zu  erkennen  gegeben,  und  wenn  er  nicht  etwa  an  eine  An* 
gliederung  der  Kasse  an  die  Bank  der  Nation  dachte,  was 
aber  wenig  wahrscheinlich  ist.  so  niufs  man  annehmen,  dafs 
auch  er  eine  neue  Emission  in  Aussicht  nahm,  die  freüich 
nicht  gerade  hoch  bemessen  zu  sein  brauchte,  weil  damals 
niemand  ein  so  starkes  Zuströmen  von  Gold,  wie  es  spiter 
eintrat,  für  möglich  hielt  und  halten  konnte. 

Vom  Standi)unkte  Tornquists,  der  die  Wertsteigerung  der 
Valuta  für  ein  nationales  Unglflck  liielt.  war  das  auch  ganz 
logisch.  Was  die  Konversionskasse  verhindern  sollte,  war  ein 
Rückgang  des  Goldkurses  unter  250,  das  kuimte  sie  iiueh 
mit  geringen  Mitteln  leisten,  und  um  weiteres  sich  zu 
kftmmem,  ins1)esoDdere  um  die  Sicherung  der  Stabilität  der 
Währung  als  Äquivalent  für  die  Fortdauer  der  Entwertung, 
hatte  der  Urheber  des  Projekts  keine  Veranlassung,  und  nie- 
mand durfte  ihm  daraus  einen  Vorwurf  machen ,  dafs  er  auf 
die  Wünsche  der  Freunde  und  Befürworter  der  Wertateigerung 
und  Stabiiitat  keine  Rücksicht  nahm. 

Ganz  anders  aber  verhielt  es  sich ,  wenn  die  Regierung 
in  eine  Vorlage,  die  unter  dor  Fhigge  der  Konversion  segelte, 
den  Toinquistschen  Vorsrlilag  aufnahm  und  d^r  bf^stehentien 
Konversiüuskasse,  die  bisher  nur  eine  Koutrolliustan/  dar- 
stellte, die  Verpflichtung  auferlegte.  Gold  und  Papier  zum 
testen  Kurse  von  227.27  uiuzutauschen ,  denn  es  hätte  sich 
hier,  wo  es  galt,  den  ivunvertierungskurs  dem  Lande  zu 
oktroyieren,  nicht,  wie  bei  dem  unqirün glichen  Projekte 
Tornquists,  darum  handeln  dürfen,  dafs  die  Konversionskasse 
nur  Gold  gegen  Papier  und  Papier  gegen  Gold  austauschte. 
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solange  der  Vorrat  reichte,  während  alle  Späterkomiuenden 
die  Türen  geschlossen  fanden.  Man  hätte  vielmehr  annehmen 
sollen,  die  Regierung  müsse  sich  verpriichtet  glauben,  ii:ifttr 
zu  sorgen,  dafs  die  Möglichkeit  des  Umtausches  unein- 
geschränkt bleibe,  weil  sie  ja  angeblich  danach  strebte,  der 
Währung  Stabilität  zu  geben  und  darum  nicht  nur  eine 
weitare  Erhöhung  des  AtiGieawertes  der  Valuta,  souderu 
ebenso  eifrig  ein  weiteres  Sinken  dieses  Wertes  zu  yerhindem 
trachten  müsse.  Dafs  es  nun  der  Regierung  darauf  keines- 
wegs ankam,  zeigte  schon  die  Bestimmung  des  Art.  7  des 
ersten  Gesetzentwurfs,  dafs  die  Konversiouskasse  zwar  jeden 
angebotenen  Peso  Gold  zum  Kurse  von  227,27  annehmen, 
Gold  gegen  Papier  aber  mir  bis  zur  Erschöpfung  ihres  durch 
dm  Wechselvorkehr  erst  in  schaffenden  Vorrates  abgeben 
solle.  Aber  diese  Bestimmung  war  nach  dem  Wortlaut  der 
Vorlage  überliaupt  nicht  ausführbar,  denn  die  Konversions- 
kasse (Caja  de  Conversiön)  hatte  kein  Tiipiergeld,  das  sie  im 
Austausch  gegen  Gold  hätte  abgeben  können,  du  der  in  ihrer 
Verwahrung  befindliche  Papiergeldvorrat  alkiu  zum  Ersatz 
der  Scheine  Älterer  Emissionen,  deren  Einziehung  v  erfQgt  war, 
bestimmt  war  und  zu  anderen  Zwecken  keine  Verwendung 
finden  durfte.  Es  mufsten  daher  der  Konversionskasse  erst 
die  Mittel  zur  Verftlgung  gestellt  werden,  um  ihre  T&tigkeit 
im  Sinne  des  Art.  7  aufnehmen  zu  können.  Es  war  klar, 
dafs  dies  nur  vermittelst  einer  neuen  Emission  geschehen 
konnte,  von  der  aber  im  Gesetze  selbst  —  offenbar  um  das 
tiV>*'lkliugende  Wort  „TMnission"  zu  vermeiden  —  nicht  die 
lu'dt'  war.  Ob  dabei  mehr  die  Hücksicht  auf  den  Kindruck, 
den  die  wahrunusiMditische  Aktion  in  Europa  machen  würde, 
oder  die  auf  dit  Ahm  iiaunngen  des  Präsidenten  der  Republik 
mafsgebend  war.  mag  daliingestellt  l)leiben.  Wahrscheinlich  hat 
beides  zusammeugf wirkt ;  Tatsache  aber  blieb  das  Kuriosum, 
dafs  eine  Ausführung  des  Art.  7  ohne  Verletzung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  nicht  möglieh  war. 

Von  der  Unmöglichkeit,  auf  dem  in  der  Währungsvorlage 
vorgezeichneten  Wege  zur  Konvertierung  des  Papiergeldes  zu 

gelangen,  war,  wie  jeder,  der  die  Vorlage  einer  ernstlichen 
Prüfung  unterzog,  auch  das  Mitglied  der  Finanzkomniission 
des  Senats.  Fr;uiri^(M)  T'iiburu,  i\berzeugt,  aber  er  wuide 
dui'ch  diese  (  bei/mi^un^  nicht,  wie  andere,  zu  dem  Schlüsse 
geführt,  dafs,  weil  die  Konversion  selbst  nicht  möglich 
war,  auch  auf  die  Festsetzung  eines  bestimmten  (Toldkurses 
und  jedes  andere  WährungsexperimeuL  verzichtet  werden 
sollte,  sondern  er  zog  aus  der  Erkenntnis  der  Unvereinbarkeit 
der  Konvertierung  mit  der  Verhinderung  einer  Erhöhung  des 
Valutawertes  die  Konsequenz,  dafs  auf  die  Konversion  voll- 
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kommeü  Verzicht  geleistet,  die  Erhaltung  eines  daoenuto 
TiefiBtandes  des  Währungswertes  aber  darum  erst  reeht  dnrth 
die  Fixierung  eines  Kurses,  der  kein  Konvertierungskars  mehr 
sein  sollte,  gesichert  werden  mflsse.  Uriburu,  (kr  im  Gegen- 
satz zu  Dr.  Pellegrini  und  der  Regierung  Ehrlichkeit  und 
Offenheit  für  die  beste  Taktik  hielt,  wufste  zwar  so  gut  wie 
alle  Welt,  dafs  die  Rep^ieningsvorlafre  in  letzter  Linie  nichts 
anderes  bezweckte  und  bezwecken  konnte,  als  der  Stei^f  ruii^r 
des  Aulsenwertes  der  Valuta  Kinhalt  zu  tun.  aber  waiirend 
die  \'äter  der  Vorlage  in  dem  VorKchielteu  der  Kouver^ion 
gerade  das  geeignete  Mittel  geluiiden  zu  haben  glaubten, 
den  Widerstand  gegen  ihren  Plan  zur  Sicherung  der  Valuta- 
entwertung abzuschwächen,  sah  l'riburu  in  der  Verquickuug 
der  Konvertierung  mit  den  auf  die  Verhinderung  der  Wert- 
Steigerung  der  Währung  gerichteten  Bestrebungen  einen  Mifs- 
griff,  weil  er  vermutlich  befürchtete,  dafs  der  Nachweis  der 
Unmöglichkeit  einer  Konvertierung  des  Papiergeldes  auf  der 
Basis  der  Wahrungsvorlage  an  mafsgebender  Stelle  unter 
Umständen  zu  einer  nochmaligen  Änderung  der  Anscbauungea 
und  Entschlüsse  Veranlassung  geben  könnte. 

Auf  Grünt)  dieser  Anschauung,  der  in  der  Tat  eine  iic- 
wisse  Berechtigung  nicht  abzusprechen  war,  wollte  l'iibuiu 
von  dem  Einschmuggeln  des  Torniiuistschen  Projekts  unter 
der  falschen  Flagge  der  Konversion  nichts  w  is<»'n .  sondern 
proklamierte  ohne  alle  Umschweife  die  Erli;f!tung  eine^ 
dauernden  Tiefstandes  als  das  Ziel  seiner  Willi ruugbpulitik, 
während  die  Konvertierung  ihm  nicht  einmal  als  cura  posterior 
galt  Er  setzte  darum  bei  der  Eommissionsberatung  der 
Währungsvorlage  der  Regierung  seine  eigene  entgegen,  und 
es  war  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dafs  seine  Vorschlage,  in 
(1(11(1!  sich  dit'  Bestrebungen  der  Inütitionisten  ohne  ver- 
hüllendes M&ntelchen  ))räsentierten ,  weit  logischer  und  ver- 
ntlnftiger  waren  als  die  der  Regierung  oder  vielmehr  ihres 
finanzpolitischen  ffpiriiuR  rrrfnr ,  des  Dr.  Pellegrini.  Seil  st 
dafs  sie  den  Goldkurs  Ihm  25U  festlialten  wolltf^ii.  kannte  nicht 
ziiirnnsfpii  der  Regierungsvorlage  geltend  geiiuicht  werden, 
deim  sobal  d  der  gegenwärtige  wahre  Wertistand  der  \';iluta 
unberückBiclitigt  bleiben  sollte,  war  es  nebensachlich,  ob  man 
den  Währungswert  auf  das  Niveau  des  Kurses  von  227,27 
oder  noch  etwas  tiefer  —  auf  250  —  herunterdrtickte. 

Auch  Uriburu  griff,  wie  das  auch  gar  nicht  anders  sein 
konnte,  auf  das  Projekt  Tomquists  zurück,  aber  er  befieite 
es  nicht  nur  von  den  unnützen  Anh&ngseln,  mit  denen  es  die 
Regierungsvorlage  belastete,  er  war  auch  mit  Erfolg  bemfiht, 
es  in  einer  Weise  zu  ergänzen  und  weiterzubilden,  die  es  erst 
ganz  zu  dem  brauchbaren  Werkzeug  der  Inflationisten  machte, 
nacli  <!*^ni  sie  verlangten. 

Tornquist  hatte  seine  Konversiouskasise ,  die  zum  Kurse 
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TOB  250  Gold  gegen  Papier  und  Papier  gegen  Gold  umtauschen 
sollte,  als  automatisch  funktionierenden  Apparat  zur  Ver- 
hinderung einer  die  Grenze  des  Kurses  von  250  Oberschreiten- 
den  Steigerung  des  Valutawertes  geplant,  d.  h.  sie  sollte  zum 

Umtausch  von  Gold  und  Papier  nur  insoweit  verpflichtet  sein, 
als  ihre  Mittel  reichten ,  und  diese  Mittel  sollte  ihr  —  wie, 
blieb  freilich  völlig  dunkel  —  nicht  der  Staat,  sondern  das 
Publikum  liefern. 

Wie  die  lieiriorniiij  sirh  rlie  l^ewerkstelligung  des  Um- 
tauschs  von  Papier  {^egen  (jold  und  von  (iold  gegen  Papier 
durch  die  Konversionskasse  dachte,  war,  wie  bereits  erwähnt, 
weder  in  der  Wahrungsvorlage  selbst  noch  in  den  Motiven 
mit  einem  Worte  angedeutet,  aber  dafs  sie,  uiu  die  Kou- 
versionskasse  aktiousföhig  zu  machen,  notgedrungen  zu  einer 
neuen  Emission  ihre  Zuflucht  nehmen  mttsse,  konnte,  sobald 
man  der  Frage  der  Ausfabrbarkeit  des  Artikels  7  nfthertrat, 
nicht  zweifelhaft  sein,  und  so  hielt  sich  auch  Uriburu,  den 
unausgesprochen  gebliebenen  Ge<lanken  Pellegrinis  und  der  Re- 
gierung aussprechend,  an  die  Emission,  und  zwar  ganz  logisch 
—  an  die  Emission  ohne  alle  und  jede  Beschränkung.  Die 
Konversionskasse  sollte  nach  seinen  Anträgen  jedem,  der  es 
verlangte,  fur  $  1  Gold  $  2^2  Papier  aushändigen  und,  damit 
sie  dazu  jederzeit  imstande  sei,  ermächtigt  werden.  Papiergeld 
in  dem  zur  Ausführung  der  lex  Uriburu  erforderücheu  Be- 
trage zu  emittieren;  aber  S  1  Gold  für  $  2V2  Papier  zu  geben 
sollte  sie  nur  so  weit  verpflichtet  sein,  als  sie  im  Besitze  von 
Gold  sei,  das  im  Umtausch  gegen  Papier  bei  ihr  eingelaufen 
wäre. 

Diese  Kombination  ^  die  einen  dauernden  Tiefstand  des 
Valutawertes  sicher  verbargte,  weil  sie  jede  Einwirkung  der 

in  die  Konversionskasse  flief^nden  Goldmenge  auf  das  bereits 
vorhandene  Papiergeldquantum  auszuschalten  gestattete,  stellte 
den  Kern  und  das  Wesen  der  Vorscliläge  Uriburus  dar.  Was 
ßie  sonst  noch  enthielten,  gehörte  entweder,  wie  die  Errichtung 
einer  eigenen  Kreditkasse  für  Landwirtschaft  und  Industrie 
durch  die  l?ank  der  Nation,  in  die  Kategorie  der  vif^lherufenen 
^kleineu  Mittel",  oder  war,  wie  die  Bildung  eines  „(rarantie- 
f'Uids"  der  Papierwährung,  Mofse  Verzierung  und  üherllüssiges 
l;^^iwtik,  auf  das  Uriburu  so  wenig  Gewicht  legte  wie 
Dr.  Pellegrini  und  seine  Hintermänner  auf  die  Konversion. 

Der  Plan  Uriburus  war  allerdings  nicht  ganz  neu;  die 
Konversionskasse,  wie  er  sie  in  Vorschlag  brachte,  hatte  in 
der  Währungsgeschichte  Argentiniens  schon  einmal  eine  Rolle 
gespielt  in  Gestalt  der  durch  Gesetz  vom  3.  Januar  1867  ge- 
schaffenen „Ofi(  ina  di«  Camhio"  der  Provinzialbank  von  Buenos 
Aires  (Banco  de  la  Provincia  de  Buenos  Aires). 

Im  Anschluls  an  frühere,  we^en  Mangels  zureiclieiMlfr 
Uittdl  erfolglos  gebliebene,  Bestrebungen,  zur  Konvertieruug 
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des  entwerteten  l'apiergeldes  zu  irelan-jeii,  eriiiiu']iti«.^te  dieses 
Gesetz  die  Provinzialbank,  jedem,  der  es  verlaiiiite.  ^ret:^'n 

1  Peso  fuerte  in  Metall  ^  25  Pesos  moneda  corrieute  (lu  c) 
(entsprechend  der  schon  im  (iesetz  vom  3.  November  1864  für 
die  KouversiüD  festgesetzten  Wertrelation  zwischen  dem  Peso 
fuerte  und  dem  Peso  moneda  corriente)  auszubAudigen.  das  ^ 
empfangene  Metallgeld  zum  gleichen  Kurse  gegen  Papier  ab- 
zugeben und  schliefslieb  das  zur  AusfOhrung  des  GkseUes 
erforderliche  Notenquantnm  zu  emittieren. 

Die  ^Ofieina  de  Cambio",  die  diesen  Umtausch  beweit- 
stelligen  sollte,  sah  somit  der  Konversionskasse  Unburus  sehr 
ähnlich,  aber  1807  lagen  die  Verhältnisse  doch  wesentlich 
anders  und  viel  günstiger  als  1S91>.  Kinmal  war  beim  Inkraft- 
treten des  (lesetzes  vom  3.  Januar  ]^'^u  rlns  NVertverhaimis 
zwischen  Peso  fuerte  und  ]*eso  lu'c  schon  hiugere  Zeit  konstnut 
geblieben :  or  waren  ferner  bereits  auf  Grund  des  Gesetzen 
vom  22.  Oktober  18(36  auf  Pesos  fuertes  lautende  N<.ieu  der 
Provinzialbank  im  Betrage  von  4  Millionen  Pesos  fuertes  in 
Umlauf,  die  gegen  Metall  einlösbar  waren,  und  endlich  ver- 

Sflichtete  das  Gesetz  die  Provinzialbank»  bei  einer  Erschöpfung 
er  Metallvorrats  der  „Ofieina  de  Cambio*'  und  einer  aber- 
maligen Entwertung  des  Papiergeldes  ihren  gesamtes  Gold* 
verrat  zur  Aufrechterhaltung  des  Konversionskurses  zu  ver- 
wenden.   Dieser  Goldvorrat  der  Bank  Itetrug  1807  rund 

2  Millionen  Pesos  fuertes,  und  hätte  das  Zurückziehen  von 
50  Millionen  Pesos  m  c,  d.  h.  eine  Vpnuiuderung  des  aus  älteren 
Emissionen  stammenden  Notenumlaufs  von  $  298457ti6Ö  mc 
um  ein  Sechstel,  ermöglicht 

AVesentlich  anders  lagen  die  Dinge  im  Jahre  1899.  Der 
Kouversionskurs  von  227,27  entsprach  nicht  einem  längere 
Zeit  konstant  gebliebenen  Wertverhältnis  zwischen  Gold  und 
Papier;  das  Umtauschgeschiift  sollte  nicht  einer  um^ichtig 
geleiteten  und  solid  fundierten  Bank,  wie  es  die  Provinzial- 
bank von  Buenos  Aires  1867  war,  Ubertragen  werden;  es 
fehlte  der  Rückhalt,  den  der  „Ofidna  de  Gambio*,  die  reUtiv 
bedeutenden  Goldreserven  der  Provinzialbank,  das  Vorhanden- 
sein einlösbarer  Noten  und  der  Kredit  der  Bank  und  der 


1  Unter  Metall  ist  hier  aasschlicrslidi  Gold  m  -versteheii.  Eb 

Umtausch  von  Noten  mc  gcpcn  Silber,  von  dem  Arendt  in  seinw 
Broschüre  „Herr  Keichsbankpräsident  Koch  und  die  Wahruncsi^nige* 
(Berlin  1895)  spricht,  hat  in  nennenswertem  Umfang  niconiA  statu 

gefunden,  da  in  der  Provinz  Buenos  Aires  Silber  fast  gar  nicht  im 
mlauf  war.  Es  ist  auch  ganz  irrip,  wenn  Arendt  den  Zufanimenhnich 
der  qOficina  do  Cambio**  mit  demKückgan^  des  ^Überpreises  im  Jahre 
1876  in  Verbindung  bringt,  denn  die  Krisis,  die  in  diesem  Jahre  der 
Einlösbarkeit  des  Papiergeldes  ni  e  ein  Ende  machte,  war  eine  reine 
Wirtsehafts-  und  Handelskrisi-  \n  der  argentinischen  Wirt<,  hnft?-  and 
Währungsgeschichte  hat  die  öiiberfrage  überhaupt  niemals  eine  Rolle 
gespielt 
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Provinz  reihst  geboten  hatten,  die  noch  mit  keiner  Teeren 
Schuld  belastet  war,  wHhreiiil  \^99  die  Nation  eine  aulsere 
Schulil  V  )!!  1^  abiillälVK)  Gold  und  eint-  innere  von  $  24702150 
Göhl  und  $  987r>110i)  Papier  zu  tragen  hatte. 

Auföcrdem  hatte  —  und  das  hiitte  zwar  nicht  für 
Uribnru,  aber  für  die,  denen  es  nach  ihrer  Behauptung  vor 
allem  ixm  die  Konvertierung  und  die  Herstellung  gesunder 
Valutaverh&ltnisse  zu  tun  war,  ausschlaggebend  erscheinen 
sollen  —  doch  gerade  das  Schicksal  der  „Oficina  de  Cambio" 
den  Beweis  geliefert,  dafs  auf  diesem  Wege  das  Ziel  einer 
nachhaltigen  Sanierung  der  Währung  nicht  zu  erreichen  war. 
Freilich  wnren  der  ..Oficina  de  Cambio"  schon  prlcich  nach 
Begiuu  ihrer  Tätigkeit  erhe))liche  Goldmengen  zugetiossen ; 
ihr  Gold  Vorrat  hatte  im  Jahre  \H7'^  die  stattliche  Hohe  von 
li;s(i_:  Mo  IVsüs  fuertes  erreicht,  und  es  war  von  1807  bis 
187(i  (dine  gröfsere  Schwierigkeiten  gelungen,  den  „Kon- 
versiouiskurs"  von  25  Pesos  ni  c  ~  1  Peso  fuerte  zu  behaupten; 
als  aber  dann  im  Mai  1870  die  Handels-  und  Wirtschaftskrisis 
die  Provinzialregierung  nötigte,  die  Bank  von  der  Verpflichtung 
zur  Einlösung  ihrer  Noten  zu  entbinden  und  diese  zum  gesetz- 
lichen Zahlungsmittel  zu  erklären,  hatte  sich  der  Betrag  der 
umlaufenden,  auf  moneda  corriente  lautenden  Noten  von 
Ä  298457  ()')<•)  ni  e  in  18(37  auf  ^  398000000  m'c  vermehrt,  zu 
denen  noch  $  10  510  055  jetzt  gleichfalls  uneiniösbar  gewordener 
Peso-fuerte-Xoten  kamen,  die  in  moneda  corriente  eine  Summe 
von  S  202  700377  mV  repräsentierten'. 

Man  sah  sich  dahe!-.  ;>]s  die  „Oticina  de  Camhio"  nach 
mehr  als  neunjiihrigeni  lu-ti  iien  ihre  Funktionen  für  immer 
einstellte,  nicht  nur  um  ki  inen  Schritt  weiter  gekommen  als 
1807,  man  sah  sich  im  Gegenteil  einer  viel  grölbereu  Menge 
uneinlösbaren  Papiergeldes  gegentlber,  und  die  Konvertierung, 
die  man  hatte  fördern  wollen,  war  in  weitere  Ferne  gerückt 
als  je  zuvor,  obgleich  die  „Oficina  de  Cambio"  zeitweise  mehr 
Gold  zur  YerfQgung  hatte,  als  erforderlich  gewesen  wftre,  um 
den  Gesamtbetrag  der  1867  umlaufenden,  auf  moneda 


*  Der  Bestand  der  «OficiDa  de  Cambio"  war: 


31.  Dezbr. 

$  Gold 

Neuemittiertcs  Papiergeld  ili,'c 
in  Umlauf 

1867 

:14H0  «81 

S7  022  082 

18C8 

5  34uai4 

509  850 

1869 

8877  700 

90942500 

1870 

7  001  583 

175  089  595 

1871 

10  527  .yjö 

203  i::;9  895 

1872 

15413  200 

385  330  002 

1873 

10  157  im 

253  941825 

1874 

6  242  224 

150  055  ii05 

1875 

2  823  989 

70  599  725 

1876 

4  872  942 

121823569 

1877 

158807 

8  720 175 
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corriente  lautenden  Noten  einzulösen.  Die  „Onciiia  dt  Cambio* 
hatte  wohl  dazu  beigetragen,  von  1867  bis  187G  Schwankungen 
des  Wertes  des  Peso  m/e  zu  yerhindern,  die  erstrebte  Sob- 
version  aber  hatte  sie  nicht  nur  nicht  zu  erleichtem  vermocJit 
sie  hatte  ihr  vielmehr  geradezu  entgegengewirkt,  weil  die  bei 
Beginn  ihrer  Tätigkeit  bereits  vorhandene  Notenmenge  Ton 
dem  Umtausehgeschäft  nicht  beeinflofst  werden  konnte  und 
sollte 

Da  nun  aber  nicht  nur  die  Vorschlngc  Triburus  auf  eine 
'Wipdprliolung  des  mifsglückten  Experimentes  der  Provinz 
Buenos  Aires  hinausliefen,  sondern  das  Provinzialgesetz  vom 
3.  Januar  IbOT  auch  auf  die  Fassunsr  des  Artikels  7  des  ersten 
Gesetzentwurfs  der  Regierungsvorlage  ütten1)ar  nicht  ohne 
Kinflufs  geblieben  war^,  so  ist  das  Schweigen  der  Moiive  zui 
Währungsvorlage  über  den  doch  sicher  beachtenswerten 
Pr&zedenzfall  des  Versuchs  einer  Ähnlichen  W&hrangsreform 
in  der  Provinz  Buenos  Aires  wohl  aus  dem  Wunsche  zu  er- 
klftren,  nicht  zur  Unzeit  die  Erinnerungen  an  den  Mifserfolg 
jener  Konvertierungsbestrebungen  wachzurufen.  Dafs  jeder 
Hinweis  auf  die  „Oficina  de  Cambio"  unterblieb,  war  wohl  1 
auch  mit  durch  den  Umstand  veranlafst,  dafs  der  fr&here  ' 


'  D:is  Gosetz  vom  3.  Jiimuir  1^07  wurde  von  d»^r  Regierunjr  der 
J'rnvirtz  Hueiios  Aires  uiitt'r  andt'rt'm  auch  diimit  motiviert,  daf*  di« 
umlautende  Notenmenge  {$  290  461 656  m/c)  für  die  Bedürfnisse  des 
Geschäftsverkehrs  nicht  ausreichend  erscheiDe. 

2  Auch  dl«'  nestimmungen  dor  ReginrungsroH:\L'''  übor  <lio  Wuihuii 
des  Konversionsfouils  erinnerten  vielfach  an  Vorbilder  ans  «l-^r  Finanz 
geschichtc  der  Provinz  Buenos  Aires.  1803  hatte  der  Gouverneur  Mah^iit^ 
SfMivedra  der  Provinziallegislatur  ein  Projekt  vorgelegt,  das  die  Kob- 
vertierung  des  Papiergeldes  m  e  im  Yernältnis  von  25  zu  1  für  den 
1.  Januar  1866  in  Aussicht  genommen  hatte.  Den  Konversionsfonds  sollten 
bilden:  1.  das  Kapital  der  Bank  der  Provinz,  2.  der  Reingewinn  der 
Bank,  3.  die  Zuschfagssölle,  4.  der  VerkaufaerUis  von  800  Legnas  Staats- 
Under^en. 

Die  Vorlage  wurde  abgelehnt,  aber  im  nächsten  Jahre  eine  gaos 
ähnliche  zum  Gesetz  erhoben.  Diese  bestimmte  sur  Büdong  des  KMf 
vcrsionsfonds:  1.  das  Kapital  und  den  Reingewinn  der  Bank  der 
Provinz,  2.  die  Zuschlagszöfle,  8.  den  Erlöf  ntis  dem  Verkauf  d-  r  „Bueno-* 
Aires-Westbahu" ,  4.  aen  Verkaufserlös  von  Ötaatsländereien ,  5.  eint 
Anleihe  von  $  4000000  fnertes.  Das  Gesetx  kam  nicht  anr  AntlQhnuig, 
da  die  Anleihe  zu  den  gewünschten  Bedingongen  nicht  an  rcalisierea 
war,  und  der  Verkauf  von  StnnfslJlnderfien  nur  lan^am  von  statten 

ging.  Unter  diesen  Umständen  erwies  es  sich  als  unmöglich,  bU  xu 
em  bestimmten  Termin  —  1.  Jnli  1865  —  die  znr  Dnrcnfahmnitr  der 
Konversion  erforderlichen  Summen  zu  beschaffen,  und  da  die  Provinzisl- 
regierung  sich  der  Gefalir  eine=?  Rficksohlaga  nicht  aussetzen  wollt?, 
unterblieb  die  Ausführung  des  ücäet/.ea.  Man  sieht,  wie  viel  vor- 
sichtiger und  gewissenhafter  Regierung  und  Gesetsgebung  der  Pmvioz 
zu  ^^  erkc  gingen  als  1809  die  Nationalregieruhg  und  der  Konsrrt  f; 
Freilieh  hatte  man  es  damals  in  der  Provinz  Buenos  Aires  rII#»3  £m>tHs 
auf  die  Konvertierung  des  entwerteten  Papiergeldes  und  die  Herstellung 
einer  wertbeständigen  Valuta  abgesehen,  wfthrend  die  Wlbraogsreform 
von  1899  ganz  andere  Ziele  verfolgte. 


Digitized  by  Google 


XXIV  5.  öl 

Fiuauzmiuister  Dr.  Victoriuo  de  la  Plaza,  einer  der  ent- 
scluedensteii  Gegner  jtdcb  staatlichen  Eingriffs  in  die  Be- 
wegungen des  Valutawertes,  wenige  Tage  vor  dem  Einbringen 
der  W&hniDgs vorläge ,  am  26.  August  1899,  in  einem  von 
Tausenden  besuchten  öffentlichen  Vortrage  Ober  die  Wflhmngs» 
frage  warnend  auf  den  Bankrott  der  „Ofieina  de  Cambio" 
und  seine  verhängnisvollen  Folgen  hingewiesen  hatte. 

Die  Mühe,  die  sieh  Uriburu  mit  der  Ausarbeitung  seines 
Währungsreformplanes  gemacht  hatte,  sollte  nun  zwar,  wie 
sich  von  Anfang  an  voraussehen  liefs,  nicht  durch  die  un- 
veränderte Annahme  seiner  Vorschläge  im  Kongrefs  belohnt 
werden,  aber  sie  war  ni(  ht  umsonst  aufgewendet  worden,  denn 
Dr.  Pollegrini.  der  mit  dorn  Senator  Figueroa  Alroita  die 
MelnlKMl  der  Finanzkoniiiiissien  des  Senats  bildete,  in  der 
rri])iiiu  die  Minorität  darstellte,  akzeptierte  alsbald  für 
Artikel  7  des  ersten  Gesetzeiitwui  fs  der  Währungsvorlage 
fiiie  Fa.>5>ung.  die  ganz  dem  Plane  Uriburus  entsprach.  Die 
Kouversiouskasse  sollte  jedem,  der  ihr  $  1  Gold  zum  Um- 
tausch präsentierte,  $  2,27  neu  emittiertes  Papier  aushändigen, 
das  ihr  angebotene  Papiergeld  aber  nur  bis  zur  Höhe  ihres 
durch  Umtausch  gegen  Papier  erhaltenen  Goldvorrats  umzu- 
wechseln gehalten  sein. 

Durch  diese  veränderte  Fassung  des  Artikels  7  wurde  fttr 
die  Kegieruug  jede  Verpflichtung  beseitigt,  sich  irgendwie 
darum  zu  bemühen,  den  „Konversionskurs"  von  227,27  auch 
bei  Steigeuder  Tendenz  des  Goldpreises  zu  halten,  und  die 
Knnversionskasse  zu  dem  gemacht,  was  sie  nach  dem  ur- 
spnnii:lich(»n  Plane  Tni-nquists  sein  sollte:  ein  nntnni:itis{'h 
finiktienierender  A|»[)arat  zur  Verhinderung  der  Wertsteige- 
ruug  der  Pajdervaluta. 

Die  Ke^ieruiiir  brauchte  sich  jetzt  nur  noch  dannu  zu 
kfinnuern,  daTs  die  Wertsteigerung  der  Paiiierwäliruii;z  nicht 
über  das  Niveau  des  Kurses  von  227,27  liiuaus^inge :  ühei-  der 
S«»rge,  wie  sie  eineui  Sinken  des  Valutawertes  unter  diesen 
Stand  steuern  könnte,  der  sie  sich,  wenn  nicht  nach  dem 
Wortlaut  der  Vorlage,  so  doch  nach  den  Motiven  nicht  ganz 
entschlageu  durfte,  war  sie  ledig.  Sie  konnte  diesem  Sinken 
mit  aller  Buhe  und  verschränkten  Armen  zusehen,  und  den 
Kreisen  der  Bevölkerung  Argentiniens,  die  eine  Verhinderung 
der  Wertsteigerung  der  Valuta  nur  dann  nicht  als  seiiwere 
Schädigung  iiirer  Interessen  ansehen  mulsten,  wenn  zugleich 
die  Schwankungen  des  Währungswertes  beseitijit  wurden, 
Miel)  als  Bürirschaft  iiir  die  Erfüllung  ihrer  W'ünsche  nur 
<ias  \'ers})r»'<  lM>ii  einer  künltiizen  Konversion,  die  so.  wie  sie 
geplant  war,  kaum  je  verwirklicht  werden  konnte,  wi'il  sie 
zur  Voraussetzung  hatte,  dafs  das  Unmögliche  möglich  zu 
machen  sei. 

Forsohangen  XXIV  5  (115).  —  Wulff.  6 
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Dafs  die  Konvertierung  des  Papiergeldes,  selbst  wean 
die  Bildung  eines  Koiiversionsfoiids  nach  den  Bestimmungen 
der  Währungsvorlage  möglich  iiewesen  wfire,  keine*^ falls  vor 
zehn  bis  zwölf  Jahren  in  Angnti  genommen  werden  konnte, 
ist  schon  früher  ziflfernnuilsig  zu  erweisen  versucht  worden: 
dafs  sie  aber  auch  dann  nicht  durchgeführt  würde,  wenn  uach 
Ablauf  dieser  Frist,  was  niemand  annehmen  konnte,  wirklich 
die  Mittel  dazu  vorhanden  gewesen  wären,  erschieu  ISi^  so 
gut  wie  gewifs,  weil  die  Bevölkerungsgruppen,  deren  Wünsche 
und  Anschauungen  die  neue  Währungspolitik  der  Regierung 
Tertrat,  an  dem  dauernden  Tiefstand  des  Yalutawertes  ein 
grofses,  an  der  Konversion  aber  gar  kein  Interesse  hatten,  und 
ihr  Einflufs  auf  Finanz-  und  Wirtsehaftspolitik  naeh  xebn 
Jahren  ein  noch  viel  bedeutenderer  zu  sein  versprach. 

Denn  als  letzter  Termin,  bis  zu  dem  für  Argentinien 
tiberhaupt  eine  Mögliclikeit  bestand,  aus  der  Wahruogsmisere 
herauszulv'niiiiiif^n ,  mulste  damals  der  l'l.  Oktober  der 
Tag,  an  liein  Ueueral  Koca  seme  Uegiei ungsperiode  lit-mdigte. 
gelten,  und  es  wäre  diesem,  hätte  er  sich  nicht  zu  den  An- 
schauungen Pellegriiiis  hekehrt.  aller  Wahr^clieinlichkeit  nach 
ohne  grol'se  Mühe  gelungen,  eine  kouveriiei uug  der  Tapier- 
valuta  zu  einem  zwischen  200  und  150  liegenden  Kurse  zu 
ermöglichen,  wenn  er  es  gewollt  b&tte,  da  bei  dem  groCBen 
Vertrauen,  das  General  Roea  im  Auslände  wie  im  Inlande 
entgegengebracht  wurde,  die  Aufnahme  einer  Anleihe  zu 
Konvertierungszwecken  schwerlich  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten gemacht  hätte,  so])aId  nur  der  feste  Wille  der  Regierung, 
wieder  zu  gesicherten  Währungsverhilltnissen  zu  gelangen, 
aufser  Zweifel  gestellt  ^ar.  Aber  die  Konversion  hätte,  dar- 
über konnte  im  Jahre         kt  in  Zweifel  sein,  vor  dem  AMauf 
der  Amtsperiode  des  Generais  Roca  zur  volh  ndeten  Tatsache 
geworden  sein  müssen,  denn  als  sein  präsumtiver  Nachfulger 
war  kein  anderer  als  Dr.  Pellegrini  anzuseilen.    Im  Augen- 
blick, wo  dieser  einen  so  glänzenden  Erfolg  davongetragen 
hatte,  konnte  niemand  ahnen,  dafs  es  im  Juli  1901  Über  die 
Unifizierung  der  äufiseren  Schuld  zum  unheilbaren  Bruche 
zwischen  General  Roca  und  Dr.  Pellegrini  kommen  werde, 
und  dieser  sich  plötzlich  seines  ganzen  EinHusses  beraubt 
sehen  sollte.  1899  schien  seine  Machtstellung  in  der  herrschen- 
den Nationalpartei  und  damit  im  Staate  fest  und  dauernd 
begründet,  seine  Kachfolgc  im  Präsidentenamt  uuhedingt  ge- 
sichert, und  da  es  nach  seiner  titellung  zu  »h'Ti  finanzpolitischcu 
Problemen  der  h  tzten  Jahre  längst  bekannt  war.  dafs  er  für 
Länder  mit  junj^er  Kultur  die  reine  rajiierwährung  fttr  die 
beste  Valuta  unter  allen  mö^ilicheu  hielt,  so  mufste  man  -ich 
sagen,  dafs  die  Lösung  der  Wahrua^^lrage  durch  Konvertierunji 
des  Papiergeldes  bis  nach  dem  12.  Oktober  luu4  verschieben 
sie  ad  ealendas  graeeas  vertagen  hiefse. 
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Unter  diesen  Umstftaden  war  die  eigentliche  Bedeutung 
der  WfthningBvorlage  nicht  in  der  Wirkung  zu  suchen,  die 
sie  unmitteltMir  oder  spater  auf  den  Stand  des  Valutawertes 
üben  konnte;  ihre  wahre  Bedeutung  lag  vielmehr  darin,  dafs 
sie  ein  währungspolitisches  Programm  darstellte  und  den  Satz, 
dafs  für  die  argentinische  Landwirtschaft  und  Industrie  die 
flauernde  Eutwertun<^'  der  Wrihrung  eine  Lebensbedingung  sf'i, 
zur  Geltung  eines  hnanzpolitisrfien  Prinzips  erhob,  m  dem 
sich  auch  die  Regin  ung  bekennen  durfte.  In  der  Foli^o  sollt(5 
dieser  Gesichtspunkt  immer  mehr  in  den  Vordergrund  treten. 


6* 
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Der  Ver5ffeDtlichung  der  Wührungsvorlage  folgten  Tage 
fieberhafter  Aufregung.  In  den  hauptstädtischen  Zeituimen, 
von  denen  „Diario".  „Tienipo"  und  jetzt  auch  „Tribuna"  fOr 
das  Konversionsgesetz  eintraten,  wHhrend  die  grol'sen  Morgeu- 
blättpr  ,.Naci('>n"  imd  ^Prensn''  sowie  —  mit  Ausnahme  der 
^Buenos  Aires  HandelszeitunLi"  und  der  ^Review  of  the  River 
Plate  "  — <lie()i-^ane  der  deutsclien,  englis(dien.  französisrh^n. 
italienischen  und  spaiiisclien  Külonie  es  hekäni|d"ten.  eiitlaiiiHite 
die  Debatte  mit  erneuter  Heftigkeil;  an  der  Tiiiversittit  übte 
der  Professor  der  Nationalökonomie  Dr.  Terry  \  der  früher 
•  Finanzminister  gewesen  war  und  über  die  Krisis  von  18b9 
und  1890  ein  bemerkenswertes  Buch  geschrieben  hatte',  in 
seinen  Vorlesungen  scharfe  Kritik  an  der  Vorlage,  gegen  die 
sich  aucli  der  gewesene  Finanzminister  Emilio  Hangen  in 
einem  öffentlichen  Vortrage  aussprach.  Von  der  Handels- 
kammer der  Börse,  der  spanischen,  italienischen  und  franzö- 
sischen Handelskanmier  und  —  bomorkenswerterweise  —  auch 
von  der  „Liga  Agraria",  einer  Vei cinii^uii'j  von  Grofsgrund- 
besitzern  der  Provinz  Buenos  Aires,  sowie  dorn  „Centrf«  de 
Coniercio"  wurden  Massenpetitiunen  gegen  die  VVjthruiiL'^- 
reform  vorbereitet,  und  auf  der  anderen  Seite  von  dea  lu- 
dustrielK  ii  und  den  Vertretern  des  KxporÜuuidel.s  ein  l'etitions- 
stunn  zugunsten  der  Konversion  organisiert,  wobei  jetzt  auch 
zum  erstenmal  emstlieh  und  mit  Erfolg  versucht  wurde,  iu 
den  Provinzen  für  die  Reform  Stimmung  zu  machen.  Selbst 
an  die  Veranstaltung  öffentlicher  Demonstrationen  wurde  in 
beiden  Lagern  gedacht,  doch  kam  es  schliefslich  nicht  zu  den 
geplanten  Meetings. 

Die  Petitionen,  die  in  nicht  geringer  Anzahl  für  und 
gegen  die  „Konversion"  beim  Kongrefs  einliefen,  bedürfen 
kein(M'  nnlieitMi  Krörternng.  da  sie  auf  die  Entsrliliefsungen 
des  Parlaments  so  weni^^  v(»n  i-lintlurs  wai'Mi  wie  die  IPiltuni: 
der  i'resse,  zu  der  als  bemerkenswert  nur  zu  erwäbneu 


>  Dr.  Terry  ist  jetst  lEtiwnzininifiter  im  Kabinett  des  Präsidenten 
Quintana. 

*  Terry  t  La  crisis. 
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(lafs  die  argentinischen  Blätter,  die  Gegner  der  Vorlatro 
waren,  mit  schwer  begreif  lieber  Hartnäckigkeit  die  Fv:\^o  der 
Konversion  in  erster  Linie  als  eine  Rechtsfrage  bcliaiitleltea 
und  Regierung  und  Kongrefs  tlberhaupt  die  Befugnis  bestritten, 
die  Einlösung  des  Papiergeldes  anders  als  zum  Barikurs  an- 
zuordnen, während  die  „fremden"  Zeitungen,  um  den  iu 
Argentinien  fibliehen  Ansdnick  zu  gebrancnen,  das  Haupt- 
gewicht auf  den  Nachweis  der  Unmöglichkeit  legten,  auf  dem 
eingeschlagenen  Wege  jemals  zur  Konvertierung  des  Papier- 
geldes zu  gelangen.  Bafs  es  auf  diese  auch  gar  nicht  ab- 
gesehen, sondern  der  eigentliche  Zweck  der  Währungsreform 
die  Verhinderung  eines  weiteren  Steigens  des  Valutawertes 
sei,  wurde  da^rr-rcn  von  den  einen  wie  den  an<iereii  l>etont. 
Die  Freunde  des  (ic^etzt's  rückt»Mi  bald  die  Vorteile,  die  der 
Industrie  und  Landwirtschaft  aus  der  Fortilauer  der  Valuta- 
entwertuug  erwachsen  wünbMi,  babl  den  Nutzen  in  den  Vorder- 
grund, den  die  Beseitigung  der  Kursschwankungen  bringen 
sollte,  objzleich  beides  zugleich  kaum  einer  einzigen  Inter- 
essenteiigiuppe  willkommen  sein  konnte. 

Die  Finanzkommission  des  Senates,  an  die  nach  der  im 
argentinischen  Parlamente  ftblichen  Geschftftsbehandlung  die 
Währungsvorlage  ohne  vorherige  Debatte  verwiesen  worden 
war,  kam  mit  ihrem  Berichte  nicht  so  schnell  zustande,  wie 
bei  dem  Umstände,  dafs  sie  nur  drei  Mitglieder  zählte  und 
Pellegrini  selbst  den  Vorsitz  in  der  Kommission  führte,  zu 
erwarten  war.  Der  Grund  dieser  Verzögerung  lag  in  der 
abweichenden  Stellung,  die  Senator  1  raiieisco  Friburu  zu  dem 
Konversionsgesrtz  einnahm,  und  deren  schon  frlUier  bei  der 
Kritik  der  Vorlage  Kr\viilinun<4  geschehen  ist.  Die  Mehrheit 
der  Kommission,  d.  h.  i'ellegrini,  eignete  sich  nun  zwar,  wie 
gleichfalls  l)ereits  erwähnt,  den  Vorschlag;  L'riburus,  der  Kon- 
versionskasse das  Recht  der  Notenemission  einzuräumen,  an 
und  gab  dem  Artikel  7  des  Gesetzentwurfs  I  eine  dem- 
entsprechend veränderte  Fassung;  im  Übrigen  aber  führten 
die  Verhandlungen  in  der  Kommission,  die  sich  hauptsächlich 
um  den  Konversionskurs  drehten,  zu  keiner  Einigung,  und 
schliefslich  blieb  nichts  anderes  übrig ,  als  dem  Blenum  zwei 
gesonderte  Berichte  zu  erstatten.  Die  Kommissionsmehrheit 
hatte  an  der  Rejxiorun^svorla^e  im  wesentlichen  nur  Artikel  7* 
des  (Gesetzentwurfs  1  abi;eän<iert  und  boantrairte,  im  übrigen 
die  Entwürfe  T,  III  und  IV  unverän«lert  anzunehmen,  den 
II.  aber,  der  sieb  auf  die  Ermäfsigun?  des  lo^'oif  t'u  Zu'^chlacrs- 
zolls  bezog,  sofort  dvv  Deputiertenkammer  zu  ül)er\vei>en,  weil 
h  der  argentinischen  Verfassung  Steuergesetze  nur  bei  der 
Kaiamer  eingebracht  werden  dürfen. 

1  Der  Artikel  hatte  jetzt  den  Zusats  erhalten:  Die  Konversions- 
kasse wird  das  aur  Auafuhning  dieaes  Gesetzes  erforderliche  Papiergeld 
emittiereu. 
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Am  10.  September  beganu  die  Beratung  des  Konversions- 
gesetzes  im  Plenum  des  Senats,  die  Dr.  Pellegrini  als  Bericht* 
erstatter  der  KoBunianommehrheit  mit  «ner  grofsen  Bede 
einleitete,  die  die  ganze  erste  Sitzung  und  einen  groften  Teil 
der  zweiten  an^llte.  Was  er  aber  zugunsten  der  Vorlage 
zu  sagen  wufste,  war  gerade  so  widerspruchsvoll  und  ebenso- 
wenig stichhaltig  wie  die  Argumente,  die  Ton  den  Verteidigen 
der  Währungsreform  in  der  Presse  vorgebracht  worden  waren. 

Er  begann  mit  der  Bemerkung,  dafs  ein  Interessengegen- 
satz zwischen  Landwirtscliaft,  Industrie  und  Handel  nicht 
bestehe  und  nicht  bestehen  könne,  weil  das  Wirtschaftsleben 
eines  Volkes  stets  das  Kt  sultat  des  harmonischen  Zusaunueü- 
wirkens  aller  wirtschattli  In  u  Kräfte  sein  müsse  und  des- 
halb,, was  den  Handel  schädige,  auch  die  Produktiun  nicht 
fördern  könne;  aber  um  zu  ersehen^  wie  es  mit  der  RicLtig- 
keit  dieser  Behauptung  hestellt  ist,  hraneht  man  nur  zu  be- 
denken, dalh  in  Argeutinien  die  Landwirtschaft  hohen  Geld- 
kurs in  Verbindung  mit  Erniedrigung  der  Zollsehranken,  die 
Industrie  hohen  und  schwankenden  Kurs  in  Verbindung  mit 
hohen  Schutzzöllen,  der  Handel  niedrigen  und  stabilen  Kurs 
in  Verbindung  mit  einer  Ermäfsigung  der  Einfuhrzölle 
wtinschen  mufs,  und  der  Staat  mit  Rücksicht  auf  seine  grofsen 
Verpflichtungen  in  (iold  eine  Erhöhung ,  niit  Rücksicht  auf 
seine  Einnahmen  in  Papier  aber  ein  Sinken  dv<  \  aluta wertes 
willkommen  zu  heii'sen  Anlafs  hat.  Unter  diesen  Umstandeu 
von  einer  wahrungspolitischen  Inten  si^enharmonie  zwiscnea 
Landwirtschaft,  Industrie  und  ILnnlül  zu  sprechen,  erscheint 
geradezu  widersinnig;  aber  rellegiiui  setzte  dieser  ßchaupiuiig 
noch  die  Krone  auf  durch  die  Erklärung  ,  dafs  der  Handel^ 
der  stets  nachdrücklich  eine  wirklich  stabile  und  hochwertige 
Valuta  verlangte,  von  einer  schwankenden  und  'entwerteten 
Währung  nur  Nutzen,  Landwirtschaft  und  Industrie  aber,  die 
doch  gerade  vom  Staate  forderten,  dafs  er  ihnen  die  Vorteile 
der  havarierten  Währung  dauernd  sichern  solle,  nur  Schaden 
hätten,  —  was  die  Tatsachen  geradezu  auf  den  Kopf  stellen 
hiefs. 

Diesem  Beginn  entsjjrnch  der  weitere  Verlrtnf  fler  Rede 
reliegnuis,  die  bald  in  breuneiidtTi  1  ;iil>en  die  Geialiren  und 
Nachteile  der  Wertsteigerung  des  i'apit  rgeldes  für  Landwirt- 
schaft und  Industrie  schilderte  —  sie  sollte  bei*eits  die  Aus- 
wanderung von  3000O  Arbeitern  verschuldet  haben  — ,  bald 
die  schwankende  und  entwertete  Valuta  als  die  schlimmste 
aller  Kalamitäten  und  die  Beseitigung  des  Zwangskurses  durch 
die  Konvertierung  des  Papiergeldes  als  eine  Aufgabe  bezeich- 
nete, deren  Lösung  nicht  länger  verschoben  werden  dQrfe. 
Sache  dos  Staates,  erklärte  er,  sei  es,  durch  Gesetz  einer 
weiteren  Erhöhung  des  Valutawertes  vorzubeugen,  ein  aber- 
maliges Sinken  zu  verhindern,  aber  Sache  der  Arbeit  und 
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Produktion,  uiul  den  Einwand,  dafs  das  Konversion s^^osetz  nur 
gegen  ein  Steigen,  nicht  aber  gegen  einen  abennaligeu  Rück- 
gang des  Währungswertes  Gewähr  biete,  wies  er  mit  der 
Bemerkung  zurück,  dafs  man  von  der  Produktion  freilich 
nicht  erwarten  kOnne,  dafs  sie  das  Sinken  des  Valutawertes 
aufhalte,  wenn  si^  seihst  lahmgelegt  sei,  dafb  aber  der  Gesetz- 
geber mit  der  Möglichkeit  von  Katastrophen  nicht  rechnen 
darfe.  Und  dabei  war  es  kaum  drei  Jahre  her,  seit  die 
Heuschrecken  die  ^rcsanite  Weizenernte  der  Provinzen  Santa 
Fi''.  Cördoba  und  Kntre  Rios  vernichtet  hatten,  und  kaum 
«irei  Wochen,  seit  das  Hochwasser  die  Weizenfelder  des  Terri- 
toriums Chnbiit  zerstint  hatte. 

Die  Behauptung  der  Gegner  des  Gesetzes,  dais  Artikel  7 
des  Entwurfs  I  eine  neue  Kmission  involviere,  erklärte  IVlle- 
giini  tui  j^aiiz  unhe«4run(iet,  denn  wenn  sie  auch  durch  die 
veränderte  Redaktion  des  Artikels  im  Sinne  der  Vorschläge 
Uriburus  (s.  S.  77)  einen  Anschein  von  Berechtigung  erhalte, 
so  werde  sich  in  der  Praxis  die  Sache  doch  so  gestalten,  dafs 
die  Konversionskasse  mit  dem  Umtausch  von  Gold  gegen 
Papier  und  umgekehrt  gar  nichts  zu  tun  bekomme,  weil  dieser 
Tauschverkehr  sich  ganz  von  selbst  hei  dei-  Bank  der  Nation 
vollziehen  werde.  An  diese  allein  würde  das  Publikum  sich 
wenden :  die  Konversionskassf  V»v;iiu'he  daher  nur  die  Berech- 
tigung, Pajiier  uud  Gold  zum  Kur.se  \o!i  'j27.27  umzutauschen, 
aber  keine  eigenen  Mittel  zur  Ausftlhi  inüf  des  Artikel  7,  und 
es  handle  sich  somit  nicht  um  fimissiou«  sondern  um  „Sub- 
stitution". 

Dais  liier  die  Opposition  nicht  einsetzte  und  diese  wunder- 
liche Interpretation  nicht  zum  Anlaf^  nahm,  in  der  Spezial- 
debatte  den  Antrag  zu  stellen,  im  Artikel  7  nun  wirklich  die 
&nk  der  Nation  der  Konversionskasse  zu  »substituieren*  und 
die  Emissionsklausel  zu  streichen,  he  weist,  wie  wenig  die 
Gregner  des  Gesetzes  der  Lage  gewachsen  waren:  doch  bleibt 
zu  berücksichtigen,  dafs  auch  politische  Gründe  ihnen  Zurück- 
haltung ratsam  machten.  Sie  gehörten  bis  auf  zwei,  die  aber 
an  der  Dehatte  gar  nicht  teiln;i)inien.  derselben  Partei  an  wie 
Pelle*;rini  seihst  und  louf'^ten  fürchten,  sich  den  frrf;ihrlir)n'n 
T'uwilh^n  dt's  Musclirineud  allmächtigen  Mannes  zuzuziehen, 
wenn  sie  ern^Ul(  ii  versuchten,  seine  Absichten  zu  (hnrlikreuzen. 
Das  wäre  aber  mit  einem  solchen  Antrag  (der  deshalb  auch 
keine  Aussicht  aul  Annahme  gehat»i  lültte)  geschehen,  denn 
Artikel  7  konnte  dann  einer  wirklichen  Sanierung  der  Valuta 
den  Weg  bahnen,  und  diese  sollte  durch  das  Eonversionsgesetz 
nicht  ermöglicht,  sondern  gerade  verhindert  werden.  Es  sollte 
ja  nicht  blofs  einer  weiteren  Erhöhung  des  Währungswertes 
vorgebeugt,  sondern  vor  allem  auch  jede  Wirkung  eines 
späteren  stärkeren  Goldzuflusses  auf  die  bereits  vorhandene 
Papiergeldmenge  ($  21»5 105967  m'n)  ausgeschaltet  werden. 
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Das  verbürgte  der  Artikel  7  in  seiner  von  Pellegrini  vor- 
geschlagenen Fassung,  die  deshalb  unangetastet  bleiben  niufste 

Zum  Schlufs  seiner  Rede  erklärte  Pellegrini,  dafs  die 
Vorlage  nur  von  einer  Handvoll  skrupelloser  Kaufleute  der 
Bundeshauptstadt  und  von  beruf?in;irFig:en  Nörglern  und 
„Nihilisten"  bekämpft  werde.  diV  d'M-  Krmvor-;inii  Opposition 
machten,  wie  sie  jeder  anderen  tiiianzpoliti>cliei]  Mafsregel 
widerstrebten,  und  ja  auch  durch  ihr  Geschrei  die  Kinfulirung 
des  Branntweininoüüpols  verhindert  und  so  die  Nation  um 
eine  Einnahme  von  40  Millionen  I*esos  Gold  gebraclil  hauen. 
Das  war  ein  Vorwurf,  der  sich  allerdings  gerade  im  Munde 
Pellegnnis  wunderlich  genug  ausnahm,  denn  er  selbst  sab  ja 
in  der  Wertsteigerung  des  Papiergeldes  das  gröfste  Unheil 
fttr  Argentinien;  er  natte  in  seiner  Rede  mit  dem  ganzen 
Aufgebot  seil  1  oratorischen  Begabung  die  verh&ngDiSTOllen 
Folgen  get^childert,  die  das  Sinken  des  Goldkurses  für  die* 
gesamte  Produktion  des  Landes  haben  müsse,  und  da  es  doeh 
nicht  zweifelhaft  sein  konnte,  dnf?  eine  plötzliche  Vermehrung 
der  (ioldvorn^te  um  4<>  Millionen  Pesos  d;i^  Steigen  d*^^ 
Valutawertes  aulserordentlich  belOrdert  und  beschleunigt 
hätte,  so  war  für  die  Freunde  der  Walirun^>refonn  weit 
eher  Gnmd,  das  Scheitern  der  Monop(dplaue  als  t  ine  glück- 
liche Fügung  zu  preisen.  Halte  doch  auch  der  Finanzminister 
Dr.  Rosa  den  Verzicht  auf  die  Branntweinsteueranleihe  aus- 
drücklich mit  dem  Wunsche  motiviert,  die  Wertsteigerung 
des  Papiergeldes  nicht  noch  zu  beschleunigen. 


^  Die  Voraussa^'^c  Peliejorrinis  hat  sich  denn  «ich  nichterfüllt.  Da* 

Publikum  sucht  fiUcrdings  die  Konverf!OTi-kri--i'  nur  an^nahm^TTfige  r.-^f, 
weil  es  bei  den  Baukeu  Geld  zum  Konvcraionäkurtfc  erhalten  kann,  aber 
die  Banken  selbst  tauschen  das  ihnen  über  den  notwendigen  Betriebs- 
fonds in  Gold  hinaus  zufliefgende  Gold  bei  der  Konversion ska.sse  sefifu 
Papier  um  und  «orgen  so  für  die  beständige  Vermehrun;/  '\r<  unilaufendeji 
Papiergeldes.  Wäre  die  erwähnte  Änderung  des  Artikeiö  7  mogUch  ge- 
wesen, so  hfttte,  wie  man  heute  sagen  kann,  die  Sanierung  der  Yalnta 
sich  als  unvermeidliche  Fol^e  ergeben,  denn  w&ren  die  45  Millionen 
Peso?  Gold,  über  die  im  Juli  1904  die  Konversionskasse  verfugte,  von 
der  Bank  dav  Nation  gegen  Papier  aua  ihreu  eigenen  Beständen  ein- 
getauscht worden ,  so  hatte  die  Bank  nicht  nur  ihr  ganses  Kapital 
r)0(XK)0OO  Papier)  In  Gold  konvertioron  köniu'n,  sie  wäre  auch  ge- 
zwungen gewesen,  Gold  in  ^rrrifsrrpn  Mengen  in  den  Verkehr  zu  hrinsren, 
in  dem  es  jetzt  gerade  su  wenig  erscheint  wie  1891,  zur  Zeit  des 
hSchsten  Kursstandes.  Die  Spannung  zwischen  dem  Zinsfiifs  fÖr  Gold 
und  dem  für  Pnpifr  wrire  dann  vermindert  worden  rtnd  Fchliefslich 
ganz  verschwunden,  und  die  Bevölkerung?  hattp  sich  alimählich  mit 
dem  Bcwufstsein  erfüllt,  dafs  eine  Konvertieruui,^  de^i  Papiergeldei 
möglioli  .-^ci  und  in  absehbarer  Zeit  bevorstehe,  während  jetzt  naä  wie 
vor  für  die  Argentiner  Geld  —  Papier  ist,  und  di«*  Banken  geradezu  ge- 
zwungen üiadf  ihre  disponiblen  Goldvorräte  auf  das  Mafs  des  unbedingt 
Notwendigen  zu  beschrftnken  und  neue  Goldrimessen  der  Konveraion^- 
kasse  zuzufQhren,  weil  sie  sonst  des  Vorteils  des  höheren  Zinsfuf'^e« 
für  Papier  verlustig  j^in^ren  und  überhaupt  den  Kreis  ihrer  GeacbÜte 
wesentlich  einengen  müfsten. 
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Der  Kaiüpi  uiii  die  Wäbruug,  so  schlofs  Pellegriui  seine 
Rede,  sei  ein  Kampf  zwischen  dem  arbeitenden  und  produzie- 
rendeo  Volke  der  Provinzen  und  den  von  der  Arbeit  der 
anderen  lebenden  Spekulanten  der  Bundeshauptstadt,  aber 
wie  einst,  so  würden  auch  diesmal  die  Provinzen  der  Haupt* 
Stadt  ihren  Willen  auf/^yi^gen. 

Nach  Peilegrini,  auf  dessen  Ausführungen  ich  näher  ein- 
gegangen bin,  weil  er  die  gröfste  geistige  Kapazität  unter  den 
Freinulen  der  Währungsreform  war,  erstattete  Senator  T^riburu 
für  die  KommissioiisiiiinthM-heit  —  sio  Lestaiid  aus  seiner  eigenen 
Person  —  Bericht  j  indem  er  im  >u\uv  seiner  frt\her  (siehe 
S.  77)  erörterten  Vorschläge  die  Veriiuiekung  der  Bet^treltuiiucii 
zur  Krhaltung  eines  dauernden  Tiefstandes  des  Valuta  wert  es 
mit  der  Kunveisiua  bekäiupfte  und  nachzuweisen  versuchte, 
dai's  die  letztere  auf  dem  in  der  Kegierungsvorlage  vor- 
gezeichneten Wege  niemals  erreicht  werden  könne. 

Als  nilchster  Redner  kam  dann  der  Finanzminister  Dr.  Rosa 
zu  Wort.  Er  erklärte  die  Regierungsvorlage  als  die  Frucht 
langer  und  reiflicher  Erwägungen  ^  und  knüpfte  daran  die  Be- 
merkung, dais  er  nirht  reelit  begreife,  wie  sie  so  ausgedehnte 
Erörterungen  in  der  Presse  habe  hervorrufen  können,  da  doch 
die  Konversion  eine  so  einfache  und  elementare  Frage  sei, 
dals  jedes  Lehrbuch  der  Finanzwisseiischaft  ihre  Lt>suug  an 
die  Hand  gebe.  Der  "Minister  Itezeichiiete  es  dann  als  un- 
bedingt notweiidij^.  der  Wertsteigeruüg  der  Valuta  Einhalt  zu 
tun,  die  bereits  eine  auttilllige  Abnahme  der  Einwanderung* 
bewirkt  und  die  Industrie  wie  die  Landwirtschaft  in  eine 
höchst  kritische  Lage  gebracht  habe.  Als  Dr.  Rosa  aber 
dann  näher  auf  die  Ausfahrung  des  Konversionsplanes  ein- 
gehen wollte,  verwickelte  er  sich  derart ,  dafs  seine  Rede 
schliefslich  zu  einem  zusammenhanglosen  Stammeln  wurde, 
und  ein  Senator  mit  einem  Vertagungsantrag  dem  ^iinister 
zu  Hilfe  kommen  mufste,  um  der  peinlichen  Situation  ein 
Ende  zumachen.  Das  Auftreten  des  Ministers,  dessen  konfuse 
Ausführungen  bei  vielen  tatsUchlich  den  Verdacht  erweckten, 
er  lial)e  die  angeblich  von  ihm  selber  aiisiiearbtMtete  \  orlage 
l\berliau])t  nicht  reclit  verstanden .  machte  sell'-t  Ihm'  seinen 
nächsten  Freunden  einen  so  üblen  Eindruck,  dais  sein  eigenes 


'  Witi  sehr  diese  bebauptuug  Im  Widers]jruch  mit  der  Wahrheit 
stand,  ergibt  sich  ans  der  ganzen  Vorgeschichte  der  Vorlage;  ins- 
besondere aber  wird  es  durch  die  Tatsache  erwiese«,  dafs  noch  im  Juni 
die  RegicriiTiL' »l'Mi  I0%i^en  Zu«»chlnfr?7.Dll  zur  Tilgung  der  sehwebenden 
Schuld  verwenden  wollte  Uüd  noch  im  Juli  nichts  dagegen  einzuwenden 
hatte,  dafs  der  Senat  bei  der  Beratung  de»  Gesetzes  über  den  Yerkauf 
der  Andino-Bahn  den  Heschlufs»  faff^tf,  ilcn  ErI<'V-  zu  '"fTVntlichen  Arbeiten 
zn  vpfwenden.  Und  jetzt  i^ollten  dieser  Krhm  und  der  Zuschlagzzoii  die 
liauptijuellen  biUlen  üur  Speisung  des  Konveraiousfonds ! I 

2  In  Wirklichkeit  hatte  die  Einwanderung  erheblich  zugenommen. 
Siehe  S.  44. 
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Organ  ihm  iim  niulibteu  Tage  (liiDgrnd  riet,  an  deu  Vei- 
haudluDgeu  nicht  weiter  teilzuneliiiieii ,  da  alles,  was  er  zu 
sagen  habe,  bereits  in  den  Motiven  zum  K(iii\ (isionsjzesetz 
dargelegt  worden  sei.  Das  war  alh  rdings  uiclit  richtig,  deuu 
die  wichtige  Frage,  ob  die  Bildung  des  Konversionaimida  ift 
der  vorgeschlagenen  Weise  überhaupt  möglich  erscheine,  war 
in  den  Motiven  gar  nicht  berührt  und  auch  von  Pellegrini 
nicht  beantwortet  worden,  aber  für  alle,  die  Zeugen  des  Anf* 
tretens  Dr.  Rosas  im  Senat  gewesen  waren,  bedurfte  der 
wohlgemeinte  Rat  des  „Diario''  keiner  weiteren  Begründung 
mehr.    Man  konnte  es  den  Freunden  der  Wnhrungsrefonn 
nachfühlen,  dafs  sie  einem  abermaligen  Eingreifen  des  Ministers 
in  die  D(^!)atte  mit  wahrer  Äugst  entgegensahen,  und  Dr.  Rosa, 
der  im  Kongreis  ja  nicht  zum  erstenmal  so  schlecht  a)^ 
geschnitten  liatte,  verzichtete  denn  auch  auf  die  Teilnahme 
an  der  Beratung  der  Wälnungsvoilage,  die  so  —  sehr  be- 
zeichnend für  die  ganze  Aktion  —  zu  Ende  geführt  wurdt-, 
ohne  dafs  die  Regierung  sich  über  die  Einzelheiten  des  Kon- 
versionsplans  und  die  Möglichkeit  seiner  Ausführung  geäufsert 
hatte.    Denn  auch  der  Redner  der  Opposition,  Senator 
Dr.  Anadon,  der  die  Währungsvorlage  prinzipiell  ablehnte, 
unterliefs  es,  von  der  Regierung  Auskunft  tlber  die  Ausführ- 
barkeit der  Konversion  zu  verlangen,  wie  seine  Beweisführung 
Oberhaupt  nicht  gerade  geschickt  und  glücklich  war,  weil  er 
zu  viel  beweisen  wollte.    Anadon  begnt^gte  sich  nicht  damit, 
tlie  Behauptung,  dafs  die  Wertsteigerung  der  \  aluta  den  Ruin 
des  Landes  lu  deute,  zu  widerlegen,  er  versuchte  auch  na'  h- 
zuwcisen,  dafs  sie  sogar  schon  jetzt  und  unmittelbar  der  In- 
dustrie und  Laudwirtsehaft  mehr  Vorteile  als  Nachteile  bringe. 
Damit  unternahm  er  Unmögliches,  denn  nach  deu  vorliegeiKieu 
Erfahrungen  konnte  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  die  Valuia- 
entwertung  die  Produzenten  in  hohem  Mafse  begünstigte,  und 
ein  künstliches  Herabdrücken  des  Währungswertes  ihnen  wenig- 
stens augenblickliche  Erleichterung  und  vorübergehende  Vor- 
teile verschaffen  mufste.  Die  Frage,  um  die  es  sich  handelte, 
war  nicht,  ob  die  landwirtschaftliche  und  industrielle  Pro- 
duktion von  der  entwerteten  Valuta  Nutzen  habe,  sondern, 
ob  es  möglich  sei,  ihr  diesen  Nutzen  dauemd  zu  erhalten» 
und  ob  das  —  diese  Möglichkeit  vorausgesetzt  —  im  Inter- 
esse der  Gesaiutlieit  und  der  künftigen  Entwicklung  des  Lande- 
liege.   Auf  diese  Frage  ging  Anadon  nicht  ein,  und  seine 
Eivle,  in  der  er  im  übrigen  die  Nation  zur  Konvertierung  (U? 
i  apiergeldes  zum  Nennwert  verpHichtet  erklarte  und  tur  eine 
Reduktion  der  Währungseinheit  auf  den  Wert  eines  1 'ranken  ^ 


'  Dieser  damals  wenig  beachtete  "N'orschlag  Auadons  ist  fünf  Jalire 
später  von  dem  intellektuellen  Urheber  des  Konversiousgesetze^,  Erncaiii 
Tornquisty  aufgegriffen  worden,  der  es  anch  verstanden  hat,  den  Finan>*  i 
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eintrnt,  bot  der  Kritik  zahlreiche  Rlofsen,  die  aber  IVlb^p^rini 
in  i?einer  Eulgegimng  ungenutzt  liels.  Die  Withriuigsdehatte 
im  Senat  bot  so  das  eigentOnilicbe  Schausjuel  eines  Kampfes, 
in  dem  keiner  der  Gegner  seinen  Angrift"  gegen  die  wirklich 
schwachen  Stellen  des  "Widei^sachers  richtete,  was  sich  aus 
den  Rücksichten  erklärt,  die  ihre  nahen  politischen  Be2iehungen 
beiden  Teilen  auferlegten.  Die  Gfeneraldebatte  schloj^  am 
22.  September  mit  der  Annahme  der  Anträge  der  Kommissionär 
mehrheit  mit  20  gegen  8  Stimmen,  und  mit  derselben  Mehr- 
heit wurden  am  23.  September  in  der  Spezialdebatte  die 
Gesetzentwürfe  I,  III  und  IV  in  der  Pellegrinischen  Fassung 
fast  ohne  Diskussion  angenommen,  währen  Entwurf  II  (siehe 
S.  8.'>)  ohne  Boratung  und  Abstimmung  der  Depiitiertenkammer 
als  der  zunächst  zuständigen  Instanz  überwiesen  wurde. 

In  der  Kammer  begannen  die  Verhandlungen  t'ibei-  die 
Währuugsvorhige  erst  am  1(3.  Oktober,  da  die  KonnHi>>ion 
wesentliche  Aiulerungen  an  den  verschiedeneu  Entwürfen 
vornahm,  die  längere  Beratungen  erforderlich  machteu. 

Im  Entwurf  I  (Kouversionskurs  und  Bildung  des  Kon- 
versionsfonds)  wurde  der  Absatz  I  des  Artikel  4,  wonach  aus 
den  laufenden  Einnahmen  5  Millionen  Pesos  Gold  in  monat- 
liehen Raten  von  $  100000  dem  Konrersionsfonds  zugeführt 
werden  sollten,  gestrichen,  weil  bei  der  ungünstigen  Finanz- 
lage jede  Möglichkeit  ausgeschlossen  war,  dieser  Bestimmung 
zu  gent^gen. 

Der  Entwurf  III,  der  die  Regierung  ermHchtigte  ,  von 
der  Bank  der  Nation  $  15  873  7UO  m'n  in  Titeln  der  inneren 
Anleihe  von  lsi>l  zu  erwerben,  blieb  unverändert:  da-jetren 
lehnte  (iie  Koniniission  Entwurf  IV.  der  die  Versteigerung  der 
•  Grundstücke  im  Besitz  der  Nationalhank  in  Liquidation  inner- 
halb  einer  dreijährigen  Frist  und  Uberweisung  des  Erlöses  an 
den  Konversionsfonds  anordnete,  ganz  ab  und  beseitigte  auch 
den  ganzen  Entwurf  II,  da  Artikel  2  (Kürzung  aller  Gehälter 
und  Pensionen  über  S  100  m/n  monatlich  um  10  ^  o)  gestrichen 
wurde,  und  durch  den  Besehlufs,  den  10  ^/oigen  Zuschlagszoll 
sofort  auf  5^  u  herabzusetzen,  auch  der  Artikel  1,  der  eine 
graduelle  Ermäi'sigung  vorsah,  in  Wegfall  kam. 

Gegen  die  Währungsreform  hatte  sich  in  der  Kommission 
nur  der  Deputierte  Pr.  O'Farrell  au>g»'-iMOchen ,  der  den 
(>edanken  einer  schrittweisen  Kouvertieruug  des  Papiergeldes 
wieder  aufnehmen  wollte. 

Die  Rede,  mit  der  der  Disput  Ii  rte  Euro  bei  der  \"erliand- 
lung  iw  Plenum  der  Kammer  als  Berichterstatter  die  Anträge 

minister  des  PrAsidenten  Quintana,  Dr.  Teny,  dafllr  eu  i^ewinnen.  In 

seiner  Antrittsrede  am  12.  Oktober  1904  stellte  Präsident  Quintana  eine 
Vorlage  in  Aussicht,  die  als  Wslhrnnfr^rinhcit  an  Stolle  des  Peso  den 
Franken  setzt.  Der  Wert  des  Papierpeoo  betraigt  nacli  dem  Konversiona 
kwn  Yon  227,27  ohne  Berücksichtigung  des  Wechselkniaes  2  frcs.  20  cta. 
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der  Ivommission  begrüüdcte,  Ic^le  das  Hauptgewicht  aui  die 
Konversion  und  die  Vorteile,  die  dem  Lande  die  Stabilität 
des  Valutawertes  bringen  sollte,  und  sie  bot  als  blofse  Wieder- 
holung der  Argumente  Pellegrinis  weit  weniger  Interesse  als 

die  Ausführungen  des  Finanzministers  Rosa,  der  keinen  An- 
stand nahm,  vor  der  Kammer  zu  erklären,  dafs  die  Wert- 
Steigerung  der  T*apiervaluta  ein  nationales  Un- 
glück sei,  und  dals  es  mit  der  Konvemon  keineswegs  Eile 
halie.  Sie  solle  erst,  durch  geführt  werden,  wenn  die  Finanzen 
}:e ordnet  und  Überschüsse  erzielt  seiend     Von  der 
Finanzlage  gab  Dr.  Kosa  eine  höchst  optimistische  Darstellung, 
obwohl  sie  im  wcseutlicheu  ganz  dieselbe  war  wie  im  Jidi, 
wo  er  sie  vom  gleichen  Platze  aus  in  den  düstersten  FarUn 
geschildert  hatte.  (Vergl.  S.  11.)   Jetzt  erklärte  er,  dafs  die 
umlaufenden  Schatzwechsel  im  Betrage  von  3  Millionen  Pesos 
Gold  und  1  Million  Pesos  Papier  bei  einem  Budget  von 
20  Millionen  Pesos  Gold  und  101  Millionen  Pesos  Papier  Ober- 
haupt nichts  besagen  wollten,  und  die  schwebende  Schuld  um 
so  weniger  eine  pHessimis tische  Auffassung  rechtfertige,  als  die 
meisten  Länder  eine  schwebende  Schuld  von  bedeutender  Höhe 
aufzuweisen  hätten,   und  der  noch  vorhandene   Rest  von 
1"  ^lillioneu  Pesos  (!!)  in  zwei  bis  vier  Jahren  getilgt  sein 
werde. 

Die  von  der  Kommission  vorgesthlacrenen  Ancierungen 
wurden  von  dem  Minister  ohne  weiteres  ak/ejitiert,  waa  von 
neuem  bewies,  wie  wenig  den  Urhebern  der  Währungsvorlai^e 
an  der  Konversion  gelegen  war,  denn  durch  die  Streichung 
der  Bestimmungen ,  über  den  Verkauf  der  Grundstücke  der 
Kationalbank,  die  Überweisung  von  monatlich  S  100  (K)(>  Gold 
aus  den  laufenden  Einnahmen  und  die  Kürzung  der  Beamten* 
gehälter  um  10%'  wurden  dem  Konversionsfonds  13  bis 


^  Das  hiefs  mit  ander<Mi  Worten  die  KonvortieniDg  des  Papierijeld**« 
aä  valtmlas  yra<:caö  vcrtageu,  denn  seit  (für  die  frühere  Zeit 

liegen  genaue  Angnben  nicht  vor)  war  ein  Oberschnfs  noch  niemals 
zu  verzeichnen  gewesen,  Qiid  das  Oesamtdefisit  des  Zeitraums  von  l**^ 
bis  1890  bflief  sich  auf  die  nnjrehenre  Summe  von  $  456892274  G^d  = 
1 825  öt)^  Ulft)  Mark.  Wie  wenig  auch  gerade  1899  an  Überscbuaee  sa 
denken  war,  ist  schon  oben  (S.  71)  gezeigt  worden. 

*  Wenn  Oberhaupt  der  Versuch  gemacht  werden  sollte,  aas  den 
laufenden  Einnahmen  zur  Bildung  des  Konversionsfonds  bei^ntm^"'»».  *o 
war  eine  Vermehrung  dieser  Einnahmen  unerläfalich,  und  daxu  bot 
unter  den  gegebenen  tlmstinden  nnr  die  Kfirznng  der  Beamtengehiltcr 
das  Mittel.  An  Gehältern  bezahlte  die  Nation  1899  die  Summe  von 
4?  4?U4ül2")  m'n  pyogen  $  41  41)2  m  n  im  Jahre  1898.  bri  einer  ftatii- 
miifsigen  Gesamtausgabe  von  ^  160  650  84Ü  ni  n  bezw.  ^  156ö29t>4;3w 
Der  Gesamtaufwand  war  somit  um  8  der  för  G«hilter  aber  um 
tri'wac  lison.  Dafs  «lic  Regicninp  die  Kürzung  durohgc.-iotzt  hfitte,  sobald 
sie  juir  ernstlich  wollte,  kann  keinem  Zweifel  uiiterli^>cen .  denn  im 
nächsten  Jahre  drang  der  Nachfolger  Dr.  Rosas  im  Finauzminitjttriuui» 
Dr.  Berduc,  ohne  Schwierigkeit  mit  dem  Vorschlage  durch,  mit  Rück- 
sicht auf  ein  geplantes  Zivilbeamtenpensionsgeseti  von  allen  2Avü- 
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15  Millionen  Pesos  entzogen,  und  damit  die  Möglichkeit  einer 

Konvertierung  des  I'apiergeldes,  die  sieh  ohnedies  noch  nicht 
absehen  liefs,  in  noch  weitei'O  Feme  ger&ekt 

Von  den  Gegnern  der  Regierungsvorlage  kam  als  erster 
der  Deputierte  O'Farrell  zu  Wort,  der  nach  dem  Vorbild  der 
iiieisteii  argentinischen  Blätter  die  Wiilirungsfrage  als  eine 
Keeht>tia^e  behandelte  und  den  Staat  für  verpflichtet  erklärte, 
das  rajjiei^'eld  zum  Nennwerte  zu  konvertieren.  Er  nannte 
e^  uiierhurt,  dafs  der  Staat  als  Schuldner  seine  Schuld  ein- 
t«eitig  um  5(3 ^  o  (von  100  cts.  auf  44  cts.)  herabsetze,  obwühl 
er  nicht  einmal  imstande  sei,  diese  44  ^Vo  wirklich  zu  bezahlen, 
und  empfahl  dann,  seiner  Stellungnahme  in  der  Kommission 
entsprechend,  eine  graduelle  Konvertierung,  gleichzeitig  aber 
auch  —  wunderlich  genug  —  eine  neue  Emission  von  Papiergeld. 

"Weit  mehr  Eindruck  als  die  etwas  unklaren  Au>führungen 
O'Farrells  machte  die  Rede  des  Deputierten  E.  Mitre,  eines 
parlamentarischen  Führers  der  mitristischen  Partei,  der  sieh 
in  der  Kammer  zum  eigentlichen  Wortführer  der  Opposition 
niaclile.  Er  wie?  darauf  hin.  dafs  die  Handelsbilanz  nicht, 
wie  inaii  in  Argentinien  alljLii'inein  glaulu^  auch  mit  der 
ZalilunL:sl»ilaii/.  identiscli  hei,  da  ein  «irolses  ausländisches 
Kapital  im  Lande  anj?ele^t  sei.  dessen  Verziii>ium-  und  Amorti- 
sation einen  iähriichen  Aufwand  von  180  Milliuneu  Pesos  Gold 
erfordere  und  deshalb  aus  dem  Uberschufs  der  Ausfuhr  über 
die  Einfuhr  nur  zum  kleinsten  Teil  bestritten  werden  könne. 
Sinke  der  Wert  des  Papiergeldes,  so  bringe  das  allerdings 
den  Produzenten  Vorteil,  das  Land  müsse  aber  dann  fftr  die 
Verzinsung  des  fremden  Kapitals  erheblich  mehr  aufbringen 
als  bei  höherem  Wertstande  der  Valuta,  was  von  den  Freunden 
der  entwerteten  Währung  stets  übersehen  oder  verschwiegen 
werde. 

"Die  Bererlitiiruiifr  des  Staates,  das  raiuerireld  zu  einem 
^^cringeren  als  (Imi  Nennwert  zu  konN crtiereii ,  stellte  Mitre 
nicht  in  Aluede.  nbei-  die  \  or.iu.'-sei/uiig  dafür  bilde  die  Mög- 
lichkeit, die  K(inv(  i>it>]i  nnch  durclizuführen .  und  diese  sei 
nicht  vorhaniien ,  «la  bei  einer  i^chuldenlast  der  Nation  von 
423  Millionen  Pesos  Gold  und  147  Millionen  Pesos'  Pai)ier 

iM'Hriituiigchältcrn  sofort  einen  Abzuj?  von  5"o  zu  machen,  und  diese 
Beetiininniig  ist  noch  immer  in  Kraft,  obgl(>icli  da»  Pensions^^esetz  erst  im 
Sentrinlx  r  1004  zustande  gekonini<^ii  ist,  und  dii-  Abzüge  nit  lit  rUva  znr 
lüldung  einen  l'ensionsfonds  verwendet,  sondern  unter  den  laufeudeu 
Einnahmen  verrechnet  und  als  solche  verausgabt  worden  sind. 

'  Worauf  Bich  di<  sc  Angaben  gründt  tm,  ist  aus  der  Rede  Mitres 
nicht  zu  cntTiohnion.  Nach  dem  ,,Anuttrio  d  I ,  l'stic  ;e"  l^'JVi,  Bd.  II 
S.  213,  beliet"  sich  am  31.  Dezember  is09  die  innere  Schuld  der  Nation 
auf  5  98  751100  Papier  und  Ä  160  891000  Gold,  die  äufserc  auf 
«844 589 290  Gold,  insgesamt  «98751100  Papier  und  $  50.')4^<(»290  (iold. 
Von  1900  au  kaim-u  Jillerding'i  vnti  (]ot  inneren  <  iuMscIiuld  $  136l!*!SS50 
tür  Verzinsung  und  Amortidatiou  niclit  mehr  iu  ßctrachti  Ua  für  diesen 
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und  dem  penuaueuitu  Defizit  im  Budget  die  Bililuug  eines  Kou- 
versionsfonds  von  ausreichender  Höhe  für  ausgeschlossen  gelten 
müsse,  und  es  sieh  deshalb  in  Wahrheit  nur  darum  handln 
könnet  an  die  Stelle  des  uneinlösbaren  Papiergeldes  ein 
anderes,  gleichfalls  uneinlösbares  zu  setzen»  womit  dem  Lande 
kein  Dienst  erwiesen  werde. 

Die  Rede  Mitres  machte  innerhalb  wie  außerhalb  des 
Hauses  grofsen  Eindmck,  aber  das  Unabwendbare  vermochte 
sie  nicht  zu  ändern:  die  Kammer  nahm  mit  56  gegen  25 
Stiniineu  die  beiden  (yosetzentwürfe  au,  auf  welche  die  Kom- 
misMuu  die  Regierungsvorlage  reduziert  hatte. 

Am  31.  Oktober  stimmte  dann  der  Senat  ohne  Debaite 
den  Beschlüssen  der  Deputiertenkammer  zu,  und  am  4.  No- 
vember wurden  die  beiden  Entwürfe  als  Gesetz  Nr.  ^71 
(Nr.  I)  und  3869  (Nr.  III)  veröffentlicht. 

Der  Groldkurs,  der  sich  von  Anfang  September  bis  zum 
letzten  Drittel  des  Oktober  mit  genügen  Sehwankungen 
zwischen  235  und  237  bewegt  hatte,  war  nach  der  Annahme  der 
WUhrungsvorlage  in  der  Deputiertenkammer  am  26.  Oktober 
auf  243,40  gestiegen,  um  dann  wieder  langsam  zu  sinken. 
Die  Ultimoliquidation  vollzog  sich  zum  Kurse  von  239,90, 
und  am  3.  November  war  mit  236,10  abermals  das  Niveau 
des  September  erreicht.  Wenn  Becker'  als  „sehr  bemerkens- 
wert" hervnrliel*r .  dals  sich  wahrend  der  Beratung  des 
Konverbiüusgesetzes  im  Kongrefs  „die  Schwankungen  des  Gold- 
agios  bedeutend  verringerten  und  der  Goldkurs  sich  dem 
zukünftigen  Konversionstyp  langsam  näherte" ,  so  ist  das 
letztere  nicht  im  Einklang  mit  den  Tatsachen,  denn  Ende 
Oktober  stand  der  Goldkurs  hOher  als  unmittelbar  nach  dem 
Bekanntwerden  der  Währungsvorlage,  so  dafs  die  »Kurs» 
Verbesserung'*,  von  der  Becker  weiterbin  spricht,  während  der 
Yerhandluugen  der  Kammern  gar  nicht  eingetreten  ist.  Dafo 
der  Kurs  nicht  noeh  höher  stieg,  und  die  Schwankungen  ge- 
ring blieben,  war  nicht  Wirkung  der  Vorlage,  sondern  des 


Betrag  4V^«^/oiKe  Goldbonds,  die  auf  Gruud  ä^»  rjpgetzes  vom  ^  N' 
vember  1887  im  Austausch  gegen, die  &h  Deckuug  der  £mibsio&  Urr 
Notenbanken  empfangenen  Summen  ausgegeboi  worden  waren,  v«r> 
nichtet  werden  sollten.  Dagegen  erhöhte  sich  durch  die  Übeni&hme 
der  jnirserpii  Schnid  der  Provinzen  Entre  Rios,  Cordoba .  TuciiniÄn. 
Cataumrca,  San  Ju^,  Sau  Luit»,  Corrientes  und  der  Eisenbahnschuid 
der  Pro  vi  na  Santa  Fi  anf  die  Nation  die  ftnAere  Schuld  der  letztem 
vom  1.  Januar  1900  an  um  ^  41523  906  (5old,  so  dafs  sich  zu  B*^iiin 
des  Jahres  1900  die  gesamte  Goldschuld  der  Nation  anf  ^>  4lO^*2y»x*l 
belief.   Der  Unterschied  gegeuüber  der  oben  (6.  41)  nach  PiUadu  an* 

fegebenen  Summe  erklärt  sich  daraus,  dafs  die  Oberaabme  der 
41523906  Gold  Provinzialschuldeu  V  irif.  l-'jj  ,  rfolgt  war,  dir  Zinä- 
verpflichtung  der  Nation  nhor  orst  vom  i.  Januar  ii^u  an  wirk<*?iTn  wnrd^. 
Aut  analoge  Weise  erklärt  sich  die  erwähnte  Keduktiou  der  muei^ 
Goldschulo. 

1  Der  azgentinisdie  Weisen  im  Weltmärkte  &  190. 
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reichlichen  Golilangehuts,  das  infolge  der  hoben  Wullpreibe 
und  der  günstigen  Krnteaussichteu  im  September  \ind  Oktober 
voiluaiiden  war.   Da  schon  im  Juli,  als  der  Grlllans  sich 
konstant  aui  210 — 215  hielt,  für  den  lieginn  der  luxportsaison 
ein   weiterer   bedeutender  Rückgang   des  Goldkurses  mit 
Sicherheit  vorauszusehen  war,  so  darf  man  sich  eher  darüber 
wundern,  dafs  das  Mifstrauen,  das  die  Börse  und  der  Handel 
der  Währungsreform  entgegenbrachten,  überhaupt  imstande 
war,  dem  starken  T^ruck,  den  dieses  grofse  Angebot  von  Gold 
auf  den  Preis  des  Edelmetalls  üben  inufste,  ein  Gegengew  icht 
zu  bieten  und  nicht  nur  bis  zum  Eintreten  der  Entscheidung, 
sondern  sogar  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  l^OH  ein  Sinken 
des  Goldkurses  bis  zum  Konversionstyp  zu  verliindern.  Denn 
wenn  man  berücksichtigt,  dais,  wie  icli  früher  dargelegt  habe, 
in  den  ersten  sieben  NIonaten  des  Jahres  1899  der  wahre 
Wertstand  der  Papiervaluta  zwischen  210  nnd  215  geschwankt 
hatte,  uiitl  das  Steigen  des  (ioUikurses  im  August  allein  durch 
die  Beunruhigung  über  währungspoHtische  Experimente  be- 
wirkt worden  war,  so  wäre  es  keineswegs  erstaunlich  gewesen, 
wenn  ein  Rückgang  auf  227,27  sofort  erfolgt  wäre,  sobald  nur 
das  Zustandekommen  der  Tomquist-Pellegrinischen  Währungs- 
reform gesichert  erschien,  und  das  war  bereits  in  dem  Augen* 
blick  der  Fall,  als  das  Konversions^esetz  als  eigene  Vorlage 
der  Regierung  an  den  Kongrefs  ging.   In  Argentinien  hat 
man  auch  stets  mit  di^'^^cr  Möglichkeit  gerechnet,  und  ich 
selbst  hal)e  es  schon  Anfang  September  in  der  ^Deutschen 
La  Plata-Zeitüng"  als  liöclist  wahrscheinlich  brzeicliiiet.  dafs 
beim  Ausbl('il)en  unerwarteter  Katastrophen  im  Wirtschafts- 
lehen das  Konversiüusge>etz  für  die  nilchste  Zeit  ein  Stabil- 
werden des  Kurses  auf  dem  Niveau  von  227.27  herbeiführen 
werde.   Betrug  doch  die  Spannung  zwischen  dem  Valutawert, 
wie  er  durch  die  Zahlungsbilanz  und  die  Menge  des  vor- 
handenen Papiergeldes  bestimmt  wird,  und  dem  Kursstande 
im  September  und  Oktober  mindestens  30  Punkte,  und  unter 
diesen  Umstünden  den  Kurs  9  bis  12  Punkte  über  der  Grenze 
des  Konversionstyps  festzuhalten,  wäre  eine  „künstlich  ge- 
machte Erregung",  von  der  Becker  spricht',  um  so  weniger 
imstande  gewesen,  als  auch  keinerlei  Beeinflussung  des  Gold- 
kurses durch  die  Politik  stattfand.    Von  einem  künstlichen 
Hinauftrcihen  des  Kurses  war  bei  den'ciegnern  der  Währungs- 
vorlage schon  (le>lialb  nicht  die  Rede,  weil  dem  Handel,  der 
hier  allein  in  Frage  kommen  konnte,  der  Konversionskurs 
immer  noch  willkommener  war  als  ein  um  P>  bis  12  Punkte 
höherer,  und  nicht  im  Lager  der  Gutwährungsleute  durfte 
man  damals  die  HaussespeKulanten  suchen.  Weit  eher  als 
von  den  Gegnern  des  Konversionsgesetzes  läfst  sich  von  dessen 


1  a.  a.  O.  S.  190. 
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Freunden  sagen .  dals  sie  die  Erregung  in  aile  Kreise  der 
Bevölkeruiijz  gotrnijeu  habeu,  deuu  die  immer  Miederholte 
Behauptung,  darb  ilas  Steigen  des  Valuta  wertes  mit  der  \  ei- 
nicbtuug  des  argentinischea  Ackerbaus  gleichbedeutend  sei, 
muMe  unter  den  Ackerbauern  schliefslicn  Beunruhigung  und 
Aufregung  hervorrufen.  In  der  stftdtisehen  BevMkerung  aber 
var  von  einer  Knegung  wenig  zu  spüren,  und  die  Kreise, 
die  durch  die  Wä)irungsreforni  am  meisten  benachteiligt 
wurden,  die  auf  Lohn  und  Gehalt  Angewiesenen,  verhieUen 
sich  ganz  indifferent.    Das  konnte  auch  gar  niclit  anders  sein, 
denn  es  lag  in  der  Natur  der  Sache,  dals  den  >fMs?en  gegen- 
über die  P'reunde  der  W?\hnin*isreforin  eine  viel  ^iflnstiirore 
Stellung  hatten  als  die  GefriHM-.   sie  konnten  liier  diis  Haupt- 
gewicht auf  die  wirtsciuutlii  hen  Foliieii  der  Wert^teigerung 
der  Valuta  legen,  und  wenn  den  Kolonisten  irisagl  wurde, 
dafs  sie  ohne  das  Konversionsgesetz  bald  nur  lialb  so  viel 
Tapierpesos  fttr  ihren  Weizen  erhalten  wttrden  wie  bisher,  so 
konnte  die  Wahrheit  dieser  Versicherung  nicht  einmal  be- 
stritten werden,  und  sieher  bedurfte  es  nicht  mehr,  um  sie 
von  der  Notwendigkeit  zu  Uberzeugen,  einer  weiteren  Er- 
höhung des  Valutawertes  mit  allen  Mitteln  Einhalt  zu  tun. 
Die  Gegner  aber  konnten  auf  diesem  Felde  den  Kampf  gar 
nicht  aufnelimon,  denn  welche  wirtschaftlichen  Konsequenzen 
die  Festsetzung  einer  oberen  Wortcrrenze  des  Papier]ie>o  hal-en 
sollte,  liefs  sich  damals  noch  nicht  in  voHeiii  I'mfang  vor- 
ausselien.  und  seilest  wenn  das  der  Fall  ;:eweseu  wäre.  <^ 
wäre  es  bei  dem  niedrigen  Bildungsstaude  aucli  tWv  städtisi  lit^u 
Bevölkernn«r  verlorene  Liebesmüh'   gewesen,  ihren  breiieu 
Schichten  zum  Jiewuistsein  bringen  zu  wollen,    dals  die 
komplizieileu  Fragen  der  Währungspolitik,  um  die  sich  der 
Streit  drehte,  auch  ihre  eigenen  Interessen  nahe  berührten. 

So  war  es  eigentlich  nur  der  Handel,  der  durch  die 
Währungsvorlage  in  Erregung  und  Beunruhigung  verseilt 
worden  war,  die  niclit s  KOostliches  und  Gemachtes  hatte  und 
auch  viel  weniger  durch  die  Bestimmungen  des  Konversion^ 
gesetzes,  die  weder  einzeln  noch  im  ganzen  eine  Gefährdung  der 
Handelsinteressen  zu  bedeuten  brauchten,  hervorgerufen 
wurde,  als  vielmehr  darin  ihren  Grund  liatte.  dafs  durch  dieses 
Ges«^tz  prinzipiell  anerkannt  wurde,  die  Wiihriinü  müsse  na<"b 
den  Wünschen  der  l'roduzenten  genuHlilt  werden.  Sob.il.i 
Keufierung  und  l'arlament  darin  einig  waren,  dai'&  —  niu'h 
den  Worten  de^  1  iiianzniinisters  —  die  Wiederbewertuu^ 
der  havarierten  Valuta  ein  nationales  Unglück 
sei,  konnte  die  Währungsreform  nicht  das  letzte  Ziel  sein, 
keinen  Abschlufs,  sondern  nur  einen  Anfang  darstellen,  und 
80  war  es  vor  allem  ihre  programmatische  Bedeutung,  die  sie 
dem  Handel  als  eine  Gefahr  erscheinen  liefs. 
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Zur  Bildung  des  Konversionsfonds  bestimmte  das  Gesetz 
Xr.  3871 : 

1.  den  5^/oigeD  Zuschlagszoll, 

2.  den  KeiDgewinn  der  Bank  der  Kation, 

3.  die  Überschüsse  der  Kationalbank  in  Liquidation, 

4.  den  Erlös  aus  dem  Verkauf  der  Andino-Bahn, 

5.  die  der  Nation  geliörenflen  Hypothekenpfandbriefe  der 
Nationalen  Hypothekenbank  im  Nominalwerte  von 
S  (".0(37 (j'>U  Gold, 

G.  etwaige  aufserordeutliche ,  im  Etat  festzusetzende  Zu- 
schüsse. 

Von  diesen  Einnaliiiipquellen  schieden  aber  von  vorn- 
herein mehrere  aus.  \'on  der  F>efng:nis,  dem  Konversions- 
fonds aiifserordentliche  Überweisungen  zuzuwenden,  ist  nie- 
mals Gehrauch  genineht  worden,  und  bei  der  niii>lhhen 
Finanzlage  und  den  grofsen  Auifwendungen  für  Rüstungs- 
zwecke wiuo  das  selbst  beim  besten  Willen  nicht  möglich 
gewesen,  aber  auch  die  $  6967050  Gold  in  Obligationen  der 
Nationalen  Hypothekenbank  konnten  bei  der  Bildung  des 
Konversionsfonds  von  Anfang  an  nicht  in  Betracht  kommen, 
da  sie  als  Garantie  kurzfristiger  Darlehen  von  der  Regierung 
in  London  verpfändet  waren  und  sich  dort  auch  nocli  im  Jahre 
1902  befanden,  als  der  Konversionsfonds  de  facto  längst  auf- 
gehört hatte,  zu  existieren.  Auch  der  Verkauf  der  Andino- 
Bahn,  der  dem  Konversionsfonds  $  (i(i(MMi()0  Gold  zuführen 
sollte,  Vnm  nicht  zustande,  niid  sclion  sehr  bald  nach  dem 
Inkraltlreten  <lcs  Konversionsgesetzes  war  die  Regierung 
überhaupt  nicht  mehr  creneigt,  die  Bahn  zu  veräuiseru  *. 

So  blieben  zur  liildung  des  Konversionsfonds  nur  der 
Ertrag  des  Zuschlagszolls  von  5"  o,  der  Reingewinn  der  Rank 
der  Nation  und  die  Überschüsse  der  Nationalbank  in  Liqui- 
dation verfügbar  I  die  ihm  durchschnittlich  5—6  Millionen 


'  Heeker  (Der  argentinische  Wciaen  im  Weltmärkte  S,  198)  nimmt 
irrigerweise  an,  dafs  der  Verkauf  der  Bahn  stattgefiinden  und  dem 
Konversionsfonds  ^  6000000  Gold  sugefilbrt  habe. 

ForachQ»g*n  XXVf  5  (115).  —  Wolff.  7 


Digitized  by  Google 


98 


XXIY  5. 


Pesos  Gold  j&brlich  sufQhren  konnten,  und  es  liefs  sich  schon 
in  den  ersten  Wochen  nach  Veröffentlichung  des  Konver>ioiis- 
gesetzes  übersehen,  dafs  in  den  fünf  Jahren  bis  zum  Ende 
der  Amtsperiode  General  Rocas  der  Konversionsfonds  besten- 
falls auf  30  Millioueu  Pesos  Gold,  d.  h.  noch  nicht  den  dritten 
Teil  der  zur  Konvertierung  des  Papiergeldes  erforderlichen 
Betrages,  gebrarl?t  werden  könne.  Das  bedeutete,  wie  bereits 
erwähnt,  bei  dei  sicherei)  Anwartschaft  Pellegrinis  auf  die 
Nachfolge  im  Prasidentenamt  die  Unmöglichkeit,  in  ab>elil'aH'r 
Zeit  überhaupt  zur  Konversion  zu  gelangen:  dafs  al)er  auch 
die  Regierung  es  mit  dem  Konversionsplau  überliaui.i  nicht 
ernst  nahm ,  sollte  sich  bald  zeigen ,  denn  schon  im  nächsten 
Jahre  begann  das  Abbröckeln  des  Konyersionsgesetzes. 

Zuerst  fiel  die  Bestimmung,  dafs  die  in  Gold  zu  zahlenden 
Steuern  und  Gebühren  auch  in  Papier  zum  Kurse  von  227,27 
entrichtet  werden  konnten.  Schon  in  der  ersten  Zeit  nach 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  war  die  Beseitigung  dieser 
Bestimmung  verlangt  worden,  und  zwar  gerade  von  seinen 
Freunden,  denn  da  in  Gold  keine  anderen  Steuern  normiert 
sind  als  die  Zölle,  Hafen-,  Sanitiits-,  Konsulatsgebühren  und 
andere  den  Aufsenhaudel  bclasteiub^  Ab«'ai)en,  so  bedeutete 
bei  einem  Kursstande  von  durcijsciinittlicb  282  im  Koveniber 
und  22i>  im  Dezember  1899  die  Möglichkeit,  Zölle  und  Ge- 
bühren in  Papier  zum  „Konversionskurs"  von  227,27  statt 
zum  Tageskurse  zu  entrichten,  eine  wenn  auch  geringe  Er- 
leichterung der  Einfuhr,  und  damit  waren  die  Industriellen, 
von  denen  ja  der  Anstofs  zur  Währungsreform  ausgegaogen 
war,  keineswegs  einverstanden.  Taktische  Rücksichten  ver- 
anlafsten  sie  freilich,  sich  bei  ihren  Forderun<jen  nicht  auf 
ihre  eigenen  Interessen  zu  berufen,  sondern  die  des  Fiskus  in 
den  Vordergrund  zu  rücken,  die  ja  auch  in  der  Tat  in  Mit- 
leidenschaft gezogen  waren,  da  schon  vom  4.  November  bis 
zum  81.  l)ezeniy)er  1899  die  Differenz  zwiscb»Mi  tb^n  Tages- 
kurs und  dem  Kouversionskurs  dem  Staate  einen  ilinnahme- 
ausfall  von  $884480  m/n.  verursarlite.  Eine  Mindereinnahme 
vuu  $  Ibuoou  m  u.  monatlich  kunnte  bei  dt  i  iin^üu>tigen 
Finanzlage  der  Recrirrun^  nicht  gleichgültig  sein,  uitd  als  im 
Mai  1900  der  Goldkurs  wieder  über  das  im  Februar  glücklich 
erreichte  Niveau  des  Konversionskurses  stieg,  liefs  die  Auf- 
hebung der  unbequemen  Klausel  nicht  lange  auf  sieh  wartea. 
Widerspruch  wurae  dagegen  von  keiner  Seite  erhoben  und 
selbst  in  der  Preise  nur  ganz  vereinzelt  darauf  hingewiesen, 
dafs  mit  ihr  die  einzige  Bestimmung  des  Konversion sgesetze« 
beseitigt  wurde,  die  sich  dahin  deuten  liefs,  dafs  der  Staat 
nicht  allein  das  Steigen  des  Währungswertes  über  das  Niveau 
des  Kouversionskurses  verhindern  wolle,  sondern  sich  auch 
ver])fb'c])tet  halte,  einem  Sinken  unter  diesen  Stnnd  »Mitm^ien- 
zuwirken.  Dafür  in  sorgen,  blieb,  wie  jetzt  aucii  die  Uegie- 
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runp:  Mneikannto,  allein  Sache  der  Produktion.  So  war  die 
erste  Bresche  in  das  Kuiiversioiisgesetz  gelegt,  bald  sollte  sie 
nicht  mehr  die  einzige  sein. 

Dem  Konversionsfonds  waren  bis  zum  Dezember  1899 
S  1074  000  Gold  zugeflossen,  am  31.  Dezember  1900  war  er 
auf  8  6100875  Gold  und  $  1143081  min.  angewachsen,  die 
der  Hauptsache  nach  aus  dem  Zuschlagszoll  und  zum  kleineren 
Teile  aus  den  Üherschtkssen  der  Bank  der  Nation  und  der 
Nationalbank  in  Liquidation  stammten;  im  Jahre  1001  aber 
erschien  es  der  Regierung  angezeigt,  die  freie  Verfügung  über 
den  Zuschlagszoll  zurückzugewinnen,  und  bei  der  Vorlage  des 
Etats  für  1902  verlangt''  Me  die  Fvm-^chtigung,  den  Zuschlags- 
zoll zur  Til'jnnL'-  der  S('iiwel)enden  ^chuld  verwenden  und  dem 
K()nver>i(iii>l«jnds  nls  Krsatz  (loldtitel  der  inne  ren  Schuld  im 
gleichen  Betrage  iihei  weisen  zu  dürfen.  Da  nach  der  Be- 
stininnin<i:  des  Konversionsgesetzes  der  Konversionsfonds  aus- 
schliolslich  in  Goldwechseln  auf  das  Ausland  angelegt  werden 
sollte,  80  war  dieser  Ersatz  kein  vollwertiger,  denn  an  Stelle 
einer  stets  realisierbaren  Forderung  an  das  Ausland  wftre 
eine  Forderung  des  Schuldner  an  sich  selbst  getreten.  Auch 
hatten  die  Titel  erst  emittiert  werden  mfissen,  aber  trotzdem 
M.II  es  nicht  zweifelhaft,  dafs  der  Kongrefs  dem  Wunsche  der 
Kegierung  entsprechen  werde.  Ehe  das  Parlament  indessen 
dazu  kam,  die  verlangte  Genehmigung  zu  erteilen,  war  die 
Frnizc  gegenstandslos  geworden,  weil  der  Konversionsfonds 
aufuehort  hatte,  zu  existieren.  Im  Diveniher  k;nn  über 
den  Bau  von  Wegen  in  dem  streitigen  (ireii/i^rehiete,  den  Chile 
^ntuegen  den  Vereinbarungen  vom  .lahre  ls'.>s  unternomnren 
hatte,  mit  diesem  abermals  zu  einem  Konflikt,  der  rascli  eine 
^ehr  bedenkliche  Wendung  ii  ihm,  zur  Abberuiung  des  argen- 
tinischen Gesandten  aus  Santiago  führte  und  den  Krieg  fast 
unvermeidlich  erscheinen  liefb,  der  schliei^lich  auch  nur  da- 
durch vermieden  werden  konnte,  dafs  sich  Argentinien  mit 
einer  nichtssagenden  Erklärung  der  chilenischen  l^egierung 
zufrieden  gab.  Gleich  in  den  ersten  Tagen  nach  dem  Aus- 
bruch des  Konfliktes  gaben  in  geheimen  Sitzungen  Senat  und 
Deputiertenkammer  \litte  Dezember  der  Iiegierung  die 
Knnftrhtignng.  den  inzwischen  auf  $  11  ()9s  191  Gold  an- 
gewachsenen Knnversionsfonds  für  Rüstungszwecke  zu  ver- 
ausgaben. Otl'eiitlicli  ist  üliei-  die  Verwendum:  des  Fonds 
niemals  Aulschluls  gegeben  worden:  als  im  Sepleuiber  liHi2, 
wo  die  friedliche  Lösung  der  Grenzfrage  längst  gesichert 
war,  die  Regierung  in  der  Deputiertenkammer  hierüber  inter- 

Eelliert  wurde,  gab  sie  die  verlangte  Auskunft  in  geheimer 
itzung. 

So  war  der  Konversionsfonds  im  Dezember  1901  tat- 
lAchlieh  nicht  mehr  vorhanden ,  wenn  er  auch  —  mit  einem 
Bestände  von  f  314668  Papier  —  dem  Namen  nach  fort- 
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bestaDd,  und  es  hatte  sich  bewahrheitet,  was  bei  der  Be- 
ratung der  WähniDgs vorläge  im  Senat  im  September  18ii> 
von  Pellegrini  uud  Francisco  Uriburu  vorausgesehen  worden 
war.  Dem  ersteren  war  damals  die  Bemf^rkung  entschlüpft, 
dais  der  Konversionsfoii^ls  auch  als  Reserve  lür  Nottiille  diene, 
und  der  zweite  hatto  geradezu  erklärt,  er  könne  tnit/  ;iller 
Versicherungen  vom  Gegenteil  nicht  daran  glauben,  (iai>  auch 
in  schwierigen  Augenblicken  der  Fonds  unangetastet  bleiku 
werde. 

Bei  der  veränderten  Sachlage  war  von  der  Überweisung 
▼on  Sehttldtiteln  als  Ersatz  für  die  Erträge  des  Znschlags- 
zolls  nicht  weiter  die  Rede,  der  Kongrefis  hob  vielmehr  die 
Bestimmungen  über  die  Verwendung  des  5^/oigen  Zoschlags- 
zolls  auf,  ohne  daran  eine  Bedingung  zu  knQpfen. 

Nach  kaum  zwei  Jahren  war  somit  von  dem  Konversions- 
gesetz tatsächlich  nichts  anderes  tlbrig  geblieben  als  der 
„Konversionskurs"  von  227,27,  mit  anderen  Worten,  das  Ge- 
setz war  auf  das  Projekt  Tornquist  reduziert,  das  den 
Ausj:angspiiTilvt  der  ganzen  Währungj^retoini  gebildet  hatte. 
In  ArgeDtmien  rief  diese  Wendung  weder  Staunen  noch  Ent- 
rüstung hervor,  nicht  bei  den  Freunden  des  Konversiunh- 
gesetzes,  weil  sie  die  Konvertier uug  des  Papiergeldes  niemals 
gewollt,  nicht  bei  den  Gegnern,  weil  sie  es  nicht  für  lautlich 
gehalten  hatten,  auf  dem  Wege  der  Währungsreform  von  1890 
jemals  zu  dieser  Konvertierung  zu  gelangen. 

Eine  Wiederherstellung  des  Konversionsfonds  ist  dann 
bis  in  die  jüngste  Zeit  nicht  wieder  in  Frage  gekommen. 
Obwohl  die  Verträge  vom  28.  Mai  19n2  die  Gefahr  eines 
Krieges  mit  Chile  völlig  beseitigt  und  der  Schiedsspruch  der 
englischen  Reprienmg  im  November  dessellten  Jahres  die  end- 
gültige Lösung  der  argentinisch -chilenischen  r.renzfraLre  ge- 
bracht hatte,  daclite  woder  die  Regierung  noch  der  Kongrei^ 
daran,  den  Ertrag  des  Zuschlagszolls  wietler  dem  Konver^ion-s- 
fonds  zuzuwenden,  und  in  der  Botschaft  vom  4.  Mai  P'mo 
erklärte  zwar  die  Regierung,  dafs  der  Konversiouskuis  l>ei- 
behalten  werden  müsse  und  später,  wenn  die  Finanzlage 
es  erlaube,  auch  die  Summen,  „die  aus  bekannten  Gründen 
eine  andere  Verwendung  gefanden  haben*,  wieder  ersetzt 
werden  sollten,  aber  sie  selbst  sah  dies  nicht  mehr  als  ihre 
Aufgabe  an,  denn  obgleich  das  Jahr  1903  eine  bedeutende 
Stritrerung  der  laufenden  Einnahmen  und  durch  die  »Option* 
der  Bankhäuser  Green wood  &  Co.  und  Baring  Bros.  &  Co.. 
sowie  durch  den  Verkauf  der  Panzerkreuzer  „Moreno"  und 
„Kivadavia''  au  Japan  grofse,  auiserordentliche  Einnahmen* 


'    Al^<    Garantie    kurzfristiger    Anleihen    VOB   Jf  800000  und 
1  TiOOeOU  hatte  »lie  Regierung  bei  Greenwood  &  Co.  in  London  ijr*» 
Schuldtitel  „Obras  del  Puerto  de  la  Capital**  im  >iominal werte  tod 
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brachte,  kam  he\  der  Verwendung  dieser  unvorhergesehenen 
Zusrliüsse  eine  Berücksiclitigung  des  Konveisionsfonds  nicht 
in  Frage,  vielmehr  wurden  von  dem  Erlös  aus  dem  Verkauf 
<(er  Kriegsschiffe  »iVa  Millionen  Pesos  Gold  zur  Deckung 
etatsmäfsiger  Ausgaben  bestimmt  \  um  die  von  dem  Handel 
verlang  sofortige  Beseitigung  der  5  °/oigen  Zuschlagszölle  zu 
ermöglichen,  die  die  Regierung  ursprflngUeh  erst  am  1.  Juli 
1904,  die  Budgetkommission  der  Kammer  erst  am  1.  Januar 
1905  abschaffen  wollte. 

In  der  Botschaft  vom  5.  Mai  1904  wurde  weder  der 
Konversionsfonds  noch  der  Konvorsionskurs  erwähnt,  obgleich 
sie  eine  Art  von  Hechenschaftsbericlit  über  die  ganze  Re- 
gieruTiti^iieriode  General  Kocas  darstellte,  und  es  mufste  daher 
einijiermafsen  ülierraschen  imd  befremden,  dafs  hei  der  im 
Anjiust,  wenige  Wochen  vor  Ablaut  der  Amtszeit  Rocas,  er- 
folgteu  Vorlage  des  Etats  für  l'.'Uo  die  Regierung  die  W'ieder- 
herstelhing  des  Kunversionsfonds  als  notwendig  bezeichnete, 
denn  da  sie  die  Wiedererstattung  der  dem  Kouvtic-iunsfonds 
entzogenen  Summen  trotz  grofser  aufserordentl icher  Ein- 
nahmen nicht  bewerkstelligt  hatte,  so  kam  es  fast  auf  einen 
Eingriff  in  die  Rechte  des  bereits  gewählten  Nachfolgers  im 
Präsidentenamt  hinaus,  noch  im  letzten  Augenblick  auf  die 
Notwendigkeit  einer  Mafsregel  hinzuweisen,  deren  Ausführung 
doch  unter  allen  Umstünden  der  neuen  Regierung  Uberlassen 
bleiben  mufste.  Dem  Nachfolger  nicht  zur  reicht  zu  machen, 
was  man  selbst  trotz  günstigster  Gelegenheit  zu  tun  unter- 
liefs,  ist  ein  (i(^l)ot  der  politischen  Etikette,  das  auch  in 
Argentinien  nicht  leicht  übertreten  wird,  aber  General  Roca 
wollte  auch  offenbar  keineswegs  dem  neuen  Präsidenten 
Dr.  Quintana  in  der  Währungspolitik  die  Marschroute  vor- 
schreiben, und  die  scheinbare  Uniiul  lu  likL'it  erklärt  sich  sehr 
einfach  durch  die  Tatsache,  dafs  der  interimistische  Finanz- 
minister, Dr.  Terry,  bei  der  Fertigstellung  des  Etats 
Dr.  (Quintana  bereits  die  Zusage  gegeben  hatte,  in  der  neuen 
Regierung  das  Finanzportefeuille  definitiv  zu  Qbernehmen. 
Dr.  TeiTy,  der,  fräher  der  entschiedenste  Gegner  der  Torn- 


£  1459400.  he'i  Bsritig  Bros.  &  Co.  5o/oige  Titel  F.  C,  C.  Körte 

2.  Serie  im  X.  i in tial betrage  von  £  20769SO  und  4^/oige  Titel  der  An- 
leihe zur  Ablösung  der  Ei8enlvili!vj:arantien  im  Nennwert  von  j^*  892000 
verpfaudet,  mit  der  Mafsgabe,  «iaiti  es  den  Darleihern  jederzeit  freistehen 
sollte,  die  Schuldtitel  ganz  oder  teilweise  snin  Kurse  ron  85  sn  flber- 
nehnien.  Die  Banken  optierten  für  die  Übernahme  des  gesamten  Ro> 
trairos,  und  für  die  "Rosfiernnijr  ergab  sich  ein  Saldo  von  ^  716 99ö  bei 
Greenwood  &,  Co  und  von  £  53ö  149  bei  Bariug  Bros.  &  Co.,  zu- 
sammen =  $  6825925  Gold.  Aufserdem  verminderten  sich  durch  den 
Wegfall  der  noch  an  Uaring  Hros.  &  Co.  zu  zalilomlrn  Katen  von 
monatlich  £  60  000  die  Aufgaben  des  Jahre«*  1903  um  1 '.12000  Gold. 
Der  Verkauf  der  beiden  Pauzerschific  braclitc  $  lOOOOOoo  üold  ein. 
*  Der  Rest  wurde  för  dffentlicfae  Arbeiten  verwendet. 
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qttistschen  Währungsreform  und  der  von  Tom^iaist  inspirierten 
Unifizierung  der  äufseren  Schuld,  jetzt  aus  einem  Saulus  zum 
Paulus  geworden  ist  und  die  Unifikation  wie  die  neue  Tom- 
quistbcbe  Währungsreform,  die  Reduktion  der  Mflnzeinheit 
auf  den  Frankeuwert,  in  sein  Programm  aufgenommen  hat, 
hält,  vermutlich  aus  Gründen  der  politischen  Tüktik,  die 
Wiederhpr.-tellung  des  Konversionsfonds  für  geboten,  und  es 
schien  ihm  erwünscht,  auch  die  Aiitorititt  der  sHieideuden 
Regierung  noch  fiir  den  l'lau  der  neuen  einzusetzen. 

Die  Prograninitcde,  die  der  neue  Präsident,  Dr.  Quintaua. 
hei  seinem  Regierungsantritt  am  12.  Oktober  1P04  an  den 
Kongreis  richtete,  enthielt  aulser  einer  ilindtüt ung  auf  eine 
neue  Valutareform  allerdings  nur  die  Erklärung,  dafs  nie- 
mand die  Notwendigkeit  einer  Änderung  des  KonTersions- 
kttrses  behaupten  kdnne.  Der  Konversionsfonda  wurde  nieht 
erwähnt,  aber  wenige  Tage  später,  am  19«  Oktober,  ordnete  die 
neue  Regierung  durch  Dekret  an,  dafs  der  Konversionsfonds 
wiederhergestellt  und  der  im  Dezember  1901  entnommene 
Betrag  von  $  11698191  Gold  zurückerstattet  werden  solle, 
und  am  Tage  nach  dem  Erscheinen  dieser  Verfügnufr  lit  is 
der  Finnnzniini»^ter  dem  Kouversionsfonds  als  erste  Ilate 
<HM)(MM)  Göhl  überweisend  Da  indessen  die  weitere  Rück- 
zahlung nur  allmählich  und  ^nach  Mal'sgabe  der  verlügbaren 
Mittel"  erfolgen  soll,  so  konnte  es  für  den  mit  argentiui sehten 
Verhältnissen  Vertrauten  doch  zweifelhaft  sein,  oh  die  Er- 
füllung dieses  Versprechens,  wenn  sie  sich  überhaupt  als 
mdglicn  erweist,  nicht  in  weiter  Feme  liege.  «VerfOgbare 
Mittel bedeutet  bei  der  Praxis  des  argentinischen  KongreaseSt 
die  Borge  für  die  Deckung  der  vielen.  Ober  den  Rahmen  der 
im  Etat  vorgesehenen  Einnahmen  hinaus  bewilligten  Aus- 
gaben der  Regierung  zu  überlassen,  Überschüsse,  für  die  man 
sonst  keine  Verwendung  bat,  und  diese  sind  in  Argentinien 
nien)als  erzielt  worden  und  auch  für  die  Zukunft  nicht  zu 
erhoffen.  Jede  Steip:eruug  dor  Kiiinahmen  fülirt  erlahnm^s- 
gemäfs  zu  einer  ^'anz  unverhältnisunUsigen  Krhohunj^^  der 
Ausgraben,  und  die  Best^erunp^  der  ^v!rt^clla^tlichen  und 
hnanziellen  Lage  des  Landes  in  den  Jahren  19M3  und  ll'u4 
hat  zur  Folge  gehabt,  dafs  in  der  letzten  Session  des  Kon- 
gressei>  allein  für  öffentliche  Arbeiten  ungeheuere  buiumtii 


^  Naeh  einem  liericlitc  des  Korresuondenten  der  „FrankfiiTter 
Zeitung"  vom  25.  Oktober  1904  soll  Dr.  Terry  »lio  Ansicht  vertreten» 
da&  der  Erlös  aus  dem  Verkauf  der  Panzerkreuzer  „Moreoo"  und 
„Rivadavia*'  dem  KonversioDsfonds  hfttte  snfiieCien  müssen.  Wie  oht» 
erwähnt,  ist  aber  dieser  Erlös  teUe  sur  NivelUeruDg  des  Etats  für  190i. 
teils  für  iUrcntUche  Arbeiten  verwendet  worden,  die  durch  SpezifilpTfrtz^ 
augeordnet  wareo.  Die  lür  letzteren  Zweck  verausgabten  Betrage 
(6Vt  Millionen  Pesos  Gold)  soll  der  FliMiisniinistor  durch  sukiessive 
Emission  von  Titeln  der  inneren  Schuld  wieder  besehatfen  und  den 
Konversionsfonds  zuführen  wollen. 
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aulVeretatsmafsip:  bewilligt  wurden,  zu  deren  Perkung.  selbst 
In  i  starker  Vernielirung  der  Kinnalimen,  die  möglichen  Über- 
bchübse  der  nächsten  zehu  Jahre  nicl)t  ausreichen  würden. 
(Es  will  unter  diesen  Umstilnden  nicht  viel  besagen,  dals  bis 
zum  1.  Mai  1905  der  Kouversionsfonds  durch  weitere  Über- 
weisungen der  Regierung  auf  $  7  710545  Gold  angewachsen 
ist  und  in  der  Botsehaft  des  Präsidenten  Quintana  die  Er- 
wartung ausgesprochen  wird,  in  den  naclisten  vier  Jahren 
den  Fonds  auf  $  30000000.  Gold  bringen  zu  können.  Dafs 
auf  die  Verwendung  von  Überschüssen  zu  Konvertierungs- 
zwecken nicht  zu  rechnen  ist,  wird  nicht  nur  durch  die  oben 
[S.  101]  besprochene  Verwendung  der  grofsen  aufserordent- 
lichen  Einnahmen  des  Jahres  10(i:l,  sondern  auch  durch  die 
Tatsache  sehr  deutlich  illustriert,  (hU's  vom  12.  Oktober  10n4. 
dem  Ta^^e  des  Amtsantritts  des  Tiiisidenten  Quintana,  bis 
zum  1.  Ai)ril  1905  die  neue  Regierung  nicht  weniger  als 
$  r»r)is:>98  m/n  und  $  2  149  59(3  (iold .  zusammen  =■- 
^  11  ;iÜ8  180  m/n  aul  ihre  Verantwoi tung  iiuTseretats- 
milTsig  ausgegeben  hat,  so  dafs  die  Mehreinnahmen  aus 
Zöllen  und  Steuern,  die  das  Jahr  1904  im  Betrage  von 
S  5012771  m/n  und  t  3792200  Gold  Ober  den  Voranschlag 
hinaus  geliefert  hat^,  schon  in  den  ersten  drei  Monaten  des 
neuen  Etatsjahres,  und  noch  ehe  die  Rechnungen  für  das 
Finanzjahr  1904  zum  Abschlufs  gebracht  waren,  durch  die 
aufseretatsmülsigen  Ausgaben  fast  ganz  absorbiert  worden 
sind.  Dabei  ist  /ii  Iteachten,  dals  bei  diesen  aufseretats- 
mäfsigen  Aufwendung^^n  niclit  etwa  unvorhergesebenr ,  be- 
sonders dringliche  Aiil"orderuii;:i  ji  (>ine  Rolle  spielen.  >t»n(hM  n 
dafs  sie  aussehlieiVlifh  zur  iie.strcitung  laufender  Verwaltungs- 
kn<ten  und  zur  Deckung  von  Etatsüberschreitungen  gemacht 
Avrnlen.  Der  Kunversiunslonds  hat  bei  der  X  eilugung  über 
die  Überschüsse  keine  Berücksichtigung  gefunden.) 

Gelingt  es  aher  auch,  den  Konversionsfonds  bald  auf  die 
frflhere  Höhe  zu  bringen,  so  erscheint  damit  für  die  Sanierung 
der  Valuta  wenig  gewonnen,  denn  für  diese  ist  viel  weniger 
die  Wiederherstellung  des  Konversionsfonds  als  seine  rasche 
Zunahme  von  entscheidende)-  Bedeutung,  und  auf  eine  solche 
ist  nicht  zu  rechnen.  Aufserordentliche  1  Iberweisungen 
können,  wenn  sie  wirklich  aus  verfügbaren  Mitteln  bestritten 
werden  '^nlkMi.  nach  deui  (d»en  Gesagten  auch  kOnff i'j  kaum 
in  Betracht  kouinien.  und  die  andern  Quellen,  die  nacli  dem 
Konversionsgesetz  den  Fonds  speisen  sollen,  sind  heute 
fast  ganz  vtnsiegt.  Der  Zusi  lilags/.(dl ,  aus  dem  allein  »len» 
Konversionsfomls  gröfsere  Betrage  zullussen,  ist  aufgehul}en, 
ül*er  die  $  ()9()7(.k)0  Goldobligationen  der  Nationalen  Hypo- 
thekenbank ist  Iftngst  anderweitig  verfügt,  und  ein  Verkauf 

>  jjDentsche  La  PlaU-Zeitttog"  vom  10.  Januar  1905. 
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der  xVudiuo-Bahn,  an  den  schon  im  Januar  1900  nicht  mehr 
gedacht  wurde,  liegt  heute  ganz  au(tor  dem  Bereich  der 
Möglichkeit  Seit  189d  hat  sich  das  Staatshahnnetz  von 
1780  km  auf  2024  km  ausgedehnt,  im  Mai  1904  waren 

weiteie  1481  km  staatlicher  Linien  im  Bau  und  km 
projektiert,  die  Stiiatsbahneu,  von  denen  1899  die  F.  C.  Central 
Norte  und  F.  C.  Norte  Argentino  Zuschüsse  erforderten  und 
die  F.  C.  Audino  nur  eine  Verzinsung  von  1,75  o  ,,  lieferte, 
erzielen  jet/t  sämtlich  Überleb ii'-se.  und  hei  der  Audiiio-Bahn 
ist  gegen  l^'.'t»  die  Roheinnalinie  11« ».i  auf  das  dreifaclit^  ge- 
stiegen, während  gleichzeitig  eine  prozentuale  Verminderung 
der  Betriebsausgaben  eintrat. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  ein  Verkauf  der  hium  un- 
bedingt ausgeschlossen,  und  es  bleiben  für  die  Vermehrung 
des  Konversionsfonds  nur  die  ÜherschUsse  der  Bank  der 
Nation  und  der  Nationalbank  in  Liquidation  abrig,  die 
ihn  unter  glinstigen  Umständen  fraher  um  durchschnittlidi 
3  Millionen  Pesos  Papier  jährlich  vermehrt  hätten,  jetzt  aber 
ihm  wenig  mehr  als  1  Million  Pesos  Papier  =s  $  440  OOU 
Gold  zuführen  können.  Denn  bei  der  Beratung  des  noir  n 
Statuts  der  Bank  der  Nation  im  September  1:»<>1  hat  das 
KonvPTsionsgesetz  abermals  eine  Morlitikation  durch  die  Be- 
stiiminmL'  f-rfaliren.  dafs  der  halbe  Reuiiit'winn  der  Bank  zur 
Krhühung  ihres  Ka])itals  verwendet  wenieu  soll.  Für  den 
Konversionsfonds  hlcibt  somit  nur  die  Hälfte  etwaiger  Über- 
schüsse der  liaiik  der  Nation  verfügbar,  und  diese  Über- 
schüsse sind  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  zusammen- 
geschrumpft, obwohl  sich  der  Gesehftftskreis  der  Bank  stetig 
und  erheblich  ausgedehnt  hat  Der  mittlere  Stand  der  Depo- 
siten in  Papier  (mit  Ausschiurs  der  gerichtlichen),  der  in  den 
Jahren  1902  und  1903  nur  74  und  96,4  Mill.  Pesos  betrug,  er- 
reichte im  Jahre  1904  121,0  Mill.  Pesos,  und  das  Portefeuille 
war  auf  durchschnittlich  83,1  Mill.  (gegen  7;i,8  Müh  in  1902 
und  06,9  Mill.  in  1903)  angewachsen,  aber  der  Reingewinn,  der 
sich  zur  Zeit  der  Währungsreform  und  auch  1900  noch  auf 
etwas  mehr  als  2  Mill.  l'^^sos  stellte,  war  schon  llM»;j  auf 
$  7R7  l->''  m  n  zurückgegangen  und  ist  19n4  auf  den  gering- 
fügigen Betrag  von  $  312830  m/n  gesunken  K  Die  Liquidatioa 


'  S.  ..Buenos  Aires  -  Handelszeitung"  vom  25.  Februar  1905.  Der 
Rfickgang  des  Reingewinn»  auf  einen  Betrag,  der  ehier  Veninmi^  des 

Kapitals  der  li&nk  {$  50  Millionen  Pesos  Papier)  von  nur  0,V>^o  ent- 
spricht, ist  nicht  durch  gTor«ore  Verluste  oder  durch  unverhältni^märsiffc 
Steigerung  der  Verwalt un^^-t kosten ,  sondern  weaentlich  dureii  das  ao- 
norme  Sinken  des  Zinsfufsea  vc^rursacht,  von  dem  weiteriiin  aodi  die 
Re<k'  winl,  da  es  als  untnitt<'nj;ir<'  Wirkung  de*^  Knnver'^ionsgf.-otz-* 
oingetrett'u  i.nt.  »Sein  ungUnstiger  EinHufs  auf  das  baukg«  lintt  ^v  j^d 
auch  in  dem  Geschäftsbericlit  der  „Deutschen  Überseeischen  JJank-  für 
]904  zubegeben,  der  im  übrigen  eine  höchst  optimistische  Auffassung 
der  WftSrungfiverhftltniBse  bekundet.  £e  beifet  dort:  »In  den  Beraltaten 
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der  Natioiiallnnik  aber,  die  bereits  13  Jahre  dauert,  soll  in 
spätestens  2  bis  3  Jahren  beendigt  sein,  so  dafs  alsdann  auch 
diese  spärlich  fliefsende  Quelh»  vcrsieLCt.  Dals  Itei  so  ineringem 
Zuwachs  der  Küuversiousfonds  in  aljsehharer  Zeit  niclit  die 
Mittel  liefern  kann,  um  nahezu  300  Millioueu  Teses  l'apier 
zu  konvertieren,  ist  gewifs,  und  es  liegt  daher  nahe,  die 
Frage  autowerfoB,  weshalb  der  argentinische  Finanzminister 
jetzt  80  groftos  Gewicht  auf  die  WiederherstelluDg  dieses 
Fonds  legt,  die  seit  drei  Jahren  kaum  je  erwähnt  wurde  und 
das  Land  der  Konvertierung  der  Papiervaluta  keinen  Schritt 
nilherbringt.  Eine  erschöpfende  Antwort  auf  diese  Frage 
läfst  sich  natürlich  nicht  geben,  aber  man  darf  vermuten, 
dais  es  sich  bei  der  plötzlich  so  eifrig  betriebenen  Wieder- 
herstellung des  Konversionsfonds  um  eine  vorbereitende 
Aktion  bandelt .  nm  der  neuen  Tornquistsclien  ^Vährungs- 
refonn,  der  Kmlulnun^  des  Franken -MiUizfuises ,  die  Wege 
zu  ebnen.  Wie  oben  erwjihnt,  ist  Dr.  Terrv  und  der  Präsi- 
dent  Quintann  für  den  Plan  gewonnen,  der,  wie  in  Argentinien 
bestimmt  erwartet  wird,  im  Jahre  1005  in  Form  einer 
Regierungsvorlage  dem  Kougrefs  vorgelegt  werden  soll,  und 
da  die  Währungsreform  von  1905  mit  dem  angehlichen  ^vollen 
Erfolg*"  des  Konversionsgesetzes  motiviert  wird,  so  erscheint 
es  als  eine  taktische  Notwendigkeit,  noch  vor  dem  Beginne 
der  neuen  Währungsdebatte  möglichst  alles  aus  dem  Wege 
zu  räumen,  was  den  „vollen  Erfolg"  in  Frage  stellen  könnte. 
Dazu  gehört  in  erster  Linie  die  Nicht  Wiederherstellung  de? 
Konversionsfonds,  denn  wenn  zur  Konvertierung  der  181»9 
vf>rhR!MlrMieii  .290  Millionen  Pesos  im  Mai  19(15  ein  Fonds 
ei»eii>uweiii;j:  vorhanden  wi\re,  als  l)eim  Erlafs  des  Konversions- 
i;esetzes,  so  liefse  sich  diesiMu  selbst  in  Ar^'ontinien  nicht 
Wold  ein  voller  Krfol^^  nachrühmen,  und  ein  duiikler  Fleck 
auf  der  ersten  Währungsreform  könnte  auch  auf  die  zweite 
einen  häfslichen  Schatten  werfen.  Ist  aber  der  Konversions- 
fonds, wenn  auch  nur  teilweise,  wiederhergestellt,  so  kann 
man  seine  geringe  H5he  mit  der  Ungunst  der  Zeiten  moti- 
vieren und  mit  dem  Hinweis  auf  die  inzwischen  erfolgte 
LösuDg  der  Grenzfrage  und  den  wirtseliaftlichen  Aufschwung 
der  letzten  zwei  Jahre  fiir  die  Zukunft  ein  rasches  Anwachsen 
des  Fonds  in  Aussicht  stellend 

der  baiikgorichäi'tliclien  Tätigkeit  ist  das  Ucdeilicn  Argentiniens  weniger 
xnm  Ausdruck  gekominen,  da  infolge  des  stark  ges  t  i  e  <- n  en 
Geldumlaufs  der  Zinsfufs  während  des  ganzen  Janres  tin  >ehr 
niedrijrer  war  nnd  dir  Konkurrenz  auf  allen  Gebieten  des  ll.ink- 

Seäcbäfts  sich  noch  mehr  wie  früher  verschärfte.''  Die  starke  Zunahme 
CS  Geldumlaufs,  d.  h.  des  umlaufenden  Papiergeldes,  steht  eben 
mit  dem  . Erfolge**  des  Konversionsgesetzes  im  engsten  Zusammenhang. 
(Vergl.  s.  109 

'  Die  hier  ausgesprochene  Vermutung,  dafs  es  sich  bei  der  Wieder- 
herstellung des  Ronversionsfonds  in  erster  Linie  um  ein  taktisches 
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Manöver  handle,  wird  durch  den  oben  angeführten  iM^richt  des  Kor- 
respondenten der  ^Frankfurter  Zeitung**  (Frankf.  7.t^.  Nr.  oi2,  vom 
19.  «ovember  1904;  bestätigt,  in  dem  es  heifst,  dafs  die  Wiederherstellung 
des  Fonds  die  „Vorbereitung  zu  einer  weiteren  Reformierung  der  Valntt- 
vrrhnltnisso  im  Sinne  des  Tornquistschen  Projekte  (Einffilooiig  de» 
Frankj^nMünzfufsej^)  Sfin  werde'". 

Lber  die  neue  Vuiutarefona  be.'^airt  eine  im  November  lÖOi  uatii 
Enropa  telegraphierte  nnd  anch  Ton  vieleD  deutschen  Zeitungen  wieder- 
gegebene  ofhzIö.se  Mitteilung'  des  argentinischen  FinaDzrninist»'rs.  dafs  fnr 
je  einen  Papierpeso  2,20  Free  in  neuen  Noten  ausgegeben  und  die.-«-  ..fakul- 
tativ**, d.  h,  80  weit  der  Goldvorrat  der  Konversiousk  a  s  s  e  reicht,  cinlösbir 
gemacht  werden  sollen.  Der  Ausdmck  „fakultativ  einlösbar''  ist  geeiper 
—  f^Tst  möchte  man  glauben  berechnet  — ,  anfserhalb  Argentiniens  irre- 
lubrend  zu  wirken,  denn  die  „fakultative  Einlösbarkeit"  (Lonretiihili'ind 
facuUatim)  ist  in  Wahrheit  als  „beschränkte  Einlosbarkcit' 
(ConvertibiUdaä  Umiktda)  zu  beseiehtieii ,  und  diese  braucht  in  ÄTeta* 
tinien  nicht  erst  eingeführt  7a\  werden;  sie  bcstf^ht  fn  denisi-llun  Um- 
fange, in  dem  sie  nach  der  angekündigten  Valutarctorm  vorhanden  »ein 
wira,  bereits  heute,  ni^  zwar  schon  seit  swei  Jahren.  Von  den 
j  39^1474  789  Papier,  die  am  15.  Oktober  1904  sirkulierten,  wm 
$  100  208  848  einlöpbnr,  weil  die  Konversionskasse  im  Austausch 
empfangenes  Gold  für  diesen  Betrag  neue  Noten  emittiert  hat  und  nach 
Artikeln  des  Konversionsgesetses  verpflichtet  ist,  das  ihr  mm  Unitsiueb 
piUAentierte  Papiergeld  zum  Kurse  von  227,27  gegen  Hold  einzulösen, 
so  weit  ihr  Vorrat  r^i  -lit.  Die  «fakultative  Kinlö.-ibarkeit"  i-t -rtmit 
nicht  erät  von  der  neuen  Währungsreform  zu  erwarten,  sie  ist  bereits 
dureh  das  Konversionsgesetz  geschaffen  worden.  Im  Übrigen  yerweise 
ich  auf  die  Ausffihningen  des  folgenden  Abschnitts. 
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Die  Konv(>rsiouskns?e  fCaja  de  coiiversiun) ,  die  nach 
Art.  7  des  Kouversioii>}:eset/.es  den  Umtan*^<  li  von  Gold  gegen 
von  ilir  zu  emitlieieudes  Papiergeld  zum  Kurf^e  von  227.27 
und  von  Papier  gegen  Gold  nach  Mal'sgabe  ihres  Gold- 
bestandes vorzunehmen  hat,  hat  mit  der  Verwaltung  des 
Konversionsfonds  niclits  zu  tun.  Mit  dieser  ist  die  Bank 
der  Nation  beauftragt,  die  Konversionskasse  aber  ist  nickt, 
vie  Becker^  glaubt,  eine  besondere  Abteilung  dieser  Bank^ 
sondern  ein  eigenes,  staatlicbes  Institut»  das  unter  demselben 
Namen  schon  9  Jahre  vor  der  Währungsreform  von  1899  ge- 
schaffen' und  mit  der  Kontrolle  des  Geldumlaufs,  dem  Ersatz 
älterer,  zur  Einziehung  bestimmter  Enii^^^ionen  durch  neue, 
dem  Umtauscii  und  der  Vernichtung  unbrauchbar  gewordener 
Noten  usw.  behaut  war  und  ist. 

nie  neue  Funktion,  die  das  Ivonversioiisizesetz  der  Kon- 
versioühkab>e  übertrug,  konnte  sie  zum  erstenmal  am  letzten 
Tage  des  Jahren  is<i9  ausülieu.  Unter  dem  Eintluls  der 
reichen  Ernte,  der  lioiieu  Wolipreise.  die  den  Wert  der  Aus- 
fuhr {$  184917531  Gold)  gegen  das  Yoijabr  um  t  51 08807a 
Gold  erhöhten,  ging  nach  dem  Inkrafttreten  des  Konverslons- 
gesetzes  der  Goldkurs  stetig  zurück  und  erreichte  am  31.  De- 
zember mit  227,70  fast  das  Niveau  des  Konversionskurses. 
Am  selben  Tage  wurde,  dem  Vernehmen  nach  von  der  Bank 
der  Nation,  der  Konversionskasse  das  erste  Gold  —  S  — 
zum  Umtausch  präsentiert,  vermutlich  nur,  um  den  Ge^rnern 
(b  ^  Tiesetzes  seine  wohltätigen  Wirkungen  vor  Augen  zu 
iuhren. 

Mit  Beginn  des  Jalaes  i90U  zog  der  Goldkurs  abermals 
etwas  an.  Er  hielt  sich  im  Januar  zwisclion  22H,.*^n  und 
2:^.0.00.  in  den  ersten  Tagen  des  Februar  zwischen  22!\20 
md  J-7,.^U,  uui  am  10.  auf  227,.*^0  zurückzugehen  und 
auf  diesem  Stande  bis  zum  14.  Mai  zu  verharren.  In  diesem 
Zeitraum  flössen  der  Konversionskasse  $  18397096,60  Gold 


*  Der  argentinische  Weizen  im  Weltmärkte  fc>.  191. 

•  Darch  Gesetz  vom  7.  Oktober  1890. 
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zu,  fin  die  von  der  Kasse  S  4181493*^  Papier  in  neu 
eniittuTlcn  Noten  ausgegeben  wurden,  so  dalb  iu  diesen  drei 
Monaten  die  umlaufende  Papiergehimenge  von  $  2913424^S'.' 
<vou  den  am  31.  Dezember  1890  zirkulierenden  S  2951<i:»l>27 
kamen  $  3  823438  auf  Nickel-  und  Kupferniuiiztn)  auf 
4J  33Ü98U873  m  n.  —  um  mehr  als  $  8  auf  den  Kopf  der 
BevölkeruBg  —  anwuchs.  Als  dann  Mitte  Mai  eine  Ober* 
trieben  jiessimistiscbe  Auffassung  von  der  Sehftdigung  der 
argentinischen  Viehzucht  durch  die  Schliefsung  der  englischen 
Häfen  und  die  grofsen  Überschwemmungen  in  der  ProTinz 
Buenos  Aires,  finanzielle  Schwierigkeiten  der  Regierang  und 
die  ersten  Anzeichen  einer  Handelskrisis  wiederum  ein 
Steigen  des  Ooldkurses  auf  229  bewirkten .  wurde  der 
Konversionskasse  binnen  wenigen  Tap^rii  ihr  gesamter  (Gold- 
bestand -  S  lH39F?r).")0.(;(>  —  wieder  eut/u^eu.  und  r<  ^ollt«- 
mehr  als  zwei  Jahre  dauern,  ehe  sie  wieder  in  die  I.h  l:»-  kam. 
die  ihr  durch  Art.  7  des  Konversionsgesetzes  übertragenen 
Funktionen  auszuüben. 

Von  Mai  1900  bis  Juli  1902  hielt  sich  der  Goldkurs  durch- 
schnittlich Ober  230  und  stieg  im  Juli  1900  auf  242,  im  Juli 

1901  auf  239,30,  im  Dezember  desselben  Jahres  auf  242,80 
und  im  April  1902  auf  246,60.  Einen  Rückgang  des  Geld- 
kurses in  dieser  Periode  zu  verhindern,  wirkten  verschiedene 
Ursachen  zusammen:  die  Wollkrisis^  der  mit  ihr  in  Zu- 
sammenhang stehende  Zusammenbruch  grofser  Exporthäuser, 
<lie  fast  in  Revolution  ausartende  Bewe?:ung  gefien  die  Uni- 
tikationsvorlage,  die  mehrmals  drohend  nahegerüekte  Gefahr 
eines  Krieges  mit  Cliile,  der  Verlust  eines  Teiles  der  Weizen- 
ernte in  den  Jahren  19(m>  und  19<>1  und  eine  Handelskrisis, 
die,  wie  an  anderer  Stelle  zu  zeigen  sein  wird,  ihren  letzten 
Grund  in  der  Schwächung  der  Kaufkraft  der  stfidtiseheu  Be- 
völkerung hatte  und  viele  Zahlungsstockun^eu ,  Moratorien 
und  Bankerotte  nach  sich  zog. 

Erst  nachdem  durch  die  Verträge  vom  28.  Mai  1902  die 
SjMtnnung  mit  Chile  endgültig  beseitigt  war,  setzte  wieder 
eine  rückläufige  Bewegung  des  Goldkurses  ein,  und  als  durch 
den  Schiedsspruch  der  englischen  Regierung  die  friedliche 
Lösung  der  Grenzfrage  zur  Tatsache  geworden  war,  wurde 
unter  dem  FinHuls  der  guten  Ernteaussichten  im  November 

1902  der  Kurs  von  227. '^.n  wieder  erreicht.  Wenn  trotzdem 
bis  zum  Schlüsse  des  ,la]ne<  bei  der  Konversionskasse  nur 
:$  2843,44  (iold  gegen  Papier  umgetauscht  wurden,  so  h:\t 
man  bei  den  «zrofsen,  auf  dem  Markte  vorhandenen  (iold- 
vorriUen  die  Erklärunii  dafür  wohl  in  der  grofsen  Ausi^iands- 
beweguug  zu  suchen,  die  sich  im  Ausciiluis  an  den  Slauer- 

1  Die  WoUausfuhr  des  Jahres  1900  war  um  135  998  t  imd 
#43292058  Gold  geringer  ala  die  des  Yorjabres. 
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streik  im  November  und  Dezember  abspielte  und  *  inen 
solchea  Umfang  aBgenommen  hatte,  dafs  nur  die  Verhäugimg 
des  Belagerungszustandes  den  Ausbruch  des  bereits  be* 
schlossenen  Generalstreiks  verhindern  konnte. 

Im  Jahre  1903,  das  neben  einer  Erhöhung  der  Ausfuhr 
auf  $  220984524  Gold  41497  797  mehr  als  im  Vorjahre) 
eine  Steigerung  der  Edelmetalleinfuhr  auf  $  2608(3184  Gold 
(gegen  S  17177  098  in  1902  und  $2:m\2()  in  1901)  hrnfhte, 
blieb  der  Goldkurs  unverändert  auf  dem  Stande  von  227,27. 
Der  Kouversionskassc  Holsen  in  diesem  Jahre  $  40041  42o.5() 
Gold  zu,  für  die  sie  ^  l'»4  514  »»24,07  ni  n.  ausgab,  von  denen 
S41814  9o(>  aus  der  ersten  Emission  von  1900  stammten,  und 
$  02  700088,07  neu  emittiert  wurden.  Die  Abgänge  an  Gold 
beliefeu  sich  auf  $  7  80311üJ8  Gold,  so  dals  die  Kou- 
versionskasse  am  Jahresschlufs  (Uber  einen  Goldbestand  von 
$  38241147,22  verfOgte.  Die  umlaufende  Papiergeldmenge^ 
die  am  31.  Dezember  1902  $  290644758,95  m/n.  betragen 
hatte,  war  am  31.  Dezember  1903  auf  (  374258221,50  m/n. 
gestiegen  K 

Im  Jahre  1904  hat  bei  gleichem  Kursstande  der  Gold* 
zuflufs  zur  Konversionskasse  angehalten.  Bis  Mitte  Mai  war 
ihr  Goldvorrat  auf  $4r>7112nl  Gold  angewachsen,  dann  trat 
von  Knde  Mai  bis  Ende  September  eine  langsame  Abnahme 
bis  auf  $  4lll^r>17  G(dd  ein.  Von  da  ab  zeigt  der  Gold- 
besjtaud  der  Koaversionskasse  abermals  eine  Zunahme.  Am 
15.  Oktober  war  er  wieder  auf  $  44os!m;<m>  gestiegen,  wofür 
die  Kouversionbkasse  $  lOU 203  848  ui  n.  ausgegeben  hatte. 
Das  zirkulierende  Kreditgeld  belief  sich  an  dem  genannten 
Tage  auf  $  893474789  m/n,  und  bei  den  guten  £mte- 
aussichten  und  dem  günstigen  Stande  der  Wechselkurse  war 
in  den  nächsten  Monaten  eine  weitere  Zunahme  des  Gold- 
fonds der  Konversionskasse  und  dementsprechend  eine  weitere 
Vermehrung  des  Papiergeldumlaufs  bestimmt  zu  erwarten*. 
Der  Finanzminister  Dr.  Terry  erklärte  anfangs  September  in 
der  Deputierteukammer ,  als  bei  der  Beratung  des  neuen 


'  Dafs  diese  Summe  die  Bedürlnisse  eiuei-  ücvölkeruDg  von  kuapp 
5  Million«!!  weit  übentcigt,  liegt  auf  der  Hand.  Der  argentinische  Bank- 

direkter  S.  Quesada,  ein  Manu  mit  lanf^jaliripen  Erfalirungcii  im  Bank- 
wenen,  nimmt  HM);^  (Kl  Prn}>lema  monotnrio  p.  :'6)  drii  (ieldbedarf  Argen- 
tiniens aut  nur  12U  -löU  Millionen  Peso«  Papier  an.  ilalt  man  aber  auch 
diese  Schätzung  für  zw  niedrif^  nnd  mit  RQcksicht  anf  die  ständig 
waelisende  Promiktion  'J"iO  Millionou  für  erforderlich,  so  war  schon  Knde 
1903  die  Notenzirkuhition  um  mehr  als  IJi)  Millionon  IVsos  zu  grofs. 

2  Diese  ist  inzwischen  eingetreten.  Am  1.  Januar  iy05  betrug  der 
Goldvorrat  der  Konversionskassc  #50841716,  am  15.  April  $  714^830 
Gold,  für  (lin  1G2  348 47h  Papier  ntt^c^pfreben  wonli^n  waren.  In  kaum 
zwei  Jahren  ist  somit  die  Menge  des  umlautenden  Kreditgcides  um 
160'  ü  Millionen  Pesos  Papier  —  d.  b.  um  rund  $  32  auf  den  Kopf  der 
Bev(')lkerung  —  yennehrt  worden.  Hie  belief  sich  am  15.  Apnl  anf 
$  455619425  m/n. 
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Statuts  der  Bank  der  Kation  die  W&hningsfrage  gestreift 
wurde,  er  sehe  ohne  jedes  Bedenken  der  Möglichkeit  ent- 
gegen, dafs  die  Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  im 
nächsten  Jahre  (1905)  auf  500  Millionen  Pesos  und  spftter 

auf  GoO  oder  7uO  Millionen  steigen  werte.  Mit  dieser 
Möglichkeit  mufs  in  der  Tat  ernstlich  gerechnet  werdon. 
denn  wenn  die  unnnteibrocliene  Sfei^eriuig  der  Ausfuhr 
und  die  dadurch  l^edingte  V'erhesst  i  uiilt  der  Zahlungsbilanz 
Argentiniens  anhält  —  und  das  ist  nacli  allem  nicht  nur 
für  die  nilchste  Zeit,  sondern  auch  ftir  späterhin  wahr-clieüi- 
lich  — ,  so  inuis  früher  oder  später  eintreten,  was  Dr.  ierr)' 
voraussieht:  die  Vernielirun^^  des  uuilaufeuden  Papiergeldes 
auf  das  doppelte  des  ursprünglichen  Betrages. 

Bei  günstigem  Stande  der  Produktion  mufs  das  Kon- 
Tersionsgesetz  eine  beständige  Vermehrung  der  Papiergeld- 
menge bewirken,  und  Beeker  bat  von  dem  Zweck  und  der 
Wirkung  des  Gesetzes  wie  von  dem  Mechanismus  der  Kou- 
versionskasse  eine  völlig  falsche  Auffassung,  wenn  er  r^chreibt  * : 
.Es  war  nach  Bekanntgabe  des  Pellegrinischen  Entwurfs  (der 
Währungsvorlage)  von  anderer  Seite  vorgeschlafen  worden, 
die  Papierzirkulation  dadurch  zu  verringern.  daf<  'iihrlich 
otwn  1 ' »  Millionen  Ve<(><  in  n  ein  g  e  z  o  g  e  u  und  v  e  r  u  i  c  h  i  e  t 
würden.  Gegen  tlit-M'u  an  sich  ganz  vernünftigen 
Vorschlag  ist  jiduih  einzuwenden,  dais  das  jetzige  Gesetz 
einem  derartigen  Verfaliren  vorzuziehen  ist.  Denn  die  Kon- 
versionskasse  wirkt  als  Uegulator,  indem  jedermann  nach 
seinem  Bedarf  sich  einwechselt,  was  er  braucht  Unter  der 
Voraussetzung,  dafs  genOgend  Gold  verfügbar 
ist,  wird  sieh  gegebenenfalls  einerseits  der  Notenumlauf 
von  selbst  verringern,  und  andererseits  dem  jeweiligen 
Bedürfnisse  an  Gold  und  Papier  am  ehesten  Rechnung  ge- 
tragen werden." 

In  Walirheit  ist  das  gerade  Gegenteil  der 
Fa  1 1.  Je  ni  e  h  r  G  o  1  d  verfügbar  ist,  desto  g  r  6  l'se  r  winl  die 
oteuzi  r k  u  1  a  t  i  0  n  ,  denn  sie  wachst  mit  jeden  $  lOO  Gold, 
die  in  die  Konversionskasse  gelangen,  um  $  227,27  m  u.  und 
alles  über  den  Tagesbedarf  der  Banken  liinaus  vorband 
Geld  mufs  der  Konversionskasse  zuiin  Isen  und  gegen  l'apier 
eingetauscht  werden,  weil  dieses  einen  höheren  Zin^lufs  be- 
dingt als  Gold,  uud  das  letztere  im  täglichen  Geschäftsverkehr 
nicht  verwendbar  ist  Alles  wird  in  Argentinien  mit  Papier 
bezahlt;  selbst  auf  Gold  lautende  Forderungeu  werden  nur 
^anz  ausnahmsweise  in  Gold  statt  mit  dem  entsprechenden 
Äquivalent  in  Papier  beglichen',  und  dieser  Zahlungsmodus 

^  Becker,  Der  argentmifehe  Weben  im  Weltamrkte  8.  195. 
'  Aach  snr  Bezahlnng  der  in  Gold  normierteD  Zollg^cbühren  wird 
Oold  nur  wenig,  und  sogar  in  geringerem  Umfange  aU  früher,  ver- 
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bildet  auch  bei  Goldzaliluiigen  nach  dem  Auslände  die  Regel. 
Wer  ja  Gold  emjjfängt,  trägt  es,  da  er  es  zur  Bestreitung 
seiner  laufenden  Ausgaben  nicht  verwenden  kann,  auf  die  Bank, 
und  diese  überweist  es  ihrerseits  der  Konversionskasse ,  um 
dafür  im  Umtausch  Papier  in  Empfang  zu  nehmen.  Eine 
Verringerung  des  Notenumlaufs  konnte  der  Goldzuflufe  nur 
herbeiführen,  wenn  es  keine  Konversionskasse  gäbe,  weil  dann 
Gold  schliefslich  in  den  Verkehr  eindringen  nU\fste,  so  lange 
aber  die  Konversionskasse  die  ihr  durch  Artikel  7  des  Kon- 
versionsL'^f^'^^otzes  übertragenen  Funktionen  ausübt,  ist  eine 
Verminderung  des  unilauf«Mi»ien  Papiergeldes  ein  Dinu^  der 
Unmöglichkeit.  Denn  da  (ier  Verkehr  freiwillig  kern  Gold 
aufnimmt,  so  uiuis,  sobald  dieses  reichlich  vorhanden  ist.  der 
gröiste  Teil  selbst  dann  der  Konversionskasse  zutliefs^Mi,  wenn 
der  Zinsful's  für  Güld  und  Papier  der  gleiche  wird,  und  ge- 
langt es  in  die  Konversionskasse,  so  ist  eine  Vermehrung  des 
Papiergeidumlaufs  die  notwendige  Folge.  Becker  übersieht 
ganz,  dafs  eine  Verminderung  der  Notenzirkulation  ja  unter 
allen  Umst&nden  nur  in  dem  Mafse  eintreten  kann,  als  vorher 
eine  Vermehrung  stattgefunden  hat.  Denn  die  Konversions- 
kasse kann  Gold  in  unb(\«:chränkteu  Mengen  aufnehmen,  weil 
sie  das  Papier,  das  sie  dafür  hingibt,  neu  emittiert,  aber 
Gold  im  Austausch  gegen  Papier  abzu'^cben  ist  sie  nur  so 
weit  imstande,  als  ihr  Goldvorrat  leirht,  (1(M'  das  Äquivalent 
des  neuaus^M'^ieheiien  rajmMLieldes  dar>tellt.  Soll  daher  die 
Notenzirkulation  sich  verrioiirrn.  so  müssen  im  <:lei'"]ien  Ver- 
liiillnis  auch  die  ( ioldljestände  der  Kunversiüuska>s('  al  iiciinien, 
und  sinkt  der  Papiergeidumlauf  auf  den  tiefsten  ülR'iiiaupt 
möglichen  Stand,  so  ist  auch  der  letzte  Goldpeso  aus  der 
Konversionskasse  verschfninden.  Aber  es  bleibt  dann  als 
eiserner  Bestand  an  ungedecktem  Papiergeld  der 
Betrag  von  mehr  als  2d0  Millionen  Pesos  m/n  übng,  der  beim 
Erlafs  des  Konversionsgesetzes  und  nocli  am  31.  Dezember  1902 
den  Gesamtbetrag  des  zirkulierenden  Papiergeldes  darstellte, 
und  diesen  290  Millionen  Pesos  dient  als  Deckung  nur  der 
KonversionsfoTids.  dessen  Bedeutungslosigkeit  gegent^ber  einer 
solchen  Papiermasse  oben  erörtert  worden  ist.  Dank  dem 
Konversions^H'-etz  sind  in  Arg^Mitifiien  Anwachs»Mi  der  verfug- 
baren (ioldmenge  und  Zunahme  der  Notenzirkulatiou ,  Ver- 
mindi-rung  der  GoldlieNUmde  und  Verringerung  des  Papier- 
geldumlaufs zu  Korrt'lathegriflfeu  geworden. 

Wie  der  erste  batz  seiner  oben  zitierten  Aufserung  zeigt, 


wendet.  1904  hatte  bis  znm  81.  Oktober  das  Zollamt  der  Bundee- 
hauptstadt  (]»  m  Rctraff  von  ^  ;r. c  "t7,5oGold  vereiniuhmt,  von  dt-iion 
ab^^r  nnr  <f  ',»r,9  in  (4old,  ;-l  47 1  JS^.")')  in  Papier  71  4400.V2  m  ii) 
entrichtet  wunlcn.  i)ugt!Ken  waren  im  Jahre  lt>9ü  bis  zum  31.  Oktober 
▼on  dem  vereinnahmten  Betrage  von  #27926881,^)2  Gold  nicht  weniger 
ab  $  11005511,85  in  barem  Golde  eingezahlt  worden. 
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ist  auch  Becker  in  dem  —  übrigens  in  Deutschland  wie  iu 
ganz  Europa  allgemeiD  verbreiteten  —  Irrtum  befangen,  dads 
das  KonversionBgesetz  nicht  nur  die  weitere  Wertsteigemng 
der  Valuta  verhindern,  sondern  auch  zugleich  ihre  Sanie- 
rung anbahnen  sollte,  während  die  Wähningsreformer  in 
Wahrheit  das  Ziel  verfolgten,  die  Wiederherstellung  gesunder 
WilhrungsverhiVltnisse  dauernd  unmöglich  zu  machen.  Das 
Mittel  dazu  bot  die  Paraphrase  des  Tornquistschcn  Projekts, 
der  Artikel  7  des  Gesetzes,  der  die  Konversioiiskas'^p  zu  einem 
automatisch  funktioniereiKlen  Apparat  machte,  mit  der  Be- 
stimmung, uicht.  wie  Becker  jjlaubt.  als  Regulator  des  Geld- 
miilanfs  zu  wirken,  sondern  jede  Wirkung  des  Guld/uiiu5i>es 
iiul  die  i'iipiervaluta  auszuschalten  und  sie  von  dem  steigenden 
Drucke  des  Produktionsüberschusses  zu  entlasten. 

Das  ist  vollkommen  gelungen.  Der  Goldstrom,  der  in 
den  letzten  Jahren  nach  Argentinien  fliefst,  drängt  das  Papier- 
geld nicht  zurück,  sondern  Iftfst  die  Kotenzirkulation  immer 
gewaltiger  anschwellen«  Wie  Midas  alles,  was  er  berOhrte, 
zu  Gold  machte,  so  wandelt  die  argentinische  Währungspolitik 
jedes  Goldstück,  das  ins  Land  kommt,  zu  Papier,  und  das 
wird  so  fortcjehen,  so  lange  Arj^entinieii  von  jjroduktions- 
schädigendeii  Katastrophen  und  ernsten  politischen  Störungen 
verschont  bleibt. 

Sollten  diese  —  was  nicht  gerade  walirschemlich .  aber 
immerliin  möglich  ist  —  wiederkehren,  so  würde  das  Goid 
der  Kointisiuihskasse  freilieh  tlahinschmelzen  wie  Märzschnee 
vor  der  Sonne.  Wie  im  Mai  1900  die  $  18;V.)7U90  Gold  in 
wenigen  Tagen  verschwanden,  so  würde  es  dann  bestenfalls 
einige  Wochen  dauern,  bis  die  Konversionskasse  von  Gold 
entblöfst  und  alles  von  ihr  emittierte  Papieijgeld  zu  ihr 
zurückgekehrt  wäre.  Denn  sobald  die  Möglichkeit  einer  aber- 
maligen Kursverschlechterung  gegeben  ist,  wird  der  Kon- 
versionskasse von  allen  Seiten,  vor  allem  aber  von  den  Banken, 
da?^  Gold  entzogen,  weil  sein  Besitz  dann  eine  Sicherheit  jregen 
alle  Kvo]itiialitäten  gewnlirt.  Hält  sich  beim  Kiutreteii  wirt- 
schattlicher  oder  politisclifM  Stöniugen  der  (ioldpreis  auf  dem 
Niveau  des  Konversionskurses,  so  können  die  Banken  mit 
ihrem  Golde  sich  bei  der  Konversiouskasse  jede  beliebige 
Meii^e  Papier  genau  nach  Malsgabe  ihres  jeweiligen  Bedarfs 
verscliarteu,  steigt  aber  der  Goldkurs  über  227,27,  so  decken 
sie  ihren  Mehrbedarf  an  Papiergeld  auf  dem  offenen  Markte 
der  Börse,  wo  sie  dann  for  den  gleichen  Betrag  in  Gold 
mehr  Papier  erhalten  als  bei  der  Konversionskasse* 

Eine  Verminderung  des  Notenumlaufs  auf  den  geringsten 
Überhaupt  möglichen  Betrag  von  290  Millionen  Pesos  hat 
somit  den  Eintritt  einer  wirtschaftlichen  oder  politischen 
Krisis  zur  notwendigen  Voraussetzun;!,  und  diese  Krisis  würde 
üich  durch  die  rasche,  vielleicht  ganz  plötzliche  Verminderung 
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der  Zirkulationsmittel  um  35<^/o  oder  mehr  Docb  wesentlich 

komplizieren  und  verschärfen. 

Bleibt  da^p<rcn  das  Land  von  neuen  Krisen  verschont 
und  der  Stand  der  ProdiiktiDii  ein  crünsti<j:er,  so  mufs  unter 
der  Herrschaft  des  Konversiun^gesetzes  die  Menge  des  um- 
laufenden Tapiergeldes  innner  mehr  zunehmen.  Dann  wird 
a!>er  auch  der  Augenblick  kommen,  wo  es  den  Hexenmeistern 
der  argentinischen  Währungspolitik  ernstlich  bange  wird  vor 
den  Geistern,  die  sie  gerufen  habend 


t  In  Bankkreisen  ist  man  bereits  zn  der  firkenntnis  gelangt,  dafs 
die  WobUat  (b  r  „fakultativen  Konversion''  zur  selilimmen  Flage  zu 

wonlfii  (höht.  Nach  übereinstimmenden  I'  ric-jiten  aus  Rim-hos  Aires 
von  Ende  Oktober  1904  sind  die  Privatbanken  wie  die  Bank  der  Nation 
bestrebt,  die  Goldzafblir  cnr  Konversionskasse  soviel  wie  m&glich  ein- 
ntschrftnkm,  um  die  übermäfsige  Vennehnii)«;  der  Xotenzirkidation  und 
ein  weiteres  Sinken  des  ZinsfiifHes  zu  vf rliintiern,  der  jetzt  auf  4'/«  bis 
4^0  zurückgegangen  ist,  und  zwar  allein  infolge  der  in  weniger  als 
zwei  Jahren  eingetretenen  Vennehmiiff  des  umraofenden  Papiergeldes 
um  mehr  als  ein  Drittel,  da  das  RisHco  der  Banken  sich  1904  nicht 
gunstiger  stellt  als  vor  zwei,  vier  oder  sechs  Jahren.  Wenn  sie  tb'-?hfilb 
Uold  tunlichst  zurückhalten  —  der  Status  der  Bank  der  Nation  vuui 
80.  September  wies  einen  Goldbestand  von  24V*  Millionen  Pesos  Grold 
nach  ,  so  ist  da«  be^^reiflic  Ii .  es  darf  aber  nicht  ubersehen  werden, 
dafs  diese  verändert«'  r;fkf;k  nur  in  sehr  beschränktem  Mafse  Erfolg 
verspricht,  weil  der  Autiiainm;  dess  Goldes  in  den  Verkehr  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten  entgegenstehen,  so  lange  das  Kouv^  rsions/xesetz 
ni  Kraft  bleibt.  Es  sei  hier  nur  (birauf  hingcwieseti.  dafs  die  WlediT- 
zunalinie  der  Goldbestande  der  Konversionskasfe  Ende  September  mit 
dcui  Ikginu  der  Wollkampagne  zusammenfällt.  Der  Estanciero  verkauft 
seine  Wolle,  der  Kolonist  seinen  Weizen  nur  gegen  l'apicr,  und  mit 
der  Ausdehnung  der  Produktion  brinjürt  die  Export^saison  nicht  nur  einen 
stärkeren  GoldzuHufs,  sondern  auch  eine  steigende  Nachfrage  nach 
Papiergeld.   (S.  auch  8.  109  Anm.  2.) 

Über  die  Metallisierung  ihrer  Reserven  hinaus  können  die  Privat- 
banken gröfsere  fJoldbestände  nielit  /.urückbalton ,  wenn  sie  nicht  auf 
die  Aasuützung  der  geschäftlichen  Ilouhkoujunktur  verzichten  wollen. 
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Da  die  Wirkung  des  Konversionsgesetzes  auf  den  Naten- 
Umlauf  bereits  geschildert  worden  ist,  und  die  wirtschaftlichen 
Folgen  der  W&hruDgsreform  von  1899  und  ihr  ZuBammenhaDg 
mit  der  Krisis  von  1900—1902  in  einer  gröfseren,  die  gesamten 
Bezieliungen  zwischen  Währung  und  Produktion  behandelnden 
Arbeit  dargestellt  werden  sollen,  so  bleibt  hi«  i  imr  noch 
zu  fTörteni,  wie  das  Gesetz  flio  (lestiiltung  de^  \  aluiawerte> 
und  die  Kurs>eliw{niknii^am  beeintiuiöt  hat.  Hieruber  bemerkt 
Becker  ^  mau  kumie  wühl  behaupten,  „dafs  auiser  eiuer  be- 
deutenden WerterbOhung  der  Papiervaluta  eine  sehr  starke 
Verminderung  der  Schwankungen  des  Kurses  seit  Auiiaiime 
des  Kurses  eingetreten  ist",  aber  die  behauptete  Erhöhung 
des  Valutawertes  im  Gefolge  der  W&hrungsreform  hat  Ober- 
haupt nicht  stattgefunden.  Wie  ich  in  den  ersten  Abschnitten 
dieser  Arbeit  ausführlich  dargelegt  habe,  hat  das  Konversions» 
gesetz  im  Gegenteil  den  Valutawert  gewalt&am  gesenkt,  was 
sich  übrigens  auch  schon  daraus  ergibt,  dafs  der  durchsciinitt- 
liehe  Goldkurs  des  Jahres  isi»'.»  nur  224,t>0  war,  also  unter 
dem  Konversionsknrs  von  227,27  bliel».  trotz  der  wiederholten 
stt^rrnisehen  Haussebewegungen,  die  ei-st  di»'  Furcht  vor 
Walirungsexperinienten  und  dann  das  Konversion>Ln  -etz  mü»! 
hervorgerufen  hatten.  lJuti  m  den  ersten  sieben  Munat«Mi  <ie> 
Jahres  1899,  d.  h.  bis  zu  dem  Aujjenhlick.  wo  mit  Pellegriuis 
Rückkehr  die  letzte  entscheidende  Aktion  der  Währungs- 
reformer einsetzte,  stellte  sich  der  durchschnittliche  Goldkurs 
auf  218,85  ,  wahrend  dem  wahren  Wertstand  der  Valuta  ein 
noch  niedrigerer,  zwischen  210  und  215  liegender  Kurs  ent- 
sprach. Ohne  die  Währungsvorlage  hätte  unter  dem  Druck 
der  günstigen  Ernteaussichten  und  der  abnorm  hohen  Woll- 
preise der  Goldkurs  schon  im  Oktober  1^00  auf  2tMJ  sinken 
müssen;  das  Gesetz  schob  ihn  auf  227.27  zurück  und  ver- 
kürzte damit  den  Aufsenwert  des  Papierpesos  um  mindestens 
o  ctvs.  Gold. 

Zu  der  Vr»minderuug  und  der  scb]i»M'slichen  Beseiuguag 
der  Kursschwaukungen  hat  das  Kouversionsgesetz  allerdingd 

'  Der  argeutinische  Weiien  im  Weltmarkte,  8.  197. 
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beigetragen,  aber  Becker  übersieht,  .dafs  schon  TOr  der 

"Währungsreform  von  1809  sich  eine  Tendenz  zur  Verringerung 
der  SchwankuugPTi  bemerkbar  niaclite.  Der  Unterscliied 
zwischen  dem  höchsten  und  dem  niedrigsten  Geldkurs  betrug : 

HaxImniD       Hinimnm  Spaonong 

1889  242  147  95 

189U  350  210,50  139,50 

1891  460,82  303,50  157,32 

1S92  389,55  2«)5,50  124,05 

ls'>3  3(31,80  289,80  72 

1S94  431  310  121 

\s\)ö  378,50  313,50  05 

Ib'Jo  332.50  200.30  (>0,20 

1897  315,50  274,10  41,40 

1898  278,80  2u7  71,80 

1899  Jan.  bis  Juli  235.80         204  31,80 

Läfst  sieh  schon  hier  die  Tendenz  zur  Einen^^untr  der 
Kursschwankungen  erkennen,  die  nur  mitunter  durch  be- 
sondere Ereignisse  verhindert  wird,  sich  duiclizusetzen  * ,  so 
tritt  sie  noch  deutliclier  hervor,  wenn  man  die  Kursunter- 
schiede für  die  einzelnen  Monate  vevLileicht.  Die  grofste 
Kursdill'erenz,  die  in  einem  und  deiusell>eu  Mouat  zu  ver- 
zeichnen war,  betrug: 


1  SSM 

08 

1895 

30 

ls«>(> 

82 

1890 

24,20 

1891 

114.2^^ 

1897 

22,50 

1892 

53.74 

1898 

29.30 

1893 

28.70 

1899  Jan.  bis  Juli 

19.80 

1894 

49 

1  Im  Jahre  1894  bewirkte  die  VerQffentlichanj?  eines  Schreibens 

des  Finnnzministors  Dr.  Romero,  in  dem  er.  um  Jie  Finanzlage  so 
düster  rtls  möjjlich  erscheinen  zu  lassen,  die  Gnldschuld  der  Nation  um 
100  Millioneu  Pesos  Gold  zu  hoch  angab,  ein  starkes  und  rapides  Steigen 
des  GoldknTses,  obwohl  dem  Minister  sein  ^Rechenfehler"  sofort  nach- 
gewiesen wurde.  Man  hatte  eben  damals  die  Panikjahre  1890  und  1891 
noch  in  frischer  Erinnerung.  Als  im  Juli  1^*09  der  Finanzminister 
Dr.  ßosa  iu  gleicher  Absicht  dasselbe  tat  wie  .sein  Vorgänger  (vergl. 
8.  41),  blieb  jede  Wirkung  auf  den  Kurs  ans,  weil  die  frühere  NervositUt 
der  IJörpf  frosclnvunden  war.  Die  Krliöhung  der  S]taTmtinfr  ini  Julirr 
1898  erklart  sich  daraus,  dafs  im  Oktober  dieses  Jahres  der  K« 'iiierungs- 
antritt  General  Uocas,  der  die  Sicherung  des  Friedens  im  liuieru  be- 
deutete, und  das  Abkommen  mit  Chile  is.  8.  7),  das  eine  friedliche 
LösuTip  der  Greiizfrage  zu  verbürgen  schirn .  zn'ammenwirkten ,  um 
ein  rasches  Sinken  des  (ioldkurses  herbeizutüliren.  Die  Schnelligkeit, 
mit  der  sich  der  Rückgang  vollzog,  deutet  darauf  hin,  dafs  das  politische 
Moment  dfn  Kurs  aiit  i'inem  höheren  Stande  festgehalten  hatte,  als  es 
dem  „natürlichen"  Valutawert  entsprach,  der  sich  alR  Produkt  der 
primären  wertbestiminendeu  Faktoren,  Zahlungsbilanz  und  Papiergeld- 
menge,  ergibt. 

8* 
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In  den  ersten  sieben  Monaten  1899  war: 

1809 

Maximam        Minimum  Spannniig 

Januar    .   ,   .   217            2o4  13 

Februar  .   .   .   223            215,30  7.70 

März  ....    222,50          216  H,50 

April  ....   284,70         221/JU  12,bU 

Mai    ....   235,80         216  19,80 

Juni    ....   222,40         214  '8,40 

Juli    ....    215,20         209.30  5,9() 


Es  zeigt  sic'li  liier,  dals  im  grolsfii  ü'anzeTi  mit  der  all- 
mählirhcn  AVertsteigerung  der  Valuta  auch  eine  \  eruiinderung 
der  Sfbwaukungeu  in  den  einzelnen  Monaten  Hand  in  Hand 
geht,  und  viel  mehr  als  die  grofsen  JahresdiHerenzeu  waren 
es  die  starken  monatlichen  Kursschwankungen,  die  be- 
unruhigend und  verlustbringend  wirkten. 

Die  ersten  sieben  Monate  des  Jahres  1899  zei^n  in 
dieser  Beziehung  ein  Bild,  das  an  sich  wie  im  Vergleich  zu 
den  Voijahren  keineswegs  ungünstig  erscheint.  Es  waren: 

Differenz  z^Naschen  Ultimokurs  und 


Litimokurs  Maxiumm  Minimum 

Januar  ...  217  0  13 

Februar.    .    .  210  7  0,70 

März.    .    .    .  222,50  0  6,50 

April     .    .    .  232,30  2,40  10,40 

Mai  ...    .  222,30  13,50  6,30 

Juni  ....  214  8,40  0 

Juli  ....  214,70  0,50  5.40 


Nach  europäischen  Anschauungen  sind  das  freilich  noch 
immer  ganz  erhebliche  Unterschiede,  aber  in  Argentinien,  wo 
man  jahrdang  mit  der  Möglichkeit  geradezu  phantastischer 
Kurssprttnge  hatte  rechnen  mfissen,  empfand  man  sie  als  ge^ 
ringe.  Gewöhnung  und  der  Einflufs  des  Milieus  spielen  hierbei 
eine  grofse  Rolle,  und  ein  Zustand,  der  in  den  gefestigten 
Verhältnissen  der  alten  Kulturstaaten  Europas  das  Gefühl 
völliger  Unsicherheit  erzeugen  würde,  kann  in  Südamerika 
umgekehrt  die  Empfindung:  der  Sicherheit  und  Stabilität  aus- 
lösen. Tatsächlich  war  in  den  ersten  hieben  >fo!iaten  des 
.iRhre-;  IROO  von  einer  Beunruhigung  über  die  Schwankungen 
des  lioldkurses  nicht  das  geringste  zu  si>ören;  es  herrschte 
im  Gegenteil  der  Eindruck  vor,  dafs  auf  dem  Goldmarkte 
eine  ungewohnte  liuhe  eingekehrt  sei,  und  jedenfall>  tiiulct 
die  Meinung  Beckers*,  dafs  die  Unmöglichkeit,  dem  l'apier- 
peso  den  erreichten  hohen  Wertstand  zu  erhalten,  1898  und 


>  Der  argenÜBuche  Weben  un  Weltmärkte,  S.  198. 
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in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1899  besonders  starke 
Schwankungen  des  Valiitawertes  bewirkt  ha))0,  in  den  Tat- 
sachen keine  Stütze.  In  den  letzten  Monaten  des  Jahres 
1898  ist  der  Wert  des  Papiergeldes  stetig  gestiegen,  ohne 
flafs  liucixschläge  zu  verzeichnen  waren  ^  und  die  Hausse- 
bewegungen in  den  ersten  sieben  Monaten  18U'J  waren,  wie 
trüber  gezeigt  worden  ist,  ausscbliefslich  durch  die  Furcht 
vor  währungspolitischen  Experimenten  bedingt.  Ein  Rückgang 
des  Yalntawertes,  der  nicht  durch  gesetzgeberische  M&X^egeln, 
sondern  durch  wirtschaftliche  Gründe  bewirkt  wurde,  ist  erst 
im  Mai  1900,  also  unter  der  Herrschaft  des  Konversions- 
gesetzes,  wieder  eingetreten. 

Im  übrigen  ist  die  Wirkung  des  Gesetzes  auf  die  Kurs- 
schwankungen nur  eine  bedingte.  Es  engt  sie  ein,  wenn  der 
^natürliclie"*  Valutawert,  der  aus  der  Gestaltung  der  Zahlungs- 
bilanz und  der  Menge  des  unilauft'iiden  Kn  ditgeldes  resultiert, 
in  unmittelbarer  Nilhe  des  Konversionskurses  (227,27)  li(  ut; 
es  beseitigt  sie.  wenn  der  Währungswert  jenseits  der  gesetz- 
lichen obersten  Wertgrenze  zu  suchen  ist.  Sinkt  aber  der 
Wert  des  Papiergeldes,  wie  das  in  dem  Zeitrauin  \on  Juni 
1900  bis  Oktober  1902  der  Fall  war,  erheblich  unter  das 
Niveau  des  Konversiensfcurses ,  so  sind  auch  die  Kui'S- 
Schwankungen  dem  Machtbereich  des  Konversionsgesetzes 
entrückt.  Den  Valutawert  auf  dem  Kursstand  von  227,27 
stabil  zu  machen,  war  erst  die  Verlx^sserung  der  Zahlungs- 
bilanz durch  die  Zunahme  der  Ausfuhr  um  $  11  770  (»25  Gold 
und  div  Abnahme  der  Einfuhr  um  $  10  920  493  Gold  im  Jahre 
1902  imstande,  und  die  Steigerung  der  Ausfuhr  um  weit»Me 
$  41497  797  Gold ^  im  Jaliro  l!Hf;{  wie  die  noch  groisere  für 
19^4^  {$  }:n7:?Ool)  haben  dann  das  ihrige  getan,  um  die 
erreichte  Stabilität  des  Währungswertes  zu  erhalten.  Sie  hat 
neben  dem  Konversionsgesetz  das  Vorhandensein  eines  be- 

'  Im  September  1898  war  der  niedrigste  Kurs  250,50,  der  Uitimo- 
knn  252  und  der  Knrsstand  der  n&chsten  Monat«  der  folgende: 

Maxiiuum  Miniraum  Ultimoicurs 

Oktober    .   .   .   252.60  24:^,20  244,50 

November.   .   .   242.S0  218,50  213,50 

Dezember.   .   .   218,40  207  207 

Der  höchste  Ooldkurs  jeden  dieser  drei  Monate  scliliefst  sich  eng 
«n  dt'u  niedrignteii  und  den  Uitiinokurs  dos  Vormonats  an,  ein  Beweis. 
<iafs  daa  Sinken  des  Kura(>H  aicli  mit  unwiderstehlicher  Wucht  uud 
grofi^er  Stetigkeit  vollzoj^.  Die  Ursachen  des  Kurssturzes  im  letsten 
Vierteljahr  IS9^  sind  bereits  früher  (s.  S.  19)  erörtert  worden. 

'  Der  eine  Zuuabme  der  Einfuhr  um  $  28167  344  Gold  gegeo- 
übersteht. 

Im  Jahre  1904  belief  sich  die  Ausfuhr  von  Waren  auf 
5  LTI  Tm  v_':,  (;oId,  die  Edelmetallausfuhr  auf  in04  292  (  Johi.  wnhrend 
die  EdeUnetaileinfuhr  |  24  917  951  Gtold  betrug.  Gegenüber  dem  Vor- 
jahie  weist  die  Warenausfuhr  eine  Zunahme  um  $  4S 173  001  Oold  auf. 
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(leutenden  Pruiiuktionsüberschu>.ses  zur  iiutwoudigen  Voraus- 
setzuug,  und  dieser  ist  eine  variable  Gröfse,  deren  augen- 
blicklich hoher  Wert  noch  wachsen,  aber  auch  wieder 
abnehmen  kann. 

Immerhin  bleibt  es  unbestreitbar,  dafs  ohne  das  Ken- 
versionsgesetE  die  jetzige  Wertbestftndigkeit  des  argentlniseben 
Papiergeldes  nicht  möglich  gewesen  wflre,  und  wenn  es,  wie 
Becker^  sagt,  «gerade  die  Wertbeständigkeit  und  in  erster 
Linie  nur  diese  ist,  welche  man  im  Interesse  einer  ge- 
deihlichen  Entwicklung  der  argentinischen  Volkswirtschaft 
wünschen  mulB'' ,  so  wäre  man  in  der  Tat  berechtigt,  von 
eiiK-ni  vollen  Frfnl«r  der  Wnhrungsrefomi  zu  sprechen,  und 
es  bliebe  nur  uocli  zu  wiiii>chen,  die  Stabilität  des  \  alutA- 
wertes  durch  die  Koiiversiou  dauernd  gesichert  zu  sehen,  der 
man  heute  noch  keinen  Schritt  nähergekommen  ist.  Es  er- 
scheint ja  auch  nicht  zweifelhaft,  dals  auf  die  Dauer  Argen- 
tinien von  einer  wahrhaft  wertbeständigen  Währung  nur 
Vorteile  zu  erwarten  hätte ;  ja  mit  Rttcksim  auf  die  Tatsache, 
dafs  die  entwertete  und  schwankende  Valuta  abschreckend 
auf  die  Einwanderung  wirkt',  darf  man  die  Stabilität  des 
Valutawertes  sogar  als  die  Voraussetzung  einer  vollen  Aus- 
nutzung der  reichen  Eutwicklungsmöglichkeiten  des  Landes 
betrachten,  das  auf  einem  fast  :i  Millionen  Quadratkilometer 
grofsen  imd  zum  gröfstcn  Teile  wirtschaftlich  nutzfäbi'jeu 
(Tebiet  kaum  5  Millionen  Einwoluier  /ilhlt;  allein  vuui 
Standpunkte  der  argentinischen  Produzenten,  der  hei  Be- 
urteilung der  "Währungsreform  fttr  Becker  fast  der  alleia 
mafsgebende  ist,  stellt  sich  die  Wertbeständigkeit  des  Papier- 
geldes einstweilen  keineswegs  als  besouderb  wertvolle  Er- 
rungenschaft dar,  und  man  darf  annehmen,  dafls  in  dieser 
Beziehung  das  Konversionsgesetz  die  Erwartungen  seiner 
Urheber  nicht  erfüllt,  sondern  getäuscht  bat  Der  argen- 
tinische Industrielle  und  der  argentinische  Landwill  blickt 
auf  die  erste  Hälfte  der  neunziger  Jahre,  die  Periode  der 
gröfsten  Kursschwankungen,  wie  auf  ein  verlorenes  Paradies 
zurtick,  und  er  tut  es  nicht  ohne  Grund;  denn  tatsächlich 
liegt  die  Sache  in  Argentinien  so,  dafs  die  Stabilität  des 


'  n.  n.  O.  S.  1'»^ 

"  in  dcD  Jahren  dcä  niedrigt!u  Kursstandet»,  1683 — 1889,  stand  einer 
Einwanderuiif^  von  bbOH69  Personen  eine  Aaswandenmg  von  nur  l'J3  öt>7 
gMfenüber,  wahrend  auf  die  G47  2t>9  Einwanderer  der  nftchstcn  »leben 
Jahre,  1*^90—1896,  der  Z^it  des  hohen  Kurse«,  niclit  wenitr^r  r1?  :^T^  9-2*> 
Aiuswauderer  kamen.  Von  lb63 — 1Ö8Ö  behef  sich  die  Vermehrung  der 
BevMkeniug  durch  die  Etnwandenmg  auf  756808  Personen,  Ton  1890 
bis  1896  dagegen  nur  auf  268  841 ,  und  während  in  der  ersten  Pariode 
die  Auj*waiiderer  noch  nicht  14  ^'o  der  Eingewanderten  ausroaehten, 
stellen  in  der  zweiten  die  Auswandernden  nicht  weniger  als  68"/«  der 
Einwanderer  dar.  Auch  in  der  Folge  bat  aich  dieaea  Verblltiiit  nicht 
wcaentlich  gfinstiger  gestaltet  alc  im  Zeitranm  1880^1886. 
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Valuta  wertes  Dur  den  Handel  begünstigt,  während  sie  der 
Laudwirtschaft  gleichgültig,  aber  sicher  nicht  fönierlich  ist 
und  die  Industrie  geradezu  schädigt  Der  Handel  schätzt  eine 
wertbeständige  Valuta,  weil  sie  ihm  seine  Kalkulationen  er- 
leichtert und  bei  günstiger  Koigunktur  gröfsere  Abschlüsse 
ermöglicht.  Er  allein  ist  rs  denn  auch  gewesen  ^  der  von 
jeher  die  Rückkehr  zu  stabilen  Währungsverhältnissen  ge- 
fordert hat,  und  wie  belebend  das  Aufhören  der  Kurs- 
schwankungen auf  den  Handelsverkehr  wirkt,  bezeugt  die 
Tar^!v]io,  dafs  im  Jahre  19()3,  dem  ersten,  in  dem  VeiHnde- 
runjiien  des  Valutawert«»s  nicht  zu  verzeichnen  waren,  die 
Kiutuhr  ^ehv  bedeutend  und  weit  Uber  das  Mafs  des  vor- 
handenen Bedarfs  hinaus  stieg*. 

Ganz  andere  Verhältnisse  liegen  in  der  Land  Wirtschaft 
vor.  Dem  argtut iuii>chen  Ackerbauer  ist  das  Wichtigste,  dafs 
der  Abstand  zwischen  der  Landesvaluta  und  dem  Oelde  des 
Weltmarktes,  dem  Golde,  ein  grofser  bleibt,  weil  er  dann  für 
den  Goldwert  seiner  Produkte  viel  Papier  erhält,  und  so- 
lange er  dessen  sicher  sein  kann,  darf  es  ihm  gleichgültig 
sein,  wenn  der  Valutawert  stabil  wird,  zumal  auch  die  Ge- 
staltung der  Erntelöhne,  von  der  die  Höhe  seiner  Produktions- 
kosten wesentlich  abhängt,  von  der  Kursbewegung  überhaupt 
nicht  beciiithirst  wird,  sondern  ausschliefslich  durch  Aii^^ebot 
und  Niichfra-^e  bedingt  ist.  Die  WerthcstJindigkoit  der  Wäh- 
rung ist  SDtnit  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  bei 
hohem  Kurzstunde  eiutritt  —  für  den  Ackerbauer  nicht 
weiter  nachteilig,  aber  sie  bringt  ihm  audi  Keinen  Nutzen. 
Dafs  sie  bei  längerer  Dauer  schliefslich  eiue  Erliuhuug  der 
ständig  gezahlten  Löhne  bewirken  mufs,  erscheint  bei  der 
relativen  Bedeutungslosigkeit  dieses  Faktors  gegenüber  den 
Erntelöhnen  ohne  Bedeutung.  Als  einen  Vorteil  für  die 
Ackerbauer  wird  man  aber  diese  Entwicklung  nicht  be- 
trachten können,  und  noch  weniger  werden  diese  selbst  einen 
solchen  darin  erkennen  wollen ,  dals  ihnen  die  Stabilität  des 
Valutawertes  die  Möglichkeit  eines  Zufallsgewinnes  durch 
das  Steigen  des  (loldkurses  abschneidet.  Bei  der  Organisation 
des  argentinisciien  Oetreidehandels  kam  jede  Kurssteiperung 
dem  vollen  BetraL'e  nacli  dem  rroduzentcn  zugute,  und  der 
so  erzielte  Gewinn  konnte  recht  beträchtlich  sein.  Wenn  bei- 

1  Die  Einfuhr  des  Jahres  190S  überstieg  mit  ;^  131 206  600  Gold 

um  $  2^  l')7  ;!44  Gold  die  des  Voijalnrs.  djis  allrnlisig.s  eine  sein  »  rlieb- 
lielie  Abnahinr'  der  Fiiiifuhr  —  um  10 '.ii'O  r.Kl  (inl<l  —  gebraeht  liatte. 
Kiue  noch  stärkere  Zunalinie  der  Eiiituhr  zeigt  das  Jahr  1904,  da  ihr 
Wert  mit  $  187  805969  Gold  um  $  56093  869  Gold  hdher  ist  als  im 
Vorjahre.  In  dienern  ifiwaltigen  Ansehwellen  der  Einfuhr  —  um  mehr 
als  42 "o  und  m.  hr  als  ^  10  (iold  (40,50  Mk.)  auf  den  Konf  der  He- 
vülkeruiig  —  uiaeht  ttieh  nieht  nur  die  gtuiKtigc  wirtschaftliche  Lage, 
sondern  auch  die  durch  das  Konrersionsgesets  verursachte  Inflation 
deutlich  bemericbar. 
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spielsweise  im  Februar  18d2  bei  einem  durchsdimttUcbeB 
WeizeDpreis  von  $  3,44  Gold  der  höchste  Geldkurs  389,  der 
niedrigste  336  war,  so  erhielt  der  Kolonist,  der  seinen  Weizen 
im  Augenblick  des  höchsten  Kursstandes  verkaufte,  $  1,82  m'a 
mehr  für  den  Doppelzentner,  als  er  beim  Verkauf  zum 
niedrigsten  Kurse  des  Monats  erzielt  hatte,  was  bei  einem 
DurehFrhTiittsertrage  von  800— kg  auf  den  Hektar  eine 
Erhöhung  seiner  Einnahme  vom  Hektar  um  $  14,56  bezw 
lü,38  m/n  )»cdeutete.  Die  Möglichkeit  solcher  Gewinne  wird 
durch  die  Wertbeständigkeit  der  Valuta  beseitigt,  und  daiV 
diese  auch  andrerseits  der  Gefahr  von  Verhisteu  durch  die 
Kursschwankungen  vorbeugt,  wird,  wenigstens  von  den  Acker- 
bauern selbst,  kaum  als  entsprechende  Ausgleichung  ge- 
schätzt, denn  sie  haben  sich  gewöhnt,  einen  hohen  Stand  des 
Geldkurses  als  das  eigentlich  Normale  und  fQr  das  Gedeihen 
des  argentinischen  AcKerbaues  unbedingt  Notwendige  zu  be- 
trachten ,  und  bei  dem  Kursstand  der  ganzen  Periode  von 
1890  bis  1897  waren  Verluste  durch  Kursrückgang  Oberhaupt 
ausgeschlossen;  es  konnte  sich  damals  nur  darum  handeln, 
oh  der  stets  reichliche  Gewinn  gröfsor  oder  kleiner  ausfallen 
werde.  Solange  der  Goldkurs  über  3un  blieb,  ^ind  denn 
auch  aus  den  Kreisen  der  Ackrrliaiit  r  Tiirnin!-  ]\l;i|^cn  über 
die  doch  zum  Teil  stdir  erliel)liclieii  >ch\vaijkuiii;eik  des  \  al uta- 
weites laut  geworden,  und  damals  wie  heule  legen  sie  auf 
die  Wertbeständigkeit  di'r  Wiilirun^^  nicht  das  geringste  Ge- 
wicht, wenn  sie  ihr  auch  nicht  widerstreben.  Worauf  es 
ihnen  ankommt,  ist,  dafs  Argentinien  seine  Papierwährung  und 
dieser  mindestens  ihr  gegenwärtiger  Wertabstand  vom  Golde 
erhalten  bleibt,  und  wenn  sie  mit  dem  Erfolg  des  Ronversions- 
gesetzes  zufrieden  sind,  so  sind  sie  es,  weil  es  das  weitere 
Steigen  des  Valuta  wertes  verhindert,  nicht  aber,  weil  es  sein 
i^tabil werden  ermöglicht  hat. 

Die  Industrie  endlich  wird  durch  die  Stabilität  des 
Valutawertes  direkt  und  indirekt  schwrr  beiiachteilijxt.  In- 
direkt, weil  die  wertbeständige  W^äliruiig  durch  die  Be- 
günstigung des  Handels  die  Einfuhr  erleichtert  und  die 
Ivoukurrenzfiihigkeit  der  auslandisclien  W'aren  auf  dem  hei- 
mischen Markte  erhöht,  direkt,  weil  sie  neue  Lohnbewegungen 
der  Arbeiter  provoziert  und  so  die  Industrie  zu  einer  weiteren 
Steigerung  ihrer  ohnehin  hohen  Produktionskosten  nötigt. 
Nach  den  grofsen  Ausständen  des  Jahres  1895,  die  in  alton 
Fällen  zur  Bewilligung  der  von  den  Arbeitern  gestellten 
Forderungen  geführt  hatten,  war  trotz  der  absolut  ziemlieh 
hohen  Löhne  die  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter  schon  bald 
wieder  eine  wenig  gtknstige  geworden,  weil  bei  der  steigenden 
Verteuerung  aller  Lebensbedürfnisse  die  Spannung  zwischen 
dem  Lohn  und  den  Konten  des  Lebensunterhalts  so  gering  wurde, 
dai's  die  Arbeiter  an  Ersparnisse  nur  unter  der  Bedingung 
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einer  Herabsetzung  ilner  Lebeushaltuug  denken  komiteii  luid 
sich  vielfach  selbst  /u  dem  letzteren  gezwungen  sahen  .  nhne 
iUs  erstere  ermu^liclicn  zu  küuneu.  Wenn  neue  und  uniiaiig- 
reiche  Lohnbewegungen  trotzdem  nicht  alsbald  einsetzteu,  so 
war  das  zuerst  der  bedeutenden  Erhöhung  des  Aufsenwertes 
der  Papiervaluta  zuzuschreiben,  die  1898  begann  und  den 
Arbeitern  zwar  zunächst  keine  wesentliche  Besserung  ihrer 
Lage  brachte,  aber  eine  solche  doch  in  Aussicht  stellte, 
während  später,  nach  dem  Inkrafttreten  des  Kouversions- 
j^esetzes,  die  Vei*schlechterung  der  Konjunktur  auf  dem 
Arbeitsiimrkte  und  die  ungtinstige  Lat?(^  der  Industrie  die 
Arbeiter  von  allen  VersucheiL  Lohnerhöhungen  zu  erzwingen, 
zurü( kiiielt.  Dazu  kam  als  weiteres  Moment,  dafs,  solange 
der  Valuta  wert,  wie  das  von  190(i  bis  Ende  10(i2  der  Fall 
war,  schwankend  hlieb,  es  den  Arbeitern  ratsam  erscheinen 
niulbte,  abzuwarten,  ob  nicht  ein  starkes  Steij^eu  des  Kurses, 
zu  dem  sich  ja  mehrmals  die  Ansätze  zeigten,  eintreten 
werde,  weil  dann  die  Lage  der  Industrie  sich  gebessert 
hatte,  und  die  Unternehmer  eher  geneigt  gewesen  wären,  die 
Forderungen  der  Arbeiter  zu  erfüllen.  Sobald  aber  mit  dem 
Stabilwerden  des  Valutawertes  die  Aussicht  schwand,  dafs 
sich  mit  steigendem  Goldliurs  die  Verhilltnisse  der  Arbeiter 
gtmstiger  gestalten  könnten,  war  für  die  inzwischen  weiter 
ausgedehnten  und  gefest iirteii  gewerkschaftlichen  Verbände 
die  Zeit  des  Abwartens  zu  Knde.  Die  Unternehmer  konnten 
(Wn  Beschwerden  der  Arbeiter  über  unzureichenden  Verdienst 
nicht  mehr,  wie  vor  der  Ära  des  Konversiuusgesetzes,  mit  der 
Berufung  auf  das  Sinken  des  Goldkurses  begegnen,  aucli  nicht 
mehr,  wie  später,  sie  mit  ihren  Forderungen  auf  das  VVieder- 
steigen  des  Kurses  vertrösten,  denn  jetzt  war  das  eine  wie 
das  andere  unmöglich,  und  es  galt  nun,  sich  auf  dem  Wert- 
stande von  227,27  einzurichten.  Mit  dem  Aufhören  der  Kurs- 
schwankungen,  Ende  1002,  beginnt  denn  auch  eine  Epoche 
neuer,  heftiger  Lohnkämpfe,  die  noch  nicht  zum  Abschlufs 
gekommen  ist.  Der  Stauerstreik  im  November  1902  gab  den 
Arbeitern  der  meisten  Industrien  und  Geweih'  das  Signal 
zum  Ausstand .  und  es  wäre  zu  dorn  bereits  beschlossenen 
General^t! 'ik  gekonmien,  wenn  niclit  die  Uegierung  durch  Ver- 
häugun^  des  Belatrerungszustandes  und  Ausweisung:  fiut  aller 
Fohrer  und  Agitatoren  ^  der  beteiligten  Arbeitei  verbiinde  der 
Bewegung  gewaltsam  Kinlialt  getan  hätte.  Sie  dauernd  in 
Schranken  zu  halten,  erwies  sich  aber  rasch  als  unmöglich. 
Schon  1903  folgte  ein  Streik  dem  anderen;  im  Jahre  1904  ist 
tatsächlich  kein  Tag  vergangen,  an  dem  nicht  in  Buenos  Aires 
die  Arbeiter  mehrerer  Gewerbe  im  Ausstande  gewesen  wären, 


>  Unter  der  Arbeiterbevdlkerung  der  Städte  nnd  die  Argentiner 
nur  sehr  schwach  vertreten. 
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und  noch  ist  keiu  Kude  der  von  den  Arbeitern  mit  groiser 
Hartnilckigkeit  und  ZRliigkeit  geführten  und  zum  Teil  monate- 
hiiig  ^lauernden  Lohukäuipfe  abzusehen. 

Haben  nun  auch  diese  Lohnkämpfe  nicht  immer  mit  dem 
Siege  der  Arbeiter  geendigt,  so  waren  doch  in  den  meisten 
Fällen  die  Unternehmer  genötigt,  die  gestellten  Forderungen 
wenigstens  teilweise  zu  bewilligen,  und  das  bedeutet  eine 
Erhöhung  der  Produktionskosten,  die  für  die  „nationale* 
Industrie  um  so  empfindlicher  und  nachteiliger  ist,  als  die 
Stabilität  des  Valutawertes  durch  Erleichterung  der  Einfuhr 
die  Konkurrenzfähigkeit  ihrer  Erzeugnisse  heralisetzt  und  ihr 
so  <1i»^  M()glichkeit  nimmt,  durch  gesteigerte  PnKluktion  und 
veniielirten  Absatz  die  Erhöhung  der  Betriebsausgaben  einiger- 
maibeu  auszugleichen. 

Soweit  die  argentinischen  Industrien  der  Valutaentwert uni: 
ihre  Entstehung  verdanken  —  und  das  ist  bei  den  mei^leu 
der  sogenannten  „nationalen''  Industrien  der  Fall  — ,  können 
sie  zu  ihrem  Gedeihen  neben  dem  Zollschutz  die  entwertete 
und  schwankende  Währung  nicht  entbehren,  und  ihnen  hat 
die  Währungsreform  vor  1899  die  erhofften  Vorteile  nicht 
gebracht,  weil  sie  die  Stabilität  des  Valutawertes  zur  Folge 
gehabt  hat. 

Wenn  diese  Stabilität  heute  als  der  eigentliche  Erfolg 
des  Konversionsgesetzes  erscheint,  so  mufs  man  sich  doch  er- 
iuiM  in,  dals  das  Gesetz  nicht  zum  Schutze  Hp*^  Handels, 
sondern  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft  erlasx  ii  wurde, 
von  denen  die  erstere  von  einer  wertbeständigen  Valuta  nur 
Nachteile,  die  letztere  keine  Vorteile  hat,  während  deu 
Handel  mit  dem  einst  so  heftig  bekämpften  Gesetz  auszu- 
söhnen, nichts  so  geeignet  ist,  als  die  Wertbeständigkeit  des 
Papiergeldes.  Auch  von  dem  Sinken  des  Zinsfufses,  das  die 
Währungsreform  durch  die  starke  Vermehrung  des  Noten- 
umlaufes herbeigeführt  hat,  zieht  den  weitaus  gröfsten 
Nutzen  der  Handel,  nicht  aber  Industrie  und  Landwirtschaft, 
denn  die  Industriellen  können  aus  den  früher  dargelegten 
Gründen  die  Verbilligung  des  Geldes  nicht  zur  Erweiterunp 
der  Betriehe  und  Steigerung  der  Produktion  ausnutzen,  und 
die  Landwirte,  insbesondere  di«  Ackerbauer ,  die  wesentlich 
auf  den  Hypothekarkredit  angewiesen  sind,  müssen  nach  wie 
vor  erheblich  höhere  Zinsen,  d.  h.  mindestens  7**o,  liezahlen. 
Im  Laufe  der  letzten  Kongrefssession  ist  allerdings  angeregt 
worden,  die  letzte,  noch  nicht  völlig  begebene  Serie  H  der 
Pfandbriefe  der  Nationalen  HypothekenlM&uk  (mit  7^o  Ver- 
zinsung und  1  ^/o  Amortisation)  zu  schliefsen  und  eine  nene 
Serie  J  mit  5  ®/o  Zinsen  und  1  ^/o  Amortisation  zu  emittieren, 
aber  praktische  Folgen  hat  der  Vorschlag  einstweilen  nicht 
gehabt,  und  auf  dem  Wege  der  Privathypothek  vermag  sich 
der  Ackerbauer  zunächst  gleichfalls  Geld  nicht  billiger  als 
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zu  8"'ü  zu  verschatfen.  Der  Zinsfufs  für  hypothekarische 
Darlehen  auf  städtisclien  (Irundlto^it/  ist  zwar  seit  lOu^i  auf 
i)^  0  und  sell)>t  r>0  o  zurückgefiaii^- n ,  auf  (his  Land  aber  hat 
sich  diese  liewe^un^^ ,  des  gröibcren  Risikos  des  Darleihers 
wegen,  norli  nielit  ausuedchnt.  Wenn  es  auch  hei  der  stetigen 
Ausiii  hiiuug  des  Ackerbaus  immer  weniger  wahrscheinlich 
wird,  dais  die  Verluste  durch  Heuschreckenfrafs,  ^'acht- 
fröste,  Überschwemmungen,  Hagelschlag,  übermäfsigen  Regeu- 
fall  zur  Zeit  der  Ernte  usw.  einen  solchen  Umfang  annehmen 
können,  dafs,  wie  das  1800/97  der  Fall  war,  das  gesamte 
Wirtschaftsleben  des  Landes  schwer  in  Mitleidenschaft  gezogen 
wird,  so  ist  es  doch  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  ebenso- 
unwahrscheinlich,  dafs  alle  Teile  des  argentinischen  Acker- 
baugebietes von  solchen  Schädigungen  verschont  bleiben.  Der 
Gefalir.  dafs  sie  ihn  trerten  können,  bleibt  dvr  einzelne  Acker- 
bauer strts  ausgesetzt .  und  da  die  Erialuun^'  <;e/piL!t  hat, 
wie  schwer  der  Verlust  einer  Krnte  das  wirtschaftliclu'  bieich- 
gewiclit  tles  Kolonisten  gefiilirdet,  so  erscheint  es  begieiflich 
und  ^gerechtfertigt,  dafs  dir  Darleiher  sich  in  dem  höheren 
Ziu.^fuls  eine  Risikoprilmie  bedingt,  zumal  ein  gerichtliches 
Vorgehen  gegen  säumige  Schuldner  im  argentinischen  Kamp 
mit  grOfseren  Schwierigkeiten  verbunden  ist  als  in  der  Haupt- 
stadt und  oft  genug  auch  nicht  einmal  im  Interesse  de& 
Gläubigers  liegt  Soweit  aber  der  Ackerbauer  dem  Almacenero 
verschuldet  ist,  von  dem  er  seine  gesamten  Bedürfnisse  und 
mitunter  auch  baren  Vorschufs  auf  den  Ernteertrag  nimmt» 
mufs  e)  sich  auch  heute  noch  einen  Zinsfufs  von  mindesten» 
12 "/o  gefallen  lassen. 

Aus  alledem  jiclit  hervor,  dafs  für  Industrie  und  Land- 
wirtschaft die  Wertbi'>tandiirkeit  der  Valuta  keineswe'js  eine 
80  wertvolle  Krrungenscliatt  darstellt,  aus  dem  Gesagten  er- 
gibt sicii  aber  auch,  dafs  beide  Interessentengruppen  der 
Konvertierung^  des  TapiergeUb  s  widerstreben  müssen, 
denn  was  von  der  jetzigen  beilingten  Stabilität  gilt,  die  ja 
die  Möglichkeit  eines  Rückschlags  infolge  wirtschaftlicher 
oder  politischer  Katastrophen  nicht  ausschliefst,  gilt  in  noch 
höherem  Mafse  von  der  dauernd  gesicherten,  wie  sie  durch 
eine  wirkliche  Konversion  geschaffen  wQrde.  Von  dieser  ist 
Argentinien  heute  noch  gerade  so  weit  entfernt,  wie  zur  Zeit 
der  Währungsreform  von  und  die  Stell ung  seiner 

Industrie  und  seiner  Landwirtschaft  zu  dem  WUhrungs- 
problem  deutet  schon  darauf  hin.  dafs  auch  die  jetzt  geplante 
nbermalige  Keform  der  Vahit.i  sich  nicht  die  uubeschr&nkte 
Kinloäbarkeit  des  Papiergeldes  zum  Ziele  setzeu  kann. 
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Die  Eigel)nisse  der  vorstehenden  Uutersuchuog  möchte 
ich  zum  »Sclilufs  dahin  zusaiinneiifcis.sen : 

1.  Es  waren  nicht  wirtschattliehe  und  huanzielle.  sondeni 
wesentlich  politische  Gründe,  die  den  Pi  iii^identen  Koca  bewogen, 
den  Widerstand  gegen  die  Währuiigsreform  aufzugeben. 

2.  Der  Zweck  der  WÄhnmgsreform  war  kein  anderer, 
als  ein  weiteres  Steigen  des  Valntawertes  su  verbinden!  und 
der  argentinischen  Produktion  die  Vorteile  der  entwerteten 
Währung  zu  erhalten. 

3.  Die  Konvertierung  des  Papiergeldes  war  niemals 
beabsichtigt.  Die  Einrichtung  der  „Konversionskasse''  sollte 
im  Gcp:enteil  die  Konvertienincr  der  1800  umlaufenden 
20r>  Millionen  Pesos  mn.  rlic  mittels  des  Konversionsfonds 
bei  dessen  unziireicliender  I Uit it^-un^:  und  Her  l'nsicheriieit 
der  ihm  tlberwieseneu  Kinnahnieu  innerhalb  absehbarer  Frist 
nicht  möglich  war,  dauernd  verhindern. 

4.  Die  Verknüpfung  eines  Kouversionsplanes  mit  der 
Festsetzung  einer  oberen  Wertgrenze  des  Papieri^esob  war 
allein  darauf  berechnet,  dem  Präsidenten  Roca  das  Aufgeben 
seines  ablehnenden  Standpunktes  zu  ^möglichen  und  einer 
ungOnstigen  Beurteilung  der  Währungsreform  in  Europa  vor- 
zubeugen. 

5.  Im  Zusammenwirken  mit  der  Steigerung  der  land- 
wirtschaftlichen Produktion,  der  Zunahme  der  Ausfuhr  und 
der  dadurch  verui-sachten  Verbesserung:  der  internationalen 
ZaininiL>s])i1nTi7  Argentiniens  hat  das  Konvpisionsgesetz  das 
Stabil wenii  II  flfs  Valutawertes  herbeigeführt,  aber  auch  eine 
bedeutende  Vermehrung  des  Kotenunilaufs  und  ein  raschere*^ 
und  stärkeres  Sinken  des  Zinsfulses  zur  Folge  «gehabt,  al:.  es 
nach  den  gesamten  Verhältnissen  des  Landes  gerechtfertigt 
erscheint. 

6«  Bleibt  das  Konversionsgesetz  in  Kraft,  so  kann  eine 
weitere  Vermehrung  des  umlaufenden  Papiergeldes  und  ein 
weiterer  Rflekgang  des  Zinsfufses  nur  durch  wirtschaftliche 
oder  politische  Krisen  aufgehalten  werden. 

7.  Die  Konvertierung  des  umlaufenden  Papiergeldes  und 
die  Herstellung  einer  dauernd  wertbeständigen  Valuta  mit 
unbeschränkter  Kinlösbarkeit  der  Noten  ist  unter  der  Herr- 
bchaft  des  Konversionsgesetzes  nicht  iiiöulirh. 

^.  Eine  Auflio!>nng  oder  wesentiiilif  Modifikntinn  des 
KonveiMüuspfesetzes  diu  ch  flio  fisr  1005  in  Au.>>sicht  fzeiiniiiTDeue 
Valutareform  ist,  du  diese  aul  Betreiben  dersell>eu  Inter- 
essentengruppen  erfolgt,  welche  die  Währungsreform  von 
1899  veraulafst  haben,  nicht  zu  erwarten. 
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